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Vorträge. 
Die  Bedeutung  der  Steuererklärung. 

Von 
4.  Peters, 

l»r;i«M"iit  <l?n  Künlglifh  PreuB»iHchen  üh»n  ervvHltuiic^'ri.lit!«. 
«ehalten  am  21.  Februar  1900. 

Hei  der  Ausführung  eines  Stetiergesetzcs  ergibt  sich  fllr  die 
damit  beauftragte  Hehörde  aus  der  Natur  der  Sache  eine  doppelte 
Aufpralle:  zunächst  sind  die  nach  dem  Gesetze  der  Besteuerung 
unterworfenen  Personen,  die  Steuersubjekte,  zu  ermitteln,  und 
ferner  ist  für  jede  steuerpflichtige  Person  der  Gegenstand  der 
Hesu-uerung.  z.  H.  bei  der  Einkommensteuer  <las  Hinkommen  zu  be- 
stimmen und  danach  der  von  ihr  zu  zahlende  Steuerhetrag  fest- 
zusetzen. Hei  der  Steuererklärung  handelt  es  sich  um  einen  Vorgang, 
-ier  dem  zweiten  Stadium  des  Verfahrens  angehört:  dass  eine  sub- 
jektive Steuerpflicht  besteht,  wird  bei  einer  Person  voraussetzt, 
ehe  von  ihr  eine  Steuererklärung-  verlangt  wird.  Die  Steuererklärung: 
ist  eine  Erklärung  einer  der  Steuerpflicht  unterworfenen  Person,  in 
welcher  >ich  eine  Mitwirkung  behufs  Ermittelung  des  Steuerobjekts 
fllr  eben  diese  Person  darstellt.  Nicht  dadurch  also  vollzieht  sich 
die>e  Mitwirkung,  dass  der  Steuerb(>trag  deklariert  wird,  sondern  so. 
da»  Material  beigebracht  wird,  dessen  Kenntnis  fllr  die  der  Hehörde 
abliegende  Festsetzung  der  Steuer  erforderlich  ist.  Die  Bezeichnung 
.Steuererklärung-  ist  somit  eigentlich  falsch,  richtiger  wäre,  wenn- 
gleich nicht  ansprechender,  der  Name  „Steuerobjekts-Erklärung". 
vorausgesetzt,  dass  man  ein  Bedürfnis  für  eine  generelle  Bezeichnung 
empfindet.  Ks  kommt  nun  auch  auf  dem  Gebiete  der  indirekten  Be- 
steuerung öfter  vor.  dass  der  Steuerpflichtige  solches  Material  vor- 
Jahrbuch der  lutcruat.  Veretniinuij(.  6.  B»t.  1 


Vortnitre. 


K-irt  her  Hauptlall  ist  dort  die  Krhschaftssteiier.  bei  welcher  die 
Krbcii  <l«n  zu  v« T-h-uci  mini  Nachiao  anzusehen  haben  :  hierauf  näher 
ein/.u»-iheii  ist  nicht  die  Absicht.  Anlangend  die  direkten  Steuern, 
auf  die  ich  mich  beschränke,  kommt  eine  entsp rechende  Kiiirirhtuni; 
in  Fi  a^e  hei  der  Kinkoinmeiisteuer.  hei  der  Vermögenssteuer  und 
hei  ih  r  Gewerbesteuer,  besonders  bei  ih  r  Kinkoinmeiisteuer.  I>as  ist 
der  Hauptfall,  mit  welchem  aucli  der  Sprachgebrauch  das  Wort 
..Steuererklärung"  zu  verbinden  pflejrt.  I  »aller  steht  mir  hier  die 
Kinkommen>teuer  im  Mittelpunkt«-  der  Krörteruu«:. 

Ks  ist  nun  von  Interesse,  sich  zunächst  vom  rechtlichen  Ge- 
sichtspunkte aus  Wesen  und  liedeutun:;  der  Steuererklärun-r  zu  ver- 
fr«'p>n\värtifren.  Was  ist  denn  der  rechtliche  Zweck  des  Krmittelun»s- 
verfahrens.  in  welches  die  Steuererklärung  sich  einfügt ?  Ktlr  den 
Steuerpflichtig«-!!  die  Steueisumme.  den  t.eldbctrair  festzusetzen,  den 
er  dem  Staat«-  leisten  soll.  I >a  aber  dann,  wenn  ein  Gläubiger  be- 
rechtigt ist.  von  dem  Schuldner  eine  Leistung  zu  fordern,  ein  Schuld- 
verhältnis vorhanden  ist  -  ich  erinnere  an  die  Vorschrift  des 
S  241  Hllrjrerlirhes  Gesetzbuch  —  so  ist  der  Zweck  des  Verfahrens 
auf  die  He<rrUndunj:  einer  Schuld  des  Steuerpflichtigen  an  den  Staat 
gerichtet,  Ifn-se  MijrrUudun»;  erfolgt  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen 
Hechts.  Hier  wird  die  konkrete  Schuld  zur  Kntstehunjr  «rebracht 
durch  die  Veraiilapun»-.  das  ist  den  auf  die  Ih-jrrUmlun«:  der  Steuer- 
schuld «.'«'richteten  Akt  der  Behörde.  Vor  diesem  Akt  ist  freilich 
eine  öffentlich  rechtliche  Pflicht,  die  Steuerpflicht.  b«>i  dem  einzelnen 
schon  vorhanden,  aber  noch  keine  Schuld:  was  vorher  vorhanden  ist. 
ist  der  Zustand  des  dem  Steucrjrcsetze  l"ntcrworfeiis«-ins  und  die 
damit  verbundene  Anwartschaft,  dass.  wenn  der  Fall  der  Anwendung: 
lies  Steuer^esetzes  auf  den  l'flichti<:en  eintritt,  die  Steuerschuld  ge- 
boren wird.  Ks  nimmt  also  die  eine  Steuererklärung:  abgebende 
Person  teil  an  der  Vorbercitunir  f(ir  ein  Schuhivei  hältnis  mit  ihr 
selbst  als  Schuldnerin.  J>a  ferner  die  Krklärunfr  ab«rc<,'ebeu  wird 
ire<-'en  die  Steuerbehörde,  welche  berufen  ist.  die  Interessen  des  Staates 
wahrzunehmen,  so  ergibt  sich,  dass  der  künfti«rc  Schuldner  dein 
Vertreter  des  künftigen  Gläubigers  mit  dem  ftir  die  He«riilndutiff  der 
Schuld,  worüber  dieser  Besiiminun»-  zu  treffen  hat.  erforderlichen 
Stoff  an  die  Hand  «.'cht.  Ks  handelt  sich  also  hei  der  Steiiererklärunir 
um  eine  Auskunft,  die  der  event.  Verjiflichtete  dem  event.  Berechtigten 
erteilt,  um  diesen  in  den  Stand  zu  setzen,  zu  ermessen,  ob  von  ihm 
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gegen  jenen  rin  Forderungsrecht  und  in  welchem  l'mfange  in  An- 
spruch zu  nehmen  ist.  Die  Verpflichtung  zur  Abgabe  einer  Steuer- 
erklärung bedeutet  somit  eine  Verpflichtung  zur  Auskunftserteilung, 
und  zwar  mit  dem  Inhalt,  dass  die  Auskunft  zur  Begründung  der 
Steuerschuld  zu  ermittelnde  Tatsachen  begreift. 

Fälle  der  Verpflichtung  zur  Auskunftserteilung  sind  auch  im 
l'rivatrechte  vorhanden.  Die  Auskunftserteilung  betreffen  im  zweiten 
Buche  des  Bürgerlichen  (iesetzbuchs  die  jjjj  259  und  2»>0  im  ersten 
Titel  des  ersten  Abschnitts,  wo  von  dem  Inhalte  der  Sehuldverhältnisse, 
und  zwar  von  der  Verpflichtung  zur  Leistung  gehandelt  wird,  und 
in  demselben  Buche  Titel  2:1  des  Abschnitts  7  die  SS  H0i>— 811. 
l'm  nun  diese  ähnlichen  Vorschriften  mit  der  Deklarationspflicht  bei 
den  direkten  Steuern  zu  vergleichen:  in  S  801*  wird  vorausgesetzt, 
da»  jemand  ein  Interesse  hat.  eine  Sache  zu  besichtigen,  und  werden 
die  Fülle  festgesetzt,  in  denen  er  von  dem  Besitzer  der  Sache  ver- 
langen kann,  dass  ihm  die  Sache  zur  Besichtigung  vorgelegt  oder 
die  Besichtigung  gestattet  wird:  dieses  kann  verlangt  werden  von 
demjenigen,  der  gegen  den  Besitzer  einer  Sache  einen  Anspruch  in 
Ansehung  der  Sache  hat  oder  sich  Uewissheit  verschallen  will,  ob 
ihm  ein  solcher  Anspruch  zusteht.  Hier  ist  also  ein  bestimmter  An- 
spruch als  vorhanden  vorausgesetzt,  und  hierin  liegt  die  Verschieden- 
heit mit  der  Steuererklärung,  wo  die  Forderung  des  Staates  gegen 
den  Steuerpflichtigen  erst  durch  die  Festsetzung  der  Steuerbehörde 
auf  lirund  der  erteilten  Auskunft  zur  Existenz  gelangt.  Eine  Ähnlich- 
keit drängt  sich  freilich  in  dem  Falle  auf.  dass  jemand  sich  erst 
CewUsheit  verschaffen  will,  ob  ihm  ein  Anspruch  zusteht,  aber  sie 
ist  nur  äusserlich  vorhanden:  denn  wenn  der  Betreffende  die  Sache 
sieht  und  danach  dann  weiss,  dass  ihm  der  Anspruch  zusteht,  so  ent- 
steht doch  dieser  Anspruch  nicht  erst  infolge  der  Vorlegung  der 
Sache,  sondern  er  war  vorher  schon  da.  Durch  die  erteilte  Auskunft 
wird  also  nicht,  wie  bei  der  Steuererklärung,  die  Entstehung  des 
Anspruchs  \orl>ercitet.  sondern  lediglich  eine  in  betreff'  desselben  bis 
dahin  vorhandene  l'nklarheit  beseitigt.  Dieselben  Erwägungen,  wenn- 
gleich in  anderer  Art,  kehren  wieder  bei  Betrachtung  der  in  $  810 
geordneten  Hinsicht  einer  in  fremdem  Besitze  befindlichen  Erkunde. 
Dem  Inhalt  nach  nähert  sich  der  Steuererklärung  bei  der  Vermögens- 
steuer, der  sogenannten  Vermögensanzeige,  die  Vorschrift  in  ?;  2*»(». 
wonach,  wer  verpflichtet  ist.  einen  Inbegriff  von  (iegenständcn  heraus- 
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/.nul  lten  oder  (Mm  r  den  Bestand  eines  solchen  Inbegriffs  Auskunft  zu 
erteilen,  dem  Bcrerlrtigteu  *-i n  Verzeichnis  des  Bestandes  \ orzulcgeii 
hat.  Mit  dem  „Inbegriff"  ist  ja  nicht  bloss  eine  Sachgcsamthcif.  eine 
univ<  rsitas.  gemeint,  ein  Vermögen  fällt  auch  darunter.  Bei  der 
Vcrinögcnsanzeige  stellt  nun  freilich  ein  spezielles  Inventar  nicht  in 
Frage,  sondern  es  sind  nur  die  Bestandteile  des  Vermögens  der 
Gattung  nach  und  innerhalh  jedes  Bestandteils  die  einzelnen  wirt- 
schaftlichen Einheiten  aufzuführen,  immerhin  aher  tritt  der  Inhalf 
der  Auskunft  hier  und  hei  der  Vermögeiisan/.eige  nahe  aneinander. 
Aher  sobald  man  auf  den  Zweck  sieht,  macht  sich  der  l'uterschied 
sofort  geltend.  Es  gehört  zum  Tatbestände  des  s.  Jt'.O.  dass  ein 
Anspruch  auf  Heraussähe  von  Gegenständen  vorhanden  ist:  der  wirk- 
samen Geltendmachung  dieses  Anspruchs  stehen  Hindernisse  insofern 
entgegen,  als  der  Berechtigte  die  ihm  gebührenden  Gegenstände  nicht 
speziell  kennt;  um  diese  Hindernisse  zu  beseitigen,  hat  der  Ver- 
pflichtete die  Auskunft  zu  geben.  Imgegen  hei  der  Steuererklärung 
handelt  es  sich  nicht  bloss  um  eine  Vorbereitung  ff I r  die  Geltend- 
machung einer  dem  Staate  als  Berechtigten  hereits  zustehenden  konkret 
bestimmten  Forderung,  sondern  um  die  Vorbereitung  der  Entstehung 
dieser  Forderung  seihst.  End  dieser  seihe  Gesichtspunkt  ist  es  denn 
auch,  an  welchem  die  Verglcirhung  des  die  grössto  Ähnlichkeit  mit 
der  Steuererklärung  zeigenden  Falles  der  Ausknnftscrtcilung  im 
Bürgerlichen  Gesetzbuch,  nämlich  der  in  S  2r.il  hestimmten  Bechen- 
schaftsablegung  scheitert.  IHe  eine  geordnete  Zusammenstellung  der 
Einnahmen  und  Aussahen  enthaltende  Kechnung.  durch  deren  Mit- 
teilung die  Rechenschaft  abgelegt  wird,  geht  freilich  Uher  das.  was 
iu  einer  Einkommcnstcuererklärung  vom  Steuerpflichtigen  angeführt 
werdeu  muss,  die  AufUhrung  der  Einkommenshcträge  nach  den  ein- 
zelnen Quellen,  weit  hinaus,  wird  aher.  um  den  Beinertrag  aus  Grund- 
besitz oder  den  Reingewinn  aus  Handel  und  Gewerbe  klargestellt  zu 
sehen,  von  der  Steuerbehörde  nicht  selten  gewünscht  oder  auch  ohne 
Aufforderung  von  dem  Steuerpflichtigen  vorgelegt.  Auch  dann  nähert 
sich  die  Kechenschaftsahlegung  der  Steuererklärung,  wenn,  wie  es 
tatsächlich  oft  der  Fall  ist.  der  Berechtigte  erst  dadurch  die  Tat- 
sachen kennen  lernt,  auf  Grund  deren  zu  ermessen  ist,  ob  die  Ein- 
nahmen die  Ausgaben  übersteigen,  und  damit,  ob  eine  und  welche 
Forderung  vorhanden  ist.  Im  §  2*>9  wird  ferner  ein  Bechtsverhältnis 
vorausgesetzt,  aus- welchem  die  Bechenschaftsahlegung  und  das  kon- 
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luvte  Schuldverhältuis  resultiert,  ebenso  ist  es  das  öffentlich  recht- 
liehe  Verhältnis  der  Steuerpflicht  des  Bürgers,  worauf  die  Verpflichtung 
zur  Steuererklärung  und  zur  Leistung  der  festgesetzten  Steuer  be- 
ruht. Alter  der  Unterschied  ist  auch  hier  vorhanden,  dass.  wahrend 
Lei  Abgabe  der  Steuererklärung  noch  keine  bestiiniute  Forderung  ent- 
standen ist.  sundern  erst  al<  in  der  Zukunft  liegende  Möglichkeit 
..der  Wahrscheinlichkeit  gedacht  wird,  derjenige,  welcher  eine  Rech- 
nung ablegt,  aus  welcher  sich  ein  Plus  der  Hinnahmen  «her  die  Aus- 
sahen ergibt,  dieses  IMus  schon  seit  dem  Zeitpunkt  des  Hingangs 
m  huldig  ist.  und  dass.  wenn  die  Ausgaben  die  Hinnahmen  übersteigen, 
eine  Schuld  nicht,  jedenfalls  zur  Zeit  der  Kechenschaftsablage  nicht 
mehr  vorhanden  ist.  Der  Zweck  der  Auskunftserteilung  ist  somit, 
im  Gegensätze  zu  der  Steuererklärung,  auch  hier  nicht,  eine  Forderung 
er>t  zu  begründen,  sondern  klarzustellen,  ob  eine  und  welche  bereits 
liebeln,  und  letzterenfalls  die  Forderung  für  die  Geltendmachung 
von  der  ihr  bis  dahin  bezüglich  des  Betrages  und  der  Begründung 
anhaftenden  Unklarheit  zu  befreien. 

K>  hat  also,  das  ist  das  Krgebnis.  die  Auskunftserteilung  im 
"tb-ntlioheu  Hechte,  wie  sie  in  der  Steuererklärung  sich  v<dlzieht. 
einen  viel  weitergehenden  Zweck,  als  der  ist.  welcher  in  den  Fällen 
de»  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  verfolgt  wird:  um  so  näher  liegt  die 
Frage,  wie  die-»'  weitgehende  Belastung  grundsätzlich  zu  rechtfertigen 
Ut  Hier  bietet  sich  trotz  der  Verschiedenheit  der  Lebensbedingungen 
fllr  öffentliche  und  für  private  Rechte  und  Pflichten  doch  in  der  Be- 
gründung, welche  für  die  Verpflichtung  zur  Auskunftserteilung  im 
I'tivatrecht.  insbesondere  für  die  Verpflichtung  zur  Rechnungslegung, 
angefahrt  wird,  ein  schätzbarer  Anhalt  dar.  Hin  allgemeiner  Grund- 
satz, wie  ihn  das  Allgemeine  Landrecht  in  der  Kinleitung.  S  aus- 
spricht: .Wem  die  Gesetze  eiu  Recht  geben,  dem  bewilligen  sie  auch 
die  Mittel,  .dtne  welche  dasselbe  nicht  ausgeübt  werden  kann"4,  ist 
freilich  im  Bürgerlichen  Gesetzbuch  nicht  enthalten,  aber  man  wird 
im  Sinne  des  Gesetzes  davon  ausgehen  dürfen,  dass  die  Auskünfte, 
insbesondere  die  durch  Rechnungslegung,  im  öffentlichen  Interesse 
auferlegt  sind,  weil  es  im  öffentlichen  Interesse  liegt,  dass  Rechten 
die  Möglichkeit,  verwirklicht  zu  werden,  nicht  versagt  bleibt.  Die 
gleiche  Krwägung  aber  verlangt  bei  öffentlichen  Hechten  Anwendung. 
Dem  Hechte  des  Staates,  von  seinen  Bürgern  Steuern  zu  fordern,  ent- 
spricht die  öffentliche  Steuerpflicht  der  Bürger,  und  hierauf  beruht  auch 
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das  Hecht  des  Staates,  von  ilrn  Bürgern  die  für  die  Steuerfestsetzung 
erwünschte  Auskunft  zu  verlangen.  I>enn  aus  dem  Bestcuerunirsrechte 
des  Staates  folgt  auch  die  Pflicht  der  Bürger  zu  denjenigen  persön- 
lichen  Leistungen,  welche  erforderlich  sind,  um  <las  Bestellern» gs- 
reeht  zu  verwirklichen.  Diese  Konsequenz  ist  nicht  abzuweisen: 
muss  sich  der  Bürger  der  fllr  nötig  erachteten  Steueranfbrderung 
fügen,  so  darf  er  auch  die  Mittel,  welche  zur  Krrcichung  des  Zwecks 
fllr  n;,ti<:  erachtet  werden,  dem  Staate  nicht  versagen.  Dazu  gehört 
auch  die  Steuererklärung,  hie  Voraussetzung  ist  dabei  allein,  dass 
«las  Hecht  des  Staates  auf  Besteuerung  anerkannt  wird.  Worauf 
dieses  .Hecht  beruht,  kann  hier  ganz  dahingestellt  bleiben,  diese  im 
Laufe  der  Zeit  in  der  (ieschichte  der  politischen  Theorie  bekanntlich 
sehr  verschieden  beantwortete  Frage,  die  Flape  nach  dem  Wesen, 
dem  Zweck  und  den  Aufgaben  des  Staates,  bedarf  keine!'  Erörterung, 
weil  das  Bcsteuerungsrecht  des  Staates  einem  Zweifel  nicht  unterließt 
und  es  ffir  die  grundsätzliche  Hechtfertigung  der  Zwangsdeklaration 
nur  auf  den  Bestand  jenes  Hechts,  nicht  auf  die  Art  der  Konstruktion 
desselben  ankommt.  Wenn  aber,  das  ist  dabei  hervorzuheben,  der 
Bürger  dem  Staate  leisten  muss.  was  an  Steuern  erforderlich  ist.  so 
hat  der  Staat,  also  die  zur  tiesetzgebung  berufenen  <  »rgane.  das  Mals 
und  die  Art  der  Leistungen  festzusetzen.  Ks  folgt  dieses  aus  dem 
Suhjektionsverhältnisse.  in  welchem  sich  die  Bürger  zum  Staate  be- 
finden. Art,  Mals.  Umfang.  Zeit  der  Einführung  alle  diese  Dinge 
wei  den  in  den  einzelnen  Staaten  auf  dem  (iebiete  des  Steuerwesens  ver- 
schieden, je  nachdem  Bedürfnis  oder  Neigung  sich  geltend  macht, 
bestimmt  weiden.  l>as  gilt  insbesondere  auch  von  der  Einführung 
des  Deklarationszwanges.  Das  grundsätzliche  Hecht  der  Staats- 
gewalt also  zu  dieser  Einrichtung  steht  ausser  Flape:  regelmässig 
sind  es.  insbesondere  auch  in  l'reussen,  nur  (irllnde  der  Zweck- 
mässigkeit gewesen,  die.  als  die  Deklarationspflicht  vorgeschlagen, 
erörtert  und  dann  durchgesetzt  wurde,  dafür  und  dagegen  in-  Feld 
geführt  sind. 

Ich  gehe  nunmehr  dazu  über,  den  Charakter  der  Steuererklärung 
von  der  materiellen,  nämlich  der  volkswirtschaftlichen  und  zwar  der 
finanzpolitischen  Seite  zu  betrachten. 

Halten  wir  uns  gegenwärtig,  dass  es  sieh  bei  der  Ausführung 
eines  Einkommensteuergesetzes  darum  handelt,  die  im  (besetze  nieder- 
gelegten  (irundsätze  auf  alle  einzelnen  Steuerpflichtigen  anziiweiiden. 
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dass  ferner  diese  Aufgabe  nur  gelöst  werden  kann,  wenn  die  Vor- 
bedingung erfüllt  ist.  nämlich  die  tatsächlichen  für  die  Veranlagung 
der  Einzelnen  in  Betracht  kommenden  Verhältnisse  ermittelt  sind, 
und  da>-  die  Steuererklärung  im  Dienste  dieser  Ermittelung  abgegeben 
wird,  so  ergibt  sich,  dass  durch  die  Einführung;  der  Deklarations- 
pflicht  eine  Erklärung  des  Gesetzgebers  zum  Ausdruck  kommt  des 
Inhalts,  dass  da*  Steuergesetz  in  reeller,  ehrlicher  Weise,  wie  es  der 
Wahrheit  und  Gerechtigkeit  entspricht,  verwirklicht  werden  soll. 
Dass  der  Gesetzgeber,  wenn  er  dem  Steuerpflichtigen  den  Zwang  auf- 
erlegt, die  tatsächlichen  Verhältnisse  anzusehen,  auf  Grund  welcher 
die  Steuerfestsetzung  stattzufinden  hat.  von  dem  Steuerpflichtigen 
wahrhaftige  Angaben  verlangt,  ist  ebenso  selbstverständlich.  wie  dass 
der  Steuerpflichtige  nur.  wenn  er  bei  der  Wahrheit  bleibt,  in  seinem 
(.(•wissen  beruhigt  ist.  Dieses  Selbstverständliche,  ist  es.  was  durch 
die  Einführung  der  Deklarationspflicht  proklamiert  wird  und  sich 
aN  ein  sich  stets  geltend  machender  und  niemals  zu  übersehender 
Grundsatz  für  alle  bei  der  Ausführung  des  Steuergesetzes  Beteiligten 
in  jedem  Augenblick  während  des  Verfahrens,  wohin  sie  auch  blicken, 
gleichsam  an  die  Wand  geschrieben  findet.  Es  ist  wie  wenn  ein 
Wegweiser  errichtet  ist.  der  jedem  den  rechten  Weg  kündet,  den 
er  einzuschlagen  hat.  damit  jeder  in  seinem  Pfliehteukreise  sich  die 
nötige  Lehre  daraus  entnehme,  die  Steuerbehörden,  die  Beamten 
und  die  sonstigen  Mitglieder  der  Kominissionen,  die  Steuerpflichtigen 
selbst.  So  liegt  und  darein  setze  ich  die  Hauptbedeutung  der 
Steuererklärung  in  der  Einführung  der  Steuererklärungspflicht 
ein  Programm:  die  feierliche  Erklärung  nämlich,  dass  das  Steuer- 
Gesetz  voll  verwirklicht,  und  dass  dabei  die  Einkommens-  und  Ver- 
mögensverhältnisse  der  einzelneu  Steuerpflichtigen,  so  wie  sie  in 
Wahrheit  sind,  ohne  Verheimlichung.  Verdunkelung  und  Verschleierung 
zu  Grunde  gelegt  werden  sollen. 

Aber,  kann  eingewendet  werden,  wozu  die  Betonung  dieses 
Programme<V  wenn  ein  Steuergesetz  erlassen  wird,  wollen  ja  doch 
alle  bei  der  Vorbereitung.  Beratung  und  Verabschiedung  beteiligten 
Stellen,  dass  es  so.  wie  es  gemeint  ist.  zur  Ausführung  kommt. 
Wo/u  denn  dieses  noch  ausdrücklich  aussprechen?  Es  wird  von  mir 
natürlich  nicht  bezweifelt,  dass  bei  Erlass  eines  Gesetzes  bei  dem 
«  iesetzgeber  die  Absicht  besteht,  dass  es  in  der  Praxis  nach  Mafs- 
gahf?  des  Gesetzes  verhalten  wird;  was  ich  meine,  ist.  dass  die  Be- 
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druiiiiiir  der  Deklai  ation-pflicht  ins  ivi  Im-  Licht  eist  gestellt  wird 
durch  die  Kiwä^uu«:.  dass  einer  hefriedi^endeii  Lösunir  der  nicht 
leichten  Aufsähe,  ein  Steuer<:e>et/  wie  das  Fli  likomiiieiisteuer<reM'tZ 
auszuführen,  sehr  Lrewirhti«rc  Hindernisse  entire<rentreteu :  vor  allem 
die  SelhstsiiHit  der  Steuerpflichtigen,  dann  auch  die  Schwierigkeit, 
die  Steueihchürdeu  mit  Kräften  atis/u>tat ten.  die  der  oft  (lherjrr.i-.sen 
Metifje  der  Arheit  und  der  oft  intrikaten  Art  derselhen  «rewachsen 
siml.  sowie  ferner  für  die  Stem  i  heamten  die  erforderlichen  Hefu-ruissr 
zu  finden  und  das  Veranlajrun^sverfahren  zweckmässig  einzurichten. 
Alles  diese.»  sind  I  mstande,  welche  sich  nach  der  Krfahrunir  in  der 
['»Vollkommenheit  des  schlie>»lichen  F>jrehnisses  ausprägen.  .Ie 
schwieriger  hiernach  die  Aufsähe  ist.  die  Steuerschuld  für  jeden 
F^inzelnen  richtig  festzusetzen,  um  so  jiiiher  liefrt  die  (iefahr.  dass 
dahei  eine  ifewis-*-  Lässigkeit  entsteht  und  sich  dann  im  Laufe  der 
Zeiten  hreit  macht.  Dieser  (iefahr  wird  durch  die  Fliuführung  der 
Pflicht  zur  Steuererkläruiifr  «'ut^e^eiip'frcten,  und  da  jene  üherall 
hesteht.  so  ist  der  hervor^eholien«'  (iesichtspiinkt.  das-,  diese  Kin- 
führun«:  ein  l'ro<rramin  der  Ehrlichkeit  und  Wahrheit  hei  der  (ic- 
setzesausführunfr  hedeutet.  allgemein  frültitf.  einerlei  oh  derselhe  in 
den  F^inzclstaaten  hei  Anordnung  der  Zwanpsdeklaration  ausdrücklich 
und  eingehend  ausgesprochen  wird  oder  nicht.  Wir  in  l'reussen 
inshesoiidere  hahen  dazu,  dieses  hervorzuhehen,  alle  Veranlassung. 
Hier  ist  die  Steucrcrklärun<rspflicht  durch  das  F^iiikoimnensteuerp'set/. 
vom  24.  .1  uni  lS*tl  eingeführt  worden.  Die  materiellen  (irundsätze 
dieses  (iesetzes  stehen,  mit  einigen  Ausnahmen,  denen  des  früheren 
(iesetzes  üher  die  Klassen-  und  klassifizierte  Einkommensteuer  nahe; 
in  hetretV  des  Verfahrens  aher  unterscheidet  sich  das  neue  (iesetz 
vom  alten  •rrundsätzlirh  in  2  Punkten,  durch  die  Anordnung  und 
Ausffotaltunjr  der  Hechtsmittel  und  durch  die  Deklarationspflicht, 
wie  sie  in  den  SS  24  his  :J<)  geordnet  ist.  Oh  man  sich  hei  Erlas» 
des  (iesetzes  auf  allen  Seiten  der  Hedem  unfr  der  Hechtsmittel  und 
der  von  ihnen  zu  erwartenden  Wirkungen  vol  1  hewusst  gewesen  ist. 
ist  mir  zweifelhaft,  darüher  aher  war  man  allgemein  eini<r.  dass  durch 
die  F'inführunfr  der  Deklarationspflicht  die  Einkomnienshesteiieruu<r 
auf  eine  wesentlich  veränderte  Hasis  «restellt  und  dass  damit  dem 
hestehenden.  von  keiner  Seite  mehr  verteidigten  Zustande  des  F^in- 
kommeiisteucrwesens  eine  ernsthafte  Ahhilfe  irehrarht  wurde.  Wie 
war  denn  der  Zustand  his  dahin?  jammervoll,  ein  Hohn  auf  die 
(ierechtisrkeit  und  Ehrlichkeit! 
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K>  ist  Tatsache,  dass  das  Einkommen,  welches  nach  dem 
dcM-tze  von  18M  und  1S7M  lHsteucrt  werden  sollte,  nicht  entfernt 
zur  HeMeuerting  gelangte.  Die.  abgesehen  von  den  Beamten,  Pen- 
sionären und  sonstigen  mit  urhi  et  orbi  hekannten  Einkommen>- 
bet ragen  versehenen  Personen  fast  ausnahmslos  bestehende  Kegel 
t'ini;  dahin.  «las>  ein  erheblicher  Teil  des  Kinkonunens  eines  Pflichtigen 
tatsächlich  frei  blieb.  1 */.,.  :i  4.  Tatsache  ist  feiner,  dass  eine 
trr«t»se  Fngleichheit  in  betri  tt  des  Maises  der  Heranziehung'  zur 
Einkommensteuer  im  Staate  bestand ;  verhältnismässig  verschieden 
waren  die  Provinzen  belastet,  die  neuen,  glaube  ich.  stärker  als  die 
alten,  weil  sie  bei  Einführung  des  pmissischen  Gesetzes  die  alt- 
ländische  Praxis  erst  allmählich  kennen  lernten;  innerhalb  einer 
Provinz  war  weiter  ungleichmiissig  die  Belastung  der  Kreise:  ja 
selbst  darüber  wurde  geklagt,  dass  innerhalb  der  einzelnen  grösseren 
Veranlagungsbezirke,  besonders  in  den  grossen  Städten,  sich  fühlbare 
\  tT-*'hiedenheiten  der  Autfassung  bei  Übersetzung  der  (iesetzes- 
paragraphen  in  die  Wirklichkeit  geltend  machten.  Tatsache  ist 
ferner,  dass  die  Freilassung  und  die  l'ugleichheit  bei  der  Heran- 
ziehung besonders  beim  Hinkommen  aus  Kapitalvermögen,  also  gerade 
l>ei  dem  fundierten  Hinkommen  fühlbar  wurde.  Hier  handelt  es  sieh 
ja  um  Einkommensquellen,  die  nicht  sichtbar  vor  aller  Augen  liegen 
und.  insoweit  sie  in  Hörsenpapieren  bestehen,  leicht  zu  verheimlichen 
Mini.  Tatsache  ist  weiter,  dass  gerade  die  grösseren  Hinkommen 
gi-M-lmiit.  die  geringeren,  mindestens  im  Verhältnis  zu  jenen,  über- 
lastet wurden.  Wo  blieb  da  die  Heranziehung  zur  Steuer  nach  dem 
M.il-tabe  der  Leistungsfähigkeit  V  Wo  blieb  das  Vertrauen  zum 
Staate?  Wie  konnte  dabei  der  soziale  Friede  auf  die  Dauer  unge- 
fährdet bleiben  V 

War  aber  dieser  Stand  der  Dinge  in  Preussen  —  ich  könnte, 
wenn  es  die  Zeit  erlaubte,  ihn  durch  signifikante  Heispiele  illn- 
M rieren  auf  die  mit  der  Tätigkeit  der  Steuerbehörden  angesichts 
der  höchst  schwierigen  Aufgabe  verbundene  rnvollkoiumenheit  zurück- 
zuführen, s,,  darf  nicht  unterlassen  werden,  hinzuzufügen,  dass  den 
>teuerMiördcn  die  Hände  gebunden  waren  durch  die  im  (leset/, 
von  1  > ."» 1  enthaltene  Bestimmung,  dass  die  Kinschätzungskoininission. 
ebenso  wie  ihr  Vorsitzender  jedes  tiefeiv.  lästige  Hindringen  in 
die  Nermöfens-  und  Hinkomiiiensverhältnisse  der  einzelnen  Steuer- 
pflichtigen zu  vermeiden  habe.    Infolge  dieses  Verbots  konnte  die 
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;untli(  Ii»'  Na«  lit'«'i  »<  Inn»«:  nur  ausnahmsweise  dank  hesondcrer  zu- 
lälliyrr  Imstande  zu  einer  zutreffenden  K«-»>1  -t«-l lu ii*r  <l**i"  \ 'rrhiiltiii>>r 
pdaniren.  und  «rerade  hei  der  Erinittclunir  «Irr  uirlit  in  den  Hyjn»- 
thekenhilchern  i'in^«  ti'air<  iicn  Kapitalisten  erreichte  sie  am  wenigsten. 
Jedenfalls  dürft»'  der  t'ciisit.  welelier  sieh  am  zugeknöpftesten  ver- 
hielt, mit  Sicherheit  tlarauf  rechnen,  hei  diesem  Verhalten  am  hebten 
wegzukommen.  So  hildete  sich  denn  allmählich  der  Stand  der  Din^c 
heran-,  dass  nicht  die  Kichtijrkeit  der  l{e>teuerunjr  ersticht,  sondern 
eine  nach  verh;lltnisiniissi«rer.  (|:l/„  >(.|ir  verschieden  auf«refas>tor 
Hilliirkeit  ah»estufte  Herauziehunjr  der  einzelnen  Steuerpflichtigen 
zur  Auslllhi  uiiy  «reh rächt  wurde.  Daueren  konnte  das  Finanz- 
ministerium wcnijr  ausrichten,  solange  es  auf  die  amtliche  Nach- 
forschung zur  Krinittelun<r  der  Kinkoiiimeiisverhältnisse  hcsehrilnkt 
hlieh.  und  dieser  wieder  durch  das  Verhol  des  tieferen  Eindringens 
in  die  Privatverhiiltnisse  ein  durchgreifender  Erfolg  versagt  hlieh. 
jranz  ah^esehen  davon,  dass  liei  den  höheren  Steuerhetrüjri'U  nicht 
das  Finanzministerium,  sondern  die  am  Sitze  jeder  Kejrit'ruiur  tre- 
hihlete  llezirkskommission  endjrlllt  ijr  zu  entscheiden  hatte.  Wie  sehr 
aher  die  HeformhedIJrfti-rkeit  der  Killkommensteuer  damals  erkannt 
und  wie  stark  der  damalige  Zustand  verurteilt  wurde,  das  ist  aus 
den  Äusserungen  des  Finanzministers  und  der  Ah<reordnetcn  hei  der 
Berntuiif:  des  Einkommensteuergesetzes  im  Landtage  zu  ersehen.  Ich 
will  nur  eine  drastische  Ätisseruntr  des  Ahjrcordneten  v.  Kai  <  hhaitt 
in  der  Sitzung  vom  l2<»  Novemher  lH'.'O  riticren:  der  Herr  wandte 
sich  «reyen  den  Ahjreordneten  Kkh  hkss1'KI:>;kk,  welcher  <rc<ren  die 
Zwan}rs(leklaration  <resprochen  hatte,  ohschon  er  anerkannte,  das«, 
jetzt  die  Kinschätzun^skommissionen  das  Hinkommen  nicht  immer 
richtijr  t retten  wollten,  dass  sie  sich  der  l'iirichtifrkeit  ihrer  Fest- 
setzungen hewusst  seien  und  trotzdem  die  Festsetzungen  t rillen,  und 
sairte.  nachdem  er  auf  eine  Broschüre  von  der  Saar  mit  haar- 
sträuhemlen  Einzelheiten  hingewiesen  hatte,  wortlich: 

„Diese  Mitteilungen  hier  in  Verhindunjr  mit  dem.  was  in 
neuerer  Zeit  aus  westlichen  Iiidustriehezirken  an  die  Öffentlichkeit 
^elantrt  ist.  machen  es  in  der  Tat  zur  Pflicht,  das  Hewussisein 
üher  die  Stetierpflicht  der  Nation  wieder  zu  liehen.  Ich  hahe  schon 
vor  P»  .lahreii  in  diesem  Hause  vorher  ^esayt.  dass  der  gvcvnwUrtisre 
(irundsatz  der  Steuer fresetzpehuin.'.  welelier  verhietet.  in  das  Ein- 
kommen des  einzelnen  (ensiteu  lästi«r  einzudringen,  die  Nation 
|>rofessionsiniis>ijr  zu  I, (Innern  erziehen  würde." 
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Iii  der  Tat.  darauf  kam  es  au.  als  dieser  Grundsatz  Uber 
Jen  Haufen  gestürzt  und  die  gerade  das  Gegenteil  proklamierende 
Steiiererklärungspflicht  statuiert  wurde,   das  Bewusstsein  Uber  die 
Steuerpflicht  in  der  Nation  wieder  herzustellen.  Dass  die  Deklarations- 
nflicht  ein  nie  fehlendes  Allheilmittel  sei  fllr  alle  Schäden.  da>s  jetzt 
Ja>  Gesetz   vollkommen   durchgeführt  werde,   wer  könnte  das  be- 
haupten? es  bleibt   noch   manches  zu   wünschen   Übrig!   aber  der 
Stand  der  Dinge  ist  seit  dem  Bestehen  der  Deklarationspflicht.  au 
welche  sich  Übrigens  das  Volk  schneller  gewohnt  hat.  als  bei  Erlass 
des  Gesetzes  pehoflt  wurde,  viel  viel  besser  geworden:  das  Lä<sipe. 
Hallte,   l'uehrliche.   was  den  Verhandluupen  auf  Grund   des  alten 
Gesetzes  anhaftete,  ist  verschwunden,  seitdem  durch  die  Aufrichtung 
der  Deklarationspflicht  der  fundamentale  Grundsatz  das  «ranze  Ver- 
fahren durchdringt.  dass  bei  der  Veranlagung  Ehrlichkeit  und  Wahr- 
heit herrschen  sollen  und  dass  es  die  Aufgabe  der  Steuerbehörde  ist, 
diese  in  der  neuen  Praxis  zur  Wirklichkeit  zu  machen.    Der  Name 
de>  Finanzministers  v.  Miyi'KL,  des  Mannes,  dessen  genialer  Hinsicht 
und  überlegener  Klugheit  der  preussische  Staat  diesen  grossen  Erfolg 
verdankt,  wird  in  der  Steuergeschichte  unvergessen  bleiben. 

Die  Deklarationspriicht  weist  aber  nicht  bloss  den  Wey:  für  die 
liei  Ausführung  des  Steuergesetzes  zu  lösende  Aufgabe,  sie  ist  auch, 
und  darin  liegt  die  weitere  Bedeutuup  dieser  Einriehtunp.  zupleich 
Ja>  s<l)iii/|,arste  Hilfsmittel  zur  Erreichunp  des  Zieles. 

Als  nächstes  Hilfsmittel  zur  Erinittelunp  der  Steuerobjekte 
In-i  den  einzelnen  Steuerpflichtigen  bietet  sich  nach  der  Natur  der 
Sache  die  Nachforschung  der  mit  der  Veranlagung  beauftrapten  Be- 
hörde dar.  Diese  sieht  sich  anpewiesen  auf  die  Erkundigung  bei 
dem  Steuerpflichtigen  selbst  und  bei  dritten  Personen.  Aber  das 
auf  diesen  Wepen  zu  pewinnende  Ergebnis  kann,  wenn  die  Befragung 
des  Pflichtigen  keine  oder  eine  falsche  Auskunft  pibt.  ein  be- 
friedipcndes  nur  zufällip  sein.  Erleichtert  wird  die  Stellunp  der 
Behörde,  wenn,  wie  es  freilich  nicht  in  Preussen.  vorkommt,  den 
Arheitpcheni  die  Verpflichtung  auferlept  ist.  der  Steuerbehörde 
den  Löhnen.  Verdiensten  und  Keinunerationen  der  Arbeitnehmer 
Mitteilung  zu  machen.  Sonst  sieht  sich  die  Steuerbehörde  auf  die 
Vernehmunpen  der  Personen,  von  denen  eine  Auskunft  erhofl't  wird, 
anpewiesen.  Aber  auch  die  grösste  Hinpebunp  in  dieser  Kichtunp 
versapt  bei  den  Bestandteilen  des  Vermöpens  und  den  Quellen  des 
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Hinkommen*,  die  leicht  zu  v<  rheimlichen  sind,  und  in  lietrefl  deren 
hei  dm  Inhabern  oft  der  Wunsch  »m  ^t«  ht .  dass  -ie  \ erbor<ren  bleiben: 
das  y-ilt  insbesondere  vom  Kapitah i  rini-'rcii.  Aber  aueli  da.  wo  dir 
Kiiikoiiniifii^nitllcii  offen  vorlieireti  und  e*  sich  nur  darum  handelt, 
die  Krträ«.re  zu  bestimmen.  i*t.  besonders  wo  eine  lin <  <  luituifr  nicht 
aiisfllhrhar  ist  und  eine  Schätzung  stattfinden  iiniss.  die  Hir  eine 
zutreffende  Meiuo-uiiir  nötige  Kenntnis  der  konkreten  Verhältnisse 
oft  ohne  Mitwirkung  des  Steiierpflichtiiren  nicht  zuverlässig  zu  er- 
langen. Diese  Gesichtspunkte  sind  es  irewes.  n.  die  schliesslich  dazu 
jreführt  halten,  dass  die  Gesetz<rebiin<:  die  Steuerpflichtigen  seihst 
lierano-ezo^Mi  hat.  damit  diese  als  die  hesten  Kenner  ihrer  Verhält- 
nisse darllher  die  erforderliche  Auskunft  treben  Dabei  wird  den 
Steuerpflichtigen  freilich  eine  manchen  lästige  und  nicht  bequeme 
Arheit  zugemutet,  viele  emptinden  auch  die  Otfculcciinir  ihrer  Ver- 
hältnisse vor  der  Behörde  als  einen  ungerechten  Kinjfrifl'  des  Staates  - 
in  ihre  l'rivatsphäre:  alter  diese  Kinwcnduii<;en  iresren  die  I »eklaratioiis- 
pflieht  halten  «rejrenllber  dem  Interesse  des  ( »ffeiitlichcn  zurückzutreten, 
her  ferneren  Kinwendun<r.  dass  die  Deklaration  fllr  den  Kredit  «re- 
fährlich  sei.  wird  durch  eine  entsprechende  Gestaltung  des  Verfahrens 
zu  bejrejrnen  sein.  I  >ie  irewieluiyste  Besorgnis,  welche  der  Ein- 
führung der  Dcklarationspflicht  entire^eiiirehalten  winde,  machte 
geltend:  es  werde  dadurch  ein  Anreiz,  zur  Hinterziehung  «rejreben 
und  (ieleLrenheit  geboten,  dem  eigenen  ]iekuiiiären  Interesse  zum 
Schaden  des  Staates  durch  falsche  Ansahen  zu  dienen,  so  weide  die 
Volksmoral  «refährdet.  Ich  werde  auf  diesen  I'unkt  noch  zurück- 
kommen. 

Ks  kann  nun  ja  nicht  zweifelhaft  sein.  dass.  wenn  erreicht 
wird,  dass  der  Steuerpflichtige  üher  seine  Kinkommens-  und  Ver- 
inöjrensverhilltnissc  richtige  Anhalten  macht  und  der  Stcuerhehörde 
die  (  heizeu^uiiir  davon,  dass  die  Anhalten  richtig  sind,  beibringt, 
dies<-  Sellistileklaration  das  vollkommenste  Hilfsmittel  für  die  zu- 
treffende Krmittelunjr  der  Steuerobjekte  ist.  Damit  richtige  Antrabe1!! 
fremacht  werden,  ist  ein  Doppeltes  erforderlich:  dass  der  Steuer- 
pflichtige sie  macheu  kann,  und  dass  er  sie  machen  will.  Hieraus 
folfTt.  dass  es  unzweckmässijr  ist.  Steuererklärungen  von  Bevölkerung, 
kreisen  zu  verlangen,  die  nicht  in  dem  Bildumrsstande  sich  hetinden. 
den  die  Aufstellung  der  Steuererklärung  und  schon  die  Krmittclun<r 
der  Vorltereitun^sthatsachen  voraussetzt.    Besonders  wo  die  Steuer- 
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crklärungeu  nur  auf  (»rund  von  Schätzungen  abzugeben  sind,  in  ci**i* 
Kegel  bei  Landlcutcn.  weil  diese  meist  kt'ine  oder  keine  genügende 
Buchführung  haben  auch  wo  Buchführung  besteht.  pflegt  z.  B. 
der  Hau>vei  brauch  nicht  angeschrieben  zu  werden  wird  es  nicht 
mUiii  an  der  Fälligkeit  und  dem  nötigen  Verständnis  des  Gesetzes, 
um  eine  richtige  Erklärung  aufzustellen,  fehlen.  Eine  gewisse 
Bildung,  wenigstens  in  den  Schichten  des  Volkes.  aus  denen  Steuer- 
erklärungen verlangt  werden,  inuss  als  Vorbedingung  der  Einführung 
der  Bcklaratioiispflicht  vorhanden  sein.  So  beachtenswert  aber  auch 
dieser  Gesichtspunkt  ist.  so  wird  doch  die  Gesetzgebung  sich  damit 
hei  der  näheren  Festsetzung  <ler  I  >cklarationsptlicht  ohne  besondere 
Schwierigkeit  abfinden  können:  man  darf  ja  auch  mit  der  steinenden 
Volksbildung  rechnen.  Im  Gegensatz  dazu  ist  die  Aufgabe,  welche 
dem  Staate  dadurch  erwächst,  dass  durch  entsprechende  Vorschriften 
möglichst  sicherzustellen  ist.  dass  da.  wo  das  Können  vorliegt,  auch 
der  gute  Wille,  die  Wahrheit  zu  sagen,  sich  betätigt,  eine  sehr 
schwierige,  und  hier  liegt  das  Problem,  von  welchem  je  nach  dem 
I."Mjm;s versuch  der  Erfolg  der  Einführung  der  Peklarationspflieht 
abhängt,  havon.  wie  ein  Staat  sich  hier  gesichert  hat.  hängt  die 
Beurteilung  der  Steuergesetzgebung  in  ihrer  praktischen  Betätigung 
wesentlich  ah.  Bevor  ich  nun  aber  auf  diese  im  Mittelpunkte  des 
Interesses  stehende  Frage,  auf  die  Kontrollvorsehriften,  näher  eingehe, 
i-t  es  zweckmässig,  zunächst  den  Umfang,  in  welchem,  und  die 
Gestaltung,  mit  welcher  sich  die  Deklarationspflicht  in  Geltung 
befindet,  zu  besprechen.  Ich  werde  mir  daher  erlauben,  folgende 
Punkte  zu  berühren: 

Zunächst  ist  auf  die  deutschen  und  einige  ausserdeutsche  Staaten 
hinzuweisen,  wo  die  Deklarationspflicht  besteht. 

Sodann  wird  die  innere,  grundsätzliche  Bedeutung  der  Steuer- 
erklärung inuerhalb  des  Veranlagungsverfahrens,  die  Frage,  inwiefern 
dadurch  die  Steuerbehörde  gebunden  ist.  zu  besprechen  sein. 

Weiter  ist  zu  verhandeln  Uber  den  Zwang  zur  Steuererklärung, 
welchen  Steuerpflichtigen  der  Zwang  auferlegt  ist  und  wie  er  sich 
:iN  Milcher  geltend  macht. 

Ferner  ist  einzugehen  auf  das  Veranlagungsverfahreii.  wie  es 
auf  Grund  der  Steuererklärung  anzuordnen  ist.  und  seine  Bedeutung 
för  den  Staat  und  fllr  den  einzelnen  Steuerpflichtigen. 
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Nachdem  -s.'  t.eirenstäude  erörtert  sind,  werde  ich  auf  die 
der  Kontrolle  dienenden  Yoischi  iften  zurückkommen.  Damit  habe 
ich  mir  denn  auch  erlaubt,  die  Disposition  des  ferneren  Vortrags 
anzudeuten. 

Die  auf  die  Hei  beiführuii«:  einer  Kinkoniinciistcuer  auf  der 
Hasis  der  Sclhstdeklarntioti  frerichteten  Üesti chuiifen  der  preussisrheu 
Staat >re^i«Tuny  datieren  seit  1x17.  >«-ir  dieser  Zeit  alier  halte»  die 
Anschauungen   dartiber  aurli  liei  der  StaatsrefriiTuntr  mehrfach  fre- 

wechselt. 

Das  1*47  dem  Vereinigten  Landtage  vorjrelejrte  Kinkominen- 
steucr<:esetz  sehrieh  du'  Steuererkläruli»;,  oder  wie  sie  von  dem  da- 
maligen Finanzminister  v.  IH»hkk«,  genannt  wurde,  die  Seihst- 
steuererklärun«-  vor.  die  damit  verteidigt  wurde.  da<s  sie.  um  zu  einer 
fr  I  ei  eh  en  Veranla-ruiifr  der  Steuer  zu  pelaiigvn.  ein  unerlässlirhes 
Mittel  sei;  damals  lehnte  der  Landtag  die  Vorlage  ah.  1«40  wurde 
wieder  von  der  Kefrierunpr  ein  Kinkommensteuer»;esetzentwurf  vor- 
frele<rt.  worin  auch  wieder  die  Steuererklärung,  aher  nicht  als  Zwan^. 
.sondern  fakultativ  vorgesehen  war.  Dieser  Kntwurf  wurde  von  der 
zweiten  Kammer  angenommen,  aher  von  der  ersten  verworfen,  und 
damit  war  der  Versuch,  die  Deklaration  einzuführen,  fresrheitert. 
In  dem  (Jesetz  von  lS.'.l  sodann,  wodurch  die  Klassensteuer  ein- 
geführt wurde,  wurde  er  nicht  wieder  aufgenommen:  hier  fand  viel- 
mehr, wie  vorhin  angeführt  ist.  das  «re»vhteili<re  Prinzip  des  Verbots 
des  Kiudrinfrens  in  die  l'rivatverhältnisse.  Aufnahme,  und  hieran 
linderte  auch  die  Novelle  von  1*7:5  nichts.  Als  darauf  lHK\  die  Knt- 
wilrfe  zu  einer  Einkommensteuer  und  zu  einer  Kapitalrenteusteuer 
dem  Abfreordneteiihnuse  zutrinken,  wurde  für  den  beschränkten  Zweck 
der  Krmitteluiifr  der  Kapitalrenten  die  Sclhstdeklaratiou  der  Steuer- 
pflichtigen als  unter  allen  rmständen  unentbehrlich  bezeichnet,  wenn 
nicht  die  Desteuerunir  dieser  Kenten  hei  den  Schuldnern  oder  in  der 
Art  der  sogenannten  Kuponsteiier  durchirel'dhrt  werden  könne,  was 
in  l'rcussen  nicht  ausführbar  sei.  Dairep-n  lehnte  dieselbe  Keirierun»- 
es  ab.  als  Mittel  zur  Yerbesseruiiir  der  Steiierveranlatruntf  die  Ein- 
filhrun<r  der  obligatorischen  Selhstdeklat atioti  des  <resamten  Kin- 
koinmens  vorzuschlafen,  weil  dasselbe  |ä>tii:  empfunden  und  grosse 
rnzufriedenlieit  erregen  werde.  während  zugleich  den  mit 
seiner  I  >u  ich  füll  run>r  verbundenen  unstreitig  "rossen  Schwierigkeiten 
doch    nur   ein  unsicherer  (iewinn  <re«:vniibei  stehe.     Die  Re-ieruni; 


Digitized  by  Google 


J.  Pktkks:  Die  Bedeutung  «1er  Steuererklärung. 


15 


blieb  hei  dieser  völlig  unzulänglich  verteidigten,  etwas  zurtlckire- 
hliehenen  Anschauung,  auch  als  die  Kommission  des  Abgeordneten- 
hauses   die    Deklarationspflicht    auf   alle    Einkommensquellen  ver- 
allgemeinerte,   und    so   kam    damals    nichts   zustande.     Erst  als 
v  Migi  KL  ins  Amt  trat,  wurde  Ernst  gemacht  mit  der  Steuerreform: 
die  Regierung  trat  hei  der  Kinkommensteuer  auf  die  Grundlage  der 
allgemeinen  Deklarationspflicht.  und  nun  wurde,  dank  der  Tatkraft 
«Ics  Ministers,  das  Einkommensteuergesetz  auf  dieser  Grundlage 
durchgesetzt.     Auch  das  ltSM  zum  Ahschluss  gelangte  Verinögens- 
steuergesetz  enthielt  im  Entwürfe  die  obligatorische  Steuererklärung: 
dagegen  aber  erhob  sich  im  Abgeordnetenhause  ein  heftiger  Wider- 
spruch, die  Verpflichtung  wurde  gründlich  beseitigt,  nicht  einmal 
für  die  Herufungsinstanz.  wie  vorgeschlagen  wurde.  beibehalten:  nur 
freiwillig  eine  Vennögensanzeige  zu   erstatten,   blieb   d«*n  Steuer- 
pflichtigen freigestellt.    Der  Finanzminister  trab  schliesslich,  um  das 
tiesetz,  wodurch  das  Hinkommen  aus  dem  fundierten  Vermögen  her- 
angezogen wurde,  im  Übrigen  in  Sicherheit  zu  bringen,  in  diesem 
Punkte  nach.    Das  Ergebnis  für  Prcussen  ist  also,  dass  die  Dekla- 
rationspflicht nur  für  die  Einkommensteuer  besteht.    Die  Vermögens- 
steuer kennt  dieselbe  nur  fakultativ.    Hei  der  zugleich  mit  der  Ein- 
kommensteuer reformierten  Gewerbesteuer,  die  ja  freilich  seit  1.  April 
ls'.t.'i  aufgehört  hat.  Staatssteuer  zu  sein,  ist  sie  nicht  vorgesehen.  Hei 
der  Einkommensteuer  aber  ist  sie  nicht  auf  bestimmte  Quellen  be- 
schrankt, sondern  allgemein  in  Geltung.        Im  übrigen  Deutschland 
hatte  man  sich  schon,  ehe  mau  sich  in  Preussen  dazu  entschloss.  viel- 
fach zur  Einführung  des  Deklarationszwauges  veranlasst  gesehen,  ins- 
hcs.mdere  in  Sachsen.  Hävern.  Württemberg.  Haden.  Hessen.  Sachsen- 
Weimar.    Die  seit  Erlass  des  preussischen  Gesetzes  in  einigen  kleinen 
Staaten   erlassenen   Einkommensteuergesetze   stehen   auf  demselben 
H'Hlen  wie  das  preussisehe  Gesetz.    In  Hävern  ist.  und  zwar  auf 
Grund  der  Gesetze  vom        .luni   1  HO!»,  die  DeklarationspHicht  in 
Geltung  bei  der  Gewerbesteuer,  und  zwar  behufs  Feststellung  der 
massgebenden  tatsächlichen  Merkmale;  bei  Abgabe  der  Steuererklärung 
i-t  dem  Pflichtigen  die  Angabe  des  gewerblichen  .lahresertrags  frei- 
gestellt;  zur  Angahe  einer  Erklärung  über  den   Ertrag  sind  die 
Gewerbetreibenden  verpflichtet,  au  welche  eine  bezügliche  Aufforderung 
ergeht.    Ferner  besteht  die  Verpflichtung  zur  Abgabe  einer  Steuer- 
erklärung hei  der  Kapitalroutensteuer  und  der  Steuer  auf  Einkommen 
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aus  {rewinnbriiiirender  1  iuitt i^riiii«:.  ;ui>  l'achtbetrieh.  aus  He- 
^<»liluii*ri-ij.  Dieiistbezllireu.  Leibrenten  und  dergleichen.  Die  spezielle 
Einkommensteuer  bestellt  niiiiilicli  nur  für  tlie  Erträire.  welche  durch 
keine  der  anderen  direkten  Steuern  ((iiund-.  Haus-,  (icwcrbe-  und 
KapitalrentenMeiiei  >  {retrotfeu  werden.  In  Württeuibei -<r  müssen 
die  Meträire  im  Ka|iital-.  Heuten-,  Dienst-  und  Hcrufscinkoinmeu 
deklariert  werden:  illier  eine  Steuerreform  wird  seit  Jahren  ver- 
handelt. In  Maden  ist  durch  das  (n-Mtz  vom  2»>.  Juni  1**4  eine 
allgemeine  Einkommensteuer  mit  I bklarationspflirht  ein<rcführt.  In 
liefen  war  früher  hei  der  Einkommensteuer  von  der  I >eklaration>- 

|.flieht   Absfand   <re  imeii:   eist    durch   da-   liessisrhe  (iesetz  vom 

2">.  Juni  1h«».'i  ist  dieses  ^ändert:  für  die  Kapitalrentensteuer  war 
die  Deklaration  auch  früher  eingeführt.  In  Sachsen  l»eruht  ebenfalls 
das  Einkommensteuergesetz  vnin  2.  Juli  1*7*.  welches  wie  »las 
badist  he  vom  "20.  Juni  1**1  dem  preiissischeii  (iesetze  mehrfach  als 
Vorbild  {redient  hat.  auf  der  Deklarationspflicht.  In  Österreich,  wo 
die  direkte  1  Vr>ounlhcsfeucruii{r  durch  das  (iesetz  vom  25.  Oktober 
l*!*fi  geordnet  worden  ist.  ist  eine  Erklärunjr-pflieht  fllr  die  Er- 
werbs-teuer.  aber  auch  hier  nur  in  betreff  der  fllr  die  Memessuiifr 
der  Steuer  w  i<  hti-ren  Imstande,  nicht  in  betri  tt  des  Ertrages  oder 
Kinkoininens  aus  dein  Oewerbe.  ausserdem  aber  auch  die  Verpflichtung 
zur  Abgabe  eines  Mekenntnisses  der  der  Kentensteiier  unterworfenen 
Mi-zll-re.  sowie  ferner  des  Kinkoininens.  welches  der  l'ersonaleiii- 
koinmensteuer  und  der  Hesoldunirssteuer  von  höheren  Dienstbezllpen 
unterließt,  eingeführt  worden.  In  England,  wo  die  Einkommensteuer 
in  mehreren  Abteilungen,  die  von  besonderen  Meamten  {retrennt  ver- 
waltet werden,  erhoben  wird,  {ribt  es  keine  allgemeine  Deklaration*- 
pflicht.  sondern  eine  solche  {rilt  als  l'rinzip  der  Einschätzung  nur 
in  der  Abteilung  1>.  welehe  insbesondere  das  Kiukommen  aus  Handel 
und  liewerbe.  aus  den  liberalen  Merufsarten  und  aus  im  Auslande 
an{rele{rten  Kapitalvermögen  betrifft.  In  den  übrigen  Abteilungen: 
A  das  Kinkoiunien  aus  Liindereien  und  Häusern.  M  das  Einkomiuen 
der  ländlichen  l'ächter.  ('  das  Einkommen  aus  öffentlichen  Wert- 
papieren, deren  Zinsen  in  England  zur  Auszahlung  kommen.  E  das 
Einkommen  aus  Gehalten  und  Pensionen,  tritt  die  Deklaration  zurück, 
nur  bei  A  und  M  werden  Deklarationen  Uber  den  Ertrag  pefordert. 
Es  hän<rt  diese  Verschiedenheit  mit  der  Methode  zusammen,  der  die 
englische  Einkommensteuer  foljrt.  die  Steuer,   soweit  möglich,  statt 
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\<;ii  dem  Empfänger  des  Kiiikomiiieiis  von  dein  Zahler.  also  an  der 
Quelle  zu  erheben,  z.  Ii.  nicht  von  dein  Verpächter,  sondern  vom 
Pächter,  nicht  von  dem  Kapitalgläubiger,  sondern  vom  Schuldner, 
nicht  von  den  Angestellten  einer  Gesellschaft,  sondern  von  dieser. 
l'»ci  der  Hinrichtung,  wie  sie  in  England  besteht,  hat  man  in  den 
Systemen  keine  allgemeine,  tiach  der  Leistungsfähigkeit  abgestufte 
Steuer  vor  sich,  wie  wir  sie  kennen,  und  daher  ist  es  misslich, 
von  den  dortigen  Erfahrungen  aus  die  kontinentalen  Verhältnisse  zu 
beurteilen.  In  Frankreich  ist  es  bisher  nicht  zur  Einführung  einer 
allgemeinen  Einkommensteuer  gekommen.  Der  vom  Finanzminister 
I>..i  mkk  im  Kebruar  187«'.  der  Kammer  vorgelegte,  die  Einführung 
einer  solchen  bezweckende  Plan  hat  keine  Gnade  gefunden.  Aus 
denselben  ist  für  uns  von  besonderem  Interesse,  dass  er  die  Dekla- 
rationspflieht  und  zwar  für  alle  Steuerpflichtigen  von  mehr  als 
lniHiO  frs.  Einkommen  enthielt.  Dann  möchte  ich  noch  erwähnen, 
da»  in  den  Vereinigten  Staaten  seit  1.  .lanuar  1W'.">  zunächst  auf 
■"•  Jahre  eine  Einkommensteuer  beschlossen  wurde,  wobei  die  Personen 
mit  einem  Einkommen  von  über  3500  Dollars  verpflichtet  wurden, 
ilem  Steuereinnehmer  einen  Bericht  über  das  Einkommen  in  der 
von  dem  commissioner  cd*  internal  revenue  vorgeschriebenen  Weise 
zu  QlM'iTcichen:  dieses  Gesetz  soll  jedoch  später  vom  Bundesgericht 
für  ungültig  erklärt  sein. 

So  mannigfaltig  nun  in  den  einzelnen  Staaten  die  Ausgestaltung 
des  Instituts  der  Deklarationspflicht  sein  mag.  in  dem  einen  Punkte 
U-steht  durchweg  f  bereinstimmung.  dass  die  Erklärung  des  Steuer- 
pflichtigen keine  Selbsteinschätzung,  nicht  die  Selbstbestimmung  der 
Steuerschuld  durch  den  Schulduer.  sondern  nur  ein  Hilfsmittel  für 
<lie  mit  der  Steuerfestsetzung  betraute  Behörde  ist.  Dieser  wird  für 
die  ihr  obliegenden  Untersuchung  durch  die  Steuererklärung  das  er- 
forderliche Material  vorgelegt  oder  wenigstens  eine  Handhabe  geboten, 
um  dasselbe  in  weiterer  Verhandlung  mit  dem  Pflichtigen  zu  erlangen. 
Wäre  es  anders,  würde  irgendwie  eine  Bindung  der  Steuerbehörde 
durch  die  Erklärung  des  Pflichtigen  eintreten,  so  würde  deren  amt- 
liche causne  cognitio  auf  eiue  nur  formale  Bedeutung  zurückgeführt 
sein,  materiell  fände  dann  die  Steuerfestsetzung  durch  den  Pflichtigen 
selbst  statt.  Welchen  Einfluss  al>er  eine  so  präponderante  Stellung 
des  Steuerpflichtigen  auf  die  Richtigkeit  seiner  Deklaration  haben 
würde  diese  Frage  braucht  nur  erhoben  zu  werden,  um  die  I'n- 
J.hrtmch  der  iDteruat.  Vereinigung.  6.  Bd.  2 
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mö^lichkeit  filier  s.dchen  Kinriehtunt:  zu  ei  kennen.  Kiuerlci.  ob  ver- 
langt wird.  dass  die  aut  Khre  und  Gewissen  abir»«rtlKMn-  Kiklärun^ 
vhii  der  Behörde  ohne  1  ,i-lll"u iiü:  bei  der  Steuerfestsetzung  zu  Grunde 
j;ele<:t  werden  solle,  oder  ob  für  dieselbe  die  Vermutung  der  Kiehti<;keit 
beansprucht  wird,  die  von  der  Mehürde.  wenn  sie  sich  der  Krklürunir 
nicht  Climen  wolle,  zu  entkräften  sei.  uder  oh  diese  Wirkung  dei-  Kr- 
k  1  ä t  u ii dann  bei-remessen  wird,  wenn  der  Kl  klärende  sieh  zur  eides- 
stattlichen Bekräftigung  bereit  erklärt  oder  (rar  diese  abgibt,  in 
allen  diesen  Fällen  fällt  infolge  de>  Mangels  einer  wirksamen  l'illfuri«r 
durch  die  Behörde  jeder  äussere  Antrieb  fllr  den  Pflichtigen,  der 
Wahrheit  die  Khre  zu  pben.  we«r.  I  N  im  dass  der  der  Behörde  frei- 
stehende Nachweis  der  l'nriehti<rkeit  ,|er  Angaben  schon  aus  äusser- 
lichen.  in  der  rberlnstuiifr  beruhenden  tiründeii  nur  selten  untei  - 
munmen  wird  und  nur  unter  besonders  •rilnsti^eu  Verhältnissen  von 
Krfnlfr  >''in  kann,  lieirt  so  auf  der  Hand,  dass  der  I  nehrliclie  ihn 
in  der  Rejrcl  nicht  zu  fflrchten  hat.  l  ud  dazu  kommt  noch,  dass 
die  richtige  Angabe  des  Stctierohjckts  bei  den  einzelnen  Kinkomnicns- 
qucllen  ein  gewisses  Mals  von  Kenntnis  des  Gesetzes  und  oft  auch 
die  Vornahme  von  Schätzungen  voraussetzt,  so  dass  der  Cuebrüchc 
sich  frcjrentlber  einer  Anklage  nicht  selten  als  unkundiger  einfacher 
Biedermann  hinstellen  könnte.  Die  Steuererklärung  mit  für  die  Be- 
hörde bindendem  Charakter  würde  so  in  der  Tat  den  Krlöljr  haben, 
dass.  was  .Iohn  Stimmt  Mim.  sehr  mit  Unrecht  von  der  Selbst- 
einschätzun<r  überhaupt  behauptet  hat.  damit  eine  Prämie  für  den 
Gewissenlosen,  eine  Bestiafun«:  für  den  Gewissenhaften  einjreiührt 
wäre.  Aber  das  mu<s  ja  gerade  die  Aufgabe  des  Gesetzgebers 
sein,  die  I  >eklaratioiispflicht  inhaltlich  und  in  betreff  des  dabei 
einzuhaltenden  Veraiila«.ruti{r>  Verfahrens  so  zu  frestaltcn.  dass  der 
Pflichtige  der  Verführung,  «h  u  Staat  zu  betrügen.  <re<renüber  fest- 
zubleiben  vollen  Anln>s  hat:  dazu  aber  ist  vor  allem  uuerlässlieh. 
dass  die  Steuerbehörde,  wie  dem  Steuerpflichtigen  bekannt  ist.  das 
ihr  in  der  Steuererklärung  vnrjrelcjrte  Material  nur  als  solches  zu 
behandeln  hat  und  mit  Befugnissen  ausgestattet  wird,  welche  die 
Prüfunir  desselben  wirksam  machen. 

Von  diesen  Gesichtspunkten  aus  sind  auch  die  Anforderuiifren 
zu  bestimmen,  welche  an  den  Inhalt  der  Steuererklärung  zu  erheben 
sind.  Was  im  preiissischeu  Gesetze  in  dieser  Beziehun«r  verlangt 
wird,  kehrt  im  wesentlichen  in  den  deutschen  Gesetzgebungen  wieder: 
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die  Angabe  des  Jahreseinkommens  aus  den  einzelnen  der  Gattung 
narh  in  Frage  kommenden  (Quellen  und  der  in  Abzug  zu  bringenden 
Schuldenzinseii  und  Lasten.  Ks  i>t  also  die  Angabe  des  Gesamt- 
Meuerobjekts  nirlit  genügend,  andererseits  aber  wird  nicht  die  Auf- 
führung der  einzelnen  konkreten  Einkommensquellen,  als  z.  B.  der 
einzelnen  zinsentragenden  Kapitalforderungen  verlangt.  Anderswo 
gehen  die  Ansprüche  weiter.  In  Österreich  sollen  schon  die  Bekennt- 
nisse bei  der  Kentensteuer  eine  nähere  Bezeichnung  der  steuerpflichtigen 
Bezüge  mit  Angahe  der  Schuldner  enthalten  und  werden  auch  bei 
der  lYoonalsteuer  sehr  eingehende  Angaben  bereits  in  den  Bekennt- 
nissen verlangt:  hei  Dienst-  und  LohnbezUgen  Betrag  und  Schuldner, 
beim  Einkommen  aus  Kapitalvermögen  in  der  Regel  die  nähere  Be- 
zeichnung des  Postens,  des  Zinsfusses  und  des  Schuldners.  Ich  glaube. 
da*s  dies<>  Anforderungen  zu  weit  gehen.  Ks  darf  nicht  zu  viel  ver- 
langt werden,  um  den  Bogen  der  intellektuellen  Leistungsfähigkeit 
in  Verbindung  mit  der  natürlichen  Trägheit  nicht  zu  Uberspannen, 
aber  auch  nicht  zu  wenig,  damit  das  Gebotene  der  Behörde  eine  all  - 
gemeine  ('bersicht  und  einen  Ausgangspunkt  für.  die  weitere  Ver- 
handlung gewährt.  Die  preussische  Gesetzgebung  hat  hier  die  richtige 
Mitte  innegehalten. 

Nicht  durchweg  so  günstig  vermag  ich  zu  urteilen  Uber  die 
preussischen  Bestimmungen  in  betreff  des  rmfanges  des  Deklarations- 
zwanges und  der  Mittel  zu  seiner  Durchführung.  Abgesehen  davon, 
dass  für  den  Steuerpflichtigen  die  Pflicht  zur  Steuererklärung  durch 
eine  besondere,  von  einer  bestimmten  Steuerhöhe  nicht  bedingte  Auf- 
forderung begründet  werden  kann,  ist  die  Verpflichtung,  der  öffent- 
lichen Aufforderung  nachzukommen,  für  alle  bereits  mit  einem  Ein- 
kommen von  mehr  als  3<MH>  Mk.  Veranlagten  vorhanden.  Diese 
Grenzlinie  ist  in  den  verschiedenen  Staaten  sehr  verschieden  bestimmt. 
In  >a<hsen  sind  es  D>( Ml  Mk.,  in  Hessen  2<><>0  Mk.:  die  Kommission 
des  Abgeordnetenhauses  in  Preusseu  knüpfte  die  von  ihr  in  das 
Einkommensteuergesetz  von  1x8:5  hineingebrachte  Deklarationspflicht 
an  ein  Einkommen  von  mehr  als  3(M>0  Mk.:  dem  hat  sich  dann  das 
Einkommensteuergesetz  von  18**1  angeschlossen.  Diese  Beschränkung 
der  Deklarationspflicht  halte  ich  für  zu  weitgehend.  Allerdings  mu>> 
(•ei  einer  allgemeinen  Einkommensteuer  eine  Grenze  bestimmt  werden 
Denn  Im-i  den  Steuerpflichtigen  der  niedrigeren  Stufen  ist  die 
Dcklurationspflicht  nicht  nötig,  weil  hier  meist  einfachere,  leichter 
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zu  übersehende  Verhältnisse  vorliegen,  die  'l";it i*rk*it  der  Behörde 
wird  hier  in  der  Kegel  ausreichen;  bei  di< >er  Sat-h!:ivr«*  aber  verbietet 
«•ich  dir  l{fl:i>t i «ru ii^-  der  oft  dafür  auch  nicht  genug  intelligenten 
Steuerpflichtigen.  Aber  diese  Rücksichten  rechtfertigen  es  nicht,  dass 
die  (irenze  so  hoch,  hi.s  mehr  als  :{OiHi  .Mk..  hinaufgcsclzt  ist.  Wenn 
man  etwa  um  2  oder  ^5  Stufen  hcruntci  stt  it:t.  so  werden  Volkskreiso 
mit  herangezogen,  deren  KiiikommeiisverhältnisM-  keineswegs  in  der 
Regel  klar  und  leicht  erkennbar  sind.  z.  B.  mittlere  Kaufleute,  be- 
deutendere Handwerker.  Angestellte,  ohne  das<  an  ihrer  Fähigkeit, 
dem  (iesetze  zu  genügen,  gezweifelt  werden  dürfte.  Iii*«  hohe  (irenze 
von  :{O0<>  Mk.  entbehrt  somit  eine  in  der  Sache  liegende  Rechtfertigung, 
sie  ist  ohne  Zweifel  auf  das  Bedenken  der  Regierung  zurückzuführen, 
den  Behörden  das  ihnen  infolge  der  J »eklarationspflirlit  zust rinnende 
Arbeitsmaterial  nicht  allzugross  werden  zu  lassen.  Als  in  der 
Kommission  die  Frage,  ob  nicht  die  (irenze  auf  24U(l  Jlk.  herabgesetzt 
werden  könnte,  aufgeworfen  wurde,  erfüllte  vom  Tische  der  Regierung 
die  Auskunft,  dass  dann  Rmmmm.i  Steuererklärungen  mehr  zu  bewältigen 
seien.  Für  durchschlagend  halte  ich  diesen  Gesichtspunkt  nicht.  In 
Sachsen,  wo  bei  DJ00  Mk.  viel  mehr  Steuererklärungen  zu  behandeln 
sind,  liegt  freilich  die  Steuerveranlagung  besonderen  Beamten  ob. 
während  sie  in  l'reussen  als  Befrei  den  Uandratsämtern  als  ein 
einzelner  Zweig  ihrer  Tätigkeit  gelassen  ist. 

Behufs  Durchführung  des  Zwanges  zur  Abgabe  der  Steuer- 
erklärung, der  ja  der  Natur  der  Sache  nach  nur  ein  indirekter  sein 
kann,  bestehen  zwei  Systeme.  Nach  dem  einen  werden  Ordnungs- 
strafen angedroht  für  den  Fall  der  Nicht  innehaltung  der  vorge- 
schriebenen Frist,  nach  dem  anderen  ist  auf  die  unentschuldigte  Ver- 
säumnis der  Nachteil  gesetzt,  dass  dem  Steuerpflichtigen  die  gesetzlichen 
Rechtsmittel  für  das  laufende  .Jahr  verloren  gehen.  In  l'reussen  ist 
nach  dem  Vorbilde  von  Sachsen  und  Baden  das  letztere  System 
aeeeptiert,  Württemberg  und  Osterreich  haben  nur  Ordnungsstrafen, 
ebenso  England.  In  Bayern  hat  die  Unterlassung  einer  Steuer- 
erklärung bei  der  Gewerbesteuer  und  der  speziellen  Einkommensteuer 
den  Verlust  der  gesetzlichen  Rechtsmittel  zur  Folge,  nicht  aber  bei 
der  Kapitalrentensteuer;  hier  wird  nur  eine  Ordnungsstrafe  verwirkt. 
Die  Methode,  die  Nichtabgabe  der  Deklaration  nur  mit  Ordnungs- 
strafen zu  bedrohen,  halte  ich  nicht  für  ausreichend.  Bei  dieser  ent- 
steht für  den  Pflichtigen  ein  blosses  Rechcnexempel.  ob  er  besser 
wegkommt,  wenn  er  schweigt  und  zu  der  gegen  ihn  festgesetzten 
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Steuer  noch  die  übliche  Straf»-  hinzurechnet,  oder  wenn  er  seiu  richtiges 
Hinkommen  anzeigt.  Die  Steuerfestsetzung  durch  die  Behörde  aber 
kann  er  ohne  Schaden  abwarten,  weil  ihm  gegen  zu  hohe  Besteuerung 
Remedur  offen  geldielten  ist.  Somit  wird  nichts  riskiert,  wie  die  er- 
l'alirungsgemäss  der  Höhe  nach  nicht  zu  Ubersehende  Ordnungstrafe. 
Ks  leistet  also  diese  Hinrichtung  dem  Interesse  der  Steuerpflichtigen 
Vorschub,  die  sich  nicht  scheuen,  den  Staat  zu  hintergehen.  Viel 
wirksamer  ist  dagegen  der  Druck,  welcher  durch  den  auf  die  Ver- 
s.iuinung  der  Steuererklärung  gesetzten  Verlust  des  Reklamations- 
ivchts  auf  den  Steuerpflichtigen  ausgeübt  wird.  Alsdann  ist  derselbe 
der  von  der  Behörde  bewirkten  Steuerfestsetzung  gegenüber  völlig 
machtlos;  was  auch  bestimmt  wird,  er  muss  es  anerkennen,  und  so 
kann  die  Versäumnis  der  Steuererklärung  für  den  Pflichtigen  einen 
-o|.  hen  Nachteil  zur  Folge  haben,  dass  bei  ihm  in  Zukunft  die  sorg- 
fältige Beobachtung  der  Hrklär ungsfrist  sichergestellt  ist.  Aber 
diese  Hinrichtung,  der  ich  früher  selbst  aus  voller  Überzeugung 
zugestimmt  habe.  ist.  wie  die  amtliche  Erfahrung  mich  gelehrt 
hat.  doch  zu  scharf,  weil  sie  alle  Deklarationspflichtigen,  welche 
die  Frist  versäumen  ohne  Entschuldigung,  mit  gleichem  Mafse 
inisst  und  keine  Rücksicht  darauf  nimmt,  ob  es  sich  bloss  um  Leicht- 
sinn. Sorglosigkeit  und  l'nerfahrenheit.  oder  um  Hinterhältigkeit  oder 
gar  die  Absicht  der  Hinterziehung  handelt.  Wer  einen  Tag  mit 
-einer  Steuererklärung  zu  spät  kommt,  verliert  die  Rechtsmittel  ebenso 
wie  der.  der  auch  nach  einer  zweiten,  einen  Steuerzuschlag  von  2"»0;'o 
androhenden  Aufforderung,  wie  sie  im  preussischen  Gesetze  vorge- 
sehen i>t.  die  Abgabe  der  Steuererklärung  Uberhaupt  verweigert. 
Dies  ist  unbillig  und  ungerecht.  Daher  würde  ich  vorziehen,  den 
Verlust  der  Rechtsmittel  erst  nach  einer  zweiten  besonderen  Auf- 
forderung eintreten  zu  lassen.  Die  Nichtbeachtung  der  ersteu  Auf- 
forderung, die  im  Interesse  der  Ordnung  einer  rechtzeitigen  Ab- 
wickelung des  Vcranlagungsgeschäfts  auch  und  nicht  zu  leicht  geahndet 
werden  muss.  mag  eine  Geldstrafe  oder  einen  Steueraufschlag  oder 
Leides  zur  Folge  haben.  Damit  würde  auch  erreicht  werden,  das>. 
wenn  die  Behörde  gegen  den  Säumigen,  wie  es  leider  nicht  selten 
vorkommt,  zur  Festsetzung  der  Steuer  schreitet,  ohne  auf  sein  Vor- 
bringen, seine  Beweismittel  irgend  welche  Rücksicht  zu  nehmen, 
dieses  Verfahren  nur  bei  solchen  Personen,  die  es  verdienen,  un- 
gerügt  bleibt. 
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Vortrat:«'. 


Ich  komme  nun  auf  das  Verfahren,  welches  v<«u  di  r  Hehörde 
ciiizuschlaircn    ist.    um.   wenn  »ine  Steuer«! klärim-r  ab<re»-eben  ist, 
<li«-M>    Hilfsmittel    für    «Ii«-    Krmclninc    de-    Zw.«k«s:    die  für 
«lie  Steucrh-slsetzun«.'  «'i  t.. id«  ili«  In  n  tatsächlich«  ]!   Faktoren  zu  er- 
mitteln, mißlichst  nutzbar  zu    machen.     I»ass  dieser  Zweck  nicht 
erreicht  wird,  wenn  die  Mehonle  mit  «ler  Steueivikliinin^  nach  ihrem 
KniH'ssni  verfahren,  sie  je  n;t<  Ii  ihrer  Kenntnis  und  AufTassuii«r  an  - 
«  ikeiiiii  n  oder  {ranz  beiseite   1  «'tri 'ii  dürft«'.  i»t  klar:  aus  der  Natur 
der  Sache  f«d«rt  vielni«hr.  «lass.  soll  die  Steuererklärung  nützen,  si«> 
als  tirundlaj:«'  und  Ausgangspunkt   für  die  weiter  erforderlich  er- 
acht«'te  Klarstellung  der  Verhältnisse  und  die  darauf  sich  he/iehend«' 
\  «rhaiitlluu{r  mit  «h'in  l'rtichti«rcn  angesehen  und  behandelt  werden 
uiuss.    l>aher  ist  im  preus-i^cheu  Gesetz«'  hestimmt       und  ähnlich«- 
Vorschriften  k«'hr«n  wieder.  w«>  das  (J esetz  auf  »ler  Deklaration  »><•- 
ruht        dass  die  St«'Uerb«-horde  dem  Pflichtigen  die  He«lenken.  welche 
sie  pepeii  die  Kichti<rkeit  seiner  Anfallen  hat.  bestimmt  mitzuteilen 
un«l  ihm  lielejrenheit  zu  «rcben  hat.  dieselh«'ii  zu  b»heh«n  »lurch  Auf- 
klärungen und  Nachwcisini/_'»  n.  so  wie  »-s  die  Sache  mit  sich  bringt. 
I»i»  se  Vorschrift  sicheil  «  i  st  der  Steuererkläruii'r  ihre  Bedeutun«r  für 
die  Veranlagung,  und  daher  sind  die  diese»  sogenannte  Reaustan»lun<rs- 
verfahren  het reffenden  lU'stimmiiii<ren  von  »ler  hi'»chst«  n  Wichtigkeit.  Ich 
enthalte  mich,  auf  «Ii»1  interessint«  ii  Kiiizelfra;r«'u,  die  dahei  hervor- 
tret<'!i,  oh  sich  die  «lein  Steuerpflichtigen  «lurch  die  I Deklaration  auf- 
erh><:te  Mitwirkung  auch  auf  «lie  Ih'antwortunt:  der  im  Heaustanduntrs- 
verfahren  an  ihn  gerichteten  Frajren  erstn-ckt.  und  welch«-  Wirkung 
«lie  Versa<ruiifr  »ler  Anwort  hat.  eiiizu«reh«  n.  «las  würde  mich  zu  weit 
führen.    Aber  es  kann  darauf,  da-s  eine  zw<<kentsprecheti«le.  d.  h. 
die  individuellen  Verhältnisse  des  Censiten  stets  im  Au<re  h»-haltende 
Verhandlung  mit  ihm  an  der  Hand  und  auf  (irtind  der  Steuererklärung 
iigeorduet  und  durchgeführt  wird,  nicht  (i«-wicht  r«  nu»r  ir«  l»  <rt  werden. 
So  dient  die  Deklarationsptlicht  dazu,  «lie  Sachen  vor  einer  schablonen- 
haften Ht?haudluii«r  zu  schützen,  der  sie  in  der  I.  Instanz,  und  dort 
liejrt  der  Schwerpunkt  des  •ranzen  Hest«'Ueruiijrs^eschäfts.    nur  zu 
h'icht  ausgesetzt   sind,   wenn   «ler   Vorsitzende   der  Veranlajruntrs- 
kommission  den  ihm  bei<reirebeucn  Steilersekretär  allzu  se|b»tän«li«r 
schalten  lässt. 

Aber  nicht  bloss  dem  iittentlichen  Interesse  dient  «las  M.-au- 
statidun<jsverfaliren.   s«ind«'rn  auch  dem  einzelnen  Steucrpflicliti-reii. 
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uaili rlich  aber  nur  dein,  der  auf  eine  zutreffende  Ermittelung  des 
Steuerohjekts  Wert  legt.  Die  Verpflichtung  der  Behörde,  mit  ihm. 
wenn  sie  freien  seine  Steuererklärung1  Anstünde  erlieht,  behufs  Fest- 
stellung der  Verhältnisse  zu  verhandeln,  ihm  Gehör  zu  schenken 
und  das.  was  er  zur  Klarstellung  des  Sachverhalts  an  Tatsachen 
und  Beweisen  vorbringt,  sachgemüss  zu  prüfen,  sichert  den  Steuer- 
pflichtigen davor,  dass  die  Steuer  auf  Grund  unzureichender  Kenntnis 
der  massgebenden  riustände  festgesetzt  wird.  Freilich  findet  er  im 
licrufungs verfahren  auch  mich  Gelegenheit  zur  Wahrnehmung  seines 
Interesses;  aher  doppelt  genäht  hält  hesser.  im  Beanstandungsver- 
fall rrn  mu>s  er  gehört  sein,  ehe  die  Veranlagung  abweichend  von 
der  Steuererklärung  stattfinden  darf,  und  so  w  ird  ihm  dadurch,  dass 
er  eine  Steuererklärung  abgegeben  und  sich  dadurch  das  Gehör  bei 
der  Behörde  auch  ohne  speziellen  Antrag  seinerseits  gesichert  hat. 
vom  tiesetze  eine  doppelte  Verhandlung  über  die  für  seine  Steuer- 
festsetzung in  Betracht  kommenden  Verhältnisse  zugesichert.  Soweit 
ergibt  sich,  dass  die  Zwangsdeklaration  dem  Pflicht  igen  zugleich 
zum  Vorteil  gereicht.  Dieses  wird  freilich  von  dein,  welchem  es 
darauf  ankommt,  möglichst  niedrig,  und  nicht  möglichst  richtig 
In-steuert  zu  werden,  nicht  empfunden;  aber  der.  den  die  Behörde 
bisher  zu  hoch  eingeschätzt  hat  und  der  seine  Besteuerung  auf  das 
richtige  Mafs  zurückzuführen  bestrebt  ist.  w  ird  den  segensreichen  Vor- 
zug der  ihm  infolge  der  Steuererklärung  gegenüber  der  Behörde  zu 
teil  gewordenen  Stellung  verspüren.  Die  Steuererklärung  ist  also  nicht 
bloss  eine  Pflicht,  eine  Last,  sondern  zugleich  eine  Gerechtsame,  ein 
Vorteil,  l  ud  in  diesem  Zusammenhange  tritt  denn  auch  der  Wert 
der  sich  in  den  Steuererklärungsgesetzen  findenden  Bestimmung 
hervor,  dass  auch  der  Nichtverpflichtete  verlangen  kann,  zur  Abgabe 
einer  Steuererklärung  zugelassen  zu  werden.  Ks  ist  daher  ganz 
l  iKch.  wenn  die  Steuererklärungsptlicht.  wie  es  von  den  Gegnern 
so  oft  geschehen  ist.  immer  nur  als  eine  Last,  als  ein  Nachteil 
dargestellt  wird:  die  weitgehende  Förderung,  welche  die  Steuer- 
erklärung den  Interessen  des  Einzelnen  bei  der  Steuerfestsetzung 
zu  teil  werden  lässt.  darf  nicht  zurückgesetzt  werden.  Des- 
halb sjnd  es  auch  sehr  kurzsichtige  Erwägungen  gewesen,  welchen 
wir  es  zu  verdanken  hnben.  dass  das  Ergänzungssteuergesetz.  für 
welches  von  der  Regierung  die  Deklarationspflicht  vorgeschlagen 
war.  nur  eine  fakultative  Steuererklärung  aufgenommen  hat.  Die 


S<  liw  icriükfii  hei  der  Auslllhrun<:  des  Kr»äuzunj:s>truer<;rsetzes  lit-frt, 
;il»tr* -1  n-ii  von  den  W  '< •rtbesfimmiinirrii.  besonders  in  der  Ermittelunir 
des  Kapitalvermögens  und  der  hei  drr  Ib  -liimnnii«r  drs  pwerbliehcn 
Aulairr-  und  Betriebskapitals  sehr  ins  Oewirht  fallenden  Waren- 
bestände. AtisMiistände  und  Schulden.  In  diesen  Uichtun<rcn  hätten 
dio.  llu-ii  Orsii  htspunkte.  dir  bei  der  Einkommensteuer  zur  Steuer- 
t  i'kl:iruiitr-|»Iliclit  «r«-t tl Int  haben,  durrhschlatrend  sein  sollen.  Freilich 
die  St;i;il>i«"^i»'iuii«r  konnte,  allein  das  Staatsinlerrsse  nngrsrlirii. 
nachgeben,  wir  sie  getan  hat ;  denn  anlangend  das  Kapitalvermögen 
kann  sie  das  für  die  Einkommensteuer  deklarierte  Kapitalciukoiumcn 
sich  nutzbar  machen,  und  die  (Ihrigen  Objekte  muss  der  Steuer- 
pflichtige, wenn  er  eine  rbcrschätzung  vermieden  sehen  will,  in 
seinem  eigenen  Intrressr  speziell  darlegen,  ebenso  wir  nur  auf 
die>em  Wege  im  Streitlall  das  Kapitalvermögen  teststellbar  ist.  Ob 
der  Steuerbehörde  das  vom  Landtage  beseitigte  Fragcrecht  in  dieser 
Kichtung  zusteht  oder  nicht,  ändert  nichts  an  der  auf*  Orund  der 
Erfahrung  bestehenden  Tatsache,  dass  der  Steuerpflichtige  zur  Ver- 
meidung von  Überschätzungen  in  seinem  Interesse  mit  speziellen 
Angaben  herauskommen  muss.  Pas  Intrressr  des  rinzrlnen  Steuer- 
pflichtigen also  ist  es.  welches  durch  die  Beseitigung  der  Pekla- 
rationspflicht  Schaden  gelitten  hat.  weil  ihm  dadurch  rin  Oehör 
schon  vor  der  Veranlagung  und  nicht,  wir  jetzt,  erst  in  der  Kechts- 
mittrlinstanz  gesichert  worden  wäre.  l'nd  rs  kann  drn  Steuer- 
pflichtigen nur  dringend  rmpfohlrn  werden,  von  der  ihnen  im 
Ergäuzungssteuergesetz  freigestellten  Vcrmögensanzeigc  Ochrauch 
zu  inachrn.  Aus  dem  Gesagten  treten  dir  Schwierigkeiten  zu 
Tage,  welche,  damit  die  Pcklarationspllicht  zu  einer  richtigen 
Besteuerung  führt,  bei  der  näheren  Ausgestaltung  dieses  Gebildes 
zu  Ubrrwindrn  sind;  dir  Hauptfrage  bleibt  immer,  wir  in  dem 
Kampfe  der  Ehrlichkeit  mit  der  Begehrlichkeit  in  der  Brust  des 
Steuerpflichtigen  jener  zu  Hille  zu  kommen  ist.  so  dass  ihr  der 
Sieg  zufällt,  Gilt  es  also,  den  selbstsüchtigen  Trieb  einzudämmen, 
so  ist  dafür  das  wichtigste  "Mittel,  wenn  sidche  Mafsnahmen  getroffen 
werden,  dass  die  Entdeckung  der  Unwahrheit  einer  Steuererklärung 
wahrscheinlich  ist.  Die  Furcht  vor  der  Entdeckung  und  den  damit 
eintretenden  Folgen:  der  Bestrafung  und  dem  Ehrverlust,  sind  das 
sicherste  Präservativ  gegen  falsche  Steuererklärungen.  -  Pie  zur 
Kontrolle  dienende  Einrichtung  nun.  welche  hier  an  erster  Stelle 
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fceiiamil  werden  muss,  ist  eine  zweckentsprechend  anpcordnete  Erb- 
schaft «Steuer.    D«  nämlich  behufs  Festsetzung  der  Erbschaftssteuer 
»ine  genaue  Ermittelung  der  Erbschaft  und  der  den  einzelnen  Be- 
teiligten zufallenden  Vermöpensobjekte  stattrindet  --  es  muss  vmi 
den  Erben  ein  spezielles  Inventar  des  Nachlasses  aufgestellt  und 
die  Nichtigkeit  auf  Verlangen  der  Behörde  an  Eidesstatf  bestätigt 
werden     -  >o  bietet   sieh  hier  ein  wertvolles   Material  dar.  mit 
welchem   die  Steuererklärungen  sowohl   des  Erblassers  \veni»>tens 
aus  den  letzten  Jahren,  als  auch  der  Erben  nachgeprüft  werden 
können.   Tatsächlich  dienen  auch  die  Erbschaftssteuerverhandluugen 
diesem  Zweck.    Aber  es  liept  auf  der  Hand,  dass  da.  wo.  wie  auch 
in  Preussen.  die  Descendenten.  die  Ascendenten  und  die  Ehepatten 
von  der  Erbschaftssteuer  l>efreit  sind,  der  Nutzen  für  die  Einkommen- 
steuer und  Ergälnzungssteuer  nur  sehr  beschrankt  sein  kann:  die 
grösste  Zahl  der  Fälle  scheidet  dann  leider  aus.    Auch  mit  im  Hin- 
Mick   auf  die  Steuerkontrolle  hatte  die  Staatsrepierung.   als  sie 
zugleich  mit   dem  Einkommensteuergesetz  lMW  eine  Novelle  zum 
Krhs<  haftssteuergesetz  vorlebte,  darin  die  Heranziehung  der  hescen- 
«Ienten.  Ascendenten   und  Ehepatten,   natürlich  nur  mit  geringen 
Steuersätzen,  vorgesehen.    Mit  diesem  Vorschlafe  fand  sie  damals 
jedoch  beim  Landtage  kein  Gehör,  und  in  dem  neuerdings  zur  Ver- 
al.Mliicdunp  pclanpten  besetze  vom  'Ü.  Juli  1*9".  ist  sie  auf  den- 
selben nicht  wieder  zurückpekomineii.    Insofern  befinden  wir  uns 
steuerrechtlich  in  einem  mangelhaften  Zustande.    In  Preussen  liept 
ih  r  Schwerpunkt  also  darin,  dass  der  Steuerpflichtipe  mit  der  Prüfunp 
-einer  Anpaben  durch  die  Behörde  und  mit  den  auf  falsche  Anpaben 
pe»et/ten  Strafen  zu   rechnen   hat.     Daher   müssen   diese  Strafen 
empfindlich  und  muss  die  Steuerbehörde  mit  weitgehenden  Hefupnissen 
ausgerüstet  sein,  um  die  ihr  nötip  scheinenden  Ermittelunpen  an- 
stellen zu  können.    In  beiden  Richtungen  sind  die  in  den  preussischen 
<res«-tzeii  enthaltenen  Bestimmungen  als  zweckmässig  anzuerkennen. 
Hie  Itceidigung  von  Zeupen  und  Sachverständipen  kann  freilieh  im 
V e ran l;ipun«r> verfahre n   noch   nicht   bewirkt   werden,   aber  die  Bc- 
nuuiipskommksion  und  deren  Vorsitzender  haben  dieses  Recht,  und 
da-  halte  ich  für  genügend.    Nur  in  dem  Punkte  pehen  mir  die 
Befugnisse  der  Steuerbehörden  nicht  weif  penup.  dass  sie  nicht  das 
I.'eebt   haben,    von   dem   Steuerpflichtigen   selbst   über  dessen  Be- 
hauptungen  eine   eidliche   Erhärtunp  zu   verlanpen.     Eine  solche 
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Vortrüge. 


Mafsnahme  würde  oft  -rlir  «reei<;net  vin.  die  \\  ahrheit  zu  Ta«rc  zu 
fördern.  In  .Inn  Kntwurf  ilo  Kinkommeiisteuere/oetzes  war  eine 
bezü«:li<  Ii»'  Voi  m  hrift  enthalten:  die  IW  rultiii«r>koiiuiii>^iuii  sollte  in 
Kriiianjreluiif:  anderer  Mittel  zur  Kin  üuduntr  der  W  ahrheit  Im  i echti<rt 
sein,  vmi  dem  St«  u«  rpHirht i<r«  ii  die  Hekräftiü-uujr  x-iiu-r  wörtlich 
•renau  zu  formulierenden  Ansahen  dm«  Ii  Vei  >iclierun<;  an  Kidesstatt 
zu  verlangen,  unter  Androhung  der  Zui  ückwei-tin«:  der  lierufunj:  fUr 
den  Fall  der  Wei<rerun<.r.  I>iese  Bestimmung  ist  mhi  der  Kommission 
des  Abgeordnetenhauses  pMrirheu:  irli  lial>r  mich  aber  überzeugt. 
da>s  es  richtiger  |_reweseii  wäre,  wenn  man  -ic  stehen  «rclasseli 
hätte,  t'ntci-  dem  ( ie<ie|it>|>unkt  eines  Mittels  zur  Stilrkunir  des 
i:«(lit->innes  ist  auch  die  Versicherim;;  zu  lietracliten.  mit  welcher 
in  der  Steuererkliii  u utr  feierlich  die  Kichti-rkeit  erklärt  wird:  par 
zu  viel  ist  darauf  freilich  nicht  zu  <:ebeii.  denn  für  die  Ehrlichen 
i>t  die  VersirherunL'sklausel  nicht  nötip  und  den  U  nehrlichen  wird 
solche  schwerlich  stören.  Klier  könnte  fraiHirh  sein.  <di  nicht  schon 
in  der  Sfeiiererklärimjr  eine  eidesstattliche  Versicherung  zu  erfordern 
wäre:  dieser  Gedanke  ist  jedoch  nicht  ausführbar,  weil  es  sich  in 
der  Steuererklärung  oft  um  Schltis>fol<:eruiitren  und  Schätzungen 
handelt,  nur  dann  aber,  wenn  ( ie^enstand  der  eidlichen  Versicherung 
bestimmte  Tatsachen  sind,  die  Andmhun<:  des  Strafgesetzbuches 
wirksam  werden  kann. 

Kin  meines  Krachtens  sehr  wirksames  Mittel  zur  möglichsten 
Sicheistellun«:  richtiger  Stciiererklärun<:en.  welches  bisher  die  irc- 
bilhrende  Anerkennun<r.  wenigstens  bei  uns.  nicht  gefunden  hat. 
scheint  mir  die  Vcröffentlirhuiifr  der  Kinschätzunjren  zu  -ein.  Kleibt 
das  Kr<rcbnis  der  Veranlagung,  und  zwar  nicht  hlos>  der  Steuerhetrap, 
sondern  auch  das  Steuerobjekt,  als.»  der  tiesamtbetrafr  des  steuer- 
l»fl ii-ht iitren  Kinkommens.  nicht  peheim.  sondern  steht  es  der  Kenntnis- 
nahme für  jeden,  der  ein  Interesse  daran  findet,  offen,  so  wird  sich 
mancher,  der  unter  dem  Schleier  des  (ieheiinnisses  und  dadurch  *re- 
deckt  der  Versuchunf;  zu  falschen  Aiiiraben  leicht  unterließt,  doch 
besinnen,  ehe  er  seinem  privaten  Interesse  in  unrechter  Weise  nach- 
gibt. K<  iribt  ja  fast  in  jedem  Kalle  Personen,  welche  ein  l'rteil 
über  die  Kirhtiirkeit  der  Angaben  eines  Steuerpflichtitren  haben  oder 
unschwer  gewinnen  können,  und  schon  diesen  peirenübcr  sieht  sich 
der  unehrliche  Steuerpflichti<re  in  einer  ihm  unbequemen  Situation. 
Kr  wird  sich  diesen  <re<:euüher  und  auch  «repeiilllier  dem  ]*ul»likuni 
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überhaupt  nicht  m-Ih-ii  genieren  und  hat  dir  Minderung  der  Imputation 
zu  fürchten.  :inf  deren  Krhaltung  erfahrungsiremäss  gerade  die  I'er- 
neu.  die  sie  innerlich  am  wenigsten  verdienen,  den  grössten  Wert 
lep/ii.    S«>  weit   möchte  ich  freilich  nicht  gehen,  eine  Art  Popular- 
klage einzuführen,  jedem  das  Kecht  y.u  gehen,  die  Nichtigkeit  der 
Besteuerung  eines  anderen  anzufechten.    Aber  die  Veröffentlichung 
der  Stetierlisteii    wird   auch  gewiss  dazu   führen,   dass  die  Steuer- 
behörden  und   die  Mitglieder  der  Kommissionen    nicht   selten  mit 
Material  versehen  werden,  welches  sonst  ihrer  Kenntnis  vorenthalten 
bleibt.    Piese  Gesichtspunkte   >iud   Iiisher  nicht   in   der  ihrer  Be- 
deutung jrelillhrenden  Art  zur  Geltung  gelangt.    Offenbar  unter  dem 
Kindruck.  da>»  von  den  Gegnern  der  Deklarationspfluht  die  damit 
eintretende    Gefährdung   der   Kreditverhiiltni-se    hervorgehoben  zu 
weiden  pflegt,  ist  in  den  Gesetzen,  welche  sich  auf  die  Basis  der 
tb-klaration  stellten,  hei  der  weiteren  Ausgestaltung  des  Verfahrens 
meist  davon  ausgegangen,  dass  grundsätzlich  die  Geheimhaltung  der 
Kinschätzungsverhandlungen   gefordert    werden   müsse.     Darauf  be- 
ruhen auch  die  Bestimmungen  des  preussischeu  Kinkommensteuer- 
i'c>etzes.  ,la>s  ilie  Steuererklärungen  unter  Verschluss  aufzubewahren 
-iml  und  ebenso  wie  die  Koinmissionsvcrhandlungcn  Uber  dieselben 
nur  zur  Kenntnis  durch   ihren   Amtseid   zur  Geheimhaltung  ver- 
nichteter Beamten  gelangen  dürfen,  und  dass  überhaupt  von  den 
bei  der  Steuerfestsetzung  beteiligten  Beamten  und  Kmuinissinnsiuit- 
L'litderu  alle  Verhandlungen  sowie  die  hierbei  zu  ihrer  Kenntnis 
gelangenden  Verhiiltnisse  der  Steuerpflichtigen  strengstens  gehciin- 
zuli.ilten  sind.     Die   unbefugte  Offenbarung   dieser  Dinge  ist  auf 
\ntrag  mit  schwerer  (ield-  oder  Gefängnisstrafe  bedroht.    Ks  ist 
bei  Prüfung  dieser  Bestimmungen  anzuerkennen,  dass  ein  Geschäfts- 
mann davor  geschützt  sein  muss.  durch  die  Preisgabe  von  in  seinem 
Interesse  geheimzuhaltenden  Tatsachen  geschädigt  zu  werden;  daher 
wird  eine  solche  Mitwirkung  von  Konkurrenten   bei   seiner  Kin- 
Iwtzung.  da<s  s.dche  Tatsachen  zu  deren  Kunde  gelangen,  unbe- 
dingt ausziischliess,.n  sein.    Diese  Hücksicht  ist  im  Gesetze  nicht 
zum  Ausdruck  gelangt  ">'d  wird  in  der  Praxis  leider  nicht  genügend 
trachtet.     Aber.  da>*  auch   auf  unreeller,   ungesunder  Grundlage 
bestehende  Kieditverbindungen  geschont  werden,  geht   meines  Kr- 
ii«  Iltens    zu   weit.     Das   öffentliche   Interesse   führt    gerade  dahin, 
in    den    Kinschät/.uiigs>achen    die   ( üheiinniskrämerei  aufzugeben. 
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I»urch  die  Kint'lllii  uiijr  der  I  >rklai  atioii>priic  ht  ist  mir  drin  Yerhot 
des  Kindrinfrnis  in  <lir  V»  rhältnis-e  »Irr  Struerpflichti;_rrn  ^«-hrorlun 
lind  i>t  dir  Vrr;nil;ifruny  auf  di  r  rnl<.'r<rrn«_'rsrtztrii  (irundlaire  auf- 
schaut, driin  mir  dir  rückhaltlose  l>arlct;uns  der  Yrrhältnissi»  Hllirt 
zu  rinn-  rirlitijrrn  Stcuerfr-.t>rtzun«r  I »unh  dir  «rlrichr  Krwäirunir 
ahrr  wird  auch  dir  Ansicht  «.'«stützt,  dass  liri  drr  Sinirrrinx  hützun«: 
(iliri  hatipl  vtui  rinrin  nicht  durch  herechtii_rtc  IntrrrNsrii.  sondern 
lediglich  durch  Lirhhahrrri  und  Ahnriirun^  <rr>t(it/.trn  (irhrimni  — 
-i'hut/r  Alistand  zu  nrliiiirii  i*t.  I»ahrr  hrdarf.  wriin  rinr  (irhriin- 
haltun«:  verlangt  und  untrr  Schutz  ^c-trllt  wird.  dirsrs  in  jedem 
Kalle  licsoiidercr  l'rrlitfrrtij_ruii«r.  I'ntrr  di< -rm  ( irHchtspunktr  mochte 
ich  dir  iinhrdiii«_rtr  ( >t1rnlr«:uii«.r  drr  hri  drr  Kiiischätzuii«;  festgestellten 
Steiieiohjekte.  alsu  dr>  Hinkommen*  und  Yerinöjrcns.  und  drr  Stener- 
hetrü«_'e  hrl'ürwortrn.  w  ohlvristandcn  drr  Krjrrhiii»r  drr  Kiiischützuii<r. 
nicht  drr  Kiuzelfaktorni.  drnn  hri  Ilrkannlirahr  auch  dieser,  z.  Ii. 
drr  Schiildvrrhältnissr.  können  Privatinteressen  ohne  Nutzen  für  das 
öffentliche  Wühl  yvschädiirt  werden,  aiiderrrsrits  ahrr  rinr  amtliche 
Ye ri'.rtrntlichuiiür.  und  zwar  nicht  hloss  rinr  ( Itfriilrirun«:  an  hrstimintrn 
Ortrn  und  nicht  hhiss  «-in  Hecht  drr  Kiiisichtnahinr  für  rinr  hc<_Tenzte 
Zahl,  sondern  für  jeden,  I>ie  preiissisrhe  (iesetz«»rehuii<r  ist  von  einer 
solchen  Vorschrift  weit  entfernt.  In  Österreich  ist  diesrr  Punkt 
(»efrensiand  des  heftigsten  Streites  prwrsrn.  Dir  KejrieriHifr  schlug 
vor.  Kejristrr  ühcr  das  festgestellte  strurrharr  Hinkommen  drr  Steurr- 
pnichtipcii  zu  jedermanns  Hinsicht  hei  den  (irmrindriimtrrn  aufzu- 
legen: dieser  Yorschlas  «.'elan^le  aher  nur  in  sehr  ahseschwüchtrr 
Form  zur  Annahme:  nur  die  Steuerheträ«:e  stehen  zur  Hinsicht  orten 
und  nur  für  dir  Steuerpflichtigen  drs  het  reffenden  Bezirks.  Kine 
Üestiinmun«:  in  dieser  Kichtun-j:  halte  ich  auch  hei  uns  für  empfehlens- 
wert. Hei  uns  hahen.  so  weitgehend  wie  die  Hrimlichkrit  vor- 
geschlichen ist.  dir  privaten  Interessen  in  zu  weitgehender  Weise 
i{rrl|cksichti^un<r  «Munden,  während  doch  dir  Wücksicht  auf  das 
öffentliche  Interesse  ausschlajrsehciid  sein  sollte. 

Kehlen  hiernach  auch  in  Prriisxn  vrrschirdrne  Kontroll- 
mittel.  die  anderswo  eingeführt  sind,  so  hahen  wir  doch  allen 
Urund.  mit  der  Zwan^sdeklaration.  so  wie  sie  eingeführt  und  ein- 
gerichtet ist.  zufrieden  zu  sein.  hie  noch  lMK.'S  von  der  Staats- 
irsierun«: »esen  die  allgemeine  Kinführunjr  «Irr  hrklaratioiispflicht 
hetonte  Krwäirunp.  dass  der  (iewiitn  ein  unsicherer  sei.  hat  sich. 
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n;iehdciii  die  Ergebnisse  der  von  v.  Miu.iki,  durchgesetzten 

Heti-nn  der  Einkommensteuer  zu  übersehen  sind,   uls  eine  völlig 
trügerische  erwiesen.    Die  Mehrerträge  für  den  Staat  sind  unzweifel- 
haft gn.s>cnteils  auf  das  dureli  die  Deklarationspflirht  verbesserte 
Kinschätzungsverfahren  zurückzuführen,  und  wenn  dann  weiter  be- 
dacht wird,  dass  die  Zahl  der  gegen  die  Veranlagung  eingelegten 
Berufungen  und  Beschwerden  eine  verhältnismässig  sehr  geringe  ist. 
mi  liegt  darin  der  Deweis,  dass  es  mit  Dille  der  Selbstdeklaration 
gelungen  ist.  der  richtigen  Verwirklichung  des  Steuergesetzes  um  ein 
Miltes  Stllek  näher  zu  kommen.    Die  Erfahrungen  aber,  welehe  wir 
mit  dem  Einkommensteuergesetze  gemacht  haben,  zeigen  aueh.  dass 
die  Besorgnisse,   denen  von   seiten   der  tiegner  der  Deklarations- 
pflicht  so  beweglich  Ausdruck  gegeben  wurde:  es  werde  der  Moral 
des  Volkes  dadurch  geschadet,  unbegründet  gewesen  sind,  (iewiss 
sind  auch   seit  Einführung   des  Einkommensteuergesetzes  Hinter- 
ziehungen durch  Abgabe  falscher  .Steuererklärungen  vorgekommen 
und  auch  solche,  die  nicht  entdeckt  sind,  aber  die  Frage  ist.  ob  unter 
der  Herrschaft  des  neuen  Gesetzes  noch  dieselbe  Willkür,  dieselbe 
l'ngleichheit  bei  der  Heranziehung  zur  Steuer  zu  beklagen  ist.  wie 
früher,  oder  ob  der  Gesamtzustand  nicht  viel  besser  geworden  ist: 
niemand  kann  diese  Frage  mit  gutem  Gewissen  im  Sinne  der  ersten 
Alternative  beantworten.    Nein,  in  Preussen  hat  sich,  so  manches 
auch  noch  besserungsfähig  ist.  die  Zwangsdeklaration  als  ein  wirk- 
sames Mittel  im  Dienste  einer  der  Gerechtigkeit  entsprechenden  Be- 
steuerung erwiesen.    Wir  können  daher  auch  Uber  ihre  moralische 
Wirkung  beruhigt  sein.    Dass  die  Steuererklärung  zur  Verführung 
eines  Steuerpflichtigen  gereichen  kann,  liegt  in  der  menschlichen 
Natur  begründet,  das  ist  nicht  zu  ändern;  aber  sie  ist,  wenn  die 
Steuerbehörden  die  ihuen  gegebenen  weitreichenden  Befugnisse  zur 
Erforschung  der  Wahrheit  pflichtgetreu  und  taktvoll  benutzen,  ein 
Mittel  der  Erziehung  auf  einem  (iebiete.  wo  die  Volksmoral  noch 
recht  unvollkommen  entwickelt  ist.    Dass  ein  Betrug  gegen  den 
Staat  mit  demselben  Masse  gemessen  werden  iuuss.  wie  ein  Betrug 
gegen  einen  einzelnen  Mitbürger,  ist  eine  dem  Volke  noch  keineswegs 
in  Fleisch  und  Blut  gewachsene  Anschauung,  in  dieser  Richtung  ist 
eine  Schärfung  der  Gewissen  vieler  Personen  sehr  am  Platze;  eine 
solche  aber,  wie  kann  sie  besser  bewirkt  werden  als  dadurch,  dass 
der  Steuerpflichtige  alljährlich  gezwuugen  wird,  sich  seiner  Pflichten 
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gr-en  den  St:«:il  he\vu»r  zu  werden,  und  einen  Knt>«  lilu->  zu  fassen, 
dir.   wenn  er  sein   pekumäi es   IuteiesM'  über  die  Ehrlichkeit  und 

Wahrheit   stt-lll .   für  ihn   \  Ii  ii   s.huei -t.  u   Folgen  -t  ili  kann  V 

Dass  eine  Läuterung  in  di  u  Anschauungen  nur  sehr  langsam  und 
allmählich  zu  erhoffen  ist.  ist  natürlich,  am  Ii  i>t  nii-lit  zu  vergessen, 
da»  eine  solche  Entwicklung  sich  nur  da  \ ••! lzi«-h<-ti  kann,  wo  dafür 
in  einem  gewissen  Masse  vm  Bildung'  und  Moral  die  (irundlage  und 
der  Krim  bereits  vorhanden  ist.  Aber  wo  i»  an  diesen  Voraus- 
setzungen im  Volke  nicht  fehlt,  ist  eine  bessere  Schule  der  Erziehung 
zu  der  Besinnung,  wir  sie  dein  Staate  gegenüber  vorhanden  sein  soll, 
nicht  denkbar,  als  die  durch  dir  Selbsteiiischätzung  hei  der  Steuer- 
veranlagung. In  diese  Auffassung  kann  dadurch.  da<s  etwa  in 
anderen  Ländern  abweichende  Erfahrungen  beobachtet  werden,  eine 
Störung  nicht  hineingetragen  werden.  Denn  es  stielen,  was  die 
Wirkung  der  I >eklarati.ni>|iHiclit  in  dieser  Richtung  betrifft,  in  jedem 
Staate  die  ihm  eigentümlichen  Verhältnisse  mit.  nicht  bloss  Besonder- 
heiten  in  betreff  des  Steuersystems,  der  Hinrichtung  des  Verfahrens, 
des  Vorhandenseins  einer  Kontrolle  und  ihrer  Anwendung;,  sondern 
auch  Verschiedenheiten  in  hetretf  de»  Charakters,  der  Bildung, 
der  Neigungen  und  Abneigungen  und  auch  Zufälligkeiten,  so  dass 
es  nicht  zulässig  ist.  aus  dem  Imstande  allein.  dass  in  einem  Volke 
durch  die  Zwangsdeklaration  der  Neigung  zum  Staatshetruge  nicht 
Ahhruch  getan  ist.  zu  folgern,  da»  es  üherall  nicht  anders  sein 
könne.  Die  Probleme  hei  der  Steuerverwaltung  sind  in  allen  Staaten 
dieselhen.  die  Mittel  zur  Lösung-  und  die  Wirksamkeit  derselhen  sind 
stets  verschieden.  Daher  ist  auch  die  Bemerkung  des  Engländers 
Mac  Ci  i.i.och.  die  in  dem  Streite  (Iiier  die  Einführung  der  Steuer- 
erklärungen  so  oft  angeführt  winde:  dass  durch  die  Selhstdeklaration 
zur  Einkommensteuer  in  die  Klasse  der  Industriellen  und  Handel- 
t reihenden  eine  grosse  Imnioralität  gekommen  sei.  und  man  sich 
dort  an  Lüge  und  Deloyalität  gewöhnt  ha  he.  wenn  sie  tatsächlich 
zutreffend  ist.  nur  ein  Beweis  dafür,  da»  in  England  noch  viele- 
zu  hessern  ist.  Kür  uns  ist.  da  wir  gegenüber  dem  Stande  vor  1S«.»1 
uns  einer  grossen  Verl>e»rrung  erfreuen,  auch  die  Hotfuung  auf  ein 
weiteres  Vorx  hreiten  und  (Jeliugen  in  der  Lö-ung  der  Aufgabe,  das 
Steuergesetz  zu  verwirklichen,  voll  gerechtfertigt.  Dass  eine  solche 
dann,  wenn  für  unsere  He-etze  in  den  von  mir  angedeuteten  Punkten 
Verbesserungen   beschlossen  weiden  sollten,  noch  begründeter  sein 
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würde.  ist  selbstverständlich,  aber  wir  haben  mit  dem  l'funde  zu 
wuchern.  «a>  wir  besitzen,  denn  mit  einer  Hcforni  des  Einkommen- 
steuergesetzes und  des  Er<ränzuii}rssteucr<resetzes  ist  nach  meiner 
l'herzeu^unf;  in  absehbarer  Zeit  muh  nicht  zu  rechnen. 

Zum  Schlüsse  möchte  ich.  anknüpfend  an  die  rechtlichen 
Gesichtspunkte,  die  ich  im  Einpauke  meines  Vortrages  erörtert 
habe,  noch  auf  eine  Krajrc  hinweisen,  auf  welche  mau  sich  in- 
M-je  der  Hetraehtunjr  der  Eiuzelbestimmuiifjen.  wodurch  die  Steuer- 
erklärun<r.  die  Abgabe  derselben  und  das  sich  daran  knüpfende.  Ver- 
fahren trereirelt  sind,  freführt  findet,  die  Vnigv  nilmlich.  ob  der 
öffentlich  rechtlichen  Pflicht,  als  welche  sich  die  auf  (irund  der 
Steuerpflicht  des  Putei-thaiien  dem  Staate  pepeuüber  bestehende 
Deklarationspflicht  darstellt,  pep-nüber  aU(|,  t.j„  subjektives  öffent- 
lichem Hecht  des  Steuerpflichtigen  vorhanden  ist.  Ich  meine:  wenn 
der  Steuerpflichtige,  der  der  Deklarationspflicht  nicht  unterließt,  ver- 
langen kann,  zur  Abtrabe  einer  Steuererklärung  zugelassen  zu  werden, 
wie  sidches  in  S  2">  des  Einkommensteuergesetzes  und  im  Erfränzuiifrs- 
«•teuerire»etz»'  vorgesehen  ist.  ist  hier  ein  subjektives  Hecht  des  Steuer- 
pflichtigen auf  Abgabe  einer  Steuererklärung  anzuerkennen V  End 
ferner  steht  dem  Steuerpflichtigen,  welcher  eine  Deklaration  abfrejreben 
hat.  die  Einleitung  und  Durchführung  des  Heanstandun^sverfahrens 
V'<r  der  Veranlagung  als  sein  durch  Abgabe  der  Steuererklärung 
erworbenes  subjektives  Hecht  zu.  In  dein  Sprachgebrauch,  wie  er 
sich,  auch  in  der  Judikatur,  herausgebildet  hat.  pflejrt  in  diesen 
Füllen  von  Hechten  des  Steuerpflichtigen  fresprochen  zu  werden.  Ist 
diev  Hezeichnunjr  zutreflend?  Wenn  das  Kriterium  eines  subjektiven 
Hechts,  mit  Ihkhiv. darin  gesetzt  wird,  dass  ein  von  der  Hechts- 
»nlnunir  jreschUtztes  Interesse  vorhanden  ist.  so  intlssten,  da  hier 
Interessen  des  Steuerpflichtigen  vorhanden  sind,  in  den  bezeichneten 
Fällen  subjektive  Hechte  anerkannt  werden.  Aber  es  wird  dabei 
ausser  Acht  gelassen,  dass  ein  subjektives  Hecht  eine  oder  viele 
Personen  als  Verpflichtete,  deren  Wille  entsprechend  gebunden  i-t. 
\"r:iu-st.tzt  Entscheidend  also  für  die  Anerkennuiiir  eines  subjek- 
tiven öffentlichen  Hechts  auf  seilen  des  Steuerpflichtigen  ist.  ob  der 
Staat  ihm  als  Verpflichteter  pe«reiiüber  tritt,  und  da  dieses  von  dem 
Willen  des  Staates  abhängt,  wie  er  sieh  in  den  Gesetzen  ofl'eubart. 
>>  frajrt  sich:  will  der  Staat  sich  binden  jrefrenüber  dem  Steuer- 
pflichtigen, sich  diesem  «rejrenüber  bei  der  Vollziehung  'des  Gesetzes 
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eine  S.  lh>tbes<  hräiikuni:  auf«  i  U  'ji  u '.'  vollzieht  sich  ,|,T  «hin  I»  dn> 
(m  m  i/  Ix  i  der  Ki  init t«*l  11  nir  des  Striwrnbjekts  dem  Steiicipflichti<reii 
i:<  \viilii'tc  Schutz  durch  Hcfrillnduni:  einer  bezüglichen  VerpHichtuiiir 
des  Staates'/  oder  irrht  die  Absicht  hdi-:li<  Ii  dahin.  «Inn  Steuer- 
pflichtigen «1**11  Sehnt/  in  ihr  Weise  zuzu>i<  hcrn.  dass  die  Suuer- 
Im -I i<°»r«l«'ii  mit  bestimmten  A 11  \\ »•  i - n  11  «rt-n  versehen  werden,  die  sie  im 
Inten-sse  des  I 'rtiilit beobachten  m(l-scii?  1  >ie  Nichtlieobarhtuii'r 
macht  hei  der  letztenn  Aut'l;« — uii^r  da»  Wrfahren  nianirelhaft.  b«i 
der  eisteren  AulTa^Miiiir  bedeutet  sie  dir  \ "<  rletzun»-  der  subjektiven 
Kechtssphäte  de-  Steuerpflichtigen.  Ich  hin  p-iwiirt.  die-  Annahme 
«•incs  WriahrensmanfHs  und  nicht  einer  subjektiven  Hechtsvcrletzunjr 
als  drin  Willen  des  < M«.ct/.t*<  hcis  entsprechend  anzusehen.  Dieselbe 
Fra-.M'  wiederholt  sich  auf  dem  <tebiet<>  derselben  Gesetze  bei  den 
Bestimm  untren  Uber  die  Hicht-mitel ;  sind  durch  diese  subjektive 
Hechte  des  Veranlagten  begründet  oder  sind  sie  auch  nur  als  Ver- 
fahrensvorschiiften  aufzufassen?  Hier  möchte  ich  suhjektive  Hechte 
als  vorhanden  annehmen.  Kine  nähere  lU'frrUnduii'r  dieser  Ansic  hten, 
welche  ein  spezielles  Kin-reheii  auf  den  ( ie>etzesinhalt  erfordern 
würde,  wtlrde  mich  jedoch  zu  weit  führen,  ich  muss  Uiir  daher  an 
dieser  Stelle  eine  solche  versagen  und  mich  bescheiden,  diese 
interessanten  theoretischen  Konstniktionsfra<;en  ledi-rlich  ansrere-rt 
zu  hahen. 


Altertümer 
im  geltenden  russischen  Recht. 

Bilder  aus  dem  Kultur-  und  Rechtsleben  Russlands. 

Von 

Aug.  Loewenstimm, 

OI.Tlaude»js;erk-htsrat  in  C'harkoff. 
Gehalten  am  4.  Juli  11100. 

Wt'iui  man  sich  nicht  ausschliesslich  mit  dein  geltenden  russischen 
Straf-  und  Civilrccht  beschäftigt,  sondern  seine  Studien  auch  auf 
die  anderen  Teile  des  geltenden  Gesetzes  ausdehnt,  so  wird  man 
öfter»  auf  solche  Bestimmungen  stossen.  welche  im  Leben  niemals 
zur  Anwendung  kommen,  aher  als  Spuren  einer  längst  vergangenen 
Zeit  für  un*  einen  gewissen  historischen  Wert  l>esitzeti.  Wir  glauben. 
da«s  es  interessant  ist.  alle  diese  juristischen  Alterttlmer  zu  sammeln, 
ihre  »ic-chichte  auf  Grund  der  vollständigen  Sammlung  der  Gesetze1) 
zu  verfolgen  und.  wenn  es  nötig  ist.  durch  historische  Daten  zu  be- 
leben. Eine  derartige  Studie  ist  entschieden  nicht  ohne  Nutzen, 
denn  die  (  ivilisation  schreitet  unaufhaltsam  vorwärts.  Die  Arbeiten 
an  unserem  Strnf-Gesetzbuch  und  auch  am  Bürgerlichen  Gesetzbuch 
nahen  sieh  ihrem  Ende  und  in  kurzer  Zeit  werden  bei  einer  syste- 
matischen Durchsicht  des  Swod  Sakonoff  alle  toten  Teile  entfernt 
werden     Solange  daher  die  Möglichkeit  noch  existiert,  wollen  wir 

')  Diene  Sammlung  enthält  alle  russischen  Gesetze  in  historischer 
Reihenfolge  vom  Jahre  1649  bin  auf  die  Gegenwart .  Sie  beginnt  mit  dem 
(».■aetzbueo  des  Zaren  Aleksei  Michailowitsch.  welches  bis  zum  Jahre  183Ö 
»eine  Gültigkeit  hatte.  Diexe  vollständige  Sammlung  der  Gesetze  werden 
wir  *tet*  folgendennassen  citieren:  „V.  S.  d.  G."4. 

I»ie  systematische  Sammlung  der  geltenden  Gesetze  heisst  _Swod 
Sukonoff- 

)»hr',u.  h  <lfr  int.  riii«t.  VVrrtniguug.  fi.  Bd.  3 
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weni^ten»  in  einer  wissenschaftlichen  Arbeit  die  Spuren  unserer 
Verirau«renheit    -;tiii!iirln.    welche   mit    jedem  Jahre   sellener  werden. 

Wir  bieten  dem  Leser  keine  einheitliche  Monographie,  sondern 
eine  Iveihe  voll  Ski/Zen.  I>ie»e  Fol  m  des  Aufsitze»  i>t  durch  den 
Charakter  der  Arbeit  hedinirt.  Wir  hesp reihen  nicht  einen  ganzen 
Codex,  »lindern  einzelne  Me»timinun<ren.  welche  im  geltenden  Werbt 
zerstreut  <ind  und  au»  verschiedenen  Jahrhunderten  stammen.  I>e»- 
hall»  darf  man  hier  keine  vollständige  Mesihreihuutr  des  iu»si»cheii 
Lehens  im  XVII.  und  XVIII.  .lahrhuudert  erwarten,  sondern 
hl.»»»  einzelne  Studien,  welche  mehr  oder  weniger  iidialtreich  sind. 
Man  darf  nicht  vergessen,  da»»  wir  welke  Mlllten  gesammelt  hahen. 
welche  so  selten  geworden  sind,  dass  sie  sich  zu  einem  üppigen  Kranze 
nicht  mehr  vereinigen  las»eii.  Noch  eine  systematische  Mearbcitunt: 
des  •reitenden  Kechfs  und  alle  die  alten  Me»timmun<reii  werden  ver- 
schwinden, w  ie  trockene  Mlätter.  w  elche  der  Herli»t  w  iinl  Uher  die 
Meide  wirbelt. 

I.  Das  Betragen  in  der  Kirche. 

„Ks  ist  verhoteu.  wühlend  de»  ( iottesdien»te»  dem  Kai»er  oder 
anderen  Würdenträgern  Umschriften  zu  überreichen."  So  lautet  der 
S  9  der  Mestimmuiiyeii  /Ur  Verhfltunir  und  rnterdrllckun<r  strafbarer 
Mandluiifren.    (Swod  Sakoiiofl.  Md.  XIV.) 

Wie  konnte  so  eine  Mc Stimmung  sich  im  »iesetz  erhalten  und 
welchen  Sinn  hat  sie  in  un»eren  Tajren.  hie  Mediiifrun^eii  des 
modernen  Leben»  haben  die  ti  trierenden  Krei»e  und  namentlich  die 
l'ersoti  des  Monarchen  deniia»sen  vom  Volke  entfernt,  da»»  jedem 
die  Möglichkeit  jrenoiiiineu  ist.  ihm  in  eiireuer  l'erson  Mittschriften 
zu  überreichen.  Ks  wird  aber  auch  keinem  Menschen  in  den  Kopf 
kommen,  einen  so  unpassenden  Moment  zu  wühlen,  wie  die  Messe. 
Ks  ist  also  klar,  da»»  der  citierte  ( iesetzesparairraph  f.ranz  andere 
Lebensliedin«ruiiireii  im  Au<re  hat  als  die  heutigen.  Man  kann  »ich 
davon  leicht  überzeugen,  wenn  man  die  (ieschichte  dieser  I{<  <tiimimtitr 
verfolm  Sie  i-t  dem  (ie»etzbuch  de»  Zaren  \lexei  Michailow  it».-h 
entnommen,  dessen  SS  S  und  9  foltreiidennassen  lauten:  ..Ks  i»t  ver- 
boten, in  der  Kirche  während  des  kirchlichen  Uesansres  dem  Zaren 
und  (iros»f(irstcn  aller  Hussen  Alexei  Michailow  it»ch.  dem  heiliiren 
I'atriarchen  .Josef  von  Mo»ro\v  und  Mu»»land.  den  Metropoliten,  den 
Krzbisi  hid'en  und  Misehiifeu  oder  anderen  I'ersoneu  l'rivat-tiesijehe 
vorzutragen".    ..Wer  aber  die  Furcht  (öittes   venri»»t.   de»  Zaren 
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Befehl  missachtet  und  den  Zaren,  den  Patriarchen  (»der  andere 
Würdenträger  mit  Bitten  belästigt,  der  wird  ins  * iotliitfriiis  geworfen 
und  kann  da  sitzen,  solange  es  dem  Zaren  gefällt." 

I  m  das  Gesagte  zu  erlilutern.  müssen  wir  hinzufügen,  dass 
die  Russen  in  der  guten  alten  Zeit  sehr  fromm  waren,  aher  eine 
solche  Ehrfurcht  nicht  kannten,  wie  wir  sie  an  den  Tag  legen,  wenn 
wir  heute  das  Haus  Gottes  hetrefen.  Daher  hielten  sie  es  auch  nicht 
für  ein  Sacrilcgium,  in  der  Kirche  gewisse  Arheiten  zu  verrichten. 
l>er  populärste  von  den  Kulturhistorikern  Russlands,  J.  K.  Sauklin.') 
berichtet,  dass  der  Zar  mit  den  Bojaren  jeden  Tag  um  |>  Uhr  morgens 
einer  Messe  beiwohnte,  welche  nicht  weniger  als  2  Stunden  dauerte. 
Der  Zar  Alexei.  welcher  äusserst  gottesfürchtig  war,  blieb  in  der 
Kirche  öfters  5  (>  Stunden.  Trotz  einer  soleheil  Frömmigkeit  em- 
pfing er  dort  die  Berichte  der  Bojaren,  besprach  mit  ihnen  die 
wichtigsten  Tagesfragen  und  erteilte  seine  Befehle.  Auch  die  Bojaren 
tauschten  ihre  Meinungen  aus.  als  ob  sie  im  Reichsrat  süssen.  Unter 
solchen  l'mständen  ist  es  begreiflich,  dass  Privatpersonen  dieselbe 
Gelegenheit  benutzten,  um  dem  Zaren  oder  den  Würdenträgern  des 
Reichs  ihre  Bitten  vorzutragen. 

Her  Geistlichkeit  war  ein  solches  Betragen  langst  ein  Dorn 
im  Auge,  aber  erst  nach  Jahren  gelang  es  ihr.  das  citierte  Gesetz 
durchzusetzen. 

Per  Kampf  gegen  das  allzufreie  Betragen  in  der  Kirche 
dauerte  sehr  lautre,  so  dass  wir  dessen  Spuren  im  Laufe  des  XVII. 
und  XVI II.  .Jahrhunderts  verfolgen  können.  Z.  B.  im  Jahre  PiHl 
erfolgte  die  kanonische  Bestimmung,  dass  „die  Bettler  in  der  Kirche 
während  des  Cherubsliedes  keine  Almosen  sammeln  dürfen,  da  sie 
durch  ihr  Geschrei  die  Weihe  des  Gottesdienstes  schädigen-*. 

Sogar  im  XVIII.  Jahrhundert  genierten  sich  die  Leute  so  wenig, 
dass  Ivier  I.  im  .Jahre  171K  das  Plaudern  während  des  Gottesdienstes 
mit  einer  Geldstrafe  <l  Rubel)  belegte.8)  In  den  Jahren  172:5  und 
1742  wurde  dieses  Verbot  bestätigt,  aber  die  Sache  blieb,  wie  es 
scheint,  beim  Alten.  Infolgedessen  entschloss  sich  die  Kaiserin 
Elisabeth,  eine  Mafsregel  zu  ergreifen,  welche  ebenso  energisch,  wie 
originell  ist.  Am  f>.  Januar  174!»  befahl  sie.  dass  denjenigen 
Personen,  welche  in  der  Hofkirche  plaudern,  ein  Kasten  an  einer 

G  Das  Privat-Leben  der  russischen  Zaren.  S.  292. 
-»  V.  S.  d.  G..  8.  Dez-mber  1718. 
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Kette  umgehängt  werde,  wie  in  den  Pfarrkirchen  gebräuch- 
tiili  ist.  Solcher  Kasten  gab  e>  :i  Sorten:  für  hochgestellte  Personen 
au-  vei  gohletcr  Bronze,  für  Leute  mittleren  Standes  aus  weissem 
Metall  und  für  all«'  (Ihrigen  au»  Kiseu.  Hin  Karten  dieser  letzteren 
Sorte  hat  sich  Iiis  heute  erhalten  und  befindet  sieh  im  Museum  von 
Zar-koie-Selo. '  | 

II.  Die  Stände. 

Die  (ivilisation  hat  leider  die  Kigen-chaft.  alles  zu  nivellieren. 
Allmählich  vei  sch\\  inden  alte  poetische  Sitten  und  tiehräuehe :  sogar 
die  malerischen  Volkstrachten  werden  verge— cn  und  durch  neue 
nach  französischem  Muster  er-etzt.  hie  Reihte  und  Pflichten  der 
einzelnen  Personen  gegen  die  (iesellschaft  werden  durch  allgemein- 
trtllt i«r«'  Bestimmungen  normiert,  .letzt  -ind  alle  männlichen  l'nter- 
tanen  des  Reichs  wehrpflichtig,  alle  unterstehen  demselhen  licrichl 
und  alle  sind  vor  dem  tiesetze  gleich.  Staatsbeamte  erhalten  ihre 
(»ehälter.  der  Kaurmann  zahlt  -eine  Abgaben  und  genies-t  dafür 
den  Schutz  des  Staate-.  In  früheren  .lahren  war  das  Verhältnis 
der  Stünde  zum  Staate  und  untereinander  viel  komplizierter. 
Pas  Heer  und  die  Verwaltung  waren  lange  nicht  so  gut  organisiert 
wie  heute:  für  die  Erfüllung  gewisser  Pflichten  und  für  bestimmte 
Dienste,  welche  dem  Zaren  und  -einer  Familie  erwiesen  wurden, 
zahlte  die  Regierung  durch  Erteilung  von  Privilegien.  Auf  diese 
Weise  bildeten  sich  ganze  Stände  und  kleine  (i  nippen  von 
Leuten,  welche  im  Besitze  spezieller  Rechte  waren.  Einzelne 
Städte.  Klecken  und  Familien  erhielten  Abgahenfreiheit  und  das  Recht 
eigener  tierichtsbarkeit.  Per  grös-te  Teil  dieser  tiruppen  und  Privi- 
legien ist  auf  ewig  verschwunden  und  nur  im  (iesetz  werden  sie  noch 
in  lakonischer  Form  erwähnt.  Ks  existieren  auch  jetzt  solche  privi- 
legierte Stände,  aber  sie  sind  so  wenig  bekannt,  dass  es  der  Mühe 
wert  ist.  von  ihnen  zu  sprechen.  Ks  ist  um  so  leichter,  da  in  der 
Anmerkung  zum  S  7<K)  der  Ständeordnung  (Bd.  IX  des  Swod  Sakonofl'. 
Ausgabe  187f>»  sich  die  Namen  früherer  Stände  erhalten  haben. 
Den  wichtigsten  Teil  dieser  Liste  wollen  wir  hier  anführen:  ü  700. 
„Den  Stand  der  Landbewohner  bilden  die  Dauern-. 

.Anmerkung.    Zum  Stande  der  Dauern  gehören:  die  Frei- 
bauern aus  dem  Dorfe  Korobowo  ((iouveriiement  Kostroma I.  aus  den 

M  Pas    russische  Altertum  (Kusskaja  Starina).     Historische  Zeit- 
schrift. 1871.  Bd.  III.  S.  r>30. 
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Kreisen  l'etrosawodsk  und  Powenetz  (Gouvernement  Olonetz).  Post- 
und  Fuhrleute,  gepäcktragende  Tartareu.  Falkcujüger,  Bil>erjüger. 
Gerichtsboten,  panzertragende  Bojaren.  Lanzentrüger.  Reiter.  Dragoner, 
pflnjffllhrende  Soldaten  u.  s.  w.~ 

Wir  haben  bloss  einen  Teil  der  Liste  angeführt,  aher  auch 
die  ist  interessant  genug.  Hier  ist  von  Einförmigkeit  keine  Spur. 
Im  (fegenteil,  alles  ist  so  bunt  durcheinander  geworfen,  wie  die 
Soldaten  in  Wallensteins  Lager. 

Kiiizelne  von  diesen  Gruppen  wollen  wir  jetzt  .etwas  aus- 
führlicher besprechen. 

a)  Freibauern  und  freie  Leute.1)  Aus  der  russischen 
Geschichte  kann  man  mehrere  Fülle  citieren.  in  denen  einzelne  Hauern 
Grundstücke  erhielten,  wobei  ihnen  eine  vollständig»  Freiheit  von 
Abtraben  und  Pflichten  gewühlt  wurde.  Sie  erhielten  hiermit  solche 
Vorrechte,  auf  welche  bloss  die  höchsten  Stünde  im  Reiche,  die 
Bojaren  und  die  Geistlichkeit  ein  Anrecht  hatten.  Derartige  Be- 
lohnungen kamen  höchst  selten  vor  und  alle  Fülle,  welche  uns  bekannt 
sind,  stammen  aus  der  Zeit  des  Interregnums.  Auf  diese  Weise 
wurden  besondere  Verdienste  honoriert,  welche  der  kaiserlichen  Familie 
erwie>en  wurden,  l'nter  diesen  Freibauern  nehmen  diejenigen  von 
Kurobowo  die  erste  Stelle  ein.  Ks  sind  die  Nachkommen  von  Iwan 
Sus>aiiin.  welcher  im  .fahre  lb'12  in  den  Tod  ging,  um  seinen  Herrn 
zu  retten.  Wie  bekannt,  benutzten  die  Polen  die  Wirren  im  Reiche, 
um  ihren  Königssohn  Wladislaus  auf  den  russischen  Thron  zu  setzen. 
Die  Russen  wühlten  aher  den  jungen  Bojaren  Michael  Fedorowitsch 
Rotnaiioff  zum  Zaren.  Als  die  Polen  diese  Nachricht  erhielten, 
schickten  sie  einen  Trupp  Reiter  nach  dem  Norden,  um  den  jungen 
R«.j;iren  auf  seinem  Gut  zu  verhaften.  Der  Verwalter  Sussauin 
versteckte  aber  seinen  Herrn  in  den  Trümmern  einer  abgebrannten 
Scheune.  Als  die  Polen  ihn  auf  die  Folter  spannten,  damit  er  ihnen 
den  Herrn  verrate,  führte  er  sie  in  den  dichtesten  Urwald,  wo  sie 
elend  zu  Grunde  gingen.  Als  sie  alier  sahen,  dass  für  sie  keine 
Rettung  möglich  sei.  da  ermordeten  sie  den  alten  Mann.*) 

M  Wk-schsiakoff,  Die  Freibauern  und  die  freien  Leute  (Zeitschrift 
de*  Ministeriums  der  Domänen.  1859,  No.  5  und  6). 

')  Das  tragische  Schicksal  Sussanin's  ist  als  Sujet  für  die  russische 
Nationaloper  .Das  Leben  für  den  Zaren  (Musik  von  Glinka)"  btMiutzt  worden. 
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Kurze  Zeit  darauf  hestie«;  Michael  den  Zarcnthroii.  vrrjjass 
aher  nicht  die  \  < rdien-tc  srinrs  treuen  Dieners  I > i «•  einzige  Tochter 
Su^^aiiins  hatte  einen  ^reu  i->en  Sahinin  p  heii  atet .  dem  sie  2  Sohne 
schenkte  Nachdem  ihr  .Manu  nach  kurzer  Ehe  p'storheu.  wurde  sie 
nach  Moskow  herut'en  und  lehte  am  Hofe  der  Kaiserin  .Mutter.  Nach 
dem  Tode  der  letzteren  schenkte  der  Zar  ihr  das  tiut  Koiohowo  in 
der  Nähe  von  Kostr.mia  und  lief  reite  das>elhe  von  allen  Ahjrahen 
und  Pflichten.  In  diesem  Dorfe  leheu  his  heute  die  Nachkommen 
von  Sus-anhi.  Die  Schenkung  de-  Zaren  Michael  ist  am  :5<>.  Januar  l«'»:t:{ 
ausgefertigt  worden.  In  den  Jahren  P>44,  P>*»1  und  1 7t»7  wurde 
dieses  Kdikt  von  neuem  hcstUtijrt.  Die  Zeit  <;in<:  aher  ihren  (Jan^. 
I»ie  Vorrecht»*,  welche  die  Freihaiiern  hesassen.  waren  im  XVII.  Jahr- 
hundert sehr  hedeutend.  aher  allmählich  hatten  sie  ihren  \Vei"t  ver- 
loren. Die  Zahl  der  Familien  winde  «rrösser.  so  dass  der  Hcsitz  an 
Land  sich  als  un<:enll<.reud  erwies:  ausserdem  hatte  sich  in  Koiohowo 
ein  Menschenschlag  ausjHiihlet.  der  nichts  weniger  als  energisch  war 
und  ausser  dem  Ackerhau  keine  andere  Arheit  kennen  wollte.  Infolge- 
dessen verarmte  das  |>orf  so  Mark,  dass  sich  die  Not  sehr  fllhlhar 
machte.  Zum  (illlck  kam  der  Zar  Nicolaus  im  Jahre  18.14  seihst 
nach  Koiohowo  und  fand  es  Hl r  gut,  zur  Erinneruiur  an  die  edle  Tat 
Sussanin's.  seinen  Nachkommen  in  reichem  Mafse  Hilfe  zu  gewähren.1) 
Es  wurde  ihnen  in  den  kaiserlichen  Domänen  ein  grosses  Stllck 
Land  angewiesen  und  ausserdem  wurden  die  alten  Vorrechte  bestätigt. 
Der  Zar  Michael  hatte  ihnen  eine  eigene  (ierichtsharkeit  gewährt  und 
infolgedessen  dem  Woewoden  (Statthalter,  (ioiiverneiir)  von  Kostroina 
und  allen  polizei-  und  richterlichen  Meainten  verhoten.  das  Dorf  Koio- 
howo zu  hetreten.  Die  Oheraufsicht  tlher  das  Lehen  und  T reihen 
der  Einwohner  war  hloss  der  Verwaltung  des  kaiserlichen  Hofstaates 
llhertrap  u.  Als  Kaiser  Nicolaus  dies»'  Hechte  h»-stäti<:t»-.  liess  er  im 
Edikt  frenau  hetomn.  dass  »ler  Minister  des  kaiserlichen  Hofes  für 
die  Wohlfahrt  der  Einwohner  von  Koiohowo  Sor^c  zu  trafen  hahe. 
Der  tJouverneur  der  Provinz  Kostroma  ist  zwar  verpflichtet,  auf  ihr 
Lehen  und  T reihen  zu  achten,  darf  aher  das  Dorf  nur  mit  Erlauhnis 
»les  Ministers  des  Hofes  hetreten.  In  Ausnahmefällen,  welche  keine 
Verziifreruiifj:  dulden,  hat  er  »las  L'echt.  «fiese  Hestimmun<r  zu  llher- 
treten.  muss  aher  »lern  Minister  sogleich  dartlher  Hericht  erstatten. 
Dieses  Privilegium  der  exklusiven  («erichtsliarkeit  war  in  »len  :»(»-er 

»)  V.  S.  d.  «.,  14.  März  1837,  No.  10028. 
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Jahren  unseres  Jahrhunderts  kein  leeres  Wort,  denn  in  den  Gerichten 
.herrschte  das  Ini-echt"  und  die  Polizeiheainten  erlaubten  sich  diu 
ärgsten  Erpressungen.  Leider  hahen  es  die  Hauern  von  Korohowo 
uii-ht  verstanden,  ihre  Rechte  zu  wählen.  Im  Jahre  1  S.V.)  sah  seh 
die  Regierung  gezwungen,  diese  Privilegien  einzuschränken,  da  es 
erwiesen  wurde,  dass  sich  in  Korohowo  die  Sekte  der  Wanderei-  sehr 
stark  entwickelt  hatte.  Deshalb  wurde  Allerhöchst  befohlen),  diu 
Hauptschuldigen  aus  dein  Dorfe  zu  entfernen  und  in  anderen  Domäueu- 
GUtern  zu  internieren.  Die  Gemeinde  aber  verlor  ihre  frühere 
Selbständigkeit.  Der  Gouverneur  erhielt  das  Recht  der  Überaufsicht 
und  die  Poli/eil>eamten  durften  zu  jeder  Zeit  im  Dorfe  erscheinen, 
um  Vagabunden  und  Hehler  zu  verhaften  oder  wenn  es  der  Hang 
«hier  Kriminaluntersuchung  erforderte.  Nur  musste  der  Gouverneur 
in  solchen  Füllen  dem  Minister  des  Hofes  Hericht  erstatten.  Mit 
der  Justizrel'orm  des  Jahres  18(54  fiel  das  Haupt-Privilegiuin  der 
Korobower:  sie  verloren  das  alte  Vorrecht  ihrer  Gerichtsbarkeit. 
Solange  die  Leibeigetischaft  existierte,  war  der  Gutsherr  auch 
Kühler  über  seine  Hauern,  infolgedessen  konnte  die  Geriehtspflege 
der  Freibauern  uuter  die  Kontrolle  des  Hof-Ministers  gestellt 
werden.  Als  aber  das  neue  Gericht  im  Lande  eingeführt  wurde, 
dessen  Grundprinzip  in  den  Worten  bestand:  „Gerechtigkeit.  Milde 
und  gleiches  Hecht  für  alle",  war  kein  Grund  vorhanden,  um  die 
Einwohner  von  Korohowo  der  Zuständigkeit  normaler  Gerichte  zu 
entziehen. 

Ha  die  Freibauern  keine  Kopfsteuer  zu  zahlen  hatten.1) 
>«>  brauchten  sie  auch  keine  Rekruten  zu  stellen.2)  Im  .lahru  1874 
erschien  das  Gesetz  über  die  allgemeine  Wehrpflicht.  Jeder  Unter- 
schied zwischen  den  Ständen  wurde  aufgehoben  und  alle  Unter- 
tanen des  Kaisers,  Adlige.  H Arger  und  Hauern  wurden  vor  dem 
i.esetz  gleichgestellt.  Infolgedessen  sind  auch  die  Einwohner  von 
Korohowo  verpflichtet,  das  Los  zu  ziehen  und  mit  der  Warte  zu 
dienen.  Wenn  man  hinzufAgt.  dass  die  Kopfsteuer  im  ganzen 
Lande  aufgehoben  ist,  so  werden  wir  uns  sagen  müssen,  dass  heutigen 
Tages  die  Vorrechte  der  Freibauern  sehr  zusammengeschmolzen  sind: 
sie  bearbeiten  das  Land,  welches  ihnen  zu  eigen  ist,  und  zahlen  keine 
direkten  Steuern.   Ein  Privilegium  hahen  sie  aber  bewahrt,  welches 

M  S  4.  Bd.  IV  des  Swod  Sak.  (Ausgabe  1857). 
')  g  7.  Bd.  V  des  Swod  Sak.  (Ausgabe  1857). 


40  Vortrage. 

-i  Iii-  ehrenvoll  ^i  ii.uiiit  weiden  mu»<:  bei  *l«*r  Krönung  unserer  Zaren 
miiss  der  I >'•!  1><  hulze  v«>n  K'Uolxiwo  zu^i'trt'ti  sein.1) 

Au— «rr  den  Freibauern  im  Gouvernement  Kostroma  existieren 
auch  freie  Leute  im  t inii verneinen!  Olonctz.  Die  Geschichte  dieser 
Leute  ist  wenige!-  bekannt,  aber  ni<  lit  ohne  Interesse.  Nicht  alle 
hatten  die  gleichen  Privilegien:  die  Freibauern  von  Witesaa  waten 
von  den  direkten  Abgaben  und  von  allen  Naturalpflichteii  befreit, 
aber  die  Kopfsteuer  und  das  Gehalt  für  den  I  »oi  fsehulzen  mussten 
>ie  lie/.ahlen  :  andere  dav'epn  brauchten  nicht  die  jreriiifrstcn  Abgaben 
zu  trafen:  die  Freieiiim  Kreise  Powenetz  hatten  sojrar  das  Becht. 
Leibeigene  zu  besitzen,  und  wurden  infolgedessen  von  dem  Volke  als 
„freie  Gutsherrn"  bezeichnet.  Diese  letzteren  waren  Nachkommen 
des  Popen  .Jcrtiiolai  Gerasiinntf.  welcher  der  Zarin  Mutter  Martha, 
als  sie  in  einem  Kloster  hei  Nowgorod  interniert  war.  „treu  und 
staudhaft  gedient  und  Nachrichten  von  ihrem  Manne  Philaret  Niki- 
tisch  besorgt  hatte-.*)  Zum  Dank  dafür  erteilte  der  Zar  Michael 
am  18.  Miirz  DÜ4  dem  Popen  .leiimdai.  seinen  Kindern  und  Kinde*- 
kindern  einen  F reihrief  auf  ein  Gut  im.  Kreise  l'owenetz.  Sie  waren 
hefreit  von  allen  Abgaben  und  Pflichten:  den  Beamten  der  (Vntral- 
verwaltuntr  und  denjenigen  von  Nowgorod  war  e>  verboten,  dieses 
Gut  zu  betreten.  Diese  Vorrechte  wurden  in  den  Jahren  Di2L  D*»2M. 
D34«l  und  H>«»<>  von  den  verschiedenen  Zaren  bestätigt.  Die  Nach- 
kommen des  Dopen  .lerniolai  führen  den  Familiennamen  Klutschareft 
und  leben  his  heute  auf  demselben  Klecken  Krde.  wie  ihre  Vor- 
fahren.   Im  Jahre  1*01  war  die  Familie  auf  277  Männer  angewachsen. 

Im  Kreise  I'etrosawodsk  leben  die  Nachkommen  eines  gewissen 
Merkulieff.  welcher  im  Jahre  D;<>1  vom  Zaren  Doris  Goduiioft"  den 

■ 

')  Da*  Buch  über  die  Krönung.  Offiziell«  Aussähe.  redigiert  von 
Kkiwknko.  18iW.  Bd.  II. 

J|  Der  Vater  des  Zaren  Michael.  Feodor  NikitUch  Romanoft',  war 
geistig  ein  sehr  bedeutender  Mann,  welcher  beim  russischen  Volke  sehr 
populär  war.  Infolgedessen  stund  er  verschiedenen  Kronprätendenten  im 
Weiyre  und  wurde  von  ihnen  ins  Kloster  {resteckt,  wo  er  den  Namen 
Philaret  annehmen  musste:  da  aber  seine  Frau  am  Leiten  war.  so  musste 
auch  sie  das  Nouuenkleid  anziehen,  um  in  einem  kleinen  nordischen 
Kloster  ihre  Tage  zu  verbringen.  Später,  als  ihr  Sohn  den  Zarenthron 
beitieg,  genoss  Philaret  das  grösste  Ansehen:  das  Gewand  des  Mönche* 
konnte  er  nicht  mehr  ablegen,  alier  um  so  grösser  war  sein  EinHuss  als 
Patriarch  von  Moskow. 
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Freibrief  auf  das  Hut  Ananinskoie  erhalten  hat.  Die  Sage  berichtet, 
das*  er  eine  Wunde  des  Zaren  geheilt  hätte. 

Im  Kreise  Witegra  desselhen  Gouvernements  Olonctz  leben 
als  Freibauern  die  Naehkommen  des  Feodor  Iwanort',  welcher  mit 
Lekm^gefahr  durch  die  polnischen  Heerscharen  nach  Moskow  vor- 
drang, um  dem  Zaren  Wassili  Schuisky  Nachrichten  aus  dem  Norden 
zu  bringen. 

Alle  diese  Namen  erinnern  an  treue  Dienste  in  den  Zeiten  der 
schweren  Not.  Aber  vom  Erhabenen  zum  Lächerlichen  ist  nur  ein 
Schritt.  An  diesen  Satz  wird  man  auch  beim  Studium  unserer 
speziellen  Frage  erinnert.  Im  Dorfe  Swetosar  des  ( Honetz'schen 
Kreises  wohnen  die  Nachkommen  eines  gewissen  Kiaboett.  Kr  ver- 
diente sich  seinen  Freibrief  dadurch,  dass  er  die  Marcial-Quelle  in 
dieser  Gegend  entdeckte  und  die  Wirkung  dieses  Bitterwassers  an 
seiner  eigenen  Person  erprobte.  Der  Zar  Peter  I.  belohnte  diese 
nützliche  Entdeckung  durch  Schenkung  eines  Gutes  und  einen 
Freibrief. 

Wie  wir  gesehen  haben,  wurden  die  alten  Vorrechte  der  Frei- 
bauern von  den  späteren  Zaren  bestätigt.  Der  letzte  derartige  Krlass 
stammt  aus  dem  Jahre  1K;$7-.  Als  Kaiser  Nirohius  die  Einwohner 
von  Korobowo  so  reich  beschenkte,  gedachte  er  auch  «1er  anderen 
Freibauern,  deren  Vorfahren  gleichfalls  Verdienste  um  den  Staat 
hatten,  und  bestätigte  ihre  Vorrechte.1) 

b>  Fuhrleute  und  gepäcktragende  Tataren.  In  alten 
Zeiten  waren  die  Einwohner  verpflichtet,  für  den  Transport  der 
Reisenden.  Beamten  und  Briefe  zu  sorgen.  Da  aber  diese  Natural- 
verpflichtung  den  Einwohnern  ziemlich  lästig  war  und  sie  beständig 
in  ihrer  Arbeit  hinderte,  so  rief  die  Regierung  den  Stand  der  Fuhr- 
leute ins  Leben,  welche  für  ihre  Mähen  verschiedene  Vergünstigungen 
erhielten.  Im  centralen  Kusshmd  wurde  dieser  Stand  mit  dem  Namen 
.Fuhrleute"  ttezeichnet.  in  den  Grenzprovinzen  hatten  sie  verschiedene 
Namen,  z.  H.  in  der  liegend  von  Orenburg  hiessen  sie  „gepäck- 
riagende  Tataren".  Nach  und  nach  entwickelte  sich  aber  die  Keichs- 
p<st.  welche  ihren  Beamten  Widmung  und  Gage  gewährte.  Infolgc- 
de»en  begann  der  Stand  der  freien  Fuhrleute  materiell  zurückzu- 
gehen,  denn   die  Konkurrenz  des  Staates  war  ihnen  zu  mächtig. 

«>  V.  S.  d.  G..  Xo.  10  Uö. 
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Im  .Falnr  1^J4  wurden  die  Fuhrleute  der  meinten  centralen  Gouverne- 
ments auf  ihre  Hitte  in  den  Stand  der  Hauern  aufgenommen : 1 ) 
im   .lahrc  f»»lirt«-n    ihnen   die    f_M  |>ät  ktrajrenden   Tataren  von 

Ureiiburi:.*)  Am  längten  hielt  -ich  das  Gewerbe  an  <ler  <rrossen 
Chaussee  /wischen  Moskow  und  St.  IVtershur-r.  Die  Zahl  der  Fuhr- 
leute in  beiden  Hauptstädten  war  so  j:ros>.  dass  besondere  Vorstädte 
existierten,  welche  bloss  von  ihnen  bewohnt  wurden.  Nach  dein 
Gesetz  vom  .Fahre  1*27  konnten  in  der  Moskauer  Vorstadt  von  St. 
Petersburg  nur  diejenigen  Personen  Hiiuser  und  Grundstücke  erwerhen. 
welche  /.um  Stande  der  Fuhrleute  gehörten.  Hloss  im  .lahre  ISO«» 
ist  diese  lh'stimmunjr  aufgehoben  worden.  I  »ie  Kröffnun^  der  Eisen- 
hahn  zwischen  den  heiden  Hauptstädten  jrali  dem  Stande  der  Fuhr- 
leute den  Todesstoss.  Infolgedessen  wurden  sie  in  den  heiden 
Hauptstädten  im  .Fahre  lN.'>7  den  Hauern  trhichfrestellt  und  mit  direkten 
Abgaben  belebt  <tj  7.  Hd.  IX  des  Swod.  Aussähe  l8.',7).  .Fetzt  erinnert 
Möns  der  Name  „die  T  Wersche  Strasse  der  Fuhrleute"  in  Moskow 
daran,  dass  hier  in  frlllieren  .Fahren  das  Hauptquartier  der  Post- 
wagen war.  Alte  Leute,  wenn  sie  von  ihrer  Juvenil  sj. reihen,  er- 
zählen frern  davon,  wie  sie  in  früheren  .Fahren  von  liier  aus  in  jre- 
deekteii  Watren  und  Schlitten  den  Wej?  nach  St.  I'etersbur«:  antraten. 
I>ie  Verwandten  und  Freunde  erschienen  ^ewidinlich  in  grosser  Zahl, 
um  den  Heisenden  zu  herleiten:  und  wenn  die  Abschiedsstunde  schlug, 
datin  richteten  sich  die  träncn<:ef(lllten  Au^en  auf  das  «rohlene  Kreuz 
der  Kirche  des  heilipen  Hasilius  von  Caesarea,  und  jetler  murmelte 
die  Worte  des  Gebets.  Damals  war  die  Heise  keine  Spielerei,  denn 
Frost.  Wind  und  Wetter  waren  öfters  ungebetene  Heth  iter.  Nicht 
umsonst  werden  im  russischen  tiehet  die  Gefangenen,  die  Heisenden 
und  die  Kranken  erwähnt.  .Fetzt,  wo  das  Pampfross  durch  das  Land 
saust,  hat  sich  das  Hild  geändert.  Auf  der  Twei sehen  Strasse  rollen 
die  Wahren  tler  Pferdeliahn  und  ahentls  hört  man  die  Glöcklcin  der 
iMeifrespanne.  welche  lusti<re  Heute  nach  den  Ver^i(l<runpsl,,kalcn  der 
Vorstadt  befördern. 

c)  Gerichtsboten.  Mit  diesem  Namen  hezeichnete  das  (iesetz 
die  Soldaten,  welche  für  das  Gericht  l}otent.ränfre  verrichteten  und 
zur  Hewachun<r  der  Arrestanten  verwendet  wurden.  Hie  älteste  He- 
stinimunjr  (Hier  diese  Kategorie  kleiner  Heamten  stammt  aus  dem 

')  V.  S.  d.  G.,  3.  Juli  18*24,  No.  29979. 
2)  V.  S.  (1.  G.,  8.  Februar  1829.  No.  2f>64. 
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Jahn-  1700.    Es  wurde  befohlen,  dass  die  Moskauer  Behörden,  falls 
>ie  Leute  für  ihre  Botengänge  brauchen,  das  Recht  haben.  Soldaten 
der  Palast-Wache  zu  henutzen.1)   Im  Jahre  1726  wurde  angeordnet, 
dass  liei  den  verschiedenen  Provinzialbehörden  (ieriehtsboten  angestellt 
werden  sollten,   tiehalt  hatten  sie  nicht  zu  bekommen,  ihre  Einnahme 
w.llte  aus  den  Sportelu  bestehen,   welche  die  Parteien  zu  zahlen 
hatten;  falls  sie  aber  in  Strafsachen  Botengänge  zu  verrichten  hatten, 
dann  durften  sie  ein  Kostgeld  von  einem  Altyn  (3  Kopeken)  pro  Tag 
liean^iruchen.*)    Tin  ihnen  materiell  zu  Hilfe  zu  kommen,  wurde 
ihnen  Land  angewiesen  und  ihr  Amt  zu  einein  eiblichen  gemacht. 
Zur  Zeit  Katharinas  II.  trat  in  der  Entwickelung  dieses  Instituts 
ein  Stillstand  ein.    Die  Regierung  sammelte  Informationen,  ob  bei 
allen  Behörden  (ieriehtslioten  vorhanden  wihen.  und  welche  Arl>eiten 
>ie  zu  verrichten  hatten.   Ine  Antworten  waren  nicht  gtlnstig.  Wie 
e>  sUh  erwies,  hatten  sieh  die  Funktionen  derselben  vollständig  ge- 
lindert.   In  der  Stadt  Jurgeff  z.  B.  existierten  vier  (ieriehtsboten. 
alHT  drei  von  ihnen  arbeiteten  in  der  Kanzelei  und  der  vierte  diente 
als  Portier.    Die  (iefängnisse  wurden  von  gewöhnlichen  Soldaten 
k'wacht  und  die  Ladungen  vor  (ierieht  erhielten  die  Zeugen  durch 
die  Polizei.    Unter  solchen  Bedingungen  fand  es  der  Staat  ftlr  an- 
gemessen, diesen  ganz  nutzlosen  Stand  eingehen  zu  lassen,  und  es 
wurde  befohlen,  dass  die  (ieriehtsboten  den  Stünden  der  Kaufleute. 
Rurger.  Handwerker  oder  Bauern  beitreten  müssen.3) 

di  Das  Jägerkorps.  Bei  allen  Völkern  galt  das  Weidwerk 
als  etiles  Vergnügen.  Dieser  Ansicht  huldigten  auch  die  Küssen  seit 
der  ältesten  Zeit.  Wladimir  der  Heilige  war  als  ein  leidenschaft- 
licher Jäger  bekannt,  welcher  namentlich  die  Sauhatz  liebte.  Nicht 
weniger  als  in  Kietf  von  den  (irossfürsten.  wurde  die  Jagd  in  Moskow 
> den  Zaren  gepflegt.  Für  uns  ist  namentlich  die  Falkenjagd  von 
i:rus>.erii  Interesse,  denn  die  Falkenjiiger  bildeten,  wie  wir  gesehen 
halten,  einen  besonderen  Stand.  Tkkksschkxko4)  behauptet,  dass  die 
Falkenjagd  schon  von  Wladimir  dem  Heiligen  betrieben  wurde. 
K<  i"t  auch  nachgewiesen,  dass  der  (i rossfürst  Basilius  III.  (XV.  Jahr- 
hundertl Geierfalken  aus  Kasan  besass.    Iwan  der  (iratisame  gab 

'l  V.  S.  d.  (i..  No.  1790. 

-I  V.  S.  d.  G.,  172«.  Xo.  48fiö  u.  4971. 

V.  S.  d.  (;..  1782.  No.  15353. 
«>  Die  Sitten  des  russischen  Volkes.  S.  433. 
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den  Falki-iij;i«:»rn  «ine  feste  ( >rt:aiiisat i-«n. 1 1  ila  er  selbst  c>  ungemein 
Hfl»!»',  in-  K»ld  /u  reiten,  um  ilem  lustigen  Treiben  zuzugehen, 
l  iiter  «lein  Zaren  Alexei  Michailow  itsch  war  «lii-sts  Verfrnllfjeii  schon 
so  beliebt  geworden.  «I;i>>  ein  b«  soiid«-res  ( tesetzburh  für  FalkenjäjreT 
ln  i  au-^ei:elM-ii  wurde.51!  I  m  «lie  kai>«-rli«  lien  Jatr«lv<i«;el  zu  pri«'ir»-u 
und  zu  «  i  zii'h«  n.  wurde  ein  b«sonderes  Korps  dei'  Falkenjäjrvr  £.'«-- 
m  haften.  d«  -M-n  Cln-f  «1er  » Hierjä^-i  in«  i>ter  w  ar.  l>ie  Falkenjagd- 
bildeten  einen  Stand  ffir  sieh,  ihr  Amt  war  erblich  un«l  befreit«'  si«- 
von  der  Zahlung  «linkter  Steuern  und  von  der  Hckrutenpflicht. 

So  lairen  «Ii«-  Verhältnisse,  als  im  Jahre  1>07  dureh  ein  Spezial- 
edikt  befohlen  wurde,  alle  Falki'njäirer.  mit  Ausnahme  von  102  Leuten, 
welche  im  (ioiivernement  Kasan  » ieierfnlken  aufzogen,  zu  den  Kran- 
bauern zu  rechnen  und  ihnen  .Vkerlaml  zu  <:ewähren.  falls  ihnen 
xdrln-s  fclile.:Vi  Hie  Falk«'ujätrer  von  Kasan  «xi«tierten  auch  nicht 
mehr  laiifre,  denn  im  Jahre  1*27  wurde  befohlen,  auch  sie  in  den 
Stand  der  Hauern  aufzunehmen. 

In  Kh  inrussland  war  im  XVII.  Jahrliiin«leil  ein  anderes  Jätrer- 
koi  ps.  «lie  M  i  her  jilfM-r.  errichtet  worden.  Im  Anfang  waren 
es  einfache  Heiter,  welch«-  an  allen  Keldzlljrcii  der  Kosaken  t«-il- 
nahmen:  aber  allmählich  bekamen  sie  eine  gewisse  Selbstverwaltung, 
ihr  eigenes  Uricht  und  standen  unter  dem  Kommando  «les  Hel- 
manns. Sie  waren  verpflichtet.  <l«-uis«-lben  jährlich  20  Fischottern 
und  10  Biber  zu  liefern.  Ihr  Jagdrevier  bildeten  «lie  NebcnflUss». 
des  Dniepr  in  der  (ie^end  von  Kh-fl".  Nach  und  nach  wurde  «las 
(iewerb«-  wenijf  einträglich,  so  dass  die  K<pii-runtr  sich  ^«zwuntren 
sah.  «Ii«'  Xaturallieferunsr  durch  eine  Abtrabe  zu  ersetzen.  Als  das 
Amt  des  Hetmanns  auf<relmbcn  wurde,  verschwand  auch  der  Staml 
der  Hibcrjä-rer. 

e)  I>as  Heer.  Ks  ist  der  Mtlhe  wert,  den  S  700  «les  IX.  Hunde« 
zu  lesen,  um  begreifen  zu  können,  wie  bunt  «las  nlti-tis«isrhe  Heer 
aussah.  l'anzertrat:en«le  Hojaren.  Heit«-r.  lbaironcr.  Lanzeiiträtr»'!. 
pflutrführende  Siddaten  repräsentieren  nicht  nur  «lie  verschiedenen 
Stände,  sondern  auch  die  verschiedenen  \Vanenirattun<;eu. 

')  KospoMAKoKK,  Ein«'  Beschreibung  des  häuslichen  L«'heii8  de* 
trrossrussisehen  Volkes  im  XVI.  uiul  XVII.  Jahrhundert.  S.  148.  Saiuijn. 
Da«  russische  Volk.  S.  570. 

ä)  V.  S.  d.  0..  No.  440. 

3)  V.  S.  d.  «...  März  1807,  No.  H»31n 
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ha  sieh  in  der  vollständigen  Sammlung  der  Gesetze  eine  Reihe 
v-.ii  Kdikten  «Imt  diese  Stände  erhalten  hat.  so  können  wir  diese 
Frage  etwas  ausführlicher  iH'sprechen. 

Wir  beginnen  mit  den  panzert  ragenden  Bojaren.  Trotz 
ihres  schönen  Titels  waren  sie  weder  hohe  Würdenträger  noch 
Adelige:  es  waren  freie  Leute,  welche  im  Kreis«'  Polotz  auf  ihren 
Hütern  süssen  und  verpachtet  waren.  Kriegsdienste  zu  leisten.  Von 
den  einfachen  Hauern  zeichneten  sie  sich  dadurch  aus.  dass  sie  ihre 
Freiheit  nicht  verlieren  konnten,  wenn  sie  sich  auch  auf  einem 
fremden  Gute  niederliessen.  Ausserdem  gab  ihnen  Könitr  Sigismund 
Aiiirusr  das  Versprechen,  dass  sie  ohne  richterliches  l'Ueil  nicht 
iHstraft  werden  könnten. 

Wie  und  weshalh  sich  dieser  Stand  gebildet  hat.  ist  leicht 
begreiflich.  Weissrussland. 1 )  welches  au  der  Grenze  zwischen  Kuss- 
land und  Polen  lag.  wechselte  mehreremal  seinen  Herrscher.  Des- 
halh  war  die  Regierung  stets  auf  den  Schutz  der  Grenze  bedacht 
und  verteilte  an  verschiedene  Personen  Land  und  Privilegien,  mit 
der  Verpflichtung,  im  Heere  zu  dienen.  Den  Nutzen  dieser  Politik 
»griffen  heide  Regierungen.  Deshalb  bestätigten  die  russischen 
Zaren  und  die  polnischen  Könige  alle  Rechte,  welche  den  gepanzerten 
Bojaren  gewährt  worden  waren.  Nach  der  definitiven  Besetzung 
d^s  Kreises  von  Polotzk  im  Jahre  1772  wurden  die  Gepanzerten 
von  der  Provinzial-Verwaltung  mit  einer  Kopfsteuer  belegt.  Die 
letzteren  klagten  aber  bei  dem  Senat,  welcher  durch  Heschluss  vom 
2\  Januar  17***1  die  gepanzerten  Bojaren  den  kleinrussischen  Ko- 
saken gleichstellte  und  in  ihren  Rechten  als  Gutsbesitzer  l>estätigte. 
Später8 1  erklärte  der  Senat  zum  zweitenmal,  dass  _die  Bojaren  keine 
Adeligen  seien,  sondern  freie  Leute;  sie  müssten  Rekruten  stellen, 
Abgaben  zahlen  und  allen  Verpflichtungen  nachkommen,  wie  jeder 
russische  Bürger  und  Bauer".  Das  letzte  Mal  werden  die  Gepanzerten 
in  unseren  Gesetzen  den  27.  März  1873  erwähnt.  In  dieser  Novelle 
sind  folgende  Bestimmungen  enthalten:  1.  Die  gepanzerten  Bojaren 
hören  auf.  einen  besonderen  Stand  zu  bilden  und  müssen  zu  den 
Dorf-  und  Stadtbewohnern  gerechnet  werden:  2.  die  Grundstücke, 
welche  ihnen  angewiesen  wurden,  gehören  ihnen  zu  eigen:  M.  alle 
übrigen  Bestimmungen,  welche  sie  betrafen,  sind  hiermit  aufgehoben. 

G  Die  jetzigen  Gouvernements  Witcbsk.  Mohileff. 
-)  V.  S.  d.  G..  No.  16611. 
I  V.  S.  d.  G..  No.  226 lö. 
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Wir  müssen  auf  diu  Senatsht schluss  vom  .Jahre  17ss  noch 
ziii  ib  kkiiniiiH'ii.  weil  »Irr  (terichtshol'  in  seinen  Motiven  auf  «ien 
ältesten  russischen  l'iozess  zurückbi 'eift .  AK  der  Senat  die  Heelite 
der  gepanzerten  Bojaren  besprach,  erwähnte  er  unter  anderem 
folgendes:  „her  I'nterschied  zwischen  diesem  Staude  und  den  Adeligen 
ist  klar  aus  den  He>tiiiimiiniren  de>  Litaiischen  Statute  zu  ersehen, 
denn  der  Artikel  -12  des  4  Abschnitts  lautet:  der  Adelige  hat  1(1  r 
seine  Kost  im  Gefängnisse  -|s.  der  liojar  bloss  2»  (in  »sehen  zu 
zahlen:  der  Artikel  :t  des  12.  Abschnitts  lautet:  f'Ur  den  Mord  eines 
Gepanzerten  hat  »1er  Schuldige  3<>  Kübel  zu  zahlen,  für  eine  Be- 
leidigung <i  Kübel:  ftlr  den  Mord  eines  Adeligen  sind  aber  '»II  Habel 
und  für  eine  Beleidigung  desselben  2'»  Kübel  zu  zahlen". 

Ks  ist  klar,  dass  hier  von  alten  Wetten  oder  Bufscu  die  Kede 
ist.  welche  in  «Ien  I  >okuuicntcn  erwähnt  werden,  die  von  den  Bojaren 
zur  Begründung  ihrer  Kerbte  vorbestellt  waren.  Das  Grundprinzip 
dieser  Geldhufseii  bestand  darin,  dass  <lie  Summe  der  Strafe  im 
Verhältnis  zur  sozialen  Lage  des  Geschädigten  stieg.  Wenn  daher 
für  den  Mord  und  die  Beleidigung  eines  Adeiiiren  zweimal  so  viel 
bezahlt  wind«1,  als  für  solche  Straftaten  freien  einen  gepanzerten 
Kojaren,  so  konnte  der  letztere  natürlich  nicht  für  einen  Adeiiiren 
gelten,  im  XVI II.  .Jahrhundert,  als  die  Krabe  von  »Ien  ( »'epanzerten 
im  Senate  entschieden  wurde,  gehörten  derart ibe  (ieldstrafen  natdr- 
lieh  längst  der  Vergangenheit  an.  aber  »ler  Gerichtshof  konnte  sie 
nicht  ignorieren,  wenn  er  die  Standesivchte  der  Kittsteller  rieht  ig: 
beurteilen  wtdlte. 

Nach  den  Gepanzerten  sind  die  La  n ze  n t  rä  ger.  Heiter  und 
Dragoner  zu  erwähnen.1  >  Dies  sind  die  versehiedeneu  Truppen 
der  alten  russischen  Keiterei.  Im  russischen  Heer  existierten 
Infanterie-Kegiiuenter.  welche  mit  Lanzen  bewaffnet  waren:  während 
der  Hegierung  des  Zaren  Michael  wurden  aus  diesen  Lanzenträgern 
die  ersten  Keiterregimenter  geschalten.  Sie  bestanden  aus  Frei- 
willigen: im  KrieiU-n  lebten  sie  auf  ihren  Gütern,  welche  ihnen  von 
der  Krone  angewiesen  wurden:  im  Herbst  wurden  sie  gewöhnlich 
zusammengerufen,  um  im  Laufe  eines  Monats  militärische  (hungen 
zu  machen,  l'cter  der  Grosse  liess  dies»»  Kegimcnter  gänzlich  auf- 
lösen   und   ersetzte   sie   durch    Dragoner.     Aber   die  Nachkommen 

')  Ustkiai.okk.  Das  russische  Iber  v..r  Peter  I  (llibliotliek  für 
Lektüre.  18:><>>. 
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der  Lanzenträger  lebten  weiter  auf  den  verliehenen  (Mundstücken, 
wurden  später  als  Hauern  registriert  und  mit  einer  Kopfsteuer  von 
74  Kopeken  belegt. '  ( 

iiier  die  .Heiter"14)  (russisch  „Heitar")  tinden  wir  sch«»n 
mehr  Material  in  den  alten  Hestimmuugen.  Diese  Hegimeuter  bildeten 
lallte  Zeit  den  Stolz  der  russischen  Armee.  Das  erste  Heiterkorps 
wurde  vom  Zaren  Michael  Fedorowitsch  errichtet  und  bestand  aus 
russischen  Freiwilligen  und  fremden  Kriegern,  welche  als  Instrukteure 
angestellt  wurden,  l'm  den  Schutz  der  Oreuze  zu  erleichtern,  wurden 
die  Heiter  im  (iouvemeinent  Smolensk  angesiedelt,  wo  sie  (rrund- 
stlbke  von  Hauernhöfen  erhielten:  jeder  von  ihnen  wurde  verwarnt. 
da>s  er  diese  Höfe  treu  und  ehrlich  zu  verwalten  hätte  und  die 
Hauern  weder  versetzen  noch  verkaufen  dürfe.  Falls  jemand  von 
den  Heitern  mehr  als  f>  Höfe  besass.  so  wurden  ihm  die  über- 
flüssigen Hi'de  zu  (iunsten  derjenigen  abgenommen,  welche  gar  keine 
Hauern  hatten.  Diejenigen,  welche  sich  dem  Trünke  ergaben  oder 
•»hne  genügende  Oründe  dem  Heeresrufe  keine  Folge  leisteten,  ver- 
loren ihre  Hesitzungen  uimI  wurden  als  Fusssoldaten  nach  der 
Stadt  versetzt.  Peter  der  (i rosse  reformierte  sein  ganzes  Heer. 
Infolgedessen  bekamen  die  Heiter  auch  eine  andere  Organisation: 
aus  ihnen  bildete  der  Zar  die  Dragoner-Schwadron  von  Koslawl. 
Später  aber  Hess  er  auch  diese  Truppe  auflösen  und  alle  Heiter  als 
Hauern  einschreiben. 

Die  gepanzerten  Hojaren.  die  Heiter  und  die  Dragoner  be- 
schützten die  westliche  Orenze  des  Landes,  wo  die  polnischen  und 
schwedischen  Heere  zu  erwarten  waren:  im  Osten  und  Süden  lebten 
aber  die  pflugführenden  Soldaten.  Sie  waren  in  den  (iouveiue- 
ment>  Jckaterinoslawl.  Taurien.  Irkutsk.  Toinsk.  Simbirsk.  Kasan. 
Orenburg  angesiedelt  worden  und  hatten  das  Land  vor  den  Über- 
fällen der  Krimscheu  Tataren  und  der  asiatischen  Völkerschaften  zu 
schützen.  Im  Jahre  lH2ö  wurde  befohlen,  in  den  eisten  drei' 
(ö.uvernements  den  Stand  dieser  Soldaten  aufzuheben  und  sie  als 
Kronbaucrn  zu  registrieren.  l'm  den  Übergang  zu  erleichtern, 
wurde  ihnen  eine  Abgabenfreiheit  auf  lö  Jahre  gewährt.  Tm  Jahre 
1*49  erfolgte  eine  ähnliche  Hestimmung  Uber  ilie  Soldaten  von  Sim- 

')  V.  S.  d.  G..  26.  Juni  1724,  Xo.  4533:  20.  Xovetnher  1823.  Xo.  30585; 
2i».  Kel-mar  1812.  Xo.  24  999. 

V.  S.  d.  (...  Xo.  417.  463. 
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hirsk.  im  Jahre  1  über  diejenigen  von  Oreiiburir.  Tomsk  und 
Kasan  M  Auf  dies,-  Weise  verschwanden  nach  und  nach  alle  die 
Krieger,  welche  im  Frieden  dm  I'rtiifr  und  im  Kriege  da.»  Sehwert 
nilirten.  F-  iM  aber  auch  natürlich.  seitdem  ein  reguläres  Heer 
ireschanVn  wurde  kannten  die-e  bunten  und  wenijr  {reschulten 
Truppen  nicht  mehr  geduldet  werden.  In  der  /weiten  Hälfte  des 
XVIII.  Jahrhunderts  frah  es  sehen  eine  refrei  massige  Kekrutenaus- 
hehuii«r:  und  seit  dem  denkw ürdifreti  Jahre  1 S74  ist  im  ganzen  Heiehe 
die  allgemeine  Wehrpflicht  eiiiirefllhrt  werden  Vt»ti  dem  Zeitpunkt, 
wo  die  Kc<rieruii«r  ihr  I  Heilste  der  pan/.erti afrenden  Bojaren.  Heiter 
und  I.anzenträirer  nicht  mehr  bedurfte,  waren  alle  dies..  Stände  dein 
Tode  verfallen.  letzt  <iud  diese  Namen  nur  deshalh  interessant, 
weil  sie  uns  an  die  Verfraiifrenheit  erinnern,  an  unser  huntes.  un- 
diszipliniertes Heer  aus  der  Zeit  der  ei  sten  Zaren  des  Hauses  Hoinanotf. 

III.  Die  Ärzte. 

Von  dem  Heer  und  den  Hauern  könnten  w  ir  zu  den  Ärzten  tl  her- 
gehen. Bevor  wir  aher  an  die  geltenden  Bestimmungen  herantreten. 
Wullen  wir  in  Kürze  die  (ieschichte  der  medizinischen  Anstalten  in 
Hussland  erwähnen.  Ine  ersten  Arzte  kamen  im  XV.  Jahrhundert 
ins  Land  und  hatten  einen  sehr  schweren  Kampf  mit  der  unwissenden 
Menjre  zu  bestehen;  denn  die  Heretiker  wurden  mit  scheelen  Alicen 
betrachtet:  jeder  Zauberer.  Wahisafrer  und  Kurpfuscher  <renos>  da<rc<ren 
das  vollste  Vertrauen  der  abergläubischen  Bevölkerung.  Nach  und 
nach  frelatifr  es  aber  den  Ärzten,  im  Lande  Fuss  zu  fassen,  so  dass 
im  XVI.  Jahrhundert  im  Hofstaate  des  Zaren  stets  ausländische  Ärzte 
zu  linden  waren.  Während  der  Kepcrunir  des  Zaren  Michael  waren 
schon  so  viel  Ärzte  vorhanden,  dass  eine  spezielle  Hehörde.  der  Apo- 
theker-I'rikas.  frefrründet  wurde.*)  Aber  diese  Hehörde  war  keine 
rein-medizinische.  denn  alle  ausländischen  Handwerker.  Juweliere, 
rhrmacher  etc.  standen  unter  ihrer  Kontrolle.3»  Derselbe  Prikas 
fungierte   auch   als   kaiserliches  Drofren- Magazin  und  hatte  z.  H. 

M  V.  S.  d.  (i.,  No.  30269,  23201.  39  782. 

a)  Wörtlich  übersetzt  heirat  Prika«:  Befehl.  Hag  war  aher  der 
Name  jedes  grossen  Hessorts:  der  Räubcr-Prikas -=  Strafgericht.  Militär- 
Prikas  —  Kriejrsdepartement  u.  s.  w. 

3)  Kmhtkk.  «ieschichte  der  Medizin  in  Hussland.  1820.  Amikkkff. 
Fragen.  Skizzen  und  Notizen  aus  der  russischen  (ieschichte.  1872. 
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Farben  für  die  Schifte  und  alle  Ingredienzien  zur  Bereitung  des 
heiligen  Öles  (Miro)  zu  liefern.  Es  hat  sich  auch  eine  kleine  Anekdote 
au>  ihrer  Tätigkeit  erhalten.  Als  der  Prinz  Woldemar  von  Dänemark 
nach  Kussland  kam.  am  die  Tochter  des  Zaren  Alexei  (XVII.  saec.) 
zu  freien,  bezog  der  Hofstaat  des  Prinzen  die  nötigen  Flaschen 
Schnaps  aus  der  Hofapotheke.  Wahrscheinlich  muss  das  Quantum 
.  in  Markes  gewesen  sein,  denn  die  Verwaltung  hielt  es  fllr  ihre 
Pflicht,  die  Lieferung  zu  maskieren:  in  den  Büchern  stand  daher 
di.-  kuriose  Notiz:  „eine  Flasche  Alkool,  sehr  put,  um  damit  die 
Glieder  hei  Rheutua  einzureihen-4.  Den  Apotheker-Prikas  ersetzte 
171S  das  Apotheker-Kollegium:  seine  Funktionen  scheinen  aber  im 
Laufe  des  XVI II.  Jahrhunderts  dieselben  gebliehen  zu  sein  wie  früher. 
Wahrend  der  Regierung  der  Kaiserin  Anna  (17.'H» — 1740)  präparierte 
das  Kollegium  Feuerwerke  für  die  Hoffeste,  und  Terpentin  für  die 
Schifte.  Erst  Anfang1  des  XIX.  Jahrhunderts  wurde  es  zum  medi- 
zinischen Departement  erhöhen,  welches  nur  rein-medizinische  An- 
gelegenheiten zu  erle<ligen  hat. 

Wenn  wir  jetzt  von  der  Geschichte  der  ärztlichen  Anstalten 
zum  Gesetz  übergehen,  welches  heute  ihre  Tätigkeit  bestimmt  und 
regelt,  so  werden  wir  sagen  müssen,  dass  die  Medizinalordnung 
(IM.  XIII  Teil  II  des  Swod)  derjenige  Teil  unseres  Gesetze*  ist. 
welcher  am  meinen  veraltet  ist.  Viele  von  den  Bestimmungen, 
welche  sie  enthält,  stammen  aus  der  Zeit  Peters  des  Grossen:  die 
meisten  Paragraphen  sind  aber  in  unserem  Jahrhundert  entstanden. 
Nun  wird  man  unwillkürlich  fragen,  wie  es  möglich  ist.  dass  die 
Medizinalordnung  so  rasch  veraltet  ist.  trotzdem  die  Gesetze  öfters 
Jahrhunderte  überdauern.  Man  denke  nur  an  die  Carolina  und  das 
«o'serzbuch  des  Zaren  Alexei  Miehailowitsch.  Auf  die  angegebene 
Frage  ist  die  Antwort  nicht  schwer  zu  Huden.  Die  Reformen  Kaiser 
Alexanders  II.  haben  Russland  gänzlich  umgestaltet.  Die  Bildung 
ist  stark  vorwärts  gegangen  und  in  die  Volksinassen  eingedrungen. 
s<>  dass  nian  in  den  kleinsten  Provinzialnestern  gebildete  Menschen 
linden  kann.  Infolge  der  Reformen  und  des  allgemeinen  Fortschritts 
wurden  die  einzelnen  Bände  des  Gesetzes  vollständig  umgearbeitet, 
nur  die  Medizinalordnnng  ist  unverändert  geblieben.  Man  darf  aber 
nicht  aus<er  Acht  lassen,  dass  es  unbedingt  notwendig  ist.  diesen 
<  tdex  zu  revidieren,  weil  im  Laufe  der  letzten  r»<»  Jahre  in  den 
Naturwissenschaften  ein  kolossaler  Fortschritt  zu  verzeichnen  ist. 
.Uhrbwh  der  mtmiat.  Vereinl^im*.  ß.  Bd.  4 


50 


Vortniir«. 


Infolgedessen  niu^s  rin  (»ort/,  als  utibi  auchbar  bezeichnet  werden, 
welches  von  Leuten  der  1'rifdi'i  icianix  In  n  Zeit  entworfen  ist  und 
nur  dasjenige  I'ersimal  im  Augr  hat.  weh  In  s  in  ]tu>-land  vor  ">0 
und  1<>I>  .Fahren  st-in  WV-t-n  trieb  l>a  wir  aus  Mangel  an  Kaum. 
Z<  it  und  speziellen  Kenntnissen  nicht  dir  Möglichkeit  haben,  alle 
Paragraphen  dieses  <  iVsetzburhes  nacheinander  durchzugehen,  so 
werden  wir  uns  damit  begnügen,  hlus  einige  Bestimmungen  zu  be- 
sprechen, wrlchr  fllr  den  ganzen  t'.idrx  charakteristisch  sind. 

Von  ilen  alleraltest.  n  Paragraphen,  weh  he  dem  Leser  durch 
ihren  Styl  auffallen,  nuiss  der  S  !>7  erwähnt  weiden,  welcher 
also  lautet:  „I>as  medizinisrhe  Departement  ist  \erptlichtet.  beständig 
darauf  zu  achten,  dass  dem  l'uhlikum  aus  der  Tätigkeit  sogenannter 
Kmpyriker  und  <  harlatane  kein  Schaden  erwachse-.  Gegen  diese 
Bestimmung  an  sich  ist  ja  nichts  einzuwenden,  da  das  unbefugte 
Ausüben  der  ärztlichen  Praxis  stets  bei  Strafe  verhüten  wurde  und 
wird  (jj  104  des  i-ussischen  Strafgesetzbuches  für  Friedensrichter 
S  77ö  des  l'rojekt>).  Dennoch  berühren  die  Worte  J'harlatan 
und  Kmpyriker-  etwas  peinlich:  das  letztere  Wort  ist  sogar  nicht 
recht  begreiflich.  Wir  haben  die  Novelle  vom  Jahre  1721  nach- 
geschlagen, welcher  diese  Bestimmung  entnommen  ist.  aber  auch  da 
fand  sich  kein  Fingerzeig.  Zum  Ulück  hat  sich  ein  Spezial-Kdikt 
der  Kaiserin  Elisabeth  erhalten,  welches  auf  dies,.  Frage  Bezug  hat.1) 
Das  tiest  tz  fdhrt  folgenden  Titel:  .Vom  Verbot  an  ungelehrte  Leute 
und  Arzte,  welche  in  der  Medizinalkanzelri  keine  Prüfung  bestanden 
haben,  medico-chirurgische  Praxis  auszutlbeir.  Wenn  wir  zum  Text 
dieser  Novelle  übergehen,  so  werden  wir  rinden,  dass  dieselbe  der 
Initiative  des  Medizinal  -  Kollegiums  ihr  Entstehen  verdankt,  weil 
diese  Behörde  sich  gezwungen  sah.  getreu  die  Betrüger  und  Kur- 
pfuscher energisch  voi  zugehen,  w  elche  in  allen  Städten  und  namentlich 
in  Moskow  allzuzahlreich  geworden  waren,  l'nter  anderem  wird 
erwähnt,  dass  in  Moskow  ein  Kaufmann  mit  Namen  Prjadunotf  alle 
Krankheiten  mit  Naphtha  seiner  Fabrik  behandelt  hat.  Aus  diesem 
Beispiel  muss  man  schliessen,  dass  die  Worte  Kmpyriker.  Charlatan 
und  Kurpfuscher  Synonyme  sind. 

Wenn  wir  in  der  Medizinalordnung  writer  blättern,  so  finden 
wir  den  S  12:$.  welcher  nicht  weniger  interessant  ist:  „Wenn  eine 
Frauensperson  eine  gräuliche  oder  kuriose  Missgehurt  zur  Welt  bringt. 

M  V.  S.  d.  (...  16.  Marz  1 7.">o. 
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m>  darf  die  Hebamme  dieses  Geschöpf  nicht  töten,  wenn  es  auch 
keine  menschliche  (iestalt  hat,  sondern  sie  muss  den  Arzt  oder  die 
Mcdiziualhehörde  davon  sogleich  in  Kenntnis  setzen."  Diese  Be- 
stimmung ist  sehr  alt.  sie  stammt  aus  der  Novelle  vom  Jahre  1704. 
welche  folgenden  Titel  führt:  „von  der  Beerdigung  der  Leichen  am 
dritten  Tage  und  vom  Befehl,  dass  Hebammen  bei  Todesstrafe  iniss- 
geborene  Kinder  nicht  töten  dürfen".  Wir  müssen  hinzufügen.  dass 
der  s  12:i  der  geltenden  Medizinalordnung  mit  dem  Strafgesetzbuch 
in  rk-reinstimmung  gebracht  ist.  Im  £  880  ist  ausdrücklich  gesagt, 
.dass  die  Hebamme  eine  Geldstrafe  bis  zu  10  Kübeln  zu  zahlen  hat. 
falls  sie  dem  Geburtshelfer  und  dem  Medizinal-Kolleginm  über  die 
Erscheinung  einer  Missgeburt  nicht  Bericht  erstattet-4.  In  Verbindung 
mit  diesem  Paragraphen  steht  der  $  14l>9,  welcher  folgende  Be- 
stimmung enthait:  „Falls  jemand  eine  Missgeburt  tötet,  welche  von 
einem  Wellie  zur  Welt  gebracht  ist,  statt  davon  der  Behörde  Anzeige 
zu  erstatten,  der  wird  für  dieses  aus  Aberglauben  und  Unwissenheit 
begangene  Verbrechen  gegen  das  Leben  eines  Wesens,  welches  von 
einem  Menschen  geboren  ist  und  folglich  auch  eine  Seele  hat,  mit 
Verlust  der  Ehrenrechte  und  mit  Korrektionshaus  bis  zu  18  Monaten 
bestraft." 

In  meinem  Buche  über  den  Aberglauben ')  habe  ich  eine  Keihe 
von  Tatsachen  angeführt,  aus  denen  zu  ersehen  ist,  dass  die  Sage 
v«-n  den  Zwergen  und  Kobolden,  welche  neugeborene  Kinder  stehlen 
und  si,»  durch  die  eigenen  Missgeburten  ersetzen,  im  Volke  noch 
lelK-ndig  ist.  Durch  diesen  Aberglauben  lässt  sich  die  Möglichkeit 
derartiger  Morde  erklären.  Ich  glaube  aber,  dass  solche  Verbrechen 
bei  uns  in  Kussland  selten  vorkommen,  denn,  trotz  des  grössten 
Sammeleifers,  habe  ich  aus  dem  russischen  Leben  keinen  einzigen 
Fall  anführen  können.  Die  Prozesse  aber,  welche  ich  in  meinem  Werke 
besprochen  habe,  sind  der  Geschichte  westeuropäischer  Völker  eut- 
ii  .inmen.  Aus  diesem  Grunde  ist  der  S  HM  "»  Entwurf  des  neuen 
russischen  Strafgesetzbuches  nicht  mehr  zu  Huden. 

Aber  alle  bisher  citierten  Bestimmungen  sind  bloss  Details, 
welche  aus  der  Zeit  Peters  I.  zu  uns  herübergekommen  sind.  Es 
wird  jedoch  ziemlich  lohnend  sein,  wenn  wir  versuchen  würden,  auf 
Grund  des  «reitenden  Gesetzes  eine  Charakteristik  desjenigen  medi- 
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zinischen  Personals  zu  L''l'tn.  \m1i  In-  der  Verfasser  der  Medizinal- 
oidnung  Vit  A u tr» ■! i  hatte. 

Per  S  .'{  hctiehlt.  dass  „dir  Person,  welche  sich  zur  ilchauimc 
aushildcn  will,  ein  Zeugnis  üher  ^r»i t * •  Führung  hesitze  und  imstande 
sei.  lesen  und  srhrcihen  zu  können".  Pies  i-t  der  genaue  Text  des 
Gesetzes.  Ks  würde  aher  ziemlich  s<  liw  iorig  sein,  ein  Mchainmen- 
inslitut  aufzufinden,  weh  In  s  Schill. ■rinnen  mir  s..  heseheidenen 
Kenntnissen  aufnimmt.  Wir  kiuni.  ii  uns  :Ui<  h  nicht  vorstellen,  da-s 
eine  Hehainme,  weh  he  eheiis.i  unwissend  ist  wie  eine  einfache  Uiiuerin. 
fähig  sei.  die  Forderung  des  s  1 1  der  Medizinaloidnung  zu 
erfüllen,  nämlich:  .den  Kranken  die  nöligeii  Ratschläge  zu  gehen, 
den  Aherglauhen  und  die  schädlichen  Sitten  zu  hekämpfeti".  Noch 
hesser  ist  der  5;  112.  welcher  folgende  Eigenschaften  hei  der  Hchaminc 
voraussetzt:  _diese]hc  muss  von  guter  Führung,  nlichtern.  im  Amt 
erfahren  und  eidlich  verpflichtet  sein",  her  £  11*  fügt  hinzu,  dass 
„die  Hehamine  eine  arme  Wöchnerin  nicht  im  Stiche  lassen  dar! 
wegen  einer  reichen".  Mit  einein  Wort,  wir  Huden  hier  eine  ganze 
Keihe  ethischer  Kegeln;  zu  gleicher  Zeit  aher  werden  snlche  Kigen- 
schaften  erwähnt,  wie  die  Nüchternheit,  welche  in  der  in. .deinen 
Gesellschaft  als  ohligatoris.  h  vorausgesetzt  w  ird,  so  dass  eine  Er- 
wähnung derselhen  ganz  uunlltz  ist.  Am  Anfang  des  .lahrhunderts 
war  diese  Frage  anders  hestellt.  denn  die  Medizinal. H(l!iun<r  het.mt 
die  Nüchternheit  niehreremal.  nämlich  in  hetr.tt  der  Hehamme  (S  112). 
des  Arztes       24)  und  des  Apothekers  <:$  Ks  muss  ein  nettes 

Hild  gewesen  sein,  als  der  halhhetrunkene  Apotheker  mit  zitternder 
Hand  Gifte  oder  andere  kräftig-wirkende  Medikamente  ahwog.  Solche 
Scenen  existierten  aher  sicher.  I>as  alte  Sprüchwoit  lautet:  quod  nun 
est  in  factis,  noti  est  in  actis,  richtiger  wäre  es  zu  lesen  nun  est  in 
lege.  d.  h.  was  im  Lehen  nicht  da  ist.  kann  auch  nicht  im  Gesetze 
sein,  denn  das  letztere  ist  ein  Spiegel  der  Wirklichkeit.  l>a  aher 
die  Medizinalordnung  zu  viel  von  der  Nüchternheit  spricht,  so  müssen 
wir  daraus  schliessen.  dass  das  medizinische  Personal  in  Kussland 
dem  Trünke  sehr  ergehen  war.  Andererseits  ist  es  geradezu  ent- 
setzlich, wenn  man  sich  das  Unglück  vorstellt,  welches  ein  solches 
Personal  anrichten  kann.  Im  unseren  Gedanken  zu  illustrieren, 
wollen  wir  eine  Episode  erwähnen,  welche  wir  in  den  Novellen  von 
(ioi.iziNsKi  gefunden  hahen.  Per  Verfasser  ist  mit  dem  Lehen  der 
russischen  Arzte  der  aO-er  Jahre  in  der  Moskauer  liegend  genau 
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bekannt  umi  so  ine  Erzählungen  trafen  den  Stempel  der  Wahrheit. 
Als  junger  Arzt  machte  er  seinem  Kollegen,  welcher  in  der  Nachbar- 
schaft lebte,  seinen  Antrittshesuch.  Der  Wirt  empfing  den  Hast 
mit  ausgebreiteten  Armen  und  holte  aus  der  Vorratskammer  alles 
herbei,  was  dort  zu  finden  war.  Nachdem  die  neuen  Freunde  eine 
ranze  K'eihe  von  Schnäpsen  vertilgt  hatten,  wurde  der  Wirt  offen- 
herziger und  begann  seinen  Kollegen  (Iber  verschiedene  Sachen  aus- 
zuforschen: namentlich  interessierte  ihn  die  Frage,  oh  Schweins- 
gedäriue  den  Gedärmen  des  Menschen  ähnlich  seien.  Auf  die  Frage 
d» ■>  jungen  Arztes,  wozu  er  dies  brauche,  erzahlte  der  alte  Mann 
mit  Tränen  in  den  Augen  seine  (ieschichte.  Vor  einigen  Tagen 
hatte  er  eine  Obduktion  gemacht  und  die  Leiche  eines  Hirten  geöffnet, 
weit  her  mit  Arsenik  vergiftet  worden  war.  Die  inneren  Organe  und 
die  Gedärme  wurden  in  Olasgefässe  verpackt  und  mit  2  Siegeln  ver- 
siegelt, wie  das  tiesetz  es  vorschreibt.  Nachher  hatte  der  Doktor 
>tark  gefrühstückt  und  als  er  sich  in  den  Wagen  setzte,  lies  er  sich 
M  ine  Instrumente  und  die  Glasflaschen  reichen;  dann  schlief  er  ein  und 
als  er  erwachte,  waren  die  Oefässe  verschwunden  und  konnten  nicht 
aufgefunden  werden,  trotzdem  man  sich  natürlich  die  grösste  Mühe 
gegeben  hatte.  In  seiner  Verzweiflung  verfiel  der  Doktor  auf  ein 
höchst  originelles  Mittel.  Da  im  Medizinal-Kollegium  ebensolche 
Kenner  der  Anatomie  süssen  wie  er.  so  kam  der  brave  Physikum  auf 
die  Idee,  die  Gedärme  des  unglücklichen  Hirten  durch  Schweins- 
gedärme  zu  ersetzen. 

Filter  solchen  Fmstäuden  ist  es  begreiflich,  das.s  der  Gesetz- 
geber gezwungen  war.  den  Herrn  Doktoren  ans  Herz  zu  legen,  dass 
die  Nüchternheit  die  wichtigste  Eigenschaft  eines  gewissenhaften 
Arztes  ist. 

Jetzt  mUssen  wir  die  SS  16  18  erwähnen,  welche  die  Be- 
stimmungen über  chirurgische  Instrumente  enthalten.  ,.Im  Medizinal- 
Kolhgium  müssen  stets  Hestecke  mit  chirurgischen  Instrumenten 
vorrätig  sein.  Ausser  den  Mitgliedern  des  Kollegiums  können  diese 
Instrumente  auch  von  anderen  Ärzten  benutzt  werden.  Das  Kollegium 
hat  ihnen  diejenigen  Instrumente  zu  geben,  welche  zur  Operation 
nötig  sind.  Falls  ein  Stück  derselben  verloren  geht,  muss  der  schul- 
dige Arzt  dasselbe  bezahlen:  falls  aber  das  Instrument  bloss  ab- 
ge>tumpft  oder  verdorben  wird,  darf  keine  Entschädigung  beansprucht 
werden-. 
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,|e<Ier  Men-ch.  »ler  mit  »Im  Kegeln  »Im  Aseptik  vertraut  Kt. 
gerät  in  Kntsetzen.  wenn  er  dies»-  Zeilen  lic<t.  Was  ist  »las  fdr  ein 
Chirurg,  welcher  nirht  im  Stande  ist.  ein  eigenes  Besteck  zu  erworben ! 
Wir  kann  man  nur  »laran  »li  nken,  eine  Operation  mit  fremden  In- 
strumenten zu  machen,  welche  aus  einer  Haml  in  die  andere  tiber- 
gehen und  durch  nachlä->Hi:e  Behandlung  zerstört  werden!  Die  Zahl 
der  Operationen  w ar  jedeiitalls  eine  gering»  wenn  so  eine  Bestimmung 
im  (iesetz  enthalten  ist. 

Man  wird  uns  vielleicht  fiairm.  wie  es  Oberhaupt  möglich  ist. 
dass  sieh  »las  Medizinal wex  n  im  Lande  entwickelt  hat.  wenn  das 
Gesetz  so  veraltet  ist.  I>ie  Antwort  ist  »-in»-  «ranz  einfache:  der 
grösste  Teil  der  medizinischen  Anstalten  ignoriert  dieses  (iesetz  und 
sehr  viele  Arzt»'  hahen  mit  den  Mcdizinnl-K»dlegien  der  Gouveruements- 
Yerwaltung  nichts  zu  thun.  Die  klinischen  Anstalten  der  I  riiversi- 
täten  stehen  unter  der  Kontrolle  des  Kultus-Ministeriums,  viele  gioss- 
artige  Krankenhäuser  gehören  zum  Hessort  der  wohltätigen  An- 
stalten der  Kaiserin  Marie,  welche  so  zahlreich  sind,  dass  »lie  Ver- 
waltung derselhen  ein  selbständiges  Ministerium  bildet:  endlich  das 
Medizinal wesen  der  Nauerngenieiinlen  gehört  in  den  meisten  Gouverne- 
ments  des  europäischen  Kusslands  zur  Zuständigkeit  der  Provinzial- 
Verwaltung  (Semstwo).1)  Alle  diese  Anstalten  sind  im  Dienste  der 
leidenden  Menschheit  tätig  und  können  mit  den  gewonnenen  K«-sul- 
taten  zufrie«len  sein.  Wenn  mau  aber  das  Personal  der  Medizinal- 
Kollegien  und  der  Kreisphysici  betrachtet,  dann  sieht  man  Illustrationen 
zur  Meilizinalordnung.  Man  braucht  nur  die  Ohduktions-lustruiuente. 
welche  die  Semsto  fllr  ihre  Arzte  gekauft  hat.  mit  detien  zu  ver- 
gleichen, welch»'  die  Physiri  haben,  um  au  die  Zeit  der  Kaiserin 
Katharina  sehr  lebhaft  erinnert  zu  werden.  Mit  einem  Wort, 
alles,  was  in  der  russischen  Medizin  lebensfähig  ist.  hat  mit  der 
Mediziualordnung  nichts  zu  schaffen.  Dieser  Codex  hat  sich  aber 
wie  eine  Mumie  bis  heute  erhalten. 

Im  dieses  Kapitel  zu  schliessen,  wollen  wir  noch  die- 
jenigen Paragraphen  besprechen,  in  denen  die  Medizinaltaxe  ent- 
halten ist. 


')  Semstwo  heisst  Land  (country)  im  Gegensatz  zu  Stadt.  Die  Mit- 
glieder  der  Semskoe  Sobranic  (Kreistag)  und  die  Stadtverordneten  sind  wähl- 
bar. Die  exekutive  Gewalt  liegt  in  den  Händen  des  Kreisausschusses 
(Semskaia  Uprawa)  und  der  Hilrgernieister. 
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g  142.  I >io  Ärzte,  welch*'  Kronümter  heklciilen  und  für  ihre 
Mühen  Lohn  erhalten,  sind  verpflichtet,  den  Personen,  welche  an 
dtrseihen  Anstalt  dienen,  unentgeltlich  Hilfe  zu  leisten.  Falls  sie 
alier  private  Personen  in  Behandlung  hahen.  so  können  sie  für  ihre 
Mühen  ein  Honorar  nach  folgender  Taxe  verlangen:  £  14N.  Leute, 
welche  ganz  arm  sind  und  zum  Arzte  kommen,  dürfen  auf  seine 
Menschenfreundlichkeit  und  eine  unentgeltliche  Hilfe  rechnen.  $  141». 
Von  Leuten,  welche  wenig  hemittelt  sind,  müssen  sich  die  Arzte 
mit  folgendem  Honorar  hegnügen:  1.  der  Doctor  medicinae  erhält 
für  einen  Krankenbesuch,  wobei  ein  Rezept  verschrieben  wurde. 
:>»■  Kopeken  <t>0  Pfennig»'),  falls  ein  Rezept  nicht  verschrieben  wurde. 
15  Kopeken,  für  eine  Visite  ausserhalb  der  Stadt  00  Kopeken. 
2.  Per  Arzt,  welcher  den  Titel  Dr.  med.  noch  nicht  erworben  hat. 
erhalt  für  jeden  Krankenbesuch  in  der  Stadt  15  Kopeken,  ausserhalb 
der  Stadt  30  Kopeken.  3.  Für  den  Aderlass  sind  71/,  Kopeken. 
»U r  das  Entfernen  eines  Zahnes  ir>  Kopeken,  für  ein  Pflaster  aus 
spanischen  Fliegen  71/,,  Kopeken  zu  entrichten.  £  150.  Von  reichen 
Leuten,  welche  ihre  Dankbarkeit  für  den  erwiesenen  Dienst  erweisen 
wollen,  ist  es  den  Ärzten  erlaubt,  ein  Honorar  anzunehmen,  welches 
höher  ist.  als  die  Taxe  angibt.  $  IM.  Der  Aceoucheur,  welcher 
bei  schweren  Wochen  Hilfe  leistet,  erhillt  von  wenig  bemittelten 
Leuten  1  Kübel  50  Kopeken  (3  Mark).  S  152.  Die  Hebamme  erhält 
für  ihre  Mühen  bei  den  Wochen  und  für  eine  neuntägige  Pflege  der 
Kranken  1  Kübel  50  Kopeken  (3  Mark). 

Wenn  man  diese  Zahlen  durchläuft,  so  drängt  sich  einem 
unwillkürlich  die  Frage  auf,  wo  und  von  wem  erhalten  die  aÄrzte 
ein  solches  Bettelhonorar?  wer  wird  es  wagen,  dem  Doktor  für 
-«•inen  Besuch  15  Kopeken  anzubieten,  wenn  der  Droschkenkutscher 
wenigstens  20  Kopeken  für  seine  Fahrt  zu  beanspruchen  hat?  Es 
i-t  klar,  das*  wir  mit  einem  Gesetz  zu  tun  haben,  welches  voll- 
ständig veraltet  ist  und  andere  Lebens-  und  Arbeitspreis«'  im  Auge 
hat.  Aber  selbst  wenn  wir  diesen  Umstand  berücksichtigen,  st»  muss 
die  Kopeken-Taxe  dennoch  als  anormal  bezeichnet  werden.  Deshalb 
halten  wir  es  für  notweudig.  die  Geschichte  dieses  Gesetzes  erwähnen, 
um  dasselbe  einigermassen  begreifen  zu  können.  Die  erste  Taxe  für 
Doktoren,  Ärzte  und  Hebammen  wurde  am  20.  September  1782  publiziert.  . 
Aus  dieser  Taxe  hat  sich  die  geltende  gebildet.  Der  Text  des  Ge- 
setzes ist  derselbe,  blos  die  Zahlen  sind  andere.    In  der  Novelle 
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Katharina»  stehen  Kübel,  im  •reitenden  Keeht  aber  Kopeken.  I >ic* 
Frkläiuntr  i»t  in  «l«-r  K'eform  der  ru»*i»<  lim  ( n  iiln  uii«^  vom  Jahre 
ls:!!t  zu  >ur|i«-M.  In  diesem  .Iahte  erfolgte  der  all«  rhöchste  Krla»s. 
da»»  :i  Kübel  :»ü  Kopeken  Papier  (Ii'iix'IIm-ii  Wert  haben,  wie  1  Buhel 
Silber.  Diese  Keelinunir  wurde  in  allen  ire»etzlichen  Bestimmungen 
diu <  htr«*t"(ihi  t.  in  welchen  (ieldwerte  erwähnt  werden.  I nfol^edessen 
erschienen  aueli  in  der  Medi/.inal-Taxe  die  Kopeken,  welche  den 
modernen  Menschen  so  eiirenartitr  berühren.  Seit  dein  .Iahte  ls.il». 
d.  Ii.  im  Laute  von  »iO  .lahren.  hat  dieses  letzten?  (iesetz  nicht  die 
•:eiiii^>te  Modifikation  erfahren,  trotzdem  eine  vollständige  Ände- 
rung der  Lcben»preise  eingetreten  ist.  Wahrscheinlich  waren  im 
.lahre  lTs.'i  die  Ärzte  mit  dem  Honorar,  welches  in  der  Taxe  an- 
•reirebeu  war.  zufrieden,  aher  1<M'  .lahre  später  hat  dieses  (iesetz 
jede  Bedeutung  verloren. 

Unwillkürlich  erinnert  uns  dasselbe  an  die  fralliircu  Worte 
des  Mejdiisto  (Iher  den  Konservatismus  des  geltenden  Hechts; 

Ks  erben  wich  (iesetz  und  Hechte 

Wie  .ine  uw'xe  Kninkheit  fort: 

Sie  schleppen  von  (ieschlecht  »ich  zum  (iesclilcclite. 

Und  rücken  sacht  von  Ort  zu  Urt. 

Vernunft  wird  Unsinn.  Wohltat  Platre: 

Weh  dir.  da»*  du  ein  Knk<-|  bist: 

Vom  Hechte,  das  mit  uns  geboren  ist, 

Von  dem  ist  leider  nie  die  Fra^e. 

Man  wird  dn<re«rcn  einwenden,  dass  die  Taxe  im  Lehen  niemals 
angewendet  wird  und  folglich  auch  keinen  schädlichen  Kinfluss  auf 
das  Keehtsleben  des  Landes  hahen  kann.  J)arauf  werden  wir  ant- 
worten, dass  eine  Bestimmung,  welche  zu  Stein  geworden  ist.  aus 
dem  «reitenden  (iesetz  entfernt  werden  muss.  Ks  wird  keinem 
Menschen  einfallen,  dem  Arzte  15  Kopeken  in  die  Hand  zu  drücken, 
aher  hei  Prozessen  haben  sich  die  Parteien  wiederholt  auf  die 
Taxe  berufen. 

In  der  Praxis  des  <  i vildepartements  des  Senats  haben  wir 
.'{  Fälle  irefunden.  in  denen  Ärzte  frejren  ihre  Patienten  gerichtlich 
voifrin^en.  um  das  ihnen  zukommende  Honorar  zu  erhalten.  In  allen 
diesen  Prozessen  waren  die  Verklagten  reiche  Kaufleute,  welche  die 
.  Ärzte  für  ihre  Mtlhen  nicht  bezahlen  wollten,  trotzdem  dieselben 
wochenlang  ihre  Familien  und  Kinder  behandelt  hatten.  In  allen 
:{  Fällen  entsprachen  die  Forderungen  der  Ärzte  dem  «blichen  Usus 
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:>  Hul>c|  |H  Mark)  pro  Besuch:  die  dankbaren  Väter  berieten  sich 
aber  auf  die  Taxe.  Endlich  sah  sich  der  Senat  gezwungen,  diesem 
Elend  ein  Knde  zu  machen.  Im  Beschlnss  Vinn  Jahre  1H7S  Nu.  S4 
gab  er  die  Erklärung  ab,  dass  im  Gesetz  keinerlei  Bestimmungen 
zu  Huden  sind  Uber  das  Honorar,  welches  wohlhabende  heute  dem 
Arzt  zu  zahlen  haben:  infolgedessen  ist  in  solchen  Fällen  die  Höhe 
ib  -  Honorars  der  Vereinbarung  der  Parteien  tiberlassen.  Falls  aber 
ein  Kontrakt  nicht  existiert  und  eine  Meinungsdirieictiz  Uber  die 
Höhe  des  Honorars  eingetreten  ist,  so  hat  das  tö  richt  darüber  zu  ent- 
«•  beiden,  indem  es  die  Umstände  jedes  einzelnen  Falles  berücksichtigt. 

Auf  dies»«  AVeise  hat  der  Senat  diese  Bestimmung  aufgehoben. 
I»as  I.ebeu  hat  das  Kassatioiis-lö-richt  gezwungen,  den  toten  Buch- 
staben des  Gesetzes  zu  ignorieren. 

IV.  Orden. 

Filter  den  Hestimmungeu  über  Ordenswesen  gibt  es  so  manche, 
w.lrhc  in  kultureller  Hinsicht  nichts  Charakteristisches  enthalten, 
aber  dun  h  ihren  originellen  Inhalt  Interesse  für  sich  erwecken. 

Wir  wollen  unsere  Übersicht  mit  dem  Paragraphen  beginnen, 
in  dem  die  Hestimmungeu  über  die  Pflichten  der  Ordensritter  ent- 
halten sind. 

S  174.  _I)ie  Liebe  zum  Nächsten  ist  die  wichtigste  von  diesen 
Pflichten.  Infolgedessen  sind  die  Hilter  verpflichtet,  der  Verwaltung 
wohltätiger  und  nützlicher  Anstalten  ihre  Fürsorge  zu  widmen.  Zn 
ihren  speziellen  Funktionen  gehören  also:  1.  Die  Oberaufsicht  über 
die  Verwaltung  der  Fiudlingshäuser  in  St.  Petersburg  und  Moskow: 
2.  die  Verwaltung  der  Versorgungsaiistalt  für  Invaliden  und  des 
Katharinen-Hospitals  zu  Moskow:  3.  die  Gründung  verschiedener  An- 
-talten  Hlr  Armenpflege  in  beiden  Hauptstädten:  4.  die  Oberaufsicht 
der  VeiNorgungsanstalten  für  Arme  und  Kranke  in  beiden  Haupt- 
städten.- 

i  1*'.».  .IHe  Bitterschaft  ist  verpflichtet,  in  beiden  Hauptstädten 
A»yle  Hlr  obdachlose  Arme  und  Kranke  zu  errichten." 

S  H'O.  „In  diesen  Anstalten  muss  die  Hitterschaft  eine  nötige 
Anzahl  von  Zimmern  und  Hetten  besitzen,  und  ausserdem  für  Be- 
köstigung der  Pfleglinge  sorgen.  Stromer  und  Vagabunden,  welche 
dunh  ihren  schlechten  I.el>eiiswaiidel  bekannt  sind,  dürfen  in  die 
Anwalt  nicht  aufgenommen  werden." 
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Heim  Lesen  dieser  Zeilen  wird  man  unwillkürlich  verblüfft. 
Das  Oesrtz  vprirlit  vnn  der  Armenpflefre  und  macht  sopar  einen  Unter- 
schied /wischen  hilfsbedürftigen  und  professit »nellcn  Bettlern.  Ks 
frapt  >ich  aber,  wie  kann  eine  solche  Last  der  Kitterschaft  aufgebürdet 
werden,  da  die  Armenpflege  /u  den  Pflichten  des  Staates,  der  Städte 
und  der  Kreisverwaltuiifren  irehiirt.  Diese  Frnpe  ist  s..  ernster  Natur 
und  mi  kompliziert,  dass  sie  unmöglich  durch  die  Tätigkeit  der 
Ordensritter  zu  lösen  ist.  Man  muss  sich  auch  darüber  wundern, 
dass  du«  Armenpflege  in  den  Bestimmungen  für  <  Irdeiiswesen  erwähnt 
wird,  trotzdem  im  Swod  Sakonofl  'ein  spezieller  ( 'odex  existiert,  welcher 
ausschliesslich  dieser  Frape  gewidmet  ist  (Bd.  XIII). 

Ausserdem  ist  es  im  tiesetzt'  erwähnt,  dass  die  Kitter  ver- 
pflichtet sind,  dem  Invalidenhause  und  »lein  Katharinen  -  Kranken- 
hause in  Moskow  ihre  besondere  Pflege  zu  widmen:  analope  Be- 
stimmun<reii  finden  wir  in  den  SS  240,  2  41.  277  und  4SI  über 
Hechte  und  Pflichten  der  Kitter  des  Andreas-,  des  Wladimir-  und 
des  Annen-Ordens.  Ks  frapt  sich  aber,  wie  vertragen  sich  diese 
Paragraphen  mit  den  Kechten  derjenigen  Personen,  welche  an  der 
Spitze  der  Anstalt  stehen? 

Nicht  weniger  interessant  sind  bestimmte  Verdienste,  welche  das 
Kecht  «reben.  mit  einem  gewissen  Orden  belohnt  zu  werden.  So  ist 
es  z.  B.  in  den  SS  4.r>8  und  M'.»4  frcsajrt.  dass  der  Annen-Orden 

III.  Klasse  demjenigen  verliehen  wird,  welcher  ein  Welk  schreibt, 
das  allgemein  als  klassisch  anerkannt  wird:  den  Wladimir-Orden 

IV.  Klasse  demjenigen,  welcher  nach  einer  Belohnung  mit  dem  Annen- 
Orden  ein  zweites  Werk  schreibt,  welches  gleichfalls  als  klassisch 
anerkannt  wird.  Derart  ipe  tiesetzesparapraphen  sind  äusserst 
schmeichelhaft  f'llr  Schriftsteller  und  Oelehrte.  denn  die  letztem  können 
daraus  ersehen,  dass  die  Kepierunp  frern  bereit  ist.  ihre  Verdienste 
zu  würdigen  und  zu  belohnen.  Diese  Bestimmungen  können  aber 
schwerlich  zur  Anwendung  kommen,  da  es  ja  nicht  pesapt  ist.  von 
wem  es  abhängt,  ein  Werk  als  klassisch  zu  erklären. 

Noch  interessanter  ist  der  Punkt  Vi  desselben  Paragraphen  4ÖH. 
welcher  bestimmt,  dass  mit  dem  Annen-Orden  III.  Klasse  derjenige 
belohnt  werden  kann,  „wer  aus  Menschenliebe  durch  Bat  und  Tat 
öfters  dazu  beigetragen,  dass  ruinöse  Prozesse  beipelcpt  werden  und 
durch  diese  Tätigkeit  den  Namen  eines  Friedensstifters  verdient  hat. 
was  sowohl  von  Privatleuten,  als  auch  von  den  Beamten  des  Oouverne- 
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mciits  einstimmig  anerkannt  ist".  IM  aller  Hochachtung  vor  der 
humanen  Tätigkeit  eines  solchen  Mannes  können  wir  uns  dieselbe 
garnicht  vorstellen,  derjenige,  welcher  zwischen  den  Parteien  steht, 
wird  von  heiden  gehasst.  Wie  schwer  es  aher  ist.  in  dem  einfachsten 
Prozesse  Frieden  zu  stiften,  kann  mau  am  hesten  aus  einem  Lust  spiel 
von  Ti  kokmkkk  begreifen.  Ks  heisst  das  „Frühstllck  heim  Adels- 
matschall-, und  i-t  das  einzige  wirklich  schöne  Stück,  welches  Trtt- 
oKNiKrr  in  dramatischer  Form  geschneiten.  Dafür  ist  es  ihm  auch 
gelungen,  ein  Oenrcbild  von  seltener  Lcbonswahrhcit  zu  schatten. 
Per  Marschall  hat  die  Parteien  zu  sich  eingeladen,  um  einen  Erb- 
»chaftsprozess  heizulegen.  Die  feindlichen  licsehw  ister  konnte  er 
nicht  versöhnen;  im  liegenteil,  der  Zank  ist  so  arg  geworden,  dass 
•lein  Friedensstifter  für  seine  Mllheu  und  seinen  guten  Willen  die 
gröxsten  Heleidigu ngen  an  den  Kopf  geworfen  wurden. 

Nun  können  wir  zu  den  Pflichten  der  Damen  übergehen,  welche 
mit  dem  Orden  der  Heiligen  Katharina  oder  der  Befreiung  dekoriert 
sind.  .Dieser  Orden  ist  gegründet  worden  zur  Krinnerung  an  die 
Hefreiung  des  Kaisers  Peter  des  Ii  rossen  in  der  berühmten  und 
blutigen  Schlacht  am  Prutlr  (g  242.  Hd.  I.  Teil  2  des  Swod  Sakonort  |. 
Pie  Hedaktion  dieses  liesetzes  ist  ausseist  eigenartig:  trotzdem 
es  sonst  nicht  üblich  ist.  wird  hierein  historisches  Faktum  erwähnt: 
des-halb  halten  wir  es  für  nötig,  dieses  dramatische  Blatt  unserer 
Oeschichte  etwas  ausführlicher  zu  besprechen.  Nachdem  Karl  XII. 
in  der  Entscheidungsschlacht  von  Poltawa  vom  Zaren  aufs  Haupt 
geschlagen  wurde,  floh  er  nach  der  Türkei  und  stachelte  den  Sultan 
zu  einem  Kriege  gegen  Kussland  auf.  Als  der  Feldzug  begann, 
rückte  Peter  rasch  in  die  Donaufürsteiitümer  ein:  hier  aber  stiess 
er  unerwarteterweise  auf  einen  Uegner.  der  ihm  weit  überlegen 
war.  Pie  Armee  der  Türken,  welche  270001)  Mann  stark  war, 
driingte  die  Feinde  in  den  Winkel  zwischen  Pruth  und  Donau 
und  schloss  sie  dort  ein.  Das  russische  Heer  bestand  bloss  aus 
22000  Mann. ')  Dieses  Hauflein  Leute  konnte  unmöglich  einen  liegner 
•»••wältigen,  welcher  10 mal  zahlreicher  war.  Ks  war  daher  natürlich, 
das*  die  Küssen  von  den  Türken  umringt  und  von  ihrem  eigenen 
Lande  abgeschnitten  wurden.  Aber  das  Schicksal  rettete  den  Zaren 
von  türkischer  liefangeuschaft.    Die  Sage  berichtet  einerseits,  dass 

M  V.  S.  d.  (i.,  24.  November  1714,  No.  2860  und  15.  November  1723, 
No.  4366. 
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der  (Jrossvezier  durch  Kail  XII.  beleidigt  war  und  ilm  tötlich  hasste; 
andererseits.  d;i->  die  Kaiserin  ihm  und  seinem  (»ehdjre  teuere  (ic- 
s<  henke  illit-i  rt-ic-licii  liess.1»  Aus  diesen  Ci  (luden  kam  zwisrhen  den 
beiden  Weichen  der  Frieden  rasch  zustande.  hie  Bedingungen 
waren  für  die  Türkei  ziemlich  «rllnstiire.  alier  lan<re  nicht  so  glänzende 
wie  mau  nach  den  Krfoljren  des  Fcldzinres  erwarten  konnte.  Wenigstens 
war  mau  in  Konstantiimnel  unzufrieden,  denn  der  (Jrossvezier 
und  mehrere  l'axhas  wurden  enthauptet.  l'eter  der  U rosse  hat 
die-c>  .lalir  nie  vergessen.  Zu  trross  war  das  Fnirlürk.  das  über 
seinem  Haupte  «resrhweht  hatte.  Lebhaft  war  die  Freude  und  schön 
das  Hew  usstsein.  eine  (nlahr  glücklich  llherw  unden  zu  haben. 
hie>es  (M'Hlhl  der  Freiheit  und  der  hankbarkeit  j.'c«reii  seinen  nächsten 
Hat.  die  Kaiserin,  spricht  deutlich  aus  den  veröffentlichten  Manifesten, 
ha  alier  der  Zar  selbst  mit  genauer  Not  der  (iofanpnschaft  ent- 
ronnen war.  so  gedachte  er  auch  derjeniireii.  welche  das  Fn^Mck 
schon  «retntrt'en  hatte.  Infolgedessen  tinden  wir  in  den  Bestimmungen 
für  Ordeliswoeii.  ilnss  jede  Khrendaine  des  Ordens  der  Heiligen 
Katharina  folgende  Ptlichteu  zu  erfüllen  hat:  ..1.  tätlich  (iott  dem 
Herrn  tili*  die  Befreiung,  welche  er  l'eter  dem  (J rossen  «rrwährt  hat. 
zu  danken;  2.  nach  Kräften  dafür  zu  sorfren.  dass  Heiden  der  Kirche 
Christi  beitreten:  '•).  einen  Christen  aus  der  heidnischen  (iefaniren- 
schaft  mit  ihrem  Gehle  zu  lösen." 

Wir  haben  den  genauen  Text  des  S  20;»  (Funkte  1.  4  und  ">> 
der  Bestimmungen  Uber  Ordcnswesen  citiert.  has  tiesetz  ist  vor 
200  .Jahren  publiziert  worden,  bis  heute  aber  unverändert  geblieben. 
Zu  Zeiten  Beters  des  (irossen  hatte  die  letztere  von  diesen  Be- 
stimmungen Uber  die  einzelneu  l'liichten  der  Khreudamen  einen  ge- 
wissen Sinn.  Der  Kaukasus  war  noch  nicht  erobert:  die  Türkei 
ein  mächtiges,  aber  uncivilisiertes  Fand:  das  Schwarze  und  das 
Mittelländische  Meer  wimmelten  von  Piraten,  welche  die  Kflsten 
plünderten,  die  Männer  als  Sklaven  wegschleppten*,  und  die  Weiher 
in  den  Harem  der  türkischen  Grossen  verkauften.  l'ntcr  solchen 
Verhältnissen  war  das  liebet  be<rreif lieh :  ..Vor  Sturm,  vor  Häubern 
und  Gefahr,  Herr  unsre  Schifffahrt  stets  bewahr". *)  In  unseren  Taffen 
ist  der  Kaukasus  von  Husslaud.  Tunis  und  Altrier  von  Frankreich 
erobert,  so  dass  Kois.iren  und  Piraten  nur  in  höchst  jreriiifrer  Zahl 

■)  SrHi.ossKK.s  Weltgeschichte.  1874.  Bd.  XIV.  S.  4ö. 
-)  Aufschrift  im  SchitVerhause  zu  Lübeck. 
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ilir  Wesen  treiben  können.  Ks  IVa«?»  *ii'h  nun.  tili-  wen  existiert 
di.'  Bestimmung  über  die  Befreiung  von  (iofangeiien.  V  Barauf 
iiiu-  man  erwidern,  «las*  sie  natürlich  nicht  den  geringsten 
praktischen  Wert  hat.  dass  ihr  aher  eine  historische  Bedeutung  nicht 
abzusprechen  ist.  Sie  gibt  uns  ein  Bild  von  der  Stimmung  des 
«in.sMii  Zaren  nach  dein  Frieden  von  IVuth.  Doshalb  würden  wir 
es  unfern  sehen,  falls  dieser  Paragraph  aus  dem  (iesetz  gestrichen 
würde.  Spuren  grosser  historisclier  Begebenheiten  werden  immer 
seltener  und  dieses  (iesetz  kann  von  sich  sauren:  „Ich  hin  ein  alter 
Zeuge  aus  längst  vergangener  Zeit."1) 

V.  Strafrecht  und  Strafprozcss. 

Bas  alte  (iericht.  welches  im  .lahre  18(54  zu  tiralie  getragen 
wurde,  getioss  im  Volke  einen  sehr  schlechten  Kuf.  Bis  jetzt  hat 
sich  eine  grosse  Anzahl  von  Sprüchwörtern  erhalten,  welche  sich 
gegenseitig  an  Bosheit  und  Verachtung  flherhieten:  ..Im  (iericht  da 
herrscht  das  1'nrecht".  dietiosetze  sind  heilig.  dieKichter  bestechlich-', 
.da»  (iesetz  ist  wie  eine  Deichsel,  welche  man  nach  Beliehen  drehen 
und  wenden  kann"  u.  s.  w.  In  diesen  Worten  ist  ein  starkes  Körn- 
lein Wahrheit  enthalten  und  es  unterließt  keinem  Zweifel,  dass  in 
dem  altru>si»chcn  (iericht  Leute  angestellt  waren,  welche  keine 
Achtung:  verdienten.  Andererseits  aher.  wenn  man  das  frühere  Ver- 
fahren berücksichtigt,  dessen  Brocken  sich  im  (iesetz  erhalten  hahen. 
so  wird  man  sich  sagen  müssen,  dass  die  (iesetze  selbst  sehr  unvoll- 
koinineu  waren.  Man  denke  nur  an  die  nutzlosen  (irausainkciten. 
an  denen  das  (iericht  in  der  guten,  alten  Zeit  so  reich  war. 

Kin  (irundprinzip  des  geltenden  Strafrechts  hesteht  darin,  dass 
jeder  Mensch  die  Verantwortung  für  seine  strafharen  Handlungen 
zu  tragen  hat  (S  15  des  russischen  Strafprozess).  Ks  war  aber 
nicht  immer  so.  In  Ägypten  wurden  die  Kitern  für  die  Verhrechen 
ihrer  Kinder  bestraft,  und  die  solidarische  Verantwortung  der  Familie 
und  des  Stammes  ist  his  heute  vielen  Völkern  hekannt.  welche  auf 
einer  niedrigen  Kulturstufe  stehen.  Derartige  Bestimmungen  exis- 
tierten auch  in  Kussland.  Seit  dem  XVI.  Jahrhundert,  als  hei  uns 
die  Leilteigeuschaft  eingeführt  wurde,  ring  man  an.  di*-  Bauern  für 
die  Taten  ihrer  Herren  zur  Verantwortung  zu  ziehen.  Sie  wurden 
für  seine  Verhrechen  hestraft,  für  seine  Schulden  an  den  Dranger 

»»  Aufschrift  auf  einem  Hause  in  Schwyz. 
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gestellt.  Derartige  Sitten  und  Gesetze  herrschten  Inline  Zeit.  Des- 
halb darf  111:1  Ii  sich  auch  nicht  wundern,  wenn  im  Seel  m<  ssen- 
ri'LM'kT  Iwan  des  Grausamen  folgende  Notiz  zu  Huden  war:  „Gott 
erbarme  sich  der  Seelen  seiner  Sklaven  des  Hojareu  Michael,  des 
Hojaivn  Hasilius.  seiner  Frau  und  ihrer  Diener.  Dt  au  der  Zahl. 
Gott  erbarme  sieh  des  Keldhcrrn  Gregot  in«..  >einer  Krau,  seiner 
beiden  Töt  hier  und  ihrer  Diener,  ebenso  der  l  JOtt  Hauern  des 
Mojaren  Morosort',  welche  für  die  Schuld  ihres  Herrn  gestorben  sind".1) 

Im  -reitenden  Strafgesetzbuch  und  im  Strafprozcs>')  kann  man 
natürlich  die  Spuren  dieses  alten  Hechts  nicht  mehr  auffinden,  denn 
heide  < iesetzMIcher  sind  neueren  l"rspruiigs:  aher  in  der  Stände- 
ordnung existiert  der  ü  -*»7 1 .  welcher  verfügt.  _dass  die  Stadtgemeinde 
für  das  Verbrechen  eines  Wirkers  nicht  vei antwortlich  ist".  Diese 
Hestimmung  des  »reitenden  Hechts  ist  dein  Kdikt  vom  21.  April  17m.") 
„Uber  Hechte  und  Privilegien  der  Städte"  entnommen.  Ks  ist  klar, 
dass  schon  damals  das  Prinzip  der  solidarischen  Verantwortung 
verschwunden  war.  aber  der  Gesetzgeber  hielt  es  dennoch  für  nütz- 
licher und  vorsichtiger,  diese  Krage  besonders  zu  erwähnen. 

Kin  anderes  (irundpriuzip  des  {reitenden  Strafprozesses  ist  im 
Sil  enthalten:  „Niemand  darf  für  ein  Verbrechen  oder  Vergehen, 
welche  dem  Gericht  unterstehen,  bestraft  werden,  bevor  ein  ge- 
richtliches l'rteil  gefällt  und*  rechtskräftig  ireworden  isf.  Im  .Sj  lf>.*> 
des  Hürgerlicheti  Gesetzbuches  ist  dagegen  folgendes  gesagt:  ..die 
Kitern  sind  ermächtigt,  falls  die  gewöhnlichen  häuslichen  Strafen 
nicht  ausreichen,  ihre  Kinder  beiderlei  Geschlechts,  wenn  sie  nicht 
Staatsbeamte  sind,  für  systematischen  Ungehorsam,  l'nzucht  und 
Laster  mit  Gefängnis  Iiis  zu  4  Monaten  zu  bestrafen".  Der  S  l'»02 
des  Strafgesetzbuches  bestimmt,  dass  im  angegebenen  Kalle  diese 
Strafe  blos  auf  Verlangen  der  Kitern  und  ohne  gerichtliches  l'rteil 
vollstreckt  werde.  l>a  aber  eine  solche  Hestiminung  dem  modernen 
Leben  vollständig  widerspricht,  so  hat  der  Senat  ilsss  No.  4)  ent- 
schieden, dass  die  Kitern  sich  an  das  töricht  wenden  müssen,  falls 
sie  es  für  nötig  halten,  ihre  Kimler  ins  Gefängnis  zu  werfen.  Auf 
diese  Weise  hat  der  Kassationsind'  auch  in  diesem  Kalle  das  geltende 
Gesetz  vollständig  geändert. 

M  A.  Tolstoi,  Der  Tod  Johanns  des  Grausamen. 
*»  Das  Strafgesetzbuch  stammt  ans  «lein  Jahre  1842.  der  Prozeß 
vom  Jahre  ISfU. 
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Der  in  Kraft  befindliche  Straiprozess  stellt  dem  Richter  die 
Alternative,  den  Angeklagten  entweder  freizusprechen  oder  zu  ver- 
urteilen. Tertium  non  datur.  Aber  solange  die  Theorie  der  formellen 
Beweise  existierte,  welche  den  Richtern  die  Hiinde  band,  inusste  ein 
Ausweg  gelassen  werden,  nämlich  das  Recht,  den  Angeklagten  im 
Verdachte  zu  belasset).  Durch  ein  solches  Urteil  erklärte  der  Richter. 
das>  gegen  den  Angeklagten  Beweise  vorliegen  und  dass  er  sich  vom 
Verdachte  nicht  gereinigt  hätte.  I  m  ihn  schuldig  zu  sprechen,  seien 
die  Beweise  nach  der  Theorie  ungenügend,  um  ihn  freizusprechen, 
aber  zu  stark.  Diese  Formel  sollte  dem  Richter  die  Möglichkeit  geben. 
>ein  Gewissen  mit  der  Beweistheorie  zu  versöhnen:  in  Wirklichkeit 
aber  bildete  dieselbe  einen  Deckmantel  für  zahlreiche  Missbräuche. 
Infolgedessen  kann  mau  sich  nur  freuen,  dass  diese  Zwittennassregel 
aufgehoben  wurde.  Die  letzte  Bestimmung  darilber  linden  wir  im 
S  '!«i7  des  Band  XVI  des  Swod.  Dieser  Band  enthält  die  prozessualen 
Bestimmungen  für  diejenigen  Provinzen  des  Reiches,  in  denen  der 
l'n.zess  vom  Jahre  1864  noch  nicht  eingeführt  ist.  Die  Reform  ist 
erst  allmählich  weitergegangen,  so  dass  bis  vor  kurzer  Zeit  der  modi- 
fizierte alte  Prozess  in  einigen  (fegenden,  z.  B.  Sibirien.  Turkestan. 
noch  seine  Gültigkeit  hatte.  Der  angegebene  4j  :j«>7  erklärt,  dass  .ein 
Belassen  im  Verdacht  nicht  mehr  zulässig  ist". 

Dessenungeachtet  linden  wir  in  den  verschiedenen  Teilen  des 
Sw,h1  einzelne  Bestimmungen  Uber  die  Polgen  eines  solchen  Urteils: 

1.  S  &>7  der  Bestimmungen  Uber  Ordenswesen  lautet:  ...Jeder 
Beamte,  welche]-  im  Verdachte  belassen  ist,  verliert  das  Recht  auf 
die  Belohnung  mit  dem  Ritterkreuz  des  Wladimir  -  Ordens  für 
:>r»  .lahre  treuen  Dienstes". 

2.  s  228  der  Statuten  über  Pensionierung  der  Beamten:  „Eine 
Zulage  zur  Pension  ist  denjenigen  Beamten  versagt,  welche  im  Verdacht 
hf|;is<»-n  wurden,  ein  Verbrechen  begangen  zu  haben,  welches,  falls 
es  bewiesen  wäre,  den  Verlust  der  Pensionsberechtigung  nach  sich 
ziehen  würde". 

:5.  S  KU.*»  der  Ständeordnung  (Bd.  IX  des  Swod):  „Zum  Wahl- 
mann kann  nur  derjenige  ernannt  werden,  welcher  niemals  im  Ver- 
dacht belassen  wurde". 

Alle  diese  Bestimmungen  sind  veraltet.  Wir  glauben  annehmen 
zu  können,  da»  sich  die  citierten  Paragraphen  nur  in  Folge  der  zu 
gn.ss,.,,  Vorsicht   der  koditikatorischen  Sektion   des  Reichsiats  im 


f»4  Y..rlr;iir<\ 

(ii'sct/  erhalten  haben.  Vor  der  Kinfüliruujr  der  Justizreform  vom 
Jahre  l>«it  und  vor  der  1  * n  1  •  ] i k; t T i • « n  der  Novelle  vom  1*2.  Juni  l-NMi. 
welcher  der  erwähnte  S  :!»'»7.  I!d.  XVI.  entnommen  i-r.  sind  viele 
Personen  im  Verdachte  belassen  Wurden.  Aller  das  Gnaden-Manifest, 
welches  zur  KlönUII";  des  regierenden  Kaiseis  am  11.  Mai  lN'.Mi 
publiziert  wurde,  erlies  allen  Verurteilten  die  Folgen  eines  solchen 
l'rteih.  l'nter  derartigen  Imstanden  können  die  anpreheuen  Para- 
graphen aus  dem  U-etz  (dine  weitere-  entfernt  werden. 

Vom  prozessualen  Kerbt  können  wir  zum  materiellen  übersehen. 
Ih  r  alte  I'iMze»  war  dem  Volke  verhalt  infolge  seiner  Langwierig- 
keit, l'n^ereclititrkeit  und  I iotecliliclikeit  der  Kuhter;  das  materielle 
Strafrecht  ist  Uli-  den  modernen  Menschen  durch  die  nutzlose  (irausam- 
keit  seiner  Strafen  geradezu  abstoßend.  Wenn  mau  sich  die  blutigen 
Scenen  ins  (iedärhtnis  rillt,  welche  sich  auf  dem  Schafot  abspielten, 
so  läuft  es  einem  kalt  Uber  den  Klicken.  Wenn  wir  auf  unsere 
frühere  .1  ustiz  zurückschalten,  so  werden  wir  uns  saj:en  müssen,  dass 
das  Stiafrecht  im  Laufe  der  letzten  2  .lahrhunderte  einen  frrossen 
Schritt  vorwärts  <Mhan  hat.  Zu  allererst  müssen  wir  betonen,  dass 
die  unmenschlichen  Qualen  verschwunden  sind,  welche  im  Prozess 
angewendet  wurden.  Der  Anp  klaj:te  konnte  jrefoltert  werden,  um 
ihn  zum  Geständnis  zu  bringen.  Ausserdem  wurden  Leute  auf 
offenem  Markt-  und  Kichtplatz  am  hellen  Tajre  den  furchtbarsten 
Qualen  Unterwolfen,  um  die  Yolksmassen  abzuschrecken.  Intel' 
diesen  llediiijrunuen  arbeitete  das  Gericht  nicht  nur  zu  Zeiten  Iwans 
des  Grausamen,  sondern  auch  in  der  Kcfrieruiij:  der  Komanotfs. 
Peters  I.  und  seiner  milden  Tochter  Klisabeth.  Ks  war  eben  die 
Auffassung  von  damals,  dass  die  Todesstrafe  an  sich  nicht  •renU^end 
sei.  um  die  Schuld  zu  sühnen.  Deshalb  Hess  man  den  Verbrecher 
langsam  eines  qualvollen  Todes  sterben.  Nur  im  Jahre  17»i2  wurde 
die  Kolter  durch  ein  Spezialedikt  l'eters  III.  abgeschafft;  später  aber 
in  der  Keirieruiifr  Pauls  und  sotrar  zur  Zeit  Katharinas  kam  die 
Kolter  von  neuem  zur  Anwendung::  erst  unter  Alexander  I.  wurde 
sie  definitiv  beseitigt.1)  ..damit  so<rar  der  Name  Kolter,  welcher 
der  Menschheit  zur  Schande  und  zum  Vorwurf  gereicht,  auf  ewij; 
aus  dem  Gedächtnis  des  Volkes  verschwinde-. 

Auf  diese  Weise  ist  die  Kolter  als  prozessuale  Massie^el  endlieh 
aus  der  Welt  «reschatft  W(jrden.  aber  noch  sehr  l»u«re  erhielten  sich 

')  Gesetz  vom  27.  September  1HU.  Xo.  20O-J-2. 
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in  Rußland  die  Leibesstrnfen  in  jeglicher  Form:  im  Lauft-  der 
grössten  Hälfte  des  XIX.  Jahrhunderts  wurden  Leute  mit  Spiessruten 
zu  Tode  geprUgelt.  andere  öffentlich  ausgepeitscht  und  gebrandmarkt, 
indem  ihnen  auf  dem  Gesieht  die  Lettern  „K.  T.  G.-4  (Katorga)  ein- 
gebrannt  wurden.  Endlich  erschien  der  17.  April  1863.  An  diesem 
denkwürdigen  Tage  wurde  die  Leibesstrafe  in  jeder  Form  abgeschafft 
und  der  russische  Bürger  wurde  befreit  von  dem  Anblick  der  ent- 
setzlichen Scenen,  welche  die  Herzen  verrohten  und  der  Menschheit 
zur  Schande  gereichten.  Von  den  Reformen  Alexanders  II.  sind 
viele  von  grösserer  Bedeutung  für  das  Land  gewesen,  wie  z.  B.  die 
Befreiung  der  Bauern,  die  Einfuhrung  der  allgemeinen  Wehrpflicht 
u.  s.  w..  aber  die  Reform  vom  Jahre  1K63  war  entschieden  die 
humanste  von  allen. 

Trutz  alledem  haben  sich  im  geltenden  Recht  einige  Spuren 
der  früheren  Rechtspflege  erhalten. 

Bas  Strafgesetzbuch  kannte  bis  vor  kurzem  2  Kategorien  von 
Verurteilten:  solche,  welche  der  Leibesstrafe  unterworfen,  und  solche, 
welche  davon  befreit  waren  (SS  31  u.  '.Mi).  I>ie  letzteren  wurden  in 
Sibirien  und  in  Nord-Russland  auf  mehrere  Jahre  interniert,  während 
der  gemeine  Mann  für  dieselbe  strafbare  Handlung  ins  Korrektions- 
haus oder  ins  Gefängnis  wandern  musste.  Bloss  die  Novelle  vom 
12.  Juni  1900  Uber  Aufhebung  der  Deportation  hat  auch  diese  Un- 
gerechtigkeit beendet. 

I>er  S  150  der  Bestimmungen  Uber  Ordenswesen  enthüll 
folgenden  kuriosen  Satz:  .Die  sibirischen  Kirgisen,  welche  mit  Orden 
dekoriert  worden  sind,  bleiben  von  der  Leibesstrafe  befreit". 

Ausser  diesem  Paragraphen,  welcher  wie  zum  Seherz  und  Spott 
in  den  Bestimmungen  Uber  Ordenswesen  steht,  finden  wir  im  Statut 
Uber  Pässe  und  Vaganten  den  Jj  344.  welcher  also  lautet:  „Falls  Strolche 
verhaftet  werden,  welche  ihren  Namen  verbergen,  und  nicht  gestehen 
wollen,  von  wo  sie  entsprungen  sind,  aber  auf  dem  rechten  Arm  das 
Brandmal  mit  dem  Buchstaben  „B"1)  haben,  so  werden  sie  als 
Deserteure  behandelt". 

Die  Anmerkung  1  zum  g  345  desselben  Oesetzbuches  enthalt 
die  Verfügung,  dass  die  Vagabunden,  welche  in  Sibirien  ergriffen 
werden    und    auf   ihrem    Körper    Spuren    von   Brandmalen  und 


'j  Es  ist  der  Anfanirsbuchstabe  des  Wortes  Bmdiaga  (Vagabund). 
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Peitschenhieben  tragen,  ohne  Publikation ')  als  Landstreicher  ab- 
zuurteilen sind. 

Diese  beiden  Paragraphen  sind  deutlich  genug,  so  dass  ein 
Kommentar  vollständig  überflüssig  ist.  Ks  fragt  sich  nur.  wo/u  sie 
im  Oesetz  erhalten  werden.  Seit  dem  Jahre  1  St>3  sind  2!»  Jahre 
vergangen.  Minderjährige  wurden  der  I.eibesst  rafo  auch  früher  nicht 
unterworfen:  wir  glauben  kaum,  dass  wir  heute  viele  Verbrecher 
Huden  werden,  welche  auf  ihrem  Körper  die  Spuren  der  Peitsche 
und  des  Hrandstocks  trafen. 

Wir  können  unser  Kapitel  nicht  schliessen.  ohne  eine  Frage 
zu  berühren,  welche  indirekt  zum  Strafrecht  gehört.  In  früheren 
Jahren  wurden  nicht  nur  Menschen  und  Tiere  hingerichtet,  sondern 
auch  leldose  (Gegenstände  auf  dem  Sc  hafott  vernichtet.  Hei  der  Hin- 
richtung des  Verbrechers  brach  der  Henker  diejenige  Warte  in  Stücke, 
mit  welcher  das  Verbrechen  betranken  war:  ebenso  wurden  Haus  und 
Hof  des  Missetäters  dem  Krdhodcii  gleich  gemacht,  damit  die 
kommenden  (ieschlechter  durch  nichts  an  die  Kxistenz  eines  un- 
würdigen Menschen  erinnert  würden  Zur  Zeit  der  Reformation  fand 
die  katholische  (Geistlichkeit,  dass  Hücber  heretischen  Inhalts  nicht 
weniger  schädlich  sind  als  Menschen,  und  begann  dieselben  öffentlich 
durch  Henkershaiid  verbrennen  zu  lassen.  l'm  diese  Operation  aus- 
zuführen, hatte  der  Scharfrichter  ein  besonderes  Fell,  welches  er 
einem  gefallenen  Tiere  von  den  Kippen  gezogen  hatte:  dieses  Fell 
wurde  mit  Hüchern  beladen  und  dann  an  den  Schweif  eines  Pferdes 
gebunden,  welches  die  Last  durch  den  Strassenschmutz  zum  Richt- 
platz zerrte.  Auf  diese  Weise  glaubte  man  nicht  nur  das  Huch  zu 
vernichten,  sondern  auch  den  Verfasser  zu  beschimpfen,  denn  jede 
Herührung  durch  des  Henkers  Hand  galt  für  Schimpf  und  Schande. 
Die  Spuren  eines  solchen  Autodafes  haben  sich  bis  heut«'  in  unserem 
Oesetz  erhalten.  Hie  SS  H»ti  und  107  der  Hestimmungen  zur  Ver- 
hütung und  Futerdrückung  von  Verbrechen  lauten  folgendermassen : 
„Die  Polizei  ist  verpflichtet,  die  Namen  der  Autoren  auszuforschen, 
welche  Schmähschriften,  anonyme  Hriefe  geschrieben  oder  garstige 
Zeichnungen  gemacht  haben.  Falls  die  Polizei  den  Verfasser 
eines  solchen  Pasquills  nicht  findet,  so  wird  der  letztere  für  ehrlos 

l|  In  Kurland  existiert  bis  jetzt  die  nutzlose  Formalität,  eine 
Publikation  in  den  offiziellen  Blättern  zu  erlassen,  fall»  ein  Vagant  er- 
griffen wird,  der  über  seine  Person  jede  Auskunft  verweigert. 
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erklärt,  die  Schmähschrift  aber  öffentlich  durch  Henker.shand  ver- 
brannt.- In  unseren  Tagen  haben  diese  beiden  Paragraphen  jede 
Bedeutung  verloren.  Eine  derartige  Furcht  vor  anonymen  Schriften 
ist  uns  tll>erhaupt  unbegreiflich.  Jedes  Ministerium  und  jede  Behörde 
vernichtet  täglich  massenweise  anonyme  Klagen;  endlich  die  meisten 
Zeitungsartikel  erscheinen  ohne  Namen  des  Verfassers.  In  unseren 
Tagen  sieht  man  ein.  dass  es  unsinnig  ist.  anonyme  Artikel  zu  ver- 
brennen, welche  falsche  Behauptungen  enthalten,  denn  es  ist  leichter, 
den  Schaden,  welchen  sie  anrichten  könnten,  durch  sachgemässe 
Widerlegung  zu  paralysieren.  Im  vorigen  Jahrhundert  lagen  die 
Dinge  anders.  Damals  waren  die  Zeitungen  erst  im  Entstehen  be- 
griffen, darum  waren  Gerüchte  und  Lügen  der  Gesellschaft  gefähr- 
licher als  jetzt.  Wie  sehr  die  russische  Regierung  jede  Art  von 
Pamphleten  fürchtete,  ist  daraus  zu  ersehen,  dass  im  Laufe  des 
XVIII.  Jahrhunderts  in  dieser  speziellen  Frage  nicht  weniger  als 
13  Spezialedikte  publiziert  worden  sind,  welche  man  in  der  Voll- 
ständigen Sammlung  der  Gesetze  leicht  auffinden  kann.  In  der 
Regierung  Feters  des  Grossen  erschienen  die  ersten  Bestimmungen 
dieser  Art  im  Kriegs-  und  Marine-Reglement,  zur  Zeit  Katharinas 
erfolgte  eine  Reihe  von  Separat-Edikten.  Der  (»rund  der  Energie, 
welche  die  Regierung  in  dieser  Frage  entwickelt  hat,  ist  leicht  zu 
hegreifen.  Peter  I.  kämpfte  gegen  die  Unwissenheit  in  jeder  Form 
und  gegen  den  „Aberglauben,  welcher  die  Menschen  verhindert,  den 
rechten  Weg  zu  gehen";  aber  die  Bestrebungen  des  Zaren  stiessen 
aul  einen  starken  Widerspruch  von  Seiten  des  niederen  Klerus, 
welcher  an  Unwissenheit  und  Konservatismus  dem  einfachen  Bauern 
nicht  nachgab.  Die  Reformen  des  grossen  Herrschers,  welche  das 
allgemeine  Wohl  bezweckten,  wurden  mit  einer  Reihe  von  Schmäh- 
schriften begrüsst,  in  denen  die  Verfasser  den  Zaren  als  Antichrist 
bezeichneten  und  den  Untergang  der  Welt  prophezeiten.1)  Diese 
ganze  geheime  Litteratur  war  ein  Protest,  welcher  von  kleinen, 
furchtsamen,  aber  eigensinnigen  Leuten  ausging.  Für  Peter  war  es 
alier  notwendig,  einen  solchen  Widerstand  zu  brechen.  Durch  dieses 
Streben  wird  die  schwere  Strafe  begreiflich,  welche  den  Schuldigen 
traf,  und  das  tiesetz,  welches  die  Vernichtung  und  Schändung  des 
Buches  oder  der  Schrift  anordnet,  falls  der  Verfasser  unentdeckt  bleibt. 

'!  Ssamkksky,    Di.-  Geistlichkeit    und    die    russischen  Pfarreien, 
iv  162  163. 
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Puter  Pasquill  oder  Pamphlet  verstand  das  (toset/  Peter  des 
Grossen  jode  anonyme  Anzeige,  in  welcher  wahre  und  falsche  Tat- 
sachen angegeben-  waren.  ')  Wenn  man  aber  die  Kdikte  Katharinas 
durchblättert,  welche  Uber  diese  Frage  mehr  tatsächliches  Material 
enthalten,  so  wird  man  eher  zum  Schlüsse  kommen,  dass  mit  dem  Worte 
Pamphlet  polemische  Schriften  bezeichnet  wurden,  welche  allgemeine 
Fragen  bertlhrten.  Per  Krlass  des  Senats  vom  10.  März  17*14  er- 
wähnt ein  Pasquill,  welches  in  Form  eines  allerhöchsten  Kdiktes  ver- 
fasst  war  und  die  Bestechlichkeit  der  Beamten  geifseltc.*)  Piese 
Schmiihschrilten  sind  nie  gedruckt  und  bloss  durch  Abschriften  verbreitet 
worden;  dennoch  alu-r  kamen  sie  weit  ins  Land.  z.  B.  dasselbe 
Pamphlet  Uber  Bestechlichkeit  wurde  im  Jahre  17(57  in  Jaroslnf 
einem  gewissen  Kriloff  altgenommen.  Pen  Verfasser  konnte  man 
trotz  der  grössten  Knergie  der  Behörden  nicht  auftreiben.  Aber  die 
Regierung  ging  gegen  den  Besitzer  der  Kopie  sehr  streng  vor.  Pa 
Kriloff  das  Pamphlet  gelesen,  statt  der  Behörde  davon  Anzeige  zu 
machen,  so  wurde  der  arme  Kerl  auf  dem  Markte  ausgepeitscht  und 
ausserdem  nach  Nertschinsk  deportiert,  weil  der  Kdelmann.  zu  dessen 
Leibeigenen  er  gehörte,  ihn  der  Kegierung  zur  Pisposition  stellte. 
In  beiden  Füllen  wurde  das  Schriftstück  bei  Trommelschlag  vom 
Henker  verbrannt,  in  St.  Petersburg  auf  dem  Platz  vor  dem  Senat, 
in  Jaroslaf  auf  dem  Markte. 

Um  die  Frage  von  den  Pasquillen  zu  schliessen.  müssen  wir 
noch  erwähnen,  dass  dieselbe  grobe  Prozedur  auch  dann  zur  An- 
wendung kam,  wenn  die  Kegierung  gewisse  Bücher  für  schädlich 
oder  gefährlich  hielt.  Im  Jahre  17i'.'{  erschien  die  Tragödie  von 
Kniashnin  „Wadim  von  Nowgorod*,  welche  das  Missfallen  der 
Kaiserin  erregte,  da  dieselbe  „freche  und  schädliche  Gedanken  Aber 
die  gesetzliche  Allerhöchste  Macht  des  Kaisers  enthalte".  Infolge- 
dessen wurde  befohlen,  dieses  Buch  überall  zu  konfiszieren  und  in 
St.  Petersburg  öffentlich  zu  verbrennen.  Etwas  früher  traf  dieselbe 
Ma.ssregel  mehrere  Bücher,  welche  private  Personen  verletzten.  Im 
Jahre  1705  brachte  die  Polizei  in  Erfahrung,  dass  „in  Moskow  viele 
französische  und  russische  Schmähschriften  zerstreut  sind,  welche 
für  viele  Privatpersonen  beiderlei  (icsehleehts  verletzend  sind".  ln- 


>l  Marine-Reglement  (Caput  XIV,  §  103).  V  S.  d.      13.  Januar  1720. 

*)  V.  S.  d.  G..  Nu.  1208t». 
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folgedessen  wurdon  diese  Bücher  konfisziert  und  auf  dem  rRoten 
l'latz"  vor  dem  Kreml  verbrannt. 

VI.  Aus  dem  Leben  der  Städte. 

Beim  Worte  Stadttor  wird  der  Einwohner  von  St.  Petersburg, 
wie  jeder  Grossstädter.  ein  ziemlieh  verdutztes  Gesieht  machen,  denn 
*.  etwa«  existiert  nicht  mehr.  In  Moskow  ist  das  Wort  schon  be- 
greif! icher.  Denn  mit  dem  korrespondierenden  russischen  Wort 
„Sastawa- M  wird  der  Punkt  bezeichnet,  wo  die  Chausseen  in  den 
Stadtwall  münden.  An  solchen  Stellen  ist  die  Strasse  von  zwei 
steinernen  Kolonnen  nebst  Wachterhäusern  flankiert,  welche  sauber 
mit  weisser  oder  gelber  Farbe  angestrichen  sind.  In  unseren  Tagen 
dienen  diese  SchilderhUuschen  den  Schutzleuten  als  Wohnung,  welche 
auf  der  nächsten  grossen  Strasse  ihren  Posten  haben.  In  früheren 
.fahren  wohnte  hier  die  Finanzwache  und  zwischen  den  Kolonnen 
war  ein  Sehlagbaum  befestigt,  welcher  im  Stolz  der  Landesfarben 
(schwarz  und  gelb)  prangte. 

Es  fragt  sich,  welchen  Zweck  hatten  derartige  Schlagbaume? 
Im  geltenden  Recht  werden  sie  erwähnt  im  $  194  der  Bestimmungen 
Ute-r  Passwesen:  .Alle  Personen,  lautet  das  Gesetz,  welche  aus 
einem  Gouvernement  ins  andere  reisen,  sind  verpflichtet,  an  den 
Stadtwallen  am  Schlagbaum  ihre  Piisse  vorzuzeigen  und  bei  Ankunft 
am  Bestimmungsort  dieselben  der  Polizei  zu  melden".  Zu  allererst 
hatte  als.»  die  Wache  polizeiliche  Funktionen,  die  Beobachtung  von 
Reisenden,  namentlich  aber  der  fahrenden  Leute,  der  Bettler  und 
Stromer.*)  Falls  irgendwo  Seuchen  ausbrachen,  wie  z.  B.  1771  in 
Mo>kow  die  Pest,  dann  wurden  die  Reisenden  genau  kontrolliert, 
um  eine  Verschleppung  der  Krankheit  zu  erschweren.  Noch  grösser 
war  die  Bedeutung  des  Schlagbaums  als  Stelle,  wo  verschiedene  in- 
direkte Steuern  erhoben  wurden.  Infolgedessen  hatte  die  Finanz- 
wache streng  darauf  zu  achten,  dass  Salz,  Tabak  und  Wein  nicht 
in  die  Stadt  geschmuggelt  werden.  Mit  Eintritt  der  Dunkelheit 
wurde  der  Schlagbaum  heruntergelassen  und  das  äusserte  auch  so- 
gleich einen  Einfluss  auf  das  Leben  der  Stadt.     Im  Gesetz  vom 

a 

')  Sastawa  hehwt  eigentlich  Strassensperre ;  es  war  die  Einfahrt  in 
die  äussere  nicht  befestigte  Stadt.  Die  innere  Stadt  (der  Kreml)  hatte 
Tore,  welche  nach  deutscher  Art  durch  hohe  Türme  geschützt  wurden. 

'»  V.  S.  d.  G..  Xo.  3672  (v.  Jahre  1720),  Xo.  6532  (v.  Jahre  1733). 


70 


Vortrage. 


16.  November  1 7 *J< > 1  >  tirulr-it  wir  Uber  diese  Frille  folgende  Einzelheiten: 
„Wenn  der  Schlajrbaiim  zur  Nacht  geschlossen  ist.  dann  können  hoch- 
gestellte Personen,  welche  I Heuer  mit  Fackeln  hei  sich  fuhren,  die 
Strassen  unheanstandet  passieren:  falls  sie  aber  keine  Fackeln  oder 
Laternen  hei  sich  führen,  so  miiss  man  sie  nicht  durchlassen.  Einzelne 
Personen  aus  den  niedrigen  Ständi  n.  welche  zur  Nachtzeit  mit  der 
Laterne  in  der  Hand  die  Strasse  tlherschreiten,  können  passieren, 
wenn  sie  ihren  Namen  ansehen:  falls  aber  2  oder  3  von  ihnen  zu- 
sammen gehen,  so  sind  sie  zur  W  ache  zu  ftlhren.  trotzdem  sie  eine 
Laterne  bei  sich  haben. - 

Wir  sehen  also,  dass  die  Stadtwache  am  Schlagbaum  die  ver- 
schiedensten Pflichten  zu  erfüllen  hatte,  aber  man  kann  nicht  be- 
haupten, dass  dieses  ehrlich,  vernünftig  und  (rcwissenhaft  geschah. 
Hin  sehr  charakteristisches  Beispiel  ihrer  Tätigkeit  finden  wir  bei 
<ioi.TZKFF. *)  Am  12.  Mai  17.'t7  wurde  in  Moskow  heim  Sc  h  lagbau  in 
der  Bauer  BoefT  verhaftet,  weil  man  bei  ihm  ein  Huhn  im  Korbe 
gefunden  hatte.  Boeft  wurde  zur  Polizei  gebracht  und  verhört,  oh 
er  das  Huhn  nicht  gestohlen  hatte:  um  der  Wahrheit  auf  die  Spur 
zu  kommen,  bekam  der  arme  Kerl  noch  eine  Tracht  Peitschenhiebe. 
Spater  erwies  es  sich,  dass  er  sein  eigenes  Huhn  auf  den  Markt 
{rebracht  hatte,  um  es  zu  verkaufen.  Derartige  Falle  scheinen  öfters 
vorgekommen  zu  sein,  denn  die  Begierung  wurde  darauf  aufmerksam, 
dass  rdie  Polizeiheamten  an  den  Schlagbaumen  den  Beisenden  Un- 
bequemlichkeiten machen,  die  Bauern  aber,  welche  ihre  Produkte 
zur  Stadt  bringen,  hart  bedrängen".  I'eshnlh  befahl  der  Senat  den 
Gouverneuren,  derartige  Missbrauche  auf  das  energischste  zu  be- 
kämpfen.3) 

Heutigen  Tages  sind  solche  Zustande  ganz  undenkbar.  Her 
Schlngbaum  spielt  im  Leben  der  Stadt  gar  keine  Bolle  und  der 
$  194  der  Bestimmungen  über  Passwesen  ist  ein  toter  Buchstahe. 
Es  ist  auch  leicht  begreiflich,  weshalb  die  Schlagbäume  ihre  Be- 
deutung verloren  haben.  Seit  der  Entwickeln?  der  Eisenbahnen 
kommen  nur  die  Einwohner  der  Vorstädte  und  der  Nachbardörfer 
per  Wagen  in  die  Stadt  und  passieren  die  Stadtgrenze  dort,  wo 

')  V.  8.  d.  G..  No.  3676. 

-)  Sitten  der  russischen  (iesellschuft  nach  dem  Tode  Peter»  I.  (Der 
„Juristische  Bote",  Bd.  21,  S.  24.) 

3J  V.  S.  d.G.,  6.  März  1761.  No.  1121H:  21.  Februar  1762,  No.  11446. 
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früher  d«-r  Schlaghauin  stand.  Der  grö.-ste  Teil  aber  der  Reisenden 
Ixnutzt  die  Bahn  und  geht  in  die  Stadt  direkt  von  der  Eisenbahn- 
station, welche  sich  sehr  oft  mitten  im  (Zentrum  berindet.  Aus  diesem 
(i runde  wird  die  Kontrolle  der  Passe  einfach  an  den  Wohnorten 
vorgenommen.  Als  Finanzkassen  haben  die  Stadttore  ihre  Be- 
deutung gänzlich  verloren,  seitdem  die  Krone  ihr  früheres  unsinniges 
Sy>tem  aufgegeben  hat,  den  Salzhandel  als  Monopol  zu  betrachteu 
und  den  Handel  mit  Branntwein  in  verschiedenen  Stildten  an  einzelne 
(»rosskaufleute  zu  verpachten.  Dank  diesem  System  bildet«:  jedes 
(iouvernemeut  einen  Staat  für  sich,  dessen  (Jrenzen  durch  spezielle 
Wächter  streng  bewacht  wurden. 

Polizeiposten  standen  nicht  nur  am  Schlagbaum.  sondern  auch 
in  der  Stadt.  Da  al>cr  die  Strassen  nicht  beleuchtet  wurden,  so 
lie>>  die  Sicherheit  auch  vieles  zu  wünschen  übrig  und  das  Publikum 
war  gezwungen,  in  vorkommenden  Fällen  die  Wache  zu  Hilfe 
zu  rufen.  Da  aber  infolge  solcher  Hilferufe  auf  der  Strasse  ein 
Tumult  entstehen  musste.  so  konnte  die  Administration  natürlich 
den  Missbrauch  in  dieser  Hinsicht  nicht  gestatten.  Im  S  242  der 
Bestimmungen  zur  Verhütung  und  Unterdrückung  strafbarer  Hand- 
lungen linden  wir  einige  Andeutungen  darüber,  wie  der  Gesetzgeber 
diese  Frage  zu  ordnen  suchte:  „Falls  öffentlich  Zank  und  Streit 
entsteht,  so  sind  diejenigen  Personen,  welche  dieses  gesehen  oder 
das  (ieschrei  um  Hilfe  gehört  haben,  verpflichtet,  den  Streit  zu 
schlichten,  aber  nicht  zu  vergrössern;  falls  aber  jemand  Schläge 
erhält,  so  inuss  man  ihm  Hilfe  leisten  und  diejenigen  verhaften, 
welche  er  bezeichnet  hat". 

Wir  müssen  hinzufügen,  dass  die  Kufe  nach  der  Wache  nicht 
immer  in  einer  Schlägerei  ihren  Grund  hatten.  Sehr  oft  schrie  man 
einfach,  weil  man  die  Verhaftung  eines  Menschen  durchsetzen  wollte. 
(  ber  dies«-  Frage  hat  «oi.tzf.ff  im  Archiv  des  Justiz-Ministeriums 
zu  Moskow  höchst  interessante  Tatsachen  gesammelt.1)  Am  18.  Sep- 
tember 1722  ertönte  in  Moskow  an  der  Auferstehungspforte  der  Ruf 
nach  der  Wache.  Den  Ruf  hatte  ein  gewisser  Schatin  ausgestossen, 
und  als  di«-  Polizei  herbeikam,  verlangte  er,  dass  man  den  «arde- 
marin  Isjedinoff  verhafte.  Als  «rund  gab  er  folgendes  an:  ..Er  und 
Isjedinoff  seien  schon  längst  im  Streit  wegen  eines  unbebauten  «rund- 

'I  L»er  „Juristische  Bote"  (Juriditscheski  Weatnik)  188*1.  Bd.  XXI, 
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stiicks.  eine  Kl;i<re  hatte  er  hei  Gerieht  noch  nicht  eingereicht,  wolle 
es  aher  nächstens  tun;  uuterdc«sen  hat  sich  Isjedinofl  entschlossen, 
die  Stadt  zu  vorlassen,  um  auf  sein  Gut  zu  ziehen:  er,  Schatin. 
hätte  nur  dcshalh  nach  Wacht-  «reschrieeii.  um  diese  Heise  zu  ver- 
eiteln". Ks  müssen  eigentümliche  Zustande  gewesen  sein,  wenn  man 
mit  einem  wüsten  Geschrei  Civil-Prozesse  herinnen  konnte. 

I»er  Huf  nach  Hilfe  konnte  auch  durch  Alarmsignale  geschehen. 
In  früheren  Jahren  schlujr  man  an  «las  Alarmhrett,  welches  aus  Holz 
oder  (iiisseisen  hergestellt  wurde.  Erst  später  trat  das  Läuten  der 
Kirchensrlocken  an  seine  Stelle  Kin  solches  Zeichen  war  ernster, 
eindringlicher  Natur  und  jeder,  welcher  die  Glocke  „wimmern  hörte 
hoch  vom  Turm",  wusste.  dass  Gefahr  vorhanden  und  dass  rasche 
Hilfe  nötifr  sei.  .Vor  :J0  .Jahren  Instand  der  prösste  Teil  unserer 
Städte  und  Flecken  aus  hölzernen  Hiiusern  und  die  Organisation 
der  Feuerwehr  war  noch  eine  höchst  primitive.  Infolgedessen  waren 
die  Kinwohner  im  Falle  eines  Hrandcs  auf  jrcjrenseitifre  Hilfe  an- 
gewiesen, l'm  die  Nachharn  zur  Hilfe  zu  rufen,  wurde  Alarm 
«reschlapen.  wenn  es  auch  mitten  in  dunkler  Nacht  war.  F Itter 
solchen  Umständen  konnte  ein  Misshrauch  der  Alarmsignale  nicht 
{reduldet  werden  und  im  «reitenden  Gesetz  hahen  sich  in  dieser  Kniire 
mehrere  Bestimmungen  aus  früherer  Zeit  erhalten. 

Im  ?j  114  der  Bestimmungen  zur  Fnterdrückuiifr  strafharer 
Handlungen  ist  folgendes  «resajrt :  _  Alarmsiirnale.  um  Leute  horhei- 
zurufen.  können  zum  Schutze  «1er  Kinwohner  in  f.direnden  Ausnahme- 
fällen aufwendet  werden:  hei  Feuerschaden.  Fhcrschwommun«r. 
feimllichem  fherfall.  hei  Kauhmord  und  derartigen  FnjrlUcksfällcn  .  .  . 
Ausser  diesen  Füllen  sind  Alarmsignale  streng  verhüten". 

Trotz  eines  solchen  Verhotes  sind  aher  dennoch  Misshräuche 
vorgekommen  und  zwar,  wie  die  (beschichte  zei«rt.  seitens  hoch- 
frestellter  Personen.  Am  1.  April  1720  wurden  die  Kinw«dmer  von 
St.  Petershurp  durch  das  Sturmgeläute  aller  Kirchen  geweckt.  Später 
erwies  es  sich,  dass  sich  Ihre  Majestät  die  Kaiserin  Katharina  I.  mit 
ihren  Untertanen  einen  Aprilscherz  erlauht  hatte.1)  In  der  Provinz 
triehen  es  die  Indien  Beamten  nicht  hesser.  Im  Kreise  Beiert' 
(Gouvernement  Tula»  stand  im  .Iahte  17.*><»  an  der  Spitze  der  Ver- 
waltung, als  Woewoda.  der  Edelmann  Scheust  hin.    Nach  einem  Ge- 

')  Soi.owir.FK,  Geschieht.'  Rußlands.  Bd.  XVIII.  S  :-H9. 
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läge  fiel  es  dem  braven  Mann  ein.  die  Einwohner  des  Städtchen* 
durch  Alarmiiiuten  zu  wecken.  Wenn  hochgestellte  Leute  sich  solche 
SpUs>e  erlaubten,  so  ist  es  begreiflich,  dass  so  mancher  aus  Mut- 
willen am  (tlockenstrange  zog  und  die  Stadt  auf  die  Heine  brachte. 
Infolgedessen  sali  sich  die  Regierung  gezwungen,  im  Jahre  1709  ein 
spezielles  Gesetz  zu  erlassen,  welches  das  Alarmieren  verbot.  Im 
Jahre  1771  erfolgte  eine  zweite  Novelle,  die  befahl,  dass  die  Schlüssel 
zu  den  Glockentürmen  beim  Pfarrer  aufzubewahren  seien.  An  diese 
Novelle  knüpft  sich  eine  tragische  Episode  aus  der  (ieschiehte  der 
Pest  in  Moskow.  Das  Volk  war  durch  die  zahlreichen  Opfer,  welche 
die  Seuche  verlangte,  unruhig  geworden;  infolgedessen  brach  eines 
Tatfes  der  Aufstand  los.  Von  vielen  Kireheu  lauteten  die  (»locken, 
die  Kleinbürger,  Handwerker  und  Hauern  rotteten  sich  zusammen 
und  ermordeten  den  Erzbischof  Ambrosius,  welcher  die  Menge  zu 
Wruhigen  suchte. 

In  grossen  Städten  ist  das  Alarmiiiuten  längst  verschwunden, 
aher  in  der  Provinz  wiederholen  sich  von  Zeit  zu  Zeit  die  alten 
Scenen.  Z.  H.  im  Flecken  SchklorT  entstand  im  Jahre  1899  eine 
Schlägerei  zwischen  Hürgern  und  Soldaten.  Tin  dem  Streit  ein  Ende 
zu  machen,  zog  jemand  am  Glockenstrang.  machte  aber  dadurch  die 
Sache  noch  schlimmer,  denn  die  Zahl  der  Streitenden  wurde  grösser, 
su  dass  der  Kampf  nur  mit  Mühe  geschlichtet  werden  konnte. 

Da  wir  so  viel  von  den  Alarmsignalen  gesprochen  haben,  so 
kommen  wir  von  selbst  aul  die  Feuersbrunst,  von  welcher  im  $  3fMj 
der  Bestimmungen  zur  Verhütung  und  Fnterdrückung  strafbarer 
Handlungen  die  Hede  ist.  .Es  ist  Privatpersonen  verhüten,  bei 
gmoen  Bränden  aus  Neugierde  herbeizuströmen  und  auf  diese.  Weise 
den  Verkehr  in  der  Strasse  und  die  Tätigkeit  der  Feuerwehr  zu 
hemmen.-  In  diesem  Paragraphen  fiel  uns  das  Wort  „herbei- 
strömen- auf.  Jeder  hegreift,  dass  es  überall  Menschen  gibt,  welche 
teilnahmslos  das  l'nglück  anderer  anstarren  können.  Manchem  macht 
es  ein  Vergnügen,  das  Spielen  und  Toben  des  Feuers  zu  beobachten: 
die  Irrenärzte  hatten  sogar  eine  besondere  Form  von  Manie  kon- 
struiert, die  Pyromanie.  Aber  von  alledem  bis  zum  .herbeiströmen- 
ist es  noch  sehr  weit.  Die  Bestimmung  hat  überhaupt  andere 
Leben>l»edingungeii  im  Auge.  In  der  guten,  alten  Zeit,  wo  die 
Zeitungen  noch  wenig  verbreitet,  die  Bücher  teuer  und  selten  waren, 
da  interessierte  sich  die  Menschheit  sehr  stark  für  den  Stadtklatsch 
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u ml  beschäftigte  sich  mit  dein  Nachbarn  viel  mehr  als  heute.  Ks 
ist  deshalb  begreiflich,  dass  ein  Feuer  in  der  Stadt  alle  Neugierigen 
heranzog.  Frn  diesem  Missstand  zu  steuern,  veröffentlichte  dir  Ke- 
gierung  im  Jahre  1771 1  >  ein  Hesetz.  welches  die  müssen 
Zuschauer  mit  folgender  Strafe  bedrohte:  ..der  lieamte  verliert  ein 
Dritteil  seines  tiehalts  zu  (iuustcn  der  Findlingshäuser:  falls  er  im 
Wahren  gekommen  ist.  so  können  sein  Pferd  und  seine  Leute  zum 
Löschen  des  Hrandes  verwendet  werden:  der  einfache  Mann  ist  alter 
verpflichtet,  seihst  diese  Arbeit  zu  verrichten-. 

Kiese  Strafe  ist  äusserst  eigenartig,  aber  mau  kann  nicht 
sagen,  dass  sie  unsinnig  oder  schädlich  ist.  Dadurch  ist  es  auch 
zu  erklären,  dass  sie  sich  lange  Zeit  gehalten  hat.  trotzdem  sie  im 
üesetz  schon  längst  gestrichen  wurde.  Sogar  in  der  2.  Hälfte  des 
XIX.  Jahrhunderts  ist  es  oft  vorgekommen,  dass  die  Polizei  junge 
Männer  aus  dem  Publikum  herausgriff,  um  die  ermüdeten  Leute 
der  Feuerwehr  an  der  Pumpe  zu  ersetzen. 

VII.  Sitten  und  Gebräuche. 

In  den  Bestimmungen  zur  Verhütung  und  l'nterdrückung 
strafliarer  Handlungen  sin<l  verschiedene  Paragraphen  zu  finden, 
welche  uns  das  Leben  unserer  Vorväter  vergegenwärtigen,  indem 
sie  uns  die  Beschreibung  verschiedener  Sitten,  (Jehräuche  und  Be- 
lustigungen erhalten  haben,  l'nsere  besondere  Aufmerksamkeit  ver- 
dient der  t;  2N;  _Ks  ist  verboten,  am  Weihnachtsabend  und  während 
der  Woche  zwischen  Weihnachten  und  Neujahr  nach  alter  heidnischer 
Sitte  sich  zu  verkleiden  und  auf  den  Strassen  zu  tanzen  und  zu 
sinken-. 

Dieses  (iesetz  ist  kanonischen  Ursprung  und  stammt  aus  dem 
Jahre  P>S1,  als  der  Patriarch  Joachim  von  Moskow  dasselbe  publi- 
zierte.*) Bei  allen  europäischen  Völkerschaften  besteht  die  Sitte, 
zur  Weihnachtszeit  Maskenfeste  zu  arrangieren.  Die  Kirche  be- 
trachtete diese  Sitte  stets  mit  scheelen  Augen  und  bekämpfte  sie 
mit  aller  Macht,  weil  sie  darin  ein  Überbleibsel  aus  der  heidnischen 
Zeit  erblickte.  Der  Kampf  gegen  dieses  unschuldige  Vergnügen 
währte  seit  grauen  Jahren.  Schon  Moses  verbot  den  Juden,  sich  zu 
verkleiden,  wie  es  ägyptische  Priester  tun.    Aus  dem  Pentateuch  kam 

')  V.  S.  d.  (i,  25.  Mai  1771.  No.  lHf.l  1. 

-)  V.  S.  d.  (.i. 
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dieses  Verbot  in  die  kanonische  Gesetzgebung  der  europäischen  Völker. 
In  Kussland  dauerte  es  aber  sehr  lange,  bis  es  der  Kirche  gelang, 
ihren  Willen  durchzusetzen.  Ks  hat  sich  die  Sage  erhalten,  dass  Iwan 
der  Grausame  wahrend  eines  Gelages  seinen  Genossen  Kostüme  und 
Masken  verteilen  Hess.  Als  aber  der  Fürst  Michael  Repnin  ein  solches 
Betragen  als  sündhaft  bezeichnete  und  sich  weigerte,  die  Maske 
anzulegen,  da  ermordete  ihn  der  Zar  mit  eigener  Hand.1)  Sogar 
nach  dem  Interregnum  (1610  1614)  konnte  die  Kirche  die  verhnsste 
Sitte  nicht  aus  der  Welt  schaffen.  Erst  in  der  Regierung  der  Zarin 
Sophie  wurde  dieses  Vergnügen  verboten,  weil  es  die  Keuschheit 
verletze  und  die  Sinn«'  reize.  Aber  diese  Anordnung  wurde  nicht 
allzu  ernst  genommen.  In  St.  Petersburg,  wo  die  Bevölkerung  eine 
gemischte  ist.  da  war  die  Sitte,  sich  zu  maskieren,  nicht  sehr  ver- 
breitet, aber  in  Moskow.  wo  die  Spuren  des  früheren  Lebens  überall 
zu  finden  sind,  da  kann  man  sehr  oft  ganze  Gruppen  von  vermumten 
jungen  Ix-uten  sehen,  welche  von  Haus  zu  Haus  wandern.  In  Ver- 
bindung mit  diesem  Scherz  hat  sich  ein  anderer  erhalten,  welcher  originell 
genug  ist.  um  erwähnt  zu  werden.  Die  Kirche  war  nicht  im  Stande, 
die  Vtdksmaskerade  zu  vernichten,  aber  es  gelang  ihr  nach  und 
nach,  dem  Volke  beizubringen,  dass  es  eine  Sünde  wäre,  sein  Ge- 
sicht mit  der  Maske  zu  verunreinigen.  Infolgedessen  regte  sich  bei 
manchen  der  Wunsch,  sich  von  den  Spuren  des  höllischen  Geistes  zu 
reinigen.  Das  Fest  der  heiligen  8  Könige  (6.  Januar)  wird  bei  uns 
zu  Lande  festlich  begangen  und  die  Geistlichkeit  geht  mit  grossem 
l'oiup  zum  nächsten  Fluss,  um  das  Wasser  zu  weihen.  Um  diese 
<  Vremonie  zu  ermöglichen,  wird  an  einer  Stelle  die  Eisdecke  durch- 
brochen und  ein  rundes  Loch  gemacht,  welches  ungefähr  1 — 2  m 
im  Durchmesser  hat.  In  dieses  Loch,  welches  mit  dem  Namen 
Jordan  bezeichnet  wird,  versenkt  der  Priester  nach  der  Messe  das 
Kreuz.  Nachdem  aber  die  kirchliche  Ceremonie  zu  Ende  ist.  springen 
junge  Burschen  ins  eiskalte  Wasser,  um  sich  vom  moralischen  Schmutz 
der  Maskeraden  zu  reinigen.*)  Diese  gefährliche  Unsitte  existierte 
n<»ch  vor  kurzem  und  ist  wahrscheinlich  noch  heute  nicht  verschwunden, 
denn  in  den  Tagesbefehlen  des  Moskauer  Polizeidirektors  habe  ich 

•)  Kakamsin,  Geschichte  de»  russischen  Staates,  Bd.  IX.   A.  Tolstoi. 
(iedirhte. 

-)  Kostomarofk,  Eine  Studie  über  da»  häusliche  Leben  des  russischen 
Volk.»  im  XVI.  und  XVII.  Jahrhundert.  S.  162. 
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am  ♦;.  Januar  stets  den  Befehl  gelesen,  da»  der  Polizeiobcrst.  welcher 
unten  am  .Jordan  steht,  genau  zu  achten  hat.  dass  niemand  bade. 
Dennoch  gelingt  es  der  Menge  gewöhnlich,  die  Linie  der  Schutzleute 
zu  durchbrechen,  so  dass  einig*  Wagehälse  ins  Wasser  springen  können. 
Wenn  mau  solche  Scenen  betrachtet,  dann  kann  man  sich  davon 
überzeugen,  dass  die  Volkssitte  eine  grosse  Macht  Uber  die  Gemüter 
besitzt. 

Dieser  Krieg  gegen  die  Maskerade  hat  auch  eine  höchst  komische 
Seite.  I»ie  Kirche  bekämpfte  ein  Volksvergnügen  und  hat  es  endlich 
durchsetzen  können,  dasselbe  gesetzlich  zu  verbieten.  Im  XVII.  Jahr- 
hundert, als  die  Bojaren  und  die  hohen  Würdenträger  dieselben 
Sitten  hatten  wie  das  Volk,  da  tummelten  sich  auf  der  Strasse  junge 
heute  aller  Stände.  Im  XVIII.  .Jahrhundert  bildete  sich.  Dank  den 
Reformen  Peters  I..  eine  Kluft  zwischen  den  höheren  Klassen,  welche 
europäische  Kleider  trugen,  und  den  einfachen  Bürgern,  welche  von 
den  Sitten  der  Väter  nicht  lassen  wollten.  Infolgedessen  fand  die 
adelige  .Jugend  es  für  unpassend,  an  dem  Lärm  der  Strassenmaskerade 
teilzunehmen.  Nach  und  mich  begann  die  aristokratische  Gesellschaft 
für  sich  kostümierte  Bälle  in  Privat  häusern  und  Klubs  zu  arran- 
gieren. Auf  diese  Weise  wurde  der  Mummenscherz  von  der  Strasse 
verdrängt,  aber  er  blühte  weiter  im  Schutz  von  Sälen  und  Palästen. 
Unter  diesen  Bedingungen  erschienen  im  Codex  der  Polizeibcstiinmuugen 
die  Kegeln  über  Herrichtung  von  Maskeraden.  Zu  gleicher  Zeit 
blieb  aber  das  alte  Gesetz  über  Volksmaskeraden  in  Kraft.  .letzt 
sind  alle  diese  Kegeln  in  den  Bestimmungen  zur  Verhütung  und 
Unterdrückung  strafbarer  Handlungen  zu  Huden  und  bilden  die 
SS  2H.  L39  und  14"»  dieses  Gesetzbuchs.  Wer  aber  die  Geschichte 
dieser  Paragraphen  kennt  und  den  inneren  Widerspruch  derselben 
begreift,  der  wird  sich  unwillkürlich  die  Frage  vorlegen,  weshalb  sich 
die  veraltete  Bestimmung  des  Moskauer  Patriarchen  noch  bis  heute 
im  geltenden  Hecht  erhalten  hat. 

Per  S  2i»  desselben  Gesetzbuches  ist  nicht  weniger  interessant: 
..Ks  ist  verboten.  Leute,  welche  die  Frühmesse  verschlafen  haben, 
nach  altem  aber  abergläubischem  Brauch  während  der  Osterwoche 
zu  baden  oder  mit  Wasser  zu  begiessen."  Diese  Sitte  ist  so 
charakteristisch,  dass  es  der  Mühe  wert  ist.  derselben  unsere  Auf- 
merksamkeit zu  schenken.    Wenn  wir  den  Urtext  der  Novelle1)  auf- 

')  V.  S.  d.  (;..  17.  April  1721.  Xo.  3771. 
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schlagen,  so  werden  wir  folgende  Beschreibung  dieses  Brauches  Huden. 
Die  Schuldigen  wurden  im  nächsten  Fluss  oder  im  Teich  gebadet, 
und  zwar  wurde  l>ei  dieser  Operation  so  unvorsichtig  verfahren,  dass 
viele  ertranken,  andere  aber  ein  Nervenleiden  erwarben,  denn  ein 
kaltes  Sturzbad  kann  einem  schlafenden  Menschen  nicht  zuträglich 
sein.  Ausserdem  erklärte  der  Heilige  Synod,  dass  dieser  Brauch 
nicht  geduldet  werden  könne,  weil  er  ein  Überbleibsel  des  alten 
Heidentums  sei:  -Es  existierte,  sagt  der  Synod.  bei  den  alten 
Slaven  ein  Götze  mit  Namen  Kupalo:1)  ihm  wurden  zu  Ostern  Opfer 
dargebracht  in  Form  von  Bädern,  wovon  in  alten  Chroniken  aus- 
führlich zu  lesen  ist". 

A.  N.  Afonassiekk.4)  welcher  als  Kenner  slavischer  Mythologie 
einen  wohlverdienten  Ruf  geniesst,  gibt  eine  genaue  Erklärung  und 
Beschreibung  dieser  Sitte.  Am  zweiten  Osterfeiertag  und  am  Montag 
in  der  Thomaswoche8)  ist  es  erlaubt,  dass  Knaben  und  Mädchen  sich 
mit  Wasser  begiessen.  Nach  seiner  Meinung  ist  dieser  Brauch  eiu 
symbolischer  und  erinnert  an  den  Regen,  welcher  befruchtend  auf 
die  Erde  fällt.  Kupalo  selbst  war  aber  der  Gott  des  fruchtbaren 
Regens.  Aus  dem  Gesagten  können  wir  ersehen,  dass  die  Sitte, 
welche  der  g  29  erwähnt,  einen  sehr  schönen  und  poetischen  Sinn 
hat.  aber  im  Leben  gab  dieser  Brauch  Grund  zu  verschiedenen 
Roheiten.  Deshalb  ist  das  citierte  kanonische  Gesetz  nur  zu  billigen. 
In  unseren  Tagen  ist  dieser  Brauch,  wenn  wir  nicht  inen,  gänzlich 
verschwunden,  denn  in  der  Litteratur  haben  wir  nicht  den  geringsten 
Fingerzeig  gefunden,  welcher  uns  dessen  Vorhandensein  bestätigt  hätte: 
ebenso  erfolglos  waren  auch  unsere  persönlichen  Nachfragen  bei  ver- 
schiedenen Kennern  alt-russischer  Sitten  und  Gebräuche. 

Unter  den  ritterlichen  Spielen,  in  denen  die  Jugend  Alt- 
Kusslauds  ihre  Kraft  erprobte,  nimmt  der  Faustkampf  die  erste 
Stelle  ein.  An  diesen  Kämpfen  nahmen  alle  Stände  teil:  Bojnren- 
-»i'.hne.  Kaufleute.  Bürger  und  sogar  horribile  dictu  —  die  Popen.4) 
An  Fe*t-  und  Feiertagen,  namentlich  aber  zu  Weihnachten  oder  in 

')  Dies  Wort  stammt  vom  Verbum  „kupaf  (baden).  Kupalo  heiast 
ai»o  Gott  des  Bades. 

*)  Poetische  Ansichten  der  Slaven  über  die  Natur.  Bd.  III.  S.  702—714. 
8)  Die  nächste  Woche  nacli  Ostern. 

*>  Supplement  zum  Reglement  der  geistlichen  Angelegenheiten 
(V.  S.  d.  G,  Mai  1722.  No.  4022). 
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der  Hutfei  Woche  (Karneval)  versammelten  sieh  die  Kämpfer,  um  ihren 
Mut  zu  zeigen  und  ihre  Kräfte  zu  erproben.  In  Moskow  palten  als 
Sammelplätze  der  „Kote  Platz"  vor  dem  Kreml,  verschiedene  Märkte, 
die  Kreuzpunkte  grosser  Strassen,  im  Winter  «her  da>  Kis  des  Moskau- 
stromes. In  St.  Petersburg  hatten  dieselbe  Redeutung  die  Wiesen 
au  der  Admiralität  und  auf  der  Apothekeriiisel.  Wenn  die  Kämpfer 
zur  Stelle  waren,  trennten  sie  sieh  in  zwei  feindliche  Lager  und  der 
Kampf  begann.  Die  Sehläge  erfolgten  in>  Gesicht,  in  die  Rrust  und 
in  den  Hauch.  In  der  Hitze  des  Kampfes  erhielten  viele  so  schwere 
Verletzungen,  dass  sie  auf  Lebenszeit  zu  Krüppeln  wurden,  andere 
sind  während  des  Kampfes  sogar  erschlagen  worden. 

Wie  verbreitet  dieser  gefährliche  Sport  war.  kann  man  daraus 
schliessen.  dass  der  Faustkumpf  in  vielen  alten  Volksliedern  erwähnt 
wird  und  dass  sich  bis  jetzt  eine  Hesprechung  erhalten  hat,  welche 
den  Kämpfer  hiebfest  machen  soll.1) 

Nun  fragt  es  sich,  wie  stellten  sich  zu  diesem  gefährlichen 
Volksvergnügen  Staat  und  Kirche?  Die  Geistlichkeit  war  dem 
Sport  stets  feindlich  gesinnt,  bezeichnete  den  Kaustkampf  als  ein 
sündhaftes  Tun.  exkommunizierte  die  Kämpfer  und  verweigerte  den 
Gefallenen  ein  christliches  Hegräbnis.  Mit  einem  Wort,  in  Kussland 
geschah  dasselbe,  was  in  West -Kuropa  genügend  bekannt  war. 
Deutschland  und  Frankreich  hatten  keine  Faustkämpfe.  wohl  aber 
Turniere.  Die  Kirche  verfolgte  auch  dieses  edle  Waffenspiel  und 
versagte  den  Gefallenen  ein  Grab  auf  dem  Kirchhof.  Trotz  aller 
Anfeindung  hielt  sich  der  Faustkampf  sehr  lange  in  Kussland.  Im 
XVI.  und  XVII.  Jahrhundert  war  er  «'in  Sport,  dem  die  Zaren  ihre 
Gunst  nicht  versagten.  Iwan  der  Grausame  war  nicht  der  einzige, 
welcher  es  liebte,  als  Zuschauer  dem  Kampfe  zu  folgen.  Aber  all- 
mählich änderte  sich  die  Ansicht  der  Regierung.  Nach  und  nach 
drang  in  die  Gesellschaft  das  Hewusstsein.  dass  der  Faustkampf 
nicht  nur  ein  gefährliches  Spiel  ist.  sondern  dass  auf  diesem  Felde 
manche  Privattechnungen  ausgetragen  werden  können.  Ks  ist  sicher, 
dass  der  Kaufherr  Kalaschnikoff  nicht  der  einzige  war.  welcher  sich 
dem  Gegner  stellte  ..zu  furchtbarem  Kampfe  auf  Leben  und  Tod", 
um  seine  Ehre  zu  rächen.  ')     l'nter  dem  Kintlusse  dieser  Gründe 

')  Saiiimx.  Das  russisch.-  Volk.  S.  .m*>. 

-)  Der  Kaufherr  Kalaschnikoff  ist  ein  Poem  von  Lkkmoxtokk.  Es 
gilt  als  eine  der  schönsten  Perlen  der  russischen  Litteratur  (deutsch  in  dem 
trefflichen  Buche  von  F.  B'»l»KS> i'KltT.  Russische  Dichter.  IHM). 
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entschl.jss  sich  die  Regierung,  den  Faustkampf  zu  verbieten.  In  den 
Jahren  1684  und  1686  erschienen  zwei  Spezialedikte,  welche  diesen 
Sport  hei  schwerer  Strafe  verhüten.  Die  Schuldigen  sollten  aus- 
gepeitscht werden  und  im  Wiederholungsfalle  nach  Sibirien  deportiert 
weiden.  Mit  diesem  Gesetze  wollte  man  die  Frage  löseu.  Aber 
das  Kxperiment  scheint  gänzlich  misslungen  zu  sein.  Die  Faust- 
käinpfc  dauei*teH  fort  und  im  Jahre  1726  erschien  ein  neues 
Kdikt.  welches  den  Fnustkampf  zwar  gestattete,  aber  durch  gewisse 
Kegeln  zu  ordnen  suchte.  Die  Kämpfer  mussten  Schiedsrichter  wählen, 
vor  dorn  Kampf  ihre  Namen  der  Polizei  angeben;  der  Schlag  musste 
mit  der  blossen  Faust  geführt  werden;  Steine.  Stöcke  oder  grosse 
Kupferdreiher  durfte  man  nicht  in  der  Hand  haben;  wer  am  Hoden 
lag.  durfte  nicht  geschlagen  werden.  Diese  Kegeln  haben  entschieden 
einen  grossen  Eintluss  auf  die  Form  des  Kampfes  gehabt.  Der  letzte 
Satz  ist  sogar  zum  Sprichwort  geworden.  Das  Gesetz  selber  wurde 
aber  bald  aufgehoben,  denn  schon  im  Jahre  1743  erfolgte  das  definitive 
Verbot  der  Faustkämpfe.  Diese  Hestimmung  hat  die  Kegierung  bis 
heute  aufrecht  erhalten.  Seit  dem  Jahre  1684  suchte  man  durch  Ge- 
setze diesen  beliebten  Sport  zu  unterdrücken.  Aber  alle  HemUhungeu 
bliek-n  fruchtlos.  Im  Laufe  der  grössten  Hälfte  des  XIX.  Jahr- 
hunderts blühte  er  ebenso  wie  früher,  und  bis  in  die  70-er  Jahre  Hessen 
sich  die  Moskowiter  ihr  Vergnügen  nicht  nehmen.  Erst  am  Schluss 
des  Jahrhunderts  ist  der  Faustkampf  nach  und  nach  verschwunden. 
Bank  den  Reformen  Alexanders  II.,  drang  die  Hildung  ins  Volk  und 
milderte  die  Sitten.  In  diesen  Umständen  ist  der  Grund  zu  suchen, 
weshalb  dieser  Sport  seine  Anhänger  verloren  hat. 

Vom  rohen  Kampfe  wollen  wir  zu  einem  friedlichen  Ver- 
gnügen übergehen. 

l'nter  den  Bedürfnissen  eines  Stockrussen  nimmt  das  Schwitz- 
bad eine  wichtige  Stelle  ein.  Der  ärmste  Mensch  wird  einige  Groschen 
Ix  i-eite  legen,  um  am  Vorabend  eines  Sonn-  und  Feiertages  in  die 
Hadestube  zu  gehen.  Deshalb  kann  mau  am  Sonnabend  auf  den 
Strassen  einer  russischen  Stadt  viele  Menschen  mit  roten,  auf- 
gedunsenen Gesichtern  sehen,  welche  mit  dem  Hadebesen  unterm 
Arm  nach  Hause  eilen.  Das  Schwitzbad  gehört  auch  zur  Volks- 
medizin, und  die  einfachen  Leute  sind  fest  Uberzeugt,  dass  so  ein 
Bad  bessor  wirke  als  die  Mittel  des  Arztes.  Da  als.,  diese  Bäder 
s..  verbreitet  sind,  ist  es  auch  begreiflich,  dass  im  Gesetz  gewisse  Be- 


HO 


Vort  nitre. 


stimmuu<rcu  enthalten  >ein  mUsseii.  welche  die  Benutzung  der  Bade- 
anstalten regeln.  Der  £  l'»7  der  Hr>tiinniuiifron  zur  Verhütung  und 
I  nterdrllckiing  von  Verhrechen  lautet  also:  „Es  ist  verhüten,  dass 
Personen  männlichen  (iesrlileehts  im  Alter  Uher  7  .lalire  in  die  Bade- 
•  stuhe  kommen.  \vu  sich  Flauen  haden,  oder  «jingckchrt  Weiher  in  die 
Budcstuhe  der  Männer". 

Ki'sthmaK'ikk  erzählt  in  seiner  Bcm •hreihung  des  Lehens  unserer 
Vorfahren,  dass  im  XVI.  und  XVII.  Jahrhundert  in  den  öffentlichen 
Hadestuhen  2  Ahteilungen  waren,  eine  männliche  und  eine  weihliche, 
welche  voneinander  durch  eine  grosse  Wand  {reteilt  waren:  der  Ein- 
gang war  uher  derselhe  für  Personen  heiderlei  Geschlechts,  so  dass 
dieselhen  an  der  Tllr  zusammenstiessen.  Diese  Begegnungen  waren 
ziemlich  drastischer  Natur.  Per  Kusse  lichte  es  nämlich,  direkt  aus 
der  {rltlhend-heissen  Badcstuhe  auf  den  Hof  zu  laufen,  sich  einigemal 
im  Schnee  zu  wälzen  und  dann  rasch  wieder  in  das  Schwitzhad 
zurückzukehren.  Da  alter  das  Ktahlissement  hloss  eine  Eingangs- 
ttlr  hatte,  so  ist  es  hegreiflich,  dass  sich  Männer  und  Weiher  im 
Vestihlll  trafen.  Der  Badeheseii.  welchen  sie  in  der  Hand  trugen, 
war  in  solchen  Fällen  der  einzige  (legenstand,  um  die  Nacktheit  zu  ver- 
decken. Ein  anderer  Keimer  unserer  Kulturgeschichte.  Tkrksschksko.  1 ) 
heriehtet.  dass  nach  alter  Sitte  der  Bräutigam  und  die  Braut  vor  der 
Hochzeit  jeder  mit  seinen  Freunden  in  die  Hadestuhe  gehen  mussten. 
nach  der  Hrautnacht  waren  sie  aher  verpflichtet,  zusammen  ein  Schwitz- 
had zu  nehmen.  Diese  Sitte  wurde  vom  einfachen  Bürger  und  vom 
Zaren  gleich  streng  heohachtet.  Der  falsche  Demetrius  verlor  seine 
Popularität  im  Volke,  weil  er  die  russischen  Sitten  missachtete  und 
politischen  (iehräuchen  huldigte.  Als  es  im  Volke  zu  gären  hegann, 
da  wurde  u.  a.  der  Vorwurf  laut  ausgesprochen,  dass  der  Zar  mit 
seiner  schmutzigen  Zarin  das  Schwitzhad  niemals  hesuche. 

An  diesen  (Iehräuchen  hielt  das  Volk  lange  fest  und  erst  int 
XVIII.  Jahrhundert,  als  der  Einfluss  europäischen  Lehens  immer 
stärker  wurde,  machte  sich  eine  Keaktion  hemerkhar.  Das  erste 
Edikt,  welches  eine  solche  „I  nzucht-  verhot  und  mit  einer  Geld- 
strafe helegte.  erschien  im  Jahre  174:1.  40  Jahre  später,  als  das 
Polizeigesetzhuch  puhliziert  wurde.')  ist  dieses  Vergehen  mit  folgender 
origineller  Strafe  helegt  worden:  „Der  Schuldige  hat  die  Hälfte  der 

M  Die  Sitten  den  russischen  Volkes.  M.  I.  S.  474  47«». 
-)  V.  S.  d.  (i..  8.  April  17S2.  §  2(?2. 
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Summe  zu  zahlen,  welche  die  Verpflegung:  eines  Arrestanten  im 
Kurrektionshause  kostet,  falls  er  aber  diese  Summe  nicht  bezahlen 
kann,  dann  seil  er  einen  Tag  lang-  die  Hadestube  im  Korrektions- 
hause heizen".  Jetzt  sind  derartige  Bestimmungen  unnütz,  denn 
vit  Alexander  I.  sind  die  Badeanstalten  für  jedes  Geschlecht  in 
l»<>- »nderen  Gebäuden  eingerichtet.  Unangenehme  Begegnungen  sind 
hiermit  einfach  ausgeschlossen. 

VIII.  Beerdigung. 

Der  Abschied  von  der  Welt  der  Sterblichen  ist  gar  nicht  so 
einlach,  wie  es  scheint.  Jeder  arme  Kerl  füllt  in  der  Gesellschaft 
seine  Stelle  aus,  und  seine  Leiche  kann  daher  auf  den  Kirchhof  nur 
in  dem  Falle  gelangen,  wenn  eine  Keihe  von  Formalitäten  und  Ge- 
bräuchen erfüllt  sind.  Derartige  Bestimmungen  wollen  wir  in  Kürze 
besprechen. 

Wir  werden  mit  dem  g  711  der  Medizinalordnung  anfangen, 
welcher  die  Bestimmung  enthalt,  dass  es  „in  St.  Petersburg  streng 
verboten  ist.  Tote  am  Winterpalais  vorbeizutragen-.  Die  Kegel 
wird  wahrscheinlich  bis  heute  streng  beobachtet.  Man  kann  auch 
nicht  behaupten,  dass  dieselbe  den  Einwohnern  der  Hauptstadt  lästig 
sei.  denn  es  gibt  Nebenstrassen  genug,  um  die  Prozession  abzulenken. 
Aber  die  Redaktion  und  der  Inhalt  dieses  Paragraphen  stimmen 
nicht  mit  dein  allgemeinen  Ton  der  Gesetze.  Letztere  enthalten 
Bestimmungen,  welche  das  allgemeine  Wohl  und  Wehe  im  Auge 
haben:  der  citierte  Paragraph  trügt  einen  kleinlichen,  personlichen 
<  harakter.  Daraus  können  wir  den  Schluss  machen,  dass  dieses 
Gesetz  ein  altes  ist.  welches  zu  einer  Zeit  geschrieben  wurde,  als 
der  Kaiser  die  Hauptstadt  des  Landes  als  sein  eigenes  Anwesen 
betrachtete.  Wenn  wir  die  Geschichte  dieser  Bestimmung  verfolgen, 
*<>  werden  wir  uns  bald  von  der  Wichtigkeit  unserer  Schlüsse  Uber- 
zeugen, denn  sie  verdankt  ihre  Entstehung  dem  Spezialedikt  der 
Kaiserin  Anna  vom  Jahre  1740.1)  Die  Kaiserin  war  eine  alte, 
kranke  Frau,  welche  den  Tod  fürchtete.  Infolgedessen  war  sie  ganz 
aufgebracht,  als  am  9.  April  v.  J.  ein  Leichenzug  an  ihren  Fenstern 
vorbeizog.  Die  Polizei  wurde  daher  beauftragt,  Ihre  Majestät 
vir  solchen  Scenen  zu  schützen.     15  Jahre  später  wurde  dieses 


')  V.  S.  d.  G..  10.  April  1740.  No.  8060. 
*>  V.  S.  d.  G.,  6.  November  1755,  Xo.  104H0. 
Uhrburh  der  Internat.  WreinlgTiDK.  8.  Bd. 
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(iesetz  viiii  ni  iK  tii  bestätigt.  I>i».  Kaiserin  Klisahcth  war  eine  freund- 
liche um]  lebenslustige  Person,  aber  alles,  was  sie  an  den  Tod 
ei  innerte.  war  ihr  so  zuwider,  dass  es  verboten  wurde,  in  schwarzer 
Trauer-Kquipa^e  ins  l'alais  /u  kommen.1)  Wenn  wir  hin/ufdfren. 
dass  mancher  Hus>e  die  He^-^nun»-  mit  einem  Trauerzuge  als  böses 
Omen  zu  deuten  pflegt,  s.»  weiden  wir  das  Verbot.  Leiehen  am 
Palais  voi  beizutragen,  leicht  heirreit.n. 

Iii  der  Medizinalverordnunjr  finden  wir  noch  ein  andere»  (iesetz. 
welches  infolge  seiner  Märte  sicher  nicht  mehr  angewendet  wird. 
Per  5  71<»  lautet:  ..Pie  Leithe  eines  absichtlichen  Selbstmörders 
w  ird  vom  Henker  an  einen  verruchten  Ort  jreschleppt  und  dort  ver- 
schallt ".*)  Kine  solche  Yerhöhiiuny  eines  Verstorbenen  ist  heutigen 
Tajres  «ranz  undenkbar.  Aber  e>  <rab  eine  Zeit,  wo  diese  Hestimmuni; 
kein  toter  Buchstabe  war.  Sie  ist  dem  S  l»i4  des  Militär-Ke<rleiucnts 
Peters  I.  entnommen.  Tin  der  Fratre  auf  den  (irund  zu  pehen. 
wollen  wir  diesen  Paragraphen  wörtlich  Übersetzen: 

„(iesetz.  Wenn  sich  jemand  -elbst  das  Leben  nimmt,  so  ist 
seine  Leiche  dem  Henker  zu  «hergeben.  Derselbe  hat  sie  an  einen 
verruchten  Ort  hinzuschleppen  und  dort  zu  verscharren:  vorher  aber 
soll  er  die  Leiche  durch  die  Vorstädte  und  den  Train  schleifen." 

„Krkläruii«r.  Falls  aber  jemand  einen  Selbstmord  begeht  in 
einem  Anfall  von  Krankheit.  Schwachsinn  oder  .Melancholie,  so  ist 
er  ausserhalb  des  Kirchhofs,  aber  nicht  an  einer  verruchten  Stelle 
zu  beprabcn.  Peshalb  müssen  die  Kiditcr  in  jedem  einzelnen  Falle 
untersuchen,  aus  welchem  (irund  der  Selbstmord  befransen  wurde, 
und  durch  l  rteil  Uber  die  Art  des  Merrill  in  i»es  entscheiden." 

„Falls  ein  Soldat  bei  versuchtem  Selbstmord  ergritfen  wird 
und  es  erwiesen  wird,  dass  er  sich  zu  dieser  Tat  entschlossen  hat. 
weil  Schande,  Krankheit  oder  Fiifrlllck  ihn  dazu  getrieben  haben, 
so  soll  er  aus  dein  Keuiineiit  ausgestoßen  werden:  falls  aber  die 
angegebenen  Mihlcrungsgrtinde  nicht  vorhanden  sind,  so  stirbt  er 
durch  Henkershand." 

Pieses  (iesetz  ist  sehr  hart,  aber  es  ist  nur  ein  Produkt 
seiner  Zeit.     Während  der  Keirierun«;  Friedrich  Wilhelms  L.  der 

')  V.  S.  d.  <«..  ».  Oktober  1744. 

a)  ("bor  dieses  (iesetz  und  den  Scholen,  welchen  es  anrichtet,  haben 
wir  uns  ausführlich  in  unserem  Iiuche  _ Aberglauben  und  Strafrecht"  (Herlin. 
J.  Hüde).  S.  in.'),  ausgesprochen. 
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«in  Zeitgenosse  Peters  des  Grossen  war.  wurde  der  Selbstmörder 
nach  preussischem  Gesetz  nicht  nur  eines  ehrliehen  Begräbnisses 
beraubt,  sondern  seine  Leiche  wurde  auch  am  Galten  emporgezogen. 
Der  Einfluss  dieser  Bestimmung  auf  das  (besetz  Peters  I.  ist 
gar  nicht  zu  leugnen.  Aber  man  muss  gestehen,  dass  diese  bar- 
barische Strafe  den  Ansichten  des  russischen  Volkes  nicht  wider- 
sprach. Ks  wurde  immer  ein  Unterschied  gemacht  zwischen  Leuten, 
welche  vor  dem  Tode  das  heilige  Abendmahl  genossen,  und  solchen, 
welchen  ein  unerwarteter  Tod  den  Lebensfaden  durchschnitten.  Die 
erste  Kategorie  von  Leichen  wurde  auf  dem  Gottesacker  in  der 
Nilhe  einer  Kirche  beigesetzt.  Alle  Personen,  welche  plötzlich  ver- 
endet oder  von  Henkershaud  gefallen  waren,  mussten  dagegen  im 
.Stillen  Hause"  beigesetzt  werden.  Die  Leiche  des  Selbstmörders 
durfte  aber  auch  da  nicht  ruhen.  Man  verscharrte  sie  im  Walde 
oder  am  Wege.  Diese  Bestimmungen  haben  einen  grossen  Einfluss 
auf  die  Entwickelung  des  Aberglaubens  gehabt.  Der  Bauer  ist  bis 
heute  Uberzeugt,  dass  derjenige,  dessen  Grab  ohne  Segen  des  Popen 
geschlossen  wurde,  in  der  Erde  keine  Kuhe  hat.  Er  wird' zum 
Vnmpyr.  streift  in  der  Welt  umher,  verdirbt  die  Saaten  und  ruft  . 
Krankheiten  hervor.  Infolgedessen  sind  öfters  GrilberschUndungeu 
vorgefallen,  namentlich  in  den  südlichen  Gouvernements,  wo  die  Be- 
völkerung nur  vom  Ackerbau  lebt. 

IX.  Schluss. 

Nachdem  wir  die  einzelnen  Tatsachen  besprochen  haben, 
können  wir  das  gesammelte  Material  etwas  sichten  und  uns  erlauben, 
einige  Schlüsse  zu  ziehen. 

Die  Bedeutung  unserer  Arbeit  besteht  darin,  dass  sie  auf  eine 
Eigentümlichkeit  des  geltenden  Hechts  aufmerksam  macht,  welche 
man  gewöhnlich  zu  übergehen  pflegt.  Wir  sind  gewöhnt,  den  Swod 
Sakoiioft*  bloss  als  eine  systematische  Sammlung  geltender  Be- 
stimmungen zu  betrachten,  welche  das  Leben  der  Gesellschaft  regeln 
und  als  Basis  hei  der  Entscheidung  eines  Rechtsfalles  dienen  können. 
Aber  jedes  einzelne  Gesetz  hat  auch  eine  gewisse  Bedeutung  in 
kultur-historischer  Hinsicht.  Diese  Eigenschaft  des  Rechts  haben  wir 
als  Thema  unserer  Arbeit  genommen:  wir  haben  uns  bemüht,  die 
Vergangenheit  unseres  Landes  zu  beschreiben,  indem  wir  nicht 
historische  Werke  oder  Memoiren,  sondern  das  geltende  Recht  als 
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Ausfrantr-punkt  nahmen.  Wir  Wullen  h« >ti*  n.  dass  es  uns  irelunjren 
ist.  ii'K'h  einmal  die  Rieht iirk.«*i l  des  M-hönen  tödankens  zu  beweisen, 
welcher  in  «Irr  Vorrede  /ur  v< » 1 1  st ii i m i i ir**?i  Sammlung  der  < iesetze  zu 
lesen  ist:  ..Die  (iesetze  tut  halt«  Ii  eine  getreue  Darstellung  des  ge- 
sellschaftlichen Lebens  im  Staate.  Aus  denselben  ist  zu  ersehen, 
wie  die  moralischen  und  |>.»litis(  Inn  Kräfte  des  Landes  sieh  ent- 
wickelten, erstarkten  und  modifizierten.  Folglich  darf  mau  annehmen, 
dass  die  ticschic  hte  eines  Staates  ohne  Kenntnis  der  (iesetze  unvoll- 
ständig und  unklar  sein  muss;  andererseits  kann  man  die  (iesetze 
ohne  historische  Forschung  unmöglich  begreifen  und  würdigen-. 

Fnser  Aufsatz  hat  al.er  auch  einen  praktischen  Wert.  I>a  in 
allen  Händen  des  Swod  Sakonoff  Bestimmungen  enthalten  sind,  welche 
vergangene  Zeiten  abspiegeln,  so  können  wir  daraus  schliessen.  dass 
eine  ganze  Reihe  von  Paragraphen  veraltet  ist  und  dem  Lehen  nicht 
mehr  entspricht,  Derartige  Paragraphen,  welche  hloss  eine  kultur- 
geschichtliche Bedeutung  halien.  können  im  Swod  nicht  mehr  pdas-eii 
werden,  da  derselbe  hloss  das  geltende,  lohende  Hecht  enthalten 
muss.  Pin  eine  solche  Revision  zu  erleichtern,  haben  wir  natürlich 
ziemlich  viel  .Material  gesammelt.  I>ie  Bestimmungen,  welche  wir 
iM'sprochen  und  kommentiert  haben,  können  wir  in  2  <i nippen  teilen. 

Zur  ersten  (iruppe  gehören  z  H.  die  Reste  des  alten  materiellen 
und  prozessualen  Strafreehts:  das  Belassen  im  Verdachte  iij  M(.«7  der 
Bestimmungen  «her  <  »rdenswesen.  £  221  der  Statuten  Uber  Pensio- 
nierung. S  SO'i  der  Ständcordnungi:  2.  die  Befreiung  der  Stadt- 
Gemeinde  von  der  solidarischen  Verantwortung  fllr  ihren  Bllrger 
(S  f»7 1  der  Ständoordniing);  <*L  die  Befreiung  der  sibirischen  Kirgisen 
von  der  Leibesstrafe  is  Lr)0  der  Bestimmung  Uber  Ordenswesenl : 
1.  die  ört'entliche  Auspeitschung  und  Brandmarkiing  (SS;  :U4  und  :M.r» 
der  Bestimmungen  Uber  J'ässe  und  Vaganten».  Alle  diese  einzelnen 
Bestimmungen  sind  Fetzen,  welche  vom  alten  Recht  nachgeblieben 
sind.  Im  Prinzip  sind  sie  längst  aufgehoben,  die  Reste  halten  sich 
aber  im  (iesetz  nur  deshalb  erhalten,  weil  man  dieselben  vergessen 
hat.  Die  Leibisstrafe  ist  am  17.  April  1KC,:{.  der  alte  Prozess  am 
20.  November  1S<54  zu  (irabe  getragen  worden.  Hiermit  haben  alle 
die  einzelnen  Bestimmungen,  welche  den  Reformen  der  .Jahre 
und  l*ol  widersprochen,  ihre  Kraft  verloren.  Derartige  Paragraphen 
können  aus  dem  Swod  Sakonoff  im  Wege  der  Kodifikation  entfernt 
werden.    Wenn  es  bis  jetzt  nicht  geschehen  ist.  so  lässt  es  sich  da- 
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durch  erklären,  dass  man  sie  Ul)ersehen  hat  oder  dass  man  bei  kodi- 
rikatorischen  Arbeiten  zu  vorsichtig  vorgegangen  ist. 

Hie  zweite  Gruppe  bilden  diejenigen  Bestimmungen,  welche 
Iiank  ihrem  speziellen  Charakter  von  den  grossen  Reformen  nicht 
berührt  wurden.  Hierher  gehört  der  grösste  Teil  der  von  uns  be- 
s]irochenen  (besetze:  das  Überreichen  von  Bittschriften  in  der  Kirche, 
die  Volksmaskerade  zu  Weihnachten,  das  Baden  zu  Ostern,  die  Pas- 
quillen, der  Faustkampf,  das  Bad,  das  Zusammenströmen  der  Neugierigen 
bei  Feuersbrünsten,  der  Kuf  nach  der  W  ache,  die  Hechte  und  Pflichten 
der  Ordensritter,  die  Eigenschaften  des  medizinischen  Personals,  die 
ärztliche  Taxe,  die  Beerdigung  der  Selbstmörder,  das  Vorzeigen  der 
Pä>M'  am  Schlagbaum  und  die  Bestrafung  des  Sohnes  auf  Wunsch 
seiues  Vaters.  Alle  diese  Spezialgesetze,  werden  nicht  mehr  angewandt. 
al»er  sie  sind  nicht  aufgehoben.  I  m  sie  daher  aus  dem  geltenden 
Gesetz  zu  streichen,  ist  ein  Beschluss  des  Heichsrats.  wie  ihn  der 
S  72  unserer  Grundgesetze  vorsclireibt,  unerlüsslich. 

Da  wir  uns  mit  der  Frage  beschäftigt  haben,  wie  die  tuten 
Teile  aus  dem  tiesetze  zu  entfernen  sind,  so  dräugte  sich  uns  un- 
willkürlich eine  zweite  Frage  auf,  nämlich  die  Frage  vom  Leben 
und  Tode  der  gesetzlichen  Bestimmungen.  Ein  Gesetz  wird  ins 
LelH'ii  gerufen,  wenn  die  Regierung  hofft,  gewisse  Lebensbedingungen 
auf  diese  Weise  zu  bessern,  oder  wenn  sie  eine  schädliche  Sitte  aus 
der  Welt  schafl'en  will.  Dann  treten  im  Leben  des  Gesetzes  ver- 
schiedene Wandlungen  ein.  Zuerst  bekämpft  die  Novelle  die  schäd- 
liche soziale  Erscheinung,  um  deretwillen  sie  geschalten  wurde,  und 
zwar  wird  eine  bestimmte  Handlung  nicht  nur  verboten,  sondern 
auch  mit  Strafe  belegt.  Später  wird  die  Strafe  aufgehoben,  das  Ver- 
bot bleibt  aber  in  Kraft,  t'nter  solchen  Umständen  verliert  die  Be- 
stimmung ihren  schroffen  Charakter  und  wird  allmählich  vergessen, 
so  da>s  ihre  definitive  Aufhebung  nur  als  formelle  Massregel  betrachtet 
»  erden  kann.  Als  charakteristische  Beispiele  derartiger  t  iesetze  können 
wir  folgende  erwähnen:  das  Überreichen  von  Bittschriften  in  der 
Kirche,  die  Neugierigen  bei  der  Feuersbrutist.  die  Badestuben  für 
U-ide  tieschlechter  u.  a. 

Falls  wir  aber  die  Ursachen  erforschen  wollen,  welche  den 
'Jod  eines  Gesetzes  zur  Folge  haben,  so  müssen  wir  unsere  Daten 
in  4  Gruppen  einteilen. 

1.  Das  Gesetz  kann  ein  totgeborenes  sein,  da  man  bei  der 
Ausarbeitung  weder  den  Wert  der  Bestimmung,  noch  ihr  Verhältnis 
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zu  den  Orundgeset/.en  des  Reiches  erwogen  hatte.  Hierher  gehören 
z.  B.  die  Bestimmungen  üher  die  Rechte  und  Pflichten  der  Ordens- 
ritter. Diese  Oesetzo  kommen  jetzt  gar  nicht  zur  Anwendung.  Ks 
ist  alter  aueh  höchst  zweifelhaft,  oh  es  früher  der  Fall  war. 

2.  Die  zweite  Oruppe  bilden  die  (iesetze.  welche  Sitten  und 
(iehräuche  im  Auge  hahen.  die  früher  in  der  Oesellschaft  geherrscht 
haben,  aber  von  der  Regierung  ftlr  schädlich  angesehen  wurden. 
Nach  und  nach  sind  diese  missliebigen  sozialen  Erscheinungen  gänzlich 
verschwunden,  das  tiesetz  aber  besteht  weiter  und  ist  bis  heute  im 
Swod  Sakonofl  zu  finden.  Als  charakteristische  Beispiele  können 
wir  die  Paragraphen  Uber  die  Faustkämpfe,  das  Maden  zu  Ostern 
und  die  Bittschriften  während  der  Messe  anfahren. 

Es  gibt  auch  Fälle,  in  denen  das  Leben  die  Regierung 
gezwungen  hat.  eine  Hest immune  aufzuheben,  welche  von  der  Gesell- 
schaft als  störend  empfunden  wurde,  ohne  Nutzen  zu  bringen.  Eins 
von  den  bekannten  Oesetzen  dieser  Art  ist  das  Rauchverbot  auf  der 
Strasse.  Noch  interessanter  ist  ein  tiesetz  vom  Jahre  lf)X4,  welches 
den  Fuhrleuten  streng  verbot,  ihre  Pferde  mit  der  Leine  zu  regieren. 
Als  wir  dieses  Verbot  zum  erstenmal  zu  Oesicht  bekamen,  konnten 
wir  dasselbe  nicht  recht  begreifen.  Erst  später  erinnerten  wir  uns. 
dass  im  XVII.  Jahrhundert  der  Kutscher  nicht  auf  dem  Bock,  sondern 
reitend  auf  dem  Pferde  sass.1)  Als  die  Leinen  autkamen,  hielt  man 
sie  eine  Zeit  lang  für  gefährlich.  Aber  so  ein  unsinniges  Verbot 
konnte  sich  natürlich  nicht  lange  halten  und  Anfang  des  XVIII.  Jahr- 
hunderts war  es  bereits  verschwunden. 

Derartige  Beispiele  könnte  man  massenhaft  auffinden,  nur 
niüsste  man  vom  geltenden  Kecht  zur  historischen  Sammlung  unserer 
Oesetze  übergehen. 

4.  Eine  Reihe  von  Bestimmungen  verlieren  ihre  Kraft,  falls 
sie  von  einer  grossen  Reform  berührt  weiden.  Der  Selbstmord  und 
das  Verbreiten  falscher  Nachrichten  ist  bis  heute  strafbar:  aber  das 
Autodafe  einer  anonymen  Schrift  und  die  Beerdigung  eines  Selbst- 
mörders durch  den  Henker  sind  jetzt  undenkbare  Dinge,  denn  das 
Amt  des  Henkers  ist  seit  :17  Jahren  zusammen  mit  den  Leihesstrafeii 
aufgehoben  wenden 

Wir  können  unsere  Arbeit  nicht  schliessen,  ohne  einen  allge- 
meinen Oedaiiken  über  Monographien  wie  die  utisrige  auszusprechen. 

M  Saiiki.in.  Das  Leb.-n  der  russischen  Zaren.  S  :-¥V>. 
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Abgesehen  von  den  verschiedenen  wissenschaftlichen  und  praktischen 
Schlüssen,  zu  denen  wir  gekommen  sind,  hat  eine  Studie  Uber  Rcchts- 
und  Kulturgeschichte  das  (Jute  an  sich,  dass  sie  den  Verfasser  und 
die  Leser  zwingt,  einen  Blick  rückwärts  zu  werfen.  In  unseren 
Tagen,  wo  der  Fortschritt  vorwärts  strebt  und  drangt,  ist  es  besonders 
nützlich,  von  Zeit  zu  Zeit  den  zurückgelegten  Weg  zu  betrachten, 
der  Geschichte  seines-  Volkes  zu  gedenken,  und  sich  die  Frage  vor- 
zulegen: Wie  sah  es  früher  aus  und  was  haben  wir  erkämpft  und 
errungen? 

Man  spricht  beständig  von  den  glanzenden  Erfolgen  der  Natur- 
wissenschaften. Der  Jurist  schweigt  in  solchen  Fällen  ganz  be- 
scheiden, trotzdem  auch  er  im  Stande  ist,  aul  den  Erfolg  seiner 
Tätigkeit  stolz  zu  sein.  Er  braucht  nur  unsere  Kechtsgeschichte 
zu  durchblättern.  Jetzt  ist  die  Folter,  diese  Schande  der  Menschheit, 
verschwunden  und  die  qualvollen  Hinrichtungen  gehören  der  Ver- 
gangenheit an.  Das  Volk  ist  befreit  von  der  Notwendigkeit,  auf  den 
i'rtentlichen  Plätzen  zu  sehen,  wie  Leute  gepeitscht  und  gebrandmarkt 
werden.  Die  Rechtspflege  ist  humaner  geworden.  Die  Leibesstrafen 
sind  abgeschafft  und  durch  Geld  und  Freiheitsstrafen  ersetzt  worden. 
Ks  gereicht  der  Menschheit  zur  Ehre,  dass  diese  Milde  der  Justiz  die 
besten  Früchte  getragen  hat:  die  Verbrechen  sind  weniger  zahlreich 
und  haben  ihren  blutigen  Charakter  verloren. 

Mit  der  Besserung  des  materiellen  Rechts  hielt  die  gesamte 
Kultur  gleichen  Schritt.  Jetzt  sind  die  gewissenlosen  Richter  ver- 
schwunden, welche  das  Gesetz  nicht  kannten,  die  Akten  nicht  studierten 
und  alles  unterschrielien,  was  ihnen  der  Sekretär  auf  den  Tisch 
legte.  Die  betrunkenen,  unwissenden  Ärzte  sind  ausgestorben:  die 
Städte  sehen  leidlich  aus  und  man  kann  am  Abend  wenigstens  Uber 
die  Strasse  gehen  ohne  Gefahr,  ins  Polizeigewahrsam  zu  kommen. 
Die  früheren  Stände  mit  ihren  Rechten  und  Privilegien  sind  ver- 
schwunden. Alle  müssen  Abgaben  zahlen,  mit  der  Wafte  dienen 
und  haben  gleiche  Rechte  vor  dem  Gesetz.  Man  kann  frei  reisen 
zu  Wasser  und  zu  Lande,  ohne  auf  der  Poststation  auf  frische  Pferde 
stundenlang  warten  zu  müssen  und  ohne  Furcht  in  die  Gefangen- 
schaft der  Barbaren  zu  fallen. 

Alles  zusammengenommen,  ist  es  speziell  für  Russland  ein 
ungeheurer  Erfolg.  Vieles  hat  der  allgemeine  Fortschritt  getan. 
Alx-r  einen  grossen  Teil  der  Arbeit  haben  die  Leute  der  (50-er  Jahre 
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auf  sich  genommen.  l>ie  Zeit  der  großen  IMormen  befreite  das 
Land  von  der  schlechten  Keeht>phYge.  von  dm  Leibesstrafen  und 
von  der  Leibeigenschaft.  Ihr  haben  wir  es  zu  verdanken,  dass  die 
Bildung  ins  Volk  gedrungen  ist.  Wenn  die  Hussen  jetzt  mit  Stolz 
sagen  können,  dass  ihr  Land  ein  europäischer  Staat  geworden  ist. 
so  halieu  sie  es  zu  allererst  dein  Willen  Kaiser  Alexanders  11.  und 
der  Energie  seiner  Mitarbeiter  zu  danken.  Deshalb  muss  der  Name 
des  edlen  Zaren  jedem  Hussen  teuer  sein,  weh  her  mit  der  beschichte 
seines  Landes  vertraut  ist  und  auf  eine  glückliche  Zukunft  hofft. 
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Die  Teilung  der  Gewalten  in  der 
belgischen  Verfassung. 

Von 

Paul  Errera, 

|'r<,tVHS,,r  der  Hechte  hd  der  Universität  BrUn»«-!.  Advokat  am  Appellp-rlf ht*hoi. 

(»ehalten  in  französischer  Sprache  am  16.  Juni  11-HK». 
ri.er«*et7.un.ir  von  Dr.  jur.  et  phil.  Ernst  Rosenfeld,  Orichtsassessor  (Berlin 

I. 

Bezüglich  des  Prinzipes  der  Gewaltonteilung  herrscht  eine  ge- 
wi-M'  1'nklarheit.  Die  Meinungsverschiedenheiten  über  seine  Grenzen 
und  seine  Anwendung  nehmen  sogar  eher  zu,  als  ab.  obwohl  das 
Prinzip  als  solches  keineswegs  angezweifelt  wird. 

Zeigt  doch  die  aufmerksamere  Untersuchung  des  .Staatskörpers 
die  Verwirrung,  welche  noch  über  die  sozialen  Funktionen  herrscht. 
Diese  Funktionen  beschilft  igen  immer  mehr  die  Wissenschaft  und 
Oben  einen  entscheidenden  Einfluss  auf  jede  Lehre  von  den  Gewalten, 
den  sozialen  Organen,  aus. 

Der  Schleier,  der  die  Frage  der  Gewaltenteilung  noch  zu  decken 
scheint,  würde  vielleicht  schwinden,  wenn  die  Teilung  der  Funktionen 
ganz  klargelegt  würde.1) 

Sobald  wir  die  Funktionen  vornehmen  und  uns  bemühen,  durch 
»ie  die  Grenzen  der  tiewalten  zu  bestimmen,  stossen  wir  auf  den 
Kern  der  überaus  grossen,  wenn  nicht  unüberwindlichen  Schwierig- 
keit, welche  sich  auf  dem  Gebiete  der  Lehre  von  der  Gewaltenteilung 
darbietet. 

Da  die  sozialen  Funktionen  nicht  in  starrer  Trennung  von- 
einander bestehen,  vielmehr  eher  sich  zu  mehreren  auf  einein  be- 

l>  Vergl.  Arthur,  Separation  des  pouvoir*  et  Reparation  de»  fonetions 
Kerne  de  Droit  public  et  de  la  Science  politique.    Pari*  19<H>.  Erste«, 
S-m^ter.  S.  214  ff. 
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stimmten  Punkte  treffen  und  diese  (ileichzeitigkeit  ist  sogar  not- 
wendig .  wie  soll  «In  nicht  eine  gewisse  Verwirrung  bezüglich 
ihrer  Befugnisse  entstehen!  IMcsc  «erden  mit  Notwendigkeit  dem 
Schicksale  jener  folgen:  es  ist  sogar  wünschenswert,  dass  sie  sich 
gegenseitig  möglichst  anpassen,  schlimmstenfalls  haben  sie  jene  glück- 
liche Zusainmenhangslosigkcit.  jene  schlitzenden  Widersprüche  im 
(befolge,  welche  entschieden  eine  Berechtigung  haben,  sich  in  den 
Einrichtungen  zu  tinden,  da  sie  ja  bereits  in  ilen  Sachen  selbst  an- 
zutreffen sind.1)  Solange  also  wird  1'nklarheit  Uber  die  Gewalten 
herrschen,  als  die  Funktionen  nicht  klargelegt  sein  werden. 

Ks  ist  dies  sozusagen  eine  innere  Veranlassung  zu  einem  Ein- 
griff in  das  Prinzip  der  (iewaltenteilung.  Neben  dieser  gibt  es  aber 
eine  andere,  eher  äussere  Prsache.  die  aher  nicht  weniger  machtig: 
einwirkt;  sie  ist  historischer  Art  und  hat  mit  den  verschiedenen 
Staatsformen  gewechselt  .Jede  der  letzteren  besitzt  ein  Anziehungs- 
zeiitrum.  welchem  alle  (iewalten  zustreben,  einen  Kulminationspunkt, 
in  dem  alle  Befugnisse  sich  zu  vereinen  suchen.  Ks  war  dies  die 
Monarchie,  es  ist  dies  das  Parlament.')  Dein  König  begegnet  man  un- 
gefähr Uberall  in  Ländern  mit  rein  konstitutioneller  Verfassung,  den 
Kammern  in  den  vom  Parlamentarismus  beherrschten  Staaten.  Ob- 
wohl in  beiden  die  Teilung  der  (iewalten  durchgeführt  ist.  so  zeigt 
sich  doch  ein  entschiedenes  C'bergewicht  einer  Autorität,  die  man 
die  niafsgebende  nennen  kann,  welche,  wenn  sie  auch  die  Trennung 
der  (iewalten  nicht  beseitigt,  immerhin  doch  ihren  Uleichwcrt  auflieht. 

Die  Teilung  der  (iewalten  beherrscht  jedenfalls  den  modernen 
Konstitutionalismus  und  bildet  einen  seiner  wesentlichsten  Bestand- 
teile. Sie  findet  sich  in  der  englischen  Verfassung,  mindestens  seit 
1«;kh,  und  Lockk  hat  ihr  Vorhandensein  konstatiert,  um  sie  mit 
seinen  Staatsrechtstheorien  zu  verschmelzen. s) 

MoNTKsyriKU  hat  ihr  Prinzip  in  folgenden  Worten  festgelegt:  „Le 
pouvoir  arn-te  le  pouvoir",  eine  (iewalt  hält  die  andere  in  den  ihr 
zugewiesenen  Schranken.4) 

')  Boitmy,  Ktudcs  de  droit  constitutionnel.  Los  Sousces  et  PEsprit 
de  la  Constitution  anglaise.  Paris  18f5.  S.  «. 

J)  Boknkak.  Allgemeine  Staatslehre,  Berlin  185*6,  S.  141  ff. 
3)  Lockk,  Essay  on  civil  Government,  §  143  ff. 

')  MoNTESyuiKti,  Esprit  des  Lois,  Buch  XI,  Kapitel  IV:  „Pour  qu'ou 
ne  puisse  ahnser  du  pouvoir,  il  laut  que.  par  la  disposition  des  choses.  le 
pouvoir  arrete  lo  pouvoir";  vergl.  ehendn  Buch  XI,  Kapitel  VI. 
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Sie  wurde  von  der  französischen  Nationalversammlung  in  den 
.Rechten  des  Mensehen  und  Staatsbürgers"  verkündet,  wo  es  hiess: 
Keine  Verfassung  hat  das  Land,  in  welchem  weder  die  Gewährleistung 
des  Rechtsschutzes  gesichert,  noch  die  Teilung  der  Gewalten  fest- 
gelegt ist  (Artikel  16).  Dieser  Wortlaut  vereinigt  die  beiden  wich- 
tigsten Bestandteile  einer  jeden  Verfassung:  die  Gewährleistung  des 
Schutzes  der  Individualrechte  und  die  Organisation  der  Staatsgewalt: 
die  erstere  schliesst  sich  an  die  letztere  kraft  des  Begriffes  der 
Souveränität  an.  die  als  juridischer  Ausdruck  des  Volkswillens  die 
bestehende  Behörde  übertrifft. 

Die  belgische  Verfassung  entspricht  genau  jener  Formel  der 
Nationalversammlung:  Die  Artikel  4  bis  24.  welche  von  den  Belgiern 
und  ihren  Rechten  handeln,  bestimmen  die  politischen  Faktoren 
jenes  Volkes,  das  der  Artikel  25  souverän  erklärt  und  welches  in 
den  folgenden  Artikeln  seine  Souveränität  auf  die  grosse  Staats- 
behörde überträgt. 

Wenn  auch  die  dritte  französische  Republik  keine  einheitliche 
und  kodifizierte  Verfassung  hat.  und  die  letztere  auch  fragmen- 
tarisch und  unvollständig  sein  mag,  so  ist  die  Teilung  der  Gewalten 
d<>ch  nicht  minder  ein  Eckstein  des  französischen  Staatsrechts.  Es 
ist  dies  einer  jener  ^unsterblichen  Grundsätze  vom  Jahre  81*"  (un  des 
immortels  prineipes  de  89);  und  hier  begreifen  wir  genau  den  Sinn 
jener,  wohl  etwas  theatralischen,  aber  keineswegs  bedeutungslosen 
Benennung:  sie  sind  tatsächlich  uusterhlich,  jene  Grundsätze  vom 
•lahr  89.  denn  sie  haben  in  Frankreich  den  Text,  der  sie  ehedem 
verkündete.  Uberlebt  :  sie  finden  sich  in  den  ungleichsten  Regierungs- 
formen.  ohne  dass  sie  dort  von  neuem  verkündet  worden:  so  unbe- 
stritten erscheinen  sie. 

Die  Teilung  der  Gewalten  hat  in  der  belgischen  Verfassung 
ihren  Platz  im  Anschlüss  en  die  Volkssouveränität  gefunden;  auf 
die  Souveränität  folgt  gleich  die  Trias  politica  in  den  Artikeln 
■•!•"»  ff.:  -Jede  Macht  entspringt  dem  Volke.  Die  Gewalten  werden  so. 
wie  es  in  der  Verfassung  geschrieben  steht,  ausgeübt",  und  zwar 
sind  sie  einander  beigeordnet  und  der  verfassungsgebenden  Macht, 
welche  allein  hier  Änderungen  vornehmen  kann,  untergeordnet 
(Artikel  DU);  daher  die  Redensart:.  Iis  sont  d'attribution.  Hierauf 
folgt  die  Aufzahlung  der  drei  Gewalten  und  der  mit  ihnen  bekleideten 
Behörden:  die  gesetzgebende,   die  exekutive   und   die  richterliche 


1)2  \  •  .1-1  r.i  _-- 


(Gewalt  nehmen  ilt  ii  gleichen  Wanj:  ein.  Die  zweite  absorbiert  keines- 
wegs die  letztere,  wie  es  gewisse  Theorien,  dir  nur  zu  viel  Anklang 
in  Frankreich  pefundrn  haben,  annehmen.  Pk  AintK-FoiuKK .  ein 
Schriftsteller,  der  «re^eii  das  Ende  des  zweiten  Kaiserreichs  Anseilen 
penoss.  «_r i i ■  S-T  sojrar  so  weil,  zu  behaupten,  die  richterliche  (Gewalt 
sei  nur  ein  Element  der  Exekutive. 'i 

Es  seheint  bereits  die  Nat ioiiah ersammlunjr  hei  Yerkdndunjr 
der  (iewaltcnteilunjr  nur  die  Legislative  und  die  Exekutive  im  Aujr*' 
gehabt  zu  h.'ihen;  jedenfalls  nimmt  die  Einleitung  zur  Verfassung 
von  171*1  nur  auf  die>e  beiden  (iewalten  Bezujr.  Auch  kann  man 
Spuren  dieser  Theorie  durch  eine  Weihe  der  neuesten  Arbeiten  auf 
dem  (G. -biete  des  Yerwaltuiijrsiechts  und  des  Yerw  altunjrsstreitver- 
fahrens  verfolgen,  wo  wiederholentlich  jresajrt  wird,  dass  ..recht- 
sprechen  auch  verwalten  sei".  Diese  Tendenz  wird  allerdings  heute 
bekämpft;  Wt.st  .lAryrn.iN  hat  sich  als  ihr  (Gejruer  erklärt  und  greift 
sie  jrcrade  auf  dem  (Gebiete  des  Vcrwaltunjrsrechts  an.'-)  während 
Esmkin  die  Treununjr  und  die  politische  (Gleichheit  der  drei  (iewalten 
von  einem  allgemeineren  (Gesichtspunkte  aus  im  französischen  Hecht 
verteidigt.  Er  präzisiert  seine  Ansicht,  indem  er  erklärt,  dass  „das 
tätijre  und  wohltätijre  Prinzip  gerade  in  der  jrejrenseitiiren  l'nwider- 
rufliarkeit  der  drei  (iewalten  liejrc.  Nur  so  vermögen  die  einzelnen 
(iewalten  sich  jrejrenseitijr  innerhalb  der  (irenzeii  ihrer  Befugnisse 
zu  kontrollieren,  auch  nötigenfalls  sieh  auf  dem  gesetzlichen  (iehiete 
frejrcnUhcrzuiretcn  und  so  sich  jenen  friedlichen  Widerstand  zu  leisten, 
der  eine  (Gewähr  für  die  öffentliche  Freiheit  bildet". ^ 

Em  diese  Ansicht  von  der  richterlichen  (iewalt  zu  gewinnen, 
braucht  man  sich  in  Belgien  nur  der  alten  l'bcrliefcrunjr  anzupassen, 
welche  den  jreriuanisehcn  und  angelsächsischen  Ländern  fremeinsani 
ist:  denn  hier  hat  die  Justiz  seit  den  ältesten  Zeiten,  wo  sie  sich 
durch  die  (Gerichte  der  I'airs  und  der  (Geschworenen  aufs  engste  an 
das  Volksleben  anschloss.  stets  eine  iinabhänjrijre  Stellung  in  den 
politischen  Einrichtungen  einirenominen. 

')  PkaI'IKK-Foi.kük.  Principe*  ircneraux  de  Droit,  de  Politiijue  et  de 
Legislation.  Paris  18K9.  S.  22b\  Anmerkunir  2. 

')  Kknk  gi  KLiN.  Lcs  Principe*  dominant*  du  (ontentieux  admi- 
nistrativ Paris  18t«». 

:)  Esmklv.  Elements  de  Droit  cuiistitutionnel.  Paris  18%.  S.  292. 
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Nichts  ist  aber  geschehen,  solange  das  Bekennen  zum  Principe 
der  Teilung  und  der  Gleichheit  der  drei  Gewalten  rein  theoretisch 
und  unbestimmt  bleibt.  Vielmehr  ist  dann  zu  befürchten,  dass  die 
Einb.it  der  Souveränität  in  Gefahr  gerät:  in  jedem  Falle  verlangt 
die-e  Einheit,  sich  einer  sie  anseheinend  bedrohenden  Teilung  gogeu- 
flber  aufrecht  zu  erhalteu  und  förmlich  zu  behaupten. 

Daher  das  Bedürfnis,  die  Harmonie  der  Gewalten  entweder 
durch  die  Schaffung:  einer  leitenden  (iewalt  oder  durch  ein  anderes 
Verfahren  zu  sichern. 

Die  leitende  Gewalt  ist  eigentlich  nur  eine  der  Gewalten,  die 
Uber  die  anderen  durch  jenes  höchste  Attribut  der  Souveränität. 
wel.be>  .Ikax  Hokin1)  die  letzte  Instanz  (le  dernier  ressort)  nennt, 
herausgehoben  ist.  Was  tut  es.  dass  man  bisweilen  von  einer 
vierten  (iewalt  zu  sprechen  beliebte!  Tatsächlich  gehört  die  höchste 
Instanz  stets  einem  der  normalen  Organe  der  Souveränität,  sei  es 
nun  der  Legislative,  der  Exekutive,  der  richterlichen,  wenn 
auch  eine  leitende  (iewalt  (un  pouvoir  moderateur)  ausdrücklich  hin- 
zugefügt wird.  Die  portugiesische  Verfassung,  zum  Heispiel,  hat 
diese  vierfache  Terminologie  angenommen,  und  den  König  als  leitende 
(iewalt  von  dem  König  als  Chef  der  Exekutive  unterschieden  und 
getrennt.*)  Die  einfache  Anwendung  der  rein  konstitutionell- 
mouarchischen  Lehre,  wie  sie  von  Benjamin  Consta  st  entwickelt 
wird,  machte  die  Königswürde  zu  einer  über  die  anderen  Gewalten 
rechtsprecheiiden  (iewalt:3)  oder,  um  etwas  weiter  auszuholen,  die 
Prärogative  des  Monarchen  im  XVII.  Jahrhundert,  wie  sie  Locke4) 
lehrt,  hat  sich,  wenigstens  dem  Namen  nach,  bis  unter  die  parla- 
mentarische Herrschaft  fortgepflanzt:  besitzt  nicht  das  Staatsoberhaupt, 
abgesehen  von  der  Ausübung  der  eigentlichen  Exekutive,  eine  Reihe 
v<in  Befugnissen,  w  elche  ihn.  als  dem  bleibenden  Vertreter  des  Volkes, 
in  die  Gesetzgebung,  ja  selbst  in  die  Rechtsprechung  einzugreifen 
gestatten? 

Die  leiteude  (iewalt  hat  den  Erwartungen  der  Theoretiker 
nicht  entsprochen,  da  sie  nicht  zu  verhindern  vermocht  hat.  dass  sich 

»)  JfcAN  Hoiiin.  Le«  VI  livres  de  la  Repuhliqtie.  Buch  I.  Kapitel  8. 

Jl  Portugiesische  Verfassung,  Artikel  10.  11,  72  und  74:  Daukstk, 
Le*  (  unstitutions  modernes.    Paris  18H1,  Bd.  I,  S.  (141.  bot). 

!)  Bkxj amis  Cosst axt.  Cour*  de  Politique  constitutionnelle.  Paris  181H. 
Bd.  I.  S  13,  20  ff. 

*)  Lockk.  (»n  civil  Government,  Kapitel  XIV,  g.  166. 
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die  \V;i;t  der  Gewalten  auf  dir  Seit*'  der  Kammern  oder  vielmehr 
auf  die  Seite  des  Volkshuuscs  neigte,  ilfin  gegenüber  der  König  oder 
der  Präsident  der  Hcpuhlik  ein  nicht  ausreichendes Gegengewicht  bietet. 

Wa>  sull  man  von  der  leitenden  Hülle  sauren,  die  der  Legis- 
lative gegeben  wird?  In  einer  Demokratie  bedeutet  das  so  viel,  wie 
dem  Wolf  die  Hütung  der  Herde  anvertrauen!  Die  schweizerische 
Verfassung  bietet  hier  ein  Ib-ispiel:  Die  Bundesversammlung  hat. 
abgesehen  von  der  Sc  liartunir  der  tiesetze,  noch  vielseitige  andere 
Attribute  ')  Wenn  diese  Sachlage  trotzdem  in  der  Schweiz  keine 
Gefahr  bildet,  wenn  hier  die  Exekutive  sich  einer  wirklichen  Auto- 
nomie und  die  Hechtsprcehung  einer  ernsthaften  l'nabhangigkeit 
erfreut,  so  beruht  der  Grund  hiervon  in  der  unmittelbaren  Handlungs- 
weise des  Volkes,  das  mittels  seines  Hechts  der  Initiative  uud  des 
Heferendums  die  Beschlüsse  der  Kammern  annulliert.  So  werden 
dieselben  vor  dem  Hinabgleiten  auf  der  Hahn  des  Kouvcntionalismus 
bewahrt,  wohin  ein  so  starkes  Parlament  unzweifelhaft  gelangen 
würde,  wenn  es  nicht  von  der  Souveränität  unmittelbar  beherrscht 
würde. 

Was  den  französischen  Senat  vom  Jahre  VIII->.  den  Senat 
eoiiservateur.  anlangt,  so  hätte  er  die  beste  Gestalt  einer  leitenden 
Gewalt  darbieten  können,  wenn  nicht  die  Art  und  Weise  seiner  Zu- 
sammensetzung, sowie  die  Kriecherei  vor  Honaparte  und  besonders 
vor  Napoleon  diese  Hinrichtung  in  Verruf  gebracht  hatte.  Diese 
Annullierung  wegen  Verfassungsw  idrigkeit  scheint,  wenn  sie  von  einer 
hohen  Versammlung  ausgeht,  welche  das  Hecht  hat.  sich,  ohne  An- 
regung von  dritter  Seite,  mit  den  Handlungen  des  Gesetzgebers  so- 
wohl wie  der  Exekutive  zu  befassen,  das  vollendetste  Mittel  darzubieten, 
die  .einzelnen  Gewalten  miteinander  in  Einklang  zu  bringen.")  Viel- 
leicht hat  ein  solcher  oberster  Kompetenzgerichtshof,  wie  ihn  mehrere 
deutsche  Staaten  auf  verschiedener  Grundlage  eingeführt  haben,  noch 
nicht  sein  letztes  Wort  gesprochen.  So  besteht  z.  H.  eine  Behörde, 
die.  um  sie  politischen  Einflüssen  zu  einziehen,  mit  gerichtlichen 
Garantien   umgeben   ist.   unter  dem  Namen  „Staatsgerichtshof-4  in 

')  Schweizer.  Verfassung.  Art.  H»  ff.:  bei  BaREstk.  Bd.  I.  S.  »02. 

-)  Französische  Verfassung  vom  22.  Friinaire  des  Jahres  VIII.  Art.  21: 
Senatus  consnlt  vom  1(5.  Thenn idor  des  Jahres  X.  Artikel  51. 

:1)  Ti  ki, km  ans.  H.'pcrtoiro  du  Droit  administratif  beige.  Brüssel  18;$H; 
vo  t'omprtetice,  Bd.  V,  S.  1.S8. 
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Sachen  und  Württemberg:  sie  hat  die  Beobachtung  der  Verfassung 
zu  sichern.1)  Auch  Schweden  hat  den  Versuch  gemacht,  seine  Ver- 
fassung vor  jeder  Aumafsung  durch  ein  etwas  zu  verwickeltes  System, 
bei  welchem  die  verschiedensten  Behörden  eingreifen  können,  zu 
schlitzen. 1 )  Dieses  fuhrt  uns  dazu,  endlich  von  der  I  n  t  e r d e p  e n  d c n  z . 
der  gegenseitigen  Abhängigkeit,  zu  sprechen. 

Wir  verstehen  darunter  eine  wechselseitige  Tätigkeit  der  drei 
Gewalten,  welche  so  bewirkt,  dass  wir  alle  drei,  wenn  auch  nur  an 
untergeordneter  und  verfassungsgeinäss  beschränkter  Stelle,  doch  in 
der  Ausübung  jeder  die  der  einzelnen  Gewalt  eigenen  Befugnisse 
wiederfinden  -  so  jedoch,  dass  sie  sieh  unmöglich  von  einander 
trennen  lassen. 

Tatsächlich  ist  dieses  System,  das  Hknry  Mich  kl  trefflich  das 
System  der  Gegenkräfte  (Systeme  des  contre-forces)  nennt.3)  bereits 
mit  grosser  Schärfe  von  einem  belgischen  Juristen  aus  der  Mitte  des 
19.  Jahrhunderts.  Tiklkman*.  einem  der  Eingebet*  unserer  Verfassung 
und  dem  Begründer  unseres  Verwaltungsrechts,  klargelegt  worden. 
Er  nennt  es  „das  Gleichgewicht  der  Gewalten ** ;  es  besteht  nach  ihm 
darin,  die  Ausübung  einer  jeden  Gewalt  unter  mehrere  Behörden 
verschiedener  Art.  welche  sich  gegenseitig  kontrollieren,  (»der  unter 
mehrere  Behörden  derselben  Art.  welche  dergestalt  einander  unter- 
stellt sind,  zu  verteilen,  dass  eine  jede  das,  was  die  andere  getan 
hat.  rückgängig  machen  oder  in  ihren  Wirkungen  lähmen  kann.4) 
Bas  hierarchische  Prinzip  ist  auf  diese  Weise  mit  der  Interdepcndenz 
verquickt,  oder  vielmehr:  die  Interdepcndenz  erseheint  als  das 
letzte  Mittel,  wenn  Konflikte  auf  andere  Weise  nicht  mehr  zu  ver- 
meiden sind. 

')  Sächsische  Verfassung,  Artikel  96  ff.;  Württembergische  Ver- 
fassung. Artikel  195  ff. 

-)  Schwedische  Verlassung.  Artikel  142  ff.;  8.  D.vRKSTK.  Bd.  II,  S.  70. 

3)  Hknry  Michel.  L'id^e  de  l'Etat,  Paris  1896,  S.  18. 

M  Tiklrmans,  a.  a.  O.  „Compfteii.ee**  S.  187.  Fr  vm/uis  Tif.lkmans 
nahm  n-iren  Anteil  an  der  belgischen  Revolution  vom  Jahre  1830.  ebenso 
au  der  Redaktion  und  der  Ausführung  der  Verfassung.  Als  Beamter  ward  er 
Chefpräsident  den  Brüsseler  Appellhofs.  Als  Professor  war' er  Lehrer  des 
Staatsrecht*  an  der  Universität  Brüssel.  Als  Schriftsteller  verfasse  er. 
Lremeinsam  mit  ur.  BRoicKkRK.  da«  Verwaltungsrcpertorium,  das  leider  nur 
in  8  Bänden  bis  zum  Worte  „Hospice**  irediehen  ist.  Tiklkmans  hatte  bei 
dies-m  Werke  den  Hauptanteil. 


«Mi  Vortrat:«?. 

- 

Eine  vollständige  Anwendung  di«*scs  Systems  würde  die  Wechsel - 
seitige  Kin  Wirkung  von  Elementen  nlhr  drei  (Jewalten  in  den 
Hamlliiugen  «hier  jed«'ii  von  ihnen  verlangen.  Obwohl  die  eigenen 
Behörden  ein  unbestreitbares  (  l>ci^r*'\vi<  lit  haben  müssen,  so  müssten 
doch  in  k'tzt+T  Instanz  « hsetzgeber  und  Justiz  lud  der  Ausführung 
«Irr  (irsetze  eingreifen:  d:is  Staatsoberhaupt  und  die  Justiz  hei  der 
( iesetzgebung.  das  Staatsoberhaupt  und  der  Cicsetzgeber  bei  den 
Anordnungen  «Irr  Justiz. 

Dies  wäre  j«-doch  reine  Th«-ori<\  die  einer  anseheinenden 
Harmonie,  einer  formalen  und  veralteten  elegantia  juris,  die  Er- 
fordernisse des  politischen  Leltens  opfern  würde,  welches  so  viel  Sym- 
metrie nicht  verlangt,  im  (ogrnteil,  unter  einer  solchen  leiden  würde. 

So  abs.dut  existiert  die  Interdependenz  nirgends:  eine  solch«» 
wäre  auch  von  (  lud:  z.  B.  wenn  sie  dem  lud  der  Ausübung  seiner 
gcsetzgeberisi dien  (iewalt  zum  Ausdruck  gelangenden  Volkswillen 
liinderud  entgegenträte.  Das  Veto  des  Chefs  der  Exekutive  ist  bereits, 
«•elbst  in  den  Monarchien,  im  Absterben  begriffen.  Man  denke  nur 
daran,  was  di«-  Einmischung  eines  (ierichtshofes.  der  die  Parlaments- 
beschlüsse  in  ihrer  Ausführung  hindern  oder  gar  sie  annullieren 
könnt«-,  im  (iefolgo  haben  würd«-!  Dies  hindert  jedoch  keineswegs, 
dass  eine  Verbindung  von  Kabinett  und  Kammern  nicht  in  hohem 
Mafse  die  Interdependenz  von  wenigstens  zwei  (.«walten  verwirklicht: 
ihre  Fusion  ist  nach  Baushot')  eins  der  (irundprinzipien  der 
repräsentativen  Regierung;  in  ihr  liegt  „das  eigentliche  (ieheimnis 
der  englischen  Verfassung". 

Doch  wir  wollen  bei  der  belgischen  Verfassung  bh-iben  und 
einen  kurzen  Überblick  über  die  Hauptbcsiimmungen  g«>b«-n.  welehe 
hier  in  grossem  Mafse  die  Interdependenz  der  (u-walten  verwirklicht. 

n. 

1.  Zunächst  sind  da  die  Fälle  «1er  klassischen  Einmischung  der 
Exekutive  in  die  Ausübung  der  Legislative:  es  sind  dies  zumeist 
Souvcränitäts-Attribut«-.  welche  von  der  alten  „Prärogative"  her- 
rühren: Her  König  erteilt  den  («-setzen  ihre  Kraft.  «1.  h.  er  hat  das 
absolute  Veto.  (Artikel  liti  und  •'»!♦  der  Verfassung.)  Hier  ist  er 
Vertreter  des  Volkes,  wie  es  die  Kammer  und  der  Senat  sind:  sein«' 

•)  Baushot.  English  Constitution.  Xo.  1,  4te  Auflag«.*,  S.  10.  ».An- 
merkung bei  Esmkin.  a.  a.  0.  S.  M2. 
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persönliche  Macht  ist  prleith  gross,  wir  die  der  Kammer  oder  des 
Senates. 

Ohne  auf  die  mancherlei  Kraben  einzugehen,  welche  dieses 
Hecht  hervorruft,  z.  H.  ob  die  Kxekutive  nicht  dadurch  gewinnen 
würde,  dass  ihr  absolutes  Veto,  welches  zu  gewaltig  und  daher  nicht 
zu  gebrauchen  ist.  durch  das  suspensive  Veto  ersetzt  wird,  wollen 
wir  nur  darauf  aufmerksam  machen,  dass  hier  die  Anteilnahme  des 
Königs  an  der  Gesetzgebung,  in  der  Theorie  wenigstens,  die  Grenzen 
der  einfachen  Interdependenz  überschreitet,  da  er  ja  die  .Macht  hat. 
jede  Malsrcgel  zu  verhindern.  Praktisch  allerdings  ist  man  zum 
Gegenteil  gelangt:  das  Veto  wird  niemals  ausgeübt.  Es  ist  dies  so- 
gar ein  Kennzeichen  der  parlamentarischen  Herrschaft,  mag;  es  sich 
nun  um  eine  Monarchie  oder  eine  .Republik  handeln. 

2.  Das  Hecht  der  königlichen  Initiative  dagegen  (Artikel  27 
der  Verfassung)  wird  durch  die  Minister  häutig  ausgeübt.  Sie  leiten 
die  gesetzgeberische  Bewegung  und  damit  die  Parlamentsverhand- 
l un^en  durch  die  Gesetzesvorschläge,  welch»;  sie  den  Kammein 
unterbreiten.  Ich  wiederhole:  es  ist  dies  ein  Teil  des  Wesens  der 
Kabinettsregierung. 

Weniger  unmittelbar  ist  die  Interdependenz  in  dem  dem 
König  übertragenen  Hechte  der  Vertagung  (Artikel  72),  denn  hier 
schlicht  sich  der  Chef  der  Exekutive  nicht  einem  gesetzgeberischen 
Akte  an.  noch  widersetzt  er  sich  ihm.  vielmehr  hält  er  hier  für  den 
Augenblick  den  Gang  der  gesetzgeberischen  Maschine  selbst  auf. 
K>  i>t  wie  eine  Art  Polizei,  die  er  dem  Parlament  gegenüber  ausübt. 
Die  Verfassung  beschränkt  dieses  Hecht  der  Vertagung:  auf  einen 
Monat  und  setzt  hinzu,  dass  sie  ohne  Zustimmung:  der  Kaminern  in 
der<.e|l».n  Session  nicht  wiederholt  werden  darf.  Diese  Zustimmung: 
würde  bei  dem  Drohen  eines  äusseren  Druckes  auf  die  Volksver- 
tretung wahrscheinlich  erfolgen,  vorausgesetzt,  dass  sie  sich  dessen 
bewu»t  wäre.  Die  Drohung;  einer  Auflösung  könnte  noch  besser 
dir*-  Wirkung  ausüben. 

4.  Neben  dem  Hechte  der  Vertagung-  rinden  wir  das  Hecht, 
die  Kammern  einzeln  oder  gleichzeitig  aufzulösen  (Artikel  71).  Auch 
hier  Migt  die  Verfassung  möglichem  Missbrauch  und  einem  zu 
langen  Stillstande  der  Gcsetzgehungsmaschine  vor,  indem  sie  dem 
König  zur  Pflicht  macht,  die  Wähler  binnen  40  Tilgen  und  die 
Kammern  binnen  2  Monaten  seit  erfolgter  Auflösung  zu  versammeln 

■UhrbiK  h  der  intHruat.  V«reinlf?unK.  6.  Bd.  7 


HS  Vortrag. 

I  );i s  Hcclit  ilcr  Aufli'isuntr  frilit.  wie  es  «releirentlich  der  Be- 
ratungen über  die  Revision  der  Verfassung  im  Jahre  hei  dem 
Vorschlafe  der  KinHlhrunp  eines  durch  den  König  zu  bewirkenden 
Hefercndunis  gesagt  wurde.  «1cm  letzteren  ein  Mittel  an  die  Hand, 
dir  Wähler  filier  das  Vertrauen  /u  befragen,  das  sie  annorh  der 
Volksvertretung  entgegenbringen  Pieses  Kecht  entspricht  hei  weitem 
mehr  unserem  politischen  System  ah  die  einlache,  au  das  Volk  ge- 
richteie  Frage,  oh  es  ein  bereit-  vom  Parlament  votiertes  (iesetz 
billige  Wer  sieht  hier  nicht  die  liefahr.  die  darin  läge,  dass  der 
König  zwischen  dem  Volke  und  seinen  Abgeordneton  entscheiden 
mllssti'.    Deshalb  war  dieser  Vorschlag  auch  totgeboren. M 

Kine  solche  (iarantie  ist  im  Falle  einer  Vrrfa-sungsänderung 
p  uehen.  Sobald  eine  solche  h« >s<  blossen  i>t.  erfolgt  die  Auflösung 
von  Amts  wegen  (Artikel  1 :{ 1  der  Verfassung),  so  dass  die  Wühler 
damit  Gelegenheit  erhalten,  ihrer  Ansicht  Uber  die  Frage  Ausdruck 
zu  geben. 

'»  Als  Gegengewicht  gegen  diese  verschiedenen  Kingriffe  der 
Kxekutive  in  die  ( iesetzgehung  sind  die  Kammern  tatsächlich  Herren 
des  Kabinetts:  sie  zwingen  dem  König,  wenn  auch  nicht  die  Person 
der  Minister,  doch  ihre  Partei  auf.  l>ie  Gewohnheit  hat  hier  mächtig; 
die  dem  König  in  Artikel  ti'i  der  Verfassung  gewährleistete  Freiheit, 
zumal  bezüglich  der  Miuistcrcntlnssung.  gefesselt:  die  Ministerent- 
lassung folgt  automatisch  dem  Wechsel  der  Parlamentsmajorität,  ja 
seihst  gewissen  Beschlüssen  der  Kammern. 

Abgesehen  von  diesem  ungesc  hriehenen  Hecht  sieht  die  Ver- 
fassung die  Ministeranklage  durch  die  Heiiräsentantenkammer  und 
den  Richtorspruch  durch  den  Kassationslmf  vor  (Artikel  *i:{.  «)4.  !♦<> 
und  PH):  ein  neues  Beispiel  dreifacher  Interdependenz.  I >ie  Minister- 
Verantwortlichkeit  wurde  als  eine  der  Grundlagen  des  konstitutionellen 
und  repräsentativen  Systems  angesehen,  l'nser  Kongross  ist  hierbei 
mit  der  Interdependenz  so  weit  gegangen.  Ihm  diesem  Akt  allen  grossen 
Gewalten  im  Staate  ein  Hecht  der  Teilnahme  einzuräumen:  es  ist 
«lies  vielleicht,  wenigstens  in  der  Theorie,  das  typischste  Heispiel 
der  Interdependenz.  In  der  Praxis  allerdings  ist  dies  toter  Buch- 
stabe:  jene   Verantwortlichkeit    erscheint    uns    als   eine  „schwere. 

')  Piirlamciitsdokumcntc  der  belgischen  Repräs.mtanteiikaiimier.  lS'.H 
Ins  1SD2,  S.  !)1  ff.    Vcrg!   HohnuaK  a.  a.  (»..  S.  \S2. 
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unhandliche  Waffe,  die.  abgesehen  von  dem  Falle  offenkundigen 
Verrats,  nur  dazu  taugt,  im  Museum  konstitutioneller  Altertümer 
an  die  Wand  augelehnt  zu  stehen".  Dieser  malerische  Ausdruck 
HoitmyV)  wird  dadurch  in  Belgien  illustriert,  dass  ein  die  Minister- 
verautwortlichkeit  regelndes  Gesetz  bis  nach  60  Jahren  seit  dem 
Inkrafttreten  der  Verfassung  nicht  erlassen  ist.  so  dass  wir  noch 
anter  der  in  der  Verfassung  diesbezüglich  vorgesehenen  provisorischen 
Ordnung  der  Krage  leben.   (Artikel  131.) 

«.  Für  alle  übrigen  Heamten  enthalt  Artikel  24  der  Verfassung 
den  Grundsatz  der  freien  Verfolgbarkeit  vor  den  gewöhnlichen  Ge- 
richten. Sie  sind  wie  jeder  andere  Bürger  zivil-  und  strafrechtlich 
verantwortlich,  ohne  dass  es  irgend  einer  vorgangigen  Ermächtigung 
zur  Verfolgung  bedürfte,  oder  dass  sie  Anspruch  auf  ein  Souder- 
gericht  hatten:  mit  anderen  Worten:  wir  haben  weder  das  „wrif 
der  Englander.  noch  die  „garantie  administrative"  der  Franzosen. 

Unser  Artikel  24  wurde  nach  der  Beratung  Uber  einen  Vor- 
vhlag  zweier  Kongressinitglieder  votiert,  welche,  nach  revolutionärer 
Überlieferung,  das  Recht  zum  Widerstande  in  den  Gesetzestext  auf- 
genommen sehen  wollten.  Mangels  genauer  Klarlegung  des  Begriffes 
wurde  eine  solche  Bestimmung  abgelehnt  und  durch  die  von  der 
freien  Verfolgbarkeit  der  öffentlichen  Beamten,  welche  ihre  Befugnisse 
llliersi  breiten  oder  ihre  Hechte  missbrauchen,  ersetzt.  Dieses  System 
steht  mit  der  Definition  der  „Rebellion"  in  unserem  Strafgesetzbuche*) 
wohl  in  Einklang. 

l»as  Interesse  der  Bürger  (nur  zu  sehr  lassen  sie  es  ihrer 
politischen  ('Erzeugung  vorgehen)  fördert  jedoch  fast  nur  Schadens- 
ei satzklagen  gegen  die  Verwaltung  zu  Tage  und  vermeidet  die 
Verfolgung  der  Beamten.  Der  Begriff  Schuld  erleidet  so  einiger- 
mafsen  unerwartet  eine  Umgestaltung,  indem  er  sozusagen  un 
j.er>uiilieh  wird. 

:)  liotTMY.  Emdes  de  Droit  constitutione!.  La  Constitution  des 
Etats-Uni*.  Paris  189Ö.  S.  139. 

3)  Artikel  289  des  belgischen  Strafgesetzbuch«:  „Rebellion  ist  jeder 
Angriff,  jeder  durch  Gewalt  oder  durch  Bedrohung  mit  Gewalt  geleistet« 
Widerstand  einem  Beamten  gegenüber,  welcher  zur  Vollstreckung  von  An- 
ordnungen der  Gesetze,  der  Verwaltungsbehörden  oder  von  Urteilen  und 
Verfügungen  der  Gerichte  berufen  ist".  Bezüglich  der  Verbrechen  und 
Vergehen  der  Staatsbeamten  s.  Artikel  197  ff.,  233  ff..  2.'>4  belgischen 
Strafg.'-etzbuclis. 
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I.ii-irt  riiif  Interdependcnz  darin,  das-  111:111  es  dem  Hichter 
überlädt.  n.M  Ii  den  Grundsätzen  «Ics  gemeinen  Hechts  die  Handlungs- 
weise der  iSciiintcii  und  die  der  Verwaltungsbehörden  zu  licuricilcn 
wo  doch  in  vielen  Ländern,  sn  in  Frankreich,  das  weiter  als  bei  un> 
getriebene  Prinzip  der  Trennung  Min  .Instiz  mul  \ Vrw altunp;  alle 
diese  Streitfragen  von  ilein  Forum  des  in -deutlichen  Kichtrrs  fern  hält? 
Mit  alliieren  Worten:  verwirklicht  Hel^ien  in  p  iitlirendeiii  (trade.  ohne 
Verwaltuuirsstreitverfahren.  ohne  ..uaiantie  administrative-,  die  Inter- 
dependeiiz  zwischen  Justiz  und  Verwaltung t 

Hierauf  hezielien  sich  die  füllenden  Heispicle. 
7.  Hie  schwieri-Me  Kra-e  i-t  tlie  tler  Kompetenzkontlikte. 
Artikel  1  < der  Vrrfassuiifr  überträft  diesbezüglich  die  Kntschcidunsr 
dem  Kassationshofe:  hierdurch  lässt  sie  die  Wa<:e  >tark  auf  die  Seite 
tler  Justiz  sich  neigen,  sie  <ribt  hier  der  Justiz  die  entlirUltiirc  Ent- 
scheidunir  in  tlie  Hand.  Der  Knssation*hof  wirkt  hier  (rowissennalseii 
als  leitende  Gewalt,  daher  lässt  ihn  auch  das  Gerichtsverfassun^s- 
•resetz  hehufs  Knf  scheidun<:  (Iher  Koinpetcnzkoiiflikte  in  vereinigten 
Senaten  sitzen.  (Artikel  P!2  «5  2  des  (iesetzes  vom  ls.  Juni  1  S<;«.» . > 
Ks  friht  jedoch  keine  Vorschriften  (Iher  das  Verfahren,  keine  Hehörde 
ist  mit  der  Aufsähe  lietraut.  den  Konflikt  zu  erheben.  Die  Vorschrift 
wäre  also  anwendun<:sl..s.  hatte  hier  nicht  die  Praxis  abgeholfen. 

Um  festzustellen,  ob  die  Verwaltung  ihre  Hefujrnisse  llber- 
schritteii  und  damit  das  Gesetz  verletzt  hat.  entwickelt  sich  ein 
Prozess  zwischen  der  Verwaltung  und  der  angeblich  verletzten  Partei. 
Dieser  Prozess  <rel;uiL't  im  Klaye-  oder  im  Vcrtcidi<:uii<:swe<:e  vor 
die  ordentlichen  Berichte.  Jetzt  kann  sich  jede  der  Parteien  auf  den 
Grundsatz  der  Trennuiifr  der  Justiz  von  der  Verwaltung  und  auf  das 
\ 'erbot  berufen,  nach  welchem  den  Gerichten  die  Gültigkeit  eines 
Verwaltunfrsaktes  zu  entscheiden  untersairt  ist.  d.  h.  jede  Partei 
kann  die  Kompetenz  ablehnen  (dec linatoirc  de  coinpetencel.  So  kommt 
tlie  .Justiz  in  die  La<re.  einen  wirklichen  Kompetenzkontlikt  zwischen 
sich  und  der  Verwaltung  zu  entscheiden.  Welches  auch  immer  das 
befasste  Gericht  sein  may.  in  letzter  Instanz  kann  stets  das  Kassation*- 
{rerieht  entscheiden. 

Hür-rcr  wie  Hehörde  können  hiernach  die  Kntscheitlun^  (Iber 
diesen  Konflikt  vor  den  höchsten  Gerichtshof  bringen :  das  Leugnen 
der  Zuständigkeit  tle*  Gerichts  tritt  an  tlie  Stelle  eines  eigentlichen 
Konfliktes. 
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Die  Kassation  ist  sogar  „im  Interesse  des  Gesetzes"  zulässig, 
wenn  dir  Staatsanwaltschaft  dem  höchsten  Gericht,  ohne  jede  Inter- 
vention der  beteiligten  Personen,  von  Amts  wegen  eine  rechtskraftig 
entschiedene  Sache  «hersendet.  Hier  allerdings  hat  die  Entscheidung 
des  Kassationshofes  nur  einen  theoretischen  Wert,  wie  eine  Heiehrung, 
die  >«•  dem  Kichter.  dessen  Erteil  auf  diese  Weise  annulliert  wird,  erteilt. 

Entspricht  dies  alles  der  Vorschrift  des  Artikels  106  der  Ver- 
fassung? 

Jedenfalls  lässt  sich  hierüber  streiten:  jedoch  man  bedient  sich, 
mangels  einer  gesetzlichen  Bestimmung,  dieses  etwas  empirischen 
Verfahrens,  welches  gestattet,  die  Sache  vor  den  Kassationshof  und 
»»•rar  vor  dessen  vereinigte  Senate  zu  bringen:  es  genügt,  dass  das 
tieriebt,  an  welches  der  Kassationshof  die  Sache  zurückverweist,  die 
Entscheidung  des  ersten  Richters  aufrecht  hillt  und  sich  so  dem  Spruch 
lies  Kassationshofes  widersetzt:  der  letztere  wird  dann  zum  zweiten- 
mal mit  der  Sache  befasst  und  entscheidet  endgültig  in  vereinigten 
Senaten.  Hie  neue  Entscheidung  des  Kassationshofes  liisst  die  Sache 
wiederum  vor  einen  in  der  Sache  selbst  entscheidenden  Kichter  ge- 
langen, und  dieser  ist  nun  an  die  rechtlichen  Grundsätze  der  ver- 
einigten Senate  des  Kassationshofes  gebunden.  IMeses  Verfahren 
trat  im  Jahre  1*6  ">  an  die  Stelle  des  sogenannten  „refere  legislatif"; 
das  letztere  übertrug  auf  den  König  und  die  Kammern  die  Pflicht, 
in  letzter  Instanz  über  die  Rechtsfrage,  nach  zweimaliger  Kassation, 
durch  ein  interpretatives  Gesetz  gemäss  Artikel  2*  der  Verfassung 
zu  t  ntscheiden. 

Es  ist  leicht,  in  diesem  Verfahren,  wie  bei  der  Kassation  „im 
Intel  esse  des  Gesetzes".  Widersprüche  mit  dem  Staatsrecht  zu  kon- 
statieren:  Pas  „refere  legislatif"  Hess  auf  einen  noch  schwebenden 
Pro/es*  eine  I'arlamentsentscbeidung  einwirken  dies  steht  im 
Geirensitz  zu  der  Vorschrift  der  Artikel  IM.  !»2  ff.  der  Verfassung; 
die  zweite  Kassation,  die  den  Kichter  bezüglich  einer  Rechtsfrage 
bindet,  stellt  eine  unter  dem  zwingenden  Drucke  der  Autorität  er- 
t-.lirende  Auslegung  des  Gesetzes  dar.  welche,  obzwar  nur  auf  eine 
«»attung  beschränkt,  darum  nicht  minder  im  Widerspruch  mit 
Artikel  2*  der  Verfassung  steht.  Die  Kassation  im  Interesse  des 
«o  M  tzes  endlieh  ist  nicht  in  Einklang  zu  bringen  mit  dem  Wesen 
der  richterlichen  Gewalt,  welche  Erteile  fällt,  nicht  aber  Gut- 
achten erteilt! 


102  Vortrat. 

Immerhin  inu>s  konstatiert  werden.  ila.->  dieses  gemischte  System 
jrut  funktioniert  und  kaum  zu  Klagen  Anlass  gibt.  Denjenigen, 
welche  den  Wert  dieses  Systems  a  priori  beurteilen,  musste  der  (be- 
danke kommen,  dass  die  Justiz  von  diesem  ihrem  Privileg,  über 
Kompetenzkonflikte  zu  entseheiden.  profitieren  werde,  um  die  Ver- 
waltung diese  ihre  tiberragende  Stellung  fühlen  zu  lassen.  Davon 
ist  jedoch  nichts  zu  spdreu.  Im  tiegenteil,  unser  Kassationshof  hat 
sich,  um  nicht  in  den  regelmässigen  (iang  der  Verwaltungsmaschine 
störend  einzugreifen,  stets  den  vorgenannten  „etatistischen"  Tendenzen 
geneigt  gezeigt. 

Vielleicht  wäre  es  für  die  Regierung  nicht  einmal  ein  Vorteil, 
wollte  man  die  Einmischung  der  Justiz  durch  die  eines  vom  König 
ernannten  Kompetenzkonfliktsgerichtshofs  wie  in  Preussen1)  ersetzen 
(»der  durch  einen  besonderen  Gerichtshof,  der  aus  Abgeordneten  der 
höchsten  Justiz-  und  Verwaltungskörper  dem  Kassationshof  und 
dem  Staatsrat  besteht  und  sich  ein  drittes  Element  kooptiert, 
wie  in  Frankreich.*) 

Ein  solches  System  besitzt  wirkliche  Vorteile  und  bietet 
Garantien,  ohne  die  wir  in  Belgien  aber  so  lange  auskommen  mtUsen. 
als  wir  weder  Staatsrat  noch  eiu  eigentliches  Verwaltungsstreit- 
verfahren habeu.  Willkdr  der  Regierung  möchte  sich  da  breit  machen, 
wo  bisher  die  Justiz  ängstlich  vielleicht  zu  ängstlich  sich 
hütet,  die  Grenzen  ihrer  Befugnisse  zu  überschreiten. 

8.  Bisweilen  hat  man  die  Ernennung  der  Richter  durch  den 
König  (Artikel  1»9  der  Verfassung)  als  einen  Fall  der  Interdependenz 
bezeichnen  wollen.  Es  ist  aber  zu  bemerken,  dass  das  Staatsober- 
haupt hier  nicht  im  Wirkungskreise  seiner  exekutiven  Machtbefugnisse, 
sondern  wiederum  als  dauernder  Vertreter  des  Volkes,  das  ihn  mit 
der  Bildung  der  richterlichen  Gewalt  beauftragt  hat.  handelt. 
Die  Ernennung  durch  den  König  ist.  wie  es  Wahl  und  Erblichkeit 
sind,  ein  Investiturmodus,  über  »leren  Wert  man  streiten  kann,  die 
sich  aber  verteidigen  lassen,  je  nach  den  Gewalten,  auf  welche  sie 
Anwendung  finden.  So  hat  es  die  Verfassung  vorgezogen,  der 
Uberlieferten  Unabhängigkeit  der  Vertreter  von  den  Steuerzahlern 

M  Preussische  Verl";issun<rsurkunde,  Artikel  i*6. 
-')  Gesetz  vom  24.  Mai   1872.  Artikel  25:  bei  Dali.oz.  Receuil 
periodique,  1872.  4.  Teil.  S.  101. 
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Nachdruck  zu  verleihen,  indem  sie  die  Ernennung  der  Mit- 
glieder des  Rechnungshofes  der  Repräsentantenkammer  übertrug 
(Artikel  HU). 

Das  freie  Ernennungsrecht  des  Königs  ist  übrigens  in  mehr  wie  in 
einer  Hinsicht  gebunden:  Abgesehen  von  politischen  Einflüssen,  die 
sich  uur  zu  fühlbar  machen,  schrankt  das  Vorschlagsrecht  der  Appell- 
gerichte sowie  der  Provinzialräte  für  die  Stellen  der  Präsidenten 
und  Vizepräsidenten  der  Gerichte  erster  Instanz  und  der  Appell- 
gerichtsräte, und  das  Vorschlagsrecht  des  Senats  und  des  Kassations- 
hofrs  für  die  Stellen  als  Rat  am  Kassationshofe  (Artikel  99  der 
Verfassung)  den  Kreis  der  Kandidaten  ein. 

Man  beachte  es,  die  Interdependenz  ist  hier  fast  voll  durch- 
geführt: auch  fordert  sie  vorzügliche  Erfolge  zu  Tage,  solange  als 
nicht  der  Parteigeist  die  seitens  politischer  Körper  erfolgenden 
Präsentationen  und  die  Ernennung  durch  den  Minister  stört. 

Lange  Zeit  hindurch  waren  die  Kandidaten  der  Appellgerichte 
und  des  Kassationshofes  zugleich  die  der  Provinzialräte  oder  des 
Senates:  das  hat  sich  jetzt  aber  sehr  geändert  und  die  Regierung 
hat  sich  infolgedessen  ermächtigt,  ja  veranlasst  gefunden,  neue  Wege 
einzuschlagen. 

(.regen  jenes  schwerwiegende  Übel  haben  wir  wenigstens  die 
in  der  Verfassung  festgelegte  Ciarantie  der  l'nabsetzbarkeit  der 
Richter  (Artikel  10O).  welche  in  gleicher  Weise  einer  Abberufung 
durch  die  Regierung,  wie  einer  solchen  infolge  eines  Wechsels  im 
Parlament  trotzt.  Auch  nimmt  das  Kapitel,  das  von  der  richterlichen 
Gewalt  handelt  (Artikel  94  bis  107),  eine  bedeutende  Stelle  in  der 
Verfassung  ein:  ergänzt  wird  es  durch  andere  Bestimmungen  im 
Abschnitt  »von  den  Belgiern  und  ihren  Rechten"  (Artikel  7  bis  13). 
Mieses  sind  Schranken  zugleich  gegen  Eingriffe  der  Gesetzgebung, 
wie  gegen  Willkür  der  Minister,  die  bei  uns  die  sogenannten  Jois 
il  epuration-  ebenso  unmöglich  machen,  wie  es  in  Frankreich  Ver- 
ordnungen über  denselben  Gegenstand  wären. 

9.  Der  Begriff  Interdependenz  ist  nicht  notwendigerweise  ein 
positiver.  Ich  will  damit  sagen,  dass  gewisse  Verbote  die  eine  oder 
andere  Gewalt  treffen  können,  welche  den  Kreis  der  ihr  ursprünglich 
eingeräumten  Rechte  verkleinern.  So  gibt  es  eine  Beihe  von  Be- 
stimmungen, welche  dem  Könige  der  Belgier  gewisse  Privilegien 
und   Immunitäten   nehmen,   die   noch  der  König  der  Niederlande 
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besass.  Sii  ist  es  i  1t  in  iinti  ts;i^'I.  (»esetze  aufzuheben  oder  ihre 
Beobachtung  zu  v»  -rhiuderu  (Artikel  ti7).  Letzteres  zumal,  wenn 
es  »ich  iiin  die  Zahlun«:  von  Steuern  handelt:  ..Nur  da»  (ioetz  kann 
die  Befreiung  von  einer  Steuer  oder  ihre  Herabsetzung  herbeiführen" 
(Artikel  11 2  s;  J). 

Kine  noch  wichtigere  \  oischrift  (Artikel  lM(t)  verhietet  in 
Belgien  jede  gänzliche  oder  teilweise  Ausset  kraftsetzillifr  der  Ver- 
fassung. Hier  hahen  wir  ein  typisches  Beispiel  negativer  Inter- 
depeiidenz.  Kill  ähnliches  Verbot  «_r i I T  für  den  <  iesetzfreber  und  das 
Staatsoberhaupt:  Nur  die  verfassunirirebeude  (iewalt  kann  au  der 
Yerlässuni:  rllhren  (Artikel  BUl. 

Hieraus  folgern  wir.  dass  weder  Ke<rieruu<:  noch  Parlament 
hei  uns  den  gr<»seii  ..der  den  kleineu  politischen  Belagerungs- 
zustand proklamieren  kann.  IMese  Schlussfol-rerunj.'  ma<r  f:ewayt 
erscheinen,  denn  wenige  Länder  frilit  es.  wo  man  solche  Behauptung 
auf'stellen  kann:  hei  uns  jedoch  wird  mau  sich  zu  (iunsten  derselhen 
auf  den  schon  an  und  für  sich  bezeichnenden  Munzel  einer  jeden 
diesbezüglichen  Vorschrift  stützen.  Welche  I  nzalil  von  Bestimmungen 
<ribt  es  in  der  Yerfa.ssun«:.  die  die  öffentlichen  Hechte  des  Kinzelnen. 
seine  individuelle  Freiheit,  die  Kompetenz  der  einzelnen  Gewalten  etc. 
frewälirleisteii ! 

Wie  könnte  mau  da.  ohne  nur  eine  jener  Bestimmungen  zu 
verletzen,  solchen  anormalen  Zustand,  wie  es  notwendigerweise  der 
Helafferuiifrszustand  ist.  konstruieren;  der  Hela^eruu^szustaiid.  dessen 
Wesen  irerade  darin  besteht,  die  örleutlicheu  Hechte  durch  vor- 
beugende Mal'snahinen  einzuschränken  und  die  ordentliche  .Justiz 
durch  ausserordentliche  Hichter.  ausseiordentliches  Verfahren  und 
ausserordentliche  Strafen  zu  ersetzen:"»  Niemand  als«  kann  sich  bei 
uns  anmafsen.  „ohne  Gesetz  noch  Verordnun<r  für  das  Gemeinwohl 
zu  sor»eu".  wie  es  das  englische  Königtum,  nach  Lockk"').  vermag, 
obwohl  er  es  in  Bezug  auf  die  normale  Ausübung  der  ihm  durch  die 
Verfassung  gegebenen  Hec  hte  als  gemässigte  Monarchie  ansah. 

!)  Ich  habe  diese  Fräs;«?  behandelt  in:  ..Esijuisse  d  un  (ours  de  Droit 
con.stitutionnel  conipare'  im  Kapitel  vou  der  anormab-n  Ausiibuiiir  der 
Souveränität.  Kevin-  de  rünivemite  de  I5ruxclles.  Bd.  IV  (!ht»K— 1SW). 
S.  22  Ü.     Vergl.  ebenda  Hd.  I  <lHi>f,  -1*9»;).  S.  !)J  ff. 

-')  Ijf'i'KK.  dn  civil  (iovermuent.  Kapitel  XIV.  {{  UM). 
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1<|.  Trotz  all  der  Beispiele  von  Interdependenz.  die  unsere 
Verfassung  giht,  zeigt  sich  das  Prinzip  der  Gewaltenteilung  schon 
in  der  einen  Tatsache,  dass  jede  Ausnahme  von  der  Hegel  ausdrück- 
lich erwähnt  werden  iuuss.  Ks  gilt  dies  nicht  nur  für  die  ohersten 
Staatsbehörden,  sondern  ebenso  ftlr  die  Provinzen  und  die  Gemeinden, 
für  jeden  in  ilein  Kreise  seiner  Interessen.  Die  Verfassung  musste. 
al>  sie  diese  Behörden  schuf  (Artikel  81)  und  ihre  Kxistenz  damit 
vor  Kingritlen  des  Gesetzgebers  sicherte.  Vorschriften  aufstellen  Uber 
die  Kontrolle  ihrer  Handlungen  und  Uber  Rechtsmittel  gegen  die- 
selben (Artikel  ION  Nu.  *»).  Die  Kontroll-  und  nberhehörden  sind 
il»r  Verwaltungshierarchie  entnommen:  Permanente  Deputation  und 
Zentralregierung:  die  Initiative  der  Suspension  der  HesehlUs.se  gcbllhrt 
dein  Gouverneur  oder  dem  Minister,  «lic  Ungültigkeitserklärung 
die  entschieden  klüftigere  Massregel  dem  König  und  der  Gesetz- 
gebung.1) 

Verbindet  man  diese  Vorschriften  mit  denen,  welche  die  Justiz 
^fähigen.  Uber  die  Hechtsverbindlichkeit  der  Ver\valtung>akte  zu 
entscheiden,  so  sieht  man,  wie  hier  die  lnterdependenz  soweit  wie 
möglich  getrieben  ist:  Alle  Gewalten  arbeiten  gemeinschaftlich,  um 
die  Provinzial-  und  Kommunalbehörden  in  den  ihnen  gewiesenen 
><  blanken  aufrecht  zu  halten:  sie  siehern  so  die  Harmonie  zw  ischen 
jenen  untergeordneten  Interessen  und  den  allgemeinen  Interessen 
des  Landes. 

11.  Wir  erwähnten  eben  das  Hecht,  das  die  Verfassung  den 
•  -.•nebten  gibt,  nur  solche  Anordnungen  und  Krlasse  der  Verw  altungs- 
behörden  zur  Anwendung  zu  bringen,  welche  dem  tiesetze  entsprechen 
i Artikel  107).  Dies  ist  eine  KigentUmlichkeit  unseres  öffentlichen 
l.'eebts:  sie  zeigt,  welches  Verträum  der  Xationalkougress  der  Justiz 
entgegengebracht  und  wie  er  ihr  gewissermafseu  eine  leitende  Holle 
/-urteilt  hat. 

Man  wird  vielleicht  Uber  -diese  Gleichstellung  der  Handlungen 
d»  s  Königs  und  der  der  Provinzial-  und  Koinmunalbchörden  erstaunt 
-ein:  wir  kennen  aber  keinen  erheblichen  l'nterschied  zwischen 
ihnen,  denn  auch  der  König  hat  nur  die  Befugnisse,   welche  die 

')  Verirl.  betr.  alle  diese  Fragen :  Loi  cominnnale.  Artikel  7n\  77. 
N6.  N7.  NM.  \M);  loi  provinciale.  Artikel  HG  ff.  I\  Ekhkiia:  Les  Institutions 
(oiniminaies  beige«  (Svllabns  dun  cours  d'Kxtension  de  lTniversite  libre). 
Hrü-rl  UHU).  »V  Vorlesung. 
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\ ert'assung  seihst  oder  die  auf  ihr  beruhenden  Gesetze  dein  Könige 
verleihen  (Artikel  7*1. 

I»ie  Beschlüsse  und  Anordnungen  der  Verwaltungsbehörden 
gelangen  nur  hei  Gelegenheit  eines  Rechtsstreits  zur  Kenntnis  der 
Justizbehörden:  von  Amts  wegen  kann  der  Bichter  die  Prüfung 
ihrer  Gesetzmässigkeit  nur  vornehmen,  wenn  er  mit  der  Sache  be- 
l'asst  wird.  Ks  handelt  sich  hierbei  in  der  Tat  um  eine  öffcntlich- 
rechtliche  Frage.  Richter  sowohl  wie  Staatsanwaltschaft  können  sie 
zum  erstenmal  vor  dem  Berufungsgericht  aufwerfen;  sie  kann  st«'ts 
zur  Entscheidung  des  Kassationshofes  gelangen.  IMeser  oberste  Ge- 
richtshof  übt  somit  einen  wirklichen  KinHuss  auf  das  belgische 
politische  Hecht  aus.  Alle  Kraben  der  Verwaltung  und  der  Polizei, 
das  unebenere  Gebiet  ministerieller  und  kommunaler  Tätigkeit 
unterließen  seiner  ordnenden  Hand.  Will  der  Parteigeist  ein  Gesetz, 
anstatt  es  anzuwenden,  umphen.  verletzt  er  die  Verfassung,  indem 
er  in  die  durch  dieselbe  gewährleisteten  öffentlichen  Hechte  eingreift, 
so  veranlasst  der  sich  verletzt  glaubende  Bürger  oder  die  Behörde, 
die  ihre  Anordnungen  nicht  beachtet  sieht,  bald  einen  Prozess  zum 
Zwecke  der  Feststellung  der  Hechtsgtlltigkeit  der  in  Betracht  kommen- 
den Verfügung.  .Meist  gelangen  solche  Fülle  vor  den  Kassationshof. 
Ine  Temporal  ien  der  Kirchen,  die  bei  uns  zu  so  vielen  erbitternden 
Verhandlungen  Anlass  geben,  der  Elementarunterricht,  jener  wahre 
Turnierplatz  unserer  ■politischen  Kämpfe,  die  wirtschaftliche  Freiheit 
im  Innern  infolge  der  Abschaffung  der  Stadtabgaben  im  Jahre  18f>*>  . 
der  Zeitungsverkauf  oder  das  Anheften  von  Plakaten  auf  den  Strassen, 
aufrührerische  Embleme.  Versammlungen  unter  freiem  Himmel.  Pro- 
zessionen u.  s.  w.,  kurz  alles,  was  einen  Konflikt  zwischen  den 
Organen  der  Sicherheit,  insbesondere  der  Polizei,  und  der  Freiheit 
des  Bürgers  hervorrufen  kann,  bildet  ebensoviel  Kapitel  unserer 
Rechtsprechung,  gemäss  Artikel  107  der  Verfassung. 

Bei  Gelegenheit  der  zweifachen  leitenden  Holle,  die  unser 
Ka-ssationshof  spielt,  kann  man  die  Beobachtung  machen,  dass  er  die 
vor  sein  Forum  geln  achte  Frage,  ob  diese  oder  jene  Verfügung  noch 
innerhalb  der  Kompetenzgrenzen  der  Verwaltungsbehörden  ergangen 
ist.  meist  bejaht:  offenbar  fürchtet  er.  Richter  und  Kläger  zugleich, 
nicht  hinreichend  unparteiisch  zu  sein,  daher  entscheidet  er  zu  Un- 
gunsten der  Justiz. 
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Die  Unabhängigkeit  der  Exekutive  findet  im  Kassationshof 
eine  feste  Stütze;  sein  politisches  Gefühl  lässt  ihn  wohl  merken, 
dass  die  Gefahr  der  Usurpation  nicht  mehr  aut  dieser  Seite  liegt  — 
im  Gegenteil.  Viel  weniger  zaghaft  zeigt  sich  der  Kassationshof 
andererseits,  wenn  er  zu  prüfen  hat,  ob  eine  Verordnung  nicht  im 
Widerspruch  mit  Gesetz  oder  Verfassung  ergangen  ist:  hier  handelt 
es  sich  nicht  mehr  um  Kompetenzfragen,  vielmehr  kann  hier  die 
Existenz  eines  Rechtssatzes  in  Frage  gestellt  sein.  Bisher  hat  unsere 
Justiz  ihre  Rolle  hier  so  aufgefasst,  wie  es  der  Nationnlkongress 
wollte,  nämlich  als  Wächter  der  Freiheit,  nicht  als  Stutze  der  Be- 
hörden. Wir  wollen  hoffen,  das.s  es  stets  so  bleiben  wird,  dass  das 
allmähliche  verderbliche  Eindringen  des  GUnstlingswesens  in  der 
Wahl  der  Beamten  —  die  Folge  der  Ernennung  von  Anhängern 
einer  Partei  das  das  richterliche  Niveau  herabzieht,  nicht  bis  zu 
den  Spitzen  dringen  wird,  wo  der  Himmel  noch  klar  ist. 

12.  Warum  kann  man  nicht  einen  Schritt  vorwärts  auf  dem 
Wege  der  Interdependenz  gehen  und  eine  Schranke  für  die  Legis- 
lative seihst  suchen,  indem  man  jedem  Richter  oder  wenigstens  dem 
Kassationshofe  die  Befugnis  einräumt,  auch  darüber  zu  erkennen, 
ob  die  Gesetze  im  Einklang  mit  der  Verfassung  stehen?  Es  ist  dies 
bekanntlich  eins  der  Attribute  des  obersten  Bundesgerichtshofs  der 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika:  er  übt  dieses  Recht- wenigstens 
hinsichtlich  der  Gesetze  der  Einzelstaaten  aus.    Der  Senat  der  Ver- 
fassung vom  Jahre  Vlll  hatte  auf  diese  Weise  in  Frankreich  gleich- 
zeitig rechtsprechenden  und  politischen  Charakter.   Unsere  Verfassung 
aber  hat  ein  solches  System  nicht  aufstellen  wollen,  sie  hätte  es 
><>nst  gesagt.    Denn  wie  kann  man  annehmen,  dass  diese  Störung 
des  Prinzipes  der  Gewaltenteilung,  obwohl  gewollt,  nicht  genannt 
sei.  während  doch  jede  andere  Störung,  wie  wir  sahen,  ausdrücklich 
erwähnt  wird!  Artikel  107  der  Verfassung  liefert  uns,  indem  er  von 
der  Gesetzmässigkeit  der  Beschlüsse  spricht,  hier  einen  schlagenden 
Beweis  a  contrario;  und  dieser  Beweis  gilt  hier  voll,  da  es  sich 
darum  handelt,  eine  Ausnahme  abzuweisen  und  die  Regel  aufrecht 
zu  erhalten.    Artikel  138  bestätigt  unsere  Anschauungsweise,  indem 
er  jedes  mit  der  Verfassung  im  Widerspruch  stehende  Gesetz  vom 
•J-">.  Februar  18.31   ab  für  aufgehoben  erklärt.    Betreffs  der  nach 
die>em  Tage  erlassenen  Gesetze  ist  nichts  gesagt:  keine  Behörde 
kann  sich  daher  in  einem  Lande  wie  Belgien,  wo  alle  Befugnisse 
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ausdrücklich  verteilt  >iml.  das  Ke»  lit  aiiiii;i-»«'ii.  Uhcr  dir  Verfassungs- 
mässigkeit eines  (i»'M'tzr>  ZU  hetiiiden 

Soll  das  mihi  lii-i-M  ii.  dass  das  Parlament  unbestraft  dir  Ver- 
t';issiin«r  hrechen  darf? 

(ii-wi»  nicht!  Hier  sprei  In  n  alu  r  andere  Mächt»'  als  diejenigen, 
von  denen  Titel  III  di  r  Verfassung  handelt,  mit.  IMe  Hoohachtuii«: 
der  Verfassung  i>t  ein  |>olin>i|if>  Krfordernis.  In  einer  I  »einokralie. 
in  einem  Lande  der  \  "olkssoiivet  änität  und  von  ausgedehntem  Wahl- 
recht darf  die  Macht,  welche  am  unniittelltatsteu  die  Nation  darstellt, 
nicht  von  einer  anderen  Macht,  die  -ic  hedeutend  weniger  repräsentiert, 
im  Schach  gehalten  werden.  Ih'r  (ie>et/^eher  ist  im  (« runde  genommen 
von  der  herrschenden  öffentlichen  Meinuiiir  ahhiinyi^r:  die  N  idker  he- 
dürfen  schwerlich  einer  Weisung,  wie  sie  die-  dem  (iesetzircher 
Itemerkhar  machen.  Notwendigerweise  erscheint  dann  in  letzter 
Instanz  die  Macht  hinter  der  Verfassung  -the  power  hack  of  the 
con-titution".  wie  Hu:..k-s'>  >a-t.  und  hrinjrt  die  von  der  Vertassunjr 
eingesetzten  (.ewalten  wieder  zurück  zu  dem  notwendigen  Kespckt 
vor  dem  tiesetze,  das  sie  schuf. 

Tiki.kmans.  der  /war  Anhänger  des  Systems  der  Interdependenz 
ist  und  auch  in  dieser  Hinsicht  die  Verdienste  des  heldischen  National- 
kon^ressrs.  anerkennt,  kommt  zu  einer  Schlussfnljrerunj:.  deren  Härte 
wenitr  trostreich  ist:  ..Mit  den  Hekeln  der  absoluten  Kompetenz,  sajrt 
er/)  ist  es  wie  mit  denen  des  Völkerrechts;  jede  Macht  lejrt  sie  zu 
ihren  (iiinsten  aus.  und  da  es  von  Volk  zu  Volk,  von  (iewalt  zu 
(tewalt  kein  (iericht  j»ribt.  das  ihren  Streit  schlichtet,  so  sieht  man 
sich,  um  dem  Hecht  aufzuhellen.  «.reiiöti«:t.  zur  tiewalt  zu  greifen. 
Zwischen  Völkern,  die  sich  nicht  friedlich  zu  einigen  vermögen,  ist 
der  Krieir  diese  (iewalt  zwischen  Mächten,  die  ihre  Kompetenz 
iihersehreitcu.  ist  es  die  Revolution". 

Sollen  wir  wirklich  einen  so  langen  \\  eir  ziirUckfrelejjt  halten, 
um  auf  so  schroffe  W  eise  plötzlich  vor  einer  unülierstei^har  scheinenden 
Schranke  Halt  machen  zu  müssen?  Sinti  wir  wirklich  in  eine  Sack- 
gasse «rrratenV 

'»  Iii  if.Kss.  I'olitical  Science  ;ind  comparalivc  i  ■  mstitutionnal  Ljiw. 
Roston  1SD1.  IUI.  1.  S.  177. 
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Wenn  wir  uns  auf  das  Gebiet  des  Keehts  beschränken  ja. 
Verlassen  wir  es  aber  und  Ithersteigen  wir  jene  Mauer,  welche  uns 
am  Fortschreiten  zu  hindern  schien,  so  breiten  sieh  vor  unseren 
Klicken,  soweit  sie  reichen,  die  noch  wenig  befranse  neu  Hahnen  der 
Politik  im  höchsten  Sinne  des  Wortes  aus. 

Wohin  vermögen  wir  nicht  auf  ihnen  zu  gelangen !  Auf  diesem 
neu-moral-sozialen  Gebiete  bedllrfen  wir  aber  neuer  Führer.  An  die 
Stelle  der  Kechtsgrundsütze  treten  die  Kep-ln  der  Ethik;  Prinzipien- 
f ragen  werden  durch  Ungewisse  Anwendungen  ersetzt.  Wissenschaft 
durch  Kunst. 

Zu  solchem  Resultat  muss  übrigens  jede  Studie  dieser  Art 
gelangen.  Map  es  sich  nun  um  das  unbedeutendste  Ortspolizeiregleinent 
oder  um  die  Frage  der  Verfassungsmässigkeit  eines  Gesetzes  oder 
die  Interdependenz  der  Gewalten  handeln,  wenig  wert  sind  Vor- 
schriften, wenn  sie  nicht  angewendet  werden:  sind  sie  gut.  so  können 
»ie  tibertreten  oder  falsch  verstanden  werden  sind  sie  schlecht,  so 
vermag  mau  ihre  schlechte  Wirkung  zu  mildern,  sie  langsam  zu 
verltessem. 

Wie  das  Volk,  so  die  Fanrichtungen. 


Die  Reform 
der  deutschen  Börsengesetzgebung. 

Von 

Heinrich  Hove, 

I.Hi)  L'<  ilcl!tHiat  h.  D.,  SyinIikuB  d«  r  AltK-t--n  ilt-r  KHiifiiianu^chaft.  IWlin. 
Gehalten  am  H.  T>»'z«mii»mt  HHdl. 


Die  gesetzliche  Hejrelun«:  eines  wirtschaftlichen  Instituts  hat 
zur  Voraussetzung  eine!-  glücklichen  Lösunjr  des  l'rohlenis  die  Kr- 
kenntnis  der  Funktionen,  welche  das  het reifende  Institut  im  wirt- 
schaftlichen (te>anitortranisinus  zu  erfüllen  hat.  l'nd  zwar  kann 
diese  Erkenntnis  nur  aus  der  leidenschaftslosen  Beobachtung  und 
Beurteilung  frcschöpft  werden.  (Jerade  an  dieser  aber  hat  es  der 
Börseninstitution  in  der  Ke<rel  gefehlt:  nachteilige  Verhältnisse  des 
Wirtschaftslebens,  die  an  der  Börse  zuerst  und  am  deutlichsten  in 
die  Erscheinung  getreten  sind,  weiden  p-tlissentlich  oder  aus 
mangelndem  Verständnis  der  Institution  zur  Last  <:ele<rt.  und  diese 
seihst,  welche  als  wirtschaftliche  Erscheinung  jenseits  von  ?ut  und 
böse  zu  stehen  hat.  wird  tie-reristand  der  Bekämpfung,  der  Sympathie 
und  Antipathie. 

I>ie  wirtschaftliche  Funktion  der  Börse  wie  jeder  Marktor^ani- 
sation  ist  die  Vermittlung  von  Antrehot  und  Nachfrajre.  Förderung 
des  <.tflteninisnty.es  zwecks  Befricdiiruii};  menschlicher  Bedürfnisse, 
l  ud  zwar  hat  die  Börse  die  Marktfunktionen  zu  erfüllen  für  die 
Artikel  des  grossen  Masseukoiisuins.  hei  welchen  die  Anwesenheit 
der  erforderlichen  «ifltci  men-rc  am  Orte  des  Bedarfs  zur  Zeit,  wo 
dieser  Bedarf  eintritt,  besonders  wichtig  erscheint.  Vor  allem  <rilt 
das  von  dem  allgemeinen  Wertmesser  (Jehl  und  den  auf  den  Inhaber 
•restellten  Träjrcrn  von  Forderunjrs-  und  Anteilsrechten,  durch  deren 
Umsatz  sich  die  Kapitalbeweirunir  vollzieht,  und  deren  Funktion,  die 
kleinen  Kapitalien  zu  organischer  l ö  samt Wirkung  zusammenzufassen. 
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am  vollkommensten  erfüllt  wird,  wenn  ihnen  ein  grosser,  stets  zu- 
gänglicher Markt  zur  Verfügung  steht.  Ebenso  bedürfen  eines  solchen 
Marktes  die  der  Volksernährung  dienenden  Massengüter.  Getreide. 
Kolonialwaren,  endlich  die  Produktionsmittel  weitverbreiteter  In- 
dustrien: Kohle.  Baumwolle  und  dergleichen.  Das  charakteristische 
Merkmal  aber,  welches  den  Börsenmarkt  von  anderen  Märkten  unter- 
scheidet und  Voraussetzung  für  den  Umfang  seiner  Umsätze  und  die 
Ausbildung  seiner  Technik  ist,  besteht  in  der  Fungibilität  der  ge- 
bändelten Ware,  welche  nicht  individuell  oder  nach  Muster,  sondern 
generell  oder  tyiienmässig  bestimmt  wird.  Damit  entfällt  die  Not- 
wendigkeit der  Besichtigung,  also  der  Anwesenheit  der  Ware  selbst 
oder  einer  Probe  am  Markte,  es  kommt  nur  darauf  an.  ob  sie  lieferbar 
oder  nicht  lieferbar  ist,  d.  h.  ob  sie  den  generellen  oder  typischen 
Eigenschaften  der  Ware  dieser  Art  entspricht  oder  nicht.  Dem- 
gemäss  wird  auch  der  Preis  generell  ohne  Rücksieht  auf  die  Eigen- 
schatten des  individuellen  Stücks  der  Ware  bestimmt.  Für  die  Preis- 
bildung sind  allgemeine  Umstände  bestimmend,  welche  man  unter 
der  Bezeichnung  „Konjunktur"  zusammenzufassen  pflegt.  Der  so 
zustande  gekommene  Preis  greift  aber  in  seiner  Bedeutung  Uber  den 
Kreis  der  Nächstbeteiligten  hinaus,  er  wird  bei  Kontrakten,  welche 
ausserhalb  des  Börscnmarktes  fern  vom  Börsenort  geschlossen  weiden, 
zu  Grunde  gelegt,  er  gewinnt  kraft  gesetzlicher  Vorschrift  Bedeutung 
im  Kommissionsgeschäft  als  Grenze,  innerhalb  deren  der  Kommissionär 
sieb  dem  Kommittenten  gegenüber  beim  Selbsteintritt  zu  halten  hat: 
ebcn>o  beim  Selbsthilfeverkauf.  bei  welchem  er  von  der  Verpflichtung, 
den  Kauf  im  Wege  der  öffentlichen  Versteigerung  zu  vollziehen, 
entbindet:  sowie  bei  der  Bemessung  des  Schadensersatzes  wegen 
Nichterfüllung,  bei  welcher  er  der  Schadensberechnung  zu  Grunde 
gelegt  wird.  An  der  normalen  Bildung  und  wahrheitsgemässen 
Beurkundung  des  Börsenpreises  ist  demnach  die  Allgemeinheit 
interc»irrt.  Da  nun  nur  das  als  typisch  angesehen  werden  kann. 
wa>  sich  in  einer  Reihe  von  glcichliegenden  Fällen  gleichmässig  wieder- 
holt. s,  (/t  die  Bildung  eines  Börsenpreises  begriflsmässig  einen  gewissen 
Umfang  des  Handels  mit  der  betreffenden  Ware  voraus.') 

Fntbebren  so  Ware  nud  Preis  der  individuellen  Färbung,  so 
gilt  das  Gleiche  von  den  Geschäftsformen,  in  welchen  der  Börsen- 

>)  Verirl.  H.-G.-Kntwh..  Bd.  34.  S.  IHM. 
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\ erkehr  >ich  \ ull/irltt.  Aul  der  typischen  Ausbildung  dioer  (ie- 
srhäft>formen  beruht  die  Schnelligkeit  und  Sicherheit,  mit  welcher 
der  ^oamic  A !♦]»:« i*:it  arbeitet.  I  nd  die-e  wiederum  stallt  sich  als 
Yui  I m >tl i ii *ru ii«r  für  die  Schaffung  einer  Marktlage  dar.  welche  die 
( " n;ilihiiti*rk«-it  von  den  Zufälligkeiten  lokaler  Einflüsse,  die  (ber- 
\\  i nd ii 1 1 <r  der  Hindernisse.  \vcl<  In-  Kaum  und  Zeit  der  < ifitcrzirkulatioii 
entgegenstellen,  die  Möglichkeit  der  Korrektur  irriger  Kerochnungen 
gewährleistet.  Vor  allein  das  normale  Marktgeschäft,  der  Kauf, 
dessen  elastische  Natur  die  Anpassung  au  die  jeweiligen  KultUl- 
hedürt'ni-M-  gestattet,  hat  in  dem  Termingeschäft  die  teehniselie 
Vollendung  stunden,  welche  es  ermöglicht,  mit  denkbar  grösster 
Ökonomie  der  Kräfte  den  Ausgleich  des  (iüterumlaufs  der  gesamten 
Weltwirtschaft  /.u  erzielen.  IMe  Vervollkommnung  der  (Jeschäfts- 
techuik  wird  durch  Fixierung  der  normalen  (leschäftshedingungen. 
der  für  die  Erfüllung  massgebenden  Eigenschaften  der  Ware,  der 
Einheiten,  welche  der  (^uantitätsberechnung  hei  Abschluss  und  Er- 
füllung zu  (irunde  gelegt  werden,  der  Erfüllungstcrmine  erzielt. 
l>ie  ein  für  allemal  erfolgte  Festlegung  ersetzt  die  Vereinbarung  im 
Einzelfalle.  I»as  Mittel  zu  dieser  Festlegung  aber  gewährt  die  l'sance. 
der  verbindliche,  durch  die  zuständigen  Organe  festgestellte  <ie- 
schäftsgehraurh. 

Man  lielit  es  auf  handelsfcindlii  her  und  deshalb  der  Körse  als 
dem  vollkommensten  Institut  des  modernen  Handelsverkehrs  abge- 
neigter Seite,  unter  Kenntzung  der  gesteigerten  nationalistischen 
Instinkte,  den  internationalen  Charakter  dieses  Instituts  als  Vorwurf 
freien  seine  Wirksamkeit  hervorzuheben.  Da  die  Kurse  dem  Aus- 
gleich der  verschiedenen  national  organisierten  Wirtschaftsgebiete, 
der  Yermittclung  des  Weltverkehrs  auf  dein  (Jehl-  und  Klickten-, 
wie  auf  einem  Teile  des  I'rodnktenmarktes  dient,  ist  sie  allerdings 
in  gewissem  Sinne  ein  internationales  Institut.  Aber  indem  sie  eben 
das  Mittel  darstellt,  durch  welches  die  in  der  Staatsgemeinschaft 
vereinigten  wirtschaftlichen  Kräfte  sich  auf  dem  Weltmarkt  zur 
Heilung  bringen,  hat  sie  gleichzeitig  eine  hervorragende  nationale 
Kedetitung. ') 

l)ie  vorstehend  erörterten  Grundlagen  der  Körseninstitution 
bedingen  eine  Organisation  jeder  einzelnen  Kurse.    l»ie  Ermittelung; 

')  Verirl.  (i.  v.  Sikmkns  in  «1er  .Nation"  1<M)<>  Heft  I.  S.  6  f. 
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und  Feststellung  der  Preise,  die  Normierung  der  Geschäftsbedingungen, 
die  Handhabung  der  Marktpolizei  können  in  verbindlicher  Weise  nur 
durch  ein  für  allemal  gesetzte  anerkannte  Organe  gesehehen.  Die 
Ausbildung  der  Gesehäftstcehnik  ferner  beruht  in  weitem  Umfang 
auf  der  Sicherung  der  Erfüllung  formlos  und  mUndlieh  geschlossener 
Verträge.  Als  Zwangsmittel  der  Erfüllung  dient  die  Disziplin,  welche 
sich  des  naturgemäßen  Disziplinarmittels  bestimmt  umgrenzter  Ver- 
einigungen bedient:  des  Ausschlusses.  Da  der  Besuch  der  Binse  für 
die  Beteiligten  die  Vorbedingung  des  Geschäftsverkehrs,  dieser  aber 
die  Grundlage  ihrer  Existenz  darstellt,  wird  die  Ausschliessuugs- 
k'fugnis  der  Bnrsenorgane  zu  einem  besonders  wirkungsvollen  In- 
strument sozialer  Herrschaft  Uber  den  einzelnen  Börsenbesucher. 

Im  einzelnen  kann  die  Organisation  sehr  verschiedene  Formen 
annehmen.  So  ist  vor  allem  die  Zulassung  zum  Börsenmarkte  an 
den  verschiedenen  Weltbörsen  nicht  übereinstimmend  geordnet.  In 
Knglaud  und  Amerika,  vor  allem  an  der  bedeutendsten  Börse  der 
Welt.  Eondon.  wiegt  der  Charakter  des  geschlossenen  Klubs  vor. 
Den  Gegensatz  dazu  bietet  Hamburg,  wo  die  Binse  jeder  anständigen 
männlichen  Person  ohne  weiteres  zugänglich  ist.  Die  auf  Grund  des 
Keichsbörsengesetzes  für  die  preussischen  Börsen  erlassenen  Börsen- 
ordnungen haben  einen  Mittelweg  eingeschlagen,  indem  sie  die  Zu- 
lassung au  die  Erteilung  einer  hei  Darlegung  gewisser  leicht  zu 
erfüllender  Voraussetzungen  vom  Börsen  vorstände  zu  gewährenden 
Eintrittskarte  knüpfen.  Die  Börse  von  Paris  ist  ähnlich  wie  Ham- 
burg leicht  zugänglich.  Dafür  ist  hier  das  Gewerbe  der  Makler, 
der  Vermittler  des  Börsengeschäftsverkehrs  gegen  Courtage,  als  ge- 
schlossener privilegierter  Stand  der  sogenannten  agents  de  change 
umgrenzt,  dessen  Monopolstellungen  im  Wege  des  Kaufs  vom  Vor- 
gänger auf  deu  Nachfolger  Ubertragen  werden. 

In  Deutschland  ist  das  Vermittlergeschäft  den  Börsenbesuchern 
freigegeben.  Daneben  aber  hat  das  Keichsbörsengesetz  die  Bestellung 
einer  bestimmten  Anzahl  von  Kursmaklern  für  jede  Börse  vorgesehen, 
welche  von  der  Staatsgewalt  bestellt  und,  insofern  sie  an  der 
offiziellen  Kursfeststellung  als  Hilfsorgane  des  Börsenvorstandes 
und  l'rkundspersonen  teilnehmen,  beeidigt  werden  und  amtliche 
Funktionen  ausüben,  während  sie  im  übrigen  das  Vermittlergeschäft 
als  Kaufleute  auf  eigene  Rechnung  betreiben  und.  sofern  es  sich  um 
Wertpapiere  und  Waren  handelt,  an  deren  Preisfeststellung  sie  teil- 
Jahrburh  der  internat.  Ven-inlgunjr.  6.  B<1.  K 
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nehmen.    >n«r;ir   zur   Ausübung   dieses  (üw erlies    verpflichtet  sind 

I  Hö[ seniresitz  Ü  -'t'M. 

Zeiirt  si»  die  ( hyanisatioti  im  einzelnen  Abweichungen,  so  sind 
doch  die  (irundf'nniien  entsprechend  den  tlliereinstiinnienden  wirtschaft- 
lichen Bedürfnissen  überall  die  gleichen.  I>ie  Hechtsltildun^  aber  ist 
zuii;lch>t  lllierall  autonom,  hervui  «retraniren  aus  den  Uwohnheiten 
und  frei williiren  Vereinbaruniren  der  Beteiligten.  Auch  die  Knt- 
scheidim-r  der  entstehenden  Streitigkeiten  behalt  in  der  Keyel  die 
Hörsenireuieinx'haft  in  der  Hand.  Zu  den  autonomen,  im  Wejre  der 
l'sance  verbindlich  jremarhten  Kiurichtuii<ren  irehören  deshalb  re«rel- 
niässi^  auch  Schiedsgerichte,  deren  Vorhandensein  schon  zur  Herbei- 
f(lhrun<r  m  hleuniirer  Aburteilunir  und  Vollstreckung  erforderlich 
erscheint 

Ih'e  h'eLrelun«r  des  Börsenwesens  im  \Ve<re  der  Staatstresetz- 
irelumir  hat  bei  uns  erst  in  neuerer  Zeit  den  Charakter  einer  um- 
fassenden und  erschöpfenden  Kodifikation  angenommen.1)  Wesentlich 
hervorgerufen  und  ireförderf  wurde  die  hierauf  gerichtete  Bewefrunir 
einmal  durch  die  «rcsteiirertc  Konkurrenz,  welche  durch  die  Er- 
schliessung ungeheurer  landwirtschaftlicher  l'roduktions^ehiete.  ins- 
besondere Asiens.  Amerikas  und  Australiens,  in  Verbindung  mit  der 
Vervollkommnung  der  überseeischen  Verkehrsmittel  und  der  Kracht<-n- 
verbilliiruiifr  dem  heimischen  Ackerbau  erwuchs,  sodann  durch  ge- 
wisse, auf  dem  deutschen  Kapitalmarkt  zu  Tajre  getretene  unliebsame 
Erscheinungen,  welche  durch  eine  Keihc  von  Katastrophen  frewissen- 
loser  Banktirmcu  die  ört'eiitliche  Aufmerksamkeit  errcjrten  und  eine 
leidenschaftliche  Agitation  freien  die  Einrichtungen  des  modernen 
Kapitalismus  zeitigten.  Es  ist  bereits  oben  bemerkt,  dass  an  der 
ordnunirsinässi<ren  Bildung  und  Bcurkundun<r  des  Börsenpreises  die 
Allgemeinheit  interessiert  ist.  Ks  ist  auch  zutreffend,  dass  durch 
das  Kommissionsgeschäft  der  Börsenmatkt  seiner  Aufgabe,  den  (iesamt- 
verkehr  der  Kapitalien  seines  Bezirks  in  sich  zu  vereinigen,  ent- 
sprechend weiteren  Kreisen  als  den  unmittelbar  zum  Börsenbesuch 
zuirelassenen  zuirän-rlich  und  so  für  sie  die  Möglichkeit  eröffnet  wird, 
sich  an  Spekulationen  zu  beteili«ren.  welche  das  Mals  des  wirtschaft- 
lich Berechtigten  leicht  überschreiten  können.  Man  wird  es  aus 
diesen  Gesichtspunkten   verstehen,   wenn  die  Staatsanwalt   von  der 

J)  Wrirl.  über  Frankreich:  Wittnkk  im  ..Bank-Archiv".  Jahr-ranir  1. 
Xo.  7  u.  8.  über  Belgien  und  Spanien  daselbst  Xo.  i>. 
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zweifellos  vorhandenen  formellen  Befugnis,  auch  dieses  Gebiet  ihrer 
Regelung  zu  unterwerfen.  Gebrauch  macht.1)  Nur  wird  dies  bei  der 
Wichtigkeit  der  auf  dem  Spiel  stehenden  allgemeinen  Interessen  einer- 
seits, der  Schwierigkeit  der  Materie  andererseits  mit  besonderer  Vor- 
sieht zu  geschehen  liahen.  Es  ist  deshalb  verstandlich,  wenn  in 
Deutschland  dem  Gesetzgebungsversuch  eine  Enquete  vorhergegangen 
ist  und  ebenso  in  Österreich  eine  solche  zur  Vorbereitung  der  weiteren 
Maßnahmen  ins  Werk  gesetzt  ist.  Wenn  diese  Enqueten  auch  hinter 
den  englischen  Vorbildern  erheblich  zurückstehen.*)  so  haben  sie 
«Vh  ein  umfangreiches  und  von  verschiedenen  Standpunkten  zusammen- 
getragenes Material  zu  Tage  gefördert,  Lud  speziell  der  deutschen 
Enquete  kann  nachgesagt  werden,  dass  nicht  sie,  sondern  die  spateren 
Stadien  der  gesetzgeberischen  Aktion  verhängnisvoll  für  das  deutsche 
VYin>ehaftslcben  geworden  sind. 

Das  Keichsbörsengesetz  vom  22.  .luni  lWHi  hat  zunächst  Be- 
stimmungen  Uber  die  Organisation  der  Börsen  gegeben.  Sie  kntlpfen 
im  allgemeinen  an  die  autonomen  Bildungen  der  Berliner  Börse  an. 
Die  unmittelbare  Verwaltung  ist  den  Börscnorgaiien  Uberlassen.  Als 
Selb-tverwaltungsbehörde  fungiert  vor  allem  der  Börsenvorstand. 
Ihm  liegt  die  Handhabung  der  Ordnung  in  den  Börsenräumen  unter  Be- 
nutzung der  ihm  zugesprochenen  Disziplinargewalt  mit  den  Diszipliuar- 
mitteln  des  Ausschlusses  und  der  Geldstrafe  ob.  Auch  die  Feststellung 
d<  r  Börsenpreise  ist  prinzipiell  und  in  erster  Linie  dem  Börsen- 
v.rstande  überlase  n.  Zur  Mitwirkung  bei  dieser  Funktion  aber  sind 
Kursmakler  bestellt,  welche,  wie  oben  erwähnt,  von  der  Staatsgewalt 
ernannt  werden,  übrigens  der  Disziplin  der  aus  ihrer  Mitte  gebildeten 
Maklerkammer  unterstehen,  welche  auch  bei  der  Geschäftsverteilung 
unter  die  einzelnen  Makler  zu  hören  ist.5)  Hier  greifen  also  Staats- 
und  Sellotverwaltungsbefuguisse  ineinander.  Für  die  Zulassung  der- 
jenigen Wertpapiere,  welche  am  Börsenhandel  teilnehmen  dürfen, 
i-t  eine  besondere  Kommission,  die  sogenannte  Zulassungsstelle,  bo- 

')  So  auch  Dr.  Ernst  Lokh,  Die  volkswirtschaftliche  Schädigung 
Deutschlands  durch  da»  Börseniresetz.  Berlin  U*r2.  S.  27. 

•'l  Vcrgl.  (it:sTAV  i'oun  in  Holdheim,  Monatsschrift,  Jahrgang  X  (1901), 

Nu.  3.  S.  b'2. 

:<)  Nach  der  für  die  Berliner  Börse  erlassenen  Maklerorduung  (Jj  9b) 
h—orirt  die  Maklerkammer  selbst  die  (jeschäftsverteiluntr.  Vergl.  gegen  Apt: 
D.i*  Körsengesetz  und  s.  ine  Reform,  Berlin  1901.  S  9  11  Dovk  im  Jur. 
Literaturblatt  1901.  No.  10.  S.  221. 
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rufen.  Mindestens  die  Hälfte  ihrer  Mitglieder  imiss  aus  Personen 
bestehen,  welche  nicht  ins  Bör>eiirc<;istcr  für  Wertpapiere  eingetragen 
sind  ( Hörsengesctz  S  U>\.  in  dieser  Il«*-T iiimi uti^r  zeigt  siel)  einmal 
«Ii»'  ganze  Gedankenlosigkeit  des  Gesetze-:  denn  würde  das  Börsen- 
register  die  Aufgabe,  welche  dieses  ihm  zuschreibt,  erfüllen  und 
demgemäss  alle  legitimen  Terniinhändler  zur  Krzielung  gesicherter 
Iveehtsverhältniss»'  in  sich  aufnehmen,  würde  die  Besetzung  der 
Zulassungsstelle  aus  d«-r  Zahl  der  sachkundigen  Börsenhesucher  als- 
hald  unmöglich  sein:  weiter  aher  ergibt  sich  als  einzig  erkennbare 
Tendenz  der  Vorschrift  die.  dem  Börsenregister  einen  Makel  anzu- 
heften, durch  welchen  ehen  die  Krfflllung  seiner  Funktion  von  vorn- 
herein ausgeschlossen  wird.  Bezüglich  der  Börscnschicdsgcrichte  trifft 
das  Gesetz  Vorkehrung,  die  l'nterwerfung  nicht  in  das  Börsenregister 
eingetragener  Nichtkauf leute  unter  seine  .Judikatur  vor  Kntstehung 
des  Streitfalles  zu  verhindern. 

Diese  Selhstvcrwaltungsorganisatioii  nun  ist  nicht  nur  der 
Staatsaufsicht  unterstellt,  sondern  in  den  Verwaltungsorganismus  des 
Staates  eingefügt.  Die  Errichtung  einer  Börse  unterließt  (wie  in 
I'reussen  schon  nach  ij  :{  Einf.-Gcs.  zum  A  d.  H.-G.-B.  vom  24.  Juni 
18t>l)  der  Genehmigung  der  Landesregierung,  welche  auch  die  Auf- 
hebung hestehender  Börsen  anordnen  kann.  Die  Führung  der  un- 
mittelbaren Aufsicht  kann  sie  der  kaufmännischen  Vertretung-  ( Handels- 
kammer etc.)  ühertragen.  Die  Landeslegierung  hat  die  für  jede 
Kurse  zu  erlassende  Börsenordnung  zu  genehmigen,  sie  kann  die 
Aufnahme  bestimmter  Vorschriften  in  diese  anordnen,  namentlich 
die  Vertretung  der  Landwirtschaft,  der  landwirtschaftlichen  Xoben- 
gewerbe  und  der  Müllerei  im  Vorstände  der  Produktenbörse.  Diese 
einem  völlig  unbegründeten  Misstrauen  entsprungene,  für  die  be- 
teiligten Geschäftskreise  verletzende  Mafsregel  hat  praktisch  nur  den 
Krfolg  gehabt,  einigen  Gutsbesitzern  zum  (ienuss  von  Tagegeldern 
zu  verhelfen.  Die  Börsenordnungen  enthalten  im  übrigen  Bestimmungen 
über  die  Voraussetzungen  der  Zulassung  zum  Börsenbesuch,  die 
Börsenleitung  und  ihre  Organe,  die  Geschäftszweige,  für  welche  die 
Börseneinrichtungen  bestimmt  sind,  über  Notierung  von  Preisen  und 
Kursen.  Als  ständiges  Organ  der  Landesregierung  fungiert  der  bei 
jeder  Börse  zu  bestellende  Staatskommissar.  Kr  hat  selbst  in  die 
Verwaltung  nicht  entscheidend  einzugreifen,  er  kann  nur  die  Börseii- 
organe.  deren  Beratungen  beizuwohnen  er  befugt  ist.  auf  hervor- 
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getretene  Missstände  aufmerksam  machen  tider  Bericht  darüber  er- 
statten. Sodann  wirkt  er  hei  dem  Ehrengericht  und  der  Makler- 
kammer mit. 

Das  Ehrengericht,  eine  durch  das  Börsengesetz  neu  geschaft'ene 
Einrichtung,  hat  Börsenhesucher  zur  Verantwortung  zu  ziehen,  welche 
-ich  im  Zusammenhang  mit  ihrer  Tätigkeit  an  der  Börse  Handlungen 
zu  schulden  kommen  lassen,  die  mit  der  Eine  und  dem  Anspruch 
auf  kaufmännisches  Vertrauen  nicht  vereinhar  sind.  Als  Strafen, 
welche  es  aussprechen  kann,  hat  das  (iesetz  Verweis,  dauernden 
und  zeitweiligen  Ausschluss  von  der  Binse  bestimmt.  Gebildet  wird 
•las  Ehrengericht  aus  der  die  unmittelbare  Aufsicht  führenden  kauf- 
männischen Behörde,  wo  eine  solche  Aufsicht  nicht  besteht,  durch 
Wahl  seitens  der  Börsenorgane.  Der  Staatskommissar  ist  bei  dem 
Verfahren  zuzuziehen,  er  wohnt  den  Terminen  in  der  Voruntersuchung 
und  der  Hauptverhandlung  bei.  kann  die  Einleitung  des  Verfahrens 
verlangen  und  seinen  Beweisanträgen  muss  stattgegeben  werden. 

Die  Maklerkammer  stellt  die  Vertretungs-  und  Disziplinar- 
behörde der  von  der  Landesregierung  bestellten  Kursmakler  dar. 
I  ber  ihre  Bildung  und  Funktionen  enthalt  die  von  der  Laudes- 
regierung fllr  jede  Börse  erlassene  Maklerordnung  die  nüheren  Be- 
stimmungen. 

Neben  und  über  den  Landesregierungen  wirkt  auch  das  Reich 
bei  der  Leitung  und  Beaufsichtigung  des  Börsenweseus  durch  den 
Bundesrat  mit.  Seine  Funktion  ist  wesentlich  der  Erlass  von  Be- 
>timmungen.  durch  welche  Sondervorschriften  für  einzelne  Börsen 
get  rollen  werden,  insbesondere  über  die  amtliche  Feststellung  der 
Börsenpreise.  Uber  die  Voraussetzung  der  Zulassung  von  Wertpapieren 
zum  Börseuhandel.  über  die  Bedingungen,  von  welchen  der  Börsen- 
terminhandel  abhängig  gemacht  werden  soll.  Uber  die  Benutzung  der 
HörM-neinrichtaugeu  für  einzelne  Geschäftszweige.  Als  begutachtendes 
i>rg,tn  tritt  für  diesen  Zweig  seiner  Verordnungsgewalt  dem  Bundes- 
rat der  Börsenausschuss  zur  Seite.  Er  besteht  aus  30  zur  Hälfte 
auf  Vorschlag  der  Börsenorgane  zu  ernennenden  Mitgliedern  und 
wählt  aus  diesen  von  den  Börsenorganen  präsentierten  Mitgliedern 
die  •>  Beisitzer  der  Berufungskammer.  welche  die  zweite  Instanz  im 
ehrengerichtlichen  Verfahren  bildet:  der  Vorsitzende  dieser  Berufungs- 
kammer wird  vom  Bundesrat  bestellt. 

Diese  Organisation  erscheint  reichlich  kompliziert  und  bureau- 
krati<ch.    Beispielsweise  bedarf  es  zur  Erteilung  eines  längeren  als 
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cinwö.  hi^.  n  l'rlauhs  an  einen  Kuismakler  nach  der  lici  lincr  Maklei  - 
Ordnung  eines  Antrages  an  dm  liürx-iivorstaiid.  der  Anhörung  der 
Maklerkammer  und  der  Ht-.rhlii>-ta>-iinjr  der  nul'sirlitsfllhrendrn  kauf- 
männischen Dehönle  Auch  dir  vom  Hundesrat  erlassenen  ]ic- 
stimmuii}ren  über  dir  Ansahen,  welche  im  I *r< ><p»-kt  über  die  für  die 
Beurteilung  der  zum  Hin^enhandel  zuzulassenden  Wertpapiere  wesent- 
lichen Imstande  zu  machen  sind,  erscheinen  scliematis»  h  und  bepacken 
den  Prospekt  mit  zahllosen  Notizen,  welche,  an  sich  ohne  Wert,  die 
Leser  abschrecken  und  Uber  wesentliches  hinwegzugehen  verleiten. 
Wenifr  glücklich  ist  auch  die  Stellung  des  Staatskommissars  gestaltet, 
der  als  fremdartiges  Klement  von  den  Hörsruortrnnen  mit  Miss  trauen 
betrachtet  zu  werden  pth^t.  wiewohl  er  der  Möglichkeit  tatsächlichen 
Eingreifens  entbehrt. 

Weit  verhängnisvoller  als  die  organisatorischen  Vorschriften 
des  (iesetzes  aber  haben  sich  die  materiellrechtlichen  insbesondere 
in  der  Ausdehnung:,  welche  die  Rechtsprechung  ihnen  gegeben  hat. 
erwiesen.  Kiese  beziehen  sich  auf  den  Teriuiiihandel.  Seine  wirt- 
schaftliche Funktion  ist  wiederholt  Gegenstand  eingehender  l'nter- 
suchung  und  zut redender  Würdigung  gewesen. 1  >  Trotzdem  ist  es 
der  Wissenschaft  bisher  nicht  gelungen,  die  abergläubischen  Vor- 
stellungen der  Laien  weit,  insbesondere  des  agrarischen  Gedanken- 
kreises  /u  zerstreuen.  Die  völlig  widersinnige  Behauptung  einer 
_baissierenden  Tendenz"  des  Terminhandels  ist  auch  in  der  jüngsten 
österreichischen  Enquete  von  den  agrarischen  Experten  wieder  ohne 
jede  Begründung,  aber  doch  mit  der  ganzen  Zähigkeit,  des  Köhler- 
glaubens aufgestellt  worden,  so  dass  die  Motive  des  auf  (irund  der 
Enquete  ausgearbeiteten  Gesetzentwurfs  darauf  hinweisen  und  her- 
vorhelien  zu  mllssen  glauben,  dass  dafür  ..Beweise  oder  auch  nur 
Wahrscheinlichkeitsgründe  nicht  beizubringen"  seien.  „ganz  abgesehen 
davon,  dass  jenen  Anschauungen  das  Funktionieren  wirtschaftlicher 
Gesetze  entgegenstehen  würde-.'-)    Dass  aber  der  Terminhandel  in 

l)  Vergl.  Wkbkk,  „Die  technische  Funktion  des  Tcnuinhundels"  in 
Deutsche  Juristctizeituiiir  I,  S.  210;  Otto  Michaklis.  „I»ie  wirtschaftliche 
Rolle  des  Spekulationshandels-  in  Vierteljahrsschrift  für  Volkswirtschaft  II 
18(54).  I5<1.  3.  S.  130    172.  III  IN«!,  IM.  1.  S.  UH\  210. 

J)  Gvstav  Cohn.  Beitritte  zur  deutschen  Bürsrnretörm.  S.  147.  sa<;t 
mit  .Recht:  „Diese  Ansicht  (dass  der  Tcnninhamb  l  den  I'reisdruck  bei  dem 
Koni  verschulde)  lieirt  unterhalb  jeder  wissenschaftlichen  Diskussion". 
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Effekten,  wie  von  den  Gegnern  behauptet  wird,  vorwiegend  das 
Hr.rscnspiel  befördert,  wird  von  Wkukk  (a.  a.  0.)  mit  dem  Hinweis 
widerlegt:  .Der  Effektenterminhandel  ist  nicht  mit  der  Kredit- 
Spekulation  identisch,  sondern  nur  an  den  Börsen  heimisch,  wo 
wenigstens  eine  relative  Gesittung  der  Spekulation*-  und  Kredit- 
vcrhältnisse  heimisch  ist;  die  Extreme  bilden  die  wilde  .lobberei  in 
New-York,  wo  er  ganz  fehlt,  und  die  kapitalstarke,  unendlich  solidere 
Spekulation  in  London,  wo  er  die  einzige  Hesehäftsform  Uberhaupt 
zu  werden  strebt,  derart,  dass  l'Ur  Kassa-AbschlUsse  YergUtung  ver- 
langt wird". 

Das  deutsche  Börsengesetz,  bei  dessen  Beratung  die  Yorschriften 
Uber  den  Tenninhandel  den  Hauptstreitpunkt  zwischen  den  in  besseren 
Traditionen  erwachsenen  Yertretern  der  verbündeten  Regierungen 
und  der  agrarisch-reaktionären  Rcichstagsmehrhcit  bildeten,  hat 
schliesslich  einen  Ausweg  {rewählt,  bei  welchem  die  verbündeten 
Regierungen  das  Opfer  ihres  Intellekts  in  der  Hoffnung  brachten, 
die  gewählte  Form  werde  einer  einsichtsvollen  Rechtsprechung  er- 
möglichen, das  fllr  die  wirtschaftliche  Entwickelung  Notwendige  zu 
erhalten.  Diese  Hoffnung  ist  gründlich  fehlgeschlagen.  Das  Reichs- 
gericht hat  unter  Reiseitesetzung  der  bis  dahin  anerkannten  Aus- 
legungsgrundsätze  die  Gesetzesbestimmungen  in  malsloser  Weise 
ausgedehnt,  weil  nur  so  die  Absicht  des  Gesetzgebers,  als  welchen 
der  Gerichtshof  allein  die  äusserste  agrarische  Richtung  anerkennt, 
verwirklicht  werden  könne. 

Die  Bestimmungen  Uber  den  Terminhandel  zerfallen  in  zwei 
Teile:  für  gewisse  Waren  und  Wertpapiere  ist  der  Hegriff  des 
RörsentermiiipesehUfts  im  Gesetz  selbst  definiert  und  der  Börsen- 
terniinhandel  mit  ausdrücklich  daran  geknüpften  Folgen  untersagt. 
Ks  sind  dies  Anteile  von  Bergwerks-  und  Fabrikuuternehmungen. 
Getreide  und  Mühlenfabrikate.  Dem  Bundesrat  ist  die  Befugnis  er- 
teilt, weitere  Yerbotc  hinzuzufügen  oder  den  Börsenterminhandel 
von  Bedingungen  abhängig  zu  machen.  Soweit  der  Börsentermin- 
handel  in  Anteilen  von  Erwerbsgesellschaften  danach  Uberhaupt  zu- 
lässig ist.  stellt  das  Gesetz  die  weitere  Bedingung,  dass  das  Grund- 
kapital mindestens  20  Millionen  Mark  betragen  muss.  Die  Folge 
tle^  \  erhotes  ist  entsprechend  dem  besonderen  Begriff  des  Börsen- 
teniiinhandels  der  Ausschluss  der  Börseneinrichtungen:  die  Kurs- 
makler  dürfen   Geschäfte  in   den   betreffenden  Werten   nicht  ver- 
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mithin.   K111-/1  ttt  l   über  sie  dürfen  nicht  vei ottcntlicht  oder  vei  - 

breitet  Neiden. 

Kim-  weitere  Kiii-<  |)iäiikiint:  erfuhr  ih  r  Höi scnterminhaiidel  im 
(icsetz  durch  die  Kim  ichtiin^  des.  Hörscnrepsters.  Dieses  verfoljrto 
einen  doppelten  Zweck:  es  will  einmal  (Irl)  Kreis  der  am  Dörseli- 
terininhaiidel  Teilnehmenden  beschränken,  wobei  der  (iesetzjreber  von 
der  Voraussetzung  ausgeht,  dass  weite  Krei-e  Bedenken  trafen 
würden,  sieh  in  da<  Kejri^ter  eint  i  nnren  zu  hissen,  teils  der  erheblichen 
Ku>ti'ti  wcp  ii.  teils  au>  Besorgnis.  a|s  Spieler  ZU  erscheinen.  Iniiei  - 
halli  des  so  beseht  linkten  Kreises  aber  wollte  das  (icsetz  feste  und 
klare  Kechtsvcrhältnisse  schatten,  da.  wenn  beide  Teile  in  das  Ke«ri>ter 
eingetragen  sind,  der  1  »ilterenzeinw  and  ausgeschlossen  sein  s<dlte. 
So  hoffte  man  die  <m  fahren  hoeiti-en  zu  können,  mit  welchen  die 
seit  von  den   bisherigen  <iruinDätzeii   des  Beichsoherhandels- 

«jerirhts  und  den  eigenen  besseren  Traditionen  abgewichene  Kcichs- 
^crirhtsjuilikatur  über  den  Ditferenzeinw  and .  beruhend  auf  einer 
Vorkennun^  des  Weyens  des  I »itfercnzireschäfts.  den  legitimen  lie- 
scliäftsverkehr  au  der  Börse  bedrohte. '  i  hie  beiden  Zwecke  des" 
l.'efrisiers  Abschreckung  auf  der  einen  Seite.  Belohnung  fllr  die 
Kiutrairunjr  durch  (iewährunj.''  einer  «residierten  Bechtsbasis  für  den 
(ieschältsverkehr  auf  der  anderen  stehen  im  W  iderspruch  mit- 
einander. Schon  darau>  folirt  mit  logischer  Notwendigkeit  der  Miss- 
erfolp  des  Instituts.  Der  Vorteil,  den  das  .Neuster  dem  Kinjretia -jenen 
bietet,  inusste  problematisch  bleiben,  wenn  es  ihm  nicht  «rdanfr.  auch 
den  Mitkontrahenieii  zur  Kintrafrunir  zu  vermögen.  Das  einzige 
Mittel,  diesen  Krhdfr  herbeizuführen,  besteht  in  der  Abhäiippnachun«: 
des  Geschäftsabschlusses  von  dieser  Kiutrairuu^  des  Mitkontrahenten. 
Aber  dieses  Mittel  versagt  zunächst  dem  Nichtbankier  frejrentlber 
eben  we^en  der  beabsichtigten  abschreckenden  \\  irkun«:  des  Be«risters. 
Gerade  dem  soliden  Kunden  p'«;enllber  wirkt  dieser  psychologische 
Zwan«:  und  verscheucht  ihn  zu  dem  Konkurrenten,  welcher  die  Kin- 
trapinp:  nicht  zur  Üeditipin«;  des  (ieschäftsabsclilusses  macht.  Damit 
aber  verliert  besonders  für  den  l'rovinzialbaukier  die  eip'iie  Kin- 
trapinir  jeden  Wert,    l  ud  deshalb  unterbleibt  auch  sie.     Alle  bis 

')  Vorirl.  über  die  DittVronztheori«?  des  KeichsuvrichtH  neuerdings 
'l'm.MiM.KK.  Die  lMft'erenziresehiifte  nach  dem  Bür«rer]iclien  (iesetzhnch  und 
dem  Hörsciiiresrtze.  Stuttgart  11*01;  Z.u»lo.  Der  Tenuiuhandel  und  seine 
Behandlimir  durch  B.cntspreehunir  und  Ge*elzp'buna-.  Breslau  1901. 
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iu  die  neueste  Zeit  fortgesetzten  Versuche  der  Grossbankcn.  die  Kin- 
tragung  ihrer  Berufsgenosseu  zu  erzwingen,  sind  infolgedessen  fehl- 
geschlagen. Ks  bedurfte  daher  nicht  erst  der  Vorschrift  des  $  704 
15.  G.B..  welcher  zwar,  von  einer  falschen  Auffassung  der  Börsen- 
Krhuik  ausgehend,  Geschäfte  konstruiert,  wie  sie  an  der  Börse  niemals 
vorkommen  und  deshalb  unanwendbar  auf  Börsengeschäfte  sein  würde, 
wenn  -ich  die  höchstrichterliche  Rechtsprechung  nicht  der  gleichen 
mißverständlichen  Auffassung  gegenüber  der  Börsentechnik  er- 
freute wie  der  löset /.geber.  um  die  Beteiligten  den  Schutz  gegen 
Vertragsbruch  auf  anderem  Wege  suchen  zu  lassen  als  auf  dein  der 
Benutzung  des  Registers:  durch  die  K Uckkehr  nämlich  zu  den  un- 
vollkommneren  Können  der  Zeitgeschäfte.  So  schuf  man  in  bewusster 
Abweichung  von  der  gesetzlichen  Definition  des  Börsentermingeschäfts 
Geschäftstypen,  die  iu  allen  einzelnen  Begriffsinerkinalen  sich  von 
jenem  fundamental  unterscheiden,  insbesondere  den  Charakter  des 
Fixgeschäfts  durch  Gewährung  einer  Nachfrist  aufgeben.  Aber  durch 
die  BeichsperichtsurUile  vom  12.  Oktober  1*98.  28.  Oktober  1K99 
und  1.  Dezember  1  IM HJ  wurde,  wie  Riksskr  (Die  Notwendigkeit  einer 
Revision  des  Börsengesetzes.  Berlin  1901.  S.  Ii»  f.)  es  ausdrückt,  vom 
höchsten  Gerichtshof  ein  „Weg  gefunden,  der  es  ihm  ermöglichte, 
jeder  Art  von  börsenmässigen  Zeitgeschäften  die  Rechtsgültigkeit  ab- 
zusprechen".1) Ks  kann  hier  von  einem  Kingehen  auf  diese  l  iteile 
uliircM-heu  werden.  Kin  so  unverdächtiger  Zeuge  wie  der  Abgeordnete 
•  'AMI-  sagt  in  der  Sitzung  des  preussischen  Abgeordnetenhauses  vom 
21.  Februar  11*01  über  das  Frteil  vom  1.  Dezember  DHU»:  J>ass 
dieses  Krkenntnis  .  .  zu  wirtschaftlichen  Konsequenzen  führt,  die 
ich  kann  es  wohl  sagen      niemand  im  ganzen  Reichstage  beabsichtigt 

')  Vergl.  über  diese  Urteile,  welche  dem  einmütigen  Verdikt  der- 
Wissenschaft  verfallen  sind,  vor  allem:  Staub.  Der  Betriff  der  Börsen- 
termiinreschafte  im  §  ü6  des  Böreenures..  Berlin  1899:  Riesskk,  Die  handels- 
rechtlichen Lieferungsireschäfto.  Berlin  1900:  Labasü  in  Deutsche  Juristen- 
/eitung.  Jahrgang  V,  No.  15.  S.  334  f.;  Donk  daselbst.  Jahrgang  V.  No.  20. 
S  425:  Heinkmaxx.  Der  Börsenterniinhandel  und  das  Reichsgericht.  Berlin 
1900:  derselbe.  Das  Problem  der  deutlichen  Bodenreform  etc.,  Berlin  1901 : 
Dekxbcru.  Das  bürgerliche  Recht  etc.,  Bd.  II.  S.  23.  Anmerk.  4;  An  a.  a.  i  >., 
S.  21  f.;  Tkl-mplkr  a.  a.  ü.;  Zajuu  a.  a.  0.:  Kkyssnkr  in  Zeitschrift  f.  d. 
g-s.  Handelsr..  X.  F..  Bd.  XXXIV.  S.  594  f.;  Staub.  Kommentar  z.  II  -G.  B.. 
5  7.  Aiiflaire,  Exkurs  zu  §  370,  S.  1325  t'.;  Wkxdki.staot  in  Beilage  zu 
No  17  des  Minist  -Bl.  der  Handels-  und  Gewerbeverwaltung  v.  2.  Oktober  1901 . 
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hat.  und  ich  kann  ferner  sayeii.  dass  diese*  Krkenntnis  weder  in 
dem  Wortlaut,  imrh  in  «hin  Sinne  der  SS  r>°  und  ril  des  liörsen- 
jresrtzes  seine  He<rr(lndun<:  findet"*. 

Was  die  wirtschaftlichen  Konsequenzen,  von  denen  der  Ab- 
geordnete (iami*  hier  spricht,  anlangt,  so  sind  sie  in  vollem  Malse 
eingetreten,  nicht  nur  infolge  des  letztbezeichneten  Urteils,  welches 
nur  den  Höhe]itmkt  der  frciren  die  Börse  gerichteten  pesetzfreberischen 
und  jtidizicllen  Aktion  bezeichnet.  Die  Zerstörung  der  Berliner 
Produktenbörse  beseitigte  die  Möglichkeit,  das  in  Deutschland  produ- 
zierte (ö  treide  mit  Hilfe  des  Keportpeschäfts  his  zur  Verwendung 
im  inländischen  Konsum  im  Inlande  zu  halten:  der  Mangel  einer 
Produktenbörse  und  eines  ohne  dieselbe  undenkbaren  kapitalkräftigen 
tietreidehandels  le^te  die  Gefahr  eines  in  kritischen  Zeiten  eintretenden 
Mangels  an  Brotgetreide  so  nahe,  dass  die  Kefrieriinjr  selbst  eine 
auf  Wiederherstellung;  der  Produktenbörse  gerichtete  Aktion  einleitete. 
Aber  der  mUhsam  herbeigeführte  Präliminarfrieden  hat  die  rechtliche 
Sicherheit  nicht  wiederherzustellen  vermocht,  da  dem  vereinbarten 
Schlussschein  die  gesetzliche  und  reichsjrericht liehe  Anerkennung 
man<relt:  die  Foljre  davon  ist  ein  gänzliches  Daniederliegen  des 
Geschäftsverkehrs,  die  Verdrängung  des  Produktenhandels  ins  Aus- 
land, das  Herabsinken  der  einst  fuhrenden  Berliner  Produktenbörse 
zu  einem  unbedeutenden  Markte.  Das  Verbot  des  Terminhandels  in 
Anteilen  von  Bergwerks-  und  Fahrikuntcnichmunfrcn  in  der  Aus- 
dehnung, welche  es  in  der  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts  er- 
fahren, hat  dem  Markt  den  ausbleichenden  Faktor  entzogen  und  da- 
durch vorher  nie  dagewesene  Kursschwankungen  in  erster  Linie  auf 
dem  Montanmarkt  herbeigeführt.1)  Die  Gefahr,  welche  selbst  einen 
so  fanatischen  Gegner  der  Refonnbestrehuiifren  wie  Fkki  ni»  bedenklich 
macht,  eine  weitere  Verschärfung  der  Rechtlosigkeit  der  Börsen- 
terminpeschäfte  unter  nicht  beiderseits  Hingetragenen  zu  empfehlen, 
die  tiefahr  nämlich,  dass  „wozu  der  Anfang  schon  gemacht  worden 
ist.  der  jranze  Terminhandel  in  das  Ausland  abgelenkt  werden"  *)  möchte. 

')  Nach  Kiks<i:k.  Die  Notwendigkeit  einer  Kevhdon  de»  Börcenjre*., 
S.  26.  hetruir  die  Spannung  zwischen  höchstem  und  niedrigstem  Kur*  in 
der  Periode  1893  9«  bei  Laura  75.  bei  Bochuiner  ÖO "  ,,.  in  der  Periode 
1897  1900  bei  Laura  133.  bei  Bochuiner  132%. 

-)  Verirl.  Coxkai».  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  beschichte. 
III.  F..  Bd.  XXI.  Heft  Ii  (Jena  1901). 
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ist  schon  in  bedeutendem  Mafse  zur  Wahrheit  geworden.  Dafür 
spricht  u.  a.  die  Tatsache,  dass  seit  dem  Inkrafttreten  des  Börsen- 
gesetzes die  Zahl  der  für  ausländische  Hiluser  an  der  Berliner  Börse 
tätigen  Hemissiers  von  einigen  30  auf  Uber  100  gestiegen  ist.  dass 
eine  Anzahl  von  Berliner  Banktirmen  nach  London.  Brüssel,  Paris 
übergesiedelt  sind,  dass  beispielsweise  in  Bremen  die  im  Auslande 
abgeschlossenen  Zeitgeschäfte  nach  einer  dort  veranstalteten  Umfrag»' 
seit  1S97,  dieses  Jahr  als  Grundlage  mit  100%  angenommen,  wie 
folgt  pestiepen  sind: 


I  ber  die  ungeheuren  Summen,  welche  an  Provisionen.  Prolon- 
pationszinsen  etc.  dem  deutschen  National vermöpen  dadurch  entzopen 
sind,  fehlt  es  an  ziffernmässipen  Feststellunpen.  Immerhin  sind  durch 
ilic  Kundfrape  des  Centraiverbands  des  deutschen  Bank-  und  Bankier- 
pewerbes  und  die  privaten  Erhebungen  Riksskrs*)  geradezu  er- 
schreckeude  Daten  ül)er  den  Rückgang  der  Umsätze  an  den  ver- 
schiedenen deutschen  Börsenplätzen  zu  Tage  gefördert.  Am  deut- 
lichsten tritt  die  Tatsache  des  Niedergangs  unseres  Börsenwesens  zu 
Tage  in  dem  Bückgang  des  Ertrages  der  Stempelsteuer  für  Wert- 
papiere und  der  für  Kauf-  und  sonstige  Anschaffungsgeschäfte  trotz 
«ler  erheblichen  Erhöhung  der  Sätze,  die  allerdings  ihrerseits  als  ein 
weiteres  Moment  für  die  Verminderung  der  Umsätze  ins  Gewicht 
fällt.  Wie  sehr  durch  ilü-se  Erschütterung  der  Stellung  eines  der 
wichtigsten  Faktoren  des  wirtschaftlichen  Oesamtorganismus  die 
herrschende  industrielle  Krisis  verschärft  und  ihre  Überwindung  er- 
schwert wird,  bedarf  keiner  Ausführung. 

Aber  diese  Verluste  an  wirtschaftlicher  Kraft,  so  sehr  sie  im 
Interesse  der  nationalen  Machtentwickelung  zu  beklagen  sind,  treten 
zurück  hinter  dem  Verlust  an  ideellen  (Gütern,  an  Moral  und  Rechts- 
pefühl.  den  das  Börsenpesetz  im  ttefolpe  gehabt  hat.  Die  Folge  der 
Heichsp«  richtsjudikatur  war  zunächst  ein««  grenzenlose  Reehtsunsicher- 
heit.  Der  Zustand  war  nun  noch  viel  schlimmer  als  der  frühere 
unter  der  Herrschaft  der  den  Differenzeinwand  masslos  ausdehnenden 
Rechtsprechung,  welchem  das  Gesetz  ein  Ende  hatte  machen  wollen. 


1898 
1899 
1900 


209.83  % 
405.50  . 
W8.40-  ..  .») 


')  Verpl.  Kiksskk.  Die  Notwendigkeit  etc.,  S.  3:1. 
1  Verirl.  a.  a.  ()..  S.  27-57. 


124 


\  ■ -rt r.,-_-.- 


Ilamals  waren  doch  wenigstens  die  konkreten  Verhältnisse  des 
Hin/« -Hall»—  im  I'roy.css  /»r  Yerhaiidluntr  gekommen :  jetzt  peiillfrte 
die  Merufunjr  auf  dir  formale  Tatsache  «l»r  Nichteintra<ruu<r.  ja  es 
bedurfte  einer  solchen  Herufunj:  trar  nicht  erst.  I >ie  Nichteintra-runfr 
auch  nur  eines  Teils  ist  von  Amts  wcireii  zu  berücksichtigen.  Sir 
hat  zur  Folj_'e.  dass  ein  Rechtsverhältnis  nicht  entstanden  ist.  Kiue 
Konsequenz  davon  ist  u.  a..  dass  auch  die  ausdrllcklich  zur  Sicher- 
lieit  «rejrebeueii  Pfänder  nicht  zurUckhehalteii  werden  dürfen,  sondern 
dem  vertrairsbrüchiirm  Mitkoiiti alienten  herauszugeben  sind.  Natür- 
lich verhreitete  sich  die  Kunde  von  den  in  den  Fachkreisen  mit 
wachsendem  Ki  stauiien  aufgenommenen  I  rteilen  des  ersten  Zivilsenats 
des  Keit  hs-erichts.  durch  welche  die  Definition,  welclie  48  des 
(iesetzes  einleitend  für  den  ganzen  Ahschnitt  vom  Hörsentennin- 
freschaft  ffilit.  für  unauwmdbar  auf  S  tili  des  (iesetzes  erklärt,  und 
als  sich  diese  Annahme  der  Kritik  pirmüber  als  unhaltbar 
erwies,  das  gleiche  Kndrrsultat  auf  dem  \\  e<re  der  Aufstellung  eines 
neuen,  mit  der  bisherigen  Rechtsprechung  des  (ierichtshofes  im  Wider- 
sjirucli  stehenden  l'mirchunjrsbejrrinYs  erzielt  wurde,  durch  welche 
dann  endlich  aus  dem  js,  des  Bürgerlichen  (iesetzbuehes.  der 

doch  ausdrücklich  die  Nichtigkeit  des  ;re<ren  ein  gesetzliches  Verbot 
verstossendeii  K'echtsp  schaftes  nur  für  den  Kall  vorsieht,  wenn  sich 
nicht  aus  dem  Verbotsgesetz  ein  anderes  ergibt,  ein  (uund  ent- 
nommen wurde,  um  aus  dem  in  ü  äo  des  Hiirseniresetzcs  enthaltenen 
Verbote  des  Borsenterminhandels  mit  den  in  S  "»1  ausdrücklich  an- 
geführten alleinigen  Fol-ren  eine  Nichtigkeit  des  einzelnen  Uorsen- 
termin<reschäftes  zu  machen,  in  den  Kreisen  der  dadurch  begünstigten 
Kontraktsbrecher  mit  -Trosser  Schnelligkeit,  l'nter  höhnendem  Hin- 
weis auf  die  Rechtsprechung  betrau n  ein  Heutezu-r.  welcher  die 
(irundlajre  des  deutschen  Handelsverkehrs.  Treu  und  (Üauben.  in 
kaum  wieder  irut  zu  machender  Weise  erschütterte.1)  Als  die 
Korruption  auch  in  die  Kreise  der  Rürscnbcsiicher  eindrang,  brachten 
die  Khrenirerichte  in  ständiger  Rechtsprechung  ihre  von  der  Keeht- 
sprechun<r  des  Reichsgerichts  abweichenden  moralischen  Anschauungen 
durch  Ausschluss  der  sich  auf  die  Nichtcintrafrun«;  Rerufenden  vom 
Hörsenbesuch  zur  (ieltun<r.    So  entstand  ein  verhängnisvoller  Zwie- 

'-  Verirl.  u.  ;«.  die  von  Kik.sskk  a.  a.  0.  in  der  Anlage  S.  45  (U 
ireirdienc  Zusamiucnstellunir  markanter  Fälle,  welche  er  S.  24  zutreffend 
als  „Verlustliste  des  deutschen  b'echts-cfiilils"  bezeichnet. 
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sj>;ilt  zwischen  den  Anschauungen  der  beteiligten  Geschäftskreise 
Uber  das.  was  Ehre  und  Anstand  gebieten,  auf  der  einen,  der 
formelleu  Rechtslage  auf  der  anderen  Seite.  Die  Protektion  aber, 
welche  dies»-  den  Spielern  gewühl  te,  w  urde  zum  Anreiz,  das  gefahr- 
lose Doppelspiel  zu  treiben,  an  zwei  Stellen  mit  entgegengesetzter 
Tendenz  zu  spekulieren,  den  Gewinn  auf  der  einen  Seite  einzu- 
streichen, den  Verlust  unter  Berufung  auf  die  Nichteintragung  nicht 
zu  zahlen  und  die  Sicherheiten  herauszuverlangen. 

Verschärft  wurden  die  den  Niedergang  der  deutschen  Binsen 
herbeiführenden  Momente  noch  durch  die  mafslose  Erhöhung  der  auf 
dem  ungesunden  Prinzip  der  Utnsatzbesteuerung  aufgebauten  Börsen- 
steuer. Neben  der  Schwächung  der  wirtschaftlichen  Machtstellung 
Deutschlands,  der  Förderung  von  Vertragsbruch  und  Korruption 
machte  sich  als  Folge  der  gesetzgeberischen  Missgrifte  die  zentrali- 
sierende Tendenz,  da.s  Zurückdrängen  der  kleinen  Betriebe  zu  Gunsten 
der  (irossbankeu  bemerklich.  Alle  diese  T  instände  vermochten 
schliesslich  die  verbündeten  Regierungen,  voran  die  preussische.  an 
eine  Revision  heranzutreten,  welche  angesichts  der  unveränderten 
I'aricikonstellation  im  Reichstage  sich  in  den  bescheidensten  Grenzen 
halten  musste.  Aber  auch  die  so  begrenzte  Vorlage  ist  zunächst 
nicht  vom  Bundesrat  an  den  Reichstag  gelangt,  da  der  Gang  der 
Zolltarifdebatten  den  Zeitpunkt  ungeeignet  erscheinen  lässt.  Die 
Aktion  ist  daher  vorerst  ins  Stocken  geraten.  Die  deutsche  Volks- 
wirtschaft wird  sich  deshalb  auf  eine  längere  Dauer  rückläufiger 
Entwicklung  gefasst  macheu  müssen.  Vielleicht  tragen  die  Schäden, 
die.  je  länger  sie  andauern,  desto  auffalliger  an  die  Oberfläche  treten, 
dazu  bei.  an  Stelle  des  Klickwerks  eine  wirkliche  Reformarbeit 
zu  setzen.1! 

')  Verirl.  Dove  in  der  Nation  1H01  1902,  Heft  9,  S.  132  f..  Die 
Chancen  der  Bürsengesetzreform. 


Die  Grundzüge 
der  schwedischen  Verfassung. 

\'<>n 

Dr.  Pontns  E.  Fahlbeck, 

ordentlichem  l'n.feo-oi  i!<  r  SiHiit^wis^.-u«(  halten  an  d.  r  Uuiversititt  Lund  (Schweden  . 

(i-'lialt-  n  am  30.  Januar  19t »1. 

IMe  Verfassung  Schwedens  ist  im  Auslände  ziemlich  unbekannt, 
lud  merkwürdig  wäre  es  fürwahr,  wenn  das  nicht  der  Fall  wäre. 
Kenn  freilich  steht  in  Mah^i  aki«-kns  Handbucli  des  öffentlichen 
Kocht  s  eine  Darstellung  derselben  zur  Verfügung,  alter  wenn  auch 
in  Einzelheiten  korrekt,  vermag  doch  diese  I  »arstcllung  nicht  eine 
richtige  Anschauung  der  schwedischen  Verfassung  zu  geben,  der 
ihren  Grundlagen  nach  ältesten  in  Kuropa.  ja  ich  könnte  wohl  sagen 
in  der  ganzen  Welt.  I 'urecht  wilro  es.  dem  hochgeschätzten  Ver- 
fasser der  genannten  .Monographie  die  Schuld  dafür  zuzuschreiben; 
liegt  es  doch  in  der  Natur  der  Sache,  dass  ein  Staatswesen,  das  das 
Alterspräsidium  unter  sämtlichen  Staatswesen  der  Welt  zu  bean- 
spruchen wagt,  unmöglich  richtig  aufgefasst  und  dargestellt  werden 
kann,  ohne  dass  ein  umfassender  historischer  Apparat  herangezogen 
wird,  um  die  Einsicht  in  das  geschichtliche  Werden  jedes  einzelnen 
Paragraphen  zu  vermitteln.  Die  schwedische  Verfassung  sowohl  als 
die  englische  niuss  unbedingt,  um  recht  verstanden  zu  werden,  im 
Lichte  der  Geschichte  betrachtet  werden,  ein  Umstand,  der  bis  jetzt 
nicht  gehörig  beachtet  worden  ist.  und  zwar  aus  dem  Grund,  weil 
die  jetzige  schwedische  Verfassung  nicht,  wie  die  englische,  aus 
historischen  Akten  weit  getrennter  Zeiten  oder  zu  einem  grossen 
Teil  aus  ungeschriebenen)  Kocht  besteht,  sondern  wie  die  modernen 
Verfassungen  in  nur  wonitrou  rrkiiudeu  aus  relativ  später  Zeit  kodi- 
fiziert ist. 
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Ich  halte  es  für  eine  Sache  von  grösster  Bedeutung,  in  erster 
Linie  für  uns.  dass  die  gelehrte  Welt  Deutschlands,  der  wir  so 
sehr  zu  Dank  verpflichtet  sind,  zu  einer  richtigen  Einsicht  in  die 
eigenartige  schwedische  Verfassung  gelangt.  Aber  auch  für  die 
deutsche  Staatsrechtswissenschaft  kann  es  von  Nutzen  sein,  glaube 
ich.  durch  die  nähere  Bekanntschaft  eben  dieser  Verfassung  ihre 
Erfahrungen  zu  erweitern. 

Denn  die  schwedische  Verfassung  bietet  einen  besonderen  Typus 
neben  denen  der  anderen  jetzt  bestehenden  Verfassungen  dar. 

l'nterscheidet  man  diese  nicht  nach  einer  formal  juristischen 
Konstruktion  allein,  wie  die  deutsche  Staatsrechtswissenschaft  heut- 
zutage mit  Vorliebe  tut.  sotidern  ebensosehr  vom  politischen  Gesichts- 
punkt aus.  was.  um  denselben  gerecht  zu  werden,  nach  meiner 
Meinung  nötig  ist,  so  gibt  es  neben  den  Verfassungen  der  alleinigen 
Fürstensouveränität  und  der  ebenso  alleinigen  Volkssouve- 
ränität, wozu  das  parlamentarische  Königtum  zu  rechnen  ist,  noch 
die  konstitutionelle  Monarchie  als  ein  reales  Mittelding  zwischen 
den  beiden  anderen  Haupttypen.    Aber  die  konstitutionelle  Monarchie 
Schwedens  und  die  der  anderen  Lander  weisen  so  grosse  Verschieden- 
heiten auf.  dass  sie  als  zwei  besondere  l'ntertypen  aufgefasst  werden 
niö>>en.    Bei  der  konstitutionellen  Monarchie  der  einen  Art,  wie  sie 
besonders  in  Deutschland  vorkommt,  ist  die  Konstitution  vom  Fürsten 
oktroiert  worden,  daher  die  Gewalt  der  Volksrepräsentation  juristisch 
beurteilt  eine  Übertragene  und  politisch  gesehen  der  des  Königs  nicht 
ebenbürtig.    Die  Staatsgewalt  fällt   somit  freilich  nicht  ungeteilt, 
alter  doch  zum  grössten  Teile  dem  Monarchen  zu.    Im  Gegensatz 
hierzu  ist  die  schwedische  Verfassung  von  1801»  von  den  Ständen  ge- 
g.'lM'ti  worden,  aber  freilich  nur  als  eine  Wiederherstellung  auf  alter 
Grundlage.     Diese   Grundlage    selbst    aber   ist   sowohl  juristisch 
wie   politisch  die  gleichwertige  Teilung  der  Staatsgewalt 
zwischen  Fürsten  und  Volk.    Auch  in  der  Beziehung  scheidet 
-ich  die  schwedische  konstitutionelle  Monarchie  von  der  in  Deutsch- 
land vorkommenden,  dass  die  genannte  Teilung  in  der  Staatsgewalt 
denn  so  ist  es  eigentlich  zu  verstehen       das  bewusste  Ergebnis 
einer  mehr  als  hundertjährigen  Erfahrung,  und  dass  dies  ferner  eine 
Wiederherstellung  auf  alter  Grundlage  ist.    Denn  eben  diese  Teilung 
der  Staatsgewalt  zwischen  König  und  Volk  war  die  Grundlage,  die 
von  unseren  Vorfahren  im  heidnischen  Zeitalter  gelegt  wurde,  und 
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die  trotz  der  grossen  äusseren  und  inneren  l'inw ;ilzuiitr»*ii.  die  an 
das  schwedische  Staatswesen  herangetreten  -ind.  im  wesentlichen 
iicicli  bis  zum  heutigen  Tage  fest  und  unverrlhkt  I i**irt . 

Nach  dieser  allgemeinen  ( »rientit  rung  will  ich  jetzt  versuchen, 
die  eigenartige  Verfassung  S( -hwedeiis  vorzuführen,  soweit  es  in  dem 
vorhandenen  Hahmen  mißlich  ist.  damit  diese  uralte  und  zu  gleicher 
Zeit  ganz  moderne  Verfassung  weiter  bekannt  wird  und  beurteilt 
werden  mag. 

Das  schwedische  Reich  ist  n isj»rllii«rl ich  aus  mehreren1»  zu- 
sammengefügt. l»ie  Zusammenschweissung  der  vielen  Teilstaaten  zu 
einem  einheitlichen  Reiche  ist  das  erste  trros.se  staatsrechtliche  Ereignis, 
das  uns  in  unserer  (ieschichte  begegnet.  Wie  der  (irund  dieses  zu- 
sammengesetzten Staates  «reicht  wurde,  wissen  wir  nur  aus  dunkeln 
sagenhaften  Denkmälern.  Ingjald  1  Krude,  so  erzählt  die  Sa  «je,  war 
ein  König  in  Fppsnla:  er  brachte  durch  List  und  (iewalt  siimtlielie 
übrigen  Häuptlinge  ums  Leben  und  unterwarf  sich  ihre  Lander.  Dies 
soll  während  der  Zeit  von  *><><)  700  geschehen  sein.  Wie  das  Ver- 
hältnis zwischen  dem  erobernden  Reiche  und  den  eroberten  sich 
gestaltete,  darüber  wissen  wir  nichts,  haben  aber  guten  (irund.  an- 
zunehmen, dass  die  {ranze  Veränderung  darin  bestand,  dass  der  König: 
von  l'ppsala  in  sämtlichen  Neichen  als  König  anerkannt  wurde,  mit 
derselben  Stellung  und  denselben  Hechten,  wie  die  einzelnen  Könige 
der  verschiedenen  Länder  Hlr  sich  gehabt  hatten.  Daher  war  die 
Veränderung  im  Innern  wenig  oder  gar  nicht  zu  bemerken,  während 
nach  aussen  das  vereinigte  Reich  nun  als  ein  grosses  „Svia  väldc~ 
(Sveareich)  dasteht.  Krst  beim  Aussterben  des  alten  königlichen 
(ieschlechtes,  zur  Zeit  der  (iründung  des  normannischen  Reiches  in 
England,  im  Jahre  1000.  werden  wir  daran  erinnert,  dass  das  Reich 
eigentlich  ein  zusammengesetzter  Staat  ist.  Denn  jetzt  entflammt«' 
eine  mehr  als  hundertjährige  Fehde  zwischen  seinen  verschiedenen 
Teilen,  namentlich  den  Westgötaru  und  Ippsvearn.  die  anfangs  aller- 
dings durch  das  zu  derselben  Zeit  eindringende  Christentum  an- 
gefacht wurde,  hauptsächlich  aber  sich  um  die  staatsrechtliche  Frage 
drehte:  wer  im  Falle  des  Thronwechsels  den  gemeinsamen 
König  wählen  sollte.  Nachdem  die  einzelnen  Lande  eine  lange 
Zeit  hindurch  flir  sich  Könige  erwählt  hatten,  wird  der  Partikularismus 

')  pRoeoriis  zählt  deren  dreizehn.  Die  nordische  Sage  erwähnt 
ebenfalls  eine  Meng.-  kleiner  Köniire  und  Reiche. 
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m  hli«  s>lich  vom  Einheitsgedankeu  besiegt.  Man  einigte  sich  auf  die 
Weise,  wie  der  berühmte  Text  im  alteren  Yästgötalag.  ans  der 
ersten  Hälfte  des  XIII.  Jahrhunderts,  verkündet:  rSviar  agho 
kt.nons  at  taka  swa  ttk  wrwka*.  d.  h.:  „Den  Uppsvearu  kommt 
das  Recht  zu.  den  König  zu  erwählen,  ebenso  wie  ihn  zu  verjagen", 
während  auf  der  anderen  Seite  die  Umfart,  sei  es.  dass  sie  schon 
in  älterer  Zeit  vorhanden  gewesen  war.  wie  zu  vermuten  ist.  oder 
eist  jetzt  eingeführt  wurde,  in  Bezug  auf  Zeit  und  Art  genau  be- 
stimmt wurde.  Dieser  Rechtssatz,  der  unzweifelhaft  als  ein  Friedens- 
vertrag zur  Schlichtung  der  hundertjährigen  Streitigkeiten  betrachtet 
werden  tnuss.  Uberlässt  einem  der  ursprünglichen  Teilstaaten  die  Ent- 
scheidung Uber  die  wichtigste,  allen  gemeinsame  Angelegenheit,  dem 
Weiche,  wenn  es  Not  tat,  einen  König  zu  geben. 

Merkwürdigerweise  hat  sich  diese  primitive  Art,  die  gemein- 
»amen  Angelegenheiten  eines  Staatenbundes  durch  eine  staats- 
rechtliche l'ars  pro  toto  zu  organisieren,  in  der  Gegenwart  wieder- 
holt, indem  Schweden  als  Stifter  der  schwedisch-norwegischen  l'nion 
die  auswärtigen  Angelegenheiten  allein  verwaltet. 

Recht  bald  aber  trat  eine  andere,  vollkommenere  Anordnung 
an  die  Stelle  der  eben  erwähnten,  indem  sämtliche  Lande  mit  gleichem 
Hechte  an  der  Königswahl  teilnehmen  durften.  Und  in  dem  ersten 
Allgemeinen  Landrecht  vom  Jahre  1347,  mit  dem  man  be- 
absichtigte, die  „Rechte"  der  einzelnen  Lande  zu  verdrängen  und  zu 
ersetzen,  wird  allerdings  im  ersten  Absatz  des  „Köuigsbalks"  (des 
Kapitels  vom  König)  daran  erinnert,  dass  das  Reich  Schweden  in 
heidnischer  Zeit  aus  Svea-  und  Götaland  entstanden  ist,  aber  gleich- 
zeitig wird  (im  zweiten  Absätze)  festgestellt,  dass:  „Yfver  alt  Sverike 
skal  ey  kouungslik  krona  eller  konunger  wa>ra  utan  en", 
(1.  h.:  „In  Schweden  soll  nicht  mehr  als  eine  Krone  und  ein  König 
sein-.  Nachher  ist  der  zusammengesetzte  Staat  von  Rechts  wegen 
ein  Einheitsstaat  geworden,  wenn  auch  Erinnerungen  an  die  frühere 
Mehrheit  Jahrhunderte  hindurch  im  öffentlichen  und  privaten  Recht 
fortlebten.  Jetzt  lebt  als  letzter  Rest  dieser  ersten  Gestaltung  des 
Reiches  nur  noch  g  57  der  „Regierungsfornr,  welcher  enthält,  dass 
das  Rocht  des  Besteuerte  dem  Reichstage  allein1)  und  nicht,  wie 

')  In  der  ursprünglichen  Fassung  von  1809:  „Den  Reichsständen 
allein  auf  allgemeinem  Reichstag". 
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frllher.  aiirli  den  l'ruviuziallandtag-en  zukommt,  ferner  der  König>- 
titel:  „S\ea  und  tiöta  k  <mi  u  n  tr"  fort 

Kinleitungswi  i-e  habe  ich  an  diese  eiste  und  f(lr  alle  Zukunft 
grundlegende  Staatsent  wickelung-  Sehwedens  erinnern  Wullen,  um 
dadureh  den  Hoden  zu  zeigen.  aus  dein  die  sehwedisehe  Verfassung- 
emporgewachsen  ist.  und  auch  ein  wenig;  den  (ieist  anzudeuten,  der 
das  Wachstum  geleitet  hat.  Ieh  will  jetzt  diese  Verfassung  selbst 
in  kurzen  Zilien  darstellen.  zunächst  in  ihrer  ersten  uns  liekanuten 
Für  in.  und  dann  zeigen,  wie  sie  sich  «resc  h  i  c  Ii  1 1  i  ch  zu  der 
jetzt  hes tehe u den  entwickelt  hat. 

IMe  frühesten  VctTassungsurkunden  Schwedens  sind  die  _konun- 
g'abalkar"  (König-shaufcu).  von  denen  der  des  Ipplandslag  (tiesetzbuch 
ftlr  l'|i|ilaii(ll  vom  Jahre  121»*;  der  iiiteste  auf  uns  g-ekonimeiie  ist. 
Mit  der  früher  erwähnten  Verordnung  des  älteren  Västirötalag-s  zu- 
>aiiiiiienjrcstellt  ermöglicht  er  eine  Rekonstruktion  der  Verfassung-  in 
ihren  H au]»tzn<r«*n.  wie  sie  war.  ehe  die  katholische  Kirche  und  die 
mittelalterliche  Standcsbihluiig-  in  sie  Hingang-  gefunden  hatten  und 
sie  zum  Teil  umgestalteten.  I>ie  <  irundeleinente  dieser  ältesten  Ver- 
fassung: sind:  der  König  und  das  Volk,  und  letzteres  hesteht  aus 
allen  wehrhaften  Freien,  landschaftsweise  auf  ihren  „Ting-eir  ver- 
einigt. Durch  Kide.  die  das  Volk  dem  Köllig  und  der  König-  dem 
Volke  abnimmt,  wird  ein  Rechtsverhältnis  zwischen  ihnen  fest- 
gelegt. Dieses  Verhältnis,  seinem  Wesen  nach  unveränderlich  ge- 
dacht, ist  der  materielle  Inhalt  des  Staat-rechtes.  Her  König:  hat. 
wie  es  in  dem  l'nplandshur  heisst :  „üher  die  Lande  zu  Schieten  und 
(liier  das  Reich  zu  herrschen,  das  Hecht  zu  stärken  und  den  Frieden 
zu  erhalten".  Das  hat  in  älterer  Zeit  ungefähr  folgendes  bedeutet: 
Der  Kitni»  niniint  die  gesetzlich  hestimmteii  Abgaben  ein  und 
erhält  das  Nutzungsrecht  des  Kronau  tes  (l'ppsala  öd),  sowie 
einen  Teil  des  Strafgeldes.  Dag-eg-cn  kennt  man  im  schwedischen 
Rechte  kein  C'hereijri'uium  des  Königs  an  Land,  wie  in  anderen 
frei-manischen  Staaten,  z.  R.  dem  fränkischen  Reich.  Kurland  und 
Norw ejren.  denn  dieses  h'echt  ist  stets  auf  eine  Eroberung-  zurtkk- 
zufllhren.  Der  König-  lässt  das  Volk  zum  Streit  aufbieten  und  fuhrt, 
wenn  es  ihm  recht  ist.  das  Heer  an.  An  der  allgemeinen  Gesetz- 
gebung; hat  er  keinen  Anteil,  nur  für  seine  Heamten  gibt  er  Gesetze 
und  verwaltet  nach  eigvncm  Gutdünken  die  Absraben  und  das  Kron- 


Digitized  by  Google 


1'ontis  E  Fahlbkck:  Die  Grundtflge  der  achwedischen  Verfassung.  \';\\ 


gut,  doch  ohne  das  Hecht,  das  Krongut  sell»st  zu  veräusscru  oder 
zu  vermindern.  Das  Volk  seinerseits  oder  vielmehr  die  Völker  jedes 
einzelnen  Landes  gehen  und  andern  das  allgemeine  (besetz  ohne 
Teilnahme  des  Königs  und  handhaben  durch  ihre  . Vertrauensmänner-4 
laginän  und  häradshöfdingar  (etwa  Gesetzspreeher  und  Amts- 
richter) die  Jurisdiktion,  wobei  es  jedoch,  wie  es  scheint,  jedem  frei 
bleibt,  „zum  König  zu  gehen-  und  von  ihm  direkt  sein  l'rteil  zu 
bekommen.  Im  übrigen  war  das  Volk  verpflichtet,  die  gesetzlich 
bestimmten  Abgaben  zu  leisten  und  des  Königs  Aufgebot  zu  folgen. 
Kür  den  allgemeinen  Frieden  sorgten  König  und  Volk  gemeinsam. 
..liM-hon  es  früh  die  besondere  Aufgabe  des  ersteren  ward,  darüber 
zu  wachen. 

Das  Charakteristische  dieser  Iiitesten  Verfassung  ist,  das*  König 
und  Volk  als  zwei  kontrahierende  Parteien  dastehen,  von  denen  jede  ihr 
genau  abgesteckte*  Gebiet  von  Kecht  und  Pflicht  hat.  Denn  nicht 
nur  das  Volk  hat  Pflichten,  auch  das  Königtum  bedeutet  eine  Ver- 
pflichtung nach  dem  Wortlaut  im  Königshaufen  im  Gesetzbuch  au* 
l 'ppland.  wo  es  von  dem  nach  gesetzlichen  Formen  gewühlten  König 
hei>M:  Sidan  *r  hau  skyldugher  konunger  wjera  ok  kruuu 
btera.  d.  h.:  .Denn  ist  er  verpflichtet,  König  zu  sein  und  Krone 
zu  tragen".  Auf  der  anderen  Seite  hat  das  Volk  Kecht  und  Ge- 
rechtigkeiten, die  heilig  gehalten  sein  sollen,  wie  es  der  sechste 
Absatz  des  Königshaufen*  im  Allgemeinen  Landrecht  *agt:  all  um 
r;et  Ii  al  du  um  hau*  ok  varum,  d.  h.  .mit  Beobachtung  seines 
und  unseres  Hechtes",  l'brigens  enthält  der  Eid  des  Königs  eine 
An  Habeaskorpusakte  unter  AutzHhlung  der  Freiheiten  und  Hechte, 
die  jedem  Manne  zukamen  und  zu  deren  Beobachtung  sich  der  König 
verpflichtete.  König  und  Volk  stehen  somit  als  zwei  getrennte 
Kecht»ubjekte  da.  in  wechselseitiger  Beziehung  miteinander  ver- 
bunden durch  das  gegenseitig  beeidigte  Hecht.  Zwei  Bechtssuh- 
jekte.  die  sich  nach  einem  über  beiden  stehenden  Kecht 
in  die  Staatsgewalt  teilen  das  ist  der  Grundzug  dieser  Ver- 
fassung. Lud  das  Hecht  selbst,  das  die  gegenseitigen  Hechte  und 
Pflichten,  kurzum  die  Gewaltverteilung  ordnet,  i>t  als  unveränderlich 
gedacht  oder  kann  nur  nach  freier  (Übereinkunft  der  beiden  Parteien 
geändert  werden.  Das  ersieht  mau  aus  denjenigen  späteren  Be- 
stimmungen de*  Allgemeinen  Landrechtes,  welche  die  Formen  für 
die  Entstehung  ausserordentlicher  Abgaben  und  neuer  allgemeiner 
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Ke<  htssät/e  hehnnd«  Iii.  wa-  nur  und  ;i  1 1  :i  inanna  ja  ok  *r « » d  \  i  1  i  a . 
(I.  Ii    ..mit  aller  Männer  Zustimmum.'"  itcm  hohen  kann. 

I>«r  Fmi  in  nach  hat  also  »In-  Verfa-siiu^  «las  Aussehen  eines 
Vertrages,  der  jedoch  nur  auf  die  Kulschwlire  und  das  frc^enseiti^r 
Verträum  ^eirründet  i>t.  Ki im-  Institution,  dir  darüber  wachte,  dass 
die  Kide  gehalten  und  die  ^c^tt/liih  bestimmten  Verabredungen  nicht 
verletzt  würden,  gab  es  damals  nicht.  Aber  das  (Josctz  gab  das 
He«  ht  zum  Autstand,  wenn  der  Kidiitr  «lie  Verfassung  vergewaltigte 
oder  sonst  das  Kocht  Ina«  Ii.  „I>en  S\»  arn  kommt  das  Ke«ht  zu.  den 
Könijr  zu  wählen,  ehenso  wie  ihn  fortzujagen."  heisst  es  noch  im 
älteren  Västgütalag.  In  späteren  Kechtsblirhern  erscheint  dieser  ge- 
wiss uralte  Kechtsatz  nicht   hr.   wird  aher  mehriuals  erwähnt 1 ) 

und  ist  his  auf  unsere  Zeit  ein  Teil  «h-s  ungeschriebenen  schwedischen 
Staatsrechts  geblieben.  Hat  ihn  «loch  das  schwedische  Volk  mehnnals 
ausgeübt  gegen  Könige.  «Ii«-  das  bestehende  Kocht  vergew alt igt  oder 
das  Keich  in  (jefahr  gebracht  hahen.  So  geschah  es  14-'U*.  als  der 
Kauernnnführer  Kngelbrekt  Kngclbrektsson.  naehdem  er  Krik  von 
l'ominern  in  gesetzlichen  Formen  gekündigt  hatte,  die  Kntthronung 
desselheu  durchführte,  so  im  Jahre  1*><><i.  als  der  geisteskranke 
Krik  XIV.  von  seinen  Krüdern  (Johann  und  Karl)  und  den  Keirhs- 
ständen  der  Krone  für  verlustig  erklärt  wurde,  ferner  im  Jahre  H»i>4. 
wo  der  katholische  Sigismund  und  sein  (ieschlecht  von  dem  Throne 
ausgeschlossen  wurden,  schliesslich  im  Jahre  lho;».  als  der  unglück- 
liche  (iustav  IV.  Ad«df  unter  allgemeiner  Zustimmung  entthront 
wurde.  Der  folgenden  Kntwickclung  war  es  vorhehalten.  abgesehen  von 
der  ultima  ratio  der  Kntthronung.  feste  Institutionen  zum  Schutz 
der  Verfassung  zu  scharten  und  einen  Wächter  einzusetzen,  der  dafür 
zu  sorgen  hatte,  dass  die  geschworenen  Kide  gehalten  wurden. 

So  war  die  älteste  schwedische  Verfassung.  nur  mit  dem  Zu- 
satz, dass  das  Königtum  erhlich  war.  wodurch  der  Thronwechsel 
jedesmal  automatisch  ohne  irgend  welche  andere  Teilnahme  von  seifen 
des  Volkes  als  Anerkennung  und  Huldigung  und  wahrscheinlich 
unter  Formen,  die  den  später  vorkommenden  ähnlich  waren,  vor 
sich  ging. 

')  So  von  Krzbischof  Olof  in  seinem  Schreiben  an  das  Baseler 
Konzil   143ö  rex  ipse  debeut   huiusmodi  mmra  jura- 

mentum  observare  aut  rci'iio  carere. 
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Im  Jahre  lOfjn.  wo  das  alte  Königsgeschlecht  erlosch,  be- 
ginnt ein  zweihundertjahriger  Umbildungsprozess.  welcher  mit  dem 
Allgemeinen  Landespesetz  von  DM7  und  dem  darin  enthaltenen 
ötieiit liehen  Kecht  endigt.  Das  allgemeine  Resultat  dieser  l'mbildung 
ist  das  mittelalterliche,  aristokratische  Königtum,  das  an  die 
Stelle  des  alten  demokratischen  getreten  ist.  Die  treibenden  Kräfte 
hei  dieser  Entwickelung  waren  ausser  den  Streitigkeiten  um  die  Köuigs- 
wahl  und  damit  zusammenhangenden  historischen  Ereignissen  die 
Kirche  und  die  Standebildung,  die  Entstehung  einer  geistlichen 
und  weltlichen  Aristokratie.  Die  für  die  Verlassung  wichtigen 
Neuerungen,  welche  daraus  folgten,  waren  in  erster  Hand  eine  Er- 
weiterung der  zentralen  Königsmacht  auf  Kosten  der  Demokratie 
der  Landschaften.  Die  neuen  Aufgaben  vor  allem  in  Bezug  auf 
den  innern  Frieden  und  das  Heerwesen  -  -  veranlassen  eine  königliche 
Gesetzgebung,  welche  sich  nach  und  nach  auf  alle  Dinge,  die  vor- 
dem nicht  _in  Gesetz  gefasst  und  geborgen  sind"  und  da«  allgemeine 
Kecht  nicht  angehen,  ausdehnt.  Im  Zusammenhang  hiermit  ent- 
wickelt sich  die  königliche  Gerichtsbarkeit  zu  einer  festen  Institution 
neben  und  tll>er  dem  alten  Kechtsweseu.  Weit  bedeutungsvoller  für 
die  Verfassung  waren  jedoch  zwei  andere  Neuerungen,  die  in  dieser 
Zeit  aufkommen,  nämlich  die  Einführung  des  Wahlreichs  und 
die  Entstehung  des  Rates.  Diese  beiden  Institutionen  sind  aus 
derselben  Wurzel,  der  neuen  Ständebildung  aufgewachsen,  und  gleich 
dieser  drohen  sie  den  alten  Verfassungsbau  vollständig  umzuformen. 
Die  politischen  Verfassungen  sind  stets  ein  Reflex  der  sozialen  Or- 
ganisation des  Gemeinwesens  mit  seinen  Standen  und  Klassen.  Jede 
tiefergehende  Veränderung  der  letzteren  veranlasst  immer  die  Um- 
bildung des  öffentlichen  Rechts  und  des  Staatswesens  zur  Harmonie 
mit  der  ersteren. 

In  Schweden  wuchs  zu  gleicher  Zeit  eine  geistliche  und  eine 
weltliche  Aristokratie  heran,  die  erstere  ein  Werk  der  Organisation 
d«-r  christlichen  Kirche,  die  letztere  eine  Frucht  der  eigenen  Ent- 
wicklung der  Oesellschaft,  beschleunigt  allerdings  durch  die  in  dieselbe 
Zeit  fallende  Neugestaltung  des  Kriegswesens.  Anfangs  sind  diese 
in  nen  Elemente,  wie  oben  angedeutet.  Stutzen  der  Königsmacht  im 
Kampfe  gegen  den  l'artikularismus  der  Landschaften  und  die  Volks- 
demokratie, bald  aber  wenden  sie  sich  gegen  die  erstere  seihst.  Durch 
die  geschichtlichen  Ereignisse  unterstutzt  führen  sie  so  das  Wahl  reich 
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ein.  l.Mcses  i>(  hier  wie  überall,  wo  es  aufgetreten  ist.  aibM-r  in  dem 
römischen  Kaisertum  und  dessen  geistlich«-!!  Nachfolger,  dem  Papsttum, 
das  Produkt  einer  aristokratischen  Entwh  kclung. ')  I  »ie  Vorstellung, 
welche  mehrere  Forscher  und  zuletzt  H  minier  gehegt  haben,  dass 
das  alte-  Königtum  t  ili  Waldreich  oder  eine  eigentümliche  Mischung  von 
Wahl-  und  Krbrcich  gewesen  sei.  beruht  auf  einer  unrichtigen  Auffassung 
der  Entwicklung  der  jici  manist  Inn  Staaten.  Diese  Staatsform  trifft 
man  nur  in  einem  ( iemeinwesen  mit  stark  entu  ickcller  Aristokratie. 
So  auch  hier.  Aber  ohschon  an  und  für  sich  eine  ungeheure  l'm- 
frestaltuiifr  des  alten  demokratischen  Königtums,  verändert  doch 
die  Einführung  des  Wahlprinzips  in  die  Verfassung  deren  lirund- 
lagen  nicht.  Vielmehr  tritt  nun  deren  Charakter  als  ein  Vertrag 
noch  stärker  hervor,  indem  jeder  Köllig  für  sein  Teil  ausser  und 
uehen  dem  im  Oesetz  festgelegten  Eid  ein  sogenanntes  Handgelöhnis 
abgibt. 

tianz  anders  verhält  es  sich  mit  der  anderen  aristokratischen 
Neuerung  dem  Kate.  Ihr  Hat  wird  in  den  Landschaftsgesetzen 
nicht  erwähnt.  Erst  in  dem  Allgemeinen  Eandesgesetz  von  P547 
wird  er  als  ein  selbständiges  Olied  in  der  Verfassung  bestätigt. 
Seine  Stellung  wird  durch  die  Aufgabe,  die  ihm  daselbst  zugeschrieben 
wird,  bezeichnet:  „mit  aller  Macht  darauf  zu  dringen,  dass  der  König 
den  Eid.  den  er  dem  Weiche  geschworen,  und  das  Volk  den  Eid. 
den  es  dem  König  geschworen,  halten  möge-.  Manchem  hat  es  ge- 
schienen, als  ob  es  nach  dieser  Zeit  im  Heiche  Schweden  nicht 
zwei,  soudern  drei  „Staatsmächte"  gegeben  hätte:  neben  dem  König 
und  dem  Volke  auch  der  Hat.2)  Der  Hat  war  als  ein  Wächter 
Uber  König  und  Volk  gesetzt,  eine  Holle,  die  zu  der  Verfassung  im 
übrigen  wenig  passte.  Hier  hatte  nun  die  Ent Wickelung  die  feste 
Institution  geschaffen,   welche  die  alte  Verfassung  entbehrte  und 

')  Per  Versuch  der  norwegischen  Oiosscn  unter  Erling  Skakke  11H4, 
das  alte  Erbkönigtum  dieses  Landes  in  ein  Wahlreich  zu  verwandeln, 
hildet  eine  deutliche  Illustration  dieser  Entwicklung. 

J)  Per  im  Schwedischen  geläufige  Ausdruck  Statsmakt  und  Stats- 
makter,  Staatsmacht  und  Staatsmächte,  wird  hier  und  im  folgenden  ver- 
wendet, um  König  und  Volk  oder  Keichstag  in  ihrer  Stellung  als  Träger 
des  Staatswillens  oder  unmittelbare  Organe  der  Staatsgewalt  nach  der 
deutschen  staatsrechtlichen  Terminologie  zu  bezeichnen.  Staatsmacht  ist 
also  der  politische  Ausdruck  für  das  juristische:  „höchste  Organ  der  Staats- 
gewalt u. 
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welche  zusehen  sollte,  dass  die  Eide,  auf  denen  das  Staatsrecht  ruhte, 
heilig  gehalten  w (Irden.  Aber  allzu  leicht  musste  diese  Wächterrolle 
über  Köni^  und  Volk  den  Wunsch  gebären,  \mdvr  Herr  zu  werden. 
In  der -Tat  hat  auch  diese  neue  Institution  und  die  dahinterliegende 
soziale  (Grundlage,  die  Aristokratie,  lange  Zeit  hindurch  die  treihende 
Kraft  in  der  folgenden  Verfassungsentw  ickelung  gebildet,  indem  ihre 
i'hergrifte  die  Iw  iden  anderen  Staatsmächte  bedrohten  und  so  deren 
Widerstand  hervorriefen.  Zu  zwei  verschiedenen  Zeiten  hat  die 
Aristokratie  mit  dem  Kate  an  der  Spitze  sich  das  Königstum  unter- 
werfen und  sich  an  die  Statt  und  Stelle  des  Volkes  setzen  wollen. 
Im  Kalle  des  Gelingens  wäre  die  Folge  gewesen,  dass  die  Verfassung' 
eine  vollständige  Umbildung  erfahren  hatte.  Aber  es  gelang  nicht. 
Die  beiden  anderen  Staatsmächte  erheben  sich,  schieben  den 
Kat  beiseite  und  bald  teilen  sie  sich  in  die  Macht  wie  früher,  bald 
l*sitzen  sie  sie  wechselweise  für  sich  allein. 

Zum  erstenmal  versuchten  der  Kat  und  der  Adel  sich  zum 
Mittelpunkt  der  Verfassung  und  zum  Herren  des  Staatswillens  zu 
machen  in  der  letzten  Periode  des  Mittelalters  (1:519  lf>20>.  Aber 
die  Erhebung  der  Hauern  zuerst  unter  Engelbrekt.  dann  unter  den 
Sturen,  wo  der  Kampf  sich  auch  um  die  von  dem  Adel  begünstigte 
Vereinigung  mit  Dänemark  drehte,  endet  mit  der  Wiederaufl  ichtung 
des  nationalen  Königtums  durch  Gustav  Wasa.  Jetzt  wird  die  Ver- 
fassung auf  der  alten  Grundlage  wieder  hergestellt.  Die  Reformation 
bricht  die  Macht  der  Kirche,  wie  die  geschichtlichen  Ereignisse  und 
besonders  das  Hlutbad  von  Stockholm  1.V20  die  der  Grossen  und  des 
Rates  gebrochen  haben.  Dieser.  el>en  noch  so  mächtig,  wird  gilnzlich 
vom  König  abhängig.  Und  an  die  Stelle  der  Triarchie  des  Land- 
rechts.  König,  Kat  und  Volk,  tritt  wieder  die  alte  Dyarchie  von 
Kimig  und  Volk.  Die  Königsmacht  bildet  die  eine  Staatsgewalt, 
während  das  Volk  die  andere  bildet,  die  allmählich  durch  den  aus 
vier  Ständen  zusammengesetzten  Reichstag  vertreten  wird.  Ausser- 
dem wird  das  Königtum  jetzt  erblich  im  Hause  Gustav  Wasas. 

So  wird  die  Einheit  des  Reiches  und  des  Staates,  die  durch 
die  katholische  Kirche  und  das  Emporkommen  des  Adels,  sowie 
durch  die  Macht  der  Hansa  über  die  Städte  bedroht  gewesen  war, 
wiederhergestellt.  Diese  Wiederherstellung,  ebenso  wie  Erneuerung 
der  Verfassung  wird  von  dem  grossen  Enkel  Gustav  Wasas,  Gustav  II. 
Adolf  (Hill-   lfrVJ)  noch  weiter  durchgeführt.    Dieser  König  war 
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i  ■bcnsojrross  au!  « 1  *  -  r  i  delneten  des  \"rrt":t~.>unir>lflK-iis  und  der  Ver- 
waltung \v i<-  auf  »lern  der  auswärtigen  Politik.  Zu  seiner  Zeit  wird 
> ii 1 1 1 1 1 i t - 1 1 •  - 1 1  Kinri*  lituiif.rt  ii  des  Staates  ein»*  neue  Form  •rrgvben.  Die 
Verwaltung  wurdr  damals  v>  oi  ^aiii-in  t.  w  ir  sie  noch  bis  auf  drn 
hrutiirrn  Ta|_r  im  wesentlichen  unverändert  <:rhlirbrn  ist.1)  Das 
Hochtswesrn  ebenfalls,  wobei  dir  alte  Sittr.  in  letzter  Instanz  drn 
Ki'mijr  an/unilrii.  rinr  nnir.  zeit^emässr  Uruanisation  erhielt.*)  Dri- 
tt eichst  af:  endlich  rrhirlt  nun  «r«'srtziuiissjir  lirstimmtr  Formen  und 
wurde  zu-l.  i.  h  als  dir  rieht i<:r  Vertrrtunjr  drs  schwedischen  Vulkrs 
anerkannt.3)  Drr  aus  Adrl.  (iristlichru.  Htlnrrrn  und  Hauern  zu- 
sammrufrrsrtzte  Hcichsta«r  entsteht  srit  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts, 
lanirsain  hrranwaehsrnd  trils  aus  drn  Merreuta^uutren.  welche  nur 
von  dem  Hate  und  drn  Mächtigen  «rrhaltrn  wurden,  teils  aus  den 
Bestimmungen  drs  Landrrehts  betreffs  drr  Köni^swahl  durch  Hevoll- 
inächti^tr  aus  dm  verschiedenen  Landen.  Kr  ersetzt  die  früheren 
Landstinge  und  ihre  Ableger,  die  I'rovinzialzusammenkUnfte,  und 
wird  iladureli  die  Organisation  der  Volksfrrwalt  in  dem  vollendeten 
Kinheitsstaate. 

Bei  aller  dieser  l'mbildunfr  und  Neuprstaltunp  wird  jedoch 
die  ursprüngliche  (irundla^e  drr  Verfassung  beibehalten:  Könip  und 
Volk  sind  die  beiden  Staatsmächte,  deren  Zusammenwirken  in  allen 
wichtigen  Sachen  erforderlich  ist.  um  den  Staatswillrn  zu  bilden, 
während  der  Hat  das  erste  <>r<ran  und  der  Diener  des  Könijrs  und 
Keiches.  nicht  alter  ihr  Herr  ist.  Das  Wesen  des  schwedischen 
Staates  ist  von  niemand  besser  ausgedrückt  worden,  als  von  (iustav 
Adolf  selbst  in  drn  bekannten  Worten:  „Köllig  und  Stände,  höhere 
und  niedere,  vertreten  zusammen  an  (Jettes  Statt  die  königliche  hohe 
Majestät".  Der  wesentlichste  l'titcrschied  freien  frtlhcr  ist.  dass  die 
Staatseinheit  ilurch  den  aus  vier  Ständen  gebildeten  tteichstafr  auch 
seitens  des  Volkes  zu  einem  Ausdruck  jrclan«rt  ist.  wenn  auch  jener 
sich  noch  nicht  in  die  Holle  hineingewachsen  hat.  die  der  (»eist  der 
Verfassuup  forderte  und  die  er  später  bekam:  ferner,  dass  die  ab- 
strakte Teilung  in  die  Staatsgewalt  jetzt  in  ein  Zusammenwirken 
des  Kiinijrs  und  Volkes  zur  Bildung  des  Staatswillens  umgesetzt 
wurden  ist,  wobei  jedoch  der  Kimi-r  das  Übergewicht  erhielt,  vor 

')  Durch  die  sogenannte  Heirierumrsforin  von  1834. 
*)  Die  Gericlitsorduunir  von  161L 
:i)  H.-iclista-rsonlnuni:  von  11517. 
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allem  in  gewissen  Teilen  der  Gesetzgebung,  der  später  sogenannten 
ökonomischen. 

Die  Zeit  der  Wasakönige.  nainentlieh  diejenige  Gustav  Adolfs, 
ist  für  die  Verfassung  eine  Wiederherstellung  und  gleichzeitig  eine 
Entwickelung  auf  der  uralten  Grundlage  in  Übereinstimmung  mit 
den  Bedürfnissen  der  neuen  Zeit.    Aber  sie  ist  zugleich  die  Zeit  der 
Stille  zwischen  den  Stürmen,  denn  kaum  ein  Menschenalter  nach 
ilem  Tode  des  grossen  Königs  bricht  der  Streit  wieder  aus.  und  das 
mtlhsain  wiedergewonnene  Iiieichgewicht  der  beiden  Staatsgewalten 
wird  durch  mächtige  Störungen  bald  nach  der  einen,  bald  nach  der 
anderen  Seite  hin  abgelöst.    Die  sozialen  Verhältnisse,  allerdings 
durch  verschiedene  äussere  und  innere  Zustände  unterstützt,  waren 
auch  jetzt  die  treibenden  Kräfte.    Während  der  langen  Kriege  und 
der  zwei  vormundseh.aftlichen  Regierungen.  I*>:i2 — Ki44  für  Christina 
und  lfi»io — 1672  für  Karl  XI.,   und  durch  den      verstand  jener 
Königin  gelang  es  dem  Adel  und  seiner  politischen  Spitze,  dem  Hat. 
von  Neuem   höher  emporzuwachsen,  als  besonders  für  die  übrigen 
Stände,  aber  auch  für  die  Königsgewalt  ratsam   war.    Auf  dem 
Reichstag  ltiSO  reichten  die  beiden  sich  die  Hand,  um  die  Gewalt 
des  Rates  zu   brechen   und   die  grosse   Reduktion  durchzuführen, 
wodurch  sämtliche  Krongüter.  die  der  Adel  unter  früheren  Regierungen 
erworben  hatte,   konfisziert    wurden.    Durch  diese  Reduktion,  die 
größte  der  Neuzeit  nach  der  grossen  Konfiskation  der  französischen 
Revolution,  verschwand  die  dritte  Staatsmacht  für  immer  aus  der 
schwedischen  Verfassung.  Der  König  und  das  Volk.  d.  h.  der  Reichs- 
tag, sind  seitdem  die  einzigen  Inhaber  der  Staatsgewalt. 

Nun  stellte  sich  aber  heraus,  dass  der  Reichstag  seiner 
Stellung  noch  nicht  gewachsen  war  und  dass  die  Verfassung 
in  Rrzug  auf  den  Auteil  der  Stände  an  der  Gewalt  Lücken  zeigte, 
die  nur  eine  teuer  erworbene  Erfahrung  füllen  sollte.  Die  eine 
dies»  r  Lücken  w  ar.  dass  der  Reichstag  nicht  zu  festgesetzten  Zeiten 
tagte.  Freilich  war  schon  im  .Jahre  1G60  für  die  vormundschaftliehe 
Regierung  Karl  XI.  bestimmt  worden,  dass  die  Stände  alle  drei 
•fahre  tagen  sollten.  Als  aber  Karl  XL  im  Jahre  lf>72  selbst  die 
Regierung  übernahm,  wurde  diese  Bestimmung  als  ungültig  angesehen, 
wozu  der  Lmstaud  beitrug,  dass  die  Berufung  zum  Reichstag  als 
eine  Last  lietrachtet  wurde,  so  dass  man  nichts  dagegen  hatte,  diese 
Bestimmung  wegfallen  zu  lassen.    Die  andere  Lücke  war  diejenige. 
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welche  der  Rat  Iniiii  i  lirs>.  als  er  lo.so  und  zwar  nicht  {ranz 

aufgehoben  wurde,  jt  ilu«  h  seine  Macht  und  seinen  Kinduss  {ranz  und 
•rar  verlor.  Köni{r  und  Volk  standen  jetzt,  wie  in  der  heidnischen 
Zeit,  {ranz  unvennittelt  einander  {re{retiüliei\  jener  aber  in  Bezug;  auf 
Verwaltung;  und  bkonomischc  lievtztrehunjr  mit  allen  Machtmitteln 
der  neueren  Zeit  ausgerüstet.  I»as  Macht  Verhältnis  zwischen  König- 
und  Volk  wurde  schon  dadurch  ein  {ranz  ungleiches.  Aber  es  sollte 
ihk  h  schlimmer  kommen.  Karl  XI.  beobachtete  zwar  die  Sitte  seiner 
Vorgänger,  die  "Stände  oft  zu  berufen  und  fleissip  (Iber  die  Reichs- 
aii{rele<renheiten  zu  Rate  zu  ziehen,  aber  er  erwirkte  dabei  flir  sich 
eine  grössere  Macht,  als  irgend  ein  schwedischer  König-  vor  ihm 
gehabt  hatte,  und  das  Volk  {rab  ihm  diese  Macht  aus  l>ankharkcit 
für  die  (irosstat  der  Deduktion.  lmmit  war  aber  keineswegs  {fe- 
meint, dass  er  die  durch  Kecht  und  Sitte  {resteckten  tirenzen  seiner 
Gewalt  Überschreiten  sollte.  Ob  er  dieselben  einhalten  wollte,  hing- 
jedoch  nunmehr  «ranz  von  seinem  eigenen  I'Hicht-  und  Verant- 
wortun{rs{refllhl  al>.  Karl  XI  wurde  beiden  {rerecht.  Sein  Sohn 
alter.  Karl  XII  .  in  dem  damals  in  Kuropa  allgemein  vorwaltenden 
(ieiste  der  Alleinherrschaft  erzogen,  verlor  die  uralten  schwedischen 
Traditionen  aus  dem  tiesicht  und  herrschte  als  ein  souveräner 
Könifr.  Kr  rotierte  in  allem  ohne  die  Mitwirkung-  der  Stände,  führte 
während  seiner  {ranzen  Reg-ierung;  Krie{r.  hob  Truppen  und  schrieb 
Steuern  aus  nach  eigenem  Krmessen  Pas  hiess  mit  der  früheren 
Verfassung  des  Kaiides  vollständig-  brechen:  die  eine  Staatsgewalt 
hatte  sich  allein  vorbehalten,  was  nach  dem  schwedischen  Staats- 
recht  unter  Köni{r  und  Volk  verteilt  sein  sollte.  Das  Gleiehg-ew  icht 
der  Machtfaktoren,  das  diese  Verfassung:  kennzeichnet,  war  unrettbar 
{rest ört.  und  es  sollten  beinahe  hundert  .lahre  vergehen,  bis  es  voll- 
ständig- wiederhergestellt  wurde. 

Karl  XII.  wurde  nicht  entthront,  wie  es  nach  dem  schwedischen 
unbeschriebenen  Hecht,  von  dem  oben  die  Hede  war.  hätte  pes<  liehen 
sollen.  l>ie  {rrossen  I  neuste,  die  die  Alleinherrschaft  durch  die 
Reduktion  und  durch  die  Aus{rleichuii{r  des  Standesunterschiedes  der 
tiesellschaft  {releistet  hatte,  vor  allem  aber  die  mächtige  l'ersönlichkeit 
des  Königs  und  der  Zauber,  den  er  auf  sein  Volk  ausübte,  verhinderten 
dies.  Kaum  war  er  aber  im  .lahre  171S  bei  Fredrikshall  gefallen, 
da  erhob  sich  die  zurückg-edräuglc  und  dadurch  aufgebrachte  Volks- 
irewalt  und  stürzte  mit  {reifster  KinmUtigrkeit  das  Hegierung-ssvstem. 
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die  sogenannte  Souveränität,  das  dem  Lande  ohne  Einwilligung  der 
Stünde  auferlegt  worden  war.  Wie  aber  zwei  gleiche  Gewichte,  die 
stark  aus  der  Gleichgewichtslage  gebracht  worden  sind,  dieselbe 
nulit  sofort  wieder  einnehmen,  sondern  nach  der  entgegengesetzten 
Seite  ausschlagen  und  sich  dann  hin  und  her  bewegen,  so  auch  hier. 
Man  liess  sich  nicht  mit  der  Beseitigung  der  Souveränität  und  der 
Wiederherstellung  des  früheren  Gleichgewichts  zwischen  König  und 
Volk  geniigen,  sondern  verfiel  in  das  andere  Extrem.  Von  der  Allein- 
herrschaft des  Königs  ging  man  zur  Alleinherrschaft  der  Stände 
über.  Die  Regicruugsformen  von  1711*  und  1720  und  die  Reichstags- 
iirdnung  von  1728  übertrugen  die  ganze  Gewalt  den  Ständen :  der 
Köllig  war  nur  eine  Marionette  in  den  Händen  der  Keichstagsmehrheit 
und  eine  Staatsdekoration.  Dies  ist  das  parlamentarische  Königtum 
Schwedens,  eine  durch  die  Königswürde  maskierte  Alleinherrschaft 
der  Stände.  Der  Reichstag,  innerhalb  dessen  im  Anfang  der  Adel 
und  dann  die  nichtadeligen  Stände  das  Übergewicht  haben,  wird 
selbst  regierend,  teils  direkt  durch  Ausschüsse,  unter  denen  der 
„Sekrete-  der  vornehmste  ist,  teils  durch  den  Rat.  in  dem  die  An- 
gelegenheiten durch  Abstimmung  entschieden  werden,  wobei  der  König 
nur  zwei  (»der  in  gewissen  Fällen  drei  Stimmen  hat.  Der  Rat  aber 
ist  jetzt  vor  den  Ständen  verantwortlich  und  vollständig  ihr  Diener. 

Fremde  Beobachter  haben  sich  sowohl  in  älterer  wie  in 
jüngerer  Zeit  vorgestellt,  dass  Schweden  in  dieser  Periode  der 
.Adelsherrschaft-,  wie  man  sagt,  ein  zweites  Polen  gewesen  sei. 
Nichts  kann  unrichtiger  sein.  Denn  erstens  war  es  keine  Adels- 
herrschaft. sondern  die  Herrschaft  des  schwedischen  Volkes  durch 
den  Reichstag:  zweitens  zeigt  nicht  minder  das  r  Wovon"  dieser 
Periode  als  das  „Woher"  derselben,  dass  sie  die  Phase  einer  Ent- 
wicklung ganz  anderer  Art  und  eines  ganz  anderen  Volkes  war. 

Fünfzig  Jahre  lang.  1719  1772,  hält  sich  diese  Regierungs- 
form, die  dem  Geiste  der  schwedischen  Verfassung  ebenso  fremd  war 
wie  die  Souveränität,  sie  aber  mit  neuen  Einrichtungen  bereicherte. 
Der  Reichstag  erhält  jetzt  seine  vollständige  Organisation  und 
technische  Ausbildung.  Seine  Arbeitsordnung  und  vor  allem  die 
Au»chusseinnchtung  werden  so  organisiert,  wie  sie  in  der  Haupt- 
sache immer  noch  bestehen.  In  dieser  Zeit  wurde  auch  zwischen 
««rund-  oder  Verfassungsgesetzen  und  anderen  tiesetzen  sowohl  formell 
wie  materiell  unterschieden.       Indessen  war  dieses  System  der  söge- 
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nannten  Frciliriis/i  it  •  1  * t  hergebrachten  ^ i 1 1 •  ■  und  tr:i iixi-n  Anschauungs- 
weise des  «  liwedisrhen  Volke*  zu  sehr  zuwider.  Ausserdem  brachte  es 
da*  Weich  in  gros*»-  (ielahr  von  aussen.  Hin  Jnselreich  wie  Kurland 
könnt«'  straflos  im  XVIII.  .lalirhund«  rt  eine  I'arlainentsherrsehaft 
sich  ausbilden  lassen ;  Iii i*  «  in  Weich  wie  Schweden  mit  raubsüchtigen 
Naehharu  an  seinen  (Jmizen  war  das  gefährlich.  Sobald  also  mit 
<iu*tav  III.  im  .lahre  1771  ein  König  von  schwedischer  Abkunft  den 
Thron  bestieg,  wurde  eine  unblutig'  Hev.dution  durchgeführt,  wodurch 
der  (iewalt  der  Stande  ein  Hude  gemacht  und  die  Wiederherstellung 
des  (Jleichgewiehts  im  Staate  zwischen  König  und  Volk  versucht 
wurde  Lehh'r  beging  (iiistav  III.  den  Kehler,  die  Verfassung:  zu 
dem  zurückfuhren  zu  wollen,  was  sie  vor  Einführung  der  Souveränität 
im  .lahre  Biso  gewesen  war.  ilenn  damals  wurde  die  Machtverteiluug 
zwischen  Köllig  und  \'<dk  mehr  durch  gegenseitiges  Vertrauen  als 
durch  feste  Einrichtungen  aufrecht  gehalten,  .letzt  war  das  Ver- 
trauen fort,  darum  reichten  die  bisweilen  unsicheren  Bestimmungen 
der  Verfassung  von  1772  zur  Wiederherstellung  des  so  lange  Zeit 
gestörten  (th-iehgewichts  der  beiden  Staatsmächte  nicht  aus.  Ausser- 
dem enthielt  sie  noch  keine  feste  Legislaturperhide  für  den  Reichstag, 
während  auf  der  anderen  S.-it«-  dem  König-  das  Hecht,  allein  über 
Krieg:  und  Frie  den  zu  bestimmen,  genommen  ward.  (iustavIII.  geriet 
darum  bald  mit  den  Stünden,  besonders  dem  Adel,  in  einen  Streit, 
der  im  Jahre  17sit  zu  einer  zweiten  Verfassungsänderung;  führte. 
I »urch  die  Aufhebung-  der  letzten  Adelsjuivilegien.  die  noch  von  Be- 
deutung- waren,  gewann  er  die  drei  uiehtndcligeu  Stände  für  die 
sogenannten  „Körenings-och  Säkerhetsakten*.  wodurch  der  König-  uoeh 
einmal  fast  alleinherrschend  wurtle.  Mit  seinem  Lehen  musste  er 
17'.»2  für  diesen  Sieg  Iltissen,  aber  der  durch  den  Königsmord  en'egrte 
Abscheu  verhinderte,  dass  damals  Mafsregeln  zur  Beseitigung:  der 
Souveränität  und  zur  Wiederherstellung  des  (ileichgewichts  in 
der  Verfassung  getroffen  wurden.  Km  solche  herbeizuführen, 
waren  noch  die  Missgriife  (iustav  IV.  Adolfs  und  das  Unheil,  das 
er  über  das  Land  brachte,  erforderlich;  dann  aber  geschah  es  im 
(.eiste  des  alten  Väsfgötalags.  indem  das  Volk  den  König  absetzte 
und  so  dem  Weiche  nicht  nur  einen  neuen  König,  sondern  auch 
eine  neue  Verfassung  gab. 

Selten  ist  ein  Volk  unter  schwierigeren  äusseren  Bedingungen 
an  eine  so  wichtige  Handlung  gegangen,  wie  das  schwedische  im 
Jahre  ist»!». 
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Nachdem  es  mit  Kussland  verbündet  an  dem  Streit  <r«.-«ri*ii 
Frankreich  und  Dänemark  teilgenommen  hatte,  wurde  das  Land  im 
Jahre  l*OS  von  seinem  bisherigen  Kundesgenossen,  der  nun  mit 
Frankreich  Frieden  und  mit  Dänemark  ein  Kündnis  geschlossen  hatte, 
treulos  Überfallen,  (  her  Finland.  das  in  demselben  Jahn?  von  den 
ru-six  hen  Heeresmassen  Überschwemmt  wurde,  waren  diese  im  An- 
fang des  .Jahres  1*051  ins  nördliche  Schweden  und  auf  Aland  ge- 
kommen.  während  die  Dänen  einen  Anfall  von  Norwegen  aus  vor- 
bereiteten. In  dieser  Lage  der  höchsten  Not  gelangte  der  Gedanke 
an  die  Kntthronung  Gustav  IV.  Adolfs  bald  zur  Keife,  denn  seine 
l'nfähigkeit  im  Verein  mit  dem  herrschenden  Kegierungssystem  hatte 
alles  l'nheil  Uber  das  Land  gebracht,  Fnter  allgemeiner  Zustimmung 
wurde  die  Verhaftung  des  Königs  am  13.  März  im  königlichen 
Schlosse  zu  Stockholm  bewerkstelligt  und  die  Regierung  seinem 
Onkel,  dem  Herzog  Karl  anvertraut,  bis  die  Stände  zusammenkommen 
konnten.  Am  1.  Mai  tagten  sie  und  übertrugen  am  12.  desselben 
Monats  ihrem  Konst  itutionsausschuss  die  Ausarbeitung  einer  neuen 
Verfassung.  Nach  Verlauf  von  kaum  14  Tagen  war  dieser  mit 
seiner  Arbeit  fertig.  Die  neue  Verfassung  wurde  am  *!.  .Juni  von 
den  Ständen  angenommen  und  Herzog  Karl  nach  der  Genehmigung 
der  Kegicrungsform  zum  König  gewählt. 

Wenu  sich  Uberhaupt  jemals  einer  konstituierenden  Versamm- 
lung die  Gelegenheit  dargeboten  hat.  nach  fertigen  Mustern  und 
herrschenden  politischen  Ideen  eine  Verfassung  zusammenzuflicken, 
so  war  es  gewiss  bei  dieser  der  Fall.  Die  Eilfertigkeit  der  Arbeit, 
sowie  die  politischen  Vorstellungen  der  Zeit,  die  Ideen  der  französischen 
Revolution  und  die  des  englischen  Konstitutionalismus  hätten  wohl 
diese  Verfassung  als  eine  Nachbildung  erscheinen  lassen  müssen. 
In  dem  von  Hans  .Jakta.  «lein  Schriftführer  des  Konstitutionsaus- 
sehusM  S.  ausgearbeiteten  Memorial,  das  dem  Entwurf  des  Ausschusses 
beigelegt  wurde,  ist  auch  sowohl  von  der  Lehre  MoxTKsyiiHs  über  die 
Teilung  der  Staatsfunktionen  als  von  der  erprobten  Konstitution 
Englands  die  Hede.  Aber  diese  Äusserungen  haben  kaum  eine  andere 
Bedeutung  gehabt,  als  zu  zeigen,  dass  die  Verfasser  des  Entwurfs  mit 
diesen  fremden  Lehren  und  Mustern  wohl  vertraut  waren.  Hei  einer 
anderen  Gelegenheit  <1832i  äusserte  derselbe  Mann:  „Die  Hegierungs- 
form  Schwedens  vom  6.  Juni  1X01*  ist  nicht  nach  den  Staatskostümen 
geschnitten,  die  damals  im  übrigen  Europa  modern  waren,  sondern 
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nach  der  altertümlichen  srhwedisi  hon  Tracht,  mit  dein  Wams  aul 
dem  Leibe",  lud  mehren'  ähnliche  Äusserungen  tinden  sieh  sowohl 
in  dem  erwähnten  Memorial  wie  in  den  Heden,  die  tlher  den  Kntwnrf 
vnn  den  Ständen  gehalten  wurden.  In  der  Tat  sind  diese  Äusserungen 
(Iber  die  nationale  (irundlagc  der  Verfassung  so  durchaus  wahr.  dass 
es  Überhaupt  keine  einziire  Institution  gibt,  die  als  eine  vom  Ausland 
geliehene  nachgew  ie>en  werden  könnte,  während  dagegen  einheiinische 
Erfahrungen  und  histori>che  Begebenheiten  hinter  jedem  einzelnen 
der  114  J'aragraphen  zu  erblicken  sind. 

In  der  Ausarbeitung  der  Verfassung  waren  nun  die  leitenden 
(frundgedanken.  die  beiden  Kxtreme.  zwischen  denen  die  Verfassung 
in  unmittelbar  vorangegangenem  Menschenalter  umhergeworfeii 
worden  war,  für  die  Zukunft  zu  vermeiden  und  zu  verhindern.  Die 
politischen  Verhältnisse  im  .Fahre  IHM'!,  sowohl  die  inneren  wie  die 
äusseren,  hatten  in  vielem  eine  •rewisse  Ähnlichkeit  mit  denjenigen, 
die  im  Jahre  171*  vorhanden  waren.  Aber  wie  himmelweit  ver- 
schieden waren  die  Ergebnisse  dieser  beiden  Revolutionen !  Während 
man  bei  dieser  von  einem  Extrem  in  das  andere  verfallen  war. 
waren  es  eben  diese  Extreme,  die  man  bei  jener  vermied.  Man 
war  zu  der  Einsicht  gekommen,  dass  die  Freiheit,  d.  h.  die  souveräne 
Yolksgewalt.  nicht  minder  gefährlich  sei  als  das  souveräne  Königtum. 
Die  ..genaue  Berechnung"  und  das  „sorgfältige  Abwägen  der  beiden 
konstitutionellen  Staatsmächte".  König  und  Stände,  wird  darum 
w  ieder  und  wieder  als  der  Kanon  der  Verfassungsarbeit  hervor- 
gehoben. Aus  der  reichen  Vorratskammer  älterer  Verfassungs- 
urkunden nimmt  man  hierbei  bald  eine  Bestimmung  Uber  die  Hoheit 
und  Macht  des  Königs,  bald  eine  für  die  Stände,  aber  man  bearl>citet 
sie  zur  inneren  Harmonie  oder  schallt  neue  nach  den  Erfahrungen, 
die  man  in  der  letzten  Zeit  gemacht  hat.  Durch  die  Wiederher- 
stellung des  (fleichgewiehts  zwischen  König  und  Volk  wird  auch 
die  Verfassung  auf  ihre  uralte  (frundlage  gestellt.  Mit  vollem  Beeilt 
sagt  deshalb  der  Konstitutionsausschuss :  „Der  Aussein!  ss  schlägt 
keine  grossen  und  glänzenden  Veränderungen  der  uralten  (frund- 
formen  unserer  Verfassung  vor".  Er  führte  sie  auf  ihren  l'rtypus. 
die  dualistische  Verfassung  im  einheitlichen  Staate  zurück,  den  sie 
zuletzt  unter  (fustav  II.  Adolf  besass.  aber  später  verlor,  jedoch  in 
einer  reicheren  und  vollkommeneren  (festalt  und  ohne  die  Mängel 
und  (febrechen.  die  ihr  früher  anhafteten.    Hierdurch  wird  die  neue 
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Verfassung  gleichsam  das  Fazit  der  ganzen  Verfassungsgeschichte 

des  schwedischen  Volkes.    Die  Kegierungsform  von  1*09  ist  die 

reife  Frucht  einer  tausendjährigen  Entwickelung. 

*  •••• 
* 

Kiueu  langen  Umweg  habe  ich  wählen  müssen,  um  den 
rechten  Gesichtspunkt  für  das  Verständnis  der  schwedischen  Ver- 
fassung zu  gewinnen.  Ks  muss  aber  so  sein  mit  den  alten  man 
kann  sagen  historischen  Verfassungen  im  Gegensatz  zu  den 
neueren  mehr  oder  weniger  doktrinären.  Den  Schlüssel  zu  den 
letzteren  hat  man  in  den  politischen  Ideen,  die  jetzt  oder  vor  kurzer 
Zeil  geläufig  waren,  ebenso  wie  in  der  Volksbewegung,  durch  welche  sie 
veranlasst  worden,  Uni  die  historischen  Verfassungen,  welche  Produkte 
der  inneren  politischen  Entwicklung  von  Jahrhunderten  sind,  zu  ver- 
stehen, ist  es  notwendig,  die  Grundzüge  eben  dieser  Entwickelung 
selbst  xu  kennen.  Mit  der  Zeit  werden  alle  Verfassungen  in  dieser 
Hinsicht  historisch:  bis  jetzt  gibt  es  kaum  andere  als  die  englische 
und  die  schwedische,  denn  die  frühere  Entwickelung  der  Verfassungen 
in  Ungarn,  in  den  Niederlanden  und  der  Schweiz  ist  nicht  in  dem- 
scIIkmi  Mal'se  die  Mutter  ihrer  jetzigen. 

Das  erste  und  vornehmste  Verfassungsgesetz  der  schwedischen 
Verfassung  ist  die  oft  genannte  Kegierungsform  von  1809.  Ausser 
dieser  gibt  es  noch  drei  andere  sogenannte  Grundgesetze.1)  Diese 
Grundgesetze  aber  enthalten  nur  eine  Auslegung  der  in  der  Kegierungs- 
form festgestellten  allgemeinen  Kechtssätze.  Für  eine  kurze  Über- 
sicht der  Verfassung  wie  diese  genügt  es.  eine  Darstellung  nach 
der  letzteren  zu  gehen.  Ich  werde  daher  erstens  diese  Ver- 
fassung, wie  sie  1809  geworden  ist,  vorführen,  um  dann  in 
Kürze  die  Veränderungen,  die  später  eingetreten  sind,  zu 
besprechen. 

Ausserlich  besteht  die  Kegierungsform  aus  einem  Ingress  und 
einer  Nachschrift  und  114  Paragraphen,  von  welchen  die  48  ersten 
die  königliche  Macht,  ihre  Organisation  und  Kefugnisse,  sowie  die 
des  Staatsrats  behandeln,  während  die  anderen  49 — 114  auf  dieselbe 
Weis»-  diejenigen  der  Stände  beschreihen.  Ingress  und  Nachschrift, 
aber  besonders  der  erste,  ist  zunächst  unserer  Aufmerksamkeit  wert. 

\>  Siiccessionsordnung  von  1810.  Reichstagsordnunt:  eigentlich  von 
1*10.  j.-tzt  von  \m\.  Pressfreiheitsverordming  von  1H12. 
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Nichts  ist  besser  im>t;in<lr.  mit  wenigen  Worten  uns  (Iber  dc.i  Geist 
der  schwedischen  Verfassung  aufzuklären,  als  dir  Vorrede.  Ich  er- 
laubt' mir  deshalb,  dieselbe  wörtlich  wiederzugeben: 

„Wir.  Karl  von  Gottes  Gnaden  Ki.n i^r  von  Schweden  und  der 
Gothen  und  Wenden  Köllig  etc.  etc.  tun  zu  wissen:  nachdem  wir 
mit  vollem  Vertrauen  den  Ständen  des  Meiches  die  Aufstellung  einer 
neuen  Megicrungsform  unbeschränkt  Überlassen  haben,  erfüllen  wir  .  .  . 
eine  teuere  Pflicht,  indem  wir  hiermit  das  Grundgesetz  öffentlich 
kund  geben,  wie  es  von  den  jetzt  versammelten  Ständen  einstimmig 
festgesetzt  und  angenommen  worden  und  wie  es  uns  in  dem  Thron- 
>aal  überliefert  worden  ist  im  \  erein  mit  ihrem  freiwilligen  und  ein- 
stimmigen Angebot  der  Krone  und  Megierung  Schwedens.  Indem 
wir  .  .  .  diesen  Ihren  Wllnscheii  entgegengekommen  sind,  hegen  wir 
die  llortnung  auf  Krfolg  in  unseren  unablässigen  Bemühungen  für 
das  Wohl  des  Vaterlandes  mit  so  viel  grösserer  Zuversicht,  als  die 
gegenseitigen  Mechte  und  rtlichten.  unsere  sowohl  wie  diejenigen 
unserer  l'ntertanen.  in  der  neuen  Megierungstörm  so  abgesteckt  sind, 
dass  sie  unter  Aufreehterhaltung  der  königlichen  Würde  und  Macht 
dem  schwedischen  Volke  die  gesetzmässige  Freiheit  garantieren. 
Wir  wollen  also  diese  von  den  Ständen  beschlossene  Megierungs- 
törm hiermit  annehmen,  bewilligen  und  bestätigen,  ganz  wie  es  Wort 
für  Wort  hier  folgt. - 

„Wir.  nachstehende  Stände  des  Meiches  Schweden.  Grafen,  Frei- 
herrn. Bischöfe.  Mitterschafr  uml  Adel,  (ieistlichkeit.  Bürgerschaft 
und  gemeines  Volk,  die  wir  jetzt  in  eigenem  und  unserer  abwesenden 
Mürber  Namen  zu  allgemeinem  Mcichstag  versammelt  sind,  tun  kund: 
durch  die  kürzlich  geschehene  Veränderung,  welche  wir  voll  bestätigen, 
sind  wir  Bevollmächtigte  des  schwedischen  Volkes  in  das  Mecht  ein- 
getreten, durch  eine  neue  Staatsverfassung  in  der  Zukunft  die  Lage 
unseres  Vaterlandes  selbst  zu  verbessern:  also  sind  wir  unter  Auf- 
hebung aller  bis  zu  diesem  Tage  mehr  oder  minder  geltenden  Grund- 
gesetze.  nämlich  der  Mcgierungsförm  vom  21.  August  1772.  der 
Förenings-  och  Säkerhetsakte  vom  21.  Februar  und  April  17.V.». 
der  Reichstagsordnung  vom  24.  .Januar  1017.  ebenso  aller  älteren 
und  neueren  besetze.  Akten.  Ordnungen  und  Verordnungen,  welche 
unter  dem  Namen  von  Grundgesetzen  einbegriffen  gewesen  sind. 
Übereingekommen  und  haben  beschlossen,  für  das  Meich  Schweden 
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und  alle  ilim  zugehörenden  Länder  lullende  Regierungsförm  aufzu- 
stellen, welche  Regierungsförm  von  diesem  Tage  ab  als  das  erst«* 
Grundgesetz  des  Reiches  gehalten  werden  soll." 

Dieses  Aktenstück  ist  wie  ein  Dialog.  Man  hört  darin  zwei 
Personen  reden,  die  für  sich  seihst  und  ihre  Nachkommen  ein  ('her- 
einkommen treffen  und  einen  Vertrag  schliessen,  in  welchem  ihre 
gegenseitigen  Pflichten  und  Hechte  hestimmt  werden,  ungefähr  wie 
in  uralter  Zeit,  als  König  und  Volk  einander  Eide  schwuren.  Im 
Beginn  und  am  Ende  spricht  und  versichert  der  König  zuweilen  in 
Worten  des  gewöhnlichen  Kurialstils,  die  ihn  wie  es  scheint 
als  den  Souverän  von  Gottes  Gnaden  bezeichnen.  Sowohl  aber  der 
Inhalt  seiner  Worte  als  die  folgende  Erklärung  der  Stände,  dass 
sie  in  das  Recht  eingetreten  sind,  selbst  dem  Laude  eine  neue  Ver- 
fassung zu  gehen,  sagt  uns  deutlich  genug,  wer  der  wahre  Souverän 
i-t.  Die  Stände  allein  haben  Uber  die  Verfassung  beschlossen  und 
darin  die  Grenze  zwischen  ihrer  eigenen  Macht  und  der  des  Königs 
festgesetzt;  dann  haben  sie  dem  Herzog  Karl  die  Krone  angeboten. 
K>  verhält  sich  umgekehrt  wie  bei  der  Annahme  der  okulierten 
Verfassungen,  in  denen  der  König  dem  Volke  und  dem  Reichstage 
gewisse  Teile  seiner  Macht  überliefert.  Doch  die  Vorstellung  von 
dem  einzigen  Souverän,  der  aus  freiem  Willen  seine  Macht  zum 
Resten  einer  anderen  Staatsgewalt  beschränkt,  passt  mit  den 
schwedischen  Anschauungen  gar  nicht  zusammen.  Das  Volk  ist  wohl 
de  facto  der  wahre  Machtinhaber,  weil  das  Volk  ewig  ist.  während 
die  Königsgeschlechter  aussterben  und  wechseln;  de  jure  aber 
werden  alle  beide.  Volk  und  König,  als  ebenbürtige  Rechtssubjekte 
im  Staate  betrachtet.  Vom  historischen  Gesichtspunkte  aus  ist  dies 
eine  Fiktion,  verfassungsgeinäss  aber  eine  Realität.  Denn  die  Ver- 
teilung der  Macht  im  Staate  unter  die  beiden  Staatsmächte.  König 
und  Volk,  ist  der  leitende  tiedanke  der  Verfassung.  Dieser  Gedanke 
ist  in  jenen  Vorworten,  ebenso  wie  in  der  Nachschrift,  sehr  klar  und 
prägnant  zum  Ausdruck  gebracht:  er  kommt  auch,  wie  wir  sehen 
werden,  in  jedem  Teil  des  Haues  der  schwedischen  Verfassung  zum 
Vorschein. 

Der  König  um  zuerst  seinen  Platz  im  Staate  zu  charakteri- 
sieren .  der  die  reine  evangelische  Lehre  bekennen  und  gegen- 
wärtig nach  agnatischem  Rechte  der  Erstgeburt  aus  dem  Hause 
lieruadotte  sein  muss.  ist  für  seine  Handlungen  nicht  verantwortlich. 
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Kr  allein  regiert  «l  >>  K«  i<  Ii  und  bex'hlicsst  ebenso  allein  in  allen 
I  {<•:.'  i  ein  ii^  >iiiiir«l»-Lr''iili«-ittii. 

Seinen  Willen  und  seine  Macht  übt  er  freilich  nur  im  Kreise 
seiner  Hat^eher  aus.  Her  Natur  der  (ieteiistäude  nach  piht  es  ver- 
schiedene Arten  v.>n  Konseijen  mit  einer  ^ri»seren  oder  gerillteren 
Anzahl  von  Staatsräten,  aher  iinnier  in  (iejrenwart  des  Ki'.nifrs. 1 ) 
Kin  MinisteikciiM-lj  ohne  (ietrt-nwart  des  Ki'.iii^s  kommt  nie  vor. 
Nur  wenn  der  Körnt  im  Ausland«',  d.  h.  ausserhalh  der  (irenzen 
Schwedens  und  N..r\ve-ens  weilt,  .»der  wenn  er  krank  ist.  führt  der 
Staatsrat  in  n.rpoie  die  K.'ti«  runy. 

Hei  jedem  Konselj  soll  Protokoll  t«'führt  werden.  Der  Köuit 
heschliesst.  w  ie  te^att.  allein;  für  die  (iülti^keit  der  Beschlüsse  aher. 
mit  Ausnahme  derer,  welch«'  das  Kommando  betreffen,  wird  «ref«»rdert. 
dass  sie  von  einem  tlcr  Staatsräte  oder  Vortragenden  kontrasitniert 
werden.  Kein  Beschluss  des  Könit*  is'  al"«»  eine  Kctierunfhandlunt 
«dine  Mitwirkung  einer  für  «Ii«'  Stände  verantwortlichen  Person.  IMese 
formelle  Üeschränkunt  des  Willens  des  Königs  trilt  für  alle  seine 
Betieruntshandlunten  mit  Ausnahme  der  Krteiluiif  von  Orden,  die 
in  soteiiannt«  iii  Ordenskapitel  <:«'schieht.  Vom  materiellen  (ü-sichts- 
punkte  aus  ist  die  Gewalt  des  Königs  in  einigen  Stücken  ganz  frei, 
in  anderen  heinahe  ebenso  gebunden.  Wir  werden  dies  hei  der 
Schilderung  seines  Anteils  an  den  einzelnen  Funktionen  der  Staats- 
gewalt, nämlich  der  regierenden,  gesetzgebenden,  hesteuernden  uml 
richterlichen.  Huden,  wozu  wir  jetzt  übergehen. 

Hie  regierende  (iewalt  liegt  zum  <ri össt«'?i  Teil  in  der  Hand 
des  Königs.  Zunächst  zeigt  sich  «lies,  wie  natürlich,  in  Bezug  auf 
die  Verwaltung  uml  die  Vollziehung  der  l\egi«rungsbeschlüsse.  den 
Hefehl  Uher  Heer  und  Flotte,  sowie  alle  Art  Initiative  auf  «len  ver- 
schiedenen (iehieteu  des  Staatslehens.  Ferner  ist  der  König  unbe- 
schränkt  Herr  Uher  die  auswärtige  Politik,  auch  Uher  Krieg  und 
Frieden,  sowie  über  die  Krncnnung  von  Beamten,  jedoch  unter 
Beobachtung  gesetzlich  vorgeschriebener  Formen  und  Bedingungen, 
besonders  in  Bezug  auf  «len   letzterwähnten  Zweit  seiner  Macht- 

')  Biese  verschiedenen  Arten  von  Koiiseils  sind:  1.  das  allgemeine 
Konseil,  das  grossere  und  das  kleinere  (<l«-r  Vortragende  und  3  Staatsräte); 
2.  das  ministerielle  für  diplomatische  Sachen :  3.  «las  Kommandokonseil  für 
Koiniiiiuidosaclicn  uml  4.  das  Justizkonseil  für  Justizaiiireletenheiten  (Be- 
gnadL'unten  etc.). 
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ausflbung.  Indessen  mag  bemerkt  weiden,  dass  die  Beamten 
in  Schweden  von  alters  her  eine  sehr  selbständige  Stellung  einnehmen. 
Mit  Ausnahme  der  Chefs  der  Verwaltungsbehörden  und  der  Regimenter, 
ebenso  wie  der  diplomatischen  Beamten,  die  alle  Vertrauensmänner 
genannt  werden,  können  die  Beamten  nur  nach  richterlichem  Urteil 
abgesetzt  werden.  Auch  sonst  erfreuen  sie  sich  grosser  Unabhängig- 
keit, nämlich  in  Bezug  auf  ihr  ganzes  ausserdienstliches  Tun  und  Lassen, 
wie  wir  spiiter  sehen  werden.  Mit  diesen  Beschränkungen  ist  der 
König  auf  den  vorgenannten  Gebieten  Alleinherr.  Sorgfältig  hat  man 
verhindert  (Kf.  S  ^i),  dass  die  Stände  auf  irgend  eine  Weise  sich  in  die 
Angelegenheiten  der  vollziehenden  Gewalt  mischen  sollten:  und  nach 
dem  10»;.  Paragraphen  sind  alle  diplomatischen  Angelegenheiten  und 
diejenigen  des  Kommandos  der  Armee  auch  ihrem  nachherigen  Prüfungs- 
recht entzogen,  ausser  in  Sachen,  welche  allgemein  bekannte  und  von 
dem  Konstitutionsausschusse  angegebene  Vorfalle  betreffen.  Die 
traurigen  Erfahrungen,  die  man  während  der  Ständezeit  iubetreff  des 
Eingreifens  des  Reichstages  und  der  Ausschüsse  desselben  in  die  Ver- 
waltung, der  Besetzung  der  Ämter  und  der  auswärtigen  Politik 
gemacht  hatte,  verursachten,  dass  diese  Angelegenheiten  der  Macht 
des  Königs  und  seiner  verantwortlichen  Ratgeber  unbeschränkt  über- 
lassen wurden. 

Dagegen  ist  die  Gewalt  des  Königs  in  den  meisten  An- 
gelegenheiten, mit  welchen  eiue  Ausgabe  verknüpft  ist,  von  dem 
Einverständnis  des  Reichstages  abhängig.  Kr  ist  in  Bezug  auf 
Ausgalten  sowohl  wie  Einnahmen  von  dem  festgesetzten  Budget  ge- 
bunden und  darf  die  Posten  desselben  weder  überschreiten  noch 
übertragen.  Nur  wenn  Ersparnisse  entstehen,  dadurch,  dass  die 
Ausgaben  nicht  so  gross  geworden  sind,  wie  man  berechnet  hatte, 
erhält  der  König  Mittel.  Uber  welche  er  innerhalb  gewisser  Grenzen 
frei  verfügen  kann.  Schon  bei  der  Errichtung  des  Staatshaushalts 
l*»i«<  -1810  wurde  bestimmt,  dass  der  König  mit  den  Ersparnissen 
innerhalb  der  acht  damals  errichteten  Haupttitel  frei  verfahren 
ki.nnte.  aber  doch  nur  für  Zwecke  desselben  Haupttitels.  Schliesslich 
stehen  dem  König  die  in  ausserordentlichen  Fällen  (Krieg  oder  ähnl.) 
anzugreifenden  Kredit ive  (Rf.  S  (j'A)  zur  Verfügung,  aber  unter  Be- 
obachtung k-sonderer  Formalitäten. 

Mit  diesen  materiellen  und  formellen  Beschränkungen  besitzt  der 
König  allein  die  vollziehende  Gewalt  im  Reiche  mit  einer  einzigen 

10* 


14« 


Vorir.ii.'.'. 


Ausnahme,  auf  dii'  wir  später  x. 1 1 1  i i < - k k ■  •  1 1 1 1 1 1 < - 1 1  werden.  Zuletzt  majf 
hinzu:.'«  tüi.rt  werden,  da*--  der  Ki'iiiir  all»'  Rcsehlüsse  der  Staatsgewalt 
)i  r<i  in  ii  I  <:  i  <■  rt .  ni' ht  nur  •»»•ine  eigenen  und  diejenigen,  welche  er  zu- 
s;i  in  in«- ii  mit  dein  Reichstair.  sondern  aiuli  die.  welche  der  Reiehstair 
allein  p-fasst  hat  hajre^eu  sanktioniert  er  nielit  alle  vom  Reichs- 
tag «_'enehmi<:teii  Meschllisse.  worüber  unten  mehr. 

Mit  der  vollziehenden  tiewall  des  Königs  nahe  verwandt  i>t 
die  «resetztrehende.  die  er  ausübt.     Kleilieh  i-t  -eine  Maeht.  \  er- 
fav>uuir-^e-et/.e.  Zivil-  und  Krimiiial-resetze.  wie  aurh  Kircheniresetze 
zu  frehen  und  zu  verändern,  weder  -rrösser  noch  kleiner  als  die  der 
Stände.    Auf  diesem  (iehiet  herrseht  volle  l'arität  zwisehen  Köniir 
und  Reiehstair  sowohl  in  Rezuir  auf  Initiative  als  auf  Veto,  ja  selbst 
auf  die  Sanktion,  weil  ein  von  dem  Köniir  vorgeschlagenes  und  von  dem 
Reichstag   angenommenes  (resetz   keiner   anderen  Sanktion  bedarf, 
obwohl  der  Köni<r.  wie  "csairt.  dasselbe  promulgiert.    Auch  hat  der 
Köni^  keinerlei  Hecht  einer  provisorischen  (iest»tzj.rebuii«r.  Mit 
dem  Höchsten  (iericht  zusammen  kann  er.  wenn  der  Reiehstair  nicht 
versammelt  ist.  bei  Anfragen  über  die  richtige  Meinung  des  liesetzes 
eine  Auslepunjr  desselben  »-eben,  die  jedoch  der  nächste  Reiehstair 
ohne    weiteres    aufheben    kann.     Imirefren    kann    der  schwedische 
Könifr    eine   weitgehende   sogenannte   ök  011  oin  i  sehe  (iesetz«rehtinjr 
;rauz  selbständig  ausüben.    Diese  (iosetzircbuiifr  beschränkt  sich  nicht 
auf  Verwaltun-rsvorschriften  oder  Krtcilunj:  von  Konzessionen  ver- 
schiedener Art.  die  er  natürlich  allein  «rilit.  sondern  uinfasst  eine 
grosse  Men<re  verschiedener  Anirelejrcnheiten  der  ( iesellschaft .  Der 
l'rsprunfr  dieser  ( iesetzjrebun<r  des  Königs  rilhrt  von  der  Zeit  her. 
als  die  katholische  Kirche  organisiert  wurde  und  die  Köni<re  dabei 
für  den  Landesfrieden  soriren  sollten,  ebenso  infolge  der  Kntstchmi"; 
von  privilegierten  Ständen.1»    Später  wurde  diese  (resetzfrehunjr  auf 
alle  neuen,  in  dem  Alldem.  Landes-resetze  nicht  aufirenommcncn  (io«rcii- 
stiinde.  die  die  Zeit  und  die  steinende  Kultur  mit  sich  führten,  bezogen. 
Der  Zoll  und  die  Accise  haben  auch  lan-re  dieser  königlichen  lüsetz- 
ircbunjr  zu-rehört.    Schwierig  ist  es.   derselben   bestimmte  (irenzen 
zu  ziehen.    Was  aber  nicht  ausdrücklich  der  gemeinsamen  (iesetz- 
jrebuni;  des  Königs  und  des  Reichstages  zugehört  und  die  allgemeine 

')  Zum  erstenmal  wird  diese  tiesetzircbiinir  als  eine  Sache  des 
Königs,  wenn  auch  im  Einverständnis  mit  dem  Rate  in  dem  von  Malm  s 
L\M  las  1l>s;,  ire-'ln-nen  Skeiinuii.'estatut  erwähnt. 
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Haushaltung  betrifft,  kann  Gegenstand  dieser  Gesetzgebung  werden.1) 
Durch  diese  Gesetzgebung  besitzt  also  der  König  ein  grosses  Gebiet 
für  seine  selbständige  Machtausübung. 

Iber  die  Finanzen  des  Staates  hat  der  König  im  Gegensatz 
zu  dem  eben  genannten  Machtgebiet  nicht  viel  zu  sagen.  Zwar 
unterliegt  ihm  das  Staatskontor  mit  der  dazu  gehörenden  Finanz - 
Verwaltung,  und  sowohl  die  „ordentlichen",  festen  Einkünfte  des  Reiches 
wie  die  .ausserordentlichen",  von  den  Ständen  bewilligten,  stehen 
unter  des  Königs  Verfügungsrecht  (Bf.  g  64).  Fr  darf  sich  aber  nicht 
mit  der  Heichsschuld  mich  mit  der  Keiehsbank  befassen,  abgesehen 
v.m  dem  Recht.  Münzen  mit  einem  durch  das  (iesetz  festgestellten 
Gehalt  zu  prägen.  Die  Mitwirkung  des  Königs  bei  der  Feststellung 
d»s  Budgets  ist  auch  nicht  gross.  Er  macht  den  Vorschlag,  kann 
aher  Einspruch  erheben  nur  gegen  Herabsetzung  der  festen  oder 
sogenannten  ordinären  Ausgaben  sowie  Einnahmen;  auch  kann  er 
sich  weigern,  einen  Posten  anzunehmen,  welcher  von  den  Ständen 
in  dem  Budget  aufgeführt  worden  ist.  Die  Verwaltung  des  Eigen- 
tums des  Staates,  obwohl  sie  dem  König  allein  untersteht,  muss 
nach  den  von  den  Ständen  bestimmten  Grundsätzen  geschehen.  Der 
König  kann  selbstverständlich  weder  Steuern  noch  Abgaben  irgend 
welcher  Art  auferlegen  und  keinen  Zoll  oder  Accise.  mit  Ausnahme 
des  (ietreidezolles.  ohne  den  Willen  der  Stände  erhöhen.  Dagegen 
i>t  er  durch  gntgeheissene  Praxis  berechtigt,  die  Zölle  herabzusetzen. 
Da>  eine  wie  das  andere  gemäss  älterem  Hechte  und  infolge  der 
fünfjährigen  Legislaturperioden,  die  lW9  festgestellt  wurden. 

Auch  an  der  richterlichen  Gewalt  hat  der  König  nach 
uraltem  schwedischen  Hecht  teil,  wiewohl  nur  so.  dass  er  den  Ver- 
handlungen des  höchsten  Gerichtes  beiwohnen  kann  und  dann  zwei 
Stimmen  und  die  Ausschlagstimme  hat.8)    Selbstverständlich  macht  er 

M  In  der  Keichstagsordnung  von  1810  (§  34)  wird  als  Gegenstand 
dieser  Gesetzgebung  angeführt:  ..allen,  was  die  allgemeine  Haushaltung 
de«  Reiche«  und  die  Grundlagen  öffentlicher  Einrichtungen  aller  Art  be- 
trifft, einerlei  ob  Erziehung»-  und  Unterrichtsanstalten,  die  allgemeine 
Armenpflege,  LandeshauBhaltung,  Bergwerke  u.  s.  w." 

2)  Da«  Höchste  Gericht  besteht  zur  Zeit  aus  21  von  dem  König  er- 
nannten Judtizrüteu.  Diesem  Gericht  steht  ebensowenig  wie  einem  anderen 
di.«  Hecht  zu.  über  die  Verfassungsmässigkeit  eines  Gesetzes  oder  einer 
Verordnung  zu  urteilen,  wie  den  Gerichten  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika.  Dagegen  hat  das  höchste  Geriebt  Gutachten  zu  geben  über 
die.  meisten  Vorschlage  zu  neuen  allgemeinen  Gesetzen. 
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von  diesem  Recht  nicht  mehr  l ichrauch.  Ks  Icht  als  eine  Er- 
innerung früherer  Zustände  aus  uralten  Zeiten  fort.  Alle  Todes- 
urteile sollen  ihm  unterstehen,  i'brifrens  hat  er  wie  natürlich  ist  — 
das  Begnadigungsrecht,  das  jedoch  nach  dein  Gutachten  des  Höchsten 
(ierichtes  im  Staatsrate  ausgeübt  wird. 

Zu  den  Machtbefugnissen  des  schwedischen  Königs  ist  noch  zu 
hemerken.  dass  er  das  Haupt  der  schwedischen  Staatskirche  ist.  dass 
er  die  Stände  zu  ausserordentlichem  Reichstage  herufen  und  ehenso 
den  versammelten  Reichstag  auflösen  und  Neuwahlen  ausschreiben 
kann.  Kr  ernennt  ferner  die  Sprecher  der  Stände  mit  Ausnahme 
des  Sprechers  des  I'riesterstandes.  welcher  immer  der  Krzbischof  war. 
und  jetzt  die  Sprecher  der  Kammern,  die  aber  natürlich  seihst  Ab- 
geordnete sein  müssen.  Dieses  Kecht  des  Königs  ist  von  grosser 
konstitutioneller  Bedeutung,  teils  in  der  Weise,  dass  dadurch  ein 
ungehöriges  Parteiregiment  innerhalb  der  Abteilungen  des  Reichs- 
tags verhindert  wird,  teils  auch  und  vor  allem  deshalb,  weil  der 
Sprecher  die  Macht  besitzt,  die  Proposition  von  Anträgen,  die 
nach  seiner  Ansicht  gegen  die  Grundgesetze  streiten,  zu  ver- 
weigern. Zwar  hat  der  Konstitutionsausschuss  in  diesem  Kalle  auf 
Verlangen  zwischen  Sprecher  und  Stand  oder  wie  es  jetzt  ist 
Sprecher  und  Kammer  zu  richten:  aber  das  hindert  nicht,  dass  die 
Sprecher  durch  die  eben  erwähnte  Hefugnis  die  unparteiischen  Wächter 
der  Grundgesetze  und  der  Verfassung  werden  gegen  eventuelle  Versuche, 
die  Grenzen  der  richtigen  Machtgebiete  des  Reichstags  oder  seiner  Ab- 
teilungen zu  Uberschreiten.  Hierdurch  können  Konflikte  zwischen 
den  beiden  Staatsmächten.  König  und  Reichstag,  einerseits  und  zwischen 
den  Abteilungen  des  Reichstags  andererseits  vermieden  werden.  Diese 
Anordnung  ist  also  eine  von  den  vielen  Sicherheitseinrichtungen.  welche 
die  schwedische  Verfassung  besitzt,  um  Kompetenzkouflikte.  die  im 
politischen  Leben  so  gewöhnlich  sind,  zu  verhüten,  und  ist  für  die- 
selbe in  hohem  Grade  charakteristisch.  — ■  Der  König  hat  endlich  das 
Recht,  in  den  adligen,  frciherrlichen  und  gräflichen  Stand  zu  erheben, 
was  jedoch  kein  Privilegium  irgend  welcher  Art  verleiht  und  nur 
vom  ältesten  Sohn  geerbt  wird.  Dieses  Recht  kann  nun  als  ziemlich 
obsolet  betrachtet  werden. 

Von  dem  Könige,  der  ersten  Staatsmacht,  wenden  wir  uns  jetzt 
zu  den  Ständen,  welche  die  andere  bilden. 
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Bei  der  Staatsumwälzung  1809  forderte  die  öffentliche  Meinung, 
dass  die  alte  Einteilung  in  vier  Stünde,  welche  der  sozialen  Organi- 
sation des  Volkes  nicht  mehr  recht  entsprach,  unigebildet  und  durch 
eine  andere  Repräsentation  ersetzt  werden  sollte.  Die  gefährliche 
Lage  des  Landes  und  die  Knappheit  der  Zeit  zwangen  zur  Auf- 
srhifhung  dieser  Reform  bis  zu  einer  günstigeren  Gelegenheit.  Die 
Keichstagsorduung  vom  Jahre  IHK»  wurde  somit  eine  Wieder- 
herstellung derjenigen  vom  Jahre  1723.  jedoch  mit  den  besonderen 
Veränderungen,  die  durch  die  neue  Regierungsform  bedingt  waren. 
Der  stundischen  Organisation  zum  Trotz  repräsentiert  der  Reichstag 
nicht  die  verschiedenen  sozialen  Klassen,  aus  denen  er  hervorgeht, 
sondern  in  erster  Linie  das  ganze  Volk.  So  war  es  schon  im  Mittel- 
alter, als  der  Reichstag  hauptsächlich  nur  zur  Köuigswahl  berufen 
wurde,  und  so  ist  die  Auffassung  in  der  neueren  Zeit  lange  vor  der 
lVrh.de  der  Staudcherrsehaft  (1718  -1772).  Im  ersten  Paragraphen 
der  Reichstagsordnung  von  1810  heisst  es  auch:  rDie  Stande  des 
Reiches  sind  die  Repräsentanten  des  schwedischen  Volkes  und  können 
bei  ihrem  Auftrage  durch  keine  anderen  Vorschriften  verpflichtet 
werden  als  nur  durch  die  Grundgesetze  des  Reiches."1) 

Zur  einheitlichen  Vorbereitung  der  Angelegenheiten  gab  es  sechs 
gemeinsame  Ausschüsse:  einen  Konstitutionsausschuss  für  grund- 
gesetzliche  Fragen,  einen  Staatsausschuss  für  den  Staatshaushaltsetat, 
einen  Rewilligungsausschuss  für  Steuerfragen,  einen  Bancoausschuss  für 
Angelegenheiten  der  Reiehsbank.  einen  Gcsetznusschuss  für  gesetzliche 
Fragen  und  einen  Beschwerde-  und  Ökonomieausschuss  für  alle  übrigen 
Angelegenheiten.  Ausser  in  diesen  Ausschüssen  wurde  zwischen  den 
Stünden  durch  zeitweilige  Deputationen  verhandelt.  Für  einen  Reichs- 
tag-sheschluss  wurde  in  grundgesetzlichen  Fragen  die  Zustimmung 
der  sämtlichen  vier  Stände  gefordert,  für  andere  Fragen  gewöhnlicher- 
weise nur  die  Zustimmung  dreier  Stände.  Angelegenheiten  betreffend  den 
Staatshaushaltsetat,  die  Bewilligungen  und  die  Bank  wurden,  wenn 
die  Stände  darüber  nicht  einig  werden  konnten,  in  verstärktein  Staats- 
aussehusse  mit  einfacher  Majorität  entschieden.  Auch  andere  Fragen 
konnten  auf  diese  Weise  entschieden  werden,  was  jedoch  beständige 
Reibungen   herbeiführte.     Trotz   der   Vierteilung   war   also  dafür 

')  Die  Frage,  ob  die  Reichstagsabgeordneten  durch  die  Instruktionen 
ihrer  Wähler  gebunden  sind,  wurde  schon  1H14  von  Gustav  11.  Adolf  und 
später  von  neuem  in  der  Freiheitszeit  1748  entschieden. 
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«resolut,  die-,  die  Stände  als  einheitliche  Macht  auftreten  und  wirken 
konnten. 

<  1 1 ; 1 1  akteristisch  f'llr  die  schwedische  \ "ei lasMing  i>t.  dass  nicht 
nur  der  K<>ui«r.  Mindern  auch  der  Heichsta«r  gewisse  üebiete  hat. 
wo  er  sowohl  die  Verwaltung  als  ein  selbständiges  ( iesetzgebunirs- 
reclit  ausübt.  K>  ist  dies  der  Fall  hinsichtlich  der  Keichshank. 
die  seit  H'.tlN  die  Bank  der  Stünde  ist.  sowie  auch  betrrtl's  des 
Keichsvchuldeuk.nii]it«'irs.  das  seit  17h'.»  die  Schulden  des  Weiches 
verwallet,  lud  wieder  Kei<h>ta<r  diese  Institutinnen  durch  seine  Be- 
vollmächtigten, die  sogenannten  Keichsbank-  und  Heichsschulden- 
bevollmächtigten.  verwaltet,  m.  gab  er  ihnen  auch  allein  besetze, 
bis  im  Jahre  IM'7  auch  dein  Könige  das  Hecht  frevelten  wurde,  hei 
der  Gesetzgebung  t'tlr  die  Keichshank  teil  zu  nehmen. 

Kieser  Alleinherrschaft  des  Heichstags  llher  die  Stuatschulden 
und  ilie  Keichsbank  liefen  die  traurigen  Krfahrungen  zu  (Munde, 
die  mau  in  den  verschiedenen  Perioden  der  Alleinherrschaft  zur  Zeit 
Karls  XU.  und  zuletzt  zur  Zeit  < ftistavs  III.  gemacht  hat.  Sie  hängt 
auch  mit  der  hedeutenden  Macht  eng  zusammen,  die  der  Kcichstag 
(liier  die  Finanzen,  den  Staat  shausha  lt  und  die  Bes  t  i  in  m  u  n  g 
des  Budgets  ausübt  (was  in  Schweden  nicht  in  der  Form  eines 
Gesetzes.  Rindern  durch  einen  einseitigen  Besch)  u>s  des  Keichstags 
geschieht,  und  zwar  nicht  auf  einmal.  Mindern  Haupttitel  filr  Haui»t- 
titel).  Der  Anteil  des  Königs  daran  ist  oben  angedeutet  wurden. 
Kr  ist  die  Schranke,  welche  die  Macht  des  Keichstags  hemmt.  Der 
Kcichstag  kann  als.»  nicht  ohne  Zustimmung  des  Königs  die  ordentlichen 
Australien  für  Verwaltung.  Heer  und  Marine  etc.  ermässigen.  hei 
denen  gewöhnlich  das  Kecht  einer  dritten  Person  interessiert  ist. 
Kr  kann  auch  nicht  die  alten  ordentlichen  Kinnahmen  ermässigen. 
von  denen  ein  Teil  aus  den  iiitesten  Zeiten  stammt,  wie  der  Krtrag  der 
I  »nmänengüter  und  des  Staatseigentums  anderer  Art  (jetzt  auch  der 
Kisetihahnen).  sowie  der  Strafgelder  etc.  Im  übrigen  aber  hat  der  Kcichs- 
tag allein  sowohl  über  Aussahen  als  Kinnahinen.  letztere  Bewilligungen 
genannt,  zu  hestiminen.  Die  Bewilligungen  sind  Zoll  und  A reise. 
Branntweinsteuer.  Stcmpelabgaben.  die  ordentliche  Bewilligung,  d.  h 
die  direkte  Kinkommen-  und  Vermögensteile!-  und.  eigentümlicher- 
weise, die  Host.  Das  eigentliche  Besteuerungsrecht  kommt  also  ganz 
und  «rar  dem  Keichstage  zu.  Nebenher  mag  hier  bemerkt  sein,  dass  die 
Beschlüsse  über  Bewilligungen  nicht  vom  Könige  sanktioniert  werden. 
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In  enger  Verbindung  mit  dem  Hechte  des  Reichstags,  über 
Finanzen  und  Staatshaushalt  zu  beschlicssen.  steht  seine  Kontrolle 
Uber  lieide.  welche  teils  wahrend  der  Reichstage  von  dem  Staats- 
;iu-«  husse.  teils  in  den  Zwischenzeiten  von  12  Staatsrevisoren  aus- 
geübt wird.  Dies«-  Kontrolle  beabsichtigt  zunächst  zuzusehen,  dass 
die  ftlr  die  verschiedenen  Zwecke  bestimmten  Mittel  nicht  Überschritten. 
i.Tiier.  dass  diese  Mittel  nicht  von  einem  Zweck  auf  einen  anderen 
llbertnuren  werden  und  schliesslich  wie  die  oben  erwähnten  Er- 
sparnisse verwendet  worden  sind.  Eine  andere  nicht  minder  wichtige 
N  ite  der  kontrollierenden  Macht  des  Reichstags  ist  die  von  dem- 
selben durch  den  Konstitutionsausschuss  vorgenommene  Prüfung  der 
im  Staatsrate  geführten  Protokolle,  mit  Ausnahme  derjenigen,  welche 
diplomatische  Geschäfte  und  Kommandosachen  betreffen,  wie  oben 
erwähnt  wurde.  Durch  diese  Befugnis  kann  der  Reichstag  die 
Handlungen  der  Regierung  bis  in  alle  Einzelheiten  verfolgen  und 
die  Minister  zur  Verantwortung  ziehen,  wenn  sich  herausstellen  sollte. 
tl;is>  dieselben  gegen  (iesetz  und  Verfassung  gehandelt  oder  sonst 
nicht  mit  Eifer  und  Unparteilichkeit  das  Beste  des  Reiches  wahr- 
genommen hätten. 

Der  Anteil  des  Reichstags  au  der  Gesetzgebung  ist  oben 
liesp rochen  worden.  Der  Reichsbank  gab  er  bis  lh«.»7  in  der  Haupt- 
sache allein  tiesetze;  an  jeder  anderen  Gesetzgebung,  ausser  der 
sogenannten  ökonomischen ,  nimmt  er  in  gleicher  Weise  mit  dein 
König  teil.  Hinsichtlich  der  Gegenstände  der  ökonomischen  Gesetz- 
gebung, die  dem  Kimige  allein  zukommt,  kann  der  Keichtstag  nur 
>ei  dem  König  zu  meldende  Vorstellungen  und  "Wünsche  aussprechen". 
Hierläßt  indessen  der  König  dem  Reichstage  die  Erörterung  einer 
solchen  Frage,  wird  damit  ganz  wie  mit  anderen  gesetzlichen  Fragen 
verfahren. 

l'nter  den  Uhrigen  Befugnissen  des  Reichstags  sind  folgende 
zu  bemerken: 

Der  Reichstag  bestimmt  selbst  den  Tag  seines  nächsten  ordent- 
lichen Zusammentritts,  eine  Festsetzung,  welche  1 SGG  durch  die 
•'Uiremeine  Vorschrift,  dass  der  Reichstag  gesetzmässig  ohne  besondere 
Einberufung  am  lö.  Januar  jedes  Jahn  s  zusammentreten  soll,  ersetzt 
wurde.  Ferner  stellt  der  Reichstag  einen  J  ustiz-Sachwalter  an.  der 
im  Auftrage  des  Reichstags  das  Schalten  und  W  alten  aller  Richter  und 
Reamten  auf  dieselbe  Weise  wie  der  Justizkanzler  im  Auftrage  des 
Künitr>  zu   ülterwaehen   hat.     Ausserdem    ist   jedem  schwedischen 
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l'ntertan  vorbehalten,  hei  diesem  jedes  amtliclie  Verfahren  zu  melden, 
wodurch  er  sich  in  seinen  Rechten  ^«-kränkt  glaubt.  Diese  Institution 
ist  ei  in*  Eigentümlichkeit  Sehwedens.  welche  für  den  Verfassung-stypus. 
der  sich  hier  entwickelt  hat.  in  hohem  (»rade  charakteristisch  ist. 
Khenso  setzt  der  Reichstag-  ein  Druckfrci  heitskomit  ee  ein.  das  im 
Auftrag'  des  Reichstag-s  die  Driiekt'reiheit  zu  schützen  hat.  auch 
ein  (ieg-enstllck  zu  dein  Hofkanzler  und  in  neuerer  Zeit  dem  .Justiz- 
kanzler  des  Königs,  der  im  Auftrage  des  König-s  die  Druckfreiheit  Über- 
wacht. Schliesslich  bespricht  der  Reichstag-  durch  einen  sogenannten 
Opinionsaussehiiss  die  Tätigkeit  des  Höchsten  (Berichts  in  der 
Weise,  dass  dieser  Aussehuss.  wenn  auch  unter  sehr  erschwerenden 
Formen,  höchstens  drei  Mitglieder  aus  jenem  hinausvotiercn  kann, 
was  indessen  bis  jetzt  noch  nie  geschehen  ist. 

Dass  der  Reichstag-  im  Kalle  der  rnmündigkeit  des  Thron- 
folgers bei  dem  Tode  des  König-s  eine  vormundschaftliche  Regierung; 
einsetzt,  oder  wenn  der  Thron  frei  ist.  gänzlich  Uber  Krone  und 
Verfassung;  verfügt,  ist  seihst  verständlich.  Der  schwedischen  Ver- 
fassung: eigentümlich  ist  dag-cg-en  die  Vorschrift  der  Reg-ierungsform. 
dass,  wenn  der  König;  ausser  Landes  gereist  ist  und  sich  12  Monate 
lang;  von  dem  Lande  fern  halt  und  auf  Aufforderung:  nicht  zurück- 
kehrt, ebenso  wenn  er  durch  Krankheit  wahrend  ebensolangvr  Zeit 
verhindert  ist,  zu  regieren,  „die  Stünde  des  Reiches  mit  der  Regierung; 
verfahren,  wie  es  ihnen  am  nützlichsten  scheint-4.  Es  sind  die  Er- 
fahrungen aus  der  Zeit  Karls  XII.  und  Gustav  IV.  Adolfs,  die  zu 
diesem  Gesetzartikel  Anlass  gegeben  haben. 

Wie  aus  dem  Gcsag-ten  hervorgeht,  sind  König-  und  Reichstag; 
der  Verfassung:  gemäss  gerade  die  beiden  Machthaber,  die  in  den 
Anfang-sworten  der  Rejrierung-sform  als  sprechende  und  vertrajr- 
schliessendo  dargestellt  werden.  Sie  bilden  den  Staatswillen,  teils 
jeder  für  sich  auf  verschiedenen  Schieten,  teils  einheitlich  auf  g;e- 
ineiiisamen  Gebieten,  treten  aber  nie.  ausser  bei  gewissen  zeremoniellen 
Gelegenheiten,  in  unmittelbare  Berührung:  miteinander.')  Als  Mittler 
zwischen  beiden  steht  jetzt,  wie  nach  dem  Gebote  des  alten  Lundgesetzes. 
der  Hat,  Staatsrat  (Ministerium)  genannt,  freilich  aber  in  einer 
g-anz  anderen  Stellung-  als  die  alten  Räte.    Nicht  als  dritte  Person,  die 

')  Ausnahme  bilden  die  seltenen  Fülle,  wo  der  Koni y  einen  sniren.  „ge- 
heimen Aussehuss"  verlauf,  um  mit  demselben  eine  wichtige  Staats- 
ang-eleirenheit  zu  beraten  (Rf.  «5  f>4). 
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die  beiden  anderen  in  ihren  Machtsphären  zu  beeinträchtigen  droht, 
sondern  als  ihr  Organ  und  Diener  nimmt  das  Ministerium  nach  dem 
heutigen  schwedischen  K echte  seinen  Platz  in  der  Verfassung  ein. 
Die  Staatsräte  sind  zuuächst  die  Vertrauten  des  Königs,  die  er  mu  h 
Beliehen  annimmt  und  verabschiedet.  Ausserdem  sind  sie  die  höchsten 
Chefs  der  Verwaltung  und  in  dieser  Eigenschaft  Beamte,  besonders 
nach  der  Reform  vom  Jahre  1840,  wo  die  Ämter  der  vier  vortragenden 
Staatssekretäre  aufgehoben  wurden  und  sämtliche  Staatsräte  ausser 
dreien  jeder  sein  Departement  erhielten.  —  Wie  oben  erwähnt,  gibt 
es  in  Schweden  keinen  Ministerrat  und  deshalb  auch  keine  Minister- 
regierung. Die  schwedischen  Minister  können  auf  eigene  Hand  bei- 
nahe Uber  nichts  beschliessen,  ausser  Uber  Anstalten  zur  Ausfuhrung 
der  Beschlüsse  des  Königs.  Alle  Regierungsangelegenheiten,  auch 
die  unbedeutendsten,  sollen  dem  Könige  im  Staatsrate  vorgetragen 
und  daselbst  von  ihm  entschieden  werden.  Dies  ist  wieder  ein  fUr 
die  schwedische  Verfassung  charakteristischer  Zug. 

Andererseits  sind  die  Staatsräte  als  die  Ratgeber  des  Königs, 
die  seine  Beschlüsse  kontrasiguieren,  dem  Reichstage  fUr  all  ihr  Tun 
uud  Lassen  verantwortlich.  Obgleich  sie  nicht  die  Männer  der  Stände, 
sondern  die  des  Königs  sind,  bieten  sie  auf  diese  Weise  dem  Reichs- 
tag die  Bürgschaft  für  das  verfassungsmässige  Handeln  des  Königs. 
Dieser  feinste  Mechanismus  der  konstitutionellen  Monarchie  das 
der  Repräsentation  verantwortliche  Band,  welches  dem  unverant- 
wortlichen Könige  angelegt  ist  ist  in  Schweden  selbständig  er- 
funden worden,  ein  Resultat  der  Erfahrungen,  die  unsere  reiche 
YerfasMingsgeschichte  gesammelt  hat.  Die  Verantwortung  kann, 
wenn  es  erforderlich  ist.  in  doppelter  Weise  abgefordert  werden. 
Juristisch  geschieht  es  durch  den  Konstitutionsausschuss  und  den 
.lu»tizsachwalter  des  Reichstags  vor  einem  von  Beamten  auf  be- 
stimmte Weise  zusammengesetzten  Reichsgerichte.  Die  politische 
Verantwortung  wird  der  Regierungsform  gemäss  von  dem  Reichstage 
seihst  durch  ein  Ersuchen  an  den  König,  diesen  oder  jenen  Staats- 
rat zu  entlassen,  ausgeübt,  ein  Ersuchen,  das  der  König  nach  Be- 
helfen gewähren  kann  oder  nicht.  Diese  beiden  Formen,  die  Staats- 
räte zur  Verantwortung  zu  ziehen,  sind  allmählich  obsolet  geworden, 
infolge  der  immer  näheren  Berührung  zwischen  den  Ministein  und 
dem  Reichstage,  welche  die  Entwicklung  späterer  Zeiten  teils  durch 
das  den  ersteren  gegebene  Recht  der  Teilnahme  an  den  Verband- 
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I ii iiLr|  ii  des  ii  li-!;iLr->  (><  it  l>>''i»i.  teils  infolge  des  alljährlichen 
Zusammentritts   d«  <   hYirh>ta;:<  (seit   lM>t'.|  zustande  gebracht  hat. 

Ausser  dieser  (iarantie  für  dir  Ei  'haltung  ih  r  Verfassung  und 
tili-  allgemeine  Freiheit  und  Sicherheit  erwähnt  die  Hegieruiigsforin 
noch  ein**  andere,  nämlich  die  I  >  i  u c  k  1 1  e i  h ei  t.  In  ilni  Verfassungen 
anderer  Länder  wird  die  Hede-  und  I'ressfreiheit  nur  von  dem  Stand- 
punkte de-  Individuums  all-  als  eines  seiner  Privilegien  und  Hechte 
l.etrachtet.  In  der  Hahea<-eni  pus-aktc  Ii;  PI)  der  schwedischen 
Hetrierungsforin.  dem  alten  Königseide  direkt  entnommen,  wird  nichts 
davon  gesagt.  Piip^cn  werden  in  einem  besonderen  Paragraphen 
dher  die  I  »rm  klreiheit  als  ein  Moment  der  Verfassung  Ue- 
stimniungen  getroffen,  was  auch  darin  zum  Ausdrucke  gekommen  ist, 
dass  die  I »rucktreiheitsveioi dnuiig  eines  der  vier  (irundgesetze  ist. 
Ahei-  und  abermals  wurde  auch  lnr.i  von  den  Schöpfern  der  Ver- 
fassung hervorgehoben,  dass  die  I »rucktreiheit  die  vornehmste  (iarantie 
der  neuen  Staatsverfassung  ist.  nicht  nur  als  eine  Wehr  der  Freiheit 
und  Hechte  der  Mitbürger,  sondern  vor  allem  als  ein  Mittel,  den 
Staatswillen  bei  den  beiden  physischen  Trägern  desselben,  dem  Könige 
und  dem  Heichstage,  nach  dem  Volkswillen  zu  bestimmen.  Deshalb 
wird  in  demselben  Paragraphen  von  der  I Muckfreiheit  nicht  nur  be- 
stimmt, dass  ein  jeder  das  Hecht  hat.  ohne  alle  von  der  öffentlichen 
Macht  im  voraus  gelegten  Hindernisse  Schriften  herauszugeben  und 
dafür  nur  nach  dem  vorhergehenden  Erteil  einer  .Jury  vor  gewöhn- 
lichem tierichte  verantwortlich  zu  sein,  sondern  auch,  dass  alle 
öffentlichen  Erkunden  und  Protokolle  irgend  welcher  Art  im  Druck 
herausgegeben  werden  können,  diejenigen  des  Staatsrates,  der  Heichs- 
bank  und  des  Heichssrhiildcnkomptoirs  ausgenommen,  die  nur  von 
dem  Heichstage  durch  seine  Heauftragten  durchgesehen  werden  sollen 
und  von  ihnen  veröffentlicht  weiden  können. 

Eine  so  beschaffene  I »rucktreiheit.  zuerst  im  Jahre  1 7«>*>  ein- 
geführt, aber  später  begrenzt  und  aufgehoben,  ist  einer  der  Ecksteine 
des  (iebäudes.  das  die  Männer  von  lNO'.t  gründeten,  sowohl  ihrer 
eigenen  Ansicht  als  der  Erfahrung  der  folgenden  Zeit  nach.  Das 
volle  Licht  der  Öffentlichkeit  ist  eine  stärkere  Wehr  der  Freiheit 
als  alle  (iesetzcsparagrapheti  der  Welt,  und  das  Hecht  der  freien 
Äusserung  das  sicherste  Mittel  zur  Aufrechterhaltung  des  gegen- 
seitigen Verständnisses  sowohl  zwischen  den  beiden  Staatsmächten 
untereinander,  als  auch  vor  allem  zwischen  diesen  einerseits  und  dein 
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allgemeinen  Volkswillen  andererseits.  In  keiner  Verfassung  ist  dies 
klarer  eingesehen  und  stärker  betont  wurden,  als  in  der  schwedischen. 

Endlich  map  erwähnt  weiden,  dass  diese  Verfassung  nur  mit 
Zustimmung  des  Königs  und  Reichstages  in  seinen  vier  Abteilungen 
tM-it  lSf.t;  den  leiden  Kammern),  sowie  unter  erschwerenden  Formali- 
täten geändert  werden  kann. 

* 

Dies  ist  in  (.Müssen  Zilien  die  scliwedische  Verfassung:  von 
Iwin  und  sie  ist  in  der  Hauptsache  noch  dieselbe,  trotz  der  nicht 
unbedeutenden  Veränderungen,  die  im  Laufe  des  letzten  Jahrhunderts 
stattgefunden  haben. 

Mi  werde  nun  auch  diese  Veränderungen  kurz  darstellen :  sie 
sind  vom  wissenschaftlichen  Gesichtspunkte  aus  nicht  weniger  be- 
lehrend, als  die  Verfassung  selbst. 

l'nter  diesen  Veränderungen  will  ich  zuerst  die  nennen,  durch 
welche  die  vier  alten  Stünde  zu  zwei  Kammern  nach  modernem 
Schnitt  umgebildet  wurden.  Nach  vielen  verschiedenen  Vorschlügen 
wurde  sie  lw>5  mu  h  folgenden  allgemeinen  Grundsätzen  durchgeführt. 
Die  beiden  Kammern  sind,  abgesehen  von  der  .Mitgliederzahl,  ein- 
ander vollständig  gleichgestellt.  Die  Mitglieder  der  oberen  Kammer. 
Anzahl  150.  werden  von  den  Landstingen,  d.  h.  den  höheren 
kommunalen  Selhstverwaltuiigskörpern,  und  von  den  Stadtverordneten 
der  j.'r!issten  Städte  unter  den  Personen  mit  grösserem  Vermögen 
gewählt,  ein  jeder  für  sich  und  für  eine  Zeit  von  !»  .Fahren.')  Die 
Mitglieder  der  unteren  Kammer  werden  in  Wahlbezirken,  die 
für  Land  und  Stadt  verschieden  sind,  von  allen  denen,  die  nach  einem 
bestimmten  Zensus  stimmberechtigt  sind,  für  eine  Zeit  von  -i  Jahren 
gleichzeitig  gewählt.*) 

Die  Mitglieder  der  unteren  Kammer  müssen  im  Wahlbezirke 
wohnhaft  sein  und  bekommen  Diäten:  bei  denen  der  oberen  Kammer 
fällt  beides  fort.    Jeder  einzelne  von  den  Heichstagsabgeordneten 

')  Wählbar  ist.  wer  30  Jahre  alt  ist.  ein  Einkommen  von  4000  Kronen 
hat  oder  feste*  Eigentum  besitzt  zum  eingeschätzten  Werte  von  mindestens 
WH»*)  Kronen. 

•)  Stimmberechtigt  ist.  wer  21.  wählbar,  wer  25  Jahre  alt  ist  und 
i -nt weder  .  in  Einkommen  von  800  Kronen  hat.  oder  festes  Eigentum  besitzt 
im  Werl«-  von  wenigstens  1000  Kronen  oder  ein  landwirtschaftliches  (iut 
im  Werte  von  0000  Kronen  auf  5  Jahre  oder  auf  Lebenszeit  gepuchtet  hat. 
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repräsentiert  das  (ranze  Volk:  sie  sind  nach  altem  schwedischen 
Km  dt  nicht  durch  imperatives  Mandat  gebunden.  1  He  < >rganisation 
der  Ausschüsse  ehensi»  wie  die  Formen  für  die  Reschlüsse  sind  in 
der  Hauptsache  dieselben  wie  früher.  Gemeinsame  Votierung  in 
ver-tärktem  Ausschüsse,  um  dissentierende  Meinungen  Uber  gewisse 
Fragen  des  Staatshauslialtsetats.  über  die  Verwaltung;  der  Hank  und  des 
Keichssi  hublcnkontoi  s  zu  schlichten,  ist  in  gemeinsame  Abstimmung 
der  beiden  Kammern  verwandelt  worden. 

Wenn  man  diese  Vei änderung  der  Repräsentation  fUr  sieh 
oder  nur  von  der  äusseren  Seite  betrachtet,  scheint  dieselbe  eine 
gewaltige  Umgestaltung  der  schwedischen  Verfassung  zu  sein.  Doch 
ist  sie  es  weniger,  als  man  si,  h  vorstellt,  indem  sie  die  rechtlichen 
Grundlagen  der  Verfassung  unbertlhrt  lüsst.  und  immerfort  dieselben 
sozialen  Klemente.  obwohl  in  anderer  Proportion,  das  schwedische 
Volk  vertreten. 

Die  Hauern  nehmen  jetzt  den  grössten  Platz  ein.  Die  Zu- 
sammensetzung- des  Reichstags  ist  demokratischer  (reworden,  das  ist 
die  Hauptsache.  Fflr  die  vulgäre  Auffassung  aber,  die  von  der  Ver- 
fassung kaum  etwas  anderes  sieht  und  verstellt,  als  was  mit  dem 
politischen  Streben  und  Wünschen  des  Tages  in  Zusammenhang  steht, 
darunter  in  erster  Linie  Repräsentation  und  Stimmrecht,  scheint  es. 
als  wäre  die  Rcpräsentationsveränderung  von  lHi.r>  eine  vollständige 
Umgestaltung  der  schwedischen  Verfassung  gewesen,  während  in 
Wahrheit  diese  Veränderung  dieselbe  kaum  berührt.  Rechtlich  ist 
das  Verhältnis  zwischen  den  beiden  Staatsmächten,  dem  König  und 
dem  Volk,  dadurch  ganz  unverändert  geblieben,  und  durch  das  strenge 
Festhalten  an  der  vollen  Gleichberechtigung  der  beiden  Kammern 
scheint  auch  einer  faktischen  Störung  der  Grundfesten  der  Ver- 
fassung bei  dieser  Veränderung  vorgebeugt  zu  sein.  Die  erste 
Kammer  ist  auch  das  beste  Werk  der  neuen  Rcichstagsordnung  und 
in  typologischer  Hinsicht  den  meisten,  um  nicht  zu  sagen:  allen 
anderen  eisten  Kammern  tiberlegen.  Sie  geht  nämlich  ganz  und 
gar  aus  Wahlen  hervor,  zählt  also  keine  durch  königliche  Ernennung 
oder  durch  erbliches  Recht  Sitz  habenden  Mitglieder:  ferner  hat  sie 
in  den  Landstingen  als  Wahlkorporationen  eine  feste  organische 
Unterlage  erhalten,  die  ihr  selbst  grosse  Stärke  verleiht:  schliesslich 
ist  sie  ihrer  Mitkammer  in  allen  Punkten  ausser  in  Hezug  auf  die 
Zahl  der  Mitglieder,  also  auch  hinsichtlich  der  Ordnung   der  He- 
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handlung  der  Gegenstände  (Finanzfragen)  gleichgestellt  alles 
Dinge,  die  bei  der  Rildung  dieser  Kammer  in  anderen  Ländern  nur 
unvollkommen  oder  Uberhaupt  nicht  beobachtet  wurden  und  die  daher 
die  Ursache  sind,  dass  sie  überall,  ausser  in  deu  Vereinigten  Staaten, 
wo  sich  in  diesem  Falle  in  der  Hauptsache  ähnliehe  Prinzipien 
geltend  gemacht  haben,  wie  bei  uns.  der  zweiten  Kammer  unterlegen 
ist.  Alles  das  zusammengenommen  bewirkt,  dass  die  erste  Kammer 
eine  der  sichersten  Stützen  der  Verfassung  ist,  und  sie  würde  es 
noch  mehr  sein,  wenn  die  Landstinge  ihre  Aufgabe,  sie  mit  den 
besten  Männern  der  Nation  zu  füllen,  recht  verstünden  und  nicht, 
wie  es  jetzt  nur  allzu  oft  geschieht,  bei  der  Auswahl  dem  nicht 
selten  falsch  zeigenden  Kompass  des  Lokalpatriotismus  und  der 
|Hisönlichen  Verbindungen  folgten. 

Eine  andere  hervorragende  Verfassungsänderung  ist  die  früher 
genannte  Umbildung  des  Staatsrats  im  Jahre  1841  und  seine 
weitere  Konsolidierung  dadurch,  dass  er  im  Jahre  187K  in  dem  einen 
Staatsminister  einen  Chef  bekam.  Diese  beiden  Veränderungen  haben 
jedoch  den  Grund  der  Verfassung  noch  weniger  verrückt  als  die 
Umgestaltung  der  Volksvertretung.  Es  gibt  heute  ebensowenig  wie 
früher  eine  Ministerregierung  irgend  welcher  Art,  und  eine  Partei- 
regieruug  ist  jetzt  nicht  gewöhnlicher  als  früher.  Die  festere  Organi- 
sation des  Staatsrats  beabsichtigt  gar  nicht,  denselben  zum  Organ 
einer  Partei regierung  zu  verwandeln,  sondern  nur  die  Regierung 
kräftiger  und  stärker  gegen  das  Vordrängen  der  anderen  Staatsgewalt 
zu  inachen. 

Noch  weniger  haben  andere  Neuerungen,  wie  wichtig  sie  auch 
sind,  auf  deu  Hau  der  Verfassung  eingewirkt.  Solche  sind  die  neuen 
kommunalen  Einrichtungen  vom  Jahre  1862.  durch  welche  die  alte 
Selbstverwaltung  der  Gemeinden  neue  Formen  erhielt,  und  die  Ein- 
richtung der  alle  fünf  Jahre  tagenden  Kirchenversammlung  im 
Jahre  1N6M.  welche  der  schwedischen  Kirche  eine  selbständige  Re- 
präsentation und  -  wohlgemerkt  auch  ein  Veto  gegen  König 
und  Reichstag  in  kirchengesetzliehen  Fragen  verlieh.  Dies  ist 
wieder  eine  völlig  folgerichtige  Äusserung  des  Grundgedankens  der 
schwedischen  Verfassung  von  der  Teilung  der  Macht,  ohne  jedoch 
einen  Staat  im  Staate  zu  bedeuten:  denn  wie  die  ganze  Institution 
durch  König  und  Reichstag  errichtet  worden  ist,  so  kann  sie  auch 
von  ihnen  aufgehoben  oder  umgestaltet  werden.    Aber  ebenso  wenig 
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diese  Kiiii'irlitiiii^i'M   wie  die  geschehenen  i'bertragungeu  gewisser 

A  lltr«'l«"tr«"llll«'itfM     Villi    ll«T    ökonomischen  ( .iesctzgebunjr    des  Kölligs 

auf  die  gemeinsame  des  Königs  und  Reichstags  haben  die  Ver- 
l:i->u ntr  innerlich  berührt.  Übrigens  ist  die  Kinsrhränkung  dieser 
<iesetzgehung  des  Königs  auf  gewissen  (ö-bieten  durch  die  Krweiterung 
derselben  auf  anderen  (öhietcn  balanziert  worden.1 1 

Ks  wiire  jedoch  unrichtig,  sieh  vorzustellen,  dass  während  des 
vergangenen  .lahrliunderts  keine  bedeutenden  Veränderungen  statt- 
gefunden hätten.  \'ei  änderungen.  die  die  (irundlagen  der  Verfassung, 
d.  Ii.  da>  Verhältnis  zwischen  den  beiden  Staatsmächten  und  ihre 
gegenseitige  Macht  berllhrt  haben.  Im  (ö-geiisatz  aber  zu  den  letzt- 
genannten sind  sie  meistenteils  der  grossen  Masse  entgangen:  vor 
allem  sind  die  Ifsadien  derselben  ihr  verborgen  geblieben.  Diese 
I  rsaehen  liefen  nämlieh  teils  in  einzelnen  \  crfassungsbestimmungen 
mit  ganz  anderer  Absieht,  teils  in  der  fortgesetzten  Ausübung  gcwisser 
Bestimmungen,  die  ihrer  Natur  nach  zu  einem  Resultat  führen,  das 
ihren  rrhcbcrii  unbekannt  und  von  denen,  die  sie  ausführten,  kaum 
•realint  war.  Solche  Vorgänge  und  die  ihnen  zu  (irundc  liegenden 
I  rsaehen  spielen  in  dem  politischen  Leben  und  für  die  Umgestaltung 
der  Verfassungen  dieselbe  Rolle  wie  die  geologischen  Kräfte  für  die 
Verwandlung  der  Krdobertläche.  tieneiation  hdgt  auf  (ieneration. 
ohne  dass  man  die  I  rsaehen  oder  die  Resultate  derselben  sieht,  bis 
eines  schiinen  Tages  die  Augen  geöffnet  werden  und  man  rindet, 
dass  (ine  grosse  Imwandlung  vor  sich  gegangen  ist.  viel  grösser 
als  die  Reformen,  die  unter  grossem  Streit  und  lautem  Lärm  durch- 
geführt worden  sind  ganz  wie  die  sekulären  Veränderungen  der 
Krdkruste  in  ihren  Resultaten  die  plötzlichen  Krschütterungen  der- 
selben durch  Krdbeben  weit  übertreffen. 

Aul*  diese  Weise  hat  in  der  Stille  eine  nicht  unbedeutende 
Verschiebung  der  Macht  zwischen  König  und  Reichstag  in  betreff 
der  Staatshaushaltuug  und  dadurch  mittelbar  der  Handlungs- 
freiheit der  Regierung  stattgefunden. 

')  Von  dem  Bereiche  der  ökonomischen  lieswtzjMning  in  den  der 
gemeinsamen  sind  so  übertragen  worden:  Komiuumilgcsetz.  Krimiualgeäetz 
für  Heer  und  Flotte,  sowie  zuletzt  Ucsctz  für  die  Kcichshank.  Auf  der 
anderen  Seite  sind  in  derselben  Zeit  eine  Menge  neuer  Angeleirenheiten 
dieser  Gesetzgebung  zugefallen. 
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In  erster  Linie  beruht  dies  auf  der  Veränderung: .  die  ein- 
getreten ist  in  Bezug;  auf  das  Grössenverhältnis  zwischen  den  ordinären, 
teilweise  vom  König  abhängigen  Einkünften,  und  den  Bewilligungen, 
die  der  Reichstag  allein  bestimmt.  Während  die  ersteren.  die  Xatura- 
prästationen  einbegritien.  im  Jahre  180!»  die  Hauptmasse  der 
Staatseinkünfte  bildeten,  die  letzteren  nur  einen  geringeren  Teil,  so 
haben  sich  die  Verhältnisse  infolge  der  Zunahme  der  Bevölkerung 
und  des  Nationalvermögens  so  umgestaltet,  dass  die  ordinären  Ein- 
künfte gegenüber  den  Bewilligungen  jetzt  kaum  den  sechsten  Teil 
ausmachen.  Von  noch  grösserer  Bedeutung  für  die  Erweiterung  der 
Macht  des  Reichstags  in  dieser  Beziehung  ist  die  zunehmende 
Spezialisierung  der  Ausgaben,  ebenso  wie  die  Einschränkung  des 
\ 'erfügungsreehtes  des  Königs  Uber  die  Verwendung;  der  Ersparnisse. 
In  den  Ü2  und  t>4  der  Kegierungsform  wird  statuiert,  dass  der 
Reichstag  Befugnis  hat.  festzustellen,  wie  besondere  Summen  von  den 
bewilligten  Mitteln  zu  besonderen  Zwecken  nach  dem  aulgestellten 
Reichsetat  angewandt  werden  sollen.  Diese  Paragraphen  beziehen 
sich  zunächst  auf  die  Bewilligungen,  also  damals  den  kleineren  Teil 
der  Staatseinnahmen,  und  nach  der  Absieht  der  Gesetzgeber  nur  auf 
<lie  Schlusssunmieu  der  x  Haupttitel,  in  die  der  Keichsetat  zu  jener 
Zeit  eingeteilt  war.  Wenn  die  letztgenannte  Auffassung  vermocht 
hätte,  sich  zu  behaupten,  so  hätte  der  König  recht  freie  Hand  gehabt, 
mit  hinlänglichen  Mitteln  die  Anordnungen  auszuführen,  die  ihm  gut 
dfiakten.  Karl  XIV.  Johann  verfuhr  auch  im  Anfang  so.  Allein 
infolge  des  Prüfungsrechtes  des  Staatsausschusses  sowie  der  Staats- 
revisoieii  ist  nach  und  nach,  besonders  seitdem  die  Tagungen  des 
Reichstags  jährlich  stattfinden,  die  volle  Spezialisierung  der  Aus- 
sahen innerhalb  der  Haupttitel  eingeführt  worden.  Hierdurch  ist  in 
Verbindung  mit  einer  1841  gemachten  Einschränkung  des  Rechtes 
•les  Königs.  Ubei-  die  Ersparnisse  zu  verfügen,  die  Handlungsfreiheit 
•Je*  Königs  in  hohem  Mafse  beschränkt  worden,  l'nd  weil  das  (ield 
fast  in  allen  Staatsangelegenheiten  der  nervus  rerum  ist,  so  kann 
der  Reich-tag  oder  vielmehr  der  Staatsaussehuss.  wenn  auch  nur 
indirekt,  beinahe  auf  allen  Gebieten  der  vollziehenden  Gewalt  seinen 
Kinfluss  ausüben.  Der  Staatsaussehuss,  der  mächtigste  Ausschuss 
des  Reichstags,  oder  richtiger  die  8  Personen,  4  aus  jeder  Kammer, 
die  seine  Arbeit  leiten,  können  in  dieser  Beziehung  als  eine  Art 
Regierung  neben  der  wirklichen  betrachtet  werden.  Er  ist  ein 
Jahrbuch  <!-r  Internat.  Vereinigung,  ß.  Bd.  11 


Vortrage. 


Gegenstück  zu  den  regiei enden  Ständen  der  Freiheitszeit.  Viel 
politische  Klugheit  und  Besonnenheit  ist  erforderlich,  wenn  nicht  hier- 
aus eine  ernste  Gefahr  für  di  u  Bestand  der  Verfassung-  entstehen  soll 
I>ie  andere  \  ei  'Schiebung  in  dem  Verhältnis  zwischen  den 
beiden  Staatsmächten,  die  nach  und  nach  eingetreten  ist.  betrifft  die 
Initiative  der  Gesetzgebung  Dies  hängt  auf  das  innigste  mit 
der  Stellung  des  Reichstages  als  derjenigen  Staatsmacht,  die  direkt 
vmi  dem  \  ulke  und  der  Gesellschaft  mit  ihren  vielen  Meinungen  und 
Wünschen  au»geht.  zusammen.  Dieser  Zustand  hat  sich  aber  erst 
mit  den  jährlichen  Legislaturperioden  rasch  entwickelt.  Im  Jahre 
ISO'.»  wurde  die  Periode  auf  ftlnf  Jahre  festgesetzt.  Faktisch  wurden 
sie  stets  auf  drei  Jahre  beschränkt  und  dies  wurde  auch  1K4.">  zum 
Gesetz  gemacht.  Seit  lstit;  kuinmt  der  Reichstag  jährlich  zusammen. 
Seit  dieser  Zeit  hat  der  Reichstag  die  Regierung  auf  diesem  (iehiete 
ganz  überflügelt  In  Bezug  auf  neue  Ausgaben  für  schon  bestehende 
Kiiirichtungeii  behält  die  Regierung  mich  ihre  Initiative.  Ja.  es 
scheint,  als  wenn  der  Reichstag  allmählich  der  Regierung  dies  über- 
lassen wollte.  Hinsichtlich  der  Gesetzgebung  aber  und  neuer  Ver- 
anstaltungen aller  Art.  ob  sie  eine  Ausgabe  erfordern  oder  nicht, 
hat  der  Reichstag  seit  lange  die  Regiejung  distanziert.  Die  grosse 
.Menge  Vorschläge,  die  vom  Reichstag  kommen,  geben  auch  der 
Regierung  so  viel  zu  tun.  dass  sie  schwerlich  Zeit  hat.  sich  mit 
selbständiger  Initiative  zu  befassen.  Sie  kann  nicht  einmal  mit  den 
Kräften,  die  ihr  zu  Gebote  stehen,  alles  bewältigen,  was  der  Reichs- 
tag ihr  anheimstellt.  Sowohl  aus  diesem  Grunde  wie  aus  anderen 
weist  die  Regierung  diese  Arbeit  von  sich  ab  und  besonderen  Kom- 
missionen zu.  Die  Kommissionen,  in  welche  meistens  Abgeordnete 
aus  beiden  Kammern  und  von  verschiedenen  Parteien,  aber  auch  ein 
Fachmann  eingesetzt  werden,  haben  sich  beinahe  zu  einem  Regierungs- 
system  ausgebildet.  Das  Kommissiotiswesen  bildet  auf  diese  Weise 
ein  Sicherheitsventil  für  all  den  Refornieifer.  der  sonst  sowohl  dein 
Reichstag  wie  der  Regierung  leicht  Uber  den  Kopf  wachsen  könnte. 
Klar  aber  ist.  dass  die  Regierung  bei  dieser  Sachlage  mein-  und 
mehr  zurücktritt  und  bloss  in  grossen  Fragen,  wie  z.  B.  voriges 
Jahr  bei  der  Heeres  vorläge,  die  Initiative  ergreift.  Die  Wirkung 
von  alledem  inuss  aber,  wenn  nicht  eine  Verschiebung  in  dem  Rechts- 
verhältnisse der  beiden  Staatsgewalten,  so  dm  Ii  eine  Vertauschung 
der  Rollen  sein.    Nach  der  Absicht  der  Gesetzgeber  von  ISO«»  sollte 
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dii*  Regierung  die  treibende  Kraft  in  der  Verfassung  sein,  der 
Reichstag  dagegen  sollte  sich  „weise  zögernd  im  Handeln,  aber  fest 
und  stark  im  Widerstand"  verhalten.  Das  Verhältnis  hat  sieh 
umgekehrt.  Und  daran  ist  in  erster  Linie  die  Einführung  der  all- 
jährlichen Reichstage  schuld.  So  haben  oft  Verfassungsbestimmungen 
gr<»Ne  Wirkungen  über  diejenigen  hinaus  und  neben  denjenigen, 
welche  ihre  Urheber  damit  beabsichtigt  haben. 

(  lM'ihlickt  man  diese  Verfassung-  mit  ihrer  durchgeführten 
Machtverteilung  zwischen  König  und  Volk,  sowie  die  Garantien, 
welche  sie  gegen  Konflikte  zwischen  den  beiden  Staatsmächten  einer- 
seit.s  und  innerhalb  der  Abteilungen  des  Reichstages  andererseits 
aufteilt,  und  ferner  den  Schutz,  welchen  sie  dem  Einzelneu  gegen 
Gewalt  und  Willkür,  von  welcher  Seite  es  auch  sein  mag,  gewahrt, 
><i  muss  man  den  Männern  von  180U  tiefe  Bewunderung  zollen, 
l  ud  diese  wird  dadurch  nicht  geschmälert,  dass  sie  im  Grunde  nur 
der  eigenen  tausendjährigen  Erfahrung  des  schwedischen  Volkes  auf 
dem  tiebiete  des  Verfassungslebens  bewussten  Ausdruck  verliehen. 
Die  gesetzlieh  festgelegte  Teilung,  wie  andererseits  das  Zusammen- 
wirken zwischen  Konig  und  Volk  in  Bezug  auf  die  Bildung  des 
Staat>willens  ist.  wie  wir  gesehen  haben,  der  Grundgedanke  dieser 
Vcrfa-siiiig.  Er  offenbart  sich  in  der  Abgrenzung  getrennter  tiebiete 
ftlr  die  Alleinherrschaft  des  Königs  und  für  die  des  Reichstags,  so- 
wie für  das  Zusammenwirken  beider  auf  anderen  Gebieten,  ferner  in 
dem  merkwürdigen  Parallelismus  von  Institutionen  und  Befugnissen: 
Staatskomptoir  und  Reichsschuldenkomptoir  —  Justizkanzler  und 
Justizsachwalter  .  Justizkanzler  (Hofkanzler)  und  Druckfreiheits- 
k  .mitee.  bei  der  Sanktion  von  Gesetzen  u.  s.  w. 

Aber  die  richtige  Teilung  der  Macht  ist  das  Palladium 
der  bürgerlichen  und  politischen  Freiheit.  Das  ist  die  un- 
vergängliche Wahrheit  in  MoKTKsqi  iki  s  Staatslehre.  Das  bezeugt 
auch  die  Geschichte,  vor  allem  unsere  eigene  und  aus  der  haben 
wir  die  Lehre  geschöpft  — .  al>er  desgleichen  die  aller  Zeiten  und 
aller  Völker.  Die  ungeteilte  Macht,  mag  sie  nun  in  der  Hand  eines 
Fürsten  oder  einer  Aristokratie  oder  des  ganzen  Volkes  liegen,  setzt 
unfehlbar  die  Freiheit  aufs  Spiel  und  führt  gewöhnlieh  zur  Be- 
drückung.   Pas  ist  ebenso  wahr  in  Bezug  auf  die  Verfassungen  der 
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(iegenwart  wie  die  vergangener  Zeiten.  Müh  weiss  das  auch: 
daher  da»  Streben,  bcwusst  oiltr  Ii  ubcw  u>st .  sich  durch  aller- 
hand Kiurichtungcu  treten  den  souveränen  Volkswillon  zu  schlitzen. 
Perart  ige  Kinrirhtungon  sind:  die  Bildung  zweier  gleichstarker 
Parteien,  wie  in  Kurland:  die  Stellung  der  Verfassung  unter  den 
Schiit/,  der  Berichte,  wie  in  den  \  ei -einigten  Staaten:  Erschwerung: 
von  Verfassungsänderungen  durch  allerlei  Fmschweife.  wie  e*  in  der 
iiordaiiierikani<cheii  l'nion  und  in  den  einzelneu  Staaten  derselben 
geschehen  i-t :  ferner  Proportionalwahl,  die  jedoch  mehr  in  der 
Theorie  als  in  der  Praxis  Fuss  gefasst  hat.  und  merkwürdigerweise 
Referendum  in  der  S<  hueiz  und  den  Teilstaaten  der  Fnion.  Aber 
diese  Mafsiegeln  sind,  wenn  sie  am  nötigsten  gebraucht  werden, 
recht  niüchtlos.  Bevor  nicht  die  Mens»  hen  anderen  Sinnes  und 
meieren  Merzens  werden,  wird  die  Majorität  nie  die  Minorität 
respektieren,  wenn  KouHiktfällc  vorliegen  Bis  auf  weiteres  ist  darum 
die  gleiche  Teilung  der  Macht  zwischen  getrennten  Staatsmächten 
iStaatssiihjekten)  ebenso  wie  zwischen  zwei  Kammein  die  sicherste 
Wehr  der  politischen  und  ebenso  der  persönlichen  Freiheit.  Das 
ist  es.  was  die  schwedische  Verfassung  von  lhui»  und  ebenso  die 
Veränderungen,  die  spater  getrohVn  worden  sind,  bew  iisst  aussprechen 
und  festlogen.  Darin  nicht  minder  als  in  der  historischen  Kontinuität 
liegt  die  tirösse  dieser  Verfassung. 

Aber  wie  sehr  wir  auch  diese  Verfassung  sowohl  von  dem 
(iesichtspunkt  der  historischen  Fat w iekelung  üls  von  dem  der  poli- 
tischen Architektur  bewundern  mögen,  so  dllrfen  wir  die  Austen 
ihren  wunden  Punkten  und  wirklichen  Mängeln  gegenüber  nicht 
verschliessen.  Schon  der  Typus,  welcher  sich  in  der  schwedischen 
Verfassung  verkörpert,  ist  die  schwache  Seite  derselben.  Denn 
unleugbar  ist  dieser  Typus,  weil  er  komplizierter  ist.  auch  empfind- 
licher als  die  einfacheren,  man  kann  gern  sagen:  roheren,  aber  auch 
leichter  fasslichen  Typen  mit  ungeteilter  Maatsgewalt,  mag  diese 
nun  in  der  Hand  eines  Fürsten  oder  des  Volkes  liegen.  Kr  ist  im 
Verhältnis  zu  ihnen,  wie  die  höheren  chemischen  Verbindungen  im 
Vergleich  mit  den  niederen,  schwerer  festzuhalten  und  fällt  leichter 
auseinander,  wennschon  freilich  gerade  die  schwedische  (ieschichte 
beweist,  dass  diese  Staatslörm  eine  grosse  Lebenskraft  besitzen 
kann.  Kr  setzt  gleichwohl  ein  Volk  mit  viel  Besonnenheit  und  viel 
politischer  Klugheit  voraus,  um  nicht  nur  ein  labiles  Zw ischeiistadium 
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/wischen  Fürstensouveränität  und  Volkssouveränität  zu  worden. 
Besonders  ulier  ist  die  unselbständige  und  wenig  machtvolle  Stellung 
des  Ministeriums  wir  jedes  einzelnen  Ministers  ein  Mangel,  der  in 
•  nisten  Zeiten  gefährlich  ist  und  in  friedlichen  leicht  zu  einem  Über- 
greifen des  Reichstages  im  Sinne  der  Freiheitszeit  fuhren  kann.  Die 
schwedische  Verfassung  fordert  mehr  vielleicht  als  je  eine  andere,  wie 
überhaupt  ein  besonnenes  Volk  so  auch  bedeutende  Männer  in  der 
Kegierung.  Das  erste  trifft  zu.  aber  die  bedeutenden  Manner  wuchsen 
leider  nicht  an  den  Daumen. 

• 

In  kurzen  Zügen  habe  ich  versucht,  die  schwedische  Yer- 
fa>suii}r  darzustellen,  so  wie  sie  1801»  gewesen  ist  und  wie  sie  jetzt 
i>t.  D:iss  *ie  den  Aussenstehenden  eigentümlich  vorkommen  wird, 
darüber  kann  man  sich  kaum  w  undern.  Unsere  Nachbarn,  die  Nor- 
weger und  die  Danen,  die.  ohne  sie  naher  zu  kennen,  die  äusseren 
Konturen  derselben  vor  Augen  haben,  betrachten  sie  als  eine  sonder- 
bare Erscheinung,  sehr  antik  und  selir  konservativ  und  aristokratisch. 
In  erster  Hinsicht,  oder  was  das  Alter  betrifft,  haben  sie  recht,  in 
letzterer  nicht.  Sie  bemerken  vor  allem,  dass  nach  der  offiziellen 
Statistik  nur  gegen  25  °/0  der  mannlichen  Bevölkerung  über  21  Jahre 
>t  im  unecht  zur  zweiten  Kammer  hat.  Doch  hängt  dies  nicht  so 
sehr  von  dem  hohen  Zensus,  als  von  der  Abneigung  der  Industrie- 
arl»eiter  ab.  sich  nach  ihren  wirklichen  Einkünften  einschätzen  zu 
lassen,  was  von  den  Einschätzungskommissionen  geduldet  wird.  Wäre 
die*  nicht  der  Fall,  so  wäre  die  genannte  Ziffer  ohne  Zweifel  50  0  0 
höher  oder  noch  mehr. 

Die  einzige  Tatsache,  dass  von  den  230  Mitgliedern  derselben 
Kannner  über  100  Bauern  sind,  beweist  am  besten,  wie  wenig 
aristokratisch  diese  Repräsentation  ist.  Übrigens  ist  eine  bedeutende 
Herabsetzung  des  Zensus  binnen  kurzem  zu  erwarten.  Vor  allem  aber 
möge  bemerkt  werden,  dass  die  Wahlen  zu  den  Kammern  des  Reichs- 
tages, wie  erwähnt,  von  jeder  Einmischung  seitens  der  Regierung 
absolut  frei  und  dazu  noch  kostenlos  sind,  ein  Umstand,  welcher 
-ie  in  weit  höherem  Mafse  demokratisch  macht,  als  in  anderen 
Ländern  mit  allgemeinem  Wahlrecht,  aber  anderen  Wahlgebräuchen. 

Feiner  scheint  ihnen  eine  Verfassung,  die  der  Minister-  und 
l'arteiregierung  entbehrt,  besonders  da  sie  eine  Monarchie  ist.  uichts 
weniger  als  modern  zu  sein.    Das  übliche  Schema  des  Parlamentaris- 
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mus.  welches  Norwegen  dank  dein  (irundgesctze  von  1H14  und  dank 
dem  Marigel  höherer  Klassen  von  Kinfluss  glücklich  durchgeführt 
hat.  und  welches  das  Kolkctiug  in  Dänemark  umsonst  für  sich  zu 
realisieren  bemüht  ist.1)  passt  gar  nicht  für  die  schwedische  Ver- 
fassung. Die  Minister  bleiben,  wenn  auch  der  Reichstag-,  wie  es 
oft  geschieht,  ihre  Vorlagen  verwirft,  ja.  man  würde  es  sojrar  als 
einen  ungehörigen  Druck  empfinden,  wenn  die  Minister  daraus  eine 
Kabinettsfrage  machten,  sofern  die  Sache  nicht  von  grösserer  poli- 
tiseher  Bedeutung  ist.  Selten  ist  denn  auch  ein  Ministerium  ganz 
homogen  Wie  sehr  man  eine  Partcircgierung  hei  uns  fürchtet,  ist 
auch  aus  dem  schon  erwähnten  ['instand  zu  ersehen,  dass  der 
Reichstag,  obwohl  so  selbständig  und  mächtig,  vom  Könige  die 
Sprecher  empfängt.  I'arteiregierung  und  parlamentarisches  Königs- 
tum  halten  wir  einmal  gehabt  im  1*.  .Jahrhundert,  aher  feierlich 
beerdigt,  wie  wir  horten,  für  immer.  So  fern  wir  also  diesem  System 
stehen,  ebenso  weit  sind  wir  von  dem  Absolutismus  und  dessen 
Ableger,  der  konstitutionellen  Monarchie  mit  knapp  beschnittener 
oktroierter  Verfassung,  entfernt.  Keine  Regierung  kann  freien  den 
Willen  des  Reichstages  geführt  werden.  Auch  ohne  Reichsrecht 
oder  andere  in  der  Verfassung  angezeigte  Auswege  hat  der  Reichs- 
tag die  Mittel  in  seiner  Hand,  einen  Minister  zu  entfernen,  der  nicht 
mit  ihm  zusammenarbeiten  will. 

Die  einzige  Verfassung,  mit  der  die  schwedische  einige  Ähn- 
lichkeiten hat.  freilich  nicht  in  Bezug  auf  Grund  und  Aufbau, 
welche  si»  verschieden  sind  wie  nur  möglich,  aber  hinsichtlich  ihrer 
Tätigkeit  und  ihrer  Funktionen,  ist  die  der  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika.  Sowohl  die  Spezialisierung  des  Budgets  und  die  Ue- 
setzinitiative.  die  der  Kongress  ausübt,  wie  die  Macht  der  Ausschüsse 
und  die  privaten  Verhandlungen  der  Minister  mit  denselben,  erinnern 
stark  an  die  Verhaltnisse  bei  uns.  Penn  obwohl  die  schwedischen 
Minister  im  Gegensatz  zu  ilircn  amerikanischen  Kollegen  Zutritt  zu 
den  Kammern  und  auch  oft  Sitz  darin  halten,  bilden  doch  die  Ver- 
handlungen mit  den  Ausschüssen  und  den  leitenden  Personen  der 
Parteien  das  wichtigste  Kleinem  der  gemeinsamen  Arbeit  der  Re- 
gierung und  des  Reichstags. 

')  Wie  bekannt,  hat.  seitdem  dieser  Vortrag  gehalten  wurde,  ein 
Ministerwechsel  in  Dänemark  stattgefunden,  der  vielleicht  zum  Parlamen- 
tarismus führen  mag. 
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Schliesslich  ist  auch  von  seiten  der  deutschen  Wissenschaft 
ilie  schwedische  Verfassung  unrichtig  heurteilt  worden.    Man  glaubt 
in  ihr  altständische  Elemente  zu  sehen:  erstens,  weil  die  Volks- 
repräsentation  his  1866  vierständig  war.  zweitens  und  vor  allem, 
weil  König  und  Reichstag  sich  so  vollständig  in  die  Ausübung  der 
Staatsgewalt  teilen.     Dass  jedoch  die  vierstündige  Volksvertretung 
nicht  so  aufgefaßt  werden  darf,   ist  schon  oben  dargetan  worden. 
Khenso  lehrt  die  ganze  voraufgehende  Darstellung  der  schwedischen 
tieschichte,  dass  die  durchgeführte  Teilung  in  der  Ausübung  der 
Staatsgewalt  zwischen  König  und  Volk  (Reichstag)  nicht  weniger 
als  ein  rückständiges  und  uubewusstes  Überbleibsel  aus  veralteten 
\  erfassungszuständen  ist.    Ganz  im  liegenteil  ist  diese  Verteilung 
der  Machtbefugnisse  im  Staate  eine  mit  klarem  Hewusstsein  durch- 
geführte Schöpfung,   um    die  Scylla   des  Absolutismus,    sowie  die 
fharybdis  des  Parlamentarismus  zu  vermeiden.     Aber  nicht  nach 
subjektiven  politischen  Ideru.  sondern  nach  den  objektiven  Erfahrungen 
<les  schwedischen  Volkes  wurde  sie  ausgeführt.    Man  hatte  es  sowohl 
mit  der  Fürsten-  wie  mit  der  Volkssouveriinität  versucht  und  wollte 
beiden  einen  Kiegel  vorschieben.    Diese  aussenstehende  so  sonderbare 
Teilung  der  (iewalt  zwischen  König  und  Volk  ist  also  weder  eine 
historische  Antiquität,  noch  gefährdet  sie  die  Einheit  des  Staates, 
•leim  wiewohl  nicht  einer,  sondern  zwei  zur  Kildung  des  Staats- 
willens M'ugt  sind,  so  besagt  die  Verfassung  klar  und  bestimmt, 
wann  der  eine  und  wann  der  andere  oder  beide  zusammen  denselben 
bilden  sollen,  wodurch  sowohl  Kompetenzkonflikte  wie  ein  Zwiespalt 
im  Staate  vermieden  wird.    In  keinem  Lande  hat  man  die  Ver- 
fassung, die  man  wünschte,  so  klar  gesehen  und  so  scharf  ausgeprägt. 
Es  ist  ein  Typus  für  alle  Zeiten,  der  auf  diese  Weise  von  den 
Männern  von  1809  geschaffeu  wurde. 

Ich  komme  also  darauf  zurück:  Die  schwedische  Verfassung 
>tellt  einen  selbständigen  Typus  neben  denjenigen  der  anderen  Ver- 
fassungen der  Neuzeit  dar.  Sie  gehört  zu  den  konstitutionellen 
Monarchien,  weicht  aber  von  den  übrigen  ab  durch  die  klare  und 
ziclhewusste  Einsicht,  dass  die  Teilung  der  Macht  im  Staate  die 
einzige  Garantie  der  Freiheit  ist.  l'ud  diese  Teilung  ist,  wie  oben 
gezeigt,  mit  grosser  Selbständigkeit  für  jede  der  beiden  Staatsmächte. 
König  und  Volk,  vollzogen  worden.  Auch  in  den  anderen  konsti- 
tutionellen Monarchien  kommt  eine  derartige  Teilung  vor,  aber  un- 
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bcwiixt  und  besonders  in  den  Mindern  mit  oktroierter  Wrlassunjr 
sehr  unyh 'i<  lunii>>ii:.  Sit*  kam  auch  in  dem  {rermanischen  oder, 
vielleicht  richtiger,  skaudinn vischen  l  'rköni^tuui  vor.  Aber  an  dir 
Melle  der  abstrakten  und  t'a-t  auf  allen  (iehieten  des  Staatsleben* 
durchgeführten  Teilung  der  Macht,  die  das  uralte  Königtum  kenn- 
zeichnete, i-t  das  schon  von  (iustav  II.  Adolf  ausgesprochene  Zu- 
sammenwirken des  Königs  und  des  Volks  in  stets  innigerer  und  um- 
fassenderer Wei>e  getreten.  >o  dass  jetzt  in  Wahrheit  Könifr  und 
Heich-tair  die  königliche  hohe  Majestät  des  Staates  ausmachen.  Nach 
modernen  Au-drueksw  eisen  vereinigt  als.»  die  schwedische  Ver- 
fassinifr  (.i,„.  starke  Volkspewalt  mit  einer  ebenso  starken  tiewalt 
des  Kimifrs  Die  Verfassung  Schwedens  ist  «las  skandinavische  l'r- 
köni^tum  in  moderner  Ucstalt. 
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Der  putzen  des  Studiums  im  Auslande 
für  Juristen  und  Nationalökonomen 

mit  Berücksichtigung  der  für  die  deutschen  Studenten 
an  der  Universität  Grenoble  getroffenen  Einrichtungen. 

Von 

Dr.  Joseph  Duquesne, 

IWes-or  der  Recht«-  an  der  t'uivennltat  Orenut.le. 
(iihulten  am  28.  September  V.HM 

Die  Wahrheit  der  von  mir  zu  behandelnden  These  ist  zweifellos 
•  ine  derjenigen,  die  auf  allgemeine  Anerkennung  Anspruch  erheben 
dürfen,  aber  sie  wird  von  den  meisten  mehr  kraft  eines  Gefühles 
für  das  Wahre,  als  kraft  einer  hewussten  Überzeugung  angenommen. 
Niemand  hat  das  Bedürfnis.  (Iber  diese  Wahrheit  HUoher  zu  schreiben 
und  Keden  zu  halten:  Zeitungen  und  Zeitschriften  lassen  sie  un- 
liorührt.  fast  nie  beschäftigt  sie  die  öffentliche  Meinung.  Die  Folge 
davon  ist.  dass  sie  sehr  oft  vergessen  wird,  und  dass  sie  in  der 
l'raxis  nicht  so  grosse  Wirkung  ausübt,  als  es  zu  wünschen  ist 
K<  scheint  mir  daher  wichtig:,  einmal  alle  Gründe,  die  für  einen 
Aufenthalt  der  studierenden  Juristen  und  Xationalökonomcn  im  Aus- 
lande  entscheidend  sind,  auseinanderzusetzen,  damit  das  unbestimmte 
und  unwirksame  Gefühl  für  diese  Wahrheit  sich  möglichst  in  eine 
klare  und  fruchtbare  i'berzeugung  umwandle. 

Die  eingehende  Erörterung  dieser  Flape  hat  eine  andere,  nicht 
weniger  grosse  Bedeutung.  Die  Iniversitslt  Grenoble  hat  es  unter- 
nommen, einen  Tnterricht  der  Rechtswissenschaft  für  Ausländer,  be- 
sonders für  Deutsche,  einzurichten.  Diese  rnternehmung  führt  die 
l  uiversitüt  Grenoble  auf  eine  neue  und  unbetretene  Hahn,  einem  un- 
gewissen Erfolge  entgegen.  Ist  es  daher  nicht  ratsam,  dass  diese 
I  niversitat,  bevor  sie  diese  Hahn  betritt,  sich  an  zuständiger  Stolle 
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Hnts  erholt?  So  ist  es  denn  meine  Absicht,  diese  Auseinander- 
setzungen der  w  issenschaftlichen  Kritik  /u  unterwerfen,  damit  wir 
in  einer  gemeinsamen  Prüfung  den  Nutzen  eines  derartigen  Studiunis 
untersuchen  können.  Pas  Bedürfnis  nach  einer  Gelegenheit,  einen 
Teil  seines  Hechtsstudiums  im  Auslände  erledigen  zu  können,  wird 
uns  den  Maßstab  für  den  zu  erwartenden  Erfolg  des  Grenubler  Ver- 
suches liefern! 

I. 

Pic  Möglichkeit  für  Juristen  und  Nationalökonomen,  im  Aus- 
lände zu  studieren,  ist  wünschenswert  sowohl  vom  Standpunkte  der 
Fachbildung  als  auch  vom   Standpunkte  der  allgemeinen  Bildung. 

Vom  Standpunkte  der  Fachbildung  ist  hervorzuheben,  dass  die 
Kenntnis  der  fremden  Sprachen  und  der  Verhältnisse  im  Auslande 
für  manche  Berufe,  zu  denen  das  Kechtsstudium  führt,  unentbehrlich 
oder  zum  mindesten  vorteilhaft  ist. 

Gedenken  wir  zuerst  an  die  wichtige  Kategorie  der  Juristen, 
die  sich  als  Hechtsanwälte  oder  Hichter  der  Hechtsanwendung  widmen. 
Wie  oft  in  der  gegen  wältigen  Kntwickelung  des  internationalen 
.  Verkehrs  müssen  sie  sich  ihre  Ansicht  nach  1'rkunden  in  fremder 
Sprache  bilden:  wie  oft  müssen  sie  das  fremde  Hecht  in  Betracht 
ziehen  und  sojrar  zur  Geltung  bringen.  Ohne  Zweifel  kann  man  von 
diesen  Juristen  nicht  verlangen,  dass  sie  die  verschiedenen  Sprachen 
beherrschen.  i'bersetzungen  der  wichtigsten  ausländischen  Gesetze 
und  vereidigte  Dolmetscher  werden  daher  immer  unentbehrlich  sein. 
Indessen  trägt  sicher  die  Kenntnis  der  hauptsächlichen  Sprachen 
dazu  bei.  dem  Hichter  und  dem  Hechtsanwalte  in  ihrer  Berufstätigkeit 
grösseres  Ansehen  zu  geben.  Pas  ist  von  Wert  besonders  in 
kosmopolitischen  Städten,  wie  z.  B.  Hamburg,  wo  so  viele  Streit- 
fragen internationalen  Interesses  vor  die  Gerichte  gelangen.  Aber 
es  kann  auch  seine  Bedeutung  für  viele  andere  Städte  haben:  denn 
es  liegt  im  Wandel  der  Zeit,  dass  fremdes  Hecht  auch  im  Inlande 
mehr  und  mehr  angewendet  werden  muss.  Die  wunderbaren  Fort- 
schritte der  V  erkehrsmittel  erleichtern  das  Herüber-  und  das  Hinüber- 
wandern  aus  den  verschiedenen  Sprach-  und  Hechtsgebieten.  Für 
alle  diejenigen,  die  in  immer  steigender  Anzahl  auf  fremdem  Boden 
weilen,  gilt  nach  der  jetzigen  Praxis  der  Kulturvölker  (in  wachsendem 
l'mfang)  das  Hecht  ihres  Heimatsstaates  bezüglich  der  Personalstatuten. 
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In  noch  ganz  anderer  Weise  hat  die  Kenntnis  fremder  Spracheu 
Bedeutung:  ftlr  die  Rechtsbildung,  und  zwar  speziell  für  die  Gesetz- 
gebung. Hier  handelt  es  sich  nicht  mehr  nur  um  privates,  sondern 
um  öffentliches  Interesse.  Hier  ist  das  Arbeitsgebiet  die  vergleichende 
Rechtswissenschaft,  die  man  in  dieser  Anwendung  die  praktische 
genannt  hat. 

Möge  es  mir  vergönnt  sein,  mit  wenigen  Worten  auf  die 
Wichtigkeit  dieser  Disziplin  hinzuweisen,  denn  daraus  wird  sich 
auch  die  Wichtigkeit  der  für  die  Wissenschaft  unentbehrlichen 
HUlfsmittel  ergeben.') 

Zuuilchst  dient  die  praktische  vergleichende  Rechtswissenschaft 
dazu,  die  Kehler  und  die  Lücken  der  nationalen  Gesetzgebung  er- 
kennen zu  lassen.  Derjenige,  der  nur  seine  Gesetzgebung  kennt, 
gewöhnt  sich  nach  und  nach  an  die  Mängel  derselben  und  ist  dazu 
geneigt,  sie  vollkommen  zu  finden.  Dagegen  zeigt  uns  häutig  ein 
Mick  auf  ausländisches  Recht,  dass  fremde  Völker  für  dieselben 
Probleme  andere  und  bessere  Lösungen  gefunden  und  Fragen  auf- 
geworfen und  gelöst  haben,  die  unsere  eigene  Gesetzgebung  un- 
berücksichtigt gelassen  hat. 

•Feder  neuen  Legislationsfrage  gegenüber  kann  der  Gesetzgeber 
die  Lösung  in  zwei  verschiedenen  Richtungen  suchen.  Zunächst 
kann  er  aus  abstrakter  Betrachtung  der  Natur  der  Sache  auf  dem 
Wege  der  Deduktionsmethode  Rechtsnonnen  ziehen.  Das  war  die 
Methode  der  berühmten  Schule  des  Naturrechts.  Die  Erfahrung  hat. 
namentlich  in  Frankreich,  bewiesen,  wie  gefährlich  für  das  Wohl 
der  Völker  diese  aphoristische  Rechtsbildung  sein  kann,  und  die 
Wissenschaft  hat  heute  festgesetzt,  dass  die  Natur  der  Sache  nur 
eine  sehr  beschränkte  Anzahl  von  Normen  liefern  kann.  Der  andere 
Weg.  den  der  Gesetzgeber  wählen  kann,  ist  derjenige  der  Obser- 

M  Diese  Bemerkung  gilt  auch  für  die  folgenden  Erörterungen  über 
die  verschiedenen  Diaziplinen,  in  welchen  die  Kenntnis  der  fremden 
Sprachen  und  Völker  eine  Rolle  spielt.  Über  die  verschiedenen  Aufgaben 
der  Iii  t  htsvergleichuug  vergl.  Bkrnhöft,  Ztscbr.  f.  vergl.  Rechtsw.,  Bd.  I, 
S.  1  u.  f  ;  Jahrbuch  der  internal.  Vereinig,  f.  vergl.  Rechtsw.  und  Volkswirt- 
schaftslehre, Bd.  1,  S.  1  u.  ff  :  ZlTKLMANN,  Deutsche  Juristen-Zeitung,  1900, 
S.  329  332. 

»>  Vergl.  über  die  schädlichen  Folgen  der  im  Code  Civil  aus  uprio- 
ristischen  Erwägungen  aufgenommenen  Grundsatz«  der  Gleich-  und  Real- 
t»  ilung  der  Erbschaft  das  bemerkenswerte  Werk  von  Dr.  A.  von  Bkanut. 
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vatioiisincthode  und  zwar  der  Kechtsvcrglcichung.  So  wird  «1  i « >  ver- 
gleichende Rechtswissenschaft  auch  die  Yorarheiterin  für  Hit*  Yer- 
«•i  ii  t  ic  i  r  1  i  i- Ii  im  <r  der  Rechte  der  vei  schiedenen  Kulturvölker. 1 ) 

Neben  »Irr  praktiM  Inn  v<  r<:l«-i<  Im  imIi  ii  Rechtswissenschaft  iniiss 
man  wegen  ihrer  Bedeutung  Hlr  die  Rcehtshildung  eine  andere  Dis- 
ziplin iKiincii.  die  unsere  Vereinigung  gleichfalls  in  ihr  Programm 
aufgenommen  hat.  Sic  bildet  die  notwendige  Ki"«rii uzu n«r  «Icr  ver- 
gleichenden Rechtswissenschaft  Während  die  praktische  vergleichende 
Rechts« 'i>sen>4'hat't  die  Gesetzgcbungsfragcn  vom  juristischen  Stand- 
punkte ansieht,  hetraehtet  sie  die  Nationalökonomie  vom  soziologischen 
Standpunkte.  Sobald  die  vergleichende  Rechtswissenschaft  sieh  mit 
einem  neuen  Gcsctzgehuugspioblem  beschäftigt,  inuss  sie  die  praktische 
Nationalökonomie  zu  Hille  rufen,  um  die  beiden  im  Lehen  untrenn- 
baren Standpunkte  zu  vereinigen. *>  Wie  die  praktische  vergleichende 
Rechtswissenschaft  dient  auch  die  praktische  Nationalökonomie  dazu, 
neue  Gesetzgebungsfrageii  aufzuwerfen  und  Lösungen  für  die  an- 
geregten Fragen  zu  linden. 

Aber  ihr  Wirkungskreis  erstreckt  sich  (Iber  das  Gesctzgehungs- 
gebiet  hinaus.  Die  Betrachtung  des  gesamten  sozialen  Lebens  im 
Auslande  führt  den  Natioiialökonomen  dazu.  Normen  und  Grundsätze 
nicht  nur  für  die  Gesetzgebungstätigkeit  des  Staates,  sondern  auch 
für  die  Verwaltung  und  für  die  Beziehungen  der  verschiedenen 
sozialen  Gruppen  und  der  Individuen  festzustellen. 

In  dieser  heute  herrschenden  Auffassung  der  Yolkswirtsehaft 
mischen  sich  praktische  Nationalökonomie  und  Sozialpolitik,  und 
beide  zielen  darauf,  die  (iruudsütze  und  Einrichtungen  festzulegen, 
nach  denen  die  Wechselbeziehungen  der  verschiedenen  sozialen 
Schichten  im  Interesse  des  Gedeihens  der  Gemeinschaft  und  des 
Wohles  der  Einzelnen  geregelt  und  ausgestaltet  werden  müssen. 

Erbrecht  und  ländliche  Erbsittcn  in  Frankreich,  in  den  „Landwirtschaftlichen 
Jahrbüchern''  von  Dr.  Tiuki,,  19IK)  (französische  ('bersetzuiig  von  E.Rkgmkr: 
Droit  et  Coutuuics  de»  PopulatioiiH  Kurales  de  la  France  en  imitiere 
Hiiccpssorab',  mit  einer  Yorrede  von  G.  Bi.ondkl.  Parin,  1901). 

')  Vcrgl.  Zitklmann,  Die  Möglichkeit  eines  Weltrechts  (1888);  der- 
selbe. Internat.  Privatrecht.  Bd.  I,  1897.  S.  9:  derselbe,  Deutsche  Juristeu- 
Zeituug.  I9(X).  S.  33(1—331. 

'*)  Yergl.  F.  Mkykk.  Jahrbuch  der  Internat  Vereinig,  f.  vergleichende 
Rechtsw.  und  Volkswirtschaftslehre.  Bd.  I.  1895.  S.  314. 
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Während  so  für  die  praktische  vergleichende  Rechtswissenschaft 
und  für  die  praktische  vergleichende  Nationalökonomie  die  Kenntnisse 
fremder  Sprache  und  Völker  nur  von  nationaler  Bedeutung  sind,  er- 
lauben «  lieselhen  höhere  Wichtigkeit  für  die  theoretische  ver-leicliende 
Rechtswissenschaft  und  für  die  theoretische  verbleichende  National- 
ökonomie. Gerade  wie  die  Disziplinen,  in  deren  Dienste  sie  treten, 
wohnt  diesen  Kenntnissen  seihst  ein  wissenschaftliches  Interesse  hei. 
Ks  handelt  sich  nicht  mehr  nur  um  den  Nutzen  fllr  ein  einzelnes 
Volk,  sondern  um  das  Interesse  der  Menschheit. 

Hier  wird  die  Rechtsvoifrleichun«;  zunächst  ein  Hilfsmittel  für 
die  Ke<  hts-eschichte.  Auf  Grund  der  Analogie  der  Hechte  verwandter 
oder  auf  ploiohw  Kulturstufe  stehender  Völker  füllt  sie  die  Lücken 
der  auf  uns  »rkommenen  Cherlieferunfr  aus.  sie  ist  hier  mehr  ein 
ArMtsmittel  als  eine  Soliderdisziplin. 

Das  Gleiche  plt  fllr  die  Verwertung  der  Hechtsverfrleichuii'r 
hei  dem  Aufhau  der  allgemeinen  Lehren  der  Hechts-  und  Sozial- 
wissenschaften. Ich  erinnere  an  «las  theoretische  oder  allgemeine 
Staatsrecht.  Verwaltun-rsn-iht.  Strafrecht.  Hrivatrecht  etc.  Während 
die  historische  Schule  es  aufc:ih.  abgesehen  von  den  aus  dem  römischen 
Hecht  entwickelten  allgemeinen  Lehren  des  Privatreehts.  frttierrllo 
Prinzipien  zu  ahstrahieren.  wie  vordem  die  naturrechtliche  Schule 
mit  Hilfe  der  Psychologie,  sticht  man  jetzt  danach,  durch  eine  Ver- 
frleichuni:  der  positiven,  rechtlichen  und  sozialen  Institute  der  ver- 
schiedenen Kulturvölker  allgemeine  Grundsätze  der  Hechts-  und 
Su/ialdisziplinen  zu  tiudcn.1) 

Emilieh  *>  wird  vom  theoretischen  Standpunkte  die  Venrleichun»; 
der  Hechts-  und  Sozialinstitute  als  Korschuiifrsmethode  im  Gebiete 
der  Rechtsphilosophie  henützt.  Kin  hesoiiderer  Zwei«r.  die  ethnologische 
.lurispmdenz  oder  theorethische  vergleichende  Hechtswissenschaft,  ist 

')  Verjfl.  G.  v.  Mayk.  Herrin  und  Gliederum.'  der  Staatswissen- 
schaften,  Tübingen  1901.  S.  20.  28. 

J)  Diene  Aufzähluntr  ist  nicht  erschöpfend;  e»  wäre  noch  möglich, 
andere  H.deutuniren  der  Rcchtsverirleichunt?  hervorzuheben,  z.  R.  die  Re- 
dentin^ der  KechtsverKleichum;  für  die  Erklärung  des  nationalen  Rechts 
nvr-l  Kohi.kk.  Ztschr.  f.  t  ivilproze^.  Rd.  X.  S.  194  -199)  und  für  die 
Vervollkommnung  »1er  Technik  der  nationalen  KechtHwissenschait  (Zitki- 
Masn.  Deutsche  Jurist.  Zeitung.  1900.  S.  331). 
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entstanden.1)  Si.-  strebt  danach,  aus  der  Geschichte  der  positiven 
Hechte  aller  N  idker  die  Gesetze  der  Kntwickclung  des  Hechtes  der 
Menschheit  abzuleiten.'2)  Sie  zeigt  uns  auf  dein  Gebiete  der  Rechts- 
philosophie eine  Umgestaltung  der  Methode,  die  im  allgemeinen  der 
schon  auf  dein  (iehiete  der  Gesetzgebung  und  der  theoretischen  Rechts- 
11  tili  Sozialdis/.iplinen  erwähnten  Umgestaltung  entspricht. 

Werten  wir  jetzt  am  Knde  dieses  Exkurses  in  die  verschiedenen 
(iehiete  der  Kcchtsanwendung.  der  Rechtsbildung,  der  Kechtsforschung 
und  der  Volkswirtschaftslehre  einen  Htlckhlick  auf  den  zurückgelegten 
Wog.  so  erhalten  wir  den  allgemeinen  Kindruck,  dass  Überall  in  der 
Praxis  wie  in  der'  Theorie  die  Kenntnis  der  fremden  Sprachen  und 
Völker  für  den  Juristen  von  immer  wachsender  Bedeutung  ist. 
KH};en  wir  noch  hinzu,  dass  diese  Kenntnis  und  besonders  die  der 
französischen  Sprache  seit  je  für  das  Völkerrecht  und  für  die  Kunst 
seiner  Hildulf  und  seiner  Anwendung,  „die  Diplomatie",  unentbehrlich 
ist.  so  haben  wir  nach  unserer  Meinung  eine  fast  vollständige  Auf- 
zählung der  Vorteile  gegeben,  welche  die  Kenntnis  der  fremden 
Sprachen  und  N  idker  vom  Standpunkte  der  Knchhildung  bieten  kann. 

Aber  weniger  als  irgend  ein  anderer  dürfen  der  Jurist  und 
der  Xatioualökonom  wegen  der  Stellung,  die  sie  in  der  Gesellschaft 
einnehmen,  einseitig  sein.  Der  Kreis,  in  dem  sie  gewöhnlich 
leben,  die  verschiedenen  Ämter,  die  sie  oft  bekleiden  müssen,  alles 
beansprucht  eine  wirklich  allgemeine  Bildung.  Um  diese  Bildung: 
zu  erwerben,  ist  schon  sehr  oft  von  den  berühmtesten  Männern  be- 
tont worden,  dass  es  kein  besseres  Mittel  gibt  als  den  Verkehr  mit 
dem  Auslande.  Auf  diese  Weise  wird  das  Gedächtnis  eines  Menschen  mit 
literarischen,  historischen,  geographischen  und  sonstigen  Kenntnissen 
ausgerüstet,  die  den  Umgang  mit  ihm  instruktiv  und  reizvoll  machen. 
Der  Verstand  wird  um  neue  Begriffe  und  Auffassungen  aus  der 
lreuulen  Sprache,  der  fremden  Literatur,  den  roligösen.  politischen, 
sozialen  und  sonstigen  Zuständen  des  fremden  Landes  bereichert. 
Schliesslich  wird,  um  uns  nur  auf  das  Hauptsächliche  zu  beschränken. 

')  Uber  die  Geschichte  der  ethnologischen  Jurisprudenz,  vcrgl. 
Kohi.kk  in  Lexis.  Deutsche  Universitäten.  Bd.  1.  S.  401  ff.:  über  die  Auf- 
gaben und  die  Methode  dieser  Disziplin.  Koni. KR.  Ztachr.  von  Grünhut. 
1901.  S.  273  -284  und  mehren-  Artikel  desselben  in  Ztschr.  f.  vergl.  Rechtsw. 

2)  Vergl.  Bkrsmöft,  namentlich.  Ztschr.  f.  vei irl.  Rechtaw..  Bd.  1. 
S.  31!.  37  und  Jahrbuch  der  Internat.  Vereinig,  f.  vcrgl.  Rechtaw.  und 
Volkswirtschaftslehre.  Bd.  1.  S.  1  ff. 
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d:is  Reobaehtungsvermögen  des  (ieistes  entwickelt,  und  so  auch  lernt 
der  Ein/eine  aus  den  Gegensätzen  sein  Vaterland  und  dessen  Institute 
besser  kennen. 

Das  Studium  an  einer  ausländischen  Universität  ist  nun  wohl 
sicher  eines  der  Mittel,  um  alle  diese  Kenntnisse  zu  erwerben.  Aber 
es  scheint  mir  auch  das  beste  Mittel  zu  diesem  Zwecke  zu  sein. 

Demjenigen,  der  nicht  wenigstens  einige  Zeit  eine  fremde 
Sprache  täglich  und  in  ihrem  praktischen  Gebrauche  gehört  und 
gesprochen  und  das  fremde  Volk  in  seinem  Leben  und  seinen  Sitten 
beobachtet,  hat  viele  Mühe  und  Arbeit  nötig,  bevor  er  die  fremde 
Sprache  ganz  beherrscht  und  das  fremde  Volk  gründlich  kennt,  l'nd 
niemals,  glaube  ich,  wird  er  jenes  Sprachgefühl  erlangen,  das  Hin- 
durch einen  langen  Verkehr  mit  Einwohnern  des  fremden  Landes  er- 
worlxMi  werden  kann  und  das  unentbehrlich  ist,  um  allen  Schattierungen 
der  Gedanken  in  fremder  Sprache  folgen  zu  können.  Ein  Aufenthalt 
im  Auslande  gibt  auch  dem  Juristen  und  dem  Nationalökonoinen  eine 
gewi>«*'  Vorkenntnis  des  fremden  Volkes,  die  ihnen  für  das  Studium 
der  fremden  Werke  und  der  ausländischen  Institutionen  sehr  nützlich 
>ein  wird. 

Regelmässig  zwar  wird  ein  gereifter  Jurist  oder  National- 
ökouom  besser  als  ein  junger  Student  seinen  Aufenthalt  im  Aus- 
lande für  die  Erlernung  fremder  Rechts-  und  Sozialinstitute  ausnützen. 
Aber  man  muss  gestehen,  dass  die  Dauer  des  l'niversitätsstudiums 
und  des  Vorbereitungsdienstes  sehr  lang  ist.  so  dass  wenige  noch 
ausserdem  ein  oder  zwei  Semester  für  eine  Reise  ins  Ausland 
verlieren  wollen  oder  können,  l'nd  wenn  sie  einmal  ein  Amt  be- 
kleiden .»der  einen  Heruf  gewählt  haben,  so  mangelt  ihnen  gewöhnlich 
die  wünschenswerte  Zeit  zu  einem  längeren  Aufenthalt  in  der  Fremde. 

Freilich  können  die  Juristen  und  Nationalökonoinen  ihre  Ferien 
zu  einem  Ausflug  in  das  Ausland  verwenden.  Dieses  Mittel  ist  auch 
in  Zukunft  empfehlenswert  für  diejenigen,  die  ausländische  Uni- 
versitäten während  der  Semester  nicht  besuchen  können.  Solchen 
Studenten  ist  es  besonders  zu  raten,  auf  eine  Universität  zu  gehen, 
wo  sie  Ferienkurse  finden,  wie  dies  namentlich  in  Grenohle  der 
Fall  ist. 

Aber  fruchtbarer  erscheint  zweifellos  ein  Aufenthalt  während 
der  Semester,  in  welchen  der  Student  zahlreichere  Vorlesungen  hören, 
mit  den  Professoren  in  Verbindung  treten,  sich  an  seine  ausländischen 
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Kommilitonen  anschliessen  und  mit  anderen  gebildeten  Kicken  in  aus- 
gedehnterem Malse  verkehren  kann.  Kin  Kiuwnnd  gegen  das  Studiuni 
im  Ausland  wird  nur  erhoben  Weyen  der  Schwierigkeit  der  An- 
rechnung des  in  der  Fremde  verbrachten  Seinesters  für  die  Zulassung: 
zur  Prüfung,  hie  meisten  l>o/.enten  und  die  Autoritären,  die  das 
Studium  der  Rechtswissenschaft  in  den  verschiedenen  deutsclien 
Mindern  leiten,  meinen,  der  Lernstoff,  den  die  deutsclien  .Juristen 
>i<  h  in  sechs  oder  sieben  Semestern  aneignen  müssten.  sei  zu  gross. 
al>  dass  sie  ein  oder  g:«r  mtdirere  Semester  des  vorgeschriebenen 
Trienniutiis  im  Auslande  zubringen  könnten,,  ohne  dort  entspre<  liende 
juristische  Vorlesungen  zu  hören. 

Wie  (ieheimrat  Professor  S n.i./.n.  in  seiner  Erklärung  zu  den 
letzten  pmissisrheii  Stiidienordnungen  ausdrllcklieh  betont:  „setzr 
die  Erreichung  einer  den  Anforderungen  der  Prüfung  und  des  Lehens 
entsprechenden  juristischen  Ausbildung  eine  gewissenhafte  und  ge- 
ordnete Ausnutzung  der  vorgeschriebenen  Zeit  voraus".  Die  Folge  da- 
von ist.  dass.  wie  derselbe  Autor  weiter  bemerkt,  deutsche  Juristen  nur 
au  ausserdeutsehen  Ftiiversitiiten  studieren  können,  wenn  sie  dort 
Vorlesungen  rinden,  die  den  deutschen  Lehrpläneii  entsprechen.1! 

Ks  sei  mir  jedoch  erlaulit.  dieser  wohl  begründeten  Meinung 
gegenüber  eine  andere  Ansicht  zu  erwähnen,  die  ich  hauptsächlich 
ausserhalb  der  akademischen  Kreise  gefunden  habe.  Man  meint,  es 
mtl>se  in  Erwägung  gezogen  werden,  ob  die  im  Auslände  erworbenen 
Kenntnisse  und  das  so  erhöhte  Auffassungsvermögen  nicht  eine  Aus- 
gleichung der  ursprünglichen  I. ticke  mit  Leichtigkeit  in  kürzerer 
Frist  durch  ein  Fachstudium  ermöglichen.  Indessen  die  herrschende 
Ansicht  der  amtlichen  deutschen  Kreise  wurde  notwendig  massgebend 
für  die  Neueinrichtung  an  der  rniversität  (ireuoble 

M  Vergl.  Reichs-  und  St  aatsan ze i ger  vom  28.  Januar  181)7  und 
„I»ie  Vorschriften  über  die  Ausbildung  der  Juristen  in  Pn  ussen",  Berlin, 
Fkanz  Vaiii.kn.  18H7.  2  Aufl.,  S.  13:  „Das  Studium  im  Auelande  wird, 
sagt  Geh.  Prof.  Stölzkl,  soweit  es  geserzlich  freisteht,  durch  die  vor- 
liegenden Verfügungen  nicht  beschränkt.  Immerhin  erscheinen  dieselben 
geeignet,  einer  durch  Interessen  der  allgemeinen  Bildung  nicht  «rerecht- 
fertigten, zu  weit  gehenden  Neigung  zum  Besuch  ausserdeutsehen  Universi- 
täten insoweit  entgegenzuwirken,  als  die  Einrichtung  der  Vorlesungen 
und  Übungen  an  denselben  den  diesseits  gestellten  Anforderungen  nicht 
entspricht". 
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11. 

Die  iTt'schiehte  der  Umgestaltung,  welche  die  Universität 
i  irenoble  gegenwärtig  vornimmt,  ist  kurz  und  einfach.  Vor  einigen 
-lahren  wurde  die  genannte  Hochschule  durch  die  immer  wachsende 
Anzahl  von  Reisenden,  die  während  des  Sommers  nach  (irenoble 
hinströmen,  um  von  dort  AusttUge  in  die  Alpen  der  Dauphine  zu 
unternehmen,  auf  den  (Jedauken  gelenkt,  die  Anziehungskraft  des 
Landes  ftlr  die  Unterweisung  der  Fremden  in  der  französischen 
Sprache  zu  verwerten.  Aus  diesem  (irunde  wurden  im  Jahre  18Ü5 
Ferienkurse  ftlr  Ausländer  ins  Leben  gerufen.  Diese  erfreuten  sich 
bald  der  lebhaftesten  Beteiligung.  Unter  den  Resuchern  dieser 
Ferienkurse  befanden  sich  mehrere  deutsche  Neuphilologen,  die  den 
Wunsch  aussprachen,  dass  auch  während  der  Studiensemester  Sonder- 
u.rlcsungen  Ober  französische  Sprache  ftlr  Ausländer  eingeführt 
werden  möchten.  Die  Universität  kam  diesem  Wunsche  nach  und 
k-»chli»*s.  während  der  Semester  neben  den  nach  Mafsgabe  der 
französischen  Studienpläne  abzuhaltenden  Vorlesungen,  zu  denen 
Ausländer  zugelassen  wurden,  nun  auch  Spezialvorlesungen  Uber 
französische  Sprache  und  Literatur,  sowie  Übungen  im  mündlichen 
und  schriftlichen  tiebrauche  des  Franziisischen  für  Ausländer  einzu- 
richten. Dieser  Sonderunterricht  in  der  französischen  Sprache  zog 
viele  Ausländer  nach  (irenoble,  besonders  deutsche  Neuphilologen. 
Dazu  kamen  einige  Juristen,  die  zugleich  einige  Vorlesungen  an  der 
juristischen  Fakultät  besuchten.  Leider  wurde  das  Semester,  das 
*ie  in  Orenoble  zubrachten,  in  Deutschland  für  die  Zulassung  zur 
erMen  Prüfung  nicht  angerechnet. 

Um  diesem  Missstande  abzuhelfen,  schickte  die  Universität 
(»renoble  einen  ihrer  Professoren  nach  Deutschland  mit  dem  Auftrage, 
alle  wünschenswerten  Schritte  zu  tun.  Auf  tirund  verschiedener 
Unterhandlungen  hat  die  Universität  (irenoble  Neueinrichtungen  ge- 
troffen, um  es  deutschen  Studierenden  der  Rechtswissenschaft  zu  er- 
möglichen, in  (irenoble  ein  Semester  rechtsgültig  zu  absolvieren. 

Das  Keichsgerichtsverfassungsgesetz  vom  27.  Januar  1X77.  S  ± 
Stimmt:  _Die  Fähigkeit  zum  Hichterainte  wird  durch  die  Ablegung 
zweier  Prüfungen  erlangt.  Der  ersten  Prüfung  muss  ein  dreijähriges 
>tudium  der  Hechtswissenschaft  auf  einer  Universität  vorangehen. 
Von  dem  dreijährigen  Zeitraum  sind  mindestens  drei  Halbjahre  dem 
>tudiujn  auf  einer  deutschen  Universität  zu  widmen".    Ks  folgt 

.fahrburh  tUr  int.-rrwt.  Wreinijcang.  6.  Bd.  1J 
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daraus.  dass  dir  «leut <«-h«-n  Juristen  drei  Semester  aui  ausserdeutschen 
Universitäten  studieren  können. 

Die  Landrsgcsetzc  (Hävern  ausgenommen,  von  dem  ich  be- 
sonders sprechen  werde),  lassen  den  Angehörigen  der  verschiedenen 
Länder  diese  Freiheit.  Maden  gibt  sogar  seinen  Landeskindern  die 
Hefugnis.  vier  Semester  im  Auslände  /u  studieren,  indem  es  die 
I lauer  des  rniversitätsstudiums  um  ein  Semester  verlängert,  ohne 
zu  fordern,  dass  mehr  als  drei  Semester  an  einer  deutschen  Uni- 
versität zugebracht  werden  (Verordnung  vom  17.  November  18!M». 
Abschnitt  I.  S  1). 

Alter  diese  gesetzliche  Freiheit  wird  durch  die  Praxis  be- 
-i  hränkt  l>ie  verschiedenen  Justizministerien  setzen  in  den  Studien- 
ordnuniren  die  Vorlesungen  und  die  Übungen  fest,  welche  die 
Kandidaten  vor  Ablegung  der  ersten  juristischen  Prüfung  besuchen 
müssen.  Freilich  bestimmen  diese  Studienordnungen  nicht  oder  fast 
nicht,  wie  und  wann  der  Student  die  fragliche  Vorlesung:  hören 
muss.M  Nach  dem  Buchstaben  der  Studieuordnungen  hat  daher  der 
Student  unbeschränkt  das  Hecht,  während  eines  Semesters  keine  der 
vorgeschriebenen  Vorlesungen  zu  hören,  und  kann  an  einer  aus- 
ländischen Universität  frei  studieren  Abel1  dem  Studenten,  der  sein 
Hei  htsstudium  auf  diese  Art  gestaltet,  könnte  das  Gesuch  um 
Zulassung  zur  juristischen  Prüfung  durch  den  Präsidenten  der 
Prüfungskommission  mit  der  Begründung  verweigert  werden,  dass 
er  sein  Studium  nicht  methodisch  eingerichtet  habe.*)  In  der  Tat 
ist  die  allgemeine  Meinung.  da>s  der  Kandidat  zur  ersten 
juristischen  Prüfung  in  jedem  der  vorgeschriebenen  Semester  eine 
gewisse  Anzahl  von  obligatorischen  Vorlesungen  hören  müsse.3) 

l>a  das  römische  Hecht  in  Frankreich  gelehrt  wird  und  bei 
seinem  internationalen  Charakter  in  jedem  Lande  europäisch-ameri- 
kanischer Kultur  studiert  werden  kann,  so  bescbloss  die  juristische 
Fakultät  (ireuoble.  ihre  Vorlesungen  über  das  römische  Hecht  um- 

')  Die  letzte  preussische  Studienordnung  (18.  Januar  18U7)  ist  die 
erste  und  fast  diu  einzige,  die  in  dieser  Hinsicht  die  Freiheit  der  deutschen 
Studenten  etwas  beschrankt  hat.  Sie  bestimmt  namentlich,  dass  der  Studeut 
während  der  ersten  Hälfte  der  Studienzeit  mindestens  an  einer  Übung  mit 
schriftlichen  Arbeiten  teilnehmen  muss. 

-I  Vgl.  Preussische  Studienordnung  vom  18.  Januar  1897.  §  5. 

")  Vgl.  oben  S.  17»i.  Anm.  1 
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zugestalten.  damit  sie  den  deutschen  Lchrplüueu  entsprilchen.  Vom 
Winter -Semester  1901  1902  an  werden  dort  Vorlesungen  Uber 
.Könige he  Rechtsgeschichte"  und  „System  des  römischen  Privatrechts" 
wie  an  deutschen  Universitären  gehalten,  und  zwar  10  -11  Stuuden 
wi'ichentlieh,  wahrend  nach  den  deutschen  Regulativen  8  10  Stunden 
genügen. 

Die  juristische  Fakultiit  in  Grenoble  heschloss  sogar,  ent- 
>prechend  einem  Wunsche  aus  akademischen  Kreisen,  einen  Teil  der 
Vorlesungen  Uber  das  römische  Recht  in  deutscher  Sprache  halten 
zu  las>en. 

Die>er  Neueinrichtung  zufolge  können  deutsche  Juristen  vom 
nächsten  Winter-Semester  ab  ein  Semester  au  der  Universität  Gre- 
uoble  absolvieren,  indem  sie  dort  die  Vorlesungen  Uber  römisches 
Recht  hören.  Keine  Studienordnung  bestimmt,  in  welchem  Semester 
das  Studium  des  römischen  Rechts  erledigt  werden  muss,  aber  die 
Universitäten  empfehlen,  diesem  Studium  das  erste  Semester  zu 
widmen.  Zu  einer  methodischen  Einrichtung  des  Rechtsstudiums 
wird  es  daher  im  allgemeinen  erforderlich  sein,  dass  die  deutschen 
Juristen,  die  ein  Semester  an  der  Universität  Grenoble  absolvieren 
Wullen,  das  erste  Halbjahr  hierzu  wählen. 

Die  Studienordnung  für  das  Königreich  Sachsen  (19.  Januar 
und  21.  Februar  1K9K)  bestimmt  jedoch  nicht  nur.  welche  Vorlesungen 
und  Übungen  der  Student  zu  besuchen  verpflichtet  ist.  sondern 
schreibt  auch  vor.  da>s  diese  Vorlesungen  in  deutscher  Sprache  ge- 
hört worden  sollen  (Alt.  9.  $  1).  Jedoch  der  S  -  fügt  hinzu,  dass 
die  Kandidaten  zur  Zeit  des  Gesuches  um  Zulassung  zum  Referendar- 
Examen  von  der  Prüfungskommission  Dispens  von  dem  Nachweise 
des  Besuches  einer  obligatorischen  Vorlesung  erlangen  können, 
l'mxmiehr  kann  daher  die  Prüfungskommission  den  Kandidaten  von 
der  Verpflichtung,  eine  Vorlesung  in  deutscher  Sprache  zu  hören, 
entbinden.  Gegenwärtig  wird  ein  derartiger  Dispens  den  sächsischen 
Studenten  gegeben,  die  ein  Semester  an  schweizerischen  Universitäten 
studiert  haben.  Dieselbe  Vergünstigung  wird  in  Zukunft,  wie  uns 
ver>ichert  wurden  ist.  denjenigen  erteilt,  die  das  erste  Semester  in 
Grenoble  dem  Studium  des  römischen  Rechts  gewidmet  haben.  Hier 
kann  der  Kandidat  erst  Dispens  erbitten,  wenn  er  sein  Gesuch  um 
Zuladung  zum  Kxamen  einreicht. 
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In  Hävern  tustinuiit  die  letzte  Studienordnung  (4.  Juli  lhH9>. 
dass  die  Kandidaten,  die  das  Hcferendar-Kxamen  in  Hävern  abzulegen 
wünschen,  vier  .Fahre  an  einer  deutschen  Universität  studiert  haben 
sollen.  Nach  der  Bekanntmachung  vom  (>.  Juli  1K99.  t?  9.  gelten 
nur  als  deutsche  Universitäten  im  Sinne  der  Verordnung  die  Uni- 
versitäten des  deutschen  Meiches,  aber  die  Bekanntmachung  fügt 
hinzu,  dass  diese  Bestimmung  nicht  streng  interpretiert  wird.  Wie 
beim  Ministerium  uns  erklärt  wurde,  ist  hier  eine  ausdehnende  Aus- 
legung der  Verordnung  im  Sinne  des  Keichsgesetzes  zulässig  und 
auf  diesem  Wege  wird  ein  Dispens  den  bayerischen  Studenten  erteilt 
werden,  besonders  wenn  sie  das  erste  Semester  in  (irenoble  zugebracht 
haben,  wie  dies  schon  gegenwärtig  bezüglich  der  Studien  in  der 
Schweiz  geschieht.  Hemerkens  wert  ist.  dass  dieser  Dispens  beim 
Ministerium  nicht  erst  zur  Zeit  des  (ie-uches  um  Zulassung  zur 
PrUl'uug.  sondern  schon  von  vornherein  vor  dem  Besuch  der  aus- 
ländischen Universität  nachgesucht  werden  kann. 

Die  Einrichtung  von  Vorlesungen  (Iber  das  römische  Hecht, 
die  den  deutschen  Lehrplänen  entsprechen,  gibt  daher  der  Universität 
(irenoble  eine  besondere  Stellung  unter  ihren  französischen  Schwestern. 

Aber  (irenoble  bietet  diesen  Studenten  auch  andere  Vorteile, 
auf  die  hinzuweisen  mir  zweckmässig  erscheint.  In  dieser  Beziehung 
muss  man  zuerst  erwähnen  die  Kxistenz  eines  französischen  Seminars 
für  Ausländer,  das  schon  so  viele  nach  (irenoble  gezogen  hat.  Der 
Unterricht  in  diesem  Seminar  besteht  teils  aus  Vorlesungen,  teils  aus 
seminaristischen  Übungen  in  Verbindung  mit  schriftlichen  Arbeiten. 

Ks  ist  noch  nützlich,  zu  bemerken,  dass  dieser  Unterricht  der 
französischen  Sprache  seinen  Abschluss  in  einer  Prüfung  findet, 
worüber  ein  „( 'ertifieat  d'Etudes  tram/aises-'  ausgefertigt  wird.  Die 
Anforderungen  dieser  Prüfling  werden  sehr  oft  zu  gross  sein  für  den 
Juristen,  der  nur  ein  Semester  in  (irenoble  studiert  hat.  Zweitellos 
werden  diejenigen,  die  diese  Prüfung  ablegen  und  bestehen,  den 
besten  Beweis  liefern,  dass  sie  in  (irenoble  tleissig  Französisch 
studiert  haben. 

Aus>er  diesem  Seminar,  das  den  Ausländern  die  Erweiterung 
ihrer  Kenntnisse  in  der  französischen  Sprache  erleichtert,  bietet  auch 
die  Universität  ( irenoble  den  nicht  weniger  grossen  Vorteil,  dass  sie 
im  Vereine  mit  einer  liruppe  von  Bürgern,  dem  ..('omite  de  patronage 
des  etudiants  etrangers".  und  mit  den  Familien  der  Professuren  sich 
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bestrebt,  den  Ausländern  alle  wünschenswerten  Verbindungen  zu  ver- 
schaffen, die  ihnen  gestatten,  sich  mit  dem  öffentlichen  und  privaten 
Leben  in  Frankreich  vertraut  zu  machen. 

Damit  habe  ich  die  Aufgabe  erfüllt,  die  mir  oblag.  Am  Ende? 
dieser  Darstellung  der  Vorteile,  die  das  Studium  im  Auslande  bietet, 
und  der  .Bestrebungen  der  Universität  (irenoble.  diese  Vorteile 
dem  deutschen  Studenten  zu  teil  weiden  zu  lassen,  kann  ich  den 
Kindruck  nicht  zurückhalten,  dass  die  Universität  (irenoble.  indem 
sie  ihre  eigene  Entwicklung  verfolgt,  zugleich  den  Deutschen  einen 
wertvollen  Dienst  leistet.  Und  darum  möchte  ich  zum  Schluss  eine 
Hoffnung  und  einen  Wunsch  zum  Ausdruck  bringen:  die  Hoffnung, 
dass  die  französischen  Studenten  ihren  deutschen  Kommilitonen  nach- 
ahmen und  mehr  ins  Ausland  gehen,  und  den  Wunsch,  dass  sich  in 
Deutschland  eine  Universität  Huden  möchte,  die  nach  dem  Beispiel 
der  Universität  (irenoble  dem  französischen  Studenten  ermöglicht, 
den  Anforderungen  der  französischen  Lehrpläne  nachzukommen  und 
zugleich  seine  Kenntnisse  der  deutschen  Sprache  und  Deutschlands 
weite!1  zu  fördern. 

Diejenige  deutsche  Universität,  die  sich  diese  Aufgabe  stellen 
würde,  kann  gewiss  sein,  in  Frankreich  die  Unterstützung  der  Lehrer 
und  der  offiziellen  Welt  zu  linden.  Dafür  bürgt  das  Wort,  das  der 
fraii7.ö>ische  Direktor  des  Hochschulunterrichts  Li.vkh  in  (irenoble 
bei  der  (telegenheit  der  Inaugurierung  des  clektro-technischen  Institutes 
gesprochen  hat:  .Ich  wünsche  nur  eins,  dass  eine  ausländische 
Universität  für  unsere  französischen  Studenten  dasselbe  tue.  was  die 
Universität  (irenoble  für  die  ausländischen  Studenten  getan  hat". 

Kine  derartige  Gegenseitigkeit  würde  zwischen  den  beiden 
Völkern  einen  Verkehr  anbahnen,  der  unbestreitbar  zum  Wohle  der 
beiden  Nationen  beitragen  würde. 


Das  intertemporale  Privatrecht 

der  eivilisierten  Staaten  im  19.  Jahrhundert. 


Von 

Di    Friedrich  A  (To  Her, 

Pp.tfM»or  <l»»r  K«"'hte  t U»-id»-Ht«*i-ji ). 
<  J.-lialton  am  19.  Oktober  1901. 


Es  ist  zunächst  unsere  Aufhübe,  den  Regriti  des  inter- 
temporalen  Privatrechts  festzustellen.  Zu  diesem  Zwecke  müssen 
wir  uns  auf  einen  erhöhten  Standpunkt  befreiten,  um  gewissermassen 
aus  der  Vogelschau  einen  151  ick  zu  werfen  auf  die  Mannigfaltigkeit 
der  zeitlich  und  örtlich  verschiedenen  Rechtsordnungen.  Es  handelt 
sich  nun  darum,  die  Herrschaftsgebiete  dieser  vielgestaltigen  Rechts- 
ordnungen im  Sinne  der  (Gerechtigkeit  und  Zweckmässigkeit  penau 
abzugrenzen,  um  Verwirrungen  und  Rechtsverletzung«'!!  vorzubeugen; 
ähnlich  wie  auch  die  Machtbereiche  der  Personen  abgegrenzt  werden 
müssen.  Es  entsteht  also  die  Forderung  nach  eine!-  neuen  Rechts- 
ordnung, di«'  sich  als  äusserst«'  Rechtsschicht  über  all  die  zeitlich 
und  räumlich  verschiedenen  Rechtsordnungen  lagert,  und  der  die 
Aufgabe  zufällt,  ihre  Herrschaftsgebiete  abzugrenzen,  bez.  ihr  Ver- 
hältnis zu«'inand«'r  zu  ordnen. 

Diese  Rechtsschicht  nenne  ich  das  Recht  der  Rechtsordnungen. 1 ) 
Es  zerfällt  in  das  Recht  der  zeitlich  verschiedenen  Rechtsordnungen 
oder  das  intertem jiorale  Recht  und  in  das  Recht  der  ortlich 
verschiedenen  Rechtsordnungen  oder  in  das  internationale  Recht.*) 

')  Siehe  meine  (Geschichte  des  intortemporalen  l'rival rechtes.  Leip- 
zig. Veit  &  Comp.,  1902.  S.  1  ff. 

*)  Ich  habe  den  Aus<lruck  intertemporales  Recht  hauptsächlich 
mit  Rücksicht  auf  den  Namen  seines  Schwesterrechtos  gewählt.  Obschon 
ich  durchaus  Anhänger  einer  Bewegung  bin,  die  in  der  letzten  Zeit  grosse 
Fortschritte  gemacht  hat,  ein  Fremdwort  dann  fallen  zu  lassen,  wenn  ein 
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Im  iVtljrendt'ii  beschäftigen  wir  uns  nur  nocli  mit  dorn  inter- 
temporalen Rechte.  Die  zeitlich  verschiedenen  Rechtsordnungen 
zerfallen  nun  in  bürgerliche  und  öffentliche.  Daher  hat  das  inter- 
temporale Recht  zuniichst  die  Herrschaftsbereiche  der  zeitlich  ver- 
xhiedenen  bürgerlichen  Rechtsordnungen  abzugrenzen,  hezw.  ihr 
\ frhill tnis  zu  einander  zu  ordnen.  Als  solches  ist  es  intertemporales 
Privat recht.  I)ann  jril t  es  aber  auch,  die  Herrschaftshereiche  der 
öffentlichen  Rechtsordnungen  abzustecken,  hezw.  ihr  Verhältnis 
zu  einander  zu  ordnen.  Ks  ist  dies  das  intertemporale  öffentliche 
Kecht.  Im  folgenden  haben  wir  es  aber  nur  mit  dem  ersteren  zu 
tun  und  zwar  nur.  soweit  es  sich  im  10.  Jahrhundert  bei  den 
civilisierten  Staaten  entwickelt  hat.  Als  civilisierte  Staaten  kommen 
<lic  alten  Kulturstaaten  Kuropas  und  der  amerikanischen  Union  in 
lWracht.') 

Zur  besseren  Krkenntnis  unseres  Gegenstandes  ist  es  notwendig, 
auf  die  Mutter  unseres  modernen  Hechtes,  auf  das  römische  Kecht. 
einen  kurzen  Kllckblick  zu  halten.  In  ihm  sehen  wir  bereits  die 
Hauptregeln  des  intertemporalen  Privatrechtes51)  in  vollster  Knt- 
wickelung.  Ks  lassen  sich  zwei  Kegeln  unterscheiden:  eine  ültcre 
und  eine  neuere.  Die  illtere  scheint  schon  z.  Zt.  Ciceros  eine  Art 
Kecbtssprichwort   gebildet  zu  haben:  lex  praeteritum  tempus  non 

mite«  deutsches  Wort  dafür  zu  haben  ist.  so  besteht  doch  keine  Aussicht 
für  da«  internationale  oder  interlokalc  Recht,  ein  deutsches  Wort  zur 
allgemeinen  Anerkennung  zu  bringen,  da  schon  dieser  Ausdruck  mit 
-chweren  Kämpfen  errungen  ist.  Ist  aber  für  die  Schwesterwissenschaft 
ein  Fremdwort  durchgedrungen,  so  ist  es  «chon  der  Einheitlichkeit  wegen 
.ingezeigt,  auch  für  das  ..zwischenzeitliche  '  Recht  ein  dem  Lateinischen 
nachgebildete«  Fremdwort  zu  gebrauchen,  umsomehr.  als  auch  das  iuter- 
temporale  Recht  von  allen  zivilisierten  Völkern  als  Wissenschaft  gepflegt 
wercVn  muss.  Über  die  sonstige  Rechtfertigung  des  Ausdruckes  „inter- 
temporal"  vergl.  meine  Geschichte  des  intertemporalen  Privatrechtes 
S.  1.  n.  1  und  bes.  S.  11. 

V)  Auch  der  Zeitbegriff  des  19.  Jahrhunderts  ist  noch  abzugreuzen. 
Ks  fällt  weg  das  Einführungsgesetz  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  für  das 
deutsche  Reich,  weil  dieses  erst  im  20.  Jahrhundert  in  Kraft  getreten  ist. 
Itagegen  ist  noch  Rücksicht  zu  nehmen  auf  das  intertemporale  Privatrecht 
«l'-s  P.  P.  zum  A.  I>.  R.  von  1794  und  auf  das  intertemporale  Privatrecht, 
das  «ich  seit  der  französischen  Revolution  in  Frankreich  entwickelt  hart»-; 
•Irnn  beide  galten  noch  im  19.  Jahrhundert. 

1  Siehe  meine  Geschichte  des  intertemporalen  Privatrechtes.  S.  21  ff. 
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i  eprehenditur  •  m|«*i-  leso  ante  facta  in  iudicium  11011  vocentur.  Ks 
ist  diesclhe  Hesel,  welche  im  materiellen  Hecht  zur  resula  Catoniana 
St'fllhrt  hat.  die  wir  hier  in  der  späteren  ( I'aulinischen)  Fassuns 
wiedersehen:  quod  ah  initio  vitiosiun  est.  traetu  temporis  couvalcs- 
cere  mm  potest.  Oder  auch  ums»'kchrt  die  Hesel  Kaiser  Alexander-: 
id  quideui.  quod  iure  ^r«*stum  est.  revocari  mm  potest.  was  Papiniaii 
noch  prä-rnanter  ausdruckt:  nee  ad  irritum  reridere.  quod  ante  iure 
convaluit  Auf  Tathestände    intertemporalrechtlich  angewandt, 

hedeutet  diese  letztere  Hesel:  ein  vollkommener  Tathestand  wird 
unter  einer  neuen  und  negativen  Hechtsorduuns  nicht  hinlällis. 
während  die  ei  slere  auf  Tathestände  interteiuporalrechtlieh  anst'Wimdl 
hesajrt:  ein  unvollkommener  Tathestand  kommt  unter  einer  neuen 
und  positiven  Hechtsorduuns  nicht  zu  Kräften.  Ich  nenne  nun 
diese  heideu  Hekeln  das  ältere  intertcmporale  Hesclpaar. ') 

Schon  in  der  klassischen  Zeit  hildete  sich  die  neuere  intei- 
temporale Hechtsresel  aus.  wonach  der  (»esetzs<'her  unter  einer 
doppelten  Yoraussctzuns  i'incr  neuen  Hechtsorduuns  Ausschliesslichkeit 
verleihen  darf.  l>iese  doppelte  Yoraussetzuns  zerfällt  in  eine 
materielle  und  in  eine  formelle.  l>ie  materielle  \  oraussetzuns  he- 
steht  in  einer  rmwnndluns  des  s,>s<'tzs<'heriseheii  Kechtsscfllhls. 
welches  sich  zur  l'nduldsamkeit  s<'S'nllher  der  materiellen  Kort- 
wirkuus  der  alten  Hechtsorduuns  verdichtet.  l>ie  formelle  Yoraus- 
setzuns das<'S«'ii  fordert  die  ausdrückliche  Krkläruns  des  (icsetz- 
SC-hers.  das-  er  der  neuen  Hechtsorduuns  Ausschliesslichkeit  verleihe, 
von  mir  so  ir«-n:uiiit«'  Ausschlussklausel. 

Im  Anschluss  an  die  neuere  Hesel  hildete  sich  wiederum  ein 
Heselpaar  aus.  das  hesomlers  von  den  klassischen  Juristen  Makcian 
und  Mihi  Ki.M  s  zunächst  ftir  das  hllrsi'rliehe  Hecht  «rel^sst  wurde. 
I>ie  erste  Hesel  hildet  das  (iesenstück  zur  katonianischen :  quod 
initio  vitiosum  est  traetu  temporis  convalascere  potest:  während  die 
zweite  das  ( ieseiistflck  zur  Hesel  Kaiser  Alexanders  darstellt:  ea 
quae  recte  constiterunt  resolvuntur.  quum  in  euin  casum  inciderunt. 
quo  höh  potuissent  ineipere.*)  IMe  ältere  Hesel  findet  sich  rein  aus- 
Sesprochen  in  einer  Konstitution  von  Kaiser  Theodos  I.:  omnia  ron- 
stituta  non  praeleritis  calumniam  faciunt.  sed  futuris  resulam  ponunt.;  ) 

'I  IMeselhe.  ij  :">.  S.  HO  ff. 

*)  Siehe  meine  Geschichte,  4;  6.  S.  nO  ff. 

:,i  Dieselhe.  4?  10.  S.  70  ff. 
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Heide  Kegeln,  die  altere  und  die  neuere,  fasste  Kaiser  Theodos  II 
><.  zusammen:  leges  et  constitutione*  futuris  eertum  est  dar«  forniam 
ncgotiis.  in- ii  ad  facta  praeterita  revocari,  nisi  nominatim  etiam  de 
praetcrito  tempore  adhue  pcndentibus  negotii*  eautum  sit.1) 

Begehen  wir  uns  jetzt  an  die  Schwelle  des  1H.  .Jahrhunderts, 
um  es  auf  seinen  intertcmporalen  Kechtsgehnlt  zu  prüfen  und  zwar 
nach  drei  Kiehtungen.  in  seiner  Gesetzgebung.  Rechtsprechung  und 
Literatur 

Vom  Standpunkt  der  Gesetzgebung  aus  betrachtet,  steht  das 
11«.  Jahrhundert  im  Zeichen  der  Kodifikationen.  Es  ist  nun  merk- 
würdig, dass  wir  die  altere  Kegel  in  zwei  Gestalten  vorfinden:  in 
einer  objektiven  und  in  einer  subjektiven  Fassung.  —  Die  objektive 
enthält  der  Code  civil  von  1H04.  Ähnlich  wie  die  Fassung  der 
Kegel  bei  Theodos  I.  lautet  Artikel  2:  la  loi  ne  dispose  que  poui 
l'avenir:  eile  n  a  point  d  erl'et  retroactif.  Man  vergleiche  dagegen 
die  subjektive  Fassung  in  Ziffer  VI  11  des  P.  P.  zum  Preuss.  A.  L.-H, 
von  1794.  Danach  sollen  neue  Gesetze  wohlerworbene  .Gcrecht- 
«•nueir  nicht  verletzen  dürfen.*)  Dieser  Fassung  sehliesst  sich  der 
S  •*•  des  a.  h.  G-B.  Österreichs  an  von  1811*)  und  ?;  2  des  Bürger- 
lichen  (Gesetzbuchs  Sachsens  von  18r>:i 4)  Der  objektiven  Fassung 
de>  ('.  c.  schl«»s  sich  dagegen  das  badische  Landrecht  von  lSOi»  an. 
weil  e>  der  Hauptsache  nach  auf  einer  Übersetzung  des  französischen 
iM'vtzbuclis  beruht  und  Artikel  JS82  des  schweizerischen  <  >bligationen- 
rei-htes  von  lKHl."')  Die  subjektive  Fassung  ist  jedoch  keine  reine: 
denn  der  S  "»  des  österreichischen  Gesetzbuchs  spricht  von  Hand- 
lungen und  vorher  erworbenen  Kechten.  ahnlich  S  2  des  sächsischen 
'»r>etzhuchs. 

Bevor  wir  auf  die  innere  Seite  des  intertemporalen  Privat- 
rechts  der  grossen  Kodifikationen  eingehen,  wollen  wir  noch  einen 
Mick  werfen  auf  andere  intertemporale  Erscheinungen  der  Gesetz- 
gebung. So  brachte  die  Beseitigung  des  fremden  Kechtes  nach 
\  erdrängung  der  Fremdherrschaft  in  Deutschland  eine  Menge  inter- 

')  Dieselbe  Der  materiellen  Voraussetzung  der  neueren  Kegel  wird 
nicht  gedacht. 

*)  Dieselbe.  §  33.  S.  208,  n.  2. 

3I  Dieselbe,  §  53.  S.  346.  n.  3. 

4i  Dienelbe,  S.  352,  II.  «». 

»»  Dieselbe.  $  52.  S.  32«.  n.  4;  S.  332,  u.  2  und  S  341.  u.  3. 
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temporaler  li('clit>lit  >tiiiiniijiit:<  ii  hervor.  Besondere  Krwähnung:  ver- 
(1  it'iu-fi  (Iii*  drei  hannoverischen  Yerordnungm  von  1*15.  dir  eine 
für  Alt-Hannover,  dir  hridrn  andern  lllr  Hildrshrim  und  Emsbüren. 
Erstrre  ist  durehdruntrcn  Vinn  «iristr  drr  Ausschliesslichkeit  dem 
trenidrii  Kecht  g-egenllbrr:  drim  dirsrs  war  aufarzw  un-rmrs  Kecht. 
Dir  hridrn  lrt/trrni  dagegen  >ind  inrhr  im  Simir  drr  älteren  Kegel 
gehalten .  weil  das  frrimlr  Krcht  im  Wrgr  Kechtens  eingeführt 
worden  war.  Im  all<remrinrn  herrseht  alirr  in  allen  deutschen 
Ländern  liri  Wiedereinführung  ihres  angestammten  Kochtcs.  wenn 
am  h  hier  und  da  gemildert,  drr  Zug  drr  Ausschliesslichkeit.  So  in 
Hamburg.  Lübeck.  Bremen.  Oldenburg.  Auhalt-(  öthen  etc.1) 

Wie  sehr  drr  (oist  drr  Zeit  den  iutorteinporalen  (iesotzgeber 
beeinflusst,  hrweisrn  auch  die  kleinen  Staaten  Italiens  in  der  ersten 
Mältte  des  XIX.  .Jahrhunderts.  Ks  handelte  sieh  auch  dort  um  Be- 
seitigung einer  fremden  Rechtsordnung,  aher  dieselbe  hatte  sich  schon 
eintriebt,  und  daher  ist  drr  (ieist  der  Ausschliesslichkeit  kaum  noch 
zu  spüren.  So  in  Parma.  Piacenza  und  (iuastalla.  iu  Sardinien,  in 
den  Kstensischen  Staaten:  ihre  intertcmporalen  Bestimmungen 
schmiegen  sich  meistens  der  alten  Kechtsregel  au.*)  Aber  auch  die 
4*  intertcmporalen  Artikel  des  italienischen  Codex  von  lH*>h  gehen 
im  allgemeinen  \<m  der  Hauptregel  aus.  Sie  enthalten,  wie  die  drei 
Hannoverischen  Verordnungen,  eine  eingehende  Keldung  inter- 
temporaler Rechtsfragen,  ähnlich  wie  das  K.-U.  z.  deutschen  B.  (i.-B.;4> 
Eine  auffallende  intertemiiorale  Erscheinung  zeitigte  das  Yerfassungs- 
leben  der  englischen  Kolonien  Nord-Amerikas.  Ks  ist  in  neuerer 
Zeit  nachgewiesen  worden,  dass  der  Katalog  der  Freiheitsrechte, 
welche  in  der  französischen  Revolution  verkündet  worden  sind,  aus 
diesen  Ländern  stammt.4)  So  findet  sich  als  Kreiheitsrcrht  in  den 
französischen  Konstitutionen  von  17V».'?  und  17'.»'»  die  Fassung:  der 
älteren  Kogel  des  iutertemporalen  Kcehtes.  und  zwar  iu  der  erstereu 
bloss  des  intertemporalen  Straf'rechtes.  in  der  letzteren  auch  des 
intortemporalrn  Pri  vatiechtes :  aueune  loi.  ni  cri mi  nel le  ni  ci  v i  I  e 
ne  peut  avoir  deffet  retroactif.    In  drr  Tat  ist  auch  dieser  Satz  den 

')  Siehe  meine  (Jeschichte  de«  intertemporalen  Privatrechts.  $  54. 
S.  860  ff. 

J)  Dieselbe,  §  öö.  S.  387  ff. 
3)  Dieselbe.  $  nö.  S.  3«H)  u.  1. 

•)  Jfi.uxkk,  Erklärung  der  Menschen-  und  Bünrcr.    S.  7  ff. 
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Verfassungen  der  nordamerikanischen  Staaten  vor  dein  Jahre  17*7 
entlehnt.1)    Dieser  Grundsatz  ist  auch  in  die  Verfassung  der  nord- 
aiiicrikanisehen  Union  vom  17.  September  1787  aufgenommen  worden, 
und  zwar  in  der  Form  eines  Verhotes.  rückwirkende  Gesetze  zu  er- 
lassen, das  sich  an  die  Gesetzgeber  der  Einzelstaaten  richtet,  nicht 
an  den  Gesetzgeber  des  Bundesstaates.    Jedoch  hat  ein  dauernder 
Gerichtsgebrauch  das  Verbot  auf  Strafgesetze  beschränkt.   Die  l'nions- 
verfassung  enthalt  aber  selbst  die  ausdrückliche  Bestimmung,  dass 
ein  neues  Recht  der  Schuldverhaltnissc  nicht  ausschliesslich  sein  solle.*) 
Wie  kommt  es,  dass  die  nordamerikanischen  Staaten  ihren 
Verfassungen  diesen  Grundsatz  einverleibten,  obschon  das  Mutterland, 
Kngland,  ihn  in  seinen  Gmndgesetzen  nirgends  aufgenommen  hat? 
Die  Lösung  des  Rätsels  ist  eine  ähnliche,  wie  bei  der  Frage,  warum 
jene  Verfassungen  auch  den  Grundsatz  der  Religionsfreiheit  aus- 
gesprochen haben.     Wie  die  Religionsfreiheit,  so  wurde  auch  das 
intertemporale  Recht  im  XVII.  Jahrhundert  in  England  mit  Füssen 
getreten.    Allerdings  nicht  sowohl  das  intertemporale  Privat  recht 
als  das  intertemporale  Straf  recht.   Die  englischen  Kolonisten  brachten 
aus  ihrem  Mutterlande  nur  ihr  verletztes  intertemporales  Rechts- 
gefUhl   mit,   dem   sie   in  den   Verfassungen   zunächst    durch  das 
Verbot   rückwirkender  Strafgesetze,  dann  aber  auch  durch  das 
Verbot  rückwirkender  bürgerlicher  Gesetze  energischen  Ausdruck 
verliehen.8) 

Wenden  wir  uns  nun  zu  den  Einzelgesetzen.  In  intertemporal- 
rcchtlicher  Beziehung  folgen  dieselben  meistens  der  alten  Rechts- 
regel. Eine  besondere  Stellung  nehmen  jedoch  die  Gesetzt'  ein, 
welche  aus  der  französischen  Revolution  stammen.  Sie  sind  getragen 
vom  Geiste  einer  Ausschliesslichkeit  stärksten  Grades.  Die  Gesetz- 
geber der  französischen  Revolution  stützen  sich  auf  das  Naturrecht 
und  betrachteten  ihre  Gesetze  als  eine  authentische  Auslegung  des- 
selben, der  von  selbst  eine  wiedereinsetzende  Ausschliesslichkeit  zu- 
kommen müsse.  Die  Grundsätze  des  14.  Juli  17*1»  erschienen  ihnen 
zwar  nicht  als  ius  divinum,  wohl  aber  als  unveränderliches,  natür- 
liches Menschenrecht.  Sachlich  kommt  die  intertemporale  Gesetzgebung 

')  Siehe  meine  Geschichte  des  intertcmporalen  Privatrechts.  $  ö6 
s  395  ff. 

-)  Dieselbe,  5$  5«,  S.  397  n.  1. 

ai  Siehe  raeine  Geschichte,  g  öß,  S.  398  n.  1 
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der  mittelalterlichen  l'äpstc  und  der  Um  hthaber  der  französischen 
licvnlutinii  auf  dasselbe  hinaus.1) 

Kine  Fülle  intertemporaler  Rechtscrschcinungen  brachte  die 
Annahme  der  allgemeinen  deiitsehen  Wechselordnung  und  des  allge- 
meinen  deutschen  Handelsgesetzbuchs.  Die  meisten  Kinführungsgesetze 
der  deutschen  Staaten  folgten  dem  gemischten  intertempornlen  System, 
d  h.  man  handhabte  zwar  grundsätzlich  die  ältere  Kechtsregel.  aber  da. 
wo  es  sich  um  Kinnen-.  Prokuren-  und  GcscIUrhaftsrcgister  handelte, 
verlieh  man  dem  Gesetze  Ausschliesslichkeit.*) 

(iehen  wir  nun  auf  die  Materie  des  intertemporaleii  lYivat- 
rechts  im  1!».  Jahrhundert  ein.  s<.  tritt  uns  eine  Rcchtsei-sehoinung 
entgegen,  die  mit  «lern  badischeii  Landrecht  von  ISO*»  beginnt  und 
mit  dem  schweizerischen  <  Mdigatioiienrccht  von  1*M  ihren  Abschhiss 
findet.  Ks  handelt  sich  dabei  um  nichts  anderes  als  um  den  Kampf" 
zwischen  der  atoin  ist  ischen  und  organischen  Auffassung  des 
Tatbestandes.  Nach  der  eisteren  kann  ein  neues  Gesetz,  ohne  aus- 
schliesslich zu  sein,  jeden  Tatbestand  ergreifen,  der  unter  ihre 
Herrschaft  fällt.  Nach  der  anderen  dagegen  muss  untersucht  werden, 
ob  der  neue  Tatbestand  im  organischen  Zusammenhange  mit  einem 
Tatbestand  der  alten  Rechtsordnung  steht  oder  nicht.  Nur  im 
letzteren  Kalle  darf  ihn  die  neue  Rechtsordnung  ergreifen. 

Bereits  die  Kömer  kannten  die  organische  Auffassung:  und 
ebenso  der  älteste  bekannte  Schriftsteller  (Iber  intertcmporales  Recht. 
.1  m  oiu  s  i.k  Rki.viso.1)  Am  besten  lässt  sich  der  Unterschied  zwischen 
beiden  Auffassungen  an  der  intcrtemporalen  Behandlung  der  Obli- 
gationen nachweisen,  wo  er  denn  auch  in  der  Gesetzgebung  zum 
Ausdruck  gelangt.  Nach  der  organischen  und  richtigen  Auffassung 
iiiflssen  die  Änderungs-  und  l'ntergangstatbestände  der  Obligationen 
nach  der  alten  Rechtsordnung  beurteilt  werden,  wenn  der  Knt- 
stehungstatbestand  unter  deren  Herrschaft  fiel,  selbst  wenn  sie  siel) 
erst  unter  der  neuen  Rechtsordnung  ereignen.  Hierin  legt  nun  die 
atomistische  Auflassung  eine  Riesche.  Sie  knickt  die  richtige  Regel, 
so  das  badische  Landrecht  in  Satz  2  a  und  2  b.  wenn  auch  nicht 
mit  deutlichen  Worten.  Schon  bestimmter  tritt  sie  in  der  sächsischen 
Verordnung.  ..die  Publikation  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  betr.". 

')  Dieselbe.  §  öl).  S.  407  ff. 

-)  Dieselbe,  S  (50.  S.  422  ff.:  Sj  <>l.  S.  423  ff. 

<!  Dieselbe.  !*  42.  S.  249  ff  uud  ä  43.  S.  2HU  ff. 
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von  lst>3  auf.  Nach  SS  18  21  sind  die  Auf  hebuugstatbestände 
der  Obligation,  welche  unter  die  neue  Rechtsordnung  fallen,  nach 
dieser  zu  beurteilen,  falls  sie  von  ihr  neu  eingeführt  sind.  Einen 
weiteren  Schritt  machte  das  schweizerische  Obligatioucnrecht.  Ar- 
tikel 882.  Abs.  3.  Danach  stillen  die  Übertragungs-  und  Aufhcbungs- 
tatbestände  der  Obligationen,  sofern  sie  unter  die  neue  Rechtsordnung 
fallen,  grundsätzlich  nach  deren  Vorschriften  beurteilt  werden.1  > 
Glücklicherweise  ist  das  Einführungsgesetz  zum  deutschen  Ii.  G.-R. 
mit  Artikel  170")  zur  organischen  Auffassung  zurückgekehrt.  Die 
Zusätze  des  badischen,  sächsischen  und  schweizerischen  Kechts  sind 
ihm  unbekannt. 

Diese  beiden  Rechtsanschauungen  stehen  sich  scharf  gegenüber 
auch  in    der   Rechtsprechung.  Die    amerikanische  Recht- 

sprechung huldigt  durchweg  der  organischen  Auffassung,  gerade  in 
Ansehung  der  Obligationen:  Danach  sind  die  fhertrngungs-  und 
l'ntergangstatbestände  nach  der  alten  Rechtsordnung  zu  beurteilen.1) 
Aber  auch  die  preussische.  österreichische  und  französische  Recht- 
sprechung behandelt  die  Schuldverhaltnisse  der  organischen  Auf- 
fassung4') gemäss  und  verwendet  sie  ausserdem  in  einer  anderen 
Richtung,  die  in  der  tieschichte  des  intertemporalen  Privatrechtes 
eine  bedeutende  Rolle  gespielt  hat.  Es  handelt  sich  um  die  Krage 
nach  der  iutertemporalrechtlichen  Behandlung  des  ehelichen  Güter- 
rechtes und  des  daraus  entspringenden  Erbrechtes  unter  Ehegatten. 
Die  atomistische  Auffassung  verlangt,  dass  das  Erbrecht  der  Ehe- 
gatten nach  der  Rechtsordnung  beurteilt  werden  solle,  welche  zur 
Zeit  de»  Todes  eines  Ehegatten  herrscht.  Diese  Auffassung  drang 
in  die  intertemporale  Gesetzgebung  Württembergs  gelegentlich  der 
Kinführung  des  Landrechtes  1  vom  Jahre  1555.  II  mal  III  vom 
.Fahre  1  • » 7  und  D>1<V')  Trotz  der  schweren  Leiden  und  Kämpfe, 
welche-  dieM.'  Verletzung  des  intertemporalen  Privatrechtes  im  württein- 
bergischeit  Volke  verursachte,   gewann  die  organische  Auffassung 

*»  Siehe  ineine  (Schichte,  g  5->.  S.  -m  11.:  8.  341  ff.  u.  g  53.  S.  35«. 

-I  Eine  einschränkende  Ausleirtinir  des  Artikel  170  widerspricht  dem 
»IL"'m.  in  anerkannten  Grundsatz,  dass  nur  das  ins  singulare  und  nicht 
d.i«  ins  commune  einschränkend  auszulesen  ist. 

ä)  Siehe  meine  Geschichte.  §  nfi.  S.  3!»7  n.  1. 

4   Dieselbe,  g  «4.  S.  447  n.  1;  8.  448  n   1;  g  »55.  S.  475  n.  1. 
Di-selbe.     31.  S.  179  ff. 
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erst  im  Jahre  1*14  nach  H i 1 1 l'll Ii i  une  des  wüt  ttcmbcrgischcn  Land- 
rechtes in  die  n»u  erworbenen  Gebietsteile  die  Oberhand.  Danach 
muss  hei  altverheirateten  Ehegatt«  n  das  Erbrecht  der  Rechtsordnung 
unterstellt  werden,  welche  /.  Z  der  Eingehung  der  Ehe  Itezw. 
z.  Z.  des  Ehevertrags  galt  ')  Was  hier  der  Gesetzgeber  nach  langen 
Kämpfen  als  das  einzig  richtige  erkannt  hat,  das  kam  in  der 
prcussischen  und  französischen  Rechtsprechung  im  vollen  Einlange, 
besonders  licini  Verlanyeiischaftssysteni.  zur  Anwendung.  •) 

Noch  eines  Verdienstes  kann  sich  die  Rechtsprechung  wenigstens 
zum  Teile  rühmen.  Sie  hat  mit  der  suhjektivistischen  Anschauung 
gebrochen,  wonach  nur  erworbene  Hechte  {reschlitzt  werden  sollen, 
lieht  das  schon  aus  der  organischen  Hehaudlung  des  ehelichen  (Güter- 
rechtes und  des  Krhrechtes  der  Ehegatten  hervor,  so  zeiyrt  es  sich 
noch  klarer  hei  den  Testamenten.  Die  preussischc  und  österreichische, 
zum  Teil  sogar  die  französische  und  italienische  Rechtsprechung 
haben  anerkannt.  da>s  nicht  bloss  die  Form,  sondern  auch  der  Inhalt 
des  Testamentes  nach  der  Rechtsordnung  z.  Z.  seiner  Errichtung 
beurteilt  werden  sollen,  obschon  zu  dieser  Zeit  noch  kein  subjektives 
Recht  der  Erben  vorhanden  ist.3)  Dasselbe  geschah  bei  bedingten 
und  befristeten  Rechtsverhältnissen  und  anderen  ähnlichen  Fällen. 
Es  drang  somit  in  der  Rechtsprechung  der  Satz  durch,  dass  uicht 
bloss  das  subjektive  Recht,  sondern  auch  bereits  begründete  objektive 
Rechtsverhältnisse  zu  schützen  seien.  Das  objektive  Rechtsverhältnis 
zeigt  sich  auch  in  den  personalen  Rechtsverhältnissen.  Die  Mehrheit 
der  intcrtciiiporalen  Gesetzgebungen  des  XJX.  Jahrhunderts  hat  bereits 
anerkannt,  dass  die  erworbene  Volljährigkeit  zu  schützen  sei.4)  Kein 
vernünftiger  Jurist  wird  aus  ihr  ein  subjektives  erworbenes  Recht 
konstruieren  wollen.  Auch  die  Rechtsprechung  schützte  das  personale 
Rechtsverhältnis  der  Volljährigkeit.  '')  Noch  andere  Heispiele  objektiver 
Rechtsverhältnisse  hissen  sich  aufzählen,  die  von  der  Rechtsprechung 
geschützt  wurden.  Es  würde  aber  zu  weit  führen,  in  dieser  kurzen 
Abhandlung  alle  zu  behandeln.  Ich  verweise  auf  meine  Geschichte 
des  intertemporalen  Hrivatsrechts.S 

1)  Siehe  meine  tiesrhichte.  i;  Ö4.  S.  881  n.  1. 

2)  Dieselbe.  $  64.  S.  441  n.  2  und  §  ho.  S.  461*  n.  1. 

*)  Dieselbe.  {;  64.  S.  4ö:5  n.  2  und  S  60.  S.  484  n.  1  und  2 

«)  Dieselbe,  s'  Ö4.  S.  877  n.  2  if.  K 

'■>)  Dieselbe,  55  6:4.  S.  487  in  der  Anuierkiuig. 

6)  Siehe  z.  B.  g  *>8,  S.  480  n.  2:  5j  (14.  S.  441  ...  1;  S.  4f>8  n.  2  etc. 
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Die  Lehre  von  den  erworbenen  Rechten  bildet  die  Hrtlcke  zur 
intertemporalrechtliehcn  Literatur  des  XIX.  Jahrhunderts.  Sie  steht 
entweder  als  Anhangerin  oder  als  Gegnerin  unter  dem  Einflüsse 
dieser  Lehre. 

Die  Lehre  von  den  erworbenen  Hechten  stammt,  wie  sich  aus 
meinen  Forschungen  ergeben  hat.  aus  dem  XIII.  Jahrhundert.  Der 
erste  schlh  hterne  Vertreter  ist  Jacobvs  i»k  Bki.viso.1)  Ihre  höchste 
Blüte  fand  sie  im  XV.  Jahrhundert.  Im  Mittelpunkt  steht  Makia 
Sa.m-akis  Fku.inis.*) 

Im  XIX.  Jahrhundert  lassen  sich  die  Schriftsteller,  welche  sich 
zur  Lehre  von  den  erworbenen  Rechten  bekennen,  in  vier  grosse 
Gruppen  einteilen.  Die  Einteilungsgrundsiitze  ergeben  sich  aus  dem 
liegrilf  des  erworbenen  Hechtes  selbst:3)  das  Hecht  ist  einmal  er- 
worben. Jeder  Erwerb  setzt  einen  Erwerbstatbestand  voraus. 
Also  gibt  es  eine  Keihe  von  Schriftstellern,  welche  in  der  Art  de> 
Erwerbstatbestandes  das  Kennzeichen  des  wohlerworbenen  Hechtes 
erblicken.    Hierher  gehört  Lassallk  und  Gabba.4) 

Damit  hängt  zusammen  eine  zweite  Gruppe.  Jeder  Erwerb 
M't/t  eine  Verknüpfung  zwischen  dem  Subjekt  und  dem  Hecht 
voraus.  Daher  sieht  die  zweite  Gruppe  in  der  Art  der  Verknüpfung 
des  Hechtes  mit  der  Person  das  Kennzeichen  des  erworbenen  Hechtes. 
Hierher  gehören  die  meisten  einschlägigen  französischen  Schrift- 
steller: unter  ihnen  besonders  Chabot  i>k  l'Allikk  und  Maimikk  i>k 
('hassat.'')  Das  erworbene  Recht  ist  aber  auch  ein  subjektives 
Hecht  Daher  bezeichnet  eine  dritte  Gruppe  den  Inhalt  eines 
Rechte*,  der  es  zum  subjektiven  Recht  macht,  als  das  Kennzeichen 
des  erworbenen  Hechtes,  im  Gegensatz  zu  blossen  Hoffnungen. 
Anwartschaften  etc.  Hierher  gehören  besonders  Saviuny")  und 
CuKisTiw-KN.  Die  vierte  Gruppe  von  Schriftstellern  endlich  sammelt 
die  drei  Kriterien  zu  Vereinigungstheorien.  Unter  ihnen  ragen 
hervor  Hi.fmanx  und  Gikkkk.7) 

■i  Siehe  meine  (ieschichte.  $  41.  S  247:  g  42.  S.  249  ff.;  g  4:?. 
S  2WI  ff.  insbesondere  S  76.  S.  572  ff. 
Jl  Dieselbe,  i;  45.  S.  267  ff. 
3i  Siehe  meine  (ieschichte,  §  70,  S.  577  ff. 
♦>  Dieselbe,  S  72.  S.  589  ff. 

Dieselbe,  g  74,  S.  604  ff. 
•)  Dieselbe.  §  7H,  S.  611  ff 
')  Dieselbe.  §  78.  S.  621. 
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hie  Lehn'  von  den  erworbenen  Hechten  leidet  an  mancherlei 
Mängeln.  Wie  bereits  {fesa^t.  ist  nicht  bloss  das  subjektive  Recht, 
sondern  auch  grundsätzlich  das  objektive  Rechtsverhältnis  zu  schützen. 
Anhänger  der  Lehre  haben  dies  auch  eingesehen  und  suchten  aus  ob- 
jektiven Rechtsverhältnissen  künstlich  subjektive  Rechte  zu  machen.1) 
[>ie  Versuche,  aus  einem  Testament  oder  Lejjat  schon  vor  dem  Tode 
des  Testators  subjektive  Rechte  der  Erben  oder  Vermächtnisnehmer 
zu  entnehmen,  mussten  jedoch  fehlschlagen.  Auch  bedingte  Rechts- 
verhältnisse lassen  sich  trotz  aller  Dialektik  nicht  zu  erworbenen 
subjektiven  Rechten  stempeln.*)  Ähnlich  verhält  es  sich  mit  der 
erlangten  Volljährigkeit.  Die  Lehre  ist  auch  gefährlich;  denn  sie 
verleiht  jedem  Gesetze  eine  angeborene  Ausschliesslichkeit.3) 

Eine  Gruppe  von  Schriftstellern  bekämpft  die  Lehre  von  den 
wohlerworbenen  Rechten  nicht  deswegen,  weil  sie  die  Geschöpfe  der 
alten  Rechtsordnung  zu  wenig  schützt,  sondern  im  Gegenteil,  weil 
sie  im  Schutze  der  Vergangenheit  zu  weit  gehe.*)  Gerade  da.s  Um- 
gekehrte ist  der  Kall.  Dabei-  war  es  sehr  weise  vom  deutschen 
intertemporaleii  Gesetzgeber,  dass  er  die  Lehre  von  den  erworbeneu 
Rechten  schlechterdings  abgelehnt  hat.6) 

')  Dieselbe.  $  7'.».  8.  626  ff. 
»)  Dieselbe.  S.  627.  n.  1. 
8)  Dieselbe,  a.  a.  U. 
«)  Dieselbe,  §  8(),  S.  628  ff. 

r,(  Die  Motiv.«  sauren  dies  ausilrücklicb.  Das  Einftthrungxgeaetz 
seihst  verwendet  die  Kategorie  der  erworbenen  Hechte  nirgends. 
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Die  Verwandtenehe  und  die  Statistik. 


Von 

Kegierungsrat  Professor  Dr.  P.  Mayet, 
Mitglied  des  Kaiserlichen  Stati^tirtolieu  Amte»  (Berlin i. 

Gehalten  am  29.  Januar  1902. 


„Die  Krage  der  Ehen  zwischen  Muts  verwandten  und  die  Ent- 
scheidung darüber,  ob  dieselben  auf  die  Nachkommenschaft  einen  schäd- 
lichen Kinfluss  ausüben  oder  nicht-,  äussert  sich  der  Mediziners,  hhjhkl, 
ein  verdienter  deutscher  Schriftsteller  Uber  diesen  Gegenstand,  „ist 
eine  der  schwierigsten  in  der  Wissenschaft,  hauptsächlich  deshalb, 
wie  der  jüngst  verstorbene  berühmte  Kliniker  v.  Zikmsskn  es  aus- 
gedrückt habe,  weil  man  dabei  mit  zwei  Unbekannten  operieren 
niü>se.  der  Erblichkeit  und  der  Blutsverwandtschaft-. 1 1 

S.iiKKKK!,  sagt:*)  „Wenn  je  die  Zahlenmethode,  die  Statistik, 
Anwendung  tinden  muss.  so  ist  es  bei  der  I.iVsun^  so  schwieriger 
Probleme,  wie  des  vorliegenden,  wo  weniger  Lehrsätze  und  Meinungen, 
als  die  Zahlen  selber  zu  sprechen  habcir.  Man  könne  dreist  be- 
haupten, dass.  wenn  unsere  Krage  in  der  letzten  Zeit  so  wenig  Kort- 
srhritte  gemacht  habe,  trotz  der  ausdauernden  Bemühungen  einzelner 
Männer,  der  Grund  nur  darin  liege,  dass  die  statistische  Methode 
nicht  im  weitesten  1'infauge  angewendet  wurde.  Isolierte  Tatsachen 
-eten  von  geringem  Wert. 

Dieser  Aufforderung  an  die  Statistiker,  ihrerseits  an  der  Lösung 
mitzuarbeiten,  möchte  ich  nachkommen,  da  ich  glaube,  auch 
neues,  bisher  unbenutztes  Material  breitesten  Kmfanges,  welches  ein 
merkwürdige«.  Licht  auf  die  Verstärkung  des  Erblichkeitsetfektes 
durch  die  Blutsverwandtschaft  wirft,  vorlegen  zu  können,  welches 


'l  Verwandtenehen.  Von  Dr.  med.  S.  Schkriikl.  Zeitgeist.  12.  Juni  1899. 
-)  Über  Ehen  zwischen  Blutsverwandten.  2.  Aull.  Berlin  18%.  S.  44. 
lahrJ.uclj  der  Internat.  Vereinigung,  f..  Bd.  13 
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;i|„-r  aurli  f.ru.r  beweist.      — =  dir  Hl  u  t »  vnw  a  ndt  schalt  an  sich,  ohne 
.1  bliebe  lir'.aMim-r.  Kisa.hr  orw  i<vr  Krkraukiiliir»'h  ist. 

t.ri.i.l«-  f:i  » •  1 1  \\  iirt  iir  ist  unser  Thema  von  aktueller 
\\  ii -In  i-krit.  w .  i I  (In-  iiiimli  -rat  <•  .»  l>»  n  .-ine  fürt  lau  fende  Statistik 
der  T.i  ii  l>- 1  ii  in  in  >■  ii  im  I  tfiit-i  In  n  Weiche,  wrlrhr  vun  kaiserlichen 

<  ii  MIH'IIh  it-a!ll!r    b.albrlTrt    W'rdrl)    m.II.    Ih  m  lil<.^cri    hat.1)  Meillr 

I  lai'h  'i  werden  Iic'a  ri-t  ii.  dass  dir  in  dir  sc  neue  Statistik  aiil- 

y<  ■  Iii  'ii  i  ii  1 1 '  i  h  ■  ii  Angaben  (Hur  dir  etwaige  1  Hut  s\ n  u  amlt -rliat't  der 
Kltn  ii  i'ili-r  ( i i  .i^-i  li<  1  n  iiii  lit  z\M  i  kui;i--ii.'  aus^i-iint/t  wi  rdi  n  können, 
w.  ini  Iii'  hl  min  am  ii  dir  deutsch.-  Statistik  di  r  Khts.  Iii ii  ->u h- i  m 
rnt  >  ]i  i  r«  linid  aii-^rstaltrt  wird. 

(..lad.-  VT  <ll.-<!  iiitrrnatii.nalrn  \  rlriliitrilli^  lliöchtr  ich 
das  Tln  ina  drr  bluisvrrwandtrn  Kl,«  11  l.rhaiidrln .  weil  erwünscht 
M.  da-  allr  /ivili-irrtm  Staaten  an  .1.  1  Ki.-un<:  drr  Kit  dir  Mriix  hlirit 
w  i.-I.T  i-<  ii  Kra-r  nach  d.  r  Knscliadlirli-  ..drr  Schädlichkeit  drr  blut>- 

'I  Vossisehe  /.'ituiiLT.  No.  ->X  vom  15.  Januar  15(02:  ..Auf  Bundes- 
ratsbe-cliluss  wird  fm tan  eine  fort laufende  Statistik  drr  Taubstummen  im 
I »i.'titsi'h  'ii  Beiehc  veranstaltet.  Nun  wird  jedes  taubstumme  oder  di  r  Taul»- 
stuminlieit  Vi  t «lachtiirr  Kind  lud  seinem  Kiiit ritte  in  das  sehulprlichtiov 
Alter  drr  Vol  IsinnL'en  so. vir  lud  seiner  nach  diesem  Zeitpunkte  erlösenden 
Aufnahme  in  eine  Taubstummenanstalt  «."-zahlt.  Hie  Erhebungen  sind 
ausserdem  norh  uif  il t » •  i *- n i lt»* i i  Taubstummen  zu  erstreeken,  welche  vor 
A nta ii lt  d  J  «las  schulpflichtig«-  Alter  ern  ielit  haben  und  sich  in  einer 
TaubTinmiH-iiaiiMalt  beiluden.  Her  statistischen  Aufnahme  wird  ein  aus- 
führlicher FraLreborreii  zu  «irunde  ireleeft;  der  Kopf  des  Fragebogens,  aul 
dem  die  Personalien  zu  vermerken  sind,  wird  von  der  Ortspolizeibchörde 
ausgefüllt  Hie  ersten  zwull  Fratren  sollen  von  dem  untersuchenden  Arzte 
beantwortet  werden.  Sie  beziehen  sieb  auf  die  Angaben  der  Auirehöri^en 
über  den  r.e«:inii  des  Leidens,  über  die  (iesiiudheitsverhiiltnisse  «1er  Eltern 
und  ( iio->eltein.  auf  etwaige  Blutsverwandtschaft  der  Kitern  oder 
ii  rosse  1 1  e  ni .  über  das  Vorkommen  von  Taubstummheit,  Taubheit.  Tuber- 
kulose, (ieisteskr.inklieit.  Kretinismus,  Kues,  piirmentöse  Netzhautentzünduno- 
b-i  Kit  er  u  oder  (iesrhwistern  und  die  körperliche  und  Lr<dsti::e  Knt  wickelunu 
des  Kindes.  I  >i<-  ülui-en  acht  Fragen  des  Fragebogens  sollen  in  der  Taub- 
stummenanstalt von  der  Anstaltsbehörde  und  dein  Anstaltsarzt  beantwortet 
werden.  Sie  haben  den  körperlichen  und  >j> ästigen  Befund  des  taubstummen 
Kindes,  etwaige  Heilversuche,  die  Krankheiten,  nach  welchen  die  Taub- 
stummheit, wenn  sie  nicht  angeboren  ist.  eintrat,  die  Hör-,  Sprech-  und 
Kesefabiok.  it  des  Kindes  zum  t  ieo-cnstande.  Zur  Nachprüfung  der  Fraire- 
boLTen  wird  M'ii  der  Landrsre<_rieruni_'  eine  Stelle  bestimmt.  Hort  werden 
die  Fraoebotren  für  jedes  Kand  yesaiumeit.  Nach  vollzogener  Nnehpriifnnir 
w.  rden  sie  halbjährlich  bis  Mitte  Janmir  und  bis  Mitte  Juli  an  das  kaiserliche 
Gesund heitsamt  -e-andt.  wo  die  statistische  Bearbeitung  erfolgt." 
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verwandten  Khen  mitarbeiten  durch  Hesrliafl'un^  einschlägiger,  zu- 
verlässiger Statistiken,  und  weil  diese  Mitarbeit  von  unseren,  in 
allen  Staaten  verbreiteten  Mitgliedern  angeregt  weiden  kann.  Mein 
Vortrag  soll  daher  auch  in  ganz  bestimmte  praktische  Forderungen 
au*klingen. 

Vor  die  Vereinigung  für  vergleichende  Kechts  Wissenschaft 
darf  aber  dieses  Thema  treten,  weil  die  Entscheidung  über  die  be- 
handelte Krage  am  letzten  Ende  bis  zu  welchem  ich  übrigens 
beute  nicht  gelangen  kann  doch  darauf  hinaus  läuft,  welche  von 
dm  verschiedenen  Ordnungen  des  Eherechts  die  der  Menschheit 
heilsamst»*  und  die  berechtigtste  ist:  Hat  das  Deutsche  Keich  recht, 
welches  die  Khe  zwischen  (ieschw  isterkindern.  zwischen  Onkel  und 
Nichte,  zwischen  Nette  und  Tante  schlechthin  gestattet?  oder  hat 
die  Schweiz  recht,  welche  sie  schlechthin  (NB.  ohne  Dispensgcstattung) 
verbietet?  oder  hat  Osterreich  mit  seiner  Inkonsequenz  recht, 
welches  sie  zwar  schlechthin  verbietet,  die  Khen  zwischen  (ieschw  ister- 
kindern alter  seinen  jüdischen  Untertanen  gestattet? 

Der  erste  Punkt  von  Wichtigkeit  ist.  darüber  Aufschluss  zu 
gewinnen,  ein  wie  grosser  Prozentsatz  der  Bevölkerung  aus  bluts- 
verwandten Khen  stammt.  Denn  wenn  mau  z.  B.  festgestellt  hiitte: 
1°',,  der  Bevölkerung  entstammt  den  Verbindungen  von  Blutsver- 
wandten, und  man  fände  nachher,  bei  der  l'ntersuchuug  irgend  einer 
iVrsnnenmassp.  deren  Individuen  alle  sich  durch  ein  und  dieselbe 
Eigenschaft  gute  oder  schlechte  Eigenschaft  auszeichnen, 

da-s  von  dieser  Personenmasse  100/0  aus  blutsverwandten  Ehen 
stammen,  so  würde  man  mit  Fug  und  Hecht  für  die  Entwicklung 
der  Ut rettenden  Kigenschaft  die  Blutsverwandtschaft  als  l'isaehe 
ansprechen.  Als  solche  Personenmassen  nenne  ich  /..  B.  die  Oe- 
-aintheit  aller  Vorturner:  letztere  sind  sicher  durch  Kraft  und  Oe- 
sehicklichkeit  ausgezeichnet:  warum  sollte  denn  die  Blutsverwandt- 
schaft der  menschlichen  Kitern  nicht  ebenso  gut  kraft  steigernd  wirken 
können,  wie  man  edle  Kennpferde  durch  Inzucht  gewonnen  hat? 
Andere  solche  Personenmassen  wären  z.  B.  die  aller  Wett rüderer,  oder 
di»-  aller  Maler,  aller  Schauspieler,  aller  Zeitungsredakteure  oder  die 
aller  Parlamentarier.  Ks  heisst  sehr  einseitig  bei  der  l'ntersuchung 
uiiM-rer  Krage  verfahren,  gleich  von  vornherein  nur  an  Petsonen- 
massen  mit  minderwertigen  Eigenschaften  zu  denken,  an  Taub- 
stumme. Blinde.  Irre.  Epileptiker.  Idioten,  etc. 
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Zu  drin  Prozentsatz  di-r  kon^aii^-uiiu-ii  Abkömmlinge  in  der 
Ue\  •ölkerunjr  jrelan^t  man  auf  indirektem  We^e  durch  Festste llunjr 
der  Zahl  der  K  he  sc  hl  iessun-ren  unter  blutsverwandten. 

Die  Zahl  der  Fheschlicssuntren  zwischen  Hl  uts  ver- 
wandten wird  p'^cnwärtijr  festgestellt  in  Frankreich.  Hävern. 
l'reu->en  und  In^ain:  sie  ist  nur  für  eine  Reihe  von  Jahren  bekannt 
Hlr  Flsass-Lothrinfren.  Italien  und  Sachsen.  Das  statistische  l'r- 
inatetial.  um  sie  jährlich  festzustellen,  ist  ferner  in  Hraunschweijr. 
Sachxii-.Meinin^en,  Hessen.  Anhalt  und  Srhuumhurg-Lippe.1 )  sowie 
in  Spanien  vorhanden. 

Die  italienische  (ienei al-I »irektion  der  Statistik  hc-rt  selber 
Zweifel,  oh  die  Ansahen  der  Kommunalhehörden  Uber  die  Hlutsver- 
wandtx  haft  der  Fheschliessendrn  exakt  seien,  da  die  Ehen  zwischen 
(Jeschwistei  kindei  n  keines  Dispenses  bedürfen.  •)  Ich  unterlasse  daher 
hier  die  Hesprechun^  der  vorgelebten  Tabelle  l.a> 

In  Frankreich  kamen  nach  Tabelle  2  in  den  19  .Jahren 
von  ls;.:{  bis  1*71  auf  .'»4M  ÜHJ  Fhcschliessun^en  (»1:572  Verwandten- 
ehen oder  11.1  "  w.  Aus  der  Hemei-kung  zu  Tabelle  2  ist  ersichtlich, 
wie  eine  Verwaltun«:sinalsre<:e|.  ein  Zirkular  mit  der  Mahnung,  dieser 
Frhebun<r  Aufmerksamkeit  zu  schenken,  die  I Hirchsehnittszitfrr  von 
etwa  K>  auf  12l  2Ü.W(  der  Eheschliessunp-n  hob.  Die  stete  Abnahme 
der  Durchschnittszitlern  von  .lahrfUnft  zu  .lahrfllnft.  die  die  Tabelle  :{. 
welche  auch  Frankreich  behandelt,  xi  i«_-t.  wird  man  also  weder  einem 
fortschreitenden  Einwirken  der  Melebrun^  über  Schädlichkeit  der 
Verwandtenehen,  noch  etwa  allein  dem  Finlluss  des  Fisenbahnzeit- 
alters.  in  Welchem  die  Leute  mehr  und  mehr  durcheinander  jrewirbclt 
und  bei  Freizügigkeit  aus  ihren  lleimatsveihältnissen  herausgerissen 
werden,  zuschreiben  dürfen.  Sicher  wirkt  ein  allmähliches  Ver- 
fressen der  FiiiebuiiLTsvorschrifteii.  ein  Nachlassen  in  der 
Wctiauiirkeit  der  Aufnahme,  mit. 

Die  Tabellen  2  und  '4  zusammen  jjrcben  für  4:?  .lahre  Aus- 
weis über  lJb'.Mö  Fheschliessuntren  zwischen  Fnjrblutsvcrwandtcn 
und  haben  wohl  auch  damit  noch  nicht  die  volle  Zahl  der  in  Frank- 
reich vorgekommenen  Fhen  dieser  Art  erfasst. 

'i  Statistik  des  deutschen  Reichs.  Monatshefte.  1S77.  II.  S.  18 
•l  Movimento  dello  stato  civile.    Anno  1S!)7.  p.  XX.  XXI. 
:  )  Die  Tabellen  belinden  sich  am  Schluss  de«  Hambs. 
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Die  Tabelle  4  behandelt  Bayern.  Die  Durchschnittszahlen 
verringern  sieh  auch  hier  von  Jahrfünft  zu  Jahrfünft.  Die  Häufig- 
keit der  Verwandtenehen  in  Hävern  beträgt  ungefähr  nur  */10  von 
ihren  Häufigkeit  in  Frankreich. 

Die  preussischen  Zahlen,  Tabelle  5.  stimmen  ausgezeichnet 
mit  den  bayerischen  überein.  Man  vergleiche  die  beiden  Durch- 
schnitte für  die  liingeren  Perioden. 


Hävern  G.W/u»  |      Eheschliessungen  unter 

Preussen  6.47  r    j  Blutsverwandten. 

Hävern  5.82  °j00  \    Eheschliessungen  zwischen 

Preussen  5.87   v    J  Geschwisterkindern. 

Hävern   0,52  0  )K)  |    Eheschliessungen  zwischen 

Preussen  0.4!)  ..    J         Onkel  und  Nichte. 

Nur  bei  den  aus  sehr  kleinen  absoluten  Zahlen  berechneten 
c  (w  Ziffern  für  die  Ehen  zwischen  Nette  und  Tante  zeigt  sich  ein 
erheblicherer  Unterschied.    Es  hat: 

Hävern  <».1«»°00  (    Eheschliessungen  zwischen 

PreusM'ii  0.11   r    j  Nette  und  Tante. 


Die  Zahlen  für  die  beiden  Staaten  liegen  so  dicht  bei  einander, 
dass  sie  sich  ihre  Richtigkeit  in  unanfechtbarer  Weise  gegenseitig 
zn  betätigen  scheinen.1) 

■)  Auch  die  ungarischen  Zahlen  lautCD  sehr  ähnlich.  Nach  dem 
.Ungarischen  Statistischen  Handbuch",  1900,  herausgegeben  vom  Königl. 
Ungarischen  Statist isrhon  Zcntralamte.  fanden  statt  im  Jahre  1900  (auf 
W.mi  Kh.-sch  Messungen  überhaupt) 


Eheschliessungen  zwischen 


Geschwister- 
kindern 
erster  Linie 

Onkel  und 
Nichte 

Tante  und 
Neffe 

2.  „  Kroatien-Slavonien    .  . 

812 
109 

49 
10 

3 
1 

Königr.  Ungarn  zusammen: 

921 

59 

4 

das  ist 

in  Prozenten: 

1   in  l  nirani  i.  e.  S. 

0,50 

0,03 

IM  Hl 

2.  „  Kroatien-Slavouien     .  . 

0.52 

0.05 

0,00 

Kollier.  Ungarn  zusammen: 

0,54 

0.03 

0.00 

\  ..rli.iu-'. 


lud  «i< »«  ti  sind  sie  sieht  i  licli  zu  niedrig.  Nach  Pkh-mis5) 
Feststellungen  bei  einem  i-li<-iiii>4'li«*ti  und  meinen  eigenen  bei  ei nt  iii 
Berliner  Standesamt  weiden  die  Zählkarten  der  Kheschliesstingeii 
dort  vierteljährlich.  hier  wöchentlich  n aeh t  rag  1  i  c h  aus  dem  Heirats- 
register ausgefüllt:  d.i-  Heirat  sre<j ister  enthält  aber  keine  Rubrik 
für  die  Nachricht  über  die  |  Üut^vei  w  andtsehaft  der  Fhoschliessenden. 
hie  im  .lahi  e  1  Js74  erteilte  |i  re u  s  s  i  sc  h  e  A  n  1  o i  t  u  n  *r  für  die  Aus- 
füllung: der  Zählkarten  der  Fhcschliesstingen  ist  in  mehrfacher  Hin- 
sicht mangelhaft:  erstens  >ieht  sie  keine  gesrhäftsordnungsmässige 
Hur  Ii  stelle  für  die  Aufzeichnung  der  Autwort  hinsichtlich  des  Vor- 
handenseins von  Blutsverwandtschaft  zwischen  den  Kheschlics-enden 
vor.  zweitens  will  sie  die  Frage  an  die  „Khex  hl  iessendeii"  ge- 
stellt wissen,  has  ist  also  bei  der  standesamtlichen  Trauung,  wo 
solche  Frage  die  Feierlichkeit  der  Handlung  sicherlich  stört  und 
deshalb  meist  unterlassen  werden  wird,  während  der  natürliche 
Zeitpunkt  für  die  Stellung  der  Frage  die  A  u  fgehot  s- Verhandlung 
wäre.  In  der  Aufgebot*. \ erhandlung  wird  u.  a.  von  den  Verlobten 
versichert,  dass  zwischen  ihnen  kein  der  Khe  hinderliches  Vcr- 
wandtschaftsvei  hältnis  liest«  he:  bei  Feststellung  dieses  Punktes  sollte 
dem  Standesbeamten  in  den  A usführutigsvorschriffen  eine  bestimmte 
Fragefolge  vorgeschrieben  sein,  die  dann  auch  die  richtige  Beant- 
wortung der  Frage  nach  etwaiger  Blutsverwandtschaft  der  Verlobten 
sicherstellte,  hritteiis  müsste  aber  die  Anleitung  zur  Ausfüllung 
der  Zählblättchen  Vorsorge  treflen.  dass  die  bei  der  Aufgebots- 
Verhandlung  aufgezeichnete  Antwort  auf  die  Zählkarte  für  die  be- 
treffende Khcschl  ies'smig  übernommen  würde. 

hamit  diese  Vorschriften  aber  nicht  in  Vergessenheit  geraten, 
müssten  sie  viertens  auf  die  Rückseite  der  Zählkarte  aufgedruckt 
sein.  Eine  in  alten  Akten  vergrabene  „Anleitung-  bleibt  sicherlich 
vielen  Beamten,  die  sich  nach  ihr  zu  richten  hätten,  ganz  unbekannt. 
Bei  der  für  die  Taubstummeiisiatistik  des  Reiches  durchaus  nötigen 
Ausdehnung  der  Statistik  über  die  Blutsverwandtenehen.  ebenfalls 
auf  das  Reich,  wird  man  diese  l'unkte  berücksichtigen  müssen. 

Nach  PkiI'KHs  und  meinen  eigenen  Feststellungen  über  die 
(irnndlagen  der  jetzigen  preussisrheii  Statistik  der  Ehcschliessungen 

')  Fkux  I'kii'Küs.  Kniisaiigiiitiität  in  der  Ehe  und  deren  Folgen  für 

die  h.'szoiidenz.  A 1 1 «re  ine  Zeitschrift  für  Psychiatrie  etc.,  herausgegeben 

von  H.  Lai  uk,  .'j8.  Bd.,  ö.  Ib  tt. 
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unter  Blutsverwandten  wird  man  deren  Zahlen  allerdings  als  un- 
vollständig betrachten  müssen.  Aber  darum  werden  sie  immer  noch 
nicht  „wertlos-.  Sie  stellen  immerhin  Minimal  zahlen  dar  und 
behalten  in  allen  denjenigen  Fullen  beweisende  Kraft,  wo  die  Kinder 

;m>  blutsverwandten  Ehen  in  einer  bestimmten  Pers  nma-se  in 

noch  geringerem  Prozentverhaltnisse  vorhanden  sind,  als  es  die 
Miniinalzifferii  angeben. 

Von  dem  Prozentanteil  der  konsanguineu  Ehen  an  der  Gesamt- 
heit der  Ehen  wird  man  auf  den  Prozentanteil  der  koiisanguinen 
Abkömmlinge  an  der  Gesamtheit  aller  ehelich  geborenen  Kinder 
>chHe>sen  dürfen,  wenn  erstens  konsanguine  Ehen  und  gekreuzte 
Khen  gleiche  Fruchtbarkeit  besitzen,  und  wenn  zweitens  die 
koiisanguinen  Abkömmlinge  die  gleiche  Lebensfähigkeit  wie  die 
Kinder  der  gekreuzten  Ehen  aufweisen. 

Heide*  ist  bestritten,  aber  nicht  auf  Grund  statistischer  Er- 
hebungen, sondern  auf  Grund  von  bisher  unbewiesenen  Annahmen. 
Auszählungen  hinsichtlich  der  Zahl  der  Kinder  sind  bei  kleineren 
Maasen  konsanguiner  Ehen  an  einigen  Hunderten  mehrmals  vor- 
genommen worden  und  ergaben  eher  eine  grössere  Anzahl  Kinder 
tili-  sie.  Man  wird  daher  vorläufig  bis  zu  gegenteiligem  Beweise 
dabei  bleiben  müssen,  dass  unter  den  ehelich  Geborenen  die  koiisan- 
guinen Sprösslinge  in  gleichem  PruzentverhäUtnis  vorkonimeii  werden, 
wie  die  ehelichen  Kinder  nicht  konsanguiner  Abstammung.1) 

I  ber  die  Lebensfähigkeit  beider  Arten  Kinder  fehlt  aber  noch 
jede  stichhaltige  vergleichende  Untersuchung. 

I>a  kein  Grund  vorliegt  anzunehmen,  dass  die  unehelichen 
Verbindungen  zwischen  Blutsverwandten  gegenüber  allen  unehelichen 
Verbindungen  in  stärkerem  oder  geringerem  Verhiiltuis  statthaben, 
;»1>  die  ehelichen  Verbindungen  der  Blutsverwandten  gegenüber  allen 
ehelichen  Verbindungen,  wird  man  die  für  die  Eheschliessungen 
dt  r  Blutsverwandten  festgestellte  Kelativzahl  gegenüber  1000  Ehe- 
hliessungen  überhaupt  auch  als  gültige  Kelativzahl  für  das  Vor- 
kommen der  geschlechtlichen  Verbindungen  überhaupt  und  somit  für 

')  Es  «rilit  zahlreiche  geschichtliche  Beispiele  von  H*  hr  kiinl.  rreicli.  il 
Khen  Blutsverwandter;  so  erzeugte  z.  B.  Kaiser  Maximilian  IL  mit  seiner 
<  imsine  Maria  von  Spanien  15  Kinder  (siehe  Prof.  Dr.  Uttokak  Lokknz, 
Lehrbuch  der  gesamten  wissenschaftlichen  Genealogie,  Berlin  181<8.  S.  482). 
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das  Vorkommen  kt>ri^;(ii«ruiti»  r  Spri.ssl  in^o  in  der  Bevölkerung  lx-- 
trachtcn  dürfen. 

Wir  fanden  für  Preiissen  dir  3liuimalzahl  von  f>.ö  0  ll0  für 
kon>anjruine  Ehen  und  nehmen  also  auch  dicselhe  Belativziflcr  Mi- 
die koiisaiitriiini'  Nachkommens«  haft  für  Prcus>en.  ja  auch  für  das 
Keieh  an.  has  führt  uns  Ihm  ;>»;.:{  Milliom-ii  Einwohnern  des  Reiches 
daliin.  mindestens  :5»;.V.».*>o  Sprösslingr  kon-an^uiner  Ehen  als  uuter 
dieser  Bevölkerung  h-hciid  anzunehmen.  Wenn  nun  alles  Ui.se  wähl- 
bare, was  man  den  Yerwandtenehon  nachsagt,  so  wäre  das  eine  ent- 
setzlich «rrosM-  Zitier. 

Mamk. a/.za  ')  nennt  al-  <lie  „am  sichersten  und  häutigsten 
l»enliai  hteten  Wirkungen  der  Klien  zwischen  Blutsverwandten": 

„l'iivollkommne  Empfängnis  und  Fchltrehurt : 

M(»nstrui»siiät : 

Anlagen  zu  Krankheiten  des  Nervensystems,  und  zwar  der 
Leihe  uaeli.  je  nach  ihrer  Hliiihykeit.  zu  Epilepsie.  Schwachsinn. 
Blödsinn  und  Taiihheit.  Paralyse  und  versrhiedene  (ieisteskrankheiten. 
unvollkommene  Entwiekriung  der  Intelligenz  und  hesuiiders  eine 
krankhafte  Km|itindlirhkeit : 

Skrophulöse  und  tulierkuli.se  Anlage: 

(ieringer  Widerstand  freien  Krankheit  und  Tod:  grosse  Sterh- 
lichkcit.  hesonders  im  kindliclieii  Alter: 
Heringe  Znigungskraft : 
Pigmenlalc  h'etiuitis  etc.- 

Ähnlich  grell  hatten  sieh  schon  andere  geäussert. *) 
In    seinem    hedeuteiiden .    hohes   Ansehen    genicssenden .  um- 
hegenden Werke  „Bevölkernngslehre  und  Bevölkerungspolitik"  sagt 
da  freien  Freiherr  v.  Kita -Ks,  der  verstorhene  Bevölkerungsstatistiker 
des  Königlich  I'reussisehen  Statistischen  Bureaus  <S.  2.'12): 

„Ih'e  Blutsverwandtschaft  der  Ehesehl  iessenden  äussert 
wahrseheinlich  keinen  Eintluss  auf  die  geistige  und  körperliche  Be- 
schaffenheit der  Nachkommen.  Ks  ist  zwar  vielfach  heohnchtet 
wurden,  dass  geisteskranke,  mit  gewissen  chronischen  Krankheiten 
hehaftete.  gehrechliche  und  schwächliche  Personen  von  Eltern  ah- 
stammen.  welche      sei  es  der  Vater  -.der  die  Mutter  oder  heide  Eltern 

')  3I.vstkw.\zza.  Die  Hygieine  der  Liehe.  Jnm,  3.  Auflage,  S.  H2f>. 
Z.  Ii.  Or.  Jin.l.lKT,  Itithietice  de  Iii  consaiiguinit«'  sur  les  produits  du 
uinihge.  IJwlletiii  «h-  l'Acadeuiie  de  iiiedeciiir.  Paris  1S.">»>,  tmiie  XXI,  p.  74«i. 


Digitized  by  Google 


P.  Maykt:  Die  Verwandtenehc  und  die  Statistik.  201 


mit  denselben  Leiden  lioludttt  gewesen  waren.  Die  Kindel-  solcher 
Khen  sind  mit  der  Anlage  zu  denselben  (iebrechen  und  Krankheiten 
11  blich  belastet  und  dies  in  verstiirktem  Mafse.  wenn  die  Kitern 
blutsverwandt  sind  und  von  gemeinsamen  Grosseltern  ((Joschwister- 
kinder)  her  die  Anlage  zu  den  genannten  Leiden  besitzen  und  beider- 
seits auf  die  Nachkommen  Übertrafen.  Ks  ist  jedoch  bisher  nicht 
durch  Heobachtungen  erwiesen  oder  auch  nur  wahrscheinlich  gemacht, 
dass  bei  körperlich  und  geistig  gesunden  Kitern  deren  IM uts Ver- 
wandtschaft nachteilig  auf  die  Keanlagung  der  Kinder  einwirkt,  und 
die  bei  der  Tierzucht,  insbesondere  der  Zucht  von  Vollblutpferden 
tewonnetien  Krfahrungen  lassen  eher  das  Gegenteil  erwarten.  Hei 
(hu  alten  Ägyptern  war  Klutsverwandtschaft  kein  Khehindernis. 
ebensowenig  bei  den  alten  Peruanern,  bei  denen  so^ar  die  erste  Frau 
des  Inka  seine  Schwester  sein  muste.  um  das  Klüt  des  Herrscher- 
hauses rein  zu  halten.  Hei  den  alten  Persern  heiratete  der  Kruder 
die  Schwester,  der  Vater  die  Tochter  und  sogar  die  Mutter  den  Sohn, 
und  für  bestimmte  geistliche  Ämter  durften  nur  Personen  ernannt 
werden,  welche  aus  solchen  Khen  stammten.  Die  alten  Ägypter. 
Peruaner  und  Perser  waren  dessenungeachtet  kräftige,  tapfere  N  idker. 

Wenn  die  Klutsverwandtschaft  der  Kitern  die  Kntartung  der 
Nachkommen  zur  Folge  hätte,  so  mUssten  in  abgeschlossen  von 
der  übrigen  Welt  lebenden  Gemeinden,  deren  Kinder  stets  unter- 
einander heiraten  müssen,  die  Menschen  geistig  und  körperlich  zu- 
rli<  k-ehen.  Auf  der  Halbinsel  Hätz  vor  der  Loiremündung  sind 
Khen  von  Geschwisterkindern  seit  langer  Zeit  ungemein  häutig,  doch 
konnten  in  keinem  einzigen  Falle  (bei  :>:K><»  Kewohnern)  hei  den 
Kitern  ,.,der  Kindern  Merkmale  der  Kntartung  nachgewiesen  werden. 
Kiu  (Meiches  wurde  an  den  Kewohnern  der  früheren  Insel  Schokland 
im  Zuidersee  und  schottischer  Fischerdörfer  beobachtet." 

Ks  wäre  mir  ein  Leichtes,  in  grösserer  Anzahl  so  schroffe 
Widersprüche  aus  der  reichen  Literatur  über  diese  Flape  anzu- 
führen. Alle  vorsichtigeren  Forscher  sind  darin  einig,  dass  die  Frage 
"••eh  nicht  unanfechtbar  entschieden  sei. 

In  den  beigefügten  Tabellen  u'  bis  11  ist  es  mir  geglückt,  ein 
s-  lir  trrosses.  echt  statistisches  Material  über  die  Keziehuug  der  Koii- 
♦■niguinität  der  Kitern  zu  einzelnen  Krankheitsformen  oder  Gruppen 
von  Krankheitsformen  der  Abkömmlinge  zusammenzustellen,  welches 
einige  gesicherte  Schlüsse  erlaubt. 
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In  di'ii  jh< n>>i«  heu  1 1  ren  a n  >  t  a  1 1 e  n  wird  für  den  Zulauf; 
an  Irren  festgestellt,  oh  ii in  welchem  Orade  die  Eltern  bluts- 
verwandt sind,  und  dir  Irrrnanstültsstatistik  des  Koniirl.  Preussischen 
Stat i-t i-rlirn  Mureaus  trilt  die  erhohenen  Zahlen  mit.  Sondcrbarcr- 
\vri>e  sind  diese  I  taten  aber  in  den  Te.\t-Einleitun<:en  der  Irren- 
aiistaltsotatistik  noch  nie  zur  I5eleurhtun<:  der  vorliegenden  Fratre 
verwendet  und  meines  Wissens  auch  von  keiner  anderen  Seite  dazu 
benutzt  wurden  Sie  fordern  uns  in  der  Erkenntnis  ein  jrut  Stück 
weiter  und  gestatten  gerade,  was  v.  Zikmsskv  als  das  Schwierigste 
bezeichnete,  den  EiiiHuss  der  Erblichkeit  und  den  der  Blutsverwandt- 
schaft von  einander  zu  isolieren. 

In  den  veröffentlichten  Tabellen  dieser  Statistik  wird  ..Erb- 
lichkeif andrehen,  wenn  bei  der  Aufnahme  in  die  Irren-  oder  Idioten- 
anstali  folgende  Fraire  bejaht  wurde: 

„Sind  (ieistes.  oder  .Nervenkrankheiten,  oder  Trunksucht,  oder 
Selbstmord,  oder  Verbrechen,  oder  auffallende  Charaktere  und  Talente 
vorgekommen  bei: 

I.  Vater.'  .Mutter? 

II.  (irossvater?  » Jro>smutter V  Onkel?  Tante?  a)  von  Vaters 

Seite?  bj  Voll  Mittlers  Seite? 
III.  (.eMhwistern?- 

Ein  Idiot,  für  den  Erblichkeit  anheben  wird,  bedeutet  also 
nicht  nur  den  Fall,  in  dem  einer  der  Aszendenten  auch  Idiot  war. 
sondern  auch  einen  Fall,  in  dem  ein  Onkel  einen  Selbstmord  oder 
ein  Bruder  ein  Verbrechen  be^iiifr.  Hie  Angabe  „mit  Erblichkeit " 
bedeutet  in  dieser  Statistik  also  nicht  die  i'hertrajrunir  derselben 
Oeisteskrankheit  im  Wejre  direkter  Erblichkeit,  sondern  allgemeiner 
auch  schon  das  Vorhandensein  eines  Orundes,  eine  bedenkliche 
.. Familieuatilaue"  anzunehmen. 

Da  al»er  auch  nach  „auffallenden  Charakteren"  und  „Talenten" 
bei  den  Verwandten  yefra^rt  wird,  so  wird  auch  z.  B.  der  Fall,  wo 
ein  Bruder  des  Idioten  Dichter  oder  Komponist  war.  als  ein  Fall 
von  „Erblichkeit"  in  den  Listen  einzutragen  sein. 

Ein  abnorm  nach  der  jruten  oder  üblen  Seite  hin  fresteiirertes 
oder  hei  abgesetztes  Ochirn-  und  Nervenlebrn  bei  einem  der  nächsten 
Vorfahren  oder  auch  nur  bei  einem  Abkommen  des  (irossvaters.  der 
(irossmutier  twie  es  Onkel  und  Tante  sind»  tr*  nü«rt .  damit  die  Irren- 
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an-talts>tatistik  die  Belastung  durch  «Erblic  hkeit -  für  einen  Geistes- 
kranken konstatiere. 

Dieses  vorausgeschickt,  um  MissverstUndnisse  zu  verhüten, 
ist  nun  zunächst  meine  Tatteile  G  zur  Hand  zu  nehmen.  Hier 
Hilden  wir  in  der  Summenzeile  in  dem  Tabellenteil  A,  dass  sich 
die  Nachrichten  beziehen  für  die 

einlach»- Seelenstörun<;  .    .    auf  über  47000  männl.  u.ca.öäOOOweihl.  Kranke 
paralytische  Seelenstörunu .     ..    „    18000     „     „  ..    6000    r  „ 
S.-.'lriisttirumr  mit  Kpilepsie     „    „     8000     _     „  ..    fiOOO  „ 
Imbezillität  und  Idiotie  .    .      .  ca.   10000     „      „       7000  ,. 
I»:us  Material  ist  also  ein  recht  umfassendes. 

Neben  jeder  dieser  mit  „Zugang"  bezeichneten  Spalten  findet 
sich  eine  Spalte  „davon  ist  Erblichkeit  nachgewiesen  bei"  und  da- 
neben die  Prozentzahl. 

In  dem  Tabellenteil  H  sind  nun  in  ganz  entsprechender  Weise 
die  Nachrichten  behandelt,  welche  sich  nur  auf  diejenigen  Geistes- 
kranken beziehen,  deren  Eltern  blutsverwandt  waren.  Auch  hier 
ist  das  Material  noch  ein  ziemlich  bedeutendes.  Man  ttndet  hier 
unter  H.  dass  sich  die  Nachrichten  beziehen  für  die 
.•infache  Seeleiistürunir  .  .  auf  338  männliche  und  32«  weibliche  Kranke 
paralytische  Scelenstörung  .  „  85  „  „10 
Secb-nstörun«:  mit  Epilepsie         4ö        .,  „  34 

Imbezillität  und  Idiotie  .    .  „    13H        „  101 

zu*  also  ireisteskranke  Spröss- 

linire  blutsverwandter  Ehen:  K01  männliche  und  471  weibliehe  Kranke. 
Man  überschaut  bei  einem  Vergleich  der  Prozentziffern  derselben 
Spalte  sofort,  dass  die  Zahl  der  erblich  Belasteten  bei  den  Geistes- 
kranken, deren  Eltern  blutsverwandt  waren,  sehr  viel  grösser,  meist 
Aber  doppelt  so  gross  ist.  als  die  Zahl  der  erblich  Heiasteten  bei 
<iei>t(  skranken.  die  aus  gekreuzten  Ehen  stammen. 

IHoMii  f'bcrblick  in  noch  bequemerer  Weise,  und  zugleich 
auch  berechnet  auf  Männer  und  Frauen  zusammen,  bietet  Tabelle  7. 
Hier  ist  der  Vergleich  der  lieiden  Kelativziffern  dadurch  erleichtert, 
dass  die  Helativziffer  für  die  Kranken  Uberhaupt  immer  —  100 
•res.tzt  ist.  Man  wolle  gefalligst  das  Augenmerk  auf  die  fett 
iredrmkten  Ziffern  richten.  Es  genügt,  die  letzte  Spalte  „Flauen 
und  Männer  zusammen"  zu  betrachten.  Wir  Huden  hier  für  die 
blutsverwandten  Sprösslinge  218,  257.  208.  150  erblich  belastete 
ire«.'eiiübvr  nur  100  bei  den  Kranken  (Iberhaupt. 
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Hie  mitgeteilten  Zahlen  sind  wohl  mi  zu  deuten:  die  (ieistes- 
ki  aiikhciten  ei  wachsen  oft  auf  dem  Hoden  bedenklicher  Familien- 
anla^en.  Sind  dieselben  Familieiianla<ren  in  beiden  blutsver- 
wandten Kitern  vorhanden,  so  verstärken  sich  die  Wirkungen  der 
Vererbung.  I>a>s  die  Fälle  mit  Krbliehkeit  bei  den  Kranken,  die 
aus  blutsverwandten  Khcn  abstammen,  etwa  doppelt  so  zahlreich 
sein  werden,  als  bei  Kranken,  deren  Kitern  unverwandten  Familien 
angehören,  ersrheint  verständlich.  Wir  werden  erwarten,  die 
Kelativzahl  2<M>  zu  finden 

Hei  der  einfarhen  Seel  e u s  t  öru  n fr.  der  paralytischen, 
und  der  mit  Kpilepsie  verbundenen  spielt  nun  für  die  konsan- 
fruineii  Abkömmlinge  die  Vererbung  eine  Kolle.  welche  die  Zahl  der 
Krankheitsfälle  mehr  als  verdoppelt:  21*.  2o7,  20*  Sind  erblich 
Mästende  Momente  bei  (nossvater  oder  ( oossmutter  vorhanden  oder 
wcjren  Hclastunjr  eines  (»nkel>  oder  einer  Tante  des  Kranken  anzu- 
nehmen, so  steigert  die  Hlutsverw andtxhaft  der  Kitern  den  Ausbruch 
der  Krankheit  bei  den  Kindern  hier  auf  m e Ii  r  (bei  paralytischer  Seelen- 
störuiifr  so-rar  auf  u,.jt  ,mdir)  als  das  Doppelle  der  Fälle.  Hei  Imbe- 
zillität und  Idiotie  da<re«ren  spielt  für  tlii*  konsan<ruinen  Sprösslinfre 
die  Krbliehkeit  nicht  die  so  w  ie  so  zuerwartende  h'olle  der  Verdoppelung 
der  Fälle:  statt  dass  in  der  Hoppelzahl  der  Fälle  \  "ererbuiifr  vorläge, 
ist  sie  hier  nur  bei  dem  anderthalbfachen  der  Fälle  vorhanden. 
Hiernach  ist  festgestellt,  dass  fdr  Imbezillität  und  Idiotie  der  Vcr- 
erbun^sfaktor  eine  «rerin«rere  Kolle  spielt  als  bei  den  drei  anderen 
genannten  Krankheit s formen. 

In  dem  Abschnitt  H  der  Tabelle  ti  waren  alle  die  Ccistes- 
krankeu.  deren  Kitern  als  Cousin  und  Cousine.  Onkel  und  Nichte. 
Nette  und  Tante  blutsverwandt  waren,  additiv  zusammeiifrefasst. 
Tabelle  N  yibt  nun  die  Nachrichten  für  die  Verw  andtschaftsirrade 
fret  rennt  unter  C.  I>  und  K. 

Die  Trennunir  eriribt  ein  höchst  verbindendes,  "-anglich  uner- 
wartetes Resultat.  Wenn  man  den  Hliek  auf  den  Abschnitt  K 
lenkt,  der  <lie  erkrankten  Kinder  von  Netfe  und  Tante  aufnehmen 
sollte,  so  sieht  man.  dass  aus  dieser  Verbindung  fast  par  keine 
( o  i-tt>erkrankteti  vorhanden  waren.  l  ud  dies,  obgleich  in  den 
2-"»  .lahren  lsT".  bis  l«i*t»  in  Preu>sen  »ilo  Verehelichuiuren  von 
Neffe  und  Tante  gezählt  wurden  (siehe  Tabelle  '»). 
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Stunden  die  Verbindungen  von  Neffe  und  Tante  für  die  Er- 
zeugung kranker  Nachkommenschaft  physiologisch  gleich  mit  den 
Verbindungen  von  Onkel  und  Nichte,  welch  letztere  (nach  Tahelle  '») 
in  Preussen  in  derselben  Zeit  29:}:!  mal,  also  5  mal  so  oft  vorkamen, 
so  mll>sten  in  Abschnitt  E  der  Tabelle  H  ungefähr  »/,,  so  viel  Kranke 
als  in  Abschnitt  D  aufgeführt  sein,  als.i  etwa  sieh  die  Zittern  linden: 

:I0  7      4     6      ,  L'J 

in  den  Zugangsspalten    .   =-7.    .   =  <».    ,   =  1.    ^  =1.    -   -»  •> 

Di 

und  noch  einmal  „  —  3.    Statt  so  etwa  21  Kranke  aufzuweisen,  hat 
.i 

Al»schnitt  E  aber  nur  3. 

Ich  mache  darauf  aufmerksam,  dass  es  sich  hier  nicht  nur  um 
Vererbung,  sondern  weitergehend  um  Entstehung  der  Geistes- 
krankheiten handelt.  Dass  sich  hinsichtlich  des  Ausbruchs  von 
Geisteskrankheit  bei  den  Kindern  die  Verbindung  von  Neffe  und 
Tante  fast  durchaus  als  ein  Schutz  gegen  Geisteskrankheit  erweist, 
ist  kaum  glaublich  und  doch  gestatten  die  vielen  Nullen  in  der 
Suinincrizcile  vorläufig  keine  andere  Deutung.1) 

Gehen  wir  jetzt  zu  den  Abschnitten  C  und  D  der  Tabelle  H  über. 

Ein  Vergleich  der  übereinander  stehenden  Kelativzahlen  der 
Abschnitte  ('  und  D  zeigt,  dass  bei  den  aus  dein  näheren  Verwandt- 
schaftsgrade von  Onkel  und  Nichte  Erzeugten  die  Vererbung  eine 
stärkere  Kolle  spielt  als  bei  den  Kindern  von  Cousin  und  Cousine. 
Kies.-  Vergleichung  zu  erleichtern,  dient  Tabelle  1».  die  ganz  ent- 
sprechend der  Tabelle  7  aufgestellt  ist. 

Wir  brauchen  wieder  die  Aufmerksamkeit  nur  auf  die  letzte 
Spalte  zu  lenken.    Und  zwar  kommt  es  uns  jetzt  nur  auf  den  Ver- 

')  In  der  Debatte  über  den  Vortrag  wurde  auf  eine  andere  mögliche 
Erklärung  hingewiesen:  Wahrscheinlich  sei  die  Tante  meist  älter  ala  der 
Neffe,  wahrscheinlich  meist  dm  klimakterischen  Jahren  uahe:  dann  würden 
deshalb  aus  diesen  Ehen  viel  weniger  Kinder  hervorgehen,  und  wo  die  Kinder 
fehlten,  konnten  hie  auch  nicht  erkranken.  Zur  Entscheidung  der  Frage 
würde  eine  Statistik  über  die  Altersverhältnisse  in  diesen  Ehen  erforderlich 
»'•in  i.der  eine  Statistik  über  die  Zahl  der  Kinder  aus  denselben.  Sollte 
sich  aber  dann  erweisen,  dass  die  Eben  zwischen  Neffe  und  Tante  doch 
il»en«o  kinderreich  sind,  als  die  zwischen  Onkel  und  Nichte,  so  wäre  es 
••ine  biologische  Entdeckung,  dass  die  gesundheitlichen  Folgen  für  die 
Abkömmlinge  aus  den  beiden  Arten  ehelicher  Verbindungen  so  ganz  ver- 
schiedene sind. 
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gleich  «Irr  Krhlichk«  it >»-i  ->cheinun«;f  u  1k- i  «Iru  Kindern  v«»n  Cousin 
und  Cousin«-  einerseits  und   von  Onkel  und  Niclitr  andererseits  an. 

I'»«i  tl*n  drei  Kraiikliiitsr<.nnrii :  «int'a«lirr  Srrlrn>ti»iuiiir.  |«ara- 
lytis<-he  r  Seelenstoruut:.  See  lr n> tüt  in i-r  mit  Kpilepsie.  sehen  wir  jedesmal, 
«lass  di«'  erhlith«-  Ii«  I,i>tiin<:  in  stärkerem  Mals«-  nachgewiesen  i-t 
für  «Ii«-  Altkiiininrii  \<>n  Onkel  und  Nichte.  :i  1  >  wie  für  die  von  ('«msin 
iiiul  (  ou-iiir.  also  hei  «Irr  mihe!'«-ii  \  i'i  w ;ui(lt><  lialt  mehr  zur  Geltung 
kommt,  |!t  i  lmh«-/illität  iiinl  Idiotie  lie^t  die  Sach«-  aher  umgekehrt. 
Hutten  wir  (Villi,  i  m-1h.ii  allgemein  p-fiindeu,  «lass  hei  lmhezillitäl 
und  Idi'.tie  «Ii«-  ei  l. Im  he  Belastung  der  Krkrankten  ein«-  seltenere 
M.  >..  finden  wir  nun  hier  lin  «h-r  letzt. -n  Spulte)  «lie  weitere  Tat- 
sache. <hi-»  hei  ihiH-n.  je  nither  «lie  Verwandtschaft  ist.  um  s<»  seltener 
«lie  Ki  hlichkeit  zum  Au>hruch  der  Krankheit  mitgewirkt  hat.  Uieser 

Schliiss  ist  aher  «leshall  ch  kein  ^«-sicherter,  weil  in  der  Teilmasse 

ih  r  männlichen  Ahkömmlinjr«'  «lie  Sache  anders  lie^t.  Hier  ist  die 
li'elativzahl  für  «lie  Ahim-ssiiti';-  «h-r  \  Ci «  i  1  ni i iir  doch  hei  den  Kindern 
von  Onkel  und  Nicht«-  höher  als  hei  ih  nen  von  ('«uisiu  und  Cousine. 
lSÖ  «,'e^eiiüher  .ledi-nlalls  aher  st«  heil  hinsichtlich  der  Ver- 

«  rhuiiir  die  Verhältnisse  hri  [mt.ezillität  und  Idiotie  in  einem  <rcw  issen 
tM  ireiisatze  zu  denen  hei  dm  lihriyen  » h  isteskrankheitsformen. 

Wir  kommen  jetzt  zu  «hin  dritten  Funkt  für  die  Lüsung 
unserer  Aufsähe,  zu  der  K«-<tstrlliiui;.  wie  die  Blutsverwandtschaft 
in  deiijeiiip-ii  Kälten  wirkt,  in  denen  keine  «  rhliche  Belastung  nach- 
zuweisen möglich  war. 

Hierzu  di.-nt  zunächst  die  Tahelle  B>.  w.-lehc  aus  Tahelle  «i 
ahfjcleitet  ist.  Ihre  mit«  r<te  Zahlenreihe  ist  wichtig,  namentlich  in 
Verhindunir  mit  der  früheren  Feststellung.  «lass  sich  unter  1000  Kin- 
wohnern  mindestens  t;..">  Ahkömmlinire  von  Blutsverwandten  linden 

Hier  aus  Tahelle  In  sehen  wir  nun.  dass  ln-i  der  einfachen 
Seeleiisti'.ruii^.  der  paralytis.-hen  Sreh-n<töruni:  und  der  Seelenstüruni: 
mit  Kpilepsie  der  Anteil  der  aus  hiutsverwnndteu  Khen  Stammenden 
hei  den  erhlich  nicht  Heia  steten  vi<'l  kleiner  ist.  als  ihrem 
Auteil  an  der  ( iesaiuthevölkerun<r  entspricht.  Wir  durften  nach  der 
früher  fest^»-st«dlteu  Mindestzahl  von  Ii.."»  Ahkönimliiiiren  aus  k«>n- 
saiiL'uineii  Khen  auf  das  Inno  der  Hevidkeruiiir.  hei  den  Kranken 
ohne  erhliche  Belastutur  auch  <».-'»"  u0  der  Geisteskranken  der  he- 
trelten«l«-n  Geisteskrankheitslorm  zu  tindeu  erwarten:  statt  (;..">  linden 
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wir  aber  bei  den  einlach  Seelengestörten  nur"  .'CO.  bei  den  paralytisch 
Seelengestörten  nur  2,i».  bei  den  Seelengestörten  mit  Epilepsie  nur 
Im  schroffen  Oegensatz  zu  diesen  3  Krankheitsformen  steht  wieder 
die  Idiotie:  hier  wird  der  Satz  von  6..r>  stark  Ubertrortcn:  wir  Huden 
hier  in  der  letzten  Spalte  ftlr  die  erblich  nicht  belasteten  11."». 

Die  Verhältnisse  für  die  Kinder  von  Cousin  und  Cousine  und 
ftlr  die  von  Onkel  und  Nichte  gesondert  zu  studieren,  dient  die 
Tal. eile  11.  Sie  zeigt  fllr  beide  hinsichtlich  jener  Ehen,  in  denen 
keine  erbliche  Belastung  nachgewiesen  ist,  {ranz  dasselbe:  bei  den 
:!  erstgenannten  Krankheitsformen  sind  die  Kinder  halb  so  häutig 
gci>tcserkrankt.  als  die  übrige  Bevölkerung.  Entgegengesetzt  liegen 
die  Verhältnisse  wieder  bei  der  Idiotie.  Hier  ist  die  erblich  nicht 
belastete  Nachkommenschaft  von  Cousin  und  Cousine  relativ  fast 
doppelt,  die  von  Onkel  und  Nichte  relativ  fast  :Jmal  so  häutig  er- 
krankt. al<        Personen  der  allgemeinen  Bevölkerung. 

Hei  der  Idiotie,  wo  die  Erblichkeitsfälle  (  wir  stellten  es  oben 
lest  i  viel  seltener  vorkommen,  wo  die  Erblichkeit  eine  geringere 
Kollc  <pielt.  spielt  das  Entstehen  der  Krankheit  durch  die  H I  ut  s- 
verwandt schaft  an  sich  eine  Bolle,  während  bei  den  drei  anderen 
Können  der  Oeisteskrankheit  die  Blutsverwandtschaft  eher  als  ein 
\  orfeil  fllr  die  erblich  nicht  belasteten  Kousanguineu  erscheint. 
Si.hald  aber  y.u  der  Wirkung  der  Blutsverwandtschaft  bei  den  idiotisch 
Kranken  noch  erbliche  Belastung  hinzutritt  dies  ist  ersichtlich  aus 
der  vorletzten  Spalte  .  dann  ist  die  Wirkung  stark  gesteigert, 
da  wird  das  Verhältnis  des  Vorkommens  der  Konsaniruinen  in  der 
Bevölkerung  bei  der  Nachkonunenschaft  von  Cousin  und  Cousine  um 
mehr  als  das  Zweifache,  bei  der  von  Onkel  und  Nichte  um  mehr 
als  das  Dreifache  Ubert rotten.  Bei  mitwirkender  erblicher  Belastung 
ist.  wie  ans  den  mittleren  Spalten  jeder  Krankheitsabteilung 
erhellt,  das  Verhältnis  stets  für  die  Onkel-  und  Nichtenkinder  un- 
irtin>tiger  als  für  die  Kinder  von  Cousin  und  Cousine,  und  bei  den 
"nkel-  und  Nichtenkindern  auch  stets  ilnial  so  ungünstig,  als  bei 
der  Bevölkerung  im  allgemeinen. 

Die  jeweilig  erste  vertikale  Spalt»'  beweist  aber  ftlr  die  Cousin- 
und  «'uusinen-Na<  hkominenschaft.  dass  sie  für  einfache  Scelcnstörung. 
paralytische  und  mit  Kpilepsie  verbundene  günstiger  dasteht,  als 
die  Bevölkerung  im  allgemeinen,  und  selbst  die  Onkel-  und  Nichten- 
kinder haben  wenigstens  bei  der  paralytischen  Seelenstörung  noch 
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einen  kleinen  Vorteil  vor  der  Bevölkerun«:  im  allgemeinen  voraus. 
Hei  der  Idiotie  stehen  aber  beide  erheblich  schlechter.1) 

l'n^ere  Statistik  hat  sowohl  Mantkoazzi  als  v.  Fik<  ks  wider- 
legt: sie  beweist,  dass  die  Hedeutun«:  der  Blutsverwandtschaft  von 
Mamk<.\/.za  übertrieben,  von  v.  Firn  ks  unterschätzt  wird. 

her  strikte  Nachweis,  dass  die  Abstammung  von  verwandten 
Kltern  nur  hinsichtlich  einiger  Krankheitsformen  unfrUnstijr.  hin- 
sichtlich anderer  aher  sojrar  jrdnst i<r  disjHiniert,  ist  sehr  lehrreich. 
Wiiren  die  Abkömmlinge  hlutsverwandter  Kitern  jeder  Krankheits- 
form  «refrenliher  und  man  darf  hier  nicht  nur  an  die  Geistes- 
krankheiten denken  ungünstiger  j_'.  -t<*llt  wie  die  anderer  Kltern. 
s.,  dürfte  wohl  langst  der  Streit  Uber  die  Schädlichkeit  hezw.  Un- 
schädlichkeit hlutsverwandter  Khen  entschieden  sein.  Wenn  soerar 
ein  und  dasselbe  Klternpaar  geniale  Kinder  neben  blödsinnigen  zu- 
weilen hervorbrin«rt.  so  ist  der  Fall  sehr  wohl  denkbar,  dass  eine 
blutsverwandte  Khe  f(lr  den  Lebenskampf  <rut  ausgerüstete,  eine 
andere  schlecht  ausgerüstete  Individuen  hervorbringt,  dass  die  Bluts- 
verwandtschaft der  Kltern  entweder  <rute  oder  auch  schlechte  An- 
lagen in  den  Kindern  steigern  kann.  Um  mit  einem  groben  Beispiel 
ohne  massgebende  Zahlen  diesen  (iedanken  klarer  zu  machen: 
es  könnte  sehr  wühl  sein.  dass.  wenn  in  der  Bevölkerung  Über- 
haupt unter  je  l<>o  Kindern  sich  T>  ungewöhnlich  <rut  he«rabte  und 
10  ungewöhnlich  schlecht  begabte  neben  K.">  normal  bejahten  be- 
fänden, unter  je  Ith)  Kindern  aus  ko  n  sa  tiir  ti  i  neu  Khen  sich  lo 
besonders  trut  begabte  und  20  besonders  schlecht  begabte  neben  nur 
TU  normal  begabten  fänden. 

Ähnlich  wie  bei  der  Idiotie  scheinen  die  Verhältnisse  bei  der 
angeborenen  Taubstummheit -)  und  bei  der  Ketinitis  pigmentosa*)  zu 

')  Trotzdom  kamen  aber,  wie  aus  unserer  Statistik  hervorgeht,  auf 
1H4H1  neu  in  die  preussisehen  Irren-  und  Idiotemuistalten  aufgenommene 
Idioten  doch  nur  2M  konsaniruinen  l'rsprunir*.  ein  Zahlenverhaltniss.  welches 
man  im  Auire  behalten  sollte,  um  sich  vor  l'hert  reihum;  hei  der  Behauptung 
der  Schädlichkeit  der  nahen  blutsverwandten  Khen  zu  s-chiitzen.  Unter 
den  Einwohnern  Preussens  iHMH):  :I4.')  Millionen)  werden  mindestens 
21  Ml  (KM)  Kinder  blittsv«  rwandter  Verbindungen  sich  hetinden.  (Zu  jenen 
U>41fi  hezw.  IM  Anstaltsidioten  treten  alier  selbstverständlich  noch  die 
zu  Hause  verplle^ten.) 

-')  Statistische  Helene  für  dieses  Urteil  habe  ich  in  meinem  auf  dem 
hygienischen  und  demoirraphischen  Koiiltcss  in  Madrid  1898  gehaltenen 
Vortrage  ..Die  statistische  Erfassunir  der  Folureu  der  Verwandtenehenu 
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liegen:  hier  scheint  Vererbung  eine  geringe,  Blutsverwandtschaft  für 
ihre  unvererbte  neue  Entstehung  eine  grosse  Rolle  zu  spielen.  Die 
Herzkrankheiten  stillte  man  auch  daraufhin  untersuchen.  Wenigstens 
«relang  es  Zkknastini,1)  an  Tauben  durch  fortgesetzte  Inzucht  förm- 
liche Herzkrankheiten  hervorzurufen,  die  dann  durch  veränderte 
Züchtungsversuche  wieder  zum  Schwinden  gebracht  werden  konnten. 

Andererseits  sollte  man  aber  auch  gerechterweise  untersuchen, 
<>b  nicht  für  die  geistige  Entwickelung  Vorteile  in  der  Blutsver- 

gegeben.  —  Die  Erwähnung  meiner  früheren  Arbeit  darf  ich  zu  einer 
Berichtigung  benutzen.  Die  dort  im  Anhang  gegebenen  Ziffern  der  in 
preußische  Anstalten  aufgenommenen  Geisteskranken  überhaupt  und 
geisteskranken  Sprosalinge  aus  Verwandtenehen  weichen  von  den  in  dem 
vorliegenden  Vortrage  genannten  Zahlen  ab.  Dort  wurde  von  mir  der 
Brutto-Zugang.  hier  richtiger  der  Netto -Zugang  an  Geisteskranken  der 
Betrachtung  unterzogen;  aus  den  Zahlen  sind  jetzt  die  sich  beim  Wechseln 
der  Anstalt  ergebenden  Doppel-  und  Mehrfach-Aufnahmen  derselben  Person 
ausgeschieden. 

3)  Dr.  Lnnvm  Hirsch  (Entstehung  und  Verhütung  der  Blindheit. 
Abdruck  aus  dem  klinischen  Jahrbuch.  8.  Bd..  8.  15)  fand  „den  Prozent- 
satz blutsverwandter  Eltern  unter  Geburtablinden  zweifellos  höher  als 
unter  den  anderen  Blinden:  unter  H40  Geburtsblinden  stammten  IG.  also 
5"  „.  aus  den  Ehen  Blutsverwandter,  von  50  Blinden  mit  Retinitis  pigmentosa 
allein  y.  also  ca.  18  »  0.~  ,.Es  liegt  ja  auf  der  Hand,  dass  dieser  Prozentsatz 
der  Ehen  Blutsverwandter  den  in  der  sehenden  Bevölkerung,  den  wir  nach 
vielfachen  Literat  urangaben  auf  höchstens  1— 2"0  zu  schätzen  haben, 
weit  überwiegt.  Und  viele  Autoren  (Lebkr  u  a.)  haben  sogar  bei  Retinitis 
pigmentosa  noch  einen  erheblich  höheren  Prozentsatz  von  Blutsverwandt- 
schaft der  Eltern  gefunden,  als  18° •„."  -  Gegenüber  dieser  tatsächlichen 
Feststellung  kann  ich  dem  weiterhin  folgenden  Urteile  HiKsnt's  nicht 
beitraten,  wenn  er  8.  16  sagt:  „Dass  aber  die  Blutsverwandtschaft  un- 
möglich eine  wesentliche  Ursache  der  Retinitis  pigmentosa  abgibt,  erhellt 
schon  daraus,  dass  82  °/0  der  von  ihr  Befallenen  nicht  aus  solchen  Ehen 
stammten." 

')  Berliner  Tageblatt,  11.  März  1901,  Bericht  Uber  eine  Sitzung 
der  Balneologischen  Gesellschaft,  Mitteilung  in  einein  Vortrag  des  Herrn 
K"TUs.  hili»  (Baden)  über  die  Bedeutung  der  Herzgrossc  für  die  Herz- 
leistung. — 

Als  Beitrag  zur  Entscheidung  der  Frage,  ob  Taubstummheit  ohne 
andere  Ursache  bloss  durch  Inzucht  entstehen  kann,  dürfte  es  übrigens 
.»urb  nicht  schwierig  sein,  durch  Versuche  an  Mäusen  festzustellen,  ob  sich 
aus  gesuuden,  gut  hörenden  (z.  B.  vor  einer  unter  ihnen  ertönenden  Glocke 
flüchtenden)  Mäusen  bloss  durch  fortgesetzte  Inzucht  taube  Mäuse  erzeugen 
lassen. 

Jahrtuf-h  «Irr  Internat.  Vereinigung.  6.  Hü.  14 
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wandtsclialt  «1« -r  Kit.  i  n  Ii. -.  ii.  Man  könnte  sehr  wohl  betreffs  aller 
l'rtlfuiifreu.  hei  «l.  n. n  Schulen.  Hochschulen  «.der  Behörden  durch 
Zt-upiiiss-Xummerii  imI.  t  -Prädikat«-  eine  Hl  i  t  v  aussondern,  eine  fort- 
laufend«' Statistik  aufma.  h«n.  in  weh'hem  Proz«iitv«rh;iltnis  unter 
«lieser  Klite  die  Abkömmlinge  von  k«tii-aii}.ruinen  Klien  vorkommen. 

An    der   weiteren   Kläruntr   der   vorliegenden,  menscliheitlich 
wii-litijreii  Fi  at:«'  -ollt.n  alle  zi\ ili-i<  rt.  n  Staaten  tuitarlM'iten.  Jeiler 
Staat  xdlte  seinerseits  beschaffen: 
1.  eine  Statistik  «Iii-  koii>aiiLriiinen  Kheselili»'ssunjr«'n: 
J   «'ine  IrreiiaiistaltsNtatistik  na«h  «lein  Muster  I'reussens; 

eine  Tuiihstummciistatistik.  wi<-  sie  jetzt  das  l>etitsche  Keieh  in 
«lie  WV^c  «^«'leitet  hat: 

4.  eine  ents|.ie«lien«l«'  lUindetianstalt>stati>tik. 

hi.'nen  «Ii«  zu  2.  un«l  4  genannten  Statistiken  dazu,  zu 
entscheiden,  «d»  hestimmte  Krankheiten  durch  die  Verbindungen  Bluts- 
verwandter neu  entstehen  können,  so  sollten  andere  Krhebutifren  dazu 
dienen,  die  Kraire  zu  ents.hei.len.  oh  die  Kindel  blutsverwandter  Ehen 
mehr  Anlage  zur  Aufnahm«'  «.'«'Jährlicher  Krankheitskeime  haben, 
hazu  könnte  z  B.  die  Ib  rllcksichtiirun«.'  der  Kratre  nach  der  Bluts- 
verwauiltschaft  der  Eltern  dienen: 

5,  in  der  I.un<;eu-Hcilstättenstatistik  un«l 
♦).  bei  d«-r  internationalen  Krebsforxliun«.' 

Es  sind  aber  ferner  zu  verlangen: 
7.  I'rtlfun^sstatistikeu  der  Schulen.  Moehschulen  und  Behörden  mit  Be- 
rllcksichti«ruu^  «h>r  Krajre  nach  «ler  Blutsverwandtschaft  der  Eltern. 
Wird  man  s,.  auch  noch  nicht  alle  Folgen  der  blutsverwandten 
Ehen  erfassen,  so  wird  man  «loch  Klarheit  nach  einigen  Seiten  hin 
frewinn«'ii. 

Sinti  die  Erfahrungen  vorwiegend  «,'llnsti«.'.  so  wird  ihre  Dar- 
letrun«.'  Tausenden.  «Ii«>  sich  als  Verwandt«-  «.'«-heiratet  haben  und  nun 
zweifelnd  und  hesortrt  um  ihre  Nachkommenschaft  banden.  Beruhijrunfr 
briniren.  Sind  die  Erfahrungen  vorwiegend  uni.'(lnsti«r.  so  kann  man 
durch  Belchruu«:  auf  die  Bevölkerung  einwirk«-n.  die  Sitte  des  Nicht- 
ht'iratcns  zwisch«-n  Verwandten  stärken  uml  so  l'njrlUck  verhüten. 
Entstehen  aber  wirklich  in  ausgedehntem  Mafse  durch  du-  Ver- 
wamlteuehe  furchtbare  (  bei.  dann  wenh'ii  diese  neuen  internationalen 
Statistiken  neue  SieiM-  der  Erkenntnis  über  das  Leid  vorbereiten. 
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Der  Aufsichtsrat  und  seine  Reform 

nach  englischem  Aktienrecht  im  Vergleich  zum  deutschen  Aktienrecht. 

Von 

Dr.  jur.  Gustav  Schirrmeister. 

Gehalten  am  19.  März  1902. 

Die  in  jüngster  Zeit  erfolgten  Zusammenbrüche  von  grossen 
deutschen,  in  der  Form  von  Aktiengesellschaften  betriebenen  Industrie- 
Unternehmungen,  Kredit-  und  Hypothekenbanken  haben  in  weiten 
Kreisen  Beunruhigung  hervorgerufen  und  die  Aufmerksamkeit  auf 
diejenigen  Gesetzesvorschriften  gelenkt,  denen  unsere  Aktiengesell- 
schaften unterworfen  sind.  Hei  allen  Entgleisungen,  die  stattgefunden 
haben,  ist  dieselbe  Krscheinung  zu  Tage  {retreten,  nämlich:  ein 
frevelhafter  Leichtsinn  und  eine  unverantwortliche  Sorglosigkeit,  in 
einzelnen  Füllen  sogar  ein  gänzlicher  Mangel  an  Verantwortlichkeits- 
gefühl  auf  seiten  des  von  Gesetzes  wegen  zur  Kontrolle  berufenen 
und  verpflichteten  Aufsichtsorgans,  wodurch  es  gewissenlosen  Vor- 
standsmitgliedern ermöglicht  wurde,  Jahre  hindurch  in  ungestörter 
WeNe  Schwindeleien  und  Betrügereien  der  ärgsten  Art  auf  Kosten 
der  Aktionäre  und  Gläubiger  der  betreffenden  Aktiengesellschaften 
zu  verüben. 

Wenn  auch  gegenüber  dem  von  mancher  Seite  erhobenen  Rufo 
nach  Beseitigung  des  Instituts  des  Aufsichtsrats  und  Ersetzung 
de»elhen  durch  Staatsaufsicht  nicht  eindringlich  genug  gewarnt 
werden  kann,  sich  vor  Übertreibungen  zu  hüten,  so  darf  man  doch 
auch  auf  der  anderen  Seite  nicht  so  weit  gehen  wie  es  ein  auf 
dem  Gebiete  des  Aktienrechts  wohlbekannter  Autor  in  der  Deutschen 
Juristen-Zeitung  <W»1.  S.  27:$)  tut  und  in  der  herrschenden  Er- 
regung und  in  dem  wachgerufenen  Reformverlangen  weiter  nichts 
erldicken.  al>  den  „uralten,  im  Innersten  der  menschlichen  Natur 
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begründeten  Trieb,  für  jedes  I'ntflück  einen  Schuldigen  zu  suchen, 
einen  Sündciibock.  dein  man  die  Verantwortung  fllr  alles  das.  was 
geschehen  ist.  auferlegen  kann". 

In  beachtenswerter  Weise  lieht  der  .lahreshericlit  für  l!Hll  der 
Ältesten  der  Berliner  Kaufmannschaft  hervor,  dass  durch  die  in 
einzelnen  Aktiengesellschaften  verübten  und  .Iahte  hindurch  ver- 
schleierten VertraucnsbrUche  der  mit  der  Verwaltung  grosser  Summen 
fremden  (ieldes  betrauten  Persönlichkeiten  nicht  nur  die  direkt  be- 
troffenen Kreise  schwer  geschädigt  worden  wären,  sondern  dass  auch 
in  einem  erheblichen  Mafse  die  gesamte  deutsche  Handels-  und 
Industriewelt  unter  diesen  Vorkommnissen  zu  leiden  {rehabt  hatte: 
„denn  es  entstand",  wie  es  in  dem  Berichte  heisst.  „ein  allgemeines 
Misstrauen,  welches  auch  durchaus  solide  rnternchmungeu  des  im 
kaufmännischen  LcIh-ii  so  unentbehrlichen  Kredits  zeitweilig  be- 
raubte". Wenn  somit  von  berufener  kaufmännischer  Seite  an- 
erkannt wird,  dass  Vorgänge,  wie  sie  sich  in  den  letzten  .Jahren  auf 
dem  liebietc  unseres  Aktienwesens  abgespielt  haben,  nur  zu  leicht 
geeignet  sind,  die  {redeihliche  Entwicklung  unseres  deutschen  Handels- 
verkehrs zu  beeinträchtigen,  so  halte  ich  es  fllr  durchaus  berechtigt, 
wenn  man  nach  Mitteln  forscht,  um  für  die  Zukunft  die  Wiederkehr 
derartiger  Ereignisse  nach  Möglichkeit  zu  verhindern,  und  wenn  mau 
bemüht  ist.  durch  eine  bösere  Ausgestaltung  unseres  Aktienrechts 
Erscheinungen  zu  verhüten,  die  den  {reachteten  Namen  des  deutscheu 
Kaufmanns  beflecken  und  zahlreiche  Familien  ihres  Vermögens  und 
ihrer  Existenz  berauben. 

Allerdings  darf  man  sich  hei  diesen  Keformhostrebungen  nicht 
der  Hoffnung  hingehen,  dass  es  möglich  sei.  durch  {resetzliche  Vor- 
schriften alle  auf  dein  (iebiete  des  Aktienw esens  bestehenden  Miss- 
stäude  zu  beseitigen  und  eine  absolute  (owähr  gegen  das  Vorkommen 
von  Betrügereien  zu  scharten.  Selbst  die  sorgfältigste  und  ein- 
gehendste Kontrulle  kann  nicht  verhindern,  dass  doch  im  gegebenen 
Augenblicke  ein  {rewissenloses  Vorstandsmitglied  I'nterschla{run{ren 
macht  oder  sonstige  rnmllichkeitcn  begeht  oder  sich  in  Geschäfte 
einliisst.  die  die  Aktiengesellschaft  in  schwerer  Weise  schädigen, 
•lede  l'boiwachiiug  mafr  sie  noch  so  gewissenhaft  sein  -  kann 
stets  nur  in  einem  beschränkten  Mafse  wirken.  Imgegen  ist  essehr 
wohl  möglich,  dem  Institute  des  Aufsieht>rats  eine  Ausgestaltung 
zu  verleihen,  welche  eine  I a  u g.j  ä  h  ri  ge  Missw  irtschaft  betrügerischer 
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Vorstandsmitglieder  ausschliesst,  und  welche  die  Gewähr  bietet,  dass, 
wenn  l'nredlichkeiten  begangen  werden,  sie  in  kurzer  Frist  zur  Auf- 
deckung gelangen  nitlssen,  so  dass  ein  Ausbreiten  und  Anwachsen 
des  l'nheils  verhütet  wird. 

Gerade  die  Hoffnung,  seine  Schwindeleien  auf  längere  Zeit  dem 
Aufsichtsrate  und  der  Generalversammlung  verhüllen  und  sich  recht- 
zeitig mit  seinem  Raube  in  Sicherheit  Illingen  zu  können,  hat 
manches  Vorstandsmitglied  zum  Verbrecher  gemacht.  Der  Betrüger 
weiss  sehr  wohl,  dass  auch  nach  dem  zur  Zeit  bestehenden  Aktien- 
recht er  im  Falle  der  Entdeckung  ins  Gefängnis  wandelt:  aber 
die  ihm  gesetzlich  zustehende  Machtfülle  und  die  Ohnmacht  des  zur 
Kontrolle  berufenen  Aufsichtsrats  verführen  ihn,  dieses  Risiko  zu 
übernehmen  in  dem  Vertrauen,  durch  Schlauheit  eine  zu  frlllizeitigtf 
Entdeckung  vereiteln  zu  können.  Regelt  dagegen  der  Gesetzgeber 
die  Kontrolle  derart,  dass  das  Vorstandsmitglied  sich  sagen  inuss, 
jede  l'nredlichkeit,  jeder  Vertrauensbruch,  jede  Schädigung  der 
Gesellschaft  wird  und  muss  in  kurzer  Zeit  entdeckt  werden,  su  wird 
e>  von  selber  zu  der  Einsicht  kommen,  dass  das  Spiel  nicht  wert 
des  Eiusatzes  ist,  und  wird,  ohne  dass  eine  Verschärfung  und  Ver- 
mehrung unserer  schon  viel  zu  zahlreichen  Strafvorschriften  notwendig 
i-t.  zu  dem  Entschlüsse  gelangen,  lieber  ehrlich  zu  sein.  Nicht 
die  Schärfe  des  Strafgesetzes  —  wie  so  manche  in  Deutschland 
meinen  .  sondern  die  Furcht  vor  Entdeckung  ist  der  beste. 
Schutz  gegen  Betrügereien. 

Die  Aufgabe  des  Gesetzgebers  bei  einer  künftigen  Reform 
unseres  Aktienrechts  ist  daher  meiner  Ansicht  nach,  durch  zweck- 
entsprechende Vorschriften  den  Pflichtenkreis  und  das  Verantwort- 
lichkeitsgefühl der  einzelnen  Mitglieder  des  Aufsichtsrats  derart 
zu  steigern,  dass  dieses  Institut  nicht  mehr  wie  bisher  in  vielen 
Aktiengesellschaften  eine  blosse  Farce  ist,  sondern  ein  Kontrollorgan, 
mit  des>en  Vorhandensein  die  Vorstandsmitglieder  in  der  ernstesten 
Weise  zu  rechnen  haben. 

Entsprechend  den  Aufgaben  und  Zielen  dieser  Vereinigung, 
die  in  den  modernen  Kulturstaaten  bestehenden  Gesetzesvorschriften 
und  Rechtsverhältnisse  einer  vergleichenden  Betrachtung  zu  unter- 
ziehen und  daraus  Anregung  und  Belehrung  zum  Nutzen  einer  den 
fortschreitenden  Zeit  Verhältnissen  entsprechenden  Weiterent  Wickelung 
unserer  Gesetzgebung  und  unserer  Rechtsanschauungen  zu  schöpfen, 


214 


Vorträge. 


will  ich  v« Tsiiclirn.  in  kurzen  Zügen  dir  Regelung  darzustellen,  die 
das  Institut  des  Auf>iehtsrats  im  englischen  Aktienrecht  gefunden 
hat.  Ich  bemerke  von  vornherein,  dass  das  englische  Aktienrecht 
durchaus  kein  ideales  Hecht  ist.  dass  es  zahlreiche  und  schwer- 
wiegende Mündel  aufweist,  dass  es  alter  auf  der  anderen  Seite 
manchen  gesunden,  aus  der  Praxis  geschöpften  und  den  praktischen 
Verkehisl)ed(lrfni»en  angepassteu  (iedanketi  enthält,  und  dass  aus 
diesem  letzteren  Grunde  mir  ein  Studium  des  englischen  Aktienrechts 
auch  für  deutsche  .luristen  und  Rechtsfreunde  nicht  ohne  Nutzen 
und  Vorteil  erscheint  Hierzu  kommt,  dass  am  1.  Januar  P.MIl  eine 
in  die  bisherigen  Zustünde  auf  dem  Gebiete  des  Aktienwesens  tief- 
einschneidende  Aktienreturm  in  dem  vereinigten  Königreiche  in 
Kraft  getreten  ist.  und  dass  von  den  :tt>  Paragraphen  dieser  neuesten 
englischen  Aktiennovelle  vom  h.  August  lf<M>  nicht  weniger  als 
1H  Paragraphen  Bestimmungen  enthalten,  die  den  Zweck  verfolgen, 
das  Pflicht-  und  Vcrantwortlichkeitsgefdhl  der  einzelnen  Mitglieder 
des  Aufsichtsrats  zu  steigern:  ein  Beweis,  wie  auch  der  englische 
Gesetzgeber  die  Anschauung  vertritt,  dass  die  Hauptschäden 
unseres  modernen  A  k  t  i  en  ver  keh  rs  zum  grossen  Teil  in 
dem  mangelhaften  Funktionieren  des  Instituts  des  Auf- 
sich ts  rat  s  zu  suchen  seien. 

Bevor  ich  auf  dieses  Institut  näher  eingehe,  sei  es  mir  ge- 
stattet, einige  allgemeine  Bemerkungen  Ulier  das  englische  Aktien- 
recht zum  besseren  Verständnis  vorauszuschicken. 

Bekanntlich  gilt  für  das  moderne  englische  Kecht  noch  nicht 
der  .Justinianische  Grundsatz:  non  exemplis.  sed  legibus  judicandum 
est.  sondern  bis  zum  heutigen  Tage  zerfallen  die  englischen  Rechts- 
normen einerseits  in  Gesetzesrecht  Statute  law  .  andererseits 
in  .luristenrecht  case  law  .  d.  h.  durch  Präcedentien  geschütteltes 
Recht.1)    Kiese  Eigentümlichkeit  des  englischen  Hechts  tritt  auch  auf 

')  Her  Theorie  nach  ist  das  englische  Hecht  mit  Ausnahme  des 
Statute  law  und  des  cunon  law  ein  ungeschriebenen  Hecht  (unwritten  law) 
Dieses  ungeschriebene  Hecht  zerfallt  im  wesentlichen  in  zwei  wichtige 
Gruppen:  in  „common  law"  und  in  ,.cquity Puter  „common  law'-  wird 
dasjenige  ungeschriebene  Hecht  verstanden,  das  der  Idee  nach  seit  unvor- 
denklichen Zeiten  in  ganz  Enirland  gilt.  Per  Nachweis  des  Bestehens  eines 
Rechtssatzes  nach  common  law  kann  nur  aus  den  vorhandenen  Sammlungen 
richterlicher  Entscheidungen  (reported  decisions)  erbracht  werden.  Es  be- 
Btchen  zahlreiche  Beispiele,  in  denen  das  bisherige  common  law  eine  Ande- 
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dein  Gebiete  des  Aktienrechts  in  die  Erscheinung.  Nur  ein  Teil 
der  für  Aktiengesellschaften  massgebenden  Normen  ist  in  einer  Keine, 
von  Harlamentsgesetzen.  die  den  gemeinschaftlichen  Namen  ..Companies 
Acts-  führen,  kodifiziert:  ein  nicht  unbeträchtlicher  Teil  der  «reitenden 
Rechtsgrundsätze  niuss  aus  den  Präjudizien  der  tierichte  entnommen 
werden. 

her  Begriff  .Aktiengesellschaft"  incorpoi atod  Company 
liavin^  a  capital  divided  into  shares  hat  in  dem  englischen  Hecht 
eine  erheblich  weitere  Bedeutung  als  nach  unserer  deutschen  Gesetz- 
gebung, has  englische  Hecht  kennt  Aktiengesellschaften  mit  be- 
schränkter und  sohlte  mit  unbeschränkter  Haftung  ihrer  Mitglieder: 
limited  companies  und  unlimited  companies.  Bei  einer  Company 
mit  beschränkter  Haftung  kann  sich  letztere  entweder  auf  den  noch 
nicht  einbezahlten  Betrag  des  Emissionspreises  der  Aktien  erstrecken, 
mau  spricht  dann  von  einer  Company  limited  hy  shares.  oder  die 
Haftung  kann  auf  den  Betrag  begrenzt  sein,  den  im  Kalle  der 
Liquidation  beizusteuern  sich  die  einzelnen  Mitglieder  verpflichten: 
dann  liegt  eine  Company  limited  by  guarantee  nor.  Cnlimited  coni- 
panies sind  heutzutage  in  England  sehr  selten,  da  ein  grossei-  Teil 
der  ursprünglich  mit  unbeschränkter  Haftung  gegründeten  Companies 
von  dem  ihnen  durch  die  Aktiennovelle  von  lN7!»  verliehenen  Hechte 
Gebrauch  gemacht  und  nachträglich  die  t'nbe>chrUiiktheit  der 
Haftung  in  eine  l>eschränktc  Haftung  umgewandelt  hat.  Auch 
companies  limited  by  guarantee  kommen  verhältnismässig  wenig  vor. 
meist  nur  hei  Versicherungsgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit  unutual 
insurance  societies).  s.»  dass  die  gebräuchlichste  Form  für  incorporated 
companies  heutzutage  die  der  companies  limited  by  shares.  d.  h.  die 
Form  der  Aktiengesellschaften  im  kontinentalen  Sinne  ist.  Wenn 
ich  daher  im  Laufe  meiner  Ausführungen  der  Kürze  wegen  häutig 

rung  durch  ein«?  richterliche  Entscheidung  erfahren  hat.  Es  gilt  dann  die 
Veruiutunir.  dass  die  neue  Entscheidung  dasjenige  Hecht  angibt,  das  seit 
unvordenklichen  Zeiten  in  (Leitungskraft  war,  und  du*s  entgegenstehende 
•  Itere  Entscheidungen  auf  Irrtum  beruhten.  Unter  ..i  tpiity"  ist  dasjenige 
Killiirkeiterecht  zu  verstehen,  das  vor  dem  1  November  187ö  von  dem 
i  ourt  of  Chancery  und  einigen  anderen  Gerichten  „haviiig  local  Jurisdiction 
in  -qnity  angewandt  wurde.  Auch  hier  kann  der  Nachweis  einer  equity 
rule  mir  aus  den  reported  decisions  der  Killigkeitsgerichte  erbracht  werden. 
Somit  ist  das  sogenannte  ungeschriebene  Hecht  Englands  nichts  anderes 
;tl>  ein  Juristenrecht  —  case  law. 


21« 


YortriiL"-. 


den  Ausdruck  ..Company-  gebrauchen  werde,  so  soll  darunter  stets 
verstanden  sein  eine  Company  limited  by  shares.  d.  h.  eine  Aktien- 
gesellschaft in  drin  Sinne,  den  unser  deutsches  Keeht  dieser  Kapital- 
assit/iatioii  beilegt. 

Zur  Gründung  einer  Company  sind  mindestens  7  GrUnder 
l].ioiunteis|  erforderlich,  welche  mindestens  je  eine  Aktie  der  Com- 
pany llbernelimeii  müssen.  Im  Gegensatz  /.um  deutschen  Aktien- 
recht  fällt  der  Erwerb  ih  r  Heehtsflihiffkeit  einer  solchen  Yereinifruiij: 
schon  in  den  Atit'auj.'  der  Gründunjrsherfrän^e.  Eine  Vollzeichnun<r 
de>  Grundkapitals,  eine  erste  Einzahlung  auf  die  Aktien,  ein  Statt- 
finden einer  konstituierenden  Generalversammlung  oder  die  Erfüllung 
sonstiger  Krfordernisse.  wie  sie  das  deutsche  Aktienrecht  nament- 
lich bei  i|ualitizierten  Gründungen  verlangt,  bevor  der  In- 
korporieriiiitrsakt  vollzogen  werden  darf,  kennt  das  englische  Keeht 
nicht.  l>a  nun  der  ^wohnliche  Nennbetrag  einer  englischen  Aktie 
auf  1  I'fnnd  lautet,  so  ist  es  möglich,  dass  eine  Aktiengesellschaft 
mit  einem  «rezeiehneteii  Grundkapital  von  7  Pfund  oder  einhundert - 
uiidvierzi«r  Mark  ins  Leben  tritt,  d.  h..  ohne  auch  nur  die  not- 
wendigsten Grundlagen  einer  wirtschaftlichen  Widerstandsfähigkeit 
zu  besitzen.  Diesen  olieusichtlicheii  Mangel  sucht  die  neue  Aktien- 
novelle  vom  s.  August  P.M»o  dadurch  zu  beseitigen,  dass  sie  für 
solche  Companics.  die  sich  behufs  Aulhriiuzuinj  ihres  Grundkapitals 
an  die  Mithilfe  des  Publikums  wenden,  von  Gesetzes  wehren  ein 
zweites  Stadium  der  (•rlinduii^sher^Uii^e  schafft,  das  sogenannte 
..coinmencement  of  business".  d.  h.  diesen  Companies  die  Eri.flnunjr 
des  Geschäftsbetriebes  und  «las  Hinsehen  von  I  mrlehnsvcrbindlirh- 
keiten  erst  gestattet,  nachdem  <lie  Zeichnung  eines  gewissen  Mindest- 
betrayes  des  ( irundkapitals  der  „minimutn  siihscription*  und 
die  Einzahlung  einer  {rewissen  Kate  auf  die  gezeichneten  Aktien 
stattgefunden  hat.  sowie  nachdem  noch  einige  sonstige  Erfordernisse 
erfüllt  worden  sind.  Für  Companies.  die  zunächst  von  einem  An- 
gebot ihrer  Aktien  an  das  Publikum  Abstand  nehmen,  gilt  jedoch 
die>e  Neuatiordnun»  nicht.  Einer  solchen  Company  ist  es  vielmehr 
unbenommen,  sofort  nach  ihrer  Inkorporicrung  Geschäfte  zu  betreiben 
und  Harlehiisverbindlichkeiten  in  unbegrenzter  Höhe  einzugehen. 
Ibirch  marktschreierische  Keklame  findet  eine  solche  Company,  selbst 
wenn  ihre  Gründung  olleiisichtlich  auf  unsolidester  Hasis  beruht, 
doch  immer  Leichtgläubige  genug,  die  ihre  Spargroschen  der  neuen 
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Aktiengesellschaft  anvertrauen.  Ich  brauche  nur  auf  die  in  jüngster 
Zeit  unter  der  Herrschaft  der  neuen  Aktieureform  in  London  in- 
szenierte Bankgründung  eines  flüchtigen  Berliner  Bankiers  hin- 
zuweisen. 

Wahrend  das  deutsche  Aktienrecht  unter  der  Bezeichnung 
„Cesellschaftsvertrag-  das  gesamte  Statut  mit  allen  Einzelheiten 
wesentlicher  und  unwesentlicher  Art  versteht  und  als  notwendige 
Voraussetzung  für  die  Inkorporierung  der  Aktiengesellschaft  die  Fest- 
stellung des  gesamten  Statuts  durch  die  (iründer  verlangt,  unter- 
scheidet das  englische  Aktienrecht  und  zwar  nach  meiner  Ansicht 
in  praktischer  Weise  zwischen  dem  Memorandum  of  Association 
und  den  Articles  of  Association.  Das  Memorandum  ist  die  „Charter" 
der  Company,  es  enthalt  die  Grundnormon.  d.  h.  diejenigen  Bestand- 
teile des  (iesellschaftsvertrages.  die  zwingenderweise  vorhanden 
sein  müssen,  um  Überhaupt  den  Schein  einer  Aktiengesellschaft  zu 
erzeugen.  Die  Artikel  dagegen  sind  die  „Bye-Laws-  der  Company, 
sie  enthalten  die  für  die  Verwaltung  und  (icschilftsführung  der 
Aktiengesellschaft  massgebenden  Ordnungsvorschriften.  Grundsätzlich 
im  das  einmal  festgestellte  und  eingetragene  Memorandum  unab- 
iiiiilerlich :  gewisse  Änderungen  sind  nur  möglich  durch  qualifizierten 
(ieueralversainmlungshesrhluss  u»d  Bestätigung  desselben  durch  das 
englische  Handelsministerium  (Board  of  Trade)  oder  durch  das  zu- 
ständige Gericht.  Im  Gegensatz  hierzu  können  die  Bestimmungen 
der  Artikel  jederzeit  durch  die  Generalversammlung  gelindert  werden, 
ohne  dass  es  einer  obrigkeitlichen  Bestiitigung  bedarf.  Jede  Company 
limited  hy  shares  muss  vor  Erlangung  der  Rechtsfähigkeit  ihr 
Meinuiaudum  of  Association  dem  Hegisteramte  zur  Eintragung  ein- 
reichen: dagegen  ist  eine  gleichzeitige  Eintragung  von  Artikeln  nicht 
mi  bedingt  erforderlich.  Die  Gründer  können  vielmehr  entweder  von 
vornherein  besondere  Artikel  aufstellen  und  eintragen  lassen,  oder 
>i<-  können  sich  auch  auf  die  der  Companies  Act  von  1S»",2  angehiiugte 
Tahelle  A  beziehen,  welche  unter  der  Bezeichnung  „Regulations  foi 
Management  of  a  Company  Limited  by  Shares"  ein  Musterstatut  ent- 
hält In  letzterem  Kalle  ist  auf  der  Rückseite  des  Memorandum  der 
Vermerk  „Registered  without  Articles  of  Association"  anzubringen. 
K>  kann  dann  späterhin  nach  der  Inkorporiorung  die  General- 
versammlung selber  sich  ganz  oder  teilweise  ein  besonderes  Statut 
an  Melle  des  allgemeinen  Statuts  der  Tabelle  A  gelten.    Eine  ziem- 
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licli  ähnliche  Anordnun»  findet  >i«h  auch  in  dein  schwedischen 
Aktienbesi  tz  vom  *Jis.  Juni  Im;»*».  Hier  werden  die  (i  rund  normen 
„sliflelseurkund"  von  den  »iründern  festgesetzt,  wählend  die  Ordnungs- 
vorschriften „holausoi  ilnini:"  von  der  konstituierenden  lieneral- 
ver-aniinliin<.r  beschlossen  werden. 

Bezüglich  des  Krwerbes  und  Verlustes  der  Mitgliedschaft  in 
einer  Aktiengesellschaft  befolgt  das  englische  Hecht  grundsätzlich 
das  reine  A  k  t  ienhuchs  y  st  etil .  d.  h.  Mitglied  der  Company  ist 
nur  derjenige,  der  hei  Namen  in  dem  Aktienbuch  (regster  of  menibersi 
der  Company  aufircfllhrt  steht.  Das  Uber  den  Besitz  von  Aktien 
ausgestellte  und  auf  den  Namen  lautende  share  certificate  hat  nicht 
den  Charakter  eines  Wertpapiers,  sondern  ist  lediglich  eine  Be- 
scheinig im?,  ein  von  der  Company  ausgestellter  Auszujr  aus 
dem  Aktienbiich.  Allerdings  ist  es  einer  Aktiengesellschaft  seit  dem 
Inkrafttreten  der  (oinpanies  Act  von  1S«'»7  gestattet,  falls  ihre  Artikel 
eine  diesbezügliche  ausdrückliche  Bestimmung  enthalten,  vollbezahlte 
Aktien  in  Inhaberaktien  (share  Warrants  to  bearer)  umzuwandeln. 
Indessen  verhält  sich  das  englische  Publikum  dieser  Art  von  Aktien 
irefrenüber  durchaus  ablehnend,  so  dass  englische  Inhaberaktien  nur 
sehr  selten  vorkommen.  Nach  S  der  Cunipauies  Act  von  1H»>7 
ist  für  den  Fall,  dass  die  Statuten  der  Aktiengesellschaft  von  den 
Mitgliedern  des  Aufsichtsrats  und  des  Vorstandes  den  Besitz  einer 
•gewissen  Aktienzahl  verlangen,  dieser  Besitz  in  Namensaktien  nach- 
zuweisen: der  Besitz  einer  entsprechenden  Anzahl  von  Inhaber- 
aktien «renüfrt  nicht.  Man  hejrt  eben  in  Kurland  und  meines 
Kruchtens  mit  «ruf  cm  Gründe  —  ?e?en  das  Inhaberaktiensysteiu 
ein  tiefgehendes  Misstraucn  und  betrachtet  es  als  eine  Quelle  des 
»rössien  Aktienschwindels.  Ich  brauche  in  dieser  Beziehung  nur 
an  unsere  Zustände  auf  (icneral Versammlungen  zu  erinnern.  Zu 
beachten  ist.  dass  der  Besitzer  einer  Inhaberaktie  als  solcher  nach 
englischem  Hecht  zwar  Aktionär  (shareholder),  aber  nicht  Mitglied 
(inemberi  der  Company  ist.  Kr  hat  daher  ein  Stimmrecht  auf  den 
(ieneralversammlunfreii  nur  dann,  wenn  ihm  ein  solches  durch  die 
Artikel  ausdrücklich  eingeräumt  ist.1)    Ks  sei  ferner  erwähnt,  dass 

')  Nach  englischem  Reclit  sind  auch  die  von  englischen  Companics 
ausireirebenen  Inhaberaktien  nicht  ..neirotiable",  d.  h.  ein  „bona  lidc  holder 
tor  falue"  erwirbt  nicht  das  Eigentum  an  ihnen  frei  von  allen  «reuen  die 
Person  des  VoruianneB  bestellenden  Einreden.    Ich  verweise  auf  die  lesens- 
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nach  englischem  Hecht  grundsatzlich  eine  Stell  vertre tun  g 
Ausübung  des  Stimmrechts  nicht  gestattet  ist.  Eine  Ausnahme  ist 
nur  möglich,  wenn  die  Artikel  eine  ausdrückliche  Klausel  enthalten, 
welche  eine  Stellvertretung  zulasst.  Das  deutsche  Recht  veitritt 
den  entgegengesetzten  Standpunkt.  Nach  Jj  252  Alts.  2  H.-U.-B. 
ist  die  Ausübung  des  Stimmrechts  durch  einen  Bevollmächtigten  von 
(iesetzes  wegen  erlaubt.  Diese  Vorschrift  ist  sogar  zwingender 
Natur  und  kann  durch  das  Oesellschaftsstatut  nicht  heeintriiehtigt 
werden. 

Das  englische  Hecht  kennt  nur  zwei  gesetzlich  notwendige 
Organe  einer  Aktiengesellschaft:  den  Board  of  directors  und  die 
(ieneral Versammlung.  Der  Umfang  der  Befugnisse  des  Board 
«»!'  directors  ist  nur  zum  Teil  durch  gesetzliche  Bestimmungen 
festgelegt.  Ergänzend  greifen  die  Bestimmungen  des  (iesellsehafts- 
statuts  der  einzelnen  Aktiengesellschaften  Platz.  Im  allgemeinen 
kann  man  sagen,  dass  der  Board  of  directors  ungefähr  dieselben 
Befugnisse  hat.  die  nach  deutschem  Aktienrecht  dem  Aufsichtsrate 
und  dem  Vorstände  zustehen.  Regelmässig  pflegt  jedoch  der  Board 
<>f  directors  den  Hauptteil  seiner  (ieschäftsführungsliefugnisse  an 
einen  Vorstand,  der  aus  einer  oder  mehreren  Personen,  imanagers) 
hesteheu  kann,  zu  delegieren  und  sich  selber  nur  die  Erledigung 
der  wichtigeren  Angelegenheiten  und  die  Oberaufsicht  Uber  die  ganze 
Oesehäftsfllhruiig  vorzubehalten.  Auf  diese  Weise  entspricht  der 
Board  of  directors  annähernd  dem  Aufsichtsrate  und  der  oder  die 
managers  dem  Vorstande  der  deutschen  Aktiengesellschaft.')  Sofern 

werten  Aufführungen  von  William  Willis  in  seinem  Buche  ,.The  Law 
"f  Xegotiable  Securities,  2.  Aufl.,  1901,  insbesondere  S.  50  ff.  Lehrreich 
bezüglich  der  Rolle,  die  Inhaberaktien,  welche  von  englischen  t'ompanies 
aufgegeben  wind,  im  englischen  Rechte  spielen,  ist  auch  die  Entscheidung 
in  dem  Prozesse  Little  v.  The  Joint  Stock  Banking  Company,  mitgeteilt 
in  den  Law  Reports,  1891,  1  Chancery,  insbesondere  auf  S.  29(i  die  Aus- 
führungen von  Lord  Justice  Bowen. 

'>  Ich  gebrauche  hier  stets  den  Ausdruck  „manager"  in  dem  Sinne, 
in  dein  der  englische  Gesetzgeber  dieses  Wort  in  den  verschiedenen 
•  ompaiiies  Acts  anwendet;  z.  B.  in  den  Jj^  45  und  46  der  t'ompanies  Act 
von  18(12,  wo  von  einem  ,,register  of  directors  or  managers"  die  Rede  ist, 
und  in  5j  12  Absatz  2  (d)  und  5$  19  Absatz  2  der  Companies  Act  von  PKK). 
Im  täglichen  Leben  wird  vielfach  die  Bezeichnung  „manager"  solchen 
Personen  beigelegt,  die  im  Sinne  der  ( ■onipanies  Acts  nicht  managers  sind. 
I'ie  gleiche  Erscheinung  findet  sich  auch  im  deutschen  aktiengesellschaft- 
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die  Artikel  die  Ermächtigung  hinzu  erteilen,  ist  es  dem  Board  oi 
direetors  sogar  gestattet,  den  Vorstand  aus  seiner  eigenen  Mitte 
zu  wühlen.  .Man  pflegt  dann  soh  he  Vorstandsmitglieder  als  managing 
direetors  zu  bezeichnen.  In  einem  solchen  Falle  zerfallt  der  Board 
«.I  direetors  in  einen  Aufsiehtsrat  und  in  einen  Verwaltungsrat. 
Die  Ernennung  eines  Mitgliedes  des  Board  of  direetors  zum  Vor- 
staiidsinitgliede  bewirkt  nicht  sein  Ausscheiden  aus  dem  Board, 
vielmehr  hat  ein  solches  Vorstand.Muitglied  ungeschmälert  weiter 
Sitz  und  Stimme  auf  allen  hi.ard  meotings.  d.  h.  auf  allen  Aufsiehts- 
ratssitzungeii. 

Das  deutsche  Aktienrecht  bestimmt  dagegen  in  S  24*.  Ahsatz  1 
H.-U.-B.:  „Die  Mitglieder  des  Aufsichtsrats  können  nicht  zugleich 
Mitglieder  des  Vorstandes  oder  dauernd  Stellvertreter  von  Vorstands- 
mitgliedern sein,  auch  nicht  als  Beamte  die  Geschäfte  der  Gesellschaft 
führen.  Nur  für  einen  im  voraus  begrenzten  Zeitraum  kann  der 
Aufsiehtsrat  einzelne  seiner  Mitglieder  zu  Stellvertretern  von  be- 
hinderten Mitgliedern  des  Vorstandes  bestellen:  während  dieses  Zeit- 
raumes und  l»is  zur  Entlastung  des  Vertreters  darf  der  letztere  eine 
Tätigkeit  als  Mitglied  des  Aufsiehtsrat*  nicht  ausüben."        In  dieser 

liehen  Verkehr,  indem  diejenigen  Personen,  die  im  Sinne  den  Gesetzes  den 
„Vorstand-  der  Aktiengesellschaft  bilden,  sich  meist  den  Titel  ..Direktor" 
oder  gar  ,. Generaldirektor  -  beilegen  und  den  bescheidener  klingenden  Titel 
..Vorstand"  untergeordneten  Beamten  überlassen.  —  Der  ..manager"  im 
Sinne  des  englischen  Cesolzgebers  ist  ein  Delegierter  des  Aufsiehtsrat*. 
Wenn  auch  der  allgemeine  Bechtsgrundsatz  „delegatus  non  potest  delegare" 
auch  für  den  hoard  of  direetors  der  englischen  Aktiengesellschaften  (iültig- 
keit  hat  und  daher  prima  facie  der  Aufsichtsrat  seine  Machtbefugnisse  nicht 
auf  andere  Personen  delegieren  kann  (vergl.  Cobb  versus  Becke,  «Queens 
.Beneh.  S.  ;Wt>),  so  ist  es  doch  gestattet,  durch  eine  Vorschrift  in  den  Ge- 
sellschaftsstatuten  dem  Aufsiehtsrat  eine  Delegationsbefugnis  zu  verleihen. 
L  ud  regelmässig  enthalten  die  articles  der  englischen  Aktiengesellschaften 
eine  entsprechende  Klausel.  Dass  eine  auf  Grund  einer  solchen  Ermäch- 
tig-uiiiT  vorgenommene  ..deb-gatio"  von  den  Gerichten  als  rechtswirksam 
anerkannt  wird,  zeigen  die  Entscheidungen  In  re  Taurine  Company, 
2h  Chancery  Division,  S.  118.  und  Lecds  Kstate  Company  versus  Shepherd, 
3«J  Chancery  Division,  S.  787.  Ganz  besonders  lehrreich  in  Bezug  auf  die 
Delegatioushefugnis  des  board  of  direetors  und  in  Bezug  auf 'die  Stellung 
des  „manairer"  einer  Aktiengesellschaft  als  Delegierter  des  Aufsiehts- 
rat s  ist  die  Entscheidung  In  re  Counfy  Palatine  l.oan  and  Discount  Company, 
in  der  englischen  Juristenwelt  als  Cartmell's  ease  bekannt,  mitgeteilt  in 
den  Law  Reports,  Bd.  i»  der  Chancery  Appeal  Cases,  S.  (Ütl  ff. 
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Bestimmung  glaubt  der  deutsche  Gesetzgeber  ein  Schutzmittel  gefunden 
zu  haben,  damit  nicht  seine  löbliche  Absicht  vereitelt  wird,  in  dein 
Aufsichtsrate  ein  Organ  zu  besitzen,  welches  die  Geschäfte  des 
Verstandes  überwacht.  Wenn  man  in  den  jüngsten  Aktienprozessen 
sich  die  Aussagen  der  verschiedenen  Sachverständigen  vergegen- 
wärtigt, so  ergibt  sich  daraus  einerseits,  dass  Beratungen  und  Ab- 
stimmungen des  Aufsichtsrats  oh  ne  Zuziehung  der  Vorstandsmitglieder 
so  gut  wie  gar  nicht  vorkommen,  und  andererseits,  dass  sogar  die 
geistigen  Leiter  auf  den  Aufsichtsratssitzungen  regelmässig  die  Vor- 
standsmitglieder sind.  Damit  schrumpft  der  praktische  Wert  der 
Vorschrift  des  £  248  ganz  wesentlich  zusammen.  Ja,  die  Vorschrift 
wirkt  sogar  insofern  schädlich,  als  sie  dem  Aktionär  vorgaukelt,  dass 
für  den  Schutz  seiner  Interessen  von  Gesetzes  wegen  auf  das  beste 
Fürsorge  getroffen  sei.  und  ihn  damit  noch  sorgloser  und  vertrauens- 
seliger macht,  als  er  ohnehin  schon  ist.  Ich  ziehe  den  Standpunkt 
des  englischen  Gesetzgebers  vor.  der  es  den  einzelnen  Aktien- 
gesellschaften Uberlässt.  ob  die  Geschäftsführung  in  die  Hände  dritter 
Personen  oder  in  die  Hände  von  Mitgliedern  des  Board  of  directors 
zu  legen  sei.  und  nur  verlaugt,  dass  die  Statuten  und  die  Prospekte 
klare  und  unzweideutige  Auskunft  darüber  geben,  wer  die  Ge- 
schäftsführung zu  besorgen  habe.  Damit  ist  einem  jeden,  bevor  er 
-ich  mit  der  betreffenden  Aktiengesellschaft  einlässt.  die  Möglichkeit 
gewährt,  sich  älter  diese  Angelegenheit  zu  unterrichten,  und  falls 
ihm  die  (iesrhäftsfUhrungsverhültnisse  der  Company  nicht  pausen, 
sich  von  der  Gesellschaft  fernzuhalten. 

Ich  möchte  hierbei  erwähnen,  dass  nach  englischein  Recht  die 
Vertretungsbefugnis  des  Vorstandes  Dritten  gegenüber  durchaus 
nicht  unbeschränkt  ist,  sondern  nur  in  dem  T'mfange  besteht,  den 
das  Memorandum  und  die  Artikel  zulassen.  Es  gilt  ferner  die  un- 
widerlegbare Rechtsvennutung.  die  praesumtio  juris  et  de  jure,  dass 
ein  jeder.  «1er  mit  der  Company  ein  Rechtsgeschäft  abschließt,  über 
den  Inhalt  des  eingetragenen  Statuts  in  Kenntnis  sich  befindet.  Wird 
daher  irgend  eine  Vereinbarung  zwischen  dem  Vorstande  und  dem 
Dritten  getroffen,  die  ausserhalb  der  Vertretungsmacht  des  Vorstandes 
liegt.  ><>  erwirbt  der  Dritte  daraus  einen  Rechtsanspruch  gegen  die 
Company  nicht.  Beachtenswert  ist  ferner,  dass  nach  Ruh-  IM. 
Ziffer  VI  der  Satzungen  der  Londoner  Börse  (London  Stock  Exchange) 
Aktien   und  Schuldverschreibungen   einer  Company    zur  offiziellen 
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Kursnotierung  nur  zugelassen  werden,  wenn  dir  Artikel  der  betreffenden 
Company  eine  Klausel  i-ii t  I Ti-ti.  welche  dein  Aufsirhtsrate  und  dein 
Vorstände  verbietet,  ein  Darlehn  im  Namen  der  Company  freien 
Verpfändung  von  Aktien  der  Company  aufzunehmen.  Regelmässig 
enthalten  daher  die  Artikel  eine  entsprechende  Vorschrift.  Erfolgt 
dann  das  Eingehen  einer  Darlchnsverbindlichkeit  der  verbotenen 
Art.  so  ist  das  (ieschäl't  für  die  Company  unverhindlich.  da  die  Gegen- 
jiartei  nach  unw iderlegharrr  Rechtsveriiiutuiig  diese  Beschränkung 
der  \  ertref iin^siuacht  de*  Aufsichtsrats  hezw.  Vorstandes  gekannt  hat. 
I»ass  eine  solche  Bestimmung  auch  Ulr  unseren  Aktienverkehr  nicht 
schädlich  wäre,  beweist  der  Kall  Tkhi.im.kn.  Der  Vorstand  der 
Londoner  Börse  verlangt  ferner.  <lass  die  Compauies.  die  für  ihre 
Aktien  oder  Schuldverschreibungen  eine  Zulassung  /um  offiziellen 
Börsenhandel  nachsuchen,  in  ihren  Statuten  eine  Bestimmung  haben 
mllssen.  welche  die  Befugnis  des  Vorstandes  und  des  Aufsichtsrats. 
Verbindlichkeiten  im  Namen  der  Company  einzugehen .  entweder 
auf  einen  bestimmt  genannten  Höchstbetrag  oder  auf  einen  gewissen 
Bruchteil  des  jeweiligen  Grundkapitals  beschränkt  Jede  Verbindlichkeit 
über  die  so  gezogene  Grenze  hinaus  kann  dann  nur.  wenn  die  General- 
versammlung ihre  Genehmigung  ausdrücklich  erteilt  hat.  eine  ver- 
pflichtende Wirkung  |rc}:cii  die  Company  erzeugen. 

Im  Gegensatz  zu  diesen  englischen  Grundsätzen  bestimmt  der 
ij  2-tö  des  deutschen  H.-G.-B.:  „Der  Vorstand  ist  der  Gesellschaft 
gegenüber  verjifiichtet.  die  Beschränkungen  einzuhalten,  welche  im 
Gesellschaftsvertrage  oder  durch  Beschlüsse  der  Generalversammlung 
Hlr  den  Einfang  seiner  Befugnis,  die  Gesellschaft  zu  vertreten,  fest- 
gesetzt sind.  Dritten  gegenüber  ist  eine  Beschränkung  der  Ver- 
tretungsbefugnis  des  Vorstandes  unwirksam."  Diese  auffallende 
Vorschrift  unseres  Aktienrechts  gilt  sogar  dann,  wenn  der  Dritte 
Kenntnis  von  der  Beschränkung  dei  Vertretungsmacht  des  Vostandes 
besitzt,  sich  also  nicht  im  guten  Glauben  befindet.  Kin  bei  der  Be- 
ratung des  neuen  H.-G.-B.  in  der  Reichstagskommission  gestellter 
Antrag,  wonach  die  Beschränkung  der  Vertretungsbefugnis  des  Vor- 
standes nur  gutgläubigen  Dritten  gegenüber  unwirksam  sein  sollte, 
erfuhr  Ablehnung,  weil  eine  derartige  Regelung  der  Frage  gegen 
Treu  und  Glauben  und  gegen  die  auf  den  Verkehr  zu  nehmenden 
Rücksichten  Verstössen  würde.  Nur  dann,  wenn  der  Vorstand  eine 
die  Aktiengesellschaft  schädigende,  betrügerische  Handlung  vor- 
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nehme  und  der  Dritte  wissentlich  hierbei  mitwirke,  solle,  wie  der 
Kommissionsbericht  besagt,  der  Dritte  als  particops  doli  kein  Recht 
gegen  die  Aktiengesellschaft  erwerben,  sondern  der  Kinwand  des 
Betruges  gegeben  sein.  Hierin  liegt  aber  offensichtlich  keine  Aus- 
nalune  von  der  unbeschrankten  Vertretunpsmacht  des  Vorstandes 
Dritten  pepenüber.  sondern  lediplich  das  Dazwischentreten  eines 
(Bundes,  der  völlip  unabhängig  von  dein  Umfange  der  Vertretunps- 
macht den  Krwerb  eines  Rechtsanspruchs  pepen  die  Aktiengesellschaft 
bindert.  Denn  bei  einer  solchen  Sachlage  preift  der  Kinwand  des 
Betruges  natürlich  auch  dann  Platz,  wenn  der  Ycrtrapsabschluss 
innerhalb  der  Vertretunpsmacht  des  Vorstandes  liept.  Wie  die 
jüngsten  Zusammenbräche  von  deutschen  Aktiengesellschaften  lehren, 
hat  sich  diese  von  Uesetzes  wegen  bestehende  l'nbeschränkbarkeit 
der  Vertretunpsmacht  des  Vorstandes  Dritten  pepentlber  als  sehr 
verhängnisvoll  und  für  die  Sicherheit  der  Aktionäre  und  Gläubiger 
einer  Aktiengesellschaft  gefährlich  erwiesen.  Meines  Krachtens  würde 
sich  bei  einer  künftigen  Reform  unseres  Aktienrechts  empfehlen, 
die  Repelunp.  die  der  englische  Uesetzgeber  getroffen  hat.  zu 
adoptieren.  Hierzu  müsste  im  S  182  unseres  H.-<i.-B..  der  die  Kr- 
fordernisse  eines  tiesellschaftsvertrages  aufzählt,  als  weiteres  Kssentiale 
des  Statuts  eine  Angabe  verlangt  werden,  bis  zu  welchem  Mafse  der 
Vorstand  seM>ständip  zu  handeln  befugt  sei.  bezw.  wann  ein  Rechts- 
peschäft  zu  seiner  verbindlichen  Kraft  für  die  Aktiengesellschaft  der 
(ienehiiiipunp  des  Aufsichtsrats  bezw.  der  (ieneralversanunlung  bedarf, 
iilcichzcitig  wäre  der  Absatz  2  des  i;  2-'iö  zu  streichen  und  durch 
eine  Bestimmung  zu  ersetzen,  wonach  jede  Beschränkung  der  Ver- 
tretunpsmacht des  Vorstandes  in  das  Handelsregister  eingetragen  und 
veröffentlicht  werden  muss.  Der  Kinwand.  dass  durch  eine  der- 
artige Regelung  die  auf  den  Verkehr  zu  nehmenden  Rücksichten  be- 
einträchtigt würden,  ist  meiner  Ansicht  nach  durchaus  hinfällig: 
denn  -tust  würde  ein  so  praktisches  Handelsvolk,  wie  es  die  Kngländer 
sind,  sich  diese  Repelunp  nicht  schon  seit  einer  hingen  Reihe  von 
Jahren  ruhig  haben  gefallen  lassen,  l  ud  inwiefern  eine  Beschränkung 
der  Vertretungsmacht  des  Vorstandes  Dritten  gegenüber  gegen  Treu 
und  (ilnuhen  Verstössen  solle,  ist  nicht  recht  ersichtlich.  Denn  wer 
eine  Beschränkung  der  Vertretungsmacht  bei  einem  (ieschäftsabschlusse 
kennt  und  doch  entgegen  dieser  Beschränkung  mala  Hde  ein  Rechts- 
geschäft eingeht,  verdient  einen  Schutz  des  Uesetzes  nicht,  und  eben- 
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sowenig  derjenige,  der  infolge  eigenen  V« rschuldens  eine  Beschränkung 
trotz  ihrer  Eintragung  und  Bekanntmachung  nicht  kennt.  Es  muss 
auch  hier  der  alte  Bcchtsgrundsatz  freiten:  vigilantibus.  nun  dorrnien- 
tihus  jura  stihveninnt.  Hierzu  kommt,  dass  schon  heurigen  Tages 
die  Mehrzahl  unserer  Aktiengesellschaften  in  ihren  Statuten  Be- 
stimmungen aufweisen,  wonach  grössere  Geschäfte  von  der  Genehmigung 
des  Aufsichtsrats  abhängig  gemacht  werden.  Hin  gewissenhafter  Vor- 
stand ist  also  auch  jetzt  schon  an  einem  schrankenlosen  Gebrauche 
seiner  Vertretungsmacht  gehindert.  Die  angegebene  Änderung  in 
unseren  gesetzlichen  Bestimmungen  wdrde  sich  also  nur  gegen  ge- 
wissen lose  Vorstandsmitglieder  richten,  l  ud  letztere  zu  schlitzen, 
hat  der  Gesetzgeber  unzweifelhaft  keinen  Anlass. 

Völlig  abweichend  von  den  im  deutschen  Aktienrecht  ver- 
tretenen Anschauungen  enthält  das  englische  Beeilt  keine  Vor- 
schriften (Iber  die  Art  der  Ernennung  der  ersten,  wie  der  späteren 
Aufsichtsratsmitglieder.  sowie  Uber  die  Zusammensetzung.  Amtsdauer 
und  Vergütung  des  Aufsichtsrats.  Das  englische  Bceht  behandelt 
die  Begelung  aller  hier  in  Betracht  kommenden  Kragen  als  eine 
rein  interne  Angelegenheit  der  Company  und  llberlässt  es  den 
einzelnen  Vereinigungen,  in  ihren  Artikeln  die  ihnen  zweckmässig 
scheinenden  Bestimmungen  zu  treffen.  Ks  steht  auf  dem  meiner 
Ansicht  nach  durchaus  gesunden  Standpunkte,  dass  es  mit  BUek- 
sicht  auf  die  hier  in  Betracht  kommenden  verschiedenartigsten 
rntcrnchniungcn  und  Verhältnisse  unmöglich  sei.  allgemeine,  zwingende 
Vorschriften  Uber  die  Organisation  des  Aufsichtsrats  zu  erlassen, 
dass  vielmehr  eine  allzu  grosse  Einengung  der  Bewegungsfreiheit 
durch  Gesetzesbestimmungen  leicht  der  Aktiengesellschaft  den  freien 
Spielraum  unterbinde,  den  sie  zur  Erreichung  ihrer  Ziele  notwendiger- 
weise besitzen  müsse.  Der  englische  Gesetzgeber  verlangt  nur.  dass 
die  von  den  einzelnen  Companies  getroffenen  Anordnungen  derart 
bekannt  gemacht  werden,  das-  einem  jeden  Dritten  die  Möglichkeit 
geboten  ist,  sich  hierüber  zu  unterrichten.  Es  gilt  der  Grundsatz: 
nicht  in  einer  Klllle  von  gesetzlichen  Spezialvorschriften,  sondern 
in  einer  unbeschränkten  Öffentlichkeit  liegt  der  beste  Schutz  flir 
Aktionäre. 

Das  deutsche  H.-G.-B.  dagegen  trifft  in  t;  '213  eingehende  Be- 
stimmung Uber  die  Wahl.  Amtsdauer  und  .Mindestzahl  des  ersten 
Aufsichtsrats,    sowie    der    späterhin    zu    berufenden  Anfsichtsrats- 
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Mitglieder.  Diese  anscheinend  sorgfältige  Ditt'erentiierung  soll  ver- 
hindern, dass  der  erste  Aulsichtsrat,  der  die  Vermutung  (regen 
sich  hat,  unter  dem  Einflüsse  der  Gründer  zu  stehen,  zu  lange 
seines  Amtes  walte.  Und  mit  grossem  Scharfsinn  ist  der  Zeitpunkt 
berechnet,  von  dem  ab  dieser  gefährliche  Einfluss  beseitigt  und  eine 
völlig  freie  und  unabhängige  Wahl  eines  neuen  Aufsichtsrats  durch 
die  Generalversammlung  gewährleistet  sei.  Ein  jeder,  der  nur 
einigermassen  Uber  die  Art  und  Weise  unterrichtet  ist,  wie  Aufsichts- 
ratswahlen zu  stände  kommen,  wird  Uber  den  unschuldigen  Köhler- 
glauben des  deutschen  Gesetzgebers  lächeln.  Der  g  245  enthält 
dann  eine  eingehende  Bestimmung,  wie  die  Vergütung  für  den  Auf- 
sichtsrat zu  berechnen  sei.  falls  dieselbe  in  einem  Anteile  am  Rein- 
gewinne, also  in  einer  sogenannten  Tantieme  besteht.  Ich  will  hier 
nicht  auf  die  Streitfragen  eingehen,  die  darüber  entstanden  sind, 
was  der  Gesetzgeber  unter  „Reingewinn"  und  unter  „Vornahme 
sämtlicher  Abschreibungen  und  Rücklagen"  verstanden  habe,  und  ob 
••ine  Mindestgarantie  der  Tantieme  gegenüber  der  Gesetzesvorschrift 
zulässig  sei  oder  nicht.  Ich  will  nur  auf  die  praktischen  Folgen 
hinweiset!,  die  der  t;  245  gezeitigt  hat.  Der  Zweck  des  Gesetzgebers, 
durch  eine  gesetzliche  Regelung  der  Tantiemeverhältnisse  zu  bewirken, 
dass  der  Aktionär  durch  den  Anspruch  des  Aufsichtsrats  auf  Ver- 
gütung nicht  allzusehr  beeinträchtigt  werde,  ist  meines  Eraehtens 
nicht  erreicht  worden.  Einerseits  haben  viele  Aktiengesellschaften, 
die  früher  nur  eine  Vergütung  in  Gestalt  eines  Anteiles  .am  .Jahres- 
gewinne kannten,  neben  dieser  Tantieme  noch  die  Gewährung  eines 
Fixums  an  den  Aufsichtsrat  eingeführt  :  andererseits  sind  die  Tantieme- 
sätze vielfach  so  erhöht  wurden,  dass  die  nach  «ler  neuen  Berechnung 
zu  ermittelnden  Vergütungen  oft  noch  höher  sind,  als  sie  es  schon 
früher  wareu.  Hierzu  kommt,  dass  diese  gesetzliche  Regelung  der 
Tantieinevcrhältnis<e  eine  nicht  zu  unterschätzende  Gefahr  für  die 
Solidität  der  Aktiengesellschaften  in  sich  birgt.  Da  die  Höhe  der 
Tantieme  abhängen  soll  von  der  Höhe  der  an  die  Aktionäre  zu 
zahlenden  Dividende,  und  da  ferner  die  Zahlung  einer  Tantieme  nur 
erlaubt  ist.  wenn  eine  gewisse  Mindestdividende  zur  Verteilung  ge- 
langt, so  verleitet  der  245  den  Aufsichtsrat  geradezu,  sein  Haupt- 
augenmerk auf  Verteilung  einer  möglichst  hohen  Dividende  zu  richten 
und  weniger  auf  die  für  eine  gedeihliche  Weiterentwickelung  des 
rnternehmens  so  wichtige  Vornahme  von  hohen  Rücklagen  Bedacht 
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zu  nehmen  Ich  bin  der  Ansicht,  dass  eine  einfache'  Streichung:  der 
t-ir  und  24"»  die  Sicherheit  der  Aktionäre  auch  nicht  um  einen 
Deut  verringern  würde.  da>-  vielmehr  ein  solches  Verfahren  nur  den 
Vorteil  hätte,  dem  Aktionär  klar  zu  machen,  dass  er  nicht  unter 
grossmütterlichem  S<  hutze  stehe,  sondern  dass  er.  falls  er  sein  (ield 
in  einer  Aktiengesellschaft  anzulegen  wünscht,  den  (irundsatz:  „caveat 
emtoi"  zu  heacliteu  und  seiher  zu  prüfen  habe,  oh  die  von  einer 
Aktiengesellschaft  befolgten  Grundsätze  den  Anforderungen  einer 
soliden  Geschäftsführung  entsprechen.  Das  Gesetz  müsste  ihn  nur 
insoweit  unterstützen,  als  es  die  Aktiengos,  llschaft  zwänge,  alle  auf 
die  Organisation  und  Vergütung  des  Aufsichtsrats  bezüglichen  An- 
gelegenheiten in  offener  und  klarer  Weise  bekannt  zu  geben.  Gleich- 
zeitig müsste  auch  hei  uns  der  englische  (irundsatz  zur  Einführung 
gelangen,  dass  jede  Vergütung,  die  ohne  gehörige  Bekanntgabe  an 
den  Aufsichtsrat  oder  an  den  Vorstand  zur  Auszahlung-  gelangt  ist. 
von  dem  Empfänger  zurückzuerstatten  sei. 

Im  Gegensätze  zu  dem  Standpunkte,  sich  in  die  innere  Orga- 
nisation der  ( icschäftsführung  und  Aufsicht  so  wenig-  wie  möglich 
einzumischen,  betrachtet  es  der  englische  Gesetzgeber  als  seine 
Hauptaufg-abc.  durch  gesetzliche  Massnahmen  das  Pflicht-  und  Ver- 
antwortlichkeitsgefühl der  einzelnen  Mitglieder  des  Aufsichtsrats 
wachzurufen,  um  auf  diesem  Wege  l'nredlichkeiten  und  Vertrauens- 
brücheu  vorzubeugen,  bezw.  ihre  rechtzeitige  Entdeckung;  zu  er- 
leichtern. Ich  kann  hier  nicht  auf  alle  diejenigen  (iesetzesvorschriften 
und  Kechtsgrundsätze  eingehen,  die  das  englische  Aktienrecht  zur 
Erreichung:  des  von  mir  gekennzeichneten  Zieles  aufgestellt  hat. 
Eine  Besprechung-  aller  hier  in  Betracht  kommenden  Fragen  würde 
ein  Aufrollen  des  gesamten  englischen  Aktienrechts  bedeuten.  - 
ein  Beginnen,  dessen  Durchführung  innerhalb  des  Kahmens  eines 
einzigen  Vortrages  unmöglich  ist.  Ich  muss  mich  daher  begnügen, 
nur  auf  diejenigen  Grundsätze  und  Vorschriften  hinzuweisen,  die 
einerseits  im  Hinblick  auf  die  Zustände  im  deutschen  Aktienwesen 
für  uns  ein  Interesse  bieten,  und  die  andererseits  einen  Vergleich 
gestatten  mit  den  von  dem  deutschen  Gesetzgeber  bezüglich  des 
Pflichtenkreises  und  der  Verantwortlichkeit  der  Aufsichtsratsmitglieder 
getroffenen  Massnahmen.  An  dk'  Spitze  stelle  ich  hierbei  den 
ausnahmslos  gültigen  Grundsatz  des  englischen  Hechts,  dass  jedes 
einzelne  Mitglied  des  Aufsichtsrats  nicht  nur  ein  Prüfungs rec h t . 
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Mindern  sogar  eine  Prüfungsp  flicht  hat.  Den  sonderbaren  Stand- 
punkt des  deutschen  Hechts  im  S  240  unseres  H.-G.-B.,  dass  nur 
der  Aufsichtsrat  in  corpore  ein  Prttfungsrerht  besitze,  dagegen 
ein  solches  dem  einzelnen  Mitgliede  des  Aufsichtsrats  versagt  sei. 
teilt  der  englische  Gesetzgeber  nicht,  und  meines  Erachtens  mit 
vollem  Hechte.  Denn  eine  Regelung,  wie  sie  das  deutsche  Aktien- 
recht aufweist,  stilrkt  nicht  das  Ycrantwortlichkeitsgoftlhl  des 
einzelnen  Aufsiehtsratsmitgliedes,  sondern  untergrabt  es.  Nach 
englischem  case  law  gilt  der  Satz:  „Selbstverständlich  hat  ein 
Mitglied  des  Aufsichtsrats  mit  Annahme  seines  Amtes  einen  Hosten 
Übernommen,  welcher  mit  Pflichten  verknüpft  ist,  die  man  nicht 
gewisM-nloserweise  dadurch  umgehen  kann,  dass  man  sich  nicht 
selber  um  jede  Einzelheit  kümmert,  sondern  sich  auf  andere 
verlüsst  -  Das  sind  Worte  des  Richters  Byrkk  in  der  Ent- 
scheidung des  Hrozesses  1)rinc<jbikk  v.  Woon  aus  dem  .fahre  1899 
(1.  (  h..  Seite  406). 

Nicht  nur  in  Deutschland,  sondern  in  einem  vielleicht  noch 
grosseren  Mafse  in  England  ist  mit  dem  Anwachsen  der  Zahl  von 
Aktiengesellschaften  Schritt  für  Schritt  die  Anschauung  in  den 
Hintergrund  getreten,  dass  die  Annahme  des  Amtes  als  Mitglied  des 
Aufsichtsrats  die  Übernahme  grosser,  für  das  Wohl  und  Wehe  der 
Aktiengesellschaft  wichtiger  Pflichten  bedeute.  Nicht  mehr  als 
ein  Arbeitsposten,  sondern  als  eine  Sinekure  wird  hier  wie  dort 
in  weiten  Kreisen  das  Amt  eines  Mitgliedes  des  Aufsichtsrats  an- 
gesehen, l'nd  als  Folge  dieses  schon  ziemlich  tief  eingewurzelten 
Glaubens  haben  sich  in  den  verantwortungsreichsten  Stellen  Per- 
sönlichkeiten eingenistet,  die  ich  kurz  als  die  Parasiten  unseres 
modernen  aktiengesellschaftlichen  Lebens  bezeichnen  möchte. 
I  m  ein  anschauliches  Bild  zu  geben,  mit  welcher  Leichtfertigkeit 
heutzutage  Aufsichtsratsposten  vergeben  und  angenommen  werden, 
will  ich  an  dieser  Stelle  die  Betrachtungen  eines  englischen  .Juristen 
Anthony  Pilbkook  wiedergeben,  dem  eine  dreissigjilhrige 
Erfahrung  als  Kechtsbeistand,  sowie  al>  Mitglied  des  Aufsichtsrat» 
von  Aktiengesellschaften  zur  Seite  steht. 

Der  erwähnte  Jurist  äussert  sich  folgendei  massen :  „Heutzutage 
denkt  kein  Mensch  daran,  seine  rnfahigkoit  zur  Bekleidung  eines 
Aufsichtsratspostens  in  einer  Aktiengesellschaft  auch  nur  im  ent- 
ferntesten einzugestehen,  gleichgültig  welchen  Geschäftszweig  auch 
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immer  die  Aktini^'scINrhat't  betreiben  mag.  Würde  man  einem  Tuch- 
fahrikautcn  anbieten,  dir  Leitung  »mimt  Eisengiesserei  oder  einer 
Schiffswerft  zu  Übernehmen,  s.i  würde  er  unzweifelhaft  antworten, 
dass  er  nichts  von  dem  Geschäfte  verstünde.  Bietet  man  ihm  dagegen 
die  Stelle  eines  Mitgliedes  des  Aul'siehtsrats  einer  Aktiengesellschaft 
an.  deren  Zweck  ist.  eine  Eisengiesserei  oder  «'ine  Schiffswerft  zu  be- 
treiben, so  wird  er  sieb  vollkommen  und  ohne  irgend  welches  Zögern 
für  einen  solchen  Posten  geeignet  und  befähigt  halten.  Die 
schlimmsten  Ebeltäter  in  dieser  Beziehung  so  Hihrt  der  englische 
.lurist  fort  sind  die  inaktiven  (Generale  und  Admirale  unserer 
Armee  und  Marine.  Sie  halten  sich  selber  ftir  kompetent,  die  Pflichten 
eines  Aufsh  htsrats  jedweder  Aktiengesellschaft,  map  sie  ein  Geschäft 
betreiben,  welches  sie  widle.  zu  übernehmen,  und  mit  einem  nicht 
zu  übertreffenden  Selbstbewusstsoin  nehmen  sie  nicht  nur  an  den  Auf- 
sichtsratssitzungen teil,  sondern  äussern  auch  tatsächlich  Meinungen 
über    Einzelheiten,    von   denen    sie   nicht   den    leisesten  Schimmer 

praktischer  Kenntnis  besitzen  Diesen  Herren,  die  doch  von 

dem  höchsten  Ehrgefühl  beseelt  zu  sein  vermeinen,  und  die  jeden 
Argwohn,  dass  sie  sieh  au  einer  unlauteren  Sache  absichtlich  beteiligen 
könnten,  mit  der  grössten  Entrüstung  zurückweisen  würdet),  sollte 
man  doch  einmal  zum  Nachdenken  aufgeben,  was  aus  unserer  Armee 
und  Marine  werden  würde,  wenn  ein  Admiral  in  der  Feldschlacht 
die  Bewegungen  einer  Kavalleriedivision  zu  leiten  hätte,  oder  wenn 
ein  Musarengeneral  in  der  Seeschlacht  die  Manöver  einer  Flotten- 
divisiou  befehligen  sollte.  End  doch  ist  in  derselben  Weise,  wie  für 
die  beiden  eben  genannten  Tätigkeiten,  auch  für  die  erfolgreiche 
Beaufsichtigung  des  Geschäftsganges  einer  Aktiengesellschaft  eine 
.•ingehende  Spezialkenntnis  und  eine  langjährige  Erfahrung  er- 
forderlich." 

Ich  betone  nochmals,  dass  diese  Ausführungen  von  einem 
englischen  Juristen  herrühren  und  die  Zustände  im  englischen 
Aktienwesen  kennzeichnen  sollen.  Es  wird  wohl  aber  niemandem 
entgangen  sein,  welche  Ähnlichkeit  hier  zwischen  deutschen  und 
englischen  Zuständen  besteht.  Dass  mit  der  Ernennung  von 
dekorativen  Nullen  der  gekennzeichneten  Art  zu  Mitgliedern  des 
Aul'siehtsrats  nicht  bloss  ein  Aktionärfang  oder  ein«'  grössere  Selb- 
ständigkeit und  ruabhängigkeit  des  Vorstandes  beabsichtigt  wird, 
s .»ndern  häutig  noch  weit  schlimmere  Beweggründe  die  Veranlassung 
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bieten  das  illustriert  ein  Schreiben,  das  ein  Agent  einer  der 
grössten  ludustriegesellschaften  an  den  Vorstand  der  letzteren  richtet«', 
und  in  welchem  er  eine  Persönlichkeit  mit  klangvollem  Namen  und 
Titel  für  den  Posten  als  Vorsitzender  des  Aufsichtsrats  in  Vorschlag 
brachte,  Um  die  völlige  Qualifizierung  des  Kandidaten  für  diesen 
Tosten  dem  Vorstände  klar  zu  machen,  wird  in  dem  Schreiben  aus- 
geführt, dass  die  Indolenz  und  rnfiüügkeit  des  vorgeschlagenen 
Herren  ihn  davon  abhalten  würde,  sich  irgendwie  lästig  in  die 
Geschäfte  des  Vorstandes  einzumischen,  dass  aber  andererseits  die 
vortrefflichen  Beziehungen  des  zukünftigen  Aufsichtsratsvorsitzenden 
zum  Hofe  und  zu  den  höchsten  Staatsbehörden  für  die  persönlichen 
Interessen  des  Vorstandes  leicht  in  der  vorteilhaftesten  Weise  aus- 
genutzt werden  könnten. 

Auch  noch  nach  einer  anderen  Richtung  hin  birgt  die  Wahl 
von  dekorativen  Nullen  oder  wie  es  in  der  Londoner  Kaufmanns- 
sprache heisst.  von  Lords  Tom  Noddy  eine  grosse  (iefabr  in  sich. 
Ich  will  hier  wiederum  den  schon  genannten  englischen  Juristen 
zitieren.    Derselbe  sagt:  „Das  Übel  ist  in  keiner  Weise  auf  die  ver- 
ursachte materielle  Schädigung  begrenzt.    Die  Beamten  der  Aktien- 
gesellschaft durchschauen  sehr  wohl  die  Unfähigkeit  und  Unwissenheit, 
die  an  höchster  Stelle  herrscht,  und  sie  verlieren  diejenige  Arbeits- 
freudigkeit, welche  das  Vertrauen  in  die  Vorgesetzten  stets  verleiht 
I  »ie  Folge  ist:  jedermann   wird  demoralisiert."         Und  an  einer 
anderen  Stelle  sagt  PrutKooK:  „Es  ist  für  das  Gedeihen  einer  Aktien- 
gesellschaft durchaus  notwendig,  dass  die  Mitglieder  des  Aufsichts- 
rats  selber  sich  vollständig  mit  jeder  Einzelheit  der  Geschäftsführung 
vertraut  machen.     Wenn  sie  aus  den  Händen  der  Aktionäre  einen 
Vertrauensposten  annehmen,  so  ist  es  ihre  unumgängliche  Pflicht, 
keine  Zeit  und  Mühe  zu  scheuen,  um  sich  selber  über  die  praktischen 
Aufgaben  eines  solchen  Postens  auf  das  eingehendste  zu  unterrichten 
•  .der       wofern  sie  dazu  nicht  imstande  sind        auf  diesen  Posten 
zu  verzichten.     Es  geschieht  aber  nur  zu  oft.  dass  die  Mitglieder 
des  Aufsichtsrats  nach  Ernennung  eines  Vorstandes  sich  um  nichts 
weiter  kümmern,  sondern  alles  dem  Vorstände  Uberlassen  und  wenig 
danach  fragen,  welche  Wege  und  Hahnen  derselbe  wandelt.  Das 
Einzige,  worauf  sich  ihre  Aufmerksamkeit  richtet,  ist  ihre  Tantieme. 
Die  Folge  ist.  dass  das  gewissenlose  Heispiel  an  höchster  Stelle  sich 
durch   das  ganze  Unternehmen  fortpflanzt  und  niemand  da  ist.  der 
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ein  aufrichtiges  Interesse  an  dem  < * t-«l « -i 1 1« •  1 1  der  Aktiengesellschaft 
besitzt.  Jeder  wetteifert  mit  dem  anderen .  so  viel  wie  möglich 
(lewinnst  Hlr  sich  herauszuschlagen  und  so  weni^  wie  möglich 
wirkliche  Arbeit  Mir  sein  (icld  zu  tun.-* 

I ' m  diesem  ^kennzeichneten  l'arasitenunweson  und  verhängnis- 
vollen Systeme  der  dekorativen  Nullen  einen  Kiesel  vorzuschieben 
und  da>  Amt  eines  Aufsi«  htsratstnit^licdcs  wieder  zu  einem  wirklielieu 
Arbeitsposten  zu  machen,  trirtt  der  englische  (iesetzp-her  iu  der 
neuesten  Aktiennovelle  vom  H.  Auirust  li»00  verschiedene  An- 
ordnuntren, deren  Betrai  -htuni:  ich  mich  nunmehr  zuwende.  Von 
vornherein  heo-cht  der  l  üset/pber  einen  grossen  Kehler  dadurch. 
du.ss  er  zwischen  < oinpanics .  die  sich  behufs  Autbrin£un<r  ihres 
(irundkapitaL  an  die  Mithilfe  des  l'u  h  I  ik  u  ms  wenden,  und  (ompauies. 
die  hiervon  zunächst  wenigstens  Abstand  neliineii.  unter>rheidet 
und  nur  auf  Ver«-inii:unp'ii  der  ei  stcren  Art.  auf  sogenannte  .public" 
(ompauies.  seine  Neiianoi dnuuiren  für  anwendbar  erklärt,  da<re<ren 
nicht  auch  auf  \ "et  einiinin-ren  der  letzteren  Art.  d.  h.  auf  sogenannte 
„private"  (  ompauies  Lud  doch  können  gerade  diese  Aktiengesell- 
schaften mit  Leichtigkeit  Schwindeleien  und  Betrügereien  verüben, 
die  in  weiten  Kreisen  grosses  Luheil  anrichten! 

Nach  i;  J  der  Aktiennovelle  vom  S,  Aujrust  l'.HMt  muss  ein 
jedes  Mitglied  des  Aufsicht srats.  bevor  sein  Name  in  den  Artikeln 
und  in  den  Prospekten  }renauiit  werden  darf,  dein  Ke>;istcrfUhrer 
Ke»istrar  »t  Joint  Stork  (ompauies  eine  schriftliche  Krklärun«:  ein- 
reichen, wonach  es  sich  verpflichtet,  als  Mitglied  des  Aufsichtstats 
tätt-r  sein  /u  wollen  Imnut  soll  dem  einzelnen  Mitjrliede.  falls 
einmal  der  Aufsichtsrat  wep'ii  l'tlicht Versäumnis  zur  Rechenschaft 
P'ZoL'en  wird,  die  auch  in  deutschen  Aktieuproze»en  >o  beliebte 
Ausn<le  der  l  iikcinitiiis.  des  Nichtwissens  und  des  Nichfverstehens 
beschnitten  werden.  IVnn.  was  das  englische  Kechl  unter  -tätii: 
sein  als  Mitsind  des  Autsiditsi ats"  meint,  das  ortenhart  uns  eine 
KechtsieL'el  des  c.is,.  law.  Ks  sa^'t  hier  iu  der  Knts«  heidunjr  York 
etc.  Kailway  Company  v  Hudson,  mitireteilt  im  U>  Hände  der 
Hea\ an  sehen  Law  Reports.  S.  4*.*»  iL.  der  Master  of  the  L'olL. 
Komilly:  _l>ie  Mitglieder  des  Aufsichtsrats  sind  auserwählt,  um  die 
Aiiireleireiiheiten  der  Aktiengesellschaft  zum  Nutzen  und  Besten  der 
Aktionäre  zu  fühl  en  Ks  ist  ein  Tre u  l\ ä  n  de  r  p  •>  s  t  e  n  .  den  voll  und 
i:anz    aiis/nt'il!len   s-e   im:   Annahme  des   Amtes  sich  verpflichten.- 
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uTlic  directors  are  persons  selected  to  manage  thc  aftairs  of  thc 
Company  tor  thc  benent  of  thc  shareholders.  Tt  is  an  office  oft  tust 
which.  if  thcy  umlcrtakc  it.  is  thcir  duty  to  perform  fully  and  cnti- 
rclv -)  lud  wie  ein  sidchcr  Treuhilnderposten  voll  und  «ran/  aus- 
füllt wird,  darüber  belehrt  uns  Lord  Jistk  k  Limm.ky  in  der  Knt- 
><  heidung  re  Whiteley.  Whiteley  v.  Learoyd.  mitgeteilt  im  Hände 
der  Law  Reports  der  Chancery  Division.  S.  :l'».r».  indem  er  betont. 
das>  für  eine  solche  Tätigkeit  durchaus  nicht  der  Massstab  des 
ordentlichen  UeschiUtsmannes  (ordinarily  prudent  man  of  husiness) 
genüge,  sonder«  dass  hierbei  diejenige  Sorgfalt  auf/uwenden  sei, 
die  ein  vorsichtiger  Mann  zu  beobachten  pflegt,  wenn  er  Hehler 
anlegen  will  zu  Gunsten  anderer,  für  die  zu  sorgen  er  die  moralische 
Verpflichtung  fühlt  uas  an  ordinarily  prudent  man  would  take  if 
he  were  minded  to  make  an  investment  tor  the  benetit  of  other 
people  for  whom  he  feit  morally  bound  to  provide").  Wie  blass  und 
farblos  erscheint  hiergegen  die  deutsche  Vorschrift  in  $  249  H.-(i.-B.: 
-Die  Mitglieder  des  Aufsichtsrnts  haben  bei  der  Erfüllung  ihrer 
Obliegenheiten  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Geschäftsmannes  an- 
/u  wenden"  I1) 

'>  Bekanntlich  enthalten  die  sämtlichen  Kompanie*  Acts  keine  einzige 
Vorschrift,  welche  sich  über  die  vou  den  Mitgliedern  des  Aufsichtsrats 
anzuwendende  Sorgfalt  ausspricht.  Im  Jahre  1894  wurde  von  dem  eng- 
lischen Handelsministerium  (Board  of  Trade)  eine  Kommission  eingesetzt, 
..to  .-nquire  what  amendiuents  are  uecessary  in  the  Acts  relating  t«>  Joint 
Stock  Coiupanies  .  .  .  especially  with  a  view  to  the  better  prevention  of 
traud  in  relation  to  the  formation  and  mauagement  of  <  .'ompaniev-.  Unter 
den  zahlreichen  Verbesserungsvorschlägen,  die  dieser  Kommission  von  den 
verschiedensten  Seiten  zugingen,  befand  sich  auch  der,  eine  Oesetzes- 
vurschrift  über  die  Diligenzpflicht  der  Aufsiehtsräte  nach  dem  Muster  des 
deutschen  Aktiengesetzes  den  (  oinpanies  Acts  einzuverleiben.  Dieser  Vor- 
schlag fand  Ablehnung,  weil  eine  solche  Vorschrift  nur  ganz  allgemein 
gefaxt  sein  könnte  und  dann  infolge  ihrer  Karblosigkeit  ohne  irgend- 
welchen Nutzen  wäre.  Die  in  den  reported  decisions  des  case  law  sich 
wiederspiegelnde  Rechtsanschauuug  über  die  von  den  Mitgliedern  des  Auf- 
sichtsrats und  Vorstandes  vou  Aktiengesellschaften  anzuwendende  Sorgfalt 
hei  Ansehung  ihrer  Amtspflichten  sei  einer  kurzgefassten  Oesetzesvorschrift 
vorzuziehen.  Nach  den  richterlichen  Kntscheidungen  ist  nun  das  Rechts- 
verhältnis des  Aufsichtsrats  zu  der  Aktiengesellschaft  ein  doppeltes:  auf 
der  einen  Seite  ist  der  Aufsichtsrat  der  Beauftragte  (agent)  der  Company 
und  letztere  der  Auftraggeher  (principal),  auf  der  anderen  Seite  ist  der 
Aufsichtsrat  ein  Treuhänder  (trustee)  und  die  Company  der  Treugeber 
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hie  Novelle  trifft  dos  weiteren  eine  Anordnung  über  den 
t-t \\ :» i Aktienbesitz  der  Aufsichtsratsmitglieder.  Kbenso  wie  nach 
deutschem  Rocht,  ist  auch  nach  englischem  Recht  nicht  notwendig, 
dass  die  Mitglieder  des  Aufsiclitsrats  gleichzeitig  Aktionäre  der 
(ieM-lIxdiaft  sein  mfloen.  1  >a  alter  der  Vorstand  der  Londoner  Mörse 
nur  Aktien  und  Si  huldverschreibuugeii  solcher  Coinpauies  zum 
offiziellen  Miirsenhandel  zulä>st.  welche  nach  ihren  Artikeln  einen 
gewissen  Aktienbesitz  von  den  Mitgliedern  des  Aulsichtsrats  ver- 
langen, «.o  enthalten  regelmässig  die  Statuten  der  englischen  Aktien- 
gesellschaften eine  Klausel,  wonach  jedes  Mitglied  des  Aufsichtsrats 
Besitzer  einer  Anzahl  von  Aktien  der  rompaiiy  sein  muss.  Hei 
der  Berufung  von  dekorativen  Nullen  in  den  Aufsichtsrat  war  es 
bisher  eine  vielgeübtc  Praxis,  diesen  ineist  sehr  frei d bedürftigen 
ent leinen"  die  «reforderten  Aktien  die  sogenannten  qualification 
s ha res  zu  schenken,  hiesein  Unwesen  tritt  die  neue  Aktien- 
novelle  dadurch  entgegen,  dass  sie  von  den  Mitgliedern  des  Auf- 
siclitsrats die  Eiiiieiehung  eines  schriftlichen  Vertrages  an  das  Ke- 
iristeramt  verlangt,   wonach  sich  das  einzelne  Mitglied  verpflichtet. 

<i  >'stiii  i|iie  trust).  I  ber  diesen  doppelten  Charakter  der  Rechtsstellung  des 
Aufsiclitsrats  im  englischen  Rei  ht  äussert  sich  I>ord  Seiborne  in  der  Knt- 
fii  hei  hing  (ir.  at  Eastern  Railway  Company  v.  Turner,  mitgeteilt  im  8.  Bande 
der  » 'haiicerv  Appeal  (  ase>,  S.  141*.  fnlgeiidermassen :  „Die  Mitglieder  des 
Aufsiclitsrats  sind  im  wahren  Sinne  des  Wortes  teils  Treuhänder  (trusfeo«), 
teiN  Beauftragte  (agcntn)  der  Aktiengesellschaft :  Treuhänder  in  Bezug  auf 
die  (Jehler  und  Wrmögeiisstürke  der  Aktieniresellschaft ;  Beauftragte  in 
Bezug  auf  die  Rechtsgeschäfte,  die  sie  im  Namen  der  Company  vornehmen1", 
l  ud  in  seiner  Entscheidung  des  Rechtsstreites  Forest  of  Dean  etc.,  Company, 
mitgeteilt  im  K».  Bande  der  Law  Reports  der  Chancery  Division.  S.  4f>0. 
äuss  rt  sich  Sir  (Jeorge  Jessel  in  nachstehender  Weise:  „Man  pflegt  die 
Mitglieder  des  Aufsiclitsrats  als  Treuhänder  zu  bezeichnen.  Unzweifelhaft 
sind  sie  Treuhänder  in  Bezug  auf  alle  Vermögenswerte  der  Company,  die 
in  ihre  Hände  gelangen,  oder  über  die  sie  eine  Kontrolle  auszuüben  haben." 
Schliesslich  will  ich  noch  den  l'rozess  Re  Lands  Allotment  Company  im 
Jahre  1S5>4  erwähnen  ivergl.  1.  Bd.  der  Chancery  Appeal  Cases.  S.  fiH»  ff.), 
wo  Lord  Justice  Kay  in  seiner  Entscheidung  ausdrücklich  erklärt,  dass 
die  Mitglieder  des  Aufsiclitsrats  Treuhänder  im  Sinne  des  £  8  der  Tmstee 
Act  von  1SS8  seien  und  die  Sorgfalt  eines  trustee  anzuwenden  haben. 
Bezüglich  der  weiteren  Folgen  der  strengen  Auffassung,  die  das  englische 
Recht  in  betreff  der  Pflichten  den  Aufsiclitsrats  hegt,  vergl.  die  Ausführungen 
auf  S.  71  und  72  in  meinein  Buche  „Die  englische  Aktiennovelle  vom 
S   August  1HOO-      Berlin.  11*01 ,  l'uttkammer  und  Mühlbrecht.» 
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direkt  von  der  Company  die  geforderten  Aktien  kiluflioh  zu  erwerben 
und  aus  eigener  Tasche  den  vorschriftmassigen  Preis  an  die  Com- 
pany zu  zahlen.  Ferner  wird  bestimmt,  dass  von  dein  Augenblicke 
an.  von  dem  ab  ein  Mitglied  des  Aufsichtsrats  aufhört,  die  notwendige 
Aktienzahl  zu  besitzen,  dasselbe  auch  seinen  Posten  im  Aufsichtsrate 
verliert.  Ich  bemerke,  dass  nach  g  28  der  Novelle  falsche  Angaben 
in  dem  erwähnten  schriftlichen  Vertrage  mit  Gefängnis  bis  zu 
•1  Jahren  und  mit  Geldstrafe  bedroht  werden. 

Wichtiger  als  diese  Anordnungen  scheinen  mir  die  Massnahmen, 
die  der  englische  Gesetzgeber  in  seiner  Aktiemeform  bezüglich  des 
Erlasses  von  Prospekten  trifft,  um  die  einzelnen  Aufsichtsrats- 
mitglieder  zu  einer  strengeren  Pflichterfüllung  anzuspornen.  Nach 
S  "50  der  Novelle  ist  unter  Prospekt  zu  verstehen  nicht  nur  der 
bisher  im  Geschäftslclten  übliche  Begriff,  sondern  des  weiteren  jede 
Ankündigung,  jedes  Kundschreiben,  jedes  Zeitungsinserat  oder  jede 
sonstige  Einladung,  welche  das  Publikum  zum  Zeichnen  oder  zum 
Kauf  von  Aktien  oder  Schuldverschreibungen  einer  Company  auf- 
fordern. Gemäss  SS  9  und  10  ist  es  feiner  gleichgültig,  ob  ein 
solcher  Prospekt  direkt  von  der  Company  oder  in  deren  Namen 
oder  von  einem  Dritten,  der  bei  der  Gründung  der  Company  tätig 
oder  an  derselben  beteiligt  ist.  oder  in  dessen  Namen  erlassen  wird, 
und  ob  die  Veröffentlichung  vor.  gleichzeitig  mit  oder  nach  der  In- 
korporierung  erfolgt.  Nach  tj  10.  Abs.  1.  Buchstabe  c  muss  ein 
jeder  derartige  Prospekt  Namen.  Stand  und  Wohnung  sämtlicher 
amtierenden  oder  in  Aussicht  genommenen  Mitglieder  des  Aufsichts- 
rats enthalten,  und  gemäss  Altsatz  2  des  S  0  ist  eine  Abschrift  des 
Prospekts,  die  die  Cnterschrift  sämtlicher  in  dem  Prospekte  genannten 
amtierenden  oder  in  Aussicht  genommenen  Mitglieder  des  Aufsicbt>- 
rats  aufweist,  dem  Kegistcramte  zur  Aufbewahrung  und  Eintragung 
einzureichen.  Auf  diese  Weise  sind  einem  jeden  die  Namen  von 
Personen  bekannt  gegeben,  die  kraft  Gesetzes  für  die  Nichtigkeit 
und  Vollständigkeit  sämtlicher  Angaben  des  Prospekts  eintreten. 
Detailliert  zählt  dann  der  S  10  alles  das  auf,  was  zwingenderweis.- 
ein  Prospekt  zu  enthalten  habe.  Ein  Eingehen  auf  die  von  dem 
Goetze  geforderten  Angaben  liegt  ausserhalb  der  diesem  Vortrage 
tre-terkten  Grenzen:  ich  kann  nur  denen,  die  sich  für  Aktienrecht 
interessieren,  ein  recht  gründliches  Studium  des  wichtigen  S  l'i 
anempfehlet!.         Die  von  dem   englischen   Gesetzgeber  getroffene 
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Anordnung  zwingt  die  Mitglieder  des  Aufsichtsrats,  sich  auf  das 
-Hi«rlaltii:>te  Uber  die  Geschäftsführung  und  Uber  sämtliche  im  Namen 
der  Company  geschlossenen  Verträge  und  Vereinbarungen  zu  unter- 
riehten.  da  im  Kalle  einer  l'nrichtijrkeit  oder  l'iivollstündiprkeit  des 
Prospekts  ein  jeder,  der  Aktien  oder  Schuldverschreibungen  der 
Company  auf  <  i  t  u  ml  des  Prospekts  erworben  hat,  jedes  einzelne 
Mitglied  des  Aufsichtsrats  haftpflichtig  machen  kann. 

In  den  1  bis  x  der  Novelle  beschäfti<rt  sich  der  (iesetzfreber 
mit  den  Akt  ienzuteilu  ii(fcti  auf  (»rund  von  Einladungen  an  das 
Publikum  zum  Aktienzeichncn.  Im  den  hier  vielfach  jreUbten 
Schwindeleien  entgegenzutreten,  weiden  eine  Keihe  von  Vorschriften 
erlassen,  und  um  die  einzelnen  Mitglieder  des  Aufsichtsrats  zu 
zwingen,  persönlich  das  bei  Aktienzuteiluiifren  eingeschlagene  Ver- 
fahren zu  kontrollieren,  bestimmt  der?;"».  Absatz  2:  „Jedes  Mitglied 
des  Aufsichtsrats  einer  Company,  das  wissentlich  frejrcn  die  Vor- 
schriften dieses  ( iesetzes  Uber  Akticnzuteilunpcn  verstösst  oder  einen 
Verstoss  zulässt  oder  duldet,  ist  sowohl  der  Company,  wie  dem 
einzelnen  Aktiencmpfänjrer  ftlr  den  Ersatz  eines  jeden  Verlustes  und 
Schadens,  bezw.  aller  Kosten,  die  der  Company  oder  dem  Aktien- 
empliinf.M-r  hierdurch  entstanden  sind,  verantwortlich".  Ich  bemerke, 
dass  der  Gesetzgeber  unter  .wissentlich"  nicht  nur  ein  tatsächliches 
Wissen,  sondern  auch  ein  Wissenmtlssen  bei  Aufwendung-  der  ptlicht- 
mässifren  Sorgfalt  versteht.  I»es  weiteren  verlangt  dann  der  S  7. 
dass  jedesmal,  wenn  eine  Company  limited  hy  shares  eine  Aktien- 
zuteilung-  vorgenommen  hat.  dem  Ke^isteramte  ein  sogenannter  ..return 
as  to  allotmeiits-,  d.  h.  ein  Aktienzuteilunjrsbericht.  einzureichen  sei. 
Im  Falle  eines  Verstosses  jfejren  diese  Vorschrift  verfallt  jedes  Mit- 
glied des  Aufsichtsrats  und  des  Vorstandes,  sowie  jeder  Peamte  der 
Company,  der  wissentlich  an  dem  Verstösse  beteiligt  ist.  in  eine 
Gehlstrafe  bis  zu  r,u  Pfund,  d.  h.  bis  zu  looo  Mark,  ftir  jeden  Ta<r. 
au  welchem  der  Verstoss  andauert.  In  dem  S  H  trifft  dann  der 
Gesetzgeber  Anordnungen,  um  verschleierten  l'nterpari-Emissionen  vor- 
zubeugen. Auffallenderweise  behandelt  er  dajrejren  nicht  den  weit 
wichtigeren  und  refrclmüssijr  vorkommenden  Fall,  wo  Aktien  Uber 
pari  unter  das  Publikum  gebracht  werden.  Meines  Erachtens  ist 
der  Schaden,  der  durch  Untei-pari-Emissionen  verursacht  werden  kann, 
nicht  im  entferntesten  so  trelährlich  und  unheilvoll,  wie  der  Schaden, 
der  angerichtet  wird  durch  die  bei  Aktiengesellschaften  Üblichen 
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Manipulationen,  um  dem  Publikum  Aktien  mit  einem  ihren  wahren 
Wert  weit  Ubersteigenden  Agio  aufzuhalsen. 

Es  ist  nicht  möglieh,  hier  alle  die  Manipulationen  aufzuführen, 
die  tatsächlich  zur  Anwendung  kommen,  um  hei  Aktienemissionen 
eine  künstliche  Kurssteigerung  herbeizuführen.  Aber  einige  Skizzen 
aus  diesem  Gebiete  des  englischen  aktiengesellschaftlichen  Lebens 
möchte  ich  mir  doch  nicht  versagen. 

Eine  bekannte  Tatsache  ist  es.  dass  das  Publikum  am  leiden- 
schaftlichsten nach  dem  Besitze  derjenigen  Aktien  trachtet,  die  am 
schwierigsten  zu  haben  sind.    Diese  Eigenschaft  der  grossen  Menge 
benutzt  eine  kundige  Geschäftslcitung  nicht  nur.  um  die  Aktien  auf 
das  schnellste  mit  einem  möglichst  Indien  Agio  an  den  Mann  zu 
bringen,  sondern  in  den  meisten  Füllen  auch,  tun  sich  selber  gleich- 
zeitig die  Taschen  zu  füllen.    Das  einfachste  und  noch  ehrlichste 
Verfahren  bei  Aktienemissionen  ist.  von  vornherein  einen  den  Nenn- 
betrag der  Aktien  übersteigenden  Ausgabepreis  festzusetzen  und  zu 
diesem  dem  Publikum  die  Aktien  durch  Prospekte  anzubieten.  Em 
das  Verlangen  des  Publikums  nach  diesen  Aktien  wachzurufen,  wird 
in  den  Zcichnungsaufforderungen  ein  sehr  kurzer  Termin  für  den 
Schluss  der  Zeichnung  festgesetzt,  und  gleichzeitig  zeichnen  Stroh- 
manner des  Vorstandes  und  Aufsiehtsrats  grosse  Betrüge.    In  die 
Tagespresse  werden  dann  geschickt  Nachrichten  über  die  grosse  Zahl 
der  bereits  eingelaufenen  Zeichnungen  lanziert,    Das  Publikum  liest 
und  hört  dies,  und  mit  K Ucksicht  auf  die  kurze  Zeichnungsfrist  nimmt 
es  sich  nicht  die  Mühe,  nachzuforschen,  sondern  jagt  nach  den  Aktien 
in  der  Hoffnung,  eine  Zuteilung  zu  erhalten,  meist  mit  dem  Hinter- 
gedanken, dann  sofort  die  zugeteilten  Aktien  mit  Gewinn  wieder 
verkaufen  zu  können.  —  Das  Kapital  wird  auf  diese  Weise  regel- 
mässig mehrfach  überzeichnet. 

In  anderen,  mehr  komplizierten,  aber  für  die  Emittenten  sehr 
einträglichen  Füllen  sendet  die  (ieschüftsleitung  ihre  Freunde  an  die 
Börse  und  lässt  von  denselben  grosse  Kaufabschlüsse  in  den  neuen 
Aktien  auf  Zeit  vornehmen.  Die  Jobbers  an  der  Börse  sind  stets 
bereit.  Aktien  mit  einem  Agio,  dessen  Höhe  von  «1er  Nachfrage  ab- 
hängt, zu  verkaufen.  Sind  nun  die  Kaufauftrüge  andauernd  und  um- 
fangreich, so  erhöht  sich  naturgemüss  das  Agio,  da  die  Jobbers  etwas 
verkaufen,  was  sie  noch  nicht  besitzen.    Wenn  dann  die  Aktien- 
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Zuteilung  erfol«rt.  träjrt  die  tu'schäftslcitunjr  Fürsorge,  dass  nur  ihren 
Strohmännern  Aktien  zugeteilt  werden,  und  sie  es  so  vollkommen 
an  der  Hand  hat.  nach  Beliehen  Aktien  an  die  Binse  zu  bringen. 
Solange  der  Markt  nieht  mit  Aktien  versehen  ist.  wird  nnturgemüss 
die  Kurssteigerung  andauern,  da  die  Jobber*  in  Kenntnis,  dass  ein 
Angebot  von  Aktien  nicht  besteht.  Bedenken  trafen  weiden,  zu 
verkaufen,  es  sei  denn  mit  einem  sehr  hohen  Ajrio.  um  sieh  einen 
Ausgleich  für  das  Bisiko.  das  sie  eingehen,  /.u  schatten.  Diese  s.. 
stetig  zunehmende  Kurssteigerung  verleitet  nunmehr  Aussenstehende 
zu  dem  (Hauben,  dass  das  neue  Akticnunteruehincn  zu  den  besten 
Mortnuiifren  berechtige,  und  sie  beauftragen  ihre  Makler.  Aktien  an 
der  Börse  zu  kaufen.  Nachdem  so  ein  Markt  für  die  Aktien  {re- 
schaHen  ist  die  Londoner  Börsensprnehe  nennt  das  ..makiiifr  a 
market"  oder  ..supportm-r  the  issue"  -  beginnen  die  Kmitteuten 
ihrerseits  mit  dem  Verkaufe  der  Aktien.  Die  Kursnotierung  hält 
sich  zunächst  auf  der  erreichten  Höhe.  Denn  die  Jobbers  wissen 
sehr  wohl.  dass.  sohmire  die  Kmitteuten  noch  einige  Aktien  besitzen, 
die  sie  los  werden  wollen,  dieselben  den  Markt  weiter  unterstützen 
müssen,  d  h.  selber  kaufen,  um  das  Afrio  aufrecht  zu  erhalten,  falls 
wider  Krwarten  einige  aus  dem  Publikum,  stutzig  irewordcn.  die  eben 
erworbenen  Aktien  wieder  zum  Verkauf  auf  den  Markt  werfen  sollten. 
Haben  auf  diese  Weise  die  Kmitteuten  alle  ihre  Aktieti  losgeschlagen 
und  unter  das  Publikum  verteilt,  dann  tritt  der  Kurssturz  ein. 
Wenn  dann  irjrend  einer  aus  dem  Publikum  seine  Aktien  zu  ver- 
kaufen wünscht,  so  ist  keiner  da.  der  den  Markt  stützt.  Die  Jobbers, 
die  «renau  wissen,  dass  die  Kmitteuten  Aktien  nicht  mehr  besitzen 
und  daher  durch  Kinküufe  nicht  das  künstliche  Airio  aufrecht  er- 
halten werden,  lehnen  es  ab.  einen  Handel  in  den  Aktien  abzuschliosson, 
es  sei  denn  zu  einem  sehr  erniedrigten  Preise,  l  ud  anstatt  mit 
einem  Airio  werden  die  Aktien  oft  nach  {ranz  kurzer  Zeit  mit  einem 
DisaLMo  notiert. 

Bisweilen  wird  auch  die  Tatsache,  dass  die  Jobbers  an  der 
Börse  <tets  bereit  sind,  in  Aktien,  die  sie  nicht  besitzen,  zu  handeln, 
von  {reschickten  Kiuittcntcn  benutzt,  um  einen  sogenannten  „Corner" 
zu  inszenieren,  d.  Ii.  einen  künstlichen  Stückniaiijrel  au  der  Börse 
hervorzurufen  und  dadurch  die  Aktien  zu  einem  enormen,  fiktiven 
Airio  zu  bringen.  Sie  trafen  hierzu  wieder  Fürsorge,  dass  sämtliche 
zu  emittierenden  Aktien  nur  ihren  Freunden  und  Strohmännern  zu- 
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geteilt  werden,  und  dass.  wenn  der  vom  Börsenvorstand  fllr  die  Ab- 
wicklung der  geschlossenen  Aktienkäufe  festgesetzte  Stichtag 
settletnent  day  —  kommt,  keine  Aktien  zum  Verkaufe  vorhanden 
sind,  ausgenommen  zu  einem  von  den  Emittenten  festgesetzten  enorm 
hohen  Preise.  In  einem  solchen  Falle  sind  die  Jobbers  gezwungen, 
das  verlangte  Agio  zu  zahlen  oder  nach  den  Satzungen  der  Londoner 
Börse  fllr  zahlungsunfähig  erklärt  und  von  der  Börse  ausgeschlossen 
zu  werden. 

Charakteristisch  für  ein  solches  Manöver  ist  der  Fall  der  Eupion 
Gas  Company,  eiuer  Aktiengrtlndung  zur  Ausnutzung  eines  Patents. 
Einer  der  Gründer  der  Gesellschaft  wusste  den  managing  director  zu 
Itestimmen.  sämtliche  Aktien  an  die  von  ihm  bezeichneten  Stroh- 
männer zuzuteilen.  Von  letzteren  Hess  er  sich  dann  Blankozessionen  - 
transfers  in  blank  auf  ihre  Aktien  ausstellen.  Der  Antrag  des 
Vorstandes  der  Company  auf  Festsetzung  eines  Spezialstichtages 
(special  settlement)  behufs  Abwicklung  der  in  den  Aktien  geschlossenen 
Böi-scngeschäfte  und  auf  Zulassung  zur  offiziellen  Kursnotierung 
(ofticial  quotation)  wurde  von  dem  Londoner  Börsenvorstand  ge- 
nehmigt. Darauf  gab  der  erwähnte  Gründer,  der  wie  gesagt 
sämtliche  Aktien  zu  seiner  Verfügung  hatte,  verschiedenen  Börsen- 
maklern Aufträge.  Aktien  an  der  Binse  zu  kaufen.  Zu  gleicher 
Zeit  veranlasste  er  einen  seiner  Freunde,  anderen  Börsenmaklern 
Aufträge  zu  erteilen,  Aktien  zu  verkaufen.  Als  der  Stichtag  kam. 
war  der  gefällige  Freund  verschwunden,  und  diejenigen  Börsen- 
makler, die  Verkaufsabschlüsse  eingegangen  waren,  konnten  die  ver- 
kauften Stücke  nicht  liefern;  sie  sahen  sich  wie  es  in  der  Londoner 
Börsensprache  heisst  als  ..bears"  oder  ..rornered".  d.  h.  nach  der 
Berliner  Börseusprachc  ..geschwänzt".  Es  trat  infolgedessen  die 
Bi.rsensatzung  über  Deckungseinkäufe  the  huying-in  rule  in 
Wirksamkeit,  und  die  reingefallenen  Börsenmakler  mussten  das  ge- 
waltige Agio  bezahlen,  dass  der  Gründer  ihnen  diktierte.  Natürlich 
wanderte  dieses  Agio  nicht  in  die  Kasse  der  Eupion  Gas  Company, 
sondern  in  die  Taschen  des  ..genialen"  Gründers  und  des  „intelligenten" 
managing  director. 

In  der  ersten  Halft e  des  Ii».  Jahrhunderts  erschien  in  I  don 

eine  kleine  satyrische  Schrift  Uber  Aktiengründungen,  in  welcher 
die  Hede  ist  von  der  Gründung  einer  Aktiengesellschaft  mit  dem 
wohlklingenden  Namen   .The   Gold.  Wine  and  Olive  Joint  Stock 
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t  ompany".  „Was-,  sairt  einei  der  auftretenden  lirtlnder  zu  seinem 
Kollegen.  „I>u  sprichst  gerade  so.  ah  ob  wir  ein  reelles  Unternehmen 
vor  hätten.  I»as  einzige,  was  wir  zu  tun  haben,  ist:  unsere  Aktion 
zu  einem  beträchtlichen  Agio  in  die  Höhe  zu  treiben,  »las  Publikum 
durch  Humhug  zum  Kauf  der  Aktien  zu  verleiten,  und  dann  das 
ganze  Unternehmen  zusammenbrechen  zu  lassen-'.  Khan«  is  in  seiner 
(ieschichte  der  Mauk  von  Kurland  sagt  hierzu,  dass  derartige  tirün- 
dungen  nicht  bloss  in  dem  phantasievollen  (iehirne  des  Satyrikers 
vorkämen,  sondern  leider  nur  zu  oft  in  der  Wirklichkeit.  Und  nach 
der  Entwicklung,  die  unser  Aktien weseii  genommen  hat.  konneu 
wir  hinzusetzen:  leider  auch  in  Deutschland. 

Nicht  die  Unterpari-Kinissionen.  sondern  die  l'berpari- 
Kmissionen  mllsste  der  Gesetzgeber  mit  {ranz  besonderer  Liebe  und 
Sorgfalt  behandeln:  und  es  mllsste  gerade  hier  den  einzelnen  Mit- 
gliedern des  Aufsichtsrats  zur  ernstesten  Pflicht  gemacht  werden, 
die  Wege  und  Hahnen  des  Vorstandes  in  allen  Einzelheiten  auf  das 
strengste  zu  überwachen.  Nattirlich  sind  dekorative  Nullen.  Lords 
Tom  Noddy  hierzu  nicht  fähig. 

Wie  ich  schon  an  anderer  Stelle  erwähnt  habe,  ist  es  nicht 
meine  Absicht,  sämtliche  Rechtsvorschriften  und  Rcrhtsgrundsätze 
des  englischen  Hechts,  soweit  sie  das  Institut  des  Aufsichtsrats  be- 
t reffen,  in  meinem  Vortrage  zur  Darstellung  und  Besprechung  zu 
bringen.  Vielmehr  habe  ich  mir  lediglich  zur  Aufgrabe  gestellt,  die- 
jenigen Hechtsnormen  und  Anschauungen  hier  hervorzuheben,  die 
mit  Rücksicht  aul  die  derzeitigen  Zustände  im  deutschen  Aktieu- 
weseti und  mit  Rücksicht  auf  unser  zur  Zeit  {reitendes  Aktienrecht 
ein  Interesse  beanspruchen  und  die  Anstellung  eines  Vergleiches 
{rt'statten.  Meine  Ausführungen  werden  hoffentlich  dargetan  haben, 
dass  das  englische  Aktienrecht  so  plutokratiseh  auch  sein  Ge- 
samteharakter  sein  mag  doch  in  mehrfacher  Hcziehung  nicht 
unbeachtenswerte  Vorzüge  aufweist,  und  dass  es  grade  in  Rücksicht 
auf  die  Mängel  unserer  Aktiengesetzgebung  manchen  lehrreichen 
Fingerzeig  enthält,  welche  Wege  bei  uns  eine  künftige  Aktienreform 
einzuschlagen  habe.  Schon  in  meinen  einleitenden  Worten  habe 
ich  darauf  hingewiesen,  dass  nicht  eine  Verschärfung  oder  Ver- 
mehrung unserer  Strafbestimmungen  geeignet  sei.  die  bei  uns  vor- 
handenen Misstände  zu  beseitigen,  dass  es  vielmehr  darauf  ankomme, 
durch  gesetzliche  Massnahmen  das  Pflicht-  und  Verantwortlichkeits- 
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gefllhl  der  einzelnen  Mitglieder  des  zur  Kontrolle  berufenen 
Aufsichtsrats  zu  steigern,  um  dadurch  das  Vorkommen  von  Ver- 
traueusbrüchen  zu  erschweren,  bezw.  eine  Entdeckung  derselben 
zu  erleichtern.  Meiner  Ansicht  nach  ist  die  Aufgabe  des  Gesetz- 
gebers in  erster  Linie:  vorzubeugen,  dass  die  Aktionäre  und 
Gläubiger  einer  Aktiengesellschaft  durch  die  zur  Leitung  der 
Gesellschaft  berufenen  Personen  geschädigt  und  benachteiligt 
werden.  Ob  und  wie  gewissenlose  Leiter  von  Aktiengesellschaften 
zu  bestrafeu  seien  das  sind  Erwägungen  sekundärer  Natur. 
Ich  schliesse  meine  Betrachtungen  mit  dem  Wunsche,  dass  bei 
einem  künftigen  Ausbau  des  Instituts  des  Aufsichtsrats  der  leitende 
Gedanke  das  Wort  eines  unserer  genialsten  Finanzmiuister  sein 
möge: 

r Beuge  vor!" 


Der  ^nschluss  Deutschlands 

an  die 

Internationale  Union  für  gewerblichen  Rechtsschutz. 

Von 

Dr.  Albert  Osterrieth  (Pcrlim. 

«tfneral-fkwtHr  «i«.-r  Int«  i  iiatl>.nal--n  V.  1.  iiiL-tni*  für  jr*w .-rl.llolii-n  Re<  ht»-<  lmtz. 

Gelullten  am  28.  Juni 


Kim-  der  interessantesten  und  meistversprechenden  Krschei- 
nun<rcn  in  der  modernen  Kechtshildunjr  ist  die  Kiitwickelunp  des  inter- 
nationalen Hechts,  das.  durch  internationale  Vertrüge  gesetzt,  teils 
einheitliches  materielles  Privatrecht  schafft,  teils  einheitliche  Be- 
stimmungen des  internationalen  Privatrechts,  mit  anderen  Worten 
Bestimmungen  Ilher  Statutenkidlisioiien  oder  Kollisionsnormen  auf- 
stellt. Diese  internationale  Kcchtshildiing  vollzieht  sich  begreif! icher- 
weise vornehmlich  auf  denjenigen  Kcchtsgebietcn.  welche  dem  inter- 
nationalen Verkehr  dienen,  oder  deren  Objekte  ihrer  Natur  nach 
weder  am  Grund  und  Boden  eines  Landes,  noch  an  einer  bestimmten 
Person  haften,  sondern  vielmehr  ihre  bestimmungs<:cmasscn  Wirkungen 
auch  Uber  die  Landesgrenzen  hinaus  entfalten.  Ks  sei  nur  erinnert 
an  die  internationalen  Konventionen  Uber  den  Kisenbahnfrachtverkehr. 
Tcle<rraphcnwesen  und  Post  einerseits  und  an  die  Herner  Kon- 
vention zum  Schutze  des  l'rheberreclits  an  Werken  der  Literatur 
und  Kuns*  andererseits. 

Kllr  uns  Deutsche  rtlckt  heut»»  eine  weitere  Konvention  in  den 
Vordergrund,  die  Pariser  Konvention  von  1K*:{.  welche  dein 
internationalen  gewerblichen  Rechtsschutz  dient. 

I>ie  erste  Anregung  zur  Begründung  einer  derartigen  Ver- 
einigung trinjr  von  dem  1*~'.>  in  W  ien  stattlindenden  internationalen 
Patentkoiifriess  aus.  Diese  Anregung  wurde  von  dem  Pariser  inter- 
nationalen Kongrcss  für  gewerblichen  Kechtsschutz  1*7K  aufgenommen. 
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der  den  Entwurf  eines  l'nionsvertrages  ausarbeitete  und  der  fran- 
zösischen Regierung  unterbreitete.  Diese  Hess  den  Entwurf  uniarbeiten 
und  lud  hierauf  die  Mächte  zu  seiner  Durchberatung  nach  Paris  ein. 
Aus  den  Pariser  Konferenzen  ging  die  Übereinkunft,  für  den  inter- 
nationalen Schutz  des  gewerblichen  Eigentums  vom  20.  März  lHs:\ 
hervor.  Der  Union  gehörten  bei  der  Begründung  an:  Pelgien. 
Brasilien.  Spanien,  Frankreich,  Guatemala,  Italien,  die  Niederlande. 
Portugal.  Serbien  und  die  Schweiz.  Im  Laufe  der  .Iahte  traten  noch 
dazu:  Tunis,  Ecuador.  San  Domingo.  Grossbritannien.  Schweden. 
Norwegen,  die  Vereinigten  Staaten,  Dänemark  und  Japan.  Ecuador. 
Salvador  und  Guatemala  sind  wegen  ungenügenden  Interesses  wieder 
ausgetreten. 

Schon  bei  der  Begründung  der  l'nion  waren  die  Vortrags- 
inäclite  darüber  einig,  dass  die  Konvention  in  ihrer  ursprünglichen 
•  ie>talt  keine  abgeschlossene  Rechtsschöpfung  darstelle  und  deshalb 
im  einzelnen  noch  verbesserungsfähig  sei  und  einer  weiteren  Aus- 
gestaltung bedürfe.  Aus  diesem  Grunde  wurde  die  periodische  Ver- 
anstaltung diplomatischer  Konferenzen  zur  Revision  der  Pariser 
Konvention  ins  Auge  gefasst.  Die  erste  Kevisionskonferenz  fand 
1**0"  in  Rom  statt.  Da  indessen  die  von  der  Schweizer  und 
italienischen  Regierung  vorgeschlageneu  Reformen  zu  weittragend 
waren,  um  in  der  kurzen  Vorbereitungszeit  gründlich  bearbeitet  zu 
weiden,  wurden  infolge  des  Widerstandes  der  französischen  Regierung 
die  Protokolle  dieser  Konferenz  nicht  ratifiziert. 

Die  nächste  Kevisionskonferenz  fand  18!X>  in  Madrid  statt. 
Ein  Versuch,  die  Pariser  Konvention  authentisch  auszulegen,  scheiterte 
ak'imals.  da  das  zu  diesem  Zweck  aufgesetzte  t.  Protokoll  nicht 
ratifiziert  wurde.  Indessen  kam  eine  Einigung  über  die  internationale 
Bekämpfung  falscher  Herkunftsbezeichnungeu  und  über  die  Ein- 
richtung einer  internationalen  Markeneintragung  zu  stände.  Da  aber 
mehrere  rnionsinächte  sich  weigerten,  dieser  Einigung  beizutreten, 
so  bildeten  sich  beschränkte  Unionen .  die  sogenannten  „Pnions 
n^tnintes-.  derjenigen  Mächte,  welche  sich  diesem  Übereinkommen 
.uimIiIusm-ii.  Ein  weiteres  Madrider  Protokoll  Uber  die  Dotierung 
des  Hemer  l  nionsbureaus  wurde  dagegen  von  allen  l'nionsinächten 
angenommen.  Die  letzte  Kevisionskonferenz  fand  in  den  Jahren  1W7 
und  P.'i>0  in  Brüssel  statt.  Das  Ergebnis  dieser  diplomatischen 
Verhandlungen  war  eine  wesentliche  Abänderung  des  l'nionsvertrages. 
.I.,lirlnni>  ii  v  hiermit.  Vpr.-inlKimjf.  «.  B<1.  lti 
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I >«••■  letzte  Termin  zur  Niederle<run<r  der  Katitikat ionsurkundcti  ist 
am  14.  Juni  abgelaufen.  His  dahin  l:i«r  die  Ratifikation  vor  von 
Helenen.  Dänemark,  den  Vercinif: tcn  Staaten.  Frankreich  und  Tunis. 
( iin>>lM  itanicn.  Italien,  .lapan.  den  Niederlanden.  Porttifral.  Schweden. 
Norwegen  und  der  Schweiz.  Die  Hrilsseler  Akte  treten  am  14.  Seji- 
temher  1  MO  1  in  Kraft. 

Das  deutsche  Reich  war  zwar  auf  der  Pariser  Konferenz  und 
auf  der  Madrider  Konferenz  vertreten,  ohne  indessen  bis  zum  heutigen 
Tafre  der  1'ninn  beizutreten.  Hie  (irtlude  für  unser  Fernbleiben 
sind  verschiedener  Art.  Amtlich  wurde  aiifrejrehen.  dass  die  deutsche 
(iesetZircbun-r.  vor  allem  die  deutsche  Patent-  und  Marken^e>etz- 
«rebuiifr.  von  den  < icsetz«rebun«reu  der  ineisten  anderen  Pnionsländer 
zu  sehr  abweiche,  als  dass  ein  Heitritt  Deutschlands  für  die  deutschen 
Interessenten  von  Vorteil  sein  könne.  Der  wahre  Grund  liejrt  wohl 
tiefer.  Ks  ist  daran  zu  erinnern.  da->  noch  im  Anfan<r  der  70er 
.lahre  massgebende  Kreise  in  Deutschland  einen  Patentschutz  für 
schädlich  hielten,  und  das>  un>er  erstes  Rcirhsmarkenfresetz  von  1S74. 
das  Mustei  besetz  von  lN7»i  und  das  Patentfresetz  von  1*77  stammten. 
Ks  wird  hierdurch  verständlich,  dass  die  Erkenntnis  der  Redeutun«r  des 
«reweihlichen  Rechtsschutzes  und  der  Tragweite  seiner  Wirkungen  für 
Industrie  und  Handel  noch  nicht  so  weit  ausgebildet  war.  um  die  Not- 
wendigkeit eines  kräftigen  internationalen  gewerblichen  Hechtsschutzes 
zu  ermessen.  Teilweise  fühlten  sich  auch  die  deutschen  Interessenten 
selbst  noch  zu  unsicher,  um  dem  Auslände  einen  so  weitgehenden  Schutz 
zu  {rewähren,  wie  ihn  der  Anschluss  an  die  Pariser  l'nion  zur 
Fnl;re  gehabt  hätte.  Allerdings  machte  sich  ein  l'mschw mifr  der  An- 
schauunircn  schon  in  den  SO  er  .Jahren  «reitend.  Kaum  war  das  Patent  - 
fresi-tz  einige  .lahre  in  Kraft,  als  schon  eine  energische  Hewe-ruiif: 
einsetzte,  um  seine  Heforni  herbeizufllhren.  Sie  erfolgte  1  NO  1 
durch  die  Patentimvclle.  Die  weitere  Keform  unserer  Hcrlitsschutz- 
«resetZfrehuiijr  wurde  durchirefiihrt  durch  das  (iebrauchsmustei -«rcsetz 
von  ls.01.  das  Warenzeirhen«resetz  von  lS'.H.  durch  das  (iesetz 
zur  Hekämi>fun«r  des  unlauteren  Wettbewerbs  von  ISMO.  Ks  steht 
noch  aus  die  Keform  des  ( Jeschiuackmusterrechts.  die  jedoch  auch 
nicht  mehr  lanire  auf  sich  warten  la»en  kann 

Diese  Hefornibewefrutifr  wurde  «retrajren  von  den  Hestrobunfren 
und  Wünschen  der  deutschen  Interessentenkreise  selbst.  Der  ausser- 
ordentliche Aufschwung  von  Industrie  und  Handel  erweckte  in  den 
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beteiligten  Kreisen  die  i'berzeugung  von  der  Notwendigkeit  eines 
kräftigen  gewerblichen  Rechtsschutzes,  und  zwar  nicht  nur  innerhalb 
der  Rcichsgrenzeu.  sondern  «auch  darüber  hinaus.  I  Heseln  letzteren 
Wunsche  versuchte  die  Reichsregierung  Rechnung  zu  tragen  durch 
den  Abscbluss  von  SondervertriLgen.  Solche  kamen  zu  stände  1891 
und  ls»rj  mit  Österreich-Ungarn.  Italien,  der  Schweiz  und  Serbien. 
Ausserdem  hatten  wir  mit  einer  grösseren  Reihe  von  Staaten  vertrags- 
niüssige  Abmachungen  Uber  gegenseitigen  Muster-  und  Markenschutz. 

Indessen  war  unser  internationaler  gewerblicher  Rechtsschutz 
n< ich  durchaus  lückenhaft  und  dürftig.  Per  Versuch,  weitere  Ver- 
trüge abzuschliessen.  scheiterte  an  dem  Widerstand  solcher  Mächte, 
die  der  Union  angehörten  und  den  Reitritt  Deutschlands  zu  der 
Union  verlangten.  Das  gleiche  Verlangen  wurde  auch  in  deutschen 
Interessentenkreisen  immer  lebhafter.  Nachdem  schon  im  Jahre 
lStftj  der  Verein  zur  Wahrung  der  Interessen  der  chemischen  In- 
dustrie für  die  Notwendigkeit  des  Reitritts  zur  Union  eingetreten 
war.  machte  sich  der  im  Jahre  1890  begründete  Deutsche  Verein 
für  den  Schutz  des  gewerblichen  Eigentums  zum  Träger  dieser 
Bestrebungen.  Auf  der  im  Jahre  189(5  in  Rellin  stattfindenden 
deutsch-österreichischen  Konferenz  für  gewerblichen  Rechtsschutz 
wurde  die  Frage  des  Anschlusses  an  die  Union  eingehend  beraten; 
die  Konferenz  kam  zu  dem  Ergebnis,  dass  der  Reitritt  durchaus 
notwendig  sei.  dass  aber  allerdings  im  Interesse  der  deutschen 
Gesetzgebung  eine  Abänderung  der  Konvention  in  mehreren  wesent- 
lichen Punkten  dem  Reitritt  vorausgehen  müsse.1) 

Die  auf  Anregung  des  genannten  Deutschen  Vereins  1897 
"»gründete  Internationale  Vereinigung  für  gewerblichen 
Rechtsschutz  prüfte  auf  den  Internationalen  Kongressen  von  Wien 
<1n!»7)  und  London  (18i»8)  die  deutschen  Revisionswünsche.«)  Es 
-teilte  sich  hierbei  heraus,  dass  die  Interessenten  der  Unionsstaaten 
den  deutschen  Korderungen  durchaus  geneigt  waren:  besonders 
waren  es  die  Vertreter  der  französischen  Interessenten,  also  der 
Gruppe,  welche  bei  Abfassung  der  Pariser  Konvention  den  Ausschlag 

1  Ostkrkikth  und  Wfccusi.KK,  Rendite  und  Verhandlungtin  der 
deutsch-öHtenvichischen  «ieworbeschutz-Konfercnz.    Berlin.  1S«J6.  S.  8  ff., 

8.  62  ft. 

-i  Jahrbuch  der  Internationalen  Vereinigung  für  gewerblichen 
He.  htssebutz.  Jahrgang  1KH7  und  1898.    Berlin.  1897,  1899. 
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jrejrebeu  hatte,  die  die  deutst  hen  Wünsche  für  hei  editiert  anerkannten, 
und  dies  auch  in  Wort  und  Schritt  zum  Aufdruck  brachten.1» 

Diese  Bestrebungen  hatten  den  Krhdf:.  dass  die  deutsche 
lie^riei  unjr  offizielle  Vertreter  /.u  den  Brüsseler  Konferenzen  von  lH'.'T 
und  l'.MMi  ent>andte.  und  da->  diese  beauftragt  wurden,  die  Bevisions- 
wünsche,  welche  die  Bediufrun<r  des  möglichen  Beitritts  zur  Iniim 
bildeten,  vorzutragen  und  unter  Voraussetzung  der  Annahiue  dieser 
Bedingungen  auch  den  Beitritt  I leutschlaiids  zur  Inion  in  Aussicht 
zu  stellen. 

I>ie  Beschlüsse  der  Brüsseler  Konferenz,  trugen  diesen  Wünschen 
in  jeder  Weise  Bechnun^.  Die  Beichsre^ierun^  hat  hierauf  dein 
Beichsta^e  den  Entwurf  einer  Bt •itrittsei kläruujr  zur  l'nion  vorgele-rt. 
die  im  Mai  l'.tol  widei  sj,ruchs|.»  angenommen  wurde.*)  Nach  einer 
in  Brüssel  abgegebenen  Krklärun«:  der  deutschen  Be«rierun«r.  welche 
in  den  Motiven  der  Beirierun^s\oila<re  wiederholt  wurde,  wird  der 
Beitritt  des  Beichs  vollzogen  werden,  soliald  die  l'nionsniächte  die 
Brüsseler  Akte  ratifiziert  haben.  I>a  der  Termin  zum  Austausch 
der  Batitikationsiirkunden  schon  hinter  uns  liegt  und.  wie  gesagt, 
die  hauptsächlichsten  l'nionsstaaten  die  Batitikation  schon  vollzogen 
haben.  wird  der  Beitritt  des  h'eichs  zur  Inion  in  allernächster 
Zeit  perfekt  sein.  Zu  bemerken  ist  noch,  dass  Deutschland  dem 
Madrider  Abkommen  Uber  die  Bekämpfung  der  falschen  Herkunft  s- 
bezeichnungen  und  über  die  internationale  Markeneintragung  nicht 
beigetreten  ist 

Die  Tatsache  des  Anschlusses  an  die  I  nion  stellt  uns  nun  vor 
die  I-'rairc:  welche-  ist  ,!er  Inhalt  der  l'ariser  Konvention,  welche 
rechtlichen  Wirkungen  hat  der  Beitritt  auf  un<er  deutsches  Becht. 
wie  wird  sich  hiernach  der  internationale  gewerbliche  Bechtsschutz 
im  Beidie  und  für  dir  Beicli-angehoriiren  -stalten ?  Die  Beantwortung 
dieser  Frauen  wird  zugleich  einen  Ausblick  auf  die  weitere  Aus- 
gestaltungs-  und  Verhes>rruni;stalii<:k»  it  der  Konvention  bieten. 

Der  allgemeine  Zweck  der  Konvention  i-t  darauf  gerichtet, 
den  Erfindungen  und  gewerblichen  Mustern,  sowie  den  Warenzeichen 
einen  allgemeinen  Schutz  ire^rn  unbefugte  Benutzung  oder  Nach- 
ahmung zu   gewähren   und   den  internationalen  Verkehr  in  Handel 

Vi  V.tltI.  auch  (icwcrlilicli.-r  K.'t  ht^.  luitz  und  Urli.benreht .  1SH7. 

s.  :{;,?. 

-)  <ie  werblicher  lörhtsscliutz  und  rrhclicrr.-rhi.  l'.'Ol.  S  122. 
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und  Industrie  gegen  den  unlauteren  Wettbewerb  in  seinen  ver- 
schiedenen Formen  zu  sichern.  Es  ist  ohne  weiteres  klar,  dass  ein 
solcher  Schutz  in  vollkommener  Weise  nur  dann  wirksam  werden 
kann,  wenn  die  Gesetzgebungen  der  verschiedenen  Lander  einheitlich 
-i ml.  Aus  diesem  Grunde  wurde  es  schon  auf  dem  Wiener  Kon- 
umcss  von  1878  für  erstrebenswert  gehalten,  dass  ein  einheitlicher 
internationaler  Patentschutz  für  Erfindungen  geschaffen  werde.  Ein 
solcher  idealer  Zustand  ist  aber  heute  tatsächlich  nicht  zu  ver- 
wirklichen, vielmehr  weisen  die  Gesetzgebungen  der  verschiedenen 
Länder  Uber  gewerblichen  Kechtsschutz  die  weitestgehenden  Ver- 
schiedenheiten auf.  Es  sei  nur  daran  erinnert,  dass  ein  Patent  in 
Deutschland  erteilt  wird  nur  auf  Grund  einer  materiellen  Vorprüfung, 
in  Frankreich  dagegen  ohne  jede  Prüfung:  dass  ferner  in  Frankreich 
eine  Marke  auf  einfache  Anmeldung  hin  eingetragen  wird,  dass  aber 
diese  Eintragung  nur  eine  deklaratorische  Wirkung  hat.  während 
bei  uns  das  auf  Ii  rund  einer  materiellen  Prüfung  eingetragene 
Warenzeichen  mit  konstitutiver  Kraft  ausgestattet  ist. 

Diese  Verschiedenheiten  auf  einem  so  jungen  Hechtsgebiet 
lassen  sich,  abgesehen  von  den  allgemein  historischen,  rechts- 
jisychologischen  Gründen,  welche  die  Kechtsbildung  eines  Landes 
überhaupt  bedingen,  vor  allem  auch  daraus  erklären,  dass  die  Ge- 
setzgebung auf  dem  Gebiete  des  gewerblichen  Hechtsschutzes  vielfach 
noch  wirtschaftlichen  und  handelspolitischen  Zwecken  dienstbar  ge- 
macht wird:  so  sei  darauf  hingewiesen.  das>  die  französische  Ge- 
setzgebung von  1814  mit  ihrem  scharfen  Ausübungszwang  unter  dem 
Drucke  des  damals  herrschenden  Protektionismus  entstanden  ist.  ferner 
<!•' —  sogar  heute  in  England  von  Seiten  mancher  Uber  die  deutsche 
Konkurrenz  erschreckter  Industrie-  und  Handelskreise  Änderungen 
der  Patentgesetzgebung  vorgeschlagen  werden,  welche  eine  Er- 
schwerung der  deutschen  Einfuhr  nach  England  zur  Folge  haben 
sollen.  Bekannt  ist  ja  auch  die  englische  Gesetzgebung  Uber  falsche 
llerkunftsbezeichnungen.  die  Vorschrift  des  „made  in  Germany*  in 
der  merchandise  marks  act.  welche  ebenfalls  wesentlich  handels- 
politische Zwecke  verfolgte. 

Angesichts  dieser  Hechtslage  ist  es  die  Aufgabe  der  Konvention, 
••ineoeits  den  gewerblichen  Hechtsschutz  Uber  die  Landesgrenzen 
auszudehnen,  andererseits  einen  Ausgleich  der  verschiedenartigen 
«Gesetzgebungen  und  Kollisionsnormen  zu  scharten. 
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l'rüfeu  wir  nun.  wie  die  Union  diese  Aufgabe  gelöst  hat.  In 
erster  Linie  stellt  die  Pariser  Konvention  den  Grundsatz  auf.  dass 
auch  dem  Ausländer  fiti  gewerblicher  Rechtsschutz  zu  gewähren  sei. 
und  zwar  hed  i  n  g u  n  g s  l .,>,  d.  Ii.  ohne  da.«  weitere  Erfordernis  des 
Nachweises  einer  formaleii  oder  materiellen  Reziprozität. 

Was  die  Art  und  den  Umfang  des  Schutzes  betrifft,  so 
werden  die  Unioiisangchörigeii  in  jedem  Lande  den  Iiiliiudern  gleich- 
gestellt. Sie  sollen  nach  dem  Wortlaut  des  Artikels  2  „die  Vor- 
teile gemessen,  welche  die  bct redenden  Gesetze  den  Staatsangehörigen 
gegen wältig  gewähren  oder  in  Zukunft  gewähren  werden". 

Hinsichtlich  der  V  o ra u  s set  zu  n  ge n  des  Schutzes  war  eine 
zweifache  Regelung  möglich.  Ks  könnt»«  entweder  nach  dem  Vor- 
bilde der  Hemer  Konvention  die  Geltung  des  Rersonalstatuts  aus- 
gesprochen, d.  h.  der  Schutz  davon  abhängig  gemacht  werden, 
dass  die  Redingungen  und  Förmlichkeiten  des  Ursprungslandes  erfüllt 
sind,  oder  es  konnte  das  reine  Territorialprinzip  aufgestellt  werden, 
wonach  für  jedes  Land  ausschliesslich  die  eigne  Gesetzgebung  dafür 
massgebend  ist,  ob  und  inwieweit  die  Voraussetzungen  des  ge- 
werblichen Hechtsschutzes  vorliegen.  Die  l'nionsmächte  haben  sich 
für  das  Territorialprinzip  entschieden,  und  zwar  erklärte  sich  diese 
Abweichung  von  den  Grundsätzen  der  Herner  Konvention  daraus, 
dass  eben  die  Regelung  des  gewerblichen  Hechtsschutzes  mit  Wirt- 
schaft.«- und  handelspolitischen  Kragen  derart  zusammenhängt,  dass 
man  es  bis  jetzt  nicht  für  möglich  gehalten  hat.  die  vielfach  den 
Interessen  des  Inlandes  entgegengesetzten  wirtsrhaftspulirisch.cn 
Interessen  der  ausländischen  Gesetzgebung  für  die  Voraussetzung 
des  Rechtsschutzes  massgebend  sein  zu  lassen. 

Hiernach  stellt  die  Konvention  sowohl  für  die  Voraussetzung 
des  gewerblichen  Rechtsschutzes,  wie  für  die  Art.  den  Umfang  und 
die  Dauer  des  Schutzes  das  Terrilorialprinzip  auf. 

Hei  der  Verschiedenheit  der  Gesetzgebungen  würde  aber  diese 
Regelung  des  internationalen  Schutzes  überhaupt  wirkungslos  sein, 
wenn  sie  unbedingt  durchgeführt  werden  sollte.  Ks  hat  sich  daher 
die  Notwendigkeit  herausgestellt,  den  Grundsatz  des  Territorial- 
prinzips in  mehrfacher  Reziehung  zu  durchbrechen  und  zwar  durch 
einheitliche  Hestimmungeii  des  materiellen  I'rivatrechts  und  durch 
einheitliche  Kollisionsnormen.  Die  einheitlichen  materiell-rechtlicheu 
Hestimmungen  beziehen  sich  aul  die  Regründung  eines  Prioritätsrechts 
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für  die  Anmeldung  von  Patenten,  gewerblichen  Mustern  und  Fabrik- 
uud  Handelsmarken,  auf  den  Ausführungszwaug  und  die  Aufhebung 
«ler  Einfuhrverbote  für  patentierte  Gegenstände  (Art.  ."»):  ferner 
wird  einheitlich  festgesetzt,  dass  bei  der  Eintragung  von  Fabrik- 
oder Handelsmarken  die  Natur  des  Erzeugnisses,  auf  welchem  die 
Kabrik-  oder  Handelsmarke  angebracht  werden  soll,  in  keinem  Falle 
die  Hinterlegung  der  Marke  hindern  darf:  und  schliesslich,  dass  der 
Handelsname  in  allen  Ländern  auch  ohne  Eintragung  in  ein  Register 
zu  schützen  ist. 

Einheitliche  Kollisionsnormen  werden  aufgestellt  in  dem  Ar- 
tikel 6  der  Konvention,  ergänzt  durch  Artikel  4  des  Schlussprotokolls, 
wonach  für  die  rechtliche  Beurteilung  der  Marke  die  Geltung  des 
l'ersonal-Statuts  ausgesprochen  wird. 

Neben  diesen  Bestimmungen,  welche  in  das  materielle  Privat- 
recht  der  Unionsländer  unmittelbar  eingreifen,  nimmt  die  Konvention 
noch  eine  Abänderung  der  inneren  Gesetzgebungen  der  rnions>taaten 
insofern  in  Aussicht,  als  diese  sich  verpflichten,  einen  internationalen 
Ausstellungsschutz  zu  schatten  und  eine  Zentralbehörde  für 
{rewerblichen  Hechtsschutz  einzurichten.  Es  sei  gleich  bemerkt,  dass 
letztere  Bestimmung  für  uns  in  Deutschland  gegenstandslos  ist.  da 
wir  in  dem  Patentamt  schon  die  gewünschte  Zentralbehörde 
besitzen. 

Aus  der  Zusammenstellung  der  Bestimmungen  der  Pariser  Kon- 
vention und  der  Bestimmungen  des  deutschen  Hechts  ergibt  sich 
nun  für  den  internationalen  gewerblichen  Rechtsschutz  Deutschlands 
folgendes  Bild. 

Schutzberechtigt  sind  die  1'ntertanen  und  Bürger  der 
I  nionsstaateu,  sowie  diejenigen  Ausländer,  die  in  dem  Gebiet  eines 
der  Verbandsstaaten  ihren  Wohnsitz  »»der  tatsächliche  und  wirkliche 
gewerbliche  oder  Handelsniederlassungen  haben. 

Die  Fragen,  ob  jemand  Untertan  oder  Bürger  eines  Unions- 
staates  ist.  die  Fragen  der  Geschäftsfähigkeit,  der  Handlungsfähigkeit 
von  Gesellschaften  und  anderen  juristischen  Personen,  feiner  die 
Frage,  ob  ein  Wohnsitz  in  einem  Unionslande  vorliegt,  richtet  sich 
nach  dem  Recht  des  Landes,  auf  dessen  Zugehörigkeit  zur  Union 
ein  Anspruch  begründet  wird.  Das  Gleiche  gilt  von  der  Frage  der 
gewerblichen  oder  Handelsniederlassung,  sofern  sich  für  diesen  Be- 
grifl"  überhaupt  in  der  Gesetzgebung  des  Ursprungslandes  rechtliche 
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Anhaltspunkte  rinden  lassen  Ist  dies  nicht  möglich,  so  licpt  eine 
Tatfrajre  vor.  fllr  deren  Beurteilung'  ausschliesslich  die  Auslejzuiiir 
der  Worte  „tatsächliche  und  wirkliche  <rowerhlirhe  oder  Handels- 
niederlassung" massgebend  sein  wird.  Zu  bemerken  ist.  dass  nach 
der  Entstehung  der  Bestimmung  eine  Hauptniederlassung  nicht 
ei  forderlich  ist  im  lie«rensatz  zu  den  analogen  Bestimmungen 
der  von  Deutschland  peschlossrnen  Sonderverträ^e.  Andererseits 
wird  anzunehmen  sein,  dass  die  Bestellung  eines  Vertreters  zur 
liefrillnduiitr  der  Niederlassun«:  nicht  «_'enll«:t.  vielmehr  wird  rejrel- 
uiiissi^  eine  eingerichtete  Geschäftsstelle  mit  eigener  Geschäftsftlhrunf; 
ei  forderlich  sein. 

Die  Zugehörigkeit  zu  einem  l'nionsstaat  muss  in  dem  Zeitpunkte 
vorliegen,  in  dem  der  Rechtsschutz  auf  Grund  der  Konvention  in 
Anspruch  genommen  wird  Wenn  z.  B.  ein  Kusse  in  Frankreich 
ein  Patent  erwirbt,  aber  erst  nach  diesem  Zeitpunkt  seinen  Wohnsitz 
in  Frankreich  nimmt,  wird  ihm  ein  Prioritätsrecht  auf  den  Zeitpunkt 
der  Anmeldung  seines  Patentes  nicht  zustehen. 

Der  «rewerbliche  Rechtsschutz  der  l'uion  erstreckt  sich  auf 
das  «rewerhliche  Fi-entum  im  weitesten  Sinne,  also  Patentrecht. 
Musterrecht,  auf  das  Hecht  der  Warenbezeichnung  und  die  Be- 
kämpfung des  unlauteren  Wettbewerbes. 

Der  internationale  Patentschu  tz'l  des  Reichs  bleibt  im 
grossen  Hunzen  derselbe  wie  bisher.  Wie  sämtliche  Auslauds«_'oselzc. 
lässt  auch  das  deutsche  Patentf^esetz  Ausländer  ohne  Einschränkuiur 
zur  Krlanirunir  des  Patentschutzes  zu.  und  zwar  aus  der  Erwitjrunjr 
heraus,  dass  eine  neue  Ertindunjr  in  einem  Lande  nur  dann  der 
Technik  und  der  Allgemeinheit  zugeführt  werden  kann,  wenn  sie 
unter  dem  Schutze  eines  Patentes  zur  Ausfilhrunj:  und  weiteren  Ent- 
faltung "-elaiipt.  Der  Konkurrenz  der  aus  dem  Auslände  impor- 
tierenden Industrie  suchte  man  durch  Einfuhrverbote  und  Ausftlhrunp>- 
zwan«r  zu  he«re<rnen. 

Für  die  Yoraussetzuti«.'.  das  Verfahren  und  die  Wirkung  der 
Patenterteilung;'  bleibt  das  deutsche  Kocht  massgebend.  Das  Territorial- 
prinzip  der  Konvention  kommt  in  Art.  1b  noch  dadurch  besonders 
scharf  zum  Ausdruck,  dass  die  im  Inlande  erteilten  Patente  von  den 

')  Ycitrl  hierzu  R.  AlkvaniiK.k-Katz  in  ..Der  Ansehluss  des  Deutschen 
Keiclios  an  die  Internat innale  l'nion  für  irewerblichen  Rechtsschutz-'.  Berlin. 
Kurl  Heyiiianns  Verla-   1WJ.  S.  ■*>  ff. 
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l'llr  dieselbe  Erfindung  in  anderen  Staaten  erteilten  Patenten  unab- 
hängig sein  sollen.  Hiernach  bildet  der  Verfall  des  im  Auslände 
genommenen  Ursprungspatentes  weder  einen  Nicht igkeits-  noch  einen 
Zurtlcknahmegrund  für  das  deutsche  Patent. 

Eine  Ausnahme  erleidet  das  Territorialprinzip  durch  die  Be- 
stimmungen der  Konvention  Uber  das  Prioritätsrecht  und  Uber 
den  Ausfuhrungszwang.  Uber  das  Prioritätsrecht  bestimmt 
Artikel  4  der  Konvention:  .Derjenige,  welcher  in  einem  der  vertrag>- 
xhliosenden  Staaten  ein  Gesuch  um  ein  Erfindungspntent  vorsehrifts- 
mä-sig  hinterlegt,  soll  zum  Zwecke  der  Hinterlegung  in  den  anderen 
Staaten  während  der  Frist  von  12  Monaten  und  vorbehaltlich  der 
Hechte  Dritter  ein  Prioritätsrecht  geniesscir.  Demgemäss  soll  die 
in  einem  der  Übrigen  Verbandsstaaten  vor  Ablauf  dieser  Frist 
hewirkte  Hinterlegung  durch  inzwischen  eingetretene  Tatsachen, 
wie  namentlich  durch  eine  andere  Hinterlegung,  durch  die  Ver- 
öffentlichung der  Ertindung  oder  deren  Ausllhung.  nicht  unwirksam 
gemacht  werden  können. 

Die  Bedeutung  dieser  Bestimmung  kommt  nach  2  Richtungen 
zur  Geltung. 

Eine  der  Voraussetzungen  der  Patentfähigkeit  ist  nach  deutschem 
Hecht  die  Neuheit  der  Ertindung.  Die  Neuheit  wird  ausgeschlossen 
durch  die  vor  der  Patentanmeldung  erfolgte  offenkundige  Benutzung 
im  Inlande  und  die  Beschreibung  der  Ertindung  in  einer  öffentlichen 
oder  ausländischen  Druckschrift.  AVenn  nun  eine  Erfindung  in  einem 
Unionslaiidc  zur  Patentierung  hinterlegt  oder  patentiert  wird,  so 
kann  dies  eine  offenkundige  Vorbenntzung  oder  öffentliche  Be- 
m  In  eibnng  der  Erfindung  in  Druckschriften,  z.  B.  in  Patentschriften. 
al«i  eine  Neuheitszerstörung  zur  Folge  haben. 

Auf  Grund  des  Prioritätsrechts  bleibt  die  während  der  Prioritäts- 
frist erfolgende  Dffenkundigwerdung  der  Erfindung  durch  Benutzung 
oder  Drinkschriften  ohne  Eintluss  auf  die  Neuheit  der  Erfindung. 

Die  andere  Wirkung  des  Prioritätsrechts  ist  folgende: 

Anspruch  auf  das  Patent  hat  nach  S  :*  Absatz  1  des  Patent- 
pe>etzes  derjenige,  der  die  Erfindung  zuerst  nach  Massgabe  des 
Patentgesetzes  anmeldet.  Die  Priorität  des  Anspruches  auf  das  Patent 
wird  daher  nach  deutschem  Hecht  ausschliesslich  durch  die  Tatsache 
der  Anmeldung  bei  dem  Patentamt  begründet.  Innerhalb  der  Kon- 
vention wird  diese  Bestimmung  nun  aufgehoben:  Anspruch  auf  die 
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Ki'tiiidti n*r  hat  nach  »Irr  Konvention  derjenige,  der  das  Patent  zuerst 
in  einem  l'iiionslaiide  vorsrhriftsmässig  anmeldet 

Ob  die  Anmeldung  im  Fi  sprungslande  eine  vorsehrifts- 
mässige  ist.  hat  man  nach  der  Gesetzgebung  dieses  Frsprungslandes 
zu  prüfen.  l>ies  ist  besonders  wichtig  fUr  diejenigen  Fälle,  in  denen 
die  Identität  der  später  angemeldeten  Krtindung  mit  der  früher  im 
Auslände  hinterlegten  Krtindung  in  Frage  steht,  und  es  infolgedessen 
genau  darauf  ankommt,  das  Datum  festzustellen,  an  dem  die  im  In- 
lande  angemeldete  Krtindung  aucli  im  Auslande  zur  Hinterlegung 
gelangt  ist. 

Das  Prioritätsrecht  hesteht  so  lange,  als  auch  die  Hinterlegung 
im  Frsprungslande  hesteht.  Wird  das  Patent  im  Frsprungslande 
während  der  1  »auer  der  Prioritätsfrist  zu  Fall  gebracht,  so  erlischt 
auch  das  Prioritätsrecht. 

Was  den  Inhalt  de>  Prioritätsrechts  bet rillt,  so  begründet  er 
lediglich  eine  subjektive  Berechtigung,  ganz  ebenso  wie  die  bei  uns 
erfolgte  erste  Anmeldung  einen  Anspruch  auf  das  Patent  begründet, 
jedoch  zunächst  ohne  weitere  Pechtsfolgen.  Indessen  wird  aus  all- 
gemeinen liründen  anzunehmen  sein.  das«,  auch  der  ausländische 
Prioritätsbereehtigte  einen  Schlitz  seines  Krtiudungsbesitzes  geniesst. 
ebenso  wie  dies  für  den  detitschen  Krtindungsbesitzcr  vor  der  Patent- 
erteilung angenommen  wird.  Insbesondere  steht  auch  ihm  der  Schutz 
<les  £  :J  Absatz  2  gegen  widerrechtlic  he  Kntnahme  seiner  Krtindung 
zu.  Kine  weitergehende  Wirkung  hat  das  Prioritätsrecht  nach  dem 
Patentrecht  nicht.  Insbesondere  steht  den  Prioritätsberechtigten 
kein  Patentschutz  zu.  Dieser  tritt  vielmehr  erst  mit  der  von  dein 
Patentamte  beschlossenen  Bekanntmachung  der  Anmeldung  ein. 

Andererseits  muss  der  Prioritätsberechtigte,  der  sein  Patent 
im  Inlaude  anmeldet,  auch  das  in  Deutschland  erworbene  Vor- 
benutzungsrecht gegen  sich  gelten  lassen,  und  zwar  wenn  die 
Yorbenutzung  vor  der  im  Frsprungslande  erfolgten  ersten  Hinter- 
legung oder  während  der  Prioritätsfrist  selbst  erfolgt  ist.  Trotz  der 
nachträglich  erfolgten  Krteilung  des  Patentes  bleibt  der  Vorbenutzer 
berechtigt,  die  Krtindung  für  die  Bedürfnisse  seines  eigenen  Betriebes 
in  eigenen  oder  fremden  Werkstätten  weiter  auszunutzen.  Kine  über 
die  Bedürfnisse  seines  Betriebes  reichende  Ausführung  und  Benutzung 
der  Krtindung  steht  auch  demjenigen,  der  die  Krtindung  während 
der  Prioritätsfrist  in  Benutzung  genommen  hat.  nicht  zu.    Wie  der 
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deutsche  Patentinhaber,  kann  auch  der  ausländische  Prioritäts- 
berechtigte, der  seine  Erfindung  in  Deutschland  patentieren  lässt, 
«lein  Vorbenutzer  gegenüber  den  Einwand  des  Dolus  entgegenhalten, 
falls  dieser  seine  Erfindung  rechtswidrig  dem  Prioritätsberechtigten 
entnommen  hat.  Die  einfache  Kenntnisnahme  der  im  Auslande  er- 
folgten Veröffentlichung  der  Erfindung  gendgt  aber  natürlich  nicht 
zur  Annahme  rechtswidriger  Aneignung  der  Erfindung. 

Neben  dem  Prioritätsrecht  enthält  die  Konvention  noch  Be- 
stimmungen über  den  Ausübungszwang. 

Nach  unserem  deutschen  Recht  kann  das  Fatent  nach  Ablauf 
von  :5  Jahren  von  dem  Tage  «ler  Bekanntmachung  der  Patent- 
erteilung an  zurückgenommen  werden,  wenn  der  Patentinhaber  es 
unterlässt.  die  Erfindung  im  Inlande  in  angemessenem  rmfange  zur 
Ausführung  zu  bringen  oder  doch  alles  zu  tun,  was  erforderlich  ist. 
um  diese  Ausführung  zu  sichern.  Die  Pariser  Konvention  bestimmt 
nun  hinsichtlich  des  Ausübungszwauges: 

.Die  durch  den  Patentinhaber  bewirkte  Einfuhr  von  tiegen- 
standen,  welche  in  einem   oder  dem   anderen  Verbandsstaate 
hergestellt  sind,  in  das  Land,   in  welchem  das  Patent  erteilt 
worden  ist,  soll  den  Verfall  der  letzteren  nicht  zur  Folge  haben. 
Ulciehwohl    soll   der   Patentinhaber   verpflichtet   bleiben,  sein 
Patent  nach  Massgabc  der  (iesetzgebung  des  Landes,  in  welches 
er  die  patentierten  (iegenstiinde  einführt,  auszuüben". 
Die  Anwendung  der  inneren  (iesetzgebung  wird  durch  folgende, 
einheitliches  materielles  Recht  schaffende  Bestimmung  des  Art.  :5  b 
des  Schlussprotokolls  eingeschränkt: 

-Der  Verfall  eines  Patentes  wegen  Nichtausübung  soll  in  jedem 
Lande  nicht  vor  Ablauf  von  M  Jahren  seit  Hinterlegung  des 
Gesuchs  in  dem  Lande,  um  das  es  sich  handelt,  und  nur  dann 
ausgesprochen  werden  können,  wenn  der  Patentinhaber  (iründe 
für  seine  Fntatigkeit  nicht  dartut". 
Aus  der  Nebeneinauderstellung  der  Bestimmungen  des  deutschen  tic- 
setzes  mit  den  Bestimmungen  der  Pariser  Konvention  ergibt  sich,  dass 
letztere  gegenüber  unserem  tiesetz  eine  materielle  Änderung  nicht 
enthalt.    Jedoch  wird  unsere  Rechtsprechung  darauf  Rücksicht  zu 
nehmen  haben,  dass  die  Konvention  die  Einfuhr  als  Ii  rund  für  die 
Zurücknahme  des  Patentes  ausdrücklich  aufhebt,   während  bisher 
unsere  Rechtsprechung  vielfach  den  Import  aus  dem  Auslande  als 
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einen  Grund  fllr  die  Annahme  ni<  ht  in  angemessenem  Umfange  er- 
t < » Itrt < 'i-  AusfUhruiii:  im  Inlands  betrachtet  hat. 

Mezüylich  aller  anderen  Punkte  bleibt  es  bei  den  Hestinimung-eii 
unseres  l'atentßesetzes  I nshcsoudere  ist  noch  hervorzuheben,  dass 
auch  der  Uniousan<_'ehöri<_'e.  der  nicht  im  Inlande  wohnt,  «remüss 
S;  12  des  l'atent-resetzcs  einen  Anspruch  auf  die  Erteilung  des  Patentes 
und  die  Hechte  aus  dem  Patent  nur  dann  «reitend  machen  kann, 
wenn  er  im  Inlande  einen  Vertreter  bestellt  hat. 

Pas  zweite  Haupt^cbiet,  das  von  der  l'ariser  Konvention 
normiert  wird,  umfasst  den  Muster-  und  Modell  sc  hutz.1)  Auch 
für  diese  Materie  spricht  die  Konvention  fratiz  allgemein  aus.  dass 
die  l"nionsan^elii'»ri«jriii  dem  Inländer  fjleich^estellt  werden  sollen, 
und  das-  für  die  Voraussetzungen  und  fllr  die  Wirkungen  des 
Schutzes  lediglich  das  deutsche  Recht  in  Betracht  kommt.  Wenn 
wir  daraulhin  prüfen,  wie  der  internationale  Musterschutz  des  Keichs 
sich  gestalten  wird.  ist  zunächst  darauf  Rücksicht  zu  nehmen,  dass 
wir  in  Deutschland  zwei  verschiedene  Musterjresetze  haben.  Das  eine, 
das  sich  auf  die  G  eh ra  Oc  Ii s m  u  st  er  bezieht,  neue  Anordnungen. 
Vorrichtungen  an  einem  Arbeits-  oder  Gebrauchs<retfenstand.  welche 
dem  Gebrauchszweck  dienen,  und  das  Gesetz  zum  Schutz  der  Ge- 
schmacksmuster,  welches  sieb  lediglich  auf  neue  ästhetisch 
wirkende  Können  von  Gebrauchsgegenständen  erstreckt.  Es  kann 
keinem  Zweifel  unterließen,  dass  der  allgemeine  15e<rrirt  Muster  und 
Modell  der  Konvention  sowohl  die  Gebrauchsmuster  als  die  Ge- 
schmacksmuster umfasst.  wenn  auch  nicht  zu  verkennen  ist.  dass 
Gebrauchsmuster  im  Sinne  unseres  deutsc  hen  Gesetzes  in  den  meisten 
Gesetzgebungen  nicht  bekannt  sind,  und  andererseits  unsere  Ge- 
brauchsmuster in  Ländern  wie  Frankreich  vielfach  als  Erfindungen 
betrachtet  werden. 

Sowohl  der  Gebrauchs-  wie  der  Geschmacksniusterschutz  wurde 
bisher  Ausländern  prinzipiell  nicht  gewährt,  sondern  nur  unter  der 
Voraussetzung,  dass  sie  bei  Gebrauchsmustern  einen  Wohnsitz  oder 
eine  Niederlassung  im  Inlande  und  bei  Geschmacksmustern  eine  ge- 
werbliche   Niederlassung;    im    Inlande    besitzen.     Diese   beiden  er- 

1 )  V«Tirl.  hierzu  Ostkkkikth  in  .Der  Ansililuss  des  Deutschen 
Reiches  an  die  Internationale  Union  für  irewerMichen  Rechtsschutz1'.  Berlin, 
1JH12.  S.  V,\9  n 
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schwerenden  Voraussetzungen  Mes  Ausländerschutzes  sind  nach  dem 
Anschluss  an  die  l'nion  weggefallen,  su  dass  in  Zukunft  jeder  l'nions- 
angehörige  ohne  Erfüllung  anderer  Fornialitiiten  und  Hediiigungcn. 
als  die  auch  fllr  die  Heichsangehörigen  vorgeschriebenen.  Gebrauchs- 
und Geschmacksmusterschutz  in  Deutschland  erlangen  kann.  Hierbei 
ist  aber  noch  hervorzuheben,  dass  hierdurch  l'niousaiigchörige  von 
tler  im  Gebrauchsmustergesetz  enthaltenen  Vorschrift,  im  Inlande 
«•inen  Vertreter  zu  bestellen,  nicht  entbunden  werden. 

Die  Hinterlegung   des   Geschmacksmusters    und   die  An- 
meldung und  Eintragung  des  Gebrauchsmusters  durch  den  l'nions- 
angchörigen  erfolgt  nach  denselben  Vorschriften,  die  auch  Ah- 
den im  Inlande  angesessenen  Heichsangehörigeii  gelten,  und  hat 
die  gleichen  Wirkungen.    Dieser  Grundsatz  wird  durchbrochen  durch 
die  auch  hier  geltenden  Vorschriften,  dass  derjenige,  der  ein  Muster 
oder  ein  Modell  in  einem  der  vertrag>chlie>senden  Staaten  vorschrifts- 
mäßig hinterlegt,  bei  uns  ein  vicrnionatliches  Prioritätsrecht  ge- 
niesst.    Die  Wirkung  des  Prioritätsrechts  ist.  wie  hei  dem  Patent- 
schutz, die.  dass  die  Neuheit  des  Musters  durch  eine  während  der 
Prioritätsfrist  eintretende  Tatsache  nicht  aufgehoben  wird,  und  dass 
die  Hinterlegung  des  I'rioritätsberechtigten  derjenigen  Hinterlegung 
für  das  gleiche  Muster  vorgeht,  welche  während  der  Prioritätsfrist 
von  einem  Dritten  bewirkt  wird.    Da  bei  Geschmacks-  und  Gebrauchs- 
mustern eine  materielle  PrUfuug  des  hinterlegten  Musters  nicht  er- 
folgt, so  kommt  da*  Prioritätsrecht  nur  in  einem  Verletznngs-  oder 
Kestsicllungsstreit.  also  nui-  in  einem  gerichtlichen  Verfahren  zur 
Wirkung.    Eine  Nachbildung  «»der  lieuutzuug  des  Musters  kann  der 
Prioritätsberechtigte   während   der  Dauer  der  Pri«iritätsfrist  nicht 
verhindern.    Dagegen  steht  demjenigen,  der  ein  Muster  während  der 
Prioritätsfrist  gebraucht  hat.  ein  Anspruch  auf  Kortbenutzung  nicht 
zu.  im  degeiisatz       wie  wir  eben  gesehen  haben  -    zu  der  Hecht.s- 
lage  im  Patentwesen.    Der  durch  das  Geschniaeksinustei  g«s»tz  vor- 
geschriebene Ausführungszwang  liegt  auch  dem  Pnioiisangehörigen 
«•b.    Die  Einfuhr  von  im  Auslande  hergestellten  Geschmacksmustern 
hebt  die  Wirkung  der  Hinterlegung  auf. 

Damit  steht  die  Pariser  Konvention  im  Gegensatze  zu  den 
Pest  im  mutigen  des  deutsch-österreichischen  Abkommens,  welches  die 
Einfuhr  aus  einem  tiebiete  in  das  andere  nicht  als  einen  Grund  für 
den  Verlust  des  Musterrechis  betrachtet,  und  vor  allem  auch  zu  den 
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Hestiiiimtingcu  des  deutsch-italienischen  und  deutsch-schweizerischen 
Abkommens,  welche  dm  A usHlhi  untr-zwait^  in  ihren  gegenseitigen 
(iebieten  aufheben.  Miese  weitergehenden  Hestimmungcn  dieser  Ab- 
kommen bleiben  also  auch  nach  dem  Anschluss  Deutschlands  und 
Österreichs  noch  in  Kraft. 

Kine  interessante  Fra<re  ergibt  sich  aus  dem  Nebeneinander- 
bestehen der  Hemer  Konvention  zum  Schutze  des  l'rhcberrerhts 
an  Werken  der  Litteratur  und  Kunst  und  der  Pariser  Konvention 
für  gewerblichen  Kcchtsschutz.  Nach  dem  Wortlaut  des  Artikels  4 
der  Hemer  Konvention  fallen  unter  den  Schutz  dieses  Abkommens 
„Werke  der  zeichnenden  Kllnsie.  der  Malerei,  der  Hildhauerei.  Stiche. 
Lithographien.  Illustrationen,  überhaupt  jedes  Erzeugnis  aus  dem 
Hereiche  der  Kunst,  welches  im  Wege  des  Druckes  oder  sonstiger 
Vervielfältigung  veröffentlicht  werden  kann".  Für  den  Schutz  dieser 
Weike  sind  im  (ögensatz  zu  dem  Territorialprinzip  der  Pariser 
Konvention  diejenigen  Hedinguugen  und  Formvorschriften  massgebend, 
welche  nach  der  ( ösetzgebung  des  Ursprungslandes  vorgeschrieben 
sind.  Hiernach  ist  ein  Werk  der  bildenden  Künste  eines  französischen 
l'rhebers  in  Deutschland  ohne  weiteres  im  weitesten  l'mfange  gegen 
Nachbildung  geschützt,  da  durch  die  Hestimmung  des  Artikels  4  der 
Heiner  Konvention  eine  einheitliche  Vorschrift  materiellen  Hechts 
aufstellt  wird.  Nach  S  14  unseres  Kunst Schutzgesetzes  vom 
!».  .lanuar  ls7«i  wird  nun  ein  an  Industrieerzeugnissen  angebrachtes 
Kunstwerk  getreu  weitere  Nachbildung  in  der  Industrie  nur  dann 
geschlitzt,  wenn  es  als  gewerbliches  Muster  eingetragen  worden  ist. 
Hiernach  und  nach  den  Motiven  dieses  (iesetzes  -teilen  die  Werke 
der  angewandten  Kuu^t  in  Deutschland  unter  dem  Schutze  des  Muster- 
gesetzes und  damit  auch,  soweit  der  internationale  Schutz  in  Hetraeht 
kommt,  unter  dem  Schutze  der  Pariser  Konvention,  welche  die  Er- 
füllung der  in  Deutschland  vorgeschriebenen  Formalitäten  vorschreibt. 
Ks  entsteht  nun  die  Frage,  wie  die  Hechtslage  sich  gestaltet  gegen- 
über solchen  Ländern,  die  beiden  l'nionen  angehören,  also  z.  H.  ob 
ein  kunstgewerbliches  Erzeugnis  eines  französischen  l'rhebers  unter 
den  Schutz  der  Heiner  oder  der  Pariser  Konvention  fällt.  Meines 
Frachtens  kommen  hierfür  lediglich  die  Hestimmungen  der  Herner 
Konvention  in  Hetraeht.  da  die«-  eine  einheitliche  materielle  Kechts- 
bestimmung  aufstellt,  welche  als  solche  Hestandteil  des  materiellen 
deutschen  Privatrechts  wird.   Die  Kollisionsnormen  der  Pariser  Kon 
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vention.  welche  die  Anwendung  des  deutschen  Hechts  vorschreiben, 
fuhren  also  mittelbar  zur  Anwendung  der  in  das  deutsche  Kecht 
übergegangenen  Bestimmung  des  Artikels  4  der  Berner  Konvention. 
Die  Folge  davon  ist,  dass  Werke  der  angewandten  Kunst  innerhalb 
des  Gebietes  der  Berner  Konvention  als  Kunstwerke  und  nicht  als 
kunstgewerbliche  Muster  geschlitzt  sind,  und  dass  für  ihren  Schutz 
die  Vorschriften  des  l'rsprungslandes  und  nicht  die  der  einheimischen 
Gesetzgebung  massgebend  sind. 

Der  Warenzeichenschutz1)  soll  nach  der  Auffassung  des 
deutschen  Gesetzgebers  prinzipiell  nur  dem  in  Deutschland  nieder- 
gelassenen Handel  zu  gute  kommen.  Ausländer  — -  und  hierzu  ge- 
hören auch  die  im  Auslande  niedergelassenen  Reichsdeutschen  - 
halten  Anspruch  auf  Zeichenschutz  nur  im  Falle  der  ausdrücklich 
anerkannten  Gegenseitigkeit.  Dies  bestimmt  ausdrücklich  S  2tt  unseres 
Warenzeichengesetzes,  der  folgendermassen  lautet: 

„Wer  im  Inlande  eine  Niederlassung  nicht  besitzt,  hat  auf  den 
Schutz  dieses  Gesetzes  nur  Anspruch,  wenn  in  dem  Staate,  in 
welchem  seine  Niederlassung  sich  befindet,  nach  einer  im  Reiehs- 
gesetzblatt  enthaltenen  Bekanntmachung  deutsche  Warenbezeich- 
nungen im  gleichen  Umfange  wie  inländische  Warenbezeich- 
nungen zum  gesetzlichen  Schutze  zugelassen  werden". 
Bemerkt  sei.  dass  solche  Erklärungen  des  Heichskanzlers  gegen- 
über den  meisten  Kulturstaaten  erfolgt  sind. 

Die  Pariser  Konvention  dehnt  den  Grundsatz  der  Gleich- 
stellung der  rnionsangehörigen  mit  den  Inländern  auch  auf  Waren- 
zeichen aus.  Hiernach  können  also  Unionsangehörige,  d.  h.  Staats- 
angehörige der  l'nionsstaaten  und  solche  Personen,  welche  in  diesen 
ihren  Wohnsitz  oder  eine  Niederlassung  haben,  in  Zukunft  Schutz 
für  ihre  Warenzeichen  in  Anspruch  nehmen,  auch  wenn  sie  keine 
Niederlassung  in  Deutschland  haben. 

Der  Schutz  ausländischer  Warenzeichen  hatte  bisher  nur 
a«  <  e>>„rischen  Charakter.  Nach  g  2:}  des  Wareuzeichengesetzes 
hatte  derjenige.  «1er  ein  ausländisches  Warenzeichen  zur  Anmeldung 
bringt,  damit  den  Nachweis  zu  verbinden,  dass  er  in  dein  Staate,  in 
welchem  seine  Niederlassung  sich  befindet,  für  diese  Zeichen  den 

1  Vergl.  hierzu  Lai  in  „Der  Anschluss  des  Deutschen  Reichs  an 
die  Internatinnale  l'nion   für  gewerblichen  Rechtsschutz".   Berlin,  1902. 

s  ir,i  ff. 


2Ö6 


Vorträge 


Markenschutz  nachgesucht  und  erhalten  hat.  Ausländer  konnten 
hiernach  bei  uns  keine  selbständigen  Warenzeichen  hesit/.en.  d.  h. 
keine  solchen,  die  sie  nicht  schon  in  ihrem  Heimatlande  zur  Ein- 
tragung gebracht  hatten.  Nach  dem  Grundsatz  der  Gleichstellung 
der  In-  und  Ausländer  niuss  meines  Erachtens  diese  erschwerende 
Voraussetzung  des  Schutzes  der  ausländischen  Warenzeichen  fallen. 

Wenn  hiergegen  eingewandt  worden  ist.1)  dass  der  accessorische 
Charakter  der  ausländischen  Marke  einen  grundsätzlichen  Bestandteil 
des  deutschen  Warenzeichenreehts  bilde,  und  dass  nach  dem  Terri- 
torialprinzip dieser  Grundsatz  auch  auf  die  l'nioiisaugehörigen  An- 
wendung; zu  finden  halte,  so  ist  eben  darauf  zu  erwidern,  dass  dieser 
accessorische  Charakter  der  Auslandsmarke  in  seiner  Wirkung 
lediglich  eine  besondere  Voraussetzung:  für  den  Erwerb  des  Wareu- 
/.eichenschutzes  durch  Ausländer  darstellt,  und  dass  diese  besonderen 
Voraussetzungen  lies  Ausläuder^chutzes  dem  Grundsatz  der  Gleich- 
stellung; der  Inländer  und  Ausländer  nicht  standhalten  können.  Hier- 
nach können  nach  dem  Ans«  hltiss  Fnioiisangehörige  in  Deutschland 
ihre  Warenzeichen  auch  unabhängig-  von  dem  im  Auslände  erworbenen 
Zeichen  schütz  erwerben. 

Kilr  die  allgemeinen  Voraussetzungen  des  W'arenzeichenschutzes 
und  seine  Wirkungen  ist  prinzipiell  das  deutsche  Uecht  massgebend. 
Ks  wird  also  auch  in  Zukunft  die  Bestimmung:  des  £  j:>.  Absatz, 
letzter  Satz.  Anwendung-  Huden,  dass  „die  Eintragung,  soweit  nicht 
Staatsverträge  ein  anderes  bestimmen,  nur  dann  zulässig  ist.  wenn 
das  Zeichen  den  Anforderungen  dieses  Gesetzes  entspricht".  Es  wird 
hiernach  also  prinzipiell  für  das  von  l'nionsangehörigen  angemeldete 
Warenzeichen  die  Prüfung  nach  Massgabe  unseres  Warenzeichen- 
gesetzes einzutreten  haben. 

Eine  Einschränkung  dieses  Grundsatzes  hat  die  ausdrückliche 
Bestimmung  des  Artikels  »!  der  Pariser  Konvention  zur  Folge,  der 
bestimmt: 

..Jede  in  dem  I'rsprungslaude  vorschriftsmässig  hinterlegte 
Fabrik-  oder  Handelsmarke  soll  so  wie  sie  ist  (im  französischen 
Text:  teile  quelle)  in  allen  anderen  Verbandsstaaten  zur  Hinter- 
legung zugelassen  und  geschützt  werden". 

Ich  bemerke,  dass  diese  \'orschrift  nur  eine  einschränkende 
Ausnahmebestimmung  gegenüber  dem  allgemein  anerkannten  Terri- 

1    Lac.  a.  a.  O  S.  120  IV. 
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torialprinzip  ist.  Sie  beschränkt  nämlich  die  Anwendung  des  deutschen 
Warenzeichenrechts  in  denjenigen  Füllen,  in  denen  eine  Auslands- 
marke  ursprünglich  im  Ursprungslande  des  rniunsangehörigen  hinter- 
legt worden  ist.  Es  sei  dabei  wiederholt  darauf  hingewiesen,  dass 
diese  Hinterlegung  im  Ursprungslande  nicht  mehr,  wie  nach  dem 
bisherigen  Warenzeichengesetz.  Voraussetzung  der  Eintragungs- 
tahigkeit  im  Inlande  Uberhaupt  ist,  sondern  dass  sie  jetzt  nur  in 
Betracht  kommt,  als  Voraussetzung  für  den  Anspruch  des  Unions- 
angehurigen auf  Anerkennung  des  Personalstatuts  der  Marke.  Mit 
anderen  Worten,  es  braucht  nicht  jede  Marke,  die  von  Union*- 
aiigehörigen  in  Deutschland  angemeldet  wird,  ursprünglich  in  seiuem 
l'rsprungslande  hinterlegt  worden  zu  sein.  Wenn  dies  aber  ge- 
schehen ist.  so  kommt  für  die  rechtliche  Beurteilung  dieser  Marke 
die  Gesetzgebung  des  Ursprungslandes  in  Betracht. 

Als  Ursprungsland  wird  angesehen  dasjenige  Land,  in  welchem 
der  Hinterlegende  seine  Hauptniederlassung  hat,  oder  wenn  die  Haupt- 
niederlassung nicht  in  einem  der  Verbandsstaaten  liegt,  dasjenige 
Land,  welchem  der  Hinterlegende  angehört.  Hierbei  ist  zu  beachten, 
dass  als  Unionsangehörige,  wie  oben  ausgeführt,  angesehen  werden 
die  Staatsangehörigen  der  Unionslünder  und  solche  Personen,  welche 
in  einem  der  Unionsländer  ihren  Wohnsitz  oder  eine  tatsächliche 
und  wirkliche  Niederlassung  haben,  die  aber  nicht  eine  Hauptnieder- 
lassung zu  sein  braucht.  Der  Anspruch  auf  Anerkennung  des 
Personalstatuts  der  Marke  steht  also  nicht  ohne  weiteres  jedem 
Unionsangehörigen  zu.  sondern  mir  insoweit,  als  er  Staatsangehöriger 
eiues  Uniouslandes  ist  oder  in  einem  derselben  eine  Hauptniederlassung 
hat.  Wcnu  z.  B.  ein  Kusse  in  Frankreich  einen  Wohnsitz  oder  eine 
Zweigniederlassung  hat.  kann  er  zwar  seine  Marke  in  Deutschland 
eintragen,  aber  auf  Anerkennung  des  Personalstatuts  seiner  Marke 
keinen  Anspruch  machen. 

Dieser  auffallende  Widerspruch  ist  innerlich  nicht  begründet 
und  nur  auf  einen  Mangel  der  Wortfassung  zurückzuführen.  An- 
gesichts des  klaren  Wortlauts  der  Konventionsbestimmungen  kann 
aber  die  gegebene  Auslegung  wohl  nicht  vou  der  Hand  gewiesen  werden. 

-Jede  in  dem  Ursprungslande  vorschriftsmässig  hinterlegte 
Fabrik-  oder  Handelsmarke  soll  wie  sie  ist  in  allen  anderen  Ver- 
bandsstaaten zur  Hinterlegung  zugelassen  und  geschützt  werden.  ' 
Dieser  Wortlaut  hat  zu  vielfachen  Streitfragen  geführt.  Es  ist  de»- 
JahrWh  der  InU-rnat.  Vereinigtin*.  6.  Bd.  17 


2Ö8 


Vortrage 


halb  in  Art.  4  des  Schlussprotokolls  eine  authentische  Auslegung 
dieser  Bestimmung  erfolgt,  die  folgendcrmasscu  lautet: 

„Absatz  1  des  Artikels  (>  ist  dahin  zu  verstehen,  dass  keine 
Fabrik-  oder  Handelsmarke  von  dem  Schutze  in  einem  der  Verbands- 
staaten ausgeschlossen  werden  darf,  lediglich  der  Tatsache  wegen, 
dass  dieselbe  hinsichtlich  der  Zeichen,  aus  denen  sie  besteht,  den 
Anforderungen  der  (Gesetzgebung  diese«.  Staates  nicht  genügt,  voraus- 
gesetzt, das-  sie  in  dieser  Beziehung  der  (Gesetzgebung  des  l  rsprungs- 
landes  genügt,  und  dass  sie  in  diesem  letzteren  Lande  (Gegenstand 
einer  vorsehriftsmässigen  Hinterlegung  gewesen  ist.  Von  dieser 
Ausnahme  abgesehen,  welche  nur  die  Form  der  Marke  betrifft,  und 
vorbehaltlich  der  Bestimmungen  der  übrigen  Artikel  der  Übereinkunft 
soll  die  innere  (Gesetzgebung  jedes  Staates  Anwendung  finden." 

Kine  ausdrückliche  Anwendung  der  inneren  (Gesetzgebung  wird 
wieder  als  Ausnahme  von  der  (Geltung  des  Personalstatuts  vorgesehen 
fllr  den  Fall,  dass  das  angemeldete  Zeichen  als  den  guten  Sitten 
oder  der  öffentlichen  Ordnung  zuwider  ist:  und.  um  jeder  falschen 
Auslegung  zu  begegnen,  wurde  im  Schlussprotokoll  ausdrücklich  be- 
stimmt, ilass  der  (iebrauch  der  öffentlichen  Wajtpen  und  Ehrenzeichen 
als  der  öffentlichen  Ordnung  zuwider  angesehen  werden  kann. 

Wenn  wir  nun  hiernach  untersuchen,  wie  die  Prüfung  des  vom 
l'rsprungslande  angemeldeten  auslandischen  Zeichens  bei  uns  zu  er- 
folgen hat.  halten  wir  zunächst  festzustellen,  welche  Zeichen  als  der 
öffentlichen  Ordnung  und  den  guten  Sitten  zuwider  zu  betrachten  sind. 

Fs  werden  zurückzuweisen  sein  solche  Zeichen,  welche  nach 
dem  Wortlaut  des  S  4  Zitier  2  des  Warenzeiehcngesetzes  „in-  oder 
ausländische  Staatswappen  oder  Wappen  eines  inländischen  Ortes, 
eines  inländischen  (Gemeinde-  oder  weiteren  Kommunalverbandes  ent- 
halten", und  zwar  unter  dem  (Gesichtspunkt  des  Verstosses  gegen 
die  öffentliche  Ordnung,  und  ferner  nach  dem  Wortlaut  des  S  4 
Ziffer  solche  Warenzeichen,  „welche  ärgerniserregende  I larstellungen 
oder  solche  Angaben  enthalten,  die  ersichtlich  den  tatsächlichen  Ver- 
hältnissen nicht  entsprechen  und  die  (iefahr  einer  Täuschung  be- 
gründen", letztere  unter  dem  (Gesichtspunkt  des  Verstosses  gegen 
die  guten  Sitten.  Als  der  öffentlichen  Ordnung  zuwider  werden 
ausserdem  noch  solche  Warenzeichen  in  Betracht  kommen,  deren  In- 
halt gegen  die  Strafgesetze  verstösst.  die  also  einen  revolutionären, 
aufreizenden,  gotteslästerlichen,  beleidigenden  u.  s.  w.  Inhalt  haben. 
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Wenu  wir  nun  diese  Gruppe  von  Warenzeichen,  die  nach  dein 
Text  der  Konvention  selbst  in  Übereinstimmung  mit  unserem  deutschen 
Gesetz  von  der  Eintragung  ausgeschlossen  wei  den  können,  aus  unserer 
Betrachtung  ausscheiden,  so  bleibt  weiter  die  Frage  Übrig,  in  welchem 
l'mfange  und  in  welcher  Richtung  die  nach  unserem  Gesetz  vor- 
geschriebene Prüfung  der  Marke  durch  die  Vorschriften  des  Artikels  6 
der  Konvention  ausgeschlossen  wird. 

Eine  im  l'rsprungslande  vorschriftsmassig  hinterlegte  Fabrik- 
oder Mandelsmarke  muss  rso  wie  sie  ist"  (teile  quelle)  eingetragen 
werden:  sie  darf  also  lediglich  der  Tatsache  wegen,  dass  sie  hin- 
sichtlich der  Zeichen,  aus  denen  sie  besteht  (au  point  de  vue  des 
signes  qui  les  composent).  den  Anforderungen  der  Gesetzgebung  dieses 
Staates  nicht  gentigt.  nicht  zurückgewiesen  werden.  Der  Zweck 
dieser  Bestimmung  geht  dahin,  mit  Rücksicht  auf  den  universellen 
Zug  in  unserem  Handelsverkehr  der  internationalen  Marke  einen 
möglichst  einheitlichen  Charakter  zu  wahren.  Es  soll  ausgeschlossen 
werden,  dass  eine  im  internationalen  Verkehr  betindliche  Marke  in 
einem  Lande  vom  Verkehr  ausgeschlossen  wird,  nur  aus  dem  Grunde, 
weil  sie  den  formalen  gesetzlichen  Merkmalen,  welche  in  diesem 
Lande  massgebend  sind,  nicht  entspricht.  Es  handelt  sich  also 
und  damit  steht  der  Wortlaut  im  Einklang  -  -  um  die  formalen 
Merkmale  des  schutzfähigen  Zeichens,  also  um  die  allgemein  recht- 
lichen, positiven  oder  negativen  Begriffsmerkmale.  Zur  Erläuterung 
sei  zunächst  daran  erinnert,  dass  nach  unserem  alten  Gesetz 
von  1*74  Wortzeichen  nicht  zulässig  waren,  und  dass  Wortzeichen 
auch  heute  in  Schweden  nicht  geschützt  sind.  Es  würde  nun  die 
Bestimmung  der  Pariser  Konvention  ohne  weiteres  dahin  aufzufassen 
sein,  dass  in  diesen  Ländern  im  l'rsprungslande  eingetragene  Wort- 
zeichen trotz  der  entgegenstehenden  inneren  Gesetzgebung  nicht 
zurückgewiesen  werden  können.  Es  fragt  sich  aber  nun  weiter,  ob 
unser  Patentamt  genötigt  sein  wird,  ein  im  Auslande  vorschrifts- 
massig  hinterlegte*  Zeichen  einzutragen,  das  bei  uns  als  Freizeichen 
gilt.  Die  Prüfung  dieser  Frage  führt  uns  zur  Erkenntnis,  da**  unter- 
schieden werden  muss  zwischen  den  allgemeinen  rechtlichen  Begriffs- 
merkmalen  der  eintragungsfähigen  Marke  und  den  tatsächlichen 
Eigenschaften  einer  konkreten  Marke.  Ein  Warenzeichen  ist  an  sich 
nicht  ein  absolutes  Verkehrsgut.  wie  eine  Erfindung  oder  ein  Muster 
oder  ein  Schriftwerk  und  Kunstwerk,  sondern  sie  ist  Gegenstand 
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rechtlicher  Normierung  nur  als  Kennzeichen  der  Waren  eines  be- 
stimmten lieschäftsmaiines.  Pas  Hecht  am  Warenzeichen  enthält 
nur  einen  Schutz  freien  (iebraueh  des  gleichen  Kennzeicliens  durch 
I »ritte.  Ks  äussert  sich  also  ausschliesslich  in  dem  Verbot  der  Be- 
nutzung des  gleichen  Zeichens.  Hieraus  geht  hervor,  dass  dieses 
Verbot,  die  Beschränkung  der  Befugnisse  Dritter,  nur  dann  erfolgen 
kann,  wenn  das  Zeichen  zur  Kennzeichnung  der  Waren  an  sich  ge- 
eignet ist:  dass  es  also  nicht  erfolgen  kann,  wenn  Dritte  das  Zeichen 
in  einem  Fm  fange  benutzen,  welche  die  Fnterscheidungskrnft  des 
Zeichens  für  einen  Kin/.elneii  aufliebt,  oder  wenn  das  Zeichen  im 
Warenverkehr  in  einer  Art  und  Weise  gebraucht  wird,  welche  seine 
Fälligkeit,  die  Beziehungen  zu  einem  bestimmten  ticschäftsinann 
auszudrücken,  aufliebt. 

Die  l'ntcrsuchung  dieser  Frage  gipfelt  mit  anderen  Worten 
darin,  dass  jedes  eintragungsfähige  Warenzeichen  auch  im  konkreten 
Falle  unterscheidungskräftig  sein  muss.  Diese  Prüfung  flillt  auch 
nach  unserem  deutsc  hen  Kecht  tatsäi  blich  mit  der  Prüfung  nach 
den  gesetzlichen  Bcgriffsinerkmalcn  zusammen.  Wenn  das  Wort 
_ilutu  für  Kopfbedeckungen  angemeldet  wird,  so  ist  die  Kintragung 
zu  versagen,  weil  dieses  Wort  eine  Angabe  Ober  die  Beschaffenheit 
der  Ware  enthält,  «»der  auch,  weil  es  als  Frei  wort  zu  den  Freizeichen 
gehört.  Ks  mtlsste  aber,  selbst  wenn  die  Freizeicheneigenschaft  und 
die  Beschaffenheitsangahe  nicht  als  gesetzliche  Versagungsgründe  auf- 
gestellt wären,  das  Wort  deswegen  zurückgewiesen  werden,  weil  es 
für  die  Waren,  die  mit  dem  Wort  Mut  bezeichnet  werden,  keine 
Fnterscheidungskraft  besitzt,  infolgedessen  auch  kein  Warenzeichen 
werden  kann.  Diese  tatsächliche  Prüfung  der  konkreten  l'nter- 
seheidungskraft  eines  Zeichens  kann  und  soll  durch  Artikel  f>  der 
Pariser  Konvention  iti  keiner  Weise  ausgeschlossen  werden.  Vielmehr 
geht  nach  der  überwiegenden  Meinung  der  Zweck  dieses  Artikels 
lediglich  dahin,  eine  Prüfung  auf  besondere  geset  zl  ic he  Begriffs- 
merkmale des  Zeichens  auszuschliessen.  Solche  gesetzliche  negative 
Merkmale,  welche  die  Kintragung  des  Zeichens  ausschliessen.  sind 
nach  unserem  deutschen  Warenzeichengesetz:  1.  die  Freizeichen- 
eigenschaft. Ii.  Zahlen.  Buchstaben  und  Angaben  über  Ort.  Zeit  und 
Art  der  Herstellung,  über  die  Beschaffenheit,  über  die  Bestimmung, 
filier  Preis-,  Mengen-  oder  (uwicbtsverhältnisse  der  Waren. 

Nach  Artikel  «»  der  Konvention   ist  bei  Anmeldung  eines  im 
l'rsprungslaude   hinterlegten   geschützten  Zeichens  eine  allgemeine 
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Prüfung,  ob  ein  Zeichen  in  die  genannten  Kategorien  fällt,  unzulässig. 
Das  Zeichen  wird  aber  abzulehnen  sein,  wenn  es  aus  konkreten 
Gründen  nicht  unterscheidungsfähig  ist.  Das  Endergebnis  dieser 
tatsächlichen  Prüfung  mit  der  Untersuchung  auf  die  rechtlichen  Merk- 
male wird  in  vielen  Fällen  dasselbe  sein.  Es  ist  aber  nicht  aus- 
geschlossen, dass  die  konkrete  Untersuchung  des  Zeichens  doch  zu 
einem  anderen  Ergebnis  führt,  als  die  rein  formale  Prüfung  auf  das 
Vorhandensein  bestimmter  Begriffsmerkniale. 

In  einer  kürzlich  erschienenen  Arbeit  von  Lau1)  wird  ein 
neuer  Versuch  der  Auslegung  des  Artikels  C  der  Pariser  Konvention 
gemacht,  der  sehr  bestechend  ist  und  viel  für  sich  hat.  Lau  lehnt 
nämlich  die  absolute  Unterscheiduugskraft  des  Zeichens  ab.  Nach 
seiner  Ansicht  ist  jedes  Zeichen  an  sich  zur  Unterscheidung  geeignet  ; 
der  Mangel  der  Unterscheidungskraft  ist  lediglich  relativer  Natur 
und  rührt  daher,  dass  das  Zeichen  in  zeiehenrechtlicher  Beziehung 
von  anderen  in  Benutzung  genommen  wird,  deren  Besitzstand  die 
Kcchtsordnung  anzuerkennen  hat.  Aus  diesem  Grunde  kann  für 
Lvu  ein  Freizeichen  oder  ein  Freiwort  nicht  als  Individualzeichen 
eingetragen  werden,  weil  dadurch  in  den  Besitzstand  derer  eingegriffen 
wird,  welche  das  Zeichen  oder  Wort  tatsächlich  benutzen.  Den  Aus- 
schluss der  Buehstalien,  Zahlen  und  solcher  Worte,  die  eine  Be- 
schaffenheit. Bestimmung  u.  s.  w.  angeben,  führt  Lau  nicht  auf  den 
gleichen  Grund,  sondern  auf  die  Rücksicht  auf  die  allgemeinen  Sprach- 
bedürfnisse zurück.  Aus  diesen  Gründen  kommt  Lau  zu  der  Aus- 
legung des  Artikels  t>,  dass  zwar  ein  im  Ursprungslande  eingetragenes 
Zeichen,  das  bei  uns  Freizeichen  ist.  deswegen  zurückgewiesen  werden 
muss.  weil  es  im  gesetzlich  geschützten  Besitze  Dritter  sich  befindet, 
den  er  als  eine  Art  „wohlerworbenen  Rechts"  auffasst.  dass  dagegen 
andererseits  eine  Zurückweisung  des  Zeichens,  das  aus  Zahlen,  Buch- 
staben oder  Worten  besteht,  welche  eine  Beschaffenheit.  Bestimmung 
oder  Herkunftsaugabe  enthalten,  nicht  zulässig  sein  soll,  sofern  nicht 
dadurch  das  Zeichen  einen  deeeptiven  Charakter  erhält  und  auf  Grund 
des  s  4  Ziffer  3  als  den  guten  Sitten  zuwider  zurückzuweisen  ist. 

Ich  muss  gestehen,  dass  diese  Anschauung  sehr  viel  An- 
sprechendes hat.  und  dass  ich  es  nicht  für  ausgeschlossen  halte,  dass 
eine  vertiefte  Untersuchung  der  Frage  zu  Ergebnissen  führen  wird, 
die  mit  denen  Laus  teilweise  Ubereinstimmen.    Heute  kann  ich  mich 
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allerdings  fllr  seine  Theorie  noch  nicht  unbedingt  aussprechen.  Mit  Recht 
verweist  übrigens  Lac  darauf,  dass  tj  l'i  des  Warenzeichengesetzcs  ein 
Ventil  darstellt,  das  fllr  unseren  Geschäftsverkehr  lästige  Wirkungen 
der  Anwendung  des  Artikels  ii  der  Konvention  ausschliesst.  Da 
nämlich  $  19  bestimmt,  dass  durch  die  Eintragung  eines  Waren- 
zeichens niemand  gehindert  sein  soll,  seinen  Namen,  seine  Firma, 
seine  Wohnung,  sowie  Angaben  Uber  Ort.  Zeit.  Herstellung  und 
Beschaffenheit  auf  den  Waren  anzubringen,  und  diese  Bestimmung 
selbstverständlich  auch  auf  ausländische  Warenzeichen  zutrifft,  so 
würde  allerdings  die  Eintragung  eines  auslandischen  Zeichens  auf 
Grund  des  Artikels  *'»  der  Konvention,  die  im  Widerspruch  mit  den 
Bestimmungen  des  $j  4  Ziffer  1  unseres  Gesetzes  erfolgen  sollte,  an 
praktischer  W  irkung  verlieren. 

Die  Verpflichtung,  das  im  l'rsprungslande  hinterlegte  Zeichen 
bei  uns  einzutragen,  besteht  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  das  Zeichen 
im  l'rsprungslande  geprüft  worden  ist  oder  nicht.  Die  Verpflichtung 
zur  Eintragung  ohne  rechtliche  Prüfung  besteht  nur  so  lange,  als 
die  Eintragung  im  l'rsprungslande  in  Kraft  ist.  Die  Löschung 
der  Marke  im  I  rsprungslande  hat  nicht  ohne  weiteres  die  Löschung 
der  in  Deutschland  eingetragenen  Marke  zur  Folge,  da  sie  ja  keinen 
accessorischen  Charakter  trügt,  vielmehr  hat  auf  Löschung  der  l'r- 
sprungsmarke  lediglich  die  volle  Prüfung  auf  (irund  des  deutschen 
( »esetzes  einzutreten. 

Die  Anwendung  des  Personalstatuts  kann  selbstverständlich 
auch  in  keiner  Weise  dazu  führen,  in  wohlerworbene  Rechte  Dritter 
einzugreifen.  Vielmehr  bleibt  prinzipiell  die  Bestimmung  unseres 
deutschen  Gesetzes  in  Anwendung,  dass  der  Anspruch  auf  Eintragung 
des  Zeichens  demjenigen  zusteht,  der  das  Zeichen  als  erster  angemeldet 
hat.  Wenn  auch  dieser  Grundsatz  im  Warenzeichengesetz  nicht 
durch  den  gleichen  Wortlaut  zum  Ausdruck  gebracht  ist.  wie  im 
Patentgesetz,  so  ergibt  er  sich  doch  ohne  weiteres  daraus,  dass  das 
Warenzeichengesetz  dem  früheren  Anmelder  oder  älteren  Inhaber 
eines  übereinstimmenden  Zeichens  ein  Widerspruchsrecht  gibt,  und 
dass  die  Zeichenkollision  ausserdem  einen  Löschungsgrund  darstellt. 

Dieser  Grundsatz,  dass  der  Anspruch  auf  Eintragung  eines 
Zeichens  durch  Priorität  der  Anmeldung  im  Inlande  begründet  wird, 
erleidet  in  gewissem  l'mfange  eine  Beschränkung  innerhalb  der 
Union  durch  die  Begründung  eines  Prioritätsrechts.    Nach  Art.  4 
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der  Konvention  hat  nämlich  derjenige,  welcher  in  einem  der  Ver- 
tragsschliessenden Staaten  ein  (Gesuch  um  eine  Fabrik-  oder  Handels- 
marke vorsehriftsmässig  hinterlegt,  zum  Zwecke  der  Hinterlegung 
in  anderen  Staaten  eine  Prioritätsfrist  von  vier  Monaten.  Hiernach 
hat  die  subjektive  Berechtigung  zum  Zeichen  derjenige,  welcher  das 
Zeichen  zuerst  in  einem  der  Unionsstaaten  anmeldet,  vorausgesetzt, 
dass  er  das  Zeichen  hinnen  vier  Monaten  nach  der  Auslandshinterlegung 
in  Deutschland  zur  Anmeldung  bringt. 

Das  Prioritätsrecht  wird  begründet  durch  vorsehriftsmassige 
Hinterlegung  in  einem  Unionslande.  Ob  die  Hinterlegung  vorsehrifts- 
mässig war,  wird  bei  uns  das  Patentamt  auf  (Grund  der  (Gesetzgebung 
des  in  Betracht  kommenden  Landes  zu  prüfen  haben;  in  der  Kegel 
wird  eine  Bescheinigung  der  entsprechenden  Kegisterbehörde  genügen. 
Als  vorsehriftsmässig  hat  die  im  Auslande  erfolgte  Hinterlegung 
insbesondere  auch  dann  zu  gelten,  wenn  die  (Gesetzgebung  dieses 
Landes  eine  materielle  Prüfung  der  Marke  nicht  vorschreibt,  wie? 
dies  z.  B.  in  Frankreich  der  Fall  ist. 

Aus  dem  Umstände,  dass  einige  Lander  der  Union  Marken 
ohne  jede  Prüfung  eintragen  und  der  Eintragung  nur  einen  deklara- 
tiven Charakter  beilegen,  dass  in  anderen,  wie  in  Deutschland,  die 
Kintragung  nur  auf  (irund  einer  materiellen  Prüfung  erfolgt,  dann 
aber  eine  konstitutive  Wirkung  hat.  können  Konflikte  entstehen,  auf 
die  kurz  einzugehen  ich  mir  nicht  versagen  kann. 

Es  möge  mir  gestattet  sein,  die  sich  hieraus  crgel>enden  Fragen 
an  einem  Beispiel  zu  erläutern. 

Meldet  ein  in  Frankreich  niedergelassener  (Geschäftsmann  in 
Deutschland  ein  Zeichen  an.  so  ist  dieses  zuuäehst  wie  ein  von  einem 
in  Deutschland  niedergelassenen  Geschäftsmann  angemeldetes  Zeichen 
zu  prüfen  und.  wenn  gesetzliche  Hindernisse  nicht  im  Wege  stehen, 
••inzutragen.  Dies  ergibt  sich  allgemein  aus  der  (Gleichstellung  der 
In-  und  Ausländer  einerseits  und  aus  der  Anwendung  des  Tenitorial- 
prinzips  andererseits. 

Macht  aber  der  Franzose  geltend,  dass  er  das  gleiche  Zeichen 
M-hon  in  Frankreich  Vorschrift sinässig  hinterlegt  hat,  so  ist 

1.  zu  prüfen,  ob  diese  Eintragung  innerhalb  der  letzten  vier 
Monate  vor  der  in  Deutschland  erfolgten  Anmeldung  stattgefunden 
hat.  Ist  dies  der  Fall,  so  steht  dem  Franzosen  an  dem  Zeichen  die 
Priorität  zu,  gegenüber  einer  Anmeldung  oder  Eintragung,  welche 
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zwix  heu  der  in  Frankreich  und  der  in  Deutschland  erfolgten  An- 
meldung fällt. 

2.  ergibt  sich  aus  dieser  Berufung  auf  die  in  Frankreich  vor- 
schriftsinässig  erfolgte  Hinterlegung  sofern  der  Anmelder  fran- 
zösischer Staatsangehöriger  ist  oder  in  Frankreich  seine  Hauptnieder- 
lassung hat  .  dass  eine  Prüfung  dieses  angemeldeten  Zeichens  hinsicht- 
lich seiner  rechtlichen  Merkmale  nicht  zulässig  ist.  Wird  daraufhin 
die  französische  .Marke  eingetragen,  so  hat  natürlich  diese  Eintragung 
die  gleiche  konstitutive  Wirkung,  wie  die  Kintragung  eines  deutschen 
Zeichen-*. 

Es  kann  nun  der  Fall  eintreten,  dass  die  Marke  in  Frankreich 
ohne  Hechtsgültigkeit  ist.  entweder  weil  ihr  ein  älteres  Zeicheurecht 
entgegensteht,  oder  weil  sie  in  Frankreich  der  l'nterseheidungs- 
kraft  entbehrt.  Da  eine  Prüfung  des  Zeichens  in  Frankreich 
nicht  vorgeschrieben  ist.  so  kann  dieser  Fall  sehr  wohl  eintreten, 
ohne  da>s  dadurch  die  Vorschriftsmässigkeit  der  in  Frankreich  erfolgten 
Hinterlegung  in  Finge  gestellt  wird.  Nach  französischem  Hecht 
wird  die  Marke,  an  der  ein  Dritter  ein  iilteres  Hecht  hat.  oder  die 
nach  der  französischen  (usctzgebung  überhaupt  nicht  schutzfähig  ist. 
nicht  von  Amts  wegen  oder  auch  nicht  auf  einen  Antrag  der  Be- 
teiligten gelöscht.  Vielmehr  haben  ausschliesslich  die  Uerichte  darüber 
zu  entscheiden  und  zwar  in  einem  Yerlctzungsstrcit  oder  auf  eine 
Fest  Stellungsklage  hin  ob  die  Marke  rechtsgültig  ist  oder  nicht. 
Auch  wenn  die  Marke  für  rechtsunwirksam  erklärt  wird,  tritt 
eine  Löschung  nicht  unter  allen  Umstünden  ein;  vielmehr  ist  hierzu 
eine  ausdrückliche  Kluge  auf  Löschung  der  Marke  erforderlich.  Es 
ist  hiernach  möglich,  dass  eine  in  Frankreich  eingetragene  Marke  in 
diesem  Lande  durch  rechtskräftige  Entscheidung  für  nichtig  oder 
rechtsunwirksam  erklärt  worden  ist.  ohne  dass  daraufhin  eine  Löschung 
der  Marke  erfolgt  wäre.  Es  fragt  sich  nun,  wie  in  einem  solchen 
Falle  die  Hechtsgültigkeit  der  auf  Urund  der  in  Frankreich  erfolgten 
Hinterlegung  mit  Prioritätsrecht  und  unter  Anwendung  des  Personal- 
Statuts  in  Deutschland  eingetragenen  Marke  anzusehen  ist.  Meines 
Erachtens  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  die  formell  vor- 
schriftsmüssig  erfolgte  Hinterlegung,  wenn  sie  durch  gerichtliche 
Entscheidung  ihrer  rechtlichen  Wirkungen  entkleidet  wird,  auch  ihre 
rechtlichen  Wirkungen  hinsichtlich  des  Prioritätsrechts  und  der  An- 
wendung «les   Pei  sonalstatuts  im  internationalen  Verkehr  einbüsst. 


A.  Ostekbikth:  Der  Anschluss  Deutschlands  au  die  Intern,  Union  etc.  265 


da  es  widersinnig  wüte,  diesen  Formalakt,  der  nur  noch  eine  leere 
Form,  eine  Schale  ohne  Inhalt  ist.  im  internationalen  Rechtsverkehr 
mit  Rechtswirkungen  auszustatten.  Ich  hin  daher  der  Ansicht,  dass 
die  Hinterlegung  in  dem  Augenblick  nicht  mehr  als  vorschrifts- 
mässig  anzusehen  ist,  wo  sie  durch  rechtskräftiges  Urteil  als  reehts- 
unwirksam  festgestellt  worden  ist.  Hieraus  ergeben  sich  nun  für  das 
in  Deutschland  eingetragene  gleiche  Zeichen  folgende  Hechtsfolgen: 

1.  Es  werden  die  Wirkungen  des  Prioritätsrechts  aufgehoben. 
Wenn  also  von  dritter  Seite  die  gleiche  Marke  wahrend  «1er  Priori- 
tätsfrist  vor  dem  ausländischen  Inhaber  angemeldet  war.  so  kann 
dieser  die  Löschung  der  Marke  beantragen,  und  zwar  hat  dies  gemäss 
S  f  Zitier  1  des  Warenzeichengesetzes  im  Wege  der  Klage  vor  den 
ordentlichen  Gerichten  zu  erfolgen.  Der  Wegfall  des  Prioritätsrechts 
kann  naturgemäss  nur  zu  gunsten  desjenigen  in  Wirkung  treten, 
dessen  Anmeldung  infolge  des  Prioritätsrechts  zurückgestellt  worden 
ist.  Ein  neues  Prioritätsrecht  für  denjenigen,  der  die  Hinterlegung 
in  Frankreich  im  Ursprungslande  zu  Fall  bringt,  entsteht  nicht,  da 
die  Vernichtung  der  Wirkungen  dieser  Hinterlegung  an  sich  noch 
nicht  eine  neue  Hinterlegung  zur  Folge  hat.  die  ja  allein  als  Quelle 
des  Prioritätsrechts  betrachtet  werden  kann. 

2.  Ausserdem  kommen  die  Voraussetzungen  für  die  Geltung 
des  I'ersonalstntuts  des  Zeichens  in  Wegfall,  (iemäss  Art.  6  der 
Konvention  schliesst  die  vorschriftsmässige  Hinterlegung  eines  Aus- 
lamUzeichens  im  Ursprungslande  die  Prüfung  der  Marke  hinsichtlich 
ihrer  rechtlichen  Zusammensetzung  aus.  Wenn  die  Ursache  dieses 
Ausschlusses  wegfällt,  so  ist  die  Folge  hiervon  nicht  eine  Löschung 
der  Marke,  sondern  zunächst  nur  die.  dass  nunmehr  nachträglich 
diese  Prüfung  auf  Grund  des  £  4  Zitier  1  unseres  Warenzeichen- 
gesetzes  zu  erfolgen  hat.  Das  Verfahren  wird  von  Amts  wegen 
eingeleitet,  gemäss  8  Ziffer  2  unseres  Warenzeichengesetzes.  Dritten 
Interessenten  steht  nur  das  Recht  der  Löschungsanlegung  zu. 

Es  wird  von  anderer  Seite  -  ich  verweise  auf  die  schon 
erwähnte  Arbeit  Lai.'s  —  angenommen,  dass  die  Rechtsunwirksamkeit 
der  französischen  Eintragung  sofort  die  Löschung  des  deutschen 
Zeichens  zur  Folge  haben  müsse.1)  Dies  ist  auch  ganz  folgerichtig, 
wenn  man  mit  Lai  der  Ansicht  ist.  dass  das  Zeichenrecht  der  Unions- 

»)  Lai:.  a.  a.  0.  S.  125  f. 
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angehorigeu  nur  einen  accessorischen  Charakter  habe,  also  durch  die 
Kxistenz  eines  ausländischen  Schutzes  für  das  gleiche  Zeichen  bedingt 
sei.  I>a  abrr  diese  Anschauung,  wie  ich  schon  erwähnt  habe, 
mit  dem  Grundsätze  der  Gleichstellung  der  In-  und  Ausländer  im 
Widerspruch  befindet,  kann  weder  aus  den  Bestimmungen  der 
Konvention .  noch  aus  den  Bestimmungen  unseres  Warenzeichen- 
gosetzes  ein  Grund  t'flr  die  unmittelbare  Loschung  des  Auslands- 
zeichens  abgeleitet  werden.  Ks  bleibt  daher  die  von  mir  soeben 
gegebene  Lösung  der  Frage  als  einzig  zulässig  (Ihrig. 

Neben  dem  Bcchte  an  den  Warenzeichen  normiert  unser  Waren- 
bezeichnuugsgosctz  noch  die  Warenbezeichnungen,  nämlich  den 
Namen,  die  Firma  11  des  Gesetzes |,  die  Ausstattung  (S  1"» 
des  Gesetzes);  ausserdem  gewahrt  das  Gesetz  einen  Schutz  gegen 
den  zum  Zwecke  der  Irreführung  erfolgenden  Gebrauch  von  Landes-. 
Orts-  und  Kommunalwappen,  also  einen  beschrankten  Schutz  freien 
falsche  Hcrkunftshozeichnungen.  Während  bisher  Ausländer  einen 
Schutz  ihrer  Warenbezeichnungen  und  diesen  Schutz  gegen  falsche 
Herkuuftsbezoichnungen  durch  Wappengebrauch  nur  nach  Feststellung 
der  Gegenseitigkeit  auch  bezüglich  dieser  einzelnen  Bechtsgebiete 
beanspruclien  konnten,  und  während  es  bisher  bestritten  war.  ob  auch 
ausländische  Warenbezeichnungen  gleich  den  Warenzeichen  nur  einen 
accessorischen,  d.  h.  einen  von  dem  im  l'rsprungslande  bestehenden 
abhängigen  Schutz  geniessen  konnten,  steht  jetzt  dieser  Schutz  den 
l'nionsatigehörigen  ohne  weiteres  zu.  und  zwar  sowohl  nach  Zeieheu- 
lecht.  als  auch  nach  dem  Becht  der  Bekämpfung  des  unlauteren 
Wettbewerbs.  Die  Vorschriften  über  das  Prioritätsrecht  und  die  Geltung: 
des  Bersonalstatuts  finden  naturgemäss  auf  Warenbezeichnungen  keine 
An  Wendung. 

Dagegen  enthält  die  Konvention  einige  besondere  Bestimmungen 
Uber  den  Namenschutz.  (Iber  die  Bekämpfung  falscher  Herkunfts- 
bezeichnungen  und  (Iber  den  Schutz  gegen  unlauteren  Wettbewei  b 
im  allgemeinen. 

Was  das  Na  mens  recht  bestritt'!,  so  bestimmt  Art.  «  der 
Konvention: 

„Der  Handelsname  sc  dl  in  allen  Verbandsstaaten  ohne  Verpflichtung 
zur  Hinterlegung  geschätzt  werden,  gleichviel  oh  er  den  Teil 
einer  Fabrik-  oder  Mandelsmarke  bildet  oder  nichf. 
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Der  Begriff  Handelsnanie  unifasst  einerseits  die  Finna,  d.  h.  den 
Handelsnanien  des  Vollkaufmauns.  andererseits  auch  den  Namen  des 
Kaufmanns  minderen  Rechts.  Beide  sind  also  in  Deutschland  geschätzt : 
die  Firma  auch  ohne  das  Erfordernis  der  Eintragung  zum  Handels- 
register. Auch  fUr  Handelsnanien  hat  nach  allgemeinen  Grundsätzen 
des  internationalen  Privatreehts  das  Personalstatut  Geltung.  Die 
Vorschriften  des  Handelsgesetzbuches  über  die  Wahrheit,  d.  h.  die 
Zusammensetzung  der  Firma,  haben  für  die  rnionsangehörigeu  keine 
Bedeutung.  Der  Schutz  des  Handelsnamens  wird  gewährt  gemäss 
S  14  des  Warenzeichengesetzes,  sowie  des  S  8  des  Gesetzes  zur  Be- 
kämpfung des  unlauteren  Wettbewerbs. 

Was  den  Schutz  gegen  falsche  Herkunftsbezeichnungen 
betrifft,  so  erklären  die  Artikel  {»  und  10  der  Pariser  Konvention 
auf  Antrag  der  Staatsanwaltschaft  oder  der  Beteiligten  die  Beschlag- 
nahme nach  Massgabe  der  inneren  Gesetzgebung  bei  Hinfuhr  solcher 
Erzeugnisse  für  zulässig.  „ welche  als  Bezeichnung  der  Herkunft 
fälschlich  den  Namen  eines  bestimmten  Ortes  tragen,  wenn  diese  Be- 
zeichnung einem  erfundenen  oder  einem  zum  Zwecke  der  Täuschung 
entlehnten  Handelsnamen  beigefügt  wird". 

»Als  Beteiligter  gilt  jeder  Produzent.  Fabrikant  oder  Kaufmann, 
welcher  die  Produktion  oder  die  Fabrikation  des  Erzeugnisses  oder 
den  Handel  mit  demselben  botreibt  und  in  dem  fälschlich  als  Herkunfts- 
ort, bezeichneten  Ort  und  in  der  liegend,  in  der  dieser  Ort  liegt, 
seine  Niederlassung  hat.-4 

Der  Hinweis  dieses  Artikels  auf  die  innere  Gesetzgebung  führt 
uns  auf  S  17  des  Warenzeichengesetzes.  Hiernach  kann  die  Be- 
schlagnahme und  Einziehung  unter  den  soeben  gegebenen  Voraus- 
setzungen auf  Antrag  des  Verletzten  und  gegen  Sicherheitsleistung 
erfolgen.  Die  Beschlagnahme  erfolgt  durch  die  Steuerbehörde,  die 
Festsetzung  der  Einziehung  durch  Strafbeseheid  der  Verwaltungs- 
l>ehörde. 

Ich  möchte  hier  gleich  bemerken,  dass  die  Bestimmungen  der 
Pariser  Konvention  Uber  falsche  Herkunftsbezeichnungen  eine  Er- 
weiterung gefunden  haben  durch  das  Madrider  Sonderabkommen  vom 
15.  Juni  1892,  dem  nicht  alle  l'nionsstaaten,  vor  allem  nicht  Belgien, 
Italien,  die  Niederlande,  die  skandinavischen  Länder,  die  Vereinigten 
Staaten  und  Japan  beigetreten  sind,  so  dass  dieses  Abkommen  nur 
innerhalb  einer  »Union  restreintc4  Gültigkeit  hat.  Während  Artikel  10 
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der  I'aiiMi  Konvention  eine  Beschlagnahme  von  Krzeuguisseu  mit 
falschen  Herkunftsangaben  nur  dann  vorsieht,  wenn  diese  einem  er- 
fundenen oder  entlehnten  Handelsiiainen  beigefügt  sind,  sieht  da.s 
Madrider  Abkommen  die  gleiche  Beschlagnahme  für  jede  auf  einem 
Krzeugnis  angebrachte  falsche  Hcrkunftshezeichnuiig  Vor.  welche 
sich  auf  eines  der  l'nionsländer  uder  einen  in  einem  dieser  Länder 
gelegenen  (itf  bezieht  l»ie  Rcichsregierung  ist  diesem  Abkommen 
le«  h  nicht  beigetreten,  weil  sie  diese  Frage  im  Verhältnis  zu  den 
allgemeinen  Bestimmungen  (Iber  unlauteren  Wettbewerb  noch  nicht 
für  genügend  geklärt  hüll. 

Kine  we-entlirhe  Krweitctung  der  Bestimmungen  der  Pariser 
Konvention  hat  die  Brüsseler  Konferenz  durch  Aufnahme  einer  Vor- 
schrift über  die  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbs  ver- 
wirklicht. S  K'b  der  Konvention  bestimmt  nämlich:  „IMe  unter  der 
l  bereinkunft  stehenden  Personen  sollen  in  allen  Verbandsstaaten  den 
den  Staatsangehörigen  freien  unlauteren  Wettbewerb  zugesicherten 
Schutz  «reniesscir. 

Nach  t;  1«»  unseres  Gesetzes  vom  ^27.  Mai  lS«H»  können  Aus- 
länder den  Schutz  dieses  Gesetzes  nur  dann  in  Anspruch  nehmen, 
wenn  ihr  Heimatland  nach  einer  im  Keichsanzeiger  veröffentlichten 
Krklärung  des  Reichskanzlers  den  deutschen  Reichsangehörigen  einen 
gleichen  Schutz  zusichert.  Kine  solche  Krklärung  war  bisher  keinem 
Lande  gegenüber  erfolgt,  so  da»s  unser  deutsches  Sondergesetz  .zur 
Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbes  deu  Ausländern  bisher 
verschlossen  war.  Ob  Ausländer  aufgrund  des  S2<>  B.  G.-B.  gegen 
unlauteren  Wettbewerb  einschreiten  könnten,  ist  eine  Streitfrage,  die 
ich  dahingestellt  sein  lassen  will.  Jedenfalls  fallt  mit  unserem  An- 
s.hluss  an  die  l'nion  auch  diese  Schranke,  und  wir  werden  den 
Fnionsangeliöri-en  sowohl  den  Schutz  unseres  Sondergesetzes,  als 
auch  den  Schutz  des  g  sj»;  B.  G.-B.  gewähren.  Letzteres,  die  An- 
wendungsfähigkeit  des  jj  s-j»;  ,l,.s  H.  G.-B.  auf  die  Ausländer,  ergibt 
sich  als  unzweifelhafte  Absicht  der  Vertragsschliessenden  aus  dem 
I  mstande,  dass  es  Sondergesetze  zur  Bekämpfung  des  unlauteren 
Wettbewerbes,  abgesehen  von  einigen  Schweizer  Kantonen,  innerhalb 
der  l'nion  überhaupt  nicht  gibt,  und  dass  hiernach,  solange  Deutsch- 
land der  Union  nicht  beigetreten  ist.  diese  Bestimmung  Uberhaupt 
nur  dann  Sinn  haben  und  rechtswirksam  werden  kann,  wenn  sie 
auch  denjenigen  Schutz  umlasst.  den  die  Rechtsprechung  auf  Grund 
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des  gemeinen  Rechts  gewährt,  wie  dies  in  Frankreich  auf  Grund  des 
Artikels  13*2  C.  c.  und  ähnlich  auch  in  Italien,  in  der  Schweiz,  in 
bescliriinktem  Mafse  auch  in  (irossbritnnnien  und  in  den  Vereinigten 
Staaten  der  Fall  ist. 

* 

Mit  den  Bestimmungen  Uber  das  Pateutrecht,  das  Muster- 
recht,  das  Warenzeichenrecht  und  Uber  den  unlauteren  Wettbewerb 
ist  das  Schutzgebiet  der  Pariser  Konvention  erschöpft.  Mit  einem 
Worte  möchte  ich  noch  eines  weiteren  Madrider  Abkommens  vom  Jahre 
l*i<2  gedenken,  dem  das  Reich  vorläufig  noch  nicht  beitreten  wird. 
Durch  dieses  Abkommen  haben  die  dieser  „Union  restreinte-  an- 
•rehörigen  Staaten,  nämlich:  Belgien.  Spanien.  Frankreich.  Guatemala. 
Italien,  die  Niederlande.  Portugal,  die  Schweiz  und  Tunis,  ein  inter- 
nationales Markenregister  bei  dem  internationalen  Bureau  in  Hern 
eingerichtet.  Die  Angehörigen  der  rniunsländer  können  nun  solche 
Marken,  die  in  dem  Ursprungslande  zur  Eintragung  gelangt  sind, 
bei  diesem  internationalen  Markenregister  in  Hern  hinterlegen.  Hier- 
durch erlangen  sie  ohne  weiteres  einen  Schutz  in  allen  anderen 
Landern,  welche  dieser  Union  restreinte  angehören.  Dieser  Schutz 
tritt  mit  der  Eintragung  im  internationalen  Markenregister  von  selbst 
ein.  Die  Kegisterbehörden  der  einzelnen  Länder  können  während 
eines  Jahres  nach  Mitteilung  der  Eintragung  durch  das  internationale 
Bureau  diesem  die  Erklärung  abgeben,  dass  der  Marke  der  Schutz 
in  ihrem  Lande  nicht  gewährt  werden  kann.  Diese  Erklärung  wird 
der  Behörde  des  Ursprungslandes  und  dem  Inhaber  der  Marke  zu- 
geteilt, worauf  es  diesem  zusteht,  gegenüber  der  Behörde  dieses 
betreifenden  Landes,  das  die  Eintragung  versagt  hat.  dieselben  Hechts- 
mittel zu  ergreifen,  als  wenn  die  Eintragung  der  Marke  bei  dieser 
Behörde  unmittelbar  erfolgt  wäre.  Der  Schutz  dieser  internationalen 
Markeneintraguug  dauert  20  Jahre.  Eine  Wiederholung  der  Ein- 
tragung ist  zulässig. 

Auf  weitere  Bestimmungen  dieses  Madrider  Abkommens  und 
der  Ausfuhrungsabkommen  brauche  ich  nicht  einzugehen,  da.  wie  ge- 
sagt, der  Beitritt  Deutschlands  zu  diesem  Abkommen  vorläufig  nicht 
in  Aussicht  genommen  worden  ist,  und  zwar,  wie  wohl  angenommen 
werden  kann,  infolge  der  Annahme,  dass  unser  Warenzeichenrecht 
von  dem  der  Länder,  welche  diese  beschränkte  Union  bilden,  prin- 
zipiell zu  sehr  abweicht,  um  erspriessliche  Wirkungen  von  dem  An- 
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Rellin»  für  die  deutschen  Intet  cssrnten  ei  warten  zu  können.  Da» 
dftn  Beitritt  zu  »Irin  Madrider  Markenabkommen  rechtliche  Bedenken 
nicht  entgegenstehen  würden,  lehrt  wohl  unsere  vorherige  Betrachtung 
de>  internationalen  Warenzcichcnschutzes  nach  der  Konvention.  Denn 
wenn  die  sich  :m>  der  Konvention  ergebenden  Rechtsverhältnisse 
zum  'J 'eil  auch  recht  verwickelt  und  nicht  unbestritten  sind,  so  wird 
doch  nicht  zu  verkennen  sein,  das-»  sich  eine  Lösung  linden  läs>t. 
welche  die  <  irumUiitze  unseres  deutschen  Warenzeichenrechts  nicht 
aufhellt,  noch  ihre  Anwendung  übermässig  beschränkt.  Also  solche 
juristische  Bedenken  waren  es  wohl  nicht,  die  unsere  Regierung 
von  dem  Aiisclilu»  an  das  Markenabkonunen  abgehalten  haben, 
sondern  Interesseufragen :  die  Klicksicht  auf  die  Interessen  der 
deutschen  Industrie  und  des  deutschen  Handels,  unter  deren  Druck 
unsere  Regierung  -ich  allmählich  entschlossen  hat.  von  ihrer  früheren 
Reserve  gegenüber  der  l'nion  abzugehen  und  nun  rückhaltlos  sich 
jenem  grossen  Staaten  verbände  zum  Schutze  des  gewerblichen  Eigen- 
tums anzuschlie>-en. 

Es  sei  mir  daher  noch  mit  wenigen  Worten  gestattet,  anzu- 
deuten, worin  vorn  praktischen  Standpunkte  aus  der  Hauptwert  des 
Anschlages  an  die  l'nion  liegt.  Aus  dieser  Betrachtung  wird  sich 
auch  ergehen,  in  welcher  Beziehung  die  Konvention  den  Bedürfnissen 
unserer  Interessenten  noch  nicht  genügt,  und  in  welche]-  Richtung 
der  weitere  Ausbau  der  Konvention  sich  zu  pestalten  haben  wird. 

Die  praktische  Bedeutung  des  Anschlusses  an  die  Konvention 
liegt  für  unsere  Industrie  darin,  dass  ihr  auf  dem  internationalen 
Markt  die  gleichen  rechtlichen  Existenz-  und  Konkurrenzbedingungen 
geschattet!  werden,  wie  den  Industrien  der  übrigen  Lander.  Eine 
Industrie  behauptet  ihren  Platz  im  internationalen  Wettbewerbe 
durch  die  (iüte  ihrer  Leistungen,  und  die  (illte  der  Leistungen  wird 
dadurch  bedingt,  dass  sie  mit  den  Fortschritten  der  Wissenschaft 
und  Technik,  den  Fortschritten  unseres  Verkehrslehens  gleichen 
Schritt  halten.  Diese  Fortschritte  drücken  sich  auf  dem  (iebiete  der 
Industrie  in  den  Erfindungen  aus.  Um  eine  Erfindung  ausreifen  zu 
lassen,  um  sie  industriell  verwertbar  zu  machen  und  sie  damit  der 
Industrie  und  den  Konsumenten  zugänglich  machen  zu  können,  be- 
dürfen die  Erfinder  und  diejenigen  Industrien,  welche  die  Erfindungen 
in  sich  aufnehmen  und  aus  sich  erzeugen,  eines  zeitweiligen  Schutzes, 
und  zwar  nicht  nur  in  dem  Lande,   wo  die  Industrie  selbst  ihren 
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Sitz  hat.  sondern  Uherall  da,  wo  sie  mit  Konkurrenten  der  {deichen 
Industrie  im  Wettbewerbe  steht.  Aus  diesem  Grunde  bedarf  die 
Industrie  eines  Erfindungsschutzes  in  allen  Landern.  Damit  aber  dieser 
Schutz  wirksam  werde,  muss  es  der  Industrie  auch  möglich  sein, 
die  nach  einer  Erfindung  gefertigten  Erzeugnisse  überall  da  einzu- 
ftlhrcn.  wo  eine  Nachfrage  besteht.  Obwohl,  wie  ich  eingangs 
erwähnte,  der  Erfindungsschutz  il1  al,c'u  Ländern  prinzipiell  auch 
den  Ausländern  zu  teil  ward,  wurde  fast  (Iberall  —  mit  alleiniger 
Ausnahme  von  Urossbritannien  und  den  Vereinigten  Staaten  der 
Ei-findungsschutz  der  Ausländer  durch  Ausführungszwang  und  teil- 
weise auch  durch  Einfuhrverbote  seiner  Wirksamkeit  entkleidet.  Dies 
ist  vor  allem  in  Frankreich  der  Fall,  wo  die  nach  dem  Patent  her- 
gestellten tiegenstände  innerhalb  2  Jahre  in  einem  inländischen  He- 
meln* hergestellt  werden  müssen,  und  ausserdem  schon  die  Einfuhr  der 
mich  dem  Patent  hergestellten  Gegenstände  aus  dem  Auslande  den  Ver- 
fall des  Patentes  zur  Folge  hat.  Die  Wirkung  dieses  Kechtszustandes 
ist  für  die  deutsche  Industrie  die  gewesen,  dass  sie  entweder  in  Frank- 
reich Zweigniederlassungen  einrichten  musste  oder  überhaupt  schutzlos 
blieb.  Von  der  ersteren  Möglichkeit  hat  unsere  chemische  Farben- 
industrie ••inen  umfassenden  Gebrauch  gemacht,  was  die  für  Frankreich 
unangenehme  Folge  hatte,  dass  die  französische  Farbenindustrie  neben 
der  sich  im  Inlande  ansiedelnden  mächtigen  deutschen  Konkurrenz 
nicht  aufkommen  konnte.  Immerhin  wurden  aber  hierdurch  unserer 
Farbenindustrie  schwere  Opfer  auferlegt.  Unsere  übrige  Industrie 
war  überwiegend  in  Frankreich  schutzlos,  wenn  es  ihr  nicht  gelang. 
Licenzabnehmcr  zu  finden.  Auch  in  anderen  Ländern  sind  die  He- 
stiiiiinungen  über  den  Ausführungszwang  vielfach  hemmend  und  liistig. 
Es  i*t  daher  für  unsere  Industrie  von  ausserordentlicher  Hedeutung. 
dass  die  Einfuhrverbote  innerhalb  der  Union  gefallen  sind,  und  das> 
der  Ausführungszwang  eine  solche  Milderung  erfahren  hat.  dass  die 
Intere»eii  unserer  Industrie  durch  seine  Einhaltung  nicht  mehr 
wesentlich  geschädigt  werden.  Von  grosser  Hedeutung  ist  ferner 
die  Prioritätsfrist  von  einem  Jahre.  Die  Anmeldung  einer  Erfindung 
in  Deutschland  und  das  sich  hieran  anschliessende  Verfahren  bringt 
notwendigerweise  vor  der  Patenterteilung  eine  Veröffentlichung  der 
Erfindung  mit  sich,  die  in  vielen  Fällen  dazu  geführt  hat,  dass  solche 
Erfindungen  in  das  Ausland  getragen  und  dort  angemeldet  wurden, 
bevor  die  gleiche  Anmeldung  von  deutscher  Seite  aus  erfolgen  konnte, 
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oder  dass  die  Krtindung  im  Auslände  den  Charakter  der  Neuheit 
verlor  uml  die  nachträgliche  Anmeldung  von  deutscher  Seite  erfolglos 
hlieh.  Dieser  l ' m s t :i ml  war  um  so  empfindlicher,  als  die  l>auer  des 
Patenterteilungsverfahrens  hei  uns  in  Deutschland  infolge  unseres 
Prüfungsverfahrens  ziemlieh  lang  ist.  I  m  dieser  Gefahr  zu  entgehen, 
hlieh  unseren  Krtindern  und  unserer  Industrie  nichts  weiter  ührig. 
als  die  Krtindung  gleiehzeitig  im  In-  und  Auslände  anzumelden, 
wodureh  ihnen  die  Möglichkeit  entzogen  wurde,  die  Erfahrungen, 
welche  die  gründliche  deutsche  l'rllfuug  mit  sich  hringt,  auch  für 
die  Anmeldung  im  Auslände  zu  verwerten.  Vielfach  stellte  sich 
infolge  der  deutschen  Prüfung  das  Bestehen  Hlterer  Patente  oder 
schon  in  Druckschriften  hekannter  Beschreihungeti  der  Krtindung 
heraus,  welche  der  Patenterteilung  ocler  der  Gültigkeit  des  Patentes 
in  allen  Ländern  im  Wege  standen,  so  dass  die  grossen,  auf  den 
Patenter  wei  h  im  Auslande  aufgewandten  Kosten  verloren  gingen. 
Dieser  Missstand  wird  durch  die  Gewährung  einer  12 monatlichen 
Prioritätsfrist  aufgeholten,  denn  in  der  Kegel  wird  nach  12  Monaten 
die  Prüfung  durch  den  Vorprüfer  schon  so  weit  erfolgt  sein,  dass 
sich  Uhersehen  lässt.  oh  eine  Anmeldung  im  Auslande  Krfolg  ver- 
spricht oder  nicht. 

Von  gleicher  praktischer  Bedeutung  ist  für  unseren  Handel 
der  hedingungslose  Schutz  der  Warenzeichen  in  sämtlichen  t'nioiis- 
ländern.  Da  die  Voraussetzungen  der  Warenzeicheneintragung  in 
Deutschland,  von  Grosshritannien  ahgesehen.  die  schärfsten  sind,  so 
wird  im  allgemeinen  angenommen  werden  können,  dass  eine  in 
Deutschland  eingetragene  Marke  auch  in  den  (Ihrigen  Ländern  ohne 
weiteres  zur  Kinfragung  gelangen  wird.  In  gleicher  Weise  werden 
auch  die  Bestimmungen  üher  unlauteren  Wetthewcrh.  üher  Namens- 
schutz und  Schutz  gegen  falsche  llerkunftshezeichnungen  unserem 
Handel  im  Auslände  eine  grössere  Sicherheit  gehen  und  ihn  im  Kon- 
kurrenzkämpfe stärken. 

Je  mehr  unsere  Industrie  in  die  Midie  geht,  je  mein-  unser 
Handel  sich  erweitert,  um  so  mehr  wird  naturgemäss  auch  der 
internationale  Schutz  ein  Bedürfnis,  da  sich  der  unlautere  Wett- 
hewerh nicht  dein  schwachen  und  leistungsuntähigen.  sondern  dem 
kräftigen  und  entwickelten  Handel  parasitisch  anheftet.  Wir  können 
es  daher  als  «-in  glückliches  Symptom  unserer  Handelsentw ickelung 
ansehen,  dass  wir  einen  starken  Schutz  hrauchen.    Als  Missstaud  ist 
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es  immer  noch  zu  betrachten,  dass  die  Eintragung;  von  Warenzeichen 
in  allen  Landern  erforderlich  ist,  schon  wenn  man  die  Summe  der 
für  die  Anmeldung  in  den  verschiedenen  Ländern  erforderlichen  Ge- 
buhren in  Betracht  zieht  und  ferner  erwagt,  dass  die  Anmeldung 
im  Auslande  vielfach  die  Bestellung  eines  Vertreters  erfordert.  Es 
ist  daher  zu  hofl'eu.  dass  es  uns  im  Laufe  der  Zeit  gelingen  wird, 
das  Madrider  Abkommen  über  das  internationale  Markenregister  derart 
auszubauen,  dass  es  auch  unserer  Regierung  möglich  sein  wird,  diesem 
Abkommen  beizutreten.  Verhältnismässig  geringfügig  sind  die 
Wirkungen  auf  dem  Gebiete  des  Musterrechts,  denn  wenn  auch  die 
Musteranmeldung  heute  in  allen  Uniotisländern  zulässig  ist,  so  stehen 
der  wirksamen  Ausnutzung  dieser  Möglichkeit  doch  die  Umstünde 
und  die  hohen  Kosten  der  Musteranmeldung  in  den  einzelnen  Ländern 
uud  vor  allem  auch  die  fast  überall  vorgeschriebene  Verpflichtung 
der  Ausführung  der  Muster  im  Inlande  und  die  teilweis»'  bestehende 
\  orschrift  der  Anbringung  einer  Begistermarke  entgegen.  Wenn 
man  bedenkt,  dass  die  grosse  Masse  der  bei  uns  zur  Anmeldung 
gelangenden  Muster  sogenannte  Saisonartikel  sind,  die  in  grossen 
Massen  angemeldet  werden  und  nur  ein  kurzfristiges  Dasein  haben. 
m»  ergibt  sich  ohne  weiteres,  dass  wir  für  die  überwiegende  Mehr- 
zahl der  Muster  den  internationalen  Musterschutz  nicht  in  Anspruch 
nehmen  können.  Ks  ist  daher  auf  internationalen  Kongressen  für 
gewerblichen  Rechtsschutz  angeregt  worden,  nach  Analogie  des 
internationalen  Markenregisters  ein  internationales  Musterregistcr 
zu  scharten,  so  dass  eine  einzige  Hinterlegung  in  allen  Ländern 
gleichen  Schutz  sichern  würde.  Zugleich  wird  energisch  auf  eine 
Beseitigung  des  Ausführungszwanges  für  Muster  hingewirkt. 

Die  Notwendigkeit,  die  Konvention  noch  auszubauen,  verstärkt 
die  Bedeutung  unseres  Beitrittes  zur  Union.  Der  internationale  ge- 
werblicbe  Rechtsschutz  hängt  mit  dem  modernen  Industrie-  und 
Handelsverkehr  in  seiner  Entwiekelung  so  eng  zusammen,  dass  das 
deutsche  Reich  ein  hervorragendes  Interesse  daran  hat,  dass  die  Ge- 
staltung dieses  internationalen  Rechts  nicht  ohne  sein  Zutun  und 
nicht  ohne  Berücksichtigung  der  deutschen  Interessen  erfolge.  Es 
ist  eine  einfache  Folge  der  Weltmachtstellung  unserer  Industrie  und 
unseres  Handels,  dass  wir  auch  an  der  Schaffung  eines  Weltindustrie- 
und  eines  Welthandelsrechts  teilnehmen  müssen.  Da  wir  nicht  im 
Reichstage  sitzen,  sondern  in  einem  Kreis  von  Juristen,  darf  wohl 
Jahrbuch  d*r  Internat.  Vereinigung.  6.  Bd.  18 
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auch  auf  da-  ideale  Moment  hintrewiesen  worden.  dass  es  für  un- 
l»«-utM-he  «hxh  auch  eine  Fhtvnpfli«  ht  ist.  uns  an  den  Bestrebungen 
zu  het«-iligen.  welch»'  auf  einen  allmiihliohen  Ausgleich  der  ver- 
schie«lcncn  Höchte.  sowie  auf  eine  allmähliche  Annäherung  an  eine 
universale  Hecht-einhoit  «rerichtet  sind.  Denn  wenn  es  auch  keinem 
Zweilei  unterlieirt.  da-s  es  eine  ahsolute  l'topie  ist.  eine  allgemeine 
Hechtsgl«-i<  hheit  zu  erwarten  dies  ist  sogar  seihst  innorhalh 
unsere-,  deutschen  Hciches  nicht  einmal  mißlich  und  wünschenswert 
su  i-t  auf  der  anderen  Seite  «in«  Ii  nicht  /u  verkennen,  dass  sehr 
häutig  die  eiirentllmliche  Ausbildung  eines  Hechts  nicht  durch  ge- 
schichtli«  he  und  dun  h  natürliche  \Yrhaltiiisst.  nutwendig  vorge- 
schri«'h«-n  ist.  sundern  dass  auch  Zufälligkeiten.  Z<>itstromungen. 
manchmal  der  Kintiuss  eines  einzelnen  Mannes  genügt,  um  einer 
tn-setztrchun«:  einen  bestimmt«'!!  Charakter  zu  gehen.  Dies«-  innerlich 
nicht  begründeten  l 'ntors«-hiede  allmählich  auszubleichen  und  di«- 
Eigenart  des  Hechts  jedes  Lande«,  auf  das  Mals  zurllckzufHhren.  das 
durch  die  natflrlichen  Fakturen  des  Hechts  geboten  ist.  ist  die  Auf- 
gabe. d«-ron  Verwirklichung  auf  dem  liobieto  des  gewerblichen  Hechts- 
schutzes durch  die  Pariser  Knnventiun  und  ihre  Zusatzabkommen 
angebahnt  ist. 

Dem  Juristen  bietet  das  Kocht-gebiet  d«-s  internationalen  ge- 
werblichen Hechts>chutze>  eine  Fülle  interessant«'!*  Fragen.  Uesehioht- 
liche.  n-ohtsvcrgloichende  Studien,  die  Erforschung  und  Vertiefung 
einzelner  in  der  Praxis  sich  ergebender  Fragen,  schliesslich  die  Er- 
forschung dieses  in  stetem  Flusse  befindlichen  Hechtsgebiets  nach 
seinen  Kntwiekelungsgesetzen  und  damit  zugleich  die  Mitarbeit  an 
«lein  wciioren  Aushau  des  internationalen  gewerblichen  Hechtsschutzes, 
alles  dies  bietet  ein  Arbeitsfeld,  auf  dem  sich  hoflentlich  auch  die 
Mitglieder  unserer  Vereinigung  in  Zukunft  häutiger  und  intensiver 
b«-tätigen  worden,  als  dies  bisher  g«-schehen  ist.  Sie  werden  sehen, 
dass,  wie  ja  (Iberhaupt  auf  jedem  (iehiete  der  Wissenschaft,  auch 
diese  Arbeit  ihren  Lohn  in  sich  selbst  findet. 


Digitized  by  Google 


Mitteilungen 

aus  allen 

Rechts-  und  Wirtschaftsgebieten. 

Die  allgemeinen 
administrativen  Staatenvereine. 

Von 

Dr.  Peter  kazanski, 

ordentlichem  Professor  der  Rechte,  Odessa. 

Die  grossartigen  völkerrechtlichen  Distitute,  mit  denen  sich 
die  folgenden  Zeilen  beschäftigen,  bieten  ein  wissenschaftliches 
Interesse,  nicht  nur  weil  sie  eine  der  wichtigsten  Erscheinungen  des 
heutigen  internationalen  Rechts  darstellen,  sondern  auch,  weil  sie 
unsere  allgemeinen  Kenntnisse  von  der  juristischen  Beschaffenheit 
dts  Völkerrechts  bestätigen,  erweitern  und  präzisieren  und  weil  wir 
in  ihnen,  mehr  oder  weniger  entwickelt,  fast  alles  dasjenige  juristisch 
Neue  finden,  welches  in  so  hohem  Grade  die  theoretische  Bedeutung 
und  die  praktische  Wirksamkeit  des  heutigen  Völkerrechts  hebt. 

Kein  allgemeiner  Gedanke,  kein  allgemeiner  Plan  bildeten  die 
Grundlage  aller  dieser  Staatenvereine.  .Feder  Verein  hat  seine  be- 
sondere Geschichte  gehabt  und  seine  juristische  Struktur  wurde  im 
all  gemeinen  unabhängig  von  dem,  was  die  anderen  Vereine  erreicht 
hatten,  ausgearbeitet.  Die  allgemeinen  juristischen  Züge,  welche  alle 
diese  Vereine  charakterisieren,  /eigen  daher,  dass,  wenn  jeder  Verein 
seinen  besonderen  Zweck  verfolgt,  sie  alle  ein  allgemeines  Bedürfnis 
in  Ordnung  und  Organisation  des  internationalen  Lebens  erfolgreich 
befriedigen.  Das  alte  Problem  der  Umgestaltung  der  völkerrecht- 
lichen Beziehungen  findet  in  ihnen  seine  erste,  obgleich  partielle 
Lösung. 
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Mit  vollem  Hecht  si«>ht  Hosknthai. ')  in  den  allgemeinen  ad- 
ministrativen Vereinen  den  Sieg  der  Interessetisolidarität  der  zivili- 
sierten Völker  11  her  die  partikularistischen  Strömungen.  Sie  bedeuten 
eine  der  edelsten  Erscheinungen  der  gegenwärtigen  kosmopolitischen, 
welthcherrschcnden  Ideen  und  Bestrebungen.  Das  öffentliche  Leben 
ist  in  seine  letzte  Entwickelungsphase  «retreten:  es  ist  universell  ge- 
worden. 

Auf  dem  (iebiete  der  internationalen  sozialen  Beziehungen 
sehen  wir  jetzt  eine  unermüdliche  kodifizierende  und  organisierende 
Tätigkeit,  welche  der  Menschheit  eine  Zukunft  friedlichen  Lebens, 
allgemeiner  harmonischer  Arbeit  und  eines  bis  jetzt  gänzlich  un- 
bekannten Wohlstandes  der  Völker  verheisst.  Hier  finden  wir  die 
ersten  Kiemente  einer  Weltordnung  und  die  Vorbildungen  eines 
Weltrechtes. 

Weltpostverein.  Tclographenvorein  und  einige  andere  admini- 
strative Staatenvereine  sind  mehr  oder  weniger  dem  gebildeten 
Publikum  bekannt:  aber  ihr  juristischer  Inhalt  bietet  doch  auch  so- 
gar den  (ielehrten  in  mancher  Ib-ziehung  etwas  Neues,  wie  denn  auch 
diese  Unionen  schon  der  tiegenstand  wissenschaftlicher  Forschungen 
gewesen  sind.  Die  Kechtslehrer  .Jklunkk.4)  Buit:a)  und  Bki  mai.ti*) 
haben  in  ihren  bekannten  Schriften  Uber  die  Staatenverbindungen 
auch  Uber  die  administrativen  Staatenvereine  sich  ausgelassen. 
Moynikh '')  und  Dkscamps'")  hahen  uns  eine  Beschreibung  der  Bureaus 
der  administrativen  Weltvereine  gegeben.  Mkili7)  hat  eine  Broschüre 
Uber  das  materielle  Hecht  der  internationalen  Vereine  verfasst,  welche 
zu  ihrem  Gegenstände  die  Weltverkehrsanstalten  und  das  geistige 
Eigentum  haben.    Hknai  i/rs)  und  Lavou.kk9)  hahen  von  der  thco- 

M  Internationales  Frucht  recht,  Jena  185»  1,  S.  2!>*i. 

2)  Die  Lehre  von  den  StaatenverbindmiLren.  Wien  1882. 

;t)  Theorie  der  Staatenverbindungen.  Stuttgart  188ti. 

*)  Unioni  e  combiuazioni  fra  gli  stati.  gli  stati  composti  e  lo  etato 
federale.  Torino  18!»1 

b)  Les  bureaux  internationaux  des  unions  universelles,  (iem-ve  18H2. 

fi)  Les  ol'lices  internationaux  et  leur  avenir.  Bruxelles  ISiM. 

7)  Die  internationalen  Unionen  über  das  Recht  der  Weltverkehrs- 
anstalten und  des  geistigen  Eigentums.  Leipzig  lsys'.t. 

*-  Les  unions  internationales,  leurs  avantages  et  h>urs  inconvenients. 
Hevue  generale  de  droit  international  public  WH),  p.  14  2.">. 

9)  Los  unions  internationales.  Kcvue  d'histoire  diplomatique.  1887, 
p.  831—862. 
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retischen  und  praktischen  Bedeutung  dieser  Vereine  geredet.  Kndlich 
hat  der  Verfasser  dieses  Artikels  im  Jahre  1897  unter  demselben 
Titel  „Die  allgemeinen  administrativen  Staatenvereineu  eine  drei- 
bändige Untersuchung  in  russischer  Sprache  in  Odessa  und  ver- 
schiedene Artikel  in  russischen  und  ausländischen  Zeitschriften  Uber 
die  einzelnen  Vereine  veröffentlicht. 

Die  internationalen  Staatenverhändo.  welche  wir  hier  wissen- 
schaftlicher Forschung  unterziehen,  sind  Bildungen  unserer  Zeit.  „Les 
unions  et  les  associations  internationales"  lesen  wir  bei  Lavoli.kk1) 
„constituent  la  derniere  phase  d'evolutions  eontemporairc  du  droit 
de  gens-.  Sehr  richtig  auch  findet  Lkvikix*)  in  ihnen  die  Charak- 
teristik der  Epoche.  Der  älteste,  „der  geodätische",  Verein  hat  eine 
Dauer  von  nicht  mehr  als  ;$8  Jahren  zu  verzeichnen.  Der  jüngste 
»für  den  Eisenbahnfrachtverkehr-  ist  im  Jahre  1890  gegründet. 

Das  geltende  Völkerrecht  zeigt  uns  9  solcher  vollkommen  ent- 
wickelten Vereine:  den  geodätischen  und  den  metrischen  Verein,  den 
Post-,  den  Telegraphen-  und  den  Eisenhahnfrachtrechtverein,  den 
Verein  für  die  Veröffentlichung  der  Zolltarife,  die  Vereine  für  das 
gewerbliche  und  für  das  literarisch-artistische  Eigentum.  Ausserdem 
gibt  es  noch  eine  ganze  Keihe  anderer  völkerrechtlicher  Institutionen, 
welche  den  genannten  sehr  nahe  stehen,  ohne  alle  Eigenschaften 
derselben  zu  besitzen.  Zu  diesen  gehören  folgende:  die  Keblaus- 
konventioti.  der  Vertrag  über  die  Verwaltung  des  Leuchtturms  in 
Spartel.  der  Verein  wissenschaftlicher  Akademien  verschiedener  Länder, 
der  bibliographische  Vertrag  etc.  Wir  werden  hier  nur  die  ersten 
neun  im  Auge  behalten. 

Die  uns  beschäftigenden  Vereine  sind  im  wahren  Sinne  des 
Wortes  Schöpfungen  der  Weltkultur.  Jeder  grosse  Staat  hat  etwas 
Neues  der  (ieschichte  dieses  Vereins  zugeführt:  Deutschland  das 
Licht  seiner  Wissenschaft  und  die  Erfahrungen,  welche  es  aus  den 
nahen  Beziehungen  der  verschiedenen  deutschen  Staaten  geschöpft 
hat.  Frankreich  edle  Begeisterung  und  Anregung.  England 
seinen  Konservativismus  und  praktischen  Sinn,  welche  auch  nicht 
zu  unterschätzen  sind,  wo  Fragen  Uber  Neubildungen  des  Rechts 
entstehen. 

1  Lea  uuionB  internationale«.    Revue  d'hixtoire  diplomatique.  1887, 

p.  861. 

'J<  Essai  sur  Involution  du  droit  international,  Bmxellea  18i»2.  p.  17. 
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Belgien  und  die  Schweiz,  welche  im  allgemeinen  den  politischen 
Tendenzen  der  tm»smächte  fernstehen,  hahen  sich  bereitwillig  als 
Agenten  in  den  Dienst  aller  Staaten  gestellt  zum  Zweck  der  Gründung 
der  meisten  administrativen  Vereine  und  der  Beaufsichtigung  ihrer 
<  >rgane. 

Kndlich  hat  Kusslnnd  auch  hier,  wie  in  verschiedenen  anderen 
Fällen,  einen  „wirklichen  völkerrechtlichen  Kechtsidcalismus"  gezeigt, 
indem  es  vieles  getan  hat.  um  die  Gründung  des  Antisklaverei- 
vereins  zu  sichern,  ohne  in  Afrika  irgend  welche  Kolonien  zu  besitzen. 
Ks  hat  weiterhin  den  geodätischen  Verein,  welcher  Preussen  so  viel 
Nutzen  gehracht  hat.  hei  seiner  Gründung  entschieden  unterstützt. 
Ks  hat  den  metrischen  Vertrag  unterzeichnet,  ohne  sich  seihst  des 
metrischen  Systems  zu  hedienen.  Ks  hat  dem  Tarifvereine  grosse 
Summen  für  seine  Publikationen  zugeführt,  ohne  auf  eine  Ver- 
öffentlichung der  Tarife  auch  in  russischer  Sprache  zu  dringen  etc. 
Kiuige  Staaten  hahen  allerdings  mehr  Interesse  ftlr  die  einen  Vereine, 
andere  wieder  für  die  anderen  gezeigt.  Deswegen  sind  diese  Welt- 
organismen nicht  ganz  frei  von  einem  nationalen  Gepräge.  Die 
Vereine  für  das  gewerhliche  und  für  das  literarisch-artistische 
Kigeutum  sind  hauptsächlich  Schöpfungen  romanischen  (feistes,  der 
Postvereiu.  der  Eisenbahnl'rachtrechtverein  mehr  des  germanischen. 

Die  Form  der  Staatenverltinduugen.  welche  wir  in  den  allgemein 
administrativen  Vereinen  sehen,  wurde  nicht  leicht  und  nicht  gleich 
gefunden.  Unter  einigen  benachbarten  Staaten  gab  es  zwar  früher 
ähnliche  Institutionen,  z.  K.  den  deutsch-österreichischen  Postvereiu. 
den  deutsch-österreichischen  Telegraphenvereiu.  den  deutschen  Zoll- 
verein, die  Donaukommission  etc..  aber  es  blieb  immer  die  Frage 
offen,  ob  derartige  Bildungen  auch  den  allgemeinen  Bedürfnissen  der 
Menschheit  dienen  könnten.  Zum  Zwecke  der  Befriedigung  der 
sozialen  Interessen  aller  Völker  wurde  zunächst  ein  Versuch  mit 
anderen  Organisationen  gemacht:  mit  nationalen  Organen,  welche 
weite  internationale  Ziele  verfolgen  (die  metrische  Organisation  im 
.lahre  1872):  mit  internationalen  Associationen  von  Privatpersonen 
(Association  internationale  litteraire  artistique.  der  Verband  deutscher 
Kisenbahnverwaltungen).  mit  faktischer  Annäherung  verschiedener 
mehr  oder  weniger  grosser  Vertragsgruppen  der  Staaten  (der 
Telegraphenverein  vor  dem  Jahre  18t»"»).  Das  hat  aber  zu  keinen 
positiven   Resultaten   geführt.     Die  Frage   der  Nützlichkeit  und 
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Möglichkeit  der  betstehenden  Art  administrativer  Staatenverbindungen 
wurde  zumeist  auf  den  ersten  drei  Kongressen  des  Telegraphenvereins 
11865,  186K,  1871/72)  prinzipiell  erörtert  und  gelöst.  Per  erfolg- 
reiche Versuch,  welcher  mit  allen  bestehenden  Vereinen  gemacht 
wurden  ist,  hat  die  Zukunft  dieser  Art  von  Staatenverbindungen 
ausser  Frage  gestellt. 

Die  Geschichte  eines  jeden  Vereins  ist  immer  mit  den  Namen 
einiger  Männer  verknüpft,  welche  sich  um  ihn  als  Urheber  oder  erste 
Arbeiter  grosse  Verdienste  erworben  haben:  so  mit  dem  geodätischen 
Vereine  der  Name  des  Generals  Beyer,  mit  dem  Postvereine 
die  Namen  Blair  und  Stephan,  mit  dem  Verein  ftlr  das  gewerbliche 
Kigentum  —  Makfic  und  Armstrong,  mit  dem  literarisch- 
artistischen Clunet.  mit  dem  Tarifvereiii  Bernaert.  mit 
dem  Eiseubahnfrnchtrochtvorein        do  Seigneux  und  Christ  etc. 

Die  Kämpfer  ftlr  die  neuen  Ideen  verbanden  sich  nicht  *elten 
zu  grossen  internationalen  Associationen.  So  war  es  in  der  Ge- 
schichte  des  metrischen,  des  literarisch-artistischen,  des  Antisklaverei- 
uud  des  Eisenbahnfrachtrechtvereins.  Die  internationale  Politik  ist 
nicht  mehr  Sache  der  Regierungen  und  der  Diplomaten.  In  die 
Tätigkeit  der  Staatsmänner  strömt  tiberall  eine  hohe  Welle  der 
Privatinitiative  und  Privattätigkeit,  welche  Gerechtigkeit .  Leben, 
neue  Aufgaben  und  neue  Mittel  mit  sich  fuhrt. 

Die  offizielle  Geschichte  eines  jeden  Vereins  beginnt  aber  ei  st 
dann,  als  die  eine  oder  die  audere  Regierung  die  neue  Idee  auf- 
nahm und  die  Berufung  einer  internationalen  Konferenz  zur  Beratung 
der  neuen  allgemeinen  Aufgabe  der  Staaten  vorschlug.  In  einigen 
Vereinen  währte  die  Periode  der  offiziellen  Grtlndung  sehr  lang. 
m»  z.  B.  bei  dem  Eisenbahnfrachtrechtverein  15  Jahre,  wahrend 
welcher  Zeit  vier  Konferenzen  berufen  wurden. 

Nach  diesen  einleitenden  Bemerkungen  können  wir  zur  Über- 
sicht des  juristischen  Inhalts  unserer  Vereine  schreiten.  Die  Welt- 
literatur hat  drei  Arten  von  Definitionen  des  Begriffs  der  allgemeinen 
administrativen  Staatenvereine  aufzuweisen.  Die  beiden  ersten 
Theorien  werden  von  den  Franzosen,  die  dritte  von  den  Deutschen 
und  Russen  vertreten.  Die  erste  Theorie  (MoYxifcu,  Dkscamps.  Lavom.kk) 
wühlt  als  charakteristisches  Zeichen  die  Universalität  dieser  Unionen. 
Dm<amps  sagt:   «Der  Verein  und  der  Weltvertrag  sind  ein  und 
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derselbe  Degrirt'-. ')  Die  zweite  Theorie  (Hknaii.t  u.  a.)  findet 
das  charakteristische  Merkmal  in  «lein  Umstände,  dass  diese  Vereine 
das  Völkerrecht  kodifizieren.  Kndlich  die  dritte  Theorie  proklamiert 
als  das  wesentliche  Klcment  der  Vereine  die  von  ihnen  ins  Lehen 
gerufene  Organisation. 

.1  Kt-i.iNKK  * >  hetont  als  das  Wesentliche,  dass  der  Verein  sich 
in  den  eigenen  < »rganen  sichtbar  zum  Ausdruck  bringt.  IIkik3)  ver- 
langt fllr  den  Degrirt'  des  Vereins  eine  rechtliche  Organgemeinschaft 
oder  die  Kxistenz  von  untergeordneten  gemeinsamen  Organen.  Die- 
selhen  Ideen  in  mehr  oder  weniger  präziser  Form  sind  hei  Roszkow.hki,4) 
1'kki  ss.  'i  von  Siknoki,,'1)  Hoi.in-.I AKgt  KMYN.s ' )  und  anderen  zu  linden. 

Die  erste  Gruppe  von  1  »etinitioiicn  lieht  eine  wirkliehe  Eigen- 
schaft unserer  Vereine  hervor:  aher  diese  Eigenschaft  genügt  nicht, 
um  sie  von  anderen  Staatenvei  bindungen  zu  unterscheiden.  Nehen 
jenen  Welt  Verträgen  hestehen  noch  andere  Gebilde,  welche  aher 
keine  eigentlichen  administrativen  Staatenvereine  sind,  z.  H.  die 
Haager  Konvention  vom  Jahre  1S°,«>.  die  Hanger  Konvention  vom 
Jahre  1  S!H».  die  Genfer  Konvention  vom  .Jahre  lMlii»  etc. 

Die  zweite  Theorie  hietet  eine  irrige  Definition,  denn  es  gibt 
administrative  Vereine,  welche  keinerlei  Kodifikation  des  Völker- 
rechts scharten. 

Was  die  dritte  Theorie  anbetrifft,  so  könnten  wir  sie  für  richtig 
halfen,  wenn  wir  als  genus  proximum  die  allgemeinen  administrativen 
Verträge  der  Staaten  wählten.  Es  ist  ein  guter  (4 rund  dazu  vor- 
handen, weil  die  Organisation  tatsächlich  das  wesentliche  Element 
der  \\ " ereine  ist.  i  herhaupt  muss  ich  hemerken.  dass  man  ge- 
schichtlich die  Charakteristik  der  verschiedenen  Staateuvereine.  sogar 
politischer  Vereine,  immer  in  der  Verschiedenheit  ihrer  Organisation 
gesucht  hat.        Denken  wir  aher  daran,  dass  der  Hegriff  der  all- 

1)  Annuaire  de  l'ltist it ut  de  droit  international  p.  8.  p.  35». 

2)  ibid.  p.  bw-iw).  it;:$. 

3)  Und.  p.  H2  ff. 

4|  Über  das  Wesen  und  die  <  »rganisation  der  intern.  Staatengemein- 
schaft.   Zeitschrift  fllr  Intern.  Privat-  und  Strafreeht  189H.  S.  25H  27*. 

'•)  Gemeinde,  Staat.  Reich  als  Gebietskörperschaften.  18K9  und:  Das 
Völkerrecht  im  Dienste  des  Wirtschaftslebens,  1H91. 

ö|  Die  Staatsvertniire  und  das  moderne  Völkerrecht.  Allgemeine 
Zeitung.  September  1H!»2.  1.  (i.  7.  1<> 

Annuaire  de  llnslifut  de  droit  international.  XI.  p.  32"). 
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gemeinen  administrativen  Staatenverträge  in  der  heutigen  Literatur 
nicht  ganz  bestimmt  ist.  so  werden  wir  versuchen,  neben  der 
Organisation  noch  einige  andere  Kennzeichen  hervorzuheben. 

Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  dürfte  die  richtige  Begriffs- 
bestimmung folgendermasson  formuliert  werden.  Die  allgemeinen  ad- 
ministrativen Vereine  der  Staaten  sind  die  Welt  Verträge  der  Staaten, 
welche  eine  internationale  Organisation  zur  Verfolgung  administrativer 
Aufgaben  allgemeiner  Natur  geschaffen  haben.  Diese  Definition  um- 
fasst  somit  folgende  Elemente:  1.  allgemeiner.  2.  administrativer. 
■\.  organisierter  4.  Vertrag  5.  der  Staaten. 

Ks  bestand  ein  wirkliches  Bedürfnis.  «Uesen  Begriff  zu  kon- 
struieren. Er  deutet  auf  eine  neue  grossartige  Erscheinung  im 
juristischen  Leben  der  Welt  hin.  welche  von  unvergleichlicher 
praktischer  und  theoretischer  Bedeutung  ist.  Er  ergänzt  unsere 
Kenntnisse  im  Bereiche  der  verschiedenen  Staatenbeziehungen  und 
Staatenverbindungen. 

I' literziehen  wir  jetzt  die  verschiedenen  Elemente  unserer  De- 
finition einer  Prüfung.  Zunächst  aber  bemerken  wir  einiges  Uber 
die  üblichen  Benennungen  der  Vereine. 

Professor  Jkm.inkk  nennt  sie  internationale  Verwaltungs- 
blindnisse (internationale  Verwaltungsvereine),  organisierte  Vor- 
waltungsbündnisse.  Professor  Bim;  Staatenvereine  mit  gemein- 
samen untergeordneten  Organen.  Professer  Mkili  internationale 
Unionen.  Rechtsunioneu.  Verwaltungsinstitute.  Weltinstitute  etc.. 
Moymkk  und  Descamps  Weltunionen,  Weltassociationen  etc. 
Was  die  offizielle  Sprache  anbetrifft,  so  sind  der  Antisklavereivorein 
und  der  Einbahufrachtrechtverein,  ebenso  der  geodätische  Verein  in 
der  deutschen  Sprache  und  der  metrische  Verein  sowie  der  Tele- 
graphenverein in  ihren  Vertrügen  ganz  kurz  ..Konventionen-  oder 
-Verträge-  genannt.  In  allen  sonstigen  Fallen  werden  diese  und  alle 
(Ihrigen  Vereine  offiziell  „Vereine-  oder  .Unionen-  genannt.  Es  ist 
ferner  zu  erwähnen,  dass  der  geodätische  Verein  und  der  Verein  für 
die  Publikationen  der  Tarife  auch  zuweilen  als  ..Associationen-  be- 
zeichnet werden. 

Wir  ziehen  unsere  Benennung  „allgemeine  administrative 
Staatenvereine"  vor.  weil  sie  alle  Elemente  der  richtigen  Definition 
umfasst.  Vergessen  wir  nicht,  dass  die  Benennung  die  erste  Definition 
des  Begriffes  ist.    l'nsere  Benennung  vereinigt  zu  einem  Oanzcu  alle 
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die  wirklieh  wesentlichen  Prädikate,  welche  von  anderen  Autoren 
festgestellt  worden  sind.  Der  schwache  Punkt  liegt  nur  im  Worte 
„Verein-*.  Wir  verstellen  darunter  »  inen  organisierten  Vertrag,  d.  h. 
einen  Vertrag,  welcher  eine  internationale  Organisation  Geschäften 
hat.    Darüber  werden  wir  später  noch  einiges  hinzuführen. 

Ki  stens  ist  jeder  Verein  ein  völkerrechtlicher  Vertrag.  Die 
vertragsreehtliche  Natur  der  Institute  des  Völkerrechts  unterscheidet 
sie  im  (J runde  von  den  gesetzlichen  Instituten  des  inneren  Kechts. 
Die  Lehre  von  dem  völkerrechtlichen  Vertrage  ist  ehenso  wichtig 
für  das  Völkerrecht,  wie  die  Lehre  von  dem  tiesetze  für  das  innere 
Hecht.  Mit  KUcksicht  darauf,  dass  es  auf  einem  \  ertrage  beruht, 
kann  gewiss  kein  Verein  eine  völkerrechtliche  Persönlichkeit  sein, 
ein  Subjekt  des  Völkerrechts  werden.  Oer  Vereins  vertrag  kann  ver- 
schiedene Formen  haben. 

Die  (irundlagcn  des  Kechts  eitles  jeden  Vereins  sind  gewöhnlich 
in  dem  tieneralvertrage  oder  in  der  Generalkonvention  zu  suchen. 
Oie  minder  wichtigen  Kegeln,  vornehmlich  die  technischen  Vor- 
schriften, werden  im  allgemeinen  in  dem  Vereinsreglement  formuliert. 
Kndlich  sind  die  Vorschriften  inbetrefl  der  Organisation  und  der 
Funktionierung  des  Zentralbureaus  des  Vereins  auch  in  einem  be- 
sonderen Keglement  festgelegt.  Dieses  Keglement  wird  entweder 
von  dem  Zentralbureau  selbst  oder  von  der  Kegierung  dos  Staates, 
in  dem  sich  das  Kureau  befindet,  ausgearbeitet.  In  beiden  Füllen  ist 
jenes  Keglement  auch  als  ein  völkerrechtlicher  Vertrag  aufzufassen, 
weil  für  seine  Inkrafttretung  eine  formelle  oder  stillschweigende 
Bestätigung  von  allen  Vereinsstaateu  nötig  ist. 

Der  (ieneral vertrag  ist  immer  ein  diplomatischer  Akt.  d.  h. 
auf  einem  Kongresse  oder  auf  einer  Konferenz  von  Diplomaten  unter- 
zeichnet und  auf  diplomatischem  Wege  ratifiziert.  Daher  tragen 
sogar  die  Postbeamten,  welche  den  Weltpostkongress  bilden,  einen 
diplomatischen  Charakter.  Der  General  vertrag  des  geodätischen 
Vereins  wird  zwar  von  den  gelehrten  Geodäten  ausgearbeitet, 
ratifiziert  wird  er  jedoch  auch  auf  diplomatischem  Wege. 

Das  Keglement  wird  gewöhnlich  von  den  administrativen  Be- 
amten auf  einer  administrativen  Konferenz  formuliert.  Ks  wird  auch 
nicht  ratifiziert,  sondern  nur  von  den  hohen  administrativen  Behörden 
der  entsprechenden  Staaten  bestätigt.  Wir  müssen  jedoch  gestehen, 
dass   die  Verschiedenheit   der  diplomatischen  und  administrativen 
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Akte  nicht  in  allen  Vereinen  genügend  durchgeführt  ist.  Am 
boten  ist  das  juristische  Material  zwischen  der  (Jeneralkonvention 
und  dem  Reglement  in  dem  Telegraphenvereine  geteilt. 

Der  Vereinsvertrag  ist  immer  auf  eine  unbestimmt«  Frist  obli- 
gatorisch. Wenn  ein  Vertrag  durch  einen  anderen  ersetzt  wird,  so 
fahrt  der  Verein  doch  immer  fort  zu  existieren,  weil  die  Verände- 
rungen in  den  Vereinsakten  stillschweigend  oder  formell  in  dem 
Yereinsrechte  vorgesehen  werden. 

Das  Kecht  der  administrativen  Staatenvereine  enthalt  einen 
reichen  Komplex  von  publizistischen,  nämlich  administrativen  und 
von  zivilistischen  Normen.  Die  Vereine  für  das  gewerbliche  und 
ftlr  das  literarisch-artistische  Eigentum  haben  uns  ein  System  vor- 
herrschend zivilistischer  Natur  gegeben,  die  Post-,  Telegraphen-  und 
Antisklavereivereine  hauptsächlich,  der  geodätische,  der  metrische 
und  der  Tarifverein  ausschliesslich  ein  System  administrativer 
Normen. 

Der  Verein  für  den  Eisenbahnfrachtverkehr  enthält  einen  ganzen 
Kisenbahnrechtskodex.  Zeigen  uns  die  Vereine  im  allgemeinen  eine 
glänzende  Ausarbeitung  eines  jeden  Vertrages  und  seiner  einzelnen 
Kegeln,  so  ist  der  Eisenbahnfracht  vertrag  einer  der  ersten  hervor- 
ragenden Versuche  der  Koditizierung  des  internationalen  Zivilrechts. 
Wenn  wir  für  die  Vorbereitung  eines  Weltrechts  tätig  sein  wollen, 
»o  müssen  wir  auch  das  Kecht  der  Vereine  dogmatisch  bearbeiten 
und  durch  die  vergleichende  Erforschung  der  verschiedenen  Vertrüge 
und  tiesetze  über  ihre  Lebensbeziehungen  neue  Prinzipien  und 
neue  Normen  für  die  Erweiterung  und  bessere  Gestaltung  der  Ver- 
einsverträge finden. 

Das  Vereinsrecht  beraubt  nicht  die  Staaten  des  Hechts  auf  eine 
innere  Gesetzgebung  zur  Regulierung  derselben  Beziehungen  und  auf 
deu  Abschluss  neuer,  selbst  organisierter  Verträge  mit  dritten  Staaten 
oder  miteinander,  nur  dürfen  diese  dem  Vereinsrechte  nicht  wider- 
sprechen. Solche  Verträge  oder  engere  Vereine  können  auch  dem 
allgemeinen  Vereins  vertrage  angeschlossen  werden.  Eine  grosse  Ent- 
wicklung haben  diese  besonderen  Verträge  in  dem  Weltpostverein 
erfahren. 

Als  Mitglieder  der  Vereine  treten  die  verschiedenen  Staaten 
auf.  I  nter  diesen  Staaten  finden  wir  nicht  nur  unabhängige,  sondern 
auch  abhängige,  wie  z.  R.  Bulgarien,  Tunis  und  Sansibar:  einfache 
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und  zusammengesetzte  Staaten,  wir  z.  D.  Deutschland,  dir  Vereinigten 
Staaten,  die  Schwei/.  Die  Mitglieder  einer  Kcalunion  treten  ge- 
wöhnlich einzeln  auf.  ebenso  Osterreich  und  Ungarn.  Schweden  und 
Norwegen.  Ks  gibt  aber  auch  Ausnahmen,  in  denen  die  Staaten  der 
Kcalunion  gemeinsam  einen  Vertrag  unterzeichnen. 

Im  allgemeinen  fungieren  mehr  als  '»0  Staaten  als  Mitglieder 
der  verschiedenen  Vereine  Nur  Ü  romanische  Staaten,  nämlich 
Italien.  Frankreich  und  Belgien,  sind  in  allen  1»  Vereinen  vertreten; 
■  >  andere:  Kngland.  Dänemark.  Norwegen.  Spanien  und  die  Schweiz, 
jedes  in  S  Vereinen:  die  übrigen  in  einer  geringeren  Zahl  von 
Vereinen. 

An  -\  Vereinen,  nämlich  am  Telegraphen-,  Post-  und  Tarif- 
verein, nehmen  neben  den  Staaten  auch  Kolonien  und  andere  Be- 
sitzungen  teil,  hauptsächlich  Kolonien  Kuglands.  Die  Erklärung 
dieser  Erscheinung  dürfte  darin  zu  suchen  sein,  dass  die  Kolonien 
oft  eine  gewisse  Selbständigkeit  in  administrativen  Beziehungen 
haben.  Alles  dieses  ist  sehr  wichtig  für  die  Lehre  von  den  völker- 
rechtlichen Subjekten. 

Das  Geltungsgebiet  des  Vertragsrechts  erstreckt  sich  auf  alle 
Besitzungen  der  Vertragsstaaten,  wenn  nichts  anderes  im  Vereins- 
vertrage angeordnet  worden  ist.  So  z.  B.  bestimmen  die  Vereine 
für  das  gewerbliche  und  literarisch-artistische  Kigentum,  dass  das 
Vereinsreeht  nur  in  den  besonders  benannten  Kolonien  und  Be- 
sitzungen Gültigkeit  hat.  Zu  dem  Gebiete  eines  jeden  Vereins  ge- 
hören natürlich  die  Schiffe  unter  der  Flagge  jedes  Fnionsstaates. 
In  dem  l'ost vereine  und  in  dem  Telegraphenvereine  finden  wir  auch 
Kegeln  über  die  Beziehungen  zwischen  den  rnionsmitgliedern  und 
den  auswärtigen  Staaten. 

Alle  Mitglieder  eines  jeden  Vereins  sind  im  Prinzip  gleich- 
berechtigt. Aber  Kngland  mit  seinen  Kolonien  hat  mehrere  Stimmen 
in  den  Vereinen,  welchen  diese  Kolonien  angehören.  Der  Staat,  in 
dein  sich  das  Zentralbureau  des  Vereins  befindet,  fungiert  gewöhnlich 
im  Namen  aller  Staaten  als  beaufsichtigende  Behörde  dem  Bureau 
gegenüber.  Die  verschiedenen  Staaten  unterstützen  pekuniär  nicht 
in  gleicher  Weise  die  Vereine.  Ks  bestehen  in  juristischer  Hinsicht 
mich  andere  weniger  bedeutende  und  hier  zu  übergehende  Unter- 
schiede zwischen  den  Vereinsstaaten. 
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Ein  neues  interessantes  Kennzeichen  der  Vereine  ist  ihre  all- 
gemeine, ja  sogar  universelle  Natur.  Sie  treten  als  Träger  allge- 
meiner Interessen  der  Staaten  auf.  Jeder  Verein  umfasst  eine  grosse 
Anzahl  von  Mitgliedern,  der  Postvereiii  gegen  <J0  Staaten  und  Kolonien. 

.Jeder  fremde  Staat  hat  freien  Zutritt  zu  jedem  Vereine.  Nur 
in  dem  metrischen  und  dem  geodätischen  Vereine  fehlen  spezielle 
Kegeln  inbetreff  des  Eintritts;  aber  auch  hier  ist  das  Recht  der 
fremden  Staaten,  sich  dem  Vereine  mittelbar  anzuschliessen.  in  den 
verschiedenen  Artikeln  anerkannt. 

Die  Existenz  des  Vereins  ist  von  dem  Austritt  der  einzelnen 
Mitglieder  nicht  abhängig.  Das  Kecht  des  Eintritts  und  Austritts 
ist  mit  gewissen,  nicht  allzu  verwickelten  Formalitäten  und  Be- 
dingungen verbunden. 

Selbstverständlich  müssen  diese  Kegeln  in  hohem  Grade  die 
Entwickelung  der  Vereine  fördern.  Es  wäre  sehr  wünschenswert, 
wenn  in  allen  Vertrügen,  welche  allgemeine  Interessen  der  Völker 
zu  ihrem  Gegenstände  haben,  derartige  Kegeln  vorhanden  wären. 
Die  grossen  Vorteile  und  auch  einige  Mängel  der  Kollektiv-Verträge 
sind  so  oft  in  der  Weltliteratur  eingehend  erörtert  worden,  dass  es 
unnütz  ist.  hier  noch  von  ihnen  zu  reden. 

Unsere  Vereine  sind,  wie  gesagt.  Institute  des  internationalen 
administrativen  Kechts.  Unter  der  Benennung  „völkerrechtliche  Ad- 
ministration" verstehen  wir  die  Tätigkeit  der  Staaten  und  ihrer 
Organe,  der  internationalen  Associationen  und  intel  nationalen  Organe, 
welche  die  Befriedigung  internationaler  sozialer  1  Titeressen  zu  ihrem 
Zwecke  haben. 

Die  Entwickelung  der  internationalen  sozialen  Interessen  ist 
das  charakteristische  Merkmal  der  gegenwärtigen  Epoche  der  V\  elt- 
geschichte, wie  die  Entwickelung  der  inneren  staatlichen  Interessen 
der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  das  eigentümliche  Gepräge  ver- 
lieh.   Neben  dem  offiziellen  Wirken  der  Staaten  und  ihrer  Organe 
entwickelt   sich   hier   eine   rege  Tätigkeit  grosser  internationaler 
wissenschaftlicher,  wirtschaftlicher,  beruflicher  und  anderer  Asso- 
ciationen privaten  Charakters.    Wir  können  hierin  die  Anfänge  einer 
internationalen  Selbstverwaltung  erblicken,  welch.«  in  Zukunft  eine 
grosse   Erfolge  verspricht.     Die  Fortschritte  des  Völkerrechts  in 
letzter  Zeit  beziehen  sich  alle  auf  das  private  und  administrativ«' 
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Hecht  Die  politischen  Orundlagen  der  internationalen  Ordnung  sind 
last  unberührt  geblieben. 

Die  grös<te  Bedeutung  für  die  Oesehi«  lite  der  Vereine  halten 
die  wirtschaftliehen  Interessen  der  Völker  gehabt,  welche  ja  auf  allen 
Oebietcn  der  nationalen  und  internationalen  Beziehungen  ihren  Kin- 
tluss  geltend  machen.  Andere  Einflüsse  sind  jedoch  nicht  ausge- 
schlossen. Zwei  Vereine  verfolgen  hauptsächlich  wissenschaftliche 
Zwecke:    der    metrische    und    der    geodätische.  Andere  ent- 

wickeln das  Hecht  und  die  Organisation  der  Weltverkehrsanstalten: 
der  Telegraphen-,  der  Post-  und  der  Kiscnbahnfrachtrechtsvercin. 
Zwei  Vereine  fördern  das  geistige  Lehen  der  Völker:  der  Verein  für 
das  gewerbliche  und  der  Verein  für  das  literarisch-artistische  Eigen- 
tum. Hin  Verein  hat  die  Bedürfnisse  des  internationalen  Handels 
im  Auge:  der  Verein  für  die  Veröffentlichung  der  Zolltarife.  Endlich 
sehen  wir  einen  Verein,  welcher  humanitäre  Aufgaben  verfolgt:  der 
Antisklavereiverein. 

Ks  bleibt  nur  übrig,  das  letzte  Kennzeichen  der  Vereine,  ihre 
Organisation,  zu  besprechen.  Die  Krage  der  Organisation  nimmt 
bei  allen  Vereinen  eine  hervorragende  Stellung  ein.  In  einigen  besteht 
sogar  der  ganze  juristische  Inhalt  des  Vertrages  aus  Organisationen. 

Die  Verfassung  bildet  nicht  nur  das  wesentliche,  sondern  auch 
das  wichtigste  und  interessanteste  Kennzeichen  der  Vereine.  Der 
Vertrag,  welcher  eine  internationale  Organisation  geschaffen  hat.  ist 
nicht  mehr  ein  einfacher  Vertrag,  sondern  ein  Verein.  In  der  Er- 
schaffung von  Organen  erreicht  das  öffentliche  Hecht  den  höchsten 
Punkt  seiner  möglichen  Entwickelung.  Mit  dem  Erscheinen  von 
internationalen  Organen  fallt  als  ganzlich  überflüssig  die  Krage  nach 
der  juristischen  Natur  des  Völkerrechts  fort. 

Die  Vereinsverfassung  besteht  zuweilen  aus  einem  Organe  oder 
aus  J.  sogar  aus  noch  mehreren.  In  den  Vereinen,  welche  eine  voll- 
ständige Organisation  besitzen,  finden  wir  folgende  drei  Organe:  An 
der  Spitze  steht  gewöhnlich  ein  Vereinskongress  oder  eine  Vereins- 
konferenz: nur  zwei  Vereine  der  Antisklavereiverein  und  der 
Tarifverein  —  haben  keine  Vereinsversammlung.  Das  untergeordnete 
oder  exekutive  Organ,  welches  wir  bei  allen  diesen  Instituten  finden, 
heisst  „Zentralbureau"'  oder  „Zentralstelle"*.  Der  Antisklavereiverein 
besitzt  sogar  zwei  HureaHs.  Endlich  wird  in  zwei  Vereinen,  nilmlich 
in  dem  Postverein  und  in  dem  Eisenbahnfrachtrechtverein,  die 
Organisation  durch  ein  Schiedsgericht  ergänzt. 
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Pie  Vereinsversammlung  ist  das  höchste  Organ  eines  jeden 
Vereins.  In  ihren  Händen  liegt  die  Entwickelung  und  die  Führung 
der  ganzen  Sache.  Ihre  Aufgabe  besteht  in  der  Ennögliehung  der 
Willenseinigung  der  Vereinsstaaten  inbetreff  aller  möglichen  Fragen 
ihres  gemeinsamen  Unternehmens. 

Die  gewöhnliche  Bezeichnung  der  Vereinsversammlung  ist 
„Konferenz".  Nur  im  Postverein  heisst  sie  Kongrcss;  aber  auch 
hier  besteht  neben  dem  Kongresse  eine  Konferenz,  welche  jedoch 
bisher  zu  keiner  Entwickelung  gelangt  ist.  In  einigen  Vereinen 
wird  die  Organisation  und  die  Tätigkeit  der  Konferenz  mehr,  in  den 
anderen  weniger  ausführlich  geordnet. 

Die  Kompetenz  der  Vereinsversammlung  ist  im  Prinzip  durch 
nichts  beschrankt.    In  der  Praxis  umfasst  sie  folgende  Punkte: 

1.  Juristische  Normen  des  Vereinslebens. 

2.  Mehr  oder  weniger  wichtige  Fragen  der  Administration. 

■1.  Alle  amtlichen  Beziehungen  der  Konferenz  selbst  und  der  anderen 

Organe  des  Vereins. 
4.  Verschiedeue  wissenschaftliche  und  theoretische  Fragen  bei  zwei 
Vereinen:  dem  geodätischen  und  metrischen. 

Jedes  Mitglied  des  Vereins  hat  das  Recht,  einen  Abgeordneten 
auf  die  Konferenz  zu  senden.  Diese  Delegierten  sind  diplomatischen 
Charakters,  nur  diejenigen  auf  den  Telegraphenkonferenzen,  welche 
die  nebensächlichen  Fragen  des  Hechts  und  Wirkens  dieser  Union 
beurteilen,  sind  einfache  administrative  Beamte. 

Das  Vereinsrecht  bestimmt  im  allgemeinen  nicht  die  Zahl  der 
Staaten,  welche  auf  der  Konferenz  vertreten  sein  müssen,  damit  die 
Versammlung  beschlussfilhig  sei.  Nur  in  dem  geodätischen  Verein 
ist  für  die  Gültigkeit  einer  Oeneralkonferenz  die  Anwesenheit  von 
mindestens  der  Hüllte  der  Vereinsstaaten  erforderlich. 

Die  Vereinsversammlung  hült  periodische  Sitzungen  ab.  Die 
geodätische  und  die  Eisenbahnkonferenz  tritt  alle  :J  Jahre  zu- 
sammen, die  postale  -  alle  "»  Jahre  und  die  metrische  alle  6  Jahre. 
Die  Zeit  der  Eröffnung  der  Versammlungen  in  den  anderen  Vereinen 
wird  von  jeder  Konferenz  für  die  folgende  bestimmt. 

Die  metrische  Konferenz  tritt  immer  in  Paris  zusammen.  Der 
Ort  der  Versammlung  der  anderen  wird  jedesmal  besonders  festgesetzt. 

Jedes  Mitglied  des  Vereins  hat  eine  Stimme  auf  der  Konferenz. 
Die  Beratung  findet  geheim  statt. 


Mifttrilinwn. 


Die  HeschlUsse  werden  nach  Stimmenmehrheit  polarst;  jedoch 
steht  jedem  Deh-ßierten  das  „Veto"  zu  Das  ist  «-ine  Praxis,  welche 
»•ine  ßrö»ere  Verbreituiiß  erfahren  dürfte 

Die  HeschlUsse  der  Konferenzen  unterließen  der  Ratifikation 
. uli-r  der  aduiinistrativi'i)  Hestätißunß.  Nur  die  rein  wissenschaftlichen 
Fragen  und  die  Fraßen  der  amtlichen  Heziehunßen  der  Vereins- 
oißane  werden  endßiiltiß  nach  einfacher  Stimmenmehrheit  ent- 
schieden und  bedürfen  keiner  Hestiitißuiiß  oder  Ratifikation. 

Die  Sprache  der  Heratuiiß  ist  ßewöhnlich  die  französische, 
nur  in  «ler  ßeudätischen  und  in  der  Kisenbahnunion  wird  auch  deutsch 
und  zuweilen  eiißlisch  ßespt ochen.  Diese  V  ielsprachißkeit  ist  ein 
{'hei.  welches  in  jedem  Fall  vermieden  werden  müsste. 

Im  librißen  ßelten  die  ßewidinlicheii  Kcßcln  der  internationalen 
Koiißiesse  und  Konferenzen. 

Hei  diesem  Punkt  sei  schliesslich  noch  erwilhnt.  dass  der  Post- 
uml  der  Teleßraphenverein  hestimmte  Reßeln  Klr  die  Heziehunßen 
der  Staaten  untereinander  in  der  Zeit  zwischen  zwei  Konferenzen 
besitzen,  was  natürlich  sehr  empfehlenswert  auch  fllr  die  anderen 
Vereine  ist.  Zwei  andere  Vereine,  der  ßcodiitische  und  der  metrische, 
haben  auch  besondere  <  »i  ßane  ßeschatten.  welchen  die  Fllhruiiß  des 
allßenieinen  l'nternehmeus  und  die  HeaufsichtißUiiß  des  Zentral- 
bureaus obließt. 

Wir  ßelanßeii  jetzt  zur  Darstellung  des  zweiten  Orßans  der 
Vereine:  des  Zentralbureaus  oder  der  Zentralstelle.  Das  Zentral- 
bureau ist  ein  hureaukratisch  ciiißerichtetes  l  lißan.  welches  sich  aus 
mehreren  Heamten  zusammensetzt  und  an  dessen  Spitze  ein  Direktor 
oder  ein  Sekretin-  steht.  Alle  diese  Heamten  sind  international. 
Sie  werden  im  Namen  aller  Vereinsstaaten  ernannt.  Sie  fungieren 
als  Otßan  aller  dieser  Staaten.  Ihre  Tat ißkeit  und  amtliche  Stelluiiß 
wird  durch  das  Vereinsrecht  reßuliert.  Sie  beziehen  ihr  Gehalt  von 
allen  Vereinsstaaten  und  sind  letzteren  verantwortlich.  Die  Ver- 
eiusstaaten  sind  berechtißt.  zu  jeder  Zeit  ihre  Heamten  des  Amtes  zu 
entheben.  Eine  Ausnahme  von  dieser  burcaukratischen  Orßanisation 
finden  wir  nur  in  dem  Antisklavereihureau  zu  Sansibar,  welches  als 
eine  Kommission  organisiert  ist. 

Das  Hudßet  des  Hureaus  wird  aus  Heitriißen  der  einzelnen 
Staaten  ßebildet.  Jeder  Staat  zahlt  eine  mehr  oder  wenißer  ßrosse 
Summe  seiner  Grösse  ßemäss  oder  ßemiiss  der  Wicht  ißkeit  seiner 
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Interessen,  welche  mit  der  Existenz  der  Vereine  verbunden  sind. 
Jedes  Bureau  hat  ein  Privat  vermögen,  welches  aus  Bibliothek,  Archiv, 
Held.  Instrumenten  etc.  besteht. 

Die  Bureaus  befinden  sich  in  verschiedenen  Städten:  das 
geodUtische  in  Berlin,  das  metrische  in  Baris,  das  Antisklnverei- 
hureau  in  Sansibar,  das  Autisklavereibureau  und  das  Tarifbureau  in 
Brüssel,  das  literarisch-artistische,  gewerbliche,  eiseubahnrechtliche, 
telegraphische  und  postale  in  Bern.  --  Der  Regierung  des  Staates, 
in  dem  sich  das  Bureau  befindet,  liegt  ausser  der  allgemeinen  noch 
die  spezielle  Aufsicht  Uber  die  Tätigkeit  des  Bureaus  ob.  —  Ausserdem 
werden  ihr  noch  zuweilen  andere  Pflichten  inbetreti'  des  Bureaus  von 
ileti  Vercinsstaaten  auferlegt. 

Was  die  Obliegenheiten  der  Bureaus  anbetrifft,  so  können  wir 
davon  nur  folgendes  sagen:  Die  internationalen  Bureaus  verfolgen 
recht  mannigfaltige  Ziele.  Einige  von  ihnen  dienen  hauptsächlich 
öffentlich-rechtlichen,  die  anderen  zivilrechtlichen  Bedürfnissen.  Zu 
den  ersteren  gehören:  das  geodätische,  das  metrische,  das  tele- 
graphische, das  postale,  das  Antisklaverei-  und  das  Tarifbureau;  zu 
den  zweiten:  das  gewerbliche,  das  literarisch-artistische  und  das 
cisenhahnfraeht rechtliche  Bureau.  Besonders  entwickelte  Funktionen 
besitzen  i{  Bureaus:  das  postalische,  das  telegraphische  und  das 
eUeiibahnfrachtrechtliche  Bureau.  Dagegen  erfüllen  ?l  Bureaus, 
nämlich  die  beiden  Antisklavereibureaus  und  das  Bureau  für  die  Ver- 
öffentlichung der  Zolltarife,  nur  eine  Pflicht:  das  Sammeln  ver- 
schiedener Dokumente  und  der  Angaben,  welche  für  alle  Vercins- 
staaten von  Interesse  sind.  In  2  Zentralstellen,  dem  geodätischen 
und  dem  metrischen  Bureau,  hat  die  wissenschaftliche  Tätigkeit  eine 
besondere  Entwickclung  erlangt.  In  2  anderen,  dem  literarisch- 
artistischen und  dem  gewerblichen  Bureau,  haben  die  Beziehungen 
zu  den  interessierten  Kreisen  industrieller  und  geistiger  Arbeiter  eine 
vorwiegende  Bedeutung  erworben. 

Auf  diese  Grundlagen  baut  sich  die  Tätigkeit  der  Bureaus  auf. 
welche  eine  grosse  Mannigfaltigkeit  in  den  verschiedenen  Unionen 
aufzuweisen  hat.  Vom  allgemeinen  Gesichtspunkte  aus  können  wir 
die  verschiedenen  Funktionen  der  Bureaus  in  zwei  besondere  Gruppen 
teilen:  Die  erste  umfasst  vielfache  Funktionen  theoretischer  oder 
wissenschaftlicher  Natur.  Hierher  gehören:  1.  das  Sammeln  ver- 
schiedener offizieller  Dokumente,  Gesetze  und  Verträge  und  zuweilen 
Jahrtiuch  d.-r  Internat.  V»T«-inl<unK.  6-  M.  1!' 


Mitteilungen. 


sogar  literarischer  W  erke,  welche  das  Archiv  und  die  Bibliothek 
de-  Vereine  zu  bilden  bestimmt  sind:  2.  wissenschaftliche  Unter- 
suchungen gemäss  den  Auftrügen  der  Vereinsstaaten;  8.  die  Ver- 
öffentlichung der  Vei einszcitschrift  oder  der  periodischen  Vereins- 
sammlung:  4  die  Mitteilung  verschiedener  Daten  und  Berichte  auf 
die  Krsuehen  der  Vereinsstaaten  etc. 

Die  zweite  (Gruppe  unifasst  verschiedene  administrative 
Kunkt i. »neu  formeller  Natur,  l'nter  diesen  verstehen  wir  Pflichten, 
deren  Erfüllung  keine  für  die  beteiligten  Staaten  bindenden  Beschlüsse 
nach  sich  zieht.  Hierher  gehören:  1.  die  Ycrmitteluug  in  den  Be- 
ziehungen zwischen  den  Staaten,  eine  Pflicht  von  äusserst  grosser 
Wichtigkeit  in  Anbetracht  der  grossen  Anzahl  von  Mitgliedern  der 
Vereine  und  der  regen  Beziehungen  unter  denselben  hinsichtlich 
ihrer  allgemeinen  Interessen:  2.  die  Vorbereitung  der  Vereins- 
konferenzen  und  die  verschiedenartige  Unterstützung  derselben  in 
ihrer  Tätigkeit:  -i.  die  Annahme  von  Anzeigen  des  Eintritts  oder 
Austritts  der  einzelnen  Mitglieder:  4.  die  Verwaltung  des  Vereins- 
eigentunis und  noch  ander»'  formelle  Akte,  welche  in  den  einzelnen 
Vereinen  sehr  von  einander  abweichen  können,  z.  B.  das  Registrieren 
von  Dokumenten,  die  Herausgabe  von  Bescheinigungen,  die  Fest- 
stellung der  gegenseitigen  Korderungen  der  Vereinsstaaten. 

Den  Befugnissen  des  Zentralbureaus  sind  in  dein  \  ereinsrechte 
ilusserst  enge  Frenzen  gezogen,  und  zwar  nicht  nur  deswegen,  weil 
dies  die  Natur  der  geregelten  Beziehungen  erforderte,  sondern  auch, 
weil  die  beteiligten  Staaten  ihre  Freiheit  zu  sehr  durch  die  Hechte 
der  Bureaus  zu  beschränken  fürchteten.  Dessenungeachtet  haben 
sich  alle  bestehenden  Bureaus  als  sehr  nützlich  für  die  einzelnen 
Staaten  erwiesen.  Keiner  von  den  *»  Vereinen  wäre  zu  dem  geworden, 
was  er  jetzt  ist.  wenn  an  der  Spitze  der  Vereinsstaaten  kein  Zentral- 
organ stände. 

Endlich  besitzen  2  Unionen,  der  Post-  und  der  Eisenbahn- 
frachtrechtvereiu .  ein  Schiedsgericht,  welches  etwaige  Konflikte 
zwischen  den  Vereinsstaaten  zu  entscheiden  hat.  In  dem  Eisenbahn- 
fracht recht  vereine  fungiert  das  Bureau  als  Vereinstribunal.  Der 
Postverein  hat  keinen  ständigen  (Gerichtshof.  Das  Posttribunal  wird 
jedesmal  /.usammenberufen.  wenn  ein  Streitfall  vorhanden  ist,  und  be- 
steht aus  zu  diesem  Zweck  gewählten  neutralen  Vereinsstaaten.  In 
dem  Postvereine  hat  das  Zentralbureau  das  Hecht,  sein  offizielles 
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Gutachten  (Iber  die  Differenzen  zwischen  den  Staaten  abzugeben, 
ohne  dass  dieses  Gutachten  eine  bindende  Kraft  für  die  Staaten  be- 
sässe.  Jenes  Institut  hat  einen  grossen  praktischen  Wert  an  den 
Tag  gelegt,  weshalb  es  sehr  für  die  anderen  Vereine  zu  empfehlen 
w»re.  —  Ks  ist  auch  ein  Versuch  gemacht  worden,  einen  Gerichts- 
hof fUr  den  Telegraphenverein  zu  schaffen,  aber  er  ist  leider  miss- 
glückt.  und  als  Tribunal  können  in  diesem  Vereine  nur  ausser- 
ordentliche Sitzungen  der  Vereinskonfereuz  gelten. 

Nach  alledem  können  wir  nur  die  richtige  ttemerkung  von 
Professor  Jkm.inkk  wiederluden:  „Hier  auf  dem  Gebiete?  der  Ver- 
waltung entwickelt  sieh  infolge  der  immer  steigenden  Solidarität  der 
Staaten  mit  zwingender  Kraft  eine  Organisation,  welche  nicht  mehr 
auf  dem  Willen  und  der  Kraft  des  Einzelstaates,  sondern  auf  dem 
der  Gemeinschaft  beruht.1) 


»)  Annuaire  de  l'Institut  de  droit  international  p.  110. 


Ii)' 


Dk 


Die  Vorschläge 

der 

Vizekönige  Chanchihtung  und  Liu  Runyi 

zur  Reform  des  ehinesisehen  Justizwesens. 

(Auszüge  aus  einer  dem  Thron  eingereichten  Denkschrift.) 

Mit  treteilt  von 
Dr.  Betz, 

kuif-il.  deutschem  Vlzekouwul.  Peking. 

Ks  i<t  ein«'  schon  seit  Alters  peprcdijfte  Wahrheit,  dass  Strafen 
nur  dann  erzieherisch  wirken,  wenn  si«-  menschlich  ^handhabt 
werden.  In  Erkenntnis  dieser  Wahrheit  sind  auch  die  Strafarten 
iinmei'  milder  freworden.  Das  Strafensystem  des  (iesetzbuchs  der 
jetzigen  Dynastie  ist  von  dem  der  Man  Sui.  Tang  und  Mingdynastie 
so  verschied«-!!,  wie  der  Himmel  von  der  Erde. 

I)ie  Mißstände,  die  heut«-  noch  im  (Gerichtswesen  hinstellen, 
rühren  hauptsächlich  daher,  dass  die  Magistrate  mit  Amtsgesehäften 
Uberhäuft  sind,  aus  Furcht  vor  Disziplinieruiifr  vieles  verheimlichet!.') 
keine  rechte  Luhe  zum  Volk  und  beständig  mit  (Geldknappheit  zu 
kämpfen  haben.  Der  gute  Wille  einzelner  tüchtiger  Beamten  reicht 
nicht  aus.  das  ("bei  zu  b«  kilmpfen.  da  sie  ja  meistens  bald  wieder 
versetzt  werden.  Schon  oft  haben  Europäer  chinesische  Gefängnisse 
besucht  und  (Gerichtsverhandlungen  beigewohnt:  sie  waren  jedesmal 
aussei-  sich  Uber  die  grausame  Art.  wie  dort  die  Leute  behandelt 
werden.  Das  ist  auch  ein  (irund.  weshalb  si<;  versuchen,  das  Volk 
zum  Christentum  zu  bekehren.  In  Europa  ist  schon  s«-it  Jahren 
das  Prozessverfahren  sehr  gründlich,  das  Strafensystem  milde  und 
das  (Gefängniswesen  ohne  Märte. 

')  Der  chinesi.scbe  Beamte  wird  bestraft,  wenn  Verbrechen  in  seinem 
Bezirke  nicht  innerhalb  bestimmter  Frist  «resühnt  sind. 
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Die  chinesischen  und  europäischen  Verhältnisse  sind  nicht  die- 
selben. In  Europa  wird  ein  Kechtsfall  auf  Grund  von  Zeugen- 
aussagen, in  China  auf  Grund  von  Geständnissen  entschieden.  Wenn 
ein  Urteil  gefallt  wird,  lediglich  auf  Grund  der  übereinstimmenden 
Aussagen  von  Zeugen,  so  ist  zu  befürchten,  dass  der  Verurteilte  bei 
dem  Urteil  sich  nicht  beruhigen  wird.  Das  europäische  Prozess- 
verfahren kennt  auch  keine  Strafmittel,  um  den  Angeklagten  zum 
Geständnis  zu  zwingen:  bei  uns  würde  in  solchem  Falle  ein  Kapital- 
verbrechen kaum  je  gesühnt  werden.  In  diesen  beiden  Funkten 
durfte  deshalb  das  europäische  Verfahren  von  China  schwerlich 
adoptiert  werden  können. 

Dagegen  dürften  folgende  1*  Punkte  in  Erwägung  zu  ziehen  sein: 

a>  Ks  ist  zu  verbieten,  dass  gegen  das  in  einen  Prozess 
verwickelte  Publikum  Erpressungen  oder  sonstige 
Chikanen  verübt  werden. 

Die  von  jeder  Partei  an  die  Amtsdiener  zu  zahlende  Prozess- 
gebühr ist  nach  den  Vermögensverhältnisseu  der  Parteien  zu  bemessen 
und  soll  im  Minimum  4000  Kupferkäseh ')  betragen.  Es  ist  ein  häutig 
vurkommeuder  Fall,  dass  die  Amtsdiener,  wenn  ihnen  eine  Partei 
nicht  soviel  zahlt,  wie  sie  fordern,  dem  Magistrat  vorlügen,  die  Zeugen 
und  Parteien  seien  noch  nicht  alle  ausfindig  gemacht,  so  dass  der 
Magistrat  den  Termin  für  die  Sitzung  noch  hinausschieben  muss;*) 
diesem  Unfug  kann  nur  durch  Abschaffung  der  Amtsdiener  gesteuert 
werden. 

Ferner  ist  es  eine  bekannte  Praktik  der  Amtsdiener,  dass  sie 
Leute  in  eine  Prozesssache  verwickeln,  die  mit  derselben  gar  nichts 
zu  tun  haben.  Oder  wenn  der  Kläger  selbst  gegen  einen  Un- 
schuldigen Klage  erhebt,  so  sind  es  häutig  die  Amtsdiener,  welche 
dem  Kichter  vorreden,  der  Augeklagte  sei  wirklich  der  Schuldige.  Alles 
das  wird  nicht  eher  aufhören,  als  bis  die  Amtsdiener  beseitigt  sind. 

b>  Keform  der  amtlichen  Berichterstattung 
in  Prozesssachen. 
Die  Disziplinarbestimmungen  und  sonstigen  Vorschriften  für 
richterliche  Beamte  sind  zu  streng.   Bei  Kaub-  und  Mordfälleu  muss  ei 

')  Ungefähr  fi-8  Mk. 

*)  Wa«  insofern  recht  peinlich  ist.  weil  in  China  beide  Parteien 
sowohl  wie  die  Zeugen  bis  zur  Urteihfällung  im  Vatneu  in  Haft  gehalten 
werden. 
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mit  seiner  H<  ri<  htei s«;lttung  an  «Ii«'  vorgesetzte  Behörde  mindestens  bis 
zur  Ahlegung  eines  (Geständnisses  warten  Bei  einem  Komplott  muss 
er  mindestens  die  Hüllte  der  Teilnehmer  und  den  Haupttätcr  dingfest 
machen,  wenn  er  einer  Disziplinarstrafe  entgehen  will.  Die  Folge 
ist.  dass  viele  Verbrechen  einfach  vertuscht  werden.  Entweder  man 
verschweigt  sie  «ran/..  ..di  r  man  sagt,  es  liege  nur  ein  Diebstahl,  aber 
kein  Kaub  vor,  oder  man  verheimlicht  die  Anzahl.  Es  gibt  kaum 
einen  Kall  in  einer  l*r->vinz.  \v<i  die  wirkliche  Anzahl  der  Täter  ge- 
meldet wird.  Die  F-'ige  «lie-.  r  Ängstlichkeit  der  Magistrate  ist.  da-s 
viele  schwere  Verbrechen  unter  der  Hand  durch  heimliche  Abfindung 
der  Betroffenen  aus  der  Welt  geschafft  werden,  «»der  dass  unbeuueme 
Zeugen  auf  irgend  eine  Art  unschädlich  gemacht  werden.  Dadurch, 
dass  man  Uber  Baubfälle  nicht  rechtzeitig  oder  nicht  der  Wahrheit 
gemäss  berichtet,  verleitet  man  direkt  zu  solchen  Straftaten.  Eine 
mildere  Handhabung  der  Disziplinarbestimmungen  ist  das  einzige 
Mittel,  hierin  Wandel  zu  schallen. 

Was  das  Appellieren  an  eine  höhere  Instanz  betrifft,  so  geht 
das  in  den  meisten  Fällen  nicht  von  der  Partei  aus.  sondern  von 
den  sogenannten  Sung  Kun.  d  h.  Winkeladvokaten,  die  dabei  von 
den  allei  schmutzigsten  Motiven  geleitet  werden  Es  kommt  vor.  dass 
der  Beklagte  schon  eine  geraume  Zeit  in  Haft  sitzt,  der  Kläger  aber 
noch  immer  nicht  vor  (Gericht  erscheint.  Nach  dem  besetz  soll  aller- 
dings, wenn  der  Kläger  innerhalb  zwei  Monaten  nicht  erschienen 
ist.  das  Verfahren  eingestellt  werden.  Immerhin  waren  dann  die 
zwei  Monate  fllr  den  Beklagten  eine  harte  Zeit.  Ferner  hat  die 
Berufung  den  Nachteil,  dass  der  Beklagt«-  bei  seiner  ("berfühntng 
aus  d«rn  I'roviiizialgericht  nach  dem  Bezirksgericht  seiner  Heimat 
unterwegs  entwischen  und  dann  von  neuem  die  Bevölkerung  be- 
lästigen kann. 

N\  ir  schlagen  deshalb  vor.  ein  (Gesetz  zu  erlassen,  wonach  in 
Zukunft  in  Berufungssachen.  wenn  der  Appellant  nicht  innerhalb 
zwei  Monaten  nach  Einlegung  bezw.  (Genehmigung  der  Berufung  vor 
(Gerieht  erscheint,  nicht  nur  diV  Berufung,  dem  (Gesetz  gemäss,  ver- 
worfen, sondern  auch  der  Appellant  selbst  in  Strafe  genommen  wird. 
Legt  er  dann  mu  h  ein  zweites  Mal  Berufung  ein.  so  ist  dieselbe  ohne 
weiteres  z„  verwerten  und  der  Appellant  ebenso  wie  sein  Winkel- 
advokat streng  zu  bestrafen. 
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Wir  bitten  ferner,  bei  Verhängung  von  Disziplinarstrafen  für 
Säumigkeit  der  Berufungsricbter  die  besonder«  Verhältnisse  jedes 
Falles  mehr  (wie  bisher)  zu  berücksichtigen. 

c)  Mildere  Strafen. 

Die  heute  noch  zur  Anwendung  klimmenden  Prügelstrafen  sind 
zu  roh.  Die  meisten  unserer  Beamten  haben  allerdings  längst  kein 
Gefühl  mehr  dafür.  Ks  ist  ja  richtig,  dass  ein  Verbrecher  gezüchtigt 
werden  muss.  aber  solange  seine  Schuld  noch  nicht  feststeht,  sollte 
man  damit  vorsichtig  sein.  Wenn  leichte  Vergehen  auch  nur  leicht 
bestraft  werden,  dann  wird  die  Strafe  bessernd  auf  den  Meuschen 
wirken  und  nicht  gleich  das  Schamgefühl  untergraben. 

Wir  schlagen  deshalb  vor.  dass  künftig  nur  noch  bei  den 
schweren  Verbrechen  des  Rauhes  und  Mordes  gegen  den  Täter,  der 
trotz  konkludenter  Zeugenaussagen  hartnäckig  leugnet,  einschüchternde 
i Kolter-)  Strafen  angewandt  werden.  Wo  nach  dem  Gesetz  Prügel- 
strafe zu  verhängen  w  äre,  sollen  die  Richter,  wenn  die  Tat  umstände 
i-  rechtfertigen,  die  Prügelstrafe  in  Haft  umwandeln;  die  Haft  dürfte 
einige  T;ige  oder  einige  Wochen,  aber  nicht  unnötig  lange  dauern. 
Misshandlungen  dürfen  nicht  vorkommen. 

d)  Auf  die  Zeugenaussagen  ist  mehr  Gewicht  zu  legen. 
Im  europäischen  Prozessverfahren  verlässt  man  sich  ganz  be- 
sonders auf  die  Zeugen.  Wenn  alle  Zeugen  übereinstimmend  aus- 
sagen, dann  braucht  man  gar  nicht  das  Geständnis  des  Angeklagten. 
Nun  gibt  es  allerdings  in  Europa  besondere  richterliche  Beamte,  das 
europäische  Strafgesetz  kennt  nur  in  wenigen  Fällen  die  Todesstrafe: 
man  hat  genügend  Zeit,  jeden  Fall  gründlich  zu  untersuchen:  die 
Gefängnisstrafe  ist  nicht  hart,  deshalb  wird  auch  keiner  gegenüber 
lie-timmtcn  Zeugenaussagen  zu  leugnen  wagen.  Ferner  ist  die 
Tätigkeit  der  Polizei  sehr  geheim,  sie  kennt  alle  Wege  und  Stege, 
weiss,  wo  jeder  lebt  und  was  er  treibt.  Zeugen  sind  leicht  zu  be- 
kommen: bei  der  Verhandlung  sitzen  sie  alle  in  einer  Reihe,  kein 
Zeuge  wird  in  Haft  genommen.  Die  chinesischen  Magistrate  dagegen 
sind  mit  Geschäften  überhäuft,  sie  haben  keine  organisierte  Polizei 
und  die  Strafmittel  sind  recht  hart.  Kein  Mensch  hat  Lust,  als  Zeuge 
aufzutreten. 

Wenn  man  nun  in  China  lediglich  auf  Grund  von  Zeugen- 
aussagen, ohne  den  Angeklagten  zu  fragen,  ein  Urteil  fällen  wollte, 
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so  wäre  tlio  Folge.  das*  der  Verurteilte  :i]jpelliei"t'i»  würde  mit 
der  Hcgründung.  der  Kiehter  (»der  die  Zeugen  seien  bestochen  worden. 
I  ntel'  diesen  l  instünden  würden  die  Kiehter  es  doch  nicht  wagen, 
ohne  (ieständnis  einen  zu  verurteilen.  Man  wäre  also  genau  so  weit 
wie  zuvor. 

Wir  schlagen  deshalb  folgendes  vor: 

Nur  hei  Verhrechen,  auf  denen  Todesstrafe  steht,  ist  Geständnis 
erforderlich.  In  allen  anderen  Fällen  soll,  wenn  der  Verbrecher 
leugnet  und  darüber  ein  halbes  Jahr  hingeht,  andererseits  aber  zu- 
verlässige Zeugenaussagen  vorliegen,  die  auch  von  den  Vorgesetzten 
des  Richters  nachgeprüft  worden  sind,  der  vorschi  iftsinässige  Straf- 
antrag gestellt  und  das  Frteil  gefällt  werden.  Weitere  Kerufungen 
nach  Peking  oder  an  höhere  Instanzen  sind  unzulässig. 

e)  Verbesserung  der  (iefängnisse  und  Haftlokale. 

Ausser  dem  eigentlichen  Gefängnis  Chien  yü  -  gibt  es  in 
jeder  l'räfektur  und  jedem  Kreise  noch  verschiedene  Haft  lokale  und 
l'nterbringiingsräume,  wie  das  Chi  so.  das  Chiao  chai,  das  Va  tai. 
Alle  diese  Lokale  sind  sehr  schmutzig  und  eng.  sie  sind  im  Sommer 
ein  Herd  für  ansteckende  Krankheiten  und  haben  den  Tod  schon 
manches  Insassen  verursacht.  Leute,  die  noch  ein  Herz  im  Leibe 
haben,  getrauen  sich  gar  nicht  einen  Hlick  hinein  zu  werfen.  Sie 
stellen  die  Gefängnisse  mit  der  Hölle  auf  eine  Stufe  (der  2.  Hestaud- 
teil  iles  chinesischen  Worts  für  _Höllea  ti  yü  ist  auch  derselbe 
wie  der  in  dem  Worte  für  „Gefängnis"  chien  yü).  Die  Ge- 
fängnisse selbst  kann  mau  nicht  entbehren,  wohl  aber  können  sie 
viel  humaner  eingerichtet  werden.  Man  sollte  Mittel  auswerfen,  um 
sie  geräumiger  zu  bauen  und  rein  zu  halten.  IM*»  Insassen  müssen 
anständig  verpflegt,  gegen  die  Hitze  des  Sommers  und  die  Kälte  des 
Winters  geschützt  werden. 

Was  die  Haftlokale  Chi  so  anlangt,  so  dienen  sie  dazu, 
um  IMcbc  und  Landstreicher,  sowie  rntersuchungsgefnngenc  und  Hc- 
klagte.  die  noch  keinen  Hürgen  haben  stellen  können,  in  Gewahrsam 
zu  halten.  Das  Gesetz  kennt  zwar  diese  Lokale  nicht,  trotzdem 
existieren  sie  in  den  Chou-  und  Hsienstädten  aller  Provinzen.  Wenn 
man  in  den  vorerwähnten  Fällen  immer  Hürgen  zulassen  wollte,  so 
würden  in  i*  von  10  Fällen  die  Hctrctfenden  auf  Nimmerwiedersehen 
verschwinden.    Würde  man  sie  in  einem  Gasthause  unter  Aufsicht 
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eines  Gerichtsdieners  wohnen  lassen,  so  würde  der  letztere  die  Ge- 
legenheit zu  Erpressungen  aller  Art  benutzen:  deshalb  kann  man 
Haltlokale  nicht  entbehren.  Im  Jahre  1725  hatte  man  auf  Vorschlag 
des  Justizrainisters  Li  ting  yi  die  Gefängnisse  in  ein  „inneres-4  und 
ein  „äusseres-1  eingeteilt.  Das  innere  war  für  die  schweren  Ver- 
brecher, das  äussere  fUr  Personen,  die  sich  eines  Vergehens  schuldig 
gemacht  oder  sonstwie  in  einen  Prostess  verwickelt  waren,  bestimmt. 
Das  heutige  Chi  so  entspricht  dem  ..äusseren  Gefängnis-  (Wai  chien). 
Wir  beantragen  den  Erlass  einer  Verordnung,  dass  auch  die  Hat't- 
lokale  rein  und  geräumig  sein  müssen  und  jede  Maltraitierung  der 
Insasseu  strengstens  verboten  ist.  Für  die  Internierung  der  Zeugen 
existieren  bereits  in  den  meisten  Provinzen  besondere  Räume.  (Hon 
shen  so.  d.  h.  Lokal,  in  dem  man  das  Verhör  abwartet.)  Alle  übrigen 
Unterbringungsloknle  sind  abzuschaffen. 

f»  Die  .Sträflinge  sind  in  irgend  einer  Beschäftigung 

zu  unterweisen. 

In  vielen  Provinzen  existieren  bereits  Korrektions-  und  Arbeits- 
häuser (Kai  kwo  so),  in  denen  Unterricht  in  verschiedenen  Hand- 
fertigkeiten erteilt  wird.  Diese  Anstalten  sind  aber  noch  sehr  reform- 
bedürftig. Es  sollten  im  ganzen  Lande  in  jedem  äusseren  und  jedem 
inneren  Gefängnis  ein  grosser  geräumiger  Hof  frei  gelassen  werden 
zum  Bau  einer  Werkstätte  für  Unterrichtszwecke.  Wenn  dann  die 
Sträflinge  zur  Entlassung  kommen,  so  können  sie  sich  doch  wenigstens 
ihren  Unterhalt  verdienen  und  einen  anständigen  Lebenswandel  be- 
ginnen. Die  Häftlinge  können  sich  selbst  mit  Kleidern  und  Nahrung 
vergehen. 

g)  Leichenschau. 
Bei  Tötungsdelikten  muss  eine  Leichenschau  abgehalten  werden 
Die  Ausgaben  für  eine  solche  Leichenschau  (Errichtung  eines  Zeltes. 
Besorgung  von  Pferden  für  die  Beamten  und  ihre  Gehilfen  etc.)  sind 
sehr  erheblich«'  und  müssen  sämtlich  von  dem  Angeklagten  getragen 
werden.  Ist  letzterer  dazu  nicht  imstande,  so  werden  seine  Ver- 
wandten und  Nachbaren,  bei  ganz  kleinen  Ortschaften  oft  einen 
halben  Kilometer  weit,  zur  Bestreitung  der  Küsten  herbeigeholt. 
Nur  in  ganz  seltenen  Fällen  sind  die  betreffenden  Gerichtsdiener  so 
anständig,  ihre  Auslagen  für  Pferde.  Zelte  und  Kulis  selbst  zu  be- 
zahlen.    In  der  Provinz  Szechuan  bestehen  3  Fonds,  die  aus  Bei- 
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träfen  (In-  Steuerzahler  p-bildct  werden.  Aus  dem  einen  Fonds 
werden  die  Kosten  liii-  (ietati^etieiit! an>|»oite.  aus  dem  zweiten  die 
I.eicliniM  liaukosten  und  aus  dem  dritten  die  Ausgaben  für  Kulis  und 
Pferde  bestritten.  Miese  Fonds  pibt  es  in  Szechuan  schon  seit 
'»(•  Jahren.  Ks  empfiehlt  sieb,  ähnliche  Funds  in  allen  Mistriktcn 
einzuführen.  Ausserdem  sind  die  Beamten  anzubalten.  im  Mienste 
möglichst  sparsam  mit  Pferden  um/uneben. 

Ii)  Änderung  der  He  s  t  i  m  m  u  n  <:c  u  (Hier  Geldstrafen. 
Mie  Geldstrafe  oder  Busse  ist  schon  ein  altes  Kechtsinstitut, 
kommt  aber  nur  wenijr  zur  Anwendung.  Bei  Kaub-  und  Tötun^s- 
ileliktea  muss  die  tresetzliebe  Strafe  verhängt  werden.  Bei  Mieb- 
stabl.  Landstreicherei.  Körperx ei  letzun^eu.  Vermö^eiisdelikteii  etc. 
stellt  Prügelstrafe  und  Gefängnis  zur  Wabl;  doch  ist  es  nicht  ge- 
stattet, derartige  Vergehen  durch  Geldbussen  zu  slibnen.  Hei  Prozessen 
aus  dem  Gebiete  des  ( »diirationen-.  Immohilinr-.  Kbe-  und  Familien- 
recht  s  gehören  die  Parteien  meisten-  den  besseren  Ständen  an.  Die 
P» ozes-<.M'<riier  sind  entweder  nahe  Verwandte  oder  Naclibarn.  Sie 
nehmen  sich  schon  sehr  in  acht,  um  nicht  ihre  Ämter  zu  verlieren 
und  um  nicht  ftlr  ewiirc  Zeiten  Feindschaft  zwischen  ihren  Kindern 
und  Knkcln  zu  stiften.  Solche  Prozesse  sind  danach  zu  entscheiden, 
wer  Hecht  und  l  inecht  hat.  I  »erjenisre.  welcher  im  Unrecht  ist. 
sollte  eine  Busse  zahlen,  deren  Höhe  nach  dem  Grad  seines  Fnreehts 
zu  bemessen  wäre  Von  diesen  Bussep-Ideni  könnten  die  Kosten  der 
Neueinrichtung  und  Instandhaltung  der  Gefängnisse  bestritten  werden. 
Fbenso  könnten  Personen,  die  einen  literarischen  Grad  »»esitzen.  der 
Prügel-  und  Kan^strat'e  dadurch  entgehen.  das.»  sie  einige  Monate 
..sitzen"  und  eine  Busse  zahlen.  I>ic  Kinnahmen  aus  der  letzteren 
könnten  gleichfalls  für  die  Gefängnisse  verwendet  werden.  Mie  Höhe 
der  zu  fordernden  Busse  muss  vorher  der  vorgesetzten  Behörde  pe- 
ineblet  werden:  kein  Beamter  darf  für  sich  < iehlst raten  einziehen 
oder  gur  in  die  eipue  Tasche  stecken. 

Schon  jetzt  ist  mehrfach  von  einzelnen  Provinzen  beantragt 
worden,  die  einfachen  Verbannuiifrsst raten  in  mehrjähriges  Gefängnis 
umwandeln  zu  dilrfen.  weil  es  häutig  vorkommt,  dass  die  Verbrecher 
unterwegs  während  des  Transports  entwischen.  Wir  beantragen, 
dass   in   Zukunft   bei    Verbnnnungsstrafen  abgesehen   von  der 

militärischen  Verbannung  —  die  Hicbter  unter  der  Berücksichtigung 
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der  besonderen  Tatumstände  den  Antrag  auf  l'mwandlung  in  Geld- 
strafen stellen  sollen,  damit  man  Mittel  für  die  Putci-haltung  der 
Gefängnisse  bekommt,  sowie  ferner,  dass  die  Strafe  in  mehrjährige 
Haft  umgewandelt  wird,  deren  Dauer  etwas  kürzer,  wie  im  Gesetz 
vorgesehen,  sein  kann.  Auf  die  Art  ist  man  sicher,  dass  die  Strafe 
abgesessen  wird,  und  man  spart  überdies  die  Gefangenentransporte. 

il  Für  die  Beaufsichtigung  der  Gefängnisse  sind  besondere 

Beamte  zu  ernennen. 

Die  bisher  dazu  verwendeten  untergeordneten  Beamten,  der 
_Li  mu"  beim  Präfekten  und  der  „Chüch  shih"  beim  Distrikts- 
magistrat.  sind  da/.u  nicht  geeignet.  Man  sollte  damit  vielmehr  die 
bei  jeder  l'räfektur  angestellten  T'ung  shih  und  T'ung  pan1)  betrauen. 
Zunächst  könnte  der  Präfekt  seinem  T'ung  shih  Inspizierung  sämtlicher 
Gefängnisse  seines  Bezirks  auftragen.  Wohnt  der  T'ung  shih  nicht 
in  der  Präfekturstadt,  so  kann  der  dort  wohnende  Tung  pan  be- 
auftragt werden,  alle  2  Monate  einmal  die  Gefängnisse  des  Bezirks 
zu  inspizieren.  Ist  auch  noch  ein  T'ung  shih  in  der  Präfektur.  so 
können  beide  Beamte  abwechselnd  jeden  Monat  einmal  inspizieren. 
Bas  Gefängnis  am  Ort  der  Präl'ektur  ist  alle  10  Tage  zu  inspizieren. 
Entdeckte  Missstände  sind  dem  Gouverneur  oder  Oberrichter  zu 
melden.  Ks  erfolgt  dann  Anzeige  wie  bei  Anwendung  ungesetzlicher 
Strafmittel.  Die  Aufsicht  Uber  das  Präi'ekturgefängnis  hat  der 
Taotai;  das  Provinzialgefängnis  wird  von  einem  Delegierten  des 
« ieneralgouverneurs  inspiziert. 


Wenn  man  die  vorstehenden  0  Punkte  in  Praxis  durchführt, 
so  besteht  auch  die  Hoffnung,  dass  man  dem  Tbel  (sie!)  der  Ver- 
leitung des  Volks  zum  Christentum  allmählich  steuern  kann. 


')  Eine  Art  Referendare. 


Die  Theorie  französischer  Juristen 

(Iber  die 

Begründung  der  zivilrechtlichen  Verantwortlichkeit. 

Von 

Georges  Bry, 

l*r<.ffef»or  d-  r  Höchte  uud  I».  kan  iler  jurfetl*  hen  Kakultat  bd  «ler  Universität 

von  Aix-Marneille. 

ÜbcrHetzimir  von  0.  Hellmuthhäuser,  Syndikus  a.  I).  (Berlin). 

Hie  Tat  einer  Person  verursacht  einer  anderen  Person  merk- 
liehen  Schaden.  Ist  der  Anspruch  auf  Schadensersatz  begründet V 
]>er  Schädigende  und  der  (ieschädigtc  standen  noch  in  keiner  Be- 
ziehung durch  irgend  ein  vorhandenes  Hand,  irgend  einen  juristischen 
Akt.  der  bestimmte  positive  Verpflichtungen  begründet  hatte.  Aber 
dieser  Zustand  der  früheren  gegenseitigen  Unabhängigkeit  ist  das 
wesentlichste  bei  der  Untersuchung  des  tatsächlichen  Bandes,  welches 
die  Schädigung  zwischen  den  beiden  Parteien  geknüpft  hat. 

Schadensersatz  ist  begründet,  wenn  der  Urheber  des  Schadens 
verantwortlich  genannt  werden  kann  für  die  verursachte  Schädigung. 
l>er  Kichter  hat  offenbar  die  Aufgabe,  bei  jedem  einzelnen  Schadens- 
fälle die  (iesamtheit  der  Umstände  zu  prüfen,  um  die  "V  erantwortlich- 
keit und  die  Höhe  des  Schadensersatzes  festzustellen.  Ks  gibt  indessen 
allgemeine  Bedingungen,  welche  für  alle  Einzelfälle  gelten  und  aus 
denen  sich  die  verschiedensten  Ansichten  ableiten  lassen.  Diese  all- 
gemeinen Bedingungen  sind:  Freiheit  und  Vernunft.  Wer  nach  der 
üblichen  Tradition  den  Begriff  ..Verschulden"  als  (Jrund  der  Ver- 
antwortung erachtet,  kann  diese  nicht  annehmen  hei  einem  Wesen, 
das  nicht  frei  und  vernünftig  ist.  T>ie  Schriftsteller,  die  sich  nur 
au  eine  Tat  halten,  an  den  Schallen,  der  auf  die  Initiative  einer 
Person  zurückzuführen  ist.  können  eine  Schadensersatzpflicht  nicht 
anerkennen  bei  einem  Wesen  ohne  Intelligenz  und  Selbstbewusstsein. 
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Ks  ist  wirklich  schwer,  sich  an  die  einfache  Tat  zu  halten,  ohne 
anzunehmen,  dass  die  Überlegung  im  gegebenen  Momente  den  etwaigen 
Schaden  ins  Auge  gefasst  hätte,  um  die  Konsequenzen  zu  tragen. 
Für  das  Studium  der  folgenden  Theorien  muss  man  daher  annehmen, 
dass  inbetreff  der  allgemeinen  Bedingungen,  deren  Charakter  und 
Wichtigkeit  ich  angedeutet  habe.  Schwierigkeiten  der  Auffassung 
nicht  entstehen  können. 

Die  traditionelle  Auffassung.  —  Das  Verschulden. 

Die  römischen  Gesetze,  sowie  die  alten  und  neuen  Kechts- 
frelehrten,  die  deren  Prinzip  getreu  wiederholt  haben,  begriffen  nicht, 
dass  es  eine  Verantwortlichkeit  geben  könne  ohne  Verschulden. 
Selbst  die  natürliche  Kechtsauffassung  führt  zu  dieser  Ansicht 
und  der  Artikel  ViH'l  des  code  civil  francais  nimmt  dieselbe  Idee 
auf.  wenn  er  sagt:  -jede  Tat  eines  Menschen,  die  einem  anderen 
schadet,  verpflichtet  ihn  zum  Schadenset  satz  wegen  des  Verschuldens, 
das  er  beging". 

Das  bewusste  Verschulden,  welches  charakteristisch  ist  für  das 
Mclikt.  und  die  einfache  Cnachtsamkeit.  welche  die  (Junsi-Dclikte 
verursacht,  legen  prinzipiell  die  Verpflichtung  auf,  den  verursachten 
Schaden  vollständig  zu  ersetzen.  Die  Entschädigung  wird  nur  im 
Kalle  eines  konkurrierenden  Verschuldens  seitens  des  Verletzten  ver- 
mindert, oder  wenn  der  Kichter  aus  Billigkeitsrllcksichten  auf  das 
Mals  des  Verschuldens  Rücksicht  nimmt,  um  die  Höhe  des  Schadens- 
eisatzes festzusetzen.  Denn  bei  dieser  Theorie  wird  das  Verschulden 
subjektiv  beurteilt  und  das  freie  richterliche  Ermessen  hat  einen 
weiten  Spielraum. 

Existenz  und  Beweis  eines  Verschuldens  durch  den  Verletzten 
sind  also  mitwendige  Voraussetzung  zur  Begründung  der  Verant- 
wortlichkeit. Zunächst  liegt  die  Sache  so,  wenn  die  persönliche 
Handlung  eines  Individuums  in  Krage  kommt;  aber  man  hält  auch 
an  diesem  Prinzipe  fest  bei  der  Beurteilung  der  Verantwortlichkeit 
einer  Person  für  die  Tat  eines  anderen  oder  für  belebte  oder  leblose 
Sachen.  Man  kann  sagen,  in  diesen  verschiedenen  Källen  präsumiert 
das  Gesetz  das  Verschulden  desjenigen,  dem  es  die  Verantwortung 
auferlegt.  Der  Verletzte  braucht  hier  den  Beweis  nicht  zu  liefern, 
alw-r  das  Prinzip  eines  persönlichen  Verschuldens  wird  nicht  geändert. 
Jedoch  wenn  das  erwiesene  Verschulden  einer  Person,  die  für  ihre 


302 


Mitteilumren. 


eigenen  Jäten  hattet,  der  Grund  der  Verantwortung  ist.  worin  Id- 
stein dann  eigentlich  dies  Verschulden V 

Im  Straf recht  nimmt  das  Gesetz  Rücksicht  auf  den  sittlichen 
Wert  einer  Handlung,  auf  die  Verletzung  der  sozialeu  Ordnung,  die 
Straflalliirkeit  des  Handelnden,  di«'  näheren  rinstände  der  begangenen 
Gosetzesverletzung.  und  misst  die  Strafe  danach  ah.  Wenn  der  Gesetz- 
geber eine  tadelnswerte  Handluntr  aus  dem  (iehiete  der  Moral  heraus- 
greift, um  eine  Strafe  dafür  festzusetzen,  so  wird  alles  vorher  vor- 
gesehen und  festgesetzt.  Die  Verletzung  der  mtiralisrlien  Pflicht  ist 
hier  ein  Verschulden,  welches  vom  Strafgesetz  geahndet  wird,  und 
die  Bestrafung  heruht  auf  derselben  Gesetzesstelle,  welche  die  in- 
kriminierte Handlung  vorgesehen  hat. 

Im  Zivilrecht  fehlt  diese  Genauigkeit,  diese  Harmonie,  diese 
Ideenverknüjifung.  Hier  giht  es  nur  einen  Schaden,  den  eine  Person 
erlitten  hat,  einen  Schadensersatz,  keine  Strafe,  eine  rein  subjektive 
Abschätzung,  bei  der  ein  idealer  Hogritf.  ein  „guter  pater  familias". 
als  Norm  der  Vergleichung  festgesetzt  ist.  Das  Moralprinzip  hat 
hier  nicht  notwendig  einen  Kinttuss  auf  die  schädigende  Handlung, 
nicht  einmal  der  Vorsatz  gibt  dieser  Handlung  den  Charakter  des 
Verschuldens,  wenn  sie  sich  einfach  als  Ausübung  eines  Hechtes 
darstellt.  Die  besondere  Auffassung  des  Kichters.  die  Forderungen 
der  Praxis,  die  Begleitumstände  der  Tat.  das  Interesse,  welches  der 
Verletzte  erwecken  kann,  diese  vielen  Dinge  geben  der  streitigen 
Situation  ihren  Charakter  und  machen  sie  verwickelt. 

Man  versuchte  dann,  den  Begriff  des  Verschuldens  als  Grund 
der  zivilrechtlichen  Verantwortung  präziser  und  juristischer  zu  ge- 
stalten. Die  Schriftsteller  wollten,  um  ihn  zu  definieren,  sich  an 
eine  Handlung  halten,  die  ohne  Hecht  begangen  ist  und  ein  Hecht 
verletzt.  Seihst  die  Ausübung  eines  Hechtes  kann  die  Verantwortung 
begründen,  wenn  es  misshraucht  wird,  wenn  es  ohne  Rücksicht  oder 
mit  der  Absicht  zu  schaden  ausgeübt  wird.  — 

Andere  Schriftsteller  kritisieren  diese  Formeln.  Man  kann 
wirklich  nicht  von  ..dem  Missbrauch  eines  Hechtes"1  sprechen,  denn 
„wo  der  Missbrauch  beginnt,  hört  das  Recht  auf."  Der  Missbrauch 
eines  Hechtes  ist  gleichbedeutend  mit  einer  Handlung,  die  ohne  Be- 
rechtigung begangen  wird1) 

1)  Savkioi..  Trait«'-  clementaire  de  droit  civile.  t.  II,  No  901-  970.  - 
Willems.  Revue  generale  du  droit  18W,  p.  210-212. 
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Man  verletzt  hierdurch  das  Recht  eines  anderen,  beachtet  die 
Verpflichtungen  nicht,  die  wir  gegen  andere  haben,  und  das  Ver- 
schulden ist  nichts  anderes,  als  die  Verletzung  einer  bestehenden 
Verpflichtung:  einer  gesetzlichen  oder  kontraktlichen  Verpflichtung, 
der  Notwendigkeit,  mit  Umsicht  zu  handeln,  sorgfältig  zu  überwachen, 
bei  der  Auswahl  einer  Person  oder  Sache  die  richtige  Sorgfalt  an- 
zuwenden. Die  Theorie  gewinnt  so  mehr  Kiiiheitlichkeit :  jede 
Handlung  setzt  .die  Existenz  einer  bestehenden  Verpflichtung"  voraus: 
.immer  liegt  in  der  schädigenden  Handlung  eine  Verletzung  dieser 
Verpflichtung".  Diese  Idee  einer  Verpflichtung,  worin  sich  das  Ver- 
schulden kleidet,  beseitigt  die  oft  verkehrten  Ansichten,  welche  die 
Verwechslung  von  Strafrecht  und  Zivilrecht,  von  Strafe  und  Schadens- 
ersatz, in  gewissen  Köpfen  verursachte. 

Aber  welche  Konstruktion  man  auch  anwenden  mag.  die  Ver- 
antwortlichkeit existiert  nicht  ohne  Verschulden  und  das  Verschulden 
besteht  darin,  dass  man  sich  nicht  als  guter  pater  familias  geführt 
hat.  das  „berechtigte  Vertrauen  der  Aussenwelt  getäuscht",  eine 
bestehende  Verpflichtung  missachtet,  das  Recht  anderer  verletzt  hat 
Schliesslich  ist  das  nur  eine  Frage  des  Ausdrucks,  und  wir  werden 
später  sehen,  dass,  wenn  man  den  Hegrift'  des  Verschuldens  beiseite 
lässt  als  (trund  der  Verantwortlichkeit,  diese  sich  auf  den  Begriff 
einer  nicht  beachteten  vorhandenen  Pflicht  zurückführen  lässt. 

Ein  Täter,  dessen  Verschulden  nicht  bewiesen  ist,  erscheint 
selbstverständlich  nicht  verantwortlich.1)  Der  Verletzte  trägt  die 
Schädigung,  die  Folgen  des  Risikos,  d.  h.  des  Zufalls  und  der  höheren 
(Jewalt.  Unter  dieser  Bezeichnung  r Zufall*  (cas  fortuit)  umfasst 
die  tradionelle  Auffassung  nicht  nur  die  Ereignisse  aus  reinem 
Zufall  oder  die  Folge  der  elementaren  Kräfte,  sondern  jedes  Ereignis 
ausser  dem  Verschulden.  Und  um  die  auffallende  Inkonsequenz  zu 
vermeiden,  die  darin  bestehen  würde,  dass  man  eine  Person  als  nicht 
verantwortlich  erklärt  für  einen  Schaden,  deren  Tat  diesen  gerade 
verursacht  hat.  versichert  man.  man  habe  keinen  Schaden  herbei- 
geführt, wenn  einem  kein  erwiesenes  oder  präsumiertes  Verschulden 
zur  Last  fällt.  Wie  kann  man  bei  einem  Zufall  von  der  Handlung 
eines  Individuums  sprechen?  Der  Kausalnexus  ist  absolut  nicht  vor- 
banden.    Und  diese  Folgerung,  die  ganz  natürlich  ist.  wo  es  sich 

')  Lkw.  Responsabilitc  et  contrat:  Extrait  dt-  la  Revue  ciitiquc  de 
leirMation  et  de  jurisprudence,  1899,  p.  8«  1—398. 
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um  elementare  Kräfte  oder  um  fremde,  rein  äusserliche  Einwirkungen 
handelt,  dehnt  man  aus  auf  eine  individuelle  Handlung,  eine  freie 
Tat.  mit  der  man  unmöglich  die  Idee  eines  Verschuldens  verknüpfen 
konnte.  Her  Zufall  ist  immer  die  wahre  Ursache  des  Schadens. 
Sein  Opfer  trägt  die  Folgen  des  Geschicks.  Wie  darf  man  einer 
Person  den  Schadensersatz  für  ein  Ereignis  aufhürden.  das  diesclhe 
nicht  verhindern  konnte?  Die  herkömmliche  Auffassung  fand  ihren 
Kuckhalt  in  dem  ganz  natürlichen  Gefühl,  welches  den  Menschen 
antreiht.  die  Handlungen,  die  man  auf  seine  Rechnung  setzen  möchte 
und  die  er  doch  nicht  vorhersehen  konnte,  dem  Zufall  oder  dem 
Geschick  zuzuschreiben.  Man  muss  untersuchen,  oh  in  diesen 
Prinzipien  und  ihren  Konsequenzen  nicht  Verwirrung  und  Zwei- 
deutigkeit liegt,  die  zu  beseitigen  sind. 

Die  neuen  Tendenzen.       Das  Risiko. 

Die  Hegritte  „Verschulden"  und  „Verantwortung"  sind  also  eng 
verbunden  in  der  beigebrachten  Ansicht,  und  vollständiger  Ersatz 
des  verursachten  Schadens  ist  die  bestimmte  strenge  Konsequenz. 
Aber  die  Heddrfnisse  des  sozialen  Lebens  und  die  Forderungen  des 
modernen  Furtschritts  gestatteten  nicht,  bei  der  Herrschaft  einer  so 
engen  Kegel  stehen  zu  bleiben.  Man  muss  beachten,  wie  ein  neues 
Prinzip  in  der  Gerichtspraxis.  Gesetzgebung  und  Doktrin  Fuss  fasste. 
Jurisprudenz  und  Gesetzgebung  gingen  von  Einzelfällen  aus:-  die 
Doktrin  verallgemeinerte  diese,  um  die  neuen  Tendenzen  in  einem 
reicheren,  zweckmässigen«!!  Prinzipe  zu  vereinigen. 

Gcrichtspraxis.  Die  unabhängige  Heurteilung  des  Tat- 
bestandes erlaubt  den  Gerichten  grosse  Freiheit  in  der  Feststellung 
des  Verschuldens  und  der  Hemessung  des  Schadens  nach  den  Um- 
ständen des  Falls.  So  kommen  sie  leicht  zu  der  Erkenntnis  von 
Fällen  der  Verantwortlichkeit  ohne  Verschulden. 

Zunächst  sieht  man  dies  auf  dem  Gebiete  des  Nachbarrechts.  - 
Schon  vor  10  .Jahren  wurden  die  Eisenbabngesellschaften  für  haftbar 
erklärt  wegen  des  durch  die  Funken  aus  ihren  Lokomotive!!  ver- 
ursachten Schadens,  selbst  wenn  sie  alle  seitens  der  Verwaltung  vor- 
geschriebenen oder  von  der  Wissenschaft  empfohlenen  Vorsichts- 
massregelu  gotroH'cn  hatten.1) 

')  Cour  de  Bordeaux  21  juin  MM.  D.  P.  ß».  2.  198.  Tribunal  de 
la  Seine.   23  Dcc.  1S«»7.    Gazette  des  tribunaux.  2  partie  1W8.  1.  21ö. 
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Besonders  aber  führten  die  Prozesse  über  ArbeiterunfHlle  die 
besagte  Entwickeluug  der  Gerichtspraxis  herbei.  Die  Industrie 
wandelte  sich  wahrend  des  XIX.  Jahrhunderts  vollständig  um.  Ihr 
ungeheurer  Fortschritt  mit  ihrem  mechanischen  Betrieb  und  der 
Arbeitcranhäufung.  welche  die  Folge  bilden,  vermehrte  die  Zahl  der 
Gefahren.  Die  Unfälle  betreffen  eine  grössere  Anzahl  Arbeiter  ge- 
meinschaftlich: Kesselexplosionen.  schlagende  Wetter  in  den  Berg- 
werken fuhren  furchtbare  Katastrophen  herbei.  Man  betrachtet  den 
Arbeiter  in  der  Fabrik  „als  ein  menschliches  Rad  in  der  Maschine".1) 
L»ie  Lage  des  Arbeiters  wurde  mehr  und  melir  Gegenstand  des  In- 
teresses und  man  wollte  ihm  den  Beweis  der  Tatbestandsmerkmale 
für  die  Verantwortlichkeit  des  Arbeitgebers  erleichtern. 

Bald  nach  dem  Gesetze  vom  i).  April  lHilH.  welches  in  Frankreich 
das  Prinzip  der  Berufsgefahr  (risque  professionell  einführte,  haben 
alle  Entscheidungen  der  (ierichtspraxis  das  Bestreben,  ein  Verschulden 
des  Arbeitgebers  anzunehmen,  wenn  er  nicht  alles,  was  menschen- 
möglich ist.  tut,  um  rnftUle  zu  vermeiden.  Kr  muss  die  Ursachen 
der  Unfälle  kennen,  den  Arbeiter  gegen  seine  eigene  Unvorsichtigkeit 
srhtltzen  gut  konstruiertes  und  gut  aufgestelltes  Material  haben, 
dem  Arbeiter  bei  der  industriellen  Arbeit  Schutzapparate  zum  Ge- 
brauche geben,  die  gefahrlichen  Arbeiten  tiberwachen  lassen,  die 
Ausfuhrung  der  Arbeit  leiten,  um  ungeschickte  Anordnungen  zu  ver- 
hüten, fähige  Personen  fUr  die  einzelnen  Arbeiten  erwählen  und 
darf  nicht  gegen  die  Gesetze  und  Erlasse  zum  Schutz  der  Personen 
•  •der  zur  Ordnung  in  den  Arbeitsriiumen  Verstössen. 

Die  meisten  dieser  Entscheidungen  stützen  sich  noch  auf  das 
Prinzip  des  Artikel  13*2  des  Code  civil,  auf  das  subjektive  Ver- 
schulden, und  fordern  zwischen  dem  Verschulden  und  dem  Schaden 
einen  Kausalnexus.  Andere  dagegen  setzen  nur  ein  objektives  Ver- 
schulden voraus  und  befassen  sich  nicht  mehr  mit  der  Untersuchung, 
ob  ein  Verschulden  des  Arbeitgebers  den  Unfall  direkt  veranlasst 
hat.  Sie  konstatieren  nur  die  Unregelmässigkeit  eines  Ereignisses, 
um  daran  als  Resultat  die  Notwendigkeit  eines  Schadensersatzes  zu 
knUpfen.  Später  wenden  die  Urteile  eine  unwiderlegliche  Prä- 
sumtion des  Verschuldens  an,  wenn  der  Unfall  von  einem  Gegen- 
stand ausgeht,  der  dem  Arbeitgeber  gehört  (Art.  13*1.  §  1  des 

')  Parole»  de  M.  Cheynon.  citees  par  M.  Tolain  au  Senat.  Debatu 
12  Mar«  1889.  p.  9. 

Jahrburh  der  Internat.  Vereinigung.  6.  Bd.  20 


306 


Mitteilungen. 


nnlr  rivil).  Pie>e  Vermutung;  l»«*iii«-'lt  man  dann  hald  nirht  mehr: 
man  lu'triitiytt'  sich  mit  dem  (iesetzesu-xt.  ohne  uusserhulh  seiner  lie- 
st immun^en  eine  BeLTÜntluii};  der  Verantwortung;  zu  suchen.  I >i** 
Theorie  des  Verschuldens  ist  scheinhar  schon  ersetzt  durch  die 
Thenn»«  d»-s  HNikos  und  der  g;«'*ctzlichcn  Verpflichtung. ')  Nur  di»- 
poktrin  kann  dieser  neuen  Ii i«lit u ntr  logische  und  rationelle  Ver- 
tiefung; p'hen. 

(ieset  Ziehung;.  Tatsächlich  lä<st  sich  der  definitive  v»dl- 
siämlitre  Sief:  des  neuen  Prinzips  in  der  Oesetzg;ehung;  nicht  feststellen. 

Man  tordert  k.-inen  Pew. i*  des  Verschuldens  mehr  in  Schadens- 
fällen hei  ötVentli.h.ii  Arheiteu  |(i<s,tz  vom  25*.  Dezemhcr  1K!»2>. 
auch  nicht  hei  den  Verpflichtungen,  die  der  Schifl'cr  ühernimmt 
g;»g;cnüher  einem  .Matrosen,  der  während  der  Heise  erkrankt  oder 
im  Dienste  des  Schillers  verletzt  wird,  und  der  fllr  seine  Krankheit 
entschädigt  und  für  seine  Dienste  hezahlt  wird. 

Das  Uerufsrisiko.  das  iirinzi]iiell  eingeführt  wurde  durch  (»e- 
setz  vom  !*.  April  IM»«  hei  Arhcit<TunfUllcn,  hricht  gänzlich  mit  der 
alten  Keg;el.  welche  die  Hefrritle  Verschulden  und  Verantwortung 
nicht  trennt»'  hie  Verpflichtung;,  den  Arheiter.  das  Opfer  eines  l'n- 
falls  zu  eiitsi  hädifren.  tiiulet  jetzt  ihre  Begründung;  in  der  für  ihn 
vorhandenen  (iefahr.  Die  Industrie  wird  verantwortlich  für  di»> 
Intallc.  die  H e  t  r  i eh  sk o s  t  e  n  des  Intcriu-hmers  müssen  deren 
Konsequenzen  tiairen.  i-henso  wie  sie  die  Zerstörung;  und  Ahnutzung; 
<hs  Materials  umfas>en.  die  (iefahr  »-ines  Brandes  etc.  Seine  Be- 
schäftigung; setzt  den  Arheiter  »-hier  beständig;»-»!  (iefahr  aus:  wenn 
er  deren  Opfer  wird,  hat  er  das  Hecht  auf  Schadensersatz.  „Wie 
-  seine  Arheit  ihn  zum  Olüuhig;»'!-  seines  Lohnes  macht,  so  macht  ihn 
jeder  l'nfall  zum  (iläubi<;er  »  ines  Scha»hnsersatzanspruch«-s.-  (Zirkular 
des  Handelsiiiinistei>  vom  21.  August  1  Kl»**. »  Das  (iesetz  will  den 
Arlieiter  g;esich»Tt  w  issen  •;<  Lren  alle  (iefahren.  die  ihn  treffen  können, 
ohni'  dass  mau  erst  seine  etwaig;»'  ruachtsnmkeit  oder  sein  Ver- 
schulden, sowie  »len  Mangel  an  Vorsicht  heiin  Arbeitg;ebei'  zu  erörtern 
hat.  J)er  Schadensersatz  wir«!  sngrar  im  V»iraus  bestimmt,  ausser  im 
Falle  uuentschuldharen  Verschuldens  auf  Seiten  »h's  Arbeitgrebers 
»t«ler  »les  Arheiters.  In  diesem  Falle  wird  er  durch  die  (ierichte  er- 
höht oder  <;emin»l<>rt.    Kinzig;  und  allein  der  ahsichtlich  herbeigeführte 

')  Cassation,   chambre  eivile.   Iii  juin  1811(5  D.  P.  1K'.»7.  1.  4:5'.»; 

1.  m. 
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Unfall  verleiht  gerechter-  und  vernünftigerweise  kein  Hecht  auf 
Entschädigung.  — 

So  braucht  der  Arbeitgeber  nicht  mehr  zu  fürchten,  d:\ss  er 
den  vollständigen  Schaden  ersetzen  muss.  und  der  Arbeiter  ist  immer 
sicher,  eine  Entschädigung  zu  erhalten  trotz  seines  Verschuldens, 
seiner  Unvorsichtigkeit,  trotz  des  Zufalls  und  höherer  Gewalt.  Hei 
Beratung  des  Gesetzes  hatte  man  berechnet,  dass  Ö8°/w  der  Unfälle 
das  Resultat  von  Zufall  oder  höherer  liewalt.  20%  durch 
Verschulden  des  Arbeiters  und  nur  12ü/0  durch  Schuld  des  Arbeit- 
gebers entstanden  waren.  In  12  Füllen  war  der  Arbeitgeber  ver- 
antwortlich und  musste  vollständigen  Schadensersatz  leisten,  in 
88  Fällen  von  100  hatte  der  Arbeiter  absolut  keinen  Anspruch  auf 
Entschädigung.  In  Zukunft  hat  er  immer  Anspruch  auf  eine  vorher 
veranschlagte  Entschädigung;  das  ist  gegenüber  der  alten  Lage  eine 
ausgleichende  Lösung.  Dank  dieser  vorher  veranschlagten  Ent- 
schädigung können  die  Arbeitgeber  die  Höhe  der  Kosten  berechnen, 
die  das  Risiko  ihnen  auferlegt:  sie  ist  die  logische  Ergänzung  des 
Berufsrisikos.  — 

Bevor  ich  das  Gebiet  der  Gesetzgebung  verlasse,  will  ich  be- 
merken, dass  das  -französische  Gesetz  vom  0.  April  1808  weder  das 
erste  noch  das  einzige  Gesetz  war.  welches  das  Prinzip  der  Berufs- 
gefahr aufgestellt  hat.  Derselbe  neue  Grundsatz  findet  sich  in  ver- 
schiedenem Mafse  in  den  meisten  fremden  Gesetzgebungen:  in  Deutsch- 
land enthält  ihn  das  Gesetz  vom  8.  Juli  1881.  ergänzt  durch  Gesetz 
vom  Ii.  Mai.  10.  Juli  1886.  17.  Juli  1887.  10.  April  1892;  in 
Österreich  das  Gesetz  vom  28.  Dezember  1887.  ergänzt  durch  Gesetz 
vom  2«.  Juli  1881»  und  18.  Mai  1804  :  in  Dänemark  das  Gesetz  vom 
I  V  Januar  1808:  in  Spanien  das  Gesetz  vom  30.  Januar  1800;  in 
Italien  das  Gesetz  vom  17.  Mai  1808;  in  Grossbritannien  das  Gesetz 
vom  0.  August  1807,  in  Kraft  getreten  am  1.  JuliM898;  in  Nor- 
wegen das  Gesotz  vom  2:1.  Juli  1804;  in  der  Schweiz  das  Gesetz 
vom  23.  Mai  1877. 

Doktrin.  Die  von  den  Schriftstellern  aufgestellten  Theorien 
hatten  ihren  Einfluss  auf  die  Gesetzgebung  ausgeübt,  ebenso  wie 
diese  dazu  beitrug,  den  Einfluss  des  alten  Prinzips  zu  brechen. 

Als  man  sah,  wie  die  französische  Gesetzgebung  versuchte, 
die  Forderung  einer  schuldhaften  Verantwortung  aufzugeben,  um  das 
Los  des  Arbeiters  zu  verbessern,  glaubten  gewisse  Schriftsteller,  jede 
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Furcht  sei  abgeschnitten,  wenn  der  Arbeitgeber  verpflichtet  wäre, 
den  Schaden  für  alle  1'ntlUlt*  zu  ersetzen  aufgrund  des  Kontraktes, 
des  Dicnstvertrngvs.  Man  hatte  die  Hewoispflicht  umgekehrt,  denn 
wenn  der  Arbeitgeber  dureli  die  einfache  Tatsuche  des  Kontraktes 
verantwortlich  ist.  muss  er  seine  Hefreiung  von  der  Zahlung'  durch 
Zufall  oder  höhere  (Gewalt  lieweisen:  der  Arheiter  hraucht  nicht 
mehr  d;\s  Verschulden  des  Arbeitgebers  zu  heweisen.  Dieser  haftet 
auf  Grund  seines  Kontraktes  ftlr  die  Sicherheit  seines  Arheiters:  ,.er 
uiuss  ihn  am  Schluss  der  Arbeit  frei  von  jeder  Beschädigung  durch 
Unfall  entlassen,  wie  er  ihn  angenommen  hat". 

Piese  in  Frankreich  durch  Sauokt  (lN87>,  in  Belgien  durch 
Sainttki.kttk  ( 1JSS4 >  vertretene  Theorie  hat  bedeutenden  Anklang 
gefunden,  aber  die  < Jeriehtspraxis  hat  sie  im  allgemeinen  nicht 
aeeeptiert.  Line  Verantwortung,  die  auf  einem  Kontrakte  beruhen 
soll,  kann  nur  aus  den  Abmachungen  der  interessierten  Parteien  oder 
ihrer  präsumtiven  Absiebt  hervorgehen.  Aber  man  unterstellte,  dass 
der  Arbeitgeber  eine  derartige  Verpflichtung  Übernommen  habe,  und 
diese  Theorie  in  ihrer  ersten  (iestalt  oder  ihren  Abänderungen  war 
nur  ein  Ausweg,  um  die  Konsequenzen  eines  zu  engen  und  zu  strengen 
1'rinzips  zu  beseitigen. 

Man  musstc  das  Prinzip  eines  Verschuldens  als  Grund  der  Ver- 
antwortlichkeit ganz  verwerfen  und  das  des  Pisikos  annehmen. 
Miese  Theorie  hatte  bald  in  allen  Ländern  Anhänger  und  die  aus- 
ländischen Schriftsteller1)  blieben  nicht  die  letzten,  die  uns  sehr 
passende  und  präzise  Konstruktionen  lieferten.  — 

Der  soziale  und  wirtschaftliche  Staatsbegrifl'  fühlte  die 
französischen  Juristen  dazu,  ihrerseits  die  neue  Idee  des  Pisikos  auf- 
zunehmen. Uosskkani.  stellt  in  seiner  Studie  Uber  die  Ver- 
antwortlichkeit für  die  'J  äten  lebloser  Sachen  (Paris  l8l»7> 
ein  absolutes  Prinzip  auf:  rIst  ein  Schaden  nachweislich  durch  unsere 
Sache  angerichtet,  so  sind  wir  immer  und  notwendigerweise  ver- 

')  S.10KURKN.  Zur  Lehre  von  den  Formen  des  Unrechts  und  den  Tat- 
beständen der  Schadenstiftung  (Ihkuinu's  Jahrbuch  18%.  p.  rJ43  ff.,  412  ff.  ) 
„der  wahre  Grund  der  zivilrechtlichen  Verantwortung,  heisgt  es  hier,  ist 
der  Wille.  Es  genügt  der  Heweis,  dass  die  Tat  gewollt  war."  Ferner 
M  ATA  JA.  Das  Hecht  des  Schadensersatzes  vom  Standpunkte  der  National- 
ökonomie (Leipzig  1888).  Ori-ammj.  Sairgio  di  una  miova  teoria  sul  fon- 
damento  della  responsabilitä  civile  (Palermo  1H!)9):  „Man  muss  den  Schaden 
ersetzen,  der  direkt  oder  indirekt  durch  eine  Handlung  entsteht". 
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pflichtet,  ihn  zu  ersetzen".  „1'nsere  Verantwortlichkeit  hat  ihre 
Quelle  nicht  in  einem  strafharen  oder  auf  einem  Vertrage  beruhenden 
Verschulden,  sondern  in  dem  Gesetz."4  Die  objektive  Theorie  tritt 
an  Stelle  der  subjektiven  und  der  Artikel  1-384  8  1  des  code  civil 
nimmt  nirgends  die  Idee  eines  präsumierten  Verschuldens  an.  sondern 
-teilt  eine  Verantwortlichkeit  lest  allein  auf  Grund  der  Tat.  Der 
Grand  der  Verpflichtung  liegt  einzig  in  dem  geschaffenen  Risiko; 
.das  Risiko  muss  von  dem  getragen  werden,  der  es  schafft,  und  nicht 
von  dem,  der  von  ihm  betroffen  wird". 

Der  Eigentümer  einer  Sache  haftet  zweifellos  nicht  im  Falle 
höherer  Gewalt,  wenn  man  unter  diesem  Ausdruck  eine  äussere  Kraft 
versteht,  wie  Blitz.  Erdbeben  etc.:  er  haftet  ferner  nicht  für  das 
Verschulden  des  Verletzten,  aber  er  haftet  für  alle  Ereignisse,  die 
das  Resultat  seiner  Tätigkeit  sind,  ob  er  deren  gute  oder  schlimme 
Folgen  voraussehen  konnte  oder  nicht.  Es  genügt  der  Deweis  eines 
Kausalzusammenhangs  zwischen  dem  Schaden  und  der  Sache. 

Salkim.ks  wendet  in  seiner  Arbeit  Uber  Ar  heiter  Unfälle  und 
zivilrechtliche  Verantwortlichkeit  ähnliche  Konstruktionen 
an.  Der  Schadensersatz  beruht  auf  „dem  Kausalzusammenhang  mit 
einem  blossen  Ereignis".  Ist  dieses  positive  Ereignis,  welches  einen 
Schaden  verursachte,  nicht  selbst  ein  Verschulden?  Und  hat  der 
Artikel  1382  des  code  civil,  der  bestimmt,  dass  jede  schädigende  Tat 
denjenigen  zum  Schadensersatz  verpflichtet,  durch  dessen  Schuld  sie 
entstanden  ist,  einen  anderen  Zweck,  als  den  vorsätzlichen  Täter 
einer  Handlung  festzustellen! 

„Verschulden  vom  Standpunkte  der  Idee  des  Risikos  aus  heisst 
nicht,  für  seinen  Willen  verantwortlich  sein,  es  heisst  lediglich,  mit 
Bewusstsoin  eine  Tat  begehen,  welche  Gefahren  nach  sich  ziehen 
konnte.  " 

Wenn  man  den  subjektiven  Standpunkt  als  Begründung  der  Ver- 
antwortung abweisen  muss.  so  ist  es  doch  richtig,  auf  ihn  Rücksicht 
zu  nehmen  bei  Abschätzung  der  Höhe  des  Schadens.  Der  dolus,  die 
Unvorsichtigkeit,  das  einfache  Risiko  fordern  Schadensersatzleistungen, 
die  je  nach  den  Umständen  verschieden  bemessen  werden  müssen. 

Die  Handlang  als  einziger  Grund  der  zivilrechtlichen 
Verantwortlichkeit. 

Die  neuen  Richtungen  zeigen  insgesamt  die  Neigung,  das  Ver- 
schulden durch  das  Risiko  zu  ersetzen.     Aber  man  suchte  diese 
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Theorie  noch  mit  dem  allgemeinen  Prinzip  zu  verbinden,  wie  es  der 
ende  civil  aufgestellt  hatte,  dadun-h.  dass  mau  annahm,  er  nahe  nur 
in  gewissen  Artikeln  Fälle  von  „  Verantwortlichkeit  ohne  Verschulden " 
angenommen.  Ich  glaube  im  (legenteil,  dass  die  Gesetzgeber  von 
1H04  in  ihren  Vorschriften  eine  zivilrechtliche  Verantwortlichkeit 
auf  (uund  eines  bewiesenen  oder  präsumierten  Verschuldens  auf- 
stellen wollten. 

Indessen  das  (ösetz  detiniert  den  Regritt  „Verschulden-  nicht, 
begrenzt  die  Höhe  de*  Schadenersatzes  nicht.  Ks  sagt  nicht  einmal, 
dass  es  eine  Verantwortlichkeit  ohne  Verschulden  gibt.  Hie  Freiheit 
der  Interpretation  setzt  au  Stelle  der  Theorie  des  Verschuldens  die 
reichere  Theorie  des  Kisikos.  Ich  würde  sogar  noch  weiter  gehen. 
Ausserhalb  des  beabsichtigten  Verschuldens,  wo  der  Wille  direkt 
auf  den  Schaden  •rerichtet  ist.  tritt  sofort  Fusieherheit  ein.  beginnt 
»las  Risiko.  Jedes  nicht  gewollte  Verschulden  ist  mit  Risiko  ge- 
mischt.  jedes  Kisiko  schliesst  einen  gewissen  Grad  von  Verschulden 
ein.')  Man  kann  also  Verschulden  und  Kisiko  unter  ein  gemein- 
sehaftliches  Prinzip  stellen,  diese  beiden  (Jründe  der  Verantwortlichkeit 
vereinigen,  das  Verschulden  in  der  Handlung  aufgehen  lassen  und 
auf  diesen  Regritt'  vom  zivilrechtlicheii  Standpunkt  aus  alles  zu- 
rückführen. 

Eine  Handlung  hat  Schaden  verursacht;  es  kommt  lediglich 
darauf  an.  den  Zusammenhang  zwischen  Tat  und  Schaden  festzustellen 
ohne  sich  im  Zivilrecht  mit  dem  schuldhalteu  oder  schuldlosen 
Willensinhalt  zu  befassen.  In  diesem  Falle  handelt  es  sich  nicht 
um  Moral,  um  Strafbarkeit,  sondern  um  Ersatz  eines  Schadens,  den 
die  Tat  verursachte.  Mit  Recht,  sagt  Tkisskkk*)  in  seiner  in  der 
Note  zitierten  Studie:  „Eine  schuldhafte  Tat  existiert  nicht  als 
besonderer  Heehtsbegrirt ':  es  handelt  sich  nur  um  die  Tat". 

Jede  gewollte  Tat.  die  Schaden  verursacht,  ist  ein  Verschulden, 
und  die  Verantwortlichkeit  wird  grösser  in  dem  Mafse.  als  der 
Willensakt  seinen  direkten  Einfluss  auf  den  verursachten  Schaden 
ausgeübt  hat.  Jeder  Mensch  hat  seine  eigene  Initiative,  seine  eigene 
Retätigungswcise.  seine  Freiheit  zu  gehen  und  zu  handeln.  Er  tri rt t 
auf  die  Tätigkeit  eines  anderen,  die  sich  in  entgegengesetzter  Richtung 

')  Tkisskkk.  Essai  d'une  tlicorie  generale  sur  le  fondeuient  de  lu 
respoosabilite,  Paris  1SHI1,  p.  122. 
a)  Tkisskkk  p.  178. 
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geltend  macht,  und  ein  Schaden  entsteht:  es  ist  ein  Täter  und  ein 
\  erlctzter  da.  Aber  die  alte  Theorie  will  den  Tiiter  nicht  t'tir  seine 
Tat  haften  lassen,  wenn  der  Verletzte  kein  Verschulden  beweisen 
kann.  Hier  liegt  ein  Geschick,  ein  unbeabsichtigtes  Unglück  für 
den  Verletzten  vor.  das  er  tragen  muss. 

Diese  Lösung  ist  weder  gerecht  noch  billig.  Ks  gibt  eine 
Ungleichheit  der  Lage,  der  man  Rechnung  tragen  muss.  Der  \  er- 
letzte trügt  den  Schaden,  und  der  Täter  hat  ihn  verursacht;  er  hat 
die  Initiative  zu  der  schädigenden  Handlung  ergrifleu.  Er  sah  ihre 
Folgen  nicht  vorher  oder  hoffte  sie  zu  vermeiden,  aber  er  trat  nicht 
vor  den  möglichen  Gefahren  ganzlieh  zurück. 

Da  das  neue  Prinzip  den  tiedanken  von  Hecht  und  Hilligkeit 
vertritt,  ist  es  zweckmassig,  bei  den  Schadensfällen  die  Holle  jeder 
Person  zu  betrachten.  Wenn  jeder  für  seine  Tat  haften  soll,  muss 
man  wissen,  ob  der  Verletzte  bei  dem  Zusammenstoss  nicht  an  der 
Handlung  teilgenommen  hat  und  folglieh  einen  Teil  der  Ver- 
antwortung trägt.  Beim  ersten  Blick  könnte  man  glauben,  der  Täter 
allein  habe  eine  aktive  Holle  gespielt,  und  der  Verletzte  sei  durch 
die  Macht  der  I  mstande  zu  einer  rein  passiven  Holle  gezwungen. 
Indes,  man  darf  nicht  bei  dieser  ersten  Idee  stehen  bleiben.  Hautig 
entsteht  der  Schaden  durch  das  Aufeinandertreffen  zweier  Be- 
strebungen und  jede  derselben  ist  den  zahlreichen  Gefahren  des 
Lebens  ausgesetzt. 

Nicht  die  Industrie  allein  hat  ihre  Gefahren.  Die  anderen 
Krtindungen.  welche  die  Verkehrsmittel  vermehren  und  die  Ent- 
fernungen abkürzen,  vermindern  ihrer  Natur  nach  die  Schadens- 
irefahr  nicht.  Der  FussgUnger  wird  das  Opfer  eines  Wagens,  eines 
Automobils,  eines  Fahrrades;  hier  liegt  ein  Zusammenstoss  zweier 
Betätigungen  vor.  Man  muss  untersuchen,  welche  von  den  beiden 
«las  schädigende  Ereignis  herbeigeführt  hat:  Ist  die  eine  von  ihnen 
nicht  etwa  dem  Unfall  dadurch  entgegengekommen,  dass  sie  aus  ihrer 
üblichen  Tätigkeitssphäre  heraustrat?  Hat  der  Verletzte  nicht  etwa 
durch  seine  Unvorsichtigkeit  das  Unglück  unvermeidlich  gemacht V 
Sein  Verhalten  bei  dieser  Gelegenheit  wurde  das  Ausschlaggebende, 
und  die  Hollen  können  vom  Standpunkt  der  Verantwortlichkeit  aus 
umgekehrt  liegen.  Die  Tatuinstände.  die  Zeugen  können  die  gegen- 
seitige Lage  der  Parteien  genau  bestimmen  und  den  Verletzten  ge- 
wissermassen  als  Täter  erscheinen  lassen.   Mit  einem  Wort,  derjenige. 
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welcher  heil  und  gesund  bei  dem  Fnlall  davonkommt,  kann  den 
Schaden  veranlasst  haben,  ohne  ihn  verursacht  /u  haben.  Wenn 
der  Schallen  aus  einem  gemeinschaftlichen  Verhalten  hervorgeht,  ist 
der  Schadensersatz  zu  repartieren.  „.Jeder  haltet  für  den  Schaden,  den 
er  verursacht,  in  dem  Mal'se.  wie  er  ihn  verursacht.1' 

Sicherlieh  kann  indes  die  Natur  der  Sache,  welche  den  Schaden 
verursacht,  zunächst  durch  ihre  Ausdehnung  tider  ihr  (Jcwicht.  ihre 
Klastizität  etc.  das  Mals  der  Verantwortlichkeit  hestimtnen.  indem 
sie  die  Initiative  und  die  Tat  charakterisiert.  Für  den  Verletzten 
ist  der  Beweis  immer  erbracht,  der  Schaden  existiert.  Sein  Anteil 
an  dem  schädigenden  Akte  ist  dunkel  und  zweifelhaft.  Aber  eine 
Schwierigkeit  in  dem  Beweise  kann  ein  gerechtes  und  vernünftiges 
Prinzip  nicht  berühren. 

In  Frniangelung  eines  bewiesenen  Verschuldens  pflegte  die 
alte  Theorie  jede  Tat.  deren  Folgen  der  Verletzte  zu  tragen  hatte, 
auf  .Rechnung  des  Zufalls  zu  setzen.  Welche  Summe  von  Ereignissen 
umfasste  das  Wort  ..Zufall"!  Wenn  eine  fremde  Kraft.  Uber  die  mau 
keine  (iewalt  hat.  den  Schaden  herbeiführt,  sagt  man,  das  sei  Spiel 
des  Zufalls:  Aber  wenn  ich  einen  Vorübergehenden  auf  der  Strasse 
umwerfe,  so  hat  sicherlich  nieine  eigene  Kraft  den  Unfall  hervor- 
gerufen: ich  kann  es  ohne  Absicht  getan  haben,  und  dennoch  f illlt 
diese  Handlung  in  den  Bereich  meiner  Tätigkeit,  und  ich  bin  in  dem 
Mal'se  dafür  verantwortlich,  wie  meine  Handlungsweise  den  Schaden 
verursacht  hat.  Damit  jede  Verantwortung  fortfällt,  muss  man  eine 
Schadciisursarhe  linden,  die  ganz  unabhängig  ist  von  einem  Willen, 
einer  menschlichen,  persönlichen  Tat  und  die  auf  die  Tätigkeit  eines 
I »ritten  und  Fremden  zurückzuführen  ist.  oder  auf  materielle  Kräfte, 
die  wir  nicht  beherrschen. 

Der  l'nfall  durch  Sachen  muss  tatsächlich,  wie  die  persön- 
liche Tat.  ein  (irund  der  Verantwortlichkeit  für  denjenigen  sein, 
welcher  die  Herrschaft  über  diese  Sachen  hat.  Ihre  Tätigkeit  und 
ihre  Kraft  verzehnfachen  die  des  Individuums.  So  ist  es  nicht  nur 
in  der  Industrie,  sondern  in  allen  menschlichen  Beziehungen.  Was 
man  vom  Industriellen  sagt,  das  gilt  auch  vom  (irundeigentümer,  vom 
Landwirt.  Die  Initiative,  die  Betätigung  einer  Person  begründet 
ihre  Verantwortlichkeit.  Ist  diese  Betätigung  nicht  vorhanden  bei 
der  Hinrichtung  von  Maschinen,  von  Werkzeugen,  von  allen  Mitteln, 
die  uns  Resultate  erzielen  helfen,  welche  menschliche  Kräfte  nicht 
erreichen  können! 
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Nicht  derjenige,  welcher  eine  Sache  erfunden  oder  erhnut  hat. 
ist  dafür  für  immer  verantwortlich,  sondern  der.  welcher  sie  zur 
Zeit  handhaht.  I>ie  Überlassung  der  Sache  muss  eingetreten  sein: 
der  Willensakt.  an  den  sich  die  Verantwortlichkeit  anknüpft,  liegt 
in  der  Aneignung.  Der  Begriff  „Aneignung*  bedeutet  indess  nur 
einen  tatsächlichen  Zustand,  ohne  notwendig  den  Begriff  dos  Eigen- 
tuuis  zu  umfassen.  Ein  Usufruktuar,  ein  blosser  Besitzer,  selbst  der 
Dieb  ist  verantwortlich  für  eine  Sache,  die  er  im  Besitz  hat,  da  er 
zur  Zeit  eine  Herrschaft  darüber  ausübt.  „Der  Besitz  im  höheren 
Sinne  des  Worts  ist  die  industrielle  und  wirtschaftliche  Handhabung 
einer  Sache,  die  Tatsache,  sie  funktionieren  zu  lassen  und  vielleicht 
auch  Nutzen  aus  ihr  zu  ziehen.-1) 

Wie  bei  der  individuellen  Tat,  muss  der  Anteil  an  der  Schadens- 
ursache auch  hier  den  Auteil  eines  Jeden  an  der  Verantwortung 
und  dem  verhältnismässigen  Schadensersatz  bestimmen.  Die  Tätigkeit 
des  Verletzten  kann  vorwiegend  gewesen  sein  gegenüber  dem  Unfall 
durch  eine  Sache,  die  selbst  keinen  Willen  hat.  und  bei  der  ihr  Herr 
keinen  unmittelbaren  Eiutluss  auf  das  Ereignis  ausüben  konnte.  Es 
kommt  vor,  dass  der  Verletzte  eine  rein  passive  Bolle  gespielt  hat. 
wie  im  Falle  einer  Kesselexplosion,  wobei  die  Sprengstücke  die  be- 
nachbarten Arbeiter  oder  selbst  Passanten  einer  benachbarten  Strasse 
verletzten.  In  anderen  fällen  spielt  der  Verletzte  eine  ganz  aktive 
K'dle.  _z.  B.  wenn  ein  Unvorsichtiger  eine  Fabrik  besichtigt  und 
seine  Hand  von  einem  Zahnrad  erfassen  lässf.  Das  Verschulden 
ist  ein  Element  der  Tat;  es  kann  dem  Kichter  Uber  den  Anteil  an 
der  Verantwortlichkeit  eines  Jeden  und  Uber  die  Höhe  des  Schadens- 
ersatzes Aufklärung  geben,  aber  es  berührt  nicht  die  Natur  und  die 
Begründung  der  Verantwortlichkeit.  Der  erfahrenste  und  kitigste 
Industrielle  kann  in  seiner  Fabrik  die  genauesten  Vorsichtsmassregel n 
Herten:  er  kann  aber  nicht  die  Ursachen  aller  (iefahren  seiner  Branche 
beseitigen  und  bleibt  immer  verantwortlich  fllr  den  Schaden,  den  der 
Verletzte  nicht  absichtlich  herbeifuhrt.*) 

l|  Sai.kii.lks,  Arbeiterunfälle,  p.  29. 

J)  In  dieser  Arbeit  ül»er  eine  allgemeine  Theorie  lasse  ich  natürlicli 
die  Fragen  über  Berufsrisiko,  über  Beziehungen  zwischen  Arbeitgebern 
und  Arbeitern  beiseite,  die  in  den  Spezialgesetzen  berührt  sind,  nach 
welchen  selbst  da«  Verschulden  de«  Arbeiters  die  Verantwortlichkeit  des 
Arbeitgeber»  nicht  aufhebt. 
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Die  Tat  eines  Dritten  führt  natürlich,  wie  die  individuelle 
Tat  und  der  l  iitall  dureh  Sachen,  zur  Verantwortlichkeit  desjenigen, 
der  die  fremde  Tätigkeit  leitet  und  beherrscht  oder  von  ihrer  Hilfe 
Nutzen  hat.  Der  Herr  beherrscht  die  Tätigkeit  seiner  Angestellten 
und  llht  auf  sie  einen  persönlichen,  direkten  Kinfluss  aus;  zur  Be- 
gründung dieser  Verantwortlichkeit  muss  man  nur  den  Willensakt 
ins  Auge  fassen  in  Verbindung  mit  der  geschehenen  Tat,  ohne  ein 
Verschulden  infolge  von  mangelhafter  f'berwachung  oder  Beauf- 
sichtigung anziiiiehmen.  Der  Begriff  des  Nutzens,  den  man  von  der 
Tätigkeit  eines  Angestellten  hat.  genügt  nicht  immer  zur  Begründung 
der  Verantwortlichkeit.  Per  Beisende  ist  nicht  verantwortlich  für 
den  Kutscher,  der  ihn  führt;  der  Fuhrherr  muss  die  schädlichen 
Folgen  seines  rnternehinetis  trafen,  wie  er  ja  auch  den  Nutzen 
davon  hat. 

Der  Angestellte  ist  aber  nicht,  wie  eine  Sache,  tote  Materie: 
mau  muss  seiner  persönlichen  Initiative  Rechnung  t raffen,  das  Mafs 
seiner  Unabhängigkeit  gegenüber  seinem  Herrn  kennen  und  den  An- 
teil an  der  Initiative,  den  er  bei  dem  schädigenden  Ereignis  haben 
konnte.  J)ie  Billigkeit  wird  einen  verschiedenen  Malsstab  anlegen,  je- 
nachdem  der  Handelnde  mehr  oder  weniger  von  dem  Willen  des 
Auftraggebers  abhängig  war. 

Der  Verletzte  hält  sich  immer  an  diesen  letzteren,  der  ihm 
als  Leiter  des  l'nterneliniens  liekannt  ist:  er  kann  sich  nicht  erst 
mit  den  Beziehungen  zwischen  den  beiden  beschäftigen,  dem  Ge- 
xhüftsherrn  und  dem  Angestellten.  Zwischen  diesen  beiden  spielt 
sich  das  zweite  Stadium  des  l'ro/.e>ses  ab.  um  den  Anteil  eines  jeden 
an  der  Verantwortlichkeit  zu  bestimmen.  Der  des  Angestellten  wird 
grösser  sein,  wenn  seine  Stellung  ihn  dem  Herrn  ähnlich  macht  und 
so  seiner  Tätigkeit  mehr  Bedeutung  gibt.  Er  kann  gleich  Null  sein, 
wenn  ein  formeller  Auftrag,  eine  genaue  Instruktion  den  Willen  des 
Angestellten  in  dem  des  Gcsehäftsherrn  aufgehen  lässt.  Der  Anteil 
des  letzteren  verschwindet  gänzlich  bei  einem  vorsätzlichen  Ver- 
schulden des  Angestellten. 

Mit  einem  Worte,  in  ihren  gegenseitigen  Beziehungen  ist  jeder 
von  den  beiden  nach  einem  Grundsätze  verantwortlich,  den  ich  be- 
reits entwickelt  habe,  nämlich  im  Verhältnis  zur  Handlung,  die  ihm 
persönlich  zugerechnet  werden  kann.   Aber  einem  Dritten  gegenüber 
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kann  die  Handlung:  des  Geschäftshenn  nicht  in  der  Tat  dos  An- 
gestellten aufgehen.  -- 

Bis  jetzt  haben  wir  immer  von  einer  Handlung  gesprochen. 
Die  Unterlassung  kanu  im  allgemeinen  eine  Verantwortlichkeit 
nicht  begründen,  ausser  wenn  sie  gegen  eine  formell  bestehende  Ver- 
pflichtung verstösst,  die  auf  Gesetz  oder  Kontrakt  beruht.  Die 
Unterlassung  hangt  also  nicht  von  dem  Begriff  Verschulden  ab  und 
dieser  hat  einen  subjektiven  Charakter  in  Beziehung  auf  die  Ver- 
pflichtung mit  welcher  er  zusammenhingt.  Die  neue  Theorie  kann 
also  den  Begriff  Verschulden  hei  der  Begründung  der  Verantwort- 
lichkeit nicht  ganz  aufgeben,  aber  er  bildet  die  Ausnahme,  statt 
das  einzige  und  allgemeine  Prinzip  zu  sein.  — 

Die  Juristen,  welche  glaubten,  der  Begriff"  V  erantwortlichkeit 
müsse  von  dem  Begriffe  Verschulden  ganz  getrennt  werden,  haben 
das  römische  Prinzip  der  individuellen  Beurteilung  verworfen,  um 
an  seine  Stelle  eine  soziale  Rechtsprechung  zu  setzen.  Sie  wollten 
das  Individuum  nicht  ausserhalb  der  Gesellschaft  beurteilen  und  die 
Interessen  des  Verletzten  vernachlässigen,  indem  man  die  Gefahren, 
welche  ein  anderer  heraufbeschworen,  auf  seinen  Schultern  lässt. 

Und  diese  doppelte  Rücksicht  führte  sogar  Schriftsteller  zu 
der  Annahme  der  Verantwortlichkeit  bei  einem  Geisteskranken,  der 
durch  sein  Verhalten  Schaden  gestiftet  hat.1)  Die  Persönlichkeit 
eines  Kindes  ist  nicht  entwickelt  genug,  um  ihm  die  Folgen  einer 
schädigenden  Handlung  aufzuerlegen,  besonders  da  es  sich  selten 
selbst  Uberlassen  ist. 

Die  Tätigkeit  des  Geisteskranken  ist  gefährlicher  und  wenn 
ihm  auch  die  Vernunft  fehlt,  so  besitzt  er  doch  Freiheit,  die  er  ge- 
hrauchen and  bedenklich  missbrauchen  kann.  Man  zögert  jedoch,  ihn 
verantwortlich  zu  machen,  ausser  wenn  der  Verletzte  arm  ist.  „Ks 
ist  billig,  nur  dann  einzuschreiten,  wenn  der  Geisteskranke  reich 
und  der  Verletzte  arm  ist."*) 

Das  deutsche  Bürgerliche  Gesetzbuch  nimmt  diese  Idee  auf. 
Als  Grundprinzip  stellt  es  indes  auf.  dass  es  keine  Verantwortung 
giht  ohne  persönliches  Verschulden,  und  dass  derjenige,  welcher  im 
Zustande  der  Bewusstlosigkeit  oder  im  Zustande  einer  krankhaften 

»)  Willkms,  Revue  generale  de  droit,  de  la  legislatiou  et  de  la 
jurisprud.nce,  1898.  p.  147,  148. 

2\  Labhk.  de  la  (Umence.  Revue  critiuue.  1870,  p.  113. 
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Sröiu n«f  der  Geistestätigkeit.  welcher  die  freie  Willcnsbestimmung 
ausx  hlii'sst.  einen  andern  schädigt,  nicht  verantwortlich  ist  823, 
N27  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches).  Aber  es  fügt  hinzu,  dass  der- 
jenige, welcher  prinzipiell  nicht  verantwortlich  ist.  dennoch,  falls 
der  Schadensersatz  nicht  von  einem  aufsichtspflichtigen  Dritten  erlangt 
werden  kann,  den  Schaden  insoweit  ersetzen  muss.  als  die  Billigkeit 
nach  den  Umständen,  insbesondere  nach  den  Verhältnissen  der  Be- 
teiligten, eine  Schadloshaltung  erfordert  (i;  Sli°<  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuches». 

Der  Begriff  .Vermögen-  lii>st  den  rein  individualistischen 
(iesichtspunkt  verschwinden:  man  beurteilt  die  Handlung  und  ihre 
Kolgen.  das  Vermögen  und  nicht  mehr  allein  die  Person  selbst.  In 
der  Industrie  fällt  der  Unfall  dem  Geschäftsunternehmer  zur  Last, 
mehr  mit  Rücksicht  auf  seine  Lage,  seinen  Reichtum,  als  auf  seine 
Persönlichkeit,  die  bei  der  Tat  gar  nicht  direkt  hervortritt.  In 
Deutschland  übertragen  die  Unfallgesetze  die  Verantwortung  des 
( ieschäftsunternehmers  auf  die  Korporation  (Berufsgenossenschaft).  — - 

Man  muss  also  als  Billigkeit  und  Humanität  nur  die  Tat  und 
den  Schaden,  den  sie  verursacht,  ins  Auge  fassen.  Indes,  wenn  man 
bei  der  neuen  Theorie  auch  nicht  das  Verschulden  als  allgemeinen  und 
einzigen  Grund  der  Verantwortung  annimmt,  so  muss  man  doch 
immer  nach  einer  Handlung  fragen,  die  mau  begangen,  nach  einem 
Risiko,  das  man  bewusst  übernommen  hat.  Line  Verantwortlichkeit 
ganz  im  allgemeinen,  auch  zu  Lasten  eines  Wesens  ohne  Verstand 
annehmen,  das  hie<se  dem  Geiste  unserer  Gesetze  widersprechen  und 
die  Idee  der  Gerechtigkeit  verkennen. 
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Statistische  Politik. 

Ihr  Wesen  und  ihre  Aufgabe. 

Von 

Dr.  Sigismund  Gargas  (Lemberg). 


Einer  der  bedeutendsten  Staatsrechtslehre!-  der  Gegenwart, 
Gkhko  .Ikllinkk,  definiert  die  Politik  als  „die  Lehre  von  der  Er- 
reichung bestimmter  staatlicher  Zwecke  und  daher  die  Betrachtung 
staatlicher  Erscheinungen  unter  bestimmten  teleologischen  Gesichts- 
punkten, die  zugleich  den  kritischen  Mafsstab  für  die  Beurteilung 
der  staatlichen  Zustünde  und  Verhältnisse  liefern-.  In  diesem  Sinn 
sei  die  Politik  zwar  erst  in  der  neuesten  Zeit  in  der  deutschen 
Wissenschaft  aufgefasst  worden,  dies  sei  aber  auch  der  einzige  Sinn, 
der  der  Politik  »wissenschaftliche  Selbstberechtigung  sichern  kann"4.1) 

Von  diesem  Gesichtspunkt  ausgehend,  spricht  man  dann  in 
Untersuchungen  Uber  soziale,  staatliche  und  volkswirtschaftliche  Er- 
scheinungen, oder  kürzer  und  auch  genauer  gesagt,  in  Untersuchungen 
über  soziale  Erscheinungen  im  weiteren  Sinn«*  dieses  Wortes,  überall 
da.  wo  die  teleologische  Auffassnngsweise  Platz  greift  von  Politik. 
So  spricht  man  von  Politik  gemeinhin,  wenn  von  den  grossen  welt- 
bewegenden Erscheinungen,  die  das  Wesen  des  staatlichen  Lebens 
und  Organismus  ausmachen,  die  Kede  ist.  wo  also  Welturteile  im 
wahren  Sinne  des  Wortes  nach  Äusserung  ringen.  So  ist  Kriminal- 
politik die  teleologische  Betrachtung  des  strafrechtlichen  Schutzes 
der  Lebeusgüter  der  menschlichen  Gesellschaft.  Volkswirtschafts- 
polirik  eine  ebensolche  Betrachtung  der  volkswirtschaftlichen  Phäno- 
mene. Zivilpolitik  die  der  privatrechtlichen  Rechtsordnung  etc. 

Gibt  es  auch  eine  „statistische  Politik" V 


')  G.  Jki.linek.  Allgemeine  Stauwehre.  Berlin  1!NJ0,  S.  12. 
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Kit-  Kra^i«  wird  wohl  für  viele  ziemlich  überraschend  sein. 
Seilt  i n*'ii  ja  doch  Statistik  und  Politik  >o  weit  einander  entlegene 
(obiete  /u  sein,  tlass  HerUliruii^sjuinkte  zwischen  ihnen  selir  schwer 
zu  finden  wären.  Ist  ja  doch  die  Statistik  eine  «ranz  exakte  Wissen- 
schaft «xler  wenigstens  die  allerexakteste  Methttde  im  tiebiete  der 
Sozialwissenschaften.  Die  Erkenntnis  einer  sozialen  Masse,  meint 
(»K.nio.  v.  M  wii.  ist  ja  am  vollständigsten  dann,  wenn  erschöpfende 
Heobachtunb  sämtlicher  Elemente,  aus  denen  sie  zusammengesetzt 
ist.  vorliegt  und  wenn  die  Heobachtunb  zugleich  in  exakter  Weise, 
d.  h.  mittels  Zählens  und  Messens  durchfrtl'llhrt  wird.  „Am  voll- 
kommensten wird  diese  Krf'oisclmn<:  tler  sozialen  Masse,  meint  er  am 
anderen  Orte,  durch  die  erschöpfende  Massenbeobachtung  ihrer 
Klemente  in  Zahl  und  Mals  bewerkstellig-  "I  etc. 

lud  die  Politik?  Sie  ist  ja  das  (iegenteil  vou  Exaktheit.  Wo 
teleologische  Erteile  Platz  {.'reiten,  da  darf  eben  von  keiner  strengen 
Wissenschaft  die  Rede  sein.  Die  Politik  hat  ja  Werturteile  zum 
Inhalte,  während  der  Wissenschaft  Erkenntnisurteile  wesentlich  sind. 
Die  Statistik  ist  wiederum  andererseits  eine  Wissenschaft,  aber  keine 
unmittelbare  soziale  Erscheinuiifr :  die  Politik  in  die  Statistik  ver- 
leben, hiosse  also  ein  zum  b>'sundcn  Gcnuss  unmögliches  Uräu  be- 
reiten. Denn  wo  von  wissenschaftlichen  Axiomen,  die  die  (irenze 
des  menschlichen  Wissens  bilden,  ausgebauten  wird,  da  frreift  erstens 
überhaupt  keine  teleolobische  Auflassiiiibsweise  Platz,  andererseits 
aber,  wo  von  einer  kritischen  Beurteilun<r.  von  einem  kritischen  Mafsstab 
die  Hede  ist.  da  könnte  höchstens  von  einer  methodolobischen  Enter- 
suchunb.  von  wissenschaftlicher  Methode  <resjirueheii  werden,  keines- 
webs  aber  von  Politik. 

l  ud  doch  ist  meines  Erachtens  der  Hebritt'  der  statistischen 
I'tditik  banz  am  Platze,  hat  seine  volle  wissenschaftliche  Rerechtigung. 
ja.  die  statistische  Politik  hat  sogar  eine  ziemlich  interessante  Ge- 
schichte. 

Von  statistischer  Politik  kann  im  zweierlei  Sinn  die  Rede  sein. 
Man  kann  die  statistische  Politik  betreiben,  indem  man  das  Wesen 
und  Treiben  des  Staates  und  anderer  sozialer  Organismen  an  der 
Statistik  als  dem  kritischen  Mafsstab  bemisst.  Die  Statistik  einzig 
und  allein  soll   unsere  sämtlichen  sozialen  Werturteile  bestimmen. 

')  H.  v.  Mayr.  Statistik  und  Gesel  lschaftulehre.  I.  Theoret 
Statistik.  Freibury  und  l.eipziy  lS^ö,  S.  f>. 
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sie  soll  in  letzter  Instanz  entscheiden,  was  und  wie  es  im  Staate  ge- 
schehen soll,  sie  soll  die  gesamte  Politik  endgültig  beeinflussen. 
Eine  extreme  Äusserung,  besser  gesagt  Folgerung,  aus  dieser  Grund- 
anschauung  ist  jene  bekannte  Forderung  des  kollektivistischen 
Anarchismus,  diemeint.  im  Staate  sollten  alle  staatlichen  Institutionen. 
Ämter  und  Behörden  abgeschafft  werden,  nur  das  statistische  Amt 
ville  da  bleiben:1)  oder  vielmehr  die  statistischen  Kommissionen,  da 
ja  die  „Ämter",  wie  alles,  was  an  den  bürgerlichen  Staat  erinnert, 
bei  den  Kollektivisten  im  höchsten  Grade  verpönt  ist.*)  Die  jetzigen 
wirtschaftlichen,  unglückbringenden  Krisen  seien  ja  hauptsächlich 
durch  i'berproduktionen  an  Arbeit  und  Ware  verursacht,  es  genüge 
als«»,  den  Gesamtbedarf  nach  einzelnen  Regionen  und  Territorien 
lokalisiert  zu  berechnen,  um  die  gesamte  Produktion  zu  regulieren, 
und  da  mit  der  Abschaffung  des  Privateigentums  und  des  Staates 
die  Grundpfeiler  der  jetzigen  sozialen  Ordnung  abgeschafft,  die 
Menschen  aber  zur  Erkenntnis  gelangen  würden,  man  könne  ganz 
gut  miteinander  leben,  ohne  gegeneinander  wirtschaftlich  oder  sozial 
anzukämpfen,  so  würden  sie  eben  bloss  zu  wissen  brauchen,  was  und 
wieviel  sie  zu  produzieren  nötig  haben,  was  sie  auch  mittels  eines 
statistischen  Bulletins  erfahren  könnten. 

l'nd  einer  der  Klassiker  des  Anarchismus.  Fürst  Kkai'otkix.*) 
meint  sogar,  die  Wohnungsstatistik  würde  allein  in  der  anarchistischen 
Gesellschaft  genügen,  um  die  Wohnungsbedürfnisse  der  Gesamtheit 
zu  decken:  nach  der  Massenenteignung  würden  sich  nämlich  genug 
Leute  Huden,  die  freiwillig  erklären  würden,  dass  sie  freie  Wohnungen 
zur  Verfügung  haben,  und  durch  Privatinitiative  würden  Wohnungs- 
verzeichnisse nach  einzelnen  Wohnungskategorien  gesondert  ent- 
stehen, die  Wohnungsstatistik  aber  würde  das  beste  Mittel  sein,  den 
Wohnungsbedarf  völlig  zu  decken.  Eine  ähnliche  Funktion  würde 
die  Statistik  auf  dem  Gebiete  des  Mobilarvermögens  ausüben  etc. 

')  Über  diese  und  ähnliche  Tendenzen  der  Kollektivisten  berichtet 
Jkan  (iUavk,  La  Societe  future  (Bibliotheqiie  sociologique  No.  8). 
Paris  1K«J8,  S.  232  ff.,  der  sich  ihnen  übrigens  äusserst  kritisch  gegen- 
überstellt,  ohne  jedoch  tiefer  in  ihr  Wesen  einzudringen. 

•)  Bkknhtkix.  Die  sozialpolitische  Beobachtung  von  Kaum 
und  Zahl  in  der  Aufsatzsaminlung  Zur  Theorie  und  Geschichte  der 
Sozialdemokratie.  Berlin  VM)1.  S.  PJ!>  ff. 

')  Kkapotkin,  La  conquete  du  paiu  (Bibliotheqiie  socio- 
logique  No.  1).  Paris  PNU».  S.  104  ff. 
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Der  l'iiteischied  zwischen  diesen  beiden  Fassungen  anarchistischer 
Statistik  ist  wohl  klar  erkennbar.  Während  die  erstere  Meinung' 
sich  auf  den  Standpunkt  einer  organisierten,  also  amtlichen  Statistik 
«teilt,  ist  für  Kk.U'otkin  und  seine  Schule  ein  statistisches  Amt.  eine 
viel  zu  weitgehende  Beibehaltung  der  staatlichen  Bande.  Die  amtliche 
Statistik  bringe  ja  bloss  lügnerische  Zittern  hervor. ')  Die  amtliche 
Statistik  sei  ja  bloss  dazu  vorhanden,  um  die  Durchführung  der  ge- 
sellschaftlichen Reformen  zu  verzögern.*)  Nur  die  individuelle,  d.  h. 
eigentlich  unorganisierte  Statistik  könne  bloss  die  Wahrheit  ans 
Licht  bringen.  In  der  anarchistischen  Gesellschaft  würde  sich  eine 
automatische,  jedenfalls  eine  private  Statistik  bilden,  die  den  Be- 
dürfnissen der  anarchistischen  Gesellschaft  völlig  genügen  möchte. 
Also  amtliche  oder  private  Statistik,  das  würde  der  Gegensatz  der 
beiden  statistischen  Schulen  des  Anarchismus  sein. 

Die  anarchistische  Literatur  ist  ziemlich  schwer  zugänglich 
und  so  i<t  es  möglich,  dass  sich  auch  noch  eine  andere  Fassung 
der  anarchistischen  Statistik  rinden  liesse.  Andererseits  zeichnen 
sich  bekanntlich  die  anarchistischen  Theoretiker  nicht  immer  durch 
besonders  klare  Auffassungs-  und  Darstellungsweise  aus.  Jedenfalls 
kann  dieser  Gegensatz  der  Meinungen  als  den  Tatsachen  ziemlich 
annähernd  betrachtet  werden.  Dass  nun  die  Theorie  Kkapotkin's. 
ganz  abgesehen  von  allen  anderen  sozialen  Umwälzungen,  der  rein 
statistischen  Betrachtung  wohl  schwer  wird  standhalten  können,  ist 
keines  langen  Beweises  nötig.  Private  Statistik,  die  bloss  auf  privaten 
statistischen  Materialien  beruht,  ist  ebensowohl  in  der  heutigen  wie 
in  irgend  einer  anderen  Gesellschaft  äusserst  lückenhaft  und  not- 
dürftig, entbehrt  also  einer  der  prinzipiellen  Bedingungen  jeglicher 
statistischer  t'ntersuchung.  der  Erschöpfung  der  statistischen  Masse. 
Wohl  kann  auch  private  Statistik  sich  nützlich  erweisen,  aber  haupt- 
sächlich als  Verarbeitung  des  amtlichen  statistischen  Materials,  sonst 
aber  höchstens  ergänzend  und  aushilfsweise.  Die  Theorie  Kkapotkin's 
ist  eben  auch  statistische  Anarchie,  da  sie  sich  auch  hier  auf  den 
..bonsens"  und  den  „sentiment  de  justice"  der  Masse  ausdrücklich 
stUtzt.'')  Sie  ist  übrigens  nicht  besonders  fortschrittlich,  ja  beinahe 
identisch   mit   der  unter  den  Yerwaltungsbeamten  weitverbreiteten 

»!  Kkapotkin.  u.  a  O.  S.  104. 
2)  Derselbe,  a.  a.  0.  S.  103. 
4)  derselbe,  a  a.  ().  S.  10.*). 


Digitized  by  Google 


Siuismuni»  Garoas:  Statistische  Politik.  321 

und  durch  geschäftliche  Überlieferung  aus  älterer  Zeit  zum  Teil  be- 
gründeten Aunahrae.  dass  die  statistischen  Tabellen  in  der  Haupt- 
sache dazu  bestimmt  seien,  die  mehr  oder  minder  unberechtigte  Neu- 
gierde der  Zentralverwaltung  und  insbesondere  der  statistischen 
Hureaus  zu  befriedigen,  dass  es  aber  bei  der  Herstellung  des  Tabellen- 
werks durch  die  äusseren  Hehörden  mehr  auf  die  formelle  l'n- 
angreifbarkeit  des  Tabellenwesens  als  auf  dessen  sachliche  Richtigkeit 
ankomme.1)  Dies  mag  einst  in  ferner  Vergangenheit  für  manche 
statistische  Stellen  richtig  gewesen  sein.  Dass  dem  aber  auch  jetzt, 
in  den  fortgeschrittensten  Kulturländern  sogar,  so  wäre,  wird  wohl 
auf  gerechten  Zweifel  stossen.  Anders  geartet  ist  die  andere  Kicbtung 
des  statistischen  Anarchismus,  die  die  wesentlichsten  Funktionen  des 
sozialen  Organismus  ins  statistische  Amt  einmünden  lassen  möchte. 
Hier  kann  wohl  von  einer  statistischen  Anarchie  schwerlich  die 
Kede  sein,  dagegen  muss  hier  festgestellt  werden,  dass  sowohl  die 
anarchistische  als  die  bürgerliche  eben  gekennzeichnete  statistische 
Politik  auf  einer  groben  Überschätzung  der  Statistik  und  ihrer 
Stellung  im  Gesamtgebiete  der  Sozialwissenschaften  einer  grund- 
falschen Auffassung  ihrer  Ziele  und  Aufgaben  beruht.  Eine  statistische 
Politik  als  treibende  Kraft  sämtlicher  sozialer  Organismen  wäre  eben 
nur  in  dem  Falle  möglich,  wenn  die  Statistik  eine  erschöpfende 
Antwort  auf  die  Gesamtheit  der  sozialen  Fragen  geben  würde.  Nun 
kann  zwar  schwer  irgend  eine  bestimmte  Begriffsbestimmung  der 
Statistik  als  allgemein  treffend  anerkannt  vorausgesetzt  werden  und 
die  Statistik  der  Begriffsbestimmungen  der  Statistik  hätte  eine  ziemlich 
bedeutende  statistische  Masse  zu  untersuchen.  Es  ist  hier  wohl  auch 
nicht  der  Ort,  den  Begriff  der  Statistik  einer  langen  theoretischen 
Intersuchung  zu  unterziehen.  Begriffsbestimmungen  sind  ja  auch 
im  gewissen  Sinne  Axiome,  die  sich  nicht  weiter  beweisen  lassen, 
die  aber  andererseits  eigentlich  auch  keines  Beweises  bedürfen,  weil 
sie  im  Grunde  bloss  zur  Orientierung  und  gegenseitigen  Verständigung 
dienen.  In  dem  Sinne  möchte  ich  eben  bloss  dahinstellen,  dass  die 
Statistik  als  die  ziffernmässige  l  utersuchungsmethode  der  sozialen 
Erscheinungen  keine  allseitige  Darstellung  und  I  ntersuchung  dieser 
Erscheinungen  geben  kann,  da  diese  Erscheinungen  ja  nicht  bloss 
als  quantitative  Lebensäusserungen  sich  darstellen,  ja  die  psychische 

')  (».  v.  Mayb,  Statistik  und  Verwaltung  (Allsr.  Statistisches 
Archiv  I.  S.  :m 

Jahrbuch  der  Internat.  Vereinigung.  8.  Bd.  21 


Mitteilungen. 


und  ethische  Seil»-  des  sozialen  Lebens  wohl  schwer  überhaupt  sich 
in  Ziffern  fassen  Hesse.     Aber  auch  das  rein  wirtschaftliche  heben 
wiid  durch  die  Statistik  bei  weitein  nicht  erschöpft,  sind  ja  doch 
psychische  und  ethische  Momente  mitten   ins  wirtschaftliche  Leben 
sehr  dicht  verweilt    Aber  vorausgesetzt,  die  seelischen  Erscheinungen 
würden  sich  wirklich  unter  Mals  und  Zahl  bringen  lassen,  so  würde 
doch  damit  für  die  „statistische"  Politik  fast  gar  nichts  gewonnen 
sein,  denn  die  sozialen  Werturteile,  die  allein  den  Inhalt  der  Politik 
ausmachen,  hängen  eben  nicht  bloss  von  der  Erkenntnis  der  Tat- 
sachen ab.  sie  sind  vielmehr  zum  grössten  Teil  Emanationen  einer 
Weltanschauung,   die    wiederum    ihrerseits   Äusserung;   des  (ranzen 
sozialen  Milieus,  seiner  historischen  Vergangenheit  und  seiner  gegen- 
wärtigen Gestaltung,  endlich  vieler  rein  individueller,  zum  Teil  sogar 
physischer  Momente  ist.  Einzelne  Emanationen  dieser  Weltanschauung, 
z.  Ii.  politische  l'arteirichtung.  Religion  etc..  kann  man  wohl  in  Zahlen 
ausdrücken,    aber   was   das  Wesen  jeglicher  Weltanschauung  aus- 
macht, ist  eben  das  (tanze  dieser  Anschauung,  das  einen  in  sich  fest- 
gefügten  organisierten    Hau    bildet.     l'nd   nun   gar  die  Regelung 
des  gesamten  wirtschaftlichen  Lebens  durch  das  statistische  Amt. 
Dieser  statistische  Anarchismus  würde  einerseits  einen  überaus  hohen 
Entwickeluugsgrad  der  statistischen  Technik.  Methode  und  Organisation 
voraussetzen,  andererseits  verkennt  er  völlig  die  Natur  des  Menschen, 
da  das  Wissen  und  Wollen  nicht  so  völlig  gleichwertige  Momente 
sind.     Man   könnte  auch  in  l'arenthesis  noch  eine  dritte  Richtung 
anführen,  die  von  ,1k.\n  Uk.wh  sehr  heftig  bekämpft  wird,  die  jedoch 
auf  einer  völligen  Yerkennung  der  Stellung  des  statistischen  Amtes 
beruht.    Ich  meine  nämlich  die  Auffassung  des  statistischen  Amtes 
als  einer  mit  Zw angsgewalt  ausgestatteten  Rehörde.  die  Verfügungen. 
Gebote  und  Verbote  über  das  gesamte  Volksleben  erlassen  könnte.1) 
Ich  erwähne  sie  jedoch  nur  nebenbei,  da  sie  in  dieser  Form  bloss 
in  Gk.wk's  Kopfe  entstanden  zu  sein  scheint.     Denn  sie  ist  weder 
kollektivistisch,  noch  ist  sie  extrem  individualistisch.    Gravk  meint, 
das   statistische   Amt   würde  die  Arbeitszeit,   den   Arbeitsort,  die 
Arhcifsmeiige  berechnen,   es  würde  endlich  die  Arbeitserzeugnisse 
verteilen.     Das  Individuum  würde  durch  das  statistische  Amt  auf 
Schritt    und  Tritt  beengt,   und  die  Vendee.   wie  Kkapotkin  meint, 
würde  sich  in  erschrecklicher  Grösse  wiederholen. 

')  Gkau:.  a.  a.  n.  S  2X\  und 
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Eine  solche  künstliche  Erweiterung  der  Machtbefugnisse  des 
statistischen  Amtes  beruht  aber,  wie  gesagt,  auf  einer  völligen  Ver- 
kennung des  Wesens  desselben.  Das  statistische  Amt  ist  ja  ein 
wissenschaftliches  Institut,  dem  höchstens  ein  statistisches  Deklaration*- 
forderungsrecht,  niemals  aber  weitergehende  Befugnisse  eingeräumt 
werden  könnten.  Wenn  man  meint,  das  statistische  Amt  könnte 
alle  anderen  öffentlichen  Ämter  und  Behörden  zur  Genüge  ersetzen, 
so  geht  man  eben  von  dem  Standpunkt«  aus,  das  Wissen  werde, 
wie  gesagt,  das  Wollen  endgültig  bestimmen. 

Wilre  demnach  die  statistische  Politik  eitel  Lug  und  Trug? 
Ware  ausserhalb  des  Anarchismus,  der  sich  doch  überhaupt  endgültig 
als  l'topie  erweist,  kein  Platz  für  sie?    Bei  weitem  nicht. 

Die  Politik  durchdringt  ja,  meint  richtig  Ai.kkkt  S<  häkflk,1) 
das  staatliche  Leben  jeglichem  weltlichen  wie  geistlichen  Lebens- 
kreise gegenüber  die  innere  w  ie  die  äussere  Staatstätigkeit,  die  Tätig- 
keit für  die  Kriegs-  wie  für  die  Friedensangelegenheiten,  die  Lenkung 
der  wirtschaftlichen  wie  der  nichtwirtschaftlichen  Dinge.  Sie  durch- 
dringt alle  Funktionen  des  Staates:  das  Begieren,  das  Gesetzgeben 
und  das  Verwalten. 

Nun  aber  drangt  sich  gegenwärtig  immer  mehr  die  Überzeugung 
auf.  dass  die  Statistik  zu  einer  wichtigen  administrativen  Funktion 
geworden  ist  und  eine  immer  gewichtigere  Stellung  in  Zukunft  in 
der  modernen  Verwaltung  einnehmen  wird.  „Eine  Massenbeobachtung 
gesellschaftlicher  Zustande  und  Erscheinungen  mit  zahlenmäßiger 
Darlegung  der  Ergebnisse  kann  zwar  auch  durch  isolierte  private 
Tätigkeit  zur  Durchführung  kommen,  aber  es  kann  dies,  wie  gesagt, 
immer  im  beschränkten  Mafse  geschehen."')  Die  berufensten  Be- 
obachter der  gesellschaftlichen  Zustände  und  Erscheinungen  sind  eben 
allenthalben  die  Gemeinwesen  aller  Art  und  zwar  sowohl  der  Staat 
wie  jeglicher  Kommunalverband3)  oder  jegliche  andere  öffentlich 
rechtliche  Körperschaft.  Ist  aber  die  Statistik  ein  Zweig  der  öflent- 
lichen Verwaltung,  so  kann  sie  auch  in  eben  dieser  Beziehung  teleo- 

')  A.  ScuÄFPLK,  Über  den  wissenschaftlichen  Begriff  der 
Politik  (Zeitschrift  für  die  gesamte  Staats  Wissenschaft  1897, 
S.  HH2). 

*)  G.  v.  Matr,  Statistik   und  Verwaltung  (Alltremeines 
Statistisches  Archiv  I,  8.  3*i). 
Derselbe,  a.  a.  O.  S.  37. 
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logisch  betrachtet  werden,  kann  also  den  (ie-renstand  verwaltuiifrs- 
|inliti>rhcr  rntersuehun<reu  bilden. 

]it  k;i mit li<  h  liat  sich  die  administrative  Statistik  von  der  jre- 
samti'ii  übritren  öffentlichen  Yerwaltunp  ziemlich  abgesondert,  und 
zwar  sowohl  als  primäre,  als  auch  als  sekundäre  Statistik.  Es  sind 
eben  in  beiden  Fällen  «ranz  besondere  administrative  Forderungen, 
welche  nicht  einmal  auf  eine  Linie  mit  der  Tätigkeit  anderer  staat- 
licher Yerw'altuiifrst'achorjrane  frestellt  werden  können,  da  sie  ja  zum 
frrössten  Teile  in  der  einen  oder  der  anderen  Form  die  gesamte 
öffentliche  Verwaltunir  durchdrintren.  Die  technische  Absonderung 
äussert  sieh  besonders  da.  wo  die  statistische  Masseiibeobachtun«: 
gesellschaftlicher  Zustände  und  Erscheinungen  der  erste  und  nächste 
Zweck  der  staatlichen  Tätigkeit  ist.  also  bei  der  primären  oder 
ausgelösten  Statistik  Hie  statistische  I Mirrhdrinfrunjr  des  iresamten 
öffentlichen  Verwaltun^orfraiiismus  äussert  sich  im  stärkeren  Mafse 
wieder  dort,  wo  die  <»reorductcn  Massenbeobaeht  untren  von  Tatsachen 
und  die  daran  geknüpften  zahlenniässi<ren  Zusammenfassungen  der 
Beobachtungen  sich  bloss  aus  der  fortlaufenden  Erledijrunjr  von  staat- 
lichen Yerwaltuntrsjreschäften  aller  Art  ergeben,  wo  also  sekundäre, 
also  nicht  ausgelöste.  mei>tens  (öschäftsstatistik  betrieben  wird. 
Die  technische  Absonderung  äussert  sich  hier  nicht  so  deutlich,  sie 
ist  hier  aber  aueh  in  einem  «rewissen  (Jradc  vorhanden,  wie  denn 
auch  andererseits  der  Zusammenhang  der  sekundären  Statistik  mit 
dem  «resamten  Yerwaltuii»-sori,'aiiismus  auch  nicht  zu  verkennen  ist. 
da  ja  die  Ergebnisse  einer  solchen  Statistik  auch  fUr  anderweitige 
einzelne  Yei  w altunirs/.wecke  verwendet  werden  können. 

Treffend  meint  in  dieser  Be/.iehuiijr  Kkxst  Misculkk  : 1 )  -Das 
Verhältnis  der  Yerwaltunir  und  Statistik  ist  das  der  funktionellen 
Uejjenseitifrkeit-.  Dadurch,  dass  die  Yerwaltunjir  infolge  der  Natur 
ihrer  Tätigkeit  fortwährend  mit  sieh  zur  Masse  gruppierenden  Einzel- 
fällen beschäftigt  ist  und  durch  die  allgemeine  Schriftlichkeit  des 
Yerfahrens.  sowie  durch  die  Notwendigkeit  der  Fixierung  und 
Stabilisierung  der  Tatsachen  zu  einer  ständigen  Registrierung  der 
Masseuerscheinunfrcn  gelangt,  entsteht  die  statistische  Funktion  der 
Yerwaltung  als  immanente  Ei  freu  schalt  jeder  Yerwaltungstütigkeit. 

')  K.  Misem.KK.  Handbuch  der  Yerwaltuuirsstatistik,  I. 
Allgemeine  (im  ndlairen  der  Yerwaltuuirsstatistik.  Stuttgart 
lhHä.  S  4. 
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Andererseits  entsteht  die  Verwaltungsfunktion  der  Statistik  dadurch, 
dass  die  Massnahmen  der  Verwaltung:  auf  gleichartige  Massen- 
ersrheinungen  Bezug  haben,  und  dass  sie  Anlass.  sowie  Art,  Kritik 
und  Kontrolle  ihres  Kingreifens  nur  aus  der  Beobachtung  der  in  den 
Massenerscheinungen  hervorgebrachten  Wirkungen  entnehmen  kann, 
deren  Erkenntnis  eben  durch  die  Verwaltungsstatistik  vermittelt 
wird.  „So  wie  jede  Verwaltung  zu  einem  gewissen  (trade  statistisch 
ist.  so  ist  auch  die  Statistik  in  gewisser  Hinsicht  Verwaltung  und 
hat  als  solche,  d.  i.  als  die  Verwaltungsstatistik,  in  dem  Systeme  der 
Verwaltung  ihren  vollberechtigten  Platz.*' 

Dies  alles  l>ewcist  wohl  zur  Genüge,  dass  die  administrative 
Statistik,  die  statistischen  Funktionen  und  der  statistische  Organismus 
eine  doppelt  gesonderte  Stellung  im  Gebiete  der  öffentlichen  Ver- 
waltung einnehmen,  dass  also  auch  eine  gesonderte  teleologische  Be- 
trachtungsweise dieser  Funktionen  und  dieses  Organismus,  mit  anderen 
Worten  statistische  Politik  am  Platze  ist. 

Statistische  Politik  ist  natürlich  nicht  identisch  mit  politischer 
Statistik,  da  ja  die  letztere  bloss  eine  spezielle  Kategorie  der  zahlen- 
massigen Beobachtungen  oder  vielmehr  die  zahlenmässige  Beobachtung 
einer  speziellen  Kategorie  des  sozialen  Lebens,  nümlich  seiner 
politischen  Gestaltungen,  ist. 

Statistische  Politik  ist  auch  nicht  mit  statistischer  Technik 
oder  mit  jeglichen  ideellen  Anforderungen  statistischer  Technik  und 
Methode  zu  verwechseln,  denn  dann  würden  ja  auch  die  Forst- 
wissenschaft und  die  Heilkunde  völlig  in  der  Politik  aufgehen,  weil 
sowohl  die  Forstwissenschaft,  als  auch  die  Heilkunde  die  Prinzipien 
für  eine  teleologische  Betrachtungsweise  sozialer  Forstverwaltung, 
bezw.  der  sanitären  Verwaltung  abgeben.  Aber  wohl  gilt  dies  sowohl 
von  diesen  beiden  letzteren  Disziplinen,  als  auch  von  der  Statistik, 
wenn  sie  das  Tun  und  Handeln,  die  Gebots-.  Verbots-,  Ordnungs- 
und  Berufsgewalt  des  Staates  oder  anderer  öffentlicher  Verbünde  von 
ihrem  speziellen  Gesichtspunkte  aus  behandeln,  und  dann  wird  man 
wohl  mit  Kecht  von  einer  Forstpolitik,  von  einer  sanitären  Politik 
oder  endlich  von  einer  statistischen  Politik  reden  können. 

Die  Grenzen  zwischen  der  Lehre  von  der  statistischen  Ver- 
waltung und  statistischer  Politik  wilren  demnach  genau  gezogen. 
Während  die  Lehre  von  der  statistischen  Verwaltung  im  e.  S.  die 
Staats-  und  verwaltungsrechtliche  Ordnung  der  Statistik,  also  sowohl 
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ihrr  verwaltiingsrerhtlirhe  < >r<raiii^atii>ii.  als  auch  die  verwaltuugs- 
rechtlichc  Ordnung  ihrer  Funktionen,  bezw.  deren  tatsächliche,  event. 
den  rechtlichen  Normen  sogar  entgegenstehende  (icstaltung  umfasst. 
behandelt  die  statistische  Politik  alle  diese  Probleme  teleologisch. 
Den  kritischen  Malsstab  Hlr  die  Beurteilung  dieser  Krscheinungs- 
reihen  bilden  natürlich  in  erster  Linie  die  Anforderungen  der 
statistischen  Methode  und  Technik.  Aber  nicht  bloss  diese,  sondern 
auch  die  gesamte  Weltanschauung,  das  Streben  nach  Konsolidierung 
der  einzelnen  Territorien  durch  Zentralisierung  der  statistischen  Ver- 
waltung oder  nach  Ausgestaltung  des  Selbstverwaltungsprinzips  durch 
Bildung  von  statistischen  Koininunaläuitern  oder  überhaupt  in  Form 
der  Frage  nach  Kiuheit  oder  Vielheit  der  statistischen  Ämter,  Volks- 
wirtschaft oder  Weltwirtschaft  und  staatliche  oder  internationale 
Statistik,  die  Fragen  der  Verbreitung  und  Vertiefung  der  Volksbildung 
durch  entsprechende  Ausgestaltung  des  Inhalts  und  Preises  der 
statistischen  Publikationen,  die  Tendenzen  nach  Vertiefung  des  öffent- 
lichen Lehens  oder  Konzentration  der  öffentlichen  Gewalt  in  Monarchen- 
hand,  durch  Veröffentlichung  oder  (leheimhaltung  der  Ergebnisse 
der  statistischen  Futersuchungen,  stärkere  Berücksichtigung  des 
Studiums  der  „sozialen  Frage"  durch  entsprechende  Bildung  und 
Ausgestaltung  der  Arbeitsstatistik  und  der  arbeitsstatistischen  Ämter 
und  vieles  andere,  dies  alles  sind  Fragen,  wo  die  rein  statistische 
Teleologie  nicht  ausreicht,  wo  vielmehr  allgemeinere  Weltanschau- 
ungen und  tiestaltungstendenzeii  nach  Äusserung  ringen. 
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Begriff  und  Wesen 
der  vergleichenden  Rechtswissenschaft. 

Von 

Dr.  Kaoul  de  la  ttrasserie, 

Richter  am  Civilg«-richt, 
Kon<*^]ioiideut  <h»  Ministeriums  des  öffentlichen  t'utvrrlcliis.  Keiine*. 

übersetzt  von  Dr.  Arthur  Lehmann,  GerichtHassessor.  Itorlin. 


Die  genaue  Begriffsbestimmung  einer  jeden  Wissenschaft  ist 
eine  der  schwierigsten  Aufgaben,  und  wenn  sie  auch  logisch  das 
erste  Problem  einer  jeden  zu  sein  scheint,  so  soll  man  doch  aus  jenem 
ti runde  an  dessen  Lösung  erst  zuletzt  gehen.  Sie  ist  wie  eine  Vor- 
rede, die  der  Leser  zwar  zuerst  liest,  die  der  Autor  indes  zuletzt 
verfasst  hat.  Zu  wie  vielen  Kontroversen  hat  nicht  der  Begriff  der 
Soziologie  Anlass  gegeben!  Ebenso  steht  es  mit  allen  jüngeren 
Wissenschaften,  sowie  denjenigen,  die  zwar  tatsächlich  bereits  seit 
längerer  Zeit  bestehen,  denen  man  jedoch  erst  in  neuerer  Zeit  einen 
wissenschaftlichen  Charakter  zuerkannt  hat  und  denen  dieser 
bisweilen  sogar  noch  streitig  gemacht  wird,  so  z.  B.  der  ver- 
gleichenden Rechtswissenschaft. 

Das  Suchen  nach  einer  genauen  Begriffsbestimmung  hat  nun 
keineswegs  etwa  ein  lediglich  formelles  Interesse,  sondern  eine  solche 
kann  einerseits  dem  Zwecke  dienen,  den  Charakter  als  Wissen- 
schaft, im  Gegensatze  zur  menschlichen  Kenntnis  allgemein,  fest- 
zulegen, andererseits  die  Grenzen  zu  den  verwandten  Wissenschaften 
zu  bestimmen  und  einen  bestimmten  Platz  unter  ihnen  anzuweisen; 
sie  liisst  ausserdem  Wesen  und  Zweck  der  Wissenschaft  deutlieh 
hervortreten,  ebenso  ihren  praktischen  und  theoretischen  Nutzen. 
*«»wie  ihre  Entwickelung  und  ihr  Anwendungsgebiet.  Puter  diesen 
Gesichtspunkten  muss  man  und  wollen  wir  Wesen  und  Hegriff  einer 
Wissenschaft  betrachten. 


;jL>S  Mittoiluiiirfii. 

Was  dir  vergleichende  Rechtswissenschaft  betrifft,  so  muss  man 
zunächst  in  vielen  Punkten,  bezüglich  derer  noch  einige  Verwirrung 
herrscht,  etwas  Klarheit  schallen.  Man  hat  z.  H.  keine  genaue 
Scheidung-  gemacht  zwischen  ihr  und  der  Soziologie.  Allerdings 
gibt  sich  an  den  beiderseitigen  allerersten  Ausgangspunkten  der 
l'ntersehied  noch  deutlich  kund,  viele  indes  dürften  die  Grenzen 
/.wic  hen  ihr  und  einer  Art  vergleichender  Statistik  verschiedener 
Rechte  kaum  machen  können:  und  doch  hiesse  das  ihren  Grund- 
charakter  verkennen.  In  den  höheren  Stadien  beider  Wissenschaften 
ist  die  sie  trennende  Scheidewand  allerdings  weniger  stark,  und 
deshalb  würde  sie  und  wird  sie  auch  noch  heute  häutig:  durchbrochen. 
Hei  der  Beschäftigung-  mit  einer  Wissenschaft  hat  man  oft  die 
Neigung,  deren  (irenzen  zu  übeischreiten  und  sie  einen  höheren,  ihr 
nicht  zukommenden  Platz  einnehmen  zu  lassen.  Kbenso  hat  man 
e->  mit  der  vergleichenden  Rechtswissenschaft  gemacht,  der  mau  ent- 
weder eine  rein  empirische  Holle  zudiktierte,  oder  die  man  in  das 
Gebiet  der  eigentlichen  Soziologie  verlegte.  Es  bleibt  dann,  da  die 
deutliche  (irenze  sich  nicht  erkennen  lässt .  der  alte  Name  zwar 
bestehen,  in  Wirklichkeit  befindet  man  sich  mit  seinen  Untersuchungen 
aber  bereits  im  Heieiche  einer  anderen  Wissenschaft.  Kbenso  wird 
häutig-  fremdes  Recht  und  vergl  eichend  es  Recht  miteinander 
verwechselt,  und  doch  dient  das  eine  dem  andern  nur  zur  Grund- 
lage, denn  wie  soll  man  Rechte  vergleichen,  die  man  nicht  kennt. 
Wohl  ist  es  jedoch  möglich.  Rechte  zu  kennen,  ohne  sie  zu  vergrleichen. 
so  z.  H.  beim  Studium  des  fremden  Rechtes  allein  zum  Zwecke  der 
Anwendung-  in  der  Praxis,  oder  wenn  man  ein  Substrat  für  das 
Studium  einer  Krag/e  des  internationalen  Privat  rechtes  haben  will. 
Im  letzteren  Falle  haben  wir  die  wirkliche  i'herordnung/  des  einen 
Rechtes  über  das  andere. 

Oft  verwechselt  man  auch  die  verschiedenen  Stadien  der  ver- 
gleichenden Rechtswissenschaft  miteinander.  Wenn  z.  H.  der  Be- 
arbeiter eines  neuen  Gesetzes  die  einzelnen  fremden  Rechte  prüft 
und  dabei  selbst  Werke  der  vergleichenden  Rechtswissenschaft  studiert, 
um  die  letzte  Lösung  für  die  eine  oder  andere  Frage  zu  tinden.  so 
treibt  er  doch,  wenn  es  auch  so  scheinen  mag.  keine  vergleichende 
Hechtswisscnschaft.  denn  diese  hefasst  sich  mit  dem  Resultate  der 
Yergleichung  verschiedener  Rechte,  mit  der  Abteilung  und  Aufstellung 
juristischer  und  ethischer  Prinzipien.    Oamil  hefasst  sich  jedoch  jener 
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Gesetzgeber  nicht:  was  er  tut.  ist  lediglieh  A  n  weudu  n  g  der  ver- 
gleichenden Rechtswissenschaft. 

Man  behauptet  nun.  die  vergleichende  Rechtswissenschaft  sei 
eine  Wissenschaft.  Nicht  jedes  menschliche  Wissen  ist  eine 
Wissenschaft.  Das  Hecht  an  sich  z.  H.  ist  keine  Wissenschaft.  Ist 
nun  die  vergleichende  Rechtswissenschaft  nicht  nur  eine  Sammlung 
von  Rechtssätzen  V  Die  Geschichte,  wenigstens  die  der  Gegenwart, 
ist  ebensowenig  eine  Wissenschaft.  Dasselbe  ist  mit  der  Statistik 
der  Fall.  Was  ist  nun  der  Unterschied  zwischen  Wissenschaft  und 
einfachem  Wissen V  Wissen  ist  die  Kenntnis  von  Tatsachen,  nichts 
weiter.  Wissenschaft  aber  bringt  eine  neue  Entdeckung,  eine  Alt- 
leitung  von  aus  diesen  Tatsachen  gefolgerten  Gesetzen,  die  jene 
Tatsachen  beleben  und  erklaren.  Ks  ist  die  Erkenntnis  der  wirkenden 
Ursachen.  Nun  wohl,  so  scheint  es.  als  ob  die  vergleichende  Rechts- 
wissenschaft nur  einfaches  Wissen  ist.  da  sie  ja  nur  die  verschiedenen 
Gesetzgebungen  fixiert,  sie  vergleicht,  ihre  Ähnlichkeit  und  Unter- 
schiede festlegt!  Allerdings  ist  auch  dies  ihre  Aufgabe,  aber  nur 
das  Anfangstadium  derselben.  Uber  das  sie  sich  weit  erhebt.  Ist 
dieses  .Erheben"  aber  auch  ausreichend,  um  ihren  Charakter  als 
Wissenschaft  zu  rechtfertigen V  Sicherlich!  Denn  auch  die  anderen 
Wissenschaften  haben  solche  niederen  Stadien,  die  nicht  Wissen- 
schaft sind,  während  das  Wissenschaftliche  wie  ein  Leuchten  nur 
ihre  Gipfel  im  hellen  Scheine  erstrahlen  lässt. 

Alle  solche  natürlichen  aber  fehlerhaften  Ansichten  muss  man 
zunächst  beseitigen,  um  sich  Stellung  und  Aufgabe  der  vergleichenden 
Rechtswissenschaft  klar  zu  machen. 

I* 

Wir  wollen  zunächst  eine  allen  Wissenschaften  gemeinsame, 
gleichartige  Einteilung  derselben  erörtern.  Wir  werden  sehen,  dass 
alle  wissenschaftlich. in  sich  begründete  Unterabteilungen  haben  und 
d.iss  ausserdem  neben  der  rein  theoretischen  Wissenschaft  die 
aus  ihr  resultierenden  praktischen  Wissenschaften  gleichen  Namens 
st.-hen. 

Die  Haupteinteilung  in  theoretische  und  angewandte  Wissen- 
schaft ist  wohlbekannt  und  wird  z.  H.  fllr  die  Mathematik.  Mechanik 
und  Physik  allgemein  gebraucht.  Die  theoretische  Wissenschaft  be- 
steht in  der  Kenntnis  der  Gesetze  der  Natur,  deren  Wirkungen  und 
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der  sich  daraus  ergebenden  Tatsachen,  sowie  derjenigen  Krsc-h«*inunp,«'ii, 
aus  denen  man  jene  Gesetze  abgeleitet  hat.  IHeser  Teil  der  Wissen- 
schaft entliillt  die  Wissenschaft  im  eigentlichen  Sinne.  Er  ist  Gegen- 
stand des  Intern«  hts  zur  wissenschaftlichen  Ausbildung,  ihn  studiert 
mau  in  der  Chemie,  der  Physik :  so  z.  H.  die  Gesetze  der  Elektrizität, 
der  Wärme,  des  Sehalls,  zusammen  mit  den  Naturerscheinungen,  die 
uns  die  Kenntnis  dieser  Gesetze  vermittelt  haben. 

Neben  dieser  eigentlichen  Wissenschaft  steht  die  angewendete, 
d.  h.  die  Anwendung  dieser  Gesetze  und  Prinzipien:  ihr 
praktischer  (iebraiich.  So  sind  z.  IC  in  der  Physik  die  Maschinen 
«ine  Anwendung  der  Gesetze  der  Elektrizität  oder  der  Wärme. 
Ihre  Konstruktion  ist  notwendig,  um  daraus  Nutzen  zu  ziehen  oder 
auch  nur  um  die  Theorie  auf  ihre  Wichtigkeit  zu  prtlfen.  In  der 
Chemie  sind  die  Versuche  im  Laboratorium  nur  eine  Art  Theorie, 
die  Anwendung  in  iler  Industrie  stellt  die  angewandte  Wissen- 
schaft dar. 

Eine  I'nterart  der  angewandten  Wissenschaft  endlich  ist  die 
Wissenschaft  der  Anpassung.  IMcjenige  Maschine,  um  bei  unserem 
obigen  Heispiel  zu  bleiben,  die  den  durch  die  Elektrizität  erreichbaren 
Erfolg  in  vollem  Cinfange  verwirklicht  hat.  würde  die  angewandte 
Physik  daistellen;  eine  solche  völlige  Ausnutzung  der  Naturkraft 
ist  jedoch  bisweilen  ohne  praktischen  Nutzen,  ja  selbst  schädlich, 
ihre  Stärke  niuss  zwecks  Erreichung  eines  bestimmten  Erfolges 
gemässigt  und  die  zum  praktischen  Gebrauch  erforderlichen  Mass- 
nahmen inllsseu  getroffen  werden.  Wir  haben  dann  keine  einfache 
Anwendung  der  Wissenschaft  mehr,  sondern  deren  Anpassung 
an  einen  bestimmten  Kreis  oder  zu  einem  besonderen  Zweck:  ihre 
absolute  Anwendung  wird  zu  einer  modifizierenden  und  anpassenden. 

Man  muss  demnach  unterscheiden:  die  rein  theoretische  Wissen- 
schaft, die  angewandte  Wissenschaft  und  die  Wissenschaft  der  An- 
passung. Wir  haben  bisher  unsere  Heispiele  der  physischen  Welt 
entnommen,  um  sie  anschaulicher  zu  gestalten,  wir  würden  bei  den 
Geisteswissenschaften  denselben  l'nterschied  wiederfinden. 

Hetrachtcn  wir  z.  Ii.  die  Soziologie:  die  rein  theoretische 
Soziologie  sucht  die  grossen,  die  Gesellschaft  leitenden  Grundsätze 
zu  finden.  Grundsätze,  die  bereits  eine  ebenso  grosse  Iiestiiumtheit 
und  Zuverlässigkeit  haben,  wie  die  (iesetze  der  Physik  und  Chemie, 
hiesc  Grundsätze  werden  nun  ihre  Nutzanwendung  finden,  und  durch 
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ihre  Anwendung  auf  den  derzeitigen  Status  der  menschlichen  Gesell- 
schaft wird  man  deren  Stellung  zu  bessern  suchen,  nicht  nach  Gut- 
dünken, sondern  indem  man  sie  jenen  Grundsätzen  gemäss  zu  gestalten 
versucht:  die  Sozialwissenschaft  ist  angewandte  Soziologie.  Die  zur 
Zeit  vorgeschlagenen  Lösungen  sozialer  Fragen,  die  Aufstellung  eines 
neuen  Gesellschaftsideals,  sind  Versuche  in  der  angewandten  Soziologie. 
Das  was  einem  solchen  Versuch  den  Charakter  der  Utopie  gibt  oder 
doch  zu  geben  scheint,  liegt  am  absoluten  Charakter  der  ange- 
wandten Wissenschaft.  Die  Sozialwissenschaft  hat  noch  die  theoretische 
Starrheit  der  Soziologie,  sie  gleicht  noch  jenen  Maschinen,  die  streng 
nach  physischen  Gesetzen  gebaut  sind,  ohne  Berücksichtigung  irgend 
einer  besonderen  Zweckbestimmung.  .An  diesem  Funkte  ist  indes 
die  Elitwickelung  noch  nicht  zum  Abschlüsse  gelangt.  Man  sieht 
bald,  dass  einfache  Anwendung  ohne  gleichzeitige  Anpassung  nicht 
zum  Ziele  führt,  dass  man  den  Hau  je  nach  dein  verfolgten  Zweck, 
den  eingetretenen  Bedürfnissen,  den  sich  darbietenden  Hindernissen 
und  den  bisherigen  Gewohnheiten  verändern  muss:  aus  der  absoluten 
Wissenschaft  wird  eine  Wissenschaft  der  Anpassung,  aus  der 
Soziologie  die  Folitik.  So  entspricht  den  verschiedenen  Zweigen 
der  Soziologie  die  betroffende  Art  der  Folitik:  wir  haben  die  all- 
gemeine Politik  (entsprechend  der  allgemeinen  Soziologie),  eine 
Kriminalpolitik.  eine  Handelspolitik,  eine  Keligionspolitik,  sowie  die 
internationale  Folitik.  Alle  diese  verschiedenen  Arten  der  Folitik 
sind  nichts  anderes  als  allgemeine  oder  spezielle  Soziologie  in  ihrer 
Anwendung  und  zugleich  Anpassung. 

Denselben  Entwicklungs-Gang  könnten  wir  bei  der  Psychologie 
und  Ethik  verfolgen. 

Während  zwischen  rein  theoretischer  und  angewandter  Wissen- 
schaft schon  seit  langer  Zeit  unterschieden  wird,  hat  sich  die 
Trennung  der  Wissenschaft  der  Anpassung  keinesfalls  so  deutlich 
vollzogen.  Es  liegt  das  daran,  dass  sich  auf  dieser  Stufe  der 
wissenschaftliche  Charakter  mehr  und  mehr  verflüchtigt  hat.  Die 
reim-  Wissenschaft  hatte  allein  ein  unbestreitbares  Hecht  auf  den 
Titel  .  Wissenschaft u.  denn  die  Wissenschaft  besteht  in  der  Erkenntnis 
der  Naturgesetze  und  ihrer  notwendigen  Konsequenzen  oder  in  deren 
Erforschung.  Die  angewandte  Wissenschaft  setzt  diese  Naturgesetze 
und  ihre  Wirkungen  allerdings  als  bekannt  voraus,  sucht  auch  nach 
keinen  neuen,  leistet  aber  insofern  eine  schöpferische  Arbeit,  als  ein 
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Prinzip  ohne  Verwirklichung  iniiiicr  etwas  Abstraktes  bleiben  uiüssre. 
ha  die  freie  Wissensehaft  selbst  nicht  im  Besitze  freei<rneter  Mittel 
i-t.  so  konnte  sie  niemals  Anwendunir  finden,  wenn  ihr  dies  nicht 
in < »<r I i « - 1 1  •.'cmacht  würde  dureh  Zurückführen  auf  die  realen  Tatsaehen, 
ans  dein'ii  sie  ihrerseits  ihren  Ausjranirspunkt  genommen  hat.  Wenn 
al»er  die  Anwendung  in  diesem  Sinne  eine  Art  Ncuschöpfunp  ist.  so 
muss  man  ihr  auch  noch  den  Charakter  der  Wissenschaftlichkeit  zu- 
erkennen. Anders  i>t  es  mit  der  reinen  Anpassung::  diese  ist  eine 
Kunst,  die  sieh  auf  dem  «iebiete  des  praktisch  Erreichbaren  in  (ie- 
mässheit  der  jedesmaligen  Bedürfnisse  boweirt. 

Wir  werden  sehen,  dass  die  vergleichende  Kechtswissenschaft 
ebenso  wie  alle  anderen  Wissenschaften  eine  rein  theoretische,  eine 
angewandte  und  eine  solche  der  Anpassuno:  sein  kann. 

hie  rein  theoretische  W  issenschaft  für  sich  betrachtet,  unter 
vorläufiger  Ausserachtlas>uujr  der  angewandten  Wissenschaften,  tritt 
in  mehreren  einander  übergeordneten  Stadien  in  die  Erscheinung. 
Im  ersten  Stadium  ist  sie  noch  keine  eigentliche  Wissenschaft,  sondern 
schafft  für  jene  nur  das  notwendige  Substrat :  ' sie  ist  noch  ein  ein- 
faches Wissen,  eine  Kenntnis.  In  ihren  beiden  ferneren  Stadien 
stellt  sie  sich  aber  als  wirkliche  Wissenschaft  dar.  d.  h.  als  Er- 
kenntnis und  Erforschun«:  von  Naturgesetzen. 

Man  muss  nämlich,  will  mau  nicht  den  heutzutage  mit  Kocht 
verlassenen  Wep  der  deduktiven  Methede  wieder  betreten,  zunächst 
die  Tatsachen  sammeln,  sie  festlegen:  nur  wenn  dies  in  frenauester 
Wei-e  geschehen  ist.  kann  man  daraus  (icsetze  ableiten  und  neue 
entdecken,  hiese  Eest  Stellung  ist  die  Basis  der  Wissenschaft,  sie 
ist  aber  lediglich  eine  vorbereitende  Tätigkeit.  Bisweilen  ist 
diese  Basis  sehr  breit,  der  (Jipfel  aber  nur  klein,  oder  mit  andern 
Worten,  die  zu  sammelnden  Tatsachen  sind  zwar  ausserordentlich 
zahlreich,  alter  so  verschiedenartig,  dass  die  Ableitung  allgemeiner 
Sätze  ungeheuer  schwer  ist.  wie  z.  Ii.  bei  der  Ucschichte.  Ein  andermal 
sind  wieder  jene  Tatsachen  nur  in  geringerer  Zahl  vorhanden  und 
verschwinden  fast  nach  Entdeckung  der  allgemeinen  Siitze.  wie  z.  Ii. 
bei  der  Physik  und  Chemie.  Endlich  sind  wieder  sowohl  jene  Tatsachen 
wie  diese  (iesetze  in  überreicher  Zahl  vorhanden,  wie  z.  Ii.  in  der 
allgemeinen  Naturgeschichte. 

Was  nun  die  (»eisteswissenschaften  betrifft,  so  kann  mau  zu 
denen,  die  sich  hauptsächlich   mit  der  Eeststellung  von  Tatsachen 
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Massen,  dir  Geschichte,  die  Statistik  zählen,  auch  die  Rechtswissen- 
schaft, die  Geographie  und  die  Biographie.  Bei  diesen  sind  alle 
.wissenschaftlichen"  Partien  scheinhar  geschwunden,  aher  auch  nur 
scheinbar,  denn  sie  sind  verborgen,  und  zwar  verborgen  in  anderen 
Wissenschaften  mit  besonderer  Bezeichnung.  Jedenfalls  muss  eine 
jede  Wissenschaft  zur  Basis  das  einfache  Wissen  haben,  die  exakte 
Feststellung  von  Tatsachen.  Dies  ist  ihr  unteres  Stadium,  ihre  Grund- 
lage. Die  Intelligenz  tritt  hierbei  noch  nicht  in  die  Erscheinung, 
sondern  nur  das  Gedächtnis. 

Das  zweite  Stadium  der  Wissenschaft,  nach  jener  Fixierung 
der  Tatsachen,  ist  deren  Vergleichung.  Dieses  existiert  bei  allen 
Wissenschaften.  Die  Konstatierung  dieses  Finstandes  ist  von  Wichtig- 
keit, denn  wenn  man  nicht  behaupten  will,  dass  die  vergleichende 
Anatomie  eine  von  der  Anatomie  verschiedene  Wissenschaft  darstellt, 
sondern  in  ihr  nur  ein  höheres  Stadium  derselben  siebt,  so  muss 
man  auch  zugeben,  dass  die  vergleichende  Rechtswissenschaft  nichts 
anderes  ist  als  Rechtswissenschaft  in  einem  höheren  Stadium.  Die 
Vergleichung  ist  das  erste  Sichtbarweiden  der  Intelligenz  in  dem 
Chaos  der  Tatsachen.  Sie  ist  es.  die  jene  nebeneinander  stellt,  sie 
einander  unterordnet;  allerdings  geht  sie  hierüber  zunächst  noch  nicht 
hinaus,  noch  sucht  sie  nicht  deren  allgemeine  Prinzipien.  Die  Sprach- 
wissenschaft hat  die  Kenntnis  verschiedener  Sprachen  zur  Voraus- 
setzung und  zwar  entweder  sämtlicher  Sprachen  oder  doch  wenigstens 
der  miteinander  verwandten,  aber  ohne  dass  sie  dieselben  miteinander 
vergleicht:  sie  behandelt  einzig  und  allein  die  Fixierung  der  Sprachen, 
die  zwar  sehr  nützlich  sein  mag.  aber  nichts  Wissenschaftliches  an 
sich  hat:  es  ist  eine  einfache  „Kenntnis",  lediglich  Gedüchtnissache. 
Bei  näherer  Kenntnis  der  Grammatik  der  einzelnen  entsteht  jedoch 
das  Bestreben,  sie  einander  zu  nähern  und  miteinander  zu  vergleichen. 
Zwei  oder  mehrere  zeigen  dieselbe  grammatikalische  Eigentümlichkeit, 
die  sich  bei  anderen  nicht  findet,  und  so  kommt  man  dazu,  diese 
Eigentümlichkeit  für  sich  zu  studieren.  Derselbe  Wortstamm  be- 
zeichnet in  mehreren  Sprachen  denselben  Begriff,  aber  dieser  Stamm 
erleidet  jedesmal  bestimmte  Veränderungen.  Mit  solchen  Unter- 
suchungen befindet  man  sich  in  einem  zweiten  Stadium  der  Sprach- 
wissenschaft, der  vergleichenden  Grammatik,  einer  Wissenschaft,  die 
erst  aus  dem  vorigen  Jahrhundert  datiert  und  verschiedene  wert- 
volle Resultate  gezeitigt  hat.    So  führt  die  Kenntnis  vieler  ver- 
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schicdener  Fakta  auf  «ranz  natürlichem  Wege  zu  deren  Yerglcichung. 
Man  müs»te  die  Augen  schliessen.  wenn  einem  nicht  gewisse  Ähnlich- 
keiten auffallen  sollten  und  wenn  man  sie  stets  nur  fllr  sich  allein 
betrachten  wollte.  Im  übrigen  erweitert  das  vergleichende  Studium 
d<  n  Ideeukri'is  und  wiegt  völlig  eine  Heise  auf.  selbst  eine  Reise 
um  die  Welt,  wenn  die  Yerglcichung  uiiifasseud  genug  war.  Die 
vergleichende  Anatomie  und  Physiologie  der  Tiere,  sowie  der  Tiere 
und  Pflanzen  miteinander  hat  denn  auch  die  heutige  Wissenschaft 
der  Biologie  •r»-z«-it itrt . 

Kine  Yerglcichung  kann  nun  sowohl  räumlich  wie  zeitlich  er- 
folgen und  zwar  ist  die  letztere  ebenso  wertvoll  wie  die  erstere.  wenn 
auch  vielleicht  weniger  praktisch.  Die  Yerglcichung  in  zeitlicher 
Beziehung  ist  nichts  anderes  als  eine  Kntw  ickclungsgeschichte.  So 
kann  man  auf  dein  Gebiete  des  Hechtes  das  englische  mit  dem 
fran/.ixischen  vergleichen,  aber  auch  letzteres  etwa  mit  dem  römischen. 
Will  man  Hechte  zeitlich  vergleichen,  so  inuss  sich  das  eine  aus 
dem  andern  entwickelt  haben.  So  könnte  man  niemals  zwischen 
englischem  und  römischem  Hechte  Vergleiche  ziehen.  Die  zeitliche 
Yerglcichung  tri lit  uns  wertvolle  Aufschlüsse  und  bildet  für  sich  eine 
Art  Wissenschaft.  Setzt  man  die  Yerglcichung  genügend  weit  fort, 
verfolgt  man  also  ein  Hechtsinstitut  aus  seinen  Anfängen  im  römischen 
Hecht  bis  in  die  Zeit  des  modernen  französischen  Hechts,  so  würde 
man  das  Gewohnheitsrecht  Huden.  Diesem  hat  man  lange  Zeit  in 
Frankreich  nicht  jene  Bedeutung-  zugeschrieben,  vielmehr  hat  man 
römisches  und  französisches  Hecht  immer  unter  dem  Gesichtspunkte 
betrachtet,  als  ob  jeder  Zusammenhang  zwischen  ihnen  unterbrochen 
wäre,  so  dass  mau  nur  die  Ähnlichkeit  bezw.  die  Unterschiede  auf 
beiden  Seiten  hervorhol».  Allerdings  ist  auch  ein  solches  beschränktes 
Studium  von  Nutzen,  auch  dieses  ist  vergleichende  Hechtswissenschaft 
in  zeitlicher  Beziehung,  aber  doch  ist  es  keine  Wissenschaft,  die  auf 
logischen  Sätzen  und  grossen  Prinzipien  basiert.  Die  räumliche 
Yergleichung  hingegen  ist  die  eigentliche  Domäne  der  vergleichenden 
Hechtswissenschaft.  Sie  hat  auch  mehr  praktischen  Weil:  so  kann 
man  in  der  Hechtswissenschaft  unter  den  Hechten  der  Gegenwart 
natürlich  eher  praktische  Vorbilder  rinden  als  in  den  Hechten  des 
Altertums. 

Endlich  kann  die  \  ergleichung  gleichzeitig  eine  räumliche 
und  zeitliche  sein.   So  kann  z.  H.  die  vergleichende  Heligionswissen- 


Digitized  by  Google 


Kacil  i>k  la  Gkasskkik:  Heirriff  u.  Wesen  d.  vergl.  Rechttcwissensch.  33ö 

srhaft  sich  zunächst  in  zeitlicher  Richtung  betätigen,  indem  sie  etwa 
die  Umwandlungen  des  Christentums  oder  seine  Entwiekelung  aus 
dem  Judentume  zum  Gegenstände  ihrer  Studien  macht:  sie  kann  sich 
andrerseits  aber  auch  mit  räumlicher  Vergleichung  befassen,  indem 
sie  etwa  Christentum  und  Islam  miteinander  vergleicht:  endlich  ist 
auch  die  gleichzeitige  räumliche  und  zeitliche  Vergleichung  möglich, 
indem  sie  nach  erfolgter  Vergleichung  des  Islam  und  des  Christentums 
die  Kntwickelung  beider  Religionen  bis  auf  ihren  gemeinsamen  Ur- 
sprung das  Judentum  verfolgt. 

Eine  solche  zeitliche  oder  räumliche  Vergleichung  kann  nun 
eine  lediglich  „partielle*  sein.  d.  h.  nur  die  eine  oder  andere  In- 
stitution betreffen,  aber  auch  „total "\  d.  h.  sich  auf  einen  ganzen 
Ideenkreis  erstrecken.  So  kann  man  etwa  eine  einzelne  Zeremonie 
oder  ein  Dogma  in  zwei  verschiedenen  Religionen  vergleichen, 
andrerseits  aber  kann  man  auch  die  beiden  Religionen  in  ihrer  Ge- 
samtheit zum  Gegenstande  der  Betrachtung  machen.  Weiter  kann 
die  Vergleichung  beschrankt  werden  auf  gleichartige  Rassen  oder 
Minder  mit  gleicher  Zivilisation,  kann  sich  aber  auch  auf  deren  ver- 
schiedene, ja  auf  alle  erstrecken. 

Jede  wirkliche  Wissenschaft  hat  nun  ausser  dem  Stadium  der 
Vergleichung  noch  ein  diesem  tibergeordnetes,  das  der  Induktion  und 
Verallgemeinerung:  dieses  fuhrt  zur  Entdeckung  wirklicher  Natur- 
gesetze. Bisher  war  die  Wissenschaft  nur  auf  dem  Wege  der  Bildung 
begriffen,  jetzt  ist  sie  in  ihrem  eigentlichen  Element.  Hat  man 
die  einzelnen  Tatsachen  gesammelt,  gesichtet,  verglichen,  ihre 
Ähnlichkeit  und  ihre  Unterschiede  festgestellt,  so  ist  man  natürlich 
besticht,  nach  den  Ursachen  dafür  zu  suchen.  Werden  die  Ursachen 
gefunden  und  miteinander  verglichen,  und  entsprechen  denselben 
Ursachen  dieselben  Wirkungen,  so  hat  man  ein  Naturgesetz  gefunden, 
ein  Naturgesetz  ohne  Ausnahme,  wenn  diese  nicht  etwa  von  dem 
Einfluss  eines  anderen  Naturgesetzes  herrührt.  Iho  so  gefundenen 
(iesetze  in  ihrer  Gesamtheit  stellen  die  eigentliche  Wissenschaft  dar. 
Hat  man  z.  B.  bei  Vergleichung  einer  Anzahl  von  verschiedenen 
Religionen  gleichartige  Institutionen  gefunden,  obgleich  die  betreffenden 
Nidker  in  keinen  Beziehungen  zu  einander  stehen,  so  beruht  diese 
Institution  offenbar  auf  einem  allgemeinen  psychologischen  Satz. 
Ebenso  ist  es  mit  straf-  oder  zivilrechtlichen  Normen.  So  können 
wir  z.  B.  bei  allen  Völkern  das  Recht   der  Talion  wiederfinden. 
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I.an«re  Zeit  «flaubte  man.  das  I.chuswesen  stehe  in  der  Geschichte 
fin/iir  da  und  habe  sich  lediglich -im  <  »«■«•  idftit  entwickelt :  man  hat 
jedoch  «Munden,  das«,  es  vielen  Völkern  in  einem  bestimmten  Stadium 
der  Zivilisation  hekannt  war.  und  man  muss  daraus  schliessen,  dass 
es  eine,  wenn  nicht  notwendige,  so  doch  ziemlich  häutige  Erscheinungs- 
form der  menschlichen  Gesellschaft  ist  Hier  erkennt  man  so  recht, 
wie  weil  mau  sich  von  jener  l»asis  der  Wissenschaft  entfernt  hat. 
bei  der  es  >irh  nur  um  die  Aufzählung  von  Tatsachen  handelte. 

I>ie  rein  theoretische  Wissenschaft  umfasst  also:  1.  die  einfache 
Festste!  lunjf  der  Tatsachen:  diese  sind  das  Suhstrat  jeder  Wissen- 
schaft, nicht  jedoch  für  -ich  allein  schon  Wissenschaft.  2.  l>ie 
räumliche  und  zeitliche  Verjrleichunjr.  'I.  IMe  Ycrjfleirhunp  der 
l  i  sachen,  die  zur  Entdeckung  allgemeiner  Ent  wickelunj_rssätze  führt. 

K>  kann  weiter  diese  reine  Wissenschaft  ihre  <  »bjekte  in  zwei 
verschiedenen  Zustünden  ins  Au«re  lassen,  in  dem  der  Huhe  und  in 
dem  der  Jtcwejrunif.  Man  kann  sieh  z.  M.  heim  Studium  einer 
Sprache  mit  deren  .Lre^en wärt i«rer  Form.  Grammatik.  Wortschatz  u.s.  w. 
beschäftigen,  ohne  sich  mit  deren  Zustand  in  früheren  Zeiten  zu 
befassen  oder  ilioen  Zustand  mit  jenem  zu  vergleichen.  Man  kann 
dann  diese  frühere  Sprache  ebenfalls  in  dieser  einseitigen  Art 
studieren,  und  hei  der  Yer<fleichnn<f  heider  kann  man  gewisse 
Sprachre<reln  ahleiten:  das  werden  dann  aber  keine  allgemeinen 
Gesetze,  die  die  Spi  achent  wickelun<f  erklären.  >ondei  n  lediglich  solche, 
die  die  Tatsache  >elhst  festlegen.  Wir  haben  hier  {jewisscrmasseu 
ein  Studium  in  der  Statik.  Andrerseits  kann  mau  der  Entwickelunjf 
der  Sprache  durch  die  ( ies<-hichte  hindurch  folgen,  man  erhält 
dann  wirkliche  Enfwickelunjfsätze:  das  Kesiiltat  des  Studiums  in  der 
hynaiuik.  l>icse  beiden  Studien  müssen  vereint  ff  et  rieben  werden 
und  sie  zusammen  machen  eist   die  eigentliche   Wissenschaft  aus. 

Fassen  wir  unsere  Resultate  noch  einmal  zusammen.  Jede 
W  isseuschalt  zerfallt  in  rein  theoretische,  angewandte  und  die 
Wissenschaft  der  Anpassung.  l»ie  rein  theoretische  Wissenschaft 
besteht  aus  drei  übereinander  jfcsehichteten  Laufen:  die  unterste  i>t 
das  einfache  Wissen,  für  sich  allein  noch  keine  Wissenschaft:  das 
Stadium  der  Feststellung  der  Tatsachen  die  mittlere  ist  die  räumliche 
otler  zeitliehe  Verffleichutiff :  die  oberste  das  Stadium  der  Induktion: 
die   Entdeekimjr  neuer  Gesetze.    Im   übrigen  ist   die  Wissenschaft 
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statisch  oder  dynamisch,  je  nachdem  sie  ihre  Objekte  im  Zustande 
der  Ruhe  oder  in  dem  der  Hewegung  ins  Auge  fasst. 

Unsere  Aufgabe  wird  nun  sein,  diese  Prinzipien  auf  die  ver- 
gleichende Rechtswissenschaft  anzuwenden.  Hierbei  wird  sich  von 
selbst  erpeben,  ob  wir  es  mit  einer  wirklichen  Wissenschaft  zu  tun 
haben,  und  wir  werden  sehen,  wie  sie.  gleich  allen  andern  Wissen- 
schaften im  ersten  Stadium  ohne  eigentlich  wissenschaftlichen 
Charakter,  in  ihren  oberen  und  höchsten  Stadien  diesen  Charakter  im 
höchsten  Grade  besitzt. 

II. 

Wir  wollen  zuerst  die  vergleichende  Rechtswissenschaft  als 
rein  theoretische  Wissenschaft  betrachten  und  uns  die  Prtlfung  nach 
den  Gesichtspunkten  der  angewandten  Wissenschaft  und  der  der 
Anpassung  zunächst  vorbehalten. 

Diese  Scheidung  ist  wichtig  und  deren  Nichtbeachtung  hat 
manche  Irrtümer  veranlasst.  Man  hat  vieles  auf  das  Konto  der  ver- 
gleichenden Rechtswissenschaft  als  Wissenschaft  gesetzt,  was  nur 
unter  dem  Gesichtspunkte  der  angewandten  Wissenschaft  betrachtet 
werden  dürfte,  und  das  gab  dann  Veranlassung,  an  ihrem  wissen- 
schaftlichen Charakter  überhaupt  Zweifel  zu  hegen.  So  hat  man 
ihr  häutig  die  Rolle  zudiktiert,  legislative  Fortschritte  mit  Hilfe 
der  Vergleichung  zu  verwirklichen,  indem  man  annahm,  dass  dieses 
zu  ihrem  Wesen  gehörte.  Indes  könnte  dies  lediglich  Aufgabe 
der  angewandten  Wissenschaft  sein,  oder  vielmehr  der  Wissenschaft 
der  Anpassung,  denn  man  muss  doch  die  Verhaltnisse  des  Landes, 
in  dem  die  Anwendung  statthaben  soll,  berücksichtigen,  auch  kommt 
;ils  bedeutender  Faktor  noch  die  Gesetzgebungspolitik  hinzu. 

Die  rein  theoretische  vergleichende  Rechtswissenschaft  umfasst 
die  drei  Stadien  der  Feststellung  der  Tatsachen,  der  zeitlichen  und 
räumlichen  Vergleichung,  sowie  der  Verallgemeinerung  und  Ent- 
deckung neuer  Naturgesetze. 

Das  erste  Stadium,  das  der  Feststellung,  enthält,  wie  schon 
das  Wort  sagt,  keinerlei  vergleichende  Faktoren.  Es  handelt  sich 
lediglich  um  die  Kenntuis  mehrerer  oder  auch  aller  fremder  Gesetz- 
gebungen, natürlich  auch  der  eigenen.  Es  ist  also  die  Kenntnis  des 
fremden  Rechts  ohne  jede  Vergleichung.  Diese  Kenntnis  kann  von 
grossem  Nutzen  sein,  besonders,  wie  wir  sehen  werden,  bei  der  an- 
gewandten Wissenschaft;  aber  auch  allein  für  sich,  ohne  jede  Au- 
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Wendung.  i>l  sie  bereits  wertvoll.  Man  könnte  sie  etwa  mit  der 
Kenntnis  fremder  Sprachen  vergleichen,  denn  beide  haben  eine  grosse 
Ähnlichkeit.  Wer  mehrere  Sprachen  kennt,  erweitert  nicht  nur  die 
Art  seiner  Ausdrucksweise,  denn  das  wiire  «ranz  unerheblich,  wenn 
alle  Worte  der  verschiedenen  Sprachen  im  Begriffe  genau  überein- 
stimmten; letzteres  ist  jedoc  h  keineswegs  der  Fall:  der  Betriff  eines 
Wortes  der  einen  Sp räche  lässt  sich  vielfach  nicht  durch  ein  ent- 
sprechendes Wort  wiedergeben,  die  bildliche  Ausdrucksweise  lässt 
sich  häutig  ebensowenig  übertragen,  selbst  die  I  lenkweise,  die  Art 
der  Anschauung,  die  Anordnung  sind  oft  grundverschieden:  man  be- 
reichert daher  nicht  nur  seinen  Wortschatz,  sondern  zugleich  seinen 
Jdeenkreis.  und  man  stärkt  sein  Denkvermögen.  Der  enge  Kreis, 
der  den  (ieist  in  bestimmten  Schranken  und  in  alter  Gewohnheit  hielt, 
ist  durchbrochen,  man  sieht  eine  neue  Welt,  und  jede  neue  Sprache 
lässt  abermals  eine  andere  Welt  entstehen.  Kbcnso  ist  es  mit  dem 
fremden  Hecht.  Wer  nur  sein  eigenes  Hecht  kennt,  der  glaubt,  das 
(Jesetz  könne  trar  keine  Bestimmungen  in  anderer  Weise  treffen,  als 
im  (Fesetzbuche  seines  Landes.  Kr  hält  es  für  ratio  scripta,  die 
andere  Völker  nur  nachgeahmt  oder  unhcwiisst  aufgestellt  haben, 
weil  es  eben  ein  überall  bestehender  (irundsatz  ist.  Kr  ist  in  der- 
sell)en  Lage  wie  .lemand.  «ler  nie  in  seinem  Leben  eine  Heise  gemacht 
hat.  Derjenige  da  freien,  der  ausser  seinem  eigenen  auch  fremdes 
Hecht  kennen  gelernt  hat.  hält  sein  eigenes  Hecht  nicht  für  so 
unfehlbar  und  sieht  in  vielen  anderen  Gesetzbüchern  eine  bessere 
oder  doch  eine  verschiedene,  aber  ebenfalls  annehmbare  Lösung  be- 
stimmter Hechtsfragen,  l'nd  gerade  das  ist  der  Haupt  Vorzug  des 
Studiums  des  fremden  Hechts,  dass  es  den  juristischen  Horizont  er- 
weitert und  bestrebt  ist.  aus  der  Kunst  der  Hechtsa  n  w en d  u  n g  eine 
wirkliche  Hechts  Wissenschaft  zu  machen. 

l'brigens  «rehört  zum  „fremden"  Hecht  nicht  nur  das  moderne, 
sondern  auch  das  Hecht  der  Vergangenheit,  und  zwar  geuicsst  das 
letztere  bei  dem  allem  Althergebrachten  gezollten  Ansehen  eine  ziem- 
lich grosse  Autorität,  so  dass  selbst  diejenigen,  die  sonst  von  einem 
Kindiingeii  fremden  Hechts  in  die  Hechtsordming  ihres  eigenen  Landes 
nichts  wissen  wollen,  mit  Begeisterung,  für  die  Aufnahme  jenes 
Hechts  eintreten.  Zudem  erweitert  auch  dieses  Hecht  den  geistigen 
Horizont,  denn  wenn  es  auch  auf  moderne  Institutionen  keinen  Kin- 
fluss  aiisillit.  so  läs-t  es  uns  doch  deren  Kntstehung  und  die  Li-sacheti 
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seiner  Entwicklung  erkennen,  vermittelt  deren  völliges  Verständnis 
und  verhütet  eine  einseitige  Auslegung  und  rein  mechanische  An- 
wendung des  Rechts. 

Dies  sind  die  inneren,  rein  wissenschaftlichen  Vorzüge  des 
Studiums  fremden  Kechts.  Wir  werden  sehen,  dass  die  von  der  an- 
gewandten Wissenschaft  aus  diesem  Studium  gezogenen  Vorteile  viel 
erheblicher  sind. 

Fremdes  Recht  studiert  man  nun  nicht  allein,  abgeschlossen 
von  allem  andern  Recht,  sondern  auch  in  seinem  aktiven  oder  passiven 
Wirken  nach  aussen  hin,  also  hiusichtlich  der  Frage,  welchen  Ein- 
fluss  es  auf  das  Recht  des  eigenen  Landes  ausgeübt  hat,  oder  wie 
es  von  diesem  beeiuflusst  ist.  oder  auch  wie  sich  zwei  fremde  Rechte 
gegenseitig  beeinflusst  haben.  Es  ist  das  die  ..dynamische-1  Seite  der 
Wissenschaft. 

Das  Durchdringen  des  einen  Rechts  Seitens  der  anderen  ist  in 
der  Rechtsgeschichte  eine  häutige,  aber  doch  ungewöhnliche  Er- 
scheinung. Normalerweise  mllsste  sich  jedes  Recht  für  sich  ohne 
fremde  Beeinflussung  entwickeln,  und  es  gibt  in  der  Tat  einige  Rechte, 
die  sich  von  fremden  Einflüssen  völlig  fern  gehalten  haben.  Mau 
könnte  hier  das  englische  Recht  nennen,  das  sich  dem  römischen 
Recht  durchaus  abgeneigt  gezeigt  hat. 

Das  fremde  Recht  ist  nun  eutweder  das  „lebende"  Recht  eines 
Volkes,  das  mit  einem  andern  in  irgend  welchen  Beziehungen  steht, 
oder  es  ist  ein  ,. totes",  nicht  mehr  in  Übung  stehendes  Recht,  das 
durch  .Jahrhunderte  seinen  Einfluss  übt.  Diese  beiden  Fälle  wollen 
wir  auseinander  halten. 

Das  fremde  lebende  Recht  kann  auf  die  verschiedenste  Weise 
das  Recht  des  eigenen  Landes  infizieren.  Bald  ist  es  Zwang,  bald 
irgend  ein  anderer  Einfluss.  auch  bisweilen  freiwillige  Entlehnung. 
Die  einfachste  und  älteste  Art  ist  wie  immer  der  Zwang,  das  Recht 
wird  aufoktroiert.  Bisweilen  wird  dann  das  einheimische  Recht 
völlig  beseitigt  und  das  neue  Recht  tritt  an  seine  Stelle:  dieser  Vor- 
gang ist  jedoch  für  uns  hier  ohne  Interesse,  wir  wollen  vielmehr 
nur  den  Fall  betrachten,  wo  das  neue  Recht  in  das  alte  eine  tiefe 
Bresche  legt.  So  ist  nach  den  Kriegen  des  Kaisei  reiches  der  Code 
Napoleon  das  (iesetz  für  Baden.  Holland.  Belgien,  die  französische 
Schweiz,  einen  Teil  Italiens  sowie  für  Polen  geworden.  Ausserdem 
hat  er  viele  Spuren  in  anderen  (iesetzgehungen  zurückgelassen.  In 
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gleit  her  Weise  hat  arabisches  Kocht  mit  der  Ausdehnung  dos  Islam 
seine  Verbreitung  im  Orient  gefunden.  Rom  verschaffte  seinem 
Rechte  bei  den  unterworfenen  Völkern  Geltung,  ohne  jedoch  deren 
Kocht  völlig  zu  beseitigen. 

Später  war  dann  die  Anwendung  von  Gewalt  nicht  mehr  er- 
forderlich, ja  bisweilen  ist  das  Kocht  des  Eroberes  dem  der  unter- 
worfenen Völkerstiimme  unterlegen;  hier  genügte  manchmal  die  geistige 
oder  moralische  ('berlegenheit  des  Volkes,  ja  selbst  lediglich  die 
Überlegenheit  des  fremden  Kechts.  So  ist  der  Code  Napoleon  von 
fremden  Gesetzgebungen  häufig  zum  Muster  genommen  und  nach- 
geahmt worden:  Kumänien  z.  1$.  hat  ihn  fast  ohne  Änderung  adoptiert. 
Neuerdings  hat  das  deutsche  Handelsgesetzbuch  in  Schweden. 
Österreich  und  Ungarn  zum  Vorbild  gedient.  In  allen  diesen  Fallen 
haben  wir  es  mit  dem  hilutig  unbowussten  Kinflnss  des  höheren 
Intellekts  zu  tun. 

Endlich,  und  das  ist  die  jüngste  Art  der  Anpassung,  geschieht 
die  Nachahmung  freiwillig:  in  einem  solchen  Falle  ist  es  nicht  das 
ganze  Kocht,  das  angenommen  wird,  sondern  irgend  eine  einzelne 
Institution  dieses  oder  jenes  Volkes.  So  bat  sich  das  Geschworenen- 
gericht, das  bis  dahin  nur  in  England  existierte,  im  Anfange  des 
vorigen  Jahrhunderts  nach  Frankreich  verpflanzt  und  etwas  später 
in  fast  alle  Länder  Europas.  Das  Hypothekenwesen,  das  lange  Zeit 
nur  in  den  deutscheu  Staaten  und  der  Stadt  Bremen  in  Geltung 
stand,  wurde  unter  dem  Namen  der  Torrents-Akte  in  Australien  ein- 
geführt, kam  von  dort  wieder  nach  Europa  und  wurde  hier  von 
allen  Staaten  angenommen.  Die  Institution  dos  Familienrates  ge- 
langte von  Frankreich  aus  in  verschiedene  Gesetzbücher.  Ähnliche 
Beispiele  gibt  es  in  grosser  Zahl  und  wir  können  hier  nicht  einmal 
die  wichtigsten  aufzählen. 

Das  alte  Kocht  hat  noch  eine  weit  grössere  Bedeutung  und 
hat  zur  Begründung  aller  modernen  Kochte  Europas  beigetragen, 
vor  allem  das  römische  Rocht.  Früher  hat  das  griechische  Kocht 
diese  Stellung  gehabt  und  bekanntlich  sind  auch  die  zwölf  Tafeln 
griechischen  Ursprungs  gewesen.  Nach  dem  Einbruch  germanischer 
Stämme  in  das  römische  Keich  tritt  uns  das  römische  Kocht  nur 
noch  mit  einer  starken  Beimischung  gormanischer  Elemente  entgegen. 
Nur  in  einigen  Landesteilen,  z.  B.  in  Südfrankreich.  bleibt  es  rein, 
ohne  Beimischung  fremden  Rechtes,  erhalten.   Betrachten  wir  jedoch 
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diejenigen  Landesteile,  in  denen  das  einheimische  Feudal-  und 
Gewohnheitsrecht  lange  Zeit  allein  in  Geltung  war  und  sich  getrennt 
von  fremden  Einflüssen  entwickelte,  wie  im  Norden  von  Frankreich 
und  von  Deutschland.  In  ersteres  wurde  römisches  Recht  durch 
die  Rechtsgclehrtcn  eingeführt,  gewann  greifbare  Gestalt  in  den 
ordonnance*,  beherrschte  dann  das  gesamte  Rerhtsgehiet  des  Landes; 
man  studierte  es  auf  den  l'niversitäten  mehr  als  das  einheimische 
Recht  und  zog  es  als  ratio  scripta  überall  zu  Rate.  Ähnlich  war 
es  in  Deutschland  seit  der  sogenannten  Rezeption  des  römischen 
Rechts.  Von  jener  Zeit  au  wurde  das  römische  Recht  überall 
das  gemeine  Recht:  es  hatte  subsidiäre  Geltung,  man  ging  also, 
falls  Gewohnheitsrecht  und  Statuten  nichts  Abweichendes  bestimmten, 
auf  jenes  zurück.  Seine  Autorität  war  unbestritten.  Ks  war  ein 
einheitliches  Recht,  das  die  verschieden  gearteten  Gewohnheiten 
durchbrach,  ebenso  wie  die  lateinische  Sprache  als  einheitliche 
international  geworden  ist  und  auf  alle  andern  Sprachen  ihren 
Einfluss  übte.  Als  ratio  scripta  konnte  es  alle  Schwierigkeiten 
beseitigen,  die  Institute  des  Gewohnheitsrechts  bildete  es  um  und, 
was  noch  wertvoller  war,  es  strebte  danach,  sie  zu  vereinheitlichen. 

Das  Studium  des  fremden  Rechts  umfasst  nun  noch  einen 
ferneren  Zweig  der  Rechtswissenschaft,  nämlich  den  Konflikt 
zwischen  heimischem  und  fremdem  Recht,  oder  der  fremden  Rechte 
untereinander;  die  Lösung  desselben  hat  man  sowohl  auf  dem  Wege 
der  positiven  Gesetzgebung  als  auch  durch  Staats  vertrage  versucht: 
es  ist  dies  das  Gebiet  des  internationalen  Privatrechts. 

Für  gewöhnlich  reiht  man  das  internationale  Privatrecht  nicht 
in  dieser  Weise  ein.  betrachtet  es  vielmehr  zusammen  mit  dem 
internationalen  öffentlichen  Recht  als  einen  Teil  dieses  Rechts, 
nicht  aber  als  einen  Zweig  des  fremden  Rechts.  Ks  ist  allerdings 
völlig  unabhängig  von  diesem  und  kann  fast  in  algebraischen  Formeln 
dargestellt  werden,  ohne  dass  man  eine  Bestimmung  des  fremden 
Rechts  zu  wissen  braucht.  Nehmen  wir  folgendes  Heispiel:  Wenn 
in  dem  einen  Lande  der  Abschluss  von  Ehevertragen  während  Be- 
stehens der  Ehe  erlaubt,  in  einem  andern  aber  verboten  ist.  wie 
werden  in  jenem  zweiten  Lande  Eheverträge  behandelt,  die  während 
Bestehens  der  Ehe  geschlossen  oder  abgeändert  wurden,  wenn  die 
Ehe  im  ersten  Lande  geschlossen  ist?  Au  einem  solchen  Beispiel 
kann  man  alle  Fragen  des  internationalen  Privatrechtes  erörtern, 
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ohne  dabei  eine  einzige  I'.fst imniuiifr  d«-s  fremden  Rechts  zu  kennen. 
Dies  wäre  die  Al^-bru  des  internationalen  Rrivatreehts.  Es  hat 
indes  auch  seine  konkreten  und  qualitativen  Restamltcile.  nämlich 
das  fremde  Recht  seilet,  aus  dem  es  seinen  Ursprung  {jenninmen 
hat.  Unseres  Ei'a<ht«-ns  kann  mau  nicht  den  Gipfel  von  der  Rasis 
trennen.  Das  internationale  RHvatrecht  ist  eine  Foljre  des  fremden 
Hechts.  Es  davon  trennen,  das  hie>se  abstrahieren  ohne  jede 
tatsächlich«'  tirundlajr«'  und  sich  ins  Unbestimmte  verlieren. 

Es  führt  dieses  Studium,  {ranz  abgesehen  von  seinem  sonstigen 
praktisch«-!!  Nutzen,  was  wir  später  erörtern  wollen,  direkt  in  die 
verdeiehemle  R«  <  htswisseiiM-haft.  Denn  hierbei  werden  alle  die 
frennh-n  Rechte  einauih-r  «renähert  und  ihre  Restimmuujren  (Iber 
dieselbe  Frajrc  weiden  verglich«'!!,  um  zu  sehen,  inwieweit  sie  von- 
einander abweichen.  Von  hier  bis  zur  Yer«rleirhun<r  der  Sätze  auf 
ihren  innern  Wert  ist  nur  ein  Schritt.  Das  internationale  Rrivat- 
r«'«ht  ist  d«'r  Durch<:an<rspu!ikt  zwischen  der  Kenntnis  der  fremden 
Rechte  und  der  vergleichenden  Rechtswissenschaft. 

Die  Y<T<rleichun<r  der  fremden  Hechte  bildet  nach  der  oben 
«lörterten  Einteilung  das  zweite  Stadium  unserer  Wissenschaft. 
Das  frennle  Recht  allein  bildet  ebensowenig  eine  Wissenschaft,  wie 
das  einheimische  Recht,  sondern  sie  sind  lediglich  ein  Objekt  des 
..Wissens".  Es  befriedigt  den  Forsrhunjrs{reist  des  Juristen  «-benso 
wie  die  Kenntnis  mehrerer  Sprachen  den  Sprachforscher,  oder  wie 
<reolo<nsche  und  botanische  Sammlungen  den  Naturwissenschaftler. 
Man  kann  auch  verschieth'iie  Rechte  ..sammeln-:  j«'d«>s  wird  dann 
die  Iihvn.  Sitten,  juristische  Auffassun^sweise  des  betretenden  Landes 
wieder^iben.  etwa  wie  eine  Reihe  photofrrapliischer  Rilder.  In 
diesem  Forschun<rs<reist  kündet  sich  bereits  die  Wissenschaft  an.  er 
zeujrt  von  wissenschaftliche!'  Veranlagung.  Wissenschaft  im  eigent- 
lichen Sinne  ist  er  indes  noch  nicht,  denn  diese  beginnt  erst  mit 
der  Ver^leichuntr. 

Die  Yei{rleichuii{r  kann,  wie  wir  oben  sahen,  eine  solche  in 
der  Z«it,  im  Räume  und  in  den  Ursachen  sein. 

Die  zeitliche  Ycrfrleichunjr  wird  im  allgemeinen  nicht  unter 
iler  Rezeichnung'  „veifrleiclu'iide  Rechtswissenschaft"  miteinbegriffen, 
aber  sie  beruht  «loch  auf  demselben  Gedanken  wie  jene.  Institute 
im  römischen  und  französischen  Recht,  die  denselben  Namen  trafen, 
sind  in  Wirklichkeit  «rrumlverschieden,  und  nur  durch  tieferes  Studium 
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und  durch  Vergleichung  kann  man  die  Unterschiede  heinerken  und 
verstehen:  andernfalls  erhält  man  eine  ganz  verkehrte  und  irrige 
Anschauung  von  ihnen.    Der  Diebstahl   zwischen  Verwandten  ist 
z.  Ii.  nach  französischem  Strafrecht  nicht  strafbar,  selbst  nicht  auf 
Antrag   des  (ieschädigten:  diese  Bestimmung  ist  scheinbar  ganz 
uncrkliirlich.    Zieht  m:in  nun  die  Hechte  frühester  Zeit  zu  Kate,  so 
sieht  man,  dass  lediglich  das  Oberhaupt  der  Familie  vom  Hechte 
als  Partei  anerkannt  wurde,  und  dass  er  folglich,  wenn  er  seinen 
Sohn  hatte  verfolgen  wollen,  sich  selbst  verfolgt  hätte:  die  Gesetzes- 
bestimmung ist  aber  Uber  die  ratio  des  Gesetzes  hinaus  erhalten 
gehlieben.  —  Im  Prinzip  war  zunächst  der  Ehebruch  der  Frau  allein 
strafbar:  derjenige  des  Mannes  ist  es  dann  eist  aus  Billigkeitsiück- 
sichten  geworden,  die  Strafe  selbst  ist  aber  verschieden  von  der  der 
Ehebrecherin,  und  es  mllssen  ausserdem  noch  besondere  Bedingungen 
erfüllt  sein.    Dies  erscheint  in  einer  monogamischen  Rechtsordnung 
auffällig,   Geht  man  wieder  auf  das  römische  und  die  andern  Rechte 
des  Altertums  zurück,  so  findet  man.  dass  ursprunglich  der  Ehebruch 
der  Krau  allein  strafbar  war.  selbst  da,  wo  der  Geschlechtsverkehr 
der   unverheirateten  Mädchen   fUr  nicht  strafbar  erachtet  wurde. 
Die  Strafbestimmung  beruhte  also   nicht   auf  SittlichkeitsgrHnden, 
sondern  lediglich  auf  der  Erwägung,  dass  die  Frau  völlig  in  das 
Eigentum  des  Ehemanns  Übergeht.    Mangels  eines  ähnlichen  Eigen- 
tumsrechtes der  Frau  musste   der  Ehebruch  des  Mannes  straflos 
bleiben.    Derartige  Resultate  zeitigt  die  Verglciehung  der  Rechte 
in  zeitlicher  Beziehung. 

Die  räumliche  Vergleichung  geht  in  ahnlicher  Weise  vor 
und  zeigt  uns  alle  die  verschiedenen  Möglichkeiten  in  der  Lösung 
von  Rechtsfragen.  Wir  sehen  z.  B.  die  verschiedenen  Rechtsformeu 
des  ehelichen  Zusammenlebens:  beiderseitige  Polygamie,  sueeessive 
Polygamie  nach  vorheriger  Verstossung  der  Ehefrau  oder  nach 
Trennung  durch  gegenseitige  Übereinkunft,  die  Ehescheidung  in 
bestimmten  Formen,  die  I'nlöslichkeit  der  Ehe.  Man  muss  nun  nicht 
nur  die  Prinzipien  selbst  vergleichen,  sondern  auch  ihre  Wirkungen, 
ihre  Bedingungen  und  ihre  Verwirklichung,  und  bisweilen  findet  sich 
in  einem  ganz  entlegenen  Teil  des  Rechts  plötzlich  eine  neue,  häufig 
richtige,  oft  geistvolle  Lösung  von  Rechtsproblemen.  So  steht  z.  B. 
das  schwedische  Recht  in  der  Mitte  zwischen  Zulassung  der  Ehe- 
scheidung und  Fnlösbarkeit  der  Ehe.   Wenn  nämlich  der  unschuldige 
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Ehegatte  sich  nicht  wieder  verheiratet,  so  darf  auch  der  im  Ehe- 
scheidungspn>ze»s  für  den  schuldigen  Teil  Erklärte  keine  neue  Ehe 
M  hlie--.cn.  Eine  derartige  Bestimmung  findet  sich  in  keinem  anderen 
Kecht  und  v< »nt  tn< >i alix  hen  Standpunkt  aus  ist  sie  durchaus  richtig. 
Interessant  ist  auch  die  verschiedene  Behandlung  des  ehelichen  Vor- 
hehaltsgutes :  In  dem  einen  Lande,  wie  •/..  B.  his  vor  kurzem  in 
Frankreich,  ist  die  Ehefrau  selbst  noch  nach  der  Trennung  von 
Tisch  und  Bett  der  Autorität  de-  Ehemanns  unterworfen,  in  anderen 
Ländern,  wie  /.  B.  nach  neuem  deutschen  L'echt,  ist  sie  nur  in  der 
Vornahme  von  Handlungen  beschränkt,  die  das  Kecht  des  Ehemannes 
an  der  Mitgift  beeinträchtigen  könnten. 

Alle  derartige  Vergleiche  macht  man  nicht  etwa  zwecks  Auf- 
findung des  praktischen  und  besten  Kechts.  denn  das  ist  Sache  des 
Gesetzgebers,  sondern  aus  reinem  Interesse  am  Vergleichen  und  aus 
Bewunderung  für  die  verschiedenen  Kechtsformcn.  die  Geist  und 
sittliche  Anschauungen  der  Menschen  geschaffen  haben.  Die  Forschung 
beschränkt  sich  nicht  darauf,  lediglich  Unterschiede  aufzufinden,  sie 
entdeckt  auch  bisweilen,  und  zwar  häutig  dort,  wo  sie  es  am  wenigsten 
erwartet,  eine  Uberraschende  Übereinstimmung.  Interessant  ist  in 
dieser  Hinsicht  das  englische  Kecht:  ängstlich  hat  es  sich  zwar  vor 
jedem  römisch-rechtlichen  Einfhiss  gehütet,  und  doch  zeigt  es  in 
einigen  Instituten  mehr  Ähnlichkeit  mit  ihm.  als  irgend  ein  anderes 
Kecht.  Sein  ausserordentlicher  Formalismus  steht  mit  jenem  in 
Übereinstimmung,  und  als  Folge  dieses  Formalismus  haben  sich 
ähnlich  wie  in  Korn  das  jus  civile  und  das  "prätorische  Kecht,  dort 
ebenfalls  zwei  Arten  Kecht  gebildet,  law  und  equity.  Erstcres 
enthält  das  strenge,  starre  Kecht.  letzteres  mildert  jenes  und  durch- 
bricht den  starren  Formalismus.  Die  equity  hat  dann,  wie  in  Korn 
das  prätorische  Kecht,  schliesslich  den  Sieg  davongetragen. 

Neben  den  Unterschieden  und  Ähnlichkeiten  bemerkt  mau 
dann  wieder  in  einigen  Kochten  grosse  Ltlcken.  die  in  anderen 
Gesetzgebungen  ausgefüllt  sind.  Wenn  die  einzelnen  Völker  in 
dieser  Hinsicht  sich  ergänzen  wollten,  so  könnte  fasst  ein  jedes 
ausgezeichnete  Abschnitte  aus  seinem  K echte  beisteuern.  Der  Beob- 
achter nimmt  im  Geiste  häutig  eine  derartige  Ergänzung  vor,  aber, 
wie  gesagt,  nicht  zwecks  Interpretation  irgend  einer  unklaren  oder 
unvollständigen  Bestimmung,  sondern  um  mit  einem  vernünftigen, 
durch  Forschung  gewonnenen  Kecht  die  Lücken  in  seinem  oder  jedem 
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andern  Gesotz  auszufüllen.  Der  Code  z.  B.  ist  von  äusserster  Kürze 
in  der  Behandlung  der  einem  Testamente  zugefügten  Klauseln  und 
Bedingungen,  er  erwähnt  nur  einige  wenige  und  liLsst  im  Uhrigen 
bezüglich  der  Gültigkeit  und  Tragweite  der  andern  Zweifel  bestehen. 
Bas  deutsche  Bürgerliche  Gesetzbuch  dagegen  behandelt  diesen 
Alischnitt  mit  grosser  Genauigkeit.  Unser  Strafreeht  übergeht  mit 
Stillschweigen  viele  ehrenrührige  Handlungen,  die  an  Diebstahl  und 
Betrug  streifen,  und  der  Strafrichter  kann  hierbei  nicht  mit  Analogie 
onerieren;  das  italienische  Strafgesetzbuch  andrerseits  sieht  jene 
Handlungen  bis  ins  kleinste  Detail  vor.  In  solcher  Weise  kann  das 
eine  Hecht  die  Lücken  des  andern  ausfüllen.  Man  hat  behauptet, 
eine  derartige  Tätigkeit  könne  auch  für  die  Praxis  von  Nutzen  sein; 
indes  kann  das  Hecht  eines  Volkes  nur  aus  sich  selbst  heraus 
interpretiert  werden.  Wohl  aber  kann  der  wissenschaftliche 
Forschungsgeist,  der  ja  über  die  Anwendung  in  der  Praxis  hinaus- 
geht, hierin  seine  völlige  Befriedigung  finden. 

Wie  wir  oben  sahen,  kann  die  Vergleichung  auch  gleichzeitig 
räumlich  und  zeitlich  sein,  und  zwar  ist  sie  dann  am  umfassendsten. 

Die  vergleichende  Rechtswissenschaft  schreitet  auch  weiter  zur 
Erforschung  der  nächsten  Ursachen  eines  juristischen  Faktums,  und 
zwar  der  jedesmal  unmittelbaren  Ursachen,  nicht  etwa  zur  Er- 
forschung des  ganzen  Entwickeluugsgnnges  von  Ursache  zur  Wirkung, 
denn  letzteres  würde  einem  andern  Zweige  der  Wissenschaft  an- 
gehören. Hat  sie  aber  diesen  Punkt  Uberschritten,  so  haben  wir  auch 
bereits  das  Gebiet  der  eigentlichen  vergleichenden  Rechtswissen- 
schaft verlassen,  oder  vielmehr  wir  haben  ihr  höchstes  Stadium  er- 
reicht, die  Soziologie  der  Rechtswissenschaft. 

Hiernach  haben  wir  es  also  mit  einer  Wissenschaft  im  eigent- 
lichsten Sinne,  nicht  nur  mit  Ansätzen  davon  zu  tun.  und  zwar 
gehen  die  einzelnen  Disziplinen  allmählich  ohne  Unterbrechung  in- 
einander über:  hat  man  ein  Rechtsinstitut  des  einen  Landes  mit  dem 
eines  andern  verglichen,  die  Ähnlichkeit,  sowie  deren  Unterschiede 
festgestellt,  so  untersucht  man  deren  Entwicklungsgang,  indem  man 
eine  ganze  Reihe  von  Ursachen  zur  Wirkung  aufstellt.  In  jeder 
Ursache  erkennt  man  dann  den  Keim  zu  einer  Wirkung;  diese  wird 
ihrerseits  wieder  Ursache  für  eine  neue  Wirkung,  und  so  hat  man 
schliesslich  eine  Art  vun  Genealogie  der  Ursachen,  die  bis  zu  einem 
gemeinsamen  Ursprung  hinaufgehen,  falls  ein   solcher  vorhanden. 
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Erstreckt  man  diese  I  nt»  rsm  liuri^r  auf  alle  Hcchtsinstitute.  so  erhält 
man  schliesslich  sehr  zahlreiche  derartige  (H'i>ealo<rieen :  diese  Futer- 
suchungen  bilden  die  dynamische  Soziologie  der  Hcchtswisscnschaft. 

Wenigstens  ist  es  deren  Anlaut;,  denn  von  dieser  (ieueralisation 
geht  man  zur  Induktion  über,  d.  h.  aus  allen  gewonnenen  Er- 
scheinungen leitet  man  allgemeine  Sätze  ab.  I  >ies  sind  dann  die 
Siitze  der  dynamischen  Soziologie,  also  der  Entwickelung  des  Hechts 
in  der  Bewegung.  Daneben  stehen  die  in  gleicher  Weise  aus  dem 
Hechte  zu  einer  festbestimmten  Zeit  abgeleiteten  Sätze:  die  Sätze 
der  statischen  Soziologie. 

Aus  solchen  für  die  einzelnen  Hechte  und  Völker  gefundenen 
Gesetzen  lassen  sich  dann  wieder  juristische  Sätze  für  die  (iesell- 
schaft  im  allgemeinen  ableiten,  und  damit  ist  die  höchste  Stufe  der 
Wissenschaft  erreicht:  die  abstrakte  juristische  Soziologie. 

III. 

liehen  wir  jetzt  zur  Betrachtung  der  vergleichenden  Hechts- 
wisseiis.liaft  als  angewandter  Wissenschaft  (Iber. 

Das  Studium  des  fremden  Hechts  ist  ebenso  von  Nutzen  wie 
das  des  eigenen,  nur  wird  mau  es  weniger  häutig  anwenden  können. 
Hass  ein  Inländer  im  Auslande  in  Prozesse  verwickelt  wird,  kommt 
weniger  oft  vor.  als  dies  im  eigenen  Lande  der  Fall  ist.  Wenn  aber 
die  Kenntnis  einmal  notwendig  wird,  so  ist  sie.  weil  nur  wenigen 
Personen  bekannt,  um  so  wertvoller. 

Hin  häutigeres  Anwendungsgebiet  findet  sie  bereits  im  inter- 
nationalen Privatrecht:  es  ist  unmöglich,  dieses  Hecht  völlig  zu  be- 
herrschen, ohne  vorher  in  einem  gewissen  Einfange  fremdes  Hecht, 
studiert  zu  halten. 

Hier  nimmt  die  Anwendung  der  eigentlichen  vergleichenden 
Hechtswissenschaft  in  ihrem  höchsten  und  eisten  Stadium  ihren  Aus- 
gang. Ks  gibt  zwei  praktische  Hauptanwendungsgebiete,  deren 
Hesultaf  einerseits  die  völlige  Umgestaltung  der  ganzen  Gesetzgebung 
eines  Landes  sein  kann,  und  zwar  im  Sinne  der  Vervollkommnung, 
andererseits  aber  die  Anbahnung  internationaler  Beziehungen  in  der 
Weise,  dass  die  völlige  Vereinheitlichung  zweier  Nationen  nach  einer 
der  wichtigsten  Seiten  ihres  Lebens  hin  vermittelt  wird.  Dank 
dieser  Vorteile  wird  die  vergleichende  Hechtswissenschaft,  wenngleich 
sie  bisher  nur  in  der  zweiten  oder  dritten  Heihe  der  Geisteswissen- 
schaften steht,  in  Zukunft  die  erste  Stelle  einnehmen. 
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Der  eine  Vorteil  besteht  also  in  der  Vervollkommnung  der 
ganzen  Gesetzgebung.     Alle   fremden   Rechte  können  als  grosses 
Versuchsfeld  betrachtet  werden.   Nicht  nur  jedes  neue  Gesotz  ist  ein 
derartiger  auf  einen  kleinen  Kaum  beschränkter  Versuch,  aus  dem 
alle  andern  Völker  Nutzen  ziehen  können,  sondern  auch  alle  alten 
Gesetze,  „alt"  im  Sinne  der  Völker,  die  unter  ihrer  Herrschaft  stehen, 
sind  neu  für  die  fremden  Gesetzgebungen,  denen  jene  noch  nicht  be- 
kannt sind.    Sie  können  von  grösster  Vollkommenheit  sein,  denn  das 
Wesen  der  Vollkommenheit  besteht  nicht  in  der  Neuheit,  und  damit 
sie  für  die  Allgemeinheit  (iutes  wirken  können.  Iiraucht  ihm u  sie  nur 
aus   ihrem   verborgenen   Dasein    hervorzuholen    und  auf  ein  aus- 
gedehnteres Gebiet  zu  «beitragen.    l>a  es  vorher  praktisch  erprobt 
ist.  so  verdient  es  den  Vorzug  vor  allen  rein  aus  der  Theorie  heraus 
aufgestellten  neuen  Gesetzen.    Nun  wird  allerdings  nicht  alles,  was 
sich  unter  einer  andern  Breite  in  anderem  Klima  entwickelt  hat. 
ohne  weiteres  in  einem  anderen  Lande  entwickelungs-  und  lebens- 
fähig sein,  und  es  gibt  Bestimmungen,  die  sich  mit  der  Regelung 
rein  lokaler  Materien  befassen:  es  gibt  indessen  auch  eine  1'nzahl 
anderer,  die  mehr  allgemeiner  Natur  sind.    Krüher  führte  man  diesen 
Grund  immer  an.  um  die  Verschiedenheit  der  Gesetze  in  den  einzelnen 
Provinzen  desselben    Landes   zu   rechtfertigen.     I>ie  vergleichende 
Rechtswissenschaft  überbrückt  dieses  Hindernis.    Wenn  eine  nach- 
ahmenswerte Einrichtung  in  mehreren  Ländern  verschiedener  Lage, 
verschiedenen  Charakters,  verschiedener  Bodetibeschatfenheit  mit  Er- 
folg in  Kraft  ist.  warum  sollte  diese  nicht  überall  Erfolg  haben! 
Die  Vergleichung  schallt  hier  eine  annähernde  Gewissheit.   Die  fremde 
Gesetzgebung  hat  das  Werk  begonnen,   die  vergleichende  Rechts- 
wissenschaft hat  es  vollendet.    Man  beginnt  schon,  sie  bei  der  Aus- 
arbeitung eines  neuen  Gesetzentwurfes  zu  Rate  zu  ziehen  und  fast 
immer  werden  dessen  Motive  eine  gedrängte  Darstellung  aller  ein- 
schlägigen (iesetze  des  Auslandes  enthalten.     Der  Wirkungskieis 
unserer  Wissenschaft  müsste  aber  eigentlich  viel  umfassender  sein: 
sie  müsste  zu  gänzlich  neuen  Gesetzen  Anregung  geben.  Die  politischen 
Schriftsteller,  die  Rechtslehrer,  die  Nationalökonomen.  sie  studieren 
fremdes  Recht  und  vergleichen  es:  diese  müssten  für  ihr  eigenes 
Land  (iesetze  vorschlagen,  die  dem  entsprechen,  was  sie  bei  ihren 
Studien  als  das  Beste  gefunden  und  erkannt  haben.    Es  würde  sich 
so  unter  den  verschiedenen  Völkern  ein  ständiger  Austausch  von 
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(ö-setzon  iinil  Rechtsiustituten  vollziehen,  jedes  Volk  würde  seine 
Arbeit  zugleich  zum  Nutzen  aller  andern  leisten.  Sobald  ein  neues 
Gesetz  auf  der  Hildflärhe  erschiene  oder  ein  altes  bekannt  würde, 
su  würde  es  sofort  in  allen  Ländern  der  (iegenstand  eines  besonderen 
Studiums  werden  und.  wenn  es  »ich  bewährte,  eine  Bewegung  in  der 
(»esetzgobung  veranlassen.  Man  sieht  also,  welche  bedeutende  Kolle 
die  vergleichende  Rechtswissenschaft  in  Zukunft  übernehmen  kann. 
Sie  wird  den  Kxpei  iinentalabschnitt  der  liesetzgebungskunde  bilden. 
Ohne  Zweifel  muss  auch  die  Herhtsgoschichte  hierbei  mitarbeiten, 
denn  man  kann  auch  in  der  Vergangenheit  nachahmenswerte  Institute 
linden :  aber  ihre  Tätigkeit  wird  dabei  ziemlich  beschränkt  sein,  denn 
mau  pflegt  im  Kntwickelungsganjre  nicht  rückwärts  zu  gehen  und  im 
Prinzip  stellt  die  (iegenwart  immer  den  Fortschritt  gegenüber  der 
Venraii-enheil  ilai 

Dies  ist  der  eine  Anwciidungsmodus  der  vergleichenden  Rechts- 
wissenschaft, die  Reform  der  nationalen  (iesetzgobung.  Der  zweite 
strebt  eine  Vereinheitlichung  des  Rechts  an.  Wir  wollen  eine  vor- 
läufige und  eine  endgültige  Vereinheitlichung  unterscheiden.  Die 
vorläufige  Vereinheitlichung  besteht  in  der  Schöpfung  eines  all- 
gemeinen internationalen  Privat  rech  t  s  aller  Völker;  dieses 
Resultat  wird  der  Vereinheitlichung  der  Hechte  selbst  vorhergehen. 
Alle  Völker  müssen  dasselbe  internationale  Privat  recht  annehmen, 
d.  h.  die  gleichen  Kegeln  zur  Lösung  der  beim  Zusammentreffen 
Ihrer  verschiedeneu  Hechte  eintretenden  Konflikte.  Zu  einem  der- 
artigen Resultat  kann  allein  wieder  das  vergleichende  Studium  sowohl 
der  fremden  Hechte  selbst,  als  auch  der  einzelnen  internationalen 
Privatrechte  führen,  und  zwar  wäre  dessen  Verwirklichung  auf  dem 
Wege  internationaler  Verträge  durchzusetzen.  Der  Oesetzestext 
dieses  Hechtes  würde  dann  wie  der  des  übrigen  Hechtes  festgelegt 
werden  müssen.  Ks  sind  auf  diesem  (iebiete  bereits  einige  Resultate 
gezeitigt  worden,  die  Hauptmasse  des  internationalen  Privatrechts 
ist  jedoch  in  der  Regellosigkeit  verblieben.  Diese  Regellosigkeit 
wird  dann  später  einer  allgemeinen  Rechts-Ordnung  Platz  machen, 
die  dem  bisher  durch  intermittierende  internationale  Verträge  geregelten 
Zustande  bei  weitem  vorzuziehen  sein  wird. 

Die  endgültige  Vereinheitlichung  des  Rechtes  aller  Völker 
tider  doch  desjenigen  der  Völker  mit  gleicher  Zivilisation  würde 
sich  zuerst  nur  auf  das  Handelsrecht  oder  das  Zivilrecht,  jedenfalls 
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nur  auf  das  Privatrecht  erstreiken.  Die  politischen  Verwaltungs- 
gesetzc  würden  noch  lange  Zeit  hindurch  verschieden  bleiben.  Diese 
Trennung  mag  diejenigen  unserer  Ansicht  näherbringen,  die  in  einer 
solchen  Einheitsidee  eine  Utopie  sehen.  Wir  wollen  hier  nicht  die 
Idee  der  Vereinheitlichung  verteidigen,  obwohl  sich  diese  unseres 
Erachtens  ebenso  zu  vollziehen  scheint,  wie  einst  bei  den  Provinzial- 
rechten  in  demselben  Lande,  sondern  wir  wollen  nur  zeigen,  wie  sie 
die  natürliche  und  zwingende  Konsequenz  des  Studiums  der  ver- 
gleichenden Rechtswissenschaft  ist. 

Man  muss  in  der  Tat,  wenn  man  eine  Anzahl  fremder  Rechte  kennt, 
in  Erstaunen  geraten  Uber  ihre  Verschiedenheit  und  Uber  die  Unzu- 
träglichkeiten, die  sich  bei  deren  Anwendung  im  internationalen  Verkehr 
ergeben  müssen.  Das  Studium  des  internationalen  Privatrechts  hat 
jedoch  stets  mit  diesen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen  und  ist  oft  ausser 
stände,  sie  zu  überwinden.  Das  Bedürfnis  nach  Vereinheitlichung 
hat  denn  auch  von  diesem  Studium  aus  seinen  Ursprung  genommen. 

Eine  derartige  Vereinheitlichung  erscheint  auch  keineswegs 
unmöglich.  Neben  den  zahlreichen  Ungleichheiten,  die  die  einzelnen 
Rechte  voneinander  trennen,  sieht  man  viel  Ähnlichkeit,  ganz  besonders 
bei  einzelnen  Materien,  wie  beim  Handelsrecht,  das  ja  schon  lange 
nach  Vereinheitlichung  strebt.   Auch  gleichen  sich  die  Unterschiede 
allmählich  aus,  wenn  man  bezüglich  eines  bestimmten  Punktes  erst 
die  von  den  meisten  Rechten  adoptierte  Lösung  herausgefunden  hat. 
Die  Einigung  vollzieht  sich  dann  durch  die  vergleichende  Rechts- 
wissenschaft auf  eine  Art  Syncretismus.  ebenso  wie  bei  der  nationalen 
Gesetzgebung  die  grossen  Kodifikationen  durch  eine  Verschmelzung 
der  Provinzial rechte  entstehen.   Untersucht  man  im  übrigen,  ob  die 
gefundenen  Divergenzen  auf,  wie  man  behauptet  hat,  tiefgehender 
Verschiedenheit  der  Anschauungen,  der  Zivilisation  und  des  National- 
geistes beruhen,  so  wird  man  diese  Frage  fast  immer  im  negativen 
Sinne  beantworten  können;  die  meisten  Unterschiede  erklären  sich 
auf  ganz  andere  Weise,  und  zwar  meist  durch  geschichtliche  Er- 
eignisse.   Ohne    die  Vergleichung    hätten    bei   den  herrschenden 
Vorurteilen  derartige  Hindernisse  immer  unüberwindlich  geschienen, 
und  man  hätte  auch  fernerhin  geglaubt,  alles  Recht  sei  mit  einem 
bestimmten  Hoden  oder  einer  gewissen  Rasse  fest  verwachsen,  ohne 
die  Möglichkeit,  es  zu  verpflanzen  oder  zu  beseitigen,  falls  man  nicht 
den  Lebensnerv  eines  Volkes  durchschneiden  wollte. 
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IMes  sind  die  beiden  grossen  Anwendungsarten  der  vei  - 
1  *  *  t « •  1 1 1  •  m  I  <  •  1 1  Hechtswissenschaft :  Verbesserung  und  rmwandclung 
alles  nationalen  Hecht-;  und  \*«*r«,iiilieit l ifliun jr  aller  Gesetzgebungen ; 
diese  letztere  vollzieht  sich  »i  hritt weise,  zunächst  durch  Aufstellung 
einer  einheitlk  In  n  Hcchtsordnunir  zur  Lösung  der  aus  dem  Zu- 
sammentreffen der  fremden  Hechte  resultierenden  Konflikte,  sodann 
durch  Vereinheitlichung  der  Hechte  sell»st. 

In  ihrem  letzten  und  höchsten  Stadium  endlich,  der  juristischen 
Soziologie,  feiert  die  He< htswisseiischaft  ihren  höchsten  Triumph. 
Hu  r  koininen  soziale  Fragen  und  soziale  Wissenschaft  zur  Kehandlung. 
und  zwar  letztere  in  ihrer  Gesamtheit,  ohne  Hcschränkung  auf 
Probleme  wirtschaftlicher  Natur.  Man  muss  die  Sozialwissenschaft 
wohl  von  der  Soziologie  unterscheiden,  denn  heide  sind  im  Grunde 
durchaus  verschieden,  i >ie  Soziologen  wollen  nichts  mit  den  Sozialisten 
gemein  haben  oder  allen  anderen,  die  sich  in  der  einen  oder  anderen 
Hichtung  mit  der  Lösung  sozialer  Fragen  befassen.  Ihr  Streben  geht 
lediglich  darauf,  zu  beobachten,  zu  vergleichen,  allgemeine  Natursätze 
abzuleiten  und  sie  auf  ihre  Hichtigkeit  zu  prüfen:  sie  vertreten  das 
aristokratische  Klement  in  der  Wissenschaft.  IMe  Sozialisten  ihrerseits 
verachten  derartige  ihnen  unfruchtbar  erscheinende  Fntersuchuniren: 
sie  sehen  vor  allem  auf  die  Anwendbarkeit  in  der  Praxis,  ohne 
dabei  jedoch  die  Theorie  völlig  ausser  acht  zu  lassen.  Fnseres 
Krachteus  durften  jedoch  beide  Hichtungcn  sich  einer  Täuschung 
hingeben. 

Sozialwissenschaft  und  soziale  Fragen  sind  eben  nur  Anwendungs- 
fonnen  der  von  der  Soziologie  gefundenen  Sätze,  ebenso  wie  die 
Maschinen  solche  von  Gesetzen  der  Physik.  Solche  Anwendung 
ist  wissenschaftlich  wertvoller,  als  es  im  allgemeinen  zugestanden 
wird,  denn  es  handelt  sich  dabei  nicht  um  rein  willkürliche  oder 

lediglich  durch  S  lerinteressen  oder  andere  Nebenumstände,  etwa 

durch  Politik  bestimmte  Anwendung,  sondern  immer  um  eine  An- 
wendung, die  den  Hekeln  der  Wissenschaft  konform  ist.  sei  es  nun. 
dass  die  sozialistische  oder  die  antisozialistische  Ooktrin  dabei  die 
Oberhand  hat.  Wird  jedoch  diese  rein  wissenschaftliche  Anwendung' 
durch  Anpassung  an  die  tatsächlichen  Verhältnisse  modifiziert,  so 
haben  wir  es  mit  einem  andern  Teil  der  Wissenschaft  zu  tun.  den 
wir  im  folgenden  Abschnitte  ins  Auge  fassen  wollen:  bisher  haben 
sich  unsere  l'ntersuchungen  mit  derjenigen  Anwendungsart  beschäftigt. 
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die  die  Lösung  der  sozialen  Fragen  dureh  direkte  unveränderte  An- 
wendung- der  theoretischen  Sätze  erstrebte. 

IV. 

Neben  und  naeh  der  rein  theoretischen  und  angewandten  Wissen- 
schaft steht,  wie  wir  sahen,  die  Wissenschaft  der  Anpassung.  Hier 
wird  die  Bezeichnung  r Wissenschaff  ungenau. 

Die  Anwendung  der  reinen  Wissenschaft,  falls  sie  allein  nach 
»leren  Gesetzen  erfolgt,  stellt  die  .angewandte  Wissenschaft"  dar. 
Wenn  uns  z.  B.  die  vergleichende  Rechtswissenschaft  zeigt,  welcher 
Tatk-stand  nach  dein  einheitlichen  Gedankengang  aller  Völker  mit 
Strafe  belegt,  und  welche  Strafe  zu  diesem  Zweck  festgesetzt  werden 
muss.  welche  Taten  man  also  als  antisozial  anzusehen  hat,  so  braucht 
man  scheinbar  die  resultierenden  Siitze  nur  in  der  Praxis  genau  aus- 
zuführen. Kine  solche  absolute  Anwendung  kann  jedoch  nachteilige 
Folgen  haben,  ebenso  wie  die  Anwendung  eines  sonst  ausgezeichneten 
Heilmittels  für  einen  bestimmten  Kranken  verhängnisvoll  werden 
kann:  man  muss  es  dosieren,  bisweilen  auch  durch  Beimischungen 
verändern,  je  nach  der  Körperanlage  des  Kranken.  Ebenso  ist  es 
mit  dem  Recht:  auch  in  seiner  Anwendung  muss  Mals  gehalten  werden 
je  nach  besonderen  Umständen  und  einer  bestimmten  Veranlagung. 
Indes  auch  diese  ,. Dosierung"  und  Anpassung  ist  ihrerseits  nicht 
ohne  feste  Regel,  solche  Regeln  bilden  jedoch  keine  Wissenschaft, 
sondern  eine  Kunst. 

Man  müsste  also  statt  „Wissenschaft  der  Anpassung"  eigentlich 
_ Kunst  der  Anpassung"  sagen.  Diese  Kunst,  die  wohl  von  der  an- 
gewandten Wissenschaft  zu  unterscheiden  ist.  hat  in  letzter  Zeit  die 
besondere  Bezeichnung  „Politik"  erhalten.  Handelt  es  sich  um  Straf- 
recht, so  spricht  man  von  Kriminalpolitik,  ebenso  von  Handelspolitik. 
Verfassungspolitik,  internationaler  Politik  u.  s.  w.  Früher  kannte 
man  lediglich  die  beiden  letzteren  Arten  unter  dem  Namen  „innere" 
und  „äussere-  Politik. 

Besonders  die  Kriminalpolitik  hat  die  Aufmerksamkeit  unserer 
Zeit  auf  sich  gezogen.  Der  Zwiespalt  zwischen  klassischer  und 
positiver  Kriminalogie  ist  allgemein  bekannt.  Nach  ersterer  sind 
die  Grundsätze  des  Strafrechtes  absolut,  und  man  wendet  sie  deduktiv 
an.  Nach  der  zweiten  stehen  diese  Prinzipien  keinesfalls  ausserhalb 
der  Tatsachen,  vielmehr  will  mau  sie  aus  diesen  herleiten,  und  dem- 
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nach  sieht  sie  in  der  Strafe  nicht  eine  Sühne,  sondern  ein  Mittel  zur 
Abwehr.  Diese  Weiden  Anschauungen  seheineri  miteinander  unvereinbar 
und  sie  sind  es  in  der  Tat.  Indessen  erkennen  die  Anhänger  der 
klassischen  Schule,  wenngleich  sie  die  bettlerische  Theorie  bekämpfen, 
an.  dass  sie  in  der  Praxis  gute  Resultate  gezeitigt  hat.  dass  die 
vorgeschlagenen  Mittel  wirksam  waren  und  dass  die  Theorie  Auf- 
nahme oder  Modifizierung  der  Strafen  je  nach  dem  heahsieht igten 
Zweck  «restattet.  Sie  gibt  also  zu.  das>  Straf  recht  in  Kriminal- 
politik gewandelt  werden  kann.  d.  h.,  dass  man  trotz  Festhaltens  an 
bestimmten  Prinzipien  in  der  Praxis  so  handeln  darf,  als  ob  jene 
nicht  existierten.  da«s  also  die  Kriminalogie  nicht  wie  eine  Wissen- 
schaft, sondern  wie  eine  Angelegenheit  der  Anpassung,  eine  Kunst 
behandelt  werden  muss.  So  kann  man  die  Kriminalpolitik  als  eine 
Mischung  von  klassischer  und  positiver  Schule  ansehen. 

So  steht  Uberall  neben  der  reinen  Wissenschaft  des  Rechts 
eine  Kunst  der  Rechtswissenschaft:  diese  Kunst  ist  nicht  an- 
gewandte, sondern  angepasste  Wissenschaft.  Der  Ausdruck 
„Politik"  ist  für  diese  sehr  glücklich  gewählt,  wenn  man  ihn  richtig  — 
nicht  im  gewöhnlichen  Sinne  versteht  und  damit  die  Vorstellung 
des  Zufälligen  und  der  Anpassung  an  Personen  und  Sachen  verbindet. 

Dies  ist  das  Wesen  der  vergleichenden  Rechtswissen- 
schaft: verschieden  von  dem  der  Rechtswissenschaft  und  der 
Kenntnis  des  Rechts,  die  das  Recht  nur  zum  Zwecke  der  unmittel- 
baren Anwendung  im  täglichen  Verkehr  bettachtet  und  sich  haupt- 
sächlich mit  dessen  Auslegung  beschäftigt.  Überdies  immer  nur  das 
Recht  eines  Landes  im  Auge  hat.  Die  vergleichende  Rechtswissen- 
schaft bat  die  Kenntnis  einer  Anzahl  fremder  Rechte  zur  Voraussetzung. 
Sie  stellt  diese  zunächst  fest,  vergleicht  dann  und  leitet  endlich  neue 
(n-setze  ab:  hierauf  schreitet  sie  zur  absoluten  Anwendung  und  so- 
dann zur  Anpassung:  sie  nimmt  ihren  Ausgang  von  den  Tatsachen  und 
kehrt  sodann  wieder  zu  den  Tatsachen  zurück,  nimmt  aber  auf  dem 
Wege  wissenschaftliche  und  verallgemeinerte  Prinzipien  in  sich  auf. 

Die  eigentliche  vergleichende  Rechtswissenschaft  steht  weder 
im  Anfang«;  noch  am  Hude  dieses  Entwicklungsprozesses,  sondern 
stellt  dessen  Mitte  dar.  d.  h.  dasjenige  Stadium,  das  ihm  den  eigent- 
lich wissenschaftlichen  Charakter  verleiht.  Das  fremde  Recht  bildet 
dann  die  Rasis.  die  juristische  Soziologie  die  Spitze. 
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Zur  Darlegung  und  Lösung  der 
Wohnungsfrage. 

Von 

Dr.  Gustav  Sodoffsky,  St.  Petersburg. 

L 

1.  Wo  man  auch  die  Wuhnungsverhältuisse1)  *)  untersuchen 
mag.  erscheinen  dieselben  oft,  wenigstens  nach  irgend  einer  Seite 
hin.  ungenügend,    (tanz  besonders  ist  das  in  den  grossen  Städten 

')  Vergl.  Ober  die  Wohnungsfrage  z.  B.:  Roscher.  „System  etc.", 

III,  8.  42  f.;  „Schriften  de»  Vereins  für  Sozialpolitik"  Bd.  30,31, 
94.  95,  96,  97;  Trüdinoer,  „Die  Arbeiterwohnungsfrage  etc.",  1888;  Engel. 
.Referat  Uber  die  Wohnungsfrage"  in  den  Verhandlungen  der  Einlacher 
Versammlungen  am  6.  und  7.  Oktober  1872;  Block,  _Stat.  de  la  France",  II; 
Rkickardt.  «Die  Grundzüge  der  Arbeiterwohnungsfrage",  1884:  HiJHEK, 
„Die  Wohnungsnot  der  kleinen  Leute  in  grossen  Städten",  1857:  Lette, 
„Die  Wohnungsfrage",  „Die  Wohnungszustande  der  arbeitenden  Klassen 
und  ihre  Reform",  1869;  Marx,  „Das  Kapital",  I.  S.  645  f.;  Engkl,  „Die 
moderne  Wohnungsnot",  1873;  Armjnius,  „Die  Grossstädte  in  ihrer 
Wohnungsnot  etc.",  1874;  Müller  und  Cachkux,  „Les  habitations  ouvrieres 
en  tous  paysu,  1879;  Kalle  und  Flescu  in  „Schriften  des  deutschen 
Vereins  für  Armenpflege  und  Wohltätigkeit".  1888,  Heft  VI:  Rentsch, 
.Handwörterbuch  der  Volkswirtschaftslehre",  1870,  S.  1050  f.;  Rci-recht. 
.Die  Wohnungen  der  arbeitenden  Klassen  in  London",  1884;  Asciirott. 
„Die  englische  Wohnungsgesetzgebung"  in  „Z.  f.  G.-V  ",  1885,  9,  S.  865 f.: 
OKriiKi.uArsER,  „Soziale Tagesfragen",  S.  122  f.;  Schmoller  in  „J.  f.  G.-V.". 
1887.  11.  S.  425  f.;  Albrecht's  Angaben  in  ScHMOi.LER's  „Jahrbuch  für 
Gesetzgebung  etc.".  1894,  Heft  II,  S.  209,  ferner  1899  („Übersicht  Uber 
die  neueren  Bestrebungen  und  Reformvorschläge  in  der  Wohnungsfrage", 
S.  923  f.);  „Statistisches  Jahrbuch  deutscher  Städte".  Breslau,  1,  II,  III, 

IV.  V,  VII,  VIII;  Hansen,  „Die  Wohnungsverhältnisse  in  den  grösseren 
Städten",  1882;  Bücher.  „Die  Wohnungsenquete  in  der  Stadt  Basel", 
Basel  1891;  Freund  und  3Ialachowsky.  „Zur  Berliner  ArbeiterwohnungB- 
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der  Füll  Aber  :i in- Ii  in  mittleren  und  kleinen  Stildten.  ja  vielfach 
;t Ii  auf  d<  in  Land»*  sind  dieselben  schlecht,  ja  bisweilen  noch  un- 
^Iln>ti^i-r  als  in  dm  ^rns-ru  Städten.    Wohnun<rswucher.  liaufitllitr- 

t'ratr«'",  Berlin  1X4.»2:  Kvai.s.  „Die  Laire  der  arbeitenden  Klassen  in 
Kn irland",  Stuttgart.  IM»2:  <  H.siiai  >kn  und  HKiM  hK.  „Iber  Wohnunys- 
pflege  in  Kurland  iinil  Schottland".  Braun.schwei«?  IS4»7:  Hkkknkk.  „Die 
Arbeiterfrage",  Berlin  IH',17:  Lm  hu.k.  ..Wnhlfahrtseinrichtuniren  über  ganz 
Deutschland  durch  iremeinnütziir«  Privattätiirkeit  unter  Reichsirarantic": 
Lkchi.kk.  „Nationale  Wohnunirsreforuv  mit  einem  Aufsatz  von  A .  Schaffu:. 
Berlin  ls'.'.'i:  n  mm.k  und  Lk>  ui.kh.  „Neue  Beiträge  zur  Wohnungsfrage". 
„Leitfaden  für  \Vohnuntrsprleoer".  Hamburg  1X'.*S:  „Die  Umleininir  stadtischer 
Grundstücke  und  die  Zonenenteitrnunir"  in  ..Druckschriften  des  Verbandes 
deutscher  Architekten-  und  Ingenieur-Vereine",  Berlin  IHM:  „Die  retrel- 
maHsiire  Wohnunirsbeuiifsicbtiiruiii.'  und  die  behördliche  Organisation  der- 
selben" in  ..Deutsche  Viert  eljahresschrift  für  öffentliche  t iesuudheitspflejre". 
XXXI,  Heft  I:  Aschkk.  ..Die  ländlich«  n  Arbeiten*  ohnun^en  in  Preussen" 
in  ..Schriften  der  Zentralstelle  für  Arbeiter-Wohlfahrtseinriclitun^en",  No.  Li. 
Berlin  1H!»7;  Lkuk.  „Wohnungsfrage"  im  ..Handwörterbuch  der  Staats- 
wissenschaft'. I  Aufl..  Bd.  VI.  S.  727  f.  uud  II.  Aufl.,  Bd.  VII.  11*01. 
S.  S2H  f.  (  Artikel  von  I.khk  und  Fr<  ns):  Bikumkr.  ..Wohnunjrsfraire"  im 
„Worterbuch  der  Volkswirtschaft".  lhl»S.  II.  S.  MiS:  Mi  hi.bkkcht.  „Weg- 
weiser durch  die  neiire  Literatur  der  Hechts-  und  Staatswissenschaften-  . 
Berlin  lH'.tii,  S.  Ml  und  'M2:  SchoMiihü .  „Handbuch  der  politischen 
Ökonomie".  I HM,.  IV.  Aufl..  Bd.  II.  S.  SU  1  f.  und  H20;  Lkxis,  „Die  volks- 
wirtschaftliche Konsumtion";  Bai  •  iihkho.  „Neuere  Literatur  zur  Wohnungs- 
frage" in  ..Zeitschrift  für  Volkswirtschaft.  Sozialpolitik  und  Verw". 
Wien  lS'.e.t;  Coi.M.  „Die  Wohnunirsfrasre  und  die  Sozialdemokratie". 
München  r.Mi(>:  Km  -.hs tai>t.  „Der  deutsche  Kapitalmarkt".  Leipzig  DHU; 
Voh.r.  ..< .irundrenle  und  Wohnunirsfratre  in  Berlin  und  seinen  Vororten". 
Jena  l'.HM  :  Mou.kk.  „Wohnuiiirsiiot  und  < irundrente"  in  (onkai>'s  „Jahr- 
bücher für  N.  und  St.".  1«K»2.  Heft  1:  Him-t.  ..Beiirarbeiterwohnuntren 
im  Ruhrrevier.  Berlin  1902.  Die  Literatur  über  die  Wohnunirstiaire  ist 
eine  ausserordentlich  irrosse.  (  fr.  auch  die  weiterhin  ireboieuen  Literatur- 
aliLralien. 

Dies.'  Arbeit  ist  schon  vor  Hirnrerer  Zeit  beendet,  jedoch  iufolire.  ver- 
schiedener vom  Verfasser  unabhängiger  (inindc  erst  jetzt  im  Druck  erschienen 
Auf  die  allerwichtiirsten   inzwischen  erschienenen  Werke  ist  weniirstens 
z  T.  verwiesen  worden. 

-')  (  fr.  über  die  ireschichtliche  Entw  ickeluny  der  Wohnungsfrage  den 
Artikel  von  LlMK  und  Fi  .  Iis  über  „Wohnungsfrage"  im  „H.  d.  Maatsw. ". 
VII.  DHU,  S.  Si><)  t  Ist  die  Arbeiterwohnnnirsfraire  allerdings  nicht  älter  als 
diiL  niodi  nie  Arbeiterklasse,  so  i>t  die  allifineine  Wohnungsfrage  keineswegs 
eist  eine  Krscheinunir  der  < T.'<_renv\att.  sondern  es  liefen  sowohl  aus  dem 
Altert iiine  als  ans  dem  Mittelalter  einige  Angaben  über  dieselbe  vor. 
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keit.  ungenügende  Bauordnungen  und  Stadtbaupläne,  Feuchtigkeit, 
Mangel  an  einem  genügenden  Mals  von  Baum,1)  Luft8)  und  Licht 
e>  gibt  „Wohnräume"  ohne  ein  einziges  Fenster !  .  ferner  l'berfüllung, 
l'nsauberkeit,  kalte  Fussböden,  kalte,  feuchte  Wände  und  Zimmer- 
decken, ungenügende  oder  fehlende  Möglichkeit  der  Lüftung,  un- 
genügende Versorgung  mit  Wasser,  ungenügender  Wasserabfluss.  un- 
genügende Reinhaltung  des  Untergrundes  und  der  natürlichen 
Gewässer,  ungenügende  oder  fehlende  Heiz-  und  Kochvorrichtungen 
sowie  Wirtschaftsbequemlichkeiten,  schlechte,  schmutzige  dunkle 
Treppen,  zu  viele  Stockwerke,  ungedielte  oder  bloss  mit  Steinfuss- 
böden versehene  Bäume,  zum  Schlafen  ja  selbst  kranker,  sogar 
z.  B.  schwindsüchtiger  Personen  beuulzte  Küchen.  Stilrungen  durch 
gewerbliche  Betriebe,  Lage  an  schmutzigen  Hillen  und  schlecht 
gehaltenen  Strassen,  lästige  Abhängigkeitsverhältnisse  der  Mieter  von 
Vermietern  etc.  zeigen  sich  in  höherem  oder  geringerem  Masfe 
selbst  in  den  Staaten  der  höchsten  Kultur.3)  Sehr  oft  kann  man 
auch  Mangel  an  geeigneten  Verkehrsmitteln,  ferner  ausserordentlich 
häutig  etwa  au  Baum-  und  Gartenanpflanzungen  etc.  beobachten, 
Erscheinungen,  die  für  die  Wohnverhältnisse  auch  z.  T.  in  besonderem 
Mafse  in  Betracht  kommen. 

Im  allgemeinen  muss  man  sagen,  dass  bisher  gute  und  dabei 
billige  Wohnungen  fast  noch  Uberall  fehlen. 

')  Gegen  die  Mitte  unsere«  Jahrhunderts  waren  es  die  fürchterlichen 
Wohnungsverhältnissc  in  London  und  den  Industriestädten  Englands, 
welche  die  Aufmerksamkeit  auf  sich  lenkten,  und  in  Deutschland  beschäftigt 
man  sich  besonder*  seit  den  Wer  Jahren  mit  der  Wohnungsfrage. 

-)  In  St.  Petersburg  entfällt  in  Arbeiterwohnungen  vielfach  bloss 
1  4  Kubikfaden  pro  Person  («fr.  Swjätxowsky,  „I  >ie  Wohnungsfrage",  181)8, 
S,  22,  russisch).  Nach  neueren  Berechnungen  für  Berlin  sind  in  fast  7/8 
der  Arbeiterwohnungen  weniger  Lufträume  vorhanden,  als  in  den  Ge- 
fängnissen. HlK-x  hkkro,  MPie  soziale  Lage  der  arbeitenden  Klassen  in 
Berlin".  Herl  in  1897,  S.  37. 

•M  Selbst  in  England,  wo  so  viel  für  die  Verbesserung  der  WohnungH- 
verhältnisse  geschehen  ist.  sind  dieselben  noch  vielfach  sehr  mangelhaft 
tverirl.  darüber  z.  B.  Pkknstkin,  „Per  gegenwärtige  Stand  d.  r  Wohnungsfrage 
in  England"  in  Brauns  „Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik", 
1!«">,  S  «iß  f.,  Übersetzung  ius  Russische  in  Cnm»sKY's  „Volkswirtschaft", 
1900,  S  17  f.).  In  London  allein  sollen  «HKUJOO  Menschen  zu  gedrängt 
wohnen  <S  «331 
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„ Kiiif  «lein  Stande  und  Bildungsgrade  nicht  entsprechende 
Wohnung."  ist  alicr  sehr  zutreffend  geäussert  worden.1)  „vermindert 
den  Sinn  für  Reinlichkeit  und  Ordnung,  wie  für  häusliches  Familien- 
leben, sie  zerstört  die  Anhänglichkeit  an  das  Heim  und  damit  an 
die  Heimat"  und  unser  so  stark  entwickeltes  Kafl'eehau sieben  hat 
gewiss  niit  seinen  Urund  in  der  Wolmungsteuerung.  Wenn  irgend 
Luxus  gerechtfertigt  ist,  so  sei  es  auf  dem  Gebiete  des  Wohuuugs- 
bedürfuisses.  .Jede  Massrcgel,  die  eine  Beschränkung  der  Be- 
friedigung des  Wohnbedürfnisses  nach  sich  ziehe,  müsse  verurteilt 
werden,  und  zwar  um  so  mehr,  als  ohnedies  immer  Ursachen 
vorhanden  sind,  welche  gerade  die  kleinsten  und  schlechtesten 
Wohnungen  den  besseren  gegenüber  ausserordentlich  verteuern.  Dahin 
gehören  Unsicherheit  der  Ertrüge  hei  allen  jenen,  die  sich  mit  der 
Vermietung  kleiner  Wohnungen  belassen,  und  die  grössere  Beschädigung 
der  Widmungen  des  ganzen  Hauses  infolge  minderer  Reinlichkeit 
und  Ordnungsliebe  der  unteren  Klassen.*)  Nun  treten  noch  jene 
Korporationen  auf.  deren  wesentliche  Aufgabe  darin  besteht,  für  das 
physische  und  moralische  Wohl  ihrer  Angehörigen  zu  sorgen,  der 
Staat,  das  Land,  die  Oemeinde.  und  legen  auf  dieses  ohnehin  teure 
Lebensbedürfnis  noch  Auflagen,  teils  (wie  wir  annehmen  müssen)  un- 
bewusst.  wie  bei  der  Gebäudesteuer.3)  teils  vollkommen  bewusst,  wie 
bei  den  städtischen  Mietsteuern  gewiss  einer  der  grössten  Wider- 
sprüche unserer  angeblich  so  aufgeklärten  Zeit! 

Ks  erscheint  fast  zweifellos,  dass  man  sich  bei  einiger  Sach- 
kenntnis diesen  Urteilen  durchaus  anschliessen  muss  und  ich  meiner- 
seits aceepticre  dieselbe  unbedingt.  ..Man  wendet  Millionen  aul", 
sagt  ein  bekannter  Statistiker.4)  .für  Kanalisation.  Herbeileiten  ge- 

•)  V.  Mykhach,  „Die  Besteuerung  der  Gebäude  etc.-*.  1F8">.  S.  64ö. 

•*)  Die  (iebäude,  die  kleine  Wohnungen  enthalten,  sind  auch  oft 
nicht  in  der  besten  Stadtgegend  belegen  und  haben  daher  auch  oft 
höhere  Hypothekenzinsen  zu  entrichten  (ef'r.  Hanaukk,  „Die  Arbeiter- 
wohnungsfrage  in  .Fortschritte  der  öffentlichen  Gesundheitspflege-,  1894. 
Heft  VI.  S.  :S). 

*)  Die  Verteuerung  der  Wohnungen  durch  die  Steuer  int  sozial- 
politisch sehr  ungünstig.  Vor  nicht  langer  Zeit  ist  in  Breussen  auf  die 
schädliche  Einwirkung  der  Gebäudesteuer.  den  untern  Klassen  die  Be- 
friedigung des  WohnuugsbediirfnisHes  unverhältniginussig  im  Vergleich  zu 
den  mittleren  und  grossen  Wohnungen  zu  verteuern,  hingewiesen  worden. 

*l  Koi.n,  „Handbuch  der  vergl.  Statistik",  1879,  S.  494  ff. 
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sunden  Wassers,  dann  für  Spitäler  und  Krankenhäuser  und  verteuert 
gleichzeitig  die  Wohnungen,  denn  schliesslich  wälzen  die  Haus- 
eigentümer die  Last  doch  auf  die  Mieter  ab.  so  dass  diese  gezwungen 
sind,  sich  in  engeren  und  schlechteren  Räumlichkeiten  zusammen- 
zudrängen, als  es  der  Fall  sein  würde  ohne  solche  Belastung,  die 
einen  Hohn  bildet  auf  jene  Anstrengungen  zum  Herbeifuhren  besserer 
tiesundhcitsverhältnisse*. 

2.  In  grösseren  Städten  ist  es  besonders  die  beständig  wachsende 
Bevölkerung  (besonders  auch  durch  Zuzug  vom  Lande).1)  die  es  den 
ärmeren  Klassen  stets  schwerer  macht.  Wohnungen  zu  erhalten, 
die  sanitären  und  sittlichen  Anforderungen  entsprechen.  In  Sachsen 
hat  man  die  Beobachtung  gemacht,  dass  dort,  während  die  Mietpreise 
der  einzelnen  Wohnungen  in  den  einzelnen  Städten  beständig  stiegen, 
die  Wohnungen  im  Durchschnitt  geuau  in  demselben  Verhältnisse 
kleiner  wurden,  als  der  Mietpreis  stieg,  was  durch  Weitervermieten 
einzelner  Räumlichkeiten  stattfand.  Wenn  auch  das  Durchschnitts- 
einkommen dort,  wie  nachgewiesen  worden  ist,  im  Wachsen  begriffen 
ist.  so  konnte  es  mit  dem  Steigen  der  Mietpreise  doch  nicht  Schritt 
halten.  Nach  den  Volkszählungen  ergab  sich,  dass  in  Sachsen  auf 
ein  Gebäude  1880  7.H.  1885  11.2,  1890  10,8  Einwohner'**)  kamen. 

In  Berlin  verminderte  sich  z.  B.  die  Zahl  der  Wohnungen 
für  die  untern  Klassen  (bis  zu  150  Mark  Mietwert)  in  den  Jahren 
lss:j  1888  um  25.59  °/0.  während  die  Zahl  der  Wohnungen  über- 
haupt in  jenem  Zeitraum  um  17.19  °/0  stieg.8)  Sehr  auffallend  ist  eine 
Beobachtung,  die  in  Berlin  und  Wien  gemacht  worden  ist.4)  Es 
erwies  sich  nämlich  für  die  Jahre  18(57-  1877  in  Berlin  eine 
Steigerung  der  Einwohnerzahl  um  43.4  0  0.  dabei  für  die  Jahre 
18Ü8    1878  ein  Zuwachs  der  gesamten  Wohnungszahl  um  59.fi  °/0, 

')  Z.B.  in  Deutschland  hat  die  Bevölkerung  während  der  letzten 
Dezennien  «ehr  stark  zugenommen.  Im  Jahre  1871  kamen  in  Deutsehland 
81  Menschen  auf  einen  Quadratkilometer,  gegenwärtig  bereit«  ca.  9fi.  Im 
Jahre  1871  hatte  Deutachland  bloss  10  Städte  mit  über  100000  Einwohnern, 
gegenwärtig  28.  Von  je  100  Einwohnern  lebten  in  Deutschland  1871  in 
(irosustädten  bloss  6%,  1890  schon  11%  der  Bevölkerung,  (('fr.  „Big. 
Tagebl.-.  1901,  No.  52.  -   St.  „Wohnungsnot  in  Deutschland"  ) 

*)  ..Sozialpol.  Zentralbl.",  1891,  No.  2H.  S.  274  und  No.  9,  S.  109. 

*)  Städtisches  Jahrbuch  der  Stadt  Berlin.  XIV.  Jahrg.,  S.  189. 

«)  Adams,  „Die  Oehäude-  und  Mietsteuer  in  Österreich  etc.u  1892. 
S  27  ff. 
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und  jrleirhzeitijr  ein  Steigen  der  leerstehenden  Wohnungen  von  3.x  "  „ 
im  Jährt*  1**'>S  auf  ".<»'.•  "„  im  J:ihrt*  1x7*.  wobei  sich  die  Mietpreise 
der  Wohnungen  im  Durchschnitt  für  1*5  Strassen  um  <»3.40  0  u  ge- 
hoben hatten.1)  Ähnliches  beobachtete  man  im  Dezennium  lHhli  ;S9 
in  Wien.  Bei  einer  Steijreruiifr  der  Einwohnerzahl  um  12. i*  ü/0  fand 
eine  Vermehrung  der  Wohnungen  um  10.2°  „  statt  und  die  Zahl  der 
leerstehenden  Wohnungen  war  von  1%  im  Jahre  lsxo  auf  2°/0  im 
Jahre  lxs«.»  <.M  stie<rt  n.  Dabei  wuchsen  die  Mietpreise  um  11». 7  %. 
Setzt  man  ähnliche  Verhältnisse  in  andern  stark  wachsenden  Städten 
voraus,  so  kann  man  wohl  sairen.  das*,  wenn  die  Zahl  der  Wohnungen 
in  solchen  Städten  stärker  zunimmt  als  die  Zahl  der  Bevölkerung, 
der  Mietzins  nicht  immer  herunterzugehen  braucht.  I »ie  Wohnungsnot 
der  -.-rosM  i,  Ma>sc  scheint  wenigstens  in  jenen  Städten  durch  die 
blosse  \ 'enuehruii^  der  Wohnungen  nicht  beseitigt  worden  zu  sein. 
Aus  dein  betreffenden  Material  ist  nun  nicht  ersichtlich,  ob  jene 
Erscheinung  des  verhältnismässig  stärkeren  Zuwachses  der  Wohnungen 
und  jene  Zunahme  der  leerstehenden  Wohnungen  sich  nicht  wenigstens 
teilweise  daraus  erklärt,  dass  eben  zu  viel  jrrosse  Wohnungen  her- 
gestellt worden  sind,  während  in  erster  Linie  Nachfrage  nach 
kleineren  und  mittleren  besteht. 

Die  Wohnungsnot  erklärt  sich  im  allgemeinen  z.  T.  aus  den 
Lohnverbältnisscti .  denn  eine  grosse  Schicht  der  städtischen  Be- 
völkerung, besonders  der  Arbeiter,  ist  nicht  einmal  in  der  Lage, 
eine  nach  den  Baukosten1)  erforderliche  Miete  zu  entrichten.  Sie 
entsteht  ferner  durch  Abneigung  der  Bauunternehmer,  kleine 
Wohnungen  zu  bauen.1')  durch  Konzentration  der  Besehäftigungs- 
orte.  durch  die  Höhe  der  Wohnungspreise  u.  deryl. 

•)  Während  der  Jahr.*  1875)  185)2  fand  folgende  successive  Er- 
hühung  des  durchschnittlichen  Mietwertes  der  Wohnungen  und  tielasse 
in  Berlin  statt: 

1*7'.»  -lHS'J  um  .  82.10  %. 

18S0~lsyn   „  115,32  . 

1881-  1891   „  128.41  r 

18X2-18H2   ..        ....    122,31  , 

Diese  Ziffern  verdanke  ich  den  Angaben  des  Statistischen  Bureaus 
der  Stadt  Berlin,  in  welchem  ich  im  Sommer  181U  zu  dieser  Arbeit 
beschäftigt  war. 

-i  (  fr.  hierzu  auch  P.  Lkhr  u.  Fivhs.  „Wohnungsfrage"  in  ..Handb.  d. 
Staats«.".  1901. 
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3.  In  erster  Linie  ist  es  Mangel  an  Wohnungen  für  Arheiter, 
kleine  Beamte  und  überhaupt  schlechter  gestelltes  Publikum,  der 
beständig  hervortritt.  Aber  auch  in  den  mittleren  und  selbst 
höheren  Klassen  bleibt  in  Bezug  auf  die  Wohnungsfrage  viel  zu 
wünschen  übrig. 

In  den  besser  gestellten  Klassen  werden  z.  B.  die  grössteu 
und  besten  Zimmer  gewöhnlich  nur  zu  gesellschaftlichen  Zwecken 
benutzt.  Aber  auch  das  Schlafen  der  Dienstleute  in  der  Küche 
«auch  wo  besondere  Schlafräume  für  dieselben  bestehen,  sind  sie  oft 
in  sehr  schlechtem  Zustande),  das  Zusammenleben  von  Kindern,  alten 
und  oft  kranken  Personen  in  denselben  Räumen  sind  Nachteile,  die 
recht  weit  hinauf  verbleitet  sind. 

4.  Wird  auch  viel  gebaut,  so  sind  es  im  allgemeinen  doch 
meist  teure  Luxusw  ohnungen,  welche  entstehen,  während  kleine 
Wohnungen  nur  in  geringer  Zahl  gebaut  werden  oder  jedenfalls  in 
einem  Mafse,  welches  mit  der  Nachfrage  nicht  Schritt  hält.  I  Un- 
grosse Zufluss  von  Arbeitern  zu  den  viel  Arbeitsgelegenheit  bietenden 
Städten  würde  aber  gerade  die  Anlage  der  kleinen  Wohnungen  not- 
wendig machen,  und  der  Mangel  der  letzteren  bewirkt,  das*  niemand 
teurer  wohnt.1)  als  der  Arbeiter  in  einem  überfüllten  oder  gewöhn- 
lich oft  ungesunden  Räume."-)  In  Böhmen  hat  man  berechnet.  d;is< 
der  Kubikmeter  Luftraum5)  von  den  ärmsten  Leuten  viel  höher 
bezahlt  werden  muss.  als  von  den  reichen  Leuten  in  den  glänzenden 
Widmungen  der  Kingstrasse  in  Wien.  Die  Armen  müssen  1"k  20.  2'». 
30.  4<»  und  mehr  Prozent  ihres  Einkommens  für  die  stets  schlechter 
werdenden  Wohnungen  zahlen.  Die  hygienisch  sowohl  als  sozial  ganz 
ungenügende  Befriedigung  des  Wohnungsbedürfnissos  nimmt  z.  B.  in 
Berlin  den  4.  bis  3.  Teil  des  (iesamteinkommens  der  ver- 
heirateten Arbeiter  in  Anspruch.')   Nach  anderen  Angaben  vei- 

')  „Städtisches  Jahrbuch  der  Stadt  Berlin".  XIV.  Jahr- 
gang, S.  189. 

'-)  Frut,  „Die  Wohnungsnot  der  ärmeren  Klassen".  „Deutsche  Zeit- 
und  Streitfragen",  1889.  S.  587. 

3l  Ein  Kubikmeter  Luftraum  pro  Pereon  wird  als  Minimum  betrachtet. 

*)  SeiwoLLKK,  Ein  Mahnruf  in  der  Wohnungsfrage  im  „Jahrbuch 
für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft  im  Deutschen  Reich"4. 
Leipzig.  1887,  Heft  IL  S.  9.  -  ('fr.  ferner  Mjtiioff,  „Die  russische  Klaseeu- 
steuer  nach  dem  Gesetzentwurf  der  Steuerreform-Kommission-.  Dorpat 
1878.  S.  93. 
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brauchen  in  reichen  (i  rossstädtcn  die  unteren  Khissen  1  ,a  Iiis  1  s. 
dir  mittleren  V«  bis  V'4.  dir  oberen  tjUi,  ja  selbst  nur  ';n  und  die 
ganz  irkben  etwa  1      bis  1  r,  ibrrs  Einkommens  für  Wohnzwecke.1) 

Kleine  ungesunde  Wohnungen  mit  dichter  Bevölkerung 
mit  ihrrm  körpei  Ii»  ht  ii  und  moi  alisebrn  Schmutz  werden  erfahrungs- 
mässig  Brutstätten  des  Vrrbrechertumos. s)  und  nirgends  gibt  es  einen 
solchen  Hoden  für  epidemische  Krankheiten,  wie  in  derart  igen  Lokali- 
täten. Dir  Urfahr  seitens  der  Tuberkulose  ist  in  kleinen  Wohnungen 
mit  dichter  Bevölkerung  rinn  grosse  und  auch  dir  Kindersterblichkeit 
gewöhnlich  eine  bedeutende.  Leute,  dir  unter  schlechten  Wohnungs- 
lirdirigungen  leben,  müssen  ihre  Achtung  vor  Recht.  Eigentum,  An- 
stand und  Sitte  verlieren.  Personen,  die  keine  ordentlichen  Woh- 
nungen haben,  suchen  Zerstreuungen  und  Vergnügungen  ausserhalb 
des  Hauses,  werden  oft  unsittlich,  es  entstehen  unter  ihnen  hautig 
Zwistigkriten.  seitens  der  Kinder  Missachtung  gegen  die  Eltern  u.  s.  w. 
Wer  genötigt  ist.  in  schlechten  Wohnungen  zu  leben,  der  gewöhnt 
sich  an  l'nsaubcrkcit.  und  daraus  entstehen  leicht  Krankheiten, 
moralische  Verwilderung,  Verzweiflung  und  Mangel  au  Wohlbetindcn. 
welche  zu  Lastern  und  Schwächen  führen. 

i'ber  das  Hedürfuis  nach  kleinen  Wohnungen  ist  in 
Kussland  z.  H.  auch  in  St.  Petersburg  und  Riga  wiederholt 
geschrieben  worden. 

Mit  jedem  Jahre  macht  sich  das  Bedürfnis  nach  kleinen 
Wohnungen  auch  für  Familien  der  gebildeten  Stände  fühlbarer. 
Man  baut  stolze  Häuser,  stilvolle  Widmungen  mit  einer  Flucht 
von  Zimmern.  Wir  selten  aber  tindet  man  Wohnuugen  von  3  bis  4 
Wohnräumen,  die  einen  tadellosen  Aufgang  und  hohe,  hübsche 
Zimmer  haben.3)  Wohnungen  von  wenigen,  geräumigen,  hohen 
Zimmern.  Küche  u.  s.  w.  würden  unter  den  jetzigen  Verhältnissen 
wohl  stets  Mieter  Huden.  Bei  der  vermutlich  relativ  grossen  Nach- 
frage nach  denselben  würde  wohl  auch  ihr  Preis,  wenigstens  solange 
kein  l'bertluss  an  denselben  besteht,  ein  derartiger  sein,  dass  sie 
sich  trotz  relativ  grösserer  Abnutzung  immerhin  rentieren  würden. 

')  „Sozialpolitisches  Zcntralblatt".  1893.  So.  Ii.  S.  171. 

-)  „Zeitschrift  für  die  gesamte  Strafrechtswissensclnift", 
Berlin  1885.  S.  123. 

<)  Cfr.  „Ri-r.  Taget.  1.'-.  18!»3.  Xo.  39.  Ich  selbst  habe-bereits  1888 
iu  demselben  Watt  einen  Artikel  Uber  das  Bedürfnis  nach  kleinen  Woh- 
nungen publiziert 
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Besonders  in  den  rasch  wachsenden  Städten  ist  die  Wohnungsnot 
in  Bezug  auf  kleine  und  mittlere  Wohnungen  eine  ganz  fürchterliche, 
und  unter  den  jetzigen  Verhältnissen  entsteht  dort  gewöhnlich  die 
Notwendigkeit  für  einen  Teil  der  Bevölkerung,  in  hohen  Etagen. 
Kellerwohnungen,  Dachwohnungen,  unheizbaren  Bäumen  oder  dergl. 
zu  wohnen  oder  als  ..Schlaf  hutc-  bloss  für  die  Nacht  ein  Asyl  zu 
haben.  In  einem  Vortrage,  der  am  21).  November  1  WO  voiiNassk1) 
in  Leipzig  gehalten  wurde,  wies  er  z.  B.  nach,  dass  dort  auf 
Ö149  Baushaltungen  von  zwei  heizbaren  Zimmern  bis  zu  je  12 
Schlafleute  kommen  und  auf  :r»92  Haushaltungen  mit  je  einem  heiz- 
baren Zimmer  und  2400  Haushaltungen  mit  je  drei  heizbaren  Zimmern 
je  10  Schlafleute.  Wie  sehr  unter  solchen  Verhältnissen  Gesundheit3! 
und  Moral  leiden  müssen,  bedarf  kaum  des  Hinweises.  Die  grosse 
Nachfrage  nach  kleinen  Wohnungen  im  Verhältnis  zum  Angebot 
gibt  den  Hauseigentümern  und  den  sich  gewerbsmässig  mit  Weiter- 
veniiietung  beschäftigenden  Vermietern  ein  Monopol,  welches  sie, 
leider  kann  es  nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  vielfach  zu 
wucherischer  Ausbeute  der  Notlage  der  Mieter,  die  sich  um  jeden 
Treis  Wohnungen  Schäften  müssen,  benutzen.  Freilich  in  Deutschland 
«weniger  z.  B.  in  Osterreich)  ist  bereits  nicht  wenig  für  den  Bau 
kleiner  Wohnungen  geschehen.3) 

o.  Aus  Zusammenstellungen  über  die  Höhe  der  Ge- 
bäude  nach  der  Stockwerkszahl4)  ergibt  sich  für  Deutschland. 
da>s  die  bewohnten  Gebäude  mit  normaler  Höhe  (d.  h.  die  bis  mit 
2  Stockwerken)  z.  B.  in  Bremen  90°/0,  dagegen  in  Görlitz  nur 
4.*i 0  0  ausmachten.  Jedoch  nimmt  die  Gebäudezahl  mit  höheren 
Stockwerklagen  von  Jahr  zu  Jahr  zu.   In  Berlin  z.  B.  betrug  der 

')  (  fr.  „Sozialpolit.  Zentralblatt".  1892.  No.  11,  8.  133. 

0  Schon  in  einer  Stadt  wie  St.  Petersburg  befinden  »ich  die 
Schlafstellen  (uglui)  der  Schlafleute  oft  in  unsauberen,  räucherigen,  halb 
dunklen,  feuchten,  au  Aborten  gelegenen  Räumen. 

3)  (  fr.  Albrkcht  in  „Schrift,  d.  V.  f.  Sozialp/,  1000,  Bd.  9fi,  S.  49. 

*)  Es  ist  übrigens  auch  nicht  praktisch.  Häuser  prinzipiell,  wie  es 
z.  B  oft  in  russischen  Städten  geschieht,  fast  nur  einstöckig  zu 
errichten,  zwei  ja  drei  Stock  hohe  Gebäude  sind  für  Städte  besser  als  ein- 
stöckige mit  Kellerwohnungen,  denn  wo  letztere  Bauart  herrscht,  nehmen 
die  Städte  einen  solchen  l'mfang  an,  dass  die  Durchführung  von  guter  Be- 
leuchtung. Kanalisation,  schnellem  Verkehr,  gründlicher  Reinigung  u.  s.  w. 
erschwert,  ja  leicht  teilweise  unmöglich  gemacht  wird. 
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Teil  der  bewohnten  Ibhäude  mit  4  und  nn-hi*  Stockwerken  lMt>4 
bis  15° 1*7*.  bis  27°, ,  und  ls»r,  bis  42° .„:  in  Breslau:  1**0 
t.is  20  0  0.  Inn-'»  bis  2S  "  0. 

Auch  die  <Jebäude   mit  Kellerwohnungen  haben  sich 
erheblich    vermehrt     Nur    durch   zeitjreiniisse.    baupolizeiliche  Be- 
stimmungen, welche  das  Bewohnen  der  Keller  in  Zukunft  unmöglich 
machen,  da  ilinen  I.icht.  Luft.  Trockenheit  u.  s.  \v.  in  gelingendem 
mei-teii-  fehlen,  kann  Kinhalt  j_reschehen. 

7.  Nach  Berichten  aus  Kurland,  wo  als  .„übervölkert" 
diejenigen  Wohnungen  angesehen  wei  den,  in  welchen  ein  einzelnes 
Zimmer  von  mehr  al>  zwei  Personen  bewohnt  wird.  <:ab  es  dort  im 
Jahre  1*!»1  ca.  4MO.V5  übervölkerte  Wohnungen  mit  :t2."»s044  Bc- 
wohuern.  wa>  11.2:4°  0  der  «resainten  englischen  Bevölkerun<r  aus- 
macht. In  London  allein  stellte  sich  die  Zahl  der  in  Übervölkerten 
Wohnunp  ii  lebenden  Personen  um  K1  /  „  höher  als  im  Durchschnitt 
für  jranz  Kurland,  d.  h.  auf  l!,.71w/0  der  Londoner  Einwohner- 
schaft. Kinitre  mittel<riosse  Hafenstädte  und  die  Fabrikorte  Bradford 
und  Huddersfield  zeigen  eine  noch  grössere  f'bcrv ölkerun^  als 
die  Hauptstadt. '» 

In  Wien,  wo  man  im  Jahre  ls'.il  als  übervölkert  die- 
jenigen Wohnungen  klassifizierte,  in  welchen  ein  Wohnraum 
(Zimmer.  Kammer.  Vorzimmer  oder  Küche»  durchschnittlich  vier 
oder  mehr  Kinwohuer  beherbergte,  erfrab  sich,  dass  von  je  1<mi  be- 
w.dinten  Wohnungen  als  übervölkert  het rotten  wurden:  im  alten 
tiemeinde^.biete  2.**°/,,.  im  neuen  (ie  in  ei  nde-rebiete  0..r»r',u 
und  im  gesamten  Stadtgebiete  im  Durchschnitte  4,o4 0  l).  Die 
Zahl  der  llbervölkerten  Wohnungen  Wiens  betrug  124:5."»!*) 

h.  Nach  Scheidung  der  einzelnen  Strassen  der  Stadt 
Lei  pzi  «r  pemäss  der  m  i  1 1  leren  D i c Ii t  i  trk e i t  ihrer  Bevölkerung 
in  drei  Klassen,  d.  h.  1.  durchschnittlich  mit  höchstens  2  Be- 
wohnern auf  ein  heizbares  Zimmer.  2.  mit  2  und  mit  mehr 
als  :{  Bewohnern  auf  ein  heizbares  Zimmer  erpan  sich,  dass  von 
je  1000  Bewohnern  im  Durchschnitt  starben: 

1W57    .        .    21.  jedoch  in  Kl.  I  18.  KI.  II  21.  Kl.  III  2«». 

I8<»s        .    .    2:5,     „       ..    ..    I  l.s.    „   11  25.    ..    III  :12. 

')  ..Sozialpol.  Zentralt)l.\  1*94.  S.  201. 

a)  ..Sozialpol.  ZentralblA  181*3.  No.  13,  S.  154. 
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-  1871    .    .    .    33.  jedoch  in  Kl.  I  24.  Kl.  II  34.  Kl.  III  56. 
1872    .    .    .    22,     ..       r    r    I  19,    „    II  22.    „    III  88. !) 

Ähnliche  Resultate  fand  man  bei  den  verschiedenen  Alters- 
klassen, besonders  im  Kindesalter. 

Wahrend  auf  10000  Einwohner  in  den  Jahren  1875  und  187t» 
im  Durchschnitt  jahrlich  241  Todesfälle  entfielen,  kamen  in  Strassen  mit 
höchstens  einer  Person  pro  heizbares  Zimmer  nur  113.  bei  drei  und 
mehr  Personen  aber  bis  auf  836,  d.  h.  also  dreimal  mehr. 

In  Budapest  fand  Kokösi  in  den  .Jahren  1*72  und  1873. 
dass  die  Verstorbeneu  in  deu  Wohnungen,   in   welchen  höchstens 

I  Bewohner  auf  1  Zimmer  entfiel,  durchschnittlich  ein  Alter  von 
40.49  Jahren  erreicht  hatten,  bei  2  Bewohnern  auf  das  Zimmer  24.9. 
bei  3    5  Bewohnern  nur  12.01.  bei  6    10  Bewohnern  11.44.  bei 

II  1")  Bewohnern  10,12,  bei  mehr  als  IT»  Bewohnern  auf  1  Zimmer 
nur  «5. 17  Jahre.*) 

9.  Im  den  Einfluss  der  Dichtigkeit  des  Zusammen- 
wohnens  auf  das  Auftreten  von  infektiösen  Krankheiten 
zu  konstatieren,3)  wurden  in  Budapest  in  Bezug  auf  die  besten 
Wohnungen,  d.  h.  auf  solche,  bei  welchen  durchschnittlich 
höchstens  zwei  Einwohner  pro  Zimmer,  und  in  Bezug  auf  die  aller- 
tlberf Ulitesten  Wohnungen,  d.  h.  solche,  bei  denen  Uber  f'Unf 
Einwohner  pro  Zimmer  entfallen,  rntersuchungen  angestellt.1)  Bei 
den  ersteren  ergab  sich  im  ganzen  in  Bezug  auf  fflnf  Infektions- 
krankheiten, nämlich  Masern.  Keuchhusten.  Krupp.  Diphthe- 
ritis  und  Scharlach,  eine  Steigerung  der  Intensität  des  Auf- 
tretens um  43u/0.  Bei  Masern  ergab  sich  eine  Intensitätssteigerung 
des  Auftretens  um  250.  bei  Keuchhusten  um  100.  bei  Krupp 
um  57,  bei  Diphtheritis  um  24%,  während  bei  Scharlach  keine 
Steigerung  nachzuweisen  war.  In  den  al lerUberf Ul Itesten  Woh- 
nungen aber  erwies  sich   schon   im   allgemeinen  eine  Frequenz- 

')  Knapp,  ^Mitteilungen  de»  stat.  Bureau«  der  Stadt  Leipzig",  1874, 
Heft  VI  LI. 

Ji  Einen  nicht  unbedeutenden  Auteil  au  den  Sterblichkeitsvcrhält- 
nissen  wird  ausser  der  Wohnung  natürlich  das  Wohlstandsverhältnis  über- 
haupt haben. 

3)  Dieser  Frage  sollte  etwa  auch  in  Kusslaud  möglichste  Auf- 
merksamkeit zugewandt  werden. 

4  Körösj,  „Über  den  Eiufluss  der  Wohlhabenheit  und  der  Wohnungs- 
vorhältnisse etc.",  Stuttgart,  1885,  S.  52  ff. 
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Steigerung  um  4'.'°,,,,  und  zwiir  bei  Masern  um  bei  Keuch- 
husten um  124.  bei  Krupp  um  05.  bei  Scharlach  um  4  und  bei 
Diphtheritis  um  1  0  „. 

Wenn  also  die  W oh n u  n gsd i eh  t  i gkei  t  auf  das  Auftreten 
vuii  epidemisch-infektiösen  Krankheiten  auch  von  verschiedener  Ein- 
wirkung ist.  so  steigt  ih  r  Kinfluss  hei  einigen  derselben  doch  in 
ganz  ausserordentlichem  Malse  und  nimmt  auch  das  Auftreten  der 
Infektionskrankheiten  bei  steigender  Dichtigkeit  der  Dcwohnung  im 
allgemeinen  beständig  zu. 

In  Moskau1)  beobachtete  man.  dass  in  den  stark  besetzten 
Wohnräumen,  alsi.  in  den  Nachtasylen,  in  den  Wohnräumen  der 
Artelle  und  deigl..  von  sämtlichen  Erkrankungen  vorkamen: 


ISNS  9.8 

1HH9   10.7  . 

1890    14.2  . 

1*91   10.9  .. 

1S92   10.2  .. 

1893    10.4  . 


Das   Durchschnittsalter    nach   der  Wohnungsdichtigkeit 
betrug: 


In  \Volinunu<'ii 

1S72  1«S 
.Jahr.-  MouHt«- 

IHTft-  1NS1 

Jahr«  Monate 

mit         1—2  Uewohncrn 

pro  Zimmer  . 

.  aß 

36  8 

2  5 

n           n  ♦ 

.  32 

9 

34  3 

5  10 

n  * 

.  31 

H 

32  1 

..  mehr  als  10 

r  r 

2t! 

1 

31  7 

Somit  ist  es  dann  statistisch  erwiesen,  dass  der  Aufenthalt  in 
Überfüllten  Wohnungen  von  sehr  schädlichem  Einflüsse  ist  und  das 
Leben  in  hohem  (Jrade  bedroht.  Dass  aber  Daten  jener  Art  an 
anderen  Orten  in  höherem  oder  geringerem  Malse  Differenzen  auf- 
weisen werden,  ist  nicht  in  Abrede  zu  stellen. 


10.  In  Uezug  auf  Kellerwohnungen  ist2)  wenigstens  ltlr 
Budapest  u.  a.  eine  relative  Steigerung  der  Intensität  des  Keuch- 
hustens und  eine  besondere  Steigerung  der  Verbreitung  der  Masern 
konstatiert  worden.  Dagegen  liess  sich  in  betreff  dreier  anderer 
Infektionskrankheiten,  nämlich  Scharlach.  Diphtheritis  und 
Krupp,  keine  Steigerung  der  Verbreitung  durch  die  Kellerlage  nac.h- 

1 )  Sw.i ati.owhky,  Di.-  Wohnungsfrage.  St.  Petersburg.  1898,  S.  39  u.  40. 
Koitösi.  .Über  den  Einduss  der  Wohlhabenheit  und  der  Wohn- 
verhältnisse etc.".  Stuttgart.  1885.  S.  40. 
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weisen.  Daraus  aber,  dass  letztere  Krankheiten  in  Kellerwohnungen 
keine  erhöhte  Frequenz  zeigen  oder  selbst  seltener  auftreten,  ist.  wie 
Kobosi  mit  Recht  hervorhebt,  durchaus  nicht  zu  folgern,  dass  etwa 
noch  andere  nicht  untersuchte  Infektionskrankheiten  in  jenen  Räumlich- 
keiten seltener  auftreten.  Auf  eine  beständige  Beschränkung  und 
Überwachung  derartiger  Räumlichkeiten  aber  durfte  auch  schon 
hinweisen,  dass  z.  B.  in  Budapest  eine  Verkürzung  des  menschlichen 
Lebens  um  ca.  2    3  Jahre  bei  denselben  konstatiert  worden  ist. 

Liess  sich  für  Riga  im  Jahre  18891)  bei  Kellerwohnungen 
auch  nur  in  Bezug  auf  Wechselfieber  (Intermittens)  eine 
grössere  Frequenz  der  Erkraukungsfälle  als  in  anderen  Widmungen 
nachweisen,  so  ist  damit  selbstredend  noch  nicht  konstatiert, 
dass  Kellerwohnungen  im  allgemeinen  nicht  doch  weniger  gesund 
als  andere  Wohnungen  sind.  Mit  Recht  wurde  auch  bemerkt, 
dass  die  Kellerwohnungen  von  armen  Leuten  bewohnt  werden,  die 
ärztliche  Hilfe  Uberhaupt  nur  im  äussersten  Notfall  in  Anspruch 
nehmen,  und  dadurch  eben  viele  Registrierungen  fortfallen. 

11.  Das  Verhältnis  der  Krkrankten  zu  den  Verstorbenen  nach  der 
Höhenlage  der  Wohnung  stellte  sich  in  Riga  wie  folgt: 


1.  Dio  Lösung  der  Wohnungsfrage  oder  wenigstens 
eine  sehr  erhebliche  Besserung  der  Wohuungsverhältnisse 
kann  weder  allein  durch  den  Staat,  noch  allein  durch  Kommunen, 
noch  durch  Gesellschaften  und  ganz  und  gar  nicht  bloss  durch  die 
Bemühungen  charitativ  gesinnter  Einzelpersonen  bewirkt  werden, 

')  Cablbkbü,  Statistik  der  Infektionskrankheiten,  S.  14  und  19, 
Riira  1889. 

aj  Cfr.  auch  das  im  Anhang  (III.)  Gebotene. 


-    _  IV.      .       .    .    .  . 

Unterm  Dach  

Ohne  Angabe  der  Wohnung 


12.8%. 

9.0  , 

7.6  , 
5.5  . 
6,5  .. 

4.7  . 
3,3  . 
8.7  r  *> 


II. 
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sondern  ein  Zusammenwirken  derselben  ist  zur  Bewältigung  dieser 
sehr  grossen  Aufgabe  erforderlich. 

2  liefen  ungesunde  Wohnungen  und  gegen  eine  Benutzung:,  die 
der  liesuudbeit  und  Sittlichkeit  widerspricht,  kann  durch  Gesetz- 
gebung und  Verwaltung  eingeschritten  werden.1)  Würde  man 
nur  die  Benutzung  ungesunder  Wohnungen  verbieten,  so  würde  der 
Mangel  an  Wohnungen  wenigstens  temporär  noch  mehr  hervor- 
treten und  die  wachsende  Nachfrage  die  Preise  noch  mehr  in  die 
Höhe  treiben. 

In  Kurland  bestehen  schon  seit  einem  halben  Jahrhundert 
Bezirks-ties  und  hei  tsämter  (Local  Boards  of  Health),  in 
denen  ( icsundheitsinspcktoren  zur  i'bcrwachung  der  Wobnunpen  ver- 
treten sind,  in  Frankreich.  Schweden  und  Belgien  gibt  es 
besondere  Wohnungskommissionen  für  diesen  Zweck.  Wien  hat 
seit  l.St»4  Sunitätsaufseher.  die  aber  vorzugsweise  auf  dem  (iebiet« 
der  Siuchenpropbylaxis  Verwendung  tinden.  In  Deutschland  gibt 
es  bisher  ( ] Si«t;>  nur  in  H essen -1  »arm Stadt  eine  gesetzlich  geregelte 
und  systematisch  durchgeführte  Wohnungsaufsicht  und  zwar  durch 
die  Polizeiorgane;  ferner  hat  die  Stadt  Mainz  Wohnungsinspektoren 
seit  1W5.  Auch  für  den  Regierungsbezirk  iMlsseldorf  ist  seit  1902 
ein  Wohnungsinspektor  der  Königl.  Regierung  beigegeben. 

Durch  Wohnungsgesetze.  Wohnungsiuspektoren  etc. 
können  der  Gebrauch  und  die  Benutzung,  durch  strengere  Bau- 
ordnungen -')  die  Anforderungen  geregelt  werden,  die  z.  B.  im 
Interesse  der  Statidfithigkeit.  des  Schutzes  gegen  Feuersgefahr,  des 
Verkehrs,  der  nachbarlichen  Beziehungen,  der  Gesundheit  und  der 
sozialen  Wohlfahrt  zu  stellen  sind.  Auch  entwickeltere  Ent- 
eignungsgesetze wenlen  für  die  Kommunen  vielfach  erwünscht 
sein.  Durch  Massnahmen  im  lnteres>e  des  Stadterweiterungs- 
wesens. Zonenbauordnungen.  wie  etwa  in  verschiedenen  Städten. 
z.B.  Berlin.  Frankfurt  u.M..  Köln,  Altona  etc..  kann  man  zu 

'i  Vergl.  über  Organe  der  Wohnungj>beaufsichtigung  z.  B.  Kkixckk 
in  „Schriften  d.  V.  f.  S.-,  15MU  .«.).'>)  S.  17.  Besonders  schlechter  gestellte 
Leute.  Handwerker.  Arbeiter  und  dergl.  müssen  oft  durchaus  zu  guter  Be- 
handlung von  Wohn uniren  angehalten  werden, 

-)  In  welchen  u.  a.  auch  die  Angabe  der  Zweckbestimmung  der 
einzelnen  Bäume  vor  Erteilung  der  Erlaubnis  zur  Benutzung  verlangt  werden 
inusH.  (  fr.  über  Bauordnungen  besonders  S</HIU.IN<;  und  StCbbüN  in 
„Schriften  d  V.  f.  S .-.  19(11  <<tö)  S.  1H7  f. 
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dichter  Bebauung  entgegentreten.  Sehr  wichtig  ist  natürlich  eine 
gute  Wohnungsstatistik.  Letztere  bildet  eine  Grundlage  für  die 
Besserung  der  Wohuungsvcrhältnisse.  Das  Vermieten.  Weiterver- 
mieten, die  Arbeiterwohnungen  etc.  sind  streng  zu  kontrollieren. 
Selbstredend  müssen  alle  Bestimmungen  in  praxi  auch  möglichst  zur 
Anwendung  gebracht  werden,  denn  dass  z.  B.  Bestimmungen  Uber 
den  Minimalluftraum,  die  Beschaffenheit  der  Wohnungen  etc.  bloss 
vorhanden  sind,  ist  ja  selbstredend  nicht  genügend.  Wie  man  in 
England  beobachtet  hat,  scheint  in  der  Wohnungsfrage  bei  den 
vielen  Schwierigkeiten,  welche  jene  Frage  bietet,  die  Tendenz  zu 
bestehen,  für  strikte  Ausführung  der  Gesetze  nicht  die  gehörige 
Sorge  zu  tragen. 

Ben  Bedingungen  des  Mietkontraktes  und  der  An- 
gemosen heit  der  Mietpreise  muss  seitens  der  Gesetzgebung 
möglichst  Aufmerksamkeit  zugewandt  werden,  da  besonders  der 
„kleine  Manna  sonst  gar  zu  leicht  beeinträchtigt  werden  kann. 

Durch  Verbilligung  und  Verbesserung  des  Verkehrs- 
wesens kann  das  Wohnen  in  den  Vororten  erleichtert  werden.  Wenn 
das  Verkehrswesen  den  Privatpersonen  ganz  entzogen  wird  und  bei 
dem  Staate  und  den  Gemeinden  ruht,  so  ist  die  Billigkeit  noch 
mehr  garantiert. 

Im  Jahre  lKül  ist  in  Berlin,  wie  das  eventuell  in  anderen 
Hauptstüdteu  auch  geschehen  sollte,  eine  Zentralstelle  für 
Arbciterwohlfahrtseinrichtuiigcn  geschaffen  worden,  aus  deren 
Konferenzen  schon  eine  Beihe  technisch  und  sozialpolitisch  be- 
lehrender und  anregender  Schriften')  hervorgegangen  sind,  die  ein 
umfassendes  Material  über  die  bisherigen  Bestrebungen  auf  diesem 
Gebiete  bieten. 

1  >er  Bericht  über  die  A  u  s  s  t  e  1 1  u  n  g  v  o  n  P 1  ä  n  e  n  v  o  n  A  r  b  e  i  t  e  r  - 
Wohnungen,  der  von  der  Zentralstelle  ausgegeben  ist,  bietet  eine 
reiche  Mannigfaltigkeit  von  ausgezeichnet  übel  sichtlichen  Zeichnungen, 
die  es  auch  dem  Nichttechniker  erleichtern,  sich  Uber  die  Krage  zu 
informieren. 

Zur  richtigen  Lösung  der  Arbeiterwohnungsfrage  müssen  nicht 
allein  l'nternehmer.  Mediziner.  Architekten  etc..  sondern  auch  die 
Arbeiter  selbst  gehört  werden,  was  bisher  vielfach  unterblieben  ist. 

'»  „Schriften  der  Zentralstelle  für  A  rbei  t  er  wob  1  fall  rt  s- 
einrichtuniren".  Berlin  181)2. 
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Dein  ununt« •rbritchoneu  Steigen  der  Mietpreise  könnte  ent- 
gegengewirkt werden,  wenn  es  gelingen  wflrde.  die  durch  Spekulation 
bis  zu  einer  oft  schwindelhuften  Höhe  emporgetriebenen  Hauplatz- 
p reise  herunter  zu  drucken. 

Wo  es  kein  K n t eign u n fr s rech t ') *.)  gibt,  da  haben  sogar 
die  Gemeinden  unter  Überspannten  Monoj»olpreisen  zu  leiden,  wenn 
sie  bei  beabsichtigten  Stadterweiterungen  Land  zur  Anlage  von 
Strassen.  Plätzen  oder  dergl.  erwerben  müssen.  Wenn  ausser  dem 
Enteignungsrecht  für  jene  lmmobili»'iigruppen  nun  auch  ein  Ent- 
eignungsrecht der  (ienieinden  fllr  das  an  beiden  Seiten  der  neuen 
Strassen  und  Platze  befindliche  Land,  auf  welchem  Gebäude  her- 
gestellt werden  sollen,  geschaffen  werden  würde,  so  dass  die  Ge- 
meinde Eigentümerin  des  Haulandes  und  dasselbe  nur  gegen  eine 
jährliche  Pente  als .  Haugrund  abgeben  würde,  so  dass  die  Er- 
bauer der  Gebäude  eben  nur  Eigentümer  der  Hauten  wären,  dann 
würden  die  Grundstücke  und  mit  ihnen  die  Wohuungsmietpreise 
niedriger  werden  als  bisher.  Die  Gemeinde  und  die  Erbauer  der 
Gebäude  inüssten  sich  dann  Uber  einen  gewissen  Mietzins  in  Pro- 
zenten  vom   aufgewandten   Kapital   kontraktlich   einigen   und  bei 

')  Für  Deutschland  besteht  noch  kein  einheitliches  Expropriations- 
gesetz,  wohl  alicr  für  Preussen.  r Gesetz  über  die  Enteignung  von  Grund- 
eigentum" vom  11.. Juni  1874.  Herlin  1874,  S.  3  f.;  vergl.  auch  Dkksbur«, 
„Lehrbuch  des  preussischen  Privat  rechts".  3.  Aufl.,  Bd.  I,  S.  66  f.;  ferner 
Stobbe,  ..Handbuch  des  deutschen  Privatrechts",  Hd.  II,  S.  166  f.:  Zandkk, 
„Handbuch  der  preußischen  (besetze  über  die  Enteignung  von  Grund- 
eigentum'-, Breslau  1881;  Sikiikk,  „Das  Kecht  der  Expropriation  etc.-. 
Zürich  188'J:  Seydkl.  ,. Das  Gesetz  über  die  Enteignung  von  Grundeigentum- 
vom  11.  Juni  1874,  Berlin  1887:  Conkai»,  ..Handwörterb.  der  Staatsw.", 
Jena  1891  (Enteignung),  ('fr.  über  Z Wangsenteignung  in  Russland: 
X.  Band  der  Reichsgesetze,  T.  1.  Art.  <">75— 602  ( russisch i:  ferner  auch 
Sammlung  von  Senat  seilt  Scheidungen  etc.,  St.  Petersburg  1893 
i  russisch  i. 

-')  Im  Jahre  1897  ist  eine  Entscheidung  von  weitreichender  Be- 
deutung für  die  Stadtverwaltungen  erfolgt.  Bisher  konnten  städtische 
Immobilien,  deren  man  entweder  zu  Bauzwecken  oder  zur  Regulierung  des 
Terrains  bedurfte,  nur  nach  vorhergegangener  jedesmaliger  Allerhöchster 
Genehmigung  expropriiert  werden.  Nach  einer  neuerdings  erfolgten  Er- 
läuterung sind  die  städtischen  Kommuualverwaltungen  berechtigt,  über 
solchen  Immobili.nbesitz  selbständig  zu  verfügen.  Die  Kommunal- 
verwaltuugen  haben  sich  lediglich  an  die  von  den  Gouverneuren  bestätigten 
Taxationen  solcher  Grundstücke  zu  halten. 
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event.  Nichteinhaltung  jenes  in  das  Grundbuch  einzutragenden  Kon- 
traktes das  Recht  der  Veräusserung  der  Gebäude  und  der  ander- 
weitigen Vergehung  des  supertiziarischen  Hechtes  an  jenen  Bau- 
gründen besitzen. 

Bei  der  Enteignung  können  nur  diejenigen  Werte  ersetzt 
werden,  welche  sich  aus  der  gegenwärtigen  Benutzung  der  Grund- 
stücke herleiteu  lassen.  Die  Konsequenz  einer  solchen  Prozedur 
würde  eine  Verhinderung  der  mühelosen  Bereicherung  der  Besitzer 
der  betreffenden  Landstücke,  wie  erwähnt,  ein  Herabgeheu  der  Miet- 
preise und  auch  zur  Folge  haben,  dass  sich  die  Baustellenspekulanten 
andere,  das  Gemeinwohl  weniger  schädigende  Gebiete  für  die  Be- 
tätigung ihrer  „Talente*4  suchen  mUssten.  Ferner  würden  die 
niedrigen  Mietpreise  in  den  neuen  Häusern  auch  die  Mieten  der 
älteren  Gebäude,  wenn  auch  nur  allmählich,  herabdrücken. 

Den  Versuchen,  auf  diesem  oder  auch  nur  einem  ähnlichen 
Wege  einer  Steigerung  der  Mietpreise  entgegenzutreten,  sollte 
möglichst  viel  Aufmerksamkeit  zugewandt  werden. 

Als  unbeschränktes  Verfüguugsrecht  Uber  eine  Sache  und  deren 
Früchte,  einschliesslich  des  Rechtes,  jeden  fremden  Eingriff  in  diese 
unbedingten  Dispositionsbefugnisse  zurückzuweisen,  hat  das  Eigentum 
noch  in  keinem  Staate  bestanden,  noch  bestehen  können.  Das 
öffentliche  Interesse  der  Menschheit  ist  mit  unbeschränktem  Ver- 
fügungsrecht über  Grund  und  Boden  absolut  unvereinbar,  und 
daher  bestehen  denn  auch  Gesetze  Uber  Zwangsenteignungen, 
ferner  Grundsteuern  (Entziehung  eines  Teiles  der  Fruchterträge), 
Waldschutzgesetze,  Verkuppelungen,  Baupolizeiordnungen1)*)  etc. 

Die  bestimmten,  dauernden  Nutzungsrechte  des  Einzelnen  an 
Grundstücken,  welche  das  Charakteristikum  des  Privateigentums  an 
Grund  und  Boden  bilden,  werden  mit  steigendem  öffentlichen  Interesse 
zweifellos  Beschränkungen  erdulden  müssen. 

')  Stenographische  Berichte  deB  Preuesischen  HauBes  der 
Abgeordneten,  1893,  S.  2223. 

*)  ("fr.  z.  B.  die  „Baupolizeiordnung  für  die  Vororte  von 
Berlin"  vom  5.  Dezember  1892,  Berlin  1893;  ferner  „Die  Berliner 
Vororte  und  Bauordnung"  vom  5.  Dezember  1892  und  die  „Lex 
A dickes",  gesammelte  Aufsätze  und  Äusserungen  der  Presse,  Berlin  1894. 
Jahrbuch  der  Internat.  Vereinigung.  6.  Bd.  24 
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Das  Hecht,  in  dauernde  Nutzungsrechte  des  Einzelindividuums 
an  Grund  und  Boden  bcs<  hräiikend  oder  aufhebend  einzugreifen,  inuss 
den  Kommunen  und  staatlichen  Gewalten  natürlich  im  Kalle  der 
Notwendigkeit  zustehen,  und  es  ist  eine  PHicht  des  Staates  und  der 
Kommunen,  auch  in  dieser  Beziehung  für  das  Wühl  der  Allgemein- 
heit möglichst  Sorge  zu  tragen. 

I>ie  (iefahren.  welche  durch  die  Z u  s am  in e n d rii  n g u  n g  der 
Bevölkerung  in  vieletagigen  Mietshäusern  hervorgerufen 
werden,  hat  man  jetzt  immer  allgemeiner  erkannt.  Zwar  ist  angeführt 
worden,  dass  z.  B.  die  Sterhlichkeit  in  Berlin  trotz  zunehmender 
Dichtigkeit  des  Wohnens  vom  .Jahre  1*1«- -lMU  von  80.1«»  auf 
21.82°  <„,  gesunken  ist,  aber  wie  es  mit  dem  Allgemeinbefinden  der 
Einwohnerschaft,  mit  der  Kntwickelung  der  die  Arbeitsfähigkeit 
untergrabenden  Nervosität,  der  Kränklichkeit  und  Schwäche  im  all- 
gemeinen, mit  den  Augenleiden  und  dergl.  steht,  darüber  schweigt 
die  Statistik. 

Will  man  zu  Gunsten  der  Mietskasernen  etwa  anführen, 
d;iss  letztere  gegenüber  der  englischen  Villenbebauung  den 
Vorzug  haben,  dass  sie  Keiche  und  Arme.  Gebildete  und  weniger 
Gebildete  mehr  in  Berührung  bringen,  vielerlei  Gelegenheit  zur  Aus- 
übung von  Wohltätigkeit  geben  und  so  von  günstigem  Einflüsse  seien, 
so  dürfte  doch  auch  nicht  ausser  Acht  gelassen  werden,  dass  ein 
sok-her  Eintluss  doch  nur  einen  zufälligen,  nicht  systematischen 
Charakter  trägt  und  daher  schwerlich  in  sehr  grossem  Mal  sc  für  das 
Wohl  der  niederen  Klassen  in  Betracht  kommt. 

Man  hat  in  Deutschland  in  mehreren  grösseren  Städten  be- 
kanntlich versucht,  durch  Keforin  der  Baupol  izeiordnungen 
eine  Beschränkung  und  Erschwerung  der  Mietskasernen  und  eine 
Erleichterung  des  Baues  kleiner  Gebäude  zu  bewirken  und  dadurch 
einem  gefährlichen  Wachstum  der  Bodenpreise,  welch'  letztere  durch 
das  baupolizeilich  gestattete  Mals  der  Ausnutzung  der  Grundstücke 
wesentlich  bestimmt  werden,  soweit  es  durch  solche  Massnahmen 
möglich  ist,  entgegenzutreten.1) 

Alier  eine  besonders  im  Interesse  der  weniger  bemittelten 
Klassen  so  sehr  erwünschte,  weniger  gedrängte  Bebauung  wird  wohl 

»i  ..Entwurf  einen  Gesetzes,  betreifend  die  Erleichterung 
von  Stadterwcitcruiigen".  No.  5  der  Drucksachen.  Session  1692  93. 
Preuss.  Herrenhaus.  ..Begründung".  S.  K>  fl. 
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nur  dann  erst  Platz  greifen,  wenn  auch  noch  andere  Schritte 
gegen  das  zu  äusserster  Ausnutzung  der  BaugrundstUckc  anreizende 
Steigen  der  Bodenpreise  getan  werden. 

In  Betracht  kommen  in  dieser  Beziehung  derartige  Massnahmen, 
welche  auf  die  möglichste  Vermehrung  der  Zahl  der  zu  Bauzwecken 
benutzbaren  Grundstücke  ausgehen  und  dadurch  der  Bildung  hoher 
Monopolpreise  für  Grundstücke  in  Städten,  insbesondere  in  grossen 
Städten,  wenigstens  in  gewissem  Grade  entgegentreten. 

In  sehr  vielen  Stadtgebieten,  die  verschiedenen  Besitzern  ge- 
hörige Grundstücke  aufweisen,  hat  es  sich  als  ("beistand  fühlbar 
gemacht,  dass  es  keine  gesetzlich  anerkannte  zwangsweise 
Umlegung  der  Grundstücke  für  Bebauungszwecke,  ähnlich  der 
in  Bezug  auf  landwirtschaftliche  Zwecke  besteheuden  zwangsweisen 
Zusammenlegung  vuu  Grundstücken  (Konsolidation),  gibt.  Durch 
ein  Gesetz,1)  welches  don  Gemeinden  das  Kecht  erteilt,  sogenannte 
Fluchtlinien  plane  zu  entwerfen  und  dieselben  durch  PEnteignung 
des  Strassenterrains**  zu  realisieren,  wird  noch  kein  derartiger  Ein- 
fluss  auf  die  neben  den  Strassen  belegenen  Baugrundstücke  ausgeübt, 
dass  eine  gesunde,  zweckmässige  Bebauung  erreicht  wird,  denn  selten 
werden  die  Baugrundstücke  durch  die  neuen  Strassen  so  zweckmässig 
geschnitten.  Äusserst  selten  kommt  es  schon  vor,  dass  durch  Nor- 
mierung neuer  „Fluchtlinien*4  rechtwinklige  Grundstücke  entstehen, 
obgleich  solche  wohl  als  erste  Voraussetzung  für  eine  rationolle 
Bebauung  anzusehen  sein  dürften.  Gewöhnlich  werden  die  Bau- 
grundstUeke  durch  die  neuen  Strassen  unter  schiefen  Winkeln 
geschnitten  und  bleiben  auch  sehr  oft  zur  Bebauung  nicht  gross 
genug.  Dadurch  entsteht  dann  das  Bedürfnis  nach  einer  rationellen 
Umlegung  sämtlicher  für  das  betrettende  Gebiet  in  Betracht  kommender 
Grundstücke,  die  ohne  Vorhandensein  eines  Gesetzes  Uber  zwangs- 
weise l'mlegung  nur  in  dem  Falle  erreicht  werden  kann,  wenn 
sämtliche  Eigentümer  dazu  bereit  sind.  Die  Nichteinwilligung  eines 
einzelnen  Grundbesitzers  aber  kann  eine  vernünftige  Bebauung  zur 
Unmöglichkeit  machen. 

Die  aus  Gewinnsacht  etc.  entstandene  Weigerung  der  Besitzer 
vou  Grundstücken,  einer  „Umlegung-  letzterer  zuzustimmen  und  die 
Grundstücke  anders  als  gegen  einen  den  tatsächlichen  Wert  sehr 

')  ..Preus».  Gesotz-  vom  2.  Juli  1875. 
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bedeutend  übersteigenden  Preis  zu  vcräussorn.  kann  unter  Umständen 
eine  sehr  beträchtliche  Krli«Vhun<r  der  drundstückpreise  in  dem 
bet  reifenden  Hnugchict  bewirken 

FUr  den  Staat  und  die  (iemeinden  ist  es  von  hohem  Interesse, 
die  Prei>e  der  Haustellen  nach  Möglichkeit  niedrig  /u  halten,  den 
Hau  von  kleinen  Häusern  so  viel  wie  möglich  zu  begünstigen  und 
einer  grossen  Spekulation  in  Baugrundstücken  nach  Kräften  ent- 
gegen zu  wirken.  Kine  solche  Spekulation  wird  um  so  schwieriger, 
je  grösser  die  Anzahl  der  zum  Verkauf  bestimmten  Baugrundstücke 
ist,  und  bei  zwangsweiser  Umlegung  wachst  die  Zahl  jener  Grundstücke. 

Solange  es  kein  Gesetz  gibt,  durch  welches  ein  Zwang  in 
He/.ug  auf  die  l'mlegung  von  Grundstücken  für  Hebauungszwecke 
ausgeübt  werden  kann,  solange  kann  die  Hebauung  von  zur  Be- 
hauung geeignetem  Gebiet  durch  Egoismus.  Habsucht  (»der  Ab- 
wesenheit der  Besitzer,  durch  hypothekarische  Belastung  etc.  gehindert 
werden.  Aus  letzteren  Ursachen  erklart  sich,  dass  es  in  der  Um- 
gegend grosser  Städte  oft  grosse  Gebiete  gibt,  welche,  obgleich  sie 
sich  zu  Bebauungszwecken  sehr  gut  eignen  würden,  tatsächlich  doch 
nicht  benutzt  werden  können,  wodurch  denn  der  übrige  Grund 
und  Boden  besonders  verteuert  und  die  Anlage  von  gesunden  und 
nicht  engen  Bauten  verhindert  wird. 

Wurden  die  Konsequenzen  nun  auch  schon  seif  längerer  Zeit 
in  der  Literatur')  und  auf  Versammlungen  des  Verbandes  deutscher 
Architekten  und  Ingenieurvereine  <  1  *74>  und  des  Vereins  für  öffent- 
liche Gesundheitspflege*)  erörtert  (ISN.')),  hat  die  Gesetzgebung  sich 
auch  schon  z.  f.  mit  Stadterweiterungsfragen  beschäftigt  und  gibt 
es  auch  schon  Fluchtlinien-  und  Baugesetze  in  Preussen  (1875). 
Hessen  (1875  und  1881).  Llsass-Lothringen  (1875),  Hamburg 
(189:2). 3)  so  ist  es  besonders  doch  erst  der  weiterhin  skizzierte  Ge- 

')  BaI'MKIstkk.  „Stadterweiterunuvn  in  technischer,  haupolizeilicher 
und  wirtschaftlicher  Beziehung".  Berlin  187b.  S.  384  394;  ferner  Stihhen. 
„Der  Städtebau-1,  Dannstadt  181«).  S.  28b  298. 

J)  Cfr.  SifititKN.  S.  .'«»3-555.  ferner  auch  S.  530:  dann  Drucksachen 
des  „Preussischen  Herrenhauses"',  Session  1892,93.  Xo.5r  Anhang  No.  1, 
und  Mkyn.  rStailterweiteningen  in  rechtlicher  Beziehung".  Berlin  1893, 
S.  14  u.  84  ff. 

3)  -Gesetz  vom  1.  Januar  1893"  (Hamburgisches  Gesetz- 
blatt 1*93,  No.  1).  betreffend  den  Bebauungsplan  für  die  Vororte  auf  dem 
rechton  Elbufer,  5;  9;  ...Mitteilung  des  Senats  an  die  Bürgerschaft" 
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sctzesentwurf  des  Oberbürgermeisters  A  dick ks  gewesen,  welcher 
eine  allgemeine  Erleichterung  der  Stadterweiterungen  und  eine  Ab- 
hilfe jener  Übelstande  in  Deutschland  bewirken  sollte.1) 

Gerechtfertigt  erscheint  ein  Eingriff  seitens  der  Gesetzgebung 
u.  a.  auch  dadurch,  dass  der  durch  das  Anwachsen  der  Bevölkerung, 
besonders  der  grösseren  Städte,  bedingte  Umwandlungsprozess  von 
Acker-  und  Gartenland  in  Bauland  ein  Vorgang  von  so  eminent 
grossem  öffentlichen  Interesse  ist,  dass  derselbe  der  Willkür  von 
privaten  Personen  nicht  überlassen  werden  darf,  sondern  öffentliche 
Regelung  erforderlich  macht.  Letztere  ist  um  so  weniger  bedenklich, 
als  ja  jeuer  Vorgang  für  den  Eigentümer  unter  allen  Umstünden  als 
mit  erheblich  unverdientem  Gewinn  verbunden  ist. 

vom  23  April  1890  (No.  55),  enthaltend  den  Gesetzentwurf  nebst  Be- 
gründung. (  fr.  ferner  No.  127  vom  29.  Juni  1892;  „Mitteilung  der 
Bürgerschaft  an  den  Senat"  vom  28.  Oktbr.  1891  und  12.  Dczbr.  1892. 
Rerichto  des  Bürgerschafts-Ausschusses  vom  September  und  Ok- 
tober 1891  (No.  60  u.  63)  und  November  1892  (No.  56). 

Das  Hamburgische  Gesetz  vom  1.  Januar  1893  (§  9)  —  cfr. 
auch  Mktk,  „Stadterweiterungen  in  rechtlicher  Beziehung",  Berlin  1893, 
8.  11  u.  81  —  ist  nicht  nur  auf  deutschen  Boden,  sondern  überhaupt  da*« 
erste,  welches  Bestimmungen  über  die  zwangsweise  Umleguug  städtischer 
Grundstücke  enthält.  Ist  dasselbe  daher  schon  an  und  für  sich  von  Interesse, 
so  noch  mehr  deshalb,  weil  es  dem  ADlt'KES'schen  Gesetzentwurf  z.  T.  zur 
Grundlage  gedient  hat. 

')  ('fr.  „Bericht  der  Kommission  für  Vorbereitung  des  An- 
trages Adickks,  den  Entwurf  eines  Gesetzes,  die  Erleichterung 
von  Stadterweiterungen  betreffend",  No.  5  der  Drucksachen, 
Session  1892/93,  No.  59.  Preussisches  HeTronhaus,  S.  1— 30.  Fassung 
nach  der  2.  Lesimg,  S.  31—57;  „Stenographische  Berichte  des 
Preussischen  Hauses  der  Abgeordneten",  1894,  No.  18,  S.  805  -808: 
ferner  „Stenographische  Berichte  des  Preussischen  Herren- 
hauses", 11.  Sitzung  vom  19.  April  1893,  S.  161  —  170,  sowie  „Steno- 
graphische Berichte  de»  Herrenhauses",  3.  Sitzung  vom  18.  Januar 
1894,  S.  11  -32;  auch  „Stenographische  Berichte  des  Preussischen 
Hauses  der  Abgeordneten",  1893,  74.  Sitzung,  S.  2207  ff.,  S.  3009  ff  , 
1894,  No.  103,  S.  1761  ff. 

Der  schnell  berühmt  gewordene  „Gesetzentwurf"  des  Oberbürger- 
meisters Adickks  wurde  vom  Herrenhause  aeeeptiert,  blieb  im  Abgeordneten- 
hause stecken  und  wurde  dann  noch  weiter  diskutiert. 

Vergl.  auch  das  Gesetz  von  1896  für  Baden  und  von  1900  für 
Sachsen  und  die  Arbeit  von  Stübbkn,  „Der  StadterweiterungBplan  und 
seine  Durchführung"  in  „Schriften  d.  V.  f.  Sozialp.",  1901  (95)  S.  113  ff. 
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In  Bezug  auf  die  beiden  Hauptgedanken  des  l>etreft'enden 
Gesetzes  oder  Gesetzentwurfes  i>t  auch  zu  erwähnen,  dass  es.  so- 
weit es  sich  um  eine  zwangsweise  „l'mlegung"  handelt,  als  ein 
Versuch  auf  einem  ganz  neuen  (iehiet  anzusehen  ist.  während 
die  sogenannte  ..Zonenenteignung"  eine  in  Belgien1)  seit  1K58  hezw. 
lKß7.  in  Italien1)  seit  1*05  bestehende,  in  ersterem  Lande  unter 
dem  Namen  „expropriation  par  zones"  bekannte,  bereits  bewährte 
Institution  ist.  In  letzterem  Staate  ist  das  Prinzip  der  Zonen- 
enteignung mit  ausgezeichnter  Klarheit  zur  Durchführung  gebracht, 
dagegen  ist  dasselbe  in  Belgien  am  vollkommensten  entwickelt.3) 
Nach  dem  Aon  ha  schen  Entwurf4)  soll  in  Stadtgemeinden  mit 
mehr  als  Inooo  Einwohnern  behufs  Erschliessung  oder  zweck- 
mässiger Gestaltung  von  Baugelände  in  einem  überwiegend  un- 
bebauten Teile  des  ( iemeindogebietes  nach  endgültiger  Feststellung 
eines  Kluchtlinienplanes  die  rmlegung5)  (Vcrkoppelung,  Kon- 
solidation) von  Grundstücken  verschiedener  Eigentümer  (SS  -  1*) 
zwangsweise  verfilmt  und  zu  gleichem  Zweck,  sowie  behufs  Ver- 
besserung der  Verhältnisse  behauter  Teile  des  Gemeindegehietes.  das 

')  Gesetz  vom  1.  Juli  1858  und  15.  November  1867.  betreffend  die 
Zonenenteignung.  Erläuterung:  des  letzteren  Gesetzes  (cfr.  Annales  de 
travaux  publica  de  Bel-rique,  1867.  S  310).  Lavki.eyk,  ,.Expro- 
priation  par  zoueä".  18(53:  cfr.  auch  ...Moniteur  des  intereta 
materiels".  Bruxellew  1863  (Nu.  13  IG,  21.  23);  Böchakt,  „De  l'ex- 
propriatinn  par  zones",  1865;  Ci.ochcrk.  „Revision  de  loia  sur  l'expropriation". 
18*55;  Lai  kknt.  „De  l'expropriation  par  zonea",  Belirique  judiciaire.  t.  XXIV 
(1868),  S.  467  49(1;  Vorn  kon.  ..De  l'expropriation  par  zones  '.  Belgique 
judiciaire.  t.  XXIV.  S.  385  -389;  (>i.i\.  ..De  l'expropriation  par  zonea-.  1866; 
., Bulletin  communal  de  la  ville  de  Bruxelles".  1866  etc.,  S.  123 
bis  182:  Picaki».  ..Traite  general  de  l'expropriation  pour  utilite  publique"'. 
1875 — 1876;  ..l'undectes  belires-'.  t.  XXXXI  (1892).  „Expropriation 
par  zonea,  S.  226—647." 

,J)EnteignungageBetz  vom  25.  Juni  1865.  Art.  22.  —  „Kaccolta 
ufficiale  delle  leygi",  1865.  Xo.  2359:  Sabbatini.  „Legge  sulle  expro- 
priazioni  per  causa  utilitä  publica",  I.  1882,  II.  1887. 

3)  3Ikyx,  „Stadterweiternngec  etc.  -.  8.  48  ff. 

4)  Cfr.  „Entwurf  eines  Gesetzes  betr.  Stadterweiteruugen 
und  Zonenenteiirnungen".  Preuss.  Herrenbaus,  Drucksachen  No.  26, 
S.  1-10,  Session  1894. 

6)  Vvrirl.  auch  Sitbbkn  in  „Schriften  d.  V.  f.  Sozialp/,  1901  (95) 
S.  151  ff. 
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Hecht  der  Zonenenteignung  (Sj??  19-  ■  22)  verliehen  werden 
können  ($  1). 

Durch  ein  derartiges  oder  ähnliches  (besetz  würde  der  schäd- 
lichen Spekulation  mit  Bauplätzen,  die  oft  als  rGrundstückswucher- 
bezeichnet  werden  kann,  wie  gesagt,  zweifellos  entgegengewirkt 
werden  können,  und   die  Preise  der  Bauplätze  würden  sinken. 

Durch  Verbilliguug  der  Bauplätze  würde  es  auch  industriellen 
l'nternehmen.  die  sich  nicht  auf  ländlichem  Gebiet  befinden,  möglich 
werden,  ihre  Produkte  billiger  zu  stellen  und  dadurch  deren  Absatz- 
fähigkeit zu  erhöhen. 

Ks  würde  möglich  werden,')  geräumigere  Wohnungen  als 
bisher  und  insbesondere  Arbeiterwohnuugen  herzustellen,  weil  die 
Kommunen,  wenn  sie  in  dem  Besitz  der  Bauplätze  gelangt  sind, 
dieselben  zu  einem  massigen  Preise  wieder  abgeben  können. 

Eine  Gefahr  seitens  der  Gemeinden.  Bauspekulant  im  schlechten 
Sinne  zu  werden,  d.  h.  aus  egoistischen  Gründen  zur  Verteuerung 
der  Grundstücke  beizutragen,  dürfte  bei  richtiger  Zusammensetzung 
der  Stadtverwaltung  im  allgemeinen  nicht  zu  befürchten  sein.  Eine 
Entschädigung  an  die  betreffenden  Grundbesitzer,  deren  Besitz  dein 
l'mfangc  nach  durch  die  Anlage  von  Strassen  doch  oft  bedeutend 
geschmälert  wird,  erscheint  mir  erforderlich,  wenngleich  allerdings 
nicht  zu  Ubersehen  sein  dürfte,  dass  durch  Anlage  von  Strassen  die 
anliegenden  Grundstücke  im  allgemeinen  im  Werte  zu  steigen  pflegen. 

Nicht  allein  die  bemittelten,  sondern  auch  die  weniger  bemittelten 
Klassen  der  Bevölkerung  wollen  heute  besser  und  gesunder  wohnen 
als  früher,  und  man  wird  ihnen  das  Kecht  dazu  nicht  absprechen 
können,  ja  es  erscheint  im  Interesse  des  Staates  und  der  Kommunen, 
die  Besserung  der  Wohnungsverhältnisse  auf  alle  Art  anzustreben 
und  zu  unterstützen. 

Eine  Schwierigkeit  bei  der  städtischen  rmlegung  be- 
-tcht  in  der  Wertbestimmung,  da  die  neue  Verteilung  der  Grund- 
Stucke  ja  nicht  nach  dem  Flächeninhalte,  sondern  nach  dem  Werte 
der  bisher  besessenen  Gebiete  bewirkt  wird;  aber  wie  das  bei  der 
Durchführung  des  Gesetzes  Uber  die  Enteignung  vom  11.  Juni  1*74  8) 
möglich  ist,  so  wird  das  ja  auch  bei  dieser  Gelegenheit  nicht  un- 

V)  ..Stenographische  Bericbte  des  Deutschen  Herren- 
hause*", Session  1892/93,  S.  2224. 

2i  (  fr.  Skydei,,  „Das  Gesetz  über  die  Enteignung  von  Grundeigentum". 
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möglich  >ri ii :  und  es  inti.-s  auch  noch  besonders  hervorgehoben  werden, 
dass  jene  Wcrtbe^timinungeii.  die  bei  dein  Euteignungsgesetz  Platz 
gegriffen  bähen,  bisher  nicht  zu  erheblichen  Klagen  Veranlassung 
gegeben  haben. 

Damit  die  Auwendung  des  (ieset/.es  nicht  Uber  das  vorhandene 
Bedürfnis  ausgedehnt  wird,  bezieht  sich  der  Entwurf  nur  auf  Städte 
von  mehr  als  10 000  Seelen,  wogegen  es  lllr  andere  Gemeinden  und 
Stiidte  von  weniger  als  100O0  Seelen  einer  besonderen  Kabinets- 
ordre  bedarf,  um  die  Anwendung  des  Gesetzes  zu  ermöglichen. 

Die  zwangsweise  l'mlegung  beschränkt  sich  ferner  auf  be- 
stimmte, durch  projektierte  Strassen,  örtliche  Lage  und  durch  andere 
Krkennungsmerkmale  abgegrenzte  Gebietsteile. 

DieZoneuenteignung.  die  für  De  u  t  sc  hl  a  nd  etwas  Neues  bedeutet, 
ist  anderwärts  ursprünglich  aus  dem  Wunsche  entstanden,  in  alten, 
verbauten,  ungesunden  Stadtquartieren  durch  Enteignung  des  zur  An- 
lage von  neuen  Strassen  notwendigen  Terrains  und  zugleich  durch 
Enteignung  des  danebenliegenden  Baulandes  eine  rationelle  Bebauung 
ohne  unverhältnismässige  Kosten  bewirken  zu  können.  In  Deutseh- 
land soll  die  Zonenenteignung  nicht  allein  für  bebaute,  sondern  auch 
ftlr  unbebaute  Hegenden  rechtlich  Geltung  haben.  Ein  Schutz  der 
Interessenten  soll  dadurch  gewährt  werden,  dass  keine  Zonenenteig- 
nungen ohne  Genehmigung  des  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten 
und  des  Ministers  des  Innern  stattfinden  sollen,  und  ferner 
dadurch,  dass  die  Gesamtheit  der  beteiligten  Interessenten,  auch 
wenn  die  Zonenenteignung  genehmigt  ist,  das  Recht  hat.  die  Strasse 
selbst  durchzulegen, '  die  Grundstücke  selbst  umzulegen,  selbst  zu 
verkaufen  und  selbst  zu  bebauen.  So  können  die  Interessenten  also 
dei-  Gemeinde  die  Erledigung  der  Angelegenheit  aus  der  Hand  nehmen. 
Einen  solchen  Schutz  gewähren  die  Gesetzgebungen  der  anderen 
Länder  nicht. 

Wenn  durch  das  Gesetz  nach  dem  obigen  Plan  auch  vielleicht 
nur  zum  Teil  das  erstrebte  Ziel  erreicht  werden  würde,  so  sollte 
jedenfalls  in  der  Praxis  der  Versuch  nicht  gescheut  werden.1)*) 

')  Vergl.  auch  „Deutsche  Gemeinde-Zeitung",  Berlin  1893, 
S.  87.  213  u.  220;  cfr.  über  die  Entoignungsfrage  auch  z.B.  Mrieb.  „Das 
Kecht  der  Expropriation".  Leipzig  18K8,  §  7:  Lasallk,  „Das  System  der 
erworbenen  Rechte",  Bd.  I,  i»  87;  Grüxhut,  „Knteignungareeht",  Wien  1873: 
v.   Kohlaxi»,   „Theorie  und   Praxis  des  deutschen  Enteignungarechts", 
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Die  Ideen,  die  dem  ADicKEs'schen  Gesetzentwürfe  zu  Grunde 
lieget»,  haben  z.  T.  bereits  in  Wien  praktische  Durchführung  er- 
fahren. Dort  besteht  z.  B.  ein  Landesgesetz,  nach  welchem  kein 
Gesuch  auf  Genehmigung  eines  Neubaues  angenommen  wird,  ehe 
nachgewiesen  worden  ist,  dass  die  betreffende  Baustelle  eine  zweck- 
entsprechende Gestalt  hat  und  rechtwinklig  zur  Strasse  liegt.  In 
Baden  ist  der  AintKEs'sche  Gedanke  der  l'mlegung  nicht  zur  Aus- 
fuhrung gelangt,  wohl  aber  sein  Gedanke  der  Zonenenteignung.1) 

Der  ADRKKH'sche  Gesetzentwurf  durfte  als  ein  sehr  wichtiger, 
anerkennenswerter  Versuch  der  Erleichterung  der  Stadterweiterung 
und  der  Verbilligung  und  Verbesserung  der  Wohnverhältnisse  an- 
zusehen sein,  der  in  der  vorliegenden  oder  auch  in  mehr  oder 
weniger  modifizierter  Form  zur  Durchführung  gebracht  werden  sollte, 
auch  wenn  das  Rad  des  öffentlichen  Interesses  dabei  vernichtend 
über  das  Interesse  mancher  Privatpersonen  hinweggehen  sollte. 

Mit  Recht  sagt  Bikkmkk,  dass  in  der  Lex  Adickes  .ein  Uberaus 
wertvoller,  sozialpolitischer  Kern  stecke,  welcher  berufen  sei,  viel- 
leicht die  wesentlichste  Grundursache  der  heutigen  Wohnungsnot  zu 
beseitigen". 

Zur  Beseitigung  der  besonderen  Höhe  der  Mietpreise 
der  Wohnungen  in  allen  grossen  und  wachsenden  Stildteu  hat 
man  verschiedene  Mittel  angewandt,  wenn  auch  mit  verschiedenem 
Erfolge.  Die  städtischen  Gemeinden  sind  ersucht  worden,  Bau- 
plätze zu  kaufen  und  auf  denselben  insbesondere  für  Arbeiter 
billige  Wohnungen  zu  errichten,  aber  dieser  Gedanke  hat  bisher 
leider  keinen  grossen  Anklang  gefunden. 

Von  Einfluss  auf  die  Verbilligung  der  Wohnungen  für  arme 
Leute  in  London  ist  der  Ankauf  von  schlecht  erhaltenen  Häusern 
von  seiteu  verschiedener  Kapitalisten,  z.  B.  in  London,  auf  Ver- 
anlassung der  rühmlichst  bekannten  Octavia  Hill,  der  Bau  von 

Leipzig  1875;  Thikl,  „Expropriationsrecht  etc.",  Berlin  18B6;  Beseler, 
-Deutsche«  Privatrecht",  §  92;  Bluntsculi,   „Allgemeine  Staatelehre-.  • 
Stuttgart  1875,  S.  293  ff.  —  „Preussisches  Herrenhaus",  Session  1892, 93, 
Drucksache  No.  5,  Begründung  S.  10. 

2)  Cfr.  „Vossische  Zeitung"  vom  24.  Dezember  1894;  ferner 
„Die  Berliner  Vororte"  Baupolizeiorduung  vom  5.  Dezember  1892  und 
die  Lex  Adickes,  Berlin  1894,  S.  31. 

'»  Cfr.  „Soz.  Praxis",  1896,  S.  938. 
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(iebäuden  durch  Peahody  und  andere  Personen  gewesen.  Einerseits 
konnten  leicht  gute  Widmungen  verhältnismässig  recht  billig  her- 
gestellt und  vermietet  weiden  und  andererseits  hat  sich  jene  Kapital- 
anlage auch  gut  rentiert. 

Die  v«m  gemei  n  n  fit  z  i  g  en  Haugesellschaften  errichteten, 
billig  vermieteten  Häuser  sind  ihrem  Wesen  nach  natürlich  nur  in 
gewissem  Mal'se  dazu  geeignet,  die  Höhe  der  .Mietpreise  herab- 
zusetzen. Von  Fabrikbesitzern  ist  nur  ein  kleiner  Teil  in  der 
Lage,  den  bei  ihnen  beschäftigten  Arbeitern  gute,  billige  Woh- 
nungen zu  scharten.  Von  grösserem  Erfolge  sind  die  in  Eng- 
land öfters  durchgeführten  Vereinigungen  von  Spar-  und Hau- 
genossenschaften gewesen,  bei  welchen  die  Mitglieder  durch 
allmähliche  Amortisation  des  für  den  Hausbau  verwendeten  Spar- 
kassenkapitals  Eigentümer  weiden.  Eine  solche  Einrichtung:  kommt 
aber  nur  für  diejenigen  zur  Geltung,  welche  viele  Ersparnisse  zu 
machen  vermögen. 

4.  Haugenossenschaften1)  werden  wohl  gewöhnlich  eine 
leidliche,  wenn  auch  meist  nicht  fremde,  besonders  hohe  Verzinsung 
ihres  Kapitals  erzielen.  Solcher  Haugesellschaften  fribt  es  in  England, 
Frankreich.  Deutschland.  1 1  a  I  ien .  A  m  er  ika  und  Australien 
nicht  wenifr.  jedoch  haben  in  erster  Linie  die  beiden  ersten  Staaten 
und  Amerika  Erfolge  erzielt.  Das  erste  Heispiel  ftlr  gemein- 
ntltzifre  Haufresellschaften  hat  Mülhausen1!  schon  vor  ca.  4*»  Jahren, 
d.  h.  noch  unter  französischer  Herrschaft  gegeben. 

Nach  dem  Mlllhauseiier  Heispiel  entstanden  in  Deutschland 
in  den  letzten  Jahren  zahlreiche  fremeinnlltzifre  Vereine  und  (»e- 
sellschafteu.  Kolonien,  die  meist  aus  Einfamilienhäusern  mit  (iiirtehen 
bestehen.  Entschiedene  Erfolfre  hatte  dieses  System  in  Ansiedluiifreu 
mit  ländlichem  Charakter  in  der  Nähe  grösserer  Fabriken  ausserhalb 
der  (irossstädte  (»der  dort,  wo  man  fllr  schon  besser  gestellte  Familien 
baute,  weniger  bei  einer  mehr  städtischen  Arbciterbevölkerunfr. 

Das  Muster  fUr  ihr  Vorgehen  fanden  die  Haugenossenschafteu 
in  England.  Dort  haben  die  (Jenossenschaften  auch  nur  Einfamilien- 
häuser erbaut. 

In  Deutschland  errichten  einzelne  Haugenossenschaften  nur 
Mietswohnungen.    Die  Mehrzahl  der  Haugenossenschaften  errichtet 


')  (  fr.  Pfkikkkk,  ..Kienes  Heim  etc.-.  18%.  S.  llfi, 
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Häuser  und  zwar  Einfamilienhäuser  mit  dem  Zwecke,  sie  naeh  und 
nach  ins  Eigentum  der  Mieter  übergehen  zu  lassen. 

Ausgezeichnete  Erfolge  hatten  die  englischen  Baugenossen- 
schaften zu  verzeichnen,  insbesondere  die  Londoner. 

In  Amerika,  wo  der  Arbeiter  bekanntlich  relativ  sehr  gut 
bezahlt  wird,  haben  sich  die  Arbeiterbaugenossenschaften,  deren 
Häuser  im  Laufe  der  Zeit  ins  Eigentum  der  Arbeiter  Ubergehen,  gut 
bewahrt,  und  mit  Hilfe  derselben  sind  z.  B.  in  Philadelphia  von 
KOOOOO  Arbeitern  in  verhältnismässig  kurzer  Zeit  ca'.  50000  Haus- 
besitzer geworden.  Auch  in  Deutschland  hat  dieses  System 
Krfolg  gehabt. 

Baugesellschafteu  als  Aktiengesellschaften  etc.  hat 
man  auch  in  R  ussland  in  verschiedenen  Städten,  wie  z.  B.  St.  Beters- 
burg. Moskau.  Odessa.  Riga1)  und  Kiew. 

In  St.  Betersburg  bestehen  gegenwärtig  ca.  20  Institutionen, 
welche  den  städtischen  Armen  billige  Quartiere  gewähren.  In  Moskau 
werden  ca.  2673  Personen  unentgeltliche  Wohnungen  gewährt:  der 
Wert  der  betreffenden  Immobilien  beträgt  1  Million,  die  Ausgaben  für 
dieselben  95000  Rbl.  In  unentgeltlichen  und  billigen  Wohnungen 
werden  ca.  3920  Menschen  beherbergt;  der  Wert  der  betreffenden 
Immobilien  beläuft  sich  auf  2  Millionen,  die  Ausgaben  fllr  dieselben 
auf  125000  Rbl.  Für  eine  so  reiche  Sfcult  wie  Moskau  dürfte  die 
betreffende  Verpflegung  und  der  Wert  der  Immobilien  im  Vergleich  zu 
dem  in  London  Gebotenen  geringfügig  sein.  I'nter  Berücksichtigung 
der  Bevölkerungsverschiedenheit  in  Moskau  und  London  verhält 
sich  die  Zahl  der  in  Moskau  und  London  Versorgten  wie  1  :  10. 
Die  Werte  der  Immobilien  verhalten  sich  wie  1:6.  Seitens  einiger 
Mustermanufakturen  sind  in  St.  Betersburg.  Moskau  und  War- 
schau Normalarbeiterwohnungen  hergestellt  worden.1) 

')  Leider  prosperiert  diese  Gesellschaft,  die  vor  einigen  Jahren  ge- 
gründet wurde,  nebenbei  bemerkt,  bisher  nicht  gut.  Nach  dein  Rechen- 
schaftsberichte für  das  Jahr  1901  erwies  «ich  für  da*  abgelaufene  Geschäfts- 
jahr bloe«  ein  Reingewinn  von  12356  Rbl.  95  Kop..  der  zu  Abschreibungen 
und  z.  T.  auch  zum  Vortrag  auf  Rechnung  des  Jahres  1902  verwandt 
wurde.  Eine  Dividende  gelangte  nicht  zur  Auszahlung.   {(fr.  Rig.  Tagebl. 

Xo.  117  vom  ?5  ,Mai  1902.) 
t.  Juni 

*\  ("fr.  Swjäti.owsky,  ibid.  S.  61. 
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In  Fi n l;i ml  sind  in  einer  Reihe  von  Städten  Haugrs»'! Isohaften 
entstünden.  In  T a  wnstehus  wurde  eine  solche  Gesellschaft  im 
.lahre  l<S'.fJ  von  1K  Arheitern  und  Handwerkern  gebildet.  Das  Haus 
umfasste  11*  Wohnungen  mit  allem  Zubehör.  18  wurden  von  deu 
Teilnehmern  benutzt,  das  11».  vermietet.1) 

Die  in  Deutschland  zur  Entwiekclung  gelangten  Baugenossen- 
schaften sind  nach  dem  Muster  des  Kopenhagener  Arbeitervereins 
gebildet  worden.  Die  Mitgliedschaft  der  Genossenschaft  wird  durch 
die  Zahlung  eines  geringen  Kintrittsgeldes  und  Übernahme  der  Ver- 
pflichtung erworben,  in  kleinen,  dem  Einkommen  der  Arbeiter  ent- 
sprechenden  ratenweisen  Zahlungen  Geschäftsanteile  anzusammeln. 

Den  Haugenossenschaften  arbeiten  die  Konsumvereine 
in  die  Hände,  welche  den  Arheitern  Gelegenheit  geben,  ihren  Spar- 
sinn auszubilden,  kleine  Summen  zu  ersparen  und  nach  einigen 
Jahren  Mitglieder  von  Haugenossenschaften  zu  werden. 

Di»*  Bedeutung  von  Baugenossenschaften  ist  eine  doppelte  — 
eine  praktische  und  eine  moralische.  Die  erstere  besteht  in  der  Ver- 
sorgung ihrer  Mitglieder  mit  guten  Widmungen,  letztere  darin,  dass 
dieselbe  bei  Erfolgen  das  Zutrauen  der  Mitglieder  zur  eigenen  Kraft 
stärkt  und  hebt,  den  Ehrgeiz  der  niedriger  stehenden  Klassen  anspornt 
und  so  zur  Hebung  der  untern  Klassen  auch  indirekt  beitrügt. 

Erstrebt  werden  in  Deutschland  im  allgemeinen  gegen- 
wärtig weniger  zum  Erwerb  seitens  der  Arbeiter  dienende  Gebäude 
(wie  das  die  Building  societies  bezwecken),  sondern  grössere  Miet- 
häuser, die  immer  im  Eigentum  der  Genossenschaften  bleiben,  in 
denen  die  Genossen  aber  sicher  und  unkündbar  wie  in  ihren  eigenen 
Häusern  wohnen  sollen,  solange  sie  ihren  Verpflichtungen  den  Ge- 
nossenschaften gegenüber  nachkommen. 

.r».  Tu  einem  neueren  Werke-)  wird  im  allgemeinen  der  Ge- 
danke vertreten,  dass  es  gleichgültig  sei.  wer  den  Hau  v<Tn 
billigen  Wohnungen  unternimmt,  wenn  es  nur  Uberhaupt 
geschieht,  gut  und  praktisch  durchgeführt  ,und  in  gemeinnütziger 
Weise  verwaltet  wird.    Die  beste  und  natürlichste  Lösung  sei  die 

M  ("fr.  „Russischer  Reichtum",  Aug.  1897  (russisch),  Bowie 
„Notizblatt  der  Mosk.  Abteil,  d.  Kaiserl.  Russ.  Tee  hn.  Gosel  lsch.~, 
1N9H.  I — II. 

»l  I'fkiffer,  „Eigenes  Heim  und  billige  Wohnungen".  189fi,  8.  20  ff., 
ferner  8.  37  u.  39  ff. 


Gustav  Sodoffsky:  Zur  Darlegung  u.  Lösung  d.  Wohnungsfrage.  381 


Herstellung  guter  und  ausreichender  Widmungen  für  alle  Arbeiter 
durch  die  Arbeitgeber.  .  .  Beherbergungszwang  Hesse  sich  aber  nur  auf 
ständig  angestellte  Arbeiter  anwenden,  deshalb  könne  dadurch  die 
Wohnungsfrage  nicht  gelöst  werden.  Leichter  als  für  einen  Einzelnen 
oder  für  einen  Verein  sei  das  Eingreifen  durch  die  Gemeinde.  Ihr 
fehle  es  nicht  an  Personal,  das  die  technischen  und  wirtschaftlichen 
Kenntnisse  besitze,  um  den  Hau  von  Häusern  zu  leiten  und  deren 
Verwaltung  zu  besorgen.  Der  Gemeinde  stehen  meist  Grundstücke 
zur  Verfügung,  sie  könne  auch  leichter  als  ein  Privatmann  oder 
eine  Gesellschaft  die  erforderlichen  Terrains  erwerben.  J >io  Gemeinde 
könne  durch  Erlass  entsprechender  Bauvorschriften  den  Bau  kleinerer 
Häuser  erleichtern.  Die  Gemeinden  hätten  bisher  aber  nur  sehr 
wenig  in  dieser  Beziehung  geleistet. 

Vom  Staate  werde  die  Wohnungsfrage  nicht  zur  Zufriedenheit 
aller,  sondern  nur  schablonenhaft  gelöst  werden  können.  Aber  der 
Staat  könne  durch  überwachende  und  fürsorgende  Tätigkeit  in  der 
Wohnungsfrage  etwas  tun.  In  England  hat  der  Staat  bisher  seine 
Tätigkeit  darauf  beschränkt,  sehr  billiges  Geld  zum  Bau  von  Arbeiter- 
Widmungen  zur  Verfügung  zu  stellen.  In  Frankreich  ist  den 
hauenden  Gesellschaften  nicht  allein  billiges  Geld  zugewandt  worden, 
sondern  ein  rLoi  relative  aux  habitations  ouvrieres"  vom  30.  No- 
vember 1894  versucht,  den  Bau  billiger  Wohnungen  auch  durch  Er- 
leichterungen und  Vergünstigungen  zu  fördern.  Bei  Mietbeträgen 
bis  zu  einer  gewissen  Höhe  wird,  je  nach  der  verschiedenen  Grösse 
der  Gemeinden,  Steuerfreiheit  auf  fünf  Jahre  gewährt.  Es  findet 
eine  Befreiung  von  allen  zur  Erhebung  gelangenden  Gebühren  (taxes) 
statt.  Die  zur  Begründung  und  Auflösung  der  Gesellschaft  notwendigen 
Dokumente  sind  stempelfrei  und  gratis  auszufertigen  etc.  Für  ganz 
Frankreich  ist  eine  Zentralbehörde  (conseil  superieur)  für  den 
Bau  billiger  Wohnungen  eingesetzt  worden,  die  alle  auf  dieses  Ge- 
setz bezüglichen  Verordnungen  zu  erlassen  und  sich  mit  allen  ein- 
schlägigen Fragen  zu  befassen  hat;  ihr  haben  alle  lokalen  Gesell- 
schaften jährlicli  Bericht  zu  erstatten,  der  Conseil  hat  diese  Berichte 
zu  sammeln,  in  einer  Denkschrift  zu  veröffent liehen  etc. 

In  Deutschland  ist  gesetzgeberisch  bisher  auf  dem  Gebiet 
der  Wohnungsfrage  nur  wenig  geschehen.  In  Hessen  ist  am 
15.  März  18!>4  ein  Gesetz  bestätigt  worden,  durch  welches  gemein- 
nützige Gesellschaften,  welche  den  Bau  von  Wohnungen  für  I  n- 
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bemittelte  unternehmen,  von  der  Entrichtung  von  Gerichtsgebühren 
und  Stempel ti  bei  allen  Eintragungen  in  die  Handels-  und  Genossen- 
schaftsregister.  sowie  bei  Yerausserunpen  befreit  werden  sollen. 
Voraussetzung  für  die  Befreiung  ist.  dass  das  Zins-  und  Dividenden- 
ertiägnis  der  betreffenden  Gesellschaft  4  0  0  nicht  Ubersteigt. 

Für  eine  allgemeine  und  unifassende  Verbesserung  der 
Wohuungsvcrliältnisso  bleibt  man  grösstenteils  auf  Korporationen 
und  Yereine  angewiocn.  Neben  Haugenossenschaften  sind  gemein- 
nützige Vereine  und  Genossenschaften  zum  Hau  billiger  Wohnungen 
erwünscht.  Die  Mitwirkung  der  Aktiengesellschaften  erscheint  in 
der  Wohnungsfrage  nur  insofern  wünschenswert,  als  sie  die  Pro- 
duktion von  Wohnungen  wohl  vermehren  und  daher  den  Preis  der- 
selben ermässigen  wird:  aber  andererseits  wird  sie  als  Erwerbs- 
gesellschaft wohl  stets  den  höchsten  Gewinn  zu  erzielen  suchen. 

Sehr  günstig  hat  sich,  wenn  die  private  Hautätigkeit  nicht 
ausreichte,  die  Gewährung  vorübergehender  Unterkunft  an  Obdachlose. 
Errichtung  von  Barackenbauten  bei  starkem  Zudrang.  wie  in 
Wien  1*72  und  auch  schon  an  anderen  Orten,  also  das  Einschreiten 
des  Staates  und  der  Gemeinde  erwiesen. 

Hesonders  hervorgehoben  möge  hier  auch  noch  die  im  .lahre  lSlM) 
in  der  Stadt  Hern  gegründete  Wylerkolonie  werden.  Die  von 
der  Stadt  erbauten  Wohnungen  werden  vermietet  und  hierbei  be- 
sonders Mieter  mit  grosser  Familie  berücksichtigt.  Untermiete  ist 
nur  mit  Genehmigung  gestattet. 1 1 

Oer  Hau  von  Wohnungen  durch  Gemeinden.  Städte  und  Kreise 
Hau-  und  Sparvereine  mit  Staatshilfe  etc.  schreitet  immer  mehr 
»ort.  Für  Arbeiter  werden  auch  in  Petersburg  und  Moskau 
Hauten  durch  rnteruehmerge>ellschnftcn  ausgeführt,  und  zwar  sollen 
die  Quartiere  nach  bestimmter  Zeit  Eigentum  der  Mieter  werden 
Ebenfalls  den  Arbeitern   sollen  z.  H.  die   Massenquaitiere  in  den 

')  Herdt»  Ende  der  40er  Jahre  dieses  Jahrhundert«  entstand  in 
St.  Petersburg  eine  Aktiengesellschaft:  „Gesellschaft  zur  Verbesserung 
der  Wohnungen  der  Arbeiter  und  bedürftigen  Bevölkerung  in  St.  Peters- 
burg", die  der  ärmsten  Bevölkerung  uicht  teure  und  relativ  bequeme 
Wohnungen  bot.  Da»  Unternehmen  fand  in  Petersburg  und  Moskau 
Nachahmung.  Auch  bauten  Philantropen  unentgeltliche  Wohnungen  für 
unbemittelte,  alte  Leute.  In  den  baltischen  Städten,  z.  B.  auch  in 
Riga,  bestehen  seit  vielen  Jahren  Stifte,  die  gewissen  Personen  freie 
Wohnungen  gewähren. 
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Kowtonhäusern  in  London  dienen,  ja.  der  Hau  solcher  Gebäude 
wird  auch  für  New- York  geplant. 

Für  Deutschland  erstrebt  man  in  neuerer  Zeit  ein  Netz 
von  Wohlfahrtsveremen,  dene  nauch  der  Hau  von  Arbeiterwohnungen 
obliegen  soll.  Evangelische  Arbeitervereine  und  der  von  Pastor 
Boi>ki>chwinüh  geleitete  Verein  „Arbeiterheim"  befürworteten  diesen 
Plan  sehr  warm.  Für  jeden  Regierungsbezirk  und  für  jede  grössere 
Stadt  wäre  ein  solches  Wohlfahrtsamt  einzurichten  und  diese  Lokal- 
vereine sollten  unter  Kontrolle  und  Direktion  einer  grossen  Wohl- 
fahrt sst  eile  stehen.  Ob  ganz  unabhängige  und  aus  eigener  Ini- 
tiative hervorgegangene  Vereinigungen  vorzuziehen  seien,  erscheint 
zweifelhaft. 

(5.  In  England  wurde  bereits  im  Jahre  18Ö8  ein  Gesetz  erlasseu, 
wonach  der  Staat  verpflichtet  wurde,  Kommunalbehörden,  welche 
billige  Wohnungen  bauen  wollen,  Geld  zu  günstigen  Bedingungen 
zu  leihen.  In  den  Jahren  1880  und  1890  wurde  dies  Gesetz  zur 
Förderung  des  Baues  von  Arbeiterwohnungen  noch  erweitert.  Nicht 
nur  au  Gemeinden,  sondern  auch  an  Gesellschaften,  deren  Maximal- 
dividende  5  °/0  nicht  Ubersteigen  darf,  und  selbst  an  Privatunter- 
nehmer, die  sich  dazu  verpflichten,  gewisse  Grenzen  in  Bezug  aul 
Mietsätzc  einzuhalten,  werden  Darlehen  gewährt.  Bei  einer  Rtlck- 
zahlungsfrist  von  höchstens  20  Jaliren  wird  das  Darlehen  zu  31/*- 
bis  zu  30  Jahren  zu  31  4  und  bis  zu  40  Jahren  zu  3:,/8°/0  erteilt. 

In  Frankreich  bestimmt  ein  Gesetz  vom  30.  November  l«i»4, 
dass  sämtliche  Stiftungen  bis-  zu  V5  ihres  Stamm  Vermögens  zur 
Errichtung  billiger  Wohnungen  verwenden  und  als  Hypothek  auf 
derartige  Häuser  anlegen  dürfen.  In  gleicher  Weise  ist  es  den 
Sparkassen  gestattet,  1/5  ihrer  Reserven  anzulegen.  Auch  dürfen 
alle  Versicherungsgesellschaften  mit  den  Erbauern  oder  Erwerbern 
solcher  billigen  Häuser  Lebensversicherungen  absehliessen,  falls  die 
Käufer  mittelst  Annuitäten  den  Preis  ihrer  Häuser  abtragen  wollen. 
Die  Versicherungen  sind  dann  derart  abzuscbliessen,  dass  die  Ge- 
sellschaft bei  eintretendem  Todesfall  des  Käufers  die  Zahlung  der 
noch  nicht  entrichteten  Amortisationsraten  übernimmt.  In  Deutsch- 
land sind  bis  jetzt  weder  vom  Reich,  noch  von  den  Einzelstaaten 
direkte  Darlehen  zur  Erbauung  von  billigen  Wohnungen  gegeben. 
Von  den  Gemeinden  haben  nur  sehr  wenige  die  günstigen  Kredit- 
gelegenheiten, die  ihnen  zu  Gebote  stehen,  den  bauenden  Gesellschaften 


:;si 


Mitt»  i Juntr«'ii. 


\v«  niLr-t<  iin  tili-  einen  Teil  der  für  sie  erfonh  rüchen  Gelder  zu  gute 
kniiiiiHii  lassen.  Doch  könnte  durch  dies  Vorgehen  am  meisten  zur 
Föi  clt-fun (Irr  Kelormbewe^ung  beigetragen  werden.  Ks  wäre  sehr 
zu  wünschen,  das*  Staat  und  Gemeinden  betreffs  des  Baues  solcher 
Wohnungen  nielir  Entgegenkommen  als  Iiisher  zeigen.  Kinzelne 
Sparkassen  und  mehrere  Invalidität*-  und  Alfersvcrsicherungsanstalten 
halten  in  neuerer  Zeit  in  I >e u t se Ii I a nd  gemeinnützigen  Bau- 
gesellsrhaften  Kredit  zu  einem  bevorzugten  Zinsfusse  erteilt. 

pKKirnii 1 1  meint,  dass  von  Staat,  Gemeinden,  öffentlichen 
Kassen  und  zu  etwas  höherem  Zinssätze  hei  Hypotheken-  und  Ver- 
sicherungsbanken  ein  Teil  der  Baugelder  freien  Verpfändung  erlangt 
werden  könne.  Der  Best  aber  müsse  aus  den  Kreisen  der  Beteiligten 
seihst  oder  von  Freunden  des  Unternehmens  in  Form  von  Einlagen 
aufgebracht  werden.  Insbesondere  ( irossindustrielle  in  den  grösseren 
Städten,  die  nicht  selbst  Wohnungen  für  ihre  Arbeiter  bauen  können 
oder  wollen,  würden  sich  zumeist  gern  mit  grösseren  Summen  bei 
einer  gemeinnützigen  Baugesellschaft  beteiligen. 

In  Stuttgart  hat  der  r Verein  für  das  Wohl  der  arbeitenden 
Klassen"  durch  Aufruf  ohne  Schwierigkeiten  die  erforderlichen  Mittel 
erlangt.  Insbesondere  die  Alters-  und  Invaliditätsversicherungsanstalt, 
sowie  die  Sparkasse  haben  hohe  Summen  dargeliehen. 

7.  Was  die  Frage  anbelangt,  ob  die  billigen  Häuser,  die 
hergestellt  werden,  vermietet  oder  ins  Eigentum  ihrer  Bewohner 
übergehen  sollen,  so  ist  daran  wohl  nicht  zu  zweifeln,  dass  die  Wohl- 
tat besserer  Wohnnngsverhältnisse  erst  dann  zur  vollen  Geltung  kommt, 
wenn  es  auch  den  weniger  Bemittelten  ermöglicht  wird,  nach  und  nach 
ein  eigenes  Heim  zu  erwerben.  Besonders  in  grösseren  Städten 
wird  wohl  nur  ein  kleiner  Teil  der  Bewohner  so  glücklich  sein, 
dieses  Ziel  zu  erreichen:  aber  wenn  es  auch  nur  zunächst  einer  Elite 
gelingt,  so  wird  das  Beispiel  viele  andere  zur  Nachfolge  anspornen. 
Das  Einfamilienhaus  ist  natürlich  leichter  zu  erwerben,  als  ein  solches, 
das  mehrere  Wohnungen  enthält. 

8.  Die  Frage,  ob  Einfamilienhäuser  oder  Häuser,  die 
mehrere  Mieter  aufzunehmen  imstande  sind,  hergestellt  werden 
sollen,  ist  von  Ort  zu  Ort  verschieden  zu  beantworten.  Durch  Bau  von 
Häusern,  die  etwa  fünf  Wohnungen  oder  weniger  enthalten,  würde 

')  l'FKUTO.  „Eigenes  Heim  etc.",  S.  112  ff. 
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man  die  Nachteile  der  Mietkasernen  >v«»hl  z.  T.  vermeiden  können, 
und  solche  Wohnungen  würden  sich,  wenn  auch  nicht  in  den  grössten 
Städten,  in  noch  zugangiger  Nahe  von  Geschäftszentren  hillig 
herstellen  lassen. 

Hei  landhausmässiger  Behauung  mit  Veranden.  Haus- 
gürten etc.  niüssten  die  vielfach  besonders  in  Grossstädten  auftretenden 
Krankheitserscheinungen,  wie  Anämie,  Tuherkulose.  M  Rachitis  ab- 
nehmen. 

9.  An  Stelle  der  teuren  Kanalisation  würde  sich  die  Kin- 
ftlhrung  des  billigeren,  sogenannten  Heidelberger  Ton  neu  syst  eins 
empfehlen.2) 

10.  Einer  heutzutage  besonders  in  grösseren  aufblühenden 
Städten  leider  gar  zu  oft  wahrnehmbaren  Erscheinung,  durch  welche 
eine  grosse  Verteuerung  der  Wohnungen  herbeigeführt  wird  und 
gleichzeitig  gar  zu  häutig  die  Bauhandwerker  betrogen  werden, 
dem  sogenannten  „B  au  platz-  und  Bauschwindel-4,  müsste  aul 
gesetzgeberischem  Wege  möglichst  entgegengewirkt  werden.  Von 
bemittelten  Personen  werden  ganze  Grundkomplexe  angekauft,  letztere 
werden  darauf  parzelliert  und  zu  höheren  Preisen  an  Bauunternehmer, 
welche  oft  ganz  verkommene  Grundstückmakler  etc.  sind,  verkauft. 
l>abei  ist  es  den  Verkäufern  vielfach  einerlei,  ob  die  Käufer  bemittelt 
oder  weniger  bemittelt  sind,  da  die  Verkaufspreise  als  eiste  Hypo- 
theken auf  die  betreffenden  Grundstücke  eingetragen  werden.  Boden- 
flächen, die  noch  vor  wenigen  Jahrzehnten  landwirtschaftlichen 
Zwecken  dienten,  bedecken  sich  schnell  mit  Gebäuden,  und  die  zu- 
fälligen Besitzer  werden  über  Nacht  aus  wenig  bemittelten  Personen 
zu  Millionären.3)  Noch  unvergleichlich  höher  aber  steigt  der  Kaufpreis 
dadurch,  das*  etwa  der  Spekulant  A.  das  betreffende  Grundstück  an  den 

')  In  England  hat  man  eine  Sterblichkeit  an  Tuberkulose  von 
1,5:1000.  in  Russland  und  Österreich  von  3,5:1000.  In  Deutsch- 
land beträgt  die  Sterblichkeit  an  Tuberkulose  zwischen  1.5  und  3,5: 1000. 
Möller,  „Wohnungsnot  und  Grundrente"  in  „Conrads  Jahrbüchern'1,  1902, 
Heft  I,  S  36. 

*)  Möller,  o.  c,  Heft  I.  S.  37  ff. 

3,  C(r.  Freese,  „Das  Vorrecht  der  Bauhandwerker"  in  S.  hmoller  s 
..Jahrbuch  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft  im  deutschen 
Reich",  XVI.  Jahrgang,  1892,  S.  921.  Petersen,  „Entlarvung  des  höheren 
Bauschwindelsystems  oder  des  modernen  Raubrittertums  der  Jetztzeit. 
Eine  Grossatadt-Studie*',  Hamburg  1891. 
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S|M'kulantcii  B..  dieser  dann  an  C.  etc.  weiterverkauft,  und  je  grösser 
die  Zahl  letzterer  ist  oder  je  häutiger  jener  Besitzwechsel  stattfindet, 
um  so  höher  werden  in  der  Kegel  die  Preise  der  Verkaufsobjekte 
steigen. 

IMe  li;iiimiternchmcnd<>ii  Spekulanten  hesitzen  oft  kein  Ver- 
mögen und  müssen  zu  Bauzwecken  Held  von  Bauhanken,  Bankiers 
oder  Wucherern  aufnehmen,  die.  um  für  ihre  Ansprüche  gesichert 
zu  sein,  nur  Iiis  zu  einer  «gewissen  Höhe  des  Bauwertes  Kredit 
erteilen,  so  dass  der  Kot  den  Bauhandwerkern  zunächst  schuldig 
frehliehen  werden  muss.  l»ie-«e  letzteren  sind  dann  häutig  die  Be- 
trogenen, die  teilweise  oder  ganz  um  ihr  Held  kommen,  da  ihr  tat- 
sächlicher Schuldner,  der  manchmal  allerdings  etwas  hei  dem  Unter- 
nehmen ftlr  seine  Angehörigen  heiseite  gehracht  hat.  wie  gesagt, 
oft   kein  Vermögen  hesitzt.1) 

Vielfach  sind  hei  jenen  Hoschäften  so  viele  Mittelpersonen. 
Heldvormittler.  Makler  etc.  heteiligt.  dass  es  der  Justiz  ganz  un- 
möglich ist.  den  wahren  Schuldigen  zu  ermitteln  und  dem  ganzen 
Chaos  von  Betrügereien  auf  den  Hrund  zu  kommen.  -) 

Zum  Schutze  der  Bauhandwerker3)  wird  jetzt  von  verschiedeneu 
Seiten,  u.  a.  auch  von  Pkknki  ko.  die  Einführung  des  l'fandvorrechtes 
vorgeschlagen,  wenngleich  jenes  Prinzip  von  anderer  Seite  auch  auf 
Willerspruch  sti'.sst . 

')  ('fr.  PutMii  ko's  Art.  im  ,. Pionier".  1800,  No.  21,  S.  168. 

*)  „Peutsehc  Tischler-Zeitung",  1«W,  No.  2»,  II.  Beilage,  ibid. 

3)  Borr.iKR.  ..Per  Bauschw*indel  und  das  Pfandvorrecht  der  Bau- 
handwerker*', 1S**4.  In  seinem  Werke,  „Per  deutsche  Kapitalmarkt*', 
Leipzig  15MM,  untersucht  Eukkstaot  (Kapitalmarkt  und  Kapitalisierung 
des  Bodens.  T.  11)  n.  a.  auch  die  Bod<mverschuldung  Peutschlands.  ferner 
die  Krage,  welchem  Betrage  «ler  Bodenverschuldung,  Erhöhung  des  Boden- 
wertes mittelst  nützlicher  Aufwendungen  und  welchem  ohne  solche  Auf- 
wendungen allein  Preissteigerung  zu  Grunde  liegt.  Xach  dieser  Unter- 
scheidung schlagt  der  Verfasser  die  Anwendung  zweier  Hypothekenformen 
vor,  die  er  Meliorationshvpothek  und  einfache  Bodenschuld  nennt  (S.  271). 
Pie  Eintragung  der  Meliorationshvpothek  soll  nur  nach  der  durch  den 
Zweck  bedingten  Prüfung  erfolgen  und  den  Bodenschulden  im  Range 
vorangehen,  letztere  sollen  ihrem  Umfange  nach  unbeschränkter  bleiben. 
Als  Erfolg  erwartet  der  Verfasser:  Erleichterung  der  Kapitalbeschaffung 
für  Meliorationen  und  Verhütung  der  spekulativen  Verschuldung.  Ausser 
diesen  Wirkungen  der  von  ihm  vorgeschlagenen  Trennungen  dürfte  durch 
dieselben  erfreulichermafsen  wohl  auch  Schutz  der  Banhandwerker.  Material- 
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Um  möglichst  hohe  Verkaufspreise  von  Immohilien  zu  erzielen, 
sollen  in  Deutschland  z.  B.  die  Zinsfassionen  oft  zu  hoch  gestellt 
werden,  um  ein  besonders  günstiges  Bild  von  der  Bentahilitüt  der 
Gebäude  zu  entwerfen,  so  dass  unerfahrene  Kilufer  denn  auch  noch 
leicht  gar  zu  hoch  kaufen,  wodurch  denn  wieder  die  Tendenz  zur 
Steigerung'  der  Preise  der  Wohnungen  entsteht. 

11.  I>as  Gesetz  muss  die  Mieter  gegen  die  zu  grosse 
Höhe  des  von  ihnen  beanspruchten  Mietzinses  schützen.  Es 
bleibt  sonst  dem  Mieter  schliesslich  gewöhnlich  nur  die  Wahl,  ent- 
weder die  Miete  in  verlangter  Höhe  zu  zahlen  oder  seine  Mietabsicht 
fallen  zu  lassen.  Leider  ist  es  sehr  häutig  gerade  insbesondere  auch 
bei  gebildeten  aber  mittellosen,  namentlich  verheirateten  Personen1) 
ein  dringendes,  soziales  und  hygienisches  Erfordernis,  welches  sie 
zur  Miethe  teuerer  Wohnungen  veranlasst. 

Gerade  diese  Klassen  sind  in  Bezug  auf  Wohnungen  oft  in 
sehr  schwieriger  Lage,  denn  sie  müssen  sich  auch  durch  dieselben 
von  niedrigeren  Klassen  unterscheiden. 

Haben  solche  Personen  Wohnungen  gefunden,  die  ihren  Be- 
dürfnissen entsprechen,  so  werden  sie  sehr  oft  durch  Mieterhöhungen 
in  förmliche  Notlagen  versetzt.  Der  Vermieter  zwingt  sie  dazu, 
entweder  schlechtere  Wohnungen  zu  nehmen  oder  aber  die  Mittel 
zu  reduzieren,  die  sie  zum  Lebensunterhalt  brauchen,  oder  einen  Teil 
der  Wohnungen,  was  sehr  häutig  geschieht,  weiter  zu  vermieten.*) 

licferanten  etc.  bewirkt  werden.  Abnahme  der  Bodenverschuldung  erscheint 
gewiss  sehr  erwünscht,  und  sollte  letztere  wirklich  abnehmen,  so  würde 
wohl  auch  die  Möglichkeit  entstehen,  dass  auch  z.  T.  die  Preise  der 
Häuser  sinken  und  mit  denselben  die  Wohnungsprei«e.  ('fr.  auch  Lf.HK 
und  Fuchs,  o.  c.  S.  839.    Siehe  auch  $  (ÜH  des  deutschen  B.  G-.B. 

')  Gerade  den  Wohnungsbedürfnissen  dieser  Klassen  sollte  mehr 
Aufmerksamkeit  als  bisher  zugewandt  werden.  Der  Wohnungsfrage  der 
arbeitenden  Klassen  hat  sich  der  Staat  und  die  Gesellschaft  schon  fa*t 
fiberall  mehr  oder  weniger  zugewandt, 

*)  Bisher  gibt  es  etwa  im  russischen  Reichsgesetz  noch  keine 
entsprechenden  Bestimmungen,  durch  welche  wucherisches  Verhalten  der 
Vermieter  reprimiert  oder  bestraft  würde.  Alter  Bestimmungen  wären  in 
dieser  Beziehung  wohl  sehr  erwünscht.  Anhaltspunkte  dürfte  vielleicht 
das  deutsche  Kriininalrecht  (Wuchergesetz  vom  19.  Juni  1893)  geben, 
das  u.  a.  sagt:  ..Wer  gewerb»-  oder  gewohnheitsmiissig.  unter  Ausbeutung 
der  Notlage  .  .  .  eines  anderen  sich  oder  einen  Dritten  Vennögcnsvorteilc 
versprechen  oder  gewähren  lässt,  welche  den  Wert  der  Leistung  derart 

2fi* 
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(ioetzliehc  Hcstiininiingen  etwa  derart,  dass  der  Mietzins  dein  ge- 
i  ii«  -  j  1 1«  -  Ii  Werte  des  Mietlokals,  d.  Ii  dem  Nutzen,  den  es  jedem 
Inhaber  ohne  Kück>i<  ht  auf"  seine  individuellen  Verhältnisse  gewähren 
könnte,  möglichst  entsprechen  iiiUsm'. ')  wären  recht  erwünscht. 

Auch  mü»te  dein  M iittr  das  Hecht  zustehen,  während  der 
Heu utzung  der  Mieträunie  stets  die  Herabsetzung  des  Mietzinses  zu 
beanspruchen,  wenn  er  den  gemeinen  Wert  erheldieh  übersteigt. 

Die  Ec-tstellung  des  gemeinen  Wertes  dürfte  nun  allerdings 
M.'hr  schwierig  sein,  wäre  aber  vielleicht  durch  spezielle  (ierichte, 
die  z  T.  aus  Hausbesitzern  höherer  Hildung  und  ferner  aus  Archi- 
tektin oder  Hauverständigen  unter  Vorsitz  eines  Juristen  zu  bestehen 
hätten,  doch  wohl  vielleicht  durchführbar.  Hei  der  grossen  Hedeutung 
der  Wohnungsprei>c  für  die  Vei  teuerung  des  städtischen  Lebens  etc. 
dürften  Versuche  zur  Lösung  der  Frage  wohl  nicht  gescheut  werden. 

12.  Durch  die  liest  altung  der  Hesteuerung.  insbesondere 
der  Kommuiialbcsteuerung.  kann  eine  (iemeinde  den  Hau  kleiner  Woh- 
nungen begünstigen.  An  Stelle  von  (irund-  und  (iebäudesteuern  wird 
neuerdings  in  Deutschland  eine  abgestufte  Hesteuerung  der  (irund- 
stücke  und  (iebäude  nach  dem  gemeinen  Werte  derselben  empfohlen. 
Auch  die  Einführung  einer  Wertzuwachssteuer  wird  in  Vorschlag 
gebracht.2) 

Letztere  Steuer  erscheint  berechtigt,  denn  der  Wertzuwachs 
hat  gewöhnlich  durch  die  Aufwendungen  der  (iemeinde  fast  ohne 
Zutun  der  Iinmobilienbesitzcr  stattgefunden. s)  Zur  Krhehung  dieser 
Abgabe  sollte  zuuäehst  durch  eine  allgemeine  Einschätzung  der  be- 
stehenden (iebäude  deren  gemeiner  Wert.  d.  h.  derjenige,  zu  welchem 
dieselben  zur  Zeit  der  Einschätzung  leicht  Käufer  finden  würden, 
festgestellt  werden,  und  wenn  ein  Verkauf  stattgefunden  hat,  dann 
sollte  (bei  Herücksu  htigung  etwaiger  inzwischen  durch  den  Eigen- 
tümer vorgenommener  Meliorationen  derselben,  die  ja  auch  den  Wert 

übersteigen,  dass  nach  den  daständen  des  Falles  die  Vermögensvorteile 
in  auffälligem  Mißverhältnis  zu  der  Leistung  stehen,  wird  .  .  .  mit  ticld- 
oder  (iefaiignisstrafe  belegt".    Siehe  auch  5}  138.  Abs.  2,  B.  (i.-B. 

>)  ('fr.  auch  ..Kig.  Tagebl."  1897  sowie  1898,  No.  3K. 

-)  ('fr.  Sri  \wv\  in  .  Schrift,  d.  V   f.  S.",  1901  (95.1  S.  146  ff. 

3)  ('fr.  über  diese  Steuer  m.  Arbeit:  „Zur  Frage  der  Besteuerung 
<ler  Immobilien  und  (iebäude  vom  Staudpunkte  der  polit.  Ökou.  uud  der 
FinanzwUsenschaff  (Einleitung  in  das  Studium  der  Immobilien-  und  (je- 
bäudebesteuerung).  St.  IVtcrsburg  liHH  (russisch),  S.  49  f. 


Digitized  by  Google 


Gustav  Sohofkskx:  Zur  Darlegung  u.  Lösung  d.  Wohnungsfrage.  HS9 

der  betreffenden  Immobilien  zu  erhöhen  vermögen)  je  nach  der  statt- 
gefundeneu proportionellen  Werterhöhung  ein  geringerer  oder  grösserer, 
dabei  aber  immer  bedeutender  Teil  des  Wertzuwachses  als  unver- 
dienter Konjunkturgewinn  dureh  die  Abgabe  zu  Gunsten  der  Gemcinde- 
kassen  erhoben  werden.  Niehl  tatsächlich  realisierten  Wertzuwachs 
mit  Abgraben  zu  belegen,  würde  wenigstens  im  Prinzip  nicht  zu  em- 
pfehlen sein  und  willkürlich  erscheinen. 

Das  österreichische  Gesetz  vom  9.  Februar  1*92,  be- 
treffend Begünstigungen  für  Neubauten  mit  Albeiter- 
wohnungen, soll  einerseits  die  Haulust  anregen,  andererseits  die 
Mietpreise  herabdrücken  und  ähnelt  dem  belgischen  Gesetz  vom 
9.  August  1889,  welches  aber  in  den  Steuerbefreiungen  noch  weitergeht. 

Der  jährliche  Mietzins  für  1  qm  bewohnbaren  Kauines  darf 
nach  §  5  des  Gesetzes  im  Maximum  betragen: 

a)  in  Wien  1  fl.  75  kr.  ö.  W., 

h)  in  Orten  mit  mehr  als  10000  Einwohnern  1  fl.  15  kr.  ö.  \\\, 
c)  in  allen  anderen  Orten  80  kr.  ö.  W. 

Die  Bestimmung  eines  Maximalwertbetrages  war  in  Anbetracht 
der  verbreiteten  Ausnutzung  der  Arbeiter  durch  die  Erbauer  von 
Arbeiterwohnungen  und  zur  Ermöglichung  einer  dem  Arbeiterlohn 
entsprechenden  Mietzahlung  notwendig. 

Die  Steuerbefreiung  (t?  1)  tritt  nur  in  jenen  Königreichen  und 
Ländern  in  Kraft,  in  welchen  Neubauten  mit  Arbeiterwohnungen 
durch  das  Landgesetzbuch  auch  die  Befreiung  von  allen  Landes-  und 
Bezirkszuschlägen,  sowie  eine  Ermässigung  der  Gemeindezuschläge 
zu  den  Staatssteuern  für  die  ganze  Dauer  der  staatlichen  Steuer- 
befreiung gewährt  wird.  Die  Steuerfreiheit  dauert  24  Jahre  von  der 
Vollendung  des  Gebäudes  gerechnet  (t?  2)  und  wird  nicht  Gebäuden 
gewährt,  deren  Fussboden  unter  der  Strassenoberfläche  liegt 
Der  bewohnbare  Kaum  einer  einzelnen  Wohnung  darf,  wenn  dieselbe 
nur  ein  einziges  Gelass  enthält,  nicht  weniger  als  15  und  nicht  mehr 
als  30  qm,  bei  Wohnungen,  die  aus  mehreren  Käumen  bestehen,  nicht 
weniger  als  40  und  nicht  mehr  als  75  qm  betragen  4 ).  Letztere 
Bestimmung  erscheint  nicht  erforderlich,  jedoch  kann  von  derselben, 
sowie  Uberhaupt  von  jenen  Bestimmungen  in  SS  3  und  4  ganz  und  teil- 
weise Abstand  genommen  werden,  wenn  der  zweckentsprechende  und 
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gegen  wältige  Charakter  «Irr  Hnuerrichtungin  in  anderer  Weise 
sirln  r<r»  st»  I It  ist .') 

Die  teilweise  l!  e  sc  Ii  i  ;i  n  k  u  n  g  der  vo]  1  en  livf  r  ied  i  g  u  n  g 
des  Wohnungsbcdü  i  l'nisses  durch  Erhebung  von  Imnndnlinr-. 
Gebäude-  und  Miet>t«urrn  führt  ein  solclns  Heer  von  moralischen  und 
sanitären  Missständen  im  Grfulgo.  dass  man  sich  u.  a.  unwillkürlich 
die  Frage  vorhat,  warum  der  Staat  und  die  Gemeinden  nicht  lieber 
darauf  bi  daeht  sind,  ihre  Mittel  wenigstens  teilweise  aus  andern 
g«>eignctor«-n  Quellen  zu  sehr.pfen.  Sollte  sich  der  Krtragsausfall,  der 
durch  eventuell«-  lbseitigung  der  ( icbäudebesteuerung  entstehen  würde. 
ni«'ht  durch  Erhöhung  der  Abgab«-n  von  schädlichen  «jder  jedenfalls 
relativ  schädlichen,  «hilu-i  ungeheuer  verbreiteten  Luxusgenüssen, 
wie  diejenipn  des  Alkohols,  Kaffees.  Thees  und  Tabaks,-) 

')  „Finanzarchiv",  IX.  .lahriraiiir,  S.  2<il  ff.  und  Gkoss,  „Das 
Gesetz,  betreffend  B<  ^iin^t itrunimi  für  Neubauten  mit  Arbeiterwohnungen" 
in  der  „Zeitschrift  für  Volkswirtschaft.  Sozialpolitik  mid  Vor. 
waltung",  Wien  18(»2.  S.  279  ff. 

-)  Es  ist  bisher  noch  gar  nicht  genügend  erforscht,  in  welchem 
Mafse  «1er  regelmässige  Genus»  jener  Reizmittel  nicht  schädigend  auf  die 
Gesundheit  einwirkt,  inwieweit  die  Legion  der  verbreiteten  Nervenübel 
und  anderen  Leiden  nicht  auf  den  Konsum  jener  Stoffe  zurückzuführen 
sei.  Die  Einschränkung  des  Gebrauch«**  eines  so  notorischen  Giftes  wie 
des  Alkohols  erscheint  ganz  besonders  erwünscht,  wenn  auch  gewiss  Land- 
wirtschaft. Handel  und  Staatseinnahmen  wenigstens  zunächst  darunter 
leiden  konnten  Alkoholg.nuss  zieht  ein  Heer  von  schlechten  Folgen 
nach  sich  un«l  führt  vielfach  zu  Trunksucht.  Durch  Trunksucht  aber,  die, 
wie  es  mir  ihrem  Wesen  nach  erscheint,  nur  durch  völlige  Abstinenz  zu 
heilen  ist.  verbreitet  sich  Pauperismus.  Proletariat  und  dadurch  wieder 
Sozialdemokratie  etc. 

Ausser  zu  chemischen  und  eventuell  medizinischen  (?)  Zwecken  lässt 
Bich  auch  kaum  ein  Fall  denken,  wo  Alkoholgenuss  durchaus  nötig  wäre. 
Nansen  nahm  nicht  einmal  auf  seiner  Nordpolexpedition  Alkohol  zu 
Trinkzwecken  mit.  Arbeiter  und  dergl.  können  bei  kräftigen  warmen 
Speisen  ohne  Alkohol  auskommen.  Der  völlig  ungenügend  ernährte  Or- 
ganismus der  schlecht  gestellten  Klassen  mag  allerdings  manchmal  das 
Bedürfnis  haben,  sich  durch  Alkoholgenuss  die  notwendige  Körperwärme 
zu  schaffen,  «loch  kann  letztere  ja  auch  auf  andere  Weise  erzielt  werden. 
Nur  unter  ganz  besonderen  Verhältnissen  lässt  sieh  der  Alkoholgeuuss 
vielleicht  nicht  vermeiden.  Z  15.  wird  Küstenlischern  oder  Personen,  die 
in  offenen,  nicht  sehr  grossen  Hüten  vielleicht  einige  Tage  lang  andauernde 
Fahrten  auf  dein  Meere  unternehmen  müssen  und  in  ihren  Böten  kein  Feuer 
anmachen  oder  sich  auf  andere  Weise  erwärmende  Speisen  oder  Getränke 
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durch  die  höhere  Besteuerung  von  Bedienten.  Luxustieren1') 
(insbesondere  Luxuspferden.  Hunden.  Vögeln  etc.).  Equi- 
pagen. Böten.  Velozipeden,  musikalischen  Instrumenten.-*) 
Billards,  Kegelbahnen,  Spielkarten,  öffentlichen  Hüllen 
und  Vergnügungen,  VergnUgungslokalen.  Mitgliedschaft 
geselliger  Vereine  etc.  decken  lassen? 


schaffen  können,  wohl  manchmal  kein  anderes  Mittel  übrig  bleiben,  als 
sich  durch  Alkohol  zu  erwärnieu. 

\)  Bekannt  ist  z.  B.  wohl  auch  die  Abtrahe  von  Nachtigallen, 
die  in  Bremen  erhoben  wird  (cfr.  darüber  ..Gesetzblatt  der  freien  Hansa- 
Hta.lt  Bremen",  185)2.  No.  12,  S.  72,  VIII.  §  58). 

Eh  wäre  vielleicht  nicht  unlohnend,  auch  Katzen  zu  besteuern, 
wie  dies  schon  wiederholt  z.  B.  in  England,  Deutschland,  der 
Schweiz  und  anderwärts  proponiert  wurde.  Die  Katze  ist  vielleicht 
ein  eher  durch  Zerstörung  vou  Vogelbruten  schädliches,  als  durch  Fang 
und  Vertreibung  von  Mäusen  und  Batten  nützliches  Tier.  Der  Fang  von 
Mäusen  und  Ratten  dürfte  sich  weit  sicherer  durch  Fallen  bewerkstelligen 
lassen.  Die  verschiedenartigen  Belästigungen  des  Publikums  durch  Katzen 
sind  bekannt,  auch  erscheinen  Katzen  nächst  den  Hunden  nicht  selten  als 
Träger  und  Verbreiter  der  Tollwut.  In  St.  Petersburg  z.  B.,  wo  es 
Sitte  zu  sein  scheint,  dass  in  den  meisten  Wohnungen  Katzen  gehalten 
werden,  hat  man  vielfach  geradezu  unter  einer  „Katzenplage  '  zu  leiden. 
Die  Unsiiuberkeit  dieser  Tiere  macht  sich  in  den  Wohnungen,  auf  den 
Treppen,  Korridoren  und  Höfen  sehr  oft  geltend.  Auch  allerband  andere 
Gründe  wären  gegen  das  Katzenhalteu  (auch  gegen  das  Hundehalten)  an- 
zuführen, z.  B  die  häufig  durch  dieselben  gestörte  Ruhe.  Das  (iebahren 
der  Katzen  und  auch  der  Hunde  erscheint  oft  vom  sittlichen  Standpunkte 
aus  geradezu  schädlich.  Auch  das  ästhetische  Gefühl  wird  durch  diese 
Tiere  oft  verletzt.  Häutig  kann  man  halb  verwilderte  Katzen  be- 
obachten, z.  B.  in  kleineren  Ortschaften,  Vororten  etc.  Dieselben  werden 
der  Vogelwelt  oft  sehr  gefährlich.  In  St.  Petersburg  zählte  ich  in 
einem  HjuiBe  ca.  50  Katzen.  In  manchen  Haushaltungen  wurden  mehrere 
gehalten.  Seitens  der  Hausbesitzer  sollte  das  Halten  von  Katzen  und 
Hunden  möglichst  verboten  werden.  Eine  städtische  Steuer  von  ca.  1, 
3  oder  mehr  Rubel  pro  Katze  (etwa  in  verschiedener  Höhe  je  nach  den 
Ortschaften  und  mit  Progression  beim  Halten  mehrerer  Katzen)  würde 
ich  für  ganz  empfehlenswert  halten,  z.  B.  auch  für  Kussland.  Die 
Katzen  müssten  mit  Steuermarken  versehene  Halsbänder  tragen  und  die- 
jenigen Tiere,  für  welche  die  Steuer  nicht  entrichtet  wird,  resp.  die  den 
Vorschriften  der  Steuerbehörde  nicht  genügen,  mit  gewissen  Fangapparaten 
einirefangen  und  nach  Ablauf  einer  gewissen  Frist  getötet  werden. 

Die  vielfachen  Belästigungen  und  Schädigungen  durch  Hunde  und 
die  tn-osse  sanitäre  Gefahr  seitens  derselben  lässt  eine  Einschränkung  des 
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Selbstverständlich  werden  sich  etwa  durch  Hest*itig:uiiK'  der 
Mict-  und  Oehäudrsteuern  dir  Wohnungs  Verhältnisse  in  nur  geringem 
Malst-  bessern  lassen. 

LI.  Kine  Besteuerung  der  liaumnteri.il  ien .  wie  sie 
für  1* reu* sen  empfohlen  wurde.1»  erscheint  mir  dunhaus  nicht 
ei streb, -nswert.  Ist  v..n  <>ctroi>.  die  u.  a.  auch  Baumaterialien 
belasten,  zwar  bekannt,  das*  sie  «dt  grosse  Krträge  gewähren,  so 
kann  man  in  Bezug  auf  dieselben  doch  nicht  in  Anrede  stellen,  dass 
sie  eine  ungleiche  H.  I:»<tuii*r  von  Stadt  und  Land  hewirken. 

I  hi  r  die  Besteuerung  der  Baumaterialien  ist  wohl  mit  Hecht 
gesagt  worden.-»  das*  durch  eine  solche  die  Preise  der  schon  l>e- 
stehenden  Mauser  und  Wohnungen  entsprechend  verteuert  und  die 
Wohnungsnot  gesteigert  werden  könne. 

Wird  sie  zur  Zeit  einer  Wohnungsüberproduktiun  eingeführt. 
Mi  werden  die  Krträge  der  Krhauer  resp.  Besitzer  von  Häusern  oft 
geschmälert  weiden,  während  hei  Wohnungsmangel  wohl  meist  die 
Mieter  die  Steuer  zu  entrichten  haben  werden.  Je  nach  der  ver- 
schiedenen Höhe  der  Steuer  wird  sie  schwächer  oder  stärker 
empfunden  werden. 

14.  Auf  dem  Lande  ist  die  Wohnungs-  resp.  Mietfrage 
von  relativ  geringerer  Bedeutung  als  in  der  Stadt. 

Hundehaltens  durch  nicht  niedrig»-  Besteuerung  und  andere  Massnahmen 
sehr  erwünscht  erscheinen.  In  Städten  und  Ortschaften,  wo  solide  Bauten. 
Ordnung  und  guter  polizeilicher  Schutz  bestehen,  sind  Hunde  auch  im 
allgemeinen  zur  Verhinderung  von  Diebstählen  gar  nicht  von  grosser  Be- 
deutung. Die  Bewachung  durch  zuverlässige  Wächter  dürfte  im  allgemeinen 
den  Vorzug  verdienen,  de  rücksichtsloser  man  gegen  den  Hunde-  und 
Katzenunfug  vorgeht,  desto  rücksichtsvoller  ist  man  gegen  die  Menschen! 
((  fr.  auch  meine  Arbeit  über  die  russische  Hundesteuer  im  Finanz- 
archiv  1901,  11.) 

*)  Durch  diese  Besteuerung  würde  gleichzeitig  der  Nebenzweck 
erreicht,  dass  die  Klavierspiel-  oder  ähnliche  Plagen  zum  Nutzen 
und  Frommen  mit  wichtigeren  Dingen  beschäftigter  Personen  bei  der 
gegenwärtig  ho  grossen  Verbreitung  undicht  gebauter  Häuser  etwas  ein- 
geschränkt werden  würde,  (('fr.  über  die  Aufwandbesteuerung  auch 
Biunsky.  ,.Pie  Luxussteuern"  etc..  1875.  und  Kato.  ,.Die  Wohnung»-  und 
Luxussteuern'-  etc.,  Halle,  !8!»f>,  S.  74  ff  > 

]l  Akickks  in  „Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswissenschaff'.  1894. 
Heft  III,  S.  424. 

-I  Hüschkk.  ..Kinanzwissenscbait".  g  Kit).  A  9. 
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Wenigstens  insofern,  als  es  sich  um  Fixierung  der  Mietpreise 
handelt,  ist  eine  eventuelle  Kontrolle  und  Hilfe  seitens  des  Staates 
resp.  der  Städte  im  allgemeinen  weniger  erforderlich  als  in  Städten. 

Bloss  Wohnungszwecken  dienende  Gebäude  sind  auf  dem 
Lande  selten  anzutreffen.  Wegen  nicht  vorhandener  oder  geringer 
Konkurrenz  der  Mieter  sind  den  Preisen  gewöhnlich  auch  enge 
Grenzen  gesteckt. 

Wo  auf  dem  Lande  hautig  Vermietungen  vorkommen  sollten 
(etwa  an  Arbeiter  oder  dergl.),  wären  staatliche  resp.  kommunale 
Schutz-  und  Kontrollmassregeln  selbstredend  auch  erwünscht.  Dies 
gilt  auch  z.  B.  in  Deutschland  besonders  für  die  sogenannten 
l'seudolandgemeinden.  die  tatsächlich  nichts  anderes  als  Arbeiter- 
vororte grosser  Städte  sind,  und  wo  die  strengeren  Wohnungs- 
vorschriften der  grosseren  Städte  keine  Gültigkeit  haben.  M*) 

Was  sanitäre  Bedingungen  anbelangt,  so  wäre  Kontrolle  etwa 
durch  technisch  und  hygienisch  gebildete  Wohnungsinspektoren,  sowie 
insbesondere  auch  Sanierung  durch  den  Staat  resp.  die  Gemeinde 
auch  auf  dem  Lande  sehr  erwünscht,  und  auch  dort  ist  oft  für  die 
Trennung  der  Geschlechter  zu  sorgen. 

Die  Wohnungsfrage  ist  eine  der  allerwichtigsten  und  aller- 
koinpliziertesten  Fragen. 

Allein  durch  Selbsthilfe  und  philantropische  Bemühungen 
einzelner  Personen,  Gesellschaften  und  Stiftungen  (wie  das 
etwa  in  England.  Deutschland,  Frankreich.  Schweiz  und 
Dänemark  versucht  wurde)  wird  sich  dieselbe  leider  nicht  lösen 
hissen. 

Der  Staat  könnte  z.  B.  durch  eine  streng  kontrollierte,  etwa 
Minimalforderungen  enthaltende  Wohnungsgesetzgebung,  die  das  Bau- 

')  Cfr.  auch  Reinckk  in  „Schriften  d.  V.  f.  Sozialp.",  1901  (95i  S.  lfi. 

a)  Die  WohnungsverhältnisBe  in  den  Vororten,  besonder«  auch  grosser 
Städte,  bedürfen  m.  E.  auch  «ehr  der  Kontrolle.  In  der  Nähe  von  St.  Peters- 
burg z.  B.  werden  ursprünglich  nur  für  den  Sommeraufenthalt  benutzte 
Villen  auch  vielfach  während  des  strengen  laugen  nordischen]  Winter« 
benutzt,  was  bei  den  wenigen  schlechten  Öfen,  welche  dieselben  enthalten, 
uud  den  sehr  kalten  Fnssböden  und  Wänden  gesundheitlich  sehr  schädlich 
i*t.  So  z.  B.  auf  der  Insel  Krestowsky.  Hier  sind  dann  auch  beständig 
Husten.  Schnupfen.  Halskrankheiten  etc.  verbreitet.  Der  Gnind  und  Boden  soll 
hier  früher  auf  60—70,  gegenwärtig  aber  nur  auf  ca.  35  Jahre  verpachtet 
werden.  Es  versuchen  die  Hausbesitzer  daher,  ihre  Kapitalien  jetzt  in 
dieser  kürzeren  Zeit  mit  möglichstem  Gewinn  herauszuziehen. 
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Wesen,  die  Zwangstnteignung,  die  sanitären  Verhältnisse,  die  Be- 
nutzung der  Wohnungen,  die  Nachtruhe,  die  Mietkontrakte,  die 
Mietpreise.1)  das  Weitervermieten  etc.  regelt,  die  Wohnunp-sverhilltnisse 
günstig  beeinflussen,  ferner  durcb  Krmässig-ung  resp.  Beseitigung 
von  (iebühren  den  Ankauf  von  (iebüuden  erleichtern  und  durch 
etwa  temporären  oder  beständigen  Steuereriass  den  Hau  von  (ie- 
liäuden  mit  kleinen  Wohnungen  fördern. 

Der  Staat  kann  auch  durch  Erteilung  von  Subsidieu.  niedrig 
verzinsliches  und  unverzinsliches  Darlehen  an  Ballgesellschaften  und 
Korporationen  den  Hau  von  (iebäuden  und  Wohnungen  für  Arbeiter 
und  Bedürftige  unterstützen.  Auch  durch  den  Hau  von  Häusern 
Hlr  Arbeiter  und  Heumte  hat  derselbe  die  Wohnungsvorhältnisse 
bereits  vielfach  günstig  beeinflusst.  Sehr  wichtig  erscheint  es  auch, 
die  Frage  der  Mietkontrakte  gewissenhaft  zu  regeln.  Etwa  bei 
polizeilich  konstatierter  (iefahr  einer  Wohnung  ftlr  die  Uesundheit 
der  Bewohner  (entstanden  durch  Verwahrlosung  oder  Verschulden 
der  Hauseigentümer)  sollte  das  Hecht  bestehen,  diesellie  ohne  Ent- 
schädigung zu  verlassen  etc.  (cfr.  tj  ö44  des  deutschen  H.  (J.-B.). 

Billige  und  möglichst  schnelle  -  hier  kommen  besonders  Fern- 
bahnen. Vorortbahnen,  Stadtbahnen  und  Strasseubahnen*)  in  Be- 
tracht —  Vcrkohrseinrichtungeii  können  natürlich  auch  zur  Lösung: 
der  Wohnungsfrage  beitragen. 

Der  Vorschlag:,  zur  Erschliessung  der  stadtischen  Eingebung 
Strassenbahnen  aus  städtischen  Steuereinkünften  herzustellen,  ist  be- 
achtenswert.   Infolge  der  durch  die  Bahnanlage  entstehenden  Wert- 

')  Wohnungswucher  dürfte  als  nicht  weniger  verwerflich  anzu- 
sehen Hein,  als  Geldwucher,  und  sollte  strenger  Ahndung;  unterworfen 
werden.  Strenge  Miete-  und  Weitervermietungsordnungen  müssten  ein- 
geführt werden.  Sehr  zu  empfehlen  wäre  das  auch  in  St.  Petersburg, 
wo  die  Mieten  im  allgemeinen  und  besonders  auch  die  Mietpreise  für 
einzelne  Zimmer  sehr  hohe  sind.  Durch  Weiterveriuietung  werden  die 
Preise  der  einzelnen  Zimmer  oft  verdoppelt  und  es  gibt  leider  eine  Reihe 
von  Personen,  die  ihren  Unterhalt  nur  durch  Weitervermieten  bei  Miet- 
wucherpreisen bestreiten  und  keine  andere  Beschäftigung  haben  und  suchen. 

-i  Für  den  .Strassenverkehr  dürfte  die  durch  elektrische  Kraft  oder 
durch  Pferde  bewerte  im  allgemeinen  den  Vorzug  vor  anderen  verdienen. 
Auch  vermittelst  Automobillinien  (zumal  mit  besonderen  Weganlageu  für 
dieselben)  könnte  in  vielen  Fallen  geholfen  werden.  Man  hat  solche 
Linien  schon  vielfach  in  England  und  Frankreich  zwischen  einzelneu 
Ortschaften  und  diesen  und  Eisenbahnstationen. 
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Steigerung  der  an  den  Bahnen  liegenden  Grundstücke  erscheinen 
Beitrage  (resp.  an  Stelle  derselben  eine  l'msatzsteuer)  seitens  deren 
KigentUmer  und  ausserdem  eine  Besteuerung  der  Weitsteigerung 
der  Baugründe  berechtigt.  Als  Beispiele  wird  auf  amerikanische 
Städte  verwiesen. l) 

Wohnungsfürsorge  und  Wohnungspolizei  füllt  im  allgemeinen 
in  bedeutendem  Mafse  in  das  Gebiet  kommunaler  Tätigkeit. 

Versuche  der  Lösung  der  Wohnungsfrage  durch  die  städtischen 
Gemeinden  finden  bereits  in  englischen  Städten,  wie  London. 
Liverpool.  Glasgow  und  dergleichen,  nach  veranstalteten  genauen 
Wubnungsenqueten  durch  Bau  und  l'mbau  von  Wohnungen  statt. 

Die  Gemeinden  (sowohl  städtische  als  auch  ländliche)  können 
auf  dem  Wege  von  Anleihen  in  vielen  Fällen  leicht,  wenigstens  z.  T. 
geeignete  Abhilfe  schaffen.  Die  Gemeinden  mlissten  gemeinnützigen 
Baugesellschaften,  die  kleine  Wohnungen  bauen  wollen  (und  ihren 
Kapitalien  keine  höheren  Dividenden  als  ca.  4  °/0  in  Aussicht  stellen 
und  etwaige  Überschüsse  an  die  Stadtkasse  abführen  oder  zum  Bau 
neuer  Häuser  verwenden),  städtische  (irundstücke  zu  billigen  Dreisen 
abgelten. 

Bei  Landbesitz  in  der  Hand  von  Gemeinden  können  etwa 
preisermässigende  Verkäufe  stattfinden  und  durch  sachgeinässe  Be- 
bauungsvorschriften gute  Beispiele  gegeben  werden. 

Die  Gründe,  die  gegen  die  Erbauung,  den  Verkauf  und  die 
Vermietung  von  Häusern  durch  Staat  und  Gemeinde  angeführt 
werden*)  (z.  B.  ungerechtfertigte  Almosenerteilung,  Anreiz  zu  weiteren 
Forderurigen,  zu  deren  Befriedigung  die  Mittel  fehlten,  Bewirkung 
grösseren  Zuzuges,  Risiko  durch  Wegzug  von  Arbeitern,  hemmendes 
Kingreifen  in  die  Privatspekulation  etc.),  erscheinen  mir  in  Anbetracht 
der  bestehenden,  manchmal  grauenerregenden  Wohnungsverhältnisse 
der  Gegenwart  wenigstens  teilweise  nicht  recht  acceptabcl. 

Dass  etwa  Gemeinden  vor  allem  den  Bau  von  Häusern  für 
die  unteren  Arbeiterschichten  unternehmen  sollten,  die  sich  selbst 
etwa  durch  Baugenossenschaften  nicht  zu  helfen  vermögen,  erscheint 
mir  gerechtfertigt. 

Erwünscht  wäre  auch  u.  a.  die  Herstellung  von  Heimstätten 
fllr  alleinstehende  Arbeiter  und  Arbeiterinnen,  d.  h.  Logierhäuser 

■)  Cfr.  Möllkr,  o.  c.  1902,  Heft  I,  S.  49.    (  fr.  auch  o.  c.  S.  40  f., 
sowie  S.  32  f.  (Kosxen,  Elektrische  Straßenbahnen  etc.). 
2)  Cfr.  Lehr  und  Fuchs,  o.  c.  S.  860. 
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atit  Kosten  der  <  ienuinile.  wo  jenen  unverheirateten  Personen  Kost 
und  Wohnung  möglichst  billig  (wie  es  bereits  in  Kurland  stattfindet) 
für  ca.  50    7">  Kop.  tätlich  verabfolgt  werden  sollte. 

Soll  die  I.ö-ung  der  Wohnungsfrage  etwa  mit  Hilfe  von 
S  t  a d  t  v e r o  r d  1 1 e t  e n  erfolgen,  so  setzt  das  voraus,  dass  unter 
letzteren  das  Kleineiit  der  Hausbesitzer  numerisch  ein  relativ  sehr 
geringes  ist.  denn  letztere  sind  gewöhnlieh  an  hohen  Hiluser-  und 
Mietpreisen  und  an  möglichst  glinstigen  Bedingungen  für  die  Ver- 
mieter interessiert  und  es  fehlen  ihnen  auch  meist  wissenschaftliche 
Kenntnisse  Stadtverordnetenversammlungen  und  Stadtämter,  die 
grösstenteils  aus  Nationalökonomen,  Juristen,  Technikern  und 
Medizinern  beständen,  wären  vielfach  ungleich  geeigneter  zur  Lösung 
der  Aufgaben  der  kommunalen  Verwaltung,  als  solche  von  der  heute 
meist  bestehenden  Zusammensetzung. ') 

Viel  Beachtung  verdienen  die  von  Schäkflk  und  Lkchler*) 
gemachten  Vorschläge,  die  Mittel  zur  Lösung  der  Wohnungsfrage 
durch  Pfandbriefkredit  zu  gewinnen. 

Allerdings  ist  die  finanzielle  Tragweite  jener  Vorschläge  eine 
ausserordentlich  grosse. 

Zur  Herstellung  billiger  Wohnungen  für  unbemittelte  Klassen 
wird  für  Deutschland  der  Vorschlag  einer  vom  Reiche  oder 
von  den  Staaten  oder  von  beiden  zusammen  garantierten,  jedoch 
länderweise  oder  regional  gegliederten  Pfandbriefanstalt  gemacht. 
Die  Pfandbriefe  der  Pfandbriefanstalt  sollten  staatliche  Garantie  für 
die  Pfandhriefinhaber  besitzen. 

Die  Hauptorgane  der  Herstellung,  Unterhaltung  und  Ver- 
waltung der  fraglichen  Wohnungen  sollen  teils  freie  Baugenossen- 
schaften und  gemeinnützige  Baugesellschaften,  teils  Bau-  oder 
(>eneralkomiuissionen  sein. 

In  der  Wahl  dieser  Organe  wird  man  sich  wohl  von  der 
praktischen  Erfahrung  leiten  lassen  müssen. 

')  Die  (temeinden  haben  heutzutage  grosse  ökonomische  und  kul- 
turelle Aufgaben  zu  lösen,  wozu  juristische,  besonders  auch  verwal  tun  ge- 
recht liehe,  nationalükononiische,  linanzwisscnschaftliche,  femer  technische, 
philologische,  medizinische  und  hygienische  Kenntnisse  gehören,  die  blossen 
Hausbesitzern  und  Kaufleuten  ohne  Hochschulbildung  fehlen. 

2)  0fr.  SeHÄKFLK  und  Lkchi.kk.  „Neue  Beiträge  zur  nationalen 
Wohiinnsrsreform",  Berlin  1897. 
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Von  Brandts1)  wird  als  communis  opitiio  bezeichnet,  dass  t'Ur 
räumlich  nicht  zu  grosse  Bezirke  eine  staatliche  oder  kommu- 
nale Bank  eingerichtet  werden  müsse,  welche  den  finanziellen  Mittel- 
punkt, den  Mittelpunkt  der  Erfahrung  und  Anregung,  für  den  gemein- 
nützigen Wohnungsbau  zu  bilden  hätte.  Held  hiltte  sich  diese  Bank 
durch  Ausgabe  von  öffentlichen  Obligationen  oder  staatlichen  Pfand- 
briefen zu  schallen,  für  welche  der  die  Bank  einrichtende  Staat  oder 
Kommunalverband  zu  haften  hätte.  Sehr  erwünscht  erschiene  dabei 
im  Interesse  der  leichten  und  sicheren  rntetbringung  dieser  Papiere, 
wenn  die  Invalidenanstalten  und  Sparkassen,  die  Pnfallberufsgenosscn- 
schaften.  Krankenkassen  und  Armenstiftungen  des  Bezirkes  der 
neuen  Bank  genötigt  wären,  ihr  Vermögen  z.  T.  in  diesen  Pfand- 
briefen anzulegen,  damit  die  Bank  immer  Geld  habe. 

Am  Schlüsse  seiner  Untersuchungen  tritt  der  Autor  für 
tunlichste  Ausscheidung  der  spekulativen,  mit  Boden-  und  Verkaufs- 
spekulation verbundenen  Bautätigkeit  aus  der  Wohnungsproduktion 
ein.  Au  die  Stelle  dieser  Bautätigkeit  sei  zu  setzen:  Herstellung 
der  Wohnungen  im  unmittelbaren  Auftrag  und  für  Rechnung  der 
Konsumenten  durch  das  Baugewerbe  als  einfachen  Beauftragten,  sei 
es.  dass  als  Konsument  und  Bauherr  die  einzelne  Person  auftrete, 
welche  ein  kleines  Haus  für  ihren  Wohnungsbedarf  aufführen  lasse, 
oder  die  organisierte  Konsumentenschaft,  welche  die  Miethäuser  zur 
Vermietung  an  sich  selbst  aufführeu  lasse. 

Für  notwendig  wird  auch  die  öffentliche  Regelung  des  Hypo- 
thekenkredits erklärt. 

Je  mehr  es  gelingt,  die  schlechter  gestellten,  weniger  gebildeten 

•  ... 

Klassen  vom  Werte  guter  uud  gut  gehaltener  Wohnungen  zu  über- 
zeugen, den  Häuserbau,  das  Vermietungsgeschäft  und  besonders  die 
Spekulation  mit  Baugründen  der  Privatspekulation  zu  entziehen, 
die  Wohnungsverhältnisse  zu  verbessern,  den  ärmeren 
Schichten  der  Bevölkerung  die  Möglichkeit  zu  bieten,  ein  eigenes 
Heim  zu  erwerben  oder  wenigstens  Wohnungen  zu  haben,  die 
menschenwürdig  sind,  um  so  mehr  wird  Gesundheit.*)  Moral  und  Zu- 
friedenheit in  die  Massen  getragen  werden,  werden  edlere  Seiten 
der  Menschheit  zur  Entwicklung  gelangen,  wird  die  Sicherheit  des 

\>  ffr.  „Schriften  d.  V.  f.  »Sozialp.",  Bd.  96.  1901,  S.  96.  154  f. 
2)  Cfr.  z.  B.  besonders  auch  StCbbkn  in  „Schriften  d.  V.  f.  Soziulp.'-, 
1901  (95)  S.  132  f. 
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Staates  weniger  in  Krage  «r«-tcllr  werden,  dir  Menschheit  den  Seg- 
nungen höherer  Kultur  zugängig  gemacht  werden.1) 

Ks  ist  erfreulich,  zu  beobachten,  dass  der  Wohnungsfrage  in 
neuerer  Zeit  vielerorts  in  Theorie  und  Praxis*)  hereits  Aufmerk- 
samkeit zugewandt  wird,  und  es  ist  nicht  genug  zu  w duschen,  das* 
die  Bestrebungen  auf  diesem  (iehiet  zum  Wohle  der  Menschheit  mit 
möglichster  (iewissenhaftigkeit  kultiviert  und  praktisch  durchgeführt 
weiden  möchten. 

III.  Anhang. 

i.  Daten  über  die  Mietpreise  in  Deutschland, 
Italien,  Russland  etc. 
L 

Die  Mietpreise  variieren  im  allgemeinen  je  nach  der  Lage, 
der  Beschaffenheit  und  der  Grösse  der  Wohnungen.  Steigerung  der 
Mietpreise  ist  seit  einer  längeren  Keihe  von  Jahren,  und  zwar  in- 
folge der  Zunahme  der  Nachfrage  und  auch  infolge  von  Ver- 
besserungen, z.  B.  in  Deutschland  Tatsache. 

So  betrug  der  durchschnittliche  Mietpreis  einer  Wohnung  in 
Berli  n  : 

im  Jahre  1*1^  117  Mk. 

LS  .'10  25"» 

1*73  513  - 

1882    597  _ 

.      1892   674  .. 

')  (  fr.  zu  dieser  Arbeit  auch  z.  B.  die  von  den  Bodenreformer 
gestellten,  z.  T.  wenigstens  sehr  beachtenswerten  Forderungen  in  .,H.  d. 
Staatsw.'-,  1901.  VI lr  S,  8(57  und  WH 

-)  Einen  vortrefflichen  Einblick  in  den  Zustand  der  Wohnungsfrage 
der  hauptsächlichsten  europäischen  Kulturstaateu  und  der  Vereinigten 
Staateu  von  Nordamerika  gewähren  die  S.  94 — 97  d.  Bd.  „V.  f.  Sozialp.": 
„Neue  Untersuchungen  über  die  Wohnungsfrage  in  Deutschland  und  im 
Auslände".  England,  z.  T.  auch  die  Schweiz,  Belgien  und  dieVer. 
Staaten  v.  Nordamerika  sollen  in  der  Wohnungsfrage  in  einzelnen 
und  zwar  den  wichtigsten  Punkten  Deutschland  voraus  sein.  Doch  soll 
letzteres  die  genannten  Staaten  in  gewisser  Beziehung  auch  übertreffen  und 
zweifellos  hat  es  gegenüber  einer  Reihe  von  Ländern,  in  denen  noch 
wenig  oder  gar  nichts  in  der  Wohnungsfrage  geschehen  ist,  einen  grossen 
Vorsprung  aufzuweisen. 
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In  Prozenten  der  (iesamtzahl  waren  Wohnungen  zu  einein 
Mietpreise 

1815  1872 

bis    30  Tlr  58.2  4.9 

;U—  50     „   10,9  16.6 

51 —100     _   13.8  38.3 

HietprriB  1815    1872    1886  1891 

bis  300  Tlr  89.0    59.8    54,5  49.9 

300     000     „    7,6    20,9    23,1  20,3 

000  -  900    2,0      7,4      8.1  8.6 

900    1200    0,7      4,0     4,4  4,7 

1200  -1500     „    0,3      2.4      2.7  2,8 

Uber  1500     „    0,4      5,5     7.2  7,7 

Was  die  Wohnungsmiete  der  Ar  heiter  Wohnungen  in 
Merlin  anbelangt,  bei  welcher  Frage  wir  Übrigens  nicht  viel  ver- 
weilen können,  so  ist  dieselbe  in  den  Jahren  1880—  1890  wie  folgt 
gestiegen : 

Durchschnittlicher  Mietpreis  in  Mark: 

Zählungen  vom  1.  Dezember 
1880     1885  1890 

für  das  Zimmer   221     235  248 

-    jeden  Wohnraum   149     150  175 

auf  den  Bewohner   119     122  127 

der  Wohnungen   mit   einem  heizbaren 

Zimmer  Uberhaupt   191     197  229 

der  Wohnungen    mit    einem  heizbaren 

Zimmer.  Wadding   133     143  189 

Der  Aufwand  für  Miete  ist  nicht  nur  im  allgemeinen,  sondern  auch 
in  den  Arbeitervierteln  gestiegen. 

Nach  der  Zahlung  vom  2.  Dezember  1895  haben  sich  die 
Wul  inverhilltnisse,  dank  einer  zweckmässigen  Bauordnung  und  der 
Abnahme  der  Zuzüge,  nicht  unwesentlich  gebessert. 

Die  Behansungsziffer  ist  von  1890  zu  1895  von  73  auf  72 
Personen  pro  Grundstück,  die  Zahl  der  Bewohner  einer  Widmung 
von  4.17  auf  3.97.  die  Zahl  der  Wohnungen  mit  nur  einem  Kaum 
von  2.25  auf  1.90°  0.  mit  Schlafleuten  und  Einmieten!  von  8.8  aut 
7,7°  n  und  vor  allem  die  Zahl  der  Schlafleute  selbst  von  95  305 
auf  78«>01  zurückgegangen.1) 

')  Hik.s<  ubkru.  „Die  soziale  Lage  der  arbeitenden  Klassen  in  Berlin", 
Berlin  1897.  S.  30. 
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Nachfolgend  einigt'  Daten  aus  andern-  Quelle1)  Uber  Durch- 
schnitt sin  iet  en  in  einigen  Stiidten.  sowie  Uber  die  Ver- 
teilung der  Wohnungen  nach  Miet stufen  in  Mark. 


Dürr  hHchnitt  sin  leten. 


Hamburg 

c 

c> 

a 

Vi\v 

Herlin 

inkl 

Breslau 

Leipzig 

s 

•3 

So 

Vororte 

h 

g 

1875 

1880 

1875  1*80 

1875  1880 

1867  1871  1875  1880 

1880 

1867 

A. 

Für 

eine  Wohnung: 

Widmirn.  überhaupt 

<;h<;  so-, 

582  573 

309 

299 

325 

350  509 

457 

342 

318 

Vorderwohnungen  . 

826 

616 

—  701 

396 

389 





Hinterwohnuniren  . 

423 

299 

25«; 

187 

162 





Wohnungen  mit  ge- 

werbl.  Benutzung 

*92 

;>9n 

-  817 

3S5 

43S 

541 

301 

Wohnung  ohne  ge- 

werbl.  Benutzung 

664 

488 

483 

298 

277 

479 

334 

— 

Eigentümerwohnirn. 

IST") 

1516 

—  678 

758  909 

664 



Dienst-    und  Frei- 

wohuungen  .... 

«27 

464 

207 

_ 

404 

462 

287 

Mietwohnungen   .  . 

282 

Keller  

443 

336 

444 

190 

156 

131 

176 

13S 

105 

— 

Erdgcschoss  .  . 

723 

521 

327 

281 

304 

442 

511 

317 

— 

Entresol  .... 

556 

471 

4S5 

299 

379 

361 

— 

s 

a 

[.  Stock    .  .  . 

8<;4 

644 

:is6 

347 

318 

356 

523 

566 

386 

II  

Ml 

517 

395 

335 

317 

366 

49t; 

521 

364 

p 

III  

;Vi7 

398 

-  398 

299 

270 

318 

455 

449 

288 

"c 

s: 

VI.      p|     etc.  . 

332 

233 

-  337 

172 

141 

217 

319 

287 

187 

Dach  räum   .  .  . 

279 

201 

-  337 

118 

217 



196 

287 

1-7 

diversen  Stock  . 

3430 

2459 

1459 

1035 

— ■ 

- 

2166 

1022 

B.  Für  ein  heizbares  Zimmer: 

Überhaupt.  ..... 

33»; 

252 

247  239 

169 

133 

139 

184 

174 

165 

172 

Im 

Keller  

319 

238 

131 

93 

123 

95 

95 

■ 

Erdgeschoss   .  . 

ir,3 

313 

17s 

139 

178 

192 

176 

388 

134 

165 

15h 

— 

■• 

I.  Stock    .  . 

362 

269 

178 

146 

199 

192 

179 

-■ 

U  

297 

231 

-  1  ~ 

173 

140 

183 

182 

169 

■■ 

III.  .... 

2f>r. 

196 

153 

122 

170 

160 

150 

n 

VI.      „    etc.  . 

225 

163 



117 

100 

140 

130 

135 

n 

Dachrauni.  .  .  . 

226 

166 



101 

100 

138 

130 

135 

- 

diversen  Stock  . 

590 

547 

284 

" 

191 

182 

l)  ..Schriften  des  Vereins  für  Sozialp.",  Leipzig  1886.  S.  195 
und  196. 
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Ii»  Leipzig  betrug  der  Mietpreis  für  1  heizbares  Zimmer 
durchschnittlich: 

1867    132  Mk. 

1875  .  '  175  „ 

1800  .    .    189    ..  l) 


Die  Verteilung  der  Wohnungen  nach  Mietstufen. 


Von  1000  Wohnungen 

Im 

betrug  die  Jahresmiete 

Städte 

bis 

251 

501 

über 

Jahre 

250 

bis 
500 

bis 
1000 

1000 

Mk. 

Mk. 

Mk 

Mk. 

A.  Die  Wohnungen  überhaupt: 

1  J      »will  Ii  m.  m  ! 

1875 
1880 

416 
412 

274 
300 

179 
166 

131 
122 

1875 

673 

181 

97 

49 

1880 

693 

161 

99 

47 

Dresden  

lo/o 

406 

241 

258 

95 

1880 

470 

230 

201 

99 

1880 

<564 

169 

106 

61 

1867 

651 

192 

113 

44 

B.  Vorderwohnungen: 

Hamburg  inkl.  Vororte  .    .  . 

1880 

2\n 

321 

220 

168 

1875 
1880 

539 
573 

232 
215 

151 
145 

78 
67 

0.  Hinterwohnungen: 

1880 

710 

248 

32 

10 

Breslau  / 

1875r 

&56  113 
910  70 

23 

8 

1880 

18 

2 

D.  Wohnungen  mit  gewerbl. 

Benutzung: 

Hamburg  inkl.  Vororte  .    .  . 

1880 

160 

340 

292 

208 

1880 

524 

242 

150 

84 

E.  Wohnuntren  ohne  gewerbl. 

Benutzung: 

Hamburg  inkl.  Vororte  .    .  . 

1880 

504 

285 

119 

92 

Breslau  

1880 

740 

142 

84 

34 

')  ('fr.  Conrad  etc..  ..Handwörterbuch  der  Staatswisseu- 
schaften",  Jena  1894,  8.  734;  cfr.  über  Wohnungspreise  z.  B.  auch 
Rkktsch.  „Handwörterbuch  der  Volkswirtschaftslehre'-.  Leipzig  1870.  8. 1050; 
Lindkmann.  „ Wohnungsstatistik"  in  „Sehr.  d.  V.  f.  S.u,  1901,  Bd.  94.  S.  369  f. 
Im  allgemeinen  ist  die  Kenntnis  der  Mietpreisbewegung  noch  geringfügig. 
In  neuerer  Zeit  gibt  es  Anhaltspunkte  für  70  deutsche,  meist  kleinere  und 
mittlere,  vorzugsweise  preussische  Städte  (cfr.  ..Snz.  Praxis",  1898, 
No.  32.  S.  850). 

Jahrbach  der  Internat.  Vereinigung.  6.  Bd.  26 
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WohnungxmietpreiB  oder  -Wert.1) 


Städte 


Durchschnittspreis  einer  benutzton  bozw. 
vermieteten 


Wohnung.  ^nt~ 

 äs 


.Mk. 


Mk 


Mietwohnung  Mietwohnung 
mit  geworb-  ohne  gewerb- 
licher Neben-  liehe  Neben- 
benutzung benutzung 

Mk  MJi. 


Herl  in  (1895)  

Charlottenbiirg  (1*95). 

IlaiiihurtT  

(1*95) 

Frankfurt  a.  M  (1895) 

Leipzig  Alt-  

..    (1895)  . 

„  Neu-  

..  (1895)  .  . 
Alt-  und  Neu- 
ii     n  n 

München  

(1895)  .  .  .  . 

I »realen  (1895)  

Breslau  

„  (1896)   

Köln  a.  Rh  

Magdeburg  

(1895)  .  .  . 

Hannover  

(1895) 

Altona  

Halle  a.  S  

..     (1895)  .  .  . 

Lübeck  

•  •  <1895)  

Görlitz  

Kiel: 

In  Vorderhäusern  .  . 

..   Hinterhäusern  , 
Königsberg  i.I'r.  (1895) 
Metz  (1895)  ...... 


1  531 

f  1384 

)  419 

571 

( 534 

\  1384 3 1 

1422*1 

i;:;s 

»512 

1037 

557 

59*5.5 

•  — 

914.4 

510.8 

5*59 

489 

71X5 

416 

5*;*; 

515 

(504 

500 

571.2 

542  5 

1088.1 

492,8 

571 

539 

1215 

495 

24*5 

228 

537.1 

210.7 

2*50 

241 

599 

221 

39K.7 

377 

857,1 

341,6 
339 

395 

370 

884 

41<»3 

401 

317 

? 

y 

419 

390 

509 

381 

324 

307 

544 

270 

'* 

300 

436 

275 

m 

:m 

au.b  867 

274 

b  1142 

323  3 

a  389.1 

259.9 

b  1031.5 

2*52 

323 

321 

262 

il.i 

380 

407 

314 

4<>5 

370 

471 

358 

328 

323 

283 

503 

251 

298 

2*57 

295 

265 

302 

22*5 

561 

189 

328 

243 

498 

207 

120 

3/i3 

303 

360 

297 

1*5*5 

1*53 

222 

160 

311 

299 

333 

296 

45*1 

450 

Ö(I0 

450 

')  Die  vorstehende  Tabelle  ist  von  mir  zusammengestellt  worden 
nach  Nki  kk,  a.  a.  *>..  Breslau.  Jahrg.  III.  1893,  S.  47  und  Jahrg.  V1J. 
1S98.  S.  68. 

,J)  a  =  Mietwohnungen,  in  denen  die  Wohnräume  zu  gewerblichen 
Zwecken  mit  benutzt  werden,  b  =  mit  besonderen  Geschäftsräumen  ver- 
bundene Wolinuniren. 

)  a  —  Mietwohnungen   mit    geschäftlicher  Benutzung,    b  —  Miet- 
wohnungen mit  besonderen  Gewerberäumen. 
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Preis  eines  heizbaren  Zimmers  in  Mietwohnungen  ohne  gewerbliche 

Nebenbenutzung. ') 


Städte 

I  w 

*r  p. 

II 

Mk. 

® 

3  — 

■"3 

Mk. 

Im  Eni- 

gOScllOSS 

Mk. 

_;  M 

B 

Mk. 

— ■'  m 

O 

.5 

Mk. 

dM 
Mk. 

«— <  o 

BS 
Mk 

Dresden  (1895)  

192 

129 

228 

199 

188 

175 

165 

Hamburg  

— 

1  13.4 

189.9 

183.1 

179.3 

173,4 

156 

181 

144 

170 

173 

166 

162 

149 

1T:»,s 

105,3 

187,9 

197.3 

185,3 

164,9 

131,9 

m       n  (1895)   

172 

km; 

183 

192 

183 

163 

127 

180,2 

95,9 

129.1 

135,4 

129.8 

124,3 

128,4 

Jfc:     h  (1895)  

128 

94 

129 

133 

128 

123 

1 22 

„     Alt-  u.  Neu-  .  .  . 

157,7 

104 

161,4 

169,9 

162,o 

1  E  f\  O 

laO,d 

1  on  o 
130,8 

„    „    „  (1895) 

153 

105 

157 

164 

158 

146 

125 

175 

152 

178 

222 

123 

138 

143 

139 

121 

179 

142 

201 

176 

187 

171 

176 

n  (1895)  

180 

Altona  

158 

170 

163 

156 

145 

130 

92 

130 

141 

131 

112 

113 

„     „  (1896)  

100 

133 

135 

128 

114 

106 

Königsberg  >•  Pr  

165 

136 

165 

174 

169 

155 

138 

? 

? 

120 

145 

120 

95 

70 

Durchschnittliehe  Mietpreise  für  besetzte  und  leerstehende 
Wohnungen  überhaupt.2)  —  (In  Mark.) 
In  den  Jahren  1890-  1898.  *) 


Städte 

Für  eine 
besetzte 
Wohnung 

Für  eine  leerstehende  Wohnung 

1890 

1895 

1890 

1891  1892!  1893]  1894  1895 

1896 

IS!  IT 

1898 

Altona  

328 
469 
276 

321 
440 
275 

Berlin  

..... 

—  508 

')  Diese  Tabelle  ist  von  mir  zusammengestellt  worden  nach  Nkkfk, 
a.  a.  ().,  Jahrg.  III,  1893,  S.  48  und  Jahrg.  VII,  1898,  S.  68. 

2)  Ausschliesslich  der  ungetrennt  mit  Geschäftslokalen  verbundenen 
Wohnungen;  bei  Königsberg  auch  ausschliesslich  dt-r  gewerblich  mit 
benutzten  Wohnungen. 

3)  (  fr.  N'kkpk.  o.  c.  1900,  S.  72. 

26* 
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Städte 


Für  »ine 
besetzt».' 
Wohnung 

189<»  1895 


Für  eine  leerstehende  Wohnung 


1890  1891  1892  1893  1894  1895  1 896  1897  1898 


Dresden  (ohne 

Albertstadt)  .  . 

Ml 

413 

Frankfurt  a.  M  . 

573 

Frankfurt  a.  <>  . 

Halle  a.  S  \)  ,  .  . 

251 

265 

Hamburg  

485 

Köln  a.  Rh.  .  .  . 

308 

Königsberg  i.  I'r. 

292 

Leipzig  

399 

395 

Lübeck  

821 

2:w 

Magdeburg .... 

268 

2*;« 

— 

I 


138  160  212 


-    327  - 


-  684  690 
236  - 


725 


340  355    -  - 

(725  865 
1.700  717 
290  337    366  487 
273  281    409  582 

I  I 


374  358  357  365  388  440  590 

352  - 

261 


I 


II. 

Durchschnittliche  Monatsmietpreise  für  unmöblierte  Wohnungen  Ton 
sechs  Zimmern  und  Küche2)3)  in  italienischen  und  anderen  Städten. 


Koni 
Neapel 


Turin  . 
Palermo 


Florenz 


Maxima 

Durchschnitt 

Minima 

Lire 

Lire 

Lire 

110-150 

80—110 

«0 

150 

60 

125-160 

50  67 

75  83 

42  55 

58 

50 

42 

115 —100 

67 

58 

50-  41» 

67 

25-20 

M  Für  eine  Wohnung  ohne  gewerbliche  Nebenbenutzung. 

-)  „Notizie  sulle  conditioni  demograf icls,  edifizie  ed 
amministrativo  di  aleuni  grandi  cittä  italiane  ed  estere  nel 
1891",  Roma  1893,  S.  XXXI. 

J)  ('fr.  über  Wohnungsmietpreise  auch:  ..Statistisches  Jahr- 
buch der  Stadt  Berlin",  Abschnitt  III.  1895;  Yolkszählungsberichte. 
herausgegeben  von  den  grösseren  deutschen  Städten;  „l'oncordia",  Zeit- 
schrift des  Vereins  zur  Förderung  des  Wohles  der  Arbeiter.  Mainz; 
Rowk.  Miet-  und  Gebäudepreise  in  Conrads  J.  f.  N.  u.  St.  1893.  S.  435; 
„Bulletin  de  Statistique  et  de  legislation  comparee'-,  Paris  1890,  Juliheft. 
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Maxima 

Uurchscnnitt 

Minima 

,11 1 1 1 1  m  u 

Lire 

Lire 

Lire 

Venedig 

65 

67 

35 

Bologna 

i 

.   .  50 

30 

25 

Catania 

100 

«0 

40 

Paris 

■ 

385 

Bordeau 

02 

Brüssel 

05  25 

.  .    350  -ir,o 

85-02 

31  10 

Breslau 

34 

Leipzig 

42 

Dresden 

40 

Wien 

«80-220 

105-  220 

Triest 

.    .  154 

100 

03 

London 

105—75 

tu. 

In  Russlaud  hat  eine  statistische  Bearbeitung  der  Bewegung 
der  Wohnungspreise  ganz  unregelmässig  und  für  lilngere  Zeit- 
räume gar  nicht  stattgefunden.1) 

Für  einzelne  Jahre  rinden  sich  Angaben  über  Wohnungspreise 
in  den  eintägigen  statistischen  Zählungen,  welche  in  einzelnen 
Städten  veranstaltet  worden  sind.    Diese  Zählungen  sind  meistens 

S.  24;  die  jährlich  erscheinenden  „Berichte  der  K.  K.  Gewerbe- 
inspektoren  über  ihre  Amtstätigkeit'4,  Wien;  Mischlkk,  „Die 
Wohnungsverhältnisse  der  arbeitenden  Klassen  in  den  österreichischen 
Städten'  im  Januarheft  1888  der  „Österreichischen  Ungarischen 
Revue-';  v.  Inama-Stkkneoo,  „Die  persönlichen  Verhältnisse  der  Wiener 
Armen'*;  v.Phimppowitsch, „Wiener  Wohnungsverhältnisse" imBrauu'schen 
..Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik",  VII.  Bd.  1894. 

Die  Gesamtsumme  des  Mietzinses  der  Gebäude  in  Wien  für  die 
Jahre  1849-1858  enthält  das  2.  Heft  der  „Statistik  der  Stadt  Wien", 
Wien  1861;  für  die  Jahre  von  1874  an  das  „Statistische  Jahrbuch  der 
Stadt  Wien". 

über  Wohnungen  in  Paris,  die  Wohnungspreise  etc.  finden 
sich  speziellere  Daten,  z.  B.  pro  1889  im  „Bulletin  de  Statistique 
et  de  Legislation  comp.",  PariB  1890,  S.  338  ff. 

')  Nach  dem  Schreiben  der  „Statistischen  Sektion  der  St. 
Petersburger  Stadtverwaltung"  vom  S.August  1896,  sub.  No.  84/738. 
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nicht  wiederholt  worden.1)  beziehen  sieh  daher  nur  auf  ein  einzelnes 
Jahr  und  manchmal  hat  sich  ihr  Programm  gar  nicht  auf  Wohnungs- 
preise  erstreckt. 

Die  Mietpreise  in  St.  Petersburg.*)3) 
Der  Preis  der  Mietwohnungen  In  den  einzelnen  Stadtteilen. 


Stadtteile 


Zahl 
der 
Mieten 


Summe 
der  Mietet 
pro  Monat 

Kid. 


Mittlerer  Preis  einer  Wohnung 


üt„r.       zur      zu  Wohn- 
haupt    tt*voh-  u-  Kpwerbl- 
umig  Zwecken 

Rbl.     Rbl.  |  Kbl. 


zu  jfewerbl. 
Zwecken 

Rbl. 


Admiralteiskaja   .  . 

303s 

Kasanskaja  

5  952 

Spasskaja  

10  210 

Kolomenskaja  .... 

0  1»20 

Nerwskaja  

7  SMS 

Moskowskaja  .... 

14  568 

Alexander-Newskaja 

6  K97 

Roshdestwenskaja  . 

7  529 

Liteinaja  

1 1  24Ö 

Wassiljewskaja  .  .  . 

io  mo:i 

Peterburgskaja  .  . 

<)  270 

Wiborgskaja  .... 

4  ITA 

Stadt 

<)8  4.™ 

413  140 

680  551 
S22  375 
292  047 
249  299 
226  281 
825  803 
353  727 
838  822 
675  08; 
963  147 
819  864 


1123 
618 
570 
331 

2a3 

496 
273 
312 
608 

35t; 

212 

172 


862 
517 
403 
305 
246 
453 
231 
280 
591 
317 
184 
142 


1693 
821 
759 
452 
498 
611 
426 
456 
634 
573 
394 
335 


1644 
997 

1108 
617 
507 
778 
451 
545 
811 
574 
424 
382 


12 


160  146| 


428  362 


642 


812 


')  In  St,  Petersburg  wurden  allerdings  bereits  mehrmals  Zahlungen 
veranstaltet,  ho  am  10.  Dezember  1869,  am  15.  Dezember  1881  und  15.  De- 
zember 1890.  Nur  die  letzte  Arbeit  habe  ich  erhalten  können.  In  den 
Moskauer  Zählungen  wurden  die  Wohnungspreise  nicht  berücksichtigt, 
jedoch  fiuden  sich  Daten  in  einem  speziellen  Werk  der  Stadtverwaltung: 
,. Abrechnung  der  Statistischen  Sektion  der  Moskauer  Stadtverwaltung 
über  die  Ausarbeitung  von  Nonnen  über  die  Einschätzung  der  Wohnräume", 
Moskau  1887  (russisch). 

-)  ('fr.  ..St,  Petersburg  nach  der  Zählung  vom  15.  Dez.  18SXI". 
S.  36  ft'.  (russisch). 

3)  Für  dir  Stadt  Odessa  sind  derartige  Daten  gesammelt  worden 
in  den  ..Resultaten  der  eintägigen  Zählung  in  der  Stadt  Odessa'4  am 
15.  Dezbr.  1892,  T.  11.  Tab.  VIII  (russisch).  —  Für  die  Stadt  „Charkow" 
kommt  die  von  der  städtischen  Verwaltung  im  Jahre  1893  herausgegebene 
Broschüre  „Die  Schätzung  der  Immobilien  der  Stadt  Charkow  1892  93" 
in  Betracht  (russisch).  —  Cfr.  ferner  ..Mat  erialien  zur  vergleichenden 
Einschätzung  der  Immobilien  in  den  Städten  und  Flecken  des 
Kasan'schen  Gouvernements'.  Kasan  1885  (russisch);  ..Sammlung 
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Weiteres  Material  dürften  dann  noch  die  Arbeiten  einiger 
Städte  und  Landschaften  zum  Zweck  gleichmä-ssiger  Einschätzung 
zur  Besteuerung  der  Immobilien  bieten,  jedoch  beziehen  sie  sich 
auch  nur  auf  einzelne  Zeitpunkte  oder  sie  enthalten  Durchschnitts- 
mietpreise,  so  dass  sich  vermittelst  derselben  die  Frage  der  Be- 
wegung der  Mietpreise  nicht  gut  verfolgen  liisst. 

In  diesem  Material  werden  auch  gewöhnlich  Angaben  gemacht, 
die  sich  auf  irgend  welche  Kinheiten  der  Messung  beziehen,  so  z.  B. 
auf  ein  Zimmer,  einen  Kubik-  oder  einen  Quadratfaden  des  Baumes 
rcsp.  der  Flache  in  verschiedenen  Kayotis  und  verschiedenen  Ge- 
bäudegruppen. Von  diesem  Typus  ist  auch  die  unten  erwähnte 
Arbeit  der  Moskauer  Statistischen  Sektion.  Ich  beschränke  mich 
hier  auf  die  Koproduktion  einiger  Daten  aus  St.  Petersburg.1) 


(Hierher  die  Tabelle  von  Seite  406.) 
Mittlerer  Preis  der  Wohnungen  nach  Etagen. 


Etagen 

Wohnungen 

rur  Bn-     z«r  H»  wohuunK 

wolmung     lmd  *«?wprbI- 
Zwffki'ii 

Rbl.  Kbl. 

Zu- 
sammen 

Rbl. 

125 

«, 

222 

I.  Etage  

263 

559 

349 

II  

375 

715 

406 

HI-  „   

463 

559 

467 

IV  

450 

487 

452 

V.  u.  VI.  Etage  .... 

380 

412 

383 

Halbgeschoss  und  Man- 

112 

259 

113 

Mehrere  Etagen  

2258 

3115 

280(5 

statistischer  Nachrichten  des  Gouvernements  Ufa",  Ufa,  1.  Aull, 
(russisch).  Cfr.  Ober  die  Wohnungsfrage  auch  Ergebnisse  der  baltischen 
Volkszählung  vom  29.  Dezbr.  1881,  T.  I.  II.  III:  ..Beitrag  zur  Gebäude- 
Statistik  der  Stadt  Riga  für  das  Jahr  1866",  Leipzig  1868:  „Bei- 
trag zur  Statistik  der  Gebäude  und  Grundplätze  in  der  Stadt 
Riga  für  das  Jahr  1879",  Riga  1882.  Vergl.  auch  die  im  ..Statistischen 
Jahrbuch  der  Stadt  Riga",  Riga  1891.  S.  4  ff.  angegebene  Literatur. 

')  Während  meiner  Reisen  in  Deutschland  habe  ich  wiederholt  die 
Erfahrung  gemacht,  dass  dort  z.  B.  die  Mietpreise  für  einzelne  Zimmer 
in  grossen  und  mittleren  Städten  niedriger  als  in  Russland  und  die  Zimmer 
in  Deutschland  auch  besser  ausgestattet  waren.  Billige  und  nicht 
schlechte  Zimmer  habe  ich  in  Russland  in  Jurjew  (Dorpat)  angetroffen. 
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Wachst  um  der  Wohnungnpreine  mit  der  (J rönne  der  Wohnungen. 

(Mittlere  Preise  für  die  ganze  Stadt  ) 


1              2           3-5        6  10 

Zimmer  Zimmer  Zimmer  Zimmer 

<  !    i  ti.l 

mehr 
Ziinii  .  r 

KM. 

10.1 

KM. 

KM. 

RM. 

Wohnungen  zum  Bewohnen  .... 

1 

112 

B>4 

37f> 

um 

2<>04 

i 

100 

173 

:V35 

900 

237Ö 

Wohnungen  zum  Bewohnen  und  zu 

! 

330 

416 

f>76 

1410 

42M 

gewcrbl.  Betrieben   

100 

123 

170 

41fi 

1254 

Räumlichkeiten  z  gewerb].  Betrieben 

! 

;m 

100 

142 
127 

um 

1!»7 

2150 

:m 

5800 
1000 

2.  Daten  über  die  Wohnungsverhältnisse  in  Russland. 

J. 

I>ie  W o Ii  ii u  ii  >  v <•  r h ä  1 1  ii i > s »■  in  den  Städten  Rußlands 
werden  nicht  günstig  beurteilt.1)  ..Die  Wohnungen",  ist  geäussert 
worden,  „seien  fast  ebenso  ungenügend  in  der  Stadt,  wie  auf  dem 
1  .;inde". 

Viele  russische  Städte  sind  zufalligen,  willkürlichen  und 
dergl.  l'rsprunges  und  es  scheint  ihnen  kein  Bebauungsplan  zu 
(irunde  zu  liegen.  Auch  die  nach  einem  Plan  erbauten  Stiidte.  wie  St. 
Petersburg  und  Odessa,  sollen  hinter  den  amerikanischen  und 
australischen  weit  zurückstehen,  welch'  letztere  hei  ihrer  Ent- 
stehung mit  allen  Bequemlichkeiten  der  Zivilisation  ausgestattet 
wurden. 

Ich  selbst  beobachtete  in  verschiedenen  Städten  vielfach  kleine, 
nicht  hohe,  mehr  oder  weniger  leuchte,  untapezierte  Bäume  mit 
meist  fehlender  Ventilation  und  kleinen  Fenstern,  ohne  Kappfenster 
{■/..  B.  oft  in  Charkow!.  Die  recht  schlechten  und  schmutzigen,  oft 
ungepllasferte  Hofe  und  Strassen  (die.  wie  in  Charkow.2)  bisweilen 

')  Cfr.  Swj  ätlowsk  Y,  „Die  Wob  nun    frage",  1SHH. 

-)  Dort,  aber  auch  wohl  iu  vielen  andern  Städten  sind  die  hygieni- 
schen Lebe  n«  bed  i  n  gu  n  treu  sehr  schlecht.  Die  Strassen  sind  dort  vielfach 
sehr  schmutzig  Bei  starkein  Hegen  bilden  sich  oft  förmliche  Schinutzbäche. 
Im  Frühling  dauert  die  Abfuhr  des  Schnees  und  Eises  von  den  Strassen 
so  lange,  dass  die  Luft  verpestet  wird,  im  Sommer  etc.  ist  die  ganze 
Stadt  oft  in  Staubwolken  gehüllt,  denn  die  Strassen  werden  zu  jeder  Zeit 
des  Ta^es  trocken  gefegt,  wodurch  beständig  Staub  entsteht.  Nicht  selten 
linden  durch  Anschwellen  der  Gewässer  Überschwemmungen  statt. 
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uii|i;i>-»i(  -rbar  sind  und  abgesperrt  werden  müssen),  Mangel  an  An- 
pflanzungen und  freien  l'lätzeu.  schlechtes  Wasser  oder  fehlende 
Wa>>ei  leitung.  schlecht  und  orten  gehaltene  Senkgruben  und  dergl. 
kommen  bei  der  Wohnungsfrage  auch  in  Betracht.  Wohnungs- 
iiisl»rktii.n  und  Wohnungseinjueten  erscheinen  u.  a.  sehr  notwendig. 
Letztere  haben  bisher  nur  in  wenigen  Städten  stattgefunden. 

In  innerer  Zeit  sind  von  Städten  für  ihre  Beamten  und  die 
hei  städtischen  rnternehmungen  angestellten  Arbeiter  Häuser  er- 
richtet wonlen.  Auch  sind  Asyle  für  Obdachlose  und  dergl.  ein- 
gerichtet worden  und  werden  ganze  Stadtviertel  für  .'Innere  Be- 
völkerungsklassen  umgebaut. 1 ) 

Im  folgenden  seien  zunächst  einige  st  at  i st  i sehe  Daten  Uber 
die  Wohnungsverhältnisse  und  dergl.  einiger  russischer 
im  Vergleich  mit  denjenigen  einiger  deutscher  Städte  ge- 
boten,  worauf  ich  dam  ch  etwas  bei  den  Verhältnissen  einiger 

russischer  Städte  verweilen  werde. 

(Hierher  die  Tabellen  von  Seite  409—411.) 
IHe  Bevölkerung  der  Wohnungen. 


Städte 


Zahl  der  Bewohner  auf  ein  Zimmer  in 
Wohnungen  von 


| 


a  |  a 
x  x 

?l  er. 


S 

X 

-r 


a 

9 
x 


!J3 


N 
CO 


es  S 
9 


Mittlere 
Zahl  der 

Bewohner 
einer 

Wohnung 


— 


Riga  1881  .  . 

,,      1866  .  . 

Reval  1881  . 
Moskau  1882 

Berlin  1885  . 
Hainburgl885 
Breslau  1885. 
Leipzig  1885. 
Köln  1885  .  . 


2,21  1,(57  1.41  1,22 


1,13 


1,07  0,92 


0,59 


5,98  3,86  2.68  2  1.73 


3,73  2.24  1.52 


1.56 


1.2« 


3,79  2.29  1,«1  1,29 


3,84 
3.83 


2,22  1,62  1,39 
2.55  1,K2  1.43 


2,61    1.97  1.42  1,1« 


1,07  0,96 
1,11    1.00  0,87 


1,49  1,48 
0,90 


1,43 


1,21  1,10 
1,21  1  1,04 


1,02 


0.94 


0,97 
0.93 
0,88 


0,97 
0,91 
1,01 
0,97 
0,88 


5,00 
4,16 
8,89 

4,21 
4,54 

S 


l)  Vir.  I  UOI.sky.  Die  Volkswirtschaft,  1900,  Heft  9,  S.  110. 
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Die  Bevölkerung  nach  ihrer  Stelluiiif : 


Städte 

B  t- 

h 

i 

u 

•  i  * 

-3  %  rs 

%% 

N  9v 

a  x> 

S  o. 

B  => 

31 

ü  rl 

i  a 
>  ?ä 

Ihre 
iude 

a  ■£  a 

5  *  ~ 

$Z 

5  ;ä 

£■* 

i  — 

" 

3  »  £ 

Ritrai  881  inabs.  Zahl. 

6,186 

60  261 

58  534 

8.152 

876 

3,8r.o 

.,"   1H81  .,  0lfl0   .  .  . 
Reval  1H81  

39,7 

386.9 

375.9 

52.2 

5,6 

24.8 

39,5 

394,1 

345.6 

45 

3.4 

42,3 

Moskau  1882   

173 

161,4 

55,9 

8,6 

125.8 

Berlin  1886   

15,6 

389.3 

379,3 

32 

8,5 

14.6 

Hamburg  1886  .... 

16,1 

377.5 

433,8 

25,4 

Breslau  1886   

16.6 

817 

29,7 

Leipzig')  1885  .... 

9 

344,9      363,2  23,1  5,3 

32,2 

Die  Bevölkerung  nach  ihrer  Stellung: 

Städte 

. 

*i  g 

2i 

Ihre 
Kiuder 

u 

Ii 
M 
1 

I 

u 

■J«  *• 
»  u 
o  a 
x  ~ 

31 

:S 

i  ~  ~  3 

u      ?  7  ^ 

Riga  1881  in  abs.  Zahl. 
1881  ,,  °l  0o .... 

9018 
57,9 

109 
0.7 

142 

0.9 

653 
4,2 

3592 
23,1 

630 
3,4 

Reval  1881  

71,1 
106,4 

55,5 

1.9 

14.3 

16,6 

Moskau  1882   

4 

2 

2,1 

7,6 

1.7 

1,9 

8,4 

Hamburg  1885  .... 

52.9 

20.(5 

Breslau  1885   

59,9 
(52 

22.2 

Leipzig1)  1885  .... 

0,2 

0.7 

9,8 

5,4 

/,  t 

Die  Bevölkerung  nach  ihrer  Stellung: 

Städte 

• 

After- 
mieter 

Ihn; 
Kinder 

V.  1" 

58  «• 
—  tt 

Ä  B 

o  ~ 
•fl  U 

Ihre 
Kinder 

a  t  g    t  -ä 

i-  _ 

*-  — 

-a  i  x 

B  ~ 

<  ~  r 

3 

a 
a 

X 

Riga  1881  in  abs.  Zahl. 

„   1881  .,•/„.... 
Reval  1881  

3452 
22,2 
2,7 

374 
2.4 
23.5 

155  739 
1  000 
1  000 

Moskau  1882   

80 

20,8 

44.7 

65,9  i  - 

207.7 

1  000 

Berlin  1886   

23,3 

- 

1  000 

Tfamknrrr    1  ÖH^ 
flaiuuuili    lOOQ  .... 

73,4 

1  ooo 

Breslau  1886   

19.1 

34.9 

0,3 

1  000 

L«ip«g>)  1886   

61,7  i    2,2 1    3,2  0,03 

67,7  0,7 

- 

1000 

'l  (  fr.  über  die  Wohnunirsstatistik  deutscher  Städte  besonders  Nkkkk. 
a.  a.  0.  Jahrg.  I,  III  u.  Vll.  ('fr.  auch  Daten  über  BeHitzveränd^runjrs- 
frequen«  ibid.;  betr.  Österreichs:  ..Statist.  Monatsschrift-'.  Wien  1890, 
S.  25.  ..Osterr.  statist.  Handbuch".  Wien  1890.  S.  76. 
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Von  ileit  IM »4 1  Mausern.1)  die  in  St.  Petersburg  am  15.  De- 
zember 1890  zur  Zählung  gelangten,  waren  40,9 %  2 etagig,  und 
wenn  man  die  (iebäude  mit  Halbgeschossen  hinzuzählt,  so  bildet  diese 
(tebäudekategorie  sogar  41.0°.',,.  Darauf  kommen  21,5%  3  etagige, 
dann  1  etagige  mit  Halbgesrhoss  18,9%  (ohne  Halbgeschoss  16.3%). 
ferner  4  etagig»'  mit  14,2%  und  5  etagige  etc.  3,8%. 

Die  Gebäude  mit         einer  Wohnung      bilden    .    .  5,78% 

2       3  Wohnungen      „        .    .    13,26  r 

..4       5  ,  „       .    .    11,41  . 

6      10         „  ...    20,37  , 

..      11      20  „  .    .    23,52  . 

.      21      50  .  ,       •    •    21,49  _ 

_     51    100         p  ..       ..     3,47  . 

..    101-  200  „  ...      0,65  .. 

..    201  u.  mehr        „  „       ■    •     0,05  . 

Das  mittlere  Petersburger  Haus  enthält  in  zwei  Etagon 
ca.  16  17  Wohnungen  und  106  107  Bewohner.  Die  mittlere  Zahl 
der  Bewohner  eines  Hauses  schwankt  aber  in  den  einzelnen  Teilen 
der  Stadtteile  beträchtlich,  nämlich  zwischen  450  und  22  Personen. 
450  Personen  kommen  in  drei  Teilen  des  Spassker  Stadtteils  aul 
ein  mittleres  Haus.  Ein  Teil  des  Kasan'schen  Stadtteils  hat  nur 
ca.  252  Personen,  in  vier  Teilen  nur  ca.  200  Personen  pro  Haus 
aufzuweisen,  in  den  andern  vierzehn  Teilen  und  anderen  Stadtteilen 
sinkt  die  Zitier  dann  immer  mehr. 

Prozente  der  Häuser  nach  deren  Roherträgen: 


Bis  100  Rbl.     .  . 

.    .    .  3,8 

Von 

101 

300     „        .  . 

.    .    .  9,1 

- 

301 

500     „       .  . 

.    .    .  6,7 

r 

501 

1000     ,.       .  . 

.    .    .  11.6 

r 

1001 

2000     „       .  , 

.    .    .  15,5 

r 

2001 

4000     „       .  . 

.    .    .  15,9 

r 

4001 

6000     „       .  . 

.    .    .  8,4 

r 

6001 

sooo    „     .  . 

.    .     .  5,9 

- 

8  001 

—  loooo    „      .  . 

.    .    .  5.0 

r 

lonul 

20000     „       .  . 

.    .    .  11,6 

')  ffr.  ,.St.  Petersburg  nach  der  Zählung  vom  15.  Dez.  1890", 
8.  3f>  ff.  (russisch^.  Seitdem  bat  im  Jahre  1897  eine  Enquete  stattgefunden. 
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Von  20001— 30000  Rbl.     .    .  . 

.    .  8.5 

30001— 50  000   

.    .  2,2 

0,8 

Gruppen  der  Wobnungen: 

Bewohnte  Wobnungen  

115170 

80,8' 

0 

Unbewohnte,  benutzte  Wohnungen    .    .  . 

6428 

4,6 

... 

7106 

5,3 

.Schlösser  

865 

0,6 

r 

Hausknecht-  und  Kutscherwohnungen    .  . 

7402 

5,2 

r 

Portierwohnungen  

2143 

1,5 

Wohnungen  verschiedener  Institutionen  zu 

Kasernen,  Gefängnissen  und  dcrgl. 

2  97n 

2,1 

»■ 

Buden  und  Räumlichkeiten  auf  Gewässern 

398 

0,2 

Von  allen  St.  Petersburger  Wohnungen 

wurden  ca. 

78°/0 

nur 

zu  Wohnzwecken.  4,8  °/0  nur  zu  Handels-  und  Gewerbczwecken, 
1,8%  zu  Wohn-  und  gewerblichen  Zwecken  beuutzt  und  5,5  % 
standen  leer. 

Von  den  St.s  Petersburger  Wohnungen1)  waren: 

1.  Kellerwohnungen  7374»)  mit   12217  Zimmern  und  49569 
Einwohnern; 

2.  Mansardenwohnungen  3499  mit  5813  Zimmern  und  21804 
Einwohnern; 

3.  Wohnungen  mit  Fenstern  nur  zum  Hofe  gab  es  55264 
oder  55.3  °/0  der  gesamten  Wohnungen. 

52°/0  aller  Wohnungen  hatten  keine  besondere  Küche, 
40%  keine  Vorzimmer,  14  °/0  eine  bewohnte  Küche. 

Wasserleitung  hatten  60°/0,  Wasserklosetts  49%, 
Badezimmer  10%  aller  Wohnungen. 

Die  meisten  Wohnungen  entsprechen  nach  Swjätlowsky  durch- 
aus nicht  den  elementaren  hygienischen  Anforderungen. 

In  einer  bedeutenden  Anzahl  von  Wohnungen  ist  für  Wirt- 
uchaftsbequemlichkeiteu  gar  nicht  oder  unzureichend  gesorgt. 

')  Swjati.owsky,  „Die  Wohnungsfrage",  S.  20  u.  21. 

2)  Sehr  schlecht  werden  die  Wohnbedingungen  in  vielen  Keller- 
wohnungen bei  steigendem  Wasserstande  in  der  Newa.  Erst  stellt  sich 
Feuchtigkeit  ein,  bei  stärkerer  Steigerung  entstehen  kleine  Fontänen  und 
«lie  Käumlichkeiten  füllen  sich  z.  T.  mit  schmutzigem,  übelriechendem 
Wasser.  .  .  (  fr.  Swätlowsky,  o.  c.  S.  23  u.  24. 


410 


Mitteilungen. 


Die  inneren  Wände  der  Wohnungen  sind  meist  so  dünn,  dass 
die  Geräusche  in  den  angrenzenden  Räumen  sehr  störend  werden. 

1'iigezicfer  ist  in  den  Wohnungen,  wenn  auch  in  verschiedenem 
Mafse  recht  verbreitet.  Viele  Wohnungen  hnhen  nur  einen  Ein- 
gang, und  zwar  nicht  selten  durch  die  Küche. 

Im  .Fahre  18M2  wies  die  Stadt  Moskau1»  nach  der  Zähluug 
im  ganzen  83100  Wohnungen  auf  und  zwar  wurden  dieselben 


folge  ndermasseu  gegliedert : 

(Gewöhnliche  hewohnte  Wohnungen  <J70K1 

Schlafräume  für  Arbeiter  in  Werkstätten  von  Fabriken        10 1 

ausserhalb  der  Werkstätten 
von  Fabriken  ete   424 

Schlafräume  für  Arbeiter  in  Werkstätten  gewerblicher 

Etablissements   1182 

Schlafräume  für  Arbeiter  ausserhalb  der  Werkstätten 

gewerblicher  Etablissements   292 

Arbeiterwohnungen  von  Arbeitern  bewohnt        .    .  951 

Wohnräume  öffentlicher  Institutionen   194 

in  (ierichtsgebäuden  etc   :'»*:{ 

_  Institutionen  geselligen  Lebens  ge- 
sellschaftlichen Charakters  2417 

Wohnräume  in  Institutionen  geselligen  Lebens  ge- 
werblichen Charakters   1 457 

Wohnräume  in  kommerziellen  Räumlichkeiten,  ver- 
bunden mit  Wohnungen  2555 

Unbewohnte  Wohnungen  5  763 

Dazu  kommen  noch: 

Räumlichkeiten,  die  bloss  zu  gewerblichen  Zwecken 

benutzt  wurden   .  1915 

Zu  übertragen:  85  015 


l)  „Moskauer  Zahlung  von  1882".  Mo8kau  1885.  S.  2  (russisch). 
Kleine  Wohnräume  (die  sogen.  Kamotschno-koetschuuie  Quartiere)  wurden 
in  Moskau  in  den  .Fahren  1895,  1898  und  1899  untersucht.  Die  Resultate 
der  Enquete  von  1898  und  1899  sind  binher  noch  nicht  bekannt  (cfr. 
rnouriKY,  ,.Die  Volkswirtschaft".  1900.  Heft  IX,  S.  109).  doch  ist  eine 
kurze  Broschüre  über  die  erwähnte  Enquete  erschienen:  ..Einige  Daten  Aber 
die  kleineu  Moskauer  Wohnräume"  (Kamotschno-koetschnuie  kwartirui), 
(zitiert  nach  Cuohsky.  o.  c.  S.  10«.)).  Einige  Angaben  über  dieselbe  enthält 
der  Artikel  von  Klrnin  im  ..Notizblatt  der  Mosk.  Abt.  d.  Kaiserl.  Techn. 
Ges.",  Moskau  1895. 
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Übertrag: 

Räumlichkeiten,  für  gewerbliche  Zwecke  bestimmt, 

aber  unbenutzt   208 

Räumlichkeiten,  zu  Handelszwecken  benutzt  .    .    .  10513 
„            für  Handelszwecke  bestimmt,  aber 
unbenutzt  waren   963 


85015 


11744 


Im  Ganzen:  96751) 


Wohnungen  nach  Etagen  (von  70331  Wohnungen). 

Prozente  aller    Prozente  der  Bewohnerzahl 
Wohnungen 
In  mehreren  Etagen  .    .    .  10,37 

Im  Keller  10,32 

_  Halbgeschoss(Mezonin)  .  2.52 
_  Entresol  1,13 


In    I.  Etage   44,83 

n    n.     „    25,09 

-  m.     „    4,20 

..  IV.     -    0,55 

«    V   0,05 

_  nicht  angegebener  Etage  0.85 


Bevölkerung 
21,61 
0.43 
1,47 
0,78 
38,44 
22,88 
4.10 
0.47 
(1.03 
0,70 


einer  Wohnung 

18,53 
8,09 
5.17 
6,12 
7,62 
8,11 
8,48 
7,68 
5.94 
8.38  i) 


Vorderhauser  gab  es  39970  mit  379630  Einwohnern.  •) 
Hinterhäuser     „    „    30301    ,.  245822 
Die  Wohnungen  verschiedener  Hestimmung  und  die 


Bew 

t)  h  n  e  r  z  a  h  1  a  i 

Li  eine  Wohl 

1 U  D  g. 

Von  100  Wohnungen  waren 

Bewohnerzahl  einer  Wohnung 

mit  gewerbl. 
Bestimmung 

ohne  gewerbl. 
Bestimmung 

mit  gewerbl. 
Bestimmung 

ohne  gewerbl. 
Bestimmung 

14.58 

85,42 

14,51 

7.93  3) 

')  Ibid.  S.  9,  11,  14  und  27. 

a)  Nach  Janawsky,  „Wohnungsfrage'  (im  Eucykl.  Lexikon 
Pktbuschkwsky's,  T.  XIV,  S.  853,  russisch),  waren  in  St.  Petersburg 
(1890)  7374  Kellerwohnungen.  —  Die  Wohnbedingungen  in  den  Moskauer 
Kellerwohnungen  sollen  hygienisch  sehr  ungünstige  und  auch  oft  sittlich 
abschreckende  sein.  Cfr.  Divhowsky,  „Bericht  an  die  Moskauer  Stadt  Duma 
betr.  der  Wohnungsfrage-',  Moskau  1895  (russisch). 

Ä)  Das  sind  ca.  Vi*  der  damaligen  gesainten  Bevölkerung. 
Jalirbu«  h  d*r  int-rnnt.  \'c reiniKunp.  C.  Bd.  27 
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Anzahl  der 

Anzahl  der 

Bewohner- 

Bewohner auf 

Bewohner  auf 

Wohnuniren 

Zimmer 

zahl 

eine  Wohnung 

ein  Zimmer 

72..K 

19304 

58951 

8.13 

3.05 

Von  loo  Menschen  bewohnen: 
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14.05 
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11.79 

7  7.") 

5.42 

3.89 

2.59 

2.39 

10.74 

0,55 

In  Warschau  zählte  man  im  Jahre  1S91  his  4*54  Häuser. 
79500  Wohnungen  und  2O7()00  Zimmer.  Von  den  79500  Wohnungen 
bestanden  4*>.1°  0  aus  einem  und  23"  0  aus  zwei  Zimmern,  d.  h.  also 
de)-  Bevölkerung  wohnt  elend  und  beengt.  Die  Keller-  und 
Mansardenwohnungen  bilden  fast  den  •*».  Teil  der  ganzen  Bevölkerung, 
das  sind  (J0OOO  Menschen.  2°/()  der  elendsten  Wohnungen  hatten 
keine  Fenster.  4  0  0  keine  Ofen.  In  diesen  Schlupfwinkeln  entfallen 
4—  5  Einwohner  auf  1  Zimmer  und  widmen  oft  2  3  Familien  ohne 
Trennung  nach  Alter  und  Deschlecht  zusammen. 

\on  den  4S.">4  Warschauer  Häusern  hatten  1707  Keller- 
wohnungen (5<;23  Wohnungen  mit  tH»93  Zimmern).  Die  Keller- 
wohnungen werden  von  2C.0O0  Menschen  bewohnt.1) 

n. 

Die  Wohnungsverhältnisse  der  Arbeiter  in  Hussland 
weichen  von  denjenigen  Westeuropas  bedeutend  ab.  Der  grösste 
Teil  der  russischen  Arbeiter  lebt  in  den  Käuiulichkeiten  der  Arbeit- 
geber, während  das  nur  bei  einem  kleinen  Teile  derselben  nicht  der 

')  ffr.  SW.IAT1.0WSKY,  ibid.  S.  48.  Im  allgemeinen  sollen  die  War- 
schauer Wohnungen  ..mehr  als  entsetzlich"  sein.  Zwar  seien  die  Woh- 
nungen der  Wohlhabenden  z.T.  gut  (pflegen  aber  Schlafzimmer  und  über- 
haupt Kinderzimmer  gewöhnlich  eng  und  schlecht  zu  sein),  aber  die  Leute- 
zimmer bildeten  stets  die  Achillesferse.  Die  Kellerwohnungen  für  die 
Dwoniikeu  erweisen  durchweg  Feuchtigkeit,  Schimiuelbildung,  Mangel  an 
Licht  und  Niedrigkeit       cfr.  ibid.  S.  48  ff. 


Digitized  by  Google 


Gistav  SonorrsKY:  Zur  Darlegung  u.  Lösung  d.  Wohnungsfrage.    41 0 


Füll  ist.  In  Westeuropa  und  Amerika  dagegen  Wehnen  die  Arbeiter 
nur  relativ  selten  in  Räumlichkeiten,  die  dem  Arbeitgeber  gehören. 

Die  liewiihrung  der  Wuhnräume  rindet  in  den  meisten  Fällen 
iu  Kussland  unentgeltlich  statt.  Wird  Zahlung  beansprucht,  so 
ist  dieselbe  eine  sehr  geringe. 

Es  fällt  also  in  Kussland  das  ökonomische  Element  der 
Wohnungsfrage  in  bedeutendem  Mal'se  weg,  dagegen  bleibt  die  sanitäre 
Seite  der  Wohnungsfrage  der  Arbeiter  in  vollem  Mafse  bestehen,  und 
man  kann  wohl  mit  Recht  behaupten,  dass  die  russischen  Arbeiter- 
Wohnungen  in  Rezug  auf  Sanitätswidrigkeit  diejenigen  des  Westens 
von  Europa  noch  UbertretVen. 

Die  Arbeiter  bringen  kein  Rettzeug  mit.  sondern  gewöhnlich 
nur  etwas  Wäsche;  die  aus  den  benachbarten  Dörfern  stammenden 
Arbeiter,  die  an  Sonn-  und  Festtagen  zu  Hause  sind,  gar  nichts. 
Als  Typus  des  Wuhnens  in  Fabrik  Werkstätten  wird  von  Swjätlowsky 
z.  R.  das  Wohnen  in  den  4  Arschin  <3  Arschin  =  ca.  4  rig.  Ellen) 
langen  und  ca.  2,/x— 3  Arschin  breiten,  kütigartigen  Lagerstätten 
einer  Mattenfabrik  angeführt,  die  fdr  die  einzelnen  Familien  bestimmt 
sind  und  wo  sie  sich  24  Stunden  täglich  aufhalten.  Die  mit  Schmutz 
und  Abwässern  bedeckten  Fussböden,  die  heisse  Temperatur,  die 
Feuchtigkeit,  der  Maugel  an  Ventilation  etc.  erzeugen  in  der  Tat  ganz 
entsetzliche  hygienische  Lebensbedingungen. 

Von  (>(>  besuchten  verschiedenen  Werkstätten  entfielen  in 
der  Fälle  0.4    0.0  und  nur  in  ca.  \  3  der  Fälle  1    1,5  Kubikfaden 
Luft  pro  Person. 

Die  Einrichtung  von  Kammern  für  die  Arbeiter  in  den  Werk- 
stätten entspringt  der  Absicht,  die  einzelnen  Familien  zu  separieren, 
doch  wohnen  de  facto  oft  2  7  Familien  zusammen  und  in  vielen 
Fabriken  einzelne  Arbeiter  verschiedenen  Geschlechts  (Erwachsene, 
Kinder,  Männer  und  Frauen).  In  den  meisten  Fabriken  findet  man 
eine  ungeheure  L'berftlllung  der  Schlafrüume  mit  Arbeitern. 

Fälle,  in  welchen  die  mittlere  Grösse  der  Kammern  einen 
Kubikf;iden  erreicht,  sind  selten  und,  iu  vielen  Fabriken  sinkt  die 
mittlere  Grösse  der  Kammern  auf  \'s,  ja  auf  \b  (0,21)  und  0,13  Kubik- 
faden, und  wie  die  Arbeiter  sagen,  leben  sie  „aufeinander-. 

Der  Schmutz  und  llble  Geruch  in  diesen  Räumlichkeiten,  in 
welchen  Wüsche  getrocknet  wird  und  es  keine  Ventilation  und  meist 
keine  Kappfenster  gibt,  ist  unbeschreiblich. 

21* 
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In  einer  Charkower  Buchdruckerei  mussten  die  jugendlichen 
Lehrlinge  direkt  auf  dem  schmutzigen,  mit  klebrigem,  schwarzem 
Staube  bedeckten  Fussboden  schlafen. 

Die  Verhältnisse  in  den  Mietwohnungen  sind  oft  nicht  viel 
besser,  als  diejenigen  in  den  Bäumen  der  Werkstätten. 

Einzelne  Hauschen  für  Fabrikarbeiter  gibt  es  nur  auf  einer 
Fabrik  der  Noworossisker  Gesellschaft  fllr  Stahlguss-  und 
Sehienenherstellnng,  auch  in  einer  Zuckerfabrik  des  Jekatcrino- 
s  law 'sehen  Gouvernements,  jedoch  sind  dieselben  innen  schmutzig 
und  von  üblem  Geruch,  neben  denselben  betinden  sich  Haufen  von 
Exkrementen  und  Pfützen  von  Spülwasser. 

Kasernen  für  Arbeiter  hat  z.  B.  die  König'sche  Fabrik  im 
Charkow  er  Gouvernement  und  die  meisten  Zündholzfabriken. 

In  einer  Tscher nigow  sehen  Zündholzfabrik  Hess  mau 
Arbeiter  beiderlei  Geschlechts.  Säuglinge.  Greise  etc.  in  einem 
kastenartigen,  zweietagigen  Trockenraume  schlafen,  wohin  nicht 
einmal  eine  ordentliche  Treppe,  sondern  besonders  im  Winter  äusserst 
gefährlich  zu  passierende  Überbrückungen  führten. 

In  einer  anderen  Zündholzfabrik  des  Tschern igo w  scheu 
Gouvernements  schliefen  die  Arbeiter  (jeden  Alters  und  beiderlei  Ge- 
schlechts) in  fensterlosen,  dunklen  Bodenräumen  direkt  auf  dem  Fuss- 
boden aneinander  gedrängt  in  Kleidern,  ohne  Unterlage,  Decken  und 
Kissen.  Auch  die  Wohnbediugungen  in  den  Kasernen  der  Tuch- 
fabriken waren  sehr  schlechte.  Tu  den  0  Zuckerfabriken  des 
Sumski'scheu  Kreises  des  Charkower  Gouvernements  entfiel  in 
4  Fällen  mehr  als  ein  Kubikfaden  Luft  pro  Arbeiter  (1,02 — l,t>2), 
in  5  Fällen  aber  weniger  (0.50 — 0,80). 

Auf  der  bekannten  Malze w 'sehen  Fabrik  des  Moskauer 
Gouvernements  erwies  sich,  dass  die  in  eigenen  Häusern  wohnenden 
Arbeiter  sehr  gedrängt  lebten  und  dass  ihre  Küchen  und  Schlaf- 
zimmer, ferner  ihre  Höfe  sehr  schmutzig  waren.  Die  Fabrikwohnungen 
waren  äusserst  eng  und  baufällig. 

Im  Königreiche  Polen  erhalten  die  verheirateten  Arbeiter  in 
Zuckerfabriken  Wohnung  und  Beheizung  fürs  ganze  Jahr,  oft  auch 
ein  Stück  Kartoffelland,  einen  Viehstall  und  Stroh.  Die  Handwerker 
erhalten  sogar  Zucker  und  Beleuchtung.  Nur  temporär  beschäftigte 
Arbeiter  erhalten  meist  auch  unentgeltlich  Wohnung  und  Beheizung. 
Unverheiratete  Arbeiter  wohnen  gewöhnlich  bei  Verheirateten.  Auch 
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hier  wohnen  die  Arbeiter  gedrängt,  in  sehr  schlechter  Luft  und 
unsauber. 

Die  Fabrikarbeiter  Warschaus  (Waise hau  beschäftigt  ca. 
20000  Arbeiter)  wohnen  in  den  Kellern,  Mansarden  und  Winkeln 
und  die  Sterblichkeit  ist  unter  ihnen  eine  grosse..  Im  ganzen  ge- 
nommen gibt  es  im  Weichselgebiet  nur  sehr  wenige  Fabriken,  in 
welchen  Arbeiter  wohnen.  Dieselben  wohnen  gewöhnlich  in  den 
Vorstädten,  in  der  l'mgebung  der  Städte  und  in  Dörfern. 

Nur  diejenigen  Personen  pflegen  in  den  Fabriken  zu  schlafen, 
deren  Tätigkeit  beständig  zur  Keparatur  \<>n  Maschinen  oder  dergl. 
nötig  sein  könnte. 

Die  Wohnbedingungen  der  Arbeiter  der  Fischerei- 
und  Bergwerksgewerbe  sind  ebenfalls  ungünstige.1)  Die  Schilf- 
rohrhfltten  (kainuischewui  schalasch).  die  von  der  mit  Fischerei 
beschäftigten  Bevölkerung  an  der  Wolgamllndung  und  am 
Kaspischen  Meer  hergestellt  werden  und  in  der  Kegel  12  bis 
1H  Menschen  beherbergen,  schützen  sehr  schlecht  vor  dem  Winde 
und  vor  Kälte,  in  der  Hütte  ist  es  stets  rauchig  und  staubig,  nissig, 
feucht,  schmutzig  und  voller  Insekten. 

Die  sogen,  kalten  und  warmen  Erdhütten  lassen  auch 
viel  zu  wünschen  übrig.  Zwar  schützen  die  sogen,  kalten  Erdhütten 
mehr  vor  dem  Regen  als  die  Schilfrohrhütten,  doch  sind  sie  stets 
sehr  feucht.  Auch  die  sogen,  warmen  Erdhütten  sind  sehr  feucht 
und  die  Luit  in  denselben  ist  sehr  schwer. 

Die  sogen.  Kasernen  für  die  Arbeiter  leiden  an  ausserordent- 
licher f  berfüllung  und  schlechter  Luft. 

Die  Wohnräume  der  Bergwerksarbeiter  im  I'ral*)  sind 
in  sanitärer  Beziehung  ungenügend,  eng  und  Pflanzstätten  für  allerlei 
Krankheiten.  Im  Winter  sind  die  betreffenden  Kasernen  im  un- 
glaublichen Mafse  überfüllt  und  im  Sommer  sind  denselben  Schilfrohr- 
hütteu  und  dergl.  vorzuziehen,  da  sich  in  den  Arbeiter-Kasernen 
Massen  von  Parasiten  ansammeln,  welche  die  Arbeiter  belästigen. 

Besondere  Wohnhäuser  haben  durchaus  nicht  alle  Fabriken  und 
Gewerbe,  und  die  Arbeiter  schlafen  meist  in  den  umliegenden  Dörfern 
und  zwar  in  den  sanitätswidrigsteu  Verhältnissen.    Auch  die  von 

')  Vir.  Schmidt,  „Zur  Hygieine  dcB  Fischereigewerbes  an  der  Mün- 
dung des  Wolgaflussca",  Moskau  18%,  S.  260  fT.  (russisch). 
Swjätu>wsky.  a.  a.  O.  S.  107  ff. 
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den  Arbeitern  für  den  Winter  selbst  hergestellten  rBalaganuiu, 
crdhütteuartige  Behausungen  mit  Balken  und  Käsen  gedeckt,  die 
selten  Keust«T  haben,  sind  eng.  dunkel  und  rauehig. 

Nicht  allein  in  Wohnräumen  der  kleinen  Fabriken  und  armen 
tiewerbe,  sondern  auch  in  denjenigen  der  grossen  und  reichen  Ge- 
werbe leben  die  Arbeiter  gedrängt. 

I>ie  Lösung  der  A  rbei  t  er  wob  n  im  gs  l'ra  ge  ist  in  Kuss- 
land relativ  leichter  zu  bewerkstelligen,  als  in  Westeuropa.  Da  die 
ineisten  Arbeiter  in  den  Fabi  ikräumen  der  Arbeitgeber  leben,  so  er- 
scheint es  nicht  unmöglich,  durch  Vorschriften  für  die  letzteren  (aber 
auch  für  die  erstereni  die  sanitären  Bedingungen  der  Wohnungen 
für  die  Albeiter  zu  bessern,  und  wäre  es  wohl  auch  möglich,  dass 
von  staatlicher  Seite  dazu,  wenn  erforderlich.  Kredit  erteilt  wtlrde. 

in. 

Auf  dem  Laude1)  erscheint  die  Wohnungsfrage  auch  in 
Kussland  insofern  in  weniger  harter  Form,  als  eben  hier  gewöhnlich 
keine  Mietpreise  in  Betracht  zu  kommen  pflegen,  jedoch  bleibt  die 
sanitäre  und  technische  Seite  der  Frage  bestehen. 

Im  Winter  ist  es  in  den  Bauernhütten  oft  sehr  eng  und  die 
Luft  eine  sehr  schlechte,  da  in  dem  oft  kleinen  Kaum  des  einzigen 
Zimmers  die  ganze  bäuerliche  Familie  schläft,  ja  selbst  mehrere 
Familien  schlafen.  Dazu  kommt  noch  häutig,  dass  bei  starker  Kälte 
gegen  dieselbe  empfindliche  Haustiere,  wie  Hühner.  Enten,  Gänse, 
junge  Fohlen.  Kälber.  Lämmer  und  dergl..  in  die  Wohnräume  auf- 
genommen werden  mUssen.  Im  Sommer  bleiben  nur  die  alten  Leute 
und  die  Kinder  in  den  Hätten,  die  übrigen  Personen  schlafen  draussen. 
im  Heu  etc. 

Für  die  Duruinke  sche  Gemeinde  des  Moskauer  Gouverne- 
ments wurden  im  Durchschnitt  für  eine  Person  in  einer  Hauernhütte 
0.75  cbm  Luft  berechnet,  im  Bjeloselsky  scheu  Kreise  des  Now- 
geroder  Gouvernements  0.8  0.7  und  im  Borowitsehky "sehen 
Kreise  in  einer  Kategorie  von  Hütten  0.3—1.  in  einer  anderen 
(1.4—2,1  cbm  Luft. 

In  vielen  Gegenden  Kusslands  werden  die  Verhältnisse  wohl 
derartige  oder  vielleicht  noch  schlechtere  sein.  In  den  strohgedeckten, 
miserablen,  kleinfenstrigen,  niedrigen  Holz-  oder  wohl  Lehmhütten 
vieler    Dörfer    mögen    die    sanitären    Wohnungsverhältnisse  noch 
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fürchterliche  sein,  besonders  dort,  wo  ausserdem  rnsauherkeit  und 
Fnordnung  herrscht.'1)  Tm  Charkow  er  Gouvernement*)  werden  die 
Fussböden  der  Hütten  (Chnten)  aus  Sand.  Lehm,  Kuh-,  Pferdedünger 
und  Wasser  bereitet,  wodurch  Infektionskrankheiten  gefördert  werden. 

Nicht  besser,  ja  wohl  oft  bedeutend  schlechter  als  der  ge- 
wöhnliche Hauer  ist  der  mit  Hausindustrie  beschäftigte  Hauer 
in  Bezug  auf  seine  Wohnungsverhaltnisse  gestellt,  da  er  in  seiner 
Wohnung  durch  Rohmaterialien  und  Abfülle  beengt  wird. 

Die  Gewerbe  der  Drechsler.  Schlosser  und  derber,  die  auf  dem 
Lande  von  der  ganzen  Familie  solcher  Hausindustriellen  betrieben 
werden,  sind  nichts  weniger  als  gesundheitlich  günstig. 

Die  Sterblichkeitszifler  auf  dem  Lande  ist  etwa  in  dem 
Petersburger  und  Moskauer  Gouvernement  (4*1.7  resp.  44, ö  auf 
1000  Einwohner»  eine  höhere,  als  in  unsern,  durch  ihre  Sterhlichkeits- 
verhältnisse  berüchtigten  Residenzen  (in  St.  Petersburg  42.1.  in 
Moskau  "17.8  auf  1000  Einwohner). 

Nicht  Ul>erall  auf  dem  Lande  sind  die  Wohnungsverhältnisse 
gleich  schlecht.  Etwa  in  Liv-  und  Kurland  trifft  man  nicht  selten 
gertlumige,  ziemlich  saubere  Wohnhäuser  für  das  Gesinde  an  und  die 
Gcbünde  der  Häusler  dürften  gewöhnlich  nicht  besonders  eng  sein. 

Auf  meinen  Reisen  durch  Russland  beobachtete  ich  bisweilen 
grössere,  höhere,  vorstädtischen  Holzgebäuden  ähnliche,  hübschere 
Häuser,  massive  Steingebüude  und  dergl.?) 

')  Swjätlowsky,  ibid.  S.  (54. 

-)  Cfr.  Swjätlowsky,  ibid.  S.  67  ff.,  über  kleinrussisehe  Bauern- 
hütten (Chaten)  im  Charkower  Gouvernement. 

8)  Die  Wohnungsfrage  in  Rnssland  ist  im  ganzen  bisher  fast 
nur  bruchstückweise  behandelt  worden.  Die  bestehende  Literatur  bietet 
raeist  eine  detaillierte  und  wahre  Beschreibung  der  Wirklichkeit.  Viel 
zu  verdanken  ist  in  dieser  Beziehung  den  Ärzten,  die  die  hygienischen 
Bedingungen  der  Wohnungsfrage  der  Arbeiter  zuerst  studiert  haben.  — 
Cfr.  über  die  Wohnungsfrage:  Akcüanoklsky,  „Das  Leben  in  St.  Peters- 
burg" im  ., Archiv  der  gerichtlichen  Medizin  '.  1869.  Buch  11  u.  III  (russisch) 
Bkrthknson.  „Untersuchungen  über  die  Wohnungsfrage  in  Russland'-  in 
..Schriften  de«  Vereins  für  Sozialp.  '.  St.  Petersburg  1901 :  Ebism.vnn.  ..Die 
Kellerwohnungen  in  St.  Petersburg"  im  „Archiv  der  gerichtlichen  Medizin", 
1871.  Buch  IX  und  XII  (russisch);  Fkuorowitsch.  rArbeiterwohnungenu, 
St.  Petersburg  1881  (nissisch);  Holsmit,  rDie  Wohnungsfrage"  in  ..Wissen", 
1872  (russisch);  Divhowsky,  rBericht  an  die  Moskauer  Duma  betr.  der 
Wohnungsfrage",  Moskau  1895  (russisch);  Janowsky,  „Die  Wohnungsfrage" 
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3.  Die  Bedeutung  der  Ausgaben  für  Wohnungsmieten  im 
jährlichen  Einkommen  resp.  in  den  Ausgaben  von  Familien. 

I. 

Im  Anschluss  an  die  Erörterungen  (Ihn-  die  Wohnungs- 
frage dllrfte  es  nicht  uninteressant  sein,  wenigstens  in  gewissem 
(Jrade  die  Stellung  kennen  zu  lernen,  welche  die  Ausgaben 
für  Wohnung  im  Haushalte  der  Familien  einnehmen. 

Nachdem  von  T>(  itk tiai  x  ' )  eine  Einteilung  von  Familien  in 
drei  Kategorien  gemacht  worden  war,  je  nachdem  dieselben  I.  teil- 
weise auf  öffentliche  l'ntei  Stützung  angewiesen  sind,  oder  II.  ohne 
solche,  wenn  auch  nur  d  Urft  ig,  bestehen  können,  oder  III.  soviel  be- 
mittelt sind,  dass  ihre  Existenz  in  keiner  Weise  von  anderen  abhängt. 

im  „Encykl.  Wörterbuch  Pktkih  hkwsky's",  T.  XIV  und  T.  IX  (russisch); 
Keorew,  „Eiufluss  der  Wohnungen  auf  Erkrankungen.  Lebensdauer  und 
Moral  der  Arbeiter-1  im  „Notizblatt  d.  Moskauer  Abt.  d.  Kaiserl.  Russ. 
■  Teclm.  Gesellsch.",  1898,  IV  (russisch);  Nai-ksiiiuna,  .Die  Frage  der 
Arbeiterwohnungen  in  England"  im  „Xotizblatt  d.  Moskauer  Abt.  d.  Kaiserl. 
Ruh*.  Techn.  Gesellsch.",  1898,  IV  (russisch);  Pokkowsky.  rDie  Arbeiter- 
wohuungen",  Bericht  an  den  XII.  Internat.  Kongress  der  Ärzte  in  Moskau 
im  Jahre  1897  >  russisch) :  Soi.omka,  „Die  Entwicklung  der  grossen  Städte, 
die  Lebensbedingungen  in  denselben  und  die  Wohnungskriscn"  im  „Notiz- 
blatt der  Moskauer  Abt,  d.  Kaiserl.  Hnss.  Techn.  Gesellsch.",  1898.  I— II 
(russisch);  Swjätlowsky  (II),  .Einleitung  in  das  Studium  der  Wohnungs- 
frage" in  „Kuss.  Gedanke1',  189(>.  IV  und  V  russisch);  Swjätlowsky  (I), 
..Der  Fabrikarbeiter",  Kap.  IV.  „Wohnung  des  Arbeiters-4.  Warschau  1889 
(russisch);  derselbe,  „Die  Wohnung  des  Fabrikarbeiters  in  Kleinrussland 
und  im  Weichselgebiet".  Tschernigow  1889  (russisch);  Pöktcgalow,  „Die 
Arbeit  in  Bergwerken  etc."  im  „Archiv  der  gerichtlichen  Medizin  und 
gesellsch.  Hygieine".  1870  (russisch):  Tscharnotzky,  „Bericht  über  billige 
Wohnungen  für  Hauptstädte",  St.  Petersburg  189(5;  „Übersicht  über  die 
im  AuBlando  bestehenden  Privatgesellschaften  zur  Verbesserung 
der  Wobnungen  der  Arbeiterklasse"  im  „Journal  des  Ministeriums  des  Innern", 
1857,  VII  (russisch);  Albrk«ht,  „Wohnhäuser  für  Arbeiter.  Sammlung  von 
Wohnungsplänen  für  Arbeiter  und  andere  Personen  und  praktische  Rat- 
schläge für  deren  Durchführung"  (Übersetz,  aus  dem  Deutschen),  St.  Peters- 
burg 1899  (russisch);  cfr.  über  die  russ.  Literatur  auch  Swjätlowsky  (II), 
„Die  Wohnungsfrage".  St.  Petersburg  1898.  S.  11-14  und  S.  267  ff. 

')  Cfr.  Enokl,  „Zeitschrift  des  Sächsischen  Statistischen  Bureaus", 
1857,  S.  157  ff.;  cfr.  auch  L.wkyrls  in  „Konkordia",  1875,  No.  22  ff.; 
ferner  Lkxis  in  Schönrkru's  Handbuch,  1890.  I,  S.  710. 
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wurde  von  Enoel1)  nachfolgende  Übersicht  der  durchschnittlichen 
Konsuintionsverhältnisse  dieser  Gruppen  (in  Prozenten  der 
durchschnittlichen  Gesamteinnahmen)  gegeben : 


Gesamt- 
Eiukomnieti 

tr 
a 

2 

JS 

a 

3 

US 

tt 

s 
a 

© 

tr 
3 

tt 

3 
3 

*2 

N 

E 

m 

h 

■- 

3 

■f. 

c 

3 
w 

u 

w 

2 

!2 
-. 

1.  Gr.    56»  Fr». 

70,89 

11.74 

8.7J 

5,ß3 

0.36 

0.15 

1.68 

0,64 

D.  u     797  _ 

67,37 

13,16 

8,33 

6,51 

1,06 

0,47 

2.78 

1,1« 

III.   „    1198  „ 

G2,42 

14,03 

9,04 

5.41 

1,21 

0,88 

1.30 

2,31 

Der  noch  übrig:  bleibende  Teil  eines  Prozentes  entlallt  aul 
persönliche  Dienstleistungen. 

Ferner  wird  von  Laspkykks  für  die  von  ihm  angenommene 
Normalfamilie  nach  den  39  Französischen  Budgets  von  Lk  Play 
in  vier  Gruppen  folgende  relative  Ausgaben-Verteilung  berechnet: 


Gesamt- 
Einkomnien 

tr 

M 

y. 

Kleidung  | 

tt 

3 
3 

© 

tr 

H 

V 

tr 

3 

K 
b 

- 

3 

* 

c 

Geräte  1 

1.  Gr.  9Fain.  639  Fl. 

63,38 

16.96 

7,22 

l,2f) 

2.01 

0,70 

1,71 

0,30 

IL  „  10    r    1101  „ 

58,77 

18,11 

5,62 

4.26 

2,07 

2.37 

3.91 

1.79 

III  „  10    .    1564  n 

56.21 

14,98 

7,90 

6,17 

4.25 

2.14 

6.81 

1,32 

IV.  „   10    „    2522  „ 

51.94 

14,29 

8,35 

3,47 

1,80 

1.19 

11,0« 

1,07 

Von  Knokl")  ist  die  Polle,  die  Ausgaben  für  die  Woh- 
nung im  jahrlichen  Hinkommen  der  Familie  spielen,  auch 
wie  folgt  fixiert  : 


l)  Cfr.  Ducpktiaux,  „Budgets  £conomiques  des  classes  ouvrieres  en 
Belgique",  1854;  cfr.  auch  Le  Play,  „Lea  ouvriere  europeena",  1854  und 
dessen  „Les  ouvriere  de  deux  mondes",  1858-1863. 

a)  Engel,  „Das  Rechnungsbuch  der  Hausfrau  und  dessen  Bedeutung 
im  Wirtschaftsleben  der  Nation-,  Berlin  1882. 
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Wenn  das  ge- 

sii nehmen  die 

Wenn  da*  pe- 

so  nehmen  die 

samte  jährliche 

Ausgaben  für 

Bamte  jährliche 

Ausgaben  für 

Einkommen  einer 

Wohn  ii  n  ir  da- 

Einkommen einer 

Wohnuni:  da- 

Familie betraft 

von  in  Anspruch 

Familie  beträ-t 

von  in  Anspruch 

Mk 

Mk. 

°o 

|,;n 

72.!»« 

• 

13«o 

59,79 

71. 4« 

1440 

59.37 

320 

70.11 

1520 

58.99 

400 

CHS.*) 

1600 

öS.  «5 

4*0 

«7.70 

l«so 

58  35 

5«o 

««.«.-> 

l7«o 

58.08 

«5.«9 

1S4M 

57.87 

720 

«4.K0 

1920 

57.63 

K00 

«4.1  N» 

2000 

57.45 

SSM 

«3.25 

2080 

57.30 

o«o 

«2.55 

2160 

57.17 

1040 

fil.90 

2240 

57,0« 

1120 

«1.30 

2320 

56.97 

12O0 

«0.75 

2400 

56.90 

12H0 

«0,25 

Auf  lirundl; 

tpen  von  Puters 

uchunpon.  die  von 

Hampki:1)  Uber 

die  Auspaben  ftlr  Miete-  im  Verhältnis  zu  den  (u'^amtauspaben  in 
Pezup  auf  2«l  Halle's»  he  Familien  im  .lahre  lHS«  angestellt  wurden, 
kommt  er  zu  dem  interessanten  Resultat,  dass.  we n n  die  A  u  s  pabe n 
einer  Familie  die  Höhe  von  3000  Mk.  erreichten,  die  Aus- 
paben für  Wohnunpsmiete  einen  um  so  per  inneren  Teil 
der  (tcsuiii  tau  spalte  n  ausmaeheu.  je  wohlhabender  die 
Familien  sind.  Weiter  aber  versucht  er  auch  den  beachtenswerten 
Nachweis,  dass.  während  bei  den  Einkommen  Uber  3000  Mk.  mit 
Steiperunp  der  Wohlhabenheit  die  Prozente  Hir  Miete  abnehmen,  die 
Prozente  ftlr  die  Instandhaltung  der  Wohnunp  ete.  in  dem  Mafse 
zunehmen,  dass  das  Verhältnis  aller  Wohnunpsausf-abeu  zu  den  Ge- 
samtausgaben in  allen  Hevölkerimpsklasseri  eines  Ortes  ziemlich 
da-M'lbc  ist. 

Aus  Petrachtunpcn.  die  in  Sachsen  und  Pelpien  fUr  alle 
Einkommensklassen  von  Enhki,  pemaeht  wurden,  ergibt  sich  folgende 
Auspalten  Verteilung: 

')  Hampke.  „Pas  Aus«rabebudL'et  der  Privatwirtschaften".  Jena  1888, 
in  Conrads  Sammlumr  national-ökonomischer  und  statistischer  Abhand- 
lungen. Rd.  IV,  Heft  «.  S.  83  u.  84. 
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Prozent Verhältnis  unter  den  Ausgaben 

einer  bemittelten 

9 

Arbeiterfamilie  ohne 

—•  J.  2  st 

2  4>  5  a 

~   IE  «1 

Konsurat  iouszwecke 

Verteilung 

der  Aus- 

b  ~  a  a 
«  2;  — 

S     -  c 
,S   >  "= 

gaben  lur 

Werkzeuge 

'*  ss  2  » 

fc?  s 

und  ( 

ieräte 

-    ■=  £ 

ll!> 

in  Belgien 

iu  Saeltnen 

X 

61 

«2 

55 

50 

15 

16 

16 

18 

3.  Wohuung  

10 

vi 

1 

12 

4.  Heizung  u.  Beleuchtunir 

.") 

5 

5 

ö.  Geräte  u.  Werkzeuge    .  . 

i 

8.  Erziehung,  Unterricht  etc.  . 

3,0 

5.5 

7.  öffentliche  Sicherheit  etc 

i 

1 

2 

3 

8.  Gesundheitspflege  etc. 

2 

3 

!).  Persönliche  Dienstleistungen 

; 

1  i 

2.5 

3,5 

Unter  Berücksichtigung  von  Haushaltuugsbudgets.  die  von 
I.K  Play  eruiert  wurden,  wurden  von  Kn«;kl  für  Jahreseinkommen 
von  1200  Frs.  die  Prozentsätze  fllr  die  folgenden  0  Alisgabenklassen 
der  Nahrung,  Kleidung.  Wohnung.  Heizung  und  Beleuchtung,  (ie- 
räte und  Werkzeuge.  Erziehung  und  Unterricht,  öffentliche  Sicher- 
heit, Gesundheitspflege,  persönliche  Dienstleistungen  etc.  wie  folgt 
berechnet. 

62,42    14.03    9,04    5,41    2.31     1.21    0,88    4.30    0,40°  0. 
und  für  Sachsen  stellten  sich  hei  Annahme  von  50  Tlr.  Jahres- 
einkommen pro  Kopf  jene  Prozentsätze  wie  folgt: 

62  16  12  5  2  1  1  1  1  °„. 
(iesttltzt  auf  Berliner  Mietverhältnisse.  ist  in  Bezug  auf  die  Aus- 
gahen für  Wohnung  von  Schwank  1868  in  weiterem  Aushau 
KxoKi/schcr  Sätze  das  Gesetz  aufgestellt  worden,  dass.  je  wohl- 
habender eine  Familie  ist,  eine  um  so  grössere  Summe,  aber  um  so 
weniger  Prozente  der  Gesamtausgaben  von  ihr  jährlich  im  Durch- 
schnitt auf  die  Wohnungsmiete  verwandt  werden.1) 

Das  oben  erwähnte  SenwABK  sche  Gesetz  soll  nach  anderer 
Angabe  im  grossen  und  ganzen  in  grossen  Städten  zutreffen,  doch 
soll  es  für  die  ländlichen  Arbeiter  eine  allgemeine  Gültigkeit  haben. 
Ja,  der  Prozentsatz  der  Wohnungsmiete  soll,  wie  auch  die  Ausgaben 

')  ffr.  Conrad,  „Handwörterbuch  der  Staat^wissenschatteir,  Jena 
1892.  S.  823  ff. 
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für  Heizung  und  Beleuchtung,  hei  wachsendem  Einkommen,  namentlich 
in  den  mittleren  Einkominensstufen,  eine  grossere  Stabilität  aufweisen. 

Für  Italien  wird  der  Auteil,  welchen  die  Wohnungsmiete 
im  allgemeinen  an  den  Ausgaben  der  Familien  in  Anspruch  nimmt,  auf 
'/4  oder  '/o  derselben  berechnet.  Jedoch  sind  dort  noch  keine  ge- 
naueren l'ntersuchungen  über  diese  Frage  angestellt  worden.1) 

Von  Wi  km*)  werden  in  einer  Tabelle  Angaben  «her  .r> 2  Fälle 
von  Budgets  aus  Deutschland  gebracht  und  ich  will  dieselbe 
nachstehend  folgen  lassen: 

Wohuu  n<rsmiete 


Erwachsene 


Kinder 


2 

3 
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3.  1 
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■  > 
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2 
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2 

1 
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2 

2 

r 

C.Ii 

_> 

o 

fi 

3.:  5 

- 1 

•> 

Ihrschildinacher 

7,6 

2 

2 

Handwerker 

17.'.« 

2 

2 

Schlosser 

13.2 

2 

Ti-i  hier 

9,0 

2 

3 

r 

15.4 

1 

r 

11.4 

2 

7 

r 

7.0 

2 

2 

•■ 

20.0 

2 

•1 

Eisenbahnarbeiter 

10.1 

2 

o 

Fabrikarbeiter 

15,3 

2 

Drechsler 

0.3 

1 

8.7 

2 

Maurer 

7,0 

1 

•• 

5.1 

')  Aus  brieflichen  Nachrichten  des  Herrn  Direktors  Bodio  der 
Statistischen  Sektion  des  Ministeriums  für  Ackerbau  und  Handel,  datiert 
Rom,  den  10.  März  1895. 

2)  Wurm,  „Die  Lebenshaltung  der  deutschen  Arbeiter",  1892,  S.  98. 
Cfr.  über  Arbeiterbudget«  auch  May,  .Zehn  Arbeiterbudgets".  1891,  S.  15  ff. 
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Wohnuugsmiete 
Erwachsene        Kinder  oio 
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3 
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2 

4 

(iartenarbeiter 

12,7 

2 

4 

14,8 

2 



Maler 

15,3 

2 

2 

Weichensteller 

13,4 

2 

6 

Schneidermeister 

12.2 

2 

3 

Rentier 

18,1 

3 

3 

Fabrikant 

15,5 

6 

« 

4 

Hoher  Beamter 

12,3 

Einheitei 
4,45 

i 

A. 

15,3 

3,55 

B. 

17,1 

4,22 

C. 

19,0 

6,40 

D. 

17,8 

5,23 

E. 

21,3 

5,22 

F. 

30,4 

(Hierher  die  Tabelle  Seite  430.) 

Nach  Berechnungen  von  Hassk  und  Xekkk  werden  auf  den 
Mietzins  folgende  Quoten  des  Einkommens  verwendet: 
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f 

Q 

• 

ir 

3 

a  t 

3 

1  <=> 

.-' 
B 

P.  o 

Dresden 
1880 

Bei  Einkommen 

33  oo 

1—1 

-  X 

W  - 

«  g 

§  00 

—  «— i 

& 

a 

s 

q 

% 

°o 

von   600-1200  Mk  

24,7 

20.11 

21,0 

21,2 

18,4 

,    1200-1800  „  

21.8 

21.1 

20,8 

19.7 

16.3 

11)  i 

m.  i 

15,9 

dagegen  z.  B.  hei  Einkoramen 

von  3000-3600  Mk  

21. 3 

19,0 

19,8 

16.9 

15.3 

„  3600-4800   

18,6 

17.8 

18.3 

16.5 

15,4 

„    4800-  6000  r  

ITH 

17.4 

18.3 

10,4 

14,6 

und  endlich  von  Einkommen 

von  12000  -30000  Mk  

11,7 

10.8 

8,9 

8.4 

9,9 

,    30000— 60WX)  

8.8 

7,4 

3,6 

5.5 

7.1 

3,6 

3.8 

3,4 

1,9 

3.9 

Von  kloinen  Hinkommen  musste  also  z.  T.  mehr  als  1  5.  ja  fast 1  4 
lür  Mietzins  ausgegeben  werden,  von  den  grossen  nur  ea.  2  -40/«-1)8) 

In  Chemnitz  gaben  Arbeiter  im  Jahre  1885  1  „  \5  ihres 
Einkommens  fUr  Miete  aus;  in  Dortmund  20,  ja  manehmal  *25°  (,.:,j 
In  Hamburg  wurden  fllr  Mieten  folgende  Quoten  der  Einkommen 
ausgeben : 


Im  Jahre 

Im  Jahre 

Bei  Einkommen 

1868 

1891 

von   600-1200  Mk  

18,77 

24.74 

.    1200-1800  r  

19.89 

22,22 

.    1800-2400  ,  

20.27 

22.09 

')  „Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolit  ik" :  „Die  Wohnungs- 
not der  ärmeren  Klassen  in  deutschen  Grossstädteu  etc.".  Teil  1.  1886,  S.  196. 

s)  In  den  grössteu  russischen  Städten,  vielfach  wohl  auch  etwa 
in  den  mittleren,  dürfte  hei  Jahreseinkommen  von  ca.  300 — 600  Rbl. 
f=  ca.  600—1200  Mk.)  für  Wohnuugsmietc  (seitens  Bewohner  einzelner 
Zimmer)  oft  zwischen  ca.  50  und  30°  0  des  Jahreseinkommens  aus- 
gegeben werden. 

s)  „Sehr.  d.  V.  f.  Sozialp.",  Teil  II,  S.  113. 
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Tin        >i  Ii  r,i 

iiu  ciunre 

im  cjanre 

Bei  Einkommen 

lo.il 

0 

0 

o 

datreireri  z.  B.  bei  Einkommen 

von  3O0O    3600  Mk  

19.59 

19.15 

r  3WO-4200   

19,28 

18,71 

„    4200    48O0  _  

18,H9 

17,88 

und  endlich  bei  Einkommen 

von  12000—30000  Mk  

11,51 

10.38 

,    30000— «0000  _  

G.«8 

6.21 

über  60000  „   

3.72 

3.05 

Die  Ditierenz  zwischen  den  grössten  und  kleinsten  der  auf  den 
Mietzins  entfallenden  Quoten  der  Einkommen  hat  sich  seit  1868  also 
noch  gesteigert.  War  das  Verhältnis  jener  Quoten  im  Jahre  1868 
—  1:5  (3,72  :  18,77).  so  war  es  1891  -  1:8  (3,05  :  24.74). l) 

Kür  kleinere  Ortschaften,  d.  h.  von  unter  10 000  Ein- 
wohnern, stellen  sich  die  Quoten  des  Mietzinses  von  Ein- 
kommen (aus  Hnushaltuiigsbudgets  aus  Deutschland,  Österreich. 
Schweiz.  Belgien  etc.)  im  grossen  Durchschnitt  wie  folgt: 


das  Ein- 
kommen auf 

Mk. 

der  Miet- 
zins auf 

Mk. 

der  Mi  et* 
zins  in  Proz. 
des  Ein-  ^ 

von   unter     800  Mk.   .    .  . 

574 

52 

9,0 

„      800-  1200    ,.     .    .  . 

1015 

68 

6,5 

„    1200—  2000    „     .    .  . 

1455 

88 

6,0 

„    2000—  4000          .    .  . 

2969 

127 

4,3 

„    4000-  10000    „     .    .  . 

6477 

232 

3.6 

Hier  findet  sich  also  dieselbe  Erscheinung  wie  in  den  grossen 
Städten,  nur  dass  die  Gegensätze  in  jenen  Quoten  weniger  krass 
hervortreten. 

Ahnlich  wie  in  kleineren  Ortschaften  gestalten  sich  auch  die 
Verhältnisse  der  Teile  der  Mieten  an  dem  Einkommen  in  den  Mittel- 


ri  Nki  maxx.  ..Die  persönlichen  Steuern  vom  Einkommen  etc.".  1896, 

S.  203. 
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stiidtcn  von  10OOO  bis  100000  Einwohnern,  und  zwar  betrug  im 
grossen  Durchschnitt : 


da»  Ein- 
kommen 

Mk. 

der  Mietzins 
Mk. 

der  Mietzins 
in  Prozenten 
des  Ein- 
kommens 

von  800-1200  Mk  

139 

14.3 

„  1200-2000   

1531 

174 

11,4 

„   2000—4000  .... 

2619 

281 

10,7') 

Nach  Berechnungen  von  Enükl  Uber  „die  Lebenskoston  bel- 
gischer Arbeiterfamilien  früher  und  jetzt"**)  ergeben  sich  aus 
Resultaten  von  188  Budgets,  verglichen  mit  dem  Resultat  von  1853, 
folgende  Prozentsätze  für  Wolmungausgaben  und  zwar  für 

1853  1891 

a)  Miete  (oder  Mietweit  der  Wohnung  im 

eigenen  Hause)   5,97  8.27 

b)  Mobiliar,  Hausrat:  Erhaltung  und  Er- 
gänzung desselben  1,5*  1.37 

7,55  9,64 

Für  die  ländlichen  Arbeiter-Verhältnisse  ergeben  sich 
nach  v.  i>.  Goltz3)  folgende  Durchschnittsbudgets  in  drei  nach  der 
Grösse  der  Gesamtausgabe  unterschiedenen  Gruppen: 


Grsarat-Atisgabe 

Nahmnir 

Kleidung 

Woh- 
n  u  n  g 

Heizung 

Steuer 

I.  Ür.  298.5  Tlr. 

67,4 

15.3 

7,0 

6,6 

3.7 

II.   „    236.4  „ 

65,1 

17.4 

(5,6 

7.1 

3.8 

III.   ..    198,5»  „ 

65,2 

18.5 

6,8 

6.9 

2,6 

II. 

I.ässt  sich  aus  den  Untersuchungen  über  die  Konsumt  ions- 
eiitwickelung.4)  die  uns  hier  nicht  weiter  beschäftigen  kann,  eine 


')  N Kl  mann.  ibid.  S.  206. 

'*)  Dresden  1895.  S.  85.  ('fr.  über  Belgien  auch  ..Salaires  et  Budgets 
niivrü-rs  en  Belgique".  Bruxelles  1H92. 

s)  Cfr.  V.  1».  Goltz  in  „Konkordia",  1875,  S.  125. 

*)  ('fr.  Baikk.  „Das  Konsumtinnshudget  der  Haushaltum.'"  in  <  "onkad's 
Handwörterbuch  der  Staatsw.  V.  1«HK>.  8.  320;  dort  auch  Literatur- 
angaben. S.  329. 

Jahrl.uch  cW  Internat.  Verelnipiuj,'.  f..  Bit.  28 
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absolut  zutreffende  Formel  für  dieselbe  auch  nicht  geben,  so  dürfte 
das  folgende  Schema  den  bisherigen  Kigebnis!>cti  der  wissenschaft- 
lichen Forschungen  wohl  möglichst  gerecht  werden. 

Man  kann  gegenwärtig  behaupten,  dass  bei  verhältnismässig 
steigendem  Einkommen : 

1.  die  Ausgabequote  für  die  gesamte  Nahrung  und  zwar  insbesondere 
für  pflanzliche  Nahrung  ständig  sinkt; 

2.  die  Ausgabequote  für  Ersparnisse  ständig  steigt; 

3.  die  Ausgabequoten  für  Wohnung.  Heizung  und  Beleuchtung  bis 
zu  einer  gewissen  Einkoinmenshöhe  sinken,  um  sodaun  gleich- 
zubleiben oder  zu  Zeigen; 

4.  die  Ausgabequoten  für  tierixhe  Nahrung,  (ietränke.  Kleidung, 
geistige  und  Erholungsbedürfnisse  bis  zu  einer  gewissen  Ein- 
kommeii>grenze  steigen,  um  sodann  gleichzubleiben  und  zu  sinken. 

Die  Einkommensgrenze.  von  welcher  an  die  Mehrzahl  der 
Einzelposten  der  Ausgaben  auf-  oder  absehwankt,  ist  nach  Zeit  und 
Ländern  variabel  und  muss  daher  für  jedes  Land  in  geeigneten 
Zeiträumen  festgestellt  werden. 
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Das  Grundeigentum  in  der  Türkei 

nach  der  neueren  Gesetzgebung. 

Von 

Wilhelm  Padel, 

Dragoman  der  Kaiserlich  Deutschen  Botschaft  in  Konstantinopel. 


Einleitung. 

Die  Verschiedenheit  der  Grundst  Ucksarten  in  der  Türkei  hat 
eine  einheitliche  gesetzliche  Regelung  des  Grundstüekswesens  bisher 
nicht  zustaude  kommen  lassen.  Das  mit  dem  Namen  rerasi 
kanunnamessiV)  Grundstücksgesetz,  unter  dem  7.  Kamasau  1274*) 
veröffentlichte  Gesetz  behandelt  nicht,  wie  mau  nach  dem  Titel  an- 
nehmen könnte,  das  gesamte  Grundstückswesen  und  alle  in  der  Türkei 
vorkommenden  GrundstUcksarten,  sondern  scheidet  das  freie  Grund- 
eigentum, erasi-i-memluke.  und  das  Wakuf-Land,  erasi-i-mevkufe, 
aus,  bleibt  also  in  seiner  Gültigkeit  auf  das  Stantsland,  erasi-i-emirie, 
beschränkt. 

Dem  Grundstücksgesctz  liegt  das  religiöse  Kecht  (scheriat, 
ilm-i-tikh).  die  vornehmste  (Quelle  türkischen  Rechts,  zu  Grunde.  Das 
letztere  hat  vier  Quellen,  die  sogenannten  edille-i-arba'a: 

1.  Den  Koran. 

2.  Die  Sunnet  oder  die  Überlieferungen  des  Propheten.  Dieselben 
können  dreierlei  Art  sein: 

M  Zur  Umschrift :  Da  die  vorliegende  Arbeit  auch  solche  Leser 
interessieren  dürfte,  denen  linguistische  Dinge  ferner  liesren,  so  hat  der 
Verfasser  die  Umschrift  türkischer  Worte  in  möglichst  einfacher  Form, 
lediglich  nach  der  Aussprache,  gegeben.  Die  Herren  Linguisten  von  Fach 
werden  daher  gebeten,  diese  Abweichumr  von  den  bestehenden  Retrein 
entschuldigen  zu  wollen. 

a)  Düstur  Bd.  1,  S.  165  ff. 

28* 
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a)  Mündliche  Ausspruche,  kawl.  Diese  mUndlichen  Über- 
lieferungen, die  ssunnat-i-kaw  lie.  nennt  man  gewöhnlich 
Ii  ad  i  »s. 

I>>  Das  Tun  des  Propheten.  Tel. 

c)  Seine  stillschweigende  Hilligung.  takrir.  Darunter  versteht 
man  nach  den  Heclit-bUchern  die  vor  dem  Propheten  oder 
zu  seiner  Zeit  gesprochenen  Worte  und  vorgekommenen 
Handlungen,  die  derselbe,  obwohl  er  dazu  imstande  war.  nicht 
verworfen,  sondern  stillschweigend  gebilligt  hat. 

Das  grüsste  Sammelwerk  der  Überlieferungen  ist  dasjenige 
von  finam  el  Hatis  Abu  Abdallah  Muhammed  Hin  Ismail  al 
Dschuti  al  Huchari  unter  dem  Titel  Dchami'essahih  oder  Ssahih 
el  Huchari  (vergl.  auch  Telchiss-i-ussul-i-tikh  von  Mahmud  Kssad. 
S.  2W). 

'\.  Die  Tdschma-i-timmet.  das  ist  Übereinstimmung  der  Entscheidungen 
der  vier  eisten  Nachfolger  des  Propheten  Abu  Hekr,  Osmar, 
Osman.  Ali,  seiner  Genossen,  sowie  derjenigen  samtlicher  als 
Mudschtehids  anerkannten  Hechtslehrer  (cfr.  unten)  einer  Zeit- 
epoche Uber  eine  Frage  des  Seheriatreehtes.  Diese  Entscheidungen 
können  ausdrückliche  (kawii)  oder  tatsächliche  (feli)  sein.  Die 
Definition  von  Idschma-i-llmmet  M.  d'Ohsson's  (Tabl.  (Jen.  de 
l'Emp.  Othom..  Paris  17-sN.  Hd.  I.  S.  9  der  kleinen  Ausgabe), 
welcher  sie  als  „recueil  des  lois  apostoliques"  bezeichnet,  ent- 
haltend Jes  explications.  gloses  et  deeisions  legales  des  apötres 
et  des  prineipaux  disciples  du  Prophete,  surtout  des  quatres 
Premiers  Khalifes",  trifft  nicht  den  Kern  dieser  viel  inter- 
pretierten Kechtsquelle,  die  kein  koditiziertes  Kechtsbuch  ist. 
Zum  Wesen  derselben  gehört  vielmehr  vor  allem,  dass  die 
sämtlichen  Mudschtehids  einer  Zeitepoche  Uber  einen 
'  scheriatrechtlichen  Hechtsgrundsatz  durch  Worte  oder 
Handlungen  ihre  Übereinstimmung  bekundet  haben.  Sawas 
Pascha  (Le  tribunal  Musulman)  beschränkt  das  Hestehen  dieser 
Eechtsquelle  auf  die  ..trois  premieres  generations  mohametanes" 
(S.  X).  Koran.  Sunnet  und  ldschma-i-llmmet  sind  die  absoluten 
(Grundlagen  (ussul-i-mutlaka)  des  religiösen  Hechts:  ihnen  schlies>t 
sich  als  vierte  Quelle  (delil).  die  sich  darstellt  als  eine  Ab- 
leitung aus  einer  dieser  drei  absoluten  (Grundlagen,  an: 


Digitized  by  Google 


WlLHKliM  Paofi.:  Das  Grundeigentum  in  der  Türkei  etc.  437 


4.  Der  Kiass,  das  ist  die  Anwendung  einer  für  eine  Rechtsfrage, 
welche  mit  einer   anderen  Rechtsfrage  im  Wesen  gleich  ist, 
geltenden    Kntscheidung    des   Koran,    der   Sunnet    oder  der 
Idschma-i-ümmet   auf  diese  andere  Rechtsfrage  im  Wege  der 
Vergleichung-Analogie.     Der  Kiass  muss   auf  einer  der  ehen 
genannten  drei  absoluten  Rechtstjuellen  heruhen.     Daher  darf 
auf  eine  Kiass-Entscheidung  nicht  eine  andere  basiert  werden. 
Ein  Beispiel  einer  Kiass-Enscheidung  gibt  Art.  1«12  Medschelle: 
Nach  einer  Überlieferung  des  Propheten  soll  ein  Richter  nicht 
im  Zorn  Recht  sprechen.     Der  Grund  zu  dic>er  Überlieferung 
ist  natürlich  der,  dass  ein  Richter  in  diesem  Zustande  nicht  die 
freie  Verfügung  Uber  seinen  Verstand  hat.    Art.  1*12  Medschelle 
bestimmt  nun  in  analoger  Anwendung  des  gedachten  Grund- 
satzes, dass  der  Richter  auch  nicht  in  Kummer.  Traurigkeit, 
Hunger,   Schlafsucht   und  ähnlichen  die  Denkkraft  trübenden 
Zuständen  Recht  sprechen  soll,  da  sein  Geist  dann  verwirrt  ist. 
Rehufs  Interpretation  der  angeführten  vier  Quellen,  der  sogen, 
edille-i-arbaa,  der  vier  r Reweise",  haben  sich  Schulen  gegründet, 
deren  vier  hauptsächlichste  (mesahib-i-arba'a)  sich  nach  ihren  Stiftern 
wie  folgt  nennen: 

1.  die  Hanetitische  Schule,  nach  Abu  Hanifa  el  Numan  Ihn  Scabit, 
von  SO    150  der  Hedschra; 

2.  die  Malekitische  Schule,  nach  Malek  Ihn  Kniss.  von  00  177; 
die  Schatiitische  Schule,  nach  Mohammed  Ihn  Kdris  al  Schaf'i, 
von  1 00—204  : 

4.  die  Haubalitische  Schule,  nach  Ahmed  Ihn  Hanbai.  von  104 
bis  241. 

Die  Vertreter  der  vier  genannten  Schulen,  die  e'wne-i-arba'a 
(die  .vier  Imame")  sind  die  vornehmsten  der  fukeha,  der  Kundigen 
des  religiösen  Rechts.  Sie  haben  die  Grundregeln  der  Interpretation 
der  edille-i-arba'a  (Koran,  Sunnet.  Idschma  und  Kiass).  die  kawa'id-i- 
ussul.  geschaffen  und  heissen  daher  auch  Mudschtehid  tisch-scher. 

Den  zweiten  Rang  der  fukeha  nehmen  die  Schüler  Abu  Hanifa's 
ein:  unter  diesen  besonders  die  „beiden  Imame-  (imamen)  Abu  Jussuf 
und  Mehmed.  Diese  haben  nach  den  von  ihrem  Lehrer  Abu  Hanifa 
gelegten  Grundsätzen  der  Interpretation  aus  den  edille-i-arba'a  ab- 
geleitete Scheriatprinzipien  entwickelt.  Sie  heissen.  da  sie  im  Rahmen 
der  Hanetitischen  Mesheb  (Schule)  interpretieren,   mudschtehid  fil 
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mesheh.  Obwohl  letztere  in  den  abgeleiteten  Rechtsprinzipien 
von  ihrem  Lehrer  abweichen  können,  so  folgen  sie  ihm  doch  in  den 
Grundregeln  und  sind  daher  Wohl  zu  unterscheiden  von  den  muaris'- 
hlmoheb.  den  (iründern  der  von  Hanifa  in  den  Grundregeln  wie  den 
Ableitungen  (ussulen  we  furuen)  abweichenden  Schulen. 

Die  dritte  Kla>se  der  fukeha  sind  die  mudschtehid  til  messele, 
diejenigen,  welche  Fragen,  messeles.  in  denen  von  den  ebengenannten 
keine  Kegeln  gegeben  sind,  auslegen. 

Diesen  fukehas  reihen  sich  die  Kommentatoren  des  Hanetitischen 
Rechts  an.  Sie  weiden  aber  nicht  mehr  zu  den  Mudschtehids  im 
eigentlichen  Sinn  gerechnet. 

In  der  Türkei  ist  die  Hanetitische  Schule  die  herrschende. 
-I.es  Ottomans"  heisst  es  in  der  Einleitung  zur  Medschelle.  Aristarchi, 
Legislation  Ottomane  Bd.  VI,  S.  7.  Anm.  „suivent  le  rite  Hanente 
et  lorsqu'ils  parlent  de  droit  sacre.  ils  entendent  les  ouvrages  de 
jurisprudence  coniposes  ä  diflerentes  epoches  selon  la  doctrine  de 
Kbu  Hanife".  Abu  Hanita  wird  in  den  Rechtsbüchern  kurz  der 
„grosse  Irnnnr'  umam-i-asem)  genannt.  Seine  beiden  angesehensten, 
schon  erwilhnten  Schiller  Imam  Abu  Jussuf  Jakub  Bin  Ibrahim  und 
Mehmed  Bin  al  Hassan  asch-Scheibani  sind  im  Jahre  182  bezw.  189 
gestorben.  Das  Hauptwerk  der  Hanetitischen  Lehre  ist  das  unter 
dem  Titel  Multeka  el  buhur  von  Scheich  Ibrahim  Bin  Muhammed 
al  Halebi  (gest.  956  «=  1549)  unter  Suleiman  dem  Grossen  zusammen- 
gestellte Kechtsbuch.  Ins  Türkische  Ubersetzt  und  kommentiert  ist 
dieses  Werk  von  Mehmed  el  Mevkufati:  „dieses"  (die  Übersetzung) 
„von  den  Mollas  der  Türkei  gleichsam  kanonisierte  juristische  Hand- 
buch, der  Rechtskodex1)  des  Reichs"  (vergl.  Handschriftenkatalog 
von  (üstav  Ft.UKtiKL.  Wien  1867.  S.  225,  No.  1792)  ist  für  die  vor- 
liegende Arbeit  benutzt  worden.  Die  Schwierigkeiten  nun.  sich 
in  dem  Scheriatrecht  zurechtzufinden  und  die  vorkommenden  Meinungs- 
verschiedenheiten zwischen  Hanikk  und  seinen  Schülern,  welche  eine 

')  „Ce  code,  qui  tient  en  meme  teraps  lieu  de  droit  canon,  est 
presque  le  Beul  livre  de  jurisprudence  observe  dann  l'Empire14  M.  d'Ohsson, 
Tableau  General  de  l'Kmp.  Ottom.,  Tome  I,  S.  23,  Pari«  1788.  .  .  .  „code, 
qui  depuis  l'epoque  de  sa  redaetiou  sous  Suleiman  1  est  presque  le  Beul 
livre  de  jurisprudence  h  lusage  des  Caziaskers,  des  Mollas,  des  Kadis,  des 
Naibs.  enfin  des  Tribunaux  et  des  Cours  de  justice  dans  toute  l'Etendue 
de  la  Monarchie  Ottomane",  cod.  S.  28. 
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schwankende  Rechtsprechung  zur  Folge  hatten,  machten  die  Kodi- 
tizierung  wenigstens  gewisser  Kechtsgebiete  mit  der  Zeit  zu  einer 
unabweisbaren  Notwendigkeit.  rLa  jurisprudence  sacrceu,  heisst  es 
Seite  «I.  Aristarchi  Band  VI  in  der  Einleitung  zur  Medschelle, 
-ressemble  a  une  mer  immense,  au  fond  de  laquelle  il  faut  aller 
chercher  aux  prix  des  plus  grands  eflorts,  les  perles,  qu  elle  y  recele". 
So  entstand  die  rMedschelle-i-ahkjam-i-adliea.  eine  Art  bürgerliches 
Gesetzbuch,  das  in  1<>  Büchern  verschiedene  Gebiete  des  Scheriat- 
rechtes  behandelt  und  zwar  ausschliesslich  nach  Hanefitischem  Kitus. 
-Dans  la  redaction  du  present  code"  heisst  es  Aristarchi  Bd.  VI,  S.  15 
in  der  Einleitung  zur  Medschelle.  .nous  ne  sommes  jamais  sortis  des 
limites  du  rite  hanetite". 

Abgedruckt  ist  die  Medschelle  in  der  offiziellen  Gesetzsammlung, 
genannt  -Düstur",  Bd.  I,  III  und  IV.  Die  sämtlichen  Artikel  sind 
in  das  Französische  übersetzt  (Aristarchi  Bd.  VI  und  VII). 

Durch  die  Kodifiziening  der  Medschelle  hat  das  in  dieser  be- 
handelte religiöse  Recht  die  Form  eines  staatlichen  Gesetzbuches  an- 
genommen. Damit  kommen  wir  zu  der  zweiten  Quelle  türkischen 
Rechts,  dem  weltlichen  Gesetz,  kanun  oder  iiisam,  das  von  den  Sul- 
tanen in  oder  ohne  Übereinstimmung  des  religiösen  Hechts  erlassen 
wird.  In  früheren  Zeiten  wurden,  wo  sich  die  Notwendigkeit  ergab, 
neue  Bestimmungen  zu  treffen,  für  einzelne  Spezialfälle  den  Kadis 
Befehle  erteilt,  oder  für  bestimmte  Gebiete  deren  Statthaltern,  den 
Beylerbeys  „Kanuns"  zugesandt,  nach  denen  sie  sich  zu  richten 
hatten.  Beide,  die  Spezialbefehlo  wie  die  Kamins,  konnten  zwar 
nicht  als  allgemeine  Gesetze  gelten,  bildeten  aber  den  Anfang  zu  der 
heutigen  Gesetzgebung  in  der  Türkei.  Heutigestags  kommt  nach 
den  mit  Irade  vom  25.  Rebiulachir  1280  (D.  I.  S.  16)  ergangenen 
allgemeinen  Bestimmungen  (mevadd-i-umumie)  ein  Gesetz  (kanun, 
nisani)  durch  Irade  (emruferman)  des  Sultans  zu  stände,  nachdem 
es  zuerst  im  Staatsrat  (schurai  dewlet),  dann  im  Ministerrat  (med- 
schliss-i-wükela)  beraten  und  angenommen  worden  ist.  Die  Formel, 
welche  die  Inkraftsetzung  neuer  Gesetze  durch  den  Sultan  ausspricht, 
heisst  ^mudschebindsche  amel  oluna-*  danach  soll  verfahren 
werden  —  und  sie  befindet  sich  am  Kopf  fast  aller  Gesetze.  Die 
Ansicht  Worms  im  Journal  Asiatique  S.  III.  T.  14.  S.  280,  dass 
_les  reglements  adoptes  par  les  souverains  musulmans  .  .  .  ne  soiit 
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tous  «jue  des  a|.pli(  ;ili..n>  des  pn'ceptes  immuables  du  Koran  et  do 
hi  Sünna",  i-t  natürlich  längst  veraltet. 

(iesetze  treten  14  Taire  nach  ihrer  Publikation  in  Kraft. 
\\  iiln  end  durch  die  oben  erwähnten  allgemeinen  Iiestimmungen  die  Publi- 
kation derselben  durch  die  offizielle  Zeitung  takvim-i-waka'i.  in  der 
Provinz  durch  dir  Yilajetszeitungen  angeordnet  war,  kann  heute 
von  einer  solchen  Überhaupt  nicht  gesprochen  werden.  Jene  offizielle 
Zeitung  ist  längst  eingegangen  und  die  Yilajetszeitungen  veröfleut- 
lichen  in  den  seltensten  Füllen  neue  (besetze,  wohl  weil  sie  ihnen 
gar  nicht  zugehen.  Hin  lobenswerter  Versuch  ist  gemacht  worden, 
eine  Art  amtliche  Osetzsammluiig  zu  schaden  durch  Herausgabe 
des  Dlistur,  der  in  vier  Händen  und  vier  Nacht ragsbäiidein Seil)  die 
bis  zum  .lahre  IöMmi  publizierten  (iesetze  enthiilt.  Hezüglich  der 
nach  dieser  Zeit  ergangenen  besetze  ist  man  ausser  auf  mehrere 
unzuverlässige  Pri  vatgesetzsammlungen  auf  die  Ankündigungen  der 
Zeitungen  angewiesen.  Ks  werden  daher  auch  in  der  vorliegenden 
Abhandlung  (iesetze  häutig  nach  Zeitungen  zitiert  werden,  ein  Ver- 
fahren, das  bei  rnkeuntnis  der  angedeuteten  ('beistände  auffällig 
erscheinen  muss. 

Pen  beiden  angegebenen  Quellen  türkischen  Hechts.  Scheriat 
und  Kamill,  reiht  sich  als  dritte  das  (iewohnheitsrecht  an.  yrf.  adet. 
yrf-u-adet.  teamlll  genannt.  Dasselbe  hat  im  Scheriatrecht  als  Hecht 
schadend  Anerkennung  gefunden  durch  eine  Überlieferung  des 
Propheten,  welche  ausspricht,  dass,  „was  die  lilüubigcn  fllr  gut  halten, 
auch  Ctott  w<dilgelällig  ist"  <cfr.  Ali  H.Wi«iK,  Komm.  z.  Metischelle, 
sj  3*>>.  So  Huden  wir  in  der  Multcka  die  YVakhcriing  von  Mobilien 
entgegen  den  ^  orschrilten  des  religiösen  Hechts,  das  nur  Immobilien 
als  Wakuf-Objekt  gelten  lassen  will,  zugelassen,  wenn  sie  „unter 
den  Menschen  gebräuchlich  ist"  (Mult.  I.  S.  MS). 

Nach  Maumu»  Kssai»  (telchiss-i-ussul-i-tikh  No.  :J78)  soll  yrt 
iedoch  scheriatrechtlich  nur  so  lange  als  allgemeine  Kechtsijuelle 
anerkannt  worden  sein,  als  die  Zeit  der  Mudschtehids  reicht.  Die 
Medschelle  nun  hat  das  (iewohnheitsrecht  auch  gesetzlich  zur  Hechts- 
(juelle  erhoben,  und  zwar  sowohl  als  yrl-i-am  oder  adat-i-schaije, 
allgemeines,  unbeschränktes  Gewohnheitsrecht,  wie  auch  als  yrf-i-chass 
oder  adat-i-mahalie.  d.  h.  für  gewisse  lokale  Kreise,  für  gewisse 
Herufsklassen  beschränkte  Gebräuche. 
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Bei  Widerspruch  zwischen  geschriebenem  Kecht  (ehas>)  und 
Gewohnheitsrecht  geht  im  Grundsatz  ersteres  vor.  Nur  für  den  Fall, 
dass  Gesetz  auf  Gewohnheitsrecht  beruht,  hat  letzteres  den  Vorzug. 
So  die  herrschende  Lehre  nach  Aiu  .h  s.-rr.  Nach  alter  Bestimmung 
(aass)  z.  B.  sollen  Weizen.  Gerste.  Salz  und  Datteln  nach  Mals.  Gold 
und  Silber  nach  Gewicht  verkauft  werden.  Dieses  na>s  beruht  aber 
nach  Ann  Ji  ssi  i-  auf  yrf-u-adet.  kann  also  hierdurch  wieder  auf- 
gehoben weiden.  Wenn  daher  heutigestags  gewohnheitsgemäss 
Sulz  und  Datteln  nach  Gewicht.  Gold  und  Silber  nach  Stück  ge- 
handelt werden,  so  ist  dies,  obwohl  dem  na»  widersprechend,  r  echtens. 

Die  Medschelle  erkennt  die  Gewohnheit  als  Kechtsquelle  durch 
Art.  30  au.  der  bestimmt:  _adet  muhakkem  dir"  — die  (iewohnheit 
ist  zum  Schiedsrichter  gemacht  (nämlich  um  das  Kecht  zu  ergänzen), 
und  Art.  37  sagt:  „der  Menschen  Handeln  ((iewohnheit)  ist  eine 
Kegel,  nach  der  verfahren  werden  muss".  Art.  3*  ferner  gesteht 
dem  Wechsel  der  Zeiten  Kintlu>s  auf  die  Gesetze  zu.  indem  er  fllr 
unleugbar  erklärt,  dass  andere- Zeiten  andere  Bestimmungen  zur  Folge 
haben  (vergl.  hierzu  Art.  320  Medseh.). 

Die  (iewohnheit  muss  aber,  um  Kinflu>s  auf  die  Kecht>hildung 
zu  haben,  vorherrschend,  alt.  ununterbrochen  und  gleichförmig  sein 
(Art.  41.  42).  dann  ist  die  Macht  des  Gewohnheitsrechtes  derjenigen 
des  geschriebenen  Hechtes  gleich  (45).  und  sowohl  im  Handtd  (Art.  41) 
wie  im  sonstigen  Hechtsverkehr  (43)  gilt  bei  Verträgen  als  aus- 
drücklich ausbedungen,  was  yrfen.  gewohnlieitsgemäss.  Brauch  ist. 
Besonders  zahlreich  sind  die  Beispiele,  in  denen  die  Medschelle  dem 
Ortsgebrauch  (yrf-u-adet-i-belde)  reehtschaflende  Kraft  zuerkennt. 
So  soll  Ortsgebrauch  entscheiden,  was  beim  Kaufvertrag  als  Neben- 
sache ohne  besondere  Abmachung  als  mitverkauft  zu  betrachten  ist 
(Art.  23(1):  wieviel  und  zu  welchen  Stunden  beim  Dienst  vertrag  der 
Tagelöhner  am  Tage  arbeiten  muss  (495);  wieviel  Prozent  schlechter 
Exemplare  beim  Hier-  und  XUsse-Verkauf  den  Käufer  zum  Klicktritt 
ermächtigen  (354)  und  dergl.:  BIS.  l.SS.  244.  251,  201,  353.  .V.r., 
574,  570,  5(51»,  022,  1340. 

Da.s  Grundstück.Ngesetz  hat,  wie  schon  erwähnt,  ebenfalls  das 
Scheriatrecht  zur  Basis.1)  und  zwar  in  einer  den  praktischen  Be- 

')  Vergl.  Teskere-i-ssamic  vom  28.  Schaban  1296  an  das  Justiz- 
ministerium, S.  74  der  Dscheride-i-mebakim,  Jahrgang  1295:  „medschele-i- 
ahkjam-i-adlie  ile  era&i  kanunname-i-humajunu  met^ail-i-schortfden  mürekkeb 
we  müresseb  olub  .  .  .u 
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dürfnissen  der  Zeit  Rechnung  tragenden  Weise.  Andererseits  ist  es 
durch  neuere  Gesetze  vielfach  ergänzt,  abgeändert,  aufgehoben,  so 
z  H.  in  seinen,  auf  dein  Scheriat rechte  Übrigens  nicht  beruhenden 
erbreehtliehen  Bestimmungen,  im  Pfandrecht  etc. 

Das  freie  Eigentum.  Mtllk-Land,  wird  eine  gesonderte  Be- 
handlung in  dieser  Arbeit  nicht  erfahren.  Da  es  rechtlich  ganz  wie 
bewegliche  Sachen  behandelt  wird,  kann  im  allgemeinen  auf  die 
Medschelle  verwiesen  werden.')  Für  Mülk-Land  geltende  Sonder- 
bestimmungen  werden  im  Verlauf  der  Erörterung  des  Grundstüeks- 
gesetzes  Erwähnung  finden.  Dein  Mevkufe-Land  wird  ein  besonderer 
Abschnitt  (Buch  II)  gewidmet  werden. 

Im  grossen  und  ganzen  ist  die  Disposition  des  Grundstücks- 
gesetzes.  dem  das  erste  Huch  dieser  Arbeit  gewidmet  ist,  beibehalten, 
jedoch  sind  die  einen  und  denselben  Gegenstand  behandelnden  Artikel 
zusammenhangend  behandelt  worden,  auch  wenn  sie  im  Grundstücks- 
gesetz  sich  an  verschiedenen  Stellen  zerstreut  finden. 
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25.  Muharrerat-i-umumie  des  Grundbuchministeriums ,  das  ist  die 
.Sammlung  aller  Zirkularerlasse  dieses  Ministeriums  an  die 
Gruudbuchbehörden.   Im  Buchhandel  nicht  erschienen. 

I.  Buch. 

Erster  Teil.    Einteilung  des  Landes. 

S  1.  Übersicht. 
Nach  Artikel  1  des  G.-G.1)  wird  das  gesamte  Land  innerhalb 
der  Türkei  in  fUnt*  Klassen  geteilt: 

1.  Mfllk-Laud.  erasi-i-memluke, 

2.  Mirie-Land.  eiasi-i-emirie. 

3.  Mevkufe-Land.  erasi-i-mevkufe  (oder  Wakul'-Land  genannt). 

4.  Metruke-Land,  erasi-i-metruko, 

5.  Mevat-Land,  erasi-i-mevat. 

§  2.    Vom  MUlk-Land. 

Mülk-Land  ist  dasjenige  Land,  welches  zu  freiem,  unabhängigem 
Kigentum  besessen  werden  kann.  Der  Eigentümer  kann  darüber  frei 
verfügen  :  er  kann  es  verkaufen,  verpfänden,  verschenken,  zu  Wakuf 
machen.8)  Das  Mülk-Land  vererbt  sich  ferner  wie  gewöhnliche 
bewegliche  Sachen,  und  wenn  keine  Erben  vorhanden  sind,  fallt  es 
dem  Fiskus  (Beit  ul  Mal)  anheim. 

Nach  Artikel  2  des  G.-G.  gibt  es  vier  Arten  Mülk-Land: 

1.  das  innerhalb  der  Dörfer  (kura)  und  Städte  (kassabat)  belegene 
Land  mit  dem  an  jene  angrenzenden  bis  zu  einem  halben 
Morgen3)  höchstens  grossen  Land,  welches  als  Ergänzung  der 
Wohnplätze  (z.  Ii.  für  Stallungen,  Wagenremisen  und  dergl.) 
angesehen  wird; 

2.  von  Staats-(  Mine-)  Land  abgetrenntes  Land,  das  gemäss  den 
Bestimmungen  des  religiösen  Hechts  zu  freiem  Eigentum  mittels 
temlik-i-ssahih  verliehen  worden  ist: 

#  —  .  _ 

>)  G.-G.  =  Grundstücksgesetz,  erasi  kanunnamessi. 

Jj  Bklin,  Sur  la  Proprio  fonciere  en  Turquic,  Journal  Asiat.  1HG1. 
S.  409:  „La  propriete  Mulk  est  celle  dont  le  proprictaire  a  droit  de  jouir 
et  disposer  a  la  maniere  la  plus  abBolue  .  .  .  .  le  mulk,  de  mcnie  que  le 
dominium,  donne  Bur  la  chose  puissance  entierc.  plenam  in  re  potestatem  .... 
Bauf  le*  restrictions  legale»-. 

3>  Diinttra  =»  I6fX)  Sira  (Pik)  ä  76  cm. 
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:>.  Zehnten-Länder.  erasi-i-Ust  hrie: 

4.  die  tributpflichtigen  Ländereien.  eiasi-i-charads(  hie.  Üschrie- 
Länder  heissen  diejenigen  Ländereien,  welche  zur  Zeit  der  Er- 
oberung den  Sievern  als  Kriegsbeute  verteilt,  und  eharadsehie 
diejenigen,  welche  den  früheren,  nichtmuhammedanischen  be- 
siegten Einwohnern  belassen  wurden  sind. 
Der  Liindertribut,  charadsch-i-erasi,  kann  zweierlei  Art  sein: 

a)  der  charadseh-i-mukasseme.  das  ist  der  von  den  Ertragnissen 
des  Hudens,  je  nach  de>seu  Leistungsfähigkeit,  genommene 
Teil,  vom  Zehnten  bis  zur  Hälfte: 

b)  der  charadseh-i-muvassaf.  d;is  ist  der  feste,  jährlich  äu  ent- 
riebtende  Geldbetrag,  welcher  auf  dem  Lande  lastet. 

Die  Kakkaba,  das  ist  das  Gesamteigentumsreeht,  steht  bei  allen 
vier  Alten  MUlk-Land  dem  Eigentümer  zu.  Wie  alle  anderen 
Sachen  vererben  sie  sich,  und  die  gesetzlichen  Hestimmungen,  wie 
über  Wnkui.  Pfand,  Schenkung.  Schufa'- (Retracts-)  Recht,  gelten 
ebenfalls  fllr  sie. 

Das  f  schrie-  und  (haradschie-Land  fällt,  wenn  der  Eigentumer 
erblos  stirbt,  dem  Heit  ul  Mal  (Staatsschatz)  zu  und  bekommt  damit 
die  Eigenschaft  als  Staats-(Mirie-)  Land. 1 ) 

Die  für  alle  vier  Arten  MUlk-Land  geltenden  gesetzlichen 
Hestimmungen  sind  in  den  ktltUb-i-fiqhie  <  KechtsbUchern  des  Scheriat- 
rechtes)3)  enthalten  und  werden  im  G.-G.  nicht  näher  behandelt.*) 

So  der  Wortlaut  des  Artikels  2  G.-G.  Über  die  in  demselben 
aufgeführten  Arten  von  MUlk-Land  ist  folgeudes  zu  bemerken: 

Zur  ersten  Art  von  MUlk-Land  gehört  das  in  r Dörfern  und 
Städten-4  belegene  ..freie",  d.  h.  nicht  bebaute  Land  (arssa)  und  das 
in  einem  Umkreis  von  einem  halben  Morgen  an  die  Dörfer  etc.  an- 
grenzende.3) Diese  Art  MUlk-Land  heisst  in  den  KechtsbUchern 
kurz  mcmluke,  nach  einem  Fetwa  Abussuud's  (Scheichul  Islam  unter 
Suleiman  d.  Gr.,  cfr.  Aul.  2  meines  Grundrechts  in  den  Mitteilungen 
des  Sem.  f.  Or.  Sprachen.  .Jahrg.  1901):  „Memluke-Land  ist  das  inner- 
halb der  bewohnten  Ortschaften  liegende  Land.  Das  ausserhalb 
derselben  liegende  ist  Charadschie-  und  (  schrie-*. 

')  Die  unter  No.  1  und  2  aufgeführten  Arten  MUlk-Land  werden 
wieder  als  MUlk-Land  verliehen.  — 
*)  Vergl.  Einleitung. 

3)  Über  Xeuirründung  von  Dörfern  und  Ansiedlung  von  Muhadachirs 
vergl.  Artikel  32,  §  14. 
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Die  /.weite  Art  Mülk-Land  ist  das  durch  temlik-i-ssahih  da/u 
gemachte  Staats-(Mirie-)Land. ')  Der  temlik-i-ssahih.  ,.gültige  Ver- 
leihung zu  Volleigentum",  ist  ein  /wischen  dem  Sultan  als  Eigen- 
tümer allen  Staatslandes  einerseits  und  demjenigen,  der  das  Land 
zu  freiem  Eigentum  erwerben  will,  andererseits  geschlossener  Kauf- 
vertrag. Der  letztere  hat  an  den  Beit  ul  Mal,8)  den  Fiskus  fUr 
alles  Mirie-Land.  den  dem  Wert  des  Landes  entsprechenden  Kauf- 
preis zu  zahlen,  wenn  der  Fiskus  materiell  in  bedrängter  Lage  ist. 
Ist  er  dies  nicht,  so  ist  der  doppelte  Wert  als  Preis  anzusetzen. 
Der  auf  diese  Weise  Volleigentum  an  Mirie-Land  erwerbende  Käufer 
bekommt  einen  temliknaine  genannten  Besitztitel.  Jedoch  beweist 
das  temlikname  allein  noch  nicht  den  Akt  des  temlik-i-ssahih.  Jenes 
wird  nämlich  auch  erteilt,  falls  jemand  Mirie-Land  gratis  vom  Sultan 
verliehen  wird.  Der  damit  Beliehene  ist  in  diesem  Falle  weder 
MUlk-Eigenttlmer,  noch  das  Land  M Ulk-Land  geworden.  Die  Ver- 
leihung durch  temlik-i-ssahih  ist  rechtlich  ein  gewöhnlicher  Kauf- 
vertrag. Im  (Ihrigen  ist  dieser  Akt  das  einzige  Mittel,  durch 
welches  Mirie-Land  heutigestags  zu  MUlk-Land  werden 
kann.1) 

Die  beiden  letzten  Kategorien  MUlk-Land,  die  Vschrie-  und 
C  haradschie- Ländereien,  machten  ursprunglich  den  Hauptteil  sämtlicher 
Läudereien  aus.  die  im  Wege  der  Eroberung  den  Ungläubigen  von 
den  Moslemen  genommen  waren.  ..Diese  eroberten  Läudereien", 
heisst  es  in  der  Multeka  (I,  S.  :H4),  rteilt  der  Imam  (Sultan)  ent- 
weder als  Kriegsbeute  (gana'im)  unter  die  Sieger  oder  er  belässt  sie 
den  ursprünglichen  Einwohnern  als  Wohnplätze,  indem  er  sie  (die 
Einwohner)  mit  der  dschisie  (Kopfsteuer),  das  Land  mit  dem  charadsch 
(Tribut)  belegt". 

Das  dem  Sieger  als  Kriegsbeute  verteilte  Land  ist  das  l'schrie- 
Land.  Von  seinen  Einkünften  ist  der  Zehnte,  Uschi*,  zu  zahlen. 
Daher  die  Bezeichnung.  Diese  Zehntenzahlung  ist  auf  eine  der  fünf 
religiösen    Kardinalpflichten    (schurut-i-isslam:  Glaubensbekenntnis, 

•)  Vergl.  5j  3. 

Belin  S.  502,  Anm.  3:  „actuellement  le  Beit  ul  Mal  n  ent  plus 
qu'une  subdivision  du  Miniatere  des  Finances.  chargfe  du  recouvrement 
des  successioris  d^volues  aux  orpbelins  et  de  celle*  qui  n'ont  pas  d'heritiers 
legitimes"  (vergl.  auch  Omkr  Hilhi,  Ahkjam  ul  ewkaf  No.  128). 

3)  Vergl.  OmebHilmi.  eod.  No.  128  und  Ali  Haikkr,  Scherh-i-dschedid 
el  kanun  el  eraai.  S.  Iß. 
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Almosen.  Hebet,  Fasten,  I 'i Irrfahrt )  zurückzuführen,  denen  jeder 
liläubi^e  unterworfen  i<t.  nämlich  die  des  Almosengebens.  Sekiat. 
Darunter  versieht  man  nun  aber  nielit  etwa  nur  freiwillige  Mild- 
tätigkeit, da/u  gehört  vielmehr  ausser  dieser  noch  die  Verpflichtung, 
von  seinem  Verminen  einen  gewissen  Prozentsatz  abzugeben:  „selon 
la  Hedaya",  sagt  Woicms  im  .lourn.  Asiat.  S.  III.  T.  XIV.  S.  l\>;l, 
une  ordonnance  de  dien,  obligatoire  poiir  tout  individu  de  condition 
lihre.  sain  d'esprit  et  de  corps.  adulte  et  musulman  qui  est  pourvu 
en  toute  proprictc  de  Ia  (juantite  de  hiens  ou  d'efl'ets  .  .  .  und 
Seite  :J21<  .  .  .  sur  tout  ce  (|iii  jiroduit  la  terre  il  est  du  le  dizieine 

ou  dime.  iju'on  nomine  aschr  \uf  diese  Bedeutung  des  Zehnten 

weist  Ahussund  in  seinem  Fetwa  tlher  den  Intei-schied  von  (  sehr 
und  Charadsch  ausdrücklich  hin.  indem  er  sagt:  ..im  Zehnten  liegt 
ein  religiöser  Sinn,  der  zu  den  Fngläubigen  nicht  in  Beziehung  ge- 
hracht  werden  kann.  (Vergl.  die  Berliner  Handschriften  No.  31  und 
261  des  Pkrts.  u'schen  Kataloges.)  Das  C  schrie-Land  heisst  darnm 
auch  Krs-i-Ssadaka.  Aliiio>eiiland. 

Alles  Land  dagegen,  das  nach  der  Eroherung  den  Besiegten 
belassen  wurde,  sowie  das  Land,  dessen  Einwohner  sich  ohne  Kampf 
ergehen  haben.  Mekka  ausgenommen.1)  das  llschrie  ist.  ist  charadschie. 
Muselmanen  konnte  Land  als  charadschie  und  Nichtmuselmanon  als 
llschrie  nicht  verliehen  werden.  Wenn  daher  diejenigen,  von  denen 
Land  erobert  worden.  Muselmanen  waren,  und  diesen  das  eroberte 
Land  belassen  wurde,  so  wurde  dasselbe  nicht  charadschie.  sondern 
llschrie.  Das  Belegen  mit  dem  charadsch  galt  als  entehrend,  dieser 
ist  nur  eine  notwendige  Lästigkeit  (Ketwa  des  Ahussund  No.  Iii, 
Pkkts»  ii).  Ist  das  Land  aber  einmal  mit  dem  charadsch  belegt,  so 
ändert  es  seine  Eigenschaft  nicht,  auch  wenn  es  in  den  Besitz  von 
Gläubigen  übergeht.  „Kaufen  solches  Land  (Gläubige",  so  heisst  es 
in  dem  Fetwa  Abussund's  (Pkütsi  h.  Berliner  Handschriftenkatalog 
No.  260.  Bl.  46.  Ms  Orient.  Fol.  1271).  so  fallen  die  von  den  l'n- 
glilubigen  erhobenen  ( 'haradsch-Abgahen  nicht  fort.  Sie  sind  weiter 
zu  zahlen.  Denn  nur  von  Anfang  an  den  Gläubigen  eharadscli  auf- 
zuerlegen, ist  ungesetzlich:  ihn  von  denselben  zu  nehmen,  wenn  er 
schon  einmal  (den  Fngläubigen)  auferlegt  war.  ist  zulässig,  mögen 

')  Mult.  eod.  S.  li;)l  :  „hör  memleket  ki  kahren  feth  oluna  we  ehli 
ol  memleket  we  erasi  üserine  iskjan  kylyna  jachod  ssiilh  oluna  mek- 
keden  gliairi  ....  clianidsrliic  dir".    Venrl.  Anl.  2. 
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die  Besitzer  Gläubige  oder  Ungläubige  sehr  (vergl.  die  Aul.  Xu.  2 
meines  Grundrechts  in  den  Mitteilungen  aus  dem  Orientalischen 
Seminar,  Jahrg.  1901). 

Die  eharadsch-i-mukasseme  ist  eine  dem  Zehnten  ganz  ähnliche 
Ahgabe.  berechnet  nach  den  Ertragnissen  des  Landes.1)  mit  dem 
Unterschiede,  dass  der  von  den  Ertragnissen  genommene  Teil  nicht 
bestimmt  ist  und  selbst  die  Hälfte,  jedoch  nicht  mehr  sein  kann.*) 
Wird  zweimal  im  Jahre  geerntet,  dann  wird  auch  zweimal  dieser 
charadsch  genommen.  Wird  gar  nicht  geerntet.  dann  wird  der 
charadsch  auch  nicht  erhoben.  Das  diesen  charadsch-i-mukasseme 
von  dem  charadsch-i-muvasaf  unterscheidende  Moment  ist.  dass  er 
in  jedem  Jahre  verschieden  sein  kann.  Der  charadsch-i-muvasaf 
oder  -vasife  hingegen  ist  eine  feste  Abgabe,  die  dafür  erhoben  wird, 
dass  der  zu  ihr  Verpflichtete  aus  dem  Lande  Xutzen  ziehen  und  es 
bewohuen  darf'.  Dieser  charadsch  muss  stets  gezahlt  werden,  ob 
geerntet  wird  oder  nicht,  andererseits  wird  er  nur  einmal  gezahlt, 
selbst  wenn  zweimal  geerntet  wird.8) 

Zehnte  und  charadsch  können  auf  demselben  Lande  nie  zu- 
sammen lasten.  „Uschi*  we  charadsch  bir  jerde  sauf  olmas**.  Im 
Fall  das  Land  austrocknet  oder  die  Ernte  zerstört  wird,  kann  der 
cliaradsch-i- vasife  erlassen  werden. 

Als  besondere  Art  Mülk-Land  mögen  die  Sultansgüter  hier 
Erwähnung  linden,  die  in  Häusern  und  Grundstücken  bestehen  und 
im  ganzen  K eiche  als  emlak-i-huinajun  und  erasi-i-Ssenie  sich  vor- 
Huden. Eine  gesetzliche  Regelung  der  Ländereien  des  Sultans,  der 
-Liste  civile",  ist  nicht  erfolgt.  Erst  nachdem  diese  Kronländereien 
unter  dem  gegenwärtigen  Herrscher  zu  existieren  angefangen  hatten, 
erflossen  einige  Irades  und  Verordnungen,  die  lediglich  den  Zweck 
haben,  die  Güter  der  Liste  civile  von  allen  Lasten  und  Staats- 
abgaben  zu  befreien.  So  mag  verwiesen  werden  auf  das  teskere-i- 
Ssamie  vom  21.  Schubat  129G.  wonach  von  den  kaiserlichen  Gütern 
weder  Wergi-  noch  sonstige  Grundabgaben  zu  entrichten  sind:  ferner 
auf  die  tahrirat-i-Ssamie  vom  14.  Kebi  ul  ewel  1298  (9.  Mart  1297), 
wonach  bei  Mietsverträgen  zwischen  Liste  civile  und  Mietern  ihrer 
Grundstücke  keine  Kontrakt- (Stempel-) Gebühr  zu   zahlen   und  die 

'»  Mult.  eod.:  „we  bunun  (=  charadfchyn)  hykmi  iischr  hykmi  dir, 
ama  nussf  iinerine  tuade  olmas". 

J>  Mult.  eod.:  „cbaradsch-i-viisife  bir  seuede  mvitckerrir  olmas- . 
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Bc;;laubi<;iin;r  durch  dir  Beledie  (wie  bei  anderen  Mictsverträgen) 
nicht  erforderlich  ist  (verjrl.  die  Sammlung  der  Muharrerat-i-Ssamie, 
."3  Bände),  endlich  das  tahrirat-i-adlie  vom  .'».  Kjanun-i-ewel  B3<M> 
(dscheride-i-mehakim  S.  welches  anordnet,  dass.  wenn  in  An- 

^eleirenheiten  der  Liste  civile  und  der  Kronjdlter  die  Intervention 
der  Gerichte  angerufen  wird,  vom  Sultan  keinerlei  (ierichtskosten 
zu  zahlen  sind,  die  unterliegende  Privatpartei  da/u  aher  heran- 
gezogen werden  soll. 

§  3.    Vom  Mirie-Laud. 
„Zu  Mirie-Laud  gehören  nach  Art.  :i  des  Wiesen.  Somiuer- 

und  Winterweiden.  Forsten  u.  derirl..  Uher  welche  die  Hakkuba.1) 
d.  h.  das  ( »hereiirentum  dem  Bcit  ul  Mal  zusteht  und  deren  Besitz 
der  Staat  verleiht.  Früher  wurden  als  Eigentümer  daran  (ssahib-i- 
ers)  die  Inhaber  der  Timar  und  Siamet  <  Krie<;slehen)  und  eine  Zeit 
lauf;  die  Milltesims  und  Muhassils  (Steuerpächter)  angesehen,  die 
darüber  verfilmten  und  sie  (die  Ländereien)  in  Besitz  gaben.  Nach- 
dem diese  Kategorien  von  (Jrundherrcn  aufgehoben  sind,  geschieht 
die  f'hertruguug  von  Mirie-Laud  durch  Vermitteluiif;  von  Staats- 
beamten. Den  Besitzern  solchen  Landes  werden  Tapu-Scneds  (Besitz- 
titel), die  am  Kopfe  die  Tughrn  (Namenszug  des  Sultans)  tragen, 
erteilt.  „Tapir  bedeutet  die  bei  der  Erwerbung  als  Äquivalent  Hil- 
das Bcsitzrecht  zu  zahlende  Abgabe  (muadschelei.  die  von  den  Be- 
amten einkassiert  wird." 

Bas  im  Kampf  mit  den  l'n-Lk nl»i«_M-n  eroberte  Land  ist  nicht 
immer  unter  die  Sieker  als  Eselinr-Land  verleilt  oder  den  Besiegten 
als  tributpflichtiges  Vollcigeutum  (rharadschie)  belassen  worden.*) 
sondern  es  kam  vor.  dass  der  ImamMl  als  Herrscher  aller  Gläubigen 
das  eroberte  Land  zum  Vorteil  der  Nation  mit  Beschlag  belebte  uml 
als   Nalionaleigeiitum    in   Verwaltung   nahm.    So  heisst   es   in  den 

')  1>.  i.  „sutu  „das  Wooir'  und  „milkiet"  „Eiijrntum1'. 

a)  I»u  diese  Arbeit  nur  das  gegen  wärtii:  geltende  Hecht  zum  Gegen- 
stand hat.  muss  auf  eine  ausführlielie  historische  Entwicklung  des  Lander- 
besitzes in  der  Türkei  hier  verzichtet  werden.  Kino  solche,  übrigens  er- 
schöpfende, ist  die  Kinde  sur  la  proprirte  f« meiere  en  pays  iiiusuhnans  et 
speeialemenf  en  Tunjuic  von  I'.KUN.  Journ.  Asiatique.  Ser.  V.  IUI.  XVIII. 
S.  418  iL;  vergl.  ferner  ..Bas  Lehnswesen  in  den  Moslemischen  Staaten" 
von  I'\i  i.  An'ukkas  von  TlscHK.M.oKK.  Leipzig  l*7± 

■i  Einer  der  Titel  der  Sultane  ist  noch  heute  „iniain  elinussliinin". 
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Kitab  el  ahkjam  ossultanie  des  Scheich  Ebu  cl  Hassan  cl  Mawerdi 
(zit.  bei  Wokms.  a.  a.  0.  S.  337): 

.Quant  ä  Abu  Hanifa  il  est  davis  que  l'iinam  n  le  choix  untre 
les  truis  partis  suivants:  011  il  peut  la  partager  entre  les  vainqueurs 
et  alors  eile  devient  tone  de  dime  ou  il  peut  la  remettre  aux  maius 
des  intideles  en  la  frappant  de  tribut  (charadj):  eile  devint  alors  terre 
de  charadj  et  les  intideles  qui  dy  trouvent  devieunent  dimniy;  ou  il 
la  fait  wakf,  au  profit  de  la  communaute  des  musulmans:  eile 
fait  alors  partie  integrante  du  territoire  musulman  .  . 

Ks  ist  nicht  recht  verständlich,  warum  Wokms  später  (Ser.  IV, 
T.  III,  S.  74  ff.)  diese  Dreiteilung  der  Lilndereieu  für  die  Türkei 
nicht  fllr  berechtigt  erachtet,  und  Hammkk  (Geschichte  des  Osmanischen 
Keiches,  III.  S.  478).  der  sie  vertritt,  mangelhaftes  Verständnis  der 
Länderentwicklung  vorwirft,  Gewiss  gab  es  ursprünglich  nur  zwei 
Auen,  ttschrie-  und  eharadschie-Ländereien.  und  Koran  wie  Sünna 
kennen  nur  diese  zwei  Arten.  Aber  die  spätere  Gesetzgebung 
und  Fetwas  sind  auch  Gesetzesquellen  -  hat  ganz  klar  ausgesprochen, 
dass  neben  der  Verteilung  der  Landereien  als  L  schrie  unter  die 
Sieger,  und  neben  der  Belassung  derselben  im  Besitz  der  Unter- 
jochten als  Charadschie  spiiter  der  Sultan  zur  Deckung  der  wachsenden 
Kriegsausgaben  und  behufs  Schaffung  eines  zuverlässigen  Heeres 
Land  nicht  immer  als  Kigentum  verteilt  bezw\  belassen,  sondern  sich 
die  Verfügung  darüber  reserviert  hat. 

Als  gesetzlich  anerkannte  Ländergattung  sehen  wir  das  Mirie- 
Land  seit  Sultan  Suleiman  dem  Grossen.  Handschriftlich  ist  eine 
grosse  Zahl  von  Ketwas  des  Abussund.  Scheichulislam  unter  dem 
genannten  Sultan  vorhanden,  die  teils  entstanden  sind  zwecks  Klassi- 
fizierung von  neu  eroberten  Gebietsteilen,  teils  allgemein  die  gesetz- 
liche Regelung  des  Grundrechts  im  Auge  hatten.  So  heisst  es  in 
dem  Ketwa,  das  Bestimmungen  über  Lilndereieu  des  neu  eroberten 
Ungarn  traf:  .  .  .  »auch  die  von  ihnen  (den  Bewohnern)  bestellten 
Ackerfelder  sollen  in  ihrem  Besitz  belassen  werden :  aber  wie  die 
erwähnten  Güterarten  (Häuser,  Gärten  etc.)  ihr  freies  Miteigentum 
sind,  sind  die  Ackerfelder  nicht  ihr  Miteigentum,  sondern  werden, 
wie  in  den  andern  Gebieten  des  Keiches.  dem  auch  Mirie-I.and  be- 
nannten Memleket-.  d.  i.  Staatsland,  zugerechnet.  Die  Kakkaba  daran, 
d.  i.  das  (Ibereigentum,  wird  dem  Beinilmal  der  Gliluhigen  vor- 
behalten  und  im  Besitz  der  Kajas   i>t  es  nur  als  Leibobjekt  auzu- 
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scheu".  „Die  so  Be-itzenden-\  heisst  es  in  einem  andern  Fetwa, 
..haben  dein  Sipahi  (Lehn>herrn)  den  prozentualen  und  den  festen 
Tribut  zu  zahlen.  Zum  Verkauf  und  zur  Übertragung  von  Eigen- 
tumsrechten sind  sie  nicht  befugt.  Steigen  sie  .  .  .  ohne  Söhne,  so 
gibt  der  Sipahi  das  Land  einem  andern  zu  Tapua  (cfr.  Anl.  1  u.  III 
meines  Grundrechts  in  den  Mitteilungen  des  Sem.  ftlr  Orient.  Sprachen. 
.Jahrg.  liW.ll).  In  einem  anderen  Fetwa  (eod.  Anl.  2).  das  ergangen 
ist  im  Anschluss  an  die  dem  Abussund  unter  Suleiman  d.  (ir.  auf- 
getragene Registrierung  der  Ländereien  in  Ostrumelieu.  sucht  jener, 
nachdem  die  rechtliche  Natur  der  ('schrie  und  Charadschie  besprochen 
ist.  die  Entstehung  der  Mirie-Ländereien  zu  begründen,  man  möchte 
sagen,  zu  entschuldigen,  da  in  den  religiösen  Büchern,  wie  er  zugibt, 
nur  von  (  schrie-  und  <  haradsrhie-Land  die  Kede  ist.  Es  heisst  da: 
..Endlich  gibt  es  noch  eine  Art  Land,  das  weder  Üschrie  noch 
Charadschie  ist.  Dasselbe  heisst  ers-i-memleket.  Frsprünglich  Wal- 
es Charadschie-Land.  das  den  Besitzern  zu  unbeschränktem  Eigen- 
tum (Mülkl  gehört  hatte.  Es  ergab  sich  jedoch  bei  ihrem  Tode  (oft) 
grosse  Schwieligkeit,  wenn  nicht  Unmöglichkeit,  bei  Vorhandensein 
von  vielen  Erben,  entsprechend  dem  auf  jeden  Erben  entfallenden 
kleinen  Anteil,  den  von  jedem  einzelnen  zu  zahlenden  Charadsch  bis 
ins  kleinste  zu  berechnen.  Daher  wurde  das  Obereigentum,  die 
Kakkaba,  ftlr  den  Beitulmal  in  Beschlag  genommen  und  den  Kajas 
das  Land  nur  als  geliehen  gegeben.  Diese  hatten  von  dem  Ertrage 
den  prozentualen  Tribut  (charadsch-i-mukasseme)  und  ausserdem  den 
festen  Tribut  (charadsch-i-muvassaf)  zu  zahlen.  Nach  den  Lehren 
einzelner  Iuiame  gehören  die  Ländereien  von  Suwad  Irak  (Meso- 
potamien) zu  dieser  Art.* 

Nach  dem  Inhalt  der  eben  bruchstückweise  in  wörtlicher 
Übersetzung  mitgeteilten  Fetwas  gibt  es  nach  seiner  Entstehungs- 
art zwei  verschiedene  Arten  von  Mirie-Land.  Dasselbe  ist  entweder 
vom  Sultan  gleich  bei  seiner  Eroberung  als  Staatsgut  zurückbehalten 
und  nie  als  Mülk  vergeben  worden.  Es  kann  aber  auch  aus  den 
in  dem  letztzitierten  Fetwa  erwähnten  praktischen  Gründen,  nachdem 
es  Charadschie  war.  dazu  umgewandelt  worden  sein.  Diese  Art 
Mirie-Land  hat  oüenbar  auch  Atif  Bky  (Kommentar  zum  einlud- 
st lickgesetz,  Stambul  DU!».  S.  2f>)  im  Auge,  der  von  Charadschie- 
Ländereieif  in  Irak  —  man  beachte  den  Schluss  des  letzterwähnten 
Fetwas  Almssunds  von  den  Ländereien  von  Suwad  Irak  spricht. 
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die  mit  der  Zeit  konfisziert  und  als  Mirie-Laud  anderweitig  verlielien 
wurden.  Der  als  Püchter  betrachtete  Belieliene  hat  den  Charadsch 
weiter  an  den  Staat  zu  zahlen,  dem  ehemaligen  Eigentümer  aber 
einen  festen,  4 — 5°/0  der  Ernte  ausmachenden  Betrag  abzugeben, 
welch  letzterer  akr  heis>t.  Die  Liinder  seihst  wurden  danach 
erasi-i-akrie  genannt. 

Den  erwähnten  beiden  Arten  Mirie-Laud.  den  nie  Mülk  ge- 
wesenen und  den  aus  Charadsehie-Land  dazu  konfiszierten  Ländereieu 
reiht  sich  das  ("schrie-  und  l'haradschie-Land  an,  dessen  Eigentümer 
eiblos  gestorben  ist.  und  das  daher,  dem  Fiskus  anheimgefallen,  von 
diesem  nicht  mehr  als  Mülk-.  sondern  als  Mirie-Land  weiter  ver- 
liehen wird. 

Die  Verfügung  über  die  erstgenannte  Art  Mirie-Land,  d.  h. 
das  Land,  das  niemals  als  üschrie  den  Eroberern  oder  als  charadschie 
den  rnterjoehten  gegeben  und  belassen  wurde  und  Mlilk  gewesen 
war,  sondern  gleich  hei  seiner  Eroberung  vom  Sultan  als  National- 
eigcntum  zurückbehalten  wurde,  bestand  darin,  dass  mit  demselben 
verdiente  Untertanen  belehnt  wurden.  Diese  Belohnung,  ikta*  ge- 
nannt, konnte  zweierlei  sein:  zu  Eigentum  (temlikjen  ikta')  und  zur 
Nutzniessung  (istighlalen  ikta'j.  I  ber  die  Verleihung  zu  Eigentum, 
die  ehemals  regelmässig  bei  nie  bebautem,  bebaut  gewesenem  aber 
verlassenem  Lande,  bei  Minen,  gefundenen  Schützen  statthatte.  i>t 
schon  im  vorigen  Paragraphen  (temlik-i-ssahih)  gesprochen  worden: 
weiteres  .wird  bei  der  Besprechung  des  Mevat-Landes  darüber  gesagt 
werden  (8  .V.»  ff.). 

Die  Belehnung  zum  Nießbrauch  geschah  in  der  Weise,  dass 
der  Sultan  das  Land  selbst  oder  dessen  Einkünfte  jemand  für  ge- 
leistete Heeresdienste  Uberliess.  Die  Verleihung  wurde  zuerst  auf 
Zeit  vorgenommen  und  zwar  unvererblich.  Allmählich  wurde  das 
meiste  Land  den  Truppenführern  (sipahi)  verliehen,  und  zwar  so. 
dass  da.s  Obereigentum  dem  Sultan  verblieb,  im  übrigen  aber  die 
Beliehenen  ilusserlich  unheschrilnkte  Eigentümer  waren  und  ihnen 
gegenüber  auch  in  Vertretung  des  Sultans  Obereigentumsrechtc 
wahrnahmen.  So  konnten  sie  das  Land  anderen  auf  unbestimmte 
Zeit  in  Besitz  geben,  von  ihnen  einen  Pachtzins.  Tapu  genannt,  dem 
Kaufpreise1)  gleich,  nehmen.  Steuern  erbeben.    Je  nach  der  Grösse 

')  Tapu,  ursprünglich  alt»  Zeichen  der  Abhängigkeit  von  den  Kajas 
den  Leluisherrn  gezahlter  Betrag.    Tapu  allein  bedeutet  jetzt  den  Besitz- 
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•  Irr  Einnahmen  des  Landes  hiess  dies  tiinar  oder  siamet.  Timar 
h.is>en  die  Lehnsländer,  deren  Einnahmen  bis  zu  20000.  Siamet. 
deren  Einnahmen  Uber  20000  Pia-ter  betrugen.  Die  Inhaber  der 
Lehen  hiessen  ashab-i-timar.  n*hab-i-siainet  oder  allgemein  Sipahi. 
Dies  sind  die  als  „Grundherrcir  betrachtet«'!!  Lelinsinliaber  des 
Artikels  3  G.G. 

Nach  Aufhebung  der  Lehen1)  vertraten  die  Stelle  derselben 
eine  Zeit  lang  die  Steiiei •j»äehter  (niiihassil.  inultesim). *-)  denen  auf 
Zeit  oder  auf  Lebensdauer  die  Erhebung  der  Steuern  (Ibertrafren 
war.  Nachdem  auch  diese  beseitigt  waren,  wurden  reguläre  Beamte 
au  ihrer  Stelle  ernannt.  Kiese  waren  zunächst  nach  Art.  1  des 
Tapugesetzes  vom  X.  Kschemadi  ul  cwel  127'»  (K.  I.  S.  200)  die 
Kefterdare.  Kasa-  und  Malmudire.  welche  ihrerseits  wiederum  durch 
das  Yilajct<<resetz  vom  21».  Schawal  12X7  ll>.  I.  S.  «52"»)  durch  die 
I »efterichakani  .Mecmuru.  Grundbuchbeamten  (in  den  "\" ilajets-  und 
Sandschaks-Haujttsfiblteii)  und  den  tapu  kjatibi  (in  den  Kasas)  ersetzt 
wurden.  Kiese  ressortieren  vom  Grundbuchministeriuiu  (defterichakani 
nasareti)  und  ihre  Funktionen  bestehen  darin,  die  richtige  Be- 
handlung des  Landes  zu  Uberwachen,  zu  Veränderungen  in  der  Aus- 
nutzung desselben  ihre  Genehmigung  zu  erteilen,  die  Neuvergebung 
einzuleiten,  wenn  der  Besitzer  erblos  stirbt  und  dergl.  mehr.  Sie 
haben  ferner  die  Ausstellung  der  Tapuscheine  zu  vermitteln  und  für 
Eingang  der  nach  Bend  10  der  Instruktion  zum  Tapugcsetz3)  dafür 
entstehenden  Kosten  Sorge  zu  tragen.4) 

titel  selbst,  un  Stelle  vou  tapu  ssenedi.   „Mit  tapu  besessenes  Land"  (tapu 
ile  tessarruf  oluuan  erasi)  int  eine  im  G.-G.  häutig  sich  tindende  Auadrucks- 
weise für  Mirie-Land,  da«  «regen  ßesitztitel  besessen  wird. 
')  1250.  BT. 

8)  „uu  intermediaire  chanre  de  la  collection  de  l'iinpöt  revetu  de 
l'autorite  indispensable  pour  le  pr^lever  et  faire  travailler  par  le  eultivateur". 
Worms.  .lourn.  As.  Ser.  IV.  T.  I,  S.  332. 

s)  Düstur  I,  S.  209, 

4)  Ein  VeairialHclireibeu  an  den  Justizminister  vom  21.  Kschemadi 
ul  achir  1211b'  —  vergl.  dsclieride-i-niehakim  S.  18.  Jahrg.  121)5  —  definiert 
die  Pflichten  dieser  „erasi  lueemurleri"  (Oundstücksbeamten)  in  folgender 
Weise:  Sie  haben 

1.  bei  Prozessen  zwischen  Fiskus  und  Parteien  jenen  als  Kläger  oder 
Beklagten  zu  ersetzen; 

2.  bei  Prozessen  zwischen  Privaten,  betr.  Mirie-Gut.  als  Vertreter  des 
ssahib-i-ers  anwesend  zu  sein: 


Digitized  by  Google 


Wilhelm  Padel:  Das  Grundeigentum  in  «1er  Türkei  etc.  455 


Mit  den  Lehen  sind  auch  andere,  diesen  ähnliche  Privilegien 
aufgehoben.  Das  G.-G.  nennt  in  Art.  12!»  ausdrücklich  die  den 
Sipahi  und  anderen  verliehenen  „chasses"  und  die  den  „\\  inghane"  unter 
dein  Namen  baschtene  verliehenen  Liiudereien. 

Chass  ist  aus  den  Domänen  und  Kroiigütern.  nicht  von  einem 
eroberten  tiebiete  abgezweigtes,  als  Apanage  für  gewisse  Ämter 
oder  zur  Besoldung  der  Offiziere  des  königlichen  Hausos  dienendes 
Land.1) 

Woinughan*)  (PI.  von  woinuk,  bulgarisch)  sind  die  christ- 
lichen Bulgaren,  die  in  früheren  Zeiten  bei  türkischen  Herrschern 
Dienste  als  Stallknechte  und  dergl.  versahen.  Sie  bekamen  dafür 
Lander  angewiesen ,  die  sich  von  Vater  auf  Sohn  vererbten  und 
daher  r baschtene"  hiessen.  Diese  waren  in  gewisser  Weise  privi- 
legiert, indem  sie  vor  allem  keinerlei  Abgaben  zahlten.  Kin  «anderes 
Privilegium  war.  dass  in  den  Orten,  in  denen  Winghanes  angesiedelt 
waren,  keine  Muhammedaner  sich  niederlassen  durften  (vergl.  auch 
Geschichte  der  Bulgaren  von  Jikkckk,  S.  448.  44!»). 

Die  mit  MUlkname-i-humajun  besessenen  Liiudereien.  d.  h.  die- 
jenigen, die  direkt  mit  Hesitztitel  des  Grossherrn  verliehen  werden, 
ohne  Vermittlung  der  Grundbuchbehörden,  sind  durch  Art.  4  des 
Gesetzes  vom  17.  Muharreni  12*4  (D.  L  S.  223)  rechtlich  den  Mirie- 
Lnudereien  gleichgestellt.  Von  ihnen  ist  für  den  Privatschatz  des 
Sultans  eine  feste  jährliche  Abgabe  ■—  Muedschele  genannt  —  zu 
entrichten. 

§  4.    Vom  Wakuf-Land. 
Nach  Art.  4  G.-G.  gibt  es  zwei  Alten   von  Wakuf-Grund- 
stücken,  je  nachdem  diese,  bevor  sie  zu  Wakuf  gemacht3)  waren, 
Mülk-  oder  Mirie-Land  waren. 
1.  Grundstücke,  die  aus  Mülk-Land  in  Übereinstimmung  mit  dem 
Scheriatrecht  zu  Wakuf-Land  umgewandelt   sind.     Die  Ver- 
fügung        das  Obereigentum   (Kakkaba)  —   über  diese  Art 

H.  dafür  zu  Borgen,  das»  Gründe,  aus  denen  Mirie-Laud  unbebaut  bleibt, 
beseitigt  werden  und  bei  Vererbung  oder  Hehnfall  von  Mirie-Land  die 
entsprechenden  Formalitäten  ordnungs^emäas  vorgenommen  werden. 

»I  Tischksdorf.  S.  34.  39. 

J)  Ali  Haipkr,  S.  434. 

*)  Der  Verfügbarkeit  einzelner  entziehen  und  dem  besten  der  All- 
gemeinheit unwiderruflich  zuwenden.    Ausführlich«-«  verjrl.  Buch  II. 
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Wakuf.  sowie  alle  Hcsitzrechte  sind  bei  <b  r  Wakuf- Verwaltung 
(Kvkal-Mini-teiiuiii).  Die  Ibstimuiungcu  des  Stifters  sind  allein 
massgebend. 

Für  solche  im  G.-G.  „eigentliche  Wakuf-Grundstücke" 
„era>i-i-mevkufe-i-ssahihe"         genannte  Ländereien  findet  das 
G.-G.  keine  Anwendung. 

2.  Zur  zweiten  Gattung  gehören  die  Grundstücke,  welche  von 
Sultanen  oder  mit  deren  Erlaubnis  von  anderen  Personen  von 
Mirie-Land  losgetrennt  und  zu  Wakuf  gemacht  sind.  Die  Wakuf- 
EigenM-haft  dieser  Grundstücke,  die  im  Gegensatz  zu  den  unter 
1  erwähnten  „uneigentliche  Wakuf-Grundstücke"  (erasi-i-mev- 
kufe-i-ghair-i-ssahihe  oder  tachssissat  kabilinden)  heissen,  besteht 
nur  darin,  dass  Kinnahmen,  wie  Zehnten  des  Mirie-Land  ge- 
wesenen Stückes,  (ausschliesslich)  einer  Stiftung  zugewendet 
werden,  welche  vom  Ueit  ul  Mal  unterhalten  werden  muss.  Das 
Obereigentum  Kakkaba  Uber  diese  Art  Wakuf- Land  steht 
wie  bei  den  reinen  Mirie-Ländereien  nach  wie  vor  dem  Ueit  ul 
Mal  zu.  Für  diese  Wakuf-Ländereien  sind  voll  an- 
wendbar die  später  erörterten  gesetzlichen  Bestim- 
mungen des  G.-G.  Aber  wie  die  Abgabe  und  Gebühren  für  Über- 
traguug  und  Vererbung,  sowie  der  bedel-i-mahlulat  \)  bei  den  reinen 
Mirie-Ländereien  dem  Miric-Fiskus  zusteht,  gehören  diese  Ab- 
gaben bei  dieser  Klasse  von  Wakuf- Land  dein  Wakuf-Fiskus. 
Sonst  gilt,  was  im  Gesetz  von  Mirie-Land  gesagt  ist.  auch  von 
den  uneigent liehen  Wakuf-( Mundstücken. 

Hei  den  eben  genannten  uneigentlichen  Wakuf- Grund- 
stücken bestand  die  Wakuf- Kigenschaft  darin,  dass  die  Kiu- 
nahmen  des  Landes  (aus  den  Abgaben)  einer  Stiftung  zugewendet 
wurden,  deren  Unterhaltungskosten  der  Deit  ul  Mal  aufbringen 
musste.  Solcher  nur  teilweise  zu  Wakuf  gemachter  Grundstücke 
gibt  es  noch  zwei  Arten: 
a)  Die  Kakkaba  —  das  Obereigentum  -  ,  Zehnten  und  sonstige 

Einnahmen  aus  dem   Lande  verbleiben  dem  Mirie-Fiskus 

(Keit  ul  Mal).    Die  Iicsitzreehte  (hukkuk-i-tessarrufie)  sind 

einer  Wakuf-Stiftung  zugewiesen. 

')  Vergl.  uuton  Abschn.  H,  Kap.  2;  ein  Betrag,  der  zu  zahlen  ist 
bei  der  Xeuvcrleihuug  vou  Mirie-Land,  dessen  Besitzer  erblos  gestorben  ist. 
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b)  Die  Bakkaba  verbleibt  dem  Mirie- Fiskus.    Die  Einnabmen 
und  die  Besitzrechte  sind  der  Wakuf-Stiftung  zugewiesen. 

Für  diese  beiden  letzten  Abarten  besteben  im  Gesetz 
keine  Bestimmungen.    Sie  werden  von  der  Wakuf-Bebörde 
entweder  direkt  in  Besitz  gegeben  behufs  Bestellung  oder 
vermietet,  und  der  sieb  ergebende  Nutzen  wird  der  be- 
treffenden Stiftung  zugeführt. 
Eigentliches  Wakuf-Land  kann,  wie  aus  dem  eben  zitierten 
Wortlaut  des  Art.  4  G.-G.  ersichtlich,  nie  aus  Mirie-Land  entstehen. 
Art.  121  hebt  dies  noch  einmal  hervor,  indem  er  bestimmt,  dass 
niemand  sein  Mirie-Land  zu  Wakuf  machen  kann,  es  mtisste  denn 
sein,  dass  es  ihm  durch  temlikname-i-huinajun  im  Wege  des  temlik- 
i-ssahih  (vergl.  £  2)  zu  Yolleigentum  verliehen  wäre.     Dann  ist  es 
aber  auch  eben  kein  Mirie-Land  mehr.1) 

S  .r>.    Von  den  Metruke-Ländereien. 
Die  Metruke-Grundsttlcke       ..metruk"  —  „gelassen",  niimlich 
zum  Nutzen  der  Menschheit       sind  nach  Art.  f>  G.-G.  zweierlei  Art: 

1.  zum  Nutzen  der  Gesamtheit  der  Menschen  gelassene  Ländereieu. 
wie  öffentliche  Wege  (tarik-i-am).  Gebetsplätze  (namaskjah). 
Marktplätze  etc.: 

2.  den  Bewohnern  eines  Dorfes  oder  einer  Stadt  bezw.  mehrerer 
Dörfer  etc.  belassene  Ländereien,  wie  Weideplätze  (merä). 

('her  die  rechtlichen  Verhältnisse  der  erasi-i-metruke  wird 
unter  Teil  III.       .r>3    08  ausführlicher  gesprochen  werden. 

5j  6.  Von  den  Mevat-Ländern. 
Mevat-  (tote)  Länder  sind  nach  Art.  6  G.-G.  Grundstücke  in 
niemandes  Besitz,  unbebaut  und  von  niemand  benutzt.  Von  Dörfern 
und  bewohnten  liegenden  sind  sie  so  weit  entfernt,  dsuss  der  Schall 
des  Rufes  eines  Mannes  mit  kräftiger  Stimme  vom  Endpunkt  (der 
bewohnten  Gegend)  nicht  gehört  werden  kann.  d.  h.  sie  liegen  vom 
äussersten  Punkt  bewohnter  Gegenden  l1  /a  Mil  oder  */,  Stunde 
entfernt. 

In  bewohnten  Ortschaften  liegende  Ländereien,  auch  wenn  sie 
in  keines  Besitz  und  unbebaut  sind,  gehören  nie  zum  Mevat-.  sondern 
immer  zum  Metruke-Land. 

M  Im  übrigen  vergl.  Buch  II  über  Wakuf. 
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Obige  sei  Iis  1  *;» i  :i«rt  M'ii  «reiten  die  Einteilung  der  (iruwl- 
stück.-arten  nach  dem  wieder.    Art.  7  enthält  die  Disposition 

des  letzteren,  indem  da-  Iiis  daliin  (iesagte  als  Killleitung  ZU  dorn 
(.-<;.  gilt. 

her  Stört'  des  (i  -ti  ist  nach  Alt  7  in  drei  Teile  ■.'•'teilt,  deren 
weitaus  gn".»ter  in  vier  Abxhnitteii  (fasslt  das  Mirie-Land  behandelt 
ISS  S  der  zweite-  Teil  behandelt  in  SS  1U     1"'»  und  in  zwei 

Abschnitten  das  Metrukc-  und  Mevat-Land.  und  im  dritten  Ahsclmitt 
werden  verschiedene  auf  <  irund>tllcks-achen  bezügliche  Bestimmungen 
erörtert   <Ss   1"''     BVJi.      Dementsprechend    wird    nachfüllend  da.s 
(»rundstücksgesetz  besprochen  werden  und  zwar: 
Teil  II.    Vom  Mine-Land  im  besonderen. 

Abschnitt  1.    Vom  Besitz  desselben. 

1.    Von  der  i'bertrngung  desselben. 

Von  der  Vererbung  desselben. 
1.     Vom  Heimfall  an  den  Staat  mangels  Erben. 
..   III.     Vom  Metruke-Land. 
..  IV.    Vom  Mevat-Land. 

..     V.    Von  liechten  au  Sachen  in  der  Knie. 

Hieran  wird  sich  im  II.  Buch  die  Hesprcchung  der  W'akui- 
l.ändereien  anschliessen.  welche  im  (i.-(L  nicht  behandelt  werden. 
Wegen  der  Wichtigkeit  dieser  Ländorgatiung  musste  derselben  ein 
besonderer  Teil  gewidmet  werden,  und  es  erschien  nicht  praktisch, 
das  Wakuf-Laud.  wie  dies  beim  Mülk-Land  geschah,  in  Verbindung 
mit  den  Bestimmungen  Uber  Mirie-Land  zu  besprechen. 

Zweiter  Teil.    Vom  Mirie-Land  im  besonderen. 

Abschnitt  1.    Vom  Besitz  des  Mirie-LandeB. 

S  7.    tirundsiltze  bezüglich  der  Verleihung:  rechtliche 
Natur  des  Besitzes.  Besitztitol. 

Wie  in  Sj  3  angegeben,  erteilt  der  Staat  den  Besitz  des  Mirie- 
Landes.     Dabei  soll  gemäss  Art.  8  nach  folgenden  Grund- 

sätzen verfahren  werden: 

„Die  zu  einem  Dorf  oder  einer  Stadt  gehörigen  Ländereien 
sollen  weder  der  (iesamtheit  der  Kinwohner  noch  einzelnen 
unter  diesen  ausgewählten  im  ganzen  verliehen  werden,  sondern 
jedem  einzelnen  der  Bewohner  ist  getrennt  ein  Stück  für  sich 
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zu  übertragen.  Darüber  wird  ihm  ein  seinen  Besitz  nach- 
weisendes tapu-ssenedi  ausgehändigte 
Diese  Bestimmung,  deren  Grund  ist.  alle  Einwohner  gleich- 
massig  zu  behandeln  und  andererseits  Streitigkeiten  aus  gemein- 
schaftlichem Besitz  zu  verhindern,  schliesst  natürlich  nicht  aus.  dass 
einzelne  Grundstücke  im  Mitbesitz  mehrerer  infolge  Vererbung  etc. 
sein  können.  Gewisse  Grundstücksarten,  wie  Weideplätze,  die  der 
Gesamtheit  eines  oder  mehrerer  Dörfer  zusammen  zum  Gemeingebrauch 
dienen  (erasi-i-metruke),  sind  von  den  Bestimmungen  des  Art.  H  G.-G. 
ausgenommen.1)  Sie  können  nie  in  den  Tapu-Besitz  (Souderbcsiiz 
gegen  Besitztitel)  einzelner  übergehen.  Ferner  können  nach  Art.  DJ 2 
G.-G.  nie  mit  Tapu  besessen  werden  „(irundstücke.  welche  von 
alters  her  mit  Klöstern  in  Zusammenhang  standen,  wenn  die  Zu- 
sammengehörigkeit im  Grundbuch  (defterchane)  eingetragen  ist". 
Waren  solche  (irundstücke  aber  erst  nachträglich,  nachdem  sie 
ursprünglich  mit  Tapu  besessen  waren,  in  den  Besitz  von  Klöstern 
gekommen,  dann  können  sie  jeder  Zeit  wieder  mit  Tapu  besessen 
werden,  und  auf  sie  sind  alle  Mine-Land  betreffende  gesetzliche  Be- 
stimmungen voll  anwendbar. 

Das  Besitzrecht  des  vom  Staat  mit  Mirie-Land  Belieheneu.  die 
„hukkuk-i-tessarrufie",  kann  als  Nutzungsrecht  an  fremder  Sache, 
als  „eingeschränktes  Eigentum"  bezeichnet  weiden,  ähnlich  der 
Kmphyteuse  und  Superficies  des  römischen  Rechts  und  dem  Lehens- 
verhältnis des  germanischen  Hechts,  oder  als  „geteiltes  Eigentum", 
wie  es  das  preussische  allgemeine  Landrecht  kennt.  Der  Ober- 
eigentümer ist  hier  der  Beit  ul  Mal.  das  ist  der  Fiskus:  er  hat  die 
blosse  ..Proprietät",  türkisch  „Bakkaba".  das  ist  das  allgemeine  Yer- 
nigungsrecht.    Der  Besitzer  des  Mirie-Landes  ist  der  nutzbare  Eigen- 

')  Nicht  dageiren  Tschiftlik«  (venrl.  §  16,  S.  M4.  Anm.  2  .  In  Iber- 
einstiiuinung  mit  obiger  Bestimmung  des  Art.  8  G.-G.  sollen  nach  Art  1H<> 
G.-G.  „die  zu  einem  Dorfe,  dessen  Bewohner  vorhanden  sind,  gehörigen 
Landereien  als  Tschiftliks  nicht  zusammengelegt  und  einer  Person  allein 
verliehen  werden.  Nur  wenn  die  Grundstücke  eines  Dorfe«,  dessen  ge- 
samte Einwohner  zerstreut  sind,  gemäss  Art.  72  G.-G.  dem  Tapu-Verfahren 
unterworfen  werden  müssen  (vergl.  §  f>0)  und  es  unmöglich  ist,  Landwirte 
herbeizuschaffen,  da8  Dorf  zu  bevölkern,  die  Grundstücke  in  einzelnen 
Teilen  zu  vergeben  und  dadurch  das  Dorf  auf  seinen  ursprünglichen  Be- 
stand zu  bringen,  dann  kann  man  aus  dem  Dorf  ein  Tschiftlik  machen 
und  un  eine  oder  mehrere  Personen  im  ganzen  verleihen". 
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Himer,  er  hat  die  Besitzrechte,  hukkuk-i-tessarrutie. V)  d.  h.  er  ist 
äusserlich  wie  der  wirkliche  Kigcnttlmer:  er  bestellt  das  Land  un- 
abhängig, er  kann  es  verkaufen,  verpfänden  und  es  geht  auf  seine 
Krhen  Uber.  Reihte,  die  die  Auffassung  der  türkischen  Kommentatoren, 
wie  Ali  Haii4.ii.  Sia  Kmmk.  t'im.iss  K»i  hkkk.  welche  insgesamt  das 
Verhältnis  des  Staates  zu  »lein  mit  Miric-Lnnd  Belichenen  als  Miets- 
veihältni<  bezeichnen,  umstosscn. 

hi  der  Ausdhuiig  der  Nutzungsrechte  ist  der  Besitzer  jedoch 
in  gewisser  Wci-e  hesehräukt.  In  manchen  Punkten  untersteht  er 
der  Autsicht  des  Staates  und  bedarf  zu  Handlungen,  die  auf  eine 
Änderung  der  Ausbeutung  de>  Lande*  .«der  des  Indens  selbst  hin- 
zielen, der  Genehmigung  des  Staates  {'herall  aber,  wo  der  Staat 
sich  das  Aufsichtsrecht  vorbehalten  hat.  findet  man  als  (irund  ftlr 
diesen  Vorbehalt  das  Bestreben,  dass  die  Linnahmen  des  Staates, 
die  nach  dem  Kitrage  des  Landes  berechnet  sind,  sich  nicht  ver- 
mindern. Schon  zu  der  Zeit,  als  das  Mirie-Land  noch  reines  Lehen 
war.  wurde  stet>  darauf  gehalten,  dass  das  verliehene  Land  in  er- 
tragsfahigem  Zustande  blieb.  Die  Kultivierung  des  Landes  war  der 
einzige  Zweck  der  Verleihung.  Gemäss  dem  Inhalt  der  Hedaja  ist 
das  Terrain  in  der  Absicht  verliehen,  es  produktiv  zu  machen,  so 
dass  sich  daraus  ein  Vorteil  für  die  moslemische  Gesamtheit,  d.  i. 
den  Fiskus,  ergibt.  Auch  nach  dem  G.-G.  (Artikel  »»«)  ist  die 
Pruduktivmachung  des  Landes  die  erste  Pflicht  des  Besitzers:  wer 
es  drei  Jahre  grundlos  unbestellt  liegen  lässt.  kann  sogar  des  Be- 
sitzes verlustig  gehen. 

l>ie  Proprietätsrechte  des  Staates  werden  äusserlich  ausgeübt 
von  Beamten,  nämlich  durch  den  defterchakani  memuru  (Grundbuch- 

l)  Vergl.  Bklin,  Aam.  1.  N<».  H0."i  cod.:  rLc  modo  de  proprietc. 
indiquee  par  Fexpression  ..tessarruf"  dt-signe  c.-lui  d'un  immcuble,  dont 
le  detenteur  a  la  proprietc.  puisqu'il  en  recueille  les  fruit*,  en  dispose 
meine  par  la  vente,  dans  certains  cas:  mai«  dont  pourtant  ce  detenteur 
n  a  pas  la  proprietc.  civil.-.  En  un  mot,  il  ne  jouit  de  cette  proprietc  et 
des  droits  qu  il  exerce  eur  eile  qu'a  la  condition  de  payer  une  redevauce 
annuelle  au  Vaqouf  ou  a  l'Ktat.  suivant  que  cette  terre  est  mevkufe  ou 
mirije.  .  .  .  II  y  a  iei  quelque  analoirie.  non  coroplete,  toutefois  aver  le 
dominium  honilarium  des  Koumains.  Le  tessarruf  presente  aussi.  *ous 
certains  rapports.  de  raftinite  avec  l  emphytheose  et  le  droit  de  superticie 
de  la  Icgislation  des  Romain«,  en  ee  sens,  que  l'Ktat,  ne  pouvant  cultiver 
lui  memo  ces  terrea  par  mandataire,  eherelie.  com  ine  meilleur  mode 
dexploitation.  ä  les  donner  a  long  hail". 
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beamten)  in  dm  Hauptstädten  des  Vilajets,  durch  den  tapu  kjatibi 
(Tapuschreiber)  in  den  Kasas.  Das  Gesetz  bezeichnet  sie  kurz  als 
-Beamte",  auch  erasi-ineiuurleri  (Grundstücksbeamte),  wenn  es  ihre 
Mitwirkung  bei  gewissen  Akten  vorschreibt,  die  der  Besitzer  des 
Hodens  nicht  selbständig  vornehmen  darf. 

Dem  Besitzer  des  Bodens  wird  ein  Besitztitel,  tapu  ssenedi, 
erteilt.  Ein  solcher  Schein  ist  eine  öffentliche  Urkunde,  die  vollen 
Beweis  dessen  begründet,  was  sie  bescheinigt.1)  Der  Besitz  eines 
solchen  Tapuscheines  ist  fllr  den  Besitzer  des  Landes  obligatorisch.8) 
Nach  Art.  1  der  Instruktion  zum  Tapugeset/.8')  soll  niemand  mehr 
Mirie-Land  ohne  Tapu  ssenedi  besitzen  können,  ("  her  das  Verfahren 
im  einzelnen  zur  Erwirkung;  des  Besitztitels  enthält  die  eben  er- 
wähnte Instruktion  "nähere  Bestimmungen.  Uber  die  Gebuhren  das 
Tarifname  vom  15.  Schaban  1270.  sowie  spätere  dasselbe  abändernde 
Verordnungen.4) 

Die  Sseneds  werden  gemüss  den  Eintragungen  der  beim  Grund- 
buchministerium  in  Konstant iuopel  Uber  silmtliche  Ländereien  ge- 
führten Bücher  erteilt.  Diese  sind  in  ihrer  jetzigen  Form  als  defatir- 
i-dechedide  „neue  Bücher"  unter  Sultan  Suleiman  und  Murad  III., 
etwa  zwischen  955  und  1010,  augelegt  und  von  deren  Nachfolgern 
fortgeführt  worden.  Die  Bücher,  deren  jedes  vorn  das  hatt-i-humajun 
(die  kaiserliche  Verfügung),  durch  das  seine  Anlegung  angeordnet 
wurde,  und  die  Tughra  des  Sultans,  der  es  angelegt  hat.  führt,  ent- 
halten samtliche  Ländereien  nach  ihren  Kategorien.  Gegenwärtig 
gibfes  975  BUcher.  Zu  Änderungen  der  Eintragungen  allgemeiner, 
die  rechtliche  Natur  des  Landes  berührender  Art,  z.  B.  wenn 
infolge  erblosen  Wegfalls  des  Eigentümers  von  Mülk-Land  dieses  als 
Mirie  dem  Beit  ul  Mal  heimfällt,  ist  ein  Ferninn  nötig.  Die  Änderung 
einzutragen  ist  einzig  und  allein  der  Tevkii-Efendi,  Tughra-Führer, 

')  Vergl.  Art.  18  des  Gesetzes  vom  28.  Redscheb  1291  (20.  August 
1290)  D.  III,  3.  447. 

r)  Jedoch  ist  der  Besitz  des  Besitzt iteln  nur  ein  jenen  nachweisendes 
Dokument,  nicht  Bedingung  des  Besitzes  selbst :  „tapu  ssenedi  ist-.-, 
temamifun  alameti  olub  ssinat-i-tessarrufuii  mevkufunalehji  olmadygYiidan 
mütefevvüsUn  bila  «Hened  tvssarrulida  mUteber  dir".  Ciialiss  Eschkkk 
No.  u2H. 

a-  D.  1.  S.  209. 

V  D.  I.  S.  222  u.  die  Tabelle  S.  44:5. 
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befugt  und  ermächtigt.  Dieser  hat  vor  der  Eintragung  eigenhändig 
den  Inhalt  des  Fermans  in  das  Hucli  einzutragen. 

Die  Grundbucheintragtingen  geniessen  öffentlichen  Glauben. 
.. Berate  des  Sultans  und  Grundbucheintragungen  gelten  als  von 
Fälschungen  frei  und  sind  voll  beweiskräftig-  (Art.  1757  Medschell). 
d.  h.  der  Beweis  der  Fälschung  ist  allsgeschlossen.1) 

Mülk-Laud  soll  ebenfalls  nicht  mehr  ohne  Ssened  besessen 
werden.  I >:is  oben  angeführte  (besetz  vom  2*.  Hcdseheb  125*1,  das 
näheres  hierüber  enthält,  wird  im  nächsten  Abschnitt  zur  Erörterung 
gelangen.*) 

S  s.    Freiheit  hei  der  Bestellung  des  Landes.  Ausnahmen. 

Das  .lagdret'ht. 
Dem  im  vorigen  Paragraphen  erwähnten  Zwang,  das  Land 
produktiv  zu  machen,  steht  die  durch  Art.  G.-G.  gewährleistete 
Freiheit  gegenüber,  „dasselbe  mit  Getreide  aller  Art.  wie  Weizen. 
Gerste.  Hcis.  Boja  («'ine  Färberpflanze)  und  mit  allen  Sorten  Gemüse 
zu  bestellen  oder  leih-  oder  pachtweise  zur  Hestellung  zu  vergeben. 
Die  Bestellung  darf  nur  aus  den  unten3)  angegebenen  Gründen  unter- 
bleiben"'. 

Zu  beachten  ist.  dass  dem  Besitzer  von  Mirie-Land  durch 
Art.  9  G.-G.  ausdrücklich  das  Hecht  zugesprochen  ist.  das  in  seinem 
Besitz  befindliche  Mirie-Land  zu  verpachten  und  zu  verleihen.  Fs 
ist  hierbei  selbstverständlich,  dass  der  Pächter  oder  Leiher  nicht 
mehr  Hechte  an  dem  Lande  hat.  als  der  Besitzer  selbst.  Die  dem 
letzteren  also  untersagten  Veränderungen  darf  d aller  auch  der  Pächter 
und  Leihet  nicht  vornehmen. 

Die  Freiheit,  zur  Bestellung  des  Landes  jede  Art  Frucht  zu 
wählen,  ist  durch  später  erlassene  Spezialgesetze  mehrfach  beschränkt 
worden: 

1.  Bezüglich  des  Tabakbaues  durch  das  die  Hechtsverhältnisse 
zwischen  den  Bauern  und  der  Hegie  regelnde  Gesetz.4)  Danach 
muss.  wer  Tabak  bauen  will,  .lahr  für  .lahr  bei  der  Hegie  um 

\)  <>M kr  Hikmi.  Ahkjain  «1  eiasi  S.  3 -o. 
-)  VciLrl.  unten  21. 
;!   Vcrgl.  Abschnitt  4. 

4)  Vom  IT).  Kjanun-i-eww.-l  1.502.  ab-'  druckt  in  der  üos.-tz-Mimmlung 
„na-dschma'a-i-biliika-i-kawaiiiir  S.  2<>2. 
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Erlaubnis  einkommen,  die  ausser  für  Terrains  von  weniger  als 
einem  halben  Murren  und  für  die  mit  Mauern  umgebenen  Höfe 
der  Wohnhäuser  nicht  versagt  werden  darf.  Die  Erlaubnis  darf 
nicht  erteilt  werden  Hir  gewisse  in  Art.  4  des  genannten  Ge- 
setzes aufgeführte  Landstriche  zwischen  Stambul  und  Humeli 
Kawak  (auf  der  europäischen  Seite  des  Bosporus)  und  Skutari 
und  Anadolu  Kawak  und  weiter  (auf  der  asiatischen  Seite)  u.  a.  in. 
Tabak,  der  ohne  Erlaubnis  oder  auf  anderem  als  im  Erlaubnis- 
schein angegebenem  Gelände  angepflanzt  wird,  wird  konfisziert 
(»der  ausgerissen  (Art.  "42.  :{). 

2.  Nach  Teskere-i-s>amie  vom  17.  Ssefer  125»:]  (1.  März  1292)1) 
ist  die  Anpflanzung  von  indischem  Hanf  (essrar,  Haschischl 
verboten. 

3.  Bezüglich  der  Heisanpflanzungen  (Tscheltik).  welche  künstlich 
bewässert  werden  müssen,  besteht  ein  besonderes  Gesetz,  das 
pirindsch  syra'ti  hakkinda  nisanmaine.2)  Di«*  Heisanpflanzungen 
müssen  in  gewissen  Entfernungen  von  Ansiedelungen  liegen,  damit 
die  öffentliche  Gesundheit  durch  die  Ausdünstungen  des  Wassers 
nicht  Schaden  nehme  (Art.  1  und  2);  ferner  muss  für  den  Al>- 
fluss  des  Wassels  Sorge  getragen  sein.  Wer  dabei-  ein  vor- 
handenes Heisfeld  bestellen  oder  ein  neues  anlegen  will,  muss 
beim  Kaiinmakam  des  betreffenden  Kasas  ein  den  Bestimmungen 
des  Artikels  4  des  angeführten  Gesetzes  entsprechendes  Gesuch 
einreichen. 

Auf  Feldern,  die  nicht  bewässert  zu  werden  brauchen,  da  auf 
ihnen  der  Heis  wegen  der  Fettigkeit  des  Bodens  auch  ohne  künstliche 
Bewässerung  wächst .  kann  Heis  frei  angebaut  werden.  I>ie  durch 
Art.  9  G.-G.  ausdrücklich  gewährleistete  Freiheit.  Heis  anzupflanzen, 
ist  daher  durch  das  augeführte  tiesetz  über  den  Heisbau  nur  für  die 
künstlich  bewässerten  Heisfelder  als  aufgehoben  anzusehen. :!) 

Der  Besitzer  von  Mirie-Land  ist.  wie  der  Eigentümer  von 
Mülk-I.and,  zur  freien  Ausübung  des  .lagdrechts  befugt,  ohne  dafür 

'(  I).  III.  S.  570. 

-I  Vom  28.  Dschemadi  ul  eweli  1:112  (15.  Teschrin-i-ssani 
zit.  iui  2.  Hunde  der  Ges.'tz-Sammlunir  lahika-i-kawanin  S.  :tn.S. 

Verirl.  unten  zu  Art.  128  G.-G.  und  (  haus-  Ks«  ihm t,  Kylliat- 
i-sdi.  rli-i-kanun-i  erasi  S.  698  ff. 
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eine  Steuer  oder  Pacht  an  den  Fiskus  entrichten  zu  müssen,  da  die 
Jagd  in  der  Türkei  im  Prinzip  Überhaupt  frei  ist.  Jedoch  sind 
folgende  durch  das  Jagdgesetz1)  gegebene  Vorschriften  zu  beachten: 

Jeder,  der  die  Jagd  ausüben  will.  muss  sich  mit  einem  Jagd- 
schein, aw  teskeressi.  versehen.  Wir  ohne  Jagdschein  jagt,  dem 
wird  das  Jagdgewehr  konfisziert  (Art.  '.VI).  Oer  Jagdschein  wird  in 
Konstantinopel  von  der  Schehir  Kmaneti  (Oberbürgermeistern),  in 
der  Provinz  von  der  Belcdie  (Munizipalität)  erteilt-)  und  kostet  in 
Konstantinopel  40.  in  den  Yilajctshauptstädten  20.  in  allen  anderen 
Ortschaften  10  Piaster.  Während  der  Schonzeit  ist  die  Ausübung 
der  Jagd  verboten  (Art.  :|N|.  Wer  auf  dem  Terrain  eines  anderen 
ohne  Krlaubnis  des  Besitzers,  der  seine  Jagd  auch  verpachten  kann 
(Art.  42),  jagt,  hat  eine  (Geldstrafe  von  1  Medschidie  zu  zahlen 
und  für  den  eventuell  angerichteten  Schaden  Ersatz  zu  leisten  (Art.  44). 
Nach  Art.  1247  der  Medschelle  ist  die  Jagd  mübah,  d.  h.  für  jeder- 
mann frei;  erst  durch  die  eben  angeführte  Bestimmung  des  Artikels  44 
des  Jagdgesetzes,  die  die  allgemeine  Jagdfreiheit  keineswegs  auf- 
hebt, wird  der  (Grundbesitze!-  gegen  die  aus  dieser  Freiheit  er- 
wachsenden Schäden  geschützt.3)  Bewohner  von  Dörfern  können  in 
den  zu  diesen  Dörfern  gehörigen  Wäldern.  Weideplätzen  etc.  ausser- 
halb der  Schonzeit  auch  ohne  Jagdschein  jagen,  was  sie  zu  ihrem 
Lebensunterhalt  gebrauchen  (Art.  4:>). 

fcj  1*.    Wiesen.  Oras-  und  Weideplätze.  Brachfelder. 

Zehnten. 

Nach  dem  O.-O.  sind  folgende  Arten  von  WiesengrundstOckcn 
zu  unterscheiden: 

1.  r  Tschai  r  (Wiesen),  deren  Uras  von  alters  her  geschnitten  und 
von  deren  Erträgnissen  der  Zehnte  erhoben  wird.  Solche  Wiesen 
werden  ganz  wie  gewöhnliches  Acker-(Mirie-)Land  behandelt  und 
mit  Tapu  besessen.  An  dem  (Jrase  des  Landes  hat  allein  der 
Besitzer  des  Landes  Nutzungsrecht.   Andere  kann  er  an  der  Aus- 

»)  Sahita-i  ssaidie  nisainname^i  vom  18.  Sset'er  1299.   Seil  11  (Nach- 
trag) zum  Düstur  S.  122  ff. 

2)  Vergl.  die  geänderte  Fassung  des  Artikels  33  des  Jagdgesetzes,  zit.  in 

Bd.  II  der  Medschn,aVi-Uhika-i-kawa-nin  S.  4n  (v.  ™ \f^)- 

3)  Vcrgl.  auch  Alt.  12D2    1307  d-  r  Medschelle. 
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Übung  eines  Nutzungsrechtes  verhindern.  Solche.  Wiesen  können 
mit  Erlaubnis  der  Behörde  (der  zuständigen  Beamten)  umgepflügt 
und  bestellt  werden-  (Art.  1<>  U.-Ct.). 

Wiesen,  deren  Gras  von  alters  her  geschnitten  wird  und 
von  deren  Erträgnissen  der  Zehnte  erhoben  wird,  heisst  es  im 
Gesetz,  unterscheiden  sich  in  nichts  von  gewöhnlichem  Mirie-Land, 
und  dem  Besitzer  solcher  Wiesen  räumt  der  Gesetzgeber  alleiniges 
Nutzungsrecht  ein.  Der  Grund  zum  Erlass  dieser  scheinbar  selbst- 
verständlichen Bestimmung  liegt  darin,  dass  nach  der  Medschelle 
Art.  12:J4  Gras  nebst  Wasser  und  Feuer  zu  den  Dingen  gehört, 
die  mübah.1)  d.  h.  Freigut  aller  sind.  Auch  das  wildgewachsene 
Gras  auf  MUlk-Land  ist  gemäss  Art.  1241  mlibah.  Erst  durch 
Besitzergreifung  erwirbt  man  Eigentum  an  Mtlbah-Gegenständen 
(124X).  Die  Besitzergreifung  kann  zweierlei  Art  sein:  hakiki, 
wirklich,  oder  hykmi.  symbolisch.  An  Gras  z.  B.  erwirbt  man 
Eigentum,  indem  man  dasselbe  abschneidet  und  in  Besitz  nimmt 
(12.V2)  oder  durch  Begiesscn  oder  Graben  zum  Wachstum  des- 
selben beiträgt  (1241).  Jedoch  ist  jeder  Eigentümer  oder  Be- 
sitzer einer  Wiese  berechtigt,  einem  Fremden  das  Betreten  seines 
Grundes  und  Bodens  zu  verbieten,  und  kann  so  die  Besitz- 
ergreifung von  an  und  für  sich  freiem  Grase  verhindern  (12'»T). 
Neben  diesem  Hecht,  das  Betreten  des  Landes  zu  verhindern, 
verleiht  das  G.-G.  aber  dem  Besitzer  von  Mirie-Wiesen  aus- 
drücklich das  absolute  Recht,  „allein  vom  Grase  Nutzen  zu  ziehen 
und  andere  an  der  Nutzung  fintifa').  nicht  nur  am  Betreten 
iduchul)  zu  hindern".  Daraus  geht  hervor,  dass  das  G.-G.  die 
Erwerbung  von  Mirie-Wiesen.  für  deren  Verleihung  vom  Be- 
liehenen  ja  einmal  der  Tapu  gezahlt  worden  ist.  als  mit  einer 
symbolischen  Besitzergreifung  des  Grases  gleichbedeutend  ansieht, 
und  dieses  letzter«1  seine  Mubah-Qualität.  in  dem  Augenblick  ver- 
liert, wo  eine  Mirie-Wiese  jemand  übertragen  wird.  Diese  An- 
nahme Cham ss  Eschrkf's*)  ist  um  so  zutreffender,  als  der  einzige 
Nutzen,  den  die  Erwerbung  von  .Mirie-Wiesen  bringt,  das  Gras 
ist,  und  die  Umwandlung  des  Wiesenlandes  in  Ackerland,  die 
eine  andere  Nutzungs'juellc  schaden  könnte,  dem  Besitzer  nicht 

M  Von  „ibaha".  erlaubt  machen. 
-)  Kvlliat-i-schorh-i-kamin-i-erasi  S.  142  ff. 
.Uhrburh  ,l*r  int-Tiiat.  Ver.  inijcun-    f.  IM.  •  > 
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freisteht,  sondern  nach  demselben  Art.  Ii»  G.-G.  von  der  Er- 
laubnis  der  Behörde  abhängt. 1 1 

Von  dem  geernteteii  Grase  wird  der  Zehnte  erhoben,  heisst 
e>  in  dein  erwähnten  Art.  10  G.-G.  ferne!'.  Die  Zehntenabgabe 
labtet  nämlich  nielit  nur  auf  dein  sogenannten  Zehntenlande  (tj  2). 
sondern  der  Fiskus  erhebt  von  den  Ertragnissen  sämtlicher 
Landereien  einen  gewissen  Bruchteil  unter  dem  Namen  Zehnten 
<  (Ischl),  der  den  zehnten  Teil  aber  gegenwartig  übersteigt  (Näheres 
Sj  21  »al.  Massgebend  fllr  die  Zehutenerhebung  ist  das  neue  Zehnten- 
geset/ vom  24.  Selmwal  lW».»  (10.  Juni  l:M»r>>.*)  welches  alle 
früheren  Zehntengesetze  und  -Verordnungen  aufhebt  und  dies 
tahrirat  des  Landwirtschafts-Ministeriuins  vom  27.  Mart  1:118. 
das  anordnet,  dass  anstatt  10  von  1<I0  1<»VS  von  100  als  eigentliche 
„Zehnten-  erhoben  werden.  Aus  dem  Zehntengesetze  möge  hier  nur 
so  viel  Krwähnung  finden,  dass  der  Zehnte,  der  im  Wege  öttcnt- 
licher  Versteigerung  jährlich,  bei  <  Hivenbäunien  alle  zwei  .Jahre, 
verpachtet  wird  (Art.  11).  entweder  in  natura,  ainen.  oder  bei 
Einverständnis  der  Parteien  in  bar.  bedelen.  erhoben  wird 
(Art.  0).  einige  Fruchtarten,  wie  Trauben,  ausgenommen,  von 
denen  auch  ohne  Einverständnis  der  Zehnte  stets  in  bar  er- 
hoben wird.  Er  wird  nach  Art.  127  G.-G.  und  4  Z.-G.  den 
Dörfern  zugerechnet,  innerhalb  deren  Grenzen  das  Getreide  oder 
die  sonstigen  Erzeugnisse,  von  denen  er  erhoben  wird,  gewachsen 
sind.  Wo  diese  gedroschen  werden,  ist  gleichgültig.  Dasselbe 
gilt  von  den  sonstigen  Grundabgahen  (russuiiiat.  idscharat-i- 
maktua  genannt)  für  Hürden-.  Mühlenanlagen  auf  Mirie-Laud. 
Weideplätze  etc..  für  welch  letztere  an  Stelle  des  Zehnten 
ein  diesem  entsprechender  fester  Betrag  jährlich  gezahlt  werden 
muss.3) 

Dem  Zehntengesetz  ist  ein  sogen,  tarifname  angeschlossen, 
welches  über  die  Einziehung  und  Erhebung  des  Zehnten  von 
den  einzelnen  Getrcidoarteu   nähere  Auskunft  erteilt.  Dieses 

')  L  iier  die  Schadensersatzleistung  bei  unrechtmässiger  Nutzung  des 
(Jras.-s  des  Mirie-Landes  eines  anderen  vergl.  unten  §  19  (Art.  21,  22  G.-G.). 

-')  Ta'dilen  kaleine  alinan  dschedid  aschar  lÜHauuiauicssi.  Gesetz- 
Sammlung  ..Mfdselim.  Iah.  kaw."  I.  S.  295. 

3)  Neben  dem  Zehnten  und  der  dem  Zehnten  entsprechenden 
russuiuat .  idseharat-i-maktuas  wird  noch  die  »ogen.  Grundsteuer,  emlak 
weruissi,  erholten,  verirl.  5j  20  a. 
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Tarifuame  enthält  über  Gras,  dt.  folgenden  Passus:  „bei 
geschnittenem  Grase  wird  der  Zehntenbetrag:  nach  Okken 
berechnet,  für  einzelne  Haufen,  Wagenladungen  oder  Tierlasten 
vom  Gemeinderat  des  betreffenden  Ortes  festgesetzt  und  in  bar 
gezahlt,  bezw.  bei  Nichtübereinstimmung  der  Parteien  in  natura 
gegeben:  bezüglich  der  Weideplätze,  deren  Gras  nicht  geschnitten 
wird,  enthält  das  G.-G.  nähere  Bestimmungen". 

2.  KyschJak,  Winterweiden,  das  sind  Grundstücke,  welche  sich 
wegen  der  Milde  des  Klimas,  ihrer  vor  Kälte  geschützten  Lage 
und  des  Überflusses  an  Gras  und  Wasser  zum  f'berwintern  und 
Weiden  von  Vieh  während  des  Winters  besonders  eignen:  und 

.laylak,  Sommerweiden,  das  sind  Grundstücke,  welche  sich 
wegen  ihres  Klimas,  ihrer  nicht  zu  sonnigen  und  heissen  Lage 
und  ihres  Überflusses  an  Gras  und  Wasser  zum  Weiden  des 
Viehes  während  des  Sommers  besonders  eignen.1) 

„Diese  Sommer-  und  Winterweiden",  sagt  Art.  24  G.-G.. 
„sind  mit  Ausnahme  der  den  Bewohnern  eines  oder  mehrerer 
Dörfer  gemeinsam  überlassenen.  wenn  sie  von  alters  her  im  Einzel- 
oder gemeinschaftlichen  Tapubesitz  von  Privatpersonen  sich  be- 
fanden, von  gewöhnlichem  (Mirie-)  Ackerland  nicht  unterschieden. 
Alle  für  das  letztere  geltenden  Pestimmungen  gelten  auch  für 
diese  Art  Sommer-  und  Winterweiden.  Bei  beiden  Arten,  d.  Ii. 
sowohl  bei  den  einem  oder  mehreren  Dörfern  zugewiesenen,  wie 
bei  den  im  Privatbesitz  stehenden  Sommer-  und  Winterweideu 
hat  der  Besitzer  (oder  die  Besitzer)  nach  der  Krtragsfähigkeit 
die  sogen,  russumat-i-kyschlakije  und  jaylakije.  die  Weideabgaben, 
zu  entrichten",  obwohl  das  (iras  nicht  abgeschnitten  wird. 

3.  Kyschlaks  und  Jaylaks.  welche  einem  oder  mehreren  Dörfern 
zu  gemeinschaftlicher  Nutzung  zugewiesen  sind.  Diese  gehöreu 
zu  den  erasi-i-metruke.  Die  allgemeinen  Bestimmungen  (Iber 
Mirie-Land  gelten  also  für  diese  nicht.2) 

4.  Merä,  Gemeindeweiden.     Diese  sind  ebenfalls  Metruke-Land.8) 

5.  Kilimba-Kelder.  Kilimba  nennt  man  das  Gras  und  Kraut,  das 
auf  nicht  beackertem  Ackerland,  dilendirme  genannt,  wild  wächst. 
Wenn  nämlich  auf  Mirie-Land.  das  mit  Tapu  besessen  wird  und 

')  Obige  Definitionen  sind  Chauss  Kschkkk  S,  220  entnommen. 
2)  Vergl.  unten  §  55  zu  Art.  101  G.-G. 
a)  Vergl.  unten  8  .V>  zu  Art.  97-100 

30' 
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behufs  Krzielun«r  einer  j.ri!'>SM'!cn  Krtra«rsfähi}rkrit  brach  liefen 
<relass»>n  wird,  kiliinba  frenanutcs  Gras  wild  wächst,  so  hat  nach 
Art.  11  G.-G.  an  diesem  Grase  der  Besitzer  des  Landes  aus- 
schliesslich Nutzungsrechte,  nnd  er  kann  jeden  anderen  hindern, 
das  Land  zu  betreten  oder  sein  Vieh  zur  Weide  darauf  zu 
treiben  M 

')  An  dieser  Stelle  möireii  die  iresetzlichen  Bestimmun<r«'n  über  Tier- 
schaden Krwähnunir  fiinl»-n :  Nach  den  Grundsätzen  der  Medschellc  hat 
der  Eigentümer  von  Tieren  nur  dann  für  den  von  diesen  verursachten 
Schaden  aufzukommen,  wenn  ihn  eine  culpa  trifft.  Dies  ist  nicht  der  Fall, 
wenn  ein  Tier  aus  eiirein-m  Antrieh  (kcndilijindeti  oder  chod  be  chod, 
Art.  Ui  und  im  Medseh.)  den  Schaden  veranlagt  (Art.  92t»-  940  Medsch  ). 
Die  Culpa  ist  als  vorhanden  anzusehen,  wenn  ein  Viehei«rentüiner  darauf 
aufmerksam  gemacht  ist.  auf  sein  Vieh  zur  Vermeidniiir  von  Schaden  acht 
zu  ireben  929 1  Diese-  Prinzip  hat  auch  das  G.-G.  adoptiert.  Art.  12ä 
erklärt  es  zunächst  (ür  unzulassiir,  Vieh  zu  treiben  über  Gärten,  VVein- 
bertro  und  Getreidefelder  kok  tenkeleri  „ehamp  dont  la  recolte  est  en  cours 
de  dcveloppement  ou  celui  oü  l'on  a  euere  hisse  quelouc  chose  apres  la 
moisson"  nach  BKl.lN  ALI  Haii-KK  deliniert  kok  terekeleri  richtiger  als 
„Felder  mit  noch  nicht  «rereift em  und  iresehnittenem  Getreide",  S.  429. 
Dass  die  letztere  Definition  richtiirer  int,  ir«ht  aus  einem  Fetwa  vom 
Jahre  1(113  aus  der  Zeit  Hamsa  l'asehas  hervor,  wo  es  an  einer  Stelle 
heisst:  „.  .  .  jerin  userimb-  olan  tereke,  «rerck  k-ik  teteke  olssun  we  trerek 
hassada  heimisch  olssun  ..."  „.  .  .  Getreide,  m<Wc  es  unentwickelt  kok 
tereke)  oder  schon  zur  Krnte  irereift  sein  .  .  .u  cfr.  die  Berliner  Hand- 
schrift Pkktsch  No.  2<>0,  S.  287).  Hat  der  Landbesitzer  den  Vieh- 
eijrentümer  darauf  hinirewiesen.  auf  sein  Vieh  acht  zu  ireben,  und  lässt  der 
letztere  sein  Vieh  dennoch  Uber  das  Land  jenes  ireben.  so  muss  er  den 
dadurch  entstandenen  Schaden  ersetzen  iverirl.  auch  t;  261  des  ottom. 
Straf-Ges.-B).  Nach  der  Krnte  kann  mau  s>  in  Vieh  über  anderer  Land 
treiben,  wenn  dies  von  alters  her  Brauch  war.  fiese  Bestimnumir  bildet 
eine  Ib'schränkunir  der  in  Art.  10  und  11  G.-G.  «rewährleistcten  Besitz- 
rechte, welche  den  Besitzer  von  Land  ermächt i«ren.  das  Beweiden  mit  Vieh 
zu  verhindern.  Das  Hecht  der  Ortsbewohner,  auf  dem  abgeernteten  Lande 
eines  anderen  Dorfbewohners  ihr  Vieh  weiden  zu  lassen,  ist  durch  emirname- 
i-ssanii  vom  12.  Kebi  ul  ewel  130.">  austlriicklich  aufrecht  erhalten  iverirl. 
('HALlss  Kschkkk  S.  ««.».*{  und  S.  7,  1.'),  (>('»  der  chulassc-i-evaniir-i-adlie  etc.. 
Konstantinopel  131f>,  erschienen  im  Verlair  von  A  Assadurian).  Die 
zur  Festsetzunir  des  Tierschadeus  und  der  Geldstrafe,  welche  diejenigen 
zu  zahlen  haben,  die  ihr  Vieh  frei  ( hasch i  bosch)  im  Getreide  anderer 
herumlaufen  lassen,  kompetenten  Behörden  sind  in  den  kleinen  Bezirken 
die  Nahie  niedschissleri  <GemeindeverwaItunirsräte),  in  den  Kasas  die 
ordentlichen  Gerichte.  Weiirert  sich  jemand,  die  Geldstrafe  zu  zahlen,  so 
i>t  der  Staatsanwaltschaft  heim  Appell-Gericht  (istinaf  mudei-umumissi  zur 
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§  10.    Von  den  Tennen. 
Es  gibt  zwei  Arten  von  Tennenplätzen,  chirmen  jeri,  das  sind 
freie  Platze,  auf  denen  Getreide  aufgespeichert  und  gedroschen  wird. 

1.  Gemeindetennen,  die  einem  oder  mehreren  I  »infern  zur  Ver- 
tilgung stehen.    Diese  sind  Metrukc-Land. ') 

2.  Privattennen,  das  sind  freie  Plätze,  welche  von  gewöhnlichem 
Mirie-Ackerland  losgetrennt  und  dazu  umgewandelt  wurden. 
Solche  nach  wie  vor  im  Tapuhesitz  befindlichen  Tennenplätze 
werden  nach  Art.  -U  G.-G.  wie  alle  anderen  Mirie-GrundstUcke 
behandelt.  An  Stelle  des  Zehnten,  der  als  solcher  wegen  Xieht- 
iH-stellung  des  Landes  nicht  erhoben  werden  kann,  ist  eine  dem 
Durcbschnittsbetrage  desselben  entsprechende  --  als  wenn  der 
Hoden  bestellt  wäre  Bodenmiete,  mukatea,  idschare-i-semin. 
zu  zahlen. 

Die  Bestimmung  des  Artikels  :54  G.-G..  das»  den  Privattennen 
gleich  zu  behandeln  sind  die  von  Mirie-Land  losgetrennten  Salzlager, 
tus  chirmenleri.  ist  durch  das  Salzbergwerksgesetz,  tusnisamnamessi,*) 
vom  9.  Kamasan  1278  aufgehoben  worden.  Danach  ist  die  K.\- 
ploitierung  von  Salzbergwerken,  memlaha.  maden.  kuju.  Monopol  des 
Staates,  der  dem  Besitzer  des  Landes,  in  dem  sich  die  Salzlager 
befinden,  diese  abkauft.  Für  solche  in  die  Verwaltung  des  Staates 
tibergegangenen  Salzlager  gelten  die  allgemeinen  gesetzlichen  Be- 
stimmungen, wie  Uber  Veräusserung.  Vererbung  etc..  natürlich  nicht. 
Bezüglich  des  i'bergangs  des  Monopols  auf  die  Verwaltung  der 
öffentlichen  Schuld  vergleiche  das  dujun-i-umumie  nisamnamessi.  Seil  ]I 
zum  Düstur.  S.  1:12.  S  8. 

S  11.   Verbot  der  Verwendung  des  Bodens  zum  Anfertigen 

von  Steinen. 

Da  dem  Besitzer  von  Mirie-Land,  wie  an  anderer  Stelle  aus- 
geführt, nicht  das  Obereigentum,  das  Recht,  Uber  das  Wesen  der 
Sache  zu  verfügen,  zusteht,  darf  er  auch  die  Substanz  nicht  eigen- 
mächtig verändern.    Daraus  ergibt  sich  nun  eine  Reihe  gesetzlicher 

weiteren  Veranlassung  Mitteilung  zu  macheu.  (Rundschreiben  des  Minist. 
riuma  des  Innern  vom  2.  Teinuu  1317  [15.  Juli  1901]  No.  79,  veröffentlicht 
in  der  Zeitg.  „Selanik"  vom  29.  Juli  1901,  No.  1713.) 

')  Vergl.  unten  §  54  zu  Art.  9«  G.-G. 

»j  D.  II.  S.  683. 
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Hestimmungen.  die  in  diesem  und  den  nächstfolgenden  Paragraphen 
zu  besprechen  sind. 

Nach  Art.  12  G.-G.  darf  der  Hesitzcr  von  Mirie-Land  den 
Hoden  desselben  nicht  zur  Fabrikation  von  Steinen  verwenden.  Tut 
er  dies  ohne  Genehmigung  der  Hehörde,  dann  ist  er  gehalten,  dem 
Fiskus  den  Wert  des  Hodens,  den  er  genommen,  zu  ersetzen.  Hei 
den  uneigentlichen  Wakufs  ivergl.  £  4),  die  gleich  wie  Mirie-Land 
behandelt  werden,  ist  der  Wert  des  entnommenen  Hodens  ebenfalls 
dem  Mirie-Fiskus  (Heit  ul  Mal),  nicht  der  Wakuf-Hehörde  zu  ersetzen, 
da  die  Kakkaba  bei  dieser  Art  Wakuf-Land  dem  Heit  ul  Mal  zusteht 
und  die  Entnahme  v«m  Erde  zur  Anfertigung  von  Steinen  die  Sub- 
stanz, das  ist  die  Kakkaba.  berührt. 

Sj  12.    Verbot.  Tote  auf  Mirie-Land  zu  beerdigen. 

Als  Veränderung  der  Substanz  des  Landes  gilt  und  ist  daher 
nach  Art.  M  G.-G.  verhüten,  die  Heerdigung  von  Toten  auf  Grund- 
stücken im  Tajiubcsitz.  Weder  der  Hesitzer  selbst  noch  ein  anderer 
i>t  dazu  berechtigt.  Leichname,  die  dennoch  auf  Mirie-Land  beerdigt 
sind,  werden,  jwenu  sie  noch  nicht  verwest  sind,  von  der  Hehörde 
au  einen  anderen  Ort  geschallt.  Sind  sie  bereits  verwest,  so  wird 
die  Oberfläche  des  Hodens  einfach  geebnet. 

Auch  sonst  ist  die  Heerdigung  von  Toten  auf  anderen  als  dazu 
bestimmten  Grundstücken  verboten.  Nach  der  durch  Lade  vom 
7.  Muharrem  12HG  (7.  April  12S.Y)  sanktionierten  Zusatzbestimmung 
(Seil)  zum* Strafgesetzbuch1)  wird  die  i'bertretung  dieses  Verbotes 
mit  Gefängnis  von  einem  Monat  bis  zu  einem  Jahre,  sowie  mit  Geld- 
strafe von  1    10  türk.  Pfund  geahudet. 

S  HL    Von  den  Häuinen. 
a)  Von  den  wildgewachsenen  Bäumen. 

Wildgewachsene  Häume  sind  nicht  wie  wildgewachsenes  Gras 
mubah.  d.  h.  für  jedermann  frei  nutzbar,  sondern  sie  bilden  einen 
Teil,  eine  Dependenz  des  Hodens,  auf  dein  si(>  stehen  und  mit  dem 
sie  als  ein  Ganzes  behandelt  werden.  Häume  können  überhaupt-  nie 
gesondert  ohne  den  Hoden  mit  Tapu  besessen  werden,  mögen  sie  auf 
Mcvat-,  Metruke-,  Mine-.'  Mevkufe-  oder  Memluke-Land  stehen 
(Art.  10«  G.-G.). 

l)  D.  I.  S.  »{HJ. 
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t'ber  wildgewachsene  Bäume  auf  Metruke-Land,  die  gleich  dein 
letzteren  zur  Verfügung1  der  Gemeinden  stehen,  denen  die  Ländercien 
seihst  zugewiesen  sind,  vergl.  unten  $  *>4  zu  Art.  i*2. 

Nach  dein  Prinzip,  dass  wildgewachsene  Bäume  als  Pertinenz 
des  Bodens  gelten,  sind  gemäss  Art.  1244  Medsch.  auf  M(ilk-Land 
wildgewachsene  Bäume  Mülk-Kigentum  des  Grundeigentümers,  die 
niemand  ohne  des  letzteren  Krlauhnis  fallen  darf. 

Auf  Mirie-Land  wildgewachseno  Bäume.  Frucht-  oder  Nicht- 
fruehtbäume,  sind  nach  Art.  28  G.-G.  Dependenz  des  Mirie-Bodens, 
«•rasie  tabi',  d.  h.  das  Obereigentum  gehört  dem  Fiskus  und  der  Be- 
sitzer des  Bodens  hat  die  Nutzungsrechte.  Von  den  Erträgnissen 
der  Fruchtbäume  hat  der  Besitzer  jedoch  den  Zehnten  w  ie  bei  allem 
aus  dem  Lande  gezogenen  Nutzen  zu  zahlen.  Bei  Nichtfruchtbäumen 
wird  nur  im  Fall  des  Artikels  2!>  G.-G.  S  13  b  —  eine  Abgabe 
entrichtet. 

Zu  dem  Nutzungsrecht  an  wildgewachseneu  Bäumen  gehol  te 
ursprünglich  nicht  auch  das  Hecht  der  Abholzung.  Nach  Art.  2* 
musste  noch  sowohl  der  Bodenbesitzer  wie  ein  Dritter,  wenn  sie  auf 
Mirie-Land  wildgewachsene  Bäume  abholzten,  den  Ersatzwert1)  an 
den  Fiskus  zahlen.  Durch  Irade  vom  P».  Schawal  12*62)  ist  diese 
Bestimmung  aufgehoben,  und  fortan  hat  nur  der  die  Bäume  fällende 
Nichtbesitzer  den  Ersatzwert  zu  zahlen,  und  zwar  an  den  Besitzer 
des  Landes,  nicht  mehr  an  den  Fiskus.  Dass  der  Besitzer  des 
Landes  das  Holzungsrecht  hat.  ist  nun  zwar  in  dem  erwähnten 
Irade  nicht  ausdrücklich  gesagt,  ein  anderes  Irade  aber  vom  18.  Kebi 
ul  ewwel  1 21*3  (Schubat  1 21*2 ) 3 )  beseitigt  jeden  Zweifel.  Dasselbe 
verleiht  nämlich  dem  Besitzer  des  Landes  ausdrücklich  das  Holzungs- 
iecht sowohl  bei  Frucht-  wie  bei  Nichtfruchtbäumen. 

b)  Anpflanzung  von  Bäumen:  Fruchtbäumen,  Nichtfruchtbäumen. 

Die  Anpflanzung  von  Fruchtbäumen,  falls  damit  die  l'm- 
wandlung  von  Ackerland  in  Garten  bezweckt  wird,  ist  dem  Besitzer 
von  Mirie-Land  gemäss  Art.  25  G.-G.  verbitten,  wenn  er  dazu  nicht 

')  „kaimen  kyiniet",  wörtlich:  Ersatzwert.  Derselbe  ergibt  sich  nach 
Art.  882  der  Medachelle  wie  folgt:  Es  wird  der  Wert  des  Hodens  mit 
den  Räumen  (oder  Gebäuden)  und  derjenige  ohne  dieselben  abgeschätzt: 
die  Differenz  zwischen  beiden  bildet  den  ..kaimen  kyimet". 

-I  D.  L  S.  171. 

3)  Zitiert  bei  Chauss  Eschkkf  S.  237. 
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dir  Genehmigung  der  Behörde  einholt.  Der  angeführte  Art.  2ö  lautet 
in  Übersetzung  wie  folgt: 

..Niemand  kann  ohne  Erlaubnis  der  Behörde  auf  den  in  seinem 
Besitz  befindlichen  I.äudereien  Weinstöcke  und  f  nicht tragende  Bäume 
]iHan/en.  wenn  er  dadurch  das  Aekerland  in  Weingärten1)  bezw.  Obst- 
gärten-')  umzuwandeln  beabsichtigt.  Ist  dies  ohne  Erlaubnis  ge- 
schehen, dann  stellt  dem  Fiskus  während  dreier  Jahre  das  Hecht  zu. 
solche  Aniitlanzungen  ausreißen  zu  lassen.  Nach  Ablauf  dieser  Frist,  in 
welcher  die  Bäume  schon  st.  weit  gediehen  sind,  dass  sie  Früchte  tragen, 
müssen  sie  die  Bäume  -  auf  jeden  Fall  belassen  werden.  Sowohl 
die  mit  Erlaubnis  angepflanzten  Bäume  etc..  als  auch  die  ohne  Er- 
laubnis der  Behörde  angepflanzten,  wenn  sie  drei  .Iahte  und  länger 
gestanden  haben,  gelten  nieht  als  Teil  und  Oepcndenz  des  Hudens, 
sondern  sie  gehören  als  \  olleigentum  (Mülk)  dem  Besitzer  des  Landes. 
Von  den  Erträgnissen  der  Bäume  wird  der  Zehnte  genommen.  Eine 
Mukatca  (Bodcnmietei  wird  für  diese  Wein-  und  Obstgärten,  von 
deren  Frücht«  !)  der  Zehnte  zu  zahlen  ist.  nicht  erhoben." 

Aus  der  Fassung  des  anfangs  zitierten  Artikels  2-r>  geht  her- 
vor, dass  nicht  jede  Anlegung  von  Bäumen  an  die  Erlaubnis  der 
Behörde  geknüpft  ist.  sondern  nur  diejenige,  welche  zur  Schaffung 
von  Gärten  geeignet  ist.  d.  h.  welche  die  Natur  des  Landes  ganz 
verändert.  Eine  spärliche  Anlegung  von  Bäumen,  zwischen  denen 
gepflügt  und  gesät  werden  kann,  ist  daher  als  gestattet  anzusehen. 

Die  Umwandlung  des  Landes  in  Gärten  wird,  wie  jede  Ver- 
änderung der  Substanz,  gestattet  weiden,  wenn  dem  Fiskus  daraus 
ein  Vorteil  erwächst.  Das  ist  z.  B.  der  Fall,  wenn  infolge  einer 
vermehrten  Ertragfähigkeit  des  Bodens  dessen  Wert  steigt  »»der  die 
Einnahmen  des  Fiskus  aus  Zehnten  etc.  sich  vermehren;  jedenfalls 
aber  darf  der  letztere  keinen  Nachteil  aus  der  Umwandlung  des 
Landes  haben.  Dass  bei  der  Erteilung  der  Erlaubnis  dazu  die 
Beamten,  nämlich  im  Vilajet  und  Ssandschak  der  Grundhuchbeamte 

')  Weingarten.  Weinberg  „bagli".  Au  Haidkk  S.  122  definiert  bagb 
„derununda  ssapan  iscblemes  jani  svra'ti  mümkin  olmas" ;  eine  Bestellung 
mit  anderen  Frucbtarten  muss  ausgeschlossen  sein. 

2)  Bagt.sclie  rGärtenu,  in  denen  Fruclitbäume  stehen  und  zwar  so 
dicht,  dass  darin  nicht  geackert  werden  kanu,  im  Gegensatz  zu  „bostan'', 
das  sind  solche  Gärten,  zwischen  deren  Bäumen  geackert  und  gesät  wird 
und  die  mit  einer  Mauer  oder  einem  Zaun  umgeben  sind  (Au  HAIDKR 
S.  122. 
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(defterichakani  raemuru),  im  Kasa  der  Tapuschreiber  jenes  Prinzip 
zu  berücksichtigen  haben,  bestimmt  der  Zirkularerlass  des  Grund- 
buchministeriums  an  die  Pruvinzialbehördeu  vom  24.  Kebi  ul  ewel  1311 
(23.  Elul  1 301»)  in  den  Muharrerat-i-umumie  dieses  Ministeriums. 
Jahrg.  1311—1313.  S.  0. 

Beim  Fehlen  der  behördlichen  Erlaubnis  hat  der  Fiskus  inner- 
halb dreier  Jahre  das  Kocht,  die  Bäume  wieder  ausreissen  zu  lassen. 
Jedoch  sollen  nach  dem  eben  erwähnten  Zirkularerlass  vom  24.  Kebi 
ul  ewel  1311  die  Beamten  bei  Ausübung  ihrer  Funktionen  nicht 
selbständig  vorgehen,  .sondern  den  Gcmeinderat  des  betreffenden 
Vilajets.  Livas  oder  Kasas  um  sein  Urteil  befragen,  ob  es  im  Inter- 
esse des  Staates  und  der  beteiligten  Landbesitzer  liegt,  dass  die 
noch  nicht  drei  Jahre  stehenden  Bäume  wieder  ausgerissen  werden. 
Stellt  es  sich  heraus,  dass  die  Bäume  schon  Früchte  tragen,  oder 
aus  dem  Belassen  derselben  dem  Fiskus  keinerlei  Nachteil,  sondern 
Vorteil  erwächst,  dann  müssen  die  Bäume  selbst  vor  Ablauf  der 
drei  Jahre  stehen  gelassen  werden. 

Nach  Ablauf  von  drei  Jahren  müssen  die  Bäume  in  jedem 
Falle  stehen  bleiben.  Diese  sowohl  wie  die  mit  Krlaubnis  an- 
gepflanzten Bäume  gehen  in  das  freie  Eigentum  des  Besitzers  des 
Bodens  Uber.  Der  Besitzer  des  Bodens  erwirbt  also  Volleigeutum 
an  Anlagen  auf  dem  Grundstück  eines  anderen,  des  Fiskus.  Die 
Bäume  werden  nicht  nach  allgemeinen  (Itter  Mirie-Land  geltenden 
Bestimmungen  beurteilt,  sondern  für  sie  gilt  das  Scheriatrecht,  so 
dass.  wie  wir  später  im  Abschnitt  Uber  Erbrecht  sehen  werden,  beim 
Tode  des  Grundbesitzers  für  das  Land  und  für  die  darauf  stehenden 
Bäume  getrennte  Erbregulierungen  stattfinden.  Die  Umwandlung  in 
Gärten  ist  im  Besitztitel  anzugeben,  bezw.  ein  neuer  Besitztitel  aus- 
zustellen (Zirkularerlass  vom  24.  Kebi  ul  ewel  1311). 

Von  den  Früchten  der  Bäume  wird  der  Zehnte  erhoben,  welcher 
an  Sudle  des  Zehnten  aus  dem  Getreide,  das  nicht  mehr  gebaut  wird, 
tritt:  infolgedessen  wird  eine  Bodenmiete  nicht  gezahlt. 

Von  den  Zehntenabgaben  ist  nach  den  Gesetzen  über  die  An- 
pflanzung von  Maulbeer-  (tutluk)  und  Ülivenbäumen  (seitinlik)  vom 
12.  Muharrem  1279,  bezw.  29.  Silhidsehe  127H1)  drei  Jahre  befreit, 
wer  Maulbeer-  und  Olivenbäume  anpflanzt. 


V)  I).  II.  S.  438  bezw.  440. 


474 


Mitteilungen, 


Die  ohne  Erlaubnis  der  Behörde  angelegten  Forsten  kann  der 
Kiskus  natürlich  wieder  beseitigen  lassen,  wenn  es  ihm  von  grösserem 
Vorteil  zu  sri n  scheint,  dass  das  Land  Ackerland  bleibe.  Kr  kann 
sogar  «las  Land  neu  vergeben,  d.  h.  es  dem  bisherigen  Besitzer 
nehmen,  wenn  die  Forsten  drei  Jahre  gestanden  haben,  weil  das 
Land  dann  ja  drei  Jahre  lang  nicht  bestellt  worden  ist.1) 

Für  die  Erteilung  der  Erlaubnis  oder  ihre  Verweigerung  seitens 
der  Beamten  ist  von  denselben  das  durch  die  Instruktion  der  tajtu 
mosalihi2)  zur  Geltung  gebrachte  l'riuzip  zu  beachten.  da>s  der 
Waldbestand  möglichst  vergrössert  wird. 

Zum  Schluss  mag  noch  kurz  erwähnt  werden,  welche  Er- 
fordernisse zu  erfüllen  sind  bei  der  Bepflaii/.ung  mit  Bäumen  etc. 
der  anderen  Länderarten. 

1.  Metruke-Land  ist  zum  Nutzen  der  Allgemeinheit  oder  ein- 
zelner Gemeinden  belassen.  Fs  ist  also  als  unstatthaft  zu  erachten 
jede  Bepflanzung.  die  den  Zweck  des  einzelnen  Metruke-Grund- 
sttlckes  beeinträchtigt  oder  verhindert. 

2.  Da  die  Bepflanzung  mit  Bäumen  von  Mevat-Land  anzusehen 
ist  als  eine  Umwandlung  des  toten  Bodens  in  kultiviertes  Land,  so 
ist  die  Genehmigung  des  Sultans  dazu  erforderlich.  Nach  Art.  128'.» 
der  Medschelle  erwirbt,  wer  mit  Genehmigung  des  Sultans  einen 
Baum  anpflanzt.  Hlr  den  Umkreis  von  5  Arschin  um  diesen  Baum 
das  alleinige  Recht  der  weiteren  Anpflanzung  (das  Stück  Land  ist 
für  ihn  Jiariin"). 

3.  MUlk-Land.  (Iber  das  der  Eigentümer  allein  und  unabhängig 
verfUgen  kann,  darf  derselbe  auch  mit  Bäumen  etc.  bepflanzen  und 
in  Gärten  umwandeln.  Wie  nun  aber,  wenn  jemand  auf  dem  Mtllk- 
Land  eines  anderen  Bäume  und  dergl.  anlegt?  Die  Medschelle  unter- 
scheidet in  dieser  Beziehung  drei  Fälle: 

a)  Der  Mülk-Eigcntflmer  des  Bodens  hat  den  Auftrag  dazu 
erteilt.  Tn  diesem  Falle  werden  die  angepflanzten  Bäume  sein 
Eigentum  (vergl.  Art.  1508  Medsch.l. 

b)  Der  Grundeigentümer  ermächtigt  jemand  zur  Anpflanzung 
in  seinem  eigenen  des  Ermächtigten  —  Nutzen.  Dann  gilt  dieser 
als  Leiher  und  der  Verleiher  hat  nach  Art.  831  Medschelle  das 
Beeht,  jederzeit  den  Leihvertrag  (iare)  aufzuheben  und  die  Bäume 

')  Vergl.  Art.  68  unten  i»  n()  und  oben  §  7.  S.  15. 

-)  Vergl.  §  13  a.  D.  II.  S.  61. 
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ausreisten  zu  lassen.  Hat  der  Verleiher  sein  Land  für  eine  be- 
stimmte Frist  zur  Verfügung  gestellt,  dann  muss  er.  wenn  er  das 
Leihverhältnis  vor  Ahlauf  dieser  Frist  löst,  dein  Leiher  die  Differenz 
ersetzen  zwischen  dem  Wert  der  ausgerissenen  Pflanzungen1)  und 
dem  Wertbetrage,  welcher  sieh  ergeben  würde,  wenn  sie  bis  zum 
Ablauf  der  Frist  stehen  würden. 

c)  Der  Grundeigentümer  hat  weder  den  Auftrag  noch  die  Er- 
mächtigung zur  Anpflanzung  gegeben.  In  diesem  Falle  linden  die 
Bestimmungen  des  Büches  III  der  Medschelle  über  ..gaslr  U  surpation 
fremder  Sachen)  Anwendung:  Der  l'surpator  ist  gehalten,  das  Land 
zurückzugeben,  nachdem  er  die  Bäume  etc.  auf  seine  Kosten  wieder 
ausgerissen  hat.  Halt  der  Eigentümer  des  Bodens  ihre  Beseitigung 
für  nachteilig,  dann  kann  er  ihre  Belassung  verlangen,  ist  aber 
gehalten,  dem  Usurpator  den  Wert  der  Biiume  zu  ersetzen  „nach 
Abzug  der  Kosten,  welche  zur  Beseitigung  erforderlich  gewesen 
waren*4  (Art.  \m  Medsch.).*)  In  dem  Falle  aber,  wo  die  An- 
pflanzungen mehr  wert  sind  als  der  Grund  und  Boden,  und  der  An- 
pflanzende zur  Zeit  der  Anpflanzung  bona  tide  (ssebeb-i-scher  sumile). 
/..  B.  im  (Hauben,  er  sei  Eigentümer  des  Bodens,  war.  kann  er.  der 
Anpflanzende,  nebst  dem  Eigentum  an  den  Bäumen  auch  dasjenige 
au  Grund  und  Boden  beanspruchen,  wenn  er  dem  Grundeigentümer 
den  Wert  des  Bodens  ersetzt. 

Die  zu  1 — '1  für  die  Bepflanzung  des  Mülk-Landes  eines  anderen 
mit  Bäumen  angeführten  Bestimmungen  gelten  analog  für  die  Er- 
richtung von  Gebäuden  auf  dem  Mülk-Land  eines  anderen.  Für  die 
Errichtung  von  Gebäuden  seitens  des  Besitzers  von  Mirie-Land  auf 
demselben  gelten  besondere  Bestimmungen.3) 

4.  Bezüglich  der  Bepflanzung  mit  Bäumen  von  Wakuf-Land 
wird  im  II.  Buch  Näheres  angeführt  weiden. 

c)  Veredelung  der  Bäume  durch  Okulieren. 

Wer  auf  seinem  Mirie-Land  wildgewachsene  Bäume  durch 
Okulierung  zu  fruchtbringenden  macht  oder  veredelt,  nützt  in  jedem 

')  I).  i.  den  „mäkln  en  kyiruet".  im  Deutschen  nicht  übersetzbar. 
Aristakchi  übersetzt  den  Art.  884  der  Medschelle  vom  mäkln  en  kyimet 
Ja  valeur  des  materiaux  apres  la  demolition  des  constructions  ou  du  bois 
apres  le  deracinement  des  arbres"  (Bd.  11,  vergl.  auch  ij  19  unten). 

'!  Den  „mustehak  ul  kal'  olarak  kyimet",  gemäss  Art.  880  Medsch. 
Ja  valeur  (des  materiaux  011)  du  bois  apres  deduktion  des  frais  de  deracine- 
ment" (Arist.  Bd.  VI). 

:ij  Vergl.  5;  14. 
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Falle  den  Interessen  des  Fiskus,  da  von  den  Früchten  der  Bäume 
d»T  Zrltttto  erhoben  werden  kann  und  w  ildgewachseue  Bäume  ent- 
weder keinen  Ertrag  bringen  oder,  wenn  es  Fi  uchthäume  sind,  nur 
einen  geringen  abwerfen. 

Die  ( Ikulierung  wildwachsender  Bäume  steht  daher  dem  Besitzer 
von  .Miiie-Land  gemäss  Art.  2'">  O.-O.  nicht  nur  vollständig  frei, 
sondern  er  wird,  wie  der  mit  Erlaubnis  des  Fiskus  Bäume  neu  an- 
pflanzende. Yolleigcntünier  der  von  ihm  okulierten  Bäume.  Weder 
der  Fiskus  noch  ein  etwa  vorhandene]-  .Mitbesitzer  ist  berechtigt,  in 
die  Eigentumsrechte  de— en.  der  Bäume  okuliert,  einzugreifen. 

Besonder-  begünstigt  ist.  wie  die  Anpflanzung,  so  auch  die 
Okulierung  von  <  Mivenhäumcn.  Nach  dem  im  vorigen  Paragraphen 
angeführten  Oe-etz  vom  2!».  Silhidsche  127*.  Art.  »>. >)  ist.  wer  wilde 
Oliveubäuine  okuliert  und  veredelt,  zehn  Jahre  vor  der  Okulierung 
an  gerechnet,  von  der  Abgabe  des  Zehnten  befreit. 

Ein  anderer  als  der  Besitzer  des  Landes  erwirbt  durch  Oku- 
lierung der  auf  demselben  w  ildgew  achseuen  Bäume  keinerlei  Beeilte 
an  den  letzteren.  Der  Besitzer  des  Landes  kann  ausserdem  gemäss 
Art.  27  ( i.-O.  jeden  daran  hindern,  auf  seinem  Grund  und  Boden 
Bäume  zu  okulieren.  Sind  Bäume  ohne  Wissen  und  Willen  des 
Besitzers  des  Landes  okuliert  wurden,  dann  hat  dieser  das  Hecht, 
die  auf  die  Bäume  okulierten  Pfropfreiser  durch  Ycrmittelung  der 
Behörde  ausreissen  zu  lassen,  selbstverständlich  auf  Kosten  des 
Okulierenden.-)  Eigentumsrechte  an  den  Bäumen  erwirbt  der  Be- 
sitzer des  Landes  hingegen  nicht. 

Wildgewachsene  Bäume  auf  Mülk-Land.  die  als  Dependenz  des 
letzteren  Volleigentum  des  (Grundeigentümers  werden,8)  kann  dieser 
natürlich  okulieren,  wie  er  will,  und  da  er  schon  ohnehin  Eigentümer 
der  auf  seinem  Boden  wildgewachsenen  Bäume  ist.  braucht  er  nicht 
erst  durch  die  Okulierung  Eigentumsrechte  zu  erwerben.  Wenn 
daher  Art.  124-'»  der  Medschelle  bestimmt,  dass.  „wer  einen  Baum 
okuliert,  an  dem  aus  dem  Pfropfreis  entstehenden  Sprössling  und  an  den 
Früchten  dieses  letzteren  Eigentumsrechte  erwirbt",  so  kann  unter  dem 
Okulierenden  nur  der  Nichteigentümer  des  Landes  gemeint  sein.  Selbst- 
verständlich kann  der  Orundeigentümer  die  Okulierung  verhindern. 

M  D.  II.  S.  440. 
2p  Art.  917  Medscli. 
;<)  Vergl.  §  13  a. 
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d)  Forsten  und  Wälder. 

Privat wiilder,  heisst  es  in  Art.  1  des  Forstgesetzes  vom 
1.  Kjanun-i-ssani  I2h.r>  (D.  IV.  S.  404),  werden  nach  den  Bestimmungen 
des  Grundsttlcksgesetzes  behandelt.  Jenes  hebt  also  das  letztere  nicht 
auf.  inwieweit  es  aber  die  Bestimmungen  des  G.-G.  interpretiert, 
werden  wir  weiter  unten  sehen,  zunächst  aber  die  einschlägigen  Be- 
stimmungen des  G.-G.  im  nachfolgenden  zusammenfassen. 

Bas  G.-G.  behandelt  alle  Waldungen  von  dem  Gesichtspunkt  aus, 

1.  ob  sie  aus  Bäumen  bestehen,  die  auf  Aeker-(Mirie-)Land  wild 
gewachsen  sind. 

2.  ob  sie  auf  Acker-(Mirie-)Land  von  dem  Besitzer  angepflanzt  sind, 

3.  ob  sie  auf  „freien  Bergen-  stehen. 

I.  Bäume,  solange  sie  nicht  von  dem  Boden   losgehet  sind, 
können  nach  türkischem  Kernt  nie  selbständiges  Kechtsobjekt  sein. 
Sie  bilden  vielmehr  eine  Dependenz  des  Bodens,  auf  dem  sie  stehen, 
und   nehmen   mit    gewissen   Ausnahmen    die   dem    letzteren  nach 
türkischem  Recht  anhaftende  Qualität   an,   das   heisst  sie  können 
sein:  Mülk.  Wakuf  oder  Mirie. 
a>  MUlk-  und  Wakuf-Land  behandelt  das  G.-G.  Uberhaupt  nicht, 
also  auch  nicht  wildgewachsene  Bäume  auf  diesen  Länderarten. 
Massgebend  ist  für  sie  vielmehr  das  religiöse  Keeht.  die  Be- 
stimmung des  Wakufstifters  und  eveut.  die  das  religiöse  Kecht 
kodifizierende  Mcdschelle.   Nach  Art.  1244  der  letzteren  werden 
Bäume  auf  Mülk-Land  das  Mülk-Kigentum  des  Grundeigentümers. 
Ba  aber  mit  Ausnahme  der  in  den  eisten  .Jahrhunderten  des 
Islams  eroberten  Ländergebiete  (Bagdad.  Basra,  Mekka  etc.) 
Ackerliindereien  nie  Mülk  sein  könnten  („Land,  das  mit  dem 
Pfluge  bearbeitet  wird,  kann  nie  Mülk  genannt  werden-' 
Fetwa  des  Abussund.  vergl.  Berliner  Bandschriften.  Kat.  Pkktsi  h 
No.  200.  Bl.  \-Y-i  und  ii-"»0  und  die  Anl.  1  meines  Artikels  in 
den  Mitteilungen  des  Sem.  f.  <>r.  Sprachen.  Jahrg.  IV,  Abt.  II, 
19<>1),  so  kommt  ein  Kntstehen  von  Waldungen  auf  Mülk-Land 
kaum  in  Betracht  (vergl.  auch  unten  II), 
b)  I  ber  wild  gewachsene  Bäume  auf  Mirie-Land  handelt  Art.  2*  G.-G. : 
.....  Im  Prinzip  sind  auf  Mirie-Land  wildgewachsene  Bäume 
Dependenz  des  Bodens  und  ihr  Nutzen  lallt  dem  Bodenbesitzer 
zu.    Jedoch  weder  er  noch  ein  anderer  kann  die  Bäume  füllen. 
Geschieht  dies.  s<.  ist  dem  Staat  der  Wert  zu  zahlen". 
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l'rsprüuglich  gehörte  also  zum  Nutzungsrecht  Urs  Landbesitzers 
an  v\  ildgewachsenen  Bäumen  nicht  das  Hecht  der  Ahholzuug.  Diese 
Bestimmung  des  Artikels  "Jh  (f  -<f.  ist  dureli  lrade  vom  Iii.  Schawal 
I  js«;  <D.  1.  S.  171)  aufgehoben  und  der  Besitzer  von  Mirie-Land 
hat  seitdem  auch  das  Hnlzuiigsncht  au  den  auf  seinem  Land  stehenden 
Bäumen. 

Art.  W>  räumt  das  durch  das  eben  angeführte  lrade  erweiterte 
Hecht  des  Besitzers  von  Land  an  den  darauf  wildgewachseneu  Bäumen 
auch  im  speziellen  dem  Besitzer  von  von  selbst  entstandenen 
Waldungen  ikoril  ein.  indem  er  bestimmt :  „ausser  den  in  Waldungen 
lorman  we  koriK  auf  freien  Bergen  und  in  (femeindewäldern  stehenden 
Bäumen  werden  Forsten  (kori).  deren  Bäume  wild  gewachsen  sind 
und  die  sich  vererbt  haben  oder  durch  irgend  ein  Rechtsgeschäft 
erworben  sind,  mit  Tapu  besessen  und  ihre  Bäume  kann  allein  ihr 
Besitzer  fällen.  .  .  Von  ihnen  ist"  --  ein  Charakteristikum  aller 
Brivatwälder  „eine  den  Zehnten  ersetzende  Bodeiuniete  -  idschare- 
i-seniin  "  (zu  berechnen  nach  dem  Zehutenertrag,  wenn  das  Land 
Ackerland  geblieben  wäre»  „zu  zahlen.  Diese  Forsten  werden  nach 
den  für  Mirie-Land  geltenden  Grundsätzen  behandelt". 

Das  dem  Besitzer  durch  den  eben  zitierten  Artikel  zugestandene 
Becht  des  Holzens  in  solchen  mit  Tapu  besessenen  Privatforsten,  au 
denen  das  ( Mieieigentuiu  wie  bei  allen  Mirie- Landenden  dem  Staat 
zusteht.  mus>  natflrlich  in  einer  Weise  ausgeübt  werden,  dass  der 
Forst  nicht  ganz  abgeholzt  wird,  was  gleichbedeutend  wäre  mit  einer 
Veränderung  der  Substanz  des  Landes,  und  daher  dem  Besitzer,  da 
zu  jeder  Substanzänderung  die  Erlaubnis  des  Staates  erforderlich  ist. 
nicht  gestattet  sein  kann.  In  waldarinen  (fegenden  wird  sogar  das 
durch  Art.  1!»  (f. -(f.  freigestellte  Ausroden  von  Gebüsch  und  Eicheu- 
gestrlipp  behufs  Schaffung  von  Ackerland  nicht  gestattet  (Art.  ,\  tapu 
messalihi  talimati.  D.  JI.  S.  C>1). 

IL  ("her  die  Anlegung  von  Nichtfruehtbäumcn  behufs  Schaffung 
von  Forsten  bestimmt  Art.  1***  G.-G.: 

„.Mit  Krlaubnis  der  Behörde  kann  der  Besitzer  von  Land  auf 
diesem  Xichtfruchtbäume  anplianzen  und  Forsten  anlegen.  Die  an- 
gepflanzten Bäume  werden  das  Eigentum  (Mülk)  des  Bodenbesitzers. 
.  .  .  Derselbe  hat  eine  Bodeiuniete  (entsprechend  dem  Werte  des 
fortfallenden  Zehnten)  an  den  Fiskus  zu  zahlen". 
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•  Die  ohne  Erlaubnis  der  Behörde  angelegten  Forsten  kann  der 
Staat  wieder  beseitigen  lassen.  Er  kann  das  Land  sogar  neu 
vergeben,  d.  h.  es  dem  bisherigen  Besitzer  nehmen,  wenn  die  Forsten 
drei  Jahre  gestanden  haben,  weil  das  Land  dann  diese  Zeit  hindurch 
nicht  l>estellt  worden  ist,  ein  nach  Art.  OK  G.-G.  ausreichender  Grund 
zur  Neuvergebung. 

Der  Umstand,  dass  M Ulk-Bäume  auf  Mirie-Land  im  freien 
Eigentum  des  Besitzers  des  letzteren  stehen  können,  hat  nun  nicht 
etwa  zur  Folge,  dass  Bäume  und  Land  zusammen  als  „MUlk- 
Waldung-  anzusehen  sind.  MUlk-Waldungen  gibt  es  nach  Erlass 
des  Waldgesetzes,  das  nur  Staats-,  Privat-(Mirie-),  Gemeinde-  und 
Wakui'- Wälder  kennt  (Art.  1).  und  nach  den  Zirkularerlassen  des 
Grundbuchministeriums  vom  18.  Nasiran  1304  und  22.  Kjanun-i- 
ssnni  1301»  (Muharrerat-i-umumie  dieses  Ministeriums.  Jahrg.  130") 
bis  1307,  S.  347  und  Jahrg.  1311  1313,  S.  23/24)  Uberhaupt  nicht. 
.Wälder  im  Privatbesitz  unterscheiden  sich  in  keiner  Weise  rechtlich 
von  Mirie-Land".  heisst  es  in  diesen  Erlassen. 

Von  dem  Eigentümer  solcher  Mlllk-Bäume  auf  Mirie-Land  ist 
an  den  Fiskus  eine  Bodenmiete  (idschare-i-semin)  zu  zahlen,  die  die 
fortfallende  Zehnteneinnahme  ersetzen  soll.  Die  Bezeichnung  Boden- 
miete zeugt  von  der  ursprunglichen  Auffassung,  die  bezüglich  des 
Verhältnisses  des  Staates  zu  dem  Mirie-Land-Bcsitzer  herrschte.  Der 
letztere  galt  dem  ersteren  gegenüber  nur  als  Mieter  mit  gewissen 
Hechten  und  Pflic  hten  gegenüber  dem  Fiskus.  So  hatte  er  das  Land 
zu  bebauen  und  von  den  Erträgnissen  einen  Teil  abzugeben.  Ge- 
stattete ihm  der  Staat  eine  andere  Ausnutzung  des  Lande>  als  die 
ackerbauliche,  so  fixierte  er  dafür  eine  Abgabe  unter  dem  Namen 
„Miete". 

III.  Die  freien  Berge  (dschebal-i-mubahe)  und  die  Wälder  darauf 
in  niemandes  Besitz  behandelt  das  G.-G.  im  Abschnitt  Uber  Mevat, 
Wflstland.  ohne  sie  aber  rechtlich  als  solche  zu  bezeichnen.  Die 
Medschelle  fuhrt  sie  in  dem  Abschnitt  Uber  Mubah-Dinge  an.  Mubah 
ist  nach  Art.  1254  derselben  alles  das.  woraus  jedermann  Nutzen 
ziehen  kann,  und  Mubah-Berge  sind  nach  Art.  1244  solche  Berge, 
die  in  niemandes  Besitz  stehen,  da  wildgewachseue  Bäume,  wie  Feuer. 
Wasser  und  Gras,  zu  jedermanns  Nutzen  stehen,  d.  h.  die  jeder 
Hillen  kann  (Art.  1243  Medsch.). 
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Auch  narli  dein  G.-G.  gehören  Muhah-Üerge  zum  Freigut. 
.Icdei  mann  kann  für  sich  daraus  Bau-  und  Brennholz  lallen,  ohne 
dafür  Abgaben  zahlen  /u  m1l»ni  (Alt.  10 4  G.-G.i. 

Diese  Bestimmung  d»  s  Artikels  1  o  1  irilt  aber  nur  noch  im  be- 
schränkten Malse.  nachdem  das  Waldgesetz  alle  Arten  von  Waldungen 
in  bestimmte  Kategorien  irt-t«-i  1 1  bat,  in  den  von  Mubah-Bergen  nicht 
mehr  die  Hede  ist.  I>ie  letzteren  existieren  nur  noch  in  den  Pro- 
vinzen iz.  Ii.  Hedsehas).  deren  Waldbestäude  nach  der  Instruktion 
vom  17.  Scbawal  12H2  1.  Nissan  1  J*»l  (l>.  III.  S.  2*1)  nicht  in 
staatliche  Verwaltung  genommen  sind.  Nur  Hlr  Wühler  in  solchen 
Provinzen  besteht  ah.»  noch  die  Bestimmung  des  Art.  H>4  G.G.  be- 
züglich der  freien  Nutzbarkeit  in  Kraft  Kür  alle  anderen  Waldungen 
kommt  das  Waldgesetz  in  Anwendung,  das  alle  Walder  einteilt  in: 

1.  sogenannte  Mirie- Wälder,  die  dem  Staat  gehören,  die  aber  nicht 
zu  verwechseln  sind  mit  Mirie-Läudci  n.  Sie  können  Privaten 
überhaupt  nicht  verliehen  werden,  sondern  sie  stehen  in  direkter 
Verwaltung  des  Staates.  Die  Abholzung  solcher  Staatswälder, 
wie  man  sie  nennen  kann,  durch  Private,  ist  nur  im  Wege 
kontraktlicher  Abmachungen  zwischen  diesen  und  dem  Staat 
möglich  (Art.  11  Wahlgesetz.  Art.  4  Instr.  vom  4.  Nissan  1201. 
D.  III,  S.  2S1); 

2.  Wakuf-Wälder  (cfr.  la  oben): 
Gemeinde- Wälder  (cfr.  £  r>4); 

4.  Privatwälder,  d.  h.  die  unter  I  u.  II  besprochenen  Wälder  mit 
der  Eigenschaft  der  Mine- Waldungen. 
In  der  ersten  Kategorie,  den  Staats-  oder  Mirie- Wäldern,  sind 
nun  alle  bisher  als  M ubab- Wälder  behandelte  Waldungen  aufgegangen. 
Die  freie  Nutzbarkeit  daran  ist  durch  Art.  o  Waldgesetzes  aus- 
drücklich aufgehoben  worden.  Damit  ist  jedoch  nicht  jedes  Nutzungs- 
recht der  Bevölkerung  beseitigt.  Gemäss  Art.  5  des  Waldgesetzes 
haben  vielmehr  die  Bewohner  der  in  solchen  Wäldern  liegenden  oder 
von  denselben  bis  zu  2  Stunden  entfernten  Dörfern  das  Hecht,  un- 
entgeltlich die  von  der  Behörde  in  jedem  Jahre  vorauszubestimmenden 
(Art.  »i  eod  i  Bäume  zu  fällen,  „wenn  diese  verwendet  werden  sollen 
zum  Kepariercn  oder  Neubauen  von  Wohnungen.  Schuppen.  Ställen 
oder  anderen  Gebäuden,  die  sie  nötig  gebrauchen:  ferner  zum  An- 
fertigen von  Wagen.  Ackergeräten,  zu  Brennholz  und  zum  Brennen 
von  Kohlen-.  Wer  jedoch  um  Handel  zu  treiben  Holz  fällen  will, 
miiss  den  Wert  des  Holzes  zahlen. 
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Der  Umstand,  dass  die  Mubah-Wälder  ehemals  jedem  zur  Ver- 
fügung standen  und  dadurch  die  direkte  Aneignung  von  Teilen  der- 
selben sehr  erleichtert  war,  einerseits,  die  Umwandlung  dieser  Mubah- 
Wälder  in  Staatswälder  andererseits,  konnte  leicht  zur  Folge  haben, 
dass  bezüglich  vieler  Waldungen  Streit  zwischen  Staat  und  Privaten 
über  die  Besitzrechte  entstand,  zumal  der  Besitz  von  Immobilien 
noch  nicht  an  den  Besitz  eines  Titels  einer  und  derselben  Behörde 
gebunden  war,  wenn  schriftliche  Seneds  der  ehemaligen  Sipahis  auch 
meist  vorhanden  waren.  Eine  Instruktion  vom  7.  Schubat  1291 
(1).  in,  S.  300)  bestimmte  daher  folgendes. 

Eine  in  den  Vilajets-  und  Sandschakszentren  zu  bildende 
Kommission  sollte  sämtliche  Scheine  und  Titel  (Seneds),  auf  welche 
Besitzrechte  an  Waldungen  begründet  wurden,  nach  folgenden  Grund- 
sätzen prüfen  (Art.  1  Instr.): 

1.  Vor  dem  Datum  des  Waldgesetzes  (11.  Schawal  1286)  für 
Waldungen  (orman,  kori)  erteilte  Seneds,  wenn  Morgenzahl  und 
Grenzen  der  ersteren  mit  den  Angaben  der  letzteren  Uberein- 
stimmen, sind  als  gültig  anzusehen,  andernfalls  werden  die 
Waldungen  von  der  Forstinspektion  (orman  mufettischi)  provi- 
sorisch behufs  ihrer  Abgrenzung  mit  Beschlag  belegt. 

Neue  Titel  sollen  Uber  Waldungen  Uberhaupt  nicht  mehr 
ausgestellt  werden.  Die  Wälder  innerhalb  der  Grenzen  von 
Sommer-  und  Winterweiden,  von  Wiesen  und  Feldern.  Uber  deren 
Besitz  seit  langer  Zeit  Titel  existieren,  sollen,  als  ob  die  Bäume 
nicht  vorhanden  und  sie  gewöhnliche  Ackerfelder  wären,  danach 
abgeschätzt  werden,  wieviel  Getreide  auf  ihnen  gebaut  und  wie- 
viel an  Zehnten  davon  genommen  werden  könnte.  Danach  wird 
eine  feste  jährliche  r Waldabgabe-  (orman  hakki)  bestimmt  und 
ein  ganz  neuer  Besitztitel  Uber  Land,  nicht  Uber  Wald 
erteilt.  Bis  zur  geschehenen  Festsetzung  dieser  Abgabe  soll 
dem  Besitzer  solcher  Wiesen  und  Felder  nicht  gestattet  werden, 
Baume  zu  fällen ;  die  Wälder  werden  vielmehr  gemäss  den  Be- 
stimmungen des  Wahlgesetzes  so  lange  in  staatliche  Verwaltung 
genommen  (Art.  2). 

2.  Titel,  die  nach  dem  Waldgesetz  für  Wälder  und  Forsten 
ausgestellt  sind,  und  in  denen  Grösse  und  Grenzen  richtig  an- 
gegeben sind,  sollen  von  der  Kommission  nicht  eher  bestätigt 
werden,  als  bis  geprüft  worden  ist:  Grenze.  Grös>e,  Datum  des 
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Titels.  Name  der  Eingetragenen.  Zuständigkeit  der  ausstellenden 
Behörde,  oh  der  Titel  ausgestellt  ist  auf  (4  rund  von  Vererbung 
(•der  Besiizwech^el,  oder  ohne  dass  je  vorher  ein  solcher  erteilt 
gewesen  wäre  (Art.  :{  Instr.). 
:{    Erlasse  (evamir-i-aliei.  die  Streitigkeiten  «her  Wälder  entscheiden. 
Erteile  der  Scheriatgei  iehte  und  1  »okumente  (Seneds)  von  un- 
bekannten Sipahis  i  Lehnsherrn ).  Multesims  i Steuerpächtern)  und 
Mutesselliius  ((iouverneuret  «reiten  gesetzlich  nicht  mehr  fllr  aus- 
reichend /.um  Nachweis  von  Waldbesitz  (Alt.  4). 
Alle  Wähler.  bezüglich  deren  die  Prüfung  des  Besitzstandes 
nach  den  obigen  Bestimmungen  nicht  stattgefunden  hat,  gelten  als 
„streitig"  (munasi-unlilu.  und   wenn  die  türkische  Begieruug  auch 
unter  gewissen  Bedingungen        wie  höhere  Zahlung  der  Taxe,  des 
Onnau  hakki       ihre  Abliolzung  gestattet,  wie  sie  das  in  (legenden, 
in   denen  die  Autorität  der  Behörden  noch  gering  ist  ( Alhanien ). 
häutig  tut.  so  kann  sie  unbedenklich  jederzeit  die  Einmischung  von 
Privaten  hindern. 

Die  Korstabgaben  sind  nach  der  (Jcbühren-lnstruktion  vom 
7.  Nissan  12«»2  (P.  III.  S.  2!»1)  folgende: 

1.  Bei  Staats-    und   YYakuf-Wälderii   wird   unabhängig  von  dem 
zwischen  Staat  uml  den  Privaten  geschlossenen  Vertrage  erhoben: 

a)  eine  orman  hakki  genannte  Eorsttaxe  für  entnommenes 
Bau-.  Breunholz  uml  Kohle. 

b)  die  Stempelabgabe  pul  ressmi  (sogenannt,  weil  sie  in  Stempel- 
marken gezahlt  wirdi  fllr  Brennholz  und  Kohle,  ausserdem 

2.  bei  Privat-  und  (n  mcindewäldern : 

a)  der  Zehnte  für  Bauholz. 

b)  die  Stempelabgabe  für  Brennholz  und  Kohle.  Die  Stempel- 
abgabc beträgt  40  l'ara  für  100  ( »kka  Kohlen  und  20  Para 
für  100  (»kka  Brennholz  (Art.  1  4  derlnstr.:  vergl.  auch 
Instr.  vom  20.  Nissan  12H0.  D.  III.  S.  2*7). 

Neben  diesen  Abgaben  ist  die  mehrfach  erwähnte  Bodewniete 
(idschare-i-seinin)  zu  zahlen,  die  nach  der  Instruktion  fllr  die  Tapu- 
angelegeiihciton  (D.  II.  S.  tili  10  20  Para  pro  Morgen  (dunum) 
betragen  soll. 

£  14.    Von  den  (iebiiuden  auf  Mirie-Land. 

Die  reehtlichcii  Folgen  der  Errichtung  von  Gebäuden  sind  je 
nach  der  Eigenschaft  des  Bodens,  auf  dem  die  letzteren  errichtet 
werden,  und  nach  der  Berechtigung  des  Errichtenden  verschieden. 
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Dem  Eigentümer  von  MUlk-Land  steht  es  frei,  beliebig  zu 
bauen.  Die  errichteten  Gebäude  werden  ebenfalls  sein  MUlk-Eigentum. 
Die  unberechtigte  Errichtung  von  Gebäuden  auf  dem  MUlk-Land  eines 
anderen  hat  dieselben  Folgen  wie  die  Anpflanzung  von  Daumen.1» 

Die  Errichtung  von  Gebäuden  auf  Motruke-Land  ist  nicht  ge- 
stattet,8) Für  Gemeindeweiden  und  -forsten  (baltalyk^)  ist  gcmäs> 
einem  bei  Chaliss  Escukkk4)  zitierten  Emirname  sogar  die  An- 
siedelung von  Muhadschir-Dörfern  ausgeschlossen,  welche  bei  anderen 
Metruke-Läudereien  möglich  ist.'') 

Die  Bebauung  von  Mevat-Land  ist  gleichbedeutend  mit  der 
Kulturbarmachung  desselben  und  daher  von  der  Genehmigung  des 
Sultans  abhängig. 

Die  Bebauung  von  Mevkufe-Land  wird  besonders  behandelt 
werden. 

Was  nun  das  Errichten  von  Gebäuden  auf  Mirie-Land  an- 
betrifft, so  ist  darüber  gemäss  Art.  31  und  32  G.-G.  folgendes  zu 
bemerken : 

„Die  Neuerrichtung  von  Gebäuden  auf  Mirie-Land  ist  von  der 
Genehmigung  der  Behörde  abhängig.  Ohne  diese  Genehmigung  er- 
richtete Gebäude  können  niedergerissen  werden"  (Art.  31  G.-G.). 

Nur  die  Neu  errieht uug  (mudscheddedeti)  von  Gebäuden  da.  wo 
noch  keine  standen,  muss  von  der  Behörde  ausdrücklich  gestattet 
sein.  Abgebrannte  oder  durch  Erdbeben  zerstörte  Gebäude  können 
ohne  Formalitäten  durch  neue  ersetzt  weiden. 

Das  Gesetz  bestimmt,  dass  ohne  Erlaubnis  errichtete  Ge- 
bäude von  der  Behörde  zerstört  werden  können,  l'm  nun  die  Ent- 
scheidung über  Belassung  oder  Beseitigung  neu  errichteter  Gebäude 
nicht  dem  unabhängigen  Ermessen  der  zuständigen  Grundbuchbeaiutcn 
anheimzustellen.  haben  zu  verschiedenen  Zeiten  kaiserliche  lrades 
das  Verfahren  vorgezeichnet: 

1.  Bis  zum  Jahre  1300  errichtete  Gebäude  wurden  insgesamt 
belassen:  für  den  Grund  und  Boden,  der  so  der  Beackerung  entzogen 

>)  Vcrgl.  g  13  a. 

*}  Vergl.  unten  Teil  III  zu  Art.  92,  9fi,  97  G.-G. 
')  Vergl.  §  :>4. 

4)  Ky Ii iat - i - sclierli - i - kunun - i - erasi  S.  57;   das  Emirname   ist  vt-r- 
öftentlicht  in  No.  2030  der  Zeitung  Saliah  vom  11.  Marz  1311. 
!')  Chaliss  Ksciikkf  S.  90. 

31* 
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wurde,  wurde  eine  jährliehe  Abgabe  erhöhen,  deren  Höhe  der  durch- 
schnittliehen bisherigen  Zehnteiiahgabc  zu  entsprechen  hatte1)  (bedel- 
i-üschr). 

2.  I'a  das  Hauen  auf  Mirie-Kaud  aher  unter  diesen  Umständen 
(llierhand  nahm,  hestimmte  ein  Krlass  des  (irundbuchministeriums2) 
vom  25.  Kedscheh  KU 2-  10.  K janun-i-ssani  1310,  dass  die  zwischen 
1300  und  1311  ohne  Krlaubnis  errichteten  Ocbäude  zwar  belassen 
weiden  sollen,  wenn  eine  vom  (irundbuchministeriuiu  anzustellende 
Untersuchung  ergibt,  dass  die  Krrichtung  entschuldbar  und  begründet 
war;  zur  Strafe  solle  jedoch  die  den  Zehnten  entsprechende  Boden- 
miete  jährlich  (Krlass  des  (irundbuchministeriums  vom  5.  Nasiran  1311» 
doppelt  erhoben  werden.  Die  ohne  rechten  Orund  und  dringende  Not- 
wendigkeit aber,  sowie  alle  nach  dem  Jahre  1311  ohne  Erlaubnis 
errichteten  Oebäude  sollen  ausnahmslos  niedergerissen  werden.  Jedoch 
soll  für  jeden  Fall  der  Niederreissung  die  Ermächtigung  der  Pforte 
eingeholt  werden  und  bei  der  Niederreissung  selbst  je  ein  Mitglied 
des  Scheriatgeriehtes,  des  (iemeinderates  (idare  medschlissi)  und  der 
Stadtverwaltung  (beledie)  zugegen  sein.  Nach  einem  in  der  Zeitung 
Ikdam  vom  23.  XII.  1900  No.  2331  veröffentlichten  karar  endlich 
S(dlen  alle  ohne  Erlaubnis  auf  Mirie-Land  errichteten  Oebäudc  be- 
lassen werden,  falls  nicht  besondere  Hedenken.  z.  B.  militärischer 
Art,  dagegen  obwalten.  Jedoch  soll  stets  die  dem  Zehntenbetrag 
entsprechende  Hodenmiete  doppelt  erhoben  werden.  Sie  beträgt  sonst 
nach  Zirkularerlass  des  (irundbuchministeriums  vom  29.  Nasiran  130"» 
(Muharrerat-i-umumie  desselben,  Jahrg.  130"»  1307.  S.  415)  bei 
doppelmietigem  "Wakuf-Land  l°/0,  bei  Mirie- Ackerland  und  Mukatea- 
Wakuf-Ländereien  3%,  und  soll  nach  Zirkularerlass  desselben  Ministe- 
riums vom  19.  Muh.  1308  (23.  August  1300)  in  den  Besitztiteln 
vermerkt  werden  (Muharrerat-i-uinumie  Jahrg.  1308  1310,  S.  2). 
Nach  Zirkularerlass  endlich  desselben  Ministeriums  vom  6.  Schaban 
1303  (28.  Nissan  1302),  Muharrerat-i-umumie  Jahrg.  1302  04.  S.  197 
sind  die  Ortsvorsteher  verpflichtet,  'den  (irundbuehbeamten  von  jedem 

')  Verirl.  das  Zirkularschreihen  dos  (irundbuchministeriums  — 
tahrirat-i-umumie  -  vom  29.  Tesehrin-i-ssani  1300  und  dasjenige  vom 
15.  Kjanuii-i-Hsaui  130i>  in  den  Muharrerat-i-umuuiie,  Jahrg.  1302/4,  S.  15, 
und  Jahrg.  1311  1313,  S.  20. 

-  In  den  Muharrerat-i-umumie  des  (irundbuchininisteriunis,  Jahrir. 
1311  1313,  S.  58. 


Digitized  by  Google 


Wilhelm  Padkl:  Da»  Grundeigentum  in  der  Türkei  etc.  48f> 


in  ihrem  Bezirk  vorkommenden  Bau  ohne  Erlaubnis  Mitteilung;  zu 
machen. 

Während  Art.  31  G.-G  von  Gebäuden  ganz  im  allgemeinen 
spricht  und  für  deren  Errichtung  die  Genehmigung  der  Behörde 
vorschreibt,  behandelt  Art.  32  zwei  besondere  Arten  von  Gebäuden, 
je  nach  dem  Zweck,  dem  sie  bestimmt  sind. 

1.  Die  Errichtung  ist  mit  Rücksicht  auf  die  gehörige  Aus- 
nutzung des  Landes  notwendig  und  erfolgt  nicht  zur  Schaffung  von 
Wohnräumen.  Solche  Gebäude  wie  Wirtschaftsgebäude  (tschiftlik 
ebniessi),  Mühlen  (dejirmen),  Hürden  (aghyl),  Ställe  (tarn),  Speicher 
(ambarh  Pferdeställe  (achor),  Strohschober  (ssamanlyk).  Schafställe 
(mandara)  können  mit  blosser  Erlaubnis  der  zuständigen  Grundbuch- 
beamten bezw.  Tapuschreiber  errichtet  werden.  Für  sie  ist  eine 
Bodenmiete  (idschare-i-semin)  als  Ersatz  für  die  fortfallenden  Zehnten 
zu  entrichten.  Die  Bodenmiete  wird  nach  der  Höhe  des  letzteren  und 
danach  berechnet,  in  welchem  Grade  der  Wert  des  Landes  durch 
die  Errichtung  der  Gebäude  gestiegen  ist. 

2.  Auf  nie  bebaut  gewesenern  und  keine  Spur  von  Gebäuden 
tragendem,  „cham"  *)  genannten  Lande  sollen  Gebäude  zwecks 
Schaffung  von  Ansiedelungen  und  Dörfern  errichtet  werden;  hierfür 
genügt  die  Erlaubnis  der  Beamten  nicht,  sondern  es  muss  ein  Irade 
des  Sultans  eingeholt  werden. 

Gehen  nun  die  mit  Erlaubnis  der  Behörde  und  auf  ein  Irade 
des  Sultans  errichteten  Gebäude  in  das  Eigentum  des  Erbauers  Ul»er. 
wie  die  mit  Erlaubnis  eingepflanzten  Bäume?  Das  Gesetz  enthält 
hierüber  keine  ausdrücklichen  Bestimmungen.  Dennoch  muss  die 
Frage  bejaht  werden.  Der  später  zu  erörternde  Art.  49  G.-G.  spricht 
nämlich  von  Mülk-Bäumen  und  -gebäuden,  die  auf  Mirie-Land  mit 
Genehmigung  der  Behörde  angepflanzt  und  errichtet  sind**;')  ferner 
setzt  Art.  32  in  seinem  1.  Teil  eine  Bodenmiete  fest,  die  für  die 
errichteten  Gebäude  zu  zahlen  ist,  d.  h.  eine  Miete  dafür,  dass  der 
Eigentümer  des  Bodens,  nämlich  der  Beit  ul  Mal,  duldet,  dass  aul 
diesem  ein  anderer  sein  Eigentum,  nämlich  Gebäude,  stehen  lassen 

')  Ali  Haii>kr  detiuiert  cham:  „cham  eraaiden  makssad  Baten  bina 
♦  sseri  bulunmajan  we  mabale  ja  karia  Bcheklinde  olmajan  erasi-i-emirie  dir". 

-)  Vergl.  auch  Sia  Eddin  in  seinem  Kommentar  S.  290:  „istichssal 
»•lediji  meesuniet  we  ruchssat-i-resBmie  ile  muachcren  garss  wo  ihdass  elediji 
«Hchdachar  we  ebnie  mutemiarrifi  erasinin  mülk  ssahihi  olub  .  .  .". 
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darf.  Dior  B"denmiote  entspricht  <:enau  der  Mukatea  bei  Mukatea- 
YYakuf-Hrundstllcken.  nur  duss  die  letztere  an  den  Kvkaf  zu  zahlen 
ist.1)  Eine  solche  Bodonmicto.  und  zwar  15  IM)  Para  vom  lOtiO 
dos  Gesamtwertes,  ist  nach  Erlass  des  Urossveziers  aus  dem  .Jahre 
1:511*)  auch  zu  zahlen,  wenn  kränze  Dörfer  angesiedelt  werden. 
MuhaiNchirs  zur  Ansiedluiie*  (Iberlasseues  Land  jedoch  wird  nach 
demsidhen  Krlass  nebst  dem  gemäss  Art.  2  (i.-(».  2  t  als  Eriränzuntr 
der  Wohnplätze  anzusehenden  Boden  wie  die  Gebäude  Mülk-Eifrcntum 
des  angesiedelten  und  nur  das  sonst  überwiesene  Ackerland  bleibt  Mirie. 

Demnach  werden  alle  mit  Genehniifruiiir  der  Behörde  oder  auf 
Irade  des  Sultans  auf  Mirie-Land  errichteten  Gebäude  Mtilk-Eifrentum 
des  Errichtenden. 

S  15.   Unberechtigte  Errichtung  von  Gebäuden  und  An- 
pflanzung von  Hiiii nie ii  auf  dem  Mirie-Land  eines  anderen.-1) 

Der  Besitzer  von  Mirie-Land  gilt  Dritten  gegenüber  als  Yoll- 
eigentümer  des  in  seinem  Besitz  befindlichen  Landes.  Ohne  seine 
Erlauhuis  ist  also  niemand  berechtigt,  auf  dem  letzteren  Gebäude 
zu  errichten  und  Bäume  zu  pflanzen.  Der  Art,  155  G.-G.  sehUtzt'nun 
den  Besitzer  von  Mirie-Land  in  folgender  Weise  vor  derartigen  Ein- 
griffen in  seine  Besitzret  hte: 

..Errichtet  jemand  auf  dem  im  rechtmässigen  Besitz  eines 
anderen  befindlichen  Mirie-Land  (iebäude  oder  pflanzt  Bäume  und 
Wein  an,  so  kann  der  Bodenbesitzer  durch  Yertnittelung  der  Behörde 
die  Gebäude  nieder-  und  das  Angepflanzte  ausreissen  lassen". 

]>ie  Bestimmungen  dieses  ersten  Absatzes  des  Art.  35  G.-G. 
handeln  von  dem  wissentlichen  dolosen  („fusiilen")  Eingriff  jemandes 
in  <lie  Reihte  eines  anderen.  Der  Usurpator  muss  auf  Verlangen 
des  Bodenbesitzers,  was  er  angelegt  hat.  beseitigen:  er  kann  z.  B. 
der  Ausreissung  der  Bäume  sich  nicht  dadui,ch  widersetzen,  dass  er 
den  Einwand  erhebt,  die  von  ihm  anpflanzten  Bäume  stehen  mehr 
als  drei  Jahre  und  bringen  ErUchte.4)  Der  Besitzer  des  Landes 
andererseits  kann  in  jedem  Falle  auf  die  Beseitigung  der  Anlagen 
bestehen,  kann  aber  auch  nur  das.  mögen  die  letzteren  mehr  oder 

')  Venrl.  unten  Hucli  II.  g  84. 
-)  Chamss  Ks«  iikkk  S.  57. 

•~)  Vcrgl.  zu  diesem  Paragraphen  auch  $  19  unten. 
1   Versrl.  oben  ij  13  h. 
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weniger  wert  sein  als  der  Boden.  Er  kann  nicht,  was  gemäss 
Art.  iK)tj  der  Medschelle,  Absatz  2.  dem  Mülk-Eigentümer  frei  steht, 
den  Wert  der  Anlagen  dem,  der  sie  gemacht  hat.  zahlen  und  diese 
für  sich  beanspruchen,  weil  ihre  Beseitigung  dem  Boden  von  Nach- 
teil sei. 

Was  für  den  unberechtigten  Dritten  gilt,  gilt  auch  fUr  den 
Mitbesitzer,  der  nach  Art.  1075  der  Medschelle  für  den  Anteil  des 
anderen  einem  Fremden  gleich  zu  erachten  ist.1)  Demgemäss  fahrt 
Art.  :i.r>  G.-G  fort: 

..Für  den  Mitbesitzer  von  in  gemeinschaftlichem  Besitz  mehrerer 
stehendem  Mirie-Land  gelten  dieselben  Bestimmungen,  d.  h.  wenn 
ein  Mitbesitzer  ohne  Erlaubnis  der  anderen  auf  dem  gemeinschaftlich 
besessenen  Lande  Gebäude  errichtet  oder  Bäume  anpflanzt,  haben 
die  anderen  das  Recht,  die  Beseitigung  zu  verlangen  und  zwar  jeder 
für  seinen  Anteil. - 

Sind  also  Anlagen  auf  dem  Gesamtlande  (medschmui  üserine) 
gemacht,  so  ist  ihre  Niederlassung  unabwendbar.  Nur  falls  sie  so 
viel  Hoden  bedecken,  dass  sie  Uber  den  Anteil  dessen,  der  sie  gemacht 
hat.  nicht  hinausgehen,  und  wenn  ausserdem  das  in  gemeinsamem 
Besitz  stehende  Land  nach  den  Bestimmungen  des  Art.  1*>  G.-G.  teil- 
bar*) ist.  kann  sich  der  l'surpator  der  Beseitigung  der  Anlagen 
widersetzen  und  Teilung  verlangen.  Es  ist  hierbei  zu  beachten,  dass 
die  sonstigen  Bestimmungen  über  Boptianzun«:  und  Bebauung  von 
Mirie-Land  in  Anwendung  bleiben,  dass  also  die  Erlaubnis  der  Behörde 
in  jedem  Fall  erforderlich  ist:  in  Anwendung  auf  den  eben  zitierten 
Absatz  2  Art.  :>5  G.-G.  ausgedrückt:  Der  Mitbesitzer  von  Mirie- 
Land  ist  bei  der  Bebauung  etc.  einmal  au  die  Erlaubnis  des  Fiskus 
und  dann  an  diejenige  der  Mitbesitzer  gebunden. 

Während  bisher  von  der  bewusst  widerrechtlichen  Bebauung 
und  Bepflanzung  des  Mirie-Landes  eines  anderen  gesprochen  wurde, 
behandelt  der  dritte  Abschnitt  des  Art.  :J">  G.-G.  die  gutgläubige 
Errichtung  von  Anlagen. 

-Hat  jemand  auf  dem  Mirie-Land.  das  er  erworben  hat  durch 
Ankauf,  durch  Übertragung  vom  Fiskus  (als  Mahlul-Land».  durch 
Vererbung  oder  sonstwie,  und  für  das  er  die  entsprechenden  Besitz- 

')  rschirketi  mülkdo  muteschariklerden  her  liiri  diirerin  hyss.  ssinde 
edschnebi  dir.-4 

J)  Vergl.  8  16. 
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titcl  hat,  Gebäude  errichtet  oder  Bilumo  angepflanzt,  und  macht 
nachher  ein  anderer  mit  Erfolg  auf  den  Besitz  des  betreffenden 
Landes  Anspruch,  dann  ist  zu  unterscheiden: 

1.  J)er  blosse  Wert  der  abgerissenen  Gebäude  oder  der  gefällten 
Bäume,  der  maklu'eii  kymet,1)  ist  höher  als  der  Wert  des  Bodens 
seihst,  dann  muss  demjenigen,  der  die  Aulagen  gemacht  hat, 
der  Besitz  an  Land  und  Anlagen  belassen  werden,  wenn  er  den 
Wert  des  Landes  bezahlt.5') 

2.  Der  Wert  des  Bodens  ist  höher  als  derjenige  der  Anlagen,  dann 
ist  der  Wert  der  letzteren,  und  zwar  der  mustehak  ul  kal? 
olarak  kymet,3)  dem,  der  sie  gemacht  hat,  zu  zahlen  und  sie 
seihst  sind  dem  rechtmässigen  Besitzer  des  Bodens  zu  lassen. 

Was  zu  geschehen  hat.  wenn  Wert  des  Bodens  und  Wert  der 
Anlagen  gleich  sind,  bestimmt  weder  das  (t.-(t.  noch  die  Medschelle. 
Es  wird  daher  nach  dem  Scheriat recht  zu  verfahren  sein,  d.  h.  der 
Hak  im  verkauft  Land  und  Anlage  und  teilt  den  Erlös  zwischen 
Bodenbesitzer  und  Errichter  der  Anlagen.4) 

(Forts,  folgt.) 
»)  Vergl.  g  13  b  S.  475,  Anm.  1. 

a)  Vergl.  Art.  27  der  Medschelle:  „von  zwei  Schäden  ist  der  kleinere 
dem  grösseren  vorzuziehen"  (sarar-i-esched  «arar-i-achaf  ile  iaale  olunur). 
3)  Vergl.  55  13  b  S.  475.  Anin.  2. 
*)  Vergl.  Chaliss  Esciikkf  S.  263,  No.  272. 
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Bedeutung  des  Rechtes  der  Eingeborenen 

mit  besonderer  Berücksichtigung  von  Völkern 
der  deutsch-afrikanischen  Schutzgebiete. 

Von 

Dr.  Felix  Meyer,  Kammergeriehtsrat,  Berlin. 

Diesem  Aufsatz  liefet  ein  Vortrag  zu  Grunde,  den  der  Verfasser  am 
11.  Oktober  1902  auf  dem  deutschen  Kolonialkongress  in  Berlin  gehalten  hat. 

Die  Erkenntnis  von  der  Wichtigkeit  des  Rechts  der  Natur- 
völker begann  sich  Bahn  zu  brechen  seit  jenem  Zeitpunkt,  da 
die  zur  Wissenschaft  erhobene  Ethnologie  au  die  Aufhellung  des 
Begriffes  vom  Gesellschaftsorganismus  nach  induktiver  Methode  heran- 
trat und  seit  insbesondere  der  Bremer  Kichter  Albkrt  Hkkmann  Post  auf 
die  Notwendigkeit  eines  Studiums  der  Gesamtgeschichte  des  Staats-  und 
Rechtslebens  der  menschlichen  Rasse  hinwies,  indem  er  betonte,  das* 
die  grosse  Weltanschauung  unserer  Zeit  nicht  mehr  gestatte,  die 
Rechtswissenschaft  nur  auf  das  Recht  einzelner  Kulturvölker  zu 
sttltzeu.1) 

Bei  der  zweifellosen  Allgemeinheit  der  die  Entwickelung  aller 
Völker  beherrschenden  Gesetze  müssen  eben  die  Rechtsverhältnisse 
der  primitiven  Völker  uns  Aufschlug*  auch  Uber  das  vorgeschichtliche 
Rechtsleben  der  Kulturvölker  geben,  also  die  vorliegenden  Ergebnisse 
der  Rechtsgeschichte  ergänzen.  Je  mehr  wir  uns  mit  diesen  In- 
stitutionen beschäftigen,  um  so  deutlicher  erkennen  wir,  wie  schon 
dort  gewissermassen  in  der  rZellea  die  modernen  rechtlichen  Ein- 
richtungen ruhen;  denn  so  mannigfaltig  die  Erscheinungen  des  Rechts 
auch  immer  sein  mögen,  überall  kehren  doch  mehr  oder  minder 
verhüllt  seine  Grundgedanken  wieder.  -)   Eine  der  vornehmsten  Auf- 

'i  Post,  Der  Ursprung  des  Rechts.  Kiuleitunsr.  Oldenburg  1876. 
*)  Friedrichs.  Universales  Obligationenreeht,  S.  196. 
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•raben  der  vergleichenden  Hechtswissenschaft  bildet  es.  aus  der  Fülle 
der  Aussrruitiren  des  Hechts  „den  Hechtsjredanken"  selbst  zu  erforschen. 

Alier  abgesehen  von  der  dadurch  bewirkten  Förderung"  der 
Jurisprudenz  wird  das  Sliidium  der  primitiven  Herhtsvcrhältnisse  zu 
einem  wicht ijren  Faktor  für  die  Kolonialpolitik.  Ks  ist  ja  bekannt, 
welche  Holle  hier  die  Kinjrehnrciien-lVditik  überhaupt  zu  spielen  be- 
rufen ist:  lieruht  doch  auf  den  Kingeborciicn  im  Wesentlichen 
Produktivität.  Handel  und  Industrie  der  Kolonien,  besonders  in  Terri- 
torien, wie  denjenigen  unserer  afrikanischen  Schutzgebiete,  die  keine 
Hevölkerunirskolonien  sind,  in  denen  klimatische  Hemmnisse  der  An- 
siedelung oder  doch  aii<restren<:ter  körperlicher  Arbeit  von  Kuropäern 
wenigstens  zur  Zeit  noch  entgegenstehen.1)  Auf  dem  weiten  Haum  der 
deutschen  Schutzgebiete  in  Afrika  von  etwa  21  „Millionen  qkm  mit  un- 
gefähr 12  Millionen  Kiu;reborcncu  leben  nur  etwa  .',0(10  Kuropäer.-)  So 
zählt  Togo  mit  einem  Fläehenraum  von  umrelähr  87 200  qkm  2  ."»00000 
Kinwohuer.  von  denen  nur  P$7  Kuropäer.  unter  ihnen  12t»  Deutsche 
sind:  das  495ooo  «jkin  grosse  Kamerun  weist  eine  Bevölkerung  von 
annähernd  :i.r»ooo00  Köpfen  auf.  von  denen  1*99  420  Kuropäer.  unter 
ihnen  :»4s  I »eutsche  waren:  Deutsch-Südwestafrika  umfasst  K:{;,lO0qkm 
und  hat  200 ("HM)  Kinwohner.  unter  denen  sich  am  1.  .lanuar  1901 
: 5 1 4-5  Weisse  befanden,  davon  222'f  Deutsche  männlichen  ( ieschlechts. 
Deutsch-Ostafrika  mit  einem  Flächeninhalt  von  995  000  qkm  zählt 
0  Millionen  Kinwohner  mit  nur  124:5  Nu  htoingoborcuen.  und  zwar 
955  Deutschen.  Diese  Zahlen  s]irechen  eine  beredte  Sprache.  Die  von 
jeder  Kolonialpolitik  zu  erstrebenden  wirtschaftlichen  Erfolge  können 
also  in  solchen  Ländern  nur  erreicht  wei  den,  wenn  mau  die  einheimische 
Bevölkerung  stärkt  und  zu  einem  möglichst  arbeitsamen,  konsumtions- 
IVihitren  Klement  erzieht,  l'm  dieser  Aufgabe  gerecht  zu  werden, 
inuss  vorerst  die  kolonisierende  Macht  das  Vertrauen  und  die  Achtung 
der  Eingeborenen  gewinnen.    Die  letzteren  müssen  inne  werden,  dass 

')  L'fr.  Chaiu.ky-Ukkt.  Dix  annces  de  l'ulitiquc  l'olouialc.  I'aris  1902. 
S.  45  ff.  Clö/.ki,  spricht  mit  Keeht  in  dem  Werke:  „Les  «outuiues  iudigeties 
de  In  (  ote  d'lvoire".  S.  5.  von  den  Eingeborenen  als:  rla  base  de  tont-* 
prosperitc.  h*  pivot  de  tont  propres  des  Colonies"1. 

l)  Deutscher  Kolouialatlas.  heransLreifebeii  von  der  Deutschen  Kolonial- 
L'esellscliaft.  Herlin  1902.  Ähnlich  ist  das  Verhältnis  zwischen  der  Zahl 
der  Eingeborenen  und  Europäer  in  den  30O.975  km  umfassenden  französischen 
Besitzungen  der  Elfenbeinküstc.  wo  auf  etwa  B47  Europäer  2  Millionen 
Eingeborene  entfallen. 
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mau  sie  versteht,  und  zu  diesem  Verständnis  bietet  die  Kenntnis 
ihrer  Rechtsverhaltnisse,  der  Manifestationen  ihrer  Volksseele,  einen 
überaus  wichtigen  Schlüssel. 

Ist  das  Recht  die  aus  der  Notwendigkeit  lieivor<re^;injreiie 
Ordnung,  welche  das  Leben  in  der  Gemeinschaft  ermöglicht,  so  bedeutet 
die  Aufzweigung:  eines  modernen  Kulturrechts  für  die  Eingeborenen, 
das  sie  ebensowenig  begreifen,  wie  etwa  eine  Schöpfuni:  unserer 
Kunst,  die  Willkür  an  Stelle  der  Ordnung  setzen,  ihr  Vertrauen  er- 
schüttern und  die  organische  Entwickclun<r  ihres  Hechts  und  ihrer 
Kultur  unterbinden.  Mit  Fug  wird  daher  in  dem  Erlass  der  deutschen 
Kolonialabteilung  betreuend  die  Straflirteile  gegen  Eingeborene  vom 
12.  Januar  D.MIO1)  betont,  dass  die  Erziehung  der  Letzteren  zu  einem 
arbeitsamen  und  gesitteten  Leben  insbesondere  auch  durch  vcrstüiidnis- 
nisvolles  Eingehen  auf  ihre  berechtigten  Eigentümlichkeiten  anzu- 
streben ist.  Achtung  vor  den  Institutionen  der  Eingeborenen  mu-s 
die  Grundlage  der  kolonialen  Verwaltung  bilden,  Dieser  Einsicht 
haben  sich  auch  sonst  die  kolonisierenden  Völker  der  Gegenwart  nicht 
verschlossen.  Sie  lassen  grundsätzlich  die  Eingeborenen  ihre  Rechts- 
angelegcnheiten  untereinander  nach  eigenem  Recht,  entscheiden. 

Diesem  Prinzip  bleibt  auch  das  deutsche  Schutzirebietsgesctz 
getreu,  dessen  S  4  in  der  Bekanntmachung  vom  1<>.  September  D*<m 
bestimmt:  „Die  Eingeborenen  unterließen  der  in  S  2  geregelten 
Gerichtsbarkeit,  also  dein  kaiserlichen  Bezirks-  und  Obergcrirht 
und  den  im  5?  :J  bezeichneten  Vorschriften  -  also  den  deutschen 
besetzen  nur  insoweit,  als  dies  durch  kaiserliche  Verordnung  be- 
stimmt wird.  -)  Eine  solche  kaiserliche  Verordnung  ist  bisher  nicht  er- 
lassen. Was  die  deutschen  Schutzgebiete  in  Afrika  betrint.  s.i 
wurde  durch  Allerhöchste  Verordnung  vom  2">.  Februar  1  S'.H»  der 
Reichskanzler  ermächtigt,  die  Gerichtsbarkeit  über  die  Eingeborenen 
in  diesen  Ländern  zu  regeln.  Ks  ergingen  dann  die  Verfügungen 
des  Reichskanzlers  vom  27.  Februar  lS'.u;:!)  und  vom  22.  April 
desselben  Jahres. 4 1    In  der  ersteren  wurde  allgemein,  wie  schon  oben 

')  Deutsche  KnlonialiresctzL'fbumr  von  Zimmkkmann.  Berlin  DM>1. 
Teil  V.  S.  lö. 

2|  So  auch  schon  §  3  des  Gesetzes,  betreuend  die  Keclitsverhältnisse 
der  deutschen  Schutzgebiete,  vom  16.  April  188f>  und  das  italienische 
Kolonialuresetz  vom  1.  Juli  IttXhiud  das  Dekret  vom  22.  Mai  1SH4.  Art.  34  IT. 

*)  Zimmermann,  Deutsch.'  Kolouialircsctzirehuiig.  Teil  II.  S.  213. 

M  Derselbe,  a.  a.  0.  S.  215. 
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erwähnt  ist,  für  alle  Schutzgebiete  angeordnet,  dass  in  dem  Gerichts- 
verfahren Uber  Eingeborene  zur  Herbeiführung:  von  Geständnissen 
und  Aussagen  andere  als  die  in  den  deutschen  Prozessordnungen 
zugelassenen  Massnahmen  nicht  gestattet  seien.  Die  zweite  Ver- 
fügung betraf  die  Strafgerichtsbarkeit  gegenüber  den  Eingeborenen. 
Diese  wird  von  dem.  Gouverneur  bezw.  dem  Landeshauptmann  und 
in  den  einzelnen  Bezirken  von  den  Bezirksamtmännern  oder  Amts- 
vorstehern, welche  ihre  Befugnis  wieder  an  Unterbeamte  delegieren 
können,  ausgeübt,  doch  sollen  ein  Wali,  Jumbe  oder  Dorfältester, 
bei  schwereren  Verbrechen  sogar  mehrere  angesehene  Eingeborene 
zugezogen  werden.  Als  Strafen  sind  nur  gestattet:  körperliche 
Züchtigung,  aber  nicht  der  Frauen,  mittels  eines  vom  Gouverneur 
zu  genehmigenden  Instrumentes  bis  zu  25  Schlägen  oder  mittels 
einer  leichten  Kute  bis  zu  20  Schlägen,  jedoch  nach  vorheriger 
Untersuchung  des  Inkulpaten  auf  seine  Widerstandsfähigkeit,  Geld- 
strafen (in  Ostafrika).  Gefängnis  mit  Zwangsarbeit,  Kettenhaft,  Todes- 
strafe, doch  darf  gegen  männliche  Personen  unter  16  Jahren  nur 
auf  Kutenstrafe  erkannt  werden. 

Über  das  anzuwendende  materielle  Kecht  sagt  die  Vorschrift 
nichts.  Nach  einer  Verfügung  des  Gouverneurs  von  Sohkn  für  Deutsch- 
Ostafrika  werden  die  Gebräuche  der  Eingeborenen  zu  Grunde  gelegt, 
soweit  sie  nicht  mit  der  Anschauung  zivilisierter  Nationen  in  Wider- 
spruch stehen. 

In  Südwestafrika  ist  die  vorgedachte  Verordnung  des  Reichs- 
kanzlers vom  22.  April  Ik'.HJ  durch  Verfügung  des  Landeshauptmannes 
vom  8.  November  18001)  mit  der  Massgabe  in  Wirksamkeit  gesetzt, 
dass  gegen  Eingeborene  besseren  Standes  körperliche  Züchtigung 
als  Strafmittel  keine  Anwendung  finden  darf.  In  einigen  mit  den 
Häuptlingen,  den  sogenannten  „Kapitänen",  abgeschlossenen  Verträgen, 
wie  in  Kamerun.  Togo  und  SUdwestafrika,  ist  sogar  den  Eingeborenen 
ausdrücklich  der  Fortbestand  ihrer  (iebräuche  und  Gewohnheiten  zu- 
gesichert. Diesem  Gesichtspunkt  trägt  die  oben  crwälmte  Verfügung 
des  Landeshauptmanns  für  Deutsch-Südwestafrika  insofern  Rechnung, 
als  sie  in  $  20  bestimmt:  Die  vorstehende  Verordnung  gilt  in  Bezug 
auf  Handhabung  des  Gerichtsverfahrens  bei  inneren  Angelegenheiten 
der  Eingeborenen  unter  sich,  soweit  diese  besonderen  Kapitänschaften 
angehören,  nur  nach  Massgabe  der  in  den  Schutzverträgen 

')  Zl.HMUKMANN.  it.  tt.  0.  S.  29\. 
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enthaltenen  Festsetzungen.  Diese  inneren  Angelegenheiten 
der  Eingeborenen  entscheiden  allein  die  Kapitäne.  Bei  gemischten 
Streitigkeiten  zwischen  Weissen  und  Eingeborenen  ist  in  den 
Schutzvertragen  die  Jurisdiktion  des  vom  Kaiser  ernannten  Ver- 
treters oder  Gerichts  teils  mit,  teils  ohne  Zuziehung  eingeborener 
Beisitzer  anerkannt.1»  Durch  Verordnung  des  Gouverneurs  vom 
1.  Januar  1809'-)  ist  die  Entscheidung  bürgerlicher  Rechtsstreitig- 
keiten  zwischen  Weissen  und  Eingeborenen,  insoweit  letztere  beklagt 
sind,  den  Verwaltungsbehörden  des  Schutzgebietes  Ubertragen:  doch 
soll  gemäss  den  abgeschlossenen  Schutz  vertrügen  ein  Eingeborener 
als  Beisitzer  zugezogen  werden.  Über  das  materielle  Recht  wird 
auch  hier  keine  Bestimmung  getroffen;  doch  heisst  es  in  einer  Bekannt- 
machung desselben  Gouverneurs  vom  2.r>.  Februar  1899:')  ausdrücklich, 
dass  das  deutsche  bürgerliche  Recht  und  die  Zivilprozessordnung  nicht 
anwendbar  seien,  sondern  der  Beamte  nur  sinngemäss  nach  jenen  Vor- 
schriften zu  verfahren  habe. 

In  Kamerun  ist  durch  eine  Reihe  von  Verordnungen  fllr  den 
Magambastamm,4)  die  Dörfer  am  mittleren  Wuri.5)  die  Landschaft 
Bodiman.")  die  Anwohner  des  Sannaga,7)  die  Landschaft  Wokama,*) 
die  Landschaft  Dibombari.1*)  die  Bakoko-Niederlassungen  am  unteren 
Abo,Ur)  das  linke  Aboufer  und  die  Landschaft  Luugasi11)  die  Rechts- 
pflege in  Zivil-  und  Strafsachen  dahin  geregelt:  Streitigkeiten  bei 
einem  Wertobjekt  von  nicht  Uber  5  Kru.  —  100  Mk.  und  Straftaten, 
welche  mit  keiner  höheren  Strafe  als  300  Mk.  oder  6  Monate  Ge- 
fängnis zu  ahnden  sind,  werden  von  dem  Häuptling  des  Beklagten 
abgeurteilt,  falls  nicht  einer  der  streitenden  Teile  dem  etwa  dort 
ansässigen  Duallastaram  angehört.    In  zweiter  Instanz  entscheidet 

\>  Zimmermann,  a.  a.  0.  Teil  IV,  S.  10. 

2)  Derselbe,  a.  a  0.  S.  24. 

3)  Derselbe,  a.  a.  O.  S.  42. 

*)  Verordnumr  vom  26.  September  1894.  Zimmekmann,  a.  a.  0. 
Teil  II.  S.  130. 

*)  Verordnung  vom  12.  September  1895.  Zimmekmann,  a.  a.  O.  S.  177. 
*)  Verordnung  vom  12.  September  1895.   Derselbe,  a.  a.  U.  S.  178. 
")  Verordnung  vom  30.  September  1895.   Derselbe,  a.  a.  0.  S.  182. 
»)  Veronlnunj.'  vom  25.  April  1890.    Derselbe,  a.  a.  O  S.  218. 
»)  Verordiuniir  vom  21.  Mai  1800.    Derselbe,  a.  a.  (').  S.  229. 
m)  Veronlnunir  vom  3.  Juli  1896.    Derselbe,  a.  a.  ().  S.  247. 
")  Verordnung  vom  21.  Juli  1890.    Derselbe,  a.  a.  O.  S.  262. 
'-)  Veronlnunir  vom  20.  November  1807.    Derselbe,  a  a.  <  >.  S.  360. 
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ilii  -c  Rcchtshäudel  ein  Eingeborenen-Schiedsgericht,  dessen  Mitglieder 
vom  (ioiivcnii  in-  widcrrullich  ernannt  weiden,  und  zu  denen  auch 
in  den  mil  Puallas  gemis«  hten  Bezirken  ein  Pualla  gehören  inuss. 
Sidehe  Sdiiedsgi  richte  bilden  zugleich  erste  Iiistanz  für  alle  den 
Häuptlingen  entzogenen  Streitigkeiten  und  l>elikte;  nur  hat  sich  der 
(Gouverneur,  an  d<  n  auch  die  Berufung  gegen  die  Entscheidung  des 
S< hiedsgei  icht-  hinnen   14  Tagen  seit   ihrer  Vcrküudung  geht,  die 

K  petenz  «her  M<»rd  und  Totsehlag.  sowie  die  Verurteilung  zum 

Tode  und  mehr  als  zweijähriger  (Gefängnisstrafe  vorhehalten. 

In  materieller  Hinsicht  sind  „die  an  Ort  und  Stelle  stehenden 
(tehräiiche  und  ( Gewohnheiten  massgebend". 1) 

Am  klarsten  aher  tritt  die  Bedeutung  der  Eingeborenen-Rechte 
aus  ihrem  Inhalt  seil. st  hervor.  Per  beschränkte  Kaum  gestattet 
hier  nur  eine  kurze  Skizziertiii:;  einzelner  hervorragender  Rechts- 
institute  in  ihren  (Grundzügen.  Pas  Material  zu  dieser  Parstellung 
ist  einer  Sammellorsi  Innig  entlehnt,  welche  die  Intel  nationale  Ver- 
einigung l'llr  vergleichende  Rechtswissenschaft  und  Volkswirtschafts- 
lehre zu  Berlin  vor  wenigen  Jahren  mit  Hilfe  der  deutschen  Regierung, 
der  deutschen  Kolonialgesellschaft,  der  Knion  Coloniale  Francaise  uml 
verschiedener  Missionsanstalten  ins  Werk  setzte. 

Hin  von  dem  Verfasser  der  „Afrikanischen  Jurisprudenz",  dem 
oben  genannten,  leider  zu  früh  durch  den  Tod  der  Wissenschaft 
und  unserer  Vereinigung  entrissenen  Alükut  Hfkmanx  Post  ent- 
worfener Fragebogen  wurde  in  den  dunklen  Weltteil  und  die  Inseln 
des  stillen  Ozeans  hinausgesandt.  Pie  Antworten  sind  von  dem  Ver- 
cinigungsinitgliede.  dem  verdienstvollen  Förderer  der  vergleichenden 

')  Auch  in  der  Verordnung,  betreffend  die  Rechtsverhältnisse  der 
Chinesen,  vom  lö.  April  lH'.t't.  Zimmkkmann.  a.  a  O.  Teil  IV,  S.  11)6,  heisst 
.•s  in  4:  Zur  Erforschung  der  chinesischen  Hechtsanschauungen  in  ge- 
mischten Streit i-_-k-il.il  sind  erforderlichenfalls  Dorfälteste  oder  andere 
geeignete  Persönlichkeiten  zu  hören 

In  dem  Bericht  der  nachfüllend  erwähnten  Enquete  der  Internationalen 
Vereinigung  für  vergleichende  Rechtswissenschaft  sagt  der  Landeshauptmann 
mnfft  bezüglich  der  Rechtspflege  auf  den  Marschallinseln:  „Bei  Streitig- 
keiten über  mangelhafte  Leistung  oder  Nichterfüllung  (seitens  der  Ein- 
geborenem wird  die  Entscheidung  der  Kaiserlichen  Verwaltung  angerufen, 
die.  da  es  an  einem  Eingeborenenrecht  (soll  wohl  heissen:  ausgebildeten 
nhli_ationenrecht  ■  fehlt,  nach  deutschem  (Gesetz  gefällt  wird".  Biese  An- 
wendung des  deutschen  Rechts  kann  natürlich  auch  nur  eine  sinngemässe  sein. 
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Rechtswissenschaft.  Dr.  S.  R.  Stkinmktz.  Lehrer  an  der  Universität 
Leiden,  bearbeitet  und  muss  wegen  der  Einzelheiten  auf  dies  inlialt- 
reiehe  Werk  hingewiesen  wei  den.1)  Der  Wert  jener  Enquete  beruht 
nicht  nur  in  dem,  was  sie  neues  geliefert  hat.  sondern  besonders  auch 
darin,  dass  sie  zum  grossen  Teil  frühere  Beobachtungen  bestätigt 
und  so  deren  Zuverlässigkeit  siehergestellt  hat.  Denn  wir  befinden 
uns  hier  auf  einem  Gebiet,  wo  eben  alles  von  der  Genauigkeit  und 
Objektivität  der  Wahrnehmungen  abhängt:  es  ist  klar,  dass  die  Be- 
richte nach  der  Eigenart  des  Verfassers,  seiner  Auffassungsfähigkeit, 
der  Tiefe  seines  Eindringens  in  die  fremden  Verhältnisse  verschieden 
zu  bewerten  sind  und  daher  einer  Kontrolle  durch  Vergleich  mit  den 
Äusserungen  anderer  Forscher  bedürfen.  Schon  Oöthk  ruft  warnend: 
,.Man  braucht  nicht  alles  selbst  gesehen  und  beobachtet  zu  haben. 
Willst  du  aber  dem  Dritten  und  seinen  Darstellungen  vertrauen,  so 
denke,  dass  du  es  mit  Dreien  zu  tun  hast,  dem  Gegenstand  und 
zwei  Subjekten*. 

Aus  der  erwähnten  Sammelforschung  werden  im  Wesentlichen 
folgende  Stämme  für  die  weiteren  Erörterungen  herausgegriffen:  die 
schon  etwas  über  der  Stufe  der  .lägerbauern  stehenden  Bakwiri.  nördlich 
vom  Mündungsgebiet  des  Kamerun  bis  zum  Kusse  des  Kamerungebirges, 
die  südlicher  sesshaften  ackerbau-  und  jagdtreibenden  und  als  ge- 
schickte Bootsleute  bekannten  Banaka  und  Bajtuku  in  Batauga,  ferner 
die  südlich  vom  Kunene  angesiedelten,  den  Übergang  von  den  Nomaden 
des  Südens  zu  den  Ackerbauern  Zentralafrikas  darstellenden  Ondonga 
im  Amboland,  das  interessante  Hirtenvolk  der  Hereros  im  Norden 
des  Nnmaqualandes  zwischen  dem  Atlantischen  Ozean  und  der  Kalahari- 
wüste.  die  handel-  und  ackerbautreibenden  Bana  Msalala  unweit  vom 
l'kerewe,  ihre  südlichen  Nachbarn,  die  landbebauenden  Wagogo,  und 
endlich  die  östlich  davon,  näher  der  Küste  in  l'sambara  wohnhaften, 
gleichfalls  ackerbautreibenden  Waschainbala.   Die  Hechtssätze  wei  den 

')  Der  Titel  des  demnächst  erscheinenden  Buches  lautet:  Hechts- 
verhältnisse von  eingeborenen  Völkern  in  Afrika  und  Ozeanien.  Beant- 
wortungen des  Fragebogens  der  Internationalen  Vereinigung  für  ver- 
gleichende Rechtswissenschaft  und  Volkswirtschaftslehre  zu  Herlin,  bearbeitet 
im  Auftrage  der  Vereinigung  von  Dr.  Stkinmktz.  Herlin.  Verlag  von 
JiLlfs  Sl'BlNüKK.  l!Ht»H.  Alle  im  Nachfolgenden  mitgeteilten  (lehräuche, 
bei  denen  andere  Quellen  nicht  angegeben  sind,  beruhen  auf  der  vor- 
erwähnten Sammelforschung. 
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<1-M  t  (Ilirtüll  nur  mündlich  überliefert : ')  vornehmlich  halten  die  Ältesten 
die  Traditionen  aufrecht:  doch  gibt  es  auch  mitunter  hesondere  Rechts- 
kundige, wie  z  B.  bei  den  Wa^np"  und  Ondonga;  es  hat  sich  also 
ein  Gewohnheitsrecht  gebildet. 

Der  Satz,  «lass  das  Hecht  eines  Volkes  mit  seinem  Gattungs- 
organismus auf  das  innigste  zusammenhängt,  ist  auch  durch  diese 
Enquete  wieder  hewahrheitet.  Wir  begegnen  nun  bei  den  uns  be- 
schäftigenden Völkern,  wie  regelmässig  in  Afrika,  der  auf  Ehe-  und 
Blutsverwandtschaft  beruhenden  gesehloeht  errecht  liehen  Verfassung, 
welche  aher  schon  viellach  mit  Zügen  gaugenossenschaftlicher  und 
herrschaftlicher  Organisation  durchsetzt  ist.  Die  Sippe  bildet  eben 
augenscheinlich  die  Grundlage  ftlr  die  weitere  Gestaltung  des  mensch- 
lichen Staats-  und  Rechtslebens. 

Werfen  wir  zunih  hst  einen  Blick  auf  die  durch  die  Gewohnheit 
festgelegten  He«  htssätze.  welche  die  Bedingungen  ftlr  den  Bestand  der 
Sippe,  nämlich  die  Ehe-  und  Blutsverwandtschaft  regeln.  Hier  ist 
die  erste  Frage,  wie  entsteht  die  Blutsverwandtschaft?  Diese 
Frage  wird  auch  von  unseren  Vidkern  in  dreifacher  Weise  beantwortet: 
entweder  nur  durch  Abstammung  von  der  Mutter  oder  nur  durch 
die  Abstammung  vom  Vater-)  oder  endlich,  wie  in  Europa,  durch  Ab- 
stammung von  beiden  Elternteilen. :I|  Das  erste  uns  schon  von  Heküdot 
und  l'oLYi'.us  geschilderte  System,  welches  unter  dem  Namen  des 
Mutterrechtes  bekannt  ist.  und  bei  dem  die  Männer,  wie  man  mit  Recht 
gesagt  hat.  den  abfallenden,  iti  nichts  verwehenden  Bllittern  des 
Baumes  gleichen,  bilden  wir  bei  denjenigen  der  uns  beschäftigenden 
Völkerschaften,  die  noch  Hirten  oder  .lägerbauern  sind  oder  auf  dem 
Übergang  zu  den  Ackerbauern  stehen,  z.  B.  den  Undonga  und 
Bakwiri.1)  und  es  gewinnt  die  Hypothese  mehr  und  mehr  an  Gewissheit, 
dass  in  der  Tat  das  Mutten-echt  ursprünglich  allen  Vidkern  gemeinsam 
war.    Dies  wird  erklärlich,  wenn  man  erwägt,  wie  unendlich  lose  die 

')  Von  den  Ondonga  wird  uns  berichtet,  dass  dort  auch  die  Rechts- 
sprüche überliefert  werden,  also  ein  Präjudizienreeht  besteht. 

•)  Keines  Vaterrecht  besteht  bei  den  Wagunda,  den  Wahchambala, 
Elternrecht  bei  den  Amahlubi. 

3)  Elternrecht  besteht  z.  U.  bei  den  Msalala.  Übergänge  von 
Matriarchat  zu  den  anderen  Verwandtschaftssystemen.  sogenannte  Mittet- 
bildungeu,  tindeu  sich  auch  bei  den  Hcrichtsvölkern. 

*>  Auch  bei  den  Airni  an  der  Zahnküste  begeht  noch  Mutterrecht. 
(Ci.ozkl  u.  Vii.lami  k:  l.e>  C.iutuiie-s  des  indiirenes  de  la  lote  d  lvoire. 
}'ari,  1 '.»()_'.  S.  81.) 
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geschlechtlichen  Beziehungen  in  der  Frzeit  gewesen  sein  müssen,  und 
dass  das  rmater  Semper  certa"  gewissermassen  der  einzig;  feste  Pol 
für  die  (Jeuealogie  blieb,  auch  wenn  man  nicht  PromiscuitHt  als  die 
ursprüngliche  Form  der  Verbindung  der  beiden  (ieschlechter  an- 
nelunen  will.1)  Diesen  Grund  lür  das  bei  ihnen  ebenfalls  herrschende 
Mutterrecht  geben  nach  dem  Bericht  in  der  uns  beschäftigenden 
Sammelforsehung  die  Marschallinsulaner  selbst  an.  indem  sie  sagen, 
zweifellos  sei  das  Kind  Fleisch  und  Bein  seiner  Mutter,  doch  könne 
man  nie  genau  wissen,  welchen  Vater  es  habe. 

Die  rechtlichen  Wirkungen  der  Mutterverwandtschaft  zeigen 
sich  bei  den  bewussten  Stämmen,  wie  wir  später  sehen  werden,  in  der 
Ehe.  der  Erbfolge  und  der  Blutrache:  aber  auch  bei  den  schon  vor- 
geschritteneren Völkern  lassen  sich  mannigfache  Fberreste  des  einstigen 
Mutterrechts  erkennen.  Es  sei  nur  darauf  hingewiesen,  dass  sich  noch 
bei  den  Msalala,  die  schon  nach  Elternrecht  leben,  der  Adel  allein 
nach  der  Mutter  vererbt  und  der  König  einzig  aus  den  Söhnen  einer 
Schwester  des  früheren  Herrschei  s  gewählt  wird,  endlich  ein  von  seinem 
Vater  verstossenes  Kind  zu  seinem  mütterlichen  Oheim  flieht.  Auch 
innerhalb  der  tl  Omaanda.  Kasten,  in  welche  die  llereros  zerfallen, 
herrscht  Mutterrecht.  Die  Kinder  folgen  der  Eanda  der  Mutter, 
während  letztere  selbst  in  die  Eanda  ihres  Mannes  eintritt.  Hingegen 
gilt  in  den  zahlreicheren,  religiösen  Bräuchen  dienenden  Htuzos.  in 
welche  sich  die  Hereros  gleichfalls  teilen,  reines  Vaterrecht. 

Dabei  sei  erwähnt,  dass  die  (ieschlechterverbände  vielfach  noch 
unter  dem  Einfluss  einer  totemistischen  Weltanschauung  stehen, 
also  ihre  Frohnen  mit  irgend  einem  Tier  oder  einer  Pflanze,  die  sie 
infolgedessen  mehr  oder  minder  verehren  und  wonach  sie  sich  be- 
nennen, in  Beziehung  bringen.  Auch  hier  machen  wir  bei  den  uns 
beschäftigenden  Völkern  die  Erfahrung,  dass.  je  primitiver  sie  sind, 
desto  lebhafter  der  totemistische  Charakter  hervortritt. 

Ein  besonders  lehrreiches  Beispiel  bieten  die  vorerwähnten 
Oinaanda  und  Otuzos  der  Hereros.-) 

')  Verirl.  WllXTZKY.  Vorgeschichte  des  Rechts,  und  dazu  die  Rezension 
in  der  Juristischen  Wochenschrift  UK)2.  S.  .">50  ff. 

i)  Auch  noch  hei  den  Wasehamhala  werden  einzelne  Tiere  für  lieiliir 
'-'ehalten ;  die  Wasranda  und  Wagoi;,,  Und  die  Ne^er  in  den  Sansandintr-Slaaten. 
die  Wapnkomo  im  Tana-Gebiet,  die  Klioi-Khoin  in  Gross-Xamaland  bezeichnen 
ihre  (leM-hlechter  nach  Tieruameii.  doch  scheuen  sich  die  letzteren  beiden 
Stämme  nicht,  da«  Tier  zu  essen. 

.lulirl.u.  Ii  d.:r  lutPiDat  Wreini^nn-.  f..  BJ.  '.\2 
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Neben  die  natürliche  tritt  die  künstliche  Verwandtschaft, 
welche  vorwiegend  durch  Iii utsbrüderschaft.  oft  aher  auch  durch 
Adoption1)  und  Pflegekindschaft  erzeugt  wird'-)  und  der  Not- 
wendigkeit ihre  Entstellung  verdankt,  durch  Stärkung  des  eigenen  Ge- 
schlechtes sich  einen  Zuwachs  und  damit  eine  Sicherheit  zu  verschaffen, 
die  Iiis  dahin  die  Gesamtheit  noch  nicht  zu  gewähren  vermag.  Die 
Wahlhrllderschaften  sind  Schutz-  und  Trutzhtlndnisse  zu  gegenseitiger 
Hilfe  und  Fürsorge,  besonders  auch  zur  Ausübung  der  Blutrache.'1) 
die  ursprünglich  im  hohen  Norden,  nach  den  Schilderungen  der  is- 
ländischen Sögur.  zu  einer  Gütergemeinschaft,  dem  „Felag'S  führten, 
und  aus  denen  sich  dann  später  in  Europa  wohl  die  heidnischen  Schutz- 
gilden entwickelten.  Sie  verpflichten  zu  unbedingter  gegenseitiger 
Wahrhaftigkeit.  Das.  was  Walter  zu  Hagen  spricht  in  jenem  be- 
kannten Heldenliede  von  Walter  und  Hildegunde  in  Simkocks  kleinem 
Heldenbuch: 

„Wir  wurden  Hunde.shrüdcr 
Und  mischten  unser  Blut. 
Dil  galt  uns  diese  Freundschuft 
Wohl  für  das  höchste  Gut." 

würde  in  vielen  afrikanischen  Herzen  Wiederhall  und  Verständnis 
finden.  Welchen  praktischen  Wert  dieses  Institut  der  Blutsbruder- 
schaft, abgesehen  von  seiner  erwähnten  Bechtsfunktion.  besitzt,  er- 
kennen wir  aus  der  Darstellung  unseres  Berichterstatters  über  die 
Waschambala  in  Fsambara.  wo  der  Fremde,  um  einen  Gastfreund 
zu  gewinnen,  der  ihn  aufnimmt  und  erhält,  befugt  ist.  sich  einen 
Tuläuder  auszuwählen,  mit  dem  er  Blutsbrüderschaft  macht,  ohne 
dass  dieser  Gnstfrcund  wider  Willen  sich  der  Eingehung  jenes 
Bundes  widersetzen  dürfte:  und  der  König  in  Uganda  soll  sich  nach 
Emin  Bky  (I'ktkkmanns  Mitteilungen  l*7i>.  S.  221),  wohl  aus  Furcht 
vor  Vergiftung,  die  in  Alrika  ja  eine  so  grosse  Bolle  spielt,  nur  durch 

')  Adoption  kommt  vor  bei  den  Msalala  und  Ondonga,  bei  letzteren 
alier  keine  Blutsbruderschaft. 

-)  Z.  B  bei  den  Heieros,  ferner  bei  den  Waschambala.  vorausgesetzt, 
dass  die  Pflegeeltern  demselben  Völkergeschlechte  angeboren,  wie  das  Pflege- 
kind; auc  h  bei  den  Ondonga,  doch  wird  dort  durch  die  Pflegschaft  keine 
Verwandtschaft  begründet:  ferner  bei  den  Amahlubi,  wo  die  Aufnahme  der 
Kinder  gerichtlich  geschieht.  Auch  durch  Beteiligung  an  den  Opfern. 
„Volksfesten",  können  Fremde  bei  den  Waschambala  in  die  Familie  auf- 
genommen werden. 

■HJ  Z.  B.  den  Msalahi  und  Waschambala. 
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einen  Koch  bedienen  lassen,  mit  dem  er  Blutsbruderschaft  geschlossen 
hat,  wobei  allerdings  zu  erwähnen  ist.  dass  der  Oberkoch  dort  zum 
Regierungsrat  (Lucinio)  gehört,  also  eine  hohe  Stellung  einnimmt. 
Er  wird  wie  ein  Minister  angesehen. 

Einen  Beweis  für  die  Innigkeit  der  durch  die  Blutsbruderschaft 
begründeten  Beziehungen  bietet  der  bei  den  Waschambala  bestehende 
Brauch,  nach  welchem  der  Blutsfreund  des  Bräutigams  diesen  am 
ersten  Tag  der  Hochzeitsfeier  in  die  Hütte  der  Brauteltern  zu  der 
dort  am  grossen  Feuer  sitzenden  Braut  führt,  ferner  die  Sitte,  dass 
die  Braut,  die  sich  in  der  Zeit  des  Brautstandes  vor  dem  Bräutigam 
und  seinen  Verwandten  versteckt,  mit  dem  Blutsfreund  ihres  Er- 
wählten verkehrt,  der  dem  letzteren  auch  die  Wünsche  der  Braut 
Ubermittelt.  Bei  der  (Jeburt  eines  Kindes  fordert  wieder  der 
Blutsfreund  den  Vater  auf.  da*  Kind  einen  Monat,  nachdem  es 
zur  Welt  gekommen  ist.  zum  erstenmale  zu  sehen;  mit  dem  Wahl- 
bruder zusammen  begrüsst  der  Vater  dann  das  Kind  und  die 
Wöchnerin,  welche  er  bis  dahin  seit  ihrer  Niederkunft  noch  nicht 
erblickt  hatte. 

Verschieden  sind  die  Zeremonien,  welche  dieses  Band  der 
Blutsbruderschaft  ketten:  bald  macht  man  einen  Schnitt  über  dem 
Herzen.1)  bald  weniger  poetisch  Uber  dem  Magen,  ■)  bald  am  Arm,!) 
bald  taucht  man  eine  Kaffeebohne.1)  bald  ein  Stück  Fleisch-)  in  das 
Blut  und  isst  diese  mit  dem  Blut  des  Mitkontrahenten  getränkten 
t  Gegenstände.  •) 


■)  Bei  deu  Waschauibala. 
51 »  in  Uganda. 

H)  Bei  den  Wagogo,  wo  man  die  Leber  eines  geschlachteten  Tieres  — 
Huhn.  Ziege  oder  Schaf  —  in  dem  Blut  an»  dem  gerizten  Arm  der  Gegen- 
partei reibt  und  verspeist. 

*)  Eine  andere  Zeremonie  wird  un»  aus  Nossi-Bg  und  Mayotte  be- 
richtet: Ein  Zauberer  laugt  eine  Heuschrecke,  die  er  zerschneidet;  er  mischt 
damit  die  zerstossenen  Teile  eines  weissen  Hundeknochens  und  Wasser; 
in  diesen  Saft  taucht  er  seinen  Wurfspiess  mebreremale  und  betet,  indem 
er  die  Toten  anruft,  hält  dann  sein  Messer  an  die  Stirn  der  zukünftigen 
Blutsbrüder,  wie  wenn  er  ihnen  einen  Schnitt  beibringen  wollte;  Hiebst 
wirklich  etwas  Blut,  so  schlurfen  es  die  Kontrahenten  ein.  Sodann  nimmt 
er  ein  Ravanalblatt.  zeigt  es  jedem  der  Vertragschließenden  mit  den  Worten  : 
Wenn  du  untreu  wirst,  dann  wirst  du  gebrochen  werden  wie  dieses  Blatt. 
Darauf  biegt  er  es  und  wirft  es  gebrochen  zu  Boden. 
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Einen  so  poetis»  hen  linim  h.  wir  bei  der  germanischen  Foster- 
brfhlerschaft.  wo  die  Betcilitrten  unter  einem  ausgehobenen  Rasen - 
strcifcn  sich  Treue  schworen,  kennen  unsere  Neger  nicht. 1  > 

Kin  «ranz  eigenartiges  Freundschaftsbündnis,  welches  noch  jetzt 
eine  bedingte  Gütergemeinschaft,  also  auch  wenn  es  unter  Männern 
geschlossen  ist,  unter  1'mstünden  eine  Gemeinschaft  der  zum  Ver- 
mögen des  Mannes  gehörenden  Weiher  herheifilhreu  und  daher  etwas 
in  Verruf  gekommen  sein  soll,  bildet  die  l'panga  der  Hereros.  bei  der 
aber  die  Kinder  der  gemeinschaftlichen  Frauen  nur  als  Kinder  des- 
jenigen gelton,  welcher  die  bet reffende  Frau  geheiratet  hatte,  also 
nicht  gemeinsam  werden.-')  IMe  l'panga  verpflichtet  die  Genossen. 
Männer  oder  Weiber,  zu  gegenseitiger  Aushilfe  mit  dem  Vermögen. 
Der  in  Not  geratene  Teil  darf  auch  ohne  Zustimmung  des  Anderen 
von  dessen  Figentum  nehmen. 

Nach  der  Verwandtschaft  kommt  dasKherecht  in  Frage  und 
gerade  hier  erscheint  ein  Verständnis  der  einheimischen  Rechtsnormen 
von  besonderer  Wichtigkeit:  denn  auf  diesem  Gebiete  weicht  vor- 
nehmlich die  Rechtsauffassung  der  Eingeborenen  von  unseren  modernen 
Rechtsanschauungen  ab:  gerade  hier  finden  sich  die  Grundlagen  für 
die  soziale  Stellung  der  Frau  und  der  Kinder,  und  hier  wird  ein 
zukünftiges  Kolonialrecht  den  grössten  Schwierigkeiten  begegnen.  Ibis 
heidnische  Afrika  steht  unter  dem  Zeichen  einer  rechtlich  unbeschränkten 
monandrischen  Polvgynie.::)  welche  tatsächlich  nur  die  (ireuze  in  den 
Mitteln  des  Mannes  findet,  die  Hrautpreise  und  den  Haushalt  zu  be- 
schaffen: je  höher  die  Stellung:  eines  Mannes,  um  so  grösser  pflegt 
die  Anzahl  seiner  Frauen  zu  sein.    So  wird  uns  berichtet,  dass  der 

'  >  Wikingzüge.  Staatsverfassung  und  Sitten  im  alten  Skandinavien. 
Von  A.  M.  Stkixdhoi.m,  aus  dem  Schwedischen  von  I>r.  ('.  F.  Frisch. 
Bd.  II.  S.  261. 

2)  Hierher  gehört  auch  wohl  die  ,.Magns"  der  Khoi-Khoin  in  Gross- 
Namaland,  ein  Bündnis,  welches  der  Oheim  mit  Sohn  oder  Tochter  seiner 
Schwester  abschliesst.  durch  welches  die  schon  vorhandenen  verwandtschaft- 
lichen Beziehungen  noch  inniger  geknüpft  werden  und  eine  gegenseitige 
Unterstützungspflicht  geschaffen  wird,  und  bei  dem  die  Verbündeten  einander 
ohne  Weiteres  gewisse  Vennögensohjekte  wegnehmen  dürfen.  Ich  verweise 
des  Näheren  auf  den  Berieht  de*  Missionars  Wandrer  in  der  gedachten 
Saminelforschung  der  Internationalen  Vereinigung. 

*)  Bei  den  Namas  soll  angeblich  keine  Vielweiberei  mehr  herrschen. 
Polyandrie  besteht  nach  dem  Bericht  in  der  vorerwähnten  Knquete  noch 
b  i  den  Marselullinsulanern.  besonders  bei  deren  hohen  Frauen. 
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König  Mtessa  in  Uganda,  der  als  Nachfolger  seines  Vaters  Ssunna  II. 
von  1*00    18*4  regierte.  7«  »00  Frauen  gehabt  habe. 

Der  Typus  der  Eheschliessungen  ist  der  Frauenkauf,1)  jene 
Form,  die  der  Kaubehe  folgte,  der  wir  schon  in  dem  (iesetzbueh 
Hammtkabih.  Königs  von  Babylon,  um  22">0  vor  Christi  (ieburt  be- 
gegnen'2) und  die  zweifellos  früher  auch  in  Europa  allgemein  war 
wir  erinnern  nur  an  die  Sehilderungen  des  Hmmkk  von  Oov.-stvs 
und  Naisikaa,  au  die  Coemtio  des  römischen  jus  civile,  an 
die  Bestimmung  des  alten  isländischen  Gesetzes,  welches  von 
Hkkshökt  in  seinem  interessanten  Buch  Uber  das  Frauenleben  in  der 
Vorzeit.  Wismar  18!>3.  S.  10  zitiert  wird:  „der  erbt  nicht,  dessen 
Mutter  nicht  mit  einem  Brautpreise  gekauft  ist,  eine  Mark  Silber 
"der  mehr."  und  die  noch  heute  bei  dem  Bergvolk  der  Morlaken  in 
Dalmatien  bestellt. a)  Anklänge  au  die  frühere  Kaubehe.1)  die  sich 
z.  B.  noch  an  der  Küste  von  Madagaskar  und  vereinzelt,  auf  den 
Inseln  Nossi-Be  und  Mayotte  findet,  treffen  wir  unter  den  uns 
hier  vorzugsweise  beschäftigenden  Völkern  bei  den  Waschambala. 
wo  die  Verwandten  der  Frau  dem  werbenden  Manne  mit  drohenden 
Gebärden  und  den  Worten  entgegentreten:  Was.  du  willst  uns  dieses 
Mädchen  stehlen?  und  jener  erst  durch  die  Hingabe  einer  Ziege  und 
Darbietung  von  Pombe,  dein  bekannten  Getränk  aus  Zuckerrohr, 
seine  Scheingegner  versöhnen  muss.'») 

Der  Kaufpreis  besteht  in  den  üblichen  Zahlungsmitteln,  also 
meist  in  Vieh,  und  schwankt  regelmässig  innerhalb  gewisser  fest- 

')  Bei  den  Ondonga  soll  angeblich  kein  Kaufpreis  mehr  für  die 
Frau  gezahlt  werden;  auch  nicht  bei  den  Malgassen,  doch  müssen  hier 
tieschenke  gegeben  werden.  Bei  den  Marschallinsulanern  existiert  keine 
Kaufeh«'. 

2)  Die  Gesetze  des  Hammukabis.  Übersetzt  von  Dr.  Hruo  Winki.kk. 
Leipzig  Um,  Nr.  138.  S.  23. 

sl  PVPPAFAVA,  Les  ccn'iiionies  nuptiales  chez  les  Morlaques  de  la 
Dalmacie.  Pari»  1902,  S.  5.  Auch  auf  den  Nissan-Inseln  im  Uisinarck- 
Archipel  bestellt  die  Kaufehe. 

*)  ffr.  den  oben  erwähnten  Aufsatz  von  Bf.bnhöft,  S.  ltf  und  Zeit- 
sehrilt  für  vergleichende  Rechtswissenschaft,  Bd.  VII.  S.  238,  ferner 
Pappafava.  a.  a.  0. 

ß)  Bei  den  Amahlubi  in  Ost-Griqualand  kämpfen  hingegen  mitunter 
die  Jungfrauen  verschiedener  Kraale  selbst  mit  langen  Stücken  um  den 
mehrfach  begehrten  Manu,  wie  wir  ans  der  in  Frage  stehenden  Saminel- 
forschuug  entnehmen. 
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ge>etzter  Grenzen  nach  dein  Vermögen  des  Käufers  und  dem  Wert 
der  Frau,  so  dass  man  auch  hier  die  Madchen,  wie  einst  Homkk  sie  be- 
zeichnete, die  rRinder-Kinbringendeir'  nennen  kann.1)  Ausschlag- 
gebende Faktoren  der  Preisbemessung  sind  Stand,  Jugend.  Schönheit. 
Hcgehrtheit  und  vielfach  auch  Jungfräulichkeit.  Wir  hören  von  den 
Undonga.  dass  die  Mildchen  in  den  sogen.  Ohango,  einer  Laubhlltten- 
anlage.  alle  2  Jahre  einer  Jungfrauenprobe  unterzogen  werden: 
andererseits  erfahren  wir,  dass  bei  den  Waschanibala  Witwen  und 
geschiedene  Frauen  den  Jungfrauen  gleichgeachtet  werden,  die 
Wagugo  nicht  einmal  ein  Wort  für  Jungfrau-')  besitzen  und  bei 
den  Kru.  an  der  Westküste  Afrikas,  sowie  bei  den  Tukulörs  in 
Senegambien  die  geschiedenen  Frauen  und  Witwen  im  Werte  am 
höchsten  stehen.1) 

Zur  Illustration  sei  bemerkt,  dass  bei  den  Waschambala  der 
niedrigste  Preis  1  Ziege  und  Pombe  oder  statt  letzterer  1  Ziegen- 
bock, der  höchste  Preis  1  Stierkalb.  1  Ziegenböcklein  und  Pombe 
oder  noch  1  Ziegenbock  ist:4)  dagegen  sollen  bei  den  Amahluhi  regel- 
mässig 20  Stllck  Rindvieh  und  1  Plerd  gleich  etwa  21  L.  für  eine  Frau 
bezahlt  werden.  Pei  den  Hereros  soll  der  Preis  fUr  Ann  und  Reich 
aus  1  Ochsen.  1  jungen  Kuh,  1  Schlachtschaf.  1  Schaf  mit  Lamm 
und  1  jungen  weiblichen  Schaf  bestehen. 

Der  Kaufpreis  wird  vielfach  in  Raten  entrichtet,  «loch  erhiilt 
der  Mann,  da  wo  die  Kaufehe  noch  nicht  im  Verfall  begriffen  i>t. 
regelmässig  eist  mit  der  völligen  Zahlung  des  Preises  ein  Recht  an 


M  Cfr.  Bkknhökt,  a.  a.  O.  S.  9. 

J)  Jici  den  Wagogo  soll  kein  Mädchen  nach  dem  4.  oder  5.  Jahr 
mehr  Junirfrau  sein.  Wenn  gleich  auf  Jungfräulichkeit  kein  Gewicht  dort 
gelegt  wird,  sind  doch  Mädchen  und  kinderlose  Frauen  mehr  geschätzt, 
als  Witwen  oder  Frauen,  die  geboren  haben.  Auch  bei  den  Malgassen 
und  Sarakolescn  wird  Jungfräulichkeit  nicht  besonders  bewertet,  weil  die 
Mädchen  dort  sich  regelmässig  dem  Geschlechtsverkehr  hingeben.  Das 
Gleiche  gilt  von  den  Marschallinsulaucrn.  bei  denen  die  Mädchen  ge- 
wöhnlich schon  im  Alter  von  12  Jahren  defloriert  werden. 

:<)  In  den  SansandingStaaten  wird  die  Jungfernschaft  der  Frau  in 
der  Hochzeitsiiacht  in  Gegenwart  einer  anderen  Frau  festgestellt.  Auch 
bei  den  Wapokouio  wird  auf  die  Jungfräulichkeit  der  Braut  ein  grosses 
(ö  wiebt  gelegt. 

4)  Indessen  zahlen  die  Adeligen  dort  gutwillig  nur  2  Ziegen  für 
ihre  Frau,  eventuell  nehmen  sie  sich  ihr  Weib  mit  Gewalt. 


Digitized  by  Google 


Felix  Meter:  Bedeutung  des  Rechtes  der  Eingeborenen  etc.  503 


Frau  und  Kindern1)  oder  doch  wenigstens  an  den  Kindern.4)  In- 
dessen kann  der  Mann  hei  den  Banaka  und  Bnpuku,  sobald  er  mit 
der  Zahlung  des  Preises  begonnen  hat.  seiner  zukünftigen  Frau  schon 
im  Geheimen  beiwohnen.  Er  gewinnt  gewissermassen  ratenweise,  den 
Zahlungen  entsprechend,  ein  Anrecht  auf  die  Frau. 

Bei  den  Waschambala  nehmen  die  Eltern  der  Frau  diese 
und  ihre  Kinder  dem  Manne,  der  den  Brautpreis  nicht  zu  zahlen 
vermag,  wieder  fort  und  der  Gatte  muss  als  Sklave  des  für  ihn 
zahlenden  Häuptlings  den  Preis  abverdienen.  Der  Mgogo,  der  den 
Brautpreis  nicht  erlegen  kann,  muss  sogar  zu  den  Verwandten  seiner 
Frau  ziehen  und  dort  als  Sklave  verharren,  bis  ihn  seine  Freunde 
auslösen:  ein  Anklang  an  die  Dienst-  oder  Ambilanak-Ehe  im 
Malaiischen  Archipel.*) 

Eine  eigentümliche  praesumtio  juris  et  de  jure  weist  das  Recht 
der  Batanga-Leute4)  auf,  bei  denen  der  Kaufpreis  ein  oder  zwei  Jahre 
nach  Abschluss  der  Ehe,  selbst  wenn  noch  Rückstände  vorhanden 
sind,  als  getilgt  gilt. 

Da  der  Brautpreis  als  Äquivalent  für  die  Übereignung  und 
den  Besitz  der  Frau  gezahlt  wird,  su  muss  er  regelmässig  zurück- 
erstattet werden,  wenn  die  Ehe  nicht  zu  stände  kommt,  die  Frau  ihrem 
Manne  entläuft,  ja  selbst,  wenn  sie  von  ihm  Verstössen  wird;  doch 
werden  im  letzteren  Fallo  vielfach  gute  Gründe  derRcpudiierung  für  die 
Rückforderung  des  Preises  verlangt.'')  Bei  den  Msalala  ist  der  Braut- 
preis auch  dann  zurückzuzahlen,  wenn  die  Frau  innerhalb  eines  Jahres") 

M  Dies  wird  uns  auch  von  den  Amahlubi  in  Ost-Griqualand  berichtet, 
dagegen  soll  bei  den  Waganda  die  Nichterlegung  der  sämtlichen  Katen  des 
Brautpreises  auf  die  Rechte  des  Ehemannes  keinen  Einfluss  haben. 

s)  Bei  den  Bakwiri  gehören  nur  die  Kinder  dem  Vater  der  Frau  bis 
zur  Erlegung  des  Brautpreises,  nicht  die  Frau  selbst. 

3)  Bei  den  Namas  muss  der  Jungverheiratete  3— «i  Monate  bei  seinem 
Schwiegervater  wohnen,  „ihm  die  Kälber  hüten",  wie  es  dort  heisst. 

*)  Auch  bei  den  Batanga-Leuten  kann  der  Vater  die  Frau  bei  nicht 
völliger  Erlegung  des  Brautpreises  innerhalb  der  beiden  ersten  Jahre  der 
Ehe  zurückfordern.  Ebenso  können  hier  und  bei  den  Wagogo  die  Eltern 
der  Frau  diese  wegen  grausamer  Behandlung  durch  den  Gatten  zurück- 
nehmen, müssen  aber  dann  den  Brautpreis  erstatten. 

*)  Bei  den  Wapokomo  im  Tana-Gebiet  wird  der  einmal  erlegte 
Brautpreis  überhaupt  nicht  zurückgezahlt. 

•j  Stirbt  dort  die  Frau  später,  ehe  der  Preis  ganz  entrichtet  war, 
ho  muss  der  Mann  seinem  Schwiegervater  eine  nach  der  sozialen  Stellung 
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nach  tlri  Hochzeit  stirbt,  anderenfalls  nuiss  der  Schwiegervater  dem 
Mannt'  eine  andere  Frau  besorgen.  Auch  bei  den  Bataiifra-Leuten 
wird  wenigstens  ein  Teil  dt •»  Brautpreises  zurückerstattet,  wenn  die 
Frau  bald  nach  der  Khcschliessiing  stirbt. 

Wenn  die  Frau  eines  Mgogo  ihn  nach  der  Geburt  eines  Kindes 
verlii-st,  kann  der  Gatte  nur  einen  Teil  des  Preises  zurückverlangen, 
denn  dann  hat  die  Frau  mit  dem  Kinde,  das  ja  auch  als  ein 
Wertobjekt  «rilt,  schon  einen  Teil  des  Brautpreises  zurückerstattet. 
War  die  F.he  kinderlos,  so  muss  der  Brautpreis  bei  den  Hereros  und 
Wasehambala  mit  Zinsen,  d.  h.  das  Vieh  mit  seinen  inzwischen  ge- 
borenen .hingen  herausgegeben  werden.  Die  Kinder  einer  getrennten 
Khe  gehören  regelmässig  dem  Khemann.  selbst  aussereheliche  Kinder 
seiner  Frau. 

Wie  gerade  durch  die  Zahlung  des  Brautpreises  die  Frau  an 
den  Manu  gefesselt  wird,  zeigt  sich  in  einem  argumentum  e  contrario, 
dass  bei  den  Msalala,  neben  der  llblichen  Kaufehe  noch  eine  „Kubola" 
geiiaiinte  Khesehliessungsform  ohne  Brautpreis  vorkommt,  bei  welcher 
die  Frau  das  Verhältnis  nach  ihrem  Wunsch  jeder  Zeit  lösen  kann. 

Ks  liegt  in  dem  Wesen  der  Kaufehe.  in  ihrer  regelmässigen 
Gestaltung  als  eines  Vertrages  zwischen  den  Familien  der  Braut- 
leute, dass  es  eines  Konsenses  der  Nupturienten,  insbesondere  der 
Frau,  zur  Fliese  hliessunjr  nicht  bedarf.1!  Krst  wo  in  Afrika  das  is- 
lamitische Beeilt  seinen  Kintiitss  ausgeübt  hat.  wie  in  Scnegauihien 

der  Frau  verschiedene  Futsc  hädiLrumr  zahlen.  Auch  bei  den  Wagoyo  hat 
der  Gatte  an  die  Familie  .-einer  verstorbenen  Frau,  irleichviel  ob  er  tlen 
Brautpreis  entrichtet  bat  oder  nicht.  Schadenersatz  zu  geben,  der  sich  noch 
erhöht,  wenn  die  Frau  im  schwangeren  Zustande  stirbt.  Bei  den  Batanga- 
Leuten  niuss  der  (iatte  nach  dem  Tode  seiner  Frau,  selbst  wenn  er  den 
vollen  Krautpreis  erlebt  hatte,  ihrer  Familie  ein  Geschenk  machen.  Man 
streitet  darüber,  ob  es  sieh  in  diesen  l  allen  um  eine  Busse  wegen  ver- 
muteter Tötung,  oder  um  ein  Schmerzensgeld,  oder  um  eine  FntschätliLrunir 
weisen  des  Weyfalls  der  IloffnuiiLr  auf  einen  nochmaligen  Brautpreis  handelt. 

M  l'.ei  den  Hakwiri  wird  die  Frau  nur  irefrayt.  wenn  sie  einwilligt. 
Bei  den  llereros  wird  Willenlosiekeit  des  Mädchens  vorausgesetzt,  indessen 
ihrer  Neigung  meist  liechuung  getragen.  Auch  bei  den  Wapokomo  im 
Tana-Gebict  ist  keine  Einwilligung  der  Brautleute  nötig.  Eigentümlicher- 
weise haben  bei  den  Marschallinsulanern  die  Schwestern  des  Bräutigams 
und  die  Brüder  der  Braut  das  Verlobunirsrecht ;  ausserdem  müssen  die 
Brüder  beider  Mütter  zustimmen,  jedenfalls  wohl  eine  Folge  des  dortigen 
Mutter  rechts. 
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uud  der  „Mahr"  genannte  Brautpreis  als  ein  W  ittum  der  Frau  selbst 
entrichtet  wird,  nicht  ihren  Verwandten,  oder  wo  die  Kaufehe  schon 
im  Verschwinden  begriffen  ist,  und  sich  der  Preis  in  Schenkungen, 
den  sogenannten  donatorischen  Brautpreis,1)  verwandelt  hat.  wie  hei 
den  Ondonga,  Batanga-Leuten  und  Malgassen,  bedarf  es  natürlich 
auch  der  Einwilligung  der  Braut  für  die  Kheschliessung.'-) 

Als  Ehehindernis  gilt  eigentlich  nur  nahe  Blutsverwandt- 
schaft,3) die  bei  den  Batanga-Leuten  sogar  die  Eheschliessung  zwischen 
Vettern  und  Basen  hemmt;  selbst  die  Schwägerschaft  stellt  sich  oft 
als  ein  impedimentum  dar.  wie  es  strenger  selbst  das  kanonische 
Hecht  nicht  kennt:  d Urteil  doch  bei  den  Waschambala  die  geschiedenen 
Eheleute  nicht  einmal  in  dasselbe  Geschlecht  heiraten,  dem  der  frühere 
(iatte  oder  die  Gattin  entstammte.  Bei  den  Banaka  und  Bapuku, 
sowie  in  l'ganda  dürfen  jüngere  Geschwister  nicht  vor  den  älteren 
freien,  ein  Brauch,  dem  wir  auch  ausserhalb  Afrikas,  z.  B.  auf  den 
Nissan-Inseln  im  Bismarck-Archipel  begegnen.  Bei  den  Waschambala 
entschädigt  der  jüngere  Bruder  den  älteren  durch  1  Ziege,  wenn  er 
früher  heiratet.  Bei  den  Msalala  heiratet  eine  freie  Frau  nie  einen 
ihrer  eigenen  Sklaven. 

Die  Ehemündigkeit  tritt  meistens  mit  dem  Beginn  der 
Mannbarkeit  ein  und  die  Eheschliessung  selbst  wird  öfters  zum 
Anfangstermin  der  Volljährigkeit.')  wie  beispielsweise  bei  den  Bak- 

M  ('fr.  Post,  Grundriss  der  ethnologischen  Jurisprudenz.  I,  S.  287. 

2)  Aber  bei  den  Wagogo,  wo  noch  die  Kaufehe  in  voller  Blüte  steht, 
wird  doch  die  Einwilligung  der  Braut  «refordert. 

3)  Milehverwandtschaft,  wie  sie  in  den  Sansamling-Staaten  die  Ehe 
zwischen  den  Säuglingen  der  ersten  Frau,  ihren  Deszendenten  und  Aszen- 
denten, zwischen  Säugling  und  Amme  hindert,  kommt  bei  den  Herichts- 
völkern  nicht  vor.  Nattirlich  äussert  hier  auch  das  System  der  Verwandt- 
schaft, nach  dem  die  Stämme  leben,  seinen  Kinfluss.  Bei  den  Waschambala 
wird  ferner  zu  hohes  Alter  als  Ehehindernis  bezeichnet,  daher  hüten  sieh 
die  Verwandten  dort,  jemanden  _alf4  zu  nennen. 

')  Der  Geschlechtsverkehr  beginnt  schon  trüber;  es  gilt  in  Afrika 
nicht  das  Taciteisehe  Wort:  sera  juvenum  Venus.  S<i  wird  uns  berichtet, 
dass  die  Miidchen  bei  den  .Msalala  mit  8  und  it  Jahren,  die  Knaben  mit 
12  und  13  Jahren  geschlechtlich  verkehren,  die  Mädchen  auch  schon  vor 
Beirinn  der  Geschlechtsreife  heiraten.  Bei  den  Wagngo  soll,  wie  schon 
8.  502,  Anm.  2  erwähnt  ist.  kein  Miidchen  nach  dem  .*>.  Jahre  mehr  eine  Jung- 
frau sein.  In  dem  Werk  von  Glozki.  und  Vim.ami  h,  Les  Coutumes  in- 
digenes  de  la  Cötc  d'Ivoire,  wird  S.  101  uns  mitgeteilt,  da*s  in  Baule  kein 
heiratsfähiges  Mädchen  Jungfrau  sei.    Bei  den  Banaka  und  Bapuku  wird 
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wiri  und  Waschambala.  Einen  oft  vorkommenden  Brauch  bilden 
die  Kinderverlobungen,  die  wohl  einerseits  zur  Stärkung  der  durch 
Verlöbnis  verbundenen  tieschlechter,  andererseits  zur  Erhaltung-  der 
so  leicht  gefährdeten,  so  schwer  in  Afrika  zu  bewahrenden  Virginität 
dienen  sollen.1) 

("heraus  mannigfaltig  sind  die  Zeremonien  der  Verlobung  und 
Eheschliessung:  hier  gilt  das  Xikt/.s«  HK'sche  Wort,  dass,  wo  der 
tieist  nicht  durch  strenges  Denken  in  Anspruch  genommen  ist.  sein 
Ernst  im  Ausspinneri  von  Symbolen  und  Können  liegt,  und  somit 
der  Emst  des  Symbolischen  zum  Zeichen  der  niederen  Kultur  ge- 
worden ist.  (Nikt/schk.  Menschliches  Allzumenschliches.  S.  16.)  Eine 
Schilderung  solcher  Eeierlichkeiten  liegt  ausserhalb  des  Kähmens  dieser 
Arbeit:  das  mehrfach  erwähnte  Werk  der  Internationalen  Vereinigung 
enthalt  in  jener  Hinsicht  ausführliche  Schilderungen,  auf  die  hier 
nur  verwiesen  werden  kann. 

W  enn  auch  an  sich  die  Ehe  (Iberall  den  Charakter  eines  dauernden 
Verhältnisses  trägt,  so  ist  ihr  Band  doch  tatsächlich,  wenigstens 
von  seiten  des  Mannes,  ein  Überaus  lockeres.  Es  herrscht  de  facto 
tU r  ihn  ein  willkürliches  Verstossungsrecht:  er  braucht  der  Frau  nicht 
einmal,  wie  bei  den  Malagassen.  zu  sagen:  Ich  will  nichts  mehr  mit 
dir  zu  tun  haben  oder,  wie  von  dort  berichtet  wird,  ihr  bestellen 
zu  lassen:  rIch  danke  Ihnen.  Frau."  Er  weist  sein  Weib  einfach 
hinaus  und  wenn  auch  hin  und  wieder,  wie  wir  sahen,  gute  liründe 
für  die  Scheidung  wenigstens  dann  verlangt  werden,  wenn  der  seiner 
Frau  überdrüssige  Mann  den  Brautpreis  zurückfordert,  bei  den  Hereros 
der  die  Frau  willkürlich  verjagende  Mann  sogar  liestraft  werden 
soll,  so  muss  man  erwägen,  dass  gute  tiründe  zur  Trennung  für  ihn 
überaus  wohlfeil  sind  und  neben  Ehebruch.  Faulheit,  Zanksucht,  die 
beliebte  Zauberei.  Flüche.  NichtVersorgung  der  Kinder  und  meist 
auch  Sterilität  die  Trennung  rechtfertigen.-) 

uns  als  Zeitpunkt  der  Ehemündigkeit  das  15.  uud  1K.  Lebensjahr,  als  Be- 
ginn der  tirossjährigkeit  das  1K.  und  18.  Lebensjahr  angegeben.  Die  Bakwiri 
verlangen  Volljährigkeit  zum  Ehesehl  uss.  Im  Kreise  Kita  im  französischen 
Sudan  beirinnt  die  Volljährigkeit  mit  der  in  Afrika  so  sehr  verbreiteten 
Beschneidung. 

')  Wir  hören  davon  bei  den  Bakwiri,  den  Hereros,  den  Msalala. 
Waschambala.  Wagogos.  den  Wapokomo.  Bei  den  Msalala  wird  auch  von 
Kinderchen  berichtet. 

'-)  Bei  den  Kadern  soll  auch  das  Umhergehen  der  Frau  mit  nackten 
Britten  ausserhalb  des  Haukes,  das  Entnehmen  von  Milch  aus  dem  Milch- 
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Was  den  letzteren  Punkt  anlangt,  so  gilt  eben  Kindeneiehtum 
als  ein  hoher  Segen  und  verschafft  bei  einzelnen  Volkerschaften, 
wie  bei  den  Wagogo,  sogar  den  Adel.  Wie  es  trotzdem  kommt, 
dass  man  bei  einzelnen  Völkern,  früher  den  Hanaka  und  Bapuku 
und  jetzt  noch  bei  den  Waschambala,  Zwillinge  als  Missgeburten 
behandelt  und  sofort  tötet,  erscheint  als  ein  ethnologisches  Problem, 
das  man  aus  religiösen  Vorstellungen  zu  erklären  versucht  hat.1) 
Meist  heiraten  die  Geschiedenen  wieder.  Besondere  Vorschriften  Mi- 
die folgenden  Ehen  gibt  es  gemeiniglich  nicht.-) 

Es  leuchtet  ein.  dass  bei  der  Kaufehe.  welche  die  Frau  zur 
Ware  herabsetzt,  die  soziale  Stellung  dos  Weibes  eine  sehr  niedrige 
sein  muss.:»)  Man  hat  zutreffend  unter  diesen  Verhältnissen  die  Frau 
als  ein  Ertragsobjekt  bezeichnet,  welches  nach  ihrer  Arbeit  und  der 
Zahl  ihrer  Kinder  geschätzt  wird.  Ihre  Hechte  sind  auf  das  geringste 
Mafs  herabgemindert:  sie  kann  von  dem  Mann  eigentlich  nur  be- 
anspruchen, dass  er  ihr  eine  eigene  HUtte  mit  einem  selbständigen 

sack,  wenn  die  Frau  Staminfrau  ist,  Ehescheidungsgrund  Hein.  Kropf, 
Das  Volk  der  Xosakaffern,  S.  129. 

')  Die  Waschambala  töten  auch  Kinder,  bei  deren  Geburt  die  Mutter 
Marb,  da  ohne  Mutter  aufwachsende  Kinder  angeblich  später  doch  stürben. 
Sie  erwürgen  ferner  Kinder,  die  einen  unteren  oder  seitliehen  Zahn  vor 
den  oberen  Schneidezähnen  bekommen,  wie  wenn  es  MiBsgeburten  wären. 
Von  den  Malgassen  auf  Nossi-Be  und  Mayotte  wird  uns  berichtet,  dass 
dort  nach  der  Geburt  des  Kindes  ein  herbeigerufener  Zauberer  sein  l'rtcil 
abgibt,  ob  das  Kind  leben  bleiben  soll.  Falls  er  dies  verneiut.  endledigt 
man  sich  des  Kindes  durch  Aussetzung.  Es  sei  hier  darauf  hingewiesen, 
dass  auch  iu  unserem  Schutzgebiete  auf  den  Nissan-Inseln  im  Bismarck- 
Archipel  von  Zwillingen  stets  das  zuletzt  geborene  Kind  umgebracht  wird, 
weil  die  Mutter  nur  einen  Säugling  warten  könne.  Nach  einem  Bericht 
von  Petersen  aus  Ad-Calahar  wird  in  Southern  Nigeria  eine  Frau,  welche 
Zwillingen  das  Leben  gegeben  hat.  im  Wald  ausgesetzt;  dort  inuss  nie  ver- 
hungern, die  Zwillinge  werden  getötet,  weil  ihre  Geburt  als  Zauberei  gilt. 
Bei  den  Waganda  gelten  dagegen  Zwillinge  als  ein  ganz  besonderer  Segen. 
Erwähnt  mag  noch  werden,  dass  nach  dem  alten  japanischen  Gesetzbuch, 
dem  Taihorio,  Sterilität  gleichfalls  einen  Scbeidungsgrund  bildete,  was  von 
Professor  Dr.  Ho/.ümi  in  Tokio  in  seinem  Buch:  Der  Einfluss  des  Ahnen- 
kaltes  auf  das  japanische  Kecht.  übersetzt  von  Brink.  S.  37,  Berlin  1902, 
auf  Ahnenverehrung  zurückgeführt  wird. 

8)  Bei  den  Ondonga  uiuss  eine  wieder  heiratende  Witwe  erst  mit 
einem  alten  Manu  geschlechtlichen  Umgang  gepflogen  haben. 

a)  Wo  die  Kaufehe  schon  versehwindet,  wie  bei  den  Ondonga.  ist 
die  Stellung  der  Frau  besser. 
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Haushalt  und  dir  Itcräte  gewährt,  deren  sie  zur  Bestellt 
Landes  bedarf.  Si-lbsf  dieser  Anspruch  sinkt  l»ci  den  Bäk 
zum  ldoj.M  ii  KVeht  auf  ein  rie/encs  Bett^csteH.1)  Nicht  einma 
räche  tllr  seine  rrschlae-cnc  Frau  pth-pt  der  Mann  Verbund 
Diese  VerphVhtuuir  Ib-rt  vhlmchr  ihren  Brlldcrn-)  oder  ilir. 
Verwandten  oh. 

Die  politischen  ]i<l'iiirui>>t'  der  Weiber  erschöpfen  s 
Erlaubnis,  dein  Palaver  beiwohnen  ::l  zu  können,   wo  sie 
niaiichiiial  durch  ihn-  laut  geäusserte  Kritik  einen  nicht  um 
Einfluss   auf  die  Knischciduiiyrn   ausüben   sollen:  auch 
vor  (iericht  sprechen  und  als  Zentren  vernommen  werden 

Doch  boren  wir  andererseits,  dass  die  Frauen  auch  Dor: 
K<".iiiiriiin*i>  werden  können  bei  den  Msalala.  Ainahlubi. 
dass  die  Krauen  von  Häuptlingen  der  Waxhambala  in  an 
schatten  zu  Häuptlintriniien  bestellt  werden,  dass  bei  den 
die  Königin-Mutter  und  die  auserwählte  Könijrin-Schwe 
eigenen  Hofhält  fuhren,  an  welchem  sie  viele  Häuptling 
scharen,  .la.  wir  wi-M-n.  dass  dort  die  Flauen  das  Hcch 
«inen  eigenen  Altpsandten  zum  Kriege  zu  stellen  und 
adeliireu  Frauen  bei  den  Oudou^a  politische  .h'echte  zusle 
sehen  alier.  dass  das  Mutterrecht  an  sich  keinen  Kintluss  ; 
sellsi  haltliche  Position  der  Frau  ausübt,  und  man  muss  s 
eine  mehr  oder  minder  märchenhafte  ( iynäkokratie  mit  ilc 
recht  zu  verwechseln, 

Diesem  en^  irezo^crien  Kreis  von  Hechten  im  subjekt 
steht  «  ine  Fülle  rechtlicher  Verbindlichkeiten  der  Ehefrauen  < 

Iii   der   häuslichen  (iciueinschaft.   wo   sie  übrigens 
Männern  getrennt  speisen,  unterließen  sie  der  Aufsicht  d 
oder  grossen  Krau,  web  he  bald  die  erst^elieiratete.  bald 
ritin  des  Mannes  ist.   deren  Kinder  aber  keine  Vorrecht« 

l|  Jede  Frau  hat  aber  hei  den  Bakwiri  einen  eigenen  (b 

J)  Z  B.  bei  den  Wasdiambala  und  Msalala.  da<rei_'cn  ist 
He  und  Mayotte  der  Kbcmann  zur  Hache  für  seine  Frau  verpfl 

:i|  Sn  auch  die  Frauen  der  Malussen ;  «len  Palavern  «.' 
dort  die  ^Kabar.s".  Hei  den  Wairanda.  den  YVupokomo  dürfen  • 
im  allgemeinen  den  Versammlungen  nicht  beiwohnen. 

*»  1»  den  >aiiMuidin!.'-Slaaten  sollen  Frauen  nur  zur  I 
als  Zeugen  vernommen  werden. 
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Kindern  der  anderen  Frauen  halten,1)  wie  denn  überhaupt  die  Frauen 
eines  Mannes  rechtlich  nicht  nur  als  Mütter  ihrer  eigenen,  sondern 
auch  der  von  den  anderen  Frauen  ihres  Gatten  geborenen  Kinder 
zu  prelten  pflegen. 

Da  die  Frauen  im  Eigentum  des  Mannes  stehen,  gehört, 
wie  in  der  römischen  Manus-Ehe.  regelmässig  alles,  was  sie  haben 
und  erwerben,-)  dem  Manne,  der  sie  verpfänden.*)  als  Bürge  bestellen, 
als  Zahlmittel  verwerten,  ja  selbst  jetzt  noch  bei  den  Batanga- 
Leuten  und  den  Msalala  töten  darf,  wenn  er  auch  bei  den 
ersteren  ihren  Verwandten  dafür  Ersatz  zu  zahlen,  bei  den 
letzteren  die  Genehmigung:  des  Häuptlings  zuvor  einzuholen  hat. 
Vorsorglicherweise  muss  in  Uganda  der  Mann  bei  der  Werbung  zwei 
Bürgen  stellen  zur  Sicherheit,  dass  er  seine  Frau  nicht  töten  werde. 

Mit  dieser  Allgewalt  des  Mannes  hängt  seine  oft  geübte  Be- 
fugnis zusammen,  die  Frauen  besonders  an  Gäste,  aber  auch  an 
andere  Stammesgenossen  gegen  Entgelt  auszuleihen.  Auch  von  Aus- 
tausch der  Frauen  hören  wir.  Ausserdem  kommt  es  vor,  dass  der 
Häuptling  sich  ein  Hecht  auf  alle  Frauen  seiner  Untertanen  vindiziert, 
wie  in  Uganda  und  ähnlich  auf  den  Marschallinseln,  wo  ausserdem 
der  ältere  Bruder  das  Recht  zum  geschlechtlichen  Verkehr  mit 
den  Frauen  seiner  jüngeren  Brüder  besitzt. 

Folgemässig  bilden  die  Weiber  einen  Teil  der  Nachlassmasse 
des  Gatten  und  vererbeu  sich  auf  dessen  Brüder  und  sonstige  männ- 
liche Verwandte,  ja  mitunter,  wie  bei  den  Msalala  und  Wagogo, 
selbst  auf  die  Söhne4)  ihres  verstorbenen  Ehemannes.  Das  bekannte 
Institut  der  Levirats-Ehe,  in  dem  Koulkr  die  Gtl'enbarwerdung  einer 
bis  dahin  latenten  Gruppen-Ehe  sieht,  andere  nur  einen  Akt  der  Für- 

')  Anders  bei  den  Wapokotno  im  Tana-Gehiet.  wo  die  Kinder  der 
Oberfrau  bevorzugt  sind. 

a)  Von  einem  Sondereigentum  der  Frauen  an  dem.  was  sie  dureb 
Verkauf  und  Lohnarbeit  verdienen,  wird  uns  bei  den  Wascbambala  be- 
richtet. Auch  bei  den  Ündonga  sollen  sie  Eigentum  haben  und  erben 
können,  jedoch  nicht  von  ihrem  Gatten,  da  sie  nicht  zu  seinem  „E/.imo" 
(mütterlichen  Stamm  gehören. 

3I  In  Usambara  können  die  Gläubiger  des  Mannes  seine  Frau  pfänden. 

V)  Bei  den  Batanga-Leuten  wird  die  Krau  Eigentum  der  nächsten 
männlichen  Verwandten  des  verstorbenen  Gatten,  und  die  überlebenden 
männlichen  Verwandten  entscheiden,  wem  sie  gehören  soll.  Bei  den 
Banihara  erbt  der  älteste  Sohn,  welcher  Familienhaupt  wird,  alle  Frauen 
seines  Vaters  und  kann  alle  heiraten,  mir  nicht  seine  eigene  Mutter. 
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sorge  für  die  Kinder  des  Verstorbenen  oder  den  Zweck 
ihm  Kinder  zu  schürten,  stellt  noch  in  voller  Bltlte.  ] 
der  Tag  der  Vollziehung  der  Levirats-Ehe  mitunter,  z. 
Wasrhambala,  ein  Trauertag.  der  ohne  Einladung  um 
begangen  wird.1)  Ja.  nicht  nur  der  Bruder  des  Witwe 
seihst  der  Hruder  des  verstorbenen  Bräutigams  hat  hei  d 
die  Verlohte  zu  heiraten.  Nicht  unerwähnt  map  hie 
wenn  keine  Heilder  des  Verstorhenen  vorhanden  situ 
Waschamhala  der  Enkel  sich  mit  der  Witwe  vermählen 
bedarf  keiner  Schergabc.  um  einer  solchen  Ehe  das  P 
schleuniger  Vergänglichkeit  zu  stellen.  Die  grosse  Frau 
den  Wüsehambala  demjenigen,  der  sie  heimführt,  auch  dj 
verstorbenen  (iatten  mit.  wenn  ihre  Söhne  nicht  erwa 
nicht  erbberechtigt  sind,  da  nur  erwachsene  Sühne  bei  den 
hala  erben. 

Während  sich  die  Männer  die  interessantere  Jap 
Fischfang  vorzubehalten,  auch  wohl  Holz  zu  holen  um 
suchen  pflegen,  mtlssen  die  Frauen  nicht  nur  kochen,  soi 
massig  die  schweren  Ackerbauarbeiten  verrichten,  wesha 
als  Erfinderinnen  des  Ackerbaues  gelten:  ferner  fungieren 
al>  Töpferinnen  und  Korbflec  hteriiinen.  In  hohem  Mafse  1 
für  die  Stellung  des  Weibes  in  Afrika  erscheint  eine  Sit 
in  der  mehrfach  erwähnten  Sammelforsehung  aus  dem  ] 
im  französischen  Sudan  geschildert  wird.  Port  gibt  der 
der  Tochter  eine  kleine  Zürhtiguiigsstaiige  mit  2  Maschen 
mit.  indem  er  sagt,  er  gebe  ihr  das  Eisen,  damit  sie 
Mann  festgebunden  werden  könne,  wenn  sie  nicht  arbeitt 

So  gilt  denn  bei  den  von  uns  erörterten  Stämmen  d 
Paröniie  der  Bogos  im  Norden  Abessiniens  in  dein  Satze 
„Ogheina  wogit  g<-ir.  d,  h.  die  Frau  ist  eine  Hyäne,  was  wi 
bezeichnender  übersetzen  mit  den  Worten:  „die  Frau  is 
ticr",->  und  mau  inü--te  eigentlich  annehmen,  tlass.  wie 
slldslavischen  lfecht>sprichwi»rt  heisst.  alle  vier  Wände  wc 
eine  Frau  geboren  wird:-1)  aber  im  (iegenteil.  unsere  > 

')  Hei  den  Ondonga  werden  nur  die  lläuptlingsfnuicn 
anderen  Frauen   kehren   nach  dem  'Jode  ihres  Mannes  zu  il 
<niiHT.-rlieli.-r  <tamm>  znriick. 

-')  Si.-he  |'..>t.  Afrikanisch«.  Jurisprudenz.  1.  S.  2'.'."). 

•'i  K'n.-nda.  .i    a.  (».  S.  297. 
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sind  praktischer  veranlagt.  In  der  Aussicht  auf  den  zukunftigen 
Brautpreis  feiern  sie  öfter  die  Geburt  eines  Mildchens  mehr,  als  die- 
jenige eines  Knaben.1)  für  den  die  Verwandten  eventuell  noch  den  von 
ihm  zu  erlegenden  Brautpreis  mit  aufbringen  müssen,  wenn  er  heiratet. 

In  innigem  Zusammenhange  mit  der  Verwandtschaft  steht  das 
Erbrecht.  Eetztwillige  Verfügungen  kommen  bei  streng  geschlechter- 
rechtlichen  Organisationen  noch  nicht  vor.  doch  hören  wir  schon  von 
solchen  bei  den  Msalala,'-')  den  Ondonga,  den  YVapokomo  und  Wascham- 
bala; soust  gilt,  wie  in  dem  alten  germanischen  Hecht,  der  Grund- 
satz, dass  nur  Männer  erben,  und  zwar  je  nach  dem  herrschenden 
System  des  Mutter-,  Vater-  oder  Elternrechts  die  Verwandten  aus 
dem  Stamm  der  Mutter,  des  Vaters  oder  beider  Eltern.  Ein  echt 
patriarchalisches  Erbrecht  besteht  bei  den  Bakwiri  und  Amahlubi. 
wo  nur  der  älteste  Sohn  zum  Erben  berufen  wird,  wahrend 
ein  Erbrecht  unter  den  männlichen  Verwandten  nach  Gradesuähe 
bei  den  Msalala  herrscht.  Hei  den  Waschambala  erbt  der  Nächst- 
älteste aus  der  Familie  des  Vaters,  darunter  auch  die  erwachsenen 
Söhne,  dagegen  nie  Schwestersöhne.  Bei  den  YVapokomo  folgt 
der  iiiteste  Sohn,  wenn  er  müudig  ist.  sonst  des  Vaters  Bruder. 
Erst  beim  Verfall  der  geschlechterrechtlichen  Organisation  beginnt 
ein  Erbrecht  der  Frau.:i) 

Die  meisten  der  in  Betracht  gezogenen  afrikanischen  Stämme 
machen  den  Erben  für  die  Schulden  des  Erblassers  haftbar,  oft  alle 
Erben  pro  rata,  manchmal,  wie  die  Waschambala,  nur  denjenigen 
der  den  Erblasser  in  seiner  vornehmsten  Eigenschaft,  der 
Wehrfähigkeit,  fortsetzt,  nämlich,  der  seine  Wallen  erbt.1)  Im 
einzelnen  sind  natürlich  die  Erbfolgeordnungen  Uberaus  verschieden 
gestaltet  "')  und  werden  um  so  verwickelter,  je  mehr  sich  das  moslemische, 
stark  agnatischc  Erbrecht  mit  den  Gebräuchen  der  Eingeborenen 
vermischt.    Es  sei  nur  an  die  Negervölker  im  Sudan  erinnert. 

>)  Z.  B.  bei  den  Msalala. 

-)  Man  befolgt  bei  den  Msalala  dies»«  letztwilligen  Verfügungen  nur, 
wenn  hie  den  Erben  vernünftig  dünken. 

3)  Bei  den  Ondonga,  wo  die  Frauen  selbst  nicht  mehr  vererbt  werden, 
sondern  nach  dem  Tode  ihres  Gatten  zu  ihrem  Ezimo  zurückkehren,  sind 
sie  erbberechtigt. 

*)  Bei  den  Msalala  erlöschen  die  Schulden  mit  dem  Tode  des  Erblassers. 
'')  Z.  B.  erbt  bei  den  Batanga-Leuten  der  zum  Häuptling  Erwählte 
mehr  als  seine  Brüder,  auch  wenn  er  jünger  ist. 
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N  un  den  Instituten  des  Sachenrechts  interessier 
wiegend  das  Kit:'' Ii  tum  und  ;tls  dessen  Krwerhsmittcl  i 
pntion.  i'herall  linden  wir  hier  schon  ein  Imlividtial-Ki 
beweglichen  Sachen,  unter  welchen  man.  ähnlich  wie  sei 
Hreussisciten  Händlerin  j;  I».  I  >.  alle  diejenigen  korperlic 
stände  zu  verstehen  pflegt,  welche  man  forttragen  kann 
beschallet  ihrer  Stihstanz.  al>o  auch  vielfach  die  leicht  ah 
Häuser.1)  Manchen  heiretruen  wir  einem  Sonder-Kijreutum 
irepHanzten  Fnn  htbäunieji.  z.  H.  hei  den  Hakwiri  und  Wa.sc 
l'ie  Jagd  Nt  hei  den  Stilmineii  mit  der  ursprünglichen  Klan 
.frei,  während  da.  wo  sich  ein  mehr  oder  minder  stnrl 
'  lingstum  entwickelt  hat.  das  Wild  und  die  Fische  theo] 
Herrschern  gehören  und  die  letzteren  daher  ihren  Antt 
Heute  beanspruchen.  Hesoiiders  verlaufen  sie  die  Zähne  de 
und  die  Keilern  des  Strausses.  manchmal  aher  auch  da.» 
Löwen.  Ilil HV-ln  und  Panthern  oder  (rar  den  Hinterschiuken 
Strecke  gebrachten  Wildschweins.1)  Damit  kein  Streit 
Kigcntum  hei  der  Heute  entstehen  kann,  werden  in  l 
Kugeln  markiert. 

Audi  hei  dem  «Jiundeigentum  zeigt  sich  ein  w 
I  nterschied.  je  nachdem  ein  ausgeprägt  despotisches  Häuptlin 
nur  die  einfache,  mehr  republikanische  Dorf  Verfassung  he 
ersleren  Kalle  gehört  dem  Häujitlinir  alles  kulturlähige  L: 
dem  Einzelnen  die  Hebauung  erst  zu  gestatten  und  kam 
Erlauhnis  wieder  zurückziehen,  um  das  Land  einem  beliebig« 
zu  überlassen.1) 

')  So  hei  den  M-al;il:i.  <  »nilotiira  und  Wago:ro,  doch  gel 
Waschainbala  als  unbeweglich:  Häuser,  Kett  bestelle,  Herdst 
töpfe.  Schü-seln.  Wasserbehälter.  Von  cini'iii  Vermögen  der  1 
.schaft  boren  wir  bei  ih  n  Wapokomo:  e-  gehört  dazu  alles  dun 
arbeit,  Jagd  und  Fischfang  Krworhene. 

Jl  Hei   ihn   l.atanga-Leiit.-n   soll   <ondcr-igentiiin  auch 
Iegung  eine»  Gurtens  entstehen. 

•;>  So  lici  ih  n  Wasehamliala :  hei  den  Ondonga  gehören  den 
die  Elefanten-  und  Siiati-s.  njai.nl,  erlebte  Löwen  uiul  Leopard 
Wag^go  kommen  ihm  nur  die  Zähne  eines  angeschossenen, 
gefundenen  Klefantcn  zu.  H'  ideii  Hakwiri  gebührt  di<- Beute  allen 

't  So  hei  den  Ondonga.  Msalala.  Wagngo.  Waganda.  Anm 
'•ei  den  MakMs-en  mit  ihr.  in  starken  Ki.nigstum  und  hei  den 
insulanein.  wo  Männer  und  Weiher  überhaupt  alles,  was  si. 
ik-in  Häuptling  erw.-rh.-u. 
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Auf  dieser  Grundlage  hat  sieh  hei  den  Waschambala  ein  feudales 
Krblehnsverhältnis  an  gewissen  Ackerparzellen.  den  sogen.  .Mapisa. 
herausgebildet. 

Bei  {rar  nicht  oder  doch  weniger  entwickeltet'  herrschaft- 
licher Organisation  besteht  das  alte  germanische  Gosamteigentnm 
des  Dorfes  oder  Stammes  an  Land.  Wiesen.  Wald  und  Wasser.1) 

Wo  noch  Überfluss  des  bebauungsiähigen  Grund  und  Bodens 
vorhanden  ist.  nimmt  jeder  das  Terrain,  das  ihm  passt.  „Prior  tem- 
pore, potior  jure".  Er  gilt  als  Besitzer,  wenn  und  solange  er  das  Land 
bebaut.  Wo  jedoch  die  Stämme  schon  wirkliche  Ackerbauern  ge- 
worden sind,  ptlegt  der  Acker  nach  einem  gewissen  Zeitraum 
wieder  verteilt  und  abwechselnd  von  den  Dorfgenossen  besessen 
zu  werden.  -) 

Dass  bei  so  einfachen  Verkehrsverhältnisseu.  wo  die  Natur 
das  zum  Leben  Notwendige,  die  Familie  selbst,  insbesondere 
Weib,  Kind  oder  Sklaven  die  erforderlichen  Arbeitskräfte  liefern 
und  noch  grosse  Bedürfnislosigkeit  herrscht,  das  Ohligntionenrecht 
minder  ausgebildet  ist.  bedarf  keiner  eingehenden  Motivierung.  Ks 
ist  charakteristisch,  dass  die  Hereros  den  Kaufmann  für  einen  Be- 
trüger erachten  sollen,  weil  er  verdienen  will.  Regelmässig  bilden  noch 
Vieh,  Werkzeuge.  Perlen.  Schmuck.  Getreide.  Hausgerät.  Tabak. 
Rum.  Genever,  Muscheln  (Kauri ).:!)  Klfenbein  und  Weiber  die  beliebten 
Zahlungsmittel:  erst  allmählich  gewinnt  infolge  europäischer  Handels- 
beziehungen gemünztes  (ield  seinen  l'inlaiif.  besonders  die  Rupie- 
und  Pesast ticke  in  Ostafrika.  Man  könnte  also  eigentlich  im  Reehts- 
-inne  hier  nur  von  Tausch-,  nicht  von  Kaufverträgen  sprechen, 
wenigstens  dort  nicht,  wo  die  vorerwähnten  Zahlungsmittel  nicht 
einen  bestimmten,  allgemein  anerkannten,  gleichen  Tauschweit  er- 
reicht hüben,  wie  letzteres  z.  B.  bei  den  Waschambala  der  Fall 
sein  soll. 


')  So  bei  den  Wapokomo,  Hereros,  den  Nanias.  wo  aber  derjenige, 
der  einen  Brunnen  gegraben  bat.  das  Hecht  vorzuirsweiser  Kennt/unir  bat. 
Gleichartig  sind  die  Verhältnisse  bei  den  Nissan-Insulanern,  wo  auch  die 
Netze  zum  Einfanden  der  Schweine  und  die  Kaiioes  Dorlcigentum  bilden. 

-)  So  die  Bakwiri,  die  Hereros  und  die  Batanga-Leute. 

H|  Im  Kreise  Kita  haben  ötJUO  Kauri  einen  Wert  von  etwa  bis 
4  Franken;  dort  bildet  die  grosse  Münzeinheit  der  Sklave.  In  Luanda 
find  200  Kauri  eine  Rupie  wert. 

Iahr)iu<  h  «1er  jut»rnat.  Vereinigung.  «.  Md.  .'V.$ 
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I  m  die  Kaufverträge  bindend  zu  machen,  bedarf 
wie  auch  im  alten  römischen  und  dcut.M-hcu  Recht,  gewis* 
eines  Hände>chllttclns  bei  den  Waganda,1)  des  gcineinschaf 
nasses  von  Speise  und  Trank  bei  den  Üatauga-Leuten,  d 
ästhetischen  Auf-die-Erdc-Spciens  bei  den  Msalala,  des  Blut, 
den  Bakwifi  oder  der  an  die  Stipulation  und  die  im  mohamn 
Recht  SO  wichtigen  Sarich-Krklärungen -)  erinnernden  Verbal 
der  Waschambala  mit  der  Frage:  Stimmen  wir  Uberein: 
Vertrage  scheinen  dort  frei  widerruf  lieh  zu  sein.11)  Wir 
schon  von  einer  Anfechtung  der  Kontrakte  wegen  Betraf 
Ruuakn  und  i  tapuku.  und  hei  den  Waschambala  und  M 
GewahrlwsttuigsaitsprUchen  wegen  Mangel  beim  Viehk 
diese   Febler   innerhalb  kurzer  bestimmter  Frist  geragt 

Neben  den  Kauf-  und  Tauschvertragen  gibt  e>  Lcih- 
l'fand-  und  Weide-Verträge,  besonders  Bürgschaften 
wie  Pom  hervorhebt,  in  Afrika  nicht  nur  zivilrechtlicher 
sondern  Uberall  da  verlangt  und  gegeben  werden,  wo  mal 
einer  Sicherheit  bedarf;"')  auch  Schenkungen  kommen  na 
und  wie  der  verarmte  Sc  henker  bei  uns  unter  gewissen  Bedin 
Geschenk  zurtlck fordern  kann,  ist  er  nacb  dem  tiesetz  de 
Leute  befugt,  von  dem  reicher  gewordenen  Beschenktet 
ein  Geschenk  zu  verlangen.  Von  Darlehnen  wird  bei  dei 
Stämmen  nur  auMiahmwcisc  berichtet.  So  Bollen  bei  d 
seit<n  Darlehne  auf  Zinsen  vorkommen,  doch  betragen 

meist  den  Wert  der  geliehenen  Summe  ") 

')  Der  gleiche  Brauch  wird  uns  von  den  Bamham  in  den 
Staaten  berichtet. 

*)  CTr.  Fat  Konicas,  (Jaivemlet  Obligationenreeht,  s.  it. 

3)  So  hei  den  OinhuiL'a.  wo  man  überhaupt  keine  Fori 
VertrairssohluhH  kennt;  doch  sollen  Schenkungen  hier  meist  un 
sein.    Bei  den  Batansra-Leuten  macht  auch  Zahlung  eines  Teil- 

preises  den  Vertrag  unwiderruflich. 

H)  Bei  den  Msalala  sollen  keine  Uürtrsihaften  bestehen. 

5)  Post,  Afrikanische  Jurisprudenz,  II.  s.  187.  Cfr.  hiei 

den  Waschambala  haftet  der  Bfirge  nicht  flir  die  Verhindlic 
Hau  ptse.hu  hl  ners.  sondern  hat  den  letzteren  nur  zur  Zahlung 
bleibt  sein  Bemühen  erfolglos,  so  ist  er  frei.  Die  r.iir<>chaft  I 
nur  das  Versprechen  der  Leistung  eines  Dritten. 

6)  Dagegen  wird  uns  von  den  Dlaklte  Sarakolesca  mit: 
«io  stets  bereit  sind,  gegen  hohe  Zinsen  zu  boriren. 
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Wo  die  Karawanen  das  Land  durchziehen  und  ihre  Bedeutung 
für  Handel  und  Verkehr  erkennbar  geworden  ist,  z.  B.  in  Usambara, 
pflegen  Sonderbestimmungen  zu  Gunsten  der  Triller  zu  bestehen.1) 

Dass  für  die  Schulden  aus  Obligationen  regelmässig  die  Familie 
oder  wenigstens  die  nächsten  Verwandten  mithalten,  erklärt  sich  aus 
der  geschlechterrechtlichen  Anschauung,  wonach  der  Kinzelne  in  der 
Sippe  verschwindet  und  das  Vermögen  der  Familie  gehört. 

Ausser  den  durch  Vertrag  entstehenden  Ansprüchen  spielen 
die  ausserkontraktlichen  Forderungen  eine  nicht  unerheb- 
liche Rolle. 

Es  mag  hier  mit  wenigen  Worten  der  Ansprüche  aus  dem 
nichtehelichen  sexuellen  Verkehr  gedacht  werden.  Trotzdem  man  in 
Afrika  im  allgemeinen  der  Defloration  gegenüber  sehr  tolerant  ist, 
finden  wir  doch  schon  das  Prinzip  des  aut  duc  auf  dota2)  bei  den 
Waschambala,  auch  muss  dort  der  Stuprator  dem  späteren  Ehemann 
zwei  weibliche  Ziegen,  dem  Vater  des  Mädchens  einen  Ziegenbock 
und.  wenn  der  Umgang  folgenreich  war,  der  Frau  selbst  einen  Ziegen- 
bock, den  sie  verspeist,  liefern.  Wird  der  Stuprator  in  flagranti 
betroffen,  hat  er  sogar  zwei  Kühe  und  einen  Bullen  zu  verabfolgen. 
Wer  bei  den  Ondonga  ein  noch  nicht  in  dem  Ohango,  der  oben  er- 
wähnten Laubhüttenanlage  zur  Jungfernprobe,  gewesenes  Mädchen 
schwängert,  muss  die  Verwandten  der  letzteren  für  die  procuratio 
abortus  entschädigen.")  Bei  den  Wagogo  muss  der  Schwängerer 
die  Frau  während  der  Schwangerschaft  ernähren  und  ihr  schliesslich 
noch  5  Ziegen  und  1  Kuh  zahlen.4)  Wenn  bei  den  Msalala  ein  in 
sogenannter  Kuyanzwa-Ehc.   d.  h.  eigentlich  nur  im  Konkubinat 

')  Dieselben  dürfen,  wenn  sie  Eingeborene  sind,  überall  von  den 
Feldern  nehmen,  wessen  sie  zu  ihrem  Unterhalt  bedürfen,  dafür  können  sie 
zwar  von  den  Besitzern  der  Felder  gezüchtigt,  doch  nicht  vor  Gericht  ge- 
stellt werden. 

a)  Ähnlich  auch  die  „dot  d'eqnivalence",  welche  in  den  Sansanding- 
Staaten  bei  außerehelichem  Beischlaf  gezahlt  wird. 

3)  Bei  den  Wagogo  gehört  das  erwachsene  Kind  dem  ausserebelicben 
Vater,  wenn  er  der  Mutter,  wie  oben  erwähnt,  eine  Kuh  und  5  Ziegen 
gibt,  sonst  verbleibt  es  der  Mutter. 

«)  Bei  den  Amahlubi  in  Kaplaud  wird  für  Entführung  und  Xot- 
züchtigung  einer  Jungfrau  ein  Preis  von  10  Ochsen  gezahlt,  der  sich  auf 
2  Ochsen  vermindert,  wenn  der  Stuprator  das  Mädchen  heiratet.  Bei  den 
Wapokomo,  Herero  und  Amahlubi  werden  auch  für  den  Bruch  der  Verlobung 
Bussen  gezahlt. 
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Ii  bender  Mann  das  Ix  t tt  rti  ii.l«'  Weib  mIiwüii^  i  t.  tau.-«.-,  er  i 
der  Krau  <  im-  Kut-»  hii.liLrunir  zahlen.  Ebenso  besteht 
brurh  gemeiniglich  ein  Kntx  hädiguiigsaiispi  uch  des  F.henia 
c-  wird  mit  solchen  Aiisprlli  hen  wohl  ein  s<  hwunghaftcr  ] 
trieben.  Man  fasst  derartige  Vorkommnisse,  entsprechend 
liehen  Würdigung  des  W.-ibes,  als  .'ine  \\  i -rt  Verminderung 
olnekts  auf.1! 

Hei  lm-cn  ii  Völkern  ptlegcn  übrigens  die  unehelich, 
einer  unverheirateten  Frau  dem  Erzeuger,  diejenigen  f 
heirateten  Flau  drin  Ehemann  der  letzteren  zu  gehören, 
hei  den  WuM-liaiuliala  und  Batungn-Leut< n.  und  ist  ihre 
derjenigen  der  ehelichen  |>es/endenz  gleich,  denn  sie  besit: 
gleiche  Arbeitskraft,  und  darauf  kommt  es  dort  hauptsä 
Wir  sind  hier  also  weit  entfernt  v«>n  den  ( iehräuchen  der  i 
afrikanischen  Völker,  wie  der  Beduinen  am  mten  Meer,  dei 
der  Maria  in  Abessinicn.  der  l'.en  Amern  in  Nuhien.  welc 
Ii«  he  Kinder  samt  ihrer  Mutter  oft  in  grausamster  Weise  um 
Nur  vnn  den  Ondonga  wird  berichtet,  dass  die  Kinder  ik.cI 
„Ohang.i-4  gewesener  Mädchen  getötet  werden,  und  d:iss.  wei 
Waschambnla  der  F.hemaiiii  das  außereheliche  Kind  seiner  ] 
aN  das  seine  annehmen  will,  du-vlbe  gleichfalls  meist  gel 

')  Bei  di  u  Odonga  hat  der  Khehre«  h<  r  1  Kind  an  ibi 
zahlen,  hei  den  Wagogn  ö — tt  Ziegen :  der  auf  frischer  Tat  Krtü 
bei  den  W.ischambala  2  Külns  und  1  Bullen.  Erwähnt  mag  Iii 
dass  auf  den  Marschallinseln  Ehebruch  mit  dir  Frau  eines  ] 
Todesstrafe  nach  sich  zieht  und  der  beleidigte  Häuptling  oft 
ih  n  Tater.  sondern  dessen  ganze  Familie  umbringt,  während 
unter  d-  r  übrigen  Bevölkerung  daselbst  nicht  strafbar  sein  sol 
ein  Häuptling  selbst  mit  der  Frau  eines  anderen  Häuptlingen 
so  entsteht  Krieg  <>b  auch  der  Fhemann,  welcher  seine  Frau  1 
ihr  eine  Bu«se  zahlen  muss,  sagen  die  Berichterstatter  der  du 
zu  Grunde  gelebt, .„  Enquete  nicht  ausdrücklich.  In  dem  Werk  > 
und  Vii.i.ami  u:  L»-s  C.iititme-  indigi  u>  s  de  la  t'ote  d'lvoire. 
S.  IHM.  lnl  von  den  Agni  in  Baule  und  Indenie  ci/.ählt,  da 
tauschte  Frau  eine  Entschädigung  "der  ein  (.ie.scln.-nk  fordern  kam 
der  Mann  in  Indenie  sich  die  Befugnis  dauernden  Verkehrs 
Mahres«.-  erkauft 

-)  Vergl.  I'i'.ist.  Ethnotog  Jurispr.  II.  S.  IS  .  .  Bei  den 
sollen  uneheliche  Kinder  kein  volles  Erbrecht  haben:  auch  auf  ■ 
.Vis-si-Üe  und  Mayntle  sind  unehrliche  Kinder  von  der  Erbfolge  ausg. 
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da  der  aussereheliche  Erzeuger,  der  das  Kind  dann  behalten  muss 
es  keiner  seiner  Frauen  proben  darf. 

Bei  Beschädigungen  durch  Wo i dotiere  haltet  der  Hirt.1) 

Verjährung  scheint  nicht  bekannt  zu  sein. 

Auf  dem  tiebiet  des  St  rat  rechts  steht  im  Vordergründe  die 
Klüt  räche,  ein  Institut,  welches  allen  Völkern  der  Erde  in  jener  Zeit 
gemeinsam  gewesen  zu  sein  scheint,  als  sie  in  streng  gesehlechter- 
rechtlichor  Organisation  lebten,  und  bei  der  Schwäch»  oder  dem 
gänzlichen  Mangel  einer  Uber  den  Geschlechtern  stehenden,  die 
Einzelnen  schützenden  Gewalt,  die  Erhaltung  der  tieschlechter  in 
ihrer  alten  Stärke  zur  Sicherung  des  Individuums  wesentlich  war. 

Wir  rinden  aber  bei  den  Völkern  der  deutschen  Schutzgebiete 
Afrikas,  entsprechend  ihrer  gesellschaftlichen  Verlassung,  die  Blut- 
rache schon  erheblich  gemildert.  Sie  ist  vereinzelt,  sogar  bereit> 
ganz  verschwunden,  wie  bei  den  Wagogo.  sonst  aber  eng  verquickt 
mit  dem  Kompositions-Svstein  und  einer  Art  öffentlichem  Häuptling-- 
strafrocht. 

Man  kanu  wohl  behaupten,  dass  in  den  uns  beschäftigenden 
Gebieten  Tötung  eines  Geschlecht  sgenossen  mit  wenigen  Aus- 
nahmen durch  Zahlung  eines  Blutpreises  silhnbar  wird,  sei  es.  dass 
die  verletzte  Familie  in  jedem  Falb1  diesen  Blutpreis  nehmen  und 
die  Hache  ruhen  lassen  muss,  oder  dass  sie  zur  Annahme  des  lilut- 
preises  wenigstens  bei  der  Tötung  einer  Frau  gezwungen  ist,  wie 
bei  den  Ondonga.  sei  es.  dass  die  Familie  zwischen  der  Annahme 
des  Blutpreises  und  der  Vollziehung  der  Hache  wählen  darf,  wie  z.  B. 
bei  den  Wapokomo.  sei  es.  dass  die  Hache  nur  gegen  einen  Stamm- 
fremden  geht*-)  oder,  wie  bei  den  Msalala.  eintritt,  wenn  die  Zahlung 
des  Blutpreises  verweigert  wird,  oder  dass  endlich,  wie  bei  den 
Waschambala.  der  Häuptling  entscheidet,  ob  mau  sich  mit  dem  Blut- 
jireis  zu  begütigen  oder  der  Hache  Fortgang  zu  geben  hat.  Objektiv 
geht  die  Blutrache  regelmässig  als  Gruppenraehc:l)  nicht  nur  gegen 

')  So  bei  den  Waschambala. 

')  So  bei  den  Waschambala  und  Bakwiri,  auch  auf  Nossi-Bc  und 
Mayotte. 

3)  Bei  den  Waschambala  geht  die  Blutrache  auch  ire-reu  das  Weib 
des  Schuldigen.  Seine  Kinder  werden  als  Sklaven  fortgeführt.  Von 
den  Bewohnern  der  Nissan-Inseln  in  Ozeanien  wird  uns  berichtet,  dass  die 
Blutrache  gegen  die  Verwandten,  Dorf-  und  Bezirksgenossen,  einschliesslich 
Weiber  und  Kinder  des  Mörder«  geht  und  subjektiv  zu  ihr  die  Verwandten, 
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den  Schuldigen,  sondern  auch  gegen  Mitglieder  seiner  Fa 
haupt.  doch  sind  Weiber  und  Kinder  im  allgemeinen  v 
inuli  passiv  an  dem  Racheakt  beteiligt.  So  auch  hei  den  y 
hei  den  Ondonga  hat  die  Blutrache  einen  gewissen  Tal ion 
es  gilt  das  Prinzip:  Mann  gegen  Mann,  Weih  gegen  \ 
gegen  Kind.  Fllr  den  Blutpreis  halten  regelmässig  die  ^ 
des  Taters  mit. 

Die  Blutlehde  wird  wie  ein  „wahrer  Oeschlechterki 
einen  Friedensschluss  in  der  Volksversammlung  beendet.1)  in 
wenn  auf  beiden  Seiten  dieselbe  Zahl  von  Opfern  gefallen 
schlechter  also  gleichmässig  geschwiieht  sind,  z.  B.  hei  de 
Leuten.  Die  uns  aus  den  Indianergeschichten  unserer 
wohlvertraute  Friedenspfeife  Übt  dabei  auch  mitunter  in  A 
bei  den  Ondonga,  ihre  versöhnende  Mission. 

Auf  Verbrechen,  die  sich  gegen  die  Gesamtheit  ri 
Verrat.  Friedeiisbruch.  aber  auch  Zauberei  und  das  Afrika 
I  »elikt  des  Zurückhaltens  von  Hegen,  steht  Todesstrafe.-)  Wi 
Kuropa  über  diesen  Hexen-Aberglauben  milde  denken  mll 
wir  uns  erinnern,  dass  noch  am  21.  Januar  1710  zu  WO 
Subpriorin  des  Klosters  zu  InterzeU,  Maria  Renata,  nach 
I'rozess  als  Hexe  enthauptet  wurde,  ja  im  Jahre  des 
Fischer  auf  der  Insel  Heia  eine  vermeintliche  Hexe  der  V\ 
unterwarfen  und,  als  sie  nicht  untersinken  wollte,  gev 
t  renkten. 

Die  Wasehambala  unterx  heiden  sc  hon  schweren  un 
Diebstahl   und   verstehen  unter  dem  ersteren  hexmders 
«liebstahl.    Mitunter  wird  auch  Diebstahl  mit  dein  Tode  1 
ferner  schlechte  Behandlung  der  Kitern  durch  die  Kinder 

die  Dorf-  und  die  KcairksgcnosHen  des  Getöteten  verpflichtet 
nuchdem  der  eine  Teil  Hache  geübt  hat.  zahlt  er  dem  ander 
leirung  der  Fehde  den  Klutpreis,  dessen  Annahme  al>er  abgelehnt  w 
')  Nicht    bei    den  Waschanibala.  dort   grüssen    die  Pi 
einander. 

-)  So  bei  «len  Wa^ogo.  Hei  dm  Ondonga  sollen  Verra 
l»rncli  und  Dieb-tahl  Überhaupt  nicht  bestraft,  nur  muss  das 
zurückerstattet  werden.  Hei  den  Wasehambala  müssen  die  lläi 
ihrem  Amtsantritt  versprechen,  Regen  zu  machen.  Die  \\ 
nntervcheiden  auch,  ob  die  Zauberei  gegen  einen  Feind,  oder 
Bosheit"  geschah.    Im  ersteren  Falle  ist  sie  straflos. 
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holten  Rückfalle  bei  den  Bakwiri  oder  die  Notzucht  der  Frau  eines 
grossen  Häuptlings  bei  den  Msalala,  endlich  Abtreibung  bei  den 
Ondonga.  Die  Vorschrift  der  12  Tafeln,  welche  wir  auch  im  Fetah- 
Xegest1)  wiederfinden,  und  nach  welcher  der  Ertappte  für  nocturnus 
getötet  werden  konnte,  besteht  ebenfalls  bei  den  Wagugo.  In  der  Art 
der  Vollziehung  der  Todesstrafe  herrscht  eine  grosse  Mannigfaltigkeit. 
Wir  hören  von  Tötung  durch  das  Schwert,  durch  Ersticken.  Hinab- 
stürzen vom  Abhang,  wie  einst  in  Rom  vom  Tarpojischen  Fels.  Sonst 
werden  alle  anderen  Straftaten,  unter  ihnen  Körperverletzung. 
Menschenraub.  Verkauf  in  die  Sklaverei.  Inzest,'-)  Abtreibung, '')  Ehe- 
bruch und  Verleumdung,  mit  Hussen  gesühnt,  die  manchmal,  wie  in 
alten  germanischen  Gesetzbüchern  ganz  genau  normiert,  nach  Alter, 
Stand  und  Geschlecht  des  Verletzten  verschieden  sind  und  aus  den 
oben  erwähnten  Zahlungsmitteln  der  betreffenden  Länder  bestehen. ') 

Bildet  die  Busse  auch  nach  aussen  hin  ein  Ganzes,  so  wird 
sie  doch  juristisch  aus  einzelnen  Posten  summiert.  Beispielsweise 
zahlt  bei  den  Wagogo  derjenige,  der  aus  einer  Herde  eine  Ziege 
stahl  und  im  Walde  verzehrte.  5  Ziegen,  und  zwar  eine  für  das 
Messer,  mit  dem  er  das  Tier  tötete,  eine  für  das  Feuer,  in  dem  er 
es  briet,  eine  für  die  Stöcke,  mit  denen  er  das  Fleisch  zum  Braten 
Itefestigte,  eine  für  die  grünen  Bliltter,  auf  die  er  das  Fleisch  legte, 
und  eine  für  die  Ameisen,  die  das  Blut  tranken. 

Bei  den  Waschambala  begegnen  wir  der  mit  der  sozialen 
Position  der  Frau  nicht  im  Einklang  befindlichen,  aber  vielleicht 
aus  ihrer  Eigenschaft  als  Wertsache  erklärlichen  und  aus  einzelnen 
deutschen  Volksrechten  bekannten  Erscheinung,  dass  die  Frau  ein 

')  Vergleiche  die  Abhandlung:  Die  Italienische  Kolonialgesetzgebuug 
in  Erythräa.  von  Gianturco,  iu  diesem  Jahrbuch.  S.  527. 

*)  Blutschande  wird  bei  den  Waschambala  nicht  bestraft. 

8)  Bei  den  Msalala  wird  diejenige  Person,  welche  einer  weiblichen 
Pereon  die  Frucht  abtreibt,  mit  einer  Busse  belegt,  dagegen  erhält  die 
letztere  nur  eine  Rüge. 

*)  Her  Koran  enthält  auch  eine  genaue  Festsetzung  des  Wehrgeldes. 
Bei  den  Ondonga  ist  der  Preis  für  das  Ausschlagen  der  Augen  höher  als 
der  Preis  für  Tötung,  weshalb  diejenigen,  welche  einen  anderen  de*  Augen- 
lichts berauben,  ihn  sofort  zu  töten  pflegen.  Bei  den  Wagogo  sind  die 
Bussen  nach  dem  Vermögen  des  Schuldigen  abgestuft.  Bei  den  Waschambala 
zühlt  der  Verleumder  keine  Busse,  die  öffentliche  Anerkennung  seiner  Un- 
schuld inuss  dem  Verleumdeten  genügen. 


f>20 


MitleiluiiL'.n. 


Ii«'Ih  i  c-  Wi  ln  ^i  ld  hat.  als  dt  r  Mann  '  i  Hei  Nichtzahlung 
tritt  Sclinldsklavnei  ein.  /..  15.  hei  den  Waschainbala. 

Nach  der  .-in  realistischen  Auffas«uti<;  unserer  Stä 
mehrfach  m«  Ii  dir  Tat  an  sich  bestraft,  f.lntt-  Ii (U-ksii-lit  auf  ih 
ohne  l  iitn  sc  liii'd.  oh -sie  absichtlich  oder  zulallip  gescha 
Tater  zui  ochnuntrs-  oder  ntixuitv  hiiun^-f iihiir  war.  -')  Selbs 
si  hlii— >t  die  Straff  nicht  aus:  indessen  hei  den  Wapiti. 
\Va|Hikiiiii<i  und  Waschainbala  differenziert  man  nach  der 
Kichtun»-  das  l'n.  il.  Au.  Ii  kommt  noch  .'in»'  IJestrafuntf  \ 
vor.  So  werden  In  i  den  Msalala  Haustiere,  die  einen 
töte»,  wii  dei-  irrtr-k't.  wie  im-  ein  gleiches  auch  von  den  I 
der  Ni— an-Iiisrlii  im  ] 5 i>nt;i i <k-.\ i ehijHl  berichtet  wird. 

l'llr  das  Verfahren  gilt  als  oberster  Orundsatz  in  A 
früher  allgemein  und  ihm  Ii  heut  bei  uns  im  Zivilprozess: 
Klr.^i  i .  da  kein  Richter.  Her  I'iozes-  ist  ein  Kampf  der 
Im  übrigen  lehnt  sich  da>  < uiiehtsverfahrcu,  worauf  P< 
hiiiure\\ 1  ie.se n  hat.  an  die  soziale  <  h  yanisation  der  betreffend 
an  und  von  dieser  hängt  daher  auch  die  Beteiligung  der  I 
an  der  Rechtspflege  alt. 

Haid  als.,  sind  die  Letzteren  allein  die  Richter,  wi 
M-ahtla.  bald  präsidieren  sie  nur  den  Volks-  oder  Alt« 
Sammlungen,  in  denen  der  I'iozes-.  sich  abspielt,  wie  bei  den 
oder  >ie  haben  die  entscheidende  Stimme  im  urteilenden  M 
wie  bei  den  Oudoiiga.  Hie  Verhandlung  selbst  wird  ganz 
modernen  I'rinzip  der  Mündlichkeit  und  Öffentlichkeit  b 
Beide  Teile  werden  gehört  und  wird  sofort  der  Beweis  d 
iiohmiing  der  Augenzeugen  erhohen,  die  allerdings  öfter 
sein  sollen,  wie  die  Richter.  ■)    l  ud  was  der  Nama  Von  s, 

')  Das  Wchrevld  der  Frau  betraft  bei  den  Waschainbala 
disj,  ihm,,  des  Mannes  nur  HS  Rimler:  von  diesem  Blutpreis  de 
kommt  der  Ehemann  aber  nur  eine  Kuli,  das  f  hrige  ireht  ai 
wandten  der  Fr.m.  dm  Häuptling  und  seine  He. unten. 

*)  Hie  RataiiL'a-Leitte  verstellen  nicht  einmal  den  Begi 
Die  Waschambala  berücksichtigen  zwar  die  (nzurcchnungsfähii 
wird  ein  Wahnsinniger,  welcher  einen  anderen  getötet  hat.  weg« 
gcfährlichkeit  w  ieder  getötet,  sonst  wird  eine  au»  Zufall  betrank 
bestraft,  aber  nicht  mit  dem  Tode.  Her  in  Notwehr  Handelnde 
nicht  bestraft.  Es  soll  hier  erwähnt  werden,  dass  auch  die 
iiisulaner  die  Tat  an  sich  bestrafen. 

;'|  Von  systematischem  Richterkntif  wird  uns  bei  den  Wagog« 
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setz  sagt,  es  sei  krumm  wie  ein  Kudduhorn.  gilt  natürlich  aueh  viel- 
fach für  die  Eechtsübung  der  anderen  afrikanischen  Völker.  Da- 
neben kennt  man  noch  als  Beweismittel1)  das  Gottesurteil,  den 
Keinigungseid-)  und  das  Geständnis,  zu  dessen  Herbeiführung.  be- 
sonders bei  dem  Delikt  der  Behexung,  die  Tortur,  z.  B.  bei  den 
Ondonga,  angewandt  wird.1)  Als  Ordal  ist  noch  bei  den  Bakwiri 
beliebt  die  Giftprobe,  der  sich  beide  Teile  unterwerfen,  und  bei  der 
nur  als  unschuldig  gilt,  wer  das  getrunkene  Gift  wieder  ausbricht 
Eine  etwas  abgeschwächte  Form  der  Gift  probe  wird  uns  von  den 
Batanga-Leuten  berichtet.  Dort  sagt  der  Angeschuldigte:  „gib  mir 
einen  Trunk"  und  dann:  ..nicht  diesen,  sondern  einen  andern".  Darauf 
erklären  die  Leute:  „aha,  du  bist  schuldig".1) 

In  sehr  verderblicher  Weise  mischen  sich  die  Fetisch-Priester 
in  die  Strafrechtspflege.  Besonders  beim  Tode  eines  Iläuptlinges. 
der  nach  Vorstellung  jener  Stämme  niemals  auf  natürliche  Weise 
stirbt,  bezichtigen  sie  ihnen  verhasste  Personen  des  Giftmordes  und 
werden  die  Beschuldigten  dann  getötet.*') 

Bei  den  Msalala  entscheiden  die  Zauberer  auch,  ob  eine  Person 
der  Zauberei  schuldig  ist.    Andererseits  dienen  die  Zauberer  wohl  als 

')  Bei  den  Waschambala  wird  tl«*m  auf  frischer  Tat  Ertappten  ein 
l'fand  abgenommen,  das  als  Beweismittel  vor  Gericht  dient. 

2)  So  bei  den  Waschambala:  Wenn  der  Angeklagte  schwürt,  er  sei 
es  nicht  gewesen,  ao  glaubt  das  Volk,  dass  er  in  Krankheit  verfällt  und 
dann  alles  ircsteht,  wenn  er  früher  gelogen  hat. 

-1)  Bei  den  Xainas  werden  zur  Hcrheiführunir  eiios  .schnelleren  Ge- 
ständnisse* dem  Angeschuldigten  öfter  n  10  Hiebe  versetzt.  Bei  den 
Waschambala  wird  der  dringend  verdächt iire  Angeschuldigte,  wenn  er  sein 
Alibi  nicht  nachweisen  kann,  seines  Besitzes  beraubt  und  gebunden,  bis 
er  gesteht,  falls  er  nicht  den  in  Anm.  2,  oben  erwähnten  Reinigungs- 
eid leistet. 

<)  Es  mag  bemerkt  werden,  dass  nach  den  Berichten  der  mehrfach 
erwähnt« 'Ii  Enquete  auch  bei  niiiselmännischen  Stämmen  in  Afrika,  so 
z.  B.  den  Diakite-Sarakolesen  im  Sudan,  für  Diebstahl  eine  Feuerprobe 
vorkommt,  bei  welcher  der  Ankläger  und  Angeklagte  die  Zunge  mit  einein 
heilen  Eisen  berühren.  Derjenige,  dessen  Zunge  dadurch  eine  Verletzung 
erleidet,  wird  der  Läge  für  überführt  erachtet.  Ferner  besteht  auf  den 
InHein  Nossi-B*'-  und  Mayotte  die  nur  bei  Königen  keine  Anwendung  findende. 
Probe  de»  „Tanguin"4,  den  beide  Teile  trinken  müssen.  Ein  Zauberer  be- 
reitet das  Getränk.  Der  Sieger  verlangt  80  Piaster  Belohnung  dafür,  dass 
er  sich  der  Probe  unterzog. 

"")  So  wird  uns  von  den  Batanga-Leuten  und  den  Msalala  beliebtet. 
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eint'  Art  Kriminalpolizei,  weicht'  die  Diebstähle  aufsj> 
den  Waschnnihaln. 

Ein  Kontumazial  verfahren  haben  die  Ondon^ 
Gegner  des  Klägers  auf  dessen  Aufforderung  nicht  v< 
scheint,  wird  angenommen,  dass  er  sich  für  schuldig  ( 

I  >er  Instanzen/  n  g  geht  da.  wo  da*  Land  in  I  »örfei 
mit  Häuptlingen  und  einem  OhcrhUuptling  an  der  S 
von  dem  Dorf-Häuptling  an  den  Bezirks-Häuptling  un 
an  den  Herrscher.1)  Die  Häuptlinge  verlangen  auch 
Vieh  bestehenden  Gerichtskosten  und  einen  Teil  der  liu 
einen  Teil  der  letzteren  beansprucht  die  Gericht  1 
Sammlung,  welche  meist  diese  Kosten  und  Bussen  sugh 
Hei  den  Waschambala  zieht  der  Häuptling  sogar  das  ' 
aufgrund  des  Fr  teils  Getöteten  ein;  Weib  und  Kind 
werden  seine  Sklaven,  doch  bleibt,  wenn  der  Mann  ' 
hingerichtet  ist.  seine  Krau  frei  und  werden  nur  seine  Ki 
Berufsmässige  Fürsprecher  vor  Gericht  gibt  es  no< 
kann  man  sich  von  redegewandten  Genossen  und  Freund« 
lassen,  z.  Ii.  bei  den  Waschambala.-)  Die  Vollziehtn 
wird  entweder  dem  Kläger  selbst  überlassen,11)  oder  es 
besondere  Beamte  betraut.')  Die  Zwangsvollstrec 
Schulden  ist  manchmal  von  der  Gewährung  einer  Zah 
hängig.'')   Auch  finden  wir  die  Sitte,  dass  der  Häuptlin, 

'l  Z.  H.  den  Waschambala,  wo  der  Häuptling  von  Wi 
ist.  Bei  den  Hw'nw  gilt  das  Recht  des  Starkern.  Ist  d 
mächtig  genug,  nimmt  er  sieh  selbst  sein  Hecht,  sonnt  brin 
vor  einen  Höheren  und  so  fort.  Bei  den  Msalala  üben  d 
nur  insoweit  Justiz,  als  sie  von  den  Häuptlingen  dazu  beau 
Kin  eigenartiger  lnstanzenzug  wird  uns  auch  von  den  Diakite- 
Sudan  berichtet.  Man  appelliert  in  infinilum  von  einem  Kadi ; 

-)  Es  wird  uns  berichtet,  dass,  als  die  Könige  der 
wirkliche  Macht  besaasen.  es  eine  Klasse  von  Leuten  dort 
der  Rechtspflege  besonders  vertraut  waren  und  deren  Wörde 
Heute  soll  diese  Wiirde  nur  noch  dem  Namen  nach  besteht 

'■')  S«  bei  den  Batanga-I.euten. 

*i  So  wird  mit  Vollziehung  der  Todesstrafo  bei  den 
eine  lVrsou  besonders  beauftragt,  bei  den  3Isala)a  lässt  der  Ha 
durch  seinen  Sklaven,  den  er  gerade  mit  sich  fahrt,  vollstr 

5)  So  inus*  in  l'samhara  der  Gläubiger  einen  Monat 
urteihing  warten.  Iiis  er  zur  Pfändung  schreiten  darf.  Be 
muss  die  Volksversammlung  erst  die  Genehmigung  zur  Pf 
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des  Gläubigers  die  Schulden  seines  zahlungsunfähigen  Untertanen  oder 
die  Busse  desselben  begleichen  muss,  wofür  der  Schuldner  dann  bei 
dem  Häuptling  als  Sklave  die  Schuld  abzudienen  hat.1)  Unter  dem 
stärker  ausgeprägten  Absolutismus  der  Waschambala-  und  Ondonga- 
Häuptlinge  besteht  ein  A  sy  1  rech  t  für  flüchtige  Verbrecher  und  Sklaven 
bei  den  Häuptlingen,  was  allerdings  insofern  bei  den  Waschambala 
eine  Beschränkung  findet,  als  der  Häuptling  den  zu  ihm  fliehenden 
Verbrecher  töten  muss.  wenn  ein  nur  mit  dem  Tode  zu  sühnendes 
Delikt  vorliegt,  Das  ganze  Volk  beteiligt  sich  oft  an  den  Gerichts 
Verhandlungen,2)  und  man  wettet  nicht  nur  Uber  den  Ausgang  des 
Rechtsstreits,  sondern  man  bezahlt  sogar  die  Wetten  ohne  Hinter- 
legung, was  in  Europa  nicht  immer  vorkommen  soll. 

Schon  dieser  flüchtige  Streif  zug  in  einen  so  beschränkten  Kreis 
des  Eingeborenenrechtes  wird  gezeigt  haben,  dass  es  im  hohen  Mafse 
wünschenswert  ist,  wenn  Juristen  und  Ethnographen  gemeinschaftlich 
weiter  an  der  Aufhellungjener  Institutionen  arbeiten.15)  Von  besonderer 
Wichtigkeit  aber  scheint  es,  dass  diejenigen  Beamten,  denen  die 
Verwaltung  der  Kolonien,  insbesondere  die  Rochtsflege  Uber  die  Ein- 
geborenen anvertraut  ist,  sich,  schon  ehe  sie  ihre  verantwortliche 
Stellung  antreten,  soweit  als  möglich  Uber  die  Rechtsbräuche  der 
Eingeborenen  unterrichten.  Wird  man  doch  auch  nicht  einen  Arzt 
hinausschicken,  der  nicht  schon  hier  das  Wesen  der  Tntpenkrank- 
heiten studiert  hat,  Man  müsste  nach  der  diesseitigen  Auffassung 
Lehranstalten,  die  sich  mit  der  Ausbildung  der  Kolonialbeainten 
befassen,  wie  etwa  in  Berlin  das  Seminar  der  orientalischen  Sprachen 
Kurse  über  die  Eingeborenenrechte  angliedern.  Die  Kollegien  Uber 
vergleichende  Rechtswissenschaft  an  der  Universität  lassen  eine 
spezielle  Behandlung  gerade  der  die  Kolonialbeainten  interessierenden 
Kechtsbräuche  der  Eingeborenen  in  den  Schutzgebieten  nicht  zu. 
Es  wird  aber  auch  Sache  der  Regierung  sein,  nicht  nur  zur 
Förderung  der  Wissenschaft  daheim,  sondern  auch  im  wohlverstandenen 

')  So  bei  den  Waschambalu,  wo  um  grösserer  Schulden  willen  auch 
die  nächsten  Verwandton  deB  Schuldners  gepfändet  werden  und  eventuell 
CeL'on  Tacrelohn  als  Sklaven  die  Schuld  abarbeiten  müssen. 

*)  Z.  B.  bei  den  Wagoiro,  den  Wairanda,  den  Waschambala,  dagegen 
nicht  hei  den  Ondonga  und  Ainahlubi. 

3  Vergl.  Anwälte  und  Kolonien  von  Bojunga.  Juristische  Wochen- 
schrift 1902.  S.  tJ47. 
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Jnteiose  der  Kolonien  St  ilist  mit  starker  Hand  die  Sammlung  des 
Material  zu  unterstützen.  Schon  liefen  bemerkenswerte  Versuche 
anderer  Staaten  in  dieser  Hinsicht  vor.  so  die  britische  Sammlun-r 
des  Katfernrcchts  und  die  in  einem  stattlichen  Hände  vereinigten 
Arlieiten  der  von  Frankreich  durch  Dekret  vom  14.  Kehruar  11*01 
für  die  Klfeiiheinkllste  ins  Lehen  gerufenen  Kommission,  welcher  die 
Aut^ahe  zu  teil  winde,  „de  ivunir  et  de  codifier  les  coutumes  en 
usajre  di'vant  le>  jnridictioi»  indi-renes  de  la  Colonie".1)  Erwähnens- 
wert i*f  auch  die  ZusummeiMeliun^  der  Kin<rebornenreehte  in  den  i'Ur>t- 
li(  heu  lie/irkeu  .Javas,  wo  die  Niederländer  den  einheimischen  Hcj:euten 
die  J urisdiktinn  nach  ihrem  Hechte  belassen  Italien.  Diese  Oundau«:- 
(»undan-r  genannte  ZusaiiimonlasMin>;  geschah  unter  der  Leitung:  der 
niedei  Kindischen  l.eamteii. 

l'.oteht  aher  ei  >t  eine  vollständige  Sum in  1  un ^  der  Hecht  >- 
brauche  der  Kiup-hnrenen  unserer  Schutzgebiete,  dann  wird  man 
auch  dem  Gedanken  einer  Kodifikation  derselhen  näher  treten 
können.  Man  hat  Wohl  ein  solches  Herinnen  unnötig  und  schädlich  £e- 
naniif.  iiiinötiir,  weil  ja  die  Eingeborenen  mit  dein  freien  wärti  freu  Zustande 
der  Diiiire  zufrieden  seien,  schädlich,  weil  man  so  die  Aktionsfreiheit  de> 
Mutterlands  einen«:e.  es  vor  die  Alternative  stelle,  die  Empfindungen 
der  Eingeborenen  zu  verletzen  oder  durch  die  Sanktionierung  bar- 
barischer ( iewohuheiten  mit  den  eiireiien  Anschauungen  in  Wider- 
spruch zu  treten.-')  Indessen  mit  dem  Hinweis  auf  das  stille  Glück 
der  Eingeborenen,  die.  weil  sie  nichts  Hesseres  kennen,  auch  nichts 
Hessens  erstreiten,  könnte  man  in  billiger  Wci.-e  jede  zivilisatorische 
Tätigkeit  ahtun.  In  dem  Augenblick,  mit  welchem  die  Schutzmacht 
in  die  Verhältnisse  der  primitiven  Völker  einirrifl.  (ibernahm  sie 
auch  die  sittliche  l'ilicht,  den  letzteren  die  Se-nuiifren  der  Kultur 
so  weit  als  möglich  zu  scharten;  sie  muss  aber  auch,  wie  wir  oben 
sahen,  zur  Förderung  ihrer  ei-enen  kolonialen  Ziele  auf  die  Ein- 
geborenen erzieherisch  einwirken. 

Die  Kodifikation  ihrer  Hccht><_-vwohnheiten  brinjrt  den  Ein- 
geborenen erst  jene  Hechtssiclicrhoit,  welche  sich  als  ein  mächtiger 

l\  Los  Coutumes  indiirencH  de  la  Cöte  dlvoire,  documentK  pnblies 
avec  uue  Introdtiction  et  des  Notes  pur  Clozel  et  Villamur,  Pari>  1902. 

-')  So  der  Hericlit  der  italienischen  Enquete-Kommission,  die  im 
Jahre  1S1U  zur  Erforschun«:  der  rechtlichen  Verhallnisse  in  Erythriia  ein- 
ues.-tzt  wurde.  Vergleiche  die  Abhandlung-  über  die  italienische  Kolonial- 
iresetzt'ehun.1;  in  Erythriia  von  (Oanitkco  in  diesem  Jahrbuch,  S.  ö27. 
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Faktor  ihrer  Fortentwickelung,  ihrer  Assimilation  an  das  Mutter- 
land erweisen  muss.  Man  ziehe  nur  in  Erwägung,  mit  welchen 
Schwierigkeiten  gerade  dort  europäische  Kichter  kämpfen  müssen, 
um  zuverlässige  Auskunftspersonon  zu  tinden:  man  hedenke.  wie  leicht 
gerade  hier  bei  der  Kechtsforschung  für  einen  konkreten  Fall  Bös- 
willigkeit und  Missverständnis  unterlaufen  können  und  wie  so  oft 
die  mündliche  f'berlielerung  überhaupt  sich  schwankend  und  un- 
sicher erweist. 

Ist  die  Schutzmacht  ernstlich  entschlossen,  die  Eingeborenen 
nach  ihrem  eigenen  Kechte  zu  beurteilen,  hat  sie  einmal  dieses 
richtige  Prinzip  angenommen,  so  ist  nicht  ersichtlich,  wie  sie 
durch  eine  Kodifikation  des  Eingeborenenrechts  mehr  als  bisher  in 
ihren  kolonialen  Bestrebungen  gehemmt  sein  sollte;  auch  eine  Kodi- 
fikation lässt  Kaum  für  etwa  notwendig  weidende  Spezialgesetze, 
und  es  ist  keine  Gefahr  vorhanden.  da>s  etwa  das  Kocht  in  dieser 
geschriebenen  Form  zu  einer  leblosen  Masse  erstarren  möchte.  Wir 
wissen  ja  sattsam,  dass  auch  die  Gesetzbücher  der  Kulturvölker  nicht 
für  die  Ewigkeit  geschaffen  sind. 

Dabei  sollen  die  Schwierigkeiten  der  Herstellung  einer  ein- 
heitlichen Satzung  für  die  verschiedenen  Kolonien  schon  wegen  der 
mannigfaltigen  Schattierungen  der  Gewohnheiten,  die  oft  von  Dorf 
zu  Dorf  sieh  ändern,  nicht  unterschätzt  werden.  Indessen  würden 
sich  doch  einheitliche  Grundprinzipien  wenigstens  für  die  einzelnen 
Schutzgebiete  unschwer  linden  lassen. 

Eine  Verkennung  der  erzieherischen  Bedeutung  des  Kechts  und 
der  zivilisatorischen  Mission  der  Schutzmacht  würde  es  aber  sein, 
wenn  die  letztere  nicht  bestrebt  wäre,  solchen  Bräuchen  entgegen- 
zutreten, die  einen  offenbar  kulturfeindlichen  Charakter  tragen,  wie 
z.  B.  der  Blutrache,  der  Kindertötung,  der  Versklavung,  dem  Kichter- 
kauf,  dem  Ordal.  dem  EinHuss  der  Zauberpriester  auf  die  Kechts- 
pflege  und  grausamen  Strafarten.  Dergleichen  Institutionen  müsstcu 
von  der  Kodifikation  ausgeschaltet  werden. 

Damit  würden  auch  nicht  die  Verträge  in  Widerspruch  stehen, 
durch  welche,  wie  oben  ausgeführt,  Deutschland  den  sogen.  Kapitänen 
die  Erhaltung  ihrer  Gewohnheiten  gewährleistet  hat.  Denn  zur 
Wahrung  von  Einrichtungen,  die  mit  der  Existenzbedingung  unserer 
Kultur,  mit  den  Voraussetzungen  der  Kolonisation  unvereinbar 
sind,  wollte  und  konnte  offensichtlich  das  Keich  sich  nicht  verbindlich 
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machen.  Die  Eingeborenen  seihst  werden  die  Peseitigung  solcher 
Rechtsbräuche  auch  im  Laufe  der  Zeit  weniger  schwer  empfinden, 
da  sie  durch  den  steten  Verkehr  mit  Europäern  in  ihren 
eigenen  Anschauungen  hceiuHusst,  und  das  Kulturfeindliche  der  er- 
wähnten Institutinni'H  einzusehen  beginnen  werden.  Schritte  nach 
dieser  Hichtung  hin  hat  schon  jetzt  die  deutsche  Kolonialgesctz- 
gebung  getan:  habin  zu  rechnen  ist  oben  erwähnte  Verfügung  des 
Reichskanzlers  vom  27.  Februar  181H»  mit  dem  Verbot  der  Verdachts- 
strafen und  anderer,  als  der  in  den  deutschen  Prozeßordnungen  vor- 
gesehenen Massnahmen  zur  Herbeifdhrung  von  Geständnissen,  ferner 
der  Erlass  des  Gouverneurs  von  Peutsch-Ostafrika  vom  30.  Dezember 
lSüi»  (Iber  die  l'fandhaftung  des  Schuldners  mit  seiner  Person.1) 
Gerade  in  der  Versöhnung  des  Eingeb«. renenrechts  mit  den  absoluten 
Forderungen  der  Kultur  liegt  die  Hauptaufgabe  des  künftigen 
Kolonialrechts. 

')  Zimmermann,  a.  a.  ().  Teil  f>.  S.  12. 
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Die  italienische  Kolonial-Gesetzgebung 

in  Erythräa.1* 

Von 

Dr.  Emanuele  Gianturco, 

ordeutllcheui  l'rotVasor  der  Hechte,  früherem  Köni^l.  Italieultxhen  Juwtiz-  und 
Kultusminister,  Wirklichem  Mitglied  der  So,  ietä  Keale  in  Neapel. 

Übersetzt  vou  Dr.  F.  Meyer  (Berlin)  und  Dr.  T.  Saechl-Lodlspoto  (Neapel). 

Ks  gibt  kein  Forum,  vor  dem  man  hesser  die  Kolonial-Gesetz- 
gebung in  Erytbräa  bebandeln  könnte,  als  Deutschland,  weil  von 
dort  die  eifrigsten  Erforscher  dieses  Teiles  des  schwarzen  Afrikas 
ausgingen  und  weil  die  Herzen  der  Deutschen  und  Italiener  gemein- 
schaftlich   in    jenen    schweren    Augenblicken    des  afrikanischen 
Unglücks  pochten.    Aber  ein  noch  allgemeinerer  ({rund  macht  mich 
froh,  mein  Thema  heut  vor  Deutschen  entwickeln  zu  dürfen,  nämlich 
der  (iedanke  an  die  hohe,  und  ich  möchte  sagen,  universale  Aufgabe, 
die  unsere  Vereinigung  sich  gestellt  und  beharrlich  verfolgt  hat. 
Ihr  ist  es  gelungen,  in  einem  leuchtenden  Mittelpunkt  alle  die  viel- 
fachen Sterne  zu  sammeln,  welche  die  juristische  Wissenschaft  der 
Welt  erhellen.    Die  katholische  Theologie  hat  Beziehungen  zwischen 
allen  Gläubigen,  den  Begriff  einer  Gemeinschaft  derselben  geschaffen, 
welche  wiederum  einer  Gemeinschaft  der  Heiligen  entspricht.  Die 
moderne  Wissenschaft  zieht  jetzt  ihre  Bestrebungen  aus  einer  uni- 
versellen Gemeinschaft  der  Geister,  die  sich  in  der  Arbeit  und  der 

»)  Die  nachstehende  Abhandlung  sollte  im  Oktober  1901  als  Vortrag 
von  dem  Herrn  Verfasser  in  der  Vereinigung  zu  Berlin  gehalten  werden. 
Rücksichten  auf  seine  Tätigkeit  als  Mitglied  der  italienischen  Kammer 
nötigten  den  Herrn  Autor,  seine  Heise  nach  Berlin  schon  in  die  erste 
Hälfte  des  Septembers  zu  verlegen,  während  der  Ferienzeit  der  Vereinigung. 
Wir  mnsstcn  uns  daher  darauf  beschränken,  den  Vortrag  in  gedruckter 
Form  au  dieser  Stelle  den  Mitgliedern  der  Vereinigung  zu  unterbreiten. 

Der  Vorstand. 


Tv2H 


Mitteilim-en. 


Förderung  des  Fortschritts  ymi  Wissenschaft  und  Humanität  ver- 
brüdert halten. 

K>  wird  nirlit  der  & rin^ste  Ruhmestitel  des  1!*.  Jahrhunderts 
sein,  da»'  es  eine  Vereinigung  von  dem  internationalen  Charakter 
der  uiiseri^en  möglich  gemacht  hat.  wahrend  sieh  noch  im  voran- 
<.reyaiiLreiien  Jahrhundert  die  pei  >i»nlii  iieii  Beziehungen  zwischen  den 
Jüngern  der  Wissenschaft  selten  und  seh  wiener  ircstalteten. 

Neue  Weue  haheu  sieh  nun  dem  freien  und  heilsamen  Strom 
der  allgemeinen  Zivilisation  erötfnet.  und  den  hervorragenden  Ver- 
tretern der  deutschen  Kultur  gebührt  das  Verdienst,  in  dem  prössten 
Zentrum  des  <;risii<reii  Lebens  von  I »eutsehland  jenen  «renialen  Konvent 
der  lielehrten   der  zivilisierten  Welt   ins  Lehen  prüfen  zu  halten. 

Von  der  Kolonie  Krythräa  kann  man  heute  mit  völlig  ruhigem 
Frteil  sprechen.    Seit  einigen  Jahren   herrseht  ahs.duter  Friede  in 
der  Kolonie,  dank  jener  Politik  der  Sammluni:.  an  der  ich  im  Jahre 
lS'.t»;  die  Khre  hatte  teil  zu  nehmen,  als  der  Manjuis  in  Kimm 
Ministerpräsident  war     hie  schw  ierige  (Jrenzfrag-e  ist  erledigt,  das 
Militärreiriment   ist   durch  ein  Ziviltrouvernement  ersetzt  und  dieses 
letztere  ruht  in  den  Händen  eines  geistvollen  und  sehr  vorsichtigen 
Mannes.  Mahtixi.    Man  würde  sich  täuschen,  wenn  man  annehmen 
wollte,  für  Krythräa  sei  jener  Zustand  heendet.  den  die  Knpdänder 
zutreffend  die  „preparation-,  die  Franzosen  die  ,misc  et«  valeur" 
einer  Kolonie  nennen.     I »ie  Kindheit  einer  Kolonie  währt  immer 
und  überall  sein-  lati*r.  hes<mders  in  den  Kolonien  mit  Völkerschaften, 
welche   schon   eine  tb-schiehtc  hinter  sich  und  die  erste  einfache 
Periode   der   Kut wickelun^.   den  Zustand   der   Hirten,  üherwunden 
haben.    I  nter  diesen   Verhältnissen   arbeiten   die  der  Kolonisation 
widerstrebenden  Kräfte  lebhafter  und  länjrer.  besonders  in  den  für 
die  Bevölkerung  bestimmten,  den  sotrenannten  ..I'opulations-Kolonicn"- 
wie  Krvthräa  eine  .solche  für  Italien  sein  sollte.    Zu  erforschen,  wann 
die  Kolonien  heran»-ew achsen  sind,  ist  eine  von  Fall  zu  Fall  zu  lösende 
politische   und    wirtschaftliche   Aufgabe.     Kin   bestimmtes  Zeichen, 
aus   welchem   man   auf  die  Vollendung  der  Hieran  njrsperiode  einer 
Kolonie  sehliessen   kann,  bilden  «1  it-  Ausgaben  der  Kolonie  für  das 
Mutterland.    Die  schon  lieran^ew a<hsencii  Kolonien  kosten  verhältnis- 
mässig   weniir;    man    braucht    nur   einen   Blick    auf  die  englische 
Bilanz  vor  dem   unirllb  kseli-en  südafrikanischen  Krie«r  zu  werfen. 
Obwohl   die  Bilanz   von  Krythräa    infolge  Abschaffung  des  Militnr- 
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regiments  und  einiger  wirtschaftlicher  Ersparnisse  verringert  worden 
ist,  erreicht  sie  doch  die  ftlr  die  italienischen  Finanzen  nicht  geringe 
und  doch  nicht  über  die  notwendigsten  Bedürfnisse  «1er  Kolonie 
hinausgehende  Summe  von  ungefähr  7  Millionen.  Die  Erfahrung: 
hat  gelehrt,  dass  die  Kolonisation  nicht  nur  eine  lange,  geduldige, 
sondern  eine  kostbare  Arbeit  immer  dann  erfordert,  wenn  es  sich 
nicht  um  Länder  mit  dem  Monopol  einiger  reicher  Naturprodukte, 
handelt,  und  dass  zu  Ländern  mit  solchen  Schätzen  Erythräa  zu 
rechnen  sei.  ist  noch  nicht  erwiesen.  Indessen  nicht  nur  aus  den 
Ausgaben  vermag;  man  die  Vorbereitungszeit  einer  Kolonie  zu  er- 
kennen; das  Vorhandensein  der  {redachten  Periode  erhellt  auch  klar  aus 
den  dem  Gouverneur  zu  Übertragenden  ausserordentlichen  Befugnissen 
der  Politik  und  der  Verwaltung.  Derselbe  kann  in  Krythräa  den  Kriegs- 
zustand erklären,  ausserordentliche  Kriegsgerichte  einsetzen,  aus- 
giebigen Gebrauch  von  dem  Hechte  der  Ausweisung  aus  der  Kolonie 
gegenüber  den  Fremden  und  italienischen  Bürgern  machen.  Hieran 
schliessen  sich  die  Anordnungen  zur  Beschränkung  der  Einwanderung, 
welche  in  einem  offenbaren  Widerspruch  mit  einer  bereits  vor- 
bereiteten und  zur  Aufnahme  von  Einwanderern  fertigen  Kolonie 
stehen  würden.  Dieser  Lage  der  Dinge  entsprechen  die  Vorschriften 
betreffs  der  Aufsicht  über  periodische  Drucksc  hriften,  welche  in  der 
Kolonie  der  Kautionsstellung  und  ziemlich  harten  Kepressivmafsregeln 
unterworfen  sind,  wie  der  Unterdrückung  des  Erscheinens  bei  Beleidigung 
der  mutterländischen  Regierung  oder  bei  Beschimpfung  der  Keligiou 
der  Eingeborenen.  Man  muss  also  die  gegenwärtige  Ordnung,  auch 
soweit  sie  sich  auf  die  drei  Materien,  welche  ich  kurz  hier  erörtern 
möchte,  bezieht,  nämlich  die  Kolonial-Gesetzgebung.  die  Einrichtung 
der  Gerichte,  die  Behandlung  des  Grundeigentums,  als  Vorbereitung 
der  Kolonie  betrachten.  Welches  ist  nun  die  gegenwärtig  geltende 
Gesetzgebung  in  Erythräa? 

Die  französische  Jurisprudenz  stellt  für  die  Kolonial-Gesetz- 
gebung  folgende  Prinzipien  auf: 

1.  Damit  ein  Gesetz  des  Mutterlandes  in  den  Kolonien  anwendbar 
ist.  muss  eine  besondere,  sein  Anwendungsgebiet  erweiternde 
Bestimmung  ergehen. 

2.  Ausserdem  bedarf  es  einer  besonderen  Verkündung  des  Ge- 
setzes in  der  Kolonie,  doch  ist  dazu  nicht  unbedingt  die  vollständige 
Publikation  des  Gesetzestextes  notwendig,   es  genügt  vielmehr 

lahri.u-  h  der  iuteruat.  Vnvinijruni:    <"..  Bd.  34 
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dir  vollständige  Vrrkliuduni:  desselben  im  Mutterland»':  ja. 
es  ist  snirar  Im -ha u |»t t't .  dass  dir  Tatsache  der  Anwendung 
des  (li'M'l/i's  einen  gelingenden  Beweis  für  seine  Publikation 
erbringe. 

Man  hat  in  Italien  wie  auch  in  Frankreich  darüber  gestritten. 
•  dt  nieht  die  sogenannten  (iruiidfresetze  des  Mutterlandes  ipso  jure 
in  den  Kolonien  Anwenduni:  finden. 

Per  Appellhof  zu  Aurona  nimmt  in  der  Tat  in  der  Kul- 
srheidun«;  vom  1*.  Juli  li«M>  an.  dass  die  (iesetzbücher  Italiens  auch 
ohne  \  "erkündunjr  in  den  Kolonien  licltunj;  hatten,  alter  nur  soweit 
als  möjrlieh.  besonders  mit  Bezui:  auf  die  Kin<reborenen.  von  denen 
mau  nieht  eine  genaue  Kenntnis  der  tiesetze  verlangen  könnte.  Der 
Kassationshof  in  Horn  höh  dureh  l'rteil  vom  21.  Dezember  li*<>l 
die  Kntseheiduni:  des  Appell<jerirhts  von  Anroua  auf  uud  behauptete, 
dass  die  nieht  dureh  Spezialgesetze  abgeänderten  Staats<resetze  ipso 
jure  in  der  Kolonie  wirksam  seien,  so  dass  mau  nicht  ein  besonderes 
(iesetz  zu  suchen  habe,  vielmehr  mangels  anderer  Bestimmungen 
auf  die  (iesetzhücher  des  Mutterlandes  zurückjrefranpen  werden  müsse. 

Bedeutend  besser  begründet  ist  eine  Kntscheiiluiitr  der  vierten 
Session  des  Staatsrates  vom  :{(>.   Mai  in  Sachen  Bkmj  und 

(imvANM.  Verfasser  in  Km  1 1  v.  Dort  heisst  es:  „Die  allgemein  an- 
genommenen Prinzipien  des  Kolonialrechts  gestatten  niclit.  die  (ie- 
setze des  Mutterlandes,  seien  es  auch  organische  (iesetze  ötfeiitl icher 
Ordnung,  schon  um  deswillen,  weil  sie  (iesetze  des  Mutterlandes 
sind,  auch  auf  die  Kolonie  auszudehnen.  Wenn  man  nicht  auf 
(irllnde  der  Politik,  die  eine  solche  einfache  Ausdehnung  von  Keehts- 
we-ren  unanfrebracht  erscheinen  lassen.  Kücksicht  nehmen  will,  so 
stehen  ihr  doch  sicherlich  vielfache  Krwiiirun<ren  technischer  und 
juridischer  Art  entfreiren.  Die  Anwendung  des  (iesetzes  ist  nicht 
eine  abstrakte  Behauptung,  sondern  eine  konkrete  Tatsache:  sie  setzt, 
wenn  wir  nur  auf  dem  Boden  des  öffentlichen  Bechts  bleiben,  voraus 
und  erheischt  die  Hinrichtung  einer  öffentlichen  Verwaltung  behufs 
Bestimmung  der  Anwendung  des  (iesetzes,  das  Vorhandensein  von 
Organen,  die  es  anwenden  sollen,  die  Möglichkeit  eines  Verhält- 
nisses, einer  Handlung  oder  einer  Tatsache,  auf  welche  man  es  an- 
wenden soll.  Diese  Hlemente  nun  können  ganz  oder  teilweise, 
besonders  in  jungen,  noch  im  Zustand  der  Bildung  begriffenen 
Kolonien  fehlen  und  daher  kann  das  (iesetz  des  Mutterlandes  dort 
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nicht  nur  der  Bedingung  seiner  Anwendbarkeit  entbehren,  sondern 
es  kann  sich  auch,  was  noch  schlimmer  ist,  im  Zwiespalt  oder  im 
Gegensatz  mit  den  Erfordernissen  der  Kultivierung  und  der  Ent- 
wickelung  der  Kolonie,  mit  der  Tätigkeit  der  Regierung  des  Mutter- 
landes selbst  befinden.  J>ie  Frage  also,  ob  die  öffentlichen  organischen 
(iesetze  eines  Staates  ohne  weitere  Anordnung  der  gesetzlichen 
Gewalt  in  den  Kolonien  Kraft  haben,  ist  im  allgemeinen  und  tech- 
nischen Sinne  nur  negativ  zu  beantworten.  Die  Gesetzgebung  des 
Königreichs  Italien  kann  daher  in  Erythräa  nur  insoweit  gelten, 
als  die  Gesetzgebung  daselbst  es  bestimmt,  oder  als  integrierendes 
und  ergänzendes  Element,  oder  aus  Gründen  der  Analogie,  oder 
wenn  anders  die  eigenen  Gesetze  Erythräas  nicht  vollzogen 
oder  vollstreckt  werden  können.  Es  bildet  daher  stets  eine  von 
Fall  zu  Fall  auf  Grund  der  positiven  Bestimmungen  zu  entscheidende 
Frage,  ob  ein  öftentlich-  oder,  man  kann  auch  hinzufügen,  privat- 
rechtliches  Gesetz  in  der  Kolonie  auf  dort  geschehene  Handlungen 
und  Tatbestände  Anwendung  linden  kann". 

Der  offenbare  Widerspruch  zwischen  der  Entscheidung  des 
Kassationshofes  und  des  Staatsrats  entsprang  aus  der  Unbestimmtheit, 
welche  die  Schritte  der  Regierung  des  Mutterlandes  in  den  ersten 
Jahren  der  italienischen  Okkupation  kennzeichneten.  Tatsächlich 
wurde  in  einem  Reglement  des  Gcneralstaatsanwalts  Gki.li  vom 
7.  August  lK8t;.  dessen  Gültigkeit  weder  durch  Königliche  noch 
durch  Ministerielle  Verordnung  jemals  festgestellt  ist,  das  aber  trotz- 
dem viele  Jahre  hindurch  von  den  Richtern  in  Massauah  angewendet 
wurde,  folgendes  bestimmt: 

-Artikel  70.  Die  Gesetze  des  Staates  sollen  Uberall  be- 
obachtet werden,  wo  nicht  durch  Verträge.  Gewohnheiten  und  die 
gegenwärtigen  Vorschriften  etwas  Anderes  bestimmt  ist."1 

Sofort  gewahrte  Ckihn  den  grossen  politischen  Fehler  und  die 
ungesetzliche  Ordnung  der  Verhältnisse  in  dem  Reglement  Cklms. 
Er  brachte  in  der  Sitzung  der  Kammer  vom  DJ.  Februar  lS'JO  einen 
Gesetzentwurf  ein.  der  unter  andern  nachstehende  Vorschriften  enthielt: 
„Artikel  1.  Die  Regierung  des  Königs  ist  ermächtigt,  in 
Erythräa  die  Gesetze  des  Königreichs  zu  verkünden  mit  den  von 
ihr  den  örtlichen  Verhältnissen  angemessen  erachteten  Abänderungen. 

Artikel  2.  Bei  der  Ausübung  der  im  vorigen  Artikel  ver- 
liehenen  Befugnis   hat   die  Exekutivgewalt   den  Glauben   und  die 
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Religionsgehräuche  der  Eingeborenen  zu  achten.  Durch  das  geltende 
Gewohnheitsrecht  werden  ausserdem  das  l'ersohalstatut  der  Ein- 
geborenen, ihre  Familien-  und  Ehevcrhältnisse,  sowie  ihre  privat- 
rechtlichen  Beziehungen  insoweit  geregelt,  als  dieses  Kecht  nicht 
der  allgemeinen  Moral  oder  der  öffentlichen  Ordnung  widerspricht 
und  nicht  durch  Spezialbestimmungen  abgeändert  ist. 

Artikel  tt.  In  der  durch  den  vorigen  Artikel  geregelten 
Materie  sollen  die  Entscheidungen  bei  Streitigkeiten  unter  Moham- 
medanern, soweit  nicht  andere  Italiener  oder  Fremde  daran  beteiligt 
oder  direkt  interessiert  sind,  von  einem  im  muselmänuischen  Recht 
bewanderten,  vorn  Zivil-  und  Militiirgoiiverneur  ernannten  Richter 
(Kadi)  gelallt  werden.  Oer  Kadi  spricht  Recht  im  Namen  des 
Königs  von  Italien. - 

Oas  Abgeordnetenhaus  nahm  den  vorgeschlagenen  Gesetzestext 
nicht  vollständig  an.  da  der  Frlass  von  abstrakten  und  generellen 
Prinzipien  mit  Recht  wenig  der  juristischen  Technik  zu  entsprechen 
schien.  Aber  sie  adoptierte  die  Hauptgrundsiitze,  so  dass  man  sagen 
kann,  mit  dem  Gesotz  vom  1.  Juli  1*!>0  wurde  die  französische 
Tendenz  verlassen,  nach  welcher  die  Kolonial-Gesetzgebung.  soweit 
es  irgend  angängig  ist.  der  Gesetzgebung  des  Mutterlandes  zu 
folgen  hat,  und  es  wurde  statt  dessen  der  von  den  alten  Römern 
ererbte,  von  den  Engländern  eifersüchtig  bewahrte  Rrauch  aeeeptiert. 
soviel  als  möglich  die  lokalen  Gesetze  zu  bewahren.  Dieselbe  An- 
sicht teilte  die  Königliche  l'ntersuehungskommission,  welche  im 
folgenden  Jahn;  Uber  die  Lage  der  Kolonie  berichtete;  es  dünkt  uns 
zweckmässig,  den  Text  jener  sehr  wichtigen  legislativen  Urkunde 
Uber  die  in  Erythräa  geltenden  Gesetze  aufzufuhren. 

Für  die  Eingeborenen  sind  folgende  drei  Rechte  in  Kraft: 
1.  das  sunnitische,  islamitische  Recht  in  seiner  ganzen  Ausdehnung 

ftir  die  Mohammedaner  in  Massauah  und  Umgegend; 
•J.  das   vorerwähnte  Recht    in   Verbindung   mit  demjenigen  von 

Mogaresch   und  den   Uberlieferten  und  ererbten  Gewohnheiten 

äthiopischen,    bilenischen   und  gemischten   Ursprungs  ftir  die 

Übrige  mohammedanische  Bevölkerung: 

der  Fetah-Negest  (Gesetzbuch  der  Könige)  und  die  durch  die 
abessinischen  Christen  Uberlieferten  Gewohnheiten. 
Die  orthodoxen  Quellen  des  mohammedanischen  Rechts  sind  in 
nachstehender  Reihenfolge: 
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1.  der  Koran; 

2.  die  Sünna  oder  die  Sammlung  orthodoxer  Überlieferungen; 

o.  die  Fetvah   oder  Entscheidungen   des  Slieik-I'l-Islam  und  der 

angesehensten  Mufti: 
4.  die  allgemeinen   und   besonderen  Abhandlungen  der  Doktoren 
des  Rechts,  unter  welchen  sich  die  Begründer  der  4  hauptsäch- 
lichsten sunnitisclien  Richtungen  befinden,  von  denen  allein  in 
der  Kolonie  der  hanefitische  Ritus  vertreten  ist: 
o.  der  Kanon,  das  ist  die  Sammlung  der  besetze  und  Dekrete  der 
einzelnen  weltlichen  Herrscher. 
Bei  den  Eingeborenen  von  Massauah  und  Umgegend  besteht 
fast  keine  Spur  ihrer  alten  nationalen  Gesetzgebung  mehr.  Nicht 
so  bei  den  Habah.  Takue.  Mensa.  Maräa,  Begink.  Algeden,  Sabderat. 
Beni-Anteren.  den  Bogos,  die  erst  seit  kurzer  Zeit  zum  Islam  be- 
kehrt sind:  hier  besteht  die  Herrschaft  des  mohammedanischen  Rechts 
mehr  dem  Namen  als  der  Wirklichkeit  nach  und  ihre  Rechtsver- 
hältnisse werden  fast  ausschliesslich  durch  ihre  sehr  alten,  in  ihren 
Grundzügou  beinahe  identischen  Gewohnheiten  geregelt,  von  denen 
das  Mognreseh-Recht,  ein  ungeschriebenes  Gesetzbuch  der  Bogos,  ein 
Beispiel  und  den  vollkommensten  und  bekanntesten  Typus  bildet  . 
Die  Institutionen  dieser  Völker  sind  aristokratisch  und  patriarchalisch. 
Die  Familie  übt  das  Recht   Uber  Tod  und  Leben  ihrer  Mitglieder 
aus:  die  Blutrache  ist  eine  Pflicht  für  die  Verwandten  des  tietöteten, 
alier   sie   kann    durch   Geldbu>se   abgelöst    werden.     Die  Adligen 
tSmagilli)  stammen  von  den  Eroberern,  das  Volk  (Tigre)  von  den 
Besiegten  und  müssen  sich  die  dazugehörigen  Personen  unter  den 
ersteren  einen  Beschütze!'  suchen.    Der  Tigre  hat  Leistungen  und 
beschenke  zu  liefern,  aber  der  Adlige  inuss  ihm  dafür  einen  sehr 
nützlichen  Schutz  zu  teil  werden  lassen.    Die  Sklaverei  besteht  in 
der  Theorie  infolge  von  Eroberung,  Kauf.  Zahlungsunfähigkeit  und 
Strafe.    Aber  sie  ist  selten  praktisch  und  sehr  milde,  wie  im  ganzen 
l>lam.     Der  Ehemann   kann   die  Gattin  Verstössen,  die  Frau  hat 
keine  Privatrechte,   keine  strafrechtliche  Verantwortlichkeit;  aber 
sie  kann  auch  frei  werden,  indem  sie  dreimal  aus  dem  Hause  flieht. 

Die  Polygamie  ist  zugelassen,  aber  wenig  in  Übung.    Es  be- 
steht nicht  das  Recht,  zu  testieren. 

Der  Fetah-Negest  ist  kein  Produkt  abessinischer  Intelligenz, 
auch  kein  natürliches  Erzeugnis  nationalen  juristischen  Hewusstseins. 
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sondern  ;iiis  Alexandrien  im  DJ.  Jahrhundert  eingeführt  worden. 
Der  erste  Teil  mit  22  Kapiteln  enthält  das  kanonische  Keeht.  der 
Teil  mit  J'.i  das  bürgerliche  Hecht  und  bildet  eine  .Mischung  des 
Christentums  mit  dem  römischen  Hecht  und  verschiedenen  orien- 
talischen, insbesondere  kophtischen  und  nestorianisehen  Fberliefe- 
i  untren ;  er  i-t  alles  in  allem,  wenn  auch  unvollkommen,  so  doeh 
eine  weit  den  wahren  sozialen  Zustand  und  die  Zivilisation  der 
Abessiuier  überragende  Koni]. i lat ion.  welche  mehr  dem  Namen  naeh 
oder  wenigstens  „lehr  mit  dem  Ohr  als  nach  (ieist  und  Buchstaben 
aufwandt  wird  In  ganz  Abessinien  betinden  sieh  davon  nur  wenige 
Abschriften  und  man  schläft  darin  nur  bei  den  schwierigsten, 
wichtigsten  und  kompliziertesten  Füllen  nach.  Wirklich  in  An- 
wendung sind  die  alten  (Gebrauche  und  nationalen  Cberlicferungeu, 
welch»'  schon  vor  dem  Fetnh-NYgest  und  teilweise  schon  vor  dem 
Christentum  bestanden  und  dann  zu  nächst  von  dem  Christentum, 
später  von  dem  Fetnh-N'egcst  mehr  verändert  als  geschaffen  wurden. 

Die  Königliche  Fntcrsurhuiigskominissioii  erklärte  sich  daher 
nicht  nur  gegen  die  Ausdehnung  der  italienischen  (iesetze.  sondern 
auch  gegen  die  vorgeschlagene  Kodifikation  ihr  in  F.rvthräa  gelten- 
deti  desetze  und  Cew  ohnheitcii. 

Sie  bemerkte,  dass  eine  solche  Arbeit  zugleich  unnötig  und 
schädlich  wäre.  Schädlich,  weil  Italien  niemals  aus  dem  Hecht  von 
Mogaresch  die  Befugnis  des  Vaters,  seine  Kinder  zu  verkaufen  und 
zu  tüten,  das  Institut  des  Blutpreises  für  die  Hache,  die  Sklaverei 
kodifizieren  könnte.  Andererseits  dürfe  es  alles  dies  nicht  förmlich  und 
mit  einem  Male  völlig  abschaffen,  indem  es  jene  N  idker  zwinge,  ein 
Salto  mortale  durch  die  Jahrhunderte,  welche  ihre  Kultur  von  der 
unseligen  trennen,  zu  machen.  Ausserdem  möchte  es  ein  Hemmnis 
für  die  (iravitatioiistendenz  des  einheimischen  h'echtes  nach  dem  Hecht 
des  Mutterlandes  bilden,  wenn  man  die  (üwohuhciteu  jener  Völker 
in  stalle  juristische  Formen  einenge. 

Ks  wurde  auch  geltend  gemacht,  dass  das  mohammedanische 
Hecht  durch  die  Kcchtsprcchung  der  gemischten  und  der  Konsular- 
gerichte im  Orient  schon  hinlänglich  bekannt  sei.  das<  für  das  Hecht 
von  Mogaresch  bereits  die  Wege  durch  Mi  n/.inokk  gewiesen  wären 
und  inbetrefl  des  Fetah-Negest.  des  wichtigsten  juristischen  Werkes, 
die  Verütfentlicliung  einer  kritischen  Ausgabe  nach  den  besten 
Sammlungen  und  eine  f'hersetzung  für  die  (Jerichte  genügen  würde. 
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Letztere  Arbeit  hat.  bewogen  durch  die  Kegierung  und  mit  der 
Cntei-stützung  der  Direktion  des  orientalischen  Instituts  in  Neapel, 
der  hervorragende  Professor  Ionazio  Gi  im  in  Angriff  genommen. 
Derselbe  hat  in  2  Händen  «len  Text  des  Fetah-Negest  nach  den 
besten  Sammlungen,  unter  anderen  auch  nach  der  in  Herlin  auf- 
bewahrten.  und  dessen  italienische  ('MuMsetzung;  veröffentlicht.  Obwohl 
die  Arbeit  von  Urun  auf  Anregung  der  italienischen  Regierung  zu- 
stande gekommen  ist.  hat  sie  doch  keinen  offiziellen  Charakter,  da 
für  die  italienischen  Gerichte  keine  Verpflichtung  besteht,  dieser 
i'bersetzung  zu  folgen;  aber  sie  hat  sicherlich  einen  grossen  wisseti- 
schaftlichen  Wert.  Denn  sie  umfasst  die  ganze  Gesetzgebung, 
wühlend  Akn»uj)  (Eibii  aethiop.  Fetah-Negest  p.  Di.  11.  Hall.  Sa.\., 
1M1)  nur  das  Kapitel  der  Könige  und  Dr.  Ha<  hmann  (Corpus  juris 
Abessinorum.  Berlin  lsKH)  meines  Wissens  nur  das  Kapitel  Über 
die  Ehe  Ubersetzt  hat.  In  dem  vollständigen  Werk  von  Grim  bildet 
sich  daher  für  die  .Itlnger  der  vergleichenden  Rechtswissenschaft 
ein  reiches  Material  und  für  die  Historiker  ein  weites  Feld  zu 
Forschungen  über  die  mannigfaltigen,  oft  miteinander  in  Zwiespalt 
stehenden  Elemente,  die  in  den  verschiedenen  Epochen  der  Ent- 
stehung des  abessinischen  Gesetzbuches  täti<r  waren.  Der  be- 
schrankte Kaum  gestattet  mir  nicht,  hier  den  Inhalt  dieser  Gesetze 
systematisch  zu  erörtern  und  ihren  Quellen  nachzuspüren. 

Sei  es  mir  jedoch  vergönnt,  hier  einige  Stellen  anzuführen, 
welche  in  auffallender  Ähnlichkeit  mit  «lein  römischen  Hecht  die 
Kntwickelung  des  juristischen  Hewusstseins  und  die  sehon  weit  vor- 
geschrittene Technik  der  Kompilatoren  des  Fetab-Nege>t  erkennen 
lassen,  die  im  Hinblick  aul  ihren  Scharfsinn  und  die  Genauigkeit 
der  Sprache  sehr  wenig  unseren  alten  Glossatoren  nachstehen. 
So  finden  wir  den  deutlichen  EinHuss  des  römischen  Hechts  in 
Kapitel        s  5: 

„Es  widerstrebt,  anderen  Schaden  zuzufügen,  s.i  die  Trennung 
einer  Sklavin  von  ihrem  Kinde,  besonders  wenn  letzteres  noch  nicht 
das  richtige  Körpermafs  erreicht  hat.  oder  einen  Sklaven  von  seinem 
Kruder,  seiner  Gattin,  seinem  Sohn  zu  trennen-  (vergl.  L.  tfl.  D.  Jl.  1). 

Desgleichen  liest  man  in  Kapitel  41,  Teil  :5  der  Testamente: 
Wenn  jemand  einen  Sohn  besitzt,  der  auf  Krisen  gegangen  ist.  und 
der  Vater  eine  falsche  Nachricht  über  den  Tod  seines  Sohnes  erhalt, 
so  dass  er  sein  Vermögen  testamentarisch  einein  anderen  hinterlässt. 
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nur  weil  der  Sülm  sieh  auf  Keisen  befindet,  während  er  tatsächlich 
noch  lebt,  gehört  die  Krbschaft  dein  Sohn  und  nicht  demjenigen,  dem  sie 
hinterlassen  wurde  in  der  irrigen  Meinung,  dass  der  Sohn  gestorben 
sei  (vorgl.  L.         I».  J,s.  f,|. 

„Nur  einer  schwangeren  Krau  kann  man  testamentarisch 
etwas  hinterlassen,  indem  man  ihre  Frucht  ausschliesst.  .»der  nur 
dem  Konzipierten,  indem  man  die  Krau  ausschliesst.  Aber  die  Ver- 
fügung ist  nicht  gültig,  wenn  der  Konzipierte  nicht  lebendig  zur 
Welt  klimmt  «»der  die  Geburt  nicht  in  die  gesetzliche  Kmplängniszeit  lällt 
vom  Tage  der  Testamentserrichtung  und  der  Krbenernennung  an~ 
(vergl.  L.  !».  S  1.  D.  .i.",.  2  und  L.  1,  S  1,  D.  25.  4):  „und  wenn 
jemand  in  einem  Testament  einer  Schwangeren  und  dem  Kinde,  das 
sie  unter  dein  Herzen  trägt,  einen  Gegenstand  hinterlässt.  so  wird,  falls 
Zwillinge  geboren  werden,  gleichmässig  unter  ihnen  geteilt:  wenn 
alter  ein  Kind  lebend,  das  andere  tot  zur  Welt  kommt,  so  bleibt 
alles  dem  Lebenden,  und  wenn  der  Testaten-  die  causa,  zu  welcher  er 
etwas  nachlässt.  anfuhrt  und  einen  Knaben  bezeichnet,  indem  er  z.  B. 
sagt:  dir  hinterlasse  ich  meinen  Schild  und  mein  l'ferd  etc..  so  erbt 
nur  ein  Knabe". 

Nicht  weniger  auffallend  sind  die  Spuren  des  römischen  Hechts 
und  die  Feinheit  des  Denkens  Uber  den  Mord  im  Kapitel  47.  Man 
liest  dort  in  den  Yorbcstiinmungen:  „Oer  Mord  muss  nach  zwei 
Kichtungen  unterschieden  werden,  die  erstere  betrifft  denjenigen  Mord, 
welcher  keine  Strafe  verdient,  nämlich,  wenn  der  Täter  nicht  zu- 
rechnungsfähig oder  nicht  älter  als  7  Jahre  i<t;  auch  der  Be- 
trunkene ist  als  unzurechnungsfähig  zu  erachten,  man  darf  nicht 
töten.  Allerdings  hat  der  Betrunkene  die  Zurechnungsfähigkeit  mit 
seinem  Willen  verloren,  während  der  Wahnsinnige  und  der  Blödsinnige 
der  Zurechnungsfähigkeit  ohne  ihren  Willen  entbehren  und  die  Strafe 
des  Betrunkenen  darf  nicht  der  ihrigen  ähnlich  sein.  Die  Vernunft 
erfordert,  dass.  wenn  er  gewohnheitsmässiger  Trinker  ist  und  wenn 
er  sich  nur  betrunken  stellt,  aber  den  Gebrauch  seiner  Vernunft 
besitzt,  seine  Strafe  nicht  dieselbe  sein  kann,  wie  die  ihrige,  be- 
sonders wenn  er  schon  einmal  in  der  Betrunkenheit  getötet  hat 
und  wenn  zwischen  ihm  und  dem  Getöteten  ein  Streit  voran- 
gegangen ist:  aber  wenn  man  von  ihm  nicht  weiss,  dass  er  ein 
Simulant  ist,  oder  wenn  kein  Streit  zwischen  ihnen  bestand,  so  soll 
seine  Strafe  diejenige  der  Betrunkenen  sein  und  wie  die  Strate  des- 
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jenigeu,  welcher  ohne  seinen  Willen  jemanden  tütet.  Ist  ein  Mensch 
mit  Gewalt  gezwungen  worden,  zu  tüten,  und  ist  derjenige,  der  den 
Zwang  ausfallt  hat.  Herr  Uber  den  Körper  des  Gezwungenen.  Si» 
ist  der  letztere  nicht  verantwortlich,  und  wenn  ein  anderer  befiehlt, 
welcher  Autorität  Uber  denjenigen  hat.  dem  er  befiehlt,  so  ist  die 
Strafe  verwirkt  von  dem  befehlenden:  aber  wenn  der  Befehlende  keine 
Autorität  über  ihn  besass  und  letzterer  von  jenem  nichts  zu  fürchten 
hatte,  so  ist  die  Strafe  verwirkt  von  demjenigen,  der  gehorcht  hat 
(vergl.  L.  12.  1>.  48.  h:  L.  <».  s      I»-  47.  IG:  L.  11.  g  2.  D.  48.  liM. 

Wenn  ein  Dieb  in  ein  Haus  einbricht,  geschlagen  wird  und 
stirbt,  so  trifit  denjenigen,  der  ihn  getötet  hat,  keine  Verantwort- 
lichkeit: aber  wenn  die  Sonne  aufgegangen  und  Tag  ist  und  der- 
jenige, der  ihn  getötet  hat,  ihn  gut  sieht,  soll  der  Betreffende  mit 
dem  Tode  bestraft  werden  (vergl.  XII.  Tal».  VIII..  12  sinox  furtum 
faxsit.  si  im  occisit.  jure  caesus  est). 

rWer  einen  bestimmten  Menschen  töten  will  und  tötet  dann 
einen  andern,  den  er  nicht  töten  will,  so  wird  der  Täter  be- 
urteilt wie  der  vorige,  weil  er  ein  solcher  Mensch  ist,  welcher  einen 
andern  töten  wollte."  (Man  denke  an  den  lebhaften  Streit  der 
Kriminalisten  über  den  Mord  inuoxii  pro  noxio  und  au  das  Vor- 
handensein der  Überlegung  bei  diesem  Beat.)  Aber  wenn  man 
nichts  Gewisses  weiss,  welches  I'rteilsvermügeii  derjenige  hatte,  der 
getötet  hat.  so  ist  derselbe  wie  jemand  zu  beurteilen,  der  ohne  seinen 
Willen  tötet. " 

Nach  einer  solchen  kurzen  Erläuterung  des  verschiedenen  Ent- 
wicklungsgrades der  mehrfachen  in  Krythräa  geltenden  Gesetzgebung 
ist  es  leicht  verständlich,  dass  man  zwischen  der  Gcsetzesaitwendung 
und  der  Gerichtsverfassung  unterscheiden  muss.  Diese  Unterschiede 
sind  begründet  durch  die  Achtung  vor  der  überlieferten  Eingeborenen- 
justiz  und  die  Notwendigkeit  eines  gesetzlichen  Schutzes  der  Italiener 
und  der  ihnen  Gleichberechtigten.  Besonders  auf  dem  Gebiet,  des 
Strafrechts  hat  sich  dieser  Unterscheidung  das  königliche  Dekret  an- 
geschlossen, welches  die  in  der  Kolonie  anwendbaren  allgemeinen  Be- 
stimmungen, die  leges  legum.  enthält. 

Man  liest  in  den  Artikeln  1  und  <J  des  erwähnten  Dekretes: 
-Die  Kolonie  zerfallt  in  den  Distrikt  von  Massauah  und  ab- 
hängige Gebiete:  ersterer  umfasst  Massauah,  den  Serail  Abd  el  Kader. 
Gerar,  Taulud,  die  Dörfer  Otumo  und  Moncullo.  sowie  das  dazwischen 
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Heinde  (Jehict.  Falls  nicht  ausdrücklich  das  (iegenteil  hestimmt 
wird,  st»  halten  die  zukünfti«;  in  der  Kolonie  verkündeten  tiesetze 
nur  Wirksamkeit  in  der  Kolonie  Massauah. 

Falls  eine  Frage  nicht  nach  einer  Bestimmung  der  in  der 
Kolonie  oder  in  dem  Territorium  verkMndeteti  (icsetzc  entschieden 
werden  kann,  ist  auf  Vorschriften  Kllcksiclit  zu  nehmen,  welche 
ähnliche  Fälle  oder  analoge  Materien  regeln. 

Wenn  der  Fall  trotzdem  zweifelhaft  hlcihr.  >o  soll  entschieden 
werden  hei  Streitigkeiten  unter  den  Italienern  oder  unter  den 
Italienern  und  Fingehorenen  auf  dem  (n-hiet  tlcs  hürgerlichen  und 
Handelsrechts  nach  den  <te-etzen.  Dekreten  und  der  Rechtsprechung 
de<  Königreichs  Italien,  hei  Streitigkeiten  eingehorener  Mohammedaner 
oder  zw  ischen  eintrehorenen  Moliammedanern  und  < 'hristen  nach  liillig- 
keit  und  unter  Herürk-icht i^unir  der  Gewohnheiten." 

Indessen  würde  man  irren,  wenn  man  aus  jenem  Artikel  die 
Konsequenz  ziehen  wollte.  d;i-s  die  -ranze  im  Königreich  herrschende 
(Jesetzgehung  kraft  Gesetzes  auf  die  Kolonie  ausgedehnt  sei.  Dasselhe 
Dekret  vom  .">.  Mai  l^'.tj  erfordert  im  Gegenteil  eine  s]ie/.ielle  Ver- 
kündung in  der  Kolonie  und  s.hrciht  die  I'uhlikation  in  folgender 
Form  vor: 

.. I>ie  (iesetze  werden  in  italienischer  Sprache  mit  arahischer 
i  hersetzung  und.  wenn  sie  das  äthiopische  Gchiet  hetretfen.  mit 
amarischer  l'hersetzung  puhliziert. 

Jiei  Nichtllliereinstimniun»  der  verschiedenen  Texte  entscheidet 
nur  der  italienische." 

Fhrigctis  hat  auch  die  gesetzgeherisrhe  Praxis  das  Grund- 
dekret  vom  Jahre  lKifJ  in  diesem  Sinne  interpretiert,  denn  mit 
einem  anderen  Dekret  vom  -2-1.  Juni  1  *'.♦:{  wurde  auf  die  Kolonien 
das  Fischereigesrtz  ausgedehnt  und  regelrecht  verkündet  und  durch 
I »eklet  venu  :iii.  Mai  T.MIO  wurden  mit  entsprechenden  Abänderungen 
die  Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuches  über  ( iesellschaften  und 
deren  Konkurs  auf  Frvthräa  erstreckt.  Trotzdem  muss  man  an- 
erkennen, dass  die  K'ichtcr  der  Kolonie  in  weitem  Mafse  die  Gesetze 
des  Mutterlandes  angewendet  halten,  ohwohl  sie  dort  nicht  ver- 
bindet waren,  so  dass  mit  Kecht  die  Regierung  und  die  parlamen- 
tarische  Kommission  zur  Beseitigung  jedes  Zweifels  eine  ausdrückliche 
Bestimmung  für  erforderlich  erachteten.  Jeder  weiss,  ein  wie  grosses 
Hindernis   für  die  wirtschaftliche   Fnt Wickelung  einer  Kolonie  die 
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rnbestimmtheit  der  Gesetzgebung  und  der  Rechtsverhältnisse  bietet, 
fn  der  Tat  haben  neuerdings  italienische  Kapitalisten  mit  Rücksicht 
auf  die  zweifelhafte  Rechtspflege  Bedenken  getragen,  die  möglicheu- 
falls  für  die  Kolonie  und  das  Mutterland  fruchtbare  Nachforschung 
nach  Mineralien  zu  unternehmen,  und  es  waren  besondere  Mass- 
nahmen notwendig,  um  der  Kolonie  die  Vorteile  der  rnternchmuiig 
zu  sichern. 

Deshalb  heisst  es  im  Artikel  1  des  der  Kammer  am  1:?.  März  Um»:» 
unterbreiteten  ( iesetzentwurfes  mit  einer  Formel  mehr  deklara- 
torischen  Charakters  zu  der  Bestimmung  des  Gesetzes: 

„Das  bürgerliche  Handels-  und  Strafgesetzbuch,  die  Zivil-. 
Straf-  und  l'rozessordnung.  das  Gesetz  Uber  die  Handelsmarine  mit 
den  betreffenden  Reglements  bleiben  nach  wie  vor  in  der  Kolonie 
Krythräa  in  Kraft". 

Ine  parlamentarische  Kommission  geht  noch  weiter:  sie  erfordert 
statt  dessen  eine  besondere  VerkUndung  der  Gesetzbücher  in  der 
Kolonie,  in  der  {'berzeugung.  dass  für  die  Vergangenheit  der  vor- 
erwähnte Artikel  Ii  des  (Munddekrets  vom  r».  Mai  lS'.ej  genügt.  Der 
rnbestimmtheit  der  in  Krythräa  geltenden  Gesetzgebung  trägt  die  Kr- 
neuerung  der  gerichtlichen  Anordnungen  von  lss">  bis  auf  den  heutigen 
Tag-  Rechnung.  Die  Gerichtsverfassung  der  Kolonie  wurde  dreimal 
umgestaltet.  Ich  entnehme  einem  genauen  Bericht  des  Ministers 
K'oiiii.ant  die  Bemerkungen  Uber  die  lss"»  in  Massauah  bestehenden 
Hinrichtungen.  Kr  schrieb:  „Ks  würde  nicht  leicht  sein,  die  (iisimt- 
heit  der  gerichtlichen  Hinrichtungen  Ma*>auabs  im  Dezember  Ins.*» 
zu  bestimmen.  In  diesem  Zweige  der  öffentlichen  Verwaltung  zeigt 
sich  mehr  als  in  jedem  andern  der  l'bergang  von  dei' alten  Ordnung 
der  Dinge  zur  neuen. 

Im  Gebiet  des  Strafrechts  waren  die  Hillgeborenen  dem  Militär- 
gericht unterworfen,  in  den  Beziehungen  des  bürgerlichen  und 
Handelsrechts  unterstanden  sie  einem  örtlichen  Oerieht.  Das  ört- 
liche Gericht  verwandelte  sich  nötigenfalls  in  ein  gemischtes  Gericht 
bei  Streitigkeiten  zwischen  Hillgeborenen  und  Nichteingeboreiien. 

Für  die  Italiener  bestand  ein  Zivil-  und  Handelsgericht,  dessen 
Kompetenz  und  Verfahren  durch  das  Konsulargericht  und  Reglement 
festgelegt  war.  Dies  Gericht  war  auch  zur  Kntschcidung  von  Straf- 
sachen zuständig,  wenn  bei  dem  Delikt  keine  Militärpersonen,  sei 
es  als  Kläger,  sei  es  als  Verletzte,  sei  es  als  Angeschuldigte,  in 
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Frage  kamen.  Die  Fremden  warm  gleichfalls  dem  italienischen  Ge- 
richt unterwürfen,  da  niemals  die  Konsuln  »'ine  (ierichtsharkeit  be- 
aus|iruehteu. 

Obwohl  die  Hage  noch  nicht  für  eine  endgültige  und  dauernde 
Hcgelung  reif  war.  ging  man  doch  daran,  diese  i'hergaiigsinnssnnhinen 
zu  vereinfachen  und  sie  soviel  als  möglich  mit  der  in  Italien 
herrschenden  Hinrichtung  in  Hinklang  zu  bringen.  Man  nahm  unser 
Konsulaitri  M  tz  zum  Muster,  welches  einerseits  den  grossen  Vorteil 
der  Kinfachheit  und  Schlouuiykeit  hesass.  andererseits  eine  bessere 
Anpassung  an  den  Zustand,  in  welchem  sich  die  Kolonie  Massanall 
hetand.  ermöglichte". 

Kine  genaue  Hrörterung  dieser  eisten  gerichtlichen  Hinrichtung, 
bekannt  unter  dem  Namen  des  Kcglcnicnts  (  kli.i.  welches  im  Anhang 
des  zitierten  Berichtes  von  Hoitn, ant  veröffentlicht  ist.  erscheint 
nicht  erforderlieh.  Dieses,  obwohl  auf  Massauah  beschränkte  Reglement 
war  so  unvollkommen,  dass  die  Regierung  schon  am  2'2.  Mai  1^1»4 
mit  weiteren  Ideen  au  die  gerichtliche  Ordnung  der  ganzen  Kolonie 
herantrat,  ludern  es  sich  der  2  Jahre  früher  stattgehabten  gesetz- 
geberischen Grunduntcrsrheidung  anschlo>s.  trennte  das  I>ekret 
von  lsi'4  einfach  im  Hinblick  auf  die  .Justizverwaltung  die  Zonen 
Asmara  und  Kcren  von  dem  Distrikt  Massauah.  In  den  Zonen 
Asmara  und  Keren  wird  die  Gerichtsbarkeit,  abgesehen  von  der  Lokal- 
jurisdiktion der  Tribus  Notabelu  in  ihren  Versammlungen  nach  den 
Gewohnheiten  und  nur  der  Tribiishäupter,  sowie  der  von  den  Dörfern 
besonders  Hrwählten  und  der  Kadis  nach  den  religiösen  Gebräuchen, 
von  den  Ansiedlern  als  Friedensrichtern,  von  den  Schiedsgerichten 
und  von  dem  bei  den  konzentrierten  Truppen  als  Schwurgericht 
fungierenden  Militärgericht  verwaltet  (Artikel  2'.*).  Die  Schiedsgerichte 
wurden  zusammengesetzt  aus  dem  Kommandanten  der  Besatzung  als 
Präsidenten,  dem  Hauptmann  der  Besatzung,  dem  ( >f  fixiere  der  Kara- 
binieri  und  dem  ersten  Adjutanten  des  Hiugeborciienhataillons  als 
Sekretär.  Hine  Kommission  aus  Notabein  der  Garnison  und  Umgegend 
unterstützt  das  Gericht,  um  nötigenfalls  Aufklärungen  und  Angaben 
bezüglich  des  überlieferten  Hechts,  der  Gewohnheiten,  der  religiösen 
Gesetze  und  der  Anwendung  der  Strafen  zu  erteilen  (Artikel  :$1 
und  :52).  rDas  Gerieht  soll  bei  seinen  Hntseheidungen  soviel  als 
möglich  den  überlieierten  Gesetzen  folgen  gemäss  dem  Koran  und  den 
Kommentatoren   des   Islam,   wie   sie   in   den   einzelnen  Tribus  an- 
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genommen  sind,  und  nach  dem  Fetah-Negest  oder  Mogaresch.  welche 
die  seit  früheren  Zeiten  in  verschiedenen  Dörfern  geltenden 
Rechtsprinzipien  umfassen.  Dabei  muss  Rücksicht  genommen  werden 
auf  die  vordem  in  ähnlichen  Fällen  ergangenen  Urteile  in  jedem 
Trihus  oder  Dorf,  sei  es,  dass  dieselben  gefällt  wurden  sind  von  den 
Häuptlingen,  oder  von  den  Priorei!  der  Klöster,  oder  von  den  Kadis 
oder  Derwischen  oder  von  den  Versammlungen  der  Notabel u.  oder 
endlich  von  den  in  Mohaber  versammelten  Erwählten.  Das  Gericht 
soll  mit  dem  unten  angegebenen  Vorbehalt  immer  die  Ausübung 
der  Überlieferten  Eingeborenenjustiz  in  den  Dörfern  und  Trihus 
unterstützen".  „Bei  der  Anwendung  von  Strafen  soll  das  Gericht 
sich  bei  Straftaten  geringerer  Bedeutung  an  die  milderen,  in  den 
Dörfern  und  Trihus  für  diese  Delikte  geltenden  Strafen  halten  und 
die  Bussen  zu  Gunsten  der  verletzten  Partei  oder  des  Staates  oder 
Fronarbeiten  im  Dienste  der  Verwaltung  bevorzugen  (Artikel  34 
und  35)". 

Die  Schöpfung  dieser  Schiedsgerichte  war  eine  glückliche  Ein- 
richtung der  Militärregierung  und  zeitigte  nach  der  Ansicht  aller 
das  beste  Ergebnis.  Aber  natürlich  wurden  sie  mit  der  Einführung 
der  Zivilregierungen  gemäss  Dekret  vom  2.  April  18!*9  abgeschafft 
und  an  ihre  Stelle  traten  für  Asmara  und  Keren  Bezirksrichter, 
welche  aus  den  Richtern  des  Königreichs  gewählt  sind,  vom  Range 
nicht  unter  demjenigen  eines  Gerichtsassessors  (Aggiuuto  giudiziario). 
Bezüglich  des  Distrikts  von  Massauah  und  des  bewohnten  Zentrums 
von  Archico  bestimmto  das  Reglement  von  1804  dagegen,  dass  die 
Gerichtsbarkeit  dort  durch  einen  Fliedensrichter,  einen  einzigen 
Richter  des  Zivil-  und  Strafgerichts,  das  Strafgericht  als  Schwur- 
gericht und  das  Militärgericht  von  Massauah  verwaltet  werden  solle. 

Die  Entscheidung  über  Berufungen  in  Zivil-.  Handels-  und 
Strafsachen  wurde  in  Gemässheit  des  Konsulargesetzes  dem  Appell- 
hof von  Ancona  Ubertragen,  abgesehen  von  der  Nichtigkeitsbeschwerde, 
welche  an  den  Kassationshof  in  Rom  geht. 

Die  Rechtsprechung  des  Gerichtes  bei  dem  Kommando  der 
Königlichen  Truppen  in  Massauah  und  der  Militärgerichte  bei  den 
konzentrierten  Truppen  winde  gleichfalls  beibehalten,  sie  wurde 
<ogar  in  einer  gewissen  Beziehung  erweitert,  da  Artikel  71*  den 
sogenannten  Militärgerichten  die  Aburteilung  über  folgende  Straf- 
taten jedes  beliebigen  Delinquenten  zuerteilt,  nämlich  über  Verrat. 
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Spii»nage,  Insubordination.  Anw»  rhu  Dir,  Widerstand  oder  Verhinderung 
di  r  Ausübung  von  Befehlen  der  militärischen  Gewalt.  Strassenraub. 
Raub.  Plünderung  gegen  und  /um  Schaden  irgend  einer  Person. 
Versklavung  einer  Person  und  Sklavenhandel. 

Seintii  im  Dekret  vom  .Mai  lS'.M  tritt  klar  das  Streiten  des 
Gesetzgebers  hervor,  das  Recht  der  Kuropäer  gegenüher  den  Ein- 
geborenen mit  grösseren  (iarantien  zu  umgehen.  Den  eisteren  werden 
einige  Rechtsmittel  gewahrt,  welche  den  Kingelioreneii  versagt  sind 

(Artikel  r>C).  :»;<.  7:5». 

Her  Agent  oder  der  Häuptling  der  Eingeborenen  nimmt  niemals 
den  Europäern  gegenüber  die  Stellung  eines  öffentlichen  Beamten 
ein.  er  darf  nur  /usammen  mit  einem  italienischen  Beamten  oder 
Agenten  einen  Kuropäer  verhaften.  Die  den  Kuropäern  zugestandenen 
Sichei  heilen  werden  auch  denjenigen  gewährt,  welche  den  Kuropäern 
gleichgestellt  sind,  unter  denen  nach  Artikel  11:5  die  Ägypter. 
Syrer.  Amerikaner.  Australier  und  alle  Personen  europäischer  All- 
stammung  oder  die  mit  ihnen  auf  gleicher  Stufe  der  Zivilisation  sich 
befinden,  zu  verstehen  sind.  Schliesslich  nmss  an  Artikel  48  des  be- 
regten Dekretes  gedacht  werden,  gegen  den  sich  die  lebhaftesten 
Proteste  erhoben,  und  dessen  Verfassungswidrigkeit  man  behauptet 
hat.  weil  vermöge  desselben  den  Privatleuten  jede  gerichtliehe  Klage 
gegen  die  öffentliche  Verwaltung,  auch  wenn  es  sich  um  den  Schutz 
von  Rechtsverhältnissen  aus  Verträgen,  schwebenden  Rechtsstreitig- 
keiten  und  Judikaten  handelte,  versagt  wurde. 

Zum  Schutze  solcher  Rechtsansprüche,  welche  wahre  und 
eigene  Rechte  sind,  ist  die  Reklamation  im  Verwaltungswege  in 
erster  Instanz  an  den  (iouverneur  der  Kolonie  und  in  zweiter  und 
letzter  Instanz  an  den  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  zu- 
gelassen, welcher  nach  Anhörung  des  Staatsrates  entscheidet.  Wider- 
spruchsvollerweise  gibt  es  noch  gegen  die  Kntscheidung  des  Ministers 
einen  ausseiordentlichen  Rekurs  an  den  König.  Jener  berüchtigte 
Artikel  4s  wurde  oifenbar  ein  politisches  Mittel,  um  die  vielen  und 
unersättlichen  Gelüste  im  Zaume  zu  halten,  welche  oft  dem  Kolonial- 
etat Gefahr  drohen:  aber  er  war  ein  schlechter  Ausweg,  weil  zur 
Zügelung  jener  Begehrlichkeit  es  genügt  haben  würde,  die  Zulässigkeit 
der  Klage  zu  erschweren,  oder  das  Gericht  in  Rom  bezüglich  aller 
Prozesse  für  zuständig  zu  erklären,  bei  denen  die  öffentliche  Verwaltung 
aus  in  der  Kolonie  entstandenen  Rechtsverhältnissen  verklagt  wird. 
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Die  Einrichtung  des  Zivilgouvernements  in  Erythräa  vereinigt«' 
sieh  schwer  mit  den  vorerwähnten  Institutionen,  so  dass  durch  Dekret 
vom  1*.  Februar  1902,  hei  dem  ich  die  Ehre  hatte,  als  Justizminister 
mitzuwirken,  zu  einer  dritten  und  rationelleren  Gerichtsorganisation 
geschritten  wurde.  Die  wesentlichste  Neuerung  besteht  in  der  Er- 
richtung eines  Appellhofes  in  der  Kolonie  selbst.  Nicht  mehr  an 
den  lernen  Appellhof  von  Ancona,  sondern  an  das  Berufungsgericht 
von  Asmara  gehen  die  Hechtsmittel  gegen  die  Entscheidung  der 
ersten  Instanz.  Somit  können  wir  sagen,  dass,  abgesehen  von  dem 
ausserordentlichen  Rechtsmittel  der  Kassation,  das  Dekret  vom 
9.  Februar  1902  eine  vollständige  Gerichtsbarkeit  in  dem  Gebiet 
der  Kolonie  eingeführt  hat. 

Zunächst  Huden  wir  den  Friedensrichter,  welcher  zur  Ent- 
scheidung von  persönlichen  Klagen  in  Zivil-  und  Handelssachen  bei  be- 
weglichem Vermögen  bis  zu  einem  Wertobjekt  von  200  Lire  zuständig 
ist.  I  ber  dem  Friedensrichter  steht  der  Bezirksrichter,  dessen  Kom- 
petenz in  erster  Instanz  sich  auf  alle  Streitigkeiten,  welches  auch  ihr 
Wert  und  Gegenstand  sein  möge,  erstreckt.  Als  Berufungsrichter 
urteilt  er  (Iber  die  Entscheidungen  des  Friedensrichteis.  In  Straf- 
sachen erkennt  er  als  Einzelrichter  Uber  Fülle,  die  in  Italien  zur 
Kompetenz  des  Frätors  gehören  würden,  und  das  Kollegium,  mit 
Zuziehung  von  2  Beisitzern,  über  Fälle,  welche  im  Königreiche  der 
Zuständigkeit  des  Strafgerichtes  unterstehen.  Die  Beisitzer  werden  aus 
den  Notabein  der  Kolonie  gewählt.  Nicht  weniger  als  -i  4  von 
ihnen  müssen  italienisches  Bürgerrecht  besitzen  und  alle  müssen 
italienische  Untertanen  sein.  Der  eingeborene  Beisitzer  kann  als 
Richter  fungieren,  wenn  nur  Eingeborene  angeschuldigt  sind.  Der 
Beisitzer  soll  dieselbe  Keligion  haben  wie  die  Beteiligten,  und 
wenn  sie  verschiedenen  Religionen  angehören,  muss  er  Italiener  sein. 
Italien  wird  so  in  der  Kolonie  eine  gewisse  Erfahrung  sammeln, 
welche  sowohl  für  das  Institut  der  Einzelrichter,  wie  für  eine  Art 
Schöffengerichte  lehrreich  sein  kann. 

Auf  der  höchsten  Stufe  der  Kolonialgerichtsbarkeit  steht  das 
Appellgericht,  welches  als  Kollegium  urteilt  unter  «lern  Vorsitz  eines 
Richters  und  mit  2  Kolonialbeamten,  welche  jedes  Jahr  durch  könig- 
liches Dekret  bestimmt  werden.  Wenn  das  Berufungsgericht  als 
Schwurgericht  funktioniert,  treten  noch  :J  Beisitzer  nach  den  oben 
erwähnten  Regeln  hinzu. 
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So  ist  heute  in  seinen  Grundzflgeii  die  in  Massauah  bestehende 
Gericht  sverfnssunsr.  (Jan/  anders  ist  die  Einrichtung  in  den  anderen 
Teilen  der  Kolonie,  hier  urteilen  die  Kadis,  die  Häuptlinge  des  Landes, 
der  Tribus  und  Provinzen  in  allen  Streitigkeiten  der  ihnen  unter- 
worfenen Eingeborenen.  Kalls  diese  Streitigkeiten  von  den  erwähnten 
Häuptlingen  nirht  abgeurteilt  werden  können,  weil  die  Parteien  ver- 
schiedener Religion  sind  oder  verschiedenen  Ländern.  Tribus  oder 
Provinzen  angehören.  so  entscheiden  in  erster  Instanz  die  Kom- 
lnissarien  oder  Residenten.  Piese  Koiniiiissarien  ziehen  bei  Erteilen 
(Iber  die  Eingeborenen  eingeborene  Häuptlinge  oder  Notabein  mit 
beratender  Stimme  zu.  Eigenartig  und  auffallend  kann  die  Be- 
stimmung des  Artikels  M  erscheinen,  nach  der  gegen  die  Zivil-  und 
Strafentscheidungeu  der  Kommissarien  oder  Residenten  Uber  die  Ein- 
geborenen das  Recht  der  Revision  dem  Gouverneur  zusteht.  Zweifel- 
los widerstrebt  diese  dem  Gouverneur  zugeteilte  richterliche.  Be- 
fugnis unseren  Ideen  «bei-  die  Teilung  der  Gewalten,  überdies 
bestimmt  Artikel  'M  weder  die  Art  der  Revision  noch  die  Fälle, 
in  denen  sie  stattfinden  kann. 

Aber  m:iu  muss  erwägen,  dass  hei  den  Eingeborenen  als  Herr 
nur  derjenige  gilt,  der  Recht  spricht,  und  dass  das  Prinzip  von  der 
Teilung  der  Gewalten  ihnen  als  eine  Absonderlichkeit  erscheint. 
Man  wird  daher  davon  überzeugt  sein,  dass  Artikel  :51.  der  nur  auf 
die  Eingeborenen  und  die  Erteile  der  Kommissarien  und  Residenten 
beschränkt  ist.  bei  seltener  und  vorsichtiger  Anwendung  einen  will- 
kommenen Schutz  gegen  mögliche  Fnbilligkeiten  bietet,  die.  wenn 
sie  nicht  beseitigt  werden  könnten,  das  einfache  und  so  zu  sagen 
elementare,  aber  sehr  lebhafte  und  feinfühlige  Rechtsbewusstsein 
der  eingeborenen  Bevölkerung  beleidigen  wllrden. 

Auch  bei  Streitigkeiten  zwischen  Europäern  und  Eingeborenen 
in  den  abhängigen  Gebieten  urteilen  dieselben  Richter  nach  demselben 
Verfahren,  aber  der  Richter  ist  befugt,  die  strenge  Anwendung  des 
Gesetzes  zu  mildern,  unter  Berücksichtigung  der  Verschiedenheiten 
der  Gebräuche  und  Religion,  poch  soll  er  nach  dem  Reglement 
sowohl  in  Zivil-  als  auch  Strafsachen  nur  in  den  schwierigsten  und 
nicht  anders  zu  beweisenden  Fällen  die  Eingeborenen  gegen  die 
Europäer  schwören  lassen. 

Pas  Dekret  enthält  noch  andere,  weniger  bedeutende  Be- 
stimmungen,  von   denen   diejenigen   zu  erwähnen  sind,   welche  sich 
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auf  die  Mitteilung  richterlicher  rrkunden  durch  die  Kommandanten 
der  königlichen  Karabinieri  und  die  Häupter  des  Trihus  oder  Dorfes, 
dem  der  Betreffende  angehört,  beziehen.  Feiner  die  Vorschriften 
Uber  die  Verpflichtung,  dein  Bezirkskomniissar  vor  Kinleitung  einer 
Rechtssache  Kenntnis  zu  geben  von  dem  Akte  einer  Ladung,  von 
der  Exekutionsandrohung  und  den  Yollstreckungstiteln  gegen  die  von 
der. Regierung  anerkannten  Häuptlinge,  ferner  die  Bestimmung  Uber  die 
einzuholende  Ermächtigung  des  Gouverneurs  zum  strafrechtlichen 
Einschreiten  gegen  die  Häuptlinge  selbst.  Uber  die  Vereidigung  von 
Zeugen  im  Untersuchungsverfahren  in  Prozessen  gegen  die  Ein- 
geborenen, Uber  die  Befugnis,  bei  den  »deutlichen  Verhandlungen 
die  schriftlichen  Erklärungen  lesen  zu  lassen,  falls  der  Angeschuldigte 
nicht  ausdrücklich  verlangt,  da.ss  die  Zeugen  selbst  gehört  werden, 
endlich  die  Vorschriften  Uber  das  besondere  Testament  des  Artikels  800 
unseres  Bürgerlichen  Gesetzbuches. 

Nicht  glücklich  ist  meines  Erachtens  die  vom  Dekret  getroffene 
Lösung  der  vielerörterten  Frage  Uber  Streitigkeiten  von  Privat- 
personen mit  der  »deutlichen  Verwaltung.  Das  Dekret  gestattet  zwar 
eine  gerichtliche  Klage,  schadt  aber  für  solche  Streitigkeiten  ein 
Ausnahmeverfahren  und  einen  Ausnahmerichter.  In  erster  Instanz 
urteilt  hierüber  einer  der  Bezirksrichter,  in  zweiter  Instanz  ein 
Kollegium,  bestehend  aus  dem  Präsidenten  des  Appellhofes,  dem 
Staatsanwalt  und  einem  Kolonialbeamten.  Gegen  die  Entscheidungen 
dieses  Berufungskollegs  geht  ein  ausserordentlicher  Rekurs  nur  wegen 
Gesetzesverletzung  gemäss  dem  Artikel  12  No.  4  des  Gesetzes  Uber 
den  Staatsrat  an  den  König. 

Es  ist  in  der  Tat  Uberaus  auffallend,  dass  plötzlich  auf  dem 
tiebiet  des  Rekurses  das  streitige  Verfahren  unterbrochen  wird  und 
man  zu  dem  mittelalterlichen  Angehen  des  Königs  als  obersten  Richters 
zurückkehrt,  und,  was  noch  schlimmer  ist.  nicht  in  einer  ver- 
waltungsrechtlichen, sondern  in  einer  rein  bürgerlich  rechtlichen  An- 
gelegenheit. Diese  und  viele  andere  Erwägungen  kann  man  mit  Fug 
Uber  das  neue  Dekret  machen,  indessen  man  muss  anerkennen,  dass 
es  einen  grossen  Schritt  vorwärts  in  der  rechtlichen  Ordnung  von 
Erythräa  tut.  Es  ist  sehr  zu  wUnschen,  dass  dies  der  Anfang  einer 
langen  Ära  fruchtbarer  Ruhe  sei,  und  dass  die  bestehenden  Keehts- 
einrichtungen  genügen,  die  geringeren  Schwierigkeiten  der  Regierung 
zu  Uberwinden,  so  dass  man  nicht  den  Lauf  der  ordentlichen  Gerichts- 
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barkeit  >r<*>ic«i  und  zu  den  Artikeln  42  und  4:5  des  Dekrets  vom 
S.  Dezember  1H«.»2,  bestätigt  und  erweitert  durch  den  Artikel  72  des 
geltenden  Dekretes,  seine  Zuflucht  zu  nehmen  braucht.  Letztere 
Artikel  Übertrafen  dem  Gouverneur  die  Befugnis,  mit  begründetem 
Dekret  Ausnahmemassregeln  für  die  Kolonie  zu  treffen,  darunter  z.  B. 
die  Einrichtung  der  Militärgerichte,  wenn  die  öffentliche  Ordnung 
schwer  bedroht  und  wenn  der  Friede  an  der  Grenze  gefährdet  ist, 
oder  wenn  die  gewöhnlichen  Gesetze  sich  unfähig  erweisen.  Straftaten 
mit  bewaffneter  Hand  zu  hindern. 

Aber  es  würde  zur  Vorbereitung  der  italienischen  Einwanderung 
nicht  genügen,  für  die  Sicherheit  der  Kolonie  und  der  Verwaltung 
der  Justiz  Vorkehrung  getroffen  zu  haben. 

In  den  Bevölkerungskolonien,  gleichviel  (d>  sie  solche  von 
Anfaii«:  an  sind  oder  ob  man  hofft.  dass  sie  später  sich  dazu  gestalten 
werden.  mu<s  die  oberste  Sorge  jedes  kolonisierenden  Staates  darin 
bestehen,  ein  Staat sgrundeigent um  zu  schaffen  und  die  Art  des  Nicss- 
brauches  und  der  Verüiisscrung  desselben  zu  bestimmen.  Italien  be- 
fand sich  nach  diesem  Gesichtspunkte  hin  in  einer  besonders  einstigen 
Lage,  weil  die  örtliche  Gesetzgebung  das  Hecht  des  Souveräns  auf 
allen  lirund  und  Hoden  anerkannte,  unbeschadet  des  Kollektiveigentums 
der  einzelnen  Stämme.  Tribus  und  Dörfer. 

Schon  seit  dem  19.  Januar  l.N'.».'t  wurde  dabei-  die  Bestimmung 
über  die  Begrenzung  des  Staatseigentums  angeordnet,  und  wurden 
infolge  desselben  Dekretes  in  Asmara  und  in  Keren  2  Grundregistcr 
angelegt,  in  welche  das  öffentliche  Land  eingetragen  werden  sollte, 
sobald  die  Festlegung  der  Grenze  und  die  Katasterregulierung  fertig 
seien.  Diese  wichtige  Arbeit  der  Begrenzung  und  Katastierung  ist 
schon  weit  gediehen,  so  dass  mit  Dekret  vom  :J0.  Juli  1  IM » 1  man  den 
Moment  für  gekommen  erachtete,  Bestimmungen  zu  geben,  welche  die 
Hechte  des  Staates  und  die  Sicherheit  der  Kigentumsübertragungen 
gewährleisten  sollten.  Ks  ist  daher  verordnet,  dass  alle  Terrain- 
konzessionen und  Kigentumsübertragungen  an  Private  bei  dem 
Hypothekenamt  von  Massauah  eingetragen  werden  müssen,  um  juris- 
tische Gültigkeit  zu  haben.  Derartige  l'bertragungsakte  von  Immo- 
bilien seitens  Kingeliorener  an  Kuropäer  müssen  ausserdem  noch  die 
Genehmigung  des  Gouverneurs  erhalten. 

Die  parlamentarische  Kommission,  welche  durch  den  verdienten 
Abgeordneten  Khan«  hktti  am  7.  Juni  l'.»02  der  Kammer  berichtete, 
hielt   die  Kinl'ügung  ähnlicher  Bestimmungen  in  den  Text  des  Ge- 
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setzentwurfes  Uber  die  Regelung  der  Verhältnisse  Erythräas  filr  zweck- 
entsprechend. Die  Kommission  unterscheidet  zwischen  Länderoien 
nach  Grundgewohnheitsrecht  und  Ländereien  nach  italienischem 
Grundrecht,  und  ordnet  nach  dieser  rnterscheidung  die  ganze  Materie 
des  Stnatsgrundeigentums.    So  heisst  es: 

r  Artikel  6.  Dem  örtlichen  Gewohnheitsgrundrecht  ist  der  Hoden 
der  Kolonie  insoweit  unterworfen,  als  er  nicht  italienisches  Staats- 
eigentum ist  und  aus  diesem  stammt.  Als  Eigentum  des  italienischen 
Staates  oder  aus  diesem  stammend  werden  diejenigen  Ländereien 
angesehen,  welche  im  Augenblick  der  Verkllndung  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  tatsächlich  von  Europäern  oder  ihnen  Gleichstehenden  inne- 
gehalten werden,  sei  es  kraft  vor  diesem  Gesetze  geschehener  zeitweiliger 
oder  dauernder  Konzession  von  zuständiger  italienischer  Behörde,  sei 
es  kraft  vor  der  italienischen  Okkupation  erteilter  Konzession,  falls 
diese  Konzessionen  Iiis  zur  Verktlndung  des  gegenwärtigen  Gesetzes 
ausdrücklich  genehmigt  sind.  Die  in  diesen  Paragraphen  behandelten 
Ländereien  müssen  in  die  Grundbücher  der  Kolonie  eingetragen 
werden  gemäss  den  Vorschriften,  welche  durch  die  Gesetzgebungen 
über  den  Grund  und  Hoden  der  Kolonie  erlassen  werden.  Dem 
italienischen  Grundrecht  können  mit  dem  Dekret,  welches  deren  Ver- 
äusserung  gestattet,  auch  die  einheimischen  Ländereien  unterworfen 
werden,  welche  an  Europäer  oder  denen  Gleichstehende  gemäss  $  M 
des  gegenwärtigen  Artikels  veräussert  worden  sind.  Dem  örtlichen 
Gewohnheitsrecht  bleiben  auch  die  Staatsländereien  unterworfen,  wenn 
sie  gleich  Lehne  zum  Gebrauche  der  Eingeborenen  bildeten,  bis  zur 
Beseitigung  dieser  Hechte  der  Eingeborenen  durch  ein  begründetes, 
sofort  dem  Minister  des  Auswärtigen  mitzuteilendes  Dekret  des 
Gouverneurs.  Es  können  auch  an  europäische  oder  denen  gleich- 
stehende Privatleute  von  den  Stämmen  oder  Tribus  als  Eigentümern 
solche  Ländereien  veräussert  werden,  welche  dem  Eingeborenen-Gewohn- 
heitsrecht unterstehen,  vorausgesetzt,  dass  festgestelltermassen  alle 
interessierenden  Familienhäupter  ihre  Zustimmung  zur  Veräusserung 
gegeben  haben,  unter  ihnen  Uber  die  Verteilung  des  Preises 
Übereinstimmung  herrscht,  und  dass  die  nach  der  Veräusserung  der 
Gesamtheit  verbliebenen  Ländereien  für  deren  Bedarf  durch  ihre 
Ausdehnung.  Fruchtbarkeit  und  Lag«'  hinreichen. 

Besagte  Veräusserungeu  sind  unwirksam,  wenn  sie  nicht  den 
folgenden  Erfordernissen  entsprechen : 
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a)  Sie  nULssfii  von  dem  Gouverneur  durch  begründetes  Dekret  ge- 
billigt sein,  in  welchem  nach  Untersuchung  und  Anhörung'  der 
italienist  Inn  Ortsbehörden  erklärt  wird,  dass  die  Vcräusserung 
den  oben  aufgeführten  Kitordernissen  entspricht  und  auch  nicht 
aus  anderen  Gründen  unzweckmässig  ist. 

b)  Sie  müssen  in  die  Grundbücher  der  Kolonie  eingetragen  werden. 
Unberührt  bleiben  immer  die  Hechte  Dritter:  die  Kinwilligung 
des  Gouverneurs  beeinträchtigt  dieselben  nicht,  doch  schafft  sie 
dem  Käufer  eine  Gewährleistung  nach  dieser  Richtung.  Dieser 
Vorbehalt  soll  in  den  Dekreten,  welche  die  Yeräusserung  billigen, 
erwähnt  werden." 

Diese  Vorschriften  entfernen  sich  also  von  dem  System  der 
Umschreibung,  wie  von  dem  der  Torrensakte,  deren  Anwendung  die 
Untersuchungskommissioii  von  1S'.«9  für  Krythrila  vorschlug,  wie  sie 
auch  Krankreich  mit  dem  Gesetz  vom  1.  Juli  18*r>  in  Tunis  ein- 
geführt hat,  und  ich  meine,  dass  die  parlamentarische  Kommission 
eine  richtige  Ansicht  hegte,  weil  die  Torrensakte,  abgesehen  von  einem 
Aufgebotsurteil,  welches  in  Krythrila  keine  grosse  Schwierigkeit  be- 
reitet haben  würde,  voraussetzt,  dass  der  Staat  sich  zum  Versicherer 
des  eingetragenen  Kigentums  macht  und  im  Kviktionsfalle  vollen 
Schaden  bezahlt.  Dies  würde  die  italienische  Regierung  einer  nicht 
unerheblichen  Gefahr  ausgesetzt  haben. 

Ks  würde  auch  kein  guter  Vorschbig  gewesen  sein,  das  fran- 
zösische und  italienische  System  der  Umschreibung,  welches  bekannter- 
maßen auf  der  Unterscheidung  der  verschiedenen  Wirkung  des  Aktes 
gegenüber  Dritten  und  inter  partes  beruht,  auf  die  Kolonie  Krythräa 
auszudehnen.  Kine  solche  subtile  Unterscheidung  würden  die  Kin- 
geborenen  schwerlich  haben  begreifen  können. 

Die  Kommission  hat.  ohne  sich  klar  über  die  Bedeutung  der 
Neuerung  Rechenschaft  abzulegen,  die  Registrierung  in  die  Grund- 
bücher als  Bedingung  der  Gültigkeit  für  die  Übertragung  gefordert, 
so  dass  die  nicht  registrierte  Vcräusserung  nichtig  und  die  Über- 
tragung des  Kigentums  auch  inter  partes  als  nicht  geschehen  zu 
erachten  ist.  Kurz,  das  von  der  italienischen  parlamentarischen 
Kommission  vorgeschlagene  System  nähert  sich  dem  Hauptgrundsatz 
der  Kintragung  als  Krgänzung  des  Konsenses  und  als  Voraussetzung 
der  Übertragung,  ein  Grundsatz,  wie  er  in  der  deutschen  Gesetz- 
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gebuug  angenommen  und  in  .seine  strengsten  Konsequenzen  durch- 
geführt ist. 

Die  Erfahrung  wird  lehren,  welche  anderen  Massregeln  noch 
getrotten  werden  müssen,  um  eine  so  eingreifende  Neuerung  mit  den 
abweichenden  Prinzipien  des  italienischen  bürgerlichen  Rechts  zu  ver- 
einigen, aber  ich  hotte  und  glaube,  dass  die  Erfuhrung  gut  ausfallen 
und  vielleicht  auch  grössere  Verbesserungen  in  der  Gesetzgebung 
des  Mutterlandes  vorbereiten  wird. 

Aber  nicht  nur  mit  der  Sicherheit  der  Übertragung  des  Eigentums 
hat  sich  der  italienische  Gesetzgeber  beschäftigt,  er  musste  auch  Vor- 
sorge dafür  treffen,  dass  der  Handel  mit  Grundeigentum  nicht  den 
Fortschritt  der  Kolonie  hindert  und  nicht  die  Hilfsquellen  der  ein- 
geborenen Bevölkerung  vermindert.  Deshalb  hat  er  einerseits  in 
Hinsicht  auf  die  Konzessionen  vorgeschrieben,  dass  die  Gewohn- 
heiten des  Ackerbaues  und  der  Weidewirtschaft  der  Eingeborenen 
nicht  gestört  werden,  dass  man  letzteren  den  Gebrauch  der  Stellen 
mit  dauerndem  oder  zeitweiligem  Wasservorrat  und  die  gewohnten 
Weidegebiete  für  die  umherziehenden  Viehzüchter  frei  lassen  soll; 
andererseits  hat  er  die  Veräusserung  von  Immobilien  zwischen  Ein- 
geborenen und  Europaern  ohne  Genehmigung  des  Gouverneurs  ver- 
boten und  die  Eigentumskonzessionen  des  Staates  beschrankt. 

Die  schmerzliche  Ei-fahrung  anderer  Staaten  zeigt,  dass  grosse 
Vorsicht  nicht  überflüssig  ist.  Erythräa  kostet  Italien  viel  Heldeu- 
blut  und  nicht  geringe  Geldopfer,  und  heute,  wo  sich  unserer  Aus- 
wanderung in  einigen  amerikanischen  Staaten  argwöhnischerweise 
Hindernisse  entgegenzustellen  beginnen,  lächelt  den  Italienern  der 
Gedanke,  dort  auf  äthiopischen  Gefilden  ein  neues,  der  Arbeit  und 
der  Initiative  unserer  überströmenden  Landbevölkerung  offenes  Italien 
zu  schaffen,  und  es  ist  jetzt  in  der  Tat  die  Überzeugung  sehr  vieler 
nach  den  nicht  glücklichen  aber  schlüssigen  Erfahrungen  des  un- 
ermüdlichen Barons  Fkanchktti  und  des  Doktors  Bakthoi.omäo  Gioi.i. 
dass  so  viele  Hoffnungen  nicht  trügen  werden.  Erythräa  ist  auf 
dem  Wege  fortschreitenden  Gedeihens,  es  wachsen  mit  regelmässiger 
Beständigkeit  die  Zolleinnahmen,  und  wenn  wir  streng  an  dem  Pro- 
gramm über  den  Wegebau  festhalten,  so  wird  dies  die  Kultur  des 
Gebietes  mehr  und  besser  fördern  als  jedes  sonstige  Bauwerk. 

Eine  Gesellschaft  zur  Perlcnfischerei  und  zum  Bergbau  ist 
jüngst  ins  Leben  getreten  und  beweist,  dass  schon  das  Kapital  sich 
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unser»'!!  Kolonialbesitz  zu  nutze  macht.  Kurz,  die  Kindheit  kündigt 
schon  das  Jünglingsalter  an:  auch  sind  schon  hesser  entsprechende 
Massregel ii  tür  eine  gut  geleitete  Koloninipolitik  der  Prüfung  des 
Parlamentes  unterbreitet;  unter  diesen  erwähne  ich  nur  die  Hin- 
richtung eines  Kolonialrates  nach  dem  Muster  anderer  kolonisierenden 
Nationen,  besonders  Deutschlands.  Sicherlich  geben  sich  die  Italiener 
nicht  der  Täuschung  darüber  hin.  dass  sich  ihre  Auswanderung 
schleunigst  dem  äthiopischen  Hochlande  zuwenden  kann;  sie  hoffen 
auch  nicht,  dass  die  Kolonie  dem  Mutterlande  in  klingender  Münze 
zurückgeben  wird,  was  sie  in  klingender  Münze  dem  Mutterlande 
gekostet  hat.  Wir  wissen  aus  unserer  eigeneu  und  der  Erfahrung 
anderer,  dass  die  Kindheit  der  Kolonien  lang  währt  und  dass  die 
Kolonien,  wenn  sie  arm  sind,  nicht  bezahlen  können,  später,  wenn 
sie  reich  sind,  nicht  bezahlen  wollen.  Aber  kolonisieren  heisst  vor 
allen  Dingen  eine  Kultunnission  erfüllen  und  auf  die  harte  Probe 
der  Tatsachen  und  der  Geschichte,  die  Kraft  der  Ausdehnung,  die 
Macht  des  politischen  Gedankens  und  die  Tüchtigkeit  der  Waffen  eines 
zivilisierten  Volkes  stellen.  Hei  dieser  hohen  und  edlen  Aufgabe 
können  und  dürfen  die  Italiener,  die  Erben  des  römischen  Namens, 
nicht  fehlen. 


Autorität  und  Staatsgewalt.1) 

Von 

Robert  Piloty, 

ovdeittlkhnn  rrofVcHor  der  Re<  htc  (WUrzburt;!. 
I. 

Zu  den  wesentlichen  Erfordernissen  einer  jeden  staatlichen 
Ordnung  gehört  Klarheit  Uber  den  Sitz  der  Gewalt.  Die  Verfassung, 
welche  die  rechtliche  Ordnung  der  Herrschaft  ist,  mag  sie  eine  ge- 
schriebene oder  eine  ungeschriebene  sein,  gibt  an,  wem  im  Staate 
die  höchste  Gewalt  zustehe.  Ein  wohlgeordneter  Staat  nimmt  sich 
daher  aus  wie  ein  festes  Geflige  von  Kräften  und  Einrichtungen, 
wobei  alles  so  arbeitet  und  ineinandergreift,  wie  es  in  der  Ver- 
fassung bestimmt  ist.  Jede  zur  Anwendung  kommende  Gewalt  geht 
von  dem  dazu  eingesetzten  Willen  aus  und  wirkt  in  der  Form  und 
in  der  Sichtung,  wie  es  der  Verfassung  entspricht. 

Nicht  immer  aber  trifft  es  sich  so.  Das  Wesen  des  Staats 
erschöpft  sich  nicht  in  seiner  rechtlichen  Ordnung.  Seine  Bestimmung 
ist  die  Befriedigung  vorhandener  und  stets  sich  erneuernder  Be- 
dürfnisse. Der  in  der  Herrschaft  waltende  Wille  ist  nicht  um  seiner 
selbst  willen  da,  sondern  er  hat  die  Aufgabe,  die  vorhandenen  In- 
teressen der  Gesamtheit  zu  befriedigen.  Wie  der  Staat  selbst 
Stillstand  nicht  vertrügt,  so  kann  auch  die  Herrschaft  nicht  ruhen. 
Versäumt  aber  die  ordnungsmässige  Gewalt  es.  ihre  Aufgabe  zu  er- 
füllen, so  kann  es  sich  ereignen,  dass  im  Staate  Kräfte  wirksam 
werden  und  zum  Besitze  der  Gewalt  sich  vordrangen,  denen  die 
Verfassung  selbst  entweder  keinen  oder  doch  nur  einen  untergeordneten 
Bereich  des  Wirkens  einräumt.    Die  unteilbare  Staatsgewalt  duldet 

')  Dem  Aufsatz  lietrt  ein  Vortrag  zu  Grunde,  den  der  Verfasser  am 
17.  Dezember  1902  in  der  Internationalen  Vereinigung  für  vergleichende 
KechtawisBenschaft  und  Volkswirtschaftslehre  zu  Berlin  gehalten  hat. 
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freilich  in  (Irr  Theorie  derartige  Überschreitungen  und  Anmafsungen 
nicht.  Der  Staat  als  Einheit  erträgt  keine  Spaltung:  im  höchsten 
Willen,  und  jede  Gewalt,  die  im  Staate  neben  der  verfassungsmässige!! 
Herrschaft  sieh  auftut.  kann  im  Verhältnis  zu  dieser  nur  als  Auf- 
lehnung erscheinen. 

Die  höchste  Gewalt,  Souveränität.  Herrschaft,  ist  unteilbar. 
Gewiss!  Teilung  der  Herrschaft  bedeutet  Teilung  des  Staates,  Auf- 
lösung und  Zerfall  oder  Unterordnung  und  Untergang.  Darüber  ist 
nicht  zu  streiten.  Die  neuere  deutsche  Staatsrechtswissenschaft  zeigt 
in  diesem  Punkt  eine  merkwürdige  Einigkeit  der  Meinungen. 

Wie  im  Begriffe  Teilung  der  höchsten  Gewalt  undenkbar  ist. 
so  ist  auch  im  Leben  der  Staaten  niemals  eine  Teilung  der  Herr- 
schaft vorgekommen,  die  nicht  gleichzeitig  den  Bestand  des  Staates 
getroffen  hätte. 

Etwas  anderes  aber,  was  einer  Teilung  der  Gewalt  sehr 
ähnlich  sieht,  ist  möglich,  eine  Trennung  nämlich  der  Autorität 
von  der  Staatsgewalt. 

Was  darunter  zu  verstehen  ist,  lässt  sich  aus  hergebrachten 
Schulbegriffen  nicht  ableiten. 

Das  Staatsrecht  kennt  neben  der  Staatsgewalt  keine  Macht- 
quelle. Nur  der  Herrscherwille,  der  im  Kähmen  der  Verfassung 
durch  alle  Glieder  und  Teile  des  Staates  bestimmend  wirkt  und  sich 
durchsetzt,  kann  für  das  Staatsrecht  in  Betracht  kommen,  und  er  ist 
eben  die  Staatsgewalt.  Will  man  also,  vom  Standpunkte  der  Staats- 
rechtswissenschaft betrachtet.  Autorität  überhaupt  gelten  lassen,  so 
kann  es  sich  nur  um  die  Autorität  des  Herrschers  handeln.  Seine 
Autorität  beruht  darauf,  dass  sein  Wille  nicht  nur  nach  dem  Buch- 
staben der  geschriebenen  Verfassung  oder  nach  der  Überlieferung 
der  ungeschriebenen  Verfassung  massgebend  zu  sein  hat,  sondern 
dass  er  auch  geschieht. 

Autorität  als  Rechtshegriff  ist  auch  in  der  Tat  von  der  Herr- 
schaft als  Rechtsbegriff  nicht  zu  unterscheiden. 

Es  zeigt  sich  aber  auch  hierin  wie  in  anderem,  dass  die  Be- 
griffe des  Rechtes  mit  den  entsprechenden  Begriffen  des  Lebens 
nicht  immer  sich  decken.  Das  Recht  stellt  überall  nur  ideale,  im 
Leben  nach  Möglichkeit  zu  erfüllende  Anforderungen.  Das  Leben 
selbst  aber  stimmt  mit  diesen  Anforderungen  nicht  immer  Uberein. 
Die  Strafrechtsnorm   ist   oft   nicht  anwendbar,   der  Verwaltungs 
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rechtssatz  unterbleibt  oftmals  in  der  Durchführung,  das  Budget 
kommt  nicht  immer  zustande,  der  vorgelegte  Gesetzentwurf'  findet 
oft  nicht  die  gewünschte  Zustimmung,  kurz,  der  Wille  des  Herrschers 
geschieht  nicht  immer. 

Diese  Tatsache  ist  so  offenkundig  und  in  gewissem  Mafse  so 
regelmässig  wiederkeluend,  dass  man  sie  kaum  der  Beachtung  wert 
hält.  Wenn  im  Falle  eines  Krieges  die  zur  Rückkehr  in  die  Heimat 
vom  Herrscher  aufgeforderten,  im  Auslande  sich  aufhaltenden  Staats- 
angehörigen nicht  heimkehren,  wenn  hei  den  Steuererklärungen 
defraudiert  wird,  wenn  beim  Aufruhr  die  zusammengerottete  Menschen- 
menge dem  Befehl  der  Polizeibehörde  zum  Auseinandergehen  nicht 
folgt,  oder  wenn  vor  Gericht  der  Zeuge  nicht  schwört,  oder  die 
ausgesprochene  Geldstrafe  uneinbringlich,  Haft  aber  nicht  anwendbar 
ist,  oder  wenn  der  Verbrecher  den  Verfolgungen  des  Staatsanwaltes 
sich  zu  entziehen  weiss,  so  ist  doch  trotz  all  der  Misserfolge  der 
Staatsgewalt  kein  Teil  genommen. 

Wie  aber  steht  es  mit  der  Autorität?  Eine  gewisse  Einbusse 
an  Autorität  wird  immer  stattfinden,  wenn  auch  nur  ein  einzelner 
Befehl  der  Staatsgewalt  unausgeführt  bleibt.  Die  in  der  Staats- 
gewalt enthaltene  Autorität  erträgt  sogar,  ohne  Gefahr  zu  laufen, 
ein  ziemliches  Mafs  von  Mis>ei  folgen.  Mit  einem  gewissen  Mals  zu 
rechnen,  ist  sie  sogar  gewohnt.    Es  gibt  alter  eine  Grenze. 

Die  Notwendigkeit  der  Vollziehung  der  Herrscherbefehle  und 
der  in  ilirem  Gebot  gelegene  Zwang  bilden  ein  so  wesentliches 
Merkmal  der  Staatsgewalt,  dass  man  geradezu  sagen  kann,  ihre 
Stärke.  Güte  und  Brauchbarkeit  sind  an  diesem  Merkmal  zu  messen. 
Nicht  die  Strenge  der  Gesetze  oder  die  Härte  ihrer  Strafen  sind  die 
Anzeichen  einer  starken  Staatsgewalt,  sondern  in  der  Proinptheit 
ihrer  Anwendung  und  in  der  Strenge  ihrer  Durchführung  liegt  ihre 
Stärke.  Am  deutlichsten  ist  die  durchgreifende  Kraft  der  Herrschaft 
an  der  Disziplin  im  Heer  und  Staatsdienst,  an  der  Basehheit  und 
Genauigkeit  der  Vollstreckung  in  Justiz  und  Verwaltung  und  an 
der  Unbestechlichkeit  und  Energie  der  Polizei  zu  erkenuen.  Ein 
Herrscher,  der  in  der  Legislative  Grosses  tut,  in  der  Exekutive  aber 
stets  ein  Auge  zudrückt,  ist  bald  ohne  Autorität.  Es  steht  mit 
dieser  Seite  der  Betätigung  der  Staatsgewalt  in  dem  regelmässigen 
Gange  des  Friedens  nicht  anders  als  im  Kriege.  Eine  verlotterte 
Verwaltung  ist  mindestens  ebenso  nachteilig  für  die  Autorität  der 
Herrschaft,  als  ein  unglücklicher  Krieg. 
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Freilich  fallen  in  der  Geschichte  der  Staaten  die  Fälle 
kriegerischer  Erfolge  nnd  Misserfolge  mehr  in  die  Augen  als  die 
Zustände  des  Friedens.  Sehr  häutig  aber  sind  kriegerische  Konflikte 
und  Misserfolge  nur  die  indirekte  Folge  der  in  längeren  Friedeus- 
zeiten  allmählich  verloren  gegangenen  Zucht  und  Autorität  gewesen. 

Ks  ist  also  möglich,  dass  der  Herrschaft  ohne  jede  Änderung 
der  Verfassung,  also  bei  voller  Erhaltung  der  Staatsgewalt,  die 
Autorität,  entschwinden  kann.  Diese  Trennung  kann  so  allmählich 
und  unmerklich  sich  vollziehen,  dass  sie  selbst  dem  aufmerksamen 
Beobachter  entgeht,  und  dass  das  vorhandene  Übel  erst  dann  offen- 
kundig wird,  wenn  die  in  der  Staatsgewalt  vermutete  Autorität  bei 
(Telegenheit  einer  unerwarteten  Kraftprobe  versagt. 

Da  die  Staatsgewalt  nicht  etwa  nur  ein  Spielzeug  in  Händen 
von  Fürsten  oder  Parlamenten  ist.  ihr  Dasein  und  zweckmässiges 
Wirken  vielmehr  dem  dringendsten  Bedürfnis  der  Gesamtheit  ent- 
spricht, so  gibt  es  kein  grösseres  fbel  für  den  Staat,  als  eine 
antoritätlose  Herrschaft,  Sobald  daher  das  Fehlen  der  Autorität  an 
der  Staatsgewalt  öffentlich  wahrgenommen  ist.  pflegen  ganz  bestimmte 
Wirkungen,  nämlich  Reformversnehe,  Reformen  oder  Anarchie  und 
Kampf  um  die  Hermhaft  nicht  auszubleiben.  Bei  der  notwendigen 
Unverantwortlichkeit  des  Herrschers  aber  fehlt  es  an  Rechtsmitteln, 
die  etwa  gegen  ihn  sich  anwenden  Hessen.  Auch  liegt  es  auf  der 
Hand,  dass  jede  Herrschaft  unter  der  Anwendung  solcher  Mittel, 
selbst  wenn  sie  möglich  wären,  an  Autorität  immer  nur  verlieren 
könnte.  Auf  dem  Wege  des  Rechtes  also  könnte  das  Fbel  nie  be- 
seitigt, höchstens  gesteigert  werden. 

Es  gibt  denn  auch  keine  Verfassung  in  der  Welt,  die  für  den 
regelmässigen  Gang  der  Dinge  einen  Rechtsweg  gegen  den  Herrscher 
eröffnete. 

Wohl  setzen  Herrscher  zur  Rechtskontrolle  der  durch  ihre 
Behörden  ausgeübten  Verwaltung  Gerichte  ein.  Allein  mit  Folge- 
richtigkeit ist  dabei  überall  vermieden,  dass  diese  Gerichte  über  die 
eigenen  Befehle  des  Herrschers  oder  über  die  Zweckmässigkeit  der 
Amtsführung  der  Behörden  urteilen. 

Ist  also  zur  Erhaltung  der  Autorität  jeder  Rechtsweg  gegen 
den  Herrscher  ausgeschlossen,  so  bleiben  nur  tatsächliche  Mittel  zur 
Abhilfe  übrig. 
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Vor  allem  ist  klar,  dass  der  Herrscher  die  verlorene  Autorität 
durch  Besserung  der  Regierung  wieder  gewinnen  kann.  Es  ist  aber 
auch  möglich,  dass  solches  unterbleibt,  und  alsdann  treten  ausser- 
ordentliche Verhältnisse  und  Vorgänge  im  staatlichen  Leben  ein,  die 
zwar  an  der  änssersten  Sphäre  staatsrechtlicher  Betrachtung  liegen, 
die  aber  darum  ein  nicht  minder  grosses  politisches  und  wissen- 
schaftliches Interesse  beanspruchen.  Es  zeigt  sich  in  solchen  Zeiten, 
dass  auch  der  stetigste  Teil  des  Rechtsbestandes  eines  Staates,  seine 
Verfassung,  veränderlich  ist,  und  dass  auch  die  Herrschaft  nicht  in 
ewigen  Händen  gehalten  wird.  Es  gibt  in  der  Geschichte  der 
Monarchie  Beispiele  gewaltsamer  Massregeln  gegen  unfähige  Könige 
und  verkommene  Dynastien,  und  es  fehlt  der  Geschichte  der  Republik 
nicht  an  Beispielen,  welche  zeigen,  dass  das  Volk  die  Herrschaft 
unter  Umständen  an  einzelne  abtreten  muss. 

Alle  diese  Beispiele  lehren,  dass  die  der  Herrschaft  entschwundene 
Autorität  die  natürliche  Tendenz  hat.  alsbald,  wenn  auch  in  ver- 
änderter Form  und  bei  einem  neuen  Träger,  sich  wieder  mit  der 
Herrschaft  zu  vereinigen.  Dass  solche  Vorgänge  fast  immer  mit 
kräfteverzehrenden  Erschütterungen  der  Gesellschaft  verbunden  sind, 
ist  sehr  natürlich.  Eine  instinktive  Befürchtung  wegen  der  hierbei 
unvermeidlichen  Verluste  ist  der  hauptsächliche  Grund,  weshalb  die- 
jenigen Bevölkerungsklassen,  die  ausser  ihrem  Leben  noch  etwas  zu 
verlieren  haben,  derartigen  Staatsnmwälzungen  so  lange  als  möglich 
ans  dem  Wege  gehen.  Man  sagt  sich  mit  Hamlkt: 
Dass  wir  die  Übel,  die  wir  haben,  lieber 
Ertragen,  als  zu  unbekannten  fliehen. 

Auch  spielt  dabei  der  Charakter  des  beteiligten  Volkes  eine 
sehr  erhebliche  Rolle.  Die  Geschichte  lehrt,  dass  die  südlichen  und 
namentlich  die  romanischen  Völker  zu  Staatsumwälzungen  geneigter 
sind,  als  die  Völker  germanischer,  slavischer  oder  moslemitischer  Rasse. 

So  einfach  nun  die  Sache  liegt,  wenn  die  unter  einem  un- 
fähigen Herrscher  der  Staatsgewalt  abbanden  gekommene  Autorität 
in  einem  neuen  Herrscher  ihre  natürliche  Vereinigung  mit  der 
Staatsgewalt  wieder  tindet,  so  verwickelt  kann  das  Verhältnis  werden, 
wenn  das  Übel  der  autoritätlosen  Herrschaft  sich  längere  Zeit  hin- 
zieht. Da  es  unter  allen  Umständen  ein  riskiertes  Unternehmen  ist, 
den  ofTenen  Kampf  um  die  Herrschaft  aufzunehmen,  so  ist  es  auch 
wohl  begreiflich,  dass  der  Wechsel  der  Staatsform  in  den  seltensten 
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Fällen  schroft  und  mit  einem  Male  vor  sich  geht.  Viel  häufiger 
sind  in  der  Geschichte  der  Staaten  die  allmählichen  Umbildungen. 
Es  wiederholt  sich  dabei  fast  immer  ein  und  derselbe  Vorgang, 
nämlich  der  Übergang  der  Autorität  vom  Herrscher  auf  ein  dem 
Herrscher  untergeordnetes  Organ. 

Auch  solch  allmähliche  Umbildung  der  Staatsform  mit  Über- 
gang der  Autorität  kann  sich  sowohl  in  der  Monarchie  wie  auch  in 
der  Republik  ereignen  und  gibt  zu  den  interessantesten  Beobachtungen 
Anlass  ganz  besonders  dann,  wenn  die  ursprüngliche  Staatsform 
nicht  eine  absolute,  sondern  durch  eine  repräsentative  Regierungs- 
form  gemässigte  ist. 

Ks  liegt  auf  der  Hand,  dass  die  Umbildung  einer  Staatsform 
um  so  geräuschloser  vor  sich  gehen  kann,  je  mehr  Möglichkeiten 
der  Änderung  schon  in  der  ursprünglichen  Verfassung  selbst  ge- 
legen sind.  —  - 

II. 

Betrachten  wir  nun  im  folgenden  den  Vorgang  solcher  Um- 
bildung zunächst  an  Beispielen  absoluter  Staatsformen. 

In  der  absoluten  Monarchie  ist  für  eine  allmähliche  Um- 
bildung fast  kein  Kaum.  Sie  besitzt  keinerlei  Elastizität.  Es  ist 
höchstens  möglich,  dass  die  Autorität  vom  Einzelherrscher  auf  die 
höhere  Bureaukratie  übergeht.  Diese  Erscheinung  ist  auch  nicht 
selten.  In  dem  absoluten  Frankreich  des  18.  Jahrhunderts  entwich 
dem  Königtum  die  Autorität  in  demselben  Mafse,  in  dem  seine  Über- 
schuldung zunahm.  Gleichzeitig  wuchs  die  Autorität  des  Beamtentums, 
soweit  es  nicht  korrumpiert  war.  Ks  taten  sich  nebenher  wohl  auch 
kleinere  Autoritäten,  wie  insbesondere  die  Parlamente  der  Provinzen, 
auf.  der  eigentliche  Mann  der  Geschäfte  aber  und  des  freilich  rasch 
wechselnden  öll'entlichen  Vertrauens  war  der  jeweilige  Finanzminister. 
Ähnlich  soll  es  nach  dein  Urteil  sachkundiger  Diplomaten  im  heutigen 
Bussland  sich  verhalten. 

Absolute  Formen  der  Republik  kommen  heutzutage  kaum 
vor,  selbst  die  Schweiz  kann  trotz  Referendum  und  Mangel  der 
Präsidentschaft  kaum  dazu  gerechnet  werden.  Allein  die  absoluten 
Demokratien  und  Aristokratien  des  Altertums  und  der  italienischen 
Renaissance  zeigen  zur  Genüge  dasselbe  Bild,  wie  da*  französische 
Königtum  des  18.  .Jahrhunderts  und  wie  die  heutigen  absoluten 
Monarchien,  denselben  Mangel  an  Umbildsamkeit,  dieselben  starren 
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unveränderlichen  Formen,  die  sich  wohl  zerbrechen,  aber  nicht  biegen 
lassen.  Daher  sind  es  denn  auch  sowohl  im  Altertum  als  auch  in 
der  italienischen  Renaissance,  genau  ebenso  wie  im  Frankreich  des 
18.  Jahrhunderts,  stets  gewaltsame  Revolutionen  gewesen,  die  von 
einer  absoluten  Staatsform  zur  anderen  geführt  haben. 

Das  klassische  Beispiel  für  solch  gewaltsame  Umgestaltung 
ist  die  Entstehung  des  Prinzipats  in  Rom.  Das  römische  Kaisertum 
ist  auf  den  Siegen  von  Pharsalus,  Tapsus  und  Aktium  errichtet 
worden.  Ein  Hauptgewinn,  den  wir  aus  Mommskns  meisterhafter 
Darstellung  des  Bürgerkrieges  ziehen  können,  liegt  in  der  Erkenntnis, 
wie  bei  diesem  für  die  Weltgeschichte  so  ungemein  wichtigen  Vor- 
gang nicht  etwa  nach  irgend  einem  vorgesetzten  Verfassnngsplane 
gehandelt  wurde,  sondern  die  dem  Senat  verloren  gegangene  Autorität 
einen  uenen  Träger,  gleichsam  einem  Naturgesetze  folgend,  suchte, 
und  wie  sie  denselben,  nachdem  er  ihr  zuerst  in  Pom  pejus  erschienen 
war,  schliesslich  in  dem  Imperator  Cäsar  fand.  Das  Werk  des 
Augnstns  war  ja  nachher  nur  die  Befestigung  der  durch  Cäsar  mittels 
seiner  Autorität  hergestellten  neuen  Verfassung. 

Die  Geschichte  des  römischen  Senates  ist  überhaupt  ein 
belehrender  Beleg  für  die  Wandelbarkeit  der  Autorität,  Drei  Phasen 
hat  er  durchgemacht.  Zuerst  war  er  in  der  Zeit  der  demokratischen 
Republik  bis  Sulla  ein  Kollegium  mit  Autorität,  aber  ohne  Staats- 
gewalt. Die  Gewalt  lag  beim  Volk,  in  den  Komitien  und  bei  den 
vom  Volk  gewählten,  an  die  einjährige  Amtsdaner  gebundenen 
Magistraturen.  Der  Senat  hatte  keine  Befehlsrechte,  sondern  nur 
das  Recht  der  Beratung.  Sein  Rat  galt  aber  und  regierte  den  Staat. 
Seit  Sulla  befand  sich  der  Senat  im  Besitze  der  Staatsgewalt,  war 
aber  ohne  Autorität.  Er  hatte  Befehlsrechte,  aber  seine  Befehle 
galten  nicht.  Autoritäten  erwuchsen  ihm  bald  in  den  Rebellen 
Spartakus  und  Katilina,  bald  in  den  Imperatoren  Crassns,  Pompejus 
und  Cäsar.  Es  ist  der  reine  Hohn  auf  die  Sullanische  Staatsverfassung 
und  die  Regierung  des  Senats  in  dieser  Periode,  dass  dem  Herrscher 
Roms  ein  geschickter  Sklaven-  und  Anarchistenführer  für  einen 
minder  gefährlichen  Feind  des  Vaterlandes  gelten  musste,  als  die 
siegreichen  Eroberer  des  Ostens  und  Westens.  Die  Geschichte  kennt 
wohl  kein  glänzenderes  Beispiel  der  Trennung  von  Autorität  und 
Staatsgewalt,  als  dieses.  Endlich  in  seiner  dritten  Periode  unter 
dem  Prinzipat  war  der  Senat  ein  Kollegium  ohne  Autorität  und 
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Staatsgewalt,  \\ ♦•lrh«*  1  il *-  im  Prinzipat«-  vereinigt  waren.  Nur  ab 
und  zu  noch  erscheint  er  als  dasjenige  Organ,  dem  in  der  Begiernngs- 
zeit  unfähiger  Kaiser  ein  Stück  Autorität  wie  von  selbst  zufiel.  Und 
auch  in  diesen  Zeiten  sind  es  eher  die  Prätorianer,  also  militärische 
Autoritäten  gewesen,  welche  das  kaiserliche  Regiment  an  sich  zu 
ziehen  verstanden. 

Die  Umwandlung  der  Staatsform  Horns  durch  Cäsar  fand  in 
Frankreich  durch  den  ersten  Napoleon  eine  auffallend  treue  Nach- 
ahmung. Ks  ist  diese  Analogie  in  der  Literatur  schon  oft  richtig 
dargelegt  worden.  Ks  lohnt  sich  aber  auch,  vom  Standpunkte  dieser 
staatsrechtlichen  Betrachtung  ihrer  zu  gedenken. 

Was  Cäsar  und  Napoleon  gleichmassig  zu  gute  kam,  das  war 
das  Vorhandensein  einer  autoritätlosen  Herrschaft.  Konvent  und 
Direktorium  befanden  sich  in  Frankreich  zur  Zeit  des  entscheidenden 
Staatsstreiches  in  ähnlicher  Lage,  wie  Komitien  und  Senat  in  Korn 
zur  Zeit  des  entscheidenden  Sieges  Casars  bei  Tapsus. 

Das  französische  Direktorium  war  das  Jammerbild  einer  Staats- 
gewalt, einerseits  im  ottenen  Krieg  mit  dem  Konvent,  andrerseits  in 
sich  durch  Intriguen  und  Verleumdungen  gespalten.  Wenn  Seyhkl1) 
den  vorausgegangenen  Wohlfahrtsausschuss  treffend  als  einen  kolle- 
gialen Nero  bezeichnet  hat,  so  verdient  das  Direktorium  die  Be- 
zeichnung eines  kollegialen  Katilina.'-) 

Napoleon,  wie  Cäsar  durch  Heer  und  Sieg  zur  Autorität  ge- 
langt, hatte  es  nicht  nötig,  um  tatsächlich  allein  zu  regieren,  die  vor- 
gefundenen republikanischen  Formen  sofort  und  völlig  zu  zerbrechen. 

Ks  ist  ein  Irrtum,  wenn  angenommen  wird,")  Napoleons 
t'äsarismns  habe  auf  «ier  Demokratie  beruht.  Seine  Macht  beruhte 
wie  diejenige  Casars  auf  seiner  Autorität  im  Volke,  aber  nicht  auf 
der  Demokratie,  d.  i.  der  Herrschaft  des  Volkes.  Napoleon  ist  ebenso- 
wenig wie  Cäsar  vom  Tribun,  sondern  vom  (Jeneral  zum  Kaiser 
aufgestiegen.  Wider  die  Volksabstimmungen,  die  Napoleon  zur 
Konsularverfassung  und  zur  kaiserlichen  Verfassung  veranstaltete. 

M  Si  ykel,  Staatsrechtliche  und  politi>che  Ahhaudlungen,  S.  178. 

-)  Die  beste  Beurteilung  der  Direktnrialregierung  gewinnen  wir 
aus  Baukas"  Memoiren,  Bd.  2  und  H.  Bakkas.  der  selbst  Mitglied  des 
Direktoriums  war.  versuchte  eine  Verteidigung  des  Direktoriums  zu  schreiben 
und  schrieb  die.  bitterste  Verdammung-Schrift. 

3)  Tki  its.  iikk,  Politik.  1.  Bd.,  S.  204  ff. 
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noch  die  Wahlrechte,  die  er  dem  Volke  einräumte,  waren  eine  An- 
erkennung der  Souveränität  des  Volkes.  Jene  Abstimmungen,  eine 
reine  Komödie,  nahm  das  unbewaffnete  Volk  in  Gegenwart  des  von 
Napoleon  befehligten  Heeres  vor,  und  diese  Wahlen  waren  der  reine 
Selbstmord,  denn  sie  fanden  nur  statt  zu  bedeutungslosen  Kollegien 
und  Ämtern  und  vollzogen  sich  in  einer  Form,  welche  eine  freie 
Kundgebung  des  Wählerwillens  fast  gänzlich  ansschloss. 

Wie  sehr  bei  Napoleon  die  Autorität  das  die  Regierung  be- 
stimmende Prinzip  war,  das  zeigte  sich  am  deutlichsten  in  der 
Konsularverfassung,  in  welcher  die  Autorität  des  ersten  Konsuls 
materiell  schon  diejenige  des  Diktators  war,  formell  aber  noch  die 
verfassungsmässige  Hülle  der  Republik  trug.  Bei  Besetzung  und 
Vollmacht  der  beiden  Nebenkonsuln  und  der  drei  Kollegien  Senat, 
Tribunat  und  gesetzgebendem  Körper  wurde  der  Wahl  und  Selbst- 
bestimmung nur  gerade  ebensoviel  eingeräumt,  als  nötig  war.  um 
den  Schein  der  Republik  zu  wahren. 

Dass  aber  diese  Verfassung  nichts  war  als  eine  republikanische 
Verzierung  der  Alleinherrschaft,  das  zeigte  sich  deutlich,  als  Napoleon 
durch  Senatsbeschluss  vom  IS.  Mai  1804  zum  erblichen  Kaiser  er- 
hoben wurde.  Ausser  der  Beseitigung  der  beiden  Nebenkonsuln, 
welche  auch  nnr  eine  Formalität  war.  war  an  der  Konsularverfassunjr 
gar  nichts  Wesentliches  zu  ändern.  Die  Vereinigung  von  Autorität 
und  Staatsgewalt  war  nunmehr  auch  der  Form  nach  vollendet. 

Casars  Lehre  und  Beispiel  hat  also  in  Napoleon  einen  ge- 
lehrigen und  erfolgreichen  Schüler  gefunden. 

Für  die  staatsrechtliche  Betrachtung  sind  dergleichen  Änderungen 
der  Staatsform  verhältnismässig  einfache  Probleme,  so  schwierig 
auch  die  politische  Durchführung  solchen  Wechsels  sein  mag. 

Eigentümlichere  Vorgänge  spielen  sich  ab,  wenn  während 
eines  Dynastiewechsels  die  Staatsform  erhalten  bleibt. 

Ein  sehr  bekanntes  Beispiel  dafür  ist  das  Aufkommen  der 
Karolinger  in  der  fränkischen  Monarchie. 

l'nter  den  Merowingern  schien  trotz  des  Mangels  einer  festen 
Thronfolgeordnung  das  Königtum  erblich  werden  zu  wollen.  Die 
Erblichkeit  der  Krone  wurde  aber  nicht  von  den  Merowingern  selbst 
festgelegt,  sondern  von  den  Nachkommen  eines  fränkischen  Herzogs, 
dem  es  gelang,  durch  das  Mittel  des  Amtes  eines  Hausmeiers,  das 
ist  eines  königlichen  Güterverwalters,  das  Königtum  an  sich  und 
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seine  Familie  zu  bringen.  Unter  den  schwachen  Königen  ans  dem 
Hause  der  Merowingcr  konnte  dieser  Hofbeamte  tatsächlich  so  viel 
Autorität  erlangen,  dass  er  zum  Regenten  und  schliesslich  zum  Könige 
des  Landes  wurde.  Unter  der  Autorität  dieser  Hausmeier  scheinen 
die  Merowinger  etwas  rascher  ausgestorben  zu  sein,  als  es  dem 
natürlichen  Gang  der  Dinge  entsprochen  hätte. 

In  den  absoluten  monarchischen  Staaten  des  Ostens 
ist  es  eine  nicht  ungewöhnliche  Erscheinung,  dass  der  Throninhaber 
bei  Gelegenheit  einer  künstlich  angelegten  Palastrevolution  durch 
irgend  einen  Mächtigen  im  Lande,  meist  den  ehrgeizigen  Sprössling 
einer  übergangenen  Linie,  um  Autorität.  Haupt  und  Krone  gebracht 
wird.  Der  Kampf  gegen  Kronprätendenten  und  die  Niederdrückung 
der  damit  zusammenhängenden  Aufstände  bilden  in  den  orientalischen 
Staaten  geradezu  einen  wesentlichen  Bestandteil  des  staatlichen 
Lebens.  Die  Spaltung  von  Staatsgewalt  und  Autorität  ist  ja  eine 
der  notwendigen  Folgen  des  absoluten  Systems  der  Regierung.  Denn 
was  im  repräsentativen  Staat  den  um  Autorität  ringenden  Mächten 
durch  ihre  verfassungsmässigen  Wahl-,  Beratung*-  und  Mitwirkungs- 
rechte eingeräumt  ist.  das  dient  der  Herrschaft  selbst  in  solchen 
Staaten,  solange  sie  im  Besitze  von  Autorität  ist,  zur  Sicherung. 
Den  absoluten  Staaten  fehlt  es  an  solchem  Kraftventil.  Auf  den 
Besitz  der  Staatsgewalt  lauert  fortwährend  bald  dieser,  bald  jener 
Rebell,  dem  es  gelingt,  mit  Recht  oder  Unrecht  zu  Autorität  zu  kommen. 

Höchst  interessant,  wenn  auch  unseren  staatlichen  Verhältnissen 
fernliegend,  sind  in  dieser  Beziehung  die  Verfassnngskämpfe,  welche 
in  östlichen  absoluten  Staaten  unter  der  Herrschaft  theok  ratischer 
Vorstellungen  in  alter  und  neuer  Zeit  sich  abspielten. 

Greifen  wir  zwei  besonders  bezeichnende  Beispiele  aus  der 
Fülle  der  analogen  Fälle,  wie  sie  uns  die  Weltgeschichte  zuträgt, 
heraus.  Das  eine  ist  der  Untergang  des  Kalifates  von  Bagdad, 
das  andere  liefert  die  Dynastie  der  Mikado  in  Japan.  Die  beiden 
Vorgänge  sind  voneinander  durch  Raum  und  Zeit  (fast  ein  Jahr- 
tausend) hinreichend  getrennt,  um  jeden  äusseren  Einfluss  aufeinander 
ausznschliessen,  zeigen  aber  dennoch  und  trotz  ihrer  monströsen 
Eigenartigkeit  untereinander  eine  ganz  wunderbare  Übereinstimmung 
im  wesentlichen,  nämlich  in  der  unter  dem  Schutze  der  äusseren 
Verfassung  begründeten,  andauernden  Erhaltung  einer  vollkommenen 
Loslösnng  der  Autorität  von  der  Staatsgewalt. 
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In  der  arabischen  Herrschaft  der  Kalifen  von  Bagdad  hatte 
sich  bis  ins  10.  Jahrhundert  das  von  Mohammed  gegründet«'  und 
durch  die  sogenannten  legitimen  Kalifen  (Abu  Bekr,  Omar,  Othman 
und  Ali)  und  die  nachfolgende  Dynastie  der  (»mai.iaden  fortgesetzte 
theokratische  Königtum  erhalten. 

Der  Kalif  war  nicht  nur  für  die  religiöse  Vorstellung  der 
irdische  Stellvertreter  der  Herrschaft  Gottes,  sondern  er  war  auch 
der  Inhaber  der  weltlichen  Staatsgewalt. 

Unter  Mohammed  und  seinen  Nachfolgern  bedeutete  dieses 
System  die  engste  Verbindung  von  Autorität  und  Staatsgewalt  in 
einer  Person,  die  man  sich  nur  denken  kann. 

Allmählich  aber  trat  eine  Lockerung  ein.  In  der  fortwährend 
in  Aktion  befindlichen  Militärmacht  der  Statthalter  erwuchs  dem 
Kalifen  ein  konkurrierender  Wille.  Ks  bildete  sich  ein  dem  imperium 
der  römischen  Statthalter  ganz  analoges  Institut  heraus  in  dem 
Kmir  al  omarä.  Der  Emir  al  oniarä  war  der  arabische  Oberbefehls- 
haber, der  Generalissimus  der  Armee.  Seine  Würde  steigerte  sieh 
im  10.  Jahrhundert  fast  zu  derjenigen  eines  Diktators,  beschränkte 
sich  aber  doch  immer  auf  die  Militärgewalt,  während  die  Zivil- 
gewalt, namentlich  Finanz  und  Polizei,  zunächst  noch  in  der  Hand 
des  Kalifen  vereinigt  blieben  uud  in  dessen  Namen  durch  die  Wesirs 
ausgeübt  wurde.  Der  Autorität  des  Kmir  gelang  es  aber  unter  den 
letzten  Kalifen  aus  dem  Hans  der  Abbasiden.  auch  die  Macht  über 
die  Wesirs  tatsächlich  auszuüben  und  dem  Kalifen  bei  Gefahr  der 
Blendung,  Absetzung  oder  Ermordung  denjenigen  Wesir  aufzunötigen, 
der  dem  Emir  passte.  Der  entscheidende  Wendepunkt  scheint  mit 
dem  Emirate  des  Eunuchen  Munis  eingetreten  zu  sein.1)  Munis 
hatte  nach  des  Kalifen  Muktati  Tod  im  Jahre  008  dem  von  diesem 
zum  Nachfolger  bestimmten  DJ  jährigen  Sohn  des  Muktati,  dein 
Dschä'afar  als  El  Möktadir  mit  Waffengewalt  gegen  den  Prätendenten 
Abdallah  auf  den  Thron  verholfen.  Er  wurde  dafür  zum  Emir  der 
Emire.  Emir  al  omarä,  ernannt  und  bekam  damit  den  Kalifen  selbst 
so  sehr  in  seine  Gewalt,  dass  er  ihn  in  allem,  namentlich  aber  in 
der  Wahl  seiner  Wesirs  beherrschte.  Im  Emirate  befindet  sich  fortan 
die  ganze  staatliche  Autorität  vereinigt.    Das  Eigentümliche  aber 

')  Siehe  die  treffliche  Darstellung  bei  A.  Mt  l.l.KU.  Der  Islam  im 
Morgen-  und  Abendlande  (Oscklss  Weltire>chichte  in  Einzeldarstellungen», 
1.  Bd.,  S.  M2  ff. 
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ist,  dass  sich  das  Kalitat  gleichwohl  erhielt  und  jeder  neue  Usur- 
pator des  Emirates  diese  Würde  sich  vom  Kalifen  feierlich  verleihen 
Hess.  Das  Emirat  ging  später  unter  Achmed  (tUo)  in  das  Sultanat 
über,  welches  eine  ausschliesslich  weltliche,  aber  auch  eine  vom 
Kalifat  unabhängige  Autorität  bedeutete.  Der  Kalif  als  r Beherrsche r 
der  Gläubigen"  blieb  der  formelle  Herrscher  nur  in  der  Religion, 
konnte  sich  eine  persönliche  Dienerschaft  halten  und  bezog  eine  hohe 
Tension.  Sein  Name  wurde  im  Kanzelgebet  und  auf  den  Münzen 
vor  demjenigen  des  Sultans  genannt.  Er  begnügte  sich,  wie  man 
sagte,  mit  Münze  und  Predigt.1) 

Wir  haben  dieses  Heispiel  einer  untergehenden  Staatsgewalt 
hervorgehoben,  weil  es  so  recht  deutlich  zeigt,  wie  bei  theokratischen 
Vorstellungen  die  sich  verflüchtigende  Idee  der  göttlichen  Herrschaft 
unter  dem  Zwang  der  realen  Notwendigkeit  einer  rein  auf  Autorität 
ruhenden  weltlichen  Macht  selbst  da  Platz  machen  muss.  wo  jene 
Idee  von  deiu  alten  traditionellen  Volksglauben  getragen  ist.  Es 
Hessen  sich  gewiss  leicht  Analogien  in  grösserer  Zahl  auffinden  in 
den  Heiheu  der  übrigen  islamitischen  Stämme,  bei  den  Persern. 
Türken,  ebenso  wohl  auch  bei  den  Byzantinern,  Mongolen  und  Chinesen. 

Es  wird  aber  wohl  kaum  einen  Vorgang  dieser  Art  geben,  der 
an  drastischer  Charakteristik  demjenigen  gleicht,  den  wir  nun  zu 
betrachten  haben,  dem  Schicksale  nämlich  der  japanischen  Dynastie 
der  Mikado  unter  dem  Taikunat. 

Während  nämlich  in  .lapan  das  l<MM)jährige  Heich  des  Mikado 
in  Theorie  und  Geschichte  niemals  unterbrochen  worden  ist,  hat  dort- 
selbst  von  D>o:i  bis  lstl*  das  Haus  der  Siogune  zum  Teil  mit  Hecht, 
zum  Teil  zu  Unrecht  die  Herrschaft  tatsächlich  ausgeübt, 

Der  rechtmässige  Teil  dieser  Herrschaft  beruhte  auf  dein 
Taikunat  und  bedeutete  eine  lehnsrechtliche  Ausübung  der  Herrschaft 
für  den  Mikado.  Der  unrechtmässige  Teil  aber  bestand  in  der  voll- 
kommenen Gefangenhaltnng  des  Mikado  samt  Familie  und  Dienern. 

Der  Taikunat  befand  sich  im  erblichen  Besitz  der  Siogune. 
einer  durch  dieses  Amt  vor  den  übrigen  ausgezeichneten  Landes- 
herrschaft. 

Der  Taikun  war  Regent  des  Landes,  ähnlich  wie  ein  Reichs- 
verweser nach  modernem   europäischen  Staatsrecht,  nur  mit  dem 

')  A.  MfLLKit,  a.  a.  ü.  S.  569. 
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Unterschiede,  dass  der  von  ihm  vertretene  Mikado  an  der  Ausübung 
der  Herrschaft  durch  keinen  anderen  Umstand  als  den  seiner  Ge- 
fangenschaft verhindert  war. 

Diese  Gefangenschaft  bestand  nicht  nur  in  der  Verhinderung 
an  jeder  Art  von  Regiernngshandlung,  sondern  auch  in  einer  körper- 
lichen Erschliessung  des  Mikado. 

Der  ^geistliche  Kaiser1',  wie  man  ihn  nannte,  durfte  sich  nicht 
sehen  lassen,  ausser  indem  er  an  bestimmten  Tagen  auf  eine  Glas- 
platte trat,  durch  welche  von  einem  unteren  Raum  aus  seine  Küsse 
sichtbar  waren. 

Die  Komik  dieses  Verhältnisses  wird  durch  die  näheren  Um- 
stände noch  erhöht,  Den  Anhang  des  Mikado  bildete  der  alte,  arme 
und  amtlose  Hofadel  der  Kuge,  den  Vasallenstab  des  Siogun  da- 
gegen bildete  der  neuere,  wohlhabende  Schwertadel  der  Duke.  Die 
Kuge  stolzierten  in  inhaltlosen  Scheinwürden  einher  und  wurden  von 
den  Buke  durch  Ehrenbezeugungen  ausgezeichnet  und  durch  Trink- 
gelder ernährt.  Jene  waren  die  Träger  des  theoretischen  Königtums 
von  Gottes  Gnaden  und  des  altchinesischen  Kultus,  diese  repräsen- 
tierten einen  förmlichen  Lehensstaat  und  hielten  zum  Buddhismus. 

Der  Taikunat  war  so  sehr  die  genaue  Kopie  eines  lehens- 
rechtlichen  Königtums,  d;iss  ihm  auch  die  Erbfolge,  Adoption  und 
sogar  das  Institut  der  Kegentschaft  nicht  fehlten. 

Um  den  Taikunat  fanden  blutige  Thronfolgekämpfe  statt.  Die 
verschiedenen  Linien  des  Siogune-Hauses  machten  sich  in  Kriegen  das 
Recht  der  Regierung  und  der  (iefangenhaltung  des  Mikado  streitig. 

Diesen  Unistand  wnsste  nun  der  Mikado  sich  zu  nutze  zu 
machen,  als  er  bei  seiner  Befreiung  daran  ging,  den  Taikunat  zu 
beseitigen  und  die  Herrschaft  der  Siogune  zu  stürzen.  Dass  ihm 
im  Jahre  1K09  diese  Befreiung  gelungen  ist,  dass  er  nach  200 jähriger 
Haft  das  Königtum  seiner  Dynastie  in  voller  Autorität  wieder  aus 
dem  Kasten  herausholte,  zu  welchem  der  böse  Siogun  Jyevas  aus 
der  Familie  Tokugawa  im  Jahre  16o;j  den  Schlüssel  abgezogen  und 
eingesteckt  hatte,  das  war  die  Vollendung  einer  Satj're,  wie  sie  wohl 
blutiger  auf  eine  Staatskomödie  niemals  geschrieben  worden  ist. 

Ähnliches')  soll  sich  in  der  japanischen  Geschichte  schon  mehr- 
mals zugetragen  haben,  nämlich  unter  der  Regentschaft  der  Hodjo 

')  Verirl.  M.  v.  Brandt.  I>reiuu<hlrei*si<.'  Jahre  in  Ust-Asien,  Bd.  I, 
S  91  ff. 
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lüo.r>-  l:i_,»'»>  unter  .l#*n  Ashikaja- Siognneti  4  —  l."»7M  und  unter 
dein  Stallknecht  Taikosamma  I">s6— l.V.»s.  Ks  scheint  also  ein 
bischen  im  japanischen  Volkscharakter  zu  liefen,  den  Herrscher  und 
Stellvertreter  Gottes  einzusperren.  An  diese  Verhältnisse  erinnert 
lebhaft  ein  Bericht  Xenophons  aus  dem  Altertum,  der  von  den 
Mosyn.iken  am  schwarzen  Meer  erzählt,  dass  sie  einen  König  er- 
nähren, von  dem  anderweit  berichtet  wird,  dass  er  in  einen  Turm 
eingesperrt  wird  und  hungern  mnss,  wenn  er  schlecht  regiert.1) 

Ks  gibt  noch  eine  gefangene  politische  Grösse,  auch  einen 
Stellvertreter  Gottes,  der  im  Groll  über  den  Verlust  seiner  ehe- 
maligen weltlichen  Herrschaft  das  Schicksal  der  Gefangenschaft  mit 
dem  .Mikado,  überdies  freiwillig,  teilt.  Auch  diese  Grösse  ist  trotz 
mangelnder  Staatsgewalt  nicht  ohne  Autorität  und  geniesst  sogar 
im  internationalen  Verkehr  die  Anerkennung  einer  nur  auf  Autorität 
geg r ü n d e t e n  S.. n v e r ä n i t ä t . 

Ein  Kaisertum  als  Syekürc  ist  übrigens  auch  der  deutschen 
Geschichte  keine  fremde  Erscheinung.  Das  deutsche  Kaisertum  des 
alten  Keichs  war  seit  164*  wie  das  ganze  Reich  nur  mehr  eine  hohle 
Form.  In  der  Periode  der  Knt Wickelung  der  Landeshoheit  zum 
Polizeistaat  sog  die  Landesherrschaft  Kaiser  und  Heidi  alle  Kräfte 
aus.  Ks  ging  zwar  hier  der  Auflösungsprozess  mit  mehr  Offenheit 
vor  sich,  als  in  Japan,  und  bedeutete  der  fortwährende  Machtverlust 
für  den  Kaiser  immer  zugleich  einen  Verlust  an  Staatsgewalt  und 
an  Autorität.  Hoch  kann  man  auch  an  der  staatsrechtlichen  Ge- 
schichte der  letzten  Reichszeit  beobachten,  wie  der  Schein  einer 
ehemals  grossartigen  Einrichtung  sich  noch  lange  über  den  faktischen 
Untergang  hinaus  erhalten  kann. 


Verlassen  wir  damit  die  absoluten  Staatsfonnen,  um  unsere 
Betrachtung  den  Staaten  mit  repräsentativer  Regiernngs- 
form  zuzuwenden. 

Das  Verhältnis  von  Staatsgewalt  und  Autorität  ist  hier  ein 
anderes  als  bei  absoluten  Staatsfonnen. 


')  Xenoplion.  AnakisH  .">.  4.  26;  Nikolaus  von  Damaskus  bei  SmImus 
44,  41;  I'omponius  Mela  I,  V.l  106.  Ich  danke  diese  Notizen  dein  Herrn 
Professor  Hr.  Pah.  Wm.TKKs. 
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Verliert  in  der  absoluten  Staatsforiu  der  Herrscher  die  Autorität, 
so  rindet,  wie  wir  gesehen  halten,  entweder  ein  Wechsel  der  Staats- 
form  statt  oder  der  Herrscher  wird  beseitigt  oder  eingesperrt. 
Keines  von  beiden  braucht  in  diesem  Falle  in  der  repräsentativen 
Verfassung  zu  geschehen.  Freilich  ist  die  Geschichte  dieser  Ver- 
fassung eine  noch  zu  neue,  als  dass  man  ans  ihr  schon  so  reichliche 
Erfahrung  Uber  alle  Möglichkeiten  ihres  Geschickes  ziehen  könnte, 
wie  dies  bei  den  absoluten  Verfassungen  geschehen  konnte.  Doch 
stehen  wir  auch  bei  der  Beurteilung  der  repräsentativen  Regierungs- 
form  nicht  mehr  vor  einem  Novmn.  nachdem  dieselbe  in  England  seit 
1  Jahrhunderten  besteht  und  durch  die  Vermittelnng  Frankreichs  auf 
dem  europäischen  Kontinent  und  darüber  hinaus  seit  einigen  Menschen- 
altern  zur  vorherrschenden  Regierungsform  geworden  ist, 

Die  repräsentative  Regierungsform  kommt  bekanntlich  sowohl 
in  der  Republik  als  in  der  Monarchie  vor.  Sie  besteht  überall  darin, 
dass  die  Herrschaft  verfassungsmässig  nicht  durch  den  Inhaber  der 
höchsten  Gewalt  allein,  sondern  durch  ihn  unter  Beteiligung  andrer 
Faktoren  zur  Ausübung  kommt.  Die  hauptsächlichen  Typen  sind  die 
konstitutionelle  und  die  parlamentarische  Rcgierungsfonn;  jene  ist 
der  Monarchie  eigentümlich  und  besteht  in  der  Beteiligung  ver- 
antwortlicher Minister  und  eines  an  der  Gesetzgebung  und  Aufstellung 
des  Budgets  mitwirkenden  Parlamentes;  diese  dagegen  ist  eine  Form 
der  Republik,  wobei  das  Volk  oder  die  herrschenden  Klassen  durch 
ein  Parlament  repräsentiert  sind  und  die  Leitung  der  Verwaltung 
durch  ein  vom  Parlamente  mehr  oder  minder  abhängiges  Organ 
der  Exekutive,  einen  Präsidenten  oder  parlamentarischen  König 
besorgt  wird. 

Wie  steht  es  nun  mit  dem  Verhältnis  von  Autorität  und  Staats- 
gewalt in  solchen  Regiernngsformen  V 

Eine  Untersuchung  über  diesen  Gegenstand  ist  dadurch  er- 
schwert, dass  nicht  etwa  nur  das  geschriebene  oder  ungeschriebene 
Verfassungsrecht,  sondern  auch  die  jeweilige  politische  Übung  in 
Betracht  kommt. 

Die  neuere  Staatsrechtslehre  steht  bei  Beurteilung  der  höchsten 
Gewalt  namentlich  ausserhalb  Deutschland,  in  Frankreich,  Belgien, 
Italien  und  Amerika  unter  dem  Finnas*  der  Lehre  von  der  Teilung 
der  Gewalt. 
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In  der  repräsentativen  Regiernngsfnrm  soll  nicht  eine  un- 
geteilte Staatsgewalt,  sondern  eine  dreifachgeteilte  in  Gesetzgebung. 
Verwaltung  und  Justiz  wirken. 

Es  ist  nicht  möglich  nnd  in.  E.  wohl  auch  nicht  nötig,  diese 
Lehre  hier  einer  eingehenderen  Würdigung  zu  unterwerfen.1) 

Nur  einige  wenige  Bemerkungen  über  diese  Theorie  sind  auch 
hier  zum  Verständnis  des  weiteren  erforderlich. 

Wir  sind  hier  von  der  Einheit  und  Unteilbarkeit  der  Herr- 
schaft ausgegangen  nnd  wollen  diese  Auffassung  einstweilen  fest- 
halten. Soviel  wird  ja  auch  wohl  ohne  besondere  Untersuchung 
allgemein  anzunehmen  sein,  das»  die  Einheit  des  Staates  eines  ein- 
heitlichen höchsten  Willens  sowohl  logisch  als  auch  tatsächlich 
erheischt. 

In  der  repräsentativen  Regiernngsf..rm  hat  es  nun  bei  der 
Vielheit  di  r  an  den  verschiedenen  Aufgaben  des  Staates  tätigen  Organe 
den  Anschein,  als  bestehe  eine  Teilung  der  Herrschaft.  Doch  ist 
das  nur  Schein,  in  Wirklichkeit  bestehen  in  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung nicht  etwa  zwei  verschiedene  Herrscher  nebeneinander. 

Wir  sehen  ab  von  der  für  unsere  Betrachtung  minder  wichtigen 
Trennung  der  Justiz  von  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  und 
wollen  uns  nur  mit  der  Teilung  beschäftigen,  die  man  gewöhnlich 
in  Legislative  und  Exekutive,  d.  i.  Gesetzgebung  und  Verwaltung, 
verwirklicht  sieht.  Die  Verwaltung  (Exekutive)  bewegt  sich  im 
geordneten  Staate  zwar  niemals  in  der  Richtung  gegen  die  Gesetz- 
gebung, es  gibt  aber  ein  sehr  weites  Gebiet  der  Verwaltung,  in 
welchem  dieselbe  durch  das  Ergebnis  der  Gesetzgebung,  das  Recht, 
gar  nicht  berührt  und  beschränkt  ist.  In  diesem  Gebiete  fasst  die 
Verwaltung  ihre  durch  das  Recht  nicht  gebundenen  Erschliessungen 
frei  nach  ihrer  selbständigen  Erkenntnis  des  Staatszweckes.  Es  ist 
dabei  in  der  Theorie  die  Möglichkeit  gegeben,  dass  die  Organe,  denen 
die  Verfassung  die  beiden  Funktionen  der  Gesetzgebung  und  der  Ver- 
waltung einräumt,  durchaus  verschiedene  sind.  Doch  ist  dies  eben 
nur  in  der  Theorie  möglich.  In  der  Wirklichkeit  finden  wir  überall 
ein  Ineinandergreifen  beider  Organe  und  beider  Funktionen,  welches 

')  Die  Unrichtigkeit  dieser  Lehre  ist  in.  K.  von  Skydki-  in  des.-en 
Abhandlung  über  konstitutionelle  und  parlamentarische  Kegierung  (Staats- 
rechtliche und  politische  Abhandlungen  S  1:14  ff. I  schlngend  nachgewiesen 
wurden. 
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im  letzten  Grunde  auf  der  notwendigen  Einheit  des  Staatswillens 
beruht. 

Während  also  auch  in  den  verschiedenen  Funktionen  der  Herr- 
schaft, Gesetzgebung  und  Verwaltung,  nicht  etwa  zwei  getrennte 
Staatsgewalten,  zwei  Herrscher  und  Autoritäten,  nebeneinander  wirken, 
ist  doch  nicht  zu  verkennen,  dass  die  Heranziehung  verschiedener 
Organe  zu  diesen  höchsten  Funktionen  der  freien  Ausübung  der 
Herrschaft  gewichtige  Schranken  setzt. 

Für  das  Verhältnis  von  Autorität  und  Staatsgewalt  ist  damit 
eine  neue  Grundlage  gewonnen.  Vor  allem  ist  es  schon  nicht  immer 
ganz  einfach,  festzustellen,  wer  im  repräsentativ  regierten  Staate 
Herrscher  sei.  Die  Verfassungen  repräsentativer  Staaten  sprechen 
sich  nicht  immer  deutlich  über  den  Sitz  der  Gewalt  ans.  Wer 
Herrscher  sei,  ist  vielmehr  ans  der  Entstehung  der  Verfassung  und 
ans  ihren  Regeln  über  die  Ausübung  der  Herrschaft  zu  erkennen. 
Welche  Verfassungsbestimmnng  aber  könnte  dafür  bürgen,  dass  der 
verfassungsmässige  Herrscher  auch  die  Autorität  besitze? 

Der  Besitz  der  Herrschaft  ist  von  ihrer  Ausübung  an  sich  so 
wenig  zu  trennen,  wie  die  Tat  vom  Willen.  Ist  aber  die  legitime 
Herrschaft  zu  ihrer  Betätigung  zu  schwach,  dann  gilt  auch  hier  trotz 
aller  geschriebenen  Rechte  die  Notwendigkeit,  dass  ihr  die  Autorität 
ans  den  Händen  gleitet.  In  der  Republik  nuiss  daher  bei  repräsen- 
tativer Regiernngsform  die  Herrschaft  des  Parlamentes  auch  in  die 
Exekutive  durchgreifen,  und  in  der  Monarchie  muss  auch  im  kon- 
stitutionellen Staate  der  König  in  der  Gesetzgebung  der  entscheidende 
Wille  bleiben. 

Die  Regierungsform  soll  ihrer  Bestimmung  nach  immer  nur 
eine  Form  für  die  Ausübung  des  durch  die  Staatsform  bestimmten 
Herrscherwillens  sein.  Erfüllt  sie  diese  Aufgabe  nicht,  dann  wird 
sie  zu  einem  Mittel  geräuschloser  Änderuug  der  Staats  form.  Ein 
schwaches,  etwa  in  Parteien  zerklüftetes  republikanisches  Parlament 
drängt  notwendig  zur  Stärkung  der  Autorität  der  Exekutive,  und 
ein  schwacher  konstitutioneller  König  verliert  seine  Autorität  immer 
zu  (Jnnsten  der  Minister  oder  des  Parlamentes. 

Ein  starker  republikanischer  Präsident  kann  sein  entwürdetes 
Parlament  ebensoleicht  an  der  Nase  herumführen,  wie  ein  schwacher 
konstitutioneller  König  von    einer   zielbewussten    und  gefestigten 
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Kammermehrheit  am  liängclhandc  geführt  werden  kann.  Die  formellen 
Mittel  dazu  gibt  hier  und  dort  die  Verfassung  selbst  an  die  Hand. 

Die  repräsentative  Kegierungsform  funktioniert  also  in  beiden 
Staatsformen  nicht  nur  im  regelmässigen  (iantr  der  Dinare  als  eine  Ah- 
schwächung  des  Herrscherwillens,  sondern  auch  in  ausserordentlichen 
Fällen  als  ein  Mittel  geräuschlosen  Uberganges  von  einer  Staatsform 
in  die  andere  und  als  ein  Sicherheitsventil  gegen  den  allzu  gewalt- 
samen Umsturz  der  Verfassung. 

Ks  gibt  Beispiele  dafür,  dass  man  sich  im  gegebenen  Augen- 
blicke dieses  Ventils  zu  bedienen  wusste.  So  ist  in  England  die 
Umwandlung  der  Monarchie  in  die  Republik  durch  die  Vertreibung 
der  Stuarts  und  den  Parlamentsbeschluss  über  die  declaration  of 
rights  erb. Igt,  und  so  ist  in  Krankreich  die  konstitutionelle  Monarchie 
Ludwigs  XVIII.  durch  die  vom  Parlamente  oktroyierte  Verfassung 
vom  Jahre  ls:{o  in  das  parlamentarische  Königtum  Karls  X.  über- 
t:e^aiiüen. 

Diese  Heispiele,  obgleich  sie  die  behauptete  Möglichkeit  der 
Umwandlung  genügend  beweisen,  sind  doch  immerhin  Seltenheiten. 
Im  regelmässigen  Hang  der  Dinge  kommt  es  häufiger  vor.  dass  die 
Autorität  für  einige  Zeit  gelegentlich  dem  berufenen  Herrscher  ab- 
handen kommt,  ohne  dass  sie  die  Herrschaft  selbst  nach  sich  zöge. 
IMe  Änderung  der  Staatsform  ist  auch  bei  repräsentativer  Regierung 
nicht  so  leicht  in  aller  Stille  vorzunehmen.  So  würde  sich  heut- 
zutage der  englische  Köllig  trotz  aller  Erblichkeit  und  Würde  schwer 
tun,  gegen  die  Herrschaft  des  Parlamentes  und  seines  Premier- 
ministers aufzukommen,  und  ebenso  schwer  w  ürde  es  dem  preussischen 
oder  bayerischen  Landtag  fallen,  das  Königtum  in  ein  parlamen- 
tarisches zu  verwandeln.  Das  Beharrungsvermögen  der  bestehenden 
Verfassung  darf  nirgends,  auch  nicht  einmal  in  den  leichter  be- 
weglichen romanischen  Ländern  unterschätzt  werden. 

Kine  eigentümliche  und  mit  unserer  Krage  eng  zusammen- 
hängende Erscheinung  ist  die  Xeigung  zur  Verschleierung  des 
Parlamentarismus,  welche  in  parlamentarisch  regierten  Staaten 
fast  regelmässig  hervortritt.  Es  wird  hier  das  Organ  der  Exekutive 
mit  dem  Sehein  des  Königtums  ausgestattet. 

Unter  den  parlamentarisch  regierten  modernen  Staaten  trägt 
Krankreich  zur  Zeit  den  Parlamentarismus  am  offensten  zur  Schau. 
Der   nur  auf  7  Jahre  gewählte  Präsident   hat  zwar  ein  formell 
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reichlich  zugemessenes  Recht  der  Exekutive.  Allein  er  soll  und 
kann  doch  nicht*  anderes  sein  als  das  überhaupt  der  Republik  mit 
parlanientary  executive,  wie  Dkry  es  ausdrückt.1)  Trotz  seiner 
Hechte  der  Kabinetbildung  nnd  der  Kammeranflösung  und  trotz  seiner 
sehr  beschränkten  Verantwortlichkeit  ist  seine  Exekutive  nur  eine 
parlamentarische,  und  nur  ein  Staatsstreich  könnte  ihm  die  Autorität 
verschaffen,  welche  Senat  und  Deputiert  enkauuner  eifersüchtig  in 
ihrer  Hut  bewahren. 

Eine  grössere  Freiheit  vom  Parlamente  und  mehr  Autorität 
geniesst  anscheinend  als  Organ  der  Exekutive  der  Präsident  der 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika.  Er  ist  durch  seine  Uli- 
Verantwortlichkeit  und  durch  das  Fehlen  eines  verantwortlichen 
Ministeriums,  sowie  auch  durch  die  Art  der  Wahl  von  der  Verfassung 
angewiesen,  seine  Kernte  in  grösserer  1'nabhängigkeit  vom  Parlamente 
auszuüben,  als  dies  bei  dem  Präsidenten  der  dritten  französischen 
Republik  der  Fall  ist. 

Es  ist  aber  von  Chamhim  n  -)  sehr  treffend  nachgewiesen  worden, 
dass  durch  die  kurze,  nur  4jährige  Amtsdauer  und  durch  die  politische 
Abhängigkeit,  in  welcher  der  Präsident  dem  Regierungsprogramm 
der  Mehrheit  des  Repräsentantenhauses  gegenüber  sich  befindet,  seine 
Selbständigkeit  sehr  erheblich  eingeschränkt  ist  und  seine  Autorität 
in  derjenigen  des  Kongresses  nahezu  völlig  aufgeht.  Nicht  un- 
interessant ist  es,  über  die  künftige  Gestaltung  der  Dinge  in  den  Ver- 
einigten Staaten  die  Ansicht  Chamhki  ns  zu  hören.  Er  meint:  das 
Bedürfnis  einer  starken  Exekution  wird  im  Sinn  und  Geist  Hamiltons 
an  die  Vereinigten  Staaten  im  selben  Mafse  näher  rücken,  als  sich 
dieselben  in  den  Kampf  um  Vergrösserung  der  Republik  einlassen 
werden.  Mit  diesem  Zeitpunkte  wird  Hamiltons  Präsident  auf  Lebens- 
zeit und  ein  verantwortliches  Ministerium  nach  dem  Muster  des 
englischen  Parlamentarismus  ein  unabweisliches  Erfordernis  sein. 

In  Frankreich  und  in  den  Vereinigten  Staaten  haben  wir,  wie 
auch  immer  die  Dinge  sich  künftig  gestalten  werden,  diejenigen 
parlamentarischen  Verfassungen  vor  uns,  welche  die  wirklichen 
Machtverhältnisse  noch  am  richtigsten  zum  Ausdruck  bringen. 

')  F)U'KV.  Introduction  to  flu-  study  of  t he  law  of  the  Constitution, 
4.  Autlage,  IS»«.  S.  411  ff. 

Jl  A.  I>K  Chambki'.n,  le.  pouvoir  executif  aux  Etats-Luis.  2.  Aufl., 
In -sorgt  von  1*.  dk  Chambmw. 
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Viel  weniger  ist  dies  der  Fall  in  England,  Belgien,  Italien, 
Spanien,  Griechenland,  also  in  denjenigen  Staaten,  in  welchen  das 
Präsidium  mit  der  Würde  des  Königtums  ausgestattet  und  die  Krone 
erblich  ist. 

Das  Heimatland  des  versteckten  Parlamentarismus  ist  Eng- 
land. Das  englische  Königtum  gleicht  im  wesentlichen,  nämlich  im 
Mangel  der  Autorität,  hei  Vollbesitz  der  Würde  dem  geistlichen 
Kaisertum  des  gefangenen  Mikado  und  dem  Kalifate  mit  Predigt 
und  Münze.  Das  englische  Parlament  hat  sich  seit  der  declaration 
of  rights  mit  zielbewusster  Ausdauer  im  Besitze  der  Autorität  er- 
halten und  befestigt  und  dem  Königtum  nur  den  Schein  und  Schimmer 
der  Herrschaft  überlassen.  Die  Lehre  von  dem  King  in  parliament, 
in  welcher  der  Trug  verborgen  liegt,  trügt  mit  dem  den  Engländern 
eigentümlichen  stillen  Humor  die  Lehre  vom  gefangenen  Mikado  für 
den  Einsichtigen  zur  Schau.  Das  wahre  Verhältnis  wird  auch  hier 
durch  Zeremonien  verhüllt.  Ks  gipfelt  in  der  Beziehung  zwischen 
König  nnd  Premierminister.  Der  König  ernennt  zwar  den  Premier- 
minister, aber  er  hat  ihn  aus  der  Mitte  des  Parlamentes  zu  wählen 
und  erhält  ihn  von  der  jeweiligen  Mehrheit  im  Unterhause  tatsächlich 
präsentiert.  Der  Premierminister  ist  das  persönliche  Mittel,  dnrch 
welches  zwischen  Parlament  und  Krone  das  ..Vertrauensverhältnis-, 
d.  h.  die  Abhängigkeit  des  Königs  von  der  jeweiligen  Mehrheit  des 
Parlaments  erhalten  wird.1) 

Der  parlamentarische  Charakter  der  englischen  Exekutive  ist 
neuerdings  von  einigen  Seiten  her  bedroht.  Sowohl  die  irische  Frage 
als  die  Exekutive  in  den  Kolonien  drängen  zu  grösserer  Unabhängig- 
keit des  Königtums.  Vor  allem  aber  hat  die  Wahlbewegung  eine 
Eichtling  angenommen,  welche  für  den  bestehenden  aristokratischen 
Charakter  der  Parlamentsherrsehaft  bedrohlich  erscheint.*2) 

M  Vergl.  Gxeist,  Englische  Yerfassungsgc-ehiehte.  1K82.  S.  tW4  ff. 

'-)  Es  int  vielleicht  von  Interesse,  hierüber  die  Stimme  eines  irt'i^f- 
vullen  neueren  englischen  Publizisten  zu  hören. 

Dicky  führt  aus  (a.  a.  ().  S.  41;")):  ,?lt  is  a  matter  of  curious  specu- 
tation,  wether  the  Knglish  Cabinet  may  not  at  this  moment  be  undergoing 
a  gradual  and.  as  yet,  scarcely  noticed  change  of  character,  und  er  which 
it  may  be  transfnrmed  fr«m  a  parlamentary  into  a  non-parlamentary  exe- 
cutive.  The  possibility  of  such  a  change  is  suggested  by  the  inereasing 
authority  of  the  electorate.  Even  as  it  in,  a  general  election  may  be  in 
etleet,  though  not  in  name.  a  populär  election  of  a  particular  statesraan 
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Der  englische  versteckte  Parlamentarismus  hat  auf  dem  Kon- 
tinent vielfach  Nachahmung  gefunden,  zuerst  in  der  französischen 
Verfassung  vom  7.  14.  August  1830,  dann  in  der  belgischen  Ver- 
fassung vom  7.  Februar  1H'\\,  in  der  sardinisch-italienischen  Ver- 
fassung vom  4.  März  1H48,  in  der  spanischen  Verfassung  vom  M).  Juni 
1870,  in  der  griechischen  Verfassung  vom  10.  28.  November  1804 
und  in  einigen  anderen  Verfassungen,  die  alle  gegenüber  dem  eng- 
lischen Vorbilde  die  Besonderheit  einer  demokratischen  Grundlage 
aufweisen,  mit  dein  englischen  Vorbilde  aber  die  Abhängigkeit  des 
parlamentarischen  Königs  gemeinsam  haben.  Gemeinsam  ist  all  diesen 
.Scheinkönigtümern,  dass  die  Verfassung  selbst  dem  monarchischen 
Organ  der  Exekutive  mehr  Würde  einräumt,  als  dem  übertragenen 
Anteil  an  der  Staatsgewalt  entspricht.  Dieses  Plus  an  Würde  kann, 
mnss  aber  nicht  notwendig  ein  Plus  an  Autorität  bedeuten. 

In  den  konstitutionellen  Monarchien  namentlich  der 
deutschen  Staaten  liegt  das  Verhältnis  umgekehrt,  Der  König  ist 
hier  nicht  nur  Inhaber  der  Staatsgewalt,  sondern  er  bewährt  seine 
Autorität  auch  in  ihrer  Ausübung.  Dem  Parlamente  kommt  hier 
nur  untergeordnete  Bedeutung  zu.  Es  ist  damit  freilich  nicht  aus- 
geschlossen, dass  es  einer  ausdauernden  und  testen  Parlaments- 
mehrheit  durch  Obstruktionellen  Gebrauch  ihrer  Mitwirkungsrechte 
gelingen  kann,  eine  Zeit  lang  den  Gang  der  Regierung  hemmend 
zu  bestimmen.  Ihre  Macht  kann  aber  in  der  Regel  nur  eine  negative 
>ein.  ein  Verhältnis,  woraus  für  das  Parlament  selten  ein  Zuwachs 
an  Autorität  entspringt. 

Aus  der  Betrachtung  aller  repräsentativen  Verfassungen  und 
ihrer  Anwendung  gewinnen  wir  die  Lehre,  dass  auch  hier  die  Ver- 
bindung von  Autorität  und  Staatsgewalt  keine  unveränderliche  ist, 
dass  aber  schroffen  und  gewaltsamen  Katastrophen  in  diesen  Ver- 

to  the  Premicrship.  U  is  nt  auy  rate  omceivable  that  the  time  may  com« 
«hen.  though  all  the  forma  of  the  Knirlish  Constitution  remain  unchauged, 
an  Knglish  Prime  Minister  will  be  as  truly  elected  to  oftn-e  by  a  populär 
vote  as  is  an  American  President." 

Dass  die  Entwickelung  der  Dinge  in  dieser  Richtung  sich  hewegt. 
ist  wohl  möglich.  Sic  hat  ihren  Hauptgrund  in  der  Wahlhewcgung  und 
lindet  eine  Stütze  in  den  neuesten  kolonialen  Ereignissen.  Ob  aber  die 
aoii  Dk.'KY  angekündigte  Stärkung  der  Exekutive,  wie  er  vermutet,  dem 
Premierminister  zu  gute  kommen  wird,  das  ist  mehr  als  fraglich.  Naher 
liegt  jedenfalls  dass  sie  zu  einer  Stärkung  des  Königtums  führen  wird. 
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ta»im<>-«>ii  dun  Ii  nrdnungsniässige  Einrichtungen  eher  vorgebeugt  ist. 
als  in  den  absoluten  Verfassungen. 

IT. 

Kür  das  \*»»rlialt Iiis  von  Autorität  und  Staatsgewalt  eröffnet 
sieh  noch  ein  weites  Keld  der  Betrachtung.  Ks  hat  dieses  Verhältnis 
seine  wicht ige  Bedeutung  auch  für  die  Staaten Verbindungen,  für 
die  völkerrechtlichen  Ahliii  ngigk  ei  ts  verhält  nisse  und  inner- 
halb der  Staaten  für  die  Ämter  und  die  Selbstverwaltung. 

Ich  inuss  mich  kurz  fassen,  allein  ich  kann  es  mir  doch  nicht 
versagen,  die  charakteristischen  Züge  auch  hierfür  zu  zeigen. 

In  Staaten  Verbindungen  ist  von  einer  Bewegung  der 
Autorität  und  der  Staatsgewalt  niehts  zu  verspüren,  solange  die 
Staatenverbindung  eine  rein  völkerrechtliche  ist.  Solange  der  Bund 
von  Staaten  niehts-  weiter  ist  als  ein  vertragsmässiges  Bündnis  zu 
dauernder  gemeinschaftlicher  Aktion  nach  aussen,  ist  weder  über 
den  Sitz  der  Staatsgewalt  noch  über  denjenigen  der  Autorität  ein 
Zweifel.  Ks  kann  freilich  dahin  kommen,  das«  ein  solcher  Bund 
selbst  für  die  Erhaltung  des  Teils  der  Staatsgewalt,  der  zur  gemein- 
samen Aktion  im  Auslände  bestimmt  ist,  sich  als  zu  schwach  und 
autoritätlos  erweist.  Der  alte  deutsche  Bund  hat  auch  diesen 
Bankerott  erlebt,  indem  die  Hansestädte  zu  seiner  Zeit  die  Vertretung 
ihrer  Handelsinteressen  im  Ausland  lieber  einem  auswärtigen  Staate 
(Niederlande)  als  dem  deutschen  Bunde  überliessen. 1 ) 

Ein  völkerrechtlicher  Staatenbund  ist  in  der  Kegel  zur  Autorität- 
losigkeit  verurteilt.  Sobald  aber  die  Staatenverbindung  eine  »'tigere 
wird,  sobald  die  Grundlage  derselben  aus  der  losen  Vertrags- 
wrbindung in  die  verfassungsrechtliche  Norm  sich  verwandelt,  die 
Bundesgewalt  eine  handlungsfähigere  Organisation  erhält  und  ihre 
Befehle  eine  unmittelbar  bindende  Kraft  gegenüber  den  Untertanen 
der  Staaten  erhalten,  sobald  der  Staatenbund  diejenige  Kcehtsgestalt 
annimmt,  welche  die  Theorie  als  Bundesstaat  bezeichnet,  entsteht 
notwendig  eine  Konkurrenz,  die  sich  ausnimmt  wie  ein  Kampf  zwei«  r 
tiewalten  um  die  Herrschaft.  Während  die  Vereinigten  Staaten  der 
Niederlande  diesen  Kampf  im  IT.  Jahrhundert,  die  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  und  die  Schweiz  im  19.  Jahrhundert  durch- 
gemacht haben,  stehen  wir  in  Deutschland  inmitten  derselben.  Ks 

')  v.  Bkani»,  Breiunddreissig  Jahre  in  ( »st-Asien. 


Digitizt3d  by  Google 


Koi'.KKT  Pii.oty:  Autorität  und  Staatsgewalt. 


mag  hier  unentschieden  bleiben,  wo  sich  in  solcher  Staatenverbindung 
«ler  Sitz  der  Staatsgewalt  betindet.  ob  bei  den  Staaten  oder  beim 
Reich;  sicher  ist,  dass  hier  eine  Vereinigung,  eine  brüderliche  Um- 
armung von  Staatsgewalten  vorliegt,  an  der  dieselben  ersticken 
können.  Bei  diesem  Vorgang  der  Vereinigung  geht  die  Autorität 
nicht  immer  gleichen  Schritt  mit  der  Staatsgewalt.  Ks  kann  sein, 
dass  verfassungsmässig  die  Staatsgewalt  noch  bei  den  Staaten  ruht, 
während  die  Autorität  längst  auf  das  Keich  übergegangen  ist.  Ks 
ist  auch  das  1'mgekehrte  möglich.  Die  Auflösung  des  alten  deutschen 
b'eichs  und  die  Entwiekelnng  des  neuen  sind  darin  Gegenstücke! 

In  Verbindungen  repräsentativer  Staaten  kehrt  regelmässig 
die  repräsentative  Form  der  Regierung  auch  im  Bunde  wieder,  so 
dass  auch  hier  wieder  Verschiebungen  in  der  Autorität  und  der 
Staatsgewalt  stattfinden  können.  Verschiebungen  der  Autorität 
kommen  in  den  republikanischen  Staatenverbindnngen  Schweiz  und 
Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika  zwischen  den  Organen  der 
Legislative  und  der  Exekutive,  Bundesversammlung  und  Kongress 
einerseits  und  Bundesrat  nnd  Präsident  andrerseits  gelegentlich  vor 
und  ereignen  sich  dort  leichter  als  in  der  deutschen  monarchischen 
Staatenverbindnng.  Hier  ist  wenigstens  zwischen  Bundesrat  und 
Reichstag  eine  Verschiebung  der  Autorität  teils  wegen  des  ge- 
wichtigen Anteils,  den  der  Bundesrat  auch  an  der  Gesetzgebung  hat. 
teils  auch  wegen  der  eigentümlichen  Parteiverhältnisse  im  Reichstag 
nicht  leicht  denkbar.  Wohl  aber  bietet  der  monarchische  Staaten- 
hund eine  andere  Möglichkeit  von  Schwankungen  in  der  Autorität. 
Sie  besteht  im  Verhältnis  zwischen  Bundesrat  und  Kaiser.  Beide 
Organe  sind  durch  die  Verfassung  unter  scharfer  Abgrenzung  ihrer 
Befugnisse  nebeneinander  gestellt.  Oem  Bundesrat  ist  durch  die 
Verfassung  das  Übergewicht  an  Gewalt  eingeräumt,  aber  unter  solchen 
Einschränkungen  zu  Gunsten  des  Bundespräsidiums,  dass  es  diesem 
unter  Umständen  gelingen  kann,  das  Übergewicht  in  der  Autorität 
zu  erlangen.  In  dieser  Tendenz  ist  der  Kaiser  durch  mancherlei 
begünstigt.  Fällt  ihm  in  Reichssachen  schon  jeder  Krfolg  in  uni- 
tarischer Richtung  natnrgemäss  zu,  so  kommt  ihm  noch  weiter  zu 
statten,  dass  der  Bundesrat  nur  ein  Kollegium  von  Vertretern  der 
Herrscher  ist,  während  er  selbst  in  Person  handelt,  Vor  allem  aber 
ist  es  die  gewichtige  17  fache  Stimme,  die  er  als  König  von  Preussen 
im  Bundesrate  fuhrt,  und  der  historisch,  militäi ixh  und  politisch 
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gegründete  Anhang  der  Kleinstaaten,  die  ihm  im  Bundesrat  den 
bestimmenden,  venu  nicht  entscheidenden  Kinfluss  sichern. 

Obgleich  die  Reichsverfassung  in  einer  jeden  Zweifel  ab- 
schliessenden Weise  den  Bundesrat  zu  demjenigen  Organ  des  Reichs 
erhebt,  in  welchem  die  Sonveränetät  der  staatlichen  Herrscher  zum 
Ausdruck  kommt,  ist  doch  die  Autorität  des  Kaisers  eine  solche,  dass 
es  an  Bestrebungen  nicht  fehlt,  welche  dahin  zielen,  den  Bundesrat 
als  ein  Oberhaus  oder  Staalenhaus  in  die  Rolle  eines  kollegialen 
Mikado  herabzudrücken. 

Die  staatsrechtliche  Stellung  des  deutschen  Kaisers  ist  eben 
nicht  etwa  derjenigen  des  amerikanischen  Präsidenten  vergleichbar. 
Er  ist  mit  dem  Merkmal  als  eines  reinen  Organes  der  Exekutive 
nicht  gekennzeichnet.  Ks  macht  sich  auch  hier  der  Unterschied  von 
Autorität  und  Staatsgewalt  wieder  in  einer  ganz  eigentümlichen 
Weise  geltend.  Als  Träger  von  Staatsgewalt  ist  der  deutsche  Kaiser 
ein  doppeltes  Wesen,  König  von  Preussen  und  Bundespräsidinm. 
Seine  Autorität  aber  ist  eine  Einheit.  Man  kann  sich  den  König 
von  Preussen  und  deutschen  Kaiser,  der  doch  schliesslich  nur  eine 
Person  ist.  auch  nur  als  eine  einheitliche  Autorität  denken.  Was 
er  als  Bundespräsidinm  zu  sagen  hat  und  gilt,  das  wird  in  Hinsicht 
auf  seine  Autorität  durch  seine  Stellung  als  König  von  Preussen 
wesentlich  beeinflusst.  wie  auch  umgekehrt.  Wenn  der  König  von 
Preussen  seine  Stimmen  im  Bundesrat  abgibt,  so  tut  er  das  zwar  nur 
als  primus  inter  pares  und  nur  als  König  von  Preussen.  Es  kann 
aber  dabei  doch  nie  abgesehen  werden  von  der  rechtlich  notwendigen 
Tatsache,  dass  dieser  König  von  Preussen  eben  auch  der  deutsche 
Kaiser  ist.  Die  Einheit  der  Autorität  ist  sogar  durch  einige  Be- 
stimmungen der  Verfassung  gesichert,  vor  allem  durch  die.  wonach 
11  Stimmen  im  Bundesrat,  also  auch  Preussens  Stimmen  allein,  jede 
Verfassungsänderung  und  damit  auch  jede  Änderung  an  den  Rechten 
des  deutschen  Kaisers  verhindern  können.  Die  Autorität  des  deutschen 
Kaisers  ruht  also  auf  derjenigen  des  Königs  von  Preussen  nicht  nur 
tatsächlich,  sondern  auch  rechtlich. 

Diese  Lage  der  Sache  kommt  natürlich  den  militärischen  Be- 
strebungen zu  gute,  aber  sie  hilft  doch  auch  ihnen  nicht  darüber 
hinweg,  dass  im  Reich  und  im  Bundesrat  der  König  von  Preussen. 
wenn  auch  mit  dem  Bundespräsidinm  erblich  ausgestattet,  doch  nur 
Bundesmitglied  ist. 
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Bei  völkerrechtlichen  Abhängigkeitsverhältnissen  ist 
die  Trennung  von  Autorität  und  Staatsgewalt  geradezu  die  Kegel. 
Mag  das  Verhältnis  der  Schutzgewalt  gekleidet  sein  in  welche  Form 
auch  immer,  stets  finden  wir,  dass  der  abhängigen  Gewalt  die  Autorität 
völlig  oder  doch  teilweise  fehlt.  Ks  würde  zu  weit  führen,  die  ver- 
schiedenartigen Möglichkeiten,  welche  in  diesem  Gebiete  sich  auftun, 
auch  nur  zu  verzeichnen.  Für  das  Mals  von  Autorität,  welches  der 
abhängige  Staat  der  Schutzmacht  abgibt,  ist  keineswegs  immer  die 
Fülle  der  dieser  Macht  eingeräumten  staatsrechtlichen  Befugnisse 
entscheidend.  Wichtiger  ist  hier  die  tatsächliche  Aktivität,  die  Energie, 
mit  welcher  die  Schutzmacht  tatsächlich  regiert.  Napoleons  Protektorat 
im  Rheinbunde  umfasste  nur  ganz  wenige  rechtliche  Befugnisse. 
Gleichwohl  bestimmte  seine  Politik  im  wesentlichen  den  Gang  der 
Hinge  in  diesen  Staaten.  Noch  merkwürdiger,  ja  geradezu  wunderlich 
ist  das  Verhältnis,  in  welchem  gegenwärtig  Ägypten  zu  England 
sich  beüudet. 

Ägypten  war  zu  jeder  Zeit,  von  Hkkopot  bis  Milnkk,1)  das 
Land  der  Paradoxen. 

Ägypten  ist  heute  noch  de  jure  ein  Bestandteil  des  türkischen 
Reichs  und  steht  damit  unter  der  Souveränetät  des  Sultan,  aber  es 
ist  tatsächlich  unabhängig  von  der  Regierung  des  Sultan.  Die  Aus- 
übung der  Regierung  steht  de  jure  dem  Khedive  zu.  welcher  Erb- 
statthalter des  Sultans  ist  und  die  Rechte  eines  Königs  hat.  aber  die 
Ausübnug  seiner  Regierung  steht  unter  einem  bestimmten  Kinfluss 
der  europäischen  Mächte.  Dieser  EinHuss  ist  de  jure  der  gleiche  für 
die  beim  ägyptischen  Hof  akkredidierten  Mächte,  aber  in  Wirklich- 
keit ist  England  seit  der  Okkupation  die  fast  ausschliesslich  ent- 
scheidende Macht.  England  hat  das  Recht,  dort  eine  ( »kknpations- 
armee  zu  halten,  und  ist  ausserdem  durch  zahlreiche  englische  Offiziere 
in  der  ägyptischen  Landesarmee  des  Khedive  vertreten.  England 
hat  einen  stimmberechtigten  Vertreter  im  ägyptischen  Finanz- 
ministerium und  beüudet  sich  tatsächlich  im  Besitz  einer  grossen  An- 
zahl von  Ämtern  der  ägyptischen  Landesverwaltung.  England  hat 
neben  fünf  anderen  Mächten  seinen  Sitz  in  der  Verwaltung  der  dette 
publique  und  übt  dabei  nicht  nur  Einfluss  auf  die  Verwaltung  der 
ägyptischen  Staatsschuld,  sondern  auch  auf  das  ganze  ägyptische 
Landesbudget  und  damit  auf  die  ägyptische  Landesverwaltung.  Alle 
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F.kI.h  der  ägyptiv  lu-n  Land» -sverwaltung  lauf •  n  iti  der  Hand  des 
englischen  Geschäftsträgers  zusammen,  der  üiis^erlicli  keine  andre 
Stellung  und  keinen  höheren  Rang  hat  als  die  Geschäftsträger  der 
übrigen  Mächte.  Per  würdige  Vertreter  des  Sultans  (ihazi  Moukthar 
l'aseha  nimmt  als  «las  Organ  d.  s  Souveräns  unbestritten  den  höchsten 
formellen  Rani:  ein,  aber  Luid  ('romer  ist  die  Autorität  des  Landes, 
l't'orte  und  Khedive  sind  mit  allen  Rechten  der  Herrschaft  ausgestattet, 
aher  ihre  Stellung  gleicht  jenen  Ämtern,  die  St.  Simon  witzig  als 
»harges  eap»»nnes  bezeichnet:  tou'ours  en  pr.  tention.  jamais  en  fouction. 
Pie  Regierung  des  Landes  steht  unter  der  Autorität  Englands.  — 
Pas  Verhältnis  von  Autorität  und  Staatsgewalt  ist  auch  inner- 
halh  des  Staates  von  Wichtigkeit,  Verschiebungen  kommen  auch 
hier  und  zwar  fort  während  vor.  Ist  die  Zentralgewalt  schwach,  sc» 
bildet  sich  leicht  in  Ämtern,  Gemeinden  und  anderen  örtlichen  Ge- 
waltträgern tatsächlich  eine  Macht  der  Selbständigkeit  aus,  die  dem 
formellen  Rechte  nicht  entspricht.  Auch  hier  ist  es  alsdann  eine 
Trennung  der  Autorität  von  der  Staatsgewalt,  die  unter  rmständen 
zu  den  eigentümlichsten  Widersprüchen  führt. 

Wenn  icdi  zum  Schluss  das  Ergebnis  dieser  Studie  zusammen- 
fassen s<dl,  so  bin  ich  in  Verlegenheit.  Pie  ganze  Petrachtung 
jripfelt  in  dem  Satze,  dass  Staatsgewalt  und  Autorität  nicht  gleich- 
bedeutend sind.  Für  die  formale  Jurisprudenz  ist  damit  nicht  viel 
gewonnen  und  gleichwohl  haben  wir  gesehen,  dass  im  Lehen  der 
Staaten  diese  Tatsache  eine  so  grosse  Rolle  spielt. 

Diese  Tatsache  führt  uns  eben  zu  einer  Gewissheit.  Wie  auch 
immer  die  Kegeln  des  Staatsrechtes  die  Herrschaft  ordnen  mögen, 
welche  Staatsform  oder  Regierungsform  auch  immer  die  im  Staate 
bestehende  Ordnung  sein  mag  und  wie  auch  immer  die  Wissenschaft 
den  Staat  und  die  Herrschaft  begreifen  mag.  stets  finden  wir.  dass 
die  Herrschaft  den  natürlichen  Gesetzen  des  menschlichen 
Willens  unterworfen  bleibt.  Pie  Herrschaft  ist  nur  menschlicher 
Wille,  angewendet  auf  den  Staat.  .Menschlicher  Wille  wirkt  und 
bindet  in  Staat  und  Recht  als  Herrschaft.  Und  worauf  er  wirkt 
und  was  er  bindet,  ist  wieder  menschlicher  Wille.  Menschlicher 
Wille  aber  ist  vernunftbegabter  Wille.  Er  kann  aber  auf  die  Dauer 
nur  gebunden  sein  durch  eine  Staatsgewalt,  welche  sich  im  Besitze 
der  Autorität  befindet. 
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Jahre  1899,  1900  und  1901.  "> 


Argentinien. 

Referent:  Dr.  Lisandro  Segovia, 

Honorarprofessor  an  der  t'nlversitHt  Kordova.  Fiskal  der  Appollatiouskamuier 
der  Kriminal-  und  Handelsberichte  zu  Buenos  Aires. 

Übersetzt  von  Dr.  Roberto  Kück, 

Lefjationssekretär  der  Dominikanischen  Republik,  Hamburg. 

1901.  =0 

In  dem  Berichtsjahre  hat  der  Konpress  eine  grosse  Anzahl 
von  Gesetzen  verabschiedet;  Uber  die  wichtigsten  soll  hier  eine  kurze 
l'bersicht  folgen.  Ich  übergehe  dabei  das  Gesetz,  das  den  Namen 
eines  Generals  der  bekannten  Strasse  der  Piedad  beilegt,  weil  es  für 
eine  echte  Republik  einen  beschämenden  Schritt  darstellt;  ebenso  wie 
das  Gesetz  betreffend  ein  Denkmal  für  einen  Politiker,  derein  Freund 
des  genannten  Generals  war.  Ist  es  doch  immer  eine  bedenkliche 
Sache.  Monumente  für  Politiker  zweiten  Ranges  zu  errichten,  solange 
die  vielen  Patrioten  aus  der  ruhmreichen  Zeit  unseres  nationalen 
rnabhängigkeitskampfes  noch  keine  Denkmäler  besitzen. 

Verschiedene  Gesetze  genehmigen  die  mit  fremden  Staaten  ge- 
schlossenen Verträge,  so  den  Freundschafts-  und  Handels- 
vertrag mit  Japan,  den  Auslieferungsvertrag  mit  Brasilien 
und  den  Schiedsvertrag  mit  Uruguay  und  Paraguay.  Andere 
Gesetze  gestatten  Verlängerungen  von  Eisenbahnlinien;  unter  ihnen 

')  Die  Gesetzgebung  uud  Literatur  einzelner  Staaten  aus  den  Jahren 
1899  und  1!HM)  ist  bereits  in  der  Abteilung  11  des  h.  Jahrgangs  dieses 
Jahrbuchs  behandelt  und  daher  hier  nicht  wieder  erörtert. 

2)  Siebe  wegen  der  Gesetzgebung  von  1K99  und  1900  Bd.  V.  S.  4ö4 
und  1184  dieses  Jahrbuchs. 
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zwei  mit  Bolivien,  dessen  kommerzieller  und  politischer  Einfluss  be- 
deutend ist.  Hinzuzufügen  ist.  ilass  Argentinien  bereits  17500  km 
Kisenbabnen  besitzt. 

I)as  (ifsi't/  Xo.  I<»:!1  ordnet  den  obligatorischen  Dienst 
in  dem  Heere  und  in  der  Nationalgarde.  Die  letztere  wird  von 
ib-n  Männern  vom  achtundzwanzigsten  bis  zum  vollendeten  vierzigsten 
Lebensjahre  gebildet,  wahrend  das  stehende  Heer  aus  jüngeren  vom 
zwanzigsten  bis  aehtnndzwanzigsten  Jahre  zusammengesetzt  ist.  Die 
vierzig-  bis  tünt'undvierzigjührigen  bilden  den  Landsturm. 

Der  Entwurf  über  eine  Unitizierung  der  öffentlichen  Schulden 
stiess  in  der  öilVntlichen  Meinung  auf  heftigen  Widerstand  und  ver- 
ursachte eine  Aufregnnir  in  der  Bevölkerung  der  Hauptstadt,  weil 
man  in  ihr  den  Kuin  der  Staatstinanzen  und  den  l'ntergang  des 
Landes  erblickt«'.  Die  Folge  war  das  Gesetz  Xo.  vom 
5.  Juli  lool.  das  den  Belagerungszustand  und  die  Aufhebung 
der  verfassungsmässig  gewährleisteten  Garantien  in  der 
Haupt stadt  erklärte. 

Abgesehen  von  den  Eisenbahnen  sind  noch  verschiedene  andere 
öffentliche  Bauten  dekretiert  worden;  auch  ist  der  grosse  Deich  zu 
militärischen  Zwecken  in  Puerto  Belgrano,  in  der  Nähe  von  Bahia 
Blanco,  vollendet  worden.  Diese  Arbeiten  sind  Bewässerungsanlagen, 
Schleusen,  Kanalisationen  und  Brunnenanlagen,  in  der  Provinz  Kioja: 
ferner  eine  Drahtseilbahn  auf  dem  Berge  Famatina,  der  an  wert- 
vollen Metallen  reich  ist  und  die  Krone  unseres  schönen  Hafens  bildet. 

Die  Republik  ist  auf  «lern  panamerikanischen  Kongresse  in 
Mexiko,  dessen  Ergebnisse  allerdings  nur  unbedeutend  sind,  vertreten 
gewesen.  Mexiko  hat  mit  seinen  13500 OOO  Einwohnern  nur  die 
Hälfte  Ausfuhr  und  Staatseinnahmen  von  denjenigen  Argentiniens: 
nur  1  "»Ooooo  Kinder  und  1  ooo 000  Schafe,  während  Argentinien 
2500OOOO  Kinder  und  SoooiMioo  Schafe  hat.  So  gross  ist  der  Reichtum 
unseres  Bodens  und  der  Freisinn  unserer  Einrichtungen.  Zur  Zeit 
herrscht  überall  Friede,  und  die  Vereinbarungen  mit  Chile,  das  sich 
von  seiner  Machtlosigkeit  überzeugt  hat.  sagen  uns  das  Wiederauf- 
blühen des  Handels  voraus,  besonders  mit  dem  grossen  Markte  in 
Südafrika  und  bei  dem  Zuwachs  der  Einwanderung,  die  zur  Be- 
siedelung  unserer  Gebiete  unbedingt  nötig  ist. 
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Belgien. 

a)  Gesetzgebung  1898—1902. 

Referent:  Dr.  Ernest  Mahaim, 

IToffH^or  ih-r  R.'chts-  und  .Staat*wi**eu«chafHn,  Lüttkh. 
Übersetzung  von  Ferdinand  Scydoux,  Freihurg  (Schweiz). 

Ks  hiesse  die  mir  gewährte  Gastfreundschaft  missbranchen, 
wenn  ich  ebenso  eingehend,  wie  in  nieinen  früheren  Berichten,  auch 
Ober  die  in  den  letzten  vier  Jahren  verkündeten  belgischen  Gesetze 
mich  auslassen  wollte.  Ich  sehe  mich  daher  zu  einer  Beschränkung 
auf  unsere  wichtigsten  Gesetze  gezwungen.  Ich  verstehe  unter 
letzteren  solche,  welche  für  die  Ausländer  einiges  Interesse  bieten, 
und  welche  wesentliche  Teile  unserer  politischen  Verfassung  berühren. 

Äussere  Beziehungen. 

Unter  allen  vom  Parlament  während  der  Berichtsperiode  ge- 
nehmigten Konventionen  hat  keine  einzige  zu  lebhaften  Debatten 
Anlas»  geboten.  Die  Annahme  der  .Schlussakte  der  Friedenskonferenz 
vom  0.  August  Ii »00  gab  zwar  Gelegenheit  zu  einigen  schönen  Reden, 
doch  waren  die  Kritiken  weniger  solche,  als  Wünsche. 

Die  auf  Grund  langer  Debatten  durch  das  Gesetz  vom  'M.  März 
li»<>0  gebilligte  Konvention  mit  Frankreich  vom  8.  Juli  1800  über 
die  richterliche  Zuständigkeit  verdient  unsere  Aufmerksamkeit  wegen 
der  Wichtigkeit  des  Gesetzes  vom  juristischen  Gesichtspunkt  ans. 

Das  Gesetz  vom  2.">.  März  1*76,  welches  die  Zuständigkeit  in 
Streitsachen  regelt  und  in  Belgien  den  Titel  I  der  Zivilprozess- 
ordnung ersetzt  hat,  bestimmt  in  seinem  Art.  10.  dass  die  belgischen 
Gerichte  zur  Beurteilung  der  durch  ausländische  Richter  erlassenen 
Entscheidungen  in  Zivil-  und  Handelssachen  zuständig  sind. 

Im  Prinzip  verhandeln  die  belgischen  Gerichte  von  neuem 
über  einen  durch  eine  ausländische  Gerichtsbarkeit  schon  erledigten 
Rechtsstreit. 
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Derselbe  Artikel  sieht  aber  vor.  dass,  wenn  ein  auf  Rezi- 
prozität beruhender  Vertrag  zwischen  Belgien  und  dem  Lande  be- 
steht, wo  das  Urteil  erlassen  wurde,  die  belgischen  Gerichte  sieh 
darauf  beschränken  zu  untersuchen: 

1.  ob  die  Kntschoidung  nichts  der  öffentlichen  Ordnung  oder  den 
Grundsätzen  des  belgischen  Staatsrechtes  widersprechendes  enthält : 

2.  ob  das  Urteil  in  dem  Lande,   wo  es  erlassen  wurde,  rechts- 
kräftig ist; 

ob  die  Hechte  der  Verteidigung  beobarhtet  wurden, 

4.  ob.  nach  demselben  Gesetz,  die  vorgelegte  Urkunde  die  für  ihre 
Anthentieität  erforderlichen  Bedingungen  erfüllt; 

5.  ob  das  tierieht  nicht  alleiu  wegen  der  Staatsangehörigkeit  des 
Klägers  zuständig  ist. 

Das  durch  das  belgische  Gesetz  von  1N7*>  aufgestellte  Prinzip 
der  Gegenseitigkeit  kam  vor  dem  Inkrafttreten  der  hier  zu  be- 
sprechenden Konvention  nie  zur  Anwendung. 

Diese  Konvention  war  besonders  Frankreich  gegenüber  wichtig, 
insofern  der  Code  Napoleon  in  Reinem  Art.  14  folgendes  bestimmt: 

„Der  Ausländer  kann  selbst,  wenn  er  nicht  in  Frankreich  seinen 
Wohnsitz  hat,  vor  dem  französischen  Gerichte  wegen  der  von  ihm 
iu  Frankreich  mit  einem  Franzosen  eingegangenen  Verbindlichkeiten 
belangt  werden;  er  kann  vor  die  französischen  Gerichte  auch  wegen 
der  von  ihm  im  Ausland  mit  einem  Franzosen  eingegangenen  Ver- 
bindlichkeiten gezogen  werden. " 

So  konnte  es  häutig  geschehen,  dass  ein  Heigier,  welcher  in 
Belgien  mit  einem  Franzosen  bezüglich  eines  in  Belgien  zu  erfüllenden 
Vertrages  verhandelt  hatte,  sich  in  Frankreich  vorgeladen  sah, 
ohne  dass  er  sich  der  Zuständigkeit  des  fremden  Kichters  zu  entziehen 

\  erilKM  hie. 

Delirien  hatte  jedoch  den  Art.  14  desselben  Code  Napoleon, 
falls  nicht  eine  tatsächliche  (nicht  eine  diplomatische)  Gegenseitigkeit 
zwischen  dem  Ausland  und  Belgien  bestand,  abgeschafft,  und  kann 
mangels  solcher  Reziprozität  ein  Beitrier  einen  Ausländer  nur  dann 
vor  ein  belgisches  Gericht  laden,  wenn  es  keinen  anderen  zuständigen 
Kichter  gibt. 

Die  Konvention,  welche  in  Paris  durch  zwei  ausgezeichnete 
.Juristen  unseres  Landes,  p.  i»k  Pai  ii:  und  Van  i»t:N  Bn.no:,  abge- 
schlossen  wurde,   bestimmt  in  ihrem  Art.   1.  dass  „in  Zivil-  und 
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Handelssachen  die  Helfrier  in  Frankreich  und  die  Franzosen  in  Helsen 
denselben  Znständigkeitsnormen.  wie  die  Inländer,  unterworfen  sind". 

Dies  bedeutet  für  die  Belgier,  dass  der  Art,  14  des  Cöde 
Napoleon  in  Frankreich  beseitigt  ist.  wie  es  schon  in  Uelsen  allen 
Ausländern  gegenüber  unter  gewissen  Bedingungen  der  Fall  war. 
Da  aber,  wenn  man  die  Heigier  den  Franzosen  in  Frankreich  gleich- 
stellte, man  anderen  Ausländem  gegenüber  zu  weit  gegangen  wäre,  setzt 
die  Konvention  hinzu:  _ Jedoch  können  die  Heigier  in  Frankreich 
sich  nicht  auf  den  Art.  14  berufen,  um  andere  Ausländer  vor  die 
französischen  Gerichte  zu  laden,  ausser  wenn  sie  von  der  französischen 
Regierung  die  Erlaubnis  erhalten  haben,  ihren  Wohnsitz  in  Frank- 
reich zu  nehmen,  und  nur  so  lange,  als  sie  dort  wirklich  wohnen." 
Ks  war  des  weiteren  natürlich,  dass  die  Konvention  den  Art.  15 
des  Code  Napoleon  für  die  Verhältnisse  zwischen  Belgiern  und 
Franzosen  abschaffte;  dieser  Artikel  bestimmt,  „dass  ein  Franzose  vor 
ein  französisches  Gericht  wegen  der  im  Ausland  —  selbst  mit  einem 
Ausländer      eingegangenen  Verbindlichkeiten  geladen  werden  kann." 

Die  Konvention  organisiert  diese  Gleichstellung  zwischen  den 
Staatsbürgern  der  beiden  vertragschliessendcn  Teile. 

Diese  gleiche  Behandlung  ist  eine  absolute.  Die  verschiedene 
Einteilung  der  Klagen  in  beiden  Ländern  begründet  jedoch  eine 
Ausnahme.  Die  Konvention  erhält  den  Franzosen  das  ihnen  in  dem 
belgischen  Gesetz  von  1«7<»  eingeräumte  Hecht,  in  Belgien  die  Belgier 
und  die  Ausländer  in  Mobiliarsachen  vor  den  Richter  des  Ortes  zu 
laden,  wo  die  Verbindlichkeit  entstanden,  wo  sie  erfüllt  worden  ist 
oder  werden  soll,  während  die  Belgier  in  Frankreich  nicht  dasselbe 
Recht  haben,  da  die  französische  Gesetzgebung  das  forum  contractus 
nicht  anerkennt. 

Im  Prinzip  beruft  sich  die  Konvention  bei  der  Regelung  der 
Zuständigkeit  auf  die  Gesetzgebung  der  beiden  vertragschliessendcn 
Länder. 

Jedoch  setzt  sie  gewisse  gemeinsame  Znständigkeitsnormen  fest, 
indem  sie  sich  mehrfach  an  das  belgische  Gesetz  anschliesst:  z.  B. 
betreffs  der  Widerklagen,  der  Beschlagnahmen,  der  Vormundschaft,  der 
Nachlassteilung,  der  Verwaltung  und  Liquidation  der  Konkursmasse. 

Als  natürliche  Konsequenz  der  bezüglich  der  Zuständigkeit 
angestellten  Priuzipien  gibt  die  Konvention  den  Entscheidungen  der 
Gerichte  jedes  Landes  die  Autorität  der  Rechtskraft  in  dem  anderen. 
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Frankreich  bat  zugelassen,  dass  im  Vertrag  der  oben  erwähnte 
Art.  in  des  belgischen  Gesetzes  von  I<s7»>  fast  wörtlich  aufgenommen 
wurde. 

l>ie  einzige  Verschiedenheit  ist.  dass  der  .r>.  Absatz  durch 
folgende  Bestimmung  ersetzt  worden  ist:  die  Konvention  verkennt 
nicht  die  beiden  Ländern  gemeinsamen  Znständigkeitsnormen. 

Die  Konvention  erstrebt  ferner  die  Verbesserung  des  Voll- 
streckungsverfahrens der  Entscheidungen  der  ausländischen  Gerichte 
und  der  schiedsrichterlichen  Ents<  heidungen. 

Sie  dehnt  auf  die  Heller  in  Frankreich  den  Vorteil  gesetzlicher 
Bestimmungen  aus.  welche  die  Franzosen  in  Helsen  schon  unter  Rezi- 
prozität genossen,  speziell  betreffs  der  Exekution  autentischer  Akte. 

Die  Konvention  hat  keine  rückwirkende  Kraft;  sie  kann 
nach  fünf  Jahren  erneuert  werden  und  berührt  keineswegs  die  inter- 
nationale, im  Haag  am  11.  November  lSiM»  abgeschlossene  Konvention 
betreffend  den  Zivilprozess,  den  Ladungsmodus  im  Ausland,  die  Ab- 
schaffung der  cautio  judicatum  solvi. 

Im  allgemeinen  hat  man  sich  gegenseitig  Zugeständnisse  ge- 
macht, und  merkwürdigerweise  bedeutet  in  jedem  der  beiden  iJinder 
die  Konvention  einen  Fortschritt  über  die  bestehende  Gesetzgebung 
in  dem  Sinne,  dass  sie  liestinmiungen  aus  den  in  den  beiden 
Parlamenten  vorgelegten  Gesetzentwürfen  entnahm.  — 

Es  liegt  hier  nicht  in  nnserer  Aufgabe,  die  internationale,  im 
Haag  am  14.  November  lKi*»;  zum  Zwecke  der  Aufstellung  gemein- 
samer Privatrechtsregeln  abgeschlossene  Konvention  darzustellen. 
Diese  wichtige  Konvention,  an  der  sich  Belgien.  Spanien.  Frankreich, 
Italien,  Luxemburg.  Niederland,  Portugal  und  die  Schweiz  beteiligt 
haben,  ist  den  Bemühungen  des  Staatsrats  Asskk  zu  verdanken. 

Unter  den  vielen  diplomatischen  Akten,  denen  das  Parlament 
seine  Zustimmung  zu  geben  hatte,  ist  hier  nur  die  internationale 
Konvention  vom  8.  Juni  lK'.M»,  betreffend  die  Regelung  des  Vertriebes 
der  geistigen  Getränke  in  Afrika,  hervorzuheben.  Diese  Konvention 
vervollständigt  und  verschärft  die  Aufsicht*-,  Verbots-  und  Steuer- 
massregeln der  Brüsseler  „Generalakte"  von 

Öffentliche*  Recht. 

In  der  hier  zu  behandelnden  Periode  hat  die  Frage  des  Wahl- 
systems zu  wiederholten  Malen  grosse  Erregungen  im  Parlament  und 
im  Lande  selbst  hervorgerufen. 
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Das  Gesetz  vom  21».  Dezember  1S90  hat  ein  augenblickliches 
Ziel  den  Agitationen  dafür  gesetzt.  Es  hat  für  die  legislativen 
Wahlen  das  Proportionalsystem  eingeführt,  und  somit  im  belgischen 
Staatsleben  eine  neue  Ära  eröffnet,  —  Das  Interesse  an  der  Er- 
fahrung, die  wir  damit  gemacht  haben,  hat,  man  kann  wohl  sagen, 
unsere  Grenzen  überschritten,  da  es  sich  um  den  Organisationsver- 
such des  allgemeinen  Stimmrechts  und  eine  Reform  des  Parlamentarismus 
handelt,  dessen  Mangel  sich  bei  allen  Kulturvölkern  zeigen.  Wie 
kommt  es,  dass  die  katholische  Regierung  von  1K«W  ein  Wahlgesetz 
vorgeschlagen  hat,  dessen  nächste  Wirkung  die  Verminderung  ihrer 
Majorität  sein  musste.  und  das  in  der  Tat  ihre  Mehrheit  um  1  ..  ver- 
mindert hat?  Dies  kann  nur  verstanden  werden,  wenn  man  die 
gegenseitige  Lage  der  Parteien  in  Belgien  gegenüber  ISO*  kennt. 

Seit  der  Verfassungsrevision,  welche  das  Stimmrecht  ver- 
allgemeinert und  das  Pluralvotum  organisiert  (1S<»4)  hatte,  beliebte 
man  auf  der  Hechten  und  der  äusseren  Linken  die  liberale  Partei 
endgültig  als  verschwunden  zu  betrachten.  In  der  Tat  kam  sie  nicht 
mehr  dazu,  in  die  Deputiertenkammer  eine  der  Zahl  ihrer  Anhänger 
im  Lande  entsprechende  Vertretung  zu  bringen,  obgleich  sie  über 
eine  beachtenswerte  Stimmenzahl  verfügte,  nämlich  über  :i">0000,  bei 
einer  Gesamtzahl  von  1700000  Stimmen. 

Dies  erklärt  sich  durch  das  einfache  Spiel  der  Ma- 
jorität« wähl.  In  den  Wahlkreisen,  wo  früher  die  liberale  Partei 
mit  den  Katholiken  um  den  Sieg  kämpfte,  standen  jetzt  Katholiken 
und  Sozialisten  einander  gegenüber.  Nachdem  sie  im  ersten  Wahl- 
gang geschlagen  waren,  teilten  sie  sich  bei  der  Stichwahl:  die  am 
konservativsten  gesinnten  Liberalen  stimmten  für  die  Katholiken, 
die  Fortschrittler  für  die  Sozialisten. 

In  beiden  Fällen  blieb  den  Liberalen  nichts  anderes  übrig, 
als  rdie  Sauce  auszuwählen,  in  welcher  sie  verzehrt  werden  mussteu".  — 
Diese  Sachlage  war  um  so  erbitternder,  als  sie  infolge  des  in  der 
revidierten  Verfassung  vorgeschriebenen  Wahlzwangs  selbst  an  der 
Zubereitung  der  Sauce  teilnehmen  mussten.  Schliesslich  erschien  sie 
unerträglich,  und  unter  dem  Drucke  einer  starken  Strömung  ent- 
schlossen sich  einige  Führer  der  liberalen  Partei,  zu  erklären,  dass 
sie  in  Zukunft  mit  den  Sozialisten  gemeinsame  Sache  machen  würden. 

Die  Regierung  und  die  Mehrheit  hätten  dabei  nichts  zu  fürchten 
gehabt,  wenn  sie  sicher  gewesen  wären,  im  Parlament  eine  ihrer 
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Wählerzahl  entsprechende  Vertretung  zu  erlangen.  Angesichts  aber 
der  Listenwahl  hätte  diese  Koalition  in  zwei  oder  drei  grossen  Wahl- 
kreisen genügt,  um  die  üher^rosse  regierungsfreundliche  Mehrheit 
in  eine  Minderheit  zu  verwandeln. 

Der  Wahlkreis  von  Brüssel  z.  H.  wählt  18  Vertreter,  was  in 
der  Kammer  eine  Verschiebung  von  :{t»  Stimmen  hervorgebracht  hätte. 
Auf  diese  Weise  geriet  .lie  grosse  katholische  Mehrheit  in  Gefahr. 

Deshalb  wurde  die  Notwendigkeit  einer  Urform  in  Hinsicht 
auf  die  Wahlen  von  1  :♦<><>  von  der  Hechten  einstimmig  als  dringend 
anerkannt. 

Da  man  in  der  liberalen  Partei  seit  .Iahten  dem  Gedanken 
einer  proportioneilen  Wahlvertretung  sympa tisch  gegenüber  stand, 
und  manche  der  intelligentesten  und  einflussreichsten  Sozialisten 
sieh  dieser  Ansicht  angeschlossen  hatten,  so  stimmten  alle  in  der 
Verurteilung  des  bestehenden  Wahlsystems  überein. 

Man  war  weniger  einig  bezüglich  des  zu  wählenden  Systems. 
Einem  ersten  Entwurf  einer  neuen  Einteilung  der  Wahlkreise  wurde 
so  viel  Widerstand  entgegengebracht,  dass  er  sofort  fallen  gelassen 
wurde.  Es  wurde  sodann  die  Abschaffung  der  Listenwahl  vorge- 
schlagen, und  die  Presse  eröffnete  darauf  eine  Kampagne  zu  Gunsten 
der  Lninominalwahl.  Wie  der  frühere,  so  scheiterte  dieser  Entwurf 
an  der  Schwierigkeit,  hinsichtlich  der  zu  übertragenden  152  Ab- 
geordnetensitze eine  jedermann  befriedigende  geographische  Wahl- 
kreiseinteilung zu  t reifen. 

Doch  schien  dieses  System  in  einem  Augenblick  sowohl  die 
Zustimmung  der  Mehrheit  der  Hechten  (und  wie  man  sagt),  auch  der 
Krone  zu  besitzen,  so  dass  zwei  Mitglieder  des  Kabinets,  überzeugte 
Proportionalisten,  M.  w:  Smkt  kk  Nayku,  Chef  des  Kabinets,  und  M. 
Xvsha-s,  sich  zurückzogen. 

Chef  des  Kabinets  wurde  der  Eisenbahnminister  Vax  hkn 
Pkkkkuoom.  dessen  sprichwörtliche  Hartnäckigkeit  und  Schroffheit 
dazu  beitrugen,  die  Opposition  zum  änssersten  zu  treiben.  —  Am 
11».  April  1n<»1»  brachte  er  in  der  Kammer  einen  Wahlgesetzentwurf 
ein,  in  welchem  die  bisherigen  Wahlkreise  aufrecht  erhalten  waren. 
Die  Proportional  wähl  war  vorgesehen,  aber  nur  für  die  mindestens 
In  Vertreter  wählenden  Kreise. 

Die  Ungerechtigkeit  des  Entwurfs  war  offenbar:  er  wahrte 
den  Katholiken  die  kleinen  Wahlkreise,  wo  sie  die  Herren  waren, 
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und  bot  ihnen  die  Aussicht,  in  den  grossen  Wahlkreisen  mehr  Sitze 
zu  erlangen,  indem  er  ihre  Gegner  jeder  Siegoshortnung  beraubte. 
Die  ganze  Linke  erklärte,  dass  sie  den  Entwurf  nicht  erörtern  und 
die  Kammer  beratungsunfähig  machen  wolle. 

Damals  begann  das  System  einer  rücksichtslosen  Obstruktion, 
welches  sich  später  nur  zu  oft  wiederholte. 

Da  die  Enthaltung  der  Opposition  keinen  Eindruck  auf  die 
Hechte  machte,  ging  man  zum  Lärm  über.  Sobald  ein  liedner  der 
Hechten  das  Wort  ergreifen  wollte,  deckten  das  Geschrei  und  die 
Pultschlüge  seine  Stimme.  Es  gab  sozialistische  Abgeordnete,  die 
sogar  Musikinstrumente  mitbrachten  (Trompeten  etc.). 

Zugleich  fing  die  Strasse  an.  unruhig  zu  werden.  Es  kamen 
Zusammenstösse  zwischen  der  Polizei  und  Bürgern  und  Arbeitern  in 
Brüssel  vor;  das  Kabinet  zögerte,  die  Ordnung  mit  Blutvergiesen 
aufrecht  zu  erhalten  nnd  zog  sich  zurück.  — 

Das  neue  Kabinet,  mit  M.  ok  Smkt  i»k  Naykk  an  der  Spitze,  über- 
gab am  8.  August  den  Entwurf,  welcher  zum  Wahlgesetz  vom 
21».  Dezember  1K1H»  geworden  ist. 

Nicht  ohne  Mühe  erlangte  das  Ministerium  die  erforderliche 
Mehrheit  in  der  Kammer,  da  die  Hechte  zahlreiche  Gegner  der  Pro- 
portionalwahl aufwies;  die  fehlenden  Stimmen  wurden  aber  durch 
einen  hinlänglichen  Zuzug  liberaler  Proportionalisten  ausgeglichen. 

Betrachten  wir  nun  den  Mechanismus  des  jetzt  geltenden  Wahl- 
systems, ohne  auf  die  Einzelheiten  einzugehen. 

Man  erinnere  sich,  dass  die  Technik  der  Proportionalwahl 
schon  die  Probe  bei  den  Gemeindewahlen  bestanden  hatte,  wo  sie 
seit  1KW  teilweise  wenigstens  zur  Anwendung  gelangte. 

Die  Wahlhandlungen  zerfallen  in  4  Kategorien. 

1.  Die  Vorbereitungshandlungen. 

2.  Die  Wahl. 

\.  Die  Verteilung  der  Sitze  unter  den  verschiedenen  Kandidatenlisten. 
4.  Die  Feststellung  der  Gewählten  einer  jeden  Liste. 

1.  Zunächst  müssen  die  Kandidaten  vierzehn  Tage  vorher  vor- 
geschlagen werden.  Dieser  Vorschlag  geschieht  durch  eine  Kandidaten- 
liste, der  die  Unterschrift  von  100  Wählern  beigefügt  ist.  Die  Paten1) 
der  Liste,  in  Wirklichkeit  gewöhnlich  die  politischen  Verbindungen, 
bestimmen  die  Heihenfolge  ihrer  Kandidaten:  jede  Partei  kann  also  im 
Voraus  feststellen,  welche  Kandidaten  sie  zuerst  gewählt  haben  will 
')  Französisch:  Ics  rparrains"  ou  „patrons". 
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Ks  werde»  dann  auf  Kosten  des  Staats  die  Stimmzettel  ge- 
druckt, welche  an  der  Spitze  einer  jeden  Liste  und  neben  jedem 
Kandidaten  eine»  schwarzen  Kaum  habe»,  innerhalb  dessen  sich  ein 
weisser  Tunkt,  befindet. 

2.  Dieser  Stimmzettel  wird  vom  Träsidenten  eines  jeden  Wahl- 
bureaus jedem  Wähler  im  .Moment  der  Abstimmung  überreicht.  Der 
Wähler  erhält  einen,  zwei  oder  drei  gleiche  Stimmzettel,  je  nachdem 
er  das  Recht  auf  eine,  zwei  oder  drei  Stimmen  nach  der  Verfassung 
I  l'luralwahlsvstem)  besitzt. 

In  jedem  Wahllokal  besteht  eine  gewisse  Zahl  von  Kinzel- 
räumen  aus  Brettern,  sogen.  „Isoloirs",  in  welche  der  Wähler  geht, 
um  mittels  eines  reglementsmässigen  Bleistifts  den  weissen  Punkt 
im  schwarzen  Raum  zu  schwärze»;  er  kommt  dann  vor  das  Bureau 
während  der  Sitzung,  um  seine»  oder  seine  Stimmzettel  in  die  Wahl- 
urne hineinzuwerfen. 

In  keinem  Lande  der  Welt  ist  das  Wahlgeheimnis  so  gut.  wie 
in  Belgien  gewahrt,  da  vorher  ausgestellte  oder  gezeichnete  Stimm- 
zettel nicht  zugelassen  werden. 

Der  Wähler  kann  nur  einen  einzige»  Tunkt  schwärzen,  sei  es 
einen  solchen  in  dem  an  der  Spitze  der  Liste  befindlichen  Felde,  sei 
es  einen  solchen  in  einem  der  seitlichen  Felder.  Im  ersteren  Fall 
stimmt  er  für  die  Liste,  d.  h.  er  gibt  zur  Liste  eine  Stimme  und 
nimmt  die  Ordnung  an,  in  welcher  die  Paten  der  Liste  die  Kandidaten 
aufgestellt  haben;  wenn  diese  Liste  einen  Sitz  zu  beanspruchen  hat, 
so  gibt  der  Wähler  auf  jene  Weise  seine  Zustimmung  dazu,  dass 
dieser  Sitz  dem  ersten  Namen  zufällt;  wenn  sie  zwei  Sitze  bean- 
spruchen kann,  stimmt  er  für  die  beiden  ersten  Namen  und  event.  weiter. 

Stimmt  dagegen  der  Wähler  nur  in  einem  der  schwarzen 
Seitenfelder  ab,  so  gilt  seine  Stimme  zunächst  für  die  Liste;  der 
Wähler  aber  zeigt  ausserdem,  dass  er  die  von  de»  Paten  aufgestellte 
Reihenfolge  ändern  will,  und  dass,  wenn  die  Liste  einen  Sitz  bean- 
spruchen kann,  dieser  dem  Kandidaten  zufallen  soll,  in  dessen  Feld 
er  abgestimmt  hat. 

Ist  die  Abstimmung  zu  Ende,  so  handelt  es  sich  zunächst  darum, 
die  „WahlzitYer"  (chittre  electoral)  einer  jeden  Liste  festzustellen. 
Diese  Zahl  ergibt  sich,  indem  man  alle  Stimmzettel  addiert,  welche 
eine  Stimme  in  dem  Felde  an  der  Spitze  oder  an  der  Seite  enthalten. 
Diese  Summe  gibt  die  Wahlstärke  einer  jeden  Partei  an.   Die  nächste 
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Aufgabe  ist,  unter  den  verschiedenen  Listen  die  Sitze  im  Verhältnis 
zu  dieser  Wahlzahl  zu  verteilen. 

Hierin  erst  verwirklicht  sieb  die  I'roportionalwahl  im  eigent- 
lichen Sinne.  Die  vom  belgischen  (iesetz  unter  so  vielen  verschiedenen 
Systemen  entnommene  Formel  ist  diejenige  von  D*  Hoxot.  Es  wird 
dann  nacheinander  durch  1,  2,  4,  5  etc.  die  Wahlzifler  einer  jeden 
Liste  dividiert  und  werden  die  Quotienten  nach  ihrer  Grosse  geordnet, 
bis  man  eine  der  Zahl  der  zu  wählenden  Deputierten  gleiche  Gesamt- 
zahl von  Quotienten  erlangt.  Der  letzte  Quotient  dient  als  Wahl- 
divisor.  Die  Verteilung  unter  den  Listen  geschieht,  indem  man 
jeder  derselben  so  viele  Sitze  zuteilt,  als  seine  Wahlzifler  den 
Divisor  enthält, 

Nehmen  wir  z.  B.  drei  Listen  mit  folgenden  Wahlziffern  an: 


Katholiken 

24  000  Stimmen. 

12*24 

•• 

Sozialisten 

15000 

n 

Katholiken 

Liberale 

Sozialisten 

Division  durch  1 

-24000 

12*24 

150.10 

2 

=  12000 

0412 

7  500 

=  8000 

4  274 

5000 

*  * 

=  et  »oo 

:{2O0 

3725  . 

Setzen  wir  voraus, 

dass  sieben 

Sitze  zu 

verteilen 

werden  die  Quotienten  geordnet: 

Erster     Sitz  .    .  . 

24000  (1. 

Katholik). 

Zweiter     „    .    .  . 

15000  (1. 

Sozialist). 

Dritter           .    .  . 

12*24  (1. 

Liberaler). 

Vierter   

12000  (2. 

Katholik). 

Fünfter   

8000  (:J. 

Katholik). 

Sechster  «... 

7  500  (2. 

Sozialist). 

Siebenter  «... 

0412  (2. 

Liberaler). 

Dieser  letzte  Quotient  ist  der  Wahlquotient,  er  ist  dreimal 
in  der  Wahlzifler  der  katholischen  Liste  und  zweimal  in  derjenigen 
jeder  anderen  Liste  enthalten.  So  viel  über  das  angewandte 
Verfahren. 

Um  die  Vorteile  dieses  Systems  zu  beurteilen,  genügt  es  zu 
sagen,  dass  es  seit  1806  in  den  Gemeindewahlen  der  grossen  Städte 
und  in  zwei  legislativen  Wahlen  erprobt  worden  ist  und  sich  als 
praktisch,  einfach  und  gerecht  genug  erwiesen  hat. 


r>s,s 
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Wenn  eine  Liste  mehr  wirkliche  und  Hilfssitze  erhalt,  als  auf- 
gt  stellte  Kandidaten,  werden  die  nic  ht  verteilten  Sitze  denjenigen 
aus  den  anderen  Listen  hinzugefügt. 

1.  Wenn  man  die  Zahl  der  jeder  Liste  zukommenden  Sitze 
kennt,  sind  diejenigen  Kandidaten  zu  bestimmen,  welche  die  Sitze 
einzunehmen  haben. 

Wenn  die  Zahl  der  Kandidaten  einer  Liste  gleich  der  Zahl 
der  jeder  Liste  zukommenden  Sitz.-  ist.  so  sind  alle  diese  Kandidaten 
gewählt.  Wenn  diese  Zahl  grösser  ist,  so  kommen  die  Sitze  den 
ordentlichen  Kandidaten  zu.  welche  die  meisten  Stimmen  erhalten 
haben.  Ist  jene  Zahl  kleiner,  so  nehmen  die  Ersatzkandidaten  den 
Platz  der  fehlenden  ordentlichen  Kandidaten  ein.  Eine  durch  die 
Proportionalwahl  notwendig  gewordene  Neuerung  im  Gesetze  ist  das 
Institut  der  Ersatzkandidaten,  welche  an  die  Stelle  derjenigen  ordent- 
lichen Kandidaten  treten,  die  im  Laufe  ihrer  Mandatszeit  sterben 
oder  ihr  Mandat  niederlegen. 

Pas  Gesetz  kam  bei  den  Wahlen  von  1900  (Auflösung  der 
beiden  Kammern  !  und  von  190:2  zur  Anwendung.  Man  kann  sagen, 
dass  diese  Keform  alle  Hoffnungen  ihrer  Urheber  erfüllt  hat  und 
endgültig  feststeht.  Freilich  vermochte  sie  nicht  die  politischen 
Leidenschaften  und  Stürme  zu  beseitigen,  sie  hat  aber  jeder  Partei 
mehr  Unabhängigkeit  gegeben  und  hat  unbestreitbar  das  Niveau  des 
Parlaments  gehoben.  Sie  hat  auch  gezeigt,  dass  die  Regierung,  die 
sie  vorgeschlagen  hatte,  ihrer  Partei  dadurch  nicht  geschadet  hat, 
da  ihre  Mehrheit,  wenn  auch  nicht  mehr  so  gross,  doch  geschlossener 
und  fester  dasteht. 

Nur  hat  das  Plural  Wahlsystem  immer  mehr  erbitterte  Feinde 
gefunden.  Pie  ganze  Opposition  verlangt  heute  dessen  Abschaffung 
oder  Revision  auf  anderer  Grundlage.  Hekanntlich  hat  die  zu  diesem 
einen  Zwecke  im  April  19t »2  unternommene  Kampagne  zu  einem 
Generalstreik  mit  durch  Waffengewalt  unterdrückten  Gewalttätigkeiten 
gerührt.  Da  der  Revisionsvorschlag  von  der  Kammer  verworfen 
worden  ist,  kommt  er  hier  nicht  in  Betracht. 

Zivilrecht 

Das  Gesetz  vom  10.  Februar  1900  über  die  Ersparnisse 
der  Ehefrau  hat  einigermassen  die  Organisation  der  Familie  be- 
rührt und  für  gewiss«'  Rechtsgeschäfte  die  Geschäftsfähigkeit,  der  Ehe- 
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frau  erweitert.  Zwar  entspringt  <ler  Grundgedanke  des  Gesetzgebers 
dem  Wohlwollen  und  der  Sorge  für  die  Arbeiterklasse;  das  Gesetz 
beschränkt  sich  aber  nicht  auf  die  Arbeiterfrauen.  Deshalb  gehört 
es  zu  den  bescheidenen,  aber  mannigfachen  Versuchen  der  Frauen- 
emanzipation, welche  sich  bei  verschiedenen  Parlamenten  mehr  und 
mehr  geltend  machen. 

Seit  langer  Zeit  hatte  man  in  Belgien  bei  der  allgemeinen 
Spar-  und  Pensionskasse  (Caisse  Generale  d'Epargne  et  de  Ketraite) 
beobachtet,  das»  die  Zahl  der  auf  den  Namen  verheirateter  Frauen 
ausgestellten  Sparbücher  abnahm.  Von  30  ">."»*]  im  Jahr  lsi'is  auf 
den  Namen  von  Frauen  lautender  Sparbücher  entfielen  nur  3<s72  auf 
Ehefrauen,  während  in  Frankreich  z.  B.  mehr  als  die  Hälfte  aller 
Sparbücher  auf  Ehefrauen  lauteten. 

Dies  hängt  mit  dem  in  der  Arbeiterklasse  allgemein  verbreiteten 
ehelichen  Güterrechtssystem,  nämlich  der  in  den  Artikeln  1:5*7  ff. 
des  Code  civil  geregelten  Gütergemeinschaft  zusammen.  Bei  diesem 
Güterrechtssystem  verwaltet  der  Mann  allein  das  Vermögen  der  Ge- 
meinschaft; er  kann  die  Güter  veräussern,  verpfänden,  über  sie  nach 
Belieben  verfügen.  Die  Ehefrau  dagegen  kann  nur  im  Auftrage  des 
Ehemannes  handeln,  welcher  in  allem  das  Haupt  der  Gemeinschatt 
bleibt. 

Daraus  können  sich  gehässige  Folgen  ergeben.  Alle  Ersparnisse 
einer  wirtschaftlichen,  tätigen,  arbeitsamen  Ehefrau  fallen  in  das 
Gemeinschaftsvermögen  und  unterliegen  somit  der  Verfügung  des  Ehe- 
mannes. So  konnte  es  geschehen,  dass  Männer,  die  Frau  und  Kinder 
verlassen  hatten,  das  von  letzteren  mühsam  und  durch  ihre  Arbeit 
allein  zusammengebrachte  kleine  l'ekulium  aus  der  Sparkasse  weg- 
holten. Fm  derartigen  Vorkommnissen  vorzubeugen  und  den  Spar- 
geist zu  fördern,  wurde  das  Gesetz  von  1900  erlassen. 

Die  Ersparnisse  der  Ehefrau  werden  nicht  zu  einem  Sondergut 
derselben,  sondern  bleiben  in  der  Gemeinschaft.  Das  Gesetz  er- 
leichtert nur  die  Verfügung  der  Ehefrau  über  dieselben:  „Die  Ehe- 
frau ist  danach  berechtigt,  sich  ein  Buch  ohne  den  Beistand  des 
Ehemannes  ausstellen  zu  lassen.  Ferner  hat  sie  das  Recht,  ohne  den 
Beistand  des  Ehemannes,  bis  zum  Betrag  von  100  Franken  monatlich 
die  in  dem  Buch«'  eingeschriebenen  Summen  zurückzunehmen  und 
über  diese  für  die  Bedürfnisse  des  Haushaltes  zu  verfügen."  Hin- 
sichtlich der  100  Franken  übersteigenden  Summen  ist  das  Zusammen- 
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wirken  der  beiden  Eheleute  erforderlich.  Jedoch  hat  das  Gesetz 
dem  Klieniann  das  Widerspruchsrecht  vorbehalten,  wobei  indessen 
das  zuständige  Gericht  zu  entscheiden  hat,  ob  dem  Widerspruch 
Folge  gegeben  werden  soll. 

Daraus  ergibt  sich  als  natürliche  Folgerung,  dass  den  Gläubigern 
des  Kheinannes  das  Recht  entzogen  wird,  das  Sparvennögen  der  Ehe- 
frau bis  zum  Betragt»  von  looo  Franken  pfänden  zu  lassen. 

Das  Gesetz  enthält  ferner  Bestimmungen  für  den  Fall  der 
Entmündigung,  Abwesenheit  (im  Sinne  der  Art,  112  ff.  des  Code 
civil)  oder  eines  Hindernisses  der  Ehefrau  oder  des  Mannes.  Der 
Richter  hat  sodann  ein  grosseres  Interventionsrecht. 

Der  Minderjährige  von  über  10  Jahren  kann  bis  zum  Betrag 
von  1<m»  Franken  per  Monat  die  von  ihm  auf  ein  persönliches  Bnch 
hinterlegte  Summ»-  ohne  die  Zustimmung  seines  gesetzlichen  Ver- 
treters zurücknehmen.    Letzterer  hat  jedoch  ein  Widerspruchsrecht. 

Endlich  ist  das  Widerspruchsverfahren  genau  geregelt  und 
bedeutend  erleichtert.  Dieses  Gesetz  ist  zum  Teil  der  französischen, 
italienischen,  englischen,  rumänischen,  portugisischen  und  schwedischen 
Gesetzgebung  nachgebildet  und  dürfte  der  Arbeiterklasse  grosse 
Dienste  leisten.  Die  nächsten  Berichte  der  Sparkasse  werden  uns 
in  Stand  setzen,  dessen  Wirkungen  zu  beurteilen. 

Arbeit^rgesetze. 

Das  Gesetz  vom  lo.  Mai  11*00  über  den  Arbeitsvertrag  hat 
die  seit  langer  Zeit  von  den  Juristen  und  Nationalökonomen  im  Code 
civil  aufgewiesene  und  empfundene  Lücke  ausgefüllt. 

Im  Code  Napoleon  befinden  sich  nur  zwei  Artikel  über  „den 
Dienstvertrag  mit  Gesinde  und  Arbeiter'*.  Der  eine  Art.  1780  be- 
stimmte, dass  «man  seine  Dienste  nur  auf  Zeit  oder  für  eine  bestimmte 
Unternehmung  vermieten  kann".  Der  andere  längst  aufgehobene 
Artikel  enthielt  eine  offenbare  Ungerechtigkeit,  indem  er  anordnete, 
dass  dem  „Herrn"  seine  Versicherung  über  die  Höhe  de«  von  ihm 
dem  Gesinde  oder  Arbeitern  geschuldeten  Lohnes  zu  glauben  war. 

Man  darf  somit  behaupten,  dass  die  Dienstmiete  vom  Gesetz 
nicht  geordnet  war. 

Seit  ls;»l  hatte  die  Regierung  eine  extra- parlamentarische 
Kommission  beauftragt,  einen  Entwurf  zu  einem  Gesetze  über  die 
Wirkungen  des  Dienst  Vertrags  mit  Gesinde  und  Arbeitern  vorzu- 
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bereiten.  Sie  brachte  einen  110  Artikel  umfassenden  Voivntwurf 
zustande,  welcher  unter  anderen  die  Haftpflicht  des  Arbeitgebers  bei 
Unfall  ordnete. 

Dieser  Entwurf  wurde  als  solcher  der  Regierung  niedergelegt, 
aber  infolge  der  zweimaligen  Auflösung  der  Kammer  hinfällig. 

Im  Jahre  1W5  betraute  Minister  Nysskns  den  höheren  Arbeits- 
rat mit  der  Aufgabe,  einen  neuen,  weniger  ausgedehnten  Entwurf 
zu  studieren.  Der  Arbeitsrat  überliess  sieh  langen  und  gelehrten 
Erörterungen  und  stellte  einen  Vorentwnrf  auf,  dem  die  Regierung 
nicht  ganz  zustimmte.  Sie  legte  im  Jahre  1811(1  einen  Entwurf  vor. 
welcher  von  den  extra- parlamentarischen  früheren  Arbeiten  ziemlich 
abwich.  Dieser  Entwurf  ist  zum  gegenwärtigen  Gesetz  geworden. 
Im  Entwurf  wurden  aber  nicht  die  gesamten  Dienst  Vertragsverhältnisse 
einbegriffen.  Deshalb  wurden  spezielle  Gesetzesentwürfe  Uber  den 
Lehrvertrag  und  die  Ersatzpflicht  bei  Arbeitsunfällen  in  Aussicht 
gestellt. 

Das  Gesetz  regelt  in  Art.  1  „den  Vertrag,  nach  welchem  ein 
Arbeiter  sich  verpflichtet,  unter  der  Autorität,  der  Leitung  und  der 
Aufsicht  eines  Unternehmungsleiters  oder  Arbeitgebers  gegen  einen 
von  diesem  letzteren  zu  zahlenden  Lohn  zu  arbeiten,  der  Lohn  sei 
berechnet  entweder  nach  der  Arbeitszeit,  oder  nach  dem  Arbeits- 
qnantum.  oder  nach  der  Qualität  der  Arbeit,  oder  nach  dem  Wert 
der  fertigen  Arbeit,  oder  auf  Grund  irgend  einer  anderen  durch 
die  Parteien  festgestellten  Basis". 

Damit  ist  die  Anwendungssphäre  des  Gesetzes  begrenzt.  Zu- 
nächst wollte  man  nicht  eine  Definition  des  Arbeiters  oder  des  Unter- 
nehmnngsleiters  aufstellen.  Es  ergibt  sich  aber  ans  den  parlamen- 
tarischen Debatten,  dass  weder  die  Lehrlinge,  noch  die  Dienstboten, 
noch  die  Beamten  unter  r Arbeitern"  zu  verstehen  sind.  Auch 
die  Kellner  in  den  Kaffees  werden  nicht  zu  den  Arbeitern  gerechnet, 
während  die  Landarbeiter  unter  das  Gesetz  fallen.  Eine  interessante 
Diskussion  entstand  Uber  die  Frage,  ob  die  Kutscher  Arbeiter  sind. 
Es  liegt  kein  Zweifel  bezüglich  der  Hauskutscher  vor:  diese  sind 
keine  Arbeiter.  Etwas  anderes  ist  es  hinsichtlich  der  Kutscher  der 
Transportunternehmungen:  die  Kutscher  oder  Kondukteure  der 
Strassenbahnen  sind  Arbeiter.  Dagegen  sind  die  Billeteinnehmer 
Angestellte,  weil  sie  Beauftragte  der  Untcmehmungsleiter  sind.  In 
der  ganzen  Diskussion  bestand  ein  dauernder  Zwiespalt  zwischen 
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.Juristen  und  Nationalökonomen.  Der  gesunde  Menschenverstand,  der 
Sinn  für  die  tatsächlich»»!!  Verhältnisse  behielten  nicht  immer  die 
( »berhand. 

Was  den  Unternehmnngsleiter  betrifft,  so  ist  es  klar,  dass  für  ihn 
die  Eigenschaft  als  Kaufmann  nicht  erforderlich  ist;  dass  ein  Privat- 
mann, der  Arbeiter  in  seinen  Dienst  nimmt,  von  dem  Augenblicke  an 
Unternehmungsleiter  wird,  in  d«»m  er  sie  leitet  und  beaufsichtigt. 

Es  liegt  ferner  auf  der  Hand,  dass  das  Gesetz  auf  den  Staat, 
die  Provinz,  die  Gemeinde  als  rnternehmer  Anwendung  findet. 

Mit  dem  Erfordernis  vertraglicher  Verpflichtung  zur  Arbeit 
unter  der  Autorität,  der  Leitung  und  der  Aufsicht  eines  Unter- 
nehmers hat  das  Gesetz  da»  Handwerk  und  die  Hausindustrie  aus- 
geschlossen. Es  ist  aber  nicht  notwendig,  dass  die  ..Arbeit  in  einer 
Werkstatt"  verrieht. -t  wird. 

Um  zu  vermeiden,  dass  der  Arbeitgeber  sich  seinen  Verbindlich- 
keiten entzieht,  hat  das  Gesetz  folgende  Praesumptio  juris  et  de 
jure  aufgestellt  (Art,  2):  Wenn  ein  unter  oben  genannten  Bedingungen 
angestellter  Arbeiter  Gruppen  oder  Abteilungen  organisieren  oder 
führen  muss,  wird  von  Hechts  wegen  vermutet,  dass  er  in  allen  seinen 
Beziehungen  zu  den  Arbeitern  der  Gruppe  oder  Abteilung  als  Be- 
auftragter des  Uiiternehmungsleiters  handelt. 

Der  rein  zivilrechtliche  Charakter  des  Gesetzes  wurde  scharf 
betont:  es  ist  keineswegs  »»in  Polizeigesetz.  Deshalb  erklärt  es  grund- 
sätzlich, dass  auf  den  Arbeitsvertrag  die  allgemeinen  Vertragsnormen 
Anwendung  finden:  „der  Wille  der  Parteien  ist  hier  massgebend:  er 
bestimmt  die  Höhe  und  die  Art  des  Lohnes,  die  Zeit,  den  Ort  und 
im  allgemeinen  alle  Arbeitsbedingungen".  Der  Vertrag  kann  schrift- 
lich oder  mündlich  abgeschlossen  weiden.  Der  Brauch  ergänzt  das 
Schweigen  der  Parteien.  Das  neue  Gesetz  beseitigt  keineswegs  das 
Gesetz  über  die  Werkstättenordnungen  vom  15.  Juni  lS'.u»,  welches 
die  mindestens  fünf  Arbeiter  beschäftigenden  industriellen  Unternehmer 
zwingt,  ein  schriftliches  Werkstättenreglement,  zu  erlassen. 

Eine  Neueruny  bringt  das  Gesetz  in  seinem  Art.  4,  welcher 
lautet:  „In  Sachen  des  Arbeitsvertrags  ist  der  Zeugenbeweis  in  Er- 
mangelung von  Schriftstücken  zugelassen,  wie  gross  auch  immer  der 
Streitwert,  sei".  Dies  ist  eine  formelle  Abweichung  vom  Art.  DM1 
des  Code  civil,  welcher  für  die  1"»0  Franken  übersteigenden  Verbind- 
lichkeiten ein  Schriftstück  verlangt. 
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Die  aus  dein  Arbeitsvertrag:  sich  ergebenden  Klagen  verjähren 
in  sechs  Monaten,  wenn  es  sich  nicht  um  die  Veröffentlichung  eines 
Fabrikationsgeheimnisses  oder  Ersatz  eines  durch  Unfall  oder  Krank- 
heit .verursachten  Schadens  handelt. 

Im  Kapitel  11  bestimmt  das  Gesetz  die  Verbindlichkeiten  des 
Arbeiters  nnd  des  Unternehmers.  Dies  bildet  den  Hauptgegenstand 
des  Gesetzes. 

Man  kann  das  Gesetz  allgemein  dahin  charakterisieren,  dass 
es  nur  mit  genauerer  Bestimmung  den  bestehenden  Zustand  aufrecht 
erhält,  Der  Gesetzgeber  wollte  möglichst  wenig  Neuerungen  ein- 
führen. Nur  einfache  Billigkeitsregeln  bestätigt  er,  wenn  er  z.  B. 
im  Art.  7  die  Verbindlichkeiten  des  Arbeiters  aufzählt  und  letzteren 
verpflichtet,  seine  Arbeit  mit  der  Sorgfalt  eines  guten  Hausvaters 
in  der  Zeit,  am  Orte  und  unter  den  Bedingungen  der  Vereinbarung 
zu  verrichten;  den  Befehlen  und  Instruktionen  gemäss  zu  handeln, 
welche  durch  den  Unternehmer  oder  dessen  Vertreter  ihm  für  die 
Ausführung  des  Vertrags  gegeben  sind;  die  Rücksicht  auf  den  An- 
stand und  die  guten  Sitten  während  der  Ausführung  des  Vertrags 
zu  beobachten;  die  Fabrikationsgeheimnisse  zu  wahren  und  sich  alles 
dessen  zu  enthalten,  was  seine,  seiner  Mitarbeiter  oder  Dritter  Sicher- 
heit gefährden  könnte. 

Bemerkenswert  ist  der  in  der  Sprache  des  Code  civil  ge- 
bräuchliche Ausdruck:  „die  Sorgfalt  eines  gnten  Hausvaters",  dem 
die  Rechtswissenschaft  einen  genauen  Sinn  gegeben  hat.  Die  letzte 
die  Sicherheit  betreffende  Verbindlichkeit  berührt  gar  nicht  die  zu- 
künftige Gesetzgebung  über  Arbeiterunfälle. 

Der  Art.  8  enthält  eine  interessante  Neuerung.  Nachdem  er 
erklärt  hat,  dass  der  Arbeiter  verpflichtet  ist,  die  ihm  anvertrauten 
Werkzeuge  und  Rohstoffe  in  gutem  Zustande  zurückzugeben,  fügt  er 
hinzu:  „der  Arbeiter  haftet  für  schlechte  Arbeit,  Missbrauch  von 
Materialien,  Zerstörung  oder  Beschädigung  von  Werkzeugen,  Roh- 
stoffen oder  Produkten u. 

Die  ans  diesem  Grunde  dem  Unternehmer  geschuldete  und 
durch  die  Kinignng  der  Parteien  oder  durch  gerichtliche  Ent- 
scheidung festgesetzte  Entschädigungssumme  kann  vom  Lohne  nur 
bis  zum  Fünftel  des  zu  jeder  Verfallzeit  zahlbaren  Betrages  abge- 
zogen werden,  ausser  wenn  der  Arbeiter  mit  Vorsatz  gehandelt  oder 
sein  Engagement  vor  der  Zahlung  des  Schadensersatzes  gelöst  hat. 
Jahrl.wh  der  iuternat.  Verrinigung.  •;.  u.  7.  IM.  ÜS 
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Dieser  .Artikel,  welcher  zu  h**fiier»'r  Diskussion  Anlass  trab, 
weicht  von  den  Normen  des  Code  civil  bezüglich  der  Aufrechnung 
ab  und  stimmt  mit  dem  Gesetz  vom  D>.  August  1**7  Uber  die 
Zahlung  der  Löhne  Uherein,  welches  im  Prinzip  Lohnzurückbehaltnng 
verbot,  sowie  auch  mit  dem  Gesetz  von  l*!»»;  über  die  Werkstätten- 
reglements. 

Der  Art.  i*  bestimmt  den  Zeitjiunkt.  in  welchem  für  den 
Arbeiter  die  Haftung  sehlechter  Arbeit  aufhört;  das  ist  dajin  der 
Kall,  wenn  der  Arbeitgeber  das  Werk  angenommen  hat.  Dieser 
Punkt  wurde  oft  von  den  mit  Regelung  der  Lohnstreitigkeiten  be- 
trauten Gerichten  verschieden  ausgelegt, 

Das  neue  (iesetz  entscheidet  auch  die  Krage,  ob  sich  der 
Arbeiter  durch  einen  Dritten  vertreten  lassen  darf.  Sie  wird  im 
Art.  10  geregelt,  nach  welchem  prinzipiell  die  Vorschriften  des  ge- 
meinen Hechts  Anwendung  finden  (Art.  P2H7  Code  civil). 

Unter  den  Verpflichtungen  des  rnternehmungsleiters  erwähnt 
das  (iesetz  ausdrücklich  die  Verbindlichkeit  nach  Art  eines  guten 
Kanrilienvaters,  auch  bei  gegenseitiger  Abmachung  dafür  zu  sorgen, 
dass  die  Arbeit  sich  unter  angemessenen  Verhältnissen  hinsichtlich 
der  Sicherheit  und  der  Gesundheit  der  Arbeiter  vollzieht,  und  dass 
dem  Arbeiter  die  erste  Hilfe  bei  einem  Unfall  sicher  ist  (zu  diesem 
Zwecke  muss  sich  immer  zur  Verfügung  des  Personals  in  den  mehr 
als  1<>  Arbeifer  beschäftigenden  Werkstätten  eine  Verbandskiste  be- 
finden), dass  er  die  guten  Sitten  und  den  Anstand  bei  der  Vertrags- 
erfüllung beobachtet  und  beobachten  lässt.  dass  er  dem  Arbeiter  die 
nötige  Zeit  gibt,  um  seine  religiösen  Pflichten  an  den  Sonn-  und 
Keiertagen.  sowie  die  aus  dem  (iesetz  sich  ergebenden  bürgerlichen 
Pflichten  zu  erfüllen. 

Diese  letzte  Bestimmung  gewährt  besonderes  Interesse,  weil  die 
Verfassung  verbietet,  jemanden  zu  zwingen,  die  Kuhetage  eines  be- 
liebigen Kultus  zu  feiern.  Das  neue  tiesetz  widerspricht  diesem 
Prinzip  nicht:  es  sanktioniert  im  Gegenteil  die  Kultusfreiheit  durch 
die  dem  Arbeitgeber  auferlegte  Verpflichtung,  seinen  Arbeitern  die 
Erfüllung  der  religiösen  Pflichten  zu  ermöglichen.  --  Was  versteht 
man  unter  den  aus  dem  Gesetz  entspringenden  staatsbürgerlichen 
Verbindlichkeiten?  Es  sind  das  z.  R  das  Amt  eines  Vormundes, 
die  Teilnahme  an  den  legislativen,  provinzialen  oder  Geuieindewahlen 
sowie  an  den  Wahlen  zum  Gewerbe-  und  Arbeitsrnt. 
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Es  ist  aber  selbstverständlich,  dass  die  Ausübung  eines  Wahl- 
ruandates  oder  eines  öffentlichen  Amtes  den  Charakter  einer  staats- 
bürgerlichen Verpflichtung  im  Sinne  des  Gesetzes  nicht  trägt. 

Eine  andere  dem  t'nternehuiungsleiter  trotz  jeder  gegenteiligen 
Abmachung  auferlegte  Verbindlichkeit  besteht  in  der  Haftung  für 
die  schlechte  Arbeit,  welche  durch  fehlerhafte,  von  ihm  gelieferte 
Rohstoffe  oder  Werkzeuge  verursacht  wird. 

Das  Gesetz  vom  10.  März  1000  bestimmt  die  verschiedenen 
Arten  der  Beendigung  des  Arbeitsvertrags.  Nachdem  es  auf  die 
allgemeinen  und  anderen  gemeinverständlichen  Erlöschuiigsarten  hin- 
gewiesen hat,  sagt  es  im  Art.  17: 

„Wenn  weder  der  Vertrag,  noch  die  Natur  der  Arbeit  die 
Vertragsdauer  bestimmt,  gilt  die  Gewohnheit.  Mangels  eines  Termins 
gilt  der  Vertrag  auf  unbestimmte  Zeit  geschlossen." 

Ferner  wird  das  Prinzip  der  Kündigung  oder  der  vorher- 
gehenden siebentägigen  Benachrichtigung  aufgestellt,  wenn  die  Parteien 
den  Vertrag  auflösen  wollen.  Die  Kündigung  ist  aber  nicht  obli- 
gatorisch; ihre  Notwendigkeit  wird  nur  präsumiert,  Gegenteilige 
Abmachungen  und  Gewohnheiten  haben  den  Vorzug.  Jedoch  wird 
vom  tiesetz  die  Wahrung  einer  für  beide  Parteien  gleichen  Frist 
gefordert.  „Wenn  die  Kontrahenten  ungleiche  Fristen  vereinbaren, 
so  gilt  gegenüber  jeder  Partei  die  längere  Frist." 

Pas  Gesetz  erwähnt  noch  mehrere  Fälle,  bei  denen  der  Arbeit- 
geber einerseits,  der  Arbeiter  andererseits  den  Vertrag  ohne  Kündigung 
oder  vor  Ablauf  des  Termins  lösen  können.  Es  sind  dies  alles 
schwere  Verfehlungen  gegen  die  Vertragspflichten.  Darunter  fallen 
Unredlichkeiten,  Tätlichkeiten,  schwere  Beleidigung,  Gefährdung  der 
Sittlichkeit. 

Schwierig  ist  es,  den  Betrag  des  durch  den  Bruch  des  Arbeits- 
vertrags ohne  Kündigung  verursachten  Schadens  festzusetzen.  Um 
diese  Schwierigkeit  zu  vermeiden,  stellt  das  Gesetz  eine  Pauschal- 
entschädignng  fest, 

Dieselbe  soll  der  Hälfte  des  Lohnes  gleich  sein,  welcher  der 
Dauer  der  Kündigungsfrist  oder  dem  noch  nicht  abgelaufenen  Teile 
dieser  Frist  entspricht. 

Diese  Entschädigung  darf  den  Durchschnittslohn  einer  Woche 
nicht  überschreiten,  es  sei  denn,  dass  die  Gewohnheit  einen  höheren 
Satz  festsetzt.    Der  Art.  2-1  behält  das  Hecht  vor,  den  ganzen  Be- 
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trag  der  geschuldeten  Entschädigung'  beizutreiben,  legt  aber  dem 
Kläger  den  Beweis  des  Schadens  auf. 

Interessant  ist  noch  die  Bestimmung,  wonach  die  beim  Unter- 
nehmer wohnende  Arbeiterin  das  Ii  echt  hat,  den  Vertrag  zu  kündigen, 
„wenn  die  Ehefrau  des  Unternehmers  oder  eine  andere  zur  Zeit  des  Ver- 
tragsabschlusses das  Haus  besorgende  Frau  stirbt  oder  sich  zurückzieht". 

Endlich  erweitert  das  Gesetz  in  einem  auderen  Kapitel  die 
Handlungsfähigkeit  der  Ehefrau  und  des  Minderjährigen;  es  gibt 
ihnen  das  Recht,  einen  Arbeitsvertrag  unter  ausdrücklicher  Zustimmung 
des  Ehemanns,  Vaters  oder  Vormundes  abzuschliessen,  an  das  Ge- 
richt zu  appellieren,  wenn  die  Zustimmung  verweigert  wird,  und 
ihren  Lohn  vorbehaltlich  des  Widerspruchsrechts  des  Ehemannes. 
Vaters  oder  Vormundes  in  Empfang  in  nehmen. 

Ein  Zusatzartikel  bestimmt,  dass  diese  Normen  auf  jede  ver- 
heiratete Frau  anzuwenden  sind,  welche  einen  Vertrag1  über  ihre 
persönliche  Arbeit  abschliesst;  die  Hausarbeiterinnen,  die  Angestellten 
und  Dienstboten,  sowie  auch  die  eigentlichen  Arbeiterinnen  fallen 
also  unter  diese  Bestimmungen. 

Das  gleiche  gilt  für  die  Minderjährigen. 

Das  (iesetz  bringt  also  bessere  Ordnung  und  grössere  Klarheit 
in  die  juristische  Regelung  eines  der  häufigsten  Verträge  des  modernen 
Wirtschaftslebens,  in  den  Arbeitsvertrag. 

Es  hat  sich  aber  auch  auf  diese  bescheidene  Rolle  beschränkt 
und  dringt  so  wenig  in  die  Verhältnisse  zwischen  Arbeitgeber  und 
Arbeiter,  dass  man  ihm,  allerdings  mit  Unrecht,  vorgeworfen  hat, 
ganz  ohne  Nutzen  zu  sein.  Einer  anderen  Meinung  wird  der  Jurist 
sein,  weil  für  ihn  die  blosse  Regelung  der  Gewohnheit  schon  einen 
Fortschritt  bedeutet.  Der  Nationalökonom  wird  es  bedauern,  dass 
man  bei  dieser  verspäteten  Regelung  die  Gelegenheit  nicht  benutzt 
hat,  einige  tiefergehende  Reformen  vorzunehmen. 

Das  (iesetz  vom  10.  Mai  D»00  über  die  Alterspensionen 
trägt  mehr  den  Charakter  eines  sozialen  Gesetzes  und  schliesst  sich  auch 
inniger  dem  neueren  Rei  ht  an.  Sein  l'rinzip  entspricht  der  modernen 
Auffassung  der  Staat sanfgabe,  welche  der  grossartigen  deutschen 
Sozialgesetzgebung  zu  Grunde  liegt. 

Diese  Aulfassung  macht  sich  nach  und  nach  in  ganz  Europa 
geltend,  erfährt  aber  je  nach  Land  und  Rasse  mehr  oder  weniger 
bedeutende  Abänderungen  und  Altschwächungen. 
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Die  öffentliche  Meinung  in  Belgien  unter  dem  Einfluss  des 
immer  mehr  fortschreitenden  Sozialismus  konnte  sich  dem  nicht  ent- 
ziehen. Infolgedessen  drang  diese  Auffassung  ins  Parlament  und 
drängte  sich  der  Regierung  auf. 

Bezüglich  der  Arbeiterkranken  Versicherungen  glaubte  die  letztere 
allen  Forderungen  durch  eine  Revision  der  Organisation  der  freien, 
auf  Gegenseitigkeit  beruhenden  Gesellschaften  (Soeietes  de  Seeours 
mntuels)  und  durch  deren  finanzielle  Unterstützung  gerecht  zu  werden. 

Betreffs  der  Entschädigung  wegen  der  Arbeitsunfälle  hat  sie 
endlich  einen  Gesetzesentwurf  ausgearbeitet,  der  zwar  noch  nicht 
zur  Abstimmung  gekommen  ist,  der  aber  das  System  der  Haftbarkeit 
des  Code  civil  abschaffen  soll,  ohne  vielleicht  eine  obligatorische  Ver- 
sicherung einzuführen. 

Das  Gesetz  vom  10.  Mai  1000  bezweckt  die  Frage  der  Alters- 
versicherung zu  lösen,  indem  es  den  Zwang  vermeidet  und  «las  so- 
genannte System  der  Jiberte  subsidieeu.  der  Freiheit,  mit  staatlicher 
Unterstützung  zu  Grunde  legt.  Während  eine  im  Jahre  ge- 
nannte gemischte  Kommission  die  Frage  studierte,  traf  die  Regierung 
eine  Vorentscheidung,  indem  sie  eine  aktive  Propaganda  für  die  An- 
schliessung  an  die  allgemeine  Pensionskasse  unter  der  Bürg- 
schaft des  Staates  organisierte.  Diese  Propaganda  bestand  wesent- 
lich darin,  dass  grosse  Ermunternngsprämien  den  Gegenseitigkeitsgesell- 
schaften zugeteilt  wurden,  deren  Mitglieder  der  Pensionskasse  beitraten. 

Der  Erfolg  dieser  Propaganda  geht  aus  folgenden  Zahlen 
hervor:  Im  Jahre  lK9.r>  betrug  der  für  die  Prämien  vorgesehene 
Kredit  20000  Frs.,  die  Zahl  der  staatlich  unterstützten  Gegenseitig- 
keitsgesellschaften 107  und  die  Zahl  der  Beigetretenen  5">04;  im 
Jahn»  181H)  war  die  Zahl  der  unterstützten  Gesellschaften  940,  die 
Zahl  der  Beigetretenen  OOWO  und  im  Jahre  1000  stieg  der  Kredit 
auf  600000  Frs. 

Gestützt  auf  diesen  Erfolg,  beschloss  die  Regierung,  das  System 
der  Zwangsversicherung  zu  verwerfen.  Die  Kommission  hatte  es 
übrigens  auch  verworfen  und  empfahl,  die  Intervention  des  Staates 
auf  die  Unterstützung  und  Erleichterung  der  individuellen  Fürsorge 
zu  beschränken.  Deshalb  hat  das  neue  Gesetz  nur  das  geltende 
System  bestätigt  und  weiter  entwickelt;  es  wird  danach  ein  spezieller 
Fonds  von  12  Millionen  Frs.  jährlich  geschaffen,  aus  welchem  Unter- 
"tüt zungsprämien  zugeteilt  werden: 
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1.  denjenigen  Personen,  welche  bei  der  allgemeinen  Pensions- 
kasse  unter  der  B  ii  r  g  sc  Ii  a  ft  des  Staates  durch  eine  von 
der  Hegierung  anerkannte  Gt-genseitigkeitsgesellschaft  versichert 
sind,  unter  der  Bedingung,  dass  der  Betrag  der  von  ihnen  ge- 
leisteten Zahlungen  »10  Frs.  jährlich  nicht  übersteigt; 

2.  allen  hei  der  Bensionskasse  unmittelbar  versicherten  Personen, 
welche  dem  Staate  aber  keine  direkte  Steuer  von  -r>0  Frs.  in 
einer  kleinen  Gemeinde  und  bis  zu  HO  Frs.  in  einer  Gemeinde 
von  mehr  als  :>oimh>  Einwohner  zahlen.  Von  den  Unterstützungs- 
prämien ausgeschlossen  sind  auch  die  Staatsbeamten,  welche 
Anspruch  auf  eine  Staatsjiension  haben. 

Die  erste  Bedingung  für  den  Bezug  dieser  Prämien  ist  die 
belgische  Staatsangehörigkeit.  Zugelassen  sind  dennoch  auch  die 
Ausländer,  welche  seit  10  Jahren  in  Belgien  ihren  Wohnsitz  haben 
und  einem  Lande  angehören,  welches  gleiche  Vorteile  den  Belgiern 
gewährt.  Bis  jetzt  trifft  dies  nur  für  Deutschland  und  den  Kanton 
Neuenburg  (Schweiz)  zu. 

Erfordert  werden  ferner  die  Vollendung  des  10.  Lebensjahres, 
der  Besitz  eines  Sparbüchleins  der  allgemeinen  Pensionskasse  und 
Einzahlungen  während  des  vorhergehenden  Jahres.  Jedoch  müssen 
diese  Zahlungen  nicht  notwendig  nur  durch  den  Besitzer  erfolgen; 
die  Gegenseitigkeitsgesellschaft,  der  er  angehört,  und  ein  Dritter  (der 
Arbeitgeber)  können  diese  Zahlungen  für  ihn  leisten. 

Die  Höhe  der  jährlichen  Prämie  beträgt  <io  Cent*  per  Frank 
und  per  Büchlein  bis  zu  15  einbezahlten  Franks. 

Der  Typus  der  gesetzliehen  Kombination  ist  folgender:  Ein 
Arbeiter  bezahlt  jährlich  aus  seinen  eigenen  Ersparnissen  X  Frs.  in 
die  allgemeine  Pensionskasse;  sein  Arbeitgeber  fügt  dazu  4  Frs.. 
die  Gegenseitigkeitsgesellschaft,  der  er  angehört,  3  Frs.  Diese  Ge- 
samtsumme von  1')  Frs.  gibt  ihm  das  Kecht  auf  eine  Staatsprämie 
von  ü  Frs.;  in  sein  Büchlein  werden  somit  für  X  vom  Arbeiter  per- 
sönlich einbezahlte  Franken  21  Frs.  eingeschrieben. 

In  dieser  Kombination  verwirklicht  sich  die  Maximalunter- 
stützung des  Staates  und  die  Minimalleistnng  des  Arbeiters.  Der 
Betreffende  muss  innerhalb  des  '>:..  und  0.'».  Lebensjahres  die  Zeit  be- 
stimmen, wann  er  den  (ienuss  der  erworbenen  Kenten  antreten  will. 
Die  Unterstützung  durch  diese  L'egierungsprämien  hört  auf.  wenn 
„die  Gesamtzahl  der  auf  das  Büchlein  eingeschriebenen  Summen  zur 
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Gewährung  einer  jährlichen  Lebensrente  von  WiO  Frs.  genügt*1.  Da 
das  Gesetz  sich  nur  auf  die  Altersversicherung'  bezieht,  behandelt 
es  die  vorzeitige  Arbeitsunfähigkeit  nicht. 

Jedoch  wird  dem  Betreffenden  im  Kalle  der  Arbeitsunfähigkeit 
ermöglicht,  sein  Kapital  sofort  in  Besitz  zu  nehmen  oder  eine  zeitige 
Pension  zu  gemessen. 

So  ist  der  normale  Fall  des  Gesetzes. 

Da  aber  eine  grosse  Anzahl  von  Arbeitern  zur  Zeit  des  In- 
krafttretens des  Gesetzes  zu  alt  war,  um  die  Staatsprämien  noch 
geniessen  zu  können,  wurden  Übergangsbestimmungen  getroffen. 

Zuerst  erhöht  das  Gesetz  von  15  auf  24  Frs.  für  die  am 
1.  Januar  1900  40  Jahre  alten  Personen  das  Maximum  der  unter- 
stützungsfähigen Einzahlungen. 

So  können  die  Staatsprämien  jährlich  bis  auf  14.10  Frs.  an- 
statt 9  Frs.  gehen.  Ferner  wird  eine  jährliche  Unterstützung  von 
•'».*»  Frs.  jedem  belgischen  Arbeiter  oder  ehemaligen  belgischen  Arbeiter 
gewährt,  der  in  Belgien  einen  Wohnsitz  hat  und  am  1.  Januar  1901 
»iö  Jahre  alt  ist  und  sich  in  Not  befindet:  dies  ohne  jede  Einzahlung 
an  die  Pensionskasse  und  nur  während  10  Jahre  von  1901  an. 

Wir  haben  hier  das  System  der  unentgeltlichen  und  alleinigen 
Unterstützung  durch  den  Staat;  sie  ist  allerdings  gering,  aber  das 
Prinzip  ist  von  niemandem  bestritten  worden.  Viele  Liberale 
hätten  meiner  Ansicht  nach  vor  kaum  20  Jahren  dieses  Prinzip  sehr 
sozialistisch  gefunden.  Die  Ausführung  des  Gesetzes  und  speziell 
der  Übergangsbestimmungen,  d.  h.  der  Verteilung  der  Pensionen  von 
*'•">  Frs.  geschieht  nicht  durch  die  gewöhnlichen  Verwaltungsorgane, 
sondern  durch  die  „Comites  de  patronage  des  habitations  ouvriercs 
et  des  institutions  de  prevoyance"  (Ausschüsse  für  Arbeiterwohnungen 
und  Fürsorgeeinrichtnngen). 

Es  sind  beratende  Ausschüsse  aus  Bürgern,  Bau-  und  Hygiene- 
technikern und  aus  Arbeitern.  Man  war  überzeugt,  dass  sie  die 
Notlage  des  Arbeiters  unparteiischer  beurteilen  würden,  als  Ver- 
waltungsbeamte. 

Ihre  Tätigkeit  bietet  endlich  den  Vorteil,  dass  sie  der  Kegiernng 
nicht  viel  kosten. 

Heerwfseu. 

Es  ist  eine  interessante  Eigentümlichkeit  der  katholischen 
Bourgeoisie  in  Belgien,  dass  sie  sich  weigert,  den  obligatorischen 
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persönlichen  Militärdienst  einzuführen.  Sie  vertraut  dabei  nicht  nur 
auf  dir  Verträge,  kraft  deren  die  Grossmäehte  die  Unabhängigkeit 
Belgiens  garantieren,  sondern  sie  will  auch  keine  Gefahr  in  der 
Aufrechterhaltung  einer  Proletarierarmee  einsehen,  die  gegebenenfalls 
hernfen  sein  konnte,  die  durch  andere  Proletarier  gestörte  öffentliche 
Ordnung  wieder  herzustellen.  Trotz  der  wiederholten  Warnungen 
des  Königs  und  des  Widerspruchs  der  liberalen  Bourgeoisie  und  der 
Arbeiterpartei  hält  sie  an  dem  System  des  mit  der  Auslosung  und 
dem  entgeltlichen  Krsatz  kombinierten  freiwilligen  Dienstes  fest. 
Auf  dem  europäischen  Kontinent  besteht  dieses  System  jetzt  nur  noch 
in  Belgien.  Man  verteidigt  dasselbe,  indem  man  sagt,  der  praktische 
Sinn  unserer  Bevölkerung  sei  gewohnt,  die  Anstrengung  dem  Resultat 
anzupassen;  derselbe  würde  es  schwerlich  verstehen,  wenn  sehr  grosse 
finanzielle  und  persönliche  Opfer  von  dem  Lande  verlangt  würden, 
um  eine  Armee  zu  bilden,  die  dazu  bestimmt  ist.  sich  nicht  zu  schlagen. 

Die  Frage  der  Reorganisation  des  Militärdienstes  ist  schon 
seit  langem  durch  die  verschiedenen  Parteien  der  öffentlichen  Meinung 
vorgelegt  worden:  die  liberale  Partei  verlangte  den  obligatorischen 
persönlichen  Dienst,  die  Fortschritts-  und  die  Arbeiterpartei  das 
Milizwesen,  wie  in  der  Schweiz,  während  in  Flandern  die  katholische 
Partei  Propaganda  zu  Gunsten  des  freiwilligen  Dienstes  macht. 
„Niemand  gedwongen  Soldaat",  war  zum  Schlagwort  einer  beträcht- 
lichen Fraktion  der  katholischen  Partei  geworden. 

Das  Gesetz  vom  Jl.  März  1W2  verdankt  dieser  Sachlage  seine 
Entstehung.  Im  Laufe  der  Jahre  P.»0(i— pml  wurden  der  Kammer 
nicht  weniger  als  «»  Gesetzesentwürfe  vorgelegt,  die  alle  von  Mit- 
gliedern der  Hechten  stammten  und  im  allgemeinen  dahin  zielten, 
den  freiwilligen  Dienst  zur  Grundlage  der  Rekrutierung  zu  machen. 

Da  die  meisten  Mitglieder  der  Regierung  Anhänger  des  persön- 
lichen obligatorischen  Dienstes  waren,  so  befand  sich  die  letztere 
in  Verlegenheit  und  ernannte  eine  grosse,  aus  höheren  Offizieren  des 
Heeres  und  Kammennitgliedern  bestehende  Kommission.  Während 
die  Konimissionsmitglicder  zu  keiner  Einigung  gelangten,  brachte 
das  Parlament  in  der  Zentralsektion  seine  Arbeit  zu  Ende.  Die 
Regierung  legte  ihr  Projekt  vor.  welchem  die  Linke  einen  Gegen- 
vorschlag gegenüberstellte,  der  die  Stellvertretung  abschaffte. 

Es  gab  Anlass  zu  langen  und  leidenschaftlichen  Debatten.  Da» 
System,  das  zustande  kam.  entsprach  in  hohem  Mafse  den  Forderungen 
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der  Rechten  und  wich  noch  mehr  als  das  frühere  von  dem  System 
des  persönlichen  Dienstes  ab. 

Die  Rekrutierung  des  Heeres,  heisst  es  im  Art.  1.  geschieht 
durch  freiwillige  Werbungen.  Wenn  keine  genügende  Zahl  vor- 
handen ist,  werden  jahrliche  Aufrufe  erlassen.  Der  freiwillige 
Dienst  bildet  somit  die  Grundlage  des  belgischen  Heerwesens;  aber 
niemand  glaubt,  dass  er  es  tatsächlich  werden  wird.  Trotz  der  grossen 
Vorteile,  die  das  Gesetz  den  Freiwilligen  gewährt,  ist  es  sicher, 
dass  die  vom  Los  betroffenen  und  die  Ersatzmänner  das  Haupt  - 
kontingent  unserer  Armee  stellen  werden. 

Gemäss  Art.  2  dauert  der  Milizdienst  8  Jahre  in  der  aktiven 
Armee  und  ">  Jahre  in  der  Reserve.  Es  liegt  hier  eine  Neuerung 
insofern  vor,  als  bis  jetzt  die  Soldaten  und  die  Ersatzmänner  nach 
8  Jahren  entlassen  und  die  Reserve  durch  Verwaltungsheschlüsse, 
deren  Gesetzmässigkeit  allerdings  bestritten  war,  gebildet  wurden. 

In  Zukunft  tindet  die  Einberufung  der  Reserve  gesetzmässig 
statt.  Nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  kann  sie  aber  nur  im  Kriegs- 
fall, oder  wenn  das  Gebiet  des  Landes  bedroht  ist,  zum  aktiven 
Dienst  berufen  werden. 

Die  IL,  12.  und  13.  Milizklasse  werden  nur  in  äussersten 
Notfallen  mobilisiert  und  zur  Verteidigung  der  Festungen  und  zum 
Hilfsdienst  gebraucht. 

Im  Kriegsfall  kann  der  König  übrigens  so  viele  Klassen  zum 
aktiven  Dienst  einberufen,  als  ihm  nützlich  scheint.  Das  Kontingent 
ist  nach  Provinzen  und  Milizkantonen  geteilt,  unter  Berücksichtigung 
der  Freiwilligen,  welche  von  der  Zahl  der  Dienstpflichtigen  jedes 
Kantons  in  Abzug  gebracht  werden.  Das  Los-  und  Ersatzsystem 
bleibt  bestehen.  Das  Gesetz  verkürzt  die  Dienstzeit  auf  20  Monate 
für  die  Infanterie,  36  Monate  für  die  Kavallerie  und  die  reitende 
Artillerie,  28  Monate  für  die  Artillerie  und  den  Train  und 
22  Monate  für  die  Festungsartillerie.  Um  die  Zahl  der  militärischen 
Ämter  auf  das  notwendigste  zu  beschränken,  verbietet  das  Gesetz, 
die  Soldaten  zu  anderen  Diensten  heranzuziehen,  als  zum  Militär- 
dienst, und  errichtet  mit  der  Heeresverwaltung  1800  Zivilämter,  die 
bis  jetzt  mit  Militärpersonen  besetzt  waren.  Der  Gesetzgeber  über- 
häuft die  Freiwilligen  mit  Begünstigungen;  er  wirft  den  Kontingents- 
freiwilligen  ein  Gehalt  von  30  Frs.  per  Monat  aus,  den  Berufs- 
freiwilligen ein  solches  von  3."»  Frs.     Er  gewährt  ihnen  gewisse 
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Vorrechte  zum  Eintritt  in  gewiss»-  öffentliche  Verwaltungen  und  eine 
Pension  im  Alter  von  40  .laliren. 

Pas  sind  die  Hauptzüge  dieses  Militärgesetzes,  dessen  Wirkungen 
in  der  Zukunft  zu  verfolgen  sehr  interessant  sein  werden. 

b)  Literatur  1899,  1900,  1901. 

Referent:  Paul  Krrera, 

Aihnkat  iit:i  A|i]"  llh<if<-  uii<l  l'ri'lV-.snr  hu  iI>t  ("nlveihitat  zu  I*rüt*s»»'l. 
I'lters.  t/iini.'  von  O.  Hellmuthhäiiser,  Syndikus  a.  I».  (Berlin). 

Picard,  Edmond,  „Das  reine  Kecht.  (Le  Droit  pur, 
Permanentes  jnridiques  abstraktes,  r  Cours  dEncyelopedie  du  Droit. 
—  Hruxelles  (Larcier)  et  Paris  (Alcan).  lMli».    XVI  et  :»-!«  pages. 

Wenn  es  selten  ist,  dass  man  bei  einer  rechtswissensehaft- 
lielien  Abhandlung  über  die  literarische  Form  sprechen  muss.  so 
ist  dies  unerlässlich,  wenn  es  sieh  nm  ein  Werk  Ekmom»  Pn  aki»s 
handelt.  Wie  zutreffend  ist  für  ihn  das  Wort:  „Der  Stil  ist 
der  Mensch".  Seine  Sprache  zeigt  ganz  die  künstlerische  Natur  des 
Verfassers,  fesselnd  und  blühend,  höchst  persönlich  nnd  deklamatorisch. 
Alter  fremde  Leser  muss  man  warnen  vor  seinen  Phantasien,  seinen 
den  verschiedensten  (iehieteii  entlehnten  Pildern,  vor  seinen  sprach- 
lichen Neubildungen  (le  .lurisme,  la  Juricite,  le  Fait  Jurigene 
etcv  vergl.  pag.  (>'.»,  211),  vor  seinem  Missbrauch  der  grossen  Anfangs- 
buchstaben (vergl.  pag.  70).  selbst  bei  den  Adjektiven  und  sogar  den 
Adverbien,  im  Französischen  ein  auffallendes  Zeichen  für  eine  ein- 
gewurzelte Zuneigung  zur  Metaphysik;  schliesslich  vor  seiner  lästigen 
Rhetorik,  die  den  einfachen  und  gewohnten  Pegrift'en  ein  ungewöhn- 
liches Aussehen  verleiht.  — 

Der  Verfasser  gibt  uns  ein  System,  das  rationell  im  philo- 
sophischen Sinne  des  Wortes  sein  will,  in  seiner  Encyklopädie. 
die  er  selbst  definiert  als  (pag.  8)  „Synthese  abstrakter  Kechto- 
begritfe"  .  .  das  Wahre  (gi^geschriehen!)  für  alle  Orte  und  alle 
Zeiten,  das  Kosmopolitische  und  Ewige  (ebenfalls  grossgest  hrieben!), 
das  Wesen,  die  Idee  etc.  Überhaupt  ist  der  Ausdruck  Metaphysik 
vielleicht  unzureichend,  tun  diese  Schemata  (pag.  10t».  12o,  P15,  2V>, 
2'j:i).  diese  Sammlung  von  „ Arehidoxen"  und  „Dogmen"  zu  charak- 
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terisieren.  welche  der  Verfasser  selbst  mit  einem  „Hunde  ideologischer 
Schlüssel  vergleicht,  mittels  deren  man  in  die  unzähligen  Gemächer 
des  ungeheuren  juristischen  Vatikans  eindringt".  Da  sind  wir  dicht 
beim  Dogma  und  selbst  bei  der  Offenbarung!  Und  wenn  schliesslich 
Puaki.  das  Hecht  als  eine  „natürliche  Wissenschaft-  definiert 
(pag.  4r.:{),  was  übrigens  wieder  ein  Irrtum  ist.  so  kann  man  ibm 
nur  antworten:  „Plus  valet  quod  agitur,  quam  quod  dicitur". 

Man  ahnt,  dass  das  Werk  Phakos  höchst  subjektiv  ist, 
voll  von  diesem  „Ich",  welches  der  Komantismus  in  der  Literatur 
verherrlicht  hat,  und  das  wir  hier  in  voller  Hliite  finden.  Die  Teile 
des  Werkes  entsprechen  den  Phasen  der  eigenen  Entwicklung,  der 
juristischen  Verfassung  des  Autors;  er  lehrt  uns  das  selbst  (pag.  Ii"») 
und  zählt  uns  diese  Phasen  folgendermassen  auf  (pag.  20  und  folgende): 
1.  »Die  Charakteristik  des  Hechts",  die  uns  das  Objekt  unserer  Unter- 
suchungen erkennen  lässt  unter  der  ungeheuren  Masse  der  Wesen 
und  Erscheinungen,  welche  das  Universum  bevölkern;  2.  „Das  juristische 
Phänomen";  :J.  „Anatomie  des  Hechts-;  „Seine  wesentlichen  Elemente"; 
4.  „Einteilungen  des  Hechts";  „Die  Dynamik  der  einzelnen  Rechte. 
Ihr  Funktionieren";  dieser  Teil  handelt  von  der  „treibenden  Kraft" 
des  Hechts,  von  der  physiologischen  Seite  der  Frage.  Die  natur- 
wissenschaftlichen Fachausdrücke  drängen  sich  uns  sichtbar  auf.  wenn 
wir  folgenden  Titel  lesen:  0.  „Funktionieren  des  Hechts  in  seinem 
Gesamtorganismus.  Dynamik  des  Rechts" :  7.  „Die  Entwicklung  des 
Rechts.  Dynamik  des  Hechts  in  der  Zeit".  Zu  „schwierigen 
Mysterien"  kommen  wir  bei  H.  „Der  Grund  des  Hechts:  juristische 
Ätiologie";  0.  „Der  Zweck  des  Hechts:  die  Gerechtigkeit.  Soziologie. 
Juristische  Teleologie".  —  Die  letzten  Teile  des  Werkes  behandeln 
10.  „Studium  und  Unterricht  des  Hechts.  Juristische  Methodologie" 
und  11.  „Geschichte  der  Eneyklopädie  des  Rechts".  —  Auch  die  An- 
ordnung dieser  verschiedenen  Teile  enthält  etwas  Autobiographie, 
denn  Pmahu  wurde  erst  vor  einigen  Jahren  Professor,  und  nur 
bei  dieser  Gelegenheit  begann  er  sich  mit  den  Fragen  zu  beschäftigen, 
die  er  am  Schluss  des  Werkes  behandelt.  — 

Wenn  „le  Droit  pur"  vielleicht  eine  angenehme  und  merk- 
würdige Lektüre  für  reifere  Köpfe  ist,  kann  man  es  doch  gar  nicht 
empfehlen  für  den  Unterricht  und  als  Huch  zur  Einführung:  es  ist, 
geschrieben  ohne  eine  einzige  Bezugnahme,  ohne  einen  einzigen  Hinweis 
auf  die  Quellen,  was  zu  dem  Glanben  führen  kann,  die  allgemein 
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vt'i -breiteten  und  geläufigen  Ansichten  seien  Erfindungen  des  Yer- 
f;is>ers.  Die  Zitate  im  Texte  sind  unbestimmt  und  ungenau:  „der 
Engländer  Hom.ani»*1  (pag.  7.*»)  sagt  dies  .....  ..Ihkkin<;u  (pag.  (j3) 

sagt  das  ein  bedeutender  Henker"  (pag.  3*4)  behauptet  .  .  .  . 

etc.  —  Die  Ausführungen  sind  vi»n  einer  Dürftigkeit,  mit  der  man 
sieb  für  den  l'nterricht  nicht  liegnügen  kann.  Welch  einen  Begriff 
sr-ll  sicli  beispielsweise  ein  Student  von  der  historischen  Schule 
machen  bei  einer  einfachen,  übrigens  auch  noch  ungenauen  Aufzählung 
folgender  Namen,  die  wir  ohne  jeden  Kommentar  in  der  Keihenfolge 
Ph-akim  wiedergeben:  M.-vi  i  iki  .  Brut»,  Savionv.  Pt  chta,  S<  hakkh.k, 
Pt  NiiiAM  (!>.  Pk-tlmon  ("!).  Hu  n  rsrHi.i  und  dann  plötzlich  Wl  NDT, 
liiKKKK.  Zki.askv  (3*1  i.    Das  braucht  allerdings  keinen  Kommentar! 

Angesichts  eines  solchen  Chaos"  kann  man  fragen,  ob  es  nur 
ein  Druckfehler  ist,  der  Ro.jkk  Ba<  «.n  mit  Fkanhs  Bachs  venvechselt 
(pag.  21,  als  den  Ordner  der  Wissenschaften.  Sicherlich  —  andere 
Irrtümer  beweisen  es  klar  --  hat  Pk  ako  aus  Arbeiten  geschöpft., 
die  er  nicht  zitiert  und  die  er  mangelhaft  verstanden  hat.  Diese 
olien  erwähnten  Pcispiele,  oeliebig  herausgegriffen  aus  dem  Muster- 
buche des  Mustermannes  der  „neuen  Universität*4  Brüssel,  geben  den 
Massstab  für  den  Wert  dieses  höchst  unglücklichen  Versuchs,  der 
eine  so  grosse  Verwirrung  angestiftet  hat  in  der  Meinung,  die  man 
sich  auswärts  von  unseren  obersten  Bildungsanstalten  macht. 

Im  allgemeinen  hält  sich  Pn  aki>  an  die  bewährten  An- 
sichten, aber  ohne  sie  tiefer  zu  erschöpfen:  man  sieht  das  bei  dem 
Abschnitt  über  die  juristischen  Personen  oder  die  Kassen  (pag.  305). 
Kaum  könnte  man  glauben,  dass  die  hier  behandelten  Fragen  be- 
stritten sind.  Man  beachte  indess  die  gute  vierteilige  Klassifikation 
der  Rechte  in  Personenrechte,  obligatorische,  dingliche  und  intellektuelle 
Rechte  (pag.  Iis  ff.),  eine  Einteilung,  welche  vollständig  den  jetzigen 
Anforderungen  der  Methodik  entspricht;  man  beachte  ferner  eine 
brillant*;  Ausführung  über  die  Stellung  der  grossen  Juristen  als 
einer  Art  von  „representati ve  nien"  (pag.  323). 

In  seinen  juristischen  Folgerungen  verstösst  Picaki»  durch- 
weg gegen  die  Logik  und  das  Wörterbuch:  oft  tinden  sich  beide 
Fehler  vereint!  Er  legt  beispielsweise  viel  Gewicht  auf  die  „Er- 
zwingharkeit-  (protection  contrainte)  als  viertes  wesentliches  Element 
eines  jeden  Rechts  (pag.  10'))  neben  dem  Subjekt,  dem  Objekt  und 
der  Beziehung.   Man  nahm  immer  an.  dieser  letztere  Begriff  schlösse 
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schon  den  Schutz  und  den  Zwang  in  sich  ein.  wie  eine  durch  Juris 
vi  neu  1  um4  begründete  Konsequenz;  sonst  läge  keine  Rechtsverbind- 
lichkeit vor,  sondern  nur  eine  moralische  Verpflichtung  oder  eine 
Anstandspflicht.  Wozu  also  noch  als  vierten  Terminus  das  hinzu- 
fügen, was  nur  ein  charakteristisches  Element  des  dritten  ist?  Wer 
sagt:  „Rechtsbeziehung  zwischen  Rechtssubjekt  und  -Objekt",  sagt, 
damit  auch  schon  „Erzwingbarkeit". 

Und  wenn  Picaki»  von  einem  „Tetragramme  de  la  Sociali- 
satiou  de  la  Justice"  spricht  (welch  grossartiger  Ausdruck !),  genügt 
er  dann  den  Anforderungen  einer  logischen  Definition,  einer  klaren 
und  wissenschaftlichen  Terminologie,  wenn  er  seinen  Gedanken  so 
entwickelt:  1.  „Jeder  nach  seinen  Fähigkeiten.  2.  Jedem  nach  seinen 
Bedürfnissen.  ;J.  Durch  die  Bemühung  jedes  Individuums.  4.  Durch 
die  Bemühung  des  Ganzen."  Dieses  sind  nach  seiner  Ansicht  die 
vier  „Glieder"  der  Gerechtigkeit.  —  Und  ferner  kann  man  auf  solchen 
allgemeinen  und  sentimentalen  Redensarten  juristische  Ausbildung 
basieren,  und  muss  man  sich  nicht  fürchten,  wenn  man  sieht,  dass 
im  Geiste  junger  Männer  bestimmte  Formeln,  die  gut  sein  mögen 
für  politische  Versammlungen,  an  Stelle  fester  Rechtsbegrifte  treten? 
Als  Gegengift,  aber  ungenügendes  Heilmittel  erscheinen  gewisse  Aus- 
drücke, die  als  Ersatz  für  geltende  Bezeichnungen  dienen  sollen 
(wie  „anacephalcose"  (pag.  480),  „dicaiogeiie"  (pag.  212),  „historisme" 
(pag.  000),  „introspection"  (pag.  74),  „pedantoeratie"  (pag.  :JR>). 

„Ich  kann  das  Wort  so  hoch  unmöglich  schätzen". 
Das  Buch  schliesst  mit  einem  langen  Reklame-Inhaltsverzeichnis,  in 
dem  sich  die  überraschendsten  Ausdrücke  finden,  da  hier  die  Meta- 
phern figurieren  und  ganze  Phrasen  als  Stichworte  benutzt  sind;  die 
Titel  der  Werke  Rica  ans  finden  hier  ständige  besondere  Er- 
wähnung, kein  anderes  Werk  ist  aufgezählt.  Greifen  wir  beispiels- 
weise einige  Worte  des  Verzeichnisses  heraus:  „Asymptote."  „Babe- 
lisme".  „Bloc  erratique".  „Fecondation  artiiicielle".  „Ilaras  de  l'Elite". 
„Mistpoefters".  „Pallas-Athene".  „Perroquet".  „Struggle  for  lifo". 
„Yolapuc".  —  Folgende  Phrasen  findet  man  an  Stelle  des  Anfangs- 
buchstabens des  ersten  Wortes:  „Vermutliche  Zukunft  des  Rechts 
bei  der  europäisch-amerikanischen  Rasse".  „Geographischer  Im- 
perativ der  Gerechtigkeit".  -  „Gerechtigkeit  muss  sein  und  wird 
sein*.  —  „Die  übertriebene  Stellung  des  römischen  Rechts  in  der 
Ausbildung".  —  „Nichts  ist  stärker  als  das  Geld".       Man  fragt 
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sich:  Wozu  das  alles  im  alphabetischen  Verzeichnis  einer  rechts- 
wissenschaftlichen Abhandlung  und  es  prellt  so  fort  U">  Seiten  lang 
ausser  einer  Spezialtabelle  für  Eigennamen,  wo  sich  neben  dem  Namen 
des  Verfassers  der  Name  Javf.h  findet!),  wenn  das  nicht  Aufgeblasenheit 
ist!  Kommt  man  nicht  zu  der  festen  Ansicht,  dass  man  es  mit  einem 
Manne  zu  tun  hat,  der  wissenschaftliche  Methode  nicht  kennt?  Wie 
kann  er  anderen  Geschmack  daran  beibringen? 

Gilson,  Joseph,  Studie  über  das  römische  Hecht  im  Ver- 
gleich zu  den  anderen  Rechten  des  Altertums.  Paris.  Larose. 
IHW,  2«.t:>  pag. 

Diese  Doktorarbeit,  die  Frucht  vieles  Lesens,  wendet  die 
historische  Methode  ganz  allgemein  auf  das  römische  Recht  an.  Sie 
liisst  den  immer  mehr  international  werdenden  Charakter  dieses  Rechts 
hervortreten,  indem  sie  zugleich  auf  den  Respekt  Roms  vor  den 
Lokalrechten  Nachdruck  legt.  Sie  bestimmt  dann  die  Bedingungen 
für  die  Untersuchung  eines  juristischen  Grundsatzes  durch  Bestimmung 
der  Epoche,  wo  derselbe  erscheint,  des  Milieus,  in  dem  er  auftritt, 
der  Umstände,  unter  welchen  er  formuliert  wurde. 

Das  Werk  schliosst  mit  einer  Übersicht  über  die  Tätigkeit  der 
praefecti  pnietorii,  an  welche  die  Erlasse  des  Kodex  gerichtet  waren. 

Prins,  Adolphe,  Strafrechtswissenschaft  und  positives 
Recht  (Science  Penale.  et  Droit  Rositii).  Brüssel  (Rruglont)  und 
Paris  (Chevalier  Mares.,),  \HW,  XL1V,  :>S!»  pag. 

Der  gelehrte  Professor  an  der  Brüsseler  Universität  gibt  zu- 
gleich eine  Abhandlung  über  die  leitenden  Prinzipien  der  belgischen 
Strafrechts-Cresetzgebung  und  eine  kritische  Analyse  der  Resultate 
und  Theorien  der  modernen  Wissenschaft;  wie  sein  Unterricht,  ist 
sein  Buch  zugleich  wissenschaftlich  und  belehrend,  aber  der  positive 
Teil  dringt  nicht  bis  in  das  Detail  der  Streitfragen  bezüglich  der 
Anwendung,  ein  Feld,  das  besser  der  Praxis,  als  dem  Unterricht, 
dem  Forum,  als  der  Universität  vorbehalten  bleibt.  Die  leitende 
Idee  ist  folgende:  das  Verbrechen,  früher  als  eine  individuelle  Er- 
scheinung aufgefasst,  wird  heute  allgemein  als  soziale  Erscheinung 
betrachtet. 

Das  Studium  des  Code  penal  beige  von  1*117  gibt  dem  Ver- 
fasser Gelegenheit  zu  beobachten,  wie  in  dem  kurzen  Zeiträume,  der 
uns  von  diesem  Jahre  trennt,  die  Ideen  sich  geändert  haben:  die 
klassische  und  humanitäre  Schule  stellte  den  einzelnen  Menschen  und 
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seinen  freien  Willen  in  den  Mittelpunkt  aller  ihrer  Auffassungen, 
mass  die  Strafe  im  Verhältnis  zu  dieser  moralischen  Freiheit  ab  und 
richtete  das  Strafensystem  ein  nach  dem  Prinzip  der  Besserung  des 
Verbrechens.  Heute  sind  unbestimmtere  und  dehnbarere  Ideen  an 
Stelle  dieser  zu  dogmatischen  Grundsätze  getreten:  das  Strafrecht 
gewinnt  mehr  und  mehr  Kontakt  mit  dem  Leben;  der  Verbrecher 
ist  nicht  mehr  ein  fest  bestimmter  Typus,  über  den  man  urteilt  wie 
Uber  eine  arithmetische  Grösse:  er  ist  ein  Faktor,  den  man  aus  der 
sozialen  Entwickelung  zieht,  veränderlich  wie  sie  und  durch  sie. 

Dies  ist  ganz  zutreffend  bei  den  jugendlichen  Verbrechern,  die 
durch  äussere  Einflüsse  so  bestimmbar  sind,  so  widerwillig  gegen 
Vorstellungen  a  priori.  Wenn  ein  Kind  ein  Delikt  begeht,  so  ist 
das  kein  Grand,  es  unter  die  „Verbrecher"  zu  reihen;  wenn  es  ein 
bestimmtes  Alter  erreicht,  so  ist  das  keine  genügende  Tisache.  um 
es  für  verantwortlich  zu  erklären.  —  Wie  kann  man  von  Gesetzes- 
übertretung bei  Menschen  ohne  Erziehung  reden!  wo  ist  das  Unter- 
scheidungsvermögen bei  den  Opfern  hereditärer  Belastung,  der  Ver- 
wahrlosung, des  traurigen  wirtschaftlichen  Milieus?  Diese  Kinder, 
sagt  Pkinh,  haben  nicht  das  „soziale  Unterscheidungsvermögen" 
(pag.  210).  Die  Gegenarbeit  muss  also  beginnen  mit  dem  Milieu, 
ans  dem  aas  Verbrechen  hervorgeht :  das  Kind  muss  dem  Schutze  des 
Staates  anvertraut  werden,  sicherlich,  wenn  es  anormal  ist,  und  zweck- 
mässig auch,  wenn  es  normal  ist  (vergl.  belgisches  Gesetz  vom 
27.  November  1801). 

Bei  der  Frage  des  Rückfalls  trennt  sich  Pkixs  von  der 
Schule  LoMHKnsos  und  lässt  den  anthropologischen  Typus  des  ..ge- 
borenen Verbrechers"  nicht  zu;  aber  er  geht  nicht  über  zn  dem 
Gegenteil  dieser  Ideen,  sondern  erkennt  einen  „sozialen  Typus"  des 
Gewohnheitsverbrechers  an.  Der  Rückfall  ist  eine  Anwendung  des 
Gesetzes  der  Anpassung  an  das  Milieu  (pag.  301).  Der  Rückfällige 
mnss  strenger  behandelt  werden,  als  im  belgischen  Gesetzbuch  von 
18f>7.  Man  kann  darüber  ebenso  wie  über  die  Teilnahme  am  Ver- 
brechen sagen:  die  Willensübereinstimmung,  ein  Verbrechen  zu  be- 
gehen, birgt  eine  soziale  Gefahr  in  sich  und  muss  wie  bei  gemein- 
gefährlichen Verbrechen  streng  geahndet  werden  (pag.  370).  Es  ist 
Zeit,  die  Allgemeinheit  in  erste  Linie  zu  stellen,  im  guten,  wie  im 
bösen,  bei  sozialen  Vorstellungen,  wie  bei  strafrechtlichen  Problemen. 
Der  Unterschied  zwischen  Anstiftern  und  Angestifteten  ist  im  Gesetze 
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nicht  genügend  klar:  derartige  soziale  Gesichtspunkte  bei  straf- 
rt  rhtli«  n  Problemen  stellt  unsere  Zeit  mehr  als  jede  andere  in 
volles  Lieht. 

Im  allgemeinen  vermeidet  I'kixs  absolute  Unterscheidungen; 
man  kann  das  sehen  bei  der  Frage  nach  dem  freien  Willen  (paff.  161) 
und  bei  seiner  Kritik  der  klassischen  Schule,  welche  die  Menschheit 
in  zwei  Typen  teilt:  der  eine  verantwortlich,  der  andere  nicht  ver- 
antwortlich. Statt  dessen  soll  der  Richter  in  jedem  Falle  „über  die 
Natur  der  Gefahr,  welche  der  Verbrecher  in  sich  birgt  und  über 
die  anzuwendende  Nornr  entscheiden  (paff.  166).  Allerseits  herrscht 
in  dem  Buche  von  I'kixs  dieselbe  Idee:  mehr  Differenzierung,  mehr 
Rücksichtnahme  auf  das  Leben.  So  kann  für  die  Entscheidung 
einer  Strafsache  eine  dritte  Lösung  Platz  greifen  ausser  Freisprechung" 
und  Verurteilung:  die  Überweisung  für  unbestimmte  Zeit  an  die 
Regierung"  bei  den  „Minderwertigen",  wobei  die  Resultate  des  Systems, 
das  man  auf  sie  anwendet  und  ihr  Betragen  den  einzigen  Massstab 
für  diese  Dauer  ausmachen  (pag.  40-1).  Schliesslich  erklärt  sich 
I'kixs  mit  den  Erfolgen  des  Gesetzes  über  die  bedingte  Freisprechung 
von  Issm  (pag.  47:!)  einverstanden. 

Die  Abhandlung  von  I'kixs  ist  hervorgegangen  ans  seiner 
Lehrtätiffkeit,  sie  träfft  deren  Leben  und  Klarheit,  deren  bewährte 
Methode  und  reinen  Styl  an  sich.  Nach  einer  historischen  Einleitung 
umfasst  sie  neun  Rücher:  I.  Das  Strafgesetz;  II.  Die  Delikte  im  all- 
gemeinen und  ihre  Einteilungen;  III.  Die  Vorbedingungen  des  Delikts: 
IV.  Umstände,  die  ein  Delikt  ausschliessen;  V.  Mildernde  Umstände. 
Ausschliessung*-  und  Erschwerungsgründe;  VI.  Teilnahme  mehrerer 
Personen  an  demselben  Verbrechen  oder  Delikt;  VII.  Zivilrechtliche 
Folgen  des  Delikts;  VIII.  Strafen;  IX.  Rettelei  und  Landstreicherei. 

Des  Marez,  Guillaume,  Der  Marktbrief  von  Vpern  im 
DJ.  Jahrhundert.  (La  Lettre  de  Foire  ä  Vpres  an  X11I  siede.) 
Beitrat:  zum  Studium  der  Kreditpapiere.  Brüssel  (Lamertin). 
1901,  292  pag.  nebst  einer  Karte. 

Die  Entdeckung  von  mehr  als  7000  noch  nicht  veröffentlichten 
Dokumenten  im  Archiv  der  Stadt  Vpern.  alle  aus  der  zweiten  Hälfte 
des  DU  Jahrhunderts,  war  die  Veranlassung  dieser  wichtigen  Arbeit. 
Es  sind  dies  Kontrakte,  geschlossen  vor  den  Schöffen  von  Vpern,  in 
Form  von  Urkunden  mit  eigenhändiger  Unterschrift  oder 
„chart  es-parties-,  deren  Text  doppelt  ausgefertigt  wurde,  dereine 
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für  den  Gläubiger  der  durch  den  Schein  befindeten  Geldschuld,  der 
andere  für  die  Genieindearchive.  — 

Die  Formel  der  Scheine,  die  in  der  Sammlung  zu  Ypern  so 
reich  vertreten  sind,  ist  fast  immer  identisch.  —  Der  Schuldgrund 
ist  nur  selten  angegeben;  die  Summe  figuriert  hier  selbständig,  der 
Zahltag  ist  auf  einen  damals  bekannten  Markttag  festgesetzt;  endlich 
kommen  Sicherheiten  für  den  Gläubiger. 

Diese  „Marktbriefe"  sind  meist  an  einem  Erfüllungsorte 
zahlbar,  der  von  dem  Ausstellungsorte  verschieden  ist;  sie  lauten 
auf  den  Inhaber.  Man  streitet  indessen,  ob  dieser  Inhaber  nicht  als 
einfacher  Mandatar  des  ersten  Gläubigers  zu  betrachten  ist,  was  den 
Marktbrief  von  der  vollkommeneren  Form  des  italienischen  Wechsels 
unterscheiden  würde. 

Was  zweifellos  aus  der  Arbeit  Dks  Makkz  hervorgeht,  ist  die 
wichtige  Rolle  der  Märkte  im  wirtschaftlichen  Lel>en  des  Mittelalters, 
sie  waren  wahre  „Clearing  houses"  jener  Zeit. 

Der  Realismus  in  der  Arbeit  des  jungen  Archivars  der  Stadt 
Brüssel  verleiht  ihr  das  Interesse  eines  historischen  Auflebens;  die 
Sicherheit  seines  Urteils  und  seiner  Methode  hat  ihm  sehr  verdiente 
Anerkennung  eingetragen. 

Rolin,  Henri,  Der  Zusammenstoss  der  Schiffe  (L  Abor- 
dage).  Studie  des  Rechts,  der  Rechtsgeschichte  und  der 
vergleichenden  Rechtswissenschaft.  Brüssel  (Castaigne).  18!>9, 
247  pag. 

Diese  Arbeit,  vorsichtig  und  klar  wie  ihr  Verfasser,  betritt 
das  Gebiet  der  Allgemeinheiten  nur,  um  einige  originale  Gesichts- 
punkte hervorzuheben,  die  einen  nachdenklichen  und  kräftigen  Geist 
beweisen.  Ein  historischer  Teil  handelt  notwendigerweise  vom 
römischen  Recht,  dann  vom  mittelländischen  und  dann  vom  Rechte 
der  Völker  des  Nordens.  In  dem  Mai'se,  wie  es  fortschreitet,  nähert 
sich  das  Seerecht  mehr  und  mehr  den  römischen  Prinzipien.  Der 
Verfasser  tadelt  am  deutschen  Rechte,  dass  ihm  eine  genügend  exakte 
Begriffsbestimmung  des  Verschuldens  fehlt.  Vielleicht  antwortet  man 
ihm,  dass  das  spätere  Recht  dem  römischen  Prinzipe  der  Verant- 
wortlichkeit das  Prinzip  der  Assoziation  und  der  gegenseitigen  Ver- 
sicherung hinzufügt,  und  substituiert  den  juristischen  Ausdruck  des 
Gefühls  der  Solidarität  (vergl.  beispielsweise  die  Röle«  d'Oleron, 
No.  120). 

Jahrbuch  der  Internat.  Vereinigung  6.  u.  7.  Hd.  3!» 
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Kim-  Ausführung  über  das  geltende  Hecht  gibt 

sieht  Über  die  h:iUptsi.  Midisten  Gesetzgebungen  und  (1 

Tendenzen  iKti-li  ihrer  Kntwitkelung  und  ihren  mutmassl 

Kinigc  Texte  mit  i'hcr*et/.ung  schliessen  das 
Arbeit    hat    H-h.in   einen   Lehrstuhl   unserer  juristi- 

eingebracht. 

Carton   de  Wiart,   Edmond,    l»ie  grossoi 
Ki>l.»nial-(iesellsrliaften  im  1'.».  Jahrhundert. 
Coinpairnies  Coloiiiale*  Anglaises  au  XIX  siede.)  Paris 
IM»!»,  in  12;  XIX,  UM)  pag. 

l»ie-e  klare  und  gedrängte  Arbeit  enthalt  zi 
schichte  und  die  Organisation  der  vier  englischen  eh 
panies:  der  British  North  üorneo  l'n,  <  1  ss  1 
Niger  Co.  1 1  n>v<; t ;  d,r  Imperial  British  Kast  Afr 
der  British  South  A  fr  ira  Co.  d*s!»).  Alle  haben  g* 
Beeilte;  ihre  Aufgabe  geht  über  die  einfache  llandelsgt 
und  umtlisst  den  Krwerb  und  Organisation  neuer  L 
nach  unserem  Verfasser  in  Vergleich  stellt  zu  „wirkli- 
Organismen". 

Kür  jeile  der  Gesellschaften  ist  ein  gleicher  I 
suchung  gegeben:  1.  Wie  wurde  sie  gegründet ? 
zwischen  den  Kapitalisten,  die  einheimischen  Vors 
britischen  Verwaltungsbehörden.  1.  I»ie  eigentliche  _< 
suchung  des  juristischen  Charakters.  :j.  Her  Gang  des 
erreichte  Resultate  und  angewandte  Mittel. 

.Mit  Interesse  wird  man  die  kleine  Schilderung  vi 
lesen  (pag.  1-Mi.  die  bei  Gelegenheit  der  British  Soi 
entworfen  ist  Lieber  noch  wird  sich  aber  die  Aufn 
die  Ausführungen  des  Buches  richten,  die  bei  dem  ji 
viel  kritisches  t'rteil  und  Verständnis  beweisen:  er  t 
di'ii  einfachen  Handdsfragen  zu  den  höchsten  Prinzip 
sation  aufsteigen.  (armn  ist  hier  nichts  schuldig 
lenkt  die  Aufmerksamkeit  auf  die  in  dieser  Hinsiel 
deutung  der  Persönlichkeit  der  Gründer  ipag.  2;!ti 
nationale  Interesse,  das  sich  an  derartige  Untemehi 
Kiese  beiden  Punkte  werden  schon  an  und  für  Bich  g 
ganz  Belgien  die  Idee  des  grossen  Congo-l'nternehni 
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welche  sicherlich  dem  Geiste  unseres  Verfassers  im  Laufe  seiner 
Untersuchungen  vorschwebte. 

Caktox  kommt  nicht  zu  dem  Schlüsse  eines  absoluten,  syste- 
matischen Wertes  der  chartered  companies:  er  zeigt  im  Gegen- 
teil den  Gelegenheitscharakter  ihrer  Schöpfung  in  England  am  Ende 
des  19.  Jahrhunderts  und  die  besonderen  Verhältnisse,  auf  denen 
ihr  Erfolg  beruhte.  — 

Der  Leser  des  besprochenen  Buches  findet  darin  einen  lebens- 
vollen Bericht  dieser  Verhältnisse.  Wenn  das  Buch  nicht  sehr  per- 
sönlich geschrieben  ist  und  wenn  es  nur  aus  den  allgemeinen  Quellen 
und  den  ,.ad  hocu  veröffentlichten  Dokumenten  geschöpft  ist,  so  ist 
das  eine  Konsequenz  des  Gegenstandes  selbst,  nicht  ein  Vorwurf  für 
den  Verfasser. 

Bigwood,  G.,  Die  Staatssteuern  in  den  österreichischen 
Niederlanden.  (Les  Impöts  Generanx  dans  les  Fays-Bas  Autrichiens.) 
Bistorische  Studie  aus  der  Finanzgesetzgebnng.  Louvain 
((üele),  1900,  XXV.  30t)  pag. 

BhiwooD  wählte  diesen  Gegenstand  als  These  für  seine  Doktor- 
arbeit vor  der  juristischen  Fakultät  der  Universität  Brüssel.  Ln 
einer  gewissenhaften  Studie  hat  er  die  zahlreichen  Dokumente  be- 
arbeitet, die  er  in  den  Archiven  des  Königreichs  Belgien  eingesehen 
hat.  Man  braucht  nur  die  Reihe  der  gesetzgeberischen  Akte  zu  sehen, 
die  chronologisch  am  Schluss  des  Werkes  aufgeführt  sind,  um  die 
Bedeutung  der  Arbeit  zu  verstehen.  Der  Verfasser  behandelt  nach- 
einander die  Hilfsmittel  und  Snbsidien  im  allgemeinen;  dann  unter- 
sucht er  die  verschiedenen  Steuern  in  jeder  unserer  alten  Provinzen. 
Er  geht  darauf  zu  den  sogenannten  direkten  und  den  indirekten 
Steuern  über:  Verbrauchssteuern,  Ein-  und  Ausgangszölle  etc.  Ein 
Kapitel  ist  den  Steuerfreiheiten  und  -Vergünstigungen  gewidmet. 
Schliesslich  sehen  wir,  was  die  französische  Herrschaft  am  Ende  des 
IN.  Jahrhunderts  aus  all'  diesem  gemacht  hat. 

Um  sich  über  die  Ausdehnung  der  Untersuchungen  Bio- 
woodh  Rechenschaft  zu  geben,  genügt  es,  die  statistischen  Tabellen 
am  Ende  des  Werkes  durchzugehen.  Um  den  kritischen  Sinn  und 
die  historische  Auffassung  des  Verfassers  zu  würdigen,  mnss  man 
einige  Seiten  lesen,  auf  denen  er  die  Schlussfolgernngen  seiner  Unter- 
suchungen zieht:  er  tadelt  an  den  alten  Steuern,  dass  sie  als  ge- 
legentliche  Aushilfsmittel    geschaffen    und    auferlegt    wurden,  für 
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den  Aiigeiiblicksbcdarf.  aber  auf  die  Dauer  bestehen  j 
sie  sind  zusammenhanglos  und  deshalb  ohne  Gleich; 
intts»  diese  Beobachtungen  nicht  vom  allgemeinen  v 
Verhältnisse  des  Landes  trennen,  von  den  Kriegen  und 
fällen,  denen  eine  noch  schlimmere  Stagnation  nachf 
den  politischen  Verhältnissen  des  „ancien  regime"  :  de 
den  Privilegien  etc.  Aber  trotz  alledem  ist  dieses 
keineswegs  schlechter,  als  das  der  Nachbarländer  der 

Dupont,  Henri,  Die  Kommunalst enern  in  I 
Impöts  (  ommunaux  en  Üelgitjuei  Theoretischei 
tischer  Versuch.  Hauptprinzipien.  Gesetzgel 
prudenz.    Liege  .Kesoer.  VMHK  XXXII,  744  pag. 

Man  kennt  die  Bedeutung  der  Gemeinde  in  < 
Organisation  Belgiens.    Ihre  weitgehende  Autonomie 
im  Finanzwesen  hervor.    Soviel  kommunale  Stenern 
gibt,  so  verschieden  sind  sie. 

Ks  ist  dies  ein  Gebiet  unseres  Verwaltungsre 
kaiischen  Hechtes,  dessen  tägliche  Anwendung  zahlrei 
keiten  enthüllt.  . 

Noch  beeintlusst  von  den  alten  Ideen  der  frauzosis 
Constituante,  beruht  das  belgische  System  ganz  auf  dt 
zwischen  direkten  und  indirekten  Steuern,  eine  Untersc' 
Folgen  sich  in  der  Praxis  zeigen  bei  den  Abweichung 
der  Veranlagung,  Erhebung,  Eintreibung  und  in  der 
streitigen  Sachen. 

Das  Puch  zerfallt  in  zwei  Teile,  deren  erst. 
Prinzipien  des  Gegenstandes  auseinandersetzt;  der  zweite, 
umfasst  in  alphabetischer  Anordnung  Gesetze,  Verwalt 
richtsents<  heidnngen.  Verhandlungen  der  kommunalen 
über  die  Autlage  von  Steuern,  Modelle  für  Steuerrollt 

Schramme,  Joseph,  „Wateringues-4.  Hriissc 
Brügge  (Martens  Matthys).  lM'.t't.  -jtJO  pag. 

Eine  Eigentümlichkeit  unseres  belgischen  Bec 
Polder  und  Wateringues,  deren  gesetzliche  Kegeluni 
besonderen  Abschnitt  der  Konstitution  festgesetzt  ist  <a 
Unter  „  Wateringues-'  versteht  man  Gesellschaften  voi 
eingedeichten  Landes  unterhalb  des  Wasserspiegels  i 
an  einem  Flusse.    Wichtige  Gesamtinteressen  habendi« 
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notwendigerweise  vereinigt,  die  gesetzlich  anerkannte  Korporationen 
bilden. 

Man  begreift,  dass  die  Verfassung  dieser  Gesellschaften  eine 
besondere  ist,  deren  Statuten  teilweise  aus  dem  Mittelalter  stammen; 
jeder  Wissbegierige  wird  mit  Interesse  einen  Versuch  über  dies  Problem 
lesen,  das  zugleich  etwas  archäologisch  und  juristisch  ist. 

In  der  Arbeit  über  die  Verwaltung  der  Wateriugnes  und  über 
ihre  Grundlagen  unterscheidet  Schkamuk  nicht  genügend  zwischen 
veralteten  Gesetzen  und  noch  geltenden.  Diesen  letzteren  fehlt  zu- 
weilen eine  genügende  Nomenklatur.  Im  übrigen  kann  mau  seine 
Abhandlung  mit  Erfolg  studieren. 

Lambrecht,  Hector,  Praktisches  "Wörterbuch  der  ver- 
gleichenden Rechtswissenschaft.  Brüssel  (Belgische  Gesell- 
schaft für  Buchhandel),  18!>i>  und  später  (soll  noch  weiter  erscheinen). 

„"Wörterbuch"  ist  nicht  der  richtige  Ausdruck,  da  es  sich 
um  eine  Sammlung  von  Monographien  handelt,  die  sich  auf  die  ver- 
schiedenen Länder  beziehen,  wo  sich  Lambkkcht  Mitarbeiter  ge- 
sichert hat,  und  deren  jede  dieselben  Materien  in  einer  gewissen 
Kapitelfolge  behandelt,  die  aber  keineswegs  alphabetisch  geordnet 
sind.  Diese  Arbeit  hat  durch  ihren  Gegenstand  und  ihren  Plan  eine 
gewisse  Ähnlichkeit  mit  der  deutschen  Publikation  von  Lkskk  und 
LnEWKNKKi.it:  „Die  Rechtsverfolgnng  im  internationalen  Ver- 
kehr". Aber  damit  ist  auch  die  Ähnlichkeit  zn  Ende.  Viele 
Ausführungen,  die  sie  enthält,  können  nur  mit  Vorsicht  aufgenommen 
werden;  andererseits  fehlt  dem  Style  die  Eleganz,  oft  selbst  die 
Korrektheit  und  Genauigkeit,  Gewisse  schlecht  verhüllte  Parteilich- 
keiten rauben  ihr  den  objektiven  Charakter,  der  doch  für  eine  der- 
artige Arbeit  notwendig  ist  (vergl.  beispielsweise  die  Note  2  Seite  4.%, 
besonders  das  Ende  der  Note  Seite  4M). 

Die  hauptsächlichsten  Punkte  jeder  Monographie  sind:  Personen- 
stand und  Fähigkeiten  der  physischen  und  moralischen  Personen;  die 
Ehe  und  ihre  Scheidung;  Erbfolge  und  Testamente;  Klagen;  Gerichts- 
verfassung und  Zuständigkeit  ;  Gerichtskosten;  Ausführung  der  Urteile; 
Beweismittel;  Vorrechte  und  Hypotheken.  - 

Folgende  Länder  sind  bis  jetzt  untersucht  :  Belgien,  Luxemburg, 
die  Niederlande,  Frankreich,  Monaco,  England,  Rumänien,  Syrien 
(V  merkwürdige  Bezeichnung,  soll  wohl  die  Türkei  bedeuten).  Ein 
grosses  Missverhältnis  besteht  zwischen  den  verschiedenen  Abhand- 
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langen;  die  über  Rumänien  nmfa>st  •"»•"><»  Seiten,  d 
nur  7-:: 

Otlenbar   können  derartige   l  ntcrtn  Innungen 
Resultate  geführt  \v.  rden  durch  Gruppen  von  wahre 
von  vorgefassten  Ideen  und  geübt  in  Wissenschaft 
ihre  ganze  Arbeit  nnt-s,  was  die  Ausdruckweise  h<  tri 
geleitet  sein,  der  wirklich  Französisch  versteht. 

Halot,  Alex,  Versuch  über  die  gesetzlicl 
Fremden  in  Belgien.  (Traite  de  la  Situation  Legi 
en  Belgique  )  Brüssel  (Bruglant)  und  Baris  (Marc 
XIX,  2V.<  pag. 

Dieses  nützliche  llandhuch  gruppiert  ein«1  Jl 
und  schlecht  zu  findender  Texte  ausserhalb  der  ^ 
Sammlungen  und  Regierungserlasse.  Ks  informiert 
Freizügigkeit,  Ausweisung  und  Auslieferung,  da*  Ii 
Naturalisation;  diejenigen  Hechte,  welche  die  Fremdi 
werben  können,  und  diejenigen,  deren  Ausübung  ihn 
über  die  fremden  Gesellschaften  etc. 

Man  kann  schwerlich  sagen,  «laus  eine  derartig 
vollständige  sei;  al>er  wir  wagen  zu  behaupten,  das 
genügt,  um  den  Fremden  in  Belgien  wesentliche  B 
und  auch  denjenigen,  welche  sich  berufsmässig  a 
die  Konsuln      mit  den  Fremden  in  unserem  Lande  zi 

De  Paepe,  Stndie  über  die  zivilrechtlic 
in  Bezug  auf  die  Fremden,  mit  einem  summa 
blick  über  die  gesetzlichen  Bestimmungen,  < 
wendbar  und  in  der  französisch-belgische 
vom  S.  Juli  1NW  vereinbart  sind.  (Emdes  sn 
Chile  ä  lEgard  des  Etrangers.)  Brüssel  (Brnglai 
4M  pag. 

Die  Studien  von  i>k  I'akpk,  Hat  am  Kass 
diesen  Gegenstand  sind  seit  langer  Zeit  massgebem 
.Jurist  hat  sie  gesammelt,  ergänzt  und  jetzt  fertigge» 
handlung  ist  ein  Muster  von  Klarheit  und  guter  Da 
auch  praktisch,  da  die  meisten  Schwierigkeiten,  weh 
liehe  Tätigkeit  hier  begegnet,  vorgesehen  und  aufg« 

Wir  verweilen  nicht  lange  bei  diesem  BucI 
Methode  und  Styl  sozusagen  durch  den  Gegenstam 
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Es  genüge  die  Empfehlung  als  Arbeit  von  gewissenhafter  Kenntnis 
und  grossem  juristischen  .Scharfsinn. 

Die  wichtige,  im  Titel  des  Werkes  genannte  Konvention  mit 
Frankreich  ist  von  der  belgischen  Regierung  unter  Mitwirkung  von 
DK  Paki'K  selbst  abgeschlossen,  was  seine  Autorität  als  Kommentator 
noch  erhöht. 

Goblet  d'Alviella,  Comte  Eugene,  Das  proportionale 
Wahlsystem  (La  Representation  Proportionelle)  in  Belgien.  Ge- 
schichte einer  Reform.   Krüssel  ( Weissembruch \  U>00,  XI.  17"»  pag. 

Bei  der  .Schilderung  der  Schicksale  dieser  Reform  hätte  Graf 
Goblkt  sagen  können  „quomm  pars  magna  für  ;  aber  er  hat  zu- 
viel historischen  Sinn,  nm  bei  dieser  Frage  nicht  so  objektiv  zu  sein, 
als  ob  er  nie  daran  persönlich  beteiligt  gewesen  wäre,  was  aber  nicht 
hindert,  dass  sein  Buch  lebensvoll  ist  und  reich  an  frappanten  Be- 
merkungen, wie  die  folgende  über  den  Kampf  gegen  die  Wahlreform: 
_Bei  der  Macht  des  gewohnheitsmäßigen  Widerstandes  ist  es  an- 
gebracht, auch  die  Wirkung  zweier  tief  eingewurzelten  uralten  Triebe 
zu  berücksichtigen,  der  Liebe  zum  Kampf,  die  uns  in  einer  Wahl 
die  Aufregung  einer  Schlacht  suchen  h'isst,  und  der  Lust  zum  Spiel, 
die  aus  einer  gerechten  Verteilung  der  Mandate  das  „Alles  oder 
Nichts*4  der  Majoritätswahlen  vorziehen  lässf.  Jeder,  der  an  po- 
litischen Kämpfen  beteiligt  war,  hat  die  Wahrheit  dieser  Beobachtung 
erproben  können.  — - 

In  einer  kurzen  Vorrede  erinnert  der  Autor  an  die  Bedeutung, 
die  in  dem  Verfolgen  einer  Idee,  eines  Systems  auf  seinem  Wege 
von  der  Möglichkeit  bis  zur  Durchführung,  bis  zu  seinem  Eintritt 
in  die  Welt  der  Tatsachen  liegt.  Eine  gefährliche  Probe  die  Praxis! 
Eine  entscheidende  Probe,  wenn  es  sich  nm  eine  soziale  oder  juristische 
Einrichtung  handelt,  da  die  Zeit  der  „natürlichen  tiesetze"  und  der 
„papierenen  Konstitutionen"  für  immer  vorbei  ist.  Das  proportionale 
Wahlsystem  -  die  R.  Pr.  (Representation  Prnpnrti«iielle>  wie  wir 
sagen  —  ist  allerdings  keine  neue  Erfindung,  aber  der  Versuch  in 
Belgien  ist  jedenfalls  der  wichtigste,  den  man  bis  jetzt  gemacht  hat, 

Die  ersten  Kapitel,  mehr  theoretisch,  behandeln  die  Prinzipien 
und  prinzipiellen  Methoden  der  Verwirklichung  der  R.  P.  -  Dann 
kommt  ein  unparteiischer  Bericht  über  die  so  bewegten  und  über- 
raschenden Wandlungen  ihrer  Annahme  in  Belgien,  von  dem  Tage, 
wo  sie  eine  Chimäre  schien,  bis  zu  dem  Punkte,  wo  manche  der 
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heftigsten  liegner  der  ersten  Zeit  ihr  gewonnen  war 
nötig  haben,  können  daraus  eine  gute  politische  Lehr 
sehen,  wie  der  Hang  ih  r  Ereignisse  von  Einfluß  ist  a 
Zeugungen  der  Menschen  und  die  Abstimmung  der  1t»» 
(tuiii  i  i  schlicsst  mit  einer  Ausführung:  über  die  Ahünd 
Ergänzungen,  welche  das  -eltende  System  der  K.  P.  iln 
noch  zu  bedürfen  scheint. 

Faniya  (HUatauma),  Das  Reprä  sentati  v-Syst 
Hriissel  (Lanieitin),  XI,  Ml  pag. 

Diese  der  Fakultät  für  Staatswissenschaften  an  de 
Brüssel  eingereichte  Arbeit  hat  ihrem  Verfasser  den  Do 
getrag,  n 

Dies.-»  Buch  behandelt  anfangs  kurz  die  politische  1 
Japans  vor  der  Herrn»  haft  des  konstitutionellen  Kegim 
die  Einführung  des  parlamentarischen  Systems  im  Jal 
Ks  untersucht  die  Zusammensetzung:  der  beiden  ge 
Kammern  und  ihre  Tätigkeit.  Schliesslich  gibt  uns  ci 
seine  Ansichten  Aber  die  durch  dieses  System  erreicht 
und  die  Verbesserunsren,  deren  er  dasselbe  in  seiueu 
fähig;  hält. 

Nebenbei  behandelt  Friti  ya  eine  grosse  Zahl  kon 
Probleme  und  gibt  ein  merkwürdiges,  lebhaftes  Bil 
piditischen  Leben  Japans. 

Die  Hast,  mit  der  die  verschiedenen  Kabinette  nn 
g:ebenden  Körperschaften  aufeinander  folgen  —  infolge 
Auflösungen  der  Kammer  durch  den  Kaiser      kann  uns 
setzen.  Aber  man  inuss  sich  hüten,  zu  streng  über  das  pari 
Leben  bei  anderen  zu  urteilen  .  .  ..  wir  wissen  schon 

Nys,  Ernest,  Studien  über  internationales 
Politik.   Zweiter  Teil.  Brüssel  (Castaigne),  Paris  (Fontei 
:uo  pag. 

Jedes  Lob  über  den  ersten  Teil  dieser  Studien1 
auf  den  zweiten  zu.  Sichere  ausgebreitete  Kenntnis.' 
eleganter  Styl,  mutige  erhabene  Ideen,  politische  (u 
viin  scharfsichtiger  Unabhängigkeit :  das  sind  die  Eigen 
wir  alle   in   dem   neuen   Werke  des   Professor  Nys  ' 

'l  Dieses  Jahrbuch  für  1SH7.  III,  Jahriranir.  patr.  2!»4. 
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dessen  Kenntnisse,  Methode  und  Ansehen  in  diesen  letzten  Jahren 
sicher  noch  gewachsen  sind.  Eigentlich  ist  es  kein  Buch,  sondern 
eine  Sammlung  von  Zeitschrift- Artikeln,  die  er  uns  dieses  mal  gibt, 
und  die  nur  das  Band  starker  intellektueller  Einheitlichkeit  verbindet.  — 

I.  Das  europäische  Konzert  und  die  Kenntnis  des 
internationalen  Rechts.  Bereits  in  dieser  ersten  Studie  zeigt 
sich  eine  der  Hanptthesen  von  Nvs:  die  juristische  Gleichwertigkeit 
der  kleinen  und  der  grossen  Staaten.  Die  blosse  Konstatierung  der 
politischen  Vorherrschaft  der  Grossmächte  und  der  Gründe  ihrer 
Intervention  ist  schon  an  sich  eine  Lehre  :  man  könnte  das  die  ..heilige 
Allianz"  der  Starken  nennen. 

II.  Bemerkungen  über  Neutralität.  So  lautet  der  einfache 
Titel  für  den  Hanptteil  des  Buches,  das  so  wichtig  ist  für  Belgien, 
und  aus  dem  jeder  scharfsinnige  Kopf  mit  Leichtigkeit  Belehrung 
üher  Bürgersinn  und  Politik  entnehmen  kann.  Wie  gewöhnlich  sind 
die  einfach  erzählten  Tatsachen  die  wahren  Gesetzgeber ~.  Die  Ver- 
gleichung  der  Vertragsartikel  zu  London  von  Ystfl  und  IHM  beweist 
dies  genügend.  —  Wenn  auf  die  Lehre,  die  aus  der  Geschichte  ge- 
zogen werden  muss.  noch  genauer  hingewiesen  werden  sollte,  so  ge- 
schah dies  in  der  ..Revue  de  Droit  International  et  de  Legislation 
comparee,  UH)1,  pag.  44  et  48",  durch  Veröffentlichung  der  Be- 
merkungen über  Neutralität,  welche  Nys  1M0—  11>01  vornahm. 
Der  Verfasser  selbst  hat  sich  die  Mühe  gegeben,  die  beiden  Texte 
zu  vergleichen,  die  sich  auf  die  „vertragsmässige-  Neutralität  Belgiens 
beziehen.  Er  schliesst  mit  einem  Briefe,  den  ihm  bei  dieser  Gelegen- 
heit der  Generalleutnant  Bkialmont  schrieb,  welcher  unsere  per- 
manente Neutralität  für  ein  Danaergeschenk  hält  und  uns  warnt  vor 
der  gefährlichen  Ruhe,  welche  die  Nationen  leicht  schlaff  macht, 
wenn  sie  anderen  die  Sorge  für  ihre  Verteidigung  überlassen. 

III.  Ein  Kapitel  aus  der  Geschichte  des  Meeres.  Eine 
juristisch  politische  Abhandlung.  Schon  in  seinen  ersten  Studien 
hatte  uns  Nys  um  das  Mittelmeer  geführt.  Jetzt  führt  er  uns  fast 
um  den  Erdkreis,  da  er  seine  Untersuchungen  bis  auf  die  Schwelle 
der  neuen  Ära  ausdehnt,  die  sich  der  Zivilisation  eröffnet  und  in 
welcher  Europa  vielleicht  nur  den  Platz  einnehmen  wird,  welchen 
ihm  seine  Beziehungen  zu  den  grossen  Weltteilen  zuweisen.  Wie 
die  Erde  längst  aufgehört  hat.  das  Zentrum  des  Universums  zu  bilden, 
ebensowenig  bildet  das  Mittelmeer  heute  noch  den  Mittelpunkt  von 
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Politik  und  Nationalökonomie.     Wir  stellen  liier 

('"I'IKMKIS   liml  liu.ll.ll! 

IV.  (iK-K.iK   Br<  h.uax.     Wir   sehen  Iii 
Historiker  «leim  als  Juristen,  einen  Erzähler,  nn 
lebensvollen   Erzähler,   besonders   wo   seine  Dar 
wichtigsten  1'eriodcn  der  ("schichte  Schottlands 
kriege  behandelt. 

V.  Thomas  Ca  mi'axkm.  v,  Sein  Leben 
ti sehen  Ansichten.  Die  Unterdrückten,  die  0| 
in  Nvs  einen  Verteidiger  und  Freund,  selbst  wer 
punkt  nicht  teilt.  Das  ist  der  Fall  hei  Camp. 
tyrer  der  Inquisition,  obgleich  er  ultromontaner 
monarchischer  als  der  Kaiser  war.  Die  Analyse 
bekannten  Buches  von  Camiwnki.la,  der  Monarch« 
diesem  Kapitel  ein  ganz  besonderes  Interesse.  1 
nicht  alles  einem  gutgläubigen  Idealisten,  der  die 
Macht  über  die  Menschen  hinstellt:  Glaubt  man  r 
an  die  deutsche  Nation"  zu  hören? 

VI.  Die  Manuskripte  Sir  Jimus  Casa 
liinder  aus  der  zweiten  Hälfte  des  lf>.  .Tahrhundei 
Italieners,  dessen  Vorname  zum  Familiennamen  will 
die  Aufmerksamkeit  der  Internationalisten  auf  sich 
Ziehungen  zu  Auikhk  (ö.ntii.  und  wegen  seiner 
wissen  für  das  Völkerrecht  wichtigen  juristischen 

VII.  Die  Definition  „Botschafter-  v 
Wo i.ton.  Sie  stammt  aus  dein  Jahre .  1G04  und  1. 
vir  bonus  peregre  missus  ad  mentiendnm  rei  pi 
Englischen  klingt  sie  noch  pikanter  wegen  des  Doj 
_to  lye'':  An  ambassador  is  an  honest  man  seilt 
the  good  of  his  conntry.  Wenn  man  wissen  v 
17,  Jahrhundert  von  dieser  Definition  dachte  un« 
man  die  amüsanten  Seiten  von  Nvs  hierüber  let 
flüssig  hinzuzufügen,  dass  der  Verfasser  jener  De 
sandter  war. 

VIII.  Kin  Bücherkampf.    Kine  Kpisode 

t  Urgeschichte  des  internationalen  Hecht! 
ganz  in  seinem  Elemente:  Ein  Bücherkampf!  D 
zaubert  das  Bild  des  grossen  Arbeitstisches  hervor 
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bedeutende  Schriftsteller  so  viele  Stunden  zubringt  in  seinem  schmuck- 
losen  Arbeitszimmer,  oder  besser  noch,  des  (ranz  von  alten  Büchern 
überhäuften  Platzes,  auf  dem  er  während  der  Ferienmonate  in  der 
grossen  Rotunde  des  British  Museum  sitzt,  wie  eine  Arbeitsbiene 
in  der  Zelle  ihres  Stockes!  Der  Kampfplatz  ist  bewunderungs- 
würdig besehrieben,  da  Nys  ein  ausgezeichneter  Stratege  ist.  Es 
handelt  sich  um  die  Suprematie  auf  dem  Meere  im  17.  Jahrhundert  : 
Mare  liberum,  Marc  clausuni  etc.  Das  (ianze  schliesst  mit:  Knie, 
Hritannia,  over  the  waves!  .  .  . 

IX.  Geschichte  der  Literatur  des  internationalen 
Rechts  in  Belgien.  Unser  armes  Belgien  im  D>.  bis  Ii».  Jahr- 
hundert war  leider  ein  ausgezeichneter  Nährboden  für  das  Völker- 
recht! Kriege  und  Verträge,  Teilungen  und  Besetzungen,  Abhängigkeit 
jeder  Art:  was  haben  wir  alles  zu  ertragen  gehabt.  Man  darf  sich 
nicht  wundern,  dass  eine  reiche  Literatur  über  diese  Fragen  bei  uns 
erstanden  ist:  wenn  es  auch  keine  epochemachenden  Werke  sind,  ver- 
dienen diese  Bücher  doch  wenigstens  vor  dem  Vergessensein  bewahrt 
zu  werden.    Xvs  hat  das  verstanden. 

X.  Die  „Bkntham  Papkrs"  des  British  Museum.  Man 
findet  die  merkwürdige  und  vielseitige  Persönlichkeit  Bknthams 
in  mannigfaltigen  Studien:  sie  hat  auch  ihren  Platz  in  der  Ge- 
schichte des  Völkerrechts.  Nys  hat  die  Mannskripte  von  ziemlich  ver- 
schiedenem Werte  gelesen  und  verarbeitet,  welche  das  britische 
Museum  von  dem  „verehrungswürdigen  Gesetzgeber"  besitzt,  wie 
Bfxtuam  sich  selbst  in  seinen  alten  Tagen  zu  nennen  pflegte.  Es 
ist  leicht  zu  sehen,  wie  dieser  Mann,  erfüllt  von  guten  Absichten, 
seiner  eigenen  Tätigkeit  eine  wahrhaft  übertriebene  Wichtigkeit  bei- 
legte. Aber  man  muss  anerkennen,  dass  er  auch  ausserhalb  seines 
juristischen  und  philosophischen  Faches  durchweg  gerecht  und  weit 
sah.  Sagte  er  nicht  den  Durchstich  des  Isthmus  von  Suez  und  Panama 
voraus?  Widmete  er  nicht  18:51  dem  König  Lkopold  I.  eine  Studie 
über  das  Handelsunternehmen,  dessen  Gründung  in  China  er  bei  der 
Regierung  anregte?  Und  findet  man  nicht  in  dem  grossen  Werke 
Lkopomm  IL,  dem  Kongostaat,  ein  Echo  dieser  prophetischen  Worte: 
„Der  König  von  Belgien  muss  vor  allen  Dingen  für  die  belgische 
Industrie  einen  Markt  finden,  ebenso  gut,  wie  den,  welchen  die 
Trennung  Belgiens  und  Hollands  zerstört  hat*?  — 

Es  würde  uns  überraschen,  wenn  die  wenigen  Proben,  die 
wir  soeben   aus  dem  Werke  des  Professor  Xvs  gegeben  haben, 
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denen,  die  es  in«  Ii  nicht  gelesen  halien.  nicht  Lust  v 
/n  lernen. 

Banning,  Em.,  Moraliselie  und  politisc 
verörtciitlicht  von  (i«s-Mn,  mit  einem  biographis« 
lieiieral  Bkiai.mhvi.     Brüssel    Spinetixt.  IM'.!'.»,  E? 

I»ie  politischen  Hetlexionen,  welche  dieses  ] 
anlassen  uns,  den  Namen  seines  Autors  zu  erwa 
dächtnis  zurückzurufen,  den  Namen  Emil  Baxxix. 
eine  wichtige  Stellung  im  Ministerium  des  Auswärt 
in  vielen  Dingen  der  Berater  des  Königs  war.  ' 
unbestimmten  Allgemeinheit  sind  diese  KctiVxioi 
diejenigen,  welche  <ler  Itewegung  der  Ideen  in  Bei 
Einführung  des  allgemeinen  Wahlrechts  ist  siehe 
sagte  B  vxmnii,  als  man  1«1»;1  die  belgische  Verf 
aber  es  heilarf  eines  Gegengewichts,  welches  notw 
kutive  gefunden  wird."  l>er  Parlamentarismus  ' 
einigen  Stellen  streng  beurteilt  mit  einer  leider  nur 
graphischen  Treue;  dagegen  wird  die  Bureankral 
Nachsicht  behandelt.  Voll  Misstrauens  ge^en  den  So 
Bannin.,  in  seinen  politischen  Anlangen  kannte,  st 
tasser  ebenso  feindlich  gegen  die  Klerikalen,  deren 
betrachtet.  —  Eine  Anzahl  von  Gedanken,  hier 
BaxxinV  sehen  Ausführungen  zerstreut,  verdient  siel 
heit  bewahrt  zu  werden:  sie  sind  von  ziemlich  tieft 
gemässigt  dnreh  den  Glauben.  Beispielsweise  folgt 
ilher  die  Form  der  Kegierung  der  Zukunft:  .Die 
fassungen  müssen  die  Krbinonarchie  aufgellen,  n 
Piflrogative  zu  retten.  Gerade  weil  die  zentrale 
einen  wichtigen  Platz  in  den  politischen  Organisati. 
hundert*  einnehmen  wird,  kann  deren  Inhaber  tum 
Zufall  der  Geburt  bestimmt  werden."  Noch  ein 
deren  das  Buch  eine  grosse  Anzahl  enthält: 
wechselt  alles,  in  der  Geschichte  kehrt  alles  wie« 
en  politi.jne,  tont  revient  en  histoire.l  — 

Cauderlier,  George,  Die  Bevölkerungsg* 
Anwendung  auf  Belgien.    Brüssel  (Schefcrs),  1 

Der  tapfere  Apostel  des  Antialkoholismns  in 
hier  unter  die  Schüler  tjniu.tns:  aus  den  stati 
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zieht  er  die  Gesetze  der  Geburt,  der  Verheiratung  und  der  Sterblich- 
keit.  Die  Untersuchung  der  Methoden  und  Systeme  führt  ihn  auch 
zu  den  Statistiken  unserer  hauptsächlichsten  Nachbarländer.  Das 
Ruch  hat.  den  bei  dieser  Art  Arbeiten  üblichen  Anhang  von  Tabellen 
und  Formeln.  Cali>kklii:k  fasst  das  Resultat  seiner  Untersuchungen 
in  folgendes  allgemeines  Bevölkerungsgesetz  zusammen:  „Die  Not- 
wendigkeit und  die  Leichtigkeit,  den  Lebensbedürfnissen  zu  ge- 
nügen, regeln  die  Bewegungen  der  Bevölkerung  in  ihrer  Gesamtheit 
und  in  ihren  wesentlichen  Bestandteilen. ~ 

Wie  man  sieht,  ist  dies  eine  vielleicht  etwas  ungenaue  For- 
mulierung der  Ideen,  welche  auf  diesem  Gebiete  gelten. 

Die  Hausindustrie  in  Belgien  (Les  Industrie  a  Domicile 
en    Belgique>.     Veröffentlichungen    des    Ministeriums  für 
Handel  und  Gewerbe. 
Band   II:    Die   Leineweber-Industrie   in   Flandern,  von 

E.  Dubois;  Die  Strohflechterei  im  Geertale,  von  M.  An- 

siaux;  Das  Schuhmacherhandwerk  im  Vlämisehen.  von 

Ch.  GUles  de  Pelichy. 
Band   III:    Die    Nagelindustrie    im    Wallonischen,  von 

Ch.  Genart;  Die  Hand  Schuhindustrie,  von  G.  Beatae. 
Die  beiden  Bände,  Untersuchungen  über  die  Hausindustrie, 
welche  1000  erschienen,  bestätigen  den  guten  Eindruck  des  ersten 
Bandes,  den  wir  hier  früher  besprochen  haben.  Von  der  <  Organisation 
der  belgischen  Hausindustrien  war  nichts  bekannt,  bis  1*00  die  in- 
dustrielle Kommission  sie  statistisch  zu  bearbeiten  begann,  gleichzeitig, 
als  eine  Reihe  von  Monographien  erschien,  die  sich  mit  jeder  wichtigen 
Fabrikationsbranche  beschäftigten.  In  einer  Studie  über  Leinen- 
industrie wies  Professor  Dlmioih  nach,  dass  diese  Industrie,  ursprünglich 
vom  Lande  stammend,  diesen  Charakter  bis  in  unsere  Tage  bewahrt 
hat.  Die  Zahl  der  Leineweber  ist  von  56000  auf  10000  im  Laufe 
der  letzteu  Bechzig  Jahre  gesunken. 

Die  einzige  Chance,  sich  zu  behaupten,  liegt  für  diese  Industrie 
in  dem  Zögern  der  mechanischen  Weberei,  sich  in  technischer  Be- 
ziehung den  feineren  Fabrikationen  anzupassen.  Es  braucht  nur  auf 
diesem  Gebiete  eine  Erfindung  gemacht  zu  werden,  und  der  Zusammen- 
bruch muss  schnell  erfolgen.  Wenn  dagegen  die  Ausbildung  der 
häuslichen  Leineweber  verbessert  und  eine  geschicktere  Handarbeit 
erreicht  wird,  so  kann  diese  Spezialität  fast  sicherlich  die  mechanische 
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Weberei  durch  vollendetere,  sorgfältigere  Arbeit  üb 
bleibt  Professor  An-i  vi  \  par  keine  Hoffnung  in  Bf 
lleebterei:  China  hat  das  Geertal  vollständig  in 
l>ie  Steuertarife  Deutschlands  (lssil)  und  Kranke 
ili-n  l'ntergang  beschleunigt,  aber  hauptsächlich  b 
der  billigen  Handarbeit  des  äussersten  Orients 
in  weniger  als  10  Jahren  den  vollständigen  '/am 
sonst  blühenden  Hausindustrie  herbeigeführt. 

Der  Vergleich  verschiedener  Monographie 
sieh  bei  soziologischen  Materien  vor  voreiliger 
hüten  iimss:  so  ist  in  Hezug  auf  dies  Schuhm 
Vlämischen  tiu.t.cs  hk  I'ii.i«  iit  offenbar  optimistisc 
Kidlegen.  „Beispielsweise  in  den  beiden  wicht 
lseghein  und  Thielt  ändert  sich  der  Lohn  wenig, 
vorhanden  und  die  gegenwärtige  Lage  ist  eine  sehr 
Aber  der  Verfasser  begegnet  sieh  in  bezeichnend* 
wenn  man  die  Hebung  der  professionellen  Ausb 
will  man  da«  Kintreten  eines  Kegimos  sicher 
an  Wohltaten  für  die  Arbeiterklasse-  <pag.  42) 
anderen  Lösung  tür  die  Nagelschmiede  im  V 
korperativen  Organisation.  Ähnlich  der  in  Her 
deutschen  Nagelschmiede  gebildeten,  erwartet  Herr 
wenigstens  für  das  wichtige  Gebiet  der  hänslicl 
arbeit.  Die  Keduktion  der  Vei  kaufskosten  und  » 
Agenten  erscheinen  ihm  als  die  einzigen  möglich 
Die  jetzige  Produktion  ist  verhältnismässig  minin 
nach  Holland  nnd  selbst  nach  Chile  und  Englis* 
mechanische  Nagelschmiedearbeit  herrscht  bei  we 

(ianz  anders  lautet  schliesslich  die  Ansieh 
die  Handschuhmachern.  Diese  Hausindustrie 
schieden«  Gebiete :  die  Zuschneidcrei,  hanptsächli 
die  Näherei,  in  gewissen  Bezirken  des  Östliche] 
zweite  Tätigkeit  ist  die  charakteristischere,  und 
scheint  gesichelt  durch  die  jetzt  herrschenden  w 
hältnisse:  „alle  belgischen  Handschuhe  sind  in  Fl 
selbst  mehrere  deutsche  Fabrikanten  lassen  il 
Belgien  nähen.  Die  weibliche  Handfertigkeit  ii 
Landes,  wo  so  viele  geschickte  Spitzenklöpplerini 
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vorzügliche  Qualitäten,  welche  der  belgischen  Handschuhmaeherei 
wirkliches  Ansehen  verschaffen.  —  Die  Monographie  Bi-:at.«ks  verdient 
besonders  wegen  der  Genauigkeit  ihrer  Lohnstatistik  Erwähnung. 

Varlez,  Louis,  Die  Lohnverhiiltnisse  in  der  Genter  In- 
dustrie. I.  Baumwollenindustrie.  Untersuchung  und  Bericht 
an  den  Minister  für  Industrie  und  öffentliche  Arbeiten.  Brüssel, 
1901,  596  pag. 

Dieser  Band  enthält  den  ersten  Teil  einer  umfassenden  Unter- 
suchung, mit  welcher  das  Arbeitsdepartement  seinen  angesehensten 
Korrespondenten,  Louis  Vaklkz  aus  Gent  beauftragt  hat. 

Durch  Reichtum  an  Details,  genaue  Statistik.  Fülle  von  Unter- 
suchungen hat  diese  Studie  Ähnlichkeit  mit  den  bereits  klassisch  ge- 
wordenen grossen  Publikationen  des  „Department  of  Labor-  der  Ver- 
einigten Staaten.  Aber  was  den  wissenschaftlichen  Charakter  erhöht, 
ist  der  historische  Standpunkt,  den  der  Verfasser  eingenommen  hat, 
Kr  hat  daher  dazn  beigetragen,  eine  Lücke  zu  füllen,  die  man  nicht 
genug  für  unser  kleines  Land  bedauern  konnte:  die  Geschichte  des 
Ursprungs  und  der  Entwicklung  der  Industrie. 

Gent,  die  Wiege  der  Banmwollenindustrie,  war  ein  besonders 
geeigneter  Ort  für  eine  derartige  Studie:  die  Ortsarchive  und  be- 
sonders vielleicht  noch  wertvoller  für  den  Fall  —  die  alten  Lohn- 
listen gewisser  grosser  Textilwerke  standen  dem  eifrigen  Statistiker 
zu  Gebote,  der  daraus  reichliche  Früchte  zog. 

Für  unser  Gefühl  ist  der  neueste  und  der  Aufmerksamkeit 
der  Nationalökonoraen  würdigste  Teil  derjenige,  in  welchen  die  Lohn- 
tarife und  ihre  technischen  Grundlagen  erörtert  werden.  „Nichts 
ist  falscher,  als  der  Glaube,  die  Lohnsatze  würden  willkürlich  durch 
die  beteiligten  Parteien  festgesetzt.  Im  Gegenteil,  jede  Schwankung 
des  Lohnes,  jede  gebräuchliche  Zahlungsart  hat  ihre  historische  oder 
technische  Begründung"  (4.  Teil,  Einleitung,  pag.  105).  — 

Ohne  sich  in  eine  vollständige  wissenschaftliche  Beschreibung 
der  verschiedenen  mechanischen  Zweige  und  der  industriellen  Vor- 
gänge einzulassen,  spricht  der  Verfasser  klar  über  die  Gründe,  wes- 
halb die  Tarife  gelten  und  über  die  Ursachen,  welche  die  Änderungen 
der  jetzigen  Löhne  herbeigeführt  haben.  Die  Bewegung  der  Lohn- 
sätze seit  den  Anfängen  der  Baumwollenindustrie  in  Gent,  d.  h.  6eit 
dem  Ende  des  lH.  Jahrhunderts,  bildet  den  Gegenstand  verschiedener 
Schritten,  welche  folgendes  Gesamtresultat  ergeben:  die  Banmwoll- 
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spinnet-  haben   ihren  Wocheiilohn  sich  heben  sein 

Jahn-  17!':.  auf       Frs.  in.  Jahn-  1<  ;  dir  Wein 

stärkere  Erhöhung  gehabt:  ihn?  wöchentliche  Ei 
H  Frs.  auf  1".  Frs.  wahrend  derselben  Periode,  w. 
in  beiden  Branden  Max-hineiiarheit  an  Stelle  de 
Es  handelt  sich  hier  um  „I  mrchschiiittssnninien'-. 
wir  ebensowenig  wie  der  Verfasser  selbst  —  i 
aber  als  Vergleichsmnterial  stimmen  sie  gut  mit  ; 
verurteilt  lichten  Lohtistatistiken. 

Ausseist  detaillierte  Anhange  vervollstälH 
welches  für  Nationalökonomcn  und  Statistiker  eil 
grübe  von  Belehrung  sein  wird. 

Vandervelde,  Emile,  Das  G rundeigeut 
Foneiere)  in  Helarien.  Paris  (Schleicher,  Intern 
der  sozialen  Wissenschaften»,  l'.MM),  :(27  pag. 

Die  Resultate  der  Studien  V\\i>i  kvh.i.v-  ii 
stand  sind  den  deutschen  Lesein  durch  den  Verla» 
gegeben  im  .Archiv  für  soziale  Gesetzgebnn 
von  Hkai'k  (Berlin,  Bd.  XV.  pag.  4 Ii*  —  4"»7>  mit 
..Das  Grundeigentum  in  Belgien  in  dem  Ze 
bis  lNH!"»-.  Es  ist  dies  eine  Sammlung:  und  Zusi 
Monographien,  die  dem  Institut  für  Sozialwesen* 
sind,  gegründet  von  Solvay.  Das  Werk  nmfasst 
Teile:  Persönliche  Beobachtungen  des  Verfassen 
benaclibartcn  Kommiinen  des  „Font  de  Soignes"  :  L 
und  Genval;  -  allgemeinere  Betrachtungen,  in  de 
Verhältnisse  verschiedener  liegenden  des  ganzen  La 
des  Grundbuches  untersucht  werden;  -  schliessli 
Essay  über  das  ländliche  Grundeigentum  in  Belg 
Hälfte  des  p.t.  Jahrhunderts  nach  den  vorhergeh 
und  den  offiziellen  landwirtschaftlichen  Statistiker 
Verfasser  verfolgt  angelegentlichst  die  Bewegnnp 
liehen  Arbeiter  veranlasst,  in  der  Stadt  zu  arbei 
Landarbeit  den  Frauen  überlassen;  er  bezeichnet 
dieses  Systems.  Es  w  ird  uns  nicht  versagt  sein,  d 
der  Leser  dieses  Buches  auf  die  neue  allgemeine 
Industrie  von  lsW  zu  lenken,  die  erschienen  ist 
welches  wir  besprechen,  deren  Genauigkeit  und  S. 
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des  Arbeitsministeriunis  Eine  macht:  hier  liegen  die  Elemente  für 
eine  strenge  Kontrole,  der  die  Ausführungen  des  Verfassers  unter- 
worfen werden  müssen. 

Da  wir  in  der  Grundeigentums-Statistik  zur  Zeit  weniger 
glücklich  sind,  als  in  der  Statistik  des  gewerblichen  Lebens  auf 
dem  Lande,  musste  Vandkrvkldk  überall  die  Erhebungen  von  1880 
zu  Grunde  legen,  die  sehr  mit  Vorsicht  zu  gebrauchen  sind.  Er 
zieht  daraus  Konseqnenzen  in  Bezug  auf  die  kapitalistische  Kon- 
zentration in  den  reichsten  Gegenden  des  Landes  in  Übereinstimmung 
mit  einem  MARx'sehen  Gesetze,  welches  der  Verfasser  nicht  versäumt 
heranzuziehen:  „ Meistens,  sagt  er,  findet  Fortschritt  statt  heim  Gross- 
grundeigentuin  in  den  Distrikten,  welche  direkt  dem  Einfluss  der 
Hauptstädte  unterliegen;  Rückschritt  dagegen  bei  denjenigen,  welche 
infolge  ihrer  Entfernung  und  der  Schwierigkeit  der  Kommunikations- 
mittel ausserhalb  der  Sphäre  dieses  Einflusses  bleiben". 

Das  ganze  Buch  ist  interessant  durch  die  Tatsachen,  die  es 
anführt  über  die  Bildung  der  grössten  Privatgüter  oder  der  öffent- 
lichen Domänen  in  Belgien  und  über  das  Verschwinden  der  alten 
Gemeindegüter;  auch  die  Wälder  sind  sehr  verringert;  bei  manchen 
Besitzungen  ist  der  Eigentümer  nur  vorgeschobene  Persönlichkeit 
für  die  Kongregationen,  welche  gesetzlich  allerdings  ausgeschlossen, 
tatsächlich  aber  doch  die  wahren  Nachfolger  der  alten  Abteien  und 
der  alten  Kapitel  etc.  sind.  —  Hier  liegt  zweifellos  die  fesselndste, 
sicherste  Partie  des  besprochenen  Werkes:  man  verfolgt  hier  die  Ge- 
schichte des  Eigentums  durch  die  Besitzänderungen  des  19.  Jahr- 
hunderts, um  bis  zur  Feudalzeit  zurück  zu  gehen,  in  welcher  die 
Verstaatlichung  und  die  Veränssernngen  des  nationalen  oder  kommu- 
nalen Gemeinguts  zum  Vorteil  einzelner  die  Stelle  einnehmen,  die 
ihnen  zukommt. 

Was  die  Schlussfolgerungen  betrifft,  so  entsprechen  sie  der 
sozialistischen  Orthodoxie,  dem  reinen  Marxismus.  Sie  sind  in  dem 
zu  Anfang  dieser  Zeilen  angeführten  deutschen  Artikel  übersetzt.  — 
Man  bemerkt  die  Anhäufung  von  Grundbnchblättern  in  der  Hand 
eines  einzigen  Eigentümers  und  selbst  bei  einem  einzigen  Besitztum: 
die  Zahl  dieser  Blätter  ist  unabhängig  von  der  beträchtlichen  Zer- 
splitterung des  Grundeigentums  in  Belgien.  Die  kapitalistische  Kon- 
zentration und  die  Grossknltnr  gehen  ihren  Lauf.  Alles  dies  steht 
in  genauem  Zusammenhang  mit  der  gegenwärtigen  wirtschaftlichen 
Jabrbuch  der  Internat.  Vereinigung.  6.  u.  7.  HJ.  40 
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Lage  und  der  gegenwärtigen  Produkt  ionsforui.  AI 
mit  seinen  l'rsachen  ändern  und  nach  den  l'roj 
eifrigen  sozialistischen  Führers  —  handelt  es  s'u 
ein  Jahrhundert.  ,bis  die  städtischen  Arbeiter, 
befreit,  ihre  Errungenschaften  der  Landbevülkeruii) 
la>sen  und  sie  von  den  Pcdriukungen  erlösen,  wel 
einanderfolgenden  Gebieter  unterworfen  halten". 

Solvay,  Ernest,  Soziale  Studien.  Pen 
den  Produkt  i  Visums  und  den  Komptabi 
iLamertin),  p.MHt,  ITH  pag. 

Denkt  man  genug  daran,  was  sich  alles  an 
in  dieser  grossen  Maschine,  genannt  die  (iesclls« 
Wieviel  Arbeiten  werden  täglich  wiederholt,  we 
ausfuhrt,  während  ein  allgemeines  Ein\ erständni 
jeden  vereinfachen  und  verringern  würde,  indem 
Äusserungen  der  anderen  teilnimmt!  —  Diese  1 
Ekm>i  S<>i.\av  seit  langem,  den  (irossindnstricll 
ein  Kapitel  des  „Wealth  of  Nations"  von 
Praktische  übertragen  hat.  Seine  Schriften  sind  i 
als  eigentliche  Abhandlungen,  sehr  unabhängige 
Schule  angehörig.  Er  beschäftigt  sich  vorzngsweis 
den  W  ert  und  über  seinen  „Träger",  das  tield,  w 
scheinnngeii  von  bemerkenswerter  Heharrlichkeit  v 
naVh  seiner  Tätigkeit,  wie  sie  dem  (icmeinwesc 
der  Grundsatz  des  Solvay :  er  führt  ihn  zur  Ai 
viduellen  Leistungsfähigkeit  und  zur  Hegünstigung 
diese  entwickelt:  ein  soziales  Programm  wird  au: 
hergeleitet:  die  Polle  des  Staates,  eine  nur  regit lat 
sich  bestimmt  vom  Interventionismus,  mehr  noch  v 
Was  das  tield  anbetrifft,  so  schlägt  Solvay  ab 
seine  Abschaffung  vor  und  setzt  an  seine  Stellt 
„sozialem  Komptabilisimis-,  den  wir  sicherlich  a 
trachten  dürfen,  du  der  Verfasser  selbst  als  unerlässl 
hinstellt,  dass  die  persönliche  Arbeit  die  einzige  IJ 
Reichtums  sein  solle. 

Gleichzeitig  als  Soi.v,\v  seine  „Pemcrkungc 
er  eine  interessante  Korrespondenz  über  diesen 
dem  Genfer   sozialistischen   Abgeordneten  Eimta 
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Organisator  der  Genossenschaft»'!!  \<>s  Vooknmt  und  dem  Chef  der 
Flamändischen  Arbeiterpartei.  Der  Ausgangspunkt,  für  diesen 
Meinungsanstausch  waren  zwei  Reden,  die  Solvay  im  belgischen 
Senat  am  27.  Dezember  181>9  und  am  22.  März  l!»00  hielt.  Man 
findet  deren  Text,  sowie  den  der  fraglichen  Korrespondenz  in  einer 
Broschüre  von  52  Seiten,  bei  Lainertin  in  Brüssel  (1W0)  erschienen, 
unter  dem  Titel:  „Briefe  über  den  Produktionismus  und  den 
Kollektivismus".  Es  ist  komisch,  zu  sehen,  wie  diese  beiden 
Männer  der  Tat  sich  gegenseitig  vorwerfen,  dass  sie  zu  „theoretisch" 
seien  in  ihren  sozialen  Ansichten,  aber  sich  gegenseitig  komplimentieren 
wegen  der  Höhe  ihrer  Gesichtspunkte  und  Absichten.  Aber  hinter 
den  Gründen  Anskki.ks  fühlt  man  immer  die  geschlossene  Faust,  die 
er  eines  Tages  seinen  Gegnern  in  der  Kammer  zeigte.  Im  Grunde, 
was  so  viele  Menschen  mit  guten  Absichten  von  einander  unterscheide^ 
das  sind  weniger  die  Zwecke,  die  sie  verfolgen,  als  die  Mittel,  die 
sie  anwenden  mögen,  um  diesen  znui  Siege  zu  verhelfen:  der  eine 
bleibt  an  seinem  Schreibtisch;  der  andere  spricht  zur  Galerie;  ein 
dritter  steigt  auf  die  Strasse  hinunter,  während  ein  vierter  losschiesst. 
Solvay  gehört  zur  ersten  Art;  mit  grosser  Mühe  nur  würde  man 
ihn  zur  zweiten  hinüberziehen  können.  Axskki.k  steht  in  der  vor- 
letzten; er  würde  sich  nicht  besinnen,  zur  letzten  überzutreten! 

Vandervelde,  Emile,  Der  Kollektivismus  und  die  in- 
dustrielle Evolution.  Paris  (Nene  Gesellschaft  für  Buchhandel), 
1!MX>,  28:.  pag. 

Hier  liegt  ein  Vnlgarisationswerk  vor.  Der  Verfasser  will 
vor  allen  Dingen  deutlich  sein  in  der  richtigen  Voraussetzung,  dass 
Klarheit  ein  mächtiges  Hilfsmittel  ist,  um  auf  die  fl>erzeugnng  des 
Lesens  einzuwirken.  Die  Persönlichkeit  Vam.kuvku.ks  ist  zu  bekannt, 
als  dass  man  die  Tendenzen  des  Werkes  angeben  müsste.  Er  be- 
spricht anfangs  die  kapitalistische  Konzentration  und  deren  schlimme 
Folgen,  besonders  für  die  kleinen  ländlichen  Grundbesitzer,  die  Hand- 
werker und  die  Detaillisten.  — 

Ein  zweiter  Teil  handelt  über  Monopole  und  verschiedene 
Formen  kapitalistischer  Ausbeutung:  Trusts  etc.:  Vaxokkvki.i.k  fasst 
besonders  die  wachsende  Bedeutung  der  Aktiengesellschaft  ins  Auge, 
welche  bei  wichtigen  Unternehmungen  an  Stelle  des  individuellen 
Betriebes  getreten  ist.  -  - 
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Der  erMe  Teil  willigst  mil  einer  Kritik  d 
den  Kollektivismus;  der  Verfasser  bezieht  sich  auf  <: 
gesetz"  und  weist  auf  die  „modernen  Lorbeeren"  hin,  d 
(iesellschat't  umstürzen  wollen.  Beachten  wir  in 
datw  V.\M»KKVKi.i>E  weniger  absolut,  weniger  besehri 
orthodox  -  wir  stellen  uns  auf  den  Standpunkt 
von  St.  Makv  erscheint,  wenn  er  wissenschaftli 
andere  nationalökonotnische  Spezialpmblem  nntersn 
politische  Propaganda  betreibt. 

Die  Grundlage  der  kollektivistischen  Theori« 
Sozialisierung  der  Produktions-  und  Tauschmittel,  h 
des  zweiten  Teils.  Dann  eine  Studie  über  Oewini 
der  Industrie,  wie  beim  Grundeigentum  kritisiert 
den  (iewinn,  der  nicht  auf  eigentlicher  Arbeit  be 
Sozial isicrung  wird  die  Unterproduktion  reicher  nn< 
gleichzeitig  gerechter:  die  Staatsverwaltung  wird  der 
sein;  in  ihr  werden  sich  die  wirtschaftlichen  I^istung 
wie  sich  die  politischen  Leistungen,  die  früher  ze 
Ordnung  ausgeübt  wurden,  schon  in  der  Staatsregiei 
haben.  Dann  folgt  eine  ganze  Beilie  von  Verfinde 
der  politischen  Ordnung,  wobei  bekanntlich  das  Pro 
schaft  führt,  welche  für  den  Arbeiter  zur  Anerkenn 
auf  den  vollen  Krtrag  seiner  Arbeit  führt. 

Was  die  jetzigen  Inhaber  der  Prodnktionsn 
steht  ihnen  die  Expropriation  bevor.  In  welcher  Kon 
Konjunkturen u  müssen  das  sagen.  Der  Verfasse 
zweiten  Teil  mit  der  Zurückweisung  einer  neuen  Keil 
in  Bezug  auf  die  Initiative,  die  individuelle  Freiheit 
künstlerische  Produktion  nötige  Unabhängigkeit. 
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Referent:  Clovis  Bevilaqua, 

Professor  der  Hechte.    Kecife  (Brasilien). 

Übersetzt  von  Paul  Fischer,  Rechtsanwalt,  Herlin. 


a)  Gesetzgebung  1901. 

Arn  IJ.  Mai  1901  fand  die  Eröffnung  des  Bundeskongresses  statt, 
der  bis  zum  30.  Dezember  tagte.  Der  Senat  hielt  47  Sitzungen  ab 
nnd  die  Deputiertenkammer  196.  42  Gesetzesvorschläge  wurden  bei 
dem  Senat  eingebracht  und  295  bei  der  Kammer  der  Deputierten. 
Der  Priisident  der  Republik  hat  78  Beschlüsse  des  gesetzgeberischen 

■ 

Bnndeskongresses  sanktioniert  und  hat  4  davon  veröffentlicht,  ohne 
sie  sanktioniert  zu  haben. 

Die  zur  Abstimmung  gekommenen  Gesetze  waren  wenig  zahl- 
reich gewesen  nnd  bieten  kein  allgemeines  Interesse.  Ausser  den 
Gesetzen  betreffend  die  Bewilligung  des  jährlichen  Budgets,  den  Ge- 
setzen betreffend  die  Eröffnung  ausserordentlicher  Kredite  und  ge- 
legentlich gegebenen  Gesetzen,  bestimmt,  einige  in  finanzielle  Schwierig- 
keiten gekommene  Banken  zu  stützen,  bietet  die  gesetzgeberische 
Tätigkeit  Brasiliens  in  diesem  Jahr  wenig,  das  erwähnt  zu  werden 
verdient. 

Aber  wichtige  Projekte  sind  diskutiert  worden,  unter  anderm 
der  Entwurf  zu  einem  bürgerlichen  Gesetzbuch  und  der  Entwurf 
zu  einer  Konkursordnung. 

Der  Gesetzesentwurf  zum  bürgerlichen  Gesetzbuch,  abgefasst 
von  Ci.ovm  BKVii.AyiA  und  durch  eine  vom  .Tustizminister  Epitatio 
Pkssoa  ernannte  Kommission  revidiert,  wurde  von  der  exekutiven 
Gpwalt  der  Deputiertenkammer  am  17.  November  19<M)  übergeben. 
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Nachdem  die  I  »epiiticrteiikammer  all»-  Brasilia! 
an  diesem  Werke  von  nationaler  Bedeutung,  das 
will,  f  ix  ten  hatte,  ernannte  sie  eine  Kommission  \ 
welche  Zahl  der  der  brasilianischen  Bundesstaaten 
Kommission  hielt  ihre  erste  Sitzung  am  27.  Juli 
aus  allen  Teilen  des  Reichs  zugegangenen  Memori 
nehmen  und  ihren  Präsidenten,  seinen  Sekretär 
beriehteistiitter  und  die  Spezialbcrichterstatter  zu 

Der  erwählte  Präsident  ist  Dr.  Skahka,  Depu 
Bahia  und  Professor  an  der  juristischen  Fakultät  ; 
(Jeneralberichterstatter  Dr.  Syi.vm  Romkk<>,  Deput 
Sergnpe,  Professor  der  Kechte  und  ausgezeichnete: 

Man  teilte  den  Kntwtirf  in  Di  Abschnitte;  je 
Gegenstand  eines  S|H-zialberichts.  veröffentlicht  ii 
gresso  (Zeitschrift  des  Kongresses»,  ebenso  wie 
Rapporte  und  Verbesscrungsvoischläge,  die  dnrcli 
juristische  Gesellschaften  und  diejenigen,  welche  Ii 
nommen  hatten,  den  Entwurf  des  bürgerlichen  Gesetz 
eingeschickt  waren. 

Am  1.  Oktober  wurde  die  Diskussion  eröffnet 
geschlossen  wurde.  Kine  l'nterkommission  war  1 
die  Redaktion  vorzubereiten,  Uber  die  vor  Ende  .1 
werden  sollt«.  Auch  wird  der  am  1'».  März  ausse 
veniaimnelte  Kongress  ermächtigt  werden,  den  £ 
Gesetzes  Vorschlag  zu  gestalten,  der  vom  Präsidei 
sanktioniert  werden  wird. 

Per  Generalherichterstatter  Dr.  Svi,vm  R>mt 
der  Depntiertenkaminer  die  Geschichte  der  Arbeite 
und  die  Motivierung  des  Entwurfs  vorzutragen. 

Der  Autor  des  Entwurfs.  Professoren,  Hicht 
haben  an  der  Erörterung  teilgenommen.  Erwähl 
Ehii'KiRA,  der  einer  der  berühmtesten  Männer  des 
war;  C'kvei.lo  Roi.hk.i  ks.  seinerseits  ebenfalls  Ve 
wnrfs  zu  einem  bürgerlichen  Gesetzbuch;  Diiumm,  äi 
Verfasser  eines  Kommentars  zum  Handelsgesetzbuch 
Kuno  Iaai.  und  Sn;<;i'>  Lukktu. 
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Der  Entwurf  zu  einer  Konkursordnung,  über  den  die  Deputierten- 
kanuner  fast  ohne  Diskussion  abstimmte,  hat  von  seiten  des  Senats 
eine  grosse  Anzahl  Abänderungsvorschläge  hervorgerufen,  der  sich 
für  verpflichtet  hielt,  die  Studien  von  Somihinm  Lkitk  in  Erwägung 
zu  ziehen. 

Die  durch  den  Senat  bewirkten  Umgestaltungen  berücksichtigten 
die  Reklamationen  der  Kaufleute,  die  sich  besondere  über  die  Ab- 
tretung der  Güter  beklagten,  welche  nach  dem  Gesetz  vom  24.  Ok- 
tober 1890  eins  der  Mittel  ist,  die  Konkurserklärung  zu  vermeiden. 

Erwähnen  wir  noch: 

Den  Gesetzentwurf  betreffend  ein  Register  für  obligatorische 
.Schuldtitel,  der  vom  Senat  abgelehnt  wurde. 

Den  Entwurf,  welcher  die  Schliessung  der  Zivilehe  vor  der 
kirchlichen  Trauung  für  notwendig  erklärt. 

Den  Entwurf  betreffend  das  den  ländlichen  Arbeitern  gewährte 
Vorrecht  auf  Auszahlung  ihres  Gehalts  aus  dem  Vermögen  ihres 
Dienstherrn. 

Den  Gesetzesentwurf  über  die  Naturalisation  Fremder. 

b)  Literatur. 

Unter  den  im  Jahre  1901  erschienenen  juristischen  Schriften 
verdienen  erwähnt  zu  werden: 

Die  brasilianische  Strafprozessordnung  (Processo  criminal  brazil.). 
Von  Dr.  Joao  Mendes  junior,  Professor  an  der  juristischen  Fakultät 
von  S.  Paulo.  Es  ist  dies  ein  ausgezeichnetes  Werk,  in  welchem 
eine  Geschichte  der  einzelnen  Institutionen  gegeben  und  die  richtige 
Doktrin  dargestellt  wird. 

Das  Strafgesetzbuch,  interpretiert  auf  Grund  der  Quellen,  der 
Doktrin  und  der  Rechtsprechung  (codigo  penal  interpretado  segundo 
as  fontes,  a  doctrina  e  a  jurisprudencia).  Von  Dr.  Joäo  Vieira  de 
Araujo,  dem  unermüdlichen  und  hervorragenden  Professor  der 
juristischen  Fakultät  zu  Recife. 

Theorie  des  Zivil-  und  Handelsprozessverfahrens  (Theoria  do 
processo  civil  e  commercial).  Von  Dr.  Joäo  Monteiro,  Professor  an 
der  juristischen  Fakultät  zu  S.  Paulo.  Hiervon  wurde  der  dritte 
Rand  in  diesem  Jahre  veröffentlicht. 

Die  Verunstaltungen  bei  körperlichen  persönlichen  Verletzungen 
(A  deformidade  das  pessoas  lesadas).  Von  Dr.  Alcantara  Machado, 
Professor  an  der  juristischen  Fakultät  zu  S.  Paulo. 


ti:52  <H-s.  tzL'.  l»ui>fr  und  Literatur. 

Der  Heisteskranke  im  brasilianischen  Zivilrech 
direito  civil  brazileiro),  eine  schone  Studie  von  dem 
Professor  der  medizinischen  Fakultät  zu  Bahia.  I>r.  '. 
worin  der  Entwurf  des  Zivilgesetzbuchs  in  Bezug 
Medizin  kritisiert  wird. 

Strafgerichtlich«   Fragen   ((^nestoes  de  direi 
Viveiroe  de  Castro,  Hichter  und  hervorragendem  f- 
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Referent:  Dr.  M.  St.  Schichmanow. 

erster  Sekretär  der  fürstlich  bulgarischen  diplomatischen  Vertretung  in  Wien. 


Gesetzgebung  1901. 

Auch  das  Jahr  1D01  war  leider  in  gesetzgeberischer  Beziehung, 
und  namentlich  was  das  .Tustizfach  anbelangt,  nicht  eben  eines  der  un- 
fruchtbarsten für  Bulgarien;  denn  die  im  Anfange  des  Jahres  18!M» 
gewählte  und  einberufene  (zehnte)  Nationalversammlung  konnte  nicht 
einmal  zwei  ordentliche  Sessionen  überleben  und  schon  Ende  November 
des  nächsten  Jahres  (1900)  wurde  dieselbe  infolge  Sturzes  des  Kabinetts 
iBANTsriiow-RAiMisLAvow  aufgelöst  und  nach  Beendigung  der  Neu- 
wahlen im  Monat  Februar  1!»01  trat  unter  dem  neuen  Kabinette 
Kakavklow-Dankw  die  neugewählte  (XI.)  Sobranje  zusammen,  welche 
sich  mehr  als  drei  Monate  fast  ausschliesslich  mit  Wahl  Veri- 
fikationen1) befasst  hat.  Nicht  produktiver  war  auch  die  ordent- 
liche Herbstsession  des  nämlichen  Jahres;  denn  kaum  hatte  die  Sobranje 
die  langwierige  Adressdebatte-)  und  einige  kleinere  Gesetzentwürfe 
erledigt,  als  die  ausschliessliche  Aufmerksamkeit  der  Landesväter 
durch  das  von  der  Regierung  zweimal  eingebrachte  (und  von  der 
Sobranje  zweimal  verworfene)  Anleiheprojekt  in  Anspruch  genommen 
wurde.    Damit  hatte  aber  auch  die  XI.  ordentliche  Nationalver- 

')  Weun  schon  die  Vorschrift  unseres  Wahlgesetzes,  dass  für  die 
Wahlveriiikationen  die  Nationalversammlung  kompetent  ist,  eine  Anomalie 
bedeutet,  so  kann  es  gerade  als  ein  nicht  genug  zu  rügender  Missbrauch 
bezeichnet  werden,  wenn  unsere  Deputierten  diese  Wahlveritikations-Ver- 
handlungen  unnötigerweise  in  die  Länge  ziehen  und  dadurch  a/,  der  ihnen 
zur  Verfügung  stehenden  Zeit  vergeuden. 

*)  Auch  mit  der  Adressdebatte  wird  Mißbrauch  getrieben,  da  mau 
bei  diesen  Verhandlungen  allerlei  Fragen  in  die  Debatte  hineinbezicht, 
welche  mit  der  Adresse  nichts  gemein  haben.  Deshalb  benötigt  unsere 
Sobranje  zur  Beratung  der  Adresse  in  der  Regel  einen  Monat. 


\  Gesetzgebung  und  Literatur. 

Sammlung  ihr  Todesurteil  verkündet,  denn  sie  w 
ohne  das  Imdget  verhandelt  zn  haben,  aufgelöst 

Wenn  si  hon  aus  dem  bisher  Krwähnten  di 
der  X.  nnd  XL  Sobranje  (181»!» — 19<U)  zur  Geniii 
inusv  ihm-Ii  eines  l'instandes  erwähnt  werden,  we 
zum  unnützen  Zeit  vergeuden  in  der  Sobranje  beit 
die  sich  in  neuester  Zeit  besonders  bemerkbar  mache 
Abgeordneten:  einander  in  der  Finbringnng  vo 
nnd  Vorlagen  anf  kleine  Gesetzmodifikation 
abündernngen  förmlich  zu  überbieten.  Leider 
Verfügung  der  Verfjissung  (ij  ~>2),  wonach  jeder 
Gesetzinitiative  zukommt,  ich  möchte  sagen,  wört 
und  si»  kommt  es  vor,  dass  jede  Regierung  genöt 
unmöglichste  Gesetz Vorlage,  sobald  dieselbe  Voll  im 
tieften  unterzeichnet  ist  (diese  Anzahl  ist  unsch 
wenigstens  in  erster  Lesung  in  Verhandlung  zn  n» 
durch,  besonders  wenn,  wie  es  häutig  der  Kall  ist 
Vorlagen  znm  Gesetze  werden,  die  Svstemlosigk 
gebung  grossgezogen  wird,  liegt  klar  auf  der  Han 

Was  Wunder  also,  wenn  bei  sogetanen  Umstü 
Schaffensfreude  jedes  gewissenhaften  Fachministers 
gründlich  vorberatene  organische  Gesetzentwürfe  imm 

Ans  der  Reihe  der  von  der  XI.  Sobranje  in 
ausserordentlichen  nnd  ordentlichen)  Sessionen  leidli 
nnd  votierten  Gesetze  können  an  dieser  Stelle  folget 
werden:  das  Gesetz  über  die  Einteilung  des  Sta; 
(vom  17.  Mai  UHU).  Nach  diesem  tiesetze  besteh 
aus  12  Kreisen  (Hnrgas,  Küstendil,  I'leven,  Ploi 
Russe  |Rustsc.htik|,  Schumi*,  Sofia,  Stara-Zagora, 
Widin  und  Wratz)  und  71  Uezirken.  An  der  S 
Kreises  steht  ein  auf  Vorschlag  des  Ministers  des  In 
ernannter  Prfifekt  (Okouzen  upravitel).  Die  Zahl  d 
.leder  Kreis  besteht  aus  ;i — H  Bezirken,  welche  im  ( 
benannt  sind.  An  der  Spitze  der  Bezirke  stehen  die 
(okohfcU  nacalnitzi  '.  Dieselben  ernennt  der  Minist 
Das  Grnndsteuergcsetz  izakon  za  pozetnelen  d: 
l'.'Ol.  welches  die  Besteuerung  der  Felder,  Wiese 
berge,  Wälder  und  dergl.  in  die  Kategorie  der  zu 


Digitized  by  Google 


M.  St.  Schk  hmanow:  Bulgarien. 


K\5 


gründen  gehörigen  Flächen  zum  Gegenstande  hat.  —  Das  Gesetz 
über  die  Finanz- Inspektoren,  welches  die  Institution  der  staat- 
lichen Finanz-Inspektoren  wieder  herstellt  und  zur  erspriesslichen 

■ 

Kontrolle  aller  mit  Geldgebarung  betrauten  Staatsämter  neu  organisiert. 
Obwohl  nicht  zum  Gesetz  erhoben,  so  doch  in  zweiter  Lesung  an- 
genommen wurde  ein  Entwurf  über  Abänderung  der  Gerieht  s- 
organisations-Novelle,  von  welcher  Änderung  bereits  in  meinem 
letzten  Berichte  (Jahrbuch  V,  S.  4*5  u.  48fi)  die  Bede  war. 

Der  neue  Justizminister  Dr.  Rahmt  fand  es  nämlich  angezeigt, 
den  auf  die  Inamovibilität  der  Richter  Bezug  habenden  alten  Zerknir- 
schen Text  (Abschnitt  XVII,  125—131)  in  seiner  ursprünglichen,  in 
logischer  Hinsicht  jedenfalls  anfechtbaren  Form,  wieder  herzustellen. 

Es  würde  dann  wieder  zweierlei  resp.  dreierlei  Mals  zur 
Beurteilung  und  Bestimmung  der  Inamovibilität  der  bulgarischen 
Richter  existieren,  und  zwar  eine  Kategorie  unter  ihnen,  nämlich 
die  Richter  am  obersten  Kassationshofe  waren  ipso  jure  inamovibel, 
die  Inamovibilität  der  übrigen  Kollegialrichter  f Appellation«-  und 
Kreisgerichte)  würde  aber  von  einer  H — 8 jährigen  Richterpraxis  ab- 
hängen, während  die  Einzelrichter  (Friedensrichter)  von  der  Wohl- 
tat der  Inamovibilität  unter  allen  Umständen,  d.  h.  bedingungslos 
ausgeschlossen  wären. 

Die  früher  vom  damaligen  Justizminister  Pks<  h<»kf  durch- 
geführte Novelle  machte  die  Inamovibilität  für  alle  Richter  und 
Untersuchungsrichter  ohne  Unterschied  von  einer  15jährigen 
richterlichen  Dienstzeit,  welche  die  besten  Richter  besitzen,  abhängig.1) 

Die  übrigen  während  der  genannten  Periode  geschaffenen  re- 
lativ wichtigeren  Gesetze  vulgo  Flickarbeiten  sind  folgende: 

1.  Das  Gesetz  über  Abänderung  des  §  13  des  Strassen- 
räubergesetzes  (Zakon  za  iztreblenie  na  razboini  tschestvoto),  wo- 
nach Strafprozesse  gegen  Strassenräuber,  ihre  Hehler  und  Teilnehmer 
nur  dann  der  Kompetenz  der  Militär-Standgerichte  unterliegen,  wenn 
hierzu  ein  motiviertes  und  vom  Fürsten  bestätigtes  Dekret  des 
Ministerrates  erlassen  worden  ist. 

Ursache  zu  dieser  Änderung  gab  der  früher  mit  diesem  Ge- 
setze in  den  Jahren  18!»0— 1802  in  einigen  Fällen  geübte  Missbrauch, 

')  Da»  Verlangen,  dass  alle  Richter  von  einem  gewissen  Termine 
an,  hin  zu  weichein  man  den  Richterstand  von  den  unqualifizierten  Personen 
säubern  würde,  als  inamovibel  erklärt  werden,  konnte  nicht  durchdringen. 


(YM\  (iesctzgehung  und  Literatur. 

da  man  auch  Handlungen  rein  politischer  Verbn 
Gesetz  subsumierte. 

2.  Ein  Snpplementsgesetz  Uber  die  Schul-  i 
Kraft  getreten  am  1.  September  U*01.  Nach  diesen 
die  in  zwei  halbjährigen  Raten  zu  entrichtende] 
die  (iemeinde-Yolksschnlen:  <S  Frs.  für  die  nie« 
12  Fr»,  fiir  die  oberen  Klassen;  fllr  die  Staats-,  1 
schulen  lö  resp.  30  Frs.  nach  der  oben  erwähntei 
für  die  pädagogischen  Lehranstalten  20  Frs.  nw 
s  c  h  n  1  e  (»0  Frs.  Die  nnbemittelten  Schüler  werden,  so 
eine  gute  Fortgangsnote  haben  und  ein  ebenfal 
aufweisen,  von  Erlegung  der  Schultaxe  befreit ;  eben; 
wo  gleichzeitig  mehr  als  drei  Brüder  ein  und  d 
anstalt  besuchen,  der  dem  Alter  nach  folgende  viel 
Bruder  von  der  Schnltaxc  befreit. 

Bei  den  Gemeiiideschulen  wird  die  ans  den  Sc 
Summe  zur  Hälfte  für  Schulreqiiisitcn,  zur  Hüll 
dieser  Schulen  verwendet.  Bei  allen  staatlichen  Lei 
die  Schultaxen  in  die  Staatskasse. 

3.  Abänderungen  nnd  Zusätze  zum  Wall 
Jahre  1*07.  Die  ineisten  darunter  betreffen  di 
Agenden  der  die  Wahlregister  vorbereitenden  Gerne 
auch  innere  Manipulationsregeln.  Von  wesentliche 
folgende  neue  Bestimmungen. 

Das  Wahlrecht  besitzen  nicht  die  im  Di 
Polizei-,  Korst-,  Verzehrungssteuer-  oder  Zollamts 
-Wächter.  Ebensowenig  besitzen  das  Wahlrech 
christlicher  Religion,   insofern   sie   kein  ständigt 

m   -»  u.  7).-') 

Gemeindevorstände  (Bürgermeister),  deren  St< 
auch  alle  jene  Personen,  welche  von  der  Gemein 
Kreisamtskasse  ein  Gehalt  beziehen,  können  nur  d 


0  Das  Wahlgesetz  ist  auch  eines  jener  unglücklicl 
fast  in  jeder  .Sohranjesession  treändert  und  ergänzt  wii 

a   Früher  war  nur  von  Ziueunern  überhaupt 
verstanden  aber  die  WahlagiMtoren  hlo«s  die  die  Mind» 
bildenden  Christen. 
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Abgeordneten  gewählt  werden,  wenn  sie  auf  diese  ihre  Stellen  vor- 
her Verzieht  leisten  (einen  Monat  früher  abdanken)     11  P.  6  u.  §  180). 

Jeder  Wahlkreis  besteht  aus  so  viel  Sektionen,  wie  vieluial 
10000  Einwohner  er  zählt.  Bruchteile  über  5000  Seelen  zählen 
für  10000,  solche  aber  unter  5000  kommen  nicht  in  Betracht  (£  14 
resp.  40  P.  v). 

Die  Wahl  kann  nur  in  einem  öffentlichen  Gebitude  vor 
sich  gehen  (§  15  resp.  40  P.  d). 

Weigert  sich  derCTemeindevorstand.jemand  die  Wahllegitimations- 
karte zu  verabfolgen,  so  kann  dieselbe  beim  Friedensrichter  des 
Kreises  abgeholt  werden.  In  diesem  Falle  jedoch  ist  die  Anzeige 
an  den  Staatsanwalt  zu  erstatten  (§  17  resp.  59). 

In  die  die  Wahl  leitenden  Wahlkomitees  können  auch  Richter- 
amtskandidaten,  im  Notfalle  sogar  Kassations-SchriftfUhrer 
(Sekretäre)  gewählt  werden  (§  21  resp.  71). 

(ieraeindevorstände  und  Lehrer  können  nur  in  ihrem  eigenen 
Sprengel  Mitglieder  des  Wahlkomitees  sein  (§  27  resp.  78). 

Die  in  die  Wahlbureaus  zu  Präsidenten  oder  Mitgliedern  ge- 
wählten Richter  oder  Gerichtsbeamten  können  bis  zur  Beendigung 
der  Wahl  weder  versetzt  noch  abgesetzt  werden  (§  20  resp.  81). 

Die  innere  Polizeigewalt  beim  Wahlakt  übt  der  Wahlpräses 
ans.  Auf  Verlangen  eines  oder  mehrerer  Abgeordneten-Kandidaten 
ist  er  verpflichtet,  zur  Sicherstellung  der  Ruhe  und  Ordnung  Militär- 
gewalt zu  requirieren.  Das  Militär  geht  in  diesem  Falle  mit  der 
Polizei  gemeinsam  vor  (§  35  resp.  91 — 94). 

Iu  jedem  Wahlkreis  hat  das  betreffende  Kreisgericht  spätestens 
fünf  Tage  nach  der  Wahl  in  seiner  Plenarsitzung  die  gewählten 
Abgeordneten  zu  proklamieren  und  hiervon  den  Kreispräfekten  durch 
Übersendung  des  diesbezüglichen  Beschlusses  zu  verständigen  (§  39 
resp.  119).  Ebenso  ist  nur  das  Kreisgericht  kompetent,  zu  bestimmen, 
ob  eine  Wahl  als  zu  stände  gekommen  zu  betrachten  oder  zu  wieder- 
holen ist  (ij  39  resp.  119). 

Nach  Verifizierung  der  Wahlen  durch  die  Nationalversammlung 
(Sobranjc)  sind  die  Bulletins  und  Wahllegitimationen  vom  betreffenden 
Kreisgerichte  (bei  welchem  sie  deponiert  waren)  zu  vernichten  42 
resp.  124). 

4.  Das  Amnestiegesetz  vom  28.  April  1901.  Durch  dasselbe 
wird  für  die  gelegentlich  der  Vollstreckung  des  Zehent gesetzes 
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verübten  und  im  Gesetze  besonders  bestimmten  Delikte,  sowie  au 
für  die  bis  Ii*.  Februar  VM.il  verübten  Pressdelikte  eine  allgemei 
Amnestie  gewährt,  von  deren  Wirkung  jedoch  die  Beamten,  so« 
auch  jene  Personen,  deren  Pressdelikte  auf  Antrag  der  beschädigt 
Partei  {reahndet  wurden,  ausgeschlossen  sind.  Endlich  erstreckt  si 
die  Amnestie  ."»)  auch  auf  jene,  welche  auf  irgend  eine  Weise  r 
Person  des  Staatsoberhauptes  (so  heisst  es  wörtlich  im  Geset> 
nicht  in  dessen  tiegenwart  beleidigt  haben.  — 

•r>.  Zwei  kleine  Pressgesetznovellen  (innerhalb  eines  Ze 
ranms  von  drei  Wochen  geschaffen).  Deren  Pestimmungen  sind  folgend 
Pressdelikte  werden  nach  den  Pestimmungen  de«  allgemeinen  Str; 
gesetzes  verfolgt  und  bestraft  (§  -\).  Desgleichen  richten  sich  die  Kol 
petenz  und  Prozedur  nach  der  allgemeinen  Strafprozessordnung  (S; 
Wegen  Pressdelikte  werden  bestraft  :  a)  der  Verfasser,  wenn  er  bekan 
ist  und  im  Fürstentum  wohnt,  sonst  der  Herausgeber;  b)  der  Drucken 
besitzet',  wenn  auch  der  Herausgeber  nicht  bekannt  ist  oder  nie 
im  Fürstentum  wohnt,  und  c)  der  Kolporteur,  wenn  nach  b)  d 
Druckereibesitzer  nicht  verfolgt  weiden  kann.  Redakteur  od 
Herausgeber  kann  jeder  volljährige  bulgarische  Staatsangehörige  se 
welcher  sich  im  Genüsse  der  bürgerlichen  und  politischen  Red 
befindet  und  im  Fürstentum  seinen  Wohnsitz  hat  ({5  <*>).  Ausländise 
Zeitungen.  Zeitschriften  und  Rücher  können  in  da«  Fürstentum  fi 
eingeführt  werden  7).  Die  Verfolgung  der  Pressdelikte  verjäh 
nach  Monaten  vom  Tage  der  Veröffentlichung  der  inkriminiert 
Stelle  oder  vom  letzten  Verfolgungsakte  gerechnet.1) 

f>.  Ein  Gesetz,  welches,  mit  Rücksicht  auf  die  traurigen  wii 
schaftlichen  Verhältnisse  im  Jahre  P.*<U,  die  gegen  die  Landwii 
angeordneten  zwangsweisen  Vollstreckungen  bis  1.  Oktober  Ii* 
sistiert.    Die  Vornahme  von  Pfändungen  wurde  aber  gestattet. 

7.  Eine  originelle  Novelle  zum  Advokatengesetze  (in  Kr; 
getreten  am  24.  September  15*01).  Nach  dieser  Novelle  (Suppleme 
zu  £  DJ  des  Advokatengesetzes)  werden  alle  Advokaten  und  Advokate 

V)  Zu  bemerken  ist,  dass  4'  ,  Monate  vor  diesen  Novellen  (um  13.  1 
zember  15HX»  eine  andere,  viel  strengere  Pressuovelle  sanktioniert  wnn 
welche  vom  verantwortlichen  Redakteur  akademische  Rilduug  gefonl 
und  den  Verleger,  welcher  einen  verantwortlichen  Redakteur  ohne  di< 
Qualilikation  hält,  mit  einer  Strafe  bis  zu  '2  Monaten  Kerker  und  eil 
Geldstrafe  von  KHK)  bis  -*m  Fr»,  bedroht  hat. 


Digitized  by  Google 


M.  St.  Schrhmanow:  Bulgarien. 


(KW 


gehilfen,  weicht'  bis  zum  Ende  des  Jahres  ihre  Erwerbssteuer 
niclit  bezahlen,  von  der  Ausübung  der  Advokatur  fürs  nächste  Jahr 
ausgeschlossen.  Sobald  der  Ausgeschlossene  jedoch  diese  Steuer 
erlegt,  fällt  das  Verbot  von  Rechts  wegen.  —  Diese  vom  verstorbenen 
Minister  Kahawkloit  verfasste  Novelle  hatte  seinerzeit  in  Advokaten- 
kreisen grosse  Indignation  hervorgerufen. 

Hat  sich  aber  unsere  Gesetzgebung  während  dieser  zwei  Jahre 
nicht  beflissen,  viel  nützliche  Arbeiten  zu  leisten,  so  war  die  Regierung, 
wie  ich  auch  hiervon  in  meinem  letzten  Rerichte  kurz  erwähnte, 
um  so  mehr  bemüht,  auf  internationalem  Gebiete  tätig  zu  sein  und 
namentlich  den  Abschluss  von  Konventionen  mit  den  Grossmächten, 
betreuend  die  Errichtung  von  Handelsagenturen,  d.  h.  Konsulate, 
den  gegenseitigen  Rechtsschutz  und  die  Auslieferung  von  Ver- 
brechern herbeizuführen. 

Wie  dies  bei  den  vor  G  Jahren  abgeschlossenen  Handelskon- 
ventionen der  Fall  war,  so  war  es  auch  diesmal  Österreich-Ungarn, 
welches  sich  in  wohlwollendster  und  zuvorkommendster  Weise  bereit 
erklärt  hat,  mit  Rnlgarien  solche  Konventionen  abzuschließen, 
deren  eretere  —  die  Konsularkonvention  nämlich  —  für  unseren 
Staat  noch  den  Vorteil  hat,  dass  dadurch  die  vom  Volke  bisher  so 
sehr  gehassten  Kapitulationen  förmlich  aufgehoben  werden. 

Der  faktische  Abschluss  der  genannten  Konventionen  erfolgte 
zu  Wien  am  8.  März  (2.5.  Februar)  l'.MVJ  und  werden  letztere  wahr- 
scheinlich schon  in  der  kommenden  Session  der  Nationalversammlung 
zur  Annahme  vorgelegt  werden. 

Diese  mit  Österreich-Ungarn  abgeschlossenen  Konventionen, 
welche  den  mit  den  anderen  Grossmächten  bezüglich  der  nämlichen 
Fragen  abzuschliessenden  Konventionen  zur  Grundlage  dienen  werden, 
können  jedoch,  laut  Punkt  4  des  Schlussprotokollcs  der  erwähnten 
Konsularkonvention,  erst  drei  Monate  vor  dem  Abschlüsse  ähnlicher 
Konventionen  mit  den  anderen  Grossmächten  in  Kraft  treten.  Der 
Abschluss  dieser  noch  ausstehenden  Konventionen  wird  jedoch  in  ver- 
hältnismässig kurzer  Zeit  erfolgen,  da  diesbezüglich  bereits  Schritte 
unternommen  wurden  und  ausserdem,  wie  gesagt,  die  anderen  Staaten 
die  mit  Österreich-Ungarn  geschlossenen  Konventionen,  eventuell  mit 
ganz  unwesentlichen  Änderungen,  einfach  nur  zu  kopieren  brauchen.- 

Ich  gehe  nun  auf  die  gedrängte  Darstellung  der  einzelnen 
Konventionen  über. 
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I.  Die  KonsularUnventio 
Die  Art.  1  bis  7  behandeln  die  Ernennui 
Attribut»-  unil  Vorrechte  der  Generalkonsuln,  K 
und  Konsularagenten,  respektive  »1er  Handelsagf 
trairschlieKsenden  Teilen  ist  da»  Kocht  zuerkannt, 
Handelsagenten  zu  ernennen,  jedoch  mit  dem 
während  östorreii-h-UnRarn  Generalkonsulate,  ode 
Städten  nnd  Häfen  Bulgariens  errichten  darf,  Bi 
jenen  Städten  und  Häfen  der  Monarchie  tun  ka 
Konsulate  anderer  Staaten  befinden  (Art.  2).  E> 
Bestimmung  des  Art.  W  erwähnt,  dass  den  h 
Österreich- Cngarns  in  Bulgarien  jene  Vorrechte 
den  Konsularfunktionären  gleichen  Kanges  der 
Staaten  gewährt  sind.  Die  vertragschliossenden 
seitig  Staatsangehörige  des  anderen  vertragschli 
mit  vorheriger  Genehmigung  der  betreffenden  Kep 
funkti»inären  respektive  Handelhagenten  erneni 
Art.  4  bis  6  regeln  die  Widinunga-Ausnahmsste 
und  persönliche  Immunität  der  Konsularfnnktionän 
agenten.  Bie  »len  Konsularfunktionären  r.spek 
gewährte  Steuerfreiheit  hat  auf  die  für  Licgcnscha: 
Staats-  und  anderen  Abgaben  keinen  Einfluss.  Bie 
respektive  Handelsagenten  können  nicht  als  Zeug 
geladen  werden;  ihre  Aussagen  sind  von  einem 
in  ihrer  Wohnung  zu  Protokoll  zu  nehmen  lArt. 
der  Konsularfnnktionäre  Österreich-rngarns,  wel 
Monarchie  sind,  erleidet  eine  Ausnahme  in  dem 
schweres  Verbrechen  begehen.  Sie  können  dam 
Gefängnis  geführt  werden,  jedoch  mn.ss  hiervon, 
leitung  der  Strafuntersuchung,  die  betreffende  di 
sofort  verständigt  werden  (Art.  «).  Bie  Konsularfu 


')  Wie  man  aus  dem  ganzen  Texte  dieser  K 
die  bulgarischen  Hiindelsaifenten  mit  nur  kleinen  An.« 
unten  die  Hede  ist.  »len  Konsuln  amlerer  Stauten  ganz  <r 
wird  ihnen  der  Kousultitel  und  den  Handelsai/ent 
..Konsulat"  bloss  deshalb  nicht  zuerkannt,  weil  Buh 
jure,  noch  ein  Vasallstaat  des  oMuanischen  Keiches 
nationale  Kerbt  hat  seinen  Zopf. 
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Handelsagenton  sind  berechtigt,  anf  ihren  Amtsgebäuden,  d.  h.  an 
der  äusseren  Kanzleitür,  ein  Schild,  enthaltend  ihr  Staatswappen  und 
die  Aufschrift  ihres  Amtes,  anzubringen,  wie  auch  an  Feiertagen  und 
bei  festlichen  Anlässen  ihre  offizielle  Flagge  zu  hissen.  Das  letztere 
Recht  können  sie  nicht  ausüben,  wenn  sich  am  nämlichen  Orte  auch 
eine  diplomatische  Mission  ihres  Staates  befindet.  Die  erwähnten 
änsserliehen  Merkmale  dürfen  aber  niemals  als  ein  Asylrecht  gedeutet 
werden  (Art.  7).  Die  Konsnlarfunktionftre  respektive  Handelsagenten 
können  sich  bei  den  Lokalbehörden  wegen  Verletzung  von  Verträgen 
oder  Konventionen,  welche  zwischen  den  vertragschliessonden  Teilen 
(Staaten)  bestehen,  beschweren,  sowie  auch  deren  Intervention  zum 
Schutze  der  von  ihnen  vertretenen  Personen  anrufen.  Im  Falle  der 
Erfolglosigkeit  ihrer  Reklamationen  können  sie  sich  durch  ihren 
diplomatischen  Agenten  an  die  betreffende  Regierung  wenden  (Art.  10). 
Art.  11  bestimmt  den  gewöhnlichen  Wirkungskreis  der  Konsnlar- 
funktionäre  respektive  Handelsagenten,  welche  Befugnis  im  wesent- 
lichen jenen,  welche  die  Konsularfunktionäre  Österreich-Ungarns  auch 
bisher  in  allen  Undorn  hatten,  entsprechen.  Hieran  knüpfen  sich 
in  den  Art.  12  bis  15  die  den  obigen  Wirkungskreis  erweiternden 
und  ergänzenden  Bestimmungen  über  die  gegenseitige  Mitteilung  der 
Geburt«-,  Ehe-  und  Sterbematrikel-Answeise,  sowie  auch  bezüglich 
des  Erwerbes  und  Verlustes  der  Staatsangehörigkeit,  ebenso  der  Ehe- 
scheidnngsnrteile.  Speziell  betreffend  die  in  Bulgarien  wohnenden 
ungarischen  Staat-sangehörigen  haben  die  österreichisch-ungarischen 
Konsularfunktionäre,  nach  Mafsgabe  der  bezüglichen  ungarischen  Ge- 
setze, das  Recht,  Eheschliessungen  vorzunehmen,  es  wäre  denn, 
dass  einer  der  Ehegesponsen  ein  bulgarischer  Staatsangehöriger  wäre, 
in  welchem  Falle  obiges  Recht  nicht  ausgeübt  werden  kann.  Von 
solchen  Eheschliessungen  (Zivilehen)  sind  die  betreffenden  Landes- 
behörden zu  verständigen  (Art.  13).  Die  Konsularfunktionäre  re- 
spektive Handelsagenten  sind  befugt,  die  Geburt«-  und  Sterberegister 
ihrer  Staatsangehörigen  zu  führen  (Art.  14):  das  Hecht  der  Einsetzung 
von  Vormundschaften  oder  Kuratelen  für  ihre  Staatsangehörigen  steht 
jedoch  bloss  den  österreichisch-ungarischen  Konsularfunktionären  zu 
(Art.  15).  In  Bezug  auf  die  öffentliche  Sicherheit  sind  sowohl  die 
österreichischen  und  ungarischen  Staatsangehörigen  in  Bulgarien,  als 
auch  die  bulgarischen  Staatsangehörigen  in  Österreich-Ungarn  den 
lokalen  Polizeibehörden  unterworfen.  Im  Falle  einer  Ausweisung 
Jahrbmh  der  Internat.  VercinipunK.  6.  u.  7.  IM.  41 
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ist  jedoch  hiervon  die  betreffende  österreichisch-nngarü 
bulgarische  diplomatische  Agentie  unmittelbar  in  Kern 
(Art.  16  bis  17).  Art.  18  bestimmt  die  Kompetenz  dei 
in  Strafsachen  ohne  Rücksicht  auf  die  Staatsmi. 
Inknlpaten  (Art.  inj.  Eine  Ausnahme  hiervon  bildet 
Amtsgebäude  und  in  der  Kanzlei  der  österreichis. 
Generalkonsuln,  Konsuln  und  Vizekonsuln  begangen, 
welchem  Falle  die  genannten  Konsnlarfnnktionäre  se 
Gerichtsbarkeit  ausüben.  Kndlich  ist  den  österreichis 
Konsularfnnktionären  das  Recht  erteilt,  in  jedem  Falle, 
tanen  wegen  Delikten  verhaftet  werden  oder  sich  in  st: 
Untersuchung:  befinden,  sich  mit  denselben  in  Knut 
(Art.  2  vom  Protocolc  final». 

Die  Art.  20  bis  22  behandeln  die  Kompetenz  in  2 
keiten.  Alle  Zivilprozesse  zwischen  österreichischen  oi 
Staatsangehörigen  einerseits  und  bulgarischen  Staats; 
Bulgarien  andererseits  gehören  vor  die  bulgarischen  Gei 
Für  Immobilstreitigkeiten  ist  das  Gericht,  in  dessen 
die  Liegenschaft  befindet,  zuständig  (Art.  21),  währen, 
zwischen  österreichischen  oder  ungarischen  Staatsani 
zwischen  diesen  und  Angehörigen  dritter  Staaten  aus 
das  österreichisch-ungarische  Konsulat  gehören,  aus; 
Fall,  dass  sich  beide  Parteien  schriftlich  geeinigt  hätten 
vor  das  bulgarische  Gericht  zu  bringen  (Art.  22  bis 
betrifft  die  Zustellungen  bulgarischer  Gericht«- und  A 
Ausfertigungen  an  in  Bulgarien  wohnende  oder  reisende 
oder  ungarische  Staatsangehörige.  Solche  Schriftstück, 
den  Betreffenden  unmittelbar  zugestellt  werden.  . 
den  beiderseitigen  Staatsangehörigen  die  anstandslose  B 
und  Verfügung  über  Erbschaften,  welche  ihnen  ii 
tragsehliessenden  Staate  zufallen;  ebenso  den  freien  !• 
weglichem  und  unbeweglichem  Gut  durch  Kauf,  Verkj 
Tausch,  Heirat  und  Erbschaft.  Die  Konknrsget 
richtet  sich  nach  den  Gesetzen  des  I>andes,  in  welche 
eröffnet  wird  (Art.  26).  Mithin  hört  die  bisherige  1 
österreichisch  -  ungarischen  Konsulate  in  Konknrsr 
österreichischer  oder  ungarischer  in  Bulgarien  leben, 
auf.   Was  die  beweglichen  Hinterlassenschaften  österr 
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ungarischer  Staatsangehöriger  in  Bulgarien  anbelangt,  sind  die  öster- 
reichisch-ungarischen Konsularfunktionäre  ausschliesslich  berechtigt, 
sowohl  »amtliche  znr  Sicherung  der  Erbschaftsmasse  notwendigen 
Massnahmen  —  unter  Verständigung  der  Lokalbehörden,  welche  eben- 
falls ihre  Siegel  anlegen  können  —  vorzunehmen  als  auch  die  Ver- 
lassenschafts-Abhandlung  und  Einantwortung  und  Übergabe  des  Nach- 
lasses zu  effektnieren.  Sind  jedoch  ausserhalb  des  Erbrechtes  stehende 
Reklamationen  von  bulgarischen  Staatsangehörigen  angemeldet  oder 
sind  Streitigkeiten  bezüglich  der  in  Bulgarien  befindlichen  und  znr 
Erbschaft  gehörenden  Liegenschaften  entstanden,  so  sind  diese  Streitig- 
keiten von  den  bulgarischen  Gerichten  zu  verhandeln,  in  welchem 
Falle  die  österreichisch-ungarischen  Konsularfunktionäre  als  Vertreter 
der  Erbschaft  fungieren,  im  übrigen  aber,  was  den  unangefochtenen 
Teil  des  Nachlasses  betrifft,  die  Verlassenschaftsabhandlung  in  eigener 
Kompetenz  fortsetzen  können.  Ihre  diesbezüglichen  Bescheide  sind 
in  Bulgarien  gleich  den  einheimischen  Urteilen  vollstreckbar  (Art.  27). 
Hinterlässt  ein  österreichischer  oder  ungarischer  Staatsangehöriger 
in  Bulgarien  an  einem  solchen  Orte,  wo  sich  kein  österreichisch- 
ungarisches  Konsulat  befindet,  eine  Erbschaft,  so  haben  die  Lokal- 
behörden die  auf  die  Nachlassenschaft  bezüglichen  Sicherungsmassregeln 
zu  treffen  und  hiervon  dem  nächsten  österreichisch-ungarischen  Kon- 
sulat zu  berichten.  Sobald  sich  der  nächst  gelegene  österreichisch- 
ungarische Konsul  persönlich  oder  dessen  Abgesandter  einfindet,  haben 
die  Lokalbehörden  alle  weiteren  Schritte  einzustellen  (Art.  28).  Die 
Hinterlassenschaften  der  in  Österreich  oder  Ungarn  verstorbenen 
bulgarischen  Staatsangehörigen  werden  nach  den  am  Sterbeorte 
geltenden  Landesgesetzen  und  nach  Massgabe  der  für  die  meistbe- 
günstigten Nationen  geltenden  Normen  geregelt  (Art.  29). 

Die  Art.  32  bis  35  behandeln  die  Befugnisse  und  die  administrative 
und  Gerichtskompetenz  der  Konsularfunktionäre  respektive  Handels- 
agenten in  Seerechtsangelegenheiten  (Aufrechterhaltung  der 
Ordnung  an  Bord;  Einfangung  und  Arretierung  desertierender 
Matrosen;  Inventarisierung  des  von  Seemännern  hinterlassenen  Ver- 
mögens; Havarien;  Schiffbruch  n.  dergl.).  Bezüglich  der  Hafenpolizei, 
Ladung  und  Abladung,  sowie  auch  der  Massnahmen  zur  Sicherung 
der  Waren  und  Güter  auf  Schiffen  sind  die  betreffenden  Lokal-Landes- 
gesetze zu  beobachten,  wobei  das  Meistbegünstigungsprinzip  auch  auf 

die  österreichischen  und  ungarischen  Schiffe  anzuwenden  ist  (Art.  30). 
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Die  letzten  zwei  Artikel  M  und  W  beziehen 
krafttreten,  die  Daner  und  Aufkündigung  dieser  K< 
das  Inkrafttreten  der  Konvention  betrifft,  so  wird 
des  Art.  M7,  wonach  sie  drei  Monat«'  narh  Anstaust]»  dt 
zu  erfolgen  hätte,  wie  oben  erwähnt,  laut  Pnnkt 
d'rotoft.le  final),  dahin  ergänzt,  dass  der  genannte 
Monate  vor  dem  Inslehcntrctcn  der  mit  den  andere 
schliessenden  Konventionen  stattzufinden  hat.    In  d 
dann  Art.  :ts  zn  vergehen,  weleher  verfügt.  dass  dt 
zunehmende  Austausch  der  Ratifikationen  der  gege 
vention  sobald  als  möglich  zu  erfolgen  hat.  Aus 
Schlnssjirotokoll,  welches  gleichzeitig  mit  der  Ralifiz 
vention.  auf  welche  es  sich   bezieht,  ipso  facto  ab 
sanktioniert  anzusehen  ist.  sind  noch  die  Punkte  1, 
wähnen.    Punkt  1  besiimmt,  dass  etwaigen  Differenz« 
Auslegung  oder  Vollziehung  dieser  Konvention  oder 
Folgen  der  Verletzung  irgend  einer  ihrer  ISestinmiui 
gütliches  Übereinkommen  zu  stände  kommen  sollte,  n 
sätzen  der  im  Haag  am  Hl».  Juli  lK'.K»  geschlossenen 
friedlichen  Regelung  internationaler  Konflikte  zn 
Pnnkt  a  beschränkt  die  Zollfreiheit  der  österreichi 
Konsnlarfnnktionäre  in  Bulgarien  bloss  zu  tinnsten  r 
Pnnkt  "i  garantiert     -  bis  zum  Inslebentreten  der 
den  üsterreii  hisch-ungarischen  Konsularfunktionären  i 
garien  wohnhaften  r.sterreichischen  und  ungarischen  St; 
wie  auch  den  in  den  bulgarischen  Territorialgewäss 
österreichischen  und  ungarischen  Schiffen  alle  jene  Ret 
und  Immunitäten,  welche  sie  gegenwartig  gemessen, 
aber  können  die  k.  und  k.  Konsnlarfnnktionäre  und  die 
und  ungarischen  Untertanen  in  Bulgarien,  selbst  nnt 
der  neuen  Konvention,  auf  einem  minder  günstigen  ; 
werden,  als  die  Konsularvertreter  und  die  Untertanen  ein 

Aus  dieser  Konsularkonvention  erhellt  nun.  da 
Stimmungen  an  das  Prinzip  der  Parität  halten.  Eine 
von  machen  bloss  die  Vorinundsehafts-  nnd  Krl 
legenheiten,  einigennassen  auch  die  Konkursangc 
den  österreichisch-ungarischen  Konsularfunktionären 
eingeräumt  werden,  als  den  bulgarischen  Handelsagent 
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dies  aus  Gründen  der  Rechtskontinuität,  um  eine  bereits  seit 
Jahrzehnten  geübte  und  auf  den  Kapitulationen  beruhende  Praxis, 
welche  mit  der  Gesetzgebung  Österreichs  und  Ungarns  eng  zusammen- 
hängt, nicht  auf  einmal  abzuändern. 

Ein  anderer,  jedenfalls  nicht  in  das  bürgerliche  Recht  ein- 
schneidender Unterschied  ist  in  Punkt  :J  des  Sehlussprotokolles  zu 
gewähren,  und  zwar  darin,  dass  von  einer  Zollfreiheit  bloss  zu 
Gunsten  der  österreichisch-ungarischen  Konsulatschef« 
die  Rede  ist,  während  man  den  bulgarischen  Handels-Agenturchefs 
diese  Prärogative  stillschweigend  verweigert,  Diese  Imparität  ist 
eigentlich  die  einzige  empfindliche  Kennzeichnung  dessen,  dass  der 
bulgarische  Handelsagent  als  Konsularfunktionär  eines  Süzeränen 
Staates  um  eine  Nuance  niedriger  steht,  als  der  eines  gänzlich 
unabhängigen  Staates.1) 

II.  Die  Konvention  über  die  gegenseitige  Rechtshilfe 
enthält  folgende  Bestimmungen. 

Als  Grundlage  dieser  Konvention  haben  die  zwischen  den  beiden 
Staaten  in  Bezug  auf  die  gegenseitige  Rechtshilfe  bisher  befolgten 
Normen  gedient. 

Die  vertragschliessenden  Staaten  verpflichten  sich  gegenseitig, 
die  Znstellungen  von  Vorladungen  oder  anderen  Gerichtsakten  zu 
effektiveren,  sowie  auch  die  Requisitionen  der  betreffenden  Ge- 
richte vollstrecken  zu  lassen,  soweit  dies  den  resp.  Landesgesetzen 
nicht  widerspricht.  Bezüglich  der  Requisitionen  und  deren  Er- 
ledigungen gelten  die  nämlichen  Bestimmungen,  welche  in  der  Aus- 
lieferungskonvention vorgesehen  sind.  Indessen  bleibt  es  den  öster- 
reichisch-ungarischen diplomatischen  Agenten  und  Konsularfunktionären 
unbenommen,  die  für  die  österreichischen  und  ungarischen  Staats- 
angehörigen bestimmten  Zustellungen  im  eigenen  Wirkungskreise 
vorzunehmen  (Art.  1).  Entsteht  eine  Kontroverse  über  die  Zulüssig- 
keit  der  Rechtshilfe,  so  entscheiden  darüber  die  Gerichte  des  ange- 

M  Es  muss  jedoch  bemerkt  werden,  dass  an  der  Aufnahme  dieser  Be- 
stimmung auch  jener  Diplomat  die  Schuld  trägt,  welcher  bei  den  Beratungen 
über  diese  Konvention  als  Delegierter  des  Fürstentums  fungiert  hat,  da  er 
das  Hauptgewicht  darauf  legte,  dass  bloss  die  Koiistilatschefs  der  ober- 
wiihnten  Begünstigung  teilhaftig  werden,  nicht  aber  auch  das  ganze 
Personal.  Deshalb  rausste  er  daun  in  dieser  Frage  die  Interessen  der 
bulgarischen  Handels-Agenturchefs  opfern. 
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gangeiten  Staate  (Art.  3).  Eine  l'rozcsskaut ion  (Cautio  judicatum 
solvi)  kann  wegen  fremder  Staatsangehörigkeit  nicht  gefordert  werden 
(Art.  4|.  Diese  Verfügung  hindert  jedoch  in  keiner  Weise  die  Ein- 
treibung der  I'rozesskostm  nach  den  Landesgesetzen  des  ersuchten 
Staate*  i.Art.  .Vi.  ]!ei  Erledigung  einer  7. wangsvollstreckungs- 
rei|uisiti<m  hat  die  angegangene  Behörde  (Gericht»  zu  untersuchen, 
<>h  nach  den  für  das  L'rteil  maßgebenden  Lande«ge»etzen  die  Aus- 
fertigung Expedition,  der  Ent*  heidnng  die  für  deren  AntentizitJit 
notwendigen  Bedingungen  in  »ich  vereinigt,  und  ob  nach  den  nilm- 
liehen  GewUten  die  Entscheidung  in  Kechtskraft  getreten  ist.  Ihr 
unentgeltliche  Kerhtsbeistand  auf  (iruud  des  Armenrechtes 
wird  den  Angehörigen  beider  vertragschliesscnden  Teile  gleich  den 
einheimischen  Einwohnern  gewährt  i.\rt.  7i.  In  dieser  Beziehung 
haben  die  Armutszeugnisu-,  welche  von  der  Behörde  des  Domizils 
oder  des  Anfenthali»nrtes  des  unentgeltlichen  Kei  htsbeistand  An- 
suchenden ausgestellt  sind,  volle  Gültigkeit.  Vollstreckbar  im  Wege 
der  Requisition  sind  alle  I'rteile,  ZahlurtgsniandaU-  und  andere  Ge- 
richtsbcsi'heide,  sowie  auch  die  gerichtlichen  Vergleiche,  insofern  die- 
selben nach  den  betreffenden  I-andesgesctzen  eitlen  Exekutionstitel 
begründen  und  mit  der  Vollstrct knngsklausel  versehen  sind.  Dies- 
bezüglich macht  es  hinsichtlich  der  Vollstreckung  seitens  des  an- 
gegangenen bulgarischen  Gerichte»  keinen  Unterschied,  ob  das  be- 
treffende l'rteil.  der  Bescheid  etc.  von  österreichischen  oder  ungarischen 
Gerichten  oder  von  österreichisch-ungarischen  Konsnlarfunktionären 
erlassen  ist.  Das  Gleiche  gilt  auch  von  den  vor  diesen  Behörden 
geschlossenen  Vergleichen  .Art.  IOi.  I'rteile,  Bescheide  etc.,  deren 
Gegenstand  das  Eigentumsrecht  von  im  angegangenen  Staat  liegenden 
l  "nbewoglichkeiten  oder  Sachenrechte  an  solchen  Liegenschatten  bilden, 
können  nicht  vollstreckt  werden  i.Art.  Iii  niese  Bestimmung  hat 
jedoch  'laut  Zusatz  zum  nämlichen  Art.  Iii  auf  andere,  ausserhalb 
obiger  Hechte  stehende  Exekntionstitel  keine  Anwendung.  Die  Voll- 
streckung richtet  »ich  nach  den  Vorschriften  des  angegangenen  Staate». 
Das  zu  der  Erledigung  der  Vollstreckungsie<|nisiliou  bestimmte  Ge- 
richt kann  nicht  das  Wesen  imeritnmi  der  Sache  untersuchen,  Ist 
jedoch  die  den  Gegenstand  der  Klage  bildende  Handlung  oder  Leistung 
nach  den  Gesetzen  des  angegangenen  Staates  verboten  oder  nicht 
exe<|iiii-rbar.  so  isi  die  Vollstreckung  zu  verweigern  (Art.  12;.  Sonst 
kann   dem    VollstreckmigsaiiMicheii   nur   nnter   nachstehenden  Be- 
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dingungen  Folg»*  gegeben  werden:  1.  wenn  Hm  betrettend?  ''erkennend?) 
Gericht  nach  Heu  fllr  das  Gericht  pellenden  Vorschriften  kompetent 
war:  2.  wenn  im  llauptpmzesse  Ji?  Zustellung  der  Klaffe  au  den 
Beklagten  ordnungstuässig  erfolgt  und  keine  Unregelmässigkeit,  welche 
den  Beklagten  in  der  Wahrung  seiner  Hechle  gehindert  hätte,  vor- 
gekommen ist.  Die  genannte  Zustellung  ist  nur  dann  als  ordnungs- 
gemäss erfolgt  anzusehen,  wenn  sie  au  den  Klüger  persönlich,  und 
zwar  entweder  im  Staate,  wo  das  Urteil  erlassen  ist,  erfolgt  oder 
aber  im  Ueqnisitinnswege  in  einem  dritten  Staate  oder  im  Staate, 
wo  das  Urteil  zu  vollstrecken  ist,  und  .1.  wenn  das  Urteil  mit  der 
Vollst reekungsklansel  verseben  ist  (Art,  Dd.  Die  nämliche  Klausel 
mnss  auch  eiu  gerichtlicher  Vergleich  enthalten  (Art  1  !•.  Die  zur 
Erledigung  des  Vollst  icckungsbcgehrens  zuständige  Behörde  ver- 
handelt nach  den  Landesgesetzen,  welche  letzteren  auch  für  die  von 
deu  Parteien  eventuell  zu  ergreifende  Berufung  massgebend  sind. 
Das  einmal  wegen  mangelnder  Gesnehseinreichnng  abschlägig  be- 
s(  hiedene  Vollstreckungsbegebren  kann  nach  entsprechender  Ergänzung 
erneuert  werden  (Art.  10). 

In  Konknrsangelegenheiten  ist  folgender  Vorgang  zu  be- 
obachten: Wenn  zu  einer  in  Österreich  oder  Ungarn  eröffneten 
Konkursmasse  auch  in  Bulgarien  lietlndliche  Beweglichkeiten  ge- 
hören, so  ist  auf  Ansuchen  des  betreffenden  österreichischen  oder 
ungarischen  Konknrsgericht«  die  Sicherstellung,  Inventarisierung  und 
(  beigäbe  dieser  Beweglichkeiten  durch  das  bulgarische  Konkurs 
gerieht  vorzunehmen,  selbst  wenn  der  (iemeinschuldner  ein  öster- 
reichischer oder  ungarischer  Staatsangehöriger  wäre,  ausgenommen 
jedoch  den  Fall,  wenn  der  (iemeinschuldner  in  Bulgarien  angesessen 
ist.  Das  gleiche  Verfahren  ist  umgekehrt  im  Falle  einer  Konkurs- 
eröffnung in  Bulgarien  bei  in  Osterreich  oder  Ungarn  befindlichen 
und  zur  Konkursmasse  gehörigen  Beweglichkeiten  einzuhalten.  Xach 
dem  Tag«  des  Eintreffens  des  Ansuchens  nm  Sicherung  oder  Über- 
gabe der  ohbenannten  Beweglichkeiten  kann  das  angegangene  Gericht 
unr  jenen  Teil  an  das  Konkursgcricht  übergeben,  welcher  nach 
Geltendmachung  der  allfälligen,  vor  jenem  Tage  angemeldeten  Pfänder 
oder  anderer  sachenrechtlichcr  Ansprüche  Uhrig  bleibt.  Zum  beweg- 
lichen Vermögen  werden  alle  Forderungen,  selbst  wenn  sie  hypnthekiert 
igrundbdcherlich  einverleibti  wären,  gerechnet  (Art.  IX).  Die  Maß- 
nahmen bwiftglich  der  nach  dem  vorhergehenden  ilKi  Artikel  der 
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i'hevgabe  an  das  Konkurse  rieht  nicht  unterliegenden  Heweglickkeitcn. 
sowie  aurli  der  Liegenschaften  des  <ie mcinschuldners,  unterliegen  der 
K<>tii|>t-t«'iiz  des  Gerichtes  jene*  Sumte*,  wo  diese  Sachen  sich  beiluden. 
Im  Kalle  einer  Zwangsversteigerung  ist  der  nach  Hefriedigung  der 
Gläubiger  verleihen. |e  liest  an  das  Konknrsgericht  zu  Übergeben. 

III.  I>ie  Konvention  über  die  gegenseitige  Auslieferung 
viin  Verbrechern. 
Die  Konvention  sanktioniert  nnd  erweitert  alle  jene  Grnnd- 
siitze  und  Iii  -gcln,  welche  auch  bisher  nach  Massirabe  des  Strafrechtes 
und  der  lieziprozitiil  in  den  einzelnen  Ansliefernngsfilllen  zwischen 
beiden  Staaten  beobachtet  wurden.  Art.  1  stellt  das  Prinzip  fest, 
dass  jeder  vertragschliessende  Teil  nur  fremde,  also  keinesfalls  seine 
eigenen  Staatsangehörige»,  und  zwar  nnr  wegen  Verbrechen,  welche 
nicht  auf  seinem  eigenen  Territorium  begangen  wurden,  ausliefert. 
Die  einzelnen  Delikte.  hei  deren  Vorhandensein  die  Auslieferung 
stattfindet,  sind  im  Art.  -  aufgezählt.  Die  Auslieferung  kann 
jedoch  auch  im  Falle  des  Versuches  und  der  Teilnahme  gewählt 
werden,  falls  nach  den  Gesetzen  de*  die  Auslieferung  ansuchenden 
und  des  dazu  aufgeforderten  Staates  der  Versuch  und  die  Teilnahme 
au  den  fraglichen  IMikten  bestraft  wird.  Die  Auslieferung,  welche 
nur  im  diplomatischen  Wege  verlangt  werden  kann  (Art.  1). 
darf  ausserdem  bloss  dann  gefordert  werden,  wenn  die  Verfolgung  des 
Verbrechers  eingeleitet  wurde  oder  die  Verurteilung  erfolgt  ist,  und 
zwar  in  dem  Falle,  wenn  die  strafbare  Handlung  wenigstens  eine 
einjährige  Kerkerst  rufe  nach  sich  zieht.  Wegen  politischer  Delikte 
w  ird  keine  Auslieferung  gewähl  t,  ebensowenig  kann  der  ausgelieferte 
Verbrecher  wegen  eines  |sditisi  ht-n  Deliktes,  welches  er  vorher  be- 
gangen hat.  oiler  aber  für  eine  mit  einem  politischen  Delikte  zusammen- 
hängende Handlung  verfolgt  oder  bestraft  werden.  Ein  Attentat 
gegen  ein  Staatsoberhaupt  oder  gegen  dessen  Familienmitglieder 
kann  jedoch  nicht  als  politisches  Delikt  «der  als  eine  mit  einem 
si.lchen  zusammenhängende  Handlung  angesehen  werden,  wenn  das- 
selbe den  Tatbestand  des  Todschlnges,  des  Morde«,  der  Vergiftung 
oder  des  Vi  rsuches  oder  der  Teilnahme  an  diesen  Verbrechen  be- 
gründet (Art.  :»).  Das  Ansuchen  um  Auslieferung  muss  ausser  dem 
Haftbefehle  oder  einem  anderen  gleichbedeutenden  Gerichtsakte  den 
bot  rettenden  Strafgeselztext,  welcher  der  Stmfverfolgung  respektive 
Auklage  zur  Grundlage  dient,  sowie  auch,  wenn  es  sich  um  ein 
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Delikt  gegen  das  Kigentum  handelt,  die  Anfall  des  angesprochenen 
ziffernmiissigen  Schadenersatzes  enihaltpn.  In  dringenden  Fällen  kann 
von  dir  Vorlegung  der  bezeichneten  Dokumente  und  Daten  abgesehen 
und  der  Auszuliefernde  auf  telcgrapbischcs  Ansuchen  der  Regierung 
in  Haft  genommen  werden.  Desgleichen  kann  die  vorläufige  Inhaft- 
nahme in  Füllen  änsserster  Dringlichkeit  auch  ant'  (inind  eines  An- 
suchen» von  Behörde  zu  Behörde  unter  der  Dcdingnug  angeordnet 
werden,  das*  binnen  aelit  Tagen  die  Verständigung  Uber  die  Kr- 
lassnng  eines  Haftbefehles  eintrifft  (Art,  C  bis  7). 

Im  Art.  11  sind  die  drei  Fälle  angegeben,  in  welchen  dem 
Ausliefernngsbegehreu  keine  Fu Ige  gegeben  werden  kann,  und  zwar 
erstens:  wenn  der  Auszuliefernde  wegen  des  nämlichen  Verbrechens  in 
dem  zur  Auslieferung  aufgeforderten  Staate  bereit*  verurteilt  oder 
zwar  verfolgt  war,  jedoch  freigesprochen  wurde;  zweitens:  wenn 
nach  den  Gesetzen  des  aufgeforderten  Staate«  die  Verjährung  zu 
dunsten  des  Auszuliefernden  noch  vor  dessen  Verhaftung  oder  Vor- 
ladung erfolgt  ist,  und  drittens:  wenn  das  dem  Auslieferungsbegehren 
zur  Grundlage  dienende  Delikt  nur  auf  Antrag  der  beschädigten 
Partei  geahndet  werden  kann  und  es  nicht  festgestellt  ist.  dass  ein 
solcher  Antrag  erfolgt  ist. 

Von  U-sonderer  Wichtigkeit  ist  Art.  14.  welcher  jedem  Miss- 
brauche bei  persönlichen  Vorladungen  voll  Zeugen  vorbeugt.  Kine 
derartige  Vorladung  kann  nnr  in  nicht  politischen  Prozessen  und 
auf  diplomatischem  Wege  stattfinden  und  auch  nur  dann,  wenn  der 
Zenge  einwilligt,  sich  behufs  persönlicher  Depositen  in  den  anderen 
Staat  zu  begelien.  Kein  solchcrinassen  persönlich  erscheinender  Zeuge 
kann  jedoch  wegen  früherer  Handlungen  oder  gerichtlicher  Verur- 
teilungen oder  unter  der  Geltendmachung  seiner  Mitschuld  in  den 
Prozessen,  in  welchen  er  bezeugen  soll,  verfolgt  oder  verhaftet  werden. 
Ist  die  persönliche  Vernehmung  des  Zeugen  uicht  notwendig,  so  ge- 
schieht dessen  Einvernahme  nach  den  Vorschriften  für  gegenseitige 
Rechtshilfe  durch  eine  diesbezügliche,  im  diplomatischen  Wege  zu 
stellende  Requisition  (Art.  Di).  Desgleichen  kann  auch  die  sich  in 
Strafprozessen  zum  Zwecke  der  Kunfrontiernng  notwendig  erweisende 
zeitweilige  Auslieferung  von  Verbrechern  nur  auf  Grund  eines  im 
diplomatischen  Wege  zu  stellenden  motivierten  Ansuchens  erfolgen. 
Strafgerichtliche  Frteile  jedoch,  womit  Angehörige  des  einen  vertrag- 
Kchliessenden  Staates  von  Gerichten  des  anderen  vertrag«  hlies^-nden 
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Teiles  verurteilt  wurden,  können  ersterem  nicht  zugestellt  werden 
i  .\rt.  7).  Die  vertragschließenden  Staaten  werden  durch  Art.  Ii» 
verpflichtet,  einander  die  von  ihren  Gerichten  gegen  Angehörige  de» 
anderen  Maates  gefällten  l'rteile.  welche  auf  mehr  als  drei  Monate 
tietängnis  lanten,  gegenseitig  mitzuteilen.  Diese  Mitteilungen  ge- 
» hehen  ebenfalls  im  diplomatischen  Wege  durch  Absendung  von 
Auszügen  der  in  Rechtskraft  erwachsenen  l'rteile.  Art.  21  enthält 
bezüglich  des  Inkrafttretens  der  Dauer  (fünf  Jahre;,  nnd  der  Auf- 
kündigung der  Konvention  die  nämlichen  Verfügungen,  wie  der  ent- 
sprechende Artikel  der  Konsnlar-Konvpntion. 

In  Vorte-reitung  fflr  die  nächste  oder  wenigstens  tHr  eine  der 
nächsten  Sohranjescssion  tiefindet  sich  jener  einer  Seeschlange  gleichende 
Kntwnrf  Uher  die  Dienst  Verhältnisse,  Rangordnung  und  Ge- 
halte  iler  Staatsheamten.  Bereite  unzählige  solche  Entwürfe 
wurden  hei  uns  im  Laufe  der  letzten  10  Jahn'  ausgearbeitet  nnd 
in  Knuiicten  lieraten,  ihre  Vorlage  der  Sobranju  wurde  jedoch  stets 
durch  verschiedene  Krwägnngen,  von  welchen  die  letzte  nicht  die 
Finnnzfragc  ist,  vereitelt;  nhwidil  es  eben  bei  uns,  wo  infolge  de* 
herrschenden,  die  Volker  angeblich  beglückenden,  parlamentarischen 
Rcgierongssystem»  jedes  zweite  Jahr  eine  npiie  Regierung  ans  Ruder 
kommt  und  neue  gesetzgeberische  Wahlen  stattfinden,  ein  Postulat 
nicht  nur  de.«  Staateinteresses,  sondern  anch  der  gesunden  Vernunft 
wäre,  durch  ein  organisches  Bea  in  tengesetz  die  Lage  sämtlicher  Staate- 
beamten sicherzustellen  und  dieselbe  ein-  für  allemal  von  dein  je- 
lnaligen  Regiernngsweclisel  unabhängig  zu  machen.  Kies  wäre  um 
so  notwendiger  und  gerechter,  als  der  bulgarische  Staatsbeamte  erst 
nach  20  (zwanzigi  Dienst  jähren  einen  Anspruch  auf  Pension  erlangt, 
trotzdem  ihm  ftir  diese  Pension  gleich  vom  Anbeginn  seines  Dienstes 
monatlich  !>"„  vom  tiehalte  abgezogen  werden;  dabei  kaun  er  aber 
niemals,  selbst  wenn  er  -"»O  Jahre  dient,  eine  im  strengsten  Sinne 
des  Wortes  volle  Pension  bekommen,  da  das  Pensions-Maximnm 
jährlich  1000  (viertausend)  Silberlevs  (1  Silberlev  —  i>0  öster.  Hellerl 
beträgt,  selbst  wenn  der  pensionierte  Beamte  12000  Fr»,  an  Jahres- 
gehalt bezogen  hat.  Daher  macht  sich  auch  in  einem  grossen  Teile 
der  Beamtenschaft  der  W  unsch  bemerkbar,  der  Staat  möge  den  Beamten 
die  von  ihnen  für  den  Pensionsfond»  eingezahlten  Summen  zurücker- 
statten und  da»  ganze  Pensionsgesetz  aufheben;  denn  fflr  das  Geld,  das 
der  Beamte  fflr  diese  überaus  karg  bemessene  Pension  einzahlt,  kann  er 
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besser  und  vorteilhafter  sein  I.ehen  hei  irgend  einer  soliden  I.ebens- 
versichemngsgesellsohaft  versichern. 

Dort,  wo  die  Mehrzahl  der  Bevölkerung  die  Beamten  als  ein 
notwendiges  i'bel  und  als  Parasiten  ansieht  und  die  LandesviUer  ein 
besonderes  Vergnügen  empfinden,  wenn  sie  den  Staatsbeamten  das  ohne- 
hin beschiedene  behalt  reduzieren  können,  ist  es  füglich  hernier  nnd 
mannhafter,  wenn  man  es  den  Staatsbeamten  selbst  überliest,  für  ihr 
Alter  oder  ihren  Todesfall  zu  sorgen,  als  durch  karrikaturenhafte 
Pensionsgesetze  den  Sehein  zn  erwecken,  als  wurde  man  grossniutig 
fitr  das  Wohl  der  Beamten  Fürsorge  tragen.1) 

'I  Zur  Zeit,  wo  eben  die  obigen  Zeilen  gedruckt  werden  |Marz  lYKHl, 
beschliesat  die  erste  regelinäMige  Sektion  der  XII.  National-Versaniiuluntr 
ilire  —  an  Interpellationen  reiche  —  Tätigkeit.  Eine  ihrer  letzten 
Arbeiten  war  die  Beratung  de*  Beaintengeaetzentwiirfes,  jedoch  ohne  den 
hochwichtigen  zweiten  Teil  der  Kangordnung  und  der  Gehalts- 
liüte!    Ks  bleibt  aluo  dicbezOirlicl.  wieder  alle«  beim  Alten, 


Chile. 

Keferent;  Julius  Philippl,  Advokat,  Santiago  de  Chile. 

* 

Regierung. 

Am  Ii.  Mai  11« Ii»  starb  dt  r  Präsident  d«-r  liepnblik.  Fkukku-o 
F.KKA/i  Kitiz.  vor  Itemdigung  seiner  Kegieriingszeit,  di«  am  1*.  Sf|>- 
tetuber  desselben  Jahre*  ablaufen  sollte. 

Infolge  der  tötlicluii  Krankheit  an  der  Ausübung  seines  Amte« 
verbindert,  hatte  er  zweimal  durch  den  Minister  des  Innern  vertreten 
werden  müssen,  der  gemäss  dem  Art.  l\U  der  Verfassung  in  solchen 
Füllen  dir  Iterierung  mit  dem  Titel  eine.«  Vicepräsidenten  übernimmt. 
Zuerst  vertrat  ihn  Ihm  Elias  Fkh\am>kz  Ai.rano,  das  /weite  Mal 
Don  Asihai.  Zaxnauti.  Während  der  Vicepräsidentschaft  des  letz- 
teren starb  Kiika/.i  kkiz  und  fand  die  Wahl  seines  Nachfolgers  statt. 

Die  Wahl  des  Präsidenten  ist  eine  indirekte  Volkswahl.  Das 
Land  ist  in  Provinzen  nnd  letztere  sind  in  .Departemente-1  einge- 
teilt; dir  Departemente  wählen  auf  je  10000  Seelen  einen  Deputierten, 
und  am  25.  Juni  des  Präsidenten-Wahljahres  Wahlmännrr,  wovon 
1  auf  jeden  Deputierten  entfallen.  F.inen  Monat  später,  am  25.  Juli, 
stimmen  die  Wahlmänner  für  den  künftigen  Präsidenten.  Die  Stimmen- 
Zählung  c-rfoljrt  am  .10.  August  durch  den  Kongres*  unter  Vorsitz 
de«  Präsidenten  des  Senats,  der  den  neuen  Präsidenten  proklamiert, 
welcher  am  IS.  September,  dem  Jahrestag  der  Unabhängigkeit*- 
erklürung.  sein  Amt  antritt. 

l'.«)l  wurde  JmtMAN  Kii;s,  „  Präsident.  Die  Wahl  verlief  ruhig. 
Die  liberalen  Parteien  hatten  in  einer  Konvention  Kikhi-o  als  Kan- 
didaten aufgestellt.   Er  wnrde  mit  grosser  Stimmenmehrheit  gewählt. 

Auswärtige  Angelegenheiten  und  Verträge. 

Die  alte  (tri-nzstreitigkeit  mit  Argentinien,  welche  so  oft  die 
örtenlliche  .Meinung  hüben  und  drüben  der  Anden  hewegt  hatte  und 
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einen  unheilvollen  Krieg  herbeizuführen  drohte,  wurde  lX'JK  der 
Entscheidung  eine»  Schiedsrichters  tibergeben,  wie  es  für  den  Fall 
von  .Streitigkeiten  zwischen  beiden  Staaten  in  allen  (Wideren  Kon- 
ventionen utipuliert  war.  Als  Schiedsrichter  war  die  englische  Re- 
gierung bestimmt.  Wahrend  der  Jahre  lflOO  nnd  P'nl  setzten  Chile 
und  Argentinien  die  geographische  Aufnahme  der  streitigen  Gebiete 
fort  nnd  legten  der  englischen  Regierung  das  Üeweismaterial  ihrer 
Ansprüche  vor. 

Dennoch  schwanden  da«  Mißtrauen  und  die  Itefiir<-htnngen 
einen  Kriege»  nicht.  UM«)  besetzte  Argentinien  einige  Andentaler, 
auf  die  Chile  ein  Iteeht  beanspruchte,  und  1!M>1  eröffnete  dieses  Wege 
in  Patagonien,  wodurch  die  ll.iglii-hkeit  eines  Kriegeft  zweimal  wieder 
auftrat.  Jede  Republik  nah  in  dem  Vorgehen  der  andern  eine 
Störung  des  zwischen  ihnen  vereinharten  statu«  uim.  Glücklicher- 
weise waren  die  Regierungen  nicht  so  kriegerisch  gesinnt,  wie  die 
öffentliche  Meinung,  und  die  Schwierigkeiten  endigten  mit  dem 

Protokoll  vom  21'.  Dezember  l!HMi,  und  im  .Jahre  P.M.U  mit  .lern 
Vertrag  vom  2K  Mai  l!«i2. 

Die  Errichtung  von  Grenzsteinen,  wo  keine  Differenzen  Uber 
die  Grenzlinien  bestanden,  weil  Wasserscheiden  (chilenische  Auf- 
fassung der  Grenze)  und  höchste  liergspitzen  (argentinische i  zu- 
sammenfielen, schrilt  nicht  vorwürts.  Die  damit  beauftragten 
Kommistsionen  konnten  sich  nicht  über  die  Fassung  der  dabei  auf- 
zunehmenden Protokolle  einigen,  da  eine  jede  in  diesen  Protokollen 
nur  dem  Prinzip  der  W  asserscheide  oder  resp.  der  höchsten  Spitzen 
Ausdruck  get/en  wollte. 

Im  Jahre  1*82,  wlibrend  des  peruanischen  Krieges,  liess  Nord- 
amerika Einladungen  an  alle  sild-  nnd  mittelamerikanischen  Staaten 
ergehen  zu  einem  Kongress.  in  welchem  Fragen  von  allgemeinem 
Interesse  für  Amerika  verhandelt  werden  sollten.  In  Anbetracht 
der  Hemerknngen,  die  Chile  der  nordanierikanischen  Regierung  machte, 
wurde  dieser  Kongres»  flir  eine  günstigere  Zeit  aufgeschoben.  Es  wiire 
schwierig  gewesen,  die  südamerikanischen  Republiken  in  eine  Kon- 
ferenz zu  vereinigen,  während  drei  von  ihnen,  Chile,  Peru  und 
Bolivien,  im  Krieg  waren. 

Im  Jahre  lSS't  kam  in  Washington  der  von  Nordamerika  an- 
gestrebte Kongress  zustande.    Das  vorgelegte  Arbeitsprogramm  ent- 
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hielt  uiiltT  anderem  die  Annahme  des  Schiedsgericht*  für  alle  in 
Zukunft  unter  amerikanischen  Staaten  vorkommenden  Differenzen 
und  Streitigkeiten.  Die  Verhandlungen  nahmen  keinen  progruuini- 
massigen  Verlauf.  Der  Knngres*  erklärte  sieh  für  da»  obligatorische 
Schiedsgerb  ht  mit  rückwirkender  Kraft,  was  eine  Intervention  der 
übritren  Staaten  in  die  Angelegenheiten  von  Chili  und  I'eru  bezweckt 
und  fas-te  über  das  Erobeningsrecht  einen  Besehlnss.  der  die  Gebiet»' 
uhtretnng  von  I'ern  an  Chile  riickgilngig  niaeben  sollte.  Chile  als 
«mvei  aner  und  unabhängiger  Staat  duldete  diese  Einmischungen  nicht. 
Der  ei  ste  panamerikanisch«!  Konpress  mhrte  zu  keinerlei  praktischen 
Ergebnissen. 

Im  März  1W0  erhielt  Chile  die  Einladung  zu  einem  «weiten 
panamerikanischen  Kongress.  der  in  Mexiko  zusammentreten  sollte. 
Die  im  .lahrc  Ins'.«  gemachten  Erfahrungen  waren  nicht  vergessen. 
Chile  bewirkte,  das*  das  ursprünglich  in  weitsehweingen  und  un- 
klaren Worten  verlasste  Arbeitsprogramm  genau  festgestellt  wnrde, 
und  erst  nachdem  es  die  Sicherheit  erhalten  hatte,  das»  der  Kongress 
sich  nicht  in  die  mit  Peru  bestehenden  Differenzen  einmischen  wurde 
oder  Beschlüsse  von  rückwirkender  Kraft  zu  fassen  beabsichtigte, 
sagte  es  seine  Teilnahme  an  dem  Kongress  zu. 

Die  Frage  des  Schiedsgerichts  für  alle  in  Znknnft  auftauchenden 
Konflikte  war  wieder  der  Brennpunkt  der  Verhandlungen.  Argentinien, 
im  Dienst  der  politischen  Interessen  von  Peru  nnd  Bolivien,  vertrat 
das  obligatorische  Schiedsgericht.  Chile  befürwortete  das  fakultative 
und  beantragte  die  Annahme  der  Beschlüsse  der  Haager  Friedens- 
konferenz. Der  Entwurf  zweier  Vertrüge  kam  ausserhalb  der  Kon- 
ferenz zustande;  in  einem  wurden  die  Konventinnen  der  Haager 
Friedenskonferenz  angenommen,  im  anderen  das  obligatorische  Schieds- 
gericht. Wahrend  alle  Staaten  Amerikas  dem  ersten  beitraten  und 
■las  Projekt  so  die  Bedeutung  eines  Beschlüsse*  de*  Kongresses  hat, 
verpflichteten  sich  Mexiko.  Argentinien,  Peru,  Bolivien,  Uruguay, 
Paraguay,  Guatemala,  St.  Domingo  und  Salvador  für  das  obligatorische 
Schiedsgericht,  Beide  Vertragsprojekte  wurden  durch  den  Kongress 
an  das  Auswärtige  Amt  Mexikos  geschickt,  um  de»  Regierungen  der 
amerikanischen  Staaten  mitgeteilt  zu  werden. 

Die  chilenische  Vertretung  legte  ausser  dem  erwähnten  Antrag 
verschiedene  Projekte  vor.  so  über  Ausübung  liberaler  Berufe, 
über  GrUndnng  einer  internationalen  Bank,  Mier  literarisches  nnd 
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künstlerische*  Eigentum,  weil  sie  glaubte,  den  Bestrebungen  des  Kmi- 
gresse*.  eine  Annäherung  der  amerikanischen  Siaaleii  herbeizuführen, 
am  besten  zn  dienen,  wenn  hie  praktisch  ausführbare  Beschlüsse 
anstrebte. 

.Für  Chile  war  es  ein  Grund  besonderer  Genugtuung-,  satt 
der  Präsident  Kiv-to  in  seiner  Eröffnungsrede  der  Kaminern  vom 
1.  .Tnli  l'.i02.  „zur  Annahme  des  Schiedsgerichts  für  die  Sehliehtuiitr 
in  Zukunft  vorkommender  Differenzen  zwischen  amerikanischen 
Staaten  beizutragen,  die  Fälle  nur  ausgenommen,  in  denen  die 
Souveränität  und  Wurde  der  Nation  in  Frage  kommt.  Nietnais  hat 
Chile  zu  den  Waffen  gegriffen,  ohne  vorher  alle  friedlichen  Mittel 
zur  Beilegung  des  Streites  erschöpft  zu  haben,  insbesondere  das  des 
Schiedsgericht*,  wenn  es  mit  der  nationalen  Würde  vereinbar  war. 

Chile  hat  oft  Gelegenheit  gehabt,  seine  Stellung  zu  diesem 
Prinzip  zu  beweisen,  sowohl,  indem  es  die  zahlreichen  Schadenersatz- 
fordernngen  fremder  Staatsangehöriger  ans  dem  peruanischen  Krieg 
und  der  Revolution  von  ls'.M  Schiedsgerichten  überwies,  als  auch  durch 
die  wiederholten  Bemühungen  die  Grciizstreitigkcit  mit  Argentinien 
der  Entscheidung  eines  Schiedsrichters  anheimzustellen. u 

Im  Jahre  1 ! M 1 1  funktionierte  in  Washington  ein  zur  Prtifutur 
der  nordamerikanischen  Keklntnationen  eingesetztes  Schiedsgericht 
(Konvention  mit  Nordamerika  vom  24.  Mai  1  Hi»7 >.  Ein  früheres 
(18JI2  vereinbart)  hatte  nicht  alle  Reklamationen  erledigen  können. 

Ein  anderes  Schiedsgericht  bestaud  in  der  Schweiz,  es 
war  durch  ein  rbercinkommen  mit  Frankreich  vom  23.  Juli  lS'.ej 
errichtet.  Peru  hatte  vor  dem  Kriege  mit  Chile  zur  Sicherung  einer 
Anleihe  Guanolager  in  Pfand  gegeben,  welche  wahrend  des  Krieges 
in  den  Besitz  Chiles  fielen.  Die  chilenische  Regierung  verkaufte  davon 
1  Million  Tonnen  Guano  und  deponierte  das  Geld  anf  der  Bank  von 
England.  Das  Schiedsgericht  in  Ijiusaniie  sollte  die  Titel  der  peru- 
anischen Glaubiger  untersuchen. 

In  allen  diesen  Fällen  zeigte  «ich,  dass  die  chilenische  Re- 
gierung mit  Recht  die  den  Schiedsgerichten  unterstellten  Forderungen 
als  Übertrieben  zurückgewiesen  hatte.  So  z.  B.  beliefen  sich  die  vom 
ersten  Schiedsgericht  in  Washington  berücksichtigten  Ansprüche  auf 
28l>r>571o  Dollars,  wovon  '210000  als  berechtigt  anerkaunt  wurden. 

Ein  Vertrag  mit  Brasilien  Uber  Auslieferung  von  Verbrechern, 
welcher  am  4.  Mai  18H7  geschlossen  war,  wurde  am  4.  Dezember  als 
Gesetz  veröffentlicht,  nachdem  er  von  den  Kammern  angenommen  war. 
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Passelbe  l'i  schab  am  1.  Februar  1 ', « '  1  mit  einer  zwischen 
('hilf  und  H.'livi.  n  ven  inbarten  Konvention,  welche  bestimmte.  da*s 
die  Keklamati.men  bolivianischer  Staat*»neehöriper  wegen  der  ihnen 
im  Bürgerkrieg  vmi  1  h1.»]  entstandenen  S.  hiiden  \om  englischen  Ge- 
sandten in  Santiago  •-iit.-r-ln.sl<-ii  werden  »»Htm. 

Geldwesen,  Finanzen,  Handel. 

Im  Jahre  1*!>">  hatte  Chile  Aas  seit  dein  peruanischen  Krieg 
im  l 'miaut  befindliche  Papiergeld  eingezogen,  vernichtet  nnd  durch 
die  Goldwährung  ersetzt.  Hie  einheitliche  Basis  war  der  Peso  Gold 
vull  "  ti  Feingehalt  und  ein  Gewicht  von  i >.:,'.»!•  lt»:t  g.  Folgende 
Tabelle  zeigt  uns  das  Milnzsystem : 
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Kine  wirtschaftliche  Krimis,  die  in  der  Gefahr  des  Krieges  mit 
Argentinien  ihre  Haupt  Ursache  hatte,  brachte  Mitte  lK'.tH  den  Fall 
der  Goldwährung  nnd  die  Itückkehr  des  Papiergeldes  mit  sich. 

Das  Gesetz  Vinn  11.  Juli  1*!»K  ermächtigte  den  Präsidenten 
zur  Ausgabe  von  7.0  Millionen  Pesos  Papiergeld  mit  Zwangskurs, 
zahlbar  in  Peso*  Gold  zu  1h  Peine    In  den  ."iO  Millionen  waren  die  in 
Zirkulation  sieh  befindenden  Banknoten  begriffen,  welche  tnr  fiskalisch 
erklärt  Warden.  Während  des  Zwangskursi  9  de»  Papiergeldes  durften 
die  Hanken  keine  neuen  Nuten  emittieren.     Das  Papiergeld  diente 
/.ar  Tilgung  aller  Schulden  mit  folgenden  Ausnahmen: 
1.  I »er  Obligationen,  die  nach  Vereinbarung  in  nationalen  »der  aus- 
ländischen Hr.ld-  oder  Silhennünzcii  bezahlt  werden  sollten,  nach 
Gesetz  vom  10.  September  1*'.'2; 
der  Kin-  nnd  Ausfuhrzölle. 
Am  1.  Januar  1WJ  sollte  die  Kinlüsung  des  Papiergeldes  be- 
ginnen und  zur  Goldwährung,  wie  sie  vorher  bestanden  hatte,  zurück- 
gekehrt tverden.    'An  diesem  Zweck  ordnete  das  Gesetz  vom  .11.  Juli 
die  Ansammlung  ■■ine«  Konversioiisfonda  an.    K*  sollten  vom  1.  Jnni 
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1SW  an  jedes  Jahr  10  Millionen  Pesos  Gold  von  den  Zolleinnahmen 
für  diesen  Fond«  ausgesetzt  weiden. 

Der  Präsident  wurde  autorisiert,  da»  Papiergeld  den  Hanken, 
die  dem  Gesetz  vom  2'i.  Juli  nnterworfen  waren,  zu  2"/„  jahrlieh 
mit  der  nötigen  Sicherheit  zn  leihen,  waa  im  Verhältnis  zu  dem  ein- 
gezahlten Kapital  der  Hanken  geschehen  sollte.  Die  Rückzahlung 
der  Anleihe  hatte  in  drei  Jahren  ZU  erfolgen. 

Am  1.  Januar  l'.'M2,  dem  als  Itcginu  der  Konversion  fest- 
gesetzten Tage,  war  von  der  englischen  Regierung  das  l'rteil  in 
dem  Grenzstreit  mit  Argentinien  noch  nicht,  gesprochen.  Die  He- 
ziehnngen  zu  Argentinien  waren,  wie  schon  früher  angegeben,  zn 
der  Zeit  sehr  gespannt.  Die  chilenische  Regierung,  welche  für  den 
Fall  eines  Krieges  alle»  vorhereilet  hal.cn  musste,  sah  sich  gezwungen, 
einen  Teil  des  Konversionsfonds  zur  Anschaffung  von  Kriegsmaterial 
und  Schiffen  zn  verwenden,  was  die  Einlösung  des  Papiergeldes  au 
dem  bestimmten  Tage  unmöglich  machte.  Auch  ohne  diesen  Umstand 
wäre  der  Augenblick  dazu  sehr  ungünstig  gewesen.  Das  Gesetz 
vom  31.  Dezember  1901  schob  die  Konversion  bis  zum  1.  Januar  ll'n". 
auf.  Es  bestimmt  ausserdem,  dass  ö  Millionen  Pesos  Gold  von  dem 
Exportzoll  auf  Salpeter  und  Jod  zur  Vergrößerung  des  Konversions- 
fonds genominen  werden  sollen. 

Mit  grossen  Opfern  war  lh\K,  die  Zurückziehung  des  Papier- 
geldes durchgesetzt  worden.  Leider  machten  18!i8  diu  Umstände 
seine  Rückkehr  nnvermeidlich.  Die  schädlichen  Konsequenzen  der 
Papiergeld  Wirtschaft  für  den  Handel,  den  Kredit  und  die  Lage  des 
Landes  blieben  nicht  ans.  Das  Gold  wurde  znr  Ware  nnd  strömte 
ans  dem  Lande.  Der  Wert  des  Papiergelde«  liel  nnd  stieg  ab- 
wechselnd, mit  den  Gerüchten  neuer  Emissionen  oder  den  Möglich- 
keiten eines  Krieges.  Mit  den  Kursdifferenzen  und  der  davon  ab- 
hängenden Goldpriimie  wurde  im  grossen  spekuliert. 

Die  chilenische  Regierung,  überzeugt,  dass  die  Goldwährung 
die  einzige  Definitive  für  das  Land  sein  könne,  hat  die  Heseitignng 
des  Papiergeldes  immer  als  eine  ihrer  wichtigsten  Aufgaben  erachtet. 
Leider  kommt  aber  zu  den  finanziellen  Schwierigkeiten  dieser 
Operation  noch  eine  andere  hinzu,  der  Widerstand  der  personlichen 
Interessen,  welche  an  die  Erhaltung  des  Papiergeldes  geknüpft  sind. 
Es  sind  die  der  agrariseh-exportierenden ,  im  Lande,  stark  ver- 
schuldeten Kreise. 

J»hrl>u<h  der  Internat.  Vcrrlnlnanj;.  t  u.  7  Bd.  42 


liriH  <;.-*iIzi'-1)iihl'  iiml  Literatur. 

hie  ordentlichen  im  1  ausserordentlichen  Kinuahmen  beliefen 
sieh  im  .In hri-  1'«»'  :mf  12»'»'":i" Pesos  Papiergeld,  has  Finanz- 
jahr wurde  abschlössen  mit  cincui  Saldo  von  1  *.'•*•>  x21»  Peso»,  die 
für  da»  Jahr  lwl  uhrist  blieben. 

Im  Jahre  lIHtl  war  die  i>rJ»-ntli<lit-  und  ausserordentliche 
Kinimhuir    von    IM        l'.Mi.    von  waren    übrig  (geblieben 

ls:,7f.h-M«  IV*».  was  l.'M.:;<i:t2ii  lv*os  ausmacht.  Angegeben 
wurden  l:m:M:»1H!»  IV«*.  Dan  Finanzjahr  «hlos,  mit  einem  Defizit 
vnii  2"277«">tol  IVshs. 

hie  Haupteinnahtne  bilden  der  Ausfuhrzoll  auf  Saldier  nnd 
.Ind.  die  Finanzzöllc  auf  Luxuswaren  und  einige  Schutzzölle  auf 
Fabrikate,  welche  im  Lande  hergestellt  werden  können.  !*.:!:("„ 
der  Kintiahineii  rührten  im  .lahre  1;hn>  ans  den  Exportzollen  des 
Salpeters  nnd  .l«>d»  her  und  UnIS",,  all»  den  Übrigen  indirekten 
Steuern,  hie  direkten  Steuern,  womit  die  meisten  Staaten  ihren 
Fiiinnzbedarf  decken,  sind  eine  Einnahiucf|Uelle.  von  welcher  der 
chilenische  Maat  timh  keinen«  •ebralleh  gemacht  hat.  Ks  mnss  aber 
au  dem  Tage  geschehen,  an  welchem  die  Salpeiorlager  erschöpft  sein 
werden.     E»  bestehen  nur  unerhebliche  direkte  Kumiuiinalsteiieni. 

Ks  i<t  beirreiflich,  das»  die  lioglcrung  der  Salpctergewinnnnsr 
<  ihn-  ir.inz!'  Aufmerksamkeit  widmet.  Im  .lahre  l!«»i>  wurden  :i20.'>0!t7it 

spanisch.-  Tonnen  Salpeter  ausgeführt,  was  für  den  Staat  eine  Ein- 
nahme von  )'.'<;7t'i»17  l'en.s  bedeutete.  l'.HH  waren  es  77ti!"l:ii'l 
»|>aiiische  Tonnen  Salpeter  und  i.'';;<iil*  kg  .Tod,  die  im  ganzen 
44068212  Pesos  Zoll  Ahlten. 

her  Handel  1'hibs  mit  dem  .Auslande  erreichte  PXMl  in  Pesos 
zu  1*  Pein  e  geschützt  'J!Ml^li!777  Pesos,  wovon  12X-VW 142  auf  den 
Import  und  lt>7H74io!ö  auf  den  Export  kommen,  hie  Ausfuhr  uber- 
stieg also  die  Einfuhr  um  :S*  l:it;4!»:i  IVso*. 

l'.MIl  belicf  sieh  der  Handel  auf  :HMKM:1 1 18  Pesos,  wovon 
auf  den  Imporl  l:i'.<:i'«i7l>t'>,  auf  den  Export  171  S44 !«7<i  Pesos  kommen, 
her  Import  von  P.*i»l  war  um  l"7ti2i;21  Pesos  bedeutender  als  im 
.Iahte  I'.'im».  was  seinen  timnd  in  der  Einfuhr  von  AVeizen  nnd  Mehl 
aus  Kalifornien  halte,  da  durch  den  letzten  Kegen  die  Ernten  zerstört 
worden  waren. 

MilitÄrgesrtz. 

Das  (iesetz  vom  .%.  September  1!HN>  führt  die  allgemeine  Wehr- 
pflicht ein.    Alle  Chilenen  vom  21».  bis  4?..  Jahr  münsen  dienen. 
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Dpi-  Dienst  findet  in  folgender  Welse  statt: 
1,  Wer  40  Jahre  alt  ist,  rauss  wenigstens  neun  Mnnate  in  einem 

Truppenteil  dienen.    Die  Dienstzeit  kann  vnm  Präsidenten  im 

Einverständnis  mit  dem  Staatsrat  um  :i  Monate  verlängert  werden. 
"2.  Die  au»  dem  aktiven  Dienst  (ietretenen  bilden  vom  Augenblick 

ihrer  Entlassung  an  bis  zum  W>.  Lebensjahre  die  erste  Reserve 

und  gehöre d 

;i.  vom  :ltl.  bis  zum  4">.  .Jahre  in  die  zweite  Reserve. 

Die  Zahl  der  Soldaten  wird  jiihrlich  durch  ein  (iesctz  bestimmt ; 
wenn  weniger  Dienstpflichtige  einberufen,  als  vorhanden  sind,  werden 
nach  Annahme  der  sich  freiwillig  Meldenden  die  übrigen  ausgelost. 
Die  Freigebliebenen  gehen  zur  ersten  Keserve  iiner,  können  aber  zn 
drBimonatlichen  ('billigen  eingezogen  werden. 

Im  Kriegsfall  dauert  die  Mobilmachung  nnd  Einquartierung 
die  fiir  die  militärischen  Operationen  erforderliche  Zeit.  Sie  geschieht 
dnrch  ein  vom  Präsidenten  mit  Zustimmung  des  Staatsrates  erlassene« 
Dekret.  Es  können  auch  dann  die  zwischen  1«  nnd  JO,  4">  und 
■>(>  Jahren  stehenden  dienstfähigen  Personen  herangezogen  werden. 

Das  Uesetz  besteht  im  ganzen  aus  40  Artikeln.  Die  Ver- 
ordnung vom  10.  Dezember  enthält  Resiiumiungen  znr  Ausführung 
des  tiesetzes  und  regelt  besonders  die  Form  der  Auslösung  nnd 
Führung  der  Militilrregister.  In  letztere  wurden  Anfang  1900  bi« 
400797  Personen  eingetragen.  11114  davon  hatten  das  Alter  von 
20  Jahren. 

Vor  Einführung  der  allgemeinen  Wehrpflicht  war  das  Heer 
ans  gedungeneu  Soldaten  gebildet.  Hei  Kriegsgefahr  wurde  die 
Nationalgarde  zu  I  bungen  einberufen,  wie  es  1K9*,  1*99  und  1  900 
geschah. 

Unterricht. 

Im  Jahre  19IM»  unterhielt  der  Staat  ir.47  Volksschulen  und 
im  Jahre  1901  erhöhte  er  diese  Zahl  auf  1700. 

Leider  besteht  kein  Schnlzwang  nnd  der  Hesnch  der  Schulen 
lässt  viel  zu  wünschen  übrig.  Der  Prozentsatz  der  Analphabeten  ist 
sehr  beträchtlich. 

Ein  tiesetz  vom  11.  Januar  1900  verbesserte  das  Uehalt  der 
Volksschullehrer  und  erlaubte,  sie  unter  liesonders  günstigen  l!e- 
dingungen  zu  pensionieren. 
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Kür  -Iii-  V»lk»>.  lmlleliti  r,  welche  kein«*  Ausbildung  in  Jen 
Kscuelc»  Normale»  ilvehrerseniinarei  erhalten  hatten,  wurden  P."M> 
während  «ler  Ferienzeit  pädagogische  Kurse  eröffnet. 

Per  vom  Staat  gegebene  1'nterricht  ist  frei,  »«.«wohl  auf  den 
Volksschulen  wie  Htif  den  Mittelschulen  und  der  Universität.  I)» 
der  liesnch  letzterer  ein  sehr  irruwiT  int  und  in  den  gebildeteren 
Kreisen  ein.-  Bevorzugung  di  r  Berufe  Wslcht,  welche  Universität»- 
studien  vi>rausM'ty.en.  sowie  eine  gewis.se  llissju-htung  der  Tätigkeit 
in  Haiidil  und  Industrie,  war  die  Regierung  bestrebt,  den  Zudrang 
der  Studenten  zur  Universität  zu  vermindern  und  auf  die  technischen 
Pchrnnsl.iltcn  zu  lenken.  In  einigen  Provinzen  wurden  neben  den 
Pi< e«  n,  wie  die  Mittelsebulen  heimsen,  Kurse  für  Ackerbau,  Bergbau 
und  Handel  eingerichtet,  je  nachdem  der  eine  oder  der  andere 
von  vorwiegender  wirtschaftlicher  Hedeutung  für  die  betreffende 
Provinz  war. 

Kim-  ItVvision  der  I.ehrplttne  der  I.iceen  wnrde  vorgenommen. 
Alles  was  keine  besondere  Wichtigkeit  lnr  die  allgemeinen  Bildungs- 
zwei  ke  hatte,  sollte  durch  Kenntnisse  von  praktischer  Verwendbarkeit 
für  das  Leben  ersetzt  werden. 
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Referenten:  Dr.  Jul.  Lassen  and  H.  Münch-Pete  rsen, 

Professoren  der  Hechle.  Kopenhagen. 


a)  Gesetzgebung. 

Das   Triemiium    IM".'-  ist    nicht  sehr   reich   an  be- 

deutenden Gesetzen  gewesen,  welcher  Umstand  zum  Teil  den  un- 
günstigen politischen  Verhältnissen  zn  verdanken  ist.  Durch  die  Er- 
nennung des  Ministerinnig  Duxtzkh  im  Sommer  l'.'Ol  ist  indessen 
die  liberale  Opposition  zur  Macht  gekommen,  und  es  ist  zu  hoffen, 
das*  eine  reiche  und  ausgiebige  Legislaturperiode  den  mageren 
Jahren  folgen  wird;  u.  a.  ist  ein  grosser  Entwurf  zur  durchgreifenden 
Heform  sowohl  unserer  Zivil-  als  Strafrechtspflege  dem  Keichstage 
vorgelegt  worden. 

1899. 

Besonders  hervorzuheben  ist  das  tiesetz  No.  7-r>  vom  7-  April 
über  das  eheliche  ti tu errecht.  Durch  dieses  wird  die  Ehefrau  für 
geschäftsfähig  erklärt,  ganz  wie  die  unverheiratete  Kran;  doch  bedarf 
sie  der  Einwillignng  der  Obrigkeit,  nm  sich  für  die  Schulden  de« 
Manne«  verantwortlich  zn  machen.  Als  gesetzliches  Güterrecht  wird 
die  allgemeine  Gütergemeinschaft  mit  Verwaltunp-recht  für  den  Mann 
aufrecht  erhalten.  Über  dasjenige,  was  die  Kran  durch  selbständige 
Tätigkeit  erwirbt,  verfügt  sie  jedoch  ganz  frei,  nnd  der  Mann  bedarf 
ihrer  Einwillignng  zu  jeder  grösseren  Schenkung  und  zu  Verfügungen 
über  die  von  der  Kran  in  das  Gesamtgut  eingebrachten  Unter  und 
Wertpapiere.  Kür  Auslagen,  welche  die  Ehegatten  dem  Oesamtgnt 
durch  unerlaubte  Handlungen  verursachen,  haben  sie  gegenseitiges 
Hegressrccht.  Wenn  der  Mann  sein  Yerwahnngsrecht  missbrancht, 
oder  wenn  er  seine  Krau  ungesetzlich  verlässt  oder  in  Konkurs 
kommt,  kann  die  Krau  bei  der  Obrigkeit  die  Aufhebung  der  Güter- 
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gen» insehatt  beantragen.  Durch  Ehevertrng  können  die  Ehegatten 
das  Vermögensverhilltni*  unter  einander  U*t  nach  Belieben  regeln 
nnii  namentlich  trän/,  oder  teilweise  ihr  Vermögen  filr  Vorbehallsgnt 
erklären,  über  welches  dann  jeder  ganz  frei  verfügt.  Ein  solcher 
Ehevertrag  braucht,  wenn  vor  der  Ehe  errichtet,  mir  schriftlich  zu 
Kein,  wahrend  er  nach  der  Ehe  königlicher  Konfirmation  bedarf:  nm 
volle  Wirkung  Dritten  gegenüber  zu  haben,  mnss  der  Ehevertrag 
vor  dem  Gericht  kundgemacht  <  .tingläsr)  werden. 

Das  Gesetz  Nu.  :W  vom  24.  Miirz  über  Beschaffung  von 
Bodenparzellen  filr  Laudarbeiter  tut  einen  neuen  Schritt 
auf  dem  sozialpolitischen  Weg,  indem  es  sucht,  durch  öffentliche 
Fürsorge  d<n  Landarbeitern  den  Erwerb  von  solchen  Grundstücken 
zn  erleichtern,  nnd  ihnen  dazu  eine  billige  Geldanleihe  vom  Staate, 
nenn  Zehntel  de*  Wertes  entsprechend,  anbietet.  Da»  sogenannte 
„Schulgesetz"  No.  47  vom  24.  Marz  enthält  recht  durchgreifende 
Änderungen  unseres  Volksschulwesens.  Endlich  ist  zu  erwähnen  ein 
Gesetz  No.  74  vom  7.  April,  betreffend  Sprengstoffe,  welches 
im  wesentlichen  mit  einem  früheren  liesetz  vom  1.  April  1*94  über- 
einstimmt. 

1900. 

Das  Oesetz  No.  .'»7  vom  3.  April  gibt  eine  indirekte  An- 
erkennung der  bestehenden  Arbeiterorganisationen,  indem 
es  bestimmt,  dass,  wenn  ein  Zentral  verein  von  Arbeitgebern  und  ein 
Zentralverein  von  Arbeitern  in  einer  Übereinkunft  betreffend  die 
Ordnung  der  Arbeitsverhältnisse  in  Industrie  und  Handwerk  die  Ent- 
scheidung von  Streitigkeiten  durch  Schiedsspruch  beschlossen  haben, 
die  gewöhnliche  Zengnispflicht  vor  einem  solchen  Schiedsgericht  durch 
königliche  Anordnung  eingeführt  werden  kann.  —  -  In  Anknüpfung 
an  das  Arbeiterversieheruiigsgcsclz  vom  7.  Januar  IH'.m  eröffnet  das 
(«■setz  No.  71  vom  Ü.  April  über  Unfallversicherung  für 
dänische  Fischer  die  Möglichkeit,  gegen  einen  kleinen  jährlichen 
Beitrag  <.r»  Kronen)  Mitglied  eines  vom  Ministerium  des  Innern  an- 
erkannten l'nfallversichcrnngsvereins  zu  werden;  wenn  diese  Ver- 
sichernnesbeitrüge  nicht  genügen,  wird  das  Fehlende  von  der  Staats- 
kasse zugeschossen.  Ein  (iesetz  No.  Iti8  vom  27.  A  pril  führte  vor- 
liinfig,  um  eventuell  ein  umfassenderes  Gesetz  über  öffentliche  Kon- 
trolle der  l.eliensversir  hernngsgesellscliaften  vorzubereiten  — 
ein  Entwurf  eines  solchen  ist  von  einer  skandinavischen  Kommission 
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ausgearbeitet  worden  —  die  AnmeldungRpflicht  solcher  Gesellschaften 
«in;  das  Gesetz  ist  aber  am  öl.  März  llHil  wieder  ausser  Kraft  ge- 
treten. Endlich  entliitlt  da»  Gesetz  No.  7r>  vm«  :t  April  einige  je- 
doch wesentlich  nur  formelle  Änderungen  des  Gesetzes  vom  12.  April 
1HH2  über  Unterhaltsbeiträge  für  nucheliehc  Kinder. 

1901. 

Von  besonderem  Interesse  ist  das  „Wahlgesetz-  No.  12  vom 
1.  Februar,  welches  für  die  Wahl  /.inn  Heiehstag  anstatt  der  früheren 
öffentlichen  Wahlmethode  geheime  Abstimmung  einrührt,  und  das 
.Fabriksarbeitergesetz"  No.  71  vom  11.  April.  Während  früher 
nnr  Fabriken,  in  welchen  jugendliche  Arbeiter  beschäftigt  waren,  unter 
öffentlicher  Aufweht  standen,  wird  durch  dieses  Gesetz  die  öffentliche 
Kontrolle  auf  alle  Fabriken  und  dergleichen  Tätigkeiten  ausgedehnt 
und  Sorge  dafür  getragen,  dass  Gesundheit,  Leben  und  Körper 
der  Arbeiter  gehörig  geschützt  sind.  Kinder  unter  12  Jahren  dürfen 
bei  solchen  Tätigkeiten  überhaupt  nicht  verwandt  werden,  und  die 
Verwendung  jugendlicher  Arbeiter  (zwischen  12  und  IX  Jahren  alt) 
wird  wesentlich  beschrankt  und  kontrolliert.  Endlich  enthält  das 
Gesetz  einige  neue  Bestimmungen  Uber  die  Beschäftigung  von  Frauen 
mit  Fabrikarbeit.  Solchen  kann  es  ohne  Itlieksicht  auf  ihr  Alter 
ganz  verboten  werden,  besonders  anstrengende  oder  gesundhcils- 
gefährliche  Arbeit  zn  übernehmen.  Unil  wenn  eine  Fabrikarbeiterin 
ein  Kind  geboren  hat,  darf  sie  die  ersten  vier  Wochen  nicht  die 
Arbeit  wieder  aufnehmen,  es  sei  denn,  dass  ärztlich  bescheinigt 
wird,  das»  dies  ohne  Schaden  für  ihre  eigene  Gesundheit  oder  die  Ge- 
sundheit ihres  Kindes  geschehen  kann. 

Unten  ein  Gesetz  No.  :!0  vom  20.  März  werden  einige  kleinere 
Änderungen  der  Bestimmungen  des  Konknrsgesetzes  vom  2V  Miirz 
1X72  über  Anfechtung  von  Rechtsgeschäften  herbeigeführt.  Ein  Ge- 
setz No.  2.x  von  demselben  Datum  bcschliesst  die  Errichtung  eines 
Instituts  zur  Herstellung  von  antidiphtherit  ischem  Serum,  ein 
Gesetz  No.  54  vom  11.  April  verbietet  kategorisch.  Hordelle  zn 
halten,  und  bestraft  die  Übertretung  dieses  Verbots  mit  Gefängnis 
bei  Wasser  und  Brot  oder  mit  Strafarbeit  bis  zu  2  Jahren,  und  ein  Ge- 
setz No.  3">  vom  2<>.  März  bestimmt,  in  Erweiterung  ciuer  bezüg- 
lichen Vorschrift  des  Armengesetzes  vom  !».  April  1S;U  $  >'>!, 
das»  die  Kosten,  welche  zur  Erziehung,  Unterhalt,  Versorgung.  Kur 
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nml  Pflege  tili-  in  öffentlichen  Anstalten  sich  befindende  Blinde. 
Taubstumme.  Idioten.  Geisteskranke,  Epileptiker,  Gebrechlich*,  Tnber- 
knl'iw1.  Skrofulöse  und  Lnpnspatienten  dienen,  nicht  als  Aruienunter- 
«tützung  lwtruchtet  werden  sollen.  Knill  ich  l»t  zu  erwähnen,  da** 
Dänemark  der  Anhangsilbereinknnft  v<»iu  1«.  Juni  1*1»8  znr  inter- 
natiniialen  (beivinkunft  vom  14  Oktober  Uber  Güterbeförderung 
auf  ilen  Eisenbahnen  beigetreten  ist. 


An*  dem  Zivilrechte:  Jci..  L^-six,  Nnllitet  oe  Anfägtelighed. 
Fniversitctsprogratn  IM»'.»:1)  ,1.  H.  D»;i  M/.r.ii.  Den  danske  Familieret, 

I.  Ansg.,  Dsmi;  V.  Bk\tz->n,  Den  danske  l'ersonret,  2.  Ausg.,  1W"; 
('.  Tour,  Hovedpunkter  af  Formnerettuis  almindcligc  IV1,  2.  Ansg. 
VMXi;  H.  lies.  ii-l'nFit>KN,  Den  Is-ngci-ligc  Kot  i  Hovedträk,  1H0I : 
derselbe,  Ketstilfiilde  til  Brng  ved  det  juridiske  Studium,  1.  für 
Anfänger,  11M»1:  H«m>»'H  Fhicbspiix,  Begnbct  Interesse  i  Lären  nm 
Forsikring,  Doktordisputats  ( Habiiitat ionsschrift)  ItHtl.  In  dem 
vnn  Kksk*t  Lliik  herausgegebenen  Werke:  Klcments  de  droit  civil 
scandinave.  l'aria  1S*H,  ist  das  dänische  Hecht  unter  Mitwirkung  von 

II.  Mi  s<  h-I'kti.b-ks  behandelt. 

Dem  öffentlichen  Hechte  angehörend:  H.  Matzkn,  I>*n 
danske  Statsforfatningsni.  I.  Del,  -1.  Ausg.,  l*»i>o — 1901  und  der- 
selbe, Foreläsiiinper  over  den  positive  Folkeret.  l!NH>. 

Dem  Strafrechte:  0.  Wo..*,  Den  nordisko  St.rahVret,  erschienen 
als  III.  2  de*  grossen  Werkes  ..Xordisk  Ketsenryklopädi",  IWfl,  nnd 
die  Verhandlungen  der  ernten  und  zweiten  .lahrcssitzung  des  dän  ischen 
Krimi  na  listen  Vereins,  lüiiii— l!H»l. 

Ferner  sind  aus  dem  I'rozess  besonders  hervorzuheben  die 
oben  erwähnten  grossen  Gesetzentwürfe  znr  durchgreifenden  Kefnrm 
sowohl  ,|es  Zivil-  als  Strafprozesses,  welche  kürzlich  dein  Heichs- 
tage  vorgelegt  worden  sind. 

F.ndlich  finden  sieh  verschiedene  Abhandlungen  in  den  juris- 
tischen Zeitschriften  „Tidsskrift  for  Betsvidenskab",  „Igeskrift  for 
Ketsväseir  und  „ThDskrift  for  Fängselsväsen".  — 

Aus  der  Nationalökonomie  ist  zn  erwähnen: 

Fi:knan:»o  I.iM.nanKo.  Karl  Marx  og  den  historiske  Socialisnie, 
I,  IhW-  Tnr..i.»k  Grki  \,  Danske  Fonds  og  Aktier,  IHM;  A.  H«mr. 

M  Ih-r  Publikation»)«  Ut  bei  allen  Werken  Kopenhagen. 


b)  Literatur. 
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Dansk  Statiatiks  Historie.  1SMU;  Wimm*  Sm aki.inh,  Bankpolitik. 
1WK>;  t'ouiir  Tiiai',  Arbcjdslönnen  i  Kübenbavn  og  Nabokommuner  i 
Aaret,  l si »S :  l'dgivet  af  Köbcuhavns  Kommunalbestyrelse,  lWiu,  und 
Köbenhavnske  Skolebörm  Fordeling  efter  Skolernes  Art  og  Forceldtvnes 
Sainfimil«still injr.  1!«M>;  Mak<is  Bims,  Den  ökonomiske  Fdvikling  i 
Danmark  i  det  sidste  Slilgtled,  Sonderabdrnek  vom  Werke:  .Von 
Folk  i  det  DJ.  Aarhundrede,  lINMi.  Jri..  Schovklix,  Fra  den  danske 
Handels  Empire,  I  II,  lWH—  l!RK>:  Jet,.  Vai.kxtini  k,  De  franske 
Sparekasscr;  deres  IMvikling  og  Hovedträk  af  deres  Virksonbed,  liNH 
.1.  Jkxs'.n  u.  ('.  M.  Olskn,  Oversigt  von  Fagforei>ingsbev5gcl.<cn  i 
Danmark  fra  1*71  til  1**00,  1W1;  L.  V.  Bnu  k,  Kreditokonomiens 
Omsfitning^midler,  1t»«'»;  K.  A.  Wictii-Km  k-kx,  Hvad  man  kan  se  af 
Yexelkurserne,  11« H ;  C.  E.  Jkskks  og  Fh.  Boküiukiki,  Sneialdemn- 
kratiets  Aarbnndrede,  l'.«»l;  Gi>tay  Baxh,  Kapitalismen»  Gennem- 
brnd,i;Mil;Statistisk  Bureau«  Historie. lKW;  Aibejderforsikringsraadets 
Beretning  for  endlich  verschiedene  .Statisliske  MeddeleNer". 

welche  vom  statistischen  Bureau  des  Staateü  publiziert  sind,  und 
mehrere  Abhandlungen,  besonders  in  „Nationalökonomisk  Ti»*skrift-. 


Anhang:  Island. 

Referent:  O.  IlaUdorssoii, 

Direktor  hu  Mliiltterliini  für  Uluid.   Ko|*-nli»s*  u. 


Gesetzgebung. 

Für  da»  Jahr  18!>!»  ist  besonders  hervorzuheben:  Anordnung 
vom  20.  .Tanmir  über  die  Anwendung  internationaler  Seefahrtsregeln 
auf  isländische  Schiffe  und  das  Gesetz  vom  !'.  September  betreffend 
Tages-  und  Nachtsignale  für  islandische  Schiffe  in  Wassersnot  und  Maß- 
regeln im  Falle  des  Schiffszu*aiumeu*to*seg,  nebst  einer  sich  daran 
schliessenden  Verordnung  vom  2K.  desselben  Monats,  welche  die  An- 
wendung von  Notsignalen  auf  isländische  Schiffe  übereinstimmend 
mit  dem  internationalen  Signalsystem  vorschreibt,  —  Ge>etz  vom 
22.  September,  betreffend  Abtretung  von  privatem  Grund  und  Hoden 
zur  Aulage  von  I^nchttürmen,  vom  11.  November  über  den  Handel  mit 


(iliti  tV- -t/jf,.l>iiriif  und  Litenitur. 

und  «las  Ausschenken  voll  geistigen  Getränken,  welches  Gesetz  das 
Hecht  dazu  vnii  einer  besonderen  Bewilligung  gegen  hohe  Zahlung  samt 
einer  hohen  jährlichen  Abgabe  bedingt:  endlich  ein  Gesetz  von  dem- 
selben Dutum,  welches  zur  Förderung  der  Butterproduktion  des  Landes 
Ausfuhrprämien  für  Butler,  die  auf  ausländischen  Märkten  einen 
naher  bestimmten  höheren  I'rei«  erreicht,  verspricht. 

Für  das  Jahr  II««):  Gesetz  vr.m  12.  .Tannar,  betreffend  die 
Krrichtnnir  einer  Hypothckenabteilung  an  der  I.andesbank  in  Reykjavik, 
und  von  demselben  Datum,  Gesetz  über  das  eheliche  Güterrecht, 
welches  im  wesentlichen  mit  dem  dänischen  Gesetze  vom  7.  April 
lH!»!t  übereinstimmt;  Gesetz  über  Unterhaltsbeiträge  fiir  uneheliche 
Kinder,  und  ein  Gesetz,  welches  die  Bereitung:  von  geistigen  Getränken 
in  Island  verbietet,  —  das  Gesetz  vom  2.  Marz  über  die  F.rrichtnng 
von  Islands  Aekerbanfonds,  welches  verhältnismässig  grosse  Kapitalien 
zu  besonderen  Fonds  festlegt  mit  dem  Zwecke,  billige  Anleihen 
zur  Urbarmachung  von  Land  nnd  Prämien  fttr  erwiesene  besondere 
Tüchtigkeit  ant"  diesem  Gebiete  zn  leisten. 

Kndlich  ftir  das  Jahr  1'.m>1:  Das  Postgeisetz  für  Island  vom 
VI.  September,  zunächst  eine  Kodifikation  der  geltenden  Bestimmungen 
auf  diesem  Gebiete;  ein  Gesetz  von  deru&elben  Datum,  betreffend  Ma-ss- 
rcgeln  znr  Regelung  der  Fischereipolizei  in  der  Nordsee,  welches 
die  Beteiligung  ausländischer  Schiffe  an  diese  Fischerei  in  f'berein- 
stinimnng  mit  der  Haager  Konvention  vom  0.  Uai  1**2  regelt;  Ge- 
setz vom  27.  September  Uber  die  Fischerei,  welche  Aktiengesellschaften 
auf  Islands  Sei  territorium  treiben;  Zollgesetz  fllr  Island  vom  «.  No- 
vember, wie  das  Postgesetz  wesentlich  nur  eine  Koditikation  der 
schon  geltenden  Bestiiniiiungen,  das  Checkgesetz  von  demselben 
I  ►atmn,  fast  übereinstimmend  mit  dem  dänischen  Checkgesetz  vom 
2'!  April  1*1*7  (siehe  .lahrbuch  IV,  1*;»8,  S.  Jiti'.»);  Gesetz  vom 
2n.  Dezember  Über  den  öffentlichen  Frieden  an  den  Feiertagen  der 
Volkskirche  und  ein  Gesetz  von  demselben  Dalum,  betreffend  Statuten 
für  Viehvensicherungskasseii. 
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Referent:  Dr.  Stier-Somlo, 

l'riv«t.loMnt  »n  der  UnlverelMt  Bono. 


A.  Gesetzgebung  1899  und  1900. 

Einleitung. 

In  de»  Pfaden  des  vorjährigen  Iierir.hu  (V.  Jahrgang  S.  ."»12 
his  625)  möchte  anrh  der  vorliegende  einhergehen.  Alles,  was  dort 
über  den  etwaigen  wissenschaftlichen,  praktischen  und  reehtspolitischen 
Ertrag,  den  die  zusammenhängende  Betrachtung  von  bestimmten 
Gesetzgebiingspcrioden  birtet,  genagt  ist,  aber  anch,  was  über  die 
Tragweite,  die  hier  dem  Begriff  der  „Gesetzgebung"  zukommen  «oll, 
aufgeführt  ist.  soll  auch  für  die  folgende  Darstellung  gelten.  Nur 
wird  der  Zeitbereieh  zweier  Jahre  durchmessen  werden.  Eine,  wie 
ich  glaube,  praktische  Neuerung  ist  ferner  nur  insofern  getroffen, 
als  bei  Vorführung  eine*  Gesetze»  mitunter  anch  gleich  die  litera- 
rischen Bearbeitungen,  die  es  gefunden  hat,  angezogen  werden.  Es 
dürfte  die*  praktischer  «ein,  als  deren  Anführung  nnter  dem  Titel 
.Literatur-4,  mit  notwendigen  Kürkverweisnngen  auf  jene  Gesetze. 
Wenn  hierbei  auch  solche  literarische  Erzeugnisse  angegel>en  sind, 
die  nicht  in  den  Berichtsjahren,  gondern  spater,  l!«'l  und  1!H>2,  er- 
schienen sind,  so  gewilrtigt  der  Referent  hierfür  eher  Zustimmung, 
als  Tadel.  Die  Abteilung  .Literatur"  dürfte  dadurch  etwas  ent- 
lastet sein. 

a)  Das  Kelch. 

L  Bürgerliches  Recht. 

Konnte  man  auf  dem  Gebiete  des  materiellen  Privatrechls  schon 
für  das  Jahr  eine  gewisse  Müdigkeit  der  gesetzgebenden  Fak- 

toren feststellen,  so  gilt  dies  noch  mehr  für  unsere  beiden  Berichts- 
jahre IW>,  1!H>0. 


litis 
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Das  Srhwerge wicht  der  GcMtzcsarbeit  liegt  fiir  da«  bürgerliehe 
Recht  hei  den  Hinzelstaaten,  soweit  nicht  auch  hier  eine  nnr  allzu 
Jm-u-vü  liehe,  ja  erfreuliche  Ebbe  in  .1er  legislatorischen  Produktion 
Platz  pL'rilleii  hat 

In  Ausführung  des  BGB  ist  von  Reith*  wegen  nnr  er- 
gangen auf  Grund  den  S;  1*2  Ah«.  2  die  kaiserliche  Verordnung 
vom  27.  Marz  lsw,  betreffend  die  Hattpt mängel  und  Ge- 
währfriBteii  beim  Viehkanf  (R.-G.-Bl.  S.  219  ,  eine  Verordnung, 
die  ausser  in  den  Kommentaren  zum  R  G.-B,  auch  sonst  mehrfache 
Bearbeitung  gefunden  hat,  so  in  dem  Handrhen  der  Gl  TrKNTAo'sehen 
Sammlung  deiits.  her  ReichsKesetze:  von  St..i./lk  und  \V>:iskoi>k,  Per 
Vi.hkauf  nacli  dem  B.G.-B..  2.  Anfinge,  Ii««).  Auch  die  in  dem 
Erlasse  des  Reichskanzlers  vom  2.'..  März  IWi»  (R.-G.-Bl.  S.  22.r.)  ent- 
haltenen Ansiiihrungsvorschriftcn  zum  Gesetze  über  die  Beur- 
kundung des  Personenstandes  und  die  Ehcsi-hliessung  hatten 
auf  Ihei-einstimmung  mit  dem  H.  G.-B.  zu  achten.  Auch  diese  Materie 
hat  wertvolle  Bearbeitungen  hervorgerufen,  s«  da«  Werk  von  Km  sfc, 
Pas  Standesamt,  ti.  Auflage,  11HI2:  S^htoiiiih.  Kommentar  zum 
Personeitstandsgesetz,  l'.M>2;  S.  m  i.tz.  Da*  Gesetz  Ober  die  Beur- 
kundung den  Personenstandes  und  die  Eheschliessung,  PH)1.  — 

Kinnn  der  vielen  unhaltbaren  Zustände  auf  dem  Gebiete  des 
Vereinsrechts  wnrde  durch  da»  froh  begrilsste  Reichsgesetz  vom 
11.  Dezember  IM'!»  il!..(i.-Bl.  'S,  )!!»!»)  abgeholfen.  Es  lautet  kurz 
und  kernig:  Inländische  Vereine  jeder  Art  dürfen  miteinander  in 
Verbindung  treten.  Entgegenstehende  landesgesetzliche  Bestimmungen 
sind  aufgeholx-n.  Von  einer  so  sehr  notwendigen  Reform  des 
Hörsengeset zcb  ist  in  den  Berichtsjahren  nur  in  der  Literatur, 
nicht  in  den  Gesetzessammlungen  etwas  zu  merken.  Lediglich  eine 
kleine  Krinnerunir  bietet  der  Erlass  des  Reichskanzlers  vom  20.  April 
ls:»l»  iR.-G.-Bl.  S.  2«tii,  durch  den  die  vom  Bundesrat  auf  Grund 
des  8  .VI  Absitz  1  des  Börscugesetzes  beschlossene  Untersagung  des 
Börsenteriniiih.indels  im  Kamzng  bekannt  gemacht  wird.  Ein 
kräftiger  nationaler  tieist  weht  im*  an  ans  dem  neuen  Reichs- 
gesetze vom  22.  Juni  1  !-'-•*»  (Iber  das  Flaggenrecht  der 
Kauffahrteischiffe  (R.-G.-Bl.  S.  HU»),  Für  Laudratten  war  das 
Gesetz  ülsr  die  Nationalität  der  Kauffahrteischiffe  und  ihre  Befugnis 
zur  Führung  der  Bundestlugge  vom  2.r.  Oktober  1S«">7  aus  dem 
Studium  (nicht  ans  der  praktischen  Anwendung!)  des  $  74  Ziff.  2 
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des  Gerichtsverfassnngsgesetze.s  geläufig.  IHe  Strafkammern  sind  dort 
als  ausschliesslich  zuständige  Gerichte  erklärt  filr  Zuwiderhandlungen 
gegen  diese«  Gesetz.  Ks  hat  ««ine  Roll«  ausgespielt:  «soweit  in  Ge- 
setzen  darauf  verwiesen  ist,  treten  die  entsprechenden  Vorschriften 
des  am  1.  Januar  l'.nto  in  Kraft  getretenen  neuen  Gesetzes  vom 
22.  .Tnni  1H!«>  an  die  Stelle:  g  Tl  N<>.  2  G-V-G.  ist  aufgehoben. 
Im  übrigen  sind  die  wesentlichen  Bestimmungen  des  Gesetzes  folgende: 
Znm  Erwerbe  durch  die  Sccschifl'fahrt  bestimmte  Schilfe  (Kauffahrtei- 
schiffe) haben  als  nationale  Flagge  ausschliesslich  die  Keichsflagg« 
■  Art.  r>:,  der  Reielmerfassnngi  zu  führen.  Hierzu  sind  sie  uur  danu 
berechtigt,  wenn  sie  im  ausschliesslichen  p'.igentnm  von  Iieiehsan- 
gchörigen  stehen.  Letzteren  werden  freilich  gleichgeaehtei  offene 
Handelsgesellschaften  und  Kommanditgesellschaften,  wenn  die  per- 
sönlich haftenden  Hesel  Ischafter  sämtlich  Heichsangeliörige  sind,  andere 
Handelsgesellschaften,  eingetragene  Genossenschaften  und  juristische 
Personen,  wenn  sie  im  Inland  ihren  Sitz  haben,  Kommanditgesell- 
schaften auf  Aktien  jedoch  nur  dann,  wenn  die  persönlich  haftenden 
Gesellschafter  sämtlich  Reichsangehorige  sind.  Wenn  der  Eigentümer 
eines  Schiffsteiles  die  Reichsangehörigkeit  verliert  oder  der  Schills, 
anteil  vcriinssert  wird,  und  zwar  au  einen  Ausländer,  so  behält  das 
Schiff  die  Reichfsflag-ge  nur  bis  zum  Ablaufe  eines  .Jahres.  I>ie  zur 
Kübrnng  der  Heich«flaj*gc  liefugten  Kauffahrteischiffe  sind  in  Schiffs- 
register einzutrag-en.  die  in  der  Regel  von  den  Amtsgerichten  ge- 
führt werden.  Auf  Anordnung  der  Landesjnstizverwaltung  kann  die 
Führung  des  Registers  für  mehrere  Anitsgerichtsbezirke  einem  Amts- 
gericht übertragen  werden.  Weitere  Bestimmungen  betreffen  die 
Bedingungen  der  Eintragung,  deren  Gegenstände,  da»  Schiffszertitikat. 
durch  das  das  Recht  des  Schill*  zur  Führung  der  Reicbsfiagge  nach- 
gewiesen wird.  Da«  Gesetz  kennt  daneben  noch  ein  sogenanntes 
Flaggvnzengnis.  Erlangt  nämlich  ein  im  Auslände  befindliches  Schiff 
dadurch,  das*  es  ins  Eigentum  eines  Reichsangehörigen  gelangt,  das 
Kecht  zur  Führung  der  Reirhsflajrge,  so  kann  das  Schiffszertifikal 
durch  eine  Bescheinigung  ersetzt  werden,  die  der  Konsnl,  in  dessen 
Bezirke  da»  Schiff  sich  zur  Zeit  de»  Kigentnmsüberganges  befindet, 
über  das  Recht  zur  Führung  der  Reichsflagg«  erteilt.  Anch  die 
Veränderungen  in  den  Rechtsverhältnissen  mll«sen  eingetragen  werden, 
wie  denn  auch  da«  Gesetz  Uber  die  Anzeige  und  Glanhhaftmarhnng 
solcher    Tatsachen    eingehende    Bestimmungen    enthält.  Weitere 
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Vorschriften  Im-Ii-.  Heu  .in-  Lös,  lning  der  Eintragung  und  enthalten 
Straf bcsiimmungcn  tür  den  Kall  der  nnbererhtigten  Fühlung  der 
lleichsflagge.  I"n  berührt  bleiben  aber  die  landesgesetzlichen  Vor- 
schriften, na.  Ii  denen  die  Sehirtsresrister  von  anderen  Hehörden  als 
den  ticrichten  geführt  wilden  können. 

Besonders  hervorgehoben  «d  noch  der  g  -£\.  der  dem  Kunde», 
rat  die  Itefugni*  erteilt,  zu  bestimmen:  die  Hrenzen  der  .Seefahrt 
im  Sinn«  des  Gesetzes:  die  Einrichtung  des  Schiffszertifikats, 
des  beglaubigten  Auszuges  aus  diesem  und  der  Flaggenze ugnisse; 
den  l'mfani;.  in  welchem  ilie  Ergebnisse  der  Ruitlieben  Ver- 
messung in  da*  Schiffsregister  einzutragen  sind;  die  Art.  wie  die 
Anbringung  der  Namen  am  Schilfe  auszuführen  ist.  Tiber  alle  diese 
Punkte  verhalt  Heb  die  diesen  Paragraphen  ausführende  Bekannt- 
m.ichung  de»  Knndeanits  vom  1".  November  ls'.<<<  (Z.-Kl.  S.  3K*»i.'l 
•Ii»  es  ist  sogar  schon  eine  Ätidcrunjr  des  Gesetzes  Uber  da» 
Flaggenrerht  der  Kauffahrtcischilk-  notwendig  geworden,  die  durch 
tiesetz  vom  li'.'.  Mai  (K.-1..-KI.  S.  1*4    erfolgt  ist,  und  die 

sieh  auf  I.ustyaehten,  Schulschiffe  oder  von  auswärtigen  Staaten  im 
Inlande  erbaute  Seefahrzeuge,  aneh  auf  ausschliesslich  Im  Auslande 
verkehrende  Kinnenschillo  bezieht.  I)as  Hauptgesetz  liat  wissen- 
schaftlich S.  mrs  im  Aich.  f.  öff.ntl.  Recht,  IM.  14,  S.  .VJ.wr.r.:, 
tiehandelt. 

Nicht  unwesentliche  Veränderungen  sind  im  Kcichshank- 
L'esetz  vor  sieh  gegangen.  Dieses  ist  dnrrh  Keichssrcsefz  vom  7.  J  tili 
IM".'  (K.  ii  -Kl.  S.  :«ir,  geschehen,  Hierdurch  soll  die  Zentralisierung 
de»  deutschen  Notcnhankwesens  befördert  werden,  die  zentralisierenden 
Kräfte  und  Elemente  des  Gesetzes  »ollen  gestärkt  und  befestigt,  die 
föderativen  und  partikulären  dagegen  zurückgedrängt  werden.  l>ie 
in  langer  Übung  bewahrten  (irundlagen  der  deutschen  Heiehsbank 
werden  natürlich  dnrch  die  Novelle  nicht  berührt,  insbesondere  ist 
davon  glücklicherweise  abgesehen  worden,  die  weiter«  Verstaatlichung 
der  iieichsbank  zu  betreiben,  Im  übrigen  wird  das  (irundkapital 
nach  dem  neuen  tiesetze  auf  iw»  Millionen  Mark  erhöht  und  besteht 
dann  aus  4üi)imi  Anteilen  von  je  :i<K*i  Mark  und  «otuni  Anteilen  von 
je  Khni  Mark.  Von  den  letzteren  werden  : tt » 1 1« i« *  Mark  bis  zum 
Dezember  1'HiO  und  die  übrigen  üooi'.to  Mark  erst  bis  zum  :il.  l>e- 

')  Den  Justizbehörde»  zur  Kenntnisnahme  und  Keachtunir  mitL'cteiSt 
durch  den  preussischrn  Ju-tizmini»ter  (J.-M.-Ul.  S.  741» 
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zember  1!H)">  begeben.  Der  Prospek  (.zwang  findet  keine  Anwendung. 
Die  Anteile  lauten  anf  Namen.  Die  Anteilseigner  hatten  persönlich 
für  die  Verbindlichkeiten  der  Reichsbank  nicht.  Ans  dem  beim  Jahres- 
abschlüsse »ich  ergebenden  Reingewinne  der  Keichsbank  wird  zu- 
nächst den  Anteilseignern  eine  ordentliche  Dividende  vnn  l\l  -,"  „  des 
Grundkapitals  berechnet.  smlami  eine  lernte  von  20"  „  dein  Reserve- 
fonds zugeschrieben,  solange  er  nicht,  den  lietrag  vnn  titl  Millionen 
erreicht  hat.  Von  dem  weiter  verbleibenden  Reste  wird  den  Anteils- 
eignern ein  V  iertel,  der  Reicbskasse  drei  V  iertel  überwiesen.  Krreicht 
der  Reingewinn  nicht  volle  :('...",,  des  Grundkapitals,  so  ist  das 
Kehlende  an*  dem  Reservefonds  zu  ergänzen.  Das  bei  der  Begehung 
von  Anteilscheinen  der  Keichsbank  etwa  zu  gewinnend«  Aufgeld 
Messt  dem  Reservefonds  zu.  Die  Mitglieder  und  Stellvertreter  des 
Zeiitralaussi  husses  werden  von  der  Generalversammlung  ans  der  Zahl 
derjenigen  Anteilseigner  gewühlt,  welche  auf  ihren  Namen  lautende 
Anteilscheine  über  einen  Mindestbetrag  von  WH»)  Mark  besitzen. 
Die  Rereehtignng  zum  Eintritt  in  den  Zentralausschuss  und  die 
Ausübung  des  Stimmrechts  in  der  Generalversammlung  wird  mit 
Rücksicht  auf  die  Besitzer  der  Anteile  von  l'KH»  Mark  naher  ge- 
regelt. Das  steuerfreie  Notenkontingent  der  Keichsbank  wird  anf 
V4Ü  Millionen  Mark  erhöht  nnd  dadurch  die  GesamLsnuimc  der  Kon- 
tingente der  Notenbanken  auf  .VII  Millionen  Mark  geht-acht.  Hei 
Darlehen  an  inländische  kommunale  Körperschaften  oder  durch  die 
Garantie  solcher  Körperschaften  gedeckten  pfandbriefartigen  Schuld- 
verschreibungcn  wird  die  Gleichstellung  mit  den  eigentlichen  Pfand- 
briefen im  Lombardgeschäft  ausgesprochen. 

Die  Reichsbank  darf  weiterhin,  das  ist  auch  für  weitere  Kreise 
von  Deileutnng,  vom  1.  Januar  DHU  ab  nicht  nnter  dem  bekannt 
gemachten  Satze  diskontieren,  sobald  dieser  4"u  erreicht  oder  tiber- 
schreitet; wenn  sie  zu  einem  geringeren  Prozentsätze  diskontiert,  so 
hat  sie  diesen  Satz  im  Reichsanzeiger  bekannt  zu  machen.  Der 
Rundesrat  wird  denjenigen  Privatnotenbanken,  anf  die  die  be- 
schränkenden Bestimmungen  des  Sj  43  des  Hankgesetzes  keine  An- 
wendung finden,  d.  h.  allen  mit  Ausnahme  der  brannschweigischen 
Bank,  deren  Noten  nur  in  ihrem  Heimatstaat  umlaufen  dürfen,  das 
Notenprivileg  zum  1.  Jannar  1'.H>1  kündigen,  wenn  sie  sich  nicht 
verpflichten,  von  einem  bestimmten  Zeitpunkt  ab:  1.  nicht  unter  dem 
öffentlich  bekannt  gemachten  Reichsdiskontsatze  zu  diskontieren,  so- 
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bald  dicer  l"„  erreicht  oder  übe rschreitet,  nnd  im  übrigen  nicht 
um  mehr  als  1  niit*-r  dem  •'■Il«-nrli(-h  bekannt  gemachten  Prozent- 
satz de  r  Keichshank  zn  diskontieren,  oder  fall»  die  Heiclisbank  selbst 
zn  einem  geringeren  Satz»-  diskontiert,  nicht  um  mehr  al»  '  »",'„  unter 
diesem  Satze.  K»  folgen  dann  Strafbestiinmmigeii  gegen  die  Ver- 
letzung die»er  Vi.rwhritVn.  Hin  weiterer  Artikel  ermächtigt  den 
Reichskanzler,  die  neuen  Anteilscheine  im  Wege  öffentlicher  Zeichnung 
zn  begeben,  auch  das  Aufgeld  und  die  Kitizahlungsfristen  zu  be- 
Miinmen.  Kndlich  «erden  iVstiniuiungen  getroffen  über  die  noch  im 
l'inlallfe  betiitdliehen  Noten  der  vormaligen  preussisi  heu  Hank.  Ver- 
gleiche hierzu  .In.ir  -  Lvsmunn.  Zur  Abänderung  diu  dent*. In-ti 
Hankgesetze».  Leipzig  lh;»;i.i| 

Pariiber  hinan»  fesseln  uns  nnr  noch  zwei  gesetzgeberische 
Taten,  nämlich  die  teilweis,.  Regelung  de»  Hypothekenbankwesens 
und  der  gemeinsamen  Hechte  der  Sy-hnldversc  hreibnngsinhaber. 

Ih'e  Hodenkreditanstalten,  d.  h,  die  znr  Vermittlung 
zw  ischen  dem  kreditbediirl'tigen  (irundl»e»itz  und  dem  Anlage  suchenden 
Kapital  bestehenden  Hinrichtungen,  waren  in  Iteutschland  zuerst  anf 
der  genossenschaftlichen  Grund  läge  der  von  Friedrich  dem  Grossen 
177(1  errichteten  prenssisa  hen  .I>andschaften"  eingeführt  worden  und 
fanden  vielfach  Nachahmung.  1-S-M  wurde  auch  iu  Hävern  eine  znr 
Vermittlung  des  Kealkredites  bestimmte  Anstalt  in»  Leben  gerufen. 
Die  übrigen  deutschen  H ypothekenl»anken  entstanden  seit  1K«!1,  ge- 
nügten aber  den  Anforderungen  de«  Realkredit«  bald  nicht  mehr. 
Auch  erschienen  ilie  PfandbricfglRubiger  nicht  mehr  ausreichend  ge- 
sichert, da  die  Kankkreditinsiitute  meist  gleichzeitig  Geldbanken  waren 
nnd  die  Geschäftsführung  in  reinen  Bankgeschäften  die  Sicherheit 
der  Pfandhriefglilubigei-  gefährdet«.  Endlich  stand  den  Pfandbrief- 
glSnbigern  kein  andere  Gläubiger  nussehliessendes  Vorrecht  zn.  Zwar 
schufen  tiesetze  für  Schwarzburg-Sondershausen  und  Hrannschweig 
ein  gesetzliche«  Pfandrecht  der  Pfandbrief-Inhaber,  ein  nassanisches 
Gesetz  vom  20.  Augnst  1K<>7  ein  eigenartiges  Vorrecht  im  Konkurse. 
Von  erheblicher  Hedcntung  war  aber  erst,  das»  verschiedene  gesetz- 

')  Vergl.  auch  Kntwurf  und  Begründung  des  (iwetzes  in  den  Annalen 
dos  Peiitacben  Reich».  Im"'.«,  S.  4  l.'i  IT.  und  die  Abhandlungen  von  Lot/., 
Per  Streit  um  die  Verstaatlichung  der  Reichsbank,  daselbst  18'.fr\  S.  HU  tf. 
und  von  RtniTKit,  Studien  über  die  Diskontpolitik  etc.  auch  der  Reichs- 
l.ank.  ebenda  1!«)!,  >.  417.  Utt.  MC! 
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geberi>che  Versuche  schliesslich  xnm  «i  17  de»  EinfUhrnngspesetze* 
der  Konkursordunug  führten,  die  dir  ljiude*gesciisgcbiuig  da»  liecht 
gab,  Bestimmungen  zn  treffen,  dass  den  Inhabern  gewisser  Pfandbriefe 
ein  Fanstpfandrecht  im  Sinne  des  $  in  der  Konknrsordnung  unter 
bestimmten  Bedingungen  gewährt  werden  kann.  Einzelne  Landes- 
rechte haben  hiervon  Gebrauch  gemacht.  so  ausser  dem  koburg- 
gnthaischeli  Gesetz  vom  4.  April  1J*^5  dun  mecklenburg-schwcrin'sche' 
und  das  mecklenburg-strelitzsehe  vom  1:1.  Februar  1*!>4,  das  sc  hwarz- 
bnrg-snndershansenVlie  vom  IV  Januar  1  *«.«;.  Aber  bei  alledem  ist 
doch  die  Natnr  der  Vorschrift  als  einer  nur  vorläufigen  Maßregel 
anerkannt  worden.  Nach  einer  gnnzeu  Reihe  von  gesetzgeberischen 
Vorarbeiten  erjring  schliesslich  das  Hypothckeubankgesetz  vom 
M.  Juli  lH'.r.»  (R.-G.-Bl.  S.  :!7.r.  ff.),  das  seit  dem  1.  Januar  l'M*) 
gilt.  Ks  bezweckt  nicht  die  Regelung  der  Verhältnisse  der  gesamten 
Hodenkreditanstalten.  Lediglieh  die  Hypothekenbanken  im  technischen 
Sinne,  da»  sind  die  Bodcnkroditnnstalten  in  Form  von  Aktiengesell- 
schaften oder  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien,  sind  betroffen. 
Nach  wie  vor  sind  die  Landesgesetze  massgebend  für  die  nicht  in 
dieser  Hesel Ischaftsforni  errichteten  Hodenkreditanstalten.  Das  fiese 1 7. 
beschränkt  sich  aber  nicht  darauf,  die  Stellung  der  Pfandbriefglän  biger 
zn  sichern,  es  verhält  sich  auch  Uber  die  Errichtung,  den  (iesrhäfts- 
betrieb  und  die  Beaufsichtigung  der  Hypothekenbanken.  Die  Vor- 
schriften des  Handelsgesetzbuches  bleiben  aber  unberührt.  Im  einzelnen 
enthält  das  Gesetz  Vorschriften  über  die  Zulassung  neuer  Hypotheken- 
banken (g  1),  während  S  2  offenen  Handelsgesellschaften,  Kommandit- 
gesellschaften, Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung,  eingetragenen 
Genossenschaften  und  einzelnen  Personen  den  Betrieb  eines  Unter- 
nehmens im  Sinne  des  §  1,  nämlich  den  Betrieb  von  Hypotheken- 
banken untersagt.  In  den  Sf§  :t  und  -1  wird  die  Beaufsichtigung  der 
Hypothekenbanken  geregelt  im  ij  r>  sind  die  Geschäfte  bezeichnet, 
die  den  Hypothekenbanken  neben  den  Bndenkreditgeschäften  gestattet 
sind.  l>-  9  verhalten  sich  über  die  wesentlichsten  Bedingungen, 
die  bei  der  Ausgabe  von  Hypothekeilpfandbriefen  zu  erfüllen  sind, 
worau  (g§  10 — 21)  angeschlossen  sind  die  bei  der  Gewährung  von 
hypothekarischen  Darlehen  zu  beobachtenden  Grundsätze.  Weitere 
Vorschriften  betreffen  die  Anlegung  und  Führung  des  Hypotheken- 
registers,  das  zur  Eintragung  der  znr  Pfandbriefdeckung  verwende  ten 
Hypotheken  dienen  soll  <!$  22,  2:t).    Pber  die  Buchführung,  die 
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Bilanzen.  *i*'>.  h;«tt«)>»ri<  lit**  nnd  sonstigen  Nachweisunijen  der  Hypo- 
thekenbanken handeln  die  SS  '-'  Bie  zivilistisch  besonder* 
iiiterosmten  Bestitnmnniren  über  die  rechtliche  Sicherung:  der  l'faud- 
plüiiliiper,  ihre  Befriediirnnir  int  Konkurse  nnd  die  Bestrafung  der 
die  Sii'lieniii);  srelahrdenden  Handlungen  finden  sich  SjS  1!'»— 31'- 
Innerhalb  dieser  B'-i-timniuiitreii  ist  auch  der  für  da»  dentsche  Recht 
neuen  Kinriehliiiiif  de*  Treuhand ler*  tredaeht,  Uber  die  unter  dem 
Titel  _ I ti-r  Treuhandler  im  deutschen  Hecht"  Banz  DHU  eine  vor- 
treffliche Abhandlung  geliefert  hat.  Bie  Bestellung  de*  Treuhändlers 
erfolgt  durch  die  Aufsichtsbehörde  nach  Anhörung  der  Hypotheken- 
bank. Seine  Befugnisse  »ind  sehr  mannigfaltig.  Er  hat  Insbesondere 
darauf  zu  Hellten,  das-s  ilie  vorsehriftsmäKsige  Deckung  fiir  die 
Hypoihckenpfandbriefe  jederzeit  vnrhanden  ist  nnd  das»  die  zu  dieser 
Deckung  bestimmten  Hypotheken  nnd  Wertpapiere  in  da»  Hypotheken- 
rcgistcr  eingetragen  werden.  Kr  hat  die  Verpflichtung  zur  Ver- 
wahrung gewisser  l'rknnden  und  ist  auch  befugt,  jederzeit  die  Bücher 
und  Schritten  der  Bank  einzusehen,  soweit  sie  sich  auf  die  Hypotheken- 
pt'anilbrict'e  und  auf  die  in  das  Hypotliekenregistcr  eingetragenen 
Hypotheken  beziehen.  Bestimmungen  über  die  Cirundschnlden  ent- 
hält ij  l'i,  wlihrend  in  den  folgenden  zwei  Paragraphen  Vorschriften 
enthalten  sind  iibcr  die  Ausgabe  von  Kommunal-  nnd  Kleinbahn- 
Obligationen  dnr<  h  Hypothekenbanken.  Bie  S>S«  |:l  enthalten 
Sehlnss-  und  t'lK'rgaiigsbcstimmnngvii,  die  besonder»  deshalb  wichtig 
sind,  weil  die  Stellnnsr  der  schon  bestehenden  Hypothekenbanken 
hier  wesentlich  in  Frage  kommt.  Die  Literatur  zum  Hypotheken- 
bankgeselze ist  bereits  eine  jranz  Ntattlbhe.'} 

'I  lli:<  ht.  Ist  die  reieh«sf«et«lieh«  Regclmic  des  Hypothekenhank- 
wesrns  und  die  der  oemriiisameii  Hechte  d-r  Bc*itzcr  von  gebuhWer- 
-i -hreiburiL'i'n  rn  empfehlen';  Deutsche  Juri»tenzeitung.  III.  S.  3ftl  f.: 
I.ihan.  Beurteilung  des  Kntwuris  für  ein  ludchidiypothckcnhankg.-weti.  1W; 

MMiti r.  Iii-  Hypothekenbanken  und  der  grosMädtiscbe  Kealkredit  unter 
b.'»ondepT  Berück*  idititriiiiL'  der  Kritwilrfe  zum  sogen.  Hanhandwcrker- 
«tbutztfset»  nnil  zum  ttcichsliypothckenbankgcxetz.  Berlin  1«»»;  Donk. 
Der  Hypi.ith"ke]ibanku>'S"tz-Kntwurf>  Ist'.H':  Bossen»«,  HypnthekeulwiukL'esetz 
vom  KS.  -I nl i  IKlCi.  H:mduu«i:  m.  KrUutcrungen.  Manchen  1  »*'.«<:  IXrzKUR. 
V'or-ihlitL'e  zum  Kntvrurf  eines  Hypnthckenbankgcsctzes.  Weimar  1HW»; 
MKKZIt». ■iikii.  lIyp..tliekei.bai.ki;e>cU  vom  VX  Juli  lfW.  München  1  .*.»!•: 
WiTii.SUKitu,  Entwurf  eine«  NonnaBtatuts  flir  Hypolhekcmiktienbankeii 
nach  den  Bv*l immunen  des  B.ti.-B  .  de*  H  -i.  -B.  und  des  Keichshypnthekcn- 
h.-<nk^>etze,.  Berlin  ! Wüt;  It-r«e Ibe.  Mündelgelder  und  Hypothekenbanken 
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Vorschriften  über  die  Versammlungen  der  Pfandbriefglaubiger 
enthält  das  Gesetz  nicht.  Hier  greifen  die  Bestimmungen  ein  des 
wichtigen  neuen  Gesetzes  über  die  gemeinsamen  Rechte  der 
Besitzer  von  Schuldverschreibungen  vom  4.  Dezember  1899 
(K.-G.-Hl.  S.  G'M).  Ks  hat  nicht  die  Absicht,  das  Hecht  der  Schuld- 
verschreibungen zn  kuditlzieren.  Ks  stillte  nur  dem  Bedürfnisse  ab- 
geholfen werden,  den  Besitzern  von  Schuldverschreibungen  die  wirk- 
same  Geltendmachung  ihrer  Rechte  zn  erleichtern,  besonders  wenn 
es  sich  um  Schuldverschreibungen  der  Hypothekenbanken,  Kisinbahn- 
gesellschaften,  Bergwcrksgcsellschaften  und  grösserer  industrieller 
Unternehmungen  handelt.  Die  untereinander  unbekannten  Gläubiger 
haben  tibercinstimmeiide  Interessen,  können  sich  aber  bei  einer  Ge- 
fährdung derselben  nicht  oder  nur  schwer  zn  gemeinsamem  Handeln 
zusammenfinden.  Tin  hierfür  ■lie  Möglichkeit  zu  gewahren,  ist  eine 
rechtliche  Organisation  erfolgt.  Kinige  der  hier  einschlägigen  Fragen 
sind  schon  vor  dem  Inkrafttreten  des  B.G.-B.  in  venu  hiedenen  Bundes- 
staaten durch  Landesgesetz  geregelt  worden.  Sie  haben  jetzt  mit 
einer  geringfügigen  Ausnahme  im  Art.  112  E.-G.  z.  B.G.-B.  ihre 
Geltnng  verloren.  Wahrend  das  B.G.-B.  nnd  das  neue  H.-G.-B.  von 
der  Aufnahme  allgemeiner  Vorschriften  über  die  gemeinsamen  Hechte 
der  Besitzer  von  Schuldverschreibungen  abgesehen  hat  —  mit  den 
Ausnahmen,  die  in  den  iiS  11»!»,  1J7<>  B.  G.-B.  gegeben  iind,  —  hat 
das  neue  (»-setz  vom  4.  Dezember  1s;"'."  seine  Bestimmungen  auf 
alle  Schuldverschreibungen  erstreckt,  die  hinsichtlich  ihrer  Beschaffen- 
heit, ihrer  Zahl  und  der  Person  des  Schuldners  gewissen,  in  der 
Natur  der  Sache  liegenden  Voraussetzungen  genügen.  Ks  vereinigt 
die  Besitzer  der  Schuldverschreibungen  zur  Wahrung  ihrer  gemein- 
samen Interessen  zn  einem  Verbände,  dessen  Beschlüsse  unter  ge- 
wissen Kantelen  für  alle  Besitzer  der  Schuldverschreibungen  ver- 
bindlich sind.  Im  einzelnen  bestimmt  dieses  am  1.  Januar  19<*0  in 
Kraft  getretene  Gesetz  zunächst  die  Voraussetzungen,  unter  welchen 
die  Organisation  der  Besitzer  von  Schuldverschreibungen  besteht 
(SS  1,  -),  dann  ist  die  Berufung  und  Abhaltung  der  Versammlung 
der  Schnldverschreibnngsbesitzer  geordnet  iS.S  -* — 10).     Ks  folgen 

Berlin  WM,  GörHKKT,  Hypothfkenbankge.ietz.  Herlin  l'.XN)  iGutlenUgWhe 
Sammlung»;  Hikssck,  Zur  Kritik  der  Gesetzentwürfe.  lH  tr.  das  Hypothekcn- 
hankgesetz  und  die  gemeinsamen  Hechte  der  Besitzer  von  Schuldver- 
•ebreibungen.  lieilageheft  zum  17  Bande  der  7..  I.  d.  g.t.  Handelsrecht.  — 
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hierauf  Vorst  hrilten  für  den  Fall,  dass  ein  Heechlusa  über  den  Ver- 
zicht auf  Rechte  der  («laubiger  gefnsst  werden  will.  I»ic  Bestellung 
«in«"!  Vertreters  durch  «Ii«  Versammlung  der  Schuldverschrcibungs- 
U  sitzt-v,  «.wie  dessen  Verhältnis  zu  den  anderweit  für  die  S<  lmld- 
vprschreibungtiliesitzer  bestellten  Vertretern  ist  hierauf  geordnet 
11  -17).  Kalls  illMf r  «las  Vermögen  des  Schuldners  Konkurs  er- 
öffnet wird,  kommen  die  1*.  l'.i  in  Frage.  Hegen  Beschränkungen 
ihrer  gesetzlichen  Itechte  werden  die  Schuldversihreibungsbesitzer 
durch  g  J<»,  dem  sii  Ii  Sirufvorschrifteii  in  $g  21  JH  anschließen, 
geschützt.  F.ndlich  werden  in  den  2  t,  '.'ö  tur  Schuldverschreibungen 
von  Eisenbahnen  besondere  Bestimmungen  gitrolfeli.  Es  bleiben  un- 
berührt die  landcsges,  t/.lb  hen  Vorsehl itten  über  die  Versammlung 
und  Vertretung  der  ("fandgläubiger  einer  Eisenbahn  oder  Kleinbahn 
in  dem  zur  abgesonderten  IVfi iedigung  dieser  (iläubiger  aus  den 
Bestandteilen  iler  Hahneinheit  bestimmten  Verfahren. 

Die  Vorschriften  des  Gesetzes  sind  durchweg  neu,  sowohl  nach 
ihrer  Tendenz,  als  nach  ihrer  Form.  Ks  inns*  abgewartet  werden, 
oli  sie  in  allen  Punkten  die  au  sie  geknüpften  Erwartungen  erfüllen, 
oder  ob  vielmehr  die  Ausstellungen,  «eiche  von  seiten  der  Kritik  in 
reichlichem  Halse  an  sie  geknüpft  worden  sind,  ihre  Berechtigung 
haben.  Zur  Literatur  seien  die  oben,  Note  1  erwähnten  trefflichen 
Arbeiten  von  Hiriir  und  Kessin,  sowie  die  erläuternde»  Ausgaben 
de«  Gesetzes  von  M KU/im  iti:n  nnd  <t««pr».KT.  beide  l!HN),  sowie  ein 
Artikel  des  Frhrn.  vx  l'n  iimanx,  Deutsche  .Inristenzeitung,  V,  .S.  -M 1, 
der  Konimentar  von  Bös*'  hau,  l»W,  erwähnt 

2.  Gerichtsverfassung,  Prozess,  freiwillige  Gerichtsbarkeit 

Infolge  von  wohlbegriindetoti  Rcs.'tvatrr-Lhton  konnte  die  tie 
richtsbarkeit  eine«  obersten  Militärgerichtshofes  des  Kelches  auf 
Bayern  ohne  die  Zustimmung  diese«  Staates  nidit  erstreckt  werden. 
Darüber  war  man  unter  ernsten  Staatsr.vhlsk«rinern  einig.1)  Ks 
war  deshalb  ein  erfreuliches  Ergebnis,  dass  zwischen  dem  Reiche 
und  Bayern  eine  Verständigung  erzielt  wnrden  ist,  als  deren  Ergebnis 

')  <tvi>M.,  Die  Schaffung  eines  ReU-hsiuilitärgerichtshofe*  und  die 
bayrischen  Rcs.rvntri  cfite.  Annalen  de«  Deutschen  Reiches.  Inns.  S  l.M  tf.: 
(iK.issMANS,  Die  SondiTitclluriL'  des  bayrisch''«  Heeres  und  das  Reichs- 
militari."  rieht,  daselbst.  S.  721  tf. ;  vox  JUm  k.  Die  gegenwärtige  Läse 
der  Militiirslral'prozfis-r.-Win  im  Hinblick  auf  die  biiyriscbe  Reservat rechts- 
frage.  Deut-che  Jurist,  nz.-itmie,  III,  S.  Hü. 
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das  Reichsgesetz  vom  !».  MSrz  lS'.'i'  zu  gelten  liat.  dag  die  Kin- 
richtuiig  eines  besonderen  Senat«  Tür  das  bayrische  Heer  lieini  Reichs- 
militärgericht betrittt  (U.-G.-Bl.  1  :«-"»>-  »r  Köni-  v.m  Bayern 
ernennt  Heu  Präsidenten  nnd  die  Milte  des  bayrischen  Senats,  sowie 
einen  MilitHranwalt  fflr  diesen.  Kr  bestimmt  überdies  die  militärischen 
Mitglieder  diese*  Senats.  Letzterer  i-t  zuständig  für  alle  ilein  Reichs- 
militärgcrichtc  zugewiesenen  Entscheidungen  Und  Geschäfte,  die  das 
t'rtcil  oder  die  Kntscheidung  eines  bayrischen  Militärgerichts  oder 
die  Entscheidung  oder  Verfügung  eines  bayrischen  Gerichtsherrn 
zum  tiegenstande  haben.  In  gewissen  Fallen  treten  der  bayrische 
und  ein  von  dem  Präsidenten  den  Reichsmililärgcriehtis  zu  bestimmender 
anderer  Senat  zu  gemeinsamer  Verhandlung  und  Kntscheidung  zu- 
sammen. Der  £  :)H  des  Disziplinargesetzes  für  richterliche  Militär- 
justizbeamte vom  1.  Dezember  1*!>H  gilt  auch  für  den  Präsidenten 
nnd  die  Räte  des  bayrischen  Se  nats.  Diese  bleiben  bei  der  Bildung 
des  allgemeinen  Disziplinarhofes  unberücksichtigt,  sofern  für  sie,  sowie 
für  die  bayrischen  richterlichen  Militäriustizbeamten  ein  besonderer 
Disziplinarhof  errichtet  wird,  Geschieht  dies,  so  werden  der  Präsident 
nnd  die  Räte  des  bayrischen  Senates  bei  der  Bildung  des  allgemeinen 
Disziplinarhofes  nur  dann  heriicksii  lititrt,  wenn  es  sich  um  ein  Mit- 
glied des  Rcichsinilitärgerichts  handelt.  In  diesen  Zusammenhang 
gehört  auch  die  kaiserliche  Verordnung  vom  US.  Dezember  1  !S«»«I 
tH.-G.-Rt.  S.  2t,  durch  die  die  Befugnisse  des  preussisehen  General- 
auditoriats  auf  das  Reichsmilitärgericht  übertragen  werden. 

Weiterhin  ist  dnreh  Erlass  des  Reichskanzlers  vom  H.  März  Ii  WO 
(R.-G.-Rl.  S.  12K>  auf  Grund  des  5  Stil  der  Zivilprozessordnung  be- 
stimmt, das«  für  das  Aufgebotsverfaliren  zum  Zwecke  der  Todes- 
erklärung eines  Verschollenen,  der  weder  einen  inländischen  Wohn- 
sitz gehabt  hat,  noch  einem  Bundesstaat  angehört,  da»  Königlich 
Preussische  Amtsgericht  I  in  Berlin  zuständig  ist. 

N'en  geregelt  worden  ist  auch  die  Konsulargerichtsbarkeit 
durch  das  Reiehsg.selz  vom  7.  April  1WW  (R.-G.-Rl.  S.  2VA). 
das  erst  am  1.  Januar  P.NH)  in  Kraft  getreten  ist.  Ks  sind  die  alten 
bewährten  Grundlagen  beibehalten,  aber  doch  im  einzelnen  modifiziert 
worden.  Besonders  notwendig  erschien  die  Anpassung  des  die  be- 
sonderen Vorschriften  über  das  bürgerliche  Recht  enthaltenden  Ab- 
schnitts an  das  neue  bürgerliche  Recht  des  Reiche  s.  Auf  Grund  des 
neuen  Gesetzes  erging  auch  die  kaiserliche  Verordnung  vom  2.V  Ok- 


C.7S 


<M«.t*L"  l'iiiii.'  und  Literatur, 


tober  l'.HH»  ,}{-(. -Iii.  S.  '.<!•!»).  Sie  einhält  folgende  wichtigen  Be- 
stimmungen. Für  die  Eberl  ragung;  de«  Eigentums  au  (ituudstüikeu 
in  den  Konsiilargerichtshczirkeii  genügt,  soweit  nieht  für  diese  Grund- 
stüeke  ein  Grundbuch  im  Sinne  der  Heichsgesctze  angelegt  ist,  die 
Beobachtung  der  Formen,  die  den  von  der  dortigen  Staatsgewall 
erlassenen  Vorschriften  entsprechen.  Innerhalb  linmiinietiK,  Serbiens 
und  Bulgariens  gilt  da»  Gleiche  aiirh  für  die  Form  eines  anderen 
Hechtsgeschati*.  «las  dort  vorgenommen  wird,  sowie  für  die  Form 
einer  Khe.  die  dort  geschlossen  wird.  Statt  der  im  bürgerlichen 
Gesetzbuch*  21»:.  247.  2»*>  und  im  lhmdelsgesetzbuehe  <$j  :I.12) 
aufgestellten  Zinssätze  gilt  in  den  Kommlargerichtsbezirken  ein  den 
landesüblichen  Yertragszinscn  entsprechender  Zinssatz,  jedoch  höchstens 
ein  solcher  von  zehn  vom  Hundert  für  da»  .Jahr.  Eine  Dienst- 
anweisung zur  Ausführung  des  Gesetzes  ül>er  die  Konsulargerichts- 
barkeit vom  27.  Oktober  t *. " " i  begegnet  uns  ebenfalls  (Zentralblatt 
S.  .177).  Auch  eine  Anordnung  des  Heichskanzlcrs,  die  sieh  verhält 
Uber  das  Zwangsverfahren  wegen  Heitreibung  der  Gerichtskosten  in 
den  Knnsulanrerichtsliezirken  vom  27.  Oktober  I'.hhi  (Zentralblatt 

s.  :,7»;). 

Nachdem  die  F.rwerbs-  und  Wirtschaftsgennssenscha  f  t  e  n 
im  tiesetze  vom  20.  Hai  lull*  ihr  Kecht  kodifiziert  erhalten  haben, 
war  es  aneh  notwendig  geworden,  an  Stelle  der  bis  dahin  gegoltenen 
meisten  Bestimmungen  über  die  Führung  des  Genossenschaft»- 
registers  und  die  Anmeldungen  zu  ihm  neue  Bestimmungen  zu 
erlassen.  Dies  geschah  durch  Verordnung  des  Bundesrats  vom  1.  .luli 
1*W  <H.-G,-BI.  S.  Es  werden  zunächst  allgemeine  Vorschriften 

gegeben  über  die  Obliegenheiten  des  Kirhter»  oder  t iVrichts-schreiliers, 
über  die  Eintragunpsvcrfiigung,  die  Benachrichtigung  der  beteiligten, 
die  Bekanntmachung  der  Beiristereintragnngen,  die  Furni  der  An- 
meldungen, sowie  die  sonstigen  Anzeigen.  Erklärungen  und  Ein- 
reichungen  über  die  Beglaubignng,  die  Löschung  von  Amts  wegen, 
die  gegenstandslos  gewordenen  Eintragungen  und  über  die  Kosten. 
Hann  folgen  noch  zwei  Abschnitte,  die  die  Eintragungen  in  das  Ge- 
iiossensehaflsreirister  und  die  in  die  Listen  der  Genossen  im  einzelneu 

M  L-.'llI. 

Keichsgesetzliche  Änderungen  zum  Kosten-  und  Kasscnwoen 
sind  nicht  zn  verzeichnen. 
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3  Stmfrecht  und  Strafprozesa. 

Geringfügig  war  die  Änderung,  die  der  S  :il'">  durch  da» 
Heichsgesetz  vom  27.  Dezember  1HW  < K.-< i.-Iil.  S.  72«'>>  erfuhren 
hat.  Ks  ist  dort  bestimmt,  das.s,  wer  fahrlässigerweise  den  Transport 
anf  einer  Eisenbahn  in  Gefahr  setzt,  mit  Gefängnis  bis  zu  einem 
Jahre  bestraft  wird,  Unter  Umständen  erschien  jedoch  diese  .Strafe  zu 
streng.  Ks  ist  deshalb  hinter  jene  Bestimmung  eingefügt  worden.  das« 
auch  eine  Geldstrafe  bis  zu  neunhundert  Mark  verhängt  werden  kann. 

Da-ss  Diebstahl  an  Elektrizität  nicht  begangen  werden 
kann,  weil  sie  keine  körperliche  Sache  ist.  hat  das  Reichsgericht  in 
seinen  Urteilen  wiederholt  ausgesprochen.  Ks  ist  über  diese  Frage 
eine,  wenn  auch  kleine  Literatur  entstanden,  die  um  besten  aus  dem 
Artikel  von  Stj.noi.kis,  .Iiiehstahl  au  Elektrizität",  in  der  Deutschen 
Juristenzeituiig,  IV,  S.  2-lti  zu  ersehen  ist.  Da  darüber  Kinigkeit 
bestand.  dass  die  Elektrizität  des  Rechtsschutzes  bedarf,  und  die 
Meinungen  nnr  darüber  auseinander  gingen,  ob  das  bisherige  Gesetz 
schon  diesen  Rechtsschutz  gewährleiste,  ist  durch  Krinas  des  Reichs- 
gesetzes vom  April  1!>IH)  (R.-G.-Bl.  S.  22".)  jedes  Bedenken  er- 
ledigt; denn  danach  wird  mit  Gefängnis  und  mit  Geldstrafe  bis  zu 
fünfzehnhundert  Mark  oder  mit  einer  dieser  Strafen  belegt,  wer  einer 
elektrischen  Anlage  oder  Einrichtnng  fremde  elektrische  Arbeit  mittels 
eines  Leiters  entzieht,  der  zur  ordnungsniässigen  Entnahme  von 
Arbeit  ans  der  Anlage  oder  Einrichtung  nicht  bestimmt  ist.  wenn 
er  die  Handlung  in  der  Absieht  begeht,  die  elektrische  Arbeit  sich 
rechtswidrig  anzueignen.  NYlten  der  Gefängnisstrafe  kann  auf  Ver- 
lust der  bürgerlichen  Ehrenrechte  erkannt  werden.  Der  Versuch  ist 
strafbar.  Ist  die  bezeichnete  Handhing  in  der  Absicht  begangen, 
einem  anderen  rechtswidrig  Schaden  znziifilgeu,  so  j«t  anf  Geldstrafe 
oder  auf  Gefängnis  bis  zu  zwei  Jahren  zu  erkennen.  Die  Verfolgung 
tritt  in  diesem  Falle  nur  anf  Antrag  ein.  (Vergleiche  übrigens  auch 
den  Artikel  von  Kahl,  Deutsche  .Turistenzeitung,  V,  S.  2i'.i 

Ungeheures  Aufsehen  und  eine  leidenschaftliche  Dehatte  in  der 
Presse  von  Seiten  der  Literaten  und  Künstler,  aber  auch  endlich  von 
Seiten  der  Juristen  hat  der  Entwurf  der  sogenannten  lex  Ileintzc 
hervorgerufen.  Dieser  Gesetzentwurf  ist  aber  in  seinem  wesentlichi  n 
Teile,  der  geeignet  war,  die  geistige  Freiheit  in  Deutschland  er- 
heblich zu  beschränken,  nicht  tiesetz  geworden;  ihm  hat  Fimxk  in 
der  Deutschen  Jurisienzeitung,  V.  S.  2-S7  die  „Leichenrede"  gehalten. 
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Nur  unerhebliche  li.Mr  dieser  lex  Ileintzc  sind  unter  dein  Datum 
vom  J.Y  .T iiiii  l'.'i'H  «••  setz  geworden  ( li.-ti.-Itl.  S.  und  zwar 

betreffen  sie  folgende  funkt»-.  Man  ist  zunächst  dem  sogenannten 
Znliail.  itntn  auf  den  Leih  jri-i'iU-kt,  Durch  den  .etzigen  £  lso  wird 
wci'i'ii  Ku|i|»  lt  i  mit  (■efiuignis  nicht  unter  einem  Munal  bestraft,  »er 
•.'owohuheitsuiässig  i»Ut  aus  Eigennutz  durch  seine  Vermittlung 
■  ider  durch  «icwähniiig  "der  Verschaffung  von  Gelegenheit  der  Un- 
zucht Vorsehub  lei-tet  Es  kann  gleichzeitig  auf  Geldstrafe  von 
cinhuioiertfiinfzig  bis  zu  «»•<  listausend  Mark,  auf  Verlust  der  bürger- 
lichen Ehrenreehte.  sowie  auf  Zulässigkcit  von  Polizeiautsicht  erkannt 
werden.  Sind  mildernde  1'mstände  Vdrhandeii,  so  kann  die  Gefängnis- 
strafe Ins  auf  einen  Tag  erniiissigt  werden.  Sodann  bestimmen  die 
Jä5  1*1  und  isla,  dass  die  Ku]»|.-Iei.  selbst  wenn  sie  weder  gewöhn- 
heit.-niii-sig  noch  aus  Eigennntz  betrieben  wird,  mit  Zuchthaus  bis 
zu  fünf  .lahren  zu  bestrafen  >*<  in  folgenden  zwei  Fallen:  a)  wenn, 
um  der  I  nzucht  Vorschub  zu  leisten,  hinterlistige  Kunstgriffe  an- 
gewendet Werdeil.  oder  bi  der  Si  luil'litr»'  ZU  der  Verkllp]>elten  Person 
in  dem  V  erhältnisse  des  Kheiiianns  zur  Ehefrau,  von  Eltern  zu  Kindern. 
v..ii  Vormündern  zu  Pflegebefohlenen,  von  (.eistlieheu,  Lehrern  oder 
Krziehern  zu  den  von  ihnen  zu  unterrichtenden  oder  zu  erziehenden 
Personen  steht.  Neben  der  Zuchthausstrafe  ist  der  Verlust  der 
bürgerlichen  Ehrenrechte  demnach  obligatorisch  auszusprechen;  auch 
kann  auf  Geldstrafe  von  einhnndertfünfzig  bis  sechstausend  Mark, 
sowie  auf  Znh'issigkeit  von  l'oüzeiaufsicht  erkannt  werden.  Itei 
mildernden  Umstanden  tritt  Gefängnisstrafe  ein.  Der  llcgriff  des 
Zuhälters  erscheint  aber  eist  im  tj  l.Sla.  Es  wird  darunter  eine 
soh  he  männliche  Person  verstanden,  die  von  einer  Frauensperson, 
die  gewerbsmässig  Unzucht  treibt,  unter  Ausbeutung  ihres  unsittlichen 
Erwerti  s  ganz  oder  teilweise  den  Lebensunterhalt  liezieht,  oder  der- 
jenige, der  einer  solchen  Frauensperson  p'Wobnheitsmässig  oder  aus 
Eigennutz  in  llezug  auf  die  Ausübung  des  unzüchtigen  Gewerbes 
Si  hutz  gewahrt  oih  r  sonst  förderlich  ist.  Die  Strafe  ist  auf  Ge. 
frngnis  nicht  unter  einen  Monat  normiert.  Wenn  der  Zuhälter  der 
Ehemann  der  Frauensperson  ist.  oder  wenn  er  die  Frauensperson 
unter  Anwendung  von  Gewalt  oder  Drohungen  zur  Ausübung  des 
unzüchtigen  Gewerbes  angehalten  hat.  so  tritt  Gefängnisstrafe  ni'  ht 
unter  einem  .lahre  ein.  Daneben  kann  auf  Verlust  der  bürgerlichen 
Ehrenrechte,  auf  Zuliis-iirk.it  von  Polizeiaufsicht,  sowie  auf  Über- 
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Weisung  an  die  I-andespolizcibehördc  erkannt  werden.  1  >io  weiteren 
Vorschriften  betreffen  den  Kampf  gegen  die  unzüchtigen  Schriften. 
Solche  Abbildungen,  Darstellungen  unzüchtiger  Art  dürfen  nicht 
feilgehalten,  verkauft,  verteilt  werden:  an  Orten,  die  ilem  Pnhlikuni 
zugänglich  sind,  dürfen  sie  nicht  ausgestellt,  angeschlagen  oder  ver- 
breitet, angekündigt  oder  angepriesen  wenlen.  Ebenso  ist  eg  ver- 
boten, unzüchtige  Schriften,  Abbildungen  "der  Darstellungen  einer 
Person  unter  sechzehn  .lahren  gegen  Entgelt  zu  überlassen  oder  an- 
zubieten. Ferner  sind  Gegenstände,  die  zn  unzüchtigem  Gebranch 
bestimmt  sind,  an  Orten,  die  dem  Publikum  zugänglich  sind,  von 
der  Ausstellung.  Ankündigung  und  Anpreisung  ausgeschlossen.  Endlich 
ist  es  verboten,  öffentliche  Ankündigungen  zn  erlassen,  die  da/n  be- 
stimmt sind,  unz  licht  igen  Verkehr  herbeizuführen.  Es  steht  auf 
allen  diesen  Straftaten  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre  oder  (ieldgtrafe 
bis  zu  tausend  Mark;  es  kann  auch  auf  Zulässigkeit  von  Polizei- 
aufsicht erkannt  werden  (Sj  184>.  Die  letzte  liest imiuiing  bringt  be- 
sonders die  grossen  Tageszeitungen  in  Gefahr,  die  häutig  Annoncen 
aufnehmen  müssen,  die  auf  einen  unzllchtigen  Verkehr,  wenn  anch  in 
der  verschleiertstou  Weise,  hinzielen.  Ks  ist  dem  Zeitungsunternehmer 
fast  niemals  möglich,  eine  derartige  Tendenz  zweifellos  festzustellen, 
während  er  andererseits  bei  der  jetzigen  I-ige  des  Zeitungswesens 
nicht  darauf  verzichten  kann,  Annoncen  seinem  Platte  beizufügen. 
Ein  möglichst  unglücklicher  Paragraph  ist  dann  auch  §  l*la.  Wer 
Schriften,  Abbildungen,  Darstellungen,  die,  ohne  unzücht  ig  zu  sein, 
das  Schamgefühl  gröblich  verletzen,  einer  Person  unter  sech- 
zehn Jahren  gegen  Entgelt  überlässt  oder  anbietet,  wird  bestraft, 
wobei  die  l'nsicherheit  des  Hegriffs  einer  nicht  unzüchtigen  Schritt, 
die  trotzdem  das  Schamgefühl  gröblich  verletzt,  nur  dadurch  ver- 
hältnismässig unschädlich  wird,  dass  es  sich  um  die  Anwendung  der 
strafbaren  Handlung  gegenüber  Personen  unter  sechzehn  Jahren 
handelt.  Der  ij  1Mb  dagegen  regelt  etwas  ganz  verschiedenes. 
Wer  ans  Gerichtsverhandlungen,  für  die  wegen  Gefährdung  der  Sitt- 
lichkeit die  Öffentlichkeit  ausgeschlossen  war.  oder  aus  den  diesen 
Verhandlungen  zn  tlrunde  liegenden  amtlichen  Schriftstücken  öffentlich 
Mitteilungen  macht,  die  geeignet  sind,  Ärgernis  zu  erregen,  wird  mit 
Geldstrafe  oder  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  bestraft.  In  das 
Gebiet  der  ('bertiettingen  führt  dann  endlich  §  Uti2.  der  den  Kampf 
gegen  das  I-'indstreicher-  und  Dirnentum  verschärft.     Die  wegen 
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I  Lfitr-  tuiip  mit  Halt  bestraften  Landstreicher,  Bettler.  Spieler,  Trunk- 
süchtigen, unzüchtigen  Weibspersonen  u.  ».  w.  361  Xo. 
können  zn  Arbeiten,  dir  ihren  Fähigkeiten  und  Verhaltnissen  an- 
gemessen sind,  innerhalb  und,  sofern  sie  vnii  anderen  Arbeitern  ge- 
trennt gehalten  werden,  auch  ausserhalb  der  Strafanstalt  angehalten 
werden.  Bei  Verurteilung  kann  ausgesprochen  werden,  dass  die  ver- 
urteilten Personen  nach  verbüsster  Strafe  der  Landespolizeibehörde 
zu  überweisen  sind  Handelt  es  sieh  am  solche  Personen,  die  betteln 
oder  Kinder  zum  Betteln  anleiten  »der  ausschicken,  uder  ihrer  Ge- 
walt und  Aufsieht  untergebene  Personen  vom  Atteln  abzuhalten 
unterlassen,  so  können  sie  nur  dann  der  Landespolizeibehörde  über- 
wiesen werden,  wenn  sie  wegen  dieser  Übertretung  in  den  letzten 
drei  Jahren  mehrmals  rechtskräftig  verurteilt  worden  sind,  oder  wenn 
das  Ketteln  unter  Drohungen  oder  mit  Waffen  erfolgt  ist.  Ist  gegen 
einen  Ausländer  auf  l'berwcisung  an  die  I-amU  spolizeÜHhörde  erkannt, 
><>  kann  auch  Verweisung  aus  dem  Bundesgebiet  statttinden. 

I  ber  die  Öffentlichkeit  im  II  ilitürstrafverfahrcn1)  ist 
sodann  eine  kaiserliehe  Verordnung-  vom  2N.  Dezember  lhW  (Zentral- 
blatt  S.  A'Mi)  ertranken.  Danach  verlangt  die  Disziplin,  das«  auch 
im  gerichtlichen  Verfahren  da*  Ansehen  der  militärischen  Kommando- 
gcwalt,  der  militärischen  Hinrichtungen,  Verordnungen  und  Ocbräuche 
erhalten,  der  Sinn  fiir  die  unbedingte  L'nterordnnng  des  P  ritergebenen 
gegen  den  Vorgesetzten  gewahrt  werden  muss,  und  dass  dem  be- 
rechtigten Khrgtfiihl  aller  Beteiligten,  insbesondere  demjenigen  de* 
Offlzierstandes.  Rechnung  getragen  wird.  Hei  (iei'ahiduug  diene* 
Ornndsatzes.  sei  es  nach  dem  Ciegeiistaude  der  Anklage,  mich  den 
Eigenheiten  des  zur  Verhandlung  kommenden  Kalles,  nach  der  Per- 
sönlichkeit des  Angeklagten  oder  der  Zeugen,  nach  zeitlichen  oder 
örtlichen  besonderen  Verhältnissen,  ist  die  Öffentlichkeit  anszuschliessen. 
Hie  Prüfung,  ob  dies  nötig  ist,  gehört  in  erster  Linie  zu  den  Pflichten 
des  Oerichtsherrn  und  des  Vertreters  der  Anklage.  Aber  auch  die 
erkennenden  tierichte  sind  verpflichtet,  ohne  solchen  Antrag  die 
Öffentlichkeit  fllr  die  ganze  Verhandlung  oder  einen  Teil  derselben 
auszuschließen,  wenn  die  Voraussetzungen  hierfür  eintreten. 

Hie   folgenden   gesetzgel>erischen  Akte  beziehen  sich  auf  die 
;üng-*ten  politischen  Vorgänge.   Ein  Heb  hsgesetz  vom  2.1.  .luni  1!*H> 

')  Vert'l.  «uch  oben  die  Abteilung:  (•erirhtMverhunmng.  Pioie*.. 
freiwillige  (.ericlitsbark.  it. 
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(R.-G.-Bl.  S.  IJ04)  betrifft  die  militärische  Strafreehtspflege 
im  Kiautschongebiet.  Auf  die  dort  befindlichen  Militärpersonen 
finden  die  Vorschriften  Anwendung,  die  in  der  Militarstrafgerichts- 
oniming  vom  1.  Dezember  lK!>h  für  das  Verhältnis  -an  Bord*  ge- 
geben sind.  Die  letztgenannte  Gerichtsordnung  ist  dann  weiterhin 
durch  die  kaiserliche  Verordnung  vom  15.  ,lnli  1!HH>  i K.-Ci.-lil.  S.  77!») 
dir  das  ostasiatischo  Expeditionskorps  am  Tage  des  Vcrlasseus  der 
einheimischen  Gewässer  in  Kraft  getreten.  Zur  Regelung  der  Straf- 
rechtspflege beim  ostasiatischen  Expeditionskorps  bestimmt 
dann  die  kaiserliche  Verordnung  ebenfalls  vom  15.  .lali  l'.KM)  (Zentral- 
blatt S.  4i»tj)  Einzelheiten.  Besonders  interessant  Otid  juristisch  wert- 
voll ist  aber  die  kaiserliche  Verordnung  vom  1H.  .Ulli  1  'M H t  gewesen, 
die  das  strafrechtliche  Verfahren  gegen  Militärpersonen 
der  kaiserlichen  Schutztrnppeu  regelt  (R.-ti.-HI.  S,  Ml),  Es 
ist  dies  im  wesentlichen  allerdings  nach  Massgabe  der  Militärstraf- 
gerichtsorduLiug  von  lsiw  geschehen,  doch  mit  sehr  bemerkenswerten 
Einzelheiten,  die  sich  auf  die  Besonderheit  der  Verhältnisse  bei  den 
Sehutztrnppen  zurückführen  lassen. 

4.  Verwaltangarecht 

I.  Arbeiter  Versicherung.  Einen  breiten  Kaum  nehmen  in 
der  Gesetzgebung  der  Berichtjahn'  ein:  die  Novelle  zum  1  n  vuliden- 
versieherungsgesetze  vom  1:1.  Juli  1*'.»!»  und  eine  Reihe  zu  ihrer 
Ausführung  bestimmter  Verordnungen.  Was  zunächst  jenes  Gesetz 
selbst  angeht,  so  ist  es  zwar  eine  Novelle  zn  dem  Gesetze  vom 
22.  Juni  IM'.t  über  die  Invalidität^-  und  Altersversicherung,  allein 
die  Änderungen  sind  doch  so  erhebliche,  das*  man  kaum  mehr  den 
Eindruck  einer  Novelle  hat.  In  das  tiesitz  vom  l:t.  Juli  ls!»i»  ist 
der  ganze  noch  geltende  Inhalt  des  früheren  Gesetzes  übernommen 
worden  und  es  gilt  jetzt  nur  in  der  Form  der  Anordnungen  des  Ge- 
setzes vom  Jahre  lhie.i.  Im  einzelnen  weicht  das  nene  von  dem 
alten  Gesetze  besonders  in  folgenden  Punkten  ab.  1.  Der  Kreis  der 
versicherungspflichtigen  Personen  ist  erweitert  worden. 
Die  Versicherungspflicht  ist  ausgedehnt  auf  Werkmeister  und  Tech- 
niker, ferner,  was  von  ganz  erheblicher  Bedeutung  ist,  auf  sonstige 
Angestellte,  deren  dienstliche  Beschäftigung  ihren  Hauptberuf  bildet, 
sowie  auf  Lehrer  und  Erzieher.  Waren  die  SchiffsfUhrer  bisher  ohne 
Rücksicht  auf  ihr  Einkommen  versicherungspllichtig.  so  ist  jetzt  be- 
stimmt, dass  sie  nur  dann  notwendigerweise  versichert  sind,  wenn 
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ihr  regelmässiges  .lalir«surbcitsver<li'iist  an  Lohn  oder  lichalt  zwei- 
tausend Mark  nicht  iiberst«'ii.'t.  Dem  Bundesrate  ist  hinsichtlich  den 
Kr«  is«s  der  versicherungspflichtiiri'ii  Personen  «in«'  Leihe  von  Be- 
fugnissen .  itig.  räumt.  \.«n  ihnen  dir  wiclitip.li'  ist,  duss  bestimmt 
werden  kann,  inwieweit  < iowerltetrcihcnde,  in  deren  Auftrag«'  Zwischen- 
]..  isnncii  gewerbliche  Erzeugnisse  beistellen  oder  bearbeiten  lassen, 
nämlich  die  »««genannten  Zwisrhrnmeister.  Faktoren  oder  Ausgeber, 
gehalten  »«»'in  sollen,  hinsichtlich  der  von  ihnen  beschäftigten  Dans- 
uewitbet  reibenden  und  «l«  i «n  lohllfcn.  tiisoll.u  und  Lehrlinge  die 
\  ei>ii  liertinsif.|.|li«  In  zu  erfüllen.  Audi  erscheint  der  Bundesrat  be- 
rechtigt, /.n  bisliiiitn«'t>.  du**  Ausländer,  «h-iien  der  Aufenthalt  im 
Inland«-  nur  für  «-in«'  bestimmt.-  Hauer  heh«"«rdlleh  gestattet  ist  nnd 
die  nach  Ablauf  dieser  Zeit  in  das  Ausland  zurückkehren  mtMen. 
der  Veisiclieiiinirsptlii'lit  nicht  nnterli«ir«n.  II  an  dachte  hierbei  vor- 
nehmlich an  russisch-polnische  Arbeiter,  die  in  den  östlichen  Provinzen 
Pren.—ens  in  «!«>r  I-andwirtschaft  beschäftigt  werten.  Auch  die  frei- 
willige Versicherung  ist  erweitert  wi.nhn.  nnd  zwar  in  sehr  er- 
heblicher Weise,  besonders  ist  sie  al..-i'  um  h  dnrch  Beseitigung  der 
Poppilmarkcn  erleichtert.  2.  1  »er  < ii-genst and  der  Versicherung 
ist  zwar  derselbe  ^«'blieben,  allein  es  Ist  für  den  Begriff  der  Er- 
werbsunfähigkeit eine  jetzt  sicher«'  (iionzzichung  erfolgt.  Ks 
unterliegen  nämlich  der  Versichoningspflicht  nicht  diejenigen  Personen, 
«leren  Krwerbstähigkeit  infolife  von  Alter,  Krankheit  oder  anderer 
(«.■brechen  danernd  auf  weniger  als  ein  Drittel  herabgesetzt  ist. 
Dies  ist  dann  anzunehmen,  wenn  die  Person  nicht  mehr  imstande 
ist.  durch  eine  ihren  Kräften  und  Fähigkeiten  «'ntsprechendc  Tätigkeit, 
die  ihr  unter  billiger  Berücksichtigung  ihrer  Ausbildung  und  ihres 
bisherigen  Berufs  zugimutit  wenh-n  kann,  ein  Drittel  des  eiligen  zu 
erwerben,  was  k«"«r|H'rlich  und  geistig  gi-siinde  Personen  derselben 
Art  mit  ähnlicher  Ausbildung  in  derselben  liegend  durch  Arbeit  zu 
erwerben  pflegen.  Hie  danernde  Erwei  bsunfähigkiit  wird  jetzt  schon 
nach  sc«  hsimdzwanzig  Wochen  angenommen,  früher  betrug  die  Frist 
ein  Jahr.  :i.  Auch  die  Vertoilmiir  der  Lasten  ist  eine  andere 
geworden,  Einige  Versirhcrangsunstnltrn  waren  iinverhiiltnismilssig 
veniiötrend  g.'wordeii,  andere  wieder  standen  vor  der  finanziellen 
Kim 'hiipfiing.  Die  Arbi'itei  v«  isii  hening  hat  nämlich  «las  bei  jeder 
Privatvcrsichrrung  verschieden  sieh  ergehende  Bisiko  bei  der  Ein- 
richtung und  Erhebung  v««n  lieittäg.n  nur  in  unerheblichem  Maise 
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berücksichtigt.  Zwur  Hniict  bei  der  fiifallvt-i-itii  hernng  insofern  eine 
verhältnismässige  Heranziehung  statt,  als  die  Höh«  der  Reitn'ige 
wenigstens  zum  Teil  nicht  nur  durch  den  Cinfang,  sondern  auch 
durch  die  l'tifallgcfährlichkeit  dir  Het  riebe  bcstinimt  wird:  nicht  so 
bei  der  Invalidenversicherung.  DastJesetz  von  lssii  bestimmte,  da** 
die  Höhe  der  Renten  und  der  Hei  träge  nnter  anderem  durch  die 
Lohnklasse  des  Versicherten  bestimmt  «erde.  Daneben  konnten  die 
Versicherungsanstalten  je  für  ihre  Versicherten  eine  AMiifung  der 
Rcitrüge  nach  Hcrufszw  eigen  vornehmen.  Sonst  aber  waren  die  Hei- 
träge für  alle  Versicherten  ohne  Rücksicht  auf  da»  Alter  und  auf 
Invalidittitsgefahr  der  Hernfsklassen  oder  des  einzelnen  irleich  hoch 
gestellt.  Die  Ungleichheit  der  Finanzen  der  Versicherungsanstalten 
hat  die  Gesetzgebung  sehr  einübend  beschäftigt.  Schliesslich  ist 
es  zu  folgender  Regelung  gekommen.  Man  unterscheiilet  jetzt  die 
tiemeinlast.  und  ilie  Sonderlast.  Jede  Versicherungsanstalt  ver- 
waltet ihre  Kinnahiiien  und  ihr  Vermögen  (tienieinverniögen  und 
Somb-rverujögeii)  selbständig.  Aus  denselben  sind  die  von  allen  Ver- 
sicherungsträgern gemeinsam  aufzubringende  Last  it umeinlast  i  und 
die  den  einzelnen  Versicherungsträgern  verbleibende  besondere  Ust 
(Sonderlast)  zu  decken.  Die  licmeinla.st  wird  gebildet  durch  drei 
Viertel  sämtlicher  Altersrenten,  die  (mindbetriige  aller  Invaliden- 
renten, die  Renteiisteigerungen  infolge  von  Krankhcit.swo.  hen  und 
die  Hcnlenahmndungen.  Alle  übrigen  Verpflichtungen  bilden  die 
Sonderlast  der  Versicherungsanstalt.  Weitere  Hestimmnngen  regeln 
die  Deckung  der  liemeiulast.  Auf  diese  W  eise  ist  jedenfalls  für  die 
Zukunft  dem  ('bei  in  der  Hauptsache  abgeholfen;  nicht  als  ob  da* 
Vermögen  und  die  Leistungsfähigkeit  der  einzelnen  Versicherungs- 
anstalten nunmehr  völlig  gleich  wären,  aber  es  ist  immerhin  schon 
ein  Krfolg  zu  verzeichnen  in  der  Richtung  der  Durchführung  ver- 
sicherungstechnischer Grundsätze.  4.  Die  Voraussetzungen  eines 
Rentenanspruchs  bestehen  in  der  Leistung  von  Heitragen  nnd  in 
einer  bestimmten  gesetzlichen  Wartezeit.  Diese  ist  bei  der  Zwang*- 
versiclierung  für  die  Invalidenversicherung  anf  zweihundert  Heitrags- 
Wochen  (früher  zweihnndertfiinfnnddreissig)  und  fiir  die  Altersver- 
sicherung auf  zwölfhnndert  Heitragswochen  (früher  vierzehnhundert- 
zebn)  herabgesetzt  worden.  .V  Die  Rciechnung  der  Renten  er- 
folgt jetzt  in  einer  von  der  früheren  abweichenden  Art.  Nach  der  Höhe 
des  Jahresarbeitsverdienstes  werden  jetzt  für  die  Versicherten  Lohn- 
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kla.-'i-n  gebildet,  von  denen  ilie  erste  bis  zu  dreihnndertfünfzig  Mark, 
die  zweit.-  bis  zu  flinfhundertfUnfzig  Mark,  ilie  dritte  bis  zu  acht- 
hnndeitfünfzig  Mark,  dir  virrtr  bis  zu  clfhundertfünfzig  Mark,  die 
fünft«-  von  elfhmidertftliifzig  Mark  weiter  geht.  Für  die  Zugehörigkeit 
dir  Versicherten  zu  dm  I.ohnklasson  ist  nirht  dir  Hübe  dt»  tat- 
sächlichen Jahresarbeit«  Verdienstes,  sondern  ein  DurchsthnilLsbetnig 
massgebend,  dessen  Feststellung  iin  einzelnen  geregelt  ist.  f>.  N«'U 
und  sozialpolitisch  besonders  wirkungsvoll  ist,  da  tu  vor  und  nach 
Kiutritt  des  Rentenanspruchs  ein  H eil ve rfahren  stattfinden  kanu, 
und  zwar  zur  Abwendung  der  drohenden  Erwerbsunfähigkeit.  Wie 
weit  dir  Erfahrungen  die  Voraussetzungen  den  Gesetzgebers  bestätigen 
werden,  dass  durch  das  Heilverfahren  die  Leistungen  der  Versicherungs- 
anstalten verringert  worden,  ist  heute  noch  nirht  zu  ermessen.  7.  Die 
Träger  der  Versicherung  sind  die  alten  geblieben,  wenn  auch 
die  Versicherungsanstalten  neu  organisiert  sind.  Es  sind  auch  be- 
sondere Kiisseiieinrichtungen  in  vielen  Beziehungen  abgeändert  und 
erweitert  worden.  Neu  ist  auch,  dass  durch  Beschluss  de»  Bundes- 
rats der  Seeberufsgenossensrhaft  gestattet  werden  kann,  unter 
ihrer  Haftung  eine  besondere  Einrichtung  zn  dem  Zwecke  zu  be- 
gründen, die  Invalidenversi.herniig  für  diejenigen  Personen  zn  über- 
nehmen, die  in  den  znr  tienossensrhaft  gehörenden  Betrieben  oder 
in  einzelnen  Arten  dieser  Betriebe  beschäftigt  werden,  sowie  für  die- 
jenigen l'nternelimer.  die  gleichzeitig  der  Unfallversicherung  und 
der  Invalidenversicherung  unterliegen,  f.  Von  weitestt  ragender  Be- 
deutung ist  die  Neuerung,  das*  die  unteren  staatlichen  Ver- 
waltungsbehörden zur  Mitwirkung  hei  der  Kentenfeststellnng 
herangezogen  werden  können,  und  das»  fakultativ  die  Einführung 
von  Kentenstellen  stattfinden  kann.  Ks  soll  hier  eine  besondere 
Berücksichtigung  der  lokalen  Verhältnisse  ermöglicht  und  durch- 
geführt werden.  !'.  Bie  Yei fahrensvorsihriftrn  sind  vielfach  ab- 
geändert, das  Einziehnngsverfahren  für  Beitrage  anderweit  geregelt, 
die  Verwendung  von  Marken  für  grössere  Zeitabschnitte  als  solche 
\on  einer  Woche  zugelassen.  Auch  die  Einrichtung  von  Samnul- 
karten  ist  neu.  Die  Zahlstellen,  welche  bei  Krankenkassen,  Kommunen 
und  besonderen  Anstalten  errichtet  werden  können,  sind  geeignet,  die 
bisherige  Verwendung  der  Invalidenniarken  durch  Einklebung  in  die 
Karte  aufzuheben.  Bas  tiesetz  hat  eine  grosse  Anzahl  von  Be- 
arbeitungen erfahren,  die  im  anderen  Zusammenhange  zu  erörtern 
sein  werden. 
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In  Ausführung  lies  Invalidenversichernngsgesetzes  ist  bald  er- 
ganzen  die  Verordnung  des  Reichskanzlers  vom  November  1W 
(R.-G.-Bl.  S.  Ötiö),  die  die  Entwertung  und  Vernichtung  der 
Marken  hei  der  In val iden  versichern ng  betrifft,  die  vum  1".  No- 
vember 18!»!» ( R .-ti.-Hl.  8.  t><>"l,  die  die  Einrichtungder  i^uittungs- 
karten  behandelt,  die  kaiserliche  Verordnung  vom  Dezember  1 
fR.-G-Bl.  S.  «77),  die  das  Verfahren  vor  den  auf  Grnnd  de* 
Invalidenvct^ieherungsgesetzcs  errichteten  Schiedsgerichten  be- 
trifft, die  vom  «.  Dezcntln-r  desselben  Jahres  (R--G.-B1.  S.  «*7)r  die 
von  den  Formen  des  Verfahrens  und  dem  Geschäftsgange 
des  Keiehsversichernngsamtes  in  den  Angelegenheiten  der  In- 
validenversicherung handelt,  nnd  die  des  Reichskanzlers  vom  -7.  De- 
zember lh<<<»  (R.-G.-Bl.  S.  72.V),  die  die  liet'reiung  vorüber- 
gehender Dienstleistungen  von  der  Versichern ngspfl ich t 
gemäss  !j  4  Ah».  1  des  mehigettannten  Gesetzes  vornimmt.  Dazu 
kommen  noch  die  Bekanntmachungen  des  Reichsvemrhernngnamte« 
vom  Ii».  Dezember  ls1.»;'  Uber  den  Kreis  der  nach  dem  I.-V.-G. 
versicherten  Personen  (R.-G.-Bl.  S.  4«l)  nnd  vom  27.  Oktober 
1 H«»«»  Uber  zu  verwendende  Beitragsmarken  und  die  Bekannt- 
machung des  Bundesrat*  hinsichtlich  der  Befreiung  der  Saison- 
arbeiter von  der  Versiehernngspflicht  auf  Grund  des  §  t>  Abs.  2 
L-V.-1J.  vom  24.  Dezember  ls«m  (R.-G.-Bl.  8.  271).  Diese  mag  etwas 
näher  ins  Auge  gefilmt  werden.  Hiernach  entscheidet  ftber  Anträge 
auf  Befreiung  die  für  den  Wohnort  des  Antragstellers,  wenn  er  nicht 
im  Inlande  wohnt,  die  für  seinen  dauernden  Aufenthaltsort  zuständige 
untere  Verwaltungsbehörde.  Dem  Antrage  ist.  stattzugeben, 
wenn  folgende  Voraussetzungen  antreffen :  1.  der  Antragsteller  muss 
in  der  Hauptsache  seinen  Lebensunterhalt  als  Betriebsnnternehmer 
oder  anderweit  selbständig  erwerben  und  ohne  Lohn  oder  Gehalt 
tätig  sein;  2.  es  dürfen  für  ihn  nicht  bereits  10O  Wochenbeitriige 
entrichtet  sein;  :l.  die  untere  Verwaltungsbehörde  mtiss  unter  Be- 
rücksichtigung der  wirtschaftlichen  Lage  des  Antragstellers  und  der 
örtlichen  Verhältnisse  pflichtmässig  znr  ('herzeugnng  gelangt  sein, 
dass  der  Antragsteller  in  denjenigen  Kalenderjahre,  für  dessen  Dauer 
die  Befreiung  von  der  Versiehernngspflicht  beantragt  wird,  entweder 
nur  zn  bestimmten  Jahreszeiten  in  nicht  mehr  als  12  Wochen,  oder 
zwar  zu  beliebigen  Jahreszeiten  aber  insgesamt  an  nicht  mehr  als 
•K»  Tagen  Lohnarbeit  übernehmen  wird.   Minderjährige  bedürfen  der 


CSS 


lies.'tzuebunir  und  Literatur. 


»n-nelimignng  >le»  Antrag  durch  ihren  gesetzlichen  Vertreter.  Weiter«? 
Bestimmungen  betreffen  die  nach  Bewilligung  des  Antrags  einigenden 
Massnahmen,  insbesondere  die  Erteilung  einer  Ver»icherung>frei- 
karte.  Die  Versichcrung«an>talt  i«t  belügt,  den  Widerruf  der 
Befreiung  ZU  btalitlagcli.  liefen  di.'  \  eisagllllß  Uüd  d.'fl  Widerruf 
der  Befreiung,  sowie  gegen  die  Ablehnung  de»  Alitraps  auf  Widerruf 
i-t  Beschwerde  zulassig  an  die  zunächst  vorgesetzte  Behörde,  die 
endgültig  entscheidet. 

Auf  tirund  des  ;j  T  l.-V.-ti.  liat  der  Bundesrat  am  s.  Februar 
l'.NMI  auch  beschlossen,  da*«  die  Kestimiuuug'-n  de«  Jj  .">  Ab».  1  und 
i  f.  Ab«.  1  l.-V.-ti.  auf  die  bei  der  Landschaft  der  Provinz  Sachsen 
mit  fe«teiu  < 'ehalt  auf  Lcliellszeil  angestellten  Ileamteii  anzuwenden 
sind,  d.  Ii.  Befreiung  von  der  Versieherurigspflieht  eintritt. 

Wann  behindere  Kasseneinrichtnngen  gemäss  $$  H,  10  des 
I.-V.-tJ.  zur  selbständigen  Durchführung  der  Invalidenversicherung 
schon  trüber  zugelassen  d.  b.  Vei>ichernng  nicht  hei  den  regel- 
mässigen Trägern  der  Versicherung  .  *>  bat  der  Bundesrat  durch 
Besehluss  (Krlass  de»  Beii hskanzlers  viuu  Vi.  Juni  1  !••>»►.  Zentral- 
blatt S.  IIS)  die  erneuerte  Zulassung  für  bestimmte  Kaswnein- 
richtuiigen  ausgesprochen. 

Den  Ueschü f t sgnng  und  das  Verfahren  de»  Keichs- 
versicbi'i  uiiifsauite«  regelt  eine  kaiserlich«»  Verordnung  vom  11'.  Ok- 
tober I'.mmi  <K.-(i-Bl.  S.  !»s:l),  indem  sie  zuei-sl  hamlell  von  der 
Kiiiteilunir  und  Bearbeitung  der  Dienst  gosehäflc  (Dienst- 
stidluug  de«  Präsidenten,  PräsidialKaehen,  Vertretung  des  Präsidenten, 
Abteilungen,  Direktoren,  l*nt«Tabteilutißen,  nicht  ständipe  Mitglieder, 
richterliche  Beisitzer.  Sitzungen,  gemeinsame  Bestimmungen),  sodann 
von  dein  «icschäftsgang  und  dem  Verfahren  bei  den  Senaten 
<  Besetzung.  Verfahren,  besondere  Vorschriften  fltr  Rekurse  und  I(e- 
visionen)  und  endlich  —  abgesehen  von  Schlns»bestimmiingen  von 
Beschwerden  über  Verfügungen  der  K  echnungsst  el  le. 

Das  Verfahren  vor  den  Schiedsgerichten  für  Arbeiter- 
Versicherung  -  ».  Uber  sie  weiter  unten  bei  der  Besprechung  der 
Novellen  der  l'nfallveisii herniig  ordnet  die  kaiserliche  Ver- 
ordnung vom  >Z.  November  l'.«H)  llt.-U.-Ul.  S.  1017).  In  den 
.allgemeinen  Beat i munmgen"  werden  zusanimeugefasst  die  Vor- 
schriften Uber  ilie  Beeidigung  der  Mitglieder  des  Schiedsgerichts, 
die  Befugnisse  des  Präsidenten,  Zuziehung  der  Beisitzer  und  Ab- 
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lohming  der  Mitglieder  des  Sc-Iim  dsg.richts.  Die  \ oischrifteu  Uber 
das  Verfahren  betreffen  •  i i Krhibunir  «Irr  Itt-ruliitiir.  den  Streit 
Aber  die  Zuständigkeit,  das  Verfahren  bei  Kinirang  der  IS.-riifiiiifc, 
die  Abweisung  durch  Besi  heid,  die  Beantwortung  der  Berufung,  die 
l'ntorzeichnmig  der  Schriftsätze  und  Vertretung  der  Parteien,  die 
mündliche  Verhandlung,  deren  Ort,  die  Öffentlichkeit  des  Verfahren*, 
die  Krledigiing  der  Berufung  durch  Vergleich,  Sitznnir-imitnkoll.  Be- 
weisaufnahme, Abstimmung.  Kntseheidunu'.  Verkündiing.  Kosten.  Knd- 
lich  sind  .besondere  Vorschriften  über  das  Verfahren  bei 
Anträgen  auf  andorweite  Feststellung  der  (' n  t;i  1 1  en  t - 
s  e  Ii  e  i  d  u  Ii  g  e  n1*  vorgesehen. 

Das  Jahr  PKW»  brachte  erhebliche  Neuerungen  auf  d   Ge- 
biete de*  l'nfallv  fifti i  herungswesens.  Das  fmliere  Ansdchnungs- 
gewtz  vuin  5.  Mai  lssä  ist,  gnwcit  es  noch  palt,  aufgehoben,  und 
sein  Inhalt  ist  in  die  übrigen  Gesetze  iiherL'cgangen.  Die  I  l'nfall- 
vcrsicherungsgesetze  bestellen  unter  den  Itczeiclinniiiren :  Gewcrbe- 
n n fall versichernngsvcsetz.  1'nfall versiehe runirsgcsetz  für 
Land-  ti  n  «1  Korst  Wirtschaft,  Batiunfallversichcrungsgcsitz, 
SeeunfallversichernngsgeM'tz.  Auch  das  Gesetz,  betreffend 
die  UnfallfÜrsorge  für  Gefangene,  ist  nen.  Die  Änderungen, 
welche  für  alle  die  L'edachtcn  Gesetze  stattgefunden  haben,  sind,  so- 
weit sie  gemeinsame  Bestimmungen  für  die  ganze  l'nfallversiihcrnng 
enthalten,  in  einem  »«genannten  Mantelgesetz  vereinigt  wurden. 
Dieses  verhält  sich  auch  über  einige  Punkte  di  r  Invalidcnvcrsichernntr. 
namentlich  über  die  Organisation  und  Tätigkeit  der  Schiedsgerichte 
and  Vemeherungsüintur.  —  Wa»  nnn  die  Änderungen  im 
einzelneu  betrifft,  w>  nuiss  hier  das  Schwergewicht  auf  das  (ie- 
werbeunfallversic  herungsgesetz  sreh-trt  werden,  das  übrigens, 
wie  all,,  bisher  genannten  neuen  tiesetze,  vom  Uü.  Juni  \'MH>  datiert, 
in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  des  Neil  hskunzhrs  vniu  .*>.  Juli 
desselben  Jahres.  Was  zunächst  1.  den  Kreis  der  versicherten 
Personen  anbetrifft,  so  ist  dieser  erheblich  erweitert  worden.  S.. 
sind  auch  alle  Arbeiter  und  Betriebsbeamte  .  etzf  nnfallver- 
sii  hernng>|>llichtig,  die  in  ge  w  e  rbl  i c h  e n  Bra u  e re i  e  ti ,  i  n  l i  e w  ••  rbc  - 
betrieben  der  Sc  h  Ins«  er,  Schmiede,  Kens  tcr  put  ze  r.  Fleisch-  r 
und  im  I.acere i be t r ie be ,  ferner  in  einem  der  mit  einem 
Mmidelsgewerhe  verbundenen  Lagerung*- ,  Holzfii  11  u  ngs- . 
Personen-  und  Güterbeförderungsbetriebe  b.s,  hilft itrt  sind. 
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Audi  .Ii.-  im  !*•  der  See-  und  Kiistcnfiseh erei  und  der 

k  1  •' i  11 «  11  Seefuhrzpiipe  von  nicht  mehr  als  öd  obm  Hrntto- 
r a n in i u halt  tu?.«- Ii.'il't i«rt»'ii  Arbeiter  gehören  hierher.  Den  Betrieb»- 
hcninten  im  Silin«'  des  Gesetzes  weiden  \\ erk  meist  er  nnd  Tech- 
niker sieh  h-.  stellt.  Von  2"«hi  Mk.  auf  :uhm»  Mk.  Ut  die  («ehalts- 
ffri-nze  tiir  die  iintw.  ndit'p  Versicherung  herantgeruckt  worden.  AI» 
Fal.rik.-n  im  Sinne  des  UewerLeiintallinsetze*  gelten  alle  «et riebe, 
tiir  weh  he  Dampfkessel  oder  diirrh  elementare  Kraft  (Wind,  Wasser, 
Dampf,  <ias.  heisse  I.tift.  Elektrizität)  oder  dnreh  tierische  Kraft  be- 
werte Triebwerke  nicht  bloss  vorübergehend  in  Anwendung 
kommen.  I»ie  \  eisicherumr  erstreckt  sieh  ferner  —  alle  diese  er- 
wähnten und  zu  erwähnenden  Vorsch ritten  Kind  neu  --  auf  häus- 
liche und  andere  Dienste,  ZU  denen  versicherte  Personen  lieben 
ihrer  Be»eh;ii'ii:fuiig  im  Itet riebe  von  ihren  Auftraggebern  oder  von 
deren  Beauftragten  herangezogen  weiden.  Die  t'iifallftlrsorge 
für  (.etaiigeuo  passt  sich  freilich  nicht  der  Versicherung,  Mindern 
ih  r  [•eiisiniismiisvitjen  Fürsorge  an,  die  für  Beamte  und  Soldaten  durch 
das  lieichs-csetz  vom  •<:>.  März  1ss»;  is.Juni  DHU  iH.-G.-Bl.  S.  21 1  H.) 
geregelt  worden  ist. 

2,  Der  (iegenstand  der  l'nfallversicherung  ist  der  IV- 
triebsunfall  mit  »einen  Folgen.  Der  Begriff  des  entschädigenden 
l'nfall»  ist  aber  dadurch  erweitert  worden,  dass  die  Vendehernn«. 
auf  häusliche  nnd  sonstige  Be»elüiftigiingeu  im  Dienste  des  Arbeit 
gehers  ausu'edehnt  worden  ist.  Die  Versti  horung  bezieht  sich  als« 
auch  auf  solche  l'nfälle,  die  in  einem  Kausalzusammenhang  mit  solchen 
Beschäftigungen  stehen. 

:!.  Die  Leistungen  aus  der  Unfallversichf rnng  sind 
zwar  nach  Art  nnd  luil'aiig  nicht  geändert,  aber  es  sind  doch  folgende 
Verbesserungen  in  sozialpolitischer  Kühlung  vorgenommen  wurden. 
A.  Im  Falle  der  Verletzung  werden  als  Schadensersatz  vom  Beginn 
der  vierzehnten  Woche  nach  Eintritt,  des  Intalls  ab  jetzt  gewährt: 
a)  freie  ärztliche  Behandlung.  Arznei  und  sonst  ige  Heilmittel,  sowie 
die  zur  Sicherung  des  Erfolgs  des  Heilverfahrens  und  znr  Erleichterung 
der  Folgen  erforderlichen  Hilfsmittel  (Krücken,  Stützapparate  und 
dergl..  künstliche  Augen?);  b|  eine  Benfe,  die  entweder  Vollrente 
ist  von  »'>''>- V",,  des  Jahresarbeitsverdienstes  im  Falle  völliger  Kr 
worbsunfähigkeil,  oder  Teilrente  im  Falle  teilweiger  Erwerbs- 
unmhipk.  it  für  denn  Daner.  und  die  in  demjenigen  Teile  der  Voll- 


"Digitizecl  byT^oog 


Stii:k-S..mi,o:  Deutschland. 


091 


reute  besieht,  der  dem  Malse  der  durch  den  Unfall  herbeigeführten 
Einbusse  an  Erwerbstaliigkeit  entspricht.  B.  Int  der  Verletzte  in- 
folge des  Unfalls  nicht  nur  völlig  erwerbsunfähig,  sondern  auch  der- 
art hilflos  geworden,  dass  er  ohne  fremde  Wartung  und  Pflege  nicht 
bestehen  kann,  so  ist  für  die  Hauer  dieser  Hilfslnsigkeit  die  Beute 
bis  zu  100%  des  .lahrcsurbeitsverdienstes  zu  erhöhen.  War 
ein  Verletzter  zur  Zeit  des  Unfalls  bereits  dauernd  völlig  erwerbs- 
unfähig, so  wird  er  sich  regelmässig  in  keiner  VerMehernngsbe- 
schäftigung  hefinden,  und  deshalb  beschränkt  sich  der  zn  leistende 
Schadensersatz  regelmässig  nur  auf  die  ärztliche  Behandlung,  Arznei 
und  sonstige  Hilfsmittel.  Die  Novelle  bestimmt  aber  auch  für  solche 
Verletzte  bei  völliger  Hilfslosigkeit,  d.  h.  wenn  die  Person  ohne  fremde 
Wartung  und  Pflege  nicht  bestehen  kann,  eine  Hente.  die  bis  zur 
Hälfte  der  Vnllrente  gewährt  werden  kann.  Solange  der 
Verletzte  ferner  ans  Anlass  des  Unfalls  tatsächlich  und  unverschuldet 
arbeitslos  ist,  kann  der  Vorstand  der  Bernfsgenossensehaft  die 
Teilrente  bis  zum  Betrage  der  Vollrente  vorübergehend  erhoben. 
Eine  Verpflichtung  hierzu  freilich  besteht  nicht.  Es  ist  hier  nicht 
die  Arbeitslosigkeit  als  Folge  der  Arbeitsunfähigkeit,  sondern  der 
Mangel  einer  F.rwerbsgelegenheit  in  Frage,  der  aus  Anlass  eines 
Unfalls  durch  das  Ausscheiden  aus  der  bisherigen  Arbeit  und  das 
Heilverfahren  entstanden  ist  und  bis  zum  Auffinden  neuer  Arlieit 
andauert,  —  Auch  hinsichtlich  der  Berechnung  des  .Jahres- 
arbeitsverdienstes sind  zum  Teil  neue  Best iiumnngen  eingestellt  ; 
andere  betreffen  die  Befugnis  zur  Uberweisung  des  Heilver- 
fahrens an  die  Krankenkasse  gegen  Gewährung  bestimmten  Er- 
satzes. Sozialpolitisch  sehr  wichtig  ist  dann  C.  dass  die  Berufs- 
geuossenschaft.  dem  Verletzten  die  Unfallrente  schon  vor  dem  Ab- 
lauf der  dreizehnten  Woche  dann  gewähren  kann,  wenn  der 
ans  der  Krankenversicherung  erwachsene  Anspruch  auf  Krankengeld 
vor  dem  Ablauf  von  dreizehn  Wochen  nach  Eintritt  des  Unfalls 
weggefallen  ist,  aber  bei  dem  Verletzten  eine  noch  Uber  die  drei- 
zehnte Woche  hinaus  andauernde  Beschränkung  der  Erwerbsfähigkeit 
zurückgeblieben  ist.  Im  Falle  der  Tötung  ist  als  Schadensersatz 
bestimmt  ein  Sterbegeld,  das  nach  der  Novelle  von  mindestens 
:i0  Mk.  auf  :.0  11k.  erhöht  worden  ist  und  regelmässig  den  fünf- 
zehnten Teil  des  Jahresarbeltsverdienstes  beträgt,  während  es  früher 
das  Zwanzigfache  des  durchschnittlichen  Tagesverdienstes  betragen 
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hat.  Im  der  «Irr  Üeiuhnunir  zn  tirnnde  liegende  .lahresarbeitsver- 
«lii'iisi  infolge  eines  früher  >m litt.-nen  I 'Mall*  geringer  ala  der  vor 
diesem  I  ntal!  bezogene  Lohn,  *■>  ist  «Ii*-  an*  Anlas.«  de*  früheren 

l'nfalls  Lei  Lebzeiten  lie/«'L"'lie  Rente  «letn  .laliresarbeilsverdienst 
hinzuzure.  hn.n  hi.i  zur  H<'-he  s  «ler  früheren  Keiitenfesttitellnns:  zu 
(•runde  ifi'leL'ti-n  .lahre*.irb.it*verdi,.n*t.*.  Wenn  der  Vcwurticii«' 
«in.'  W  itwe  o.l.  r  Kinder  hiuterliis«t,  beträ|rt  «Ii.-  Rente  je  2o"w 
.b-*  .Iahre*aibeits\er.lien>tes:  im  Kall»*  der  Wiedcrverheiratung  er- 
hält >Ii>-  Witwe  '>"",,.  Ihr  An*|-ni.h  ist  aus«-t--iclil«.h-.-ii,  wenn  die 
Khe  .-ist  nai'h  .lein  I'iifall  g. •«<•hli.s-.en  wurden  ist,  aber  auch  in 
diesem  Kalle  ist  die  I b-rufsgen. tssenwhafl  befugt,  nach  freiem  El  - 
messen  eine  Witwenrente  zn  (rewahren.  Wenn  es  sieh  um  eine  Kran 
handelt,  die  heim  Mint  ritt  des  tödlichen  l'nfalls  verheiratet  w  ar,  die 
aber  den  Lebensunterhalt  ihrer  Familie  wvgt-n  Krwerbsiinfähigkcit 
des  Khematms  ganz  ...1er  iib.rw  iegen«|  hestritt.  sn  erhalten  bis  zum 
Wegfalle  der  Bedürftigkeit  eine  Rente:  der  Witwer  Jn"^  j..,l.s 
hinterbliebene  Kind  bis  zum  zurückgelegten  fünfzehnten  Lebensjahre 
ebenso.  Verwandte  in  aufsteigender  Linie  erhalten  eine  Rente  v.m 
insgesamt  2«»/,,  des  .lahresarbeitsverdienstes.  fall»  ihr  I.ehensiiutei  - 
halt  ganz  nder  überwiegend  durch  den  Verstorbenen  bestritten  worden 
war.  Liegt  dies  letztere  v..r  bei  elternlosen  Knkeln,  so  wird  ait.h 
ihnen  eine  Rente  von  J'»"„  «.'.-wühlt.  Ks  dürfen  aber  die  Renten 
der  Hinterbliebenen  insgesamt  f»"",,  des  .lahresarheitsvcrdicnstcs 
nicht  übersteigen;  wenn  sieh  ein  höherer  Betrag  ergibt,  so  muss  eine 
Kürzung  stattfinden.  I».  Neu  ist  auch,  dass  die  Benitsgeiioss.n- 
schatten  befugt  sind,  auf  (»rund  statutarischer  Bestimmung  allgemein 
im  Kalle  der  Bedürftigkeit  dem  in  einer  Heilanstalt  untergebrachten 
Verletzten,  sowie  seinen  Angehörigen  eine  besondere  Unter- 
st iit  zun g  zn  gewähren. 

I.  Hinsichtlich  des  Verfahrens  sind  mehrfache  Neuerungen 
t'etn.n'eii.  So  ist  ein  lieN-htomiRte»  Verfahren  vorgesehen  im  s>  71 
Abs.  1.  Di.-  Feststellung  <br  Kntschädigung  hat  in  ein.-m  ».leben 
von  Amts  wvireii  zu  erfolgen:  über  die  Anordnung  eines  Heilver- 
fahren* i*r  ein  '|Vill,,  s<-hei«l  zu  eila-s.  n  .!>  71  Ab*.  2b  Kann  die 
■•ndtriiltisre  Feststellung  ni.  ht  -.-f.-rt  erfolgen,  »o  int  eine  Knischädigmig 
vorläufig  zuzubilligen,  l-t  ferner  die  (..nossonsihaft  der  Ansieht, 
da**  zwar  ein  ent*ch«diLMii)gspflieuiiger  I  nfall  vorliegt,  die  Em- 
seh.'idignng  aber  v.m  ein.-r  anderen  <  .riios-en*chaf(  zn  gewähren  i*f. 
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s.i  hat  der  Gennssenschaftsvorstand  dem  Entschiidigtinghberechtigtcn 
eine  vorläufige  Fürsorge  zuzuwenden  und  sich  unter  Mitteilung  der 
gepflogenen  Verhandinngen  wegen  Anerkennung  der  Entschädigung»- 
pflicht  mit  dem  Vorstande  der  anderen  Genossen«  hart  ins  lienehmeu 
zu  setzen.  Wird  von  diesem  dir-  Entschadigungspfliclit  abgelehnt  . 
oder  innerhalb  einer  Frist  von  *i  Wochen  eine  Erklärung  nicht  ab- 
gegeben, so  ist  die  Entscheidung  des  lici<  hsvcrsiehcruiigsaiutcs  da- 
rüber herbeizuführen,  welche  llernfsgenossenschaft  entsclii'ulignngs- 
I«ti i.  Ii» iir  ist.  I>ie  Ent-elieidnng  ist  auch  dem  Entscliädigungshe- 
r  echtigten  zuzustellen  ig  ~-i  Abs.  2).  Jm  Vorverfahren  »oll  jetzt 
auch  der  behandelnde  Arzt  betraft  werden,  wenn  auf  (iruud  eines 
Srztlieheu  Gutachtens  die  Iii  willigiun.'  einer  Entschädigung  abgelehnt 
■•der  nur  eine  Teilrente  festgestellt  werden  wdl.  I>er  zu  befragende 
Arzt  darf  nicht  mit  der  Genossenschaft  in  einem  Vertragsvei  hältnisse 
stehen.  I >Ie  Zahl  der  zur  Antragstdlung  zuständigen  Behörden  ist 
erweitert,  die  Zulassung  der  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand 
bei  \ersänmlor  Frist  eingeführt,  das  Verfahren  bei  veränderten  Ver- 
hältnissen, insbesondere  liei  nachträglich  erhöhter  oder  verminderter 
Krwcrbsfähigkeit,  das  bis  jetzt  zu  erheblichen  Streitigkeiten  geführt 
hat.  ist  neu  geregelt. 

.'>.  Für  das  St  rei t  verfall  ren  sind  Neuerungen  getroffen,  von 
denen  die  wichtigsten  hervorgehoben  sein  mögen.  Kommt  nach  An- 
sicht des  Heichsversicheningsamteü  nicht  die  im  Verfahren  in  An- 
sjmich  genommene,  sondern  eine  andere  lierufsgeuosseiischaft  als 
entschädigungspflichtig  in  Frage,  m>  kann  ilas  IMch*vcr»irherung«aint 
die  andere  Genossenschaft  zur  Verhandlung  beiladen  und  gegebenen- 
falls zur  Leistung  der  Entschädigung  verurteilen,  auch  wenn  ein 
Anspruch  gegen  sie  bereit»  rechtskräftig  abgelehnt  worden  ist. 
Massnahmen  zur  Vermeidung  mehrfacher  Verurteilung  wegen  eines 
Anspruchs  sind  ebenfalls  getroffen  (gsj  K2,  tüi). 

(>.  I>ie  Übertragung  der  Knt schäd igu ngsansprüche  war 
bisher  beschränkt,  doch  sind  jetzt  Ausnahmen  getroffen.  l>io  An- 
sprüche dürfen  nur  auf  geschuldete  Heiträge,  auf  gezahlte  Vorschüsse, 
auf  zu  I  nrecht  gezahlte  Entschädigungen,  auf  die  zu  erstattenden 
Kosten  des  Verfahren»,  auf  die  vom  \  orstande  verhängten  Geldstrafen, 
sowie  auf  gewisse  Kegressansprüche  der  Herufsgenoswiischaft  an- 
gerechnet werden  <!•  KM\). 

7.  Neu  ist  auch  die  Bestimmung,  da-s  die  Itcrufsgemwsensclmfteii 
für  solche  Verletzte,  denen  eine  Teilrente  von  1  r.%  »der  weniger 


r.iu 


(.. l/ir.l»uiiir  und  Literatur. 


zug. billigt  worden  i>t,  .  ine  einsprechende  Knpitalabf  indung  an- 
ordnen können  i. 

<,  [>i.  urganisation  der  Versicherung  ist  im  Wesen  nicht 
\. rändert  worden;  freilich  ist  <I.t  dir  Träger  der  Versicherung  1*. 
stimmende  sj  2*  im  einzelnen  in  hier  nicht  zu  eiörtender  Weise 
•  n-l- 

!».  ««an/.  besonders,  nützlich  er*,  heint  weiter  die  Neuerung,  da»* 
hu  elf.-  Sl.  ll.-  der  S.  hie.l-.geri.  hie  der  Invalide MT<T»i,  li.  iunt:  und 
derjenigen  di  r  l'iifallversirherung  gemeinsame  Schiedsgerichte 
für  Arb.-it.-rv.-i  Sicherung  überhaupt  getreten  -ind.  Sic  sind 
staatliche  <. erteilte;  hinsichtlich  der  Kostendeckung  alx-r  sind  m- 
korporative  Einrichtungen  d<r  Itertrisgetio*»enM-luifu-ii  und  Vertdche- 
niilgsausl alten.  I>ic  Vorschriften  hicrül>cr  befinden  si.  Ii  in  dem 
sogenannten  Mantclgc-etz  Sjsj  M  -1(1  und  in  den  ^'   lll.'lff.  I.-V.-I.. 

1i>.  Eine  A  n n ä Ii r n n g  zwischen  1'nfall-  und  Kranken- 
versicherung hat  aurh  in  gewissem  Malse  stattgefunden,  besonders 
dnrt'h  die  Vorschriften,  die  den  ('bergang  von  Leistungen  aus  der 
Krankenversicherung  zu  solchen  aus  der  rnfallversiehernng  ordnen 
<g§  11  ff.,  'X<  Gew.-Ü.-V.-G.). 

11.  Kndlicli  sin.l  gewisse  fakultative  Einrichtungen  zu  erwähnen. 
I>ic  Hernfsgenosgenschaften  dürfen  mit  (ienehmigung  des  Hnndesrats 
Einrichtungen  treffen  auch  zur  Versicherung  der  H.-t  riebsunter- 
ih- Ii  in  er  und  .1er  ihnen  in  Bezug  auf  Haftpflicht  gleichstehenden 
Personen  gegen  Haftpflicht.  so  das*  hier  bereit.«  der  ursprüngliche 
liedanke  der  Arbeiterversicherung*gesetze,  mir  für  die  arbeitende 
Bevölkerung  wirksam  zn  sein,  überholt  ist  durch  den  auderen.  auch 
die  den  .Arbeitern  nahestehenden  sozialen  (iruppen  der  sozialen  Für- 
sorge teilhaftig  zu  tünchen.  Ferner  kann  der  Hundesrat  zur  Er- 
richtung von  KeiitenziiM  lutss-  und  IVusionskasscti  für  Bclricbsbeaiiite, 
sowie  für  die  Mitglieder  der  Beriifsgenossenschnft  und  auch  für  die 
Angehörigen  all  dieser  ]'ei'H>nen  Einrichtungen  treffen.  An  diese 
nur  in  grossen  Zügen  skizzierten  Neuerungen  des  tu-seizes  reihen 
sich  dann  die  zur  Attsfiihrniig  der  Novelle  von  l'.MHl  besiinniten 
I!e»ihlii»M-  und  Verordnungen.  Hierher  gehören  insbesondere  folgende 
Bestimmungen  des  Koichsversirhernngsaniti  s,  betr.  die  Wahlen 
von  Arb.  itervertietein.  die  auf  lirund  des  (i.werbe-  und  Han- 
nnliilh  ei>icherungsg.  s>  tz.  s  vorzunehmen  sind,  vom  1">.  August  li«'l 
und  die  Vorschriften  d.  -selbeii  Amts  über  die  Verpflichtungen 
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von  unfallbercchtigteii  Inländern,  «Im-  im  Atislande  sich 
aufhalten .  vom      Juli  1!H»1. 

Auch  eine  bescheidene  Kei'orin  des  K ra n ke n versic Ii e rn n gs - 
Besetze»  ist  erfolfrt.  Xarh  der  Xovlle  vom  Juni  li«M»  (K.-G.-Hl. 
S.  :>:>2|  kann  der  Bundesrat  ilie  Yersicherungspriicht  auch  auf  dir  in 
der  Hausludust  rie  best  häftigtcn  l'er.-onen  erstrecken  i £  2  Alm.  4.1. 
Weiter  kann  durch  statutarisi  hr  Bestimmung  mit  (irnehniigmig  des 
Bezirksausschusses  neuerdings  auch  bestimmt  «erden,  dass  und  in 
wieweit  in  Füllen,  in  welchen  die  Beschält iBUUB  von  Hausgewerbe, 
treibenden  durch  Zwischenpeisonen  i  Ausgeber.  Faktoren,  Zwischen- 
meister  etc.)  vermittelt  wird,  diejeniBen  (iewerlMtreihendcii.  in  deren 
Auftrag  die  Zwiseheii|N-rsonen  die  Waren  herstellen  oder  bearbeiten 
lassen,  die  Beitrüge  und  Eintrittsgelder  für  die  Hausgewerbetreibenden 
sowie  für  deren  Gehilfen  und  Lehrlinge  einzuzahlen  und  die  Beiträge 
zu  einem  Drittel  aus  eigenen  Mitteln  zn  entrichten  haben  ■  04  Abs.  2i 
Auf  die  gedachten  gewerbetreibenden  werden  mehrere  auf  dir  Bci- 
tragsleistnng  bezügliche  und  .Strafbestimmnngen  enthaltende  lirrhts- 
sätze  für  anwendbar  erklärt;  vorgesehen  ist  auch  die  Möglichkeit 
der  XichterhebuiiB  von  KintrittsBeldern  seitens  der  Hausgewerbe- 
treibenden, deren  Schutz  angesichts  ihrer  festgestellten  elenden  wirt- 
schaftlichen I«»ge  dringend  notwendig  war  iij  '<i  Abs.  :i— 7  K.-V.-G». 

II.  Eine  Anzahl  vun  gesetzgeberischen  Akten  bet  rillt  den 
Arbeiterschutz.  Xicht.  gering  zu  werten  ist  der  Besthlnss  de> 
Bundesrats  vom  2X.  Januar  lsüfi  (B.-G.-Bl.  S.  .'.),  der  die  Einrichtung 
und  den  Betrieh  der  Bosshaarspimiereien,  iler  Haar-  und  Borstcti- 
zurichtereien  etc  im  Interesse  der  Arbeiter  regelt,  ebenso  derjenige 
vom  2-Y  April  18'.««*  (R.-G.-Bl.  S.  2«7),  der  dir  Einrichtung  nnd 
den  Betrieb  gewerblicher  Anlagen,  in  denen  Thuinasschlarketi  ge- 
mahlen uder  TboiMisseblackeiiuiehl  gelagert  wird,  betrifft  —  beides 
auf  Grund  der  12<ie,  i:t;«a  der  Bcichsgew  erbeordnuni;. 
Auf  (irund  der  vorletztgenannten  Bestimmung  ist  auch  der  Betrieb 
von  Getreidemühlen  durch  Hew  hluss  des  Bundesrat*  vom  2»>.  April 
lxii'i  (K.-G  -Bl.  S.  27:1)  geregelt  und  zwar  in  der  Hichtnng  der  Üe- 
s'  häftigunirs-  und  Buhezeit  der  («-hilfcn  und  Lehrlinge  in  dem  Be- 
trieb der  (ietreidemiihlen.  Endlich  stützt  sich  auch  der  Beschlnss 
des  Bundesrats  über  Einrichtung  und  Betrieb  der  Zinkhütten  vom 
Ii.  Februar  li'On  (R.-G.-Bl.  S.  :!2>  auf  jene  Bestimmungen. 

Die  auf  Grund  des  i;  Ktöd  der  Keichsgew.rheordnung  zulässigen 
Ausnahmen  von  dem  Verbote  der  Sotintagsai  beit  im  («-werbe- 
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li.-iri.-J»  sind  »"tu-  and.-r.-m  durch  H. s.hlns*  des  Kundetrau  vom 
2«..  April  und  1."».  Juli  lsv.«  (Ii -t> -Kl  S.  271  und  :S7;l|  auf  .-im- 
Anzahl  I'.etnehen  angewendet  Worden.  Kbenfalls  auf  d.-r  lo- 
werb. -i.rdnuiifr  »  :ll  in  Verbindung  mir  Artik.-l  "4  d.-r  Heichs- 
verfassnng  beruht  der  U.-s<-lilui*s  des  Kiindesrats  vom  1".  Februar 
]s'.i<i  iil..-r  die  Zulassung  zur  Führung  v.ui  Hochseehschereifalirzetigen 
in  kleim-r  nnd  in  der  Islandfahrt.  dann  ferner  auf  (irnnd  derselben 
Hi  ^nriiiiiiiiiL'.  ii  die  Abänderung  der  Vorschriften  über  den  Nachweis 
der  Hefa  hignng  für  Seeschiffer  uinl  Sc.  Steuermänner  auf 
di-ut-1-h.-n  Kauffahrteis.  lullen  <Krlass  des  licichskanzlers  vom  1  März 
Im.'.'i.  Kerner  sind  die  aut'<Tinnd  des  ij  1C>  liew.-t),  erlassenen  He- 
selilu-se  des  l!un'le-rals  v- >ni  nktolier  1M''.<  und  29.  Novenil«-r 
I'.mm»  zu  crwäl  n;  .-ner  nimmt  die  Abänderung  d.-s  Verzeichnisse» 

der  gewerblichen  Anstalten,  die  einer  behinderen  tielleliuiiguilg  be- 
dürfen, in  d.-r  lürhtung  vor,  da>s  in  dasselbe  aufziiuehmen  sind  die 
Anlaireii  zur  Herstellung  von  Zilnds. -Iintireii  und  von  .leKlrUchen 
Zündern.  Her  Reichstag  hat  die  zu  di. -ein  Ib-schlusse  notwendige 
Zustimmung  erteilt. 

Der  letztgenannte  lie.chlnss  ersetzt  die  Worte  „Kalk-,  Ziegel- 
nnd  yi|.s.'ii'eir  durch  folgende  Worte:  „Anlogen  zur  Herstellung 
von  Z.-ment.  gebranntem  Kalk,  entwässertem  »üps,  von  Ziegelsteinen 
und  anderen  Tonwaren" 

Iien  Mittelstand  zu  s.  hilt/.en  und  ihm  abzuhelfen,  ist  die 
im  .Jahre  1*'.»7  erlassene  H  a  nd  wer  kern.,  v  .1 1*-  berufen.  Kine  Ver- 
ordnung vom  12.  Marz  l!MM>  spric  ht  aus,  das*  mit  dem  1.  April  19W 
in  Kraft  treten  die  auf  ilie  11  a  nd  w  er ke rka m niern  bezüglichen  lö- 
stimmungeii  des  «.e-.-t.zcs  vom  2i>.  .Juli  lw7  -\H-i<{  der 

liewerb.ordmingi.  mit  dem  1.  März  l'.'t'l  die  besonderen  lie- 
st imiiiimgen  für  Handwerker  (gsj  12!'  M2a\  mit  dem  1.  Ok- 
tober l'.MU  der  vom  Meistertitel  handelnde  i>  133,  sowie  die  übrigen 
Kestimmungcn.  Hie  von  der  Keschäftigmig  von  Kindern,  jugendlichen 
und  weiblichen  Arbeitern  handelnden  liest imiuiwgeii  linden  nach 
S  1">1  Abs.  :(  der  (iewerbeordnung  Anwendung  auf  Arbeitgeber  und 
Arbeiter  in  Werkstätten,  in  welchen  durch  elementare  Kraft  vI>aiupf. 
Wind,  Wasser,  <ias.  I.nft.  Kb-ktrizität  et.  |  bewegte  Triebwerke 
nicht  bloss  voi-fibergelieiid  eebranebt  werden:  dies  vorbehaltlich  der 
vom  Hnndesrat  erlassenen  Ausnabuien.  Pas*  dieser  Paragraph  am 
1. Januar  ]'.»'\  mit  gewissen  Massnahmen  (ieltnng  erlangt,  bestimmt 
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die  kaiserliche  Verordnung  vom  '.».  Juli  Imiu  <IM;.-]!|.  S.  "itl.Yi.  Sit- 
i'Mrecki  sich  aber  nicht  auf  Werkstätten  mit  Motorbetrieh,  in  denen 
der  Arbeitgeber  ausschliesslich  xn  seiner  Familie  gehörige  Fernen 
bexohättijrt.  Die  fraglichen  Ausnahmen  hat  der  Bundesrat  bestimmt: 
sie  finden  sich  in  der  Verordnung  vom  Juli  I'.hmi.  die  sieh  als 
Ausführuiigsbeatinimung  über  die  He  sc  hü  II  iyunjj  von 
.'.llgo  ud  1  iehe  n  A  rliei  t  erti  und  von  Arbeitern  i  n  Werk  st  ;i  1 1  e  n 
mit  Motorbetrieb  bezeichnet  (R.-ti.-Hl.  S.  "oHH.  Ks  werden  im 
einzelnen  unterschieden:  Werkstätten  mit  zehn  oder  mehr  Arbeitern 
Werkstätten  mit  Wasselbetrieb.  Bückenden,  Konditoreien,  tietreide- 
mnhlen  und  Konfektiiinswerkstitttoii.  Hier  uj;<^  auch  schon  wogen 
ihres  aueh  deu  Arbeiterschutz  betretlendeti  Inhalts  l'lat/.  finden 
die  Novelle  zur  <  i  e w erbeord  n  ung  vom  ;U».  Jntii  I'.'mii.  Das 
Iwi  Anlagen,  die  einer  besonderen  irenchmigung  bedürfen,  einzu- 
schlagende Verfahren  ist  in  den  gsf  1"  ff.  der  liew.-l t.  geregelt.  Der 
•S  Dl  Alis.  2  handelt  voll  dein  Besrhiede.  der  nueb  eifol'/leii  Kl  Ii  - 
Wendungen  und  nach  vollständiger  Erörterung  mit  den  Parteien  er- 
geht und  sowohl  dem  l'ntri-uchnicr,  :ils  aueh  dem  Widersprechenden 
zu  eröffnen  ist.  Die  Novelle  hat  jetzt  den  !j  l'Ja  ciiigciligt.  l>anaeh 
kann  in  dem  Bescheide  dem  Unternehmer  auf  seine  Urfahr,  unbe- 
schadet des  Bekursvcifahrens.  die  unverzügliche  Ausführung  der 

baulichen  Arbeiteil  gestattet  Werden.  Wenn  er  dies  vor  Schills«  der 
Erörterung  beantragt.  Die  t.'estattung  kann  voll  einer  Sicherheits- 
leistung abhängig  •remaeht  werden.  I Hin  Ii  die  letztere  wird  die 
Wiederbrseitigung  der  inzwischen  etwa  hergestellten  Baulichkeiten 
für  den  Fall  gewährleistet,  dass  die  (tcriehniigung  der  Anlage  durch 
die  Kekursentscheidung  versagt  oder  an  Bedingungen  geknüpft  wird, 
«lie  auf  die  tiestaltung  der  (•cbüude  einen  Kintluss  ausüben.  I»ie 
einzelnen  Bestimmungen  Uber  die  Sb  herheilsh-istnng,  inslH'somb  re 
über  die  Biickzahlung  iler  Sicherheit  nach  Fortfall  der  Veranlassung 
zu  ihrer  Gestellung,  bleiben  nach  sj  21  tiew.-H.  der  landest  «chtlichen 
Regelung  vorbehalten  (Mol.  zur  Novelle  l'.HM».  S.  H>>  In  deu  letzt- 
gedachten  landesrechtlichen  Vorschriften  sind  die  Cirundsi'itze  ent- 
halten, die  die  Landesgesetze  befolgen  müssen  bei  Bestimmungen 
Uber  ilie  Behörden  und  «las  Verfahren  sowohl  in  der  ersten,  wie  in 
der  lieknrsinstanz.  l'nter  anderem  sind  diese  beiden  Instanzen  für 
befugt  erkliirt,  Sachverständige  zu  laden  und  eidlich  zu  vernehmen. 
Neu  ist  der  g  21  u  (icw.-O.,  wonach   diesen  Sachverständigen  eine 
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Vers,  hui.  r.  nli.-il-i.niuhl  auferlegt  wird,  und  sie  auch  tTir  verpflichtet 
g.  Ii«  n.  -ich  ihr  Nachahmung  der  von  dem  rntemehmer  geheim  ge- 
haltenen, zu  ihrer  Kenntnis  gelangten  Hetriebseinrichtunpen  und 
li.'tri.  1,-wri-ni,  solange  als  diese  Betriebsgeheimnisse  wnd,  zu  ent- 
halten. I'i»'  Straf«-  '"'i  Verletzung  dieser  Vorschrift  ist  im  !;  H.'.a 
/irti-r  1  auf  Ochlstrafe  Iiis  zn  l'«'«'  Mk.  oder  »iefHngnis  n<>r niiert . 
Hin«-  vv.-it.Tf  Neuerung  betrifft  den  S -;>' <iew.  o  Oer  Landcsgeserz- 
g.bung  bleibt  vorbehalten,  die  fernere  Benutzung  bestehender  und 
ili>-  Anlage  iiciifr  l'rivatsehlä. ho- rcien  /.n  nnteraigen  wie  es 
lii-h-r  lii.  ss:  .dir  solche  •  'rte,  in  wo  1.  In  n"  öffentliche  S<  hh»<  hthaiiser 
in  genügendem  ('mfango  vorhanden  sind  oder  errichtet  werden.  Biese 
Wi.rte  sind  in  der  Ii. .  htspre.  hang  vielfach  dahin  ausgelegt  worden, 
dass  die  Kinfiilirurif.'  des  Sehlachthaiiszwanges  nur  für  solche  Oc- 
meiniieii  zulässig  sei,  die  innerhalb  deren  lirenzen  das  Schlac  hthaus 
errichtet  halfen.  Ihin  h  die  Novelle  von  I'.hhi  ist  dann  an  die  Stelle 
„für  solche  "rte,  in  welchen"  getreten:  -in  solchen  Orlen,  für  welche". 
Itnrrh  die  Änderung  soll  die  Möglichkeit  zur  Einführung  des  Sehlacht- 
haiiszwanges aneh  in  solchen  Orten  gesehen  werden,  ttir  welche  zwar 
nicht  im  Orte  selbst,  wohl  aber  in  unmittelbarer  Nachbarschaft  aus- 
reichende Oelejrenheit  zur  Benntznng  eines  öffentlichen  Schlachthauses 
sich  bietet  (Mut.  zur  Novelle  liMKt,  S.  Iii.  Kur  Orte,  in  denen  das 
Schlachthaus  sich  nicht  befindet,  kann  nur  das  Schlachthaus  eines 
unmittelbar  benachbarten,  nicht  cIwh  das  eines  ferner  liegenden 
Ortes  in  Betracht  kommen  i Komm. -Her.  zur  Novelle  lWO.  S.  2). 
Ebenso  ist  «1er  Absatz  :!  dieses  Paragraphen  geändert.  Er  lantet 
jetzt:  Soweit  durch  landesrcchtliche  Vorschriften  Bestimmungen  ge- 
troffen werden,  wonach  gewisse  Anlagen  oder  gewisse  Arten  von 
Anlasen  in  einzelnen  Ortsteilen  gar  nicht  oder  mir  unter  besonderen 
Beschränkungen  zugelassen  sind,  linden  diese  Bestimmungen  auch 
auf  Anlagen  der  im  S|  1»;  erwähnten  Ali  Anwendung.  Nach  der 
bisherigen  Fassung  war  es  zweifelhaft,  ob  Üanpr.lizeiverordniingen, 
dun  h  welche  fiir  bestimmte  Bezirke  oder  Ortsteile  die  Errichtung 
gewisser  Anlagen  untersagt  oder  von  erschwerenden  Bedingungen 
abhängig  gemacht  weiden,  auch  auf  die  im  ?i  Iii  aufgeführten  An- 
lagen Anwendung  linden  und  dementsprechend  im  tienehniigungs- 
verfahren  zu  berücksichtigen  waten:  ausserdem  sah  der  Absatz  :i 
fiir  d.  n  Erlaus  der  beschränkenden  Bestimmungen  lediglich  den  Weg 
d.  s  Ortsstatuts  vor.  dein  ein  diese  liegelung  ermöglichendes  Landes- 
gesetz  vorausgegangen  sein  iniwste  (Mi.t.  zur  Novelle  l!«M>,  S.  11) 
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Iii  Weiteren  Vorschriften  worden  dir  Ucschaftc  des  Pfand- 
leihe™, Pfund  vermittlet».  Gesi nd e ve rm iet  e r»  und  Stellen- 
vermittlers  einer  energischen  Staatsaufsicht  unterstellt  iS-;-  :t4 
Ab».  1,  :!">  Ab».  Mi.  AI»  besonders  wichtig  seien  dann  ans  der 
Nmelle  von  P.«hj  nur  not  Ii  zwei  Bestimmungen  erwähnt.  Nach 
!j  ;W  Ab».  1  sind  dir  Zentralbehörden  bi-lu^t.  Mivr  Avil  Cinfang  der 
Befugnisse  und  Verpflichtungen,  sowie  iil»-r  den  <  M-w.halt*botrirb 
der  Pfandlciher,  Pfandvermittler,  liesjndrvcimictrr.  Stclhnvcriiiilller 
und  Auktionatoren,  »«weit  darüber  nirlit  dir  I.andesgesrt  z- 
gebnngen  Bestimmungen  treffen,  Vorschriften  zu  erlassen;  ins- 
liesondere  (.'••hört  hierher  da»  Vt-rbut.  der  Beherbergung  und  He- 
kostiguug  der  Krwcrlwurhctiden  durch  die  Stcllriiverinittlrr,  da« 
Verbot  doppelter,  zugleich  vom  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  ge- 
forderter Gebühren,  da»  Verbot  der  Verdingnng  von  Personen,  welch«: 
bereits  im  (ieaindciiienst  gestanden  haben,  ohne  Vorlegung  eine» 
rechtsgültigen  Kündigung»-  und  Knila.ssnugss.  heins,  die  Verpflichtung 
<ler  Stellenvennittler  zur  Kiuzicliung  wrpfiiltijrer  Erkundigungen, 
ob  die  von  ihnen  anzuwerbenden  Personen  nicht  anderweitige  kon- 
traktliche (Hier  sonstige  Verpflichtungen  haben,  die  »ie  an  dem  Ein- 
gehen eint  »  nenen  Vertragwerhaltnissrs  hindern.  Auch  die  Verleitung 
zum  Kontraktbniche  kann  unter  Strafe  (restellt  werden  zur 
Novelle  P.HX»  S.  ltii.  I»ie  Gesindev.rmieter  und  Stellenvermittler 
»ind  jetzt  auch  verpflichtet  ig  7">ai.  da»  Verzeichnis  der  von  ihnen 
für  ihre  gewerblichen  Leistungen  aufgestellten  Taxen  der  Ortspolizei- 
behörde einzureichen  und  in  ihren  »iesi  hitftsriiunien  an  einer  in  die 
Augen  fallenden  Stelle  anzuschlagen.  Piese  Taxen  dürfen  zwar 
jederzeit  abgeändert  werden,  weil  »ie  Sclbsttaxen  »ind  und  nach 
eigenem  Ermessen  aufgestellt  werden,  aber  »ie  bleibeu  so  lange  in 
Kraft,  bin  die  Abänderung  der  Polizeibehörde  angezeigt  und  da» 
abgeänderte  Verzeichnis  in  den  (icschaftsriinmen  angeschlagen  ist. 

In  da»  Hecht  de»  Arheiterschntzoü  greift  dann  weiter  ein  der 
si  114a,  der  für  bestimmte  Gewerbe  Lohnbücher  oder  Arbeits- 
zettel aufgrund  eine»  Beschlüsse»  des  Hundcsraies  zulässl,  nnd  der 
S  1-°  Abs.  :|.  wo  bestimmt  ist,  da«*  «lurcli  statutarische  Hestiinmnng 
einer  (iemeinde  oiler  eine»  Weiteren  kommunalen  Verbandes  nicht 
nur  für  männliche  Arbeiter  unter  1»>  Jahren,  sondern  auch  für 
weibliche  Handlungsgehilfen  und  Lehrlinge  unter  1»  Jahren 
die  Verpflichtung  zum   Besuche  einer  Fortbildung*»«  Tinle  U- 
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Kiinidet    wr.l.ii   kann.     In  dem  Abschnitte  lllb  des  VII.  Titels 
der   (tcw.-O.    über    ilii-    Verhältnisse   der    lU-t  riebsbeauit  cti , 
Werkmeister  und  T.c Ii n i k e  r  sind  drei  wichtige  Vorschriften 
.  in^'.  tTit't   worden.     Sin  entsprechen   den  !■>  *»T — de»  H.-ti.-H. 
vuiii   In.   Mai    Lv<7      In  dem  Abs. hnitte  IV  ilcsselben  Til.ls  Mier 
die  Verhältnisse  der  Fabrikarbeiter  ist  zunächst  im  Si  Iii 
le-timmt.  das-  auf  dir-.-  letzteren  Anwendung  linden  die  Jicstim- 
ininiiren.   weklte  'Ii''  Verhältnis»«;  der  lioscllon  und  Gehilfen  zum 
<i<  uetistande   lialien,  oder,   wenn  die  Fabrikarbeiter  als  Lehrliti««' 
anzusehen  sind,  die  Hestiniuiunjren  über  die  Lchrlilie-sverhältuissc. 
I>>'ii  l ' iitfint  -Innern  vnn  Fabriken,  in  welchen  in  di  r  Hefre!  mindestens 
'_''»  Arbeiter  Ix li.iTiitrr  weiden,  war  i-r  schon  bisher  untersasrt,  für 
d.-n  Kyll  der  n-,  htsw  idri-ren  Anfl..»unjr  d. -  ArlieitsverhaltniRses  durch 
d«-n  Arbeiter  die  Verwirk unir  des  rückständigen  Lohnes  Uber  den 
Heirat:  de-  durch»,  hnitllichen  Woche  nlohiie»  hinaus  ausznl.edin(ren 
Ks   in   min  zu  di.  -eii  Kcstimmunjren  durch  die  Novelle  folgende 
Vursi  hritt  hinzugekommen:  In  Kubriken,  für  welche  besondere  lie- 
st inimungcn  au!  (irund  des  Sj  lila  (Lohiihili-her  und  Arbeitszettel  i 
nieht  erlassen  wurden  sind,  ist  auf  Kosten  des  Arbeitgeber*  fiir  jeden 
minderjährigen  Arbeiter  ein  l.n Ii  n za  h )  11  ngsbn rh  einzurichten,  In 
dieses  ist  liei  jeder  Lohnzahlung  der  Hetrag  de»  verdienten  Luhnes 
einzutragen.    Ks  ist  l#i  der  Lohnzahlung  dein  Minderjährigen  "der 
seinem  gesetzlichen  V  ertreter  auszuhändigen  und  von  dein  Knipfanper 
vor  der  nächsten  Lohnzahlung  zurückzureichen.    Zu  der  sozialpoliti- 
schen Vorschrift  des  5-  VV)  t.ew.-O..  der  sich  auf  die  Arbeitsstunden 
der  .u^etidlicheti  Arbeiter  bezieht,  ist  bildender  Zusatz  zu  erwähnen: 
Kine  Vor-  und  Nycliinitt.igs|iause  braucht  nicht  gewährt  zu  Werden, 
wenn  die  /unendlichen  Arbeiter  täglich  nicht  länger  als  s  Stunden 
be«i  hiiftigt  werden    und  die  Itaner  ihrer  durch  eine  Pause  nicht 
unterbrochenen  Arbeitszeit  am  Vor-  und  Nachmittage  je  4  Stunden 
nicht  übersteigt.    Zu  dem  S-  Lls-a,  welcher  die  Ausnahnun  von  der 
gesetzlichen  lJi-seliiit't n tt trszi 'it  von  Arbeiterinnen  über  16  .lahre  be- 
trirl't.  ist  folgende  Fa.s»nng  beliebt  worden:  I»ie  untere  Verwaltungs- 
behörde kann  die  lies,  haftigung  von  Arbeiterinnen  über  16  .Jahn  , 
welche  kein  Hauswesen  /u  besorgen  haben  und  eine  Fortbildungsschule 
nicht  besuchen,  itwi  gewissen  ArlH-itetn  an  Sonnabenden  und  Vor- 
abenden von  Festtagen  nachmittags  von  ".'  _,  l'hr,  jedoch  nicht  über 
s'  ,  I  hr  abends  hinaus  -.-statten.    Hie  Krlanbnis  ist  schriftlich  zu 
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erteilen,  ••in«'  Abschrift  ist  in  den  Fabrikräuiucn  auszuhängen,  Endlich 
ist  eine  sozialpolitisch  nicht  wann  genug  zu  hegrnsscnde  Keila-  von 
Vorschriften  erlassen  worden,  die  die  (Gehilfen,  Lehrlinge  und  Arbeiter 
in  offeuen  Verkaufsstellen  betreffen  Lü'e  -lültil.  In  den 
leiziereti.  sowie  in  den  dazu  gehörigen  Schreibstuben  (Kontoren)  nnd 
Lagerräumen  ist  den  bezeichneten  l'ersoncu  nach  Beendigung  der 
t.iglicben  Arbeitszeit  eine  ununterbrochene  ICuhezeit  von  mindestens 
In  Stunden  zu  gewähl tu.  In  Gemeinden,  die  nach  der  jeweilig 
letzten  Volkszählung  mehr  als  JOimki  Einwohner  haben,  muss  die 
Kuhczeit.  in  uffeneu  Verkaufsstellen,  in  denen  2  oder  mehr  Gehilfen 
nnd  Lehrlinge  beschäftigt  werden.  (Vir  diese  mindestens  11  Stunden 
betrafen.  Für  kleinere  Ortschaften  kann  diese  Kuhe/.eit  durch 
OrtMtatnt  vorgeschrieben  werden.  Innerhalb  der  Arbeitszeit  tun»» 
ib-n  Gehilfen.  Lehrlingen  und  Arbeitern  eine  angemessene  .Mittags- 
pause gewährt  werden.  Für  Gehilfen.  Lehrling-  und  Arbeiter,  die 
ihre  Hauptmahlzeit  ausserhalb  des  die  Verkaufsstelle  enthaltenden 
Gebäudes  einnehmen,  muss  diese  I'ause  mindestens  1'  2  Stunden  be- 
trafen. Vun  !'  l'hr  abends  bis  7  I  hr  morgens  müssen  offene  Ver- 
kaufsstellen für  den  geschäftlichen  Verkelir  geschlossen  sein;  die  beim 
Ladensehluss  im  Linien  anwesenden  Kunden  dürfen  noch  hedient 
werden.  Ausnahmen  sind  vorgesehen.  I»ie  Polizeibehörden  sind 
befugt,  im  Wege  der  Verfügung  für  einzelne  offene  Verkaufsstellen 
diejenigen  Massnahmen  anzuordnen,  die  zur  Durchführung  der  im 
1I.-G.-B.  enthaltenen  Grundsätze  in  Ansehung  der  Hinrichtung,  und 
1'nterhaltung  der  Geschäftsräume  und  der  für  den  Geschäftsbetrieb 
bestimmten  Vorrichtungen  und  Gerätschaften,  sowie  in  Ansehung  der 
Kegelung  des  Ocschäl'tsbet l  iebes  erforderlich  und  nach  der  Beschaffen- 
heit der  Anlage  ausführbar  erscheinen  (!sS  Lt!'e- lH'.Mn«. 

In  diesen  Kähmen  gehört  auch  die  kaiserliche  Ausfnhrnngs- 
verordnnng  vom  W.  Juli  I'.hhi  zur  GeweriM-ordnungs-Novelle  vom 
:«».  .Inni  ll»i)0,  die  sich  UImt  die  Anträge  auf  Erteilung  der  Krlanbnis 

zum  Betriebe  des  «ioworbo»  eines  1'faildvenilittlers.  Gesindevermieters 
und  Stellenvcrmittler«.  sowie  die  zuständigen  Behörden  verhält. 
Schliesslich  ist  auch  der  Beschlliss  des  Bundesrats  vom  L's-  November 
l'.MMt  iU«r  die  Kinrichtnng  von  Sitzgelegenheit  für  Angestellte 
in  offenen  Verkaufsstelleu  als  ein  würdiger  Abschluss  der  den 
Arbeiterschulz  bet rollenden  t  icsetzgebnni.'s.irbeif  im  Weiche  während 
iler  zwei  Berichtsjahre  zu  erwähnen.    l»ie  wiederholt  aufgetauchte 
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Piliaiiptiing.  dass  der  soxialpulit  iRclie  I  o«etzgebuug>ia)>i.arat  ins  Stucken 
g.T-.iteii  sei,  erscheint  nach  dem  Iiier  doch  mir  andeutungsweise  ge- 
g.henen  i"'M  tzesinati-iial  alt-  mindestens  s.-hr  übertrieben. 

III.  Zum  Hoauitenrciht  ist  lediglieh  die  kaiserliche  Ver- 
ordnung vom  27.  Pez.mbrr  <K.-<;HI.  S.  7:H»|  zu  verzeichnen. 
I»ie  Zuständigkeit  dir  Ii'cichsbehörden  zur  Ausübung  derjenigen 
Funktionell,  die  im  Kcirhshe.illitengesi-tze  vnm  :tl.  März  1 K7M  den 
.ÖVi-stcn  lieiehshehördcn,  den  höheren  Keirhsb.höi  den.  den  Vorge- 
sitzten  Dienstbehörden  und  den  unmittelbar  vorgesetzten  Uehürdeii 
tu igeligt  sind,  bestimmt  (»ich  danach  für  ih  n  ganzen  Umfang  der 
K.iehsvenvultnng  mit  Ausnahme  des  auswärtigen  Amts  und  seines 
I  Helfet  ■»•reich*.  vorbehaltlich  der  verfassungsmässigen  Verantwortlich- 
keit des  Reichskanzlers  nach  dem  dieser  kaiserlichen  Verordnnng 
beigefügten  Verzeichnis««'. 

IV.  Patentwesen.  Im  l'atetitamte  wurde  für  die  Patent- 
anmeldungen eine  weitere  Abteilung-,  die  VI.,  gebildet,  gegen  deren 
liesrhlus.se  die  Beschwerden  an  die  Hoschwerdeabteilung  II  zn  gehen 
haben  (Kaiserliche  Verordnung  vom  t*>,  Mai  1  S!»'.i.  K,-li,-Ul.  S.  '2M'. 
Bedeutsam  int  und  zu  vielen  literarischen  Erörterungen  Anlas.«  gc- 
trehen  hat  das  U e ic hsgeset /.  Uber  die  Patentanwälte  vom 
21.  Mai  l'.»i»i  (K.-(;.-Bl.  S.  S-iH).  l>a*  Verfahren  vor  dem  kaiser- 
lichen Patentamte  zur  Erwerbung  eines  Patents  setzt  je  länger  je 
mehr,  eine  grosse  Fülle  technischer  und  juristischer  Kenntnisse  voran«. 
I'ie  Vermittlung  zwischen  dem  Erfinder  und  dem  Patentamte  be- 
wirkt in  Deutschland  seit  etwa  2t»  Jahren  ein  besonderer  Stand,  der 
sich  den  .1er  Patentanwälte  nennt.  In  diesem  Huden  sich  aber  viele 
unlautere  F.lemente  ohne  die  geeignete  Vorbildung,  die  die  unwürdigste 
lieklame  mit  Ausbeut ungslutit  verbinden,  besonders  :5  Missstände 
werden  al«  häufig  bezeichnet:  1.  die  vertragsmäßige  Bindung  der 
Klienten,  die  Patentanmeldung  in  Gemeinschaft  mit  dem  Patentan- 
walt zu  machen:  2.  die  Klienten  zu  veranlassen,  aufs  (jeradewohl 
den  nämlichen  ErnndnrigHgegenst.-ind  gleichzeitig  in  allen  Patente 
verleihenden  Staaten  oder  doch  in  einem  bestimmten  Teile  derselben 
anzumelden;  :i.  Klienten  durch  sogenannte  Acquisiteiire  zn  wichen 
nnd  sie  wider  bessere.«  Wissen  nder  doch  gegen  bessere  Überlegung 
durch  Vorspiegelung  ungeahnter  Gewinne  znr  Patentanmeldung  zn 
reizen.  In  Deutschland  hatte  man  bis  etzt  nnr  den  §  SIT»  der  Keich.«- 
gewerbeordniing  zur  Hand,  um  gegen  die  Patenlagenten  einzuschreiten: 
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denn  es  handelt  sich  doch  um  Personen,  die  sich  der  gewerbsmässigen 
Besorgung  fremder  Rechtsangelegenheiten  und  bei  Behörden  wahr- 
zunehmender Geschäfte  unterziehen  Allein  die  hiernach  mißliche 
Untt-rsagung  des  de« erbebet liebes  im  Falle  der  l'nzuvcrlässigkcit 
(«•stimmt  sich  nach  den  Lanilosgcsctzeli.  Scluui  darin  lag  ein  Mangel, 
weil  die  gleichmässigc  Handhabung  in  allen  Staaten  Deutschlands 
nicht  gewährleistet  war  und  weil  die  Gewerbeordnung  in  der  Haupt- 
sache nur  auf  Verhältnis-«'  von  mehr  oder  weniger  lokaler  Bedeutung 
Bezug  hat.  Die  Gesetzgebung  ist  deshalb  mit  Hecht  auf  diesem  Gc- 
biete  eingeschritten.  Nach  dem  neuen  Gesetze  wird  bei  dem 
kaiserlichen  l'atentaintc  eine  Liste  der  Patentanwälte  geführt,  in  die 
Personen  auf  ihren  Antrag  eingetragen  werden,  die  andere  in  An- 
gelegenheiten, die  znm  Geschäftskreise  des  Patentamts  gehören,  vor 
demselben  für  eigene  Rechnung  berufsmässig  vertreten  wollen.  iN-r 
liernf  eines  Patentanwaltes.  setzt  aber  in  Zukunft  eine  technische 
Befähigung  und  den  Hesi t  z  de r  erforderlichen  liechtsketint  • 
uisse  voraus.  Was  jene  betrifft,  so  gilt  als  technisch  befähigt,  wer 
im  Inland?,  als  ordentlicher  Hörer  einer  Universität,  einer  technischen 
Hochschule  oder  einer  Bergakademie  sich  dem  Studium  naturwissen- 
schaftlicher und  technischer  Fächer  gewidmet,  alsdann  eine  staatliche 
oder  akademische  FachprBfung  bestanden,  ausserdem  mindestens 
1  Jahr  in  praktischer  gewerblicher  Tätigkeit  gearbeitet  und  hierauf 
mindestens  2  Jahre  hindurch  eine  praktische  Tätigkeit  auf  dem  Ge- 
biete des  gewerblichen  Rechtsschutzes  ausgeübt  hat.  Der  Besuch 
ausländischer  Universitäten  oder  Akademien  Mnan  denke  an  ameri- 
kanische .Universitäten-)  kann  mitunter  von  der  Prüfungskommission 
als  ausreicheud  anerkannt  werden,  aber  die  gedachte  Fachpriifung 
lnnss  auch  in  diesem  Falle  im  lnlaude  abgelegt  werden.  Auch  Uber 
den  Besitz  der  erforderlichen  Rechtskenntnisse  muss  sich 
die  Person  durch  Ablegnng  einer  Prüfung  ausweisen.  Als  Voraus- 
setzung der  letzteren  ist  bestimmt,  das*  erst  die  technische  Be- 
fähigung dargetan  sein  muss.  In  der  Prüfungskommission  haben 
Mitglieder  des  Patentamts  und  Patentanwälte  zu  sitzen.  Die  nicht 
bestandene  Prüfung  kann  einmal  wiederholt  werden,  aber  frühestens 
nach  Ablauf  von  6  Monaten.  Die  Eintragung  iu  die  Liste  der  Patent- 
anwälte ist  nur  zulässig,  wenn  der  Antragsteller  seine  technische 
Befähigung  und  den  Hesitz  der  erforderlichen  Rechtskenntnisse  nach 
Massgabe  der  soeben  erörterten  Vorschriften  nachgewiesen  hat.  Nicht 
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c intrcf  rnu't n  «  »•  j-.l n  kann,  wer  im  Auslände  wohnt,  wer  das 
J.'>  Leb.  n> jähr  ihm  Ii  ni<  ht  vollendet  hat  oder  in  der  Verfiipunc  Uber 
«•in  Vt-nni.ir.-n  durch  perichtliclie  Anordnung  beschrankt  ist.  endlich 
wer  »ich  eint'-  nnwllrdipen  Verhalten*  sclmhliir  p-macht  hat:  alt*  ein 
«»lein-»  »hfl  al-er  |ntl i I  ist  hc  wissenschaftliche  und  religiöse 
Ansichten  r  Handlinien  al»  solche  nicht  anzusehen  (.csreti  die 
Vci-saintnc  «br  Eintragung  i»t  Beschwerde  bei  dem  Patcntamtt-  zn- 
5its«itr.  Hh>T  die  da«  Ehroligerii  ht  entscheidet,  l'nter  den  Füllen  der 
Lftwliiniir  d.  r  Eintragung  des  Patentanwaltes  ist  besonder»  wichtig, 
das*  jene  Uli.  Ii  »taltlilideli  kann,  w.  nti  nachträglich  Tatsachen  be- 
kannt werden,  die  sich  auf  ein  unwürdiges  Verhalten  de*  Kiti k<- 
tragcin-n  bfziili.li  und  damit  die  Vei sagung  der  Eintragung  bt- 
grundet  hätten:  sodann  der  Fall,  dass  der  Eingetragene  die  Pflicht 
verletzt,  seine  Üt-infst.'itigkeit  gewissenhaft  auszuüben  oder  durch 
sein  Verhalten  in  Ausübung  des  lSerufs.  sowie  aiisserhalb  desselben 
»ich  tler  Achtung  nicht  würdig  zeigt,  die  der  liernf  erfordert.  In 
den  letzteren  Fallen  .1er  Pflichtverletzung  kann  statt  der  Löschung 
in  der  Liste  als  Ordnnngs»t rate  ein  Verweis  oder  eine  Geldstrafe 
bis  zn  2m  Hl  Mk.  verhängt  werden.  Geldstrafe  kann  mit  der  Ver- 
hfitttfUlii;  eine*  Verweises  verbunden  werden. 

Liegt  einer  der  zuletzt  gedachten  ■'!  Fülle,  also  I.ö«  hang  wegen 
unwürdigen  Verhaltens,  »ppn  Verletzung  der  He rufsiiflichtcu  odt-r 
Notwendigkeit  der  Verhängung  einer  Ordnungsstrafe  vor.  so  erfolgt 
die  Entscheidung  in  einem  ehrengerichtlichen  Verfahren,  dessen 
Einleitung  von  dem  Keichskanzler  verfügt  wird  und  zu  dessen  Ver- 
handlung und  Entscheidung  das  Ehrengericht,  bestehend  aus  2  Mit- 
gliedern des  Patentamt»  und  aus  :>  Patentanwälten,  zuständig  i»t. 
Die  mündliche  Verhandlung  ist  nicht  öffentlich.  l>ie  Öffentlichkeit 
kann  aber  vom  Ehrengericht  angeordnet  werden.  AI»  Verteidiger 
können  auch  Patentanwälte  auftreten,  liefen  die  Entscheidung 
des  Ehrengerichts  steht  die  innerhalh  1  Monats  nach  Zustellnn^  der 
Entscheidung  schriftlich  auf  dein  Patentamt.-  einzulegende  Berufung 
an  den  K  h  r e n  ire  r i  i  h  l  s h  nf  zu,  der  ans  :t  Mitgliedern  des  Patent- 
aint»  und  -1  Patentanwälten  besteht.  Weitere  liest imimiiigcn  de* 
neuen  Gesetzes  beziehen  sich  auf  die  Eintragung  von  Personen,  die 
die  Pateiitanwältf  ständig  vertreten,  dann  ferner  auf  die  Befugnis 
tles  Präsidenten  de*  Patentamts  Personen  -  aber  nicht  Kocht-- 
iim  ilicu     .  die.  ohne  in  die  Liste  eingetragen  zu  sein,  die  Vertretung 
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vor  dem  Patcntamtc  berufsmässig  betreiben,  von  dem  Vertretungs- 
pewhilft  ausznschliossen.  Die  berufsmässige  Vertretung  anderer 
Personen  vor  dein  1'atentamte  darf  Patentanwälten  auf  Ii  rund  der 
Vorschrift  im  §  ;!.">  Abs.  :i  der  liew.-O.  nicht  uuteisagt  werden. 
Die  Bezeichnung  als  Patentanwalt,  ohne  als  solcher  eingetragen 
zu  »ein.  wird  mit  (.eidstrafe  bis  zu  :'.<«»  Mk  ,  evetit.  mit  Haft  belegt. 
Pie  übrigen  Bestimmungen  tieften  hauptsächlich  Vorsorge  fllr  die 
bisherigen  Patentanwälte:  insbesondere  kann,  wer  seit  «lern  1.  .1«. 
nuar  IM««»  da»  Vertretungsgos.häft  berufsmässig  betreibt,  ««fern  seine 
liesehäftnftihrung  und  sein  Verhalten  in  Ausübung  des  Berufs,  sowie 
ausserhalb  desselben  zu  erheblielien  Ausständen  keinen  Anlas*  gegeben 
hat,  in  der  Liste  der  Patentanwälte  eingetragen  werden, 
aneh  wenn  er  die  Voraussetzungen  hinsieht  lieh  der  technischen  Be- 
fähigung nnd  der  erfurderlichen  Keehtskeuutnisse  nicht  besitzt.  Ks 
wäre  viel  zu  hart  und  auch  ungerecht  gewesen,  ältere  Patentanwälte 
von  ihrem  Beruf  vollständig  zu  verdrängen,  ohne  eine  gewisse  l'her- 
gangszeit  zu  statuieren.  Das  «iesetz  ist  am  1.  Oktober  P.'i'ii  in 
Kraft  getreten.  Aus  der  Literatur  seien  erwähnt  ausgezeichnete 
Artikel  von  Dahme:  Die  gesetzliche  Befreiung  des  deutschen  Patent* 
anwaltswesens,  Deutsche  Jurist  enzeituug  IV,  S.  !«•  ff„  und:  Das 
Beichsgesetz,  betreffend  die  Patentanwälte,  vom  21.  Mai  l!»00.  iM-utsche 
Jurist.nzeitnng  V.  S.  4<'0:  desselben  Verfassers  Kommentar  zum 
tiesetze  (Berlin.  Likkmann);  ferner  Wikth:  Der  Kntwurf  eines  Ge- 
setzes, betreffend  die  Patentanwälte,  Deutsche  .luristenzeitiuik'  IV, 
S  109:  Skliü-oiis:  Zum  Entwürfe  eines  Gesetzes,  betreffend  die 
Patentanwälte,  Deutsche  Jurislciizeilung  V,  S.  •■»">  ff.;  A.  Miu.ek: 
Ein  Beitrag  zur  Frage  der  Hegelung  des  Patcritanwaltstaudes  in 
Deutschland  IM«';  ferner  die  Kommentare  von  .Sn.riuN  (Berlin, 
Iii  ttkni  \<.),  und  L»  \miek  (Berlin.  Vahun>.  sämtlich  DHU», 

V.  Medizinal-  nnd  Vet  erinä r wesen.  Hierher  gehören 
zwei  grosse  und  wichtige  tiesetze,  soziierst  das  Bcirhsiresctz  vom 
MO.  Juni  lütMi.  betreffend  die  Bekämpfung  gemeinirefä  hr- 
llcher  Krankheiten  (H.-U.-Bl.  S,  :tor.i.  F.s  wird  hier  zunächst 
eine  Anzeigepflicht  für  bestimmte  Krankheiten,  wie  Aussatz. 
l'hoWa,  Flecktieber.  gelbes  Fieber,  Pest.  Pocken,  konstruiert  nnd 
zwar  für  den  zugezogenen  Arzt,  den  Hanshaltungsvorstand,  jede 
sonstige  mit  der  Behandlung  und  Fliege  des  Erkrankten  beschäftigte 
Person,  ferner  desjenigen,  in  dessen  Wohnung  .«ler  dessen  Behausung 
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i  Krankheit»-  »der  I'< m! . -l «ich  ereignet  hat.  und  flir  den  Leichen- 
hIi.hihi.  Sodann  sind  weitere  Vorschriften  für  die  öffentlichen 
Kranken-,  Enthindnngs-  etc.  Anstalten,  bei  Krankheit*-  oder  Todes- 
fällen auf  Schiffen  'Hier  Flössen  vorgesehen.  I.andesgcsctzlicht- 
liest  i  in  in  u  Upen  ali<r.  die  eine  weitergehende  Anzeigepflicht 
begründen,  werden  durch  das  Gesetz  nicht  berührt  1  '.i. 
Sodann  wird  über  die  Ermittelung  der  Krankheit  das  Nötige 
verordnet         f>  wähn-ud  die  Schutzmassregeln  als  der 

wichtigste  Teil  de»  liest  !/■•■*  die  ^  11—27  füllen.  Indes  die  all- 
gemeinen Vorschriften,  die  das  Gesetz  weiterhin  enthüll,  mehr 
vi i in  sanitären  Standpunkte  an»  Aufmerksamkeit  verdienen  und  die 
nun  einmal  unvermeidlichen  St  rafvorschrift  en  auch  hier  unsereiu 
»ic  hii II ti tr  als  Superflnuiu  betrachtenden  Allgc  begegnen  — ,  find 
juristisch  (ranz  besonders  interessant  die  Hestimimtngen  Ober  die 
K ii  t  st  hä  ti  i  un  nge  n.  Sinti  Personen  auf  tirnnd  de»  Gesetzes  in  der 
Wahl  de»  Aufenthalts»««-»  »der  der  Arbeitsstätte  beschränkt  »der 
abgesondert  und  unterließen  sie  der  Invalidenversicherung.  •-»  hal»-n 
sie  einen  Anspruch  auf  eine  Entschädigung  Wegen  des  iladurrh  ihnen 
entgangenen  Arbeitsverdienstes,  bei  dessen  licreehnung  al»  Tages- 
arbcitsvcrdicnst  der  Teil  des  für  die  Invalidenversh  helling  mass- 
gehi-ndeti  .Talirt-sail-i-its\ t-rdienstes  zu  Grunde  zu  legen  ist.  Dieser 
Ansprueh  füllt  Wey.  insoweit  auf  Grund  einer  auf  geset  i.  lieber 
Verpflichtung  beruhenden  Versicherung  wi  gen  einer  mit  Erwerbs- 
unfähigkeit vei  bundeneii  Krankheit  I'nterstülziinjr  gewährt  wird,  »der 
wenn  eine  Verpflegung  auf  öffentliche  Kosten  stattlindet.  Flir  solche 
Gegenstände,  die  duti  li  die  Desinfektion  geschädigt  wurden 
»im!  oiler  anf  polizeiliche  Arno  dnung  haben  vernichtet  werden  nihsseii, 
ist  ebenfalls  Entschädigung  anf  Antrag  zu  gewähren,  wobei  der 
gemeine  Wert  de»  Gegenstandes  einzustellen  ist,  ohne  Rücksicht 
auf  die  Minderung  de»  Werte»,  die  »ich  an»  der  Annahme  ergibt, 
das»  der  Gegenstand  mit  Krankheit.»*toflcn  behaftet  sei.  Nicht  rindet 
die  Entschädigung  statt  für  Gegenstand.-,  die  im  Eigentum  des  Reichs 
eine»  Huixiesstaat»  »der  einer  kommunalen  Körperschaft  sich  befinden, 
oiler  flir  Gegenstände,  die  entgeircu  einem  »anitätspolizeilicheii  Ver- 
bote ans-  und  eingeführt  worden  »ind.  Die  Kosten  der  Ent- 
schädigungen sind  au»  öffentlichen  Mitteln  zu  bestreiten. 
Der  lamlesi-echtlichen  Regelung  aber  bleibt  vorbehalten,  Hestinmiungen 
darüber  zu  treffen:  1.  vi.n  wem  dit  Entschädigung  zu  gewähren  und 
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wie  sie  aufzubringen  ist;  2.  binnen  welcher  Frist  dpi-  Entschädigungs- 
anspruch geltend  zu  machen  ist;  wie  die  Entschädigung  zn  er- 
mitteln und  festzustellen  ist.  Hierüber  handelt  im  einzelnen  der 
brauchbare  Kommentar  zu  diesem  tiesetze  von  BuiKium.i  ilierlin, 
tfl'TIKSTA«,  l'.'DO).  —  Das  zweite  grosse  hierher  gehörige  Gesetz  ist 
das  vom  :i.  Juni  li'HMr  iK-G-Bl.  S.  547>,  betreffend  die  .Schlacht- 
vieh- nnd  Fleischbeschall.  Unter  der  letzteren  versteht  man  die 
sachverständig?  Untersuchung  des  Fleische«,  die  vor  dem  Übergänge 
desselben  in  den  Verkehr  behufs  Prüfung  der  Verwendbarkeit  für 
den  menschlichen  Gcnuss  stattfindet.  Die  Fleischbeschau  ist  nach  der 
Begründung  zu  dem  Entwürfe  des  Gesetze*  nach  'l  Richtungen  hin 
bedeutsam,  vor  allem  1.  in  gesundheitlicher,  denn  sie  ermöglicht, 
das*  dasjenige  Fleisch,  das  als  gcstindhcitsgel'ährlich  erkannt  wird, 
überhaupt  nicht  in  den  Verkehr  gelangt.  Die  tiefahren  beim  (terms» 
des  untauglichen  Fleisches  können  in  der  Übertragung  von  Parasiten 
(Trichinen,  Handwarmen  oder  in  der  Hei  vorrufung  von  ansteckenden 
Krankheiten  und  Vergiftungen  bestehen.  Der  Konsument  ist  nicht 
in  der  Lage,  sieh  selbst  ausreichend  gegen  diese  Gefahren  zu  schützen, 
vielmehr  bietet  diesen  Schulz  nur  eine  Fleischbeschau.  Letztere 
ist  dann  auch  2.  für  das  Veteriniirwesen  von  grösster  Hedeutung. 
Durch  die  rasche  Feststellung  von  Tierkranklieiten  kann  die  Unter- 
drfiekung  der  Krankheit  und  die  Verhütung  der  Weiterverbreitung 
ermöglicht  werden.  Endlich  ist  :t.  die  Fleischbeschau  von  erheblichem 
Nutzen  auf  wirtschaftlichem  Gebiete.  Vielfach  wird  Fleisch  von 
kranken  Tieren  unter  Verschweigung  seiner  Herkunft  in  den  Handel 
gebracht  und  zu  gleichem  I'reise  wie  gesunde,  vollwertige  Ware  ver- 
kauft. Wenn  aber  «las  minderwertig  erkannte  Fleisch  nur  unter 
entsprechender  Kennzeichnung  in  den  Verkehr  gelangt,  so  bietet  das 
einen  Schutz  für  das  vollwertige  Fleisch  und  auch  gegen  die  Gefahr 
der  Besitzer  von  Schlacht  tiereu,  genussuntaiigliches  Fleisch  in  den 
Verkehr  zu  bringen  und  deshalb  belangt  zn  werden.  Iteii-hsgcsclz- 
liche  Bestimmungen  zum  Schutze  der  menschlichen  Gesundheit  durch 
Schädigungen  von  genussnutauglichem  Fleisch  waren  bisher  nur  in 
dem  Keichsstrafgesetzbuch  g  :1Ü7  Abs.  1  Ziff.  7  nnd  Abs.  2.  sowie 
in  dem  Nahruugsmittclgesetz  vom  14.  Mai  ls'ii  (K.-G.-1Ü.  S.  14"i) 
enthalten.  Die  landesreclitlicheri  Vorschriften  waren  gezwungen, 
hier  dem  Bedürfnisse,  das  durch  die  gedachten  Paragraphen  nicht 
gedeckt  war.  nachzuhelfen.    Das  neue  tiesetz  vom  :i.  Juni  l'Jta» 
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wurde  ver  Fesrstellunir  d>-s  endgültigen  Kntwurfs  im  kaiserlichen 
(iiMirullif itsamte  unter  Zuziehung  v<>u  Sachverständigen  bearbeitet. 
Il.is  KliHM'hi.i-wliariyri-M-tz  bietet  nirlit  eine  crschöii-iido  Rctrelnng  der 
Si  litnt  Iii vi.  h-  urnl  Flt-ist  hti.  -i  hau,  es  stellt  nur  ilie  M  i ndcst  forde- 
I  UHU' '  Ii  auf.  ilie  ülier.il)  im  Reiche  lleachtung  ZU  timleti  halieii.  Die 
Kinzflrejrienuipen  sind  in  der  Lage,  strengere  gesundheitliche  Vor- 
schriften zu  erlassen. 

Der  Inlllllt  des  liesetzes  gliedert  sich  in  folgender  Weise: 

In  den  eisten  '!  Paragraphen  wird  die  objektive  Ausdehnung  der 
l'nti'i>iiclinnirs|ifli<lit  auf  gewisse  Arten  v.m  S.hlachttieren.  im  i  i 
der  Begriff  des  „Fleische-  ausgesprochen  s-sj  .">,  21  Nu.  1  behandeln 
die  Bildung  der  B.m  li;mbczirko  und  die  Bestellung  der  Indianer; 

10.  1!'.  20.  22  N".  2  handeln  mui  dem  Verfahren  je  nach  dein 
Ergebnis  der  Beschau.  Während  mau  früher  In  gewissen  Teilen 
Deutschlands  von  einer  Bi-chau  nur  sprach,  wenn  jemand  auf  Freiers 
Füssen  ging  und  sieh  seine  Zukünftige  ansorkor.  so  hat  hier  der  Be- 
griff einen  viel  prosaischeren  Anstrich.  Die  Iteschau  bezieht  sieh 
bloss  auf  Kindrieh,  Schweine.  Sehnte.  Ziegen.  Pferde  und  Hunde.  — 
Weitere  Bestimmungen  betrerteti  den  Vertrieb  und  die  Verwendung 
des  beanstandeten  und  zu  menschlichem  Henusse  unbrauchbar  ge- 
machten Fleisches,  die  Behandlung  des  in  das  Zollinland  eingeführten 
Fleisches,  das  Verbot  der  Verwendung  gesundheitsschädlicher  Stulle, 
das  Verfahren,  die  Kosten  und  die  lanilesrechtliehe  Zuständigkeit 
l^  12—21).  die  Anwendung  des  (ie-etzes  auf  die  Zollaussehüssr,  dir 
Straten  nnd  Nebenstrafen  und  endlich  das  Verhältnis  des  (iesetzes 
zum  Nahrungsmittelgesetz  (i-S;  2Ti  2!>l.  Der  Zeitpunkt  des  Inkraft- 
treten» des  tiesetz.-*  war  vorbehalten.  In  Kraft  gesetzt  wurde  das 
Fleis.  hbeschaugi  setz  bezüglich  des  J>  12  vom  1.  Oktober  l'.HK'i  an, 
bezüglich  des  §  21  durch  kaiserliche  Verordnung  vom  Di.  Februar 
1!H»2  (IJ.-ii  -Kl.  S.  47»  vom  1.  Oktober  l'.'i>2  an.  im  übrigen  durch 
kaiserliehe  Verordnung  vom  7.  Juli  P.>02  iK.-<i.-Bl.  S.  241)  v»m 
1.  April  D.>n:J  ab.  Von  den  Kommentaren  zu  diesem  (icsctzi-  seien 
erwähnt:  der  ausgezeichnete  von  \o\  Hii'i'ii.  und  der  weniger  aus- 
führliche von  BiaTiun.ii.  jener  Herlin,  Hkym  inx.  dieser  München, 
Bk.kh.  sodann  der  von  Üi  <  iika,  Khiii.i.  ii.  v  K.Miksi  huhi-  2.  Aufl. 
und  Oi«TKitrA<i,  sämtlich  D.N>2. 

VI.  In  .Iiis  Finatizrecht  schlagen  ein  die  folgenden  gosi  tz- 
geberischeti    Akte.     Zunächst    wurde   durch    Keichsge-etz  vom 
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20.  Juni  ItiW  eine  Festsetzung  der  Gebühren  für  dir  Be- 
nutzung des  Kaiser  W  ilhelm- Kanals  vorgenommen  iR.-G.-Bl. 
S.  M'<).  Die  Frist,  binnen  welcher  die  FostM-tzung  des  Tarif»  für 
die  Kanalgebnhren  dem  Kaiser  im  Kitivernchmen  mit  dem  Bnndes- 
rat  überlassen  blieb,  wurde  bis  zum  20.  September  11WI2  erstreckt. 
Befreit  von  den  Kanalgebühren  sind  nur  die  zur  Führung  der  Reichs- 
kriegsflagge  berechtigten  Fahrzeuge,  die  dem  Reiche  oder  einem 
Bundesstaate  gehörigen  I  lienstfahrzemre  und  andere  Fahrzeuge,  welche 
während  der  Fahrt  durch  den  Kanal  im  ausschliesslichen  Dienste 
des  Weiches  oder  eines  Bundesstaates  stehen.  Die  Kaualgcbühren, 
Uber  die  näheres  verordnet  wird,  sind  binnen  einer  Frist  von  i'>  Mo- 
naten bei  dem  kaiserlichen  Kanalamtc  anfechtbar;  gegen  de«sen  Ke- 
scheid findet  innerhalb  einer  Frist  \       1  Monate  Beschwerde  an  den 

Reirhskanzler  statt  und  binnen  weiteren  Monaten  gegen  die  Ent- 
scheidung des  Reichskanzlers  die  Berufung  auf  den  Rechtsweg,  aber 
nur  insoweit  dieZahlung  oder  die  Verjährung  der  tiehnhren- 
fordemng  geltend  gemacht  wird.  Natürlich  fehlen  auch  hier 
die  die  Hinterziehung  betreffenden  S  t  rafvo  isi  h  ri  ft  en  nicht.  Juristisch 
interes-sant  ist  anch  das  Beschlagnahmorceht  des  Vorstehers  des 
Kanalamtes  hinsichtlich  solcher  tiegenstände,  die  als  Beweismittel 
für  die  l'ntersuchung  von  Bedeutung  sein  können. 

Von  den  übrigen  die  Finanzverwallung  betreffenden  Rechts- 
vorschriften erscheinen  als  die  wichtigsten  diejenigen,  die  mit  Ände- 
rungen im  Münzwesen  zu  tun  haben.  Hierher  gehört  vor  allem 
das  Reiehsgesetz  vom  1.  Juli  1!HM>  (K.-li.-BI.  S.  2öO(.  Danach 
wird  der  Artikel  2  des  Münzgesetzcs  vom  Juli  aufgehoben, 
wo  unter  anderem  bestimmt  ist.  das*  ausgeprägt  werden  sollen  Reichs- 
goldmünzen  zn  r,  Mk  ,  und  zwar  aus  1  Pfunde  Feingoldes  27'.»  Stttek. 
Jetzt  sind  die  Reichsiroldniünzen  zu  r.  Mk.  auf  Anordnung  des 
Bundesrats  mit  einer  Kinlösuugwfrist  von  1  Jahre  ausser  Kurs  zu 
setzen.  Kbonso  werden  die  ZwanzigpfonnigstUeke  ans  Silber 
au«ser  Kurs  gesetzt,  aber  nicht  vor  dem  l.  Januar  1'.»« "2.  Nicht 
minder  tritt  das  Gesetz  ausser  Kraft,  das  die  Ausprägung  einer 
Nirkelmttnze  zn  2"  Bf.  betrifft,  und  anch  diese  Nickelstücke  sind 
ausser  Kurs  zu  setzen,  .Hoch  nicht  vor  dem  1.  Januar  l'.«':l.  In 
Abänderung  des  Mflnzgesetzes  vom  !'.  Juli  1*7:5  wird  ferner  bestimmt, 
dass  der  (icsaniebetrag  der  Reichssübermünzen  bis  auf  weiteres 
K.  Mk.  für  den  Kopf  der  Bevölkerung  des  Reiche«  nicht  übersteigen 
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►■.11.  Zur  Neuprägung  .Ii  r  Mtinzen  sind  l.andessilbcnnünzen  in- 
soweit einzuziehen.  Iiis  ►..Uli.'  flir  die  Neuprägung  nml  deren  Kosten 

trtinil.  rli.il  sind.  Kii.llirli  ist,  abgeseheu  von  einer  Andcrnng  der 
M»s>-  nml  «i.wirhlKordnung  v.mi  17.  Attgunt  lwi»,  "ie  Kr- 
ni;ii  lit itruntr  des  liun.bsruts  zu  erwähnen.  KU nf  markst  üc ke  und 
Zweimarkst  ii.  ke  a I s  I >e  n k m ün zen  in  linderer  l'rägung  lief- 
st eilen  zu  lassen  ein  nicht  zu  unterschätzendes  charakteristisches 
Merkmal  für  unsere  itibilaiiii.sfrolie  Zeit!  Aufgrund  diese*  Ueo-ize» 
i-t  dann  die  H.-Mitinnnng  des  llnndesrats  erfolgt,  wonach  vom  1  Ok- 
tober I'.hki  ;ib  die  li'eielisu-oldmilnzeti  zu  ".  Mk.  ni.lit  mehr  als  ge- 
setzliche, Zahlungsmittel  freiten.  Ks  ist  von  diesem  Zeitpunkt  ab 
ausser  den  mit  der  Kinlösung  beauftragten  Kassen  niemand  ver- 
pflichtet, diese  Münzen  in  Zahlung  zu  nehmen.  Kis  zum  :fn.  Sep- 
tember l!H»1  werden  l!eiihsL'..|.lniiinzen  zu  .'.  Mk.  bei  den  Kckhs- 
tind  I-inde.skass.n  zu  ihrem  gesetzlichen  Weite  sowohl  in  Zahlung 
genommen,  als  auch  gegen  li.-i.  hsmünzen  umgetauscht  iKrlass  des 
Ueichskanzlers  vom  Di.  Juli  11« Ki  [K  li.-Bl.  S.  2.Vt|,.  —  Auch  das 
Statut  der  lieichsbank  ist  im  einzelnen  abgeändert  worden 
Kaiserliche  Verordnung  v.un  :t.  September  11« m»  (K  (i.-Hl  S.  7H:t). 
I »Jim  tirundkapitnl  der  liei.hshank  von  IM»  Millionen  Mark  ist  in 
Höhe  von  1:J<>  Millionen  Mark  durch  das  Kinschusskapital  derjenigen 
Anteilseigner  der  Drenssi*.  hen  Hank,  die  innerhalb  der  vom  Ifeichs- 
kanzbr  bestimmten  Krist  d.-n  ruitausch  ihrer  Anteilscheine  gegen 
solche  der  Iteiehehank  verlangt  haben,  und  durch  die  auf  die  neuen 

Hankanteilss.  heine  Uber  :!  Mk.  bis  zu  deren  Nennbeträge  geleisteten 

baren  Kinzahlungen  gebildet  worden.  In  Höhe  der  nach  dem  oben 
erwähnten  besetze  vom  7.  Juni  lsw  hinzutretenden  «3o  Millionen  Mark 
wird  dasselbe  durch  die  baren  Kinzah  Iniigen  gebildet,  die  auf  die 
bis  zum  ;il.  Dezember  l!««i  und  die  bis  zum  Iiezember  UN»,'»  zu 
begebenden  :!<hmh>  Itunkaiiteilss.hcino  Uber  Inno  Mk.  bis  zu  deren 
Nennwerten  zu  leisten  sind.  Weitere  Hestiminnngen  beziehen  sich 
auf  verlorene  oder  vernichtete  Anteilssiheine  und  das  Aufgebotsver- 
fahreu  zur  Kraftloserklärung,  auch  auf  die  Zahlung  der  Dividende, 
die  spätestens  vom  1.  April  des  folgenden  Jahres  ab  bei  der  Keirhs- 
bankhanptkasse  und  sämtlichen  Keichsbankhauptstellen  und  Hank- 
stelleti  gegen  Kinreichnng  iler  Divi.lendenschcine  gezahlt  wird,  und 
endlich  auf  die  (ieneralversaininliing,  sowie  den  Alistiiiiimiiigsmodus. 

tiinz  neu  ist  die  lieichssehuldetiordnuiig  vom  1'.».  März 
I'.hh»  .K.-U.-Hl.  S.  l-J!«..    Ausserordentliche,  im  Wege  des  Kredits 


"  LOtgifteecT  b'ytüic 


SllUt-SnMl.o:  Iteutschland. 


711 


zu  beschaffende  Geldmittel,  die  in  dem  Heichshanshaltsplane  zur 
Refctreitung  einmaliger  Ausgaben  für  Zwecke  der  Reichsverwaltung 
\ orgcsehen  f.iinl,  weiden  bei  eitfr«  Hl»-llt  auf  Grund  einer  gesetzlichen 
Kroiitchtigung  des  Reichskanzlers  durch  Aufnahmt'  einer  verzins- 
lichen Anleihe  oder  durch  Ansähe  von  St  hat  zun  Weisungen. 
Die  Ermächtigung  des  Reichskanzlers,  zur  vorübergehenden  Ver- 
stärkung der  ordentlichen  Mittel  der  Hcichshauptkassc  nach  Hedart' 
Srhatzanwcisungen  auszugehen,  hat  durch  Gesetz  zu  erfolgen.  Dem 
Reichskanzler  steht  die  Bestimmung  zu,  zu  welcher  Zeit,  durch  weh  he 
Stellen  und  in  welchen  Beträgen  Schuldverschreibungen  ausgegeben 
werden  sollen,  wie  hoch  sich  die  Zinssätze  belaufen,  wie  die  Kündi- 
gungsbedingungen  und  der  Kurs  sein  sollen,  zu  welchen  die  Ausgabe 
zu  erfolgen  hat.  Die  Ausstellung  der  Schuldverschreibungen  gc- 
schiehl  durch  die  1<  eichssc  hu  lilen  ver  wa  It  un  g.  Weiteres  hezieht 
sich  auf  die  Gültigkeit  der  L'nterzeichnnng  und  der  Ausfertigung. 
Die  Tilgung  der  Anleihen  geschieht  in  der  Weise,  das*  die  durch 
den  Haushaltsplan  dazu  bestimmten  Geldmittel  zum  Ankauf  einer 
entsprechenden  Anzahl  von  Schuldverschreibungen  verwendet 
werden.  Item  Reiche  steht  eine  Kündignnsfrist  zn.  nicht  aber  den 
Inhabern  der  Schuldverschreibungen.  Die  Verwaltung  der  Reiehs- 
anleihen  steht  der  preußischen  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden 
unter  der  Bezeichnung  „Reichsschuldenvcrwaltung-  zu,  die  oberste 
Leitung  jedoch  dem  Reichskanzler,  soweit  sie  mit  der  der  Reichs- 
schuldenverwaltnng  beigelegten  Unabhängigkeit  vereinbar  ist.  Der 
I'rfisident  und  die  Mitglieder  der  zuletzt  genannten  Behörde  haben 
den  Amtseid  zu  leisten.  Die  übrigen  Bestimmungen  betreffen  ilie 
Zusammensetzung  der  Reichschiildenkommission,  die  die  Geschäfte  der 
im  §  1  dt»  prensRisehen  Gesetzes  vom  Ji.  Fehruar  1h*>0  bezeichneten 
Staatttschuldenkomminsion  wahrzunehmen  hat.  Nicht  minder  werden 
die  Formendes  Verfahrens,  in  denen  die  Ueichssehuldenverwaltung 
tätig  zu  sein  hat,  ferner  diejenigen  des  A  u Ige  bo  t  *  v  e r f a h  re n s  im 
einzelnen  geregelt. 

VII.  In  das  Recht  der  Militärverwaltung  schlägt  ein  das 
Gesetz,  betreffend  die  deutsche  Flotte,  vom  14  Juli  l'.HMt  lR.-G.-Iil. 
S.  2Vn.  Danach  soll  der  Srhiffsbestand  bestehen  einmal  ans  der 
Schlachtflotte,  diese  wiederum  aus  •  Flottentlaggschiffeti,  l  Ge- 
schwadern zu  je  h  Linienschiffen,  s  grossen  nn.l  Ii  kleinen  Kreuzern, 
stidann  die  Anslandsflotte  aus  :t  grossen  und  10  kleinen  Kreuzern, 
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«■inili.  ii  «iie  Mat.-rialr.  sei  ve  aus  1  Linien-«  hitlen.  :i  großen  un«l 
4  kl«  im  ii  Kr«  tiz«  rn.  Weitere  Bestimmungen  betreffen  die  Indien»!  • 
haltung,  den  lYrsonnibestand  ninl  «lif  Kosten.  Bekanntlich  bat  die 
parlaineiitarisehe  Behandlung  dies*--,  tiesetze*  angeheuert-  Bewegung 
her\ ««i  g«  !  uteri.  Ks  erscheint  heute  bereit»  kaum  verstiindliih,  wie 
man  si«  h  der  notwendigen  Vermehrung  der  Flotte  in  einem  Teile 
der  Bevölkerung  hat  \\i'l.|s.'tz«-ii  können.  Per  Ausspruch,  da«»  miserc 
Zukunft  auf  »l**tn  \Vii>M-r  liege,  hat  Mine  tiefe  Bedeutung  und  kam 
auch  in  der  tiesetzgebuiig  zum  AiiMlrnck.  -  Hierher  gehört  auch 
das  iirM'iz  v ««in  -S>.  März  ls'.i'.i,  durch  das  «He  Präsenzstärke 
de-.  deutschen  llviTi-s  derart  erhobt  wird,  das*  sie  im  Laufe 
«l.s  l!ei-hnninrsjahres  l'.«>:i  die  Zahl  von  4:i.".tMMiemeinei),  Gefreiten 
ninl  ( «borg.fi eiten  erreicht  und  in  «lieser  H«:«lu-  Iiis  zum  M.  März 
l'.«*M  hestehpii  hh-ibt.  l»i«-  Zahl  «ler  vorhandenen  Formationen  ist 
demnach  zn  vermehren  gewesen.  Wichtig  ist  auch  die  Bestimmung 
dieses  (i..setz«  s.  da*»  Mannschaften  «l«  r  KnK»trn|i|M*n.  «ler  fahrenden 
F.ldaitillerh-  und  «b-s  Trains,  «Ii.-  freiwillig,  ninl  Manns«  haften  der 
Kavallerie  und  reitenden  Artillerie,  die  gemäss  ihrer  Dicnstver- 
ptliehtung  im  stehenden  Heere  drei  Jahre  aktiv  gedient  haben,  in 
•  ler  Landwehr  «rsleti  Anfgihots  nur  drei  Jahre  «lienen  iK -Ii. -151. 
S.  Eri.llii  li  ist  auch  das  schon  mehrfach  abgeänderte  Keichs- 

militärgesetz  vom  1.  Mai  1s7-l  durch  ein  Bei«  hsgesetz  v.«in 
•_>r«.  Miirz  IM"."  .K-ti-Ü).  S.  -Ji:«i  weiter  abgeändert  worden.  Hamich 
werd.-n  zwei  «Hier  «Irei  Regimenter  zn  einer  Briga-Ie,  zwei  ««der  drei 
Brigaden  «ler  Infanterie  nn«l  Kavallerie  unter  Zuteilung  der  nötigen 
Kelilartilleriefi.rmati. «iii-ii  zu  einer  Division  vereinigt.  Aus  zwei  bis 
dr.'i  Divisionen  mit  den  erfurderlieheii  Fnssartilleri«-,  Pionier-  und 
TraintV.rtnationeu  wird  ein  Armeekorps  gebildet,  so  da»>  die  gesamte 
H<ere-niaeht  des  I »einsehen  Hei«  lies  im  Frieden  ans  drciundzwanzig 
Armeekorps  besteht.  Drei  ArnteekoriiN  werden  von  Hävern,  -  von 
Sachs-u,  1  von  Württemberg  aufgestellt,  wührend  I'rcussen  gemein- 
schaftlich mit  den  übrigen  Staaten  17  Armeekorps  formiert.  Das 
tiebiet  des  Deuts«  heu  Keii  h'  s  wird  in  tuilitäri&i-her  Beziehung  in 
-1  Arme.korpsbi-zirke  eingeteilt. 

VIII.  Kille  grosse  limpiie  von  Ii« setzen  betrifft  die  Host-  und 
Telegr  a  plien  vor  wa  1 1  u  n  g,  An  eist  er  Stelle  sei  gedacht  des  Tele- 
gt-aplieiiwegegesetze»  Vom  IS.  Dezember  Es  »oll  der  Keicbs- 

tel.-graphetiverwaltung  allgemein  die  rechtliche  Befugnis  verschaffen, 
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die  olleiitlicheu  Verkehrswege  uikI  l'rivatprnndstücke  zur  Anlegung 
vidi  T»'l<-trra|>li«tiliiiifii  zu  benutzen.  Auch  diese*  Gesetz  hat  eitlen 
mit  streitigen  Rechtsfragen  besäeten  Lebensweg  durchzumachen  ge- 
habt. Knrch  Beschlüsse  des  Bundesrats  dos  Norddeutschen  Bundes 
vom  21.  Dezember  1*<J«  und  2'>.  Juni  iwi'.i  war  den  Kisenbahn- 
vcrwaltungen  und  den  Slrasseubauwrwaltungen  die  Verpflichtung 
auferlegt  worden,  unter  gewissen  Voraussetzungen  die  Benutzung  des 
Kisenhahn-  und  des  Sti  asscngeländ«  s  zur  Anlage  von  oberirdischen  und 
nnterirdisrhen  linndestelegraphenlinien  zu  gestatten.  Der  Kechts- 
charakter  dieser  Beschlüsse  wurde  vielfach  bestritten.  Sie  haben 
sich  auch  im  Laufe  der  Zeit  als  unzureichend  erwiesen. 

Durch  die  Entwicklung  des  Telegraphen«  c-en*  war  eine  er- 
liebliche  Vermehrung  der  Telegraphenaiilageii  und  die  Ausdehnung 
des  Netzes  auf  kleinere  Ortschaften  notwendig.  Städtische  Strassen 
und  landliche  Komuiniiikatiouswegc  mussten  neben  den  Eisenbahn- 
geländen  und  llaupMruss.cn  in  Anspruch  genommen  werden.  Au! 
die  letzteren  und  auf  die  Strassen  innerhalb  der  Städte  sollten  sich 
>doch  die  Vorschriften  der  bnndesrätlichen  gedachten  Beschlüsse  nicht 
beziehen.  Hatten  aiser  die  Wegcberechtigten  selbst  ein  Interesse 
an  der  Anlegung  von  Tclegraphenlinien.  »•«  konnte  man  mit  dein 
bestehenden  Hechte  noch  auskomiiien.  Als  sich  aber  die  Fernlinieii 
vermehrten  und  als  das  Fonisprechwesen  immer  grosseren  t.'infang 
angenommen  hatte,  wurde  die  Telegraphie  dem  alltäglichen  kleinen 
Verkehre  zugänglich  und  drang  in  immer  weitere  Kreise  der  Be- 
völkerung. Je  mehr  dies  aber  der  Kall  war.  desto  erheblichere  In- 
anspruchnahme der  öffentlichen  Wege  und  des  Privatbesitzes  war 
die  Folge.  Die  elektrische  Starkstromtechnik  ermöglichte  und  erhöhte 
das  Bedürfnis,  die  öffentlichen  Wege  auch  für  elektrische  Straßen- 
bahnen, Kraft-  und  Lichtleitungen  zu  benutzen,  so  dass  das  Knt- 
gcgenkninnien  der  Wcgeherechtigten  schrittweise  abnahm.  Alle  hier 
nicht  weiter  zu  erörternden  strafrechtlichen  und  staatsrechtlichen 
Bedenken  wurden  aber  erledigt  durch  da»  Telegraphen«  ege- 
gesetz  vom  ls.  Dezember  lK<l<»,  das  nicht  bloss  die  öffentlichen 
Wege  den  Zwecken  der  Telegraphenverwaltung  dienstbar  machte, 
sondern  auch  Telegraphenwege,  also  Wege  für  Telegrapheiileilungcn 
Ober  fremdes  Grundeigentum  überl  laupt  erst  schaffte.  Wer  l  mfaug 
der  Hechte  der  Telegraphonvr-rwaltting  zur  Benutzung  des  fitlcnt- 
licheu  Grund  und  Hudens,  ihre  Verpflichtungen  gegenüber  <len  Wege- 
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um.  rhaltspHi.  htigpn,  da«  Verhältnis  zn  den  lianniptianzungcn  um]  zu 
ileti  mit'  den  Verkehrswegen  vorhandenen  «der  zu  errichtenden  be- 
sonderen Anlügen,  sowie  «las  li.-i  der  Inanspruchnahme  eines  Verkehrs- 
«»'!.'«  seitens  der  Telegnipheiivi-rwallung  zu  beobachtende  Verfahren 
sind  in  den  ersten  II  Paragraphen  geregelt,  im  t;  12  die  Rechte 
der  Te|i-pranhenverwal?unir  zur  Benutzung  der  Privatgrnndstiicke 
und  in  den  Sri;"  l"i  1!»  einzelne  gemeinsame  "der  znr  Ausführung 
des  Gesetzes  notwendige  Bestimmungen.  Von  Kommentaren  zn  dem 
neuen  Gesetz  sei  et  wilhnt  derjenige  von  .S.  in  i.<  in  k  al*  Ergfinxnng»- 
lieft  zn  Elsen»  k»  Zeitschrift  für  Praxi«  und  Gesetzgebung  der  Ver- 
waltung. Hand  XXI,  l!  ,  S.  1—  <M.    In  Ausführung  dieses  Gesetze* 

sind  dHtm  in  den  einzelnen  Staaten  Verordnungen  erlassen,  welche 
die  untere  und  höhere  Verwaltungsbehörde  bezeichnen  Als  jene 
gilt  in  I'renssen  der  Landrat,  in  Stadtkreisen  der  Genieindevorstand; 
als  höhere.  Verwaltungsbehörde  der  Regierungspräsident,  in  lierliu 
der  Polizeipräsident  l.ezw.  < »berpräsident. 

Einen  breiten  Hanin  nehmen  dann  in  den  Berichtsjahren  ein 
zunächst  die  Änderungen  von  Bestimmungen  über  das  PoMwcsen 
(Reiehsgesetz  vom  20.  Dezember  |K{t!»,  R.-G.-Bl.  8.  71  ">).  Hierdiireh 
ist  da*  Gesetz  über  das  Posttaxwesen  im  Gebiete  des  Deutschen 
Reiches  vom  2*.  Oktober  1*71  mehrfach  freunden.  Das  l'orto  fiir 
den  frankierten  gewöhnlichen  lirief  bis  zum  Gewichte  von  20  g  ein- 
schliesslich wird  auf  10  IT,  bei  grösseicra  Gewichte  auf  20  Pf  nor- 
miert. Hei  uul'rankierteii  ({riefen  tritt  ein  Zusrhlagporto  von  10  Pf 
idme  Unterschied  des  Gewichts  des  Briefes  hinzu;  dasselbe  Zuschlag- 
purto  wird  hei  nuznreichend  frankierten  Bripfen  neben  dem  Er- 
gönznngsporto  erhoben.  Portopflichtige  Dienstpriefe  werden  mit  Zn- 
«hlagporto  nicht  belegt,  wenn  ihre  Eigenschaft  als  Dienstsache  dnreh 
eine  von  der  Reichspostvcrwaltung  festzustellende  Bezeichnung  anf 
ilem  Emsehlagc  vor  der  1'ostnufgabe  erkeimliar  gemacht  worden  ist. 
Bezüglich  des  Naehbarortsverkehrs  wird  der  Reichskanzler  er- 
mächtigt, den  Geltungsbereich  der  Ortstaxe  auf  Nachbarorte  auszu- 
dehnen. Die  Zeitnngsgebühren  sind  anderweit  normiert,  auf  2  Pf. 
fiir  jeden  Monat  der  Bezugszek,  auf  lö  Pf.  fiir  das  wöchentlich  ein- 
malige oder  seltenere  Erscheinen,  sowie  1'.  Pf.  jährlich  mehr  für 
jede  «eitere  Ausgabe  in  der  Woche;  In  Pf.  jährlich  Tür  jede*  kg 
des  Jahresgew ichts  unter  Gewährung  eine»  Freigewichts  von  je  1  kg 
iahrlich  fiir  so  viel  Ausgaben,  wie  der  Gebühr  von  l.f.  Pf.  unterliegen. 
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Das  Jahresgewicht  wird  für  jedes  Kalenderjahr  nach  dem  tatsäch- 
lichen Gewichte  derZeitungsnuniinern  des  voraufgegangeneu  Rechnungs- 
jahres festgestellt.  Eiue  erregte  Diskussion  in  der  Presse  und  auch 
in  der  juristischen  Literatur  hat  die  Aufhebung  der  lierliner 
Privatpostgesellsehaft.  hervorgerufen.  Ihr  hierauf  bezügliche 
Gesetzartikel  wird  mit  der  Restimmung  eingeleitet,  dass  die  He- 
fordernng  von  geschlossenen  Hricfcn  im  rrsprnngsorte  gegen  Bezahlung 
durcli  Hot vu,  welche  weder  die  Einsammlung  von  Briefen,  von 
Karten.  Drucksachen.  Zeitungen  und  Zeitschriften  oder  Warenproben 
gewerbsmässig  betreiben,  noch  im  Iiienste  einer  Privathe- 
fordernngsanstalt  stehen,  mit  gewissen  Einschränkungen  (des 
S  -)  gestattet  ist.  Anstalten  zur  gewerbsmässigen  Einsamm- 
lung,  Beförderung  oder  Verteilung  vnii  unverschlossenen 
Hriefen,  Karten,  Drucksachen  und  Warenproben,  die  mit 
der  Aufschrift  bestimmter  Km  nfii  n  ger  versehen  sind, 
dürfen  vom  1.  April  1  ;»i ti •  ab  niclit  betrieben  werden.  Ab. 
gesehen  von  den  bezeichneten  Anfallen  ist  die  gewerbsmässige  oder 
nicht  gewerbsmässige  Beförderung  von  unverschlossenen  politischen 

»klingt  Ii  innerhalb  der  Gemeindogronzo  eines  Ortes,  insbesondere 
auch  wenn  sie  durch  Expressboten  oder  durch  die  Post  dorthin  be- 
ordert werden,  jedermann  gestattet,  auch  an  Sonn-  und  Feiertagen 
während  der  Stunden,  in  denen  die  kaiserliche  Post  bestellt  Den 
vor  «lein  1.  April  1*!'K  eingerichteten  und  seitdem  bis  zur  Ver- 
kündigung dieses  Gesetzes  nhne  l'uterbrechling  betriebenen  Privat- 
briefbefürdernugsanstalten  und  ihren  Bediensteten,  die  infolge  dieses 
Gesetzes  Schaden  erleiden,  sind  Entschädigungen  nach  .Massgabe 
der  ausführlichen  Vorschriften  des  Gesetzes  zu  gewahren.  .Sodann 
wurde  auf  Grnnd  des  £  .Ml  des  Gesetzes  über  da»  Pustweseii  vom 
2H.  Oktober  1 K7 1  eine  neue  Postordnung  für  das  Deutsche 
lieich  vom  2i>.  März  P.MMI  i Zentralblatt  S.  .Vt)  erlassen,  mit  dessen 
Einzelheiten  wir  uns  hier  natürlich  nicht  beschäftigen  können:  aber 
schon  am  1.  August  ist  eine  Änderung  dieser  neuen  Postordnung 
durch  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  notwendig  geworden,  die 
das  Zeitimgsbestellgeld  anderweitig  festsetzt.  Ebenso  beziehen  sich 
auf  Drucksachen  als  ausserordentliche  Zeitnngsbeilagen  die  Ände- 
rungen der  Postordnung,  die.  nach  der  Kekanntmachnng  des  Reichs- 
kanzlers vom  14.  November  P.'iki  (Zentralblatt  S.  V.o.«)  zu  *.  hliessen, 
iiotwendig  geworden  waren. 
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Il.  r  jiing>ti-  Zweie  des  IWI-  und  Telegraphcnwesens,  nämlich 
da*  K.  i  i)-|ir»'(  h w.  sen,  ist  in  den  Berichtsjahren  durch  die  Fern- 
» !■  i- e . •hgebuhreii«!  dnung  vom  H>,  Dezember  1W»!»  iR.-<i,-DI 
S.  Till  vertreten  D;iiL.nli  wird  »ine  Hausrligebilhr  berechnet,  die 
je  ikk  It  di  r  tir.".!-«'  der  Hrtc  bezw.  nach  der  Zahl  der  Teilnehmer- 
atixhlii-M-  wächst.    M.-  beträgt  NO,  1<HI,  Uli,  14n.  16(1,  17". 

IM»  Jlk.,  je  nachdem  Ml  In  zw.  1  < M »,  201».  .Mim,  Khhi.  MMHI,  >C)i„M> 
und  mehr  als  joiiim  Teilnehmer  vorhanden  sind.  Jeder  Teilnehmer 
ist  bei erluigt.  sin  Stelle  der  Bauseligebiihr  eine  Grundgebühr  fllr 
die  l'liei  la-siing  und  rnterhaltung  der  Apparate  etc.,  mindestens 
jedoch  für  |i>n  tie^pi'iii  de  i-ilulii  li  zu  bezahlen.  Die  Grundgebühr 
steift  an.  ebenfalls  je  nach  der  Zahl  der  Teilnelmieransrhliisse.  von 
i'.h  KHi  Mk.  Die  i ie,pi;i( hsirebiihr  beträgt  ■">  l'f  für  jede  Ver- 
bindung. Weitere  Bestimmungen  betreffen  die  dringenden  Gespräche, 
evelittlelle  Ermässigungen  der  Gebühren  und  Befugnisse,  die  dem 
1,'eirhskanzler  hinsii  htlieh  der  zukünftigen  Kegelung  einzelner  Dankte 
zugewiesen  sind.  Zu  dieser  rernsprerligebührenordnutig  sind  dann 
eingehende  Ansfolirnngsl.rstiiiimiingen  vmn  -O.  Marz  D«>"  erlassen 
wurden  (Zentralblatt  S.  -II'):  es  werden  die  Bedingungen  fllr  «lie 
Benutzung  «ler  Anlagen  uud  die  Kragen  der  Gebühren  eingehend 
besprochen.  Die  Bestimmungen  Uber  FernsprechanschKisse  winol  in 
iler  Bekanntmachung  des  Beirliskaiizlers  vom  Ul.  Januar  l'-*«1 
I Zetir  i.ilhlatt  S.  TU  gefrort»  n. 

IX.  Neu  erlawn  worden  ist  am  Ii  eine  KisenbahnverkelirK- 

»r.D.ni.g  fiii  I.V;.  h  \        J-    liktoh-t   !>!•!»    B.-G.-Bl.  > 

Die  Ueebtsgllltigkeit  dieser  Kisenbahnverkehrsi.rdnnng  hat  E.vham- 
in  der  Deutsrhen  .lurislenzeitnng  Hand  V,  S.  •'(>'.•  bestritten.  Der 
Bundesrat  hat«-  eim-  Mdehe  Met  hts\ Urschriften  enthaltende  Ver- 
ordnung uieht  auf  lirund  des  Artikels  7  Ziff.  2  der  Jfeielisverfassiwg 
erlassen  können,  vielmehr  wäre  hierzu  eine  besondere  reichsgesetz- 
liehe  Bestimmung  erforderlich  gewesen;  deshalb  und  weil  der  von 
der  Verkehrsordnnng  angezogene  Artikel  4".  der  lieiehsverfassimg 
keine  Ermächtigung  des  Bundesrates  zur  Krlassung  von  Vorschriften 
privatreilitlicher  Natur  enthalte,  sei  die  Eieenlwihnvcrkehrsordntitig 
rechtsungültig.  Diesem  Ergebnisse  wid.'ispricht  aber  Hakiiciiokk  in 
dein  Artikel  der  Deutschen  .)urist«uzeit  nng  Hand  VI  (DHU1,  S.  .Vi. 
Er  ist  der  Ansicht,  dass  der  Artikel  4".  der  Keichsvertassuug  zur 
Anwendung  zu  kommen  hätte.    Angesicht s  der  (.»schichte  der  Eisen- 
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bahnverkehrsordtinng  weint  er,  das*  ili.'  «  »rgane  der  gesetzgebenden 
Gewalt  des  Keichcs,  der  ISnridesrat  und  der  Kcichstag,  darin  über- 
eingestimmt hätten,  das*  hierfür  der  Weg  der  Verordnung  genügend 
nnd  der  Knndesrat  zur  Eriassung  einer  solchen  befugt  sein  sollte. 
Endlich  hat  die  nämliche  Frage  noch  Iiiiknhak  im  preussischen  Ver- 
waltungsblutt  Jahrgang  XXII,  S.  Ins  (».handelt  und  die  Kocht«, 
giiltigkeit  der  Kisenbahnverkehrsordnung  deshalb  Is-jaht,  weil  er  ihr 
die  Natur  einer  Keehtsnorm  nicht  vindiziert. 

5.  Recht  der  Schutzgebiete. 

Auf  die  Erweiterung  de»  Kolonialbesitzes  weise«  hin  einmal 
die  kaiserliche  Verordnung,  Welche  die  t'bernahllie  der  Laildcs- 
hoheit  über  das  Seh  u  t  zgelnet  vnu  Heut  seh- (mi  i  neu  durch  das 
Keich  (Deutsches  Kolonialblatt  S.  2271  betreffen  —  eine  Ausführungs- 
verordnung hierzu  rührt  das  l>atmu  vom  1.  April  ls'.>'.'  (Deutsches 
Kolnnialblatt  S.  22*/  sowie  die  Verordnung  vom  ls.  Juli  des- 
selben Jahre*  iH.-ti.-Hl.  S.  .",41 1,  durch  die  das  Iuselgebict  der 
Karolinen,  I'alau-  uud  Marianeninsoln  unter  kaiserlieheu 
Schutz  genommen  wird,  nachdem  durch  Vertrag  vom  :!0.  .Tnni 
l-S!Mi  zwischen  der  deutschen  und  der  s|>nnischen  Kegiernng  die  ge- 
dachten Inselgruppen  abgetreten  worden  w  aten.  Endlich  ist  der  bis 
heute  jüngste  Kolonialerwerb  der  Sainoainseln  hier  zu  erwähnen. 
Die  westlich  de«  171.  Längengrades  w.  v.  (irren wich  gelegenen 
Inseln  der  Samoagrnppe  sind  am  1.  März  1!MM>  in  deutschen  liesitz 
übergegangen,  nachdem  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
und  (Trossbritannien  auf  ihn'  Kerbte  verzichtet  hatten.  Die  Inseln 
sind  unter  kaiserlichen  Schutz  genommen  worden  uud  die*  auch  dort 
zur  Verkundung  gelangt  «kaiserliche  Verordnung  vom  17.  Februar 
nnd  2Ü.  März  D.HK),  K.-G.-Kl.  S.  Vi:,,  V.W,  DI*).  Dagegen  sind  die 
östlich  des  171.  Längengrades  w.  v.  (iieenwich  gelegenen  Inseln 
der  Samoagrnppe  am  17.  April  I'.mmi  in  den  liesitz  der  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  übergegangen.  Von  jenem  Tage  an  sind 
die  Vorschriften  des  Fretmdsrhaftsvertrages  vom  2L  Januar  1*7!» 
zwischen  dem  Kelche  nnd  Samoa  in  Ansehnng  der  bezeichneten  Inseln 
antsi-r  Anwendung  getreten,  die  dort  bis  dahin  ausgeübte  Konsular- 
gerichtsbarkeit ist  »eit  demselben  Zeitpunkt  in  Wegfall  gekommen 
(K.-G.-W,  S.  s 4 : » | .  Irnich  ein  besonderes  Keich'gesetz  vom  IV  Fe- 
bruar 11KM»  ist  bestimmt,  da»<  mit  Zustimmung  des  Kundesrats  durch 
kaiserliche  Verordnung  ausser  Anwendung  gesetzt  werden  können 
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Fr.-iiii.lM-haftsv.Tlrtjr.-  mit  Tonga  und  Sanma  und  der  Freundschaft*-. 
Handels-  und  Si  hifliuhrlsvcrlrag  mit  Sansibar  iH.-li.-HI.  S.  :t7).  Dieses 
'"••H/.  ist  dann  durch  kaiserliche  Verordnung  vom  17.  Februar 
im  einzelnen  ausgeführt  worden. 

Auf  Urund  der  mi  gewonnenen  Rechtslage  ist  dann  die  Not- 
wendigkeit li.  rvnrjrt  ri.-tf  n.  die  r lits  v  itIi-'ü!  nisfie  auf  Samoa 
zu  n-L'i'lri.  Die*  ge*<  bah  durch  kaiserliche  Verordnung  vom  17.  Fe- 
bruar I'.ihii  Iii. ■••.-HL  S.  l.if.i.  Ua.s  Gesetz  über  dit-  Konsulargerichts- 
barkeil  v.»m  10.  Juli  1*70  planst  auch  für  dieses  Schutzgebiet  zur 
Anwendung.  Hinsichtlich  di  r  Gerichtsbarkeit  ist  bestimmt,  dass  ihr 
alle  Personen  unterliegen,  die  in  dem  Schutzgebiet  wohnen  oder  »ti  li 
aufhalten,  «.der  bezüglich  liefen  ein  Gerichtsstand  innerhalb  des 
Schutzgebietes  begründet  ist,  die  Kingcl>mcncii  jedoch  nur,  soweit  sie 
dieser  Gerichtsbarkeit  In  sonders  unterstellt  weiden,  Gewisse  Vor- 
*<  lil  ifleii  di-R  Srhntzgcbiotsgcsetze*  Hilden  keine  Anwendung.  In 
Strafsachen  tindet  die  Haiiptverhuiidlntig  ohne  die  Zuziehung  von 
Beisitzern  in  gewissen  Füllen  statt,  die  zur  Zuständigkeit  der  Srhörteu- 
gi-riclitr  gehören  oder  in  Deutschland  gehören  können  Die  Gerieht*- 
barkeit  in  den  zur  Zuständigkeit  der  Schwurgerichte  gehörenden 
Sachen  wird  der  Gerichtsbehörde  erster  Instanz  in  Apia  übertragen; 
als  lierufungs-  und  lU-schwerilcgcricht  wird  au  Stelle  des  Reichs- 
gerichts eine  Gerichtsbehörde  zweiter  Instanz  in  Apia  errichtet. 
U»  im  rkenswert  ist  dann  weiter  noch,  dass  für  die  Zustellungen,  die 
Zwangsvollstreckungen  und  da«  Kostenwesen  einfachere  liestimniungeii 
als  im  Reiche  Anwendung  Huden  können,  und  das*  die  Todesstrafe 
durch  Krschi.ssrn  oder  Kihiingen  vollstreckt  wird. 

Kille  Abänderung  des  Gesetzes  Uber  die  K  ee  h  t  s  ve  rhii  1 1  - 
nisse  der  Sehnt  ./gebiet  e  ist  durch  Keichsgi-sclz  vi  Uli  2.  Juli  1«"J 
(R.-G.-ltl.  S.  :!*;:,)  erfolgt,  Gewissen  deutschen  Kolollialgesellscbllften 
wird  juristische  Persönlichkeit  beigelegt.  I  blieb  Iteschluss  des  Bundes- 
rats  erhalten  sie  nämlich,  insbesondere  wenn  der  Krwerb  und  die 
Verwertung  von  Grundbesitz,  d.  r  Betrieb  von  Land-  und  Plantagen- 
wirtschafr,  von  Bergbau,  von  gewerblichen  ("nteniehniungen  und 
Handelsgeschäften  der  ausschliessliche  liegenstand  ihres  rnternehinens 
ist.  die  Fähigkeit,  unter  ihrem  Namen  Rechte,  insbesondere  Kigentnm 
und  andere  dingliche  Kerbte  an  Grundstücken  zn  erwerben.  Ver- 
bindlichkeiten einzugehen,  vor  Gericht  zu  klagen  und  verklagt  zn 
werden.    In  solchem  Kalle  haftet  den  Gläubigern  für  alle  Verbind- 
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lichkeiten  der  Kolonialge»cl|si:haft  nur  deren  Vermögen.  Neu  ist, 
dass,  das  gleiche  auch  für  deutsche  (ic-sellsehaften  gilt,  die  den  Ho- 
trieb eines  rmeriieliuii'iiH  der  t.i-z.  i.  Im.  t<-n  Art  nicht  im  Reichsgebiet 
oder  in  einem  Srhutztr«  hu  t«-,  Mindern  in  dem  Hinterland.-  eine*  solchen 
oder  in  benachbarten  Hezirken  haben.  Die  so  zu  juristischen  Her- 
sonen  erklärten  ticsellschaften  unterstehen  der  Aufriebt  de*  Reichs- 
kanzlers. Weitere  Änderungen  sind  erfolgt  durch  das  Reiehsg.setz 
vom  2*>.  Juli  l'.'K",  die  so  erheblich  Maren,  dass  eine  neue  Redaktion 
lies  ganzen  Gesetzes  erforderlich  war.  Diese  ist  nunmehr  durch 
Rckanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  10.  September  l'Jno  er- 
folert  (K.-ti.Hl.  S.  «12:.  Das;  lie-etz  heisst  nunmehr  Sc  hu  t  gebiet  s- 
gesetz.    Die  Neuerungen  beziehen  sich  in  der"  Hauptsache  darauf, 

da»  die  Vorschriften  des  neuen  konsulargorii  ■Iits.liarkeitsgvset7.es  v  

7.  April  1!<IM>  in  Kinklang  gebracht  werden  mit  den  Restiinmungen 
des  Schntzgehiet.sge>.tze.s,  he  zw.  dass  sie  hier  entsprechende  An- 
wendung linden.  Ks  ist  feiner  ausgesprochen,  dass  die  Militar- 
eerieht-harMt  durch  das  Schtltzgebielsgefctz  nicht  berührt  wird. 
Kine  Anzahl  von  Vorschriften  sitid  gestrichen,  andere  sind  neu 
redigiert  worden.  Hcsondeis  bemerkenswert  ist  die  Iie-.timmung  des 
jetzigen  dass  den  Angehörigen  der  im  Deutschen  Keiehe  an- 

erkannten Religionsgemeinschaften  in  den  Schutzgebieten  (iewissi-ns 
freiheit  und  religiöse  Duldung  gewährleistet  wird.  Die  freie  und 
öffentliche  Ausübung  dieser  Kulte,  das  Hecht  der  Krbanung  goltos- 
dicnstlicher  liebände  und  der  Hinrichtung  von  Missionen  der  be- 
zeichneten Religionsgemeinschaften  unterliegen  keinerlei  gesetzlicher 
lieschriinknng  noch  Hinderung.  W  eiter  bezieht  sieh  auf  die  Rechts- 
verhältnisse in  ilen  deutseben  Schutzgebieten  eine  kaiserliche  V.  r. 
Ordnung  vom  «.t.  Novemaer  Iihhi  (R.-ii.-Rl.  S.  Hm>:>),  Zunächst  wird 
bestimmt,  dass  die  Novelle  vom  2-Y  Juni  l'.'On  in  den  Schutzgebieten 
am  l.-Ianuar  1'.M>1  in  Kraft  tritt.  Den  Eingeborenen  werden  die 
Angehörigen  fremder  farbiger  Stämme  gleichgestellt,  soweit  nicht 
d.-r  Gouverneur  mit  (ienehmignng  des  Reichskanzlers  Ausnahmen 
Vstimmt.  Japaner  gelten  nicht  als  Angehörige  fremder  Stämme, 
tiewisse  Vorschriften  des  Konstilargei  ichtsgi  setzes  bleiben  anss.-r 
Anwendung,  soweit  sie  die  Hechte  an  tirnndstiieken,  das  Hergworks- 
etgentum,  sowie  sonstige  Here<htigungen  an  tirnndstiieken  betreuen. 
Dagegen  sind  die  tiesetze  Ii  bei-  den  Schutz  von  Werken  d.-r  Literatur 
und  Kniist.  von  l'h«t..graphiccii.  von  Krtindiiugcn,  von  Mustern  und 
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Mti.U'lI.ti,  \ "ii  t.ebrain hsmusierii  und  Warenlwze ielmungen  anzu- 
wenden. Weitere  Vni-N  hriflcn  Itetretleti  die  •  ■erichtsbarkeit  in  Straf- 
sachen, wobei  besonders  tu  merkenswert  ist,  dass  die  Zuständigkeit 
des  Reichsgericht»  auf  andere  t ierielit-le  liördeii  Ubertntpen  wird,  wo- 
durch eine  ebenso  erfreuliche  Kntlastung  diese*  hochstell  lierirhtshofe* 
eintritt,  wie  andererseits  die  HctasMing  deswillen  niit  Angelegenheiten, 
die  eine  nähere  Kenntnis  der  tatsächlichen  Verhältnisse  voraussetzen, 
unterbleibt.  Eine  i'Mw  Anzahl  von  Verordnungen  weiden  ausser 
Kraft  äresetzt,  an  deren  Stille  die  soeben  referierte  Verordnung  mit 
ihren  durchaus  zu  billigenden  Vorschriften  tritt.  —  Kine  andere 
kaiserliche  Verordnung  verhalt  sieh  sodann  Aber  das  strafgericht- 
liehe  Verfahren  für  M  il i tu  rpersonen  der  kaiserlichen 
Schutztruppe  vom  is.  duli  1<.«wi  iU.-(i.-Hl.  S.  srtlt.  Ks  ist  hier 
überall  ein  Ausbau  des  gericht liehen  Verfahrens  vorgesehen,  der  sieh 
unter  I  UTiirksiclitieruufr  der  ^sonderen  Verhältnisse  der  Schutzgebiete 
anlehnt  an  die  (icsetzgebung  Tiber  die  Miliuitstrafgeriehtsordnnng 
des  .Jahres  1  K«»t*  im  Reiche.  Kndlich  darl  nicht  unterlassen  «erden, 
darauf  hinzuweisen,  dass  rin  Ansatz  zu  kommunalem  Zusammen- 
schhlss  durch  Vereinigung  von  Wohnplätzen  in  ihn  Schutzgebieten 
durch  kaiserliche  Verordnung  vom  •'!.  .luli  \HW  (R-li.-ISl.  S. 
erfolgt  ist.  Ks  ist  durchans  zn  billigen,  das»  das  Itestrebeti,  die 
Ansiedelungen  in  einen  gewesen  Zusammenhang  zu  bringen,  schon 
bei  der  jetzigen  l.age  der  Kolonisation  erkennbar  wird.  Von  der 
Literatur  sei  nur  erwähut  die  ausgezeichnete  systematische  Zusammen- 
stellung der  .Deutschen  k'oloriialccsetzgcbung"  von  I'mi.ii-r  Zelts 
(lierlin  l'.'iil)  und  die  Hcaibeitnng  des  Rechts  der  Schutzgebiete  in 
•">.  Auflage  von  von  Stknhki.  l!M>l  und  endlich  die  von  Ii, uns  1902. 


1.  l'rivat  rei  ht.  Krst  durch  Reichsgoctzblrttt  vom  Jahre  lM>'.i 
S.  ist  bekannt  gemacht  worden  das  Abkommen  zur  Regelung 
von  Kragen  des  internationalen  l'ri  val  rechts  muh  H.  No- 
vember IfliM».  hie  beteiligten  Staaten  sind  1  »eiilschlatid,  Spanien. 
Frankreich.  Italien,  Luxemburg,  die  Niederlande,  Portugal  und  die 
Schweiz.  Ks  handelt  sieh  in  der  Hauptsache  um  Itestimmungen  Olx-r 
Mitteilung  gerichtlicher  oder  aus>ergeriehtlicher  I  rkundeii.  nni  Kr- 
suchnngssclireihen,  um  die  fatale  Sicherheitsleistung  für  die  l'rozess- 
kosten.  Iii  Stimmungen  lilwr  l'ersonalhaft  und  Armetirei  lit,  -  Im» 
Rechtsschutz  der  |teut><-hen  in  Österreich  gewährleistet  in  erheb- 
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lieberem  Mal'sc  als  früher  die  vom  österreichischen  Justizminister 
aiu  21.  DezeiuWr  lS'.Ht  erlassene  Verordnung  HIht  die  Vollstreck- 
barkeit von  Entscheidungen  deutscher  Gerichte  in  l >stcrrcieh,  die  sich 
über  da«  Mafs  der  Gegenseitigkeit  angesichts  der  vom  1.  Januar  l'.'ixi 
au  geltende»  Vorschriften  der  deutschen  Z.-l'.-O.  ausspricht.  I »i-in 
Rechtshilfevorkehr  zwischen  Deutschland  und  Dänemark  dient 
dann  das  Abkommen,  das  um  1.  .Iiiiii  l'.Hio  in  Krall  getreten  ist, 
wonach  auch  hei  Erledigung  von  Ersuchungsschreiben  deutscher 
Staaten  und  umgekehrt  Gebühren  nicht  mehr  erhoben  werden  (Be- 
kanntmachung des  Reichskanzlers  vom  I  I  August  IImio.  Zeutral- 
blatt  S.  Mi:!). 

l'her  die  Mit Wirkung  von  konsularischen  Vertretern  hei  der 
Regelung  von  Nachlässen  ihrer  Staatsangehörigen  ist  eine  Verein- 
barung zwischen  dem  Reiche  und  den  vereinigten  Staaten  von 
Brasilien  getroffen  worden  am  :KI.  November  18!»7  bezw.  l.V  Fe- 
bruar 1SJ»S,  über  deren  Inkrafttreten  die  Bekanntmachung  des  Heichs- 
kanzlers  vom  24.  September  ls'.Mt  Zentralblatt  S.  •*>-'>")  sieh  verhalt. 
Weiterhin  iRt  der  Schntz  deutscher  Warenbezeichnungen  in  gleichem 
l'mfange  wie  für  inländische  Warenbezeichnungen  zugelassen  worden 
in  Mexiko  und  in  Guatemala  i  Bekanntmachungen  de«  Reichs- 
kanzler* vom  1«.  Mai  und  17.  August  1HW,  Zentralblatt  S.  MA 
nnd  M:l). 

II.  Handelspolitik.  Das  Abkommen  zwischen  dem  Nord- 
deutschen Hunde  und  der  Schweiz  wegen  gegenseitiger  Anerkennung 
der  Rechtsfähigkeit  der  Aktiengesellschaften  vom  1:1.  Mai  lMl!»  ist 
unter  Festsetzung  einer  einjährigen  Kündigungsfrist  und  unter  Aus- 
dehnung des  Abkommens  auf  das  Itentsehe  Reich  verlängert  worden 
(Rekanntuiachnng  des  Reichskanzlers  vom  24.  August  ls'.eji,  Zentral- 
blatt  S.  :;<HT|.  Der  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  der  Republik 
l'rnguay  1811-2  abgeschlossene  Sehitftahrt«vertrag.  der  l.si»7  ausser 
Kraft  getreten  war.  wird  mit  Ausnahme  eines  Artikels  wieder  in 
Kraft  gesetzt  (.V  .Inni  18'.".»,  K.-G.-Bl.  VMH).  S.  r>). 

III.  Auslicferniigsweseii.  I  ber  die  vorläufige  Festnahme 
von  Personen,  die  nach  den  Niederlanden  geflüchtet  sind,  verhalt  sich 
ein  Auslieferungsvertrag  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und 
den  Niederlanden  vom  21.  Dezember  lS'.'ti.  Die  Festnahme  be- 
hufs Sicherung  der  Auslieferung  ist  jetzt  durch  einen  Krlnss  vom 
17  Juli  lsiüt  naher  geregelt.    Hier  sei  auch  erwähnt  das  Reskript 
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des  preti.-.si*chen  Ministeis  des  Innern  vom  ■>:).  S.-j.i.  inlwr  lufin,  das 
Aufschlüge  über  den  prcussisch-französischcii  AusliefrrungK- 
\  ertrag  gibt,  sowie  die  Wrfilgnnir  des  Jiistizministers  vom  3.  Juli 
l'.'i'O.  dir  über  einen  l'unkt  des  Atisliefernngsvcrke  hrs  mit  Österreich 
wichtige  M int  iluiiir.  il  lmuht.  F.s  war  zweifelhaft  geworden,  inwieweit 
die  strafreehtlh  he  Verl« 0 gniig  einer  IVisu»  in  dem  Lanile.  nach 
welchem  sie  ausgeliefert  war,  zulassig  «ei.  Die  beteiligten  Kegie- 
rungen  haben  sieh  über  folgende  Punkte  geeinigt :  Ist  eine  Auslieferung 
wegen  mehrerer  Straftaten  naehgcsiii  lu,  so  milss  die  Verfolgung  des 
Ausgelieferten  jedenfalls  insoweit  ausgeschlossen  bleiben,  als  bei  der 
Auslieferung  ein  ausdrücklicher  Vorbehalt  auf  Xichtbeslrafuiig  wegen 
einzelner  Straftaten  gemacht  ist.  Einem  derartigen  Vorbehalt  ist  es 
gleich  zu  achten,  wenn  die  Auslieferung  wegen  einzelner  Straftaten 
aus  dem  lirunde  ausdrücklich  abgelehnt  ist,  weil  insoweit  eine  Ans- 
lief.  ruiig>|dli'  lit  nicht  begründet  sei  Soll  einem  Auslieferungsverträge 
nicht  im  vollen  rmfangf  entsprochen  werden,  so  ist  die  Auslieferung 
nicht  früher  in  Vollzug  zu  setzen,  als  bis  durch  Rückfrage  sicher- 
gestellt ist.  der  Auslieleniiigsiiiitnig  trotzdem  aufrecht  erhalten  wird 
Schliesslich  ist  unter  Verw  eis  auf  die  gedachten  Hemel  klingen 
über  das  neue  Kons!ilargerichtsbarkeitsgt>setz  vom  7.  April  l!'""  die 
Hekanntmachung  <les  Reichskanzlers  auf  Grund  des  $  1  des  letzt- 
erwähnten Gesetze*  vom  27.  Oktober  1!«Mt  (Zeiitralblatt  S.  :>7t)  zu 
erwähnen.  Ks  handelt  sich  li tu  die  Konsulargerichtsbarkeit 
Ober  Schutzgenossen,  — 

i'berblickt  mall  die  Gesetzgebung  des  Iieichs  während  der 
beiden  Berichtsjahre,  so  sieht  man  zunächst,  dass  das  bürgerliche 
Ifecht  von  den  legislatorischen  Faktoren  am  wenigsten,  im  verliiiltnis- 
luässig  geringen  Maise  auch  das  Strafrecht  in  den  Bereich  ihrer 
Arbeiten  gezogen  worden  ist  Kann  man  letzteres  nicht  genug  leben, 
weil  jeder  Niehterlass  einer  strafrechtlichen  Vorschrift  einen  Segen 
für  die  Rechtsordnung  bedeutet  und  der  Wunsch  von  Fiuxk  Berück- 
sichtigung verdient:  es  mögen  viele  Jahre  kommen,  in  denen  keine 
Strafbestininiiingen  erlassen  werden,  so  ist  die  verhältuismiissig  ge- 
ringe Ausbeute  auf  dem  (iebiete  des  Zivilrechts  sehr  begreiflich 
und  ans  dem  naheliegenden  ({runde  zu  erklären,  dass  nach  dem  Er- 
lasse der  umwälzenden,  das  gesamte  Zivilrecht  auf  mehr  oder  minder 
neue  Hahnen  lenkenden  Gesetze  es  nunmehr  Sache  der  Landes- 
geset  zgelni  ng  sein  inusste,  durch  A  usl'ü  Ii  r  11  ngs best  i m  tu lingc n 
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das  zivilistisehe  Geselzeswe rk  zum  Alischlusse  zu  bringen.  Um  8« 
grösser  ist  dann  das  Verdienst  der  Reichsgesetzgebung  anf  dem  Ge- 
biete der  Verwaltung  anzuschlagen.  Abgesehen  von  einer  Heringen 
Änderung  de»  Krauken  versieherungsgesetzes,  dessen  Reform 
erst  jetzt  in  Klus«  kommen  wird,  während  die  Novelle  von  VMY.l  mir 
eine  Abschlagszahlung  bedeutet,  sind  die  neuen  Unfall  Versiche- 
rungsgesetze und  die  umfassende  Novelle  zum  Invalidenver- 
sicherungsgesetz Marksteine  auf  dem  Wege  sozialer  Gesetzgebung 
und  zweifellos  legislatorische  Werke  von  grosser  Bedeutung,  mit 
denen  Deutschland  an  der  Spitze  aller  zivilisierten  Nationen  ciuher- 
schrcitet.  Nicht  minder  erheblich  sind  dann  diejenigen  Gesetze  lind 
Verordnungen,  die  den  Aushau  der  verkehrsrechtlichen  Vorschriften 
betreffen,  so  die  Kinrichtungen  innerhalb  der  Post,  der  Tele- 
graphie  und  des  Kernsprechwesens,  ferner  die  bank-  und 
die  mlinzrechtlicheu  liest immungen.  In  diesen  Zusammenhang 
gehört  auch  die  neue  Kisetibahnverkehrsorduung.  Dass  al>er 
auch  die  Sicherheit  Deutschlands  zu  Land  und  zur  See  nicht 
gelitten  hat,  beweisen  die  einschlägigen  tiesetze,  insbesondere  das 
Flottengesetz  von  l'.'OO,  wahrend  dem  Handel  anf  dem  Ozean  durch 
das  Gesetz  über  das  Klaggenrecht  der  Kauffahrt e isch iffe  Vor- 
schub geleistet  worden  ist.  Kndlich  ist,  und  nicht  zuletzt,  der  weitere 
Ausbau  des  Rechts,  das  vom  A  rbeite rschntz  handelt,  zu  betonen. 
Auch  auf  diesem  Gebiete  ist  Deutschland  mustergültig  für  die  Völker 
diesseits  und  jenseits  des  grossen  Meeres. 

h)  Die  EinzeMaatcii. 

I.  Preusscn. 
1  Bürgerliches  Recht 

Ks  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  sich,  wie  schon  ange- 
deutet, die  Gesetzgebung  der  einzelnen  Rundesstaaten  in  der  Haupt- 
sache mit  der  Ausführung  der  grossen  reichsgesetzlichen  Koditikationen 
beschäftigt.  Will  man  die  Rerichtsjahre  mit  einem  Ausdrucke 
kennzeichnen,  so  kann  man  sagen,  dass  sie  die  Jahre  der  Aus- 
führungsbestimmnngen  sind.  Zunächst  sei  das  AusfUhrungsge- 
setz  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  vom  20.  September  1  H'.e.i  (t  iesetz- 
sammlung  S.  177)  erwähnt.  Der  erste  allgemeine  Teil,  Art.  D  i*, 
befasst  sich  mit.  dem  Stiftungsrecht,  und  zwar  bezieht  er  sich  anf 
Kamilienstiftnngen.  sowie  auf  die  Änderung  der  Verfassung  und  die 
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A Ulli« -billig  sonstiger  rechtsfähiger  Sriftimir«-n.  Der  Anfall  de*  Ver- 
mögen* ein«'«  Verein*  <>i1<t  einer  Stiftung,  die  Erwerbslwschränkiuigeii 
für  Zaristische  Personen  und  die  Vetjiihruiig  gewisser  Ansprüche 
werden  ebenfalls  in  diesen  Artikeln  ZUsniillliengcfasSt.  I>ie  Schnld- 
VerliüUnisse  Letrelleii  die  Alt.  D»  lS,  insbesondere  wird  liier  ge- 
handelt von  den  gesetzlichen  Zinsen,  den  Zahlungen  auf  öffentlichen 
Kassen,  von  der  Heiirkumlnng  von  lirntidstiicksveräiis.scriingen,  Er- 
mächtigung von  Handolsmäklcni  zu  Kaufgeschäften,  vom  (icsinde- 
recht,  vorn  I.eibgediiigungsvortr.ig,  vom  Staatssihuldenlmch  und  von 
ilen  Schuldverschreibungen  auf  den  Inhaber.  Was  inslie-oiidere  den 
letzten  Artikel  {\s>  betiittt,  so  ist  wiederum  eine  Ausführung  der 
Ausfuhrniigsvorschrift  /n  verzeichnen,  l'ie  Verordnung  vom  1.1.  De- 
zember IM"1,  erlassen  von  ><  zuständigen  Ministem,  betrifft  die  Ein- 
schreibung von  Iiihahcrpapieicn  (Schuldverschreibungen  auf  den  Namen 
der  Inhaber  «.der  dritter,  Ministerialblatt  der  inneren  Verwaltung 
S.  Üi'.  ii.  Ebenso  sind  Kinzehors,  hrifleii  über  die  Antrüge  auf  Ein- 
schreibung enthalten  in  der  Verfügung  des  .Justizministers  vom 
Hit.  Dezember  lKW  (.lustizininisterialblatt  Uhmi,  S.  4). 

Die  Artikel  1!<  41  desAnsfahrnnirsgesetz.es  zum  liürgerlirhen 
tiesetzbuch  handeln  vom  l'nsehädliehkeitsattest,  von  Landeskultur- 
renten,  von  den  der  Eintragung  nicht  bedürfenden  Rechten,  von  tun  h- 
barlichen  IScschränkutigon  des  Eigentums,  von  der  Eorm  der  Auf- 
lassung und  anderen  in  das  Hypotheken-  und  lirundsehuldinrecht, 
das  Hergreclit  und  »..gar  da»  Hecht  des  l'fandleihgewerbes  ein- 
schlägigen Fragen. 

Das  Familietirei  ht  ist  vertreten  durch  die  Art.  42 — 7\  Auch 
hier  sind  Au.sfiihrniigsbestiiiimiiligeii  der  Ausfiihrniigsbcstimmnngeti 
bemerkenswert,  so  die  Verfügungen  des  Justizministers  und  des 
Ministers  des  Innern  vom  Di.  Oktober  l.s'i't  Uber  die  Khehchlicssnng 
von  Ausländern  in  I'ieusson  in  Anwendung  des  Art.  44  de* 
preiissischen  A.-li.,  ferner  Ober  dasselbe  Thema  die  Verfügung  des 
Jitstiztuinister»  vom  :t.  August  Dum».  I Kr  An.  »U  des  A.-<i.  provo- 
zierte die  königliche  Verordnung  vom  Dezember  lK!e»  über  den 
Ii ül  erstand  bestehender  Eben.  Ausser  einet  Eitileitnngsvorsi  liritt 
sind  hier  in  extenso  Miandelt  die  havrisehcli,  hessischen.  «ddefi- 
bnrgisrhen,  sachsen-liietningisi  heu.  sai  hseii-koburgiseheii,  schwarzburg- 
rudolstiidtisehen.  |Bl»-<  kis. dien  und  bremischen,  sowie  haml  urgisi  In  n 
tiftlerreehte.    Der  An.  7.1.  .1er  die  Anlegung  von  Mündelgeld  bei 
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Sparkassen  zum  Gegenstände  li:it,  führte  zu  der  Verordnung  vom 
27.  .Inli  (Ministerialblatt  der  inneren  Verwaltung  S.  2"J"i|,  wo- 

nach an  der  bisherigen  Praxis,  unter  ölfetitlichcn  Sparkassen  nur  die- 
jenige!: zu  verstehen,  die  entweder  für  Kechming  einer  Körpers«  halt 
des  öffentlichen  Hechts  betrieben  werden,  oder  für  deren  Verbindlich- 
keiten  eine  Körperschaft  de>  öffentlichen  Hechts  die  Garantie  über- 
nommen hat,  auch  femerhin  festzuhalten  ist.  Die  nächste  Gruppe 
des  A.  Ii.  z.  H.  G.-H.  betrifft  das  Erbrecht  <Art.  7'.«-  s:t).  wühlend 
die  Art-  s-4  und  s">  verschiedene,  nicht  unter  cinm  Itcgrifl  zu  bringende 
Materien  im  Auge  halien.  Her  Art.  sr,  handelt  von  der  Hinter- 
legung. Eine  Ausführung  dieser  H.-iinimung  ist  die  vum  17.  und 
ls.  Dezember  ls!'!'  (.Inst-Miti.-ltl.  S.  mi."i|,  die  eine  Keilie  von  An- 
stalten im  Sinne  de»  Gesetzes  als  HintcrlcgnngsMelle  bestiniuit.  Ks 
sinil  bis  jetzt  im  ganzen  Di.  Hei  der  Mitteilung  dieser  1  letztge- 
nannten Erlasse  an  die  Justizbehörden  weist  der  .Tustizminister  am 
l'.t.  Dezember  ls:'!'  (Just. -Min. -Hl.  S.  Sil},  darauf  hin,  dass  bei  den 
genannten  Anstalten  im  Kalle  de»  ^  1S"S  H..G.-H.  ( Hinterlegung  bei 
der  l.'eichsbank.  einer  Staatsbank  etc.)  nach  dieser  Vorschrift  und 
nach  Art.  7*i  des  A.-G.  z.  H.  G.-H.l auch  die  Anlegung  \un  Mündel- 
geldern erfolgen  kann. 

Ausserhalb  des  A usf ii hrn n g sg eset zes  sind  zur  Durch- 
führung einzelner  Hcstiuimuugeri  des^H.  G.-H.  noch  ergangen  die 
königliche  Verordnung  vom  D>.  Nuveinber  1  *!'!'  (Ges.-S.  S.  "<tij|. 
liier  ist  dip  Verleihung  der  Kec Ii t »fii higkeit  an  einen  Verein, 
dessen  Zweck  auf  einen  wirtschaftlichen  Geschäftsbetrieb  gerichtet 
ist.  sowie  die  Erteilung  der  zu  einer  Änderung  der  Satzung  erforder- 
liehen  Genehmigung  ii!.  G.-H.  --.  an  den  zuständigen  Minister 
delegiert.  Im  Falle  der  notwendig  werdenden  Entziehung  der  liechts- 
fiihigkeit  entscheidet  über  diese  der  Hezirksansschnss  im  Verwaltungs- 
streitverfahren.  Für  die  Erhebung  der  Klage  ist  der  Landrat,  in 
Stadtkreisen  die  Ortspolizcibehörde  zuständig.  Für  die  Erhebung 
des  Einspruchs  gegen  die  Eintragung  eines  Vereins  iu  das  Verein»- 
register  oder  gegen  die  Eintragung  einer  Änderung  der  Satzungen 
werden  ebendieselben  Behörden  als  kompetent  erachtet.  Weiter  ist 
zur  Entstehung  einer  rechtsfähigen  Stiftung  die  Genehmigung  des 
Königs,  erforderlich.  Das  Gesuch  ist  bei  dem  Regierungspräsidenten 
einzureichen.  Handelt  es  sich  um  Änderung  der  Verfassung  und 
Aufhebung  rechtsfähiger  Stiftungen,  die  keine  Familieiistiftnngen 
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sind,  so  ist  die  licnehmignng  des  Königs  erforderlich.  In  Füllen  des 
si  s"  I!.  <i  -Ii.  entsi  heidet  Silier  die  Umwandlung  de»  Zwecks,  die 
Änderung  der  \ Vrtassiing  nnd  die  Aufhebung  der  Stiftung-  der  König, 
hei  Kamilieiistit'tmiiren  der  Jnstizniinisti-r.  I'ie  <u-nehmigung,  die 
zum  Erwerb  von  (initidstinki'ii  durch  juristi-ehe  Personen  erforder- 
lich int,  wird  von  den  zuständigen  Ministem  erteilt  für  Aktieti- 
U'.-<-1Ih  haften,  KomuiunditgcMllsi  hatten  auf  Aktien,  eingetragene 
lien.i-.s.nschaft<n,  einlese!)  riei»-ne  Hilfskassen,  rechtsfähige  gegen - 
wirige  Ver*ichernng*gesclUeluifteii  und  Hewerkschafteii,  die  ausscr- 
lialh  Pteussen*  in  einem  deutschen  Bundesstaate  ihren  Sitz  haben. 

Andere  Ausführungsvorsehriftcn  bet  retten  den  t;  jri  AI».  U,  2l!>4 
Satz  ±  TX>  Ah*.  1.  Für  die  Pefieiung  von  der  Vorschrift  der  Ehe- 
milnditrki'ii  für  eine  Frau.  sowie  die  Befreiung  von  dem  Verbote  der 
Ehe.  hlio-ting  den  wcsrcn  Ehebruchs  geschiedenen  Ehegatten  mit 
demjenigen,  mit  welchem  der  Ehehnich  begangen  worden  ist.  nnd  die 
Befreiung  von  der  Vorschrift  lyS  Bil.l,  l:tH).  H»  Monate  bis  znr 
Eingehung  der  nächsten  Ehe  zn  warten,  auch  bezüglich  der  der 
Ehelichkeitserklärung  und  der  Annahme  an  Kindesstatt  sind  Vor- 
schriften getroffen. 

I  ber  die  Eheerfordernissc  nach  Inkrafttreten  des  B.  G.  It. 
verhält  sieh  ein  Krlnss  des  Justizministers  und  des  Ministers  des 
Inneni  vom  4.  Mai  1S!»!>.  Er  stellt  znn.'irhst  fest,  das»  nach  Inkraft- 
treten des  It.  G.-B.  mangels  einer  t'bergangslH'stiraniung  im  Ein- 
führungsgesetze  eine  Ehe  nur  pes.clilos.sen  werden  darf,  wenn  die  von 
dem  It.  (i.-li.  aufgestellten  sämtlichen  Eheerfordernisse  vorhanden  sind. 
Nach  Ablauf  des  Jahres  Ih'.ei  kann  z.  B.  ein  Mann  znr  Eheschliessiing 
nur  mit.  erlangter  Volljährigkeit  zugelassen  werden.  Dem  Erforder- 
nisse des  Aufgebot*  ist  aber  genügt,  wenn  es  nach  Vorschrift  des  in 
dieser  lieziehnng  unverändert  bleibenden  Personenstandsgesetzes  er- 
gangen ist  und  bei  Prüfung  der  Ehcerforderoisse  nur  das  bisherige 
Hecht  zu  (.i runde  gelegt  ist.  Aus  dieser  Uechtslage  folgt,  dass  der 
Standesbeamte,  der  nach  Inkrafttreten  des  B.  (j.-H.  um  Schliessung 
einer  Ehe  angefangen  winl,  für  die  das  Aufgebot  schon  vorher  er- 
lassen war,  jedesmal  noch  besondere  Ermittelungen  darüber  anstellen 
miisste.  ob  nach  dem  Ii.  li.-U  Ehehinderni*se  vorhanden  sind.  I'm 
den  Verlobten  Weitläufigkeiten  zn  ersparen,  werden  die  Standes- 
beamten die  Verlobten,  nnd  zwar  mit  Klicksicht  darauf,  dass  die 
Aufgebote  <;  M-nate  Gültigkeit  behalten,  spätestens  von  Mitte  Juni 
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ah  jedesmal  zu  befragen  haben,  ob  die  Ehe  erst  im  Jahre  ltWN.i 
geschlossen  werden  soll,  und  be;ahendcn  Kalle»,  die  Ehecrforderuisse 
nicht  nur  nach  dein  bisherigen  Hechte,  sondern  auch  nach  dem 
H.  (i.-B.  zu  prüfen  haben,  ehe  sie  das  Aufgebot  erlassen.  l!ei  Aus- 
stellung einer  Bescheinigung  «der  Enniichtigniig  zur  Ehe*,  hli-  ssnng 
vor  einem  anderen  Standesbeamten  ist  ferner  ein  V  ermerk  in  die 
l'rknnde  darüber  auf/unehiiien.  wenn  die  Prüfung  der  Eheerforder- 
nisse auch  nach  den  Vorschriften  des  Ii.  <i.-B.  stattgefunden  hat. 
Mieser  KrlasH  bildet  ein  gutes  Iteispinl  für  zweckmässige  Vorschrift.-]! 
der  I.andesbehi'irden  in  Ermangelung  von  Lberiramrsbest  immutigen. 

Das  bayrische  Ansfilhrungsg.-sctz  /.um  H.  t«.-H.  l«>.-itigt  das 
bisher  ftlr  da»,  reehtsrheinis.  he  Hävern  vurgeM  hrichenc,  die  Stell.-  d.-s 
standesamtlichen  Aufgebots  vertretende  Aufgebot  vor  der  Dislrikts- 
verwaltnngsbehörde.  Prenssische  Ministerialerlasse  vom  1!».  Dezember 
lH!t;»  stellen  die»  mit  der  weiteren  Erklärung  fest,  dass  daher  betretfs 
des  Aufgebots  für  da*  rechtsrheinische  Bayern  vom  1.  Januar  P«»i 
an  es  bei  den  Vorschriften  des  U.  »S.-H.  und  des  Personenstands- 
gesetzc*  S§  44  S.  sein  Bewenden  hat.  Dagegen  haben  auch  in  Zu- 
kunft die  im  rechtsrheinischen  Hävern  heimatsberechi igten  Mäuncr 
v«r  der  Kheschliessung  ein  Verehelichnngszengnis  der  Distrikts- 
verwaltnngsbehörde  ihrer  Heimat  (Bezirksamt,  Magistrat  einer  un- 
mittelbaren Stadt)  beizubringen.  Diese*  Zeugnis  verliert  seine  Kraft, 
falls  innerhalb  f,  Monaten  seit  der  Ausstellung  die  Ehe  nicht  cre- 
schlössen  wird.  Das  gilt  auch  für  die  vor  dem  Inkrafttreten  des 
H.  <i.-B.  ausgestellten  Zeugnisse  (.Tnst.-Min.-Bl.  S.  2X-S).  Zur  Aus- 
führnng  des  Personenstandseesetzes  dient  dann  auch  ferner  die 
Ministerialverordnung  vom  1*.  Oktober  1>'.".'  iMin.-Bl.  d.  i.  V  S.  1S*»> 
über  die  Anerkennung  unehelicher  Kinder,  natürlich  auch  im 
Hinblick  auf  Art.  70  des  A.-O.  z.  H.  (i.-H.  vom  20.  September  1XW. 
Nicht  minder  schlägt  hier  ein  der  Ministerialerlass  vom  14.  Mai  1 « *t »•  ■ 
über  die  Befugnis  zur  ("bertragung  oder  zur  Führung  adliger 
Prildikate.  Die  (iruudsStze  über  den  Erwerb  und  Verlust  des 
Adels,  sowie  Uber  die  Befugnis  der  Führung  adliger  Prädikate  er- 
hören  dem  öffentlichen  Hechte  an.  Nach  dem  in  Prcnsseu  geltenden 
Recht*  kann  der  Adel  und  können  die  unterscheidenden  Momente 
des  adligpn  Namens,  sofern  sie  nicht  durch  die  iiebnrt  erworben  sind, 
nur  durch  landesherrliche  Begnadigung  erlangt  werden.  Wenn  dem- 
nach der  adlige  Kheinann  der  Mutter  eines  unehelichen  Kindes  diesem 
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;>ni  linin.l  de»  Sj  17i'i.  |t  ti.-H.  auch  seinen  Namen  erteilen  kann,  so 
i^t  .'I  <|orli  nicht  befupt.  den  Adel  Wzw.  «las  Adel»]irädikat  ohne 
lande»herrli<  In-  (•enehmisning  auf  .;>-ne»  Kin«)  zu  übertragen.  Kine 
Knnä.  Iitigung  von  Srninl«  ^l.<-Liint«-ii  zur  Ablehnung  von  Antragen  auf 
Kiiit  rahmig  eines  Vermerk»  in  das  (ieburtsrcpister,  wonach  ein 
Adli^-r  der  Mutter  seines  unehelichen  Kinde»  seinen  Namen  erteilt 
kann  in  <1<t  Minist. rialinstanz  nirlii  erfolgen,  da  e*  nach  !j  11 
»le*  IVrsoui-nstands^esetze».  Sa.  he  de»  (i e  ric  Ii  i  ».  nicht  der  aufsicht- 
führenden VerwaltungsMiörde  ist.  darüber  zu  befinden,  ..b  .  iu  Standes- 
beamter vcrptlii  litHt  i»t.  eine  von  den  beteiligten  nachgesuchte  Amts- 
handlung vorzunehmen. 

Da»  Fundrei  hl  des  lUi.-It.  betrifft  der  gemeinschaftliche 
Erlafcc  aller  |ireu»*ivhcn  Minister  vom  IS.  November  1  sf»!».  Kr  ver- 
halt »ich  über  den  Aushang  der  von  i>rens»i»chen  liehördcn  oder 
VerkeliiKuiMalten  zu  erlassenden  Hekaiintmachungeii.  Ks  handelt 
sieh  um  die  in  öffentlichen  Wrkehrsanstaltcn  etc.  gefundenen  Sachen 
tSi  '.'*»  -'■•s:t  Ii.  (..-!?.).  i'her  die  polizeiliche  IVhandlnng  der 
Fundsachen  ist  bereits  im  Jahre  ls'.i«.  eine  Dienstanweisung  des 
Ministers  des  Innern  ergangen,  die  durch  eine  weitere  Hestiiniming 
desM-lheii  Ministers  vom  7.  März  l!HN>  ergänzt  l»ezw.  )>eriehtijrt  wird 
(Min  -Iil.  d.  i.  V.  S.  DIHl. 

Die  Heilegnng  der  jnristi»ehen  Persönlichkeit  an  die 
Versiehe! nngsgesellschaften  an t  <> egensei t igk eit ,  die  in 
l'ivusseii  ihren  Sit»  haben,  bestimmt  die  königliche  Verordnung  vom 
•J7    Dezember  IM'!»  (tte*.-S.  S.  2). 

Die  Ausdehnung  des  Gesetzes  Uber  die  Hildnnjr  von  Wasser- 
genossenschaften für  das  Gebiet  der  Wupper  und  ihrer  Neben- 
flüsse vom  Ii».  Mai  1M<1  auf  das  Gebiet  der  Ruhr  verkündet  das 
Gesetz  vom  IS.  April  l'KKI  <Ges.-S.  S.  11!'!.  Auf  dem  tiebiete  des 
.lapdiechts  sind  in  l'reus.seii  J  gesetzgeberische  Akte  zu  verzeiehnen. 
Das  l.aiidesge».tz  vom  21.  Mai  lsi»!>  (Ges.-S.  S.  1<M>)  hebt  einiire  in 
den  t)h»  rlan.lestre!iclilsbe/.iiken  ('.du.  Hamm  und  Frankfurt  a.  M. 
hcMehen.le  jag.lp.dizeiliche  Strafbestiniwungen.  die  zum  Teil  ein 
ehrwürdiges  Alter  von  IM»  .Tahreii  aufweisen,  auf.  Das  I.andesgcsetz 
vom  7.  August  ls'.e.»  ai„.r  betrifft  die  Krgiinzung  der  gesetzlichen 
Vorschriften  über  die  Ausübung'  der  .lag»!  auf  eigenem  Grundbesitz 
(«i.s..S.  S.  läli.  Danach  i»t  .Ii.-  Ilildnng  des  eigenen  Jagdbezirks 
au.  h  dann  xuläiwig.  wenn  die  dabei  in  lletrurht  kommenden  Grtind- 
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stücke  in  mehreren  Landesteilen  liegen,  in  denen  die  gesetzlichen 
Vorschriften  über  ilie  Iii  Iii  nuir  eine*  eigenen  Jagdbezirk»  voneinander 
abweichen.  In  diesem  Falle  kommen  die  Iii r  den  grösseren  Teil  der 
Omnd.stückc  geltenden  gesetzlichen  Vorschriften  znr  Anwendung. 
Hei  gleicher  (ifösse  ist  dasjenige  Oesetz  massgebend,  das  den  grösseren 
Flächeninhalt  für  die  l'.ildnng  eines  eigenen  Jagdbezirk*  erfordert. 
Vergleh he  hierzu  den  Artikel  von  Snuuu-Tii"",  Itodeulung  und 
Elltstehungsgcv  lih  hte  de*  Ocsclze*  Mini  7.  Anglist  1  !*'.''<  (Verwaltungs- 
arehiv  lid.  VIII,  S.  SiMt  >. 

In  das  Handelsrecht  schlägt  ein  das  Ausfiilirung-gesetz  zum 
Handelsgesetzbuch  vom  '24.  September  Ks  ist  erfreulich  kurz 

und  bezieht  sieh  einmal  auf  den  Kr  law»  von  Hestimmnngen  zur  Fest 
Stellung  der  Grenzen  des  Kleingewerbes,  auf  verschiedene  Fragen 
des  Handelsregisters,  auf  die  Verpflichtung  der  Gerichte,  der  Beamten 
der  Staatsanwaltschaft,  der  l'olizei,  der  Gemeindebehörden,  sowie  der 
Notare,  von  den  ihnen  bekannt  gewordenen  Fällen  einer  unrichtigen, 
unvollständigen  oder  unterlassenen  Anmeldung  zum  Handelsregister 
oder  (ienosseiisthaftsieirisrer  Mitteilung  zu  machen.  Audi  eine  Aus- 
kunftsiiflicht  der  Steuerbehörde  ist  statuiert.   Ferner  wird  bestimmt, 

dass  eine  Aktiengesellschaft,  sowie  eine  Kommanditgesellschaft  auf 
Aktien  aufgelöst  werden  kann,  wenn  sie  sieh  rechtswidriger  Hand- 
lungen oder  rnterlassungen  schuldig  macht,  durch  die  das  Gemeinwohl 
gefährdet  wird.  Fher  die  Anflö*nng  entscheidet  im  Verwaltung**!!  vit- 
veifahren  iler  HezirkMUsschuss  in  erster  Instanz.  Für  die  Krhebung 
der  Klage  ist  der  i;egicrnng*|triisideut  zuständig.  Versicherungs- 
verträge und  Verlagsverträge  lM-diirfeii,  wenn  sie  Handelsgeschäfte 
sind,  zu  ihrer  Gültigkeit  nicht  der  schriftlichen  Form.  I»ic  He-tinitnung 
einer  ganzen  Anzahl  von  Vorschriften  ist  königlicher  Verordnung 
vorbehalten,  während  nicht  wenige  r  als  14  ältere  Gesetze  der  Auf- 
hebung unterliegen. 

Nach  ij  :ii>  Alw.  4  des  Handelsgesetzbuch.«  kann  durch  die 
Landesgesetzgebnng  bestimmt  werden,  dass  benachbarte  Orte  oder 
Gemeinden  als  ein  Ort  oder  al*  eine  Gemeinde  im  Sinne  dieser 
Vorschrift  anzusehen  sind.  Von  dieser  Hctugnis  ist  (.ebrauch  ge- 
macht worden  durch  die  Ministerialerl.isse  vom  2.  und  12.  hezeniber 
ls'.ei  ulnst.-Min.-Itl.  S.  :.r,7  und  so:t>.  I'nter  den  Orlen  im  Sinne 
des  *•  .in  befinden  sich  insbesondere  die  Sta.lt  llerlin  und  dessen 
meiste  Vororte  an*  dein  Regierungsbezirke  l'ois.lam,  au*  der  Provinz 
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Hr.nul. ulmrtr,  noch  weiter  die  Stadt  r'iiisienwalde  an<l  die  Land- 
unm-inde  Kolonie  Kiir-t.-nwald«-. 


Aut  ili« -.111  ( i.  hi.  i>t  lediglich  ein  »ii-solz  zu  erwähnen,  näm- 
lich da*  Vinn  2.  Mai  I'.mm»  iibi-r  die  II interzivliung  und  Erhebung 
M> ii  \ erkehrsabiraben  (lies. -S.  S.  Ms  ist  unter  Straf.-  f.- 

stellt  dir  t'iil.  iiirbiiiuiiir,  Abtraben,  die  fiir  die  Ki-nntzniis.'  vmi  W  a*r- 
Mra-M-ii.  Hüten.  Ladeplätzen,  Brucken.  Führen.  W  .ir.  n  und  sonstigen 
Wi  kehrsanlairen  nach  den  von  d.-r  zustündiireii  Behörd«-  erlassenen 
Tarifen  zu  entrichten  sind,  iranz  oder  teilweise  zu  liinti-izii-ln-n. 
Ferner  werden  Zuw  iderhandluiisreii  p-^-n  dir  in  d.u  Tarifen  und 
Aiisfii|irnnc>1ii  stiiniinii>!ti-n  urt-tr<-tl>-n<-n  Anordnuiitrin  über  die  Krhchiinp 
di  r  Vi  rkelirsiibfubi  ii  und  dir  Sicherung  ihn-s  F.iniranjjes  unter  Strafe 
L'i-st.-Ilt:  eiidlieh  .-I«  um.  die  Tat  dessen,  der  wiss,  ntlich  bei  F.rhebunjf 
der  \'i  i  kelii>.il.^.ib.  n  H.  lr.'i<re  einziebt,  die  der  Zahlende  iilierhaupt 
nicht  nder  nur  in  ^''rin^erer  Hülie  schuldet. 

3.  Gerichtsverfassung,  freiwillige  Gerichtsbarkeit,  Proiess. 

I.  Nur  erwähnt  sei  die  Hildmit'  der  Sihwiirporichtc  in  Meinin^en 
und  in  Si  hwarzburp-Liidolstadt.  I»ic  Wrfilpnnsr  des  preiist-ischcn 
Jilstizministcr*  vom  7.  Januar  1  *!•'.»  setzt  die  auf  die  iireiissischen 
Gebietsteile  entfiillende  Zahl  an  (ii  schwnrenen  fiir  die  Sclnvurtrerkhto 
in  Meininp-n  und  in  Schwarzbiinr-Rndolstadt  nach  der  mit  den  hc- 
tiilitrien  Staatsrejrieruntrr-n  jretrnffenen  i'bereinknnft  auf  ■>«  Ge- 
schworene für  Meininiren  und  s  Geschworene  fllr  Schuarzbnrg-Kudol- 
stadt  fest.  Die  Verteilung  dieser  Zahl  auf  die  einzelnen  Amtsgericht»- 
bezirke  ei-fnl(Tt  durch  die  Landpcrichtsprätiidentcn  zu  Meiningen  und 
Kn.b.lstjidt.  I»ie  «itrenanim-  staatsrechtliche  Sonderstellung  dicscr 
(ieriihte  tritt  bei  lleb  -enheil  solcher  Ministerialerlaße  iiuffilllisr  in 
den  Vordergrund. 

In  Ansiiihrnnjr  des  s}  l.Vt  Abs  2  des  GenrhtMcr  fa^uns.'s'rr- 
s.tzes  sind  ein.-  presse  Anzahl  von  Beanitenkate.jrorien  wiederum, 
wie  alljährlich,  zu  II  i  1  fsb.  amt en  der  Staatsanwaltschaft  be- 
stellt. Vei-1.  .Iust.-Min.-Hl.  lsw,  S  !».  K.2,  III.  :II3  und  vom 
Jahre  1 '.H in,  S.  V. 

In  Alwilldernnp  der  Verordnung  betreffend  die  Sitze  und  Be- 
zirke der  Khcinscbifffahrtsjrerichte  vom  1.  September  1*7!« 
bestimmt  die  kmiipliche  V-r  oi  .liiuni:  vom  2<i.  Autnist  l'.NMials  libein- 
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schifffahrtsgericht  erster  Instanz  auch  das  Amtsgericht  zn  Knhrort 
für  seinen  Bezirk  und  die  znm  Amtsgeriehtsbezirke  Duisburg  ge- 
hörigen  Teil«?  des  Ruhrorter  Hafens. 

Eine  tiefeinschneideiide  gesetzirelK-risriw  Handlung  war  das 
Landcsgesetz  vom  1:1.  Juli  IM'1.',  betreffend  die  Versetzung;  richter- 
licher lieauiten  in  den  Ruhestand  jiios.-S.  S.  1J:>).  Kichterlielie 
Beamte,  die  vor  dem  1.  Januar  11«iO  das  <"..  Lebensjahr  vollendet 
haben  werden,  können  mit  ihrer  Zustimmung'  durch  königliche  Ver- 
fügung mit  dem  Ablaufe  des  ::i.  Dezember  \x'A>  in  den  einst- 
weiligen Ruhestand  versetzt  werden.  Sie  beziehen  in  diesem  Falle 
bis  znm  :il.  LVzembor  liHUi,  auch  wenn  sie  vorher  dienstunfähig 
werden,  das  Dicnstcinkouinien.  das  ihnen  vom  1.  .lanuar  Iimmi  ab  zu- 
stehen würde,  einschliesslich  des  bisherigen  Wohnungsgeldzusehusses 
unverkürzt  als  Wartegeld.  Nach  Ablauf  der  Zeit,  wahrend  deren 
die  dichter  das  Wartegeld  beziehen,  treten  sie  in  den  endgültigen 
Ruhestand  und  erhalten  die  Pension  mit  iler  .Massgabe,  dass  sie.  ohne 
Rücksicht  auf  die  Dauer  der  Dienstzeit,  auf  '  ,  des  pensiousbereehtigten 
Diensteinkomiiiens  zn  bemessen  ist.  Von  di.'sem  (««•setze  wurde  sehr 
viel  Gebrauch  gemacht,  da  eine  Anzahl  -von  Richtern  den  einst- 
weiligen und  dann  den  endgültigen  Ruhestand  einem  Einleben  in  da» 
uene  bürgerliche  Recht  vorzog. 

Hinsichtlich  der  Dienstaufsicht  über  di<-  (leschiifisführuiig  der 
liewerbegerichte  hat  der  Handelsminister  und  der  Minister  d.'s 
Inueni  eine  Verfügung  vom  '■»>.  Mai  Iw'.e.i  erlassen.  Danach  sind 
die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Aufsicht  in  Gemcindean- 
gelegenheiten  an  sich  und,  soweit  besondere  Bestimmungen  nicht 
entgegenstehen,  auch  für  die  Cesthiiftsflihrung  der  liewerbegerichte 
massgebend,  da  diese  im  allgemeinen  als  Glieder  iles  (iemeittde- 
orgauismus  erscheinen.  Demzufolge  ist  bei  (iewerbegeruhten.  die 
nur  für  den  Umfang  von  Landgemeinden,  Ämtern  der  Provinz  West- 
falen und  Bürgermeistereien  der  Rhcinprovinz  errichtet  sind,  gemiiss 
8  24  des  Zuständigkcitsgesetzes  in  erster  Instanz  der  Landrat  als 
Vorsitzender  des  Kreisatuwchnsses,  der  Regierungspräsident  in  höherer 
und  letzter  Instanz  als  znr  Dienstaufsicht  berufen  anzusehen. 

Einige  weitere  Erlasse  hangen  mit  der  ominöseu  Einrichtung 
der  juristischen  Examina  zusammen.  Da  wird  vorerst  durch 
den  .Instizminister  am  t>.  März  lH«i«i  bestimmt,  dass,-  wer  die  erste 
juristische  Prüfung  nicht  bestanden  hat.  nach  Ablauf  .-in.'s  auf  Ii 
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Iiis  12  Monate  zu  bestimmenden  Zeitraums  an!"  seinen  Antrat:  zu 
einer  einmaliu'en  W  iederholuni:  iler  l'Hlfunir  zuzulassen  ist.  sofern 
•T  liaeliueist,  das»  >  r  ein  Semester  dem  fortgesetzten  Keelitsstudium 
mit"  einer  l'niv.  i>ität  gewidmet  hat.  Huren  einstimmigen  Beseliluss 
di  r  1  'cli fti iiir^ki miini«— i<<ti  kann  a>  das  weitere  lierlitsstuditim  erlassen 
lllid  b)  die  Wiedel  liolnn;.'  der  I'riifnnsr  auf  den  neliriftlirhen  oder 
niiindlii  In  n  Teil  beschrankt  oder  auch  nur  eine  der  \Vrgfinstijruniren 
zu  a  und  Ii  bewillijrt  werden.  Sodann  liat  der  .Instizminister  am 
l-i.  Mai  1  ■*!>!'  die  dringende  Mahnunir  und  Vorschrift  erlassen,  dass 
neben  den  Disziplinen  des  I'rivatrerht*  und  der  Kerht.«ge*chii-hte 
diejenigen  des  h 1 1 e ii 1 1  i e h e ii  lierlits,  insbesondere  Stralreeht,  Straf- 
jnnzess,  Kirrheiirei  hr.  Staatsrecht  und  Volkerreiht,  sodann  die 
t.nindlap-n  des  VerwiilltuiKsreehts.  der  Nationalökonomie  und 
der  Kinanzwisseiisi  hatl  weder  im  Studium  iioi-Ii  in  der  I'rfitimir  ver- 
nachlässigt werden  dürfen.    Für  das  Studium  des  öffentlichen  Kernt* 

wild  tliieli  die  eine  oder  andere  I  ImnL'  Hellen  zivilprozessnalischeii 
(  imneeii  atisdt  lieklii  Ii  empfohlen.  I»ie  Kntselieiduntr  des  Vorsitzenden 
der  l'rilfunc^'iimiiisHuii  über  da«  V»rliep»n  eines  ordiiniur-iuilssijMi 
Hei  lit^tndilims  hat  am  Ii  die  Disziplinen  des  öffentlichen  Hechts  ent- 
sprechend ZU  bcl  tlcksii  htiuetl. 

Kndlieli  gehört  in  diesen  Kähmen  der  Staatsvertrap  zwischen 
Pretissen  und  Anhalt  vom  11.  Dezember  IS'.Ü".  der  die  Vorberoitumf 
und  l'riifuiie;  anhaltisehcr  Ki-ferendare  Iii r  den  höheren  Verwaltungs- 
dienst betrifft  ((ie*.-S.  S.  33). 

Kille  weitere  lillippe  Von  neuen  Kei  htsvoix  hriltcll  betrifft 
Berlin  und  seine  rinsrebiiii"-.  Hie  viel  aneetoi  bleue  lierichts- 
oriranisation  vom  Iii.  September  ist  in  der  (iesetzsainnilntic 

S.  :i:>l  publiziert.  I »anrieh  wird  in  Berlin  t'harlotienhur)!;  ein  Land 
•reriibt  III  errichtet.  Amtsgerichte  werden  errielitet  in  Berlin- 
Keinii  kendorf  mit  der  Bezeh  linnnir  Berlin-Weddin^.  in  Berlin-Schöne- 
liei  jr,  in  tirosslieliterfelde,  in  Lichtenberg,  in  Neuweissensee  und  in 
I'ankow,  Durch  .liislizministerialverfilfniiii.'  vom  4.  Dezember  1«'!' 
wird  die  t'bertrajrttntr  der  Ke<risterflilirmi!r  für  den  Bezirk  des  Amt»- 
(feriebts  II  in  Berlin,  sowie  für  die  Hezirke  der  Amts^eriihte  in 
fbailotteiibuiL-  und  Kisdorf  auf  das  Amtsgericht  T  in  Berlin  aus- 
gesprochen. Ktidlii  b  w  erden  die  Befugnisse  <\f>  Amtsgerichlspräsiilciitcli 
bei  dem  Amtsgericht  I  in  Berlin  in  Anireletreiilieiten  der  Justizver- 
waltung besonders  fixiert  |.liist.-.Min.-BL  S.  559),    Abgesehen  von 
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allgemeinen  Vcrwalluiigsatigelegenhciten  werden  Ilechnung,- 
revisiotisgeschäl't,  die  Kassenrevisionen  iiml  das  Kosten-  uinl  (Jerirhts- 
vollzieherwesen  neu  «••»i-firelt,  die  Verfügung  über  die  Funds,  die  lie- 
fngnis  zu  (ie.«  lii>ttsrevi^i..nen  und  die  1'hVge  des  Kcehtshilfcverkehr» 
in  detaillierten  Vorsi hriflcn  gcordiiel. 

Eine  Bolmetscherordnung  vnm  1*.  Hczcuiber  1M»!<  hat  der 
Justizminister  an  Stelle  einer  solchen  vom  2-i.  April  1ms(5  erlassen 
(Just. -Min. -Bl  S.  sr»«'» i.  Jianach  kann  als  Dolmetscher  ernannt  werden, 
wer  als  «ierichtsschreiber  oder  als  (Wichtssehreibergehilfe  auf  Lebens- 
zeit angestellt  ist  und  die  iKdnietsi  li.«r|»»  Ufiinvr  he>tanden  bat,  tibcr 
die.  Miwie  über  die  Zulassimg  zum  Vorbereitungsdienste  sieh  die 
meisten  Vorschriften  verhalten.  Wir  die  1  "riifuiipr  bestanden  hat. 
erhalt  hierüber  ein  von  dem  Oberlandesgeriehtsprasidenten  auszu- 
stellendes Zeugnis,  der  auch  die  Dolmetscher  ernennt.  Auch  die 
tielialtsverbaltnisse  werden  zum  Teil  geregelt,  die  Anwartschaft  auf 
das  IWnietscheratnt  und  die  Beschäftigung  näher  angegebener  Justiz- 
an warter  als  Hilfsdolmetscher.  i'ber  die  Flage,  ob  naeh  dem  gellenden 
Kechte  der  bei  der  Errichtung  eines  Testaments  oder  Erb  vertrag* 
mitwirkende  tierichUschreibcr  zugleich  den  l>ien.-t  als  Dolmetscher 
übernehmen  kann,  sind  Zweifel  entstanden,  jene  Frage  aber  zu  verneinen 
gewesen.  Hierüber  verhält  sich  der  Erlas«  des  Justizmiuistcrs  vom 
14.  März  l!<i>0  (.Inst. -Min. -Bl.  S.  *<>).  In  den  Ii.- reich  der  (icrieht*- 
verfaasung  gebort  dann  auch  noch  eine  Verfügung  derselben  Zentral- 
twhörde  Tom  5.  Februar  l!H)<t  (.lust.-Min.-Bl.  S.  4-S).  Sie  betritTt  die 
Auswahl  der  als  Sachverständige  für  gerichtliche  Angelegenheiten 
zu  beeidigenden  Personen  und  die  Beeidigung  selbst. 

II.  Eitlen  breiten  Kaum  nehmen  die  Vorschriften  ein.  die  die 
freiwillige  (ierichtsbarkeit  betreffen,  selbst  wenn  man  von  ver- 
hältnismässig untergeordneten  Fragen  absiebt,  wie  z.  Ii.  der  Her- 
stellung von  Siegeln  für  l'rknnden  der  freiwilligen  Gerirhudmrkeit 
(Just.-Min.BI.  S.  4.\  Verfügung  vom  24.  Januar  r.'Wi.  An  erster 
Stelle  ist  zu  nennen  das  preusslsrhe  (iesetz  über  die  frei- 
willige Gerichtsbarkeit  vom  21.  September  IS'.''.«  tUes. -S.  S.  24!»!, 
dag  sich  an  das  Kejchsgesetz  über  denselben  liegfiiMand  vom  17.  Mai 
18HH  anlehnt,  bezw.  zn  seiner  Ausführung  und  Ergänzung  bestimm« 
ist.  Bearbeitet  ist  es  von  <_'.  Kunz.  H.  Wh.wti\  Is'.ik.  Von  all- 
gemeinen Vorschriften  abgesehen,  die  verschiedene  Iicchtsuiaterien 
ergreifet),  ist   die  Kegelnilff  der  Nachlas-  und  'IVitnncssichen,  des 


TM 


li->.'1ZL'«-ti!int'  nml  Literatur. 


Vertrags-  mi-l  «iliterrechtsregister*,  des  Schiffsregisters  und  der 
Handelssachen  im  »Dircmtriiieii  geordnet,  während  nher  gerichtliche 
nii'1  n.itarif  lle  Erkunden,  über  andere  Erkunden,  Uber  Kechnsgcsthäfte, 
über  die  äussere  Form  und  Vernichtung  der  Erkunden  Mich  weitere 
\'ol  *.  Iirifti  u  verhalten.  Auch  das  Verfahren  hei  der  freiwilligen 
(,'i-rifhtlii  heu  Versteigerung  von  Grundstücken,  die  Amt.sstcllung  der 
Xniare,  die  Aufgaben  von  tu  Minderen  Gerichten,  die  Mit  wirkung  der 
Ii.  iin  iiidelM-amten  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen  <;ericht«barkeit, 
sie  alle  werden  Iiier  zum  Gegenstände  Sorgfältiger  Keehtsregeln  ge- 
macht, die  a»«er,  wie  wir  gleich  helu-n  werden,  zu  ihrer  endgültigen 
Haiidhahnng  noch  weitere  Vorschriften  bedurften.  So  hat  zur  Aus- 
führung der  die  Amtssullmig  der  Notare  lielretTeiidcii  Vorschriften 
des  preiKMM  heil  Gesetzes  über  die  freiwillige  (>crich(sbarkeit  der 
.Jnstizmintster  die  Verordnung  vom  21.  Dezember  l.s'.<!«  erlassen 
müssen,  die  über  die  Ernennung  <ler  Notare,  über  Führung  der 
Register  und  dea  Verwahrniigshnchs,  iiher  Dienstsiegel,  Deiirluubung 
und  Vertretung  Vors,  brüten  gibt.  Ebenso  ist  als  eine  Ergänzung 
jenes  Gesetze*  zn  betrachten  der  Erla*6  des  .liistizininiRters  vom 
><K  Dezember  ls'i'.i  (.hist  Min.-Bl.  S.  M'i.)  Uber  das  Verfahren  und 
die  Gebühren  der  Doiigerichte  im  Geltungsbereiche  des  All- 
gemeinen Eaiulmhts;  denn  wenn  diese  Vorschriften  auch  mit  ver- 
anlasst sind  durch  die  liest imintingeii  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs 
(vergl.  5i  liM'.Oi.  so  gehört  doch  der  ganze  Erlass  in  die  Hcchtsmaterie 
der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit.  Im  ersten  Abschnitte  wird  die  Be- 
setzung der  Dorfgerirhte  geregelt,  im  zweiten  deren  Zuständigkeit 
zur  Vornahme  von  Handlangen  der  freiwilligen  Gerirlil*barkeit.  Del 
dritte  bis  fünfte  Abschnitt  hat  das  Verfahren  hei  Sicherung  des 
Nachlasses,  hei  Aufnahme  von  Vermögensverzei.  hnissen,  bei  frei- 
willigen öffentlichen  Versteigerungen  beweglicher  Sachen  zum  Gegen- 
stände, der  sechste  bis  achte  Abschnitt  handelt  von  der  öffentlichen 
Verpachtung  an  den  Meistbietenden,  vou  der  Aufnahme  von  Taxen 
und  den  den  Dorfgerichteii  zukommenden  Gebühren  nnd  Auslagen. 
Besonders  wichtig  ist  die  Tätigkeit  der  Gemeinde-  und  Gutsvorsteher, 
wenn  sie  hei  Errichtung  von  Testamenten  mitwirken;  hierüber  verhüll 
sich  der  Erl«»*  des  .Iiistizmiimters  und  des  Ministers  des  Innern  («m 
2:1,  .luni  l'.'On  lAnl.  .1  nst  -Min.-Hl.  No.  :J2).  Besonder»  dankens- 
wert erscheinen  die  ttlr  die  Praxis  massgebenden  Muster  zu  einem 
Protokolle  iiher  die  Errichtung  eines  Testament«,  sei  es  durch  münd- 
liche Erklärung,  sei  es  durch  E hergäbe  einer  Schrift. 
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Nach  $  4h  des  Keichsgesetzes  über  di«*  Angelegenheiten  der 
freiwilligen  Cierichtsbarkeit  vom  17.  Mai  lS!»S  haben  die  Standes- 
beamten dem  Vormunilsehaftsgerichte  Anzeige  zu  erstatten:  1.  wenn 
bei  ihnen  der  Tod  einer  l'erson  angezeigt  wird,  die  ein  minderjährige.-. 
Kind  hinterlassen  hat:  2  wenn  bei  ihnen  die  tieburt  eines  eheliehen 
Kindes  naeh  dem  TiMle  des  Vaters  oder  eines  tinehelieheil  angezeigt 
wird;  :t.  wenn  viir  ihnen  von  einer  Frau,  die  ein  minderjähriges 
Kind  hat,  eine  Ehe  geschlossen  wird;  4.  wenn  bei  ihnen  die  Anf- 
lindnug  eines  Minderjährigen,  dessen  Familienstand  uicht  zu  ermitteln 
i«t.  angezeigt  wird.  Zur  A u s l'il h r u n g  dieser  gesetzlichen  Vor- 
schriften haben  der  Minister  des  Innern  und  der  Just izuiinister  »m 
•J't.  November  (Min. -Hl.  d.  i.  V.  S.  2l  best  i  mint ,  dass  die 

Standesbeamten  sieli  bei  der  Erstattung  der  Anzeige  hinsichtlich  der 
eisten  ■>  Fälle  eines  bestimmten,  beigefügten  Formulars  zu  bedienen 
haben,  während  für  die  selteneren  Fülle  des  4.  Falles  ihnen  die 
Fassung  der  Anzeige  iilwrlassen  bleibt.  Die  Anzeigen  sind  von  den 
Standesbeamten  in  der  Kegel  dem  für  ihren  Amtssitz  zuständigen 
Amtsgerichte  unmittelbar  einzureichen,  welches  sie  im  Falle  seiner 
rnzustandigkeit  an  das  zuständige  tierieht  weiterliefördert.  Die 
Verfügung  des  Justizministers  vom  2.Y  Mai  l'.'iHi  (Just. -.Min. -DI.  S.  12S| 
über  Mitteilungen  der  Amtsgerichte  an  die  Steuerbehörden  Über 
die  Verhandlungen  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  ändert  eine  bisher 
hierüber  massgebende  Bestimmung  der  Jiistizministerialverfilguug 
vom  I.j.  November  1M>4  ab.  1  li-n  Steuerbehörden  sind  nunmehr 
fortlaufende  Verzeichnisse  der  von  den  Amtsgerichten  aufgenommenen 
Verhandlungen,  in  denen  Rechtsgeschäfte  der  nicht  streitigen  fie- 
richtsbarkeit  benrkundet  sind,  mitzuteilen,  mögen  diese  Verhandlungen 
selbständig  oder  aus  Anlass  der  Dearbeitnng  einer  anderen  liechts- 
angelegenheit  ( Vormundschaft»-,  Nachlass-ache  etc)  aufgenommen 
seiu.  Von  der  Eintragung  in  die  Verzeichnisse  bleiben  jedoch  aus- 
geschlossen letztwillige  Verfügungen;  Rechtsgeschäfte,  die  ausschliess- 
lich nichtvermögensrechtliche  Angelegenheiten  betreffen;  Verträge, 
die  lediglich  die  F.inführnng  der  Ausschliessung  der  liütergeniein- 
sehaft  zum  liegenstande  haben;  Vollmachten;  Wechselproteste;  Krb- 
aiiseinandersetzntigen,  wenn  zum  Nachlasse  weder  Grundstücke,  noch 
ein  gewerbliches  Anlage-  oder  Betriebskapital,  noch  ausstehende 
Forderungen,  noch  Wertpapiere  gehören;  endlich  Verhandlungen, 
bei  denen  der  Wert  de«  Gegenstandes  nach  den  für  den  Ansatz  der 
tierichtskosten  maßgebenden  Vorschriften  :jnn  Mk.  nicht  «».ersteigt. 
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< ■  Hibl'alW  einen  Austin»*  der  freiwilligen  <«•! ichtsbarkeit  stellt 
dar  die  Führung  der  iJoliossenschat'tsregister.  Aber  die  sieh  der 

Heschln«*  de»  Hiindesrnts  vom  1.  Juli  IM«'  (li.-<;  -Hl,  S.  :M?)  verhalt 
und  in  Krgänznng  dessen  der  Krlnss  des  pieits* ischcn  Justizniinisteis 
vi.tii    M   November    1-!".»   I.Iil-t.-MiD.-Hl.    S.  rrgnngell   ist;  die 

Kiiliruni'  des  Vertrags-  und  <i  lltcrrocht  si  egist  er»,  Uber  die 
»ich  'Üe  Verlliirun;;  de*  .lustiziuinister*  vom  rt.  November  IM«» 
iJuM.-Min.-Itl.  S.  2!»!»l.  sowie  des  Handelsregister»,  über  die  sielt 
desselben  Minist  er»  Krlnss  vom  7.  November  ls'.«i  Just.-Miii.-Hl.  S.  :ll:!> 
austübrlieb  verhält.  Am  12.  Juni  l!««»  ist  dem  Wunsche  einesteils 
des  Hiindelstands.  das*  bei  Verfiffentlirhnng  'ler  Kintragiingen  von 
F.inzclliniieii,  offenen  Handelsgesellschaften  und  Konimanditgesell- 
sehaften  in  das  Handelsregister  auch  der  von  ihnen  betriebene 
<ies.  haftszweitr  ls-kannt  iremacht  werden  möge,  Koclmung  getragen 
(-lust.-Min.-HI.  S.  4:»!«).  I  ber  die  Führung  des  Sc  Iii  ITsreir ist  er» 
verbiilt  sieb  die  Verfügung  vom  11.  Dezember  1h'.»!»  i  Just.-Min.-HI. 
S.  7"».!).  I»ie  Vorschriften  sind  not wendig  geworden  teilweise  infolge 
des   S;  lit  lies  Flaggeilgesetzes  vom  '22.  Juni  1M»!»  und  teilweise  iu- 

folire  des  sä  VJßi  des  liesetzes.  betreuend  die  inivatreehtliihen  \>r- 
hältni»se  der  Hinnensehiiftahrt,  vom  1'»  Juni  IM'-'..  Danach  gliedert 
sich  die  Verfügung  in  Vorschriften  über  Allgemeines,  Uber  SeesrhinV 
rejrister,  Hinnenschiffsregistor  und  Srhül'surkiitidcu. 

Heinerketiswert  sind  weiterhin  da*  A  nsfiihriingsgcsetz  zum 
Hcichsgosetz  über  die  '/.  wa  n  g  s  ve  rs  t  eige  rn  n  g  tmd  Zwangs- 
verwaltung  vom  SA.  September  IM«»  UÜ-s.-S.  S.  2'.'1>,  wahrend  die 
ticscluiftsfiihrung  der  Verwalter,  die  bei  der  Zwangsverwaltnng  be- 
stellt  werden,  und  die  Verglimm.'  der  Verwalter  auf  Urund  des  Kin- 
führun:rsgesetzes  zum  Heirhsgesctze  Uber  die  Zw angsverMeigermnr 
und  Zwangsverwaltnng  vom  24.  Miirz  1M»7  geregelt  wird  durch  die 
Verordnung  vui  M  Dezember  IM»!»  (.1  Us.t  -Min.-I51.  S.  7!<1).  Audi 
ober  flen  Inhalt  der  Hestimmiwir  des  VerMojgi-rungMrrmins  hei 
Zwangsversteigerungen  von  lirnndstnckon  ist  am  7.  Iiczeiuber  des- 
selben Jahres  (Just. -Min. -Hl.  S.  7!Mh  Anordnung  getroffen  worden. 
Die  Mitteilungen  an  Heilerden  bei  der  Zwangsvollstreckung  in  das 
nnbeweL'liehe  Vermögen  sind  angegeben  in  der  Verfügung  vom  !>«•- 
zember  IM«»  i.lust  -Min.- Hl  S.  sti-Ji. 

Kill  anderes  (ö-setz  benint  die  Ansfilhru tif  der  Iteiehs- 
irrniidbnrbordiiiing    und    ist    datiert    vom   2'S.   September  IM«' 
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nies-S.  8.  :H>7».  Auf  eirund  de>  Artikel,  l>«i  de-  K  -Ii.  z.  R  tS.-U. 
nml  einzelner  J'araifi-»|>ln-]i  der  lirundbutuordnung  (2,  -ti,  *7,  !M>,  !H  | 
ist  die  königliche  Verordnung  vom  V).  November  lsii'.i,  betreffend 
•la*  «irundbnchwescn,  (Ilis.-S.  S.  -"•  1  •  •>  ergangen,  die  zusammen  mit 
den  gedachten  Vin>rliriltt-n.  sowie  den  zur  Ausfhhrung  der  Artikel  -(. 
14  und  -W  der  letztgenannten  Verordnung  vom  l.S.  November  1  *'.♦!• 
(Jii.-t.-Jlin.-Ul.  S.  :U7j  ein  lianzes  bilden.  Alle  auf  das  lirundbu.  h- 
recht  bezüglichen  Vorschriften  der  Berichtsjahre  sind  damit  ihm  Ii 
nicht  erschöpft.     Auf  (inind  des  Sj  1  Abs.  2  und  der  — •,~  der 

lirniidbuchordnnng.  sowie  de»  Artikels  2!»  des  Aiistührnngsgrsetzes 
vom  2<l.  September  lM'M  ist  vielmehr  noch  die  Ornndbmhordnnng 
ausgeführt  wurden  dun  h  Verfügung  vom  20.  November  lsi'i'  'Jn-t  - 
Min.-Bl.  S.  :i4!M.  und  es  ist  auf  «.rund  des  letztgenannten  Artikels  2!» 
auch  Anordnung  getroffen  über  die  Eintragung  der  Anerbcn- 
gntseigeiiRchaft  bei  Anerbengiitern  im  Sinne  des  Gesetzes  vom 
2.  Juli  lsus.  So  bestimmt  <lie  Verfügung  vom  22.  Januar  l'.Nio 
(Just.-Min.-Hl.  S.  :I4). 

Es  gehören  n'H-h  in  diese  Ornppe  der  Erlas-  des  Finanzministeis 
vom  lö.  Ihv.eniber  1*!»'.»  Uber  das  llinferlegnngswesen  Min.-lil. 
d.  i.  V.  S.  .'»)  und  die  Ausführung  eines  Teils  der  Hinterlegung-ordnung 
vom  2f>.  l)ezeml«'r  1SH!»  (JiiM.-Min.-Bl.  S.  s7<l).  Es  bamlelt  sieh 
insbesondere  um  die  vorläufige  Verwahrung  bei  den  Amtsgerichten 
nach  Massgabe  des  ij  1  der  Hinterlegung-ordnung  und  um  die  Hinter- 
legung von  Wertpapieren  und  sonstigen  Urkunden  bei  den  Amts- 
gerichten. 

I>ie  tiebiihivn  für  die  gerichtlii  he  oder  notarielle  Beglaubigung 
von  Antrafen,  die  sieh  auf  das  Kcichsschuldbu«  h  oder  das 
StaatHschnldbiich  beziehen,  sollen  bei  Beitrügen  bis  2M<'<»  Mk. 
nicht  mehr  als  1.50  Mk.  und  bei  Beitrügen  über  Uimmi  Mk.  nicht 
mehr  als  :t  Mk  betrafen  (Verfügung  vom  Juli  1*'.'".  .Tust.-Min.-Bl. 
S.  24r.). 

I>a*  Jlilitärrceht  berührt  in  Verbindung  mit  einer  Krage  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit  die  Verfügung  vom  i:i.  Juli  ls'.if  i  Just.- 
Jlin-l'.l.  S.  1!»;>).  Es  handelt  sieh  um  die  Löschung  der  hypo- 
thekarischen Eintragungen,  die  zur  Sicherst  eil  n  ng  des  v.-n 
Offizieren  bei  der  Verheiratung  nachzuweisenden  Privat - 
einkonimen*  bewirkt  sind.  Ks  werden  die  zur  Erteilung  'bi 
Zustimmung  zur  Löschung  zuständigen  Behörden  aufgeführt  und  den 
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(..■[irhlsli.-liMnl.-ii  dies.-  Anordnung  /in  Kenntnisnahme  und  IUn.htnng 
mitgeteilt 

Kndlkh  vi  Iii.)  noch  dir  Vertilgung  vom  lt.  Ik-zeniber  ]••".".» 
et -wähnt,  weh he  die  g>-,, hättli.  In-  Behandlung  gewisser  Angelegen- 
heiten bot  rillt,  die  iu  den  Artikeln  10,  IU,  11  der  königlichen  Ver- 
ordnung zur  Austühi  iiiig  des  Bürgerlichen  (».set/buchs  vom  lti.  No- 
vember IM'!,  bezeichnet  sind  i.Iiist.-Min.-ül.  S.  7NJ).  Et  hand.-lt  sich 
hier  tun  üi-micIic  zur  De  f re i  11  ng  einer  Frau  vom  Khehindernis 
der  mangelnden  F.hemnndigke it.  von  den  Fhehindernissen  des 
Hli.-l.rurh>,  um  liesii.l.e  zwecke  Ehelichkeitserklärung,  um  solche 
zweck*  Befreiung  v<.»  dein  zur  Annahm)-  an  Kindes  Statt  erforder- 
li.-l.en  Alt-r  et.  .  (!-!ä  V.m.  IUI -2.  172U.  174.'.  Ii.  ti.-lt.i. 

III.  Vm  i  1">7  Ah*.  4  der  Zivilprozessordnuug  ist  die  Vertilgung 
vom  2'<  .September  1  sie*  über  die  <  i  est  a  1 1  u  ng  des  mündlichen 
Verhandeln*  vor  Gericht  ergangen.  Bekanntlich  ist  die  Tätig- 
keit der  sogenannten  Winkelkonsulenten  zum  tiogetistÄndc  ge- 
M-t/gobcriselicr  Massnahmen  gemacht  worden.  Bedenklich  ist  dabei 
nur,  duss  die  zum  Verhandeln  vor  Gericht  zugelassenen  Winkel- 
konsulenten in  Anitsgrriclit-saclieii  eine  dem  Atiwalte  mitunter  gleich- 
geordnete Stellung  einztinehmen  in  der  I-age  sind.  Die  gedachte 
Verfügung  hestimnit  nun  folgendes:  Die  Erlaubnis  zum  mündlii-heii 
Verhandeln  vor  Gericht  ist  v.u.  der  Justizverwaltung  nur  zu  erteilen, 
soweit  hierfür  ein  Bedürfnis,  Mit  lieft.  Die  Erteilung  erfolgt  ffir 
1  Amtsgericht,  ausnahmsweise  ain-h  für  J  ixlvr  mehrere  Amtsgerichte 
.lesseihen  I.andg.-i ichtsbrzii k<  s  durcli  den  Landgericht*pli'isidenteii. 
Die  Gesuche  sind  mit  einem  selbst  verfassten  und  wlh*t(?es.  lirielM'lu-n 
Lebenslaufe  Lei  .lern  aufsichtführenden  l.'ichter  des  Amtsgerichts  ein- 
zureichen. Dieser  üherseiidel  das  (iesuch  nach  Anhörung  der  Orts- 
polizeibehörde  und  gc.-ign.tenfulls  nach  Anstellung  weiterer  Er- 
mittelungen mit  einer  gutachtlichen  Äusserung  filier  die  Dcdilrfnistragc 
und  über  die  l'ersoli  des  <  .esuchst.  Hers  dem  Landgeriehtsprüsiilenten. 
Ist  der  aufsichtsfiihri  nde  Hirhter  nicht  ProzeRsrichter.  so  ist  eine 
Äusserung  des  letzteren  beizufügen.  Durch  diese  strenge  Vorschrift 
ist  allerdings  die  liefahr  verringert,  dass  ungeeignete  oder  unzuver- 
lässige Elemente  als  l'rozossvertreter  anerkannt  werden.  Diese  l'er- 
soneu.  denen  das  mündliche  Verhandeln  vor  Gericht  gestattet  ist, 
sind  im  dienstlichen  Verkehre  als  l'rozessageuten  zn  bezeichnen. 
Da  aber,  wie  alle  Menschen,  so  auch  ein  Landgerichtspräsideiit  irren 
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kann,  ist  Vorsorge  dafür  getroft'en.  das»  nötigenfalls  eine  Kemedur 
eintritt.  Macht  nämlich  ein  Richter  des  Amtsgerichts  Wahrnehmungen, 
die  geeignet  sind,  Zweifel  an  der  Befähigung  oder  Zuverlässigkeit 
eines  I'iozcssagciiten  zu  begründen,  «.»  hat  er  hiervon  durch  Ver- 
mit  leimig  des  Hiifsirhtsführcndcii  Amtsrichters  dem  I.andgcrichts- 
präsidenten  Anzeige  zu  machen.  Die  erteilte  Erlaubnis  kann  von 
diesem  letzteren  jederzeit  zurückgenommen  werden,  aber  nicht  ans 
dem  Cirunde,  weil  das  bei  der  Erteilung  der  Erlaubnis  vorhandene 
Bedürfnis  später  weggefallen  ist. 

Das  Ansfiihrungsgesetz  zum  Reichsgesetz  vom  17.  Mai 
betreffend  die  Änderungen  der  Zivilprozessordnnng, 
ist  am  22.  September  1W»1»  ergangen  (Ges.-S.  S.  ->»4|.  Im  Art.  7 
diese«  Ciesety.es  ist  eine  Neuredakt iun  des  Ausführungsgesetzes  zur 
Z.-l'.-O.  vorgesehen.  Sie  ist  erfolgt  und  bekannt  gegeben  in  der  Ge- 
setzsammlung S.  :!s.S. 

Auf  Grund  der  Z.-l'.-O.  Sjjj  HIV  «7f»  und  des  B.  G.-Il.  Sä  l> 
N".  1  ist  die  Verfügung  vom  2S.  November  IHM  I.Inst.-Miu.-Bl. 
S.  :l*rt)  über  da»  Verfahren  bei  Entmündigungen  wegen  Geistes- 
krankheit  oder  wegen  Geistesschwäche  ergangen.  Hier  ist  im  einzelneu 
die  Tätigkeit  der  Staatsanwaltschaft,  sowie  die  des  Gerichts  geordnet, 
während  allgemeine  Vorschriften  von  Bedcutuug  beigefügt  werdeu, 
insbesondere  die  schleunige  Erledigung  der  A nl rüge  auf  Ent- 
mündigung besonders  eingeschärft  ist.  Auf  Ornnd  des  Sj  «Hil  Z.- 
l'.-O.  ist  feiner  bestimmt  worden,  dass  das  Amtsgericht  I  Berlin 
zuständig  ist  für  die  Todeserklärung  von  preußischen  Staats- 
angehörigen, die  einen  Wohnsilz  im  Deutschen  Reiche  nicht  gehabt 
haben  (Jnst.-Min.-Bl.  S.  :ts7,  Verfügung  vom  27.  November  IM»'.»). 
In  Verfolg  der  tjjj  2<iS--2l:J  Z.-l'.-O.,  der  Strafprozessordnung  §  ;i7, 
des  Reichsgesotzes  über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit 5j  Di  Abs.  2  nnd  -\  und  des  über  denselben  Gegenstand 
handelnden  prenssischen  Gesetzes  Art,  1  ist  die  Verfügung  vom 
H>.  Dezember  1M1»1»  vom  Justizminister  erlassen  worden.  Es  handelt 
sich  um  die  von  Amts  wegen  zu  bewirkenden  Znstelinngen  und 
Bekanntmachungen  gerichtlicher  Behörden.  Die  Tätigkeit,  des  Ge- 
richtsschreibers  und  des  Gericlitsdieners  bei  diesen  Akten  werden 
eingehend  geregelt,  indes  allgemeine  Vorschriften  die  grundsätzlichen 
Fragen  erörtern.  In  Strafsachen  hat  danach  bei  Zustellungen,  die 
von  der  Staatsanwaltschaft  veranlasst  werden,  der  Sekretär  der  Staats- 
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anwalt*chaft  dit-  den  i  icrichissihreiberu  obliegenden  Verrichtungen 
wahrzunehmen.  In  Angclegy  nheilcn  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit 
wird  in  der  liegt  1  durch  I  hersenden  mittel!»  einfachen  Briefes  oder 
durch  Hehändignng  ohne  Beurkundung  die  liekanntmarhnng  gericht- 
licher Verfügungen  ausgeführt.  \\  ichtigere  Briete  müssen  einge- 
-eliriel.en  sein.  In  gewissen  Fallen  sind  die  v«n  Amt*  wegen  er- 
folgenden  Zustellungen  dnreli  tierieht>diener  zn  bewirken.  Auch  sonst 
bar  das  Zustellung»w<  «en  in  den  fti-vi<  lit f jähren  mehrfache  Erlas-e 
der  .Instizbehioden  veranlasst,  die  iedoi  Ii  hier  nicht  erörtert  werden 
«ollen.  Krwiihnt  mag  aber  noch  werden,  da**  über  da*  Verfahren 
bei  der  Zuziehung  von  Sachverständigen,  die  in  einem  anderen  Bundes- 
staate wohnhaft  sind,  die  Verfügung  vom       .luli  llMHi  (Just.  Min  -Hl. 

s.  .vr,,  sieh  verhält. 

4.  GerichUschreiberei.    Kosten-,  Kauen-  und  Stempelwesen. 
Gerichtsvollzieher. 

Sendern  es  in  l>eiitsi  bland  im  Titel wc<en  so  weit  gekommen 
ist,  das*  jüiig»t  in  ]  >nrni<.tadt  bereits  ein  llofmarmurist  eniannt 
wurde,  würde  man  sieh  einer  rnterlassnug  schuldig  machen,  wollte 
man  nicht  die  Verfügung  des  .Iiisiizminister*  vom  1.  .lanuar  IM»'.' 
über  den  Amtstitel  der  Krslen  Ii  «rieht  «schrei  her  und 
Sekretäre  (Just. -Min. -Iii.  S.  2)  erwähnen.  Hie  Ersten  (icrichls- 
Mhreiher  bei  den  l  »berlandcsgv Hebten,  den  Landgerichten  und  den 
mit  mehr  als  4  Richtern  besetzten  Amtsgerichten,  sowie  die  Ersten 
Sekretäre  bei  den  Oberstaatsanwalts!  haften  und  Staatsanwaltschaften 
führen  von  nun  an  den  Amtstitel  _«>bersekretai-.  I He  bewährte 
Tätigkeit  dieser  Beamtenkategorie  lässt  aber  erwarten,  das.«  sie  sich 
ebenso  wie  mit  dioer  Titeliinderung  auch  mit  der  neuen  (iericht*- 
schreiberordnnng  vom  17.  l»ezember  ls<i;i  (.Inst. -Min. -Hl,  S.  M'.n 
gefreut  haben.  I»a  ist  im  1.  Abschnitte  vom  lirrichtMiehreiher.  im 
J.  von  den  <  iericlitjischreiliergehili'en.  im  :t.  von  der  einstweiligen 
Wahrnehmung  der  tiericlitssL'hrcihergesehäftc  und  im  4.  von  sonstigen 
HureaillMamten  und  k'asseiiheamten  die  Rede,  (iewisse  ('"bergane*- 
bestimtiiiingen  haben  den  Zweik,  die  Härten  zu  vermeiden,  die  dun  Ii 
die  teilweise  Nemirdniing  der  einschlägigen  Verhaltniti.se  sonst  ent- 
stellen würden.  Ibis  weite  tiebiet  der  <■  e  ric  h tsgebil  Ii  re  Ii  ist  in 
den  Ki-riehtv'ahreii  mehrfach  zu  betreten.  S>  enthalten  die  lande*- 
gt-setzlii  heti  Vorschriften  übet  die  liebiihren  der  Rechtsanwälte 
und    Gerichtsvollzieher    das   Gesetz    Vom   27   September  l*'-'i» 
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(ties.-S.  S.  :S17).  während  die  liebührenordnnng  der  Notare  in  der 
Passung  der  Texte  vom  Oktober  '  <<ie*.-S.  S.  :J2">  nnil  Mi) 
den  neuen  zivilrechtlichen  Vorschriften  angcpasst  wurden  ist.  Das 
prenssisehe  lt erich t skosten geset z  ist  ebenfalls  durch  jene 
Ministerialverfrignng  vom  •>.  Oktober  1  ■■<!»!»  in  der  vnm  1.  .lannar  Ii'11" 
an  geltenden  Passung  publiziert  worden  (Ocs.-S.  S.  M2«i)  und  ver- 
dient, nicht  mit  dem  Keiehsgeri«  htskostengegctz  verwechselt 
zu  werden.  Ks  ist  vielfach  kommentiert,  so  von  Sollns,  :!.  Aufl.. 
lsit'i;  pur.-,  ii,  2.  Aufl.,  lsn-i.  Das  Verhältnis  der  beiden  zu  ein- 
ander kann  hier  nicht  Oegeustand  der  It.trachtnng  sein. 

Für  die  Gerichtsvollzieher  ist  eine  i  icM'häftsan  Weisung  v um 
1.  bezw.  12.  Dezember  Hi«>  erlassen  worden  (Just.-Min.-Hl.  S.  t>27). 
Im  einzelnen  angefochten,  ist  sie  doch  ein  Werk  von  seltener  Sach- 
kunde. Gewissenhaftigkeit  und  Sorgfalt.  Endlich  sei  noch  ein  Krlass 
vom  24.  Dezember  law  |.lust.-Min,-W.  S.  s»;«>)  über  den  K»steuansatz 
im  Falle  der  Überleitung  von  Vormundschaften  in  die  eltrr- 
liche  Gewalf  der  Mutter  erwähnt. 

Im  übrigen  sind  eine  Heihe  von  Verordnungen,  Dienstanwei- 
sungen, die  nur  das  Verhältnis  der  Hehörden  untereinander 
Ijet reffen,  die  nur  innerhalb  des  Heamtenorganismus  ihre  Wirkung 
iiiusern.  ergangen.  Zwar  sind  sie  hier  nicht  im  einzelnen  aufzuführen, 
aber  es  mnss  doch  festgestellt  werden,  dass  auch  in  diesem  Punkte 
die  prenssisehe  Gesetzgebung  bezw.  Justizverwaltung  nicht  geruht 
hat.  und  da*»  man  mit  einer  schrittweisen  Verbesserung  und 
Modernisierung  des  ganzen  inneren  Betriebs  des  G ericht s - 
Wesens  zu  rechnen  hat.  Man  mnss  dies  um  so  mehr  betonen,  als 
diese  Kleinarbeit  der  .liistizverwaltung  sieh  der  Anerkennung  der 
grossen  Öffentlichkeit  und  Allgemeinheit  zu  entziehen  pflegt.  Je 
mehr  man  erfüllt  ist  von  der  Überzeugung,  das«  den  bnreatikratieehen 
Allüren  und  Übertreibungen  das  TodesstUndlein  geschlagen  hat,  desto 
mehr  mnss  man  anerkennen,  wenn  eine  Tätigkeit  entfaltet  wird,  die 
in  eine  frischere  und  staubfreiere  Zukunft  auch  auf  diesem  tiebiete 
hinznleiteu  geeignet  ist. 

Auf  dem  tiebiete  des  S t  e in  pe I  w  ese n s  ist  eine  ganze  Keilte 
von  Verordnungen  und  Erlangen  zu  verzeichnen,  die  sich  aber  meist 
nnr  als  eine  Anwendung  oder  Auslegung  der  bestehenden  Steuer- 
gesetze  bei  vorhandenen  Zweifeln  darstellen,  während  gesetzgeberische 
Akte  im  engeren  Sinn  nicht  vorliegen. 
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5.  Strafprozesa,  Strafvollstreckung  und  Gefängniswesen. 

Von  Wichtigkeit  sind  einzelne  Vorschriften,  wie  in  der  Ver- 
fügung des  Justizministers  vom  20.  März  1899  über  Annahme- 
befehle der  Strafvollstreckungsbehörden  (Just.-Min.-Bl.  S.  71). 
Solange  nicht  durch  Reichsgesetz  der  Strafvollzug  geregelt  und  so- 
lange er  demnach  Landessache  bleibt,  werden  die  einschlägigen 
Massnahmen,  insbesondere  der  prenssischen  Justizverwaltung,  stets 
auf  eingehendste  Beachtung  rechnen  können.  Die  gedachte  Verfügung 
ordnet  in  Gemässheit  des  §  H  der  vom  Bundesrate  vereinbarten  Grund- 
sätze, die  beim  Vollzüge  gerichtlich  erkannter  Freiheitsstrafen  bis 
zu  weiterer  gemeinsamer  Regelung  zur  Anwendung  kommen,  an, 
dass  die  schriftliche  Verfügung  der  Strafvollstreckungsbehörde,  auf 
Grund  deren  die  Aufnahme  in  die  Strafverbüssungsanstalt  erfolgt 
(Aufnahmeverfügung,  Annahmebefehl),  folgende  Angaben  zu  enthalten 
hat:  1.  das  Urteil  oder  den  Straf befehl;  2.  die  begangene  Straftat; 
■i.  die  erkannte  Strafe;  4.  den  Zeitpunkt,  von  welchem  ab  die  Straf- 
zeit zu  berechnen  ist.  Ist  die  erkannte  Strafe  schon  zum  Teil  ver- 
büsst  oder  die  erlittene  Untersuchungshaft  zur  Anrechnung  zu 
bringen,  so  ist  ein  entsprechender  Vermerk  in  die  Verfügung  auf- 
zunehmen. Gleichzeitig  hat  die  Strafvollstreckungsbehörde  in  der 
Hegel  dein  Vorsteher  der  Anstalt  mitzuteilen,  was  über  früher  vo* 
dem  Verurteilten  verbüsste  Zuchthausstrafe,  Gefängnisstrafe  und 
geschärfte  Haftstrafe  (§  :JG1  Xo.  :} — 8  des  Strafgesetzbuchs)  bekannt 
geworden  ist.  Weiter  sei  nur  noch  erwähnt  die  Justizministerial- 
verordnung  vom  LI  April  1899  über  die  Auftauung  gefrorener 
Leichen' vor  den  Sektionsterminen  (M.-Bl.  d.  i.  V.  S.  7*0. 

Von  grosser  Bedeutung  sind  dann  alle  in  das  Gefängnis- 
wesen einschlägigen  Justiz  Verwaltungsakte,  die  sich  mit  dem  Ge- 
fangenentransportwesen, mit  den  Kosten  für  solche  Transporte,  mit 
dem  Arbeitsverdienst  der  Gefangenen,  mit  regelmässigen  Eisenbahn- 
verbindungen für  Gefangenentransporte,  mit  Reiseunterstützungen 
der  entlassenen  Gefangenen  beschäftigen  und  auch  Massnahmen  treffen 
hinsichtlich  der  Aufnahme  erkrankter  Personen  in  die  Strafanstalten 
und  Gefängnisse  und  auch  für  den  Fall  des  Entweichens  geistes- 
kranker Untersuchungsgefangenen.  Die  Zahl  der  diese  Verhältnisse 
ordnenden  Verfügungen  ist  recht  beträchtlich.  Sie  zeigen  uns  die 
Justizverwaltung  dauernd  beschäftigt  mit  den  detaillierten  Auf- 
gaben des  Strafvollzugswesens,  das  ja  auch  schliesslich  Keichssache 
werden  wird. 
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6.  Verwaltungsrecht. 

In  das  Beamtenrecht  gehört  das  Gesetz  vom  7.  Juni  1900, 
betreffend  die  Dienstvergehen  der  Beamten  der  Landesver- 
sicherungsanstalten. Auf  sie  finden  die  Vorschriften  des  Dis- 
ziplinargesetzes für  nichtrichterliche  Beamte  vom  21.  Juli  1852  mit 
folgenden  Massnahmen  Anwendung.  Die  den  Ministern  und  den 
Provinzialbehörden  beigelegte  Befugnis  zur  Verhängung  von  Ordnungs- 
strafen steht  dem  Vorsitzenden  des  Vorstandes  der  Versicherungs- 
anstalt zu.  Doch  dürfen  die  von  ihm  verhängten  Geldbussjen  den 
Betrag  von  30  Mk.  nicht  übersteigen,  (regen  die  Disziplinarver- 
fügung findet  innerhalb  zwei  Wochen  die  Klage  bei  dem  Bezirks- 
ansschusse statt.  In  dem  auf  Entfernung  aus  dem  Amte  gerichteten 
Verfahren  tritt  an  die  Stelle  des  Regierungspräsidenten  der  Vor- 
sitzende des  Vorstandes  der  Versicherungsanstalt,  an  die  Stelle  der 
Bezirksregierung  und  des  Disziplinarhofes  der  Bezirksausschuss  und 
an  die  Stelle  des  Staatsininisteriums  das  Oberverwaltungsgericht. 
Die  Vertreter  der  Staatsanwaltschaft  bei  dem  Bezirksausschüsse  und 
dem  Oberverwaltungsgerichte  werden  vom  Minister  für  Handel  und 
Gewerbe  ernannt.  Die  Verhandlung  vor  dem  Bezirksausschuss  und 
dem  Oberverwaltnngsgerichte  findet  im  mündlichen  Verfahren  statt. 
Das  Gutachten  des  Disziplinarhofes  ist  nicht  einzuholen. 

In  das  Gewerberecht  schlägt  ein  die  sorgfältige  Anweisung 
zur  Ausführung  des  Titels  3  der  Gewerbeordnung  vom  23.  März  1899 
(M.-Bl.  d.  i.  V.  S.  65).  Es  werden  die  Behörden  bestimmt,  ferner  das 
Verfahren  bei  Erteilung  der  Wandergewerbescheine  und  der  Er- 
laubnis zur  Mitführung  von  Personen,  es  wird  sodann  das  Feilbieten 
von  Drucksachen,  der  Gewerbebetrieb  der  Ausländer  einer  eingehenden 
Regelung  unterworfen,  die  Ausnahmen  von  dem  Verbote  des  §  55  a 
der  Gewerbeordnung,  die  Beaufsichtigung  des  Gewerbebetriebes  und 
desjenigen  in  den  Zollgrenzbezirken  werden  für  Prenssen  eingehend 
geregelt.  —  Für  diesen  Staat  erhielt  auch  der  Charfreitag  durch 
Gesetz  vom  2.  September  181*9  (Ges.-S.  S.  161)  die  Geltung  eines 
bürgerlichen  allgemeinen  Feiertages.  In  Gemeinden  mit  überwiegend 
katholischer  Bevölkerung  soll  die  bestehende,  herkömmliche  Werk- 
tagstätigkeit (auch  die  gewerbliche  Tätigkeit  —  105  a  ff.  der  Keichs- 
gewerbeordnnng  — )  am  Charfreitage  nicht  verboten  werden;  es  sei 
denn,  dass  es  sich  um  öffentlich  bemerkbare  oder  geräuschvolle  Arbeiten 
in  der  Nähe  von  dem  Gottesdienste  gewidmeten  Gebäuden  handelt. 
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Kim*  tief  einschneidende,  im  praktischen  Verwaltungsrecht  täg- 
lich zur  Anwendung  kommende  königliche  Verordnung  vom  15.  No- 
vember 1  .*>!**.♦  regelt  das  Verwaltungszwangsverfahren  wegen 
Beitreibung  von  (Geldbeträgen.  Naeh  den  allgemeinen  Be- 
stimmungen folgen  die  Ausführungen  über  die  Zwangsvollstreckung 
in  das  bewegliche  Vermögen,  und  zwar  werden  hier  wiederum  von 
allgemeinen  Bestimmungen  unterschieden  solche  hinsichtlich  der 
Zwangsvollstreckung  in  körperliche  .Sachen,  in  Forderungen  und  andere 
Vermögensrechte.  Weiterhin  ist  die  Zwangsvollstreckung  in  das 
unbewegliche  Vermögen,  der  Arrest,  und  es  sind  schliesslich  die 
Kosten  der  Zwangsvollstreckung  ausführlich  geregelt.  Zu  dieser 
königlichen  Verordnung  ist  dann  auch  bald  eine  Ausführungsanweisung 
ergangen.  —  In  den  Kähmen  dieser  Vorschriften  gehören  auch  die- 
jenigen tür  die  Zustellungen  im  Verwaltungsstrafverfahren 
nach  dem  Gesetze  vom  20.  Juli  1 8!*7.  die  durch  eine  Verfügung  des 
Finanzministers  vom  0.  März  1 S***»  datiert  sind  (Zentralblatt  der  Ab- 
gabengesetzgebung etc.  S.  •"!*). 

Zum  Städterecht  sind  2  grundlegende  Gesetze  zu  verzeichnen. 
Das  erste  betrifft  die  Bildung  der  Wählerabteilungen  bei  den 
Gemeindewahlen  vom  -'10.  Juni  lOOO  (Ges.-S.  S.  185).  Ks  lag  das 
Bestreben  vor,  der  durch  das  Dreiklassenwahlsystem  hervorgerufenen 
plutokratischen  Wirkung  des  Wahlsystems  durch  verschiedene  Ver- 
besserungen entgegen  zu  treten.  Das  erwähnte  Landesgesetz  stellt 
sich  als  das  Kesultat  mannigfacher  Bestrebungen  dar  und  gleichzeitig 
als  Ersatz  kleinerer  Novellen,  die  im  Jahre  1H01  und  18i*:i  in  dieser 
Materie  erlassen  worden  sind,  f'berall  wo  das  Dreiklassen  Wahlsystem 
in  Preussen  stattrindet  (Ausnahmen  sind  z.  B.  in  Hannover,  in  Frank- 
furt a.  M.,  in  .Schleswig-Holstein  zu  verzeichnen),  werden  die  Wähler 
nach  den  von  ihnen  zu  entrichtenden  direkten  Staats-,  Gemeinde-, 
Kreis-,  Bezirks-  und  Provinzialsteuern  in  drei  Abteilungen  geteilt 
und  zwar  in  der  Art,  dass  auf  jede  Abteilung  ein  Drittel!  der  Ge- 
samtsumme der  Steuerbeträge  aller  Wähler  fällt.  Für  jede  nicht 
zur  Staatssteuer  veranlagte  Person  ist  an  deren  Stelle  ein  Betrag 
von  H  Mk.  in  Ausatz  zu  bringen.  Sodann  wird  das  vielfach  ange- 
fochtene Durchschnittsprinzip  eingeführt.  In  denjenigen  Ge- 
meinden nämlich,  die  mehr  als  10000  Einwohner  zählen,  wird  die 
Drittelung  derart  verändert,  dass  jeder  Wähler,  dessen  Steuerbetrag 
den  Durchschnitt  der  auf  den  einzelnen  Wähler  treffenden  Steuer- 
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betrage  übersteigt,  stets  der  2.  oder  1.  Abteilung  zugewiesen  wird. 
Es  kann  aber  durcb  Ortsstatut  bestimmt  werden,  dass  bei  der  so 
erfolgenden  Bildung  der  Wälllerabteilungen  an  Stelle  des  auf  einen 
Wähler  entfallenden  durchschnittlichen  .Steuerbetrages  ein  den  Durch- 
schnitt bis  zur  Hälfte  desselben  übersteigender  Betrag  tritt.  Neu 
ist  endlich  auch  die  sogenannte  Zwöftelung,  die  in  das  Gemeinde- 
wahlrecht  eingeführt  wurde.  Sie  findet  nur  fakultativ  statt  und  kann 
durch  Ortsstatut  bestimmt  werden.  Dann  entfallen  auf  die  erste 
Wählerabteilnng  auf  die  zweite  4  r,.  auf  die  dritte  *  v,  der  Ge- 
samtsumme  der  zusammengerechneten  Steuerbeträge  aller  Wähler. 
Die  Ortsstatute  müssen  mit  einer  qualifizierten  Mehrheit  von  der 
abstimmenden  Gemeindevertreter  beschlossen  sein.  Es  unterliegt  auch 
der  Beschluss  der  Bestätigung,  in  Landgemeinden  durch  den  Kreis- 
ausschuss,  in  Stadtgemeiuden  durch  den  Bezirksausschuss.  Die 
Neuerungen  in  dem  Wahlrechte  sind  erörtert  worden  von  .Tkhkns  im 
preussischen  Verwaltnngsblatt  Band  XXII.  S.  ff.  und  von  Evkkt: 
Die  Dreiklassenwahl  in  den  preussischen  Stadt-  und  Landgemeinden, 

Das  zweite,  das  Städterecht  betreffende  Oesetz  ist  das  vom  ÜO.  Juli 
1«S<.'H  über  die  Anstellung  und  Versorgung  der  Kommunal- 
beamten. Die  Absicht  war  hier  nicht  gerichtet  auf  eine  Kodi- 
fikation des  im  einzelnen  äusserst  streitigen  Kommunalbeamtenrechts; 
doch  sollten  mannigfache  Schwierigkeiten,  die  durch  widersprechende 
höchstrichterliche  Entscheidungen  auch  nicht  gerade  gefördert  wurden, 
zum  gesetzlichen  Austrag  gebracht  werden.  Es  werden  hier  zunächst 
allgemeine  Bestimmungen  vorausgeschickt.  Danach  gilt  als  Kommnnal- 
beamter  im  Sinne  dieses  Gesetzes,  wer  als  Beamter  für  den  Dienst 
eines  Kommunalverbandes  gegen  Besoldung  angestellt  ist.  —  Die 
Anstellung  erfolgt  —  und  das  ist  durchaus  neu  —  durch  Aushändigung 
einer  Anstellnngsnrkunde.  Die  Rechtsverhältnisse  der  auf  Probe, 
zur  vorülK'rgehenden  Dienstleistung  oder  zur  Vorbereitung  ange- 
stellten Kommnnalbeamten  unterliegen  den  Bestimmungen  dieses  Ge- 
setzes nur  insoweit,  als  dies  ausdrücklich  vorgesehen  ist,  worin  sich 
der  Novellencharakter  des  Gesetzes  besonders  klar  ausprägt.  Bei 
Personen,  die  nur  im  Nebenamte  das  Kommunalamt  ausüben,  findet 
das  tiesetz  keine  Anwendung.  Weitere  Bestimmungen  regeln  Pension 
und  Hinterbliebenenfürsorge,  sowie  die  Zuständigkeit  des  Bezirks- 
ansschusses über  streitige  vermögensrechtliche  Ansprüche  der  Korn- 
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<!(•!•  Steuer  auf  den  Pr«iduzent»n  «»«irr  auf  den  Konsumenten  kommt 
fast  überall  vor  und  ist  den  grösseren  Warenhäusern,  die  das  Gesetz 
gerade  t  retten  wollte,  viel  leicliter  als  den  kleineren,  weil  der  Um- 
satz die  "Produzenten  in  erheblicherem  Maise  zu  Konzessionen  zwingt, 
als  hei  den  kleineren  Warenhäusern. 

.Medizinal wesen.  Zwei  wichtige  Gesetze  brachte  das  Jahr 
1MM».  Pas  eine  vom  1»>.  Sejitember  betrifft  die  Dienststellung  des 
Kreisarztes  und  die  Bildung  von  G  e  s  u  n  d  h  e  i  t  s  k  0  m  m  i  s  s  i  0  n  e  n 
(Ges.-S.  S.  17:2).  Der  erste  Abschnitt  handelt  vom  Kreisarzte,  der 
als  der  staatliche  Gesundheitsbeamte  des  Kreises  und  als  der  tech- 
nische Berater  des  Landrats.  in  Stadtkreisen  der  Polizeibehörde,  be- 
zeichnet wird.  Er  ist  unmittelbar  dem  Hegierungspräsidenten  unter- 
stellt, der  auch  den  Stellvertreter  des  Kreisarztes  in  Behinderungs- 
fällen oder  bei  Erledigung  der  St«-lle  ernennt.  Die  Befugnisse,  die 
der  Landrat  und  die  Polizeibehörde  in  Angelegenheiten  des  Gesund- 
heitswesens nach  der  geltenden  Gesetzgebung  haben,  bleiben  unberührt. 
Die  Kosten  der  Weisen,  die  der  Kreisarzt  im  Auftrage  des  Begiernngs- 
prüsidenten  oder  des  Landrats  ausführt,  fallen  «1er  Staatskasse  zur 
Last.  Zum  Zwecke  der  einheitlichen  Organisation  der  Anstellung  des 
Kreisarztes  wird  nunmehr  gefordert:  1.  der  Nachweis  der  ärztlichen 
Approbation,  2.  der  Erwerb  der  medizinischen  Doktorwürde  bei  einer 
preussischon  l'niversität;  über  die  eventuelle  Zulassung  einer  Doktor- 
würde, die  bei  einer  anderen  Universität  erwtirben  ist,  entscheidet  der 
Minister  der  Medizinalangelegenheiten,  ;{.  das  Bestehen  der  kreisärzt- 
lichen Prüfung,  1.  der  Ablauf  eines  angemessenen  Zeitraums  nach  der 
Approbation  als  Arzt.  Die  Anstellung  erfolgt  durch  den  Minister 
der  Medizinalangelegenheiten.  Die  Besoldung  des  Kreisarztes  ist 
pensinrisrähig.  Wo  besondere  Verhältnisse  es  erfordern,  können  voll- 
besoldete Kreisärzte  angestellt  werden.  Sie  beziehen  ein  festes 
Dienst einkommen  unter  Ausschluss  von  Gebühren,  die  in  die  Staats- 
kasse fliessen.  Die  Ausübung  der  ärztlichen  Privatpraxis  ist  unter- 
sagt, mit  Ausnahme  von  dringenden  Fällen  und  von  Konsultationen 
mit  anderen  Ärzten.  Die  Annahme  von  Nebenämtern  kann  ihnen 
gestattet  werden.  Für  Stadtkreise  können  die  als  Kommunal">eamten 
angestellten  Kreisärzte  mit  der  Wahrnehmung  der  Obliegenheiten 
des  Kreisarztes  beauftragt  werden.  Der  Kreisarzt  kann  auch  Assi- 
stent«^ halten.  Der  Kreisarzt  hat  insbesondere  folgende  Aufgaben. 
Auf  Erfordern  der  zuständigen  Behörde  hat  er  sich  in  Angelegen- 
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heiten  des  Gesundheitswesens  gutachtlich  zu  äussern,  auch  an  den 
Sitzungen  des  Kreisansschusses  und  des  Kreistages,  event.  mit  be- 
ratender Stimme,  teilzunehmen.  Er  hat  ferner  die  gesundheitlichen 
Verhältnisse  des  Kreises  zn  beobachten  und  auf  die  Bevölkerung 
aufklärend  und  belehrend  einzuwirken.  Sodann  hat  er  die  Durch- 
führung der  Gesundheitsgesetzgebnng  und  die  hierauf  bezüglichen 
Anordnungen  zn  überwachen  und  nach  Massgabe  der  bestehenden 
Vorschriften  die  Heilanstalten  und  anderweitigen  Einrichtungen  im 
Interesse  des  (Gesundheitswesens  zu  beaufsichtigen.  Auch  hat  er 
über  das  Apotheken-  und  Hebammenwesen,  über  die  Heilgehilfen 
und  anderes  Hilfspersonal  des  Gesundheitswesens  die  Aufsicht  zu 
führen.  Endlich  soll  er  den  zuständigen  Behörden  Vorschläge  machen 
zur  Abstellung  von  Mängeln,  auch  für  die  öffentliche  Gesundheit  ge- 
eignete Massnahmen  in  Anregung  bringen.  Er  ist  zu  hören  vor  dem 
Erlasse  von  Polizeiverordnungen  gesundheitlicher  Art,  ja  er  hat  bei 
Gefahr  im  Verzuge  im  Falle  einer  gemeingefährlichen  Krankheit 
Anordnungen  zu  treffen,  denen  der  Gemeindevorstand  Folge  zu  leisten 
hat.  Endlich  ist  der  Kreisarzt  auch  Gerichtsarzt  seines  Amtsbezirkes. 
Her  2.  Abschnitt  handelt  von  der  Gesundheitskommission,  die 
ffir  jede  Gemeinde  mit  mehr  als  5000  Einwohnern  zu  bilden,  ist. 
Sie  wird  zusammengesetzt  nach  den  Grundsätzen,  die  für  städtische 
Deputationen  vorgesehen  sind.  Sie  hat  die  Aufgabe,  von  den  ge- 
sundheitlichen Verhältnissen  des  Ortes  durch  gemeinsame  Besichtigung 
sich  Kenntnis  zu  verschaffen  und  die  Massnahmen  der  Polizeibehörde, 
insbesondere  bei  der  Verhütung  des  Ausbruchs  oder  der  Verbreitung 
gemeingefährlicher  Krankheiten,  in  geeigneter  Weise  zu  unterstützen, 
wie  durch  Untersuchung  von  Wohnungen,  Belehrung  der  Be- 
völkerung etc.  Ferner  hat  sie  sich  über  alle  ihr  von  dem  Baudrate, 
von  der  Polizeibehörde  und  dem  Gemeindevorstande  vorgelegten 
Fragen  des  Gesundheitswesens  gutachtlich  zu  äussern  und  endlich 
diesen  Behörden  Vorschläge  auf  dem  Gebiete  des  Gesundheitswesens 
zu  machen.  Aus  den  Übergangs-  und  Schlnssbestimmungen  sei  nur 
erwähnt,  dass  die  Kreisphysikats-  und  Kreiswundarztstellen  aufge- 
hoben werden.  Ein  Kommentar  über  das  Kreisarztgesetz  rührt  her 
von  von  Hippkl,  lyOl. 

Das  andere  Medizinalgesetz,  vom  2">.  November  18!»!»,  betrifft 
die  ärztlichen  Ehrengerichte,  das  V  mlagerecht  und  die 
Kassen  der  Ärztekammer  (Ges.-S.  S.  "><;"»)•   Die  staatsrechtlichen 
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Zweifel,  ob  angesichts  der  Gewerbeordnung  eine  Gesetzgebung  über 
ärztliche  Ehrengerichte  zulässig-  ist,  sind  mehrfach  erörtert  worden, 
aber  fast  ausnahmslos  ist  der  Landesgesetzgebnng  das  fragliche  Recht 
zugesprochen  worden,  insbesondere  von  dem  jüngst  verstorbenen 
Staatsrechtslehrer  vnx  Si:vi»ki..  —  Es  werden  zunächst  in  dem  neuen 
Gesetze  allgemeine  Bestimmungen  get rollen,  die  den  Bezirk  des 
Ehrengerichts,  sein  Zuständigkeit  und  Zusammensetzung  regeln, 
während  ein  zweiter  Abschnitt  das  ehrengerichtliche  Verfahren  im 
einzelnen  zum  Gegenstände  hat.  Der  dritte  Abschnitt  betrifft  das 
Fmlagerecht  und  die  Kassen  der  Ärztekammer. 

In  das  Yerwaltungsreeht  der  inneren  Angelegenheiten  gehören 
ferner  2  gesetzgeberische  Massnahmen  von  weittragender  Bedeutung. 
Die  eine  betrifft  die  Regelung  der  Polizei  Verwaltung  in  den 
Stadtkreisen  Charlott  enburg,  Schöneberg  und  Rixdorf  und 
ist  vom  13.  Juni  1900  (Ges.-S.  S.  247).  Sie  ist  wohl  von  rein  ört- 
licher Bedeutung,  aber  auch  von  allgemeiner  insofern,  als  sie  das 
mächtige  Anwachsen  der  Reichshauptstadt  und  die  Einbeziehung  der 
Stadtkreise  Charlotfenburg,  Schöneberg  und  Rixdorf  in  den  Landes- 
polizeibezirk  Berlin  ausspricht  und  die  dadurch  notwendige  Organi- 
sation vornimmt. 

Berührungspunkte  mit  dem  Familienrecht,  der  freiwilligen  Ge- 
richtsbarkeit, nicht  minder  mit  der  strafrechtlichen  Behandlung  der 
Minderjährigen  hat  das  Gesetz  vom  2.  Juli  1900  über  die  Für- 
sorgeerziehung Minderjähriger  (Ges.-S.  S.  2»»4),  das  eine  reich- 
haltige Literatur  gezeitigt  hat  —  der  beste  Kommentar  ist  von 
Nuki-i.k.  2.  Aufl.  1901  —  und  auch  in  den  meisten  Einzelstaaten 
kopiert  worden  ist.  Danach  kann  ein  Minderjähriger,  der  das 
IS.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  hat,  der  Fürsorgeerziehung  über- 
wiesen werden,  wenn  die  Gefährdung  des  geistigen  oder  leiblichen 
Wohles,  sowie  des  Unterhalts  des  Kindes  vorliegt  und  die  Fürsorge- 
erziehung erforderlich  ist,  um  die  Verwahrlosung  des  Minderjährigen 
zu  verhüten.  Neben  dieser  prophylaktischen  Massregel  ist  die  Für- 
sorgeerziehung auch  anzuwenden  bei  Minderjährigen,  die  eine  straf- 
bare Handlung  begangen  haben,  wegen  deren  in  Anbetracht  des 
jugendlichen  Alters  strafrechtlich  keine  Verfolgung  stattfinden  kann 
und  die  Fürsorgeerziehung  mit  Rücksicht  auf  die  Beschaffenheit  der 
Handlung,  die  Persönlichkeit  der  Eltern  oder  sonstigen  Erzieher  und 
die  übrigen  Lebensverhältnisse  zur  Verhütung  weiterer  sittlicher 
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Verwahrlosung  erforderlich  ist.  Endlich  ist  noch  der  Fall  vorgesehen, 
dass  die  Fürsorgeerziehung  notwendig  wird  wegen  Unzulänglichkeit 
der  erziehlichen  Einwirkung  der  Eltern  oder  sonstigen  Erzieher  oder 
der  Schule  zur  Verhütung  des  völligen  sittlichen  Verderbens. 

Auf  dem  Gebiete  der  landwirtschaftlichen  Verwaltung 
sind  .'i  legislatorische  Akte  zu  erwähnen:  das  Landesgesetz  vom 
12.  Juli  1900,  das  bei  Ren tengutsgrii ndungen  einen  Z  wisch en- 
kredit  aus  den  Beständen  des  Reservefonds  der  Rentenbanken  ge- 
währt (Ges.-S.  S.  y00);  das  Landesgesetz  vom  16.  September  1899 
(Ges.-S.  S.  497),  das  verschiedene  Gesetze  über  die  Verteilung 
der  öffentlichen  Lasten  bei  Grundstücksvert  eilnngen  und 
über  die  Gründling  neuer  Ansiedelungen  ersetzen  soll.  End- 
lich ist  das  Gesetz  über  das  Verfahren  bei  Auseinanderset  znngs- 
angelegeuheiten  in  der  vom  1.  Januar  1900  ab  geltenden  Fassung 
veröffentlicht  worden  (Ges.-S.  S.  40:J).  Notwendig  war  dies  mit  Rück- 
sicht auf  die  Veränderung  der  reichsrechtlichen  zivilprozessualischen 
Vorschriften,  abgesehen  von  anderen  die  Materie  betreffenden  mate- 
riellen Vorschriften. 

II.  Bayern. 

Es  mutet  archaistisch  und  poetisch  zugleich  an,  wenn  in 
mehreren  „ Allerhöchsten  Erschliessungen"  der  beiden  Berichtsjahre 
bei  der  Verlängerung  der  Dauer  des  bayrischen  Landtages  die  Formel 
gebraucht  wird:  „Unseren  Gruss  zuvor,  Liebe  und  Getreue!"  und 
wenn  als  Schluss  hinzugefügt  wird:  „Indem  Wir  Euch  dies  erütfhen, 
bleiben  Wir  Euch  in  Huld  und  Gnade  gewogen".  Prüft  man  aber, 
was  der  bayrische  Landtag  bei  dieser  Huld  und  Gnade  geleistet  hat, 
so  ist  es  nicht  allzuviel,  und  das  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  <G. 
u.  V.-Bl.)  zeigt  mehr  ministerielle  Bekanntmachungen,  als  Gesetze, 
und  auch  die  Ausführungsverordnungen  weisen,  ebenso  wie  in  Preussen, 
auf  die  überwiegend  produktive  Tätigkeit  der  Regierungsbehörden 
und  nicht  auf  die  des  Landtags  hin. 

Auf  dem  Gebiete  des  Zivilrechts  sind  in  erster  Reihe  zu 
erwähnen  die  Ausführungsverordnungen  zum  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuch und  zu  der  Grundbuchordnung,  sowie  zu  dem  Gesetze  über 
die  Zwangsversteigerung  und  Zwangsverwaltung  (Beilage  zum  Land- 
tagsabschied S.  1  und  125),  sodann  die  die  Ausführung  des  B.  G.-B. 
und  seiner  Nebengesetze  bewirkende  sogenannte  Zuständigkeitsver- 
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Ordnung  (G.  u.  V.-Hl.  v.  1  n**!»,  S.  220).  Nicht  minder  gehören  in 
flitseii  Kähmen  ilie  Ausführungsvorschriften  zu  il«*n  £5;  OSO,  !«slf 
9s:{  R.  (i.-R  (G.  u.  V.-Hl.  1*00.  S.  i»!M).  Die  Ausführungsvorschriften 
zum  Handelsgesetzbuch  sind  in  die  gedacht«'  Zuständigkeilsverordnung 
a.  a.  ().  S.  12:14  eingefügt.  Übergangsvorschriften  zum  Rürger- 
lichen  Gesetzbuch  sind  dankenswerterweise  für  Hävern  ebenfalls 
ergangen  (Heilage  zum  Landtagsabsehied  S.  S:>).  l'ber  Namens- 
änderungen  erging  die  Bekanntmachung  vom  27.  Dezember  1  SV*1* 
(G.  n.  V.-Hl.  S.  1241  0.).  Die  Bestimmungen  wären  auch  in  Preussen 
einer  näheren  Erwägung  wert.  —  Die  Komi  der  Ehe  vertrage 
der  Mitglieder  des  königlichen  Hauses  und  der  mit  solchen 
Eheverträgen  verbundenen  Erb  vertrüge  ist  durch  die  königliche  Ver- 
ordnung vom  Di.  Juni  1900  neu  geregelt  auf  Grund  des  Art.  :»7 
E.-G.  z.  H.  G.-B.  und  des  <  1*0  des  Keichsgesctzes  über  die  An- 
gelegenheiten der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit.  Danach  bedürfen  die 
Eheverträge  der  Mitglieder  des  königlichen  Hauses  der  schriftlichen 
Form,  ebenso  ein  Erbvertrag,  der  mit  einem  Ehevertrag  in  derselben 
Urkunde  verbanden  wird.  Der  Erbvertrag  kann  durch  einen  Ver- 
treter auch  insoweit  geschlossen  werden,  als  es  sich  um  Erklärungen 
des  Erblassers  handelt.  --  Endlich  gehört  in  diesen  Zusammenhang 
noch  ein  Notariatsgesetz,  eine  Notariatsgebührenordnung 
und  eine  Notariatskammerordnung,  letztere  vom  14.  Mai  1900 
(G.  n.  V.-Hl.  S.  2:54).  Wichtig  ist  auch  die  Hinterlegungsordnung 
vom  IS.  Dezember  180!'»  auf  Grund  des  Art,  70  des  Ausführnngs- 
gesetzes  zum  Gerichtsverfassungsgesetz.  Sie  ist  als  mustergültig  zu 
bezeichnen.  Die  Reichhaltigkeit  der  neuen  Gesetzgebung  hat  auch 
hier  Kiehter  zu  einem  vorzeitigen  Rücktritt  veranlasst,  so  dass  das 
Gesetz  betreffend  die  Versetzung  der  Richter  in  den  Ruhe- 
stand (Heilage  zum  Landtagsabschied  S.  22-i)  aktuelle  Redeutung 
gewann. 

Die  übrigen  Vorschriften  betreffen  in  der  Hauptsache  das 
Verwaltungsrecht.  Es  ist  die  Postordnung  vom  27.  März  1900 
(Ct.  u.  V.-Hl.  S.  22* )  ergangen.  Sie  gilt  nur  für  Bayern.  Dagegen  ist 
auch  die  Postordnung  für  das  Deutsche  Keieh  vom  20.  März 
1000  gültig  für  den  Postverkehr  zwischen  Bayern  einerseits,  dem 
Reichs).«,  st  gebiet  und  Württemberg  andererseits.  Das  Tele- 
graphen wegegesetz  vom  IS.  Dezember  LS!»!»  ist  ausgeführt  worden 
durch  die  Bekanntmachung  vom  11.  April  looo  (ii.  u.  V.-Hl.  S.  WH). 
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Kndlich  ist,  um  nur  dies  zu  erwähnen,  ein  neuer  Telegraphen- 
gebührentarif ergangen  vom  1.  April"  19no  (G.  u.  V.-Bl.  S.  14.1). 

Auf  dem  Gebiete  der  Arbeiter  Versicherung  wäre  eine 
grosse  Anzahl  von  Vollzugsverordnnngen  der  Unfall-  und  Invaliden- 
versichernngsgesetze  zu  erwähnen.  Besonders  bemerkenswert  er- 
scheint mir  die  Bekanntmachung  Uber  die  Invalidenversicherung 
der  Arbeiter  der  königlichen  Staatsbahnen  vom  2»*».  Februar 

1  i HH.)  (Ct.  n.  V.-Hl.  S.  157).  Die  Arbeiterpensionskasse  der  königlich 
bayrischen  Staatsbahnen  ist  nämlich  durch  Beschluss  des  Bundesrats 
vom  1.  Februar  1900  als  besondere  Kasseneinrichtung  im  Sinne  der 
iiii  «  und  9  des  Invaliden  Versicherungsgesetzes  vom  IN.  Juli  18!»'.) 
anerkannt  worden.  —  Andere  Bekanntmachungen  betreffen  die  Ein- 
führung der  Verkehrsordnung  für  die  Eisenbahnen  Deutsch- 
lands, den  Erlass  einer  Eisenbahnbetriebsordnung  (G.  u.  V.- 
Bl.  1HD9,  S.  442),  während  das  Beamten  recht  vertreten  ist  durch 

2  bemerkenswerte  Verordnungen.  Die  eine  vom  7.  Dezember  1S99 
Itetrifft  Sicherungsmassregeln  beim  Tode  eines  Beamten. 
Die  Behörde,  welcher  der  Verstorbene  augehört  hat,  oder  die  Auf- 
sichtsbehörde hat  für  die  Sicherstellung  der  Gelder  und  sonstigen 
Sachen,  die  der  Verstorbene  in  Verwahrung  gehabt  hat,  Sorge  zu 
tragen,  soweit  ein  Bedürfnis  besteht.  Die  Behörde  kann  insbesondere 
die  Anlegung  von  Siegeln  anordnen.  Für  den  Fall  des  Todes  eines 
Ministers  steht  es  dem  Landesherrn  zu,  das  Erforderliche  anzuordnen. 
Diese  Bestimmung  erinnert  an  die  Tatsache,  dass  nach  dem  Tode 
des  ersten  Reichskanzlers  die  Frage  auftauchte,  ob  sein  Xachlass 
amtlich  versiegelt  werden  sollte.  Man  hat  bekanntlich  hiervon  mit 
Rücksicht  auf  die  welthistorische  Persönlichkeit  Abstand  genommen, 
während  man  im  Auslände  nicht  so  glimpflich  umging,  wie  z.  B. 
die  Ereignisse  hinsichtlich  des  Nachlasses  von  C'kish  beweisen.  — 
Die  weitere  Verordnung,  die  unserer  Aufmerksamkeit  wert  ist,  be- 
trifft besondere  Wohnungen  für  Beamte,  Bedienstete  und 
Arbeiter  der  Staatseisenbahnen  vom  81.  Mai  1900  (G.  u.  V.- 
Bl.  S.  4f>3).  Zur  Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse  wird  der 
bayrischen  Staatsregierung  hierdurch  der  Betrag  von  ßOOOOOO  Mk. 
zur  Verfügung  gestellt  —  gewiss  ein  nachahmenswertes  Beispiel. 
Auf  dem  Gebiete  des  Steuerrechts  war  Bayern  während  der  Be- 
richtsjahre besonders  tätig.  Es  sind  erlassen  worden  ein  Ein- 
kommensteuergesetz, ein  Gesetz  über  die  Kapitalrentensteuer 
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(Beilage  zum  Landtagsabsehied  S.  259)  und  ein  Gewerbesteuer- 
gesetz (daselbst  S.  275),  und  endlich  ist  das  Gesetz  über  die 
Erbsehaftssteuer  neu  redigiert  worden  (G.  u.  V.-Bl.  1899,  S.  K89>. 
Zu  den  erstgenannten  drei  Gesetzen  sind  auch  sehr  bemerkenswerte 
Ansführiingsbestimmnngen  ergangen.  Auch  das  Gesetz  betreffend 
die  Ablösung  der  Steuer-,  Einlage-  und  Zollfreiheit  der 
Standesherrn  (Beilage  zum  Landtagsabschied  S.  225)  gehört  in 
diesen  Kähmen.  Die  königliehe  Verordnung,  die  die  Bildung,  das 
Verfahren  und  den  Geschäftsgang  der  Oberberufskommission  für 
Steiiersachen  behandelt  (G.  u.  V.-Bl.  1900,  S.  1414)  möge  in  dieser 
Beziehung  den  Beschluss  bilden. 

Weiterhin  ist  ein  Ausführungsgesetz  ergangen  zu  den 
Reichsmilitärjustizgesetzen  vom  1.  Dezember  1898  und  9.  März 
1*99  (G.  u.  V.-Bl.  19oo.  s.  705).  Ein  teilweise  neues  Berggesetz, 
das  mit  Rücksicht  auf  die  Bestrebungen  zur  Herstellung  eines  Reichs- 
berggesetzes  kennzeichnend  ist,  ist  ebenfalls  für  Hävern  zu  ver- 
zeichnen.  Ks  gilt  nach  der  Bekanntmachung  vom  20.  Juli  Ii  »00 
und  ist  ebenso  eingehend  wie  klar  abgefasst  und  hat  auch  die  Ver- 
ordnung vom  30.  Juli  1900  über  die  Organisation  und  den  Wirkungs- 
kreis der  Bergbehörden  nach  sich  gezogen  (G.  u.  V.-Bl.  1900, 
S.  775  ff,  839  ff.). 

Sehr  viel  ist  die  Rede  jetzt  in  der  Literatur  von  dem  Ver- 
waltungsstrafrecht. Ks  trifft  sich  gut,  darauf  hinweisen  zu 
können,  was  manchem  leider  unbekannt  ist,  dass  Bayern  ein  be- 
sonderes Polizeistrafgesetzbuch  vom  20.  Dezember  1871  be- 
sitzt, Ks  ist  durch  ein  Gesetz  vom  22.  Juni  1000  (G.  u.  V.-Bl. 
S.  1S3)  in  wenigen  Punkten  abgeändert  worden.  —  Ebenso  hat  es 
weiterhin  den  Anschein,  als  wenn  sich  die  Versicherungswissen- 
schaft, sowohl  die  privatrechtliche,  als  die  öffentlich-rechtliche,  einer 
immer  grösseren  Ausdehnung  und  Berücksichtigung  zu  erfreuen  hätte, 
wie  auch  die  Ende  1902  erfolgte  Begründung  eines  Vereins  für  Ver- 
sicherungswissenschaft bezeugt.  In  Bayern  ist  ein  sehr  interessantes 
Gesetz  betreffend  die  Pferdeversicherungsanstalt  vom  15.  April  1900 
erla-ssen  worden.  —  Ks  sei  noch  erwähnt  die  königliche  Verordnung, 
welche  die  Abänderung  und  Ergänzung  der  Bauordnungen  be- 
trifft (G.  u.  V.-Bl.  1000,  S.  217).  Abgeändert  sind  insbesondere  Be- 
stimmungen der  allgemeinen  Bauordnung  vom  31.  Juli  1800  für  die 
Landesteile  rechts  des  Rheines  und  die  Münchener  Bauordnung  vom 
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20.  Juli  1805.  —  Endlich  ist  die  Schulordnung  für  die  Industrie- 
schulen im  Königreich  Bajern  vom  20.  Juli  1900  eG.  u.  V.-Bl. 
iS.  1023)  allen  Regierungsinstanzen,  insbesondere  in  Preussen,  zur 
Xachachtnng  zu  empfehlen. 

III.  Sachsen. 

1.  Auch  in  diesem  Staate  nehmen  die  Ausführungsver- 
ordnungen zu  den  neuen  bürgerlichen  Gesetzen  den  grössten  Raum 
ein,  so  die  Verordnung  zur  Ausführung  des  B.  G.-B.  mit  dem  zu 
dessen  Ein-  und  Ausführung  ergangenen  Gesetze  vom  6.  Juli  1800 
(G.  u.  V.-Bl.  S.  203).  In  nachahmenswerter  Weise  sind  hier  be- 
sonders an  den  Marginalien  der  einzelnen  Seiten  die  Inhaltsangaben 
der  einzelnen  Paragraphen  bezeichnet.  Sodann  ist  ergangen  die 
Verordnung  zur  Ausführung  einiger  mit  dem  B.  G.-B.  zusammen- 
hangender Reichsgesetze  vom  24.  Juli  1890  (J.-M.-Bl.  S.  217  ff.), 
die  im  1.  Abschnitt  allgemeine  Vorschriften  enthält  über  Angelegen- 
heiten der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  im  2.  über  Vormundschafts-, 
Xachlass-  und  Testamentssachen,  im  3.  über  Grundbuchsachen,  im  4. 
über  Handelssachen,  Schiffsregister,  Vereins-  und  Güterrechtsregister, 
im  5.  über  öffentliche  Urkunden,  im  6.  über  das  Notariat,  im  7.  über 
»Ortsgerichtspersonen**,  im  8.  endlich  über  die  Hinterlegung.  Auch 
die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Angelegenheiten  der  frei- 
willigen Gerichtsbarkeit  und  das  Hinterlegungswesen  sind  ausgeführt 
durch  Verordnung  vom  25.  Juli  1800  (G.  u.  V.-Bl.  S.  24G  ff.).  Weiter 
stellt  ein  selbständiges  und  originales  Gesetzeswerk  dar  die  Ver- 
ordnung zur  Ausführung  der  Grundbuchordnung  vom  26.  Juli 
1899  (G.  u.  V.-Bl.  S.  261  ff.).  Die  nach  Einführung  des  B.  G.-B. 
in  Kraft  tretenden  Vorschriften  über  uneheliche  Kinder  ent- 
hält die  Verordnung  vom  11.  Dezember  1800  (G.  u.  V.-Bl.  S.  666), 
während  die  Anlegung  von  Mündelgeld  Gegenstand  eines  besonderen 
Gesetzes  vom  22.  Dezember  1800  (G.  u.  V.-Bl.  S.  610)  geworden  ist. 
Die  Ausführung  des  Reichsgesetzes  über  die  Beurkundung  des  Per- 
sonenstandes und  die  Eheschliessung  in  der  vom  1.  Januar  1000 
geltenden  Fassung  übernimmt  die  Verordnung  vom  12.  Juli  1800 
(G.  u.  V.-Bl.  S.  150). 

Zur  Ausführung  des  Handelsgesetzbuchs  ist  die  Ver- 
ordnung vom  10.  November  1800  ergangen,  die  verständigerweise 
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sich  auch  auf  Vorschriften  <les  Binnenschifffahrtsgesetzes  und 
des  Flössereijresetzes  erstreckt  (Ci.  u.  V.-Bl.  S.  r»t»2  ff.). 

Die  Zivilprozessordnung  und  die  Konkursordnung  sind 
ausgeführt  durch  die  Verordnunjr  vom  20.  November  ls«»;»  (Ii.  n. 
V.-Bl.  S.  5*3),  nicht  minder  aber  durch  das  Gesetz  vom  20.  Juni 
Ifoo  (G.  u.  V.-Bl.  S.  322  ff.).  Die  Zwangsvollstreckung  in  das 
unbewegliche  Vermögen  ist  in  der  Verordnung  vom  5.  Dezember 
1*09  geregelt  (G.  u.  V.-Bl.  S.  5*0),  vor  allem  aber  in  dem  Gesetze 
vom  18.  Juni  looo  (G.  n.  V.-Bl.  S.  312),  während  zur  Ausführung 
dieser  gesetzlichen  Vorschriften  die  Verordnung  vom  11».  Juni  190O 
(G.  u.  V.-Bl.  S.  311»  ff.)  bestimmt  war.  Mit  den  vorgenannten  Staaten, 
l'reussen  und  Bayern,  hat  auch  Sachsen  gemeinsam,  dass  in  den  Be- 
richtsjahren erlassen  worden  sind  Verordnungen  über  das  Register- 
wesen bei  den  Amtsgerichten  vom  N.  November  1*09  (G.  u.  V.-Bl. 
S.  f»  1 5  ff.),  ferner  das  Gesetz  über  die  Gerichtskosten  vom  21.  Juni 
l!»00  (Ct.  u.  V.-Bl.  S.  327  ff.)  und  endlich  die  Kostenordnnng  für 
Rechtsanwälte  und  Notare  vom  22.  Juni  1900  (G.  u.  V.-Bl.  S.  364). 

2.  Gerichtsverfassung  und  freiwillige  Gerichtsbarkeit 
betreffen  dann  das  Ansführungsgesetz  zum  §  126  des  Reichsgesetzes 
über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  vom  11.  No- 
vember 1899  (G.  u.  V.-Bl.  S.  564),  sowie  die  Verordnung  zur  Aus- 
führung der  Gesetze  über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Ge- 
richtsbarkeit und  das  Hinterlegungswesen  vom  1(5.  Juni  1900  (G.  u. 
V.-Bl.  S.  21M*>.  die  ein  in  jeder  Beziehung  wertvolles  und  sorgfältiges 
legislatorisches  Stück  darstellt.  Endlich  sei  in  diesem  Rahmen  noch 
erwähnt  die  Verordnung  zur  Ausführung  des  §  112  des  Gerichts- 
verfassungsgesetzes vom  13.  November  1801»  (G.  u.  V.-Bl.  8.  50*;). 

3.  An  das  Gefängniswesen  erinnert  die  Verordnung  vom 
14.  September  1800,  die  die  Vollstreckung  von  Gefängnisstrafen  an 
Personen  weiblichen  Geschlechtes  betrifft. 

4.  Am  reichsten  ist  auch  hier  das  Verwaltungsrecht  ver- 
treten. Gedenkt  man  vorerst  der  Verordnung  zur  Ausführung  des 
Invalidenversichernngsge.setzes  vom  30.  November  1800  (G.  n.  V.-Bl. 
S.  500),  so  ist  als  gleichwertig  anzuschliessen  die  Ausführungsver- 
ordnung zu  dem  Telegraphen wegegesetz  vom  15.  Februar  1900 
(G.  u.  V.-Bl.  S.  22).  Besonders  bemerkenswert  ist  aber  dann  das 
allgemeine  Baugesetz  für  das  Königreich  Sachsen  vom  1.  .luii 
looit  ,<;.  „.  V.-Bl.  S.  3S1).    In  dieser  B.ziehung  ist  Sachsen  auch 
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Preiissen  voran,  weil  es  in  Preussen  an  einem  allgemeinen  Hangesetze 
leider  noch  fehlt.  Dieses  Gesetz  kann  uns  auch  lehren,  wie  wir 
auch  hei  Beachtung  der  örtlichen  Besonderheiten  zu  allgemeinen 
Vorschriften  hinsichtlich  des  Baurechts  immerhin  gelangen  könnten. 

Das  Schulrecht  ist  durch  mehrere  gesetzgeberische  Akte 
vertreten,  so  durch  das  Gesetz  vom  2H.  Februar  1900.  welches  die 
Gehaltsverhältnisse  der  Lehrer  an  den  Volksschulen  und 
die  Alterszulagen  betrifft  (G.  u.  V.-Bl.  8.  42),  während  die 
Prüfungsordnung  für  Lehrer  und  Lehrerinnen  an  den 
Volksschulen  vom  8.  März  1000  datiert  (daselbst  8.  47).  Die 
Ausführung  jenes  Gehaltsgesetzes  ist  erfolgt  durch  Verordnung  vom 
26.  März  1900  (G.  u.  V.-Bl.  8.  90).  Die  Ordnung  der  Prüfung  für 
das  höhere  Schulamt  ist  auch  etwas  abgeändert  am  19.  Juli  1891» 
(G.  u.  V.-Bl.  S.  127).  Endlich  interessiert  aus  dem  Schulrechte  die 
Pekanntmachung,  welche  den  Erwerb  der  Titel  Doktoringenieur 
und  Diplomingenieur  vom  12.  Januar  1900  (G.  n.  V.-Bl.  S.  5) 
betrifft.  Die  technische  Hochschule  in  Dresden  erhält  damit  das 
Kecht  eingeräumt,  1.  denjenigen,  die  die  vorgeschriebenen  Probe- 
leistungen erfüllen,  2.  Männern,  die  sich  um  die  Förderung  der 
technischen  Wissenschaften  hervorragende  Verdienste  erworben  haben, 
ehrenhalber  den  Titel  Doktoringenieur  zu  verleihen.  Die  Promotions- 
ordnung steht  aber  nach  dieser  Bekanntmachung  noch  ans.  Ferner 
wird  verordnet,  dass  diejenigen,  die  an  der  Dresdener  technischen 
Hochschule  die  vorgeschriebene  Diplomprüfung  vollständig  bestanden 
haben,  den  Titel  Diplomingenieur  zu  führen  berechtigt  sind,  und 
weiter,  dass  alle  die,  die  an  einer  technischen  Hochschule  im  Deutschen 
Reiche  den  Titel  Doktoringenieur  oder  Diplomingenieur  ordnungs- 
mäßig erworben  haben,  zur  Führung  dieser  Titel  auch  im  König- 
reich Sachsen  befugt  sind.  Dagegen  bedürfen  diejenigen,  die  die 
gedachten  oder  ähnliche  Titel  an  einer  technischen  Hochschule  ausser- 
halb des  Deutschen  Reiches  erworben  haben,  zur  Führung  dieser 
Titel  einer  besonderen  Genehmigung. 

Als  die  bedeutendste  gesetzgeberische  Handlung  aber  ist  zu 
betrachten  dasjenige  Gesetz,  durch  welches  auch  Sachsen  die  Ver- 
waltungsrechtspflege im  Sinne  des  modernen  Rechtsstaates  geordnet 
hat.  Es  ist  das  das  Gesetz  über  die  Verwaltungsrechtspflege 
vom  19.  Juli  1900  (G.  u.  V.B1.  S.  4S<)).  Wir  müssen  uns  mit 
diesem  wichtigen  Gesetze  etwas  näher  beschäftigen,  wobei  es  leider 
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im  Rahmen  dieses  Berichts  nicht  angängig  ist.  einen  Vergleich  mit 
den  anderen,  insbesondere  preussischen  tiesetzen  über  die  Verwaltungs- 
rechtspflege vorzunehmen.  Zuerst  wird  von  den  Verwaltnngsgerichten 
gehandelt,  von  denen  die  Verwaltungsrechtspflege  ausgeübt  wird. 
Die  ihnen  gesetzlich  zugewiesenen  Verwaltungssachen,  die  sogenannten 
Verwaltungsstreitaachen,  gehören  vor  die  Verwaltungsgerichte.  Die 
Gerichte  fassen  ihre  Beschlüsse  mit  Stimmenmehrheit,  nur  bei  Plenar- 
beschlüssen müssen  wenigstens  zwei  Dritteile  aller  Mitglieder  an  der 
Beratung  und  Abstimmung  teilnehmen,  bei  Stimmengleichheit  ent- 
scheidet die  Stimme  des  Vorsitzenden.  Bilden  sich  bei  der  Entscheidung 
über  die  Höhe  einer  Summe  oder  llaftstrat'e  mehrere  Meinungen,  von 
denen  keine  die  Mehrheit  für  sich  hat,  so  werden  die  für  die  höchste 
Summe  oder  Haftstrafe  abgegebenen  Stimmen  den  für  die  nächst  ge- 
ringere abgegebenen  so  lange  zugerechnet,  bis  sich  eine  Mehrheit 
ergibt.  Das  Oberverwaltungsgericht  hat  seinen  Sitz  in  Dresden. 
Ks  wird  mit  einem  Präsidenten  und  der  erforderlichen  Zahl  von 
Senatspräsidenten  und  Bäten  besetzt.  Die  Mitglieder  des  Oberver- 
waltungsgerichts ernennt  der  König  auf  I>ebenszeit  auf  Vorschlag 
des  Gesamtministeriums.  Sie  müssen  zum  Richteramt  oder  zum 
höheren  Vewaltungsdienste  befähigt  sein.  Interessant  ist  die  besondere 
Bestimmung,  dass  das  Oberverwaltungsgericht  bei  der  Besetzung 
einer  Ratsstelle  mit  seinem  Gutachten  zu  hören  ist.  Die  Stelle  eines 
Mitglieds  darf  nicht  als  Nebenamt  verliehen  werden,  nur  während 
der  ersten  2  Jahre  nach  Inkrafttreten  des  Gesetzes  kann  der  4.  Teil 
der  Räte  des  Oberverwaltungsgerichts  seine  Stelle  als  Nebenamt  be- 
kleiden. Diese  Mitglieder  des  Oberverwaltungsgerichts  werden  nicht 
auf  Lehenszeit  ernannt.  Die  Mitglieder  des  Oberverwaltungsgerichts 
unterliegon  keinem  Disziplinarverfahren,  nur  ist  das  Oesetz  über 
das  Dienstverhältnis  der  Richter  vom  20.  März  1880  anwendbar. 
Zu  entscheiden  hat  das  Plenum  des  Oberverwaltungsgericht*  auf 
Antrag  eines  Beauftragten  des  Gesamt  ministeriums.  Eigenartig  ist 
dann,  dass  für  das  Verfahren  zur  Vorbereitung  dieser  Entscheidung 
eingehende  Vorschriften  gegeben  sind.  Auch  der  Vertreter  des 
öffentlichen  Interesses  kommt  in  diesem  Gesetze  vor,  ohne  dass  der 
Begriff  des  öffentlichen  Interesses  hier  wie  anderwärts  festgelegt 
würde.  Wenn  ein  Senat  in  einer  Rechtsfrage  von  einer  früheren 
Entscheidung  eines  anderen  Senats  oder  des  Präsidiums  abweichen 
will,  so  ist  darüber  eine  Entscheidung  des  Präsidiums  einzuholen, 
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die  ohne  vorhergehende  mündliche  Verhandlung'  getroffen  wird.  Eigen- 
artig ist,  dass  dem  beteiligten  Ministerium  vorher  Gelegenheit  ge- 
geben ist,  seine  Meinung  schriftlich  zu  äussern  —  ein  nicht  unbedenk- 
liches Verfahren.  Weitere  Bestimmungen  betreffen  den  Ausschluss 
und  die  Ablehnung  der  Richter,  die  Zuständigkeit  der  Verwaltungs- 
gerichte, in  denen  wohl  der  Einfluss  des  preussischen  Eandrsve-r- 
waltungsgesetzes  zu  vermerken  ist.  Besonders  aufgeführt  sind  im 
$  21  in  9  Nummern  und  Unternummern  diejenigen  Parteistreitigkeiten 
des  öffentlichen  Rechts,  in  denen  die  Kreishauptmannschaften  als 
Verwaltungsgerichte  erster  Instanz  zu  entscheiden  haben.  Das  Ober- 
verwaltungsgericht entscheidet  1.  in  2.  Instanz  über  die  Berufung 
und  Beschwerde,  2.  in  1.  und  letzter  Instanz  über  die  Anfechtungs- 
klage, sowie  über  die  Klage  auf  Wiederaufnahme  des  Verfahrens. 
Ein  weiterer  Abschnitt  enthält  das  Verfahren,  das,  so  hochbedeutsam 
und  interessant  es  im  einzelnen  ist,  hier  nicht  zum  Gegenstande  der 
Betrachtung  gemacht  werden  kann.  Der  Wiederaufnahme  des  Ver- 
fahrens ist  ein  besonderes  Kapitel  gewidmet,  ebenso  den  Kompetenz- 
streitigkeiten, ein  allzu  kurzes  der  Zwangsvollstreckung,  ein  aus 
giebigeres  den  Kosten.  Schon  am  21.  Juli  1900  ist  die  Zuständig- 
keit des  Oberverwaltungsgerichts  erweitert  worden  für  Streitigkeiten 
über  die  Besteuerung  der  Wanderlager  (G.  u.  V.-Bl.  S.  511).  Über 
dieses  neue  sächsische  Gesetz  über  die  Verwaltungsrechtspflege  ist 
bereits  ein  ausgezeichneter  Kommentar  erschienen  von  Apklt,  Leipzig 
1001.  während  über  die  Verwaltungsgerichtsbarkeit  im  Königreich 
Sachsen  Shicltzenstkin  schon  im  Verwaltungsarchiv  Bd.  IX,  S.  307  ff. 
gehandelt  hat. 

Die  folgenden  gesetzgeberischen  Akte  der  übrigen  einzelnen 
Staaten  haben  mehr  oder  minder  gemeinsam,  dass  sie  hauptsächlich 
in  den  Berichtsjahren  Aus führungsge setze  und  -Verordnungen 
bringen,  die  sich  beziehen  auf  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  und  seine 
Nebengesetze,  auf  Zivilprozessordnung  und  Konkursordnung,  auf  das 
Telegraphenwegegesetz,  auf  das  Invalidenversicherungsgesetz  und  die 
Unfallversicherungsgesetze.  Nicht  minder  häutig  begegnen  uns  Aus- 
führnngsvorschriften  zu  dem  Gesetze  über  die  gemeingefährlichen 
Krankheiten  vom  30.  Juni  1900  und  zu  der  Novelle  der  Gewerbe- 
ordnung von  demselben  Datum.  Auch  das  Gerichtsvollzieherwesen, 
die  Erhebung  der  Gerichtskosten,  die  Einrichtung  des  Vereins-  und 
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Güterrechtsregisters  ist  fast  in  allen  deutschen  Einzelstaaten  neu  ge- 
ngelt. Im  folgenden  wird  deshalb  von  diesen  legislatorischen  Akten 
vollständig  abgesehen  und  nur  das  einzelnen  Staaten  besonders 
Charakteristische  angeführt. 

IV.  Württemberg. 

Die  Gesetzgebung  der  Einzelstaaten  auf  dem  Gebiete  der 
Steuern  fliesst  noch  immer  recht  reichlich.  Bekanntlich  hat  das 
Deutsche  Reich  auch  die  Befugnis  zur  Erhebung  von  direkten  Steuern, 
nicht  bloss  von  indirekten;  es  macht  jedoch  hiervon  keinen  Gebrauch. 
Einer  der  Gründe  ist,  wenn  man  die  einzelstaatlichen  neuen  und  alten 
Steuergesetze  betrachtet,  besonders  augenfällig.  Es  wäre  nämlich, 
um  eine  direkte  Reiehssteuer,  sei  es  auf  das  Vermögen,  sei  es  auf 
das  Einkommen  zu  legen,  notwendig,  alle  die  Verschiedenheiten  zu 
beseitigen,  die  in  den  einzelstaatlichen  Gesetzen  in  Bezug  auf  dieselbe 
Steuerart  vorhanden  sind.  Die  Gesetzgebung  selbst  der  beiden  Be- 
richtsjahre lehrt,  dass  wir  von  einer  einheitlichen  oder  wenigstens 
von  einheitlichen  Gesichtspunkten  ausgehenden  Steuergesetzgebung, 
die  den  einzelnen  Staaten  mehr  oder  minder  gemeinsam  wäre,  nicht 
reden  können.  Es  liegt  also  nicht,  ein  materiell  gemeines  Recht 
in  den  einzelnen  deutschen  Staaten  vor.  Dies  wird  zu  bedenken 
sein,  wenn  man  an  die  in  neuerer  Zeit  wieder  vielfach  betonte  und 
bald  in  Angriff  zu  nehmende  Reichsfinanzreform  herantritt.  — 
In  Württemberg  ist  am  4.  Juli  l'.MH)  ergangen  das  Gesetz  über 
weitere  Änderungen  des  Wirtschaftsabgabengesetzes  vom  9.  Juli 
1S97  (Keg.-Bl.  S.  50:}).  Die.  Abänderungen  waren  derart  erheblich, 
dass  das  ganze  Wirtschaftsabgabengesetz  neu  redigiert  werden  musste, 
und  in  dieser  Gestalt  ist  es  a.  a.  0.  S.  514  ff.  verkündet.  Von  dem- 
selben Datnm  (4.  Juli  1900)  ist  auch  das  Gesetz  über  die  Bier- 
steuer (Keg.-Bl.  S.  542).  Sehr  interessant  sind  dabei  die  Kontroll- 
bestimmungen, wie  auch  über  die  Stellvertreter  der  Kontrollpflichtigen 
Wichtiges  bestimmt  ist.  Das  Gesetz  bedeutet  gleichzeitig  einen  Aus- 
bau des  Zollstrafrechts. 

Das  Gesetz  betreffend  Abänderungen  des  Ausführungsgesetzes 
zu  dem  Reichsgesetz  über  die  Presse  vom  24.  Januar  1900  ist  zwar 
nicht  bedeutend,  erweckt  aber  doch  besonders  im  Znsammenhang  mit 
den  Bemühungen  wegen  des  sogenannten  fliegenden  Gerichtsstandes 
einiges  Interesse.   Bemerkenswert  ist  ferner  eine  Waldfeuerlösch- 
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ordnung  vom  4.  Juli  1900.  Insbesondere  sind  danach  die  Ge- 
meinden verpflichtet,  bei  einem  Waldbrande  sowohl  innerhalb  ihres 
eigenen  Bezirks,  als  innerhalb  des  Bezirks  von  Nachbargenieinden, 
ohne  Rücksicht  anf  die  Grenze  des  Überamtsbezirks  mit  Mannschaft 
nnd  den  erforderlichen  Werkzeugen,  Äxten,  Sägen,  Schaufeln  und 
Rechen  Hilfe  zu  leisten.  Dagegen  sind  die  Mitglieder  der  Feuerwehr 
verpflichtet,  den  Löschdienst  bei  Waldbränden  zu  übernehmen.  Die 
Vorschriften  werden  dann  äusserst  detailliert. 

Am  :{(>.  Juli  1N99  (Reg.-Bl.  S.  Ö79i  ist  ein  Gesetz,  betreffend 
die  Handelskammern,  ergangen;  die  königliche  Verordnung  vom 
'22.  März  1900  (Reg.-Bl.  S.  2411)  betrifl't  die  Errichtung  der  Handels- 
kammern auf  Grund  dieses  Gesetzes,  während  zu  seiner  Vollziehung 
eine  besondere  und  ausführliche  Verfügung  des  Ministers  des  Innern 
vom  2S.  März  11«  10  zu  verzeichnen  ist  (Keg.-Bl.  S.  30:{). 

Endlich  ist  hier  das  Schulrecht,  das  ebenfalls  der  Ver- 
waltung der  einzelnen  Staaten  verblieben  ist,  zu  erwähnen.  Die 
erste  und  zweite  Dienst  prüfnng  der  Volksschnllehrerinnen 
wird  am  4.  Januar  1900  geregelt  (Reg.-Bl.  S.  27).  Am  selben  Tage 
werden  Vorschriften  erlassen  für  die  dem  evangelisch-theo- 
logischen Seminar  in  Tübingen  ungehörigen  Studierenden  der 
Philologie  und  der ,  realistischen  Fächer  (Reg.-Bl.  S.  M4).  Es  kommt 
darin  eine  besonders  weit  ausschauende  Unterrichtspolitik  zum  Aus- 
druck, die  zu  der  weiteren  Blüte  des  durch  ganz  Deutschland  be- 
rühmten Instituts  beitragen  kann.  —  Wenn  die  Volksschullehrer 
den  Schulkonferenzen  beiwohnen,  so  wird  eine  Entschädigung  für  sie 
gewährt  nach  der  Verfügung  vom  10.  Januar  1900  (Reg.-Bl.  S.  47). — 
Die  Dienstprüfung  der  Kandidaten  für  Präzeptors-  und  Reallehrer- 
stellen wird  am  9.  Juli  1900  (Reg.-Bl.  S.  4S8  ff.)  geregelt. 

Der  technischen  Hochschule  in  Stuttgart  wird  an«  25.  Februar 
desselben  Jahres  das  Recht  verliehen,  nach  Massgabe  der  am  7.  August 
1900  erlassenen  Promotionsordnung:  1.  auf  Grund  der  Diplomprüfung 
den  Grad  eines  Diplomingenieurs  zu  erteilen,  2.  Diplomingenieure 
auf  Grund  einer  weiteren  Prüfung  zu  Doktoringenieuren  zu 
promovieren  und  endlich  die  Würde  eines  Doktoringenieurs  auch 
Ehren  halber  als  seltene  Auszeichnung  an  Männer,  die  sich  um  die 
Förderung  der  technischen  Wissenschaften  hervorragende  Verdienste 
erworben  haben,  zu  verleihen. 
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V.  Baden. 

Auch  liier  fesselt  uns  zunächst  »las  Steuerrecht.  Das  Ge- 
setz über  die  Einkommen-,  Gewerbe-,  Wandergewerbe-  und 
Kapitalrentensteuer  wird  abgeändert  am  9.  August  11HK)  (G.  u. 
V.-Bl.  S.  *77).  Auch  hier  sind  die  Abänderungen  so  einschneidend, 
dass  der  Wortlaut  des  Einkommensteuergesetzes  in  neuer  Fassung 
am  2<».  September  11*00  bekannt  gemacht  wird  (G.  u.  V.-Hl.  8.  WM). 

In  das  Agrarrecht  weist  uns  die  Verordnung  über  die  ge- 
schlossenen Hofgüter  vom  ö.  Juni  l!*00  (G.  u.  V.-Hl.  S.  IM).  — 
Die  Verordnung  vom  12.  Februar  ll»0<>  ordnet  in  eigenartigerweise 
die  Zustellungen  im  verwaltungsgerichtlichen  Verfahren  und  in  Ver- 
waltungssachen (Heg.-  n.  V.-Hl.  S.  428). 

VI.  Grossherzogtum  Hessen. 

Die  Gesetzgebungsarbeit  dieses  Landes  ist  in  den  Berichts- 
jahren  auffallend  reichhaltig.  Es  ist  hier  in  neuer  Gestalt  ein  Ge- 
setz über  die  allgemeine  Einkommensteuer  erlassen  am  12.  August 
1K00  (Reg. -Hl.  S.  1«)2  ff.),  ein  solches  vom  selben  Datum  über  die 
Vermögenssteuer  (Keg.-Bl.  S.  4<»!>).  über  die  Erbschafts-  und 
Schenkungssteuer  (Keg.-Bl.  S.  .r>2*>).  über  die  Hundesteuer  (da- 
selbst S.  .V2:i). 

Ganz  besonders  modern  muten  uns  aber  folgende  Gesetze  an: 
Das  über  die  Feuerbestattung  ist  vom  Ii».  August  18!»9  (Keg.-Bl. 
S.  ')!<(»).  Danach  ist  unter  Beobachtung  der  eingehenden  Vorschriften 
die  Feuerbestattung  in  solchen  Anstalten  zugelassen,  die  auf  Grund 
ortsstatutarischer  Bestimmungen  errichtet  und  geleitet  werden.  Die 
Feuerbestattung  darf  nur  erfolgen,  wenn  sie  von  dem  Verstorbenen 
angeordnet  und  von  der  Ortspolizeibohörde  des  Bestattungsortes 
schriftlich  genehmigt  worden  ist.  Ferner  die  Verordnung  über 
die  Fahrräder  und  Automobile  vom  10.  Oktober  181M»  (Keg.-Bl. 
S.  02ö).  Besonders  schmerzlich  ist  hier  die  Abgabe,  die  bei  Fahr- 
rädern jährlich  :»  Mk.,  bei  Automobilen  :>— f»0  Mk.  beträgt.  Immer- 
hin sind  von  der  Abgabe  befreit  eine  ganze  Anzahl  von  Hersonen- 
kategorien,  besonders  aber  Lohnarbeiter,  die  das  Fahrzeug  als 
Transportmittel  zur  Arbeitsstelle,  und  Gewerbetreibende,  welche 
das  Fahrrad  bei  Ausübung  ihres  Gewerbes  benutzen,  sofern  ihr  jähr- 
liches Einkommen  den  Betrag  von  löoo  Mk.  nicht  erreicht.  —  Eine 
besondere  Bekanntmachung  des  Ministers  des  Innern  betrifft  die  Zu- 
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lassung  von  Frauen  an  der  Landesnni versität  Giessen  vom 
1.  März  1900.  Jene  können  nur  als  Hospitantinnen  aufgenommen 
werden.  Über  die  Aufnahme  entscheidet  der  Rektor  nach  Prüfung 
der  beizulegenden  Urkunden.  Sie  erhalten  einen  Aufnahnieschein 
für  ein  Semester,  der  aber  verlängert  werden  kann.  Für  bestimmte 
Vorlesungen  kann  der  Rektor  auf  Antrag  eines  Dozenten  diesem  die 
allgemeine  Ermächtigung  zur  Zulassung  von  Frauen  erteilen.  An 
der  Landesnniversität  sind  also  allgemein  Frauen  zum  Studium  nicht 
zugelassen. 

VII.-  IX.  Ans  Mecklenburg-  Schwerin,  Sachsen- 
Weimar  und  Mecklcnburg-Strelitz  ist  nichts  bemerkenswertes 
ausser  jenen  gedachten  Ausführungsvorschriften  zu  berichten. 

X.  In  Oldenburg  ist  das  tiesetz  betreffend  die  Abänderung 
des  (iesetzes  vom  15.  Mörz  1870  über  die  Gebühren  in  Ver- 
waltuugssachen  bemerkenswert  (vom  24.  März  1899,  Oes.-Bl. 
S.  309),  dann  das  Gesetz  über  das  Grunderbenrecht  vom  19.  April 
1*1»!»  (Ges.-Rl.  S.  391).  Jede  behauste,  landwirtschaftliche  oder  forst- 
wirtschaftliche Besitzung,  die  einen  Flächeninhalt  von  mindestens 
einem  Hektar  oder  einen  Grnndstenerreinertrag  von  mindestens  jähr- 
lich 15.  Mk.  hat,  kann  durch  Verfügung  des  Eigentümers  die  Eigen- 
schaft einer  Grunderbstelle  erhalten.  Das  Grunderbrecht  besteht 
darin,  dass  der  Grunderbe  das  Alleineigentum  der  Grunderbstelle 
in  seinem  Erbteil  erwirbt  gegen  die  Verpflichtung,  den  Wert  der- 
selben zur  Erbteilungsmasse  einzuschiessen,  und  dass  er  aus  der  Erb- 
teilung als  Voraus  empfängt  in  gewissen  Teilen  Oldenburgs  13%, 
in  anderen  40°/0  des  schuldenfreien  Wertes  der  Gmnderbstelle.  — 
Etwas  verspätet  erscheint  auch  das  Gesetz  über  das  nutzbare 
Eigentum  an  Grundstücken  vom  25.  April  1899  (Ges.-Bl.  S.  400). 
Erst  dadurch  wird  das  Eigentumsrecht  des  Obereigentümers  bei  «lern 
sogenannten  nutzbaren  Eigentum  (des  Erbpächteis,  Grundverheuerers 
etc.)  ohne  Entschädigung  aufgehoben.  Der  Erbpächter,  Grundheuer- 
mann  etc.  erlangen  lediglich  auf  Grund  dieses  Gesetzes  das  volle 
Eigentum,  ferner  können  Grundstücke  nicht  in  Erbpacht  gegeben 
werden.  —  Eine  Gesindeordnung  für  das  Grossherzogtum  Olden- 
burg vom  15.  Mai  1890  scheint  in  dankenswerter  Weise  etwas 
moderneren  Auffassungen  über  das  Dienstverhältnis  Rechnung  zu 
tragen  (Ges.-S.  S.  485). 
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Zur  Forderung  der  Land-  und  Forstwirtschaft  auf  technischem 
und  wirtschaftlichem  lieblet«'  wird  als  Zentralorgan  des  landwirt- 
schaftlichen Vereinswesens  und  als  Heirat  des  Staatsministeriums  in 
den  Angelegenheiten  der  landwirtschaftlichen  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung' eine  Landwirtschaftskammer  gebildet,  und  zwar  nach 
dem  Gesetze  vom  25.  .lanuar  lWit  (Ges.-S.  S.  81).  Auch  die  Wege- 
ordnung  für  das  Herzogtum  wird  abgeändert  durch  Gesetz  vom 
7.  Februar  1900;  eine  Handelskammer  wird  errichtet  nach  Mass- 
gabe des  Gesetzes  vom  19.  Februar  desselben  Jahres  (Ges.-.S.  8.  121). 
In  das  St  euer  recht,  Schul  recht  fallen  andere  legislatorische 
Akte.  Auch  für  die  Gehaltsverhältnisse  der  Zivilbeamten  ist  eine 
Änderung  in  günstigem  Sinne  getroffen. 

XI.  Braunsclnvcig. 

In  diesem  Lande  ist  eine  Ergänzung  der  Städteordnung 
durch  Gesetz  vom  H.  .lanuar  1899  (G.  u.  V.-Sannnl.  S.  1)  hinsichtlich 
der  Wahl  der  Stadtverordneten  getroffen.  Das  Gesetz  betreffend  die 
Bestrafung  der  Polizeiübertretungen  vom  23.  März  1899  stellt 
eine  ganze  Kodifikation  des  Polizeistrafrecbts  in  diesem  Staate  dar 
(G.  u.  V.-Samml.  S.  219).  Auch  das  Gesetz  über  die  Hauordnung 
für  das  Herzogtum  Braunschweig  ist  ein  sorgfältiges  koditikatorisches 
Werk  (G.  u.  V.-Samml.  S.  5««  tt'.).  Auch  hier  sind  eine  Anzahl 
von  Stcuergcsetzen,  bezw.  Abänderungen  von  solchen  ergangen. 

XII. — XIV.  Nichts  bemerkenswertes  ist  zu  berichten  von 
Sachsen -Meiningen,  Sachsen- Altenburg  und  Sachsen- 
Koburg-Gotha. 

XV.  In  Anhalt  ist  unter  anderem  ergangen  ein  Gesetz  be- 
trefiend  das  Pfandleihgewerbe  vom  2.  April  181»!»  (Ges.-S.  S.  15) 
und  eine  Gesindeordnung  vom  25.  Mai  1890  (Ges.-S.  S.  153). 

XVI.  -—  XXI.  In  den  übrigen  Staaten,  das  ist  in  Schwarz- 
burg-Rudolstadt, Schwarzburg-Sondershausen,  Waldeck, 
in  den  beiden  Reuss,  in  den  beiden  Lippe  und  den  3 
freien  Hansastaaten,  ist  kein  gesetzgeberischer  produktiver  Ge- 
danke, der  von  allgemeinem  Interesse  wäre,  festzustellen.  — 

Überblickt  man  hier  die  gesetzgeberische  Arbeit  der  Berichts- 
jahre, so  findet  man  bestätigt,  was  ich  in  meinem  vorjährigen  Be- 
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richte  beobachtet  zu  haben  glaubte,  dass  eine  steinende  Tendenz 
zur  Vereinheitlichung  des  Rechtes  sich  bemerkbar  macht. 
Allein  man  muss  hier  doch  etwas  unterscheiden.  Wo  es  sich  um 
solche  Angelegenheiten  handelt,  die  nicht  nur  zur  Zuständigkeit 
der  Reichsgesetzgebung  gehören,  sondern  auch  von  dieser  geregelt 
worden  sind,  da  ist  auch  die  Ausführung  bei  den  einzelnen  Staaten 
eine  mehr  oder  minder  gleichmässige,  abgesehen  von  den  Besonder- 
heiten und  spezitischen  Eigentümlichkeiten  eines  Einzelstaates.  Die 
Berücksichtigung  der  letzteren  ist  auch  von  einem  nnitaristischen 
Standpunkte  ans  jedenfalls  zu  billigen.  Wir  erhalten  deshalb  auf 
diesen  gedachten  Gebieten  über  kurz  oder  lang  ein  materiell  über- 
einstimmendes Recht.  Anders  verhält  es  sich  aber  mit  denjenigen 
Materien,  die  den  Einzelstaaten  zur  selbständigen  Kompetenz 
überlassen  blieben  und  die  in  ihrem  Souveränitätsrechte  wurzeln. 
Besondere  auf  dem  Gebiete  der  Verwaltung  findet  eine,  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  natürliche,  begreifliche  Verschiedenheit  Platz, 
die  die  Einheitlichkeit  der  Verwaltungsgesetzgebung  in 
Deutschland  ausserordentlich  gefährdet.  Von  dem  Steuer- 
rechte war  schon  die  Rede,  aber  auch  auf  anderen  Gebieten,  wie  auf 
dem  des  Beamtenrcchts,  der  Besoldungsverhältnisse  der  Staatsbeamten, 
auf  dem  des  Städterechts,  des  Schnlrechts,  ja  des  Verwaltungsstreit- 
verfahrens, sind  von  einander  grundsätzlich  abweichende  und  der  Sub- 
summierung  unter  einheitliche  Grundsätze  spottende,  legislatorische 
Akte  zu  verzeichnen.  Nicht  minder  bedauerlich,  als  dies,  ist  die 
Verschiedenheit  in  der  Gesetzgebung  hinsichtlich  der  im  Einführungs- 
gesetze des  B.  G.-B.  vorbehaltenen  Materien.  Hier  hat  der  Parti- 
kularismns  freie  Bahn,  und  man  kann  nicht  sagen,  dass  er  sich  in 
löblicher  Weise  beschränkt.  Wie  die  Erfahrung  lehrt,  hat  die 
politische  Selbständigkeit  der  einzelnen  Staaten  durch  die  Verein- 
heitlichung des  Rechts  für  das  ganze  Reich  auf  dem  Gebiete  des 
bürgerlichen  Rechts  und  des  Strafrechts,  der  Polizeiverordnungen  etc. 
in  keiner  Weise  gelitten.  Es  wird  die  Aufgabe  der  nächsten 
Jahre  nnd  Jahrzehnte  sein,  die  partikularistischen  Strö- 
mungen zu  überwinden,  die  sich  geltend  machen  gegen  die  Verein- 
heitlichung auch  der  übrigen  Rechtsmaterien.  Steuer-  und  Schulrecht, 
«iesinderecht  nnd  Verwaltungsgerichtsbarkeit  -  warum  sollten  sie 
nicht  unter  Berücksichtigung  gewisser  Eigenheiten  deutscher  Landes- 
teile einheitlich  und  materiell  gemeinsam  sein?   Ist  doch,  von  allem 
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anderen  abgesehen,  der  Vorteil  nicht  zu  verkennen,  der  in  einer 
solchen  erweiterten  Unitizierung  liegt,  dass  nicht  mir  die  Staate- 
iniinner,  Juristen  und  Volksvertreter  einer  einzelnen  deutschen  Land- 
schaft, sondern  alle  im  ganzen  Deutschland  mitarbeiten  können 
an  der  Schaffung  und  dem  Aushau  gemeinsamen  Hechts.  Die  Arbeit 
vermindert  sich,  wenn  sie  nur  einmal  geleistet  zu  werden  braucht 
und  für  alle  Staaten  Bedeutung  hat;  sie  vertieft  sich,  indem  sie, 
statt  im  begrenzten  Kreise  Wirkungen  auszuüben,  die  geistige  Arbeit 
aller  Beteiligten  im  Reiche  herausfordert. 

B.  Literatur. 

Unter  Mitwirkung  des  Privatdozenten  Dr.  Stier-Somlo,  berichtet 
durch  Referendar  R.  v.  Manch  iu  Bonn. 

Einleitung. 

Der  diesmalige  Bericht  weicht  von  dem  letzten  (Band  V, 
S.  ">H8ff.)  dieses  Jahrbuches  darin  ab,  dass  er  sich  auf  zwei  Jahre 
erstreckt,  1800  und  1J>00.  Für  den  nächsten,  1004  erscheinenden 
Band,  ist  geplant,  dass  er  die  folgenden  Jahre  bis  einschliesslich 
10o;j  umfasse  und  dadurch  vollständig  auf  dem  laufenden  sei,  wenn 
es  nicht  gelingen  sollte,  schon  in  dem  Nachtrag  dieses  Bandes 
die  Jahre  1001  -1002  zu  behandeln.  Von  den  Aufgaben,  die  in 
der  Kichtung  der  Literaturberiehterstaüung  zu  erfüllen  sind,  sei 
die.  eine  wiederholt  besonders  betont:  sie  besteht  in  der  Not- 
wendigkeit, den  Ländern  des  ganzen  Kulturkreises  ausserhalb 
Deutschlands,  soweit  die  Wirkung  des  Jahrbuches  reicht,  einen 
möglichst  ausgiebigen  Überblick  über  die  gewaltigen  Leistungen 
unserer  Rechtswissenschaft  zu  geben,  der,  mag  er  auch  nur  in  den 
Umrissen  möglich  sein,  zur  Bildung  einer  allgemeinen  Beurteilung 
und  ferner  dazu  befähigen  dürfte,  das  zum  Studium  und  etwaiger 
gesetzgeberischer  Nachahmung  geeignete  herauszufinden.  Die  Ab- 
sicht ist  dabei  vorerst  die  durchaus  uneigennützige,  den  geistigen 
Austausch  unter  den  Völkern  zu  einem  sehr  bescheidenen  Teile  zu 
unterstützen  und  den  Vorteil,  den  geistige  Arbeit  und  geistige 
Schöpfungen  haben,  über  den  Bereich  des  eigenen  Landes  hinaus 
auch  für  andere  Staaten  und  Weltteile  fruchtbar  zu  machen.  Sodann 
jedoch  wird  es  ein  nationales  Interesse  haben,  der  steigenden  Fülle 
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geistiger  Produktion  auch  der  deutschen  jede  nur  denkbare  Geltung 
wenn  auch  nur  mit  geringen  Kräften,  verschaffen  zu  helfen.  Wie 
sehr  man  Deutschlands  Wirken  auf  wissenschaftlichem  Gebiete  achtet, 
beweist  dem  Kundigen  jeder  Tag.  Die  Franzosen  sind  besonders 
in  der  Wissenschaft  des  deutschen  öffentlichen  Rechts  neuerdings 
ganz  ausserordentlich  beschlagen,  nicht  minder  die  Gelehrten  in 
Nordamerika,  während  freilich  England  aus  dem  Kreise  der 
geistig  etwas  bedeutenden  Nationen  zur  Zeit  jedenfalls  auf  dem 
Gebiete  der  Rechtswissenschaft  ganz  ausgeschaltet  ist.  Nennens- 
werte juristische  Arbeiten  werden  dort  nicht  zu  Tage  gefördert. 
Auch  das  Interesse  anderer  «Staaten  für  Deutschland  ist  ausser- 
ordentlich rege.  Der  erstgenannte  Referent  erwähnt  nur  beiläufig 
eine  Tatsache,  die  ihn  selbst  jüngst  betraf.  Ein  russischer  Ge- 
lehrter und  hoher  Staatsbeamter  bat  um  die  besten  Schriften  über 
die  preussische  Selbstverwaltung,  damit  er  prüfen  könne,  wie  die 
Einführung  entsprechender  Institutionen  in  gewissen  Teilen  Russlands 
vorgeschlagen  werden  könnte.  Die  Beispiele  wären  leicht  zu  vennehren. 

Rei  dieser  Sachlage  ist  es  sehr  zu  bedauern,  dass  eine  andere 
Aufgabe,  die  in  dem  letzten  Bericht  als  notwendig  bezeichnet  wurde, 
nämlich  die  wissenschaftliche  Zusammenfassung  und  kritische 
Bewertung  der  juristischen  Produktion  längerer  Epochen  bisher  ihrer 
Erfüllung  nicht  nahe  geführt  worden  ist.  Dr.  Stikk-Somlo  erhoffte 
eine  grössere  Intensität  und  Ausführlichkeit,  mit  der  das  einzelne 
Werk  behandelt  werden  sollte,  zu  erreichen  und  wünschte  die  lite- 
rarische Strömung  innerhalb  der  Jurisprudenz  wie  ihr  Verhältnis 
zu  anderen  wissenschaftlichen  Strömungen  aufzeigen  zu  können.  Da 
dies  unmöglich  die  Arbeit  eines  einzelnen  Menschen  sein  kann,  war 
die  Erwartung  auf  Mitarbeit  gerichtet.  Allein  eine  solche  Hilfe  hat 
sich  nicht  gefunden.  Die  einzige,  Erfolg  verheisseiide  Art  einer  ge- 
planten Bearbeitung,  nämlich  die,  dass  jede  einzelne  juristische 
Disziplin  durch  erfahrene  Fachmänner  und  Spezialisten 
besorgt  werde,  Hess  sich  bis  jetzt  nicht  erreichen.  Auch  die  Mit- 
heranziehung der  Zeitschriftenliteratur  erwies  sich  aus  demselben 
Grunde  diesmal  als  unausführbar.  Doch  wird  das  Ziel  dauernd  im 
Auge  behalten  werden  müssen.  Es  ergab  sich  aber  die  leidige  Not- 
wendigkeit, die  Mehrzahl  der  angeführten  Bücher  ohne  kritische 
Bemerkung  zu  lassen;  natürlich  ist  nur  dann  etwas,  wenn  auch  nur 
ganz  kurz,  sei  es  orientierend,  sei  es  kritisierend  beigefügt,  wenn 
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das  betreti'ende  Buch  der  Referent  durchstudiert  hatte  Eine  ge- 
wiss«« Vollständigkeit  ist  auch  diesmal  erstreik.  Freilich  wird,  je 
mehr  die  Entstehungszeit  d»-r  Werke  gegenüber  der  Abfassnngszeit 
des  Berichtes  zurückliegt,  das  Unbedeutende  und  minder  Wichtige 
aus  dem  Gesichtskreise  verschwinden,  so  dass  eine  angemessene  Aus- 
wahl durchaus  berechtigt  erscheint.  Ausserdem  besitzen  wir  in  der 
fortgesetzten  Bibliographie  von  Maas  für  das  Gebiet  des  bürgerlichen 
Rechts  eine  sehr  zuverlässige  und  dankenswerte  Zusammenstellung, 
so  dass  auch  das  Übersehen  von  einzelnen  Werken  des  Zivilrechts 
von  keiner  grossen  Bedeutung  ist.  Anders  liegt  es  freilich  auf  dem 
Gebiete  «aller  anderen  Disziplinen;  besonders  das  öffentliche  Hecht 
besitzt  noch  keine  bibliographische,  geschweige  denn  kritische  Zu- 
sammenstellung. Hier  mnsste  daher  die  Stütze  einer  solchen  Vor- 
arbeit entbehrt  werden.  Bei  der  bibliographischen  Natur  des  Berichts 
eignete  sie  sich  gut  für  einen  jüngeren  Juristen,  dem  Dr.  Stikk-Sumlo 
hinsichtlich  des  Aufbaues  und  der  Einzelbehandlung  zur  Seite  stand. 
Auch  hatte  er  die  Gesamtdurchsicht  vor  der  Drucklegung  besorgt. 

1.  Allgemeines.    Enzyklopädie.  Rechtsphilosophie. 
Vergleichende  Rechtswissenschaft. 

Von  Enzyklopädien  sind  in  den  Berichtsjahren  erschienen  die 
von  Gakkis,  Kakl,  in  2.  Auflage  (XVI,  207  S.)  1900,  Giessen,  E. 
Roth  und  von  Mkkkki.,  2.  Auflage  (XII,  339  S.),  11+00,  Berlin,  Gutten- 
tag.  Letztere  zweifellos  tiefer  gehend  als  jene,  infolge  des  allzu 
frühen  Hinscheidens  des  Verfassers  aber  nicht  mehr  ganz  auf  der 
Höhe.  Anderer  Natur  ist  die  Enzyklopädie  von  Bikkmkyku,  1900, 
Berlin,  O.  Häring  (1344  S.),  die  die  gesamte  Rechtswissenschaft  um- 
fasst  und  Beiträge  enthält  von  Aicnkt,  Bkkxhövkt  u.  a.  Besonders 
hervorgehoben  seien  das  Handels-,  See-  und  Wechselrecht  von 
H.  O.  Lkhmann  und  das  Völkerrecht  von  Fhaxz  von  Liszt,  womit 
aber  keineswegs  ein  absprechendes  Urteil  über  die  anderen  in  ihrem 
Werte  freilich  sehr  verschiedenen  Beiträge  ausgesprochen  sein  soll. 

Eine  allgemeine  Betrachtung  widmet  der  „Sittlichen  Pflicht 
im  Bürgerlichen  Gesetzbuch"  Jao>bi  in  der  Berliner  Festgabe  für 
Hkinhk  u  DKitxurmi,  S.  151  tf.,  1900.  Lkist  hat  „Die  Schiedssprüche 
gegen  zwingendes  Recht"  in  der  Giessener  Festgabe  für  pKKXBnro, 
S.  40  ff.  erörtert,  wahrend  an  derselben  Stelle  Jrxn  ..Von  der 
logischen  Geschlossenheit  des  Rechts",  S.  131  ff.  handelt  und  zwar 
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besonders  mit  Rücksieht  auf  die  wichtigen  Ausführungen  von  Bkku- 
isoiisi  in  seiner  Jurisprudenz  und  Rechtsphilosophie,  1802.  Auch 
.Iklmkkk  hat  sich  in  dem  noch  zu  erwähnenden  Werke:  „Das  Recht 
des  modernen  Staates",  1900,  eingehend  zu  diesem  Punkte  geäussert, 
nicht  minder  Zitklmann  in  den  „Lücken  im  Recht*4,  1903.  Eine 
mehr  populär  gehaltene  Arbeit  ist  die  von  S<  hwkkixu:  „Das  römische 
Recht,  das  deutsche  Recht  und  das  bürgerliche  Gesetzbuch"*,  1900. 
Es  werden  die  rechtlichen,  ethischen  und  wirtschaftlichen  Grundge- 
danken dieser  drei  Rechtsgebiete  mit  einander  im  einzelnen  freilich 
nicht  ganz  einwandsfrei  verglichen  (VII,  181  8.,  Köln,  .T.  P.  Bachem). 
Das  moderne  Problem,  das  in  dem  Satze:  „Elektrizität  und  Recht 
im  Deutschen  Reiche"  formuliert  ist,  hat  A.  Wexulkk  behandelt. 
Leipzig,  Duncker  &  Hnmblot,  1900.  .Über  Rechtsbegriffe  hat  Eltz- 
kaciikk  grundlegende  Untersuchungen  veröffentlicht  (1900,  Berlin, 
Guttentag).  während  Eni tkuank  mit  zwei  Schriften  rechtspädagogischer 
Natur  auf  dem  Büchermarkt  erscheint.  Er  bietet  einmal  „An- 
schauungsmittel für  den  Rechtsunterricht**,  1900  (Leipzig,  Dieterich), 
die  mannigfachen  Nutzen  gestiftet  haben  sollen,  aber,  ihrer  etwas 
willkürlichen  Art  wegen,  viel  Widerspruch  fanden.  Sodann  hat  er 
-Die  Entfremdung  zwischen  Recht  und  Volk"  untersucht  (1900, 
Leipzig,  Dieterich).  Es  handelt  sich  um  einen  kurzen  Vortrag,  der 
sich  in  zwei  Hälften  teilt.  Die  eine  behandelt  die  subjektive  Ent- 
fremdung zwischen  Recht  und  Volk  infolge  der  Unkenntnis  des 
Rechts,  die  andere  die  objektive  Entfremdung,  die  Verschiedenheit 
des  Rechtes  und  der  Rechtsprechung,  ihren  Gegensatz  zum  Rechte- 
be wusstsein  des  Volkes.  Er  verlangt  von  der  Schule  aller  Stufen, 
dass  sie  die  Kenntnis  des  Rechtes  verbreiten,  sodann  auch  für  die 
Erziehung  während  der  Militärzeit,  dass  Rechtskunde  neben  die  Ge- 
schichte zu  stellen  sei ;  die  Erwachsenen  sollen  sich  von  den  Juristen 
mehr  als  bisher  volkstümliche  Vorträge  über  juristische  Sachen 
halten  lassen. 

Gl  nthkk  veröffentlicht  die  kurze  Schrift:  „Wissenschaft,  Glaube 
und  Sozialpolitik**  als  psychologische  und  rechtephilosophische  Studie. 
Berlin  1900,  G.  Wattenbach  (30  S). 

Hegi.kr  hat  „Die  praktische  Tätigkeit  der  Juristenfakultäten 
des  17.  und  18.  Jahrhunderts  in  ihrem  Einfluss  auf  die  Entwickelung 
des  deutschen  Strafrechts"  von  Carzow  ab  untersucht  und  unerwartete 
Jahrbuch  «ler  Internat.  Vereinigung.  6.  u.  7.  Bd.  49 
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Ergebnisse  gezeitigt.  1*09,  Tübingen,  .T.  C.  B.  Molir  (V,  124  S.). 
Von  ilen  hinterlassend»  Fragmenten  und  gesammelten  Abhandlungen 
von  Aixilk  Mkkkki,  brachte  da«  Jahr  ls'.i!»  zwei  Hände.  Beide  be- 
treffen: „Gesammelte  Abhandlungen  aus  dem  Gebiete  der  allgemeinen 
Reehtslehre  und  de.s  Strafrechts-  (Strassburg,  Trübner).  Die  Viel- 
seitigkeit und  ausserordentliche,  noch  nicht  genügend  gewürdigte 
Bedeutung  des  Verfassers  treten  klar  ans  diesen  Werken  hervor. 
Kndlich  ist  noch  in  diesem  Zusammenhange  zu  erwähnen,  dass  von 
Ihkkinos  rZweck  im  Recht"  eine  dritte  Auflage  im  Jahre  1K00 
notwendig  wurde  (Leipzig,  Breitkopf  &  Härtel). 

In  die  vergleichende  Hechts  wissen  schalt  führen  zwei 
Werke  von  Mkili.  Das  eine  handelt:  „Über  das  historische  Debüt 
der  Doktrin  des  internationalen  Privat-  und  Strafrechts  (XVII,  HO  S.i. 
Leipzig.  Duncker  dt  Humblot,  während  einen  höchst  aktuellen  Stoff 
das  1000  erschienene  Werk:  „Das  internationale  Privatrecht  und 
die  Staatenkonferenzen  im  Haag",  Zürich,  Schnlthess  &  Cie  behandelt.1; 
Gkasshokf  hat  unter  dem  Titel:  „Das  Wechselrecht  der  Araber", 
lNtHJ,  eine  rechtsvergleichende  Studie  über  die  Herkunft  des  Wechsels 
(Berlin,  Liebmann)  veröffentlicht  und  Mommskn:  „Das  ägyptische 
Gesetzbuch  in  der  Berliner  Festgabe  für  Dkknwko,  1900.  S.  1*3  ff.. 
behandelt. 

2.  Rechtsgeschichte  (äussere  und  innere). 

a)  Kömische. 

Pkknick  hat  sein  gross  angelegtes  Werk  „Labeo",  das  sich 
mit  dem  römischen  Privatrecht  im  1.  Jahrhundert  der  Kaiserzeit 
beschäftigt,  leider  nicht  vollenden  können.  Vor  seinem  Tode  erschien 
zuletzt  noch  der  zweite  Hand,  Abteilung  1  in  2.  Auflage  (VII,  200  S.), 
Halle,  Niemeyer.  Auch  hat  er  noch  einen  kleinen  Beitrag  für  die 
Festschrift  Dernburgs  beigesteuert  über  „Die  sogenannten  res  com- 
munis omnium Herlin.  II.  W.  Müller.  Von  Mayk,  Robkkt  hat  „Die 
condictio  nach  römischem  Hechte"  behandelt  (Leipzig,  Duncker  und 

')  Neiierdiugs  hat  M F. CK kh  eine  ..Übersicht  über  die  Arbeiten  der 
Haager  Konferenz,  insbesondere  das  Abkommen  zur  friedlichen  Erledigung 
internationaler  Streitfälle'-  veröffentlicht.  München.  1003.  Hierzu  hat 
Zohn  eine  Heihe  von  Artikeln  im  ..Tag-'  vom  1..  4..  ö.  und  14.  Juli  l!KW 
unter  dem  Titel:  ..Zur  Würdigung  der  Haager  Konferenz"  beigetragen. 
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Humblot)  und  ihr  übrigens  jetzt  (1903)  auch  eine  Darstellung  folgen 
lassen  über  «Den  Bereieherungsanspruch  des  deutschen  bürgerlichen 
Rechts",  Leipzig,  daselbst,  ein  die  Frage  nach  allen  Richtungen  sorg- 
fältig prüfendes  und  auch  [wohl  erschöpfendes  Werk.  Grauknwitz 
hat  einen  knrzen  Beitrag  in  einer  Festschrift  über  „Natur  und  Sklave 
bei  der  naturalis  obligatio"  veröffentlicht  (43S.I,  Königsberg,  Härtung, 
wo  auch  die  Ausführungen  Gitkrhoiks  „Römisch  Armenien  und  die 
römischen  Satrapien  im  4.  bis  G.  Jahrhundert"  (.r>8  S.)  zu  finden 
sind.  Czyhlarz  „Institutionen  des  römischen  Rechts"  sind  bereits 
in  4.  Auflage  erschienen  (XI,  442  S.),  1899  (Leipzig,  G.  Freytag). 
Aus  der  beliebten  Rechtsquellensammlung  Collectio  librorum  inris- 
prudentiae  ist  diesmal  die  4.  Auflage  von  G.wi  h  Institutionen  heraus- 
gekommen, revidiert  von  Kri<;kh.  Ermann  schreibt  über  „Coneeptio 
formularnm,  actio  in  factum  und  ipso  iure  consumtio  ( 108  S.),  1899 
(Weimar,  Röhlaus  Nachfolger).  Dkitscu,  Hkrmaxn  hat  „Die  Vor- 
läufer der  heutigen  Testamentsvollstrecker  im  römischen  Rechte" 
nachzuweisen  versucht  (VII,  40  S.),  1899  (Berlin,  Prager).  Von 
Sohms  Institutionen  ist  die  8.  und  9.  Auflage  erschienen  (XVI,  566  S.), 
1899  (Leipzig,  Duncker  &  Humblot).  Das  Werk  ist  jetzt  ein  Lehr- 
buch der  Geschichte  und  des  Systems  des  römischen  Privatrechts, 
trägt  also  der  neuen  Studienordnnng  Rechnung.  Das  hochbedeutende 
Werk  von  Vmut,  „Römische  Rechtsgeschichte",  schliesst  ab  mit  dem 
2.  Bande  (VII,  1030  S.),  1899  (Stuttgart,  Cotta).  Von  Einzelarbeiten 
sind  noch  zu  erwähnen:  Lkinwkhkr,  „Die  hereditatis  petitio"  (IV, 
216  S.),  1899  (Berlin,  Heyniann);  Lk.>,  „Die  capitatio  plebeia  und 
die  capitatio  hnmana  im  römisch-byzantinischen  Steuerrechf,  Berlin, 
H.  W.  Müller,  1899  (168  S.).  Auf  eine  besonders  sichtbare  Stelle 
müsste  gehoben  werden  das  herrliche  Werk  von  Mommskn  über 
„Römisches  Strafrecht"  (Leipzig,  Dunckertf  Humblot,  XXIII,  1078  S.), 
das  von  der  unversiegbaren  Arbeitskraft  des  alten  Meisters  glänzende« 
Zeugnis  ablegt.  Beiträge  zur  Geschichte  der  Injurie  im  griechischen 
und  römischen  Rechte  liefert  Hitzk;,  Hkkmann  Fkri.inani.  in  dem 
Buche  „Iniuria",  München,  Ackermann  (VII,  89  S.),  während  Riktscu 
»Das  Eskatokoll  und  die  Zukunftsform  der  Notariatsakte"  (X,  66  S.), 
1899  (Wien,  Manz)  den  meist  etwas  ungläubigen  Lesern  darbietet. 
Nicht  unerwähnt  sei  schliesslich  noch  gelassen  das  dankenswerte 
„Vokabularium  iurisprndentiae  romanae,  das  auf  Veranlassung  der 
Savigny-Stiftung  von  Grauknwitz,  Ki-kblhk  und  Sc  m  i.zk  begonnen 
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worden  ist,  und  auch  in  den  Berichtsjahren  Fortsetzung  gefunden 
hat.    Ininierhin  hält  man  noch  in  dem  ersten  Bande. 

b)  Deutsohe  Rechtsgeschichte. 
Ll'schin  von  Erkner  kith  hat  eine  Bearbeitung  seines  Lehr- 
buchs der  österreichischen  Reichsgeschichte  vorgenommen  nud  sie  als 
„Grnndriss  der  österreichischen  Keichsgeschichte"  erscheinen  lassen 
(Bamberg.  Buchner),  18i*H  (XIII,  3bl  S.).  Ein  anderer  österreichischer 
Hechtsgelehrter  Wkkinsky  hat  eiue  „Österreichische  Reichs-  und 
Rechtsgeschichte"  als  Lehr-  und  Handbuch,  11*00,  Wien,  Manz.  ver- 
öffentlicht. 

Jakob  Grimms  ..Deutsche  HechtsaltertUmer"  sind  in  4.  ver- 
mehrter Ausgabe  besorgt  worden  durch  Eucard  Hkiskkr  und  Rioolk 
Hübnkk  in  2  Bänden  (XXXIII,  075  und  723  S.),  Leipzig,  Dieterich,  181*!*. 

Von  Halran  hat  als  Beitrag  zur  deutschen  Rechtsgeschichte 
den  ersten  Teil  des  Werkes  veröffentlicht:  ..Das  römische  Hecht  in 
den  germanischen  Volksstaaten",  XXIII,  312  S.  (Breslau,  Marens), 
181*1*.  Likrkrmann,  Fkli.v  hat  „Die  Gesetze  der  Angelsachsen"  im 
Auftrage  der  Savigny-Stiftung  herausgegeben.  Es  lag  ein  Band  Text 
und  Übersetzung  (wenn  auch  nicht  vollständig  abgeschlossen)  181*1* 
vor.  Bkm.kkodk  gibt  „Beiträge  zu  Schlesiens  Rechtsgeschichte*1. 
In  einem  3.  Hefte,  dem  bereits  zwei  vorangegangen  sind,  bietet  er 
den  ersten  Teil  von  „Bergbauvorrechten  in  der  Herrschaft  Pless  in 
Oberschlesien",  181*1*  (Breslau,  Trewendt).  J.  Fkkkr  setzt  seine 
„Untersuchungen  zur  Hechtsgeschichte"  fort  und  veröffentlicht  im 
Jahre  IS**!»  die  2.  Abteilung  des  4.  Bandes,  enthaltend  Untersuchungen 
zur  Erbfolge  des  ostgernianischen  Hechts,  Innsbruck,  Wagner. 
SiKtiKi.  bietet  eine  kurze  Mitteilung  aus  dem  Sitzungsberichte  der 
Wiener  Akademie  der  Wissenschaften  über  „Die  deutschen  Rechts- 
bücher und  die  Kaiser-Karls-Sage",  181*1»  (Wien.  Gerold  &  Sohn)- 
Daran  sei  angeschlossen  die  Arbeit  von  Gunolach,  „Karl  der  Grosse 
im  Sachsenspiegel",  die  sich  bescheiden  als  „Interpretation"  gibt 
(VI,  35  S.),  181*9  (Breslau,  Marcus).  Chamkk,  Jn.irs  stellt  uns  „Die 
Geschichte  der  Alainannen  als  Gaugeschichte"  dar  (XVII,  571)  S.>, 
Breslau  l8'.H*  (Marcus).  Z\<n.\  durchforscht  „Das  Recht  des  ältesten 
deutschen  Bergbaues  bis  ins  13.  Jahrhundert".  Er  bietet  uns  da- 
durch eine  interessante  Studie  aus  der  deutschen  Hechts-  und  Wirt- 
schaftsgeschichte (172  S.t,  Berlin  ls<*l»  iVahlent.   Minder  wichtig  ist 
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LiM.Ki.MAYK,  «Das  erste  Schwurgericht  in  Augsburg".  Es  ist  dies 
eine  Erinnerung  an  die  Einführung  der  Schwurgerichte  im  rechts- 
rheinischen Bayern  in  den  Jahren  1848  4!'.  Augsburg  IHM)  (Reichel). 

Gkfkikkn,  Hkinkk  h  hielt  einen  Vortrag  über  „Fehde  und  Duell1' 
['V2  S.>,  Leipzig  1890  (Veit  &  Cie.).  Dkhkay  schreibt  eine  gute 
Dissertation  über  „Vormundschaftsrecht  der  Reichspolizeiordnungen 
von  1548  und  1577"  ("»4  S.i,  Göttingen,  Vandenhoeck  Ä  Rupprecht. 

Wi.ck  bietet  uns  vielversprechende  „Heiträge  zur  Geschichte 
der  Stände  im  Mittelalter".  Der  erste  umfangreiche  Teil  (XVI, 
44!»  S.)  beschäftigt  sich  mit  den  „Gemeinfreien  der  karolingischen 
Volksrechte*  (Halle  1000,  Niemeyer).  Bkykki.k  untersucht  „Die 
Grundeigentumsverhältnisse  und  das  Hürgerrecht  im  mittelalterlichen 
Konstanz".  Auch  hier  bietet  sich  uns  erst  der  1.  Hand  und  von 
diesem  der  1.  Teil  dar,  der  (auf  100  S.)  das  Salmannenrecht  be- 
handelt iHeidelberg,  Winter).  Ekkkstapt  verfolgt  den  „Ursprung 
des  Zunftwesens  und  die  älteren  Handwerkerverbände  des  Mittelalters** 
und  bietet  uns  einen  für  das  Gewerberecht  wichtigen  Beitrag,  Leipzig 
10()<)  (Duncker  &  Huinblot).  Nakndhit  äussert  sich  „Zur  Geschichte 
deutscher  Grunddienstbarkeiten"  (85  S.),  Paderborn  1000,  Junfermann. 
Hkixnku  gibt  Heiträge  zur  Geschichte  des  germanischen  Wartrechts, 
Kohlkk  eine  Skizze  über  das  germanische  Noterbrecht  und  seine  Ge- 
schichte in  den  Contiimes,  beide  in  der  Berliner  Festgabe  für  Dk.knm'in;. 
Rkhm  lässt  sich  ebenfalls  in  einer  akademischen  Festschrift  aus  über 
die  „Geschichte  des  Münchener  Liegenschaftsrechts"  (37  S.);  Hkck 
begegnet  uns  hier  nochmals  mit  seiner  kleinen  Arbeit  (72  S.)  über 
„Die  Biergelden"  (Halle  1000,  Niemeyer ».  Endlich  hat  Samwkk  „Den 
Streit  um  die  gothaischen  Domänen  bis  zum  Jahre  1855"  auf  Grund 
der  Landtagsakten  dargestellt  (III,  47  S.),  Gotha  1000,  F.  A.  Perthes. 

c)  Ausländische  Rechtsgeschichte. 
Salzkr  gibt  uns  interessante  Studien  über  „Die  Anfänge  der 
Signorie  in  Oberitalien*.  Es  ist  ein  Reitrag  znr  italienischen  Ver- 
fassungsgeschichte (XVL,  304  S.),  Berlin  1809  (Ebering).  Sithikk 
hat  fünf  neue  Hefta  des  provinzialischen  Rechthbuches  Lo  Codi  ver- 
ötTentlicht  (Halle  1800,  Niemeyer),  und  endlich  hat  Ginm.acu  „Die 
Entstehung  des  Kirchenstaates  und  des  knrialen  Begriffs:  res  publicae 
romanorum"  untersucht  und  bietet  uns  so  einen  Beitrag  zum  fränkischen 
Kirchen-  und  Staatsrecht  (VII.  1*20  S.)r  Breslau  1800  (Marcus). 
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3.  Bürgerliches  Recht. 

a>  Lehrbücher.  Systematische  Darstellungen. 
K  o  in  m  e  n  t  a  r  e ,  Grund  r  i  sse. 
Diejenigen  Werke,  die  zur  Zeit  der  Abfassung  dieses  Berichtes 
in  neuer  Auflage  vorlagen,  werden  in  dieser  angeführt.  In  erster 
Heihe  sei  das  bedeutende  Werk  von  Wini>s<ukh>,  Lehrbuch  des 
Pandektenrechts,  :{  Hände,  erwähnt,  das  von  Kiit  mustergültig  neu 
bearbeitet  worden  ist,  stets  unter  Hinblick  auf  das  neue  bürgerliche 
Hecht.  Dein  Herausgeber  gebührt  grosser,  nicht  immer  zum  Aus- 
druck gekommener  Dank.  Erschienen  ist  das  Werk  in  Frankfurt, 
1900  (Literarische  Anstalt).  Ferner  sind  von  Dkhnruküs  Pandekten 
erschienen:  der  1.  Hand  in  7.  Auflage,  Herlin  1902,  der  den  all- 
gemeinen Teil  und  das  Sachenrecht  behandelt  und  sich  der  Mitarbeit 
von  Bikkmann  zu  erfreuen  hatte,  sowieJder*2.  Hand,  1903,  ebenfalls 
in  7.  Auflage.  Esi>kman\>i  Lehrbuch  des  bürgerlichen  Hechts  be- 
gegnet uns  als  alter  Bekannter  bei  jedem  Berichte.  Es  liegen  vor 
der  1.  Band,  Ii« Kl,  schon  in  8.,  die  übrigen  Bände  in  7.  Auflage. 
Cosacks  Lehrbuch  des  bürgerlichen  Hechts  hat  die  4.  Auflage  erlebt, 
soweit  es  sich  um  den  1.  Band  handelt,  während  der  2.  in  Ü.  Auf- 
lage 1901  bei  Fischer,  Jena,  neu  aufgelegt  wurde.  Ckomk  hat  ein 
System  des  deutschen  bürgerlichen  Hechts  1900  begonnen.  Dem 
ersten  Bande,  der  die  Einleitung  und  den  allgemeinen  Teil  enthält, 
ist  der  zweite,  der  das  Hecht  der  Schuldverhältnisse  darstellt,  1902 
in  dem  imponierenden  Umfange  von  1 1(14  Seiten  gefolgt.  Man  sieht 
der  Fortsetzung  dieses  gewaltigen  Systems  mit  Interesse  entgegen. 
DüRNisrii«;  hat  auch  das  neue  bürgerliche  Hecht  des  deutschen  Heiches 
in  alter  Meisterschaft  zu  bearbeiten  begonnen.  Vorliegen  jetzt  der 
1.  Band,  der  die  allgemeinen  Lehren  enthält,  Halle  1902,  Buchhand- 
lung des  Waisenhauses.  Band  2  in  1.  und  2.  Auflage  das  Obligationen- 
recht  enthaltend,  Band  :i  das  Sachenrecht  bereits  in  2.  Auflage, 
ebenda  erschienen.  Matthias,  Hi:kmiaki>  hat  mit  seinem  Lehrbuch 
des  bürgerlichen  Hechts,  das  sehr  bald  vollendet  vorlag,  Erfolg  ge- 
habt (Berlin,  0.  Häring),  während  Hachknblk«.s  Vorträge,  die  in 
1.  Auflage  noch  vor  dem  Inkrafttreten  des  B.  G.-B.  erschienen,  eine 
neue  und  umgearbeitete  Auflage  erheischten  (VII,  747  S.i  (Mannheim 
1900,  Bensheimerl.  Das  für  Studienzwecke  ausgezeichnete  Werk 
von  Hkilfkon  hat  eine  seinem  praktischem  Werte  entsprechende 
grosse  Verbreitung  gefunden.    Es  liegen  jetzt  vor  der  allgemeine 
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Teil  in  2.  Auflage,  1900,  das  Recht  der  Schnldverhältnisse,  sowie 
das  Sachenrecht,  ebenfalls  in  2.  Auflajre,  1902  und  1908,  während 
•las  Familien-  und  Erbrecht  1901  den  Beschluss  machten.  Wahrend 
diese  Zeilen  geschrieben  wurden,  erschien  auch  Hkii.kkons  römische 
Rechtsgeschichte  in  .*>.  Auflage,  aber  in  einer  durchaus  originellen 
und  erweiterten  Form.  Es  ist  dem  neuen  Unterrichtsplan  entsprechend 
auch  das  Svstem  des  römischen  Privatrechts  eingehend  behandelt. 
Der  stattliche  Band  von  1160  Seiten  ist  überall  leicht  fasslich  ge- 
schrieben mit  einer  erfreulichen  Kunst  knapper  Systematik  und  zu- 
verlässiger Darstellung.  Eine  Reihe  von  Arbeiten,  die  einer  Ver- 
gleichung  des  neuen  B.  G.-B.  mit  anderen  deutschen  Rechten  gewidmet 
waren,  sind  ebenfalls  hier  zu  erwähnen.  Im  Jahre  1900  begann 
Lkskk  seine  Darstellung  des  B.G.-B.  im  Verhältnis  zu  dem  preussischen 
Allgemeinen  Landrecht  und  ist  mit  diesem  zweibändigen  Werke  im 
Sommer  1903  zu  Ende  gelangt.  Es  ist  eine  äusserst  sorgfältige 
und  dankenswerte  Darstellung,  die  besonders  denen,  die  mit  dem 
preussischen  Privatrechte  aufgewachsen  sind,  gute  Dienste  leistet. 
Kuktsch  hat  die  vergleichende  Darstellung  des  Code  civil  und  des 
B.  G.-B.  durchgeführt.  Erfreulich  ist  es,  dass  auch  vom  Standpunkte 
eines  Eisenhüttendirektors  die  Fragen  erörtert  worden  sind,  nämlich 
durch  Bitta,  „Die  praktisch  wichtigsten  Änderungen  und  Bestimmungen 
im  neuen  B.  G.-B.  gegenüber  dem  preussischen  A.  L.-R."  (Tarnowitz 
1899.  Köthel,  freilich  ohne  wissenschaftlichen  Wert.  Erwähnenswert 
ist  auch  der  Leitfaden  des  B.  G.-B.  und  des  H.-G.-B.  von  Fioi.kk, 
2.  Auflage  (XLIII,  1006  S.)  (Berlin,  J.  Guttentagl,  während  das 
Buch  von  Engklmann,  „Das  alte  und  neue  bürgerliche  Recht  Deutsch- 
lands", seinen  Weg  besonders  unter  den  Studenten  und  Rechts- 
kandidaten gemacht  hat,  Es  ist  unter  dem  Titel  „Das  bürgerliche 
Recht  Deutschlands"  1903  in  3.  Auflage  erschienen.  Im  Auftrage 
des  herzoglichen  Staatsministeriums  in  Braunschweig  hat  auch  Uim 
einen  „Leitfaden  zur  Einführung  in  das  neue  Recht"  verfasst  «VI, 
26K  S.)  (Braunschweig  1899,  Meyer).  Ein  kurz  gefasstes  Lehrbuch 
hat  auch  Altsmann  geschrieben,  „Das  Recht  des  B.  G.-B.'\  Es  er- 
schien 1903  schon  in  10.  Auflage  (Berlin,  Heymann).  „Recht  uud 
Rechtsgang  im  Deutschen  Reiche"  hat  Simeon  bearbeitet.  Der  erste 
Band,  der  das  B.  G.-B.  enthält,  ist  schon  in  3.  Auflage  erschienen, 
während  von  dem  2.  Bande  bisher  6  Lieferungen  vorliegen.  Es  ist 
ein  Handbuch  zur  Einführung  in  das  neue  Gesetzbuch  und  seine 
Nebengesetze. 
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Von  grösster  Wichtigkeit  wurden  dann  die  Werke  von  Habicht: 
„Die  Kinwirkunjr  des  B.  G.-B.  auf  zuvor  entstandene  Rechtsverhältnisse, 
das  bereits  1902  in  3.  Auflage  vorliegt  und  die  Handausgabe  des 
R  H.-h.  von  Hi  t;o  Xkcmann,  die  heute  unter  den  praktischen  Juristen 
als  die  beste  gilt  und  1903  bereits  in  It.  Auflage  in  3  Bänden  er- 
schienen ist  ( Berlin,  F.  Vahlen).  Aus  der  Kommentar-Literatur  sei 
ausserdem  nur  das  wichtigste  erwähnt.  Golumann-Liuhnthal  haben 
ihren  ursprünglich  nach  dem  System  des  Allgemeinen  Landrechts  ge- 
arbeiteten Kommentar  später  nach  dem  System  des  Ii.  G.-B.  umgeändert. 
In  dieser  neuen  Gestalt  ist  er  1903  bis  über  zwei  Drittel  seines 
Gesamtumfanges  (bis  einschliesslich  zur  Auslobung  im  Schuldrecht) 
vorgeschritten  und  wird  von  Sachkennern  als  tief  gehend  bezeichnet. 

Ki'hlknuk«  k  hat  den  grossen  Zeitraum  „Von  den  Pandekten 
zum  BGB."  zu  einer  dogmatischen  Einführung  in  das  Studium  des 
bürgerlichen  Rechts  gestaltet  (Herlin  1899,  Heymann)  und  auch  im 
Auftrage  des  deutschen  Anwaltvereins  einen  gut  geschriebenen 
Handkommentar  zum  R  G.-R  verfasst,  von  dem  der  1.  Hand  bereits 
in  2.  Auflage  vorliegt.  Berlin  100*3,  Heymann.  Von  den  Rechts- 
anwälten Wilckk,  Rkatz,  Koffka  und  Xkcmann  rührt  ein  eigener 
Kommentar  des  B.  G.-B.  her,  von  dem  1900  der  o.  Band  das  Erbrecht 
erschienen  ist  (VII 1,  337  S.),  Berlin  Vahlen.  Gakeis  hat  einen 
Kommentar  zum  allgemeinen  Teil  des  B.  (i.-B.  verfasst,  Berlin  1900, 
Heymann,  Schoi.lmkyf.k  zum  Recht  der  Schuldverhältnisse,  München 
1000,  Beck,  Schmitt  und  Habicht  zum  Familienrecht  des  B.  G.-B. 
(München  1900,  Beck).  Her  bekannte  Kommentar  von  Planck  und 
Genossen  ist  auch  im  Berichtsjahre  gefördert  und  1903  zum  Ab- 
schluss  gekommen. 

Vorträge  über  das  B.  G.-B.  hat  Stai  oinokk  veröffentlicht,  der 
auch  zusammen  mit  Lowknff.uj,  Rietzlf.k,  Mf.ilinh  ebenfalls  einen 
Kommentar  zum  R  G.-B.  begonnen  hat,  der  1903  schon  in  2.  Auflage 
zu  erscheinen  beginnt.    Vollständig  ist  das  Sachenrecht  von  Koiio. 

Von  Grundrissen  sei  erwähnt  der  tief  grabende  von  Zitei-mann, 
der  bis  jetzt  über  den  allgemeinen  Teil  nicht  hinansgediehen  ist, 
Leipzig  19<H),  Duncker  &  Humblot.  Kaufmann,  F.  A.,  hat  einen 
„Kommentar  und  Institutionen  des  B.  G.-B.  für  Studium  und  Praxis  - 
geschrieben: 1.  Band,  Allgemeiner  Teil  (XI,  233  S.)  und  2.  Band. 
Selmldverhaltnis.se.  H.  von  Lano  hat  „Die  Veränderungen  unseres 
Privatrecbts  durch  das  B.  G.-B"  (X.  230  S.)  untersucht  (Stuttgart 
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1900,  Lindemann)  nnd  Dickkl  ein  „Deutsches  bürgerliches  Recht  für 
Forstmänner'  hergestellt  (Berlin  11*00,  Vahlen). 

Rechtsfälle  nach  dem  B.  G.-B.  hat  Lanksiikuu,  Gerichts-Assessor 
Dr.  Johann  veröffentlicht  (III,  150  S.),  Bonn,  Marcus.  Die  Haupt- 
ziele des  neuen  B.  G.-B.  hat  Lkmxiiaki»  kurz  skizziert,  L"ük  hat 
allerliebste  „Plaudereien  über  das  neue  Recht"  herausgegeben 
(Leipzig  1900,  Grnnow).  Nicht  zu  vergessen  sind  die  Sprüche  von 
Cohn.  Kr  hat  das  neue  deutsche  bürgerliche  Recht  in  Sprüchen 
populär  zu  machen  versucht.  Im  ganzen  sind  4  Bände  erschienen, 
die  wie  eine  Wiederbelebung  der  Spruchweisheit  des  Mittelalters 
anmuten.  Yoiu  Standpunkte  eines  Jesuiten  behandelt  das  B.  G.-B. 
Lkhmki  hi,  unter  Bezugnahme  auf  das  natürliche  und  göttliche  Recht, 
erläutert  insbesondere  für  den  Gebrauch  des  Seelsorgers  und  Beicht- 
vaters.   Freibnrg,  Herder  (XXIV,  «318  S.i,  1 8! »i». 

b)  Zum  allgemeinen  Teil  des  B.  G.-B. 

Hier  ist  zu  den  Lehren  von  den  Rechtsquellen  das  Buch 
von  Stikm.  „Revision  der  gemeinrechtlichen  Lehre  vom  Gewohn- 
heitsrecht" (Leipzig  1900,  Dnncker  &  Hninblot),  sowie  Stikk-Somlo 
„Die  Volksüberzeugung  als  Rechtsquelle"  (Berlin  1000,  Karl  Hoffmann) 
zu  erwähnen.  „Über  dispositives  Hecht  insbesondere  des  B.  G.-B." 
verbreitet  sich  Avk.kbuh  in  einer  Dissertation  (Frankfurt  a.  M.  1900, 
Mahlan  &  Waldschmidt).  „Treu  und  Glauben  im  Verkehr-  hat  der 
berühmte  österreichische  Jurist  Kmil  Stkixhacu  in  einer  kleinen 
meisterhaften  Studie  erörtert  (Wien  19<>U,  Manz).  „Die  Verwendung 
der  Kansalbegriffe  im  Straf-  und  Zivilrecht"  hat  Ki  mkun  erörtert 
(Tübingen  1900,  J.  C.  B.  Mohr).  In  demselben  Jahre  begann  auch 
zu  erscheinen:  „Das  intertemporale  Recht  von  Afkmltkk.  Kr  ver- 
steht danmter  das  Recht  der  zeitlich  verschiedenen  Rechtsordnungen 
desselben  Gebietes  (Leipzig  1900,  Veit  &  Cie».  In  einer  von  der 
Göttinger  Jnristenfaknltät  gekrönten  Preisschrift  (III,  148  S.)  hat 
Waltkk  BrcKKirs  in  tiefgehender  Weise  vorgenommen  eine  „Kr- 
örterung  der  Begriffe  exceptio,  Kinrede  und  Kin Wendung  nach 
römischem  und  nach  gemeinem  Recht,  nach  der  deutschen  Zivil- 
prozessordnung und  nach  dem  bürgerlichen  Gesetzbuch  für  das 
Deutsche  Reich".  Göttingen  1899.  Vandenhoeck  &  Ruprecht.  Bkascii 
hat  „Die  Stellung  der  Geisteskranken  im  B.  G.-B.  geprüft.  Berlin 
1*99  (S.  Karger).    „Die  Trinkerversorgung  unter  dem  B.  G.-B." 
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hat  Olla  zum  Gegenstande  einer  preisgekrönten  und  vom  deutschen 
Verein  gegen  den  Missbrauch  geistiger  Getränke  herausgegebenen 
Arbeit  gemacht  (Hildesheim  1*99,  Mässigkeitsverlag)  (IV,  97  8.). 
Kklkxmkykh  hat  „Die  Entmündigung  wegen  Trunksucht*4  vom  Stand- 
punkte eines  Arztes  (t'oblenz  1S99,  Groosi,  Flakk  hat  rDie  Heilung 
Trunksüchtiger  und  ihre  Versorgung  nach  dem  B.  G.  BU  (VIII.  65  8.», 
(Dresden  1899,  Böhmertl  behandelt,  während  Mokli  den  famosen 
Einfall  hat,  „Die  Geistesstörungen  im  B.  G.-B  und  in  der  Z.-P.-0."1 
nachzuweisen.  Die  Verfasser  dieser  beiden  Gesetzbücher  werden  sich 
nicht  sehr  geschmeichelt  fühlen.  Erschienen  ist  das  Werk  Berlin 
1*99,  bei  Hirschwald.  S»  holz  schreibt  „Über  die  Verfügungsfähig- 
keit  eines  Epileptikers  (10  S.),  München  1899,  Seitz  &  Schauer. 
GoKiiiNu,  Das  Kocht  der  Minderjährigen  und  Entmündigten  (VI,  218  8.), 
Leipzig.  Hirschfeld.  Ins  Namensrecht  gehört  die  Arbeit  von  Si.tflk 
(55  S.>.  (Karlsruhe  1990,  Jahraus). 

In  das  Gebiet  des  Vereinsrechts  gehören  die  Arbeiten  von 
Hkhkkns,  der  in  einem  Handbuch  (Berlin  1899,  Heine),  lediglich 
der  Praxis  dienen  will  und  die  wissenschaftlichen  Werke  von 
Hhombkko.  „Über  körperschaftliches  Verschulden  (IV,  119  8.), 
München  1900  (Schweitzers  Verlag);  das  bereits  in  2.  Auflage  vor- 
liegende Werk  von  Gjkbkk.  „Vereine  ohne  Rechtsfähigkeit  nach  dem 
neuen  Rechte,  1902*';  Schwabk,  Max,  „Die  juristische  Person  und 
das  Mitgliedschaftsrecht11  (48  S.),  Basel  (1900.  Schwabe);  Mammklok, 
„Die  juristische  Person  im  internationalen  Privatrecht  (VII,  1551  S.), 
Zürich  1900  (E.  Rascher);  Kunomi  u.kb.  „Die  Haftung  für  die  Ver- 
einsorgane nach  §  31  B.  G.-B.  (V,  56  S.);  Blattnkb,  „Kechtsver- 
hültnisse  der  Mitglieder  in  der  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossen- 
sehaft  nach  schweizerischem  Obligationenrecht  und  ausländischen 
(Gesetzgebungen".  Dissertation  VIII,  187  S.  (Aarau  1899,  Sauer- 
länder &  Co)-  Hierher  gehört  auch  die  Arbeit  von  Gkskb.  „Die 
zivilrechtliche  Verantwortlichkeit  der  Beamten  aus  rechtswidrigen 
Amtshandlungen  gegenüber  Privaten  und  gegenüber  dem  Staate" 
(1*0  s.i,  Freiburg  (Schweiz).  1899,  Universitäts-Buchhandlung. 

Fkiei.maxn  hat  „Die  unkörperliche  Sache*1  zum  Gegenstande 
einer  Untersuchung  gemacht  (Basel  1900,  Reich). 

Die  Lehre  der  Willenserklärung  und  des  Rechtsge- 
schäfts hat  M..MMK  H  gefordert.  Berlin  1900,  A.  Xauck  &  Cie. 
besonders  aber  Isat  mit   dem  Buche,    „Die  Willenserklärung  im 
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Tatbestande  des  Rechtsgeschäftes  nacli  dem  B.  G.-B.",  Jena  18!»!», 
Fischer  (IX,  110  S.).  Über  ..Die  Form  der  Rechtsgeschäfte  im 
B.  G.-B."  verbreitet  sich  Lokwk,  Berlin  1N99  (Fischer). 

Znr  Lehre  von  der  Vertretung  und  Vollmacht  haben 
Diekmann  und  Hupka,  letzterer  in  einem  grösseren  Werke  (XI,  440  S.) 
(Leipzig,  Duncker  &  Humblot)  das  Wort  genommen.  Sihlossmann 
hat  „Die  Lehre  von  der  Stellvertretung,  insbesondere  bei  obliga- 
torischen Verträgen*4,  Leipzig,  Deichert,  behandelt. 

.Fristen  und  Verjährungen"  hat  G.  Troust  bearbeitet  und 
hierzu  bereits  einen  Nachtrag  veröffentlicht.  Berlin  1900  f  A.  W.  Hayn). 
Über  „Zivil rechtliche  Fristen  und  Verjährungen  der  deutschen  Reichs- 
gesetze lässt  sich  Hermann  in  einem  grösseren  Werke  (III,  4*5  S.) 
(München,  Schweitzers  Verlag)  aus.  Weniger  bedeutend  ist  die 
Dissertation  (51  S.)  von  Hohn,  ..Die  bona  hdes  bei  der  Klagenver- 
jährung nach  kanonischem  und  gemeinem  Recht".  Berlin  1*99 
(Strnppe  &  Winckler).  Dem  Chikaneverbot  widmete  BlCmmkr  „Die 
Lehre  vom  böswilligen  Rechtsmissbrauch  nach  gemeinem  Recht  und 
dem  Rechte  des  B.  G.-B."  eine  ziemlich  umfangreiche  Abhandlung 
(200  S.>,  Berlin  189!»,  Ebering. 

c)  Zum  Recht  der  Schuldverhältnisse  im  B.  G.-B. 
„Das  österreichische  Obligationenrecht"  ist  bearbeitet  in  Form 
eines  Grundrisses  von  Scrthtkk  v.  Bonnott  (VI.  115  S.i,  Leipzig, 
Duncker  &  Humblot.  „Die  Gattungssehnld"  behandelt  W.  Berxdokkk. 
Berlin  1900.  Strnppe  Ä:  Winckler.  „Zur  Lehre  von  den  unteilbaren 
Obligationen  nach  dem  neuen  bürgerlichen  Recht"  nimmt  in  einer 
Dissertation  (VIII,  t>3  S.)  das  Wort  Stolze,  Ki.  h.  Göttingen  1900, 
Vandenhoeck  &  Knprecht.  Den  „Schadenersatzanspruch  des  obliga- 
torisch Berechtigten"  prüft  Oektmann  in  einer  kleinen  Schrift  (29  S.). 
„Vis  maior  und  Betriebsgefahr"  macht  Volkmar,  Erich  zum  Gegen- 
stande einer  kurzen  (94  S.)  Untersuchung.  Berlin  1900,  Ebering. 
Die  überaus  verwickelte  und  wichtige  Frage  der  „Beweislast  nach 
dem  B.  G.-B."  hat  Be<kh  in  einer  gekrönten  Preisschrift  eingehend 
untersucht  (VII,  277  S.).  München  1*99,  H.  Beck.  Von  den 
Schriften  über  „Die  Unmöglichkeit  der  Leistung  nach  deutschem 
bürgerlichem  Recht"  sind  besonders  hervorzuheben  diejenige  von 
Titze  (XI,  m  S.).  Leipzig  1900.  Titze,  sowie  von  Kleineidam, 
XII.  272  S.    Jena  1900,  Fischer,  und  endlich  noch  die  von  Kl«  h, 
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„hie  Wirkungen  der  nachträglich  eintretenden  Unmöglichkeit  der 
Erfüllung  (XII,  272  S.).  Jena  loon,  Fischer.  Popkwils  behandelt 
(auf  134  S.i  „hen  Anspruch  des  Gläubigers  auf  die  Vorteile,  die 
der  Schuldner  aus  der  geschuldeten  Sache  gezogen  hat  oder  hätte 
ziehen  können",    Berlin  lNOO,  Ebering. 

„Der  Gläubigerverzug  im  B.  G.-B."  ist  von  Wkmkii'  behandelt 
worden  (V,  .'»*  S.i.    Linien  looi»,  R.  v.  Acken. 

HhM.wKi  hat  in  einein  umfangreichen  Werke  (Will,  6*2  S.i 
„hie  Vertrüge  auf  Leistung  an  Dritte.  Nach  deutschem  Reichsrecht 
unter  Berücksichtigung  des  Handelsgesetzbuchs"  zum  Gegenstande 
einer  verdienstvollen  Untersuchung  gemacht.   Leipzig  IM'!'.  Deichert. 

Zur  Lehre  vom  Erlöschen  »1er  Schuldverhältnisse  hat  Bkkk 
einen  Beitrag  geliefert  unter  dem  Titel,  „hie  Hinterlegung  zum 
Zwecke  der  Befreiung  von  Sehuldverbindlichkeiten"  (IV,  136  S.). 
Leipzig  l'Jlio,  Hirschfeld,  „hie  gerichtliche  Hinterlegung"  behandelt 
Mi'- ms- am  (UM  S.).    Berlin,  Ebering. 

SntKK.  „Kompensation  und  Aufrechnung"  (VI.  1 4S  S.).  Leipzig, 
Hirschfeld:  Husum,  „Aufrechnung-  mit  Forderungen  Dritter",  Disser- 
tation 41)  S.,  Göttingen.  Vandenhoeck  &  Ruprecht,  sowie  G»»u»s<  hsiikt, 
„Der  Widerspruch  gegen  die  Aiifrechnungserklärnng"  (V,  10*»  S.). 
Berlin,  Heymann.  sind  sämtlich  1  JSii«»  erschienen. 

Von  den  einzelnen  Schuld  Verhältnissen  haben  unbe- 
stritten Kauf  und  Miete  die  meiste  Literatur  erzeugt.  Bei  ersterein 
Vertrage  ist  es  wieder  die  Gewährleistungsfrage,  die  mannigfache 
Bearbeitung  gefunden  hat.  Über  „Die  Gewährleistung  bei  Viehver- 
äusserungeti"  haben  sich  Reütkk  und  Saikk  geäussert  (Berlin  1000, 
Pareyi;  feiner  Mkissnkk  (München  UHU),  Schweitzer).  Rkin  (III,  ."»1  S.i 
(daselbst  1*00),  Bahl  i VIII,  r.fj  S.)  (Erlangen  ISO«.  Palm  Ü  Enkel. 
„Über  Viehhandel  und  Viehprozess"  erschien  liMM»  in  3.  Auflage 
(VIII,  134  S.i  das  Buch  von  S<himaciikk  (Berlin,  Parey».  Lkistxkk 
hat  „Die  Haftung  des  Verkäufers  für  Mängel  der  Kaufsache  nach 
dem  Rechte  des  B.  G.-B."  (VIII.  12*)  S.i  untersucht  (Fürth  1000. 
R'isenbergi,  während  Mknsimj  „Beiträge  zur  Lehre  vom  Wandelungs- 
und  Minderungsanspruche  des  B.  G.-B."  gibt  (IV,  63  S.i  «Bonn,  F. 
Cohen».  „Das  Wiederkaufsrecht"  behandelt  in  einer  Dissertation 
(S7  S.i  Wan.ii nhkim  (Güttingen  1000,  Vandenhoeck  &  Ruprecht». 
Einen  Vergleich  zwischen  „Kauf-  und  Werklieferungsvertrag  nach 
dem  B.  G.-B."  zieht  E.mmkki«  h  (VI,  K»0  S.»  (Jena  1*09,  Fischer». 
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„Den  Werkvertrag  nach  dem  B.  G.-B."  hat  Rikzlf.r  mustergültig 
dargestellt  (V,  108  8.)  (Jena  1000,  Fischen.  „Dien  st  vertrag  und 
Werkvertrag  im  B.  G.-B."  hat  IIachkxiu  i«;  (85  8.1  (Mannheim,  Bens- 
heimen nnd  den  „Dienstvertrag  nach  schweizerischem  Obligationen- 
recht" hat  M.  Thaukkr«  (181  S.i  (Zürich  1800,  Art.  Inst.  Ürell 
Fiissli)  bearbeitet. 

Dem  neuen  Miet recht  sind  eine  ganze  Reihe  guter  8chriften 
gewidmet.   Erwähnt  seien  hier  besonders  das  1000  bereits  in  ">.  Auf- 
lage erschienene  „Mietrecht  nach  dem  B.  G.-B.u,  von  Oskar  Nikndohff 
(XI,  322  S.)  (Berlin,  C.  Duncker),  sowie  „Die  Miete  nach  dem  Hechte 
des  Deutschen  Reiches*  (VIII,  3f>2  8.),  von  Mittf.lstf.in  (Berlin  1000, 
Vahlen)  —  ganz  ausgezeichnet!  und  Bokchkkkt,  ..Das  Mietsrecht  nach 
dem  B.  G.-B."  (VIII,  143  8.).    Über  „Das  Wohnungsmietrecht"  er- 
schienen 1000  die  Schriften  von  Loumann  (VI,  134  8.)  (Berlin.  Heine), 
von  BiutKNKK  (Leipzig,  Veit  &  t'ie.),  sowie  180!»  das  von  Arnolw 
(VIII.  160  8.)  (München,  Riegen.   „Das  neue  Mietrecht"  für  Vermieter 
und  Mieter  behandeln  die  im  selben  Jahre  erschienenen  Bücher  von 
Kkidkkk  i  (Leipzig,  Hirschfeld)  und  Gf.rson  (Mülheim,  Bagel).  „Rechte 
und  Pflichten  des  Mieters*4  setzt  auseinander  Lipinski  (32  8.)  (Leipzig 
1800,  Lipinski),  während  „Die  Rechte  der  Mieter  und  Vermieter"  dar- 
gestellt sind  von  Wilkk  (36  8.)  (Neubrandenburg,  Brünslow),  Pilz 
(«4  8.)  (Leipzig.  Möschke),  Braun  (77  S.)  (Berlin,  Steinitz)  und  schliess- 
lich von  Wkstkr  (32  S.)  (Essen,  F redebeul  et  Koenen).  Während  Wki- 
xkkt  1800  in  44  8.  das  gesamte  ..Mietrecht"  (Dresden,  Weiske)  be- 
handelt, erschien  im  selben  Jahre  in  fast  gleichem  Umfange  (33  8.) 
„Das  gesetzliche  Pfandrecht  des  Vermieters"  von  Gkoao  (Wien,  Manz). 
Sibkr,  Hkinr.  stellt,  in  seinem  1000  erschienenen  Buche  dar  „Das  ge- 
setzliche Pfandrecht  des  Vermieters,  des  Verpächters  und  des  Gastwirts 
nach  dem  B.  G.-B.  für  das  Deutsche  Reich"  (VI,  02  8.).    Über  den 
Dienstvertrag  sind  1800  einige  kleinere  Werkchen  erschienen  von 
Mihlknbkin,  der  „Das  anhaltiensche  Gesinderecht"  darstellt  und  er- 
läutert (VIII,  K3  8.)  (Cöthen,  Schettlers  Erben),  Okliiafkn,  der  „Das 
Dienst  botenwesen  in  Bayern  nach  dem  B.G.-B."  unter  Berücksichtigung 
des  bayerischen  Ausführnngsgesetzes  und  der  übrigen  einschlägigen 
Gesetze  bearbeitet  hat  (XI,  131  S.)  (München,  Schweitzer)  und  Strüiim- 
fkli»,  dem  „Das  neue  Gesinderecht  in  Württemberg"  für  den  prak- 
tischen Gebrauch  des  Publikums  und  der  Behörden  als  Vorwurf  für 
eine  kleine  Arbeit  (VIII,  48  S.)  gedient  hat  (Stuttgart.  Knhlhammer). 
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Fiscmkk  erörtert  „Die  Auslobung  nach  dem  B.  G.-B."  (VII 
<!4  S.)  (Göttingen,  Vandenlioeck  &  Ruprecht);  Isay,  ..Die  Geschäfts- 
führung nach  dem  B.  G.-B.  für  das  Deutsche  Reich"  (XII,  412  S.) 
(Jena  11*00,  Fischer);  Sri  hm,  „Die  Einbringung  von  Sachen  bei  Gast- 
wirten'1 (Leipzig,  Rüther). 

Über  Spiel  und  Wette  sind  zu  erwähnen  die  1899  erschieneneu 
Bücher  von  Enhkmvnn,  „Beiträge  zur  Geschichte  der  Lotterie  und 
zum  heutigen  Lotterierechte".  Unveränderter  Abdruck  der  In.-Diss. 
v<»n  1HK2  (IV,  14H  S.)  (Berlin,  Hej'inann);  Gki  k,  „Die  Wettgeschäfte 
im  Rennsport"  (27  S.)  (Magdeburg,  Schallehn  &  Wollbrück):  Sikuhakt. 
„Die  öffentlichen  Glücksspiele"  (VII,  411  S.)  (Wien,  Manz). 

Was  „Gegenstand  des  Bereicherungsanspruches  nach  dem 
bürgerlichen  Gesetzbuche"  ist,  setzt  Stikvk  auseinander  (118  S.i. 
Strassburg  1X99  (Trübner),  während  Coli.atz  mit  seinem  Buche 
„Ungerechtfertigte  Vermögensverschiebung  (40  S.).  Berlin  1S99 
(Struppe  &  Winckler)  einen  wichtigen  Beitrag  zum  Rechte  des 
B.G-B.  liefert. 

„Der  Begriff  der  unerlaubten  Handlung  nach  dem  B.  G.-B." 
ist  entwickelt  von  W.  Müllkk.  Halle  1900  (Kämmerer  &  Ciel 
(•ri5  S.).  Über  ein  höchst  zeitgemässes  Thema  hat  schliesslich  Hii.sk 
einen  Vortrag  gehalten,  nämlich  über  „Die  Haftpflicht  der  Kraft- 
fahrzeuge".   Erschienen  ist  das  Werk  in  Berlin,  M.  Krayn. 

d)  Sachenrecht. 

Ostkkmkykk  hat  ein  „Handbuch  des  Sachenrechts"  mit  Er- 
läuterungen in  der  Titelfolge  des  B.  G.-B.  herausgegeben  (427,  XII  S.). 
1899.  —  „Der  Besitz  des  B.  G.-B.  gegenübergestellt  dem  römischen 
und  gemeinen  Recht"  ist  in  einem  umfangreichen,  fleissigen  Werke 
untersucht  worden  von  F.  Kniki*  (.Jena  11*00,  Fischer).  Bkniux  be- 
handelt „Die  Besitzlehre  nach  dem  B.  G.-B.  unter  Berücksichtigung 
der  bisherigen  Rechtsprechung  (29  S.).  Hannover  1900,  Helwing. 
Im  selben  Jahre  erschien  auch  die  Dissertation  t*»8  S.)  von  Heinhm/hs, 
„Besitzerwerb  und  Besitzerhaltung  durch  Stellvertreter  nach  ge- 
meinem Recht  und  dem  Recht  des  B.  G.-B.,  (Saarbrücken,  Schmidtkei. 
Lh.ixhaki».  Rrn.,  hat  1S99  veröffentlicht  den  „Erbschaftsbesitz"  (VIII. 
127  S.i.  Jena,  Fischer. 

Bkankis  hat  „Das  Recht  des  Grundbesitzes  und  der  Landwirt- 
schaft im  B.  G.-B."  zum  Gegenstande  einer  Untersuchung  gemacht 
(i:>9  S.).  Berlin  1900.  Gcsetzesverla-r  Schultze  Ä  Cie. 
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Über  das  neue  Grundbuchrecht  erschienen  im  Berichtsjahre 
1899  folgende  Werke:  Maenner,  „Das  Recht  der  Grundstücke  nach 
dem  B.  G.-B.  und  der  Grundbuchordnung  für  das  Deutsche  Reich'1 
(VIII,  408  S.),  München,  Schweitzer;  „Das  deutsche  Grundbuch- 
recht"  von  Klumit  (VIII,  444  S.),  Stuttgart,  Kohlhammer,  und 
von  Firns,  Berlin,  J.  J.  Heine,  während  Nkmethy  „Das  öster- 
reichische Grundbuchs-  und  Exekutionsrecht1'  behandelt  hat  (117  S.), 
Wien,  Perles.  Im  Berichtsjahre  1900  sind  erschienen  die  grossen 
Werke  von  Oberneck,  „Das  Reichsgrundbuchrecht  und  die  preussischen 
Ausführung»-  und  Ergänznngsbestiniranngen,i  (XLVI,  1131  S.),  Berlin, 
Heymann;  Tuknau-Fokrster.  „Das  Liegenschaftsrecht  nach  den 
deutschen  Reichsgesetzen  und  preussischen  Ausfübrungsbestimmnngen, 

1.  Bd.:  Das  Sachenrecht  des  B.  G.-B."  (XLVI,  854  S.),  Paderborn, 
Schöningh.  Fokrsteb,  „Handbuch  des  formellen  Grundbuchrechts", 
gibt  eine  Anleitung  zur  Bearbeitung  von  Grundbuchsachen.  Das 
Werk  ist  1900  in  2.  Auflage  (XX,  353  S.)  (Berlin,  Müller)  erschienen. 
Ti'knau  -  Foerster  haben  im  selben  Jahre  eine  Textausgabe  der 
„Grundbuchordnung"  für  Preussen  herausgegeben  (X,  173  S.), 
Paderborn,  Schöningh.  In  zweiter  Auflage  erschienen  ebenfalls  1900 
„Die  Grundbnchordnung44  von  Fischer  (254  S.)t  Berlin,  Guttentag, 
die  von  Krkch  (VI,  195  S.),  München,  Beck,  und  von  Willen- 
bC'chkr  (VIII,  234  S.),  Berlin,  Müller.  Für  den  praktischen  Ge- 
brauch bearbeitet  hat  Gänssle  „Das  Grundbuch-  und  Hypotheken- 
recht des  B.  G.-B.  und  den  Liegenschaftsvertrag  des  neuen  Rechts", 

2.  Aufl.  1900  (VIII,  1G0  S.),  Stuttgart,  Metzler.  „Das  Publizitäts- 
prinzip im  österreichischen  Tabularrechteu  hat  behandelt  Aülkk 
(IV,  161  S.),  Wien  1899,  Manz,  während  Schilde  das  Wort  nimmt 
zur  „Unrichtigkeit  des  Grundbuchs  nach  neuein  deutschen  Reichs- 
recht" (94  S.)?  Leipzig  1899,  Veit  &  Cie.  Eine  Zusammenstellung 
der  für  die  Arbeiten  der  Grundbuchämter  wichtigsten  Vorschriften 
sibt  Koellner  in  dem  1900  in  2.  Auflage  vorliegenden  Werke  „Der 
Übergang  des  preussischen  Praktikers  in  das  deutsche  Grundbuch- 
recht", Berlin,  Puttkammer  &  Mühlbrecht, 

„Das  deutsche  Nachbarrecht1'  hat  Orti.off  in  einem  Handbuch 
für  Grundbesitzer  dargestellt  (VII,  339  S.),  Jena  1900,  Costenoble, 
während  „Der  Bau  auf  fremdem  Boden,  insbesondere  der  Grenz- 
überbau" auf  geschichtlicher  Grundlage  für  das  B.  G.-B.  bearbeitet, 
ist  von  Wulff  (XII,  10(5  S.),  Jena  1900,  Fischer.    „Das  württem- 
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herrische  Nachbarreehf4  hat  Hai  ulk*  (VIII,  115  S.),  Stuttgart  1899, 
Kohlhammer,  behandelt. 

Bikkmaxx  hat  „Über  die  Notwendigkeit  «ler  Auflassung  beim 
Eigentumserwerb  an  Grundstücken,  insbesondere  im  Falle  der  Fusion 
zweier  Handelsgesellschatten''  eine  Dissertation  (48  S.)  geschrieben. 
Göttingen  1 1*< M>.  Vandenhoeck  t!t  Ruprecht. 

Die  „Eigentümlichkeiten  des  Grundstücksverkaufs"  zählt  auf 
Smnxta»;  (5t»  S.),  Göttingen  1899,  Vandenhoeck  &  Ruprecht.  Ob  „Die 
Vertretung  beim  Fahrniserwerb"  zulässig  ist.  untersucht  F.  Lkoxhako 
(VI,  116  S.),  Leipzig  1899,  Dieterich.  Über  „Die  materiellen  Vor- 
schriften des  neuen  Reichsrechts  über  die  Zwangsversteigerung  von 
Grundstücken"4  hat  Schwai.h  einen  Vortrag  gehalten  (III,  58  S.), 
Strassburg  1899,  Heitz,  während  KYutkx  „I  ber  die  rechtliche  Natur 
der  Enteignung  unter  besonderer  Berücksichtigung  des  preussischen 
Rechts"  eine  Dissertation  publiziert  hat  (II,  4t»  S.),  Göttingen,  Vanden- 
hoeck et  Ruprecht.  * 

v.  Skki.kk  schrieb  1899  über  „Das Miteigentum  nach  dem  R.G.-B."* 
(V,  10K  S.),  Halle,  Niemeyer. 

„Die  Regulierung  und  Ablösung  der  Wald-  und  Weideservituten " 
hat  Schiff  zum  Gegenstande  einer  Untersuchung  gemacht  (201  S.), 
Wien  1899,  Perles.  „Niessbrauch  und  Pfandrecht  an  einem  Patent- 
rechte" ist  bearbeitet  von  Hkkkuaxx,  Berlin  1900,  Ebering. 

Wählend  W.  Romatzeck  „Die  Zwangshypothek"  nach  der  No- 
velle zur  Snbhastationsordnung  für  Rayern  dargestellt  hat  S  ), 
Fürth  1899,  Rosenberg,  ist  1900  eine  kritische  Studie  (VII,  121  S.) 
von  Prxxst  hakt,  „Der  GrundschuldbegriÖ'  des  deutschen  Reichsrechts 
in  Gesetz  und  Literatur",  erschienen. 

Über  „Wesen  und  Inhalt  des  Pfandrechts"  hat  Srnwixi»  eine 
rechtsgeschichtliche  und  dogmatische  Studie  herausgegeben  (IX, 
110  S.),  Jena  1899,  Fischer. 

e)  Familien  recht, 
Erschienen  sind  1899:  Axpeks  „Grundriss  des  Familienrechts" 
(VIII,  82  S.),  Leipzig,  Duncker  &  Hnmblot;  Kösiu,  „Familien-  und 
Ehere.ht  nach  dem  R.G.-B."  (96  S.),  Braunschweig.  Euler.  1900 
wurden  veröffentlicht:  Pilz,  „Das  Ehe-  und  Familienrecht"  (VI. 
75  S.);  SriiKKK«,  „Das  Familienrecht  des  B.  G.-B."  (IV,  512  S.),  Er- 
langen, Palm  iV  Encke:  Mahkeic,  ..Die  Nachlassbehandlung,  das  Erb- 
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rocht,  Farailienrecht  und  das  Vormundschaftsrecht*',  1*3.  Auflage,  be- 
arbeitet von  Kühne  und  Feist  (1Vt,  224  S.),  Berlin,  Uecker;  Mayek. 
»Lehrbuch  des  Familien-  und  Erbrechts",  1,  Bd.:  „Das  Familien- 
und  Vormundschaftsrecht"  (VIII,  301  S.),  Stuttgart,  Kohlhammer: 
Rocholl,  ..Das  Eherecht  des  B.  G.-B."  (VIII,  409  S.),  Berlin  1900, 
Heymann. 

Stkitz  hat  „Die  Rechtsnatur  des  Verlöbnisses-  nach  deutschem 
bürgerlichen  Recht  untersucht.  Tübingen  1000,  Mohr. 

Der  vierte  Abschnitt  des  Personenstandsgesetzes  vom  6.  Februar 
187"»:  Form  und  Beurkundung  der  Eheschliessung,  ist  durch  den 
Artikel  46  des  E.-G.  z.  B.  G.-B.  vielfach  abgeändert  worden.  Von 
den  zahlreichen  das  abgeänderte  Personenstandsgesetz  behandelnden 
Werken  seien  nur  die  folgenden  hervorgehoben,  welche  alle  1000 
erschienen  sind:  Schollen  (155  S.),  Berlin,  F.  Dümmlers  Verlag; 
SricKKKNAHKL,  Düsseldorf,  L.  Schwann;  Piullek,  2.  Auflage  (VIII, 
152  S.),  Berlin,  Vahleu;  RChl  (IV,  192  S.),  Krieg,  Kroschel,  und 
endlich  die  1900  in  3.  Auflage  (VII,  131  S.)  erschienene  Handaus- 
gabe von  A.  Reuer,  Ansbach,  Brügel  &  Sohn. 

Gauuuüch  behandelt  „Den  Irrtum  als  Ehehindernis*1  in  seiner 
kanonistischen  Studie  (77  S.),  Wien  1899,  Manz. 

Das  persönliche  Eherecht  des  B.  G.-B.  von  Jakobi  ist  1899  in 
2.  verb.  u.  verm.  Auflage  (122  S.)  bei  Gnttentag,  Berlin,  ei*schienen. 
Brandis  gibt  eine  Darstellung  „Des  Rechts  der  Ehegatten  nach  dem 
B.  G.-B.  und  den  Landesrechten",  Berlin,  Gesetzesverlag  Schultze  & 
Cie.  Wikkihzowsky  hat  ein  „Handbuch  des  Eherechts  mit  Aus- 
schluss des  Elieschliessnngs-  und  Ehescheidungsrechts"  in  drei  Teilen 
herausgegeben,  Düsseldorf  1900,  L.  Schwann.  Zur  „Überleitung  der 
bestehenden  Ehen  unter  das  neue  Recht"  hat  Kubieb  einen  Beitrag 
geliefert,  Breslau,  Kerns  Verlag.  Hullweck  hat  „Das  Zivileherecht 
des  B.  G.-B."  im  Lichte  des  kanonischen  Eherechts  dargestellt,  Mainz, 
Kirchheim.  „Die  rechtliche  Stellung  der  Frau  nach  dem  B.  G.-B." 
ist  von  G.  Planck  in  einem  Vortrage  (30  S.)  behandelt  worden. 
Göttingen  1899,  Vandenhoeck  Ruprecht.  Weiterhin  sind  noch  zu 
erwähnen:  Kähsbkb«,  „Eingehung,  Nichtigkeitserklärung  und  Auf- 
lösung der  Ehe  nach  dem  B.  G.-B."  (30  S.),  Leipzig  1899,  Richter: 
Aswokth  „Das  Wittum  (Dower)  im  englischen  Recht  (55  S.),  Frank- 
furt a.  M.  1899,  Knauer,  sowie  „Recht  und  Pflicht  der  Witwe  von 
Hknei.ix  (VIII,  111  S.),  Berlin,  Vahlen. 
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Iber  „Das  Güterrecht  der  bei  dem  Inkrafttreten  des  B.  G.-B. 
bestehenden  Ehen"  handelt  die  Schrift  von  Fkukk  (VII,  70  S.). 
Stettin  1000,  Saunier.  „Die  Schlüsselgewalt  der  Ehefrau"  ist  ver- 
gleichend dargestellt  nach  dein  Ii.  G.-B.  und  bisherigen  Kecht  von 
Rosknkkli»  (103  S.).  Besonders  hervorzuheben  ist  hier  Schkodkk,  R.. 
„Das  eheliche  Güterrecht  nach  dem  B.  G.-B.w,  2.  Auflage  (78  S.). 
Berlin  ISMO.  Guttentag.  Dokst,  F..  hat  bearbeitet  rDas  deutsche 
eheliche  Güterrecht"  unter  Berücksichtigung1  der  Abweichungen  vom 
französischen  Recht  (7o  S.),  Köln  181»!».  P.  Nenbner.  Hierher  gehören 
auch  noch  der  Vortrag  von  Kkatz,  rDas  eheliche  Güterrecht  des 
B.  G.-B."  (4-s  S.).  Heidenheim  1*0!»,  Rees,  und  Willmann,  Der  eheliche 
Unterstand  nach  dem  Inkrafttreten  des  B.  G.-B.  (21  S.),  Quaken- 
brück LS!»!»,  Eckhart, 

Zu  den  einzelnen  Güterständen  seien  erwähnt:  Sciikkoli»,  „Die 
allgemeine  Gütergemeinschaft  des  B.G.-B.U  (VI,  H3  S.),  Ulm 
Ebner,  und  derselbe,  „Die  Errungenschaftsgemeinschaft  des  B.  G.-B." 
(VI,  Inn  S.).  Stuttgart  ISO!»,  Kohlhammer. 

Gkkhaui.  hat  über  „Die  Ehescheidnngsgründe  des  B.  G.-B."  im 
Berliner  Anwalt- Verein  einen  Vortrag  gehalten  (40  S.),  Berlin  lSiM». 
Siemenmth  <\  Troschel.  „Eliescheidungsrecht  und  Eheseheidungs- 
prozess-  von  Eiilkk  ist  1809  in  2.,  völlig  umgearbeiteter  Auflage  er- 
schienen (211»  S.)t  Berlin,  II.  W.  Müller.  Des  weiteren  hat  „Das 
Recht  der  Ehescheidung  nach  dem  B.  G.-B."  von  Davidson  (VIII. 
2"»7  S.),  Berlin.  Hevmaiin.  Anerkennung  gefunden.  Schmidt  behandelt 
„Ehescheidung  und  richterliches  Ermessen"  (47  S.l,  1900. 

()i'i:r  hat  „Das  Verwandt schaftsrecht  des  B.  G.-B."  in  einem 
umfangreichen  und  wissenschaftlich  durchaus  auf  der  Höhe  stehenden 
Werke  bearbeitet  (VIII.  440  S.).  Berlin  1*90,  Vahlen.  Demselben 
Gebiet  gehört  an  die  gemeinverständliche  Darlegung  von  Hallbai  ku. 
„Das  neue  Verwandtenrecht  des  deutschen  B.  G.-B."  (X.  lss  S.). 
Leipzig  1*99.  Berger.  „Die  Verwandtschaft  und  Vormundschaft 
nach  dem  B.G.-B."  hat  Si>aiin  behandelt,  Berlin  1900,  Guttentasr. 

Wkisswkii.kii  erörtert  „Die  Ausübung  der  elterlichen  Gewalt 
und  die  Stellung  des  Beistandes",  Hannover  1000.  Meyer:  Kmts.  hky 
„Das  Rechtsverhältnis  zwischen  Kitern  und  Kindern  nach  dein  B.G.-R." 
(VI,  274  S.t.  Rel  lin  1*99,  O.  Haering.  ..Die  rechtliche  Stellung  der  un- 
ehelichen Kinder"  behandelt  H..klk  in  einem  kleinen  Aufsatz  (IV.  ">1  S.). 
(Üesseii  1*99.  E.  I.'oth.   Auch  .Tastuow  hat  sich  mit  „Dem  Recht  der 
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unehelichen  Kinder"  beschäftigt,  Berlin  1900,  Guttentag,  ferner  hat 
Markus  über  „Das  Recht  des  unehelichen  Kindes"  einen  Vortrag  ge- 
halten, der  aus  dem  Ungarischen  von  einem  unbekannten  Verfasser 
übersetzt  worden  ist  (59  S.),  Budapest  1899,  Grill.  Schliesslich  hat 
Puschmann  „Die  Stellung  und  Ansprüche  des  unehelichen  Kindes  und 
seiner  Mutter,  sowie  die  Legitimation  unehelicher  Kinder  nach  dem 
B.G.-B."  bearbeitet  (VIII,  08  S.),  Cöthen  1899,  Schettler. 

Mkykk  behandelt  in  einer  grösseren  Dissertation  (XIII,  112  S.) 
„Die  Einkindschaft",  Breslau  1900,  Marcus. 

Phillers  „Vormnndschaftsrecht  des  B.  G.-B.  nebst  den  ver- 
wandten Rechtsstoffen"  ist  1900  in  3.  Auflage  erschienen  und  stellt 
sich  dar  als  eine  Umarbeitung  des  preussisch-rechtlichen  Werkes 
des  Verfassers  (IX,  384  S.),  Berlin,  Vahlen.  In  demselben  Jahre 
veröffentlichten  Hesse  ein  „Deutsches  Vormnndschaftsrecht"  (VIII, 
30:1  S.),  Leipzig,  Wöpke,  sowie  Schröder  und  Mlüdan  „Das  deutsche 
Vormundschaftsrecht"  (XVI,  090  S.),  Berlin,  Decker.  Für  den  prak- 
tischen Gebranch  dargestellt  hat  „Das  Vormundschaftsrecht  des 
B.  G.-B."  Böhm,  2.  Auflage,  1899  (VI,  275  S.),  Hannover,  Helwing. 
Ferner  hat  Schilgen  ein  „Deutsches  Vormnndschaftsrecht"  in  Kom- 
mentarform herausgegeben  (VIII,  240  S.),  Köln  1899,  Bachem, 
Schultetus  ein  „Handbuch  des  Vormundschaftsrechts"  (X,  257  S.), 
Berlin  1M99,  Heine.  Ein  „Grundriss  zum  Vormundschaftsrecht"  von 
Maassen  ist  1899  in  Köln,  Stanff  (32  S.)  erschienen.  Speziell  „Die 
Vormundschaft  über  uneheliche  Kinder"  hat  P.  Schmidt  systematisch 
dargestellt.  Auch  Hallbauer  hat  im  Verein  mit  Garmann  „Das  neue 
Vormnndschaftsrecht  des  B.  G.-B."  (X,  152  S.)  behandelt,  Leipzig 
1*99,  Herger.  Zur  „Tätigkeit  des  Vormundsehaftsgerichts  in  Preussen" 
nimmt  das  Wort  Elsner  von  Ghonow  (72  S.),  Breslau  1899,  Kern. 
Baum  hat  sich  verbreitet  über  „Vormund,  Gegenvormund,  Pfleger 
und  Familienrat"  (VI,  58  S.),  Berlin  1899,  Heine.  Weiterhin  ist  noch 
besonders  erwähnenswert  das  Werk  von  Schultheis,  „Der  deutsche 
Vormundschaftsrichter4*  (XI,  350  S.),  Berlin  1900,  Vahlen,  ferner 
Singek,  „Die  Verrichtungen  des  Vormundsehaftsgerichts  und  des  Nach- 
lassgerichts", München  1900,  Schweitzer,  und  schliesslich  hat  Trost 
im  selben  Jahre  einen  Nachtrag  zu  seinem  „Amt  des  Vormundes" 
herausgegeben  (S.  131-102),  Berlin,  Hayns  Erben. 

„Die  Pflichten  des  Waisenrats  nach  dem  B.  G.-B."  von  F.  Baum 
ist  1899  in  5.  verb.  und  verm.  Auflage  (VI,  34  S.)  bei  J.  J.  Heine, 
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Berlin  erschienen.  Fi  iikmann  erklärt  „Die  Geschäftsführung  des 
Gemeindewaisenrats"  (IV,  (»4  S.i.  Herlin  lht»0,  Liebniann. 

f)  Erbrecht. 

Andkks  gab  1800  auch  einen  „Grnndriss  des  Erbrechts"  heraus 
(VII.  103  S.),  Leipzig,  Dnncker  &  Hnmblot,  es  publizierte  Fklaruts 
als  Hand-  und  Nachschlagebuch  „Das  Erbrecht  des  B.  G.-B.  (X, 
:;.r..r>  8.),  Stuttgart  1899,  Steinkopf.  Von  ebenfalls  1*9!)  erschienenen 
bedeutenderen  Werken  seien  hier  nur  die  folgenden  erwähnt:  Bok- 
i  iiKKUT,  „Das  Erbrecht  und  die  Nachla-ssbehandlung"  nach  den  neuen 
Reichs-  und  Landesgesetzen,  allgemeiner  Teil  (XIV,  288  S),  Breslau, 
Kern;  das  in  2.  Auflage  erschienene  „Erbrecht  des  B.  G.-B."  von 
F.  Böhm  (XI,  .r>»>8  S.),  Hannover,  Hehving,  und  schliesslich  Hallhai  kk, 
„Bas  neue  Erbschaftsrecht"  (X,  2*1(5  S.),  Leipzig,  Berger.  r  Erbrecht 
und  Testament  nach  dem  B.  G.-B."  behandelt  König  (02  S.),  Braun- 
schweig 1899,  Euler.  Im  zweiten  Berichtsjahre  begann  dann  zu  er- 
scheinen das  „Lehrbuch  des  Erbrechts"  von  Mkykk  (S.  1  -98),  Marburg, 
El  wert.  Hierher  gehört  auch  die  Arbeit  von  Löukk,  „Erbrecht  bei 
zweiter  Ehe  nach  livländischem  Stadtrecht"  (VII,  llö  S.),  Riga  1890, 
Kymmels  Sort. 

Eschkk  erörtert  „Den  Eintluss  des  Geschlechtsunterschiedes  der 
Deszendenten  im  schweizerischen  Erbrecht",  Zürich,  Schnlthess, 
Ekdmann  „Das  Miterbenverhältnis  im  B.  G.-B."  verglichen  mit  dem 
des  gemeinen  Rechts  (NO  S.).  Hannover  1809,  Hahn,  Mixoimkykk 
„Die  Haftung  der  Erben  und  Miterben  für  die  Xachlassverbindlich- 
keiten  nach  dem  B. G.-B."  (81  S.).  Hannover  1800,  (\  Meyer.  rDas 
Verfahren  des  Nachlassgerichtes  bei  Erbauseinandersetzungen"  hat 
Maiots  bearbeitet  (4*5  S.),  Berlin  100»»,  Marcus.  „Das  neue  Testamenten- 
recht." ist  von  Hai.i.h vi  kk  (VIII.  1*17  S.\  Leipzig  1800.  Berger,  und 
Dikkkk  (8((  S.),  Berlin  10»M»,  Steinitz,  bearbeitet.  Mighan  gibt  eine 
Anleitung  zur  „Errichtung  von  Testamenten  und  Erbverträgen"  mit 
Kormularen  (VIII,  118  S.),  Breslau  10<><>,  Kern.  Mkischkiokk  be- 
handelt „Die  letztwilligen  Verfügungen  nach  dem  B.  G.-B.",  Leipzig 
1000,  Wit  Cie.  Lowkxwalo,  „Die  gemeinschaftlichen  Testamente 
im  B.  G.-B."  (02  8  ).  Berlin  IsOO,  Struppe  <x  Winckler.  10»>0:  Biom  k, 
„Das  eigenhändige  Testament"  (VI.  121  S  ).  Berlin.  Gnttentug;  Makcis. 
„Brivattestament  und  Nottestament  nach  dem  B.  G.-B."  in  2.  Auflage 
(XVI.  10»;  S.i.  Berlin.  Marcus;  EtniiioKx,  „Das  Testament",  ein  Hand- 
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und  Musterbuch  für  letztwillige  Verfügungen,  in  4.  Aufl.  (IX,  U.'W  8.), 
Berlin,  Vahlen.  Hollmf.<  k  hat  dem  „Testament  der  Geistlichen  nach 
kirchlichem  und  bürgerlichem  Recht-  eine  grössere  Darstellung  ge- 
widmet (VIII.  123  8.),  Mainz  1900,  Kirchheim.  Skckt  lieferte  in  dem- 
selben Jahre  einen  „Beitrag  zur  Lehre  von  der  Testamentsvoll- 
streckung-1 unter  Berücksichtigung  der  neuen  Reichsgesetze  (VI, 
100  8.),  Leipzig,  Wöpke. 

Dem  „Erbvertrag  nach  dem  B.  G.-B."  hat  Schiffnkk  eine  grössere 
Abhandlung  gewidmet  (VIII,  212  8.),  Jena  1899,  Fischer. 

„Das  Pflichtteilsrecht  der  entfernteren  Abkömmlinge  und  der 
Kitern  des  Erblassers  nach  dem  deutschen  B.  G.-B."  hat  Stkohal 
eingehend  behandelt  (M  8.),  Leipzig  1899,  Edelmann. 

Einführungsgesetz,  Ausführangsgesetze,  Partikularrecht. 

Einen  Kommentar  des  Kinführungsgesetzes  zum  B.  G.-B.  hat 
8«  hkkkk  gegeben  (XXXVI,  209  8.),  Erlangen  1900,  Talm  K  Enke. 

Die  im  ersten  Berichtsjahre  in  den  deutschen  Einzelstaaten 
erlassenen  Ansführungsgesetze  zum  B.  G.-B.  haben  im  zweiten  Be- 
richtsjahre mannigfache  Bearbeitung  gefunden. 

«Die  preussischen  Ausführnngsgesetze  zum  B.  G.-B.  für  das 
Deutsche  Reich  und  seine  Nebengesetze  nebst  den  Verordnungen 
vom  13.  und  IB.  November  1899U  hat  Stk.;kmann  bearbeitet.  Im 
Jahre  1900  erschien  Teil  I,  Berlin,  Deckers  Verlag.  Die  kleine, 
einen  Oktavband  von  207  8eiten  umfassende  Gesetzsammlung  be- 
ansprucht nicht  den  Wert  eines  Kommentars.  Mit  Hilfe  eines  sehr 
umfangreichen  und  sorgfältigen  Sachregisters  lassen  sich  die  sehr 
verschiedenartigen  Materien  der  einzelnen  Gesetze  gut  auffinden. 
Ein  zweiter  Teil  wird  die  1879  in  Kraft  getretenen  Reichsjustiz- 
gesetze in  ihrer  neuen  Fassung  bringen.  Dagegen  stellt  sich  das 
Werk  von  Hohler,  „Preussisches  Ausführungsgesetz  zum  B.  G.-B.", 
Berlin  1900,  H.  W.  Müller  (440  8.),  als  ein  Kommentar  von  wissen- 
schaftlicher Bedeutung  dar.  Motive  und  Materialien  des  Gesetzes 
sind  gründlich  bearbeitet.  Als  Anlagen  sind  abgedruckt  eine  Reihe 
von  Verordnungen  und  kleineren  Gesetzen.  Die  sehr  gediegene 
Arbeit  kann  nur  empfohlen  werden.  Kleineren  Umfanges  ist  die 
Handausgabe  des  „preussischen  Austührungsgesetzes"  von  Waloow, 
Berlin,  Gesetzesverlag  Schnitze  &  Co.  Diese  Überleitungsvorschriften 
sind  durch  klare  und  erschöpfende  Anmerkungen  erläutert.  Ferner 
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erschien  noch  Ende  1899  bei  Guttentag,  Berlin,  das  „Ausführungs- 
gesetz  zum  Ii.  G.-B.  vom  20.  September  1S00"  von  Simeon.  Auch 
hier  sind  die  kurzen  und  prägnanten  Anmerkungen  zu  loben.  In 
weit  bedeutenderem  Umfange  (X.  52!»  S.)  erschien  1900.  Berlin, 
<).  Liebmann,  das  Werk  von  Stkanz  und  Gkkuaki»  unter  dem  Titel 
„Da*  I'reussische  Ausführnngsgesetz  zum  B.  G.-B.'4.  Es  ist  unter 
Berücksichtigung  des  allgemeinen  Landrechts,  des  gemeinen  Rechts 
und  des  rheinischen  Recht«  in  tiefgehender  Weise  unter  Hinzuziehung 
der  Motive  und  Materialien  kommentiert.  In  einem  Anhang  sind 
die  noch  geltenden  Bestimmungen  des  allgemeinen  Landrechts,  des 
Code  civil  und  der  wichtigsten  Ergänzungsgesetze  dargestellt. 
Ebenfalls  1900  erschien  der  erste  Teil  des  gross  angelegten  Kommentars 
von  Cki-skx  und  Mim.kk,  welche  in  Verbindung  mit  Hobiü;<  ht  „Das 
Rrenssisrhe  Ausführungsgesetz  zum  R.  G.-B.44  vom  20.  September  1*1*1) 
erläutert  haben  (XVIII,  :552  S.),  Berlin,  Heymann.  Reide  Verfasser 
haben  dasselbe  Gesetz  in  der  HKYMAXs'schen  Taschengesetzsammlung 
in  Form  einer  kleinen  Handausgabe  herausgegeben,  die  trotz  ge- 
ringen Umfanges  doch  eine  Menge  wissenschaftlichen  Materials  bietet. 
Altsmaxx  hat  eine  Textausgabe  der  „Nebengesetze  des  B.  G.-B.  und 
die  Preussischen  Ausführungsgesetze  nebst  den  allerhöchsten  Ver- 
ordnungen und  Ministerialerlassen  mit  kurzen  Erläuterungen-4  veran- 
staltet (708  S.i,  Berlin  ll»0o,  Heymann. 

Über  das  „Gesetz,  betreffend  die  Ausführung  des  B.  G.-B.  in 
Elsas s- Lothringen,  vom  17.  April  180«»**  sind  zwei  bemerkenswerte 
Bearbeitungen  erschienen.  Die  eine  ist  verfasst  von  Molituk  und 
erschienen  im  Jahre  1000,  Strassbnrg,  Trübner.  Von  grosser  Sorg- 
falt und  Gewissenhaftigkeit  zeugt  das  andere  Werk,  von  Akox, 
Strassbnrg  1800,  Heinrich. 

„Das  württembergische  Austührungsgesetz41  hat  1000  mehr- 
fache Bearbeitung  gefunden.  Zu  erwähnen  sind  die  Ausgaben  von  Aham 
(VI,  122  S.),  Berlin,  Gesetzesverlag  Schultze  et  Co.,  und  die  von 
I'pizkk  (V,  202  S.),  Ravensburg,  Maier.  Ein  grosser  Kommentar 
desselben  Gesetzes  begann  1800  zn  erscheinen,  verfasst  von  Land- 
gerichtsdirektor NiKi.Kii,  und  wurde  1000  vollendet.  Ellwangen,  Hess 
<XC,  10:5:5  S.). 

„Das  braunsch weigische  Ausführungsgesetz  zum  B.  G.-B. 
vom  12.  Juni  1800w  hat  F.  Braxms  kurz  und  gemeinverständlich  er- 
läutert (IV,  18  s.i,  Berlin  1000,  Gesetzesverlag  Schnitze  &  Co. 
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Die  Einführung  des  H.  (i.-B.  hat  bezüglich  der  Landesprivat- 
rechte  teils  Xeubearbeitungen  alter  Werke  nötig-  gemacht,  teils  auch 
neue  Werke  hervorgerufen.  Eine  „Systematische  Darstellung  des 
in  Elsass-Lothringen  geltenden  bürgerlichen  Rechts-  erschien  von 
Xvktk  (XVI,  XII,  1122  S.),  Metz  1000,  Seriba.  Lin«  kklmanx  und 
Flkck  hahen  1000  rDas  hannoversche  Privatrecht  nach  dem  In- 
krafttreten des  B.  G.-B."  zu  bearbeiten  begonnen  und  1001  vollendet, 
Hannover,  Helwing.  Von  dem  Werke  von  A.  WKissr.KK.  rIJreussisches 
Landesprivatrecht",  begann  li*00  die  zweite  Auflage  zu  erscheinen. 
Vollständig  lag  es  1001  vor.  Das  Werk  bezeichnet  sich  selbst  als 
eine  Sammlung  der  neben  dem  B  G.-B.  in  Kraft  bleibenden  (Quellen 
des  Preussischen  Privatrechts.  Leipzig.  Pfeifer.  Gluck  hat  „Das  in 
Baden  geltende  Reichs-  und  Landesprivatrecht"  für  den  Gebrauch 
der  amtlichen  Gesetzblätter  bearbeitet.  Die  Arbeit  ist  erschienen 
Karlsruhe  1000,  Braunsche  Hofbuchdruckerei.  Demselben  Gebiete 
gehört  an  Hklblixum  Werk  „Das  deutsche  und  badische  bürgerliche 
Recht-  (XVIII,  800  S.),  Karlsruhe  1000,  Braunsche  Hofbuchdruckerei. 
Das  Buch  bildet  ein  gutes  Vorbereitnngsniittel  für  Gerichtsschreiber. 
In  das  „  Rheinische  Privatrecht u  fuhrt  uns  das  gross  angelegte  Werk 
von  Dkonkk,  I^eipzig  1000,  Pfeffer.  1000  erschien  der  I.  Teil  iVIII, 
244  S.),  enthaltend  den  Text  der  zur  Ausführung  des  B.  (i.-B.  er- 
gangenen Gesetze,  Verordnungen,  Erlasse  und  Verfügungen,  nebst  den 
von  ihnen  betroffenen  oder  in  Bezug  genommenen  Gesetze.  Laxu  be- 
spricht in  einer  kurzen  Schrift  (X,  2:36  S.)  „Die  Veränderungen  unseres 
Privatrechts  durch  das  B.G.-B.1',  Stuttgart  1000,  Lindemann.  Hierher 
gehört  schliesslich  noch  die  sorgfältige  Arbeit  <Uif>  S.)  von  IVsknkk, 
„Das  deutsche  Reichsrecht  im  Verhältnisse  zum  Landesrechte"',  Breslau 
1000.  Marens.  Durch  Berücksichtigung  aller  28  Ausfübrnngjgesetze 
ist  dem  Buche  praktische  Brauchbarkeit  auch  für  weitere  Kreise 
gesichert,  Von  Kkainz1  „System  des  österreichischen  allgemeinen 
Privatrechte-*  ist  1000  der  2.  iSchlnss-»  Band  erschienen,  welcher  Ob- 
ligationen-, Familien-  und  Erbrecht  enthält  (VIII,  770  S  ),  Wien,  Manz. 

Einzeldarstellungen  aus  dem  deutschen  Partikularrecht  sind 
in  den  beiden  Berichtsjahren  eine  grosse  Anzahl  erschienen.  Bezüglich 
der  Reihenfolge  ihrer  Aufführung  habe  ich  mich  soweit  angängig  an  die 
Artikelfolge  des  Einführungsgesetzes  gehalten. 

Friksk.v  hat  „Die  Familienanwartschaften  in  ihrer  geschicht- 
lichen Entwickelung  und  volkswirtschaflichen  Bedeutung^  beleuchtet 
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(93  8.1,  Dresden  looo,  von  Zalin  »Sc  Jaentsch.  Dem  Fischereirechte 
gehört  ;in  die  Arbeit  von  Koi/.i:,  „Die  Fischereigesetzgebung  im 
preußischen  Staate"  (VII,  175  S.).  Leipzig,  Rossberg.  Bai k km  Werk 
„Die  Jagdgesetze  Preussens"  ist  im  Berichtsjahre  190(1  in  2.  Auf- 
lage erschienen  (VII,  378  S.),  Neudamm,  Neuniann.  Dasselbe  Thema 
behandelt  Kniu.i.  ..Die  preussiseben  Jagdgesetze"  (VIII,  224  S.i. 
Berlin  1900,  H.  \V.  Müller.  Ki  n/.k  hat  im  selben  Jahre  eine 
2.  Auflage  dr»7  S.i  seines  Buches  „Das  Jagdscheingesetz  vom  31.  Juli 
lsit.V-  veranstaltet,  Berlin,  Guttentag. 

Bokgmt  und  Kkaft  haben  den  „Entwurf  eines  Privat-Ver- 
sichei ■ungsgesetzes"  veröffentlicht  «III,  12'.*  S.i,  Berlin  1899,  Siemenroth 
&  Troschel.  Medizinisch  und  statistisch  hat  „Die  Todesfälle  der 
Basier  Lebensversicherungsgesellschaft  A.  Hkssk  bearbeitet  (VIII. 
00  S.i,  Leipzig  1S01»,  Barth.  Kaiskk  untersucht  „Die  Bedeutung 
des  Versicherungswesens  und  die  Notwendigkeit  der  Neuordnung" 
(19  S.i,  Cilli  1899,  Adler.  Dohkx  hat  in  einer  Dissertation  „Die 
Unwirksamkeit  und  mangelhafte  Wirksamkeit  des  Versicherungs- 
vertrages" untersucht  (71  S.i,  Göttingen  1900,  Vandenhoeck  und 
Ruprecht.  1900  erschien  Langhans,  „Die  Privat-Fenerassekuranz 
und  das  Reichsversicherungsgesetz"  (47  S.I,  Leipzig,  Hirschfeld, 
sowie  Hauf.k,  „Die  öffentlich-rechtliche  Regelung  des  Privatversiche- 
rungswosens  in  Deutschland"  (III,  138  S.i,  Berlin,  Reimer.  Nkimanx 
behandelt  „Die  kleine  Lebensversicherung"  (SH  S.i,  Berlin  1899. 
Mittler  iSl  Sohn;  Hii.skmann  „Die  Vieh-\'ersicherung,  ihr  Wesen,  ihre 
Aufgabe,  ihre  Organisation"  (VIII.  140  S.I,  Berlin  1899.  Schätz;  Manks 
„Die  Diebstahlversichernng"  (VII,  46  S.I,  Berlin  1899,  Siemenroth 
Ä  Troschel.  Makck  hat  verfasst  eine  „Denkschrift  des  Verbandes 
deutscher  Feuerversicherungsgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit  zu 
dem  Entwürfe  eines  Reichsgesetzes  über  die  privaten  Versichernngs- 
rnternehniungen"  i-lö  S.),  Greifswald  1899,  Abel.  Über  „Die  laufende 
Versicherung"  hat  Moldf.miai'kk  eine  Dissertation  (III,  79  S.i  ge- 
schrieben. 

Dem  Gesinderecht  gehören  die  folgenden  Arbeiten  an:  Nis- 
iiai'm,  „Die  preussische  Gesindeordnung-  (130  S.I,  Berlin  1900,  Lieb- 
mann.  Der  polizeilichen  Tätigkeit  in  Gesindesachen  ist  ein  besonderer 
zusainmfassender  Anhang  gewidmet.  Die  Gesindeordnung  selbst  ist 
gut  kommentiert;  Skyffakth,  ..Die  preussische  Gesindeordnung  vom 
s.  November  1810  unter  der  Herrschaft   des  deutschen  B.  G.-B." 
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(VIII.  N9  S.)  1900.  Kotzk  liat  auf  Grundlage  de«  vom  1.  Jannar  1900 
an  geltenden  Rechts  neu  bearbeitet  das  Werk  von  H<"hn»;h.u's.  „Die 
Gesindeordnnng  für  die  königlich  preussischen  Staaten**.  '5.  Autlage 
(112  S.i,  Herlin  1900,  F.  Dümmlers  Verlag.  Ebenfalls  in  neuer 
<•">.>  Auflage  ist  1  f ♦< >0  erschienen  das  Buch  von  Lindknkkkm,  „Das 
prenssische  Gesinderecht  im  Geltungsbereiche  der  Gesindeordnung 
vom  8.  November  1810**  (VIII,  1*4  S.i.  Berlin,  H.  W.  Müller. 
Schliesslich  gehört,  noch  dem  preussischen  Rechtsgebiete  an:  Cvao, 
„Das  Gesinderecht  nach  der  preussischen  Gesindeordnung  und  dem 
B.  G.-B.",  Berlin  1900,  Gesetzverlag  Schultze  <K  <  o.  Mit  dem  Rechte 
der  ..Gesindeordnnng  für  die  Rheinprovinz"  macht  uns  Kuu.mann 
bekannt,  Düsseldorf  VMM),  Schrobsdorff,  Aitskss  mit  dem  ..Gesinde- 
recht nach  dem  B.  G.-B.  und  dem  bayerischen  Ausführungsgesetze 
zu  letzterem-  (IV,  63  S.i.  München  1900.  Beck.  Schmu»  hat  be- 
arbeitet „Die  Gesindeordnung  für  das  Grossherzogtum  Sachsen- 
Weimar-  Eisenach  vom  11.  Oktober  1899  nebst  Ausführungsver- 
ordnung vom  13.  Oktober  181>9U  (X,  10:i  S.|,  Weimar  1900,  H.  Böhlaus 
Nachfolger,  v.  Fkankknbeku  ..Das  braunschweigische  Gesinderecht 
nach  der  Gesindeordnung  vom  16.  August  181*9"  (112  S.i,  Braun- 
schweig 1H00,  Göritz. 

Illasikwhz  hat  geschrieben  über  „Das  Religionsbekenntnis 
nach  österreichischem  Recht**  (53  S.),  Czernowitz  1900,  H.  Pardini. 

Kikn  behandelt  „Die  Zwangserziehung  Minderjähriger",  Stutt- 
gart 1900,  Roth.  Dasselbe  Thema  ist  auch  bearbeitet  von  Ahciihott, 
Berlin  1900,  Guttentag.  Die  Abhandlung  ist  mit  Rücksicht  auf  den 
damaligen  preussischen  Gesetzentwurf  verfasst  und  bei  dem  geringen 
Umfange  (61  S.)  recht  eingehend. 

Schmitz  hat  bearbeitet  „Das  Gesetz,  betreffend  die  Fürsorge- 
erziehung Minderjähriger**  (lr.r,  S.),  Düsseldorf  1900,  Schwann. 
1900  erschien  das  Buch  von  AkoN,  „Die  Hinterlegungsordnnng  vom 
14.  März  1879  mit  den  Abänderungen  durch  das  Ausführungsgesetz 
zum  B.  G.-B."  (VIII,  165  S.),  Hannover,  Hellwing.  Baktkls  gab 
im  selben  Jahre  heraus  „Die  Hinterlegnngsordnung  vom  11.  März  1879 
in  der  Fassung  des  preussischen  Ansführnngsgesetzes  zum  B.  G.-B. 
nebst  Ausführungsbestimmungen**  (VIII.  137  S.I,  Berlin,  Guttentag. 

Pkokhht  hat  geprüft,  inwieweit  „Das  bayerische  Gesetz  über 
Heimat,  Verehelichung  und  Aufenthalt  vom  16.  April  1868"  durch 
das  B.  G.-B.  aufgehoben  bezw.  abgeändert  worden  ist.    1900  erschien 
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Re<;ek,  „Handausgabe  des  bayerischen  Gesetzes  über  Heimat,  Ver- 
ehelichung  und  Aufenthalt  vom  16.  April  1  .vs*>Su  in  5.  Auflage  in 
der  Fassung  vom  :H>.  Juli  1899  (  VII,  232  S.),  Ansbach.  Brügel  &  Sohn. 

Erfinderrecht  und  Patentwesen. 

(ioLi.iiKKuKu  hat  „Das  neue  österreichische  Patentrecht- 
systematisch und  gemeinfasslich  dargestellt  (IV,  296  S.),  Wien  1899, 
Hartleben.  Piei>eic  nimmt  das  Wort  zu  der  „Unsicherheit  im  Patent- 
schutz" {W  S.),  Berlin  1*99,  Walther.  Glaser  vergleicht  den 
..Patentschutz  im  In-  und  Auslande"  (189  S.),  Berlin  1899,  Siemens. 
Ki'HKAiM  betrachtet  „Die  Azetylen-  und  Kalziumkarbidindustrie  vom 
patentrechtlichen  Standpunkt  (61  S.),  Halle  1899,  Marhold.  Schanze 
untersucht  „Das  Hecht  der  Krtindnngen  und  der  Muster"  (VI,  Als  S.), 
Wittenberg  1899,  Herrose.  Der  Verfasser  vereinigt  in  dem  Werke 
mehrere  Abhandlungen,  welche  bereits  in  verschiedenen  Zeitschriften 
veröffentlicht  waren,  welche  zum  Teil  neu  bearbeitet  sind.  Das  Buch 
kann  nur  empfohlen  werden.  Schmemk  hat  1900  eine  Neu-  (2.)  Auf- 
lage seines  Werkes  „Das  Erfinderrecht  der  wichtigsten  Staaten" 
veröffentlicht  (VIII,  296  S.),  Stuttgart,  Deutsche  Verlagsanstalt. 
„Das  Keichsgesetz.  betreffend  die  Patentanwälte,  vom  21.  Mai  1900" 
hat  eine  systematische  Darstellung  erfahren  von  Damme  (IX,  196  S.), 
Berlin  1900,  Liebmann.  Dasselbe  Gesetz  nebst  der  Prüfungsordnung 
vom  2:*.  Juli  1900  hat  bearbeitet.  Leankek  (78  S),  Berlin  1900. 
Vahlen.  Im  gleichen  Jahre  erschienen  ferner  die  auch  auf  dieses 
Gesetz  bezüglichen  Arbeiten  von  Schmu»  (IV,  146  S.),  Leipzig, 
Hirschfeld,  sowie  von  Stehiax  (72  S.),  Berlin,  Guttentag.  H.  und 
W.  Pataky  haben  „Die  wichtigsten  Bestimmungen  aller  Patentgesetze 
des  In-  und  Auslandes"  zusammengestellt.  1S99  erschien  das  Buch 
bereits  in  4.  Auflage  (IV,  l'>8  S.),  Dresden.  Küthmann.  Ein  „Hand- 
buch des  Patentrechts  in  rechtsvergleichender  Darstellung"  hat  Kohler 
herausgegeben,  Mannheim  1900,  Bensheimer,  wovon  1900  2  Lieferungen 
erschienen  (X.  :iS4  S.). 

Handels-  und  Wechselrecht.    Bank-  und  Börsenwesen. 

Von  den  Lehrbüchern  des  Handelsrechts  ist  das  bekannte  von 
(A.sACK  1900  in  5.  Auflage  (XVI,  792  S.)  erschienen,  Stuttgart, 
F.  Enke.  Zur  Zeit  der  Abfassung  dieses  Berichts  liegt  schon  die 
6.  Auflage.  "l90;$  «X,  780  S.)  dieses  hervorragenden  Werkes  vor. 
Ritter  behandelt  „Die  allgemeinen  Lehren  des  Handelsrechts4  und  in 
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einem  Anhang  das  Recht  der  Inhaberschnldverschreibungen.  Vorträge 
(VIII,  20-S  .S.),  Berlin  1000,  F.  Vahlen.  Das  Werkchen  von  Kngklmann 
schliesslich,  „Das  deutsche  Handels-,  Wechsel-  und  Seerecht-,  stellt 
sich  dar  als  ein  erweiterter  Abdruck  aus  des  Verfassers  „Das  alte  und 
neue  bürgerliche  Recht  Deutschlands"  (VIII,  1:17  S.).  Berlin  1800, 
Heine.  König k  hat  „Das  Handelsgesetzbuch  vom  10.  Mai  ISO?-  zum 
praktischen  Gebrauch  dargestellt  und  verglichen  mit  dem  alten  Handels- 
gesetzbuch, dem  B.  G.-B.  und  der  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts 
und  Reichsoberhandelsgerichts  (410  S.>,  Berlin  1800,  Guttentag. 

Weit  zahlreicher  sind  die  in  den  beiden  Berichtsjahren  er- 
schienenen bedeutenderen  Textausgaben  und  Kommentare  des  Handels- 
gesetzbuches. An  erster  Stelle  ist  hier  zu  nennen  der  allbekannte 
und  bewährte  „Kommentar  zum  Handelsgesetzbuch"  von  Stü  h.  1000 
erschien  der  I.  Band,  enthaltend  Buch  I  und  Buch  II  des  H. -G.-B. 
in  6.  und  7.  Auflage  (VIII,  lo:j<3  S  ),  Berlin,  J.  Heine.  Jedes  weitere 
Wort  zum  Lobe  dieses  unentbehrlichen  Werkes  erscheint  entbehrlich. 
1001  wurde  es  vollständig.  Von  H.  Makowkks  „Handelsgesetzbuch 
mit  Kommentar-  erschien  1800  1000  die  12.  Auflage,  bearbeitet  von 
F.  Makowkk,  und  zwar  enthält  der  I.  Band  Buch  1  bis  III  des  H.-G.-B. 
(1800i;  im  folgenden  Jahre  wurden  herausgegeben  Band  II,  enthaltend 
das  IV.  Buch  iSeerecht)  des  H.-G.-B.,  sowie  der  III.  Band:  Handels- 
rechtliche Nebengesetze,  Berlin,  Guttentag.  An  dritter  Stelle  sei  dann 
erwähnt  der  Kommentar  von  DCklngkb  und  H.uui;nbikg,  „Das 
Handelsgesetzbuch  vom  10.  Mai  1807-,  dessen  I.  Band  1*00.  dessen 
II.  Band  1000  erschienen  ist,  Mannheim,  Bensheimer.  Von  den  be- 
deutenderen Werken  der  Kommentarliteratur  sei  endlich  erwähnt  das 
gross  angelegte  Werk  von  Goli>mann,  Berlin,  Vahlen,  und  von  Lkii- 
mann-Rixü,  H.-G.-B.-Komm.  Der  erste  Teil  (II,  370  S.)  ist  bearbeitet 
von  Lkhmann.    Berlin,  Heymanns  Verlag. 

Auch  die  Anzahl  der  guten  Handausgaben  und  Textausgaben 
ist  in  den  Berichtsjahren  eine  grosse  gewesen.  Von  letzteren  sei  an 
erster  Stelle  „Das  Handelsgesetzbuch'4  von  Gakkis,  welches  1000  in 
2.  Auflage  erschienen  ist,  erwähnt.  Daxzigkk  I  hat  ..Das  H.-G.-B. 
für  das  Deutsche  Reich"  mit  Ausschluss  des  Seerechts  mit  An- 
merkungen versehen  und  1000  in  2.  Auflage  veröffentlicht  (278  S.), 
Berlin,  F.  Düminler.  Unter  dem  Titel  „Corpus  iuris  civilis  filr  das 
Deutsche  Reich  in  Preussen"  ist  ein  durchaus  originelles,  drei  Bände 
umfassendes  Werk  von  Mkykkhofk  erschienen.    Der  zweite  1000 
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herausgegebene  Band  (XI,  007  S.>  umfasst  «Das  Handelsrecht".  Das 
Buch  enthält  das  H.-G.-B.  und  seine  zahlreichen  Xebengesetze.  Ge- 
ringeren Umfanges  ist  die  Aussähe  des  „Handelsgesetzbuches  vom 
1<>.  Mai  1897  und  der  allgemeinen  Wechselordnung"  von  Bäsch, 
Auflage  «VIII.  399  S.>.  Berlin  1*99,  Vahlen.  Ritlknu  und  Gkiükb 
haben  das  ..Handelsgesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich  einschliesslich 
des  Sceroehts"  als  deutsche  Ausgabe  mit  französischer  Übersetzung 
herausgegeben.  Strassbnrg  18!»!'*,  Strassburger  Druckerei  und  Verlags- 
anstalt. Weiter  seien  schliesslich  noch  erwähnt  die  Handausgabe  des 
„Handelsgesetzbuchs  nebst  der  allgemeinen  deutschen  Wechselordnung" 
von  Fmis  (IV.  :W2  u.  1H2  S.i,  Leipzig  1*99,  Bossberg,  sowie  Doyk, 
..Das  Handelsgesetzbuch",  Berlin  19O0,  Heymann.  Zum  Schlüsse  sei 
noch  genannt  Sciikkkk,  „Das  deutsche  Seerecht".  Textausgabe  des 
neuen  H.-G.-B.  vom  10.  Mai  1*97  nebst  Anmerkungen,  Leipzig 
1900,  Wigand. 

Kaifmann  setzt  auseinander  ..Die  wesentlichen  Unterschiede 
des  alten  und  des  neuen  H.-G.-B."  (204  8  ),  Berlin  1900,  Moeser. 
Das  Buch  ist  eine  Erweiterung  einiger  in  der  Juristischen  Wochen- 
schrift erschienenen  Aufsätze.  Als  Anhang  hat  Verfasser  die  Artikel 
des  alten  H.-G.-B.,  des  Entwurfs  und  des  neuen  H.-G.-B.  einander 
gegenübergestellt.  Desgleichen  hat  Mkthnkk  „Das  neue  und  das 
alte  Handelsgesetzbuch  in  ihren  Abweichungen"  geprüft  (III,  196  S.), 
Breslau  1*99,  Marcus.  Die  Darstellung  ist  klar  und  verständlich. 
Stkai  ss  hat  in  einem  Aufsatze  (  VII,  113S.)  „Die  Reform  des  deutschen 
Handelsrechts  und  ihre  Bedeutung  für  Österreich"  untersucht,  Wien 
1*99,  Manz. 

Monographien  sind  in  beiden  Berichten  verhältnismässig  wenige 
erschienen.  Von  diesen  hebe  ich  die  folgenden  als  der  Beachtung 
wert  hervor. 

Referendar  Olsiiatskn  hat  „Das  Verhältnis  des  Namenrechts 
zum  Firmenrecht1'  geprüft  (108  8.),  Berlin  1900,  Vahlen.  Die  Arbeit, 
welche  in  einen  kürzeren  geschichtlichen  und  einen  grösseren  dog- 
matischen Teil  zerfällt,  zeugt  vom  gründlichen  Studium  der  ein- 
schlägigen Literatur  und  von  völliger  Beherrschung  der  Quellen. 
1*99  erschien,  ohne  Anspruch  auf  wissenschaftlichen  Wert,  das 
Schriftchen  (M  8.)  von  Kaff,  „Der  Handlungsgehilfe  und  sein  Hecht", 
Wien,  Wiener  Volksbuchhandlung.  Immkkwaur  hat  „Das  Hecht  der 
Handlungsagenten  dargestellt.  Breslau  1900,  Marcus.    Das  Werk, 


Digitized  by  Google 


Stier-Somlo  und  R.  Mandt:  Deutschland. 


797 


kann  besonders  dem  Praktiker  empfohlen  werden.  Mayer  hat 
die  Rechtsverhältnisse  der  „Mäkler  und  Agenten  nach  österreichischem 
Recht-1  kurz  dargestellt  (39  S.),  Leipzig  1899,  Deichert.  Jaitsiel  be- 
handelte „Das  Recht  der  Mäkler-,  Herlin  1900,  A.  \Y.  Hayns  Erben. 

Zahlreicher  sind  Einzeldarstellungen  aus  dem  Gesellschaftsrecht, 
besonders  aus  dem  Aktienrecht. 

Kahl  untersucht  1900  „Die  Errichtung  von  Handelsge- 
sellschaften durch  Religiöse"  (37  S.),  Berlin,  H.  W.  Müller.  Lasti.j 
bespricht  „Die  Auflösung  der  kaufmännischen  Gesellschaften",  Halle 
1900,  Niemeyer.  Baukr  hat  „Das  Aktiengesetz  in  der  Fassung  des 
neuen  Handelsgesetzbuches  vom  10.  Mai  1897"  unter  Berücksichti- 
gung der  besonderen  Bedürfnisse  des  Vorstandes  und  des  Aufsichts- 
rats auf  Grund  der  Rechtsprechung  der  Motive  und  der  sonstigen 
Materialien  eingehend  bearbeitet  (  VI,  332  S.),  Leipzig  1899,  Verlag 
des  „Handelsgesellschafter".  1899  erschien  ferner  Meyer,  „Das 
Aktienrecht"  mit  Einleitung,  kurzen  Erläuterungen  und  Sachregister, 
3.  Auflage  der  Ausgabe  des  Reichsgesetzes  vom  18.  Juli  1884 
(III,  124  SV),  Berlin,  Vahlen.  Kleinw.uhter  hat  ~Znr  Frage  der 
Reform  des  österreichischen  Aktienrechts"  das  Wort  genommen 
(48  S.),  Czernowitz  1899,  Pardini,  während  Riesser  „Die  Neuerungen 
im  deutschen  Aktienrechte  nebst  Entwürfen  für  neue  Statuten  und 
für  Statutenänderungen"  für  den  praktischen  Gebrauch,  insbesondere 
des  Handelsstandes  dargestellt  und  erläutert  hat  (XI V,  217  S.), 
Berlin  1899,  0.  Liebmann.  Der  reiche  und  gediegene  Inhalt  sichert 
dem  Buche  ein  bleibendes  Ansehen  in  der  aktienrechtlichen  Literatur. 
1899  erschien  das  Buch  von  K.  und  F.  Esser,  behandelnd  „Die  Aktien- 
gesellschaft nach  den  Vorschriften  des  Handelsgesetzbuches  vom 
10.  Mai  1897",  Berlin  1899,  Springer,  und  zwar  in  1.  (XIV, 
256  S.)  und  2.  Auflage  (XVI,  279  S.).  Angefügt  ist  dem  Werkchen 
ein  Normalstatnt.  Desgleichen  ist  der  „Aktiengesellschaft"  gewidmet 
die  gemeinverständliche  Darstellung  von  Alexander  Katz  nnd 
Dyhrenflkth  (Vif  241  S.),  Berlin  1899,  IL  S.  Hermann.  In  Form 
eines  Kommentars  stellt  sich  uns  dar  das  Werk  von  Pinnek,  „Das 
deutsche  Aktienrecht"  (VIII,  382  S),  Berlin  1899,  H.  W.  Müller. 
Es  hält  die  Mittellinie  zwischen  einer  Handausgabe  und  einem  grossen 
systematischen  Kommentar  inne.  Trotz  mancherlei  Ausstellungen, 
welche  zu  machen  sind,  ist  der  Wert  des  Buches  zweifellos.  Riesen- 
feli»  hat  geprüft,  inwieweit  vorhanden  ist  ein  „Eintluss  des  neuen 
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Aktienrechts  auf  du-  Statuten  der  bestehenden  Gesellschaften-  (VII,  . 
127  S.),  Herlin  18110,  Gärtner.  Die  Arbeit  ist  als  eine  höchst  erfind- 
liche zu  bezeichnen;  die  Ausführungen  des  Verfassers  sind  im  wesent- 
lichen überzeugend.  —  Aus  dem  Gebiete  des  Aktienrechts  selbst: 
Avkkbkck,  „Wesen  der  Aktienzeichnung,  Rechte  und  Pflichten  ans 
der  Zeichnung"  (44  S.i,  Jena  100O,  Fischer.  Ki  sknbkko.  „Die  Rechts- 
eigenart  der  Aktienurkunde-  (70  S.i,  Strassbnrg  1900,  Schlesier  & 
Schweikhardt.  Die  Arbeit  von  Kustaxkcki,  „Das  Aktienindossament" 
(IV,  188  S  ),  Herlin  1000,  C.  Heymann,  deren  Schwerpunkt  auf  his- 
torischem Gebiete  liegt,  bietet  zwar  der  Praxis  keinen  unmittelbaren 
Vorteil,  ist  aber  als  eine  wertvolle  Hereicherung  der  rechtshistorischen 
Literatur  zu  begriissen.  Auch  das  Institut  des  Aufsichtsrats  ist  Gegen- 
stand mannigfacher  Erörterungen  gewesen.  Hai  ku  gab  1000  heraus 
eine  2.  Auflage  (VIII.  220  S.)  seines  Werkes  rDer  Aufsichtsrat. 
Auf  Grund  des  neuen  H.-G.-H.  unter  Benutzung  der  Rechtsprechung 
des  Reichsgerichts  und  anderer  Obergerichte'1,  Leipzig.  Verlag  des 
,. Handelsgesellschafter-.  Von  demselben  Verfasser  erschien  ebenfalls 
1000  und  auch  in  2.  Auflage  .Geschäftsführung  und  Aufsichtsrat  bei 
Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung-  (X.  1508  S.I,  ebenda.  JIi  li.kk, 
Hkrm.,  behandelt  ganz  kurz  „Die  Gewinnanteile  der  Mitglieder  des 
Vorstandes  und  des  Anfsichtsrats  von  Aktiengesellschaften"  (30  S.), 
Hannover  1800.  Hahn.  In  demsell»en  Jahre  erschien  auch  Mankikwicz, 
.Die  Rechte  und  Pflichten  des  Aufsichtsrats  der  Aktiengesellschaft" 
(34  S.),  Herlin,  Struppe  &  Winckler. 

Dem  dritten  Huche  des  Handelsgesetzbuches  gehören  nur 
wenige  Schriften  an.  Es  seien  hier  folgende  genannt:  Mfiuiais. 
.Der  Eigentumserwerb  nach  dem  allgemeinen  deutschen  H.-G.-B. 
Art.  300.  807  und  B.  G.-B.  032-  0301'  (158  S.),  Dissertation.  Würz- 
burg 1800,  Gnad  &  Cie.  Riksskk,  „Die  handelsrechtlichen  Lieferungs- 
geschäfte. Eine  Kritik  der  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts" 
(84  S.i,  Herlin  1000,  Liebmann.  Nothnaukl,  „Beschränkte  Haftung. 
Eine  handelsrechtliche  Studie"  (VIII.  100  S.i,  Wien  1000,  Holder. 
Wkükk,  „Die  Geldqualität  der  Banknote.  Eine  juristisch  sozial- 
ökonomische Untersuchung"  i VIT.  84  S.I.  Duncker  <x  Humblot. 
Eisernen,  Hrn.,  schrieb  1800  „I  ber  die  Bedeutung  der  einfachen 
Rechnung  und  des  Kontokorrents  im  heutigen  Recht1  (IV,  43  S.), 
Leipzig.  Dieterich.  Lax.jkn  hat  sich  mit  einer  Schrift  über  den 
..Eigentums- Erwerb  und   Verlust  bei   Kommissionsgeschäften  nach 
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dem  Rechte  des  alten  und  neuen  Handelsgesetzbuches"  habilitiert 
(VIII,  125  8.1,  Marburg  1900,  Elwerts  Verlag.  Bkkit  hat  seine 
181*8  von  der  Leipziger  Juristenfaknltät  preisgekrönte  Schrift  -Das 
Selbsteintrittsrecht  des  Kommissionärs  nach  dem  neuen  deutschen 
Handelsgesetzbuche-  nunmehr  in  Buchform  einem  grösseren  Publikum 
übergeben  (IV,  208  S.),  Leipzig  1890,  Rossberg.  Die  wertvolle  und 
verdienstliche  Arbeit  hat  dieses  bisher  dunkle  Rechtsgebiet  beleuchtet 
und  einer  Reihe  von  Streitfragen  die  Spitze  abgebrochen.  Wkhkk 
hat  1809  veröffentlicht:  -Vergleich  der  Haftung  des  deutschen  Spedi- 
teurs und  des  französischen  commissionaire  de  transport*  (44  S.), 
Leipzig,  Fock.  Likmkk  schrieb  _Das  Lagergeschäft  und  der  Lager- 
schein (Warrant)  nach  dem  Handelsgesetzbnche  vom  10.  Mai  1*97" 
(58  S.i,  Fürth  1899,  Rosen berg. 

Über  das  4.  Hoch,  r Seehandel1',  ist  eine  bemerkenswerte  Schrift 
spezitisch  juristischen  Charakters  nicht  erschienen.  Es  sei  jedoch 
der  Vollständigkeit  halber  hier  erwähnt  eine  nautisch-juristische 
Studie  von  Prikn,  ,.Der  Zusammenstoss  von  Schiffen,  aus  den  Ge- 
sichtspunkten der  Schiffsbewegung,  des  Strassenrechts  und  der  Haft- 
pflicht aus  Schiffskollisionen  nach  den  Gesetzgebungen  des  Erdballs"4. 
2.  Ausgabe  (XVI,  1232  S.),  Berlin  1899,  0.  Haering. 

Von  Bearbeitungen  handelsrechtlicher  Nebengesetze  in 
den  beiden  Berichtsjahren  seien  kurz  folgende  aufgeführt:  Lanim;kaf, 
rDas  Reichsgesetz,  betr.  die  privatrechtlichen  Verhältnisse  der 
Binnenschifffahrt  und  der  Flösserei.  Vom  15.  Juni  1895  in  der 
Fassung  vom  20.  Mai  1898",  2.  Auflage  (X,  423  u.  100  S.), 
Berlin  1900,  Siemenroth  &  Troschel.  Von  demselben  Gesetze  hat 
auch  MiTTKt.sTKix  eine  Ausgabe  veranstaltet  (VI,  93  S.),  Leipzig 
1900.  Rossberg  &  Berger.  Von  demselben  Verfasser  erschien 
ferner  „Deutsches  Binnenschifffahrtsrecht u,  2.  Band:  „Nicht-reichs- 
rechtliche Bestimmungen^,  2.  Auflage  (VIII,  050  S.),  Leipzig  1900, 
Rossberg  &  Berger.  Mkhzbachkk  hat  herausgegeben  -Das  Reichs- 
gesetz, betr.  die  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  in  der 
Fassung  der  Bekanntmachung  vom  20.  Mai  1898,  m.  Anh.,  enth.  die 
Ausführungsverordnungen.  Musterstatuten  etc."  (VIII,  424  S.), 
München  1900,  Beck.  Dasselbe  Gesetz  haben  erläutert  Bonschak 
(VIII.  134  S.),  München  1900,  Schweitzer,  und  ferner  Pakisiis  und 
Ckiükk  (193  S.),  Berlin  1900,  Gnttentag.  Des  weiteren  hat 
Mkkziuchkr  bearbeitet  -Das  Reichsgesetz,  betr.  die  Gesellschaften 
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mit  beschränkter  Haftung,  in  der  Fassung  vom  20.  Mai  1898% 
München  1900,  Heck.  Caiin  hat  „Die  Gesellschaft  mit  beschränkter 
Haftung  im  Gesellschaftsrecht,  insbesondere  ilire  Stellung'  zum 
schweizerischen  Übligationenrecht"  behandelt  (VII,  1*8  S.l,  Schaft- 
bausen 1*99  (Zürich,  K.  Rascher).  Schmu»,  P.,  hat  „Das  Waren- 
zeichenrecht nebst  einem  Überblick  Uber  die  Bestimmungen  wider 
den  unlauteren  Wettbewerb  nach  den  Gesetzgebungen  aller  Länder- 
dargestellt (VIII,  388  S.),  Leipzig  1899.  Hirschfeld,  Bach km  und  Rokkkn, 
r  Das  Gesetz  zur  Hekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbs  vom  27.  April 
189fi".  3.  Auflaufe  (V,  130  S.),  Leipzig  1900,  Duncker  &  Humblot. 
Ht  si:mann  hat  eine  Dissertation  geschrieben  über  „Das  kaufmännisebe 
Depositum  von  Geld  und  Wertpapieren  nach  der  neuesten  Gesetz- 
gebung-' (III.  49  S.),  Göttingen  1899,  Vandenhoeek  &  Ruprecht. 
Schwkvi:»  hat  „Die  Hankdepotgesetze"  in  geschichtlicher,  wirt- 
schaftlicher und  rechtlicher  Heziebung  dargestellt  (VI,  171  S), 
München  1891».  Schweitzer. 

Was  insbesondere  das  Hank-  und  Börsen wesen  angeht,  so 
ist  es  insbesondere  das  Hypnthekenbankgesetz  vom  HJ.  Juli  1899 
gewesen,  welches  viele  Bearbeiter  gefunden  hat,  Von  den  im 
Berichtsjahre  1899  erschienenen  Werken  seien  folgende  erwähnt: 
Honschah.  „Hypothekenbankgesetz  vom  13.  Juli  189«»"  (VII,  69  S  ), 
München  1900,  Schweitzer.  Mkkzbachkk.  „H\'pothekenbankgesetz 
vom  Dl.  Juli  18«.»;»-  (XIV,  145  S.),  München,  Heck.  Ans  der  Zeit 
vor  der  Publikation  dieses  Gesetzes  seien  noch  erwähnt  :  ein  Vortrag 
von  D<»vi;.  „Der  Hypothekenbank-Gesetzentwurf14  (32  S.).  Herlin. 
Simion,  und  Wittknhkhgs  „Beitrüge  zu  einem  Reichshypotheken- 
bankgesetz" (59  S.).  Herlin,  Simion.  Von  demselben  erschienen 
dann  weiter  noch  1899:  „Entwurf  eines  Xormalstatutes  für  Hypotheken- 
Aktienbanken-4  (40  S.),  Herlin.  Guttentag,  und  „Mündelgelder  und 
Hypothekenbanken"  (87  S.),  Herlin  1*99,  Puttkammer  &  Mühlbrecht. 
Im  zweiten  Herichtsjahre  erschien  alsdann  das  „Hypothekenbankgesetz" 
von  Göitkkt  (XX,  137  S.),  Herlin,  Guttentag.  sowie  die  Hearbeitung 
von  IliLi.iii  (XX,  155  S.).  Leipzig,  Kossberg  et  Herger.  Staw  hat 
1899  ein  Reehtsgutachten  erstattet  über  den  „Begriff  der  Börsen- 
termingesehäfte  im  §  «ti  des  Börsengesetzes"  (78  S  ),  Berlin  1899, 
Liebmann.  Hkimmans  behandelt  „Die  erlaubten  und  die  verbotenen 
Termingeschäfte  und  die  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts"  (70  S.). 
Berlin  1*99.  Baude      Spener.    Derselbe  bat  1900  herausgegeben 
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eine  kleine  Schrift  (von  48  S.),  betitelt:  „Der  Börsenterminhandel 
und  das  Reichsgericht,  nebst  einer  kurzen  Darlegung  der  kammer- 
gerichtlichen Rechtsprechung",  Berlin,  Heine. 

Die  literarischen  Erscheinungen  auf  dem  Gebiete  des  Wechsel- 
rechts  in  den  beiden  Berichtsjahren  sind  durchweg  gute.  GkCnhut 
hat  ein  „Lehrbuch  des  Wechselrechts"  herausgegeben  (X,  459  8.), 
Leipzig  1900,  Duncker  &  Humblot.  Verfasser  hat  sein  Handbuch 
des  Wechselrechts  in  die  kürzere  Gestalt  eines  Lehrbuches  für 
Studierende  und  für  Praktiker  umgegossen.  Es  ist  eine  prächtige 
Leistung  und  wird  einen  hervorragenden  Platz  behaupten.  Als 
eine  rechtshistorische  Arbeit  stellt  sich  dar  das  1899  erschienene 
Buch  von  Fkklxdt,  „Das  Wechselrecht  der  Postglossatoren"  (XI, 
144  S.),  Leipzig,  Duncker  &  Humblot.  Von  Kommentaren  nenne 
ich  Staub,  Kommentar  zur  allgemeinen  deutschen  Wechselordnung. 
3.  Auflage  (VIII,  276  S.),  Berlin  1899,  Heine.  Inzwischen  ist  1901 
die  4.  Auflage  erschienen.  Rkhukins  „Allgemeine  deutsche  Wechsel- 
ordnung m.  Kommentar  und  der  Wechselprozess  nach  den  Reichs- 
Justizgesetzen"  erschien  19Ü0  in  6.  verbesserter  Auflage  (VIII,  224  S.), 
Berlin  1900,  II.  W.  Müller.  Das  bekannte  Buch  bedarf  keiner 
weiteren  Hervorhebung.  In  2.  Auflage  erschien  1899  die  Textaus- 
gabe der  Wechselordnung  von  Gakkis  (IX,  159  S.),  München,  Beck. 
Schliesslich  sei  noch  erwähnt  die  kleine  (IV,  82  S.)  Ausgabe  von 
Bäsch,  „Allgemeine  deutsche  Wechselordnung  und  Wechselstempel- 
steuergesetz", 4.  Auflage,  Berlin  1899,  H.  W.  Müller.  Eine  ge- 
setzgeberische Studie,  behandelnd  „Die  Revision  der  Wechselordnung", 
hat  Bkrnstkin  1900  im  Verlage  von  Liebmann,  Berlin,  erscheinen 
lassen  (IV,  79  S.).  Von  besonderen  Darstellungen  hebe  ich  dann 
noch  hervor:  Fuss,  „Die  Rechtsnatur  des  Vollgiros  zu  Inkassozwecken" 
(VII,  140  S.),  Kiel  1900,  Lipsius  &  Fischer.  Lkhmann,  Walt.,  hat  „Die 
Haftung  des  Akzeptanten  ans  dem  durch  einen  Stellvertreter  voll- 
zogenen Akzept"  untersucht  (89  S.),  Berlin  1900,  Ebering.  Naknkkup 
hat  bearbeitet  „Die  Protesterhebung  mangels  Zahlung  trotz  An- 
gebotes an  den  Protestbeamten"  (42  S.),  Paderborn  1899,  Junfermann. 
Roslndoktf  hat  sich  geäussert  über  „Das  Wechselblankett".  Wechsel- 
rechtliche Studie  (1U,  52  S.),  Berlin  1899,  Strnppe  &  Winckler. 
Ein  Beitrag  zur  Reform  des  Wechselrechts  ist  geliefert  in  dem 
Werke  von  Leist,  „Der  Wechselprotest  und  seine  Reform"  (174  S.), 
Berlin  1899,  Siemenroth  &  Troschel. 
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Zivilprozessrecht  and  Gerichtsverfassung. 

(benannt  sei  die  in  der  Guttentag'schen  Sammlung  deutscher 
Reichsgesetze  erschienene  Textausgabe  von  Syi»o\v  und  Bisch. 
„Gerichtsverfassnngsgesetz  mit  Einführungsgesetz,  Nebengesetzen  und 
Ergänzungen.  In  der  Fassung:  des  Gesetzes  vom  17.  Mai  1898". 
8.  Auflage  (VII,  204  S.),  Berlin  1899.  In  demselben  Jahre  erschien 
das  Schriftrhen  von  Pannikk,  „Gerichtsverfassungsgesetz  für  das 
Deutsche  Reich  etc.*.  Textausgabe  mit  kurzen  Anmerkungen  (12t)  S.). 
Leipzig  1  s*»**,  licclam.  Dem  österreichischen  Ii  echte  gehört  an  das 
grosse  Werk  von  Sciiaiku,  „Die  Gerichtsorganisationsgesetze" 
(1120  S.),  Wien  1899,  Manz.  Die  vergleichenden  Darstellungen  des 
alten  und  neuen  Rechts  haben  offenbar  einem  wirklichen  Bedürfnisse 
abgeholfen.  Die  Arbeiten  von  Bkhka,  Föutsch  und  Lkskk  haben 
rasch  Eingang  und  neue  Auflagen  gefunden.  Das  Unternehmen  ist 
dann  auch  auf  die  Reichs-Justizgesetze  ausgedehnt  worden.  Blchka, 
Oktkkk  und  Lkumann  haben  in  einem  Bande  „Zivil  prozessordnung, 
Koukursrecht.  Handelsgesetzbuch  in  alter  und  neuer  Gestalt14  ver- 
gleichend dargestellt  (XVI,  351  S.),  Berlin  1899,  O.  Liebmann.  Die 
Vergleich ung  ist  jedoch  meist  zu  einer  skizzenhaften  Darstellung  des 
neuen  Rechts  erweitert.  Fittixus  berühmtes  Lehrbuch  „Der  Reichs- 
zivilprozess"  ist  1900  in  10.  Auflage  erschienen  (744  S.),  Berlin, 
Guttentag.  Als  eine  viel  angefochtene,  aber  doch  dankenswerte 
Vermehrung  der  zivilprozessrechtlichen  Literatur  stellt  sich  dar 
das  „Lehrbuch  des  deutschen  Zivilprozessrechts"  von  Bunskx  (XXI, 
003  S  ),  Berlin  1900,  Guttentag.  Im  selben  Jahre  erschien  die  2.  Auf- 
lage der  Darstellung  von  Hikschfelo,  „Der  Reichszivilprozess" 
(VIII,  309  S.),  Berlin,  Nitschmann.  Von  dem  Corpus  iuris  civilis  von 
Mkyohoff  erschien  1900  die  1.  Hälfte  des  III.  Bandes,  enthaltend 
das  „Zivilprozessrecht"  (XVI,  608  S),  Berlin,  Heymann.  Beide 
dienen  Lehrzwecken  ohne  eigene  Forschung.  WillknbCvhkr  hat 
seinen  „Grundriss  des  Prozess-  und  Zwangsvollstreckungsverfahrens 
nach  der  deutschen  Z.-P.-O/1  in  4.  Auflage  herausgegeben  (XII, 
432  S.),  Berlin  1900,  H.  W.  Müller.  Besonders  die  Judikatur  ist 
sorgfältig  berücksichtigt.  Ein  Anhang  von  mehr  als  50  Beispielen 
dient  zur  weiteren  Erleichterung  des  Studiums.  Momch  hat  „Das 
gesamte  gerichtliche  Verfahren  streitiger  und  freiwilliger  Gerichts- 
barkeit nach  der  neuesten  Reichsgesetzgebung^  dargestellt  (VIII, 
204  S.),  Berlin  1900,  A.  Nauck  Ä  Co.;  Kapp  „Die  Zivilprozess- 
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Ordnung  als  Leitfaden  im  Studium  und  znm  praktischen  Gebrauch 
für  den  Gerichtsschreiber"  in  12.  Auflage  neu  veröffentlicht  (VIII, 
136  S.),  Leipzig  1900,  0.  Leiner.  Dem  österreichischen  Prozessrecht 
gehören  an:  das  Werk  von  Skkih,,  rDas  österreichische  Zivilprozess- 
reeht",  1.  Band  (VIII,  440  S.),  Leipzig  1900,  Tauchnitz;  Cllmann, 
„Grundriss  des  österreichischen  Zivilprozessrechts-  (X,  182  S.), 
Leipzig  1900,  Duncker  et  Humblot;  Klein,  der  seine  an  der 
Universität  Wien  mit  grossem  Erfolg  gehaltenen,  sehr  bedeutenden 
„ Vorlesungen  über  die  Praxis  des  Zivilprozesses"  (VI,  297  S.), 
Wien  1900,  Manz,  und  v.  Coerniu,  der  „Vorlesungen  über  die 
Exekutionsordnung''  publiziert  hat  (372  S.),  Wien  1899,  Manz. 

Von  Kommentaren  ist  der  von  Gaiit  in  4.  Auflage  bearbeitet 
worden  von  F.  Stkin,  Tübingen  1900,  J.  C.  B.  Mohr.  Das  aus- 
gezeichnete und  bekannte  Werk  bedarf  keines  weiteren  Lobes, 
1903  beginnt  schon  die  0.  Auflage.  In  7.  (XLII,  1367  S.)  erschien 
1900  der  berühmte  Zivilprozesskommentar  von  Strickmann  und  Koch, 
unter  Mitwirkung  von  Rasch  und  Koi.l  herausgegeben,  in  4.  voll- 
ständig umgearbeiteter  Auflage  der  Kommentar  von  Pkter.skn, 
rDie  Zivilprozessordnung  für  das  Deutsche  Reich  in  der  Fassung 
des  Gesetzes  vom  17.  Mai  1898",  Lahr  1900,  Schauenburg.  Nkukamps 
.Handkommentar  zur  Zivilprozessordnung"1  (XV,  981  S.),  Göttingen 
1900,  Vandenhoeck  &  Ruprecht,  hält  die  Mitte  zwischen  einem 
Kommentar  und  einer  Textansgabe.  Dem  Verfasser  ist  zu  wünschen, 
dass  sein  Werk  sich  einbürgert,  die  darauf  verwandte  Mühe  und 
Sorgfalt  verdiente  es.  Fkewenthal-  hat  „Die  Zivilprozess- 
ordnung nebst  dem  Einführungsgesetz  in  neuer  Fassung"  ein- 
gehend erläutert  (XI,  801  S.),  München  1900,  Beck.  In  demselben 
Jahre  erschien  in  4.  Auflage  die  Handausgabe  der  Z.-P.-O.  von 
Reixtke,  und  zwar  die  erste  Hälfte  (560  S.),  Berlin,  Müller.  Von 
Handausgaben  seien  noeb  erwähnt  die  von  Broosittkb  (XII,  568  S.), 
Dnsseidorf  1900,  Schwann;  Delich,  7.  Auflage  (XLVIII,  402  S.), 
Leipzig  1899,  Wigand;  Peters,  „Die  Zivilprozessordnung  für  das 
Deutsche  Reich",  neu  bearbeitet  von  Elsner  von  Gronow  (XII, 
6,-)7  S.),  Berlin  1899,  Müller.  (1903  neue  Auflage.)  Dem  öster- 
reichischen Rechte  gehören  an:  Für*tl,  „Die  österreichischen  Zivil- 
prozessgesetze, II.  Exekutionsordnung"  (672  S.),  Wien  1900,  Perles; 
Schauer,  „Die  österreichische  Z.-P.-O.",  Wien  1899,  Manz,  3.  Auf- 
lage (966  S.);  von  demselben,  „Die  Exekutionsordnung",  2.  Auf- 

51» 


Digitized  by  Google 


804 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


läge,  Wien  18V»0,  Manz;  Dkmklu's,  „Der  neue  Zivilprozess",  Wien 
lH9i*.  Breitenstein. 

Monographische  Darstellungen.  B(low,  „Das  Geständ- 
nisrecht" (XII,  311  8.),  Freiburg  i.  B.  1899,  Tübingen,  ,T.  C.  B. 
Mohr.  Das  Buch  darf  als  eine  bedeutende  Erscheinung  auf  dem 
Gebiete  der  Prozessrechtswissenschaft  bezeichnet  werden.  Rosfn- 
BKKii  untersucht  „Die  Beweislast  nach  der  Z.-P.-O.  und  dem  B.  G.-B." 
(149  8.).  Berlin  1900,  O.  Liebmann.  Das  bekannte  Buch  von  Ebkkt, 
„Das  amtsgerichtliche  Dezernat14  erschien  1900  in  4.,  1903  in  5.  Aufl. 
(XXII,  530  8.),  Breslau,  Marcus.  Die  Beispiele  sind  sorgfältig  ge- 
wählt: alles  ist  dem  neuen  Rechte  angepasst.  Hibmch  hat  das 
Thema  „Konfessioneller  Eid  oder  religionslose  Beteuerung"  rechts- 
historisch und  dogmatisch  beleuchtet  (196  S.),  Leipzig  1900,  Dietrich. 
Von  Sammlungen  zivilprozessualer  Rechtsfälle  sind  in  den  Berichts- 
jahren veröffentlicht  worden:  Kohlkk,  „Zivilprozessualische  Rechts- 
aufgaben" (mit  Einschluss  des  Konkursrechts),  3.  Aufl.  (VII,  1-8  8.), 
Jena  1900,  Fischer.  Eine  ansprechende  und  wertvolle  Arbeit  ist 
die  von  Schnkidkr,  „Rechtsfälle  zum  Studium  der  Zivilprozessordnung 
in  ihrer  neuen  Fassung"  (VIII,  119  S.),  München  1899,  Beck.  Mit 
Rücksicht  auf  das  neue  Prozessrecht  umgearbeitet,  erschien  1900 
in  2.  Auflage  (VIII,  236  8.)  das  Buch  von  Hkllwig,  „Zivilprozess- 
praktiknmu.  Es  enthält  eine  reichhaltige  Auswahl  von  Rechtfällen 
aller  Art,  Tübingen  und  Leipzig,  J.  C.  B.  Mohr.  Stkin  hat  einen 
Vortrag  gehalten  über  „Die  Kunst  der  Rechtssprechung"  (37  8.), 
Dresden  1900,  von  Zahn  und  Jänsch.  Der  praktischen  Einführung 
sollen  dienen  die  „Aktenstücke  zur  Einführung  in  das  Prozessrecht* 
von  Stkin,  2.  Auflage  (172  8.),  Leipzig  1899,  Hirschfeld;  dem 
gleichen  Zwecke  8<h kllhas,  „Die  gerichtliche  Aktenkunde. u  (66  8.), 
Berlin  1900,  Liehmann.  Mkykk  hat  eine  „Anleitung  zur  Prozess- 
praxis in  Beispielen  an  Rechtsfällen u  in  5.,  auf  Grund  des  B.  G.-B. 
und  der  Z.-P.-O.  vom  20.  Mai  1898  umgearbeiteter  Auflage  heraus- 
gegeben (XII,  384  8.1,  Berlin  1*99,  Vahlen.  Von  grossem  Werte, 
besonders  für  die  Praxis,  ist  das  kleine  Buch  von  Dküop,  ..Der 
Rechtsweg  in  Preusseir  (138  8.1,  Berlin  1899.  F.  Vahlen.  Simkons 
„Recht  und  Rechtsgang  im  Deutschen  Reiche",  Berlin,  C.  Heymanns 
Verlag,  schreitet  rüstig  fort.  Stolzki.  hielt  einen  Vortrag  über 
„Rechtslehre  und  Rechtssprechung"  (.r>8  8.),  Berlin  1899,  F.  Vahlen. 
Tolkmitt  gab  eine  .Kleine  Prozesskunde  mit  Formularen14  (32  SX 
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Berlin  1890,  Simon,  heraus.  Von  Thommkns  „Führer  durch  die  Ge- 
richtssäle" erschien  1890  das  1.  Heft  „Zivilprozess-  (X,  06  8.),  Herlin, 
Struppe  &  Winckler.  Schliesslich  seien  hier  noch  erwähnt  :  Hilsks 
„Forroularbuch  für  freiwillige  und  streitige  Gerichtsbarkeit",  dessen 
10.  Auflage  bearbeitet  ist  von  Wkisslkk  (XVI,  332  S.>,  Herlin  1000, 
C.  Heymanns  Verlag,  sowie  Waas,  „Wie  treibe  ich  nieine  Forde- 
rungen ein?  Praktischer  und  unentbehrlicher  Katgeber  für  jedermann" 
(V,  104  S.),  Stuttgart  1000,  Hammer. 

Kisch  behandelt  „Begriff  und  Wirkungen  der  besonderen 
Streitgenossenschaft"  (IV,  124  S.),  Strassbnrg  1800,  Trübner.  Fittinu 
prüft  die  Frage  „Liegt  in  der  Prozessvollmacht  die  Ermächtigung 
zur  Abgabe  und  zum  Empfang  einer  AufrechnungserklärungV" 
(16  S.),  Halle  1000,  Niemeyer,  während  Höpfnkr  über  die  „Ver- 
tretung ohne  Vollmacht  im  Zivilprozess"  eine  Dissertation  (X,  147  S.) 
geschrieben  hat,  Göttingen  1000,  Vandenhoeck  &  Ruprecht.  Schutt 
bearbeitet  „Das  Armenrecht  der  deutschen  Zivilprozessordnung.  Mit 
einem  Beitrag  zur  Lehre  vom  Parteibegrift"  (VIII,  186  S.i.  Jena 
1000,  Fischer. 

Wach  und  Laband  haben  „Zur  Lehre  von  der  Rechtskrafta 
drei  Rechtsgutachten  abgegeben  (V,  125  S.),  Leipzig  1800,  Duncker 
&  Humblot.  Die  Erörterungen  bilden  einen  wichtigen  Beitrag  zur 
Feststellung  der  Grenzen  der  materiellen  Rechtskraft  der  Urteile. 
In  7.  Auflage  erschien  1809  das  bekannte  und  für  die  Referendare 
so  wichtige  Werk  von  Daubenspkck,  „Referat,  Votum  und  Urteil" 
(XII,  286  S.),  Berlin,  Vahlen.  Einer  besonderen  Empfehlung  bedarf 
dies  Buch  nicht,  das  sich  durch  7  Auflagen  in  15  Jahren  stets 
vervollkommnet  hat.  Langheinkkkn  will  mit  seinem  „Urteils- 
anspruch"  einen  Beitrag  zur  Lehre  vom  Klagrecht  mit  Berück- 
sichtigung des  neuen  Reichsrechtes  liefern  (IX,  275  S.),  Leipzig 
1H00,  Engelmann.  Der  Verfasser  hat  mit  seiner  Abhandlung  einen 
für  Theorie  und  Praxis  gleich  interessanten  Beitrag  geliefert.  Tuob- 
mann  schrieb  eine  Dissertation  über  „Urteil  und  prozessleitende  Ver- 
fügung mit  besonderer  Berücksichtigung  des  bernischen  Zivilprozess- 
rechtes" (PV,  126  S.),  Bern  1800,  Körber;  Wkssklsky  über  „Die 
formelle  Wahrheit"  (V,  40  S.),  Wien  1000,  C.  Konegen;  Bkisskk 
über  „Die  Nova  ein  Berufungsverfahren  der  Zivilprozessordnung". 
Ein  Anhang  enthält  Beispiele  von  Berufungsschriftsätzen  mit  An- 
merkungen (58  S.),  Wien  1800,  Manz. 
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Dai  i»k  bearbeitet  „Das  Entmündigungsverfahren  gegen  Geistes- 
kranki'  und  Geistesschwache,  Verschwender  und  Trunksüchtige  nach 
der  Reichszivilprozessordnung  und  dem  B.  G.-B.  für  das  Deutsche 
Reich"  in  2.  Auflage  (VI,  151  S.),  Berlin  1899,  H.  W.  Müller. 
Für  Juristen  und  Ärzte  bestimmt,  gibt  das  Buch  ein  übersichtliches 
und  vollständiges  Bild  des  vom  1.  Januar  1900  an  im  deutschen 
Reiche  geltenden  Entmündigungsverfahrens. 

„Die  Zwangsvollstreckung  mit  Ausschluss  der  Zwangsvoll- 
streckung in  das  unbewegliche  Vermögen*4  hat  nach  Prozess-  und 
bürgerlichem  Recht  dargestellt  Fai.kmaxx.  2.  Aut  lage,  1.  Lfg.  (172  S.), 
Berlin  1890,  Siemenroth  &.  Troschel.  Der  erste  Teil  behandelt  die 
allgemeinen  Grundsätze  des  Zwangsvollstreckungsrechts.  Das  Werk 
niuss  als  eine  hervorragende  Leistung  bezeichnet  werden.  Seiner 
Fertigstellung  sieht  man  mit  Interesse  entgegen.  Wuuinux  behandelt 
„Das  Pfändungspfandrecht  an  Forderungen  nach  heutigem  deutschen 
Recht"  (VI,  100  S.),  Stuttgart  1900.  Kohlhammer.  In  demselben  Jahr 
erschien  das  Werkehen  von  Mkykk,  „Pas  Recht  der  Beschlagnahme  von 
Lohn-  und  Gehaltsfordernngen.  Auf  Grundlage  der  Reichsgesetze  vom 
21.  Juni  1869  und  29.  März  1897  und  der  Z.-P.-O."  (152  S.),  Berlin 
1900,  Guttentag.  Schmidt  stellt  ..Die  Zwangsvollstreckung  in  Grund- 
stücke in  Prenssen  nach  dem  1.  Januar  1900-,  Leipzig  1900,  Hirsch- 
feld, dar,  während  in  2.  Auflage  (XXIV,  28:{  S.)  das  Werk  von  Kkkch 
und  Fisciikk,  „Die  Gesetzgebung,  betr.  die  Zwangsvollstreckung  in  das 
unbewegliche  Vermögen  im  Reiche  und  in  Prenssen",  erscheint, 
Berlin,  Guttentag.  Mili.kh,  H.,  gibt  eine  kurze  Antwort  auf  die 
Frage,  „Wie  erwirkt  man  zur  Sicherung  gefährdeter  Forderungen 
einen  dinglichen  Arrest?"  (IV,  !59  8.),  Köln  1899,  II.  Müller. 

Das  Aufgebots  verfahren  behandeln  zwei  Schriften.  Die 
eine  von  Richter  betitelt  sich  „Das  Aufgebotsverfahren  nach  Reichs- 
und  prenssischem  Landrecht"  (115  S.»,  Breslau  1900,  Kern.  Die 
andere  ist  die  in  :5.  Auflage  erschienene  bekannte  und  gute  Dar- 
stellung von  Dai  hk,  „Das  Aufgebotsverfahren  nach  Reichsrecht  und 
prenssischem  Landesrecht"  (VII,  :$:J4  S.),  Berlin  1900,  H.  W.  Müller. 

Freiwillige  Gerichtsbarkeit  und  Notariat. 

Das  Reichsg.-setz  über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  vom  17.  Mai  1898  ist  in  den  beiden  Berichtsjahren 
Gegenstand  zahlreicher  Bearbeitungen  geworden.    An  erster  Stelle 
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sei  genannt  der  grosse  Kommentar  von  Birkknmhl,  der  das 
Reichsgesetz  unter  Berücksichtigung  des  preussischen  Gesetzes  vom 
21.  September  1899  eingehend  behandelt  hat  (XVI,  «13  S.).  Berlin 
1900,  Siemenroth  <ü  Troschel.  Die  Literatur  ist  vollständig  berück- 
sichtigt, auf  die  neuesten,  in  Zeitschriften  behandelten  Streitfragen 
ist  Uberall  eingegangen.  Zu  voller  Anerkennung  gelangte  auch  der 
Kommentar  von  Firns  (XXX,  724  S  t,  Leipzig  1000,  Hirschfeld. 
Geringer  an  Umfang,  jedoch  wohl  brauchbar  ist  der  Kommentar  von 
Wkisslkk  (VII,  339  S.l,  Berlin  1000.  Liebmann.  Bedeutend,  insbe- 
sondere für  die  Praxis,  sind  ferner  die  Kommentare  von  Raissmtz 
l VII,  834  S.).  Berlin  1000,  Vahlen,  und  von  Si  iu  ltzk-Gohlitz  und 
Obkrnkck.  Der  erste  Teil  (XXIV,  413  S.)  behandelt  das  Reichs- 
gesetz, der  zweite  (XXV,  443  S.)  das  preusische  Gesetz  über  die 
Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  Berlin  1900,  C. 
Heymanns  Verlag. 

Dieselben  Verfasser  haben  ferner  inzwischen  in  der  Hey- 
mann'se.hen  Taschen-Gesetzsammlung  auch  eine  Handausgabe  des 
Reichsgesetzes  und  des  preussischen  Gesetzes  herausgegeben  (VI, 
352  S.),  Berlin  1901.  Gleichfalls  eine  Textausgabe  dieser  beiden 
Gesetze  ist  schon  in  2.  Auflage  erschienen  von  Jahtrow  (XXI.  406  S.), 
Berlin  1900,  Guttentag.  Eine  grössere  Ausgabe  nur  des  Reichs- 
gesetzes hat  dann  noch  veranstaltet  Dorn  kr  (XVI,  XIV  und  081  S.), 
Karlsruhe  1899,  J.  Lang.  Andererseits  behandelt  Kirtz  nur  „Das 
prenssische  Gesetz  über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Ge- 
richtsbarkeit" (151  S.),  Hannover  1900,  Meyer.  Ebenso  hat  auch 
Wki.lstkix  nur  das  „Preussische  Gesetz  über  die  freiwillige  Gerichts- 
barkeit vom  21.  September  1899"  erläutert  (VIII,  236  S.),  Berlin 
1900,  H.  W.  Müller.  Schliesslich  sei  noch  erwähnt  die  Handans- 
gabe von  Dorxkr,  „Das  badische  Gesetz,  die  freiwillige  Gerichtsbar- 
keit und  das  Notariat  betreffend  (Rechtspolizeigesetz),  vom  17.  Juli 
1899"  (XXII,  395  S.).  Karlsruhe  1900,  J.  Lang. 

In  Form  eines  Leitfadens  hat  dann  Nissbaim  .Die  freiwillige 
Gerichtsbarkeit  im  Reiche  und  in  Preussen"  dargestellt  (X,  264  S.), 
Berlin  1900,  Guttentag. 

Ein  empfehlenswertes  Handbuch  des  deutschen  Nachlassver- 
fahrens ist  dasjenige  von  Wkishlkr,  „Das  deutsche  Nachlassver- 
fahren" aill,  493  S.),  Berlin  1900,  C.  Heymanns  Verlag.  Kirtz 
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hat  erläutert  „Das  Verfahren  der  Vormundschaftsgerichte  und  ihrer 
Organe-  (20  S),  Hannover  18;»;»,  C.  Meyer. 

Hier  seien  nur  vier  Werke  erwähnt,  die  alle  1900  erschienen 
sind.  Von  dem  grossen  Werke  von  Jastruw,  „Forniularbnch  und 
Notariatsrecht  auf  Grundlage  des  B.  G.-B.T  zum  Gebrauch  für  Richter, 
Notare,  Rechtsanwälte  und  Notare",  welches  aus  drei  Teilen  besteht, 
lag  1K99  der  I.  Teil,  „Notariatsrecht *  (251  S.),  in  11.  Auflage  vor. 
Dieser  enthält  das  Allgemeine  und  die  Gesetze  selbst  mit  reichhaltigen 
Anmerkungen.  Den  Grundstock  des  JASTKow'schen  Werkes  bildet 
dessen  zweiter  Teil,  „  Forum  larbiich"  (XII,  598  S.),  1900  in  12.  Auf- 
lage. Der  dritte  (Schluss)  Teil  enthält  Stempel-  und  Kosten- 
vorschriften (XXII,  195  S.),  11.  u.  12.  Auflage  1900,  Gnttentag, 
Berlin.  Wkkxkk  und  Kroschkl  haben  „Das  detitsch-preussische 
Notariat"  bearbeitet,  Leipzig  1900,  Pfeffer;  während  Kklll  „Die 
Bestimmungen  über  das  preussische  Notariat"  zusammengestellt  und 
herausgegeben  hat  (VII,  205  S  ),  Köln  1900,  Neubner.  Kaisknbkrg 
hat  schliesslich  einen  „Kommentar  zum  bayrischen  Notariatsgesetze 
vom  9.  Juni  1899"  zu  bearbeiten  begonnen,  von  dem  1900  die 

1.  Lieferung  (S.  1 — 80)  vorlag,  München,  J.  Schweitzer. 

Zwangsversteigerung  und  Zwangsverwaltung. 

(Vergl.  auch  oben  S.  800.) 
Trost  hat  1899  eine  Textausgabe  des  Reichsgesetzes  vom 
24.  März  1H97  über  die  „Zwangsversteigerung  und  Zwangsverwaltung" 
mit  Anmerkungen  veranstaltet  (VIII,  134  S.)  und  hierzu  1900  einen 
Nachtrag  (8.  135  —  106)  erscheinen  lassen,  Berlin,  A.  W.  Hayns 
Erben.    Von  weiteren  Textansgaben  nenne  ich  diejenigen  von  Jäckkl, 

2.  Auflage  (IV,  101  S.)f  Berlin  1900,  F.  Vahlen;  S<höllkr  (XIII, 
117  S),  Düsseldorf  1899,  Schwann;  Hknlk  (XVII,  222  S.),  München, 
Beck;  Krkch  und  Fischkr,  2.  Auflage  (XXIV,  283  8.),  Berlin  1900, 
Gnttentag  und  Pannier  (103  S.),  Leipzig,  Reclam,  sowie  die  Aus- 
gabe von  Maschi  und  Balla  (118  S.),  Berlin  1899,  F.  Dümmlers 
Verlag. 

Die  Form  eines  Kommentars  hat  das  Werk  von  Günthkr  für 
die  Praxis  erläutert.  Der  I.  Teil  enthält  die  Zwangsversteigerung 
zum  Zwecke  der  Befriedigung  des  Gläubigers  ans  dem  Grundstücke 
(VI.  187  S.),  der  II.  Teil  die  Zwangsverwaltnng,  die  Zwangs- 
versteigerung von  Schiffen,  die  Zwangsversteigerung  und  Zwangs- 
verwaltung in  besonderen  Fällen  (VII,  122  S  ),  Berlin,  Liebmann. 
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Ein  grosser  und  bedeutender  Kommentar  ist  sodann  derjenige  von 
JAckkl  (VI,  726  S.),  Berlin  1000,  Yahlen.  Das  Werk  bietet  eine 
reiche  Fülle  von  Stoflf  ans  den  Vorarbeiten  und  eingehende,  sorg- 
fältige Erörterungen.  Ihm  ebenbürtig  an  die  Seite,  wenn  nicht  noch 
höher  zu  stellen  ist  der  Kommentar  von  Wolff.  Der  erste  Teil 
(XVI,  366  8.),  1809,  enthält  das  Zwangsversteigerungsgesetz,  der 
zweite  (90  S.).  1900,  das  preussische  Ausführungsgesetz,  Berlin, 
Heymanns  Verlag.  Besondere  Erwähnung  verdient  noch  das  Werk 
von  Pkisf.k,  „Die  Zwangsverwaltung  von  Grundstücken'*.  Nach 
deutschem  Reichsrecht  und  den  Ausführungsgesetzen.  2.  Auflage 
des  preussisch-rechtlichen  Werkes  (Sil,  285  S.),  Berlin  1900, 
Siemenroth  &  Troschel. 

Von  kurzen  Darstellungen  sind  noch  folgende  zu  nennen: 
Wenz,  „Die  Zwangsversteigerung  in  Grundstücke"  (92  S.),  Köln  1899, 
Neubner.  Fischkk,  „Das  Verfahren  der  Zwangsversteigerung  an 
einem  Rechtsfalle  dargestellt"  (72  S.),  2.  Auflage,  Berlin  1900, 
Vahlen.  Pollak,  „Die  Zwangsverwaltung  wirtschaftlicher  Unter- 
nehmungen" (III,  58  S.),  Wien  1899,  Manz. 

Gkohmann  hat  nur  eine  „Einführung  in  das  Reichsgesetz  über 
die  Zwangsversteigerung  und  Zwangsverwaltung  vom  24.  März  1897" 
geschrieben  (VII,  127  S.),  Leipzig  1899,  Rossberg. 

Konkurs  r  e  cht. 

An  erster  Stelle  sei  erwähnt  das  Werk  von  Lothak 
Skuffkrt,  „Deutsches  Konkursprozessrecht"  (XX,  483  S.),  Leipzig, 
Dnncker  &  Hamblot;  die  Frucht  mehrjähriger  Arbeit,  die  nicht  mit 
der  Literatur  zusammengeworfen  werden  darf,  die  „seit  dem  Er- 
scheinen der  neuen  Reichsgesetze  mit  pilzartiger  Schnelligkeit 
emporwächst**.  Dem  Studium  wie  der  Praxis  bietet  der  Verfasser 
in  vorliegendem  Werke  reiche  Gelegenheit  zur  Belehrung  und 
Förderung.  Eine  nur  gedrängte  Darstellung  des  neuen  Konknrs- 
rechts  gibt  Aufskss,  „Konkursrecht  und  Konkursverfahren  auf  der 
Grundlage  des  vom  1.  Januar  1900  ab  geltenden  Rechts"  (VIII, 
186  S.),  Leipzig  1899,  Hirschfeld.  Die  Darstellnngsweise  ist  fliessend 
und  leicht  fasslich.  Sknst  hat  ein  „Handbuch  für  Konkursrichter" 
für  den  praktischen  Gebrauch  in  2.  Auflage  bearbeitet  (VII,  274  S.), 
Berlin  1900,  Siemenroth  &  Troschel.  Von  demselben  Verfasser 
erschien  in  4.,  umgearbeiteter  und  verbesserter  Auflage  „Die  Ver- 
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waltung  von  Konkursen  nach  der  Reichskoukursordnung**.  Anf 
Grundlage  der  einschlägigen  Gesetze  und  Reichsgerichtsentscheidungen 
Mir  die  Praxis  bearbeitet  (XII,  383  S.),  Berlin  11*00,  Siemen- 
roth Troschel. 

Die  Zahl  der  nach  der  Publikation  der  Novelle  zur  Konkurs- 
ordnung neu  oder  in  neuer  Auflage  erschienenen  Kommentare 
und  Textausgaben  ist  eine  ausserordentlich  grosse  gewesen.  An 
erster  Stelle  sei  hier  genannt  der  grosse  Kommentar  von  Pktkk*kn 
und  Ki.kixkkli.kk,  1.  u.  2.  Halbbd.  1900/1901  (XX,  840  S.)  (Lahr, 
Schauenburg).    Die  4.  Auflage  hat  Klkixkkklkk  allein  besorgt,  da 
Pktkkskx  durch  die  Neubearbeitung  seines  Kommentars  zurZ.-P.-U.  ver- 
hindert war.    Das  Werk  kann  als  ein  zuverlässiger  Ratgeber  für  die 
Praxis  und  als  eine  durchaus  anf  der  Höhe  stehende  wissenschaftliche  Be- 
arbeitung der  schwierigen  Materie  bezeichnet  werden.    Ebenfalls  in 
4.  Auflage  erschien  der  Kommentar  von  Sakwky.  „Die  Konkursordnung 
für  das  Deutsehe  Heich",  bearbeitet  von  Bosskkt,  1.  Teil  (II,  305  S.) 
1000,  2.  Teil  (8.  309—582)  1901,  Berlin,  Garl  Heymanns  Verlag.  Ebenso 
wie  bei  der  3.,  so  ist  auch  bei  der  vorliegenden  4.  Auflage  von  Sabwky 
nicht  mehr  tätig  gewesen;  das  Werk  ist  aber  in  seinem  8inne 
weitergeführt,  Inhalt  und  äussere  Gestaltung  des  Werkes  sind  erheblich 
verbessert  worden.    Geringeren  Umfanges,  aber  nicht  minder  gut  ist 
Woi.kks  „Konkursordnung  mit  Einführnngsgesetz,  Nebengesetzen  und 
Ergänzungen  in  der  Fassung  des  Gesetzes  vom  17.  Mai  181*8-  (XV, 
450  8.),  Berlin  1900,  Guttentag.    Die  durchaus  wissenschaftliche 
Darstellung  und  Behandlung  des  Stoffes  ist  klar  und  übersichtlich. 
Ein    Nachtrag    gibt    die    konkursrechtlichen    Bestimmungen  des 
Hypothekenbankgesetzes  wieder.    Ein  gleichfalls  neues  Werk  ist  das 
von  «T .u; kk,   „Die  Konkursordnung  auf  der  Grundlage  des  neuen 
Reichsrecht*  erläutert,  Heft   1 — 0  (52*  8.),  Berlin  1899,  1900, 
Heine  —  wohl  mit  das  beste,  was  wir  haben.    Die  überaus  gründ- 
lichen Erläuterungen  zeigen  den  hervorragenden  Fleiss  und  die 
juristische  Schärfe  des  Verfassers.     Von   Handausgaben  dürfte 
wohl  die  bekannteste  sein  die  von  Syi.ow  und  Bisch,  »Konkurs- 
Ordnung  und  Anfechtungsgesetz  mit  Einführungs-  und  Nebengesetzeir, 
8.  Auflage  (XXXI,  307  8.),  Berlin   1899,  Guttentag.  Grösseren 
Umfanges  (VII,  459  8.),  aber  nicht  so  geschickt  ist  die  Ausgabe 
von  K.  Mkykk,  „Die  Konkursordnung  für  das  Deutsche  Reich", 
München  1899,  Schweitzer.    Erläutert  sind  die  Konkursordnung  und 
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das  Anfeehtungsgesetz.  Ein  Anhang  enthält  die  konkursrechtlichen 
Bestimmungen  des  Genossenschaftsgesetzes,  des  Gesetzes,  betr.  die 
Gesellschaften  m.  b.  H.,  eine  vergleichende  Zusammenstellung  der 
Paragraphen  der  alten  und  neuen  K.-O.  und  Formulare.  Kurze 
Textansgaben  von  Hakkukgkk  (VII,  222  S.),  München  11*00,  Heck, 
von  Aufsf.hs  (IV.  188  S.),  Leipzig  1900,  Hirschfeld,  Dkuis  und 
Fkaxckk;  erstere  in  0.  Auflage  (XVIII,  113  S.)  erschienen  181*9  bei 
Wigand,  Leipzig,  letztere  (VI,  90  S.)  in  demselben  Jahre  bei 
L.  Schwann  in  Düsseldorf. 

Zum  Schlüsse  zwei  kleinere  Abhandlungen.  Einmal  die  von 
Pilz,  „Was  mnss  der  Kaufmann  bei  Konkursen  tun?  Eine  gemein- 
verständliche Darstellung  des  Konkursrechts  und  Konkursverfahrens. 
Auf  Grund  der  neuen  Gesetzgebung  und  unter  Berücksichtigung  der 
Entscheidungen  des  Reichsgerichts  bearbeitet"  (VIII,  103  S.),  Leipzig 
1899,  Verlag  der  Handelsakademie  Leipzig.  Sodann  die  Schrift  von 
Bi  kchakkt  „Über  die  Feststellung  im  Konkurse  der  offenen  Handels- 
gesellschaft" (VI,  9*.  S.),  Leipzig  1900,  Dieterich. 

Kostenwesen. 

Zaschka  hat  .Das  Reichsgerichtskostengesetz  vom  18.  Juni 
1878  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom 
20.  Mai  1898-  mit  Erläuterungen  und  Anmerkungen  bearbeitet  und 
herausgegeben  (VII,  204  S.),  Würzburg  1899.  Staudingers  Verlag. 
Auch  Syuow  und  Busch  haben  es  nebst  den  Gebührenordnungen 
für  Gerichtsvollzieher  und  für  Zeugen  und  Sachverständige  in 
G.  Auflage  (VIII,  204  S.),  Berlin  1900,  Guttentag,  bearbeitet.  Rittmann, 
0.,  hat  eine  2.  verbesserte  und  dem  veränderten  Stande  der  Gesetz- 
gebung angepaßte  Auflage  seines  grossen  Kommentars  „Das  deutsche 
Gerichtekosengesetz"  veranstaltet  (VIII,  534  S.),  Mannheim  1900, 
Bensheimer.  Wociiisukk  veröffentlicht  „Die  Prozessgebühren-Gesetze 
für  das  Deutsche.  Reich  in  der  Xeutextierung  vom  20.  Mai  1898, 
umfassend :  das  Gerichtskostengesetz,  die  Gebührenordnung  für  Zeugen 
und  Sachverständige,  die  Gebührenordnung  für  Gerichtsvollzieher, 
die  Gebührenordnung  für  Rechtsanwälte"  (VIII,  295  S.>,  München 
1899,  Schweitzer.  In  7.  neubearbeiteter  Auflage  erscheint  1899 
die  Bearbeitung  von  Pfafpkkoth,  „Die  Gerichtskostengesetze  des 
Reichs  und  Preussens",  1.  Teil  (XXV,  434  und  4  S.),  Berlin  1899, 
Heymanns  Verlag.    Derselbe  gab  auch  „Die  Gebührenordnung  für 


812 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


Rechtsanwälte  in  der  Fassung  vom  20.  Mai  1*98  nebst  Landes- 
gebührengesetzen'1 heraus,  11*00  die  2.  (XIX,  291  S.)  und  3.  Auf- 
lage (XXI,  205  S.),  Berlin,  \Y.  Moser.  In  0.  Anflage  haben  Svnow 
und  Bisch  „Die  deutsche  Gebührenordnung  für  Rechtsanwälte  und 
das  preussische  Gebührengesetz  vom  27.  September,  IG.  Oktober  1899" 
neu  barbeitet  (VIII,  183  S.),  Berlin  1900,  Guttentag.  Dasselbe 
Gesetz  ist  weiterhin  noch  erläutert  von  Mkrzbaciier  (VI,  249  S.), 
München  1900,  Heck,  sowie  von  F.  Meykr,  „Die  Gebührenordnung 
für  Rechtsanwälte  vom  7.  Juli  1879",  3.  Auflage,  vollständig  neu  be- 
arbeitet von  Ihmi.kh  (XV,  1G0  S.),  Berlin  1899,  C.  Heymanns  Ver- 
lag. Dem  österreichischen  Rechte  gehört  an  die  Ausgabe  von 
Opkoi.kk  und  Lempruch,  „Die  Gebührennovelle  vom  16.  August  1899. 
Im  Auftrage  des  k.  k.  Finanzministeriums  für  den  praktischen  Ge- 
brauch herausgegeben  und  erläutert"  (VI,  1G2  S.),  Wien  1899,  Manz. 

Simeon  hat  sein  „Preussisches  Gerichtskostengesetz  vom 
2'».  Juni  1895  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom  6.  Oktober 
1899"  in  3.  Annage  erscheinen  lassen  (XXIV,  242  S.),  Berlin  1900, 
Guttentag.  „Die  preussische  Gebührenordnung  für  Notare"  von 
Svnow  ist  in  2.  Auflage  bearbeitet  von  Gerichts- Assessor  Mosslkr 
(VIII,  183  S.),  Berlin  1900,  Guttentag.  Eine  Handausgabe  desselben 
Gesetzes  für  die  Bureau-Vorsteher  der  Rechtsanwälte  und  Notare  ist 
von  Nathan  (III,  109  S.),  Leipzig  1899,  Berger. 

Pfaff  und  Reiseneuger  haben  „Das  bayerische  Gesetz  über 
das  Gebühren wesen  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom  11. 
November  1899"  in  5.  Auflage  (V,  371  S.),  München  1900,  Beck, 
herausgegeben;  Doknkr  „Das  badische  (iesetz,  die  Gerichts-  und 
Notarskosten  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit 
betreffend,  vom  15.  Juni  1899".  Textausgabe  mit  Einleitung,  An- 
merkungen, Kostentabellen  und  Sachregister  (XVI,  140  S.),  Karls- 
ruhe 1900,  J.  Lang. 

Strafrecht  und  Kriminalpolitik. 

Das  Werk  von  Heuler  ist  schon  oben  S.  769  a.  E.  erwähnt. 
Zur  Geschichte  des  Strafrechts  gehört  noch:  Barster,  „Das  Straf- 
recht der  freien  Reichsstadt  Speier  in  Theorie  und  Praxis"  (X,  287  S  ), 
Breslau  1900,  M.  dt  H.  Marcus. 

Von  Lehrbüchern  ist  Lrszrs  „Lehrbuch  des  deutschen  Straf- 
rechts" 1809  in  9.  (XXVII,  719),  1900  in  10.  Auflage  (XXVI, 
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678  S.)  erschienen;  Berlin.  Guttentag.  Zur  Zeit  der  Abfassung 
dieses  Berichtes  liegt  das  Buch  in  12.  und  13.  Auflage  (XXVI, 
689  S.)  vor.  Wahrhaft  glänzend  in  allen,  auch  den  umstrittensten 
Teilen.  Von  Binmngs  „Grundriss  des  gemeinen  deutschen  Straf- 
rechts, II.  Lehrbuch  besonderer  Teil"  erschien  1000  die  1.  Ab- 
teilung der  2.  Hälfte  (VI  11,  315  S.),  Leipzig,  Engelmann.  v.  Limkn- 
thals  „Gmndris8  zur  Vorlesung  über  deutsches  Strafrecht"  erlebte 
1900  die  2.  Auflage  (X,  93  S.),  Marburg  1900,  El  wert»  Verlag. 
Lieouaxn  schrieb  eine  tiefgehende  „Einleitung  in  das  Strafrecht  als 
Kritik  der  kriminalistischen  G  rundbegriffe "  (  XII,  212  S.)t  Berlin  1900, 
0.  Häring.  Birkmkykk  hat  in  4.  Auflage  seinen  „Grundriss  zur 
Vorlesung  über  das  deutsche  Strafrecht"  erscheinen  lassen  (05  S.), 
München  1899,  Ackermann.  Beung  hat  „Grundzüge  des  Strafrechts 
zum  Gebranch  bei  Vorlesungen"  publiziert  (VIII,  103  S.),  Jena  1899, 
Fischer;  1902  in  2.  Auflage  erschienen.  Schliesslich  sei  noch  er- 
wähnt der  „Grundriss  des  Strafrechts"  von  Lammasch  (IV,  91  S.), 
Leipzig,  Dnncker  &  Humblot. 

Von  Stengleins  „Lexikon  des  deutschen  Strafrechts"  sind  er- 
schienen im  Berichtsjahre  1900  die  1. — 3.  Lieferung  (S.  1 — 1440) 
und  die  4.  Lieferung  (XX,  IV  u.  S.  1441—1920).  Das  Werk  lag 
Ende  1900  in  2  Bänden  komplett  vor;  Berlin,  0.  Liebmann.  Ein 
treffliches  Werk  des  inzwischen  heimgegangenen  Meisters;  es  soll 
ein  für  den  täglichen  Gebrauch  bestimmtes  Hand-  und  Nachschlage- 
buch sein  und  erfüllt  diesen  Zweck  vollkommen.  Verfasser  hat 
darin  alle  Urteile  des  Reichsgerichts,  soweit  sie  das  deutsche  Straf- 
gesetzbuch betreffen,  znsammegestellt.  Berücksichtigt  sind  die  ersten 
30  Bände  der  „Entscheidungen  des  Reichsgerichts",  die  10  Bände 
der  „Rechtssprechung  des. Reichsgerichte"  und  19  Bände  des  „Archivs 
für  Strafrecht".  Es  ist  ein  Leichtes,  ein  irgendwo  zitiertes  Urteil 
des  Reichsgerichte  in  dem  Lexikon  aufzufinden.  Es  kann  das  Werk 
nur  bestens  empfohlen  werden. 

Von  Kommentaren  ist  1900  erschienen:  Ophausens  1.  und 
2.  Band,  „Kommentar  zum  Strafgesetzbuch  für  das  deutsche  Reich", 
6.  Auflage  (XVI,  1032  S.),  Berlin  1900,  F.  Vahlen.  Die  neue  Auf- 
lage zeigt  nach  zwei  Richtungen  wichtige  Änderungen.  Einmal 
war  der  Einfluss  der  neuen  Zivilgesetzgebnng  durchgängig  zu  be- 
rücksichtigen und  ferner  hat  der  Verfasser  eine  Revision  des  Textes 
darch  Beseitigung  aller  solcher  älteren  Ausführungen  und  Literatur- 
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nachweise  vorgenommen,  welche  ein  unmittelbares  Interesse  nicht 
haben.   Auf  die  früheren  Auflagen  ist  deshalb  des  öfteren  verwiesen. 

Von  den  Textansgaben  des  Keichs-Strafgesetzbuehs  sind  in 
den   beiden   Berichtsiahren   erschienen  die  von  KC'I'ukff-Appki.ii's, 

19.  Auflage  (XXXII,  372  S.)f  1899;  jetzt  20.  Auflage  (XXXII, 
392  S  ),  Herlin  1900.  Gnttentag.  Die  fast  alljährlich  notwendig 
werdenden  Auflagen  zeugen  von  der  Beliebtheit  dieser  Ausgabe. 
Panmkk  in  9.  Auflage  (138  S),  Leipzig  1S99,  Keclam.  Cokkmann 
hat  „Das  Strafgesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich  nebst  sämtlichen 
Strafbestimmnngen  der  anderen  Reiehsgesetze"  erläutert  (XIV. 
478  S.i,  Leipzig  1900,  Rossberg. 

„Das  Militär -Strafgesetz  buch  für  das  Deutsche  Reich  vom 

20.  Juni  1872  nebst  den  Kriegsartikeln  und  der  Disziplinar-Straf- 
ordnung  vom  31.  Oktober  1872"  ist  erläutert  worden  von  Wali>k 
(VIII,  90  S.),  Leipzig  1K99,  Herger.  Blonskj  hat  das  österreichische 
„Strafgesetz  über  (iefällsübertretungen  vom  11.  .Tnli  1835  samt 
Amtsunterricht  nnd  den  Vorschriften  über  die  Anwendung  dieses 
Gesetzes"  in  4.  Auflage  umgearbeitet  und  ergänzt  (VII,  714  S.I, 
Wien  1899,  Manz.  Stauimnukk  hat  „Das  Polizeistrafgesetzbuch  für 
das  Königreich  Hävern  nach  dem  Stande  der  Gesetzgebung  vom 
1.  Januar  1900  ab"  mit  Anmerkungen  versehen,  4.  Auflage 
(VII,  l.r»5  S.),  München  1900,  Heck.  Fkimtzsch  hat  „Das  königlich 
sächsische  Landesstrafrecht''  zusammengestellt  und  erläutert,  l.Band 
(X,  410  S.),  Leipzig  1899,  Rossberg.  Sciikkkk  hat  „Das  Polizei- 
strafrecht und  das  Polizeistrafverfahren  im  Köuigreich  Württem- 
berg" in  3.  Auflage  herausgegeben  (XII.  852  S.),  Stuttgart  1899, 
W.  Kohlhammer.  Daidks  „Feld-  nnd  Forst  pol  izeigesetz  vom  1.  April 
1880"  erschien  in  4.  Auflage  (VIII,  212  S.).  Berlin  1900,  H.  W.  Müller. 
Daniel  liefert  eine  „Darstellung  des  Verbrechens  des  unlauteren 
Wettbewerbes  unter  Erörterung  seiner  Stellung  im  Systeme  des 
Strafrechts"  (VIII,  107  S  ),  München  1900,  Ackermann.  Bous  hat 
„Das  Reichspressgesetz  vom  7.  Mai  1874  nebst  den  einschlägigen 
Bestimmungen  des  Reichsstrafgesetzbuches,  der  Gewerbeordnung  etc." 
kommentiert  (114  S.),  Berlin  1900,  Gnttentag.  BIollwkck  hat  „Die 
kirchlichen  Strafgesetze"  zusammengestellt  (XLI,  380  S.),  Mainz  1899, 
F.  Kirchheim. 

Einzelschriften  sind  u.  a.  erschienen:  van  Calkkk,  „Vergeltnngs- 
idee  und  Zweckgedanke  im  System  der  Freiheitsstrafen",  1899.  Ein 
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Vortrag,  Heidelberg,  Weiss.  Clny  lässt  sich  einander  aus  über  das 
Thema:  „Der  Schutz  der  Arbeitswilligen"  (III,  !U  S.),  Berlin  1899, 
C.  Heymanns  Verlag.  Fkkkiani  liefert  einen  Beitrag  zur  gerichtlichen 
und  gesellschaftlichen  Psychologie  in  seinem  grossen,  von  Ruhkmaxn  über- 
setzten Werke  ..Schlaue  und  glückliche  Verbrecher"  (XXXI,  492  S.), 
Berlin  1899,  Cronbach.  Verfasser  will  dahin  wirken,  dass  durch  bessere 
Strafgesetze,  durch  ein  verbessertes  Strafverfahren  und  strengeren 
Strafvollzug  dem  „Ungestraftbleiben"1  gewisser  Verbrechen  vorgebeugt 
wird.  Im  allgemeinen  Teile  setzt  der  Verfasser  auseinander,  wie  es  ge- 
kommen ist,  dass  vieles,  was  dem  allgemeinen  Empfinden  strafbar  er- 
scheint, straflos  gelassen  ist.  Im  besonderen  Teile  behandelt  er  die  ver- 
schiedenen „ Mitschuldsformen",  infolge  deren  so  manches  Verbrechen 
und  so  mancher  Verbrecher  unentdeckt  bleibt.  Das  Buch  ist,  ab- 
gesehen von  mancher  unnötigen  Breite,  recht  gut.  —  Interessant  ist 
die  kleine  Arbeit  von  I,ani>\it,  „Arzt  und  Kurpfuscher  im  Spiegel 
des  Strafrechts.  Ein  Beitrag  zur  ärztlichen  Frage"  (VIII,  120  S.), 
München  1899,  J.  Schweitzer.  Einen  Beitrag  zur  gerichtlichen 
Psychologie  liefert  Fkkkiani,  „Schreibende  Verbrecher4.  Deutsch 
von  Ri  iikmaxn  (III,  292  S.),  Berlin  1900,  Cronbach.  „Der  Fanatismus 
als  Quelle  der  Verbrechen"  ist  behandelt  von  Löwknstimm  (38  S.), 
Berlin  1899,  Räde.  Guthmann  äussert  sich  über  „Die  negativen  Be- 
dingungen in  ihren  Beziehungen  zu  den  unechten  Unterlassungs- 
delikten" (!54  S.),  Breslau  1899,  Schleuer.  Jok»;  untersucht  das 
„Wesen  der  pressrechtlichen  Fahrlässigkeit  nach  §  21  des  Reichs- 
pressgesetzes"  (116  S.),  Fulda  1899,  Fuldaer  Aktiendruckerei.  — 
Thomskn  hat  ein  „Wörterbuch  der  terminologisch  schwierigen  Be- 
griffe des  Strafrechts"  herausgegeben  (VIII,  8(5  S.),  Berlin  1899, 
Struppe  &  Winckler.  Haktmann  überprüft  „Das  Kausalproblem  im 
Strafrecht  mit  besonderer  Berücksichtigung  des  Verursachungsbe- 
griffes des  Str.-G.-B."  (VI,  114  S.),  Breslau  1900,  Schletter.  Pktkk* 
handelt  vom  „Missbrauch  der  Amtsgewalt"  (40  S.),  Berlin  1899, 
Walther;  Pkrkls  vom  „Strandungsdelikte  im  deutschen  Kecht"  (IV, 
8«  S.),  Breslau  1899,  Schletter.  Kkuss  stellt  „Die  Haftung  Dritter 
nach  bayerischen,  preussischen  und  Reichs-Strafgesetzen"  (IX,  22".  S.), 
Würzburg  1900,  Gnad  Ä  Co.,  dar.  Glkhhs  behandelt  „Den  Rechts- 
frieden als  besonderes  Rechtsgut  im  modernen  Strafrechtssystem  und 
seine  Stellung  im  geltenden  Reichsstrafrecht"  (X,  297  S.),  Strass- 
burg  1900,  Trübner.    ÜEDBM  nimmt  das  Wort  zur  „Revision  des 
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.Strafrechts"  (2.~i  S.).  Hannover  19<><>,  Helwing.  Bkbnkb  untersucht 
die  Frage  „Wie  kommt  es,  dass  Adolf  Merkel  im  Strafrecht  den 
Determinismus  vertritt  V"  (10  S.),  Herlin  1000,  H.  W.  Müller.  Mab- 
chani»  widmet  dem  „Strafregister  in  Deutschland  unter  besonderer 
Berücksichtigung'  Preussens"  eine  Abhandlung  (X,  123  S.),  Herlin 
19<M>,  Guttentag.  Lk<j<;kuann  prüft  „Lombrosos  Theorie  vom  ge- 
borenen Verbrecher",  die  «positive  Strafrechtsschule*  und  den  Ein- 
fluss  beider  auf  die  Strafreehtsptlege  (72  S.),  Düsseldorf  1800,  L. 
Voss  &  Co.  Liszt  behandelt  „Das  Verbrechen  als  sozial -pa- 
thologische Erscheinung"  in  einem  Vortrag  (27  S.),  Dresden  1899, 
v.  Zahn  .Täusch.  Tiling  betrachtet  rDas  Verbrechertum  vom 
anthropologischen  Standpunkte"',  Kiga  1899,  Hoerschelmann.  Eine 
rechtsphilosophische  Untersuchung  über  den  „Kausalzusammenhang 
zwischen  Handlung  und  Erfolg  im  Strafrecht"  stellt  von  M.  E. 
Maylr  (IV,  148  S.},  Freiburg  i.  H.  1899,  .T.  C.  B.  Mohr.  Skiffkbt 
prüft  den  Zusammenhang  zwischen  „Anarchismus  und  Strafrecht" 
(IV,  211»  S.),  Berlin  1899,  0.  Liebmann.  Den  Anlass  zu  dieser 
Schrift  gab  die  Ermordung  der  Kaiserin  Elisabeth  von  Österreich 
in  Genf.  Den  Kern  des  Werkes  bildet  eine  sorgfältige  kritische 
Darstellung  der  europäischen  Gesetzgebung  zur  Bekämpfung  des 
Anarchismus;  es  werden  insbesondere  in  einem  Gesetzentwürfe 
Reformvorschläge  zusammengestellt,  Lkzar  nimmt  das  Wort  zur 
Frage  der  internationalen  Bekämpfung  des  Mädchenhandels  (25  S.), 
Mainz  1X99,  Kirchheim.  Hkkni>t  gibt  in  seinem  grossen  Werke  • 
..Krankheit  oder  Verbrechen"  eine  gemeinverständliche  Darstellung 
des  Geschlechtslebens,  des  Mordes,  der  Körperverletzungen,  der  Un- 
fallserkrankungen, Geisteskrankheiten,  des  Hypnotismns  etc.  in  ihren 
Beziehungen  zum  Gesetz  und  zur  öffentlichen  Moral  unter  Anführung 
von  über  2<»0  gerichtlichen  Entscheidungen,  Band  I  (IV,  «40  S.) 
1891»,  Hand  II  («MO  S.)  1900,  Leipzig,  E.  Wiest  Xaehf.  Halpkht 
hat  eine  kritische  „ Studie"  über  „Die  Harmlosen  und  ihre  Ver- 
haftung" (48  S.),  Herlin  1899,  Stankiewicz,  veröffentlicht.  Hkim- 
bkrokk  schrieb  seine  treffliche  Schrift  über  „Strafreeht  und  Medizin" 
(III,  0",  S.i,  Leipzig  1899,  Beck.  Von  Koiilkbs  „Strafrechtsanf- 
gaben  zum  Gebrauche  bei  dem  akademischen  Strafrechtspraktikum" 
erschien  1S9!»  die  2.  Abteilung  (III,  48  S  ),  Berlin  1899,  H.  W.  Müller. 

Makitsk  gibt  eine  reehtsvergleichende  Darstellung  über  „Die 
Ehrenstrate"    unter    besonderer    Berücksichtigung    des  geltenden 
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deutschen  Reichsrecht.s  (V,  48  S.),  Breslau  1809,  Schleuer.  Kravsse 
behandelt    „Die    Prügelstrafe"    (VIII,     130    8),    Berlin  1899, 
Struppe  &  Winckler.    Kkuu  äussert  sieh  über  „Die  besonderen 
Umstände  der  Teilnehmer*4   (V,  77  8.),  Breslau   1900,  Schleuer; 
Zucker    »Über   Scliuld   und  8 träfe  der  jugendlichen  Verbrecher" 
(128  8  ),  Stuttgart  1800,  F.  Enke;  Zkitlkr  über  „Strafe  ohne  Schuld 
im  Reichsstrafgesetzbuch"  (97  8.),  Fürth  1899,  Rosenberg;  während 
Grktknkr  „Die  Zurechnungsfiihigkeit  als  Frage  der  Gesetzgebung 
mit  besonderer  Rücksicht  auf  den  schweizerischen  Strafgesetzentwnrf" 
behandelt  hat  (72  S.),  Stuttgart  1899,  F.  Enke.    Baskdow  schrieb 
eine  Dissertation  über  das  Thema:  „Die  strafrechtliche  Verschuldung, 
ein  Willensvorgang  mit  dem  Bewusstsein  einer  Normwidrigkeit  des 
Handlnngserfolgcs"  (VI,  112  8),  Hamburg  1899,  Basedow;  Hüpkek 
über  „Die  Anwendung  des  §  51  R.-Str.-G.-B.  auf  die  in  sinnloser 
Trunkenheit  begangenen  dolosen  Verbrechen"  (32  8.),  Berlin  1899, 
C.  Hey mann8  Verlag;  Schmidt  über  „Die  strafrechtliche  Verantwortlich- 
keit des  Arztes  für  verletzende  Eingriffe.  Ein  Beitrag  zur  Lehre  der 
Straf-   und  "Schuldansschliessnngsgrttnde"   (V,  60  S.),  Jena  1900, 
Fischer;  Kühler  über  „Die  Lehre  vom  Strafantrag"  (V,  173  8.), 
Breslau  1890,  Schleuer,  und  über  „Die  Grenzlinien  zwischen  Ideal- 
konkurrenz und  Gesetzeskonknrrenz"  (185  8.),  München  1000.  Beck. 
Kallina    behandelt    die    „Notwehr    gegenüber  Amtshandlungen" 
(III,  87  S.).  Prag  1800,  Calve.     Unter  der  Frage:  „Laster  oder 
Unglück?  Oder  besteht  der  §  175  des  deutschen  Reichsstrafgesetz- 
buches zu  Recht?"  wird  „eine  Gewissensfrage  an  das  deutsche  Volk 
von  einem  Freunde  der  Wahrheit"  gestellt  (117  8.),  Leipzig  1800, 
M.  Spohr.    Mi  ller  betrachtet  „Beleidigung  und  Ehrverletzung11  in 
rechtsphilosophischer  Art  (32  8.),  Düsseldorf  1809,  L.  Schwann.  Als 
ein    Hilfsbnch    für   Ärzte    und  Juristen   bezeichnen   Lkwin  und 
Brknnino  ihre  Schrift,  „Die  Frnchtabtreibung  durch  Gifte  und  andere 
Mittel-  (VIII,  291  S.),  Berlin  1899,  Hirschwald.    Gudkkian  behandelt 
„Die  Beihilfe  zum  Selbstmord  und  die  Tötung  des  Einwilligenden" 
(83  S.i,  Berlin  1890,  Ebering.    Ewald  nimmt  wieder  einmal  in  einer 
Dissertation  (34  S.)  eine  „Abgrenzung  der  beiden  Delikte  Diebstahl 
und    Unterschlagung"    voneinander    vor,    Berlin   1800,  Skopnik. 
Retter    behandelt  das  Thema:    „Der  Raufhandel   im  deutschen 
R.-Str.-G.-B."  (IX,  120  S.),  Breslau  1000,  Scliletter.   „Der  subjektive 
Tatbestand  des  Delikts  der  Sachhehlerei  nach  §  259  Str.-G.-B."  ist 
Jahrbuch  der  Internat.  Verebaipunjr.  6.  u.  7.  Bd.  52 
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dargestellt  von  Fkank  (VII,  57  S.),  daselbst.  Sikohakt  lässt  sieb 
aus  über  „Die  öffentlichen  Glücksspiele*  (VII,  411  S.),  "Wien  1891». 
Manz.  S<  in'i.i.KHN  zu  S< iikattkniiufkn  verbreitet  sich  über  „Die 
Beseitigung  des  Bestiftungszwanges  und  der  Wuchergesetze"  (75  S.), 
Wien  1*99,  Perles. 

Strafprozess. 

Bei  dem  grossen  Mangel  an  Lehrbüchern  des  deutschen  Straf- 
prozessrechts  ist  jede  neu  erscheinende  Darstellung  dieser  Art  mit 
Freuden  zu  begrüssen.  So  gab  Bindini  •  seinen  „Grundriss  des 
deutschen  Strafprozessrechts"  1900  in  4.  verbesserter  Auflage  (XI, 
2*4  S.)  heraus.  Die  Grundrisse  des  Verfassers  gehören  schon  lange 
zu  dem  unentbehrlichen  Küstzeug  bei  wissenschaftlichen  Arbeiten. 
Das  einzige  Werk  auf  diesem  Gebiete  in  den  beiden  Berichtsjahren!  — 
Von  Thumskns  Führer  durch  die  Gerichtssäle  erschien  das  II.  Heft, 
enthaltend  „Strafprozess"  (VIII,  92  S.),  Berlin  1900,  Struppe  & 
Winckler.  Das  Büchlein  erfüllt  nur  zum  Teil  den  vom  Verfasser 
gewollten  Zweck. 

Die  Sammlung  der  wichtigsten  das  Strafrecht  und  das  Straf- 
verfahren betreffenden  Gesetze  von  Dali  kk,  „Strafrecht  und  Straf- 
prozess-1, bekanntlich  zum  Handgebrauch  für  den  deutseben  Praktiker 
erläutert,  ist  jetzt  schon  in  7.  Auflage  (VIII,  922  S.),  Berlin  1900. 
II.  W.  Müller,  herausgegeben.  An  die  Stelle  des  verdienstvollen 
Vefassers  ist  nach  seinem  Tode  sein  Sohn,  Amtsrichter  Dalckk  ge- 
treten; doch  hat  ersterer  den  Druck  der  neuen  Auflage  noch  grössten- 
teils überwacht.  Von  grossen  Kommentare  n  der  Strafprozessordnung 
erschien  der  von  L..\vk  in  10.  Auflage,  bearbeitet  von  A.  Hkllwko 
(XXXI,  10X0  S  ),  Berlin  1900.  Guttentag.  Ks  war  besonders  die  neue 
Zivilgesetzgebung  zu  berücksichtigen  und  der  neue  Stoff  in  den  alten 
Rainneu  einzuarbeiten.  Das  Werk  hat  seit  1S78  seine  zehn  Auflagen 
erlebt  und  ist  von  der  Kommentarliteratnr  zur  Strafprozessordnung, 
welche  beim  Inkrafttreten  der  Reiehsjustizgesetze  veröffentlicht  wurde, 
allein  in  Lebenskraft  übrig  geblieben.  Auch  dieser  äussere  Er- 
folg spricht  für  die  grosse  Wertschätzung  dieses  Werkes.  Neu  ist 
»las  Burh  des  Verteidigers  Mamkoth.  „Die  Strafprozessordnung  nebst 
dem  Gerichtsverfassungsgesetz  und  den  Kinführungsgesetzen  zu  beiden 
Gesetzen  in  der  Fassung  vom  20.  Mai  1898"  (VIII.  510  S.).  Berlin 
19UD.  Vahlen.  Die  Änderungen  sind  durch  lateinischen  Druck- 
kenntlich  gemacht.    Die  Anmerkungen  sind  knapp  gehalten.  Sehr 
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zweckmässig  ist  die  Zugabe,  die  der  Anhang  enthält,  nämlich  1.  Ge- 
setz, betreffend  die  Entschädigung  der  im  Wiederaufnahmeverfahren 
freigesprochenen  Personen;  2.  Gerichtskostengesetz  (Auszug);  3.  Ge- 
bührenordnung für  Rechtsanwälte  (Auszug);  4.  Gebührenordnung  für 
Zeugen  und  Sachverständige;  5.  Prenssische  Schiedsmannsordnung. 
Hkllwkgs  «Strafprozessordnung  und  Gerichtsverfassungsgesetz  in 
der  vom  1.  Januar  1900  ab  geltenden  Fassung  nebst  dem  Gesetz, 
betreffend  die  Entschädigung  der  im  Wiederaufnahmeverfahren  frei- 
gesprochenen Personen"  erschien  1899  in  10.  Auflage  (450  S.),  Berlin, 
Gattentag.  Schliesslich  sei  noch  erwähnt  die  Textausgabe,  der  Str.- 
P.-O.  von  Peui'h,  3.  Auflage  von  Schkkkk  (IM  S.),  Leipzig  1899, 
Wigand.  Auch  hier  sind  die  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  17.  Mai 
1898  erfolgten  Änderungen  in  den  Gesetzestext  eingefügt  und  durch 
Druck  hervorgehoben. 

Weit  zahlreicher  sind  die  Ausgaben  der  M i Ii tär straf ge - 
richtsordnnng.  In  2.  Auflage  erschien  1900  die  Textausgabe 
von  Hkkz  (XXIV,  438  S.),  Berlin  1900.  Guttentag.  Ebenfalls  in 
2.  Auflage  die  von  Skidekhpisnkr  (VIII,  413  S.),  Berlin  1900,  C. 
Heyraanns  Verlag.  Neu  ist  die  Ausgabe  von  Bkuusittkk  (VI,  196  S.), 
Düsseldorf  1899,  L.  Schwann.  Grösseren  Um  langes  die  von  Stukm 
und  Waldk  (XVI,  294  S.),  Leipzig  1899,  Berger;  Wkiokl  (XXII, 
285  S.),  München  1899,  Beck;  LCxixu  (32  S.),  Metz  1900,  Scriba. 
Mehr  die  Form  eines  Kommentars  hat  das  Werk  von  Pkciiwklii 
(VII,  682  S.),  Leipzig  1899,  Rossberg;  systematisch  dargestellt  ist  die 
Militärstrafgerichtsordnung  von  Mittkkmaikk  (VI,  95  S.),  Berlin  1899, 
Guttentag.  Eine  „Einführung"  zu  jener  gibt  Wkikfknbacii  (IX, 
211  S.),  Berlin  1900,  Mittler  &  Sohn,  unter  Berücksichtigung  der  Aus- 
führungsbestimmungen. Eine  militärstrafprozessuale  Reformfrage  wirft 
für  Österreich  auf  Miku  ka,  „Ist  die  militärische  Strafgerichtsbarkeit 
auf  Militärdelikte  einzuschränken"?  (VIII,  117  S.),  Wien  1899,  Mauz. 

MohiLLKit  verbreitet  sich  über  rDie  Rechtssitte  des  Stabbrechens" 
(91  S.),  Weimar  1900,  Böhlaus  Xachf.  An  die  Einführung  der 
Schwurgerichte  im  rechtsrheinischen  Bayern  werden  wir  erinnert 
durch  die  Schrift  von  Li:nhlmayk,  „Das  erste  Schwurgericht  in 
Augsburg"  (38  S.),  Augsburg  1899,  Reichel.  Makkovk'  schrieb  eine 
Dissertation  „Über  das  serbische  Schwurgericht  im  Vergleiche  mit 
dem  deutschen,  französischen  und  englischen  Schwurgericht"  ^94  S.), 
Freiburg  i.  B.  1899,  Troemer. 
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Yui.kak  lässt  sich  aus  „(  her  die  konkurrierende  Strafkoinpe- 
tenz  der  Geriehts-  und  Verwaltungsbehörden,  dann  die  Verjährung 
der  administrativ  zu  behandelnden  Straffälle"  (IG  S.).  Prag  1899, 
Kivnäc.  Amh  hl  gibt  „Beiträge  zur  Anwendung  des  Strafverfahrens" 
(VII,  100  8.),  Wien  1x99,  Manz.  Gio.ss  hat  ein  .Handbuch  für 
Untersuchungsrichter",  3.  Auflage  (XIV,  813  8.),  Graz  1899, 
IxMischner  et  Lubensky,  veröffentlicht;  das  Werk  ist  in  sieben 
Sprachen  übersetzt  worden.  Otto  .hat  aus  Anlass  des  50jährigen 
Hestchens  der  Staatsanwaltschaft  eine  historisch -kritische  Studie 
unter  dem  Titel  rDie  preussische  Staatsanwaltschaft"  veröffent- 
licht (VI,  210  8.),  Berlin  1899,  Guttentag.  Da  dem  Verfasser 
die  Einsicht  der  Akten  des  Justizministeriums  gestattet  war,  so 
konnte  er  eine  eingehende,  auf  amtlichen  Quellen  beruhende  Dar- 
stellung des  Instituts  geben.  Die  letzte  Periode  (1X00--1898)  wird 
alsdann  in  einem  besonderen  Abschnitt  zum  Gcgenstaud  einer 
kritischen  Studie  gemacht.  In  4.  Auflage  erschien  die  Schrift  von 
Cunm  l,  „Die  gerichtliche  Polizei  der  Amtsvorsteher,  Bürgermeister. 
Distriktskommissarien,  Gntspolizeiverwalter,  Gendarmen.  Polizei- 
sergeanten, Förster  etc.  Gemeinverständlich  gearbeitete  Instruktion 
mit  Beispielen  und  erprobten  Formularen  für  Polizeibeamte  jeder 
Art  über  ihre  der  StrafreehtspHege  zu  leistenden  Dienste"  (VII,  104  8.), 
Gassei  1K09,  Gebr.  Gotthelft.  Dki.iis  behandelt  „Das  Anslieferungs- 
recht.  Unter  besonderer  Berücksichtigung  der  Stellung  des  Aus- 
gelieferten vor  dem  erkennenden  Gericht44  (VIII,  100  8.),  Hannover 
1899,  Helwing.  Pkh>ti;k  bespricht  die  viel  erörterte  „Deportation, 
ein  modernes  Strafmittel-  (V,  102  8.).  Berlin  1899,  F.  Vahlen. 
Oktkkk  nimmt  das  Wort  zur  ..Strafprozessbegründung  und  Straf- 
klageerhebung bei  Erlass  und  bei  Wegfall  eines  Eröflnungsbe- 
schlnsses"  (70  S.),  Leipzig  1900,  A.  Deichert.  Hkt/.kl  vergleicht 
„Die  Untersuchungshaft  nach  deutschem,  österreichischem,  franzö- 
sischem und  englischem  Hecht*  (III,  54  8.).  Breslau  1900,  Schletter. 
Kalk  kritisiert  „Die  Privatklage  in  den  Strafprozessordnungen  der 
Jetztzeit,  insbesondere  in  der  deutschen  IL  Str.-P.-O."  (XI,  IIb'  S.), 
Berlin  1900,  Steinitz.  Verfasser  ist  ein  entschiedener  Gegner  der 
Privatklage  in  allen  ihren  Erscheinungsformen;  das  Privatklage- 
verfahien  müsse  abgeschafft,  oder,  wenn  dies  Jucht  erreichbar  sei, 
wenigstens  verbessert  werden.  Eine  gut  orientierende  Skizze  über 
den   zur  Zeit   geltenden  Kechtszustand  in  den  Kulfurstaateti  leitet 
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die  gewissenhafte  gute  Arbeit  ein.  Eine  ausführliche  und  gründ- 
liche Bearbeitung  der  Nebenklage  enthält  die  Abhandlung  von 
Rosknfkli»  „Die  Nebenklage  des  Rekhsstrafprozesses.  Ein  Beitrag 
zur  Lehre  von  den  Rechten  des  Verletzten  im  Strafverfahren" 
(VI,  212  S.),  Berlin  1900,  Guttentag.  Das  Werk  wird  nicht  nur 
in  der  Theorie  berücksichtigt,  sondern  auch  von  der  Rechtsprechung 
mit  Nutzen  zu  Rate  gezogen  werden.  Hkkscukl  verbreitet  sich 
über  „Die  Rechtskraft  der  strafprozessualen  Entscheidungen  über 
Einziehung  und  Unbrauchbarmachung"  (III.  40  S.),  Breslau  1900, 
Schleuer.  Mkkzkn  äussert  sich  „Zur  Bernfungsfrage  in  Strafsachen" 
(30  S.),  Hannover  1899,  Helwing.  Eine  praktische  Anleitung  zur 
Anfertigung  strafrechtlicher  Revisionsschriften  gibt  LiAvkxhtkix  in 
seiner  Schria  „Einlegung  und  Begründung  der  Revision  in  Straf- 
sachen" (VI,  102  S.),  Berlin  1900,  0.  Liebmann.  Das  Werk  dürfte 
seinen  Zweck  erfüllen  und  eine  gute  Handhabe  bei  Abfassung  von 
Revisionsschriften  bieten.  Zahlreiche  Beispiele  erhöhen  seinen  Wert 
Wkbkk  behandelt  „Die  Vollstreckung  von  Vermögensstrafen  in  den 
Nachlass"  (VI,  G2  S.),  Breslau  1900,  Schleuer.  Klkin  erörtert 
„Da«  Erfordernis  der  verbürgten  Gegenseitigkeit  bei  Vollstreckung 
ausländischer  Urteile  in  Deutehland"  (39  S.),  Leipzig  1899,  Duncker 
&  Hnmblot. 

KtKTZ  hat  „Die  Gefängnisordnung  für  die  Justizverwaltung 
in  Preussen  vom  21.  Dezember  189S-  mit  Anmerkungen  versehen 
und  herausgegeben  (155  S.),  Berlin  1899,  F.  Dümmlers  Verlag. 
Dasselbe  Gesetz  hat  unter  gleichem  Titel  herausgegeben  Dalckk 
(VIII,  137  S.),  Berlin  1899,  H.  W.  Müller,  v.  Liszt  hat  über  „Die 
Gefängnisarbeit"  einen  Vortrag (20 S.)  gehalten,  Berlin  1900.  Gnttentag. 
Wackkk  verbreitet  sich  über  „Das  Getäwgniswesen,  die  staatliche 
Zwangserziehung  der  Minderjährigen  und  die  Arbeitshausstrafe  in 
Baden"  (VIII,  62  S  ),  Breslau  1900,  Schleuer,  während  Makcovich 
„Das  Gefängniswesen  in  Österreich  unter  Berücksichtigung  der 
Gesetze,  Verordnungen  und  Vorschriften"  prüft  (VII,  109  S.), 
Wien  1899,  Manz. 

Staat«-  und  Verwaltungsrecht. 

1.  Lehrbücher. 
Während  die  Zahl  der  guten  Lehrbücher  des  deutschen  (nicht 
des  preussischen)  Staatsrechts  auch  in  den  beiden  Berichtsjahren 
eine  relativ  grosse  gewesen  ist,  hat  das  Verwaltnngsrecht  noch 
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immer  eine  selbständige  gute  Bearbeitung  seit  Otto  Maykk  nicht 
gefunden.    An  erster  Stelle  sei  genannt  das  Werk  des  leider  ver- 
storbenen  Gkoki;   Mkykk,   „Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechts", 
5.  Auflage  (XII,  8l:{  S.),  Leipzig  1899,  Duncker  &  Humblot.  Das 
Werk   ist  allgemein  bekannt  und  verbreitet.    Die  neue  Auflage 
schliesst  sich  eng  an  die  4.  (1*1)5)  an;  prinzipielle  Änderungen  sind 
nicht  vorhanden.    Aufsehen  erregte  das  Lehrbuch  von  Arndt,  „Das 
Staatsrecht   des   Deutschen    Reiches-    (VI,  7H2  S.),   Berlin  1900, 
O.  Häring.    Gkffckkx  hat  Uber  „Die  Verfassung  des  Deutschen 
Reiches"  (i  Hochschulvorträge  gehalten  und  sie  veröffentlicht  (VII, 
124  S.),  Leipzig  1900,  A.  Deichen  Nachf.    Das  kleine  liueh  kann 
natürlich  mit  den  beiden  vorstehenden  nicht  verglichen  werden. 
Die  Darstellung  ist  eine  populär- wissenschaftliche.    Neue  originelle 
Gedanken  finden  sich  kaum.  Verfasser  folgt  durchweg  der  herrschenden 
Ansicht,  besonders  der  von  Lahand.    Graf  Ho:  df.  (Jims  hat  sein 
„Handbuch  der  Verfassung  und  Verwaltung  in  Freussen  und  dem 
Deutschen  Reiche"  in  13.  Auflage  (XIII.  (»24  S.)  erscheinen  lassen, 
Berlin  1900,  Springer  (15.  Auflage  1902).  Das  Werk  ist  ein  wertvolles 
Orientiernngsmittel,  übersichtlich,  vollständig  und  genau.   Auch  der 
kurze,  „Grundriss"  betitelte  Auszug  aus  diesem  Werke  gelangt  stetig  zu 
neuen  Auflagen.    1900  erschien  die  6.  (118  S.),  Berlin  1900.  Springer. 
Ebenfalls  nur  ein  Grundriss  ist  das  Büchlein  von  Hoffmaxx,  „Das 
Verfassungs-  und  Verwaltungsrecht  des  Deutschen  Reiches  und  des 
Königreichs   Preussen,    in   seinen   Grundzügen  gemeinverständlich 
dargestellt"  (119  S),  Leipzig  1899,  Dürr  "sehe  Buchhandlung.  In 
7.  Auflage  erschien  die  Preisschrift   von  Bkaiixaik,    „Das  Ver- 
fassungs-  und   Verwaltungsrecht   des  Deutschen  Reiches  und  des 
(Trossherzogtums  Hessen"  (III.  08  S.i,  Darmstadt  1899,  Bergstraesser. 
Besonders  von  Studierenden  zur  Vorbereitung  sehr  viel  benutzt  wird 
das  Buch  von  Sem  hakt,    ..Die  Verfassung  und  Verwaltung  des 
Deutschen  Reiches  und  des  prenssischen  Staates",  14.  Auflage  1899 
(IV,   214  n.  42  S.).     Der  Anhang  enthält  einen   Abdruck  der 
prenssischen  und  der  Reichs- Verfassungs-Urkunde.     1900  erschien 
die  15.  Auflage  (IV,  210  n.  42  S.),  Breslau,  Korn.    Bokxhak  hat 
unter  dem  Titel:   „Das  Verwaltnngsrecht   in  Preussen  unter  der 
Herrschaft  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs"  einzelne  durch  letzteres 
bewirkte    Veränderungen    dargestellt   (IV,   94   S.),    Berlin  1*09, 
C.  Heymanns  Verlag.    Stkphaxi  veröffentlichte  einen  „Katechismus 
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der  Verwaltungslehre.  Praktisches  Handbuch  für  Reichs-,  Staats- 
und Gemeindebeamte  zum  Zwecke  der  Vorbildung  für  den  Ver- 
waltungsdienst und  Orientierung  auf  den  einzelnen  Gebieten". 
I.  Band  (VII,  115  8.)  1*99,  II.  Band  (VIII,  17(i  S.),  Berlin.  Gerstmann. 
Von  ScHoLLKNFiKimKKs  „Grundriss  des  Staats-  und  Verwaltungsrechts 
der  schweizerischen  Kantone"  erschien  ls;»V*  der  III.  Band,  enthaltend 
.Das  Verwaltnngsrecht,  Äussere  Verwaltung  (Finanzen,  P(dizei, 
Militär)  und  Verwaltungsprozess"  (X.  247  S.),  Zürich,  A.  Müllers 
Verlag.  Okttingkx  gibt  einen  „Abriss  des  russischen  Staatsrechts" 
(VIII,  167  S  ),  Berlin  1899,  G.  Reimer. 

2.  Allgemeines  Staatsrecht  und  allgemeine  Staatslehre. 
Tkiki'ki.  untersucht  „Die  Entstehung  der  modernen  Monarchie*' 
(24  S.),  Leipzig  1899,  Dr.  Seele  &  Co.  Von  Jkm.iskks  grossem 
Werke  „Das  Recht  des  modernen  Staates"  erschien  1900  der  I.  Band: 
Allgemeine  Staatslehre  (XXIX,  72t>  S.),  Berlin.  Häring.  E.  Wixkkl- 
maxxs  r  Allgemeine  Verfassungsgeschichte  als  Handbuch  für  Studierende 
und  Lehrer"  ist  herausgegeben  worden  von  A.  Winkklmanx  (XV, 
404  S.),  Leipzig  1900.  Dyk.  Gkassmaxx  hat  von  seinem  1890  zu- 
erst erschienenen  Werke  „Die  Staatslehre  oder  die  Politik"  eine 
neue  (Tifod-)  Ausgabe  veranstaltet.  Teil  I  (XI,  493  S.):  Die  Rechts- 
lehre oder  die  Staatswissenschaft,  die  Finanzwissenschaft,  die  Polizei- 
wissenschaft und  die  Rechtswissenschaft.  Teil  II  (VII,  04«>  S.):  Die 
Reichslehre  oder  Schul-  und  Bildungspflege,  Nationalökonomie,  Militär- 
wissenschaft, Marine  und  Auswärtiges,  Stettin  1900,  R.  Grassmann. 
Lix<;<i  gibt  in  seiner  Schrift,  „Baurecht  und  Staatsrecht",  Beiträge 
zur  Lehre  von  der  Staatenauf  lösnng  (.18  S.).  Prag  1899.  F.  Haerpfer. 
Von  Schmitts  Werk,  „Allgemeine  Staatslehre",  erschien  11*00  der 
1.  Band:  Die  gemeinsamen  Grundlagen  des  politischen  Lebens  (XII. 
2!»2  S.),  1903  Band  2,  erste  und  zweite  Hälfte,  Leipzig.  Hirschfeld. 
Zum  Schlüsse  nenne  ich  noch  das  vortreffliche  Buch  von  Rkhm,  „All- 
gemeine Staatslehre"  (IV,  3(50  S),  Tübingen  1899,  J.  C.  B.  Mohr. 

* 

3.  Kommentare  und  Textausgaben. 
Von  den  Textausgaben  der  deutschen  Reichsverfassung  erschien 
Roxnkh  rVerfassnng  des  Deutschen  Reiches"  in  8.  Auflage  (350  S.). 
Berlin  1899,  Gnttentag.  —  Das  grosse  Werk  von  Bkai  <  htixu,  „Die 
neuen  prenssischen  Verwaltungsgesetze",  ist  nach  dem  Tode  des  Ver- 
fassers umgearbeitet,   fortgeführt  und  herausgegeben  worden  von 
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Sti.ht  und  BuAiNiiKHKKNs.  In  dem  Berichtsjahre  1900  erschienen 
folgende  Bände:  2.  Band.  15.  bis  auf  die  Gegenwart  fortgeführte 
Gesamtauflage.  6.  Bearbeitung  (XI,  530  S.);  5.  Band,  5.  bis  auf  die 
Gegenwart  fortgeführte  Gesamtauflage,  2.  Bearbeitung  (XI,  908  S.) 
und  6.  bis  auf  die  Gegenwart  fortgeführte  Gesamtauflage,  2.  Be- 
arbeitung (XII,  0.58  S.):  <I.  Band  (IX,  880  S.),  alle  Berlin,  C.  Hey- 
manns  Verlag.  AitNKTgab  „Die  Verfassungsurknnde  für  den  Preussischen 
Staat"  in  4.  Auflage  (X,  321  S.)  heraus,  Berlin  1900,  Guttentag.  — 
Bin  ihm;  veröffentlichte  von  seinen  „  Deutschen  Staatsgrnndgesetzen" 
1800  das  VIII.  Heft:  „Die  Verfassung  des  Grossherzogtums  Baden. 
Vom  22.  August  1818.  Mit  allen  Abänderungen  bis  zum  Gesetz  vom 
24.  Juli  lsss-  (X,  148  S.),  Leipzig,  Engelmann.  —  „Die  Verfassnngs- 
gesetze  des  Herzogtums  Braunschweig"  hat  Khamm  erläutert  (VIII. 
330  S.),  Braunschweig  1900,  Vieweg  &  Sohn. 

Schwf.inhach  hat  „Die  Landesgesetze  für  das  Herzogtum  Salz- 
burg" herausgegeben  (XVIII,  05O  S.),  Salzburg  1809,  Oberer.  Ferner 
seien  noch  erwähnt  Bixhk.kt.  „Praktische  Sammlung  in  der  Praxis 
oft  angewandter  Verwaltungsgesetze  für  Bayern  nebst  einer  Anzahl 
derartiger  Verordnungen  etc.  für  das  Königreich  Bayern.  In  einem 
Bande  unter  Berücksichtigung  aller  bisherigen  Änderungen  nach  dem 
nunmehr  gültigen  Texte  mit  Beifügung  eines  Sachregisters  zusammen- 
gestellt und  herausgegeben"  (VITI,  1180  S.),  München  1000,  Schweitzers 
Verlag.  Kotzf.,  „Taschenbuch  für  Verwaltuugsbeamte  der  östlichen 
Provinzen.  Zusammenstellung  der  wichtigsten  allgemeinen  und  der 
für  die  östlichen  Provinzen  der  preussischen  Monarchie  ergangenen 
besonderen  Verwaltnngsgesetze  nebst  Ausführungsanweisungen,  Re- 
gulativen etc."  (VIII,  43."»  S.),  Glogau  1899,  C.  Flemming.  Stkinbach, 
„Die  ungarischen  Verfassungsgesetze".  3.  Auflage  (VIII,  131  S.), 
W  ien  1900,  Manz. 

Einzeldarstellungen. 

1.  Allgemeines. 
BKi'Nshat  dargestellt  die  „Verfassungsgeschichte  des  Lübeckischen 
Freistaates  1848—1898-  (VIII,  185  S.),  Lübeck  1899,  Lübcke  &  Hart- 
mann. Ehki:i:h<;  behandelt  die  „Verfassungs-,  Verwaltnngs-  und 
Wirtschaftsgeschichte  von  Strassburg  bis  10*1".  1.  Band:  Urkunden 
und  Akten  (XVI,  771  S.),  Strassburg  1899,  Heitz.  Mkikk,  E.,  hat 
die  „Hannoverische  Verfassungs-  und  Verwaltungsgeschichte  1680  bis 
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1866*  bearbeitet  und  1890  den  2.  Band:  Verwaltungsgeschichte, 
herausgegeben  (VIII,  647  S.),  Leipzig,  Duncker  &  Hnniblot. 

„Der  österreicliische  Kaisertitel,  das  ungarische  Staatsrecht 
und  die  ungarische  Publizistik"*  haben  in  Tkznkr  (284  S.),  Wien 
1899,  Holder,  einen  streitlustigen  Kritiker  gefunden. 

Snit'LTZE  schrieb  eine  „Geschichte  der  Stiftungen  städtischen 
Patronats  zu  Greifswald.  Ans  den  Akten  und  Urkunden  des  Rats- 
archivs dargelegt."  (XVII,  248  8.),  Greifswald  1899,  Abel.  Sartuhius 
hat  ein  Rechtsgntachten  abgegeben  über  „Die  öffentlichen  milden 
Stiftungen  zu  Frankfurt  a.  M.  und  ihr  rechtliches  Verhältnis  zur 
Stadtgeiueinde"  (VII,  98  S.),  Harburg  1899,  El  wert. 

Aham  schrieb  eine  Dissertation  über  „Das  Thronfolgerecht  der 
Kognaten  nach  heutigem  deutschen  Landesstaatsrecht"  (IV,  41  S.), 
Sondershausen,  F.  A.Enpel.  Dinding  hat  bearbeitet  „Das  Thronfolgerecht 
der  Kognaten  im  Grossherzogtum  Luxemburg"  (42  S.),  Leipzig  1900, 
A.  Edelmann.  Arndt  untersucht  die  Frage:  „Können  Rechte  der 
Agnaten  auf  die  Thronfolge  nur  durch  Staatsgesetz  abgeändert 
werden?"  1.  n.  2.  Auflage  (48  S.),  Berlin  1900,  0.  Häring. 

Von  Schückinus  rechtsgeschichtlicher  und  staatsrechtlicher 
Untersuchung  „Der  Regierungsantritt"  erschien  1899  das  1.  Buch: 
Die  Urzeit  und  die  Zeit  der  ost-  und  westgermanischen  Stammes- 
reiche (XVI,  202  S.),  Leipzig,  Veit  &  Co.  Bakkknspruko  schrieb 
eine  Dissertation  über  „Die  Unverantwortlichkeit  des  Regenten" 
(VIII,  80  S.),  Göttingen  1900,  Vandenhoeck  &  Ruprecht.  „Der 
Lipjnsche  Schiedsspruch  und  die  Pinskersche  Kritik"  ist  erörtert  von 
Schorn  (VIII,  102  S.),  Berlin  1899,  C.  Heymanns  Verlag.  1900 
erschien  die  Arbeit  von  Höldkr,  „Die  Familien  des  hohen  Adels 
sind  Korporationen"  (XVI,  49  S.),  Breslau  1900,  Schleuer. 

AnschCtz  hat  die  „Gegenwärtigen  Theorieen  über  den  Begriff 
der  gesetzgebenden  Gewalt  und  den  Umfang  des  königlichen  Ver- 
ordnungsrechts nach  preussischem  Staatsrecht",  insbesondere  im 
Gegensatz  zu  Arndt  erörtert  (95  S.),  Tübingen  1900,  G.  Schnürten. 
1902  zweite  Auflage.  Hanfft  schrieb  eine  historisch-dogmatische 
Skizze  über  „Das  Verordnungsrecht  des  hamburgischen  Senates"  (68  S.), 
Hamburg  1900,  0.  Meissner.  Hatschkk  liefert  einen  Beitrag  zur  Re- 
zeptionsgeschichte des  englischen  Staatsrechts  in  seiner  kurzen  Schrift 
„Der  Ursprung  der  Notverordnung"  (34  S.),  Wien  1899,  Hölder.  In 
klarer  und  tibersichtlicher  Weise  setzt  Glatzer  „Das  Recht  der  pro- 
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visorischen  Gesetzgebung  in  Sonderheit  nach  preussischem  Staatsrecht"1 
auseinander  (X,  112  S.),  Breslau  1800,  M.  &  H.  Marcus. 

Pkkki.s  schrieb  eine  gute  Dissertation  über  das  Thema:  „Die 
Streitigkeiten  dentscher  Bundesstaaten  auf  Grund  des  Artikels  7<» 
der  Reichsvertassung"  (50  S.),  Herlin  1000,  Mittler  Sohn. 

M<>i'K  bietet  in  der  ..Doppelsouveränität  im  Deutschen  Reiche" 
zugleich  einen  zivilistischen  Beitrag  zur  Lehre  von  den  Solidar- 
rechten 1*5  S.).  Berlin  10oo,  Friedberg  &  Mode. 

Tk.vmi'K  stellt  kritische  Betrachtungen  an  über  ..Das  Deutschtum 
und  sein  öffentliches  Hecht"  (VIII.  4:52  S.),  Berlin  1000,  Putt- 
kammer <K  Mühlbrecht.  Lehmann,  B«»i»o,  macht  zum  Gegenstand 
einer  Untersuchung  „Die  deutsche  Keichsangehörigkeit  vom  nationalen 
und  internationalen  Standpunkt"  (IV,  Kl  S.),  München  181»!»,  Beck. 
Saktohu  s  hat  über  den  „Einfluss  des  Familienstandes  auf  die  Staats- 
angehörigkeit nach  dem  Heichsgesetze  vom  1.  Juni  1870  in  der  Fassung 
des  Einfühmngsjresetzcs  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuche"  (III,  10"»  S.). 
Herlin  1800,  C.  Heymanns  Verlag,  sorgfaltige  Untersuchungen  geboten. 
Stuehk  erläutert  „Das  Reichsgesetz  über  das  Answanderungswesen 
vom  0.  Juni  1 8**7  nebst  Ausführungsverordnungen  und  Anlagen"  (XI, 
202  S.),  Berlin  1800,  Gnttentag.  Mandl  bearbeitet  „Das  deutsche 
Answanderungsrecht  nach  dem  Heichsgesetze  vom  0.  Juni  l«97u 
(XI,  55  S.>,  München  1800,  Th.  Ackermann. 

Hkkmanson  liefert  einen  ..Beitrag  zur  Beurteilung  der  staats- 
rechtlichen Stellung  des  Grossfürstentums  Finnland*  (VIII,  7(>  S.), 
Leipzig  1000,  Duncker  &  Humblot.  Bornhak  gibt  in  seiner  Schrift 
..Russland  und  Finnland"  einen  Beitrag  zur  Lehre  von  den  Staaten- 
verbindungen (57  S.),  ebenda.  Hierher  gehört  auch  die  Schrift  von 
Gütz.  ..Das  staatsrechtliche  Verhältnis  zwischen  Finnland  und  Russ- 
land-4 (51  S,),  Leipzig  1000,  Duncker  et  Humblot, 

Loknin«!  hielt  beim  Antritt  seines  Rektorats  eine  Rede  über 
„Die  Repräsentativverfassung  im  10.  Jahrhundert  (32  S.),  Halle 
1800,  Niemeyer.  Ansciu  tz  behandelte  in  einem  Vortrage  „Bismarck 
und  die  Reichsverfassnng-1  (IV,  40  S.j.  Berlin  1800.  C.  Heymanns 
Verlag.  1000  erschien  die  Schrift  von  Dock,  ..Revolution  und 
Restanration  über  die  Souveränität.  Eine  weitere  Qnellensammlung 
über  den  Begriff  der  höchsten  Gewalt  und  zugleich  ein  Beitrag  zur 
Geschichte  der  Staatstheorien"  (XV,  271  S.),  Strassburg  1000, 
Schlesier  &  Schweikhardt,     Vkba   hat  eine  neue  (Titel-) Ausgabe 
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seiner  Schrift  „Die  Palacky-Feier*  unter  dem  Titel  „Der  Nationali- 
täten- und  Verfassungskonflikt  in  Österreich**  veranstaltet  (293  S.>, 
Prag  1900,  Cyrillo-Method'sche  Buchhandlung.  Ofkkkmank  ver- 
breitet sich  über  rDie  verfassungsrechtliche  Vervollkommung  Öster- 
reichs- (159  8.),  Wien  1899,  Branmiiller.  Sau,  nitnnit  das  Wort 
zur  „Verfassnngsrevision  in  Württemberg"  (37  S.),  Frankfurt  a.  M. 
1*91»,  Sauerländer.  Bkunstkin  behandelt  „Das  administrative  Ver- 
fahren und  seine  Reform"  (32  S.),  Wien  1900.  Älanz.  —  Koi.lkack 
erörtert  _Die  Namen  und  Namensänderungen  in  Prenssen**  (VI,  157  S.), 
Berlin  1900,  Schoenfeldt  &  Cie.  Das  Schriftchen  orientiert  recht 
gut  über  die  derzeitige  Verwaltungspraxis.  Kclisch  liefert  Bei- 
träge zum  österreichischen  Parlamentsrecht-  (XI,  24(5  S.),  Leipzig 
1900,  Duncker  &  Humblot.  Blume  behandelt  „Das  Recht  der  An- 
lieger an  öffentlichen  Strassen*4  (32  S.),  Königsberg  1900,  Härtung, 
il A\'kHoFKR.s  r Handbuch  für  den  politischen  Verwaltungsdienst  in 
den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  etc.  ist 
in  5.  Auflage  bearbeitet  und  herausgegeben  von  Graf  Akt.  Pack, 
Wien  1898/99.  1899  erschien  das  gehaltvolle  Werk  von  Jemens.  „Ver- 
waltungsrechtliche Aufsätze  in  Anlehnung  an  die  Rechtsprechung 
des  prenssischen  Oberverwaltungsgerichts-  (III,  4f>9  S.),  Berlin 
1899.  C.  Heymanns  Verlag.  Der  hervorragenden  Bedeutung  des 
Verfassers  entspricht  seine  Arbeit  in  jeder  Beziehung.  Die  in  dem 
Werke  zusammengestellten  einundzwanzig  Abhandlungen  sind  zu- 
nächst im  Preußischen  Verwaltungsblatte  veröffentlicht  worden;  doch 
ist  das  Werk  auch  für  die  Leser  dieser  Zeitschrift  nicht  ohne  Wert, 
da  die  Aufsätze  durch  Berücksichtigung  der  später  ergangenen 
Entscheidungen  des  Oberverwaltungsgericht«  ergänzt  und  erweitert 
worden  sind. 

2.  Beamtenrecht. 
„Das  Oesetz,  betreffend  die  Anstellung  und  Versorgung  der 
Kommunalbeamten,  vom  30.  Juli  1899U  ist  unter  diesem  Titel  viel- 
fach Gegenstand  guter  Kommentierung  oder  kurzer  Erläuterung  ge- 
wesen. So  ist  es  erläutert  von  Fkeytau  (VIII,  242  S.),  Berlin  1900, 
C.  Heymanns  Verlag.  Kürzer  ist  die  Ausgabe  von  Kotzk  (IV,  102  S.), 
Leipzig  1900,  Rossberg.  Bei  Guttentag,  Berlin,  ist  erschienen  die 
Textansgabe  von  Leiermann  (135  S.),  1899.  Unbedeutend  ist  die- 
jenige von  Lokkkz  (Gl  S.),  Berlin  1899,  Nahmmacher.  Schliesslich 
sei  noch  erwähnt  die  Textausgabe  von  Lövenich  (V,  152  S.),  Hamm 
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1900,  E.  Griebsth,  und  die  von  Kkkmski  (VI,  81  S.),  Leipzig  1*00, 
Herker. 

Eine  systematische  Darstellung  des  Beanitenrechts  geben  uns 
Kaitz  und  Aitki.ms  in  ihrem  Werke,  „Preussisches  Kommnnal- 
beamtenrcehtu  (XVI,  364  S.),  Berlin  liMM»,  Heine.  Die  voraus- 
geschickte Literaturübersieht  lässt  Werke  wie  die  von  Bit  ah  hitsch, 
Prenssische  Verwaltungsgesetze,  von  Kamptz  A.nnalen  u.  a.  m.  völlig 
unerwähnt.  Das  Buch  wird  im  übrigen  besonders  den  Praktikern 
gute  Dienste  leisten. 

.Tkx.s  hat  die  „Gesetze  des  Deutschen  Reiches  und  des  Ham- 
burgischen Staates  zur  Vorbereitung  auf  die  Prüfung  für  den  unteren 
Verwaltungsdienst  und  zum  Gebrauche  für  Beamte"  zusammengestellt 
(IV,  17rt  S.),  Hamburg  1S«»<»,  ().  Meissners  Verlag.  Ehlkkt  hat 
herausgegeben  ein  „Handbuch  für  hamburgische  Staatsbeamte.  Reper- 
torium  der  Reichsgesetze,  hamburgischen  Gesetze,  Verordnungen,  sowie 
publizierten  Reglements  nnd  Bekanntmachungen,  alphabetisch-chrono- 
logisch zusammengestellt",  Hamburg  1800,  0.  Meissners  Verlag. 
IL\(iKN  hat  in  seinem  Büchlein,  „Alphabetariuru  für  die  preussischen 
Justizbeamten1',  einen  alphabetischen  Nachweis  der  für  die  preussischen 
Justizbehörden  wichtigen  Reichs-  und  Landesgesetze,  Verordnungen, 
Erlasse,  Verfügungen  etc..  geführt  (V  S.  n.  60  BU,  Berlin  1*9!*, 
Nauck  &  Cie.  Es  seien  ferner  noch  folgende  Schriften  aufgeführt: 
Müllkh,  A.,  ..Die  Gendarmerie-  und  Polizei-  (Schutzmann-)  Karriere. 
Ein  Hilfsbuch  zur  Vorbereitung  auf  die  Anstellung  nnd  Probedienst- 
zeit- (32  S.),  Braunschweig  1890,  Euler.  Derselbe.  „Die  Unter- 
offizier- oder  Militäranwärter-Karriere.  Mit  Anhang:  Ausführliche 
Darstellung  der  Post-,  Eisenbahn-  und  Gendarmerie-  (Polizei-)  Karriere 
und  der  Verfassung  und  Verwaltung  des  Deutschen  Reiches  nnd  der 
Bundesstaaten"  (IV,  80,  80,  Ort,  32  n.  128  S.),  Berlin  1800,  Schnitzes 
Verlag,  ükkrliku,  „Militüranwärtcr  im  Polizei-  und  Gendarmerie- 
dienste". Ein  Hand-  und  Bilfsbuch  für  Militäranwärter,  Polizei- 
hilfsbeamte, Schutzmänner,  Polizeidiener  etc.,  8.  Auflage  (134  S.), 
Leipzig  1890,  Berger.  Gkonai',  rDie  Anstellung  der  Militäranwärter 
im  Keichs-,  Staats-  und  Kommunaldienste",  3.  Auflage  (313  S), 
Berlin  1000.  Schnitzes  Verlag.  Rki;kks  ..Dienstbuch  für  bayerische 
Staatsverwaltung*-  und  Gemeindebeamte-,  bearbeitet  von  Windstosskb, 
10.  Jahrgang,  1000  (IV.  320  S.|,  Ansbach,  Brügel  &  Sohn,  tut  weiter 
gute  Dienste.  Gai.l  hat  ..Gehaltstafeln  für  die  Beamten  der  preussischen 
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Staatsverwaltung*  aufgestellt  (67  S.),  Berlin  1899,  Moeser.  Hahn 
und  Xiknabkr  behandeln  ,.Die  Anstellungsgrundsätze".  1.  Teil:  Grund- 
sätze für  die  Besetzung  der  Subaltern-  und  Unterbeamtenstellen  bei 
den  Reichs-  und  Staatsbehörden  (X,  309  S.),  1899;  2.  Teil:  Die  Lauf- 
bahn der  Militäranwärter  und  der  versorgnngsberechtigten  Offiziere  im 
Reichs-  und  Staatsdienste  (XIV,  493  S.),  1900,  Berlin,  Mittler  et  Sohn. 
Lorknz  veröffentlicht  einen  „Ratgeber  für  Reichs-,  Staats-  und 
Kommnnalbeamte-',  12.  Auflage  (57s  S.),  Berlin  1*99,  Xahmmacher, 
sowie  einen  „Ratgeber  für  hamburgische  Staatsbeamte'4.  Letzteres 
Werk  behandelt  in  einem  I.  Teil:  Die  Beamtenverhältnisse  und  Ge- 
setze, zugleich  Wegweiser  für  die  Berufswahl  im  hambnrgischen 
Staatsdienst;  in  einem  II.  Teil:  Die  Reichs-  und  Staats- Verfassung 
und  -Verwaltung,  sowie  Rechts-  und  Verwaltungsgesetze  von  all- 
gemeinem Interesse  (72  n.  IV,  529  S.).  Ein  Leitfaden  für  deutsche 
Grenz-  und  Steueraufsichtsbeamte  ist  das  Schriftchen  von  Schnkiokr, 
„Der  praktische  Aufsichtsbeamte",  5.  Auflage  (VI,  109  S.),  Berlin 
1899,  Schneider.  Das  Staatsdienerelend  in  Wort  und  Schrift  be- 
handelt die  Arbeit  von  Rkmkl,  rDer  Staat  und  seine  Diener"  (32  S.). 
Wien  1899,  Wiener  Volksbuchhandlung. 

3.  Wahlrecht. 
Rauchallkh  hat  „Das  Genieindewahlrecht  im  rechtsrheinischen 
Bayern"  bearbeitet.  Es  ist  eine  für  den  Handgebrauch  bemessene 
Erläuterung  der  VI.  Abteilung  der  Gemeindeordnung  für  die  bay- 
rischen Landesteile  rechts  des  Rheins  (V,  97  S.),  Ansbach  19u0, 
Brügel  &  Sohn.    Müllkr,  L.  A.  v.,  „Das  bayrische  Gesetz  über  die 

Wahl  der  Landtagsabgeordneten  vom  -*■ "^Tsm  *  ist  in  'l  Auflage 
neu  bearbeitet  worden  von  Krazkiskx  (VIII,  158  S.).  München  1899, 
Beck.  Dasselbe  Gesetz  hat  unter  gleichem  Titel  Hkxlf.  herausge- 
geben (VII,  162  S.),  Ansbach  1899,  Brügel  et  Sohn.  In  3  Anhängen 
ist  ein  Überblick  über  das  Wahlrecht  für  den  Deutschen  Reichstag, 
die  Zusammensetzung  der  Volksvertretungen  in  den  übrigen  deutschen 
Bundesstaaten  und  im  europäischen  Auslande  gegeben.  Tkikpkl  hat 
über  „Wahlrecht  und  Wahlpflicht"  einen  Vortrag  gehalten  (59  S.), 
Dresden  1900.  v.  Zahn  &  Jaensch.  Xikdkr  gab  heraus  ..Das  württem- 
bergische Landtagswahlgesetz  in  der  Fassung  vom  2.  Februar  1899 
nebst  den  Vollzugsverfügungen  vom  6.  November  1**2  und  28.  Fe- 
bruar 1900  und  den  in  diesen  vorgeschriebenen  Formularen"  (VIII, 
63.  S.),  Ellwangen  1900,  J.  Hess. 
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4.  Angelegenheiten  der  Land-  und  St adtgemeinden. 
Jastkow  bespricht  „Die  Hinrichtung  von  Arbeitsnachweisen 
und  Arbeitsnachweis -Verbänden.  Verhandlungen  der  1.  deutschen 
Arbeitsnachweis- Konferenz"  (Karlsruhe  13.  September  1897),  2.  Auf- 
lage (VIII,  105  S.i,  Berlin  1900,  Keimer.  Haktmann  stellt  dar  -Die 
gemeindliche  Arbeitsvermittlung  in  Bayern.  Mit  besonderer  Be- 
rücksichtigung der  Verhältnisse  bei  dem  städtischen  Arbeitsamte. 
München"  (V,  115  S.),  München  1900,  J.  Schweitzers  Verlag. 

Gknzmkk  hat  „Die  Landgemeindeordnung  für  die  sieben  öst- 
lichen Provinzen  der  Monarchie  vom  3.  Juli  1891"  erläutert,  2.  Auf- 
lag«' ( VII,  207  S.),  Berlin  1900,  H.  \V.  Müller.  E< kakdt  gab  die 
2.  Auflage  seines  Buches,  ..Die  Gemeindeordnung  für  das  Gross- 
herzogtum  Sachsen- Weimar- Kisenach  vom  17.  April  1895  nebst 
Ausführungsverordnung  vom  18.  April  1895"  heraus  (XII,  191  S.), 
Ilmenau  1899,  Schröter.  Flkis»  hhaikk  veröffentlicht  „Das  Ver- 
waltungsedikt für  die  Gemeinden,  Oberämter  und  Stiftungen  vom 

1.  März  1822,  nebst  den  dasselbe  abändernden  und  ergänzenden 
Gesetzen.    Im  Auftrag  des  k.  Ministeriums  des  Innern  bearbeitet" 

2.  Auflage  (VIII.  221  S.},  Stuttgart  1899,  W.  Kohlhammer.  Wik- 
lani»t  hat  zu  der  3.  Auflage  des  1.  Bandes  seines  ..Handbuches 
des  badischen  Gemeinderechts"  einen  Nachtrag  1,13  Bl.)  herausgegeben, 
Heidelberg  1895*,  A.  Emmerling  »Sl  Sohn. 

Okktki.  hat  „Die  Städteordnung  für  die  sechs  östlichen  Pro- 
vinzen vom  30.  Mai  1S53-,  mit  Ergänzungen  und  Erläuterungen 
versehen,  1900  in  3.  Auflage  (XVI,  020  S.)  erscheinen  lassen, 
Liegnitz,  H.  Krnmbhaar.  Durch  Heranziehnng  eines  überaus  reich- 
haltigen Materials,  Verwertung  der  Gesetzgebuugsmaterialien,  sowie 
der  Rechtsprechimg  der  höchsten  Gerichtshöfe  hat  das  Buch  überall 
rühmende  Anerkennung  gefunden.  Die  Bearbeitung  nimmt  unter 
den  Komentaren  zur  Städteordnung  zweifellos  den  ersten  Bang  ein. 

Kotz k  hat  die  ..Städteordnung  für  die  Provinz  Westfalen  vom 
19.  März  1SÖ0  in  ihrer  durch  die  neuere  und  neueste  Gesetzgebung 
bedingten  Fassung"  bearbeitet  (VI,  152  S.),  Breslau  1900,  Prems«  & 
Jünger.  Derselbe  Verfasser  hat  anch  erläutert  die  „Revidierte 
Städteordnung  für  die  Provinz  Hannover  vom  24.  Juni  l.s:.8  in  der 
durch  die  neuere  und  neueste  Gesetzgebung  bedingten  Fassung"  tili, 
127  S  ),  Ebenda.  „Die  Städteordnuug  für  die  Rheinprovinz  vom 
15.  Mai  l<s:>Ü  in  ihrer  heutigen  Gestalt"  hat  Hakmscii  mit  kurzen 
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Anmerkungen  versehen  (VI,  170  S.),  Düsseldorf  1000,  L.  Sehwann. 
Gkkhtmkykk  hat  kommentiert  die  „Städteordnung  für  die  Provinz 
Schleswig-Holstein  vom  14.  April  1  St>**  und  Nebengesetze"  (VIII, 
218  S.),  Kiel  1900,  Lipsius  &  Tischer.  Wklti  gab  heraus  das 
„Stadtrecht  von  Baden"  (XXIV,  449  S.),  Aarau  1900,  Sauer- 
länder &  Co.;  K<»hnk:  „Die  Stadtrechte  von  Heidelberg,  Mosbach, 
Neckargemünd  und  Adelsheim",  Heidelberg  1900,  (\  Winter  —  ein 
gutes  geschichtliches  Werk. 

5.  Armenangelegenheiten.    Unterst  ützuugs  Wohnsitz. 

Ausweisung. 

Hexlk  hat  kurz  kommentiert  „Das  bayerische  Gesetz,  die 
öffentliche  Armen-  und  Krankenpflege  betreffend,  vom  20.  April  180!) 
in  der  vom  1.  Januar  1900  an  geltenden  Fassung"  (VIII,  154  S.), 
München  1900,  Heck.  E.;kk  erläutert  „Das  Reichsgesetz  über  den 
Unterstützungswohnsitz  vom  G.  Juni  1870,  in  der  Fassung  vom 
12.  März  1894  und  unter  Berücksichtigung  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buchs", 4.  Auflage  (XX,  448  S.),  Breslau  1900,  Kerns  Verlag.  Kühl 
veröffentlicht  „Entwürfe  zu  Klagen,  Klagebeantwortungen  und 
Bernfungsschriften  in  UnterstützungswohnsitzangHlegenheiten  nach 
Massgabe  des  Gesetzes  über  den  Unterstützungswohnsitz  vom 
6.  Juni  1870  etc."  (IV,  212  S.),  Güstrow  1899  (Leipzig,  A.  Berger). 
Ukkuh  erörtert  den  „Denkfehler  in  der  deutschen  Gesetzgebung  über 
den  Unterstützungswohnsitz  und  in  den  Vorschriften  über  die  Aus- 
bildung unserer  Juristen  und  Verwaltungsbeamten"  (III.  42  S.), 
Leipzig  1900,  Hirschfeld. 

Bohnhak  äussert  sich  über  „Die  Ausweisung  fremder  Staats- 
angehöriger" (19  S.),  Berlin  1900,  H.  W.  Müller. 

6.  Schulwesen. 
Zwick  gab  „Das  Gesetz,  betreffend  die  Fürsorge  für  die 
Witwen  und  Waisen  der  Lehrer  an  den  öffentlichen  Volksschulen, 
vom  4.  Dezember  1899"  heraus  (VII,  39  S.),  Leipzig  1900,  Ross- 
berg &  Berger.  Ferner  hat  es  Kuiirsciikidt  erläutert  (VI,  04  S.), 
Leipzig  1000,  Hirschfeld.  In  der  GutO-ntagschen  Sammlung  er 
schien  1900  die  Ausgabe  von  Ckkukk,  „Die  preussischen  Gesetze 
über  das  Diensteinkommen,  das  Ruhegehalt  und  die  Hinterbliebenen- 
fürsorge der  Lehrer  und  I^hrerinnen  an  den  öffentlichen  Volks- 
schulen und  an  den  öffentlichen  nicht  staatlichen  mittleren  Schulen 
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nebst  den  zugehörigen  Ansführungsbestimmungen,  sonstigen  Ministerial- 
erlas.>en  und  den  wichtigsten  einschlägigen  Gesetzen"  (304  S.l. 
Fi  <.kk  hat  veröffentlicht  »Die  Schulordnungen  für  die  humanistischen 
Gymnasien,  Progymnasien  und  Lateinschulen  im  Königreich  Bayern 
vom  23.  Juli  lS'.tl  bezw.  vom  25.  Juni  lH'.'4,  dann  die  Prüfungs- 
ordnung für  das  Lehramt  an  humanistischen  und  technischen  Unterrichts- 
anstalten etc.-  (VI,  154  S.),  Würzburg  1900,  Stahels  Verlag. 

7.  Synagogengemeindeangelegenheiten. 
Hl  Usch,  „Gesetz  vom  21.  März  1899,  betreffend  die  Synagogen- 
gemeindeverhiiltnisse  in  Frankfurt  a.  M.,  mit  Einleitung'  und  Er- 
läuterungen herausgegeben".    Frankfurt  a.  M.  1*99,  J.  Kauffmann. 

8.  Polizeiwesen, 
a)  Allgemeines  Polizeirecht.  Polizeistrafrecht. 

Staaik  behandelt  »Das  Polizeiwesen,  unter  besonderer  Be- 
rücksichtigung der  Provinz  Schleswig-Holstein"  (XX,  593  S.), 
Schleswig  1899,  Johannsen.  Wittwkh  äussert  sich  über  »Die 
politische  Polizei  und  das  französische  Polizeikommissariat"  (8(5  S.), 
Strassbnrg  1900,  St  rassbnrger  Druckerei.  Doknkk  gab  heraus  einen 
„Kommentar  zur  badischen  Kechtspolizeigosotzgebung",  Karlsruhe 
1900,  Lang.  In  3.  Auflage  erschien  das  grosse  V\Yrk  von  Sciik-ickk, 
»Das  Polizeistrafrecht  und  Polizeistrafverfahren  im  Königreich 
Württemberg"  (XII,  852  S.).  Stuttgart  l8i*9,  W.  Kohlhammer. 
Kkm.kl  veröffentlichte  »Die  Handhabung  der  Vagantenpolizei. 
Sammlung  von  Gesetzen,  Verordnungen  und  Erlassen  über  die 
Handhabung  der  Sicherheitspolizei  gegenüber  Kettlern,  Landstreichern 
und  Zigeunern.  Für  den  Gebrauch  der  bayerischen  Polizeibehörden 
und  Amtsanwälte"  (VII.  142  S.),  Ansbach  1900,  Prügel  &  Sohn. 

b)  Politische  Polizei. 

Stf.fkkn  verbreitet  sich  über  „Die  Teilnahme  Minderjähriger 
an  patriotischen  Versammlungen  in  Sachsen"  (10  S.),  Leipzig  1*99, 
Hirschfeld.  Pkitz  erläutert  das  „Gesetz,  das  Vereins-  und  Ver- 
sammlungsrecht für  das  Königreich  Sachsen  vom  22.  November  1850 
betreffend,  mit  Berücksichtigung  der  Abänderungen  des  Gesetzes 
vom  12.  Juni  1898,  sowie  Ausführungsverordnung  vom  23.  November 
1.N50*  (sl  S.K  Flöha  1N99,  A.  Peitz  &  Sohn. 

c)  Baupolizei.  Fluchtliniengesetz.  Auseinandersetzungsangelegenheiten. 

Bai. tz  behandelt  das  ..Preussische  Baupolizeirecht  unter  be- 
sonderer Berücksichtigung  der  Baupolizeiordnung  für  den  Stadtkreis 
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Berlin  vom  15.  Augnst  1897",  2.  Auflage  (XIV.  Li*»:3  S.),  Berlin  1900, 
Heine.  Eilsbek<;kr  stellt  dar  rDas  Baupolizeirecht  des  Regierungs- 
bezirkes und  der  Stadt  Königsberg".  Gesetze,  Polizeiverordnungen, 
Ortsstatute,  Regulative  ete.  Nebst  Anhang:  Polizei-Bauordnung  für 
die  Vororte  Königsbergs  (VII,  274  u.  8  S.),  Königsberg  1899,  Teiehert. 
Krkheeel  hat  zwei  kleine  Schriften  herausgegeben:  „Baupolizei- 
ordnnng  für  das  platte  Land  der  Provinz  Pommern  vom  25.  April 
1899-  (24  S.),  Cammin  1899,  Formazin  &  Knauft",  und  die  ,.Bau- 
polizeiordnung  für  die  Städte  der  Provinz  Pommern  vom  25.  April 
1*9!»-  (41  S.),  ebenda  1899. 

Bering  nimmt  das  Wort  rZnm  Fluchtliniengesetz  vom  2.  Juli 
1875  und  seine  Beziehung  zum  Kommunalabgabengesetz  vom  14.  Juli 
1893"*  (42  S.),  Düsseldorf  1899,  L.  Schwann. 

Glatzel  und  Stkkkkukk<.<8  Werk,  „Das  Verfahren  in  Ans- 
eimindersetzungsangelegenheiten",  ist  in  2.  Auflage  neu  bearbeitet 
worden  von  Sternekerü  und  Peltzer  (XVI,  839  S.),  Berlin  1900, 
Parey.    Brettreioii  hat  erläutert  „Das  bayrische  Gesetz,  betreffend 

die  Flurbereinigung  vom  9  '  )uni  1V)lj",  2.  Auflage  (X,  250  S.),  München 

1900,  Beck.  Hartmann  hat  im  Auftrage  der  Baupolizei  „Die  ge- 
setzlichen Bestimmungen,  betreffend  die  Genehmigung  und  Unter- 
suchung der  Schiffsdampfkessel"  mit  erläuternden  Anmerkungen  heraus- 
gegeben (71  S.),  Hamburg  1899,  Eckardt  &  Messtorff.  Bornof.n 
hat  nochmals  „Das  Statut  der  Stadt  Jena  vom  21.  Juni  1881,  die 
Einführung  des  Stadtbanplanes  etc.  betreffend"  besprochen  (24  S.), 
Jena  1899,  H.  Pohle.  Petersen  hat  erläutert  „Die  preussischen 
Auseinandersetzung»-  und  Rentengutsgesetze"  (VII,  435  S.),  Berlin 
1899.  C.  Heymanns  Verlag. 

d)  Wege-  und  Eisenbahnpolizei. 

Walz  hat  „Das  badische  Ortsstrassenrecht,  dargestellt  in 
Ausführungen  zum  Ortsstrassengesetze  vom  6.  Juli  189(3",  bearbeitet 
(XII,  414  S.),  Heidelberg  1900,  A.  Emmerling  &  Sohn.  1899  er- 
schienen zwei  Schriften  von  Euer.  Die  eine  enthält  „Das  Gesetz  über 
Kleinbahnen  und  Privatanschlussbahnen  vom  28.  Juli  1892.  Mit  der 
Ausiührungsanweisung  und  den  Betriebsvorschriften  vom  13.  August 
1*98.  Textausgabe  und  zugleich  I.  Nachtrag  zu  dem  Kommentar 
des  Gesetzes.  Nebst  einem  Anhang,  enthaltend  alle  wichtigeren 
bezüglichen  Gesetze,  Verordnungen  und  Erlasse"  (XV,  159  S.), 
Jahrbuch  der  Internat  Vereinigung.  6.  n.  7.  Bd.  53 
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Hannover  18i>9,  Helwing.  Derselbe  Verfasser  hat  dann  noch  be- 
sonders herausgegeben  „Die  Ausführungsanweisung  vom  13.  August 
1898  zum  Gesetz  über  Kleinbahnen  und  Privatanschlussbahnen  vom 
28.  Juli  181*2.  Nebst  einem  Anhang  enthaltend  das  Gesetz  vom 
28.  Juli  181*2  und  die  Ausführungsanweisung  mit  den  Betriebsvor- 
schriften vom  13.  August  181*8-  (73  S.),  Breslau  1899,  Kern.  Gleim 
hat  eingehend  erläutert  „Das  Gesetz  über  Kleinbahnen  und  Privat- 
anschlussbahnen vom  28.  Juli  1892"  und  in  3.  Auflage  erscheinen 
lassen  i.VII,  2(54  S.),  Berlin  1891*,  Vahlen.  Shiklciikr  untersucht 
rDie  rechtliche  Natur  und  die  Wirkungen  der  Eisenbahnkonzession 
in  Sachsen,  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  elektrischen 
Strassenbahnen"  (III,  110  S.),  Freiberg  1899,  Craz  &  Gerlach.  Rohr 
legt  dar  die  „Besehlnsswidrigkeit  des  Absatz  1  des  §  11  des  Klein- 
bahngesetzes vom  28.  Juli  1892  und  die  Wegeunterhaltungskaution" 
(59  S.)f  Berlin  1899,  Siemenroth  &  Troschel. 

e)  Sitten-,  Gesundheits-  und  Veterinärpolizei. 

Schrank  veröffentlicht  rDie  amtlichen  Vorschriften,  betreffend 
die  Prostitution  in  Wien,  in  ihrer  administrativen,  sanitären  und 
strafgerichtlichen  Anwendung"  (VIII,  12G  S.),  Wien  1899,  Safär. 

Lkbuin  behandelt  den  ,. Verkehr  mit  Heilmitteln  und  Giften 
im  Deutschen  Reiche".  Er  gibt  einen  Kommentar  zu  den  kaiserlichen 
Verordnungen  über  den  Verkehr  mit  Arzneimitteln  und  dem  Bundes- 
ratsabsehluss,  betreffend  den  Verkehr  mit  Giften  (VI,  334  S.),  Berlin 
1900.  Hirschwald.  Im  ersten  Berichtsjahre  erschien  Bkoii,  „Gesetze 
und  Verordnungen,  betreffend  den  Drogen-,  Gift-  und  Farbenhandel 
ausserhalb  der  Apotheken  unter  besonderer  Berücksichtigung  des 
Königreichs  Preussen"  (13(5  S.),  Berlin  1898,  Gnttentag.  Sprinufklu 
verbreitet  sich  über  „Die  Rechte  und  Pflichten  der  Drogisten  und 
Geheimmittelhiindler,  für  Drogisten,  Fabrikanten,  Medizinal-  und 
Verwaltungsbeamte  bearbeitet"  (XV,  890  Sj,  Berlin  1900,  Schoetz. 
Bj;(Kkk  verfasste  ein  „Handbuch  der  Medizinalgesetzgebung  im 
Königreich  Bayern".  1899  erschien  Heft  III:  Apotheken,  Arznei- 
mittel und  Gifte  (VII,  4M  S.),  1900;  Heft  IV:  Das  niederärztliche 
Personal  (Bader  und  Hebammen)  (IV,  130  S.).  Es  ist  eine  voll- 
ständige Sammlung  der  hierauf  bezüglichen  und  gegenwärtig  gel- 
tenden Reichs-  und  Landesgesetze,  Verordnungen,  Ministerialent- 
schliessunge.li  und  oberpolizeilichen  Vorschriften;  München,  J.  F. 
Lehmanns  Verlag.    Fi.inzkr  hat  ..Die  Medizinal-Gesetze  und  Verord- 
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nungen  des  Königreichs  Sachsen*4  unter  Berücksichtigung  der  Reicbs- 
gesetzgebnng  sj'stematisch  geordnet  und  mit  Erläuterungen  versehen, 
II.  Nachtrag  (XV,  360  S.).  Leipzig  1899,  Rossberg.  Hkinzk  hat  in 
seiner  geschichtlichen  Ent Wickelung  dargestellt  rDas  Gesetz,  die 
ärztlichen  Bezirksvereine  im  Königreich  Sachsen  betreffend,  nebst 
Ausführungsverordnung  vom  23.  März  1896,  sowie  die  Standes- 
ordnung und  Ehrengerichtsordnung  nach  der  Ministerial- Verordnung 
vom  12.  August  1896-,  2.  Ausgabe  (140  S.),  Leipzig  1899,  Alb. 
Berger.  —  Langsdorff  veröffentlichte  einen  Nachtrag  bis  zum 
1.  Januar  1899  zu  seiner  Sammlung  „Gesetze,  Verordnungen  und 
Erlasse  über  das  Medizinalwesen  im  Grossherzogtnm  Baden"  (III, 
133  S.),  Emmendingen  1899,  Druck-  und  Verlagsgesellschaft  vorm. 
Dölter.  Krauler  gibt  eine  „Zusammenstellung  der  Gesetze,  Ver- 
ordnungen und  Bekanntmachungen,  welche  das  Apothekerwesen  im 
Grossherzogtum  Hessen  betreffen"  (VIII,  182  S.),  Darmstadt  (Glessen, 
J.  Ricker). 

BiKKiiARDT  erläutert  das  „Gesetz,  betreffend  die  Bekämpfung 
gemeingefährlicher  Krankheiten,  vom  30.  Juni  1900"  (121  S.),  Berlin 
1900,  Guttentag,  ebenso  Kotzk  (120  S.),  Berlin  1900,  F.  Dümmlers 
Verlag. 

Haag  hat  „Die  Bestimmungen  über  die  bayrische  Pferdezucht" 
mit  erläuternden  Anmerkungen  herausgegeben,  3.  Auflage  bearbeitet 
von  Brkttrkich  (VIII,  145  S.),  München  18!»9,  Beck. 

9.  Fleischbeschau. 
Rohrschkidt  hat  „Das  Fleischbeschaugesetz  vom  3.  Juni  1900u 
kommentiert  (IV,  96  S.),  Leipzig  1900,  Hirschfeld.  Desgleichen 
Kotzk,  Berlin  1900,  F.  Dümmlers  Verlag.  Sikdamgrotzky  hat  „Die 
Fleischbeschau-Gesetze  und  Verordnungen  für  das  Königreich  Sachsen" 
zum  Gebrauche  für  Verwaltungsbeamte,  Gemeindevorstände,  Tier- 
ärzte und  Fleischbeschauer  zusammengestellt  (VIII,  122  S.),  Leipzig 
1900,  Rossberg,  während  Tkmpkl  „Die  gesetzlichen  Grundlagen  für 
die  Fleischbeschau  und  staatliche  Sehlachtviehversicherung  im 
Königreich  Sachsen1'  untersucht  (XII,  214  S.i,  Dresden  1900, 
G.  Schönfeld. 

f)  Verschiedene  Verwaltungszweige. 

10.  Post-  und  Telegraphenwesen. 
Da mbachs  Werk  „Der  Kommentar  zum  Gesetz  über  das  Post- 
wesen des  Deutschen  Reiches  vom  28.  Oktober  1871"  ist  in  6.  Auf- 
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läge  herausgegeben  von  Gkimm  (XXIV,  304  S.),  Berlin  1000, 
K.  Schoetz.  Koint  hat  „Das  Telegraphenwege-Gesetz  vom  18.  Dezember 
IHM«»"  mit  Anmerkungen  versehen  (VII,  Um  S.),  Berlin  li»00, 
Siemenroth  <ü  Troschel.  Dasselbe  Gesetz  hat  unter  gleichem  Titel 
SniKWHKK  (V,  04  S.),  Leipzig  1000,  Rossberg  &  Berger,  besprochen. 

11.  Militärrecht. 
Hokfmann  schrieb  eine  Dissertation  über  „Die  Militärhoheit 
und  das  deutsche  Landheer  in  geschichtlicher  Ent  Wickelung"  (40  S.i, 
(Böttingen  1000,  Vandenhoeck  &  Ruprecht. 

12.  Kolonialrecht. 
Zimmkkmann  hat  in  seiner  Ausgabe  „Die  deutsche  Kolonial- 
gesetzgebnngu  eine  Sammlung  der  auf  die  deutschen  Schutzgebiete 
bezüglichen  Gesetze,  Verordnungen.  Erlasse  und  internationalen  Ver- 
einbarungen veranstaltet.  3.  Teil,  1807  bis  1808  (VI,  171  S.), 
4.  Teil.  1808  bis  1800  (XIII,  23K  S),  Berlin  1*09,  1000,  Mittler  &  Sohn. 

13.  Standesamt. 
Eine  praktische  Anleitung  für  Standesbeamte  gibt  Ekm  iiskn 
in  seinem  1000  in  8.  Auflage  erschienenen  grossen  Kommentar 
„Die  Führung  der  Standesregister".  Bearbeitet  hat  das  Werk 
von  Wkissk.  Erläutert  ist  das  Personenstandsgesetz  in  der  vom 
1.  Januar  1000  an  geltenden  Fassung  und  zwar  an  der  Hand  der 
einschlägigen  Gesetze,  Verordnungen  und  Entscheidungen  etc.  (XIV, 
480  S.),  Berlin  1000,  E.  Grosser.  Wohi.kks  hat  in  Auflage  be- 
arbeitet das  Handbuch  von  Khvsk  (XIV,  2N4  S.),  Berlin  1000, 
F.  Vahlen.  Schmitz,  L.,  gab  heraus:  „Fragebogen  zur  Vorprüfung 
•ler  Eheerfordernisse  der  Ausländer  in  Preussen"  (III,  08  S.), 
Meiderich  1800,  A.  Heiland.  1800  erschien  schliesslich  noch  das 
Buch  von  Wk  kkdk,  ,.Der  preussisehe  Standesbeamte  und  das  Bürger- 
liche Gesetzbuch.  Anhang:  Das  Eheschliessungsrecht  ausserdeutseher 
Staaten-1  (VIII.  171  S.),  Wiesbaden  1*00,  G.  Flaum. 

14.  Gewerberecht. 
Die  Keichs-Gewerbeordnnng  ist  in  den  beiden  Berichtsjahren 
verschiedentlich  erläutert  und  kommentiert  worden.  An  erster  Stelle 
sei  hier  genannt  der  Kommentar  von  Nkvkamp.  „Die  Reichs- 
Gewerbeordnung  in  ihrer  neuesten  Gestalt  nebst  Ausführungs- 
vorschriften  unter   besonderer  Berücksichtigung  des  Bürgerlichen 
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Gesetzbuchs",  4.  Auflage  (XIV,  009  8.1,  Berlin  1900,  Siemenroth 
&  Troschel.    Von  dem  Kommentar  von  Kolisch  erschien  11*00  der 

2.  Band:  10"»  bis  Schluss  (IV,  778  S.i,  Hannover,  Hclwing. 
Verfasser  ist  inzwischen  gestorben,  und  wäre  es  sehr  zu  begrüssen, 
wenn  eine  kompetente  Persönlichkeit  die  Umarbeitung  baldigst  vor- 
nähme. Ebenfalls  1000  gab  Rauh  in  4.  Auflage  heraus  „Gewerbe- 
ordnung für  das  Deutsche  Reich.  Mit  den  für  Elsass-Lothringen 
erlassenen  Austührungsbestimmungen  und  Vollzugsvorschriften 
(XVIII,  048  8.),  Gebweiler  1900,  J.  Boitze.  In  12.  und  13.  Auflage 
ist  die  Ausgabe  von  Höing  haus  ergänzt  und  erläutert  worden  von 
Kotze  (220  8.),  Berlin  1900,  F.  Dümmlers  Verlag. 

Dem  österreichischen  Rechte  gehört  an  der  grosse  Kommentar 
von  MCllek,  F.,  „Die  Gewerbeordnung.  Mit  den  einschlägigen 
Gesetzen  und  Verordnungen,  mit  Erkenntnissen  des  Verwaltungs- 
gerichtshofes", 7.  Auflage  (XII,  859  8.),  Wien  1*99,  Manz. 

Stkgejiaxx  hat  „Das  neue  Handwerkergesetz-  im  Auftrage  des 
brannschweigischen  Staatsministerinms  gemeinverständlich  dargestellt, 

3.  Auflage  (64  S.),  Brannschweig  1*99,  Brannschweiger  Verlag  für 
kaufmännisches  Unterriehtswesen  und  Wirtschaftskunde. 

Wkiuklshekg  veröffentlichte  zu  seinem  „Kompendium  der  auf 
das  Gewerbewesen  bezugnehmenden  Gesetze,  Verordnungen  und 
sonstigen  Vorschriften ein  II.  Nachtragsheft  (IV,  07  8  ),  Wien  181»!», 
Manz.  Mataja  hat  einen  „Grnndriss  des  (österreichischen)  Gewerbe- 
rechts  und  der  Arbeiterversichernng*4  (VI.  137  8.),  Leipzig  1S00, 
Duncker  &  Humblot,  veröffentlicht. 

Ingwkk  behandelt  „Die  Rechtsstreitigkeiten  vor  dem  Gewerbe- 
gerichte- (IV,  360  8.),  Wien  1800,  C.  Konegen.  —  Hkiuxgkk  nimmt 
das  Wort  zur  „Pensionsversorgung  des  Gewerbestandes-  (15.  8.), 
Wien  1890,  Manz.  —  Roth  erörtert  die  „8onntagsfeier  und  Sonntags- 
ruhe  in  Bayern  unter  Berücksichtigung  der  einschlägigen  Gesetze 
und  Verordnungen-  (VIII,  176  8.),  München  1899,  Schweitzers  Ver- 
lag. —  Thaa  hat  von  seiner  Sammlung  der  auf  „Das  Mafs-  und 
Gewichtswesen  und  den  Eichdienst  in  Österreich-  bezüglichen  Ge- 
setze, Verordnungen,  Xormalerlasse  das  2.  Supplementheft  erscheinen 
lassen  (III  u.  8.  581—703),  Wien  1899,  Manz. 

15.  Arbeiterschntz. 
,.Der  Schutz  der  Arbeitswilligen-  ist  von  Ciny  zum  Vorwurf 
einer  kleinen  Abhandlung  gemacht  worden  (III,  31  S.),  Berlin  1899, 
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('.  Hey  mann»  Verlag.  Wim.  stellt  dar  „Das  Koalitionsrecht  der 
Arbeiter  in  Elsass-Lothringen  im  Vergleich  zu  dem  in  Frankreich 
und  im  Deutschen  Reiche  geltenden  Hechte"  (X J I,  1 4-J  S.),  Frei- 
bnrg  i.  B.  1899,  Herder.  Bokuht  macht  in  seiner  Schrift  „Die 
Weiterbildung  des  Koalitionsrechtes  der  gewerblichen  Arbeiter  in 
Deutschland'1  Vorschläge  zum  Gesetzentwurf  betreffend  den  Schutz 
des  gewerblichen  Arbeitsverhältnisses  (05  S.),  Berlin  1 8i*i*,  Guttentag. 
Hu  mann  hat  in  seinem  Werckchen  ..Katechismus  des  Arbeiterrechts" 
die  reichsgesetzlichen  Bestimmungen  über  Arbeitszeit,  Sonntagsruhe, 
Koalition,  Arbeitersehntz  etc.  gesammelt  und  erläutert  (47  S.),  Floha 

1899,  Peitz  &  Sohn.  Kakhki.ks  hat  ,.Die  englischen  Fabrikgesetze" 
in  deutscher  Übersetzung  herausgegeben  (XL,  481  S  ),  Berlin  1900, 
E.  Felber.  In  2.  Ausgabe  erschien  1900  das  „Handbuch  des  ge- 
werblichen Arbeiterschutzes"  von  Evkkt  (VII,  38:3  S.),  Berlin,  C. 
Heymanns  Verlag.  Im  selben  Jahre  veröffentlichte  Stadthaukn  sein 
quantitativ  bedeutendes  Werk  ..Das  Arbeiterrecht.  Rechte  und 
Pflichten  des  Arbeiters  in  Deutschland  aus  dem  gewerblichen  Arbeits- 
vertrag etc."  (XX,  448  u.  XVI,  240  S.),  Stuttgart  1900,  .T.  H.  W. 
Dietz  Nachfolger.  Boknhak  hat  „Die  deutsche  Sozialgesetzgebung", 
systematisch  dargestellt,  in  4.  Auflage  (IV,  85  S.)  erscheinen  lassen, 
Tübingen  1900,  J.  C.  B.  Mohr.  Zur  ersten  Orientierung  sehr  geeignet! 

16.  Arbeiterversicherung  und  verwandte  Materien. 

a)  Allgemeines. 

Eyck  behandelt  rDie  Arbeitslosigkeit  und  die  Grundfragen  der 
Arbeitslosen- Versicherung"  (34  S.),  Frankfurt  a.  M.  1891»,  J.  D.  Sauer- 
länder. Kaiskk  untersucht  ,.Die  Bedeutung  des  Versicherungswesens 
und  die  Notwendigkeit  der  Neuordnung  desselben"  (19  S.)f  Cilli  1899, 
G.  Adler.  Skklmann  hat  „Das  Streitverfahren  bei  den  Reichsver- 
sicherungsgesetzen- systematisch  dargestellt  (IV,  54  S.),  Berlin  1899, 
A.  Troschel.  Funk  hat  bearbeitet  ..Die  Arbeiterversichernngsgesetze 
des  Deutschen  Reiches*4  (VI,  114  S.),  Heidelberg  1900,  G.  Weiss. 
Mult  nimmt  das  Wort  „Zur  Haftpflichtversicherung"  (40  S.),  Stuttgart 

1900,  H.  Lindemann.  Euos  grosser  Kommentar  „Das  Reichshaft- 
pflichtgesetz -  erschien  in  5.  Auflage  (XXI,  624  S.),  Hannover  1900, 
Helbing.  Die  neue  Ausgabe  hat  den  durch  Art,  42  E.-G.  B.  G.-B. 
festgesetzten  formellen  und  materiellen  Änderungen  Rechnung  ge- 
tragen und  ist  in  einzelnen  Teilen  völlig  umgearbeitet,  Biklefblut 
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stellt  dar  rDie  Heilbehandlung  der  gegen  Unfall  und  Invalidität  ver- 
sicherten Arbeiter  in  Deutschland 11  (50  8.),  Berlin  190(>,  Ascher  &  Cie. 
Klein  gibt  einen  kurzen  Überblick  über  rDie  Leistungen  der  Arbeiter- 
versicherung des  Deutsehen  Reiches*4  (20  8.),  ebenda.  Lash  und 
Zahn  haben  im  Auftrage  des  Reichs- Versicherungsamtes  die  ,.  Ein- 
richtung und  Wirkung  der  deutschen  Arbeiterversicherung"  als 
Denkschrift  für  die  Weltausstellung  zu  Paris  1900  bearbeitet  (IX, 
244  8.),  ebenda.    1902  in  2.  Auflage. 

(Kaufmann  hat  „ Die  Grnndzüge  der  schweizerischen  Kranken- 
und  Unfallversicherung  mit  Einschluss  der  Militärversicherung  nach 
dem  Bundesgesetz  vom  5.  Oktober  1899-  zusammengestellt  (40  8.), 
Bern  1900,  Polytechnische  Anstalt  für  Verlag.)  Von  Zachkks  grossem 
Werke  „Die  Arbeiterversicherung  im  Auslande",  Berlin,  A.  Troscliel, 
erschienen  1899:  Heft  5:  Die  Arbeiterversicherung  in  England 
(99  8.);  Heft  6:  Die  Arbeiterversicherung  in  Italien  (132  8.); 
Heft  7,  8:  Die  Arbeiterversicherung  in  Österreich  und  Ungarn 
(133  S.);  Heft  9:  Die  Arbeiterversicherung  in  Russland,  Beitrag  von 
R.  A.  v.  Server  (41  8.);  Heft  10:  Die  Arbeiterversicherung  in 
Finnland,  Beitrag  von  Dr.  Aug.  Hjklt  (59  8.1.  Im  Jahre  1900 
erschienen  Heft  11:  Die  Arbeiterversicherung  in  der  .Schweiz 
(14G  S.)  und  als  letztes  Heft  12:  Die  Arbeiterversicherung  in 
Belgien  (77  8.). 

b)  Die  Versicherungsgesetze. 

a)  Das  Krankenversicherungsgesetz. 
Hoffmann  hat  «Das  Krankenversicherungsgesetz  und  Gesetz 
über  die  eingeschriebenen  Hilfskassen  nebst  Ausführungsbestimmungen" 
erläutert  (VII,  313  8.),  Berlin  1899,  C.  Heymanns  Verlag.  Born 
macht  in  seinem  8chriftchen  Abschaffung  von  20000  Kranken- 
kassen11 Reformvorschläge  (24  8.),  Berlin  1899,  II.  Zitelmann. 
Landmann  betrachtet  rDie  Geschäftspraxis  der  Apotheker  und  die, 
Krankenkassen-  (56  S.),  Elberfeld  1899  (Leipzig,  F.  E.  Fischer). 

ß)  Unfallversichemngsgesetze. 
Bähr  untersucht  die  Rentensätze  für  glatte  Schäden  in 
privater  und  obligatorischer  Unfallversicherung^  (94  8  ),  Karlsruhe 
1*99,  J.  J.  Reiff.  Lass  hat  unter  Benutzung  amtlicher  Quellen  dar- 
gestellt rDas  Prozessrecht  in  Unfallversicherungssachen-4  (XI,  048  8.), 
Berlin   1899,   C.  Heymanns   Verlag.     Marschner  untersucht  die 
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Stellung  des  Unfallversicherungsgesetzes  zum  privaten  Schadens- 
ersatzrechte" (32  S.i,  Wien  1*09,  Prag-Carolinenthal,  Selbstvorlag. 
K.uhiann  hat  ein  Gutachten  abgegeben  über  „Die  Entschädigung 
der  Unterleibsbrüehe  in  der  staatlichen  Unfallversicherung"  (47  S.i. 
Wien  1900.  K.  Denticko.  Hikstani»  gab  heraus:  „Grundzüge  der 
privaten  Unfallversicherung  mit  Berücksichtigung  der  Haftpflicht- 
versicherung" (VIII.  102  S.i.  Stuttgart  1000,  F.  Enke. 

Gkakf  hat  bearbeitet  »Die  Unfall  versieherungsgcsetze  des 
Deutschen  Reiches.  Gesetz  vom  30.  Juni  1900  in  der  Fassung  der 
Bekanntmachung  vom  ."».  Juli  nebst  den  Materialien"  (VIII,  ."»23  S.i. 
Herl  in  looo,  A.  Asher  Ä  Cie. 

„Das  Gewerbe-Unfallversicherungsgesetz  und  (besetz,  betreffend 
die  Abänderung  der  Unfallversicherungsgesetze  (Mantelgesetz),  vom 
30.  Juni  l'.HMi-  ist  mehr  (»der  minder  eingehend  kommentiert  worden 
von  Wokj.tki:  (LVI,  301  S.),  Berlin  1001»,  ,T.  Guttentag;  Hokkmanx, 
1.  Auflage  1900  (XXIV,  324  Sj,  2.  Auflage  1001  (XXIV,  3(38  S.I, 
Berlin,  C.  Heymauns  Verlag  und  von  Illin«;  (VI,  137  S.i,  Leipzig. 
Rossberg  &■  Uerger. 

„Das  Uau-Unfallversicherungsgesetz  vom  30.  Juni  1000"  ist 
erläutert  worden  von  Illin.j  (VI,  107  So,  Leipzig  1000,  Ross- 
berg &  Herger,  und  von  (ukzfx  inski,  3.  Auflage  (XXIV,  300  S.), 
Berlin  1000,  Guttentag. 

„Das  Unfallversicherungsgesetz  für  Land-  und  Forstwirtschaft" 
ist  herausgegeben  von  Illing  (VIII,  150  S.I,  Leipzig  1900. 
Rossberg  &  Berger. 

y)  Invalidenversieherungsgesetz. 

I'KTKiisKNs  grosses  Werk  „Die  Invalidenversicherung  im 
hamburgischen  Staatsgebiete,  Handausgabe  des  Reichsgesetzes  vom 
13.  Juli  1800-  erschien  1900  in  2.  Auflage  (VIII,  71*  S.I,  Hamburg. 
Grefe  <S;  Tiedemann.  Mi.-kk  gibt  eine  „Anleitung  über  das  Ver- 
fahren bei  der  Einziehung  der  Invalidenversichernngsbeiträge  mit 
Erläuterungen",  Karlsruhe  1000,  Braun'sche  Hofbuchdruckerei. 
\Vkni;lki(  veröffentlichte  von  seinem  „Katechismus  der  Arbeiter- 
Versicherung"  den  3.  Teil:  „Invalidenversicherung  nachdem  Invaliden- 
versicherungsgesetze vom  13.  Juli  1800"  (VIII,  Hiß  S.).  Leipzig 
1000,  J.  J.  Weber.  Vaillam  hat  ..Das  Invalidenversicherungs- 
gesetz in  populärer  Darstellung"  herausgegeben  «00  S.i,  Metz  1000. 
Deutsche    Buchhandlung.     In   3.   Auflage   erschien    1000  Mkykks 
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„Führer  durch  das  Invalidenversichernngsgesetz"  (80  S.l,  Berlin. 
Deutscher  Verlag.  Sist  hat  zusammengestellt  „Das  Wissenswerteste 
aus  dem  Gesetz  über  die  Invalidenversicherung"  (40  SO,  Chemnitz 
1809,  A.  Langer.  Ah'kui.s  prüft  die  Frage:  „Wie  erlangt  man 
auf  Grund  des  neuen  I.-V.-G.  Rente,  Heilverfahren.  Beitrags- 
erstattnngV-  (31  S.i,  Berlin  1899,  C.  Heymanns  Verlag.  In  12. 
und  13.  Auflage  erschien  der  „Wegweiser  durch  das  I.-V.-G."  von 
Fkki'NI»  (32  S.),  Berlin  1899,  J.  J.  Heine.  In  Fragen  und  Antworten 
behandelt  Hitze  das  Thema:  ,.Was  Jedermann  bezüglich  der 
Invalidenversicherung -wissen  muss  '  (110—120.  Tausend)  (120  u.  X  SO, 
Berlin  1*99,  Germania. 

Das  am  1.  Januar  1000  in  Kraft  getretene  Invalidenver- 
sicherungsgesetz vom  13.  Juli  1H00  enthält,  so  vielfache  Abände- 
rungen des  alten  Gesetzes,  dass  die  vorhandenen  Ausgaben  und 
Kommentare  für  den  praktischen  Gebrauch  wertlos  und  Neuauflagen 
erforderlich  wurden.  Dazu  ist  dann  noch  eine  Heihe  neuer  Autoren  ge- 
kommen, so  dass  die  Literatur  über  das  neue  Gesetz  eine  recht  statt- 
liche geworden  ist.  An  erster  Stelle  nenne  ich  den  „Kommentar  zum 
Invalidenversicherungsgesetz-k  von  Laxumaxx  und  Hxav,  in  2.  Auflage 
vollständig  neu  bearbeitet  von  Gkassmaxx  (1048  S.),  München  1  «000. 
Beck.  Es  ist  eine  ganz  vortreffliche  Arbeit  und  ein  vorzügliches 
Hilfsmittel  für  die  Durchführung  des  Gesetzes.  Als  neue  Arbeit 
erschieu  der  Kommentar  von  Iskniiakt  und  Shkliiawtcx  (850  SO. 
Berlin  1000,  C.  Heymanns  Verlag.  Eine  fleissige  und  tüchtige 
Arbeit,  welche  den  einen  Mangel  hat.  dass  sie  nur  die  Materialien 
des  Gesetzes  und  die  Entscheidungen  des  Reichsversicherungsamtes 
gibt,  dagegen  die  sonstige  in  Kommentaren,  systematischen  Dar- 
stellungen, Abhandlungen  und  Aufsätzen  aufgespeicherte  Literatur 
unberücksichtigt  lässt,  Hoffentlich  bringt  eine  neue  Auflage  in 
dieser  Beziehung  Abhilfe.  Von  Pilotys  Werk  „Arbeiterversiche- 
rungsgesetze erschien  der  1.  Band,  „Das  I.-V.-G.  enthaltend  (XIX, 
500  S.},  München  1900,  C.  H.  Beck.  Der  B i k s i : x  h  e  k  « •  k  k  '  sc  h  e  Kom- 
mentar (520  SO,  Stuttgart  1000,  W.  Kohlhammer,  stellt  eine  Neu- 
bearbeitung der  ScHMKKu'schen  Ausgabe  des  alten  Gesetzes  dar. 
Den  Hauptbestandteil  bilden  (auf  384  S.)  die  Ausführungsverord- 
nungen des  Reiches  und  die  zahlreichen  württembergischen  Voll- 
zngsvorschriften.  während  der  eigentliche  Kommentar  (auf  130  S.)  nur 
dürftige  Erläuterungen  aufweist,    Von  Wkymaxxs  Kommentar  er- 
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Milien  1900  die  erste  Lieferung  (100  S.),  Berlin,  F.  Vahlen.  Der- 
selbe Verfasser  hat  auch  veröffentlicht  eine  Textausgabe  des  I.-V.-G. 
XVI,  440  S.),  ebd.   Die  Handausgabe  von  Fkklnd  erschien  1899  in 

1.  Auflage  (IV.  1«:»  S.),  1900  in  2.  vermehrter  nnd  verbesserter 
Auflage  (302  S.),  Berlin  1900,  J.  J.  Heine.  Der  schnelle  Absatz 
der  1.  Auflage  kann  als  Beweis  für  die  Brauchbarkeit  des  Buches 
gelten.    Zu  empfehlen  ist  besonders  die  Ausgabe  von  F.  Hoffmann, 

2.  Auflage,  1900,  C.  Heymanns  Verlag.  Die  Handausgabe  von 
Dcttmann-Gf.bhard  bildet,  wie  Verfasser  selbst  hervorheben,  eine 
gedrängt*  Wiedergabe  der  Ergebnisse  der  «Arbeiten  für  den  im 
Erscheinen  begriffenen  Kommentar  (IV,  270  S.),  Altenburg  1900, 
St.  Gcibel.  Weiter  erwähne  ich  noch  die  Bearbeitungen  von  Rot- 
holz (VIII,  1G1  S.),  Berlin  19uO,  Klette;  Sala  (XXIV,  329  S.), 
Berlin  1900,  H.  W.  Müller;  Rf.i.f.nb.uh  (XXII,  258  S.),  München 
1000.  Beck.  Hai.lbaukk,  2.  Auflage  (VII,  95  S.),  und  endlich  das 
von  Gebhari»  und  Lutz  (84  S.),  Berlin  1900,  W.  Heilet. 

Für  das  Grossherzogtum  Baden  hat  das  I.-V.-G.  bearbeitet 
Mi/skr  (X,  529  S.),  Karlsruhe  1900,  G.  Braun'sche  Hofbuchdrnckerei. 
Insbesondere  zum  Gebrauche  im  Grossherzogtum  Hessen  hat  schliess- 
lich Diktz  das  I.-V.-G.  bearbeitet  (V,  480  S.),  Mainz  1900,  Diemer. 

17.  Finanzwesen. 
TVhiekh<  hky  veröffentlichte  3  kleine  Bündchen  über  -Finanz- 
wissenschaft "  (48,  48  u.  35  8.),  Leipzig  1899.  Verlag  für  Kunst 
und  Wissenschaft.  Hkrrfurth  hat  rDas  gesamte  preussische  Etats-, 
Kassen-  und  Rechnungswesen  einschliesslich  der  Rechtsverhältnisse 
der  Staatsbeamten  u  zusammengestellt  und  erläutert,  3.  Auflage. 
Ergänzungheft:  „Das  Gesetz,  betreffend  den  Staatshaushalt  vom 
11.  Mai  1898  -  (XII,  107  S.),  Berlin  1809,  C.  Heymanns  Verlag. 
Willurkn  läßst  sich  aus  über  -Das  Staatsbudget,  dessen  Aufbau  und 
Verhältnis  zur  Staatsrechnung**  (X,  137  S.),  Berlin  1899,  Puttkammer 
&  Mühlbrecht.  Seidlkh  veröffentlichte  von  seinem  ..Leitfaden  der 
Staatsverechnung"  in  4.  Aufl.  den  2.  T.,  enthaltend  rGrundsätze  des 
Staatsrechnungs-  und  Kontrollwesens"  (VIII,  97  S.),  Wien  1899,  A. 
Hölder.  Cohn  hat  ..Die  Finanzen  des  Deutschen  Reiches  seit  seiner 
Begründung"  in  den  Grundzügen  dargestellt  (VI,  209  S.),  Berlin 
190<),  J.  Guttentag.  Körnf.r  gab  heraus  einen  -Grundriss  des  öster- 
reichischen Staatsschuldenwesensu  (152  S.),  Wien  1899,  Manz.  Raud- 
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nitz  hat  «Die  österreichischen  Währungsgesetze  samt  den  darauf 
bezüglichen  ergänzenden  und  erläuternden  Verordnungen*4  zusammen- 
gestellt und  mit  Anmerkungen  versehen.  Steider  stellt  „Betrach- 
tungen über  den  Finanzhaushalt  der  Kantone  und  ihre  Beziehungen 
zum  Bund*4  an  (VII,  106  S.),  Bern  1899,  Schmie!  &  Francke.  Wulff 
verbreitet  sich  Uber  „Die  Geschichte  der  grossstaatlichen  Renten- 
schulden und  das  Problem  ihrer  Tilgung*4  (48  S.),  Leipzig 
Verlag  für  Kunst  und  Wissenschaft.  Pflegiiaar  erörtert  ,.Die  Ge- 
fährdung der  eidgenössischen  Finanzen  durch  den  Bundesrat.  Die 
.Subventionierung  des  Simplonuntemehmens  vom  Standpunkt  der  In- 
teressen des  Bundes  ans  betrachtet.*4  (31»  S.)  Lausanne  1*99,  B. 
Benda.  Hullwrck  gibt  einen  Beitrag  zur  Lösung  der  „Schulgeld- 
frage- (IV,  52  S.),  Kegensburg  181*1»,  Nationale  Verlagsanstalt:  Lin- 
hakt  „Eine  Anleitung  znr  Vornahme  von  Skontrierungen  der 
Steuerämter,  der  Finanz-  und  gerichtlichen  Depositenkassen  in  Wien, 
der  Verzehrungssteuer  -  Linienämter,  der  Taxamtskasse  und  der 
Patentamtskasse  in  Wien*'  (V,  519  S.),  Wien  1899,  Mauz.  Lorf.nz 
lässt  sich  aus  über  „Die  Besoldungstitel  des  Deutschen  Reichs-  nnd 
prenssischen  Staate-Haushalts-Etats  für  das  Kechnungjahr  1899, 
9.  Jahrgang  (152  S.),  Berlin  1899,  0.  Nahmmacher.  Pethi  hat 
die  „Bestimmungen  über  die  Berechnung  der  Tagegelder  und  Reise- 
kosten der  Provinzial-Beimten  in  den  prenssischen  Provinzen*4  zu- 
sammengestellt (94  S.),  Osterwieck  1899,  A.  W.  Zickfeldt, 

18.  Zollwesen. 
Fort  behandelt  „Das  Zollwesen  im  Getreideverkehr"  (16  S.), 
Wien  1899,  M.  Perles.  Lippert  macht  eine  „Studie  über  die  vom 
Triester  Handel  und  Verkehr  getragenen  Zölle  (1880—189«)",  2.  Auf- 
lage (22  S.),  Triest  1899,  F.  H.  Schimpff.  Bonnenheru  veranstaltet 
in  seinem  Werke  „Das  Strafverfahren  in  Zoll-  nnd  Stenersachen** 
eine  Sammlung  der  in  Prenssen  bestehenden  Vorschriften  für  das 
Strafverfahren  im  Verwaltungswege  und  vor  Gericht,  2.  Auflage 
(XII,  576  S.),  Berlin  1899,  C.  Heymanns  Verlag.  Den  Hauptinhalt 
des  Buches  bildet  die  Erläuterung  des  Gesetzes  vom  26.  Juli  1897. 
Das  gründliche  und  vortrefflich  geschriebene  Werk  behandelt  den 
reichen  Stoff  mit  grosser  Ausführlichkeit  und  Sachkenntnis.  1900 
erschien  in  4.  Auflage  ein  Handbuch  für  den  praktischen  Gebranch 
des  Steuerbeamten  von  Röhr,  „Strafgesetzgebung  und  Strafverfahren 
in  Zoll-  und  Steuersachen*4.    Die  neue  Auflage  ist  bearbeitet  von 
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G.  Luimann  (XI,  404  S.),  Breslau,  Kerns  Verlag.  Lofflf.k  ver- 
öffentlichte die  „Instruktion  über  die  Zollbehandlnng  von  Maschinen  und 
Apparaten".  Verordnung  der  Ministerien  der  Finanzen  und  des 
Handels  vom  21.  Mai  l*«s7  nach  dein  Stande  vom  Ende  Januar 
1*00  etc.-  (71  S.),  Wien  LsOO,  Manz.  Oskl  weist  nach  ..Mängel  und 
i'berlebtes  im  Zolltarif  und  in  den  Zollgesetzen-  (VIII,  55  S.i,  Berlin 
1S00,  Siemeiiroth  «!t  Trosehel.  Ai  f>i  .-s"  Werk  „Die  Zölle  und  Steuern, 
sowie  die  vertragsmässigen  Handelsbeziehungen  des  Deutschen  Keiches- 
ist  in  5.  Auflage  neu  bearbeitet  worden  von  Wiksinof.r  (  VII,  430  S.I, 
München  1000,  G.  Hirth.  Kkismaxn-Ukonk  erstattet  einen  Bericht 
über  „Die  deutschen  Beichshäfen  und  das  Zollbündnis  mit  den  Nieder- 
landen- (20  S.),  München  lsiu*.  .1.  F.  Lehmanns  Verlag.  Salix  in: 
Fkmikkthal  hat  einen  ..Auszug  ans  den  neuesten  Vorschriften  be- 
treffend das  Zollverfahren  bei  der  Einfuhr  von  Zucker,  Bier,  Brannt- 
wein und  Mineralöl-  zusammengestellt  (20  S.),  Triest  1000,  F.  IL 
Schimpff. 

1!».  Steuerwesen. 

a)  Im  allgemeinen. 

Bach  erörtert  ,.Die  Kommunalsteuerfreiheit  der  preussischen 
Volkssrhullehrer"  (21  S.),  Bielefeld  1800.  A.  Helmich.  Bif.kkkaujr  stellt 
„Die  Ortsgesetze  von  Wiesbaden  über  die  direkten  und  indirekten  Ge- 
meindeabgaben" zusammen  (122  S.),  Wiesbaden  1800,  G.  Quiel.  Cchm 
äussert  sich  über  „Die  Steuererklärung  der  Kaufleute-,  Berlin,  C. 
Heymanns  Verlag.  In  2.  Auflage  erschien  lKOO  das  „Ilandbnch  für 
den  Steueramtsdienst-  von  Eissf.kt  (272  S.),  Wien  1800,  Mauz. 
("ihotkfkxii  erläutert  „Das  Kommunalabgabengesetz  und  das  Gesetz 
wegen  Aufhebung  direkter  Staatssteuern  vom  14.  Juli  1*03"  (VI. 
230  S.).  Düsseldorf  1800,  L.  Schwann.  Halloaktkn  lässt  sich  aus 
über  „Die  kommunale  Besteuerung  des  unverdienten  Wertzuwachses 
in  England"  (X,  200  S.),  Stuttgart  1800,  Cotta.  Einen  Beitrag  zur 
Mittelstandspolitik  liefert  die  Schrift  von  Jaglk,  ,,Die  bayerische 
Steuerreform  von  1800-*  (VII,  300  S.).  Speyer  1000,  Jäger.  Zu 
Sem  tzks  Handbuch  „Der  preussische  Steuerbeamte1',  8.  Auflage, 
hat  Kkilwaükx  einen  Nachtrag  herausgegeben  (V,  140  S.),  Leipzig 
1800.  Bredow.  Si  iiiu.kkx  zi;  Senat  ttf.nhofkx  gibt  eine  „Geschicht- 
liche Darstellung  der  Besteuerung  der  Land-  und  Forstwirtschaft" 
(04  S  ).  Wien  lsoo,  M.  Perles. 
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b)  Direkte  Steuern  insbesondere. 

Bauer  hat  „Die  österreichischen  direkten  Steuern"  in  Fragen 
and  Antworten  dargestellt.  Heft  1 :  Die  österreichische  Stenerver- 
waltuag.  —  Die  Grundsteuer  (47  S.);  Heft  2:  Die  Gebäudesteuern 
(37  8.);  Heft  3:  Fälligkeiten,  Verzugszinsen,  Exekution  (20  S.), 
Krems  1899,  F.  Oesterreicher.  In  2.  Auflage  erschien  das  r Hand- 
buch der  österreichischen  direkten  Steuern*1  von  Fkkihkk<;kk  (XV11I, 
664  S.),  Wien  1N99,  Manz.  Gkossmaxn  hat  für  die  Praxis  ein 
„Handbuch  der  direkten  Steuern  in  Preussenu  bearbeitet  (VII,  i)ti4  S  ), 
Berlin  1899,  K.  Hoffmann. 

Lritkr  behandelt  „Die  (österreichische)  Steuer  von  Häusern 
(32  S.),  Wien  1899,  M.  Perles.  Wisimkk  hat  bearbeitet  den  Reinertrag 
des  Grundbesitzes  nach  den  Klassinkations-Tarifen  und  den  Beschlüssen 
der  Zentral- Kommission  für  die  Revision  des  Grundsteuer-Katasters- 
(VIII,  128  S.),  Wels  1899,  Haas. 

Fkknow  hat  das  „Gewerbesteuergesetz  vom  24.  Juni  1891- 
mit  Anmerkungen  versehen,  3.  Auflage  (224  S.),  Berlin  1899, 
Guttentag.  Fuchs  erläutert  „Das  bayerische  Gesetz  über  die 
Gewerbesteuer  mit  Vollzugsvorschriftenu  (XVII,  360  S.).  Ansbach 
1900,  Brflgel  &  Sohn.  Von  Fiistinus  Kommentar  über  „Die 
preussischen  direkten  Steuern-  erschien  1900  der  3.  Band: 
„Kommentar  zu  den  Gewerbesteuergesetzen  ",  2.  Auflage  (XI,  571  S.), 
Berlin,  C.  Heymanns  Verlag.  Rkiim  hat  ein  Rechtsgutachten  ab- 
gegeben „Gegen  den  Entwurf  einer  neuen  Gewerbesteuerordnung 
für  Dresden"  (39  S.),  Dresden  1900,  A.  Müller.  Baykkl  hat  be- 
arbeitet die  „Gewerbesteuer-'  (4(33  S.),  3.  Auflage,  München  1900,  Pohl. 

Roth  hat  „Das  Gesetz  über  die  Wandergewerbe-steuer  und 
die  Gemeinde- Wanderlagerabgabe  für  Elsass-Lothringen  vom  8.  Juni 
1896,  nebst  Ausführungsbestimmnngen  und  Erläuterungen  über  Ent- 
stehung und  Ausführung"1  im  amtlichen  Auftrage  herausgegeben 
(95  S.),  Strassburg  1899,  C.  F.  Schmidt,  Wolfram  und  Pkunnkk 
Hessen  von  ihrem  Kommentar  „Die  Gesetze  über  direkte  Steuern 
im  Königreich  Bayern  vom  9.  Juni  1899-*  den  2.  Band:  „Gewerbe- 
stenergesetz-4  erscheinen  (IX,  449  S.),  München  1899,  J.  Lindauer. 

Eine  Besprechung  der  Regierungsvorlage  und  der  Denkschrift 
des  Bundes  der  Handel-  und  Gewerbetreibenden  zu  Berlin  über 
-Die  Warenhausumsatzsteuer"  nimmt  vor  Ekhakut  (42  S.),  Berlin 
1900,  Guttentag.  Gugknheim  nimmt  das  Wort  zur  ..Warenhaussteuer11 
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(22  S.),  Berlin  18«»**,  H.  Spanier.  Rehm  äussert  sich  über  das 
Thema:  „ Warenhausunisatzsteuer  und  Gewerbefreiheit Fürth  1900, 
G.  Rosenberg.  Schliesslich  sei  noch  erwähnt  die  Ausgabe  von  Stbutz, 
„Gesetz,  betreffend  die  Warenhaussteuer  vom  18.  Juli  1900 14  (74  S.), 
Berlin  1900,  Guttentag. 

Von  Bayei.s  »Anleitung  zum  Vollzuge  der  sogenannten  Personal- 
steuergesetze vom  9.  Juni  1899"  erschien  1900  der  II.  Band: 
Einkommen-  und  Kapitalrentensteuer  (451  8.),  München,  Pohl.  In 
5.  Auflage  gab  heraus  Flistinu  den  1.  Band  seines  Kommentars  über 
„Die  preuBsischen  direkten  Steuern41,  enthaltend  rDas  Einkommen- 
steuergesetz"4 (XV,  730  S.),  Berlin  1900,  C.  Heymanns  Verlag. 
Klkmm  veröffentlichte  von  seinem  Werke  „Die  Gesetze  über  die 
direkten  Steuern  im  Königreich  Bayern-4  den  I.  Band,  enthaltend 
r Das  Einkommensteuergesetz  und  das  Kapitalrentensteuer- 
gesetz44  (XXX,  321  S.),  München  1900,  Beck.  Dasselbe  Gesetz  ist 
auch  kommentiert  von  Wolkkam  und  Prennkr  (IX,  200  S.),  München 
1899,  Lindaner.  Fernow  hat  die  Textausgabe  von  Meitzes,  „Ein- 
kommensteuergesetz  vom  24.  Juni  1891 u  in  4.  Auflage  bearbeitet 
(224  S.),  Berlin  1899,  Guttentag.  Köhler  behandelt  „Das  steuer- 
pflichtige Einkommen Ein  Anhang  regelt  das  bei  Ergreifung  eines 
Rechtsmittels  zu  beobachtende  Verfahren  (IV,  82  n.  10  S.),  Giessen 

1899,  E.  Roth.  Voul  hat  das  „Gesetz,  die  Einkommensteuer  be- 
treffend, vom  9.  Juni  1899-  und  das  ,.Gesetz,  die  Kapitalrentensteuer 
betreffend,  vom  9.  Juni  1899'4  mit  erläuternden  Anmerkungen  ver- 
sehen (153  S.  und  114  S.),  Ansbach  1900,  Brügcl  &  Sohn. 

Einen  „Kommentar  zum  Ergänzungsstenergesetz"4  hat 
Fuistino  herausgegeben  (XII,  550  S.),  Berlin  1899,  C.  Heymanns  Verlag. 

c)  Indirekte  Steuern  insbesondere. 

Becker  hat  erläutert  „Das  badische  Gesete  vom  14.  Juni  1890, 
die  Erbschafts-  und  Schenkungssteuer  betreffend*4,  Karlsruhe 

1900,  J.  Lang.  In  2.  Auflage  erschien  1900  der  „Kommentar  zum 
prenssischen  Stempelsteuergesetz  nebst  Tarif  vom  31.  Juli  1895"* 
von  Heinitz  (570  S.),  Berlin.  0.  Liebmann.  Das  Werk  nimmt  "unter 
den  Kommentaren  zu  diesem  Gesetz  die  führende  Stelle  ein. 
Beknatzky  hat  unter  Mitwirkung  von  Cakmine  und  Joas  die  „Gesetze 
und  Verordnungen  über  die  Zuckerbesteuernng"  und  die  „Gesetze 
und  Verordnungen  über  die  Bier  besteuern  ng^*  zusammengestellt. 
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Beide  erschienen  1809  in  2.  Auflage  (XX,  517  S.  und  XXIV,  232  8.), 
Wien,  Manz.  Von  dem  «Kommentar  zum  preußischen  Stempel- 
steile  rgesetz**  von  Hummkl  und  Specht  ist  nun  endlich  nach  mehr- 
jähriger Pause  die  2.  Lieferung  erschienen,  die  den  Kommentar  zum 
Gesetze  selbst  zu  Ende  führt  (S.  225—421),  Berlin  1809,  J.  Guttentag. 
Schmidt  erläutert  rDaa  bayerische  Gesetz  über  die  Erbschaftssteuer 
in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom  11.  November  1899". 
2.  Auflage  (VI,  124  S.>,  München  1900,  C.  Beck.  Bartoszewicz 
behandelt  rDie  Erbschaftssteuer  im  internationalen  Rechte"  (73  S.», 
Lemberg  1899,  Seyfarth  &  Czajkowski. 

Kirchenrecht. 

Von  Lehrbüchern  erschienen  in  den  beiden  Berichtsjahren 
folgende:  Frantz,  „Lehrbuch  des  Kirchenrechts-*  (XII.  346  S.). 
Göttingen  1899,  Vandenhoeck  &  Ruprecht;  Gekiel,  ,.Reichs-  und 
reichsländisches  Kirchen-  und  Stiftungsrecht"*  (448  S.).  Strassburg 
1900.  F.  X.  le  Roux  &  Cie;  Gossner,  „Das  preussische  evangelische 
Kirchenrecht **  (VIII,  588  S.),  Berlin  1899,  J.  J.  Beine;  Gross, 
„Lehrbuch  des  katholischen  Kirchenrechts-,  3.  Auflage  (XIV,  434  S.), 
Wien  1899,  Manz  und  schliesslich  noch  Kir<henheim,  „Kirchenrecht  ** 
(XVI,  407  S.),  Bonn  1900,  Markus  &  Weber. 

Eine  Denkschrift  „Zur  Kodifikation  des  kanonischen  Rechts** 
gab  heraus  Laemmr  (VII,  223  S.),  Freibnrg  i.  B.  1899,  Herder. 
Hollwkck  hat  die  kirchlichen  Strafgesetze*1  zusammengestellt  (LI, 
386  S.),  Mainz  1899,  F.  Kirchheim.  Eck  schrieb  über  „Die  Begrün- 
dung der  kirchlichen  Mitgliedschaft  nach  kanonischem  und  bayrischen 
Recht*4  (IV,  144  S.),  Würzburg  1900,  Gnad  &  Co.  Geiger  liefert 
einen  Beitrag  zum  fränkischen  Kirchen-  und  Staatsrecht  in  seiner 
Schrift  „Die  Entstehung  des  Kirchenstaates  und  der  kuriale  Begriff 
Res  publica  Romanorum*'  (VII,  121  S.),  Breslau  1899,  M.  &  H. 
Marcus.  Juxu  behandelt  vom  historischen  und  rechtlichen  Stand- 
punkte aus  „Das  Gymnasium  zu  Zweibrücken  und  die  Zweibrüeker 
Kirchenschaffnei-  (19  8.),  Zweibrücken  1899,  F.  Lehmann.  Kimis« 
lässt  sich  ans  über  „Die  Aufstellung  der  Kirchen  -  Etats  und 
Rechnungen  nach  dem  für  die  Erzdiözese  Köln  geltenden  kirchlichen 
und  staatlichen  Rechte-*  (VIII,  218  8.),  Köln  1899,  Bachem.  Kley- 
roljvt  veranstaltete  eine  „Sammlung  kirchlicher  Erlasse,  Verordnungen 
und  Bekanntmachungen  für  die  Diözese  Münster**  (XV,  090  8.), 
Münster  1899,  Westfälische  Vereinsdruckerei.     Mkckkk  stellt  dar 
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..  Das  bayrische  Kirchenverinögensrecht"  (VIII.  370  S.),  Stuttgart 
Im!»!»,  F.  Enke.  Derselbe  bearbeitete  „Das  bayrische  Amortisations- 
r.cht  untl  seine  Hefornr  (loO  S.),  München  18!»!*,  C.  H.  Beck.  Als 
Vorläuferin  des  ersteren  Werkes  erschien  von  demselben  „Das 
Zehnt-  und  Bodenzinsrecht  in  Hävern-  (130  S.),  ►Stuttgart  181»!»,  F. 
Knke.  Derselbe  nimmt  das  Wort  zum  r Aufbesserungsrecht  und 
Anfbesserungspolitik  auf  dem  Gebiete  des  bayrischen  Pfründewesens" 
(IV,  84  S.),  l!»00.  ebenda,  Mk  iiki.  untersucht  rDie  rechtliche  Stellung 
der  Geistlichen  in  Württemberg  nach  reichs-  und  landesgesetzlichen 
Bestimmungen-4.  Xitzk  verbreitet  sich  über  ..Das  Diensteinkommen 
der  Geistlichen  in  der  evangelischen  Landeskirche  der  älteren  Pro- 
vinzen, nach  dem  Gesetz  vom  2.  Juli  18!»S  und  dem  Ausführungs- 
material erläutert-,  2.  Auflage  (VII.  130  S.),  Berlin  11*00,  C.  Hey- 
manns Verlag.  Pk'I'ki  behandelt  „Die  Geschichte  des  Placet  nach 
Zweck  und  rechtlicher  Ausgestaltung-1.  Es  ist  ein  Beitrag  zur 
Entwickelung  des  Kirchenstaatsrechts  (VII,  08  S.),  Sorau  18«»!* 
(Leipzig.  Buchhandlung  des  Vereinshauses).  Hikckkk  erörtert  „Die 
Grundsätze  reformierter  Kirchenverfassnng"  (VII,  208  S.),  Leipzig 
18!»!»,  Hirschfeld.  Kouks<iikii»t  hat  für  den  praktischen  Gebrauch 
erläutert  „Die  preussischeu  Pfarrbesohlungsgesetze  vom  2.  Juli  1S!>8 
mit  sämtlichen  Ausführungsbestimmnngen  der  kirchlichen  Zentral- 
behörden-, 2.  Auflage  (XII,  322  S.i,  ebenda,  Stutz  nimmt  Stellung 
zu  der  Frage,  „Was  bedeutet  der  Übergang  zum  Eherecht  des  bürger- 
lichen Gesetzbuchs  für  die  evangelische  Kirche,  insbesondere  Badens V" 
(30  S.),  Freiburg  i.  B.  18!»!»  (Tübingen,  J.  C.  B.  Mohr).  Thaxkr 
behandelt  in  zwei  Festreden  die  Themata  „Abälard  und  das  kano- 
nische Hecht."  und  „Die  Persönlichkeit  in  der  Eheschliessnngu  (r».r>  S.)t 
Grata  11*00,  Leuschner  &  Lnbensky.  Wolf  von  Gi.axwkll  ver- 
breitet sich  über  rDie  letztwilligen  Verfügungen  nach  gemeinem 
kirchlichen  Hechte"  (VI,  300  S.),  Paderborn  l!»00,  F.  Schöningh. 

Völkerrecht. 

Es  gehört  nachgerade  zu  den  .Seltenheiten,  wenn  ein  deutsches 
Buch  über  Völkerrecht  erscheint  oder  gar  ein  Lehrbuch  des  Völker- 
rechts eine  neue  Auflage  erlebt.  Diesen  Erfolg  errang  das  feine  Buch 
von  Himkk,  2.  Auflage  (XVI,  40!»  S.).  Stuttgart  18!»!»,  F.  Enke. 
Tkiktkl  stellt  „Völkerrecht  und  Laudesrecht"  gegenüber  (XII, 
4.V2  S.),  Leipzig  18!»!».  C.  IL  Hirschfeld.  Kurz  bespricht  Lammasch 
„Die  Fortbildung  des  Völkerrechts  durch  die  Haager  Konferenz" 
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(10  S.),  Stuttgart  1000,  J.  Roth.  Eine  wertvolle  Bereicherung  der 
völkerrechtlichen  Literatur  bildet  die  Abhandlung  von  Kaufmann, 
„Die  Rechtskraft  des  internationalen  Rechte  und  das  Verhältnis  der 
StaatsgeBetzgebung  und  der  Staatsorgane  dazuu  (VIII,  126  S.i, 
Stuttgart  1890.  F.  Enke.  Das  1000  erschienene  Werk  von  Frei- 
herr von  Stengkl,  „Die  Rechtsverhältnisse  der  deutschen  Schutz- 
gebiete" (IX,  230  S.),  Tübingen,  J.  C.  B.  Mohr,  ist  eine  sehr  ver- 
änderte und  verbesserte  Auflage  der  1805  erschienenen  Abhandlung 
des  Verfassers,  „Die  deutschen  Schutzgebiete,  ihre  rechtliche  Stellung, 
Verfassung  und  Verwaltung".  Prof.  Stukkk  hielt  einen  Vortrag 
über  das  Thema:  „Der  Schutz  des  deutschen  Handels  im  Seekriege1* 
(20  S.),  Greifswald  1000,  J.  Abel.  Zur  Frage  der  Seerechtsreform 
nimmt  das  Wort  W.  Hkinze  in  dem  Schriftchen:  „Die  Beschlagnahme 
der  deutschen  Postdampfer  durch  die  Engländer11  (VII,  05  S.),  Heidel- 
berg 1000,  C.  Winter. 
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Referent:  Dr.  Roberto  Kück, 

Legatlonssekretar  der  Dominikanischen  Republik.  Hamburg. 


Gesetzgebung  1899. 

Der  Nationalkongress  hat  im  Jahre  1899  seine  Sitzungen  vom 
27.  Februar  bis  zum  20.  Juni  ausgedehnt  und  ist  von  der  Exekutive 
zu  einer  ausserordentlichen  Sitzung  vom  12.  Juli  bis  zum  25.  August 
zusammenbcrnfen  worden.  Wenn  auch  wieder  eine  ganze  Anzahl 
Gesetze,  Dekrete  und  Resolutionen  verabschiedet  worden  sind,  ent- 
behren doch  die  einzelnen  des  allgemeinen  Interesses.  Es  wird 
deshalb  eine  Anführung  und  kurze  Inhaltsangabe  der  betreffenden 
Gesetze  und  Dekrete  genügen. 

Das  Verfahren  in  Ehesachen  ist  in  einigen  Punkten  abgeändert 
worden.  Die  Ley  sobre  divorcio  y  separaeion  de  cuerpo  y  bienes 
vom  2.  Juni  1*97,  die  in  dem  Jahrbuch  IV  S.  422  bis  430  aus- 
führlich besprochen  ist,  ist  mit  Modifikationen  am  1.  Juli  1899 
(Gaz.  Of.  Xo.  1:300)  neu  erlassen  worden. 

Das  erste  Pressgesetz,  la  Ley  sobre  la  libertad  de  imprensa, 
datierte  vom  10.  Mai  1840,  Coleecion  I.  No.  81,  und  ist  mit  Ab- 
änderungen am  2.  Oktober  1875,  Col.  VI.  No.  1402,  neu  publiziert 
worden.  Die  Bestimmungen  desselben,  einschliesslich  der  des  Straf- 
gesetzbuches in  den  Artikeln  28:j  bis  290  genügten  jedoch  schon 
seit  langer  Zeit  nicht  mehr.  Die  Versuche  aber,  ein  neues  Gesetz 
zu  geben,  sind  stets  gescheitert.  Am  4.  Mai  1898  (Gaz.  Of.  1310) 
ist  über  die  Rechtsgültigkeit,  des  Gesetzes  von  1875  und  über  die 
gesetzliche  Znlässigkeit  eines  Pressgesetzes  mit  Rücksicht  auf  die  im 
Artikel  11  der  Verfassung  gewährleistete  Pressfreiheit  eifrig  im 
Kongress  debattiert  worden.  Schliesslich  hat  die  Legislative  am 
10.  März  1899  ein  Decreto  relativo  u  la  Prensa  verabschiedet,  das 
am  'A.  Juni  1899  publiziert  worden  ist  (Gaz.  Of.  1290).  Es  richtet 
sich  hauptsächlich  gegen  politische  Zeitungen  und  Publikationen,  deren 
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Eigentümer  oder  Leiter  nach  Artikel  1  nnr  Dominikaner  sein  dürfen. 
Artikel  2  definiert,  was  unter  politischen  Publikationen  verstanden 
werden  soll.  Zur  Gründung  einer  solchen  Zeitung  bedarf  es  der  Er- 
laubnis der  Regierung.  Die  Eigentümer,  Redakteure  oder  Verfasser» 
ohne  deren  Namennennung  keine  Zeitung  erscheinen  darf,  werden  nach 
den  Artikeln  283  bis  200  des  Cödico  Penal  zur  Verantwortung  gezogen. 

Das  Unterrichtswesen  ist  neu  geordnet  worden.  Das  bisherige 
Schulgesetz  vom  25.  Juni  1805  (Gaz.  Of.  1100)  ist  modifiziert  und  die 
neue  Ley  General  de  Estudios  am  2G.  Juni  180V»  publiziert  worden. 
Sie  tritt  am  1.  September  desselben  Jahres  in  Kraft. 

Das  Gesetz  mit  seinen  114  Artikeln  zerfallt  in  15  Kapitel. 
In  den  ersten  vier  wird  die  Schulverwaltnng  geregelt,  Die  oberste 
Schulbehörde  setzt  sich  zusammen  aus  dem  Minister  der  Justiz  und 
des  öffentlichen  Unterrichts,  dem  Prälaten,  dem  Präsidenten  des 
höchsten  Gerichtshofes  und  zwei  Regierungsbeamten.  Die  Provinzial- 
schulbehörden  werden  von  dem  Gouverneur  der  Provinz,  von  dem 
Präsidenten  des  Provinzgerichtes,  dem  Vorsitzenden  und  dem  Syndikus 
des  Gemeinderates  und  einem  Priester  gebildet.  In  jeder  Kommune  liegt 
die  Aufsicht  bei  einer  Lokalkommission,  die  aus  dem  Gemeindechef,  dem 
Friedensrichter,  dem  Munizipalsyndikns  und  dem  Priester  besteht. 

In  der  Hauptstadt  ist  ein  Instituto  Profesional,  an  dem  Rechts- 
wissenschaft in  dreijährigem  Kursus  gelehrt  wird.  Das  medizinische 
Studium  umfasst  mit  der  praktischen  Ausbildung  fünf  Jahre.  Ferner 
wird  in  den  mathematischen  Wissenschaften,  in  der  Pharmazie  und 
in  der  Zahnheilkunde  unterrichtet. 

Neben  diesem  Instituto  Profesional  existiert  seit  dem  Jahre 
1848  das  Priesterseminar  für  die  theologischen  und  philosophischen 
Wissenschaften  und  für  kanonisches  Recht. 

In  der  Hauptstadt  und  in  Santiago  sind  Colegios  Centrales 
mit  fünfjährigen  Kursen.  Die  Lehrgegenstände  entsprechen  etwa 
denen  der  deutschen  Realschulen;  neben  dem  Französischen  und 
Englischen  wird  auch  im  Lateinischen  unterrichtet.  Die  Kosten 
werden  von  den  Stadtverwaltungen  getragen  und  zur  Hälfte  aus 
den  Einkünften  an  Gewerbesteuern  gedeckt, 

In  den  Provinzialhauptstädten  bestehen  höhere  Schulen  und 
in  den  Kommunen  Elementarschulen. 

Kapitel  VII  und  die  folgenden  handeln  über  die  Voraus- 
setzungen zu  den  verschiedenen  Lehrämtern.  Uber  die  Aufnahme  der 
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Schüler,  über  die  Prüfungen  in  den  verschiedenen  Schulen  und  über 
die  Schulinspektoren.    Kap.  XV  enthält  allgemeine  Bestimmungen. 

Das  Gewerbesteuergesetz,  Ley  de  Patentes  para  el  ano  1900, 
mit  dem  Tarif,  die  alljährlich  nach  Vorschrift  der  Verfassung  vom 
Kongress  zu  verabschieden  sind,  ist  am  2.  Juli  1899  mit  geringen 
Abänderungen  publiziert  worden  (Gaz.  <>f.  1298). 

Durch  Dekret  vom  27.  Juni  1899  ist  das  Dorf  Bajabonito  im 
Distrikt  Puerto  Plate  zum  Puesto  Cantonal  erhoben  worden,  da  es 
in  den  letzten  Jahren  sehr  zugenommen  hat,  besonders  seitdem  die 
Zentraleisenbahn  dort  eine  Haltestelle  hat  und  im  Jahre  1898  an 
Kakaobäumen  13000  und  an  Kaßeebäumen  91500  gezählt  worden 
sind.    Es  hat  zwei  Schulen  und  eine  Kirche  (Gaz.  Of.  1297). 

Ein  Dekret  vom  4.  Juli  1899  bestimmt,  dass  Reis  und  ge- 
wöhnliche Seife  von  Einfuhrzöllen,  jeder  Staats-  oder  Gemeindeab- 
gabe befreit  sind  (Gaz.  Of.  1298). 

Ein  Resuelve  vom  26.  April  1899  betrifft  das  Briefporto  im 
Inlande  (Gaz.  Of.  1288)  und  ein  solches  vom  6.  November  (Gaz. 
Of.  1316)  modifiziert  das  Dekret  vom  22.  Juni  1896,  indem  es  das 
Porto  für  Zeitungen  und  Drucksachen  im  Inlande  herabsetzt. 

Die  Ausfuhrzölle  sind  durch  Dekret  vom  13.  April  (Gaz.  Of. 
1286)  auf  einige  Artikel  erhöht  worden. 

Ein  Dekret  vom  16.  Juni  bestimmt,  dass  die  Importzölle  in 
amerikanischem  Golde  oder  in  Wechseln  gemäss  der  Vorschrift  vom 
15.  November  181*8  und  die  Gemeindeabgaben,  wenn  nicht  in  Gold, 
in  Silber-,  Nickel-  oder  Kupfermünzen  des  Landes,  6  Pesos  für 
1  Peso  Gold  gerechnet,  zu  zahlen  sind  (Gaz.  Of.  1295). 

Durch  Dekret  vom  16.  September  gestattete  die  provisorische 
Regierung  die  freie  Einführung  von  .mexikanischen  Silberpesos 
(Gaz.  Of.  1308). 

Ein  Resuelve  vom  4.  Mai  genehmigt  den  Verkauf  von  städti- 
schem Grundeigentum  der  Stadtgemeinde  Puerto  Plate  (Gaz.  Of.  1289). 

Ein  Resuelve  vom  14.  Juni  betrifft  den  Preis  von  Stempelpapier. 

Mit  Genehmigung  des  Kongresses  hat  auch  im  Berichtsjahre 
die  Regierung  eine  Anzahl  Konzessionen  erteilt:  so  im  April  zur 
Anlage  und  zum  Betriebe  einer  Ölfabrik  auf  25  Jahre  (Gaz.  Of.  1286); 
im  März  für  eine  Petroleumraffinerie  (Gaz.  Of.  1286);  und  auf  40  Jahre 
zur  Anlegung  einer  Landstrasse  und  zum  Betriebe  von  Verkehrsmitteln 
für  Personen  und  Güter  von  Molenillos  nach  Matanzas  (Gaz.  Of.  1286). 
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Im  Juni  ist  eine  Konzession  zur  Erbauung  der  Kanalisation 
der  Stadt  Azua  an  ütkko  Nulasi  o  auf  99  Jahre  erteilt  werden.  Der 
Unternehmer  verpflichtet  sich,  daiür  den  Staatsgebäuden  die  ;Kanali- 
sationsanlagen  und  deren  Unterhaltung  unentgeltlich  zu  liefern,  sowie 
mehrere  öffentliche  Brunnen  anzulegen.  Alle  erforderlichen  Mate- 
rialien sind  vom  Einfuhrzoll  befreit  (Gaz.  Of.  129K). 

Aus  demselben  Monat  datiert  die  Konzession  des  Gknako  Pkkkz 
für  30  Jahre  auf  fiskalischem  Gebiet  in  Matanzas  Plantagen  anzu- 
legen und  zum  Versand  der  Früchte  eine  Schifffahrtslinie  nach  den 
Vereinigten  Staaten  einzurichten.  Alle  Früchte,  mit  Ausnahme  der 
im  Artikel  9  aufgezählten,  wie  Kakao,  Kaffee  und  andere,  sind  vom 
Ausfuhrzoll  befreit.  In  Jahresfrist  muss  der  Anbau  erfolgen  und 
innerhalb  4  Jahren  eine  halbe  Million  Fruchtbäume  und  ebensoviel 
Kakaobäume  gepflanzt  sein.  Alle  nötigen  Maschinen  und  Bau- 
materialien sind  frei  vom  Importzoll. 

Ferner  ist  einer  Firma  die  Anlage  der  Hafenbanten  in  Romana  . 
übertragen  worden. 

Auf  Grund  des  Minengesetzes  vom  26.  Juni  1876,  wieder  ab- 
gedruckt in  der  Gaz.  Of.  1899,  No.  1311,  und  des  Ministerialerlasses 
vom  21.  Oktober  1881,  besprochen  im  Jahrbuch  V,  S.  637  f.,  sind  im 
Berichtsjahre  folgende  Minenrechte  erteilt  worden:  an  einer  Goldmine 
(Gaz.  Of.  1294)  und  an  einer  Gold-  und  Kupfermine  (Gaz.  Of.  1299), 
beide  an  einen  Franzosen  und  gelegen  bei  San  Cristobal;  ferner  an 
einer  Eisenmine  bei  la  Victoria  auch  an  einen  Franzosen  (Gaz.  Of.  1299). 

Zu  den  ausserordentlichen  Einkünften  der  Gemeinden  gehören 
die  Abgaben  auf  geistige  Getränke  und  Genussmittel.  Der  Gemeinde- 
vorstand der  Stadt  Santo  Domingo  hat  mit  Genehmigung  der  Re- 
gierung eine  diesbezügliche  Verordnung  am  17.  Februar  über  Be- 
steuerung geistiger  Getränke  erlassen  (Gaz.  Of.  1281).  In  gleicher 
Weise  ist  die  Gemeinde  San  Carlos  durch  Verordnung  vom  18.  März 
(Gaz.  Of.  1295)  vorgegangen.  Ebenso  hat  die  Stadtgemeinde  Santo 
Domingo  unter  dem  21.  Februar  mit  Genehmigung  der  Regierung 
Zigarren  und  Zigarretten  mit  einer  Kommunalabgabe  belegt  (Gaz. 
Of.  1287). 

Zu  erwähnen  ist  schliesslich  noch  eine  Baupolizeiverordnung, 
die  der  Gemein  de  vorstand  von  Santo  Domingo  am  31.  Januar  gemäss 
Art.  73  der  Verfassung  beschlossen  hat  und  die  von  der  Regierung 
am  4.  März  genehmigt  worden  ist  (Gaz.  Of.  1281). 


sr>4 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


Das  Strafg.'setzbnch  bedroht  in  seinem  Art.  471  Abs.  5  des 
vierten  Buches,  das  die  Übertretungen  behandelt,  allerdings  schon 
mit  Geldstrafe  die,  welche  den  Verkehr  auf  öffentlichen  Strassen 
stören  oder  seine  Sicherheit  mindern.  Die  neue  Verordnung,  die  zum 
Teil  eine  Erweiterung  dieser  strafgesetzlichen  Bestimmungen  ist, 
schreibt  vor,  dass  alle  Neubauten,  Umbauten,  Gartenanlagen  und 
dergl.  der  Genehmigung  des  Syndikus  (  vergl.  Jahrb.  V,  S.  634)  und 
des  Inspektors  der  öffentlichen  Bauten  bedürfen.  Sie  enthält  Vor- 
schriften über  die  einzuhaltende  Breite  und  Grösse  der  Strassen, 
Häuser,  Freitreppen  etc.  Diese  noch  unvollkommene  Verordnung  soll, 
wie  geplant  wird,  in  absehbarer  Zeit  durch  ein  Landesgesetz  ab- 
gelöst weiden. 

In  der  Regierung  ist  ein  Wechsel  eingetreten.  Am  26.  Juni 
1800  ist  Ulisk.i  Hki  kkai  x,  der  vierzehn  Jahre  lang  die  Republik 
als  Präsident  regiert  hat,  gestorben.  Verfassungsgemäss  übernahm 
.  der  Vizepräsident  der  Republik  Wkscksi.ao  Fkii  kkko  die  Präsident- 
schaft, der  aber  am  30.  August  mit  Rücksicht  auf  sein  hohes  Alter 
abdankte  (Gaz.  <)f.  1306).  Von  demselben  Tage  an  übte  gemäss 
Artikel  47  der  Verfassung  das  Gesamtministerium  die  Exekutive 
ans;  legte  sie  aber  nieder,  da,  bevor  der  neue  Präsident  gewählt 
war,  sich  eine  provisorische  Regierung  unter  Hokacio  Vasqkkz,  der 
ein  neues  Ministerium  ernannte,  bildete.  VAsyi  kz  berief  die  Urwähler 
für  die  Wahl  des  Präsidenten  und  Vizepräsidenten  der  Republik  auf 
den  6.  Oktober  1800.  Am  10.  November  wählten  die  Wahlkollegien 
Jian  IsniKo  Jimknks  zum  Präsidenten  und  Vasqukz  zum  Vize- 
präsidenten der  Republik.  An  demselben  Tage  trat  der  National- 
kongress  infolge  des  gemäss  Artikel  47  der  Verfassung  ergangenen 
Dekretes  vom  10.  September  zur  Prüfung  der  Wahlurkunden  und 
zur  Proklamation  der  Gewählten  nach  Vorschrift  des  Artikels  25 
der  Verfassung  zusammen.  Vor  diesem  Kongress  legten  der  neu- 
gewählte  Präsident  und  Vizepräsident  am  15.  November  ihre  Eide 
ab  (Gaz.  Of.  1317).  So  hat  sich  der  Regierungswechsel  ruhig  voll- 
zogen und  kann  von  Unruhen  und  Revolution  in  dem  MaJ'se,  wie 
besonders  nordamerikanische  Zeitungen  mit  Vorliebe  berichteten, 
nicht  die  Rede  sein. 
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Übersetzung:  vou  0.  Hellninthhäuser,  Syndikus  a.  D.,  Berlin. 

A.  Gesetzgebung. 

a)  1900. 

I.  Zivilrecht,  Handelsrecht  und  Prozessrecht. 

1.  Das  Gesetz  vom  14.  Februar  1900  ändert  den  Artikel 
1094  des  Code  civil  (J.  off.  17.  Februar).  Der  Artikel  1094  des 
Code  civil  regelt  den  frei  verfügbaren  Vermögensteil  der  Ehegatten 
und  bestimmt  die  Höhe  des  Erbteils,  den  ein  Ehegatte  dem  anderen 
zuwenden  kann  beim  Vorhandensein  von  Noterben:  Deszendenten  oder 
Aszendenten.  Das  Gesetz  vom  14.  Februar  1900  ändert  die  Höhe 
dieses  Erbteils  nur  gegenüber  Aszendenten,  nicht  gegenüber  Des- 
zendenten. — 

Unter  der  Herrschaft  des  Code  civil  war  die  Höhe  dieses  Erb- 
teils gegenüber  Aszendenten  grösser  zwischen  Ehegatten,  als  zwischen 
Fremden.  Der  Ehegatte,  welcher  einen  oder  mehrere  Aszendenten 
hinterliess,  konnte  dem  anderen  Ehegatten  ausser  dem  üblichen  durch 
Art.  915  festgesetzten  Erbteil  auch  noch  den  Niessbraueh  an  dem 
Erbteil  des  Aszendenten  hinterlassen.  Diese  Bestimmung  führte  zu 
dem  befremdenden,  von  allen  Rechtslehrern  beanstandeten  Resultate, 
dass  die  Aszendenten,  meist  bejahrte  Personen,  ein  rein  „platonisches"' 
Erbteil  erhielten,  da  ein  Niessbrauch  festgesetzt  war,  der  dem 
Schwiegersohn  oder  der  Schwiegertochter  zu  Gute  kam,  welche  um 
eine  Generation  jünger  waren.  Durch  diese  Bestimmung  konnte  der 
Erbteil  des  Aszendenten  tatsächlich  gleich  Null  werden. 

Das  Gesetz  vom  14.  Februar  beseitigt  diesen  llbelstand  und 
stellt  gegenüber  Aszendenten  den  frei  verfügbaren  Vermögensteil 
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unter  Ehegatten  und  unter  Fremden  vollständig  gleich:  jetzt  wird 
der  Erbteil  der  Aszendenten  wirklich  realisiert  werden. 

2.  Das  Gesetz  vom  12.  März  11>00  gegen  den  Missbrauch 
des  Kaufs  von  Börsenpapieren  auf  Kredit  (J.  off.  vom  18.  März)  be- 
zweckt den  Schutz  des  kleinen  Sparers  gegen  die  Verlockung  zu 
gewissen  Finanzoperationen  unter  dem  Namen  „Ventes  a  temperanient", 
Abzahlungskänfe.  Der  Titel  des  Gesetzes  bezeichnet  schon  seinen 
Zweck:  es  handelt  sich  keineswegs  um  das,  was  man  in  der  Börse 
Termingeschäfte  nennt,  die  durchaus  erlaubt  und  normal  sind  (Art.  7). 
Das  Gesetz  trifft  nur  die  ventes  ä  teniperament,  die  sich  auf  Wert- 
papiere beziehen  und  voraussetzen,  dass  der  Kaufpreis  in  kleinsten 
Raten  während  einer  längeren  Frist  gezahlt  wird.  Trotz  ihrer  Ge- 
fährlichkeit für  den  kleinen  Sparer  erkennt  das  Gesetz  die  Gültigkeit 
derartiger  Geschäfte  an,  macht  sie  aber  bei  Strafe  der  Nichtigkeit 
von  folgenden  strengen  Bestimmungen  abhängig:  1.  Über  das  Ge- 
schäft wird  eine  doppelte  Urkunde  aufgenommen,  und  jede  dieser 
Urkunden  muss  sich  auf  die  andere  beziehen.  2.  Jede  Urkunde  muss 
deutlich  in  vollen  Buchstaben  und  hervortretender  Schrift  enthalten: 
a)  den  Kurs  des  fraglichen  Papiers  an  der  Pariser  Börse;  b)  die 
Nummer  des  verkauften  Stückes;  c)  den  Gesamtkaufpreis  jedes  ver- 
kauften Papiers;  d)  den  Zinsfuss,  die  Frist  und  die  Bedingungen 
der  Zahlung.  3.  Die  Teilzahlung  darf  sich  nicht  über  mehr  als  zwei 
Jahre  erstrecken.  4.  Der  Verkaufer  darf  das  verkaufte  Stück  nicht 
aus  den  Händen  geben. 

Diese  verschiedenen  Bestimmungen  sollen  den  Käufer  genau 
aufklären,  die  Verpflichtungen,  die  er  übernimmt,  begrenzen  und  ihm 
den  demnächstigen  Besitz  des  gekauften  Papieres  sichern. 

Der  Art.  6  enthält  eine  letzte  Schutzbestimmung:  die  Geschäfte, 
welche  derartige  Verkäufe  von  Börsenpapieren  auf  Kredit  betreiben, 
dürfen  in  ihrer  Firma  das  Wort  „Sparkasse"  nicht  führen,  um  jeden 
Irrtum  auf  Seiten  des  Käufers  auszuschliessen. 

3.  Das  Gesetz  vom  7.  April  1900  über  die  Höhe  der  ge- 
setzlichen Zinsen  (J.  off.  10.  April)  mindert  den  früheren  Zinsfuss 
der  gesetzliehen  Zinsen  um  ein  Prozent,  während  Vertragszinsen 
nicht  berührt  werden.  Der  gesetzliche  Zinsfuss  beträgt  heute  4°0 
im  Zivilrecht.  5%  im  Handelsrecht  (Art.  2).  Das  ist  auf  dem  Ge- 
biete der  Gesetzgebung  die  Folge  einer  wirtschaftlichen  Erscheinung: 
des  Fallens  des  Zinsfusses. 
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Die  Gerichtspraxis  gewährte  früher  dem  Gläubiger  höhere 
Zinsen,  wenn  der  Verzug  auf  einem  Verschulden  des  Schuldners  be- 
ruhte: in  diesem  Falle  lag  ein  doppelter  Grund  für  Schadensersatz 
vor,  der  eine  stützte  sich  auf  Art.  1158.  der  andere  auf  Art.  1382. 

Das  Gesetz  vom  7.  April  1900  bestätigt  diese  Gerichtspraxis 
und  erklärt  mit  Abänderung  des  Art.  1158,  dass  der  Gläubiger, 
dessen  Schuldner  böswillig  einen  Schaden  durch  seinen  Verzug  ver- 
ursacht, Schadensersatz  erhält  in  einem  Zinsfusse,  der  verschieden 
ist  von  den  Verzugszinsen  der  Forderung. 

Schliesslich  erfordert  der  Art.  1153  für  den  Beginn  der  Ver- 
zugszinsen die  Klagerhebung.  Darin  lag  bei  Geldsummen  eine  strenge, 
wenig  gerechtfertigte  Bestimmung:  das  neue  Gesetz  bestimmt,  dass 
die  Verzugszinsen  mit  dem  Tage  der  Mahnung  oder  der  Klagerhebung 
zu  laufen  beginnen.  — 

4.  Ein  Gesetz  vom  11.  Mai  1900  (J.  off".  13.  Mai)  ändert 
den  Art.  69  des  Code  de  Procedura  civile.  Nach  den  Bestimmungen 
des  Art.  69  §  9  mnssten  die  Zustellungen  an  Personen,  die  nicht  in 
Frankreich  oder  Algerien  wohnten,  bei  der  Staatsanwaltschaft  an  dem 
zuständigen  Gerichte  zugestellt  werden.  In  dem  Falle,  wo  die  be- 
treffenden in  einer  französischen  Kolonie  wohnten,  übergab  der  Pro- 
cnreur  die  Zustellung  dem  Kolonialminister,  der  es  an  die  Gerichte 
der  Kolonie  weiter  gab;  falls  sie  auswärts  wohnten,  wurde  die  Zu- 
stellung durch  den  Procurenr  dem  Minister  des  Auswärtigen  über- 
mittelt, der  sie  auf  diplomatischem  Wege  weitergab.  — 

Das  neue  Gesetz  ändert  den  ersten  Fall  und  erlaubt  dem 
Procureur  der  Republik,  die  Kopie  der  Zustellung  direkt  an  die 
Kolonialgerichte  zu  senden.  Die  Reform  bezweckt  hauptsächlich  eine 
Entlastung  der  Bureaus  des  Kolonialministers. 

5.  Das  Gesetz  vom  17.  Mai  1900  ergänzt  die  Bestimmungen 
des  Gesetzes  vom  8.  Juni  1893  über  gewisse  Akte  des  Standesamts 
und  über  Soldatentestamente. 

Der  Art.  1  setzt  eine  Frist  von  10  Tagen  statt  der  dreitägigen 
fest  für  die  Anmeldung  von  Geburten  während  eines  Krieges.  — 
Der  Art.  2  ändert  die  Art.  981  und  982  des  Code  civile  und  ge- 
stattet den  Militärärzten  —  und  nicht  mehr  allein  den  höheren 
Offizieren  und  Intendanturbeamten  —  ein  Soldatentestament  entgegen- 
zunehmen, und  erlaubt  den  Kriegsgefangenen,  militärisch  zu  testieren, 
d.  h.,  die  Schwierigkeiten  für  einen  Kriegsgefangenen,  sich  an  einen 


S58 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


fremden  nftenfliclien  Beamten  wenden,  sich  rcrstilndlicli  machen  und 
die  Kosten  zahlen  zu  müssen,  fallen  fort. 

Schliesslich  regeln  die  Art.  3  und  4  die  Bedingungen  der 
Adoption  im  Kriege,  welche  die  altere  Gesetzgebung  nicht  vorge- 
sehen hatte,  obgleich  gerade  im  Felde  die  Bedingung  des  Art,  345 
des  Code  civil  sich  verwirklichen  kann,  dass  der  zu  Adoptierende  dem 
Adoptierenden  das  Leben  gerettet  hat. 

6.  Ein  Gesetz  vom  1.  Dezember  1900  (J.  off.  4.  Dezember) 
erlaubt  den  Krauen,  die  Licentiatinnen  des  Hechts  sind,  den  Ad- 
vokateneid zu  leisten  und  dies  Ge werbe  auszuüben. 

Durch  Urteil  vom  30.  November  1897,  welches  lebhafte  Kon- 
troversen hervorrief,  hatte  der  Appellhof  von  Paris  einer  Licentiatin  ver- 
weigert, sie  zum  Advokateneide  zuzulassen.  Das  neue  Gesetz  erlaubt 
dagegen,  den  vorgeschriebenen  Eid  zu  leisten  und  die  Advokatur 
auszuüben  unter  den  gewöhnlichen  Bedingungen,  allerdings  ohne  dass 
die  Advokat  in  das  Richteramt  als  Suppleant  (in  Stellvertretung  des 
Richters)  ausüben  kann,  wie  dies  das  Gesetz  vom  22.  Ventöse  dem 
Advokaten  gestattet. 

II.  Strafrecht. 

1.  Ein  Gesetz  vom  19.  April  1900  ändert  die  Art,  423, 
424,  439  und  532  des  Code  d'Instrnetion  criminelle.  —  Früher  mussten 
alle  Bernfungen  gegen  Urteile  und  Beschlüsse  im  Strafprozess  dem 
Justizministerium  vorgelegt  werden,  als  einem  Mittelgliede  zwischen 
den  Staatsanwaltschaften  und  dem  Kassationshofe.  Es  war  dies  eine 
blosse  Formalität,  denn  bei  der  Kürze  der  Frist  konnte  die  Kanzlei 
das  Verfahren  nicht  prüfen.  Das  neue  Gesetz  hebt  dies  auf  und  ge- 
stattet den  Staatsanwaltschaften  im  Falle  der  Berufung  direkt  die 
Sache  beim  Generalprocureur  am  Kassationshofe  anzubringen. 

2.  Ein  Gesetz  vom  11.  Juli  1900  modifiziert  das  Gesetz 
vom  5.  August  1899  über  die  Strafregister  und  die  Rehabilitation 
von  Rechts  wegen. 

Das  Gesetz  vom  5.  August  1899  regelte  die  Einrichtung  des 
Strafregisters;  das  neue  Gesetz  fügt  gewisse  Modifikationen  hinzu 
über  die  Löschung  der  Eintragungen  in  das  Strafregister  und  die 
Benachrichtigungen  an  die  Parteien. 

Das  Gesetz  von  1899  (Art.  8  No.  1)  liess  aus  der  Liste  No.  3 
ein  Jahr  nach  Verbüssung  der  Strafe  die  einmalige  Verurteilung  zu 
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weniger  als  6  Tagen  Gefängnis  oder  25  Frs.  oder  zu  diesen  beiden 
Strafen  zusammen  verschwinden,  mit  Ausnahme  der  Strafen,  die  eine 
politische  oder  zivilrechtliche  Inkapazität  nach  sich  ziehen.  Tat- 
sächlich zieht  aber  jede  Verurteilung  zu  Gefängnis  die  Unfähigkeit, 
Geschworener  zu  sein,  nach  sich:  die  milde  Bestimmung  des  Gesetzes 
von  1899  war  also  ein  leeres  Wort.  Das  neue  Gesetz  beseitigt  die 
Ausnahme  betreffs  der  Strafen,  die  bürgerliche  oder  politische  In- 
kapazität nach  sich  ziehen;  alle  Verurteilungen  zu  den  fraglichen 
Strafen  werden  von  Rechts  wegen  nach  Ablauf  einer  gewissen  Frist 
in  dem  Strafregister  gelöscht;  dagegen  ist  diese  Löschnngsfrist  ver- 
längert, sie  ist  zweijährig,  anstatt  früher  einjährig. 

Gleichzeitig  ändert  das  Gesetz  von  1900  im  günstigen  Sinne 
für  den  Bestraften  den  Anfangspunkt  für  die  Frist  der  Löschung 
und  folglich  der  gesetzlichen  Rehabilitation  bei  Geldstrafen. 

III.  Verwaltungs-  und  Finanzgesetzgebung. 

1.  Im  Gesetze  vom  13.  April  1900,  welches  das  Budget  des 
Rechnungsjahres  von  1900  feststellt,  sind  besonders  die  Artikel  19 
bis  22  zu  beachten,  welche  der  Verwaltung  die  Revision  des  Katasters 
erleichtern;  sie  begünstigen  einerseits  die  Ausführung  der  Arbeiten, 
der  Vermessung  und  des  Nivellements  bei  nötigen  Katasteraufnahmen, 
und  Bichern  andererseits  die  Erhaltung  der  Markzeichen  und  Signale, 
die  bei  diesen  Arbeiten  aufgestellt  werden.  Wir  heben  noch  den 
Art.  24  hervor,  welcher  die  Frist  für  die  Berufung  an  den  Conseil 
d'Etat  von  3  Monaten  auf  2  Monate  verkürzt,  und  den  Art.  25, 
welcher  einer  bestimmten  Anzahl  von  noch  nicht  besoldeten  stell- 
vertretenden Richtern  Gehalt  zubilligt. 

2.  Das  Gesetz  vom  7.  Juli  1900  (J.  off.  8.  Juli)  über  die 
Kolonialarmee  beruht  auf  zwei  Hauptprinzipien: 

a)  Unterstellung  der  Kolonialtruppen  unter  das  Kriegsministerium 
Früher  standen  dieselben  auf  Grund  alter  Tradition  unter  dem 
Marineministerinm.  Als  18*9  das  Unterstaatssekretariat  für 
Kolonieen  gegründet  wurde  und  1894  das  Kolonialministerium, 
wagte  man  nicht,  die  Kolonialarmee  dem  Marineministerium  voll- 
ständig zu  nehmen,  und  begnügte  sich  damit,  dem  Kolonial- 
ministerium die  Organisation  des  Verwaltungsdienstes  bei  diesen 
Truppen  zu  tibertragen.  Nach  lebhaften  Kontroversen  teilte 
das  Gesetz  von  1900  die  Kolonialarmee  dem  Kriegsministerium 
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zu,  Hess  aber  dem  Kolonialininisterium  einen  Teil  der  Militär- 
verwaltung; hier  liegt  ein  unangenehmes  Überbleibsel  vor  aus 
dem  alten  Zwiespalt,  dessen  Schädlichkeit  wir  schon  berührten, 
b)  Autonomie  der  Kolonialtruppen,  die  getrennt  sind  von  der 
Hanptarmee.  Zwei  Mittel  dienen  dazu,  diese  Autonomie  zu 
sichern.  Im  Kriegsministerinm  ist  eine  besondere  Abteilung  für 
die  Kolonialarmee  errichtet  ;  fei  ner  sind  die  Kosten,  die  sie  ver- 
ursacht, Gegenstand  zweier  Sektionen,  die  getrennt  sind  vom 
Budget  des  Krieges  und  der  Kolonieen. 

An  der  Spitze  der  Kolonialtruppen  steht  ein  grosser  General- 
stab („etat  major  general"),  zusammengesetzt  aus  Brigade-  und 
Divisionsgenerälen.  Französische  und  eingeborene  Elemente  sind 
vertreten,  von  europäischen  Avanzierten  unterstützt,  deren  Er- 
gänzung durch  ein  älteres  Gesetz  vom  80.  Juli  1893  geregelt  ist. 
Eine  gewisse  Zahl  von  Erlassen  und  Verwaltungsvorschriften 
sind  vorgesehen,  um  die  Ausübung  dieses  Gesetzes  zu  sichern  und 
seine  Anwendung  durchzusetzen  in  den  sehr  verschiedenen  Gegenden, 
wo  es  wirken  soll. 

3.  Das  Gesetz  vom  17.  Juli  15*00  (J.  off.  19.  Juli)  regelt 
die  Bildung  einer  section  temporaire  für  Verwaltungsstreitsachen 
beim  Conseil  d'Etat,  deren  Einrichtung  jetzt  bestimmt  ist. 

Andererseits  dehnt  das  Gesetz  prinzipiell  die  den  Privatleuten 
günstige  Vorschrift  im  Art.  7  des  Dekrets  vom  2.  November  1864 
auf  alle  Fälle  aus,  wo  die  Verwaltungsbehörde  schweigt.  Das  Still- 
schweigen einer  Verwaltungsbehörde  während  4  Monate  steht  künftig 
einer  abweisenden  Entscheidung  gleich,  gegen  welche  die  Berufung 
an  dem  Conseil  d'Etat  zulässig  ist,  während  früher  in  der  Mehrzahl 
der  Fälle  der  Privatmann,  der  durch  das  Stillschweigen  der  Behörde 
litt,  in  Ermangelung  einer  positiven  Vorschrift  sein  Recht  nicht 
ausserhalb  der  Verwaltnngsgerichte  geltend  machen  konnte. 

4.  Das  Gesetz  vom  27.  Juli  1900  (J.  off.  7.  August)  über 
die  tarifs  hypothecairs  umfasst  eine  ganze  Reihe  von  Bestimmungen, 
besonders  im  Gebiete  des  Hypothekenrechts,  auf  deren  Einzelheiten 
wir  nicht  eingehen  können.  Dieses  Gesetz  enthält  eine  wirkliche 
Entlastung  des  Grundeigentums,  indem  es  die  fiskalischen  Abgaben 
aufhebt,  welche  eigentlich  progressive  Steuern  sind. 

5.  Ein  Gesetz  vom  29.  Dezember  1900  (J.  off.  20.  Dezember) 
betrifft  die  Besteuerung  der  Getränke.    Dieses  Gesetz,  seit  langen 
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Jahren  beraten,  führte  schliesslich  zu  einem  Vergleich  zwischen  den 
Weinbauern  einerseits,  nnd  den  „ Weinbrennern",  d.  h.  den  Bauern, 
welche  die  Weine  und  Obstweine,  die  sie  ausschliesslich  selber  ernten, 
auch  selbst  zu  Alkohol  verarbeiten. 

Es  führt  zu  beträchtlichen  Abänderungen  a)  für  das  fiskalische 
Regime  der  Weine  und  hygienischen  Getränke;  b)  für  das  fiskalische 
Regime  des  Alkohols;  c)  für  die  Lage  der  Weinbauern. 

a)  Die  Weine  und  hygienischen  Getränke  sind  entlastet.  Die  alte 
Schanksteuer  und  die  Eingangszölle,  die  taxe  unique  und  die 
taxe  reniplayante,  die  an  ihre  Stelle  treten  konnten,  sind  auf- 
gehoben; es  bleibt  nur  eine  Umsatzsteuer  (1  Frs.  pro  Hektoliter 
Wein). 

b)  Zum  Ersatz,  um  die  Lücke  zu  füllen,  die  durch  die  Entlastung 
der  hygienischen  Getränke  entstand,  wurde  die  Verbrauchssteuer 
bei  dem  Branntwein  etc.  auf  220  Frs.  pro  Hektoliter  (an  Stelle 
von  156  Frs.)  erhöht;  ausserdem  trifft  den  Alkohol  bei  seiner 
Einführung  in  die  Städte  eine  Einfuhrsteuer,  die  bis  zu  30  Frs. 
pro  Hektoliter  gehen  kann  in  Städten  mit  mehr  als  4000  Ein- 
wohner. Durch  diese  Massregeln  will  man  die  Trunksucht  be- 
kämpfen. 

c)  Gewisse  Sorten  Alkohol  sind  frei  von  der  Verbrauchssteuer: 
diejenigen,  welche  von  den  n Weinbrennern"  hergestellt  werden. 
Es  existiert  für  diese  ein  Privileg,  andere  nennen  es  ein  Recht, 
welches  das  neue  Gesetz  nicht  beseitigt  hat,  sondern  welches 
es  nur  regelt.  Die  Freiheit  von  der  Verbrauchssteuer  nutzt 
nur  gewissen  Weinbauern,  welche  ganz  kleine  Destillierapparate 
haben;  sie  setzt  den  Verbranch  des  gewonnenen  Alkohols  an 
Ort  und  Stelle  voraus;  durch  die  Tatsache  des  Transports  der 
Flüssigkeit  unterwirft  sich  der  Weinbauer  den  allgemeinen  Be- 
stimmungen: die  Ausnahme  existiert  tatsächlich  nur  für  den 
Alkohol,  der  zum  Eigengebrauch  bestimmt  ist. 

6.  Das  Gesetz  vom  31.  Dezember  1900  (J.  off.  1.  Januar  1001) 
ermächtigt  die  Stadt  Paris,  direkte  und  indirekte  Steuern  auf  die 
hygienischen  Getränke  zu  legen,  zum  Ersatz  für  die  Accise. 

Das  Gesetz  vom  20.  Dezember  1897  beschränkte  die  Verbrauchs- 
steuern welche  die  Gemeinden  früher  bei  Weinen  und  hygienischen  Ge- 
tränken hatten;  diese  Einnahmequellen  konnten  ersetzt  werden  durch 
Nachsteuern  auf  Alkohol  und  durch  verschiedene  direkte  Steuern.  Ge- 
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setze  von  1*98  und  1899  hatten  die  Frist  verlängert,  die  den  Gemeinden 
für  diese  Umwandlung  gesetzt  war.  Das  Verschleudern  der  Weine 
im  Jahre  1900  beschleunigte  die  Reform  und  die  Steuern,  welche 
der  Magistrat  iConseil  municipal)  von  Paris  vorschlug,  wurden  durch 
das  gegenwärtige  Gesetz  angenommen.  Die  meisten  der  fraglichen 
Stenern  betreffen  das  bebaute  Grundeigentum. 

IV.  Industrielle  und  landwirtschaftliche  Gesetzgebung. 

1.  Das  Gesetz  vom  30.  März  1900  (J.  off.  31.  März)  ändert 
das  Gesetz  vom  2.  November  1892  über  die  Arbeit  der  Kinder,  der 
minderjährigen  Mädchen  und  der  Frauen  in  den  Fabriken. 

Hei  den  früheren  Bestimmungen  tadelte  man  ihre  ausserordent- 
liche Kompliziertheit  :  sie  setzten  10  Stunden  täglich  fest  für  Kinder 
unter  13  Jahren;  11  Stunden  für  Frauen  und  Knaben  von  13  bis 
18  Jahren;  12  Stunden  für  Erwachsene.  Oft  fordert  aber  ein  und 
dieselbe  Arbeit  das  gleichzeitige  Zusammenwirken  dieser  verschiedenen 
Arbeiterklassen;  das  Gesetz  war  unanwendbar  und  die  Überwachung 
seitens  der  Fabrikinspektoren  tatsächlich  unausführbar.  —  Das  Gesetz 
von  1900  setzt  eine  einheitliche  Dauer  für  die  Arbeit  aller  fest: 
die  höchste  Arbeitszeit  für  alle,  auf  11  Stunden  bestimmt,  fällt 
mit  zwei  zu  zwei  Jahren  auf  10l/«2  und  10  Stunden.  Das  Gesetz 
findet  auf  alle  Etablissements  Anwendung,  die  ein  gemischtes  Personal 
beschäftigen;  es  befasst  sich  nur  nicht  mit  denjenigen,  welche  allein 
Erwachsene  beschäftigen;  diese  bleiben  den  früheren  gesetzlichen 
Bestimmungen  unterworfen. 

2.  Das  Gesetz  vom  4.  Juli  1900  (J.  off.  9.  Juli),  betreffend 
die  Gründung  von  landwirtschaftlichen  Gesellschaften  oder  Ver- 
sicherungskassen auf  Gegenseitigkeit,  will  das  Prinzip  der  Gegen- 
seitigkeit in  der  Landwirtschaft  fördern  und  dieselbe  schützen  gegen 
die  verschiedenen  Unfälle,  deren  sie  ausgesetzt  ist:  Hagelschlag, 
Viehseuchen,  Baumkrankheiten  etc.  Das  Gesetz  erlaubt  —  was 
früher  verboten  war  —  die  Gründung  von  landwirtschaftlichen 
Gesellschaften  oder  Kassen  auf  Gegenseitigkeit,  ohne  dass  dieselben 
an  die  gewöhhnlichen  Verpflichtungen  gebunden  sind,  welche  Ver- 
sicherungsgesellschaften sonst  haben:  sie  können  sich  konstituieren 
einfach  auf  Grund  der  Bestimmungen  des  Gesetzes  von  1884  über 
die  Berufsgenossenschaften  und  geniessen  gewisse  fiskalische  Ver- 
günstigungen. 
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3.  Das  Dekret  vom  17.  September  1900  (J.  off.  18.  Sep- 
tember) ordnet  die  Arbeitsräte  („conseils  du  travail").  Diese  sind 
wesentlich  beratende  Körperschaften,  deren  Rolle  sich  beschränkt  auf 
Erteilen  von  Ratschlägen,  Mitarbeiten  an  Untersuchungen,  Erstatten  von 
Berichten  an  die  Verwaltungsbehörden  Uber  die  Leitung  der  Arbeit. 
Der  interessanteste  Punkt  in  dieser  Organisation,  der  zu  lebhaften 
Diskussionen  und  sogar  zu  einem  Gesetzvorschlag  Beken<,kkh  an  den 
Senat  Veranlassung  gab,  ist  das  Wahlsystem  für  diese  conseils. 

Sie  werden  bei  der  Abstimmung  zugleich  korporativ  und 
„plural"  gewählt:  korporativ,  insofern  als  Wähler  nur  die  Arbeiter 
oder  Arbeitgeber  der  Genossenschaft  sind,  mit  Ausschluss  aller 
nicht  zur  Genossenschaft  gehörigen  Arbeitern;  „plural",  insofern  als 
die  Zahl  der  Stimmen  einer  jeden  Genossenschaft  mit  der  Zahl 
ihrer  Mitglieder  sich  ändert  (1  Stimme  auf  25  Mitglieder  für  die 
Arbeiter-Genossenschaften;  1  Stimme  auf  10  Mitglieder  für  die 
Genossenschaften  der  Arbeitgeber). 

4.  Das  Gesetz  vom  29.  Dezember  1900  (J.  off.  31.  Dezember) 
trifft  Bestimmungen  über  die  Arbeit  der  Frauen  in  Magazinen, 
Läden  und  anderen  ähnlichen  Lokalen.  Es  schreibt  vor,  dass  in 
derartigen  Lokalen,  in  denen  die  Waren  dem  Publikum  durch 
weibliches  Personal  verkauft  oder  angeboten  werden,  in  jedem  Räume 
eine  Anzahl  Sitze  vorhanden  sein  müssen  entsprechend  der  Anzahl 
der  beschäftigten  Frauen,  bei  einer  Geldstrafe  für  die  zuwider- 
handelnden Eigentümer  etc.  Geschäfte. 

b)  1901. 
I.  Zivilprozess. 

Das  Gesetz  vom  10.  Jnli  1901  (J.  off.  vom  12.  Juli)  ändert 
das  Gesetz  vom  21.  Januar  1891  über  die  Armenrechtsbewillignng. 
Es  dehnt  dies  Vorrecht  selbst  auf  juristische  Personen  ans,  wie  Ein- 
richtungen von  öffentlichem  Nutzen  oder  Privatgesellschaften  für 
Wohltätigkeit,  deren  Mittel  nicht  ausreichen  und  lässt  es  zu  vor  allen 
Zivil-  oder  Verwaltuugsgerichten,  selbst  für  Akte  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  (Art.  1). 

Ferner  findet  das  Armenrecht  von  Rechts  wegen  Ausdehnung 
auf  Akte  der  Zwangsvollstreckung  in  Sachen,  für  welche  es  gewährt 
war  (Art,  2). 
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U.  Zivilrecht. 

Das  Gesetz  vom  29.  November  1901  (J.  off.  vom  30.  No- 
vember) verleiht  den  französischen  diplomatischen  und  Konsular- 
beamten im  Auslande  das  Recht,  die  Eheschliessung  zwischen  einem 
Franzosen  und  einer  Ausländerin  vorzunehmen. 

Indessen  nur  in  den  durch  Dekret  des  Präsidenten  der  Republik 
(Art.  170  Code  civil  geändert)  bestimmten  Ländern. 

Durch  Dekret  vom  29.  Dezember  1901  (J.  off.  vom  4.  Januar 
1902)  sind  folgende  Länder  bestimmt:  Türkei,  Persien,  Egypten, 
Marokko,  Maskat,  Siam,  China  und  Korea. 

III.  Strafrecht. 

1.  Das  Gesetz  vom  2.  April  1901  (J.  off.  vom  4.  April) 
ändert  den  Art,  200  des  Code  de  justice  militaire. 

Dieses  Gesetz,  wie  einige  andere  noch  anzuführende,  bezweckt, 
das  Militärstrafgesetz  von  18'>7  au  den  Fortschritten  der  modernen 
Gesetzgebung  Teil  nehmen  zu  lassen. 

Unter  diesen  Fortschritten  ist  die  Anrechnung  der  Unter- 
suchungshaft auf  die  Daner  der  Strafe  zu  nennen,  wie  dies  durch 
Gesetz  von  1892  für  das  gewöhnliche  Strafrecht  ermöglicht  wurde. 
Schon  das  Gesetz  vom  9.  April  1898  hatte  diese  Reform  für  das 
Marinestrafrecht  übernommen.  Sie  ist  auf  das  Strafgesetz  für  die 
Landarmee  durch  das  Gesetz  vom  2.  April  1901  ausgedehnt. 

Das  Gesetz  bestimmt,  dass  die  Untersuchungshaft,  auf  welche 
eine  Verurteilung  zu  einer  Freiheitsstrafe  folgt,  voll  angerechnet 
werden  soll  auf  die  Strafe,  wenn  nicht  das  Gericht  durch  spezielle, 
motivierte  Anordnung  diese  Vergünstigung  ganz  oder  teilweise  aus- 
schliesst.  Was  die  Untersuchungshaft  zwischen  dem  Tage  des  Urteils 
und  dem  Moment,  wo  die  Strafe  zu  laufen  beginnt,  betrifft,  so  ist 
diese  in  folgenden  Fällen  immer  anzurechnen: 

a)  wenn  der  Verurteilte  kein  Rechtsmittel  gegen  das  Urteil  einlegt, 

b)  wenn  trotz  des  Rechtsmittels  die  Strafe  in  Kraft  bleibt. 

2.  tiesetz  vom  19.  Juli  1901  (J.  off.  vom  21.  Juli  1901). 
Wie  das  vorige,  hat  auch  dieses  Gesetz  den  Zweck,  den  Militär- 

und  Marinegerichten  zu  gestatten,  mildernde  Umstände  bei  den  rein 
militärischen  Delikten  anzunehmen,  für  welche  die  Militärstrafgesetze 
diese  nicht  vorsehen. 

Wenn  die  erkannte  Strafe  zu  den  im  Code  penal  des  gewöhn- 
lichen Rechts  aufgezählten  Strafen  gehört,  wird  der  Art,  403  des 
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Code  penal  angewandt.  Eine  reine  einfache  Anwendung  des  ge- 
wöhnlichen Rechts. 

Im  Falle  der  Anwendung  rein  militärischer  Strafen  ist  die 
Milderung  der  Strafe  folgenderniassen  bewirkt: 

Bei  der  Todesstrafe  ohne  Degradation  wendet  das  Kriegsgericht 
die  Strafe  der  travaux  public*  auf  5  bis  10  Jahre  an. 

Wenn  der  Verurteilte  Offizier  ist,  so  ist  die  Strafe  Absetzung 
nnd  5  Jahre  Getängnis. 

Wenn  die  Strafe  in  Degradation  besteht,  wendet  das  Gericht 
Gefängnis  von  3  Monaten  bis  zu  2  Jahren  an  und  Absetzung,  wenn 
der  Verurteilte  Offizier  ist. 

Wenn  die  Strafe  in  Verurteilung  zu  travaux  publica  besteht, 
wendet  das  Gericht  Gefängnis  von  2  Monaten  bis  zu  5  Jahren  an. 
Im  Falle  einer  Gefängnisstrafe  kann  das  Gericht  auf  eine  Strafe  von 
1  Tage  herabgehen,  ohne  aber  Geldstrafe  substituieren  zu  dürfen. 

3.  Gesetz  vom  31.  Juli  11»01  (J.  oft-,  vom  0.  September  1901). 
Aus  demselben  Prinzip  dehnt  dieses  Gesetz  die  mildernden 

Umstände  nach  Art.  403  der  Code  penal  auf  Delikte  in  der  Marine  ans. 

Auch  die  Möglichkeit  des  Strafaufschubs  unter  den  Bedingungen 
des  Gesetzes  vom  20.  März  1891  findet  hier  statt, 

4.  Dekret  vom  9.  Oktober  1901  (J.  off.  vom  24.  Oktober) 
über  die  den  zu  Zuchthausstrafe  Verurteilten  und  den  entlassenen 
Sträflingen  zu  gewährenden  Landanweisungen. 

Dieses  Dekret  ändert  das  Dekret  vom  18.  Januar  1898. 

Den  Deportierten  (zu  Zuchthausstrafe  Verurteilten  während 
des  Laufes  der  Strafe),  wenn  sie  der  1.  Klasse  angehören  und  eine 
genügende  Barschaft  haben,  und  den  entlassenen  Sträflingen  (die  zu 
mehr  als  8  Jahr  Zuchthaus  verurteilt  waren  und  nach  Verbüssung 
der  Strafe  in  der  Kolonie  bleiben  müssen)  kann  Land  angewiesen 
werden,  wenn  sie  bei  der  Depotkasse  oder  Sparkasse  der  Verwaltung 
ein  Garantiedepot  nicht  unter  hundert  Franks  hinterlegen  (Art,  1). 

Die  Anweisung  erfolgt  nach  persönlicher  Entscheidung  des 
Gouverneurs  der  Kolonie,  gegen  Zahlung  einer  jährlichen  dauernden 
Pacht  von  10  bis  20  Frs.  pro  Hektar  (Art.  2  bis  3). 

Die  Fläche  jeder  Anweisung  variiert  zwischen  3  bis  20  ha.  — 
Wenn  aber  eine  mit  dem  Deportierten  oder  Entlassenen  zusammen- 
wohnende Person  das  Alter  von  10  Jahren  erreicht,  wird  eine  er- 
gänzende Anweisung  gewährt  von  3  bis  10  ha  (Art.  8). 
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'Will  der  Deportierte  oder  Entlassene  ein  Handwerk  betreiben, 
so  darf  die  Flüche  nur  10  bis  20  a  betragen  (Art.  9). 

Jedem  Konzessionierten  wird  eine  erste  Lieferung  von  zurück- 
zugebendem Ackergerät,  Bettzeug  und  Kleidungsstücken  gewährt, 
ebenso  wie  eine  Kation  von  Lehensmitteln  auf  6  Monate  (Art.  10  u.  11). 

Verwaltung  des  Bodens.  —  Die  Zuweisung  ist  zunächst  provi- 
sorisch, kann  aber  definitiv  werden. 

a)  Provisorische  Zuweisung.  Der  Konzessionierte  muss  auf  dem 
angewiesenen  Lande  bleiben.  Er  darf  es  nicht  veräussern  und 
belasten,  auch  nicht  verpachten.  Er  muss  es  selbst  bearbeiten 
und  in  2  Jahren  ertragsfähig  machen  (Art.  14  und  15). 

Die  Verleihung  wird  von  Rechts  wegen  widerrufen  bei 
jedem  Delikt,  welches  Kriminalstrafen  nach  sich  zieht,  bei  Ent- 
weichung und  bei  Unterlassung  der  Zahlung  der  jährlichen  Pacht, 
6  Monate  nach  Fälligkeit. 

iSie  kann  zurückgenommen  werden  bei  Delikten,  welche 
Ordnungsstrafen  nach  sich  ziehen,  schlechter  Führung.  Ungehorsam. 
Unterlassung  der  Kultivierung  des  Landes  (Art.  16). 

Diese  Zurücknahme  erfolgt  durch  den  Gouverneur  der  Kolonie, 
ist  unwiderruflich  für  den  unmittelbar  in  die  Strafanstalt  zurück- 
kommenden Konzessionierten  während  der  Dauer  der  Strafe. 
Bei  Freigelassenen  wird  sie  erst  nach  3  Monaten  definitiv, 
während  welcher  sie  beim  Gouverneur  eine  Bittschrift  einreichen 
können,  damit  die  Massregel  zurückgenommen  wird  (Art.  1K). 

Im  Falle  der  Entsetzung  oder  des  Todes  fällt  das  Land 
an  die  Strafanstalt  zurück.  Indessen  können  die  Frau  und  die 
Kinder  die  Verlängerung  der  Konzession  erhalten  (Art.  20). 

b)  Definitive  Konzessionen.  Das  Eigentum  wird  erst  nach  Ablauf 
einer  Frist  von  9  Jahren  nach  dem  Tage  der  Konzessionsver- 
leihung definitiv.  Indessen  zählt  für  die  Verurteilten  während 
des  Laufes  der  Strafe  die  bis  zum  Ablauf  der  Frist  verflossene 
Zeit  nur  2  Jahre  (Art.  22). 

Der  definitiv  Konzessionierte  kann  die  Rente  durch  Zahlung 
des  Kapitals  ablösen;  er  hat  Anspruch  auf  Wiedererstattung  des 
Garantiedepots  (Art.  24  und  25). 

Es  wird  ein  Eigentumstitel  geschaffen,  der  eingetragen 
werden  muss  (Art.  26). 


Digitized  by  Google 


Bris.saui».  Maunol  und  Vie:  Frankreich. 


867 


Wird  der  Zins  oder  das  Kapital  an  Stelle  des  Zinses  nicht 
gezahlt,  so  wird  der  Konzessionierte  entsetzt.  Die  Entsetzung 
wird  durch  den  Gouvernenr  erkannt;  sie  ist  definitiv  im  Falle 
der  Nichtzahlung  seitens  des  Konzessionierten  oder  des  Dritten, 
der  ein  Recht  über  das  verliehene  Land  erworben  hat,  in  einer 
Frist  von  3  Monaten.  In  diesem  Falle  fällt  das  Land  an  die 
Strafanstalt  zurück,  frei  von  allen  Lasten,  mit  dem  Vorbehalte 
etwaiger  Verpachtung  auf  3  Jahre  (Art.  34  und  35). 

Das  Dekret  vom  9.  Oktober  regelt  endlich  die  Nachfolge 
in  das  konzessionierte  Land.  AVenn  der  Konzessionierte  gar 
keinen  Verwandten  in  der  Kolonie  zurücklässt,  so  fällt  das  Land 
an  die  Strafanstalt  zurück. 

Berufen  sind :  a)  Kinder  und  Deszendenten  mit  dem  Rechte 
des  Niessbrauchs  an  der  Hälfte  für  die  Uberlebenden  Ehegatten; 
ß)  der  überlebende  Ehegatte  zu  vollem  Eigentum;  y)  Brüder 
und  Schwestern  und  deren  Deszendenten  (Art.  40  und  13),  falls 
diese  Personen  in  der  Kolonie  bleiben. 

5.  Das  Gesetz  vom  21.  November  1901  ändert  die  Strafen 
des  Kindesmordes  (J.  off.  vom  22.  November). 

Nach  der  älteren  Gesetzgebung  wurde  der  Kindesmord  mit 
dem  Tode  bestraft,  was  bei  Annahme  mildernder  Umstände  dem 
Schwurgericht  nicht  gestattete,  unter  9  Jahre  Zuchthaus  herunter- 
zugehen.   Daher  die  oft  skandalösen  Freisprechungen. 

Der  Gesetzgeber  hat  also  die  Art,  300  und  302  des  Code 
penal  geändert.  Der  Kindesmord  wird  bald  als  Todschlag,  bald  als 
Mord  aufgefasst  (Art.  300). 

Im  ersten  Falle  wird  die  Mutter  zu  Zuchthaus  auf  Zeit  verurteilt 
(bei  mildernden  Umständen  kann  man  bis  auf  2  Jahre  Gefängnis  herab- 
gehen), im  2.  Falle  zu  lebenslänglichem  Zuchthaus  (das  gestattet  auf 
5  Jahre  Zuchthans  herabzugehen).  Diese  Strafmilderung  findet 
keine  Anwendung  auf  Mittäter  oder  Gehilfen  (Art.  302). 

6.  Gesetz  vom  5.  Dezember  1901  (J.  off.  vom  G.  Dezember). 
Dieses  Gesetz  verleiht  dem  Anfsichtsreeht  über  Kinder,  die 

nicht  bei  ihrem  Vater  oder  ihrer  Mutter  sind,  strafrechtlichen  Schutz. 

Im  Falle  der  Trennung  oder  Scheidung  kann  die  Obhut  über 
die  Kinder  einem  der  Eltern  oder  einem  dritten  übertragen  werden; 
auch  kann  dem  Vater  die  väterliche  Gewalt  aberkannt  werden  auf 
Grund  des  Gesetzes  vom  24.  Juli  1880. 

55* 
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Es  kommt  häutig  vor,  dass  derjenige  Teil  der  Eltern,  dem  das 
Kind  nicht  zugesprochen  ist,  es  denen  wegzunehmen  oder  zu  ent- 
führen sucht,  die  es  in  Obhut  haben.    Dieses  hat  das  Gesetz  vom 

5.  Dezember  1901  unter  Strafe  gestellt:  Gefängnis  von  1  Monat 
bis  zu  1  Jahr  und  Geldstrafe  von  10  bis  5000  Frs.  Wenn  dem 
Schuldigen  die  väterliche  Gewalt  aberkannt  war,  kann  die  Gefängnis- 
strafe auf  3  Jahre  erhöht  werden. 

So  ist  der  Art.  \\~u  des  Code  penal  ergänzt  worden. 

IV.  Verwaltungsrecht. 

1.  Gesetz  vom  4.  Februar  1901  betretend  die  Aufsicht 
der  Verwaltungsbehörden    über  Schenkungen  und  Legate  (J.  off. 

6.  Februar  11*01). 

Dieses  Gesetz  ändert  den  §  5  des  Art.  40  des  Gesetzes  vom 
10.  August  1871  und  die  Art.  GS.  111  und  112  des  Gesetzes  vom 
5.  April  1SS4.  Es  bezweckt  Dezentralisation  besonders  auf  dem 
Gebiete  des  Kommunalwesens:  es  behält  allerdings  die  Aufsicht  der 
Verwaltungsbehörden  bei.  aber  jedes  Institut  darf  provisorisch  oder 
dauernd  die  ihm  gemachten  Schenkungen  und  Legate  annehmen 
(Art.  7). 

2.  Das  Gesetz  vom  D».  April  1901  ändert  den  Art,  105 
des  Code  forcstier  über  die  Holzberechtigung  und  hebt  die  alten 
Gebräuche  der  Holzteilung  auf,  soweit  sie  dem  neuen  Gesetze  wider- 
sprechen (J.  off.  21.  April  1901). 

Ii.  Das  Gesetz  vom  S.Juli  (J.  off.  19.  Juli  1901)  garantiert 
ihre  Arbeit  und  ihre  Stellung  den  zu  einer  militärischen  Übung 
Einberufenen.  Dieses  Gesetz  bestimmt,  dass  der  Arbeitsvertrag  wegen 
einer  Einberufung  zu  einer  militärischen  Übung  in  der  Reserve  oder 
Landwehr  seitens  des  Arbeitgebers,  des  Angestellten  oder  des  Arbeiters 
nicht  aufgehoben  werden  darf  (Art.  1).  Wird  der  Kontrakt  aus 
einem  anderen  gesetzlich  zulässigen  Grunde  gekündigt,  so  bleibt  die 
Dauer  der  militärischen  Übung  ausgeschlossen  bei  der  Berechnung 
der  üblichen  Kündigungsfrist,  ausser  in  einem  seltenen  Ausnahmefall 
(Art,  2).  Der  Gesetzgeber  lässt  das  Prinzip  des  Schadensersatzes 
(Art,  17SO  1.  c.)  im  Falle  der  Verletzung  des  Gesetzes  zu  und  be- 
stimmt, dass  jede  widersprechende  Vereinbarung  von  Rechts  wegen 
nichtig  ist  (Art.  :i  und  4). 

4.  Das  Gesetz  vom  1.  Juli  über  die  Vereine  charakterisiert 
ganz  besonders  die  gesetzgeberische  Tätigkeit  des  Jahres  1901  auf 
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dem  Gebiete  des  öffentlichen  nnd  des  Verwaltungsrechts.  Dieses 
Gesetz  über  den  „contrat  d'associationu  setzt  gewisse  ältere  Be- 
stimmungen ausser  Kraft,  besonders  die  Art.  201,  202  und  203  des 
Code  penal  und  beschäftigt  sich  in  drei  Abteilungen  a)  mit  gewöhn- 
lichen Gesellschaften,  b)  mit  anerkannten  Gesellschaften  von  öffent- 
lichem Nutzen  und  mit  denjenigen,  welche  grösstenteils  aus  Fremden 
zusammengesetzt  sind,  ausländische  Verwaltungen  oder  ihren  Sitz 
im  Auslände  haben  und  welche  die  innere  oder  äussere  Sicherheit 
des  Staates  bedrohen  oder  die  normalen  Bedingungen  im  Handel 
mit  Wertpapieren  oder  Waren  stören  können;  c)  mit  religiösen 
Gesellschaften. 

a)  Die  Gesellschaft  unterliegt  den  allgemeinen  Bestimmungen  über 
Kontrakte  und  Obligationen  (Art.  1);  prinzipiell  kann  sich  jeder 
Personenverein  frei  bilden  (Art.  2),  aber  der  Gesetzgeber  (Art. 
3—0)  hat,  mit  Rücksicht  auf  die  Nichtigkeit  einer  zu  uner- 
laubtem Zwecke  gegründeten  Gesellschaft  geeignete  Massregeln 
getroffen,  um  jedem  Mitgliede  die  Möglichkeit  jederzeitigen  Aus- 
trittes zu  sichern,  um  den  Gesellschaften  zu  gestatten,  rechtliche 
Anerkennung  zu  erwerben,  und  um  schliesslich  festzustellen, 
in  welchen  Fällen  auf  Aufhebung  oder  Bestrafung  gegen  sie 
erkannt  werden  darf. 

b)  Die  Gesellschaften  können  als  öffentlich  nützliche  anerkannt 
werden  durch  Dekrete  in  Form  von  Erlassen  der  Verwaltungs- 
behörden (Art.  10).  Sie  dürfen  dann  alle  Akte  des  bürger- 
lichen Lebens,  die  in  ihren  Statuten  nicht  verboten  sind,  vor- 
nehmen, Schenkungen  oder  Legate  annehmen,  aber  nur  die- 
jenigen Immobilien  besitzen  oder  erwerben,  die  ihrem  Zwecke 
entsprechen  (Art.  11).  —  Ein  Dekret  des  Ministerrates  (Conseil 
des  Ministres)  kann  die  Aufhebung  von  Gesellschaften  aussprechen, 
die  zum  grösseren  Teile  aus  Fremden  bestehen,  die  ihre  Ver- 
waltung oder  ihren  Sitz  im  Auslande  haben,  in  den  obenerwähnten 
Fällen  und  nach  Artikel  12. 

c)  Die  religiösen  Gesellschaften  dürfen  sich  nicht  ohne  Genehmigung 
der  gesetzgebenden  Körperschaft  bilden;  die  bereits  erlaubten 
dürfen  eine  neue  Niederlassung  nur  auf  Grund  eines  Dekrets 
des  Conseil  d'  Etat  begründen.  Ein  Dekret  des  Conseil  des 
Ministres  spricht  die  Auflösung  einer  Gesellschaft  oder  die 
Schliessung  einer  Niederlassung  ans  (Art.  13).    Es  ist  nicht 
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erlaubt,  direkt  oder  durch  vorgeschobene  Personen  ein  Unter- 
rithtsinstitnt  irgend  welcher  Art  zu  gründen  oder  dort  Unter- 
richt zu  erteilen,  wenn  es  einer  nicht  erlaubten  religiösen  Ver- 
einigung gehört  (Art.  14).    Jede  Vereinigung  muss  einen  Etat 
ihrer  Einnahmen  und  Ausgaben   und   ein  jährliches  Inventar 
ihres   Vermögens  sowie  ein  Mitgliederverzeichnis  führen  und 
dies  alles  dem  Präsidenten   oder  seinem  Vertreter  einreichen, 
regelmässig  oder  auf  jeweiliges  Ersuchen  (Art.  15).   Alle  Ver- 
fügungen unter  Lebenden  oder  auf  den  Todesfall,  entgeltlich 
oder  unentgeltlich,  sind  nichtig,  wenn  sie  bezwecken,  dass  die 
Gesellschaften    sich  den  Vorschriften  des  Gesetzes  entziehen 
(Art.  17).     Die  Liquidation   des  Vermögens  der  aufgelösten 
Gesellschaften  geschieht   vor  Gericht,  nach  den  in  Artikel  18 
festgesetzten  Bedingungen,  der  die  Rechte  der  einzelnen  Kongre- 
gationsmitglieder, der  Schenker  und  der  Verwaltung  wahrnimmt, 
—  Dieser  Artikel  ordnet  auch  das  Verfahren  bei  der  Liquidation. 
5.  Ein  Urteil  vom  1.  Juli  1901  (J.  off.  vom  2.  Juli;  und 
zwei  Dekrete,  das  eine  ein  Erlass  der  Verwaltung  über  die  Aus- 
führung des  Gesetzes,  das  zweite  in  derselben  Form,  eine  Bestätigung 
des  Artikels  18  (Liquidation  des  Vermögens  nicht  erlaubter  Gesell- 
schaften) vom  1(5.  August  (J.  off.  vom  Ut  und  17.  August  1901), 
wenden  das  Gesetz  an  entsprechend  den  Bestimmungen  des  Art.  20. 
Schliesslich  ist  zu  bemerken,  dass  in  der  Spezialgesetzgebung  über 
die  Syndikate,  Handelsgesellschaften  und  Gesellschaften  zur  gegen- 
seitigen Unterstützung  nichts  geändert  ist. 

V.  Industrie. 

Das  Gesetz  vom  13.  März  1901  bestätigt  die  Konvention 
vom  17.  März  1900  zwischen  Frankreich  und  Ecuador  über  den 
gegenseitigen  Schutz  der  Fabrikationsmarken  und  des  Handels  (J. 
off.  14.  März  1901).  Das  Gesetz  vom  15.  März  (J.  off.  vom 
29.  März)  ändert  und  ergänzt  die  Art.  7  und  9  des  Gesetzes  vom 
8.  Juli  1890  über  die  Vertretung  und  Sicherheit  minderjähriger  Arbeiter. 

VI.  Steuergesetzgebung. 

1.  Das  Gesetz  vom  19.  Dezember  1900  (J.  off.  vom  20.  De- 
zember 1900)  schafft  ein  Spezialbndget  für  Algerien.  Algerien  hat 
zivilrechtliche  Persönlichkeit  (Art.  1),  wird  durch  einen  General- 
gonvernenr  repräsentiert,  der  allerdings  keine  Anleihen  aufnehmen 
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und  Eisenbahnen  oder  andere  grosse  urteilt  liehe  Arbeiten  konzessionieren 
darf,  ohne  Zustimmung  der  Finanzkonimissionen  und  des  Conseil 
superieur  durch  Gesetz  oder  bei  weniger  wichtigen  Arbeiten  durch 
Dekret.  Seit  1901  hat.  Algerien  ein  Spezialbudget,  ausgearbeitet  von 
dem  Generalgouverneur,  beraten  von  der  Plenarversammlnng  der 
Finanzkonimissionen  und  dem  Conseil  superieur.  festgesetzt  durch 
Dekret  auf  Antrag  des  Ministers  des  Innern.  Die  Erhebung  der 
Steuern,  die  Erträge  und  Einnahmen  im  Budget  von  Algerien  werden 
jährlich  durch  die  Finanzgesetze  festgesetzt,  Der  Departements- 
Rentnieistcr  von  Algier  führt  Rechnung  für  die  Kolonie  (Art.  2 — 15). 

2.  Das  Gesetz  vom  25.  Februar  1901  (J.  oft",  vom  20.  Februar 
1901)  setzt  das  Generalbndget  über  die  Einnahmen  und  Ausgaben 
für  1901  fest;  es  enthält  in  seinen  Artikeln  2  bis  22  eine  sehr 
wichtige  Neuerung  in  betreff  des  regime  fiscal  beim  unentgeltlichen 
Besitzwechsel,  besonders  bei  der  Erbfolge.  Die  Erbschaftssteuer  wird 
progressiv  (Art.  2);  für  Schenkungen  unter  Lebenden  sind  die  Ein- 
schreibegebühren geblieben;  sie  bleiben  proportional  (Art.  1K).  Prin- 
zipiell lässt  man  bei  der  Liquidation  und  der  Zahlung  der  Erbschafts- 
steuer den  Abzug  der  Schulden  des  Erblassers  zu  (Art,  8),  mit 
Ausnahme  derjenigen  Schulden,  die  zweifelhafter  Art  sind,  z.  B.  die 
von  dem  Erblasser  zu  Gunsten  seiner  Erben  oder  vorgeschobener 
Personen  aufgenommen  wurden  (Art,  7),  oder  für  die  es  keinen  ge- 
nügenden Nachweis  gibt  (Art.  5).  Im  Falle  des  Niessbrauchs  bei 
Besitzwechsel  unter  Lebenden  oder  von  Todes  wegen  wird  die  Steuer 
nur  einmal  bezahlt;  jede  Partei  bezahlt  einen  Teil,  der  nach  dem 
Alter  berechnet  wird.  Ist  der  Niessbraucher  noch  nicht  20  Jahre 
alt,  wird  der  Niessbrauch  mit  7  Zehntel  und  das  Eigentum  mit 
3  Zehntel  des  Gesamteigentums  berechnet  (Art.  13)  etc.  Das  sind 
die  wesentlichen  Bestimmungen  dieser  Reform,  die  seit  mehreren 
Jahren  auf  der  Tagesordnung  und  schon  Gegenstand  des  Gesetzes 
vom  22.  primaire  an  VII  war. 

VIT.  Volkswirtschaft 

1.  Ein  Gesetz  vom  25.  Dezember  1900  (J.  off.  29.  De- 
zember 1900)  modifiziert  das  Gesetz  vom  31.  März  1<S99  über  die 
landwirtschaftlichen  Bezirks-Kreditkassen  auf  Gegenseitigkeit  (Art.  3 
§  1).  Der  Betrag  der  Vorschüsse  an  die  Bezirkskassen  darf  das 
Vierfache  des  Betrages  des  baren  Kapitals  nicht  übersteigen. 
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2.  Ein  Gesetz  vom  20.  Juli  lt«)l  (J.  off.  27.  Juli  1901). 
welches  den  Art.  G  des  Gesetzes  vom  5.  November  1894  ändert,  be- 
zieht sich  auf  die  Gründung  von  landwirtschaftlichen  Kreditgenossen- 
schaften. Dieses  Gesetz  bestimmt,  dass  die  mit  der  Verwaltung  der 
Genossenschaft  betrauten  Mitglieder  im  Falle  der  Verletzung  der 
Statuten  oder  der  Gesetzesbestimmungen  für  den  Schaden,  der  aus 
dieser  Verletzung  folgt,  persönlich  haften.  Falsche  Deklarationen 
werden  mit  ziemlich  harter  Geldstrafe  belegt  (16  bis  500  Frs.). 

c)  1002. 
I.  Zivilrecht. 

1.  Das  Gesetz  vom  11.  März  1902  (J.  0.  vom  14.  März 
p.  1902)  ergänzt  das  Gesetz  vom  19./24.  Juli  1793  über  das  künst- 
lerische und  literarische  Eigentum.  Es  dehnt  den  Schutz  dieses 
Gesetzes  auf  Werke  der  Skulptur  aus,  die  von  Architekten,  Bild- 
hauern und  Musterzeichnern  angefertigt  werden;  das  Gesetz  fügt 
vorsichtigerweise  hinzu,  dass  es  Anwendung  findet,  wie  auch  der 
künstlerische  Wert  und  die  Bestimmung  des  Werkes  beschaffen 
sein  mag. 

2.  Das  Gesetz  vom  25.  Juni  1902  (J.  0.  vom  4.  Juli  p.  47, 
33)  über  die  Erbpacht  behandelt  den  Titel  V  des  ersten  Buches  des 
code  rural.  Der  code  civil  kannte  die  Erbpacht  nicht  einmal  dem 
Namen  nach;  dieser  Vertrag  war  nur  in  der  Revolutionszeit  ge- 
regelt durch  Gesetze,  welche  die  dauernde  Erbpacht  verboten  hatten, 
ohne  sie  tatsächlich  zu  ändern.  Das  Recht  des  Erbpächters  bestand 
bekanntlich  als  Realrecht;  man  konnte  Hypotheken  aufnehmen. 
Unter  der  Herrschaft  des  code  civil  schloss  sich  die  Rechtsprechung 
—  bekämpft  von  einem  grossen  Teil  der  Doktrin  —  diesem  Stand- 
punkt an.  Das  neue  Gesetz  hat  den  Zweck,  diese  Unklarheiten  zu 
beseitigen  und  die  Wirkungen  des  Erbpachtvertrages  zu  regeln. 

Die  Erbpacht  gibt  dem  Pächter  das  Recht,  Hypotheken  auf- 
zunehmen; sie  kann  zediert  und  vererbt  werden.  Sie  hat  eine  Dauer 
von  mindestens  78  und  höchstens  99  Jahren  (Art.  1).  Man  muss 
prinzipiell  Veränssernngstähigkeit  haben,  um  einen  derartigen 
Erbpacht -Vertrag  abschliessen  zu  können  (Art.  2).  Der  Pächter 
zahlt  einen  Zins,  dessen  Ermässigung  er  nicht  verlangen  kann 
wegen  teilweisen  Unterganges  oder  wegen  Unfruchtbarkeit  des 
Bodens,  und  von  dem  er  sich  nicht  befreien  kann  durch  Verlassen 
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des  Grundstücks  (Art.  4  u.  6).  Bei  Nichtzahlung  des  Zinses  während 
zweier  aufeinanderfolgender  Jahre  kann  der  Verpächter  nach  ver- 
geblicher Mahnung  gerichtlich  die  Aufhebung  der  Erbpacht  ver- 
langen (Art.  5).  Der  Pächter  darf  keine  Veränderung  des  Bodens 
vornehmen,  die  ihn  entwertet,  und  kann  keine  Entschädigung  ver- 
langen für  Verbesserungen,  die  er  während  der  Pachtzeit  macht 
(Art.  7).  Er  zahlt  alle  Steuern  und  Abgaben  (Art.  8).  Er  darf 
Servituten  zu  Gunsten  des  Grundstücks  erwerben  und  dasselbe  mit 
Servituten  belasten  für  die  Dauer  der  Pacht,  mit  der  Verpflichtung, 
dem  Eigentümer  Anzeige  hiervon  zu  erstatten  (Art.  <*).  Er  geniesst 
das  Recht  des  Zuwachses  (Art,  10).  Er  hat  allein  das  Recht,  zu 
fischen  und  zu  jagen,  und  übt  in  Bezug  auf  Bergwerke  und  Stein- 
brüche alle  Rechte  des  Usufruktuars  aus. 

H.  Prozess-  und  Gerichtsorganiaation. 

1.  Gesetz  vom  2.  Januar  11*02  (J.  0.  vom  5.  Januar  p.  18) 
über  die  Zuständigkeit  bei  Versicherungsgesellschaften.  Wenn  bis- 
her ein  Versicherter  eine  Versicherungsgesellschaft  belangen  wollte, 
musste  er  prinzipiell  an  das  Gericht  des  Wohnsitzes  der  Gesellschaft 
gehen.  Das  Gesetz  vom  2.  Januar  11*02  erweitert  die  Zahl  der  zu- 
ständigen Gerichte:  zuständig  sind  1.  das  Gericht  des  Wohnsitzes 
des  Versicherten,  2.  das  Gericht,  wo  die  versicherten  Immobilien 

oder  Mobilien  sich  befinden,  wenn  es  sich  um  einen  Schadensersatz  • 
für  diese  handelt,  und  3.  das  Gericht,  wo  der  Unfall  sich  ereignete, 
wenn  eine  Versicherung  gegen  Unfälle  vorliegt,    Die  Bestimmungen 
über  Schiffsversicherungen  werden  nicht  berührt, 

2.  Gesetz  vom  12.  August  1902  (J.  0.  vom  IG.  August 
p.  5f»81)  über  die  Organisation  des  Notariats.  Dieses  Gesetz  ändert 
verschiedene  Bestimmungen  des  grundlegenden  Gesetzes  über  das 
Notariat  von  25.  ventöse  an  XI  und  des  Gesetzes  vom  21.  Juni  1843. 

a)  Die  Veränderungen  beziehen  sich  auf  die  Zuständigkeit  der 
Notare,  die  Zahl  der  Stellen  und  das  Verfahren,  das  einzu- 
schlagen ist,  um  deren  Verminderung  durchzuführen.  Ans 
diesen  Gesichtspunkten  bestimmt  das  neue  Gesetz,  dass  in 
jedem  Bezirk,  wo  nur  ein  Notar  vorhanden  ist,  die  Notare  der 
Nachbarbezirke  desselben  Berufungsgerichts  das  Recht  haben,  Testa- 
mente aufzunehmen,  sowie  Schenkungen  unter  Ehegatten  und 
Erbvergleiche  vorzunehmen.   Dasselbe  Recht  wird  dem  einzigen 
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Notar  eines  Bezirks  für  dieselben  Akte  in  den  Nachbarbezirken 
eingeräumt  (Art,  <♦).  Die  Mindestzahl  der  Notare  für  einen 
Bezirk  wird  auf  einen  herabgesetzt,  statt  zweier  nach  dem 
Gesetz  vom  ventöse  (Art.  3).  Die  Aufhebung  eines  Notariate 
kann  nur  bei  Tod,  Absetzung,  freiwilliger  Aufgabe  oder  infolge 
einer  Vereinbarung  zwischen  den  Interessenten  und  nach  Be- 
nachrichtigung der  Disziplinarkammer  und  des  Gerichts  erfolgen. 
Der  Inhaber  des  Notariats  oder  seine  Nachfolger  werden  dann 
entschädigt  von  seilen  der  Notare,  welche  durch  die  Aufhebung 
der  Stelle  gewinnen;  nach  den  Vorschlagen  der  chambre  des 
notaires  des  Bezirks,  wo  die  erledigte  Stelle  sich  befand,  erfolgt 
die  Kepartition  seitens  des  .lustizministers  (Art.  32). 

b)  An  zweiter  Stelle  bot  retten  die  Veränderungen  die  Bedingungen 
für  die  Ernennung  zum  Notar:  man  muss  strengeren  An- 
forderungen in  Bezug  auf  die  Probezeit  genügen  und  ein  besonderes 
Examen  bestehen  (Art.  3.Y).  Die  Probezeit  dauert  prinzipiell 
«i  Jahre  und  4  Jahre  für  die  Lizentiaten  oder  diejenigen,  welche 
ein  Diplom  seitens  einer  staatlich  anerkannten  Ausbildnngsanstalt 
für  Notare  aufweisen  können  (Art.  3*5).  Sie  ist  auf  ein  Jahr 
herabgesetzt  für  die  Gerichtsbeamten,  die  seit  2  Jahren  im  Dienste 
stehen,  die  Anwälte  und  Advokaten,  die  mindestens  2  Jahre 
lang  in  die  Listen  eingetragen  sind,  die  Kegistratoren,  Aktuare, 
Lizentiaten,  die  5  Jahre  praktisch  tätig  gewesen  sind  (Art,  37). 
Was  die  besonderen  Prüfungen  betrifft,  so  gibt  es  deren  zwei; 
die  eine,  um  in  die  Liste  des  „Iten  Clerk"  eingetragen  werden 
zu  können,  die  andere,  um  zum  Notar  ernannt  zu  werden 
(Art,  41—44). 

c)  Schliesslich  ändert  das  Gesetz  die  Formalitäten  bei  der  Vor- 
nahme der  Akte.  Nach  dem  Gesetz  vom  ventöse  mussten  diese 
Akte  in  Gegenwart  zweier  Notare  oder  eines  Notars  und  zweier 
Zeugen  vorgenommen  werden;  das  Gesetz  von  1902  beseitigt 
die  Zeugen  oder  den  2.  Notar  ausser  bei  Testamenten  und  den 
„actes  respectuenx",  sowie  bei  den  im  Artikel  2  des  Gesetzes 
vom  21.  Juni  1843  aufgeführten  Akten:  Schenkungen  unter 
Lebenden  oder  zwischen  Eheleuten,  die  nicht  in  einem  Ehe- 
kontrakt enthalten  sind,  Annahme  von  Schenkungen,  Zurücknahme 
eines  Testamentes  oder  einer  Schenkung,  Anerkennung  eines 
unehelichen   Kindes    oder   Vollmachtserteilung  zu  derartigen 
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Geschäften,  schliesslich  hei  Akten,  wo  Personen  in  Frage  kommen, 
die  nicht  unterzeichnen  können  (Art.  f). 

HI.  Handelsrecht. 

1.  Oesetz  vom  8.  Februar  1VMV2  (J.  0.  vom  1>.  Februar 
]>.  877)  und  Dekrete  vom  8.  Mai  1!*<>2  (J.  0.  vom  i».  Mai 
p.  3310— 3312)  über  den  Verlust  von  Inhaberpapieren.  Dieses  Gesetz 
ändert  gewisse  Artikel  des  Gesetzes  vom  15.  Juni  1S72  und  fügt 
ihm  3  Artikel  hinzu,  Art,  17 — 1!>.  —  Im  Falle  des  Verlustes  oder 
Diebstahls  eines  Inhaberpapieres  erlaubte  das  Gesetz  von  1872  dem 
Eigentümer,  seine  Rechte  zu  wahren  und  den  Weiterverkauf  des 
Papiers  zu  verhüten  durch  einen  Einspruch  bei  dem  Syndikus  der 
Börsenmakler  in  Paris,  der  offiziell  die  Nummer  der  verlornen 
Papiere  bekannt  machte.  Um  die  Auszahlung  des  Kapitals  oder  der 
fälligen  Coupons  zu  verhüten,  musste  der  Eigentümer  einen  zweiten 
Einspruch  erheben  bei  dem  Schuldner  des  Papiers  (Gesellschaft  oder 
Einzelperson).  Dieses  Prinzip  ist  beibehalten,  aber  während  nach 
dem  Gesetze  von  1872  diese  beiden  Einsprüche  voneinander  un- 
abhängig waren,  sind  sie  heute  verbunden  in  dem  Sinne,  dass  der 
Einspruch  bei  dem  Schuldner  erst  erhoben  werden  kann  nach  dem 
Einspruch  beim  Syndikus  der  Börsenmakler  (Art.  2). 

Man  vermeidet  so  an.  der  Börse  den  Weiterverkauf  von 
Papieren,  die  nur  bei  dem  Schuldner  als  verloren  angezeigt  waren,  was 
Unzuträglichkeiten  herbeiführte,  da  ihr  Weiterverkauf  zu  Recht  be- 
stand und  der  Erwerber  des  Papiers  doch  weder  Kapital  noch  Zinsen 
und  Dividende  verwerten  konnte.  Beim  alleinigen  Verlust  von 
Coupons  verlangt  allerdings  der  neue  Artikel  2  nur  einen  Einspruch 
beim  Schuldner. 

Unter  den  alten  Bestimmungen  kann  der  Verlierende  Zinsen 
und  Kapital  verwerten,  wenn  seinem  Einspruch  nicht  widersprochen 
wird.  Das  neue  Gesetz  bestätigt  die  alte  Rechtsprechung  und 
betrachtet  als  genügenden  Widerspruch  nur  die  Behauptung  des 
Eigentumsrechtes  an  dem  Papier  (Art.  8). 

Um  die  Auszahlung  des  Kapitals  zu  erlangen,  musste.n  die 
Zinsen  oder  die  Dividende  zweimal  gezahlt  sein.  Daraus  ergab  sich 
die  Unmöglichkeit,  das  Kapital  zu  erhalten,  wenn  das  Papier  keine 
Zinsen  gab  oder  wenn  sie  nicht  regelmässig  gezahlt  waren.  Das 
Gesetz  von  1902  (Art.  3)  gestattet  die  Auszahlung,  aber  erst  nach 
3  Jahren. 
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Das  Gesetz  von  1872  hatte  das  Verfahren  bei  der  eidlichen 
Bekräftigung  des  Einspruchs  nicht  festgestellt;  das  neue  Gesetz  füllt 
diese  empfindliche  Lücke  ans,  indem  es  dies  Verfahren  in  den 
Artikeln  17—19  regelt,  die  dem  Gesetze  von  1872  hinzugefügt  sind. 
Der  Inhaber  eines  Papiere»,  das  für  verloren  erklärt  wird,  muss  den 
Verlierer  innerhalb  eines  Monats  zur  Verhandlung  über  die 
Revindikation  vorladen  vor  dem  Zivilgericht  des  derzeitigen  Inhabers 
des  Papiers.  Diese  Vorladung  soll  möglichst  genaue  Angaben  über 
den  Erwerb  des  Papiers  und  ferner  die  Aufforderung  an  den  Ver- 
lierer enthalten,  innerhalb  einer  Frist  von  mindestens  einem  Monat 
zur  Verhandlung  vor  dem  genannten  Gerichte  zu  erscheinen,  um  hier 
den  Eid  normieren  zu  lassen.  Der  Eid  wird  normiert,  wenn  der 
Verlierer  nicht  nachweist,  dass  er  eine  Klage  auf  Revindikation 
angestellt  hat,  wenn  —  selbst  in  dem  Falle,  wo  er  sie  augestellt 
hat  —  der  Besitzer  nicht  nachweist,  dass  er  Eigentümer  des  zurück- 
geforderten Papiers  ist  seit  längerer  Zeit  als  der  Veröffentlichung 
des  Einspruchs,  und  wenn  der  Verlierer  nicht  die  etwaige  Differenz 
nach  Art.  2280  des  code  civil  zu  zahlen  sich  erbietet.  Der  Richter 
kann  den  Eid  normieren,  selbst  abgesehen  von  jedem  Nachweis  des 
Eigentums  auf  seiten  des  Besitzers,  wenn  der  Verlierer  zum  Beweise 
seiner  Forderung  keine  Tatsachen  anführen  kann,  um  seinen  Anspruch 
glaubhaft  zu  begründen. 

Dank  dieser  Maßregeln:  Zusammenhang  zwischen  den  beiden 
Einsprüchen  und  Regelung  des  Verfahrens  bei  der  eidlichen  Be- 
kräftigung, sorgt  der  Gesetzgeber  besser  als  das  Gesetz  von  1872 
für  die.  Interessen  des  Inhabers  des  Papiers,  ohne  die  Interessen  des 
Eigentümers  zu  verletzen. 

Das  neue  Gesetz  ändert  noch  in  anderer  Hinsicht  das  Gesetz 
von  1872:  Der  Eigentümer  eines  gestohlenen  oder  verlorenen  Papieres 
will  nicht  nur  Zinsen  und  Kapital  erhalten,  sondern  er  will  auch 
sein  Papier  verkaufen  können.  Um  dies  zu  können,  erhält  er  ein 
Duplikat.  Das  alte  Gesetz  gewährte  ihm  dieses  nach  Ablauf  von 
10  Jahren  ohne  Widerspruch  und  unter  der  Bedingung,  dass  während 
10  Jahren  die  Nummer  des  Papiers  im  „Bulletin  ofticial  des  oppo- 
sitions"  veröffentlicht  wurde.  Das  neue  Gesetz  dehnt  die  Veröffent- 
lichung auf  alle  Jahre  aus,  wo  es  Coupons  einzulösen  gibt  (Art.  15). 

2.  Gesetz  vom  9.  Juli  1902  (J.  O.  vom  11.  Juli  p.  4846) 
über  die  Priorität»-  und  Einlageaktien.    Dieses  Gesetz  erkennt  aus- 
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drücklich  die  Möglichkeit  für  Aktiengesellschaften  an,  Vorzugsaktien 
auszugeben  trotz  der  entgegengesetzten  Bestimmungen  der  Statuten. 
Wenn  die  Generalversammlung  der  Aktionäre  eine  Änderung  der 
Rechte  der  Aktionäre  beschliesst,  inuss  eine  besondere  Versammlung 
der  betroffenen  Aktionäre  berufen  werden,  um  über  die  Änderung 
zu  entscheiden  (Art,  1,  der  den  Art.  34  des  Code  de  commerce  ab- 
ändert). Der  Art.  2  des  neuen  Gesetzes  bestimmt  in  Abänderung 
des  Art.  3.  des  Gesetzes  vom  20.  Juli  1*07,  dass  die  Unmöglichkeit, 
die  Einlageaktien  vor  2  Jahren  seit  der  definitiven  Gründung  der 
Gesellschaft  zu  verkaufen,  nicht  besteht  im  Falle  der  Fusion  zweier 
Aktiengesellschaften,  die  länger  als  2  Jahre  existieren,  sei  es.  dass 
beide  Gesellschaften  in  eine  von  ihnen  aufgehen,  sei  es  bei  Gründung 
einer  neuen  Aktiengesellschaft,  welche  beide  vereint. 

IV.  Strafrecht. 

1.  Gesetz  vom  23.  Dezember  1001  (J.  0.  vom  2'».  De- 
zember p.  8033)  über  die  Verhütung  von  Betrug  bei  Prüfungen  und 
Preisbewerbungen.  Dieser  Betrug  wird  mit  Gefängnis  von  1  Monat 
bis  zu  3  Jahren  und  mit  Geldstrafe  von  KU)  bis  10 000  Frs.  oder 
mit  einer  von  diesen  beiden  Strafen  bestraft  ;  der  Art.  403  des  code 
penal  über  die  Anwendung  mildernder  Umstände  findet  Anwendung. 

2.  Dekret  vom  22.  März  1002  (J.  ().  vom  31.  März  p.  2373), 
ergänzt  durch  Dekret  vom  28.  Mai  10O2  (J.  0.  vom  30.  Mai  p.  3700), 
über  die  Organisation  von  Eingeborenen-Gerichtshöfen  in  Algier. 
Diese  Dekrete  führen  Gerichtshöfe  von  Eingeborenen  ein,  um  über 
alle  Delikte  der  Eingeborenen  zu  erkennen.  Die  Gerichte  werden 
in  den  Hauptorten  errichtet  (Art.  1). 

Jedes  Gericht  ist  zusammengesetzt  aus  dem  Friedensrichter 
oder  seinem  Vertreter  als  Vorsitzenden  und  zwei  Richtern,  von  denen 
der  eine  aus  den  französischen,  der  andere  aus  den  einheimischen 
Beamten  oder  „Xotabein"  gewählt  wird;  sie  werden  am  Beginn  jedes 
Jahres  durch  den  General-Gouverneur  ernannt  (Art.  2  u.  3). 

Vertreter  der  Staatsanwaltschaft  kann  ein  französischer  Ver- 
waltungs-  oder  sonstiger  Beamter  oder  „Notabler"  sein.  Dieser 
Staatsanwaltschaftsvertreter  soll  die  Beweise  des  Delikts  sammeln 
mit  der  Befugnis  eines  Untersuchungsrichters  (Art.  4  u.  5), 

Die  Zeugen  können  mündlich  durch  jeden  Polizeibeamten  oder 
Angestellten  geladen  werden,  ebenso  der  Beschuldigte  (Art.  0  n.  7). 
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Das  Verfahren  ist  dasselbe,  wie  das  im  Gesetz  vom  20.  Mai  1863 
für  die  Vergehen  auf  frischer  Tat  vorgesehene  (Art.  8).  Der  Ge- 
richtshof kann  dem  Angeklagten  gestatten,  sich  durch  einen  Ver- 
wandten oder  ein  Mitglied  seines  Stammes  Beistand  gewähren  zu  lassen 
(Art.  10).  Der  Verurteilte  hat  das  Recht  der  Berufung  bei  einer 
Verurteilung  zu  mehr  als  6  Monaten  Gefängnis  oder  mehr  als  500  Frs. 
Geldstrafe  (Art.  11).  Die  Berufung  mnss  bei  dem  Tribunal  correctionel 
des  Bezirkes  eingelegt  werden  (Art,  12).  Die  Berufung  gegen  ein 
Kontumazialurteil  ist  nur  zulässig,  wenn  der  Verurteilte  keine 
Kenntnis  von  der  Vorladung  hatte  oder  am  Erscheinen  durch  höhere 
Gewalt  verhindert  war  (Art.  3  Dekret  vom  28.  Mai  1002).  Diese 
Dekrete  sollen  die  Sicherheit  der  Einwohner  Algeriens  wahren. 
Man  bestritt  ihre  Gesetzlichkeit,  aber  der  Kassationshof  erkannte 
sie  an  (Urteile  vom  28.  August  und  4.  September  1902). 

8.  Gesetz  vom  30.  März  1002  (J.  0.  vom  31.  März  p.  2369) 
zur  Verhütung  von  Betrug  bei  Wahlen.  Nach  diesem  Gesetz  wird 
jeder,  der  bei  einer  Verwaltung?-  oder  Kommunalbehörde,  oder  in 
einem  Bureau  für  Zählung  oder  Abstimmung,  oder  auf  dem  Bürger- 
meisteramt, einer  Präfektur  oder  Unterprüfektnr  vor,  während 
oder  nach  einer  Wahl  unter  absichtlicher  Nichtbeachtung  des  Ge- 
setzes oder  gesetzlicher  Anordnungen  oder  sonst  das  Resultat  der 
Wahl  ändert  oder  zu  ändern  versucht,  mit  Gefängnis  von  6  Tagen 
bis  2  Monaten  und  mit  Geldstrafe  von  50  bis  500  Frs.  bestraft.  Es 
kann  gerichtsseitig  auf  Aberkennung  der  bürgerlichen  Ehrenrechte 
auf  die  Dauer  von  2  Jahren  erkannt  werden.  Ist  der  Schuldige 
öffentlicher  Beamter,  so  wird  die  Strafe  verdoppelt.  Der  Art.  463 
Code  penal  über  die  Anwendung  mildernder  Umstände  findet  An- 
wendung. 

V.  Verwaltungsrecht. 

1.  Dekret  vom  16.  Januar  1902  (J.  0.  vom  17.  Januar 
p.  276)  über  das  Finanzwesen  von  Algier.  Ausser  vielen  Einzel- 
bestiminungen  interessiert  uns  besonders  das  Budget  der  Kolonie:  Fest- 
setzung der  Einnahmen  und  Ausgaben,  der  Höhe  des  Kredits,  Mass- 
regeln für  Rechnungslegung.  Beitreibung  der  Steuern,  Organisation 
einer  Kontrolle  in  der  Verwaltung  und  Justiz,  sowie  im  Finanz 
Wesen  eto.  - 

Das  Dekret  lässt  dann  eine  Reihe  von  Verfügungen  folgen, 
die  seit  1*98  eine  Politik  der  Dezentralisation  in  Bezug  auf  Algier 
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erkennen  lassen:  Vermehrung  der  Machtbefugnisse  des  General- 
gouverneurs (Dekrete  vom  22.  Februar  1808,  vom  23.  August  1808 
und  vom  27.  Juni  1001),  Zusicherung  einer  wirklichen  Vertretung 
(Dekrete  vom  23.  August  1808  und  vom  4.  Januar  1000),  Bildung 
von  Eingeborenen-Gerichten  (Gesetz  vom  20.  März  1002),  Verleihung 
finanzieller  Selbständigkeit  und  eines  eigenen  Budgets  (Gesetz  vom 
10.  Dezember  1000). 

2.  Gesetz  vom  20.  Januar  1002  (J.  O.  vom  22.  Januar 
p.  381).  Dieses  Gesetz  ändert  den  Art.  10  des  Gesetzes  vom  25.  April 
1820  Aber  die  Flnsslischerei.  Nach  den  Bestimmungen  dieses  Artikels 
wurde  die  Fischerei  in  den  Flüssen  in  Submission  gegeben.  Um  die 
Fischereigesellschaften  zu  begünstigen,  die  so  zahlreich  und  so  nützlich 
für  die  Erhaltung  der  Fische  in  den  Flüssen  sind,  gestattet  das  Ge- 
setz vom  20.  Januar  1002,  von  diesem  Prinzipe  zu  Gunsten  dieser 
Gesellschaften  abzugehen,  und  weist  auf  ein  demnächstiges  Reglement 
über  die  näheren  Bedingungen  hin.  Dieses  Reglement  erschien  am 
17.  Februar  1003  (J.  0.  vom  3.  März  1003  p.  1332). 

3.  Das  Gesetz  vom  27.  Januar  1002  (J.  0.  vom  20.  Januar 
p.  507)  ändert  den  Art.  16  des  Gesetzes  vom  20.  Juli  1881  über 
die  Presse  in  Bezug  auf  die  öffentlichen  Plakate.  Es  gestattet  den 
Bürgermeistern,  resp.  Präfekten,  selbst  zur  Wahlzeit  Anschläge  an 
Gebäuden  und  Monumenten  von  künstlerischem  Charakter  zu  ver- 
bieten; Zuwiderhandlungen  werden  mit  5—15  Frs.  Geldstrafe  belegt. 
Dieses  Gesetz  ist  nur  ein  einzelner  Teil  eines  wahren  Krenzzuges 
gegen  den  Missbrauch  des  modernen  Plakat-Unwesens,  das  nichts 
respektiert.  Ein  noch  weitergehender  Entwurf  wurde  vom  Senat 
als  gefährlich  für  die  Freiheit  der  Presse  verworfen.  Im  Finanz- 
gesetz vom  30.  März  1002  werden  wir  noch  einer  anderen  Be- 
schränkung der  Wahlanschläge  begegnen. 

4.  Gesetz  vom  3.  Februar  1002  (J.  0.  vom  5.  Februar 
p.  700)  über  die  „societes  de  prevoyance^  auf  Teilung  und  mit 
unbegrenzter  Dauer.  Dieses  Gesetz  bestimmt  die  Voraussetzungen, 
unter  denen  diese  Gesellschaften  die  Rechtsfähigkeit  haben,  welche 
das  Gesetz  vom  1.  Juli  1001  den  staatlich  anerkannten  Gesell- 
schaften gewährt.  Sie  können  vor  Gericht  auftreten,  gegen  Entgelt 
erwerben  und  besitzen  in  den  durch  Artikel  6  des  genannten  Ge- 
setzes bestimmten  Grenzen  unter  der  Bedingung,  dass  sie  die  durch 
den  Artikel  5  des  Vereinsgesetzes  festgesetzten  Erklärungen  inner- 


880  Gesetzgebung  und  Literatur. 

halb  eines  Monat-s  nach  Verkflndung  des  jetzigen  Gesetzes  ab- 
geben (Art.  1). 

Der  Artikel  2  bestimmt,  dass  während  der  10  ersten  Jahre 
kein  Gesellschafter  auf  seinen  jährlichen  Anteil  eine  grössere  Summe 
erhalten  kann,  als  das  ein-  und  einhalbfache  des  von  ihm  gezahlten 
ersten  Einlagekapitals. 

Der  Artikel  3  erklärt  die  lebenslänglichen  Kenten  für  unpfändbar 
und  unabtretbar;  er  stellt  also  diese  Gesellschaften  auf  denselben 
Fuss,  wie  die  ..Societes  de  secours  mutuels",  die  durch  Gesetz  vom 
1.  April  1808  geregelt  sind. 

Schliesslich  setzt  der  Artikel  3  die  Bestimmungen  über  die 
Revision  der  Statuten  fest,  die  immer  möglich  ist,  wenn  sie  zu 
mindestens  zwei  Dritteln  der  gegenwärtigen  Mitglieder  und  einem 
Viertel  der  eingetragenen  Gesellschafter  beschlossen  wird. 

5.  Gesetz  vom  15.  Februar  1902  (J.  0.  vom  10.  Februar 
p.  1171)  über  die  öffentliche  Gesundheitspflege.  Dieses  wichtige 
Gesetz,  welches  die  bisherigen  verschiedenartigen  Bestimmungen 
ersetzt  und  ergänzt  (besonders  das  Gesetz  vom  13.  April  1850), 
berührt  nicht  die  Sanitätspolizei  an  den  Grenzen  (Gesetz  vom  3.  März 
1822  mit  späteren  Ergänzungen),  die  Bestimmungen  über  die  Werk- 
stätten und  Fabriken  (Dekrete  vom  15.  Oktober  1H10  und  31.  Oktober 
1866)  und  auch  nicht  das  Sanitätswesen  auf  dem  Lande  (Gesetz  vom 
21.  Juni  1898).  Dieses  Gesetz  tritt  erst  ein  Jahr  nach  seiner  Ver- 
öffentlichung in  Kraft  (10.  Februar  1003)  nach  Art.  34. 

Die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  15.  Februar  1002  lassen 
sich  unter  4  Gesichtspunkte  gruppieren:  1.  Aufgaben  der  Regierung 
inbetreff  der  öffentlichen  Gesundheitspflege;   2.  Rechte   und  Ver- 
pflichtungen infolge  dieses  Gesetzes;  3.  Organisation  und  Verwaltung; 
4.  Kosten  und  Vollziehung  der  Bestimmungen. 
1.  Aufgaben  der  Regierung.    Das  neue  Gesetz  schafft  zwei  Arten 
von  Verordnungen:  kommunale  Erlasse  und  Erlasse  des  Chef 
de  l'Etat. 

a)  Kommunale  Erlasse.  .Teder  Bürgermeister  muss  für  seine 
Gemeinde  ein  Reglement  entwerfen  über  et)  Vorsichtsraass- 
regeln  gegen  ansteckende  Krankheiten,  die  verzeichnet  sind 
in  einem  Dekrete,  welches  vom  Ministerium  des  Innern  nach 
einem  Gutachten  der  Akademie  de  Medecine  und  des  Comite 
consultatif  d' Hygiene  de  France  erlassen  ist  (Massregeln  über 
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Desinfektion,  Vernichtung  verseuchter  Gegenstände  etc.);  fi)iie 
erforderlichen  Vorschriften  zur  Sicherung  der  Sauberkeit  in 
den  Höfen,  auf  den  Privatwegen,  in  Mietswohnungen  etc.  (be- 
sonders die  Versorgung  mit  Trinkwasser  und  die  Abfuhr 
der  Exkremente).    Art.  1. 

Wenn  der  Bürgermeister  in  dem  auf  die  Veröffent- 
lichung des  Gesetzes  folgenden  Jahre  diese  Verfügungen 
nicht  getroffen  hat,  muss  der  Präfekt  an  seiner  Stelle  für 
die  Gemeinde  ein  Reglement  erlassen  nach  Anhörung  des 
conseil  departemental.  Der  Erlass  des  Bürgermeisters  wird 
im  conseil  municipal  beraten,  eine  ziemlich  seltene  Formalität 
in  unserem  Verwaltungsrecht,  und  vom  Präfekten  bestätigt 
nach  Begutachtung  des  conseil  departemental  d'hygiene. 
(Art.  2.) 

Wenn  diese  einmal  gegebenen  Verordnungen  ruhen,  so 
kann  sie  nur  im  Falle  dringender  Gefahr,  die  durch  Ver- 
fügung des  Bürgermeisters  resp.  Präfekten  zu  konstatieren 
ist,  ein  Erlass  des  Präfekten  für  die  nötige  Zeit  wieder 
ins  Leben  rufen  (Art.  :J),  eine  sehr  gute  Bestimmung,  da 
bei  gewöhnlichen  Verhältnissen  die  Ausführung  der  Des- 
infektionsmassregeln etc.  nur  lästig  für  die  Einwohner 
sein  Wirde. 

b)  Erlasse  des  Chef  de  l'Etat.  Wenn  eine  Epidemie  einen 
ganzen  Teil  des  Gebietes  bedroht  und  die  lokalen  Vor- 
kehrungen sich  als  ungenügend  erweisen,  erlässt  der  Chef 
de  l'Etat  nach  gutachtlicher  Äusserung  des  Comite  consultatif 
d'Hygiene  publique  de  France  ein  Dekret  über  die  not- 
wendigen Massregeln  gegen  die  Ausbreitung  der  Krank- 
heit. Die  Kosten  fallen  dem  Staate  zur  Last.  Diese  Dekrete 
treten  24  Stunden  nach  ihrer  Veröffentlichung  in  Kraft 
(Art.  8). 

:.  Rechte  und  Verpflichtungen  ans  dem  neuen  Gesetze. 

a)  Für  das  Publikum:  Die  Impfung  gegen  Pocken  ist  obliga- 
torisch für  -i  Lebensjahre:  das  erste,  elfte  und  21.  Jahr 
(Art.  0).  Die  Desinfektion  ist  vorgeschrieben  bei  allen 
Kraukheiten,  die  der  Artikel  4  vorsieht  (d.  h.  die  durch 
Dekret  bekannt  gemacht  sind).    Diese  Massregeln  werden 

in  Städten  von  20000  Einwohnern  und  darunter  von  den 
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Komumnalbeamtcn.  in  den  anderen  von  den  Beamten  der 
Sanitätsbehörden  durchgeführt  (Art.  7).  Schliesslich  sind  in 
allen  Fällen  der  im  Artikel  4  vorgesehenen  Krankheiten 
die  Ärzte,  Modizinalbeamten  und  Hebammen  verpflichtet, 
Anzeige  bei  der  Behörde  zu  erstatten  (Art.  -Vi. 

b)  Für  die  Hauseigentümer:  In  den  Städten  von  20000  Ein- 
wohnern und  darunter  darf  kein  Haus  gebaut  werden  ohne 
Bauerlanbnis  des  Bürgermeisters,  der  bescheinigt,  dass  der 
vorgelegte  Bauplan  den  sanitären  Vorschriften  entspricht 
«Art.  11).  Ist  ein  Haus  ungesund,  so  fordert  der  Bürger- 
meister resp.  Präfekt  ein  Gutachten  der  Gesundheitskommission 
ein  über  die  nötigen  Massregeln  nach  Anhörung  der  Par- 
teien. Dieses  (Jutachten  wird  exekutorisch  durch  Verfügung 
des  Bürgermeisters,  die  vom  Präfekt  bestätigt  ist  (Art.  17). 
Der  Artikel  Dl  gestattet  dem  Eigentümer  die  Berufung  bei 
dem  conseil  de  prefecture,  und  der  Artikel  14  trifft  Be- 
stimmungen über  die  Verfügung  des  Bürgermeisters  (Geld- 
strafe und  zwangsweise  Ausführung  der  nötigen  Massregeln). 

c)  Für  die  Gemeinden:  Wenn  während  drei  aufeinanderfolgender 
Jahre  in  einer  Gemeinde  die  Zahl  der  Todesfälle  die  Zahl 
der  durchschnittlichen  Todesfälle  in  Frankreich  übersteigt, 
so  veranlasst  der  Präfekt  eine  Untersuchung  seitens  des 
conseil  departemental  d'Hygiene.  Beschliesst  dieser  Mass- 
regeln zur  Hebung  der  Gesundheit,  so  wird  der  Bürger- 
meister angehalten,  seinen  Bericht  einzureichen;  dann  erfolgt 
ein  Verfahren  mit  schliesslichem  Dekret  des  Conseil  d'Etat, 
wodurch  die  nötigen  Arbeiten  angeordnet  werden;  die  Kosten 
können  der  Gemeinde  aber  nur  durch  ein  Gesetz  auferlegt 
werden  (Art.  0).  Der  Artikel  10  erleichtert  den  Städten 
die  Möglichkeit,  die  für  die  Wasserleitung  nötigen  Quellen 
zu  erhalten:  sie  dürfen  expropriieren  und  haben  Schutzvor- 
richtungen gegen  Verunreinigung.  Schliesslich  gestattet 
der  Art.  IX  den  Gemeinden,  einen  Stadtteil  zu  expropriieren, 
mit  der  Erlaubnis  des  Wiederverkaufs  nach  Ausführung  der 
nötigen  Arbeiten. 

y.  Verwaltung.  Der  sanitäre  Verwaltungsdienst,  seit  1-SSi»  dem 
Minister  des  Inneren  unterstellt,  wird  ausgeübt  von  einem  Tonnte 
Consultant'  d'Hygiene  de  France,  das  aus  45  Mitgliedern  besteht 
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(Art.  25).  In  jedem  Departement  besteht  ein  conseil  departemental 
d!  Hygiene  von  10  bis  15  Mitgliedern  unter  dem  Vorsitz  des 
Präfekten,  der  nötigenfalls  einen  Aufsichtsdienst  einrichten  kann. 
Ihm  untersteht  eine  Commission  sanitaire  von  5  bis  7  Mit- 
gliedern, die  ihre  Tätigkeit  in  mehreren  Gemeinden  ausübt 
unter  dem  Vorsitz  des  Präfekten.  Schliesslich  führt  der 
Artikel  19  in  den  Städten  von  20000  Einwohnern  und  darunter, 
sowie  in  den  Gemeinden  von  wenigstens  2000  Eiuwohnern,  die 
eine  Badeanstalt  besitzen,  einen  kommunalen  Anfsichtsdienst 
unter  Leitung  des  Bürgermeisters  ein  zur  Durchführung  der 
Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes;  dieser  Verwaltungs- 
zweig führt  den  Namen  „bureau  d'Hygiene". 
4.  Kosten  und  Vollziehung  der  Bestimmungen.  Die  Durchführung 
des  Gesetzes  vom  15.  Februar  1002  wird  zur  Quelle  ver- 
schiedener ümkosten  --  besonders  die  Anwendung  der  Desinfekt  ions- 
massregeln und  die  Vernichtung  verseuchter  Gegenstände  — , 
die  dem  Publikum  und  den  Gemeinden  nicht  allein  zur  Last 
fallen  können.  Der  Artikel  26  bestimmt  eine  Beitragspflicht 
des  Staates,  des  Departements  und  der  Gemeinden  nach  den 
Grundsätzen,  welche  das  Gesetz  vom  15.  Juli  1808  über  die 
unentgeltliche  Hilfeleistung  der  Ärzte  aufstellt,  nach  dem  Mass- 
stabe eines  Zuschusses  im  entgegengesetzten  Verhältnis  zur 
Steuer,  d.  h.  je  höhere  Kommunalsteuern  in  einer  Gemeinde 
bezahlt  werden,  desto  geringeren  Znschuss  erhält  die  Gemeinde 
und  desto  mehr  muss  sie  selbst  beitragen.  — -  Der  Artikel  27 
und  folgende  enthalten  eine  Reihe  von  Strafbestimmnngen  gegen 
die,  welche  die  Wasserleitnngswerke  zerstören  oder  beschädigen-, 
welche  Quellen  und  Brunnen  durch  Kadaver,  verfablte  Ab- 
fälle etc.  verunreinigen,  und  gegen  die,  welche  den  An- 
ordnungen des  Bürgermeisters,  der  Mitglieder  der  Gesundheits- 
kommissionen etc.  Widerstand  entgegensetzen. 

Der  Artikel  33  stellt  in  Aussicht,  dass  Verwaltungserlasse 
die  näheren  Bedingungen  für  die  Organisation  und  die  Anwendung 
des  Gesetzes  regeln  sollen.  Diese  Erlasse  sind  unter  folgenden 
Daten  erschienen:  Dekret  vom  18.  Dezember  15102  (J.  0.  vom 
20.  Februar  1903  p.  1062)  über  die  Tätigkeit  des  Oomite 
consnltatif  d' Hygiene  de  France;  Dekret  vom  10.  Februar  1903 
(,T.  O.  vom  2.  Februar  1903  p.  1061)  über  das  Verzeichnis  der 
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ansteckenden  Krankheiten;  Dekret  vom  7.  März  1903  (J.  0.  vom 
12.  März  1003  p.  1402)  über  die  Desinfektionsanstalten. 

0.  Das  Gesetz  vom  7.  April  1002  (J.  0.  vom  0.  April 
p.  200.1)  ändert  das  Gesetz  vom  .1.  April  1SS4  über  die  kommunale 
Organisation.  Dieses  Gesetz  gibt  den  Gemeinden  grössere  Freiheit 
im  Finanzwesen,  besonders  in  Bezug  auf  Steuern  bei  ungenügender 
Einnahme  und  für  aussergewöhnliche  Ausgaben  sowie  auf  Anleihen. 

Was  die  Steuern  bei  ungenügender  Einnahme  und  für  ausser- 
ordentliche Ausgaben  betrifl't.  so  sah  das  Gesetz  von  1HS4  in  den 
Artikeln  133,  141,  142  und  143  eine  Keihe  von  Fällen  vor:  1.  Die 
Steuern  bei  ungenügender  Einnahme  bedurften  der  Genehmigung  des 
Präfekten,  wenn  sie  nötige  Aufwendungen  betrafen,  in  anderen 
Fällen  der  Genehmigung  des  Chef  de  l'Etat.  2.  Steuern  für  aussei  - 
gewöhnliche Ausgaben  ai  konnte  der  Gemeinderat  selbst  besehliessen, 
wenn  sie  .1  Prozent  auf  .1  Jahre  nicht  überstiegen;  b)  bedurften 
über  diese  Höhe  hinaus  der  Genehmigung  des  Präfekten;  c)  über 
das  vom  Conseil  General  festgesetzte  Maximum  hinaus  bedurfte  es 
eines  Dekretes;  d)  wenn  die  Steuer  für  länger  als  30  Jahre  in 
Aussieht  genommen  war,  musste  das  zu  bestätigende  Dekret  auch 
noch  dem  Conseil  d'Ktat  vorgelegt  werden. 

Das  Gesotz  von  1001  vereinfacht  diese  Vorschriften:  In  den 
vom  Conseil  General  vorgeschriebenen  Grenzen  beschliesst  die  Ge- 
meinde frei  über  die  genannten  Steuern.  Über  dieses  Maximum 
hinaus  bedarf  es  der  Bestätigung  des  Präfekten,  und  wenn  die  Steuer 
auf  länger  als  30  Jahre  in  Aussicht  genommen  ist,  eines  Dekrets 
des  Conseil  d'Ktat  (Art.  141  —  143). 

Das  Gesetz  von  lrt*4  enthielt  gleichfalls  viele  Weitläufigkeiten 
in  Bezug  auf  die  kommunalen  Anleihen.  Wenn  die  Anleihe  getilgt 
wurde  durch  die  gewöhnlichen  Steuern  in  höchstens  30  Jahren  oder 
durch  ausserordentliche  Steuern,  welche  die  Gemeinde  selbst  be- 
sehliessen durfte,  so  hatte  der  Gemeinderat  volle  Freiheit.  Darüber 
hinaus  forderte  das  Gesetz  von  1MM  die  Genehmigung  des  Präfekten 
oder  ein  Dekret  im  Conseil  d'Ktat;  überstieg  die  Anleihe  eine  Million, 
so  war  ein  Gesetz  nötig. 

Das  Gesetz  von  1002  vereinfacht  diese  komplizierten  Fälle. 
Die  Gemeinde  beschliesst  frei  über  Anleihen,  die  durch  ordentliche 
Steuern  wählend  30  Jahren  oder  durch  ausserordentliche  Stenern 
getilgt  werden,  die  sie  selbst  beschliessen  kann.    Darüber  hinaus 
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bedarf  es  der  Genehmigung'  des  Präfekten.  Wenn  die  Anleihe  eine 
Million  übersteigt  oder  ihre  Amortisation  langer  als  30  Jahre  dauert, 
erfolgt  die  Genehmigung  durch  den  Conseil  d'Etat  (Art.  141 — 143). 

7.  Das  Gesetz  vom  7.  April  li)o2  (.T.  O.  vom  10.  April 
p.  4626)  ändert  die  geltenden  Bestimmungen  über  die  Handelsmarine. 
Die  Gesetze  vom  2'.».  Januar  1881  und  vom  30.  Januar  1893  hatten 
ein  System  von  Prämien  zur  Hebung  der  Industrie  bei  der  Handels- 
marine. Aber  wenn  das  Gesetz  von  1881  gute  Anregung  gegeben 
hatte,  so  war  das  Gesetz  von  1893  in  jeder  Beziehung  sowohl  für 
die  Reeder  als  für  den  Schiffsbau  unheilvoll.  Unter  seinem  Einflüsse 
fand  ein  Rückgang  der  Dampfschiffe  statt,  die  das  Feld  den  mehr 
begünstigten  Segelschiffen  überliessen.  Eine  Reform  war  nötig. 
Nach  einem  Beschluss  der  Depntiertenkammer  vom  1.  Dezember  1896 
setzte  ein  Dekret  vom  9.  Februar  1897  eine  besondere  Kommission 
ein  zur  Untersuchung  der  Angelegenheit.  Am  14.  November  1800 
reichte  die  Regierung  eine  Vorlage  ein,  welche  dann  zum  Gesetze 
vom  7.  April  1002  wurde.  Dieses  Gesetz  begünstigt  zugleich  die 
Reeder  nnd  den  Schiffsbau,  indem  es  Prämien  für  die  Schifffahrt 
und  den  Schiffsbau  festsetzt  und  den  Schiffsbaumeistern  bestimmte 
Privilegien  gewährt. 

A.  Schifffahrtsprämien.  —  Der  Gesetzgeber  gewährt  den 
Reedern  zwei  Arten  von  Remunerationen:  die  eigentliche  Schifffahrts- 
prämie und  die  Befrachtungsprämie  (Art.  1).  a)  Diese  Befrachtungs- 
prämie wird  jedem  Fahrzeug  von  fremdem  Ursprung  in  Eisen 
oder  Stahl  gewährt,  das  unter  französischer  Flagge  fährt  und  mehr 
als  100  Tonnen  (Brutto)  fasst.  Das  ist  eine  vermittelnde  Bestimmung, 
die  den  Reedern  zu  gute  kommt,  ohne  die  französischen  Schiffsbauer 
zu  schädigen.  Das  Gesetz  bemisst  diese  Befrachtungsprämie  nicht 
nach  der  zurückgelegten  Distanz,  sondern  nach  der  Anzahl  der  Tage, 
welche  die  Befrachtung  an  Bord  gewesen  ist,  und  zwar  f»  Cts. 
für  die  Tonne  mit  einer  Herabsetzung  von  2000  Tonnen  an  (denn 
die  Kosten  der  Befrachtung  wachsen  nicht  im  Verhältnis  zum 
Tonnengehalt),  um  schliesslich  bei  2  Cts.  für  4000-  7000  Tonnen 
zu  enden.  Diese  letzte  Zahl  ist  das  Maximum,  das  bei  der  Be- 
rechnung der  Remuneration  angewandt  werden  kann;  weitere  Tonnen 
kommen  nicht  in  Anrechnung.  Ebenso  darf  die  Anzahl  der  Tage 
der  Befrachtung  300  nicht  überschreiten  (Art.  2). 

b)  Die  eigentliche  Schifffahrtsprämie  dagegen  wird  jedem 
Meeresfahrzeug,  das  in  Frankreich  gebaut  ist,  mehr  als  100  Tonnen 
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(Brutto)  fasst  und  unter  französisch«1!*  Flagg»1  fährt,  gewahrt.  Das 
Gesetz  von  Ii« »2  führt  zwei  interessante  Neuerungen  ein  bei  der 
Berechnung  dieser  Prämie.  Sie  ist  für  die  Dampfer  auf  1  Frs. 
70  Cts.  für  die  Tonne  (Brutto)  bei  10o0  Meilen  Fahrt  festgesetzt 
mit.  einer  jährlichen  Minderung,  deren  Höhe  jedesmal  bei  einer  Periode 
von  4  Jahren  wechselt.  So  beträgt  die  Minderung  bei  Dampfern 
während  der  eisten  Periode  4  Cts.,  während  der  zweiten  8.  während 
der  dritten  DJ;  für  die  Segelschiffe  2,  4  und  8  Cts.  Da  ferner  die 
Kosten  nicht  im  Verhältnis  zur  Befrachtung  wachsen,  stellt  das 
Gesetz  eine  Minderung  fest  im  Verhältnis,  wie  die  Befrachtung 
grösser  wird.  Diese  Minderung  beträgt  bei  Dampfern  1  Cts.  für 
100  Tonnen  bei  einer  Befrachtung  von  3000—7000  Tonnen  und  bei 
Segelschiffen  10  Cts.  für  100  Tonnen  bei  000  1000  Tonnen.  Diese 
beiden  Ziffern  7000  und  1000  Tonnen  sind  das  Maximum,  bei  denen 
da*  Gesetz  stehen  bleibt,  wie  bei  der  Befrachtungsprämie.  Die  B«v 
frachtnng  über  diese  Ziffern  hinaus  kommt  nicht  in  Ansatz.  —  Die 
erwähnten  Zahlen  zeigen,  dass  die  Höhe  der  Prämien,  welche  das 
Gesetz  vom  30.  Januar  1803  für  die  Segelschiffe  festgesetzt  hatte, 
bedeutend  herabgesetzt  ist.  Schliesslich  ist  zu  erwähnen,  dass  die 
Schifffahrtsprämie  während  12  Jahren  von  der  Französierung  an 
gezahlt  wird  (Art.  3). 

Inbetreff  dieser  beiden  Prämien  stellt  aber  der  Gesetzgeber 
bestimmte  Bedingungen:  Das  Schiff  muss  einem  Franzosen  gehören, 
und  ist  eine  Gesellschaft  die  Eigentümerin,  so  muss  der  Verwaltungs- 
rat eine  Majorität  von  Franzosen  haben;  schliesslich  müssen  der  Vor- 
sitzende, der  Administrator  oder  Geschäftsführer  dieselbe  Nationalität 
besitzen  (Art.  1).  Ferner  müssen  nach  dem  Gesetze  vom  21.  Sep- 
tember 1703,  das  durch  Art.  17  unseres  Gesetzes  ergänzt  wird,  die 
Offiziere  und  drei  Viertel  der  Bemannung  Franzosen  sein,  ausser 
bei  der  internationalen  Küstenschifffahrt  ohne  Verbindung  mit  der 
Hauptstadt,  für  welche  der  Art,  17  ein  Minimum  an  Offizieren  und 
Matrosen  französischer  Nationalität  festsetzt.  Ferner  zählt  das  Ge- 
setz eine  Anzahl  von  Fällen  auf,  in  denen  ein  Fahrzeug  keine  Ver- 
gütung erhält;  diese  Vorschriften  sollen  Betrug  verhüten  und  auch 
die  Reeder  zwingen,  Fahrzeuge  von  gewisser  Schnelligkeit  zu  haben 
(Art.  0). 

Schliesslich  muss  der  Schiffskapitän  sich  verpflichten,  als  Gegen- 
leistung für  die  gewährten  Vorteile  den  Transport  von  Depeschen 
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und  sonstigen  Schriftstücken,  sowie  Postpaketen  umsonst  zu  über- 
nehmen (Art.  8). 

Der  Art.  5  setzt  die  erwähnten  Prämien  auf  2  Drittel  herab, 
wenn  das  Schill"  dein  internationalen  Küstenhandel  dient.  Aber  in 
gewissen  bestimmten  Fällen  sichert  dieser  Artikel  den  Reedern  ihr 
Recht:  er  bestimmt  besonders,  dass  die  Tatsache,  auf  dem  Hin-  oder 
Rückwege  einer  Seereise  in  Port-Said,  Ismail ia  oder  Suez  Geschäfte 
gehabt  zu  haben,  der  Fahrt  nicht  den  Charakter  der  Seereise  und 
folglich  den  Anspruch  auf  die  volle  Prämie  benimmt,  Ebenso  haben 
Anspruch  auf  Vergütung'  die  Schilfe,  welche  auf  ein  und  derselben 
Fahrt  sich  am  internationalen  Küstenhandel  und  dem  Handel  zwischen 
einem  französischen  Hafen  des  Mittelmeeres  und  einem  Hafen  des 
Ozeans  beteiligen,  vorausgesetzt,  dass  sie  gewisse  Anforderungen  an 
die  Verladung  bei  der  Durchfahrt  bei  Gibraltar  oder  Calais  erfüllen. 
Früher  mussten  die  Fahrzeuge,  die  die  Prämie  erlangen  wollten, 
sich  jedes  Handels  mit  französischen  Häfen  enthalten. 

Das  Gesetz  von  1902  gewährt  den  Schiffen  französischen  Ur- 
sprungs das  Wahlrecht  zwischen  der  Schifffahrtsprämie  und  der  Be- 
frachtnngsprämie  unter  durch  Dekret  geregelten  Bedingungen  (Art,  6). 

Um  eine  zu  weitgehende  Belastung  der  Staatskasse  zu  ver- 
meiden, bestimmt  das  Gesetz  Grenzen  für  die  Höhe  der  Prämien- 
zahlung. Die  Befrachtung,  die  von  dem  gegenwärtigen  Gesetz 
Nutzen  ziehen  kann,  nebst  der  Befrachtung  der  vor  der  Verkündung 
des  Gesetzes  französierten  Schiffe,  darf  im  Maximum  nur  500000 
Tonnen  betragen  (Brutto)  bei  Dampfern  und  100000  bei  Segelschiffen. 
Bei  dieser  Befrachtung  von  500000  Tonnen  können  Schiffe  fremder 
Herkunft  nur  zu  zwei  Fünfteln  berücksichtigt  werden.  Ein  Dekret 
soll  die  näheren  Bedingungen  festsetzen,  nach  denen  die  Schiffe  Be- 
rücksichtigung linden  für  ihre  Ansprüche  aus  diesem  Gesetze 
(Art,  7).  Das  Gesetz  von  1902  setzt  noch  eine  neue  Grenze  fest 
für  die  Zahlung  der  Remunerationen:  der  Artikel  2a  bestimmt  als 
Maximum  die  Summe  von  50  Millionen,  von  denen  15  Millionen  für 
Segelschiffe  bestimmt  sind. 

Die  Dauer  all  dieser  Bestimmungen  ist  auf  12  Jahre  fest- 
gesetzt (Art.  10).  Das  Gesetz  stellt  noch  verschiedene  Massnahmen 
für  die  Schifffahrt  in  Aussicht.  Besonders  sollen  die  Reeder,  welche 
sich  verpflichten,  mindestens  5  Jahre  auf  Linien,  auf  denen  die 
subventionierten  Schiffe  nicht  gehen,  einen  regelmässigen  Verkehr 
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unter  bo.stitiimt.cn  Bedingungen  zu  unterhalten,  an  Stelle  der  Remune- 
ration eine  feste  jährliche  Subvention  erhalten  (Art.  9). 

Ferner  können  Dekrete  des  Conseil  d'Etat  den  Marineminister 
ermächtigen,  den  Schilfen,  die  infolge  ihrer  Bauart,  Schnelligkeit  etc. 
Dienste  bei  der  Kriegsmarine  tun  können,  eine  Extraprämie  von 
höchstens  25  Prozent  zu  gewähren. 

Ii.  Betrachten  wir  nun  die  Veränderungen  in  der  Lage  der 
Schilfsbauer  infolge  des  Gesetzes  vom  7.  April  1902.  Der  Gesetz- 
geber berührt  meist  die  Artikel  1—4  des  Gesetzes  vom  30.  Januar  1893, 
welche  Prämien  für  den  Schiffsbau  einführten.  Die  Wirkung  dieser 
Bestimmungen  war  für  die  gleiche  Dauer  wie  bei  dem  neuen  Gesetze 
vorausgesehen,  nämlich  für  12  Jahre  (Art,  10).  Der  Schiffsbauer 
goniesst  diese  Vergünstigung  aber  nur  unter  gewissen  Bedingungen. 
Er  darf  auf  seinen  Werften  nur  höchstens  20  Prozent  ausländischer 
Arbeiter  beschäftigen. 

Ferner  setzt  der  Artikel  24  eine  Grenze  zu  Gunsten  der 
Staatskasse  fest:  er  bestimmt,  die  Gesamtsumme  der  Prämien  für 
den  Schiffsbau  für  die  500000  Tonnen  bei  Dampfern  und  lOÖÜOO 
Tonnen  bei  Segelschiffen  darf  50  Millionen  Frs.  nicht  übersteigen, 
so  dass  die  jährliche  Ausgabe  für  Schiffsbauprämien  nur  50000  Tonnen 
bei  Dampfern  Und  nur  looOO  Tonnen  bei  Segelschiffen  zu  gute 
kommen  kann. 

Das  Gesetz  von  1902  gewährt  aber  den  Schiffsbanern  nicht 
nur  Prämien,  sondern  auch  noch  Privilegien.  Der  Artikel  19  be- 
stimmt, dass,  abgesehen  von  den  Kriegsschiffen,  die  Meeresfahrzeuge, 
welche  seitens  des  Staates  in  seinen  direkten  Dienst  gestellt  werden, 
in  Frankreich  gebaut  sein  müssen.  Ferner  darf  ausser  im  Falle 
dringender  Gefahr  ein  französisches  Schiff  bei  Strafe,  als  fremdes 
angesehen  zu  werden,  nicht  in  einem  fremden  Hafen  wieder  auf- 
getakelt oder  ausgebessert  werden,  wenn  die  Kosten  der  Reparatur 
15  Frs.  für  die  Tonne  (Brutto)  übersteigen.  Das  Gesetz  vom 
27.  vendemiaire  an  11  (Art.  8)  setzte  dies  Maximum  auf  (>  Frs.  fest; 
durch  Erhöhung  der  Taxe  begünstigt  dies  neue  Gesetz  den  Schiffs- 
bau, ohne  das  Interesse  der  Heeder  unnötig  zu  verletzen  (Art.  15i. 
Diese  Vorteile  bietet  das  neue  Gesetz  den  Reedern  und  Schiffsbauern. 
Schliesslich  sei  erwähnt,  dass  bei  jeder  Prämie  und  jeder  Remuneration 
ein  Abzug  von  0  Prozent  stattfindet,  von  dem  2  Drittel  an  die 
Marine-Sparkasse  fallen,  während  1  Drittel  der  Marine-Invaliden- 
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kasse  znfliesst  (auch  znr  Unterstützung  der  Handelskammern  bei  der 
Einrichtung  von  Gasthöfen  für  Matrosen  und  Fachschulen  in  den 
französischen  Häfen)  (Art.  21).  Das  tiesetz  vom  7.  April  ist  auf 
die  Dauer  von  10  Jahren  erlassen  (Art.  10).  Ein  Dekret  vom 
0.  September  1902  (.T.  O.  vom  10.  September  p.  6080)  ordnet  alle 
Details  der  Organisation  und  der  Anwendung  des  neuen  Gesetzes. 
Es  bestimmt  den  Ursprung,  das  Alter,  das  Gewicht,  die  Befrachtung 
der  Fahrzeuge,  ihre  Ordnung,  die  Schnelligkeit,  die  Schätzung  der 
Entfernung  von  Hafen  zu  Hafen;  es  ordnet  die  Verpflichtungen  für 
den  Postdienst,  die  Festsetzung,  Liquidation  und  Zahlung  der 
Remunerationen  etc. 

8.  Das  Gesetz  vom  4.  Dezember  1002  (J.  O.  vom  Dezember 
p.  7001)  betrifft  die  unerlaubte  Eröffnung  oder  den  Verbleib  in 
einer  verbotenen  Ordensgesellschaft.  Das  Gesetz  vom  1.  Juli  1001 
zeigte  bei  seiner  Anwendung  Lücken:  es  hatte  keine  Strafe  fest- 
gesetzt für  die  Eröffnung  der  Niederlassung  einer  Ordensgesellschaft 
ohne  besondere  Erlaubnis  —  seitens  des  ("onseil  d'Etat  nach  Art.  DJ 
§  2  ,  wenn  diese  Niederlassung  zu  einem  Orden  gehörte,  der  selbst 
erlaubt  war.  Ebenso  sprach  es  nicht  über  den  Verbleib  in  einer 
Niederlassung,  deren  Schliessung  angeordnet  war. 

Das  Gesetz  von  1002  setzt  gegen  jeden,  der  eine  Ordens- 
niederlassung ohne  die  nach  Art.  Vi  §  2  erforderliche  Genehmigung 
eröffnet  oder  leitet,  der  in  einer  Niederlassung  verbleibt,  deren 
Schliessung  angeordnet  ist,  oder  der  diese  Gesetzesverletzungen 
begünstigt,  die  Strafen  des  Art.  8  §  2  fest:  16—1000  Frs.  Geldstrafe 
und  6  Tage  bis  1  Jahr  Gefängnis. 

Die  Militärverhältnisse  haben  im  Jahr  1002  nur  einige 
Detailvorschriften  über  die  Rekrutierung  der  Armee,  die  Organisation 
bestimmter  Korps  oder  die  Stellung  gewisser  Beamten  veranlasst. 
Die  hauptsächlichsten  sind  folgende: 

9.  Das  Gesetz  vom  26.  Februar  1002  (J.  O.  vom  2.  März 
p.  l.p>97)  regelt  die  Bedingungen  für  den  Dispens  wegen  10jährigen 
Dienstes  im  Unterrichtswesen;  es  ändert  die  Artikel  7 — 11  des 
Dekretes  vom  25.  November  1880,  setzt  die  Behörden  fest,  bei  denen 
dieser  Dienst  stattfindet  (Art,  7),  regelt  die  Form  der  Erklärung 
(Art.  8),  die  Befähigung,  in  diesen  Dienst  einzutreten  etc.  (Art.  0). 

10.  Das  Gesetz  vom  7.  März  1002  (J.  O.  vom  0.  März  1760) 
regelt  die  Stellung  der  contröleurs  d'armes. 
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11.  Das  Gesetz  vom  11.  März  1902  (J.  ü.  vom  15.  März 
p.  2021)  ändert  den  i?  2  Abs.  3  des  Gesetzes  vom  1"».  Juli  1889 
über  die  Rekrutierung  in  der  Armee  und  dehnt  die  Vergünstigung1 
dieses  Artikels  -  Dispens  für  die  Dienstzeit  —  auf  die  Schüler 
aller  Kunst-  und  Gewerbeschulen  aus,  während  das  Gesetz  von  1889 
nur  die  Schüler  von  Aix,  Angers  und  Chälons  begünstigte. 

12.  Das  Gesetz  vom  7.  April  1902  (J.  0.  vom  11.  April 
p.  *671)  betreit  die  Feuerwehrmänner  von  den  militärischen  Übungen 
der  Landarmee. 

DJ.  Das  Gesetz  vom  3.  Mai  1902  (.1.  0.  vom  7.  Mai  p.  3237) 
betrifft  die  Freiheit  von  Zöllen  bei  Geschenken  und  Unterstützungen 
an  Kriegsgefangene.  Diese  Geschenke,  die  in  Waren  jeder  Art 
einschliesslich  Tabak,  Zündhölzehen.  Spielkarten  —  bestehen  und 
den  Kriegsgefangenen  in  Frankreich,  Algier  oder  in  den  Kolonieen 
geschickt  werden,  sind  frei  von  jedem  Eingangszoll,  sowie  von  jeder 
inneren  Konsumptionssteuer,  Einfuhrsteuer  oder  Accise. 

Dieses  Gesetz  bestätigt  nur  die  Bestimmungen  der  Konferenz 
von  Haag  im  Jahre  1899  (Art,  16  des  Reglement  concernant  les  lois 
et  contumes  de  la  guerre). 

14.  Ein  Dekret  vom  2.  November  1902  (J.  0.  vom  5.  No- 
vember p.  7130)  reorganisiert  die  Strafkompagnieen  und  ändert  ver- 
schiedene Dekrete  über  die  Rekrutierung  der  Bataillone  der  Infanterie 
in  Afrika,  über  den  inneren  Truppendienst  und  die  Militärstraf- 
gefangeueu. 

Was  insbesondere  die  Marine  betrifft,  so  bringt  das  Jahr  1902 
eine  Neuorganisation  des  Aufsichtsdienstes  in  der  Verwaltung. 

15.  Ein  Gesetz  vom  2.  März  1902  (J.  0.  vom  4.  März 
p.  1677)  bestimmt  folgendes:  Der  Aufsichtsdienst  hat  Kontrolleure 
verschiedener  Klassen,  unmittelbare  Repräsentanten  des  Ministeriums, 
die  durch  unerwartete  Revisionen,  Erkundigungen  an  Ort  und  Stelle, 
Prüfung  ihres  Ressorts  etc.  sich  von  dem  guten  Betrieb  im  Marine- 
dienste überzeugen  müssen. 

16.  Ein  Dekret  vom  17.  März  1902  (J.  0.  vom  3.  April 
p.  2417)  ordnet  diesen  ganzen  Aufsichtsdienst:  Die  Kontrolleure 
sollen  wirkliche  Prüfungen  vornehmen,  bei  Übungen  zugegen  sein, 
die  Buchführung  prüfen,  die  Geschäftsräume,  Magazine,  Werfte, 
Werkstätten  etc.  inspizieren.  Ihre  Aufgabe  ist  lediglich  die  Be- 
aufsichtigung der  Verwaltung.    Sie  greifen  nicht  unmittelbar  in  die 
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Leitung  oder  Ausübung'  des  Dienstes  ein;  indessen  gibt  ihnen  für 
dringende  Fülle  das  Dekret  das  Beeilt.  Siegel  an  die  Register. 
Akten,  Kassen,  Bureaus  etc.  anlegen  zu  lassen. 

VI.  Finanzgesetzgebung. 

1.  Gesetz  vom  2.  Februar  1902  (,T.  ().  vom  ">.  Februar 
p.  793).  Dieses  Gesetz  ändert  die  Bedingungen  für  die  ..adniissions 
temporaires"  beim  Weizen.  Es  bestimmt,  dass  der  Betrag  des 
Eingangszolles  bei  fremdem  Getreide,  im  Augenblick  der  Einfuhr 
hinterlegt  werden  muss.  Der  Müller  erhält  bei  sofortiger  Über- 
führung des  Getreides  in  seine  Mühle  einen  nnübertragbaren  „titre 
de  perceptiona,  dessen  Betrag  ihm  von  der  Steuerbehörde  zurück- 
erstattet wird  im  Verhältnis  zu  den  Quantitäten  des  Mehles,  Griesses, 
der  Kleie  und  der  sonstigen  Nahrungserzeugnisse  aus  dem  Getreide, 
die  er  nach  der  Ausfertigung  des  „titre  de  pereeption'-  ausführt 
(Art.  1). 

Die  Frist  für  die  Ausfuhr  beträgt  2  Monate,  vom  Empfange 
des  titre  de  pereeption  ab  gerechnet;  sie  beträgt  4  Monate,  wenn 
der  Müller  nach  Verlauf  der  ersten  zwei  Monate  den  Transport  des 
Griesses  oder  Mehles  zu  einem  Fabrikanten  von  Teigwaren,  Schiffs- 
zwieback oder  Biskuits  nachweist  (Art.  2). 

Das  Gesetz  bestimmt  ferner,  dass  die  Niederlage  in  einem 
Speicher  nicht  als  Wiederausfuhr  gilt  (Art.  4),  dass  der  Müller  bei 
allen  seinen  Massnahmen  der  Kontrolle  der  Steuerbehörde  untersteht, 
(Art.  5)  und  dass  falsche  Deklarationen  den  in  den  bereits  geltenden 
Gesetzen  festgesetzten  Strafen  unterliegen  (Art.  C). 

2.  Dekret  vom  9.  März  11*02  (.!.  <).  vom  5.  April  p.  2509). 
Dieses  Dekret  betrifft  die  Bedingungen  für  die  Anwendung  der 
-admission  temporaire"  beim  Mais,  der  für  die  Fabrikation  von 
Kraftmehl  zur  Ausfuhr  bestimmt  ist.  Es  ändert  die  ältere  Gesetz- 
gebung (Dekret  vom  18.  Februar  1893)  und  erlaubt  die  Wieder- 
ausfuhr durch  ein  Steuerbureau,  welches  in  einem  dem  Einfuhr- 
burean  benachbarten  Departement  liegt,  während  das  Dekret  von 
1893  die  Ausfuhr  nur  bei  dem  Bureau  der  Einfuhr  gestattete. 

3.  Finanzgesetz  vom  30.  März  1902  (,T  0.  vom  30.  März 
p.  2273).  Das  Budget  für  1902  stellt  für  die  Ausgaben 
3602333244  Fra.,  für  die  Einnahmen  3GO240:»408  Frs.  fest, 

Dieses  Gesetz  enthält  eine  Keihe  von  interessanten  Be- 
stimmungen,  die  seinem   Zwecke  eigentlich  fern  liegen,  aber  in 
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stillen  Kähmen  aufgenommen  sind.  Der  Artikel  2  soll  die  Lage 
der  Gemeinden  verbessern,  in  welche  sie  durch  das  Gesetz  vom 
10.  Juli  li»01  Artikel  3  geraten  sind.  Dieses  Gesetx  wollte  eine 
gerechte  Verteilung  der  contribution  personelle  mobiliere  ein- 
führen und  hatte  bestimmt,  dass  diese  auf  die  Departements  im 
Verhältnis  zu  der  Höhe  der  Mietswerte  verteilt  werden  solle,  wie 
sie  durch  die  Beamten  für  direkte  Steuern  in  den  Jahren  IHK!»  und 
1  i*UO  festgestellt  waren.  Das  Resultat  dieser  Vorschrift  war  nur 
eine  schwere  Belastung  gewisser  Gemeinden.  Der  Artikel  2  unseres 
Gesetzes  bestimmt  daher,  dass  in  den  Gemeinden,  deren  Beitrag 
durch  Art.  3  des  Gesetzes  vom  10.  Juli  1901  erhöht  war,  jeder 
Steuerpflichtige,  der  inbetreff  der  fraglichen  Steuer  eine  Steuer- 
erhöhung von  über  5  Prozent  erlitten  hatte,  offiziell  einen  Erlass  von 
dieser  Erhöhung  erhalten  soll  (mit  Ausnahme  derjenigen,  deren 
contribution  personelle  mobiliere  an  den  Staat  höher  ist  als  125  Frs., 
was  nach  den  Motiven  des  Gesetzes  einer  städtischen  Wohnung  von 
3000  Frs.  entspricht). 

Da  die  Departements-  und  Kommunalsteuern  nach  den  Staats- 
steuern bemessen  werden,  folgten  sie  den  Schwankungen  der  letzteren. 
Es  war  daher  gerecht,  den  Steuerpflichtigen  auch  in  dieser  Be- 
ziehung die  Erleichterungen  zu  gewähren,  welche  für  die  Staats- 
stenern  inbetreff  der  contribution  personelle  mobiliere  als  nötig  be- 
funden waren;  der  Artikel  3  und  folgende  geben  daher  den  Ge- 
meinden gewisse  Befugnisse,  diese  Erleichterungen  durchzuführen. 

Der  Artikel  10  des  Gesetzes  vom  30.  März  1902  ändert  den 
Artikel  2  des  Finanzgesetzes  vom  25.  Februar  1901  über  die  pro- 
gressive Erbschaftssteuer.  Dieser  Artikel  hörte  mit  der  Progression 
bei  einer  Million  auf.  Diese  sehr  angreifbare  und  hart  angegriffene 
Beschränkung  ist  durch  Artikel  10  unseres  Gesetzes  aufgehoben. 
Dieser  Artikel  schafft  5  Klassen  für  die  Erbschaften  über  eine 
Million:  von  1—2,  von  2  5,  von  5  —  10,  von  10—50,  über 
50  Millionen.  Diese  5  Klassen  zahlen  bei  direkter  Abstammung 
3  —  3,50  — 1  —  1,50  —  5  Prozent,  und  die  Steuer  steigt  mit  der  Ent- 
fernung der  Verwandtschaft,  um  an  siebenter  Stelle  (über  den 
0.  Verwandtschaftsgrad  hinaus  und  bei  Nichtverwandten)  mit  den 
Zahlen  ls,50    -Ii»  —  19,50  —  20  —  20,50  zu  schliessen. 

Die  Artikel   12—21   regeln  verschiedene  Detail-Vorschriften 
über  Tabak,  Rum,  Weine,  Konzessionen  für  Kaufleute,  Bierbrauer  etc.; 
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der  Artikel  22  bringt,  einen  Tarif  für  den  Versand  von  Wahlauf- 
rufen und  Wahlbekanntmachungen  durch  die  Post. 

Der  Artikel  44  bestimmt,  dass  Anschläge,  die  einen  Wahl- 
charakter tragen,  nicht  in  den  französichen  Farben  (blau-weiss-rot) 
gedruckt  sein  dürfen  bei  einer  Geldstrafe  von  50  Frs.  für  den 
Drucker.  Man  will  verhindern,  dass  gewisse  Parteien  sich  die 
Miene  geben,  allein  Anspruch  auf  Patriotismus  erheben  zu  dürfen. 

Die  Artikel  49 — 55  enthalten  verschiedene  Vorschriften  über 
Saccharin  und  andere  süssende  Substanzen,  die  zu  rein  thera- 
peutischen und  pharmazeutischen  Produkten  verwendet  werden  und  einer 
strengen  Kontrolle  in  Bezug  auf  ihre  Fabrikation,  ihren  Vertrieb 
und  ihrer  Anwendung  unterliegen  unter  den  Strafbestimmungen  der 
Artikel  54—55.  Diese  Vorschriften  werden  ergänzt  durch  ein 
Dekret  vom  17.  April  1902  (J.  0.  vom  20.  April  p.  2840)  über 
die  Verpflichtungen  der  Fabrikanten. 

Der  Artikel  57  fügt  den  Artikeln  1  und  2  des  Gesetzes  vom 
11.  Juli  18*5  einen  neuen  Absatz  hinzu,  der  die  Fabrikation,  den 
Vertrieb  und  Verkauf  von  Nachahmungen  französischer  und  fremder 
Münzen  verbietet.  Das  Gesetz  von  1885  untersagt  nur  die  Nach- 
ahmung von  Bankbilletts  und  sonstigem  Papiergeld.  Es  handelt 
sich  hier  nicht  um  falsches  Geld,  sondern  um  Nachahmungen, 
welche  von  Kaufleuten  zu  Reklamezwecken  verteilt  werden. 

Der  Artikel  58  gewährt  den  Gemeinden  ein  Privileg  für 
ihre  taxes  speciales,  das  ihnen  deren  Zahlung  garantiert,  wie  bei 
der  Staatskasse. 

Der  Artikel  59  bestimmt,  dass,  wenn  eine  Behörde  eine  Klasse 
tiefer  heruntergesetzt  wird  infolge  einer  Zählung,  welche  eine  Ab- 
nahme der  Bevölkerung  feststellt,  die  derzeitigen  Mitglieder  der 
Behörde  für  ihre  Person  die  Klasse  beibehalten,  der  sie  früher 
angehörten. 

Der  Artikel  Gl  erhöht  die  Beitragspflicht  des  Staates  für  die 
Pensionen,  welche  die  Departements  und  Gemeinden  den  Invaliden, 
Schwachen  und  unheilbar  Kranken  zahlen.  Der  Beitrag  beginnt 
bei  Pensionen  von  50  Frs.  (statt  90  Frs.)  und  kann  bis  zu  00  Frs. 
steigen  (statt  50  Frs.). 

Der  Artikel  70  bestimmt,  dass  alle  Töchterschulen  läizisiert 
werden  innerhalb  3  Jahren  vom  1.  Januar  1903  ab  oder  innerhalb 
10  Jahren,  wenn  diese  Massregel  den  Umbau  einer  Schule  bedingt. 
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Der  Artikel  74  verbietet  den  Mitgliedern  des  staatlichen 
UnterrichtswesMis,  in  Privatanstalten  zu  unterrichten.  Die  Lehrer, 
die  sich  in  dieser  Stellung  befinden,  müssen  ihre  Wiedereinstellung 
im  Staatsdienste  vor  dem  31.  Dezember  1903  beantragen,  um 
ihren  Charakter  als  Staatsbeamte  und  ihr  Recht  auf  Wieder- 
anstellung zu  wahren. 

Dies  sind  die  hauptsächlichsten  Bestimmungen  des  Finanz- 
gesetzes von  1902.  Die  anderen  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
betreffen  nur  Detail  Vorschriften  über  militärische  oder  Verwaltungs- 
gebiete ohne  allgemeines  Interesse. 

4.  Das  Dekret  vom  24.  April  1902  (.1.  0.  vom  21.  August 
p.  5719)  regelt  die  Postzustellungen  von  Zahlungsbefehlen  und  von 
Zahlungsaufforderungen  bei  direkten  Stenern,  ähnlichen  Abgaben 
und  Geldstrafen.  Dieses  Dekret  ergänzt  den  Artikel  49  des  Finanz- 
gesetzes vom  25.  Februar  1901  und  stellt  eine  Anzahl  Vorschriften 
auf  über  die  Form  der  Aufforderung,  die  Verpflichtungen  des  Be- 
amten, der  die  Zustellung  besorgt  bei  Gegenwart  oder  Abwesenheit 
des  Schuldners,  die  Kosten  der  Zustellung  etc. 

5.  Gesetz  vom  9.  Juli  1902  (J.  0.  vom  10.  Juli  p.  4833). 
Dieses  Gesetz  ermächtigt  den  Finanzminister,  die  im  Schnldbnch  (-grand 
livre")  eingetragenen  31  ., prozentigen  Kenten  auszuzahlen  (100  Frs. 
für  3,50  Frs.  Rente)  oder  sie  in  dreiprozentige  Renten  nach  der 
älteren  Form  (3  Frs.  Rente  statt  3,50  Frs.  Rente)  zu  konvertieren 
(Art.  1).  Die  Rente  muss  mindestens  2  Frs.  betragen,  um  einge- 
tragen werden  zu  können.  Die  neuen  Renten  sind  den  alten  ganz 
ähnlich:  sie  sind  dreimal  jährlich  fällig  und -gemessen  die  Privilegien 
und  Vorrechte  wie  die  rrentes  sur  TEtat".  Die  ganze  Masse  der 
alten  und  neuen  Renten  kann  in  Serien  eingeteilt  werden  (Art.  3). 

Jeder  Eigentümer  hat  einen  Zeitraum  von  6  Tagen,  um  zwischen 
Auszahlung  und  Konvertierung  zu  wählen;  der  Beginn  dieser  Frist 
wird  durch  Dekret  festgesetzt  (Art.  4). 

Der  Artikel  7  bestimmt,  dass  die  Wahl  der  Konvertierung 
gesetzlich  als  ein  Akt  einfacher  Verwaltung  aufgefasst  wird,  die 
in  den  Befugnissen  der  Vormünder  und  Verwalter  mit  inbegriffen 
ist.  Die  mit  einem  Xiessbrauch  belasteten  Renten  können  nur  bei 
gemeinschaftlicher  Einwilligungs-Erklärung  des  Eigentümers  und  des 
Nutzniessers  ausgezahlt  werden.  Erfolgt  nur  eine  einseitige  Er- 
klärung, so  betrachtet  sich  die  Staatskasse  als  frei  und  hinterlegt 
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das  Kapital  bei  der  Depositenkasse  („caisse  des  Depots  et  Consignations-  ). 
Hat  die  Erklärung  des  Nutzniessers  das  Depot  veranlasst,  so  hat  dieser 
bis  zur  Entscheidung  nur  Anspruch  auf  die  Zinsen,  welche  die  Kasse 
gewöhnlich  zahlt.  Hat  der  Eigentümer  die  Veranlassung  gegeben, 
so  muss  dieser  dem  Nutzniesser  die  Differenz  zwischen  den  bezahlten 
Zinsen  und  Zinsen  von  3  Prozent  ersetzen  (Art.  8). 

Der  Artikel  11  stellt  ein  Dekret  in  Aussicht,  um  alle  Be- 
dingungen für  Auszahlung  und  Konvertierung,  Emission  neuer 
Renten,  Teilung  in  Serien  nach  Artikel  3  etc.  zu  regeln.  Dieses 
Dekret  erschien  am  0.  Juli  1002  (,T.  0.  vom  IG.  Juli  p.  4834). 
Es  setzt  als  Zeit  für  die  Wahl  die  Tage  vom  15.-20.  Juli  1002 
fest,  bestimmt  die  Auszahlungsstellen  und  die  Formalitäten  für  die 
Erklärnng  etc. 

VII.  Industrie. 

1.  Dekret  vom  11.  März  1002  (J.  0.  vom  Iß.  März  p.  1054). 
Dieses  Dekret  betrifft  die  Überwachung  der  Ausführung  von  Vor- 
schriften über  die  Tätigkeit  der  Eisenbahnbeamten.  Nach  Art.  7 
des  Dekretes  vom  30.  Mai  180."»  gehörte  diese  Überwachung  zu  dem 
Dienste  der  „exploitation  technique".  Das  Dekret  vom  11.  März  1002 
schafft  einen  besonderen  neuen  Überwachungsdienst  für  alle  Zweige 
von  allgemeinem  Interesse,  der  dem  Ministerium  der  öffentlichen 
Arbeiten  untersteht.  An  der  Spitze  dieses  Dienstes  steht  ein  Ober- 
ingenieur, der  Ingenieure  unter  sieh  hat,  welche  die  Kontrolle  der 
Arbeiten  ausführen  (Art.  1  u.  2).  Art,  3  bestimmt  die  Bedingungen 
für  die  Ergänzung  dieser  Kontrolleure,  welche  aus  den  Beamten  oder 
früheren  Beamten  grosser  Eisenbahngesellschaften  von  mindestens 
fünfjähriger  Dienstzeit  genommen  werden.  Das  Dekret  stellt  auch 
die  Bedingungen  für  Alter,  Besoldung  und  Beförderung  dieser  Kon- 
trolleure fest  (Art,  4—8), 

2.  Gesetz  vom  22.  März  1002  (J.  O.  vom  27.  März  p.  2202». 
Dieses  Gesetz  ändert  mehrere  Artikel  des  Gesetzes  vom  0.  April  1808 
Uber  die  Haftung  bei  Unfällen  der  Arbeiter  während  der  Arbeit. 
Die  erste  Änderung  betrifft  den  Art.  2  dieses  Gesetzes,  nach  welchem 
Arbeiter,  die  mehr  als  2400  Frs.  jährlichen  Gehalt  beziehen,  an  den 
Bestimmungen  des  Gesetzes  nur  bis  zu  dieser  Höhe  teilnehmen.  Für 
den  Überschuss  hatten  sie  nur  auf  ein  Viertel  der  im  Art,  3  fest- 
gesetzten Renten  Anspruch  „in  Ermangelung  anderweitiger  Verein- 
barungen in  Bezug  auf  diese  Höhe  der  Entschädigung"4.   Dies  schien 
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sogar  zu  gestatten,  durch  Übereinkunft  die  Entschädigungssummen 
noch  herabzusetzen.  Das  neue  Gesetz  verbietet  dies  ausdrücklich 
mit  den  Worten  „in  Ermangelung  anderweitiger  Vereinbarungen, 
welche  die  Entschädigungssummen  erhöhen-'. 

Das  Gesetz  schafft  also  eine  gesetzliche  Minimalgrenze,  unter 
die  man  nicht  herabgehen  kann. 

Das  neue  Gesetz  fügt  ferner  dem  Art.  7  (der  die  Klage  des 
Verletzten  gegen  den  Urheber  des  Unfalls  betrifft)  folgende  Be- 
stiramung  hinzu:  Hat  der  Unfall  dauernde  Arbeitsunfähigkeit  oder 
den  Tod  zur  Folge,  so  wird  der  Schadensersatz  in  Gestalt  einer 
Rente  von  der  nationalen  Pensionskasse  (caisse  nationale  des  retraits) 
gezahlt.  Ausser  diesem  Schadenersatz  kann  der  schuldige  Teil 
gegenüber  dem  Verletzten  oder  dem  Fabrikant en,  der  im  Prozesse 
interveniert,  zur  Zahlung  anderweiter  Entschädigungen  und  Kosten, 
wie  sie  die  Art.  3    4  vorsehen,  verurteilt  werden. 

Die  Formalitäten  bei  der  Unfallsanzeige,  die  durch  Art.  11 
und  12  des  Gesetzes  von  18H8  festgestellt,  waren,  werden  geändert. 
Hei  der  Frist  von  18  Stunden  für  Einreichnng  der  Unfallsanzeige 
seitens  des  Fabrikanten  rechnet  man  die  Sonn-  und  Feiertage  nicht 
mit  ein.  Auch  setzt  das  neue  Gesetz  die  Angaben  fest,  welche  die 
Anzeige  enthalten  mnss,  und  bestimmt,  dass  ein  ärztliches  Attest 
nur  gefordert  wird,  wenn  der  Verletzte  innerhalb  4  Tagen  nach 
dem  Unfall  seine  Arbeit  picht  wieder  aufnimmt. 

Die  Untersuchung  des  Friedensrichters  bei  einem  Unfall  soll 
sich  auf  einen  neuen  Funkt  eistrecken,  nämlich  auf  die  Versichcrnngs- 
iresellschaft,  bei  welcher  der  Fabrikant  versichert  ist,  oder  das  „syn- 
dieat  de  garantie",  dem  er  angehört. 

Der  neue  Art.  17  dehnt  die  Frist  für  Berufungen  gegen  Urteile 
aus  dem  vorliegenden  Gesetze  von  15  auf  30  Tage  ans. 

Der  neue  Art.  18  entbindet  die  Verletzten  bei  ihren  Prozessen 
gegen  die  Departements  oder  Gemeinden  von  der  Verpflichtung,  bei 
dem  Präfekten  oder  dem  Untorpräfekten  eine  Eingabe  über  das  Ob- 
jekt und  den  Grund  der  Entschädigung  einzureichen.  Diese  Ver- 
pflichtung war  absolute  Vorschrift  im  französischen  Verwaltungsdienst, 
und  der  Reklamierende  konnte  die  Klage  erst  2  Monate  nach  Eiu- 
reiohung  der  Eingabe  erheben.  Das  Gesetz  von  l!»U2  hebt  diese  Be- 
stimmungen auf.  die  viel  zu  hart  für  den  verletzten  Arbeiter  waren. 
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Der  Artikel  20  bestimmt,  dass  in  Fällen  strafrechtlicher  Ver- 
folgung gegen  den  Arbeiter  oder  den  Fabrikanten  dem  Verletzten 
oder  seinen  Rechtsnachfolgern,  sowie,  wenn  der  Fabrikant  der  Be- 
schuldigte ist,  diesem  oder  seinen  Rechtsnachfolgern  der  Inhalt  der 
Prozess-Akten  mitgeteilt  werden  muss. 

►Schliesslich  dehnt  der  neue  Artikel  22  von  Rechts  wegen  die 
Hilfe  eines  Rechtsbeistandes  auf  die  Instanzen  vor  dem  Präsidenten 
des  Gerichts  wie  auch  auf  die  Berufungsinstanz  aus.  Der  alte 
Artikel  22  kannte  diese  Hilfe  von  Rechts  wegen  nur  vor  dem 
Friedensrichter  oder  dem  Gerichte.  Die  Details  der  Ausführung  des 
vorstehenden  Gesetzes  enthält  ein  Dekret  vom  23.  März  1902  (J. 
0.  vom  27.  März  p.  2214),  welches  die  Formen  für  die  Unfallsanzeige, 
die  Empfangsbescheinigungen  der  Anzeige,  das  Verfahren  vor  dem 
Bürgermeister,  die  Einreichung  des  ärztlichen  Attestes  etc.  fest- 
setzt, welche  die  Artikel  11  und  12  des  Gesetzes  vom  9.  April 
1898,  ergänzt  durch  das  Gesetz  vom  22.  März  1902,  vorsahen. 
Diesem  Dekrete  folgte  wieder  ein  Zirkular  des  Handelsministers  vom 
11.  Juli  1902  über  die  Artikel  11  und  12. 

3.  Ein  Dekret  vom  28.  März  1902  (J.  0.  vom  27.  März  p.  3469) 
bringt  die  Regelung  der  Dauer  der  täglichen  Arbeit  der  erwachsenen 
Arbeiter.  Der  Artikel  1  setzt  in  einer  Tabelle  die  Arbeiten  fest, 
für  welche  die  Daner  der  täglichen  Arbeit  über  die  Grenzen,  wie 
sie  durch  Artikel  1  des  Gesetzes  vom  9.  September  1848  (für  die 
Fabriken,  die  nur  erwachsene  Arbeiter  beschäftigen)  und  durch 
Artikel  2  des  Gesetzes  vom  30.  März  1900  (für  die  Fabriken,  die 
in  denselben  Räumen  Erwachsene,  Kinder  und  minderjährige  Mädchen 
beschäftigen)  vorgesehen  sind,  ausgedehnt  werden  darf.  Die  Tabelle 
bestimmt  gleichzeitig  für  jede  Art  Arbeit  die  Grenze  der  höchsten 
Dauer  der  täglichen  Arbeit. 

Der  Artikel  3  bestimmt,  dass  jeder  Fabrikant,  der  von  dieser 
Vergünstigung  Gebrauch  machen  will,  vorher  dem  Gewerbeinspektor 
über  die  Art  der  Abweichung,  die  Zahl  der  Arbeiter,  die  länger 
arbeiten  sollen,  die  Stunden  der  Arbeitszeit  und  der  Ruhe  für  die 
Arbeiter  Anzeige  machen  muss.  In  dringenden  Fällen  kann  die 
Anzeige  durch  Telegramm  erfolgen.  Erscheint  die  nachgesuchte 
Vergünstigung  dem  Inspektor  nicht  angemessen,  so  teilt  er  dies 
dem  Fabrikanten  mit.  Ein  Zirkular  des  Ministers  vom  21.  September 
Jahrbuch  der  Internat.  Vereinigung.  6.  u.  7.  Bd.  57 
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11« »2  (.1.  0.  vom  29.  September  p.  0453)  über  die  Anwendung  dieses 
Dekretes  bestimmt,  dass.  wenn  in  diesem  Falle  der  Fabrikant  auf 
die  Vergünstigung  besteben  will,  die  Sache  im  Prozesswege  von  den 
Gerichten  entschieden  werden  muss. 

4.  Das  Gesetz  vom  7.  April  19(12  (.1.  O.  vom  9.  April 
p.  2007)  ändert  in  einigen  Punkten  die  Gesetze  vom  5.  Juli  1844 
und  vom  31.  März  1850  über  die  Erfinder-Patente.  Das  Gesetz 
vom  7.  April  1902  fügt  dem  Artikel  11  des  Gesetzes  von  1844 
einen  neuen  Absatz  hinzu  mit  der  Bestimmung,  dass  die  Ver- 
öffentlichung des  Patentes  erst  ein  Jahr  nach  seiner  Einreichung 
erfolgt,  wenn  der  Erfinder  es  besonders  verlangt.  Der  Artikel  fügt 
hinzu,  dass  die  Vergünstigung  dieser  Bestimmung  denen  nicht  zuteil 
wird,  die  schon  von  der  Frist  Vorteil  gehabt  haben,  welche  durch 
die  Reziprozitätsbestimmungen,  besonders  durch  Artikel  4  der 
Internationalen  Konvention  vom  20.  März  1883  gewährt  ist.  — 
Der  neue  Paragraph  verbürgt  so  das  zeitweilige  Geheimnis  der 
Anmeldungen,  wenn  der  Erfinder  es  wünscht,  und  gewährt  ein 
Wahlrecht  zwischen  der  ebenfalls  einjährigen  Frist  der  Additionalakte 
von  Krüssel  (14.  Dezember  1900),  welche  den  Artikel  4  der  Konvention 
von  1*83  abändert.  Diese  Additionalakte  wurde  von  den  französischen 
Kammern  im  tiesetze  vom  15.  April  1902  (J.  0.  vom  19.  April 
p.  2829)  gebilligt  und  von  der  Regierung  den  25.  Mai  1902  be- 
stätigt; diese  Bestätigung  fand  ihren  Ausdruck  in  einem  Dekret 
vom  2«i.  August  1902  (J.  0.  vom  4.  September  p.  6014). 

Die  zweite  Änderung  des  Gesetzes  vom  7.  April  1902  betrifft 
den  Artikel  24  des  Gesetzes  vom  5.  Juli  1844.  Der  neue  Artikel 
fasst  reichhaltiger  und  praktischer  die  Bedingungen  für  die  ver- 
schiedenen Bekanntmachungen  bei  der  Veröffentlichung  der  Patente 
zusammen.  Diese  Beform  ist  wie  die  frühere  auf  den  Wunsch  eines 
Kongresses  von  Grossindustriellen  bei  Gelegenheit  der  Weltausstellung 
von  1900  in  Paris  zurückzuführen.  Der  neue  Artikel  24  sieht 
2  Arten  der  Bekanntmachung  vor:  die  der  Beschreibungen  und 
Zeichnungen  der  Patente  und  die  im  Kataloge.  Die  erstere  geschieht 
im  Auszuge,  in  getrennten  Lieferungen,  nach  der  Reihenfolge  der 
Annirldung,  während  die  ältere  Gesetzgebung  der  Behörde  die  Aus- 
wahl der  Patente  überlässt,  die  ganz  veröffentlicht  werden  sollten. 
l;m   ferner  schleunige  Ermittelungen  zu  ermöglichen,  war  es 
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nötig,  einen  systematischen  Katalog  zusammenzustellen.  Der  neue 
Artikel  24  stellt  dies  Prinzip  f«*st  und  weist  wegen  der  Details 
auf  einen  Ministerialerlass  hin  über  1.  die  näheren  Bedingungen  für 
die  Form,  Grösse  und  Ausführung  der  Besehreibungen  und  Zeichnungen, 
den  Preis  für  die  Lieferungen  und  die  Bedingungen  der  Ver- 
öffentlichung des  Katalogs,  2.  die  Bedingungen  für  die,  welche  eine 
offizielle  Kopie  der  Dokumente  ihrer  Anmeldung  in  Frankreich  haben 
wollen,  um  vor  der  Veröffentlichung  ihres  französischen  Patentes 
eine  ähnliche  Anmeldung  im  Auslande  zu  machen.  Dieser  Ministerial- 
erlass erfolgte  am  31.  Mai  1902  (J.  0.  vom  3.  Juni  p.  3709).  Kr 
gestattet  besonders  die  Zurücknahme  aller  Dokumente  unter  der 
Bedingung  einer  schriftlichen  Eingabe  während  zweier  Monate  nach 
der  Anmeldung.  Er  gewährt  eine  Frist  von  3  Monaten  nach 
Empfang  der  Entscheidung  über  die  Eintragung  des  Patentes,  um 
Irrtümer  und  Ungenauigkeiten  zu  berichtigen  (Art.  10).  Der  Preis 
für  die  Lieferung  wird  auf  1  Frs.  festgesetzt  (Art.  13).  Schliesslich 
darf  der  Erfinder  das  Fach  (»der  die  Fächer  des  Kataloge« 
(höchstens  3)  bezeichnen,  in  denen  seine  Erfindung  erscheinen  soll 
(Art,  6). 

Die  dritte  Änderung  des  vorliegenden  Gesetzes  betrifft  den 
Art.  32  des  Gesetzes  von  1844.  Sie  mildert  die  frühere  Gesetz- 
gebung und  gewährt  eine  Frist  für  die  Zahlung  der  jährlichen 
Abgabe  für  die  Patente.  Der  alte  Artikel  32  des  Gesetzes  von  1844 
(schon  geändert  durch  Gesetz  vom  31.  Mai  l«r»(i)  sprach  den  Verlust 
des  Patentrechts  in  3  Fällen  aus.  Die  beiden  letzteren  sind  durch 
das  Gesetz  von  1002  nicht  berührt  (sie  betreffen  den  Patentinhaber, 
der  während  zweier  Jahre  seine  Erfindung  nicht  in  Frankreich 
verwertet  hat,  sowie  denjenigen,  der  im  Auslande  fabrizierte 
Gegenstände,  welche  den  durch  sein  Patent  geschützten  ähnlich  sind, 
in  Frankreich  einführt).  Der  dritte  Fall  betraf  den  Patentinhaber, 
der  seine  jährliche  Zahlung  nicht  vor  Beginn  jedes  Jahres  während 
der  Dauer  seines  Patentes  geleistet  hatte.  Das  Gesetz  von  1902 
mildert  diese  sehr  harte  Bestimmung.  Im  Anschluss  an  den  Wunsch 
des  Kongresses  von  1900  bestimmt  es,  dass  der  Betreffende  eine 
Frist  von  längstens  3  Monaten  hat,  um  diese  Zahlung  nachträglich 
zu  leisten,  wenn  er  ausserdem  im  ersten  Monat  5  Frs.,  im  zweiten 
Monat  10  Frs.,  im  dritten  Monat  15  Frs.  gleichzeitig  mit  dem 
jährlichen  Beitrag  nachzahlt. 

57* 


Digitized  by  Google 


900 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


B.  Literatur. 

a)  1899 »)  (Nachtrag). 

In  den  folgenden  Zusammenstellungen  finden  sich  keine  An- 
gaben über  die  kleineren  Schriften,  die  besonders  veröffentlichten 
Zeitschriftenartikel  und  verschiedene  Werke,  deren  Erwähnung  uns 
hier  nicht  notwendig  erschien. 

Journal  general  de  Pimprimerie  et  de  la  librairie. 
Bibliographie  de  la  France.    1899.    Paris,  Cercle  de  la  librairie. 

Bibliographie  generale  des  Ii vres  de  droit  et  de  juris- 
prudence.  Paris,  1899  (in  den  bedeutenderen  Buchhandlungen  für 
juristische  Literatur,  Marchal  et  Billard,  Pichon,  Lako.sk,  Fonte- 
moing,  Pkdokk  Laeriel,  Ciieyalier-Marescq  etc). 

Der  Annuaire  de  legislation  francaige,  veröffentlicht  von 
der  Societe  de  legislation  comparee,  enthält  den  Text  der  haupt- 
sächlichsten, im  Jahre  189s  angenommenen  französischen  Gesetze. 
(Pichon.  1899). 

Unter  den  Ausgaben  oder  Neu-Ausgaben  der  französischen 
Gesetze  seien  besonders  die  Codes  franeais  von  Erihkr  und 
Monnikk,  diejenigen  von  Rivieke.  von  Roger  und  Sorel,  von  Roy, 
von  Wilhem  und  endlich  die  Codes  et  lois  pour  la  France, 
l'Algerie  et  les  Colonies  von  Carpentikr  erwähnt. 

Gesetze  und  Rechtsprechung  sind  immer  noch  in  denselben 
Sammlungen  zu  finden:  Dalloz,  Recueil  periodique,  Sirey,  Recueil 
des  Lois  et  arrets,  Journal  du  Palais  (welches  vollkommen  mit 
der  SiREY'schen  Sammlung  übereinstimmt);  Bulletin  des  arrets  de 
la  Cour  de  Cassation;  Recueil  des  arrets  du  Conseil  d'Etat.  Der 
in  diesen  umfassenden  Znsammenstellungen  enthaltene  Stoff  ist  in 
Verzeichnissen  zusammcngefasst,  von  denen  einige,  wie  dasjenige 
von  Dalloz,  bereits  beendet,  andere  noch  in  der  Veröffentlichung 
begrifi'en  sind,  Pandect.es  franeaises,  Repertoire  general 
du  droit  franeais  von  Caki'entier  und  Frerejoxae  i>u  Saint. 

Abgesehen  von  den  zahlreichen  Sonder- Übersichten  ist  nur 
die  Revue  generale  du  droit,  de  la  legislation  et  de  la 
jurisprudence  (Fontemoing)  und  die  Revue  critiquo  de  legis- 
lation et  de  jurisprudence  (Pichon)  zu  erwähnen. 

')  B«'i  den  in  Paris  herausgegebenen  Werken  beschränken  wir  uns 
darauf,  den  Namen  dos  Herausgehers  zu  nennen. 
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Rechtsphilosophie. 

Zu  einer  Rubrik  dieser  Art,  in  welcher  selten  etwas  anzuführen 
ist,  werden  wir  durch  zwei  Veröffentlichungen  genötigt: 

Boihtkl,  Principes  de  metaphysique  necessaires  a 
l'etude  de  la  philosophie  du  droit,  Fontemoing,  1N99. 

E.  Pharm,  Le  droit  pur.  Conrs  d'encyclopedie  du 
droit,  Alcan,  1899. 

Rechtsgeschichte. 

Unter  den  Veröffentlichungen  von  Texten  wollen  wir  besonders 
diejenige  von  Salmon,  Beauinanoir,  Contumes  de  Ueauvaises, 
texte  critique,  1899  (ein  Teil  der  Textsammlungen  zum  geschichtlichen 
Studium  und  Unterricht)  antühren,  welche  uns  zusammen  mit  den 
von  J.  Takdil  (-{-  II,  1897)  herausgegebenen  Coutumiers  de 
Normandie  die  beiden  kostbarsten  Urkunden  über  das  Recht  des 
13.  Jahrhunderts  mitteilt. 

Die  Nouvelle  Revue  historique  de  droit  francais  et 
etranger  behauptet  noch  immer  den  ersten  Platz  unter  den  Zeit- 
schriften, in  welchen  Rechtsgeschichte  und  römisches  Recht  be- 
handelt wird. 

Verschiedene  bereits  angekündigte  allgemeine  Werke  sind  noch 
in  der  Veröffentlichung  begriffen: 

Viollkt,  Histoire  des  institutions  politiques  (Larose). 

Glasson,  Histoire  du  droit  et  des  institutions  de  la 
France  (Pichon). 

Brishaud,  Manuel  d'histoire  du  droit  francais,  (Fonte- 
moing). 

Der  bemerkenswerte  Cours  elementaire  d'histoire  du 
droit  francais  von  Esmein  (Larose)  ist  bei  seiner  dritten  Auflage 
angelangt.  Wir  dürfen  nicht  verabsäumen,  auch  auf  den  ausge- 
zeichneten Manuel  de  droit  romain  von  P.  F.  Gikaro  (2.  Auflage 
Rousseau)  und  dessen  Textes  choisis  de  droit  romain  hinzu- 
weisen. 

Unter  den  Monographieen  und  Spezialabhandlungen  wollen  wir 
folgende  anführen: 

Mispoulet,  La  vie  parlementaire  a  Rome  sous  la  Re- 
publique.    Fontemoing,  1899. 

Rkvillont.  Precis  du  droit  egyptien,  1899,  Giard. 
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La  Chi  k-<;.wkt,  L'tducation  politique  de  Louis  XIV, 
Hachen.-,  1*99. 

Pktit,  Essai  de  Institution  des  plus  anciens  nu'mo- 
riaux  de  la  Chambre  des  coinpt.es  de  Paris,  Alcan,  1899. 

Nys,  Recherche*  snr  l'histoire  du  droit.  Les  theories 
politiqnes  et  le  droit  international  en  France  jusqn'  an 
XVIII*  siede.    Fontemoing,  1*!<9. 

Bkaini;,  Xouveaux  fragments  de  droit  et  d'histoire, 
Larose,  18H9. 

Lkkkuvki:,  Lecons  d'introduction  a  l'histoire  du  droit 
matrimonial  franeais.    Larose,  1*99. 

Kakkikw,  Les  paysanset  la  question  paysanne  en  France 
dans  le  dernier  quart  du  XVIII«  siecle,  aus  dem  Russischen 
übersetzt  von  Mlle.  Woynarowska.    Giard  et  Briere,  1899. 

Gilson,  I/etude  du  droit  romain  compare  aux  antres 
droits  de  l'antiquite. 

P.  Fouknikr,  Unegroupe  de  recueils  canoniqnes  inedits 
dn  X*  siecle  (Picard);  Yves  de  Chartres. 

Bassiray,  Le  mariage  devant  les  tribunaux  eccle- 
siastiques.  Procedure  matrimoniale  generale  (XII.  Band  des  unter 
der  Leitung  des  A buk  IVubali.kt  veröffentlichten  Grand  Cours 
de  droit  canonique),  Andin,  18i»9. 

Auffhoy,  Evolution  du  testament  en  France  des  origines 
an  XIIP  siecle  (Rousseau). 

Champf.aux,  Essai  sur  la  Vestitnra  ou  Saisine  et  l'intro- 
dnetion  des  actions  possessoires  dans  l'ancien  droit 
franeais,  Fontemoing,  1899. 

PkclakkmTj ,  Les  prenves  jndiciaires  dans  le  droit 
franc.  du  V«an  VIIP"  siecle  (Larose). 

Glasson,  Pariemen t  (extrait  de  la  Grande  Encyclopedie). 

.T.  DK  .Taitrgain,  La  Vasconie  (le  p).    Pan,  Garet. 

Hkrtkich,  Les  theories  monßtaires  au  XIVe  siecle.  Lyon 
Legendre. 

Mot'SHiKüT,  Theories  politiqnes  des  reformes  an  XVP 
siecle.  Cahors. 

Picard,  L'Evolution  historiqne  dn  droit  franeais. 
Brnxelles. 
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Riuukul,  Origine  et  histoire  des  banalites.  St.  Etienne, 
Thomas. 

Rouier,  Essai  sur  les  justices  foncieres,  Pedone. 

Surin,  Conditiuns  des  batards,  Poitiers,  Klais. 

G.  de  Tourtoulon,  Les  oeuvres  de  Jacques  de  Revigny 
( Chevalier-Marescq). 

Drape,  Recherches  sur  l'histoire  des  corps  d'arts  et 
metiers  en  Roussillon  (Rousseau). 

D'Arbols  dk  Jubainvillk,  La  civilisation  des  Geltes  et 
celle  de  l'epopee  homeriqne  (Fontemoing). 

LamouzEle,  Les  peines  de  Lexil  en  droit  romain. 
(Toulouse,  1899.) 

Gavet,  Sources  de  l'histoire  des  institutions  et  du  droit 
fran^-ais.    Manuel  de  Bibliographie  historiqne  (Larose). 

Valran,  Misere  et  charite  en  Provence  au  XVD.P  siecle 
(Rousseau). 

Vergleichende  Rechtswissenschaft. 

Neben  dem  Bulletin  de  la  Societe  de  Legislation  com- 
paree  gebührt  dem  von  der  Societe  de  legislation  compacte  herausge- 
gebenen Annuaire  de  legislation  etrangere,  welches  den  Text 
der  hauptsächlichsten  im  Jahre  1898  in  fremden  Staaten  angenommenen 
Gesetze  enthält  (Paris,  Pichon,  1899)  noch  immer  ein  Ehrenplatz. 
—  Im  Anschlüsse  hieran  ist  der  Annuaire  de  l'Association  inter- 
nationale pour  la  protection  de  la  propriete  industrielle,  2°  annee 
(Le  Sondin)  zu  nennen.  Die  Sammlungen  von  übersetzten  Gesetz- 
büchern vermehren  sich  jedes  Jahr.  So  befindet  sich  darunter 
z.  B.  Code  de  commerce  de  l'empire  du  Japon,  discute  et  vote 
par  la  Chambre  de  Pairs.  Übersetzt  von  B.  Lukholm.  Larose,  1899. 

Unter  den  Monographieen  wollen  wir  erwähnen: 

Glos,  Wurms  etc.,  Serie  d'etndes  sur  le  droit  d'asso- 
ciation  dans  les  IGgislationB  etrangeres.  Imprimerie  nationale. 

Lohr,  Le  mariage,  le  divorce  et  la  Separation  de  corps 
dans  les  principaux  pays  civilises.    Larose,  1899. 

Barre,  Le  Code  civil  allemand  et  le  Code  fran^ais 
compar^s  (Berlin,  Heymann). 

D'Essksco,  Les  origines  du  droit  rouraain,  übersetzt  von 
Last,  Ghamerat. 
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Bürgerliches  Recht. 

Die  allgemeinen  Werke  Uber  das  bürgerliche  Recht  sind  immer 
noch  ziemlich  zahlreich. 

Der  cours  de  droit  civil  francais  von  Auhhy  und 
Kai,  5.  Aufl.,  durchgesehen  und  durch  Nachträge  ergänzt  von 
G.  Rai-,  Fau  imaiünk,  G.u  i.t,  ist  bis  zum  dritten,  der  commentaire 
du  Code  civil  von  Ute  bis  zum  elften  Bande  vorgeschritten. 

Der  unter  der  Leitung  von  Bai-duy-L.uantisskkik  veröffentlichte 
grosse  traite  theorique  et  pratique  de  droit  civil  soll  dem- 
nächst vollendet  werden;  dieses  Jahr  sind  erschienen:  Baukry-Lacan- 
tisskkik  und  Wahl,  Des  contrats  alöatoires,  du  mandat.  du 
cautionnement,  de  la  transaction,  Larose,  1899;  Baii>ky-L.u an- 
tisskkik  und  P.  i>K  Loynks,  Du  n au t iss e m e n t ,  des  Privileges 
et  hypotlu-ques.    2e  ed.  (Larose.) 

Planiol  gibt  den  ersten  Band  eines  Traite  de  droit  civil 
(Pichon)  heraus,  der  ebenso  wie  der  Precis  de  droit  civil  von 
Bai  i.hy-Lai  antisskkik  (Larose)  für  Studierende  bestimmt  ist. 

Der  Cours  analytique  du  Code  civil  von  D'Emante  und 
Co  linkt  i'K  Saxtkkkk  ist  neu  herausgegeben. 

Der  „Propriete  et  Contrat"  betitelte  Band  von  Blfnoir 
(Rousseau)  ist  zur  Erhaltung  des  Andenkens  an  den  Unterricht  jenes 
berühmten  Professors  bestimmt;  er  ist  mit  Hilfe  der  Notizen  seiner 
früheren  Schüler  von  Salkii.lks  (Larose)  zusammengestellt  worden. 

Zwei  Werke  von  sehr  allgemeinem  Charakter  seien  zusammen 
erwähnt:  Capital t,  Introduction  ä  l'etnde  du  droit  civil  (Larose) 
und  Gixy,  Methode  d'interpretation  et  sources  en  droit 
prive  positif,  Chevalier-Marescq. 

Unter  anderen  auf  das  bürgerliche  Recht  bezüglichen  Mono- 
graphien sind  besonders  folgende  hervorzuheben: 

Coknik,  Du  contrat  de  mariage  (Fontemoing);  ferner  die 
zahlreichen  Kommentare  zu  dem  Gesetze  vom  9.  April  1898,  be- 
treffend die  Arbeitsunfälle,  von  Saciikt  (Larose),  Lki/ontukikk  (Fon- 
temoing, Bd.  X  der  Bibliotheqne  jnridique  contemporaine),  Yassakt 
und  NorvioN-JAcyuKT  (Larose),  Skkbk  (Berger-Levrault,  mit  ver- 
gleichender Studie  über  die  Gesetzgebung  des  Auslandes),  Bkllons 
(Housseau),  .Tai^iim  und  h'Estaintot  (Plön),  Fkkkkttk  (Giard  und 
Brit  re),  Vai.knsi  (Marchai  und  Billard,  Gesetzgebungen  des  Auslandes i; 
Rist,  Legislation  anglaise  sur  la  responsabilite  en  matiere 
d'aecidents,  Larose,  1899. 
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Lefort  hat  den  vierten  and  letzten  Hand  seines  bedeutenden 
Traite  du  contrat  d'assurance  sur  la  vie  (Fontenioing)  ver- 
öffentlicht. Ein  anderer  Traite  de  l'assurance  sur  la  vie  ist 
von  D'Epuk'H  (Larose).  Neben  diesen  Werken  ist  zu  nennen:  Rosny, 
Assurances  contre  l'incendie.  Des  cessions  de  portefeuille  et 
des  reassnrances  generale».  Rousseau. 

Deroulkdk,  Etüde  comparee  des  syst eines  d'assurances 
publiques  et  privees  en  matiere  d'assurances  contre  l'in- 
cendie, Giard  und  Briere,  181*9. 

Es  seien  noch  erwähnt  : 

Carpentier,  Le  divorce  et  la  Separation  de  corps  (Larose); 

Aktalion,  La  fenune  marine.  Les  droits  et  ses  inte>ets 
pecnniaires,  Pedone,  1899. 

Hubert,  Essai  d'nne  theorie  jnridique  de  la  delegation 
en  droit  fr.    Larose,  1899. 

Hamunic,  Guide  juridique  pratique  des  entrepreneurs 
de  travanx  prives,  Chevalier-Marescq,  1899. 

Dk  la  Grassehie,  De  Tindisponibilite  et  de  l'indivisi- 
bilite  totales  et  partielles  du  patrimoine. 

Zivilprozesa. 

Neue  Abhandlungen  sind  diejenigen  von  Garhonnet  (Marescq) 
und  Bonfils  (Rousseau);  neben  diesen  Handbüchern  ist  dasDiction- 
naire  de  procedure  von  Rousseau  und  Laisney  (Rousseau)  anzu- 
führen. Ausserdem  sind  aber  nur  noch  wenige  Arbeiten  zu  erwähnen: 

Cksar-Bru,  Traite  de  la  procedure  des  voies  d'execution 
(Rousseau). 

Pacaud,  Lenteurs  et  frais  de  la  justice  civile  (Larose). 
Speyer,  Les  vices  de  notre  procedure  en  cour  d'Assises, 
Etüde  de  legislation  comparee  (Chevalier-Marescq). 

Compayre  (G.),  Des  juridictions  uni versitaires  (Rousseau). 

Handelsrecht. 

Abgesehen  von  den  allgemeinen  Abhandlungen  über  Handels- 
recht wie  der  von  Lyon-Caen  und  Renault,  3.  Auflage  (Pichon) 
und  Abrissen  wie  denen  derselben  Verfasser,  von  Thaller  (Rousseau), 
Valabrequk,  Vermoni»:  Manuel  de  droit  maritime  (Larose),  sind 
nur  noch  folgende  Bücher  erwähnenswert: 
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Giiluky,  Manuel  pratiqne  des  soeietes  commerciales 

«'ii    Relgique    contenant    1.-    (  lmcntaire    de    la    loi  du 

18.  Mai  1.S7M,  moditiee  par  celle  du  22.  Mai  1896.  (Chevalier- 
Mareseq). 

Prm.is,  De  la  res po n sabi  1  i t e  civile  envers  les  tiers 
dans  la  gestion  des  soeietes  par  actions.  Droit  francais 
et  anglais  (Giard  et  Briere). 

P.  i»k  Cathku,  Dt-  la  responsabilite  civile  des  fonda- 
teurs  de  so  riet  «'s  anonymes,  Fontemoing,  1899. 

Poiii.i.KT.  Traite  theorique  et  pratique  des  brevets 
d'invention,  4«  ed.  Marehal  et  Hillard. 

PoriLLKT,  Traite  theorique  et  pratiqne  des  dessins  et 
modeles  de  t'abriqne,  3"  ed.  Marchai  et  Billard. 

Strafrecht. 

Es  kommen  dieselben  allgemeinen  Werke  in  Betracht,  auf 
welche  im  vergangenen  Jahre  aufmerksam  gemacht  wurde:  Gakkaud 
(Larose),  Labokuk  (Rousseau),  Nokmaxd  (Pichon).  Der  Cours  resume 
de  droit  penal  von  G.  Vihal  (Rousseau)  ist  durch  Nachtrage  ver- 
mehrt worden,  welche  ihn  bis  auf  die  neueste  Zeit  fortführen. 

Weiterhin  beschränken  wir  uns  auf  eine  blosse  Erwähnung  bei 
Arbeiten,  deren  Titel  allein  schon  eine  gewisse  Vorstellung  ihres 
Inhalts  gibt. 

Pkins,  Science  penale  et  droit  positif,  Chevalier- 
Marescq,  1X99. 

Sauvakd,  Le  delit  d' im  prüde  nee,  Essai  de  th£orie  penale, 
1H<»9,  Rousseau. 

Gallkt,  La  notion  de  la  tentative  pnnissable. 
Rousseau,  1899. 

Bkoiii.hkt,  De  la  transportation,  18!»!*,  Rousseau. 

Makcy,  Mannel-formulaire  du  magistrat  en  transport 
criminel,  Pedone,  181*9. 

Hayks,  Traite  des  infraetions  postales,  Commentaire  des 
lois  speciales  et  des  textes  du  Code  penal  se  rattachant  aux  crimes, 
delits  et  contraventions  en  matiere  de  poste.   Berger-Levrault,  1899. 

Obgleich  die  Besprechungen  der  berühmten  raffaireü,  welche 
Frankreich  in  Aufruhr  versetzt  hat,  von  juristischem  Standpunkte 
nur  von  untergeordnetem  Interesse  sind,  wäre  man  zweifellos  er- 
staunt, nicht  wenigstens  einen  Hinweis  in  dieser  Beziehung  zu  finden: 
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La  re vision  du  proces  Dre3'fns.  Enquete  de  la  Cour  de 
Cassation.    Debats,  Rapports,  Conclusions,  plaidoirie.    Stock,  1891). 

L'affaire  Picquart  devant  la  Conr  de  Cassation.  Compte 
rendu  stenographique  des  Debats.    Stock,  1891». 

Öffentliches  Recht. 

Was  allgemeine  Abhandlungen  über  öffentliches  Recht  anbetrifft, 
so  sind  nur  die  Handbücher  über  Verfassungsrecht,  unter  welchen 
dasjenige  von  Ksmeik  einen  hervorragenden  Platz  einnimmt,  nnd  die 
Handbücher  über  Yerwaltnngsrecht,  wie  dasjenige  von  Haitrion  an- 
zuführen, aus  welchen  eine  gedrängte  Darstellung  über  öffentliches 
Recht  ausgesondert  werden  könnte. 

Die  von  Larnaui>k  geleitete  Revue  de  droit  public  und  die 
von  Fournikk  geleitete  Revue  polique  et  parlementaire,  erstere 
von  mehr  wissenschaftlichem,  letztere  von  mehr  aktuellem  Charakter, 
sind  die  einzigen  Zeitschriften,  die  zu  nennen  wären.  Die  Sonder- 
werke und  Monographieen  sind  ziemlich  zahlreich.  Wir  wollen 
zunächst  diejenigen  aufzählen,  welche  das  weiteste  Stoffgebiet 
umfassen : 

Combes  de  Lestrade,  Droit  politique  contemporain, 
Guillaumin,  1899. 

Carde,  Les  transformations  du  ponvoir,  Alcan,  1899. 
(Bibliotheque  generale  des  sciences  sociales.) 

Combothecra,  La  conception  juridique  de  l'Etat, 
Larose,  1899. 

Zaleski,  Le  ponvoir  et  le  droit.  Philosophie  du  droit 
objectif,  Schleicher,  1899. 

Die  bemerkenswerte  Schrift  von  SARiroLos  berührt  eine  Menge 
Streitfragen : 

Saripouh,  La  democratie  et  Telection  proportionnelle, 
2  vol.  Rousseau,  1899. 

Dauzat,  Röle  des  Chambres  en  matiere  de  traites 
internationaux,  Alcan,  1899. 

Febstel,  Histoire  de  la  responsabilite  politique  des 
ministres  en  France  depuis  1789,  May,  1899. 

Müel,  Les  crises  ministerielles  en  France,  de  1895 
a  1898.    Larose,  1899. 

Simonnet,  Le  gouvernement  parlementaire  et  l'Assem- 
b!6e  Constituante  de  1789,  Larose,  1899. 
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Paulens  Saumon,  Haiti  et  le  regime  parlementaire 
(Fontemoing). 

Verwaltungsrecht. 

Die  allgemeinen  Abhandlungen  oder  Handbücher  haben  bereits 
in  den  vorhergehenden  Literaturübersichten  ihren  Platz  gefunden; 
wir  wollen  indessen  kurz  darauf  zurückkommen: 

DuuKunj,  Conrs  de  droit  administrativ  7.  Autlage 
(Fontemoing), 

Haurh.n,  Precis  de  droit  administrativ  3.  Aufl.  (Larose). 

Simonnet,  Traite  de  droit  administratif  (Pichon). 

Marie,  Elements  de  droit  administratif  (Pichon). 

Der  Abriss  von  Haukiuk  zeichnet  sich  durch  seinen  theo- 
retischen Charakter  und  seine  neuen  Gesichtspunkte  aus,  die  Ab- 
handlung von  iSimonnkt  durch  einen  grossen  Reichtum  an  praktischen 
Unterweisungen;  der  Kursus  von  Di trocq  ist  ein  bedeutendes  Werk 
mit  einer  äusserst  sorgfältigen  Textanalyse.  Die  Revue  generale 
d'administration  nebst  dem  Repertoire  administratif  von 
Beulet  vervollständigen  diese  Abhandlungen  in  vorteilhafter  Weise. 
Ebenso  bedeutend  ist  auch  die  2.  Auflage  des  Buches  von  Dareste, 
La  Justice  administrative  en  France  (Larose). 

Hierauf  folgen  zahlreiche  Abhandlungen  von  —  im  allge- 
meinen —  mehr  praktischem  Charakter.  Eine  Ausnahme  macht  die 
theoretische  Studie  von  Haurion,  La  gestion  administrative 
(Larose)  und  die  Kritik  dieser  Studie  von  Jauquelin  Auch  wollen 
wir  die  Schrift  von  Mestre,  Les  personnes  inorales  et  le 
Probleme  de  leur  respon  sabilite  p  e  na  le  (Rousseau)  nicht  ver- 
gessen, noch  diejenige  von  Barthelemy,  Des  droits  subjectifs 
des  ad  min  ist  res  (Rousseau). 

J.  i>e  Crisenoy,  Annales  des  assemblöes  d£partemeu- 
tales.  Travaux  des  Conseils  generaux  en  1898.  t.  XII.  Berger- 
Levrault,  I8i»,s. 

Annuaire  de  l'administration  prefectorale.  Admini- 
stration centrale  etc.    Berger-Levrault,  1899.    5e  ed. 

Gräfin,  Les  Mens  communaux  en  France,  Guillanmin,  1899. 

Jouarhe,  Des  pouvoirs  de  l'autorite'  municipale  en 
matiere  d'hygiene,  Giard  et  Briere,  1899. 

Baugey,  De  la  eondition  legale  du  Culte  israelite  en 
France  et  a  l'etranger,    Rousseau,  1899. 
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Dkkouin,  Traite  du  domicile  de  seconrs,  Larose,  181)9. 

Gaure,  Le  droit  de  circulation  des  cycles  et  auto- 
mobiles, Chevalier- Marescq,  1899. 

Pichard,  Xouveau  Code  de  l'instruction  primaire, 
10«  ed.    Hachette,  1H99. 

Gerard,  La  legislation  de  Instruction  primaire  en 
France.  Delalaiue. 

H.  Monod,  Les  enfants  assistes  de  France,  Ma^son,  1899. 

Bonzon,  Cent  ans  de  lutte  sociale.  La  legislation  de 
renfance,  1789-1894.  2«  ed.  (appendice,  1894—98).  Guillau- 
min,  1899. 

A. de Lashence,  L'assistancedanslacomniune,  Larose,  1899 
Cocrcelle,    Repertoire    de  police  administrative  et 
jndiciaire,  Berger-Levrault,  1899. 

Embaut  de  Lrr,  Des  bien  communaux.  Pedone. 

Finanzrecht. 

Der  Traite  de  la  Science  des  Finances  von  P.  Leroy- 
Beaulieu  ist  immer  noch  das  grundlegende  Werk  auf  dem  Gebiete. 
Es  existieren  jedoch  bedeutende  Arbeiten  über  viele  Sonderfragen. 

Annuaire  general  des  Finances.  10e  annee.  1899—1900. 
Berger-Levranlt,  1899. 

Annuaire  des  douanes,  1*99,  Berger-Levranlt. 

Meliot,  Dictionnaire  financier  international,  Berger- 
Levrault,  lHi»9. 

Bksson,  Le  controle  des  budgets  en  France  et  ä 
l'etranger,  Chevalier-Marescq,  1899. 

L.  Say,  Les  finances  de  la  France  sous  la  ?>«  Republique, 
t.  II.    Levy,  1899. 

Calmon,  Histoire  parlementaire  des  finances  de  la 
monarchie  de  jnillet,  1899,  Levy,  t,  IV. 

Rafpalovich,  Le  march£  financier  en  1898—99,  Gnillau- 
min,  1899. 

Naqiet,  Trait<;  des  droits  d'enregistreinent,  2e  ed.  v. 
Larose,  1*99. 

PrNELLi  et  Sexe,  Notions  generales  sur  le  Service  de 
la  perception  des  contributions  directes,  Lavanzelle,  1899. 

Lesaspirantspercepteurs.  Manuel  du  candidat  aux  emplois 
de  percepteur  etc.,  par  Ch.  M.  9e  ed.    Berger-Levrault,  1899. 
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(..'avkknikk,  Traite  des  Operations  de  Banque  et  de  Bourse, 
Baudry,  1*99. 

Denizet,  Les  banques  coloniales,  Pedone,  1899. 

II Atii'KKo,  D  i  c  t  i  o  n  n  a  i  r  e  d  e  s  d  o  m  a  i  n  e  s ,  Berger-Levrault,  1899. 

Skule.soj,  Le  regime  fiscal  des  successions,  Giard  et 
Briere,  1899. 

Vlikkkkoh,  Le  credit  foncier.  Allemagne,  France, 
Italic    Louvain,  Peeters. 

b)  1900. 

Um  die  Literatnrübersicht  zu  vervollständigen,  verweisen  wir 
auf  den  Catalogue  general  de  Jurisprndence  und  auf  verschiedene 
Sammlungen,  die  in  der  Literaturübersicht  des  Jahres  1899  auf- 
geführt sind. 

Der  annnaire  de  Legislation  francaise  public  par  la  Societe.  de 
ltgislation  comparee  enthält  die  Gesetze,  die  im  Jahre  19<K>  erschienen 
sind.  —  Die  gerichtlichen  Entscheidungen  findet  man  in  den  grossen 
Sammelwerken  von  Dalloz  oder  Sikky,  oder  in  ähnlichen  Spezial- 
werken  über  Zivilprozess,  Strafrecht,  Verwaltungsrecht,  oder  noch 
spezielleren  Gebieten,  wie  Versicherung  oder  literarisches  Eigentum  etc. 

Die  Sammelwerke,  in  denen  die  Gerichtspraxis  und  die  Gesetz- 
gebuug  gleichzeitig  vertreten  sind,  erscheinen  weiter:  Caiu-entiek  et 
Frerejouan  du  Saint,  Repertoire  general  du  droit  francais 
(Larose,  t.  20  a  23).  —  Pandeetes  francaiscs  t.  33.  -  Der  Merk- 
würdigkeit halber  führen  wir  noch  an  die  Jugements  du  Presi- 
dent Magnand,  recueillis  par  Leyret  (Stock). 

Zivilrecht. 

Dieser  wichtige  Teil  der  Gesetzgebung  wird  immer  durch  die- 
selben umfangreichen  Werke  vertreten,  deren  Veröffentlichung  ziem- 
lich regelmässig  erfolgt. 

Gt/iLLM  AUh,  der  Nachfolger  Demolombe's,  gibt  seinen  traite 
de  la  Prescription  t.  1  heraus  und  die  zweite  Ausgabe  seines 
traite  des  Privileges  et  Hypotheques  t.  I  (Pedone).  Hie  ist 
beim  VIII.  Bande  seines  commentaire  theoretique  et  pratique 
du  co de  civil  (Privileges  et  Hypotheques)  (Pichon).  —  Beuhakt, 
Cours  de  droit  civil  francais,  les  suretes  reelles  et  per- 
sonelles, t.  I  (Kousseau). 
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Der  traite  theoretique  et  pratique  de  droit  civil  von 
Baudry-Lacantiniere,  unter  Mitarbeit  verschiedener  Autoren,  nimmt 
immer  beträchtlicheren  Umfang  an;  dieses  Jahr  erschien  der  zweite 
Hand  über  les  Personnes  von  HoiurK^-FoiKCAUE,  der  erste  Band 
über  des  obligations  von  L.  Rari»e,  der  Contrat  de  mariage 
von  Le  Coiktois  und  Si:rville,  la  Vente  von  Saignat,  le  louage, 
les  societes,  les  Contrats  aleatoires  von  Wahl,  la  Prescription 
von  Vissier. 

Ein  neuer  traite  elementaire  de  droit  civil  für  Studierende 
ist  von  dem  Pariser  Professer  Planiol  herausgegeben  (Pichon).  — 
Von  anderen  Spezialwerken  sind  zu  nennen: 

BoilE,  code  rural,  3«  ed.  (Pedone). 

Bivkt,  Precis  de  legislation  rurale  (Larose). 

Watbin,  code  rural  (Fontemoing). 

Couhin,  la  propriete  industrielle,  artistique  et  lite- 
raire  (Larose). 

Drei  Kommentare  zum  Code  civil,  mehr  praktischen  als  theo- 
retischen Charakters,  aber  bequem  zum  Gebrauch,  wurden  heraus- 
gegeben, erneuert  oder  ergänzt:  von  Sikey  (4°  ed.,  Marchai),  von 
Tuzier,  Hermann  und  Darrah  (Larose)  und  von  Dalloz. 

Zivilpro  zess. 

Die  ausgezeichneten  Abhandlungen  oder  Übersichten  von  Gah- 
sonnet  sind  die  einzigen  allgemeineren  Werke,  die  erschienen  sind: 

Garsonnet,  traite  theoretique  et  pratique  de  procedure 
civile,  2P  ed.,  Precis  von  Cesar-Brek,  4e  ed.  —  Les  conseils  de 
Prudhommes,  Veröffentlichungen  des  Handelsministeriums.  —  Zu 
erwähnen  ist  noch  ein  manuel  du  service  des  consignations 
von  Ht'ET  und  Varrier  (Larose). 

Handelsrecht. 

Wir  können  hier  nur  Neuauflagen  erwähnen,  aber  diese  sind 
von  Wichtigkeit.  Von  dem  traite  de  droit  commercial  von 
Lyon-Caen  und  Renault  erschien  die  3.  Auflage  (t.  2.  Societes, 
Pichon);  von  dem  bemerkenswerten  traite  616nientaire  von  Thaller 
die  2.  Auflage. 

Strafrecht  und  Strafprozess. 

Garrold  's  le  Precis  de  droit  criminel  ist  bis  zur  7.  Auf- 
lage gelaugt  (Larose).  —  Vihal  veröffentlicht  nützliche  Supplemente 
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zu  Keinem  Cours  resume  de  droit  penal  (Rousseau),  der  grossen 
Erfolg  gehabt  hat. 

Auf  dem  Gebiete  des  Strafrechts  verdienen  ausser  Spezial- 
arbeiten,  wie  la  These  von  Lasay  (Rousseau),  zwei  offizielle  Publi- 
kationen Beachtung:  Demouny,  Rapport  sur  l'application  de  la 
loi  de  la  relegation  und  die  Statistique  penitentiaire  pour 
l'annee,  1807.  —  Das  Gesetz  vom  14.  Juli  1000  über  das  Straf- 
register und  die  Rehabilitation  von  Rechts  wegen  hat  zwei  Kommen- 
tare gefunden,  einen  von  Beheet  (Chevalier-Marescq)  den  anderen 
von  Torerand  (Marechal). 

Verwaltungsrecht. 

Der  Precis  de  droit  administratif  et  de  droit  public 
general  von  Hauiuon  hat  seine  4.  Auflage  erreicht  (Larose);  das 
Werk  hat  einen  beträchtlichen  Umfang  genommen  und  berührt  die 
wichtigsten  Fragen.  —  Der  traite  elementaire  de  droit  ad- 
ministratif von  Bertteeemy  (Rousseau),  von  dem  zunächst  der 
erste  Band  erschien,  verspricht  ein  sehr  interessantes  Werk  zu 
werden.  —  In  den  Codes  annotes  von  Dalloz  findet  man  eine 
nützliche  Sammlung  politischer  und  die  Verwaltung  betreffender 
Gesetze.  —  Insbesondere  findet  man  über  die  Kolonialgesetzgebung 
das  grosse  Werk,  das  bei  Gelegenheit  der  Weltausstellung  unter 
dem  Titel  „Les  Colonies  fran<;aisesu  erschien  (Challaniel).  Da- 
neben: Cahezac,  Essai  sur  les  institutions  et  le  droit  nial- 
gaches  (Chevalier-Marescq);  Dukkwkll,  Droit  annannte  (Saigon 
bei  Claude). 

Öffentliches  Recht. 

Ausser  dem  bereits  zitierten  Werke  von  Haurion  und  einer 
neuen  Auflage  von  Essieins,  Cours  de  droit  constitutionnel 
(Larose)  erwähnen  wir:  Di'guit,  Etudes  de  droit  public,  I.  L'Etat 
(Fontemoing);  Duthou»,  Le  suffrage  de  demain  (Perrin). 

Comhes  i»k  Lestrade,  Droit  politique  contemporain  (Guil- 
lanmin);  IIa  Cranges  Le  vote  plnral  (these,  bei  Larose).  —  Unter 
der  Leitung  von  .Teze  und  Bonnet  veröffentlicht  der  Verlag  von  Giard 
eine  Reihenfolge  von  Übersetzungen  wichtiger  Werke  aus  dem 
öffentlichen  Rechte:  Bokel,  Le  gouvernement  parlementaire 
en  Angleterre. 
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Graf  L.  Ostorog  veröffentlicht  bei  Leroux  einen  traite  de 
droit  mii8nlman  von  Aboul-Hashar  Ali  Idu  Mohammed  Inu  Habir 
kl  Mawerdi. 

Völkerrecht. 

Die  Konferenz  im  Haag  gab  Veranlassung  zu  wichtigen  Publi- 
kationen. Das  Werk  „La  Guerre"  von  J.  de  Bloch  ist  ins 
Französische  übersetzt  (Guillaumin).  —  Unter  dem  Titel:  „La  Con- 
ference internationale  de  la  Paixu  gab  A.  Merighnao  eine 
historische,  exegetische  und  kritische  Studie  über  die  Arbeiten 
und  Beschlüsse  der  Konferenz  im  Haag  im  Jahre  1800  (Vor- 
rede von  dem  französischen  Delegierten  L.  Bourgeois)  bei  Rousseau 
heraus. 

Nationalökonomie  und  Arbeitergesetzgebung. 

Die  Principes  d'Economie  politiqne  von  Ch.  Side  ge- 
winnen immer  mehr  Erfolg  bei  den  Studierenden  (7.  Auflage  bei 
Larose).  Zahlreiche  Monographien  verdienen  neben  den  allgemeinen 
Werken  genannt  zu  werden.  Wir  zitieren  hier,  was  uns  am  be- 
merkenswertesten dünkte,  ohne  auf  eine  strenge  Ordnung  unter 
den  Veröffentlichungen,  die  ohne  Znsammenhang  erschienen,  Anspruch 
zu  machen:  Die  Übersetzung  des  „Kapital"  von  Kakl  Marx  erscheint 
bei  Giard,  ebenso  wie  die  von  Mengers  „Le  Droit  au  prodnit 
integral  du  travail.  —  Le  Marcisme  et  son  critique  Bern- 
stein von  Kuitzky  (bei  Stock).  —  Auf  dem  gleichen  Gebiete  zitie- 
ren wir  Majsonable,  La  doctrine  socia liste  (bei  Ponssielgue); 
G.  de  Molinari,  Esquisse  de  l'organisation  politiqne  et 
economique  de  la  societe  future,  (bei  Guillaumin).  —  Auf  mehr 
praktischem  Gebiete  kann  man  folgende  Werke  benutzen:  D'Haussok- 
villk,  Salaires  et  miseres  des  femmes  (Levy);  Pelloltier,  La 
vie  ouvriere  en  France  (Schleicher).  Sarrante,  Limitation 
legale  ä  la  dnr6e  du  travail  en  Allemagne,  these  (Larose); 
Rar,  La  journee  de  8  heures;  tr.  fr.  (Giard). 

Verschiedene  Kommentare  zu  dem  Gesetze  vom  0.  April  1808 
über  die  Arbeiterunfalle:  Jerrette  et  Florentin  (Giard);  Sachet 
(2.  Auflage  bei  Larose);  Sa**art  et  Nouviün-Jacquet.  —  Das  office 
du  travail  veröffentlicht  einen  Band:  Les  Bases  statistiques  de 
Tassurance  contre  l'accident,  (Imprimerie  nationale). 

Die  Anwendung  des  neuen  Gesetzes  über  die  Arbeiterunfiille 
veranlasste  so  viele  Prozesse,  dass  man  ein  Journal  mit  den  Eut- 
Jahrbuch  der  Internat.  Vereinigung.  6.  u.  7.  Bd.  58 
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Scheidungen  der  Gerichtshöfe  (Ministere  du  commerce)  herausgeben 
musste  unter  dem  Titel:  Accidents  du  travail,  Jurisprudence. 

Finanzen. 

Lobend  zu  erwähnen  ist  das  klassische  Buch  von  R.  Stourm, 
Le  budget  ol«'  ed.  Guillanmin)  und  das  beachtenswerte  Werk  von 
L.  Say  über  les  Finances  de  la  France  sous  la  3*  Repnblique 
(A.  3,  1SS3-1H9C,  Levyi:  Wir  erwähnen  noch  eine  nützliche  Ver- 
öffentlichung: Le»  Finances  de  la  Russie  (Chaix);  Die  Abhand- 
lung Rkhulks,  Essai  sur  les  changes  etrangeres  (Rousseau) 
ist  interessant. 

Soziologie. 

Die  Soziologie  hat  immer  eine  ziemlich  reiche,  aber  sehr  ge- 
mischte Literatur  von  oft  sehr  zweifelhaftem  Werte.  Wir  beschranken 
uns  darauf,  folgendes  zu  erwähnen: 

An  nee  sociologique  unter  der  Leitung  von  Durckhkim  mit 
sachlichen  und  bibliographischen  Artikeln. 

Boigle,  Les  idees  egalitoires  (these,  chez  Alcan). 

Ammun,  L'ordre  social  tr.  fr.  (Fontemoing). 

D i  g  ast,  Les  lois  sociales  (Giard). 

Dli'kat,  Science  sociale  et  Democratie,  id.  Abbe  Xaüdet, 
La  democratie  et  les  democrates  chretiens  (Briquet). 

Lagkkvillk,  Vues  contemporaines  de  sociologie  (Giard). 

Xaqi *kt,  Temps  futurs  (Stock). 

Ja uii ks,  Le  socialisme  et  renseignement  (Bellois). 

Rechtsgeschichte. 

Ausser  den  allgemeinen,  bekannten  Werken  von  Glasson,  Viollkt 
Brissaitd,  findet  man  eine  grosse  Zahl  von  Monographien  und  Ab- 
handlungen über  die  Sozialfragen;  wir  können  sie  hier  nicht  auf- 
zählen und  verweisen  den  Leser  auf  die  bibliographischen  Artikel 
der  Nouvelle  Revue  historique  de  droit  und  der  Bibliotheqne 
de  FEcole  des  ('hartes.  Wir  erwähnen  nur:  Baxon,  L'evolntion 
de  droit  (Alcan);  D<>ni<>l,  Serfs  et  vilains  au  Moyen-Age 
(Picard). 

c)  1901. 

Cauitmiih  et  Fk k kkjovan  Saint:  Repertoire  general 
du  droit  francais  (Larose.  t.  21). 
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Ausser  den  in  den  Literaturübersichten  der  früheren  Jahre 
genannten  Sammelwerken,  die  weiter  erscheinen,  den  Revuen,  wie 
la  Revue  critique  de  Legislation  oder  la  Revue  generale 
de  droit,  und  den  Kommentaren  zu  den  Urteilssammlungen,  die  oft 
wichtig  sind,  sind  die  Arbeiten  über  das  Zivilrecht  immer  noch  zahl- 
reich. Wir  lieben  als  besonders  bemerkenswert  die  beiden  Schriften 
von  Salkillkh  hervor;  die  eine  ist  eine  Neuauflage  unter  dem  Titel: 
Etüde  sur  la  theoric  generale  de  l'obligation  d'apres  le 
le  projet  de  code  civil  allemand  (Pichon);  die  andere  ist  betitelt: 
De  la  dSclaration  de  volonte*,  contribution  ä  l'etnde  de 
l'acte  juridique  dans  le  code  civil  allemand  (Pichon).  —  Lehr, 
der  schon  über  das  deutsche,  englische,  spanische  und  russische  Recht 
geschrieben  hat,  fügt  dieser  nützlichen  Sammlung  noch  die  Elements 
de  droit  civil  scandinave  hinzu  (Larose).  Andere  Beiträge  zum 
Studium  des  vergleichenden  Zivilrechts  sind :  Pouzol,  La  recherche 
de  la  paternite  (Giard);  Lkmaihk,  Le  mariage  civil  (Larose).  — 
Unter  den  Spezialarbeiten  heben  wir  hervor:  Faucuillk,  Le  domaine 
aerien  et  le  regime  des  aerostats  (Pedone);  Aubehu,  Commen- 
taire  de  la  loi  du  7.  Avril  1900  (Chevalier-Marescq). 

Zivilprozesa. 

Garsonnkt's  „traiteu  erscheint  weiter  und  neben  ihm  einige 
Handbücher,  wie  das  von  Foiunet  (Rousseau),  oder  praktische  Werke, 
wie  le  Dictionnaire  general  de  la  competencc  des  juges  de 
paix  von  Million  und  Bkaume  (Hennuges). 

.    Strafrecht  and  Strafprozess. 

Auf  dem  Gebiete  des  Strafrechts  finden  wir  einige  Werke  von 
allgemeinem,  theoretischem  Charakter: 

R.  de  la  Grasserie,  les  Principes  sociologiques  de  la 
criminologie  (Giard);  Siuhele,  La  foule  criminelle  (Alcan);  Nour- 
risson,  L'associations  contre  le  crime  (Larose).  —  Der  traitä 
des  delits  politiques  et  des  infractions  par  la  parole,  Tecri- 
ture  et  la  presse  von  Fabrkuxettes  (Chevalier-Marescq)  berührt 
Fragen  von  grosser  praktischer  Wichtigkeit.  — 

Für  Praktiker  erwähnen  wir  noch  le  Manuel  des  juges 
d'instruction  von  Makku  (Pedone)  und  la  Police  judiciaire  von 
Lolche  (Coulommiers,  Prodaid).  — 

Ö8* 
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Die  Frage  der  Conseils  de  guerre  ist  erörtert  in  den  Werken 
von  Clemkm  kau,  Jnstice  militairc  (Stock)  nnd  von  Pkknot,  Des 
conseils  de  guerre  (Chevalier-Mareseq). 

Verwaltungsrechi. 

Der  Cours  de  droit  administratif  von  Duckoy  (Fonte- 
moing  7.  ed.)  ist  das  wichtigste  Werk,  das  anf  diesem  Gebiete  er- 
schien. Daneben  sind  zu  erwähnen:  le  traite  gen£ral  de  droit 
administratif  applique  von  Dufoür  (Marechal);  le  Manuel  de 
Legislation,  administration  et  coniptabilite  militaire  von 
Beäuge  (Chapelot)  und  le  Manuel  von  Layand  (Lavanzelle);  le 
Manuel  de  la  legislation.  administ  ration  speciale  a  la  ville 
de  Paris  von  Mahsat  (Rousseau);  le  Regime  administrat  if  de  la 
Seine  von  Levallee  (Berger-Levrault);  le  Code  de  l'enregistre- 
ment,  du  timbre  et  des  hypotheques  von  Magnero  und  Bassain 
(Larose).  —  Die  Spezialarbeiten  sind  immer  zahlreich;  wir  erwähnen 
nur:  Puikee  et  Ciknot,  Entreprises  de  travaux  pnblics  (Mare- 
chal); Reissler  et  Ridkl,  Comptabilite  des  fabriques  (Berger- 
Levranlt).  Rixens,  Legislation  du  Cyclisme  et  de  l'auto- 
mobilisme  (Rousseau );  Hopita ux  et  Hospices,  reglement  inte- 
rieur  ( Berger-Levrault). 

Öffentliches  Recht. 

Doktorarbeiten  über  Fragen  des  öffentlichen  Rechts  mehren 
sich  und  gewinnen  Bedeutung.  Übersetzungen  der  Werke  von  Lahani», 
W.  Welson,  Dicey,  Bkyi'e  erscheinen  in  den  Samminngen  von  Jeze 
et  Bonnet  (Giard)  —  La  Deklaration  des  droits  de  rhomme 
von  Jellineck  ist  übersetzt  von  Fakms  (Fontemoing). 

Völkerrecht  und  internationales  Privatrecht. 

In  erster  Linie  ist  le  traite  theorique  et  pratique  de 
droit  international  prive  von  Weiss  (Larose)  zu  erwähnen; 
daneben  erwähnen  wir:  le  traite  pratique  des  brevets  d'inven- 
tion  en  France  et  ä  l'etranger  von  Armekgaud  (libraire  tech- 
nologique):  Pelletier  et  Vidal-Na^ükt,  La  Convention  d'union 
pour  la  protection  de  la  propriete  industrielle  du  20  mars 
1883  und  les  Conferences  de  revision  posterieures  (Larose). 

Das  Völkerrecht  ist  vertreten  in  dem  wichtigen  Werke  von 
Pklissie  du  Rausas.  Le  regime  des  capitulations  dans  l'Em- 
pire  ottoman  (Rousseau).  —  Die  tinnländische  Frage  hat  eine 
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sehr  reiche  Literatur  veranlasst:  eines  der  ersten  Werke,  worin  sie 
behandelt  wurde,  ist  das  von  Dj:spa<«net  (Larose);  eine  detaillierte 
Literatur-Übersicht  findet  man  bei  Miciiorn  und  Gkoiffke  uk  Lap- 

KADKLLK. 

Nationalökonomie  und  Arbeitergesetzgebung. 

Auf  dein  Gebiete  der  theoretischen  Nationalökonomie  begegnen 
wir  Schriften  wie: 

Molinaki,  Les  problemes  econoniiques  du  XXe  siecle 
(Guillaumin). 

Aui'KTiT, Essai  sur  la  theorie  generale  de  la  monnaie.  (id.). 
Ckoce,  Materialisme  historique  et  tcouomie  marxiste 
(Giard). 

Landky,  L'utilite  sociale  de  la  propiete  individuelle 
(Bellais). 

Das  Gebiet  der  Praxis  berührt  eine  grosse  Zahl  anderer 
Schriften: 

Kautsky,  La  question  agraire  (tr.  fr.  Giard). 
Astkesse,  Traite  des  assurances  mutuelles.  (Fontemoing). 
Bienayme,  Le  coüt  de  la  vie  ä  Paris  ä  diverses  epoques. 
Dakuot,  L'agriculture  et  les  questions  sociales  (Berger- 
Levrault). 

Dop,  Le  credit  agricole  (Giard). 

Haleyy,  Essai  sur  le  mouvement  ouvrier  en  France 
(societe  de  libraires). 

Mayen,  Societes  de  secours  mutuels  (Rousseau). 

Raisin,  La  depopulation  de  la  France  (Pedone). 

Soullier,  Retraite  des  Compagnies  de  chemins  de  fer 
(Guillaumin). 

Zu  einer  schon  genannten  Sammlung  gehört  die  französische 
Übersetzung  des  Werkes  von  Wkioiit:  L'evolution  industrielle 
des  Etats  Unis  (Giard).  —  Der  Dictionnaire  du  commerce, 
de  Pindustrie  et  de  la  banque  von  Yves  Guyot  und  Rakfe- 
lovich  (Guillaumin)  ist  zweckmässig  wie  der  Dictionnaire  der  National- 
ökonomie und  Werke  ähnlicher  Art. 

Wir  erwähnen  noch: 

Alglave,  Assurances  contre  Pincendie  par  PEtat,  les 
provinces  ou  les  villes  en  Allemagne  (Chevalier  Mareseq). 

RougiET,  Traite  de  Pinspection  du  travail  (Rousseau). 
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Finanzen. 

Ausser  den  Fortsetzungen,  wie  der  von  Les  Finances  de  la 
France  von  L.  Say  (t.  IV  Levy),  erwähnen  wir  Gelegenheits- 
schriften : 

J.  RoniK,  Les  budgets  du  XlXe  siecle  (Flammarion). 
CiiAKi-ox,  La  reforme  fiscale  (Gnillaumin). 
DrirviAicniNs,  I/etat  actnel  de  la  Legislation  financiere 
(Guillaumin). 

Gastiiaki»,  Les  depenses  des  minist  eres  iBerger-Levrault). 

Sciiaffhausek,  Co  in  in  e  Ii  t  a  i  r e  sur  la  loi  du  27.  Dec.  1900 
sur  le  regime  des  boissons  (Larose). 

J Ayl 'kt,  üne  frande  de  100  millions;  les  bonilleurs  de 
crüe  (Gnillaumin). 

Vergessen  wir  nicht,  obwohl  der  Verfasser  mehr  Historiker 
ist  als  Finanzmann,  L'impöt  sur  le  revenn  au  XVIII*  s.  von 
Marion  (Picard). 

Unter  dieser  Rubrik  fassen  wir  die  Werke  zusammen,  welche 
die  Politik  oder  die  Nationalökonomie  berühren,  aber  keinen  so  be- 
stimmten Charakter  haben,  um  zu  der  einen  oder  der  anderen  dieser 
Gattungen  zu  gehören.  Die  einfache  Anführung  des  Titels  charak- 
terisiert jedes  Werk: 

R.  k'Ek  hthal,  Socialisme,  communisme  et  collecti visme 
(2c  ed.,  Gnillanmin). 

Colujanki,  Le  socialisme  (tr.  fr.  Giard). 

G.  l»k  Grkkf,  Le  transformisme  social  (Alcan). 

Kactsky,  La  lutte  des  classes  en  France  (Jaques);  Parle- 
mentarisme  et  socialisme  (Jaques). 

Curneuhskn,  En  marche  vers  la  societe  nouvelle  (Stock). 

Divikh,  Au  pays  des  systemes  (Retaux). 

Thibion,  Neustria,  Utopie  individualiste  (Fischbacher). 

Jaql'kt,  Problemes  politiques  (Lecene). 

Palantk,  Precis  de  Sociologie  (Alcan). 

Rechtsgeschichte. 

Das  römische  Recht  ist  nicht  vernachlässigt;  dies  zeigen  meister- 
hafte Werke  wie:  THistoire  de  Uorganisation  jndiciairc  des 
Romains  von  G.  J.  Girard  (Rousseau)  und  die  Übersetzungen 
fremder  Werke  wie  I/Essai  de  reconstitution  de  l'Edit  von 
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Lfkel,  übersetzt  von  Peltikk,  mit  Textrevision  vom  Verfasser 
(Larose),  und  die  Übersetzung  von  Ihkfcinos:  Zweck  im  Recht  von 
0.  von  Mellenaere  (Pedone). 

Auf  dem  Gebiete  des  französischen  Rechts  erwähnen  wir: 

Jee,  Les  classes  rurales  (Giard). 

Bloch,  Etudes  sur  Phistoire  economiqne  de  la  France 
(Picard). 

Hudson,  Artisans  et  Compagnons  (Marchai). 

Martin  St.  Leon,  Le  compagnonnage  (Colin). 

Pariset,  Histoire  de  la  fabrique  lyonnaise  (Lyon,  Rey). 

Levasseur,  Histoire  des  classes  onvrieres  (Rousseau;  be- 
deutend vermehrte  Auflage,  so  dass  fast  ein  neues  Werk  vorliegt, 
erste  Auflage  von  1859). 

Wir  erwähnen  noch:  Paed,  Le  droit  public  canadien  sous 
la  domination  franyaise  (Charrney). 


Griechenland. 

Referent:  Dr.  Const.  Basiliu,  Advokat,  Athen. 


A.  Gesetzgebung  1900  und  1901. 

Einleitung. 

In  Staaten  wie  G riechen land,  wo  leider  die  konstitutionelle 
Verfassung  so  verstanden  wird,  dass  die  Kammerniajorität  und  das 
Staatsoberhaupt  die  Gesetze  votieren  und  sanktionieren  nach  Belieben 
der  Regierung  ohne  jegliche  Mitwirkung  bei  der  Vorlagenvorbereitung 
seitens  eines  ständigen  staatlichen  Rates,  hängt  die  gesamte  gesetz- 
geberische Produktion  ganz  von  den  politischen  Verhältnissen  ab. 
So  erklärt  es  sieh,  dass  wir,  gleich  unserem  Vorgänger  in  der  Ab- 
fassung der  Berichte,  eine  kurze  Einleitung  über  die  inneren 
politischen  Ereignisse  im  Lande  vorausschicken. 

Wie  im  vorigen  Jahre  ist  auch  während  1900  und  1901  die 
Gesetzgebung  das  Werk  der  1S99  im  Anschliiss  an  das  Wahlresultat 
gebildeten  Regierung  unter  dem  Vorsitz  des  Abgeordneten  von  Korfu 
G.  Tukutukih.  Diese  Regierung  hat  ausser  der  Ende  1899  erfolgten 
Änderung  in  dem  Kriegsministerium  1900  den  Unterrichteminister 
A.  Eutaxia*  durch  den  Abgeordneten  Stais  ersetzt,  so  dass  das  ganze 
Ministerium  nur  aus  alten  Trikupisten  gebildet  wurde. 

Die  Kammer  hielt  in  den  Berichtsjahren  eine  ausserordentliche 
Session  (29.  November  1899  bis  II  April  1900)  und  die  zweite 
ordentliche  Session  ihrer  Periode  (.'iO.  Oktober  1900  bis  27.  Januar 
1901).  Jede  dieser  Sessionen  umfasste  .r>8  Sitzungen,  in  welchen  die 
Gesetze  erörtert  und  votiert  sind,  über  deren  bedeutendste  wir  unten 
berichten. 

Die  ordentliche  Session  von  1901  (dritte  der  Kammerperiode) 
begann  am  31.  Oktober  1901.  Die  Wahl  des  Vorsitzenden,  nach 
welcher  die  Kammermajorität  zu  bestimmen  üblich  ist,  zeigte  die 
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Stellung  der  Regierung  gesichert.  Jedoch  schon  am  folgenden  Tage 
brachen  die  Strassenunruhen  in  Athen  wegen  der  Frage  der  Über- 
setzung des  heiligen  Evangeliums  aus,  welche  mit  Recht  vom  Volke 
als  eine  Gefährdung  von  bedeutenden  religiösen  und  nationalen 
Interessen  angesehen  wurde.  "Während  dieser  Unruhen  wurden  am 
8.  November  unter  den  Fenstern  des  Finanzministeriums  in  der  Mitte 
der  .Stadt  sieben  Bürger  getötet  und  mehrere  verwundet.  Die  durch 
diese  Ereignisse  hervorgerufene  allgemeine  Entrüstung  führte  zur 
Demission  nicht  nur  des  Metropoliten  von  Athen,  sondern  auch  der 
Regierung  selbst.  Letztere  erhielt  zwar  ein  Vertrauensvotum  von 
der  Kammer,  musste  jedoch  auf  Wunsch  des  Königs,  wie  ver- 
lautet, vom  Amte  zurücktreten.  Der  demissionierte  Ministerpräsident 
empfahl  dem  Könige  als  Nachfolger  Th.  Dki.yannis.  Jedoch  die 
Übernahme  der  Regierung  seitens  dieses  in  der  Kammer  in  der 
Minorität  befindlichen  Oppositionsführers  hätte  die  Vertagung  der 
Kammer  und  neue  Wahlen  zur  unentbehrlichen  Folge  gehabt.  Eine 
solche  Lösung  wollte  der  König  vermeiden.  So  veranlasste  der 
letztere  Thkotokis  und  seine  Freunde,  welche  die  Majorität  in  der 
Kammer  bildeten,  eine  neue  Regierung  unter  dem  Vorsitze  des 
früheren  Premierministers  Zaimis,  der  nur  einige  Anhänger  in  den 
Reihen  der  Abgeordneten  besass,  zu  unterstützen.  Thkutokis  ver- 
sprach die  nachgesuchte  Unterstützung,  und  so  wurde  am  12.  November 
1901  ein  Ministerium  unter  Zaimis  gebildet.1)  Durch  königliche 
Verordnung  wurde  sofort  die  Kammersession  während  40  Tage 
unterbrochen  und  so  konnte  die  neue  Regierung  vor  Ende  l!>01 
nicht  vor  der  Kammer  erseheinen. 

a)  Finanzangelegenheiten. 

I.  Budget.     Die  Budgets  der  Jahre  1900  und  1901,  be- 
willigt durch  Gesetze  vom  22.  März  1900  bezw.  27.  Januar  1901, 
weisen  folgende  Zahlen  auf: 
a)  Einnahmen.    1900:  112200849,  1901:  1 14 7:14  159,20  Dr. 
ß)  Ausgaben.   1900:  112049279,35,  1901:  113040301,79  Dr. 
Die  wichtigsten  Einnahmen  entstehen  aus: 

1.  Direkten  Steuern.     1900:  22850000,  1901:  230S330O  Dr. 

2.  Konsumtionssteuern.    1900:40482000,  1901 :  41 497000  Dr. 

')  Die  Zusammensetzung  war  folgende:  A.  Zaimis.  Präsidium  und 
Äusseret*;  N.  Triantaphylakos,  Inneres;  Pu.  Negris,  Finanzen;  G.  Kölaus. 
Krieg  und  Marine;  A.  Momferratos,  Geistliche  Angelegenheiten  und 
Unterricht;  R.  Toüalis,  Justiz. 
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Die  übrigen  zerfallen  in  verschiedene  Gattungen.  In  dem 
Budget  von  l'.*01  werden  in  einem  besonderen  Kapitel  die  Ein- 
nahmen ans  der  Stempelsteuer  im  Betrage  von  1341*7000  Dr.,  sowie 
Einkünfte  aus  der  Post-,  Telegraphen-  und  Telephon- Verwaltung 
auf  4064  000  Dr.  berechnet. 

Die  Ausgaben  werden  folgendermassen  eingeteilt: 

i!hx)  1901 

Dr.  Dr. 

1.  Staatsverpflichtungen    ....  8419933,00  8758763.00 

2.  Staatsschulden   »2  609 650.20  32:144624,30 

3.  Allgemeiner  Staatsdienst  .  .  57  928614,65  56194  050,91 

4.  Ausgaben  der  Finanzverwal- 
tnng  und  Staatseinnahmen- 
erhebung   9617251,50  9438235,58 

5.  Verschiedenartige  Zahlungen  3473*30,00  6910628,00 

112049  279,35  113646301.79 
II.  Steuergesetzgebung.  Die  Vermehrung  der  Ver- 
waltungsansgaben, welche  aus  den  neuen  besonders  im  Jahre  1899 
bewilligten  Gesetzen  entstanden  ist,  nötigten  die  Regierung  im  Jahre 
1899,  wie  schon  ans  dem  Bericht  des  Jahrbuches  von  1899  zn  er- 
sehen ist,  neue  Steuerlasten  teils  offen,  teils  unter  dem  Scheine  einer 
Regulierung  der  Steuererhebung  dem  Volke  aufzuerlegen.  Deswegen 
hörte  man  von  vielen  Seiten  Missstimmung,  um  so  mehr  als  weder 
die  Verwaltung  noch  die  Justiz  durch  die  neuen  Gesetze  verbessert 
sind.  Dazu  kommt  noch,  dass  die  Regierung  ans  Finanzgründen 
da«  im  Jahre  1899  erlassene  Gesetz  über  die  Verwaltungspolizei 
nicht  in  Kraft  setzen  konnte,  so  dass  das  mangelhafte  und  unbe- 
liebte Militiirpolizei-Systeni  fortdauerte,  ein  Umstand,  der  auch  die 
Reorganisation  des  Heeres  verhindert  wegen  der  Beschäftigung  von 
hnnderten  von  Offizieren  und  Unteroffizieren  im  Polizeidienst.  Um 
diesen  Verstimmungen  Rechnung  zn  tragen,  entschloss  sich  die 
Regierung,  zwei  ihrer  wichtigsten  Steuergesetze  vom  Jahre  1899 
zu  verändern,  um  einige  Entlastungen  tatsächlich  sehr  unbedeutender 
Art  herbeizuführen. 

Diese  Veränderung  ist  für  das  Gesetz  über  die  Gewerbe- 
besteuerung  durch  die  Gesetze  vom  24.  März  1900  und 
11.  Februar  1901  eingetreten.  Die  Reformen  betreffen  besonders 
die  Zeit  der  Deklarationszustellung  und  der  Ratenzahlung.  Durch 
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das  Gesetz  von  1900  sind  auch  von  der  Entrichtung  einer  Gewerbe- 
steuer einige  Klassen  von  kleineren  Gewerbetreibenden  befreit,  be- 
sonders diejenigen,  welche  für  täglichen  Lohn  arbeiten. 

Das  Vieh  Steuer  gesetz  von  1800  wurde  ebenso  reformiert 
durch  das  Gesetz  vom  5.  Februar  1900,  welches  einige  Haustiere 
von  der  Besteuerung  befreit,  wie  die  Hunde,  mit  Ausnahme  der  in 
Departementshanptstädten  befindlichen.  Die  .Steuer  des  geschlach- 
teten Viehs  ist  dagegen  um  1  r,  erhöht,  und  diese  Vermehrung  der 
Einnahmen  ist  den  Bezirkskassen  gewidmet. 

Durch  das  Gesetz  vom  30.  März  1900  ist  die  Tabak- 
Bnd  Tombakisteuer  erhöht,  so  dass  sie  im  ganzen  8  Dr.  pro  Ock 
(1282  Gramm)  beträgt.  Nach  vorherigem  Einverständnis  mit  dem 
internationalen  Finanzausschusse  wird  der  aus  jener  Erhöhung  ent- 
stehende Überschuss  dieser  Steuer  bei  der  Nationalbank  deponiert, 
um  den  Anleihen  zu  dienen,  welche  für  die  Erbauung  der  Eisenbahnen 
nach  den  türkischen  Grenzen  und  von  Pyrgos  nach  Meligala  abzu- 
schliessen  sind. 

III.  Finanzverwaltung.  Ein  Gesetz  vom  24.  März  1900 
betrifft  die  Tilgung  und  die  Erneuerung  von  Schuldver- 
schreibungen des  Fiskus  aus  Vorschüssen  und  Steuern  der 
verflossenen  Jahre.  Diese  Erneuerung  wird  bis  1.  Dezember  1901 
gestattet  und  kann  alte  Schulden  bis  inklusive  1895  betreffen.  Die 
Erneuerung  befreite  die  Schuldner  von  Verzugszinsen  und  Zahlungs- 
steuern. Die  erneuerten  Schulden  werden  in  Raten  entrichtet  durch 
die  Abfassung  von  neuen  Schuldscheinen.  Die  bis  1851  geschuldeten 
werden  im  allgemeinen  gestrichen;  von  1851  bis  1881  werden 
verschiedene  Abstreichungen  und  Abrechnungen  vorgenommen.  Durch 
dieses  Gesetz  ist  hauptsächlich  die  Regelung  der  Schuldbücher  des 
Fiskus  bezweckt,  und  es  sind  wirklich  günstige  Resultate  erzielt, 
indem  viele  Schuldner  die  Gelegenheit  ergriffen  haben,  alte  Schulden 
zu  erneuern;  auch  ist  so  ihre  Erhebung  leichter  geworden. 

Das  Gesetz  vom  10.  April  1900  schreibt  die  Reorgani- 
sation eines  Korps  von  70  Beamten  vor,  welche  für  die  Land- 
messung der  Staats-  und  geistlichen  Domänen  bestimmt  sind. 

Ein  Gesetz  vom  27.  März  1900  machte  die  Salinen  der 
Insel  Korfu  zum  Staatsmonopol,  wie  das  auch  für  Zante  1899  ge- 
schehen ist. 
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b)  Innere  Angelegenheiten. 

I.  Verwaltungsgesetzgebung.  Das  Gesetz  vom  8. 
April  1000  hebt  alle  Bestimmungen  Uber  Provinzialaus- 
sehüsse  auf  und  überträgt  ihre  Pflichten  auf  die  Departements- 
ausschüsse. Dieses  Gesetz  ist  eine  Folge  der  1809  erfolgten  Auf- 
hebung der  Staatseinteilung  in  Provinzen  durch  die  Vermehrung 
der  Departements  auf  26. 

Das  Gesetz  vom  1.  April  1000  gestattet  den  Staats- 
beamten, dass  sie,  während  eines  Urlaubs,  welcher  höchstens  bis 
auf  drei  Jahre  sich  belaufen  kann,  im  Staatsdienste  auf  der  Insel 
Kreta  eingestellt,  werden  können.  Man  bezweckt,  dem  neu  be- 
gründeten Staat  Kreta  die  Erwerbung  von  tüchtigen  und  er- 
fahrenen Beamten  zu  erleichtern,  ohne  dass  diese  ihrer  Rechte  in 
dem  inländischen  Dienste  verlustig  gehen. 

II.  Landwirtschaft.  Die  Bildung  von  Landwirten 
und  ihre  Einstellung  und  Beförderung  im  Staatsdienste 
betreffen  die  Gesetze:  1.  vom  23.  April  1000,  durch  welches  ge- 
nehmigt wird,  dass  auf  Grund  einer  Konkurrenzprüfung  jährlich 
zwei  Stipendiaten  in  das  Ausland  abgesendet  werden,  um  sich 
dort  höheren  landwirtschaftlichen  Studien  zu  widmen.  Nach  ihrer 
Rückkehr  sollen  sie  in  den  Staatsdienst  eintreten;  2.  vom  11. 
Februar  1900,  durch  welches  die  Dauer  des  Stipendiums  der 
auf  Grund  des  Gesetzes  von  1807  nach  Deutschland  abgesandten 
sechs  Forstwissenschaftsstudenten  um  l1,*  Jahr  verlängert  wird; 
3.  vom  18.  Februar  1001,  welches  eine  landwirtschaftliche 
Schule  in  Larissa  (Thessalien)  gründet  aus  dem  dazu  bestimmten 
Vennächtnisse  von  Geokg  Akkkof;  4.  vom  18.  Februar  1001,  be- 
trettend die  Gründung  eines  landwirtschaftlichen  Labora- 
toriums bei  der  landwirtschaftlichen  Station  von  Athen. 
Es  ist  das  erste  Mal,  dass  eine  so  nützliche  Einrichtung  in  Griechen- 
land eingeführt  ist.  Es  wäre  wünschenswert,  dieses  Laboratorium 
lieber  der  Universität  anzuschliessen,  wie  das  meistens  in  Deutschland 
der  Fall  ist. 

Eine  Beförderung  des  Ackerbaues  bezwecken  die  Ge- 
setze: 1.  vom  15.  April  1000  über  die  Bildung  eines  Komitees 
zum  Studium  der  Wasserwerke,  welche  in  Thessalien  zu 
übernehmen  sind.  Dieses  Komitee  besteht  aus  den  Ministern  der 
Finanzen  und  des  Innern,  dem  Direktor  der  Nationalbank  und  dem 
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Vorsitzenden  des  Administrationsrates  der  thessalischen  Eisenbahnen. 
Es  hat  die  Aufgabe,  dnreh  Fachmänner,  die  auch  aus  dem  Auslande 
einberufen  werden  können,  die  Wasserwerke  zu  studieren  und  zu 
entwerfen.  Zu  diesem  Zwecke  werden  die  Ein-  und  Ausfuhrsteuern 
in  Thessalien  etwas  erhöht,  und  diese  Steuerzunahme  wird  zur  Ver- 
fügung des  Komitees  gestellt.  Die  Stenersteigerung  beginnt  am 
1.  August  1900;  2.  vom  15.  April  1900  über  Ausgaben  zur 
Erbauung  von  Schutzwerken  in  den  Ablagerungen  des 
eingetrockneten  Sees  von  Phunos  (Korinth)  und  Verteilung 
des  trockengelegten  Landes  an  die  benachbarten  Dorfeinwohner; 
3.  vom  15.  Februar  1901  über  Ausgaben  der  Trockenlegung 
des  Teiches  Mustn  (Kynurien). 

Das  Gesetz  vom  23.  Dezember  1000  gestattet  der  durch 
das  Gesetz  von  1890  begründeten  Korinthenbank,  den  für  den 
Weinbau  zum  Zwecke  der  Korinthen-Gewinnung  nötigen  Vorrat 
von  Kupfervitriol  zu  übernehmen  und  dieses  den  Korinthen- 
Gutsbesitzern  zu  liefern. 

Die  Wälder  betrifft  das  Gesetz  vom  8.  April  1000  über 
die  Beförderung  von  Waldanpflanzungen  in  der  Umgebung 
oder  innerhalb  bewohnter  Gegenden  und  die  Wieder- 
bepflanzung mit  Holz  im  allgemeinen.  Das  im  Altertum 
waldige  Griechenland  wurde  ganz  von  Wald  entblösst  durch 
die  Wälderzerstömng,  welche  dem  Mangel  an  staatlicher  Aufsicht 
nnd  der  Rücksichtslosigkeit  der  Viehzüchter  entsprang.  Die 
allerseits  für  die  Wiederbepflanzung  des  Landes  ausgedrückten 
Wünsche  haben  unsere  inmitten  der  deutschen  Wälder  aufgewachsene 
Kronprinzessin  Sophie  interessiert  und  sie  zur  Übernahme  der 
Führung  auch  dieses  edlen  Werkes  veranlasst.  Dieselbe  hat  einen 
dazu  bestimmten  Verein  begründet,  „Vereinigung  der  Wälderfreunde" 
genannt,  dessen  Vorsitz  sie  selbst  übernahm.  Zur  Beförderung  der 
Ziele  dieser  Vereinigung  wurde  das  obengenannte  Gesetz  erlassen, 
welches  besonders  die  Bildung  von  Ortsausschüssen  in  jedem 
Departement  vorschreibt.  Die  Ausschüsse  haben  die  zur  Wieder- 
bepflanzung geeigneten  Gegenden  zu  bestimmen.  Die  unter  Staats-, 
Bezirks-  oder  Klostereigentum  stehenden  Gebiete  werden  der  Ver- 
einigung ohne  weiteres  zur  Verfügung  gestellt.  Die  den  Gemeinden 
oder  Privatpersonen  gehörenden  Landstriche  werden  gegen  Vergütung 
zwangsweise  enteignet,  wenn  der  Eigentümer  sich  nicht  bereit  erklärt, 
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seihst  die  Bepflanznng  mit  Holz  zu  übernehmen,  und  diese  innerhalb 
bestimmter  Zeit  fördert.  Durch  dasselbe  Gesetz  wurde  auch  die 
Gründung'  eines  Zoologischen  Gartens,  der  bis  jetzt  ganz  bei 
uns  fehlte,  erleichtert,  da  Art.  !$  gestattet,  dass  innerhalb  eines  zur 
Wiederbepflanzung  bestimmten  Gebietes  der  unter  Vorsitz  des 
Prinzen  Nikolas  stehende  „Zootechnische  und  Zoologische  Aus- 
schüsse einen  Zoologischen  Garten  gründet.  In  der  Tat  erfolgte  im 
alten  Platentm  die  Gründung  des  Gartens,  der  rasch  durch  Gaben 
der  in  Afrika  und  im  anderen  Orten  des  fernen  Auslandes  wohnenden 
Griechen  bereichert  wurde;  er  konnte  schon  im  Juli  11H)2  seine 
Pforten  öffnen. 

III.  Eisenbahnen.  —  Überaus  reich  war  in  den  Berichtsjahren 
die  Eisenbahngesetzgebung.  Hier  nimmt  die  erste  Stelle  das 
Gesetz  vom  S.  April  1900  ein  über  die  Genehmigung  einer 
Konvention  betreffend  die  Erbauung  und  den  Betrieb  einer 
Bahn  von  1,44  m  Breite  von  Piräeus  ab  nach  Demcrli  (Thessa- 
li e  n)  u  n  d  a  n  d  i  e  t  ü  r  k  i  s  c  h  e  S  t  a  a  t  s  gre  n  z  e.  Griechenland  und  Monte- 
negro sind  heute  die  einzigen  Staaten  des  europäischen  Festlandes,  welche 
nicht  in  Eisenbahnverbindung  mit  den  übrigen  Staaten  stehen.  Jetzt, 
nach  der  Erbauung  der  Bahn  bis  au  die  Staatsgrenze  und  deren  Ver- 
bindung mit  den  Eisenbahnen  des  Nachbarlandes,  werden  wir  auch  in 
direkten  Verkehr  durch  eiserne  Schienen  mit  dem  übrigen  Europa  treten. 
Die  Optimisten  erblicken  in  dieser  Verkehrsverbindung  die  grössten 
Vorteile.  Sie  denken,  dass  wegen  der  kürzeren  Entfernung  der 
Piräeus  bald  der  Hafen  von  ganz  Europa  für  die  Handelsschifffahrt 
nach  Suez  und  folglich  Südasien,  Australien  und  die  östliche 
Küste  Afrikas  werden  wird.  In  Rücksicht  auf  die  Erbauung  der 
kleinasiatischen  Bahnen  nach  dem  Persischen  Golf,  welche  die 
Deutschen  eifrig  betreiben,  müssen  diese  optimistischen  Hoffnungen 
grösstenteils  als  übertrieben  angesehen  werden ;  jedenfalls  aber  bleiben 
für  Griechenland  sehr  grosse  Handelsvorteile.  Sicherlich  wird  der 
Zuzug  der  Ausländer,  welche  in  den  Dampfschiffen  ein  unbequemes 
und  öfters  langsames  Verkehrsmittel  sehen,  grösser  werden. 

Die  Erbauung  der  neuen  Eisenbahn  wird  durch  obiges  Gesetz 
dem  Syndikat  für  Erbauung  von  Eisenbahnen  im  Orient  (Limited) 
anvertraut.  Dieses  Syndikat  verpflichtet  sich,  eine  griechische  Aktien- 
gesellschaft unter  dem  Titel  „Gesellschaft  der  griechischen  Eisen- 
bahnen" zu  gründen  mit  einem  Kapital  von  lOOOi  »000  Drachmen.  Ausser 
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diesem  Kapital  will  die  Gesellschaft  auch  eine  Anleihe  abschließen  von 
35000000  Drachmen  in  87500  Obligationen,  deren  Ankauf  zu  80%  des 
nominalen  Wertes  die  Gesellschaft  übernimmt.  Der  Anleihe  kommen 
die  Überschüsse  des  unter  internationaler  Kontrolle  stehenden  Ein- 
kommens, vermehrt  durch  die  obenerwähnte  Tabakssteuerzulage,  zu 
gute.  Das  Gesetz  vom  18.  April  1900  genehmigt  eine  Kon- 
vention der  Regierung  mit  der  Gesellschaft  der  Pelo- 
ponnesischen  Eisenbahnen  für  die  Erbauung  einer  Bahn- 
strecke von  Pyrgos  nach  Kyparissia  und  von  Kalonero  ab 
nach  Meligala.  Hierdurch  wird  die  Dahn  von  Korinth-Tripolis- 
Kalamata  mit  der  Bahn  Korinth-Patras-Pyrgos  in  Verbindung  ge- 
setzt, was  sehr  vorteilhaft  für  den  peloponnesischen  Verkehr  und 
insbesondere  den  Korinthenhandel  ist.  —  Dieselbe  Gesellschaft 
der  peloponnesischen  Eisenbahnen  wurde  staatlich  durch  das  Gesetz 
vom  15.  Februar  1001  unterstützt,  indem  sie  eine  Subvention 
von  3000000  Drachmen  unter  dem  Titel  einer  Anleihe  erhielt, 
gegen  Übernahme  gewisser  Verpflichtungen,  die  hauptsächlich  in  der 
Zahlung  alter  schwebender  Schulden  und  der  Erneuerung  des  alten 
Matetfals  bestehen. 

Dieselbe  Gesellschaft  Ubernahm  durch  Gesetz  vom 
10.  April  1900  die  Verpflichtung,  auf  eigene  Kosten  gewisse 
Werke  im  Hafen  von  Nauplia  auszuführen. 

In  Thessalien  wurden  die  Bahnstrecken  vermehrt  durch  die 
Ausdehnung  der  schon  bestehenden  Linie  Wolo-Bahonia  (Pelion)  bis 
nach  Milene. 

Das  Gesetz  vom  11.  April  1900  bewilligt  eine  Konvention, 
durch  welche  die  zwei  Gesellschaften  der  Athen-Piräeus-Bahn 
zu  einer  verbunden  werden  und  der  elektrische  Betrieb  für  diese 
dem  Verkehr  der  Hauptstadt  und  deren  Hafen  dienenden  Bahn  ein- 
geführt wird.  Neben  der  Vermehrung  der  Zügezahl  werden  auch 
die  Billettpreise  der  ersten  und  dritten  Klasse  herabgesetzt;  die  zweite 
wird  abgeschafft. 

Die  Gesellschaft  der  Eisenbahnen  Attikas  übernahm 
durch  Gesetz  vom  15.  Februar  1901  die  Verpflichtung,  einen 
Park  bei  der  Bahnstat ion  in  Kefissia  (Bezirk  Athen)  zu  bauen 
und  in  diesem  Flecken  die  elektrische  Beleuchtung  einzuführen.  So 
wird  der  reizende  Sommeranfenthalt  der  Athener  verschönert  und 
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bald  mit  den  bekanntesten  Sommerfrischen  der  europäischen  Haupt- 
städte in  Vergleich  gestellt  werden  können. 

Bis  jetzt  war  der  Verkehr  durch  Automobile  in  Griechen- 
land nicht  eingeführt.  Nach  einer  heftigen  Diskussion  in  der  Kammer, 
ob  ein  solcher  Betrieb  monopolisiert  werden  solle,  wurde  endlich 
durch  Gesetz  vom  1.  Mai  1000  eine  Konvention  genehmigt,  kraft 
deren  ein  Privilegium  des  Unternehmers  dieses  Betriebes  auf 
den  Verkehr  der  Landstrassen  anerkannt  wird.  In  Rücksicht  auf 
den  Wegeznstand  bei  uns  fürchten  wir,  dass  ein  solcher  Verkehr 
nicht  gelingen  wird.  — 

IV.  Wasserversorgung  für  Athen.  Die  griechische  Haupt- 
stadt leidet  sehr  an  Wassermangel.  Sie  wird  noch  von  der  Wasser- 
leitung versorgt,  welche  Kaiser  Hadrian  vor  vielen  Jahrhunderten 
hat  bauen  lassen.  Es  ist  selbstverständlich,  dass  die  Zunahme  der 
Einwohnerzahl  der  neuen  Stadt  die  Beschaffung  neuen  Wassers  unver- 
meidlich macht.  Eine  langjährige  Diskussion  herrschte  über  die  Frage, 
ob  das  neue  Wasser  in  Attika  selbst  oder  in  Korinth  aus  dem  Stym- 
phalis-Se«  zu  suchen  sei;  es  gab  noch  andere,  die  in  Böotien  Zu- 
flucht suchten.  Endlich  gab  der  dazu  berufene  Fachingenienr  aus 
Paris,  Baciimann,  sein  Gutachten  zu  Gunsten  Attikas  ab.  Er  meinte, 
dass  sich  hier  genug  Wasser  finden  würde,  und  er  hielt  als  ge- 
eignetes Gebiet  das  unterhalb  Elensis  gelegene  Threasische  Feld.  — 
Zur  Erleichterung  dieser  Untersnchungs-A rbeiten  wurde 
das  Gesetz  vom  10.  April  1000  erlassen.  Unglücklicherweise 
kann  man  aus  den  bis  heute  gemachten  Forschungen  nicht  mit 
Sicherheit  schliessen,  ob  auf  diesem  Wege  die  Lösung  der  Wasser- 
frage zu  hoffen  sei. 

V.  Arbeiterschutz.  Die  Gesetzgebung  für  Arbeiterschutz 
in  Griechenland  ist  im  allgemeinen  eine  sehr  arme.  Es  fehlt  un- 
gefähr jede  gesetzgeberische  Vorsorge  auf  diesem  Gebiete.  Es  ist 
deswegen  mit  Freude  zu  begrüssen  ein  Gesetz  vom  2-i.  März 
1901  über  Unfall-Unterstützung  der  Arbeiter  in  Berg- 
werken und  Fabriken,  wo  man  das  Mineral  bearbeitet. 
Die  auf  Grund  einer  königlichen  Verordnung  seit  18S2  bestehende 
Unterstützungkasse  wird  in  eine  „Kasse  für  Bergleute"  umge- 
wandelt und  durch  verschiedene  Einkommen,  hauptsächlich  aus  Be- 
steuerung der  Bergunternehmungen,  bereichert.  Diese  Kasse  solj 
Pensionen  entrichten  an  durch  Unfall  verunglückte  Arbeiter  und 
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deren  Familien,  jedoch  hüclistens  im  Betrage  von  100  Urach.  Aus- 
länder Bind  nur,  solange  sie  ihren  Aufenthalt  in  Griechenland  haben, 
zur  Pension  berechtigt. 

VI.  Postgesetzgebnng.  Das  Jahr  11*00  ist  besonders  ein 
Jahr  der  Postgesetzgebung  gewesen.  Dank  dem  Eifer  des 
während  einiger  Jahre  als  General-Direktor  der  Post  und  Telegraphen 
tütigen,  jetzt  gestorbenen  Roikis,  der  den  Ruhm  eines  griechischen 
Dr.  Stephan  anstrebte,  wurde  der  Post-  und  Telegraphenbetrieb 
ganz  reorganisiert.  Die  hauptsächlichen  dazu  bestimmten  Gesetze, 
sämtlich  erlassen  am  Mai  ll»00,  betreffen:  a)  im  allgemeinen 
den  Post-,  Telegraphen-  und  Telephondienst ,  b)  die  Post- 
anweisungen, c)  die  Postpakete,  d)  die  Poststempel  und 
das  staatliche  Postmonopol.  Diese  Gesetze,  vervollständigt 
durch  eine  Reihe  von  königlichen  Verordnungen,  bilden  eine  voll- 
kommene Organisation  des  Post-,  Telegraphen-  und  Telephon wesens, 
deren  Entwickelung  auch  nur  in  den  Hauptgmndzügen  mehrere 
Bogen  in  Anspruch  nehmen  würde,  die  uns  nicht  zur  Verfügung 
stehen.  Im  grossen  und  ganzen  bemerkt  derjenige,  welcher  diese 
neue  Organisation  studiert,  dass  sie  den  deutschen  Charakter  in 
sich  trägt.  Es  wäre  zu  wünschen,  dass  auch  der  Betrieb  selbst  sich 
der  Vollkommenheit  des  deutschen  Post-  und  Telegraphenwesens 
nähert. 

Durch  Gesetz  vom  27.  März  1900  wurde  eine  Konvention 
bewilligt,  betreffend  die  fünfzigjährige  Miete  eines  Gebäudes,  «las  am 
Ludwigsplatz  in  der  Mitte  der  Stadt  herzustellen  ist,  nm  als  Post-, 
Telegraphen-  und  Telephon-Zentralbureau  zu  dienen.  So 
hat  Athen  eine  Zentralpost  erworben,  welche  mit  den  schönsten 
Gebäuden  gleichen  Zweckes  der  europäischen  Hauptstädte  sich  ver- 
gleichen kann. 

Die  Washingtoner  Weltpostkonvention  vom  15.  Juni 
181*7  wurde  durch  Gesetz  vom  H.  April  11*00  genehmigt. 

Da»  Gesetz  vom  14.  Februar  11*01  betrifft  die  Be- 
willigung einer  Konvention  zwischen  der  Regierung  und 
The  Eastern  Telegraph  Company  (Limited)  von  London. 

c)  Äussere  Angelegenheiten. 

I.  Konsulargesetzgebung.     Die   unglücklichsten  unserer 
Gesetze  sind  sicherlich  diejenigen,  welche  das  Konsularwesen  betreffen. 
Jahrbuch  der  Internat  VereinlKUUR.  6.  u.  7.  Bd.  .V.l 
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Kein  Minister  des  Äusseren,  der  auf  eine  Unterstützung  von  der 
Kammermajorität  rechnen  kann,  entschliesst  sich,  vom  Amte  abzugehen, 
ohne  vorher  Veränderungen  in  der  Konsnlargesetzgebung  vorzunehmen. 
Wir  haben  jetzt  wieder  ein  Gesetz  vom  81.  März  1000  zu  er- 
wähnen über  die  Reform  der  Konsulargesetze.  Durch  dieses 
Gesetz  werden  zwölf  von  1878  bis  1896  erlassene  Gesetze,  welche 
Veränderungen  des  Hauptkonsulargesetzes  vom  22.  Dezember  1877 
betreffen,  ausser  Kraft  gesetzt.  An  die  Stelle  letzterer  treten 
jetzt  neue  Veränderungen,  welche  alle  Punkte  des  Konsularwesens 
berühren. 

II.  Internationale  Verträge.  In  den  Berichtsjahren  wurden 
folgende  Staats  Verträge  bewilligt: 
a>  Durch  Gesetz  vom  18.  Januar  1901  ein  Handelsvertrag 
mit  Rumänien.  Dieser  Vertrag,  abgeschlossen  in  Bukarest 
am  19.  Dezember  1900,  ist  begründet  auf  gegenseitiger  An- 
erkennung der  Rechte  des  meistbegünstigten  Staates.  Das  dem 
Vertrage  beigefügte  Protokoll  enthält  die  Anerkennung  der 
juristischen  Persönlichkeit  der  in  Rumänien  bestehenden 
griechischen  Kirchen,  welche  die  schon  erworbenen  Grundstücke 
und  die  bestehende  Schule  behalten  können. 

b)  Die  Königliche  Verordnung  vom  21.  Dezember  1900 
(veröffentlicht  erst  am  19.  Oktober  1901)  genehmigt  die  in  der 
HaagerKonferenz  abgeschlossenen  Verträge  und  Deklarationen. 

c)  Eine  gleiche  Verordnung  vom  10.  Mai  1900  genehmigt  einen 
Vertrag  mit  der  Schweiz,  welcher  die  Anerkennung  der  in 
der  Schweiz  bestehenden  Aktiengesellschaften  betrifft. 

d)  Die  Präliminar-Bestimmungen  des  Friedensvertrags 
mit  der  Türkei,  das  Schiedsurteil,  welches  die  Botschafter 
der  Grossmächte  in  Konstantinopel  am  20.  März  1901  erlassen 
haben,  wurde  im  Kegierungsblatt  veröffentlicht,  so  dass  es 
Gesetzeskraft  hat,  Durch  dieses  Urteil  wurden  meistens  zu 
Gunsten  Griechenlands  diejenigen  Fragen  geregelt,  welche 
betreffs  der  Abschliessung  eines  Konsularvertrages  mit  der  Türkei 
entstanden  sind  und  infolge  deren  die  griechischen  Bevoll- 
mächtigten den  Schiedsspruch  der  Grossmächte  angerufen  haben. 

e)  Das  Gesetz  vom  8.  April  1900  verlängerte  die  Frist 
für  das  Bestehen  der  gemischten  Gerichte  in  Ägypten 
bis  zum  19.  Januar  I90.r>. 
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d)  Justiz. 

Das  bedeutendste  der  in  den  Berichtsjahren  erlassenen  Justiz- 
gesetze ist  das  Gesetz  vom  9.  März  1900  über  die  Reform  der 
Bestimmungen  der  Zivilprozessordnnng,  betreffend  den 
Personalarrest.  Letzterer  bleibt  als  Exekutionsmittel  in  Handels- 
sachen nur  dann  bestehen,  wenn  der  unterlegene  Schuldner  ein 
Handelsmann  ist.  So  ist  nicht  mehr  die  Eigenschaft  der  Sache, 
sondern  die  Person  des  Schuldners  massgebend. 

Das  Gesetz  vom  12.  Februar  1900  vermehrte  durch 
Reform  des  Absatzes  7  von  Art.  885  der  geltenden  Zivilprozess- 
ordnung die  Zahl  der  nnpfändbaren  Vermögensgegenstände 
der  Landwirte,  besonders  in  Bezug  auf  die  der  Landwirtschaft 
dienenden  Tiere  und  die  Aussaat. 

Ein  anderes  Gesetz,  auch  vom  12.  Februar  1900,  ver- 
fflgt  die  Wiedereintragung  der  bestehenden  Pfandrechte 
an  Immobilien  in  die  Grundbücher  der  thessalischen 
Departements,  welche  während  des  letzten  Krieges  zerstört 
worden  sind. 

Wichtig  ist  noch  das  Gesetz  vom  11.  Februar  1901, 
durch  welches  die  Fälle  der  Untersuchungshaft  bei  Vergehen 
beträchtlich  vermindert  werden,  durch  Umgestaltung  der  dies- 
bezüglichen Bestimmungen  der  Strafprozessordnung,  welche  zu  vielen 
Missbräuchen  führten.  Zu  gleicher  Zeit  wurde  auch  Abs.  1  von 
Art.  432  Str.-Pr.-O.  in  dem  Sinne  reformiert,  dass  das  Schwur- 
gericht nicht  mehr  den  Tonnin  aussetzen  kann  nach  Abgabe  der 
Fragen  an  die  Geschworenen.  Diese  Reform  wurde  dadurch  hervor- 
gerufen, dass  während  der  letzteren  Jahre  öfters  im  Schwurgericht 
selbst  nach  Verlesung  des  Geschworenenverdikts  ein  neuer  Termin 
angesetzt  ward. 

Das  Gesetz  vom  12.  Dezember  1900  betrifft  die 
Gründung  von  Frauenzentralgefängnissen  in  Athen,  in  einem 
Gebäude,  welches  zu  diesem  Zwecke  die  Königin  Olga  gestiftet  hat 

Das  Gesetz  vom  14.  Februar  1900  bestimmt  die  Er- 
bauung von  Justizpalästen  in  der  Hauptstadt  jedes  Departemente 
mit  Ausnahme  von  Athen,  aus  der  Stiftung  des  Nationalwohltäters 
Andrk  Synukos.  Solche  Gebäude  sind  eine  allgemein  anerkannte 
Notwendigkeit,  da  nnsere  Gerichte  häutig  in  verschiedenen  jämmer- 
lichen Privathäusern  untergebracht  waren,  ein  Umstand,  der  nicht 
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nur  die  Würde  der  Justiz  beeinträchtigte,  sondern  auch  den  An- 
wälten grosse  Schwierigkeit  und  Zeitverlust  verursachte. 

Das  Gesetz  vom  8.  April  lOOO  verfügt  über  die  Be- 
schleunigung der  Aburteilung  bei  den  Delikten  des  Tier- 
diebstahls und  der  Tiertötnng,  welche  in  mehreren  Gebieten 
des  Königreichs  noch  überaus  häufig  sind.  Die  Verurteilten  werden 
auch  unter  Polizeiaufsicht  gestellt  in  einem  Orte,  der  ausserhalb  der 
Provinz,  wo  sie  wohnen  oder  das  Delikt  begangen  haben,  zu  be- 
stimmen ist. 

Das  Gesetz  vom  13.  Januar  1901  hat  die  Bestimmung 
eingeführt,  dass  gegen  die  wegen  Schleichhandels  Verur- 
teilten auch  eine  polizeiliche  Aufsicht  auszusprechen  ist. 

Was  das  unter  Vorbereitung  stehende  Zivilgesetzbuch 
betrifft,  so  haben  wir  keinen  wichtigen  Schritt  zu  verzeichnen. 
Ks  scheint,  dass  wir  auf  lange  Zeit  noch  vom  römischen  und  byzan- 
tinischen Rechte  beherrscht  werden  sollen.1)  Die  zur  Ausarbeitung 
des  Gesetzbuches  bestimmte  Kommission  hat  durch  königliche  Ver- 
ordnungen in  den  Berichtsjahren  zwei  Prolongationen  für  ihre 
Tätigkeit  erhalten,  eine  bis  zum  Juni  DHU  und  eine  zweite  bis  Sep- 
tember liti>2.  Ks  ist  zu  fürchten,  dass  wir  auch  in  der  Zukunft 
mehrere  solche  Prolongationen  zu  verzeichnen  haben  werden. 

e)  Unterricht. 

Wegen  des  11M)0  erfolgten  Wechsels  des  Unterrichtsministers 
ist  keine  bemerkenswerte  Tätigkeit  in  der  Unterrichtsgesetzgebung 
zu  verzeichnen.  Der  abgetretene  Unterrichtsminister  Kitaxias  hatte 
bedeutende  Knt würfe  vorbereitet,  durch  welche  nach  dem  Vor- 
bilde des  deutschen  Unterrichtswesens.  dessen  gründlicher  Kenner 
der  genannte  Minister  war.  das  ganze  Unterrichtwesen  von  der 
untersten  bis  zur  obersten  Stufe  reorganisiert  werden  sollte.  Diese 
Knt  würfe  wurden  zwar  der  Kammer  vorgelegt,  jedoch  wegen 
ganz  persönlicher  Gründe,  die  zwischen  dem  Minister  und  einigen 
Mitgliedern  der  Kammermajoritüt  entstanden,  musste  der  hYissige 
Minister  vom  Amte  zurücktreten.    Sein  Nachfolger  hat  den  vor- 

l)  Über  das  in  Griechenland  geltende  Zivilrecht  verirl.  ausser  den 
im  vorigen  Jahrbuche  (V.  Jahn:.,  S.  <>74  f.)  enthaltenen  Ausführungen 
auch  meinen  Aufsatz  in  Gut  nhi  Ts  Zeitschrift  für  das  Privat-  und  offene 
liehe  Recht  der  Gegenwart.  B.  XXV,  S.  KR)  f. 
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bereiteten  Entwürfen  keine  Beachtung  geschenkt,  und  so  ist  nichts 
für  den  Unterricht  getan. 

Das  Gesetz  vom  10.  April  11)00  betrifft  Reformen  der 
bestehenden  Bestimmungen  des  archäologischen  Dienstes. 
Durch  Gesetze  vom  0.  März  1900  und  15.  Februar  1001 
wurden  in  Athen  dem  österreichiehen  archäologischen  Institute 
und  der  französischen  archäologischen  Schule  Baustellen  geschenkt. 

f)  Heer  —  Marine. 

Verfassungsmässig  ist  jährlich  die  Heeres-  und  Kriegs- 
mari n  est  ärke  gesetzgeberisch  zu  bestimmen.  So  wurden  durch 
zwei  Gesetze  vom  20.  März  1000  für  das  Jahr  1900  die  Land- 
trnppen  auf  251  HO  Offiziere,  Unteroffiziere  und  Soldaten  bestimmt, 
die  Kriegsmarine  auf  4042  Köpfe.  Für  1001  wurden  dieselben  Zahlen 
auf  21070  bezw.  :$7X2  berechnet. 

Dem  Kronprinzen  ist  es  endlich  gelungen  durchzusetzen,  dass 
der  neue,  Ende  1H09  ernannte  Kriegsminister  Tsamadus  die  Pläne  des 
Kronprinzen,  betreffend  die  Übernahme  des  Generalkommandos, 
bewilligte.  Durch  Gesetz  vom  25.  März  1000  über  das 
Generalkommando  des  Heeres  wurde  das  ganze  Militär  zu  einem 
einheitlichen  Ressort  vereint  und  das  Heer  unter  einheitliches,  be- 
ständiges Kommando  gestellt,  dessen  Fuhrung  einem  Divisionsgeneral 
anvertraut  ist,  d.  h.  dem  Kronprinzen,  da  nur  er  diese  Militär- 
würde in  Griechenland  besitzt.  Ausgeschlossen  von  diesem  General- 
kommando bleiben  nur  die  Gendarmerie,  die  Direktion  des  Kriegs- 
vorrats, die  Militärjustiz,  die  Materialmagazine  (Waffendepots  etc.) 
und  das  kartographische  Korps.  Der  Generalkommandeur  (Komman- 
dierende General),  der  zu  gleicher  Zeit  auch  Generalinspektor  des 
Heeres  ist,  hat  unter  seinem  absoluten  Befehl  das  ganze  Heer  in  drei 
Divisionen  eingeteilt,  jede  bestehend  aus  zwei  Brigaden  und  anderen 
durch  königliche  Verordnungen  zu  bestimmenden  Hilfstrnppen.  Von 
den  Jägerbataillonen  (Euzonen)  gehören  zwei  zu  den  Divisionen,  die 
übrigen  fünf  können  zwei  Regimenter  bilden.  Das  Gesetz  lässt  die 
Pflichten  des  Geueralkommandenrs  im  einzelnen  durch  königliche  Ver- 
ordnungen bestimmen.  Diese  Verordnungen  haben  dem  Kriegs- 
minister jede  Initiative  entzogen;  der  ganze  Dienst  des  Kriegs- 
ministeriums hängt  von  Vorschlägen  des  Generalkommandeurs  ab. 

Das  Gesetz  vom  5.  Januar  1000  prorogiert  bis  Ende 
N  o  v  e  m  b  e  r  1 904  die  durch  frühere  Gesetze  geschaffene  A  u  f  s  c  h  i  e  b  u  n  g 
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der  Rekrutierung  bei  den  Ottomane«  aus  den  thessalischeu 
nnd  epirot  isrhcn  Departements. 

Das  Gesetz  vom  29.  März  1 1*1)0  reformiert  den  Rech- 
nnngsdienst  von  Heer  und  Kriegsmarine. 

Ein  bedeutendes  Gesetz  für  die  künftige  Entwiekelung  der 
Kriegsmarine  ist  das  Gesetz  vom  16.  Dezember  1001  über  die 
GrUndung  einer  Kasse  der  nationalen  Marine.  Dieses  Oe- 
setz, welches  der  Initiative  des  eifrig  für  das  Gedeihen  der  Kriegs- 
marine arbeitenden  Ministers  Bonx.ruis  zu  verdanken  ist.  bestimmt 
die  Begründung  einer  Kasse  der  nationalen  Marine.  Zu  Gunsten 
dieser  Kasse  sind  besondere  Staatseinnahmen  bestimmt,  hauptsächlich 
aus  zu  diesem  Zwecke  auferlegten  Steuern  und  aus  dem  Ertrage  des 
Verkaufs  von  altem  Marinematerial.  —  Der  verstorbene  grosse  Wohl- 
täter der  Nation  Ukuk«;  Avkkokf  hat  ein  bedeutendes  Kapital  zu 
Gunsten  der  Marine  vermacht,  ausserdem  hört  man  täglich  von  Ver- 
mächtnissen und  Gaben  für  diesen  Zweck.  Alles  dieses  Geld  soll 
in  die  Marinekasse  fliessen,  welche,  unter  das  Marineministerium  ge- 
stellt, vom  ganzen  Ministerrat  verwaltet  wird  und  ein  eigenes  Budget 
besitzt,  welches  jährlich  als  Annex  des  Budgets  des  Marineministeriums 
mit  dem  ganzen  Staatsetat  unter  Genehmigung  der  Kammer  zu 
stellen  ist. 

Das  Gesetz  vom  26.  März  1900  gewährt  ein  Grundstück 
am  Ufer  der  Halbinsel  vom  Diräeus  zur  Gründung  einer 
Marine-Kadettenschule  aus  den  Vermächtnissen  des  in  Ägypten 
verstorbenen  Vassanis. 

Das  Gesetz  vom  10.  April  1900  betrifft  die  Handels- 
marine. Es  hat  Bestimmungen  über  die  Maschinisten  der 
Handelsschiffe  eingeführt.  Ausser  den  Lehrlingen  werden  diese 
Maschinisten  in  drei  Klassen  eingeteilt,  Das  Gesetz  schreibt  vor, 
wie  das  Personal  der  Dampfmaschinen  je  nach  der  Kraft  der- 
selben zusammenzusetzen  ist,  sowie  auch  die  Art  der  Erwerbung 
der  Maschinistendiplome  und  deren  Verlust. 

Endlich  regelt  das  Gesetz  vom  11.  Januar  1901  die 
Erbauung  und  den  Betrieb  eines  steinernen  Docks  in  dem 
alten  Qnarantänehaus  von  Syra.  Die  Gründung  wird  einem 
Unternehmer  belassen,  welchem  die  Bezirke  von  Hermupolis  uud 
Syra  und  das  Hafenkomitee  von  Syra  eine  Garantie  für  die  Zinsen 
(5°0)  eines  Kapitals  von  2*>00000  versprechen  sollen.    Zur  Be- 
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tätigung  dieser  Bürgschaft  werden  die  Hafen-  und  Bezirkssteuern  in 
Syra  vermehrt. 

B.  Literatur. 

Die  von  Jahr  zu  Jahr  zunehmenden  literarischen  Erscheinungen 
auf  dem  Gebiete  der  Rechtswissenschaft  nötigen  uns,  der  besseren 
Übersichtlichkeit  wegen  den  Literaturbericht  nicht  nach  alphabetischer 
Reihe  der  Autoren,  wie  es  bis  jetzt  in  den  erschienenen  Übersichten 
für  Griechenland  geschehen  ist,  sondern  systematisch  darzustellen. 
So  haben  wir  zu  verzeichnen: 

I.  Sammlungen.  —  A 1 1  ge  m  e  i  n  e  W  e  r  k  e.  —  a)  Dyuwtnh in,  G., 
Dr.,  Advokat,  Privatdozent,  „Griechische  Koden".  Eine  Samm- 
lung der  griechischen  Gesetzgebung  in  kleineren  Bänden  mit 
Judikatur  versehen  nach  Muster  der  deutschen  G  ittknta«  ;. sehen  Aus- 
gaben. In  den  Berichtsjahren  erschienen:  1.  Zivilprozessordnung, 
2.  Handelsgesetzbuch,  !J.  Gerichtsverfassung,  4.  Strafgesetzbuch, 
"».  Strafprozessordnung,  (5.  Zivilgesetze,  7.  Staatsverfassungen, 
X.  Stempelgesetze,  9.  Jonisches  Zivilgesetzbuch,  10.  Yerwaltungs- 
zwangsvollstrecknng,  11.  Diplomatische  und  Konsnlargesetzgebung, 

12.  Internationale    Kontrolle    —   Staatsschuld   —  Staatsmonopol, 

13.  Tabakssteuergesetzgebung,  I  i.  Gewerbesteuern,  15.  Griechische 
Kirche,  16.  Militärstrafgesetzgebnng. 

b)  Manompes,  S.,  Dr.,  Schriftführer  der  Staatsanwaltschaft 
beim  Areopag  (Kassationshof),  „Gutachten  der  Staatsanwalt- 
schaft beim  Areopag44.  Eine  Fortsetzung  von  früheren  gleichen 
Sammlungen,  enthaltend  die  von  1886  ab  erschienenen  Gutachten. 

II.  Zivilrecht.  a)  Hier  beansprucht  die  erste  Stelle  die 
schon  im  vorigen  Jahrbuche  angekündigte,  für  die  griechische 
juristische  Literatur  bedeutungsvolle  Erscheinung  der  Übersetzung 
der  WiNiwt'HKiD'schen  Pandekten  vom  Professor  des  römischen 
Rechts  an  der  Universtät  Dr.  K.  Polyoknis.  In  den  Berichtsjahren 
erschienen  ist  der  III.  Band.  Erbrecht.  Die  Übersetzung  gibt  in 
unserer  Sprache  die  öfter  schwer  verständlichen  knappen  Ausdrücke 
von  Windschkii»  klargefasst  wieder.  Sie  ist  mit  vielen  Anmerkungen 
des  Übersetzers,  eines  der  hervorragendsten  Zivilisten  Griechenlands, 
bereichert.  Das  unsterbliche  Werk  des  deutschen  Rechtslehrers 
wird  so  in  glücklichster  Weise  zur  Verfügung  der  griechischen 
Juristen  gestellt,  für  welche  es  ganz  unentbehrlich  war  wegen  der 
noch  unmittelbaren  Geltung  des  römischen  Rechts  in  Griechenland. 
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h)  Kino  andere  mindtT  bedeutende  Übersetzung  der 
Pandekten  von  Winuhhkii»  wurde  verfasst  von  Dr.  A.  Akuykom. 
Advokat,  Bd.  I :  Allgemeine  Lehren,  Sachenrecht. 

ci  Momkkkkatos,  A.,  Dr.,  Advokat,  z.  Z.  Kultus-  und  Unter- 
richtsminister, „Obligationenrecht  der  Kömer  und  Byzantiner 
nach  seiner  Geltung  in  Griechenland".  Der  Plan  des  Werkes  ist 
ein  gross  angelegter.  Das  Werk  erscheint  in  Heften.  In  den  Be- 
richtsjahren erschienen  Heft  1— IV,  8.  1 — 7<iK,  in  welchen  der  all- 
gemeine Teil  des  Obligationenrechts  noch  nicht  vollendet  ist.  Über 
das  Werk  wird  vielleicht  Referent  nach  Vollendung  Gelegenheit 
finden,  seine  Meinung  auszusprechen. 

d)  Zkk.s,  J.,  Dr.,  Advokat,  „Die  Basiliken",  Text  mit 
Judikatur  und  Bemerkungen  versehen.  Bd.  IV— V,  Buch  ;$9— 5U. 
Die  Herausgabe  der  Basiliken,  welche  die  Hauptqnelle  des  geltenden 
Zivilrechts  in  Griechenland  bilden,  war  langst  unentbehrlich,  nach- 
dem die  HKiMBAcusche  Ausgabe  selten  geworden  und  vergriffen  ist. 
Zki-oh  hat  durch  Beisetzuug  der  Judikatur  und  vieler  Anmerkungen 
aus  der  Doktrin  seine  Ausgabe  sehr  nützlich  für  die  in  der  Praxis 
beschäftigten  Juristen  zu  machen  gewusst, 

e)  Dumkktzis,  K.,  Dr.,  Privatdozent,  Advokat,  „Das  Noterben- 
recht bei  den  Römern  und  in  den  neuen  Gesetzgebungen". 
L  Teil:  „Das  vor  der  Novelle  115  geltende  Recht". 

f)  Simam.iras,  J.,  Dr.,  Advokat,  „Auslegung  der  Kapitel 
XXVII  und  XXVIII  der  XXII.  Novelle  von  Justinian".  -  Diese 
beiden  letztgenannten  Abhandlungen  sind  die  ersten  Werke  von  zwei 
unserer  jüngsten  Juristen,  die  durch  ihr  klares  Verständnis  und 
ihre  reichen  Kenntnisse  auf  dem  Gebiete  des  römischen  Rechts  viel 
für  die  Zukunft  verheissen. 

III.  Handelsrecht.  Bakbakkssos,  Advokat,  „Kommentar 
des  griechischen  Handelsgesetzbuches".  Bd.  III:  „Über 
Konkurs  und  Bankerott",  Art.  4:{7— 619  (bis  jetzt  das  erste  Heft  er- 
schienen). 

IV.  Kirchenrecht,  a)  Nikolaidks,  E..  Dr.,  Privatdozent,  Ad- 
vokat, „Über  die  Vermögenslosigkeit  der  Mönche  nach  ge- 
meinem und  griechischem  Rechte".  Diese  gründliche  historische 
und  dogmatische  Untersuchung,  welche  grösstenteils  ganz  original 
ist  und  unmittelbar  auf  die  Quellen  sich  stützt,  zeigt  dem  jungen 
Verfasser  nicht  nur  als  bedeutenden  Rechtsgelehrten,  sondern  auch 
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als  unermüdlichen  Forscher,  von  welchem  die  leider  bei  uns  sehr 
arme  Kirchenrechtswissenschaft  sehr  viel  zu  hoffen  hat.  Das 
schwierige  Thema  wird  mit  grösster  Selbständigkeit  behandelt  und 
alle  diesbezüglichen  Fragen  sind  mit  klarem  Verständnis  erörtert,  so 
dass  diese  Abhandlung  von  mehreren  kompetenten  Seiten  allgemeinen 
Beifall  gefunden  hat. 

b)  Kakavokykos,  M.,  Dr.,  Advokat  in  Konstantinopel.  „Kodex 
des  Familienrechts".  Dieses  Werk  enhält  die  Judikatur  der  Patri- 
archalgerichte, sowie  alle  diesbezüglichen  Texte  der  römischen  und 
byzantinischen  Rechte. 

c)  Lkvikks,  X.,  Advokat,  Abgeordneter  von  Attika,  -Eine 
Studie  über  die  Übersetzung  des  Heiligen  Evangeliums*-. 

V.  Zivilprozess.  a)  Okkoxomidks.  ,T.,  Friedensrichter,  „Die 
Friedensgerichte  in  Griechenland".  Eine  Studie  zur  Ver- 
besserung der  geltenden  Gesetzgebung. 

b)  Zakas,  G.,  Advokat,  „Kommentar  der  Zivilprozeß- 
ordnung".   Erster  Teil. 

c.)  Piulakktos,  14.,  Dr.,  Advokat,  rDie  Frauen  als  Ad- 
vokaten". 

d)  „Juristische  Abteilung  des  Vereins  Parnassos". 
Ein  Entwurf  über  die  Zwangsvollstreckung. 

VI.  Strafrecht,  a)  Maniakis,  K.,  Dr.,  Staatsanwalt  beim 
Kassationshof,  „Strafrechte".    Heft  I  und  II,  S.  1— DK). 

b)  Kyi'Biakks,  K.,  Dr.,  Staatsanwalt  beim  Landgericht,  „Über- 
setzung der  Studien  von  Professor  Franz  v.  Liszt  über 
das  Delikt  als  pathologische  Erscheinung". 

c)  Makakakis,  A.,  Departementsingenienr,  „Eine  Studie  über 
die  Erbauung  von  Gefängnissen  des  Isoliernngs-  und  des 
gemischten  Systems". 

VII.  Verwaltungsrecht,  a)  Papakustkatk-,  D.,  Divisions- 
direktor beim  Finanzministerium,  „Staatsrechnungswesen". 

b)  Kokinas,  G.,  Sekretär  beim  Finanzministerium,  „Die 
Rechtsverhältnisse  der  Wälder  in  Griechenland". 

c)  Kassimis,  P..  Advokat,  „Bemerkungen  aus  den  Gesetzen 
über  die  Disposition  der  nationalen  Ländereien  und 
Pflanzungen". 

VIII.  Völkerrecht.  Kkbkpuy,  M.,  Professor  für  inter- 
nationales Recht  in  Bern  (Schweiz),  „Ein  Auslief erungsgesetz 
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in  Griechenland".  In  französischer  .Sprache  verfasster  Abdruck 
«•hier  Studie,  welche  der  Verfasser  in  der  Kevne  de  droit 
international  public  veröffentlicht  hat  aus  Anlass  der  durch  die 
Präliminarbestimmungen  <lcs  Friedensvertrags  dem  griechischen 
Staate  auferlegten  Verpflichtung  zur  Auslieferung  gegenüber  der 
Türkei. 

IX.  Staatsfinanzen.  Volkswirtschaft.  Sehr  nützlich  für 
die  Kenntnis  der  griechischen  Staatstinanzen  sind  die  gemäss  dem 
Art.  4  des  Gesetzes  über  die  internationale  Kontrolle  der  Finanzen 
jährlich  von  der  internationalen  Kommission  in  fran- 
zösischer Sprache  publizierten  Berichte  unter  dem  Titel: 
„Compte  rendu  des  Operations  de  la  commission  financiere 
internationale-.  Ausser  dem  1S99  erschienenen  Hefte  für  1898 
sind  in  den  Berichtsjahren  noch  zwei  andere  Hefte,  betreffend  die 
Finanzrechnungsjahre  1899  und  1900,  veröffentlicht.1) 

Die  Volkswirtschaftsgeschichte  in  Griechenland  berührt 
eine  Abhandlung  von  Philakktoh,  G.,  Advokat,  „Eine  Gesellschaft 
für  Mitarbeit  in  Ampelakia  (Thessalien)-,  seit  1795-1810. 

X.  Zeitschriften.  Von  den  noch  im  vorigen  Jahre  be- 
standenen juristischen  Zeitschriften  hat  leider  im  Juni  1900  Nomiki 
nach  Abschluss  ihres  sechsten  Bandes  ihr  Erscheinen  eingestellt.  Es 
wurde  unter  der  Redaktion  des  Advokaten  und  Herausgebers  der 
Basiliken  J.  Znros  eine  neue  wöchentliche  Zeitschrift  unter  dem 
Titel  „Juristische  Rundschau"  mit  einer  Beilage,  betitelt  «Oe- 
rie h  t s z  e  i  t  n  n  g " ,  veröffent licht . 

Von  den  übrigen  Zeitschriften  haben  in  dem  Berichtsjahre 
die  „Zeitung  für  griechische  und  französische  Gerichts- 
praxis'1 ihren  XIX.  und  XX.  Band,  „Themis"  ihren  X.  und  XI. 
Band  abgeschlossen.  Von  der  B«'ilage  der  Thenns,  unter  dem  Titel 
..Kodexur  sind  noch  zwei  Bände  erschienen,  die  Gesetzgebung  der 
Jahre  1899  und  1900  enthaltend. 

Die  in  Xauplia  herausgegebene  „Gerichtszeitung"  hat  seit  1900 
ihr  früher  eingestelltes  Erscheinen  wieder  aufgenommen. 

')  Hauptsächlich  auf  Grund  dieser  Berichte  ist  eine  Arbeit  in  der 
Pariser  „Revue  generale  de  droit  international  public1*  (9*  annee  No.  1) 
von  Politis  unter  dem  Titel  „Le  controle  international  sur  les  tinances 
iielleriiques  et  ses  preiniers  resultats  (1898—1901)  veröffentlicht  worden. 
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Grossbritannien  und  Irland. 

Referent:  Dr.  Ernst  Schuster,  Barrister  at  Law  in  London. 

Gesetzgebung  1900. 

1.  Einleitung. 

Die  Gesetzgebung  des  Jahres  1WM)  war  unter  dem  Einfluss 
des  südafrikanischen  Krieges  ziemlich  unfruchtbar.  Das  wichtigste 
Gesetz  des  Jahres  ist  das  über  die  Errichtung  des  australischen 
Bundesstaates.  Die  Verfassung,  welche  diesem  Gesetze  als  Anlage 
beigeiügt  ist,  ist  nicht  nur  wegen  ihres  Inhalts  interessant,  sondern 
auch,  weil  in  ihr  die  eigentlichen  verfassungsrechtlichen  Grund- 
sätze fast  gar  nicht  zum  Ausdrucke  kommen.  Während  in  den 
amerikanischen  Verfassungen  diese  Grundsätze,  wie  namentlich  die 
über  die  Trennung  der  Gewalten,  die  Verantwortlichkeit  der  voll- 
ziehenden Organe,  die  Gleichheit  aller  vor  dem  Gesetze,  die  Freiheit 
des  religiösen  Bekenntnisses  und  die  Sicherung  der  persönlichen 
Freiheit  ausführlich  ausgesprochen  werden,  wird  in  der  australischen 
Verfassung  nur  die  Unabsetzbarkeit  der  Richter  und  die  Unabhängigkeit 
der  Befähigung  zu  öffentlichen  Ämtern  von  der  Konfession  des 
Kandidaten  besonders  erwähnt.  Die  anderen  Grundsätze  gelten 
deshalb  nicht  minder;  sie  sind  ein  Teil  des  Gewohnheitsrechts,  das 
die  Ansiedler  von  England  mitgebracht  haben.  Die  Verfassung 
kann  daher  nicht  als  Kodifikation  des  australischen  Verfassungsrechts 
angesehen  werden. 

Von  sozialpolitischer  Bedeutung  sind  die  Gesetze  über  die 
Beschäftigung  von  Kindern  in  Bergwerken,  die  Novelle  zum  Haft- 
pflichtgesetz und  das  Wuchergesetz. 

Wichtige  Gesetze  auf  dem  Gebiete  des  Privatrechts  sind  die 
Novelle  zum  Aktiengesetz  und  die  Novelle  zum  Gesetz  über  die 
Entschädigung  von  Landwirten  nach  Ablauf  der  Pachtzeit.1) 

')  Der  Berichterstatter  benutzt  wiederum  die  Gelegenheit,  seinen 
aufrichtigen  Dank  für  die  Hilfe  und  Belehrung  auszusprechen,  welche  ihm 


940 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


2.  (Jesanitübersicht, 1 ) 

Cup.  1.  An  Act  to  apply  a  suni  out  of  the  Consolidated  Fund 
tu  the  service  of  the  year  ending  on  the  31  st  day  of  March  One 
thonsand  nine  hundred.  (Consolidated  Fund.  No.  1.)  Betrifft  den 
Staatshaushalt. 

Cap.  2.  An  Act  to  provide  for  raising  Money  for  the  present 
War  in  South  Africa.    (War  Loan.)    Betrifft  den  Staatshaushalt. 

Cap.  :J.  An  Act  to  apply  certain  sunis  out  of  the  Consolidated 
Fund  to  the  service  of  the  years  ending  on  the  31  st  day  of  March 
One  thousand  eight  hundred  and  ninety  nine.  one  thousand  nine 
hundred,  and  one  thousand  nine  hundred  and  one.  (Consolidated 
Fund.  No.  2.)    Betrifft  den  Staatshanshalt. 

Cap.  4.  An  Act  for  taking  the  Censns  for  Great  Britain  in 
the  year  One  thousand  nine  hundred  and  one.  (Censns.  Great  Britain.) 
Enthält  Vorschriften  über  die  Volkszahlung  des  Jahres  1901  in 
Grossbritannien. 

Cap.  5.  An  Act  to  provide  dnring  Twelve  Mouths  for  the  Dis- 
cipline  and  Regulation  of  the  Army.  (Army,  Annnal.)  Jährlich  er- 
neutes Militärgesetzbuch  (vgl.  Jahrbuch  Bd.  V,  S.  078). 

Cap.  6.  An  Act  for  taking  the  Oensus  for  Ireland  in  the 
year  One  thousand  nine  hundred  and  one.  (Census,  Ireland.)  Ent- 
hält Vorschriften  über  die  Volkszählung  des  Jahres  1901  in  Irland. 

Cap.  7.  An  Act  to  grant  certain  dnties  of  Customs  and  In- 
land Revenue,  to  alter  other  dnties,  and  to  amend  the  Law  relating 
to  Customs  and  Inland  Revenue  and  the  National  Debt,  and  to  make 
other  provision  for  the  finaneial  arrangements  of  the  year.  (Finance.) 
Betrifft  den  Staatshaushalt, 

Cap.  8.  An  Act  to  remove  Eleetoral  Disabilities  which  inay 
arise  in  the  case  of  Members  of  the  Reserve,  Militia,  and  Yeomanry 
Forces,  and  in  the  case  of  Volnnteers,  by  reason  of  absence  on  the 

die  von  T.  M.  Lely  jährlich  herausgegebenen  „Statute«  of  Practical 
Ctitily"  gewährt  haben.  Diese  in  jeder  Beziehung  vortreffliche  Ausgabe  der 
wichtigsten  Gesetze  sei  allen  Lesern,  die  sich  für  englisches  Recht 
interessieren,  besonders  empfohlen. 

')  Die  Gesetze  werden  entweder  mit  der  Angabe  dea  Hegierungs- 
jabres  des  betr.  Souveräns  und  der  Kapitelnuuimer  des  Gesetzes  (z.  B. 

u.  t!4  Vict.  Cap.  1)  oder  mit  der  in  Klammern  beigefügten  Bezeichnung 
(l'onsolidated  Fund,  No.  1.  Act)  zitiert.  Das  Wort  „Act",  das  jedesmal 
in  der  Bezeichnung  einbegriffen  ist.  wird  im  obigen  Text  stets  weggelassen. 
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Military  Service  of  the  Crown.  (Electoral  Disabilities,  Military 
Service,  Kenioval.)  Betrifft  das  Wahlrecht  der  zu  Kriegsdiensten 
einberufenen. 

C'ap.  ft.  An  Act  to  authorisc  the  grant  out  of  Police  Fnnds  of 
certain  Allowances  and  Gratuities  in  respect  of  Police  Reservists 
who  are  called  ont  on  Permanent  Service.  (Police  Keservists,  Allo- 
wances.) Retrifft  die  Entschädigung  der  zu  Kriegsdiensten  herange- 
zogenen Polizeimannschaften. 

Cap.  1<>.  An  Act  to  remove  doubts  respecting  the  power*  of 
the  Local  Government  Board  for  Ireland  for  determining  the  Area 
on  which  certain  Expenses  are  to  be  ehargeable.  (Public  Health, 
Ireland.)    Betrifft  die  Kommunalverwaltnng  in  Irland. 

Cap.  11.  An  Act  to  provide  further  Money  for  the  Uganda 
Railway.  (Uganda  Railway.»  Genehmigt  einen  Zuschuss  an  die 
Eisenbahn  in  Uganda. 

Cap.  12.    An  Act  to  constitnte  the  Commonwealth  of  Australia. 
Commonwealth  of  Australia  Constitution.)    Betrifft  die  Errichtung 
des  australischen  Bundesstaats.  —  Vergl.  Spezialabteilung. 

Cap.  13.  An  act  to  amend  the  County  Councils  lElections) 
Act.  18**1.  (County  Councils.  |Elections|,  Act  Amendment.)  Betrifft 
die  Wahlen  frir  die  Grafschaftsräte  in  England. 

Cap.  14.  An  Act  to  provide  for  the  adinission  of  Solicitors  of 
Courts  of  British  Possessions  to  the  Supreme  Courts  iu  the  United 
Kingdom.  (Colonial  Solicitors.)  Betrifft  die  Zulassung  von  Rechts- 
anwälten,  die  mindestens  '.i  Jahre  in  einer  englischen  Kolonie  ihren 
Beruf  ausgeübt  haben,  zur  Praxis  in  Grossbritanien  und  Irland. 

Cap.  Ur>.  An  Act  to  amend  the  Law  relating  to  Burial  Grounds. 
(Bnrial.)  Kodifiziert  die  bisher  in  7  Gesetzen  enthaltenen  Yor- 
schriften  über  die  Beschaffung  und  Verwaltung  von  Begräbnisstätten 
iu  England. 

Cap.  1(J.  An  Act  to  make  further  provision  for  the  Term  of 
Office  of  District  Councillors  and  Guardians.  (District  Councillors 
and  Guardians,  Term  of  Oftice.)  Betrifft  die  Amtsdauer  gewisser 
Kommnnalbeamten  in  England. 

Cap.  17.  An  Act  to  amend  the  Royal  Naval  Reserve  (Volun- 
teer)  Act.  IHM)  in  relation  to  calling  out  the  Volunteers  for  Actual 
Service.  (Xaval  Reserve,  Mobilisation.)  Betrifft  die  Einberufung 
von  freiwillig  bei  der  Flotten-Reserve  dienenden  Mannschaften. 
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Cap.  18.  An  Act  to  amend  the  County  Surveyors  (Ireland) 
Act,  1M2.  (County  Surveyors,  Ireland.)  betrifft  die  öffentlichen 
Landvennesser  in  Irland. 

Cap.  11».  An  Act  for  the  acquisitum  of  Property  for  building 
a  new  Land  Registry  Office  and  other  Public  Offices  in  London,  and 
for  purposes  connected  therewith.  (Land  Registry,  New  Buildings.) 
Genehmigt  die  Mittel  für  das  Amtsgebände  der  Zentral-Grundbuch- 
Behürde. 

Cap.  20.  An  Act  to  amend  the  Law  regarding  Ecclesiastical 
Assessments  in  Scotland.  (Ecclesiastical  Assessinents,  Scotland.)  Be- 
trifft die  Veranlagung  von  Kirchenstenern  in  Schottland. 

Cap.  21.  An  Act  to  prohibit  Child  Labour  Underground  in  Mines. 
(Mines,  Prohibition  of  Child  Labour  Underground.)  Betrifft  die  Be- 
schäftigung von  Kindern  in  Bergwerken.  —  Vergl.  Spezialabteilung. 

Cap.  22.  An  Act  to  extend  the  benefits  of  the  Workmens 
Conipensation  Act,  1897,  to  Workmen  in  Agricnlture.  (Workmens 
Compensation.)  Betrifft  die  Ausdehnung  der  Haftpflicht  für  Unfälle.  — 
Vergl.  Spezialabteilung. 

Cap.  23.  An  Act  to  amend  the  Law  relating  to  the  Removal 
of  Paupers  from  England  to  Ireland.  (Poor  Removal.)  Betrifft  die 
Versendung  von  in  England  befindlichen,  der  Armenpflege  unter- 
stehenden Personen,  deren  Unterstützungswohnsitz  in  Irland  ist,  nach 
ihrem  Heimatsorte. 

Cap.  21.  An  Act  to  fnrther  amend  the  Law  relating  to  Ve- 
terinary  Surgeons.  ( Veterinary  Surgeons  Amendment.)  Enthält  Vor- 
schriften über  den  Beruf  der  Tierärzte. 

Cap.  25.  An  Act  to  amend  the  Charitable  Loan  Societies  (Ire- 
land) Act  1843.  (Charitable  Loan  Societies,  Ireland.)  Novelle  zum 
Gesetz  über  Darlehnskassen  in  Irland. 

Cap.  2(>.  An  Act  to  amend  the  Law  relating  to  Charges  on 
Land  and  to  matters  connected  therewith.  (Land  Charges.)  Über- 
trägt die  Eintragung  von  Urteilen  als  Belastung  von  Grundeigentum, 
die  früher  bei  der  Hauptgerichtsschreiberei  zu  erfolgen  hatte,  auf 
das  Grnndbuchamt. 

Cap.  27.  An  Act  for  the  better  Prevention  of  Accidents  on 
Railways.  (Railway  Employment,  Prevention  of  Accidents.)  Gibt 
dem  Handelsamt  die  Befugnis,  Verordnungen  zur  Verhinderung  von 
Eisenbahnunfällen  zu  erlassen. 
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Cap.  28.  An  Act  to  amend  tlie  Inebriat.es  Act«,  1  S7i*  to  181M». 
for  Scotland.  (Inebriates  Amendment,  Scotland.)  Novelle  zum 
schottischen  Gesetze  über  die  Behandlung  von  Trunksüchtigen. 

Cap.  20.  An  Act  to  assimilate  the  County  Council  and  Borough 
Council  Franchise  in  London.  (London  County  Council  Electors  Qnaliti- 
cation.)  Betrifft  die  aktive  Wahlfähigkeit  in  Bezug  auf  die  Londoner 
Kommunalwahlen. 

Cap.  30.  An  act  to  amend  the  Law«  relating  to  Beer  Ketai- 
lers'  and  Spirit  Grocers'  Licences  in  Ireland.  (Beer  Retailers'  and 
Spirit  Grocers'  Ketail  Licences.  Ireland.)  Betrifft  die  Erteilung  von 
Gewerbescheinen  für  den  Verkauf  von  Spirituosen  in  Irland. 

Cap.  31.  An  Act  to  amend  the  Law  with  respect  to  Cnstoms 
Duties  in  the  Isle  of  Man.  (Isle  of  Man,  Customs.)  Betrifft  die 
Erhebung  von  Zöllen  auf  der  Insel  Man. 

Cap.  32.  An  Act  to  amend  the  Merchant  Stripping  Act  1894, 
with  respect  to  the  Liability  of  Shipowners  and  others.  (Merchant 
Shipping,  Liability  of  Shipowners  and  others).  Gesetz  über  die 
Beschränkung  der  Haftung  von  Reedern  etc.  —  Vergl.  Spezial- 
darstellnng. 

Cap.  33.  Au  Act  for  the  Prevention  of  Cmelty  to  Wild 
Animals  in  Captivity.  (Wild  Animals  in  Captivity  Protection.)  Ge- 
setz gegen  die  Quälerei  gefangener  wilder  Tiere.  -  Vergl.  Spezial- 
darstellung. 

Cap.  34.  An  Act  to  amend  the  Ancient  Monuments  Protection 
Act,  1882.  (Ancient  Monuments  Protection.)  Gesetz  zum  Schutze 
historischer  Denkmäler.  Ermächtigt  gewisse  öffentliche  Behörden, 
historische  Denkmäler  unter  ihren  Schutz  zu  bringen. 

Cap.  35.  An  Act  to  restrict  the  amount  of  Oil  in  Manu- 
factured  Tobacco.  (Oil  in  Tobacco.)  Beschränkt  die  Verwendung 
von  Ol  bei  der  Herstellung  von  Hauchtabak. 

Cap.  30.  An  Act  to  grant  Money  for  the  purpose  of  certain 
Local  Loans  out  of  the  Local  Loans  Fund,  and  for  other  purposes 
relating  to  Local  Loans.  (Public  Works  Loans.)  Betrifft  Darlehen 
des  Staates  an  Kommunalbehörden  und  Unternehmer  gemeinnütziger 
Bauten. 

Cap.  37.  An  Act  to  continue  various  Expiring  Laws. 
(Expiring  Laws  Continuance.)  Dehnt  die  Dauer  der  Geltung  ge- 
wisser Gesetze  aus  (vgl.  Jahrbnch  Bd.  ÜI,  S.  452). 
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Cap.  3H.  An  Act  to  extend  the  Elementary  School  Teacliers 
(Superaiinuation»  Act,  1808,  to  Teacliers  serving  in  the  Isle  of  Man, 
and  to  service  as  a  Teacher  in  that  Island.  (Elementary  School 
Tearhers  Snperannuation,  Isle  of  Man.»  Betrifft  die  Pensionierung 
von  Elementarlehrern  auf  der  Insel  Man. 

Cap.  30.  An  Act  to  aiuend  the  Volunteer  Act,  1803.  (Volun- 
teer.)  Bestimmt,  dass  die  Freiwilligen-Korps,  die  früher  uur  zur 
Landesverteidigung  aufgerufen  werden  konnten,  in  der  Folge  über- 
haupt, wenn  es  sich  um  „drohende  nationale  tiefahr-  handelt,  auf- 
gerufen werden  können. 

Cap.  40.  An  Act  to  extend  the  Elementary  School  Teacliers 
Snperannuation  Act,  1808,  to  Teacliers  serving  in  the  Island  of 
Jersey,  and  to  serviee  as  a  Teacher  in  that  Island.  (Elementary 
School  Teaehers  Superannuation  Jersey.»  Betrifft  die  Pensionierung 
von  Elementarlehrern  auf  der  Insel  Jersey. 

Caj).  41.  An  Act  to  provide  for  the  alteration  of  the  Local 
Government  (Procedure  of  Councils)  Order,  1800.  (Local  Government, 
Ireland,  No.  2.)    Betrilft  die  Kommunalverwaltnng  in  Irland. 

Cap.  42.  An  Act  to  amend  the  Reserve  Forces  Act,  1882. 
(Reserve  Forces.)    Betrifft  die  Dienstpflicht  der  Reserve. 

Cap.  43.  An  Act  to  amend  the  Law  relating  to  lntermediate 
Edncation  in  Ireland.  (lntermediate  Edncation,  Ireland.)  Betrifft 
die  Mittelschulen  in  Irland. 

Cap.  44.  An  Act  to  amend  the  Law  relating  to  the  Expor- 
tation  of  Arms,  Ammunition,  and  Military  and  Xaval  Stores.  (Ex- 
portation  of  Arms.)    Betrifft  die  Ausfuhr  von  Waffen. 

Cap.  4."i.  An  Act  to  amend  the  Poor  Relief  (Ireland)  Acts, 
1838  to  l.S!»2.  with  respect  to  relief  given  by  the  maintenance  of 
Lunatics  and  Children,  and  with  respect  to  the  quantity  of  Land 
which  may  be  acquired  under  those  Acts.  (Poor  Relief,  Ireland.) 
BetrilVt  die  Armenpflege  in  Irland. 

Cap.  4ti.  An  Act  to  relieve  Members  of  (  ounty  Councils  and 
other  Local  Authorities  from  disqualirieatiou  by  reason  of  abseiice 
in  certain  cases.  (Members  of  Local  Authorities  Relief.)  Betrifft 
die  Beurlaubung  von  Mitgliedern  von  Körperschaften  der  Kommunal- 
verwaltung. 

Cap.  47.  An  Act  to  amend  the  Law  with  regard  to  the  In- 
vestment of  Money  paid  into  a  County  Court.    (Connty  Courts,  In- 
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vestment.)  Betrifft  die  Anlage  von  hinterlegten  Geldern  bei  den 
Grafschaftsgerichten. 

Cap.  48.  An  Act  to  ainend  the  Companies  Acts.  (Companies.) 
Novelle  zum  Aktiengesetz.  —  -  Vergl.  Spezialdarstellung. 

Cap.  4i>.  An  Act  to  consolidate  and  ainend  the  Law  relating 
to  the  Election  and  Proceedings  of  Town  Councils  in  Seotland. 
iTown  Councils,  Seotland.)    Betrifft  die  Stadträte  in  Schottland. 

Cap.  50.  An  Act  to  ainend  the  Law  relating  to  Agiicultural 
Holdings.  (Agricultural  Holdings.)  Betrifft  die  Entschädigung  von 
Pächtern  nach  Ablauf  der  Paclitzeit.  —  Vergl.  Spezialdarstellung. 

Cap.  51.  An  Act  to  amend  the  Law  with  respect  to  Persons 
carrying  on  business  as  Money-lenders.  (Money-lenders.)  Wncher- 
gesetz.  —  Vergl.  Speziuldarstellung. 

Cap.  52.  An  Act  to  make  further  provision  for  a  Naval  Be- 
serve.    (Naval  Reserve  ).    Betrifft  die  Flotten-Hes.  rve. 

Cap.  53.  An  Act  to  amend  the  Klementary  Edncation  Acts. 
18S0  to  1S«J3.  (Elementary  Edncation.)  Betrifft  die  Zuschüsse  an 
Volksschulen  aus  Staatsmitteln  nnd  von  sei  ton  der  Behörden  für 
Armenpflege. 

Cap.  54.  An  Act  to  amend  the  Law  relating  to  the  nninber 
and  salaries  of  the  Stall'  of  the  General  Board  of  Coimnissioners  in 
Lnnacy  for  Seotland,  and  to  provide  for  the  remnneration  of  certain 
of  the  Commissioners.  (Lnnacy  Board  Seotland,  Salaries  and  Clerks.) 
Betrifft  die  <  Organisation  der  Hauptbehörde  für  Irrenwesen  in  Schottland. 

Cap.  55.  An  Act  to  amend  the  Law  relating  to  Execntors  in 
Seotland.  (Executors,  Seotland.  )  Betrifft  die  Befugnisse  der  Testaments- 
vollstrecker in  Schottland. 

t'ap.  5t».  An  Act  to  amend  the  Military  Lands  Act,  1S!»2. 
(Military  Lands.)  Betrifft  die  Expropriation  von  Grundeigentum  für 
militärische  Zwecke. 

(  ap.  57.  An  Act  to  apply  a  sum  out  of  the  Consolidated  Fund 
to  rhe  service  of  the  year  ending  on  the  thirty-tirst  day  of  March 
oue  tliousand  nine  hundred  and  one.  and  to  appropriate  the  Supplies 
granted  in  this  Session  of  Parliament.  (Appropriation).  Betrifft 
den  Staatshaushalt. 

Cap.  5h.  An  Act  to  amend  the  Law  relating  to  Titlie  Beut,  bärge 
in  Ireland.  (Tithe  Keiitcharge.  Ireland.)  Betrifft  die  Kiichenzehnten 
in  Irland. 

.Ialiilm.  Ii  iU-r  liitpniiit.  Verrini^niij:.  >;.  u.  7.  IM.  HO 
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Cap.  •"»!'.  An  Art  to  amend  Part  J 1 1  of  the  Housing  of  the 
Working  Classes  Act  1*!»<>.  (Honsing  of  the  Working  Classes.} 
Betrifft  die  Befugnisse  von  Kommnnalbehörden  in  Bezug  anf  die 
Beschaffung  von  Arbeiterwohnnngen. 

Cap.  »'.<•.  An  A<t  to  aniend  the  Tramways  (Ireland)  Acts, 
ls»iO  to  1-siM».  •  (Tramways,  Ireland. i  Betrifft  die  Strassenbahnen  in 
Irland. 

Cap.  »iL  An  Act  to  provide  for  raising  a  Snppleinental  Loan 
for  the  service  of  the  year  ending  the  thirty-first  day  of  March 
nineteen  hnndred  and  one.  (Supplemental  War  Loan.)  Betrifft  den 
Staatshaushalt. 

Cap.  02.  An  Act  to  aniend  the  Colonial  Stock  Acts,  1*77  and 
1892,  and  the  Trust«-  Act,  1*1*3.  (Colonial  Stock.)  Betrifft  die 
Anlage  von  Mündelgeldern  in  Schuldverschreibungen  britischer 
Kolonieen. 

Cap.  An   Act   to   amend  sections  forty-two,  tifty-one. 

tifty-four,  sixty-nine,  one  hundred  and  three,  one  lnindred  and  fifteen, 
and  one  hundred  and  twenty-one  of  the  Loeal  (iovernment  (Ireland) 
Act  1  *«'♦*,  and  Articles  nineteen,  twenty-four  and  thirty-six  of  the 
Schednle  to  the  Loeal  Government  (Application  of  Enactiuents) 
Order  1*H*.  (Loeal  (iovernment.  Ireland.)  Betrifft  die  Kommunal- 
verwaltuug  in  Irland. 

3.  Spezialdarstellung. 

Gesetz  über  die  Begründung  des  australischen  Bundesstaats 
(„Commonwealth  of  Australia"). 

Nachdem  im  Jahre  1  sr>7  durch  die  British  North  America  Act 
die  Kolonie  Kanada  in  einen  Bundesstaat  umgewandelt  wurde,  in 
welchem  die  einzelnen  Staaten  (dort  Provinzen  genannt)  selbständige 
Begiernngen  und  Gesetzgebungen  haben,  aber  unter  einer  Bundes- 
regierung und  einer  Bundesgesetzgebung  stehen,  der  eine  Anzahl 
von  Gegenständen  vorbehalten  wurde,  ist  nunmehr  als  zweiter  Bundes- 
staat im  britischen  Kolonialreich  die  „Australian  Commonwealth" 
errichtet  worden,  welche  die  Staaten:  New  South  Wales.  Victoria. 
South  Australia.  Queensland.  Tasmania  und  Western  Australia  umfasst. 

Das  oben  erwähnte  (iesetz  ermächtigt  die  englische  Krone 
durch  Verordnung,  den  erwähnten  Bundesstaat  zu  errichten,  und  ent- 
hält die  Verfassung  desselben.     Die  königliche  Verordnung,  welche 
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von  dieser  Befugnis  Gebrauch  macht,  wurde  am  17.  September  l!H>0 
erlassen  und  die  Verfassung  trat  am  17.  Januar  li»Ol  in  Kraft. 

Die  Verfassung  ist  in  acht  Kapitel  eingeteilt,  welche  die  fol- 
genden Titel  tragen:  1.  Parlament.  2.  Vollziehende  Gewalt,  Richter- 
liche Gewalt,  4.  Finanzen  und  Handel,  :>.  Die  Einzelstaaten,  6.  Zu- 
tritt und  Bildung  neuer  Staaten,  7.  Sonstige  Angelegenheiten, 
H.  Änderungen  der  Verfassung. 

Die  Vorschriften  bezüglich  der  Abgrenzung  der  Zuständigkeit 
zwischen  dein  Bund  und  den  Einzelstaaten  sind  teilweise  im  ersten, 
teilweise  im  fünften  Kapitel  enthalten.  Alle  nicht  dem  Bundesstaate 
besonders  zugesprochenen  Befugnisse  verbleiben  den  Kinzelstaaten. 
Dem  Parlament  de»  Bundesstaats  sind  ausschliesslich  vorbehalten: 
die  Vorschriften  über  den  Sitz  der  Bundesregierung  und  die  Organi- 
sation der  Bundesämter;  ferner  sind  demselben  folgende  Gegenstände 
zugewiesen:  die  Handelsbeziehungen  mit  anderen  Ländern  und 
zwischen  den  Einzelstaaten  untereinander;  die  Bundestinanzen;  das 
Post-  und  Telegraphenwesen  etc.;  die  Landesverteidigung;  gewisse 
Einrichtungen  zum  Schutze  der  Schiffahrt,  der  öffentlichen  Gesund- 
heit und  zur  Förderung  wissenschaftlicher  Forschungen  (Leucht- 
türme etc.,  meteorologische  und  astronomische  Beobachtungen,  Quaran- 
täne, Fischerei,  Statistik  und  Volkszählung);  die  Beaufsichtigung 
der  Banken  mit  Ausnahme  der  Staatsbanken,  deren  Geschäftsbetrieb 
sich  über  das  Staatsgebiet  hinaus  erstreckt;  das  Münzwesen,  die  Aus- 
gabe von  Papiergeld  und  die  Vorschriften  über  die  gesetzliche 
Währung  der  Mal'se  und  Gewichte;  das  Versicherungswesen;  Wechsel- 
recht, Konkursrecht  und  Urheberrecht.  Eheschliessung  und  Ehe- 
scheidung; Staatsangehörigkeit  und  Zulassung  von  Fremden  und 
ausländischen  Gesellschaften:  Spezialgeset zgebung  für  besondere  Volks- 
stämme, jedoch  mit  Ausschluss  der  eingeborenen  Volksstämme,  aus- 
wärtige Angelegenheiten  etc.  Ausserdem  kann  die  Gesetzgebung 
eines  jeden  Einzelstaats  besondere  Gegenstände  der  Bundesgesetz- 
gebung zuweisen,  jedoch  nur  mit  Wirkung  für  den  betreffenden 
Einzelstaat.  Die  Einzelstaaten  dürfen  über  die  der  Bnndesgesetz- 
gebung  zugewiesenen,  aber  nicht  ausschliesslich  vorbehaltenen  Gegen- 
stände insoweit  Gesetze  erlassen,  als  dieselben  nicht  in  Widerspruch 
mit  Bundesgesetzen  stehen.  Untersagt  ist  es  den  Kinzelstaaten,  ohne 
Genehmigung  des  Bundesparlaments  eine  bewaffnete  Land-  oder  See- 
macht zu  haben  oder  Gegenstände,  die  zum  Bundesvermö-ien  ge- 
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hören,  zu  besteuern:  ferner  darf  ein  Einzelstaat  keine  Münzen 
prägen  oder  Zahlungsmittel  mit  Ausnahme  von  Gold-  und  Silber- 
münzen als  gesetzliche  Währung  erklären  oder  Vorschriften  erlassen, 
durch  welche  seine  Angehörigen  vor  anderen  britischen  Untertanen 
bevorzugt  werden.  I  >ie  Hundesgesetzgebung  darf  keine  Gegenstände 
besteuern,  die  zum  Vermögen  der  Einzelstaaten  gehören,  und  eine 
andere  wichtige  Einschränkung  der  Gewalt  der  Bundesgesetzgebung 
besteht  darin,  dass  sie  keine  Staatskirche  errichten,  noch  die  Religion*- 
iibung  in  irgendwelcher  Weise  einschränken  darf;  auch  darf  die 
Befähigung  für  ein  öffentliches  Amt  nicht  vom  religiösen  Bekenntnis 
abhängig  gemacht  werden. 

Als  Bestandteile  des  Parlaments  werden  aufgezählt:   1.  die 
Krone,  2.  der  Senat,  -i.  das  Hans  der  Bundesabgeordneten. 

Vertreter  der  Krone  ist  ein  von  dieser  ernannter  General- 
statthalter (neben  welchem  die  bereits  früher  vorhandenen  königlichen 
Statthalter  in  den  Einzelstaaten  weiterbestehen).  Alle  von  den  beiden 
anderen  Bestandteilen  des  Parlaments  genehmigten  Gesetze  müssen 
dem  Generalstatthalter  unterbreitet  werden,  und  er  hat  in  Be- 
zug auf  dieselben  ein  vierfaches  Wahlrecht:  er  kann  das  be- 
treffende Gesetz  im  Namen  der  Krone  als  genehmigt  erklären:  er 
kann  die  Genehmigung  verweigern;  er  kann  das  Gesetz  mit  Ab- 
änderungsvorschlägen dem  Hause,  in  welchem  es  zuerst  beraten  wurde, 
zu  neuer  Beratung  unterbreiten;  endlich  kann  er  das  Gesetz  an  die 
Krone  zur  Beschlussfassung  verweisen.  Selbst  nachdem  ein  (besetz 
vom  Generalstatthalter  im  Namen  der  Krone  genehmigt  wurde,  darf 
es  von  dieser  innerhalb  eines  Jahres  vom  Tage  der  Genehmigung 
wieder  aufgehoben  werden.  Die  obigen  Vorschriften  sind  ähnlich 
wie  die  der  anderen  mit  Selbstverwaltung  ausgestatteten  britischen 
Kolonieen  und  geben  ein  gutes  Beispiel  für  die  englische  Gewohnheit, 
alten  Formen  neuen  Inhalt  zu  geben.  Während  die  königliche  Ge- 
nehmigung der  Gesetze  im  Mutterlande  seit  200  Jahren  nur  noch 
zeremonielle  Bedeutung  hat,  indem  dieselbe  seit  Anfang  des  1*.  Jahr- 
hunderts keinem  Gesetze  verweigert,  worden  ist.  wird  in  den  Kolonieen 
tatsächlich  das  Erfordernis  der  Zustimmung  der  Krone  als  verfassungs- 
rechtlicher Faktor  zur  Anwendung  gebracht,  nicht  um  der  ursprüng- 
lichen Bedeutung  gemäss  dem  jeweiligen  Träger  der  Krone  die  Macht 
der  Einwirkung  auf  die  Gesetzgebung  zu  sichern,  sondern  vielmehr 
um  der  Volksvertretung  des  Mutterlandes  Kinfluss  auf  die  tie>et/.- 
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gebung  der  Kolonieen  zu  erhalten,  denn  das  sogenannte  Recht  der 
Krone  wird  tatsächlich  von  dem  britischen  Ministerium  ausgeübt, 
das  seinerseits  nur  so  lange  am  Ruder  bleiben  kann,  als  es  das  Ver- 
trauen des  Hauses  der  Gemeinen  geniesst. 

Der  Senat  besteht  aus  Mitgliedern,  von  welchen  je  f>  in 
jedem  Staat  auf  ti  Jahre  gewählt  werden. 

Das  Haus  der  Bnndesabgeordneten  besteht  aus  75  Mitgliedern, 
die  in  verschiedenen  Staaten  nach  dem  Verhältnis  der  Einwohner- 
zahl auf  3  Jahre  gewählt  werden.  Jeder  Senator  und  jeder  Ab- 
geordnete erhält  ein  Jahresgehalt  von  400  £. 

Gesetze  über  den  Staatshaushalt  müssen,  ebenso  wie  in  England, 
zuerst  im  Unterhause  beraten  werden  und  dürfen,  wie  dies  auch 
dort  der  Fall  ist.  im  <  »berhause  nicht  abgeändert  werden.  Im  Kalle 
eines  Konflikts  zwischen  beiden  Häusern  Uber  ein  vom  Unterhause 
genehmigtes  Gesetz  darf,  wenn  innerhalb  von  drei  Monaten  keine 
Einigung  erzielt  werden  kann,  der  Generalstatthalter  die  beiden 
Häuser  auflösen  und  neue  Wahlen  anordnen,  und  wenn  das  be- 
treffende Gesetz  von  dem  neugewählten  Unterhaus  wieder  genehmigt 
und  vom  neugewählten  Oberhaus  wieder  abgelehnt  wird,  so  darf  der 
Generalstatthalter  eine  gemeinschaftliche  Tagung  der  beiden  Häuser 
anordnen,  welche  über  das  Schicksal  des  Gesetzes  zu  entscheiden  hat. 

An  der  Spitze  der  ausübenden  Gewalt  steht,  dem  Buchstaben 
des  Gesetzes  nach,  der  Generalstatthalter,  welchem  ein  von  ihm  er- 
nannter vollziehender  Bundesrat  zur  Seite  steht,  aus  dem  er  wiederum 
7  Mitglieder,  welche  Senatoren  oder  Abgeordnete  sein  müssen,  zu 
Ministern  ernennt.  Tatsächlich  wird,  ebenso  wie  im  Mutterlande, 
die  Regierungsgewalt  von  den  Ministem  ausgeübt,  und  ein  Minister 
kann  nur  so  lange  im  Amt  bleiben,  als  er  das  Vertrauen  der  Majorität 
des  Unterhauses  geniesst,  aber  die  geschriebene  Verfassung  enthält 
nichts  über  diesen  Brauch. 

An  der  Spitze  der  Gerichtsbarkeit  steht  der  -High  Court  of 
Australia",  dessen  Richter  vom  Generalstatthalter  nach  Anhörung 
des  vollziehenden  Bundesrats  ernannt  werden  und  nicht  abgesetzt 
werden  dürfen,  wenn  nicht  beide  Parlamentshäuser  ein  dahingehendes 
Gesuch,  das  mit  der  Pflichtwidrigkeit  oder  Unfähigkeit  des  be- 
treffenden Richters  hegrüudet  werden  muss,  an  den  Generalstatthalter 
richten.  Auch  darf  der  Gehalt  eines  Richters  nicht  während  seiner 
Amtstätigkeit  vermindert  werden. 
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Das  Obergericht  ist  zuständig  in  erster  Instanz  in  .Streitig- 
keiten in  Bezug  auf:  1.  .Staatsverträge,  2.  die  Konsuln  oder  Vertreter 
fremder  Staaten,  :j.  wenn  der  Hundesstaat  selbst  Partei  ist.  4.  bei 
Streitigkeiten  zwischen  Kinzelstaaten  oder  Einwohnern  verschiedener 
Einzelstaaten,  .r>.  wenn  es  sich  tun  ein  Verfahren  gegen  einen  Bnndes- 
beamten  in  Bezug  auf  die  Ausübung  seiner  Amtspflicht  handelt. 
Ausserdem  kann  die  Bundesgesetzgebung  dem  Obergericht  Gerichts- 
barkeit in  erster  Instanz  in  Bezug  auf  folgende  Angelegenheiten  zu- 
weisen: 1.  die  Auslegung  der  Bundesverfassung,  2.  die  Auslegung 
der  in  dem  betreffenden  Gesetze  genannten  Bundesgesetze.  :.{.  gewisse 
seerechtliche  Angelegenheiten,  4.  die  Entscheidung  von  Statuten- 
Kollisionen  zwischen  den  Gesetzen  der  Einzelstaaten. 

Das  Obergericht  ist  Ober  in  stanz  für  alle  Bundesgerichte  und 
für  die  höchsten  Gerichte  der  Einzelstaaten;  ferner  auch  in  Bezug 
auf  Rechtsfragen  für  die  untenerwähnte  „interstate  commission". 
Nach  dem  in  Australien  festgestellten  eisten  Entwurf  der  Verfassung 
sollte  der  richterliche  Ausschuss  des  britischen  Geheimen  Staatsrats, 
der  sonst  Revisionsinstanz  für  alle  Obergerichtshöfe  der  Kolonieen 
ist,  in  Bezug  auf  den  neuerrichteten  Bundesstaat  diese  Zuständigkeit 
teilweise  verlieren.  Diese  beantragte  Neuerung  wurde  in  England 
mit  grossem  Widerwillen  aufgenommen,  während  andererseits  man 
in  Australien  sich  nicht  entsehliessen  konnte,  in  dieser  Krage  nach- 
zugehen. Schliesslich  wurde  die  Frage  durch  Kompromiss  in  folgender 
Weise  erledigt. 

In  Bezug  auf  Kompetenzkonflikte  zwischen  dem  Bundesstaat 
und  den  Einzelstaaten  und  zwischen  den  Einzelstaaten  untereinander 
ist  die  Einlegung  der  Revision  nur  mit  Genehmigung  des  australischen 
Obergerichtshofs  zulässig.  In  Bezug  auf  alle  anderen  Fragen  bleibt 
die  Revision  wie  früher  bestehen,  insoweit  sie  nicht  durch  die  Hundes- 
gesetzgebung beschränkt  wird.  Ein  Gesetz,  das  eine  derartige  Be- 
schränkung anordnet,  muss  aber  stets  der  besonderen  Besehlussfassung 
der  Krone  unterbreitet  werden. 

In  Bezug  auf  die  Finanzen  des  Bundesstaats  bestimmt  die 
Verfassung  folgendes:  Die  Verwaltung  der  Zölle  und  der  Accise 
gehen  auf  den  Bundesstaat  über,  und  derselbe  ist  befugt,  einen  Teil 
der  hieraus  sich  ergebenden  Einnahmen,  jedoch  nicht  mehr  als  ein 
viertel  des  Gesamtbetrags,  für  die  Bestreitung  der  Bundesausgaben 
zu  verwenden.    Tin  internen  Verkehr  zwischen  den  Einzelstaaten 
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dürfen  Zölle  nicht  erhoben  werden.  Mir  Genehmigung  des  Bundes- 
parlaments dürfen  die  Einzelstaaten  Produktions-  und  Exportprämien 
gewähren. 

Das  Bundesparlament  kann  beschließen,  dass  die  Staatsschulden 
aller  oder  einzelner  Bundesstaaten  ganz  oder  teilweise  vom  Bundes- 
staat übernommen  werden,  und  kann  auch  den  Einzelstaaten  Darlehen 
gewähren. 

Per  l'berschuss  der  Einnahmen  aus  Zöllen  und  Accise  wird 
unter  die  Einzelstaaten  verteilt,  insoweit  als  er  nicht  für  die  Be- 
streitung der  Zinsen  der  vom  Bundesstaat  übernommenen  Staats- 
schulden der  Einzelstaaten  verwandt  wird. 

Für  die  Handelsbeziehungen  zwischen  den  Staaten  und  für 
Schift'fahrt  und  Eisenbahnverkehr  wird  eine  sogenannte  „Inter-State 
("ummission"  eingesetzt,  deren  Mitglieder  (behalt  beziehen  und  in 
Bezug  auf  rnabsetzbarkeit  dieselben  Vorrechte  gemessen  wie  die 
Mitglieder  des  Obergerichts.  Sie  werden  vom  Genernlstatthalt<*r 
nach  Anhörung  des  vollziehenden  Bundesrats  ernannt. 

Veränderungen  in  der  Verfassung  bedürfen  der  Bestätigung 
durch  Volksabstimmung,  bei  welcher  sämtliche  wahlberechtigte 
Personen  Stimmrecht  haben. 

Uesetz  über  die  Beschäftigung  von  Kindern  in  Bergwerken. 

Auf  Grund  der  Bestimmungen  der  ..(  oalmines  Begnlation 
Act  1**7"  und  der  „Metalliferons  Mines  Regulator  Act  1*72" 
dürfen  Knaben,  welche  das  Alter  von  12  Jahren  nicht  erreicht 
haben,  und  weibliche  Personen  ohne  Altersunterschied  nicht  in 
Bergwerken  beschäftigt  werden,  und  in  Kohlenbergwerken  dürfen 
Knaben  im  Alter  von  12  bis  IG  Jahren  nicht  mehr  als  *»4  Stunden 
in  der  Woche  und  10  Stunden  an  einem  einzelnen  Tage  beschäftigt 
werden.  Durch  das  obige  Gesetz  wird  das  Minimalalter  der  Knaben, 
die  in  Bergwerken  beschäftigt  werden  dürfen,  auf  B't  Jahre  herauf- 
gesetzt. 

Novelle  zum  Haft pflichtgesetz  von  ISI'7. 
Die  Haftpflicht  Tür  Unfälle,  welche  das  Gesetz  für  1*!>7  für 
einzelne  Gewerbe  vorschreibt  (vergl.  Jahrbuch  Band  IV.  S.  4*7).  wird 
durch  obiges  Gesetz  auf  die  bei  der  Landwirtschaft  beschäftigten 
Arbeiter  aasgedehnt. 


•);>-  Gesetzgebunir  und  Literatur. 

Gesetz  über  die  Beschränkung  der  Haftung  von  Reedern  und 
Eigentümern  von  Werften,  Häfen  und  Kanalbehörden. 
Nach  den  durch  die  .Jler.  hant  Shipping  Act  1S!»4-  kodifizierten 

Rechtsregeln  ist  die  Haftung  eines  Reeders  für  Unfälle  von  Passagieren 
.»der  Beschädigung  oder  Verlust  von  Waren  auf  lr»  i  bezw.  8  i 

per  Schiffstonne  beschränkt,  insoweit  dein  Reeder  keine  persönliche 
Verschuldung  nachgewiesen  werden  kann,  doch  trat  hisher  diese 
Beschränkung  der  Haftung  nur  ein,  insoweit  der  Unfall  auf  offener 
See  entstand.  Nach  dem  obigen  (Jesetz  ist  die  Beschränkung  der 
Haftung,  falls  dem  Reeder  oder  anderweitig  verantwortlichen  Unter- 
nehmer keine  persönliche  Verschuldung  nachgewiesen  werden  kann, 
auch  auf  Unfälle  ausgedehnt,  die  infolge  mangelhafter  Führung  des 
Schiffs  entstehen,  auch  wenn  der  Unfall  im  Hafen  oder  selbst  auf 
dem  Lande  eintritt,  und  auch,  insoweit  der  Verlust  bewegliches  oder 
unbewegliches  Vermögen  betrifft,  das  nicht  als  Ware  im  Sinne  des 
Hauptgesetzes  gilt. 

Feiner  wird  jetzt  auch  die  Haftung  der  Eigentümer  von  Bocks 
und  Werften  und  Kanälen  und  von  Hafenbehörden  und  Fluss- 
schifiahrtsbehürdeii  für  Verluste  und  Beschädigung  von  Waren,  die 
nicht  durch  ihre  persönliche  Verschuldung  entstehen,  auf  X  l  per 
Schiffstonne  beschränkt:  die  Zahl  der  Schirlstonnen  richtet  sich  in 
solchen  Fällen  nach  dem  grössten  Schiff,  das  innerhalb  des  Zeitraums 
von  •%  Jahren  sich  in  dem  Raumgebiete  befand,  in  welchem  die  An- 
ordnungen des  betreffenden  Eigentümers  wirksam  sind. 

Gesetz  gegen  die  Quälerei  gefangener  wilder  Tiere. 
Die  Gesetze  von  18-1'.»  und  1*54  gegen  Tierquälerei  waren  in 
der  üblichen   kasuistischen  Weise  dadurch  beschränkt,  dass  durch 
ersteres  Gesetz  das  Wort  Tier  als  r Pferd,  Stute,  Wallach,  Stier, 
Ochs,  Kuh,  junge  Kuh,  junger  Stier,  Kalb,  Maultier,  Esel,  Schaf. 
Lamm,  Eber,  Schwein,  Sau,  Ziege,  Hund.  Katze  oder  jedes  andere 
Haustier1*   definiert  war   und  durch  das  letztere  nur  hinzugefügt 
wurde,  dass  auch  nicht  vierfüssige  Haustiere  in  diese  Definition 
einzubegreifen  sind.   Das  obige  Gesetz  betrifft  die  Quälerei  der  nicht 
in  der  erwähnten  Definition  einbegriffenen  Vögel,  vierfüssigen  Tiere. 
Fische  und  Reptilien  und  bedroht  dieselbe  mit  Strafe,  insoweit  die 
Tiere  sich  in  Käfigen  oder  sonstigen  Behältern  belinden  oder  durch 
irgend  eine  Vorrichtung  ihrer  Bewegungsfreiheit  beraubt  sind.  Die 
Maximalstrafe  ist  3  Monate  Gefängnis  mit  Zwangsarbeit. 
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Novelle  zum  Aktiengesetz.1! 

Dieses  Gesetz  ist  die  Folge  langer  Beratungen,  welche  den 
Zweck  hatten,  Abhilfe  gegen  einige  der  schlimmsten  Missstände  des 
englischen  Aktienrechts  zu  Schäften.  Eine  Schwierigkeit  bei  der- 
artiger Gesetzgebung  besteht  darin,  dass  in  England  keine  Form 
besteht,  welche  die  Beschränkung  der  Haftung  bei  kleineren  Gesell- 
schaften ermöglicht,  wie  dies  z.  B.  in  Deutschland  seit  Inkrafttreten 
des  Reichsgesetzes  über  die  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung 
der  Fall  ist.  Es  ist  vielmehr  in  England  gebräuchlich,  dass  auch 
kleinere  Geschäfte  bei  Erbteilungen,  bei  dem  Ausscheiden  älterer 
Gesellschafter,  bei  der  i 'bernahme  durch  Gläubiger  und  bei  anderen 
derartigen  Vorkommnissen  in  Aktiengesellschaften  verwandelt  werden. 
I  m  derartige  Unternehmungen  nicht  zu  sehr  zu  hindern,  scheut  man 
sich  vor  den  strengeren  Vorschriften,  wie  sie  z.  B.  in  Deutschland 
seit  1**4  bestehen.  Das  obige  tiesetz  umgeht  die  Schwierigkeit 
dadurch,  dass  die  meisten  seiner  Bestimmungen  sich  nicht  auf  Aktien- 
gesellschaften beziehen,  deren  Aktien  dem  Publikum  nicht  angeboten 
werden.  Bei  dem  nachfolgenden  Bericht  wird  diese  Einschränkung 
nicht  in  jedem  einzelnen  Falle  hinzugefügt  und  ist  als  vorhanden  zu 
betrachten,  insoweit  das  Gegenteil  nicht  ausdrücklich  bemerkt  wird. 

Ein  Hauptunterschied  zwischen  englischem  und  deutschem 
Aktienrecht  besteht  darin,  dass,  während  in  Deutschland  eine  Aktien- 
gesellschaft nicht  ins  Leben  tritt,  bis  ihr  Gesamtkapital  gezeichnet 
ist,  eine  englische  Aktiengesellschaft  Rechtsfähigkeit  durch  die  Ein- 
tragung erwirbt,  sobald  sieben  Aktien,  deren  Minimalbetrag  nicht 
bestimmt  ist,  gezeichnet  worden  sind.  Während  in  Deutschland 
vor  der  Eintragung  der  Gesellschaft  li">°;0  des  Aktienkapitals  ein- 
bezahlt sein  müssen,  ist  in  England  über  die  Einzahlung  gar  nichts 
vorgeschrieben.  Es  ist  leicht  ersichtlich,  zu  welchen  Missständen  der 
englische  Rechtszustand  führen  kann,  und  das  obige  Gesetz  sucht 
diesen  Missbränchen  durch  Einführung  der  sogenannten  Minimal- 
subskription entgegen  zu  wirken.  Als  Minimalsubskription  wird  der 
im  Gesellschaftsvertrag  genannte  Betrag  bezeichnet,  der  gezeichnet 
sein  mnss,  ehe  die  Gesellschaft  ihren  Geschäftsbetrieb  eröffnen  kann. 
Insoweit  der  Gesellschaftsvertrag  keine  Bestimmung  über  die  Minimal- 
snbskription  enthält,  gilt  der  Betrag  des  Gesamtkapitals  als  Betrag 

')  Vergl.  Schikkmkistkr,  Der  Aufsichtsrat  und  seine  Reform  nach 
englischem  Aktienrecht  im  Vergleich  zum  deutschen  Aktienrecht.  Jahr- 
buch VI  u.  VII.  S.  211  ff. 
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der  Minimalsubskription.  Ein  Prospektiv,  durch  welchen  die  Aktien 
•lein  Publikum  angeboten  werden,  iimss  ebenfalls  den  Betrag'  der 
Minimalsnbskription  angehen,  und  Anmeldungen  auf  Aktien  sind  nur 
insoweit  bindend,  als  die  Zeichnungen  den  Betrag  der  Minimal- 
snbskription erreichen. 

Während  früher  eine  Gesellschaft  ihren  Geschäftsbetrieb  er- 
öffnen konnte,  sobald  sie  durch  Eintragung  im  Register  der  Aktien- 
gesellschaften Rechtsfähigkeit  erlangt  hatte,  ist  jetzt  eine  Be- 
scheinigung der  Kegisterbehörde  nötig,  welche  die  Eröffnung  des  Ge- 
schäftsbetriebes gestattet.  Diese  Bescheinigung  darf  nicht  erteilt 
werden,  bis  ein  zuständiger  Beamter  der  Gesellschaft  eine  eides- 
stattliche Erklärung  eingereicht  hat,  in  welcher  gesagt  wird.  dass 
die  l'nterzeichnun^eii  den  Betrag  der  Minimalsnbskription  erreicht 
haben,  und  dass  die  Verwaltungsratsmitglieder  auf  die  von  ihnen 
gezeichneten  Aktien  dieselbe  ljuote  eingezahlt  haben,  wie  die  anderen 
Aktionäre.  Verträge,  welche  vor  der  Erteilung  der  erwähnten  Be- 
scheinigung von  der  Gesellschaft  abgeschlossen  werden,  sind  mit- 
unter der  Bedingung  bindend,  dass  die  Bescheinigung  erteilt  wird. 

An  der  Spitze  einer  englischen  Aktiengesellschaft  steht  regel- 
mässig ein  sogenannter  „Board  of  Direktors*,  der  eine  Mittelstellung 
zwischen  dem  deutschen  Aufsichtsrat  und  Vorstand  einnimmt,  und 
der  in  dieser  Darstellung  als  Verwaltnngsiat  bezeichnet  wird.  Miss- 
bräuche entstanden  früher  häutig  dadurch,  dass  im  Prospektiv  be- 
kannte Persönlichkeiten  als  Verwaltungsratsmitglieder  genannt  wurden, 
ehe  sie  sich  in  bindender  Weise  zur  Annahme  des  Amts  bereit  er- 
klärt hatten,  und  ferner  auch  dadurch,  dass  man  derartigen  Persönlich- 
keiten, deren  Namen  zur  Anlockung  des  Publikums  bestimmt  waren, 
entweder  den  zu  ihrer  Befähigung  nötigen  Aktienbesitz  schenkte 
oder  die  Vorschrift,  welche  sie  zur  Anschaffung  eines  gewissen  Aktieii- 
betrags  nötigte,  unberücksichtigt  liess.  Gegen  derartige  Mißbrauche 
l  ichtet  sich  die  Bestimmung  des  Gesetzes,  nach  welcher  niemand  als 
Verwaltungsratsniitglied  im  Prospektes  bezeichnet  werden  darf,  der 
nicht  vorher  bei  der  Kegisterbehörde  eine  schriftliche  Erklärung  ein- 
gereicht hat,  durch  welche  er  sich  zur  Annahme  des  Amts  bereit 
erklärt  hat,  und  der  sich  nicht  verpflichtet  hat,  den  zu  seiner  Be- 
fähigung nach  Vorschrift  der  Statuten  notwendigen  Aktienbetrag  zu 
erwerben  und  bare  Zahlung  für  denselben  zu  leisten.  Femer  ist 
vorgeschrieben,  dass  jedes  Verwaltungsratsmitglied,  gleichviel  ob 
dasselbe  im  Prospektiv  genannt  ist  oder  nicht,  spätestens  zwei  Monate 
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nach  seiner  Ernennung  den  zu  seiner  Befähigung  in  den  Statuten 
vorgeschriebenen  Aktienbetrag  erworben  haben  muss.  widrigenfalls 
es  sein  Amt  verliert  und  für  jeden  Tag,  an  welchem  es  trotzdem 
als  Verwaltungsratsmitglied  tätig  ist,  der  Gesellschaft  eine  Kon- 
ventionalstrafe von  *)(I0  l  zu  zahlen  hat. 

Bereits  früher  war  es  vorgeschrieben,  dass  ein  Prospektiv, 
durch  welchen  Aktien  oder  Obligationen  einer  Aktiengesellschaft 
dem  Publikum  angeboten  werden,  gewisse  Angaben  enthalten  musste. 
durch  welche  es  ermöglicht  werden  sollte,  Einsicht  über  die  Grün- 
dungsvorgänge zu  erlangen:  doch  waren  die  Vorschriften  so  unbe- 
stimmt, dass  die  Angaben  meistens  den  gewünschten  Zweck  nicht 
erreichten,  und  es  war  auch  keine  Bestimmung  vorhanden,  welche 
die  Identifikation  des  Prospektiv  für  alle  Fälle  ermöglichte;  feiner 
wurde  die  Verfolgung  von  Rechtsansprüchen  wegens  der  Vorschrifts- 
widrigkeit eines  Prospektiv  häufig  dadurch  erschwert,  dass  die 
Datierung  dessselben  nicht  vorgeschrieben  war.  Die  Vorschriften, 
welche  das  obige  Gesetz  über  den  Inhalt  eines  Prospektiv  gibt, 
sind  so  ausführlich,  dass  es  in  der  Folge  unmöglich  sein  wird,  ohne 
willkürliche  Verletzung  derselben  die  Erwähnung  irgend  eines 
Rechtsgeschäfts  zu  unterlassen,  welches  die  Gründung  der  Gesell- 
schaft betrifft  oder  mit  derselben  in  Zusammenhang  steht.  Jeder 
Prospektiv  muss  mit  dein  Datum  seiner  Ausgabe  verschon  sein  und. 
ehe  dieselbe  erfolgt,  bei  der  Registei  bohörde  eingereicht  werden. 

Während  es  früher  häufig  geschah,  dass  die  Anmeldungs- 
formnlare  einen  Verzicht  auf  die  Geltendmachung  von  Ansprüchen 
wegen  Mängeln  des  Prospektiv  enthielten,  ist  es  jetzt  ausdrücklich 
vorgeschrieben,  dass  ein  derartiger  Verzicht  keine  rechtliche  Wirk- 
samkeit hat. 

Nach  einer  durch  das  obige  Gesetz  aufgehobenen  Bestimmung 
musste  der  Betrag  jeder  Aktie  baar  geleistet  werden,  insoweit  nicht 
der  Vertrag,  durch  welchen  die  Hingabe  der  betreffenden  Aktie 
gegen  andere  Einlagen  vereinbart  wurde,  bei  der  Registerbehörde 
eingereicht  wurde.  Diese  Bestimmung  traf  häufig  gutgläubige  Per- 
sonen, die  wertvolle  Gegenstände  an  eine  Aktiengesellschaft  gegen 
Aktien  veränsserten  und  dann  bei  Eintreten  der  Liquidation  den 
Nominalbetrag  der  Aktien  zu  zahlen  hatten,  sehr  hart,  und  es  wurde 
deshalb  im  Jahre  lK«»,s  ein  Gesetz  erlassen,  welches  die  Gerichtshöfe 
ermächtigte,  in  geeigneten  Fällen  eine  nachträgliche  Einreichung  der 
betreffenden  Verträge  zu  gestatten  (vergl.  Jahrbuch,  Band     S.  (ÜW). 
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Die  Nichteinreiehung  des  Vertrags  hat  seit  dem  Inkrafttreten 
obigen  Gesetzes  für  den  Verkäufer  von  Gegenständen  gegen  Aktien 
keine  nachteilige  Wirkung  mehr,  indem  in  der  Folge  die  Ein- 
reichung durch  Androhung  sehr  hoher  Geldstrafen  gegen  die  ver- 
antwortlichen Beamten  der  Gesellschaft  gesichert  wird. 

Ein  schwerer  Missstand  des  englischen  Aktienrechts  bestand 
trüber  darin,  dass  ohne  Kenntnis  der  Gläubiger  Obligationen  aus- 
gegeben wurden,  welche  das  ganze  bewegliche  und  unbewegliche 
Vermögen  der  Gesellschaft  an  ihre  Inhaber  verpfändeten.  Es  war 
allerdings  vorgeschrieben,  dass  die  Gesellschaft  ein  Register  über 
alle  von  derselben  gewährten  Pfandrechte  führen  mnsste,  aber  die* 
Einsicht  in  das  Register  war  nur  unter  erschwerenden  Bedingungen 
gestattet,  und  die  Nicht-Eintragung  eines  Pfandrechts  beeinträchtigte 
seine  Wirksamkeit  in  keiner  Weise.  -  .letzt  ist  vorgesehrielien,  dass 
die  Gewährung  von  Pfandrechten  nichtig  ist,  wenn  nicht  eine  An- 
gabe über  dieselben  innerhalb  einer  vorgeschriebenen  Frist  bei  der 
öffent liehen  Registerbehörde  eingereicht  und  daselbst  in  ein  Register 
eingetragen  wird,  dessen  Einsicht  Jedermann  gegen  eine  kleine 
Gebühr  gestattet  ist. 

Pas  obige  Gesetz  enthält  ferner  Vorschriften  über  die  einer 
spätestens  :J  Monate  nach  Eröffnung  des  Geschäftsbetriebs  abzu- 
haltenden Generalversammlung  vorzulegenden  Angaben;  über  den 
Gründnngsaufwand;  über  die  jährliche  Prüfung  der  Geschäftsbücher 
durch  Revision:  und  andere  Gegenstände  von  geringerer  Wichtigkeit. 

Gesetz  über  die  Entschädigung  von  Landwirten  nach 
Ablauf  des  Pachtvertrags. 
Eine  Reihe  früherer  Gesetze,  insbesondere  die  „Agrictiltural 
Holdings  (England)  Act.  18s:{-  dienen  dem  Zwecke,  den  Pächtern 
Entschädigung  in  Bezug  auf  dauernde  Verbesserungen  zu  gewähren, 
welche  während  der  Pachtzeit  auf  ihre  Kosten  hergestellt  worden  waren. 
Pas  Gesetz  von  lsstf  ist  von  besonderer  Wichtigkeit,  weil  es  zum 
ersten  Male  den  Grundsatz  aufstellt,  dass  seine  Vorschriften  trotz  gegen- 
teiliger Vereinbarung  der  Parteien  wirksam  bleiben.  Das  obige  Gesetz 
erweitert  das  Entschädigungsrecht  der  Pächter  und  erleichtert  das  vor- 
geschriebene schiedsrichterliche  Verfahren  im  Falle  von  Streitigkeiten. 

Wuchergesetz. 
Das  obige  Gesetz  ist  das  erste,  welches  nach  Aufhebung  des 
gesetzlichen  Zinsmaximums  sieh  gegen  den  Wucher  richtet.  Dasselbe 
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schreibt  vor.  dass  Personen,  welche  gewerbsmässig  J  Darlehen  ge- 
währen (wobei  jedoch  Inhaber  von  Bankgeschäften,  l'fandleiher,  Vor- 
schnssvereine  und  besonders  privilegierte  Korporationen  ausgenommen 
sind),  sich  in  ein  Register  als  Geldverleiher  (..Moneylenders")  ein- 
tragen lassen  müssen,  und  Darlehensgeschäfte  nur  unter  der  ein- 
getragenen Firma  eingehen  dürfen.  Die  letztere  Vorschrift  ist  notig, 
da  in  England  regelmässig  jedermann  Geschäfte  unter  einer  beliebigen 
Firma  betreiben  kann  (insoweit  nicht  das  Firmenrecht  eines  anderen 
beeinträchtigt  wird)  und  es  statthaft  ist,  Gewerbe  derselben  Art 
gleichzeitig  unter  verschiedenen  Firmen  zu  betreiben.  Ks  kam  früher 
nicht  selten  vor,  dass  bekannte  Wucherer  in  verschiedenen  Stadt- 
teilen Zweiganstalten  unter  verschiedenen  Namen  hatten,  und  dadurch 
Kunden  heranzogen,  welche  bei  Kenntnis  des  wahren  Namens  es 
unterlassen  haben  würden,  sich  an  dieselben  zu  wenden.  Das  obige 
besetz  schreibt  ferner  vor,  dass  im  Falle  einer  von  einem  einge- 
tragenen Geldverleiher  auf  Rückzahlung  eines  Darlehns  erhobenen 
Klage  das  Gericht  ermächtigt  ist,  den  Vertrag  zwischen  den  Parteien 
abzuändern,  insoweit  nachgewiesen  wird,  dass  die  vereinbarten  Zinsen 
oder  Provisionen  oder  andere  Kosten  übermässig  hoch  sind,  und  dass 
der  betreffende  Vertrag  hart  und  gewissenlos  ist.  Ein  Gerichtshof, 
der  im  Falle  einer  derartigen  Klage  zuständig  wäre,  ist  befugt,  einen 
solchen  Vertrag,  auch  wenn  der  Geldverleiher  nicht  Klage  erhebt, 
auf  Antrag  des  Darlehensnehmers  abzuändern. 

Ein  Geldverleiher,  der  durch  falsche  Darstellungen  oder  Ver- 
sprechungen oder  durch  Verheimlichung  wesentlicher  Tatsachen  je- 
manden vorsätzlich  zur  Aufnahme  eines  Darlehens  veranlasst,  wird 
mit  Strafe  bedroht  ;  die  Maximalstrafe  sowohl  für  das  vollendete  Ver- 
gehen als  für  den  Versuch  ist  zwei  Jahre  Gefängnis  mit  Zwangsarbeit. 

Gesetzgebung  1901. 

1.  Einleitung. 

Auch  das  Jahr  1001  stand  noch  unter  dem  Zeichen  des  süd- 
afrikanischen Krieges  und  die  mit  dem  Thronwechsel  verknüpften 
Ereignisse  hemmten  ebenfalls  den  Gang  der  Gesetzgebung. 

Staatsrechtliches  Interesse  bieten  die  Gesetze  über  die  Zivil- 
liste und  über  die  Veränderung  des  königlichen  Titels.  Von  sozial- 
politischer Bedeutung  ist  die  Kodifikation  und  Erweiterung  der 
Fabrikgesetze.     Vom   Standpunkte    der   internationalen  Kechtsbe- 
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Ziehungen  verdient  die  Novelle  zum  Patentgesetz  Erwälinung;  die 
übrigen  (besetze  sind  von  geringerer  Bedeutung. 

2.  Gesamt  übersieht. ') 

Cap.  1.  An  Art  to  apply  .  ertain  suins  out  of  tlie  (  onsolidated 
Fund  to  tlie  service  of  the  years  ending  on  the  thirt\ -tirst  day  of 
March  one  thousand  nine  hundred,  one  tbousand  nine  hundred  and 
ou.-.  and  one  thousand  nine  hundred  and  two.  (Consolidated  Fund. 
No.  1.)    Betrifft  den  Staatshaushalt. 

Cap.  2.  An  Act  to  provide  during  Twelve  Montlis  for  tlie 
Piseipline  and  Regulation  of  the  Army.  (Army,  Annual.)  Jährlich 
erneuertes  Militärstrafgesetzbuch.       Vergl.  Jahrbuch  Bd.  V,  S.  Cüh. 

Cap.  'i.  An  Act  to  amend  subsection  (1)  of  section  nine  of 
the  Purehase  of  Land  (Ireland)  Act  1*!»1.  and  subsection  (2)  of 
section  forty-three  of  tlie  Land  Law  (Ireland)  Act  LSD»).  (Purehase 
of  Land,  Ireland.)  Novelle  zum  Gesetz  über  den  Erwerb  von 
Grundeigentum  in  Irland  durch  die  Pächter  und  die  Gewährung  von 
Pariehen  aus  Staatsmitteln  zur  Erleichterung  desselben. 

Cap.  4.  An  Act  to  make  provisiou  for  the  honour  and  dignity 
of  the  Crown  and  tlie  Royal  Family,  and  for  the  payment  of  certain 
allowances  and  pensions.  (Civil  List.)  Gesetz  über  die  Zivil-Liste. 
—  Vergl.  Spezialabteilung. 

Cap.  An  Act  to  amend  the  Law  relating  to  the  Holding 
of  Offices  in  ca.se  of  the  Peinise  of  the  Crown.  iPemise  of  the 
Crown.)  Gesetz  über  die  Fortführung  von  Ämtern  bei  Gelegenheit 
eines  Thronwechsels. 

Cap.  An  Act  to  apply  a  sunt  out  of  the  Consolidated  Fund 
to  the  service  of  the  year  ending  on  the  thirty-tirst  day  of  March 
one  thousand  nine  hundred  and  two.  (Consolidated  Fund,  No.  2.i 
Betritt!  den  Staatshaushalt. 

Cap.  7.  An  Act  to  grant  certain  dutics  of  Customs  and  Inland 
Revenue  to  alter  other  duties  and  to  amend  the  Law  relating  to 
Customs  and  Inland  Revenue  and  the  National  Pebt  and  to  make 
other  Provision  for  the  Hnancial  arrangements  of  the  year.  (Finance.i 
Betritt!  den  Staatshaushalt. 

Cap.  s.  An  Act  to  amend  the  Isolation  Hospitals  Act.  IM»:!. 
(Isolation  Hospitals.)  Betrifft  die  Errichtung  von  Hospitälern  für 
ansteckende  Krankheiten  durch  die  Kommunalbehörden. 

')  Siel),»  An  merk  u  ni:  zur  Gesaintnberdcht  für  l'HX). 
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Cap.  !*.  An  Act  to  regnlate  the  Employment  and  Attendance 
ot'  Children  at  School  in  Scotland.  (Edueation.  Scotland.»  Ho  trifft 
die  Erfüllung  der  Schulpflicht  in  Schottland. 

Cap.  10.  An  Act  to  amend  the  Larceny  Act  1N»»L  (Larceny.  i 
Erweitert  die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  Veruntreuung.  — 
Vergl.  Spezialdarstellung. 

Cap.  11.  An  Act  for  enabling  local  anthorities  to  einpower 
School  Hoards  temporarily  to  carry  on  certain  schools;  and  for 
sanctioning  certain  School  Board  expenses.  (Edueation.)  Gewährt 
den  Kommunalbehörden  die  Hefugnis.  gewisse  Elementarschulen 
während  eines  beschränkten  Zeitraums  weiterzuführen. 

Cap.  12.  An  Act  to  provide  for  raising  Money  for  the  service 
of  the  year  ending  the  thirty-hrst  day  of  March  nineteen  hundred 
and  two.    (Loan.)    Betrifft  den  Staatshaushalt. 

Cap.  13.  An  Act  to  continue  the  Agricultural  Hates  Act  IS!»»;, 
the  Tithe  Rentcharge  (Hates)  Act  1H».W,  the  Agricultural  Hates. 
Congested  Districts  and  Hurgh  Land  Tax  Relief  (Scotland)  Act  1KW 
and  the  Local  Taxation  Account  (Scotland)  Act  1K«'»8.  (Agricultural 
Hates  Act  lsi»ti  etc.  Continuance.)  Dehnt  die  Geltungsdauer  der  er- 
wähnten Gesetze  —  welche  die  Veranlagung  landwirtschaftlicher 
Grundstücke  für  die  Kommunalsteuern  betreffen  —  bis  zum  Jahre 
lHOti  aus. 

Cap.  14.  An  Act  to  aniend  the  Law  relating  to  the  Militia 
and  Yeomanry.  (Militia  and  Yeomanry.)  Stellt  die  berittenen  Frei- 
willigen-Korps  unter  die  Gesetze,  welche  die  Miliz,  betretten. 

Cap.  1").  An  Act  to  enable  His  most  gracious  Majrsty  to  make 
an  Addition  to  the  Royal  Style  and  Titles  in  recognition  of  Iiis 
Majesty's  dominions  beyond  the  seas.  (Royal  Titles.)  Betrifft  den 
königlichen  Titel.  •—  Vergl.  Spezialdarstellung. 

Cap.  16.  An  Act  for  the  acquisitum  of  certain  land  near  the 
National  Galler  j'  in  London  and  for  purposes  connected  therewith. 
(National  tiallery,  Purchase  of  Adjacent  Land.)  Betrifft  die  Expro- 
priation von  Grundeigentum  für  die  Erweiterung  der  National-Gallerie. 

Cap.  17.  An  Act  to  aniend  the  Law  relating  to  Lunatics  in 
Ireland.    (Lunacy,  Ireland.)    BetritTt  das  Irrenwesen  in  Irland. 

Cap.  1*.  An  Art  to  amend  the  Law  with  reference  tu  Inter- 
national Arrangements  for  Patents.  (Patents.)  Novelle  zum  Patent- 
gesetz. —  Vergl.  Spezialdarstellung. 
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Cap.  1'.«.  An  Act  to  amend  the  Acts  relating  to  Public 
Libraries,  Museums  and  Gymnasium*,  and  tu  regnlate  the  Liability 
of  Managers  of  Libraries  tu  Proecedings  für  Libel.1)  (Public  Libraries. ) 
Ergänzt  die  Gesetze  über  die  Beschattung  und  Verwaltung  öffent- 
licher Bibliotheken. 

Cap.  20.  An  Art  to  aniend  the  Law  relating  tu  Yonthtnl 
otl'enders  and  for  other  pnrposes  cunnected  therewith.  (Yonthful 
Offenders.)  Ändert  die  Bestimmungen  über  die  Bestrafung  von 
Kindern,  welche  das  Alter  von  D'>  Jahren  nicht  erreicht  haben. 

Cap.  21.  An  Act  to  apply  a  sum  out  of  the  Consolidated 
Fund  to  the  Service  of  the  vear  ending  on  the  thirty-tirst  day  of 
March  one  thonsand  nine  hnndred  and  two  and  to  appropriate  the 
Snpplies  granted  in  this  Session  of  Parliament.  (Appropriation.) 
Betrifft  den  .Staatshaushalt. 

Cap.  22.  An  Act  to  consolidafe  with  Amendments  the  Factory 
an  Workshop  Acts.  (Factory  and  Workshop.)  Kodifikation  der 
Fabrikgesetze.  —  Yergl.  Spezialdarstellung. 

Cap.  2:3.  An  Act  for  Legali/.ing  Marriages  heretofore  solem- 
nized  in  certain  Churches  and  Places.  (Marriages  Legalisation.1 
Erklärt  gewisse  Kheschliessungen,  bei  welchen  die  Förmlichkeiten 
nicht  genau  erfüllt  wurden,  für  gültig. 

Cap.  24.  An  Act  to  amend  the  Law  in  regard  to  the  Sewerage 
and  Drainage  and  Water  Supply  in  Burgks  in  Scotland.  (Burgh 
Sewerage,  Drainage  and  Water  Supply,  Scotland.)  Betrifft  die  Ge- 
sundheitsptlege  in  Schottland. 

Cap.  2"».  An  Act  to  «»nable  the  Secretary  of  State  in  Council 
of  lndia  to  raise  Money  in  the  Cnited  Kingdom  for  the  pnrpose  of 
paying  off  or  redeeming  Debentnres  of  the  Great  Jndian  Peninsula 
Bailway  Company.  (Fast  lndia  Loan,  Great  Indian  Peninsula  Bailway 
Debentnres.)    Betrifft  den  indischen  Staatshaushalt. 

Cap.  2«>.  An  Act  to  amend  the  Law  with  respect  to  L>ist lit  ts 
for  rogistration  pnrposes  and  the  appointment  of  Superintendent 

')  Pas  Gesetz  sollt.'  diu  Direktoren  öffentlicher  Bibliotheken 
•/»•iren  Klair'-n  weiron  Verbreitung  beleidigender  Äus>erunir"n  in  den  an— 
o-eliebeiien  Jiüchern  schützen:  die  betreffende  Klausel  wurde  indessen  im 
<  »herhause  gestrichen,  wobei  es  jedorh  übersehen  wnrdi".  d<u  Titel  in 
entsprechender  W-  i>«-  abzuändern.  Das  to  set/  bat  demnach  einen  Tit.  !. 
der  mit  s-dnein  Inlialt  in  Widerspruch  st,ht. 
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Registrars  of  Births  and  Deaths  in  certain  Unions.  (Births  and 
Deaths  Registration.)    Betrifft  die  Einrichtung  der  Standesämter. 

Cap.  27.  An  Act  to  prevent  the  sale  of  Intoxicating  Liquors 
to  Children.  (Intoxicating  Liquors,  Sale  to  Children.)  Betrifft  den 
Verkauf  von  Spirituosen  an  Kinder.  —  Vergl.  Spezialdarstellung. 

Cap.  28.  An  Act  to  amend  sections  fifty-four,  tifty-six,  tifty- 
seven  and  seventy-one  of  the  Local  Government  (Ireland)  Act  1898, 
and  to  make  provision  with  respect  to  the  making  of  rates  in  certain 
urban  districts  in  Ireland.  (Local  Government,  Ireland.)  Betrifft 
die  Kommnnalverwaltung  in  Irland. 

Cap.  29.  An  Act  to  confirm  certain  Acts  of  Colonial  Legis- 
latnres.  (Colonial  Acts  Contirmation.)  Bestätigt  gewisse  in  britischen 
Kolonien  erlassene  Gesetze,  deren  Rechtsgültigkeit  zweifelhaft  war. 

Cap.  30.  An  Act  to  extend  the  Purchase  of  Land  (Ireland) 
Amendment  Act  1889.  (Purchase  of  Land  [Ireland],  No.  2.)  Be- 
trifft denselben  Gegenstand  wie  das  oben  (unter  Kap.  3)  erwähnte 
Gesetz. 

Cap.  31.  An  Act  to  provide  for  the  Constrnctiun  and  Working 
of  a  Submarine  Cable  from  the  Island  (»f  Vanconver  to  New  Zealand 
and  to  Queensland.  (Pacific  Cable.)  Betrifft  die  Legung  eines 
Kabels  von  Vancouver  nach  Neuseeland  und  Queensland. 

Cap.  32.  An  Act  to  amend  the  Law  with  respect  to  Customs 
Duties  in  the  Isle  of  Man.  (Isle  of  Man,  Customs.)  Betrifft  die 
Erhebung  von  Zöllen  auf  der  Insel  Man. 

Cap.  33.  An  Act  to  continue  various  Expiring  Laws.  (Ex- 
piring  Laws  Continuance.)  Dehnt  die  (Geltungsdauer  gewisser  Ge- 
setze aus  (vergl.  Jahrbuch  Bd.  III,  S.  452). 

Cap.  34.  An  Act  to  amend  the  Congested  Districts  Board 
(Ireland)  Acts.  (Congested  Districts  Board,  Ireland.)  Betrifft  die 
Behörde  für  erteilende  Bezirke  in  Irland. 

Cap.  35.  An  Act  to  grant  Money  for  the  purpose  of  certain 
Local  Loans  out  of  the  Local  Loans  Fund  and  for  other  pnrposes 
relating  to  Local  Loans.  (Public  Works  Loans. i  Betrifft  Dar- 
lehen von  Kommunalbehörden  und  Private  für  gemeinnützige  Zwecke. 

Cap.  3<».  An  Act  to  provide  for  the  Payment  of  another  of 
the  Light  Railway  Commissioners.  (Light  Railway  Commissioners, 
Salaries.)  Betrifft  die  Besoldung  eines  Mitglieds  der  Behörde  für 
Kleinbahnen. 

.Tahrhunh  d»-r  Internat.  Vereiulpni};.  «.  w.  7.  Bd.  Hl 
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(ap.  :57.  An  Act  to  make  provision  with  respeet  to  Valu- 
ation  I.ists  and  Rates  in  cases  of  a  re-valuation  linder  section  sixty- 
tive  of  the  Local  Government  ^Ireland)  Act  lKi»S.  Valtiation. 
Inland. )    lietritit  die  Veranlagung  für  Kommunalsteuern  in  Irland. 

Cap.  An  Act  to  amend  the  Steam  Trawling  (Ireland) 

Act  Inn'.».  (Fisheries.  Ireland.)  Betrifft  die  Heilung  der  Fischerei 
in  Irland. 

Cap.  :»!».  An  Act  to  make  further  provision  für  the  Con- 
struction  of  Works  in  the  United  Kingdom  an<l  elsewhere  for  the 
purposes  of  the  Royal  Navy.  (Naval  Works.)  Bewilligt  Mittel 
für  Bauten  zu  Zwecken  der  Kriegsflotte. 

Cap.  40.  An  Act  to  make  further  provision  for  Defraying 
the  Kxpenses  of  certain  Military  Works  and  other  Military  Ser- 
vices (Military  Works.)  Bewilligt  Mittel  für  Bauten  zu  Zwecken 
des  Heers. 

3.  Spezialabteilung. 

Gesetz  über  die  Zivilliste  des  Königs. 
Bei  jedem  Tronwechsel  in  England  wird  die  Zivilliste  festge- 
setzt, und  zwar  geschieht  dies  seit  Georg  III.  in  der  Weise,  dass  an 
die  Stelle  der  Hinnahmen  aus  den  Kronländern,  zu  welcher  der  je- 
malige  Inhaber  des  Trones  l>erechtigt  ist.  eine  jährliche  Pauschal- 
summe gewährt  wird.  Zu  den  Kronländern  werden  die  Ländereien 
des  Herzogtums  Lancaster  nicht  mitgerechnet,  da  dieselben  dem 
Könige  nicht  als  solchem,  sondern  als  Herzog  von  Lancaster  ge- 
hören; ähnlich  verhält  es  sich  mit  den  Ländereien  des  Herzogtunis 
Cornwall,  die  'stets  auf  den  T ronerben  als  Herzog  von  Cornwall 
übergehen. 

Die  dem  Könige  Edward  VII.  gewährte  Zivilliste  beträgt 
jährlich  47ooon  £;  ausserdem  erhalten  der  T ronerbe  und  seine 
Gattin  ziiNuminen  eine  jährliche  Kente  von  ;50  0()0  t  und  jede  der 
Trichter  des  Königs  eine  jährliche  Heute  von  tiooo  t.  Im  Falle 
des  Ablebens  des  Königs  erhält  die  Königin  eine  jährliche  Kente 
von  TOdiio 

I  ber  die  Verwendung  der  Zivilliste  von  47O0UO  l  schreibt 
das  Gesetz  vor.  dass  lloono  l  dein  König  und  seiner  Gattin  zur 
freien  Verwendung  zu  überlassen  sind;  der  Best  ist  für  folgende 
Zwecke  zu  verausgaben:  1 :!.*> *00  l  für  Gehälter  und  Pensionen  an 
die  Beamten  und  Diener  des  königlichen  Hauses;  10:ii>00  L  für  die 
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Ausgaben  des  königlichen  Haushalts;  20000  für  Beparatureu  und 
Bauten;  13200  i  für  Almosen,  und  HdOO  i  für  unvorhergesehen«« 
Zwecke. 

Gesetz  über  den  königlichen  Titel. 
Dieses  Gesetz  dient  dem  Zwecke  der  Annäherung  der  Kolonien 
au  das  Mutterland,  welche  im  Laufe  der  letzten  Jahrzehnte  erheb- 
liche Fortschritte  gemacht  hat.  bei  Gelegenheit  des  Tronwechsels 
durch  Veränderung  des  Titels  des  .Souveräns  Ausdruck  zu  geben. 
Es  ermächtigt  den  König,  durch  Proklamation  seinem  Titel  einen 
Zusatz  zu  geben,  in  welchem  die  überseeischen  Besitzungen  der  Krone 
besonders  erwähnt  werden.  Es  erging  auf  Grund  dieses  Gesetzes 
am  4.  November  l«»Ol  eine  Proklamation,  in  Folge  derer  der 
lateinische  Titel  des  Königs  jetzt  wie  folgt  lautet:  „Eduardus  VII. 
Dei  Gratia  Britanniarum  et  terrarum  transmarinarum  (jnae  in  ditione 
sunt  Britanniea  Rex,  Fidei  Defensor,  .Tndiae  Imperator.-  Der  eng- 
lische Titel  ist  in  entsprechender  Weise  abgeändert, 

Gesetz  über  die  Abänderung  der  strafrechtlichen 
Bestimmungen  über  Veruntreuungen. 

Die  Bestimmungen  der  „Lareeny  Act"  von  lstil  über  Verun- 
treuung haben  sich  als  ungenügend  erwiesen.  Jemand  der  als 
Bankier,  Kaufmann,  Mäkler.  Anwalt  oder  Kommissionär,  Vermögens- 
gegenstände mit  der  schriftlichen  Weisung  erhält,  dieselben  oder 
ihren  Erlös,  in  der  in  der  Weisung  vorgeschriebenen  Art  zu  ver- 
wenden, und  ebenso  jemand,  welchem  in  einer  der  erwähnten 
Eigenschaften  Vermögensgegenstände  zur  Aufbewahrung  erhält, 
ist  nach  den  früheren  Hestimmnngen  strafbar,  wenn  er  die  ihm 
übergebenen  Vermögensgegenstände  oder  deren  Erlös  in  vorschrifts- 
widriger Art  und  Benachteiligung  des  Auftragsgebers,  zu  seinem 
eignen  Vorteil  oder  zum  Vorteil  Dritter  verwertet. 

Das  obige  Gesetz  erweitert  diese  Bestimmungen  in  der  Weise, 
dass  die  Strafbarkeit  auch  eintritt,  wenn  der  Empfänger  der  Ver- 
mögensgegenstände  nicht  eines  der  erwähnten  Gewerbe  betreibt,  und 
auch  dann,  wenn  der  Auftrag  mündlich  erteilt  wird.  Die  Maximal- 
strafe ist  7  Jahre  Zuchthaus. 

Novelle  zum  Patentgesetz. 

Diese   Novelle    wurde   infolge   eines    Versprechens  erlassen, 

welches  die  englischen  Delegierten  auf  dem  internationalen  Kongresse 
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über  Patentschutz  in  Brüssel  abgalten.  Nach  der  früheren  Vorschrift 
des  Patentgesetzes  waren  Personen,  die  in  einem  Lande,  welches 
mit  England  eine  Vereinbarung  über  den  Patentschutz  getroffen 
hatte,  eine  Erfindung  zur  Patentierung  angemeldet  hatten,  auch  in 
England  geschützt,  insoweit  sie  spätestens  7  Monate  nach  dem  Datum 
der  Anmeldung  in  dem  betreffenden  ausländischen  Staate  ihre  An- 
meldung in  England  einreichten.  Durch  das  obige  Gesetz  wird  die 
erwähnte  Frist  von  7  auf  12  Monate  ausgedehnt. 

Fabrikgesetz. 

Durch  obiges  Gesetz  weiden  die  in  i»  früheren  Gesetzen  ent- 
haltenen Vorschriften  über  die  Arbeit  in  Fabriken  und  Werkstätten 
und  über  häusliche  Arbeit  kodifiziert  und  durch  Neuerungen  ergänzt. 
Dasselbe  zerfällt  in  zehn  Abschnitte  unter  den  folgenden  Bezeichnungen : 
1.  Gesundheit  und  Sicherheit,  2.  Beschäftigung  weiblicher  und  jugend- 
licher Personen,  iL  Kindererziehung.  4.  Gefährliche  und  gesundheits- 
schädliche Gewerbe,  5.  Sonderbestimmungen,  6.  Häusliche  Arbeit, 
7.  Einzelangaben  über  Arbeit  und  Lohn,  8.  Handhabung  der  Vor- 
schriften, 9.  Gerichtliches  Verfahren,  10.  Ergänzende  Vorschriften. 

Die  Bestimmungen  über  Gesundheit  beziehen  sich  auf  Rein- 
lichkeit, Vermeidung  gesundheitsschädlicher  Gerüche,  Vermeidung  von 
Überfüllung,  Vermeidung  anormaler  Temperatur,  Ventilation,  Drainage 
und  die  Beschaffung  der  erforderlichen  Anzahl  von  Aborten. 

Die  Vorschriften  über  die  Sicherheit  beziehen  sich  auf  die 
Einfriedigung  von  Maschinen,  die  Beschaffung  von  Sicherheitsventilen, 
die  Erleichterung  der  Bettung  bei  Feuersgefahr  etc.  Auch  wird 
die  Beschäftigung  weiblicher  und  jugendlicher  Personen  bei  der 
Reinigung  tätiger  Maschinen  geregelt  und  teilweise  verboten. 

Betriebsunfälle,  welche  den  Tod  oder  eine  mindestens  dreitägige 
Arbeitsunfähigkeit  eines  Arbeiters  zur  Folge  haben,  müssen  sofort 
bei  dem  zuständigen  Inspektor  und  in  gewissen  Fällen  auch  bei  dem 
zuständigen  Medizinalbeamten  angemeldet  werden.  Insoweit  sich 
aus  der  Anmeldung  die  Voraussetzungen  des  Einschreitens  des 
Staatssekretärs  ergeben,  hat  dieser  die  Befugnis,  eine  amtliche 
Untersuchung  anzuordnen;  auch  muss  derselbe  in  jedem  Falle,  wo 
Tod  eintritt,  bei  der  gerichtlichen  Untersuchung  über  die  Todes- 
ursache vertreten  sein. 

Im  Bezug  auf  die  Vorschriften  über  die  Beschäftigung 
weiblicher  und  jugendlicher  Personen  muss  vorausgeschickt  werden. 
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dass  das  Gesetz  zwischen  jugendlichen  Personen  und  Kindern 
unterscheidet.  Kinder  im  Alter  von  unter  12  Jahren  dürfen  in  der 
Folge  überhaupt  nicht  beschäftigt  werden.  Personen  im  Alter  von 
14  bis  18  Jahren  werden  als  jugendliche  Personen  bezeichnet. 
Diese  Bezeichnung  wird  aber  auch  auf  solche  Kinder  angewandt, 
die  zwar  erst  das  Alter  von  Vi  .lahren  erreicht  haben,  aber  ein 
Zeugnis  über  die  Vollendung  ihrer  Erziehung  besitzen.  Die  Bezeichnung 
^Kinder"  bezieht  sich  demnach  nur  auf  Kinder  von  12  bis  Vi  Jahren 
und  auf  solche  Kinder  von  Vi  bis  14  Jahren,  welche  das  vor- 
geschriebene Zeugnis  nicht  besitzen. 

Weibliche  und  jugendliche  Personen  dürfen  in  der  Textil- 
industrie, in  Druckereien,  Bleichereien  und  Färbereien  nie  länger 
als  von  Uhr  morgens  bis  ti  I  hr  abends,  oder  von  7  Uhr  morgens 
bis  7  Uhr  abends  beschäftigt  werden,  und  müssen  mindestens 
2  Stunden  für  Mahlzeiten  frei  haben.  Nach  jeder  Beschäftigung, 
die  4'  .,  Stunden  dauert,  muss  in  der  Textil-Industrie  eine  Pause 
von  mindeste!»  einer  halben  Stunde  für  eine  Mahlzeit  gemacht 
werden:  bei  den  anderen  erwähnten  Gewerben  ist  die  Maximalzeit 
für  ununterbrochene  Arbeit  5  Stunden.  Für  den  Samstag  ist  sowohl 
für  die  Textil-Industrie  wie  für  die  anderen  erwähnten  Gewerbe 
eine  kürzere  Arbeitszeil  vorgeschrieben,  deren  Beendigung  von  der 
Zeit  des  Arbeitsanfangs  und  der  für  Mahlzeiten  freigelassenen  Zeit 
und  auch  von  der  Art  der  Beschäftigung  abhängt,  aber  in  keinem 
Falle  sich  über  1  t'hr  nachmittags  hinausdehnen  darf;  andererseits 
braucht  am  Samstag  die  für  Mahlzeiten  freigelassene  Zeit  eine  halbe 
Stunde  nicht  zu  überschreiten. 

In  Bezug  auf  weibliche  und  jugendliche  Personen,  die 
anderweitig  als  in  der  Textil-Industrie  und  in  den  anderen  er- 
wähnten Gewerben,  in  Fabriken  oder  Werkstätten  beschäftigt  sind, 
lauten  die  Vorschriften  etwas  weniger  streng;  die  Arbeit  darf  auch 
von  8  Uhr  morgens  bis  8  Uhr  abends  dauern  und  braucht  Samstags 
unter  gewissen  Voraussetzungen  erst  um  4  Uhr  aufzuhören,  und  die 
Minimalzeit  für  Mahlzeiten  an  den  ">  ersten  Wochentagen  ist  nur 
l1-..  Stunde,  die  Maximalzeit  für  ununterbrochene  Arbeit  5  Stunden. 

Kinder  dürfen  nur  in  der  Weise  beschäftigt  werden,  dass  sie 
entweder  eine  Woche  nachmittags  und  die  darauf  folgende  Woche 
vormittags,  oder  nur  an  alternierenden  Tagen  zur  Arbeit  heran- 
gezogen werden  können.    Für  beide  Fälle  ist  der  Anfang  und  das 
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Ende  der  Arbeitszeit,  die  Gesamtzeit  der  Arbeit  und  die  Maximalzeit 
der  ununterbrochenen  Arbeit  vorgeschrieben.  Ein  Kind,  das  an 
alternierenden  Tagen  arbeitet,  muss  dieselbe  Zeit  für  Mahlzeiten 
haben  wie  eine  weibliche  »»der  jugendliche  Person. 

Unter  gewissen  Voraussetzungen  dürfen  Ausnahmen  von  den 
erwähnten  Kegeln  gemacht  werden,  insoweit  dies  vorschriftsmäßig 
angemeldet  wird. 

Weder  weibliche  noch  jugendliche  Personen  noch  Kinder 
dürfen  an  Tagen,  an  welchen  sie  in  einer  Fabrik  oder  einer  Werk- 
stätte beschäftigt  sind,  anders  als  während  der  gesetzlichen  Arbeits- 
zeit ausserhalb  der  Fabrik  oder  der  Werkstätte  beschäftigt  werden. 

In  der  Regel  hat  der  Inhaber  einer  Fabrik  oder  einer 
Werkstätte  daselbst  eine  Benachrichtigung  anzuschlagen,  welche 
Angaben  über  folgende  liegenstände  enthält:  al  die  Zeit  der 
Beschäftigung;  b)  die  für  Mahlzeiten  freigelassenen  Zeiten;  c»  die 
Regelung  der  Kinderarbeit  (ob  Vor-  und  Nachmittags-Systein.  oder 
das  System  der  alternierenden  Tage). 

Die  Beschäftigung  von  weiblichen  und  jugendlichen  Personen 
und  Kindern  am  Sonntag  ist  regelmässig  verboten,  jedoch  dürfen 
Juden,  die  ihre  Fabriken  oder  Werkstätten  am  Samstag  schliessen. 
jüdische  Arbeiter  am  Sonntag  in  der  Weise  beschäftigen,  dass  die 
in  anderen  Fällen  für  den  Samstag  vorgeschriebenen  Einschränkungen 
am  Sonntag  eingehalten  werden.  Jüdische  Arbeitgeber,  die  am 
Samstag  bis  Sonnenuntergang  schliessen.  dürfen  weibliche  und 
jugendliche  Personen  an  diesem  Tage  bis  nenn  Uhr  abends  be- 
schäftigen, und  diejenigen,  welche  den  ganzen  Samstag  schliefen, 
dürfen  weibliche  und  jugendliche  Personen  an  den  5  ersten  Wochen- 
tagen eine  Stunde  über  die  gewöhnliche  Arbeitszeit  hinaus,  jedoch 
nicht  vor  G  Uhr  morgens  und  nicht  nach  5»  Uhr  abends,  beschäftigen. 

Ein  Arbeitgeber  darf  eine  weibliche  Person  nicht  beschäftigen, 
insoweit  sie  innerhalb  der  vorhergehenden  4  Wochen  ein  Kind 
geboren  hat,  und  ihm  dieser  Umstand  bekannt  ist.  Kinder  und 
jugendliche  Personen  im  Alter  von  unter  IS  Jahren  dürfen  in 
Fabriken  nicht  beschäftigt  werden,  wenn  sie  nicht  das  vor- 
geschriebene ärztliche  Zeugnis  besitzen.  Der  Staatssekretär  darf 
diese  Vorschrift  auch  auf  Werkstätten  ausdehnen,  insoweit  der 
Gewerbebetrieb  in  denselben  nach  seiner  Meinung  eine  entsprechende 
Schutzmassregel  erheischt.    Im  Bezug  auf  die  Erziehung  von  Kindern. 
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die  in  Fabriken  und  Werkstätten  beschäftigt  sind,  ist  vorgeschrieben, 
dass  der  Vater  bezw.  die  Mutter,  hezw.  der  Vormund  für  Erfüllung 
der  Schulpflicht  sorgen  mnss,  die  je  nach  der  Art,  ob  das  Vor-  und 
Nachmittags-System  oder  das  System  der  alternierenden  Tage 
angewandt  wird,  sich  besonders  gestaltet,  und  dass  der  Arbeitgeber 
jeden  Montag  sich  für  jedes  von  ihm  beschäftigte  Kind  durch  Ein- 
sichtnahme eines  ihm  vorzulegenden  Zeugnisses  von  der  Erfüllung 
der  Schulpflicht  überzeugen  muss. 

Die  Ausführung  der  Vorschriften  über  häusliche  Arbeit  wird 
dadurch  gesichert,  dass  die  Unternehmer,  welche  Arbeiter  ausserhalb 
einer  Fabrik  oder  einer  Werkstätte  verwenden,  insoweit  es  sich  um 
Gewerbe  handelt,  welche  der  Staatssekretär  durch  Verordnung  zu 
diesem  Zwecke  benennt,  Listen  über  die  in  dieser  Art  beschäftigten 
Personen  zu  führen  und  dein  zuständigen  Fabrikinspektor  zu  über- 
mitteln haben.  Diese  Vorschriften  betreffen  die  Vermeidung  ungesunder 
Arbeitsräume,  die  Verhinderung  von  Arbeit  in  Häusern,  in  welchen 
jemand  eine  ansteckende  Krankheit  hat,  und  die  Aufreehthaltnng 
der  Einschränkungen  in  Bezug  auf  die  Arbeitszeit  für  jugendliche 
Personen  und  Kinder,  welche  für  die  häusliche  Arbeit  weniger  weit 
gehen,  als  für  Fabriken  und  Werkstätten. 

Das  Gesetz  enthält  ferner  ausführliche  Vorschritten  über  die 
Angabe  der  Methode,  nach  welcher  der  Lohn  bei  Stückarbeit  be- 
rechnet wird;  der  Zweck  dieser  Vorschriften  ist,  den  Arbeitern  ein 
möglichst  klares  Bild  über  den  Umfang  der  Lohnsätze  zu  geben. 

Organe  für  die  Ausführung  der  gesetzlichen  Bestimmungen 
sind  die  Fabrikinspektoren,  die  für  die  Ausführung  der  Fabrikgesetze 
besonders  ernannten  Medizinalheamten  und  die  Bezirksräte  (District 
Councils). 

Gesetz  über  den  Verkauf  von  geistigen  Getränken 

an  Kinder. 

Das  obige  Gesetz  bedroht  den  Verkauf  von  geistigen  Getränken 
an  Kinder  im  Alter  von  unter  14  Jahren  mit  Geldstrafe,  insoweit 
sich  die  Getränke  nicht  in  verkorkten  oder  versiegelten  Gelassen 
befinden. 
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Referent:  Antonio  G.  Saravia,  Staatsrat.  Lizentiat,  Guatemala. 

a)  Gesetzgebung  1901-1902. 

Das  konstitutionelle  Regelungssystem  ist  ohne  Unterbrechung 
innegehalten. 

Eine  Kommission,  welche  damit  beauftragt  ißt,  die  Gesetze  zu 
reformieren,  arbeitet  dauernd  daran  und  hat  bereits  ein  neues  bürger- 
liches Gesetzbuch  entworfen,  welches  im  allgemeinen  auf  die  Gesetz- 
gebungen anderer  Länder  gegründet  ist,  und  bei  welchem  haupt- 
sächlich die  Gesetzbücher  von  Deutschland,  Costarica  und  Brasilien 
zu  Kate  gezogen  sind,  unter  Rücksichtnahme  auf  die  Organisation 
der  Familienverhältnisse,  sowie  die  Eintragung  von  unbeweglichem 
Privateigentum,  wie  es  die  Neuzeit  und  deren  Fortschritte  verlangen. 

Die  Regierungen  von  Guatemala,  Honduras,  Nicaragua,  Costarica 
und  Salvador  haben  im  Februar  1001  durch  ihre  respektiven  Ver- 
treter einen  gegenseitigen  Vertrag  unterzeichnet  über  die  Gesetze 
des  Handels,  den  Schutz  des  Eigentums  auf  dem  Gebiet  der  Literatur, 
Kunst,  Wissenschaft,  Industrie,  ferner  über  Strafgesetagebnng,  Aus- 
lieferungen, internationales  Zivilrecht  und  gegenseitige  Politik. 

Dieser  Kongress  hat  mit  sehr  wenigen  Ausnahmen  und  Ver- 
besserungen die  Vereinbarungen  des  im  Jahre  1897  zusammengetretenen 
Kongresses  angenommen. 

Die  Form  der  Kontrakte  bleibt  im  Belieben  der  Interessenten 
und  wird  den  Gesetzen  desjenigen  Landes  unterworfen,  wo  der 
respektive  Kontrakt  oder  Akt  in  Wirksamkeit  tritt,  oder  wo  die 
Unterzeichnung  stattgefunden  hat. 

Privateigentum  eines  in  Konkurs  befindlichen  Gemeinschuldners 
in  irgend  einer  der  fünf  Republiken  kann  nur  von  denjenigen  Gläubigern 
im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  in  Angriff  genommen  werden, 
welche  in  demselben  Lande  ansässig  sind,  wo  das  Gnt  sich  befindet, 
und   nur  im   Falle  eines   Überschusses.     Nachdem  die  genannten 
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Kreditoren  befriedigt  sind,  soll  der  Überschuss  der  Masse  einem 
anderen  Lande  überwiesen  werden. 

Das  Vermögen  der  Ehegatten  kann  ganz  oder  teilweise  ge- 
trennt werden.  Die  Ehescheidung  nach  gegenseitiger  Übereinkunft 
ist  gesetzlich  angenommen.  Dokumente,  Zahlungsorders,  Wechsel 
und  andere  Wertpapiere  in  demselben  Sinne  sind  den  kaufmännischen 
tiesetzen  (Leyes  de  Comercio)  unterworfen,  ohne  Unterschied  der 
Herkunft"  oder  der  intervenierenden  Persönlichkeiten. 

Der  Im-  nnd  Export  unter  den  kontrahierenden  Staaten  ist 
tiir  frei  erklärt,  ohne  jegliche  Zollerhebung  und  sonstige  Abgaben, 
jedoch  mit  Ausnahme  derjenigen  Artikel,  welche  ausschliesslich  den 
Staat  angehen  (articulos  estancados),  sowie  von  solchen,  deren  Kin- 
und  Ausfuhr  überhaupt  verboten  ist.  Die  Ausübung  jedes  Ge- 
werbes und  Handwerks  ist  frei  unter  vorheriger  Einholung  der 
obrigkeitlichen  Erlaubnis  und  deren  schriftlichen  Konzession. 

Alle  Zentral- Amerikaner  haben  das  Recht,  sich  als  Bürger 
irgend  eines  der  unterzeichneten  Staaten  zu  betrachten. 

Ks  ist  vereinbart,  sowohl  die  diplomatische  als  auch  die  Kon- 
sularvertretung  zu  vereinheitlichen,  und  jede  etwaige  Meinungsver- 
schiedenheit »oll  durch  schiedsrichterlichen  Spruch  beigelegt  werden. 
Es  ist  die  Scheidung  der  Kirche  vom  Staat  beschlossen,  ebenso  voll- 
ständige Pressfreiheit  ohne  jegliche  vorherige  Zensur  oder  Garantie- 
leistung, sowie  die  vollständige  Unabhängigkeit  der  drei  Gewalten, 
der  gesetzgebenden  (poder  lcjislativo),  der  ausführenden  (poder  eje- 
cutivo)  und  der  richterlichen  Gewalt  (poder  judicial).  Die  Einheit 
der  Münzen,  Gewichte  und  Malse,  sowie  ebenfalls  die  der  Zölle  soll 
in  Haide  hergestellt  werden.  Irgendwelche  internationalen  Differenzen, 
welche  eine  der  zeichnenden  amerikanischen  Republiken  angehen, 
sollen  als  alle  betreffend  erachtet  werden,  sofern  es  sich  dabei  um 
die  Unabhängigkeit  eines  der  Staaten  handelt. 

Der  nächste  Kongress  soll  in  Costarica  am  1">.  Januar  1  !>(>•! 
zusammentreten. 

Auch  in  der  Hauptstadt  von  Mexiko  ist  vor  kurzem  die  zweite 
amerikanische  Konferenz  abgehalten  "worden,  in  welcher  Guatemala 
sich  speziell  auszeichnete.  Die  verschiedenen  Abmachungen  (tratadost. 
Erschliessungen  iresoluciones)  und  soustigen  Eingaben  wurden  von 
der  hiesigen  Volksvertretung  (Asamblea)  ohne  Anstand  und  ohne  Ab- 
änderungen acceptiert. 
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Im  allgemeinen  sind  in  dieser  Konferenz  der  zentral-ameri- 
kanischen Staaten  in  Mexiko  die  im  Haag  am  21».  Juli  1*!»«»  stimu- 
lierten und  unterzeichneten  Bedingungen  als  Basis  genommen,  und  auf 
dieser  Grundlage  sollen  politische  1  Mfferenzen,  welche  eventuell  entstehen 
könnten,  durch  schiedsrichterliche  Entscheidung  beseitigt  werden. 

l>iese  schiedsrichterliche  Entscheidung  ist  bindend  mit  Aus- 
nahme derjenigen  Falle,  wo  sie  die  Unabhängigkeit  oder  die  nationale 
Eine  eines  der  Staaten  berührt. 

In  diesem  Sinne  ist  das  Übereinkommen  von  Argentinien, 
Bolivien,  San  Domingo,  Guatemala,  Salvador,  Mexiko.  Paraguay, 
Peru  und  Uruguay  unterzeichnet.  Besonders  bemerkenswert  sind 
die  Vereinbarungen  über  Auslieferungen  und  gegenseitigen  Schutz 
gegen  Anarchismus,  Schutz  der  Patente,  eingetragenen  Marken, 
der  Literatur  und  Kunstwerke,  Gestaltung  des  Gesetzbuchs  und  Aus- 
übung aller  Gewerbe,  die  Hechte  der  Ausländer,  Handel,  Gesund- 
heits-Polizei, Kafiee- Industrie,  Hanken,  Museen,  Panamerikanische 
Eisenbahnen,  Internationale  Gerichtshöfe  für  Reklamationen,  sowie  die 
Reorganisation  eines  internationalen  amerikanischen  Hurealis  (Offcina). 

Der  Delegation  von  Guatemala  gebührt  die  Ehre,  in  hohem 
Grade  Mitarbeiter  an  diesem  imposanten  Werk  durch  eigenen 
Impuls  gewesen  zu  sein,  ganz  besonders  bei  den  Bestimmungen  über 
die  schiedsrichterlichen  Entscheidungen. 

Zwischen  den  Regierungen  von  Salvador,  Honduras.  Nicaragua 
und  (  ostarica  ist  ausserdem  am  2*.  Februar  P.»01  ein  Abkommen 
getroffen,  nach  welchem  alle  eventuellen  Differenzen,  die  unter  ihnen 
entstehen  könnten,  einem  schiedsrichterlichen  Spruch  unterworfen 
werden,  und  sind  diese  Bestimmungen  auch  seitens  Guatemalas  an- 
genommen mit  Rücksicht  auf  die  getroffene  Übereinkunft  im  zweiten 
Panamerikanischen  Kongresse  und  die  Haager  Konvention. 

Die  letzten  Erdbeben  haben  das  Land  in  eine  schwere  finanzielle 
Situation  gebracht;  viele  bedeutende  Städte  und  Dörfer  der  Republik 
sind  zerstört  worden,  wie  (^nezaltenango,  die  nach  der  Hauptstadt 
bedeutendste  Stadt  der  Republik,  und  viele  andere  grössere  Plätze. 

Um  diese  Not  zu  lindern,  hat  die  Volksvertretung  sehr 
wichtige  Dispositionen  getroffen  zum  Nutzen  und  zur  Unterstützung 
der  Geschädigten;  auch  in  allen  Privatkreisen  sind  zu  demselben 
Zwecke  grosse  Summen  durch  Sammlungen  aufgebracht.  Unsere 
Nachbar-Republik  Mexiko  bat  durch  Beschluss  ihrer  Deputierten- 
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Versammlung  '30000  £  in  mexikanischem  Silber  für  die  Geschädigten 
votiert  und  zur  Verfügung  gestellt.  Unser  Dekret  No.  5*25  hat 
infolge  dieser  traurigen  Ereignisse  uns  einen  Zollaufsehlag  diktieren 
müssen,  welcher  hauptsächlich  die  Fabrikation  des  hiesigen  Landes- 
Branntweins  (Agnardiente)  und  die  Hinfuhr  von  "Wein,  Bier  und 
Likören,  sowie  die  Erlaubnis  zu  deren  Verkauf  erschwert,  ferner  die 
Produktion  des  Zuckerrohrs  (cana  de  azucar).  Dahingegen  sind  für  die 
durch  die  Erdbeben  Geschädigten  Erleichterungen  geschaffen  durch  Be- 
seitigung der  Zölle  auf  eiserne  Dachfannen.  Portland-Zement.  Häuser 
ans  Holz  oder  Eisen,  mit  einem  Wort,  auf  alle  Artikel,  welche  zur 
Wiederherstellung  der  Wohnungen  der  Geschädigten  verwandt  werden. 

Der  Kaffee-Exportzoll  soll  weiter  sechs  (»»)  Dollar  Gold  betragen 
und  die  dreissig  Prozent  <:50  0  0)  Aufschlag  in  Goldwährung  auf  den  Im- 
port-Zoll sollen  zur  Tilgung  der  ..Auswärtigen  Schuld'*  benutzt  weiden. 

In  der  öffentlichen  Verwaltung  i  Administracion  pnblicai  sind 
viele  bedeutende  Verbesserungen  geschaffen,  ein  neues  Reglement  für 
die  Apotheken  ist  erlassen,  die  Volkszählung  wird  berichtigt,  und 
das  von  den  Munizipalitäten  ausgegebene  Papiergeld  wird  unter- 
drückt. Statt  dessen  hat  die  Regierung  kleine  Münzen  ans  Nickel 
geprägt  und  in  1  ,  und  1  .,  Realstücken  ausgegeben. 

Im  öffentlichen  Unterrieht  sind  neue  Reglements  und  viele 
Verbesserungen  eingeführt,  auch  die  Barbierläden  und  andere  offene 
Geschäfte  sind  in  jeder  Beziehung  reglementiert  worden.  Über 
nnsern  schönen  See  von  Atitlan  kreuzen  Dampfboote  zwischen  den 
an  seinen  Ufern  gelegenen  Ortschaften,  welche  sowohl  Personen  als 
auch  Frachtgut  befördern. 

Die  Dienstpflicht  ist  mit  Ausnahme  für  Kranke.  Krüppel  und 
Waisen  allgemein,  kann  jedoch  in  Friedenszeiten  durch  die  Blutsteuer 
abgelöst  werden,  mit  welcher  dann  Ersatzmänner  unterhalten  werden. 

Viel  Zedern  und  sonstige  Nutzhölzer  sind  aus  den  reichen 
Wäldern  der  Republik  exportiert  worden,  ebenso  wie  Zarzaparilla. 
Gummi  etc.  Hier  in  der  Hauptstadt  haben  wir  in  den  Haupt- 
strassen Pferdebahnen  und  Fahrverbindungen  nach  allen  Haupt- 
plätzen der  Republik. 

Auch  die  Kommissionäre  sind  einer  obrigkeitlichen  Aufsicht 
unterworfen,  wodurch  dieser  Stand  im  kaufmännischen  Verkehr 
natürlich  viel  mehr  Garantie  bietet. 

Zum  grossen  Vorteil  des  Handels  und  des  Ackerbaues  arbeitet, 
unsere  energische  Regierung  daran,  die  Nordbahn  (von  der  Haupt- 
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Stadt  nach  Puerto  Barrios  am  Atlantischen  Ozean)  fertig  zu  stellen, 
sowie  ebenfalls  die  Bahn  zwischen  den  Plätzen  Cocales  und 
Mazatenango  an  der  Pacific-Küste.  Auf  diese  Weise  werden  die 
entlegensten  Gegenden  der  Republik  über  die  Hauptstadt  hinweg 
miteinander  in  Verbindung  gesetzt,  und  wo  noch  keine  Bahnen  be- 
stehen, sind  die  Ortschaften  durch  ausgezeichnete  und  gut  gepflegte 
Fahrwege  verbunden.  Alle  Orte,  sowie  die  Haupt-Pflanzungen  haben 
billige  Telegraphen  und  Telephone,  von  deren  Einnahme  die  Regierung 
nur  sehr  wenig  erübrigt. 

In  jedem  Distrikt,  sowie  in  den  einzelnen  Ortschalten  sind 
Versammlungen  resp.  Klubs  für  die  Landwirtschaft  gebildet  (Junta* 
de  Agrieultura).  Die  Hauptprodukte  bestehen  aus  Reis,  Mais, 
Bohnen  (hauptsächlich  schwarze),  Zuckerrohr  und  Kafl'ee. 

Unser  Kafl'ee  ist  von  vorzüglicher  Qualität  und  erzielt  deshalb 
auch  die  höchsten  Preise  an  den  ausländischen  Börsen;  es  sind  an- 
nähernd 1 200000  (eine  Million  zweihuuterttausend)  quintales 
(spanische  Zentner)  exportiert.  Die  Regierung  erhält  sechs  (0)  Pesos 
Zoll  für  jeden  Zentner  (quintal).  was  nach  dem  heutigen  Kurs  un- 
gefähr einen  Dollar  Gold        &)  ausmacht. 

Eine  jeweilige  Statistik  wird  aller  Wahrscheinlichkeit  nach 
im  Laufe  Juli  1902  durchgeführt  sein. 

Das  Land  zählt  heute  ungefähr  zwei  Millionen  Einwohner, 
wovon  hunderttausend  auf  die  Hauptstadt  entfallen. 

Die  Polizei-Einrichtung  ist  in  jeder  Beziehung  im  modernen 
Stil  und  von  ausgezeichnetem  Erfolge. 

Unter  den  Fremden,  welche  in  Guatemala  ansässig  sind,  bilden 
die  Deutschen  die  Mehrzahl.  In  Guatemala  gibt  es  „eintanscnd- 
unddreissig  Schulen"  mit  2 U12-S  Schülern.  Ausserdem  bestehen  ver- 
schiedene Institute  und  Schulen,  in  denen  die  militärischen  Wissen- 
schaften gelehrt  werden;  ferner  ist  ein  Polytechnikum  (Politecnica) 
vorhanden,  ein  Institut  für  Eingeborene,  eine  Normal-Schule  (Escuela 
Normal),  sowie  eine  Menge  von  Privatschnlen,  i xi  denen  über  fünf- 
tausend ("»oooi  junge  Leute  unterrichtet  werden. 

Die  allgemeine  Schulpflicht  ist  obligatorisch,  ebenso  die  Mili- 
tärpflicht, wie  bereits  vorhin  erwähnt. 

Der  Ertrag  der  Ernten  im  Jahre  1H01  beläuft  sich  auf 
GOOOOO  fanegas1)  Mais,  300000  fanegas  Weizen,  Bohnen  31000  fane- 

l)  Spanischer  Scheffel. 
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gas,  Reis  3200  gg.  (Zentner)  und  Kaffee  im  Durchschnitt  der  letzt- 
jährigen  Produkte  kalkuliert  auf  1200000  Zentner. 

Die  voraussichtlichen  jahrlichen  Ausgaben  im  Budget  (Presu- 
puesto)  sind  auf  14000000  £  (vierzehn  Millionen  Pesosi  festgesetzt. 

Die  Zollhäuser  haben  im  Vorjahre  8500000  £  (acht  und  eine 
halbe  Millionen  Pesos)  hergegeben;  Liköre  und  andere  die  Re- 
gierung direkt  angehende  Artikel  ergaben  3600000  £  (drei 
Millionen  sechshunderttausend  Pesos),  sowie  andere  diverse  Abgaben 
1500000  £  (eine  Million  fünflinnderttausend  Pesosi.  Die  „Aktiva" 
der  Nation  mit  Kinschlnss  des  unbeweglichen  Inventars  betragen  „vier- 
unddreissig  Millionen  Pesos"  und  die  „Passiva"  in  Gold  reduziert 
„neun  Millionen  zweihunderteinunddreissigtausend  Pesos",  sowie  in 
hiesiger  Landesmünze  „siebenundzwanzig  Millionen  siebenhundert- 
nndneuntausend  Pesos  (27  709000  £). 

Zur  Deckung  der  auswärtigen  Schuld  sind  spezielle  Ein- 
nahmen in  Aussicht  genommen  und  dafür  konsigniert. 

b)  Literatur. 

Verschiedene  Tagesblätter,  welche  hauptsächlich  sich  mit  der 
Kultur  des  Landes  beschäftigen,  sind  hier  im  Umlauf.  Unter  ihnen 
sind  die  bemerkenswertesten:  „El  Diario  de  Centro-America  und  La 
Republica".  Über  Bücherkunde  ist  nicht  besonders  viel  zu  berichten, 
was  die  letztjährigen  Produktionen  anbetrifft,  wenngleich  einige 
Werke  über  Gesetzgebung  und  Verträge  nicht  gefehlt  haben ;  jedoch 
ist  es  sehr  erschwert,  die  Werke  heute  in  Druck  zu  geben,  da  die 
hohe  Wechselprämie  die  Kosten  der  Materialien  etc.  so  überaus  ver- 
teuert hat. 

Trotz  aller  .Schwierigkeiten,  Naturereignisse  etc.  fühlt  man 
in  Guatemala  heute  einen  allgemeinen  Fortschritt,  und  wenn,  wie 
es  ohne  Zweifel  geschehen  wird,  seine  jetzige  energische  und  wohl- 
wollende Regierung  mit  einem  so  tüchtigen  und  redlich  gesinnten 
Präsidenten  an  der  Spitze  fortfährt,  den  Verkehr  zu  bessern,  so 
werden  wir  demnächst  einen  grossen  Aufschwung  in  der  Einwanderung 
von  Fremden  erleben,  welche  die  grossen  und  reichen  Ländereien 
zu  ihrem  eigenen  Nutzen  sowohl,  wie  zum  Vorteil  und  Fortschritt 
der  Bepublik  ausbeuten  und  bebauen  werden. 
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Keferent:  Alexander  Poujol, 

Ruhtvr  um  Zivil^richt,  ehemaUn-r  (ies-.  hult-<tnix"'r.    IV»rt  au  iTiiuf  (Haiti). 
Cliersetziiiiir  von  Edgar  Albrecht,  Liz.-ntiat  der  Rechte,  Advokat.  Genf. 

1900. 

Die  wichtigste  Frage,  welch«*  hei  den  Verhandlungen  der 
gesetzgebenden  Kanuner  in  dem  Berichtsjahre  den  Hauptplatz  einge- 
nonmien  hat.  war  die  1'mwandlung  der  nicht  rechtzeitig  bezahlten 
schwellenden  Staatsschuld  und  die  Vereinigung  der  örtlichen  An- 
leihen. Arbeitsam  ist  die  ganze  Sitzungszeit  gewesen.  Zahlreiche 
Gesetzesentwürfe  und  Vorschläge  wurden  überreicht  und  es  wurde 
darüber  verhandelt. 

Unter  den  wichtigsten,  die  liegen  geblieben  sind,  kann  man 
nennen: 

Einen  (.Gesetzentwurf  über  die  Pension  der  Lehrer  und  Lehre- 
rinnen, die  auf  die  Hälfte  des  letzten  Gehalts  festgesetzt  war,  und  über 
die  Befugnis,  welche  man  dem  Präsidenten  der  Bepublik  geben  wollte. 
Leibrenten  anweisen  zu  können  an  jedes  Mitglied  der  Lehrkörper- 
schaft, das  die  bestimmte  Zeit  zur  Erlangung  der  Pension  nicht 
erreicht,  aber  Dienste  geleistet  hatte,  die  einer  besonderen  Belohnung 
würdig  waren.  —  Die  Gerichte  von  Haiti  erklären  sich,  indem  sie 
die  tji;  L\  Di  und  17  des  bürgerl.  Gesetzbuches  falsch  auslegen,  meistens 
für  unzuständig  in  den  bürgerlichen  Streitigkeiten  zwischen  Fremden. 
Der  (Gesetzentwurf  über  diese  Frage  bringt  eine  Änderung  in  diese 
Entscheidungsweise  und  in  die  Dilationsvorschrifton  des  Prozess- 
ordnungsgesetzes.  Bisher  war  die  Schuldhaft  in  aller  Strenge  sowohl 
auf  den  Fremden  als  auf  den  Inländer  anwendbar.  Der  Entwurf  schlägt 
vor,  dass  man  sie  zum  besten  des  Fremden  auf  mindestens  ein  Jahr 
und  höchstens  drei  Jahre  in  Zivil-  und  Handelssachen  beschränke. 
Ein  Entwurf  bringt  vollständige  Befreiung  vom  Exportzolle  für  die 
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tropischen  Früchte.  Ein  Entwurf  bestimmt  den  Tarif  der  Recherchen- 
kosten: 2  M  für  jeden  Vertrag  mit  bestimmtem  Datum,  4  *ä  für 
jeden  Vertag  ohne  bestimmtes  Datum. 

Unter  den  Entwürfen,  welche  die  Sanktion  der  Kammer  er- 
halten hat.  sind  die  wichtigsten:  Ein  Handelsvertrag  zwischen 
den  Regierungen  von  Haiti  und  Frankreich,  welcher  den  Zoll- 
tarif Frankreichs  für  die  von  Haiti,  wie  Kaffee.  Kakao  etc.,  und  den 
Zolltarif  Haitis  für  gewisse  französische  Produkte  vermindert. 

Die  Felle  und  der  Gnajakgummi,  Sachen,  welche  früher 
zollfrei  bei  der  Ausfuhr  waren,  sind  jetzt  gleichfalls  von  einer  Be- 
steuerung betroffen. 

Das  Gesetz  vom  11.  Oktober  lNXl,  betreffend  die  Einführung 
der  abnehmbaren  Marken,  ting  an  ausser  tiebrauch  zu  kommen.  Es 
wurde  im  Monitenr  von  neuem  bekannt  gemacht.  Ferner  wurden 
Vorschriften  über  die  Anwendung  des  (iesetzes  gegelten.  Dasselbe 
geschah  mit  dem  Gesetze  vom  2b\  September  WM),  betreffend  die 
Wechselmakler. 

Veröffentlicht  wurde  das  Gesetz  vom  21.  Juni  l'JOO,  welches 
einen  Zusatz  bildet  zu  dem  vom  PL  September  WM,  betreffend  die 
Verabschiedung  der  Richter.  Man  hat  eine  Verbesserung  gebracht 
in  das  Gesetz  von  WM\  über  die  gerichtliche  Liquidation.  Der  neue 
Text  beschränkt  das  Anwendungsgebiet  der  zukünftigen  Liquidationen. 

Ein  neues  Gesetz  hat  die  Medizinische  Schule  verbessert.  Man 
hat  die  Anforderung  für  das  Studium  erhöht  und  das  Personal 
vermehrt. 

Das  Gesetz  vom  27.  September  \H\)\),  welches  die  Präsenz- 
stärke des  Heeres  auf  ein  Drittel  jedes  Regiments,  jedes  Bataillons, 
jeder  Kompagnie  in  allen  Waffen  herabsetzte,  ist  um  ein  Jahr  verlängert. 

Zwei  Ei.senbahnverträge  sind  in  diesem  Jahre  bestätigt 
worden.  Ein  nationales  Konsortium,  dessen  Sitz  in  Cap-Haitienne  ist. 
unternimmt  die  Erbauung  einer  sogenannten  schmalspurigen  Eisen- 
bahn zwischen  dieser  Stadt  und  den  im  Innern  des  Departements 
du  Nord  gelegenen  Städten.  Man  hat  mit  der  Arbeit  bereits  be- 
gonnen, und  LS  Kilometer  sind  schon  im  Betrieb.  Eine  Gesellschaft, 
die  in  Port  an  Prince  nnter  dem  Namen:  „Societe  des  Chemins  de 
fer  de  la  plaine  du  Cul  de  Sac."  gegründet  ist,  erhielt  die  Konzession, 
die  Eisenbahnen  in  dieser  Gegend  zu  erbauen.  2»>  Kilometer  sind 
schon  im  Betrieb. 
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Im  Laufe  dieses  Jahres  hat  man  wichtige  Finanzmassnahiuen 
ergriffen.  Hin  Vertrag  ist  am  20.  Januar  1W"  zwischen  den 
Gläubigern  des  Staates  und  dem  Finanzminister  unterzeichnet  worden, 
welcher  die  Grundsätze  über  die  Um  Wandlung  gewisser  Schulden  und 
die  Vereinigung  der  örtlichen  Anleihen  feststellt.  Zu  gleicher  Zeit 
führt  man  die  Umwandlung  der  schwebenden  Staatsschuld  fort,  In 
dieser  Beziehung  hat  man  am  1.  August  1900  über  ein  Gesetz  ab- 
gestimmt. 

Die  um  25%  erhöhte  Einfuhrsteuer,  welche  dazu  diente,  das 
Papiergeld  zu  amortisieren,  ist  wieder  ihrer  Bestimmung  entzogen 
und  den  Staatseinnahmen  hinzugefügt  worden. 

Die  provisorische  Verminderung  um  20%  der  Gehälter  der 
Zivilbeamten  hat  man  aufs  neue  Jahr  verlängert. 

Eine  Keform  der  Verwaltung  der  direkten  Steuern  war  seit 
lange  notwendig:  man  hat  sie  durch  das  Gesetz  vom  3.  August  1900 
vollzogen. 

Die  Finanzgesetze  für  das  Jahr  1900 — 1901  haben  die  Ein- 
nahmen auf  419«:»:u;  //  Ol  g  und  auf  2  530099  //  70  g  Gold,  und 
die  Ausgaben  auf  4200204  //  und  auf  2530099  //  70  g  Gold  ab- 
geschätzt. 
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Italien. 

A.  Gesetzgebung  1899—1901. 

Referent:  Rechtsanwalt  Dr.  Eugenio  Fossa-Mancini,  Macerata. 

Übersetzung  von  Dr.  Frederik  tob  Rosenberg)  Assessor,  beschäftigt  beim 
Auswärtigen  Amt,  Berlin  u.Dr.TerenzloSacchiLodispoto,  Advokat.  Neapel. 


Der  mir  erteilten  Weisung  entsprechend,  habe  ich  mich  bei 
der  Zusammenstellung  der  Gesetze  Italiens  aus  den  Jahren  1891» 
bis  1901  möglichster  Kürze  befleissigt.  Ich  habe  mich  darauf  be- 
schränkt, die  gesetzlichen  Vorschriften  aufzuzählen,  und  habe  nur 
da  Bemerkungen  hinzugefügt,  wo  sie  zum  Verständnis  uiienttiehrlicli 
schienen. 

I.  Zivilprozcss. 

1.  Das  Gesetz  vom  M.  März  1901,  betreffend  die  Reform  des 
summarischen  Verfahrens,  hat  die  Abkürzung  des  Verfahrens  vor 
dem  Tribunale  Civile  und  vor  dem  Corte  di  Appello  im  Auge  und 
bedeutet  eine  Reform  von  Buch  I  Titel  IV  der  Zivilprozessordnnng. 

Ich  lasse  mich  auf  Einzelheiten,  die  uns  zu  weit  führen 
würden,  nicht  ein,  sondern  erwähne  nur,  dass  nach  den  bisherigen 
Bestimmungen  der  Zivilprozessordnung  vor  den  Cord  di  Appello 
und  den  —  jetzt  nicht  mehr  bestehenden  —  Tribnnali  di  Commercio 
das  Formalverfahren,  bei  welchem  der  Beklagte  mit  gesetzlich  be- 
stimmter Frist  vor  Gericht  zu  erscheinen  hat,  regelmässig  zur  An- 
wendung kam,  während  das  vor  den  Conciliatori  und  Pretori  übliche 
summarische  Verfahren,  bei  welchem  der  Beklagte  an  einem  vom 
Kläger  bezeichneten  Termine  zu  erscheinen  verpflichtet  ist,  hier  nur 
ausnahmsweise  zugelassen  wurde.  Nach  dein  neuen  Gesetze  ist  für 
alle  Prozesse  das  summarische  Verfahren  vorgeschrieben,  nur  in 
Ausnahmefällen  darf  der  Vorsitzende  des  Tribunale  oder  des  Corte 
auf  übereinstimmenden  Antrag  beider  Parteien,  auf  einseitigen  An- 
trag einer  Partei  oder  von  Amts  wegen  ein  Formalverfahren  an- 
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ordnen:  das  Formalverfahren  ist  nicht  mehr  Kegel,  es  ist  Ausnahme 
geworden.  Die  königliche  Verordnung  vom  :tl.  August  1901  gibt 
Einführungsvorschriften  zum  obengenannten  Gesetz,  regelt  das  Ver- 
fahren hei  Ladungen  und  Zustellungen,  die  Überleitung  schwebender 
Prozesse,  die  Niederlegung  und  Mitteilung  von  l'rkunden,  enthalt 
Bestimmungen  über  das  Vei  Säumnisverfahren,  sowie  allgemeine  und 
Übergangsvorschriften. 

2.  Das  Gesetz  vom  7.  Juli  1901,  betreffend  Gebühren  der  Anwälte 
und  Vertretung  vor  den  Einzelrichtern  (Preture).  besteht,  wie  der  Titel 
besagt,  aus  zwei  Teilen.  Der  erste  beschäftigt  sich  mit  den  Anwalts- 
gebühreu  und  macht  eine  nähere  Erörterung  nicht  erforderlich;  er 
enthält  eine  Tabelle,  welche  die  Gebühren  für  die  verschiedenen  Tätig- 
keiten der  Anwälte  vor  den  verschiedenen  Gerichten  festsetzt.  Was  den 
zweiten  Teil  anlangt,  so  war  zur  Vertretung  vor  den  Preture  bisher 
jeder  (.Trossjährige  berechtigt.  Nach  dem  neuen  Gesetze  darf  vor 
solchen  Preture,  in  deren  Bezirk  ein  Tribunale  sich  befindet,  in 
Zivil-  wie  in  Strafsachen  als  Heistand  oder  als  Vertreter  einer 
Partei  nur  zugelassen  werden,  wer  Advokat,  ausübender  Anwalt. 
Notar  oder  Doktor  der  Hechte  ist  oder  wer  das  rniversitätsexamen 
im  bürgerlichen,  Straf-  und  Handelsrecht,  im  Zivil-  und  Strafprozes> 
bestanden  hat.  In  solchen  Bezirken,  in  welchen  ein  Tribunale  nicht 
besteht,  kann  Heistandschaft  und  Vertretung  auch  von  früheren  ge- 
richtlichen Kanzlei-  und  Sekretariatsbeamten,  sowie  von  Personen 
ausgeübt  werden,  welchen  die  Befugnis  hierzu  von  der  zuständigen 
Behörde  verliehen  ist  und  welche  ausser  einem  Unbescholtenheits- 
attest  das  Keifezeugnis  eines  Lyzeums,  einer  technischen  oder  höheren 
Normalschnle  oder  das  Diplom  als  Gcmeindesekretär  vorweisen  können. 

Das  Ausführungsreglement  zu  diesem  Gesetz  wurde  durch 
königliche  Verordnung  vom  Ii».  November  P.'Ol  genehmigt. 

II.  Internationale  Übereinkommen  und  Verträge. 

Nur  die  wichtigsten  Abmachungen  zwischen  Italien  und  anderen 
Staaten  sollen  genannt  werden. 

1.  Öffentliches  Recht. 

a)  Die  königliche  Verordnung  vom  1».  Dezember  19<><>  bringt 
die  in  der  Friedenskonferenz  im  Haag  vollzogenen  internationalen  Akte 
zur  Ausführung.  An  der  Konferenz  hatten  Deutschland,  Osterreieh- 
Ungarn,  Belgien,  China,  Dänemark,  Spanien,  Nordamerika,  Mexiko. 
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Frankreich,  England,  Griechenland,  Italien,  Japan,  Luxemburg-, 
Montenegro,  die  Niederlande,  Portugal.  Rumänien,  Rnssland,  Serbien, 
Siam,  Schweden  und  Norwegen,  die  Schweiz,  Türkei  und  Bulgarien 
teilgenommen. 

bi  Die  königliche  Verordnung  vom  :>1.  Oktober  l-Sf'J  bringt 
einen  Auslieferungsvertrag  zwischen  Italien  und  Mexiko  zur  Aus- 
führung. 

c)  Die  königliche  Verordnung  vom  20.  November  l'JOO  bringt 
einen  Auslieferungsvertrag  zwischen  Italien  und  der  Republik 
Argentinien  zur  Ausführung. 

d)  Das  Gesetz  vom  17.  März  ll'Mil  bringt  einen  Frenndschafts- 
und  Auslieferungsvertrag  zwischen  Italien  und  Bolivien  zur  Aus- 
führung. 

2.  Privatrecht. 

a)  Die  königliche  Verordnung  vom  14.  Mai  18H9  bringt  ein 
Abkommen  über  internationales  Privatrecht  zur  Ausführung,  welches 
Italien  im  Haag  mit  Frankreich,  Belgien,  Luxemburg,  den  Nieder- 
landen, Portugal.  Spanien  und  der  Schweiz  getroffen  hat. 

b)  Die  königliche  Verordnung  vom  2-\.  Oktober  ls'.*!>  bringt 
ein  zwischen  Italien  und  der  Schweiz  getroffenes  Übereinkommen, 
betreffend  die  bei  Eheschliessungen  beiderseitiger  Staatsangehöriger 
zu  beobachtenden  Förmlichkeiten,  zur  Ausführung. 

c)  Die  königliche  Verordnung  vom  in.  April  l!H)l  bringt  ein 
zwischen  Italien  und  dem  Fürstentum  Monaco  getroffenes  Über- 
einkommen, betreffend  den  Austausch  von  Personenstandsakten,  zur 
Ausführung. 

3.  Öffentliche  Gesundheitspflege. 

a)  Die  königliche  Verordnung  vom  11.  Januar  11*00  bringt 
eine  internationale  Sanitätskonvention  zur  Ausführung,  welche 
Italien,  Deutschland,  Österreich-Ungarn,  Belgien,  Spanien,  Frankreich, 
England,  Griechenland,  Luxemburg,  Montenegro,  Türkei,  Niederlande, 
Persien,  Portugal.  Rumänien,  Russland.  Serbien  und  die  Schweiz  am 
Ii*.  März  Lsi*7  in  Venedig  geschlossen  haben. 

b)  Die  königliche  Verordnung  vom  2:5.  August  11*00  bringt 
einen  von  den  beteiligten  Staaten  abgeschlossenen  Ergänznngsvertrag 
zu  vorgenannter  Konvention  zur  Ausführung. 
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4.  Münzabkommen. 

Das  Gesetz  vom  8.  Januar  1899  bringt  Ergänzungsprotokolle 
zum  Münzabkoramen  vom  15.  November  189;}  zur  Ausführung, 
welche  von  der  italienischen,  belgischen,  französischen,  griechischen 
und  schweizerischen  Regierung  am  15.  März  1898  in  Paris  unter- 
zeichnet sind. 

5.  Eigentum  an  künstlerischen,  literarischen  und  industriellen 

Erzeugnissen. 

a)  Die  königliche  Verordnung  vom  10.  Juni  11*00  bringt  ein 
zwischen  Italien  und  Argentinien  getroffenes  Abkommen  zur  Aus- 
führung, durch  welches  den  Beziehungen  der  beiden  Staaten  ein  im 
.Jahre  1889  zu  Montevideo  geschlossener  südamerikanischer  Vertrag, 
betreffend  den  Schutz  literarischen  und  künstlerischen  Eigentums, 
zu  Grunde  gelegt  wird. 

b)  Die  königliche  Verordnung  vom  28.  Februar  1901  bringt 
ein  zwischen  Italien  und  Montenegro  getroffenes  Abkommen  zum 
Schutze  des  Urheberrechts  zur  Ausführung. 

c)  Die  königliche  Verordnung  vom  12.  Dezember  1901  ge- 
nehmigt die  Erganzungsakte,  betreffend  den  Schutz  industriellen 
Eigentums,  welche  Italien,  Belgien,  Brasilien,  Dänemark,  Sant  Domingo, 
Spanien,  Nordamerika,  Frankreich,  England,  Japan,  die  Niederlande. 
Portugal,  Serbien,  Schweden-Norwegen  und  die  Schweiz  zu  Brüssel 
am  24.  Dezember  1900  unterzeichnet  haben. 

6.  Handels-  und  Zollverträge. 

a)  Das  Gesetz  vom  11.  Februar  1899  enthält  Abänderungen 
des  Zolltraktats,  betreffend  Erzeugnisse  französischen  Ursprungs. 

b)  Die  königliche  Verordnung  vom  21.  Mai  1899  bestätigt 
einen  von  Italien  und  Griechenland  am  27.  April  1899  zu  Athen  ge- 
schlossenen Vertrag,  welcher  die  Geltungsdauer  des  Handels-  und  Navi- 
gationstraktats  beider  Staaten  bis  zum  211.  Dezember  1899  verlängert. 

c)  Die  königliche  Verordnung  vom  210.  Dezember  1899,  mit 
Gesetzeskraft,  vom  lr>.  Juli  1900,  bringt  das  Protokoll  zur  Aus- 
führung, welches  Italien  und  Griechenland,  um  einen  modus  vivendi 
zu  schaffen,  am  210.  Dezember  1899  in  Athen  unterzeichnet  haben. 

d)  Das  Gesetz  vom  11.  März  1900  bringt  einen  Vertrag 
zwischen  Italien  und  der  Schweiz  zur  Ausführung,  welcher  die 
Ausübung  der  Fischerei  in  gemeinsamen  Gewiisscrn  regelt. 
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e)  Das  Gesetz  vom  12.  Jnli  1900  hat  den  Handelsvertrag 
Italiens  und  Nordamerikas  vom  8.  Februar  1900  znm  Gegenstände. 

f)  Die  königliche  Verordnung  vom  8.  September  1900  bringt 
die  Brüsseler  Konvention,  betreffend  Regelung  der  Einfuhr  von 
•Spirituosen  in  einigen  Gebieten  Afrikas,  zur  Ausführung.  Die 
Konvention  wurde  von  Italien,  Deutschland,  Belgien,  Spanien,  Kongo, 
Frankreich,  England,  den  Niederlanden,  Portugal,  Russland,  Schweden- 
Norwegen  und  der  Türkei  abgeschlossen. 

g)  Die  königliche  Verordnung  vom  H.  Februar  1901  bringt  das 
italienisch-schweizerische  Übereinkommen,  betreffend  Regelung  des 
Zolldienstes  auf  den  Dampfern  des  Lago  Maggiore  und  Lago  di  Lugano, 
zur  Ausführung. 

h)  Die  königliche  Verordnung  vom  20.  Dezember  1901  bringt 
ein  zu  Cetinje  am  29.  November  1901  zwischen  Italien  und  Montenegro 
geschlossenes  Abkommen  zur  Ausführung,  welches  die  Geltungsdauer 
des  Handels-  und  Navigationstraktats  beider  Staaten  bis  zum 
1.  Januar  190:i  verlängert. 

7.  Post-,  Telegraphen-  and  Eisenbahnabkommen. 

a)  Das  Gesetz  vom  2.  März  1899  bringt  das  internationale 
Postabkommen  zur  Ausführung,  welches  Deutschland,  die  bedeutendsten 
Republiken  von  Zentral- Amerika,  Nordamerika,  Argentinien,  Öster- 
reich-Ungarn, Bosnien  und  Herzegowina,  Belgien,  Bolivien,  Brasilien, 
Bulgarien,  Chile,  China,  Columbia,  Dänemark,  Kongo,  Korea,  Cos- 
tarica, Sant  Domingo,  Ägypten,  Ecuador,  Spanien,  Frankreich,  Eng- 
land, Britisch-Indien,  Kanada,  Britiscii-Australien  und  Britisch-Süd- 
afrika,  Griechenland,  Guatemala,  Haiti,  Hawai,  Italien,  Japan,  Liberia, 
Luxemburg,  Mexiko,  Montenegro,  Norwegen,  Orangerepulik,  Para- 
guay, die  Niederlande  nebst  Kolonieen,  Peru,  Persien,  Portugal, 
Rumänien,  Russland,  Serbien,  Siam,  die  Südafrikanische  Republik, 
Schweden,  Schweiz,  Tunis,  Türkei,  Uruguay  und  Venezuela  am 
15.  Juni  1897  in  Washington  abgeschlossen  haben. 

b)  Die  königliche  Verordnung  vom  April  1899  enthält 
Ausführungsvorschriften  zum  vorgenanntem  Gesetz. 

c)  Die  königliche  Verordnung  vom  12.  November  1899  bringt 
Ergänzungsartikel  zu  einem  italienisch- englischen  Postabkommen 
vom  11.  Juli  1890  zur  Ausführung. 

d)  Die  königliche  Verordnung  vom  10,  Mai  1900  bringt  ein 
italienisch-französisches  Telephonabkommen  zur  Ausführung. 
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»•)  I>ie  königliche  Verordnung  vom  21.  Juni  P»no  bringt  ein 
italienisch-österreichiseh-ungarisches  Abkommen,  betreffend  Anschluss 
des  italienischen  und  des  österreichisch-ungarischen  Eisenbahnnetzes 
zwischen  San  Giorgio  di  Nogaro  und  (ervignano  zur  Ausführung. 

f)  Das  Gesetz  vom  1'».  Juli  1WO  bringt  ein  italienisch- 
schweizerisches Abkommen  zur  Ausführung,  welches  den  Anschluss 
dos  italienischen  und  des  schweizerischen  Eisenbahnnetzes  durch  den 
Simplen,  die  Bestimmung  einer  internationalen  Station  und  den 
Betrieb  der  Linie  Tselle —  Domodossola  zum  Gegenstand  hat. 

g)  Das  Gesetz  vom  24.  Dezember  l'.MIU  bringt  das  Pariser 
Abkommen  vom  IG.  .luni  1*!»K  zur  Ausführung,  welches  den  am 
14.  Oktober  1K<.>0  zwischen  Italien,  Deutschland.  Österreieh-Fngarn. 
Dänemark,  Frankreich,  Luxemburg,  den  Niederlanden.  Kussland  und 
der  Schweiz  abgeschlossenen  Vertrag  über  Eisenbahn-Gütertransport 
ergänzt. 

III.  Sozialgesetzgebung. 

Wir  werden  die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  ..Heran- 
ziehung von  Kindern  zu  gewerblicher  Arbeit",  über  Hilfskassen  und 
Arbeitertürsorgeanstalten,  sowie  über  das  Auswanderungswesen  in 
Kürze  behandeln. 

1.  Heranziehung  von  Kindern  zu  gewerblicher  Arbeit. 

Die  Heranziehung  von  Kindern  zu  gewerblicher  Arbeit  wurde 
durch  Gesetz  vom  11.  Februar  und  das  Reglement  vom  17.  Sep- 
tember lNHG  geregelt. 

Puter  Abänderung  dieses  Reglements  verbietet  die  königliche 
Verordnung  vom  \  Juni  IM*!»  aus  gesundheitlichen  Rücksichten 
l'ogliehe  Nachtarbeit  für  Kinder  unter  12  Jahren  und  eiue  sechs 
Stunden  übersteigende  Nachtarbeit  für  Kinder  zwischen  12  und  1". 
Jahren.  Nur  in  Ausnahmefällen  darf  der  Minister  mit  Zustimmung 
des  Consiglio  superiore  di  Sanita  und  des  Consiglio  dell'  industri.» 
e  del  commercio  Kindein  unter  12  Jahren  Nachtarbeit  gestatten, 
doch  darf  dieselbe  in  keinem  Falle  G  Stunden  übersteigen.  Kind.  r. 
welche  Nachtarbeit  leisten,  dürfen  weder  am  vorhergehenden  noch 
am  darauffolgenden  Page  zur  Arbeit  herangezogen  werden. 

2.  Hilfskassen  und  andere  Einrichtungen  der  Arbeiterfürsorge. 

ai  Invaliditäts-  und  Alterskassen. 
Das  Gesetz  vom  17.  Juli  psvts  rief  eine  nationale  Invaliditäts- 
und Alterskasse  für  Arbeiter  ins  Leben.     Das  Gesetz  vom  7.  .Pili 
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ltK)l  führte  gewisse  Änderungen  ein  und  die  königliche  Verordnung 
vom  28.  Juli  1901   brachte  eine  Zusammenfassung  beider  Gesetze. 

Das  Grundkapital  der  Kasse  besteht  aus  einer  vom  »Staat  zur 
Verfügung  gestellten  Summe  von  lOOOiHli.Mi  Lire,  welche  zur  Hälfte 
hei  Ausserknrssetzung  der  biglietti  consorziali  auf  Grund  des  Ge- 
setzes betreffend  Abschaffung  des  Zwangskurses  gewonnen  und  zur 
Hälfte  ans  den  am  .'11.  Dezember  1800  verfügbaren  Reinerträgen 
der  Postsparkassen  genommen  wurden.  Zu  diesem  Grundkapital 
kommen  in  Zukunft  hinzu  Anweisungen,  welche  auf  Postkassen  und 
andere  öffentliche  Institute  gezogen  werden  dürfen,  sowie  Zu- 
wendungen, Vermächtnisse  und  Schenkungen,  sowohl  juristischer 
wie  physischer  Personen,  welche  für  einen  besonderen  Individual- 
zweck  oder  einen  näher  bezeichneten  Zweck  allgemeiner  Natur  nicht 
bestimmt  sind.  Die  .Tahreserträge  setzen  sieh  zusammen  aus  den 
Peinerträgen  der  Postsparkassen,  aus  den  Erträgnissen  der  Ver- 
waltung gerichtlicher  Depositen,  aus  den  Ki  t  rügen  herrenloser,  dem 
Staate  gebührender  Erbschaften,  aus  den  Zinsen  des  Vermögens- 
fonds und  aus  den  sonstigen  der  Kasse  zufallenden  Einnahmen. 

Jeder  eingeschriebene  Arbeiter  hat  der  Kasse  persönlich  oder 
durch  Vermittelung  anderer  einen  jährlichen  Beitrag  zu  leisten, 
welcher  100  Lire  nicht  übersteigen  darf,  nur  in  kleinen,  mindestens 
jedoch  50  centesimi  betragenden  Raten  bezahlt  werden  kann.  Der 
Jahresbeitrag  ninss  mindestens  0  Lire  betragen,  wenn  der  Einge- 
schriebene an  den  Erträgen  partizipieren  will. 

Die  Abrechnung  wird  frühestens  2-"»  Jahre  nach  Beginn  der 
Einzahlung  vorgenommen,  doch  ist  Voraussetzung,  dass  der  Ein- 
geschriebene .las  00.  Lebensjahr  vollendet  hat.  Hei  d*r  Abrechnung 
werden  alle  dem  betreffenden  Mitglied  zugeschriebenen  Beträge, 
sowohl  die  Beiträge  wie  die  Gewinnanteile,  zusammengerechnet: 
hiernach  wird  dem  eingeschriebenen  Mitgliede  eine  höchstpersönliche, 
lebenslängliche  Rente  festgesetzt. 

Die  Statuten  der  nationalen  Hilfskasse  wurden  durch  könig- 
liehe Verordnung  vom  18.  Juni  1800,  das  Keglement  für  ihre  tech- 
nische Organisation  wurde  durch  königliche  Verordnung  vom  10.  Juni 
1800,  das  Reglement  für  die  Filialen  durch  königliche  Verordnung 
vom  20.  Juli  1900  genehmigt. 

b)  Eürsorgeinstitnt  für  Eisenbahnbeamte. 

Endgültige  Vorschriften  enthält  das  Gesetz  vom  20.  März  1000. 
Dieses  Gesetz  gibt  Bestimmungen  über  die  Gestaltung  des  neuen 
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Fürsorgeinstitut.s  im  Hinblick  auf  die  am  1.  Januar  1897  neu  ein- 
tretenden Beamten,  es  bringt  eine  Neuorganisation  der  Statuten  der 
Pension»-  und  wechselseitigen  Unterstützungskassen  und  regelt  das 
in  der  Kasse  vorhandene  Defizit,  Durch  königliche  Verordnung  vom 
.lanuar  P.»ol  wurde  die  Verfassung  des  Instituts,  durch  Ver- 
ordnung vom  17.  März  15*01  wurde  ein  Reglement  über  die  Er- 
nennung der  Mitglieder  des  Verwaltungsausschusses  genehmigt. 

3.  Auswanderungswesen. 

Das  Gesetz  vom  31.  Januar  1901  stellt  als  allgemeines  Prinzip 
auf,  dass  in  den  Grenzen  des  geltenden  Rechts,  d.  h.  mit  Be- 
schränkungen für  Militärpersonen  und  eingeschriebene  Militärdienst- 
pflichtige, die  Auswanderung  frei  sei.  Dem  Minister  des  Auswärtigen 
wird  die  Befugnis  eingeräumt,  in  Übereinstimmung  mit  dem  Minister 
des  Innern  die  Auswanderung  nach  bestimmten  Gebieten  ans  Rück- 
sicht auf  die  öffentliche  Ordnung  oder  zum  Schutze  von  Leben,  Frei- 
heit und  Vermögen  der  Auswandernden  zeitweilig  zu  untersagen. 
Ferner  bespricht  das  Gesetz  die  Auswanderung  in  transozeanische 
Gebiete,  gibt  Strafvorschriften  und  enthält  besondere  Bestimmungen 
über  Staatsangehörigkeit  und  Militärdienst. 

Die  königliche  Verordnung  vom  10.  Juli  1901  lässt  das  oben- 
genannte Gesetz  am  3.  September  1901  in  Kraft  treten  und  ge- 
nehmigt ein  darauf  bezügliches  Reglement. 

IV.  Sanitätsweseii. 

Es  sollen  die  Gesetze  über  den  Verkauf  von  Serum,  über  die 
Hinrichtung  von  Apothekerschränken,  über  den  Verkauf  von  Chinin 
(nebst  Reglement),  über  die  Malaria,  sowie  das  allgemeine  Sanitäts- 
reglement und  das  Reglement  über  Pensinnskassen  der  Gemeinde- 
ärzte erwähnt  werden. 

1.  Herstellung  und  Verkauf  von  Serum. 

Das  diese  Materie  regelnde  Gesetz  vom  21.  Dezember  1899 
erfuhr  am  13.  Juni  1901  eine  Abänderung. 

Niemand  darf  ohne  ministerielle  Genehmigung  zu  Verkaufs- 
zwecken Vaccina,  Virus,  Heilserum,  Toxin,  Antitoxin  und  ähnliche 
Mittel  herstellen;  sämtliche  Erzengnisse  müssen,  bevor  sie  in  den 
Verkehr  gebracht  werden,  staatlich  auf  ihre  Reinheit,  Echtheit  und 
Unschädlichkeit  hin  untersucht  werden. 


Digitized  by  Google 


EroKKio  Foska-Makcini:  Italien.  985 

2.  Einrichtung  von  Apothekerachränken. 

Da«  Gesetz  vom  21.  Dezember  1899  bestimmt,  dass  in  Ge- 
meinden, wo  sich  eine  Apotheke  nicht  befindet  nnd  die  Apotheken 
anderer  Gemeinden  zn  weit  entfernt  oder  schwer  erreichbar  sind, 
der  Prefetto  nach  Anhörung  des  Provinzial-Gesnndheitsrats  die  Ein- 
führung eines  mit  den  unentbehrlichsten  Heilmitteln  versehenen 
Apothekerschrankes  anordnen  kann,  welcher  vom  Gemeindearzt  ver- 
wahrt und  verwaltet  wird. 

Das  hierzu  erlassene  Reglement  wurde  durch  die  königliche 
Verordnung  vom  14.  März  1901  genehmigt. 

3.  Handel  mit  Chinin. 

Das  Gesetz  vom  23.  Dezember  1900  spricht  dem  Finanz- 
ministerium die  Befugnis  zu,  Hydrochlorat,  Sulfat  und  Bisulfat  von 
Chinin  durch  Apotheker  und  privilegierte  Personen  verkaufen  zu 
lassen.  Das  Ministerium  kann  Chinin  von  den  Produzenten  un- 
mittelbar erwerben,  es  kann  aber  auch  zum  Amsterdamer  Marktpreise 
die  Rohstoffe  kaufen  und  Chinin  selbst  herstellen;  es  ist  berechtigt, 
zu  diesem  Zwecke  mit  einer  oder  mit  mehreren  Firmen  Privatver- 
träge von  höchstens  fünfjähriger  Daner  abzuschließen. 

Das  Reglement  zu  diesem  Gesetz  wurde  durch  königliche  Ver- 
ordnung vom  3.  März  1901  genehmigt.  Dasselbe  enthält  Vorschriften 
über  die  Art  und  Weise,  wie  das  Chinin  vom  Finanzministerium 
an  die  Apotheker  und  privilegierten  Verkäufer  und  von  diesen  an 
das  Publikum  abgegeben  werden  soll. 

4.  Malaria. 

Das  Gesetz  vom  2.  November  1901  bestimmt,  dass  in  Gebieten, 
welche  durch  königliche  Verordnung  für  malariagefährlich  erklärt 
werden,  Chinin  und  ärztlicher  Beistand  malariakranken  Arbeitern 
unentgeltlich  zu  gewähren  ist,  ferner  dass  Bäume,  welche  Zollbeamten, 
Chaussee-  und  Eisenbahnbeamten  sowie  Beamten  anderer  öffentlichen 
Behörden  als  Aufenthalt  dienen,  in  den  Monaten  Juni  bis  Dezember 
durch  geeignete  Vorrichtungen  gegen  Malaria  übertragende  Insekten 
zu  schützen  sind.  Das  Gesetz  stellt  Prämien  für  solche  Landwirte 
und  Industrielle  in  Aussicht,  welche  dieselben  Schutzmassregeln  im 
Interesse  ihrer  Bauern  und  Arbeiter  treffen. 

5.  Allgemeines  Sanit&tsreglement. 

Der  Ausführung  des  Gesetzes  über  den  Schutz  der  Hygiene 
und  über  die  öffentliche  Gesundheitspflege  vom  22.  Dezember  188S 
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dienen  mehrere  durch  königliche  Verordnung1  genehmigte  Reglements, 
darunter  ein  allgemeines  vom  9.  Oktober  1  Sjs*.»  und  einige  besondere. 
Die  königliche  Verordnung  vom  'i.  Februar  19<»1  genehmigt  ein 
neues  Reglement,  welches  das  allgemeine  beseitigt  und  mehrere  von 
den  besonderen  Reglements  ergänzt  und  verändert,  Pas  neue 
Reglement  gibt  Bestimmungen  über  Gesundheitsämter,  über  den 
nhersten  Gesnndheitsrat  und  die  provinzialen  Gesundheitsräte,  über 
die  Provinzial-.  Bezirks-  und  Gemeindeärzte,  über  das  öffentliche 
Gesundheitslaboratorium,  über  die  munizipalen  und  konsortialen 
hygienischen  Laboratorien,  über  ärztliche  und  chirurgische  Hilfe- 
leistungen, sowie  über  Geburtshilfe  in  den  Kommunen,  über  tier- 
ärztliche Hilfe  und  Kontrolle,  über  die  Ausübung  des  ärztlichen  Be- 
rufs, über  die  Hygiene  des  Erdbodens  und  der  Wohnungen,  der 
Getränke  und  Nahrungsmittel,  über  Massregeln  gegen  die  Verbreitung 
ansteckender  Krankheiten  und  sonstige  örtliche  hygienische  Mass- 
nahmen. 

6.  Pensionskasse  für  Gemeindeärzte. 

Pas  Gesetz  vom  14.  Juli  1*98  begründet  eine  besondere,  auf 
Gegenscitigkeitssystcin  beruhende  Pensionskasse  für  Arzte,  welche 
im  Dienste  des  Staates,  der  Provinzen,  Kommunen  und  Wohltat igkeits- 
anstalten  stehen  und  sonst  nicht  pensionsberechtigt  sind. 

Das  Ausführnngsreglement  wurde  durch  königliche  Verordnung 
vom  9.  März  1*99  genehmigt. 

• 

V.  Öffentliche  Schutzinassreireln  ^egeii  Unfälle. 

1.  Betriebsunfälle. 

Königliche  Verordnungen  vom  HS.  Juni  1*99  und  27.  Mai  iwn* 
genehmigten  ein  allgemeines  Reglement  über  die  Verhütung  von 
Unglücksfällen  in  industriellen  und  den  sonstigen  im  Gesetz  vom 
17.  März  1*9*  behandelten  Betrieben  und  ein  Reglement  über 
die  Verhütung  von  Unglücksfällen  in  den  ebenda  erwähnten  Bau- 
unteruehmungen  (vergl.  Jahrgang  1*99.  Seite  *01).  Die  königliche 
Verordnung  vom  1*.  Juni  1899  genehmigte  ein  Reglement,  betreffend 
Verhütung  von  Unfällen  in  Bergwerken  und  Gruben,  eine  andere 
Verordnung  vom  selben  Tage  genehmigte  ein  Reglement,  betreffend 
Verhütung  von  Unfällen  in  solchen  industriellen  oder  sonstigen  Inter- 
nehmungen.  wo  explodierende  Stoffe  bearbeitet  oder  angewendet 
werden.    Die  königliche  Verordnung  vom  14.  März  1901  genehmigte 
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ein  Reglement,  betretlend  Verhütung  von  Arbeitsunfällen  im  Eisen- 
bahnbetriebe. 

2.  Automobilverkehr 

Ein  Peglement  Uber  den  Automobilverkehr  wurde  durch  könig- 
liche Verordnung  vom  10..  .lanuur  1001  bestätigt  und  durch  könig- 
liche Verordnung  vom  21.  März  P.'Ol  wieder  aufgehoben.  Ein  neuer 
Text  wurde  durch  königliche  Verordnung  vom  2S.  Juli  11*01  ge- 
nehmigt. Das  Reglement  neuer  Fassung  ist  vollständiger  und  ge- 
währt dem  Automobil  verkehr  grössere  Freiheiten.  Es  setzt  z.  H. 
als  Höchstgeschwindigkeit  für  Fahrten  im  offenen  (Gelände  2"»  km, 
für  bewohnte  Hegenden  1">  km  pro  .Stunde  fest,  während  das  alte 
Peglement  für  letzteren  Fall  nur  1<>  km  pro  Stunde  erlaubte. 

VI.  Öffentliche  Sicherheit. 

1.  Ausnahmevorschriften. 

Die  königliche  Verordnung  vom  22.  Juni  1*0!»  enthielt  Er- 
gänzungen und  Abänderungen  des  Gesetzes  über  öffentliche  Sicher- 
heit nnd  Pressfreiheit.  Die  Verordnung  beschränkte  das  Versamm- 
lungsrecht und  die  Freiheiten  der  Presse  und  musste.  um  Gesetzeskraft 
zu  erlangen,  vom  Parlament  genehmigt  werden.  Der  Widerspruch 
der  Obstruktionspartei  hatte  zur  Folge,  dass  die  Verordnung  durch 
königliche  Verordnung  vom  '».  April  IOihi  von  demselben  Ministerium 
wieder  aufgehoben  ward«'. 

2.  Polizeioffiziere,  Sicherheitsbeamte  und  städtische  Polizisten. 

Die  königliche  Verordnung  vom  21.  August  P.«>1  genehmigt 
einen  zusammenfassenden  Text  der  Gesetze  über  Polizeioftiziere  und 
öffentliche  Sicherheitsbeamten. 

Die  königliche  Verordnung  vom  12.  Dezember  1001  ge- 
nehmigt das  dazugehörige  Ueglemeiit.  Eine  Verordnung  von  dem  selben 
Tage  genehmigt  ein  Reglement,  welches  die  städtischen  Polizisten 
W\ rillt. 

3.  Pässe. 

Die  königliche  Verordnung  vom  7.  Oktober  looo  pibt  Vor- 
schriften über  die  Ausstellung  in-  nnd  ausländischer  Pässe. 

VII.  Amnestie. 

1.  Gewöhnliche  Vergehen. 

a)  Die.  königliche  Verordnung  vom  4.  Juni  1*00  erliess  die 
Freiheit«-  und  Geldstrafen  für  die  bis  zum  Erlass  der  Verordnung 
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begangenen  Vergehen  folgender  Kategorieen:  für  Vergehen  gegen 
die  Arbeitsfreiheit,  Beleidigung,  Bedrohung,  Widerstand  gegen  die 
Staatsgewalt,  Sachbeschädigung  bei  öffentlichen  Demonstrationen  und 
Tumulten,  für  unerlaubte  Kritik  an  Regierungshandlnngen  des 
Königs  und  Einrichtungen  des  Staats,  Anstiftung,  Verherrlichung 
von  Verbrechen,  Teilnahme  an  verbrecherischen  Gesellschaften,  ferner 
für  die  Vergehen  im  zweiten  Buch  Titel  V  Kapitel  III  des  Straf- 
gesetzbuchs, nämlich  für  Aufreizung  zum  Bürgerkrieg,  für  bewaffnete 
Zusammenrottung,  für  Terrorisierung,  endlich  für  Duellvergehen. 
Von  der  Amnestie  wurde  ausgeschlossen,  wer  schon  wegen  Müssig- 
gangs  und  Landstreicherei  auf  Grund  des  Gesetzes  über  die  öffent- 
liche Sicherheit  mit  einem  polizeilichen  Verweise  bestraft  war,  ferner 
wer  sieh  einer  Straftat  schuldig  gemacht  hatte,  die  mit  von  Amts 
wegen  verfolgbaren  Vergehen  gegen  Person  und  Eigentum  verbunden 
war.  —  das  Duell  wurde  als  solche  Straftat  nicht  behandelt  — ,  ferner 
wer  sich  der  Festnahme  entzogen,  endlich  wer  wegen  Rückfalls  eine 
Freiheitsstrafe  von  mehr  als  zwei  Jahren  zu  verbüssen  hatte. 

b)  Die  königliche  Verordnung  vom  Dezember  1899  erteilte 
eine  neue  Amnestie  für  sämtliche  obengenannte  Delikte  —  nur  das 
Duell  wurde  ausgenommen  --,  ferner  Amnestie  für  die  Hinderung 
der  Verhandlungen  im  Senato  und  in  der  Camera  dei  Deputat]  und 
für  Übertretungen  gegen  Titel  I  Kapitel  I  des  Gesetzes,  betreffend 
die  öffentliche  Sicherheit,  d.  h.  für  Teilnahme  an  öffentlichen  Ver- 
sammlungen und  Aufläufen.  Auch  diese  Amnestie  erstreckte  sich 
nicht  auf  die  im  vorgenannten  Fall  ausgenommenen  Personen;  nur 
die  Rückfälligen  wurden  diesmal  nicht  ausgeschlossen. 

c)  Die  königliche  Verordnung  vom  11.  Juni  1900  erteilte 
Amnestie  wegen  Übertretungen  gegen  das  Strafgesetzbuch,  gegen 
das  Gesetz  über  die  öffentliche  Sicherheit,  das  Handelsgesetzbuch, 
das  Forstgesetz  und  andere  Sondergesetze.  Ausgeschlossen  wurde, 
wer  mit  Verweis  wegen  Müssiggangs  und  Landstreicherei  vorbe- 
straft war. 

d)  Die  königliche  Verordnung  vom  11.  November  1900  erteilte 
Amnestie  für  Pressdelikte,  Vergehen  gegen  Arbeitsfreiheit,  Duell- 
vergehen und  für  Fahrlässigkeitsdelikte,  für  Forstdiebstahl,  wenn  es 
sich  um  ein  Objekt  von  nicht  höherem  Werte  als  20  Lire  handelte, 
für  Übertretungen  gegen  das  Strafgesetzbuch,  das  Gesetz  über 
die  öffentliche  Sicherheit  und  andere  Sondergesetze.  Ausgeschlossen 
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wurde  wiederum,  wer  wegen  Müßiggangs  oder  Landstreicherei  mit 
einem  Verweise  vorbestraft  war. 

e)  Die  königliche  Verordnung  vom  1.  Juni  1901  erteilte  für 
alle  zu  d  genannten  Delikte  und  für  Desertion  von  Kauffahrtei- 
schiffen Amnestie.  Dieselbe  Verordnung  erliess  alle  Strafen,  welche 
durch  die  Bewegungen  von  1898  veranlasst  waren  oder  mit  ihnen 
in  Beziehung  standen,  nachdem  die  Strafen  von  militärischen  oder 
ordentlichen  Gerichtshöfen  in  Gegenwart  oder  in  Abwesenheit  der 
Verurteilten  verhängt  worden  waren.  Die  Verordnung  schloss  wiederum 
solche  Personen  aus,  die  einen  Verweis  erhalten  hatten,  ausserdem  die- 
jenigen, bei  welchen  die  Urteilsformel  ausdrücklich  aussprach,  das» 
die  Verurteilung  wegen  Mord  oder  Mordversuch,  wegen  Körperver- 
letzung mit  tödlichem  oder  besonders  verhängnisvollem  Ausgange 
erfolgt  sei. 

2.  Fiskalische  Kontraventionen. 

Amnestie  für  solche  Vergehen  erteilten  die  königlichen  Ver- 
ordnungen vom  11.  Juni  1899,  11.  November  1900  und  1.  Juni  1901. 

Till.  Statistik. 

Es  seien  nur  folgende  Bestimmungen  erwähnt:  Das  Gesetz 
vom  15.  Juli  1900  ordnet  für  den  Monat  Februar  1901  die  vierte 
Volkszählung  im  Königreich  Italien  an,  die  königliche  Verordnung 
vom  17.  Oktober  1900  genehmigt  ein  Ausführungsreglement  zu  diesem 
Gesetze;  die  königliche  Verordnung  vom  21.  September  1901  ge- 
nehmigt ein  Reglement,  nach  welchem  in  allen  Gemeinden  des 
Königreiches  Register  über  die  Bewegungen  der  Bevölkerung  ein- 
gerichtet und  geführt  werden  sollen;  die  königliche  Verordnung  vom 
29.  Dezember  1901  gibt  offiziell  die  Bevölkerungszahl  der  8202  Ge- 
meinden des  Königreichs  auf  32960307  Köpfe  an;  die  königliche 
Verordnung  vom  7.  Oktober  1900  endlich  vereinigt  die  geltenden 
Vorschriften  über  gerichtliche  und  notarielle  Statistik  aus  der  Zeit 
vom  17.  Dezember  1890  bis  zum  2.  März  1899  in  einem  zusammen- 
fassenden Text. 

IX.  Kirchliche  Angelegenheiten. 

1.  Reglement  für  die  allgemeine  Verwaltung  vakanter  Benefizien. 

(2.  März  1899.) 

Das  königliche  Besitz-  und  Verwaltungsrecht  an  vakanten  oder 
an  solchen  Benefizien,  welche  zwecks  Erhaltung  ihres  Bestandes  oder 
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zwecks  Ausübung  eines  Druckes  einem  Sequester  unterworfen  sind, 
sowie  die  Aufsicht  über  ausgeliehene  Benefizien  aller  Art  wird  im 
ganzen  Königreich  unter  der  Oberleitung  des  Justiz-  und  Kultus- 
ministeriums ausgeübt.  Die  Wahrnehmung  der  königlichen  Hechte 
ist  den  Economi  Generali  anvertraut,  welche  ihren  Sitz  in  Bologna. 
Florenz,  Mailand,  Neapel,  Palermo,  Turin  und  Venedig  haben  und 
ihre  Amtsobliegenheiten  entweder  unmittelbar  «»der  durch  Vermittelung 
von  Subeconomi  verrichten.  Der  Economo  hat  ausser  den  ausge- 
liehenen Benefizien  die  Verwaltung  der  zu  seinem  Bezirk  gehörigen 
Kirchen  und  Anstalten  zu  beaufsichtigen:  er  übt  auch,  wenn  ihm 
ältere,  noch  Geltung  besitzende  Vorschriften  nach  dieser  Richtung 
Rechte  einräumen,  auf  die  Verwaltung  der  Hüter  und  Erträge  von 
Vermächtnissen  und  sonstigen  in  seinem  Bezirke  bestehenden  be- 
sonderen Vermögensinassen  einen  Einflnss  aus. 

Der  Reinertrag  vakanter  Benefizien  steht  dem  Justiz-  und 
Kultusminister  zur  Verfügung  und  wird  von  diesem  als  Zusehuss 
für  Neuberufene,  zur  Unterstützung  von  Pfarrern  und  bedürftigen 
Priestern,  als  Beitrag  zur  Restaurierung  von  Kirchen,  Bischofssitzen 
und  Domherrnsitzen,  endlieh  zu  Wohltätigkeitszwecken  verwandt. 

Die  Aufsieht,  welche  die  Economi  über  ausgeliehene  Benefizien 
und  kirchliche  Institute  ausüben,  bezweckt  die  Erhaltung  des  Kirchen- 
vermögens  und  soll  die  Erfüllung  der  Staatsgesetze  und  der  in  Frage 
kommenden  Sondervorschriften  gewährleisten.  Die  Pflicht  der  Eco- 
nomi Generali  ist  es,  darüber  zu  wachen  und  nötigenfalls  durch 
geeignete  Massnahmen  darauf  hinzuwirken,  dass  Missbräuche. 
Schädigungen  und  Unregelmässigkeiten  nicht  vorkommen. 

Wenn  der  Economo  Generale  Kenntnis  von  der  Vakanz  eines 
Benefiziums  erhält,  muss  er  sofort  Schritte  tun.  um  die  mit  dem 
Benefiz  verknüpften  Einnahmen  in  Besitz  und  Verwaltung  zu  nehmen. 
Wenn  er  auf  Widerspruch  oder  Widerstand  stösst,  kann  er  die  Hilfe 
des  Staatsanwalts  iProeuratore  del  Re)  oder  des  Einzelrichters  (Pretore) 
anrufen.  Er  sorgt  dafür,  dass  der  Berufene  die  Benefizialerträge  nicht 
früher  in  Besitz  nimmt,  als  die  ordnungsmässige  Übergabe  auf  Grund 
eines  königlichen  exequatur  oder  placet  bewirkt  ist. 

Der  Economo  Generale  hat  die  seiner  Verwaltung  unterworfenen 
juristischen  Personen  zu  vertreten.  Er  allein  hat  die  gerichtliche 
Vertretung  vakanter  Benefizien.  inög«Mi  sie  klagen  oder  verklagt 
werden.    Diese  Vertretnngsbefugnis  ist  den  Subeconomi  übertragen. 
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soweit  BeMtzstreitigkeiten,  Miet>zins-.  Rentenstreitigkeiten  und  der- 
gleichen in  Frage  kommen,  jedoch  können  die  Subeconomi  Reehts- 
streitigkeiten  ohne  Ermächtigung  des  Economo  (Generale  nicht  weiter- 
verfolgen. Gelangen  andere  Sachen  oder  andere  Klagen  als  die 
obenbezeiehneten  vor  die  Suhecononii.  so  haben  sie  nur  diejenigen 
Massregeln  zu  treffen,  welche  unaufschiebbar  sind  und  der  Erhaltung 
der  Dinge  dienen. 

Die  Subeconomi  sind  vom  Economo  (Generale  abhängig  und 
üben  ihre  Verwaltung*-  und  Aufsichtspflichten  unter  seiner  Ober- 
leitung aus.  Sie  müssen  Kaution  stellen  und  werden  mit  einer  Prämie 
entlohnt,  welche  nach  der  Gesamtsumme  aller  für  die  Rechnung 
des  Economo  Generale  von  ihnen  vereinnahmten  Erträge  berechnet 
wird.    Die  Prämie  beträgt: 

10%  bis    5000  Lire, 
8  „  von    r.ooo  bis  loooo  Lire, 
5  r    ..    In ooo  ..   20000  .. 

1>  ..  _     JOOOO    ,     r.oooo  „ 
1  ..  ,.    50000  Lire  und  mehr. 
Die  Subeconomi  erhalten   Ersatz  für  die  verauslagten  Post- 
spesen und  besondere  Gebühren  und  Entschädigungen  für  gewisse 
tarifmässig  festgelegte  Tätigkeiten. 

Die  Ecouomi  Generali  teilen  sich  in  zwei  Klassen  mit  7ooo 
bis  SOOO  Lire  Gehalt.  Sie  haben  Bureaus  mit  mehreren  Ver- 
waltung*-, Kechnnngs-  und  Aufsichtsbeamtenr  deren  Pnterhaltung 
einschliesslich  Lohn  des  Dienstpersonals  und  Gehalt  der  Ecouomi 
Generali  das  Staatsbudget  mit  57:1000  Lire  jährlich  belastet. 

2.  Gesetz  und  Reglement,  betreffend  Erhöhung  der  den  Pfarrern 
zu  gewährenden  Zuschüsse. 

Die  mit  Gesetzeskraft  versehene  Verordnung,  welche  Prinz 
Eugen  von  Savoyen-Carignano  als  Generalvertreter  des  Königs 
Victor  Emanuel  II.  am  7.  Juli  IHM  ergehen  Hess,  nahm  den  religiösen 
Orden,  den  religiösen  Korporationen  und  Kongregationen  regulärer 
und  sekularer  Natur,  den  Bewahranstalten  und  Zufluchtsstätten,  welche 
Gemeinschaft  des  Lebens  fordern  und  kirchlichen  Charakter  tragen,  die 
staatliche  Anerkennung  und  zog  ihre  Wohn-  und  Anstaltsgebäude  ein. 

Nicht  eingezogen  und  zu  Gunsten  des  Staats,  der  Provinzen 
oder  Kommunen  verwertet  wurden  die  Immobilien  der  Pfarrgemeinde- 
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benehzien  und  der  Chiese  reeettizie.  Eine  Ergänzungszulage,  welche 
der  Knltusfonds  nach  Massgabe  der  verfügbaren  Mittel  aufbringen 
sollte,  wurde  denjenigen  Pfarrern  bewilligt,  deren  Pfarreinkünfte, 
einschliesslich  der  nach  einem  dreijährigen  Durchschnitt  zu  be- 
rechnenden ausserordentlichen  Einnahmen,  die  Summe  von  800  Lire 
jährlich  nicht  erreichten.  Die  Ergänzungszulage  konnte,  wo  be- 
sonders schwierige  Orts-  und  Verkehrsverhältnisse  nicht  gegeben 
waren,  ganz  oder  teilweise  denjenigen  Pfarrern  versagt,  werden,  deren 
Gemeinde  weniger  als  200  Köpfe  zählte. 

Das  Gesetz  vom  30.  Juni  1892  gewährte  die  Ergänzungs- 
zulage ohne  Unterschied  allen  Pfarrern  des  Königreichs,  welche 
jährlich  nach  Abzug  der  Patrimoniallasten  weniger  als  800  Lire 
Nettoeinahmen  hatten.  Gleichzeitig  stellte  das  Gesetz  in  Aussicht, 
sobald  verfügbare  Mittel  genügend  vorhanden  seien,  sollte  der 
Mindestbetrag  der  jährlichen  Nettoeinnahnieu  auf  900,  ja  bis  auf 
1000  Lire  gesteigert  werden. 

Das  Gesetz  vom  4.  Juni  1899  endlich  bestimmt,  dass  die  den 
Pfarrern  zu  gewährende  Ergänzungsznlage  vom  1.  Juli  1899  ab 
derart  erhöht  werden  solle,  dass  die  Jahreseinkünfte  einschliesslich 
der  ausserordentlichen  Einnahmen  nach  Abzug  aller  Lasten,  Steuern 
und  Gebühren,  der  Patrimoniallasten  und  der  anderen  die  Einkünfte 
schmälernden  rechtlichen  Lasten  900  Lire  betragen. 

Das  Ausführungsreglement  zu  diesem  Gesetze  gibt  Bestimmungen 
über  die  Berechnung  der  Aktiva  und  Passiva  der  Parochialbenefizien. 
über  die  Festsetzung  der  Ergänzungszulage  und  über  Reklamationen. 

iehes  l'nterrichtswesMi. 

Auf  diesem  Gebiete  sind  in  dem  von  uns  betrachteten  Zeitraum, 
besonders  in  den  Jahren  1900  und  1901,  sehr  zahlreiche  Vorschriften 
ergangen.    Wir  erwähnen  die  folgenden: 

a)  Das  Gesetz  vom  15.  Juli  J900  ermächtigt  die  Pepositen- 
und  Darlehnskassen  der  Gemeinden  des  Königreichs.  Darlehn  zur  Er- 
bauung. Erweiterung  und  Ausbesserung  von  Schulgebünden  zu  ge- 
währen. 

h)  Die  königliche  Verordnung  vom  25.  November  1900  be- 
stätigt das  Ausführungsreglement  zu  vorstehendem  Gesetz. 

c)  Die  königlichen  Verordnungen  vom  28.  August  und  9.  Ok- 
tober 1900  enthalten  Vorschriften,  welche  auf  eine  bessere  Regelung 


Digitized  by  Google 


Elukniu  Fossa-.Mancini:  Italien. 


993 


des  Matnritätsexamens  in  Mittelschulen  abzielen.  In  Gymnasien  und 
Lyzeen,  in  technischen  Schulen  und  Anstalten,  in  nautischen  In- 
stituten wird  das  Maturitätsexamen  obligatorisch  gemacht. 

d)  Die  königliche  Verordnung  vom  •'{.  Februar  1901  genehmigt 
ein  neues  Reglement  für  Gymnasien  und  Lyzeen. 

e)  Die  königliche  Verordnung  vom  25.  April  1001  bringt  Ab- 
änderungen der  Prüfungsordnung  für  das  Maturitätsexamen  in  Lyzeen. 

f)  Die  königliche  Verordnung  vom  10.  Mai  1901  ruft  zwei 
beratende  Kommissionen  ins  Leben;  die  eine  ist  dem  Ministerium  für 
öffentlichen  Unterricht  beigeordnet,  die  andere  ist  ihm  untergeordnet. 
Die  letztere  ist  mit  der  Beratung  in  folgenden  Angelegenheiten  be- 
traut: in  Beschwerden  betreffend  Zulassungen,  Versetzungen  und 
Bestrafungen  aller  Art,  soweit  die  höhere  Beratungskommission  nicht 
zuständig  ist;  in  Beschwerden  betreffend  Personalveränderungen  in 
unteren  Schulen,  Xormalschnlen  und  in  Schulen,  welche  der  Ver- 
waltung einer  Zentral-  oder  Provinzialbehörde  unterstehen  ;  in  Streitig- 
keiten zwischen  Lehrern,  Kommunen  und  Provinzialschulräten  be- 
treffend Rangordnung  der  Schulen,  Ernennung,  Verabschiedung  und 
Bestrafung  von  Elementarlehrern;  endlich  in  Streitigkeiten,  welche 
nicht  vor  die  höhere  Beratungskonimission  gehören  und  vom  Minister 
der  niederen  Kommission  vorgelegt  werden. 

g)  Die  königliche  Verordnung  vom  14.  Oktober  1001  genehmigt 
ein  Reglement  über  Unterstützungen,  Belohnungen  und  Gratifikationen 
für  untere  und  Volksschulanstalten. 

h)  Die  königliche  Verordnung  vom  K.  Januar  1*00  genehmigt 
die  Statuten  des  königlich  italienischen  internationalen  Instituts. 

Das  Institut  bezweckt,  die  Beziehungen  zwischen  Italienern  und 
Ausländern,  insbesondere  zwischen  Mutterland  und  Kolonieen  zu 
stärken  und  zu  entwickeln,  es  will  vornehmlich  die  Söhne  von  im 
Auslände  lebenden  Italienern  und  junge  Ausländer  im  Geiste  der 
italienischen  Ideen-  und  Kulturwelt  ausbilden  und  erziehen.  Zu 
diesem  Zwecke  unterhält  das  Institut  in  Turin  eine  königliche 
Handelsschule,  ferner  ein  Pensionat,  welches  junge  Leute,  die  in 
der  Handelsschule  oder  in  anderen  Turiner  Anstalten  eintreten 
wollen,  aufnimmt  und  erzieht. 

i>  Die  königliche  Verordnung  vom  "».  Dezember  1001  gründet 
eine  diplomatische  Kolonialschnle,  welche  mit  der  juristischen 
Fakultät  der  Universität  Rom  verbunden  ist.  Diese  Schule  will  die 
Jahrbuch  der  Internat.  Vereinigung.  6.  u.  7.  Bd.  ti.'i 


9*14 


(iesetzgebung  and  Literatur. 


höhere  «li[»loiuat ische  Pildung  geben,  will  Leuten,  die  eine  vom 
Minister  des  Auswärtigen  abhängige  Laufbahn  ergreifen,  geeignete 
Vorbereitung  gewähren,  will  die  Verbreitung  wissenschaftlicher 
Kenntnisse  fördern,  welche  dem  Answanderungswesen,  Handel  und 
Verkehr,  friedlichen  Eroberungen  Italiens  im  Auslände  zu  gute 
kommen.    Die  einzelnen  Disziplinen  sind: 

1.  diplomatisches  Konsulat--  und  Seerecht,  Geschichte  der  diplo- 
matischen Verträge: 

2.  Auswanderung»-  und  Kolonialpolitik; 

:{.  Handelspolitik   und   vergleichende  Wissenschaft  der  Zolltarif- 
gesetzgebung: 
4.  politische  Kolonialgeographie. 

Diesen  Disziplinen  können  noch  andere  hinzugefügt  werden, 
ji  Das  Gesetz  vom  2f>.  Dezember  1901  handelt  von  dem  Erwerbe 
der  Gallerien  und  Museen  des  Principe  Porghese  und  bewilligt  hier- 
für :it;oOO0O  Lire;  die  Summe  soll  in  1<>  Jahresraten  von  je 
:;i;<ioimi  Lire,  beginnend  mit  .lein  Dudget  li«H  lütrj,  zur  Auszahlung 
gelangen. 

XI.  Landwirtschaft,  Industrie,  Handel  und  Verkehr. 

1.  Weinfälschung. 

Am  2'».  März  1  IHM.»  erging  ein  tiesetz,  welches  zur  Ver- 
hütung von  Fälschungen  bei  der  Weinbereitung  und  beim  Handel 
mit  Wein  Massregeln  trifft.  Das  Reglement  zu  diesem  Gesetz  wurde 
am  l'y.  Oktober  1900  genehmigt  und  am  3.  März  1901  durch  eine 
neue  königliche  Verordnung  in  einigen  Punkten  allgeändert. 

Königliche  Verordnungen  vom  1(5.  Mai  und  4.  Oktober  1901 
hoben  die  Vorschriften  des  Reglements  über  Alkoholzusatz  in  den 
zum  Export  bestimmten  Weinen  für  die  Zeit  bis  zum  :U.  Dezember 
P.iOl  auf  und  änderten  das  Reglement  auch  in  sonstiger  Peziehnng 
ab.    In  neuer  Form  wurde  es  am  IT».  Dezember  1901  bestätigt. 

2.  Reblaus. 

Das  Gesetz  vom  G.  Juni  1901  rief  ein  Konsortium  der  Wein- 
bergbesitzer in  den  Provinzen  Pari,  Foggia  und  Lecce  zur  Abwehr 
der  Reblaus  ins  Leben. 

3.  Schutz  gegen  Hagelschaden. 

Das  (iesetz  vom  9.  Juni  1901  bestätigt  die  Statuten  der 
zwischen  Grundbesitzern  und  Pächtern  geschlossenen  Vereinigungen 
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zum  Schutze  gegen  Hagel.  Die  königliche  Verordnung  vom 
11.  November  1901  genehmigt  das  betreffende  Reglement. 

4.  Urbarmachung. 

Die  königliehe  Verordnung  vom  22.  März  1  900  genehmigt  einen 
zusammenfassenden  Text  der  Gesetze  über  Austrocknung  von  Sümpfen 
und  Sumpfgebieten. 

Diese  Gesetze  enthalten: 

a)  Vorschriften  über  Urbarmachung  im  allgemeinen  und  die  Sonder- 
bestiinmungen  für  die  Gruppen  la  und  2  a. 

b)  Die  Reihenfolge  der  Urbarmachungsarbeiten  und  Vorschriften 
über  die  Verwaltung  der  ihrer  Ausführung  dienenden  Fonds. 

Die  königliche  Verordnung  vom  21.  Oktober  1000  genehmigt 
das  betreffende  Reglement. 

5.  Ritterorden. 

Die  königliche  Verordnung  vom  9.  Mai  lOOl  stiftete  einen 
Ritterorden  für  Verdienste  in  Landwirtschaft.  Industrie,  Handel  und 
Verkehr.  Der  Orden  kann  auch  Arbeitern  verliehen  werden,  wenn 
sie  sich  durch  ihre.  Mitarbeit  bei  irgend  einer  Aufgabe,  bei  der 
Produktion  oder  in  einer  Verwaltung  Verdienste  um  die  Landwirt- 
schaft, Industrie,  Handel  und  Verkehr  erworben  haben.  Die 
Dekoration  besteht  in  einem  goldenen,  grün  emaillierten  Kreuz  an 
rotgrün  rotem  Hände. 

XII.  Handelsmarine. 

Das  Gesetz  vom  23.  Juli  1*90  stiftet  auf  die  Dauer  von 
10  Jahren  Prämien  für  Schiffbau  und  Navigation. 

Die  königliche  Verordnung  vom  16.  November  1900  beschränkt 
die  Schiffbaupräniien  auf  diejenigen  Schiffe,  deren  Hau  schon  am 
28.  November  1809  zur  Anmeldung  gelangt  war,  und  setzt  im  übrigen 
sowohl  Schiffbau-  wie  Navigationsprümien  herab. 

Das  Gesetz  vom  16.  Mai  1001  versieht  die  obengenannte  Ver- 
ordnung mit  Gesetzeskraft  und  ändert  sie  in  einigen  Punkten  ab; 
der  Anmeldungstermin  für  Schiffbauprämien  wird  z.  H.  vom  28.  No- 
vember auf  den  30.  September  1800  verlegt,  die  Navigationsprämien, 
welche  durch  die  Verordnung  von  19<>0  bis  beinahe  auf  die  Hälfte 
ihres  ursprünglichen  Retrages  herabgesetzt  worden  waren,  werden 
wieder  erhöht. 

(V.\  ■ 
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XIII.  Budget. 

1.  Voranschlag  für  die  Einnahmen  und  Ausgaben  des 
Finanzjahres  1898;  1899.    (Gesetz  vom  2*5.  Januar  1899.) 

Wirkliche  Gesamteinnahmen  .    .    1028459024,89  Lire. 
Wirkliche  Gesamtausgaben    .    .    1035242303,68  „ 

Defizit         6783278.88  Lire. 

Die  Ausgaben  verteilen  sich  folgendennassen  auf  die  einzelnen 
Ministerien: 

Staatstresor   

Finanzministerium  .    .  . 
Justiz-  und  Kultusministerium 
Ministerium  des  Auswärtigen 
Unterrichtsministerium 
Ministerium  des  Innern  . 


Öffentliche  Arbeiten  .  . 
Post  und  Telegraph  .  . 
Kriegsministerinm  .    .  . 

Marine  

Landwirtschaft.  Industrie.  Handel 

und  Verkehr   12292968,12 


747  402041,32  Lire. 
1X4  980  507,49 
40  5:15121,94 
10016800.00 
44  755  545.:}.$ 
69  722  060.79 
75035  357.00 
62308177.69 
273  874000,00 
108  319124,00 


- 

H 

n 
•■ 

n 
Ii 

H 


2.  Voranschlag  für  die  Einnahmen  und  Ausgaben  des 
Finanzjahres  1899/1900.    (Gesetz  vom  27.  Februar  1900.) 
Wirkliche  Gesamteinnahmen  .    .    1650203049,02  Lire, 
Wirkliche  Gesamtausgaben    .    .    1646638319,47  r 


Überschuss  3624  729,55  Lire. 

Die  Ausgaben  verteilen  sich,  wie  folgt,  auf  die  einzelnen 
Ministerien: 


Staatstresor  

Finanzministerium  

Justiz-  und  Kultusministerium 
Ministerium  des  Auswärtigen  . 
Unterrichtsministerium    .    .  . 
Ministerium  des  Innern  .    .  . 

Öffentliche  Arbeiten  7N08*825t97 

Dost  nnd  Telegraph  Ol  192 453,00 

Krie-sministerinm   2595*7  oo 


751  195  745,83  Lire. 
191599284,22  „ 
40040199,00  r 
10025  951.50  .. 
45082004.73 
69918StiO,33 


r 
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Marine   117002*20,00  Lire 

Landwirtschaft,  Industrie,  Handel 

und  Verkehr   12  702568,83  r 

3.  Voranschlag  für  die  Einnahmen  und  Ausgaben  des 
Finanzjahres  1900  1901.    (Gesetz  vom  30.  Dezember  1900.) 
Wirkliche  Gesamteinnahmen  .    .    1  ^»7ü  n81» G7<i,s  1  Lire. 
Wirkliche  Gesamtausgaben    .    .    1 662  235  797.51  „ 

Überschnss:       11654  879,10  Lire. 

Die  Ausgraben  verteilen  sich  folgendermassen  auf  die  einzelnen 
Ministerien : 

Staatstresor  74<S  "»:>S  577,2 1  Lire. 


Justiz-  und  Kultusministerium 

40980685,06 

n 

Ministerium  des  Auswärtigen  .  . 

16239298,96 

Unterichtsuiinistcrium  .... 

47  334  208,96 

- 

Ministerium  des  Innern  .... 

«>«»  «.*r,7  l*l(»T7»» 

r* 

Otl'entliche  Arbeiten  

79259523,oo 

Post  und  Telegraph  

00404  11»  1,00 

•' 

110917841.29 

- 

Landwirtschaft,  Industrie,  Handel 

13  207  270,43 

•• 

4  Voranschlag  für  die  Einnahmen  und  Ausgaben  des 
Finanzjahres  1901  1902.    (Gesetz  vom  7.  Juli  1901.) 
Wirkliehe  Gesamteinnahmen  .    .    1748  074  "»34,25  Lire. 
Wirkliche  Gesamtausgaben    .    .    1728000804,02  m 

Überschnss:       20004  720,33  Lire. 
Die  Ausgaben  verteilen  sich  folgendermassen  auf  die  einzelnen 
Ministerien : 

Staatetresor   800  740273,40  Lire. 

Finanzministerium   108  226933,39  „ 

Justiz-  und  Kultusministerium  .  41188394,41  r 
Ministerium  des  Auswärtigen  .    .      10248409,30  „ 

Unterrichtsministerium    ....  47718704,48  „ 

Ministerium  des  Innern  ....  70070838,48  „ 

Öffentliche  Arbeiten   81470032,00  „ 

Post  und  Telegraph   08331891,00 
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Kriegsministerium  

Marine  

Landwirtschaft.  Industrie,  Handel 


2«2 104  «00,00  Lire 
1 20 1:.2  430,00  .. 


und  Verkehr 


13011«0:»,4« 


XIII.  Finaiizgesetze. 


Wir  erwähnen  nur: 
1.  Rückerstattung  und  Verkauf  der  wegen  Grundsteuerschulden 
dem  Staate  verfallenen  Güter.    (Gesetz  vom  2«.  Januar  1891».) 

Die  im  Zwangsverfahren  wegen  Steuerschulden  dem  Fiskus 
in  den  Jahren  In;»«,  1897  (»der  früher  verfallenen  Immobilien,  welche 
sich  am  2*5.  Januar  1899  noch  im  Besitze  des  Fiskus  befinden,  dürfen 
ohne  »Stempel-  und  Umschreibungsgebühr  dem  früheren  Eigentümer, 
seinem  Erben  oder  einem  darum  sich  bewerbenden  Dritten  abgetreten 
werden,  wenn  der  betreffende  bis  zum  31.  Dezember  1902  eine  dem 
Jahrcsbetrage  der  Staatssteuer  entsprechende  Summe  bezahlt.  Der 
frühere  Eigentümer  hat  das  Vorrecht. 


Das  Gesetz  vom  7.  Juli  1001   führt,  ein  neues  Kataster  ein 
und  regelt  dementsprechend  das  Umschreibungsverfahren. 


Die  königliche  Verordnung  vom  !».  Dezember  1000  bringt  eine 
Zusammenstellung  der  geltenden  Zolltarife. 

Die  Znsammenstellung  erklärt  den  Umfang  der  Tarifpositionen. 
zählt  die  Waren  nach  ihren  im  Sprachgebrauch  und  im  Verkehr 
üblichen  Bezeichnungen  auf  und  nennt  die  Positionen,  in  welchen 
die  Produkte  je  nach  ihrer  Bearbeitungsform  aufgeführt  oder  ent- 
halten sind. 


Das  Gesetz  vom  1.  März  1000  änderte  das  Gesetz  über  Be- 
steuerung des  im  Inlande  bereiteten  Zuckers  und  das  dazugehörige 
Keglement  ab.  Das  letztere  winde  in  seiner  Form  durch  die  könig- 
liche Verordnung  vom  «.  Juni  1001  genehmigt. 


Die  königliche  Verordnung  vom  28.  Januar  1900  genehmigt 
ein  Keglement  über  finanzielle  Kontrolle  der  Grenzseeen  und  der 
Lagunen  von  Venedig. 


2.  Kataster  und  Katasterumschreibung. 


3.  Zolltarife. 


4.  Zuckersteuer. 


5.  Finanzielle  Kontrolle  der  Seeen. 
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6.  Salz  und  Tabak. 

Die  königlich«*  Verordnung  vom  8.  November  19oo  genehmigt 
ein  Keglement  für  inländische  Tabakskultur. 

Die  königliche  Verordnung  vom  1.  August  190 1  genehmigt 
ein  Ausführungsreglement  zum  Gesetz  betreffend  das  ausschliessliche 
Tabaks-  und  Salzmonopol  und  beseitigt  das  bis  dahin  gültige  Reglement 
vom  0.  Januar  1895. 

7.  Gebühren  für  Pfanddarlehn. 

Die  königliche  Verordnung  vom  27.  April  1899  genehmigt  ein 
Ausführungsreglenient  zum  Gesetz  vom  7.  April  1*98  über  die  Ge- 
bühr für  Darlehn  und  Unterstützungen  gegen  Hinterlegung  und 
Verpfändung. 

XIV.  Emissionen. 

Wir  erwähnen  nur  folgende  Bestimmungen: 
ai  Die  königliche  Verordnung  vom  1».  Oktober  1900  bringt 
einen  zusammenfassenden  Text  der  gesetzlichen  Vorschriften  über 
Emissionen  und  Umlauf  von  Banknoten;  sie  berücksichtigt  alle  in 
der  Zeit  vom  30.  April  1*74  bis  21.  Dezember  18;»;»  erlassenen  Be- 
stimmungen. 

b)  Die  königliche  Verordnung  vom  ls.  Juni  18;»;»  genehmigt 
neue  Statuten  der  Bank  von  Italien. 

Die  früheren  Statuten  waren  durch  königliche  Verordnung  vom 
IG.  April  1890  genehmigt  worden. 

c)  Die  königlichen  Verordnungen  vom  20.  August  1*!»!»  und 
2<>.  Januar  1901  genehmigen  neue  Statuten  der  Banken  von  Neapel 
und  Sizilien. 

XV.  Das  köngliehe  Heer. 

Folgende  Vorschriften  verdienen  Beachtung: 

a)  Das  Gesetz  vom  Mai  1901  bewilligt  ausserordentliche 
militärische  Ausgaben  für  den  sechsjährigen  Zeitraum  von  1900  1901 
bis  19051906. 

In  jedem  Finanzjahr  sollen  10  Millionen  ausgegeben  werden, 
ausserdem  die  Gelder,  welche  aus  Verkäufen  von  Befestigungswerken. 
Grundstücken,  Gelände,  Waffen  und  sonstigen  Materialien,  welche 
sich  im  Besitze  der  Kriegsverwaltnng  befinden  und  zur  nationalen 
Verteidigung,  für  den  Bedarf  der  Armee  nicht  mehr  nötig  sind,  ge- 
wonnen werden. 
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Ii)  Die  königliche  Verordnung  vom  12.  Dezember  1901  genehmigt 
ein  Reglement  betreffend  Veräusseruug  von  der  Kriegsverwaltung  ge- 
hörigen, zur  Landesverteidigung  nicht  mehr  erforderlichen  Immobilien. 

c)  Die  königliche  Verordnung  vom  IG.  Mai  1900  genehmigt 
einen  zusammenfassenden  Text  des  Gesetzes  über  mlitärische  Grund- 
gerechtigkeiten, nämlich  des  Gesetzes  vom  19.  Oktober  185!»,  dessen 
Geltung  durch  Gesetz  vom  22.  April  18G6  auf  das  ganze  Königreich 
ausgedehnt  war,  und  des  Gesetzes  vom  10.  Dezember  1899. 

Das  Ausführnngsreglement  hieran  wurde  durch  königliche 
Verordnung  vom  11.  Januar  1901  genehmigt. 

d)  Die  königliche  Verordnung  vom  8.  November  1900  stiftete 
ein  Dienstalterskreuz  für  Militärpersonen  aller  Rangstufen  in  Armee 
und  Marine. 

Das  Kreuz  wird  in  Gold  und  in  Silber  geprägt;  das  silberne  er- 
halten alle  aktiven  Mililtärpersonen,  welche  IG  und  mehr  Jahre  gedient 
haben,  das  goldene  empfangen  Offiziere,  welche  25  und  mehr  Jahre 
gedient  haben;  das  goldene  Kreuz  mit  Königskrone  wird  Offizieren 
verliehn,  welche  auf  40  Jahre  tatsächlicher  Dienstzeit  zurückblicken. 

Das  Kreuz  wird  an  einem  grünen,  mit  weissem  Längsstreifen 
durchwirkten  Band  auf  der  Brust  getragen. 

e)  Die  königliche  Verordnung  vom  25.  August  1899  genehmigt 
ein  Reglement  über  den  Dienst  der  Intendanten  in  Kriegszeiten; 
sie  enthält  allgemeine  Vorschriften  über  die  den  Intendanten  ob- 
liegenden Dienstverrichtungen  und  besondere  Bestimmungen  über 
die  Beurkundung  von  Oeburts-  und  Todesfällen  und  über  die  Auf- 
nahme von  Testamenten. 

fl  Eine  andere  königliche  Verordnung  vom  25.  August  1899 
genehmigt  ein  Reglement  für  den  Dienst  der  königlichen  Carahinieri 
in  Kriegszeiten. 

g)  Eine  weitere  königliche  Verordnung  vom  25.  August  1899 
genehmigt  ein  Beglement  über  den  Sanitätsdienst  in  Kriegszeiten. 

hl  Eine  vierte  königliche  Verordnung  vom  2:5.  August  1899  ge- 
nehmigt ein  Reglement  über  den  Dienst  der  Tierärzte  in  Kriegszeiten. 

XVI.  Eisenbahnen  und  öffentliche  Arbeiten. 

I.  Eisenbahnen. 

Abgesehen  von  einigen  Konzessionen,  betreffend  Bau  und  Be- 
trieb von  Sekundärbahnen,  sind  folgende  Vorschriften  zu  erwähnen: 
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a)  Zwei  Nachträge  zum  Reglement  vom  31.  Oktober  1.S73 
über  Eisenbahnpolizei.  Verkehrssicherheit  und  Regelmässigkeit  des 
Betriebs. 

Der  erste  Nachtrag,  durch  königliche  Verordnung  vom 
8.  Januar  1890  genehmigt,  enthält  Vorschriften  für  elektrisch  be- 
triebene Bahnen,  der  zweite  Nachtrag,  datiert  vom  22.  März  1000, 
handelt  vom  Betriebe  und  der  wirtschaftlichen  Verwaltung  der 
Eisenbahnen. 

b)  Das  Gesetz  vom  21.  Dezember  1*09  gibt  Bestimmungen 
über  Eisenbahnpolizei. 

Die  Verspätungen  der  Eisenbalmzüge  werden  als  t'ber- 
tretnngen  im  Sinne  des  Strafgesetzbuchs  aufgefasst,  für  welche  die 
gesetzlichen  Vertreter  der  Eisenbahngesellschaft,  General-  und  Be- 
triebsdirektoren, verantwortlich  sind  und  mit  Geldstrafen  bestraft 
werden.  Das  Strafverfahren  wird  eingestellt,  wenn  der  Betreffende 
die  gesetzlich  festgesetzte  Strafe  und  die  Kosten  des  Verfahrens  zahlt. 

c)  Die  königliche  Verordnung  vom  17.  Juni  1900  genehmigt 
ein  zur  Ausführung  des  Gesetzes  vom  27.  Dezember  180<i  erlassenes 
Reglement  über  Strassenbahnen.  Kleinbahnen  und  mechanische  Be- 
förderungsmittel. 

2.  Häfen,  Strandwesen  und  Leuchttürme. 

Die  königliche  Verordnung  vom  9.  Mai  1901  genehmigt  ein 
Ausführungsreglement  zu  dein  diese  Materie  regelnden  Gesetz  vom 
2.  April  188ö. 

Das  Reglement  hat  174  Artikel  und  besteht  aus  zwei  Teilen: 

1.  Klassifikation  der  Häfen.  Strandgebiete  und  Leuchttürme,  Auf- 
zählung der  Werke  und  der  erforderlichen  Aufwendungen. 

2.  Zuständigkeit   und   wechselseitige  Beziehungen   der  See-  und 
Kommunalbehörden  und  der  Bureaus  des  Zivilingenieurkorps. 

XVII.  Post  uiid  Telegraph. 
1.  Zusammengefasste  Postgesetze. 

Durch  Gesetz  vom  2.  März  18t»!»  wurde  das  zu  Washington 
unterzeichnete  internationale  Postabkommen  vom  1"».  Juni  1807  zur 
Ausführung  gebracht,  durch  königliche  Verordnung  vom  3.  April 
1*99  das  darauf  bezügliche  Reglement  genehmigt.  Das  Gesetz  er- 
mächtigt die  Regierung,  innerhalb  einer  sechsmonatigen  Frist  die 
früheren  Postgesetze  in  einem  zusammenfassenden  Texte  zu  vereinigen. 
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Dieser  Text  wurde  durch  königliche  Verordnung1  vom  24.  Dezember 
ls«>9  genehmigt ;  er  enthält  das  zusammenfassende  (iesetz  vom  2<>.  Juni 
lSH'.i,  die  abändernden  Gesetze  vom  12.  Juni  ls;»0  und  28.  Juni 
lsiM.  sowie  das  am  Anfang  genannte  Gesetz  vom  2.  März  18i«H.  In 
sii  Artikeln  und  -U  Paragraphen  wird  alles  beliandelt.  was  mit 
der  Posiverwaltung  zu  tun  hat. 

2.  Allgemeines  Reglement  über  Postdienst.     (Königliche  Ver- 

ordnung vom  lo.  Februar  liM'H.) 
Das  Reglement  besteht  aus  2s  Kapiteln  und  2">S  Artikeln; 
es  ist  lediglich  eine  Ausführungs-  und  Ergänzungsvorschrift  zu  dem 
unter    1    besprochenen  (iesetz:    dieses    hatte   verschiedentlich  die 
Regelung  einzelner  Punkte  einem  besonderen  Reglement  vorbehalten. 

3.  Organisatorisches   Reglement  über  Neuordnung  von  Post- 
und  Telegraphenverwaltung.  (Königliche  Verordnung  vom  14.  Ok- 
tober H»nii). 

In  :I7!<  Artikeln  und  zwei  Teilen  ist  ai  von  der  Regelung  des 
Dienstes,  b)  vom  Personal  die  Rede. 

4.  Reglement  betreffend  den  Telegraphendienst  in  Kriegszeiten. 

(Königliche  Verordnung  vom  5.  März  1k;»!».i 

Der  Telegraphendienst  in  Kriegszeiten  hat  die  Aufgabe,  einen 
möglichst  sicheren  Verhehr  zwischen  den  einzelnen  Armeekorps  unter 
sich  und  zwischen  dem  Heer  und  der  Heimat  zu  vermitteln.  Diesem 
Zwecke  dient  das  gewöhnliche  Telegraphennetz.  welches  in  der  Regel 
vom  Personal  und  mit  Material  der  staatlichen  Telegraphenver- 
waltung bedient  wird;  ferner  dienen  ihm  die  militärischen  Telegraphen- 
linien und  -Stationen,  welche  ausschliesslich  mit  Personal  und  Material 
der  Mtlitäringenieure  bedient  werden.  Der  gewöhnliche  Telegraphen- 
dienst wird,  besonders  in  der  Nähe  des  Heeres,  in  geeigneter  Weise 
abgeändert  und  unterhält  mit  ihm  ununterbrochene  Verbindung;  er  ver- 
mittelt einen  schnellen  Verkehr  mit  der  Heimat  und  ermöglicht  eine 
enge,  unmittelbare  Kühlung  zwischen  den  einzelnen  Armeekorps 
sowie  zwischen  der  Armee  und  isolierten  Abteilungen.  -  Der  tele- 
graphische Felddienst  sorgt  ausschliesslich  für  Organisation  von 
Telegraphenverbindnngen  zwischen  den  grossen  Armeen;  die  letzteren 
sind  zu  diesem  Zweck  mit  telegraphischem  Material  ausgerüstet. 

Dieses  Reglement  beseitigt  das  frühere,  bereits  durch  könig- 
liche Verordnung  vom  s.  Juli  1<S!»7  abgeänderte  Reglement  vom 
12.  Juli  ls««;. 
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5.  Reglement  für  Postdienst  in  Kriegszeiten.   (Königliche  Ver- 
ordnung vom  PI.  Juni  P.»Ol.) 

Dasselbe  tritt  an  die  Stelle  des  durch  königliche  Verordnung 
vom  27.  Juni  l*«i7  genehmigten  früheren  Reglements. 

In  Kriegszeiten  besteht  bei  der  Armee  ein  Feldpostdienst, 
welcher  den  Verkehr  zwischen  der  Heimat  und  der  Armee,  sowie 
zwischen  den  einzelnen  Armeeahteilungen  unter  sich  vermittelt.  Das 
lledienungspersonal  wird  dem  Person  il  des  Minisr»  l  iums  für  Inst- 
and Telegraphenwesen  entnommen.  Die  Heförderung  der  Post- 
sendungen geschieht,  soweit  angängig,  durch  Eisenbahnen,  sonst 
durch  Wagen,  mit  welchen  die  Postämter  und  -Direktionen  stets 
versehen  sind.  Postsendungen  an  mobile  Militärpersonen  und  zur 
Armee  kommandierte  Zivilpersonen  tragen  keine  Ortsbestimmung, 
sondern  nur  Vor-  und  Zunamen  des  Empfängers  unter  Angabe  seines 
Dienstgrades.  Kommandos,  Korps,  seiner  Korpsabteilnng  oder  der 
Dienststellung,  in  welcher  er  sich  befindet. 

XVIII.  Kolonie  Erythräa.1) 
1.  Regierung  nnd  Verwaltung  der  Kolonie. 

a)  Die  königliche  Verordnung  vom  11.  Februar  P.»»«>  bestätigt 
die  Verfassung  von  Erythräa.  Sie  handelt  von  der  Regierung  und 
der  Verteidigung  des  Landes,  vom  Zivil-  und  Militärpersonal  und  von 
den  für  die  Kolonie  auszuwerfenden  Mitteln.  Das  Oberkommando 
und  die  Kolonialtruppen  zählen  im  ganzen  l!M'>  Offiziere  und  Zivil- 
beamte. lPItf  italienische,  öl'» 7  eingeborene  Soldaten  und  :!7  Ein- 
geborene, welche  nicht  Soldaten  sind:  dazu  kommen  l-U'.J  Peit-, 
Last-  und  Zugtiere. 

bi  Die  königliche  Verordnung  vom  2.  April  ls'.".!  beseitigt 
die  Schiedsgerichte  von  Asmara  und  Keren. 

c)  Die  königliche  Verordnung  vom  1«.  Juli  P»o1  gründete 
»•inen  Handelsrat  für  die  Kolonie  Erythräa  und  schaffte  das  Komitee 
für  Landwirtschaft.  Industrie,  Handel  und  Verkehr  ab,  welches  die 
königliche  Verordnung  vom  1.  Februar  li»<>0  an  Stelle  der  Handels- 
kammer von  Massaua  ins  Leben  gerufen  hatte. 

d)  Die  königliche  Verordnung  vom  27.  Juni  10«U  handelt 
von  dem  Dienst  der  Standesämter  in  Erythräa. 

')  Vergleiche  den  Aufsatz  von  Oiaxitk«  o:  Die  italienische  Kolonial- 
gesetzgebung  in  Erythräa.    S.  528  ff.,  Abt.  I  dieses  Jahrbuches. 
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2.  Spezialgesetze. 

ai  J)ie  königliche  Verordnung  vom  2i>.  Juni  1891»  führt  das 
Fischereigesetz  in  Erythräa  ein. 

b»  Die  königliche  Verordnung  vom  :$1.  Mai  1900  führt  die  in 
einigen  Punkten  abgeänderten  Vorschriften  des  Handelsgesetzbuchs 
über  Handelsgesellschaften  und  ihren  Konkurs  in  Krythäa  ein. 

3.  Abgaben  und  Gebühren. 

a)  Königliche  Verordnungen  vom  2"t.  Juni  1899,  17.  Juni  1900 
und  28.  Juli  1901  setzten  die  Höhe  der  Steuern  fest,  welche  die 
Bevölkerung  der  Kolonie  in  den  Finanzjahren  1899/ 1900,  li»00/lt*fil. 
1901  1902  zu  zahlen  hatte.  Die  Kommissariate  Massaua.  Asmara. 
Assab  und  Keren  und  die  Residenzen  von  liarca  Mogareb,  Mareb 
und  Acchele  Guzai  hatten  im  ersten  Jahr  r>870T»o,  im  zweiten 
r»u7  4-r»(t,  im  dritten  tJ:!2100  Lire  zu  zablen. 

b)  Der  Zolltarif  für  Erythräa  wurde  durch  königliche  Ver- 
ordnung vom  2.  Februar  1899  genehmigt;  durch  königliche  Ver- 
ordnung vom  18.  Oktober  1*99  wurde  die  Kolonialverwaltung  er- 
mächtigt, von  sudanesischen,  nach  Krythräa  eingeführten  Waren 
einen  ">  Prozent  nicht  übersteigenden,  besonderen  Zoll  zu  erheben. 

c)  Die  für  Erythräa  festgesetzten  Gebühren  und  Steuern  wurden 
durch  königliche  Verordnung  vom  HI.  Mai  1900  auch  in  Assab 
eingeführt. 

B.  Juristische  Literatur  (1899). 

hVferent:  Giovanni  Persico,  Advokat,  Horn. 

Übersetzung  vou  Paul  Fischer,  Rechtsanwalt,  Friedenau  und 
Dr.  F.  Meyer,  Berlin. 

Charakteristisch  für  die  juristische  Literatur  Italiens  —  wie 
übrigens  für  die  vieler  anderer  Länder  —  ist  es.  dass  ein  guter 
Teil  der  wissenschaftlichen  Produktion  in  mehr  oder  weniger  langen 
Artikeln,  oft  bilden  sie  zusammen  wahre  Bände,  in  verschiedenen 
Revuen,  Zeitschriften  und  Tagesblättern  veröffentlicht  ist.  Wir 
haben  es  deshalb  für  angezeigt  gehalten,  die  hauptsächlichsten  Revuen 
und  bedeutensten  Schriften  durchzugehen,  um  unserer  Übersicht 
die  gro^smöglichste  Vollständigkeit  zu  geben,  und  werden  für  jeden 


Giovanni  Pkksico:  Italien. 


1005 


Rechtszweig  das  Resultat  dieser  Nachforschungen  in  der  Weise 
bringen,  dass  wir  nach  dem  Namen  des  Verfassers  und  dem  Titel  der 
Arbeit,  jenen  der  periodischen  Veröffentlichung  in  deren  Spalten 
die  Arbeit  zum  erstenmale  erschienen  ist.  in  Parenthese  stellen. 
Was  alsdann  die  wirklich  selbständigen  Rücher  und  Abhand- 
lungen betrifft,  so  haben  wir  den  beiden  Systemen:  entweder  eine 
weitläufige  Kritik  zu  geben,  ein  Verfahren,  welches  sich  absolut 
durch  die  Grenzen  des  für  die  Arbeit  bestimmten  Raumes  verbietet, 
oder  aber  einen  kurzen,  summarischen  Grundriss  zu  bieten,  was 
in  den  meisten  Fällen  nichts  sagt  und  oft  den  Gedanken  des  Ver- 
fassers entstellt,  ein  drittes,  gewiss  einfacheren  und  nach  unserer 
Ansicht  auch  logischeres  vorgezogen,  nämlich  dasjenige  einer  ein- 
fachen Anzeige,  welche  als  Führer  für  eingehende  Untersuchungen 
dienen  kann,  indem  es  die  Titel  und  den  Erscheinungsort  angibt. 

Wir  haben  es  endlich  für  zweckmässig  gehalten,  zunächst  die 
Prüfung  der  einheitlichen  Rechtswerke  vorzunehmen  und  dann  auf  jene 
umfassenden  Arbeiten  (wie  Wörterbücher,  Eneyklopädien)  hinzuweisen, 
welche  jetzt  in  Italien  veröffentlicht  weiden. 

Allgemeine  Werke. 

1.  Italienische  Rechtswissenschaft,  methodische  und 
alphabetische  Enzyklopädie  der  G esetzgebung.  Doktrin 
und  .1  urisprndenz  (Digesto  italiano,  enciclopedia  metodiea  e 
alfabetica  di  legislazione,  dottrina  e  giurisprndenza),  Torino.  Unione 
tipografica  editrice. 

Es  handelt  sich  nm  ein  aussergewöhnlich  umfangreiches  Werk 
in  der  Art  eines  Wörterbuches,  in  welchem  die  verschiedensten 
Autoren  zur  Sprache  kommen.  Viele  Artikel  bilden  durch  die  Be- 
deutung des  Verfassers  und  durch  die  Art  und  Weise,  in  der  sie 
geschrieben  sind,  wertvolle  Monographien,  besonders  wichtig  dnrch 
den  Umfang,  der  in  ihnen  der  vergleichenden  Gesetzgebung  ge- 
widmet ist. 

Das  Werk  wird  in  Lieferungen  veröffentlicht,  und  im  Laufe 
des  Jahres  1H<H>  sind  verschiedene  erschienen.  Die  letzte  trug  die 
Nummer  414. 

2.  Juristische  Enzyklopädie  (Enciclopedia  giuridica). 
Vollständige  Darstellung  des  Zustandes  und  der  letzten  Fortschritte 
d.-s  italienischen  R»-chts  in  Reziehung  zur  Geschichte  des  römischen 
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Hechts  und  der  vergleichenden  Gesetzgebung,  Mailand,  Societä  editrice 
libraria.  Ks  ist  auch  ein  sehr  umfangreiches  und  noch  älteres  Werk 
als  das  vorige,  weil  es  von  dem  berühmten  Professor  P.  J.  Man«  im 
begründet  wurde.  Aus  dem  Titel  ergibt  sich  klar  der  Zweck;  es 
erscheint  in  Heften,  von  denen  1K«»».I  verschiedene  veröffentlicht 
wurden. 

Bürgerliches  Recht  und  Verfahren. 

A.  Bürgerliches  Recht. 

1.  Alkkllo.  L.f  ausdrücklicher  Widerruf  von  Testa- 
menten ohne  Güterdispositionen  (Rivocazione  espressa  di  testa- 
mento  senza  disposizione  di  beni.  11  Koro  ltaliano).  Mit  Gründen 
aus  dem  Wesen  des  Testaments  stellt  der  Verfasser  die  Giltigkeit 
des  einfachen  ausdrücklichen  Widerrufs  im  eigenhändigen  vom 
Widerrufenden  datirten  und  unterschriebenen  Zettel  fest. 

2.  Moi.i.o,  J.,  die  Rechtsfähigkeit  und  der  Art.  68* 
des  italienischen  bürgerlichen  Gesetzbuches  (La  faeoltä 
giuridica  e  l'art.  68*.  del  Codice  civile  italiano.  II  circulo  gin- 
ridico).  Der  Verfasser  erörtert  zunächst  die  Kinteilung  der  rechtlichen 
Fähigkeiten,  die  res  mere  facultatis  im  römischen  Hecht,  nicht 
allein  die  Lehre  von  den  res  mere  facultatis  bei  den  alten  ita- 
lienischen Juristen.  Dann  kritisiert  er  die  verschiedenen  Lehr- 
meinnngen  über  die  Kechtsfähigkeit  in  Deutschland  und  Frank- 
reich und  geht  endlich  zur  Betrachtung  der  Beschaffenheit  der 
vertragsmässigen  Rechtsfähigkeit  über. 

3.  B.wussi.  L.,  über  die  Verantwortlichkeit  für  die  Nicht- 
erfüllung der  Obligationen  (Sulla  responsabilita  per  inadempi- 
mento  delle  obligazioni.  Archivio  giuridico).  Der  Verfasser  beginnt 
damit,  die  Fraare  auf  Grund  des  römischen  Rechts  zu  prüfen  und  be- 
handelt besonders  die  absolut«»  Unerfüllbarkeit  der  Obligationen  und 
den  Verzug  des  Schuldners  und  des  Gläubigers.  Bezüglich  der  absoluten 
Unerfüllbarkeit  und  der  einfachen  Verzögerung  in  der  Erfüllung  der 
Obligationen  zeigt  der  Verfasser,  dass  aus  den  Quellen  genügend  klar 
das  Prinzip  hervorgeht,  inhaltlich  dessen  die  Verantwortlichkeit  mit 
der  Schuld  verschmilzt,  während  er  betreff  des  Verzuges  des 
Gläubigers  eine  durchaus  objektive  Verantwortlichkeit  feststellt. 
Kr  beschäftigt  sich  dann  mit  den  Artikeln  122-V-12VIK  des  ita- 
lienischen  bürgerlichen   Gesetzbuches.     Kr  unterscheidet  zwischen 
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der  nachfolgenden  Unmöglichkeit  der  Leistung  (welche  er  einteilt 
in  eine  zuzurechnende  und  eine  nicht  zuzurechnende)  und  der 
«Schwierigkeit  der  Leistung.  Hinsichtlich  der  letzteren  prüft  er  die 
Obligationen  über  in  genere  bestimmte  Sachen.  Entgegen  der 
herrschenden  Theorie  behauptet  er,  dass  es  sich  um  eine  objektive 
Verantwortlichkeit  handelt.  Er  untersucht  die  Begriffe  der  Schwierig- 
keit und  Unmöglichkeit  der  Erfüllung  an  den  Obligationen  der 
Reihe  nach  und  versucht  eine  theoretische  Rekonstruktion.  Er 
spricht  alsdann  von  dem  Verzug  des  Schuldners,  seinem  rechtlichen 
Grund,  vom  Zufall  und  vom  Irrtum. 

Indem  er  ferner  auf  die  Mora  des  Gläubigers  übergeht,  hält 
er  die  Ansicht  von  der  objektiven  Verantwortlichkeit  des  Gläubigers 
aufrecht.  Infolge  des  Gläubigervcrznges  entspringt  für  den  Gläubiger 
allein  die  Pflicht  zur  Vergütung  des  direkten  Schadens,  es  besteht 
aber  für  ihn  kein  Retentionsrecht. 

4.  Siotto  I'intok,  M.,  I  ber  die  Gültigkeit  der  nach  Um- 
schreibung des  I mniobi lia rgebot»  begründeten  Hypothek 
(Intorno  alla  validita  dell'  ipoteca  costituita  dopo  la  trascrizione  del 
precetto  iminobiliare.  La  Legge).  Der  Verfasser  bekämpft  die  Ten- 
denz, auf  Materien  des  Zivilrechts  die  eigentümlichen  Kriterien  des 
Handelsrechts  auszudehnen,  was  oft  zur  Nichtigkeit  der  Hypothek 
führt,  welche  gegen  den  Art.  20,s:>  B.  G.-B.  nach  der  Umschreibung 
des  Immobiliargebots  begründet  wird.1) 

5.  Dk  Pikko,  V.,  Oer  Heimfall  des  emphyteutischen 
Bodens  mit  Rücksicht  auf  die  mit  dem  Emphyteuta  ge- 
schlossenen Pachtverträge  (La  devoluzione  del  folido  entiteutico 
in  rapporto  alle  locazioni  stipulate  con  l'enfiteuta.  Koro  roinaiin). 
Der  Verfasser  setzt  voraus,  dass  die  den  Heimfall  bestimmenden  Ur- 
sachen wirkliche  und  eigentlich  auflösende  Bedingungen  sind  und 
dass  die  Auflösung  des  Kontraktes  ipso  iure  geschieht.  Er  ist  der 
Ansicht,  dass  der  Gesetzgeber  nicht  die  Verpflichtung  auferlegt,  die 
persönlichen  Rechte  und  also  die  vom  Emphyteuta  gutgläubigen  Dritten 
gewährten  Pacht-  und  Mietsrechte  zu  respektieren. 

')  Die  Zwangsversteigerung  eines  Immobile  beginnt  mit  dem 
Zahlungsgebot  (precetto  di  paganiento),  welches  dem  Schuldner  bekannt 
gemacht  und  auf  jedem  Hypothekenamt,  wo  «ich  Güter  des  Schuldners  be- 
finden, umsreschrielien  werden  muss.    (Cfr.  Art.  2217.  Code  Napoleon). 
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♦J.  Baksanti,  E.,  Die  Anflöslic.hkeit  der  Kontrakte  auf 
langen  Termin  bei  allmählicher  Veränderung;  der  Um- 
stände (Risolubilita  dei  contratti  a  lungo  termine  pel  successivo 
mutamento  dello  stato  di  fatto)  Archivio  giuridico.  Der  Verfasser 
vertritt  die  Ansicht,  dass  in  den  Kontrakten,  welche  von  der  Zukunft 
abhängen,  die  Klausel  rebus  sie  stantibus  immer  enthalten  ist 
und  als  stillschweigende  Resolutivbedingung  wirkt. 

7.  Ahki.ui,  L.,  Von  dem  einschränkenden  Vermächtnis 
und  von  der  Wohltat  des  Inventars  (Del  legato  limitativo  e 
del  benehcio  d"  inventario)  Koro  italiano.  Der  Verfasser  vertritt  die 
Meinung,  das*  der  vom  Erblasser  im  Testament  mit  einer  aus  dem 
Erlös  der  vorhandenen  Aktiva  feststellbaren  und  festzusetzenden 
Rente  bedachte  Erbe  nicht  von  den  in  analogen  Fällen  vom  Gesetz 
geforderten  Formalitäten  befreit  sein  kann  durch  Verkauf  der  ange- 
fallenen und  unter  der  Wohltat  des  Inventars  angenommenen  Güter. 

S.  Gamka,  F.,  Beitrag  zur  Theorie  des  Schadens  und 
.Schadenersatzes  (Gontributo  alla  feoria  del  danno  e  del  riparimento) 
II  Foro  Italiano.  Bezüglich  des  Unterschiedes  zwischen  kontrakt- 
licher und  ausserkontraktlicher  Schadenersatzklage  behauptet  der 
Verfasser,  dass  man  in  dem  heutigen  Recht  weder  von  Kumnlierung 
m»ch  von  einem  sukzessiven  Versuch  der  verschiedenen  Klagen 
auf  denselben  Gegenstand  sprechen  kann,  gleichviel  ob  die  Klagen 
aus  denselben  oder  aus  verschiedenen  Titeln  stammen. 

1».  Arn  ki.i.a,  G.,  Der  Wiederheimfall  geschenkter 
Effekten')  (La  riversibilita  degli  etletti  donati)  II  Filangieri.  Stellt 
allgemeine  Ideen  über  die  Natur  des  Instituts  auf.  Der  Verfasser 
handelt  von  der  Auslegung  der  Abrede,  dem  Rechte  des  Beschenkten, 
des  Schenkers  und  Dritter,  bei  schwebender  Bedingung,  von  den 
Wirkungen  des  Ueimfalls,  von  den  Einreden  gegen  die  Wirkung  des 
Rückfalls  und  vom  Erlöschen  des  Heimfallsrechtes. 

10.  Bianthi.  F.,  S.f  Lehrgang  des  italienischen  bürger- 
lichen Gesetzbuches  (Corso  del  Codice  civile  italiano),  vollständig 
umgearbeitete  Ausgabe  Turin,  l'nione  tipogratica  editrice.  Ein 
äusserst  bemerkenswertes  und  sein  umfängreiches  Werk,  welches 
in  Lieferungen  erseheint. 

')  Es  handelt  sich  um  die  als  Resolutivbedingung  L'etrortene  Abrede 
d< 's  Wieiierlieimfalls  der  iresihenkfen  Gegenstände  an  den  Sclienker.  im 
Kall  des  früheren  Todes  des  Jtonatars  oder  seiner  Deszendenten. 
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11.  Zachakiak,  S.,  Lehrgang'  des  italienischen  bürger- 
lichen Hechtes,  ergänzt  und  erweitert  durch  du*  Advokaten 
Aühky  u.  C.  Rai'.  Italienische  Übersetzung  bereichert  durch  historisch- 
theoretische Anmerkungen,  durch  Mitteilungen  der  französischen 
Rechtswissenschaft  und  Gesetzgebung  der  letzten  20  Jahre  und  eine 
Paralleldarstellung  des  italienischen  Zivilrechts  des  Advokaten  Pro- 
fessor Lanoo  Lammvct  (Turin,  l'nione  tipogratica  editricel.  Ein  Werk 
v<»n  grosser  Wichtigkeit,  das  in  Lieferungen  erscheint. 

12.  Das  italienische  Zivilrecht  gemäss  der  Doktrin 
und  Rechtsprechung  unter  Redaktion  des  Professors  Fiokk, 
Neapel.  Eugenio  Marghieri.  Die  Professoren,  welche  Arbeiten  zu 
diesem  kolossalen  Werke  liefern,  sind  auser  dem  Herausgeber  Fiore 
folgende:  E."  Bian«  hi,  D.  Capokali.  N.  (.'ovjki.u»,  C.  Conti  >i,  (\  F. 

G.VBBA,  E.  GlANTlKro,  L.  LANPini,  (i.  Lo.MoXACO,  G.  MlKAHKLLl. 
V.  PoLACCO,  V.  Sl'IALOJA,  E.   VkNK/.IAN   Ulld  V.  VlTALl. 

Das  Werk  zerfällt  in  viele  Teile  und  jeder  Teil  in  verschiedene 
Hände.  Hemerkenswert  sind  die  1890  erschienenen  5  Hände  von 
Professor  Yittokk  Vitali  (Über  testamentarische  und  gesetz- 
liche Erbfolge). 

13.  Lviifi  Abki.i.o.  Die  testamentarische  Hypothek  im 
italienischen  Zivilrecht  (L'ipoteca  testamentaria  nel  diritto  civile 
italiano).  rnmittelbar  vom  Testator  bestellte  Hypothek.  Ihre  Rechts- 
verbindlichkeit und  ihre  Wirksamkeit,  Turin,  Fratelli  Bocca,  Editori 
pag.  207. 

14.  Pipia.  U..  Die  Elektrizität  im  Recht  (LVlettricita  nel 
diritto).    Udine,  Cosolino.  pog.  107. 

15.  Dk  Giuli.  E.,  Die  Akte  des  bürgerlichen  Status  (Gli 
atti  dello  stato  civile).    Mailand,  Sonsogno,  pag.  4"»3. 

10.  Ukxsa,  P.  E.,  Von  den  P  radial  -Servituten  (Delle  servitü 
prediali).    Hezioni-Siena,  (\  Nero.  pag.  XV,  41 3. 

17.  Mkssini.,  G.,  Das  Versprechen  einer  Belohnung  an 
das  Publikum  (La  promessa  di  ricompensa  al  pubblico).  Girgenti, 
pag.  Iiis. 

1H.  Rita,  (i..  Der  gute  Glaube  und  seine  Anwendung 
im  italienischen  Zivilrecht  (La  buona  fede  e  le  sue  applicazioni 
nel  diritto  civile  ituliamo.    (atania.  pag.  110. 

Jahrliucli  <ler  Internat.  Vereinigung,  fi.  u.  7.  Bd.  H4 
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B.  Zirilprozeaa. 

1.  Kai.ua,  ('.,  Iber  die  Verpflichtung'  zur  Notifikation 
eines  aufhebenden  und  zurückverweisenden  Urteils  (Süll' 
obbligo  di  notifiea  della  sentenza  che  cassa  e  rinvia.  La  Legge). 
Per  Verfasser  hält  eine  solche  Notifikation  bei  Straf«'  der  Nichtigkeit 
für  notwendig.  Die  Notifikation  hat  jedoch  nicht  von  Amts  wegen 
zu  erfolgen.  Wenn  der  Richter,  an  den  zurückverwiesen  ist,  die 
Einrede  verwirft  und  in  der  Sache  selbst  entscheidet,  so  kann  seine 
Entscheidung  wieder  durch  Kassationsrekurs  aufgehoben  werden. 
Der  Verfasser  prüft  sodann  die  diesbezügliche  Theorie  und  Recht- 
sprechung. 

2.  (  njm:  Ens-»,  (J.,  Die  Solennität  der  Form  beim  Ver- 
kauf von  Immobilien  gemäss  dem  italienischen  bürger- 
lichen (ioetzbuch  (La  solennitA  della  forma  nella  vendita 
d'innnobili  secondo  il  codice  civile  italiano  e  i  suoi  eftetti  rispetto 
aH'esecuzinne  volontaria  ed  alla  costituzi<»ne  della  Ute».  Cagliari. 
pag.  GH. 

■i.  Ih.xm.i.  O.  Der  Verfall  des  Termins  bei  einem  in- 
solventen Schuldner  (La  decadenza  del  termine  del  debitore  in- 
solvente).   Torino,  Unione  typografica  editriee,  pag.  121. 

4.  Pm,i,  IL.  Von  der  Berufung  gegen  Schiedsmänner- 
urteile  und  von  den  Inkompetenzfällen  bei  Rechtsstreitig- 
keiten, deren  Wert  fünfzig  Franks  übersteigt  (Dell'  appelb» 
d;ille  sentenze  dei  conciliatori  e  degl'  ineidenti  d'incompetenza  nelle 
cause  di  valore  eccedente  le  lire  ciiuiuanta).    Chieti.  pag.  :>7. 

">.  MoitTAis.v.  L.,  Kommentar  des  Kodex  und  derUesrtze 
des  Zivil prozesses  < l  ommentario  del  codice  e  delle  leggi  di  pro- 
cedura civile).  Ein  grosses  Werk,  das  in  Lieferungen  herauskommt. 
Mailand.  Vallardi,  Verleger. 

»'..  Pati  Iii.  <L,  Die  richterliche  Zivilpraxis  (La  pratica 
triudiziaria  civile).    Turin,  T'nione  typografica  editriee.  pag.  SM. 

Handelsrecht. 

1.  Roer...  A..  Noch  ein  Beitrag  zur  Theorie  derKredit- 
titel  (Aiuora  un  (ontributo  alla  teoria  dei  titoli  di  eredito).  Per 
Verfasser  untersucht  das  juristische  Fundament  der  im  Titel  ent- 
haltenen Obligation  und  die  Rechts-Antonomie  des  Besitzers.  Er 
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kommt  zu  folgenden  Schlüssen:  1.  die  Obligation,  die  mit  der  Aus- 
stellung eines  Kredittitels  von  den  Emittenten  übernommen  wird, 
ist  wesentlich  einseitig  und  wird  mit  der  Emission  des  Titels  be- 
gründet; 2.  diese  Obligation  ist  in  dem  Titel  verkörpert  und  wird 
übernommen  gegenüber  einer  unbestimmten  Reihe  von  Titel-Besitzern, 
deren  ein  jeder  Glaubiger  ist;  3.  die  Obligation  ist  formell  und 
literal,  also:  a)  sie  richtet  sich  streng  nach  dem  Wortlaut  der  Schritt, 
b)  mit  der  Kundgebung  des  Verpflichtungswillens  wird  dieser  Wille 
iuris  et  de  iure  zu  Gunsten  des  gutgläubigen  Besitzers  vermutet. 

2.  Vivantk,  (_'.,  Der  Blankowechsel  (La  canibiale  in  biancoi. 
Foro  Italiano.  Der  Verfasser  versucht  eine  juristisch-systematische 
Konstruktion  dieses  Instituts. 

:{.  Baksanti,  E.,  Die  öffentliche  Anzeige  im  Handel 
(Reklame)  (La  pubblieitä  commerciale).  La  Legge.  Der  Verfasser 
entwickelt  theoretisch  den  Gegenstand,  er  behandelt  nach  der  Reihe 
Charakter,  Zweck,  Eigenschaft  der  öffentlichen  Anzeige  im  Handel, 
ihre  juristische  Bedeutung,  die  kontraktlichen  Verpflichtungen,  die 
aus  der  öffentlichen  Anzeige  hervorgehen,  und  ihre  Grundlage. 

4.  Manama,  U.,  Verantwortlichkeit  des  neu  eintretenden 
Sozius  einer  schon  bestehenden  Handelsgesellschaft  gegen 
Dritte  (Responsabilitä  di  fronte  ai  terzi  del  nuovo  socio  di  una  soeietä 
commerciale  gia  costituita.  Art.  7*  cod.  di  comm.  Tl  diritto  commer- 
ciale.) Der  Verfasser  behandelt  drei  Punkte:  a)  Wann  ist  Art.  7S 
anwendbar?  b)  Was  ist  seine  genaue  Tragweite?  c)  Weshalb  ist 
der  neue  Sozius  auch  für  Verpflichtungen  verantwortlich,  die  die 
Sozietät  schon  vor  seinem  Eintritt  kontrahiert  hat?  Der  Verfasser 
verteidigt  die  Vorschrift  des  Gesetzes  als  Anwendung  eines  allge- 
meinen Prinzips,  wonach  derjenige,  der  die  Geschäfte  einer  Gesell- 
schaft übernimmt,  auch  in  deren  Verpflichtungen  eintritt. 

"».  Paüami,  C,  Die  Wahl  des  Domizils  im  Blanko- 
wechsel (L'elezione  di  domicilio  nelle  cambiali  rila.sciate  in  bianco. 
II  diritto  commerciale.)  Wer  einen  Blankowechsel  ausfüllt,  soll  nicht 
ein  beliebiges  Domizil  wählen  dürfen,  welches  für  die  Einforderung 
der  Zahlung  und  die  Notifikation  der  gerichtlichen  Akte  gelten  kann, 
es  sei  denn,  dass  eine  ausdrückliche  Einwilligung  des  Schuldners  nach- 
gewiesen werden  kann. 

«j.   Vivantk,   C,   Die   Vorverlosung  der  Obligationen 

(11  sorteggio  anticipato  delle  nbligazimii.     II  Koro  Italiano.)  Der 
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Verfasser  behauptet,  dass  die  Ausgabe  von  Obligationen,  welche 
durch  Verlosung  einzulösen  sind,  ein  Darlehen  ist,  dass  die  Vermutung 
des  Art.  1175  bürgerl.  Gesetzbuchs  auch  für  die  verzinslichen  Anleihen 
gilt,  wie  man  aus  Art.  1*32  folgern  kann,  dass  der  Säte  der  Zinsen 
dem  Ausgabepreis,  ja  sogar  dem  Einlösiingspreis  der  Titel  gleich- 
kommen kann,  dass  Art.  1«:W  bürgerlichen  Gesetzbuchs  einen 
Ausnahmecharakter  trägt,  und  die  durch  Verlosung  zu  tilgenden 
Obligationen  nicht  den  in  jährlichen  Abzahlungen  zu  entrichtenden 
Darlehen  an  die  Seite  gestellt  werden  können. 

7.  Taoani,  (\.  Die  Znrückbeziehung  des  Datums  der 
Zahlungseinstellung  und  die  Gläubiger  aus  Zivilobli- 
gationen (La  retrotrazione  della  data  di  cessazione  di  pagamenti 
e  i  Creditori  per  obbligazioni  civili.  II  diritto  commerciale).  Nach 
dem  Verfasser  hat  der  Zivilglänbiger  die  Befugnis,  die  Kückbeziehung 
des  Konkurses  zu  verlangen,  aber  er  darf  nicht  fordern,  dass  diese 
Retrotraktion  anf  den  Tag  geschieht,  an  dem  seine  vor  den  unein- 
gelöst  gebliebenen  Handelsschulden  verfallene  Zivil fordernng  nicht 
bezahlt  ist, 

8.  Ottolknohi.  G..  Standpunkt  des  internationalen  Rechts 
über  die  Kaufmanns-  und  Wechselfähigkoit  (Appnnti  di 
diritto  internazionale  snlla  capacitä  commerciale  e  cambiaria,  Archivio 
ginridico).  Nach  einer  Erörterung  der  verschiedenen  Richtungen 
der  Gesetzgebung  und  der  bezüglichen  Doktrinen,  stellt  der  Verfasser 
als  allgemeines  Prinzip  auf,  dass  in  einem  internationalen  Konflikt 
über  die  Kaufmannsfähigkeit,  besonders  die  Wechselfähigkeit  das 
Personalstatnt  anzuwenden  ist.  Er  verweilt  bei  der  Interpretation 
des  Art.  58  cod.  com.  und  neigt  der  Ansicht  zu,  dass  dieser  Artikel 
bezüglich  der  Vertragsfähigkeit  nicht  an  Stelle  des  Personalstatuts 
treten  kann. 

<».  Rom»,  A.,  Die  Kaufmannseigenschaft  bei  den  Gesell- 
schaftern mit  unbeschränkter  Haftung  (La  qualitä  di  comuier- 
ciante  nei  soei  a  responsabilitä  illimitata).  II  diritto  commerciale. 
Gemäss  dem  Verfasser  haben  die  Gesellschafter  mit  unbeschränkter 
Haftung  als  solche  nicht  Kanfmannseigensehaft. 

10.  Foä,  F.,  Die  Rechte  Dritter  auf  die  von  der  Frau 
des  Kridars  erworbenen  Güter  (I  diritti  dei  terzi  sui  beni 
arquistati  dalla  moglie  del  fallito.  11  diritto  commerciale.  i  Xach 
dem  Verfasser  können  die  von  der  Frau  des  Kridars  erworbenen 
Güter  nicht  mit  der  Konkursmasse  vereinigt  werden. 
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11.  Kkmklla,  A.,  Abhandlung  Uber  die  Titel  der  Reihe 
nach  (Trattato  dei  titoli  all'  ordine).  Vol.  I,  Parte  generali'. 
Florenz,  Cammelli,  pag.  -r»31. 

12.  Manaka,  IT.,  Die  kooperativen  Gesellschaften  im 
geltenden  italienischen  Handelsgesetzbuch  (Le  soeieta  coope- 
rative  nel  vigente  codice  di  commereio  italiano).  Turin,  Unioue  tipo- 
gratica  editrice.  pag.  «SO. 

13.  8.mkki»oti,  A.,  Die  Verbindungen  (J'olleganze")  in 
der  Geschüftspraxis  und  in  der  venezianischen  Gesetz- 
gebung (Le  colleganze  nella  pratica  degli  affari  e  nelle  legislazione 
veneta).    Venezia,  pag.  !•"». 

14.  SriAi.ti.iA,  V.,  Betrachtungen  über  Artikel  3*'»  des 
Handelsgesetzbuchs  (Osservazoni  nel  Art.  3ti  (^.-l  Codice  di 
Cominercio).    Neapel,  Trani,  pag.  DJ. 

1"».  Ft'A,  K..  t'ber  die  Degründung  von  Kenten  (Deila 
rnstituzione  di  rendito).    Mailand,  Soeieta  editrice  libraria,  pag.  l!>. 

D5.  Vn.m.  A.,  Studien  über  das  Handelsrecht  (Studi  di 
diritto  commerciale).    Camerini,  pag.  122. 

17.  Coppa-Zunaki,  P.,  Die  Gewinnchance  (Alea)  im  Ver- 
sicherungskontrakt (1/  alea  nel  contratto  di  assicurazione).  Koni, 
pag.  112. 

15.  Bki  st  HKiriNi,  A.,  Die  Sparkassen  und  das  Handels- 
gesetzbuch (Le  casse  di  risparmio  e  il  codice  de  commercio). 
Modena,  pag.  144. 

U>.  CoppA-Zi  naki,  P.,  Ersatz  des  Schadens,  der  durch 
Verzögerung  von  Eisenbahntransporten  entstanden  ist 
(Kisarcimento  del  danno  prodotto  del  ritardo  nei  trasporti  per  ferrovia). 
Koma,  pag.  78. 

20.  Korsanti,  G.,  Die  Handelsanzeige  (Reklame).  La 
pubblicitä  commerciale.    Roma,  societä  soziale,  pag.  30. 

Strafrecht  und  Strafverfahren. 
1.  Strafrecht. 

1.  Skvkkino,  X.,  C,  Die  Delikte  der  Unterschlagung 
und  der  Fälschung  im  Dienst  der  Privatbahnen  (1  delitti  di 
peculato  e  di  falso  in  relazione  all1  esereito  delle  ferrovie  concesse 
ai  private).  Supplement  der  strafrechtlichen  Revue.  Der  Verfasser 
prüft  die  Frage,  ob  ein  Angestellter  der  Eisenbahn,  welcher  ihm 
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anvertraute  AVeite  weggenommen  hat,  eine  Unterschlagung  oder 
•  inen  Diebstahl  begeht  und  entschliesst  sich  für  Anwendung  des 
Artikels  lfiH  cod.  pen. 

2.  Kuren,  A.,  Betrug.  Wechselfälschung  und  Miss- 
brauch  eines  Blankets  »Truffa,  falso  in  cambiale  e  abnsn  di  foglio 
in  bianco.  II  Furo  Italiano.)  I>er  Verfasser  behauptet,  dass  die 
fälschliche  Ausfüllung  eines  Blankets,  welelie  um  das  Opfer  zu  be- 
trügen, vermittels  Betrügerei  und  Kunstgriff  erlangt  ist.  je  nachdem 
Wechseifa' lsehnng  oder  Betrug  darstellt,  aber  nicht  Missbrauch  des 
Blankets  gemäss  Artikel  41K  cod.  pen. 

Ii.  Smi'i'ATu,  A.,  I  ber  die  Grenzen  der  Öffentlichkeit 
in  Verleumdungsprozessen  und  über  die  Druckfreiheit 
(Sni  limiti  della  publicita  nei  prncessi  per  dift'amazione  e  nella 
lihertä  della  stampa).  Kivista  penale.  Der  Verfasser  kritisiert  Art. 
des  Gesetzentwurfes  vom  4.  Februar  l*!>i>,  welcher  bei  Vcrleumdungs- 
urteilen  die  Verört'entlichiing  von  Berichten  über  die  gerichtlichen 
Verhandlungen  durch  Druck  verbietet  und  schlägt  statt  dosen  Prozess- 
reformen  vor. 

4.  ('AMi'ni.KN.in.  F.,  Vergehen  gegen  die  Freiheit  des 
Gottesdienstes  (Delitti  contro  la  lihertä  dei  culti).  Supplement  zur 
Kivista  penale.  Der  Verfasser  spricht  besonders  von  der  Störung 
religiöser  Amtshandlungen,  von  Verstümmelung  von  Kunstwerken 
an  Orten  des  Kultus,  von  Schändung  der  Leichen  und  Gräber. 

5.  Trnzzi,  F.,  Das  Strafurteil  und  Art.  Diöl.  cod.  civ. 
< 1 1  giudicato  penale  e  1"  Art.  B5.*»l,  cod.  civ.).  Archivio  ginridico. 
Der  Verfasser  behandelt  die  Frage,  ob  im  Strafverfahren  das  Vor- 
bringen der  exceptio  rei  iudicatae  dieselbe  Wirkung  hat.  nie  im 
Zivilverfahren  und  kommt  zur  Bejahung  der  Frage. 

f».  PoTTtNo,  G.,  Die  Amnestie  in  Bezug  auf  das  Kecht 
der  Verteidigung  des  Beschuldigten  (1/  amnistia  in  relazione 
al  diritto  di  difesa  del  impugnato.  II  circoln  ginridico.»  Der  Ver- 
fasser lässt  den  Verzicht  auf  Amnestie  für  die  wegen  gemeiner  Straf- 
taten Verurteilten  zu. 

7.  Biam  nK.iu.  A.,  Einige  Bemerkungen  über  das  Delikt 
der  schuldhaften  Untätigkeit  (Alcnne  note  sul  delitto  d'  indo- 
lenza  colpevole).  Supplement  zur  Kivista  penale.  Der  Verfasset 
hält  den  Artikel  :|n!»  Strafgesetzbuchs  für  unnötig,  welcher  die  Ver- 
lesung von  Kindern  oder  anderer  Personen  behandelt,  die  sich  nicht 
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selber  versorgen  können  oder  sich  in  Gefahr  befinden,  da  es  nicht 
nötig  sei,  durch  Gesetz  zu  schützen,  was  in  der  Natur  des  Menschen  ruht. 

8.  Kksh;nani.  A..  Die  Bedeutung  der  Mitnrsaehen  für 
die  Verletzung  einer  Person  (Deila  valutazione  delle  concause 
nella  lesione  personale).  Supplement  zur  Rivista  penale.  Der  Ver- 
fasser führt  aus,  dass  die  Darlegung  der  Mitursachen  dem  Richter 
ein  Kriterium  zur  Feststellung  einer  neben  der  Absicht  entstehenden 
Verletzung  (lesione  preterintenzionale)  bieten  soll. 

f.  Man/.ini,  V.,  Die  Präjudizialfragen  aus  Zivil-. 
Handels-  und  Verwaltungsrecht  im  St  ra  f  prozess  (Le 
(juestioni  pregindiziali  di  diritto  civile,  commerciale  e  amministrativo 
nel  processo  penale).    Florenz,  Cannelli,  pag.  Will,  4:52. 

Iii.  Manzini,  V..  Der  Rückfall  in  der  Soziologie  und  in 
der  Strafrechtwissenschaft  (La  recidiva  nella  sociologia  e  nella 
scienza  del  diritto  penale).    Florenz,  Cannelli,  pag.  «41. 

11.  Oi.i.AMtiNi,  F..  Die  Übertretung  der  Störung  der 
öffentlichen  und  der  privaten  Hube  (La  eontravenzione  del 
disturbo  alla  quieta  publica  e  privata).    Genna,  pag.  lr>4. 

12.  Imi'aTjOMkni,  G.,  Die  Tötung  im  Strafrecht  (L'oinieidio 
nel  diritto  penale).    Turin,  Tnione  tijiograHca  editrice,  pag. 

l.'I.  Alimkna,  B.,  Das  Delikt  in  der  Kunst  (11  delitto  ncll' 
arte).    Turin,  Fratelli  Bocea,  pag.  Hl. 

14.  Ma.ixo,  I..,  Erläuterungen  zum  italienischen  Straf- 
gesetzbuch (Commento  al  endice  penale  italiano).  Verona,  Tedeschi. 
kommt  in  Heften  heraus. 

1"».  Civou,  C,  Straftaten  gegen  den  öffentlichen  Frieden 
(Reati  contra  la  pubblica  fede).  Mailand,  Societä  editrice  libraria, 
pag.  240. 

D».  Ai.imkna,  B.,  Die  Grenzen  und  die  Beschränkung 
der  Zurechnungsfälligkeit  (I  limiti  e  i  modirtcatori  dell'  im- 
putabilita).    Werk  in  -i  Bänden.    Turin,  Boeca,  Heransgeber. 

17.  BuNiio,  M.,  Die  Überlegung  (La  premeditazione).  2  Bücher, 
Neapel,  E.  Marghieri,  pag.  2'»1. 

IN.  Lanza,  P.,  Kigentunisvergehen  (Reati  contra  la  pro- 
prietär   Mailand,  Societä  editrice,  pag.  VIII,  12*. 

10.  Zkkbo<;i,io,  A.,  Die  Theorie  und  Praxis  der  Über- 
tretungen (La  teoria  e  la  pratica  delle  c.nntraveiizioni).  Mailand, 
Sonzogno,  pag.  2»5t>. 


Digitized  by  Google 


1016 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


B.  Strafprozess. 

1.  LnriiiM,  L..  Strafklage  (Azione  penale).  Rivista  penale. 
Ks  ist  ein  Bericht  an  die  vom  Jiistizmiiiister  zur  Reform  der  Straf- 
prozessordnung ernannte  Kommission.  Der  Verfasser  hält  eine 
Musterung  über  die  hauptsächlichsten  im  Strafprozess  einzuführenden 
Reformen. 

•2.  Lrsiis  G.,  Der  Kid  des  Verletzten  im  Strafurteil 
(II  giuramento  della  parte  lesa  nel  giudizio  penale.  II  circolo  giu- 
ridico.)  Der  Verfasser  behauptet  im  Gegensätze  zur  Rechtsprechung, 
dass  die  verletzte  Partei,  welche  nicht  die  Klage  erhoben  oder  nicht 
als  Zivilpartei  aufgetreten  ist,  auch  nicht  die  Anzeige  erstattet  hat, 
niemals  im  ötfentliehen  Verfahren  zum  Schwur  zugelassen  werden  dürfe. 

Pn.i.u,  T.,  Grundprinzipien  des  gerichtlichen  Straf- 
rechts (Principi  fondamentali  di  diritto  giudiziario  penale).  Mailand, 
Sodeta  editrice  libraria,  pag.  MUH. 

4.  Dkisa,  G.,  Vorlesungen  über  Strafprozess  (lezioni  di 
procedura  penale).    Turin,  M.  Orezza,  pag.  74. 

r>.  Rakmnti,  P.,  Von  der  Notwendigkeit  des  Studiums 
des  Strafverfahrens  im  allgemeinen  und  dem  Institut  des 
Untersuchungsrichters  im  besonderen  (Deila  neeessitä  degli 
studi  intorno  alla  procedura  penale  in  genere  e  dell'ordinainento  del 
giudice  d'istruzione  in  specie).    Neapel,  A.  Traui,  pag.  Ii*. 

»».  Lr<  (  iiini,  L.,  Kiemente  des  Strafverfahrens  (Klementi 
di  procedura  penale).    Klorenz.  Harbera,  pag.  X,  4»>2. 

Öffentliches  Recht. 

A.  Internationales  Recht. 

1.  Kkim././.i,  p.f  Kine  Skizze  über  die  Intervention  (Saggio 
nell*  intervento).  Archivio  giuridico.  Im  ersten  Teil  seines  Werkes 
untersticht  der  Verfasser  die  psychologischen  und  philosophischen 
Grundlagen  der  Intervention.  Kr  zeigt,  wie  in  der  neuen  Zeit  die 
Intervention  ein  spontanes  Produkt  der  Psychologie  der  Völker  ist. 
welche  zu  derselben  ihre  Zuflucht  nehmen  als  Mittel,  um  den  grossen 
Ideen  der  Gerechtigkeit  und  Humanität  praktische  Anwendung  zu 
verschaffen.  Kr  vertritt  die  Ansicht  von  Nowikow,  nach  welcher 
die  Intervention  ein  Mittel  ist,  kraft  dessen  die  gesunden  und  kräftigen 
Staaten  die  Mission  ausüben,  die  Organismen  der  Humanität  zu  ver- 
breiten.   Die  Intervention  ist  nach  seiner  Ansicht  nicht  ein  aus- 
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schliesslich  juristisches  und  internationalrechtliches  Institut,  sondern 
findet  sich  noch  heute  mit  Elementen  anderer  Natur,  vor  allen 
politischen,  vermischt.  Im  zweiten  Teil  prüft  der  Verfasser  das 
rechtliche  Fundament  der  Intervention.  Dies  sei  ein  juristisches, 
wenn  die  Intervention  auf  Garantieverträgen  oder  einem  Protektorat 
oder  auf  Gewohnheit  beruhe.  Er  weist  auf  den  Charakter  der 
Kollektivität  hin.  welchen  eine  solche  Intervention  annehmen  muss. 
Er  stellt  fest,  welche  Verletzungen  des  internationalen  Hechts  ihrer 
Natur  nach  die  Intervention  zulassen,  und  wann  diese  als  ein  Recht 
anzusehen  ist,  oder  allein  als  eine  facultas  iuris. 

2.  Gumma,  L.,  Die  orientalische  Frage  nach  den  Ver- 
trügen und  diplomatischen  Akten  (La  qtiestione  d'( »riente studiata 
nei  trattati  e  nogli  atti  diplomatici).  Programma.  Florenz,  A.  Meazzi. 
pag.  12. 

Fkoozzi.  p.,  Die  öffentliche  Meinung  in  den  inter- 
nationalen Beziehungen  (La  pubblica  opinione  nei  rapporti 
internazionalil.    Perugia,  pag.  2ö. 

4.  Catellaxi,  F.,  Wirklichkeiten  und  Ctopieen  des 
Friedens  (Realtä  ed  Utopie  della  pare).  Turin.  Konse  Frassati  Ä  Co. 
pag.  Dil. 

f».  Pik.  G.  B..  Über  das  internationale  Protektorat 
(Del  protettorato  internazionale).  Mailand.  Societä  editrice  libraria. 
pag.  1»»:>. 

B.  Verwaltungsrecht.  • 

1.  Sakko...  G.,  Funktionen  und  Hechte  der  Kommunal- 
verwaltung in  Sachen  der  Pegräbn ispolizei  und  der  Kirch- 
höfe (Attribuzioni  e  diritti  dell'  autoritä  cominunale  in  materia 
di  polizia  mortuaria  e  di  eimiteri).  La  Legge.  Der  Verfasser  be- 
hauptet, dass  das  Hecht  der  Kommune  auf  den  ganzen  Kirchhof 
allgemein  und  unbeschränkt  ist,  auch  bezüglich  des  abgetretenen  und 
des  okkupierten  Grund  und  Bodens  keine  Beschränkung  erleidet. 

2.  Romano,  S.,  Die  Akte  eines  Teiles  des  Parlaments 
und  ihre  behauptete  Anfechtbarkeit  vor  der  vierten  Sekt  ion 
des  Staatsrats  (tili  atti  di  un  ramo  del  parlamento  e  la  sua  pre- 
tesa  inpugnabilita  dinanzi  la  IV  sezione  del  consiglio  de  stato).  11 
circolo  giuridico.  Der  Verfasser  behandelt  die  Frage,  ob  ein  einzelner 
Teil  des  Parlaments  Akte  administrativen  Charakters  und  also  von 
der  Kompetenz  der  4.  Sektion  des  Staatsrats  ausführen  kann. 
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.'{.  Akmanm,  S.,  Der  Staatsrat  und  seine  beratenden 
Funktionen  (Tl  consiglio  di  stato  e  le  sue  attribnzioni  eonsultvi). 
Mailand.  Societä  editrire  libraria,  pag.  28i). 

4.  Mai<»kan<>,  ]).,  Der  Bruchteil  der  Gemeinde  iiu  admini- 
strativen Kerbt  Italiens  (I.a  frazione  del  coniune  nel  diritto 
aimninistrativo  Italiano).    Koni,  Löseber,  pag. 

•">.  Saih'.atini,  1'..  Die  Fräße  der  organischen  Bestim- 
mungen (La  questione  degli  organh-i).    Modena,  pag.  14. 

»».  (in  rmii'A.  ().,  Die  endßültißen  Verordnungen,  welcbe 
dem  Kekurs  an  den  Staatsrat  unterließen  (I  provedimenti 
detinitivi  snseettibili  di  ricorso  al  consiglio  di  stato).    pag.  -JSL 

7.  K..MANO,  S.,  Die  besondere  Verwaltnngs  -  Keeht- 
sp rech  miß  (Le  ßiurisdizioni  speeiali  amministrativei.  Mailand, 
paß.  i-j*;. 

5.  T-'Mmasi,  D.  A.,  Die  administrative  und  richterliche 
Funktion  des  königlichen  Verteiluiißskommissars  der  Ge- 
meindeländereien (La  funzione  amministrativa  e  ßiudiziaria  del 
r.  eimimissario  ripartatore  di  domani  comunali).    Potenza.  paff.  10}. 

C.  Verfassungsrecht. 

1.  MoKn.i.i.  A..  Was  sind  die  bürgerlichen  Freiheiten 
Che  rosa  sono  le  libertä  civili?).  Archivio  ßiuridico.  Der  Ver- 
fasser zeißt  ßeßen  Lakani»,  Gkkkkk  und  andere.  da*s  die  Kechte  der 
bürßeiiichen  Freiheit,  die  persönliche  Freiheit  des  Wohnsitzes,  des 
Kultus,  des  Druckes,  der  Yereinißiniß  subjektive  Kechte  sind.  Fr 
unterscheidet  sie  von  den  politischen  und  öftentliehen  Kerbten,  indem 
er  sie  zu  den  Kerbten  privater  Natur  zieht. 

iL  Fkkhaitix,  A.}  Die  parlamentarischen  Garantien 
w  ährend  des  Belagerungszustandes  (Le  ßuarentißie  parlamen- 
tarie  durante  ]o  stato  dassedio).  11  Filaiißieri.  Der  Verfasser 
behauptet,  dass  man  als  Tendenzprinzip  die  l'nßesetzlichkeit  der 
Suspension  der  parlamentarischen  Garantien  betonen  inuss  und  dass 
dieselbe  nur  durch  das  verhängnisvolle  (besetz  der  Notwendigkeit 
zur  Gesetzlichkeit  umgestaltet  werden  kann.  Jedenfalls  aber  darf  man 
sulche  Sus|M'nsion  nur  als  Ausnahme  in  einer  Ausnahme  betrachten. 

■  \.  Pkksitti.  F.,  Der  parlamentarische  Staat  und  seine 
angestellten  Beamten  (Lo  stato  Parlamentäre  ed  i  suoi  impiegati). 
N<apel.  A.  Chiurazzi.  pair.  XVI.  "'44. 
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4.  Gamrkkini,  A.,  Die  allgemeinen  Beziehungen  zwischen 
Gesetz  und  Dekret  im  konstitutionellen  Staat  (I  rapporti 
generali  tra  legge  e  deereto  nello  stato  costituzionale).  Bologna, 
Zanichelli,  pag.  40. 

r».  Milksi,  G.,  15.,  Die  positive  Reform  der  parla- 
mentarischen Regierung  (La  ri forma  positiva  del  governo  Parla- 
mentäre).   Korn,  K.  Löscher,  pag.  .r»:ji). 

H.  Zannkhki.u,  D..  Studien  über  die  konstitutionelle 
und  politische  Geschichte  der  Wiederherstellung  Italiens 
(Stndi  di  storia  costituzionale  e  politica  del  risorgimento  italianok. 
Bologna.  Zanichelli.  pag.  "><>:i 

7.  Bm  nki.u,  tS.,  Die  Theorie  der  Sou veränetät  (Teoria 
della  sovranitä).    Verona.  Taddei,  pag.  oOl. 

H.  Mmkim,  Ü.,  Die  königliche  Gewalt  in  Italien  dl  potere 
regio  in  Italia).  Theoretisch-prakti>che  Studie.  Gasalmonferrato, 
pag.  j:.5». 

C.  Volkswirtschaftliche  Literatur  1898-1901. 

Kcferent:  Dr.  Giaeonio  Luzzatti, 

Professor  d«»r  Staat  i-wisseux  hiitVu  Venedig! 

Übersetzung  von  Dr.  Terenzio  Sacchi  Lodispoto,  Advokat  iX-apel). 

Die  italienische  ökonomische  Wissenschaft  leidet  jetzt  an  einer 
kritischen  Phase  ihres  Lebens.  In  kurzer  Zeit  verlor  sie  berühmte 
Lehrer  und  andere,  die  sie  noch  mehr  mit  bedeutenderen  Werken 
bereichern  konnten.  Darum  ist  die  literarisch*'  Kundschan  dieses 
Faches  vom  Jahre  lsits  bis  P.iol  grösstenteils  leider  eine  Nekrologie. 
Von  den  Jungen  ist  vor  allem  zu  erwähnen  I*.;«.  M\/./.oi.\.  welcher 
im  Jahre  seines  Alters  starb.  Er  las  politische  Ökonomie  an 
der  üniversitat  Pavia,  und  der  Zauber  seiner  Sprache  und  seiner 
Pei-son  sammelte  tun  ihn  Freunde  und  Schüler.  Ein  Mathematiker 
und  Künstler  von  Natur,  versöhnte  er  die  weise  Strenge  der 
deutschen  Wissenschaft  (da  er  Schüler  von  Wa«*ni:k  war)  mit  dem 
Keichtnm  und  Schmnck  eines  südlichen  Geistes.  In  der  Politik 
verteidigte  er  mit  offenem  Auge  gegen  alle  die  ökonomische  Freiheit 
in  allen  ihren  Formen  und  griff  die  Platz-  wie  die  Lehrstnhl- 
Protektionisten  in  allen  ihren  Positionen  an. 
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Iii  besonderer  Neigung  für  den  italienischen  Arbeiter,  welcher 
so  massig,  unermüdlich  und  unerschrocken  über  Meer  und  Berge 
geht,  um  diejenige  Wohlhabenheit  zu  suchen,  die  ihm  das  Vaterland 
vertagt,  gab  l'«,..  M.\zz<»i,a  seine  vorzüglichen  Abhandlungen  Über 
die  Arbeiter- Versicherung  und  innere  Kolonisierung  in  Deutschland 
heraus,  als  sein  Namen  schon  im  Finanzwesen  aus  Anlass  der  Ver- 
öffentlichung seiner  klassischen  Werke  über  die  wissenschaftlichen 
Ergebnisse  der  öffentlichen  Finanzen  und  über  die  progressive  Be- 
steuerung berühmt  war. 

Weiter  im  Jahre  l!»Ol  noch  einen  traurigen  Verlust;  es  starb 
Caki.i»  A.  CnMiiMAM.  Leider  ist  seine  „Geschichte  der  Theorie  der 
Münze  in  Italien-4  unvollständig  geblieben;  aber  für  das,  was  der 
junge  Ökonom  zu  erreichen  fähig  war.  geben  uns  bedeutende.  Be- 
weise seine  jugendlichen  Versuche  „über  die  Theorie  der  wirt- 
schaftlichen Folgen  der  Steuer"  und  die  gelehrten  Werke  über  „die 
Beform  der  Gesetze  der  Lokalabgaben'\  so  das*  er  einer  der  tüchtigsten 
Mitarbeiter  des  Ministers  Wou.iMtou.;  und  dessen  Entwürfe  der 
finanziellen  Beformen  war. 

Von  den  Lehrern  der  Volkswirtschaft  verschied:  An..ki." 
Mksseh.m.-ua.  der  Techniker  der  politischen  Ökonomie,  welcher  die 
schon  gewonnenen  wissenschaftlichen  Wahrheiten  bearbeitete,  indem 
er  sie  auf  fe>te  Ausdrücke  oder  auf  die  realen  Verhältnisse  der  be- 
obachteten Tatsachen  zurückführte.  Wenn  er  auch  im  Wesen  die 
Bevölkerungstheorie  von  Maj.tiu»  annimmt,  milderte  er  doch  den 
Gegensatz  zwischen  den  zwei  berühmten  Progressionen  und  brachte 
sie  in  eine  nicht  nur  menschlichere  Form,  sondern,  was  noch  mehr 
interessiert,  in  eine  wahrhaftigere  Gestaltung.  Nicht  anders  be- 
handelte er  das  schwierige  Thema  der  Münze  und  der  Münzsysteme: 
Nachdem  er  hier  zahlreiche  Tatsachen  und  Beobachtungen  gesammelt 
hatte,  lehnte  er  zum  grossen  Teil,  und  mit  vollem  Hecht,  die  Mit- 
wirkung der  Produktionskosten  des  Edelmetalls  zur  Bestimmung 
des  Wertes  der  Münze  ab.  So  prüfte  er  sehr  genau  die  bekannte 
Bi<'AKi>o*sche  Theorie  über  die  Territorialverteilung  der  Edelmetalle, 
teilte  viele  der  natürlichen  Ursachen  der  Ungleichheit  der  Preise  in 
verschiedenen  Ländern  mit;  zuvor  hatte  er  schon  mit  musterhafter 
Kenntnis  das  Thema  der  öffentlichen  Anleihen  behandelt, 

Als  Statistiker  ist   er  der  hervorragendste  von  allen:  sein 
Studium  über  die  Mittelwerte  ist  bedeutend  wegen  der  Schärfe  und 
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Genialität  der  Untersuchungen  und,  soviel  ich  weiss,  bis  jetzt  noch 
unübertroffen  geblieben.  Hier  und  in  seinen  wirksamen  Studien  Uber 
die  Kriminalität  und  die  Bevölkerung  lehrt  er  und  warnt,  dass  man 
sich  nicht  zur  Verallgemeinerung,  zur  Formulierung  von  festen 
Zustands-  und  Bewegungsgesetzen  verleiten  lassen  darf,  wenn  die 
Beobachtungen  gering  an  der  Zahl  sind,  und  wenn  entweder  die 
Unterlassung  einer  von  diesen  oder  die  einfache  Umsetzung  irgend 
einer  anderen  das  Gesamtresultat,  d.  h.  das  Gesetz  umstürzen  kann. 
Selbstverständlich  musste  er  die  raschen  Konklusionen  Bi.ki.ks  be- 
streiten, welche  von  der  Gleichförmigkeit  der  Ergebnisse  der  Moral- 
Statistik  abgeleitet  sind.  Es  wird  gesagt,  dass  Mksskoaoua  keine 
Schule  gebildet  hat.  Das  ist  in  einem  Sinne  wahr.  Er  besass  keine 
Anziehung  für  diejenigen,  die  ihn  umgaben,  und  auch  seine  Wissen- 
schaft, welche  zum  grossen  Teil  auf  mittleren  Axiomen  beruht,  hatte 
gar  keine  absoluten  Grundsätze,  welche  man  glauben  und  auf  die 
man  den  Treueid  leisten  konnte  und  musste.  Als  ein  unabhängiger 
Geist  widerstrebte  es  ihm,  sich  einer  Schule  «»der  anderer  Genossen- 
schaft .anzuschliessen.  Sein  Huhm  und  seine  wissenschaftliehe  Wirk- 
samkeit dehnten  sich  über  den  beschränkten  aber  ehrwürdigen  Kaum 
der  Universität  aus:  Er  hatte  keine  Schüler,  allein  er  war  der  Lehrer 
und  der  Führer  von  allen.  Im  Gegenteil,  Schüler  im  engeren  Sinne 
des  Wortes  und  bedeutende  Schüler  hatte  ein  anderer  hervorragender 
Professor,  welcher  uns  leider  in  voller  Schaffenskraft  entrissen  wurde: 
Salvatokk  CV;nktti  i>K  Marths,  Professor  an  der  Universität  Turin, 
berühmter  Verfasser  ausgezeichneter  Abhandlungen,  wie  über  den 
Umlauf  des  Beichtnms  in  den  Vereinigten  Staaten  Nord- 
Amerikas,  über  die  ursprünglichen  Formen  der  ökono- 
mischen Entwicklung  und  über  den  alten  Sozialismus,  ohne 
zu  erwähnen  seine  Vorrede  zu  Anfang  der  vierten  Serie  der 
Biblioteca  deH'Economista,  über  die  zwei  Systeme  der  Handels- 
Politik,  über  den  Bau  und  das  Leben  des  Handels,  über  die  Hand- 
arbeit im  sozialwirtschaftlichen  System,  welche  leider  unvollständig 
geblieben  ist.  Weniger  dogmatisch  als  Mksski»a<;i.ia,  liebte  er  gar 
sehr  die  entweder  ans  der  fleissigen  Beobachtung  der  Tatsachen  ge- 
zogenen, oder  die  durch  die  geschichtliche  Entwicklung  der  Er- 
scheinungen und  der  nationalökonomischen  Institute  mit  aller 
Sorgfalt  erforschten  mittleren  Axiome.  Allein  Ojnktti  ist  nicht 
nur  ein  Gelehrter  ersten  Banges,  ein  beliebter  Lehrer  seiner  Schüler, 
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von  denen  schon  einige,  wie  Ei.vui»!  und  .Jannamonk,  vorzügliche 
Dozenten  in  unserem  Facli  sind,  sondern  er  ist  auch  ein  Mann  der 
Tat.  welcher  von  einer  ganz  besonderen  Idee  begeistert,  sie  in  jeder 
Weise  zur  Ausführung  bringen  will  und  deshalb  alle  Schwierig- 
keiten überwindet.  Der  Widerspruch  schärft  seinen  Verstand  und 
desto  schneller  und  sicherer  erreicht  er  das  erwünschte  Ziel.  Er  wollte, 
dass  in  Turin  ein  Universitäts-Laboratorium  für  politische  Ökonomie 
errichtet  werde.  Wie  alle  neuen  und  genialen  Ideen  wurde  auch 
die  ( \>i jnkttis  anfangs  bekämpft  in  oberen  wie  in  unteren  Schichten, 
und  auch  von  Personen,  die  nicht  verstehen  konnten,  was  das  be- 
deuten sollte,  und  welche  Aufgabe  ein  national-ökonomisches  Labora- 
torium hätte  Wie  denn!  Ist  vielleicht  die  politische  Ökonomie 

eine  experimentale  Wissenschaft  geworden?!  Hat  sie  vielleicht 
Destilliergefässe  und  Retorten  nötig,  um  die  tiefen  Kegriffe  der  Do- 
zenten zu  destillieren  und.  sie  in  den  Köpfen  der  Schüler  zu 
kristallisieren?!  Will  die  Ökonomie  nicht  verachtet  werden  als  leere 
Ideologie,  so  muss  sie  sich  wieder  aufrichten  an  der  frischen  Quelle 
der  Tatsachen,  welche  sie  ganz  genau  beobachten  muss;  sie  muss  die 
Erfahrungen  kennen  und  gebrauchen;  muss  in  den  Universitäten  zur 
Verfügung  haben  ein  Überlegnngs-  und  Studienkabinett,  versehen 
mit  allen  wissenschaftlichen  .Materialien,  betreffend  die  Ökonomie  der 
Völker  und  der  Staaten.  So  war  das  Laboratorium,  welches  Ouxktti 
in  der  Universität  Turin  einrichtete,  und  wir  wünschen,  ein  solches 
wäre  in  allen  anderen  nachgegründet.  worden,  auch  im  kleineren 
Massstabe  an  den  Anstalten  des  niedrigeren  Unterrichts.  Und  aus 
diesem  Universitätslaboratorium  in  Turin,  aus  dieser  Werkstätte  sind 
schon  vortreffliche  Arbeiten  würdiger  junger  Leute  hervorgegangen, 
welche  der  italienischen  politischen  Ökonomie  zur  Ehre  gereichen. 
Es  genügt  uns.  die  zwei  bedeutenderen  zu  erwähnen:  Luüi  Einacw. 
der  meisterhaft  die  Theorie  der  Dergwerksreute  durchstudierte, 
und  .Tanna«  roNK,  der  in  einer  sehr  geschätzten  Monographie  die  Pro- 
duktionskosten untersuchte.  Noch  einen  herben  Verlust  musste 
die  italienische  Wissenschaft  ertragen.  Mit  Fkaxckso»  Fkkkaka,  einem 
sehr  begabten  und  schon  seit  mehreren  Jahren  für  die  Wissenschaft 
verstorbenen  Mann,  verlieren  wir  einen  Gelehrten,  welcher  ein  un- 
auslöschliches Merkmal  den  italienischen  staatswirtschaft liehen  Studien 
aufprägte.  Seine  geniale  Tätigkeit  mit  dem  Mut  des  Glaubens, 
ohne  persönlichen  Ehrgeiz  und  >ucr  noch  schlimmeren  Sorge,  zu  gc- 


Digitized  by  Google 


üiAroMO  Uzzatti:  Italien. 


1Q2:\ 


fallen,  oder  der  augenblicklich  bestehenden  Regierung  angenehm  zu 
sein,  hatte  ihn  zu  dem  ersten  Nationalökonomien,  zu  Ehre  und  Ruhm 
unseres  Vaterlandes  gemacht.  Als  Geistlicher,  Direktor  des  statis- 
tischen Amts  in  Palermo,  ein  Mann  der  Tat,  Professor  der  National- 
ökonomie, Direktor  der  indirekten  Steuern  in  Palermo,  Rat  des 
Kechnungsamtes,  Minister,  Direktor  der  Handelshochschule  in  Venedig 
....  Uberall  wo  er  erscheint,  vorübergeht  oder  bleibt,  glänzt  seine 
Persönlichkeit. 

Fkkkaka  begründet  sich  selbst  ein  ewiges  Denkmal  seiner 
wissenschaftlichen  Grösse  in  der  klassischen  Vorrede,  womit  er  das 
sehr  grosse  Laboratorium  für  pol.  Ök.  bereichern  wollte,  welches  er 
nicht  dieser  oder  jener  Universität,  sondern  allen  Italienern  zur  Ver- 
fügung stellte,  indem  er  in  einer  vorzüglichen  Bibliothek  die  hervor- 
ragendsten Werke  der  italienischen  und  ausländischen  Schriftsteller 
der  Nationalökonomie  sammelte.  Er  blickte  so  genau  in  die  Er- 
eignisse des  Güterumlaufs,  wie  es  vor  ihm  niemandem  gelungen 
war,  und  entdeckte  zu  Gunsten  der  grossen  Masse  eine  wunderbare 
Harmonie.  Die  einst  herrschende  Klasse,  d.  h.  die  Grundbesitzer,  wie 
die  heute  herrschende  Klasse,  d.  h.  die  Kapitalisten,  sind  ohnmächtig, 
die  kleinen  Leute  zu  überwältigen,  besonders  diejenigen,  welche  im 
Schweisse  ihres  Angesichts  von  ihrer  Handarbeit  leben.  Im 
Kampf  zwischen  Kapital  und  Arbeit,  d.  i.  zwischen  vergangener 
und  gegenwärtiger  Arbeit,  wird  letztere  siegen,  weil  sie  produktiver 
als  die  zukünftige  Arbeit  ist.  Deshalb  ist  für  Fkkkaka  Freiheit 
Eigentum,  und  wie  alle  Monopole,  dem  Wertgesetz  unterworfen.  Der 
Wert  würde  dann  nicht  bestimmt  von  den  mehr  oder  weniger  zu- 
künftigen Produktionskosten  dieses  oder  jenes  nützlichen  Gegen- 
standes, sondern  von  den  aktuellen  Produktionskosten,  oder  besser 
gesagt,  von  den  Reproduktionskosten  unter  den  möglichst  günstigsten 
Umständen  für  die  Personen,  welche  den  Dedarf  haben  und  bereit  sind, 
um  ihn  zu  befriedigen,  einen  bestimmten  Preis  zu  bezahlen. 

Nun  zu  den  Lebenden!  Die  italienische  und  ökonomische 
Literatur  ist  im  Zeitraum  von  4  Jahren,  ls;i.S— liuil,  um  viele 
Veröffentlichungen  bereichert  worden.  Es  wäre  zu  lang,  wenn  wir 
auch  kurz  den  Wert  jedes  einzelnen  Werkes  insbesondere  beleuchten 
wollten.  Es  ist  uns  genug,  die  Aufmerksamkeit  derer  darauf  zu 
lenken,  die  sich  für  unser  Fach  interessieren.  A  tont  »eignem- 
tont  honnenr.   In  der  Finanz- Wissenschaft  und  noch  mehr  in  der 
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politischen  Ökonomie  nimmt  eine  sehr  hohe  Stelle  ein,  und  gehört 
zu  den  eisten:  An;rsT»  Gkaziani,  der  noch  sehr  jung,  schon  als 
ordentlicher  Professor  an  der  Universität  Neapel  seine  Vorlesungen 
hält,  Seine  Grundrisse  über  Finanz- Wissenschaft  sind  ausgezeichnet. 
Auf  jeder  Seite  dieses  Buches  scheint  die  lange  Überlegung  und  die 
grosse  Neigung  durch,  die  der  Schriftsteller  für  die  behandelte  Dis- 
ziplin hat.  Besonders  zu  bemerken  ist  die  vollkommene  Kenntnis 
der  auswärtigen  Literatur  und  Gesetzgebungen.  Man  weiss  nicht, 
was  mehr  hervorzuheben  sei.  seine  tiefe  Doktrin  oder  die  sinnreiche 
und  scharfe  Kritik.  Vinckn/o  Tan<;okka.  ein  lebhafter,  gelehrter, 
beständiger  Geist,  ist  der  Verfasser  eines  Buches  über  den  Druck 
der  Abgaben,  vielleicht  das  beste  und  sicher  das  originellste  seiuer 
Werke,  im  Vergleich  mit  den  anderen,  wie  die  über  fiskalische  Kon- 
trolle, über  Finanzrecht  und  seine  gegenwärtigen  Fragen.  Sinnreich 
und  sehr  lebhaft  geschrieben  ist  der  Versuch  von  Ginuo  Fiokktti: 
Brod,  Begier  im  g  und  Steuer,  wo  sehr  gut  der  kritische  und 
diagnostische,  nicht  so  der  therapeutische  Teil  behandelt  ist.  Nennens- 
wert sind  der  Versuch  von  P.  F.  Casar kto  über  Finanzen  und  ihre 
Zukunft,  das  Werk  von  Mkssandko  Gakklli  über  die  Gestaltung  der 
lokalen  Abgaben,  und  dasjenige  von  Fkj»kru  o  Floka  über  die  Finanzen 
der  verbündeten  Staaten.  In  der  theoretischen  Nat.-Ök.  tritt  Gn  - 
skppk  Bicca  Salkkno,  Professor  an  der  Universität  von  Palermo,  auf. 
Die  Bedeutung  eines  solchen  Gelehrten  erklärt  sich  am  deutlichsten 
in  dem  kürzlich  erschienenen  Werke  der  Theorie  der  Löhne. 
Hier  behandelt  er,  sehr  oft  in  ganz  eigentümlicher  Weise,  gründlich 
diesen  wichtigen  und  komplizierten  Stoff.  Die  kapitalistische 
Produktion  ist  der  Titel  einer  hier  und  da  bedeutenden,  aber  sehr 
verwickelten  Untersuchung  von  Antonio  Gkaziadki.  Seine  Thesis  ist 
diese:  Man  kann  die  Mehrarbeitstheorie  ganz  unabhängig  von  der 
marxistischen  Werttheorie  begreifen  .  .  .  Vielleicht  sucht  er  die  erste 
zu  halten,  wenn  der  zweiten  Einsturz  von  mehreren  Seiten  droht. 
Im  Gegenteil  ist  für  Autiko  Laiikh.h.a  die  Gewinntheorie  ganz  und 
frar  verbunden  mit  der  Wertlehre  von  Marx,  die  er  erläutert,  und 
erklärt  in  einem  vortrefflichen  Versuch,  wo  er  in  scharfe  Bemerkungen 
und  Beweisführungen  eingeht,  besonders  da.  wo  er  von  dem  Unter- 
schied zwischen  produktivem  und  unproduktivem  Kapital  spricht. 
Viel  leichter  zu  lesen,  aber  nicht  so  inhaltreich  ist  die  Arbeit  von 
Vinvi  n/.o  du  kkkii.a  über  den  dritten  Band  von  Kaki.  }1ak\.  und 
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dennoch  gibt  der  Schriftsteller  die  Gedanken  des  berühmten  Sozialisten 
nicht  immer  treu  wieder,  speziell  nicht  in  der  Bearbeitung  der  ab- 
soluten Rente  vom  Grund  und  Boden.  Über  die  marxistischen  Theorieen 
und  deren  neuerliche  Erläuterungen  in  Beziehung  auf  die  Wertlehre 
urteilt  sehr  gut  Crock  Bknkuktto  in  einem  Band  von  kritischen 
Studien  mit  dem  Titel:  Geschichtlicher  Materialismus  und  die 
marxistische  Ökonomie.  In  diesen  Versuchen  ist  vielleicht  der 
beste  derjenige  mit  dem  Titel:  Erklärung  und  Kritik  einiger  Be- 
griffe von  Marx. 

Auch  in  der  Wirtschaftsgeschichte  hat  sich  mit  Auszeichnung 
der  italienische  Geist  betätigt.  Loncau  hat  lobenswerte  Studien 
über  die  GeneBis  des  Bürgertums  in  Sizilien  und  über  die 
Arbeit  und  die  ländlichen  Klassen  in  Sizilien  während 
und  nach  der  Feudalität  geliefert.  Überhaupt  bedeutend  ist 
das  meisterhafte  Werk  von  Ettokk  Chvotti  über  den  Unter- 
gang der  Sklaverei  im  Altertum,  welches  sehr  gern  gelesen 
wird.  Das  Buch  ist  höchst  lehrreich,  was  ihm  aber  zum  Schaden 
gereicht,  ist  die  marxistische  Befangenheit,  mit  welcher  der  Schriftsteller 
das  Kommen  einer  auf  die  Beseitigung  des  Lohusystems  begründeten 
wirtschaftlichen  Verfassung  voraussieht  und  vorausemptindet.  Über  die 
Sozialgesetzgebung,  von  der  heute  soviel  die  Bede  ist,  veröffentlicht 
eine  wertvolle  Arbeit  Ai.no  Contknto:  Ursprung,  Entwicklung 
und  Zustand  der  Arbeitergesetzgebung.  Kaya  behandelt  mit 
scharfer,  gründlicher  Kritik  das  Thema:  Die  Nationalkasse  für 
Invalidität  und  Altersfürsorge.  Gegen  den  Staatssozialismus 
entstellt  die  Korporation:  auch  auf  diesem  Gebiete  sammeln  unsere 
National-*  >konomen  Lorbeeren.  Bemerkenswert  ist  der  Versuch 
Franckscu  Collkttis  über  die  bäuerlichen  Genossenschaften 
Italiens  von  der  Mitte  des  XVIII.  bis  Ende  des  XIX.  Jahrhunderts. 
Sehr  praktisch  ist  die  Abhandlung  von  Viruilii  über  die  Kooperation 
in  der  Wissenschaft  und  Gesetzgebung,  und  besonders  zu  loben  ist 
Dr.  Giovanni  Lorknzoxi  für  seine  wissenschaftliche  Behandlung  über 
die  Agrakooperation  Deutschlands  in  der  Gegenwart.  Der 
Verfasser  hat  drei  Jahre  lang  in  Seminarien  unter  der  Leitung 
Prof.  v.  PmurrovicHs  in  Wien  und  Prof.  Skkin<;s  in  Berlin  studiert, 
er  hat  eine  grosse  Menge  Beobachtungen  benutzt,  und  sein  Werk 
ist  das  vollkommenste,  welches  bis  jetzt  erschienen  ist.  Im  Mttnz- 
nnd  Bankwesen  ist  die  Ernte  weniger  reich,  aber  immer  von  guter 
jRlirhuch  der  Internat.  Vcrvlnluuns:.  fi.  u.  7.  Bd.  BÖ 
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Qualität.  Es  ist  zu  erwähnen  die  Arbeit  von  F.  S.  Nim  über 
Diskontosatz  und  die  Fmlaufssteuer,  das  Werk  von  A.  Pi.hbano 
über  Wechsel wesen  und  Hankeinrichtungen,  die  vortrefflichen 
Münz-Monographieen  von  Etk.m  i.k  Lorini,  welche  in  der  Tat  zu 
positiv  sind.  Man  hat  auch  vorzüglich  den  Handel  und  die  Industrie 
beobachtet.  So  sind  empfehlenswerte  Schriften:  Gaktano  San<;i.h;io> 
Arbeit  über  Welthandel,  Luoi  Eixai  ims  Aufsatz  über  die  italienische 
Kolonialausdehnnng,  Sahhatimx  Abhandlung  über  unsere  Ausfuhr, 
TosutKsi  schreibt  inhaltreiche  Monographieen  über  die  italienische 
Seiden-  und  Baumwollindustrie.  Die  aktuellen  Fragen  sind  auch 
Gegenstand  wichtiger  Veröffentlichungen  gewesen.  So  diejenige  von 
Kaya  über  Fernsprecher,  von  Mokki.li  über  die  Munizipali- 
sierung der  öffentlichen  Dienste,  von  Viküiui  über  Agrar- 
fragen und  soziale  Zukunft,  von  Tivakosi  über  Vermögen  und 
Ertrag,  von  (Wa  Emiuo  über  die  Trusts. 

Aber  vor  dem  Schluss  dieser  Hundschau  ist  es  unsere  Pflicht, 
noch  kurz  einen  hervorragenden  italienischen  Nat. -Ökonomen  zu  er- 
wähnen, der  in  der  Eigentümlichkeit  seiner  Hegriffe  und  wissen- 
schaftlichen Produktionen  durchaus  selbständig  i*t.  Achiu.k  Lohia 
hat  in  seinen  Ideen  die  Lehre  der  materialistischen  Geschichtsauf- 
fassung erneuert. 

In  der  Tat  besteht  im  marxistischen  System  das  Geheimnis 
der  menschlichen  Entwickelung.  in  der  Entwickelung  der  Produk- 
tionsmittel, welche  in  den  verschiedenen  Momenten  ihres  Fortschritt* 
die  mannigfaltigsten  Wirtschaftsformen  bestimmen,  deren  Moral. 
Hecht,  Heligion,  Idealogie  nichts  anderes  als  i'berstruktnren  sind. 
So  besteht  nach  Lohia  dieses  Geheimnis  ausserhalb  des  menschlichen 
Geistes,  dessen  notwendiges  Erzeugnis  die  Entwickelung  der  Pro- 
duktionsmittel ist.  d.  h.  es  besteht  im  Grund  und  Hoden:  in  den 
verschiedenen  Arten  des  Eigentums  im  Laufe  der  Zeit,  je  nachdem 
die  anwachsende  Bevölkerung  stösst  und  drückt  {regen  die  quantita- 
tiven und  produktiven  Grenzen  des  Landes. 

Auf  diesem  festen  Grund  untersuchte  früher  Lohia  in  glän- 
zender Weise  das  kapitalistische  Eigentum,  und  unter  Leitung  der- 
selben Grundgedanken,  vertieft  er  sich  in  die  heutige  Wirtschaft— 
Verfassung.  Meisterhaft  behandelt  er  dasselbe  Thema,  indem  er  in 
letzter  Zeit  eine  neubearbeitete  und  ergänzte  Auflage  seines  schätzens- 
werten Buches  über  die  wirtschaftlichen  Gründe  der  Sozial- 
verfassung herausgegeben  hat. 
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Die  Wirtschaft s Verfassung  ist  nach  Lokias  Lehre  in  jedem 
Teil  das  natürliche  und  notwendige  Resultat  der  Ansiedelungszu- 
stände  und  der  Produktivität  des  freien  Bodens,  oder  mit  anderen 
Worten:  das  Resultat  des  Vorhandenseins  oder  Mangels  des  freien, 
durch  reine  Arbeit  bebaubaren  Bodens. 

Wo  freies,  mit  reiner  Arbeit  bebanbares  Land  vorhanden  ist, 
da  herrscht  Zusammenwirkung  des  Kapitals  und  der  Arbeit;  wo 
das  freie  Land  aufhört,  da  fängt  die  kapitalistische  Ökonomie  an. 
Und  diese  entwickelt  sich  ihrerseits  in  folgenden  beiden  Momenten: 
a)  mit  dem  ausschliesslichen  Eigentum  des  Menschen,  wo  das  mit 
reiner  Arbeit  bebanbare  Land  teilweise  besiedelt  wird  (Sklaverei, 
Knechtschaft);  und  als  der  Mensch  frei  wurde,  b)  mit  der  Entziehung 
des  Grundeigentums  der  Arbeiter.  —  Dies  geschah  mit  der  Herab- 
setzung des  Lohnes  bis  an  die  Minimalgrenze,  als  kein  Land  mit 
der  reinen  Arbeit  zu  bebauen  mehr  existierte,  und  ferner  mit  der 
Überschätzung  des  Bodens,  als  die  Löhne  über  den  Minimalsatz  ge- 
stiegen waren,  und  das  ganze  Land  jeder  Qualität  besiedelt  war. 
Das  kapitalistische  Eigentum  in  seinen  fortschreitenden  Gestaltungen 
vertritt  die  noch  unvollkommenen  Stufen  der  Entwicklung,  den 
langen  und  peinlichen  Zeitraum  dieser  Verarbeitung,  wo  auch  eines 
Tages  dies  endlich  die  entscheidende  Gestaltung  der  menschlichen 
Ökonomie  bilden  wird. 

So  lautet  in  ihren  Grundzügen  die  Konstruktion  des  be- 
rühmten Xationalökonomen  von  Mantua.  <  )bwohl  man  diese  Theorieen 
in  ihren  Vordersätzen  und  Schlüssen  nicht  ganz  annehmen  kann, 
ist  zweifellos  die  heutige  italienische  Sozialökonomie  ganz  erfüllt 
von  dieser  genialen  Vorstellung  Lokias.  welche  bis  ins  Innerste  der 
Sozialverfassung  eindringt,  und  eine  Welt  von  Wahrheiten  entdeckt, 
welche  früher  unbekannt  oder  verborgen  geblieben  waren;  oder  welche 
das  gemeine  Volk  der  Unerfahrenen  und  die  Empiriker  mit  ihrem 
kurzsichtigen  Blick,  der  nicht  weiter  als  die  Oberfläche  der  Dinge 
und  der  groben  Phänomene  sieht,  missverstanden  hatten. 


Japan. 

Referenten:  M.  KatO,  Professor  der  Rechte.    Tokio,  und 
E.  Eisenmann,  Rechtsanwalt.  Paris. 

Gesetzgebung  1899  und  1900. 

In  diesen  Jahren  hat  die  Gesetzgebung  in  Japan  einige  wesent- 
liclie  Reformen  früherer  Gesetz«*  auf  den  wichtigsten  Gebieten  des 
Rechts  vorgenommen. 

I.  Handelsgesetzbuch  und  Nebengesetze. 

1.  Handelsgesetzbuch  (ISO«»).  Die  japanische  Kodifikation 
des  Handelsgesetzbuchs  begann  im  Jahre  1881  mit  der  Einsetzung 
einer  Kommission,  welche  den  damaligen  japanischen  Regierungsrat 
Kok.slkk,  einen  Deutschen,  mit  dem  Entwürfe  beauftragte.  Der 
Rokslkk  sehe  Entwurf,  der  mit  ausführlichen  Motiven  in  deutscher 
Sprache  in  drei  Bünden  in  Tokio  im  Druck  erschien,  ist  von  der 
zumeist  aus  Reichsgerichtsräten  bestehenden  Kommission  nur  unbe- 
deutend modifiziert  worden  und  wurde  dann  im  Jahre  1800  als  Gesetz 
publiziert.  Dieses  jetzt  als  das  alte  Handelsgesetzbuch  bezeichnete 
Gesetz  war  eigentlich  bestimmt,  vom  1.  Januar  1801  an  in  Kraft 
zu  treten.  Es  hatte  aber  in  der  Volksvertretung  grossen  Wider- 
spruch gefunden;  insbesondere  hatte  die  Vereinigung  der  juristischen 
Doktoren  eine  starke  Opposition  in  die  Wege  geleitet,  es  wurde 
daher  eine  neue  Bearbeitung  angeordnet.  Da  aber  die  Notwendig- 
keit einer  sofortigen  Regelung  gewisser  handelsrechtlicher  Materien 
unaufschiebbar  erschien,  so  wurde  zunächst  nur  die  Neubearbeitung 
einiger  der  wichtigsten  Teile,  nämlich  im  1.  Buch  die  des  t».  Ab- 
schnittes (Gesellschaftsrecht»  und  im  12.  Abschnitt  (Wechselrecht), 
sowie  die  des  ',\.  Buches  (Konknrsrecht)  fertig  gestellt  und  diese 
Teile  mit  Gesetzeskraft  vom  1.  Januar  1*03  promulgiert. 

Der  inzwischen  vorbereitete  neue  Entwurf  wurde  erst  im  Jaln  e 
1*07  fertig  gestellt.    Die  Verfasser,  die  Professoren  K.  I'mk  und 
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K.  Okano  und  der  Justizininisterialrat  H.  Tanajjk,  sind  von  Grund 
aus  von  dem  RoESLER'schen  Entwurf  abgewichen.  Die  Volksver- 
tretung hat  dieses  neue  Projekt  im  Jahre  1899  zum  Gesetz  erhoben ; 
in  Kraft  getreten  ist  dies  neue  Handelsgesetzbuch  vom  16.  Juni  18;»!» 
ab.  Die  Grundidee  der  japanischen  Gesetzgeber  ist  die  Herstellung 
möglichster  Übereinstimmung  der  japanischen  Handelsgesetzgebuny: 
mit  derjenigen  der  übrigen  Weltmächte  gewesen,  wie  dies  für  alle 
vermögensrechtlichen  Gebiete  überhaupt  als  leitender  Grundsatz  des 
neueren  japanischen  Rechts  angesehen  werden  kann.  Es  sind  daher 
bei  der  Abfassung  des  Gesetzes  nicht  nur  die  ausländischen  Gesetzt", 
sondern  ganz  speziell  auch  die  Beschlüsse  der  internationalen  Kon- 
gresse auf  dem  Gebiete  des  Handels-  und  Seerechts  auf  das  sorg- 
fältigste in  Betracht  gezogen.  Immerhin  lässt  sich  aber  erkennen, 
dass  man  sich  hauptsächlich  dem  deutschen  Handelsgesetzbuch  an- 
geschlossen hat. 

Das  Gesetzbuch  enthält  folgende  Abschnitte: 

I.  Buch.  Allgemeine  Bestimmungen.  1.  Anwendung  des 
Gesetzes.  2.  Der  Kaufmann.  3.  Handelsregister.  1.  Firma.  ">.  Handels- 
bücher.   6.  Handelsangestellte.    7.  Handelsagenten. 

II.  Buch.  Handelsgesellschaft,  1.  Allgemeines.  2.  Offene 
Handelsgesellschaft  (1.  Errichtung,  2.  Beziehungen  nach  innen  und 
dann  3.  nach  aussen,  4.  Ausscheiden  eines  Gesellschafters,  r>.  Auf- 
lösung, (J.  Aufteilung).  3.  Kommanditgesellschaft.  4.  Aktiengesell- 
schaft (1.  Errichtimg,  2.  Aktien,  3.  Organe  [Generalversammlung. 
Vorstand,  Aufsichtsrat].  4.  Rechnungsverhältnisse,  5.  Schuldver- 
schreibungen, ().  Änderungen  des  Gesellschaftsvertrages.  7.  Auflösung, 
8.  Aufteilung).  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien.  6.  Ausländische 
Handelsgesellschaften.    7.  Strafen. 

III.  Buch.  Das  Handelsgeschäft.  1.  Allgemeines.  2.  Kauf. 
3.  Laufende  Rechnung.  4.  Stille  Oesellschaft.  5.  Mäklergewerbe. 
<■>.  Kommissionsgeschäft.  7.  Speditionsgeschäft.  8.  Frachtgeschäft 
( 1.  Beförderung  von  (tütern.  2.  von  Reisenden).  9.  Verwahrung  (1.  All- 
gemeines, 2.  Lagergeschäft).  10.  Versicherung  (1.  Schadensversicherung 
[1.  Allgemeines,  2.  Feuerversicherung,  3.  Frachtgutversicherung]; 
2.  Lebensversicherung). 

IV.  Buch.  Der  Wechselbrief.  1.  Allgemeines.  2.  Gezogene 
Wechsel  (1.  Ausstellung,  2.  Indossament,  3.  Annahme,  4.  Zahlung, 
5.  Ersatzanspruch,  C>.  Bürgschaft,  7.  Hilfseintritt  [1.  Hilfsannahme, 
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2.  Hilfszahlung],  K.  Ablöschungsnrknnde,  9.  Ausfertigungen  und  Ab- 
schriften).   Ii.  Eigene  Wechsel.    4.  Scheck. 

V.  Buch.  Seehandel.  1.  Das  Schiff  und  die  Reeder.  2.  Be- 
satzung (1.  Schiffer,  2.  Seemann).  8.  Beförderung  zur  See  (1.  von 
Waren  [1.  Allgemeines,  2.  Schiffsladeschein  |;  2.  Beförderung  von 
Reisenden  zur  See).  4.  Seeschaden.  Seeversicherung.  (».  Schiffs- 
gläubiger. 

Das  Gesetzbuch  hat  f.K!»  Paragraphen.  Wie  ersichtlich,  kennt 
es  nur  4  Arten  der  Handelsgesellschaft,  denen  es  aber  sämtlich 
juristische  Persönlichkeit  beilegt.  Das  Wechselrecht  ist  als  Teil  dem 
Gesetzbuch  eingeordnet,  Eine  Bestimmung  über  Bodmerei  erschien 
überflüssig,  da  das  Versicherungswesen  dem  Bedürfnis  genügt. 

Das  Konkursrecht,  welches  im  früheren  Handelsgesetze  mit  in- 
begriffen war,  ist  im  neuen  ausgeschlossen,  weil  die  Absicht  besteht, 
eine  Konkursordnung  zu  schaffen,  welche  auch  für  Nichtkaufleute 
gelten  soll;  einstweilen  ist  das  dritte  Buch  des  alten  Handelsgesetz- 
buchs daher  in  Kraft  geblieben. 

Wegen  aller  Einzelheiten  wird  auf  die  Abhandlung  des 
Professor  Rkhmk  über  das  japanische  Handelsgesetzbuch  in  Gohl- 
schmidts  Zeitschrift  D»01  verwiesen;  eine  deutsche  Übersetzung  ist 
von  Professor  Loknuoi.m  in  Tokio  herausgegeben. 

2.  Einführungsgesetz  zum  Handelsgesetzbuche  (lKM'A 
Dasselbe  enthält  vor  allem  die  Übergangsbestimmungen. 

II.  Öffentliches  Seerecht. 

:{.  Schiffsordnung  (Ikj»}»).  Enthält  die  Bestimmungen  über 
die  Nationalität  des  Schiffes.  Schiffshafen,  Register.  Zertifikate  n.  dergl. 

4.  Schiffsbesatzungsordnung  (1K!»!>).  Enthält  besonders 
die  Bestimmungen  über  die  Behörden  für  die  Schiffsbesatzung  und 
die  Befugnisse  des  Schiffers  gegenüber  der  Seemannschaft.  Die 
privatrerhtlichen  Bestimmungen  sind  bereits  im  Handelsgeset/.luiche 
enthalten. 

"».  l.otsenordnu  ngen  (1k;*!I). 

III.  Volkswirtschaftliche  (iesetze. 

»>.  Privatbahngesetz  (P'Hii).  Enthält  besondere  Be- 
stimmungen über  die  Eisenbahn- Aktiengesellschaften. 

7.  Gesetz  über  Eisenbahn-Transpoit-Gewerbe  (P.mhu. 
Enthält  auch  vom  Handelsgesetz  abweichende  jirivatrechtliche  Be- 
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stimmungt-n  über  die  Haftung  der  Eisenbahn  als  Transportunter- 
nehmer. 

8.  Gesetz  über  das  Versieherungsge  werbe  (1900).  Um- 
fasst  besonders  die  Bestimmungen  über  die  staatliche  Beaufsichtigung 
der  gewöhnlichen  Gesellschaften  und  der  auf  Gegenseitigkeit  be- 
ruhenden. 

0.  Gesetz  über  die  wirtschaftlichen  Vereine  (PJOO). 
Organisiert  4  Arten  von  Vereinen:  Kreditverein,  Verkaufsverein, 
Kanfverein,  Produktionsverein,  welche  sämtlich  als  juristische  Per- 
sonen behandelt  werden. 

10.  Gesetz  über  die  Vereine  zur  Förderung  der  haupt- 
sächlichsten Landes-lndustrieen  (l!M»o>. 

IV.  Schutz  des  gewerblichen  Eigentums. 

Die  folgenden  Gesetze  sind  gleichzeitig  mit  dem  Anschluss 
Japans  an  die  internationalen  Konventionen  erlassen,  denen  sie  sich 
eng  anpassen.  Die  deutsche  Übersetzung  dieser  Gesetze  von  Dr. 
Pah-  Bhunn  und  Kisak-Tamai  ist  ltM'io  im  Verlage  von  „Ost-Asien" 
in  Berlin  erschienen. 

11.  Patentgesetz  (lNVl'.t).  Dies  Gesetz  ist  wesentlich  dem 
deutschen  Patentgesetz  nachgebildet  :  das  Patentregister,  die  Prüfung 
—  freilich  durch  einen  einzigen  Prüfer  — .  das  Patentanwalts- 
register -  allerdings  durch  Übertragung  der  Disziplinargewalt  an 
den  Präsidenten  des  Patentamts  — ,  das  Beschwerdeverfahren  u.  ilergl. 
sind  wesentlich  analog  ausgebildet.  Hervorzuheben  ist  vielleicht  die 
in  das  Gesetz  selbst  aufgenommene  siebenmonatliche  Priorität  im 
Ausland/?,  in  einem  mit  Japan  durch  Vertrag  verbundenen  Staate, 
patentierter  Erfindungen,  sowie  ähnliche  Vorrechte  für  die  auf  Aus- 
stellungen zuerst  bekannt  gegebenen  Neuerungen.  Die  Enteignung 
der  Erfindung,  wenn  deren  allgemeine  Benutzung  im  öffentlichen 
Interesse  liegt,,  gegen  eine  durch  den  Präsidenten  festzusetzende 
Entschädigung,  eine  ähnliche,  gegen  Entschädigung  des  Inhabers 
der  Stammerfindung,  zugewährte  Patentierung  abhängiger  Er- 
findungen sind  dem  japanischen  Rechte  eigentümlich;  die  Ent- 
schädigung wird  durch  den  Rechtsweg  korrigiert.  Dem  Patentamt 
sind  ferner  die  Befugnisse  eines  Patentgerichtshofs  beigelegt;  ausser 
über  Nichtigkeitsklage  u.  dergl.  kann  es  auch  von  Besitzern  kolli- 
dierender Patente  zu   einem  Prüfungsverfahren  angerufen  werden 
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behufs  Festsetzung  der  beiderseitigen  Hechte;  gegen  die  Ent- 
scheidungen ist  Revision  an  das  Reichsgericht  wegen  Rechtsverletzungen 
zulässig.  l>ie  Ausübung  zur  Vermeidung  der  Patententziehung 
niuss  in  3  Jahren  statttinden.  Die  Gebühren  sind  10  Yen  (20  Mark) 
jahrlich,  alle  drei  Jahre  um  .r>  Yen  steigend;  für  Znsatzpatente  ist 
eine  einmalige  Gebühr  von  20  Yen  festgesetzt.  Die  erste  Gebühr 
wird  erst  nach  der  Patenterteilung  fällig.  Die  Strafen  sind  Ge- 
fängnis von  IT»  Tagen  bis  zu  U  Jahren  oder  Geldstrafen  von  IT»  bis 
:»0  Yen. 

12.  Das  Musterschutzgesetz  (1*99).  Auch  hier  ist  eine 
Priorität  für  denjenigen,  der  im  Auslande,  in  einem  Yertragsstaate, 
binnen  4  Monaten  zuvor  eine  Eintragung  bewirkt  hat.  gegeben. 

Di.  Das  Markenschntzgesetz  (1S99>.  Enthält  ebenfalls 
eine  solche  Prioritätsfrist  von  4  Monaten. 

V.  Gesetz  über  Verkehrsmittel. 

14.  Postgesetz  (1900).  Durch  dieses  Gesetz  sind  aus  fis- 
kalischen Gründen  die  ungewöhnlich  niedrigen  Portosätze  etwas  erhöht 
worden,  nämlich  H  Sen  i-'i  Pfennig»  statt  2  Sen  für  einen  Brief 
und  l»/a  Sen  statt  1  Sen  für  eine  Karte.  Das  ausländische  Porto 
ist  durch  die  internationale  Postkonvention  geregelt.  (10  Sen 
20  Pfennig  für  einen  Brief.)  Das  Inlandporto  ist  einheitlich,  das 
hei>st  Entfcrnungszonen  und  Ort  abriefe  sind  unbekannt. 

D».  Postanweisungsgesetz  (1900). 

10.  Gesetz  über  Eisenbahn-  und  Schiffsposten  il900i. 
17.  Telegraphengesetz  (lOOOj. 

VI.  Innere  Verwaltung. 

\K  Gesetz  über  das  Enteignungsverfahren  (I9<>0i. 

10.  Gesetz  über  die  Schwemmkanalisation  (1900». 

2<).  Gesetz  über  das  Rauchverbot  für  Minderjährige 
(1900).  Diexes  enthält  nur  folgende.  4  Paragraphen:  §  1.  Minder- 
jährige (unter  20  Jahren)  dürfen  nicht  rauchen.  Sie  werden  bei 
Zuwiderhandlung  zwar  nicht  bestraft,  jedoch  (i?  2)  der  Tabak  und 
die  Werkzeuge  werden  konfisziert.  Nach  §  '6  werden  die  Personen, 
denen  die  Aufsicht  über  den  Minderjährigen  obliegt  und  welche 
wissentlich  die  Übertretung  dulden,  mit  Geldstrafe  bis  zu  einem 
Yen   (2   Mark)   bestraft;    nach       4   erhalten   Kaufleute,  welche 
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wissentlich  für  Minderjährige  Tabak  und  Ranchutensilien  verkaufen, 
bis  zu  10  Yen  Geldstrafe. 

VII.  Politische  Gesetzgebung. 

21.  Abgeordnetenwahlgesetz  (1000).  Die  wichtigsten 
Neuerungen  dieses  Gesetzes  sind  folgende:  Der  Steuersatz,  von 
welchem  das  Wahlrecht  abhängt,  ist  von  15  Yen  (30  Mark)  auf 
10  Yen  direkter  Steuern  herabgesetzt;  für  das  Passiv  wähl  recht  fällt 
der  frühere  Steuersatz  von  15  Yen  gänzlich  fort.  Ebenso  ist  die 
Bedingung,  dass  der  Gewählte  im  Wahlbezirk  ansässig  sein  musste, 
aufgehoben;  er  nmss  mir  30  Jahre  alt  und  Japaner  sein.  Die  Wahl 
ist  nicht  mehr  öffentlich,  sondern  geheime  Zettelwahl;  jeder  Wahl- 
mann hat  nur  eine  Stimme  statt  der  früher  in  Bezirken,  die  mehrere 
Abgeordnete  zu  wählen  hatten,  bestehenden  Listenwahl.  Die  Wahl- 
bezirke sind  erheblich  vergrüssert. 

22.  Gesetz  über  die  politische  Polizei  (1000).  Enthält 
Bestimmungen  Uber  politische  Partei- Vereine  und  Versammlungen. 
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Referent:  Dr.  J.  Silovic,  ordentlicher  Professor  der  Rechte,  Abrain. 


a)  Gesetzgebung  1900  und  1901. 

1.  Das  Gesetz  vom  12.  Mai  1900,  mit  welchem  ange- 
ordnet wird,  dass  grundbüeherliehe  Eintragungen,  deren 
Grundlagen  während  des  Laufes  einer  Verlassenschafts- 
Yerhandlung  festgestellt  wurden,  von  Amts  wegen  zu  be- 
wirken sind. 

Nach  £ij  177,  17*  des  kaiserlichen  Patentes  vom  9.  August 
lsr»4  über  das  Verfahren  von  nicht  streitigen  Sachen  geschah  die 
Eintragung  der  Einantwortnngsverordnung  in  die  öffentlichen  Bücher 
zur  Übertragung  des  Eigentumes  der  in  denselben  vorkommenden, 
zur  Yerlassensehaft  gehörigen  unbeweglichen  Güter  oder  der  auf 
unbeweglichen  Gütern  haftenden  Forderungen  bloss  auf  das  ausdrück- 
liche Ansuchen  der  Erben.  Dadurch  entstand  im  Laufe  der  Zeit 
eine  bedeutende  Nichtübereinstimmung  zwischen  dem  Grundbuchstande 
und  der  tatsächlichen  Ausübung  der  dinglichen  Rechte  an  Immobilien. 
So  wurde  beispielsweise  in  einem  einzigen  Gerichtsbezirke  konstatiert, 
dass  von  3902  Grnndbuchseinlagen  1778  —  also  4"»T5  °/0  —  auf  die 
Verlassenschaften  eingetragen  waren,  obwohl  die  betreffenden  Nach- 
lassverhandlungen bereits  längst  durchgeführt  worden  sind. 

Wennschon  infolge  des  Publizitätsprinzines  des  Grundbuches 
die  ernsten  Gefahren  nicht  in  Betracht  gezogen  werden,  welchen 
sich  der  einzelne  aussetzt,  der  mit  der  Einwirkung  einer  grund- 
bücberlichen  Eintragung  zögert,  so  fallen  jedenfalls  die  schweren 
Nachteile  in  die  Wagschale,  welche  durch  die  Divergenz  zwischen 
Grnndbuchstand  und  faktischem  Besitzstand  für  die  Glaubwürdigkeit 
der  öffentlichen  Büchel-,  somit  für  den  Verkehr  mit  Realitäten  und 
dadurch  für  den  Pealkredit  entstehen. 
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Es  war  daher  ganz  unbestritten  ein  eminent  öffentliches  Interesse, 
dass  diesen  {"beiständen,  welche  in  hohem  Mal'se  die  Glaubwürdigkeit 
der  öffentlichen  Bücher  und  dadurch  den  Kealkredit  äusserst  em- 
pfindlich beeinträchtigten,  durch  gesetzliche  Massregel  entgegen  ge- 
treten wurde.  Das  geschah  durch  das  obige  Gesetz,  welches  folgende 
Bestimmungen  enthält:  „Das  Yerlassenschaftsgericht  hat  binnen 
14  Tagen  nach  Eintritt  der  Hechtskraft  der  Einantwortung  174 
des  kaiseil.  Patentes  vom  !*.  August  1N">4,  No.  7<>K  B.-G.-Bl.)  die 
grundbücherlichen  Eintragungen,  deren  Grundlagen  während  des 
Laufes  einer  Yerlassenschaftshehandlnng  in  einer  den  Erfordernissen 
der  Einverleibung  entsprechenden  Forin  festgestellt  wurden,  von 
Amts  wegen  anzuordnen,  wenn  die  Beteiligten  nicht  selbst  in  der 
vorgeschriebenen  Weise  die  Eintragung  nachgesucht  haben. 

Zu  diesem  Zwecke  hat  das  Gericht  die  erforderlichen  Urkunden 
und  protokollarischen  Erklärungen,  aber  nicht  die  Ausfertigungen 
der  Entscheidungen  des  Yerlassenscliaftsgerichtes,  welche  bei  den 
Gerichtsakten  vorliegen,  zu  beschaffen.  Mit  der  Anordnung  hinsichtlich 
der  Eintragungen  von  Amts  wegen  ist  jedoch  auf  Ansuchen  der  Be- 
teiligten weitere  :i0  Tage  nach  Eintritt  der  Kechtskraft  der  Ein- 
antwortung inne  zu  halten,  sofern  dadurch  nicht  die  Geltendmachung 
von  Bechten  seitens  dritter  Personen  erschwert  wird. 

Die  Partei  hat  die  zum  Zwecke  der  Ausführung  der  vor- 
stehenden Bestimmungen  erforderlichen  Urkunden  oder  Abschriften 
nicht  mit  einer  besonderen  Eingabe  vorzulegen:  auf  deren  Begebren 
ist  ihr  .jedoch  vom  Berichte  eine  Bestätigung  des  Empfanges  aus- 
zustellen 1). 

Insofern  die  zuständige  Finanzbehörde  keine  Einwendung  er- 
hebt, kann  das  Gericht  als  Verlassenschaftshehörde  auch  mit.  Um- 
gehung der  Bestimmung  des  i;  149  lit.  a  des  kaiserl.  Patentes  vom 
August  1H"»4  (Xo.  2<><S  B.-G.-Bl.)  die  Einantwortung  des  Nachlasses 
mit  dem  Zusätze  anordnen,  dass  bei  der  grundbücherlichen  Eintragung 
alle  Verlas-senschaftsgebühren  mit  der  denselben  gesetzlich  zu- 
kommenden Priorität  grnndbücherlich  sichergestellt  werden,  wenn 
bis  dahin  nicht  die  erfolgte  Auszahlung  derselben  von  den  Parteien 
nachgewiesen  worden  ist"  2). 

Das  Verlassenschaftsgericht  hat,  wenn  es  das  Grundbuch  für 
die  Verlassenschaftsrealitäten  nicht  selbst  führt,  die  grundbücherlichen 
Eintragungen  bei  den  kompetenten  Grnndbuchshehörden  unter  Zn- 
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sendung  der  erforderlichen  Urkunden  zu  erwirken.  Die  Grundbuchs- 
behörden haben  die  Abschriften  für  die  rrkundensammlung  von 
Amts  wegen  kostenfrei  zu  besorgen  (§  3). 

Erlangt  die  Grundbuchbehörde  amtliche  Kenntnis  davon,  dass 
der  Grundbnchstand  einer  Verlassenschaft  aus  Anlas»  der  Verlassen- 
schaftsverhandlung  nicht  geordnet  ist,  so  ist  sie  verpflichtet,  hiervon 
von  Amts  wegen  die  zuständige  Verlassenschaftsbehörde  zu  ver- 
ständigen, damit  dieselbe  nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  vor- 
gehe (§4). 

Das  Verlassenschaftsgericht  kann  die  Parteien  zur  Vorlegung 
der  die  Veränderungen  in  den  Hechten  auf  die  Verlassenschafts- 
realitäten betreffenden  Urkunden  auffordern"  *.). 

2.  Das  Gesetz  vom  14.  März  1901  über  den  Schutz  von 
öffentlichen  Zeichen. 

Durch  dieses  Gesetz  ist  der  strafrechtliche  Schutz  von  aus- 
ländischen Postwertzeichen,  zu  dessen  Beschaffung  sich  bei  dem  im 
Jahie  l,s«*l  jn  Wien  abgehaltenen  internationalen  Post -Kongresse  die 
dort  vertretenen  Staaten  verpflichtet  haben,  auch  in  Kroatien  durch- 
geführt worden. 

Das  Gesetz  enthält  folgende  Bestimmungen: 

„Unter  den  Schutz  dieses  Gesetzes  fallen  folgende,  vom  Staate 
ausgegebenen,  im  Verkehr  befindlichen  öffentlichen  Zeichen:  Stempel, 
Postwertzeichen  und  jedes  andere  Zeichen,  welches  zur  Sicherung 
der  Steuer  bestimmt  ist.  die  Siegel  und  alle  staatlichen  und  behörd- 
lichen Zeichen,  welche  den  Inhalt  eines  Getasses  (»der  die  Qualität 
und  den  inneren  Wert  eines  Metalles  beweisen  (§  1). 

Wegen  des  Vergehens  der  Fälschung  öffentlicher  Zeichen  wird 
mit  strengem  Arrest  bis  zu  zwei  Jahren  und  Geldstrafe  bis  zu 
zweitausend  Kronen  bestraft,  wer  1.  öffentliche  Zeichen  1)  nach- 
ahmt oder  verfälscht,  damit  er  selbst  oder  ein  anderer  dieselben  als 
echte  und  unverfälschte  gebrauche  oder  in  Verkehr  setze;  2.  wer 
nachgemachte  oder  verfälschte  öffentliche  Zeichen  (§  1)  wissentlich 
als  echte  und  nicht  verfälschte  selbst  verwendet,  einem  anderen 
hierzu  verschafft  oder  in  Verkehr  setzt  (J;  2). 

V\  egen  des  im  5;  2  bezeichneten  Vergehens  wird  mit  strengem 
Arrest  bis  zu  einem  Jahre  und  mit  Geldstrafe  bis  zu  tausend  Kronen 
bestraft: 
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a)  wer  von  echten,  bereits  gebrauchten  öffentlichen  Zeichen  (§  1) 
die  Kennzeichen  ihrer  Entwertung  entfernt,  damit  er  dieselben 
entweder  selbst  oder  ein  anderer  als  nicht  entwertete  öffentliche 
Zeichen  verwendet,  zn  diesem  Zwecke  einem  anderen  verschafft 
oder  in  Verkehr  setzt; 

b)  wer  echte,  schon  gebrauchte  öffentliche  Zeichen  (§  1),  von  denen 
er  die  Kennzeichen  der  Entwertung  entfernt  hat,  wissentlich 
neuerdings  als  nnentwertete  öffentliche  Zeichen  selbst  gebraucht, 
zu  diesem  Zwecke  einem  anderen  verschafft  oder  in  Verkehr 
setzt  (§  8).  Die  in  den  §ij  2  und  8  erwähnten  Handlungen 
werden  zu  Verbrechen,  wenn  der  verursachte  oder  beabsichtigte 
Schade  den  Betrag  von  tausend  Kronen  übersteigt,  und  werden 
nach  Vorschrift  des  §  202  beziehungsweise  $  208  Str.-G.  be- 
straft (S  4). 

Die  Vorschriften  der  Jji;  2,  8  und  4  dieses  Gesetzes  gelten 
auch  für  ausländische  öffentliche  Zeichen  jener  Staaten,  in  welchen 
durch  ein  Gesetz  oder  einen  Gesetzeskraft  besitzenden  Vertrag  die 
vom  Staate  in  den  Landern  der  ungarischen  Krone  herausgegebenen, 
unter  den  Schutz  dieses  Gesetzes  fallenden  öffentlichen  Zeichen  im 
entsprechenden  Falle  rechtlich  geschützt  werden  (§  .Y). 

Wegen  Übertretung  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  400  Kronen  be- 
straft, wer  ohne  den  in       2  und  8  bezeichneten  Vorsatz  und  Zweck: 

a)  eine  Münze,  Denkmünze,  Spielmarke,  Vignette,  Annonce,  Waren- 
marke oder  ähnliche  Gegenstände  derart  anfertigt,  dass  solche 
bei  oberflächlicher  Besichtigung  leicht  für  öffentliche  Zeichen 

1)  angesehen  werden  könnten; 

b)  öffentliche  Zeichen  (§  1)  nachmacht  oder  verfälscht,  die  Kenn- 
zeichen ihrer  Entwertung  von  gebrauchten  öffentlichen  Zeichen 
entfernt  oder  nachgemachte,  verfälschte  oder  solche  öffentliche 
Zeichen  in  Verkehr  setzt,  von  denen  die  Kennzeichen  ihrer 
Entwertung  beseitigt  sind  (5?  f>). 

Die  Vorschriften  des  $  fi  gelten  auch  für  Postwertzeichen 
jener  Staaten,  in  denen  auf  Grund  des  Strafgesetzes  oder  auf  Grund 
eines  Gesetzeskraft  besitzenden  Vertrages  die  Postwertzeichen  der 
Länder  der  ungarischen  Krone  strafrechtlichen  Schutz  gemessen  (!$  7). 

Die  allgemeinen  Bestimmungen  des  Strafgesetzes  vom  27.  Mai  1S*>2 
sind  auch  auf  die  nach  diesem  Gesetze  strafbaren  Handlungen  an- 
zuwenden. 
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Die  Vorschriften  für  die  in  Art.  I  und  III  des  Gesetzes  vom 
10.  Juni  1.SW  über  die  Rechtsfolgen  der  8t rafurteile  und  der  Strafen 
erwähnten  Strafurteile  gelten  auch  für  Strafurteile,  welche  nach  den 
§§  2,  :i  und  4  dieses  Gesetzes  getällt  werden  (g  8). 

b)  Literatur. 

1.  Milax  Smkkkak,  I'rirucnik  za  politicku  upravnu 
slnzbu  u  kraljevinah  Hrvatskoj  i  Slavoniji  (Handbuch  für 
den  politischen  Verwaltungsdienst  in  den  Königreichen  Kroatien  und 
Slavonien).  Agram,  s«  1.  Bd..  IV.  S*75;  II.  Bd.,  VIII,  91»  1 ;  III.  Bd.. 
VI,  1082;  IV.  Bd.  ist  noch  nicht  vollständig  erschienen. 

Dieses  Werk  hat  in  der  Tat  eine  Lücke  in  der  kroatischen 
juristischen  Literatur  ausgefüllt  und  einem  wirklich  oft  und  tiefge- 
fühlten Bedürfnisse  entsprochen.  Es  hat  bisher  an  einem  Werke 
in  kroatischer  Sprache  gemangelt,  welches,  wie  Mkykkhofkk*  Hand- 
buch für  den  österreichischen  Verwaltungsdienst,  unserem  Beamten 
als  ein  verlässlicher  Führer  in  seinem  Berufe  dienen,  und  allen,  die 
sich  mit  öffentlichen  Angelegenheiten  befassen,  wie  Abgeordneten, 
Advokaten,  Universitätsprofessoren,  Journalisten,  ein  treuer  Berater 
sein  kann.  Es  war  deshalb  sehr  dankenswert,  dass  sich  der  Auf- 
gabe, ein  solches  Werk  herauszugeben,  der  auf  dem  Gebiete  der 
verwaltungsrechtlichen  Literatur  bekannte  und  erprobte  Sektions- 
rat  der  k.  Landesiegierung  M.  Smhkkau  unterzogen  hat.  Er  war  seit 
Jahren  damit  beschäftigt,  die  verschiedenen  Verwaltungsgesetze  und 
Verordnungen  zu  sammeln,  zu  ordnen  und  zu  kommentieren.  Nachdem 
die  Organisation  unserer  Verwaltung  im  ganzen  und  grossen  abge- 
schlossen war.  ist  er  an  die  Herausgabe  dieses  Werkes  herangetreten. 
Es  enthält  eine  kritische  Zusammenstellung  aller  bezüglich  des  Ver- 
waltungsdienstes in  Geltung  stehenden  Gesetze  und  Verordnungen 
mit  historischen  Einleitungen  in  die  einzelnen  Gebiete  des  Ver- 
waltungsrechts  und  zugleich  auch  ein  praktisch  angelegtes  Kompendium 
für  den  politischen  Verwaltungsbeamten,  dem  es  bisher  sehr  schwer 
war,  sich  in  der  Menge  der  betreffenden  Gesetze  und  Vorschriften, 
die  in  Kraft  bestehen  oder  zum  Teile  bereits  ausser  Geltung  gesetzt 
wurden,  zurecht  zu  finden. 

In  der  Einleitung  detiniert  der  Verfasser  den  Begriff  der 
Verwaltung  und  des  Verwaltungsrechtes  und  determiniert  die  ein- 
zelnen Erscheinungsarten  dieses  Hechtes  nach  aussen.    Der  Verfasser 
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erörtert  die  Geschichte  der  kroatischen  Verwaltung1  seit  dem  Jahre  184M, 
in  welchem  Jahre  mit  dem  bis  dorthin  in  Geltung  gestandenen 
Verwaltungsapparat  gebrochen  und  zum  erstennialc  Justiz  und 
Administration  getrennt  wurden.  Mit  detaillierter  Benützung  aller 
zu  Gebote  stehenden  Quellen  führt  der  Verfasser  dann  die  Geschichte 
bis  auf  unsere  Tage  herab,  wobei  er  die  sechs  Phasen,  welche  die 
Verwaltung  mitmachte,  sehr  glücklich  und  t redend  charakterisiert. 
In  den  Quellen  gibt  er  ein  genaues  Verzeichnis  aller  einschlägigen 
Gesetzsammlungen  an,  welche  als  Grundlage  des  herrschenden 
Kechtes  in  Betracht  kommen.  Dann  folgt  der  erste  Teil,  welchen 
die  Organisation  der  Exekutivgewalt  mit  Berücksichtigung  der  ge- 
meinsamen Verhältnisse  zu  Ungarn  und  Österreich  enthält,  Dieser 
Teil  zerfällt  naturgemäss  in  die  Organisation  der  autonomen  und 
gemeinsamen  Behörden. 

Der  zweite  Teil,  welcher  das  materielle  Verwaltnngsrecht 
enthält,  zerfällt  wieder  in  zwei  Teile,  von  denen  der  erste  die 
Verfassungsgesetzkunde,  der  zweite  die  Yerwaltungsgesetzkunde 
umfasst.  Die  Sprache  des  Werkes  ist  eine  leicht  verständliche,  die 
Diktion  kräftig,  die  Darstellung  eine  leicht  fassliche  und  klare. 

2.  Dr.  Fhax  Vkbanic:  Jedno  stoleee  n  razvoju  ziteljstva 
Hrvatske  i  Slavonije  (Ein  Jahrhundert  in  der  Entwickelung  der 
Bevölkerung  von  Kroatien  und  Slavonien).  Publikationen  der  süd- 
slavischen  Akademie.    CXL.  Buch.    8»  244. 

Der  verdienstvolle  Akademiker,  über  dessen  Arbeiten  ich  schon 
im  Jahrbuche  wiederholt  berichtet  habe  (Jahrgang  II,  S.  428  und 
IV,  8.  7i»2),  skizziert  zuerst  die  Geschichte  der  Volkszählung  von 
der  Zeit  der  Maria  Theresia  bis  zum  Jahre  1800;  dann  untersucht 
er  kritisch  die  Daten  über  die  Bevölkerungszahl,  die  ihm  zugänglich 
waren,  und  kommt  zu  dem  Ergebnisse,  dass  auf  dem  heutigen  Terri- 
torium von  Kroatien  und  Slavonien  folgende  Bevölkerungszahl  be- 
stand: im  Jahre  17*5:  11900:58,  1805:  12:3073!»,  1850:  1003OH8, 
1857:  167S81H).  ISO«.»:  1802  405»,  18i«>:  2186410. 

In  der  Zeit  von  105  Jahren  hat  sich  die  Bevölkerung  um 
1*90372  Einwtdiner  vermehrt,  d.  i.  um  82,81°  0. 

Nach  dieser  Berechnung  beläuft  sich  in  dem  Zeitabschnitte  von 
105  Jahren  die  jährliche  durchschnittliche  Zunahme  der  Bevölkerung 
auf  0,57%.  Diese  Zunahme  kann  man  demnach  als  die  normale  be- 
trachten.   Der  Autor  vergleicht  jetzt  die  Zunahme  der  Bevölkerung 
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in  Kroatien  und  Slavonien  mit  derjenigen  anderer  Staaten  und  kommt 
zu  dem  Schlüsse,  dass  in  Kroatien  die  Bevölkerungszunahme  zwar  nicht 
gross,  aber  konstant  ist,  und  dass  die  Bevölkerung  Kroatiens  genug  Kraft 
in  sich  hat,  um  stufenweise  zu  bedeutender  Vermehrung  zu  gelangen. 

In  der  ersten  Hälfte  des  Jahrhunderts  war  die  jährliche  Zu- 
nahme der  Bevölkerung  geringer  als  in  der  zweiten:  in  der  ersten 
betrug  sie  0,483%,  in  der  zweiten  0,728 

In  dem  heutigen  Territorium  Kroatiens  lebten  im  Jahre  17*:» 
auf  einem  Qudrat-Kilometer  28  Einwohner,  im  Jahre  18HO  auf  dem- 
selben Baume  51  Einwohner. 

:i.  Dr.  Fk.  Spkykc:  Obei  austrijanski  gradjanski  zakonik 
(Das  allgemeine  (österr.)  bürgerliche  Gesetzbuch).  II.  Auflage.  Agram. 
S°.  XVI, 

Privatdozent  des  Zivilrechtes  Dr.  M.  Zuhkow  sagt  über  dieses 
Buch  in  der  Allg.  österr.  Gerichtszeitung: 

Das  mit  kais.  Patente  vom  21*.  November  18.V2,  R.-G.-Bl. 
No.  240,  „für  die  Königreiche  Ungarn,  Kroatien  und  Slavonien,  die 
Woiwodschaft  Serbien  und  das  Temesen-Banat"  bestimmte  und  dort 
angeführte  allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch  von  1811  behauptet 
sich  bekanntlich  nur  in  den  Königreichen  Kroatien  und  Slavonien 
bis  zum  heutigen  Tage.  Hier  entwickeln  sich  die  bürgerlichen 
Beehtsangelegenheiten  von  dem  1.  Mai  1853  ununterbrochen  unter 
der  Herrschaft  des  österr.  bürgert.  Gesetzbuches. 

Gleich  l*5.'l  erschien  in  der  k.  k.  Bof-  und  Staatsdruckerei 
in  Wien  eine  Ausgabe  des  allg.  bürgert.  Gesetzbuches  in  offizieller 
kroatischer  Übersetzung.  Sie  wurde  jedoch  seit  1885  verdrängt  durch 
eine  Privatausgabe  des  sehr  rührigen  und  kroatischen  Juristen  Ai»olk 
Risnov.  Skptksivik  in  Agram  in  der  Sammlung  der  „kroatischen 
Gesetze",  welche  die  Buchhandlung  S.  Hautmann  (Hugli  et  Deutsch) 
seit  diesem  Jahre  besorgt. 

Da  die  erste  Auflage  des  allg.  bürgert.  Gesetzbuches  (1KS5) 
längst  vergriffen  war  und  eine  grosse  Nachfrage,  insbesondere  bei 
der  Agramer  rniversitätsjngend,  nach  einer  handlichen  Ausgabe 
des  Gesetzbuches  sich  fühlbar  machte,  so  schritt  die  Buchhandlung 
zu  einer  II.  Auflage  des  allg.  bürgert.  Gesetzbuches.  Diesmal  über- 
nahm  die  Arbeit  der  rühmlich  bekannte  Professor  des  Privatrerhtes 
an  der  königl.  Universität  in  Agram  Dr.  Kk.  J.  Si'KYm,  während 
der  trübere  Herausgeber  Ai».  KrsNnv  die  Sammlung  von  gerirlit- 
lirhen  Entscheidungen  besorgt  hat.    Aus  der  fachmännischen  Hand 
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des  Herausgebers  erschien  auch  das  Gesetzbuch  in  sachlicher  und 
sprachlicher  Beziehung  wohl  anders,  als  es  früher  war.  Der  Heraus- 
geber verweist  im  Vorworte  auf  die  wichtigeren  Mängel  und  Härten 
seiner  Vorgänger. 

4.  Dr.  .Iikaj  Vkhanic:  Trgovacko  /akonoslovlje  (Trgo- 
vacko  pravo,  ste*ajno  pravo  i  pravo  pobijanja)  (Handeis- 
Gesetzkunde  [Handelsrecht,  Konkursrecht  und  Anfechtungsrecht]). 
Agram.    8°.  2M. 

Der  Verfasser  ist  Privatdozent  an  der  Universität  und  trägt 
an  der  höheren  Handelsschule  in  Agram  die  Handels-Gesetzkunde 
vor.  Schon  im  Jahre  DSM  hat  er  für  die  Handelsschüler  das 
Wechselrecht  und  im  Jahre  l<S«».r>  den  Leitfaden  über  die  Gewerbe- 
vorschriften (worüber  ich  im  Jahrbuche  III.  S.  154:$  berichtet  habe) 
herausgegebeu.  Auch  dieses  Buch  ist  in  erster  Linie  für  seine 
Handelsschüler  geschrieben.  Da  es  aber  so  klar  und  verständlich 
gefasst  ist,  dass  es  auch  die  Nichtjuristen  benutzen  können,  ist  es 
ausserdem  den  Handelsleuten  und  den  Gewerbetreibenden  zugute  ge- 
kommen, weil  sie  in  ihm  die  notwendigen  Informationen  aus  dem 
Handels-,  Wechsel-  und  Anfechtungsrechte  finden. 

5.  Dr.  Nikola  OüoKKi.ii'A.  Kazneno  procesualno  pravo 
(Strafprozessrecht).    Agram.    *°.    XXVI,  *f57. 

Dieses  Lehrbuch  ist  in  der  wissenschaftlichen  Bibliothek  der 
kroatischen  Landesregierung,  Abteilung  für  Koitus  und  Unterricht, 
erschienen. 

Der  Verfasser,  ein  guter  Kenner  des  Strafprozessrechtes,  hat 
in  seinem  Lehrbuche  die  Resultate  der  Wissenschaft  klar  und  fasslich 
dargelegt  und  die  Praxis  des  kroatischen  und  des  österreichischen 
Kassationshofes  mit  Erfolg  benützt. 

Es  ist  durch  dieses  Lehrbuch  einem  lange  bestehenden  Be- 
dürfnisse nicht  nur  bei  der  studierenden  Jugend,  sondern  auch  bei 
den  Praktikern  entsprochen  worden.  Da  aber  unsere  Strafprozess- 
ordnung vom  17.  Mai  187ö  im  ganzen  und  grossen  die  österreichische 
Strafprozessordnung  Mai  1873  rezipiert  hat.  so  ist  dieses  Lehr- 
buch den  kroatischen  Juristen  auch  in  Dalinatien  und  Istrien  von 
Vorteil  gewesen,  weil  der  Wrfasser  die  Unterschiede  zwischen  der 
kroatischen  und  der  österreichischen  Strafprozessordnung  an  den  be- 
treffenden Stellen  besonders  hervorhebt. 

Jahrbur  h  d.>r  iutei-nat.  Vereinigung.      u.  7.  B.l.  <if» 
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Referent:  Dr.  Lisandro  Segovia, 

H'.norarj.r-.teheor  an  der  I  nl v^rnit«t  Kordova.  Fiskal  am  Kriminal-  und 
Handfl»^eri<  ht  in  Bihmidm  Alr^K. 

Übersetzt  von  Dr.  Roberto  Kück, 

l.e^atioiifHokrftHr  d*r  I><>ininlkani*<  heu  RfpuUllk.  Hamburg. 

Übersicht  über  die  Kodifikationen  und  die 
juristische  Literatur. 

Die  nachstehenden  Angaben  können  keinen  Anspruch  auf  Voll- 
ständigkeit  erheben,  weil  die  Republiken  von  Lateinisch-Amerika 
viel  mehr  Verbindungen  mit  den  europäischen  Ländern  haben,  als 
nnter  sich.  Ich  beginne  mit  dem  Norden  und  widme  .Mexiko  einige  Worte. 

Mexiko.  Von  diesem  Lande,  das  von  dem  (ieneral  Rorkirio 
Duz  patriarchalisch  regiert  wird,  kennen  wir  nur  die  folgenden 
Werke:  Rand  1  des  mexikanischen  bürgerlichen  Rechts,  kommentiert 
von  Lii  KNi  m  Antonio  A.  i«k  Mkmna  y  Ormakchka.  Institutionen 
des  bürgerlichen  Hechts  an  der  Hand  des  Gesetzbuches  des  Bundes- 
staates und  Territoriums  Baja  California  von  Kstkkan  Cai.vo  und 
Francisco  i-k  R.  Sk..ira,  4  Bünde. 

Wörterbuch  der  Jurisprudenz  von  Ln  kn<  iat  1sii»ro  A.  Montii  i. 
y  Di  artk  und  Abhandlungen  über  Gesetze  von  demselben  Verfasser. 

Grundbuehrecht  von  Jose.  Maria  Lozana,  1  Band  von  (»5(5  Seiten, 
und  Vergleichendes  Strafrecht  von  demselben  Verfasser,  1  Band  von 
n.*>i;  Seiten. 

Guatemala.  Institutionen  des  bürgerlichen  Rechts  von  Dr.  Cri  /.. 

Costarica.  Institutionen  des  bürgerlichen  Rechts  von  Sai.vakok 
Gimknkz  und  Abhandlungen  über  Strafrecht  von  Rakakl  Ohozco. 

Von  Nicaragua,  San  Salvador  und  Honduras  ist  uns 
nichts  bekannt. 

Kolumbien  (ehemals  Neu-Granada).  Das  bürgerliche  Gesetz- 
buch um!  die  (iesetze  des  Landes,  kommentiert  von  Jose  Manch, 
Anzahta.    (ierichtspraxis  von  Dimktrio  R..rkas,  :{  Bände. 
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Venezuela.  Institutionen  des  venezuelanischen  bürgerlichen 
Hechts  von  Lk  kn»  iat  Lris  Sax<>.i<i,  4  Bände.  Das  Handelsgesetzen  Ii 
mit  Text,  2  Bände,  und  das  Zivilprozessrecht  von  demselben  Verfasser. 

Kommentare  zum  Handelsgesetzbuche  von  Axibai.  Domixk  i. 
Caracas 

Handelsgesetzgebung,  erläutert  von  Kh  akih»  Ovidm  Limauim>. 
Erläuterung  des  venezuelanischen  Strafgesetzbuches  von  Fkan«  ism 
Ochoa,  18SH.  Dieses  letzte  Buch  ist  sehr  geeignet  für  den  Unter- 
richt, während  das  Werk  von  Domixhi  überhaupt  das  beste  ist. 
Domixhi  starb  vor  drei  Jahren  und  hat  seine  umfangreiche  Arbeit, 
die  er  Uber  das  bürgerliche  Recht  begonnen  hatte,  nicht  mehr  ver- 
öffentlichen können. 

Von  Peru,  Bolivien  und  Ecuador  ist  kein  juristisches  Werk 
von  besonderem  Werte  mir  zu  Gesicht  gekommen,  obwohl  Peru  einigt' 
tüchtige  Advokaten  hat. 

Paraguay  hat  nichts  Selbständiges  aufzuweisen;  seine  Gesetz- 
bücher sind  die  argentinischen;  gleichwohl  hat  es  für  Strafsachen 
das  Gesehwornengericht,  das  in  Argentinien  nicht  mehr  existiert, 

Hin  besonderes  Kapitel  verdienen  die  übrigen  vier  Republiken, 
die.  obschon  sie  das  äussere  Ende  von  Südamerika  bedecken,  wegen 
ihrer  Wichtigkeit  und  hohen  Kultur  an  der  Spitze  von  Lateinisch- 
Amerika  stehen.  Diese  sind  ihrer  Bedeutung  nach:  Argentinien, 
Brasilien.  Uruguay  und  Chile. 

Chile  hat  gute  Gesetzbücher  und  einige  juristische  Werke, 
aber  nur  von  geringem  literarischen  Wert. 

Uruguay  ist  etwas  weiter  fortgeschritten,  verdankt  aber  seinen 
Fortschritt  zum  grössten  Teil  der  argentinischen  Rechtswissenschaft, 
obgleich  es  mehrere  talentvolle  und  kenntnisreiche  Advokaten  hat. 

Brasilien  übertrifft  Uruguay  und  wetteifert  mit  Chile  um 
den  Vorzug;  es  hat  viele  gelehrte  und  fast  bedeutende  Juristen,  sie 
sind  redegewandt,  lassen  sich  aber  durch  ihre  übertriebene  Einbildungs- 
kraft zu  sehr  hinreissen. 

Über  die  Werke  Chiles  und  Uruguays  will  ich  nur  eine  kurze 
Ubersicht  geben  und  zum  Schlnss  eine^Parallele  zwischen  Argentinien 
und  Brasilien  ziehen. 

Uruguay.    Es  besitzt  ein  gutes  bürgerliches  Gesetzbuch,  ein 

Werk  des  Dr.  Tkistax  Xakvaja.    Dasselbe  ist  in  Kraft  seit  dem 

Jahre  und  besteht  aus  li:U4  Artikeln.    Der  Verfasser  hat  sich 
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hauptsächlich  an  die  bürgerlichen  Gesetzbücher  Argentiniens  und 
Chiles  angelehnt.  .Seit  dein  Jahre  1800  wird  dazu  ein  Kommentar 
herausgegeben  von  Dr.  Alvako  Guixos  (Montevideo,  I.  Bd.  512  Seiten, 
II.  Bd.  284  Seiten).  Das  Handelsgesetzbuch  ist  dasselbe  wie  das 
argentinische;  jedoch  ist  ihm  ein  Abschnitt  über  Schiffsgläubiger  und 
I {odinerei  hinzugefügt.  Bedeutende  Werke  über  internationales  Privat- 
recht existieren  von  Dr.  Gonzalo  Ramikkz.  Dieser  Jurist  war  die 
Seele  des  südamerikanischen  Kongresses  zu  Montevideo  im  Jahre  lHfs«.», 
auf  dem  verschiedene  Verträge  zu  stände  gekommen  sind:  über  inter- 
nationales Privatrecht  und  Rechtsprechung.  71  Artikel;  über  inter- 
nationales Handelsrecht,  52  Artikel;  über  geistiges  und  künstlerisches 
Eigentum;  über  internationales  Strafrecht,  51  Artikel;  über  Prozess- 
recht in  IG  Artikeln;  über  Handels-  und  Fabrikmarken,  H  Artikel; 
über  Patentrecht  in  10  Artikeln;  eine  Konvention  ülier  die  Ausübung 
wissenschaftlicher  Berufe,  0  Artikel,  und  ein  Schlussprotokoll  in 
7  Artikeln.  Diese  wissenswerten  Verträge,  die  ich  in  meinem  Inter- 
nationalen Privatrecht  (Buenos  Ayres  18NM,  277  Seiten)  kritisch  be- 
leuchtet habe,  sind  trotz  ihres  Widerstandes,  auf  den  sie  in  Brasilien 
und  Chile,  gestossen  sind,  in  Argentinien,  Uruguay,  Paraguay,  Bolivien 
und  Peru  Gesetz  geworden  und  bewähren  sich  vortrefflich.  Auch 
noch  einige  andere  juristische  Werke  sind  in  Uruguay  publiziert 
worden:  eine  Schrift  über  Verfassungsrecht  von  Dr.  Akkc  ha«;a,  wenn 
ich  mich  nicht  irre,  und  eine  Abhandlung  über  Verwaltungsreclit 
von  Dr.  Carlos  M.  i«k  Pkxa. 

Chile.  Sein  bürgerliches  Gesetzbuch  vom  Jahre  1S55  besteht 
aus  2524  Artikeln  und  ist  ein  Werk  des  venezolanischen  Gelehrten 
Anokks  Bkm.u.  Das  Handelsgesetzbuch,  das  von  dem  Argentiner 
Dr.  Ocami'o  entworfen  und  im  Jahre  1805  sanktioniert  worden  ist. 
enthält  15:53  Artikel  und  ist  dem  argentinischen  Handelsgesetzbuchs 
vollständig  nachgebildet.  Das  Strafgesetzbuch  ist  dem  spanischen 
und  besonders  dem  belgischen  als  Vorbildern  gefolgt  und  ist  von  ge- 
ringem wissenschaftlichen  Werte.  Das  Bergbaugesetz  hat  einige 
Kapitel  dem  argentinischen  Gesetze  entlehnt.  Nach  chilenischem  Kecht 
wird  das  Eigentum  an  der  Mine  durch  die  Zahlung  der  Staatsabgabe, 
nach  dem  argentinischen  Gesetz  bei  Beginn  des  Abbaus  erworben. 
Kechtswisseiischaftliche  Werke  gibt  es  nur  wenige  in  Chile.  Chao'N 
hat  kurze  Abhandlungen  über  das  bürgerliche  Gesetzbuch  verfasst 
und  Vai.i»ks  Kii  si  i.  eine  Schrift  über  den  Konkurs.    Gi  küu  ha«;a 
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Letklliek  hat  über  das  Bergrecht  und  Lika  über  Verwaltungsrecht 
gesehrieben.  Rorkrstiaxo  Vkka  hat  über  verschiedene  Rechtsgebiete 
mehrere  Bücher  herausgegeben,  von  denen  einige  wertvoll  sind. 

Brasilien.  Die  Vereinigten  Staaten  von  Brasilien,  die  ihrem 
Flacheninhalt  und  ihrer  Bevölkerungszahl  nach  die  Hälfte  von  ganz 
Südamerika  ausmachen,  verdienen  bezüglich  ihrer  neuen  Verfassung 
vom  24.  Februar  lHi»l  eine  besondere  Besprechung.  Nach  dieser 
Konstitution,  die  der  argentinischen  sehr  ähnlich,  aber  ausführlicher 
und  freier  ist.  ist  Brasilien  ein  republikanischer  Bundesstaat  (repüblica 
federativa).  Zwar  bedroht  auch  die  brasilianische  Verfassung  (Art.  NM 
jedweden  Bürgerkrieg  und  lässt  keine  Kriegserklärung  zu  (Art.  34 
Xo.  11),  bevor  ein  Schiedsgericht  angerufen  ist.  Die  Institution  der 
Jury  ist  eingeführt.  Jeder  Einwohner  findet  seinen  Richter  und  hat 
das  Hecht  der  Berufung  an  den  höchsten  Gerichtshof  des  Staates 
(Art.  72  31  u.  «•»).  Für  die  Verteidigung  des  Beschuldigten 
sind  vorzügliche  Bestimmungen  getroffen.  Die  Todesstrafe,  Zwangs- 
arbeit und  Verbannung  sind  abgeschafft  (Art.  72  §g  1«,  22.  21  u.  20). 
Eine  Staatskirche  gibt  es  nicht;  der  Unterricht  ist  der  Kirche  ent- 
zogen: die  Begräbnisplätze  sind  verstaatlicht;  es  gibt  nur  eine  bürger- 
liche Eheschliessung,  die  kostenlos  ist  (Art.  72  4  bis  7).  Unter 
bestimmten  Bedingungen  ist  die  Naturalisation  der  Ausländer  obliga- 
torisch; Adelsprädikate  und  Standesunterschiede  sind  abgeschafft 
(Art.  »i9  Xo.  4  n.  Art.  72  g  2).  Der  höchste  Bundesgerichtshof 
setzt  sich  ans  fünfzehn  Mitgliedern  zusammen,  die  auf  Lebenszeit 
gewählt  werden  (Art.  .">»;  und  .*>7).  Der  Präsident  der  Republik 
bleibt  vier  Jahre  im  Amte;  die  Minister  haben  nicht  das  Recht,  an 
den  Sitzungen  des  Nationalkongresses  teilzunehmen  (Art.  43  u.  '■]). 
Das  Recht  der  Minoritäten  ist  in  der  Depntiertenkammer  eingeführt. 
Dieser  Kammer  werden  zunächst  die  Gesetzentwürfe  von  der  aus- 
führenden Gewalt  vorgelegt.  Ein  Staatsbeamter  hat  beim  Antritt 
seines  Amtes  keinen  Eid,  sondern  nur  ein  feierliches  Gelöbnis  abzu- 
legen, seine  Pflichten  zu  erfüllen.  Kein  Bürger  kann  mehr  als  das 
eine  Amt.  das  ihm  übertragen  ist.  inne  haben,  auch  nicht  zwei  Amter, 
die  zwei  verschiedenen  Gewalten  angehören  (Art,  73.  7i>,  21  u.  44). 
Schliesslich  ist  es  nicht  gestattet,  dass  ein  öffentliches  Amt  von  einem 
Ausländer  bekleidet  wird.  Die  Küstenschifffahrt  ist  der  brasilianischen 
Flagge  vorbehalten  (Art.  73  n.  13).  Jeder  Bundesstaat  hat  das  Recht, 
auf  fremde  Waren  Einfuhrzölle  zu  legen;  allerdings  müssen  die  Ein- 
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«äuge  an  diesen  Zöllen  an  den  Bnndesschatz  abgeführt  werden  (Art.  9 
$  :{).  Alle  diese  Bestimmungen  sind  weniger  frei  als  die  ent- 
sprechenden argentinischen. 

Die  Abfassung  dieser  Konstitution  zeigt  schon  zur  Genüge, 
dass  Brasilien  sehr  verdienstvolle  Gelehrte  und  Juristen  hat.  Wir 
haben  weder  die  Trennung  der  Kirche  vom  Staate,  noch  die  genauen 
Vorschriften,  die  die  brasilianische  Verfassung  zum  Schutze  des  Be- 
schuldigten enthält,  und  die  einem  Beamten  verbieten,  mehr  als  ein 
besoldetes  Amt  inne  zn  haben;  Zustünde,  durch  die  die  Günstlings- 
wirt schaft  gefördert  und  die  Unabhängigkeit  des  Kongresses  ge- 
schmälert wird  (Art.  2:.t,  24  der  Verfassung). 

Brasilien  hat  immer  noch  seine  alte  bürgerliche  Gesetzgebung, 
wie  es  sie  zur  Zeit,  als  es  portugiesische  Kolonie  war.  gehabt  hat. 
Aber  seit  länger  denn  vierzig  .Taliren  arbeitet  es  an  einer  Keforui 
und  Kodifizierung:  vier  Entwürfe  sind  bereits  ausgearbeitet  worden. 
In  den  Jahren  lM'.o  bis  1*<;:>  hat  der  bedeutende  Jurist  Dr.  Tkixkika 
nK  Fkkitas  einen  umfangreichen  Entwurf  von  4!»OS  Artikeln  fertig 
gestellt,  ein  Werk,  das  durch  die  geistige  Erkrankung  und  den  Tod 
des  unglücklichen  Verfassers  unvollendet  geblieben  ist.  Denn  es  be- 
handelt nicht  Grundbuehrecht,  Pfandrecht,  Nießbrauch,  Zurück- 
behaltungsrecht. Verjährung.  Ersitzung,  noch  Erbrecht,  Vermächt- 
nisse, Testamente  und  Testamentsvollstrecker.  Unser  bürgerliches 
Gesetzbuch  hat  sich  noch  mehr  als  zum  vierten  Teil  an  das  Werk 
des  i.k  Fkkitas  angelehnt.  Diesem  Entwurf  folgte  im  Jahre  \*s> 
der  des  Dr.  Fku«-io  n.»s  Sant.-s,  der  in  2ü!*0  Artikeln  das  ge- 
samte bürgerliche  Recht  behandelt.  Der  dritte  Entwurf  ist  eine 
Arbeit  des  Dr.  Ci.nvis  Bkvii.aoj'a  aus  dem  Jahre  l!»00  und  besteht 
aus  1!»73  Artikeln.  Der  vierte  ist  von  Dr.  C«<kkho  Koi.kk.i  k/  im 
Jahre  \x'Xi  zusammengestellt;  er  enthält  Motive  und  besteht  aus 
275*4  Artikeln.  Wie  es  scheint,  beschäftigt  sich  der  brasilianische 
Kongress  zur  Zeit  mit  der  Ausarbeitung  und  Sanktionierung  des 
bürgerlichen  Gesetzbuches. 

Das  Handelsgesetzbuch  datiert  von  1  *.">(}.  Wenn  es  für  die 
damalige  Zeit  auch  sehr  gut  gewesen  ist.  bedarf  es  doch  jetzt  einer 
gründlichen  Revision. 

Das  neue  Strafgesetzbuch,  das  während  der  Diktatur  des  Generals 
Di.i.i.t.Ko  ha  Fon-ki  a  sanktioniert  worden  ist.  besteht  ans  411  Artikeln 
und  ist  von  Ji  an  B.  I'kkiika  nach  guten  Vorbildern  ausgearbeitet 
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worden,  gleichwohl  zeichnet  es  sich  nicht  durch  Wissenschaftliehkeit 
und  Gründlichkeit  aus. 

Über  rechtswissenschaftliche  Literatur  gebe  ich  die  folgende 
Übersicht :  Einige  Arbeiten  des  bereit«  erwähnten  Fkkitas:  Consoli- 
dacao  das  leis  civis  (vor  1860);  Anhang  zu  demselben  Werke  (1*79); 
Ergänzungen  zum  Handelsgesetzbnchc  (1878)  und  Juristisches  Wörter- 
buch. Kommentar  zum  Entwurf  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  von 
Fkucio  Dos  Saxtos  (4  Bände.  18S4  bis  1887);  Handelsrecht  und 
Seegesetze  (0.  Ausgabe  1874,  2  Bände).  Familienrecht  (ISMO)  und 
Sachenrecht  (1877,  2  Bände)  von  Lafaykttk.  Abhandlung  über 
brasilianisches  Zivilrecht  (isxo,  2  Bände)  von  Rikas. 

Handelsgesetzbuch  für  Brasilien  mit  Anmerkungen  (•">.  Aus- 
gabe 18%). 

Konknrsrecht  (Sao  Paulo,  lsi»J*t  2  Bände.  600  Seiten),  ein  theo- 
retisch und  praktisch  bedeutendes  Werk,  von  Dr.  Cakvaum  i»k  Mkni>on<;\. 

Titnlos  ao  portador  im  brasilianischen  Recht  (ls«»s)  von  1n.ji.kz 
]»k  Soi  za. 

Strafgesetzbuch,  kommentiert  von  Vikika  i>k  Akaxjo  i,1k%. 
2  Bände),  der  auch  noch  andere  Arbeiten  über  diese  Materie  verfasst 
hat  und  der  positiven  italienischen  Schule  angehört. 

Auch  über  Prozessrecht  gibt  es  einige  Werke,  wie  die  von 
Paula  Baptist a  (1*72),  Runs  ( 1  s7!*>  und  das  von  Juan  Montkik.» 
(1S0S).  das  als  das  hervorragendste  gilt. 

Argentinische  Republik.  Per  argentinischen  Verfassung 
hat  hauptsächlich  die  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  zum 
Vorbild  gedient,  zum  Teil  auch  die  Verfassungen  von  Frankreich, 
der  Schweiz,  Chile  und  der  Entwurf  des  Dr.  Alkk.hw ;  andererseits 
ist  sie  ein  Muster  für  die  brasilianische  Konstitntion  gewesen,  l'b^r 
Verfassungsrecht  besitzen  wir,  abgesehen  von  Übersetzungen  ver- 
schiedener nordamerikanischer  Werke,  sehr  anerkennenswerte  Arbeiten 
von  Sakmiknto,  unserem  grossen  Gelehrten,  von  Saxtiauh  Estkaha,  von 
Dr.  JoAyriN  V.  Goxzalk.z,  dem  jetzigen  Minister  des  Innern,  und  v<»n 
Dr.  J.  Coktks. 

Über  internationales  öffentliches  Recht  existieren  einige  gute 
Abhandlungen  von  Dr.  0.  Lk<;niz\mon  und  von  anderen  Professoren 
dieses  Zweiges  der  Rechtswissenschaft,  aber  kein  gründliches  ab- 
geschlossenes Werk. 


Digitized  by  Google 


104S 


G«*si»tzLrebim«r  und  Literatur. 


Eber  Internationales  Privatreclit  hat  Dr.  Au  okta  in  4  Händen 
eine  ausführliche  I  »arstellung  der  empirischen  Lehren  der  französischen 
nnd  italienischen  Schriftsteller  gegeben. 

In  dem  von  mir  bereits  erwähnten  Werke  über  diese  Materie 
habe  ich  als  den  Schlüssel  zur  Losung  der  Konflikte  der  Gesetze  in  den 
verschiedenen  Staaten  den  Willen  der  vertragsehliessenden  Parteien 
•  «der  den  Willen  desjenigen,  der  Hecht  schallt,  des  Schenkers  oder 
Erblassers,  hingestellt. 

Das  berühmte  Hnch  des  Richters  Stoky,  On  <  onflict  of  laws, 
das  bis  jetzt  noch  in  keiner  romanischen  Sprache  erschienen  war, 
ist  übersetzt  worden. 

I  ber  Yerwaltungsrecht  gibt  es  zwei  kleine  Abhandlungen:  eine 
ältere  von  Dr.  Fi  ki:kiha  und  eine  neuere  von  Dr.  L.  V.  L<»i'KZ. 

D;ts  argentinische  bürgerliche  Gesetzbuch,  das  aus  4051  Artikeln 
besteht,  ist  die  Arbeit  des  grossen  Gelehrten  Dr.  Vki.kz  Sakskiku» 
und  trotz  seiner  vielen  Mängel  eine  ganz  hervorragende  Kodifikation; 
gleichwohl  müsste  es  einer  gründlichen  Revision  unterworfen  werden. 

Im  Jahre  IHM  habe  ich  eine  Erläuterung  und  Kritik  zu  diesem 
Gesetzbuche  in  zwei  umfangreichen  Händen  herausgegeben,  ein  Werk, 
das  beim  Cnterricht  und  in  der  Praxis  allgemeine  Anerkennung  ge- 
funden hat.  Sehr  viel  später,  im  Jahre  1M»4,  habe  ich  es  an  der 
Hand  anderer  Schriftsteller  vervollständigt. 

Dr.  Saknz  hat  sich  an  einem  kritischen  Kommentar  zu  einigen 
Artikeln  mit  geringem  Erfolg  versucht. 

Ebenso  hat  Dr.  L.  V.  Yakm.a  in  mehreren  Bänden  die  Kon- 
kordanzen des  bürgerlichen  Gesetzbuches  zusammengestellt;  doch  die 
Arbeit  ist  oberflächlich  und  ohne  Heachtnng  geblieben. 

In  den  Jahren  I<ss7  bis  1M'.»1  hat  Dr.  Si.ki:i:n.\  seine  Konkor- 
danzen und  Kommentare  (welch  ungereimter  und  ungebräuchlicher 
Titel!)  in  7  Händen  herausgegeben,  ein  Werk,  das,  abgesehen  von 
einigen  guten  Abschnitten,  zahlreiche  Fehler  enthält,  von  denen  aller- 
dings viele  in  der  zweiten  Ausgabe,  die  jetzt  erscheint,  ausgemerzt  sind. 

Seit  ls'.ts  ediert  Dr.  M\<  hai.o  eine  Einführung  und  einen 
Kommentar  (ein  anderer  befremdlicher  Titel!)  in  zehn  Bänden,  von 
denen  bereits  acht  erschienen  sind.  Obwohl  dieses  Werk  auch  viel«- 
Irrtümer  enthält,  ist  es  doch  bei  weitem  besser  als  das  vorige. 

Schliesslich  ist  soeben  von  Dr.  Rivahola  eine  systematische 
Erläuterung  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  unter  dem  Titel:  In- 
stitutionen, in  zwei  Händen  erschienen. 
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Dr.  Giastavino  hat  5"»t>  Artikel  desselben  Gesetzbuches  in  vier 
kleinen  Händen  (1K!-*K  bis  1900)  kommentiert,  nnd  Dr.  Pkykkt  hat 
im  Jahre  IhmH  ein  Buch  über  das  Zivilstandsregister  gesehrieben. 

Das  Handelsgesetzbuch  ist  gleichfalls  von  Dr.  Vki.kz  Sahskiki.i» 
im  Jahre  1KÖ4  redigiert  worden;  in  verschiedenen  Abschnitten  war 
«s  sehr  anerkennenswert  und  wurde  von  den  Republiken  Uruguay 
und  Paraguay  als  tiesetz  angenommen.  Zum  grossen  Teil  hat  es 
dem  chilenischen  Gesetzbnche  als  Vorbild  gedient.  Die  Regierung 
hatte  mich  im  Jahre  Ihn?  mit  dem  Entwurf  einer  Reform  des  Handels- 
gesetzbuches beauftragt.  Die  drei  Deputierten  jedoch,  denen  meine 
Arbeit  zur  Prüfung  überwiesen  war.  behandelten  sie  mit  Vorurteil 
und  geringer  Vorkenntnis  und  Hessen  den  Entwurf  als  unbrauchbar 
liegen.  Über  den  ersten  Text  des  Handelsgesetzbuches  hat  vor 
vierzig  Jahren  Dr.  Tk.iki.ok  zwei  Hände  verfasst;  das  Werk  ist  je- 
doch unvollendet  geblieben.  Über  das  abgeänderte  Gesetzbuch  habe 
ich  im  Jahre  l.S!»2  eine  Erläuterung  und  Kritik  in  drei  Händen 
herausgegeben,  die  vom  Publikum  mit  Wohlwollen  aufgenommen  und 
in  verschiedenen  deutschen  Werken  zitiert  ist.  Der  Rechtslehrer 
dieser  Materie  hat  eine  Abhandlung  verfasst.  die  für  Studierende 
sehr  brauchbar  ist.  und  eine  Arbeit  über  den  Konkurs  in  zwei  Händen. 
Auch  Dr.  Hkka«  «m  hk\.  ein  anderer  Professor,  hat  einen  noch  nicht 
herausgegebenen  Gesetzentwurf  über  den  Konkurs  ausgearbeitet,  der 
"  meiner  Ansicht  nach  beachtenswert-  ist.  Hei  den  Vorarbeiten  bin  ich 
dem  Verfasser  etwas  behilflich  gewesen.  Ferner  hat  der  junge  Doktor 
Cohn.,  fine  Doktor-Dissertation  von  »100  Seiten  eingereicht,  die  eine 
sehr  gründliche  Hearbeitung  der  handelsrechtlichen  Verjährung  dar- 
stellt. Dr.  Ai.n>KT.\  hat  eine  Schrift  über  seerechtliche  Fragen  ver- 
öffentlicht. 

Das  Strafgesetzbuch  von  1**7,  dem  der  amtliche  Entwurf  des 
Dr.  Tk.iki.ok  zu  Grunde  gelegen  hat,  ist  aus  verschiedenen  Rrueh- 
stücken  anderer  Werke  zusammengesetzt  und  enthält  viel  Gutes 
und  Schlechtes.  Zwei  Reformentwürfe  existieren  zu  diesem  Gesetz- 
buche, ein  amtlicher  von  l.N!»l,  der  aus  :J.V2  Artikeln  besteht,  und 
dem  die  Motive  beigefügt  sind.  Er  bringt  eine  vorzügliche  Einteilung 
der  Delikte  und  sehr  gelehrte  Auseinandersetzungen;  andererseits 
enthält  er  aber  auch  verschiedene  grobe  Fehler.  Zu  diesem  Entwurf 
habe  ich  im  Jahre  1*1*2  eine  Kritik  verfasst  und  im  Jahre  1  Si».". 
einen  anderen  Entwurf  von  o7*  Artikeln  ausgearbeitet,  eine  Arbeit. 
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die  im  Bulletin  de  la  societe  de  legislation  comparee  (Februar  1898i 
besprochen  worden  ist.  Dr.  Tkjkh.k  hat  im  Jahre  1860  eine  theo- 
retische und  praktische  Abhandlung  von  600  Seiten  über  Strafrecht 
vertasst.  Dr.  Bivakola  hat  eine  gute  Arbeit  über  das  Strafgesetz- 
buch in  :i  Bänden  ilKi'H))  und  Dr.  Moyax«.  Gazitxa  über  dieselbe 
Materie  eine  Abhandlung  veröffentlicht,  die  einige  interessante  Mit- 
teilungen bringt. 

Das  Bergbaugesetz,  das  aus  :J75  Artikeln  besteht,  ist  eine  be- 
merkenswerte Arbeit  des  Dr.  Kohki.mkz  und  ist  im  Jahre  18m» 
sanktioniert  worden.  Bezüglich  dieses  Gegenstandes  ist  allerdings 
bei  uns  so  gut  wie  nichts  geschrieben  worden. 

Ferner  haben  noch  die  Doktoren  Estk\  ks  Saum  (1850),  Malavkk 
und  Casakinh  (1-SÖöi  über  die  Gesetzgebung  geschrieben;  niemand 
jedoch  über  den  Strafprozess. 

In  dieser  Aufzählung,  in  der  ich  vielleicht  irgend  ein  Werk 
von  Bedeutung  ausgelassen  habe,  durfte  ich  nicht  die  Übersetzungen 
fremder  Werke  und  auch  nicht  die  Bücher  erwähnen,  die  nur  einen 
geringen  wissenschaftlichen  Wert  haben,  ebensowenig  die  Sammlungen 
der  Entscheidungen  der  Gerichte  und  der  Staatsanwaltschaften,  die 
Verfügungen  der  Polizeibehörden,  die  Publikationen  der  Gerichte, 
noch  die  Doktor-Dissertationen. 

Argentinien  hat  zur  Zeit  die  besten  Gesetzbücher  im  lateinischen 
Amerika,  es  besitzt  einige  gute  Juristen  und  tüchtige  Advokaten, 
unter  ihnen  befinden  sich  einige  Ausländer.  Obwohl  die  Neben- 
beschäftigungen in  diesem  Berufe  und  die  politische  Laufbahn  Männer 
von  grossen  Talenten  hindert,  die  Jurisprudenz  zu  pflegen,  steht 
meines  Erachtens  hier  wie  überall  unser  Land  in  den  Wissenschaften 
an  der  Spitze  des  lateinischen  Amerikas.   Möge  es  immer  so  bleiben! 
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Luxemburg. 

IiVi'erent:  I>r.  jnr.  Iternhard  Clasen,  Advokat.  Luxemburg. 

Gesetzgebung  1901. 

Das  Gesetz  vom  22.  .Tnni  P.'Ol  betrifft  die  Herabsetzung: 
des  Wahlzensus  tür  die  Abgeordnetenkammer  auf  1<>  Franken. 
Um  Wähler  zn  sein,  muss  man  jetzt  folgende  Bedingungen  erfüllen: 

1.  Luxemburger  sein; 

2.  das  fünfundzwanzigste  Lebensjahr  zurückgelegt  haben; 

■i.  im  Genüsse  der  bürgerlichen  und  politischen  Kerbte  stehen: 

4.  seinen  Wohnsitz  im  Grossher/.ogtum  haben  und 

"».  an  den  Staatsschatz  H>  Franken  direkte  Steuern  bezahlen. 

Durch  Gesetz  vom  <J.  Juli  15»01  wird  das  Medizinal- 
kolleg-ium  neu  eingerichtet.  Für  das  ganze  Grossherzogtum  wird 
ein  Medizinalkollegium  eingesetzt,  welches  betraut  ist: 

1.  mit  der  Aufsicht  des  Gesundheitswesens; 

2.  mit  dem  Studium  und  der  Prüfung  sämtlicher  die  Heilkunde 
und  die  öffentliche  Gesundheit  betreffenden  Fragen,  die  ihm  von 
der  Regierung  vorgelegt  werden; 

:i.  mit  der  Disziplinargewalt  über  sämtliche  zur  Ausübung-  der 
Heilkunde  befngten  Personen. 
Die  Mitglieder  sind  entweder  wirkliche  oder  beigeordnete.  Die 
wirklichen  Mitglieder  sind  acht  an  der  Zahl,  nämlich:  fünf  Ärzte, 
zwei  Apotheker  und  ein  Tierarzt.  Die  beigeordneten  Mitglieder 
sind:  der  Präsident  des  Bezirksgerichts  zu  Luxemburg,  ein  Ingenieur, 
ein  Architekt  und  ein  Chemiker.  Alle  Mitglieder  werden  durch 
grossherzoglichen  Besrhlnss  ernannt:  die  Ernennung  der  wirklichen 
Mitglieder  erfolgt  ans  einer  die  doppelte  Zahl  von  Kandidaten  ent- 
haltenden Liste,  welche  von  den  Ärzten.  Zahnärzten,  Tierärzten  und 
Apothekern  des  Landes  mit  wenigstens  dreijähriger  Berufstätigkeit 
im  Vorschlag  gebracht  werden.  Die  Dauer  der  Krnennung  beträgt 
f.  Jahre. 
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Die  Einberufung  der  beigeordneten  Mitglieder  und  ihre  Be- 
teiligung an  den  Beratungen  und  Abstimmungen  findet  nur  statt  in 
folgenden  Fällen: 

1.  für  den  Ingenieur  und  Architekten  zur  Besprechung  von  auf  die 
gewerbliche  Hygiene  und  die  Baupolizei  bezüglichen  Fragen; 

2.  für  den  Chemiker  zur  Besprechung  von  auf  die  medizinische 
oder  Nahrungschemie  und  eventuell  von  auf  die  Gewerbehygiene 
bezüglichen  Fragen; 

für  die  beigeordnete  Magistratsperson  im  Falle  des  Disziplinar- 
verfahrens. 

Das  Medizinalkollegiuni  erstattet  alljährlich  an  die  Regierung 
einen  allgemeinen  Bericht  über  seine  Arbeiten  und  Beobachtungen 
im  verflossenen  Jahre,  über  die  wichtigsten,  medizinal-polizeilichen 
Ereignisse  und  die  Disziplin  des  Heilpersonals,  über  Auftreten  und* 
Verlauf  der  ansteckenden  Krankheiten,  die  Sterblichkeit  und  ihre 
Ursachen,  sowie  über  die  Verwendung  der  ihm  vom  Staat  zur  Ver- 
fügung gestellten  Gelder. 

Das  Gesetz  vom  tJ.  .7 tili  lfnl  betrifft  ebenfalls  die  Neuein- 
richtung der  Ackerbauverwaltung.  Diese  Verwaltung  ist  unter 
der  Autorität  des  mit  dem  betreffenden  Dienstzw'eige  betrauten 
Kegierungsmitgliedes  mit  den  landwirtschaftlichen  Angelegenheiten 
befasst.  Dieselbe  kann  überdies  mit  der  Käumung,  Instandhaltung 
und  Verbesserung  der  Wasserläufe  beauftragt  werden.  Ausser  dem 
Landbau-Ingenieur  als  Dienstchef  begreift  dieselbe  für  die  technischen 
Arbeiten  drei  Ackerbaukondukteure  und  zwei  Hilfs- Ackerbau- 
kondukteure, für  Bureau-  und  sonstige  Arbeiten  einen  Bureauvorsteher 
und  drei  Kommis.  Soweit  die  Dienstbedürfnisse  es  erfordern,  kann 
dieses  normale  Personal  zeitweilig  vermehrt  werden. 

Von  grosser  Bedeutung  für  die  Arbeitergesetzebung  ist  das 
Gesetz  vom  Juli  l!»ol,  die  Arbeiterkrankenversicherung 
betreffend.  Dieses  Gesetz  verpflichtet  alle  Arbeiter  und  Personen, 
sich  gegen  Krankheit  zu  versichern,  welche  gegen  Lohn  oder  Gehalt 
beschäftigt  sind: 

1.  beim  Eisen-  und  Strassenbahnbetriebo,  bei  gewerbsmässigen 
Fuhrwerks-.  Schifffahrts-  und  ähnlichen  Betrieben; 

2.  in  gewerbsmässig  ausgebeuteten  Bergwerken,  Erzgruben,  Stein-. 
Schiefer-,  Gipsbrüehen,  sowie  Sandgruben; 

3.  im  Betriebe  der  Post-,  Telegraphen-  und  Telephonverwaltung: 
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4.  in  Fabriken  und  Hüttenwerken; 

5.  in  der  Bauindustrie; 

f>.  im  Handelsgewerbe  und  Handwerk; 

7.  in  allen  Werken,  in  denen  durch  elementare  Kräfte  bewegliche 
Triebwerke  zur  Verwendung  kamen. 

Die  Versicherung  der  Arbeiter  beruht  auf  gegenseitigem  Bei- 
stand der  Beteiligten.  Sie  erfolgt  durch  Zugehörigkeit  an  eine  der 
nachstehenden  Hilfskassen:  a)  Zu  einer  anerkannten,  auf  Gegen- 
seitigkeit beruhenden  Hilfskasse,  welche  im  Grossherzogtum  ihren 
Sitz  hat.  b)  Zu  einer  Hilfskrankenkasse,  welche  von  Unternehmern 
gewerblicher  Betriebe  für  die  von  ihnen  beschäftigten  Personen 
errichtet  ist.  c)  Zu  einer  gemäss  den  Bestimmungen  gegenwärtigen 
Gesetzes  zu  errichtenden  Bezirkskrankenkasse.  Dieselbe  ist  eine 
Anstalt  öffentlichen  Nutzens  und  geniesst  dementsprechende  Rechte. 

Im  Falle  der  Erwerbsunfähigkeit  erhalten  die  Mitglieder 
während  13  Wochen  freie  ärztliche  Behandlung,  freie  Arznei  und 
eine  Unterstützung  in  Geld.  Die  Ausgaben  der  Bezirkskrankenkasse 
werden  durch  Beiträge  gedeckt,  und  zwar  gehen  dieselben  für  -j3  zu 
Lasten  der  Arbeitnehmer  und  für  1  /..  zu  Lasten  der  Arbeitgeber. 

Die  Versicherten,  gemeinsam  mit  den  Arbeitgebern,  haben  die 
Verwaltung  der  Fabrik-  resp.  Bezirkskrankenkassen;  erstere  ver- 
fügen über  -'is  der  Stimmzahl,  letztere  über  1  .,.  Die  Überwachung 
steht  dem  Staate  zu  und  die  Vorstände  der  Krankenkassen  sind 
verpflichtet,  den  damit  beauftragten  Staatsbeamten  auf  Verlangen 
jegliche  Auskunft  zu  erteilen.  Diese  Überwachung  des  Staates  wird 
ausgeübt  namentlich  durch  die  Fabrikinspektoren,  deren  Befugnisse 
durch  ein  späteres  Gesetz  vom  22.  Mai  1902  geregelt  sind. 
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lieferent:  Baron  Hector  de  Rolland, 

Vizepräsident  de»  Staatsrat!»  und  Präsident  de»  Obei-gerichts  des  Fürstentums  Mouao 

Übersetzunir  von  Dr.  Ernst  Roseufeld,  Gericlitaassessor.  Berlin. 

a)  Gesetzgebung  1901. 

Die  im  Laufe  des  Jahres  1901  erlassenen  Gesetze  betreffen 
nur  Gegenstände  untergeordneten  Interesses.  Wir  beschränken  uns 
darauf,  die  folgenden  zu  nennen: 

1.  Erlass  vom  2H.  März  1901,  der  die  über  den  Diensteid  der 
Staatsbeamten  aufgenommenen  Protokolle  für  Stempel-  und  ge- 
bührenfrei erklärt. 

2.  Erlass  vom  'SO.  Juni  1901;  er  verpflichtet  die  Grundstücks- 
eigentümer, den  Bürgersteig  vor  ihrem  Besitztum  auf  ihre  Kosten 
zementieren  zu  lassen. 

3.  Ein  Erlass  vom  selben  Tage  ändert  ein  wenig,  und  zwar  zu 
Gunsten  ausländischer  Wohlfahrtsvereinigungen,  das  Gesetz  vom 
1H.  Februar  1N97,  betr.  die  ausländischen  Vereine. 

4.  Der  Erlass  vom  30.  Juni  1901  setzt  einen  Zoll  bezw.  eine 
Steuer  von  220  Frs.  pro  Hektoliter  auf  Spirituosen  jeder  Art, 
Alkohol,  Absinth,  Weingeist,  Liköre  und  andere  nicht  benannte 
Alcoholica,  welche  in  das  Fürstentum  eingeführt  oder  in  ihm 
hergestellt  werden. 

ö.  Erlass  vom  1 1.  Dezember  1901.  betr.  Kraftfahrzeuge  (Automobile». 
Er  umfasst  2*5  Artikel,  welche  den  Verkehr  von  Kraft wagnn 
regeln  und  erhebliche  Strafe  bei  Übertretung  festsetzen. 
Es  ist  vielleicht  zweckmässig,  seine  wichtigsten  Bestimmungen 
hier  anzuführen: 

Nach  Art.  2  darf  ein  Motorgefährt,  das  vom  Auslande  kommt, 
im  Fürstentum  nur  dann  verkehren,  wenn  sein  Besitzer  das  Zeugnis 
und  das  Protokoll  vorweist,  das  die  französische  Gesetzgebung  als 
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Beweis  dafür  verlangt,  dass  das  betreftcnde  Gefährt  vorschriftsmässig 
ist.  Ferner  darf  niemand  ohne  einen  von  der  Polizeibehörde  des 
Fürstentums  bezw.  des  Heimatsortes  ausgestellten  Befähigungsnach- 
weis einen  Kraftwagen  lenken  (Art.  tii. 

Im  Fürstenttim  darf  die  Schnelligkeit  lo  Kilometer  in  der 
Stunde  nicht  übersteigen.  Sie  muss  sogar  auf  der  öffentlichen  Strasse, 
wenn  diese  steil  abfällt  oder  sich  auf  ihr  ein  Verkehrshindernis  be- 
findet, auf  die  eines  Fussgängers  im  Schritt  beschränkt  werden 
(Art,  8).  Der  Fahrer  ist  verpflichtet,  sein  Gefährt  auf  die  erste 
Aufforderung  eines  Sicherheitsbeamten  und,  selbst  ohne  Aufforderung, 
auch  dann  sofort  anzuhalten,  wenn  er  einen  Unfall  verursacht  hat. 
damit  den  erwähnten  Beamten  Gelegenheit  gegeben  wird,  die  er- 
forderlichen Feststellungen  zu  tretteil  (Art.  14).  Die  Übertretung 
der  Vorschriften  der  Art,  2  und  (5  wird  mit  einer  Geldstrafe  von 
K>  bis  :J0O  Franken,  die  der  Art.  8  und  14  mit  KM)  bis  1000  Franken 
und  6  Tagen  bis  1  Monat  Gefängnis  allein  oder  die  Strafen  neben- 
einander bestraft  (Art,  15,  Id.  Nach  Art.  18  besteht  die  Strafe 
für  Übertretung  des  Art.  14  selbständig  neben  denen  für  eventuelle 
Übertretung  der  anderen  Bestimmungen  dieses  Gesetzes.  Bemerkens- 
wert vom  Standpunkt  des  strafrechtlichen  Prinzips  ist  die  Vorschrift 
des  Art.  17.  Hiernach  wird  der  Eigentümer  des  Gefährts,  der  den 
Fahrer  zu  einer  der  erwähnten  Übertretungen  veranlasst  oder  ihr 
Begehen  geduldet  hat,  als  Mittäter  bestraft.  Endlich  wird  nach 
Art.  20  in  jedem  Übertretnngsfalle  das  Gefährt  beschlagnahmt  und 
auf  Kosten  des  Eigentümers  in  Verwahrung  genommen,  bis  das  Ge- 
richt gesprochen  hat,  es  sei  denn,  das*  eine  Kaution  in  Höhe  des 
Maximalbetrages  der  verwirkten  Strafe  hinterlegt  wird. 

Abgesehen  von  diesen  die  innere  Verwaltung  betrettenden 
Gesetzen  setzt  ein  Erlass  vom  21.  April  1001  die  Deklaration  vom 
•H.  März  1001  in  Kraft,  welche  den  Austausch  der  standesamtlichen 
Nachrichten  betreffs  der  gegenseitigen  Untertanen  zwischen  den 
Regierungen  Monacos  und  Italiens  herbeizuführen  bestimmt  ist. 
Dieses  ('hereinkommen  ist  von  dem  ausserordentlichen  Gesandten 
und  bevollmächtigten  Minister  des  Fürsten  von  Monaco  DitiiK 
de  Ma(  Cakthy  einerseits  und  dem  italienischen  Minister  des 
Auswärtigen  Pkinktti  anderseits  unterzeichnet  worden.  Die  beiden 
Regierungen  verpflichten  sich,  einander  alle  drei  Monate  die  den 
Personenstand  betreffenden  Aufnahmen  im  Auszuge  kostenlos  mit- 
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zuteilen,  und  zwar  Geburten  und  Ehelichkeitserklärungen,  wenn 
sie  von  einem  Standesbeamten  aufgenommen  worden  sind,  ferner 
Heiraten  und  Todesfälle,  die  auf  dem  eigenen  Gebiete  notiert  sind 
nnd  Angehörige  des  anderen  Staates  betretfeil.  Der  Austausch  der 
Nachrichten  erstreckt  sich  auch  auf  Todesfälle  von  Personen,  die 
nach  Mitteilung  der  Ortsbehurde  des  Sterbeorts  ihren  Wohnsitz  in 
dem  tiebiete  des  Vertragsgegners  hatten  (Art.  1T  4  und  2i.  Die 
beiderseitigen  Standesbeamten  führen  den  Austausch  auch  der 
Legitimationen  und  Naturalisationen  auf  diplomatischem  Wege  herbei 
(Art.  ••{).  Übrigens  schliesst,  wie  in  Artikel  .r>  ausdrücklich  erklärt 
wird,  der  Austausch  der  genannten  Aktenstücke  nicht  Fragen,  die 
Nationalität,  betreffend  aus;  desgleichen  unterliegen  Urkunden,  die 
auf  Verlangen  von  nicht  mit  Armutsattest  versehenen  Privatper- 
sonen ausgefertigt  werden,  der  Gebühr,  welche  in  jedem  Lande  für 
solche  Urkunden  erhoben  wird. 

Diese  Deklaration  ist  gemäss  Artikel  »J  mit  dem  1.  Juli  1901 
in  Kraft  getreten. 

b)  Literatur. 

Im  Monat  September  erschien  der  zweite  Teil  des  Entwurfs 
einer  Strafprozessordnung  des  Fürstentums  nebst  Motiven  von 
dem  Keferenten  vertagst  bei  Chevalier-Marescq  &  Cie  in  Paris,  nie 
Soiifnot  20  (ein  Band,  27:5  Seiten».  Der  erste  Teil  erschien  im 
April  IHM,  der  dritte  und  letzte  wird  voraussichtlich  vor  Beginn 
des  Jahres  ÜHKi  im  Druck  sein. 

Ein  im  Oktober  von  dem  Oberstaatsanwalt  vv.  Monkaii.t 
bei  dem  Wiederzusammentritt  des  fürstlichen  Obergerichts  gehaltener 
Vortrag  über  die  Hilfe  zur  See  lAssistance  maritime)  ist  in  der 
Druckerei  von  Monaco  (broschiert,  'M  Seiten)  erschienen. 
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Referent:  Mr.  Dr.  Josephus  Jitta, 

ordentlicher  Professor  der  Hechte,  Amsterdam. 

Gesetzgebung  1899  -1901. 

Die  gesetzgebende  Arbeit  in  den  Jahren  1899 — 1901  war  sehr 
fruchtbar,  und  nur  die  Andeutung  des  kurzen  Inhalts  der  wichtigsten 
Gesetze  und  Verordnungen  wird  einen  ziemlich  grossen  Kaum  in 
dem  Jahrbuch  unserer  Vereinigung  einnehmen.  Die  Leitung  der 
Regierung  war  zum  grüssten  Teil  während  der  genannten  Jahre,  in 
den  Händen  des  Ministeriums  Pikhson.  und  die  ganze  Gesetzgebung 
steht  im  Zeichen  der  sozialen  Entwicklung,  nicht  nur  weil  zwei 
hervorragende  Minister,  der  erste  Minister  Pikrson  und  der  Justiz- 
minister Cubt  van  ukb  Linokx,  frühere  Professoren  der  Volkswirt- 
schaftslehre  an  der  Universität  Amsterdam  waren,  sondern  auch 
weil  alle  politischen  Parteien  des  Landes  die  soziale  Gesetzgebung 
für  dringend  nötig  hielten  und  zur  Mitwirkung  bei  der  sozialen 
Arbeit  bereit  waren.  So  ist.  nicht  ohne  Mühen  und  Sorgen,  das  Un- 
fallversichernngsgesetz  zustande  gekommen,  das  erste  Gesetz  des 
neuen  Jahrhunderts  in  den  Niederlanden,  wenn  man  den  1.  Januar 
1901  als  den  ersten  Tag  dieses  Jahrhunderts  betrachten  will.  Auch 
auf  dem  Gebiete  des  Unterrichtswesens,  der  Staatsfürsorge  für  die 
Jugend,  der  Landesverteidigung  und  der  kolonialen  Verwaltung  sind 
eingreifende  Massregeln  getroffen.  Das  Ministerium  hatte  auch  noch 
ein  Gesetz  über  die  Altersversicherung  und  die  Trockenlegung  des 
Zuider  Sees  in  Aussicht  gestellt,  aber  die  vorbereitenden  Arbeiten 
waren  nur  noch  im  ersten  Stadium,  als  zufolge  der  Wahlen  von  1901 
das  Ministerium  Pikrson  seinen  Abschied  nahm  und  die  Krone  dem 
Dr.  A.  Kkuypkr,  dem  Haupt  der  sogenannten  „antirevolutionären" 
oder  strenggläubig  christlichen  Partei,  die  Bildung  eines  Kabinetts 
auftrug. 

Jahrbuch  der  internat.  VereinigunK-  »5.  u.  7.  Bd.  ri7 
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Aus  den  sehr  zahlreichen  gesetzgeberischen  Arbeiten  der  letzten 
Jahre  werden  im  folgenden  die  bedeutendsten  erwähnt  werden,  mit 
einer  kurzen  Notiz  über  den  Inhalt,  insoweit  nicht  schon  die  Be- 
nennung der  Gesetze  und  Verordnungen  den  Inhalt  angibt. 

1899. 

2.  Januar.  Gesetz.  Genehmigung  des  Vertrags  mit  Deutsch- 
land, Belgien  und  Frankreich  über  die  Messung  von  Hinnenschiffen. 

9.  Januar.  Königliche  Verordnung.  Eine  neue  Einrichtung 
des  statistischen  Amts  und  der  Reichskommission  für  die  Statistik. 

9.  Februar.  Königliche  Verordnung.  Revision  der  allgemeinen 
Dienstordnung  für  Eisenbahnen.    Arbeits-  und  Ruhezeit  der  Beamten. 

8.  April.  Gesetz.  Genehmigung  eines  Vertrags  mit  Baden. 
Bayern,  Elsass-Lothringen,  Hessen  und  Preussen.  Rheinschifferpatente. 

17.  April.  Königliche  Verordnung.  Revision  der  Verkehrs- 
und  Dienstordnung  für  Lokalbahnen.  Arbeits-  und  Ruhezeit  der 
Beamten. 

17.  April.  Königliche  Verordnung.  Publikation  des  Vertrags 
mit  England  über  die  Nordseetelegraphenkabelverbindnngen. 

2.  Mai.  Königliche  Verordnung.  Einrichtung  der  8.  zehn- 
jährigen Volkszählung. 

9.  Mai.  Königliche  Verordnung.  Publikation  des  19.  Ver- 
trags über  das  internationale  Prozessrecht. 

2H.  Mai.  Gesetz  (Staatsblatt  Xo.  124).  Minen-  und  Gruben- 
gesetz für  Ost-Indien.  Vorschriften  für  Exploitationen  und  Kon- 
zessionen. Verhältnis  zwischen  dem  Konzessionär  und  dem  Eigen- 
tümer des  Bodens  etc.  Jährliche  Summen,  welche  dem  Staate  zu 
bezahlen  sind.  Welchen  Personen  und  Gesellschaften  Konzessionen 
gegeben  werden  können.  Förmlichkeiten.  Einziehung  der  Kon- 
zessionen.   Als  Einfilhrungszeit  des  Gesetzes  ist  bestimmt  1.  Mai  1901. 

2:$.  Mai.  (iesetz  (Staatsblatt  Xo.  12t'»).  Über  das  Münzwesen 
in  der  Kolonie  Curaeao. 

2:1.  Mai.  Gesetz  i ; Staatsblatt  Xo.  127).  Massregeln  zur  Abwehr 
der  San  Jose-Laus  (Aspidiotus  perniciosus). 

28.  Mai.  (iesetz  (Staatsblatt  Xo.  128).  (iesetz  über  das  Ver- 
hältnis zwischen  Militär-  und  Zivilbehörden  in  Kriegszeiten  und  bei 
Belagerungen.  Bis  jetzt  war  diese  Materie  durch  die  sehr  alten 
Vorsehritten  aus  den  Jahren  1791  und  1811  geregelt. 
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23.  Mai.  Gesetz  (Staatsblatt  Xo.  120).  Verhältnis  zwischen 
höheren  und  niederen  Behörden  bei  der  Ausführung  öffentlicher 
Arbeiten  allgemeinen  Nutzens. 

10.  Mai.  Gesetz.  Änderung  der  Vorschriften  über  die  Regierung 
in  Ost-Indien.  Rechtsstellung  der  japanischen  Untertanen  in  Ost- 
Indien. 

14.  Juli.  Oesetz.  Änderung  der  Strafprozessordnung.  Aus- 
dehnung der  Revision  bei  später  entdeckten  Umständen. 

20.  Juli.  Königliche  Verordnung.  Neue  Bestimmungen  über 
die  Messung  von  Binnenschiffen. 

21.  Juli.  Oesetz.  Neue  Bestimmungen  über  ansteckende 
Krankheiten,  im  besonderen  zur  Verhütung  der  Pest. 

22.  Juli.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  171).  Nähere  Bestimmungen 
über  die  Weinsteuer. 

22.  Juli.  Oesetz  (Staatsblatt  No.  173).  Aufhebung  der  Ab- 
gaben für  Wege,  Kanäle.  Häfen,  Schleusen  und  Brücken  unter 
Reichsverwaltung. 

22.  Juli.  Oesetz.  Vorschriften  über  die  Ausserverkehrsetznng 
von  fremden  und  minderwertigen  Kupfermünzen  in  Ost-Indien. 

21.  Juli.  Gesetz  (No.  104).  Über  den  Bau  (von  Staats  wegen) 
eines  Eingangs  für  den  Fischereihafen  in  Scheveningen  (Stadt- 
gemeinde Haag). 

24.  Juli.  Gesetz  (No.  105).  Verbesserung  des  Amsterdamer 
Nordseekanals. 

1H.  September.  Königliche  Verordnung.  Nähere  Bestimmungen 
über  die  Messung  der  Seeschiffe. 

5.  Dezember.  Königliche  Verordnung.  Ausführungsbe- 
stimmungen über  Rheinschiffahrtspatente  und  Sachverständigen- 
Kommissionen. 

8.  Dezember.  Königliche  Verordnung.  Publikation  des  Ver- 
trages mit  Deutschland  über  die  Lokalbahn  Enschede-Ahans. 

11.  Dezember.  Gesetz.  Genehmigung  des  Pariser  Überein- 
kommens vom  IG.  Juni  1808  über  den  internationalen  Eisenbahn- 
frachtverkehr. 

11)00. 

21.  Februar.  Königliche  Verordnung.  Publikation  der  inter- 
nationalen Sanitätskonvention  von  Venedig.  Schutz  gegen  Pest- 
gefahr. 

«7* 
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20.  März.  Königliche  Verordnung.  Polizei  Verordnung  für 
die  Fahrt  von  Rotterdam  nach  der  Nordsee. 

9.  April.  Gesetz.  Genehmigung  des  internationalen  Haager 
Schiedsgerichtsvertrags. 

1H.  Mai.  Königliche  Verordnung.  Arbeits-  und  Unfallver- 
hütungsinspektion. 

2.  Juni.  Gesetz.  Abänderung  der  Bestimmungen  über  die 
Personalsteiier. 

H.  Juni.  Gesetz.  Nene  Bestimmung  über  die  Pensionen  der 
Beamten,  welche  dem  Reich  zeitweise  Dienste  leisten. 

29.  Juni.  Beschluss  des  Kriegsministers,  betr.  die  Mitwirkung 
des  Reichs  bei  Vereinen  für  freiwillige  Watfenübnng. 

7.  Juli.  Königliche  Verordnung.  Publikation  der  inter- 
nationalen Brüsseler  Übereinkunft,  betreffend  die  Besteuerung 
alkoholischer  Getränke  in  dem  afrikanischen  Konventionalgebiet. 

7.  Juli.  Gesetz,  betreffend  die  Einführung  des  obligatorischen 
Unterrichts.  Eine  mit  grösster  Vorsicht  eingeführte  Neuerung. 
Nicht  »Schulzwang.  sondern  nur  Unterriehtszwang  auferlegt.  Haus- 
untt-rricht  bleibt  gestattet.  Derselbe  ist  den  Eltern.  Vormündern  und 
weiteren  Versorgern  freigestellt,  wenn  sie  erklären,  dass  sie  gegen 
alle  Schulen,  welche  innerhalb  4  Kilometer  der  Wohnung  liegen, 
aus  religiöser  oder  anderer  Überzeugung  Beschwerde  haben.  Auch 
der  von  Binnenschifffahrt  lebenden  Bevölkerung  ist  diese  Ausnahme  ge- 
währt. IVn  Gemeinden  wird  erlaubt,  den  unvermögenden  Kindern 
Nahrung  und  Kleider  zu  schaffen,  zur  Förderung  des  Schulbesuches. 

9.  Juli.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  112».  Verhütung  des  Re- 
tmgs im  Butterhandel. 

9.  Juli.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  1 13).  Änderung  des  Gesetzes 
über  die  höheren  Schulen.  Den  Gemeinden  wird  erlaubt,  ein  dem 
Einkommen  der  Eltern  entsprechendes  Schulgeld  zu  erheben.  Der 
Besuch  der  Universitäten  wird  den  Schülern  von  Privatanstalten 
und  von  ausländischen  Vorbereitungseinrichtungen  erleichtert. 

9.  Juli.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  IIS).  Neue  Bestimmungen 
über  Lokaleisenbahnen  und  andere  Eisenbahnen,  die  mit  einer  Ge- 
schwindigkeit unter  *>(>  km  pro  Stnnde  fahren. 

9.  Juli.  Gesetze  (Staatsblatt  No.  12"»  und  12»»).  Genehmigung 
der  internationalen  Verträge  über  den  Seekrieg  und  den  Krieg 
zu  Lande. 
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4.  August.  Beschluss  des  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten. 
Änderung  der  Erkennungszeichen  für  die  Seefischerei-Fahrzeuge. 

17.  August.  Königliche  Verordnung.  Neue  Bestimmungen 
über  die  Fischerei  auf  der  Scheide  und  den  weiteren  Strömen  der 
Provinz  Seeland. 

24.  August.  Königliche  Verordnung.  Genehmigung  einer  Rhein- 
tahrt-Verordnung  über  den  Transport  ätzender  und  giftiger  Stoffe. 

3.  September.  Königliche  Verordnung.  Genehmigung  einer 
Änderung  der  Polizeibestimmungen  für  die  Schifferei  und  Flösserei 
auf  dem  Rhein. 

7.  September.  Königliche  Verordnung.  Publikation  einer 
Änderung  der  Venediger  Sanitätskonvention. 

8.  und  l.r».  September.  Königliche  Verordnungen.  Ausser- 
ordentliche Massregeln  zur  Verhütung  der  Pest. 

19.  September.  Königliche  Verordnung.  Publikation  des 
internationalen  Sclnedsgeriehtsvertrags  und  der  Neben  vertrage  mit 
weiteren  Erklärungen. 

G.  Oktober.  Königliche  Verordnung.  Deutsche  Seeschiffe 
sind  von  der  Messung  befreit. 

HJ.  Oktober.  Königliche  Proklamation.  Ihre  Majestät  die 
Königin  kündigt  dem  Volke  höchstderselben  Verlobung  mit  Seiner 
Hoheit  dem  Herzog  Heinrich  von  Mecklenburg-Schwerin  an. 

10.  November.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  176).  Allgemeine 
Bestimmungen  für  öffentliche  Wasserarbeiten  <  Waterstaatstiestum). 

10.  Nov.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  177).  Genehmigung  einer 
Fbereinkunft  mit  Preussen,  betreffend  die  Verbesserung  der  Bocholter 
Aa  oder  Aastrang. 

10.  November.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  184),  betreffend  die 
Ausgaben  für  das  zufolge  des  internationalen  Schiedsgerichtsvertrags 
eingerichtete  Amt. 

10.  November.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  185).  Abänderung  des 
Gesetzes  (1885  No.  142)  über  die  Staatslotterie.    Verlust  von  Losen. 

18.,  10.,  19.,  20..  23.,  20.  November  und  1.  Dezember.  König- 
liche Verordnung.  Ansführungsbestimmnng  zum  nnterrichtszwangs- 
gesetz;  die  Einführnngzeit  wird  auf  den  1.  Januar  1901  festgesetzt. 

8.  Dezember.    Gesetz.    Abänderung  des  Wahlgesetzes. 

18.  Dezember.  Königliche  Verordnung,  betreffend  die  Schul- 
inspektion. 
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Gesetzgebung  und  Literatur. 


2<>.  Dezember.  Königliche  Verordnung.  Neue  Bestimmungen 
zur  Verhütung  der  Pest. 

21».  Dezember.  Königliche  Verordnung,  betreffend  die  inter- 
kommunalen  Telephon  Verbindungen. 

1901. 

2.  Januar.  Gesetz.  rnfallversicherungsgesetz.  Andeutung' 
der  versicherungspflichtigen  Betriebe.  Bestimmung  einer  Keiehs- 
Yersicherungsbank.  Unter  gewissen  Bedingungen  ist  es  den  Unter- 
nehmern erlaubt,  die  Gefahr  selbst  zu  tragen  oder  an  Privatanstalten 
zu  übertragen.  Feststellung  der  Versicherungsprämien  und  des 
Schadenersatzes.  Rechtsprechung. 

Das  Gesetz  ist  noch  nicht  ganz  eingeführt.  Die  Keichsver- 
sicherungsbank  wird  eingerichtet. 

4.  Januar.  Königliche  Verordnung.  Abänderung  und  neue 
Publikation  der  Verkebrsordnung  für  die  Eisenbahnen. 

7.  Januar.  Königliche  Verordnung.  Italienische  Dampf-  und 
Segelschiffe  sind  von  der  Messung  befreit. 

i».  Januar.  Königliche  Verordnung.  Instruktion  für  die 
Kommandantur  der  Verteidigungslinien  und  Festungen  in  Kriegs- 
zeit und  bei  Kriegsgefahr. 

11.  Januar.  Königliehe  Verordnung.  Belgische  Seeschiffe  sind 
von  der  Messung  befreit, 

11.  Januar.  Gesetz,  betreffend  den  hohen  Gerichtshof  in 
Ost-Indien. 

14.  Januar,  tiesetz  (Staatsblatt  No.  35).  Verfassungsmässige 
Zustimmung  der  Generalstaaten  zu  der  Ehe  Ihrer  Majestät  der  Königin. 
Bestimmungen  über  die  Eheschliessnngs- Förmlichkeiten. 

14.  Januar.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  30),  betreffend  die  Zivil- 
liste des  Gemahls  der  Königin. 

20.  Januar.    Gesetz.    Naturalisation  des  Prinz-Geraahls. 

2.  Februar.  Gesetze  (Staatsblatt  No.  5.r>,  50).  Änderung  der 
Kegierungsordnung  für  die  Kolonieen  Suriname  und  Curaeao. 

4.  Februar.  Königliche  Verordnung.  Ausführung  des  Wahl- 
gesetzes. Anordnung  gewisser  Prüfungen  für  Verleihung  des 
Wahlrechts. 

0.  Februar.  Allerhöchster  Beschluss.  Ihre  Majestät  die  Königin 
verleiht  Seiner  Hoheit   dem  Herzog  Heinrich  Wlademir  Albreclit 
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Ernst  von  Mecklenburg  den  Titel  eines  Prinzen  der  Niederlande 
mit  dem  Prädikat:  Königliehe  Hoheit. 

f>.  Februar.  Gesetz.  Änderung  der  Bestimmungen  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuches  über  die  elterliche  Gewalt  und  die  Vor- 
mundschaft. Eine  tiefgehende  Änderung,  welche  einen  Teil  einer 
Reihe  sozialer  Gesetze  über  Jugendliebe  Personen  bildet.  Die  Ein- 
führung des  Gesetzes  hat  noch  nicht  stattgefunden. 

12.  Februar,  tiesetz  (Staatsblatt  Nu.  03).  Änderung  des 
Straf-  und  des  Strafprozessgesetzbuches,  ebenfalls  jugendliche  Personen 
betreffend. 

12.  Februar.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  04).  Prinzipien  und  Vor- 
schriften über  Behandlung  jugendlicher  Personen,  betreffend  Reicbs- 
Zwangsschulen  und  Erziehungsanstalten.  Die  Ausführung  ist  in  Vor- 
bereitung. 

22.  Februar.  Königliche  Verordnung.  Ausführungsbestimmungen 
zu  dem  Wahlgesetz. 

18.  März.  Königliche  Verordnung.  Änderung  der  Verkehrs- 
und Betriebsordnung  für  Lokalbahnen. 

22.  April.  Königliche  Verordnung,  betreffend  die  religiösen 
Interessen  in  Ost- Indien. 

25.  April.  Königliche  Verordnung.  Publikation  des  Vertrags 
mit  Belgien  betreffend  die  Telegraphen. 

29.  April.  Gesetz  betreffend  den  Hohen  Gerichtshof  für  Gst-Indien. 

4.  Mai.  Königliche  Verordnung.  Publikation  des  Vertrags  mit 
Belgien  über  eine  gemeinschaftliche  Lotsenordnung  für  die  Scheide. 

28.  Mai.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  130)  betreffend  die  Keichsmünze. 

28.  Mai.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  131).  Nähere  Bestimmungen 
über  die  Gold-  und  Silberwarensteuer.  Rechtsprechung  bei  Streitigkeiten. 

28.  Mai.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  132).  Neue  Bestimmungen 
über  das  niederländische  Münzwesen. 

28.  Mai.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  133)  betreffend  die  An- 
fertigung, den  Transport,  die  Einfuhr  und  das  Vorrätighalten  von 
Phosphorstreichhölzern  zum  Verkauf. 

28.  Mai.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  13t*).  Bestimmungen  über 
die  Zulassung  als  Kauffahrtei-Schiffskapitän  und  über  die  Verpflichtung, 
eine  gewisse  Zahl  Schiffsoffiziere  und  Maschinisten  an  Bord  zu  haben. 

1.  Juni.  Königliche  Verordnung.  Ausführung  des  l'nfallver- 
eicherungsgesetzes.  Übergangsbestimmung  für  die  Versicherungen, 
welche  am  26.  Oktober  1900  schon  geschlossen  waren. 
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7.  Juni.  Königliche  Verordnung  (Staatsblatt  No.  112)  be- 
treffend die  Strafanstalten. 

7.  Juni.  Königliche  Verordnung  < Staatsblatt  No.  14:.J)  be- 
t reffend  die  privaten  Unterrichtsanstalteii,  welche  Zulassnngsdiplome 
für  die  Universitäten  geben  können. 

14.  Juni.  Beschluss  des  Kriegsininisters.  Nähere  Vorschriften 
über  Freiwilligen  vereine. 

18.  Juni.  Königliche  Verordnungen  (Staatsblatt  No.  IM  und 
IM).    Über  den  Gebranch  der  Eisenbahnen  in  Kriegszeiten. 

15.  Juni.  Königliche  Verordnung  (Staatsblatt  No.  15',).  Aus- 
führung des  Gesetzes  vom  2'J.  April  l!»Ul  über  den  Hohen  Gerichts- 
hof in  Ost-Indien. 

21.  Juni  PJ01.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  \M).  Staatliche  Unter- 
stützung der  Pferdezucht. 

21.  Juni.  Gesetz  i Staatsblatt  No.  l"»7i.  Gesundheitsgesetz.  An- 
weisung der  Staatsbehörden,  welche  sich  mit  den  Angelegenheiten  der 
Volksgesundheit  zu  beschäftigen  haben.  Einstellung  eines  zentralen 
Gesundheitsrates,     lnspektionen.    Lokale  Gesundheitskonimissionen. 

22.  Juni.  Gesetz.  Wohnungsgesetz.  Eine  sehr  eingreifende 
Ausbreitung  der  Staats- Wolmungsfürsorgeordnungen  der  Gemeinden. 
Expropriation.  Subventioniernng. 

24.  Juni,  Gesotz  (Staatsblatt  No.  ir><»>.  Abänderung  und  Er- 
gänzung des  Wehrpflichtgesetzes. 

24.  Juni.    Gesetz  (Staatsblatt  N<>.  lt>0).  Landwehrgesetz. 

24.  Juni.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  ltil).  Änderung  des  Ge- 
setzes über  schädliche  Betriebe  <lS7r>  No.  !».r>,  revidiert  und  ergänzt 
1896  No.  L*>2). 

24.  Juni.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  lf>0),  betreffend  den  Staats- 
betrieb bei  Steinkohlen-Bergwerken  in  der  Provinz  Limburg. 

24.  Juni.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  1S7).  Abänderung  und  Er- 
gänzung des  Priniärschnlgesetzes.  Staatssubventionen  für  Unter- 
richtszwecke.   Minimalgehalt  der  Lehrer. 

2"».  Juni.  Königliche  Verordnung.  Ausführungsbestimmungen 
für  das  Unfallversicherungsgesetz.    Versicherungspflichtige  Betriebe. 

0.  Juli.  Königliche  Verordnung.  Ausführnngsbestimmungen 
für  das  Arbeitskammergesetz. 

24.  Juli.  Königliche  Verordnung.  Änderung  der  Ausführungs- 
bestimmungen  zum    Hochschulgesetz.     Einstellung  eines  Doktorats 
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des  römisch-holländischen  Rechts.  Dies  römisch-holländische  Keclit 
ist  das  heutzutage  noch  in  Süd-Afrika,  in  Ovlon  etc.  geltende  alt- 
holländische  Kecht. 

8.  August.     Königliche  Verordnung.    Abänderung  der  Ver- 
kehrsordnung für  Eisenbahnen.  Sprengstoffe. 

0.  August.    Königliche  Verordnung.     Dänische  Seeschiffe  von 
der  Messung  befreit. 

11.  August.  Königliche  Verordnung.  Ausführungsbestimmungen 
für  das  Gesetz  über  die  Pferdezucht. 

21.  September.     Königliche  Verordnung.    Nähere  Massregeln 
zur  Abwehr  der  Pest. 

30.  September.  Königliche  Verordnung.  Publikation  des 
Pariser  Zusatzvertrags  über  den  internationalen  Eisenbahnverkehr. 

23.  Oktober.  Königliche  Verordnung.  Geschäftsordnung  fin- 
den Ministerrat. 

26.  November.  Königliche  Verordnung.  Ausführungsbe- 
stimmnngen  zum  Gold-  und  Silborwarengosetz  (18r»2  No.  178.  1901 
No.  P51). 

29.  November.  Königliche  Verordnung.  Ausführung  des 
Primärschnlengesetzes. 

2.  Dezember.  Königliche  Verordnung.  Ausführung  des  Wehr- 
pflichtgesetzes. 

12.  Dezember.  Königliche  Verordnung  (Staatsblatt  No.  266). 
Ausführung  des  Unfallversicherungsgesetzes. 

12.  Dezember.  Königliche  Verordnung  (Staatsblatt  No.  267). 
Ausserordentliche  Massregeln  zur  Abwehr  der  Pest. 

21.  Dezember.  Königliehe  Verordnungen  (Staatsblatt  No.  272, 
273).    Nähere  Ansführungsbestimmungen  zum  Primärschulengesetz. 

24.  Dezember.  Königliche  Verordnung.  Ausführung  des  Ge- 
setzes betreffend  das  Münzwesen.  Geldverkehr  mit  deutschen  und 
belgischen  Münzen  in  Grenzorten. 

30.  Dezember.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  282).  Aufhebung  der 
Ausfuhrzölle  für  Indigo  und  Kaffee  in  Ost-Indien. 

30.  Dezember.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  28!»).  Änderung  der 
Regierungsverordnung  für  die  Kolonie  Curacao. 

30.  Dezember.  Gesetz  (Staatsblatt  No.  295).  Genehmigung 
einer  Übereinkunft  mit  Belgien  über  die  Militärpflichtigen  der  beider- 
seitigen Untertanen. 


Niederländisch-OsMndien. 

hVfrivnt:  Im    K.  D.  E.  van  Ossen brüten, 

Mit^ll.Nl  .l^r  Waisen-  und  Krl^uNkamiiK-r.  Samumu^. 


a)  Gesetzgebung  1900  und  1901. 

1900. 

Wenn  man  sieht.  wie  jedes  Jahr  das  Jahrbuch  beträchtlich 
voluminöser  wird,  und  man  bedenkt,  dass  dieser  Jahrgang  die  Keferate 
mehrerer  Jahre  zu  umfassen  hat.  so  ist  es  nur  selbstverständlich, 
dass  der  Keferent  sich  ernstlicher  wie  andere  Jahre  die  Frage  stellt, 
was  für  die  Erwähnung  im  Jahrbuche  in  Betracht  kommt,  was  nicht. 
Mehr  wie  früher  muss  ich  mich  daher  beschränken,  und  dies  fällt 
mir  nicht  sehr  schwer,  da  die  meisten  Verordnungen  von  ll'OO  und 
1001  nicht  das  mindeste  Interesse  bei  den  Lesern  des  Jahrbuches 
zu  erwecken  geeignet  sind. 

Wen  ausser  den  Einwohnern  des  Archipels  würde  es  z.  B. 
interessieren,  dass  in  Atjeh  die  Opiuiupacht  eingeführt  worden  ist 
(Stbl.  1000  Xo.  2),  während  der  Wirkungsbezirk  der  Opium-Kegie 
auf  Java,  schon  in  sechs  Besidenzschaften  eingeführt,  jetzt  auf  vier 
weitere  Kesidenzschaften  ausgedehnt  wird  (Stbl.  1000  No.  204a, 
1001  Xo.  220).  Und  wem  ist  etwa  daran  gelegen,  zu  wissen, 
dass  die  Sachlage  der  Verwaltnngsbeamten  finanziell  erheblich  ver- 
bessert worden  ist  (Stbl.  1000  Xo.  :|),  oder  dass  die  Deuten- Verordnung 
(vergl.  Stbl.  1800  Xo.  101)  in  verschiedenen  anderen  als  den  im 
vorigen  Jahrbnche  erwähnten  Teilen  des  Archipels  Anwendung  ge- 
funden hat  etc. 

Erwähnt  seien  nur  folgende  Verordnungen: 
Vom  Jahre  1900 : 

Stbl.  Xo.  107  enthält  eine  Ergänzung  der  Eisen-  und  Strassen- 
bahnverordnnngen  mit  Bestimmungen  über  die  Befugnis  der  Regierung 
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zur  Einziehung:  der  Eisen-  und  Strassenbahnmaterialien  in  Kriegs- 
zeiten  oder  unter  anderen  aussergewöhnlichen  Umstünden. 

Stbl.  No.  127  und  2ol  bestimmen,  dass  die  Hinterlassenschaften 
fremder  Verstorbener,  welche  von  den  Waisenkainmern  liquidiert 
werden,  den  dazu  von  ihrer  Regierung  autorisierten  Konsuln  zur 
Herausgabe  an  die  im  Auslande  wohnenden  Berechtigten  abgegeben 
werden  können. 

►Stbl.  No.  240  gibt  uns  eine  neue  Regelung  über  die  Art,  Weise 
und  die  Bedingungen,  wie  die  Mietsverträge  von  Grundstücken 
zwischen  Inländern  und  Ausländern  geschlossen  werden  müssen.  Eine 
spezielle  Regelung  dieser  Angelegenheit  ist  eine  von  den  besonders 
hier  herrschenden  Umständen  und  Bodenbesitzverhältiiis>en  gebotene 
Notwendigkeit.  Für  den  Plantagenbau  sind  verhältnismässig  grössere 
Hodenflächen  erforderlich,  an  welchen  die  Inländer  nach  verschiedenen 
durch  die  Adat  geregelten  Besitzarten  ihr  Hecht  ausüben.  Ohne 
besondere  Regelung  würde  einerseits  die  Rechtssicherheit  des  Miets- 
vertrags gefährdet  werden,  andererseits  muss  auch  für  die  wirtschaft- 
lichen Interessen  der  Inländer  Sorge  getragen  werden. 

Diese  Verordnung  fängt  an  festzustellen,  welche  Arten  von 
Grund  und  Boden  vermietet  werden  dürfen;  nicht  mietfähig  ist  mit 
Katfee  bebautes  Terrain,  ebenso  nicht  die  Gemeindeweide.  Die  Ver- 
träge sind  vor  Verwaltnngsbeamten  urkundlich  abzufassen  und  ausser- 
dem von  der  Genehmigung  des  höchsten  örtlichen  Verwaltnngsbe- 
amten abhängig.  Durch  diese  Genehmigung  tritt  der  Mieter  ohne 
weitere  Handlung  des  Vermieters  in  den  Besitz  des  gemieteten  Grund 
und  Bodens.  Vorauszahlungen  des  Mietzinses  sind  nur  unter  ge- 
wissen Bedingungen  gültig;  Gebrauch  von  Grund  und  Boden  ohne 
gültigen  Mietsvertrag  wird  mit  Strafe  geahndet.  Die  besondere 
Regelung  zur  Ausführung  der  Bestimmungen  dieser  Verordnung  ist 
dem  Generalgouverneur  vorbehalten. 

Stbl.  No.  2.r»9  regelt  die  Gewährung  von  Konzessionen  zur 
Anlage  und  Exploitierung  von  Eisen-  und  Strassenbahnen. 

Stbl.  No.  317  enthält  Bestimmungen  gegen  die  Einfuhr  und 
den  Umlauf  gefährlicher  ausländischer  Druckschriften. 

In  verschiedenen  Verordnungen  wurden  die  Herrendienste  in 
sechs  Landesbezirken  mehr  oder  weniger  nengeordnet.  Ferner  fanden 
die  folgenden,  mit  fremdländischen  Staaten  geschlossenen  Ver- 
träge im  Staatsblatte  von  1000  Veröffentlichung:  Freundschafts-  und 
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Handelstraktate  mit  dein  vormaligen  Staate  ..Oranje-Yrystaat mit 
den  Vereinigten  .Staaten  von  Mexiko,  mit  Rumänien  und  die  zwischen 
mehreren  Staaten  zu  Venedig  geschlossene  sanitäre  Konvention. 

1901. 

Über  die  Gesetzgebung  des  Jahres  li»0l  ist  nicht  viel 
mehr  zu  sagen,  als  über  die  des  vorhergehenden  Jahres.  Eine  dieses 
Jahr  eingeführte  Neuordnung  der  richterlichen  Gewalt  nimmt  in 
dem  Staatsblatte  einen  beträchtlichen  Kaum  ein.  Diese  Neuordnung 
fremden  Lesern  mitzuteilen,  würde  nicht  möglich  sein,  ohne  die 
ganze  Organisation  der  richterlichen  Gewalt  zu  behandeln, 
und  dies  würde  zuviel  Raum  beanspruchen.  Es  mag  genügen, 
hervorzuheben,  dass  kraft  dieser  Neuordnung  der  höchste  Gerichts- 
hof sowohl  in  Bezug  auf  seine  Mitgliederzahl  als  auch  besonders 
auf  seinen  Wirkungskreis  eine  erhebliche  Einschränkung  erlitten 
hat;  ein  Teil  seines  Wirkungskreises  ist  den  drei  Jnstizkollegien 
zu  Ratavia,  Samarang  und  Surabaya  übertragen  worden,  während 
die  Jurisdiktion  letztgenannter  Reehtskollegien  in  kleineren  Ange- 
legenheiten auf  die  europäischen  Vorsitzenden  der  inländischen  Landes- 
gerichte übergegangen  ist.  Uber  die  Frage,  ob  diese  Neuordnung 
als  eine  Verbesserung  zu  betrachten  sei,  ist  man  nicht  einig;  sie 
enthält  viel  gutes,  sofern  sie  für  viele  Sachen  geringeren  Interesses 
eine  Vereinfachung  bringt  ;  andererseits  jedoch  wären  viele  Änderungen 
vielleicht  besser  unterlassen  worden. 

Rei  Stbl.  No.  131  wird  durch  die  Eröffnung  eines  Reichs- 
Pfandhauses  in  Sukabumi  (Preanger-Regen  tschaften)  eine  Probe 
gemacht  mit  der  Exploitation  dieser  Staats-Einnahmequelle  in  eigener 
Verwaltung.  Das  Hecht,  Geldsummen,  welche  100  fl.  nicht  über- 
steigen, gegen  Pfand  auszuleihen,  steht  nur  demjenigen  frei,  der  es 
vom  Lande  gepachtet  hat.  Obwohl  nun  strenge  Bestimmungen  über 
die  Höhe  des  zu  bedingenden  Interesses,  die  Einlösung  und  den 
Verkauf  der  Pfänder,  die  Abrechnung  des  Ertrages  etc.  bestehen, 
welche  zur  Verhütung  von  Missbräuchen  bestimmt  sind,  so  konneu 
doch  die  Pächter  (immer  chinesischer  Abstammung)  nicht  genug 
kontrolliert  werden,  um  Betrug  und  Erpressung  gänzlich  anszn- 
schliessen.  Daher  das  jetzige  Streben  der  Regierung,  diese  Ange- 
legenheit in  Selbstverwaltung  zu  nehmen.  Die  Probe  hat  sich  bis 
jetzt  günstig  bewährt  und  so  wird  bald  die  Selbstverwaltung  der 
Pfandhäuser  allmählich  überall  eingeführt  werden. 
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Stbl.  N<».  194  setzt  das  Volljährigkeitsalter  vom  2:5.  auf  das 
21.  Jahr  herab,  jedoch  ist  bis  jetzt  diese  Bestimmung  noch  nicht 
in  Kraft  getreten,  da  sie  in  Beziehung  steht  mit  einer  Neuregelung 
der  elterlichen  Gewalt  in  Holland,  welche  ebenfalls,  schon  Anfang 
vorigen  Jahres  zum  Gesetze  erhoben,  noch  nicht  in  Wirkung  ge- 
treten ist. 

Stbl.  No.  2*b*  enthält  die  Freierklärung  der  anf  Pombok  jetzt 
noch  anwesenden  Sklaven  nicht  einheimischer  Herkunft.  Nach  dem 
:{().  September  1 1 M H  besteht  auf  Lombok  keine  Sklaverei  mehr. 

In  demselben  Jahr  wurde  die  Herrendienstregelung  in  der 
Hesidenzschaft  Kedu  revidiert. 

Die  folgenden  Verträge  wurden  im  Staatsblatte  publiziert: 
Traktat  vom  29.  Juli  1899  über  die  Anwendung  der  Prinzipien  der 
Genter  Konvention  auf  den  Seekrieg;  ferner  desselben  Datums  über 
die  Gesetze  und  Gebräuche  des  Landkrieges  und  des  weiteren  die 
Erklärungen  über  das  Verbot  des  Schleudern»  von  Projektilen  aus 
Ballons,  die  Anwendung  von  Projektilen  zur  Verbreitung  erstickender 
Gase  und  die  Benutzung  von  sogen.  Dum-Dnm-Kugeln;  alles  dies, 
wie  bekannt,  das  Resultat  der  Haager  Friedenskonferenz. 

b)  Literatur. 

Auf  literarischem  Gebiet  ist,  wie  gewöhnlich,  so  auch 
während  der  zwei  Berichtsjahre  nichts  besonderes  geleistet  worden; 
die  literarische  Tätigkeit  hat  sich  auch  jetzt  auf  kleinere,  nur  die 
engeren  Kreise  der  indischen  Juristen  interessierende  Aufsätze  be- 
schränkt. Die  folgenden  Arbeiten,  erschienen  im  Jahrgange  19(10  der 
Zeitschrift:  „Het  Hecht  in  Nederlandsch-Indie,\  mögen  hier  Er- 
wähnung tinden: 

1.  Ein  interessanter  Aufsatz  von  Dr.  A.  van  Gknnkp  über 
„Gegenbeweis  in  civilibus",  welcher  eine  Kritik  von  Dr.  A.  A. 
van  Uvicn  hervorgerufen  hat. 

2.  H.  N.  Sita rt,  rÜber  die  Verteilung  des  Familiengutes  und 
die  Stammfortsetzung  bei  den  Chinesen",  eine  eingehende  Kritik, 
enthaltend  eine  malaiische  Übersetzung  eines  Teiles  der  Tai  Tshing 
Lut  Le  von  dem  Chinesen  T.io.v  Sikn  Hik  zu  Surabaja. 

Dieser  schöne  und  lehrreiche  Aufsatz  behandelt  in  der  Haupt- 
sache die  in  unserem  Archipel  noch  immer  kontroverse  Frage,  ob 
Chinesen  kraft  chinesischen  Keehts  willkürlich  über  ihr  Vermögen 
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letztwillig  verfügen  dürfen.  Dass  in  die  bekannte  eigentümliche 
Familionorganisation  der  Chinesen  keine  letztwilligen  Verfügungen 
im  modernen  Sinne  passen  und  ein  Testament  im  chinesischen  Rechts- 
system ein  Unding  ist,  scheinen  die  meisten  noch  immer  nicht  be- 
greifen zu  können  oder  zu  wollen. 

.'5.  Dr.  J.  M.  Cii.  E.  lk  Ri  m;.  „Das  Abschneiden  des  Haupt- 
haars eines  Weibes;  ein  kriminal-anthropologischer  Versuch". 
Verfasser  sucht  das  psychopathologische  Moment  dieser  Unsitte  her- 
vorzuheben und  betrachtet  es  im  Zusammenhang  mit  der  u.  a.  in 
Snkadana  herrschenden  Adat,  nach  der  ein  Mädchen  durch  Ab- 
schneiden des  Haupthaars  unrein  wird  und  nur  mittels  Blut  eines 
zu  diesem  Zweck  geopferten  Büffels  gereinigt  werden  kann. 
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Referent:  Ulrik  A.  Motzfeldt, 

Richter  am  Stadtgericht  zu  Christ ianla. 

a)  Gesetzgebung  1900  und  1901. 

Die  Vorarbeiten  der  (besetze  (siehe  Jahrbuch  1*08,  S.  <>02) 
werden  wie  bisher  herausgegeben.  Die  (besetze  und  Resolutionen 
werden  in  Xorsk  Lovbitende  gesammelt. 

\'on  den  Gesetzen  der  Jahre  11*00  und  11*01  sind  folgende  zu 
erwähnen: 

(besetz  vom  20.  März  1000  mit  der  neuen  Militärstraf- 
prozessordnung in  2">r>  Paragraphen,  welche  sich  eng  an  die 
bürgerliche  Strafprozessordnung  von  1887  anlehnt,  durch  welche  das 
Verfahren  vor  dem  Schotten-  und  Schwurgerichte  eingeführt  wurde: 
doch  kennt  das  nene  Gesetz  keine  Schwurgerichte.  Das  Kriegsgericht 
besteht  aus  einem  Kriegsrichter  als  Vorsitzenden  und  fünf  Militär- 
personen  als  Schotten.  Die  Hanptverhandlung  ist  öffentlich  und 
mündlich.  Die  Berufung  geht  an  das  Reichsgericht  (Höjesteret).  welches 
unter  Zuziehung  von  zwei  höheren  Land-  bezw.  Marine-Ofttzieren 
entscheidet. 

Zwei  wichtige,  zueinander  in  Beziehung  stehende  Gesetze  sind 
das  Gesetz  vom  31.  Mai  1000  über  Landstreicherei,  Bettelei 
und  Trunkenheit  (30  Paragraphen)  und  das  Gesetz  von  demselben 
Datum  über  das  Gefängnis wesen  und  die  Zwangsarbeit,  beide 
von  A.  Tkmumank  im  Gerichtssaal  LX  (S.  3(53—382)  übersetzt. 

Gesetz  vom  8.  Mai  1000  zur  Verhütung  der  Schwind- 
sucht etc.,  dessen  wichtigste  Bestimmung  diejenige  ist.  dass.  wenn 
es  sich  sonst  als  unmöglich  erweist,  einem  Kranken  die  zur  Be- 
kämpfung der  Ausbreitung  der  Krankheit  notwendige  Pflege  zu 
verschaffen,  die  „Gesundheitskommission"  seine  Internierung  in  einem 
Krankenhans  beschliessen  kann.  Doch  darf  Trennung  von  Ehe- 
gatten nicht  gegen  deren  Willen  geschehen. 
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Der  Arzt  hat  die  Anmeldepflicht. 

Da»  Gesetz  vom  19.  Mai  1900  über  das  Armenwesen  gibt 
statt  der  älteren  besonderen  Gesetze  für  die  Städte  und  für  das 
Land  gemeinsame  Kegeln  für  alle  Gemeinden.  Zu  bemerken  ist,  das» 
Streitigkeiten  bezüglich  der  Unterstützungspflicht  zwischen  Kommunen 
•  •der  zwischen  solchen  und  dem  Staate  den  Gerichten  entzogen  sind. 

Das  Gesetz  vom  :U.  Mai  1900  trifft  eine  kleine,  aber  —  be- 
sonders für  Inländer  -  wichtige  Neuerung,  indem  es  (im  Gegensatz 
zum  Gesetz  von  1884  zum  Schutz  der  Warenbezeichnungen)  Phantasie- 
wörter als  Warenzeichen  zulässt, 

Das  Gesetz  vom  19.  März  1901  ändert  die  Verfassung  dahin 
ab,  dass  es  der  allgemeinen  Gesetzgebung  überlassen  wird,  zu  be- 
stimmen, inwieweit  Frauen  unter  denselben  verfassungsmässigen 
Bedingungen,  wie  die  Männer,  Beamte  werden  können. 

Zwei  Gesetze  vom  29.  Mai  1901  über  Abänderungen  in 
der  Kommunalgesetzgebnng  schaffen  ein  allgemeines  Wahl- 
recht gleich  dem  politischen  Wahlrecht  seit  der  Konstitutionsänderung 
von  1897;  doch  wird  für  Frauen  ein  Zensus  (Steuerzahlung  nach  einer 
Kinnahme  von  300  be/.w.  400  Kronen)  verlangt.  Die  Gesetze  geben 
Regeln  für  „Forholdstalsvalg"  (Verteilung  der  Vertreter  nach  dem 
Stärkeverhältnis  der  Parteien»  und  Kumulation. 

Das  Gesetz  vom  4.  Mai  1901  verlangt  Anmeldung  von 
Reisenden  und  Fremden  seitens  der  Wirte  bei  der  Polizei  und  be- 
stimmt, dass  der  Fremde,  welcher  in  Norwegen  festen  Aufenthalt 
nehmen  oder  dort  Erwerb  suchen  will,  sein  Vorhaben  der  Polizei 
anzumelden  hat,  widrigenfalls  er  ausgewiesen  werden  kann. 

Ein  Gesotz  von  demselben  Datum  ergänzt  das  neue  Seegesetz 
von  189.'?,  indem  es  Schiffsregister  —  und  zwar  sowohl  lokale  als 
ein  generelles  —  einführt  Für  den  Rechtserwerb  gelten  ähnliche 
Regeln  wie  nach  dem  Grundbuchsystein.  Das  Gesetz  tritt  mit 
1.  Januar  190.J  in  Kraft. 

Für  die  norwegischen  Konsuln  ist  eine  Sammlung  der  Ge- 
setze etc.  1887 — 1899  über  Norwegens  Handel  und  Schiffahrt,  (Mit 
norwegischem  und  englischem  Texte  herausgegeben,  vorläufig  aber 
nicht  im  Buchhandel.) 

Das  gewerbliche  Urheberrecht  Norwegens  befindet  sich  in 
Revision.  Das  geltende  Patentgesetz  von  188",  ist  von  Stephan  und 
Schmu»  :  Der  Schutz  der  gewerblichen  Urheberrechte  des  In-  und 
Auslandes  S.  210—213  dargestellt. 


Digitized  by  Google 


I'lkik  A.  Motzfklut:  Xonve-ren. 


1073 


Schon  jetzt  kann  erwähnt  werden,  dass  am  22.  Mai  1002  das 
lange  vorbereitete  neue  Strafgesetz  endlich  angenommen  worden  ist, 
im  wesentlichen  wie  in  den  Vorarbeiten  (siehe  Jahrbuch  l^OK.  S.  f>0.r>) 
vorgeschlagen  war.    Es  wird  mit  dem  1.  Januar  1004  in  Kraft  treten. 

b)  Juristische  Literatur. 

Eine  gute  (telegenheit,  sich  auf  verschiedenen  Gebieten  der 
norwegischen  Hechtsverfassung  zu  orientieren,  geben  die  zwei 
folgenden  Werke. 

„La  Nor wege.  ouvrage  ofticiel  public  a  Toccasion  de  l'ex- 
position  universelle  de  Paris  1000."    (0  Kronen  geb.) 

Dieses  Sammelwerk,  welches  auch  in  englischer  Sprache  er- 
schienen ist,  enthält  u.  a.  Abhandlungen  über  folgende  Themata: 

Internationale  Stellung  Norwegens  (  Ebbf.-Hkktzbf.ku  ) ;  politische 
Verfassung  und  Administration  (A.  Fakkof.x);  Kommunal  Verfassung 
(U.  Kkoiin);  Gerichtsverfassung  (A.  Fakkukn);  soziale  Verhältnisse 
E.  Bkkxkk);  Geschichte  (O.  A.  Si:yi:hi.ani»>. 

Elements  de  droit  scandinave  (Danemark,  Norvege. 
Suede)  par  Ekxf.st  Lkiih,  avec  la  collaboration  de  M.  H.  Mrxni- 
I'ktkkskx,  Kkistf.x  Johannskn,  Ei.sa  Es«  in.i.sox  (Paris  10ol,  Larose. 
10,( Hl  Frs.)- 

Die  Arbeit  ist  sehr  nützlich;  sie  behandelt  übrigens  nur  das 
Zivilrecht. 

Verschiedene  Bemerkungen  über  die  Darstellung  des  nor- 
wegischen und  des  dänischen  Rechts  hat  H\«.KKi.r  (in  der  scandi- 
navischen  Tidsskrift  for  Retsvidenskabi  gemacht. 

Einen  schmerzlichen  Verlust  hat  die  norwegische  Rechts- 
wissenschaft und  unsere  Vereinigung  durch  den  am  1.  November 
1001  erfolgten  Tod  des  hochverdienten  Keichsanwalts  Rigsadvokat 
Bkkxhaud  Gi:tz  erlitten.  Seine  gesammelten  Abhandlungen  mit 
Auszügen  der  wichtigsten  Teile  seiner  Motive  zum  Strafgesetzentwurf 
werden  von  Haukkit  herausgegeben.  Derselbe  hat  auch  in  der 
Tidsskrift  for  Retsvidenskab  eine  Gedächtnisrede  über  Gf.tz  ver- 
öffentlicht. 

Auf  dem  Felde  der  Rechtsgeschichte  kann  erwähnt  werden, 
dass  von  Diplomat ariu m  Norvegicum  (Sammlung  altnorwegischer 

JahrbiK  h  der  liiternat.  VereiniKUnR.  6.  u.  7.  Bd.  b> 
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Briete  bis  um  1550)  die  Bände  XV  und  XVI  zur  Ausgabe  ge 
langt  sind. 

Takanukk  hat  -  -  ausser  Besprechungen  rechtsgeschichtlicher 
Arbeiten  in  der  Tidsskrift  for  Retsvidenskab  —  die  Geschichte  unserer 
Reehtssprache  1388 — 1604  behandelt. 

Das  im  vorigen  Bericht  genannte  Werk  von  Bkkdo  Mokukn- 
.«tikknk  über  das  norwegische  Staatsverfassungsrecht  liegt  jetzt 
vollständig  vor. 

Jnuvak  Xiklskx  hat  in  Grünhuts  Zeitschrift  für  das  private 
und  öffentliche  Recht  der  Gegenwart  die  Konvention  zu  Mosa 
1814  behandelt, 

Die  Frage  nach  dem  Verhältnis  eines  besonderen  nor- 
wegischen Konsulatwesens  zur  gemeinschaftlichen  Diplo- 
matie etc.  wurde  von  Sn;im>  Ihskn  erörtert. 

B.  Gktz:  Über  das  staatsrechtliche  Verhältnis  zwischen 
Finnland  und  Russland  (in  der  Tidsskrift  for  Retsvidenskab). 

Von  Haukkup:  Von  den  Vorlesungen  über  den  nor- 
wegischen Zivilprozess  sind  die  abschliessenden  Bände  veröffent- 
licht: Der  3.  Band  über  Teilung  von  Erbschaften,  der  4.  Band  über 
Konkurs-  und  Vergleichverfahren. 

Auf  dem  Gebiet  des  Straf  rechts  sind  zu  erwähnen:  Ver- 
handlungen des  6.  norwegischen  Kriminalistentags,  von  Haukkup 
herausgegeben.  Gktz:  Ausl  ieferung  ei  gen  er  Staatsangehöriger. 
Verfolgung  der  Verbrechen,  welche  im  Ausland  begangen 
worden  sind.  (Kür  den  Gefängniskongress  zu  Brüssel  1900.) 
Woxkn:  Le  systemepenitentiaire  de  la  Xorvege.  (Daselbst.)  Hauekip: 
Anarchismus  und  Strafrecht  (in  der  Tidsskrift  for  Retsvidenskab). 

Aus  dem  Kreise  der  Hilfswissenschaften  des  Strafrechts  sind 
zwei  Arbeiten  des  norwegischen  Polizeiarztes  Bau.  Winuk  zu  er- 
wähnen. Ein  Abschnitt  der  Geschichte  der  Bestimmungen  über  die 
Unzurechnungsfähigkeit  und  die  norwegische  Gesetzgebung  bezüglich 
der  Geisteskranken. 

Aus  dem  Privatrecht  ist  in  neuer  Ausgabe  erschienen: 
Athkkt :  Das  norwegische  <»bligationenrecht,  spezieller  Teil  1 
(nach  dem  Tode  des  Verfassers  von  Pkk  Ry«;u  besorgt);  die  erste 
Ausgabe  dieses  wichtigen  Werkes  wurde  in  diesem  Jahrbuch  1800, 
S.  345  behandelt.  Dann:  Dasselbe  Werk  Band  II  (von  V.  Aibkkt 
besorgt). 
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Johannnes  Ukruu:  Das  Keclit  auf  den  Familiennamen  (in 
der  Tidsskrift  for  Retsvidenskab).  Dieses  Recht,  welches  durch  zwei 
Entscheidungen  des  Reichsgerichts  (Höjesteret)  18%  festgestellt 
wurde  (siehe  Jahrbuch  1897,  8.  587),  ist  seitdem  durch  die  Judikatur 
weiter  entwickelt  worden.  Der  jetzige  Standpunkt  erhellt  aus  der  er- 
wähnten Abhandlung.  Ein  Namengesetz  befindet  sich  in  Vorbereitung. 

Francis  Haueruf:  Gesammelte  kleinere  Abhandlungen 
(meistens  privatrechtlichen  Inhalts). 

Oskar  Platou:  Vorlesungen  über  norwegisches  Seerecht. 
Dieses  grundlegende  Werk  behandelt  das  Seerecht  nach  dem  Gesetze 
von  1893  (von  Max  Papfenheim  und  Kristen  Juhannsen  in  das 
Deutsche  übertragen). 

Fkei.kik  Staku:  Vorlesungen  über  das  norwegische  Obli- 
gationenrecht.   Allgemeiner  Teil. 

In  Norsk  Retstidende  wurden  wie  bisher  die  wichtigeren 
Entscheidungen  des  norwegischen  Reichsgerichts  (Höjesteret)  mitgeteilt. 

Sowohl  für  Theoretiker  als  für  Praktiker  sehr  nützlich  ist  die 
von  E.  Hamhko  herausgegebene  „Sammlung  der  nnappellablen  Ent- 
scheidungen des  Stadtgerichts  zu  Christiania  in  Zivilsachen".  1867 
bis  1891.    3  Bände. 

Skandinavische  Urteile  in  Seerechtssachen  werden  seit  1900 
jährlich  von  J.  Jantzen  herausgegeben. 

Die  Verhandlungen  des  9.  nordischen  Jnristentages  sind  jetzt 
mit  den  vorgelegten  Thematas  (siehe  Jahrbuch  1899,  S.  874)  gedruckt. 

c)  Volkswirtschaftliche  Literatur  1899-1901. 

Referent:  Dr.  Oskar  Jäger. 

Frofe^sor  der  Nationalökonomie  und  Statistik.  Christiania. 

Auch  in  den  letztverstrichenen  3  Jahren  1899,  1900  und 
1901  ist  die  ,.Nationalökononiis<he  Zeitschrift"  (Staatsökononiisk 
Tidsskrift)  die  bedeutendenste  von  den  bei  uns  erschienenen  ökono- 
mischen Publikationen.  Diese  Zeitschrift  scheint  mit  den  Jahren 
immer  besser  zu  werden  und  enthält  in  dem  oben  genannten  Zeitraum 
eine  schöne  Reihe  von  grösseren  Abhandlungen  sowohl  über  theoretische 
wie  Uber  praktische  Fragen  der  Nationalökonomie.  Von  den  theo- 
retischen Abhandinngen  ist  vor  allem  zu  nennen  die  umfangreiche 
„Geschichte  der  Wert-  und  Preislehre-  von  Professor  Dr.  T.  H.  Ascuu- 
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Hon,,  eine  vorzügliche  kritische  Arbeit,  in  der  es  dem  Verfasser  ge- 
lungen ist,  so  zu  sauren  der  ganzen  Literatur  über  Wert  und  Preis 
von  Aham  Smith  bis  auf  den  heutigen  Tag  den  Kahm  abzuschöpfen. 
Theoretischer  Natur  sind  auch  die  zwei  Abhandlungen:  pÜber  das 
Zeitmoment  beiden  menschlichen  Schätzungen"  von  Professor 
Dr.  B.  Mokuknhtikrnk  und  „Engen  von  Pöhm-Pawerk  und  seine 
wissenschaftliche  Pedeutung"  von  Schreiber  dieser  Zeilen, 
welche  beide  die  epochemachende  PöiiM  sche  Kapitalzinstheorie  kritisch 
darstellen.  Von  den  praktischen  Abhandlungen  erwähnen  wir  zuerst 
zwei  Vorträge  von  K.  Haukkcp  Bui.i.,  Mitglied  des  höchsten  Gerichtes, 
über  einen  Vorschlag  zur  Ausdehnung  der  Wi rkungsmittel 
unserer  Zentralbank,  der  zu  dem  Gesetz  vom  P>.  Mai  11MH>  führte, 
durch  welches  die  erlaubte  ungedeckte  Zettelmenge  von  24  auf:}"»  Millionen 
Kronen  erhöht  und  eine  Verdoppelung  der  Grundfonds  ermöglicht 
wurde.  Weiter  Huden  wir  Abhandlungen  über  den  Pergbau 
Norwegens  von  Professor  .1.  H.  L.  Vogt,  über  die  Landwirtschaft 
Norwegens  vom  Direktor  des  Landwirtsehaftsdepartements  Smitt. 
über  die  Schiffahrt  Norwegens  von  dem  Direktor  des  statistischen 
Zentralbureaus  A.  N.  Kjak.  Vom  letztgenannten  Verfasser  schreiben 
«ich  auch  -i  Abhandlungen  her  über  Volkszählungen  und  Pe- 
völkerungsverhält n isse,  während  N.  Kyhh  die  Vergleiche  und 
Schiedsgerichte  in  A rbeitsstreit .suchen  zum  Gegenstand  einer 
sehr  interessanten  Pehandlung  macht.  Auch  einige  Hauptfragen  der 
Finanzwissenschaft  bilden  den  Gegenstand  grösserer  Abhandlungen, 
wie  diejenigen  über  die  Progressivsteuer  von  N.  Py<.<;  und  über 
die  Prinzipien  einer  gerechten  Steuerverteilung  und  über 
die  Erbst euer  von  Professor  Dr.  Mokwi ■jnstikknk. 

Im  Jahre  INiW  wurden  die  Verhandlungen  einer  im  .Tahre  1S'.»4 
niedergesetzten  parlamentarischen  Arbeiterkommission  veröffentlicht. 
Die  Majorität  brachte  einen  Gesetzvorschlag  zur  Einführung  einer  das 
ganze  norwegische  Volk  umfassenden  Invaliditätsversicherung,  die 
Minorität  dagegen  einen  Vorschlag  zur  Einführung  einer  mit  der 
schon  existierenden  Unfallversicherung  kombinierten  Kranken-,  Alters- 
uud  Invaliditätsversicherung  ein.  In  Verbindung  mit  den  Kommissions- 
vcrhandlungen  wurden  herausgegeben:  1.  eine  umfangreiche  i'bersicht 
über  die  Arbeiterversicherungsfrage  der  fremden  Länder,  2.  vier 
Hände  Sozialstatistik,  'l  eine  norwegische  Morbiditätsstatistik,  4.  eine 
Statistik  über  verschiedene  Landwirtschaftsverhältnisse  in  Norwegen 


Digitized  by  Google 


OSKAK  JAtiKK:  Norwegen. 


1077 


und  endlich  eine  Übersieht  über  die  norwegischen  Versichernngs- 
und  Versorgungsanstalten. 

Als  selbständiges  Buch  ist  im  Jahre  1900  erschienen:  „Die 
europäische  Landwirtschaftskorporation''.  Dieses  umfang- 
reiche Werk  ist  von  J.  Bn.i.-ToHNiiK.  Mitglied  der  Nationalversammlung, 
und  vom  Professor  Eubk-Hkrtzhkku  herausgegeben  als  Resultat  einer 
von  ihnen  in  den  Jahren  1897 — 99  vorgenommenen  öffentlichen  Unter- 
suchungsreise durch  die  Hauptländer  Mitteleuropas,  nm  Erkundi- 
gungen über  die  Entwicklung  der  landwirtschaftlichen  Korporation 
einzuziehen.  Damit  man  sich  eine  Vorstellung  von  dem  Inhalt  dieses 
hochinteressanten  Buches  macht,  führen  wir  hier  die  Überschriften  der 
einzelnen  Kapitel  an:  I.  Real-  und  Personalkredit;  II.  Kreditgenossen- 
schaften; III.  Einkaufsgenossenschaften;  IV.  Produktion  und  Verkaufs- 
genossenschaften;  V.  Genossenschaftsverbände;  VI.  Über  die  landwirt- 
schaftlichen Korporationen  im  allgemeinen;  VII.  I  ber  die  Arbeit  zur 
Förderung  der  landwirtschaftlichen  Korporation  in  Norwegen. 

Für  die  Weltausstellung  in  Baris  1900  wurde  ein  offizielles 
Werk  über  unser  Land  in  französisch  (La  Norvege)  und  englisch 
(Norway)  veröffentlicht.  In  diesem  Werke  findet  man  u.  a.  auch  sehr 
instruktive  Abhandlungen  über  unsere  verschiedenen  Gewerbe,  wie 
auch  über  unser  Bank-  Assekuranz-  und  Finanzwesen. 

Hinsichtlich  der  statistischen  Literatur  ist  wesentlich  auf  das 
anerkannte  offizielle  Tabellenwerk  des  statistischen  Zentral- 
bureaus zu  verweisen.  Am  1.  Juli  1901  hat  .las  Bureau  sein  fünfund- 
zwanzigjähriges Jubiläum  gefeiert  und  bei  dieser  Gelegenheit  eine  „histo- 
rische Übersicht-'  veröffentlicht,  —  Zur  Zeit  ist  das  Bureau  in  3  Ab- 
teilungen gesondert,  von  denen  die  erste  die  Handels-,  Schiffahrt*-,  Berg- 
bau- und  Sparkassenstatistik  nebst  Redaktion  des  Statistischen  Jahr- 
buches und  der  Monatsschrift  .Mitteilungen  von  dem  statistischen 
Zentralbnreair  besorgt,  Die  zweite  Abteilung  umfasst  die  Statistik 
der  Volkszählungen  und  der  Änderung  der  Einwohnerzahl,  die 
Kommunalstatistik,  Armenstatistik  und  Wahlstatistik  nebst  der 
Herausgabe  und  Versendung  der  statistischen  Werke.  Der  dritten 
Abteilung  endlich  ist  die  Land  Wirtschaft«-.  Industrie-,  Sozial-  und 
Rechtsstatistik  vorbehalten.  Beim  Ausgange  des  Jahres  1900  hatte 
das  statistische  Zentrabureau  statistische  Werke  in  einer  Anzahl  von 
2K5  herausgegeben,  von  denen  23'»  innerhalb  der  offiziellen  Nummern- 
folge  veröffentlicht  worden  sind. 
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Referent:  Dr.  Anton  Riehl,  Advokat  in  Wiener  Neustadt. 

A.  Gesetzgebung  1899—1901. 

Einleitung. 

Allem  Anscheine  nach  hat  eine  akute  Krisis  endlich  ihren  Ab- 
schluss  gefunden.1)  Für  die  Völker  Österreichs  bedeutet  diese  lang- 
jährige Staats-  und  Parlamentskrise  nicht  nur  eine  beklagenswerte 
Erschütterung  der  verfassungsrechtlichen  Grundlagen  des  Staats- 
gebietes und  der  Gesamtmonarchie,  sondern  auch  eine  Verschärfung 
der  Rückständigkeit  auf  so  vielen  kulturellen  und  wirtschaftlichen 
Gebieten.  Verhängnisvoller  noch  als  diese  Übel  und  die  dadurch 
uns  zugefügten  gewaltigen  materiellen  Verluste  (hauptsächlich  zu 
Schaden  der  Deutschen  und  Tschechen)  wirkt  die  eben  damit  gezeitigte 
Entmutigung  aller  jener,  welche  bisher  der  modernen  Theorie  des 
Konstitutionalismus,  der  Repräsentativverfassung,  aufgebaut  auf  dem 
Grundsatze  des  Besehliessens  durch  Stimmenmehrheit,  vertraut,  ja 
wohl  gar  die  Republik  als  ein  Ideal  der  Staatsform  betrachtet  haben. 

Die  Erfahrung  zeigt  uns  zwar,  dass  das  Prinzip  der  Erblich- 
keit der  höchsten  Würde  und  Macht  im  Staate  vor  dem  der  periodischen 
Besetzung  durch  Wahl  viele  und  überwiegende  Vorteile  bietet,  dass 
sichere  stätige  Entwicklung,  solider  Fortschritt,  Verhütung  extremer 
Ausbrüche  namentlich  durch  die  altehrwürdigen  Erbdynastieen  ver- 
bürgt wird,  deren  jeweilig  herrschende  Persönlichkeiten  weder  nötig 
haben,  sich  persönlich  auszuzeichnen,  um  etwa  erst  einen  Anspruch 
auf  die  höchste  Macht  zu  begründen,  noch  auch  jenen  Gefahren  aus- 
gesetzt sind,  deren  exzessivstes  Hervortreten  wir  als  Cäsarenwahn- 
sinn kennen,  und  dass,  wo  eine  längst  saturierte  Familie  regiert, 

'.i  Zwischen  Niederschrift  und  Korrektur  dieses  Berichtes  ist  ein 
volles  Jahr  verflossen. 
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auch  der  Kampf  um  die  materiellen  Güter  von  der  Spitze  ab  bis  in 
die  untersten  Schichten  die  verderblichsten  Grade  von  Intensität  und 
Extensität  nicht  erreicht. 

Aber  dass  die  republikanische  Theorie  selber  so  ganz  und 
gar  versagen,  dass  unter  Umständen  die  Majorität  ohnmächtig  der 
Minorität  sich  ausgeliefert  sehen  könne,  das  hat  die  Welt  doch  erst 
jetzt  wirklich  erkannt.  Wo  diese  Erkenntnis  noch  nicht  so  in  Fleisch 
und  Blut  übergegangen  ist,  wie  bei  uns,  wird  sie  gleichwohl  nicht 
ohne  bedeutende  Folgen  bleiben!  Wenn  nicht  eine  alte  Dynastie  in 
Österreich-Ungarn  herrschte,  Hessen  sich  die  letzten  Jahre  wohl  kaum 
ohne  die  Gräuel  des  Bürgerkrieges  denken !  Dank  der  in  den  Grund- 
festen wurzelnden  Organisation  des  Staatsoberhauptes,  welches  viel- 
mehr das  Herz  als  nur  die  Spitze  des  Ganzen  bedeutet,  ist  nun  um- 
gekehrt die  Steigerung  der  nationalen  Kämpfe  zum  inneren  Kriege 
heute  mehr  als  je  ausgeschlossen,  ja  es  ist  ganz  zweifellos,  dass  auch 
die  förmliche  Proklamation  eines  unverhüllt  absolutistischen  Systems 
in  den  „Erblanden"  mit  aller  Ruhe  hingenommen,  vielseitig  sogar 
als  erlösende  Tat  begrüs6t  worden  wäre!  Ohne  Schwierigkeiten 
wurden  denn  auch  fast  sämtliche  nach  §  XIV  Stgrdg.  v.  21.  Dez. 
1K67,  R.-G.-Bl.  141,  erlassenen  Verordnungen  ratihabiert,  obwohl 
man  sich  in  beiden  Häusern  des  Reichsrates  darüber  klar  war,  dass 
wohl  die  materiellen  Voraussetzungen  zumeist  gegeben  waren,  nur 
selten  aber  die  formalen  Erfordernisse  nnbezweifelbar  zutrafen,  welche 
das  im  letzten  Bericht  seinem  Wortlaute  nach  abgedruckte  oft  zitierte 
Staatsgrundgesetz  aufzählt. 

Die  drei  Berichtejahre  1899,  1900  und  1901  fallen  fast  voll- 
ständig noch  in  diese  kritische  Periode.  In  dem  vorstehend  erör- 
terten Sinne  ist  eigentlich  überhaupt  eine  Wiederkehr  der  der  Krisis 
unmittelbar  vorhergegangenen  verfassungsmässigen  Zustände  nicht 
zu  denken;  theoretisch  nicht,  weil  ja  das  System  als  untüchtig 
nun  erwiesen  worden  ist  und,  wenn  überhaupt,  wohl  erst  im  Laufe  von 
Jahrzehnten,  vielleicht  Jahrhunderten,  eine  neue  bessere  Organisation 
der  obersten  Gewalten  für  unsere  Grosstaaten  ins  Wirkliche  übersetzt 
sein  wird;  praktisch  nicht,  weil  gerade  bei  uns  in  Österreich 
Schwierigkeiten  sich  auftürmen,  wie  kaum  irgendwo  und  irgend- 
wann in  der  historischen  Welt.  Verschiedene  Rassen  und  Volks- 
stämme, verschiedene  Glanbensbekenntnisse,  äusserst  verschiedene 
Kulturznstände,   die  Zugehörigkeit  oder  doch  Gleichartigkeit  fast 
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aller  der  in  jeder  dieser  Katogoricen  erscheinenden  Bevölkernngs- 
t  vjx'ii  zu  und  mit  ausserhalb  der  Grenzen  der  Monarchie  bestehenden 
grösseren  nationalen  und  religiösen  Verbanden  —  das  sind  Tatbe- 
stände, deren  Komplikation  wohl  keine  Regierung,  kein  staats- 
männisches  Genie  vorweg  gewachsen  ist.  "Wenn  auch  einerseits  das 
mächtige  dynastische  Band,  andererseits  die  aus  der  Erhaltung  des 
europäischen  Gleichgewichtes  wie  ein  von  aussen  nach  innen  ring- 
förmig wirkender  Druck  die  Monarchie  zusammenhalten,  so  werden 
es  von  nun  ab  doch  leider  uur  kürzere  oder  längere  Waffenstill- 
standsperioden sein,  die  unsere  inneren  Kämpfe  unterbrechen,  und  wir 
müssen  froh  sein,  wenn  uns  Männer  beschieden  werden,  wie  Dr.  von 
Kokkkk,  fähig,  solche  Waffenstillstände  herbeizuführen,  einige  Zeit 
fortzusetzen  und  sogar  noch  ab  und  zu  Erspriessliches  herauszoge- 
st alten. 

Aus  eben  diesen  Gründen  aber  wäre  es  entschieden  ungerecht, 
über  die  Männer  den  Stab  zu  brechen,  welchen  es  innerhalb  der 
Berichtsperiode  nicht  bestimmt  war,  der  Krisis  Herr  zu  werden. 
Vielleicht  wäre  das  auch  einem  zweiten  Bismarck  nicht  gelungen. 

Da  es  sich  diesmal  um  viele  grössere  und  manche  nament- 
lich volkswirtschaftlich  bedeutsame,  vom  sog.  Ausgleich  abgesehen, 
aber  nicht  eigentlich  um  besonders  umfangreiche,  für  ein  grösseres 
Rechtsgebiet  grundlegende  legislatorische  Arbeiten,  daneben  auch  um 
sehr  zahlreiche,  auf  viele  Kessorts  verteilte  Einzelheiten  handelt, 
kehren  wir  wohl  zweckmässig  zu  der  systematischen  Anordnung 
nach  Gruppen  zurück:  I.  Verfassungrecht  und  internationales  Kecht; 

II.  Verwaltungsrecht  (1.  Ministerium  des  Innern.  2.  Kultus  und  Unter- 
richt, Handel  und  Eisenbahnen,  4.  Finanzen,  5.  Ackerbau- 
ministerium,   Ii.    Landesverteidigung,    7.    autonome  Verwaltung); 

III.  Justiz  (Allgemeines  Privatrecht.  Handelsrecht,  Verfahren  in  und 
ausser  Streitsachen.  Strafrecht,  Strafprozess).  Innerhalb  dieser 
(Gruppen  und  Untergruppen1)  soll  je  nach  Gestalt  des  darzustellenden 
Stoffes,  mangels  günstigerer  Gesichtspunkte  aber  chronologisch  vor- 
gegangen werden.  Der  Landesgesetzgebung  wird  hierbei  vor- 
kommendenfalls    rücksichtlich   wichtigerer  Materien  anhangsweise, 


>)  Der  Anordnung  des  Stoffes  in  des  Berichterstatters  Zeitschrift 
„Die  Spruchpraxis",  Revue  über  die  Rechtsprechung.  31.  Pkki.ks,  Wien  i. 
Seilorgasse  4.  folgend. 
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im  Zusammenhange  jedoch  auch  unter  II.  7  gedac  ht  weiden,  um  zu- 
gleich ein  übersichtliches  Bild  nach  Ländern  geordnet  zu  bieten. 

Die  bisher  weder  im  österreichischen  noch  im  ungarischen  Be- 
richte behandelten  Kechtszustiinde  in  den  gemeinsam  okkupierten 
Ländern  Bosnien  und  Herzegowina  behalten  wir  uns  vor,  nächstens 
in  unseren  Bericht  mit  einzubeziehen. 

I.  Verfassungsrecht  (und  internationales  Recht). 

Während  die  Notverordnungen  (nach  i$  14  Staatsgrdg.  v. 
21.  Dez.  1n07,  R.-G.-Bl.  Hl)  bisher  doch  noch  in  ursprünglichem 
Sinne  des  oft  zitierten  Gesetzes  diskutiert  wurden,  lässt  sich  für  die 
gegenwärtige  Berichtsperiode  eine  Weiterbildung  dieser  Institution 
unmöglich  mehr  verkennen.  Budget-,  Rekruten- Bewilligung,  Aus- 
gleich mit  Ungarn,  Normen  für  die  Staatsreehnungs-  und  Staats- 
schuldenkontroll- Organe,  neue  Steuern  und  Steuererhöhungeii  lassen 
sich  kaum  als  Anordnungen  betrachten,  deren  dringende  Notwendig- 
keit sich  „zu  einer  Zeit  herausstellt,  da  der  Reichsrat  nicht  ver- 
sammelt ist".  Gleichwohl  kann  man  nicht  ernstlich  läugnen.  dass 
es  zumindest  in  der  Mehrheit  der  hier  in  Frage  gekommenen  Fälle 
absolut  notwendig  war.  Anordnungen  zu  treffen,  und  es  kann  bei 
Würdigung  dieser  legislatorischen  Akte  auch  für  den  mit  der 
politischen  Geschichte  als  solcher  nicht  befassten  Berichterstatter  die 
Feststellung  der  Tatsachen  nicht  umgangen  werden,  dass  von  dem 
Parlamente  die  entsprechenden  Beratungen  und  Schlussfassungen 
verlangt,  dazu  die  erforderlichen  Möglichkeiten  geboten  worden  sind, 
dass  aber  solche  parlamentarische  Tätigkeit  teils  durch  die  Tschechen 
unter  bald  direkter,  bald  indirekter  Mithilfe  anderer  Fraktionen, 
teils  durch  die  Deutschen  planmässig  vereitelt  wurde  in  der  klar 
ausgesprochenen  Absicht,  die  Gewährung  nationaler  Zugeständnisse 
auf  Kosten  der  Gegner  beziehungsweise  deren  Widerruf  zu  erzwingen. 

Dass  es  drei  aufeinander  folgenden  Ministerien  nicht  gelingen 
wollte,  das  Staatsschiff  zwischen  solcher  Skylla  und  Charvbdis  weiter 
zu  lavieren,  ohne  Notsegel  zu  hissen  und  verschiedenes  Uber  Bord 
zu  werfen,  ist  allerdings  offenkundig;  noch  weniger  aber  kann  be- 
stritten werden,  dass  die  Fortexistenz  der  staatlichen  Einrichtungen 
den  Regierungen  eine  noch  höher  stehende  Pflicht  sein  muss,  als 
dem  Einzel-Individuum  seine  eigene  Selbsterhaltung! 

Staatsrechtliche  Probleme  von  vitalster  Bedeutung  gestalten 
sich  also  hier  zuletzt  zu  Tatfragen,  und  wir  können  dem  Versuch 
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nicht  ausweichen,  in  tunlichster  Kürze  und  Unbefangenheit  hei  An- 
führung der  hierher  gehörigen  Publikationen  den  Gang  der  Ent- 
wicklung mit  zu  skizzieren,  um  dem  geneigten  Leser  ein  Verständnis 
der  einschlägigen  Gesetzgebungsakte  und  ein  Urteil  zu  ermöglichen, 
inwiefern  hier  Rechts-Verletzungen  oder  nicht  vielmehr  eine  Rechts- 
fortbildung, eine  Berichtigung  so  mancher  bisher  für  unanfechtbar 
gehaltener  staatsrechtlicher  Lehren  gegeben  sei. 

Mit  allerhöchstem  Handschreiben  vom  24.  Juli  1898  war  die 
XIV.  Session  des  Reichsrates  geschlossen  und  dem  Ministerium 
Gf.  Thun  der  Ausweg  mit  §  14  Stgrdg.  zu  regieren  eröffnet  worden. 
Ungarn  jedoch  perhorreszierte  offiziell  damals  noch  diesen  Modus  für 
die  Ordnung  der  gemeinsamen  Angelegenheiten  und  es  musste  daher 
wenigstens  ein  Versuch  gemacht  werden,  den  sogen.  Ausgleich,  d.  h. 
die  Gesamtheit  der  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Neuordnung 
der  gemeinsamen  und  der  gemeinschaftlich  zu  regelnden  Angelegen- 
heiten (Handels-  und  Zollbündnis,  Gesetzgebung  über  die  indirekten 
Abgaben)  im  verfassungsmässigen  Wege  durchzubringen.  Dass  dieser 
Versuch  auch  gelingen  werde,  hoffte  das  Ministerium  Thun  augen- 
scheinlich nicht.  Zu  der  am  3.  Oktober  1898  begonnenen  ersten 
Lesung  der  Ansgleichsvorlagen  hatten  sich  r>5  Kontra-Redner,  aber 
nicht  ein  einziger  Pro-Redner  gemeldet!  Auf  Kosten  des  deutschen 
und  tschechischen  Volkes  dachten  die  Ungarn,  den  Zwist  im  öster- 
reichischen Parlamente  ausnützend,  einen  Ausgleich  durchzusetzen, 
und  die  österreichische  Regierung  wollte  sich  dazu  verstehen, 
schliesslich  im  Wege  von  Notverordnungen  diesen  Ausgleich  durch- 
zubringen, um  über  die  gegenwärtigen  Schwierigkeiten  hinwegzu- 
kommen. Die  aus  Feudalen  und  Klerikalen,  aber  auch  Vertretern 
slawischer  Volksstämrae  bestehende  Parlamentsmehrheit  hätte  gleich- 
falls eine  Obstruktion  der  deutschen  Parteien  lieber  gesehen,  als  die 
Eventualität,  offen  für  einen  solchen  Ausgleich  zu  stimmen,  für 
welchen  auch  in  ihren  Reihen  nicht  ein  einziger  Fürsprecher  zu 
rinden  war.  Die  deutsche  Opposition  jedoch  sah  sich  eben  deshalb 
veranlasst,  die  Ausgleichsberatung  aus  der  Obstruktion  auszuschalten. 

Aber  bald  kam  es  leider  infolge  des  Vordrängens  des  radi- 
kalen Flügels  der  deutschen  Parteien  wieder  zu  Sturmszenen,  an- 
lässlich welcher  die  Vertagung  des  Reichsrates  ausgesprochen  wurde. 

So  gelangte  man  dann  zu  den  kaiserlichen  Verordnungen 
vom  30.  Dezember  1898,  R.-G.-R.  230,  die  weitere  Verlängerung 
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des  Zoll-  und  Handelsbündnisses  mit  Ungarn  auf  ein  Jahr,  und  vom 
28.  Dezember  1898,  R.-G.-B.  23H.  die  Fortführung  des  .Staatshaus- 
haltes für  das  I.  Semester  1891*  betreffend,  welche  wir  noch  im 
letzten  Bericht«  besprochen  haben. 

Im  Zusammenhang  mit  und  auf  Grund  ersterer  Notverordnung 
wurde  unter  No.  2  des  R.-G.-B.  für  1899  das  Übereinkommen  vom 
31.  Dezember  1898  kundgemacht,  wodurch  der  österr.-ung.  Bank 
das  Noten-Privilegium  auf  ein  weiteres  Jahr,  bis  31.  Dezember  1899, 
verlängert  wird. 

Das  30.  Stück  des  R.-G.-B.  1899  brachte  das  internationale 
Übereinkommen  zur  Regelung  einiger  Fragen  des  internationalen 
Privatrechtes  (Aktenmitteilnng,  Ersuchschreiben,  Sicherheitsleistung 
für  Prozesskosten,  Armenrecht,  Personalhaft),  worüber  unsere  p.  t. 
Leser  schon  andern  Orts  unterrichtet  worden  sind. 

1899. 

Als  Mitte  Januar  1899  der  Reichsrat  wieder  zusammentreten 
sollte,  war  inzwischen  auch  eine  Sprachenverordnung  für  Schlesien 
bekannt  gegeben  worden,  welche  ganz  im  Sinne  der  von  den 
Deutschen  lebhaft  bekämpften  Sprachenverordnungen  für  Böhmen 
und  Mähren  erflossen  war.  Die  Obstruktion  der  Deutschen  setzte 
also  wieder  mit  aller  Entschiedenheit  ein.  Schon  in  der  Sitzung 
vom  27.  Januar  kam  es  nach  einer  Rede  des  Tschechenführers  Kkamakz 
neuerlich  zu  äusserst  bewegten  Szenen,  welche  mit  einem  förmlichen 
Handgemenge  endeten. 

Es  folgte  die  neuerliche  Vertagung  des  Parlaments  am 
1.  Februar  1899,  welche  seitens  der  Deutschen  mit  einer  Kund- 
gebung beantwortet  wurde,  der  wir  folgenden  Wortlaut  entnehmen: 
„Die  Deutschen  in  Österreich  sehen  den  künftigen  Ereignissen  mit 
fester  Entschlossenheit  entgegen.  Ihr  letztes  Ziel  ist  nicht  der 
Kampf,  ihr  Ziel  ist  nicht  die  Entzweiung  der  Völker  Österreichs, 
ihr  Kampf  gilt  dem  Systeme,  das  deutsche  Element  durch  grosse 
und  kleine  Massregeln  zurückzudrängen  und  zu  reizen,  dem  Sj-steme, 
welches  dadurch  die  unerschütterlichen  Grundlagen  des  Reiches  preis- 
gibt. Je  grösser  die  Gefahren  sind,  die  uns  umgeben,  desto  mächtiger 
wird  auch  unser  deutsches  Pflichtgefühl  angespornt  werden  zur 
Wahrung  der  Rechte  unserer  Muttersprache  und  unserer  nationalen 
Erziehung,  unseres  Besitzstandes  und  unserer  Stellung  im  Staate. 
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Wir  sind  erfüllt  von  tiein  Gedanken,  der  uns  zusammenführen  muss, 
dem  Gedanken  der  Besonnenheit,  Unbeugsamkeit,  Einigkeit." 

Am  21.  Mai  veröffentlichten  die  in  Wien  zusammengetretenen 
Vertrauensmänner  der  deutschen  oppositionellen  Parteien  ein  Send- 
schreiben „an  das  deutsche  Volk  in  Österreich",  womit  die  allge- 
mein nationalpolitischen  Forderungen  der  Deutschen:  „die  allgemeinen 
Grundsätze  für  die  Kegelung  der  Sprachenfrage"  und  „besondere 
Grundsätze  für  die  einzelnen  Länder"  aufgestellt  werden,  das  sog. 
„Pfingst  programm".  Dass  die  Deutschen  mit  diesen  Forderungen 
den  Standpunkt  einer  Staatspartei  noch  immer  festhielten  und  über 
den  Rahmen  der  Gleichberechtigung  nicht  hinausgeschritten  waren, 
dürfte  einerseits  aus  der  Erklärung  des  Ministerpräsidenten  Grafen 
Thin  gegenüber  dem  Exekutivkomitee  der  Rechten  dahingehend, 
dass  die  Regierung  in  diesem  Programm  „ein  geeignetes  Substrat 
zur  Verhandlung  der  Parteien  untereinander"  erblicke,  andererseits 
aus  der  Zustimmung  der  Mehrheitsparteien  mit  alleiniger  Ausnahme 
der  Tschechen  zu  folgern  sein. 

Nachdem  inzwischen  in  Ungarn  dem  Ministerium  Uanfky  das 
Ministerium  Szkll  gefolgt  war,  führten  die  Unterhandlungen  der 
beiderseitigen  Regierungen  endlich  zu  einer  definitiven  Regelung  des 
Verhältnisses  der  beiden  Staaten  zueinander.  In  Ungarn  erfolgte 
dieselbe  verfassungsmässig  unter  Zustimmung  des  Reichstages  (Juni 
ISO!)),  so  dass  die  Änderungen  im  gemeinsamen  Zolltarif,  der  Hier-, 
Pl  annt  wein-  und  Zuckersteuer  und  die  Erhöhung  des  Petroleum- 
zolles schon  am  20.  Juli  1800  als  Gesetz  publiziert  werden  konnten. 
Am  selben  Tage  wurden  die  korrelaten  Verfügungen  österreichischer- 
seits  durch  die  kaiserliche  Verordnung  vom  17.  Juli  18*'!*,  R.-G.-B. 
120,  publiziert.1)  Zucker  und  Petroleum  wurden  dadurch  wesentlich 
verteuert.  Zum  ersten  Male  war  damit  im  "Wege  der  Notverordnung 
eine  sehr  ausgiebige  Steuererhebung,  noch  dazu  zu  Lasten  der 
ärmsten  Schichten  der  Bevölkerung  dekretiert  worden,  weshalb  denn 
auch  die  Gärung  im  ganzen  Staatsgebiet  merklich  stieg  und  vielen- 
orts  zu  Demonstrationen  und  Tumulten  führte.  Vorher  schon  war 
mittels  £  14  (Verordnung  vom  24.  Juli  lN'.'O,  R.-G.-B.  HO)  das  Budget 
für  das  2.  Semester  1800  dekretiert  worden  (ohne  jedoch  irgend- 
welche nicht  schon  im  bisherigen  Gesetze  begründete  Nenbelastung 

')  Mit  dem  Inhalte  dieser  Verordnung  werden  wir  uns  ex  professo 
im  Finanzressort  noch  zu  befassen  haben. 
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einzuführen  ■  und  (zum  erstenmal  mittels  kaiserlicher  Verordnung  vom 
22.  Mai  1S<)<>.  K.-G.-B.  1<>2,  nach  i;  14  Stg-rdjr.  vom  21.  Dezember  1S»;7. 
K.-G.-B.  141)  das  mit  Italien  getroffene  ("hereinkommen,  die  wechsel- 
seitige, unentgeltliche  Putei-stützuug  mittelloser  Kranker  betreffend, 
kundgemacht  worden. 

Nun  aber  musste  daran  gedacht  werden,  die  Wahl  für  die  zur 
Votiernng  der  gemeinsamen  Reichserfordernisse  berufenen  Delegationen 
zu  ermöglichen,  die  ja  doch  ganz  unmöglich  durch  eine  Notver- 
ordnung sich  umgehen  Hess.  Ein  Ministerium,  welches  nicht  einmal 
diese  Funktionen  zu  sichern  vermochte,  hatte  in  allerdings  schweren 
Zeiten  doch  eben  politisch  gar  nichts  geleistet.  Ein  in  letzter 
Stunde  vom  Präsidenten  des  Abgeordnetenhauses  zur  Kettung  des 
Ministeriums  Tiun-Kai/j,  unternommener  Yerständigungsverueh 
scheiterte  jedoch  an  dem  Widerstande  der  deutschen  Obmänner- 
konferenz,  welche  gerade  diesen  Mittelsmann,  den  Führer  der  einzigen 
mit  den  Tschechen  verbündeten  deutschen  Partei,  der  katholischen 
Yolkspartei.  mindest  geeignet  fand,  die  so  oft  vergeblich  und  nur 
zum  Schallen  der  Deutschen  gemachten  Annäherungsversuche  zu 
wiederholen. 

So  erfolgte  denn  am  23.  September  die  Demission  des 
Ministeriums  Thin-Kaizl  und  am  2.  Oktober  die  Berufung  eines 
neuen  Keamtenministerinms  unter  dem  provisorischen  Vorsitze  des 
steirischen  Statthalters  Grafen  f.'i.  ykt-Am>kin<.i-;n. 

Der  neue  Ausgleich. 
Noch  mit  der  Signatur  seiner  Vorgänger  erschienen  die  kaiser- 
lichen Verordnungen  vom  21.  und  22.  September  1*91».  R.-G.-B.  17t", 
und  177,  deren  letztere  die  Aufhebung  des  sogen.  Mahlverkehrs, 
d.  h.  gewisser  Begünstigungen  in  der  Zollbehandlung  für  Getreide 
resp.  Zollrestitntionen  für  ausgeführtes  Mehl  betraf,  wenn  das  (Ge- 
treide zur  Vermahlung  im  Inlande  von  auswärts  eingeführt  worden 
war.  Der  sogen.  Mahlverkehr  hatte  zu  einer  Begünstigung  der 
Pester  Mühlen  sich  ausgebildet,  unter  der  die  österreichische  Mühlen- 
industrie schwer  zu  leiden  hatte.  Infolge  geänderter  Handelskon- 
stellationen verlor  übrigens  in  letzter  Zeit  diese  Begünstigung  viel 
an  ihrem  Wert  für  die  ungarischen  Interessenten.  Die  Aufhebung 
des  Mahlverkehrs  ist  in  Wahrheit  die  einzige  Konzession  von  Be- 
deutung, welche  dieser  $  11  Ausgleich  dem  ungarischen  Staate 
auferlegte.     Alle  sonstigen  nicht  schon  in  der  obzitierten  kaiser- 
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liehen  Verordnung  vom  17.  Juli  1899,  H.-G.-B.  120,  geregelten  An- 
gelegenheiten, betreffend  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  zu  Ungarn, 
wurden  durch  die  kaiserliche  Verordnung  No.  17G  derart  geregelt, 
das»  aus  den  Änderungen  nicht  wenige  und  nicht  geringe  Vorteile 
für  Ungarn,  aber  kein  irgend  erhebliches  Zugeständnis  für  die  im 
Heichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  resultiert. 

Zufolge  Art,  1  hat  das  nach  den  bisherigen  Ausgleichgesetzen 
bestandene  und  zweimal  provisorisch  auf  1  Jahr  verlängerte  wirt- 
schaftliche Verhältnis  zu  Ungarn,  „sofern  bis  zum  Jahre  1903  ein 
Zoll-  und  Handelsbündnis  im  Wege  der  Vereinbarung  nicht  zustande 
kommt",  bis  Ende  des  Jahres  1907  fortzubestehen,  und  sind  die  Zoll- 
einnahmen wie  bisher  zu  verwenden,  unter  der  Voraussetzung,  dass 
Ungarn  den  bisherigen  Zustand  der  bezüglichen  Gesetzgebung  auf- 
recht erhält.  Andernfalls  (Art.  III)  bleiben  der  diesseitigen  Legis- 
lative erforderliche  (?)  Verfügungen  „vorbehalten". 

Es  ist  hiernach  da.s  Belieben  Ungarns  vorgesehen,  wann  immer 
von  diesem  Übereinkommen  abzugehen,  in  was  immer  für  Punkten, 
während  den  im  Heichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern 
in  einem  solchen  Falle  nur  r vorbehalten-  bleibt,  angesichts  in  Ungarn 
genehm  befundener  Änderungen  zu  ihrem  Schutze  „erforderliche4* 
(nicht  die  ihnen  hinwieder  „beliebigen"!)  Verfügungen  zu  treffen. 

Die  folgenden  Bestimmungen  über  die  Steuerrestitutionen  etc. 
(Art.  IV»,  gegenseitigen  Patentschutz  (Art.  V),  Marken-  und  Muster- 
schutz (Art.  VI),  Viehverkehr  (Art.  VII)  und  die  gegenseitige  Zu- 
lassung von  Versicherungsgesellschaften  (Art.  VIII),  sowie  das  nun 
folgende,  die  Statistik  des  Warenverkehrs  regelnde  zweite  Kapitel 
dieses  ersten  Teils  bringen  nichts  Auffallendes.  Den  beiderseitigen 
Regierungen  wird  vorbehalten,  die  vereinbarten  Massregeln  zwecks 
einer  Statistik  des  Warenverkehrs  im  gemeinsamen  Zollgebiet  im 
Verordnungswege,  auch  auf  das  Okkupationsgebiet  auszudehnen. 
Dieselben  treten  ($  17)  am  1.  Januar  1900  in  Kraft. 

Die  gänzliche  Einlösung  der  Staatsnoten  (zweiter  Teil),  die 
Einführung  der  Kronenwährung  als  Landeswährung  (dritter  Teil), 
die  Verlängerung  des  Bankprivilegiums  und  damit  im  Zusammen- 
hange die  Ordnung  der  schwebenden  Schuld  (vierter  Teil),  sowie 
die  hierbei  eintretenden  Änderungen  des  Bankstatuts  etc.  werden 
sub  IL  4  mitgeteilt.  Es  darf  aber  hier  nicht  übergangen  werden, 
dass  Ungarn  an  der  Barzahlung  von  .'30  Millionen  Gulden  an  die 
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Österreich-ungarische  Hank  (behufs  Deckung  der  schwebenden  Schuld 
von  80  Millionen  Gulden)  nur  mit  9  Millionen  Gulden  partizipiert; 
wogegen  eben  dieser  Kontrahentin  im  selben  Staatsakte  gegenüber 
dem  gemeinsamen  Zettelinstitute  die  minutiöseste  Parität  des  Ein- 
flusses gesichert,  ja  sogar  vorgesehen  wird,  dass  die  Zettelbank  in 
Ungarn  ebensoviel  neue  Filialen  zu  errichten  habe,  als  in  der  mit 
bisher  701  o°  0,  von  nun  an  aber  mit  ca.  66  °0  an  den  gemeinsamen 
Erfordernissen  beteiligten  west lieben  Reiehshälfte.  Die  bezüglich 
aller  denkbaren  Rechte  und  Befugnisse  strengstens  gewahrte  Parität  — 
an  sich  eine  Unbilligkeit  für  Kontrahenten  von  so  verschiedener 
Leistungsfähigkeit  und  Leistungspflicht  —  wird  aber  zu  einer  un- 
verkennbaren Begünstigung  Ungarns  in  der  Anwendung  auf  den 
Organismus  der  gemeinsamen  Notenbank,  vermöge  welcher  die  fast  aus- 
schliesslich ans  Österreich  stammenden  Bank-Kapitalien  und  -Kredite 
dem  Bedarfe  Ungarns  in  weitaus  grösserem  Mafse  zugeführt  werden, 
als  Ungarn  seiner  wirtschaftlichen  Bedeutung  und  seinen  Leistungen 
zufolge  beanspruchen  könnte. 

Weitere  Notverordnung. 

Auch  auf  anderen  Gebieten  brachten  die  letzten  Monate  des 
Ministeriums  Teln-Kaizl  zum  Teil  sehr  einschneidende  Reformen 
mittels  kaiserlicher  Notverordnungen.  Vom  staatsrechtlichen  Ge- 
sichtspunkte wurde  namentlich  die  kaiserliche  Verordnung  vom 
16.  August  1H1U»,  R.-G.-B.  158,  betreffend  eine  radikale  Änderung 
der  lmmobiliar-ÜbertraguiigsgebUhren  und  die  Sicherung  von  Nach- 
lassgebühren,  lebhaft  angefochten,  womit  das  bisher  in  zweifellos 
gesetzlicher  Geltung  bestandene  System  völlig  umgestossen  und  der 
Gesichtspunkt,  dass  die  Gebühr  mit  der  Zeitdauer  des  letzten  Be- 
sitzes in  ein  gewisses  Verhältnis  gebracht  werde,  gänzlich  verlassen 
worden  ist.  Wenn  auch  bei  jahrelanger  Dauer  der  Krise  so  manche 
Reformen  zur  „dringenden  Notwendigkeit"  geworden  sind,  so  war 
diese  Notwendigkeit  doch  nicht  wohl  erst  seit  der  letzten  Parlaments- 
vertagung hervorgetreten. 

Das  neue  Ministeriuni,  welchem  der  Name  seines  Vorsitzenden 
schon  das  Vertrauen  aller  Freunde  einer  verfassungsmässigen  Weiter- 
regierung sicherte,  war  durch  all  diese  Verfügungen,  welche  vielen 
den  Eindruck  der  Etablierung  einer  verschämt  -  absolutistischen 
Richtung  machten,  immerhin  für  die  erste  Zeit  der  fatalen  Nötigung 
überhoben,  gleichfalls  von  dem  viel  zitierten  §  14  Gebrauch  zu  machen. 
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Ministerium  Clary. 

Das  Ministerium  Claky  begann  mit  der  Schliessung  der 
1").  Session  des  Keichsrates  am  8.  Oktober  und  Einberufung  des- 
selben zu  einer  neuen  Session  für  den  1K.  Oktober  lSi»!*.  Dem  mit 
Zähigkeit  festgehaltenen  Postulate  der  deutschen  Opposition  ent- 
sprechend wurden  mit  der  Ministerial Verordnung  vom  14.  Oktober  1*!»!> 
(im  böhmischen  bezw.  mährischen  Landesgesetzblatt  veröffentlicht» 
die  bisherigen  sogen.  Sprachenverordnungen  ausser  Kraft  gesetzt  und 
vertügt,  dass  bis  zur  in  Aussicht  genommenen  gesetzlichen 
Regelung  hierin  in  Ansehung  des  Gebrauches  der  Landessprachen 
jene  Bestimmungen  und  Grundsätze  provisorisch  in  Anwendung  zu 
kommen  haben,  welche  hierfür  bis  zum  Zeitpunkte  des  Beginnes 
der  Wirksamkeit  der  am  IT».  März  IHM«  ausser  Kraft  getretenen 
Ministerialverordnuiigen  vom  ">.  April  1S<»7,  L.-G.-Bl.  No.  12,  resp. 
22.  April  lSi»7,  L.-G.-Bl.  No.  2«.»,  massgebend  gewesen  sind.  An  Stelle 
der  deutschen  Obstruktion  trat  nun  die  der  Tschechen  unter  passiver 
Assistenz  der  übrigen  slawischen  Parteien  und  der  (aus  Deutschen 
bestehenden!)  katholischen  Yolkspartei.  Das  Problem,  zwischen  diesen 
Alternativen  durchzukommen,  versuchte  Claky  dadurch  zu  lösen, 
dass  er  die  feindlichen  Volksstämme  abermals  auf  eine  friedliche 
Verständigung  verwies.  Diese  neue  Aktion  wurde  durch  den  Polen- 
führer  Jawokski  eingeleitet. 

Es  hatte  schon  der  persönlichen  Intervention  des  Monarchen 
bedurft,  um  die  so  lange  gehätschelten  Polen  zum  Verlassen  der  dem 
Ministerium  Claky  gegenüber  beobachteten  hinterhältigen  Politik  zu 
vermögen  und  wenigstens  für  die  Dauer  der  Tagung  dieses  Ver- 
ständigungs-Komitees eine  Art  Gottesfrieden  zu  erreichen.  Derart 
gelang  es  dem  Ministerium  Claky,  eine  Einigung  über  die 
O^uote,  nach  welcher  beide  Staaten  zu  den  Reichsbedürfnissen  bei- 
tragen sollten,  auf  die  Ziffern  ».!'»,  (*»  und  34,  4  und  die  Wahl  der 
beiderseitigen  Delegationen  zu  erreichen,  sowie  einige  politisch 
belanglose  Gesetzesvorschläge  aus  der  Obstruktion  auszuschalten, 
darunter  insbesondere  die  eine  captatio  benevolentiae,  sowohl  der 
öffentlichen  Meinung  als  eben  dadurch  auch  der  Parlamentsfrakt ionen 
bedeutende  Vorlage  über  die  Aufhebung  des  Zeitungs-  und  Kalender- 
stempels, welche  denn  auch  als  Gesetz  vom  31.  Dezember  noch 
am  1.  Januar  P.MilJ  in  Wirksamkeit  trat  und  gleich  dem  Gesetz  vom 
2<i.  Dezember  1S!M»,  K.-G.-B.  2'.:>,  betreffend  die  Bezüge  der  Staats- 
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(lienerschaft,  ein  bleibendes  Denkmal  dieses  Ministeriums  bilden  wird. 
Den  in  solchen  allseits  begehrten  Reformen  schon  keimenden  Rettungs- 
gedanken wirklich  auszudenken  und  auszuführen,  sollte  indessen  dem 
Ministerium  Clary  nicht  mehr  beschieden  sein:  Die  Ausgleichs- 
konferenz, an  welcher  teilzunehmen  die  radikale  Gruppe  der  Deutschen 
von  vornherein  abgelehnt  hatte,  verlief  im  Sande.  Es  zeigte  sich, 
da8s  die  Tschechen  und  ihr  geheimer  wie  offener  Anhang  nicht  gewillt 
seien,  die  restlichen  Ausgleichsvorlagen  und  das  Budget  vor  dem 
1.  Januar  11*00  zu  votieren.  Da  Graf  Clary  die  abermalige  An- 
wendung des  Notverordnungsweges  perhorresziert  hatte,  erübrigte 
ihm  nichts  mehr  als  die  Demission. 

Mit  kaiserlichem  Handschreiben  vom  21.  Dezember  1899  er- 
folgte die  Berufung  des  Ministeriums  Wittkk,  welches  von  vornherein 
nur  provisorischen  Charakter  und  die  einzige  Aufgabe  hatte,  für  die 
„Staatsnotwendigkeiten"  so  gut  es  eben  gehen  wollte,  Vorsorge  zu 
treffen.  So  kam  denn  zu  Ende  des  Jahres  zugleich  mit  der  Publi- 
kation normaler  legislativer  Arbeit  eine  Reihe  von  Notverordnungen, 
als:  Kaiserliche  Verordnung  vom  27.  Dezember  1899,  R.-G.-B.  204, 
über  die  Forterhebnng  der  Steuern  und  Abgaben  im  1.  Semester  1900, 
vom  gleichem  Datnm  R.-G.-B.  205  über  die  Staatsreehnnng  pro  1899. 
Auch  die  noch  ausständigen  Verfügungen  im  Sinne  des  neuen  Aus- 
gleiches mit  Ungarn  mussten  in  dieser  Weise  erhissen  werden 
(kaiserliche  Verordnungen  vom  29.  Dezember,  207  und  208).  Die 
Quote  war  zwar  in  der  Quotendeputation  vereinbart,  aber  von  den 
beiderseitigen  Parlamenten  noch  nicht  genehmigt,  weshalb  selbe 
effektiv  in  der  vereinbarten  Höhe,  formell  mit  Rücksicht  auf  das 
noch  bestehende  Gesetz  vom  8.  Juni  1871,  R.-G.-B.  49,  nach  Vorweg- 
abzug von  2°0  zu  Lasten  des  ungarischen  Staatsschatzes  (infolge 
der  Einverleibung  der  Militärgrenze)  auf  150 1,1 41)  Perzent  und 
3:J:t/4H  Perzent  mit  allerhöchstem  Handschreiben  vom  ,'{o.  Dezember 
1899,  R.-G.-B.  200,  auf  Grund  des  tj  :J  des  Gesetzes  vom  21.  De- 
zember 1807,  R.-G.-B.  140.  für  die  Zeit  bis  Ende  Juni  1900  festge- 
stellt wurde. 

1900. 

Schon  mit  allerhöchstem  Handschreiben  vom  18.  Januar  1900 
wurde  die  Demission  des  provisorischen  Kabinet tes  Wittkk  ange- 
nommen und  mit  kaiserlichem  Handschreiben  vom  19.  Januar  1900 
das  Ministerium  v.  Korhkr  berufen,  welches  im  Gegensatz  zu  dem 
.Jahrbuch  der  Internat.  VereiniRunjc.  6.  u.  ".  Bd.  fiV) 
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unmittelbar  vorhergegangenen  Kronrate  aus  lauter  wirklichen 
Ministern,  aber  doch  wesentlich  auch  aus  deutschen  Beamten  bestellt, 
indem  ausser  den  beiden  Landsmannministern  (für  die  Tschechen  und 
Polen)  nur  noch  der  der  katholischen  (deutschen)  Volkspartei  ange- 
hörte Ackerbauminister  Baron  Giovanklli  den  parlamentarischen 
Kreisen  zuzurechnen  ist. 

Auch  dieses  Ministerium  versuchte  es  anscheinend  zunächst 
mit  einer  Verständigungskonferenz  der  Vertrauensmänner  der  Deutschen 
und  Tschechen,  aber  ohne  gleichzeitige  Tagung  der  Keichsvertretung. 
welche  vielmehr  erst  nach  dem  Scheitern  des  Versöhnnngsversuches 
zusammen  berufen  wurde.  Es  gelang  wenigstens  bei  der  Wahl  des 
Präsidiums  den  Deutschen  und  Tschechen,  je  einen  Vertreter  durchzu- 
setzen. Auch  die  Ausschaltung  einiger  dringender  Gegenstände  (als 
insbesondere  die  Regelung  der  Bezüge  der  Beamten)  aus  der  Ob- 
struktion der  Tschechen  glückte  und  die  vom  Ministerium  eingebrachten 
Vorschläge  zur  gesetzlichen  Regelung  des  Sprachenzwistes  (Kreis- 
regierungen in  Böhmen)  kamen  zur  Beratung.  So  annehmbar  für 
beide  Teile  auch  diese  Vorschläge  erscheinen  mochten,  die  Tschechen 
zeigten  doch  immer  weniger  Lust,  zn  einer  friedlichen  Regelung  des 
Streites  überhaupt  die  Hand  zu  bieten.  Nach  immer  tristerem  Ver- 
lauf der  Verhandlungen  brach  in  der  Nacht  vom  8.  auf  den  0.  Juni  ll*0o 
abermals  eine  parlamentarische  Stnrmszene  herein,  welche  noch  in 
derselben  Nacht  zur  Schliessung  der  Session  führte. 

Nur  wenige  ernste  Arbeit  war  geleistet  worden.  Auf  dem 
internationalen  Gebiete  ist  es  nur  das  Übereinkommen  mit  Spanien, 
bet rettend  gegenseitigen  Patent-,  Marken-  und  Musterschutz,  vom 
21.  Januar  1*1»7,  K.-G.-B.  117,  welches  mit  Zustimmung  des  Keichs- 
rates  kund  gemacht  wnrde;  die  Einschränkung  der  Konsularämter 
in  Ägypten,  zunächst  auf  5  Jahre  zugunsten  der  dortigen  gemischten 
Tribunale,  erfolgte  in  Konsequenz  vorausgegangener  Staatsvertrago 
durch  Verordnung  des  Ministers  des  Äussern  vom  31.  Januar  11*00. 
R.-G.-B.  21,  und  die  Kundmachung  des  Staatsvertrages  mit  Preussen 
zur  Vermeidung  von  Doppelbesteuerungen  dto.  21.  Juni  lh'.'i»,  R.-G.-B. 
L*»3,  konnte  gleichfalls  ohne  Zutun  des  Reichsrates  auf  Grund  §  2*.r> 
Personaleinkommensteuergesetzes  geschehen. 

Allenfalls  mag  man  in  der  verfassungsmässigen  Bewilligung 
des  Rekrutenkontingentes  (Gesetz  vom  lö.  März  P»00,  R.-G.-B.  !>.">) 
einen  Erfolg  der  neuen  Politik  linden,  wogegen  das  Gesetz  vom 
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2H.  MSrz  11H)0,  R.-G.-B.  H5t  betreffend  Erleichterungen  für  Rück- 
zahlungen von  Darlehen  ans  früheren  Xotstandsgeldern,  naturgemäss 
diesfalls  nicht  in  Betracht  kommt.  Ausser  diesen  Gesetzen  bleiben 
nur  noch  einige  rein  finanz-technische,  deren  unter  II.  4  Erwähnung 
geschehen  wird. 

Nicht  unerwähnt  aber  können  wir  die  Tatsache  lassen,  dass 
den  mit  kaiserlichem  Patent  vom  19.  März  1900  einberufenen  Land- 
tagen sämtlicher  Kronländer  nebst  anderen  Vorlagen  auch  ein  Gesetz- 
entwurf, betreffend  die  Einführung  eines  Landeszuschlages  zur 
Branntweinsteuer,  unterbreitet  wurde,  zugleich  mit  der  Erklärung 
der  Regierung,  die  Sanktion  nur  dann  erwirken  zu  können,  wenn 
sämtliche  Landtage  dieselben  würden  angenommen  haben. 

Mit  anscheinender  Berechtigung  wurde  hierin  ein  Versuch  er- 
blickt, mangels  Funktion  des  Zentralapparates  etwa  die  Landtage 
zu  einer  administrativ  branchbaren  Steuergesetzgebung  heranzuziehen. 
Drei  Landtage  hatten  den  Entwurf  angenommen,  als  derselbe  in 
Dalmatien  in  toto  abgelehnt  wurde.  Auch  wenn  es  sich  hier  nicht 
um  einen  Verstoss  im  föderal  istischen  Sinn  gehandelt  hat;  immerhin 
glaubte  man  das  ziemlich  allgemein,  und  es  hätte  den  einzelnen 
Ländern  insgesamt  diese  meritorisch  unanfechtbare  Alkoholkonsum- 
verteuerung zum  Besten  der  Landesfinanzen  erwünscht  sein  müssen. 
Wahrscheinlicher  dünkt  es  uns,  dass  die  Regierung,  ehe  sie  zu  kost- 
spieligeren Sanierungsmitteln  griff,  unter  anderem  auch  eine  General- 
probe mit  den  vielseits  gepriesenen  17  Zwerglegislativen  veranstalten 
wollte.  Das  Experiment  hätte  nicht  leicht  unter  einwandfreieren 
Bedingungen  und  Kautelen  unternommen  werden  können.  Der  Er- 
folg machte  denn  auch  auf  die  Herren  Antonomisten  selbst  den  Ein- 
druck, dass  es  auf  diesem  Wege  entschieden  noch  weniger  gelingen 
könne,  aus  der  Krise  herauszukommen. 

So  waren  denn  so  ziemlich  alle  bis  jetzt  irgend  jemand  ein- 
gefallenen Auswege  gründlichst  rekognosziert  worden,  und  blieb  nur 
die  Rückkehr  zu  dem  seit  Taakkk  eingeschlagenen  Systeme  des  rdo 
nt  des-4.  Das  Ministerium  Kokkkk  hat  jedoch  den  längst  als  ver- 
werflich erkannten  Detailhandel  zu  vermeiden  gewusst;  es  kaufte 
sich  nicht  die  Geneigtheit  jeder  namhaften  Fraktion  durch  Zuge- 
ständnisse ans  dein  Staatssäckel  oder  aus  dem  nationalen  Besitz  der 
Deutschen;  es  brachte  mit  einem  kolumbischen  Griff  fast  sämtlichen 

Wählerschaften  und  Parteien  ein  eben  deshalb  doch  auch  dem  Staate 
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kaum  abträgliches  Heilmittel:  ein  grosses  wirtschaftliches  Programm, 
Arbeit  für  viele  rleissige  Hände  im  ganzen  Staatsgebiete,  wieder  er- 
wachendes Vertrauen  zum  Wohlfahrtsberuf  des  Staates,  und  zwar 
in  einem  Zeitpunkte,  da  die  kämpfenden  Parteien  immerhin  schon 
ermüdet,  vielleicht  die  Mehrheit  der  Wählerschaften  überhaupt  des 
Zankes  überdrüssig  und  zudem  die  Dringlichkeit  der  Einigung  be- 
hufs Erwirkung  eines  besseren  Ausgleiches  mit  Ungarn  und  nament- 
lich zur  Wahrung  der  Volksinteressen  bei  der  bevorstehenden  Neu- 
regelung der  internationalen  Handelsbeziehungen  allgemein  empfunden 
wurde.  Zunächst,  diese  sogen,  grossen  Investitutions-,  Eisenbahn- 
und  Kanalbau-Projekte,  weiter  aber  die  drohenden  Gefahren  und  Ver- 
antwortungen einer  wirtschaftlichen  Neugestaltung  der  auswärtigen 
Beziehungen  ohne  Mitbeteiligung  der  Volksvertretung  müssen  endlich 
eine  Kaltstellung  des  nationalen  Haders  erzwingen  und  diesen  Feuer- 
herd allmählich,  wenn  nicht  ganz  ersticken,  so  doch  seine  Gefährlich- 
keit bedeutend  herabsetzen,  um  dann  in  ruhigen  Zeiten  an  die  legis- 
lative Bändigung  der  freilich  stets  schwierig  zu  lösenden  Sprachen- 
frage schreiten  zu  können.  Dieser  kombinierte  und  doch  auch  wieder 
so  einfache  Plan  verliert  nichts  an  seiner  Genialität,  wenn  er  nicht 
an  einem  Tage  und  nicht  in  einem  Kopfe  allein  gereift  sein  sollte 
oder  vielleicht  auch  erst  jetzt  zur  vollen  Keife  gelangt  ist. 

Vorerst  waren  die  Hoffnungen  noch  recht  bescheiden.  Zunächst 
musste  neuerlich  zum  $  14  Stgrdg.  vom  21.  Dezember  18»i7, 
R.-G.-B.  141,  Zuflucht  genommen  werden  durch  die  kaiserliche  Ver- 
ordnung vom  24.  Juni  1000,  K.-G.-H.  00.  womit  die  Fortführung  des 
Staatshaushaltes  für  das  II.  Semester  11*00  dekretiert  worden  ist. 
Mittels  allerhöchsten  Handschreibens  vom  27.  Juni  1000,  R.-G.-B.  OS, 
erfolgte  die  Feststellung  der  Beitragsquote  beider  Keichshälften  im 
Sinne  der  letzten  Quotendeputationsvereinbarungen  mangels  überein- 
stimmender Beschlüsse  der  beiderseitigen  Parlamente. 

Das  kaiserliche  Patent  vom  7.  September  1000,  K.-G.-B.  144, 
erklärte  das  Haus  der  Abgeordneten  des  Keichsrates  für  aufgelöst 
und  befahl  die  alsbaldige  Einleitung  von  Neuwahlen.  Durch  kaiser- 
liches Patent  vom  24.  N  ovember  1000,  R.-G.-B.  100,  wurden  sämt- 
liche Landtage  zu  einer  II.  Session  einberufen.  Den  hier  gescheiterten 
Versuch  einer  einheitlichen  Finanzgesetzgebung  durch  die  Länder 
haben  wir  schon  oben  gewürdigt,  Die  Wahlen  für  das  neue  Ab- 
geordnetenhaus begannen  am  12.  Dezember  1000.    Da  auch  in  den 
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mit  21  Reichsratsmandaten  beteiligten  Uandelskanimern  zumeist  mit 
Ende  1900  die  Funktionsdauer  der  Handelskammerräte  enden  sollte, 
musste  durch  eine  eigene  kaiserliche  Verordnung  vom  24.  Oktober 
1900,  R.-G.-B.  180,  die  (schon  durch  Gesetz  vom  27.  Dezember  1899, 
R.-G.-B.  272,  erstreckte)  Mandatsdauer  der  Handels-  und  Gewerbe- 
kammerräte  neuerlich  verlängert  werden.  Zum  Schluss  des  Jahres 
erschienen  wieder  auf  Grund  des  §  14  kaiserliche  Verordnungen  vom 
27.  Dezember  1900,  R.-G.-B.  220  und  227,  betreffend  die  Fortführung 
des  Staatshanshaltes  im  I.  Semester  1901  und  den  Zentralreehnungs- 
abschluss  pro  1900. 

1901. 

» 

Die  Reichsratswahlen  hatten  inzwischen  ohne  besondere  l'ber- 
raschungen  ihren  Fortgang  genommen.  Sie  brachten  nur  den  Deutsch- 
radikalen eine  starke  Vermehrung  (von  8  auf  21  Mandate);  zugleich 
aber  zeigte  sich  ein  Anwachsen  der  die  wirtschaftlichen  Fragen  in  den 
Vordergrund  stellenden  Fraktionen  gerade  in  Rühmen,  wo  übrigens 
die  sozialistischen  Kandidaten  diesmal  durchfielen.  Trotz  der  in  der 
Hauptsache  wenig  veränderten  Majoritatskonstellation  war  doch  von 
dem  neuen  Hause  offenbar  eine  weniger  pessimistische  Stimmung  zu 
erwarten.  Der  Reichsrat  wurde  mit  kaiserlichem  Patent  vom 
20.  Januar  1901  auf  den  M.  Januar  einberufen.  Gleich  in  der  Er- 
öffnungssitzung gab  es  wieder  Spektakel;  die  tschechischen  Agrarier 
und  Sozialisten  wollten  den  Alterspräsidenten  zwingen,  die  Eröffnungs- 
rede auch  in  tschechischer  Sprache  zu  halten;  die  Deutschradikalen 
benutzten  den  Nachruf  an  die  Königin  Viktoria  von  England,  um 
bei  ihren  Wählern  als  besonders  wuchtige  Kecken  sich  zu  bewähren, 
und  die  Wahl  des  definitiven  Präsidiums  gab  auch  den  andern 
Parteien  genügend  Anlass,  um  je  ihren  Standpunkt  hervorzukehren. 
Aber  schon  Uberwog  in  der  öffentlichen  Meinung  das  Gefühl  des 
Ekels  angesichts  so  absurden  Gebarens.  Die  am  12.  Februar  von 
der  Regierung  eingebrachten  Investitionsvorlagen  beschäftigten  die 
Bevölkerung  denn  doch  näher  und  eingehender,  als  die  oft  genug 
wiederholten  Sturmszenen  im  Abgeordnetenhaus.  Dieses  hatte  in  dem 
Grafen  Vkttkk  von  dkk  Lilik,  einem  Mitgliede  der  nur  ans  drei 
Männern  bestehenden  mährischen  Mittelpartei,  einen  tüchtigen 
Präsidenten  nach  langen  Verhandlungen  im  Wege  des  Kompromisses 
gewonnen.  Ein  neuerlicher  Obstruktionsversuch  der  extremen 
Tschechen  scheiterte  an  der  Entschlossenheit  der  übrigen  Parteien 
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und  am  5.  März  1901  ging  endlich  das  Abgeordnetenhaus  in  die 
Beratung  einer  Reihe  wichtiger  Regierungsvorlagen  ein.  Zum  ersten 
Male  seit  Jahren  kam  es  zur  friedlichen  Arbeit,  zu  einmütigen  Be- 
ratungen deutscher  und  tschechischer  Abgeordneter,  ja  zu  ein- 
stimmiger Annahme  von  Vorlagen  nach  einstimmigen  Amendierungen. 

Eine  ganze  Reihe  von  Gesetzen  war  zustande  gekommen. 

Zum  eigentlichen  Gegenstände  der  Berichterstattung  an  dieser 
Stelle  zurückkehrend,  registrieren  wir:  das  internationale  Recht 
betreffend  das  internationale  Sanitätsübereinkommen  vom  19.  März  1897 
für  Österreich,  kundgemacht  im  R.-G.-B.  1901  No.  13;  die  Weltpost- 
vereinsverträge vom  15.  Juni  1897,  kundgemacht  unter  Zustimmung 
beider  Häuser  des  Reichsrates  im  R.-G.-B.  1901  No.  137;  das  inter- 
nationale Zusatzübereinkommen,  betreffend  den  Eisenbahufracht- 
verkehr  vom  10.  Juni  1898  unter  Zustimmung  des  Reichsrates  kund- 
gemacht im  R.-G.-B.  1901  No.  142,  und  den  Staatsvertrag  mit 
Deutschland  vom  30.  Dezember  1*99,  betreffend  gegenseitigen  Urheber- 
rechtsschutz, kundgemacht  unter  Zustimmung  des  Reichsrates  im 
R.-G.-B.  1901  No.  50.  Die  meritorische  Besprechung  dieser  Ver- 
einbarungen können  wir  uns  ersparen,  da  selbe  ja  im  reichsdentschen 
Bericht  eingehende  Würdigung  gefunden  haben. 

Das  Rekrutenkontingent  wurde  pro  1901  durch  Gesetz  vom 
14.  März  1901,  R.-G.-B.  22,  bewilligt,  die  Forterhebung  der  Steuern 
und  Fortführung  des  Staatshaushaltes  im  II.  Semester  1901  durch 
Gesetz  vom  23.  Juni  1901,  R.-G.-B.  78. 

Ohne  der  Besprechung  weiterer  legislativer  Arbeiten  am  ge- 
hörigen Oite  vorzugreifen,  dürfen  wir  füglich  die  grossen  sogen. 
Investitionsgesetze  ihrer  wahren  Bestimmung  nach  als  Politica  schon 
hier  auch  meritorisch  in  Betracht  ziehen. 

Das  Eisenbahn-Investitionsgesetz  vom  0.  Juni  1901,  R.-G.-B.  03, 
(samt  Lokalbahngcsetz)  und  das  Wasserstrassen -Investitionsgesetz 
vom  11.  Juni  1901,  R.-G.-B.  00,  gehören  auch  insofern  zusammen, 
als  erst  mit  der  Gesamtheit  aller  dieser  Investitionen  sich  eine  gleich- 
mässige  Verteilung  auf  bisher  nicht  oder  im  Verhältnis  zu  ihrer 
Grösse,  Bevölkerungszahl  und  Steuerleistung  nicht  entsprechend  be- 
dachte Kronländer  und  Staatsgebiete  ergibt.  Die  neuen  Eisenbahn- 
Traeen  liegen  überwiegend  in  den  Alpenländern,  die  neuen  Kanäle 
werden  die  Donau  bei  Wien  mit  Oder.  Elbe,  Weichsel  und  Dniester 
verbinden.    Dazu  kommen  bedeutende  Summen  für  Erweiterungs- 
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bauten  an  den  schon  bestehenden  Staatsbahnen,  Vermehrung  des 
Fahrparkes  und  für  Lokalbahnsubventionen,  endlich  für  Fluss- 
regulierungen. Während  die  geographische  Austeilung  im  ganzen 
keinem  nennenswerten  Widerspruch  begegnete  und  so  ziemlich  alle 
Erwerbszweige  überhaupt  einen  gleichmässig  befruchtenden  Gold- 
regen  von  dem  Investitionsprogramm  sich  erhofften,  gaben  nur  die 
eigentlichen  Kanalbanten  zu  Hedenken  Anlass,  indem  die  Land- 
wirtschaft im  Eindringen  fremder  Massenprodukte  auf  den  künftigen 
billigen  Wasserstrassen  in  weite  Kulturgebiete  eine  Gefahr  erblickte. 

Diesen  Bedenken  wurde  Rechnung  getragen  einerseits  durch 
entsprechende  Widmungen  für  Flussregnlierungen  und  gesetzliche 
Bedachtnahme  auf  spezielle  Bedürfnisse  der  Landwirtschaft  (Ent- 
lud Bewässerung),  andrerseits  durch  Schaffung  eines  Beirates,  welchem 
auf  die  Leitung  der  gesamten  Arbeiten  und  Wahrung  der  ver- 
schiedenen Interessen  massgebender  Einfluss  eingeräumt  wird  3 
des  letztzitierten  Gesetzes). 

Die  Inangriffnahme  der  neuen  grossen  Eisenbahnbauten  hat 
nach  dem  Gesetze  vom  0.  Juni  1901,  R.-G.-B.  03,  ehestens  zu  ge- 
schehen. Dieselben  sind  bis  1905  fertig  zu  stellen.  Durch  Gesetz 
vom  1.  Juli  1901,  R.-G.-B.  85,  wurden  in  Ergänzung  dieses  Eisen- 
bahnbanprogrammes  noch  18  grösstenteils  nomialspnrige  Lokalbahnen 
mit  einem  Anlehenskapitalsaufwande  von  über  30  Millionen  Kronen 
sichergestellt.  Unter  Grnppe  II,  Abschnitt  3  (Verwaltungsbereich 
des  Handels-  und  Eisenbahn-Ministeriums)  werden  wir  diese  tiesetze 
in  ihrer  streng  sachlichen  Bedeutung  für  das  Verkehrswesen  des 
Staates  zu  würdigen  haben. 

Dass  es  der  Regierung  mit  diesen  Vorlagen  Ernst,  war  und 
ist,  zeigte  die  rasche  Publiziernng  wie  die  alsbaldige  Ausschreibung 
eines  Teilbetrages  der  Investitionsanleihe  per  125  Millionen  Kronen. 
Die  dreifache  Fberzeichnung  dieser  Anleihe  darf  als  Beweis  gelten 
sowohl  für  die  voraussichtliche  Rentabilität  des  Gesamtunternehmens 
wie  auch  für  die  Aufnahmekraft  unseres  Kapitalienmarktes. 

Durch  die  Kaiserreise  nach  Böhmen  (Juni  1901)  wurde  die 
neue,  hoffentlich  nicht  sobald  wieder  unterbrochene  Periode  ernsten 
Schaffens  in  feierlicher  Weise  inauguriert, 

Dank  dem  in  entscheidenden  Momenten  erfolgten  massvollen, 
aber    sicheren   Einschreiten   des  Monarchen    ist  schon  wiederholt 
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grös>ercs  l'nheil  abgewendet  und  auch  diesmal  die  Indikation  zur 
Sanierung  der  Krise  geboten  worden.  J)ie  allgemeine  Sympathie 
für  den  greisen,  durch  so  herbe,  persönliche  Schicksalsschläge  hart 
getroffenen,  aber  nicht  gebeugten  Herrscher  berechtigt  in  hervor- 
ragendem Mafse  zu  der  Hoffnung  auf  eine  bessere  Zukunft. 

Nach  einer  ziemlich  friedlichen  Session  der  Landtage  begann 
die  Wiederaufnahme  der  Tätigkeit  des  Reichsrates  mit  der  lange 
entbehrten  Budgetberatung,  welche  allerdings  stark  in  die  Breite 
zu  wachsen  drohte,  so  dass  mit  Gesetz  vom  22.  Dezember  11*01, 
R.-G.-B.  21<>,  eine  provisorische  Budgetbewilligung  für  das  I.  Semester 
P.»02  erfolgen  musste. 

Fürchtet  man  auch  noch  immer  den  Rückfall:  normale  Zu- 
stände sind  doch  nun  zusehends  wieder  eingekehrt  in  den  schönen 
Palast  am  Franzensring.  dessen  antike  Formen  so  viele  Jahre  hin- 
durch mit  den  Vorgängen  in  seinem  Innern  so  bitterbös  kontrastierten. 

Ehe  wir  in  unserem  rDie  im  Reichsratc  vertretenen  König- 
reiche und  Länder"  allein  betreffenden  Berichte  fortfahren,  haben 
wir  im  Anhang  zum  Verfassungsreeht  eines  Ereignisses  zu  gedenken, 
welches  in  unserem  Reiehsgesotzblatte  keinen  Ausdruck  findet,  wohl 
aber  den  ungarischen  Reichstag  beschäftigte  und  infolge  der  dort 
gefassten  Beschlüsse  auch  für  unsere  Reichshälfte  als  solche  von 
höchster  Bedeutung  ist.  Am  1.  Juli  l'.MiO  vermählte  sich  der  zur 
Thronfolge  berufene  Erzherzog  Fkanz  Fkkdinani»  von  Österreich-Este 
mit  der  nach  den  Habsburg-Lothringen'schen  Hausgesetzen  (wie  auch 
im  Sinne  der  Wiener  Kongressakte)  ihm  nicht  ebenbürtigen  Komtesse 
Soi'iiiK  von  Cuutkk  (böhmischer  Adel),  welche  am  selben  Tage  vom 
Kaiser  in  den  erbländischen  Fürstenstand  mit  dem  Namen  „Hohkn- 
ju  iu."  und  dem  Prädikate  -Fürstliche  Gnaden"  erhoben  wurde.  Am 
25.  Juni  1DU0  hatte  der  Erzherzog  durch  feierlichen  Staatsakt  (ohne 
seinen  persönlichen  Rechten  zu  entsagen)  anerkannt,  dass  seiner  Ge- 
mahlin und  seinen  der  letzteren  zu  erwartenden  Kindern  Rechte  als 
Mitglieder  des  kaiserlichen  Hauses  nicht  zustehen,  und  bekräftigte 
eidlich  den  Verzicht  auf  solche  Ansprüche,  insbesondere  ant  die 
Thronerbfolge.  Dieser  Staatsakt  wurde  in  Ungarn  durch  ein  be- 
sonderes tiesetz  inartiknliert  (nicht  ohne  Widerspruch  der  l  nab- 
hängigkeitspartei).  in  Osterreich  dem  Reichsrat  lediglich  bekannt 
gegeben  und  von  beiden  Häusern  zur  Kenntnis  genommen. 
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Für  die  im  Reichsrat  vertretenen  Königreiche  und  Länder 
konnte  ein  Zweifel  darüber  nicht  aufkommen,  dass  die  Kinder  der 
Fürstin  von  Hohenburg  und  des  Thronfolgers  nicht  thronberechtigt 
sind.  Die  pragmatische  Sanktion  Kaiser  Karls  VI.  vom  »».  Dezember  172!' 
enthält  diesbezügliche  Bestimmungen  nicht,  bezieht  sich  aber  aus- 
drücklich auf  die  «pacta  familiae"  und  „im  durchl.  Hause  errichtete 
Erstgeburtsiechte".  Diese  aber  palten  inhaltlich  der  Verfassung  des 
alten  Reiches  (auch  abgesehen  von  den  dem  Krzhause  erteilten 
Privilegien  und  ihrer  für  die  Vorzeit  zum  Teil  bestrittenen  Legalität) 
gewiss  im  Jahre  17'2'J  und  bis  zur  Auflösung  des  römisch-deutschen 
Reichsverbandes,  sie  sind  seither  nicht  abgeändert,  vielmehr  durch 
alle  wichtigen  Staatsakten  ausdrücklich  bekräftigt  worden.  Da  der 
volle  Inhalt  der  Hausgesetze  und  Familienstatuten  niemals  publiziert 
und  tatsächlich  nicht  bekannt  ist,  entzieht  sich  deren  Geltung  aller- 
dings einer  streng  dogmatischen  Würdigung  und  Kritik. 

IL  Verwaltungsrecht. 
1.  Verwaltungsbereich  des  Ministeriums  des  Innern. 

a)  Allgemeines. 

Allgemeine,  das  Verfahren  vor  den  politischen  Behörden  regelnde 
Normen  wurden  in  der  Berichtsperiode  wiederholt  und  insbesondere 
seitens  des  Advokatenstandes  gefordert  und  urgiert.  Ks  fehlt  an  den 
grundlegenden  Bestimmungen  über  Grundzüge  des  Verfahrens,  Ge- 
stattung der  Akteneinsicht,  Parteienvertretung,  Stellung  und  Be- 
handlung von  Parteienanträgen,  Begründung  von  Verfügungen  und 
Enderledigungen. 

Wenn  auch  dank  der  Judikatur  des  Verwaltungsgerichtshofes 
sich  gewissermassen  ein  jus  prätorinm  auf  diesem  Gebiete  bilden 
möchte,  so  sind  andrerseits  veraltete  Detailbestimmungen,  nicht  selten 
für  die  tiebiete  der  alten  Hofkanzleien  verschieden  lautend,  dem 
Durchdringen  gleichartiger  prozessualer  Prinzipien  im  Wege  und 
sehr  vieles  in  unserem  Administrativverfahren  steht  im  klanenden 
Widerspruche  mit  den  modernen  Anschauungen  über  die  in  einem 
Rechtsstaate  notwendigen  Einrichtungen.  Soweit  gesetzliche  An- 
ordnungen getroft'en  werden  mnssten,  muss  allerdings  die  lange 
Stagnation  und  die  grössere  Dringlichkeit  noch  anderer  Aufgaben 
der  Legislative  zugegeben  werden,  manches  aber  Hesse  im  Verordnungs- 
wege sich  machen!  Vorarbeiten  sollen  diesfalls  im  Zuge  sein.  — 
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Die  Stellung  der  Staatsbeamten  anlangend,  enthält  das  Reichsgesetz- 
blatt  für  1901  unterm  17.  Dezember  eine  Verordnung  Nr.  205».  wo- 
durch eine.  Änderung  der  Kinreihung  einiger  Orte  in  das  für  das 
Ausmals  der  Aktivitätszulagen  massgebende  Verzeichnis  vorgenommen 
wurde.  Die  sonstigen,  hier  eventuell  in  Frage  kommenden  Ver- 
ordnungen betreffen  nur  den  .Tustizdienst  und  stehen  in  so  engem 
Znsammenhange  mit  dessen  Organisation,  dass  wir  besser  bei  Haupt- 
irruppe  III  uns  damit  befassen  werden. 

Staatsdienergesetz. 
Es  erübrigt  sonach  bloss  die  Besprechung  des  (Gesetzes  vom 
2t).  Dezember  1899,  K.-G.-B.  25"»,  über  die  Bezüge  der  Staatsdiener- 
schaft und  der  Durchführungsverordnung  des  Gesamtministeriums 
vom  5.  Februar  1900,  K.-G.-B.  23.  betreffend  die  Versicherung  der 
aus  Staatsmitteln  entlohnten  provisorischen  und  Aushilfsdiener  für 
den  Krankheitsfall  (ad  §  16  des  Gesetzes).  Das  zitierte  Gesetz 
—  fast  gleichlautend  der  auf  Grund  des  §  14  Stgrdg.  erlassenen 
kaiserlichen  Verordnung  vom  19.  August  1899,  R.-G.-B.  149.  welche 
jedoch  nur  für  den  Rest  des  Jahres  1899  zu  gelten  bestimmt  war  - 
unterscheidet  an  Bezügen  der  aktiven  Dienerschaft  1.  Gehalt,  2.  (in 
die  Pension  einrechenbare)  Dienstalterszulage.  3.  Aktivitätszulage. 
4.  Dienstkleid.  Die  Gehälter  sind  für  die  Dienerkategorieen  bei  den 
Dost-  und  Telegraphenämtern  in  3  Klassen  mit  je  3  Stufen,  sonst 
in  4  Klassen  eingeteilt,  betragen  höchstens  700  ff.  -  1400  Kronen 
und  können  auch  zuzüglich  der  Dienstalterszulagen  nicht  über 
1000  Kronen  steigen.  Für  die  Sicherheitswache  sind  die  Anfangs- 
stufen und  die  Dienstalterszulagen  etwas  günstiger  bemessen.  Die 
Aktivitätszulagen  wechseln  nach  4  Ortsklassen  und  betragen  ">0,  30, 
25  oder  20 0  „  vom  Gehalte.  Diener  mit  Naturalwohnung  erhalten 
nur  die  halbe  Aktivitätszulage.  -  Gemäss  $  14  findet  das  Beamten- 
pensionsgesetz vom  14.  Mai  1890,  B.-G.-B.  74,  auch  auf  die  Diener 
Anwendung,  laut  §  1'»  können  einzelnen  Dienern  auch  höhere  Be- 
züge zuerkannt  werden,  gemäss  §10  ist  für  die  Krankenversicherung 
der  Staatsdienerschaft  mindestens  im  Ausmalse  der  allgemeinen 
Arbeiterkrankenversicherung  vorzusorgen.  Zufolge  der  oben  zitierten 
Durchführungsverordnung  werden  die  Staatsdiener  bei  der  Bezirks- 
krankenkasse versichert,  soweit  nicht  für  einzelne  Gruppen  eine 
staatliche  Betriebskrankenkasse  bestellt  ist;  die  Amtsvorstände  be- 
sorgen die  Anmeldungen,  die  Beitrage  zahlt  der  Staat. 
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b)  Staatsaufsicht  etc. 

Aktienregulativ. 

Mit  dem  sogen.  „Aktienregulativ**  (dem  Namen  zufolge,  aber 
doch  nur  ganz  äusserlieh  genommen  ein  Gegenstück  zu  dem  wohl- 
bewährten alten  österreichischen  ..Sparkassenregnlativ"),  d.  i.  der 
Verordnung  der  Ministerien  des  Innern,  der  Finanzen,  des  Handels, 
der  Justiz  und  des  Ackerbaues  vom  20.  September  1805».  R.-G.-B. 
175,  wurde  eine  längst  empfundene  Lücke  unserer  öffentlich-recht- 
lichen und  zum  grossen  Teile  auch  unserer  handelsrechtlichen  Gesetz- 
gebung ausgefüllt.1) 

Das  neue  Aktienregulativ  gilt  für  alle  Aktiengesellschaften, 
welche  Handelsgesellschaften  sind,  mit  Ausnahme  a)  der  Hank-, 
Kredit-  und  Versicherungsgesellschaften,  b)  der  Konimunikations- 
(Schiffahrtskanal-  und  Eisenbahn-)  Anstalten. 

Es  verfolgt  vor  allem  den  Zweck,  die  Bildung  von  Aktien- 
gesellschaften zu  erleichtern,  und  hat  hierzu  an  Stelle  des  „Ermessens", 
ob  die  Errichtung  einer  Aktiengesellschaft  im  Interesse  des  Verkehrs 
liege,  dem  Staat  die  Aufgabe  gestellt,  nur  zu  prüfen,  ob  der  Plan 
des  Unternehmens  den  bestehenden  Gesetzen  entspreche,  so  dass  zu- 
treffendenfalls die  Staatsverwaltung  die  Bewilligung  erteilen  muss 
12);  freilich  besteht  keine  Rechtspflicht,  aber  das  Ermessen  ist 
an  die  Regeln  des  Regulativs  gebunden. 

Dies  konnte  unbedenklich  geschehen,  da  insbesondere  aus  dem 
deutschen  Aktienregulativ  zahlreiche  Bestimmungen  herübergenoinmen 
sind  (freilich  ohne  Strafsanktion)  und  praktische  Erfahrungssiitze 
derart  kodifiziert  wurden,  dass  manchen  Missbräueben  gesteuert  sein 
wird.  Jedenfalls  wird  neben  der  allzu  starken  staatlichen  Be- 
vormundung die  Gefahr  beseitigt,  dass  sich  die  Verwaltungsbehörde 
nicht  immer  vom  rein  objektiven  Ermessen,  sondern  von  individuellen 
Rücksichten  leiten  lässt. 

«)  Die  Errichtung  der  Aktiengesellschaften. 

Die  Gründer  oder  Konzessionserwerber,  dem  Vorstand 
der  konstituierten  Gesellschaft  entsprechend,  tragen  die  Verantwortung 
für  alle  Akte  vor  Errichtung;  Garantie  hierfür  bieten  ihre  Nennung 
im  Statut  —  unter  Erwähnung  ihnen  etwa  eingeräumter  besonderer 

■)  Die  nachfolgende  Besprechung  wurde  von  meinem  Sohne  Dr.  Anton 
Siküfkied  Rikhl  vertagst,  anschliessend  an  einen  Aufsatz  Prof.  Dr.  Grünhuts. 
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Vorteile  10),  ihre  Unterschrift  auf  Zahlungsbestätigungen 

(ij  l;{)  und  Berichte  über  Apports-  und  Gründungserwerbniigen  (£  9). 

Besonders  vorsichtig  ist  das  Regulativ  bezüglich  der  Sicherung 
des  Grundkapitals,  sei  es,  dass  es  durch  Bareinzahlung  oder 
durch  Apports  gebildet  wird.  Dem  Gesuch  um  Genehmigung  müssen 
eine  Subskribentenliste  und  die  Originale  der  Snbskriptionserklärungen 
beigeschlossen  sein  ($  0).  Die  Aktien  dürfen  nie  unter  Pari  aus- 
gegeben werden  und  sind  in  der  Kegel  (immer  bei  Apportsaktien) 
bar  einzuzahlen.  Der  Nominalbetrag  ist  normal  mit  200  Kronen 
(=  170  Mk.)  Minimum  angesetzt,  wodurch  wohl  der  Unternehmungs- 
geist angespornt,  aber  auch  vielleicht  minder  bemittelte  Schichten  zur 
Aktienspekulation  verleitet  werden  können;  die  erste  Einzahlung  soll 
normal  mindestens  10°  „  und  200  Kronen  betragen. 

Bei  lokalen  kleinen  Unternehmungen  dürfen  auch  Namens- 
aktien bis  zu  100  Kronen  herab  ausgegeben  werden  und  darf  die 
erste  Einzahlung  25°  „  und  25  Kronen  betragen. 

Äusserst,  eingehend  beschäftigt  sich  unser  Gesetz  mit  den 
Apports-  und  Gründungserwerbungen,  jenem  Punkt,  wo  so 
leicht  eine  ("bervorteilung  des  Publikums  stattfindet.  Der  Schwer- 
punkt liegt  hierbei  im  Gründerbericht,  der,  mit  allen  Belegen  aus- 
gestattet, genaue  Aufschlüsse  über  die  betreffenden  Vermögenswerte 
und  deren  Schätzung  geben  muss  und  von  sämtlichen  Beteiligten 
unterschrieben  wird;  sowohl  die  Behörde  als  auch  die  Konzessions- 
werber können  den  Gründerbericht  durch  2  Revisoren  überprüfen 
lassen  (aus  einer  ad  hoc  am  Sitz  der  Handels-  und  Gewerbekammer 
aufgestellten  Sachverständigenliste)  (§  10).  eine  gefahrvolle  Be- 
stimmung, weil  das  Publikum  oft  zu  leicht  auf  eine  solche  Revision 
sich  verlässt.  Schliesslich  soll  vollste  Publizität  aller  Akten  über 
die  Apports-  und  Gründungserwerbungen  durch  deren  Hinterlegung 
bei  der  Handels-  und  Gewerbekammer  nnd  dnrch  Vorlegung  bei  der 
konstituierenden  Generalversammlung  erzielt  werden. 

Die  Bestimmungen  über  die  konstituierende  General- 
versammlung sollen  dem  Publikum  Einblick  in  die  wahre  Sach- 
lage geben,  so  dass  es  bei  späterer  Enttäuschung  nur  sich  selbst  die 
Schuld  zu  geringer  Sorgfalt  beimessen  kann.  Schon  bei  der  Sub- 
skription muss  es  das  vorläufige  Statut  ($  :5)  erfahren  0). 

Die  konstituierende  Generalversammlung  muss  von  den  Gründern 
derart  einberufen  werden,  dass  die  Registrierung  im  Handelsregister 
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spätestens  ein  Jahr  nach  der  Genehmigung  erfolgen  kann  t$  12>. 
Die  Bestimmungen  über  die  Art  der  Einberufung,  Beschlussfähigkeit 
und  Beschlussfassnng  müssen  schon  im  Statut  enthalten  sein,  und 
/war  m u ss  der  Beschlusx  über  die  Errichtung,  endgültige  Fest- 
stellung der  Statuten  und  die  Wahl  des  ersten  Vorstandes  und  Auf- 
sichtsrates der  konstituierenden  Generalversammlung  vorbehalten  sein. 
Allgemeines  Prinzip  bezüglich  der  Majorität  ist,  dass  die  Mehrheit 
für  die  Errichtung  mindestens  1  ,  aller  Subskribenten  und  aller  aus- 
zugebenden Aktien  nmfasst;  hierbei  kommen  Stimmen  der  Apport- 
aktien  nicht  in  Betracht,  so  dass  die  Zeichner  des  halben  Bar- 
kapitals die  Errichtung  der  Aktiengesellschaft  verhindern  können. 
Einstimmigkeit  aller  anwesenden  Subskribenten  ist  nötig,  wenn 
das  zu  beschliesseiide  Statut  Abweichungen  von  den  in  dem  Sub- 
skriptionsschein  aufgenommenen  Kegeln  enthält,  oder  falls  Be- 
stimmungen zugunsten  einzelner  zu  Lasten  der  Gesellschaft  be- 
schlossen weiden  sollen.  Zustimmung  auch  der  nicht  erschienenen 
Subskribenten  in  ihrer  Gesamtheit  endlich  wird  gefordert,  wenn  es 
sich  um  Leistungen  der  Aktionäre,  die  nicht  in  Geld  bestehen  sollen, 
handelt  eine  Bestimmung,  die  insbesondere  für  landwirtschaftliche 
Tndnstrieunternehmungen  (Zuckerrübenlieferungen!)  aktuell  ist.  All 
dies  sind  freilich  Kantelen,  die  in  gewissen  Fällen  ganz  im  Stich 
lassen  können;  so  z.  B.  bei  Simultangründungen,  wo  von  vornherein 
jeder  Widerspruch  bei  der  Generalversammlung  wegfällt.  Sehr  ver- 
misst  wird  ferner  eine  dem  §  UM»  des  deutschen  Handelsgesetz- 
buches analoge  Bestimmung,  wonach  etwa  ein  Verwaltungsbeamter 
den  Vorsitz  bei  der  konstituierenden  Versammlung  zn  führen  hätte. 
Der  Gefahr,  dass  die  Apportenre  etc.  die  ihnen  viel  zu  reichlich 
zugemessenen  Aktien  sofort  wieder  abstossen  und  dadurch  auf  dem 
Markt  noch  ein  falsches  Urteil  über  die  Lage  des  Unternehmens 
erzeugen  können,  hätte  man  ebenfalls  dadurch  begegnen  können, 
dass  die  Apportsaktien  auf  Namen  gelautet  hätten  und  eine  gewisse 
Zeit  unübertragbar  wären. 

ß)  Organisation. 

Der  Vorstand  ist  periodisch  (normal  nicht  für  mehr  als 
5  Jahre)  von  der  Generalversammlung  oder  doch  von  einem  durch 
sie  gewählten  Organ  zu  bestellen.  Bestimmungen  über  seine  Be- 
schlussfassung und  Ergänzung  muss  das  Statut  enthalten.  Das 
Konknrrenzverbot    (§  3.r»)    bezieht    sich    auf   gleichartige  Unter- 
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nehmungen  (geht  also  nicht  so  weit  wie  §  2H6  Deutsches  Handels- 
gesetzbuch, der  überhaupt  jeden  eigenen  Handelsbetrieb  schlechtweg 
verbietet)  und  gestattet  sogar,  dass  der  Vorstand  selbst  die  Ein- 
willigung zur  Konknrrenzunternebmung  gibt! 

Bezüglich  des  Stimmrechtes  in  der  Generalversammlung 
bleibt  unser  Regulativ  allerdings  auf  halbem  Wege  stehen;  es  be- 
stimmt, dass  4t'{)  bei  einem  Aktienkapital  von  1000  000  Kronen 
und  darüber  wenigstens  für  eine  Nominale  von  10000  Kronen,  bei 
einem  Aktienkapital  von  weniger  als  1000000  Kronen  mindestens 
einem  Hundertstel  desselben  eine  Stimme  zukomme,  im  Gegensatz 
zu  §  252  Deutsches  H.-G.-B.,  der  das  allgemeine  Stimmrecht 
obligatorisch  einführte.  Die  Vorschrift,  dass  nach  dem  Statut  ein 
gewisses  Maximum  von  Stimmen  auch  bei  noch  so  grossem  Aktien- 
besitz normiert  werden  kann,  ist  auch  im  Regulativ  rezipiert;  immer 
aber  mnss  dem  gleichen  Retrag  das  gleiche  Stimmrecht  zuerkannt 
sein,  wenn  es  sich  auch  um  verschiedene  Gattungen  oder  Nominalen 
von  Aktien  handelt.  Nach  §  42  muss  zur  Deponierung  der  Aktien 
behufs  Feststellung  der  Stimmbereehtigung  bei  der  Generalversammlung 
den  Aktionären  eine  Frist  von  8  Tagen  ofl'en  gehalten  werden;  nach 
Ablauf  dieser  Frist  ist  eine  Liste  der  Stimmberechtigten  anzulegen, 
in  die  jeder  Stimmberechtigte  Einsicht  nehmen  darf. 

Ein  Strohmännerparagraph,  der  eine  gewisse  Aktienbesitzdauer 
als  Voraussetzung  des  Stimmrechtes  festsetzte,  wird  vermisst. 

1  10  des  Aktienkapitals  kann  die  Einberufung  einer  General- 
versammlung binnen  30  Tagen  unter  allen  Umständen  fordern  (§  40); 
ebenso  ist  die  Anwesenheit  von  mindestens  1  10  des  Kapitals  nötig, 
um  die  Generalversammlung  beschlnssfähig  zu  machen,  bei  sonstiger 
Wiederholung  derselben  ohne  diese  Kantelen  (§  45). 

Qualifizierte  Majoritäten  sind  nötig: 

1.  bei  Nachgründungen  für  mehr  als  1  des  Kapitals  binnen 
■i  Jahren  von  der  Registrierung  an:  !  4  der  Stimmen,  die  1  , 
des  Gesaintkapitals  repräsentieren  müssen; 

2,  beim  Deschings  auf  Auflösung  oder  Abänderung  des  Statuts: 
"\  4  der  Stimmen  einer  Generalversammlung,  die  1  .,  des  Kapitals 
inbegreift; 

•l.  Zustimmung  auch  der  Nichterschienenen  bei  Neukreditierung 
von  nicht  in  Geld  bestehenden  wiederkehrenden  Leistungen. 


Digitized  by  Google 


Anton  Kikhl:  Österreich. 


1103 


Aufsichtsrat  oder  Rechnungsrevisoren  sind  durch  das 
Regulativ  leider  nicht  obligatorisch  gemacht,  müssen  aber,  wenn  sie 
bestehen,  in  der  ersten  Generalversammlung  mit  Funktion  bis  zur 
Generalversammlung  über  die  erste  Jahresbilanz  gewählt  werden. 
Neu  ist  das  Minoritätsrecht  des  §  27:  wenn  es  1  :{  der  Stimmen  ver- 
langt, so  muss  die  Wahl  für  jeden  der  Aufsichtsräte  separat  vorge- 
nommen werden  und  hat,  wenn  sich  bei  jedem  der  Wahlgänge  eine 
Minorität  von  1/3  auf  eine  Person  vereinigt,  der  letzte  Wahlgang 
zu  unterbleiben,  indem  die  betreffende  Person  als  für  die  letzte  Stelle 
gewählt  erklärt  werden  muss. 

y)  Einzelnes. 

Auch  einige  wichtige  Akte  der  Geschäftsführung  der  be- 
stehenden Aktiengesellschaft  regelt  das  Regulativ.  Bei  nicht  voll 
eingezahlten  Inhaberaktien  dürfen  nur  (im  Gegensatz  zum  öster- 
reichischen H.-G.-B..  Art,  222)  zunächst  Interimsscheine  auf  Namen 
ausgestellt  werden;  bei  Namensaktien  wird  auf  die  sogleich  ausge- 
stellten Aktien  der  Retrag  der  Teilzahlung  ersichtlich  gemacht.  — 
Von  den  Gründungskosten  dürfen  die  Baranslagen  und  die  öffentlichen 
Abgaben  ans  Anlass  der  Gründung  auf  die  ersten  5  Geschäftsjahre 
verteilt  werden  <§  51). 

t?  53  regelt  den  Reservefonds;  er  ist  obligatorisch  und  muss 
dotiert  werden: 

1.  mit  1  ._,„  des  jährlichen  Reingewinns,  bis  er  1  10  des  Grundkapitals 
erreicht  hat  (darüber  hinaus  darf  der  Reservefonds  zur  Ergänzung 
der  Dividende  bis  auf  5°0  verwendet  werden): 

2.  mit  Agiogewinnen  bei  Aktienemissionen; 

3.  mit  Zahlungen  von  Aktionären  für  die  Gewährung  Von  Vorzugs- 
rechten für  ihre  Aktien. 

Der  Erwerb  eigener  Aktien  ist  (auch  im  Wege  einer  Einkaufs- 
kommission [anders  §  220  Deutsches  H.-G.-B.])  verboten;  Inpfaud- 
nahme  derselben  möglich  (nicht  nach  deutschem  H.-G.-B.);  Ausnahmen 
gestattet  §  23  bei  Reduktion  des  Aktienkapitals,  bei  Einlösung  ans 
dem  Reingewinn  und  bei  Erwerb  im  Exekutionsweg  behufs  Herein- 
bringung  eigener  Forderungen  der  Gesellschaft;  im  letzten  Fall,  so- 
wie bei  unentgeltlichem  Erwerb  müssen  die  Aktien  sofort  weiter 
veräussert  werden. 

§  33  ff.  beschäftigen  sich  mit  der  sukzessiven  Einlösung  der 
Aktien;  die  Ausgabe  von  Genussscheinen  ist  jedoch  nur  fakultativ. 
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Die  Emission  neuer  Aktien  ist  nur  nach  Volleinzahlnng  der  erst- 
emitierten  gestattet,  und  nur  dann,  wenn  das  Nominale  der  ersten 
Emission  nicht  durch  Rückzahlung  oder  Abstempelung  unter  das  gesetz- 
liche Minimum  (200  resp.  100  Kronen)  gesunken  ist.  Ein  Vorbezugs- 
recht steht  ausschliesslich  den  Aktionären  zu. 

Prioritätsaktien  dürfen  nicht  mehr  als  2  :[  des  gesamten  Kapitals 
bilden  und  darf  ihnen  eine  Vor/.ugsdividende  von  höchstens  5%  ge- 
sichert werden  (ein  Nachbezugsrecht  für  eine  solche  darf  nicht  über 
5  Jahre  ausgedehnt  werden). 

Viel  zu  wünschen  übrig  lassen  noch  die  Bestimmungen,  be- 
zweckend den  Schutz  der  Minorität;  ausser  den  schon  bisher  erwähnten 
kommt  hier  noch  £  ">0  in  Frage,  der  bestimmt,  dass  die  Beschluss- 
fassung über  die  Genehmigung  der  Bilauz  zu  vertagen  ist,  wenn 
dies  von  wenigstens  \10  des  Grundkapitals  verlangt  wird,  unter  Be- 
mängelung bestimmter  Umsätze  der  Bilanz  (dies  im  Anschluss  an 
§  I2*i  1  Deutsches  H.-G.-B.).  Eine  Erweiterung  der  Einzelrechte  des 
Aktionärs  bleibt  noch  immer  dem  Aktiengesetz  vorbehalten,  dessen 
Zustandekommen  durch  vorstehend  besprochenes  Regulativ  noch  nicht 
überflüssig  geworden  ist. 

Die  Gründung  der  Zentralbank  der  deutschen  Sparkassen  in 
Prag,  welcher  eine  Zentralbank  der  böhmischen  Sparkassen  nachfolgt, 
ist  eine  volkswirtschaftliche  Reform,  welche  bis  jetzt  die  Gesetz- 
gebung nicht  ex  professo  beschäftigte.1) 

c)  Armenwesen,  Gesundheitspolizei,  öffentliche 

Versicher  ung. 

Die  wichtigste  der  zahlreichen  hierher  gehörigen  Publikationen 
in  der  Berichtsperiode  dürfte  sein  das  tiesetz  vom  3.  Juni  1901, 
R.-G.-B.  G'2.  betreffend  die  Verwendung  von  Teilen  der  Gebarungs- 
übersc liüsse  der  gemeinschaftlichen  Waisenkassen. 

Kumulative  Waisenkasse. 
Wir  haben  schon  in  dem  Berichte  pro  1*90  (III.  Bd.  d.  Jahrb.) 
die  spezitisch  österreichische  Institution  der  „kumulativen  Waisen- 
ämter**,  wodurch  kleinere  Vermögen  gesammelt  und  durch  Hypotheken 
auf  kleineren  Grundbesitz  fruchtbringend  für  Gläubiger  und  Schuldner 

')  Die  auch  diese  Neugründungen  mit  berücksichtigende  Personal- 
steuernovelle vom  2ö.  Juni  11)01.  R.-G.-B.  30,  (nur  1  2 "  „  ige  Rentensteuer 
von  den  Obligationen)  siehe  unter  11.  9. 
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angelegt  werden,  eingehender  gewürdigt  und  die  Wichtigkeit  der 
Forterhaltung  dieser  im  österreichischen  Obergerichtssprengel.  wie 
in  Böhmen,  Mähren,  Schlesien  und  Galizien  eingelebten  Anstalten 
hervorgehoben,  aber  auch  zugleich  der  Gegenströmung  Erwähnung 
getan,  welche  zugunsten  importi-rter  Kreditinstitutsformen  unsere 
einheimischen  kumulativen  Waisei.ämter  preiszugeben  bereit  schien, 
ungeachtet  das  Neue  und  das  Alte,  soweit  beides  wirklich  gut  ist, 
ganz  wohl  in  diesem  Falle  nebeneinander  fortbestehen  könnte.  Leider 
hatten  sieh  auch  die  politischen  Parteien  in  diesen  Kampf  eingemengt. 
Die  kumulativen  Waiseniimter  haben  nach  vielen  Millionen  zählende 
Reservefonds  angesammelt;  es  ergab  sich  eine  lebhafte  juristische 
Kontroverse,  wer  denn  das  Subjekt  dieses  Vermögens  sei,  und,  da- 
hinter schlecht  versteckt,  das  Bestreben,  diese  Millionen  zu  neuen 
Zwecken  zu  verwenden.  Mit  anscheinendem  Erfolge  bemühte  sich 
im  nieder-österreichischen  Landtage  die  herrschende  Partei,  das  viele 
Geld  den  vom  Landesausschuss  mehr  oder  weniger  abhängigen  Landes- 
Kreditinstituten  überweisen  zu  lassen  und  so  das  Gros  der  länd- 
lichen Wähler  in  ihre  Hand  zu  bekommen.  Es  ist  nicht  zum  ge- 
ringen Teil  das  Verdienst  der  „Wiener  Landwirtschaftlichen  Zeitung", 
in  einer  hauptsächlich  in  ihren  Spalten  entwickelten  Polemik  zur 
Demaskierung  und  sohin  Vereitlung  dieser  Pläne  den  Anstoss  ge- 
geben zu  haben.  So  verlief  denn  die  ganze  Bewegung  in  obigem 
Gesetze,  inhaltlich  dessen  lediglich  die  Zinsen  der  Kcservefonds- 
Gebarungsübersehüsse  während  der  nächsten  zehn  Jahre  zur  Pflege 
und  Erziehung  armer  Waisen  und  verwahrloster  oder  verlassener 
Kinder1)  unter  Bevorzugung  von  Militiirwaisen  nach  Massgabe  der 
darüber  den  Ländern  anheim  gegebenen  Petailbestimmungen  über- 
antwortet werden. 

Die  Landtage  der  beteiligten  Länder  haben  natürlich  nicht 
verabsäumt,  die  ihnen  überlassenen  Ausführungsgesetze  zu  votieren, 

»i  Mehrere  sensationelle  Straffälle  haben  in  der  Berichtsperiode  die 
öffentliche  Meinung  und  schliesslich  auch  die  Justizbehörden  beschäftigt. 
Bas  Wiener  Bezirksgericht  „Landstrasses''  hat  eine  sehr  zweckmässige  Er- 
gänzung der  obervormundschaftlicben  Tätigkeit  durch  eigens  organisierte 
Vereine  ins  Leben  gerufen,  welche  auch  anderwärts  empföhlen,  aber  wohl 
nur  für  grosse  Städte  wünschenswerter  ist.  als  das  alt-deutschslawische 
dermalen  noch  im  Code  Napoleon  erhaltene  Institut  des  Familienrats,  (('fr. 
ferner  ij  IH')H  ff.  des  deutschen  Bürgerlichen  Gesetzbuches.)  Auch  sonst 
tindet  sich  in  puncto  Kinderfürsorge  das  öffentliche  Gewissen  aufgerüttelt. 
Jahrbuch  der  iuteinat.  Vereinigung,  ti.  n.  7.  Hit.  TO 
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und  so  kommen  die  Zinsen  der  vielnmworbenen  Überschüsse  immer- 
hin wieder  armen  Waisen  zu  gute,  ohne  auf  diesem  Wege  Partei- 
zw  ecken  tributär  zn  werden ;  der  Grundstock  aber  und  was  weiterhin 
noeli  an  Reserven  sich  ansammeln  mag,  bleibt  dem  ursprünglichen 
Zwecke:  Förderung  des  Kredits  der  kleinen  Grundbesitzer  erhalten. 
Man  erwartet  lange  schon  eine  .istizministerialverordnung,  welche 
die  allseitige  Beachtung  dieser  Widmung  verbürgte! 

Unfallverhütung. 
Auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Versicherungswesens  haben 
wir  die  mit  allerhöchster  Entschliessung  vom  (5.  Januar  1900  verfügte, 
mit  Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom  13.  Mai  1900, 
K.-G.-B.  Mi,  erfolgte  Neuerrichtung  einer  Unfallverhütungs-Kommission 
zu  begrüssen.  ü>ieselbe  ist  ein  beratendes  und  begutachtendes  Organ 
der  Regierung,  untersteht  dem  Handelsminister,  welcher  auch  die 
10 — 20  mit  dem  Zenfral-Gewerbeinspektor  als  Vorsitzenden  tagenden 
Mitglieder  ernennt,  und  zwar  aus  den  Kreisen  der  industriellen 
Technik,  der  Hygiene,  der  Arbeiter-Unfallversicherungsanstalten  und 
der  Unternehmer  versicherungspflichtiger  Betriebe.  Die  Funktion 
ist  unbesoldetes  Ehrenamt.  In  dieser  engen  Begrenzung,  ohne  Ver- 
kehr nach  aussen,  ohne  auch  nur  einen  honorierten  Referenten,  wird 
diese  Kommission  freilich  nicht  allzuviel  leisten  können. 

Diverses. 

Alle  übrigen  hierher  resortierenden  Neuerungen  sind  gering- 
fügige Modifikationen  an  bestehenden  Einrichtungen. 

Wir  erwähnen  ausser  dem  schon  sub  I  zitierten  internationalen 
Übereinkommen  vom  19.  März  1S07  und  dem  Übereinkommen  mit 
Italien  über  wechselseitige  Unterstützung  mittelloser  Kranker, 
kaiserliche  Verordnung  vom  22.  Mai  1899,  K.-G.-B.  102,  hier:  das 
Gesetz  vom  29.  Juni  1901,  K.-G.-B.  S4,  womit  die  chirurgischen 
Gremien  aufgehoben  und  deren  Vermögen  den  Ärztekammern  über- 
wiesen worden  ist.  Weiter  gehören  hierher:  die  Verordnungen  vom 
23.  August  1N99,  K.-G.-B.  103,  und  vom  21.  Dezember  1900,  K.-G.-H. 
219,  womit  die  Einfuhr  oder  Erzeugung  der  angeblich  zu  Heil- 
zwecken bestimmten  sogen,  galvanischen  kurzen  Ringe,  Ketten, 
Gürtel  etc.  verboten  worden  ist;  die  mit  Verordnung  vom  5.  Dezember 
1899.  K.-G.-B.  211,  kundgemachte  Arzneitaxe  pro  1900  und  vom 
0.  Juni  190»,  K.-G.-B.  95,  Nachtrag  hierzu;  die  Verordnung  vom 
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lß.  März  19<)0,  R.-G.-B.  ßl,  Ergänzung  der  Pharmakopoe  vom 
Jahre  18*9;  die  Verordnung  vom  16.  April  1901,  R.-G.-B.  40,  womit 
die  Ministerialverordnung  vom  17.  Dezember  1899,  R.-G.-B.  239, 
dahin  abgeändert  wurde,  dass  künftighin  neue  pharmazeutische 
»Spezialitäten  erst  dann  in  Apotheken  vertrieben  werden  dürfen,  wenn 
selbe  mit  Beschreibung  und  Proben  angemeldet  und  binnen  3  Monaten 
seit  der  Anmeldung  nicht  untersagt  worden  sind;  das  Verbot  der 
Verwendung  ungeniessbarer  Gegenstände  (Holz,  Metall)  für  Esswaren 
vom  2.  April  1901,  R.-G.-B.  3ß.  Die  vorübergehenden  prophy- 
laktischen Massregeln  gegen  Epidemieen  und  Epizootien  glauben  wir 
übergehen  zu  sollen.  Es  muss  indes  konstatiert  werden,  dass,  wie 
auch  die  praktischen  Erfahrungen  bestätigen,  die  Strenge  der  öster- 
reichischen veterinärpolizeilichen  Verfügungen  und  ihrer  Hand- 
habung hinter  der  keines  Nachbarlandes  zurückbleibt! 

Für  die  Borstenviehbesitzer  (zumal  Händler)  sehr  einschneidender 
Natur  ist  die  zur  Abwehr  und  Tilgung  der  Schweinepest  auf  Grund 
des  ij  14  Stgrdg.  vom  21.  Dezember  1867,  R.-G.-P».  141,  erlassene 
kaiserliche  Verordnung  vom  2.  Mai  1899,  R.-G.-B.  81.  Dieselbe 
wurde  durch  eine  in  gleicher  Form  erfolgte  kaiserliche  Verordnung 
vom  15.  September  1900,  R.-G.-B.  154.  noch  dahin  verschärft,  dass 
auch  eine  vorläufige  Kontumazbehandlung  bloss  pestverdächtiger, 
wertvoller  Znchtschweine  ausgeschlossen  und  jedes  pestverdächtige, 
d.  h.  mit  einem  pestkranken  Schweine  auch  nur  irgendwie  (auf  der 
Weide,  auf  dem  Transport,  Markt  etc.)  in  Berührung  gelangte 
Schwein  sofort  geschlachtet  werden  muss. 

d)  Bau  recht. 

Das  Baurecht  anbelangend,  brachten  die  Jahre  1899- — 1901 
seitens  der  staatlichen  Kompetenzen  nur  die  Verordnung  vom  24.  Juni 
1901,  R.-G.-B.  111,  womit  der  Fachschule  für  Holz-  und  Stein- 
bearbeitnng  in  Halleiu  die  im  §  12  Absatz  3  des  Gesetzes  vom 
2ß.  Dezember  189:1,  R.-G.-B.  193,  vorgesehene  Begünstigung  ein- 
geräumt wird,  das  ist  die  Abkürzung  der  für  die  Erwerbung  der 
Zimmermeister-  und  Steinmetzmeister- Konzession  vorgeschriebenen 
praktischen  Verwendungsdauer  um  2  bezw.  1  Jahr. 

e)  Strassengesetzgebnng. 
Auf  dem  Gebiete  der  Strassengesetzgebnng  kommen  lediglich 
landesgesetzliche  Publikationen  in  Betracht. 

70* 
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2.  Verwaltungsbereich  des  Ministeriums  für  Kultus 

und  Unterricht. 

a)  Kultus. 

Mit  Erlass  vom  14.  März  1899,  R.-G.-B.  55,  wurde  auf  Grund 
allerhöchsten  Entschlusses  vom  19.  Februar  ein  neues  .Statut  für 
die  kaiserlich  königliche  Zentralkommission  zur  Erforschung  und 
Erhaltung  der  kunst-  und  historischen  Denkmäler  verlautbart.  Die 
schon  im  Titel  dieser  Zentralstelle  ausgedrückten,  in  den  §§  1  und  2 
genau  normierten  Aufgaben  dieser  Kommission  erstrecken  sich  auf 
den  ganzen  Staatsumfang  und  umfassen  ebensowohl  Initative  für  die 
Gesetzgebung,  Überwachung  und  Anregung  gelehrter  Institute,  als 
endlich  mittelbare  Verwaltungsakte  zur  Erhaltung  von  Denkmälern. 
Zeitlich  begrenzt  sind  die  Objekte  der  Tätigkeit  nur  gegenüber  der 
({egenwart  .Mitte  des  XIX.  Jahrhunderts".  Die  Kommission  be- 
steht aus  einem  vom  Kaiser  ernannten  Präsidenten  und  20  Mitgliedern, 
welche  auf  Vorschlag  des  Präsidenten  vom  Kultusminister  auf 
5  Jahre  ernannt  werden  und  keinerlei  Entgelt  beziehen  4-—  <i). 
Die  Kommission  gliedert  sich  in  3  Sektionen:  I.  Prähistorische 
Sektion,  II.  Sektion  für  Kunstdenkmäler,  III.  Sektion  für  historische 
Denkmäler.  Die  Zentralkonimission  verkehrt  regelmässig  durch  ihre 
Konservatoren  und  Korrespondenten.  Diese  werden  so  wie  die  Ehren- 
mitglieder von  der  Kommission  ernannt  und  vom  Minister  bestätigt. 
Die  Kommission  erstattet  alljährlich  einen  Bericht  an  den  Minister 
(§  15).  Alle  kaiserlichen  königlichen  Behörden  sind  berufen,  die 
Kommissionen  in  ihrem  Wirken  zu  unterstützen  ($  10). 

Mit  Erlass  vom  29.  Juni  1900,  K.-G.-B.  108,  wurde  aufgrund 
allerhöchster  Erschliessung  vom  24.  Februar  1900  die  Kunstschule 
in  Krakau  in  eine  kaiserlich  königliche  Kunstakademie  umge- 
wandelt und  ein  Statut  für  dieselbe  genehmigt,  inhaltlich  dessen  diese 
Akademie  wesentlich  eine  höhere  Ausbildung  im  Zeichnen.  Malen 
und  in  der  Bildhauerei  vermittelt.  Mit  Kundmachung  vom  28.  Fe- 
bruar 19on,  K.-G.-B.  40,  wurde  eine  in  der  evangelischen  General- 
synode  beschlossene  Zusatzbestimmung  zum  ij  22  der  evangelischen 
Kirchenverfassung  vom  9.  Dezember  1891,  K.-G.-B.  4,  ex  1*92  aller- 
liebst enorts  genehmigt,  wonach  die  ausserhalb  der  Pfarrspremrcl 
wohnenden  Glaubensgenossen  zur  Leistung  von  Beiträgen  nach  Mals 
der  Cirund-  und  Gebäudesteuer  herangezogen  werden  dürfen. 
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b\  Unterricht  (Hochschulen). 
Philosophische  Rigorosenordnung. 
Mit  Verordnung  vom  10.  März  1*90,  R.-G.-B.  r»(>.  wurde  auf 
Grund  allerhöchster  Entschließung  vom  11.  März  eine  neue  Rigorosen- 
ordnung für  die  philosophische  Fakultät  erlassen.  Hiernach  sind 
fernerhin  zur  Erlangung  des  Doktorats  der  Philosophie  nur  zwei 
mündliche  Prüfungen  zu  bestehen.  Zu  diesen  mündlichen  Prüfungen 
wird  man  jedoch  nur  zugelassen,  nachdem  man  4  Jahre  als  ordent- 
licher Hörer  eine  (in-  oder  ausländische)  Universität  besucht  hat, 
auf  Grund  einer  wissenschaftlichen  Abhandlung  über  ein  frei  gewähltes 
Thema  aus  einem  der  der  Fakultät  ungehörigen,  mindestens  durch 
eine  Lehrkanzel  vertretenen  Fächer.  Eine  solche  Abhandlung  wird 
zwei  Professoren  der  betreffenden,  eventuell  nächst  verwandten  Fächer 
zur  Prüfung  überantwortet.  Im  Falle  deren  Urteile  divergieren, 
entscheidet  das  Professorenkollegium  über  die  Zulassung  des  Kandi- 
daten zu  den  mündlichen  Prüfungen.  Gegenstand  eines  der  beiden 
Rigorosen  ist  stets  die  Philosophie,  Gegenstand  des  zweiten  Rigo- 
rosums  sind  zwei  Fächer,  entweder  der  philosophisch-historischen 
oder  der  mathematiseh-naturwissenschaftlicheii  Gruppe.  Wurde  die 
Dissertation  aus  dem  eigentlichen  engeren  Gebiete  der  Philosophie 
gewählt,  so  ist  das  philosophische  Rigorosuin  zweistündig  und  das 
zweite  Rigorosuin  wird  einstündig  und  auf  ein  Spezialfach  beschränkt. 
Anderenfalls  ist  das  philosophische  Rigorosum  einstündig.  Mit 
andern  Worten:  der  Kandidat  kann  sich  beliebig  das  Hauptfach 
wählen,  er  muss  aber  jedenfalls  in  noch  einem  zweiten  Spezialfach 
zu  Hause  sein  und  unter  allen  Umständen  Philosophie  im  engereu 
Sinne  betrieben  haben.  Nur  wenn  er  letztere  als  Hauptfach  erwählt, 
genügt  die  höhere  Ausbildung  in  nur  einem  einzigen  sonstigen  Fach- 
wissenszweige. Die  Rigorosen  können  in  beliebiger  Reihenfolge  und 
in  beliebigen  Intervallen  abgelegt,  aber  je  nur  zweimal  wiederholt 
und  die  Wiederholung  darf  nicht  vor  Ablauf  von  3  Monaten  bezw. 
nicht  vor  1  Jahre  gestattet  werden.  Die  den  funktionierenden 
Professoren  zufliessenden  Taxen  sind  40  Kronen  für  die  Prüfung  der 
Abhandlung,  80  Kronen  für  eine  zweistündige,  40  Kronen  für  eine 
einstündige  Prüfung  und  60  Kronen  für  die  Promotion.  Die  übrigen 
Bestimmungen  sind  teils  minder  wesentlich,  teils  mehr  oder  weniger 
selbstverständlich  und  mit  den  früheren  übereinstimmend.  Die 
neue  philosophische  Rigorosenordnung  wird  in  Fachkreisen  als  ein 
Fortschritt  erachtet. 
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Medizinische  Rigorosenordnung. 
Mit  Verordnung  vom  21.  Dezember  189f*,  R.-G.-B.  271,  wurde 
eine  neue  medizinische  Rigorosenordnung' eingeführt  Dieselbe 
involviert  ziemlich  einschneidende  Änderungen  gegenüber  dem  früheren 
Zustande.    Die  sogen.  Vorprüfungen  (aus  den  naturwissenschaftlichen 
Fächern)  wurden  fallen  gelassen,  bezw.  in  den  Stoff  des  I.  Pigorosums 
einbezogen;  der  Doppelcharakter  der  medizinischen  Rigorosen,  als 
zugleich  Staatsprüfungen,  durch  welche  sich  der  Staat  eines  gewissen 
Minimalwissens  jener  Personen  versichert,  die  er  zur  Ausübung  der 
Heilkunde  zulässt,  tritt  hier  mit  aller  Prägnanz  hervor.1)  Dies 
kommt  schon  in  den  abgestuften  Erfordernissen  der  Zulassung  zu 
jedem  der  drei  Rigorosen  klar  zum  Ausdrucke  und  vor  allem  in 
dem  Grundsätze,  dass  nur  ausnahmsweise  nach  Einvernahme  des 
Professoren -Kollegiums  durch  den  Minister  die  Errechnung  oder 
Beachtung  von  Studienjahren  stattfindet,  welche  an  einer  ausländischen 
Universität  oder  in  einer  inländischen  philosophischen  Fakultät  zu- 
rückgelegt wurden.  Reim  Ansuchen  um  Zulassung  znm  I.  Rigorosnm 
ist  ein  inländisches  Gymnasial-Maturitätszeugnis  und  der  Nachweis 
zurückgelegter,  wenigstens  vier  gehörig  belegter  Semester,  sowie  die 
Freqnentation  von  Sezierübnngen  wenigstens  durch  zwei  Winter- 
semester Vorbedingung  <S  3).    Prüfungsgegenstände  sind  bei  diesem 
Rigorosnm:  Allgemeine  Biologie,  Physik  und  Chemie  für  Mediziner, 
Anatomie,  Physiologie  und  Histologie,  doch  werden  die  beiden  erst- 
genannten Fächer  bloss   theoretisch   geprüft  (§  7).  -  Um  zum 
II.  Rigorosum  zugelassen  zu  werden,    hat  man  vorzulegen:  das 
Zeugnis  über  das  mit  Erfolg  abgelegte  I.  Rigorosnm,  den  Nachweis 
seitheriger  weiterer  Freqnentation  von  mindestens  6  Semestern,  je  mit 
mindesten  20  wöchentlichen  Vorlesungsstunden  (ohne  Kurse  gerechnet), 
davon  je  :j  Semester  interner  und  3  Semester  chirurgischer  Klinik, 
2  Semester  Geburtshilfe  und  1  Semester  Augenheilkunde,  den  Nach- 
weis einer  genau  vorgezeichneten  praktischen  Verwendung  in  den 
Hauptfächern  und  ausserdem  der  Frequenz  von  Kursen  in  den  Spezial- 
fächern (§  4).  Prüfungsgegenstände  des  II.  Rigorosunis  sind:  a)  Alter- 

')  Der  Grundsatz  unserer  Gesetzgebung,  dass  jene  sogen,  freien 
iierufe  (sowie  auch  einige  Gewerbe),  deren  korrekte  Ausübung  sich  der 
Kontrolle  der  Bevölkerung  entzieht,  zugleich  aber  vitale  Interessen  der- 
selben berührt,  nicht  schrankenloser  Konkurrenz  preisgegeben  sein  dürfen, 
Mtheint  uns  mit  Recht  festgehalten  zu  werden: 
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liierende  Übersicht  der  Anatomie  oder  Physiologie,  b)  pathologische 
Anatomie  und  Histologie,  c)  allgemeine  und  experimentelle  Patho- 
logie, d)  Pharmakologie  und  Rezeptierknnde,  e)  Hygiene;  wobei  patho- 
logische Anatomie  auch  praktisch,  die  andern  Fächer  bloss  theoretisch 
geprüft  werden  8).  Gegen  Nachweis  der  erfolgreichen  Ablegnng 
des  II.  Rigorosunis  wird  zum  III.  zugelassen.  Prüfnngsgegenstände 
bei  diesem  Rigorosum  sind:  a)  Interne  Medizin,  b)  Chirurgie,  c)  Ge- 
burtshilfe und  Gynäkologie,  d)  Augenheilkunde,  e)  die  Spezialfächer 
Psychiatrie.  Kinderheilkunde,  Dermatologie  und  Syphilis,  f)  gericht- 
liche Medizin.  Letztere  Fächer  werden  theoretisch,  die  andern  aber 
auch  praktisch  und  zwar  a  und  b  in  getrennter  Prüfung  durch- 
genommen (§  9). 

Sämtliche  Rigorosen  müssen  in  der  Regel  an  derselben  Uni- 
versität abgelegt  werden,  sind  öffentlich  und  denselben  wohnt  (beim 
II.  und  III.  Rigorosum  obligatorisch)  ein  Regierungskommissär  bei. 
Den  Vorsitz  führt  der  medizinische  Dekan,  welcher  auch  Ort  und 
Zeit  der  einzelnen  Prüfungsakte  bestimmt.  Für  jeden  Kandidaten 
und  jedes  Fach  muss  wenigstens  1  ,  Stunde  Zeit  verwendet  werden; 
besondere  Vorschriften  sichern  die  sorgfältige  Vornahme  der  praktischen 
Prüfungen  aus  interner  Medizin  und  aus  Chirurgie  18).  Alle 
Teilprüfnngen  eines  Rigorosunis  müssen  in  einem  Zuge  innerhalb 
X  Wochen  abgelegt  werden,  und  nur  aus  triftigen  Gründen  kann 
der  Dekan  eine  angemessene  Fristerstreckung  bewilligen.  Die  erste 
Teilprüfung  des  III.  Rigorosums  muss  spätestens  0,  im  Ausnahmsfalle 
10  Wochen  nach  der  letzten  Teilprüfung  des  II.  Rigorosums  abgelegt 
werden,  widrigenfalls  das  II.  Rigorosum  die  Gültigkeit  verliert  (§20). 
Zwischenliegende  Ferialzeit  wird  hierbei  jedoch  nicht  mitgerechnet 
(§  21).  Das  IT.  Rigorosum  muss  mindestens  .r>  Jahre  nach  Ablegnng 
des  I.  begonnen  werden  (§  22).  Für  jedes  Rigorosum  wird  ein  Ge- 
saintkalkul  gezogen,  und  das  Rigorosum  ist  nur  dann  mit  Erfolg 
abgelegt,  wenn  dem  Kandidaten  kein  Fach  vollkommen  fremd  blieb; 
doch  ist,  wenn  der  Kandidat  nur  bei  einer  Teilprüfung  nicht  ent- 
sprochen hat,  eine  Wiederholung  dieser  Teilprüfung  nach  2  bezw. 
1  Monat  zulässig.  Misslingt  diese  Wiederholung,  so  muss  das  ganze 
Rigorosum  abermals  und  zwar  nicht  vor  Ablauf  von  0  Monaten  ab- 
gelegt werden  (§  20).  Die  dritte  Wiederholung  eines  Rigorosums 
ist  nur  ausnahmsweise  zu  gestatten.  Reprobierung  bei  der  dritten 
Wiederholung  hat  den  definitiven  Ausschluss  von  der  Praxis  im 
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Inlaude  zur  Fol-,..  Di».  Prüfungstaxen  betragen  120,  110  und 
li><»  Kronen,  sie  fiiessen  den  Prüfern  zu. 

Die  Verordnung  vom  3.  September  100U,  R.-G.-B.  140, 
verfügt  auf  Grund  allerhöchsten  Entschlusses  vom  31.  August  1SMK» 
die  Zulassung  von  Frauen  zu  den  medizinischen  Studien,  zum  Doktorat 
der  gesamten  Heilkunde  und  sohin  zur  ärztlichen  Praxis  unter  den 
für  Männer  geltenden  Bestimmungen,  nur  wird  nebst  dem  Gymnasial- 
Maturitätszeugnisse  auch  noch  die  österreichische  .Staatsbürgerschaft 
gefordert,  und  können  als.»  Ausländerinnen  nicht  in  Österreich  Medizin 
studieren.  Die  Bestimmungen  der  Ministerial- Verordnung  vom  10.  März 
lM»f'»t  K.-G.-B.  i:..  über  die  Modalitäten  der  Nostrifikation  der  von 
Frauen  im  Ausland  erworbenen  medizinischen  Doktor-Diplome  werden 
indes  laut  S  »>  durch  diese  neue  Verordnung  nicht  berührt. 

Doktorat  der  technischen  Wissenschaften. 
Die  Verordnung  vom  30.  März  lOuii,  R.-G.-B.  73.  regelt  die 
Staatsprüfung  an  technischen  Hochschulen.  Die  Verordnung 
vom  DJ.  April  10ol.  K.-G.-B.  37  und  38.  verleiht  den  technischen 
Hochschulen  das  Promotionsrecht  und  statuiert  eine  Rigorosen- 
ordnung  hierfür.  Es  sind  eine  wissenschaftliche  Abhandlung  und 
eine  strenge  mündliche  Prüfung  angeordnet.  Bei  dieser  zweistündigen 
Prüfung  ist  das  Thema  der  Abhandlung  liegenstand  und  wird  das 
Wissen  in  verwandten  Fächern  festgestellt.  Soweit  sich  aus  diesen 
formellen  Erfordernissen  ein  Schluss  ziehen  lässt.  wäre  die  Erwerbung 
des  Doktorats  der  „technischen  Wissenschaften"  leichter,  als  die 
sonst  eines  Doktorats,  und  jedenfalls  in  weit  ausgedehnterem  Mafse 
dem  Ermessen  der  (f.)  Prüfer  anheimgestellt,  als  in  sonst  einer 
Fakultät,  zumal  ein  Stock  an  theoretischen  Kenntnissen  (wie  z.  B. 
für  die  Philosophie)  nicht  ausdrücklich  gefordert  erscheint.  Die 
Erfahrung  bis  dato  soll  allerdings  zu  entgegengesetzten  Resultaten 
geführt  haben. 

Die  Ermöglichnng  des  akademischen  Doktorgrades  für  Techniker 
begegnete  vielseitigem  Widerspruche.  Naturgemäss  fordern  nun 
auch  die  anderen  Fach-Hochschulen  ähnliche  Begünstigungen.  Bisher 
war  den  Angehörigen  derselben  immerhin  die  Erwerbung  des 
Doktorats  der  Philosophie,  wenn  auch  nur  durch  ausnahmsweise  Be- 
willigung, möglich. 

Soll  der  Doktorgrad  nicht  zu  einer  bedeutungslosen  Titulatur 
herabsinken,  so  wird  man  doch  wohl  an  dem  Grundsätze  festhalten 
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müssen,  dass  ein  gewisses  Minimum  an  allgemeiner  Bildung  zufordern 
sei,  und  dürfte  sieh  die  Eingliederung  der  technischen  und  Agrikultur- 
Wissenschaften  als  dritte  Gruppe  neben  den  philosophisch-historischen 
und  mathematisch-naturwissenschaftlichen  Gruppen,  sohin  eine  Ver- 
allgemeinerung der  Bedingungen  der  Zulassung  zu  den  philosophischen 
Rigorosen  mehr  empfehlen,  als  das  Fortschreiten  auf  den  mit  der 
Verordnung  vom  151.  April  1901  eingeschlagenen  Hahnen! 

Es  erübrigt  im  Unterrichtsreferat  noch,  der  durch  die  Ver- 
ordnungen vom  30.  Juli  1  *!•!♦,  R.-G.-B.  140,  und  vom  ."».  August  1891», 
R.-G.-B.  157,  publizierten  Vorschriften  zu  gedenken,  über  die  Lehr- 
betahignng  und  Lehramtsprüfungen  an  nautischen  und  an  höheren 
Handelsschulen,  deren  Detail  wohl  hier  übergangen  werden  darf; 
endlich  der  Verordnung  des  Ministeriums  des  Innern  und  für  Kultus 
und  Unterricht  vom  1.  August  1900,  R.-G.-B.  DR  wodurch  einige 
Erleichterungen  in  den  Studien  und  Prüfungen  zur  Erlangung  des 
Diploms  eine«  Lebensmittelexperten  (in  Abänderung  der  Ministerial- 
verordnung  vom  13.  Oktober  1897,  R.-G.-B.  241),  insbesondere  die 
Zulassung  von  Studien  an  der  Technik,  statt  wie  bisher  nur  an  der 
Universität,  eintreten. 

Mittelschulen. 

In  der  Organisation  der  Mittelschulen  ist  in  der  Berichts- 
periode keine  Änderung  eingetreten;  auch  bei  uns  wird  noch  ziemlich 
heftig  der  Kampf  gegen  das  Übermafs  der  Pflege  der  beiden  klassischen 
Sprachen  geführt.  Noch  bewegt  man  sich  vorherrschend  in  Extremen. 
Überwiegend  wird  die  Wichtigkeit  des  philologischen  Studiums  an- 
erkannt. Es  wird  wohl  noch  Jahre  brauchen,  bis  in  dieser  Frage 
objektivere  Anschauungen  auch  nur  zum  Durchbruch  kommen. 
Vielleicht  wird  man  zu  einer  energischeren  Betonung  der  Lektüre  der 
alten  Klassiker  um  ihrer  selbst  willen  gelangen,  während  sie  der- 
malen vorwiegend  als  Belegstellen  für  grammatikalische  und  syn- 
taktische Feinheiten  in  nnsern  Gv'mnasien  mitunter  mehr  zerfasert 
als  gelesen  werden,  vielleicht  dürfte  auch  der  Standpunkt  souveräner 
Verachtung  des  sogen.  Küchenlatein,  das  aber  als  Latein  der  Pandekten, 
der  Kirchenschriftsteller,  der  staatsrechtlichen  Urkunden  bis  in  die 
neueste  Zeit  und  der  modernen  Terminologie  aller  Wissenschaften 
von  eminent  praktischem  Werte  bleibt,  endlich  verlassen  werden, 
und  mit  der  Pflege  der  römischen  Sprache  in  jener  Vollendung, 
in  welcher  sie  als  Weltsprache  in  Gebrauch  war,  die  Grundlage  der 
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modernen  Wissenschaft  geworden  ist  und  zugleich  das  Verständnis 
der  modernen  romanischen  Sprachen  vermittelt,  eine  Ausgleichung 
zwischen  „Humanisten  und  Realisten44  erzielbar  werden!? 

Auch  auf  dem  Gebiete  der  Volks-  und  Bürgerschulgesetz- 
gebung fanden  wir  im  Reichsgesetzblatte  von  1*99—  li»01  nichts 
Neues. 

Das  Fachschulwesen  Betreffendes  erwähnen  wir  bei  den 
Ressorts  des  Handes  (II,  :|)  und  des  Ackerbaues  (II,  .Vi. 

3.  Verwaltungsbereich  des  Handelsministeriums  und 
des  Eisenbahnministeriums. 

Allgemeines. 

Infolge  der  eigentümlichen  staatsrechtlichen  Verhältnisse  der 
Österreich-ungarischen  Monarchie  sind  nicht  nur  Heerwesen-  und 
Marineverwaltung  rechtlich  und  faktisch  gemeinsam;  es  kommt  der 
Dualismus  auch  in  andern  Ressorts  sehr  fühlbar  zum  Ausdruck, 
hauptsächlich  in  dem  des  Handels  und  hier  wieder  in  bezug  auf 
alles,  was  mit  dem  Worte  Handelspolitik  umfasst  wird.  Wir  haben 
formell  eine  gemeinsame  Handelspolitik,  gegründet  auf  das  Zoll-  und 
Handelsbüudnis  mit  Ungarn,  dessen  letzte  Erneuerung  noch  unter 
I,  und  II  4  gewürdigt  wird;  tatsächlich  aber  ist  es  eine  ungarische 
Handelspolitik,  auf  welche  die  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche 
und  Länder  in  der  Berichtsperiode  nur  sehr  geringen  Einfluss  üben 
konnten,  da  ja  über  die  Krage,  welcher  Sprache  die  Gerichte  eines 
Teiles  eines  Kronlandes  pro  foro  interno  sich  bedienen  sollen,  andere 
Fragen  jahrelang  nur  ausnahmsweise  in  unserem  Parlamente  zur 
Sprache  kamen.  Wir  sind  endlich  dazu  gelangt,  mit  einem  Auf- 
wände von  vielen  Millionen  neue  Schienenwege  zu  unserm  einzigen 
Handelshafen  Triest  zu  bahnen,  sehen  aber  ruhig  zu.  wie  die  auf 
gemeinsame  Kosten  entstehenden  Bahnen  im  Okkupationsgebiet  dem 
ungarischen  Netze  angepasst  und  mit  den  Mitteln  unseres  Handels 
Fiume  gefördert  wird,  wie  die  Tarifpolitik  dahin  ausgestaltet  wird, 
dass  man  z.  B.,  um  von  Wien  nach  Cattaro  zu  gelangen,  billiger 
durch  ungarisches  Gebiet  über  Budapest  und  über  Fiume  als  den 
geographisch  kürzesten  Weg  über  Triest  fährt. 

So  können  wir  denn  auch  hier,  im  Begriffe,  über  die  Tätigkeit 
des  österreichischen  Handelsministeriums  während  dreier  Jahre  zu 
berichten,  was  das  wichtigste,  die  handelspolitischen  Aktionen,  betrifft, 
uns  sehr  kurz  fassen,  wir  haben  eben  nichts  zu  sagen! 
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Freilich  geschieht  in  manchen  Beziehungen  viel  Anerkennens- 
wertes: Unser  orientalisches  Museum  ist  eine  tüchtig  geleitete  An- 
stalt, nicht  minder  die  ihm  nenestens  koordinierte  Exportakademie. 
Unsere  Kriegsmarine,  zu  deren  Vermehrung  die  Ungarn  nur  schwer 
ihre  33  u  „  beizutragen  sich  bequemen,  macht  wohldurchdachte  Studien- 
reisen. Für  die  Hafenerweiternngen  in  Triest  sind  viele  Millionen 
verwendet  worden  etc.  — ;  aber  auch  hier  wieder  spielt  der  leidige 
Sprachenzwist  hinein;  es  fehlen  die  unternehmenden  Kaufherren  und 
weitaussehanenden  Keder  und  es  fehlen  Begeisterung  und  Vertrauen. 
Die  Unruhen  in  Triest  haben  in  wenig  erfreuliche  Zustände  Einblick 
verschafft. 

Gewiss  werden  die  vielgeplagten  Leiter  dieses  Ressorts  neben 
der  Fürsorge,  dass  bei  Besetzung  der  Beamtenstellen  keine  der 
interessanten  Völkerschaften  zu  kurz  komme,  auch  so  manchen 
schweren  Traum  über  die  Entwiekelung  unseres  Handels,  über  die 
unter  Kaiser  Karl  VI.  erblühte  Handelsverbindung  mit  Ostasien 
n.  a.  m.  ausgestanden  und  wohl  auch  bei  den  Verhandlungen  mit 
Ungarn  dies  und  jenes  zu  retten  versucht  haben;  aber  zu  wahr- 
nehmbarem Ausdrucke  gelangt  solches  Alpdrücken  nicht.1) 

Im  Publikum  beginnt  sich  das  Bedürfnis  nach  kräftigerer 
Geltunginachnng  der  materiellen  Interessen  vorerst  nur  bei  den  un- 
mittelbar betroffenen  Faktoren  zu  regen.  Industrielle  Verbände, 
die  österreichische  Zentralstelle  „zur  Wahrung  land-  und  forstwirt- 
schaftlicher Interessen  beim  Abschlüsse  von  Handelsverträgen"  regen 
sich.  Demgegenüber  brachte  das  E.-G.-B.  am  27.  März  1901,  Xo.  32, 
eine  neue  Spezies  der  jetzt  so  zahlreichen  Beiräte  in  Gestalt  der 
„Permanenzkommission  für  die  Handelswerte  der  Zwischenverskehrs- 
statistik"  zur  Feststellung  des  Warenverkehrs  mit  Ungarn.  Das  Statut 
ist  ungefähr  dasselbe  wie  das  der  anderen  Beiräte,  aus  Zentralstelle 
und  Fachkreisen  vom  Minister  ernannte  Mitglieder  mit  Titel,  aber 
ohne  Mittel. 

')  Während  diese  Zeilen  zum  Drucke  wandern,  verlautet,  dass  die 
Verstaatlichung  der  Liuien  der  Staatseisenbahngesellschaft  so  gut  wie 
perfekt  sei.  Mit  der  Verstaatlichung  dieser  und  der  gleichfalls  durch 
beide  Reichshälften  führenden  Südbahn  wären  unerlässliche  Schritte  getan, 
um  eine  österreichische  Eisenbahntarifpolitik  überhaupt  mit  Erfolg  treiben 
zu  können;  die  Gesundung  unserer  innenpolitischen  Zustände  bliebe  freilich 
auch  dann  noch  eine  weitere  wesentliche  Voraussetzung. 
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In  den  einzelnen  Abteilungen  der  liier  uns  beschäftigenden 
Ministerien  ist  immerhin  manches  geschehen,  und  wenn  auch  (abge- 
sehen von  den  schon  besprochenen  und  hier  ausführlich  mitzuteilenden 
Investitionsgesetzen,  die  eigentlich  ;ils  Werke  der  Gesamtregiernng 
imponieren)  keine  augenfällig  wichtige  Neugestaltung  in  die  Berichts- 
periode fällt,  so  gab  es  dafür  um  so  hYissiger  auszugestalten  und 
ZU  bessern. 

a)  Patentwesen. 

Im  eigentlichen  Handelsressort  war  es  zunächst  das  nen- 
geordnete  Patentwesen,  welchem  dankenswerte  Sorgfalt  gewidmet 
wurde.  I>ie  Aktivierung  der  neuen  Behörden  noch  vor  dem  gesetz- 
lichen Termin  ging  glatt  von  statten.  Mit  Verordnung  vom  2.  No- 
vember IN'.«»,  R.-U.-R  210,  wurde  eine  H.  Anmeldeabteilung  (eine 
zweite  für  chemische  Industrie)  errichtet  und  demgemäss  die  Organi- 
sation des  Patentamtes  (Ministerial Verordnung  vom  1~>.  September  18!»8, 
K.-G.-B.  157)  modifiziert.  Die  Beschwerdeabteilung  A  ist  zuständig 
für  Beschwerden  gegen  Beschlüsse  der  Anmeldeabteilungen  I.  II 
und  VI.  die  Beschwerdeabteilung  B  für  solche  ans  den  Anmelde- 
abteilungen III,  IV  und  V.  Die  fachtechnischen  Mitglieder  der  Be- 
schwerdeabteilungen  sind  je  aus  den  Mitgliedern  der  unbeteiligten 
Anmeldeabteilungen  zu  entnehmen.  Die  dieser  Verordnung  beige- 
gebenen Vorschriften  über  die  Einteilung  der  Erfindungen  in  Patent- 
klassen und  Verteilung  dieser  in  die  Anmeldeabteilnngen  wurden 
durch  die  Verordnung  vom  17.  Dezember  1000,  R.-G.-B.  217.  ge- 
ändert. Es  bestehen  demnach  nunmehr  81»  Patentklassen  mit  je 
2  12  Unterabteilungen  und  dieselben  sind  in  die.  Anmeldeabteilnngen 
derart  eingereiht,  dass  die  chemische  Industrie  auf  2  Abteilungen 
(V  und  VI)  verteilt,  die  anderen  Industriezweige  möglichst  nach 
praktischen  Gesichtspunkten  in  4  Ilauptgruppen  verwandter  Art 
gruppiert,  erscheinen.  Mit  der  gleichzeitig  publizierten  Verordnung 
vom  20.  Dezeml>er  1000,  R.-G.-B.  218,  wurde  verfügt,  dass  ab 
1.  Januar  1001  die  Veröffentlichung  der  Eiste  der  angemeldeten 
Patente  im  Patentblatte  zu  entfallen  hat.  Mit  Verordnung  vom 
21.  September  1001,  R.-G.-B.  1">S,  wurde  ab  1.  Januar  1002  die 
Anmeldegebühr  für  Patente  von  20  Kronen  auf  .'50  Kronen  erhöht. 

Mit  Kundmachung  der  Ministerien  des  Handels  und  der  Justiz 
vom  8.  November  1000,  R.-G.-B.  187,  wurde  die  Geschäftsordnung 
für   den   kaiserlich   königlichen   Patentgerichtshof  verlautbart. 
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Dieselbe  ist  am  Patentgerichtshof  auf  Grund  des  §  90  Gesotz  .vom 
11.  Januar  1897.  K.-G.-B.  30,  beschlossen  worden.  Es  sind  vier 
ordentliche  Sessionen  vorgesehen  (§  1).  Zur  Besehlussfähigkeit  eines 
Senates  ist  die  Anwesenheit  von  0  Stimmführern  ausser  dem  Vor- 
sitzenden notwendig  ($  3).  Hie  Beratung  und  Abstimmung  ist  in 
den  5—11  nach  allgemein  anerkannten  Grundsätzen  geregelt. 
Die  Abfassung  der  Beschlüsse  obliegt  dem  Referenten,  falls  dessen 
Antrag  angenommen  wurde,  andernfalls  auf  Verlangen  des  Referenten 
jenem  Stimmführer,  dessen  Antrag  zur  Annahme  gelangte  <§  Iii). 
Berufungen  sind  beim  Patentamte  anzubringen,  haben  die  Berufungs- 
gründe anzugeben  und  ein  bestimmtes  Begehren  zu  enthalten.  Dem 
Referenten  obliegt  die  formale  Vorprüfung  (b|§  13— l.p>).  Die  Be- 
rufung kann  in  nichtöffentlicher  Sitzung  erledigt  werden,  wenn  sie 
selber  an  einem  Formmangel  leidet,  oder  wenn  sie  gegen  eine  Fornial- 
Entecheidung  des  Patentamtes  gerichtet  ist,  oder  wenn  seitens  des 
Patentamtes  wesentliche  Formen  des  Verfahrens  verletzt  worden  sind 
(i;  1*>).  Andernfalls  wild  die  Berufung  um  die  vom  Gegner  zu 
erstattende  Berufungsbeantwortung  und  die  vom  Patentamte  zn  er- 
stattende Gegenschrift  vorbeschieden  (tji?  17 — 10).  Nach  Erstattung 
dieser  Schriften,  oder  Ablauf  der  hierzu  gewährten  Fristen,  schreibt 
der  Präsident  die  öffentliche  mündliche  Verhandlung  aus  allenfalls 
nach  vorheriger  Ergänzung  der  Informationen  durch  den  Referenten 
20 — -23).  Ansbleibensei  kenntnisse  und  überhaupt  Kontumazfolgen 
sind  nicht  vorgesehen.  Die  Verhandlung  beginnt  nach  Aufruf  der 
Sache  mit  dem  Vortrage  des  Referenten,  welcher  noch  keinen  Ent- 
scheidungsantrag enthält,  Sohin  werden  Berufungswcrbor  und  Gegner 
gehört  (4j  21»).  Die  25-  27  enthalten  Vorschriften  über  das 
Protokoll.  Über  Wiederaufnahmegesnche  wird  nach  gehöriger  Vor- 
bereitung der  Sache  seitens  des  Referenten  in  nichtöffentlicher  Sitzung 
entschieden  (jj  28).  Die  §i<  2H — ;12  betreffen  Manipulation,  Zustellung 
und  Kanzlei. 

Gewerbe. 

Von  den  zahlreichen  das  Gewerbe  betreffenden  Normen  können 
wir  nur  die  wichtigsten  hier  vornehmen.  Mit  Verordnungen  vom 
21.  Januar  1800,  R.-G.-B.  14,  vom  8.  Juli  1000,  No.  122.  und  vom 
11.  Juli  1001,  R.-G.-B.  104,  wurden  die  Aufsichtsbezirke  der  Ge- 
werbeinspektoren neuerlich  auf  20.  bezw.  21  24  vermehrt,  womit 
indes  den  stetig  wachsenden  Anforderungen  an  dieses  hochwichtige 
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Institut  auch  noch  kaum  für  längere  Zeit  genügt  sein  wird.  Einem 
lange  empfundenen  Bedürfnis  entsprach  die  mit  Verordnung  vom 
Ml.  Mai  INJ»!*,  R.-G.-B.  98,  erfolgte  Systemisierung  von  Genossen - 
schafts-lnstruktoren.  Zu  solchen,  wohl  nicht  in  allen  Bezirken 
gleich  notwendigen  Abrichtungsorganen  sollen  nach  Bedarf  Beamte 
des  politischen  Dienstes,  eventuell  in  anderen  Berufen  tätige  und 
verbleibende  geeignete  Personen  ernannt  werden.  Die  Einreihung 
dieser  Organe  in  bestimmte  Rangklassen  ist  nicht  vorgesehen;  die- 
selben sollen  also  wohl,  wo  es  nicht  politische  Beamte  sind,  aus  den 
Mitteln  der  Genossenschaften  honoriert  werden,  wie  dies  übrigens 
auch  bisher  schon  vielenorts  geschehen  ist.  Entsprechend  dem  er- 
freulichen Gedeihen  unserer  gewerblichen  Fach-  und  Fortbildungs- 
schulen konnten  mit  Verordnungen  vom  2o\  Juli  181*9,  R.-G.-B.  DU. 
und  19.  April  1901,  R.-G.-B.  41,  wieder  eine  Reihe  von  Fachschulen 
in  die  Eiste  jener  Anstalten  aufgenommen  werden,  deren  Zeugnisse 
zum  sofortigen  Antritt  und  Betrieb  der  betreffenden  handwerks- 
mässigen  Gewerbe  (Drechsler.  Feinschmiede.  Grobschmiede,  Messer- 
schmiede, Schlosser,  Tischler,  Hafner,  Korbflechter  etc.)  berechtigen. 
Die  Verordnung  vom  18.  Oktober  1899,  R.-G.-B.  203,  stellt  in 
Rücksicht  auf  Erbringung  des  Befähigungsnachweises  die  Gas-  und 
Wasserleitungs-Installateure  jenen  Gewerben  gleich,  für  welche  nebst 
der  Erlernung  eine  vierjährige  Praxis  gefordert  wird. 
Der  transitorisehen  Verfügungen  bezüglich  der  Mandatsverlängerung 
in  einigen  Handelskammern  wurde  schon  sub  1  gedacht. 

Post  und  Telegraph. 
Der  kaiserlichen  Verordnung  vom  19.  August  1899,  R.-G.-B. 
159,  entsprechend  (und  dem  Staatsdienergesetze,  wenn  nicht  vor- 
greifend, so  doch  dessen  Zustandekommen  voraussetzend)  wurde  von 
dem  Ministerium  Tihn-Kaizi,  mit  Handels-Ministerial Verordnung  vom 
30.  August  18'.»9  ein  einheitliches  Dienerschaftstatut  für  das 
gesamte  Post-  und  Telegraphen wesen  geschaffen:  3  Klassen  (Post- 
Unterbeamte.  Postexpedienten,  Postamtsdiener),  in  welchen  die  bis- 
herigen Expedienten,  Packmeister,  Postkondnkteure.  Wagenmeister, 
Briefträger,  Aufseher,  Monteure,  Portiere  etc.  eingereiht  werden. 
Jede  Klasse  besteht  aus  drei  Gehaltsstufen.  Das  Vorrücken  ans  der 
III.  Klasse  in  die  II.  Klasse  ist  an  die  mit  gutem  Erfolg  nach  vor- 
geschriebener Probepraxis  abgelegte  Prüfung  gebunden,  durch  welche 
die  Befähigung  entweder  für  den  f  berwaehnngsdienst,  oder  für  den 
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Bestelldienst,  oder  für  den  Telegraphen-  und  Telephonbaudienst  nach- 
gewiesen wird.  Die  Probepraxis  dauert  4— G  Monate.  Die  sukzessive 
Ablegung  dieser  Praxis  und  die  Prüfung  für  mehrere,  eventuell  für 
alle  drei  Befähigungsgruppen  ist  zulässig.  Die  Probepraxis  ist  in 
der  dienstfreien  Zeit  abzuleisten.  Praxis  und  Prüfung  können  einmal 
wiederholt  werden.  Im  übrigen  erfolgt  die  Yorrückung  in  Gehalts- 
stufen nach  Dienstrang,  jene  in  die  Klassen  durch  Ernennung  mit 
entsprechenden  Ausnahmen  11).  Auch  für  die  Ernennung  sind 
jedoch  bestimmte,  die  blosse  Willkür  ausschliessende  «Momente" 
(Konduite,  mehrfache  Eignung,  Probepraxis,  Prüfungserfolg,  voraus- 
gegangener höherer  militärischer  Ifang,  höhere  Schulbildung)  mass- 
gebend 13).  Eine  noch  nicht  gelöschte  Disziplinarstrafe  schliesst 
die  Vorrücknng  unbedingt  aus.  §  14  regelt  die  Vorrechte  der  aus- 
gedienten Unteroffiziere  für  Erlangung  der  Dienerposten  II.  Klasse. 
Das  Verfahren  bei  der  Besetzung  dieser  Dienerposten  ist  in  den 
15—21  geregelt.  Alle  Diener  erhalten  ein  Dienstkleid  in  natura 
(8  22).  Die  Dienstkaution  wird  für  die  drei  Klassen  auf  400,  500 
und  OOO  Kronen  bestimmt  (§  23). 

Mit  Verordnung  vom  25.  November  18!>1»,  R.-(t.-B.  231,  wurden 
die  auf  dem  Land  eingezogenen  Pestellgelder  für  Zeitungen  etc. 
aufgehoben  und  eine  neue  Posttaxordnung  eingeführt  (Er- 
höhung des  Korrespondenzkartenportos  auf  5  Heller,  Erhöhung  der 
Rekommandationsgebühren  etc.  und  gleichzeitig  (R.-G.-B.  No.  232) 
neue  Postwertzeichen  in  Kronenwährung  ausgegeben.  Mit  Kund- 
machung vom  l!>.  Mai  1000,  R.-G.-B.  87,  erfolgte  eine  Neuregelung 
der  Personalverhältnisse  der  Postmeister  bei  nicht  ärarischen 
Postämtern  I.  und  II.  Klasse.  Das  ziemlich  umfangreiche  Normale 
(48  Paragraphen,  2  Beilagen)  unterscheidet  8  Arten  von  Bezügen: 
1.  Gehalt  (8  Stufen  von  1400—2400  Kronen),  2.  Amt.spauschale, 
3.  Manipnlationsbeihilfe,  4.  Dienerpauschale,  5.  Dienstalterszulagen 
(höchstens  400  Kronen),  (>.  Botenlöhne,  7.  Nachtdienstgebühreti. 
8.  Fahrtbegleitungspauschalien.  Die  Postmeister  sind  die  selb- 
ständigen und  verantwortlichen  Leiter  der  Postämter  I.  und  II.  Klasse, 
sie  werden  über  vorausgegangene  Bewerbung  nach  bestimmt  ge- 
regeltem Konkursverfahren  ernannt,  haben  eine  Kantion  von  NOO 
bezw.  1200  Kronen  zu  leisten,  sind  für  korrekte  Leistungen  der 
ihnen  unterstehenden  Ämter  verantwortlich,  dürfen  keine  Neben- 
beschäftigung betreiben,  welche  ihre  Unbefangenheit,  gesellschaftliche 
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Stellung  oder  ihre  Dienstzeit  beeinträchtigen  könnte,  dürfen  den 
Dienst  nur  nach  vorheriger  Vorsorge  für  klaglose  Weiterfunktion 
und  bei  mehr  als  K  tagiger  Abwesenheit  auch  nur  gegen  vorherige 
Anmeldung  verlassen.  Postmeisterinnen  können  nur  eine  Uniform- 
bluse tragen,  bedürfen  im  ehelichen  Stande  eines  Reverses  ihres 
Gatten,  um  fortfungieren  zu  können,  sind  im  übrigen  den  Post- 
meistern gleichgestellt.  Postmeister  haben  im  Falle  der  Ärarialisierung 
des  Postamtes  Anspruch  auf  Krnennung  zu  PostofHzialen.  Die 
S  -i-i  ff.  regeln  die  „Administration"  eines  nicht  ärarischen  Postamtes 
(in  Krkrankungsfällen),  den  Austritt  aus  dem  Amte,  die  Disziplinar- 
behandlung (§  ;i9)f  die  materielle  Haftung  für  das  Hifspersonal 
(§  40  ff.)  und  die  Realisierung  dieser  Haftung  ohne  Zwischenkunft 
der  (Berichte.  §  48  behält  Abänderungen  unbeschadet  der  erworbenen 
Vorteile  bevor. 

Eine  Verordnung  vom  4.  Oktober  15)00,  R.-G.-B.  171,  be- 
treffend eventuelle  Erhöhung  der  Telephonanschlussgebühren  bei 
schwieriger  Leitung,  diverse  ähnliche  und  alle  bloss  örtlich  bedeutenden 
Verfügungen,  z.  B.  über  neue  Zollämter,  Vorrückung  solcher  zu 
Hauptzollämtern  etc..  Ubergehen  wir. 

b)  Die  Investitionen. 
Das  Eisenbahn-Investitionsgesetz  vom  (5.  Juni  1D01,  R.-G.-B. 
das  Wasserstrassen-Investitionsgesetz  vom  11.  Juni  11*01,  R.-G.-B.  ♦»(>, 
und  das  Lokalbahn-  (Investitions-)  Gesetz  vom  1.  Juli  15)01,  R.-G.-B. 
*r>,  bilden  nicht  nur  insofern  ein  einheitliches  Programm,  als,  wie 
schon  sub  I  bemerkt,  damit  eine  möglichst  gerechte  Verteilung  der 
gewidmeten  Millionen  auf  alle  Teile  des  Staates  erzielt  wird,  sie 
imponieren  auch  als  ein  wohldurchdachter  Plan  der  gleichmassigen 
Förderung  der  Handelsinteressen  in  Nord  und  Süd,  Ost  und  West. 

Die  neuen  Wasserstrassen. 
Die  beschlossenen  Kanäle  verbinden  Wien  und  das  ganze  Donautal 
mit  dem  norddeutschen  Kanalnetze,  sie  ermöglichen  aber  auch  einen 
neuen  Handelsweg  von  Ost  nach  West  für  die  Länder  zwischen  der 
Donanstrasse  einerseits  und  den  Nordküsten  des  europäischen  Kon- 
tinents anderseits.  Die  endgültige  Feststellung  der  Traceen  der 
neuen  Kanäle  ist  einer  gemischten  Kommission  (Beirat)  vorbehalten 
und  vorerst  nur  bestimmt,  dass  folgende  Kanal  Verbindungen  herge- 
stellt werden  sollen:  a)  Donau— Oder,  b)  Donau    Moldau  (Bndweis), 
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c)  Donau-Oderkanal— Elbe  (Melnik).  d)  Donau-Oderkanal— Weichsel 
bis  Dniester.  je  nebst  Schiff  barmachnng  der  bezüglichen  Flussstrecken 
von  den  Kanalanfangspnnkten  bis  zu  den  Flussteilen,  welche  der- 
malen schon  der  Schiffahrt  offen  stehen.  Ein  Anteil  der  zur  Ver- 
zinsung und  Amortisation  des  Betriebskapitals  nötigen  Summen  ist 
alljährlich  von  den  beteiligten  Ländern  insolange  aufzubringen,  als 
nicht  2  Jahre  nacheinander  die  Einnahmen  aus  den  Betrieben  nebst 
den  Erhaltungs-  und  Betriebskosten  auch  dieses  Erfordernis  decken. 
Die  Vorsorge  für  die  Landesbeiträge,  eventuell  unter  Heranziehung 
einzelner  Interessenten,  ist  der  Landesgesetzgebung  anheimgestellt, 
und  wird  in  Aussicht  genommen,  dass  die  einzelnen  Länder  auch 
durch  Landabtretung  oder  sonstige  Naturalleistung  ihren  Anteil 
prästieren  (§  2). 

Der  Aufwand  des  Staates  für  die  Wasserst rassen  und  Fluss- 
regulierungen, welche  von  1904  1921  fertiggestellt  (§  «3t  und  wobei 
möglichst  inländische  Kräfte  verwendet  werden  sollen  7),  ist  durch 
eine  4°  0ige  Anleihe  aufzubringen,  von  welcher  zur  Bestreitung  der  bis 
1912  auflaufenden  Kosten  250  Millionen  Kronen  begeben  und  wovon 
höchstens  75  Millionen  auf  Flussregulierungen  verwendet  werden 
dürfen  (§  8).  Bau  und  Betrieb  der  Kanäle  besorgt  der  Staat,  welchem 
hierfür  das  Enteignungsrecht  etc.  eingeräumt  wird.  Alle  bezüglichen 
Angelegenheiten  ressortieren  ins  Handelsministerium  (j?  13),  vor- 
behaltlich der  Ingerenz  der  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  17.  Juni 
188:5,  K.-G.-B  117,  auch  für  diese  Arbeiten  vom  Ministerium  des 
Innern  zu  bestellenden  Oewerbeinspektoreu  14)  und  der  auch  in 
Rücksicht  auf  die  Normen  des  VI.  Hptst.  der  Gewerbeordnung 
sich  ergebenden  Kompetenzen  (§  15).  Die  im  Gesetz  dem  Ver- 
ordnungswege vorbehaltenen  Verfügungen  wurden  mit  der  Handels- 
Ministerialverordnung  vom  11.  Oktober  1901,  R.-G.-B.  163,  getroffen. 
Demzufolge  wurde  eine  besondere  Geschäftsabteilung  im  Handels- 
ministerium als  „kaiserlich  königliche  Direktion  für  den  Bau  von 
Wasserstrassen",  bestehend  ans  einer  technischen  und  einer  admini- 
strativen Abteilung,  errichtet,  welche  ihrerseits  Bauleitungen  nach 
Bedarf  einsetzt. 

Der  Wasserst rassenbeirat  besteht  aus:  a)  20  Mitgliedern,  welche 
aus  den  Landesausschüssen  der  beteiligten  Länder  entsendet  werden; 
b)  20  Mitgliedern,  welche  vom  Handelsministerium  im  Einvernehmen 
mit  den  übrigen  beteiligten  Ministerien  ernannt  werden ;  c)  den  nach 
Jahrbuch  der  Internat.  Vereinigung,  »>.  u.  7.  Bd.  71 
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j|  U  des  Gesetzes  ad  hoc  bestellten  Gewerbeinspektoreu.  Die 
Landesausschüsse  können  auch  ihnen  nicht  angehörende  Persönlich- 
keiten entsenden  i£  7i.  Die  Ersatzmänner  werden  vom  Handels- 
niinisterinm  ernannt  (§  <s).  Die  Beratungen  des  Wassei-strassen- 
beirates  sind  öffentlich  ig  Die  beteiligten  Ministerien  können 
sieh  dabei  vertreten  lassen.  Die  Vertreter  haben  jederzeit  das  Wort, 
sind  aber  nicht  stimmberechtigt  (i?  11).  Die  Mitgliedschaft  dieses 
Heirat  es  ist  ein  Ehrenamt  (j?  lJi.  —  Inhaltlich  dieser  Verordnung 
ist  immerhin  eine  gewisse  moralische  Garantie  gerechter  Abwägung 
der  Interessen  geschaffen;  doch  wird  es,  da  die  von  der  Regierung 
ernannten  Mitglieder,  wie  die  von  den  Landesausehüssen  (Böhmen. 
Mähren,  Galizien  und  Niederösterreich  je  4,  Oherösterreich  und 
.Schlesien  je  2)  entsendeten  Mitglieder  in  beziig  auf  ihre  Hemfs- 
stellung  nicht  weiter  durch  Gesetz  oder  Verordnung  qualifiziert 
erscheinen,  einzig  von  dem  Ermessen  dieser  hochgestellten  Wähler 
abhängen,  inwieweit  Industrie,  Handel  und  Landwirtschaft  aus- 
reichende und  tüchtige  Vertreter  linden.  Die  Unterhandlungen  mit 
den  Ländern  sind  ehestens  einzuleiten;  wir  werden  deren  Resultate 
hoffentlich  im  nächsten  Berichte  mitzuteilen  haben. 

Die  neuen  Eisenbahnhauptlinien. 
Während  die  Wasserbauten  alle  demgemäss  wohl  erst  im 
Jahre  1904  wirklich  beginnen  mögen,  sind  die  Eisenbahnen,  welche 
in  dem  Gesetze  vom  <>.  Juni  10O1.  R.-G.-B.  C»J3,  normiert  wurden,  im 
wesentlichen  auch  sofort  in  Angriff  genommen  worden  und  müssen, 
bis  auf  die  Tauernbahn,  auch  schon  Ende  liWCi  vollendet  weiden. 
Die  Tauern-,  sowie  die  Karawanken-  und  Wocheinerhahn,  die  Pyhrn- 
bahn.  eventuell  auch  die  Wechselbahn  haben  den  Hauptzweck,  den 
Handelsweg  aus  den  Alpenländern  zur  Küste  abzukürzen  und  den 
einzigen  österreichischen  Handelsseehafen  Triest  mehrfach  mit  dem 
Hinterlande  zu  verbinden.  Wie  schon  an  anderen  Stellen  betont, 
sind  diese  Zwecke  durch  Bahnbauten  allein  leider  nicht  zu  erreichen, 
es  gehört  dazu  hauptsächlich  eine  von  Ungarn  unabhängige  Eisen- 
bahntarifpolitik, und  diese  wieder  werden  wir  ermöglicht  sehen, 
wenn  die  beiden  grossen  Privatbahnen,  die  derzeit  hauptsächlich  die 
beiderseitigen  Staatsgebiete  verbinden  (Eisenbahn-  und  Südbahn- 
gesellschaft), verstaatlicht  sind.  Die  beiden  Hauptbahnen  1.  Ranges 
(Artikel  I  und  II)  sind:  a)  die  Tauernbahn  (Schwarzach  Gastein 
Böckstein— Mullnitz—  Uber- Villach— Mollbrücken   eventuell  Spital 
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a.  d.  Drau);  b)  die  Karawanken-  und  Wocheinerbahn  (Klagen- 
furt  [Villach]-— Assling — Veldes — Wochheiner  Feistritz  St,  Luzia — 
Kanäle— Görz— Reifenberg — 8t.  Daniel— Opzina  -Triest — St.Andrae). 
Beide  und  ebenso  c)  die  Pyhrribahn  (Klaus —Windisch -Garsten — 
Spital  a.  Pyhrn-Selztal)  werden  zugleich  viele  der  landwirtschaftlich 
schönsten  Gegenden  der  Alpen  dem  grossen  Fremdenverkehr  zu- 
gänglich machen.  Den  Gebirgsmassen  der  Schweiz  und  Tirols  mit 
ihren  himmelanragenden  Hörnern  und  wandernden  Gletschern  stellen 
sich  die  nördlichen  und  südlichen  Kalkalpen  dank  ihrer  pittoresken 
Felsenformationen,  ihrer  imposanten  relativen  Höhen  mit  ihren  von 
üppigster  Vegetation  und  reizend  gelegenen  Ortschaften  eingerahmten 
Seen  mindestens  ebenbürtig  zur  Seite.  Diese  Schienenwege  mögen 
daher  auch  als  Touristenbahnen  I.  Ranges  gewürdigt  werden,  d)  Die 
Eisenbahn  von  Lemberg  an  die  ungarische  Grenze,  die  schon  oben 
erwähnte  Pyhrnbahn  und  e)  die  Bahn  von  Rakonitz  nach  Laun  sind 
nicht  unwichtige  Ergänzungen  unseres  Eisenbahnnetzes.  Was  f)  die 
Wechselbahn  anlangt,  von  welcher  „zunächst  die  Teilstrecke  von 
Hartberg  bis  Friedberg"  gebaut  wird,  so  ist  diese  Teilstrecke  zwar  von 
untergeordneter  Bedeutung,  das  Ganze  aber,  wozu  sie  gehört  ,  um  so 
wichtiger.  Offenbar  sind  es  wieder  ungarische  Einflüsse,  welche  erst 
überwunden  werden  müssen,  um  das  alte  Projekt  einer  öster- 
reichischen Orientbahn  (Wien  — Novi  -Serajewo  Salonichi) 
endlich  zu  verwirklichen.  Diese  Linie  würde  nicht  nur  den  kürzesten 
Weg  von  Berlin  ans  Ägäische  Meer  vollenden,  sondern  auch  auf 
österreichischem  Gebiete  bisher  dem  Weltverkehr  verschlossene,  ja 
manchenorts  überhaupt  der  modernen  Verkehrest  rassen  entbehrende 
Gegenden  einer  rationellen  Kultur  zugänglich  machen.  Dass  es 
kerndeutsche  Bevölkerungen  sind,  die  diese  wichtige  Weltverkehrs- 
linie zugleich  als  für  sie  notwendige  Bahn  sich  wünschen,  wird 
hoffentlich  ihrer  Verwirklichung  nicht  allzulange  hinderlich  sein. 

Die  18  Lokalbahnen  einzeln  zu  besprechen,  welche  zufolge 
Gesetz  vom  1.  Juli  1901,  R.-G.-B.  8~>,  teils  durch  direkt«  Kapitals- 
znwendungen,  teils  durch  Abnahme  von  Stammaktien,  teils  durch 
Zinsengarantie  seitens  des  Staates  ermöglicht  werden  sollen,  möchte 
unsere  werten  Leser  wohl  wenig  interessieren. 

Bezüglich  aller  dieser  Lokalbahnen  ist  zugleich  (Art,  XIII) 

auch  die  Betriebsführnng  durch  den  Staat  in  Aussicht  genommen. 

Zu  den  18  neuen  Linien  kommen  noch  4  weitere  schon  bestehende 
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Hahnbauten,  welche  staatlich  unterstützt  werden  (Art.  XVII).  und 
einige  Subventionserhöhungen  für  noch  andere  Linien  (Art.  XVIII 
und  XIX I,  wodurch  die  regionale  Interessenansgleichung  hergestellt 
wird,  sowie  durch  die  Anschaffung  der  nötigen  Betriebsmittel,  bezw. 
Ergänzung  solcher  bei  schon  bestehenden  Linien,  auch  die  Industrie 
ihren  Anteil  an  der  Bescherung  erhalten  soll.  Leider  ist  dieser 
letztere  Anteil  überhaupt  nicht  irgendwie  ausgeteilt,  weder  zeitlich 
noch  räumlich,  so  dass  die  manchenorts  eben  jetzt  sehr  ersehnte 
Beteiligung  ganz  vom  Ermessen  des  Handelsministers  abhängt, 

ci  Eisenbahnwesen. 
An  sonstigen  Neuerungen  im  Eisenbahnwesen  seien  in  chrono- 
logischer Folge  hervorgehoben: 

Mit  Kundmachung  vom  4.  Juli  1  Hill».  R.-G.-B.  121,  wurde  der 
Staats  vertrag  vom  5.  November  18Ü8,  R.-G.-B.  121,  mit  Preussen 
über  die  Eisenbahnverbindung  von  Tannwald  nach  Petersdorf,  mit 
Kundmachung  vom  i>.  Februar  18!»9,  R.-G.-B.  :U,  der  Staatsvertrag 
mit  dem  Königreiche  Sachsen  über  die  Eisenbahnanschlüsse:  1.  von 
Rossbach  nach  Adorf,  2.  von  Friedland  Über  Hermsdorf  nach  Markers- 
dorf, :i.  von  Nixdorf  über  Karolinsthal  nach  Sebnitz,  4.  von  Schlnckenan 
nach  Sohlend  und  5.  von  Rumburg  nach  Warnsdorf  in  Kraft  ge- 
setzt. Beide  Staat.sverträge  bieten  nichts  Ungewohntes.  Gleiches 
gilt  von  der  Kundmachung  vom  H>.  Februar  K.-G.-B.  47. 

womit  die  Liste  jener  Eisenbahnstrecken  veröffentlicht  wird,  auf 
welche  das  internationale  Übereinkommen  vom  14.  Oktober  1*'X», 
R.-G.-B.  lM5,  Anwendung  findet.  Eben  diese  Ergänzung  erfolgte 
pro  P.+OO  durch  die  Kundmachung  vom  X.  Februar  l!X>0.  R.-G.-B. 
27,  und  pro  11+01  durch  die  Kundmachung  vom  12.  .März  li'Ol. 
R.-G.-B.  2'.'.  Im  Zusammenhange  mit  den  unter  II.  4  zu  besprechenden 
Vereinbarungen  mit  Ungarn  steht  die  Verordnung  vom  22.  September 
lh'.M»,  R.-G.-B.  178.  Inhaltlich  derselben  hat  es  im  Eisenbahnwesen 
auf  die  Geltungsdauer  des  neuen  Ausgleichs  bei  den  bisherigen  Be- 
stimmungen zu  verbleiben  (i?  1»;  doch  ist  den  beiderseitigen  Staats- 
bahnen die  Verpflichtung  auferlegt,  für  den  Transitverkehr  über 
direkte  Tarife  sich  zu  einigen,  bezw.  solchen  zuzustimmen.  Geheime 
Tarife  sollen  auch  weiterhin  ausgeschlossen  bleiben  2).  Die,  Grund- 
sätze gleicher  gegenseitiger  Behandlung  sind  einerseits  zugunsten  des 
Transitverkehrs  aus  Russland  nach  Norddeutschland,  andrerseits  zu- 
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guusten  des  ungarischen  Exportes  nach  Norddeutschland  limitiert. 
Unmittelbar  praktische  Normen  enthält  diese  Verordnung  nicht,  sie 
sichert  indes  immerhin  Ungarn  eine  Reihe  von  Vorteilen,  welchen 
gegenüber  das  Prinzip  der  Begünstigung  des  Transitverkehrs  von 
Russland  nach  Nord-  (nicht  auch  Süd-)  Deutschland  eine  sehr  massige 
Gegenkonzession  darstellt. 

Das  Jahr  185*0  brachte  25  Eisenbahnkonzessionen,  11*00  nur 
10,  1001  deren  Di,  meist  kleine  Lokalbahnen  «ohne  die  durch  die 
Investitionsgesetze  vorgesehenen  Linien). 

Laut  Kundmachung  vom  H.  Oktober  1001,  R.-G.-B.  157,  wurde 
die  „kaiserlich  königliche  Eisenbahnbaudirektion"  mit  einem  „kaiser- 
lieh königlichen  Sektionschef  und  Eisenbahnbaudirektor"  an  der 
Spitze  aktiviert. 

Unterm  25».  März  15*00,  R.-G.-B.  00,  wurde  eine  Abänderung 
des  §  23  des  Statuts  des  Staatseisenbahnrates  publiziert,  welche  dahin 
lautet,  dass  von  den  82  Mitgliedern  dieses  Beirates  die  15»  der  Land- 
wirtschaft eingeräumten  Stimmen  die  grösseren  kaiserlich  königlichen 
Landwirtschaftsgesellschaften  und  Landeskulturräte  je  eine,  die 
kleineren  je  zu  zweit  oder  zu  dritt  ein  Mitglied  und  einen  Ersatz- 
mann vorschlagen.  Die  Vorgeschlagenen  müssen  Mitglieder  der  vor- 
schlagenden Korporationen  sein. 

d)  B e t r i e b s r e g  1  e m e n t  -  N o  ve  1 1  e n. 
Von  Wichtigkeit  (auch  für  NichtÖsterreicher)  sind  die  Verord- 
nungen des  Eisenbahnministeriuins  vom  3.  Juli  1000,  R.-G.-B.  104, 
und  vom  4.  September  1001,  R.-G.-B.  143.  womit  ab  10.  Oktober  15*01 
das  Betriebsreglement  vom  10.  Dezember  1802,  R.-G.-B.  207,  für 
die  österreichischen  Eisenbahnen  abgeändert  bezw.  ergänzt  wird. 
Das  Betriebsreglement  gilt  nunmehr  für  „die  dem  öffentlichen  Ver- 
kehre dienenden  Eisenbahnen  der  im  Reichsrate  vertretenen  König- 
reiche und  Länder";  auf  den  internationalen  Verkehr  findet  es 
jedoch  ..nur  insoweit  Anwendung,  als  derselbe  nicht  durch  besondere 
Bestimmungen  geregelt  ist".1) 

l)  Die  Veränderungen  des  internationalen  Rechtes  sind  nicht  Gegen- 
stand dieses  Berichtes;  wir  übersehen  deshalb,  so  wie  den  neuen  Welt- 
postvertrag, so  auch  das  unter  I,  1  schon  zitierte,  am  10.  September  1901, 
R.-G.-B.  142,  kundgemachte  ZusatzUbereinkommen  zu  dem  internationalen 
Übereinkommen  über  den  Eiseubahnfrachtverkehr,  datiert  14.  Oktober  185)0. 
R.-G.-B.  186  ex  02.  Diesem  Zusatzttbereinkommen,  welches  zum  Teil  ein- 


Digitized  by  Google 


1126 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


Ergänzungen  durch  Privatnonnen  sind  mit  Genehmigung  der 
Aufsichtsbehörde  zulässig,  Abweicliungen  dürfen  nur  ausnahmsweise 
entweder  für  Bahnen  niederer  Ordnung:  oder  zu  Versuchszwecken 
oder  im  Notfälle  bewilligt  werden.  Solche  Ausnahmen  müssen  in 
den  Tarifen  ersichtlich  und  ebendaselbst  auch  die  erfolgte  Genehmigung 
zu  ersehen  sein.  Aus  den  Einzelhestimmnngen  glauben  wir  folgende 
hervorheben  zu  sollen:  Der  Personenverkehr  mnss  fahrplanmässig 
erfolgen,  die  Fahrpläne  sind  rechtzeitig  vor  ihrem  Inkrafttreten  zu 
affigieren  und  müssen  ebenso  die  Wagenklassen  als  die  Zngsgattung 
jedes  Zuges  enthalten  (§  10).  Der  Umtausch  gelöster  Fahrkarten 
gegen  solche  höherer  oder  niedrigerer  Klasse  ist  bis  5  Minuten  vor 
Abgang  des  Zuges  gestattet,  sofern  die  Karte  noch  nicht  durchlocht 
und  nachweisbar  zum  Fahren  noch  nicht  benutzt  worden  ist  (§  14). 
Personen,  die  an  Mattem,  Diphtherie,  Lepra,  Masern,  Kühr,  Scharlach 
oder  Typhus  leiden,  sind  in  besondere  Wagen,  solche,  die  an  Keuch- 
husten, Milzbrand,  Kotlauf,  Kotz  oder  Trachoma  leiden,  in  abge- 
schlossenen Wagenabteilungen  zu  befördern.  Die  Beförderung  von 
Cholera-,  Pest-  und  Tollwntkranken  ist  gänzlich  ausgeschlossen.  Im 
Zweifel  können  ärztliche  Zeugnisse  verlangt  werden.  Für  die  Be- 
förderung in  besonderen  Wagen  oder  Wagenabteiinngen  sind  die 
tarifmässigen  Gebühren  zu  bezahlen  20).  Ausser  der  bisherigen 
Vorweisungspflicht  etc.  wird  dem  Fahrgast  in  §  21  nun  auch  noch 
ausdrücklich  die  Pflicht  auferlegt,  die  Fahrkarte  je  nach  den  lokalen 
Hinrichtungen  kurz  vor  oder  nach  Beendigung  der  Fahrt  auf  Er- 
fordern abzugeben.  Ohne  Besitz  einer  gültigen  Fahrkarte  Betroffene 
haben  das  Doppelte  der  Gebühr  für  die  von  ihnen  eventuell  für  die 
vom  Zuge  zurückgelegte  Strecke  zu  bezahlen.  Durch  neue  Absätze 
I  und  5  zu  eben  diesem  §  21  werden  mildere  Bestimmungen  in 
Hinsicht  auf  die  mangels  Besitz  einer  Karte  zu  zahlenden  Gebühren 
zugelassen  und  (Abs.  5)  die  Einrichtung  der  sogen.  Perronkarten 
rezipiert.  Bei  Ankunft  in  einer  Station  ist  deren  Name,  Dauer  des 
Aufenthaltes,  Anschlüsse,  Wagenwechsel  auszurufen.  Sobald  der  Zug 
stille  steht,  haben  Bahnbedienstete  die  verschlossenen  Türen  zu 
öffnen,  aus  welchen  K eisende  „auszusteigen  verlangen"  (g  24).  Die 

Mjhucidendc  handelsrechtliche  Normen   enthält,    wird  mit  obigen  Ver- 
ordnungen das  österreichische  Eisenbahnreglement  antrepasst.  Unser  Bericht 
kann  folgerichtig  dies  lediglich  konstatieren,  ohne  diesbezügliche  materiell 
rechtliche  Änderungen  hier  mit  aufzunehmen. 
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Reise  kann  (auf  der  Hin-  und  Rückfahrt  je)  einmal  unterbrochen 
werden,  unbeschadet  weitergehender  Begünstigungen  seitens  einzelner 
Bahnverwaltungen.  Die  Fahrtunterbrechung  muss  sofort  dein  .Stations- 
vorstande angezeigt  und  auf  der  Karte  bemerkt  w  erden  (§  2-"»).  Ver- 
spätete Abfahrt  oder  Ankunft  oder  Ausfall  eines  Zuges  begründen 
keinen  Schadenersatzanspruch  (§  26).  Dem  Reisenden  steht  nur  der 
nach  Verhältnis  auf  ihn  entfallende  Handgepäeksraum  zu  Verfügung; 
Sitzplätze  hierfür  zu  verwenden  ist  unstatthaft  28).  Nicht  ge- 
hörig Verpacktes  kann  die  Bahn  zurückweisen  oder  gegen  auf  dem 
Gepäckschein  vermerkten  Protest  übernehmen.  Die  Annahme  eines 
solchen  Gepäckscheines  gilt  als  Anerkenntnis  des  von  der  Bahn  be- 
anstandeten Zustandes  seitens  des  Reisenden.  Altere  Transport/eichen 
dürfen  auf  Gepäckstücken  nicht  belassen  werden,  widrigenfalls  die 
Bahn  für  hieraus  möglicherweise  entstandene  Verschleppungen  nicht 
ersatzpflichtig  ist  (§  i-.ll).  Für  Fahrräder  können  durch  die  Tarife  be- 
sondere Vorschriften  erlassen  werden  i§  32).  Eine  ganz  neue  Fassung 
erhielt  der  §  34:  „Haftung  der  Eisenbahnen  für  Reisegepäck". 
Deklaration  des  Interesses  muss  im  Frachtscheine  bemerkt  sein.  Für 
Verlust  haftet  die  Bahn  nur,  wenn  binnen  8  Tagen  reklamiert  wird; 
sie  kann  die  Höchstziffer  des  Ersatzes  mit  behördlicher  Genehmigung 
beschränken.  Für  nicht  aufgegebenes  Reisegepäck  oder  Sachen,  die 
in  aufgegebenen  Fahrzeugen  verwahrt  sind  (und  nicht  besonders  auf- 
gegeben wurden),  haftet  die  Bahn  nur,  wenn  ein  positives  Ver- 
schulden ihrerseits  nachgewiesen  wird  (§  34).  Für  verspätete  An- 
kunft des  Reisegepäckes  haftet  die  Bahn,  falls  sie  nicht  vis  major 
nachweist:  a)  im  Falle  der  Deklaration  des  Interesses  bis  zur  Höhe 
des  deklarierten  Betrages,  b)  ausserdem  mit  höchstens  20  Heller  pro 
Tag  und  Kilogramm;  bei  Fahrzeugen  mit  höchstens  30  Kronen  36). 

Die  weiteren  Abänderungen  tangieren  ausschliesslich  den  Fracht- 
verkehr und  enthalten  überwiegend  Rezipierung  des  internationalen 
Rechtes.  Wir  müssen  trotz  der  Wichtigkeit  des  Gegenstandes  uns 
beschränken,  die  Paragraphen  aufzuzählen,  welche  wesentlich  ver- 
ändert erscheinen.  Ks  sind  dies:  §§  52,  53,  56,  58,  61,  64,  6s,  61», 
70,  77  (Beschränkung  der  Haftpflicht  bei  besonderen  Gefahren),  81 
(Beschränkung  der  Höhe  des  Schadenersatzes  durch  die  Tarife),  84, 
1»1  (Verjährung  des  Anspruches  gegen  die  Eisenbahnen);  ferner  in 
der  Anlage  B,  Art.  XL1V;  nach  Anlage  E  folgt  eine  neue  Anlage  F 
(i'bernahmeerklärung  der  Bahnverwaltung).  Die  Anlage  G  erhält 
eine  ganz  neue  Fassung. 
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Mit  diesen  Änderungen  übereinstimmend  erfolgte  gleichzeitig 
eine  Verordnung  für  Ungarn. 

e>  Diverses. 

Die  auf  das  Aichwesen  bezüglichen  zahlreichen  (zumeist  Zu- 
lassung neuer  Wagen  und  Messapparate)  Verordnungen  glauben  wir 
gänzlich  übergehen  zu  sollen.  Mit  Verordnung  vom  27.  September 
1001,  K.-(t.-H.  102.  wurde  die  zur  Teilnahme  am  Scheckverkehr  er- 
forderliche Höhe  der  Postsparkassestammeinlagen  von  200  auf  100  K. 
herabgesetzt. 

Den  materiell  hierher  gehörigen  Staatsvertrag  mit  Deutschland 
zum  gegenseitigen  Schutz  von  Literatur.  Kunst  und  Photographie, 
kundgemacht  am  20.  Juli  1001,  R.-G.-B.  IL'},  haben  wir  stib  I  1  er- 
wähnt und  nehmen  an,  dass  dessen  Inhalt  schon  im  reichsdentschen 
Berichte  gewürdigt  wird. 

Eine  Novelle  vom  :>0.  Juni  11MH,  R.-G.-B.  103,  womit  das 
Organisationsstatut  der  Handels-  und  Gewerbekammern  abgeändert 
und  dem  Handelsministerium  die  Regulierung  des  Wahlzensus  im 
Einvernehmen  mit  der  betr.  Kammer  unter  gewissen  Kantelen  über- 
lassen wird,  berührt  eigentlich  mehr  das  Verfassungsrecht,  ohne  in- 
des auf  eine  politische  Tragweite  Anspruch  zu  machen. 

Das  Verhalten  der  Seehandelsschiffe  gegenüber  Kriegsschiffen 
ist  durch  die  Verordnung  vom  1.  März  DHU,  R.-G.-B.  18.  geändert 
worden. 

Mit  Details  dieser  und  anderer  Handelsministerialverordnungen 
in  gewerblichen.  Post-  und  Binnenschiffahrts-  und  sonstigen  An- 
gelegenheiten vorwiegend  technischer  oder  polizeilicher  Natur  lassen 
wir  den  Leser  wohl  besser  unbehelligt. 

4.  Verwaltungsbereich  des  Finanzministeriums.1) 

Der  hier  folgenden  Übersicht  liegt  der  Zweck  zugrunde,  den 
Leser  über  die  in  den  Jahren  1800— 1 '.»Ol  im  Bereiche  der  öster- 
reichischen Finanzverwaltung  erschienenen  neuen  Vorschriften  zu 
orientieren.  Diesem  Zwecke  entsprechend,  sowie  mit  Rücksicht  auf 
die  ausserordentlich  grosse  Zahl  der  heterogene  Zweige  des  Finanz- 
ressorts behandelnden  neuen  Normen,  den  bedeutenden  Umfang  mancher 
derselben  und  den  organischen  Zusammenhang  mit  älteren  Vorschritten 

»)  llearbeitet  von  Dr.  Fkjk!>ki<:u  Vkmnu,  k.  k.  Ministerialkonzipist 
iiu  k.  k.  Finanzministerium. 
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mnsste  in  der  Regel  von  einer  eigentlichen  Darstellung  »ler  einzelnen 
Bestimmungen  von  vornherein  abgesehen  werden.  Die  vorliegende 
Übersicht  beschrankt  sich  somit  im  allgemeinen  auf  die  Verzeichnung 
beziehungsweise  kurze  Skizzierung  der  neuen  Normen.  Speziell  die 
im  Zusammenhange  mit  der  im  Jahre  1800  erfolgten  Erneuerung 
des  österreichisch-ungarischen  Ausgleiches  getroffenen  Verfügungen 
zur  Durchführung  und  allmählichen  Abschliessung  der  Münz-  und 
Währungsreform  und  hieran  anschliessend  die  Bestimmungen  des 
abgeänderten  Statutes  der  österreichisch-ungarischen  Dank  werden 
jedoch  im  Hinblick  auf  ihre  hervorragende  Bedeutung  ausführlicher 
besprochen. 

In  formeller  Beziehung  ist  zu  bemerken,  dass  im  nachstehenden 
bloss  die  gesetzlichen  Bestimmungen  — -  mit  Ausnahme  jener,  welche 
lediglich  die  ordnungsmässige  Weiterfuhrung  des  Staatshaushaltes 
betreffen1)  —  und  die  in  unmittelbarer  Beziehung  zu  gesetzlichen 
Vorschriften  stehenden  oder  an  sich  belangreicheren  administrativen 
Erlasse-)  berücksichtigt  werden. 

Den  hinsichtlich  einzelner  Vorschriften  nach  Ablauf  der  für 
das  vorliegende  Referat  in  Betracht  stehenden  Zeitperiode  eingetretenen 
Abänderungen  wurde,  insoweit  dieselben  vor  dem  1.  August  1002 
erschienen  sind,  durch  entsprechende  Hinweisungen  Rechnung  getragen. 

a)  Direkte  Steuern. 
Auf  dem  Gebiete  der  direkten  Steuern  seien  zunächst  die  zu 
den  Vollzugsvorschriften  zum  Personalsteuergesetze  erschienenen 
weiteren  Nachträge  hervorgehoben,  nämlich  ein  zweiter,  dritter  und 
vierter  Nachtrag  iR.-U.-B.  10*  ex  1800,  72  ex  1000  und  10*  ex  10O1) 
zur  Vollzugsvorschrift  zum  II.  Hauptstück,  betreffend  die  Behandlung 
der  im  Sinne  des  §  K.p>  des  Personalsteuergesetzes  begünstigten  Er- 
werbs- und  Wirtschaftsgenossenschaften  und  das  Zusammentreffen 
mehrerer,  verschiedenen  Steuersätzen  unterliegender  Unternehmungen 

')  In  dem  in  Rede  stehenden  Zeiträume  wurden  infolge  der  dermal  igen 
parlamentarischen  Verhältnisse  bloss  Budiretprovisorien  erlassen.  Ea  kann 
also  diesmal  die  Besprechung  der  Budgets  gänzlich  ausfallen. 

a)  übergangen  werden  in  diesem  Siune  z.  B.  die  Ministerialverord- 
nungen  betreffend  die  Zollbehandlung  einzelner  Waren,  betreffend  Er- 
gänzungen des  alphabetischen  Warenverzeichnisses  zum  Zolltarife,  betreffend 
die  Errichtung  oder  Abänderung  der  Bezeichnung  untergeordneter  Behörden 
und  Ämter  und  dergl. 
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bei  einem  Rechtssubjekt,  betreffend  Abänderungen  der  Vorschriften 
über  die  Steuerteilung  bei  Eisenbahnunternehniungen,  sowie  über  die 
Steuerhckenntnisse  der  Schiflährts-  und  Eisenbahnunternehmungen  und 
deren  Beamtshandlnng,  nnd  betreffend  die  bei  Feststellung  der  Be- 
stcuerungsgrundlage  für  die  Erwerbssteuer  der  der  öffentlichen 
Rechnungslegung  unterworfenen  Unternehmungen  nicht  anrechenbaren 
Kinnahme-  und  Ausgabeposten;  ein  sechster  und  siebenter  Nachtrag 
(K.-G.-B.  74  und  24:{  ex  1899)  zur  Vollzugsvorschrift  zum  IV.  Haupt- 
stück, betreffend  die  Behandlung  fester  Dienst bezüge,  welche  in  dem 
dem  Steuerjahre  vorangehenden  Jahre  eine  Änderung  erfahren  haben,1) 
und  betreffend  die  Abrundung  der  ins  Einschätzungsregister  einzu- 
setzenden Geldbeträge;  endlich  ein  zweiter  Nachtrag  (R.-G.-B.  21 
ex  1899)  zur  Vollzugsvorschritt  zum  V.  Hanptstück,  betreffend  das 
.Strafverfahren. 

Der  Finanz-Ministerialerlass  vom  lü.  April  1*99,  R.-G.-B.  7b\ 
traf  neue  Bestimmungen  über  die  Anlegung  des  Erwerbsteuerkatasters 
für  die  zweite  und  die  folgenden  Veranlagungsperioden  der  allgemeinen 
Erwerbsteuer. 

Die  kaiserliche  Verordnung  vom  15.  Juli  1*99,  R.-G.-B.  147, 
verfügte  die  fortdauernde  Geltung  des  §  1  der  kaiserlichen  Ver- 
ordnung vom  Ii».  Juli  1897,  R.-G.-B.  181,  betreffend  die  Er- 
mächtigung des  Finanzministers  zur  Vereinigung  der  Handelskammer- 
bezirke Görz  und  Rovigno  mit  jenem  von  Triest  zu  einem  Erwerb- 
steuer-Veranlagungsbezirke 1.  Klasse,  dann  hinsichtlich  der  gemein- 
samen Sitzungen  der  Erwerbstener-Landeskommissionen  von  Triest, 
Görz-Gradiska  sowie  Istrien. 

Durch  die  Finanz-MinisU-rialverordnung  vom  11.  Juli  1901, 
R.-G.-B.  100,  wurde  der  Steuerfuss  der  zur  öffentlichen  Rechnungs- 
legung verpflichteten  Unternehmungen  pro  1901  mit  10,05  °,0  des 
steuerpflichtigen  Reinertrages  bestimmt.  -) 

In  teil  weiser  Abänderung  des  §  Dil  (lit,  d)  des  Personal- 
steuergesetzes bestimmte  das  Gesetz  vom  20.  Juni  1901,  R.-G.-B.  SO, 
dass  die  Zinsen  von  Pfandbriefen  und  von  den  auf  Grund  von  ge- 

')  Die  Bestimmungen  des  sechsten  Nachtrages  wurden  seither  durch 
einen  unter  R.-G.-B.  157  ex  1902  kundgemachten  achten  Nachtrag  teil- 
weise abgeändert. 

-I  Nachdem  Personalsteuergesetze  früher  10 '/a%.  pro  1902:  10% 
(Finanz-Ministerialverordnunir  vom  11.  Juni  1902,  K.-G.-B.  122). 
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währten  Darlehen  emittierten  Obligationen1)  der  Landeskreditinstitute 
einschliesslich  des  galizischen  Bodenkredit Vereins,  sowie  der  Pfand- 
briefanstalten  der  Sparkassen  einschliesslich  der  Zentralbank  der 
deutschen  Sparkassen  in  Prag  und  der  zu  errichtenden  Zentralbank 
der  böhmischen  Sparkassen  in  Prag,  endlich  von  den  Obligationen 
des  k.  k.  priv.  österreichischen  Kreditinstituts  für  Yerkehrsunter- 
nehmnngen  und  öffentliche  Arbeiten  in  Wien  ab  1.  Januar  1902 
bloss  einer  Rentensteuer  von  1    0  0  (früher  2"  0)  unterliegen. 

Unter  No.  209  ex  1*99  wurde  im  lieichsgesetzblatt  eine  neu 
redigierte  Manipnlationsvorschrift  für  den  Kassendienst  hinsichtlich 
der  Persoualeinkommenstener  und  Besoldungssteuer  von  Dienstbe- 
zügen kundgemacht,  zu  welcher  seither  (unter  R.-G.-B.  15<S  ex  1902) 
ein  erster  Nachtrag  erschienen  ist. 

Durch  die  Finanz-Ministerialverordnungen  vom  28.  Juni  1899, 
R.-G.-B.  117,  vom  18.  Juni  1900,  R.-G.-B.  1*7.  und  vom  11.  Juli  1901, 
R.-G.-B.  10G,  wurde  in  Vollziehung  des  Personalsteuergesetzes  (nach 
dessen  System  ein  gewisses  Mals  des  Erträgnisses  der  durch  dasselbe 
neugeregelteu  direkten  Personalsteuern  zu  Nachlässen  an  den  Real- 
steuern und  an  der  Erwerbsteuer  geändert  wird)  die  Höhe  des 
Nachlasses  an  der  Grundsteuer  pro  1899  mit  121  2°  0,  pro  1900  und 
pro  1901  mit  15 u  0,  an  der  Gebändesteuer  mit  Ausnahme  der 
5%  igen  Steuer  vom  Reinertrage  steuerfreier  Gebäude  pro  1899  mit 
n-100  o?  1900  und  pro  1901  mit  121  .,«»  0  festgesetzt-)  und  die 
Erwerbsteuer- Hauptsumme  pro  1899  von  354<i4000  Kronen  auf 
34  914  880  Kronen,  pro  1900  und  pro  1901  von  35  518832  Kronen 
auf  34  923952  Kronen  ermässigt. ') 

Durch  die  Finanz-Ministerialverordnung  vom  25.  Oktober  1899, 
R.-G.-B.  207,  wurden  die  Bestimmungen  der  Finanz-Ministerialver- 
ordnung vom  15.  Dezember  1897,  R.-G.-B.  297.  betreffend  die  Durch- 
führung der  Realsteuernachlässe,  abgeändert. 

l)  Hierunter  fallen  insbesondere  die  Emissionen  des  sogen.  Kommunal- 
kredites. 

-)  Pro  1902  betrügt  ebenso  wie  pro  1901  der  Nachlas*  an  der 
Grundsteuer  15  °l0,  an  der  Gebäudesteuer  V2*l-t0i0  (Finanz-Ministerial- 
verordnumr  vom  11.  Juni  1902.  R.-G.-B.  122). 

A)  Obi<re  Nachlässe  an  der  allgemeinen  Erwerbsteuer  beziffern  sich 
mit  23,7  bezw.  25%  jenes  Betratre*.  welchen  die  dieser  Steuer  unter- 
worfenen Erwerbsirattuniren  nach  den  früheren  Steuenresetzen  für  (las 
Jahr  1898  voraussichtlich  zu  entrichten  trehabt  hätten. 
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Zufolge  der  kaiserliehen  Verordnung  vom  27.  Dezember  11*00, 
R.-G.-B.  220.  .sind  Seehandelssehitfe,  mit  Ausnahme  der  Schilfe  staatlich 
subventionierter  Unternehmungen,  der  'auf  Grund  besonderer  Ver- 
träge mit  der  Postverwaltung  zu  bestimmten  regelmässigen  Fahrten 
verwendeten  Schilfe  und  der  Materialschiffe  industrieller  Etablissements, 
für  die  .Jahre  1N!*0  bis  inkl.  H»o3  (d.  i.  bis  zum  Ende  der  Geltungs- 
dauer des  Gesetzes  vom  27.  Dezember  181*3,  R.-G.-B.  181».  betreffend 
die  Unterstützung  der  Handelsmarine)  von  der  Erwerbsteuer  gemäss 
Gesetzes  vom  2">.  Oktober  lNOO,  R.-G.-B.  220,  betreffend  die  direkten 
l'ersonalsteuern,  befreit. 

Durch  die  kaiserliche  Verordnung  vom  27.  Dezember  ll*<>0. 
R.-G.-B.  228.  wurde  die  Wirksamkeit  des  Gesetzes  vom  10.  August  lsi».r>, 
R.-G.-B.  DU.  bot  reifend  die  zeitliche  Steuer-  (und  Gebühren-)  Be- 
freiung tür  die  im  Gebiete  von  Triest  und  der  Katastralgemeinde 
Muggia  neu  zu  errichtenden  Industrieunternehmungen,  bis  Ende  11*01 
verlängert. 

Die  kaiserliche  Verordnung  vom  21.  August  181*1*.  R.-G.-R  lt>7. 
und  drei  Gesetze  vom  2.  Juni  11*01,  R.-G.-R.  .V»  —  r.7,  trafen  Be- 
stimmungen betreffend  die  Verlängerung  der  Dauer  der  zeitlichen 
Befreiung  von  der  Hauszinsstener  für  gewisse  Bauten  (aus  öffent- 
lichen, insbesondere  Assanierung«-  und  VerkehrsrüVksichten)  in  Wien 
bezw.  Jägerndorf,  Neutitsehin  und  Klagenfurt. 

Das  Gesetz  vom  1*.  April  l!*oo,  R.-G.-B.  74,  verfügte  die 
weitere  Sistierung  der  progressiven  Erhöhung  der  Hauszins-  und 
der  ">°/0igen  Reinertragssteuer  von  den  Gebäuden  in  der  Stadt  und 
im  Territorium  von  Triest  bis  Ende  11*02. 

Mit  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  24.  Juni  11*00,  R.-G.-B. 
loO,  wurden  die  durch  das  Gesetz  vom  23.  Juni  1  *«*:>.  R.-G.-B.  NN. 
für  die  im  Jahre  lv.»."»  durch  Erdbeben  beschädigten  Gebäude  in 
Laibach  und  in  den  vom  Erdbeben  betroffenen  Bezirken  von  Krain 
und  Steiermark  gewährten  Steuerbegünstigungen  bis  inklusive  2.  Juli 
11*0"»  verlängert. 

Mit  der  Finanz-Ministerialverordnung  vom  IN.  Mai  11*01,  R.-G.-B. 
OS,  wurde  ein  zwischen  der  kaiserlich  königlichen  österreichischen 
und  der  fürstlich  Lichtensteinsehen  Regierung  zum  Zwecke  der 
Vermeidung  von  Doppelbesteuerungen  abgeschlossenes  Übereinkommen 
kundgemacht. 
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b)  Indirekte  Stenern. 
Besonders    nmfassende   neue  Vorschriften    betreffen   die  in- 
direkten Steuern. 

a)  Biersteuer. 

Die  Bierbestenernng  wurde  durch  den  1.  Teil  der  kaiserlichen 
Verordnung  vom  17.  Juli  1899,  R.-(i.-B.  120, *)  vollkommen  nen 
normiert.  Das  System  der  Produktionssteuer  wurde  beibehalten;  es 
wurden  jedoch  im  Vergleiche  zu  den  aufgehobenen  älteren  gesetzlichen 
Bestimmungen  mehrfache  Neuerungen  eingeführt,  von  welchen 
folgende  hervorzuheben  sind.  Kleineu  Bierbrauereien  mit  einer 
jährlichen  Erzeugung  von  nicht  mehr  als  15000.  50(10  und  2000  hl 
wird  ein  Steuernachlass  von  ">  bezw.  10  und  1"»°0  gewährt.  Die 
amtliche  Erhebung  der  erzengten  Bierwürzemenge  findet  nicht  mehr 
wie  früher  abgesondert  nach  Menge  und  (iradhaltigkeit,  sondern 
nach  Hektolitergra  len-Kxtrakt  statt.  Dabei  ist  eine  Überschreitung 
der  angemeldeten  Hektolitergrade  um  nicht  mehr  als  r»°0  steuerfrei 
und  erst  jene  um  mehr  als  10"  ;0  strafbar.  Die  Biersteuer-Borgung 
wurde  analog  den  Vorschriften  über  die  Branntweinsteuer-  und 
Zuckerstener- Borgung  geregelt.-)  Ferner  wurden  Erleichterungen 
hinsichtlich  der  Bierausfuhr  geschaffen. 

Eine  Erhöhung  des  Bierstetiersatzes  wurde  nur  in  geringfügigem 
Ansmafse  (von  10,7  K  auf  17  K  -  :!4  h  per  Hektoliter  Extrakt) 
vorgenommen. 

Die  neuen  Bierstenerbestimmungen.  zu  welchen  mit  dem  Finanz- 
Ministerialerlasse  vom  21.  Juli  18!»!»,  B.-li.-B.  120,  eine  Vollzugs- 
vorsc.hrift  erlassen  wurde,1)  traten  am  1.  September  1899  in  Kraft. 

ß)  Branntweinsteuer. 

Durch  den  II.  Teil  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  17.  Juli 
180!»,  R.-li.-B.  120,  wurden  an  den  Bestimmungen  des  Branntwein- 
steuergesetzes vom  20.  Juni  ISNS,  H.-G.-B.  9">,  ohne  grundsätzliche 

')  Betreffend  die  Abänderung  der  Gesetze  über  die  mit  der  in- 
dustriellen Produktion  in  enger  Verbindung  stehenden  indirekten  Abgaben 
des  österreichisch-ungarischen  Zolltarife*. 

J)  Die  Horgungsfristen  sind  jeiloch  verschieden.  Sie  betragen  für 
die  Biersteuer  3  und  6  Monate,  für  die  Branntwein-Produktionsabgabe 
6  Monate,  für  die  Branntwein-Konsuniabgabe  4  Monate  und  für  Likör- 
fabrikanten 12  Monate,  für  die  Zuckersteuer  4  Monate. 

3)  Teilweise  abgeändert  durch  die  Finanz-Ministerialverordnung  vom 
28.  Juni  1902.  H.-G.-B.  Btö. 
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Änderung  des  Besteuerungsmodus  mehrfache,  den  im  Laufe  der  Jahre 
konstatierten  tat.saclilic.hen  Verhältnissen  Rechnung  tragende  Modi- 
fikationen und  Ergänzungen  vorgenommen,  auf  welche  speziell  ein- 
zugehen hier  zu  weit  führen  würde.  Hervorgehoben  sei,  dass  der 
österreichischen  Keiehshülfte  zu  Lasten  Ungarns  für  die  Zeit  vom 
1.  September  1890  bis  Ende  August  1908  ein  um  lt»542  hl  (ca.  1°„) 
grösserer  Anteil  an  den  für  das  ganze  Zollgebiet  mit  1878000  hl 
per  Betriebsperiode1)  festgesetzten  Hranntwoinkontingent  gewährt 
worden  ist.  Der  Kontingentanteil  beträgt  nunmehr  für  Österreich 
1017000  hl,  für  Ungarn  8Ö3000  hl  und  für  das  Okkupationsgebiet 
(unverändert)  8(»(io  hl. 

Die  Vollzugsvorschrift  zu  dem  gedachten  (mit  1.  September 
1800  in  Kraft  getretenen)  IL  Teile  der  kaiserlichen  Verordnung 
vom  17.  Juli  1800  enthält  der  Finanz-Ministerialerlass  vom  21.  Juli 
1800,  R.-G.-B.  130,  welcher  durch  die  Finanz-Ministerialverordnung 
vom  30.  November  1800,  R.-G.-B  238,  den  Finanz-Ministerialerlass 
vom  30.  August  1000,  R.-G.-B.  143,  und  die  Finanz- Ministerial- 
verordnungen  vom  13.  Juni  1001,  R.-G.-B.  07,  und  vom  25.  November 
1001,  R.-G.-B.  103,  mehrfache  Abänderungen  erfahren  hat. 

Zufolge  des  VII.  Teiles  der  zitierten  kaiserlichen  Verordnung 
(in  Wirksamkeit  seit  1.  August  1800)  kann  die  Regierung  ge- 
werblichen Unternehmungen  zur  Herstellung  alkoholhaltiger  Aus- 
fuhrwaren den  abgabefreien  Bezug  von  Branntwein  bewilligen. 

Die  diesbezüglichen  Vollzugsbestimmungen  enthält  der  Finanz- 
Ministerialerlass  vom  20.  Juli  Lsoo,  R.-G.-B.  120,  teilweise  ab- 
geändert durch  die  Finanz -Ministerial Verordnungen  vom  13.  Juni 
1001.  R.-G.-B.  07,  und  vom  10.  März  1002,  R.-G.-B.  05,  sowie  durch 
den  Finanz-Ministerialerlass  vom  5.  Mai  1002,  R.-G.-B.  102. 

Durch  die  kaiserliche  Verordnung  vom  10.  Juli  1000,  R.-G.-B. 
127,  wurde  die  individuelle  Verteilung  jener  Alkoholmenge,  welche 
von  den  unter  die  Konsnmabgabe  fallenden  Branntweinbrennereien 
in  je  einer  Betriebsperiode  zum  niedrigeren  Satze  der  Konsumabgabe 
erzeugt  werden  darf  (Kontingentverteilnng),  für  je  einen  Zeitraum  von 
vier  aufeinander  folgenden  Betriebsperioden,  und  zwar  von  der  Betriebs- 
periode 1000  Ol  angefangen,  neu  geregelt.'2)   Es  handelte  sich  dabei 

')  Das  ist  für  die  Zeit  vom  1.  September  des  einen  bis  Ende  August 
des  nächstfolgenden  Jahres. 

3)  Für  die  Betriebsperiode  1890/1900  war  durch  den  III.  Teil  der 
kaiserlichen  Verordnung  vom  17.  Juli  1800.  R.-G.-B.  120,  die  Wirksamkeit 
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insbesondere  darnni,  für  die  Kontingentierung  der  zahlreichen  im 
Laufe  der  letzt  vorhergegangenen  Kontingent- Yerteilungsperiode  neu 
entstandenen  landwirtschaftlichen  Brennereien  vorzusorgen, 
für  welche  die  gemäss  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  17.  Juli 
181*;».  R.-G.-B.  120,  seit  1.  September  1S**I»  eingetretene  Erhöhung 
des  (Tesamtkontingent.es  um  rund  20000  hl  bei  weitem  nicht  aus- 
reichte. Zu  diesem  Behufe  wurde  eine  Kürzung  der  Kontingente 
aller  bestehenden  Brennereien  vorgenommen,  welche  bei  den  land- 
wirtschaftlichen ca.  2°  „,  bei  den  gewerblichen  ca.  12°  0  des  Be- 
teilungsmafsstabes  betrug. 

Das  (Wtz  vom  8.  Juli  1001,  R.-U.-B.  8t»,1)  erhöhte  ab 
1.  September  10ol  das  Ausmals  der  Branntweinausgabe,  und  zwar 
jenes  der  Produktionsabgabe  und  des  niedrigen  Satzes  der  Konsnm- 
abgabe  von  70  h  auf  5>0  h,  jenes  des  höheren  Satzes  der  Konsum- 
abgabe von  00  h  auf  1  K  10  h  für  jeden  Hektolitergrad  (Liter) 
Alkohol.  Diese  (zu  den  die  Sanierung  der  Landesfinanzen  be- 
zweckenden Massnahmen  zählende)  Abgabenerhöhung  kommt  in  der 
Zeit  vom  1.  September  1001  bis  :il.  Dezember  1000  den  Landes- 
fonds jener  Länder,  in  welchen  während  des  erwähnten  Zeitraumes 
keinerlei  Landesauflagen  auf  gebrannte  geistige  Flüssigkeiten  er- 
hoben werden,  nach  einem  zugleich  festgesetzten  Prozentual- 
schlüssel in  der  Weise  zugute,  dass  denselben  aus  dem  Bruttoertrage 
der  Branntweinabgabe  (Produktions-  und  Konsumabgabe)  abzüglich 
der  Gefällsrückgaben  und  Restitutionen  jene  Summe  überwiesen  wird, 
welche  auf  den  Teilbetrag  von  je  20  h  der  erhöhten  Abgabesätze 
entfällt.  Im  Laufe  des  Jahres  1000  ist  eine  neuerliche  gesetzliche 
Regelung  der  obigen  Zuweisungen  an  die  Länder  vorzunehmen. 

Zur  Durchführung  der  für  die  vor  dem  Termine  der  Abgabe- 
erhöhung bereits  in  den  freien  Verkehr  übergegangenen  Branntwein- 
mengen angeordneten  Nachversteuerung  wurde  mit  dem  Finanz- 
Ministerialerlaase  vom  Dl  Juli  1001,  R.-G.-B.  10">t  ein  Regulativ 
erlassen,  zu  welchem  unter  dem  17.  August  1001,  R.-G.-B.  127,  ein 
Nachtrag  erschien. 

der  letztvorhergegangenen  (die  Betriebsperioden  1804,185)5  bis  einschliesslich 
18JJ8/5)0  betreffenden)  Branntwein-Kontingentverteilung  aufrecht  erhalten 
worden. 

0  Der  Entwurf  dieses  Gesetzes  war  ursprünglich  den  Landtagen 
vorgelegt  worden  (siehe  die  Darstellung  unter  I.  15)00» 


^ 


1136  (iosrtzL'ehunir  und  Literatur. 

y)  Zuckersteuer. 

Das  Gesetz  vom  20.  Jnni  1888.  R.-G.-B.  07,  betr.  die  Zucker- 
besteuerung.  wurde  durch  den  IV.  Teil  der  kaiserlichen  Verordnung 
vom  17.  Juli  1811!».  K.-G.-B.  120,  abgeändert.  Der  Steuersatz  wurde 
für  Rübenzucker  und  allen  Zucker  gleicher  Art  (Hohrzucker)  in  jedem 
Znstande  der  Reinheit,  mit  alleiniger  Ausnahme  von  zum  mensch- 
lichen Genüsse  nicht  geeignetem  Sirup,  von  DJ  fl.  auf  li>  fl.  =  38  K 
per  100  kg  netto  erhöht.1)  Hinsichtlich  des  Zuckers  andrer  Art 
i  Krümelzucker)  wurde  ohne  die  frühere  Unterscheidung  nach  dem 
Aggregatzustande  (1  fl.  für  flüssigen,  :j  fl.  für  festen  Krümelzucker) 
ein  einheitlicher  Steuersatz  von  3  fl.  =  (i  K  per  100  kg  netto  statuiert. 
Die  Ausfuhrbonih'kation  wnrde  für  Zucker  von  mindestens  09,3  "n 
Polarisation  mit  4  K  »JO  h,  für  Zucker  von  mindestens  00°  „  Polari- 
sation mit  3  K  2<>  h  per  100  kg  netto  festgesetzt.  Nach  dem  schon 
früher  in  Geltung  gewesenen  Systeme  sind  die  Ausfuhrbonitikationen 
mit  einem  Gosamtmaximum  begrenzt,  und  zwar  derart,  dass  im  Falle 
dieselben  für  sämtlichen  während  einer  Betriebsperiode  (das  ist 
während  der  Zeit  vom  1.  August  des  einen  bis  Ende  Juli  des  nächst- 
folgenden Jahres)  ans  dem  österreichisch-ungarischen  Zollgebiete  aus- 
geführten Zucker  den  Betrag  von  18  Millionen  Kronen  übersteigen, 
der  Mehrbetrag  von  den  Unternehmern  aller  Znckererzeugungsstätten 
rückznersetzen  ist.  Den  auf  Abschaffung  der  Zuckerexportprämien 
gerichteten  internationalen  Bestrebungen  wnrde  durch  eine  Be- 
stimmung Rechnung  getragen,  welche  den  Finanzminister  ermächtigt, 
im  Einvernehmen  mit  dem  ungarischen  Finanzminister  die  Ausfuhr- 
bonitikationen vorübergehend  oder  dauernd  zu  ermässigen  oder  voll- 
ständig zu  beseitigen,  sobald  in  anderen  Rübenzucker  erzeugenden 
Ländern,  welche  gegenwärtig  für  die  Zuckererzeugung  oder  Zncker- 
ausfuhr  eine  Urämie  gewähren,  diese  ermiissigt  oder  beseitigt  wird. 
Die  eventuelle  diesbezügliche  Vertilgung  ist  ehestens  den  beiden 
Hänsern  des  Reichsrates  vorzulegen.  (Diese  Bestimmung  ist  seither 
durch  di*  Beschlüsse  der  internationalen  Zuckerprämienkouferenz 
vom  Jahre  11*02,  deren  Resultate  nicht  in  die  Berichtsperiode  fallen, 
überholt  worden.) 

Die  Bestimmungen  des  vorstehend  besprochenen  IV.  Teiles  der 
kaiserlichen  Verordnung  vom  17.  Juli  1800.  zu  welchen  mit  dem 
Finanz-Ministerialerlass  vom  20.  Juli  1800,  R.-G.-B.  124,  eine  Voll- 

')  Siehe  darüber  die  Ausführungen  unter  1.  18S»9. 


Digitized  by  Google 


Anton  Ku:ul:  Österreich. 


1137 


zugsvorsehrift  herausgetreten  wurde,  traten  mit  1.  August  1800  in 
Wirksamkeit. 

Durch  den  —  an  demselben  Tage  in  Kraft  getretenen  —  V.  Teil 
der  zitierten  kaiserlichen  Verordnung  wurde  die  individuelle  Auf- 
teilung des  von  den  Unternehmern  der  Zuckererzetigungxstätten  in 
der  österreichischen  Reichshälfte  nach  Vorschrift  des  IV.  Teiles  zu 
leistenden  Rückersatzes  der  Ausfuhrbonifikation  neu  geregelt. 

Gemäss  dem  VII.  Teile  der  zitierten  kaiserlichen  Verordnung 
(in  Wirksamkeit  seit  1.  August  1890)  kann  die  Regierung  gewerb- 
lichen Unternehmungen  zur  Herstellung  zuckerhaltiger  Ausfuhrwaren 
den  abgabefreien  Bezug  von  Rübenzucker  bewilligen. 

Die  diesbezüglichen  Vullzngsbestimmungen  enthalt  der  Finanz- 
Ministerialerlass  vom  20.  .Juli  1800,  R.-G.-B.  126,  teilweise  ab- 
geändert  durch  die  Finanz-Miuisterial Verordnungen  vom  13.  Juni 
1001,  R.-G.-B.  07,  und  vom  10.  März  1002.  R.-G.-B.  65,  und  durch 
den  Finanz-Ministerialerlass  vom  5.  Mai  1002.  R.-G.-B.  102. 

Mit  dem  Finanz-Ministerialerlasse  vom  5.  April  1809,  R.-G.-B. 
70,  wurden  in  Abänderung  der  Anlage  A  zur  Zuckersteuer-Vollzugs- 
vorschrift vom  Jahre  18H8  Kollis  mit  ungleichem  Nettogewichte  bei 
der  unter  Raumverschlnss  erfolgenden  Ausfuhr  von  Konsumzucker 
aus  den  Zuckererzeugungsstätten  über  die  Zolllinie  zugelassen. 

Die  Finanz-Ministerialverordnung  vom  25.  Oktober  1001, 
R.-G.-B.  160,  erklärte  die  Bestimmungen  des  Zuckersteuergesetzes 
als  auf  einige  im  Handel  unter  der  irrigen  Bezeichnung  ..Dextrin" 
vorkommende  Waren  anwendbar. 

Mit  dem  Finanz-Ministerialerlass  vom  31.  Oktober  1001, 
R.-G.-B.  180,  wurden  einige  Abänderungen  an  den  Zuckerbesteuerungs- 
vorschriften (betrettend  Erleichterungen  hinsichtlich  der  Überreichung 
der  im  §  14  des  Zuckersteuergesetzes  vorgeschriebenen  Schriftstücke, 
Zulassung  des  Kopierverfahrens,  Führung  mehrerer  Verschleiss- 
register,  Vereinfachung  der  Kontrolle  bei  Einlagerung  unversteuerter 
Znckererzeugnisse  und  Erhöhung  des  Maximalgewichtes  der  Zucker- 
rauster)  vorgenommen. 

t5|  Mineralölsteuer. 

Mit    den  Finanz -Ministerialerlässen  vom  23.  .Januar  1000, 
R.-G.-B.  20,  und  vom  10.  Dezember  1000,  R.-G.-B.  213,  wurden 
Bestimmungen  über  den  steuerfreien  Bezug  von  raffiniertem  Mineralöl 
Jahrbuch  der  Internat.  Vereinigung.  6.  u.  7.  Bd.  72 
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unter  der  Dichte  von  770  (Oad  (Bonzin)  zum  Motorenbetriebe  bezw. 
zur  Wärmeerzeugung  für  industrielle  Zwecke  getroffen. 

Zur  Erzeugung  von  elektrischem  Licht  dürfen  die  mit  steuer- 
freiem Benzin  gespeisten  Motoren  nur  insoweit  benutzt  werden,  als 
die  zu  beleuchtenden  Lokalitäten  zu  eben  jener  Betriebsstätte  ge- 
hören, in  welcher  diese  Motoren  aufgestellt  sind.  Ausser  den  in 
beiden  Erlassen  für  das  Ansuchen  und  die  Betriebsverwendung:  vor- 
gezeichneten Bedingungen  werden  weitere  zur  W  ahrung  der  (ietalls- 
interessen  nötig  erseheinende  Kontrollmassregeln  vorbehalten. 

*•)  Abgabe  für  Salz  (Staatsmonopol). 

Die  Verordnung  der  Ministerien  der  Finanzen,  des  Handels 
und  des  Ackerbaues  vom  Mai  \HW,  K.-ti.-B.  1<»Ö.  änderte  die 
Bestimmungen  über  die  Einfuhr  von  Dungsalzen. 

Mit  der  Finanz-Ministerialverordnung  vom  U.  Dezember  11KM». 
K.-ti.-B.  212.  wurde  für  die  Jahre  1!»01 — 1!«»3  ein  neuer  Verschleiss- 
tarif  für  sogen.  Fabriksalz  kundgemacht. 

Im  Vergleich  mit  den  nationalökonomischen  und  tinanzwirt- 
schaftliehen  (irnndsätzen.  welche  bei  anderen  staatlichen  Betrieben, 
aber  auch  bei  anderen  Monopolen  beobachtet  scheinen.1)  sind  die 
Inlandsalzpreise  um  so  mehr  zu  hoch  gegriffen,  als  das  Salz  ein  für 
jedermann  gleich  unentbehrlicher  Artikel  ist.  Analoges  gilt  auch 
vom  Viehsalz.  Bücksichtlich  des  letzteren  erscheint  die  Vermehrung 
der  Verschleissstellen  dringend.  Diesfältige  Beformen  sollen  in 
Vorbereitung  sein. 

Die  Änderung  der  Versehleisspreise  einiger  Tabaksorten 
übergehen  wir,  sowie  überhaupt  alle  rein  verwaltungst ethnischen 
Details.  Die  Monopole,  namentlich  das  Tabakmonopol,  liefern 
wachsende  Beinert  rage. 

Die  Finanz-Ministerialverordnung  vom  9.  Mai  1899.  K.-Ü.-B.  M. 
traf  Bestimmungen  über  die  Entziehung  der  einem  unter  Staats- 
aufsicht stehenden  Kreditinstitute  erteilten  Ermächtigung  zur  Bürg- 
schaf tsleist ung  für  geborgte  Yerzehrungsstenern. 

c)  Zoll. 

Durch  den  VI.  Teil  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  17.  Juli 
I*!»1.».   K.-ti.-B.  120,  erfuhr  der  österreichisch -ungarische  Kinfuhr- 

')  BemerkutiL'  des  Hauptivterenten. 
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Zolltarif  hinsichtlich  der  Artikel  Zucker,  Hier,  gebrannte  geistige 
Flüssigkeiten  und  Mineralöl  eine  Abänderung.  Die  Modifikationen 
der  Zollsätze  fiir  Zucker,  Bier.  Branntwein  und  Leuchtpetrolenm 
involvierten,  von  kleinen  Abrnndungen  abgesehen,  keine  Änderung 
des  früheren  Zollausmaises;  dieselben  bestehen  vielmehr  nur  darin, 
dass  die  innere  Verbrauchsabgahe  (Verzehrungssteuer)  für  diese 
Artikel,  welche  früher  in  den  Zollsätzen  mit  inbegriffen  war,  nunmehr 
aus  den  Zollsätzen  ausgeschieden  und  separat  erhoben  und  ver- 
rechnet wird.  Eine  Zollerhöhung  fand  dagegen  hinsichtlich  des 
Rohpetroleums  statt,  indem  der  Zollsatz  (früher  2  11.  für  schweres 
und  2  tt.  4<)  kr.  für  leichtes  Rohpetroleum)  einheitlich  auf  3  fl.  50  kr. 
per  100  kg  netto  festgesetzt  wurde. 

Die  bezüglichen  Vollzugsbestinimungen  enthält  der  Finanz- 
Ministerialerlass  vom  20.  Juli  1*00,  R.-G.-B.  125,  teilweise  abge- 
ändert durch  den  Finanz-Ministerialerlass  vom  16.  August  11*01 , 
R.-G.-R.  125. 

Der  VII.  Teil  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  17.  Juli  1 
ermächtigte  die  Regierung,  Artikel,  welche  Zucker  oder  Alkohol  zu- 
gesetzt enthalten,  oder  zu  deren  Herstellung  Zucker  «der  Alkohol 
verwendet  wird  und  für  deren  Similäre  im  Inlande  kein  abgabe- 
freier Zucker  oder  Alkohol  zur  Verfügung  steht,  bei  deren  Hinfuhr 
in  das  österreichisch-ungarische  Zollgebiet  mit  einem  der  Höhe  der 
inländischen  Zucker-  bezw.  Branntweinsteuer  entsprechenden  Zoll- 
zuschlage zu  belegen.  Die  bezüglichen  Vollzugsbestinimungen  enthält 
der  Finanz-Ministerialerlass  vom  20.  Juli  1899.  R.-G.-B.  127.  teil- 
weise abgeändert  durch  die  Ministerialverordnung  vom  16.  August  1901, 
R.-G.-B.  126. 

Die  Verordnung  der  Ministerien  der  Finanzen,  des  Handels 
und  des  Ackerbaues  vom  28.  März  1001,  R.-G.-B.  33,  ordnete  an, 
dass  in  Zukunft  serbisches  Getreide  zu  den  begünstigten  Zollsätzen 
des  österreichisch-serbischen  Handelsvertrages  vom  9.  August  1*92, 
R.-G.-B.  104,  nur  dann  abzufertigen  ist,  wenn  der  betreffende  Eisen- 
bahnwagen, bezw.  das  Schiff  (Schleppschiff)  oder  die  Schilfaabteil nng 
mit  der  amtlichen  Plombe  jenes  kaiserlichen  und  königlichen  Kon- 
sularorganes  verschlossen  ist,  welches  das  auf  die  Sendung  bezügliche 
Ursprungszeugnis  ausgestellt  hat, 

Mit  der  Verordnung  der  Ministerien  der  Finanzen  und  des 
Handels  vom  30.  November  1900.  R.-G.-B.  19*,  wurden  zu  Zoll- 

72* 


Digitized  by  Google 


1140 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


Zahlungen  Anweisungen  der  österreichisch-ungarischen  Bank,  welche 
auf  nach  den  bestellenden  Vorschriften  bei  Zollzahlungen  verwendbare 
Goldmünzen  lauten,1)  (sogen.  Zollgoldanweisungen)  zugelassen. 

d)  Gebühren,  Taxen  und  sonstige  Abgaben. 

Immobiliarübertragungsgebühren. 

Die  kaiserliche  Verordnung  vom  16.  August  IS! »9,  R.-G.-B.  15S, 
betreffend  Gebühren  von  Vermögensübertragungen,2)  schnf  wesentliche 
Erleichterungen  in  den  Gebühren  für  die  Übertragung  von  Gebäuden 
und  landwirtschaftlichen  Besitzungen  geringeren  Weites,  welche  vom 
Eigentümer  oder  dessen  Familie  selbst  benutzt  oder  bewirtschaftet 
werden,  führte  ferner  auf  dem  Gebiete  des  Immobiliarverkehrs  im 
allgemeinen  eine  gerechtere  Verteilung  der  Gebührenlast  herbei  und 
traf  eine  Anzahl  von  Massregeln  zur  Sicherung  der  Verlassenschafts- 
gebühren. Behufs  teilweisen  Ersatzes  des  beträchtlichen  Ausfalles, 
welcher  aus  der  Reform  der  Immobiliargebühren  resultiert,  wurde 
der  durch  die  Finanz-Ministerialverordnnng  vom  :J.  Mai  ls.r>0,  K- 
G.-B.  181,  nach  Massgabe  der  Vorbesitzdauer  eingeführte  Gebühren- 
nachlass  aufgehoben/') 

An  die  Stelle  der  eben  besprochenen  kaiserlichen  Verordnung 
vom  16.  August  lsiH»  ist  inzwischen  das  Gesetz  vom  18.  Juni  H«'l, 
R.-G.-B.  74,  betreffend  Gebühren  von  Vermögensübertragungen.  ge- 
treten, dessen  Bestimmungen  sich  im  wesentlichen  mit  jenen  der 
zitierten  kaiserlichen  Verordnung  decken. 

Von  den  Abweichungen  gegenüber  der  kaiserlichen  Verordnung 
ist  hervorzuheben,  dass  der  durch  letztere  aufgehobene  Gebühren» 
nachlass  nach  Massgabe  der  Vorbesitzdauer  im  Hinblick  auf  gewisse 
Besonderheiten  des  Baugeschiiftes  für  Übertragungen  von  Neu-  und 
Umbauten,  allerdings  in  erheblich  geänderter  und  beschrankter  Form, 
restituiert  wurde.') 

')  Über  die  bei  Zollzahlungen  verwendbaren  Zahlungsmittel  siehe 
unter  Münz-  und  Währungsreform. 

-)  Eine  Durchführungsvorsehrit't  zu  derselben  erschien  unter  dem 
2.  September  181)!).  R.-G.-U.  171. 

:i>  Auch  diese  §  14-Verordniing  wurde  vom  politischen  res]),  ver- 
fassungsrechtlichen Standpunkte  bereits  unter  I  gewürdigt  IIS'.!!)». 

*)  Das  Hedeiikliehe  an  dem  Gesetze,  wie  an  der  kaiserlichen  Ver- 
ordnung sind  die  vexatoriseheii  Bestimmungen  im  Verfahren  zur  Ermittelung 
der  Nachlässe.    Insbesondere  trifft  dieser  Vorwurf  die  neu  eingeführte  Wr- 
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Zu  diesem  Gesetzt'  wurden  von  den  Ministerien  der  Finanzen 
und  der  Justiz  vom  21.  Juni  1!H>1,  R.-G.-B.  7"»,  Durchführungs- 
bestimmungen erlassen. 

Die  Änderungen  des  bisher  ireltendcn  Rechtes  sind  sehr  ein- 
schneidende; jene  des  ersten  Teils  dürfen,  wenn  auch  der  grossstädtische 
Realitätenverkehr  dadurch  zu  nu vermittelt  getroffen  würde,  immer- 
hin als  ein  Fortschritt  angesehen  werden,  jene  des  zweiten  Teils  (in 
der  Fassung  des  Gesetzes  gegenüber  jener  der  Verordnung  wesentlich 
gemildert)  mögen  allerdings  als  dem  Fiskus  schwer  entbehrliche 
Kautelen  erkannt  werden,  und  inhaltlich  der  Durchführungsbe- 
stimmungen wird  man  noch  abzuwarten  haben,  ob  die  Praxis  wirk- 
lich nur  in  seltenen  Ausnahmefällen  die  Härten  des  Gesetzes  fühlen 
lässt. 

Den  Inhalt  des  ersten  Teiles  des  Gesetzes  glauben  wir  durch 
nachstehende  tabellarische  Zusammenstellung  anschaulicher  erscheinen 
zu  lassen. 

(Siehe  Tabelle  Seite  1142.) 

In  den  Fällen  1.  sind  Vorbehalte  der  Übergeber  für  sich  oder 
Geschwister  der  Übernehmer  nur  mit  dem  fünffachen  der  jährlichen 
Leistung  zu  veranschlagen,  ausser  wenn  nach  §  10  lit.  a  Gesetz  vom 
9.  Februar  18.r>0,  R.-G.-B.  öO.  ohnehin  nur  die  Bewertung  nach  der 
dreifachen  Jahresleistung  einzutreten  hat  2). 

Der  i?  8  enthält  Bestimmungen,  welche  in  der  kaiserlichen 
Verordnung  vom  16.  August  18!»i»,  K.-G.-B.  loh,  fehlten  und  wodurch 
die  Aufhebung  der  früheren  Gebührennachlässe  (nach  der  Vorbesitz- 
dauer  abgestuft)  als  eine  unvermittelte  und  unvorhergesehene  Mass- 
regel   in  ihrer  auch  den   soliden  Realitätenverkehr  schädigenden 

pflichtung  des  Erben  zur  Ablesung  eines  Manil'estationseides.  Es  ist  dies 
auch  nach  der  Fassung  des  Gesetzes  eine  ganz  neue  Gattung  von  Mani- 
festationseid, die  seitens  jemandes  geleistet  werden  inuss.  welcher  durch 
keinerlei  Verschulden  Anlas*  geboten  hat,  ihm  eine  Unredlichkeit  „uzu- 
niuten.  Die  Erben  müssen  Vermögensbekenutnis  und  Nachhissnach- 
weisungen  überreichen,  um  das  Abhandlungsgcschäft  vorwärts  zu  bringen. 

Gleichfalls  der  Steuenuoral  im  allgemeinen  kaum  förderlich  wirkt 
es,  wenn  der  Staat,  a  priori  den  Angaben  seiner  Bürger  misstrauend,  den 
gutgläubigen  Empfänger  relativ  vielleicht  sehr  geringfügiger  Geschenke 
der  Eventualität  überliefert  mangels  Erfüllung  einer  ihm  unmöglich  ohne 
spezielle  Gesetzkenntnis  erkennbaren  Anzeigepflicht  (i;  18)  peinlichem  Ver- 
dachte anheimzufallen  (Bemerkungen  des  Hauptreferentenl 
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Härte  wesentlich  gemildert  wird,  indem  für  erstmalige  Übertragungen 
an  steuerfreien  Neu-  und  Umbauten  niedrigere  Prozentsätze 
und  ••»%)  unter  gewissen,  die  blossen  Spekulationsgeschäfte  aus- 
schaltenden Voraussetzungen  zugestanden  werden.  £  4  (  :>  der 
kaiserlichen  Verordnung)  verfügt  die  Freilassung  der  neuen  Gebühren 
von  sonstigen  staatlichen  Zuschlägen,  i;  5  nimmt  Rücksicht  auf  die 
besonderen  Verhältnisse  in  Tirol.  Übertragungen  ebendort  unter- 
liegen jedoch  nach  j|  11»  bis  5.  Oktober  li'O'J  nur  den  Gebühren  von 
l1.,  bezw.  Ii1,,  statt  J  bezw.  5*  f,  befreit  das  übliche  Aus- 

geilinge  von  jeder  i'bertragungsgebühr  und  unterstellt  die  bücher- 
liche Eintragung  von  Servituten  der  Tarifpost  4'»  lit.  Ii  (früher  A). 
In  g  7  wird  verfügt,  dass  Erbteilungen  im  Zuge  der  Nachlass- 
abhandlung nicht  als  selbständige  Hechtsgeschäfte  einer  i'bertragungs- 
gebühr neben  der  mortis  causa  entfallenden  unterliegen.  Nach  §  S 
unterliegen  reale  Teilungen  sonst  eines  gemeinsamen  Vermögens 
nur  insofern  der  Übertra»ungsgebühr,  als  ein  Teilhaber  mehr  erhält, 
als  sein  ideeller  Anteil  beträgt. 

Alle  vorstehenden  Gebührenbemessungen  wurden  in  i;  9  aus- 
schliesslich den  Finanzbehörden  zugewiesen  und  durch  10  entgegen- 
stehende Normen  aufgehoben. 

Per  zweite  Teil  des  Gesetzes.  „Sicherung  der  Gebühren  von 
Nachlässen",  verfügt  in  £  11  eine  4°  ,,ige  Verzinsungspflicht  der 
entfallenden  Gebühren,  wenn  die  Nachlassnachweisung  nicht  binnen 
1  Jahre  vom  Todestag,  bezw.  vom  Zeitpunkte,  da  der  Sterbefall  den 
Gebührenpflichtigen  bekannt  wurde,  vorgelegt  wird. 

§  12  gibt  der  Finanzbehörde  das  Recht,  den  Gebührenpflichtigen 
durch  das  Abhandlungsgericht  zum  Manifestationseide  über  die  von 
ihm  erstatteten  Nachlassnachweisungen  zu  verhalten.  Pas  Gericht 
hat  nach  Einvernehmen  die  Eidesform  zu  formulieren.  Per  rechts- 
kräftig aufgetragene  Oflenbarungseid  kann  durch  Geldstrafe  bis 
Inno  K  erzwungen  werden. 

Nach  $  Vi  sind  in  den  letzten  zwei  Monaten  vom  Erblasser 
gemachte  Schenkungen  in  den  Nachlass  einzurechnen.  In  letztwilligen 
Erklärungen  erwähnte  Zuwendungen  14),  ebenso  oder  besonders 
als  Eigentum  Dritter  bezeichnete  Sachen  lö)  unterliegen  der  Nach- 
lassgebühr, sofern  es  sich  erstenfalls  nicht  um  Zuwendungen  handelt, 
die  einem  Deszendenten  nach  7*S  bis  700  B.  G.-B.  in  den  Erb- 
teil eingerechnet  werden,  und  letzterenfalls,  sofern  nicht  der  Erb- 
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lasset- Advokat,  Notar  (»der  notorisch  bekannter  Treuhänder  war  oder 
die  bezeichneten  Personen  Dienstleute.  Untergebene.  Mandanten  etc. 
des  Erblassers  waren. 

Auch  in  den  Fällen  der  fcj§  18  l-r>  kann  die  Beeidigung  der 
Parteien  und  von  Zeugen  bei  Gericht  veranlasst  werden. 

Die  Gebühren  haben  in  allen  diesen  Fällen  jene  Personen  zu 
tragen,  welchen  die  Vermögensstücke  zufallen  ($  17).  Ein  Ver- 
zeichnis dieser  Stücke  ist  in  oder  mit  den  X;iehlassnach Weisungen 
der  Finanzbehörde  vorzulegen  IS). 

Nach  5<  20  trat  dieses  Gesetz  mit  dem  Tage  der  Kundmachung: 
(also  ohne  die  sonst  übliche  Vakanz),  d.  i.  am  2r>.  Juni  U»ol,  in 
Kraft,  wodurch  die  in  dem  Gesetze  gegenüber  der  kaiserlichen  Ver- 
ordnung vom  1H.  August  erfolgten  Milderungen  wenigstens  möglichst 
rasch  zur  Geltung  kamen. 

Die  Durchführungsverordnung  bietet  nichts  Abnormes:  ans  ihr 
ist  aber,  wie  aus  den  Motiven,  die  Intention  des  Gesetzes  mitunter 
erst  deutlich  zu  entnehmen;  z.  B.  enthält  das  Gesetz  nicht  den  Be- 
griff des  „bäuerlichen"*  Betriebes,  auch  nicht  das  Wort  ..Bauer";  aus 
{5  8  Durchführungsverordnung  aber,  welcher  den  nur  vorübergehend 
persönlich  benutzten  Besitz  einer  Villa  den  im  Gesetze  getroffenen 
Fällen  gegenüberstellt,  lässt  der  wahre  Sinn  des  Gesetzes  sich  um  so 
sicherer  entnehmen.  Das  tiesetz  ergänzende  Bestimmungen  enthalten 
hauptsächlich  die  iji;  9  (Gesuchserfordernisse  ad  §  8  des  Gesetzes). 
2">  i Erlag  einer  Summe  zur  Ersparung  der  Verzugszinsen)  und  tfl 
der  Durchführungsverordnung.  Ein  Bedenken  ergibt  sich,  aber  nur 
prima  täcie.  wider  den  ij  25*.  wonach  die  kaiserliche  Verordnung 
auf  die  vor  dem  18.  Juni  P.'Ol  vorgefallenen  Vermögensübertragungen 
auch  nach  diesem  Tage  noch  Anwendung  findet,  während  der  i;  20 
des  Gesetzes  die  kaiserliche  Verordnung  vom  IN.  August  1KW  »an 
eben  diesem  Tage  ausser  Kraft"'  treten  lässt.  Es  ist  jedoch  nicht 
zu  bezweifeln,  dass  in  Übereinstimmung  mit  den  allgemeinen  Kechts- 
grundsätzen  die  Erläuterung  durch  die  Durchführungsverordnung 
allein  richtig  ist,  und  die  zitierte  Gesetzesanordnung  nur  die  materiell- 
rechtlichen  Änderungen  des  Gesetzes  im  Auge  hatte,  welche  vom 
PS.  Juni  ab  uneingeschränkt  gelten  sollen. 

Die  Finanz -Ministerial Verordnung  vom  80.  Dezember  IN'.»!'. 
R.-G.-B.  8  ex  P>oo.  regelt  die  Gebührenbemessnng  für  Vermögens- 
übertragungen von  Todes  wegen  bei  Bestand  einer  allgemeinen  für 
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den  Todesfall  geltenden  ehelichen  Gütergemeinschaft  im  wesentlichen 
dahin,  dass  die  Gebühr  vom  ganzen  Mobiliarvermögen,  vom  Immo- 
biliar  aber  nur  insoweit  zu  entrichten  ist.  als  nicht  der  überlebende 
Ehegatte  ohnehin  schon  im  bücherlichen  Besitze  des  bezüglichen 
Objektes  oder  einer  Hälfte  sich  befand. 

Sonstige  Stempel-  und  Gebührenvorschriften. 

Das  Gesetz  vom  27.  Dezember  R.-G.-R  201,  entsprach 

einem  langgehegten  Wunsche  der  Presse  durch  Aufhebung  des 
Zeitungs-  und  Kalenderstempels1)  mit  1.  Januar  li»oo. 

Mit  den  Gesetzen  vom  27.  Dezember  lMM».  R.-G.-B.  2»>2  und 
2ß:{,  wurde  die  Wirksamkeit  des  Gesetzes  vom  2<».  Dezember 
R.-G.-B.  2U2,  über  Gebührenerleiehterungen  bei  Konvertierung  von 
Geldschuldforderungen  und  des  Gesetzes  vom  H.  März  18<;s,  R.-G.- 
B.  17,  über  die  Stempel-  und  Gebührenbefreiung  bei  Arrondiernng 
von  Grundstücken  ohne  zeitliche  Beschränkung  verlängert. 

Mit  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  21».  Dezember  lss*'.», 
B.-G.-B.  208,  wurde  das  im  Jahre  lMMi  abgeschlossene  neue  Über- 
einkommen mit  Ungarn,  betreffend  die  Hegelung  des  gegenseitigen 
Verhältnisses  in  Ansehung  der  Stempel-  und  unmittelbaren  Gebühren, 
des  Verbrauchsstempels  von  Spielkarten  und  der  Taxen,  mit  der  durch 
einen  Nachtrag  vom  Jahre  1S1»8  getroffenen  Abänderung  genehmigt. 

Dieses  Übereinkommen,  welches  mit  1.  Januar  DHU*  an  die 
Stelle  des  mit  dein  Gesetz  vom  20.  März  lSOi»,  R.-G.-B.  MO.  genehmigten 
Übereinkommens  vom  Jahre  18(58  trat,  bezweckt  die  Förderung  und 
Erleichterung  des  wechselseitigen  Geschäftsverkehrs  durch  tunlichste 
Hintanhaltnng  von  Doppelbesteuerungen.  Rechtsurkunden,  Rechts- 
geschäfte und  Behelfe  sind  danach  in  der  Regel  dort  zu  vergebühren, 
wo  der  Umstand  zuerst  eingetreten  ist,  welcher  die  Gcbührenpilicht  oder 
die  Verbindlichkeit  zur  Entrichtung  einer  höheren  Gebühr  begründet. 
Die  Gesetzgebung  über  die  Besteuerung  von  Spielkarten  hat  in  beiden 
Staatsgebieten  auf  denselben  Grundlagen  hinsichtlich  der  Höhe  der 
Besteuerung  und  der  Art  der  Steuerentrichtung  zu  beruhen.  Die 
Besteuerung  von  Spielkarten  erfolgt  grundsätzlich  für  Rechnung 
jenes  Staatsgebietes,  in  welchem  die  Erzeugung  oder  die  Einfuhr 

')  Gemäss  der  imrchfiihruiiirsverordnunir  vom  2.  Januar  l'JOO. 
R.-G.-B.  4.  konnte  der  für  die  nicht  verkauften  Kalender  des  Jahres  1900 
entrichtete  Stempelbetrag  bis  Ende  September  HMK)  zurückerhoben  werden. 
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aus  <leni  Auslande  stattfindet.  Bei  einer  i'bcrfiihrung  in  das  andere 
Staatsgebiet  findet  keine  weitere  Versteuerung  statt. 

Die  beiden  Staatsgebiete  sind  1  ück-dehtlich  des  Gegenstandes 
des  i'ltereink«mniens  im  Verhältnisse  zueinander  nicht  als  Ausland 
zu  betrachten. 

Gemäss  dem  s|  47  des  i'bereinkommens  und  dem  $j  2  der  Durch- 
führungsverordnung des  Finanzministers  vom  29.  Dezember  1*99, 
K.-G.-B.  2t>9,  Huden  die  Bestimmungen  des  i'bereinkommens  sinn- 
gemäss auch  auf  das  wechselseitig  Verhältnis  Österreichs,  sowie 
l'ngarns  zu  den  Ländern  Bosnien  und  Herzegowina  Anwendung. 

Mit  der  Finanz-Ministerialverordnung  vom  11.  September  1900. 
K.-G.-B.  ir>»i.  wurden  mit  Rücksicht  auf  das  eben  besprochene  Ge- 
bührenübereinkommeii  Bestimmungen  inbetrert'  der  unmittelbar  zu 
entrichtenden  Gebühren  der  Filialen  und  Agentien  von  Versicherungs- 
und  Versorgungsanstalten  erlassen.  Die  Gebühren  von  den  durch 
diese  Filialen  und  Agentien  vermittelten  oder  abgeschlossenen  Ge- 
schäften sind  an  jenes  Staatsgebiet  nachzuweisen  und  zu  entrichten, 
in  welchem  die  betreffenden  Filialen  bezw.  Agentien  bestehen,  und 
zwar  ohne  Uücksicht  darauf,  ob  dieselben  vollständig  zur  endgültigen 
Abschliessnng  von  Geschäften  berechtigt  sind  oder  nicht.  Die  Be- 
stimmungen dieser  Ministerialverordnung  finden  auch  auf  das  wechsel- 
seitige Verhältnis  der  beiden  Heiehshälften  zu  den  Ländern  Bosnien 
und  Herzegowina  sinngemäss  Anwendung. 

Die  Finanz- Ministerialverordnung  vom  23.  Februar  19oof 
R.-G.-B.  U\.  regelte  den  amtlichen  Aufdruck  von  Stempelwertzeichen. 

Die  Finanz-Ministerialverordnung  vom  14.  -f tili  19o0,  K.-G.-B. 
12»»,  traf  Bestimmungen  Uber  die  Kinbekennung  des  dem  Gebühren- 
ä<|uivalent 1 1  unterliegenden  Vermögens,  sowie  über  die  Bemessung 
und  Entrichtung  dieser  Abgabe  für  das  Dominium  1901— DUO. 

Zufolge  Finanz-Ministerialverordnung  vom  DJ.  Dezember  1900. 
R.-G.-B.  1  ex  1901,  finden  jene  Vorschriften  der  Stempel-  und  Ge- 

Bas  I  iel)iitin  iiäi|iiivab'iit  ist  eine  durch  das  Gohiihrengesotz 
(kaiserliches  Patent  vom  1».  Februar  1*.">0.  K.-G.-B.  äO)  eingeführte,  von 
dem  Vermögen  hestiminter  juristischer  l'ersoiien  für  jede  Besitztümer  von 
zehn  Jahren  zu  entrichtend.-  Abgabe,  welche  dein  Staate  -•inen  Krsafz  für 
die  \'erni.".geiisübertragungsgehülireii  bieten  soll,  die  ihm  dadurch  entgehen, 
das«,  dieses  Vermögen  (der  rtoten  Hand")  nicht  im  Besitze  physischer 
Personen  sich  betindet.  somit  der  Gebühr  von  öfteren  Besitzverainhriwigeii 
entzogen  ist. 
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bührengesetze,  welche  für  Verhandlungen  ausserhalb  des  gerichtlichen 
Verfahrens  in  und  ausser  Streitsachen  in  Geltung  stehen,  auch  auf 
die  Verhandlungen  des  Fatentgcrichtshofes  Anwendung. 

Mit  der  Finanz-Ministcrialveiordnnng  vom  4.  .lanuar  1001, 
R.-G.-B.  »>,  wurde  einvernehiulicli  mit  dem  Justizministerium  der 
Ministerialerlass  vom  17.  August  1  s .">  1 .  R.-G.-B.  214.  betr.  die  (ie- 
biihrenbeliandlung  von  Ehepakten,  ausser  Wirksamkeit  gesetzt. 

Gebührenbefreiungen.  Diverses. 
(Gebührenbefreiungen  wurden  statuiert:  durch  das  tiesetz  vom 
8.  April  liWiO,  R.-G.-H.  71,  für  das  Elektrizitätsanlehen  der  Stadt 
Wien  (per  30  Millionen  Kronen);  durch  die  kaiserliche  Verordnung 
vom  Juni  lonn,  R.-G.-B.  KU,  für  die  durch  liergabrutsehungen 
betroffene  Gemeinde  Klappai;  durch  die  kaiserliche  Verordnung  vom 
21.  Dezember  1000,  R.-G.-B  221,  für  die  Krneuerung  der  beim 
Brande  in  Mielek  zugnmde  gegangenen  (Gerichtsakten;  endlich  durch 
die  bereits  oben  (in  dem  die  direkten  Steuern  betreffenden  Abschnitte) 
erwähnte  kaiserliche  Verordnung  vom  27.  Dezember  1  WO,  R.-G.-B.  22*. 

Die  Finanz-Ministerialverordnungen,  R.-G.-B.  214  und  250  ex 
1800,  No.  28  und  107  ex  10O1,  betr.  die  Bemessung  der  Effckten- 
umsiitzsteuer,  sind  gegenwärtig  überholt  durch  die  Finanz-Ministerial- 
verordnung  vom  11.  Februar  l!»02,  R.-G.-B.  40,  mit  welcher  neu 
verfasstc  Tabellen  (Anlagen  A  bis  C>,  enthaltend  die  (Geschäfts- 
bedingungen über  den  die  Grundlage  der  Effektenumsatzsteuer- 
bemessung  bildenden  einfachen  Schluss  der  an  den  Börsen  in  Wien. 
Frag  und  'Priest  notierten  Effekten,  publiziert  wurden. 

Mit  der  Verordnung  des  Finanz-Ministeriums  im  Einvernehmen 
mit  dem  Justizministerium  vom  10.  Dezember  10O1.  R.-G.-B.  208, 
wurden  Bestimmungen  über  die  Umrechnung  der  ausländischen  Geld- 
Korten  und  der  inländischen  Handelsmünzen  in  Kronenwährung  bei 
Bemessung  und  Entrichtung  der  Stempel-  und  unmittelbaren  Gebühren, 
sowie  der  Effektenumsatzsteuer  erlassen. 

a)  Dienergehaltsregulierung. 

Mit  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  10.  August  1800,  R.-G.-B. 
159,  wurden  die  Bezüge  der  in  die  Kategorie  der  Dienerschaft  ge- 
hörigen aktiven  Staatsdiener  vorläufig  für  die  Zeit  vom  1.  September 
bis  31.  Dezember  1899  geregelt.     Die  definitive  Neuregelung  der 
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Dienergehalre  erfolgte  mit  Gesetz  vorn  2(5.  Dezember  181*1*.  R.-G.-B. 
2",,  mit  Wirksamkeit  ab  1.  Januar  11*00.  >) 

J  Staatliche  NotstandsunterstUtzungen. 

Das  Gesetz  vom  17.  November  1899,  R.-G.-B.  2 IN,  die  kaiser- 
liche Verordnung  vom  lö.  September  1000,  R.-G.-B.  153,  und  das 
Gesetz  vom  4.  Dezember  1901.  R.-G.-B.  202,  ermächtigten  die  Re- 
gierung zur  Gewährung  von  Notstands-Unterstütznngen  und  -Vor- 
schüssen aus  .Staatsmitteln  (anlässlich  der  Roehwasserkatastrophen 
vom  September  1899  und  vom  Juli  1900,  sowie  anlässlich  sonstiger 
i'berschwemmungen  und  anderer  Elementarereignis.se). 

Das  Gesetz  vom  28.  März  1900,  R.-G.-B.  65,  ermächtigte  die 
Regierung  zur  Zugestehung  von  Erleichterungen  hinsichtlich  der 
Rückzahlung  von  staatlichen  Xotstandsvorschüssen,  sowie  zur  Be- 
willigung  von  Abschreibungen  solcher  Vorschüsse. 

}')  Veräusserung  staatlicher  Immobilien. 

Fünfzehn  Gesetze  vom  3.  Juli  1901,  R.-G.-R.  87—101,  er- 
mächtigten den  Finanzminister  zur  Veräusserung  einer  Reihe  von 
Objekten  des  unbeweglichen  Staatseigentums. 

<S)  Kassendienst. 

(Die  die  Einführung  der  Kronenwährnng  als  Landeswährung 
betreffende  allgemeine  Kassen  Vorschrift  und  die  neue  Manipulations- 
vorschrift für  den  Kassendienst  hinsichtlich  der  Personaleinkommeii- 
steuer  und  Besoldungssteuer  von  Dienst bezügen  werden  an  anderer 
Stelle  besonders  erwähnt.) 

Mit  der  Verordnung  der  Ministerien  der  Finanzen  und  der 
Justiz  im  Einvernehmen  mit  dem  obersten  Rechnungshöfe  vom  14.  Fe- 
bruar 1901,  TlAi.-B.  i:>.  wurden  die  Vorschriften  über  die  Erfolg- 
lassung  gerichtlicher  Depositen  abgeändert. 

Laut  Kundmachung  des  Finanzministeriums  vom  26.  Dezember 
1901,  R.-G.-B.  221,  wurde  auf  Grund  allerhöchster  Erschliessung  vom 
23.  Dezember  1901  das  Ministerialzahlamt  aufgelöst  und  wurden  dessen 
Geschäfte  mit  1.  Januar  1902  an  die  Staatszentralkasse  übertragen. 

Das  Gesetz  vom  22.  Dezember  1901,  R.-G.-B.  2  ex  1902,  be- 
rechtigt die  Borseiileitungen  d*1»'  Präger  Waren-  und  Effekten börse, 
sowie  der  Triester  Börse  zur  Erhebung  von  Kotegebühren  von 
Privattities  für  die  Dauer  von  25  Jahren.    Die  Kotegebühr  darf 

M  Siehe  ausführlich  bei  iL  1  a. 
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von  Aktien  höchstens  1  10"oo,  von  anderen  Effekten  höchstens  V«»0«» 
jährlich  betragen. 

e»  Der  Ausgleich. 
Den  wirtschaftlichen  Ausgleich  mit  Ungarn,  welchen  wir 
vom  politischen  bezw.  staatsrechtlichen  Standpunkte  schon  unter  I. 
betrachtet  haben,  behandeln  die  umfangreichen  kaiserlichen  Verord- 
nungen vom  17.  Juli  1899,  R.-G.-B.  120,  betreffend  die  Abänderung 
der  Gesetze  über  di|?  mit  der  industriellen  Produktion  in  enger  Ver- 
bindung stehenden  indirekten  Abgaben,  sowie  des  österreichisch- 
ungarischen Zolltarifs,  und  vom  21.  September  1x99,  R.-G.-B.  17«, 
betreffend  das  wirtschaftliche  Verhältnis  zu  den  Ländern  der  ungarischen 
Krone,  die  gänzliche  Einlösung  der  Staatsnoten,  die  Einführung  der 
Kronenwährung  als  (obligatorische)  Landeswährung,  die  Verlängerung 
des  Privilegiums  der  österreichisch-ungarischen  Bank  und  die  Ordnung 
der  Schuld  des  Staates  an  die  österreichisch-ungarische  Bank  von 
ursprünglich  HO  Millionen  Gulden. 

Die  meisten  Bestimmungen  der  zuerst  erwähnten  kaiserlichen 
Verordnung  vom  17.  Juli  1*99  wurden  bereits  oben  unter  dem 
Titel  „Indirekte  Steuern"  besprochen.1)  Zu  erwähnen  ist  hier  noch 
der  VIII.  Teil  dieser  kaiserlichen  Verordnung.  Derselbe  enthält  Pe- 
stimmungen über  die  von  den  drei  Ländergebieten  Österreich,  Ungarn, 
sowie  Bosnien  und  Herzegowina  mit  Rücksicht  auf  den  zwischen 
denselben  stattfindenden  Verkehr  mit  versteuertem  Zucker  und  Brannt- 
wein einander  zu  leistende  Abgabenvergütnng.  Diese  Pestimmungen, 
zu  welchen  mit  dem  Finanz-Ministerialerlasse  vom  20.  Juli  1899, 
R.-G.-B.  128,-)  eine  Vollzugsvorschrift  herausgegeben  wurde,  traten 
hinsichtlich  des  Zuckers  mit  1.  August,  hinsichtlich  des  Branntweins 
mit  1.  September  1800  in  Wirksamkeit.  Eine  Abänderung  derselben 
erfolgte  mit  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  20.  Dezember  1800, 
R.-G.-B.  207,  welche  zugleich  die  Abgabenvergütung  für  die  zwischen 
den  obengenannten  Ländergebieten  vorkommenden  Sendungen  von 
versteuertem  Bier  und  Mineralöl  in  analoger  Weise  regelte.  Voll- 
zugsbestimmungen zu  letzterer  kaiserlichen  Verordnung  wurden  mit 


0  Desgleichen  wurde  auch  das  im  Jahre  189«  abgeschlossene,  durch 
die  kaiserliche  Verordnung  vom  29.  Dezember  1899.  R.-G.-B.  2(»8,  ge- 
nehmigte Gebühren-Übereinkommen  mit  Ungarn  im  vorigen  Abschnitte 
bereits  besprochen. 
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dem  Finanz-Ministerialerlasse  vom  :J<>.  Dezember  ls^i»,  R.-G.-B.  270.  ^ 
getroffen. 

r)  Kaiserliche  Verordnung  vom  21.  September  1899,  R.-G.-B.  176 

Der  (bis  auf  wenige  Bestimmungen  des  I.  Teiles)  das  Ressort 
des  Finanzministeriums  tangierende  Inhalt  der  kaiserlichen  Ver- 
ordnung vom  21.  September  IM»!»,  R.-G.-B.  170.  wird  im  nach- 
stellenden dargestellt. 

Durch  den  I.  Teil  wurden  die  Stipulationen  des  österreichisch- 
ungarischen  Zoll-  und  Handelsbündnisses,  sowie  des  i;  1  des  Gesetzes 
vom  1.  Mai  1**7,  R.-G.-B.  4  7,  hinsichtlich  der  Verwendung  der 
Einnahmen  des  Zollgefälles  für  den  Fall,  dass  bis  zum  Jahre  lt*<>:> 
nicht  ein  neues  Zoll-  und  Handelsbündnis  im  Wege  eines  unter  ver- 
fassungsmässiger Mitwirkung  der  beiderseitigen  Parlamente  ge- 
schlossenen Vertrages  zustande  kommen  sollte,  bis  Ende  11  »07  als 
tatsächlicher  Zustand  unter  der  Voraussetzung  der  Reziprozität  im 
anderen  Staatsgebiete  (Reziprozitätsklausel)  aufrecht  erhalten. 

Ferner  wurde  bestimmt,  dass  die  österreichische  Reichshälfte 
zur  Bestreitung  der  gesetzlich  zugestandenen  Steuerrestitutionen  und 
Ausfuhrbonitikationen  für  Steuergegenstände,  welche  über  die  Zoll- 
linie ausgeführt  werden,  vom  1.  Januar  1900  an  nur  mit  dem  auf 
ihre  Ausfuhr  dieser  Art  entfallenden  Anteil  beizutragen  habe.  (Vor 
dem  obigen  Termin  erfolgte  die  bezügliche  Beitragsleistting  nach 
dem  Bruttoerträgnisse  der  betreffenden  Konsumabgaben  und  noch 
früher  bis  zum  Jahre  1877  nach  dem  für  die  Beitragsleistung  zum 
gemeinsamen  Staatsanfwande  geltenden  Qnotenschlfissel.) 

Valutaregulierung. 
Der  II.  Teil  ermächtigte  die  Regierung  zum  Abschlüsse 
mehrerer  die  Finalisierung  der  Münz-  und  Währungsreform  ein- 
leitender (Übereinkommen  mit  Ungarn,  sowie  eines  Additionalvertrages 
zu  dem  zwischen  den  beiden  Staatsgebieten  bestehenden  Münz-  und 
Währungsvertrage.'-)  Der  Wortlaut  dieser  Übereinkommen  (betr. 
die  gänzliche  Einziehung  der  Staatsnoten,  die  Ausprägung  von  Fünf- 

l)  Teilweise   abgeändert   durch  den  Finanz- Ministerialerlaß  vom 

1.  Februar  1902,  R.-G.-B.  52. 

-)  Abgeschlossen    auf  Grund   des   österreichischen   Gesetzes  vom 

2.  August  1892,  H.-G.-B.  127.  und  des  diesem  korrespondierenden  uuirarischen 
Gesetzartikels  XVIII  vom  Jahre  1892  am  11.  August  181)2  (Kundmachuni: 
im  K.-fi.-B.  unter  No.  132  ex  181)2). 
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kronenstüeken,  die  Ausgabe  von  Hanknoten  zu  10  K  durch  die  öster- 
reichisch-ungarische Bank  und  den  Erlag  von  Landesguldmünzen  bei 
der  österreichisch-ungarischen  Hank),  sowie  des  erwähnten,  die  Aus- 
prägung von  Fünfkronenstüoken  betiert'eiiden  Additionalvertrages 
zum  Münz-  und  Währungsvertrag  ist  in  der  kaiserlichen  Verordnung 
(erstes,  drittes,  viertes  und  fünftes  Kapitel  des  II.  Teiles»  festgesetzt. 
Diese  Übereinkommen  und  der  erwähnte  Additionalvertrag  sind  laut 
R.-G.-B.  20K  ex  1S99  mit  Wirksamkeit  ab  1.  November  1899  tat- 
sächlich abgeschlossen  worden. 

Hierdurch  wurde  vor  allem  (in  Gemässheit  des  ersten  Kapitels 
des  hier  in  Rede  stehenden  II.  Teiles  der  kaiserlichen  Verordnung) 
vereinbart,  das»  der  damals  von  der  gemeinsamen  schwebenden 
Schuld  in  .Staatsnoten  im  ursprünglichen  Betrage  von  .'112  Millionen 
Gulden  österreichischer  Währung  noch  verbliebene  Rest  per 
112  Millionen  Gulden  österreichischer  Währung  (in  .Staatenoten 
ä  5  fl.  und  ">0  11.)  einzulösen  sei.1)  Zufolge  des  bezüglichen  Über- 
einkommens wurde  zunächst  die  weitere  Ausgabe  von  Staatsnoten 
durch  die  Reichszentralkasse  mit  1.  November  1899  eingestellt.  Mit 
demselben  Tage  erlosch  die  bisherig«'  eigenartige  Verbindung  der 
Partial-Hypothekaranweisungen-)  mit  dem  Umlaufe  der  Staatsnoten. 

')  Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  9.  .Juli  1894.  R.-G.-B.  15 4,  wurde 
von  der  österreichischen  Regierung  ein  Übereinkommen  mit  der  ungarischen 
Regierung  wegen  Tilgung  von  20*1  Millionen  Gulden  Staatsnnton  abge- 
schlossen. I Mosern  Übereinkommen  gemäss  wurde  mit  dein  Tage  des  Ab- 
schlusses desselben  (24.  Juli  1894.1  die  weitere  Ausgabe  von  Staatsnoten 
zu  1  fl.  eingestellt  und  wurden  diese  Staatsnoten  zur  Einlösung  einberufen 
(Finanz-Ministerial Verordnung  vom  24.  Juli  1894,  R.-G.-B.  1öS).  Ferner 
wurde  ein  entsprechender  Betrag  von  Staatsnoten  der  anderen  Kategorion 
(zu  f>  ti.  und  zu  50  fl.)  ohne  Einberufung  durch  Zurückhaltung  bei  den 
Staatskassen  eingezogen  und  auf  diese  Weise  der  Stand  der  auf  gemein- 
same Kosten  der  beiden  Reichshälften  einzulösenden  Staatsnoten  auf 
112  Millionen  Gulden  —  224  Millionen  Kronen  reduziert.  Der  eingelöste 
Staatsnotenbetrag  von  200  Millionen  Gulden  war  in  Gemässheit  dos  er- 
wähnten Übereinkommens  in  der  Zirkulation  durch  Einkronenstückc  im 
Gesamtbeträge  von  40  Millionen  Gulden,  sowie  Einguldenstücke  oder  Bank- 
noten österreichischer  Währung  im  Gesamtbotrage  von  1G0  Millionen 
Gulden  zu  ersetzen.  (Von  letzteren  Beträgen  wurden  7()°/0,  d.  i.  28  Millionen 
Gulden  bezw.  112  Millionen  Gulden,  von  der  österreichischen  Reichshälfte 
beigestellt.) 

*)  Die  seit  dem  Jahre  1848  bestehende  Schuld  in  Partial-Hypothekar- 
anweisungen  ist   eine  auf  den  Salinen  Gmuuden,   Aussee  und  Hallein 
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Jener  Betrag  an  Staatsmittel),  welcher  sich  vermute  der  gedachten 
bisherigen  Verbindung-  an  Stelle  von  Fartial-Hypothekaranweisungen, 
somit  über  den  erwähnten  Restbetrag-  des  eigentlichen  Staatsnoten- 
umlaufes von  1120OOOOO  fl.  im  Umlaufe  befand,  wurde  durch  das 
österreichische  Finanzministerium  innerhalb  eines  Jahres  nach  Ab- 
schlnss  des  Übereinkommens  ohne  besondere  Einberufung  eingezogen. 

Zum  Ersätze  des  Staatsnotenrestbetrages  von  112000000  fl.  — 
224  000000  K  in  der  Zirkulation  wurde  (in  (iemässheit  der  Art.  V 

hypothekarisch  ein  verleibte  Schuld  des  Staates.    Die  Partial-Hypothekar- 
an  Weisungen  (gewöhnlich  Salinenscheine  genannt) sind  antizipativ  verzinslich 
und  auf  3  oder  »»  Monate  fällig  gestellt.    Die  Verfallfrist  kann  auf  Ver- 
langen des  Inhabers  zweimal  auf  den  irleichen  Zeitraum  prolongiert  werden, 
so  dass  die  Maximal-L'mlaufszeit  eines  Salinenschcines  9  bezw.  18  Monate 
beträgt.    Zwischen  dem  L'mlaufe  der  (als  eine  schwebende  Schuld  lediglich 
der    österreichischen    Keichshälfte    anerkannteiO  Fartial-Hypothekaran- 
weisungen, deren  Gesamtmaximalbetrag  gesetzlich  auf  lOOOOOOOO  fl.  fest- 
gesetzt war.  und  jenem  der  (eine  gemeinsame  schwebende  Schuld  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie  bildenden)  Staatsnoten,  deren  gesetz- 
liches Kontingent  312000000  tl.  und  nach  Tilgung  des  früher  erwähnten 
Teilbetrages  per  200000000  fl.  noch  1 12000000  ti.  betrug,  hatte  sich  eine 
Verbindung  in  der  Weise  entwickelt,  dass  in  dem  Mafse,  als  Fartial- 
Hypothekaranweisiingeu  nicht  in  dem  ursprünglichen  Maximalbetrage  von 
lOOOOOOOO  fl.  im  l'mlaufe  wan  n,  in  der  Zirkulation  durch  Staatsnoten 
zu  ersetzen  war.  so  dass  hiernach  der  Staalsnotennmlauf  mit  dem  Maximal- 
betrage von  412000000  fl.  begrenzt   war.    Infolge  der  Aufhebung  der 
Verbindung  zwischen  den  Staatsnoten  und  den  Salinenscheinen  bildet  der 
Bestand  der  schwebenden  Staatsschuld  in  Salinenscheinen  für  die  Durch- 
führung der  Valutaregulierung  kein  Hindernis  mehr.    Die  österreichische 
Finanzverwaltung  intendiert  jedoch  nichtsdestoweniger  aus  finanzpolitischen 
Rücksichten  die  baldige  gänzliche  Beseitigung  dieses  vermöge  der  hypo- 
thekarischen  Sieherstellung  eigenartigen  Typus   verzinslicher  staatlicher 
Schatzscheine.    Nach  dem  von  der  Staatsschulden-Kontrollkommission  des 
Keicl.srates  über  den  Stand  der  schwebenden  Staatsschuld  zu  Ende  Juli  1902 
veröffentlichten  Ausweise  betrug  der  Salinenscheinumlauf  au  jenem  Tage 
nur  mehr  91  941  300  K.  wovon  »4U9Ö  K  aus  dem  Titel  der  Verjährung  als 
getilgt  abgeschrieben  sind. 

Ks  ist  also  gelungen,  nebst  der  mit  Ungarn  vereinbarten  Herab- 
minderung  der  gemeinsamen  schwebenden  Schuld  zugleich  einen  ziemlich 
«'iheblichen  Teil  der  speziellen  Schuld  der  österreichischen  Reichahülftc  in 
sogen.  „Salinenscheinen11  zu  tilgen  und  zwar  teils  durch  Verwendung  von 
Kassenständen,  welche  dank  der  Verbesserung  der  Zahlungsmodalitateu 
(Scheckverkehr  etc.)  in  dieser  Höhe  nicht  mehr  benötigt  wurden,  teils  aber 
auch  durch  eigentliche  staatliche  Mehreinnahmen :  inmitten  einer  weit  um 
sictl  greifenden  politischen  Krise  gewiss  eine  bemerkenswerte  Tatsache: 
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nnd  VI  des  eisten  Kapitels,  sowie  des  dritten  und  vierten  Kapitels 
dis  JI.  Teiles  der  kaiserlichen  Verordnung)  die  Ausgabe  von 
04OOOO00  K  Silberscheidemünzen  zu  5  K  und  von  100  OOO  000  K 
Banknoten  der  östeiTeiehiseh-ungarisehen  Hank  zu  10  K  vereinbart. 
Den  bezüglichen  Übereinkommen  gemäss  wurden  zum  Zwecke  der 
Ausprägung-  der  Fnnt'kronenstücke1)  vom  österreichischen  Finanz- 
ministerium 22400000  h\,  vom  ungarischen  Finanzministerium 
0000000  fl.  in  Einguldenstücken  gegen  Erlag  des  gesetzlichen  Gegen- 
wertes in  Zwanzigkronenstücken  bei  der  österreichisch-ungarischen 
Bank  übernommen.  Behufs  spezieller  Bedeckung  der  Zehnkronenbank- 
noten2) wurden  vom  österreichischen  Finanzministerium  112000(100  K, 
vom  ungarischen  Finanzministerium  4S00O0OÖ  K,  zusammen 
100 000« »00  K  in  Landesgoldmünzen  der  Kronenwährung  bei  der 
österreichisch-ungarischen  Bank  erlegt.1» 

Die  österreichisch -ungarische  Bank  wurde  bis  auf  weiteres 
angewiesen,  je  nach  Bedarf  Banknoten  zu  je  10  K  auch  über  den 
obigen  Betrag  ihrer  metallischen  Bedeckung  gegen  Zurückhaltung 
einer  gleichen  Summe  in  Silbermünzen  zu  5  K  behufs  Einlösung 
von  Staatsnoten  auszugeben.  Diese  Ausgabe  von  Banknoten  zu 
10  K  ist  jedoch  auf  den  Betrag  von  20000000  K  beschränkt,4) 
so  dass  die  gesamte  Ausgabe  von  Zehnkronennoten  keinesfalls  die  Summe 
von  ISO 000 000  K  übersteigen  darf.  Die  gänzliche  oder  teilweise 
Einziehung  der  Banknoten  zu  10  K  muss  von  der  österreichisch- 
ungarischen  Bank  auf  Verlangen  der  beiden  Regierungen  jederzeit 
verfügt  werden.  Die  beiden  Begierungen  haben  der  Bank  jedoch 
die  zu  dieser  Einlösung  erforderlichen  Mittel  zuzuweisen. 

V)  Die  Ausprägung  der  Fünf  kronenstücke  ist  im  2.  Kapitel  des 
II.  Teiles  der  kaiserlichen  Verordnung  normiert;  den  Wortlaut  des  bez. 
Additionalvertrages  zum  Münz-  und  Währungsvertrage  enthält  das  3.  Kapitel 
dieses  Teiles  der  kaiserlichen  Verordnung. 

Ji  Der  Wortlaut  des  Übereinkommens,  betr.  die  Ausgabe  der  Zehn- 
kronenhanknoten,  ist  im  4.  Kapitel  des  II.  Teiles  der  kaiserlichen  Ver- 
ordnung festgesetzt. 

3)  Gemäss  weiter  unten  zitierter  Verordnungen  begann  die  Ausgabe 
der  Fünfkrouenstüeke  am  15.  März  1000,  die  Ausgabe  der  Zehnkronen- 
banknoten  am  2.  September  UHU. 

*)  Tatsächlich  hat  eine  solche  Mehrausgabe  an  Banknoten  zu  10  K 
nicht  stattgefunden. 

Jahrbuch  der  Internat.  VoreluitfiniK.  f..  u.  7.  M.  7.'! 


Digitized  by  Google 


1154 


Gesetzgebung  u,,d  Literatur. 


Die  ölten  erwähnten  Erläge  von  Landesgoldmünzen  bei  der 
österreichisch-ungarischen  Bank  wurden  vom  österreichischen  Finanz- 
ministerium in  Gemässheit  der  Bestimmungen  des  G.  Kapitels  des 
II.  Teiles  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  21.  September  18fi* 
teils  aus  dem  ihm  durch  diese  Bestimmungen  zugleich  angewiesenen 
Restbetrage  per  11H31HO40K  der  seinerzeit  in  Gemässheit  des  Gesetzes 
vom  2.  August  ls'.>2.  R.-G.-B.  130,  in  gesonderter  Verwahrung 
(Gegensperre  der  Staatsschulden-Kontrollkommission)  erlegten  Landes- 
goldmünzen der  Kronenwährung,1)  teils  aus  dem  kassamässigen  Gobl- 
münzenvorrate  der  Staatskontrollkasse  bestritten. 

Die  von  den  beiden  Regierungen  in  Gemässheit  des  Überein- 
kommens vom  21.  Juli  18«»4  (auf  Grund  des  Gesetzes  vom  !*.  Juli 

')  Das  Gesetz  vom  2.  August  1H5J2.  R.-G.-B.  13(1,  ermächtigte  den 
Fiuauzminister,  zur  Beschaffung  von  effektivem  Gold  behufs  Ausprägung 
von  Landesgoldmünzen  der  Kronenwährung  im  Wege  der  Begebung  von 
durch  das  Gesetz  vom  1H.  März  187(»,  R.-G.-B.  35.  geschaffenen,  mit  1 "  0 
in  Gold  verzinslichen  Renteobligationen  (österreichische  Goldrente)  in 
effektivem  Golde  einen  Betrag  von  183456000  österreichischer  Goldgulden 
zu  erwerben,  und  bestimmte  weiter,  dass  die  aus  diesem  Goldbetrage 
sogleich  auszuprägenden  Landesgoldmünzen  der  Kronenwälirung  bis  zu 
einer  weiteren  gesetzlichen  Verfügung  in  gesonderte  Verwahrung  unter 
Gegensperre  der  Staatsschulden-Kontrollkommission  des  Reichsrates  zu 
erlegen  seien. 

Von  obiger  Ermächtigung  wurde  im  Hinblick  auf  den  erreichten 
kassamässigen  Goldvorrat  der  Staatskontrollkasse  nur  in  einem  geminderten 
l'rafange  Gebrauch  gemacht.  Es  wurden  im  ganzen  nur  150(KK)(XJ0  n. 
Goldrente  begeben  und  hierdurch  3423181)40  K  in  Zwanzigkronenstücken 
beschafft.  Von  diesen  in  die  vorgeschriebene  Verwahrung  erlegten  Landes- 
goldmünzen wurde  dem  Finanzministerium  bereits  durch  das  Gesetz  vom 
<).  Juli  18«»4.  R.-G.-B.  155,  ein  Betrag  bis  zur  Höhe  von  224000000  K  mit 
der  Massgabe  angewiesen,  denselben  ausschliesslich  für  die  Beschaffung 
des  von  der  österreichischen  Reichshälfte  beizustellenden  Teiles  (per 
112000000  H.)  der  zur  Einlösung  von  Staatsnoten  im  Gesamtbetrage  von 
200000000  H.  österreichischer  Währung  erforderlichen  Zahlungsmittel  in 
Silbergulden  oder  Ranknoten  österreichischer  Währung  durch  Erlag  von 
Zwanzigkronenstücken  bei  der  österreichisch-ungarischen  Rank  zu  ver- 
wenden. Hinsichtlich  des  zum  Zwecke  der  Einlösung  von  Einflorin- 
staatsnoten  infolge  Nichtpräseutation  solcher  Noten  mit  Ablauf  der  staat- 
lichen Einlösiingsverprlichtung  (31.  Dezember  IHWd  nicht  verwendeten 
Restbetrages  der  angewiesenen  2240UOOOO  K  wurde  durch  die  kaiserliche 
Verordnung  vom  21.  September  IHM  (II.  Teil.  (i.  Kapitel,  Art.  II)  bestimmt, 
dass  derselbe  mit  1.  .Januar  11MM)  den  Kassabeständen  der  Staatskontroll- 
kasse zuzurechnen  sei. 
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1894,  K.-G.-B.  154),  sowie  auf  Grund  des  4.  und  5.  Kapitels  des 
II.  Teiles  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  21.  September  1890  bei 
der  österreichisch-ungarischen  Hank  erlegten  Zwanzigkronenstücke 
werden  in  den  Metallschatz  der  Bank  eingerechnet.  Die  zur  speziellen 
Bedeckung  der  Zehnkronenbanknoten  erlegten  Zwanzigkronenstücke 
dürfen  von  der  Bank  nur  zur  Bedeckung  der  eben  genannten  Bank- 
noten verwendet  werden,  ohne  dass  die  Bank  berechtigt  ist,  durch 
die  Einrechnung  dieser  Erläge  in  den  Barvorrat  den  Gesamtbetrag 
des  zulässigen  Banknotenumlaufes,  entsprechend  dem  Art.  84  des  ab- 
geänderten Bankstatutes,  zu  erhöhen.  In  gleicher  Weise  dürfen  auch 
jene  nach  dem  Übereinkommen  vom  24.  Juli  1894  erlegten  Zwanzig- 
kronenstücke, deren  Gegenwert  seitens  der  Bank  nicht  in  Silberkurant, 
sondern  in  Banknoten  geleistet  wurde,  insolange  sie  nicht  ins  Eigentum 
der  Bank  übergegangen  sind,  nur  zur  Bedeckung  dieser  Banknoten 
verwendet  werden.  Die  Bank  ist  jedoch  berechtigt,  die  in  ihren 
Kassen  befindlichen  Zehnkronenbanknoten,  unter  Ausscheidung  des 
noch  nicht  gegen  Einziehung  von  Staatsnoten  ausgegebenen  Betrages 
des  Kontingents  derselben  per  160000000  K,  bei  der  Feststellung 
der  metallischen  und  bankmässigen  Bedeckung  des  Banknotenumlaufes 
(Art.  84  des  abgeänderten  Bankstatutes),  sowie  bei  der  Berechnung 
der  von  der  Bank  nach  Art.  84  des  Statutes  eintretendenfalls  zu  ent- 
richtenden Steuer  vom  Gesamtbetrage  der  im  Umlaufe  befindlichen 
Banknoten  in  Abzug  zu  bringen.1)  (Kaiserliche  Verordnung  vom 
21.  September  1800,  II.  Teil,  4.  Kap.,  Art.  III,  Z.  4,  und  5.  Kap., 
Art.  II,  Z.  2.) 

Im  künftigen  Zeitpunkte  der  obligatorischen  Aufnahme  der 
Barzahlungen  durch  die  österreichisch-ungarische  Bank  werden  a)  die 
auf  Grund  des  Gesetzes  vom  9.  Juli  1804,  K.-G.-B.  154,  sowie  des 
5.  Kapitels  des  II.  Teiles  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  21.  Sep- 
tember 1809  behufs  Beschaffung  der  zur  Staatsnoteneinlösung  be- 
nötigten Silbergulden  und  Banknoten  österreichischer  Währung  und 
die  behufs  Beschaffung  der  Silbergulden  für  die  Ausprägung  der 
Fünfkronenstücke  erlegten  Zwanzigkronenstücke,  b)  die  zur  Fundiernng 
von  Banknoten  ä  10  K  erlegten  Zwanzigkronenstücke  —  letztere 
in  dem  Betrage,  welcher  der  in  dem  betreffenden  Zeitpunkte  ge- 
statteten Maximalhöhe  des  Umlaufes  von  Zehnkronennoten  entspricht  — 

')  Die  bezüglichen  Bestimmungen  des  Art.  84  des  neuen  Bankstatutes 
werden  weiter  unten  angeführt. 
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in  das  Eigentum  der  österreichisch-ungarischen  Bank  übergehen. 
Falls  vor  Aktivierung  der  Barzahlungen  das  (verlängerte i  Bank- 
privilegium  erlöschen  oder  die  Bank  in  Liquidation  treten  sollte, 
sind  die  Zehnkronennoten  von  der  Bank  mit  den  ihr  hierfür  seitens 
der  beiden  Kegiernngen  zur  Verfügung  zu  stellenden  Zahlungsmitteln 
einzuziehen  und  die  oben  ad  a  erwähnten  Landesgoldmünzen  dem 
erlegenden  Finanzministerium  auf  dessen  Verlangen  gegen  Silber- 
knrantgeld  oder  Banknoten  wieder  zurückzustellen.  Letzteres  gilt 
hinsichtlich  der  ad  a  und  ad  b  bezeichneten  Landesgoldmünzen  auch 
für  den  Fall,  dass  die  beiden  Regierungen  von  dem  ihnen  zustehenden 
Rechte  der  (  hernähme  des  gesamten  Bankgeschäftes  (ausschliesslich 
der  HypothekeiikreditabteilungV-)  vor  Aktivierung  der  Barzahlungen 
Gebrauch  machen.  Ausserdem  können  die  ad  a  erwähnten  Erläge 
von  Zwauzigkronenstücken,  insolange  die  Bestimmungen  des  Bank- 
statutes, betreuend  die  Einlösung  der  Banknoten  gegen  gesetzliches 
Metallgeld  (Barzahlungen  der  Bank),  von  den  beiderseitigen  Gesetz- 
gebungen noch  nicht  in  Wirksamkeit  gesetzt  worden  sind,  von  den 
beiden  Regierungen  auch  auf  Grund  besonderer  gesetzlicher  Er- 
mächtigung gegen  Zurückstellung  des  gleichen  Betrages  in  Silber- 
knrantgeld  oder  Banknoten  zurückverlangt  werden.  (II.  Teil  der 
kaiserlichen  Verordnung,  4.  Kapitel,  Art.  III,  Z.  10  u.  11,  und 
Art.  V;      Kapitel,  Art.  II,  Z.  :j  u.  4,  und  Art.  III.) 

Um  des  sachlichen  Zusammenhanges  willen  sei  gleich  hier  im 
Anschlüsse  au  das  Gesagte  die  Finanz-Ministerialverordnung  vom 
10.  August  1901,  R.-G.-B.  12:!,  betr.  die  gänzliche  Einlösung  der 
gemeinsamen  schwebenden  Schuld  in  Staatsnoten  und  die  Ausgabe 
von  Banknoten  zu  je  10  K  durch  die  österreichisch-ungarische  Bank, 
angeführt.  Mit  dieser  Verordnung  wurde  die  Einberufung  und  Ein- 
lösung der  Staatsnoten  zu  5  fl.  und  zu  f>0  fl.  österreichischer  Währung 
angeordnet.  In  Gomässheit  der  bezüglichen  Bestimmungen  wurde 
die  Ausgabe  und  Verwechslung  der  Staatsnoten  zu  r»  fl.  und  zu  ö0  fl. 
seitens  der  Staatskassen  und  -Ämter  am  1.  September  19»»1  gänzlich 
eingestellt.  Die  allgemeine  Verpflichtung  zur  Annahme  der  be- 
zeichneten Staatsnoten  an  Zahlungsstatt  erlischt  mit  Ablauf  des 
28.  Februar  190'}.  Mit  diesem  Tage  wird  somit  die  durch  das  Gesetz 
vom  5.  Mai  l-SOO,  R.-G.-B.  öl,  eingeleitete  Periode  des  Zwangs- 

-)  (Im  Falle  des  Ablaufes  des  Privilegiums  oder  der  vorzeitigen 
Auflösung  der  Bank.) 
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kurses  nicht  einlöslichen  Staatspapiergeldes  gänzlich  ihren  Abschlnss 
finden,  liei  den  Staatskassen  und  -Ämtern  werden  die  Fünfflorin- 
und  Fiinfzigflorinstaatsnoten  noch  bis  Ende  August  1903  als  Zahlung 
angenommen.  Die  Einlösung  der  einberufenen  Staatsnoten  in  Ver- 
wechslung gegen  andere  gesetzliche  Zahlungsmittel,  jedoch  unter 
Ausschluss  von  Staatsnut eu,  erfolgt  seit  2.  September  1 1H»1  aus- 
schliesslich bei  den  Kassen  der  österreichisch -ungarischen  Bank, 
sowie  beim  kaiserlich  königlichen  Landeszahlamt  in  Zara.  Mit  Ende 
August  li"*07  erlischt  die  Verpflichtung  des  Staates  zur  Einlösung 
der  Fünfflorin-  und  Fünfzigflorinnoten  gänzlich.  Als  Anfangstermin 
der  Ausgabe  von  Zehnkronenbanknoten  wurde  der  2.  September  1901 
bestimmt.1) 

Zufolge  des  III.  Teiles  der  kaiserlichen  Verordnung  vom 
21.  September  1899  (Abschnitt  A)  trat  die  durch  das  Gesetz  vom 
2.  August  1892,  R.-G.-B.  12»;,-)  festgestellte  Kronenwährnng  (Gold- 
währung) mit  1.  Januar  1900  als  ausschliessliche  gesetzliche  Landes- 
währung an  die  Stelle  der  österreichischen  Währung  und  ist  seit 
diesem  Tage  die  Rechnung  in  der  Kronenwährung  allgemein  (für 
das  gesetzlich  umschriebene  Gebiet  des  öffentlichen  Wirtschaftslebens) 
obligatorisch. 

In  Durchführung  dieser  Bestimmung  wurden  mit  der  Finanz- 
Ministerialverordnung  vom  27.  Februar  1900,  R.-G.-B.  03,  nähere 
Anordnungen,  betr.  die  Anwendung  der  Kronenwährung  als  aus- 
schliesslicher Landeswährung  bei  den  entweder  unter  besonderer 
öffentlicher  Aufsicht  stehenden,  oder  zur  öffentlichen  Rechnungs- 
legung verpflichteten,  oder  öffentlichen  Zwecken  dienenden  Körper- 
schaften, Fonds,  Vereinen  und  Anstalten  (namentlich  Sparkassen, 
Banken.  Kisenbahn-  und  Schiffahrtsunternehnmngen  und  dergl.), 
getroffen. 

')  Laut  Kundmachung  in  der  „Wiener  Zeitung"  No.  179  vouiö.  Augiwt 
l!H>2  waren  Ende  Juli  1902  Fünfguldennoten  noch  im  Gesamtbeträge  von 
.'{279815  fl.  und  Flinfzigguldennoten  im  Gesamtbeträge  von  588850  fl.  im 
Umlaufe.  Der  noch  auf  gemeinsame  Kosten  der  beiden  Staatsgebiete  ein- 
zulösende Kest  der  Staatsnoten  belief  sich  am  genannten  Tage  somit  nur 
mehr  auf  3808005  n\  =  7  737333  K. 

a)  Dieses  Gesetz  und  der  demselben  korrespondierende  ungarische 
Gcsetzartikel  XVII  vom  Jahre  1892  werden  im  folgenden  kurz  als  Münz- 
und  Wahrungsgesotze  bezeichnet. 
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Zur  Durchführung  der  Kronenwährung:  in  verschiedenen  Ver- 
waltungszweigen ergingen  ferner  die  Ministerialverordnungen  R.-G.-B. 
232,  239,  240  und  27'>  ex  1899  und  34  ex  1900. 

Die  Anwendung'  der  Kronenwährung:  im  staatlichen  Kassen- 
dienste regelte  eine  mit  dem  Finanz-Ministerialerlasse  vom  26.  No- 
vember 1899.  Finanz-Ministeiialverordnungsblatt  220,  herausgegebene 
neue  allgemeine  Kassen  Vorschrift. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Einführung  der  Kronenwährung  als  aus- 
schliesslicher gesetzlicher  Landeswährung  dürfte  es  von  Interesse 
sein,  an  dieser  Stelle  —  über  den  eigentlichen,  auf  eine  Gesetzes- 
chronik der  Periode  1*99— 1001  beschränkten  Rahmen  der  gegen- 
wärtigen Übersicht  hinaus  —  die  wichtigsten  Daten  über  das  neue 
Währungssystem  rekapituliert  zu  finden. 

Münzverkehr. 

Rechnungseinheit  der  Kronenwährnng  ist  die  Krone  (K),  ein- 
geteilt in  100  Heller  (h).  Münzgrundgewicht  ist  das  Kilogramm 
mit  seiner  dezimalen  Abstufung. 

Die  Landesgold  münzen  werden  im  Mischungsverhalt nisse 
von  j*— -  Gold  und  100()  Kupfer  ausgeprägt,  Auf  1  kg  Münzgold  gehen 
2952  K,  demnach  auf  1  kg  feinen  Goldes  0280  K. 

Landesgoldmünzen  sind:  Zwanzigkronenstücke  (Gewicht  6,77r>  g 
roh,  6,098  g  fein,  Durchmesser  21  mm)  und  Zehnkronenstücke  (Ge- 
wicht 3,388  g  roh,  3,049  g  fein,  Durchmesser  19  mm.1) 

Das  Passiergewicht  der  Zwanzigkronenstücke  wurde  auf  6.74  g, 
jenes  der  Zehnkronenstücke  auf  3,37  g  festgesetzt. 

Die  Ausprägung  der  Landesgoldmünzen  erfolgt  auf  Rechnung 
des  Staates.  Zwanzigkronenstücke  werden  auch  für  private  Rechnung 
gegen  Entrichtung  einer  Prägegebühr,  welche  gemäss  Artikel  VIII 
des  Münz-  und  Währungsgesetzes  0,3  °0  des  Wertes  nicht  über- 
steigen darf,  ausgeprägt.  Die  Finanz-Ministerialverordnung  vom 
11.  August  1892,  R.-G.-B.  133,  bestimmte  diese  Prägegebühr  im  all- 

l)  Mittels  Kundmachung  der  Ministerien  der  Finanzen  und  des 
Handels  vom  20.  Juli  1900,  R.-G.-B.  132,  wurden  in  Durchführung  des 
Münz-  und  Währungsvertrages  mit  Ungarn  Normativbestimniungen  über  die 
Erzeugung  und  den  Vertrieb  der  zur  Kontrolle  des  Gewichts  der  Landes- 
goldinünzen  der  Kronenwahrung  im  öft'ontlichen  Verkehre  zu  benutzenden 
Gewichte  und  Wagen  veröffentlicht.  Über  den  Verschluss  dieser  Gewichte 
und  Wagen,  mit  welchen  am  1.  Juli  1902  begonnen  wurde,  siehe  die  Kund- 
machung K.-G.-B.  99  ex  1«H>2. 
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gemeinen  mit  0  K,  für  die  österreichisch-ungarische  Bank  mit  4  K 
per  Kilogramm  Feingold.  Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Aus- 
prägung von  Zwanzigkronenstücken  für  Privatrechnung  enthält  die 
Finauz-Ministerialverordnnng  vom  13.  Dezember  181*2,  R.-G.-B.  21*5. 
Teilungen  (Scheidemünzen)  der  Kronenwährung  sind: 

1.  Silbermünzen:  Einkronenstücke  (Mischungsverhältnis:  Silber 
und  '  Kupfer.  Rohgewicht  r>  g,  Durchmesser  23  mm),1)  Fünf- 
kronenstücke (Mischungsverhältnis:  -^*H}  Silber  und  1('H'^  Kupfer, 
Rohgewicht  24  g,  Durchmesser  30  mm);'2) 

2.  Nickelmünzen  (aus  reinem  Nickel):'1)  Zwanzighellerstücke  (Ge- 
wicht 4  g,  Durchmesser  21  mm)  und  Zehnhellerstücke  (Gewicht 
3,003  g,  Durchmesser  19  mm); 

3.  Bronzemünzen  (9">  Teile  Kupfer,  4  Teile  Zinn,  1  Teil  Zink, 
Durchmesser  11*  mm):4)  Zweihellerstücke  (Gewicht  3,333  g)  und 
Einhellerstücke  (Gewicht  1,600  g,  Durchmesser  17  nun). 

Die  Scheidemünzen  werden  nur  für  Rechnung  des  Staates  aus- 
geprägt. Die  Ausprägung  ist  (auf  die  beiden  Reichshälften  nach  dem 
Verhältnisse  von  70:30  aufgeteilt) s)  folgendermassen  kontingentiert: 

1.  Fünfkronenstücke:  Osterreich  44800000  K,  Ungarn  19 200000  K 
(II.  Teil  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  21.  September  1899, 
2.  Kapitel,  Art..  IV  und  3.  Kapitel,  Art.  II). 

2.  Einkronenstücke:  Österreich  140000000  K,  Ungarn  00000000  K 
(Art.  XIV  des  Münz-  und  Währungsgesetzes,  Art.  IX  des  Münz- 
und  Währnngsvertrages). 

3.  Nickelmünzen:  Österreich  42000000  K,  Ungarn  18000000  K 
(Art,  XVI  des  Münz-  und  Währungsgesetzes,  Art.  IX  des  Mflnz- 
und  Währungsvertrages). 

4.  Bronzemünzen:  Österreich  18200000  K,  Ungarn  78OOO0O  K 
(Art.  XVIII  des  Münz-  nnd  Währnngsgesetzes,  Art.  IX  des 
Münz-  und  Währnngsvertrages). 

v)  Ausgegeben  seit  16.  Mai  189H  (Finanz- Ministerialverordnung 
R.-G.-B.  «0  ex  1893). 

2)  Ausgegeben  seit  In.  März  1900  (Finanz-Miuisterialverordnung 
R.-G.-B.  42  ex  1900). 

3)  Ausgegeben  seit  1.  Mai  1893  (Finanz-Ministerialverordnung 
R.-G.-B.  72  ex  1893). 

<)  Ausgegeben  seit  1.  April  1893  (Finanz-Ministerialveroidnung 
R.-G.-B.  48  ex  1893). 

H  Artikel  X  des  Münz-  und  Währnngsvertrages. 
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Hinsichtlich  der  Annahme  der  Scheidemünzen  gilt  folgendes: 
Bei  den  «"»tlentlichen  Kassen  werden  die  Einkronenstücke  und  Ffinf- 
krnnenstücke  (dine  Beschränkung,  die  Nickel-  und  Bronzemünzen  bis  zum 
Betrage  von  10  K  in  Zahlung  genommen.  Ausserdem  sind  die  Teilmünzen 
lud  den  als  Verwechslungskassen  fungierenden  Kassen  im  Wege  der  Ver- 
wechslung gegen  gesetzliche  Landesmünzen  anzunehmen  (die  näheren 
Bestimmungen  darüber  enthält  der  §  00  der  allgemeinen  Kassen  Vor- 
schrift vom  20.  November  l8l»l'»,Finanz-Ministerialverordnungsblatt220j. 

Im  l'rivatverkehre  ist  die  Annahmeverpfliehtung  beschränkt 
hinsichtlich  der  Einkronenstücke  auf  50  K,  hinsichtlich  der  Fünf- 
kronenstücke auf  250  K,  hinsichtlich  der  Nickelmünzen  auf  10  K 
und  hinsichtlich  der  Bronzemünzen  auf  1  K. 

ß)  Silberkurant. 

Das  Eingnldenstück  der  österreichischen  Währung  ist  auch  in 
der  neiien  Münzordnung  als  Kurantgeld  (also  mit  unbeschränkter 
Zahlkraft)  mit  dem  gesetzlichen  Zahlwerte  von  2  K  beibehalten  (•*;  1» 
des  HL  Teiles  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  21.  .September  18!'!». 
Abschnitt  B,  betr.  die  Ordnung  des  allgemeinen  Münzverkehrs). 

Die  Ausprägung  der  Einguldenstücke  sowie  der  anderen  Silber- 
kurantmünzen  der  österreichischen  Währung  (zu  2  fl.  und  1  ,  tl.t, 
die  nach  der  im  Jahre  1879  erfolgten  Einstellung  der  Silberprägung 
für  Privatrechnung  nur  mehr  für  Rechnung  beider  Staatsverwaltungen 
vor  sich  gegangen  war,  ist  zufolge  Artikel  X  des  (Gesetzes  vom 
2.  August  181*2,  K.-G.-B.  120,  mit  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes 
(11.  August  181*2)  gänzlich  eingestellt  worden.  Das  Maximum  des 
Umlaufes  an  Einguldenstücken  österreichischer  Währung,  die  im 
Systeme  der  Kronenwährung  die  Funktion  eines  in  Zweikronenstücken 
bestehenden  Silberkurantes  haben,  wird  daher  durch  den  Betrag  der 
am  11.  August  181*2  bereits  ausgeprägten  Silberguldenstücke  be- 
stimmt. Hiervon  ist  lediglich  der  zufolge  der  früher  erwähnten 
Bestimmungen  des  II.  Teiles  der  kaiserlichen  Verordnung  vom 
21.  September  181»<»,  K.-G.-B.  170,  von  beiden  Staatsverwaltungen 
zur  Lmprägung  in  Fünfkronenstücke  zu  verwendende  Betrag  von 
32000  000  fl..  sowie  der  nicht  genau  bestimmbare  Betrag  der  durch 
Abnützung  oder  Dilatierung  aus  dem  Umlaufe  gebrachten  Silber- 
guldenstiieke  in  Abschlag  zu  bringen.1» 

')  Die  Landessilbeiinünzen  zu  2  11.  und  zu       fl.  österreichischer 
Währung   wurden    durch  das  O.setz  vom  24.  März  189H.  R.-G.-U.  42. 
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Ferner  bestehen  als  Handel  sin  Unzen  ohne  gesetzliche  Zahl- 
kraft  11  des  III.  Teiles  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  21.  Sep- 
tember ISO«*,  Abschnitt  B,  betreffend  die  Ordnung  des  allgemeinen 
Münzverkehrs  i:  die  österreichischen  Dukaten,  von  welchen  wie  bisher 
Sl  ^  Stücke  aus  einer  "Wiener  Mark  (=0,280 (»08  kg)  feinen  Goldes 
im  Feingehalte  von  23  Karat  8  (iran  ('J^',,,')  ausgeprägt  werden;1» 
die  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  '.*.  März  1870,  K.-G.-B.  22,  in  beiden 
Staatsgebieten  der  Monarchie  geprägten  Goldmünzen  zu  8  Goldguldeu 
—  20  Frs.  in  Gold  (mit  einem  Feingehalt  von  "  lu  und  einem  Roh- 
gewicht von  8,220  g),  deren  weitere  Ausprägung  durch  die  neuen 
Münz-  und  Währungsgesetze  eingestellt  wurde;  endlich  die  sogen. 
Levantinertaler  mit  dem  Bildnisse  der  Kaiserin  Maria  Theresia  und 
mit  der  Jahreszahl  17*0,  welche  auch  weiterhin,  doch  lediglich  im 
Wiener  Hanptmünzamte,  im  damaligen  Schrot  und  Korn,  12  Taler 
aus  einer  Wiener  Mark  feinen  Silbers  im  Feingehalte  von  13  Lot 
f»  Gran  (  ]IH10  j  ausgeprägt  werden. 

Der  §  13  des  III.  Teiles  der  kaiserlichen  Verordnung  vom 
21.  September  18«»«*  (Abschnitt  B,  betreffend  die  Ordnung  des  all- 

sclion  mit  1.  Juni  1893  ausser  Umlauf  gesetzt.  Die  EinlösiiugsverpflichtuuL' 
des  Staates  erlosch  hinsichtlich  derselben  mit  31.  Juli  1  St»B. 

Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  24.  März  18«.*:$.  R.-G.-B.  35»,  sind  mit 
Finanz-Ministerial  Verordnung  vom  12.  April  1894,  R.-G.-B.  53,  die  auf 
Grund  des  Münzvertrages  vom  24.  Januar  18Ö7,  R.-G.-B.  101,  geprägten 
Vereinstaler  österreichischen  Gepräges,  welche  Zahlkraft  in  österreichischer 
Währung  (einfache  Stücke  zu  l1  a  n..  Doppeltalerstücke  zu  3  tL  behalten 
hatten,  ausser  Umlauf  gesetzt  wurden.  Die  Einlösungsverpflichtuug  des 
Staates  erlosch  bezüglich  dieser  Silberkurantmünzen  am  30.  Juni  1893. 

Was  die  Scheidemünzen  österreichischer  Währung  anbelangt,  so 
erlosch  die  Einlösungsverpflichtuug  des  Staates  rücksichtlich  der  Zwauzig- 
kreuzersilbennün/.en  und  der  Vierkreuzerkupfermünzen  mit  31.  Dezember 
1S!)5  i Finanz- Ministerial Verordnung  vom  23.  Juni  1894.  R.-G.-B.  125). 
rücksichtlich  der  Zehnkreuzer-  und  Fünf kreuzcrsilbermttnzen  mit  31.  De- 
zember 1898  (Finanz- Ministerialverordnung  vom  18.  Dezember  1895, 
R.-G.-B.  192).  rücksichtlich  der  Einkreuzer-  und  Eiuhalbkreuzerkupfer- 
münzen  mit  31.  Dezember  1899  (Finanz-Ministerialverordnung  vom  9.  Juni 
1807.  R.-G.-B.  13".).  Zufolge  der  Finanz-Ministerialverordnuiigen  vom  5.  Fe- 
bruar lim.  R.-G.-B.  21  und  25,  vom  18.  Juni  1901,  R.-G.-B.  72,  und  vom 
18.  Januar  1902.  R.-G.-B.  23.  werden  jedoch  die  Scheidemünzen  zu  20  kr.. 
10  kr..  5  kr.,  1  kr.  und  V9  kr.  uoch  bis  auf  weiteres  bei  der  Staatszentral- 
kassc  und  den  Landeskassen  zum  halben  Nennwerte  eingelöst. 

')  In  Ungarn  werden  ebenfalls  Dukaten  nach  den  gleichen  Ans- 
prägiingsverhältuissen  «repräirt. 
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gemeinen  Münz  Verkehres)  ormäclit ijrt.  den  Finanzminister,  im  Ein- 
vernehmen mit  dem  Handelsminister  nnd  dem  Eisenbahnminister,  an 
Stelle  der  Münzen  der  Kronenwährung  auch  andere  Münzen  inländischen 
Gepräges  oder  Münzen  ausländischen  Gepräges,  sowie  andere  Zahlungs- 
mittel bei  allen  oder  bei  besonders  zu  benennenden  Staats-  und 
öffentlichen  Kassen  zur  Zahlung  zuzulassen.  Eine  solche  Zulassung 
muss  im  Reichsgesetzblatte  unter  Angabe  des  Zahlwertes  kund- 
gemacht werden. 

Auf  Grund  dieser  Bestimmungen  wurde  mit  Kundmachung  vom 
Mo.  Dezember  IHM,  K.-G.-B.  1  ex  P»0O,  angeordnet,  dass  bei  den 
Kassen  der  Staatsbahnen  auch  weiterhin  die  Achtgoldgulden-  und 
Viergoldguldenstücke,  die  Dukaten  österreichischer  und  ungarischer 
Prägung,  ferner  die  in  der  Geldtabelle  der  österreichischen  Staats- 
bahnen angeführten  Münz-  und  Geldsorten  der  Franks-,  der  deutschen 
Keichs-,  der  russischen  und  der  englischen  Währung  nach  Massgabe 
der  in  jener  Geldtabelle  bestimmten  Zahlkraft  anzunehmen  sind. 

Den  Noten  der  österreichisch-ungarischen  Bank  kommt  nach 
Art,  HG  des  Statutes  die  ausschliessliche  Begünstigung  zu,  dass  sie 
bei  allen  in  der  Kronenwährung  zu  leistenden  Zahlungen,  welche 
nicht  infolge  gesetzlicher  Bestimmung,  vertragsmässiger  Verpflichtung 
oder  sonstiger  Privatwillenserklärung  in  klingender  Münze  zu  leisten 
sind,  in  beiden  Staatsgebieten  der  Monarchie  von  jedermann,  sowie 
von  allen  öffentlichen  Kassen  nach  ihrem  vollen  Nennwerte  an- 
genommen werden  müssen. 

Zölle  werden  seit  1.  Januar  187«»  auf  Grund  des  in  Gold- 
gnlden  aufgestellten  Zolltarifes  in  Goldgulden  bemessen  und  sind 
gemäss  ausdrücklicher  gesetzlicher  Vorschrift  in  (im  Verorduungs- 
wege  bestimmten)  Goldmünzen  oder  in  Silbermünzen  (gleichfalls  im 
Verordnungswege  bestimmt)  mit  einem  Aufgelde  zu  entrichten,  welches 
nach  dem  Monats-Durehschnittskurse  der  Zwanzigfranksstücke  (Acht- 
goldguldenstücke) an  der  Wiener  Uörse  im  vorausgegangenen  Monate 
festgesetzt  und  verlantbart  wird.1)    Nach  dem  dermaligen  Stande 

')  Als  „Aufgeld"  —  vollkommen  verschieden  vom  Begriffe  des  Gohl- 
airios  im  Verhältnisse  zur  Kroneuwährung  —  wird  hier  jene  Zahl  von 
Silbergulden  verstanden,  um  welche  der  —  nach  dem  erwähnten  Pureh- 
schnittskurse  ermittelte  —  Wert  von  100  Goldirulden  die  Ziffer  von  ICK) 
Sillierguldon  übersteigt.  Auch  das  Goldasrio  gegenüber  der  Kronen- 
währumr,  welche  eine  wirkliehe  Goldwährung  ist.  darf  mit  dem  früheren 
Airio  nicht  verwechselt  werden.  Wir  behalten  uns  vor.  in  einem  späteren 
Berichte  auf  die  hier  massgebenden  Faktoren  näher  einzugehen. 
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der  bezüglichen  Verordnungen  sind  zu  Zollzahlungen  ausschliesslich 
folgende  Münzen  verwendbar: 

1.  Goldmünzen  nach  den  im  Sinne  des  Zollgesetzes  vom 
25.  Mai  1**2.  K.-G.-B.  47,  in  Geltung  verbliebenen  Bestimmungen 
der  Ministerialvemrdnung  vom  27.  Dezember  1878,  R.-G.-B.  142 
(zur  Durchführung  des  Art.  XIII  des  allgemeinen  Zolltarifes  vom 
27.  Juni  1878,  R.-G.-B.  07 1,  und  der  dieselben  abändernden  Ministerial- 
verordnung  vom  1.  Oktober  1900,  R.-G.-B.  160. 


Benennung  der  Münze: 

Bewertung 
bei 

Zollzahlunyen 
Goldguldeu 

Bei 

Zollzahluniren 

irefordertes 
Minimalgewicht 

8 

Österreichische  und  ungarische  Dukaten 

4.74 

3,487 

Österreichische  und  ungarische  Achtgold- 

HAK) 

6,440 

Österreichische  und  ungarische  Vierjjold- 

guldenstücke   

4,00 

3,220 

Zwanzigfranksstücke  französischen,  bel- 

gischen, italienischen,  schweizerischen. 

rumänischen  und  fürstlich  Monacoschen 

8,00 

0,440 

Zehnfranksstücke    französischen,  beiiri- 

schen,   italienischen,  schweizerischen 

und  rumänischen  Gepräges  .... 

4.00 

3,220 

Fünffranks- (Gold-) Stücke  dew-rl.    .    .  . 

2.00 

1.000 

9.88 

7.950 

3,975 

3,975 

Nach  dem  Gesetze  vom  2.  August  1892,  K.-G.-B.  126,  können 
in  österreichischen  oder  ungarischen  Goldgnlden  eflektiv  zu  leistende 
Zahlungen,  insbesondere  Zollzahlnngen,  auch  in  Landesgoldmünzen  der 
Kronenwährnng  beiderlei  Gepräges,  und  zwar  nach  dem  dem  inneren 
Werte  entsprechenden  Verhältnisse  von  42  Goldgnlden  =  100  K  in 
Landesgoldmünzen  der  Kronenwährung  (ein  Zwanzigkronenstück  = 
8  fl.  40  kr.,  ein  Zehnkronenstück  =  4  fl.  20  kr.  in  österreichischen 
oder  ungarischen  Goldgnlden)  geleistet  werden. 

2.  .Silbermünzen.  Gemäss  der  Ministerialverordnung  vom 
14.  Mai  1893,  K.-G.-B.  82,  dürfen  seit  1.  August  1893  bei  Zoll- 
zahlnngen in  Silber  nur  mehr  Silbermünzen  ä  1  fl.  österreichischer 
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Wahrung,  und  wenn  es  sieh  um  Restbeträge  unter  einem  Gulden 
österreichischer  Währung  handelt,  gangbare  Seheidemünzen  (also 
Einkronenstüeke,  sowie  Nickel-  und  Bronze-Seheidemünzen)  öster- 
reichischen oder  ungarischen  Gepräges  verwendet  werden. 

Die  obigen  Vorschriften  über  Zollbemessung  und  Zollzahlung 
blieben  nach  der  ausdrücklichen  Anordnung  des  §  3  des  III.  Teiles 
der  kaiserlichen  Verordnung  vom  21.  September  181»'.»  von  der  Ein- 
führung der  Kronenwährung  als  Landeswährung  unberührt.  (Lediglich 
die  Verrechnung  im  Zollgefälle  ist  jetzt  in  Kronenwährung  vor- 
zunehmen.) 

Im  VII.  Abschnitte  der  zur  Durchführung  des  III.  Teiles  der 
kaiserliehen  Verordnung  vom  21.  September  1890,  betr.  die  Ein- 
führung der  Kronenwährung  als  Landeswährung,  mit  dem  Finanz- 
Ministerialerlasse  vom  IG.  November  1809,  Finanz  -  Ministerial- 
verordnungsblatt  220,  erlassenen  allgemeinen  Kassenvorschrift  ist 
der  Kassenwert  verschiedener  Goldmünzen  der  Relationsparität  ent- 
sprechend festgesetzt: 

für  Dukaten  österr.  oder  ungar.  Prägung  mit  11  K  29  h 

„    Achtgoldguldenstücke  r    Ii»  _  Ol  r 

..    Viergoldguldenstücke   0  ,.  52  .. 

-    Zwanzigfranksstücke  _    19  ,.  "4  ,. 

..    Zwanzigmarkstücke  2:1  -   *>2  . 

Sovereigns  ,.   24  .  02  . 

„    zehn  Kübel  Gold  „  25  ,  89  .. 

zehn  holländische  Gulden      .    .    .    .    „    10  r  M  ,. 

..    zehn  skandinavische  Kronen     .    .    .    ..    13  ..  23 

Die  Anwendung  der  Kronenwährung  auf  die  Rechts- 
verhältnisse regelt  der  Abschnitt  C  des  III.  Teiles  der  kaiser- 
lichen Verordnung  vom  21.  September  1K99.  Nach  Ablauf  des  Jahres 
1*00  abgeschlossene  Rechtsgeschäfte  sind  danach,  wenn  keine  be- 
stimmte Währung  benannt  ist,  in  der  Kronenwährung  zu  verstehen, 
sofern  nicht  die  Absicht,  sich  einer  anderen  Währung  zu  bedienen, 
nachgewiesen  wird.  Verbindlichkeiten,  welche  infolge  gesetzlicher 
Bestimmung,  vertragsmässiger  Verpflichtung  oder  sonstiger  Privat- 
willenserklärung in  klingender  Münze  oder  in  einer  bestimmten  Sorte 
der  als  gesetzliche  Zahlungsmittel  in  österreichischer  Währung  in 
Geltung  gestandenen  Silbermünzen  zu  leisten  waren,  sind  fortan  in 
klingender  Münze  der  neuen  Währung  zahlbar.   Hiervon  abgesehen, 
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sind  vom  1.  Januar  1!KM>  an  begründete,  in  einer  bestimmten  Mün/.- 
sorte  oder  in  einer  ausländischen  Wahrung  und  zwar  effektiv  zu 
leistende  Verbindlichkeiten  in  der  bestimmten  Münzsorte  bezw.  aus- 
ländischen Währung  zu  erfüllen. 

Notenbankprivilcgium. 
Durch  den  IV.  Teil  der  in  Rede  stehenden  kaiserlichen  Ver- 
ordnung wurde  das  Privilegium  der  österreichisch-ungarischen 
Bank  unter  Abänderung  der  Statuten  der  Bank  und  der  Hypotheken- 
kreditabteilung  derselbeu1)  für  die  ganze  unmittelbare  Dauer  des 
zwischen  den  beiden  Staatsgebieten  abgeschlossenen  Münz-  und 
Währungsvertrages,  d.  i.  bis  Ende  DUO,  verlängert.  Für  den  gleichen 
Zeitraum  wurde  auch  die  Befugnis  der  österreichisch-ungarischen 
Bank  zum  Eskompte  von  Lagerpfandscheinen  (Warrants)  öffentlicher 
Lagerhäuser  verlängert.  Ferner  wurde  der  Finanzminister  zum  Ab- 
schlüsse dreier  der  kaiserlichen  Verordnung  als  integrierender  Be- 
standteil angehängter  Übereinkommen,  betreffend  die  Errichtung  neuer 
Bankfilialen  (je  zehn  in  jeder  der  beiden  Reichshälften),  die  bilanz- 
mäßige Bewertung  der  Immobilien  und  des  fundns  instruetns  der 
Bank,  und  das  allfällige  Erlöschen  des  Bankprivilegiums  mit  Knde 
11*07  (im  Falle  der  Nichterneuernng  des  Zoll-  und  Handelsbündnisses), 
sowie  zur  Verlängerung  der  Wirksamkeit  des  Übereinkommens,  be- 
treffend die  Ausdehnung  des  Privilegiums  und  der  Tätigkeit  der 
österreichisch-ungarischen  Bank  auf  Bosnien  und  die  Herzegowina 
bis  Ende  1910,  ermächtigt. 

Das  neue  Bankstatut. 
Von  den  am  Bankstatute  vorgenommenen  Änderungen  haben 
einige  die  dein  staatsrechtlichen  Verhältnisse  der  beiden  das  Noten- 
privilegium  verleihenden  Staatsgebiete  entsprechende  paritätische 
Ausgestaltung  der  Bankorganisation  innerhalb  der  durch  die  Ein- 
heitlichkeit der  Geschäftsführung  gebotenen  Begrenzung  zum  Gegen- 
stande.'2) Durch  eine  Reihe  anderer  Abänderungen  wurde  unter 
Wahrung  des  Charakters  der  Bank  als  einer  Privat-Aktiengesellschaft 

')  Das  neue  Bankstatut  wird  weiter  unten  des  Näheren  besprochen. 
Hinsichtlich  der  Abänderung  des  Statutes  der  Hypotbekenkreditabteiluiig 
sei  bloss  bemerkt,  dass  mit  derselben  hauptsächlich  den  inzwischen  in  den 
allgemeinen  Rechtsnormen,  insbesondere  betr.  das  Prozess-  und  Exckutiuus- 
recht,  eingetretenen  Änderungen  Rechnung  getragen  wurde. 

•)  Siehe  hierüber  auch  die  Bemerkungen  unter  I. 
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und  des  diesem  Charakter  entsprechenden  Selbstbestimmungsreehtes, 
mit  Rücksicht  auf  die  Funktion  der  Bank  als  wichtigsten  Mittelgliedes 
bei  Durchführung  der  Währungsreform,  dem  Staate  der  gebührende 
Einfluss  auf  dieselbe  gesichert. 

Der  Wirkungskreis  der  beiden  Bankdirektionen  in  Wien  und 
Budapest  (Art.  40  des  Statutes)  hat  eine  Erweiterung  von  dem  Gesichts- 
punkte aus  erfahren,  dass  die  Direktionen  gemäss  Artikel  11  des 
neuen  Statutes  nunmehr  aus  Mitgliedern  des  Generalrates  bestehen. 

Hinsichtlich  der  Ausübung  der  statutenmässigen  Tätigkeit  wurde 
die  Bank  ausdrücklich  verpflichtet,  in  beiden  Staatsgebieten  der 
Monarchie  gleicherweise  für  die  Regelung  des  Geldumlaufes,  die  Er- 
leichterung der  Zahlungsausgleichungen  und  die  Befriedigung  der 
kommerziellen,  industriellen,  gewerblichen  und  landwirtschaftlichen 
Kreditbedürfnisse  zu  sorgen,  vor  allem  jedoch  die  Anfrechterhaltung 
der  Barzahlungen  nach  erfolgter  gesetzlicher  Verfügung  der  Auf- 
nahme derselben  zu  sichern. 

Das  Aktienkapital  der  Bank  wurde  aus  den  Mitteln  des  Reserve- 
fonds um  30000000  K  (von  90000000  fl.  österreichischer  Währung  = 
180000000  K,  zerlegt  in  150000  Aktien  ä  000  fl.)  auf  210000000  K, 
zerlegt  in  150  000  Aktien  ä  1400  K,  erhöht.  Gleichzeitig  damit  wurden 
Devisen  im  Betrage  von  15000000  fl.  (30000000  K),  einschliesslich 
der  unter  den  Effekten  des  Reservefonds  geführten  Devisen  im  Be- 
trage von  13525160  fl.  55  kr.,  bezüglich  welcher  die  Bank  mit 
Erklärung  vom  3.  Mai  1892  auf  das  Recht  zur  Einrechnnng  der- 
selben in  den  Metallvorrat  bis  zur  endgültigen  Entscheidung  Uber 
die  Erneuerung  ihres  Privilegiums  verzichtet  hatte,  ans  dem  Reserve- 
fonds in  den  Metallschatz  übertragen  (Art,  4  und  114  des  Statutes). 
Es  bedeutet  dies  eine  Erhöhung  der  Fakultät  der  Bank  zur  (ge- 
schäftlichen) Notenausgabe. 

Im  neuen  Bankstatut  wird  ausdrücklich  angeordnet,  dass  die 
vom  Generalrat  erlassenen  Bestimmungen  über  die  Geschäftsführung 
für  sämtliche  Geschäftszweige  (nicht  bloss,  wie  bisher,  für  das 
Eskompte-  und  Darlehensgeschäft)  gleichlautend  für  sämtliche  Bank- 
plätze zu  gelten  haben.  Insbesondere  ist  der  Zinsfuss  im  Eskompte- 
und  im  Darlehensgeschäfte  vom  Generalrate  nach  freiem  Ermessen 
einheitlich  festzusetzen.  Durch  die  beiden  Regiernngskommissare 
wird  nur  überwacht,  dass  die  diesfälligen  Beschlüsse  des  General- 
rates den   formellen  Bestimmungen   des  Bankstatutes  entsprechen 
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(Art.  25  des  Statutes).  Eskomptierungen  zu  einem  anderen  als  dem 
einheitlich  festgesetzten  Zinsfusse  sind  nur  auf  Grand  eines  Be- 
schlusses des  Generalrates  oder  eines  von  diesem  hierzu  beauftragten 
Komitees  zulässig  (Art.  00  des  Statutes).  Diesfällige  Beschlüsse 
unterliegen  dem  Einspruchsrechte  der  Regierangskommissare  (Art.  52 
des  Statutes). 

Nach  dem  geänderten  Art.  55  des  Statuts  ist  die  Bank  verpflichtet, 
im  finanziellen  Dienste  des  Staates  unentgeltlich,  aber  ohne  jede  Kredit- 
gewährung an  den  Staat,  staatliche  Kassa-  und  Verwechslungs- 
geschäfte zu  besorgen. 

Eine  Reihe  von  Statutenabändernngen  hängt  mit  dem  i  bergange 
von  der  österreichischen  Währung  zur  Kronenwährung  als  Landes- 
währung zusammen.  Es  handelt  sich  dabei  nicht  bloss  um  formale 
Änderungen,  sondern  insbesondere  um  die  Ausstattung  der  Bank  mit 
jenen  Berechtigungen,  welche  es  ihr  ermöglichen,  in  ausgedehnterer 
und  kräftigerer  Weise  zur  Stabilisierung  des  gesetzlich  festgestellten 
Wertes  der  neuen  Währung  mitzuwirken.  Hierher  gehören  ins- 
besondere folgende  Änderungen: 

Eine  in  dem  Art.  56  des  Statutes  eingefügte  neue  Bestimmung 
(lit.  k)  berechtigt  die  Bank,  nicht  nur  Wechsel,  sondern  auch  Schecks 
auf  auswärtige  Plätze,  ausländische  Noten,  ferner  in  Österreich  oder 
Ungarn  zahlbare,  nicht  auf  die  Kronenwährung  lautende  Wechsel 
im  Inland  und  Ausland  anzuschaffen  und  zu  verkaufen,  sowie  Schecks 
und  Anweisungen  auf  auswärtige  Plätze  abzugeben,  im  Auslände 
Inkassi  zu  besorgen  und  Zahlungen  für  fremde  Rechnung  zu  leisten 
und  die  zur  Führung  dieser  Geschäftszweige  erforderlichen  Gut- 
haben im  Auslande  zu  halten. 

Zufolge  des  geänderten  Artikels  65  des  Bankstatutes  sind  zur 
Lombardierung  auch  nicht  auf  die  Kronenwährung  lautende,  im 
Inlande  zahlbare  Wechsel,  sowie  Wechsel  auf  auswärtige  Plätze 
(mit  einer  Verfallzeit  von  höchtens  6  Monaten)  geeignet,  Die  Be- 
lehnung von  gemünztem  oder  nngemünztem  Silber,  sowie  dessen  An- 
schaffung durch  die  Bank  darf  nur  mit  Zustimmung  des  österreichischen 
und  des  ungarischen  Finanzministers  stattfinden. 

Nach-  dem  neuen  Artikel  75  des  Bankstatutes  ist  die  Bank 
nunmehr  berechtigt,  bares  Geld  in  Noten  oder  Münze  auch  verzinslich 
(früher  nur  unverzinslich)  auf  bestimmte  oder  unbestimmte  Zeit 
gegen  Verbriefung  zu  übernehmen. 
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Berechtigten  Wünschen  der  landwirtschaftlichen  Kreise,  ihre 
Interessen  an  der  Nutzbarmachung  der  aus  dem  Zettelhankkredite 
entspringenden  Vorteile  für  die  Landwirtschaft  geltend  zu  machen, 
wurde  durch  die  der  Hank  auferlegte  Verpflichtung  Rechnung  ge- 
tragen, zu  Zensoren  auch  mit  landwirtschaftlichen  Verhältnissen 
vertraute  Personen  zu  berufen  (Art.  04  des  Statutes). 

Aus  den  Statutenbestimmungen  über  die  Banknoten  seien  die 
leitenden  Grundsätze  im  folgenden  hervorgehoben: 

Der  Gesamtbetrag  der  umlaufenden  Banknoten  muss  mindestens 
zu  zwei  Fünfteln  durch  gesetzliches  Metallgeld  österreichischer  oder 
ungarischer  Prägung  nach  seinem  Nennwert«-  oder  durch  inländische 
Handelsgoldmünzen  oder  ausländische  Goldmünzen  oder  Gold  in 
Barren,  nach  dem  Gewichte  zum  gesetzlichen  Münzfnsse  der  Kronen- 
währung unter  Abzug  der  Prägegebühr  berechnet,  der  Rest  des 
Notenumlaufes,  zuzüglich  aller  sofort  fälligen  Verbindlichkeiten,  bank- 
mässig  bedeckt  sein.  Wenn  der  Betrag  der  umlaufenden  Banknoten 
den  Barvorrat  um  mehr  als  400 OOO0OO  K  übersteigt,  so  hat  die 
Bank  von  dem  I'berschnsse  eine  Steuer  von  5  %  jährlich  an  die 
beiden  Staatsverwaltungen  und  zwar  in  demselben  Verhältnisse  und 
in  demselben  Zeitpunkte  zu  entrichten,  in  welchem  jeder  der  beiden 
Staatsverwaltungen  der  Anteil  am  Gewinne  der  Bank  auszubezahlen 
ist  (Art.  84  des  Statutes). 

In  betreff  der  Widmung  der  von  den  beiden  Regierungen  auf 
Grund  des  Übereinkommens  vom  '24.  .Juli  1804  erlegten  Zwanzig- 
kronenstücke  zur  speziellen  Bedeckung  der  seinerzeit  als  Gegenwert 
ausgefolgten  Banknoten  und  der  von  beiden  Regierungen  auf  Grund 
des  4.  Kapitels  des  II.  Teiles  der  kaiserlichen  Verordnung  vom 
21.  September  ls«M»  erlegten  Zwanzigkronenstücke  zur  speziellen 
Bedeckung  der  Zehnkronenbanknoten  siehe  oben  die  Besprechung  der 
Bestimmungen  des  II.  Teiles  der  eben  zitierten  kaiserlichen  Ver- 
ordnung. Betreffs  der  der  Bank  bis  zur  gesetzlichen  Anordnung  der 
obligatorischen  Barzahlungen  eingeräumten  Fakultät  zur  Einrechnung 
ihrer  in  Goldwährung  zahlbaren  .'{monatlichen  Wechsel  auf  aus- 
wärtige Plätze  und  ausländischen  Noten  in  den  Barvorrat  bis  zum 
II ."»ehst betrage  von  HO 000 000  K  siehe  die  weiter  unten  erwähnten 
Bestimmungen  des  Artikels  III  des  abgeänderten  Bankstatutes. 

Per  niedrigste  Appointsbetrag  der  Banknoten  wurde  (Art.  S2 
des  Statutes)  im  Interesse  der  Hartgeldzirkulation  von  10  fl.  üster- 
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viehischer  Währung  (=  20  K)  auf  50  K  erhöht.1)  Für  die  bis  zur 
gesetzlichen  Aufnahme  der  Barzahlungen  reichende  Übergangszeit 
wurden  hinsichtlich  der  Appoints  der  Banknoten  transitorische  Be- 
stimmungen getroffen.  Es  wurde  nämlich  die  Bank  berechtigt 
(Art.  III),  während  dieser  Übergangszeit  bis  zu  einem  von  den 
Finanzniinistern  der  beiden  Reichshälften  zu  bestimmenden  Betrage 
auch  Noten  zu  20  K  (10  fl.  österreichischer  Währung)  auszugeben.2) 

Neben  den  Zwanzigkronennoten  haben  die  in  Gemässheit  des 
Ii.  Teiles  (Kap.  I,  Art.  V  und  Kap.  IV)  der  kaiserlichen  Verordnung 
vom  21.  September  1800  ausgegebenen  Banknoten  zu  10  K3)  die  Be- 
stimmung, die  Bedürfnisse  nach  Zahlungsmitteln  mittlerer  Grösse  (an 
Stelle  der  eingezogenen  Staatsnoten  ä  f>  fl.)  interimistisch  zu  befriedigen. 

Der  Artikel  87  des  Bankstatutes,  betr.  die  Edelmetalleinlösung, 
bestimmt  in  seiner  neuen  Fassung,  da-ss  die  Bank  verpflichtet  ist,  Gold- 
barren gemäss  dem  gesetzlichen  Münzfusse  der  Kronenwährung  (mit 
51280  K  per  Kilogramm  Feingold)  gegen  Banknoten  bei  ihren  Haupt- 
anstalten in  Wien  und  Budapest  auf  Verlangen  jederzeit  einzulösen, 
wobei  sie  die  Goldbarren  auf  Kosten  des  Abgebers  prüfen  und 
scheiden  lassen  und  die  von  den  beiden  Regierungen  festgesetzten 
Prägegebühren  (für  die  österreichisch-ungarische  Bank  dermalen, 
wie  bereits  bemerkt,  4  K  per  Kilogramm  Feingold]  in  Abzug 
bringen  darf. 

Die  Berechtigung  der  Bank  zur  Einlösung  von  gemünztem 
und  ungemünztem  Edelmetall  ist  im  Art,  50  des  Statutes  (auch  schon 

•)  Zufolge  Ministerialerluss  vom  lö.  Mai  15)02,  R.-G.-B.  103,  wurde 
mit  der  Ausgabe  der  Bauknuten  zu  äO  K  am  2(i.  Mai  1902  begonnen. 

2)  Mit  der  Ausgabe  der  Banknoten  zu  20  K  wurde  laut  Finanz- 
Ministerialerlass,  R.-G.-B.  118  ex  1900.  am  20.  September  1900  begonnen. 
Die  Banknoten  zu  10  H.  österreichischer  Währung  wurden  zufolge  Fiuanz- 
Ministerialerlass  vom  2.  September  1901.  K.-G.-B.  13H,  von  der  Bank  mit 
Kundmachung  vom  selben  Tage  zur  Einlösung  einberufen.  Dieselben 
werden  bis  28.  Februar  1903  noch  bei  den  Haupt-  und  Zweiganstalten  der 
Bank,  sodanu  bis  31.  August  1903  nur  mehr  bei  den  Hauptanstalten  in 
Wien  und  Budapest  in  Zahlung  genommen.  Die  Umwechslung  findet  noch 
bis  31.  August  1909.  dem  Tage  der  gänzlichen  Erlöschung  der  Einlösungs- 
verpflichtung,  statt.  Vom  1.  September  1903  an  ist  jedoch  zur  Umwechslung 
bei  den  Zweiganstalten  eine  besondere  Bewilligung  deB  Generalrates  der 
Bank  erforderlich. 

3)  Die  Emission  der  Zehnkronenbanknoten  wurde  bereits  an  früherer 
Stelle  besprochen. 
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in  dessen  früherer  Gestalt'  vorgesehen.  (Zur  Einlösung  von  Silber 
ist  jedoch  nach  der  bereit»  erwähnten  neuen  Bestimmung  des  Art.  6*» 
des  Statutes  die  Zustimmung  der  Finanzminister  der  beiden  Reichs- 
hälften erforderlich.)  Für  die  Einlösung  ausländischer  Goldmünzen 
hat  die  Bank  einen  Tarif  aufgestellt,  in  welchem  die  einzulösenden 
Goldmünzen  und  der  auf  Grund  der  Münzparität  der  Kronenwährung 
kalkulierte  Einlüsnngspreis  derselben  bestimmt  sind.  Auf  Grnnd 
dieses  Tarifes  hat  die  Bank  bisher  tatsächlich,  wie  bekannt,  sehr  be- 
deutende Mengen  ausländischer  Goldmünzen  erworben. 

Gemäss  des  geänderten  Art.  111  des  Statutes  kann  die  Bank 
bei  Führung  ihrer  statntenmässigen  Geschäfte  auch  bestimmte  Münz- 
sorten oder  bares  Geld  in  Noten  oder  Münze  einer  ausländischen 
Währung  mit  der  Verbindlichkeit  der  Rückstellung  in  der  betreffenden 
effektiven  Münz-  oder  Geldsorte  übernehmen. 

Die  Aktivierung  der  Statutonbestimmungen  betreffend  die  Ver- 
pflichtung der  Bank  zur  Einlösung  ihrer  Noten  gegen  gesetzliches 
Metallgeld  (Art.  83  des  Statutes.  Aufnahme  der  Barzahlungen),  welche 
unbeschadet  des  Rechtes  der  Bank,  auch  in  der  Zwischenzeit 
Zahlungen  in  gesetzlichem  Metallgelde  zu  leisten  oder  nach  ihrem 
Ermessen  Banknoten  mit  gesetzlichem  Metallgelde  einzulösen  —  der- 
malen noch  bis  zur  Erlöschung  des  Zwangskurses  der  Staatsnoten 
in  beiden  Reichshälften  suspendiert  sind,  wurde  im  Sinne  des  Münz- 
und  Währungsvertrages  einer  besonderen  Anordnung  der  Gesetz- 
gebungen beider  Staatsgebiete  vorbehalten.1)  Bis  zur  Erlassnng  dieser 
Anordnung  ist  der  Bank  gestattet,  ihren  Besitz  an  binnen  3  Monaten 
zahlbaren  Wechseln  auf  auswärtige  Plätze  und  an  ausländischen 
Noten,  soweit  dieselben  in  Gold  oder  in  mit  Gold  gleichwertiger 
effektiver  Metall  Währung  zahlbar  sind,  bis  zum  Höchstbetrage  von 
0000(1000  K  in  den  Bestand  ihres  Barvorrates  einzurechnen.  Welche 
effektiven  Metallwährnngen  in  diesem  Sinne  als  mit  Gold  gleichwertig 
anzusehen  sind,  wird  vom  Generalrat  der  Bank  ein  vernehmlich  mit 
den  Finanzministerien  der  beiden  Reichshälften  bestimmt-)  (Art.  111 
des  Statutes). 

In  Ausfüllung  einer  bisher  im  Bankstatute  enthaltenen  Lücke 
wurde  in  den  Artikeln  54  und  10*  des  Statutes  als  Gerichtsinstanz 

')  So  auch  der  II.  Teil  der  kaiserlichen  Verordnuni:  vom  21.  Sep- 
tember lSlt'l  (1.  Kapitel.  Art.  XII). 

-)  Pennalen  die  deutsche,  französische  uml  englische  Währung. 
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für  die  Austragung  von  Streitigkeiten  zwischen  den  Staatsverwaltungen 
und  der  österreichisch-ungarischen  Bank,  insoweit  deren  Entscheidung 
niclit  dem  im  Art.  .'>:j  de?;  Statutes  normierten  Schiedsgerichte  zu- 
steht, sowie  für  die  Exekution  von  Schiedssprüchen  das  Landesgericht 
in  Wien  bezw.  der  Budapester  königliche  Gerichtshof  bestimmt. 

Auf  den  Geschäftsbetrieb  der  Bank  bezügliche  Klagen  gegen 
die  Bank  sind  —  wie  schon  nach  dem  früheren  Bankstatute  —  beim 
Wiener  Handelsgericht  bezw.  beim  Handels-  und  Wechselgericht  in 
Budapest  einzubringen.  Bezüglich  der  auf  das  Hypothekenkredit- 
geschäft Bezug  habenden  Klagen  wurde  neu  bestimmt,  dass  dieselben, 
je  nachdem  die  verpfändete  Realität  in  Osterreich  oder  in  Ungarn 
gelegen  ist,  beim  Wiener  Landesgericht  oder  beim  Budapester  könig- 
lichen Gerichtshof  einzubringen  sind,  sofern  nicht  nach  den  Vor- 
schriften der  Exekntionsordnnng  dje  Klage  beim  Exekutionsgericht 
eingebracht  werden  muss  (Art.  0.r>  des  Statutes). 

Die  früher  durch  ein  besonderes  Übereinkommen  zwischen  der 
Bank  und  den  beiden  Staatsverwaltungen  getroffene  Bestimmung 
über  die  Frist  für  die  Einbringung  des  eventuellen  Ansuchens  der 
Bank  um  Verlängerung  ihres  Privilegiums  ist  nunmehr  im  Art.  105 
des  Statutes  (auf  zwei  Jahre  vor  Ablauf  des  Privilegiums)  festgesetzt. 

Art.  107  des  neuen  Bankstatutes  behält  den  beiden  Regierungen 
vor,  einvernehmlich  mit  Genehmigung  der  beiderseitigen  Gesetz- 
gebungen, im  Falle  des  Ablaufes  des  Bankprivilegiums  oder  der  vor- 
zeitigen Auflösung  der  Bank  das  gesamte  Bankgeschäft  unter  Ab- 
trennung des  Hypothekenkreditgeschäftes,  welches  der  Bankgesellschaft 
verbleibt,  bilanzgemäss  zu  übernehmen. 

In  dem  neuen  Bankstatute  wurde  auch  die  Gewinnpartizipation 
der  beiden  Staatsverwaltungen  erhöht.  Dabei  wurde,  unter  Auf- 
lassung des  alten  Anfteilnngsverhältnisses  von  70  :  o"0,  bestimmt,  dass 
der  Gewinnanteil  an  die  beiden  Staatsverwaltungen  nach  dem  Ver- 
hältnisse auszubezahlen  ist,  in  welchem  das  Einkommen  der  Bank 
im  betreffenden  Geschäftsjahre  in  dem  einen  oder  dem  anderen  Staats- 
gebiete steuerpflichtig  war  (Art.  102  des  Statutes). 

Der  Gewinnanteil  wird  den  beiden  Staatsverwaltungen  jetzt  in 

Barem  ausbezahlt,  während  derselbe  nach  dem  alten  Bankstat ute 

von  der  sogen.  Achtzigmillionenschuld  abgeschrieben  wurde.  Diese 

Änderung  steht  mit  der  auf  Grund  der  Bestimmungen  des  IV.  Teiles 
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(2.  Kapitel)  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  21.  September  IM'!' 
erfolgten  Neuordnung  jener  Schuld  im  Zusammenhange. 

Den  diesbezüglich  zwischen  den  beiden  Regierungen  und  der 
österreichisch-ungarischen  Rank  abgeschlossenen  Vereinbarungen ') 
gemäss  zahlte  die  österreichische  Regierung  der  Rank  zum  Rehufe 
der  Reduktion  des  laut  ('hereinkommen»  vom  3.  Januar  1803  von  der 
damaligen  privilegierten  österreichischen  Nationalbank  dem  Staate 
überlassenen  Darlehens  von  ursprünglich  80  Millionen  Gulden  öster- 
reichischer Währung  und  behufs  Stärkung  des  Metallschatzes  der 
Rank  am  31.  Dezember  l8i»(j  einen  Betrag  von  30  Millionen  Gulden 
österreichischer  Währung  —  00  Millionen  Kronen  in  Landesgoldmüuzen 
zurück  (wovon  ihr  ein  Teilbetrag  von  0  Millionen  Gulden  in  "»0 
gleichen  unverzinslichen  Jahresraten  ab  1.  Januar  1900  durch  die 
ungarische  Regierung  ersetzt  wird).  Der  nach  dieser  Rückzahlung 
noch  ungetilgt  verbliebene  Darlehensbetrag  wurde  von  der  öster- 
reichisch-ungarischen Rank  durch  Abschreibung  aus  den  Mitteln  des 
Reservefonds  auf  30  Millionen  Gulden  österreichischer  Währung 
herabgemindert.  Letzterer  Darlehensrest  wurde  der  österreichischen 
Staatsverwaltung  auf  die  Duner  des  verlängerten  Bankprivilegiunis 
zinsenfrei  prolongiert. 

Falls  vor  Aktivierung  der  gesetzlichen  Rarzahlungen  das  Rank- 
privilegium  erlöschen,  oder  die  Rank  in  Liquidation  treten,  oder  die 
beiden  Staatsverwaltungen  von  ihrem  Rechte  der  Einlösung  des  Rank- 
geschäftes bei  Ablauf  des  Privilegiums  oder  vorzeitiger  Auflösung 
der  Rank  Gebrauch  machen  sollten,  so  sind  dem  österreichischen 
Finanzminister  auf  dessen  Verlangen  und  nach  Massgabe  des  vor- 
handenen bilanzmässigen  Goldvorrates  der  Rank  die  zur  Reduktion  der 
Achtzigmillionenschuld  gezahlten  Landesgoldmünzen  per  Oooooiino  K 
gegen  Erlag  des  gleichen  Betrages  in  Silberkurantgeld  oder  Rank- 
noten zurückzustellen  (Art.  11.  Z.  5  und  Art.  III  des  '>.  Kapitels  des 
II.  Teiles  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  21.  September  IN*«!»). 

y)  Quote. 

Mit  dem  allerhöchsten  Handschreiben  vom  30.  Dezember  18'.»9, 
R.-G.-R.  200,  wurde  auf  Grund  des  §  3  Gesetz  vom  21.  Dezember 
1*07,  R.-G.-B.  HO,  und  des  g  21  des  ungarischen  Gesetzartikels  XII 

')  Der  unter  dem  1.  November  18W  erfolgte  Absehlusw  dieser  Yer- 
'•iiibarungeii  wurde  iinR.-G.-H.  unter  N...208  und  25«»  ex  lHJJil  kundgemaelit. 
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vom  Jahre  1*07  für  die  ersten  sechs  Monate  des  Jahres  1000  die 
Bcitragsleistung  zur  Bestreitung  des  nach  Abschlag  des  Reinertrages 
des  als  gemeinsame  Kinnahme  behandelten  Zollgefälles  und  nach 
Vorabzug  von  2°  „  zu  Lasten  des  ungarischen  Staatsschatzes1)  ver- 
bleibenden Aufwandes  für  die  gemeinsamen  Angelegenheiten  (die  C^uote) 
für  die  österreichische  Reichshälte  mit  604"  0  und  für  Ungarn 
mit  :W:t  M,w bestimmt.'-')  Dieses  Quotenverhältnis  ist  mit  den  aller- 
höchsten Handschreiben  vom  27.  .Juni  1900,  R.-G.-B.  OH,  vom  22.  .Juni 
1001,  K.-G.-B.  70,  und  vom  20.  Juni  1902,  R.-G.-B.  120,  für  die 
Zeit  bis  Knde  .Juni  1003  aufrecht  erhalten  worden. 

Wir  gehen  diesmal  in  eine  nähere  Betrachtung  des  Budgets 
nicht  ein.  Dasselbe  ist  für  keines  der  drei  .Jahre  1800— lool  unserer 
gegenwärtigen  Berichtsperiode  auf  dem  normalen  verfassungsmässigen 
Wege  zustande  gebracht  worden:  eben  deshalb  aber  wurden  auch 
weder  im  Erfordernis,  noch  in  der  Bedeckung  irgend  belangreiche 
Änderungen  in  den  einzelnen  Posten  vorgenommen.  Dass  unter 
solchen  Umständen  die  Schlnsszirtcrn  ohne  augenfälligen  Abgang  . 
bilanzieren,  ist  -  auch  für  Mindereingeweihte  —  gleichfalls  nicht 
bemerkenswert,  wenngleich  die.  sei  es  auch  nur  formelle  Vermeidung 
eines  Deüzits  und  die  Erhaltung  des  Staatskredits,  welche  ja  zunächst 
der  tägliche  Kurszettel  beweist,  unter  so  schwierigen  innerpolitischen 
Verhältnissen  immerhin  als  hocherfreuliche  Tatsache,  als  Beweis  für 
Österreichs  wirtschaftliche  Kraft  und  Entwickclungsfähigkeit  gelten 
darf.  Die  intakte  Erhaltung  des  Staatskredits  in  Zeiten  so  schwerer 
Krise  ist  zugleich  ein  bündiger  Beweis  für  die  Richtigkeit  der  im 
ersten  Teile  dieses  Berichtes  dargelegten  Anschauungen  über  die 
Bedeutung  des  dynastischen  Bandes  für  den  Staat,  welcher  dermalen 
noch  immer  keine  andere  offizielle  Bezeichnung  fand  als  die  der  Ge- 
samtheit der  „im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder". 

Wir  werden  im  nächsten  Berichte  um  so  eingehender  das  Budget 
zu  würdigen  haben! 

')  Eingeführt  zufolge  Gesetzes  vom  8.  Juli  1871,  R.-G.-B.  4!*.  an- 
läßlich der  Inkorporierung  der  ehemaligen  Militärgrenze  in  das  ungarische 
Staatsirebiet. 

a)  Für  das  Jahr  185)0  war  mit  allerhöchstem  Handschreiben  vom 
30.  Dezember  1898,  R.-G.-B.  240.  noch  das  alte  Quotenverhältnis  von  70:30 
(nach  Abzug  von  2%  zu  Laste»  Ungarns)  aufrecht  erhalten  worden. 
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5.  Verwaltungsbereich  des  Ackerbauministeriums. 

Dieses  Ressort  war  seit  Anbeginn  bestimmt,  gelegentlich 
politischer  Systemwechsel  solche  in  der  Kombination  eines  neuen 
Kabinetts  schwer  entbehrliche  Persönlichkeiten  unterzubringen,  deren 
Entbehrlichkeit  für  sonstige  Verwaltungszweige  minder  fraglich  er- 
scheinen mochte.  Dergestalt  leiden  nicht  nur  die  unmittelbar  unter- 
stellten Interessen,  es  bilden  sich  auch  in  solchen  Zentralstellen  leicht 
mit  der  Zeit  sogen,  „allmächtige"  Sektionschefposten,  dereu  un- 
verantwortliche Allmacht  der  Ohnmacht  des  verantwortlichen  Ministers 
in  „seinem"  Fache  bald  genug  sich  zu  orientieren,  ziemlich  korrelat 
angenommen  werden  darf.  Das  Ackerbanministerinm  ist  ein  relativ 
noch  junges  Hessort.  In  den  ersten  Jahren  seines  Bestandes,  da 
weder  die  amerikanische  Konkurrenz,  noch  sonst  ernstere  Fragen 
den  österreichischen  Landwirt  sorgten,  mochte  man  wohl  nicht  allzu 
ängstlich  untersuchen,  ob  nicht  bukolische  Träumereien  oder  hervor- 
ragende sportliche  Qualifikation  auch  ausreichen,  um  sich  bei  unserer 
Landwirtschaft  „proeul  negotii*"  fühlen  zu  können!  —  Der  Um- 
schwung ist  zu  rasch  gekommen  und  die  mitunter  recht  herbe  Kritik, 
die  auch  erst  ex  post  laut  wird,  schon  deshalb  unbillig. 

Liesse  sich  wirklich  pro  präterito  mit  Anschein  von  Berechtigung 
sagen,  dass  sich  in  unserem  Ackerbauministerium  ein  „feudaler  nauch** 
von  einem  Kabinett  ins  andere  vererbt  oder,  wie  nach  altägyptischer 
(ilaubensvorstellung,  trotz  Tod  und  Wiedergeburt  fortwandere,  so 
müsste  nun  auch  um  so  gewisser  festgestellt  werden,  dass  diese 
Wanderung  in  den  alten  Räumen  nicht  mehr  wahrgenommen  werden 
kann,  ja  der  feudale  Hauch  selbst  bei  den  Krben  der  alten  feudalen 
Jagdherm  nicht  mehr  das  Verständnis  des  modernen  Wirtschafts- 
lebens trübt,  dafür  aber  in  ganz  andere  Kreise  recht  eigentlich  ein- 
gewandert ist. 

In  unserer  gegenwärtigen  Berichtsperiode  waren  es  namentlich 
zwei  legislatorische  Fragen,  welche  die  hier  angedeuteten  Gesellschafts- 
schichten  aufrüttelten:  Reform  des  Jagdrechtes  und  Reform  der 
Produktenbörse. 

Jagdrecht. 

Die  dermalen  vollständig  in  die  Kompetenz  der  Länder  fallende 
Jagdgeset /.gebung  stockt  seit  Jahren.  In  den  meisten  Ländern  gilt 
noch  das  Jagdpatent  vom  7.  März  184«.»,  K.-B.-U.  IM,  welches  zwar 
den  Grundsatz   anerkennt,  dass   das  Jagdrecht   ein  Austtuss  des 
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Eigentumsrechtes  an  Grund  und  Roden  ist.  jedoch  die  „Ausübung 
des  Jagdrechtes-  und  insbesondere  der  Gemeindejagden  vielfach  be- 
schränkt und  in  Rücksicht  auf  Umfang  und  Ermittelung  des  durch 
Jagd-  und  Wildhege  den  Landwirten  erwachsenden  Schadens  ganz 
unzulängliche  Vorschriften  enthält.  Dem  gegenüber  erscheint  das 
böhmische  Jagdgesetz  vom  1.  Juni  lKtiti,  R.-G.-R.  40,  alsein  wesentlich 
neues,  den  modernen  Anschauungen  über  die  Jagd  ziemlich  ent- 
sprechendes Gesetz.  Naturgemäss  strebten  die  einzelnen  Landtage 
»•in  dem  böhmischen  Jagdgesetze  ähnliches  zu  schaffen,  stiessen  jedoch 
hierbei  auf  beharrlichen  Widersland  in  „massgebenden  Kreisen". 
Derzeit  bildet  Rühmen  jagdrechtlich  ein  isoliertes  Gebiet  ;  Galizien, 
über  dessen  neues  Jagdgesetz  vom  .*».  März  Ls07,  R.-G.-R.  71.  wir 
seinerzeit  berichteten,  steht  in  der  Mitte:  in  allen  übrigen  Ländern 
gilt  entweder  direkt  das  oben  zitierte  Jagdpatent  mit  diversen  Zu- 
sätzen und  Modifikationen  oder  ein  neues  Jagdgesetz,  das  aber  nur 
der  Form,  nicht  dem  Inhalt  nach  wirklich  neu  ist.  Wenn  auch  die 
Alpenländer  im  ganzen  genommen  gegenüber  Rühmen  oder  gar 
Galizien  nach  Rodenbeschaflenheit,  Rodenkultur  etc.  wirklich  sehr 
verschiedenen  Charakter  aufweisen,  so  deckt  sich  doch  die  politische 
Abgrenzung  weitaus  nicht  mit  den  allenfalls  nach  agrikulturellen 
Gesichtspunkten  plausiblen  Einteilungen.  Rühmen  hat  im  Norden, 
Westen  und  Süden  zusammenhängende  Hoch  Waldungen  so  ausgedehnt 
wie  Vorarlberg  oder  Salzburg,  und  die  Mehrzahl  der  Alpenlünder 
enthalten  teils  dem  Weinbau  gewidmete  Landstriche,  teis  ausgedehnte 
Ebenen  mit  intensiv  landwirtschaftlichem  Retriebe.  So  wichtig  in 
den  eigentlichen  Hochwaldgebieten  die  Jagd  auch  vom  national- 
ökonomischen Standpunkt  erscheinen  mag,  so  unleidlich  erweisen  sich 
die  Normen  des  1840  er  Jagd  patentes  für  die  Wahrung  der  Interessen 
der  Landwirtschaft,  ja  selbst  einer  rationellen  Forstwirtschaft  in 
kulturell  vorgeschrittenen  Gebieten. 

Im  niederösterreichischen  Landtage  kamen  nun  diese  Über- 
zeugungen zum  Durchbruch;  sogar  die  Vertreter  des  Grossgrund- 
besitzes stimmten  einem  auf  den  Prinzipien  des  böhmischen  Jagd- 
gesetzes aufgebauten  Entwürfe  zu.  Seitens  der  Liebhaber  des  Jagd- 
sportes (die  ja  mit  den  Rernfsjägern  oder  Forstwirten  nicht  zusammen 
geworfen  werden  dürfen!)  wurde  angesichts  des  fast  einmütigen 
Votums  des  niederösterreichischen  Landtages,  während  die  Regierung 
noch  zögerte,  den  beschlossenen  Entwurf  zur  allerhöchsten  Sanktion 
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zu  empfehlen,  ein  ,.österreiehisohe r  Jagdtag"  einberufen,  dessen  Be- 
schlüsse die  veralteten  Anschauungen  des  Jagdpatentes  noch  über- 
boten. Aber  die  einmal  in  Fluss  geratene  Bewegung  trug  nun  doch 
Früchte;  die  Notwendigkeit  der  Voranstellung  volkswirtschaftlicher 
Rücksichten  brach  sich  Bahn,  obwohl  oder  vielleicht  gerade  weil 
die  .Tagdliebhaber  nachwiesen,  dass  ihnen  ein  Hase  10—15,  ein  Hirsch 
20— 31'nnal  »«viel  kostet,  als  deren  wahre  Werte  betragen.  Während 
wir  diese  Zeilen  schreiben,  ist  das  neue  niederösterreichische  Jagd- 
gesetz bereits  publiziert!  Die  eingehende  Besprechung  desselben 
müssen  wir  selbstverständlich  dem  Berichte  pro  H»<»2  vorbehalten. 

Getreideterminhandel. 
Nicht  unähnlich  verlief  die  Bewegung,  welche  die  Abschaffung 
des  Terminhandels  auf  unseren  Frucht-  und  Mehlbörsen  bezweckte,  nur 
wurden  die  entscheidenden  Gefechte  diesfalls  im  Reichsrate  selbst 
geliefert. 

Schon  die  mit  unleugbarem  Geschick  durchgeführte  Enquete 
über  den  Getreidehandel  führte  eine  Klärung  der  Ansichten  herbei 
und  gab  Mittel  und  Wege  an,  um  dem  die  legitimen  Funktionen 
des  Güteraustausches,  die  Landwirte  wie  die  Konsumenten  schädigenden 
„Papierwoizengesehäff  eine  Ende  zu  machen.1) 

Gleichwohl  stiessen  die  bezüglichen  Formulierungen  der  parla- 
mentarischen Referenten  auf  immer  neue  Bedenken  der  Regierungs- 
fachmänner. Erst  als  sich  herausstellte,  dass  angesichts  der  ein- 
mütigen Wünsche  aller  Parteien  ein  längeres  Widerstreben  geradewegs 
zu  einer  argen  Verschärfung  der  politischen  Lage  führen  würde, 
traten  die  Referenten  des  Ackerbauministeriums  den  Rückzug  an. 

Angesichts  dieser  grundsätzlichen  Wandlungen  der  bisherigen 
Standpunkte  in  Kardinalfragen  des  Ressorts,  wodurch  dieses  Mini- 
sterium erst  unbedingt  als  ein  Ministerium  für  den  Ackerbau  sich 
zu  betätigen  beginnt,  sind  die  in  der  Berichtsperiode  gereiften  legis- 
latorischen Leistungen  von  geringem  Belange. 

Einzelnes. 

Der  veterinärpolizeilichen  Verfügungen  (darunter  der  kaiser- 
lichen Verordnung  vom  2.  Mai  ISO*»,  R.-G.-B.  81,  zur  Abwehr  der 

')  Auch  handelsrechtliche  Fragen  kamen  dabei  zur  Erörterung  und 
wurde  insbesondere  die  längst  angefochtene  Berechtigung  des  Kommissionärs, 
seihst  als  Kontrahent  einzutreten,  lebhaft  bekämpft. 
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Schweinepest,  der  £  14-Verordnnng  vom  15.  September  1900.  K.-G.-B. 

154,  und  der  Ministerini  Verordnung  vom  IS.  September  1900,  R.-G.-B. 

155.  über  den  gleichen  Gegenstand)  wurde  schon  sub  II,  1  gedacht. 
Ahnliches,  die  Keldung  des  Viehverkehrs  mit  Ungarn,  haben  die 
im  Konnex  des  Ausgleiches  mit  Ungarn  erwähnten  Verordnungen  vom 
22.  September  ISi»!»,  K.-G.-B.  171»,  und  vom  1.  Dezember  1900. 
R.-G.-B.  202.  /.um  Gegenstande. 

Mit  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  9.  .luli  1.S99,  R.-G.-B. 
lt>0,  wurde  die  Dotation  des  Meliorationsfonds  pro  ls;»'.»  fixiert. 
Durch  Ministerialverordnung  vom  2t».  .Tuli  1899.  R.-O.-B.  1  Iii,  erlitt 
die  Prüfungsvorschrift  für  den  forsttechnischen  Staatsdienst  eine 
Änderung.  Mit  der  Ministerialverordnung  vom  9.  Oktober  1899. 
R.-G.-B.  19.s.  erhielten  die  Bergakademien  in  Leoben  und  Pribram 
ein  neues  Statut. 

No.  17  des  R.-G.-B.  von  1900  brachte  unterm  24.  Januar  ein 
neues  Statut  für  die  Verwaltung  der  griechisch  -  orientalischen 
Religionsfondsgüter  in  der  Bukowina,  wodurch  einer  Wiederholung 
von  Malversationen  im  grossen  Stile,  wie  solche  durch  einen  Monstre- 
prozess  vor  den  Wiener  Geschworenen  zur  Kenntnis  der  grossen 
Öffentlichkeit  gelangten,  vorgebengt  werden  soll. 

Die  Verwendung  von  Hopfen -Surrogaten  beschäftigte  die 
Ministerien  des  Innern,  der  Justiz,  des  Handels  und  des  Ackerbaues 
in  der  von  selben  gemeinsam  erlassenen  Verordnung  vom  5.  April 
1900,  R.-G.-B.  78. 

Der  neuen  Regelung  der  Vermögensübertragungsgebühren  mit 
besonderer  Rücksicht  auf  die  Sukzession  im  bäuerlichen  Besitz  haben 
wir  im  Verwaltungsbereich  des  Finanzministeriums  gedacht.  Eben- 
dort  hatten  wir  die  Verordnung  vom  25.  November  1901.  R.-G.-B.  19:5, 
über  Denaturierung  des  Branntweins  zu  erwähnen. 

Laut  Kundmachung  vom  -'H.  Oktober  1901,  R.-G.-B.  181,  wurde 
eine  landwirtschaftlich -bakteriologische  Pflanzenschutz- Station  in 
Wien  errichtet  und  deren  öffentliche  Benutzung  vorgesehen. 

Das  Gesetz  vom  27.  Juni  1901,  R.-G.-B.  81,  ändert  bezüglich 
der  beim  Kohlenbergbaue  in  der  (mibe  beschäftigten  Arbeiter  den 
§  3  des  Gesetzes  vom  21.  Juni  1884,  R.-O.-B.  115,  über  die  Be- 
schäftigung jugendlicher  Arbeiter  und  Frauenspei-sonen,  dann  über 
die  tägliche  Arbeitsdauer  und  die  Sonntagsruhe  im  Bergbaue;  die 
Schicht  wird  auf  höchstens  9  Stunden  limitiert.   Ausnahmen  für  schon 
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bestehende  Bergbauteil  und  hochgelegene  Kohlenbergbatiten  in  den 
Alpenländern  dahin,  dass  die  Schicht  äusserstens  12,  die  wirkliche 
Grubenarbeitszeit  nicht  über  10  Stunden  täglich  währe,  können  aus 
wichtigen  individuellen  Gründen  von  der  Berghauptmannschaft  im 
Einvernehmen  mit  der  politischen  Landesstelle  in  2.  Instanz  ein- 
verständlich von  den  Ministerien  des  Innern  und  des  Ackerbaues 
bewilligt  werden.  l>iese  Novelle  tritt  ein  Jahr  nach  der  Kund- 
machung, also  erst  am  1.  Juli  1W2  in  Kraft. 

6.  Verwaltungobereich  des  Landesverteidigungsministeriums 

Da  das  Heer  und  die  Marine  gemeinsame  Angelegenheiten  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie  sind  und  dem  gemeinsamen  Yer- 
tretungskürper  gegenüber  durch  den  gemeinsamen  Kriegsminister 
repräsentiert  werden,  der  gegenwärtige  Bericht  aber  formell  nur 
mit  der  österreichischen  Gesetzgebung  sich  zu  befassen  hat.  ohne 
dass  ein  Referat  über  die  gemeinsamen  Angelegenheiten  der  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie  bestünde,  so  wiederholt  sich  hier 
dieselbe  Anomalie  wie  im  Eingang  des  Gesamtberichtes,  im  Teil- 
bericht  über  die  Finanzen  etc.  —  Wir  müssen  notgedrungen,  wenn 
anders  die  relativ  wichtigeren  Dinge  nicht  gänzlich  übergangen  werden 
sollen,  bei  der  Landesverteidigung  zunächst  der  Keichsverteidigung 
gedenken ! 

Nach  genug  langem  Schwanken  ist  glücklicherweise  in  unserem 
Heereswesen  eine  gewisse  Stabilität  bemerkbar,  welche  freilich  nicht 
hindert,  dass  die  neuen  Erfindungen  in  der  Zerstörungskunst  uns 
oft  genug  ausserordentliche  Erfordernisse  für  Neubewaft'nung,  Etats- 
vergrösserung  etc.  eintragen.  Dank  der  Schwerfälligkeit  und  Ge- 
fährlichkeit jedes  Rüftelns  an  der  so  mühsam  gewonnenen  und  er- 
haltenen dualistischen  Konstitution  der  Monarchie  wird  an  den  ge- 
setzlichen Grundlagen  der  Wehrverfassung  nicht  ohne  Not  geändert. 
Die  Berichtsperiode  brachte  keine  derartige  Änderung.  Leider  ist 
auch  die  so  lange  schon  immer  wieder  begehrte  und  seit  Jahren 
versprochene  neue  Militär-Strafprozessordnung  noch  immer  nicht  vor- 
gelegt worden. 

Nur  soweit  die  Verordnungsgewalt  reicht,  ist  einiger  Neuerungen 
zu  gedenken,  die  indes  für  Nicht militärs  weniger  belangreich  und 
zumindest  für  den  /Juristen  nicht  von  Interesse  sind. 
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Wir  können  uns  also  hier  mit  einer  blossen  chronologischen 
Aufzählung  begnügen,  welche  ausnahmslos  blosse  Verordnungen 
registriert,  als: 

vom  1.  Februar  1*99,  R.-G.-B.  27:  Abänderungen  der  Wehr- 
vorschriften. I.  und  III.  Teil; 

vom  2.  September  1899,  R.-G.-B.  195:  Abänderungen  der 
Wehrvorschriften,  II.  und  III.  Teil; 

vom  26.  .luni  1900,  R.-G.-B.  l»Mi:  Berichtigung  der  Land- 
stnrm-Meldevorschriften ; 

vom  18.  Oktober  1900,  R.-G.-B.  1 7i» :  Einstellung  der  Kontroll- 
versammlungen an  Sonn-  und  Feiertagen; 

vom  14.  Dezember  1900,  R.-G.-B.  214:  Einreihung  der  Ge- 
meinden in  10  Klassen  für  die  Zinstarife  im  Sinne  des  Ein- 
quartierungsgesetzes vom  11.  Juni  1N79,  R.-G.-B.  9.'{,  bis 
Ende  1910. 

7.  Autonome  Verwaltung  der  Länder  (Bezirke  und  Gemeinden). ') 

Aus  schon  eingangs  angeführten  Gründen  in  dieser  Teilgruppe 
von  der  bisher  eingehaltenen  Systematik  abweichend  ordnen  wir 
unseren  Bericht  hier  nach  Kronländern,  beginnend  mit  den  Sudeten- 
nnd  Karpathenländeru,  reihen  daran  die  Alpenländer  und  schliessen 
mit  den  Küstenländern. 

Nicht  nur  bietet  sich  damit  (Telegenheit,  ein  anschaulicheres 
Bild  zu  gestalten,  wir  können  auch  sehr  viele  Details  ersparen. 

Gewisse  Materien,  die  in  jedem  Kronlande  sich  wiederholen, 
wie  z.  B.  die  auf  das  Landesbudget  beznghabenden  Publikationen, 
lassen  wir  ganz  weg,  die  anderenorts  schon  erwähnten  Landesgesetze 
und  -Verordnungen  werden  ein-  oder  zweimal  erwähnt,  zahlreiche 
überall  wiederkehrende  Beschlüsse,  Bewilligung  von  Kommnnal- 
abgaben,  höheren  Gemeindeumlagen,  Wildbachverbauungen  u.  a.  m. 
werden  nur  exempli  gratia  notiert,  wo  nicht  wichtigere  Gegenstände 
uns  beschäftigen,  so  dass  wir  mit  den  letztfolgenden  Berichten  uns 

')  Das  Material  für  nachfolgende  Teilberichte  wurde  mit  wenig 
Ausnahmen  von  den  hohen  Landesaussehüssen  der  einzelnen  Königreiche 
und  Länder,  bezw.  gemäß  Auftrag  der  Herren  Landmarschälle  und  Landes- 
hauptmänner oder  der  löblichen  Sekretariate  auf  unser  Ersuchen  einge- 
sendet, zum  Teil  samt  Verzeichnis  der  wichtigeren  Publikationen  oder 
unter  Hervorhebung  solcher  durch  Rotstift  etc.  —  Es  sei  dem  Hauptreferent eu 
gestattet,  hierfür  an  dieser  Stelle  den  wärmsten  Dank  auszusprechen: 
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schon  auf  ganz  wenige  bemerkenswerte  oder  in  den  früher  an- 
gereihten Berichten  fehlende  Gegenstände  beschränken  können. 

Die  geneigten  Leser  wollen  daher  die  Masse  gleichartigen 
Stoffes  besonders  in  den  später  folgenden  Teilberichten  hinzudenken, 
was  immerhin  weniger  ermüdend  wirken  dürfte  als  die  Zumutung, 
sich  über  ein  dutzendmal  durch  eine  Unmasse  von  Zitationen  ganz 
gleichartiger  Gesetze  und  Verordnungen  durchzuarbeiten. 

Böhmen. 

1899. 

Der  Aufhebung  der  Sprachenverordnung  und  der  Verfügungen 
in  Hinsicht  auf  die  Wahlordnungen  einzelner  Handelskammern  haben 
wir  schon  unter  1.  gedacht.  Wir  heben  in  fast  freier  Folge 
hervor  aus  den  102  Nummern  des  böhmischen  Landesgesetzblattes 
pro  1*99:  die  Verordnung  No.  44.  Abänderung  der  Namen  für  Be- 
förderung gefährlicher  Stoffe  auf  der  Elbe  ausser  den  Sprengstoffen, 
die  neue  Eichordnung  für  die  Rinnenschiffahrt  auf  der  Elbe  No.  ."»7. 
eine  Abänderung  der  böhmischen  Gemeindeordnung  No.  48,  desgl. 
des  Drager  Gemeindestatuts  No.  4K,  Regelung  der  Sonntagsruhe  für 
die  Gemeinden  der  Drager  Dolizeiniyons  No.  10. 

Das  Volksschulwesen  betreffende  Gesetze  vom  3.  September 
1S99:  No.  -r>9  (Änderung  des  Landesgesetzes,  betr.  Errichtung.  Er- 
haltung und  Besuch  der  öffentlichen  Volksschulen),  desgl.  No.  öl), 
betr.  die  Stellvertretung  von  definitiven  und  provisorischen  Lehr- 
kräften, desgl.  No.  »il .  über  den  Schulbeitrag  von  Immobilien  in 
Böhmen,  welche  zu  einer  ausserhalb  Böhmen  abgehandelten  Ver- 
lassenschaft gehören,  desgl.  No.  (57,  Ergänzung  der  Regelung  der 
Rechtsverhältnisse  des  Lehrerstaudcs,  und  vom  2.  November  1N99: 
No.  H7,  ähnliche  Materien  betreffend. 

1900. 

Von  den  83  im  Jahrgang  1900  des  böhmischen  Landesgesetzblattes 
publizierten  Nummern  registrieren  wir  nur  das  Landesgesetz  vom 
30.  Dezember  1900,  No.  <s:{,  womit  die  Erhebung  von  Verzugszinsen 
von  den  im  vorgeschriebenen  Termine  nicht  eingezahlten  Landes- 
Umlagen  angeordnet  wird. 

1901. 

Unter  den  Rai  Dublikationen  des  böhmischen  Landesgesetz- 
blattes vom  Jahre  1901  seien  bemerkt:  die  Gesetze  vom  22.  Februar 
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1901,  No.  11.  vom  19.  und  vom  20.  August  1901.  No.  62  und  68, 
betr.  territoriale  Korrektur  der  Landtagswahlordnung,  Bestimmung 
der  Gruppenwahlorte  für  die  unmittelbaren  Wahlen  in  den  Keichs- 
rat  aus  der  Kurie  der  Landgemeinden  und  der  allgemeinen  Wähler- 
klassen (wie  in  Niederösterreich);  das  Gesetz  vom  4.  Marz  1901, 
No.  12,  womit  der  §  87  der  böhmischen  Gemeindeordnung  abgeändert 
wird;  das  Gesetz  vom  10.  März  1901,  No.  16,  womit  der  Stadt 
Heichenberg  die  Bewilligung  zur  Aufnahme  eines  Anlehens  von 
97529* M)  K  erteilt  wird. 

In  Ergänzung  dieser  Liste  von  wichtigeren  Resultaten  legis- 
lativer Landesarbeit,  welche,  auch  abgesehen  davon,  dass  Verfügungen 
zunächst  örtlichen  Charakters  a  priori  ausgeschieden  wurden,  leicht 
auf  einen  weit  grösseren  Umfang  zu  bringen  wäre,  sei  auf  die 
politischen  Kämpfe  hingewiesen,  deren  Schilderung  an  sich  nicht 
liegenstand  unserer  Berichterstattung  ist,  welche  aber  im  böhmischen 
Landtage  fast  ebenso  sehr  wie  im  Wiener  Keichsrate  in  den  Vorder- 
grund traten.  Zu  Änderungen  der  Landes-  oder  Landtagswahl- 
ordnung, welche  das  dynamische  Verhältnis  zwischen  den  beiden  in 
Böhmen  hausenden  Völkern  wesentlich  beeinflussen  könnten,  ist  es 
nicht  gekommen;  bezügliche  Verhandlungen  und  Kompromisspläne 
namentlich  in  bezug  auf  die  Vertretung  des  Grossgrundbesitzes  haben 
aber  wiederholt  den  böhmischen  Landtag  lebhaft  beschäftigt.  — 
Böhmen  wird  in  seiner  Bedeutung  für  den  Staat  kaum  durch  Nieder- 
österreich, das  Stammland  der  Monarchie,  überragt. 

Mähren. 

(Nach  einer  durch  gutiire  Vermittlung  de»  hohen  Landesausschusses  der 
Markgrafschaft  Mähren  uns  zugekommenen  Zusammenstellung.) 

1899. 

Gesetz  vom  2.  April  1899,  L.-G.-B.  85,  womit  in  Ergänzung 
des  ij  46  des  mährischen  Jagdgesetzes  die  Wildschonzeiten  in  den 
mährischen  Enklavgemeinden  in  Schlesien  geregelt  werden. 

Gesetz  vom  27.  Juni  1899,  L.-G.-B.  68,  betreffend  die  Ein- 
führung eines  Schnlbeitrages  vom  äquivalentpflichtigen  Vermögen. 

Gesetz  vom  5.  Juli  1899.  L.-G.-B.  55,  womit  die  Bestimmungen 
des  Gesetzes,  betreffend  das  Diensteinkommen  des  Lehrpersonales  an 
Volks-  und  Bürgerschulen,  teilweise  abgeändert  werden,  und  womit 
das  (iesetz,  betreffend  die  Gewährung  von  Aktivitätszulagen,  auf- 
gehoben wird. 
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ersetz  vom  5.  Juli  1899,  L.-G.-B.  56,  womit  die  Bestimmungen 
des  Gesetzes  über  die  Regelung  der  Rechtsverhältnisse  des  Lehrer- 
standes  an  den  öffentlichen  Volksschulen  der  Markgrafschaft  Mähren 
teilweise  abgeändert  werden. 

Gesetz  vom  1.  August  1899,  L.-G.-B.  62,  womit  das  Gesetz, 
betreffend  die  Regelung  der  Personal-  und  Dienstverhältnisse  der 
der  bewaffneten  Macht  angehürigen  Lehrpersonen  an  einer  öffentlichen 
allgemeinen  Volks-  oder  an  einer  öffentlichen  Bürgerschule,  mit  bezug 
auf  deren  Verpflichtung  zur  aktiven  Militär-  oder  Landstnrm-Dienst- 
leistung,  abgeändert  bezw.  ergänzt  wird. 

Gesetz  vom  4.  September  1899,  L.-G.-B.  73,  womit  die  gij  25. 
26,  38,  47,  49,  53,  57,  79  und  95  des  Gemeindestatntes  für  die 
königliche  Stadt.  Ung.  Hradisch  abgeändert  werden. 

Gesetz  vom  4.  September  1899,  L.-G.-B.  76,  betreffend  die 
Erhebung  von  Radfahrgebühren  für  Geraeindezwecke  — 
eine  nachahmenswerte  Massregel!  — 

Gesetz  vom  5.  Juli  1899,  L.-G.-B.  54,  betreffend  die  Er- 
hebung von  Gemeindeabgaben  von  Bier,  Wein  und  gebrannten  geistigen 
Flüssigkeiten  für  die  Landeshauptstadt  Brünn. 

Verordnung  des  k.  k.  Statthalters  vom  26.  August  1*99, 
L.-G.-B.  67,  betreffend  die  allerhöchst  genehmigte  Erhebung  von 
besonderen  Gebühren  und  Abgaben  in  mehreren  Gemeinden  Mäbrens. 

Verordnung  des  k.  k.  Statthalters  vom  18.  April  1899,  L.-G.-B. 

31,  mit  welcher  der  $  60  Absatz  2  des  mährischen  Jagdgesetzes 
ergänzt  wird. 

Verordnung  des  k.  k.  Statthalters  vom  18.  April  1899,  L.-G.-B. 

32,  womit  der  Art.  VII  der  Statthaltereiverordnung  betreffend  die 
ergänzenden  Bestimmungen  zum  Fischereigesetze  ergänzt  wird. 

Kundmachung  des  k.  k.  Statthalters  vom  21.  Dezember  1899. 
L.-G.-B.  89,  betreffend  die  Regelung  der  Sonntagsruhe  im  Bäcker- 
gewerbe und  in  den  Handelsgewerben  am  24.  und  31.  Dezember  1899. 

1900. 

Verordnung  des  Landesausschusses  vom  19.  Dezember  1899. 
L.-G.-B.  1  ex  1900,  betreffend  die  Einführung  der  Kronenwährung 
als  ausschliessliche  Landeswährung. 

Gesetz  vom  24.  Juli  1900,  L.-G.-B.  60,  womit  die  §§  16,  17  und 
23  des  Landesgesetzes  betreffend  die  Realschulen  abgeändert  werden. 
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Gesetz  vom  8.  August  1900,  L.-G.-B.  02,  betreffend  die  Beitrags- 
leistung  des  Landes  Mähren  und  des  staatlichen  Meliorationsfonds 
zu  den  Mehrkosten  der  Hannaregnliernng. 

Gesetz  vom  12.  August  1900,  L.-G.-B.  03,  betreffend  die  Re- 
gulierung des  Mostenkaflusses. 

Kundmachungen  des  k.  k.  Statthalters: 

a)  vom  19.  Mai  1900.  L.-G.-B.  40,  betreffend  die  Regelung  der 
.Sonntagsruhe  beim  Handelsgewerbe  im  Bereiche  der  Landes- 
hauptstadt Brünn; 

b)  vom  29.  Juni  1900.  L.-G.-B.  48,  betreffend  die  Regelung  der 
Sonntagsruhe  bei  dem  Gewerbe  der  Friseure,  Raseure  und 
Perückenmacher  im  Bereiche  der  Landeshauptstadt  Brünn; 

c)  vom  3.  Juli  1900,  L.-G.-B.  50,  betreffend  die  Regelung  der 
Sonntagsruhe  beim  Handelsgewerbe  im  Gebiete  der  königlichen 
Hauptstadt  Olmütz; 

d)  vom  12.  Dezember  1900,  L.-G.-B.  93,  betreffend  die  Regelung 
der  Sonntagsruhe  im  Handels-  und  Bäckergewerbe  am  23.  und 
30.  Dezember  1900: 

e)  vom  27.  Oktober  1900,  L.-G.-B.  85,  betreffend  die  Regelung 
der  Sonntagsruhe  bei  dem  Gewerbe  der  Friseure  und  Raseure 
im  Bereiche  der  königlichen  Hauptstadt  Olmütz. 

Gesetz  vom  30.  August  1900,  L.-G.-B.  60,  zur  Regelung  der 
Rechtsverhältnisse  der  Lehrerinnen  der  weiblichen  Handarbeiten  an 
den  öffentlichen  Volksschulen. 

Gesetz  vom  15.  September  1899,  L.-G.-B.  51  ex  1900,  womit 
der  Stadtgemeinde  M.  Ostran  die  Bewilligung  zur  Erhebung  einer 
städtischen  Besoldnngssteuer  erteilt  wird. 

1901. 

Gesetz  vom  30.  April  1901.  L.-G.-B.  -r»9,  womit  einige  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  betreffend  das  Diensteinkommen  des  Lehr- 
personales an  Volks-  und  Bürgerschulen  abgeändert  werden. 

Gesetze  betreffe'nd  die  Entwässerung  von  Grundstücken  in 
mehreren  Gemeinden. 

Kundmachung  des  k.  k.  Statthalters  vom  5.  November  1901, 
L.-G.-B.  61,  mit  welcher  Anordnungen  gegen  Tierquälerei  verlaut- 
bart  werden. 
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Kundmachung  des  k.  k.  Statthalters  vom  7.  Dezember  1901 , 
L.-G.-B.  00,  betreffend  die  allerhöchst  genehmigte  Erhebung;  von 
besonderen  Gebühren  nnd  Abgaben  in  mehreren  Gemeinden  Mährens. 

Schlesien. 

Ein  vom  hochlöbliclien  Landessekretariat  des  Herzoirtuins  uns  irütitrst 
übermitteltes  chronologisches  Verzeichnis  der  in  den  Jahren  1899 
bis  11*01  erlassenen  wichtigeren  schleaischen  Landesgesetze.) 

1899. 

Gesetz  vom  22.  September  1899,  L.-G.-  n.  V.-B.  59,  betreffend 
die  Ergänzung  und  teilweise  Abänderung  der  Dienst- 
bot enordnnng  vom  25.  März  1807,  L.-G.-  n.  V.-B.  12. 

1900. 

Gesetz  vom  24.  Juli  1900,  L.-G.-  u.  V.-ß.  :30,  womit  die  §§  16 
und  17  des  Landesgesetzes  vom  15.  Februar  1870,  L.-G.- n.  V.-B.  12, 
betreffend  die  Keal schulen,  abgeändert  werden. 

Gesetz  vom  8.  September  1900,  L.-G.-  u.  V.-B.  41,  mit  welchem 
der  $  2  des  Gesetzes  vom  5.  April  1885,  L.-G.-  u.  V.-B.  18,  ab- 
geändert, die  0,  7,  10  und  11  desselben  Gesetzes,  dann  das  Gesetz 
vom  15.  Juni  1889,  L.-G.-  u.  V.-B.  :J8,  aufgehoben  werden. 

Gesetz  vom  2:1.  September  1900,  L.-G.-  u.  V.-B.  44,  betreffend 
die  Abänderung  des  Gesetzes  vom  3.  September  1895,  L.-G.-  u.  V.-B. 
58,  über  die  Regulierung  des  Weiehselflusses. 

Gesetz  vom  22.  September  1900  u.  a.  m.  über  Fluss-  und 
Bachregulierungen. 

1901. 

Gesetz  vom  0.  November  1901,  L.-G.-  u.  V.-B.  41,  betreffend 
die  Errichtung,  den  Besuch  und  die  Erhaltung  der  öffent- 
lichen Volksschulen. 

Gesetz  vom  0.  November  1901,  L.-G.-  u.  V.-B.  42,  zur 
Regelung  der  Rechtsverhältnisse  des  Lehrerstandes  an 
den  öffentlichen  Volksschulen  des  Herzogtums  Ober-  und 
Nieder-Schlesien. 

Gesetz  vom  15.  November  1901,  L.-G.-  it.  V.-B.  47,  betreffend 
die  Regelung  der  Zuchtstierhaltung. 

Gesetz  vom  2.  November  1901.  L.-G.-  u.  V.-B.  51,  betreffend 
die  Ausübung  der  Jagd  in  Schlesien  auf  Grund  von  für  Mähren  aus- 
gestellten Jagdkarten. 
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Galizien. 

(L:uidc8i:et!etzgelmng  in  den  Jahn;»  1K99— 1901.    Referent:  l»r.  Sigmund 

GaK'.as.  Lemberg.) 
Gesetz  vom  7.  .Juni  1899,  betreffend  die  Einführung  und  Ein- 
hebung von  Mautgebühren  an  den  in  die  Verwaltung  des  Landes- 
ausschusses   übernommenen    Bezirksst rassen    und  Gemeindestrassen 
I.  Klasse. 

Das  (iesetz  verringert  Naturalabgaben,  die  vorher  in  ziemlich 
grossem  Mal'se  bestanden. 

(iesetz  vom  22.  Juni  1899,  betreffend  die  Entlohnung  des 
Religionsunterrichtes  an  den  öffentlichen  Volksschulen. 

(.iesetz  vom  20.  Juni  1*99,  betreffend  die  Bezirksschulbehörden 
in  (ializien  und  Krakau. 

(iesetz  vom  4.  Juli  1899  über  die  Erhebung  der  Landes- 
verbandsauflagen. 

Gesetz  vom  0.  Juli  1899,  betreffend  die  Rechtsverhältnisse  des 
Lehrerstandes  an  den  öffentlichen  Volksschulen. 

Abänderung  einiger  Bestimmungen. 

Gesetz  vom  5.  Dezember  1899,  betreffend  die  Zusammenlegung 
landwirtschaftlicher  Grundstücke. 

Nach  dem  Muster  des  niederösterreichischen  Landesgesetzes. 
Bisher  nicht  durchgeführt;  auch  ist  überhaupt  das  praktische  Ins- 
lebentreten  des  Gesetzes  in  grösserem  Mafsstabe  schwerlich  zu  er- 
warten, da  die  Zerstückelung  des  Kleingrnndbesitzes,  im  Gegensatze 
zu  dem  Zustande  vor  50  Jahren  etwa,  gegenwärtig  sehr  vor- 
geschritten ist. 

Damit  im  Zusammenhange  steht: 

Gesetz  vom  9.  Dezember  1899,  betreffend  die  Zusammensetzung 
der  Landeskomuiission  für  die  Angelegenheiten  der  Bereinigung  des 
Waldlandes  von  fremden  Enklaven  und  der  Arrondierung  der  Wald- 
grenzen, und 

Gesetz  vom  9.  Dezember  1899,  betreffend  die  Teilung  gemein- 
schaftlicher Grundstücke  und  die  Regulierung  der  hierauf  bezüglichen 
gemeinschaftlichen  Benutzungs-  und  Verwaltungsrechte. 

Das  Gesetz  war  unumgänglich,  weil  auf  den  gemeinschaftlichen 
Grundstücken  Miss  Wirtschaft  getrieben  wird  und  die  Grundstücke 
'm  Resultate  überhaupt  den  Gemeindemitgliedern  keinen  Nutzen 
gewähren. 

Jahrbuch  der  Internat.  Vereinigung.  G.  u.  7.  Bd.  75 
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Gesetz  vom  •"».  März  11*00,  mit  welchem  £  -\  der  Landesordnnng 
vom  2»i.  Februar  IstJl  abgeändert  wird. 

Einführung;  der  Virilstimmen  für  den  Präses  der  Akademie 
der  Wissensehaften  in  Krakau  und  den  Rektor  der  polytechnischen 
Hochschule  in  Lemberg. 

Gesetz  vom  18.  März  1900,  mit  weldiem  die  §S  2,  4:.. 
17  und  40  der  Landtagswahlordnung  vom  26.  Februar  1861  ab- 
geändert werden. 

Vermehrung  der  Landtagsabgeordneten  der  Städte. 

Gesetz  vom  18.  Juli  1901,  mit  welchem  die  Bestimmungen  des 
Gesetzes  vom  4.  Juli  1899,  L.-G.-B.  93,  über  die  Erhebung  der 
Landesverbrauchsauflagen,  insoweit  sich  dieselben  auf  die  Erhebung 
von  Gebranchsauflagen  auf  gebrannte  geistige  Flüssigkeiten  beziehen, 
ausser  Kraft  gesetzt  werden. 

Gesetz  vom  18.  September  1901,  betreffend  die  im  Sinne  des 
ij  f>  Absatz  1  des  Gesetzes  vom  11.  Juli  1901,  K.-G.-B.  66,  aus- 
zuführenden Flnssregnlierungsbauten. 

Bukowina. 

Durch  besondere  Gesetze  erfolgt  im  Herzogtum  Bukowina  die 
Einreibung  von  Strassen  in  die  Kategorie  der  Bezirksstrassen  und  die 
Bemautung.   Das  L.-G.-B.  ex  1899  enthält  mehrere  solcher  Gesetze. 

Mit  Gesetz  vom  ;«).  Juli  1900,  L.-G.-B.  2«,  wird  die  Errichtung 
von  Bezirksgenossenschaften  der  Landwirte  und  eines  Landeskultur- 
rates  mit  dem  Sitze  in  Czernowitz  verfügt,  dessen  Statut  dem  der 
übrigen  Landeskulturräte  und  den  besonderen  Verhältnissen  in  der 
Bukowina  angepasst  erscheint. 

Mit  Gesetz  vom  21.  November  1900,  L.-G.-B.  1  ex  1901,  wird 
die  Befreiung  von  allen  Öffentlichen  Abgaben,  mit  Ausnahme  der 
staatlichen,  für  die  bis  Ende  1901  zur  Errichtung  gelangenden  nach- 
stehenden Gewerbeanlagen  für  die  Dauer  von  15  Jahren  zugesichert. 

1.  Gewerbeanlagen  für  bisher  in  der  Bukowina  nicht  betriebene 
Industriezweige,  als:  Kalisalzerzeugung,  Erzeugung  von  Alaun, 
englischer  Schwefelsäure,  Salpetersäure,  Blechartikel,  glasierten 
Steingutrohren  und  Geschirren,  Betörten,  Spiegelglas,  Fayence  und 
Majolika.  Teerprodukten,  chemischen  Holzprodukten,  künstlichem 
Dünger,  Kupferblech,  emailliertem  Eisengeschirr,  diversen  Eisen- 
waren. Zellulose.  Flachs-,  Hanf-  und  Juteindustrie,  Riemen,  Riiben- 
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zucker,  Wachsleinwand,  Zerealienprodnkte,  Stearinprodukte,  Kaffee- 
surrogate, Konserven. 

2.  Gewerbeanlagen,  welche  zwar  bereits  im  Lande  betriebenen 
Industrieprodukten  angehören,  wenn  sie  den  Anforderungen  neuerer 
Technik  entsprechend  eingerichtet,  auf  Verarbeitung  von  Rohprodukten 
in  grösseren  Mengen  berechnet  sind  und  eine  bedeutende  Anzahl 
Arbeiter  beschäftigen. 

Durch  Gesetz  vom  27.  April  1901,  L.-G.-B.  15,  wird  eine 
öffentliche  allgemeine  Landesirrenanstalt  in  Czernowitz  errichtet. 

Mit  Gesetz  vom  14.  Oktober  11*01,  L.-G.-B.  32,  wird  der 
Landesansschuss  ermächtigt,  den  darum  einschreitenden  Gemeinden 
Totenbeschaugebühren  auf  dem  Lande  mit  höchstens  1,  in  den  Städten 
mit  höchstens  4  K  zn  bewilligen. 

Niederösterreich. 

Absehend  von   den  die  Landesbudgets  betreffenden  und  von 
den  nur  die  Interessen  einzelner  Orte  berührenden  Normen,  haben 
wir  aus  dem  Stammlande  der  Monarchie  zunächst  zu  erwähnen  die 
iStatthalterei- Verordnung  vom  14.  September  1900,  L.-G.-B.  50,  womit 
die  Gr uppen wahlorte  für  die  direkten  Wahlen  in  den  Wähler- 
klassen für  Landgemeinden  und  des  allgemeinen  Wahlrechtes  deklariert 
werden.  Mit  Staatsgrundgesetznovelle  vom  14.  Juni  1890,  R.-G.-B.  168, 
wurde  eine  5.  Klasse  (Kurie)  der  Wähler  für  das  Abgeordnetenhaus 
des  Reichsrates  eingeführt,  in  welcher  alle  grossjährigen  öster- 
reichischen Staatsbürger  ohne  Unterschied  zusammen  72  Reichsrats- 
abgeordnete  wählen.    Gemäss  Art.  II  eben  dieses  Reichsverfassungs- 
gesetzes sind  in  jenen  Ländern,  in  welchen  inhaltlich  der  Landes- 
verfassungen die  Landtagsabgeordneten  in  den  Wählerklassen  der 
Landgemeinden  nnmittelbar  (ohne  Zwischenstufe  der  Wahlmänner) 
zu  wählen  sind,  auch  die  Reichsratsabgeordneten  unmittelbar  zn 
wählen,  und  bildet  in  dieser  Wählerklasse  jeder  Ort  einen  Wahlort, 
welcher  durch  die  Landesverfassung  für  die  Landtagswahlen  überhaupt 
als  Wahlort  gilt.    Zufolge  der  diesbezüglichen  Bestimmungen  der 
niederösterreichischen  (sowie  auch  der  böhmischen,  der  krainischen  etc.) 
Landtagswahlordnung  ist  hiernach  für  die  diesländischen  Reichsrats- 
wahlen sowohl  in  den  Wählerklassen  der  Landgemeinden  wie  in  den 
ausschliesslich  aus  Gerichtsbezirken  gebildeten  Wahlbezirken  der 

allgemeinen  Wählerklasse  jede   dieser   Wählerklasse  angehörende 
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Ortsgemeinde  mit  mehr  als  2">o  Einwohnern  selbständiger  Wahlort. 
Kleinere  Ortsgenieinden  hingegen  werden  zusammengelegt  mit  den 
nächstgelegenen  Gemeinden  in  den  durch  Statthaltern- Verordnung 
vom  1.  Oktober  1*90,  L.-G.-B.  70.  festgesetzten  Gruppen  wahlorten. 
Mit  Rücksicht  auf  die  inzwischen  eingetretenen  Änderungen  (neue 
politische  Bezirke,  geänderte  Gerichtsbezirke)  wird  diese  Ortseinteilung 
mit  entsprechenden  Änderungen  republiziert. 

l'nterm  1».  Januar  1S99  wurden  Abänderungen  in  der  Sonntags- 
ruhe für  einige  Gewerbebetriebe  publiziert. 

Das  Gesetz  vom  7.  November  1901  regelt  die  Versorgungs- 
genüsse der  Lehrer  und  ihrer  Hinterbliebenen.  l>ie  Lehrer  sind 
indes  in  Niederösterreich  noch  immer  nicht  so  günstig  situiert  wie 
z.  B.  in  Mähren,  oder  doch  in  manchen  Beziehungen  minder  gut 
bedacht  als  in  anderen  Kronländern. 

Eifrig  sorgt  Niederösterreich  für  die  Ausgestaltung  des  Landes- 
versichernngswesens.  Ausser  der  Lebens-  und  Rentenversicherung 
wird  die  Feuer-  und  Hagelversicherung  (neu  errichtet  zufolge  Land- 
tagsbeschluss  vom  4.  Juni  1890,  L.-G.-B.  21)  von  Landes  wegen  be- 
trieben. Die  Viehversicherung  wurde  durch  Landtagsbescbluss  vom 
28.  April  1903  auf  die  Versicherung  von  Pferden  ausgedehnt  (L.- 
G.-B.  .r>7)  und  eine  Niederösterreichische  Landes-Unfall-  und  Haft- 
pflichtversicherung mit  Beschluss  vom  2.  Mai  1900,  L.-G.-B.  *»(►,  neu 
geschaffen.  So  ziemlich  das  ganze  Versicherungswesen  umfassen 
die  in  verhältnismässig  kurzer  Zeit  gegründeten  vier  Landes- 
Versicherungsanstalten. 

Eine  erspriessliehe  Tätigkeit  entwickelt  auch  die  niederöster- 
reichische  Landes- Hypothekenbank.  Nachdem  das  schon  anderen  Orts 
besprochene  Projekt,  die  kumulativen  Waisenkassen  zu  annektieren, 
endgültig  misslungen  ist,  dürfte  eine  volkswirtschaftlich  richtige 
Eingliederung  dieser  ursprünglich  bloss  als  Konknrrenzinstitut  ge- 
dachten Anstalt  im  Sinne  eines  gedeihlichen  Zusammenwirkens  mit 
den  Baiffeisenkassen  einerseits  und  den  kumulativen  Waisenämtern 
und  Sparkassen  andrerseits  und  die  Beschränkung  des  Konkurrenz- 
kampfes auf  den  Kampf  mit  den  gewinnanstrebendon  Hypothekar- 
kreditgeschäften  der  Banken  sich  berausgestalten. 

Hoffentlich  wird  das  .lustizministerium  endlich  aucb  seinerseits 
die  längst  erwartete  weitere  Ausgestaltung  der  kumulativen  Waisen- 
ämter durch  Vereinfachung  des  Verfahrens,  Sicherung  eines  Vor- 
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zugsrechtes  für  kleine  Darlehen  und  Herstellung  eines  organischen 
Verbandes  nach  <  »bergerichtssprengeln  mit  Zuhilfenahme  der  Post- 
sparkasse etc.  nicht  langer  verzögern. 

Auch  die  I<andeseisenbahn  macht  Fortschritte.  Alle  diese  der 
jüngsten  Zeit  angehörigen  wirtschaftspolitisehen  Unternehmungen  des 
Landes  Niederösterreich  erscheinen  um  so  wichtiger,  als  sie  grossen- 
teils  für  die  übrigen  Alpenländer  vorbildlich  wirken. 

Des  Znstandekommens  eines  neuen  Jagdgesetzes  haben  wir 
unter  11.  5  schon  ausführlich  gedacht. 

Mit  Kundmachung  vom  17.  Oktober  1899  wurde  ein  Statut 
für  die  Arbeiterunfallversicherungsanstalt  in  Wien  publiziert. 

Unterm  14.  September  181*0  erfolgte  die  Einteilung  des  Landes 
in  Forstaufsichtsbezirke.  Über  die  Betätigung  dieser  Organe  und 
die  teuren  Bewirtschaftungspläne  sprechen  wir  vielleicht  im  nächsten 
Berichte  ausführlicher. 

Ein  besonderes  Oesetz  vom  14.  Oktober  DHU  befasst  sich  mit 
dem  Schutze  des  auf  unseren  viel  begangenen  Bergen  schon  sehr 
selten  gewordenen  Edelweiss  (Onaphalium  leontopodium). 

Eine  im  Jahre  1899  erlassene  Novelle  zum  Tierseuchengesetz 
wurde  mit  Oesetz  vom  7.  November  1900  wieder  aufgehoben. 

Durch  Oesetz  vom  29.  August  1901  wurde  (wie  auch  in 
anderen  Kronländern)  die  Verwendung  der  durch  Reichsgesetz  über- 
wiesenen Anteile  an  den  Reservefondszinsen  der  kumulativen  Waisen- 
ämter innerhalb  des  Rahmens  dieses  schon  besprochenen  Reichs- 
gesetzes genauer  bestimmt. 

Mit  Oesetz  vom  22.  September  18!»«  wurde  der  Stadt  Wien 
die  Aufnahme  einer  neuen  Anleihe  im  Betrage  von  :I0  Millionen 
Oulden  bewilligt. 

Neue  Wiener  Gemeinde-Ordnung. 
Mit  Oesetz  vom  24.  März  1900,  L.-O.-B.  17.  wurden  ein  neues 
Gemeindestatut  und  eine  neue  Oemeindewahlordnnng  für  die 
k.  k.  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  erlassen.  Inhaltlich  des 
nenen  Statuts  bleiben  die  mit  Oesetz  vom  19.  Dezember  1890,  L.- 
O.-B.  45,  festgestellten  neuen  Orenzen  unverändert,  doch  wächst 
durch  Teilung  des  2.  Bezirkes.  Leopoldstadt,  ein  neuer  20.  Bezirk 
r Brigittenair  zu  (i?  2).  Die  Gemeinde  untersteht  unmittelbar  dem 
niederösterreichischen  Landtage  resp.  dem  Statthalter.  Das  Institut 
des  „Bürgertums"  wird  (in  §  8  ff.)  beibehalten.    Der  eigentliche 
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Inhalt  der  bezügl.  Berechtigung  beschränkt  sich  aber  auf  den  An- 
spruch auf  Versorgung  aus  Stiftungsgenüssen,  den  Bürgern  vor- 
behalten!' Fonds  und  Anstalten  (§  10  fin.). 

Die  Organisation  bleibt  wesentlich  dieselbe  wie  bisher:  Der 
Gemeinderat  ist  die  eigentliche  Vertretung  der  Stadt.  In  die  Ver- 
waltung teilen  sich  der  ans  dem  (Jemeinderate  gewählte,  aus  25  Mit- 
gliedern bestehende  Stadtrat  und  der  Magistrat  (Vollzngsbehörde). 
Zur  Wahrnehmung  rein  lokaler  Angelegenheiten  des  selbständigen 
Wirkungskreises  bestehen  in  den  Bezirken  zur  Unterstützung  des 
Gemeinderates  und  des  Bürgermeisters  Bezirksvertretungen  mit  von 
ihnen  gewählten  Bezirksvorstehern  (§  20).  Der  Bürgermeister  ist 
Vorsitzender  des  Gemeinderates;  Urkunden,  durch  welche  eine  Ver- 
pflichtung der  Gemeinde  Dritten  gegenüber  begründet  werden  soll, 
müssen  von  ihm  (und  zwei  Stadträten)  unterfertigt  werden  (§  21); 
er  „steht  an  der  Spitze  aller  Genieindeorgane"  (§  19  Abs.  3).  Zu 
seiner  Unterstützung  und  Stellvertretung  sind  die  Vizebürgermeister 
berufen  (§  19  tin.). 

Die  Gemeinderäte  werden  auf  0  Jahre  (§  23)  gewählt,  je  40 
vom  ersten,  zweiten  und  dritten  (bisherigen)  Wahlkörper,  20  ans 
dem  neugebildeten,  alle  seit  wenigstens  3  Jahren  ansässigen,  gross- 
jährigen, österreichischen  Staatsbürger  umfassenden  (§5  Gem.- Wahl-O.) 
vierten  Wahlkörper.  Auf  jeden  der  20  Bezirke  entfallt  1  Gemeinderat 
des  vierten  Wahlkörpers,  wogegen  die  Mandate  der  anderen  Wahl- 
körper  nach  Verhältnis  der  Wählerzahl  verteilt  werden  (§  22  St.). 

Die  Wahl  des  Bürgermeisters  ist  in  4|  25  Gein.-Wahl-O.  sehr 
genau  normiert;  sie  unterliegt  der  kaiserl.  Bestätigung.  Der  Bürger- 
meister wird  feierlich  beeidet;  er  fungiert  0  Jahre,  auch  wenn  in- 
zwischen seine  Mandatsdauer  erlischt  (§  20). 

Die  weiteren  Bestimmungen  des  zweiten  Abschnittes  des  neuen 
Statuts  weisen  auch  in  der  äusseren  Anordnung  keine  besonderen 
Abweichungen  gegen  das  Statut  von  1890  03  auf. 

Die  Abgrenzung  der  Wirkungskreise  aller  dieser  Gemeiude- 
organe  (§§  99 — 105)  ist  in  dem  neuen  Gesetze  wie  früher  im  dritten 
Abschnitte  und  zwar  zum  Teil  schärfer,  in  richtigerer  systematischer 
Anordnung,  aber  ohne  wesentliche  Änderungen  behandelt. 

Ganz  neu  hingegen  ist  der  vierte  Abschnitt.  Während  bisher 
im  bezügl.  einzigen  §  121  lediglich  bestimmt  war,  dass  die  Stadt- 
gemeinde Wien  dem  Statthalter  unmittelbar  untersteht,  präzisiert 
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nunmehr  aber  die  Überschrift  ..Von  der  Überwachung  der  Gemeinde". 
„Aufsichtsrecht  der  Staatsverwaltung"  das  Verhältnis  genauer  und 
liisst  es  nicht  mehr  als  ein  solclies  der  allgemeinen  1'nterordnung 
erscheinen.  Die  dem  Statthalter  eingeräumten  Rechte  der  Kontrolle 
10tf),  der  Sistierung  von  Beschlüssen  107).  der  Auflösung  des 
Gt-meinderates  und  Stadtrates  (>j  U>8)  und  in  Rücksicht  der  Ge- 
schäfte des  übertragenen  Wirkungskreises  auf  Selbstbesorgung  auf 
Kosten  der  Gemeinde  im  Falle  der  Verweigerung  ordnungsgemässer 
Leistung  (§  109)  sind  teils  vom  Gesichtspunkte  der  Staatshoheit 
unentbehrliche  Attribute  des  Aufsichtsrechtes,  teils  äusserste  Mass- 
regeln, welche  nur  im  Notfälle  Anwendung  finden  können. 

Im  ganzen  genommen  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  das 
neue  Gemeindestatut  eine  Fortentwicklung  im  Sinne  der  möglichsten 
Selbstbestimmungsfreiheit  der  Gemeinde  bedeutet  und  dass  bei  Ab- 
wägung der  Wahlrechte  sowohl  den  Forderungen  der  Demokraten, 
als  den  für  den  Organismus  einer  Grossstadt  und  Reichshauptstadt 
unmöglich  ganz  abzuweisenden  Rücksichten  auf  die  höchst  ver- 
schiedene Leistung  der  einzelnen  Gemeindeangehörigen  —  wenn 
auch  letzteres  in  noch  immer  zu  reichlichem  Mafse!  —  Rechnung 
getragen  worden  ist. 

Wir  übergehen  hier  in  Niederösterreich  mehrere  nicht  un- 
wichtige Publikationen  des  L.-G.-B.,  deren  Analoga  in  anderen 
Kronländern  im  Vordergrund  des  Interesses  stehen  und  deren  Auf- 
zählung also  auch  vom  Standpunkte  der  Vervollständigung  des 
Bildes  unserer  Landesautonomie  hier  wegbleiben  kann. 

Oberösterreich. 

Im  Sinne  des  eingangs  dieser  Gruppe  und  einleitend  die  bis- 
herigen Teilberichte  schon  Gesagten  erübrigt  uns,  ans  Oberösterreich 
verhältnismässig  wenig  zu  berichten. 

Unterm  5.  April  1809,  R.-G.-B.  9,  wurde  eine  Novelle  zur  ober- 
österreichischen Gemeindewahlordnung  erlassen.  Die  Landesgesetze 
vom  2.  November  1809  und  vom  1.  Dezember  1901  betreffen  die  Bezüge 
der  Lehrer.  Lant  Kundmachung  vom  22.  August  1901  entschloss  sich 
Oberösterreich  zu  einer  Landes-Rindviehversiehernng  und  laut  weiteren 
Kundmachungen  werden  Zweigniederlassungen  der  niederöster- 
reichischen Landesversicherungsanstalten  zugelassen.  Eine  Kommnnal- 
kreditabteilung  sorgt  für  den  Kreditbedarf  der  ländlichen  Gemeinden. 
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Der  Stadt  Linz  wurde  die  Aufnahme  einer  Anleihe  bis  zu  2  Millionen 
Kronen  bewilligt.  Das  Gesetz  vom  2«».  November  1900  regelt  die 
Beiträge  der  Feuerversicherungsanstalten  für  die  Feuerwehren.  Ein 
besonderes  (besetz  vom  11.  August  19ol.  L.-G.-B.  97  gibt  Vorschriften, 
in  welcher  Art  die  in  Oberösterreich,  besonders  häutig  auch 
kleinen  n  Gemeinden  bewilligten  Umlagen  auf  Bier  und  gebrannte 
Getränke  erhoben  weiden  dürfen. 

Oberösterreich  gleicht  in  seinem  Landeshaushalt  der  tüchtigen 
Hausfrau;  es  lässt  sich  von  ihr  nichts  auffälliges  erzählen. 

Salzburg. 

Auch  ans  dem  kleinen  und  dünnbevölkerten,  in  Hinsicht  auf 
den  Bildungsgrad  der  Bewohner  seiner  Landeshauptstadt  und  die 
Leistungen  der  einzelnen  „Gaue"  auf  landwirtschaftlichem  Gebiete 
(insbesondere  Viehzucht)  aber  hervorragenden  Herzogtum  Salzburg 
werden  wir,  von  seiner  Schönheit  schweigend,  nicht  viel  zu  er- 
zählen haben. 

Eine  Novelle  zur  Landeswahlordnung  vom  21.  Mai  1901,  eine 
Bauordnungsnovelle  vom  24.  Juli  1901,  ein  Lehrergesetz  vom  8.  De- 
zember 1899,  eine  Vogelschutznovelle  vom  26.  August  1899,  das 
Gesetz  vom  11.  Dezember  1900  zum  Schutz  der  Wälder  und  die 
Bewilligung  einer  neuen  Anleihe  von  470  000  K  für  die  Stadt  Salz- 
burg sind  in  den  drei  Berichtsjahren  -  von  den  normalen  Ver- 
waltungsgeschäften abgesehen  —  die  wichtigsten  Marksteine  der 
Salzburger  Gesetzgebung. 

In  Salzburg  ist  seit  1.  Januar  1900  zufolge  Verordnung  des 
Justizministers  vom  20.  Juli  1899,  R.-G.-B.  141,  das  Gesetz  vom 
25.  Juli  1871.  H.-G.-B.  70,  in  Wirksamkeit  getreten,  wonach  gewisse 
Hechtsgeschäfte  (Heiratsverträge,  Schenkungen  ohne  physische  1  bei- 
gäbe. Geschäfte  mit  Blinden,  Tauben,  Stummen)  nur  in  Form  eines 
Notariatsaktes  gültig  abgeschlossen  werden  können. 

Steiermark. 

(Auf  Grund  eines  durch  «Isis  hochh'ibliehe  Sekretariat  des  hohen  steierischen 
Landesausschusses  uns  eingesendeten  Verzeichnisses.) 

1899. 

Gesetz  vom  Dt.  Dezember  1898,  L.-G.-  u.  V.-B.  4  de  1899. 
betreffend  die  Schonzeit  des  Wildes  und  die  Abänderung  einzelner,  das 
Jagdwesen  regelnder  gesetzlicher  Bestimmungen  und  Verordnungen. 
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Gesetz  vom  2*.  Juli  1*0*.  L.-G.-  u.  V.-B.  14  de  1*00,  betreffend 
die  Walderhaltung  bezweckende  Massnahmen. 

Gesetz  vom  10.  September  1*W,  L.-G.-  n.  V.-B.  73,  betreffend 
die  Regelung  der  Lehrergehalto  an  den  öffentlichen  Volksschulen. 

Gesetz  vom  4.  September  1  S*»it.  L.-G.-  u.  V.-B.  70,  betreffend 
die  Hereinbringung  von  Forderungen  gegen  Gemeinden  und  Bezirke, 
sowie  die  Ausschreibung  von  Gemeinde-  bezw.  Bezirkszusehlägou 
durch  den  Landesuusschuss. 

Verschiedene  Gesetze  über  Wasserleitungen,  Regulierungs- 
bauten an  Seeen  und  Flüssen  in  einzelnen  Orten  und  andere  lokale 
Einrichtungen  etc.  Befreiung  von  Neubauten  von  der  Landesumlage- 
pflicht  in  verschiedener  Dauer  n.  dergl.  m.  übergehen  wir  auch  pro 
100»)  und  1001,  konstatieren  aber  deren  besonders  häutiges  Vor- 
kommen in  Steiermark. 

1900. 

Gesetz  vom  10.  Oktober  1000,  L.G.-  u.  V.-B.  03,  betreffend 
die  Regulierung  des  Murflusses  von  der  Bollerdorfer  Überfuhr  bis 
zur  steierisch-ungarischen  Grenze  in  Mauthdorf. 

1901. 

tiesetz  vom  2*;.  September  1001,  L.-G.-  u.  V.-B.  47,  womit 
die  18,  10  und  2.r»  des  Landesgesetzes  vom  8.  Januar  1*70,  L.-G.- 
u.  V.-B.  10,  betreffend  die  Realschule,  abgeändert  werden. 

Gesetz  vom  1.  November  10<>1T  L.-G.-  u.  V.-B.  »»0,  mit  welchem 
der  §  6  des  Gesetzes  vom  12.  Februar  1872,  L.-G.-  u.  V.-B.  10. 
betreffend  die  Grundsätze  für  die  Errichtung  und  Verwaltung  der 
öffentlichen  Krankenhäuser  in  Steiermark,  abgeändert  wird. 

Kärnten« 

Im  Herzogtum  Kärnten  wurde  eine  Novelle  zur  Gemeinde- 
wahlordnnng  durch  Gesetz  vom  5.  Juli  1000,  L.-G.-B.  24.  verlautbart. 

Am  3.  Dezember  1002  erfolgte  eine  Kundmachung,  L.-G.-B.  27. 
über  Sonntagsarbeit  bei  Produktions-  und  Handelsgewerben.  Das 
Gesetz  vom  10.  September  1*00  verbessert  die  Bezüge  der  Volks- 
und Bürgerschullehrer. 

Eine  Verordnung  des  Landesatisschusses  vom  1.  Mai  1*00. 
L.-G.-B.  13,  beschäftigt  sich  mit  der  Vereinfachung  des  schriftlichen 
Verkehrs  mit  staatlichen  und  autonomen  Behörden.  Vom  gleichen 
Tage  datiert  eine  Ergänzung  der  Schiffahrt s-  und  Seepolizei-Ordnung 
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für  die  kärntnerischen  Seeen  (Handels-Ministcrial- Verordnung  vom 
12.  Mai  l?Si»7,  R.-G.-B.  122). 

Das  Gesetz  vom  21.  Februar  1900,  L.-G.-B.  14.  regelt  in  Ab- 
änderung der  Normen  des  Gesetzes  vom  5.  Juli  1885,  L.-G.-R  2-'!. 
die  Modalitäten  der  Teilung  gemeinschaftlicher  Grundstücke  und 
hierauf  bezüglicher  Kechte. 

Kärnten,  das  Land  der  schönsten  Seen  und  der  zahlreichsten 
ausserehelichen  Geburten,  zeigt  in  seinen  abgeschiedenen  Gebirgs- 
tälern noch  vielfach  Reste  sozialer  Zustände  aus  längstvergangenen 
Perioden  wirtschaftlicher  Entwicklung,  Eigentümlichkeiten,  die  im 
milden  Glänze  der  Kärntner  Volks-Lyrik  zwar  poetische  Berechtigung 
haben,  aber  mit  den  modernen  Lebensbedingungen  auf  die  Daner 
nicht  vereinbar  bleiben. 

Es  ist  für  dieses  schöne  Land  von  den  dasselbe  hauptsächlich 
durchquerenden  neuen  Eisenbahnen  doppelter  Gewinn  zu  gewärtigen. 

Krain. 

•  (Vom  landschaftlichen  Sekretariat  des  Herzogtums  irüligst  eingesendeter 

Originalhericlit.) 

Gesetz  vom  4.  September  1000,  L.-G.-B.  20,  betreffend  die 
Bildung  eines  Fonds  für  öffentliche  Arbeiten  und  Hebung  der  Landes- 
kultur in  Krain. 

Dieses  Geseke  hat  den  Zweck,  Mittel  zu  beschaffen,  mit  denen 
die  öffentlichen  Arbeiten  in  Krain  gefördert  und  die  Landeskultur 
in  Krain  gehoben  werde.  Die  Mittel  des  Fonds  dürfen  verwendet 
werden : 

1.  für  solche  Beiträge  oder  Darlehen,  welche  im  Sinne  des  §  4  des 
Gesetzes  vom  :J0.  Juni  1884,  R.-G.-B.  110,  aus  Landesmitteln 
bewilligt  werden; 

2.  für  Darlehen  an  Gemeinden  und  Genossenschaften  behufs  Deckung 
der  Kosten,  welche  dieselben  für  die  Ausführung  der  unter  1 
bezeichneten  Arbeiten  zu  übernehmen  haben; 

für  die  Bewilligung  von  Beiträgen,  sowie  unverzinslichen  und 
verzinslichen  Darlehen  an  Strassenbezirke,  Sanitätsdistrikte, 
Gemeinden,  Genossenschaften  und  Private  im  Interesse  der 
Hebung  der  Landeskultur  oder  zum  Zwecke  der  Ausführung 
solcher  Arbeiten,  die  ans  Verkehrs-,  Sanitäts-  oder  sonstigen 
öffentlichen  Rücksichten  für  wichtig  anerkannt  werden. 
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Der  Fonds  beträgt  400000  K  und  wird  vom  krainischen 
Landesausschusse  verwaltet. 

Gesetz  vom  27.  Oktober  1900,  L.-G.-B.  27,  betreffend  die 
Regelung  des  Sanitätsdienstes  in  den  Gemeinden  Krains  mit  Aus- 
schluss der  Landeshauptstadt  Laibach. 

Dieses  Gesetz  ist  nur  ein  Amendement  des  zuvor  in  Geltung 
gestandenen  Gesetzes  vom  24.  April  18*0,  L.-G.-B.  12. 

Gesetz  vom  7.  November  1000.  L.-G.-B.  28,  betreffend  die 
Zusammenlegung  landwirtschaftlicher  Grundstücke. 

Nachgebildet  den  Kommassationsgesetzen,  welche  in  einigen 
anderen  Kronländern  in  Wirksamkeit  stehen. 

Gesetz  vom  10.  Dezember  1809.  L.-G.-R  2  de  1000,  mit 
welchem  einige  neue  Bestimmungen  rücksichtlich  der  Jagdkarten 
normiert  werden. 

Gesetz  vom  'Ml  Juli  1000.  L.-G.-B.  17,  betreffend  die  Ver- 
setzung des  Lehrpersonals  in  den  Ruhestand  und  die  Versorgung 
seiner  Hinterbliebenen. 

Die  Bestimmungen  des  neuen  Gesetze*  sind  zumeist  angepasst 
den  Bestimmungen  über  die  Versorgungsgenüsse  der  Staatsbeamten, 
sowie  deren  Witwen  und  Waisen. 

Tirol. 

«Wortlaut  des  vom  hohen  Landesaiissdniss  der  gefdrsteten  Grafschaft  Tirol 
gütigst  eingesendeten  Verzeichnisses.) 

Gesetz  vom  18.  Juni  1800,  L.-G.-B.  34,  betreffend  den  Schutz 
der  für  die  Bodenkultur  nützlichen  Vögel. 

Gesetz  vom  15.  September  1890,  L.-G.-B.  50.  betreffend  die 
Einführung  einer  Gemeindebesoldungsstener  von  Dienstbezügen. 

Gesetz  vom  24.  Oktober  1899,  L.-G.-B.  61,  betreffend  die  Her- 
stellung, Anlegung  und  Erhaltung  von  Zufahrtsstrassen  zu  Bahnhöfen 
und  Aufnahmestationen  bei  Eisenbahnen. 

Gesetz  vom  12.  Juni  1900,  L.-G.-B.  47,  betreffend  die  be- 
sonderen Rechtsverhältnisse  geschlossener  Höfe. 

Gesetz  vom  12.  Juni  1900.  durch  welches  in  Gemässheit  des 
Gesetzes  vom  6.  Februar  1869,  R.-G.-B.  18,  die  Organe  bestimmt 
werden,  die  zur  Entscheidung  darüber  berufen  sind,  ob  durch  einen 
Grnndtauseh  eine  bessere  Bewirtschaftung  bewirkt  wird. 
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Gesetz  vom  15.  Oktober  1!»<MI,  L.-G.-B.  1  ex  1901,  womit  eine 
Bauordnung  für  Tirol  mit  Ausnahme  jener  Orte,  die  Bauordnungen 
auf  Grund  von  Landesgesctzen  besitzen,  erlassen  wird. 

Audi  hier  war  es  eine  Angelegenheit,  die  für  das  Landes- 
Gesetzblatt  zu  keinem  Ausdruck  gelangte,  welche  eigentlich  zumeist 
die  Legislative  für  Tirol  beschäftigte:  die  Frage  der  administrativen 
Teilung  des  Landes  in  den  vorwiegend  italienischen  Süden  und  den 
deutschen  Norden. 

Wiederholt  schien  hierüber  ein  Vergleich  dem  Abschlüsse  nahe. 
Zentrifugale  Tendenzen  unter  den  Italienern  sind  es  wohl  doch,  woran 
zumeist  die  Verständigung  der  Deutschen  mit  der  ältesten  Kultur- 
nation scheitert,  wiewohl  zugegeben  werden  muss.  dass  auch  seitens 
der  Regiernngsorgane  Fehler  begangen  wurden. 

Vorarlberg 

beabsichtigt,  sich  —  dem  Beispiele  Tirols  folgend  —  den  Ländern 
mit  geordnetem  Tabularverkehr  anzureihen. 

Demgemäss  wurden  durch  ein  eigens  für  Vorarlberg  er- 
lassenes Reichsgesetz  vom  1.  März  1000,  R.-G.-B.  44.  den  Wünschen 
der  Landesvertretung  willfahrend,  grundbuchrechtliche  Sonderbe- 
stimnmngen  und  erleichternde  Gebührenvorschriften  erlassen,  sowie 
Beschränkungen  der  Teilbarkeit  von  Immobilien,  teilweise  auch  in 
Abänderung  materiellen  Rechtes,  normiert.  So  z.  B.  wird  zu  Gunsten 
des  Fortbestandes  von  Alpweiden  das  nach  ^  S30  und  S43  B.  G.-B. 
jedem  Teilhaber  zustehende  Recht,  die  Aufhebung  der  Gemeinschaft 
zu  verlangen,  für  Vorarlberg  eingeschränkt,  Wir  werden  dieses 
Gesetz  im  Abs.  III  demgemäss  eingehender  zu  würdigen  haben. 

Triest. 

Die  reichsunmittelbare  Stadt  Triest  samt  Gebiet  betreffend, 
wurden  uns  von  dem  Capitano  provinciale  nur  zwei  Gesetze  im  Wort- 
laut übermittelt,  als  im  Sinne  unserer  Berichterstattung  erwähnens- 
wert.   Ks  sind  dies: 

Das  Gesetz  vom  DJ.  September  1900,  Küstenländer  V.-B.  Xo.  25, 
womit  die  Art.  2  und  7  des  Landesgesetzes  vom  2;>.  August  IM»*. 
No.  22,  über  den  Beitrag  aus  Verlassenschaften  für  Spitalsausgaben 
der  Stadt  Triest  abgeändert  werden.  Der  neue  Art.  II  verfügt,  dass 
letztwillige  Zuwendungen  gleicher  Zweckbestimmung  von  der  Ab- 
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gäbe  in  Abzug  zu  bringen  sind.  Der  neue  Art.  VII  überweist  die 
Einholung  der  Gebühr  den  Xachlassbehürden  oder  staatlichen  Organen. 

Das  Gesetz  vom  1«.  August  11XH.  Küstenländer  V.-R.  No.  25, 
betrifft  eine  Änderung  der  kommunalen  Abgaben  von  gebrannten 
geistigen  Getränken,  vvelelie  in  T  liest  zum  Konsum  gelangen:  a)  mit 
2<»  h  pro  Hektoliter  und  Alkoholgrad  für  eigentlichen  Branntwein, 
b)  mit  12  K  pro  Hektoliter  für  sonstige  geistige  Getränke. 

Islrien. 

Der  Landtag  der  Markgratschaft  Istrien  laboriert  seit  Jahren 
auch  an  einem  nationalen  Konflikte.  Doch  sind  es  Italiener  und 
Kroaten  (wie  auch  in  Dalinatien,  wo  jedoch  die  Italiener  in  ent- 
schiedener Minorität  sich  befinden),  welche  sich  feindseligst  gegen- 
überstehen. Schon  der  Ort,  nach  welchem  der  Landtag  einberufen 
wird,  genügt,  um  eine  oder  die  andere  Partei  zur  Obstruktion  zu 
vermögen. 

Aus  Dahnatien  und  aus  (iörz-Gradisea  liegt  uns  nichts 
vor.  Die  Jubelfeier  der  500jiihrigen  Zugehörigkeit  der  Grafschaft 
Görz  zum  österreichischen  Erzhanse,  zu  welcher  auch  Se.  Majestät 
nach  Görz  kam,  verlief  ungestört.  Die  Person  des  gütigen  Monarchen 
brachte  wenigstens  für  die  Dauer  der  Festtage  den  nationalen  Hader, 
der  auch  dort  nicht  fehlt,  zum  Schweigen. 

Mit  kaiserlichem  Patent  vom  1.  Oktober  1001,  R.-G.-R.  15"», 
wurden  die  Landtage  von  Dalmatien.  Tirol,  Görz-Gradisca  und  Istrien 
unter  Einem  aufgelöst! 

III.  Justizffesetzt?ebun^. 

Allgemeines. 

Das  Justizministerium  war  auch  in  den  Jahren  1901 
hauptsächlich  mit  dem  Ausbau  der  Zivilprozessgesetze  und  der  neuen 
Gerichtsorganisation  beschäftigt.  Eine  Reihe  diesbezüglicher  Vor- 
ordnungen werden  uns  hier  zu  beschäftigen  haben.  Ausserdem 
steigerten  sich  in  dem  Verwaltungsbereich  dieses  Ressorts  die  immer 
mehr  auch  das  Interesse  der  grossen  Öffentlichkeit  in  Mitleidenschaft 
ziehenden  Kämpfe  zu  einem  erbitterten  Gegensatz  der  Advokaten 
gegen  die  im  Justizministerium  herrschenden  Tendenzen.  Unseres 
Erachtens  haben  die  Advokaten  nicht  ganz  zwecken» sprechender- 
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weise  die  Bedrohung  ihrer  materiellen  Existenz  vorangestellt.  Ganz 
unleugbar  freilieh  ist  der  materielle  Niedergang  der  Advokaten;  die 
Kostenbestimmungen  der  Gerichte  gestalteten  sich  unter  dem  Hoch- 
druck geheimer  Ordre»,  namentlich  aber  der  Kontrolle  der  Gerichts- 
inspektoren zu  einem  Zusammenstreichen  der  Ansätze  auf  ein  Niveau, 
welches  einer  erst  nach  durchschnittlich  JlOjfihrigen  Vorbereitung 
erreichbaren  Berntsstellnng  ganz  und  gar  nicht  entspricht.  Dazu 
kommt  die  Willkür  in  der  oft  gänzlichen  Streichung  zahlreicher 
Agenden  als  nach  Ansicht  des  Gerichtes  „unnotwendig- !  n.  a.  m. 

Gleichwohl  ist  es  nicht  der  Advokatenstand  als  solcher,  der 
allein  durch  die  Antipathie  der  im  Justizministerium  massgebenden 
Grössen  beehrt  wird,  sondern  es  ist  die  gesetzliche  Unabhängigkeit 
und  seit  undenklicher  Zeit  bewährte  Freiheit»-  und  Fortschritts- 
freundlichkeit  des  österreichischen  Advokatenstandes,  welche  gekürzt 
oder  gebrochen  werden  muss,  wenn  das  System  der  schrankenlosen 
Alleinherrschaft  der  Parole  vom  Schillerplatz  sich  dauernd  etablieren 
soll,  es  ist  meist  eigentlich  die  staatsgrundgesetzlich  gewährleistete 
Unabhängigkeit  des  noch  immer  unter  dem  Titel  der  Einlebung 
des  neuen  Zivilprozesses  durch  die  Gerichtsinspektoren  Uberwachten 
und  bevormundeten  Richterstandes,  welche  mit  der  Unabhängigkeit 
der  Rechtsanwaltschaft  steht  oder  fällt,  zu  deren  geradewegigen  Auf- 
hebung jedoch  die  Zustimmung  der  Krone  niemals  zu  erlangen  wäre.1) 

Ob  solche  Tendenzen  aus  der  Ära  Badem  sich  vererbt  haben 
oder  auch  derzeit  noch  angesichts  der  allerdings  höchst  schwierigen 
Verhältnisse  in  Böhmen,  Galizien,  Südtirol,  Sndsteiermark,  Krain  etc. 
nicht  völlig  von  der  Hand  zu  weisen  sind,  will  hier  nicht  untersucht 
werden.     Im  Stammlande  der  Monarchie  besteht  gewiss  zu  aller- 

')  Referent  selbst  hatte  als  Exoffizio-Verteidiger  eines  Jägers,  der 
angeklagt  war,  in  der  Verfolgung  eines  verdächtigen  Individuums  von  der 
Waffe  einen  nicht  notwendigen  Gebrauch  gemacht  und  dadurch  eine  Körper- 
verletzung verschuldet  zu  haben,  in  Erfahrung  gebracht.  das»  sein  Klient, 
so  oft  Se.  Majestät  in  das  betreffende  Revier  kam.  die  Auszeichnung  geuo-. 
dem  Kaiser  persönliche  Dienste  zu  leisten:  gleichwohl  war  von  der  Aus- 
übung de«  dem  Kaiser  verfassungsmässig  zustehenden  Niederschlagungs- 
rechtes nicht  die  Rede,  der  Verteidiger  durfte  dieser  Auszeichnug  seines 
Klienten  auf  Wunsch  des  Oberstjägenneisterauites  nicht  einmal  gedenken; 
das  Verfahren  wurde  ordnungsmässig  durchgeführt  und  der  Angeklagte 
nur  deshalb  freigesprochen,  weil  auch  nach  Überzeugung  des  Gerichts- 
liofes  sein  Gebaren  als  korrekt  sich  herausstellte. 
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mindest  irgend  eine  auch  nur  scheinbare  Rechtfertigung,  die  ministe- 
rielle Macht  auf  Gefahr  und  Kosten  der  Autorität  der  Urteilstindung 
zu  kräftigen. 

Im  Jahre  1901  ist.  angesichts  der  Stellungnahme  der  Öffentlich- 
keit, eine  Verständigung  zwischen  dem  Justizministerium  und  den 
Delegierten  der  Advokatenkammern  angebahnt,  und  sind  Erlasse 
zustande  gekommen,  deren  Worte  an  Wohlwollen  für  die  Advokaten 
wenig  zu  wünschen  übrig  lassen,  die  Praxis  aber  ist  dieselbe  geblieben 
wie  früher,  und  der  unveränderte  Fortbestand  der  Gerichtsinspektoren 
spricht  nicht  dafür,  dass  der  Geist  des  Ministeriums  KYikukr  ins 
Justizministerium1)  tiefer  eingedrungen  sei. 

1.  Privatrecht,  Handelsrecht,  ausserstreitiges  Verfahren. 

Kx  professo  privat-  oder  handelsrechtliche  Novellen  haben 
wir  nicht  zu  verzeichnen.  Des  solche  Materien  berührenden  neuen 
Aktienregnlativs  wurde  schon  unter  II.  1  ausführlich  gedacht. 
Gleichfalls  verwandte  Materien  betrifft  der  Staatsvertrag  mit  dem 
Deutschen  Reiche  vom  30.  Dezember  1899,  kundgemacht  mit  Ver- 
ordnung vom  20.  Mai  1901,  K.-G.-B.  50,  zum  gegenseitigen  Schutz 
der  Werke  der  Litteratur,  der  Kunst  und  der  Photographie,  welchen 
wir  bereits  unter  I.  mit  aufgezählt  haben.  Der  Inhalt  dieses  Ver- 
trages ist  den  Lesern  indes  wohl  schon  aus  den  Gesetzgebungs- 
berichten des  Deutschen  Reiches  bekannt,  Das  Gesetz  wegen  Ver- 
wendung eines  Teiles  der  Zinserträge  der  Reservefonds  unserer 
kumulativen  Waisenämter  vom  3.  Juni  1901,  R.-G.-R.  02,  haben 
wir  unter  II.  1  c  behandelt. 

Tabularrechtsnovelle  für  Vorarlberg. 
Relativ  einschneidende,  wenn  auch  nur  für  Vorarlberg  (siehe 
unter  II.  7)  geltende  Änderungen  bestehenden  materiellen  Privat- 
rechtes  und  zumeist  des  Tabularrechtes  bedingt  das  Gesetz  vom 
1.  März  1900,  R.-G.-P».  44.  Vorarlberg  wird  damit,  wie  früher 
Tirol,2)  ein  tabularrechtlich  alleinstehendes  Sondergebiet.  Nach  Art.  I 

')  Inzwischen  ist  eine  Wandlung  zum  Besseren  unverkennbar;  dem 
Ministerpräsidenten  Dr.  Körber  bringt  auch  der  Advokatenstand  volles 
Verständnis  entgegen. 

a)  Siebe  unseren  Bericht  im  3.  Bande  dieses  Jahrbuches,  S.  751  bis 
753.  Die  Abweichungen  des  Immobilienrechts  in  Tirol  sind.  Avas  das 
Verfahren   betrifft,   den   für  Vorarlberg  konzedierten   ziemlich  ähnlich. 


1200 


Gesetzgebung  uinl  Literatur. 


treten  die  Hechtssätze,  welche  $  6  Grundbuchsanlegungsgesetz  vom 
25.  Juli  1-S71,  K.-G.-B.  !H>,  an  die  Versäumnis  der  ersten  Ediktal- 
frist knüpft,  hinsichtlich  der  Grunddienstbarkeiten  in  Vorarlberg  erst 
10  Jahre  nach  Ablauf  des  zweiten  Ediktaltermins  15*  zitierten 
Gesetzes)  ein,  sofern  die  Ersitzung  der  bez.  Grunddienstbarkeit  schon 
vor  dem  Tage  der  Eröffnung  des  Grundbuches  vollendet  war.  Von 
bücherlichen  Eintragungen  im  Zuge  des  Piichtigstellnngsverfahrens 
sind  die  Parteien  nach  12:$  und  121*  allgemeinen  Grundbueh- 
gesctzes  zu  verständigen  (Art.  II)  und  mangels  solcher  Verständigung 
beginnt  die  dreijährige  Klageverjährungsfrist  des  §  t>4  allgemeinen 
Grundbuchgesetzes  erst  mit  dem  Ablauf  des  zweiten  Ediktaltermins 
(J|  14  zit.  Grundbuchanlegungx-  und  Hiebt igstellungsgesetzes).  Alle 
bez.  Korrespondenzen  sind  portofrei  (Art.  III).  Zufolge  Art.  IV 
werden  zur  Unterschrift-Beglaubigung  ausser  den  allgemein  hierfür 
bestimmten  Organen  in  Vorarlberg  besondere  Legalisatoren  (von  der 
Gemeindevertretung  nominierte  Vertrauensmänner)  eingeführt,  deren 
Bestallung.  Befugnisse  etc.  die  ^  1  — 13  dieses  Artikels  wesentlich 
übereinstimmend  mit  dem  schon  angezogenen  Tiroler  Gesetze  regeln. 
Art,  V  verpflichtet  die  Gerichte  zur  Aufnahme  nicht  nur  der  Tabular- 
gesuche,  sondern  auch  von  Tabularurknnden  aller  Art,  nach  Um- 
ständen zur  Abhaltung  von  Gerichtstagen  hierwogen.  Die  Urkunden- 
aufnahme  kann  das  Gericht  nur  wegen  gegründeten  Verdachtes  einer 
Ungesetzlichkeit  ablehnen  (Art.  VI),  andernfalls  muss  darüber  ein 
dem  §  105  allgemeinen  Grundbuchgesetzes  entsprechendes  Protokoll 
aufgenommen  werden  (Art,  VII). 

Im  .Mandatsverfahren  haben  beglaubigte  Abschriften  solcher 
Protokolle  die  Wirkung  der  Originalbeilage  (Art.  VIII).  Teilhaber 
von  Gemeinschafts-Alpen  und  -Weiden  können  nur  dann  im  Sinne 
des  §  830  B.  G.-B.  die  Aufhebung  der  Gemeinschaft  begehren,  wenn 
diese  Befugnis  statutarisch  vereinbart  worden  ist  (Art.  IX).  Pfand- 
rechtsübertragungen sind  10  Jahre  hindurch  gebührenfrei  (Art.  X). 
Das  Gesetz  vom  30.  März  187!>,  R.-G.-B.  50,  über  Teilung  von  Gebäuden 
nach  materiellen  Anteilen  gilt  nun  auch  für  Vorarlberg  (Art,  XI). 

Materiell  rechtlich  erscheinen  die  Tiroler  Abnormitäten  teilweise  geradezu 
bedenklich,  während  die  oben  dargelegten  Sonderbestinimungen  für  \or- 
arlberg,  welche  mittlerweile  zufolge  korrelater  landesgesetzlicher  Be- 
stimmungen in  Geltung  traten,  dem  Tahularverkehr  kaum  abträglich 
werden  können. 
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Zur  Beseitigung  unrichtiger  Eintragungen  ist  —  eventuell  auch 
von  Amts  wegen  —  ein  besonderes,  in  tji;  1— ">  des  Art.  XII  geregeltes 
Stempel-  und  gebührenfreies  Verfahren  einzuleiten.  Die  Bestimmungen 
des  vorstehenden  Gesetzes  treten  (mit  Ausnahme  der  sofort  allgemein 
wirksamen  Art.  I  II  und  IX )  zufolge  Art.  XIII  in  den  einzelnen  Gemeinden 
in  Wirksamkeit,  sobald  dort  die  Führung  des  Grundbuches  beginnt. 

Diverses. 

Unterm  20.  Juli  IM»!».  K.-G.-B.  141,  verordnete  das  Justiz- 
ministerium auf  Grund  g  2  des  Notariatszwangsgesetzes  vom  25.  Juli 
1871,  K.-G.-B.  7<i,  dass  dieses  Gesetz  seinem  vollen  Inhalte  nach  am 
1.  Januar  1900  im  Herzogtum  Salzburg  in  Wirksamkeit  trete. 

Dieses  Kronland  schliesst  sich  hiermit  vollkommen  dem  Haupt- 
gebiete des  geltenden  österreichischen  Tabularrechtes  an. 

Zufolge  Verordnung  der  Minister  der  Finanzen  und  der  Justiz 
vom  1!*.  Februar  1001,  R.-G.-B.  lr>,  brauchen  bei  Erfolglassungen  von 
Depositen  die  bez.  gerichtlichen  Bescheide  nicht  eingezogen  zu  werden, 
sondern  ist  darauf  die  Erfolglassung  nur  anzumerken. 

Die  Justiz-  und  Finanz-Ministerialverordnung  vom  12.  November 
1900.  K.-G.-B.  104,  gestattet  die  periodische  depositenamtliche  Er- 
folglassung von  Coupons,  wo  nach  Umständen  eine  solche  unbedenklich 
und  zweckmassig  erseheint.  Die  auch  eine  schärfere  Kontrolle  der 
Angaben  der  Erben  in  den  Nachlassnachweisungen  vorsehende  Über- 
tragungsgebührennovelle (Notverordnung  und  nachfolgendes  Gesetz 
vom  18.  Juni  1901.  R.-G.-B.  74)  ist  sowohl  unter  I  wie  in  Gruppe  II,  4 
schon  erörtert  worden. 

Eine  gewichtige  Änderung  ergibt  sich  daraus  für  die  Kompetenz 
des  Abhandlungsrichters,  da  zufolge  dieses  Gesetzes  die  Richter  nun 
der  Prüfung  der  Nachlassnachweisungen,  wie  überhaupt  jedes  Ob- 
liegens in  Rücksicht  auf  die  Bemessung  der  Vermögensübertragungs- 
gebühren vollständig  enthoben  sind.  Im  Interesse  des  Justizdienstes 
ist  diese  Reform  gewiss  freudig  zu  begrüssen.1) 

2.  Gerich tsorganisation  und  Zivilprozess. 

Richteramtsprüfung. 
Auf  dem  hauptsächlichen  Tätigkeitsgebiete  der  Justizverwaltung 
in  den  letzten  Jahren  verzeichnen  wir,  unserer  Systematik  folgend, 

1 )  Siehe  auch  sonstige  für  den  Kassendienst,  das  Depositenwesen, 
die  Gebührenentrichtung  etc.  erhebliche  Ncueruniren  bei  II.  4  d. 
Jahrbuch  der  iuternat.  Vereinigung.  6.  u.  7.  IM.  Tti 
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in  erster  Reihe  die  Verordnung  des  Justizministers  vom  1.  November 
l'.'OO.  Nu.  1*2.  betreffend  die  Richteramtsprüfnngen  samt  Nach- 
trags Verordnung  hierzu  vom  28.  Oktober  11)01.  R.-G.-B.  177,  erlassen 
auf  Grund  der  ^  12  und  13  des  Geriehtsorganisationsgesetzes  vom 
27.  Noveuiber  lsiui,  R.-G.-B.  217.  Die  Bildung  der  Prüfungs- 
kommissionen erfolgt  bei  jedem  Oberlandesgerichte  auf  die  Dauer 
eines  Jahres  durch  den  Justizminister.  Die  Obergerichtspräsidien 
haben  spätestens  im  November  die  Vorschlüge  zu  erstatten  sowohl 
über  die  Zahl  als  über  die  Persönlichkeiten  der  zu  bestellenden 
Prttfnngskomnrissare  (§  1).  Befindet  sich  am  Sitz  des  Obergerichts- 
präsidiums  eine  Universität-,  so  sind  die  sämtlichen  Professoren  der 
Hauptfächer  des  geltenden  Rechts,  sofern  sie  sich  dazu  bereit  finden, 
als  Prüfungskommissäre  zu  bestellen  2).  Das  Obergerichts- 
präsidium hat  alljährlich  von  der  Advokatenkammer  seines  Sitzes 
den  Vorschlag  der  erforderlichen  Anzahl  von  Advokaten  einzuholen 
<S  3).  Die  Richteramtsprüfung  ist  taxfrei,  den  Prüfern  gebührt 
kein  Honorar  !♦).  Die  Prüfungskommissäre  für  jede  einzelne 
Prüfung  bestimmt  der  Obergerichtspräsident  und  ninss  mindestens 
ein  Advokat  und  womöglich  ein  Universitätsprofessor  zugezogen 
werden;  einen  Prüfungskommissär  kann  der  Justizminister  entsenden 
($  5).  Die  hierzu  bestimmten  Kommissäre  sind  verpflichtet,  die 
schriftlichen  Arbeiten  zu  prüfen,  den  übrigen  steht  dies  frei  (§  «!). 

Die  Richteramtsprüfung  ist  in  der  Regel  bei  dem  Obergerichte 
abzulegen,  in  dessen  Sprengel  der  Kandidat  den  Vorbereitungsdienst 
beendet  hat  ($j  7).  Das  Zulassungsgesuch  ist  an  den  vorgesetzten 
Gerichtshofspräsidenten  frühestens  drei  Monate  vor  Beendigung  des 
Vorbereitungsdienstes  zu  lichten  und  darin  anzugeben,  ob  der  Be- 
werber die  Prüfung  etwa  noch  in  einer  zweiten  landesüblichen 
Sprache  ablegen  wolle  (§  8).  Über  die  Zulassung  entscheidet  der 
Obergerichtspräsident,  über  Berufung  der  Justizminister  D).  Die 
Prüfung  ist  teils  schriftlich,  teils  mündlich  abzulegen.  Die  schrift- 
liche Prüfung  besteht  aus  zwei  Teilen:  a)  einer  rechtswissenschaft- 
lichen Hausarbeit,  deren  Thema  vom  Obergerichtspräsidenten  mit 
Berücksichtigung  der  in  den  Übungen  behandelten  Fragen  (§  12 
Abs.  !)  Ger.-Org.-Ges.)  bezeichnet  wird  11).  Die  Arbeit  ist  binnen 
2  Monaten  zu  vollenden,  muss  die  Angaben  der  benutzten  Literatur 
und  die  Versicherung  enthalten,  dass  der  Kandidat  sie  ohne  fremde 
Beihilfe  oder  nicht  angegebene  Schriften  verfasst  habe      12).  Line 
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den  übrige»  Erfordernissen  entsprechende,  schon  während  der  Übnngs- 
zeit  angefertigte  Abhandlung  kann  anf  Ansuchen  statt  der  Haus- 
arbeit angenommen  werden  (§  14).  Diesenfalls  hat  der  Gerichtshofs- 
präsident oder  der  übungsleitende  Richter  das  Gutachten  dem  Zu- 
lassungsgesuche anzuschliessen  und  vor  der  Entscheidung  über  die 
Annahme  einen  Prüfnngskommissär  anzuhören.  Gegen  die  Ent- 
scheidung des  Obergeriehtspräsidonten  hierüber  ist  der  weitere  Rechts- 
zug ausgeschlossen  1"»).  b)  Die  Klausurarbeiten.  Eür  diese  wird 
nach  erfolgter  Vorlage  der  Hausarbeit  oder  Annahme  der  dieselbe 
vertretenden  Arbeit  der  Termin  zugleich  mit  dem  für  die  mündliche 
Prüfung  angesetzt  (§  17).  Für  die  beiden  Klausurarbeiten  ist  je 
die  Zeit  von  0  Uhr  vormittags  bis  7  Uhr  abends  orten:  sie  müssen 
im  Amtsgebäude  unter  Aufsicht  eines  obergerichtlichen  Beamten, 
können  aber  von  mehreren  Bewerbern  zugleich  abgelegt  werden. 
Die  Bibliothek  des  Obelgerichtes  steht  hierzu  frei,  mit  Ausnahme 
von  Entscheidung»- Sammlungen,  Formularien  und  Musterbüchern. 
Sonstige  Heihilfe  oder  Besprechung  ist  untersagt  (§  17). 

Als  strafrechtliche  Klausurarbeit  ist  eine  Anklageschrift,  oder 
ein  Urteil,  oder  eine  Nichtigkeitsbeschwerde,  oder  ein  Wiederauf- 
nahmebeschlnss  je  auf  Grund  der  Akten  zu  liefern.  Als  zivilrecht- 
liche Arbeit  wird  ein  Urteil  oder  Endbeschluss,  Meistbotverteilungs- 
beschlnss  oder  Beschluss  über  Verteilung  der  Ertragsüberschüsse 
gegeben  (§  19).  Statt  solcher  Akte  kann  auch  ein  Rechtsgutachten 
über  einen  komplizierten  Sachverhalt  gefordert  werden  (§  20).  Nach 
Ablauf  der  Zeit  wird  die  Arbeit  ohne  Rücksicht  auf  den  Grad  der 
Fertigstellung  abgenommen.  Die  mündlichen  Prüfungen  sind  in 
Wien,  Prag  und  Lemberg  viermal  jährlich,  an  den  übrigen  Ober- 
gerichtssitzen dreimal  jährlich  aufeinanderfolgend  anzuberaumen  und 
diese  Termine  sind  entsprechend  zu  verlautbaren.  Die  hiernach  an- 
gesetzten Prüfungen  sind  dem  .Tustizminister  mitzuteilen  (§  2:1).  Die 
Prüfung  dauert  für  jeden  der  zwei  gleichzeitig  zu  Prüfenden  mindestens 
l1  ,  Stunde  (§  24). 

Die  Richteramtsprüfung  erstreckt  sich  auf  alle  Zweige  des 
Zivil-  und  Strafrechts  und  weiter  auf  die  im  Verzeichnisse  B  an- 
geführten Normen  (I.  Verfassungsgesetze,  II.  Grundzüge  des  Ge- 
bührenrechts, III.  das  Wichtigste  aus  dem  Verwaltungsrecht,  Wasser- 
recht, Fischereirecht,  soziale  Gesetzgebung,  Urheberrecht,  Marken- 
schutz, Patentgesetz,  Lebensmittelgesetz)  (§  25).    Beherrschung  des 
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Stoffes,  gewandte  reelitliclie  Beurteilung  ist  xunäclisf  zu  fordern, 
„auf  blosses  Gedächtniswerk~  dagegen  „kein  Gewicht  zu  legen",  je- 
doch zu  verlangen,  dass  die  Bewerber  in  der  Praxis  wichtige  Be- 
stimmungen alsbald  zu  Huden  vermögen  i!G).  Die  Fragestellung 
bestimmt  im  Einvernehmen  mit  dem  einzelnen  Prüfer  der  Vorsitzende. 
Professoren  haben  in  der  Kegel  nur  ihr  Xominalfach  zu  prüfen  27). 
Das  Prüfungsergebnis  ist:  ausgezeichnet,  sehr  gut,  gut  oder  un- 
genügend (ij  28).  Über  die  Frage,  ob  die  Prüfung  bestanden  wurde, 
ist  zuerst,  sohin  über  den  Kalkül  nach  absoluter  Mehrheit  abzu- 
stimmen, der  Vorsitzende  stimmt  zuletzt  20).  Im  Falle  der  Ee- 
probierung  ist  zugleich  eine  Wiederholungsfrist  von  3  Monaten  bis 
1  Jahr  30)  und  ferner  zu  bestimmen,  ob  auch  eine  weitere 
Hausarbeit  gefordert  wird.  Keprobation  bei  einer  wiederholten  Prüfung 
ist  dem  Justizminister  anzuzeigen  (§  31).  Prüfungszeugnis  und 
Protokoll  etc.  regeln  die  ^  32— 34. 

Prozessuale  Normen. 

Mit  Justiz-Ministerialverordnnng  vom  O.März  1K00,  K.-G.-B.M. 
wurde  verfügt,  dass  die  Ausschüsse  der  Advokatenkammer  bei  P>e- 
stellung  eines  Armenvertreters  für  das  Berufnngsverfahren  auf  einem 
der  Beschlussausfertigung  beizugebenden  Formulare  das  Berufungs- 
gericht unmittelbar  davon  zu  verständigen  haben,  wer  zum  Vertreter 
bestellt  worden  ist. 

Mit  der  Errichtung  von  Auktionshallen  wurde  fortgeschritten, 
und  hat  sich  namentlich  das  Wiener  Versteigerungsamt  bisher  gut 
bewährt.  Durch  Justiz-Ministerialverordnung  vom  21.  Dezember  1800, 
K.-G.-B.  253,  wurden  die  722,  723  und  323  der  ab  1.  Januar 
in  Deutschland  geltenden  Zivilprozessordnung  im  Wortlaut  samt 
einer  Erklärung  der  deutschen  Regierung  mitgeteilt,  wonach  bei  An- 
wendung dieser  Bestimmungen  im  Deutschen  Weiche,  soweit  die  bis- 
herige Praxis  den  dortigen  Gerichten  einen  Schluss  gestattet,  „alle 
jene  Beschlüsse  und  Bescheide  österreichischer  Gerichte  die  Zwangs- 
vollstreckung begründen  können,  welche  einen  Rechtsstreit  zwischen 
Parteien  auf  Grund  eines  beiden  Parteien  Gehör  gewährenden  ordent- 
lichen oder  summarischen  prozessualen  Verfahrens  erledigen,  wobei 
es  nicht  darauf  ankomme,  ob  die  Beschlüsse  und  Bescheide  auch  in 
den  äusseren  Formen  eines  Urteils  ergangen  sind  und  ob  auch  tat- 
sächlich beide  Parteien  verhandelt  haben".  Die  Verordnung  kon- 
kludiert  weiter  (Wortlaut): 
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..  Betreffs  der  Sprüche  von  Schiedsrichtern  und  Schiedsgerichten 
erklärte  die  deutsche  Regierung,  dass  auf  sie  zwar  nicht  die  Sjlj  722. 
723,  wohl  aber  die  Vorschriften  des  zehnten  Buches  der  deutschen 
Zivilprozessordnung  Anwendung  Huden.  Nach  der  Rechtsprechung 
des  Reichsgerichtes  könne  als  Grundsatz  gelten,  dass  aus  einem  aus- 
ländischen Schiedssprüche  bei  den  deutschen  Gerichten  ein  Voll- 
Streckungsurteil  beantragt  weiden  kann,  sofern  der  Schiedsspruch 
gemäss  den  bezeichneten  Vorschriften  der  deutschen  Zivilprozess- 
ordnung ergangen  und  nicht  etwa  nach  dem  für  das  fragliche  Rechts- 
verhältnis massgebenden  ausländischen  Rechte  als  unwirksam  anzu- 
sehen ist.- 

„Für  die  Zwangsvollstreckung  im  Deutschen  Reiche  kommen 
sonach  die  im  $  1  der  Exekutionsordnung  vom  27.  Mai  lSMfi, 
R.-G.-B.  7'.»,  unter  Zahl  1,  2  und  3  angeführten  Exekutionstitel, 
einschliesslich  der  Entscheidungen  über  die  Kosten  des  Verfahrens, 
dann  die  mit  der  Wirkung  der  Vollstreckbarkeit  ausgestatteten  amtlichen 
Auszüge  aus  dem  während  des  Konkursverfahrens  aufgenommenen 
Liquidierungsprotokolle  1  Z.  7  der  Exekntionsordnung)  und  die 
l'rteile  der  Gewerbegerichte  1  Z.  11  der  Exekutionsordnung), 
endlich  unter  den  im  zehnten  Buche  der  deutschen  Zivilprozess- 
ordnung, insbesondere  in  den  ^  102.".,  102*5,  1**30,  10-11,  1042.  1045 
bis  10-1«  erwähnten  Voraussetzungen,  auch  die  einer  Anfechtung  von 
einer  höheren  schiedsgerichtlichen  Instanz  nicht  mehr  unterliegenden 
Sprüche  von  Schiedsrichtern  (§  1  Z.  1*1  der  Exekntionsordnung) 
in  Betracht," 

Jn  diesem  Mafse  ist  auch  die  Gegenseitigkeit  als  verbürgt 
anzusehen,  wenn  es  sich  gemäss  $  70  der  Exekutionsordnung  um 
Exekutionen  auf  Grund  von  Akten  und  Urkunden  handelt,  die  im 
Deutschen  Reiche  errichtet  wurden." 

.Die  Bewilligung  der  Kxekution  «der  der  angesuchten  Exe- 
kutionshandlung ist.  gleichwie  in  den  Fällen  des  §  81  Zeile  2—4  der 
Exekntionsordnung,  dann  zu  versagen,  wenn  die  Anerkennung  des 
deutschen  Urteiles  gegen  den  Zweck  eines  hierzulande  geltenden 
Gesetzes  Verstössen  würde." 

Diese  Verordnung  tritt  am  1.  .Januar  10**0  an  Stelle  der  bisher 
geltenden  vom  10.  Dezember  1*07,  R.-G.-B.  2<S7,  in  Wirksamkeit. 

In  gleicher  Weise,  wie  vorstehendenfalls,  macht  das  Justiz- 
ministerium mit  Verordnung  vom  20.  September  1000  den  Art.  :>74 
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der  ab  1.  September  1000  geltenden  rumänischen  Zivilprozes.s- 
ordnung  bekannt  und  knüpft  daran  die  liier  wörtlich  folgende 
Verfügung: 

„Gemäss  §  7!»  der  Exekutionsordnung  und  zufolge  der  laut 
Verordnung  des  Justizministeriums  vom  27.  Oktober  1*71.  R.-G.-B. 
1:51.  ausgetauschten  Ministerialerklärnngen  ist  die  Gegenseitigkeit 
hinsichtlieh  der  Exekution  auf  Grund  von  vollstreckbaren  Erkennt- 
nissen der  kompetenten  Gerichte  in  Zivil-.  Handels-,  See-  und  Wechsel- 
sachen als  verbürgt  anzusehen." 

Diverses. 

Die  Verordnung  der  Ministerien  der  .Justiz  und  der  Finanzen 
vom  9.  März  1000,  B.-G.-B.  98,  bestimmt,  dass  im  Exekutions-  oder 
Konkursverfahren  gerichtlich  hinterlegte  Pretiosen  im  Werte  von 
offenbar  nicht  über  1000  K  seitens  des  Vollstreckungsorgans  mit 
gehöriger  Beschreibung  im  Pepositenamt  niedergelegt  werden  und 
hiernach,  falls  nicht  da*  Depositenamt  Bedenken  hegt,  auf  die  Ver- 
waltungsgebühr bemessen  wird.  Dagegen  sind  wertvollere  Pretiosen 
oder  solche,  bez.  deren  höheren  Wertes  Meinungsverschiedenheiten  sich 
ergeben:  a)  bei  den  besonderen  Zivilgerichts  -  Depositenämtern  in 
Wien,  Prag,  Graz  und  Triest  durch  einen  gerichtlich  beeideten 
Pretiosenschützmann  bewerten  zu  lassen,  b)  in  anderen  Fällen  vor- 
läufig nngeschätzt  zu  übernehmen  und  einzusiegeln,  und  hat  das 
zuständige  Gericht  deren  ordnungsmässige  Schätzung  zu  veranlassen. 

Die  Verordnung  der  Minister  der  Justiz,  des  Ackerbaues  und 
des  Innern  vom  25.  April  1900,  R.-G.-B.  SO.  trifft  Änderungen  der 
Ministerial-Verordnung  vom  25.  Juli  l8t»7,  R.-G.-B.  175,  über  die 
Schätzung  der  Liegenschaften  (Realsehätzungsaint  an  Stelle  des 
letzten  Absatzes  des  §  20  für  Gebäude,  welche  zeitliche  Befreiung 
von  der  Hauszinssteuer  gemessen).  Hiernach  sind  für  die  Fest- 
stellung der  Werterhöhung  zufolge  der  steuerfreien  Jahre  ziemlich 
komplizierte  mathematische  Formeln  anzuwenden,  es  sind  die  Zu- 
schläge mit  in  Betracht  zu  ziehen  u.  s.  w.  Die  ganze,  gewiss  sehr 
zeitraubende  Operation  mag  in  Wien  und  noch  einigen  grösseren 
Städten  nicht  a  priori  unzweckmässig  sein,  auf  dem  Lande  führt  sie 
bestenfalls  zu  Konfusionen  und  zur  Vernachlässigung  des  eigentlich 
wichtigen  Hauptgeschäftes  zu  Gunsten  einer  theoretisch  genauen  Er- 
mittelung einer  Abgangszahl,  die  aber  in  der  Praxis  alljährlich 
wechselt  (schon  vermöge  der  direkten  Einlagen,  ganz  abgesehen  von 
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den  wechselnden  Stenernachlüssen  je  nach  Ertrag  der  Personalsteuer). 

Beigegeben   ist  dieser  Verordnung  auch  noch  eine   „Tabelle  der 
/.  n  —  1 

Faktoren  ou^)_iy  welcher  die  terminliche  Steuererspariiis 

multipliziert  werden  muss,  um  den  Barwert  der  Steuerfreiheit  zu 
erhalten-4  —  ein  Paradestück  der  Arbeit  am  grünen  Tisch! 

Advokaten-Kurrentientarif. 
Mit  Verordnung  des  Justizministers  vom  x.  Juni  1899,  R.-G.- 
B.  s.  wurde  die  (für  die  in  den  Geriehtshofsprengcln  Trient  und 
Koveredo  ausser  den  genannten  Gerichtshofsitzen  seihst  liegenden 
Orte  in  Geltung  gewesene)  vierte  Klasse  des  Kurrentientarifes  für 
Advokaten  aufgelassen.  Mit  Justiz- Ministerial- Verordnung  vom 
27.  November  1900,  R.-G.-B.  201,  wurde  die  Stadt  Klagenfurt  in 
die  zweite  Ortsklasse  eingereiht.  Beide  Verordnungen  involvieren 
nur  Nebensächliches.  Die  Praxis,  welche  dahin  neigt,  die  Tarifsätze 
nahezu  ausnahmslos  als  Pauschalien  für  Bewertung  der  Advokaten- 
arbeit anzusehen,  lässt  auch  in  den  seltenen  Fällen,  wo  es  sich  um 
ein  höheres  Streitpunktum  handelt,  und  schon  die  materielle  Ver- 
antwortung allein  ausser  Verhältnis  zur  Tarifziffer  steht,  eine  Fr- 
höhung  derselben  infolge  schwierigerer  Natur  des  Falles  nicht  zu. 
Wir  beziehen  uns,  diese  und  verwandte  Fragen  anlangend,  auf  das 
an  der  Spitze  dieser  Teilgruppe  III  Ausgeführte. 

3.  Strafrecht  und  Strafprozess. 

Im  Gebiete  des  Strafrechtes  weisen  die  Reichsgesetzblätter  pro 
1*99  bis  1901  nur  eine  einzige  Publikation  auf:  die  Justiz-Ministerial- 
Verordnung  vom  21.  Dezember  1900,  R.-G.-B.  222,  womit  der  Betrag 
des  von  den  Sträflingen  in  den  Strafanstalten  zu  leistenden  täglichen 
Ersatzes  an  Strafvollstreckungskosten  für  die  Jahre  1901  bis  1903 
bestimmt  wird  (zwischen  1  K  60  h  in  Krakau  und  r>9  h  in  Marburg). 

An  der  Reform  des  Gefängniswesens  wird  gearbeitet,  doch 
können  aus  finanziellen  Gründen  die  erforderlichen  neuen  Ubikationen 
nur  snccessive  beigestellt  werden. 

Mit  der  seit  Dezennien  versuchten  Umgestaltung  des  Straf- 
gesetzbuches wird  auch  vieles  andere  erst  gründlich  gebessert  werden 
können.  Hoffentlich  findet  der  Reichsrat  endlich  Zeit,  den  so  und 
so  vielten  Entwurf  eines  neuen  Strafgesetzes  zu  erledigen.  -  Ein 
neues  Pressgesetz  wenigstens  dürfte  demnächst  zustande  kommen. 
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Sohlusswort. 

Auf  die  Gesamtarbeit  der  drei  Jahre  ls«.»n,  p.Hio  und  lful 
zurückblickend,  lässt  sich  zumal  wenn  dabei  auch  noch  die  bereits 
eingebrachten  Gesetzentwürfe,  insbesondere  die  Pressnovelle,  in 
I  Set  rächt  gezogen  wei  den  —  ein  moderner  Zug  in  unserer  jetzigen 
KVgierung  nicht  verkennen,  beharrlich  wird  allerhöchsten  Orts  die 
Aufreehterhaltung  der  konstitutionellen  Staatsform  vollen  Ernstes 
{refordert,  und  man  schreitet  in  Befolgung;  dieses  Leitgedankens  an 
den  Ausbau  so  mancher  obskurer  Nebentrakte  des  weitläufigen  kom- 
plizierten Gebäudes  unseres  Hechtsstaates.  Auch  die  Verwaltung 
lässt  zumindest  seit  dem  Amtsantritte  des  Ministeriums  Kmkkkk  eine 
konziliantere  Auffassung  der  Aufgaben  der  staatlichen  Behörden 
gegenüber  der  Bevölkerung  durchschimmern.  Man  sieht  vielen  Orts 
schon  ein,  dass  die  Behörden  für  die  Steuerträger  und  nicht  um- 
gekehrt die  misera  contribuens  plebs  für  die  Magistratur  geschaffen 
sind,  und  das  ist  in  der  Tal  schon  viel,  viel  mehr  als  die  allenthalben 
üblichen  schönen  l'rogrammreden  amtsantretender  Kabinetts-Chefs' 
Unter  den  in  vielen  Staatsgebieten  besonders  schwierigen  lokalen 
Verhältnissen  und  den  schon  wiederholt  betonten  erschwerenden 
Umständen  der  Krisenzeit  ist  solch  wahrhafter  Fortschritt  speziell 
in  Osterreich  und  anno  li»02  wahrlich  nichts  Geringes. 

Leider  muss  gerade  für  das  uns  wichtigste  Gebiet  der  Justiz- 
verwaltung diese  Anerkennung  wesentlich  eingeschränkt  werden. 

Mag  seih,  dass  die  Sondertendenzen  in  der  Justizverwaltung 
auch  im  Autokratismns  noch  nicht  ihre  letzte  raison  detre  haben. 
Vieh'  Anzeichen  sprechen  dafür,  dass  der  freilich  genial,  aber  ohne 
offiziellen  Pomp  zuei-st  durch  Stkinhach  im  Justizministerium  ver- 
tretene soziale  Gedanke  auch  jetzt  zu  innerst  die  richtunggebenden 
Köpfe  beseelt.    Die  Besultate  sind  gleichwohl  unbefriedigend. 

Die  erbarmenswert  unpraktische  Novelle  vom  2ö.  April  P.»<»o. 
K.-G.-B.  so,  zur  Kealschätzungsordnung  leuchtet  wohl  auch  hier  dem 
mit  unseren  Zuständen  nicht  vertrauten  Beurteiler  in  diesen  Mikro- 
kosmos aufklärend  und  mildernd  hinein:  Man  macht  eine  vom  Stand- 
punkt der  höheren  Mathematik  ganz  unanfechtbare  Formel  für  Er- 
mittelung einer  Abzugs-  bezw.  Zuschlagszahl  bei  Schätzungen  und 
übersieht  ganz,  dass  bisher  die  Schätzungen  in  den  weitaus  über- 
wiegenden Fällen  um  ein  Multiplum  der  Differenz  zu  divergieren 
pflegten,  die  in  den  speziellen  Fällen  überhaupt  in  Frage  kommt, 
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übersieht  ferner,  dass  nur  wenige  Richter  aus  ihren  Gymnasial- 
erinnerungen so  viel  Kenntnisse  erübrigten,  um  nach  längerem  Kopf- 
zerbrechen zu  erraten,  was  für  eine  mühevolle  Plackerei  man 
ihnen  zumutet,  dass  aber  die  Sehätzungen  durch  viel  weniger 
vorgebildete  Kanzlisten  geleitet  und  in  9W  unter  lnitO  Fällen  von 
Sehätzleuten  vorgenommen  werden  sollen,  deren  wohl  kaum  viel 
mehr  als  ein  Dutzend  ausserhalb  Wien  sich  mit  der  schönen  Vor- 
schrift zurecht  finden  mögen,  ohne  deren  1'Hichteifer  und  genaue 
Lokalkenntnisse  aber  trotz  aller  Reglementierung  eine  brauchbare 
Schätzung  überhaupt  nicht  erzielbar  bleibt. 

Ähnlich  ergelit  es  der  Justizverwaltung  mit  dem  Problem  der 
„Verbilligung  der  Rechtspflege":  Soweit  nach  dem  alten  Prozess- 
gesetze zwecklose  Arbeiten  gehäuft  und  durch  den  neuen  Prozess 
all  dieser  Daliast  erspart  wird,1)  so  dass  mit  einem  möglichst  geringen 
Kräfteanfwand  voller  Klickt  erzielt  wird,  bringt  die  Verbilligung 
des  Prozesses  gewiss  auch  direkten  volkswirtschaftlichen  Gewinn 
neben  den  noch  grösseren  mittelbaren  Vorteilen  einer  billigen  und 
sicheren  Rechtsdurchsetzung.  Sowie  jedoch  über  diese  Grenzen 
hinausgegangen  wird,  überwiegen  auch  schon  die  Nachteile!  Ein 
Prozess  unter  den  wahren  Gestehungskosten  bietet  dem  säumigen 
Schuldner,  ja  bei  uns  auch  schon  dem  schikanösen  und  dem  lediglich 
den  Kapitalsertrag  in  seinem  Geschäfte  gegenüber  der  Summe  der 
gesetzlichen  Verzugszinsen  und  der  Prozesskosten  abwägenden  Kauf- 
manne eine  Prämie  für  Nichteinhaltung  übernommener  Verpflichtungen. 
Dazu  kommen  noch  die  Chancen  des  Vergleiches!  Von  dem  künstlich 
erzwungenen  Restreben  möglichster  Raschheit  getrieben,  bei  der 
herrschenden  Überhäufung  mit  Arbeit  jede  Protokollierung,  Urteils- 
tallung  und  sonstige  (oft  kleinlichster  formalistischer  Kontrolle  an- 
heimfallende) schriftliche  Arbeit  scheuend,  übt  der  Richter  bewusst 
oder  unbewusst  mitnnter  gewaltigen  Druck  auf  den  sein  gutes 
Recht  verfechtenden  Kläger.   Selten  wird  sich  —  besonders  auf  dem 

')  Die  Praxis  des  neuen  Verfahrens  hat  in  dieser  Richtung  noch 
manchen  Fortschritt  als  wünschenswert  ergeben.  Z.  R  ist  die  Tagsatzung 
nach  S,  898  Z.-P.-ü.  regelmässig  total  überflüssig.  Wenn  prozesshinderndc 
Kinreden  hei  der  ersten  Tagsetzung  überhaupt  nicht  angemeldet  worden 
sind,  könnte  uacli  fruchtlosem  Ablauf  der  Klagebeantwortungsfrist  über 
schriftliches  Anbringen  des  Klägers  sofort  das  Versäumnisurteil  ausgefertigt 
werden,  zumindest  ohne  Kollegium ! 
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Land  in  den  weitaus  überwiegenden  kleineren  und  mittleren  Kreisen  - 
der  Klüger  nicht  lieber  zu  einem  rechtlich  unbegründeten  Nachlas« 
entschließen,  als  die  Plackereien  wiederholter  gerichtlicher  Ver- 
nehmungen und  dazu  noch  die  im  Aufschub  der  Enderledigung 
liegenden  Gefahren  auf  sich  nehmen!  Nicht  selten  macht  der  Herr 
Sekretär  oder  Adjunkt  beim  Yergleichsvei-snch  auch  noch  auf  eigene 
Faust  in  Humanität  und  Sozialpolitik. 

So  tritt  denn  an  Stelle  der  altrömischen  Prozessstrafen  für 
den  Unterliegenden  gar  häutig  eine  Prämie  für  den  Ungerechten, 
und  die  Hüter  des  Hechtes  schützen  das  Unrecht! 

In  Wien  freilich,  wo  das  erlesenste  Personal  und  das  grüne 
Tuch,  von  dem  aus  das  Ganze  gedacht  wurde,  heimisch  sind,  sieht 
man  diese  Schattenseiten  kaum;  um  so  dräuender  wachsen  sie  empor, 
ie  weiter  man  von  den  Kulturzentren  sich  entfernt.  Die  grosse 
Mehrheit  der  Hichter  sind  eben  auch  Durchschnittsmenschen,  die 
avancieren  wollen,  und  nicht  lauter  erstklassige  Köpfe,  die  zwischen 
der  Wahrscheinlichkeit  früher  Abnutzung  und  den  Gefahren  des 
Strebertums  hindurch  auf  eine  glänzendere  Karriere  hoffen  dürten. 

wie  in  der  Hauptstadt! 

Trotzdem  hat  sich  die  verdoppelte  richterliche  Arbeit  ansehn- 
lich verteuert.    Die  Rechtspflege  kostet  kaum  weniger  als  früher, 
nur  sind  die  Kosten  auf  andere  Schultern  gewälzt.  Zunächst 
sollen  die  Mehrkosten  von  der  Anwaltschaft  getragen  werden.  - 
Der  Ruin  des  Advokatenstandes  ist  auf  diesem  Wege  sicher,  aber 
doch  nicht  ausgiebig  genug  und  nur  eine  kurze  Verzögerung  des 
Endergebnisses.    Ks  muss  die  Zeit  kommen,  da  die  dermaligen  un- 
iH'soldeten  und  pensionsunfähigen  Mitarbeiter  der  Rechtspflege,  welche 
das  Anlagekapital  20jähriger  Vorbereitung  nicht  amortisieren  und 
kaum  den  standesmässigeu  Unterhalt  verdienen  können,  entweder 
aussterben  oder  an  ihre  Stelle  unlautere  Elemente  treten,  welche  den 
Namen  von  „Freunden"  des  Hechtes  nicht  mehr  verdienen.  Dann 
aber  wird  die  Last  der  denn  doch  unvermeidlichen  juristischen  Arbeit 
um  so  wuchtiger  den  Hichterstand  treffen.   Schon  jetzt  ist  das  richter- 
liche Personal  allüberall  zu  wenig  zahlreich,  und  trotz  der  enormen 
Erhöhung  des  Etats  der  Justizverwaltung  (sowohl  unmittelbar  im 
Justizbudget,  als  noch  ausgiebiger  vermöge  der  Erhöhung  der  Stempel 
und  Gebühren)  sind  neue  Erhöhungen  unvermeidlich.    Die  Kichter- 
iM-soldungen  mussten  und  müssen  zum  Teil  (z.  B.  für  den  Obersten 
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Gerichtshof)  noch  weiter  erhöht  werden,  ebenso  die  Rezüge  des 
untergeordneten  Personals. 

Wer  aber  zahlt  nun  in  letzter  Linie  den  Aufwand  filr  die 
„billigen"*  Prozesse?  —  statt  dass  wie  bisher  der  Untüchtige,  der 
Mutwillige,  der  Schikanöse,  die  unvorsichtigen  Spekulanten,  die 
Querulanten,  die  Hyänen  der  Justiz  und  in  grösserem  Mal'se  alle 
l'ene,  welche  die  Leistungen  der  Justizverwaltung  mala  oder  bona 
ride  vorwiegend  in  Anspruch  nehmen,  auch  das  Gros  der  Gestehungs- 
kosten zahlen,  sind  es  dermalen  schon  die  ruhigen  Steuerträger,  auf 
welche  man  die  Hauptlast  überwälzt!  Den  Advokaten  zahlt  die 
Partei,  den  staatlich  angestellten  Justizarbeiter  zahlt  der  Steuer- 
träger. Unter  1UU  Steuerträgern  sind  aber  im  Durchschnitt  ihrer 
i<0,  die  ihr  ganzes  Leben  lang  den  Fuss  nicht  über  die  Schwellen 
des  Gerichtssaales  setzen!  Der  ungesunde  Rekord  an  Prozess- 
verbilligung  entpuppt  sicli  demnach  als  eine  ungerechte  Verteilung 
der  Lasten,  qualifiziert  durch  Benachteiligung  des  Advokatenstandes! 

Dass  Übrigens  der  Niedergang  des  Anwaltstandes  auch  für  den 
Politiker  nicht  gleichgültig  ist  (gesetzt  auch,  man  wolle  seine  Be- 
deutung für  die  Rechtsförderung  so  gering  als  möglich  veranschlagen), 
das  lässt  sich  aus  den  jüngsten  Krisen  unschwer  entnehmen.  Gerade 
in  Österreich  waren  es  die  Advokaten,  welche  den  Rechtsstaat  und 
den  Fortschritt  auf  allen  Gebieten  förderten  (wie  ja  auch  im  neuen 
Prozess),  und  welche  im  Parlamente  als  Repräsentanten  der  staats- 
erhaltenden Parteien  figurierten.  In  dem  Halse,  als  der  Stand  der 
unabhängigen  Juristen  aus  dem  öffentlichen  Leben  mehr  und  mehr 
verschwindet,  entschwinden  die  Ideale  und  Ideen  in  Landes-  und 
Reichsvertretung! 

Noch  wichtiger  vielleicht  als  die  vorstehend  gedachten 
Funktionen  des  Anwaltstandes  ist  dessen  Leistung  im  Staatsorgauismus 
als  kostenloser  Kontrollapparat  der  gesamten  Verwaltung!  Wenn 
man  neben  jeden  Richter  einen  Gerichtsinspektor  und  neben  jeden 
Hezirkshauptmann  einen  Behördeninspektor  u.  s.  f.  hinstellen  könnte 
und  für  diese  Kontrollorgane  wieder  übergeordnete  Oberkontrolleure: 
es  würde  damit  doch  nicht  entfernt  die  wirksame  Überwachung  er- 
zielt, welche  ein  freier,  unabhängiger  Anwaltstand  ohne  Entgelt  den 
modernen  Staaten  leisten  kann  und  auch  tatsächlich  leistet.  Der 
Niedergang  des  Anwaltstandes  ist  auch  schon  der  Niedergang  des 
Rechtsstaates! 
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Hollen  wir,  dass  Österreich  die  äussersten  Konsequenzen  eines 
fortschreitenden  Kr.mkheitsprozesses  der  .Tustizpflege  erspart  bleiben: 
unser  Staat  bat  in  den  letzten  .labren  gerade  genug  Erschütterungen 
überstellen  müssen,  um  ein  derartiges  Experiment  mit  aller  Ent- 
schiedenheit ablehnen  zu  dürfen! 

b)  Juristische  Literatur. 

Einleitung. 

Es  ist  natürlich,  dass  die  verhängnisvolle  politische  Krise  auch 
an  der  Literatur  nicht  spurlos  vorübergehen  konnte.  Wir  sehen 
selbstverständlich  ganz  ab  von  den  massenhaft  die  Tagesblätter 
füllenden  Streitschriften  und  möchten  es  auch  gerne  vermeiden,  über- 
haupt Aufsätze  zu  berücksichtigen,  die  anders  als  in  Huchforni  er- 
scheinen, weil  ja  bei  der  erdrückenden  Massenhaftigkeit  dieser 
Produktion  (ganz  abgesehen  von  dem.  was  in  fremden  Sprachen 
geschrieben  und  gedruckt  wird!)  eine  gerechte  Würdigung  unmöglich 
bliebe  und  das  Herausgreifen  einer  oder  mehrerer  solcher  Arbeiten 
(auch  auf  anderen  Gebieten)  uns  den  Vorwurf,  so  viel  anderes  und 
wohl  auch  besseres  ignoriert  zu  haben,  zuziehen  müsste,  ohne  doch 
unseren  geneigten  Lesern  dankenswertes  zu  bringen.  Ohne  also 
auf  diesem  Terrain,  wie  sonst,  Namen  und  Quellen  zu  nennen,  sei 
hier  aber  doch  festgestellt,  dass  besonders  in  juristischen  und  volks- 
wirtschaftlichen Fachzeitschriften  Österreichs  sehr  wertvolle  Studien 
über  die  fernere  Ausgestaltung  des  Staatsrechtes  und  speziell  der 
österreichischen  Verfassung  zutage  gefördert  worden  sind.  Man 
befasst  sich  vielfach  mit  den  Problemen  der  Einschränkung  des  passiven 
Wahlrechtes,  der  Einführung  des  Listenskrutiniums.  der  Sicherung 
von  Minoritätsvertretung  Fragen,  welche  wohl  auch  anderwärts 
schon  durchgesprochen  worden  sind,  weiter  mit  Projekten  einer 
Verbesserung  der  staatsrechtlichen  Gliederung  durch  Auflösung  der 
Landesverbände,  durch  Einführung  der  Kreiseinteilnng  n.  ä.  und 
immer  wieder  zugleich  mit  der  Reform  der  Interessenvertretung. 
Während  wir  uns  begnügen,  diese  Vorschläge,  die  zumeist  ohne 
genauere  Kenntnis  der  lokalen  Prämissen  unverständlich  bleiben 
niüssten,  hier  lediglich  zu  konstatieren,  glauben  wir  auf  ein  stets 
häutiger  wiederkehrendes  Verlangen  die  Aufmerksamkeit  lenken  zu 
sollen,  welches  darin  gipfelt,  dass  überhaupt  die  Angelegenheiten, 
über  welche  durch  Stimmenmehrheit  entschieden  werden  darf,  derart 
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prinzipiell  abgegrenzt  werden  sollen,  dass.  wie  in  Glaubenssaehen, 
s<>  auch  in  nationalen  Machtfragen,  eine  i'berstimmung  ausgeschlossen 
bleibt.  Was  alles  als  „Sonderrechte"  gelten  soll,  wie  überhaupt  der 
Gegensatz  logisch  korrekt  zu  formulieren  wäre  und  ob  es  für  Sonder- 
rechte bei  der  „itio  in  partes"  im  Sinne  des  westfälischen  Friedens 
sein  Bewenden  habe,  oder  eine  Entscheidung  mangels  gütlicher  Ver- 
einigung durch  Schiedsspruch  oder  ständige  richterliche  Instanzen 
Platz  greifen  möge,  das  sind  noch  kaum  ausreichend  durchdachte 
Eventualitäten;  die  Erkenntnis  aber,  dass  im  Widerstreit  nationaler 
Interessen  ebensowenig  wie  bei  religiösen  Zwistigkeiten  die  Mehrheit 
einer  noch  so  illustren  Versammlung  entscheiden  dürfe,  scheint  sich 
bereits  durchgerungen  zu  haben. 

Im  nachfolgenden  wieder  auf  selbständig  erschienenes  uns  be- 
schränkend, wollen  wir  doch,  schon  der  Abwechslung  halber,  für  die 
diesmalige  Berichtsperiode  l*i*l»  bis  liMil  einmal  von  der  Reich- 
haltigkeit des  österreichischen  juristisch-politischen  Büchermarktes 
eine  Vorstellung  vermitteln.  Dabei  bleiben  noch  innner  die  zahl- 
reichen wertvollen  Monographien  in  Gut  njii'ts  Zeitschrift  (Wien. 
Holder).  „Österreichische  Gerichtszeitung"  (Wien,  Mauz), 
„Gerichtshalle"  (Wien.  Beiles),  ..Juristische  Blätter"  etc.. 
Jahrbücher:  „Vierteljahrssehriff  (Prag,  Tempsky).  „Öster- 
reichische Zeitschrift  für  Verwaltung"  (Wien,  Manz).  „Nota- 
riatszeit ungli  u.  s.  f.  ganz  ausser  Betracht,  sowie  selbstverständlich 
alles,  was  in  anderen  Fachzeitschriften,  in  Tagesblättern,  in  Kevuen 
(deren  besonders  „Die  Wage*4.  „Die  Zeit",  „Die  Fackel",  die  „Wiener 
landwirtschaftliche  Zeitung",  „Deutsche  Warte  u  viel  beachtenswertes 
enthalten)  verstreut  ist. 

Sehr  viel  österreichische  Geistesprodnkte  werden  in  reichs- 
deutschen  Buchhandlungen  verlegt,  namentlich  auch  seitens  unserer 
Kechtsgelehrten  und  insbesondere  der  Professoren.  Von  diesen 
Werken  kann  nur  das  hier  eingehende  Erwähnung  finden,  was  wir 
rechtzeitig  zu  Gesicht  bekamen,  und  dürfte  vieles  ganz  übersehen 
bleiben.  Soweit  es  sich  um  volkswirtschaftliche  Publikation  und 
polnische  Literatur  handelt,  sind  Spezialberichte  in  Aussicht  gestellt. 
Da  die  Grenze  zwischen  Volkswirtschaft  und  Verwaltungsrecht  im 
Sinne  der  von  uns  adoptierten,  auch  hier  festgehaltenen  Systematik 
sich  schwer  ziehen  lässt.  werden  nachfolgend  auch  wohl  Titel  einiger 
nur  vorwiegend  oder  nicht  ex  professo  und  ausschliesslich  volks- 
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wirtschaftlicher  Werke  mit  angeführt  erscheinen,  ohne  dass  unser 
Verzeichnis  liierin  Anspruch  erhebt,  auch  nur  das  Wichtigste  mit 
aufgenommen  zu  haben. 

Auch  sollen  die  umfangreicheren  Besprechungen  so  ausgewählt 
und  redigiert  werden,  dass  daraus  nicht  gerade  nur  das  besprochene 
Buch  beurteilt,  sondern  auch  —  ja  womöglich  in  erster  Linie  — 
ein  Eindruck  über  die  geistige  Arbeit  der  österreichischen  Juristen 
wie  Politiker  und  ihre  Eigenart  selbst  sich  gewinnen  lässt.  Es  be- 
steht also  auch  nicht  einmal  subjektiv  ein  mathematisches  Ver- 
hältnis zwischen  der  Länge  einer  Besprechung  und  dem  Werte  des 
besprochenen  Werkes ! 

Sammelwerke  werden  im  Anhang  zu  der  speziellen  Gruppe, 
auf  die  sie  Bezug  haben,  bezw.  am  Schlüsse  dieses  Berichtes  be- 
sprochen, die  Entscheidungen-Sammlungen  und  Gesetzausgaben  im 
Schlussanhang. 

I.  Verfassungsrecht. 

(Internationales  Recht,  Völkerrecht.  Keehtsenzyklopädie.  Staatsrecht, 
Reichs-Rechtsgeachichte;  Verfassungskunde.  Staatsbürgerrecht.  Heimatsreclit. 
Sprachenrecht,  Vereins-  und  Versammlungsrecht.) 

Stkinuach.  Dr.  Emil.  Zur  Friedensbewegung.  Wien.  Manz, 
IStM».  (SO  S.)  Line  geistvolle  Broschüre,  zugleich  belehrender  als 
gar  viele  Bücher  in  dieser  jetzt  so  aktuellen  Frage. 

Gimplowicz.  Dr.  Ltmvi«,  Soziologische  Essays.  Innsbruck. 
Wagner,  laflH.   (174  S.  *<V>    2  K. 

Nothna<;kl,  Dr.  Waltkk.  Exekution  durch  soziale  Interessen- 
gruppen. Wien,  Hölder,  1HW.  (VI,  221  S.)  Ein  Buch  im  Sinne  der 
grossen  Gesichtspunkte  Ihkkin<;s  und  Stkixbacus,  welcher  letzter 
dem  Verfasser,  laut  Vorrede,  die  Anregung  zu  dieser  Arbeit  gegeben 
hat,  Der  Verfasser  nennt  die  Bewegung  im  Publikum,  welche  da- 
durch hervorgerufen  wurde,  dass  der  Staat  in  sozialpolitischer 
Rücksichtnahme  auf  den  Schuldner  jetzt  fast  mehr  einen  Schutz  des 
Schuldners  als  des  Gläubigers  durch  seine  Schuldgesetzgebung  er- 
reicht, die  exekutive  Selbsthilfe  oder  psychologische  Exekution. 
Diese  sieht  Verfasser  sich  mehr  oder  minder  verkörpern  in:  1.  den 
Kreditorenassoziationen.  2.  Schutzgemeinschaften  für  Handel  und 
Industrie  („schwarze  Liste"),  3.  Auskunfteien,  L  Hausbesitzervereinen. 
Neue  und  viel  erhellende  Schlaglichter  fallen  auf  das  ganze  Wirtschafts- 
getriebe.  Verfasser  sieht  die  Zukunft  der  Rechtsentwickelung  in  der 
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Organisation.  Das  Buch  des  noch  jugendlichen  Verfassers  ist  des 
Titels  ungeachtet  nicht  sowohl  eine  Exegese  irgend  welcher  positiver 
Rechtsnormen,  als  vielmehr  eine  sozialpolitische  Abhandlung  de 
lege  ferenda,  welche  wohl  für  all»»  Kulturstaaten  interessante  fach- 
wichtige Fragen  zur  Diskussion  stellt, 

Drij.iM.KK.  Joskk,  kaiserlicher  Rat.  Die  Ministerien  des  Kaiser- 
tums Österreich  resp.  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  vom 
Beginne  des  Jahres  1848  bis  in  die  Gegenwart.  Eine  Chronologie, 
gr.  8°.  Wien,  Branmnller,  1901.  (f.tt  S.)    1  K  20  h  ^  1  M. 

Hki.keht,  Frhr.  \\.  Kaiser  Franz  I.  von  Osterreich  und 
die  Stiftung  des  Lombardo-venetianischen  Königreiches.  Innsbruck. 
Wagner,  1901.  Frhr.  v.  Hklff.ht  ist  nicht  nur  der  vielleicht  be- 
deutendste österreichische  Historiker  der  Jetztzeit,  er  nimmt  auch  als 
leitende  Kapazität  der  altkonservativ-klerikalen  Parteien  einen  Rang 
ein,  der  seinen  historisch -staatsrechtlichen  Arbeiten  weiteste  Be- 
achtung sichert. 

Sc  hi"  IT,  Anti-n.  Rechtslehre  (siehe  bei  II.  Hj.  Wien, 
Branmüller. 

Offf.km ann,  Alfkku,  Frhr.  v.,  Die  verfassungsrechtliche  Ver- 
vollkommnung Österreichs,  gr.  8°.  Wien,  Braumüller,  1899. 
<157  S.»    4  K  80  h  =4  M. 

Derselbe.  Die.  Bedingungen  des  konstitutionellen  Österreich, 
gr.  8°.  Wien.  Braumüller,  1900.  (110  S.)    3  K  =  2  M.  50  Pf. 

Dt  HKR.L.  Dr.  Brun«»,  Elemente  des  österreichischen  Privat-  und 
öffentlichen  Rechtes  mit  Berücksichtigung  der  Gesetzgebung  in 
Kroatien -Slawonien  für  Laien  und  Studierende  systematisch  und 
populär  dargestellt.    Wien.  Manz.  1899. 

Wkklnsky,  Dr.  Emil,  Österreichische  Reichs-  und  Rechts- 
geschichte (im  Erscheinen).    Wien,  Manz. 

Gi  Mi'Li.wK  z,  Dr.  Lrmvio.  Das  österreichische  Staatsrecht  (Ver- 
fassungs-  und  Verwaltungsrecht).  Ein  Lehr-  und  Handbuch.  Wien. 
Manz,  1902.    2.  Aufl.    (XIV,  671  S.) 

Derselbe,  Katechismus  der  österreichischen  Staatsverfassung. 
1900.  7.  Aufl.  (VI,  1:5:5  S.)  Gi-mplowicz1  Lehrbüber  heben  sich 
durch  eine  freiere  Behandlung  der  Stoffe  von  der  gewöhnlichen 
Schablone  vorteilhaft  ab,  wobei  freilich  auch  die  strenge  Objektivität 
mitunter  in  Gefahr  kommt.  —  Die  zweite  Auflage  des  ..österreichischen 
Staatsrechts"  ist  gegenüber  der  ersten  wesentlich  erweitert. 
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Ni  isskk,  Dr.  C.  Zur  Geschichte  des  ij  14  des  Grundgesetzes 
über  die  Reichsvertretung  vom  21.  Dezember  J  8*"i7,  R.-G.-B.  141, 
Verhandlungen  im  Reichsrate  und  andere  Materialien.  Wien,  Manz, 
1  Kl***.  (V,  210  S.)  In  seiner  Besprechung  dieses  „verdienstvollen-4 
Buches  sagt  Mathias  in  No.  18  der  österreichischen  Gerichts-Zeitung: 
..Gerade  weil  das  Notverordnungsrecht  im  heissesten  politischen 
Kampfe  steht,  ist  die  von  kundiger  Hand  mit  historischer  Objektivität 
vorgeführte  Entwicklung  ein  wichtiges  Orientierungsmittel  für  den 
Juristen,  der  der  Frage  selbständig  und  wissenschaftlich  nähertreten 
will,  und  des  Verfassers  Bienenfleiss  ist  um  so  höher  zu  schätzen, 
weil  er  jede  Parteinahme  vermeidet  .  .  .- 

Wutmaykk,  Dr.  Lko.  Unser  Heiehsratswahlrecht  und  die 
'I'a AKFKsehe  Wahlvorlage.    Wien,  Manz.  1901.    (VIII,  188  8.) 

Mayk,  Dr.  An;.,  Die  Heimatgesetz-Novelle  vom  5.  Dezember  lSi»o\ 
R.-G.-B.  222.   Systematisehe  Darstellung.  Wien,  Manz.  1901.  (5«  S.» 

Derselbe,  Die  Wirkungen  der  Heimatgesetz-Novelle.  Eine 
sozialpolitische  Studie.    Wien,  Manz,  1901.    (82  S.) 

Postki.be  lu;,  Dr.  Emil,  und  Moi.kkn,  Dr.  Max,  Das  reformierte 
österreichische  Heimatsrecht.  Eine  theoretische  und  praktische  Dar- 
stellung unter  Berücksichtigung  der  strittigen  Fragen  nebst  einer 
Formulariensammlung.  Ein  populär  gehaltenes  Buch.  Wien,  Perles, 
1901. 

Fkini»,  Dr.  Wknzkl,  Das  sprachliche  und  sprachlich-nationale 
Kecht  in  polyglotten  Staaten  mit  besonderer  Rücksichtnahme  auf 
Österreich  und  Böhmen  vom  sittlichen  Standpunkte  aus  beleuchtet. 
Wien,  Manz,  181*9.    (XV,  892  S.) 

II.  Verwaltuiigsrecht. 

1.  Ministerium  des  Innern. 

(Allgemeines  Verwaltungsrecht,  Staatsdienst.  Staatsaufsicht,  insbesondere 
über  Aktiengesellschaften,  Versicherungswesen,  Kreditinstitute.  Polizei. 
Annenwesen,  Sanitätswesen,  staatliche  Versicherung,  Gesindewesen.  Bau- 
recht,  Strassen-  und  Wegerecht.) 

GiiAit.M ayh,  Dr.  Kahl  v.,  Bodenentschuldung  und  Verschuldungs- 
grenze.  Innsbruck  1900.  Verlag  des  Tiroler  Landesausschusses. 
(Siehe  die  ausführliche  Besprechung  bei  III.  2.) 

OoiuANi»,  Li.i»i'ou>,  Die  deutschen,  österreichischen  und  unga- 
rischen Aktiengesellschaften  im  französischen  Recht.  Wien,  Manz. 
1902.    (VI,  115  S.)    1  K  so  h. 
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Kkkiw.;.  Dr.  Joskf  Klkmkns  (Professor  an  der  Wiener  Haudels- 
Akademiei,  Staatliche  Institutionen  für  Lebens-  und  Rentenversicherung. 
Wien.  Hölder.  1901.    (35  S.) 

Mi'i.i-Y  von  Oitknriki» ,  Rohkkt  (Beamter  der  Ersten  österr. 
Sparkasse  und  Professor  an  der  Gremial  -  Handels -Fachschule  der 
Wiener  Kaufmannschaft  !,  Alters-  und  Invaliditätssparkasse  als  Über- 
gang zur  allgemeinen  Volksversorgung.  Separat-Abdrnck  aus  der 
Nummer  vom  Juni  1901  der  „Mitteilungen  des  Verbandes  der  öster- 
reichischen und  ungarischen  Versicherungs-Techniker  in  Wien"  nebst 
einigen  Einschaltungen.    Wien.  Holder,  1901.    (32  S.) 

Eiiklh'h,  Dr.  Siomini»,  Arbeiter- Pensionen  mit  Staatshilfe. 
Wien.  Manz,  1901.    <IV,  327  S.i 

Bikoysky,  Wilhelm,  k.  k.  Ingenieur,  Auskunftsbuch  für  Hau- 
wesen. Alphabetischer  Index  zu  den  wichtigsten  Vorschriften.  Normen 
und  Institutionen  auf  dem  Gebiete  des  Bauwesens,  mit  besonderer 
Berücksichtigung  der  Verhältnisse  im  Königreiche  Böhmen.  Zum 
Gebrauche  der  ausübenden  Techniker,  der  politischen  und  autonomen 
Baubehörden,  der  Eisenbahnen,  der  Industriellen,  der  Studierenden 
an  technischen  Lehranstalten  etc.    Wien,  Manz,  1901.    (VII,  315  S.) 

Gesetz  vom  15.  Oktober  1900,  womit  eine  Bauordnung  für  die 
gefürstete  Grafschaft  Tirol  mit  Ausnahme  jener  Orte,  die  Bau- 
ordnungen auf  Grund  von  Landesgesetzen  besitzen,  erlassen  wird. 
Innsbruck,  Wagner,  1901.    00  h. 

2.  Kultus-  und  Unterrichts-Ressort. 

(Kunst,  Konfessionelles  Recht,  Kirchenrecht .  Hochschulen,  Fachschulen, 
Mittelschulen,  Bürgerschulen,  Volksschulen,  Stiftungen,  Fonds,  Patrouate  etc.) 

HrssAitKK,  Dr.  M.  K.  v\,  Ministerialrat,  Wien,  „Staats-Kirehen- 
rechf,  3.  Abschnitt  des  III.  Bandes  „Grnndriss  des  österreichischen 
Rechtes".  (35  S.)  Leipzig,  Duncker  &  Hnmblot,  1899.  Eine  dankens- 
werte Zusammenfassung  des  Wichtigsten  zur  Einführung  in  unser 
geltendes  Recht  in  Kultussachen. 

Schikllkk,  Dr.  H.,  Die  Inkorporation  von  Kirchenämtern  mit 
besonderer  Berücksichtigung  von  Österreich.  Wien,  Man/.,  1900. 
(X,  107  S.) 

Gadji  si  h,  Dr.  Lt  hwi.i,  Der  Trrtum  als  Ehehindernis.  Eine 
kanonistische  Studie.    Wien,  Manz,  1-S99. 

Fkitsi  h,  Dr.  Bknno,  und  Dr.  Lr.opoi.n  Graf  Hakth;  (k.  k. 
Ministerialkonzipisten  im  Ministerium  für  KultUB  und  Unterricht), 

Jahrbuch  der  internut.  Vei-einiRUiiK.  ß-  u.  7.  H«l.  77 
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Iudikate  des  Reichsgerichtes,  des  Verwaltungsgerichtshofes  und  des 
obersten  Gerichtshofes  in  Sachen  des  Kultus,  des  Unterrichts  und 
der  Stiftungen.    I.  Teil:  Kultus.   Wien,  Holder,  1001.   (VIII,  377  S.) 

I. ankstkinkk,  Franz,  Sammlung  der  d.is  Volksschulwesen  be- 
t reffenden  besetze,  Verordnungen  und  Erlässe  mit  besonderer  Rück- 
sicht auf  Wien.  Nach  dem  neuesten  Stande  auf  Veranlassung  des 
Wiener  Bezirksschulrates  zusammengestellt.  1.  Hand:  Reichs-  und 
Landesgesetze  und  Durchführung*- Verordnungen  zu  denselben.  N°. 
Wien,  Braumüller.  1899.  (XI,  2W  S..  XIV.)  1  K  40  h  =  1  M.  40  Bf. 
II.  Band,  1.  Abteilung:  Obel-behördliche  Verordnungen  und  Erlässe. 
8".    1000.    (XXXVIII,  810  S,  I.III.)    5K  =  5M. 

ScuMih,  Anton,  Die  Reformen  auf  dem  Gebiete  des  kommerziellen 
Unterrichtswesens  in  (Österreich  und  die  Lehrerbildung.  Wien.  Man/., 
1000.    (174  S.) 

Derselbe,  Das  Übungs- (Muster-)  Kontor  an  kaufmännischen 
Lehranstalten.    Wien,  Maitz,  1901. 

Die  Export-Akademie  des  k.  k.  österreichischen  Handels-Museunis 
betätigt  sich  insbesondere  auch  durch  sehr  dankenswerte  eigene 
Publikationen,  welche  naturgemäss  zumeist  überhaupt  nicht  in  den 
Rahmen  unseres  Berichtes  fallen,  deren  einige  in  die  Gruppe  II.  :> 
rangieren,  auch  die  vorstehend  bezeichneten  Werke  sind  lediglich 
der  Initiative  der  Akademie  zu  danken. 

Ei.no., en.  Dr.  Fr.,  Die  neue  Schule.  Eine  Gerichtssaalstndie. 
12°.    Wien,  Manz,  1809. 

3.  Verwaltungsbereich  des  Handels-  und  des  Eisenbahn- 
Ministeriums. 

Stkinhach,  Dr.  Emil,  Genossenschaftliche  und  herrschaftliche 
Verbände  in  der  Organisation  der  Volkswirtschaft,  Wien,  Manz,  1901. 
—  Wenn  auch  das  Thema  und  dessen  Behandlung  zunächst  dem 
volkswirtschaftlichen  Literaturberichte  anheimfällt,1)  können  wir  uns 
doch  nicht  versagen,  den  Wert  dieser  neuesten  Arbeit  des  genialen 

')  Einiges  findet  hier  Erwähnung,  da«,  streng  genommen,  nicht  in 
den  Bericht  über  die  juristische  Literatur  gehören  mag.  Andererseits  ist 
einleuchtend,  dass  das  Ressort  des  Handels  uud  der  Eisenbahnen  und  die 
Literatur  des  diesbezüglich  geltenden  Rechtes  in  fast  alle  national- 
ökonomisch,  -n  Fragen,  sofern  sie  mit  Bezug  auf  ein  Staatsgebiet  erörtert 
werden,  mit  hineinspielt.  Wir  bitten  uns  also  eine  reziproke  Verweisung 
auf  den  volkswirtschaftlichen  Literaturbericht  zu  verzeihen! 
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trüberen  Finanzministers  und  jetzigen  zweiten  Präsidenten  des  k.  k. 
obersten  Gerichtshofes  ob  seiner  Importanz  für  die  Gesetzgebung' 
über  Handel  und  Indusrie  hier  gebührend  hervorzuheben. 

Wachtel,  Amn.E,  Kank-  und  Börsenverkehr.  Wien,  Manz, 
1899.    (382  8.) 

Zi  ckkk,  Jh.,  Lose  Blätter  über  die  österreichische  Zoll-  und 
Handelspolitik  nebst  einem  Blicke  auf  die  inneren  Verhältnisse. 
Wien,  Manz,  1901.    (43  8.) 

Ettinokr,  Dr.  Makci  h,  Zollpolitik,  Interessengegensätze  zwischen 
Schuhwaren-  und  Leder-Industrie.    Wien,  Holder,  1901. 

Scuwikiilani»,  Dr.  Ec<;en,  Ziele  und  Wege  einer  Heimarbeits- 
gesetzgebung. Gutachten.  Dem  k.  k.  Handelsministerium  erstattet. 
Wien,  Manz.  1899. 

Wilhelm,  Dr.  Jn.n  s,  Frachtporto.  Ein  Vorschlag,  die  bei  dem 
Postverkehr  üblichen  Grundsätze  der  Gebühren  hemessung  auf  alle 
Transportleistungen  auszudehnen.  Wien,  Manz,  1900.  (XIV,  138  8.)  3K. 

Bettelheim,  Dr.  Kunst,  Das  Kecht  des  Erfinders  in  Osterreich, 
mit  vergleichender  Berücksichtigung  des  deutschen  und  anderer 
Patentrechte  des  Auslandes.    Wien,  Manz,  1901.    (VI,  300  8.) 

Mank,  Dr.  Leo,  Adv.,  Wien,  Die  patentrechtliche  Lizenz.  Eine 
zivilrechtliche  Monographie.    Berlin,  Heymann,  1899. 

Feistmantel,  Dr.  H.  Kitter  von,  Der  Prozess  der  Bau-  und 
Betriebsgesellschaft  für  städtische  StrassenUhnen  in  Wien  wegen 
Gewährung  der  finanziellen  Begünstigungen  gemäss  dem  Gesetze 
über  Bahnen  niederer  Ordnung  vom  31.  Dezember  1894,  K.-G.-B.  2 
ex  1895,  vor  dem  k.  k.  österreichischen  Verwaltungsgerichtshofe. 
Herausgegeben  im  Auftrage  der  Bau-  und  Betriebsgesellschaft  für 
städtische  Strassenbahnen  in  Wien.    Manz,  1900.    (VI,  114  8.) 

4.  Verwaltungsbereich  des  Finanzministeriums. 

(Finanzwissenschaft,  Steuerrecht.  Gebührenrecht,  Rechnungswesen,  Budget- 
recht, Staatshauahaltungskosten,  Zoll-  und  Monopols-Ordnung,  Gehalts-  und 
Pensions-Xornialicu,  Kaiuemlien.  Grundentlustung,  Staate-  und  Landca- 

schulden,  Kontrolle  etc.) 

Theoretisches. 

Kaizl,  Dr.  Josek,  Finanzwissenschaft.  Erster  Teil.  Mit  Ge- 
nehmigung des  Autors  und  der  Verlagshandlung  aus  dem  Bömischen 
Übersetzt  von  Dr.  Al.  Körxkr.  Wien,  Manz,  1900.  (XVI,  213  S.) 
3  K  20  h,  gebunden  4  K  40  h. 
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Derselbe.  Finanzwissenschaft.  Zweiter  Teil.  Seit  langem  das 
hervorragendste  Werk  auf  diesem  Gebiete!  Dessen  eingehende  Be- 
sprechung müssen  wir  dem  volkswirtschaftlichen  Literatmberichte 
überlassen.  Da  der  zu  früh  dahingeschiedene  Verfasser  zugleich 
Finanzminister  war  und  unter  seinem  Regime  sehr  wichtige  Kefomien 
teils  durchgebracht,  teils  angebahnt  worden  sind,  ist  seine  „Finanz- 
wissenschaft-4 auch  als  wichtige  Quelle  des  Verständnisses  unserer 
jüngsten  legislatorischen  Arbeiten  im  Finanzressort  von  Bedeutung. 
Wien.  Manz,  1901.    (274  S.)    4  K.  gebunden  ö  K  20  h. 

Sukop.  R.MMixi),  Kompendium  der  Staatsrechnungswissen- 
schaften in  Fragen  und  Anworten.  Ein  für  die  Praxis  verdienstliches 
Werk.    Wien.  Konegen.  1900.     5  K. 

Lktsi  h,  C.  und  H.  Kksslkk,  k.  k.  Ministerial-Reehnungsbeamte. 
Praktische  Beispiele  (Frage  und  ausführliche  Ausarbeitung»  aus  der 
Staatsreehnnngswissenschaft.  Kameralistik.  Doppik  und  kommis- 
sioneile Gebarungen,  gr.  H»  Wien.  Braumüller,  1900.  <;U  S.) 
1  K  -  1  M. 

Steuerrecht. 

Fi(KiitKi«iKK.  (ti.stav.  Handbuch  der  österreichisch*  ■n  direkten 
Stenern  in  systematischer  Darstellung.  Wien,  Manz.  1X99.  (hT>4  S.> 
M.  Schi;stkk  schreibt  hierüber  in  der  österreichischen  Gerich  ts-Zeitnng 
1899  No.  7.: 

Es  darf  als  ein  Ergebnis  ernten  Ranges  —  nicht  nur  für  die  Ver- 
waltung der  direkten  Steuern,  nicht  nur  für  die  breiten  Interessenkreise, 
welche  mit  den  direkten  Steuern  zu  tun  haben,  sondern  für  das  ganze 
praktische  Hechts-  und  Wirtschaftsleben,  in  welches  die  direkten  Steuern 
im  allgemeinen,  die  reformierten  l'ersonalsteuern  im  besonderen  tief  ein- 
greifen bezeichnet  werden,  dass  eine  so  eminent  kundige  Hand  wie 
G itsta v  FKKWKK.JKR  eine  systematische  Darstellung  dieses  wichtigen  Zweiges 
des  österreichischen  Fiuanzrcchtes  zutage  gefördert  hat.  Das  vorliegende 
Handbuch  ist  zwar  formell  die  zweite  Auflage  des  ähnlich  betitelten  Werkes 
desselben  Verfassers  vom  Jahre  18X7;  allein,  so  grosses  Verdienst  sieh 
schon  damals  der  Verfasser  erworben  hatte  durch  eine  lichtvolle  Darstellung 
des  Steuersystems,  welches  zu  jener  Zeit  in  Geltung  stand,  seine  jetzige 
Arbeit  ist  weit  höher  zu  würdigen,  nicht  nur  was  die  zu  bewältigenden 
Schwierigkeiten  anbelangt,  sondern  auch  wegen  der  grossen  Bedeutung, 
welche  dieselbe  für  die  weitere  Durchführung  der  Steuerreform  für  sich 
vindizieren  kann  und  darf.  Der  besondere  Wert  dieser  Arbeit  liegt  darin, 
dass  dieselbe  sich  nicht  —  wie  zahlreiche  andere,  die  direkten  Steuern 
behandelnde  Schriften  der  neuesten  Zeit  -  darauf  beschränkt,  den  Inhalt 
der  Steuerreformvorschriften  (die  l'ersonalsteuern  betreffend)  darzustellen. 
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sondern  dass  sie  ein  vollständiges  Gesamtbild  des  ganzen  direkten  Steuer- 
systems in  Österreich  entwirft,  dass  sie  ferner  nicht  nur  die  gesetzliehen, 
sondern  auch  die  iustruktionellen  Normen  mit  der  grössten  Vollständigkeit 
und  Genauigkeit  wiedergibt,  dabei  aber  durch  klare,  prägnante,  kurz  zu- 
sammenfassende Diktion  das  überaus  umfangreiche  Normenmaterial  unserem 
Verständnisse  nicht  nur  näher  bringt,  sondern  zum  Teile  erst  zugänglich  macht. 

Das  Werk  gliedert  sieh  in  vier  Teile.  Der  erste  (allgemeine)  Teil 
behandelt  in  vier  Abschnitten  Theorie  und  Zwecke  der  direkten  Steuern, 
den  Organismus  der  Steuerverwaltung,  das  administrative  Steuerverfahren 
und  die  Steuergerichtsbarkeit,  speziell  das  Verfahren  vor  dem  Verwaltungs- 
gerichtshofe. 

Gegenstand  des  zweiten  Teiles  bilden  die  Kentensteuern,  welche 
in  drei  Hauptstücken:  „Grundsteuer.  Gebäudesteuer,  genieinsame  Be- 
stimmungen für  die  Realsteuern"  dargestellt  sind. 

Der  dritte  Teil  des  Werkes  behandelt  im  ersten  Hauptstücke  die 
allgemeine  Erwerbssteuer,  im  zweiten  Hauptstücke  die  Erwerbssteuer  der 
öffentlich  Rechnung  legenden  Unternehmungen,  im  dritten  Hauptstücke, 
die  Rentensteuer  und  im  vierten  Hauptstücke  die  Personaleinkommensteuer; 
in  zwei  weiteren  Hauptstücken  werden  sodann  die  materiellen  und  for- 
mellen Strafbcstimmungeu.  sowie  die  Hilfsmittel  der  Veranlagung  der 
Personalsteuern  (Zeugniszwang,  Kcehtshilfeverfahren,  Bucheinsicht,  Lokal- 
augenschein) erörtert.  Speziell  in  diesem  Teile  fällt  die  Vollständigkeit, 
aber  auch  die  meisterhafte  Kürze  des  Ausdruckes  besonders  auf:  und  gerade 
in  diesem  Kapitel  sind  diese  Eigenschaften  um  so  dankenswerter,  als  die 
Fülle  der  neben  dem  Personalsteuergesetze  vom  2ö.  Oktober  1H!I(>  in  Geltung 
stehenden  Vollzugsvorschriften,  internen  Belehrungen  und  Anweisungen, 
Deklaratorien  und  Novellen  eine  wirklich  erdrückende,  ohne  Leitfaden 
kaum  zu  bewältigende  ist.  und  als  viele  dieser  Vorschriften  nach  der  Natur 
der  Sache  vermöge  ihrer  Weitwendigkeit  nur  mühsam  aufzufassen  und 
zu  verstehen  sind 

Der  vierte  Teil  des  Werkes  über  die  Steuerexekution,  die  Kassen- 
kontrolle  und  über  Steuerverrechnung  ist  für  weitere  Kreise  namentlich 
deshalb  wichtig,  weil  darin  die  Änderungen,  welche  an  die  Vorschriften 
über  die  Steuerexekution  durch  die  neue  Exekutionsordnung  eingetreten 
sind,  mit  grosser  Vollständigkeit  und  Übersichtlichkeit  erörtert  worden. 

EissKRT,  .Tmskk.  Handbuch  für  den  Steueramtsdienst.  Zweiter 
Band.    Wien.  Manz,  1901.    (XIII,  LJ21  S.i 

ZisrHKiN,  Johann.  Leitfaden  für  Mitglieder  der  Erwerbsst euer- 
und Personaleinkonimenstcner  -  Schütznngskominissionen  und  deren 
Stellvertreter,  mit  einem  .Schlüssel  zur  Berechnung  der  Personal- 
einkoramensteuer  und  der  Besoldungssteuer  von  höheren  Dienst- 
bezügen nach  amtlichen  Quellen  zusammengestellt.  12°.  Wien,  Manz. 
1 900.    (VI,  600  S.)    Kart,  2  K  40  h. 
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Kkich,  Dr.  Kien.,  und  Kkkihr;,  Dr.  Jus.  Klkmkxs,  Bilanzen  und 
Stenern,  Grundriss  der  kaufmännischen  Buchführung  unter  besonderer 
Würdigung  von  wirtschaftlicher  und  juristischer  Bedeutung.  Wien, 
Münz,  1900.  Besprochen  von  M.  Schtstkk  in  der  österreichischen 
Gerichts-Zeitung  1901,  No.  1. 

Kai  «  im k KU.  Dr.  Hkinhhh,  Steuererklärung  und  Steuerauflage 
auf  dem  Gebiete  der  direkten  Personalsteuern  in  Österreich.  Wien, 
Manz,  1901.    (SO  S.) 

Gebührenrecht. 

KusniNiK,  Dr.  Bi  kolk,  I>*itfaden  des  österreichischen  Gebühren- 
rechtes.   Wien,  Manz.  1901.    (VII,  147  S.) 

Opkolkk,  Dr.  Aioist  Frhr.  v.,  und  Lkmpri  ch.  Dr.  Kahl  Frhr.  v.. 
Die  Gebührennovelle  vom  10.  August  1899.  Im  Auftrage  des  Finanz- 
ministeriums für  den  praktischen  Gebrauch  herausgegeben  und  er- 
läutert.   Wien.  1. 

Man  kann  von  einem  im  Auftrage  der  Regierung  heraus- 
gegebenen Kommentar  nicht  verlangen,  dass  er  objektive  Kritik 
übe;  ein  Kommentar  ist  an  sich  dieser  Aufgabe  überhoben,  wenn 
aber  und  insoweit  die  Verfasser  angesichts  der  Härte  des  ersten, 
besonders  aber  des  zweiten  Teiles  der  kaiserlichen  Verordnung  zu 
einer  lahmen  Verteidigung  sich  veranlasst  sehen,  müssen  sie  sich 
den  Tadel  gefallen  lassen,  der  in  der  Kritik  auch  ihnen  selbst  nicht 
erspart  wird.  Gleichwohl  ist  die  Arbeit  als  eine  für  die  Praxis 
wertvolle  gewiss  anzuerkennen.  Dankenswerter  noch  erscheint  sie. 
weil  sie  die  Kritik  auch  ruhiger  Fachleute  herausforderte  und  dieser 
offensichtlich  einige  Verbesserungen  in  dem  Gesetze  vom  18.  Juni 
1901,  R.-G.-B.  74.  entstammen.  (Siehe  die  Besprechung  des  Gesetzes 
im  Gesetzgebungsberichte  unter  II.  4.) 

Dieselben,  Die  Gebührennovelle  vom  18.  Juni  1901.  (15 Bogen.) 
Dritte  Auflage.  Ausgabe  in  italienischer  Sprache.  Wien.  Manz.  1901. 
(IV,  1(51  S.)    Siehe  die  Besprechung  oben! 

Schimon,  Ai»alh.,  Das  österreichische  Gebührenäquivalent.  Wien, 
Manz,  1900.  Alle  10  Jahre,  das  nächste  Mal  wieder  im  Jahre  1911. 
werden  die  Normen  über  das  Gebührenäquivalent  (periodische  Ab- 
gaben von  solchem  Vermögen,  das  nicht  im  Besitz  physischer  Personen 
sich  berindet)  aktuell  werden,  so  wie  sie  es  bei  Erscheinen  dieses 
Werkes  waren.  Wir  begnügen  uns  daher  mit  der  Feststellung.  da>s 
das  Buch  geeignet  ist.  für  die  schwierigen  Bekenntnis-  und  Bemessnugs- 
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arbeiten,  welche  nicht  selten  bei  Gebiihrcnäquivalent  sich  ergeben, 
eine  instruktive  Anleitung  zu  bieten. 

Diverses. 

S<  •hillkhwi  in.  I.,N\/..  Die  österreichisch-ungarischen  Zollgesetze. 
Dargestellt  auf  Grundlage  der  Zoll-  und  Staatsmonopols-Ordnung 
und  der  gegenwärtig  in  Kraft  stehenden  Zoll-.  Manipulations-  und 
Verrechnungs  -Vorschriften.    Dritte  Auflage.    Wien,  Manz.  P.M>0. 

f.JU-J  S.) 

Lofh.kk.  Lkoi-oi.i..  Instruktion  über  die  Zollbehandlung  von 
Maschinen  und  Apparaten.  Verordnung  der  Ministerien  der  Finanzen 
und  des  Handels  vom  21.  Mai  1887.  Z.  2447  F.  M.  (V.-B.  18  ex 
1**7).    8".    Wien.  Manz.  1809.    (71  8.)    1  K. 

I-Wanxkk.  Dr.  Bknno  Frhr.  v..  Das  Tabakverschleisswesen  in 
Österreich.  Nach  amtlichen  Quellen  zusammengestellt  und  heraus- 
gegeben.   Wien.  Manz,  1901.    (VIII,  244  S.) 

Si kh hart,  Dr.  Ri  koi.k,  Die  öffentlichen  Glücksspiele,  gr.  8°. 
Wien,  Manz,  180«».  (VII,  411  S.)  Siehe  ausführliche  Besprechung  bei  III. 
7  K  20  h. 

Köknkr.  Dr.  Alois,  Grnndriss  des  österreichischen  Staats- 
schnldenwesens.    Wien,  Manz.  1890.    (152  S.)    2  K  Hl)  h. 

5.  Verwaltungsbereich  des  Ackerbauministeriums. 

(Agrarrecht,  Wasserrecht.  Forst-  und  Jajrdrccht.  Montanwesen.  Wterinar- 

und  Gi'St(lt*wcsen.) 

Krtl,  Dr.  M.,  und  Dr.  II.  Lh-ht.  Das  landwirtschaftliche  Ge- 
nossenschaftswesen in  Deutschland.  Systematisch  dargestellt  als 
Handbuch  für  die  genossenschaftliche  Praxis.  Wien,  Manz.  1*9'.'. 
(XXXVI,  657  S>    18  K. 

Ranoa,  Dr.  Anton,  Kitter  von.  Die  Wassergenossenschaften 
nach  österreichischem  Hechte  mit  Bezug  auf  die  ungarische  und  aus- 
ländische Wassergesetzgebung.  Prag.  Rivnac.  Diese  „dem  Meister 
der  österreichischen  Jurisprudenz"  Joskf  Unokr  zum  70.  Geburts- 
tage gewidmete  Schrift  bezeichnet  der  berühmte  Autor  als  einen 
Nachtrag  zu  seinem  „österreichischen  Wasserrechte* ,  dem  es  auch 
an  Klarheit  und  Schärfe  der  Konzeption  und  Behandlung  gleichkommt. 
Randa  befindet  sich  mitunter  in  Widerspruch  mit  unserem  Wasser- 
rechtsspezialisten  Pkyrkr,  dessen  „österreichisches  Wasserrecht"  1808 
in  3.  Auflage  erschienen  ist.   Diese  beiden  Autoren,  welche  zusammen 
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unsere  Wasserrechtsliteratur  beherrschen,  hier  gegeneinander  ab- 
wägen zu  Wullen,  kann  uns  nicht  beifallen.  Pkyice«  ist  über wiegend 
Praktiker  und  moderner  Administrativ-.Turist ;  in  Ranl>a  steckt  der 
Heist  des  römischen  Hechtes  und  verrät  sich  stets  das  Bedürfnis 
auch  das  eben  erkennende  Reehtsleben  in  die  hohe  Schule  römiseh- 
rechtlieher  Systematik  oder  Dialektik  einzugliedern.  Sein  rResitz"  ist 
ein  Meisterwerk,  sein  Wasserrecht  das  Werk  eines  Meisters. 

Die  Jagd-,  Fischerei-  und  Vogelschutzgesetze  für  Tirol  samt 
den  einschlägigen  Verordnungen,  Erlässen  und  oberstbehördliclien 
Entscheidungen,  zusammengestellt  von  Jushk  Kn«  iii.kc  hnkk.  Iiis 
Deutsche  übersetzt  und  herausgegeben  vom  Tiroler  Jagd-  und  Vogel- 
schutz-Vereine.   Innsbruck.  Wagner.  1<»00.    gr.  8".    (72  S.)    1  K. 

Unfall  verhütungsvorschriften  beim  österreichischen  Bergbau. 
Herausgegeben  vom  k.  k.  Ackerbauministerium.  Wien,  Mauz.  lflou. 
«IX,  442  S„  3  lithographische  Tafeln.)  -  I.Nachtrag,  1901.  (IV. 
211»  S.) 

6.  Verwaltungsbereich  des  Landesverteidigungsministeriums. 

Sein  it,  Anton,  k.  und  k.  Major-Auditor,  Lehrer  an  der  tech- 
nischen Militär-Akademie,  Rechtslehre,  enthaltend  die  Grundziige  des 
Militär-Strafrechtes,  des  Militär-Strafverfahrens,  des  Privat-,  Staats- 
und Völkerrechtes.  Verfasst  im  Auftrage  des  k.  und  k.  Reichs- 
Krieirsministeriums  zum  Gebrauche  in  den  Militär-Akademien.  Wien. 
Braumüller.  I.  Militär- Strafrecht,  Militär- Strafverfahren,  Privat- 
um! Völkerrecht,  gr.  8".  1N<*1>.  (XV,  152  S.)  :i  K  -  2  M.  r>i>  Pf. 
II.  Üsterreichisch-ungarisches  Staatsrecht,  gr.  8°.  P.»02.  (IV,  V»o  S. 
1  K  8(1  h  ~=  1  M.  ."»<»  Pf.    (Ausgabe  für  Akademien.) 

Derselbe.  Rechtslehre,  enthaltend  die  Grundziige  des  Militär- 
Strafrechtes,  ferner  einzelne  Abschnitte  aus  dem  Militär-Strafverfahren, 
aus  dem  Privat-  und  Völkerrechte.  Bearbeitet  im  Auftrage  des 
k.  und  k.  Reichs- Kriegsministeriums.  Ausgabe  für  die  k.  und  k. 
Kadettenschulen.  Wien,  Branmüller.  IS'.W.  I.  Teil.  (VIII.  72  S.i 
Gebunden  1  K  00  h  —  1  M.  40  Pf.  II.  Teil.  Enthaltend  die  Grund- 
ziige des  österreichisch  -  ungarischen  Staatsrechtes.  1902.  (!«»  Sj 
Gebunden  2  K     1  M.  so  Pf. 

Schiessstands-Ordnung.  Gesetz  vom  14.  Mai  1871,  wirksam 
für  die  gefürstete  Grafschaft  Tirol  und  das  Land  Vorarlberg.  Die 
Schiesxirdnuiiir  vom  »I.  April  l.ss2  für  die  k.  k.  Schiessstände  in 
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Tirol  uihI  Vorarlberg.  Anhang,  enthaltend  l>ozüf?Iiche  Gesetzesstellen 
und  Verordnungen,  Formularien  lind  technische  Beilagen.  Innsbruck. 
Wagner,  1900.    gr.  S".    ,224  S.)    1  K. 

7.  Autonome  Verwaltung. 

Gemeindeverwaltung  der  k.  k.  Reichshatipt-  und  Residenzstadt 
Wien  in  den  Jahren  1*97  und  1898.    Bericht  des  Bürgermeisters 
Dr.  Kahl  I.i  kokk.     Wien,  Branmüller,  19<M>  (»1.    Gebunden  ä  (5  K 
=  6  M. 

Anhang: 

Sammelwerke,  Normalien-  und  Entscheidungen-Sammlungen. 

Maykhohkk-Pai  k.  Handbucli  fiir  den  politischen  Verwaltungs- 
dienst in  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern, 
mit  besonderer  Berücksichtigung  der  diesen  Ländern  gemeinsamen 
Gesetze  und  Verordnungen.  Fünfte,  vermehrte  und  verbesserte  Auf- 
lage. Redigiert  und  herausgegeben  von  Anton  Gk.ukn  Back.  Wien, 
Jlanz,  1895  —  1901. 

I.  Band.    Die  Organisation  und  die  Gcschäftsbehandlung.  gr.  8°. 

1891.    77  Bogen.    22  K  .10  h.  gebunden  21  K. 
II.  Band.    Übersichtliche  Darstellung  der  Verfassung*-  und  Ver- 
waltungsgesetzkunde, gr.  s*'.  1890.  78  Bogen.  24  K,  gebunden 
20  K  .10  h. 

III.  Band.  Das  Sanitätswesen.  —  Das  I'olizeiwesen.  gr.  8°.  1897. 
07  Bogen.    19  K  10  h.  gebunden  22  K. 

IV.  Band.   Das  Kultuswesen.  —  Das  Bildungswesen.  —  Das  Sitten- 
wesen,  gr.  8°.    1898.   88  Bogen.   27  K,  gebunden  29  K  10  h. 

V.  Band.  Materieller  Teil.  Fortsetzung  der  Verwaltnngsgesetz- 
kunde.  —  Das  Familienwesen.  —  Das  Ständewesen.  —  Das 
Stiftungswesen.  —  Das  Armen-  und  Unterstützungswesen.  - 
Das  Vereinswesen.  —  Die  Arbeiterversicherung.  -  Das  Kom- 
munikationswesen. Schiflahrtswesen.  Das  Bergwesen.  —  Das 
Wasserrecht.  gr.  s<>.   1901.   102  Bogen.  :U  K,  gebunden  -'54  K. 

VI.  Band.    Das  Landeskulturwesen.  —  Das  Handels-  und  Gewerbc- 
wesen.  gr.  8°.   1900.  80  Bogen.  21  K  10  h.  gebunden  28  K. 

VII.  Band  (Schlussband).  Das  Militärwesen.  -    Die  direkten  Steuern, 
gr.  8°.    1901.    04  Bogen.    19  K  10  h.  gebunden  22  K. 
Wir  haben  dieses  ausgezeichnete  Sammelwerk  schon  im  letzten 
Berichte  als  eine  Art  Koran  der  österreichischen  Verwaltung  ge- 
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priesen  und  können  da  nun  die  ganze  Riesenarbeit  vollendet  vor- 
liegt —  nur  bedauern,  darüber  nicht  nach  Verdienst  ausführlich 
schreiben  zu  dürfen.  Eine  ganze  Bibliothek  von  Büchern  wird  durch 
dieses  monumentale  Kompendium  ersetzt  und  nicht  nur  in  so  manchen 
bisher  unkodifizierten  Spezialfächern  der  Verwaltung  den  Praktikern 
zeitraubendste  Nachsehlagsarbeit  und  Forschung  erspart:  sehr  wichtige 
Quellen  geltenden  Rechtes  sind  hier  geradezu  erst  erschlossen  oder 
der  Vergessenheit  entrückt  worden.  Auch  für  die  Gesetzgebung 
selbst  ist  damit  eine  höchst  schwierige  Vorarbeit  für  die  fernere 
Ausgestaltung  unseres  öffentlichen  Rechtes  geliefert  worden,  auf  welche 
zumal  mit  Hilfe  der  reichhaltig  verarbeiteten  Judikatur  des  Ver- 
waltungsgerichtshofes vertrauensvoll  weiter  gebaut  werden  mag.  Kine 
brauchbare,  erschöpfende  Systematik  unseres  öffentlichen  Rechtes  ist 
damit  überhaupt  erst  ermöglicht,  und  in  vielen  Zweigen  die  Basis 
auch  für  den  Theoretiker  erst  geschaffen  worden. 

Es  gibt  wohl  keinen  mit  Verwaltungsrecht  ernstlich  befassten 
Juristen  in  Österreich,  der  den  ..Mayrhofen  entbehren  kann! 

Hyk-Glunkk,  Dr.  Anton  Ritter  v..  Sammlung  der  nach  gepflogener 
öffentlicher  Verhandlung  geschöpften  Erkenntnisse  des  k.  k.  öster- 
reichischen Reichsgerichtes.  Fortsetzung  von  Dr.  Karl  Hiuklmann, 
k.  k.  Hofrat.  Elfter  Teil.  Erstes  Heft.  Jahrg.  1898.  Wien,  Manz, 
1901.   (272  S.)   Zweites  Heft.   Jahrg.  1899.    1901.  (191  S.) 

Diese  rühmlichst  bekannte  Sammlung  bewährt  sich  unter  dem 
neuen  Herausgeber  in  alter  Treue  und  Verläßlichkeit. 

Bi  hwiNHKi,  Dr.  A.  Frhr.  v.,  Erkenntnisse  des  k.  k.  Verwaltungs- 
Gerichtshofes.    Wien,  Manz. 

XXII 1.  Band.    Administrativrechtlicher  Teil.    1899.    (14:38  S.) 

XX III.  Finanzrechtlicher  Teil.    1899.    (7b4  S.) 

XXIV.  „       Administrativrechtlicher  Teil.    1900.    (129'»  S.i 
XXIV.      ..       Finanzrechtlicher  Teil.    1900.    (1019  S.) 

Durch  die  Teilung  in  einen  finanzrechtlichen  und  administrativ- 
rechtlichen Teil  —  wenn  auch  die  Namen  keinem  logischen  Ein- 
teilungsgrund entsprechen  hat  die  Brauchbarkeit  der  Sammlung 
zweifellos  gewonnen. 

Normalien -Sammlung  für  den  politischen  Verwaltungsdienst. 
Mit  Benutzung  amtlicher  Materialien  zusammengestellt.  Erster  Band. 
A  — G.  gr.  8°.  Wien.  Manz,  1901.  (IV.  1(>2<>  S.)  Vi  K,  gebunden 
15  K  50  h.  Fortsetzung  erscheint  in  Lieferungen.  Breis  jeder 
Lieferung  1  K. 
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III.  Allgemeines  Privatrecht. 

(Systeme,  Kommentare.  Allgemeine  Lehren.  Einzelnes  in  der  Legalordnung.) 

Kkainz,  Dr.  Jiiskk.  System  des  österreichischen  allgemeinen 
Privatrechtes.  Aus  dessen  Nachlas*  herausgegeben  und  redigiert  von 
Professor  L.  Pfaff;  dritte  Auflage,  besorgt  von  Dr.  Akmin  Ehkkn- 
zweio,  Privatdo/ent  in  Wien.  Erster  Pand:  Der  allgemeine  Teil 
und  das  Sachenrecht.  Wien,  Mauz,  1  s;*i*.  is'\  (XX  und  870  S.) 
M.  ScursTKK-PoNNorr  schreibt  darüber  in  der  allg.  österreichischen 
Gerichts-Zeitung  S.  IM»: 

„Die  dritte  Auflage  des  eisten  Bandes  des  KUAINZ'schen  Systems 
des  österreichischen  Privatrechtes  unterscheidet  sich  von  der  zweiten  durch 
gewissenhafte  Ergänzung  der  Nachweisuniren  aus  der  Literatur  und  Ju- 
dikatur, namentlich  aber  durch  die  eingehendste  Berücksichtigung  der 
neuen  Zivilprozessgesetze  in  dem  Einflüsse  derselben  auf  das  Zivilrecht. 
So  hat  der  Herausgeber  der  vorliegenden  dritten  Auflage  in  hervorragender 
Weise  zur  aktuellen  Brauchbarkeit  des  KKAlNZ'schen  Werkes  beigetragen. 

An  dem  grossen  hleibenden  Werte  des  KKAlNz'schen  Systems  zweifelt 
heute  niemand  mehr.  Das  Werk  von  Kkainz  ist  gegenwärtig  noch  immer 
die  einzige  auf  dem  Standpunkte  moderner  Jurisprudenz  stehende  syste- 
matische Gesamtdarstellung  des  österreichischen  Zivilrechtes.  Es  ist  das 
Werk  eines  der  methodischen  Köpfe  unter  den  neueren  Juristen,  eine 
durchaus  originelle  und  dabei  doch  die  Resultate  der  Forschungen  anderer, 
wie  die  Erfahrungen  des  praktischen  Rechtslebens  zusammenfassende  Kon- 
zeption. Das  System  von  Krainz  darf  in  dieser  Beziehung  den  ersten 
Werken  der  Partikularjurisprudenz  üherhaupt  an  die  Seite  gestellt  werden 
und  geniesst  als  solches  nicht  nur  in  Österreich,  sondern  auch  weit  über 
die  Grenzen  unseres  Landes  hinaus  grosses  Ansehen.  Als  Leitfaden  für 
das  Studium  des  österreichischen  Privatrechtes  steht  dasselbe  geradezu 
einzig  da.  Aus  allen  diesen  Gründen  tnuss  es  als  unvergängliches  wissen- 
schaftliches Verdienst  Pfaffs  bezeichnet  werden,  dass  durch  ihn  dieser 
Schatz  von  fruchtbarer  Gelehrsamkeit  nach  dem  Tode  des  Autors  der  Juristen- 
welt erschlossen  worden  ist.  l'nd  wenn  man  erwägt,  dass  Pfaff  diese, 
grosse  Arbeit  der  Herausgabe  des  KKAiN/.'schen  Systems  mit  unendlichen 
Schwierigkeiten  in  völlig  uneigennütziger  Weise  zur  Ehrung  des  An- 
denkens seines  unvergesslichen  Kollegen  durchgeführt  hat,  so  kann  dem 
Verdienste  Pfaffs  wohl  kaum  Dank  und  Anerkennung  genug  gezollt  werden. 

Nicht  umsonst  erscheint  dieses  Werk  an  der  Wende  des  Jahrhunderts 
in  neuer  Gestalt,  denn  so,  wie  es  heute  vorliegt,  fasst  es  die  wertvollsten 
Ergebnisse  der  Wissenschaft,  der  Gesetzgebung  und  der  Rechtsprechung 
im  19.  Jahrhundert  auf  dem  Gebiete  des  österreichischen  Zivilrechtes  kurz 
zusammen,  gleichsam,  um  dieselben  dem  kommenden  Jahrhundert  zu  über- 
liefern. Doppelt  und  dreifach  bedeutsam  wird  dieses  Werk  aber  dann 
werden,  wenn  endlich  einmal  der  Zeitpunkt  einer  neuen  Kodilikation  des 
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österreichischen  Zivilrechte  herankommen  wird.  Die  Entwicklung  der 
legislativen  Tätiirkeif  in  Deutschland,  in  l'uirarn.  in  Italien,  in  der  Schweiz 
drangt  uns  förmlich  dahin,  gleichen  Schritt  zu  halten  in  der  Anpassung 
unseres  vielfach  veralteten,  vielfach  nicht  mehr  verständlichen,  vielfach 
unzureichenden  bürgerlichen  Gesetzbuches  an  die  Bedürfnisse  des  modernen 
Kechtslebens.  In  den  ersten  .Jahren  des  zwanzigsten  Jahrhunderts  wird 
die>e  yrosse  Reform  zur  Wirklichkeit  werden  müssen,  und  dann  wird 
ahnlich  wie  schon  in  der  Zivilprozess-  und  Exekutionsordnunir  au  zahl- 
reichen Stellen  ganz  unverkennbar  der  Kinthiss  des  Kkaisz  sehen  Systems 
hervortritt  -  dieses  bedeutende  Werk  in  seiner  jetzigen  Gestalt  eine  neue 
wichtige  Funktion  zu  erfüllen  haben." 

Sri  hknkal'ch,  Dr.  Mm«,  v..  Kommentar  zum  österreichischen 
allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuche.  Herausgegeben  von  Dr.  JIax 
Schi'stkk  v.  Bonxutt,  Hofrat,  Mitglied  der  theoretisch-juristischen 
Staatsprüfungs- Kommissionen  in  Wien,  und  Dr.  Kaw.  S<  hkkikkk, 
Sektionsrat.  Mitglied  der  judiziellen  Staatsprüfungs- Kommission  in 
Wien.  Achte,  umgearbeitete  Auflage.  Erster  Hand.  gr.  x°.  Wien, 
Manz,  li»02.  (Ii 7  Bogen.)  Broschiert  Di  K  10  h.  gebunden  ls  K  <><>  h. 
(Fortsetzung  erscheint  in  Lieferungen  ä  1  K  20  h.) 

Ein  Buch  „vom  Ahn  vermacht";  die  neuen  Auflagen  sind 
allerdings  unter  der  Hand  des  Hofrates  M.  Schlstkk  v.  B>nn'>tt 
zu  einem  neuen  modernen  Werke  geworden.  —  Da  wir  mit  dem 
Autor  in  den  nachfolgenden  Besprechungen  seines  neuen  „Grundriss 
des  Obligationenrechtes"  uns  sehr  eingehend  zu  beschäftigen  haben, 
glauben  wir  an  dieser  Stelle  um  so  mehr  auf  das  Spätere  verweisen 
zu  dürfen,  als  die  neueste  Auflage  des  Kommentars  uns  noch  nicht 
abgeschlossen  vorliegt,  die  letzte  aber  ohnehin  schon  in  diesem  Jahr- 
huehe  besprochen  worden  sein  dürfte. 

Si-KVKr.  Dr.  F.  J.f  Das  allgemeine  (österreichische)  bürgerliche 
Gesetzbuch  für  die  Königreiche  Kroatien  und  Slavonien  in  kroatischer 
Übersetzung.    II.  Auflage.    Agram.  L.  Hartmann,  1KW. 

Das  österreichische  bürgerliche  Gesetzbuch  gilt  in  den  zur 
ungarischen  Krone  gehörigen  Königreichen  Kroatien  und  Slavonien 
mit  geringen  Modifikationen  heute  noch.  Die  gegenüber  der  alten 
offiziellen  Übersetzung  bedeutend  verbesserte  des  Autors  ist  nicht 
allein  das  Verdienst  des  Buches.  Auch  die  österreichische  Judikatur 
ist  ausgiebig  verwertet, 

Dkmkuis,  Dr.  G.,  Prof.  in  Innsbruck.  Sachenrecht.  2.  Abt. 
des  1.  Buches  „Grundriss  des  österreichischen  Hechtes-.  Ein  vor- 
zügliches Lehrbuch.    Leipzig.  Duncker  &  Huniblot,  D.hm».    i.7:J  S.) 
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Wkisslich,  Adolf,  Reform  der  vorbeugenden  bürgerlichen  Rechts- 
pflege in  Österreich,  gr.  8".  Wien.  Manz,  1900.  (VIII,  10(5  S.)  2  K. 

Steinba.ii,  Dr.  Kmu«.  Treu  und  Glauben  im  Verkehr.  Nach 
einem  Vortrag.  Stkinisach's  ideenreiche  Arbeiten  sind  Bücher-Essenzen, 
richtiger  Essenz-Bücher;  man  gewinnt  aber  ans  einem  solchen  Buche 
denn  noch  mehr  als  aus  einem  gewöhnlichen  Dutzend  Bücher.  Wien, 
Manz,  1900.    <03  S.) 

Wki.i.spaciikk,  Dr.  M.»kiz.  Versio  in  rem.  Eine  Studie  zu  den 
Problemen  der  Rechtsentwickelung  und  Gesetzesinterpretation  auf 
Grundlage  des  österreichischen  Rechtes,  gr.  8°.  Wien.  .Manz,  1900. 
(XV,  177  S.»    3  K  00  h. 

Diese  dem  Referenten  leider  unbekannt  gebliebene  Arbeit 
wurde  in  hervorragenden  Blättern  sehr  günstig  beurteilt. 

Tilsch,  Dr.  Emantkl,  Der  Einflnss  der  Zivilprozessgesetze  auf 
das  materielle  Recht  und  die  in  vorwiegend  materiellrechtlichen 
Gesetzen  enthaltenen  prozessualen  Bestimmungen.  Zweite  um- 
gearbeitete und  vermehrte  Auflage,  gr.  s»  1901.  (XV,  300  S.) 
7  K,  gebunden  8  K. 

Gaugumch,  Dr.  Lniwiu,  Der  Irrtum  als  Ehehindernis.  Eine 
kanonistische  Studie,   gr.  8°.   Wien,  Manz.  18!»«.».   (77  S.)    1  K  00  h. 

Bininski,  Dr.  Lko  Graf,  Begriff  und  Grenzen  des  Eigentums- 
rechts nach  römischem  Recht,  gr.  8°.  Wien,  Manz,  1902.  (IV,  118  S.» 
2  K  80  h. 

IIasknOiikl,  Dr.  Vier.,  Das  österreichische  Obligationenrecht, 
in  systematischer  Darstellung  mit  Einsc.hluss  der  Handels-  und 
wechselrechtlichen  Lehren.  2  Bände.  1.  Band.  2.  Auflage.  1892. 
II.  Band,  2.  Auflage,  gr.  8".  1899.  (IV,  078  S.»  Wien,  Manz. 
12  K,  in  Halbfranz  gebunden  14  K. 

Hasenoukl's  Werk  ist  eine  erstklassige  Arbeit  und  die  Ver- 
bindung des  allgemeinen  Zivilrechtes  mit  dem  Handels-  und  Wechsel- 
rechte hat  theoretisch  zweifellos  viel  für  sich.  Wir  dürfen  dieses 
für  den  praktischen  Gebrauch  fast  zu  umfangreich  gediehene  Werk 
als  den  Theoretikern  bekannt  voraussetzen.  Die  eigentlich  allein 
zufolge  der  Jahreszahl  ihres  Erscheinens  hier  uns  beschäftigende 
zweite  Auflage  des  zweiten  Bandes  ist  in  der  Hauptsache  von  der 
ersten  Auflage  nicht  verschieden.  Die  Nova  der  Zwischenzeit  sind 
selbstverständlich  gewissenhaft  verwertet. 
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St  Hi  sTKK  vux  Boxnut.  Dr.  Max,  Orundriss  des  Obligationen- 
rechtes.    Leipzig,  Dunker  «S:  Humblot,  1801».    (115  S.) 

Dieses  Werk  bildet  die  9.  Abteilung  des  1.  Bandes  des  von 
den  Präger  Professoren  Dr.  A.  Finukk,  Dr.  Fkanki.  und  Dr.  D.  Uli,- 
mann   herausgegebenen  enzyklopädischen  Werkes:  „Grundriss  des  • 
österreichischen  Hechtes  in  systematischer  Bearbeitung". 

Das  Bedürfnis  nach  einer  systematischen  Darstellung  jener 
Materien  des  österreichischen  Privatrechtes,  welche  in  dem  leider 
unvollendet  gebliebenen  „System-  des  Altmeisters  Unokk  offen  ge- 
blieben sind,  macht  sich  immer  dringender  fühlbar,  und  wenn  gleich 
viele  dieser  Ducken  durch  glänzende  Einzeldarstellungen  allmählich 
ausgefüllt  wurden,  mangelte  bisher  eine  einheitliche  systematische 
Gesamtdarstellung  des  Obligationenrechtes,  und  zwar  nmsomehr,  da 
das  ausgezeichnete  Pfaff-Kkainzsc»  Werk  gerade  in  dieser  so 
wichtigen  Materie  noch  der  „Ausführungen"  teilweise  entbehrt. 

Die  neuere  Gesetzgebung  ist  durchwegs  sorgfältig  berücksichtigt, 
insbesondere  die  neue  Zivilprozess-  und  Exekntionsordnung. 

Das  Ganze  ist  die  Quintessenz  des  Wissenswerten  der  einzelnen 
Materien.  Aus  diesem  Grunde  ist  das  Buch  für  Nichtjuristen  eine 
Fundgrube  gemeinverständlicher  Belehrung.  Der  Studierende  findet 
darin  „Institutionen*1  für  das  Österreichische  Obligationenrecht  und 
wird  da«  Buch  als  Repetitorium  mit  grossem  Nutzen  verwenden  können. 

Der  Verfasser  beweist  mit  diesem  Buche  neuerlich  seine  vor- 
zügliche Begabung  zur  systematischen  Darstellung  des  geltenden 
österreichischen  Rechtes. 

Fürth,  Dr.  J.,  Das  österreichische  Mietrecht  und  Mietverfahren. 
Handbuch  für  Juristen,  Hansbesitzer  und  Mieter,  gr.  8".  Wien. 
Manz,  1890.    (V1JI,  441  S.)    5  K. 

Ghoa<>,  Dr.  Oskak,  Das  gesetzliche  Pfandrecht  des  Vermieters, 
gr.  8°.    Wien,  Manz,  1800.    (33  S.)    60  h. 

Ankkks,  Dr.  J.  Frhr.  v.,  Professor,  Graz,  Familienrecht. 
.*>.  Abschnitt  des  I.  Bandes  ,.Grundriss  des  österreichischen  Rechts". 
Leipzig,  Dnncker  &  Humblot,  1800.    (82  S.) 

Derselbe.  Erbrecht.  (>.  Abschnitt  des  1.  Bandes  „Grnndriss 
des  österreichischen  Rechts*-.  Leipzig,  Dnncker  &  Humblot,  1*99. 
(103  S.) 

Anokhs  gilt  dermalen  als  Autorität.  Sein  Gruudriss  des 
Familienrechtes  ist  nicht  nur  gleich  dem  des  Erbrechtes,  worüber 
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wir  Unükk  s  vorbildliche  Darstellung  besitzen,  ein  vorzüglieber  Behelf 
für  Studenten,  unter  welchen  überhaupt  die  Grundrisse-  einer 
grossen  Beliebtheit  sieh  erfreuen,  er  bringt  auch  dem  Praktiker 
nicht  wenige  neue  Gesichtspunkte  und  dankenswerte  Anregung. 

Münk,  Dr.  Lku,  Advokat  in  "Wien,  Die  patentrechtliche  Lizenz. 
Eine  interessante  Monographie  zivilrechtlichen  Charakters.  Berlin. 
Heymann,  18!»!». 

Ahl,  Dr.  Emanikl,  Prag,  Zivilrechtliche  Erörterungen  zum 
Patentregister  nach  dem  Gesetze  vom  11.  Juni  1807,  R.-G.-B.  30. 
Wien,  Hölder,  1900.  (184  8.)  (Siehe  andere  Arbeiten  über  Patent- 
recht bei  II.  3.) 

Schkltka  v.  Rkchtknstamm,  Dr.  Emil,  Die  Richtigkeit  der 
Forderungen  als  Voraussetzung  der  Kompensation,  gr.  H°.  Wien. 
Manz,  1900.    (30  S.)    80  h. 

Wenn  auch  nur  eine  dem  äusseren  Umfang  nach  kleine 
Broschüre,  verdient  diese  Monographie  doch  unter  den  hervorragenden 
Arbeiten  der  Berichtsperiode  besonders  bemerkt  zu  werden. 

SciUHTEK,  Dr.  K.  M.,  Prof.  in  Prag,  Urheberrecht.  9.  Abteilung 
des  I.  Bandes  „Grundriss  des  österreichischen  Rechts".  —  Ein  vor- 
trefflicher Auszug  ans  des  Verfassers  für  Österreich  bahnbrechenden 
grösseren  Büchern.    Leipzig,  Dnncker  &  Humblot,  1899.    (55  S.) 

Sikohakt,  Dr.  Rudolf,  Die  öffentlichen  Glücksspiele.  Wien, 
Manz,  1899.    (411  S.) 

Si  kg  ha  kt  hat  sich  durch  seine  erschöpfende  Darstellung  des 
Werdeprozesses  der  Glücksspiele,  sowie  durch  die  Aufdeckung  ihres 
Znsammenhanges  mit  wichtigen  wirtschaftlichen  Erscheinungen  ein 
unleugbares  Verdienst  um  die  Erkenntnis  der  wirtschaftlichen  Er- 
scheinungen überhaupt  erworben. 

Nachdem  Dr.  Sikohart  ein  anschauliches  Bild  der  künstlichen 
Züchtung  und  Ausbeutung  des  Spieltriebes  durch  Fiskus  und  bevor- 
zugte Privatpersonen  gegeben  hat,  wendet  er  sich  den  Klassen- 
lotterien zu,  um  zu  zeigen,  dass  dieselben  durchaus  nicht  berufen 
sind,  das  Lotto  und  andere  Glücksspiele  abzulösen.  Da  die  Höhe 
der  Treffer  von  Klasse  zu  Klasse  angemessen  steigt,  besteht  ein 
psychologischer  Zwang  zum  Weitersetzen. 

Nicht  nur  die  erschöpfende  und  dabei  doch  klare,  alles  Uber- 
flüssige vermeidende  Darstellung  des  Werdeganges  der  Glücksspiele, 
sondern  auch  der  Versuch,  ihr  Wesen  theoretisch- wirtschaftlich  zu 
erfassen,  den  Dr.  Sikuhart  unternimmt,  verdient  Anerkennung. 
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Vi»n  partikular- privatreehtlichen  Gestaltungen  finden  wir  in 
der  Berichtsperiode  nur  die  Iminobiliareigentuinsverhältnisse  in  Tirol 
eingehend  und  —  wenn  auch  zunächst  in  Verbindung-  mit  politisch- 
refonnatorischen  Tenden/.en  -  wissenschaftlich  behandelt.  Diese 
eine  Erscheinung  aber  ist: 

Gkahmayku.  Dr.  Kakl  v.,  Bodenentschnldung  und  Verschuldungs- 
grenze.   Innsbruck  1000.     Verlag  des  tiroler  Landesauschusses.  - 
Professor  Dr.  v.  Kanka  schreibt1)  hierüber  laiig.  österr.  Geriehts- 
Zeitung  1000.  No.  .'17.  an  leitender  Stelle  i: 

„Es  ist  eine  höchst  interessante  und  zeitgemässe  Arbeit,  welche  der 
als  scharfsinniger  Jurist  und  als  einsichtsvoller  Agrarpolitiker  bekannte 
Verfasser  in  der  vorliegenden  Monographie  veröffentlicht  hat,  Derselbe 
beschränkt  sich  nicht  bloss  darauf,  das  mit  bienenhafteui  Fleiss  gesammelte 
Material  über  die  unendlich  schwierige  Frage  der  Bodenentschuldung  und 
Verschulduugsgrenze  in  Grundzügen  vorzuführen  und  kritisch  zu  beleuchten, 
sondern  er  tritt  auch  mit  wohldurchdachten  positiven  Reformanträgeu  zur 
Lösung  derselben  hervor.  Allerdings  beschränkt  der  Verfasser  seine  An- 
träge auf  Tirol;  aber  eben  in  dieser  Beschränkung  zeigt  sich  die  richtige 
Erkenntnis  der  .Schwierigkeit  und  unabsehbaren  Tragweite  des  gestellten 
Probleins,  welches  generell  Überhaupt  nicht  zu  lösen  ist. 

In  dieser  Beschränkung  liegt  auch  die  Gewähr  für  die  praktische 
Realisierbarkeit  der  konkret  gefassten  Reformanträge. 

In  allen  Ländern  Österreichs  erschallt  der  Hilferuf  des  argbedrängten 
mittleren  Grundbesitzers  -  der  ehemaligen  Bauernschaft  —  über  den  un- 
erträglichen Druck  der  stets  wachsenden  hypothekarischen  Belastung.  Der 
ungeahnte  Preisrückgang  der  landwirtschaftlichen  Produkt«-,  die  steigende 
Konkurrenz  der  grossen  Agrarstaaten,  insbesondere  der  überseeischen 
Länder,  die  Verteuerung  der  Arbeitskräfte,  die  stetig  zunehmenden  öffentlichen 
Lasten,  oft  übermässiger  Aufwand  der  Grundbesitzer  und  die  mit  alledem 
zusammenhängende,  stets  wachsende  Verschuldung  von  Grund  und  Boden 
haben  den  Niedergang  und  die  Notlage  des  Bauernstandes  herbeigeführt. 
An  Rettungsvorschlägen  aller  Art  —  von  der  sozialistischen  zwangsweisen 
staatlichen  Grundentschuldung  angefangen  bis  zur  allgemeinen  Renten- 
umwandlungs-  und  Schuldentilgungstheorie  —  ist  allerdings  kein  Mangel. 
Aber  desto  grösserer  Mangel  herrscht,  soweit  es  sich  um  präzisierte, 
praktikable  und  wirksame  Refonnauträgc  handelt.  Per  Verfasser  hat  das 
grosse  Verdienst,  dass  er  mit  wohlgegründeten,  konkreten  und  durch- 
führbaren Vorschlägen  für  Tirol  herantritt. 

r)  Wir  bringen  diese  ausgezeichnete  Rezension  fast  vollständig  zum 
Abdruck,  weil  damit  zugleich  ein  für  Tirol  gewiss  in  vielen  Beziehungen, 
aber  auch  für  die  übrigen  österreichischen  Alpenländer  zutreffendes  Kultur- 
bild entrollt  erseheint,  und  weil  die  geneigten  Leser  damit  in  die  geistigen 
Werkstätten  zweier  hervorragendster  Männer  Einblick  gewinnen. 


Digitized  by  Google 


Anton  Rihhl:  Österreich. 


1233 


Deutschtirol  leidet  zwar  unter  der  hypothekarishon  Schuldennot 
mehr,  als  manch'  anderes  Kronland;  allein  es  besitzt  hinwieder  den  un- 
schätzbaren Vorteil,  dass  es  sein  althergebrachtes  Höferecht  mit  ge- 
schlossenen Bauernhöfen  bewahrt  hat.  Die  Unteilbarkeit  der  Bauerngüter 
und  da*  besondere  Bauernerbrecht,  wurden  nämlich,  wie  bekannt,  in  Tirol 
wohlweislich  nicht  kurzweg  aufgehoben.  Zudem  fehlt  es  in  Tirol  an  einem 
Grossgrundbesitz.  Nunmehr  ist  auch  durcli  Einftihruiitr  der  allgemeinen 
österreichischen  Grundbuchsverfassuug  die  Basis  für  eine  verlässliche  Kredit- 
gewährung geschaffen  worden.  Es  ist  also  der  Weg  geebnet  für  die 
Lösung  der  grossen  Aufgabe:  Die  Besitzer  der  geschlossenen  Höfe,  welche 
den  Kern  des  tirolischen  Bauernstandes  bilden,  gegen  die  offensichtlichen 
Gefahren  der  Verschuldung  zu  schützen. 

Der  Zweck  des  Höferechtes  ist,  wie  der  Verfasser  richtig  ausführt, 
die  Erhaltung  bäuerlicher  Wirtschaften  in  solcher  Grösse,  dass  sie  zur 
standesgemäßen  Ernährung  einer  Durchschnittsfamilie  (von  5  -20  Köpfen) 
hinreichen.  Durch  die  Erhaltung  eines  leistungsfähigen  Bauernstandes 
wird  zugleich  die  festeste  Stütze  eines  geordneten  Staatswesens  vor  dem 
Verfalle  bewahrt  Wenn  nun  die  Agrarbehörde  unwirtschaftliche  Guts- 
teilungen hintanzuhalten  hat,  so  fordert,  wie  Grabmaykr  richtig  sagt,  die 
Konsequenz,  dass  man  auch  die  andere,  nicht  mindergefährliche  Teilung 
der  Gutswerte  und  der  Bodenrente,  die  sich  in  Form  der  hypothekarischen 
Belastung  vollzieht,  einer  ähnlichen  beschränkenden  Kontrolle  unterwerfe. 
Die  Konsequenz  führt  also  dahin,  auch  der  Belastungsfreiheit  des  Eigen- 
tümers im  öffentlichen  Interesse  Schrauken  zu  setzen.  Als  Schranke  gegen 
übermässige  Hofverschuldung  dient  •—  und  ist  nur  als  solche  zu  rechtfertigen 
—  das  bäuerliche  Anerbenrecht ;  im  öffentlichen  und  nationalökonomischen 
Interesse  wird  hier  das  Prinzip  der  gleichen  Erbteiluntr  aller  Kinder  geopfert. 
Das  Opfer  der  Miterben  ist  aber,  wie  der  Verfasser  richtig  bemerkt,  um- 
sonst gebracht,  wenn  der  Hofbesitzer  den  Mehrwert  des  Hofes  durch  volle 
Einschuldung  derselben  bis  zum  Verkehrswert  für  sich  allein  zu  realisieren 
vermag.  „Im  Anerbrecht  steckt  schon  die  Verschuldungsgrenze"  (S.  117). 
Diese  dem  älteren  österreichischen  Bauernsonderrecht  wohlbekannten  Grund- 
sätze sucht  nun  der  Verfasser  in  zeitgemässer  Weise  auszugestalten. 

Zutreffend  bemerkt  der  Verfasser,  dass  sich  der  Streit  um  die  Deckung 
des  hypothekarischen  Kreditbedarfs  im  Grunde  nur  um  den  Besitzkredit 
drehe.  Der  Besitzkredit  wird  aber  hauptsächlich  bei  Gelegenheit  des  Guts- 
erwerbes (Kreditkauf)  und  der  Erbübernahme  in  Anspruch  genommen  und 
erscheint  als  der  Hauptgrund  der  Überlastung  des  Bodens.  Der  Besitz- 
kredit inuss  also  gemeinwirtschaftlich  neu  organisiert  werden  —  hierbei 
müssen  ihm  aber  auch  die  gebührenden  Schranken  gezogen  werden!  In 
Übereinstimmung  mit  den  besten  Agrarpolitikern  (Souäiklk.  Goltz.  Phili- 
rovic,  Graf  u.  a.)  findet  Grakmayer  mit  Kocht  die  einzig  zuträgliche 
Form  desselben  in  der  unkündbaren  hypothekarischen  Amortisationsrente. 

Der  Tilgungszwang  rechtfertigt  sich  durch  die  Rücksicht  auf  die 
kommende  Generation! 

Jahrbuch  der  iuteruat.  Vereinigung,  t>.  u.  7.  Bd.  ?8 


Digitized  by  Google 


1234 


Gesetzgebung  und  Littmtur. 


I'm  'Ii*;  bisherige  rberachuldung.  soweit  sie  in  Tirol  besteht,  auf 
das  ulii-.-  Mar-  zurückzuführen,  ambrer-eits  kün*ti-.  r  Überschuldung  vor- 
zubeugen, schlägt  •  in MtMAYKK  S.  V>H  vor.  gesetzlich  festzustellen,  da** 
Pfandrechte  an  geschlossenen  Höfen  nur  von  der  Landeshypothekenansfalt 
erworben,  das  ist.  dass  Pariehen  nur  von  dieser  Anstalt  und  Htatutengeinäs* 
nur  gegen  Pupillarsicherheit  gewährt  werden  dürfen. 

Selbstverständlich  wäre  auch  die  Landeshypothekenbank  gesetzlich 
verprlichtei.  geschlossene  Höfe  bis  zur  statutenmässigen  Sicherheit  zu  bei.  Im.  u. 

Auf  dies,.  Weis,'  würden  allerdings  kostspielige  Schätzungen  ver- 
mieden und  die  Verschuhlurigsgrenze  winde  ohne  irgend  welche  Wert- 
erhebung gleichsam  automatisch  in  Kraft  treten.  Begreiflicherweise  könnte 
das  ausschliessliche  Belehnungsrecht  der  Landeshypothekenanstalt  an  sich 
nicht  sofort  zur  allgemeinen  Schuldenkonvertierung  führen.  Gk ahmaykk 
wihiseht  und  hofft  jedoch,  da-s  dieselbe  im  Laufe  einer  Generation  bewerk- 
stelligt werden  möge  und  zwar  in  nachstehender  Weise 

hie  Hofbesitzer  sind  nicht  direkt  zur  Konvertierung  gezwungen, 
nur  neue  private  Hypothekenvcrschuhlung  ist  sofort  ausgeschlossen.  Hei 
neuer  Verschuldung  wird  jedoch  das  Darlehen  von  der  Landesanstalt  nur 
treten  gleichzeitige  Löschung,  beziehungsweise  Konvertierung  aller  anderen 
Hypotheken  gewährt.  Pb-  Konversion  erfolgt  kostenfrei.  Ausser  diesem 
Falb-  hat  die  Konversion  einzutreten: 

1.  Bei  d.-r  exekutiven  Verüusscrung  des  Gutes.  Pie  Landesanstalt  er- 
hebt den  Belehnungsw  ert  und  teilt  dem  Gerichte  den  Höchstkredit 
mit  In  das  Kdikt  ist  die  Bedingung  aufzunehmen,  dass  der  Erstehet' 
das  Meistgebot  bar  zu  erlegen  hat.  wobei  es  ihm  aber  freisteht,  den 
von  der  Landeshypothekenanstalt  gewährt en  Kredit  innerhalb  der  be- 
kanntgegebenen Belehuungsgrenze  zu  benutzen.  Alle  rrivathypothekeii 
werden  sohin  gelöscht:  als  neue  Hypothek  wird  die  Forderung  der 
Lan<lesanstalt  eingetragen,  falls  und  insoweit  der  Krsteher  vom  Kredit 
Gebrauch  gemacht  bat. 

2.  Bei  Yeräusserung  unter  Lebenden.  Die  Eintragung  des  Eigentums 
an  geschlossenen  Höfen  kann  nur  erfolgen,  wenn  auf  dem  Hofe  bloss 
Forderungen  der  Laudesanstalt  haften  oder  wenn  sich  der  Gesuch- 
steiler  über  die  unter  Einem  zu  bew  irkende  Löschung:  (Konvertierung 
aller  anderen  Hypothekarschubb-n)  buehmässig  ausweist.  Parin  liegt 
ein  Konversions-  und  Kntsehuhlungszwang.  welcher  auf  den  Verkaufs- 
wert der  Höfe  eine  erhebliche  Kückw irkumr  üben  wird:  Pupillar- 
bypotheken  müssen  konvertiert  werden:  die  weitere  Schuldenlast  niu«s 
bar  getilgt  werden;  stark  verschuldete  Höfe  werden  daher  nur  von 
kapitalkräftiger  Hand  gekauft  werden  können.  Pas  bedeutet  aller- 
dings einen  harten  Eingriff'  in  die  Verkehrsfreiheit:  Allein  ohne 
Zwang  ist  überhaupt  jede  wirksame  Reform  unmöglich  und  das  Sinken 
der  Verkaufswerte  kann  nicht  als  eine  getneinwirtschaftliche  Schädigung 
betrachtet  weiden.  Verbindert  wird  aber  dadurch  der  gemeinschädliclio 
Hofekauf  auf  massloscn  Kredit. 
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3.  Beim  Erbgang  im  Wege  der  Vcrlassahhaudlung.  Die  Anstalt  erhebt 
den  Belehnungswert  und  gibt  die  Ziffer  des  statutenmassig  zulässigen 
Maximalkredits  dem  Geriehte  bekannt.  Gleichzeitig  erliebt  da«  Gericht 
gemäss  den  Vorschriften  des  Höferechtes  den  voraussichtlich  stete 
niedrigen  Übernahmswert  des  Hofes,  bei  dem  der  Besitzer  wohl  be- 
stehen kann.  Beiderlei  Schätzungen  lassen  sich  sehr  wohl  verbinden. 
Übersteigt  die  Schuldenlast  den  Übernahuiswert,  so  ist  der  Hof  (nach 
Analogie  des  Zwangsverkaufs)  zu  veräussern  (v*tlt1.  No.  1).  Ausser 
diesem  Falb-  hat  die  Landesanstalt  die  Konvertierung  der  Schulden 
durchzuführen  und  die  auf  die  weichenden  Miterben  entfallenden  Ab- 
findungen anzuzahlen.  Ob  hierbei  die  Landcsanstalt  in  einzelnen 
Fällen  nicht  ein  Hisiko  Ubernimmt,  lasse  ich  dahingestellt.  Übersteigt 
jedoch  die  Hofsehuld  den  Übernahmswert,  dann  wird  auf  die  Miterben 
überhaupt  kein  Erbteil  entfallen:  aber  auch  der  Grundgedanke  de« 
Anerben  recht  es  ist  hier  kaum  realisierbar,  da  der  Anerbe,  wenn  er 
nicht  anderweitiges  Vermögen  besitzt,  mit  einer  solchen  Bürde  den 
Hof  nicht  ordentlich  bewirtschaften  kann.  Daher  empfiehlt  sich  hier 
der  Zwangsverkauf  und  sohin  gleiche  Berücksichtigung  der  Erben. 
Dies  Ergebnis  scheint  hart  zu  sein;  allein  bei  richtiger  Feststellung 
des  Überuabmswertes  dürfte  nur  selten  der  Fall  eintreten,  dass  die 
Familie  vom  Hofe  entsetzt  wird.  Übrigens  könnte  der  Zwanirsverkauf 
nur  auf  Antrag  der  Mitcrhcn  verorduet  werden. 

Soweit  schliesslich  mein  Urteil  reicht,  bilden  die  konkret  gefassten, 
auf  gründlicher  Sachkenntnis  beruhenden  Antrage  Grahmaykr.h  die  ge- 
eignete Grundlage  einer  heilsamen  Kreditrelonu  für  Tirol.  Hoffentlich 
wird  auch  die  glänzende  Darstellung  und  Begründung  derselben  nicht 
wenig  dazu  beitragen,  der  geplanten  Kreditreform  Freunde  zu  schaffen 
und  dieselbe  schliesslich  ins  praktische  Lehen  einzuführen. 

IV.  Sonder-Prlvatrecht  (Handels-  und  Wechselrecht, 

Börsenrecht  etc.) 

Hasknühkl,  Dr.  Victor,  Das  österreichische  Obligationenrecht 
in  systematischer  Darstellung  mit  Einschlug*  der  handels-  und 
wechselrechtlichen  Lehren.   Wien,  Manz.   (Siehe  die  Notiz  bei  ITT.  2.) 

Bki  ki-k.  Dr.  C,  Leitfaden  des  österreichischen  Handels-  und 
Gewerberechtes  für  den  Gebrauch  an  Handelsmittelschulen  und  zum 
Selbstunterrichte.    Wien,  Man/,,  1H00.    (VIII,  1«2  S.i 

Publikationen  der  Exportakademie  des  k.  k.  österreichischen 
Handelsmuseums.  Hand  IL  Die  Reform  des  deutschen  Handelsrechtes 
und  ihre  Hedentung  für  Osteneich.  Von  Dr.  Ludwig  Straiss. 
Wien.  Manz.  1S<»1». 

TS* 
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Wir  haben  auf  die  Publikationen  der  Exportakademie  schon 
unter  II.  3  aufmerksam  gemacht. 

Solche  überwiegend  handelspolitischen  oder  Verwaltung«  - 
rechtlichen  Inhalts  sind  im  Kessort  der  Handels-  und  Eisenbahn- 
ministerien  verzeichnet. 

Gkinhit,  Dr.  C.  S..  Professor  in  Wien,  Wechselrecht.  3.  Ab- 
teilung des  I.  Bandes  ..Grundriss  des  österreichischen  Rechts".  — 
Leipzig,  Duncker  &  Humblot,  1*99.  (24  8.)  Der  illustre  Name 
bürgt  für  die  Vortrefflichkeit  auch  dieser  uns  nicht  vorgelegenen 
Arbeit. 

NVniNAtiKi.,  Dr.  Waltkk.  Beschränkte  Haftung.  Eine  handels- 
rechtliche Studie.  (Nachgelassenes  Werk.)  Wien,  Holder,  1900. 
(VIII,  160  S.) 

Rkiscii,  Dr.  Ruhaki»,  Ministerialsekretär  im  k.  k.  Finanz- 
ministerium, und  Dr.  Jos.  Kl.  Kkeikiu,  Professor  an  der  Wiener 
Handelsakademie  etc..  Bilanz  und  Steuer.  Grundriss  der  kauf- 
männischen Buchführung  unter  besonderer  Würdigung  ihrer  wirt- 
schaftlichen und  juristischen  Bedeutung.  Erster  Band:  Einfache  und 
doppelte  Buchführung  bei  Privatunternehmungen.  Lex.  8.  1899. 
(VIII,  :31«  S.)  Brosen.  7  K  60  h,  geb.  9  K.  Zweiter  Band:  Die 
Buchführung  der  öffentlich  Rechnung  legenden  Unternehmungen. 
Lex.  8.  Wien,  Manz,  1809.  (VII,  865  S.)  Drosch.  9  K,  geb. 
10  K  40  h. 

Maykk,  Dr.  jur.  Bklno,  Die  Effektenbörsen  und  ihre  Geschäfte. 
Wien,  Holder,  1899.    (XII,  210  S.) 

Derselbe,  Die  Emission  von  Wertpapieren.    Wien,  Hölder, 

1900.  (IV,  136  S.i 

Derselbe,  Über  die  Rückforderbarkeit  der  Deckung  bei 
Differenzgeschäften.  Mit  einer  Zusammenstellung  der  einschlägigen 
Entscheidungen  des  Obersten  Gerichtshofes,    gr.  8°.    Wien,  Manz, 

1901.  (79  S.I    1  K  50  h. 

Wkisiilt,  Dr.  Alkkkt,  Advokat  in  Wien,  Der  Effektennmsatz 
und  die  Börsengeschäfte,  sowie  deren  Besteuerung  nach  dem  Gesetze 
vom  9.  März  1*97,  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  bezüglichen 
deutschen  Gesetzgebung  und  Rechtsprechung  systematisch  dargestellt. 
Zweite,  unigearbeitete  und  vermehrte  Auflage.  Leipzig  und  Wien, 
M.  Breitensteiii.    (XVI  und  104  S.) 
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Eine  reichhaltige,  vortreffliche  Schritt,  finanziell  und  juristisch 
hochinteressant;  finanziell  in  beiden  Bedeutungen  dieses  Wortes, 
nämlich  sowohl  für  die  Finanzverwaltuns,  als  für  die  Finanzinstitnte, 
juristisch  wegen  der  umfassenden  Erörterung  aller  Geschäfte  des 
Umsatzes  in  Wertpapieren.  Das  Werk  legt  den  Geschäftsgang:  an 
der  Börse  und  die  ganze  Technik  des  Effektenhandels  dar.  Licht 
verbreitend  über  ein  Gebiet,  das  bisher  dem  eigentlichen  Juristen 
meist  verschlussen  blieb. 

Aih.kk,  Dr.  Lkoi\,  und  Dr.  Kohkkt  Klkmkns,  Sammlung  von 
Entscheidungen  zum  Handelsgesetzbuche.  Band  XI.  1901.  Von 
Dr.  Lkoi-old  Aoi.kk  und  Dr.  Jos.  Fkikm.anokk.  i72'{  S.i  Wien,  Manz. 

V.  Ansserstreitit?es  Verfahren. 

(Verlassabhandlung.  Tabularrecht,  Waisen-  und  Pepositenamtsvorschritten, 
Notariatsordnuni;  und  verwandte  Nonnen.) 

Nkmktuy,  Dr.  Fkikuk.  v.,  Das  österreichische  Grundbuchs-  und 
Exekutionsrecht  von  ls|S— 1S!»S.  Separatabdruck  aus  dem  zum 
Kegierungsjubilänm  des  Kaisers  herausgegebenen  Werke:  tieschichte 
der  österreichischen  Land-  und  Forstwirtschaft  und  ihrer  Industrien. 
1848-181*8.    Wien  lKiHt. 

Ausser  dem  historischen  Interesse  ist  das  Buch  für  Juristen  wert- 
voll durch  die  Darlegung  des  Kealexekutionsrechtes  und  die  Er- 
örterung der  unserer  geltenden  Exekntionsordnung  zugrunde  liegenden 
Maximen  und  Tendenzen. 

B akts<  ii.  Dr.  Hkinhich,  Das  österreichische  allgemeine  Grnnd- 
bnchsgesetz  in  seiner  praktischen  Anwendung.  -5.  Auflage.  Wien, 
Konegen,  11»00. 

Das  bewährte  Hilfsbuch  der  österreichischen  Tabular-Kichter 
und  -  Beamten  präsentiert  sich  in  neuem  äusseren  Gewände.  Den  durch 
die  Zivilprozessreform  herbeigeführten  Neuerungen,  auch  in  der  Form 
der  Eingaben  gemäss  und  entsprechend  sonstigen  Neueinrichtungen, 
z.  B.  in  der  Urkundensammlung,  waren,  insbesondere  die  vortrefflich  ge- 
wählten und  gearbeiteten  Beispiele,  meistenteils  umzuarbeiten.  Gewiss 
wird  die  neue  Auflage  dem  Verfasser  auch  wieder  neue  Freunde 
gewinnen,  wenn  auch  das  Zusammentreffen  mit  der  offiziellen 
Sammlung  von  Formnlarien,  zum  Verfahren  ausser  Streitsachen,  dem 
Absätze  des  Buches  nicht  günstig  sein  kann. 

Bknkscu,  Kam.  A.f  Handbuch  zur  Vorbereitung  für  die  Grund- 
buchsführerprüfung in  Fragen  und  Antworten  (auch  praktisches  Nach- 
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schlagebuch).  Nach  dm  neuesten  Hesetzen  und  Verordnungen  zu- 
sammengestellt, erläutert  und  mit  zahlreichen  Fornmlarien  und 
praktischen  Beispielen  versehen.    Wien,  Manz,  IM»'.'.    (X.  408  8.) 

Nki  ikii.i».  Dr.  Eni  ari»,  Formularienbueh  für  Grundbuehssachen. 
I.  Beschlüsse,  gr.  8«\  Wien.  Manz,  1900.  (XX,  «Mi  S.)  3  K. 
gebunden  4  K. 

Derselbe.  Fortnularienbuch  für  Grundbnchssachen.  11.  Lustra. 
Bestätigungen  und  Eintragungen,  gr.  *°.  1900.  (VIII (  LI2  S.) 
•5  K  6<>  h,  gebunden  1  K  ßO  h. 

Beide  Werke  wurden  vom  Oberlandesgerichtsrate  Dr.  K.  Lahr 
in  der  Gerichts-Zeitung  1901,  Xo.  3ß,  eingehend  besprochen  und  den 
Praktikern  empfohlen. 

Fis<  hkk-(  oumiK,  Dr.  Eixard,  Die  Anfechtung  von  Hypotheken 
durch  Nachhjrpotheken  nach  österreichischem  Hechte.  Wien,  Manz, 
1901.    (V,  118  S.) 

Kf.ndlf.k,  Hi  iiolk  von.  k.  k.  Landesgerichtsrat,  Die  gerichtliche 
Geldbnchfnhrung.  gr.  8°.  Wien,  Manz,  1900.  (IV,  KU  S.)  Brosch. 
1  K  HO  h. 

Paitafava,  Dr.  Wi.ai.imik,  Über  die  räumliche  Umgrenzung  des 
notariellen  Wirkungskreises  und  zwar  auf  dem  festen  Lande,  dem 
Wasser  und  im  Luftraum.  Das  Notariat  und  internationales  Hecht 
betreffende  Fragen.  (Übersetzung.)  Innsbruck,  Wagner,  1901. 
(114  S.)  80. 

Der  Verfasser  befasst  sich  in  diesem  Werke  hauptsächlich  mit 
Fragen,  welche,  so  ferne  sie  bis  jetzt  auch  der  Rechtspflege  zu  liegen 
scheinen,  ganz  wohl  in  kürzester  Zeit  aktuell  werden  können.  Es 
ist  ein  Vergnügen,  die  an  Ideen  reiche  Schrift  zu  lesen  und  mit  nn- 
nnmeriertem  Luftballon  hoch  über  den  grünen  Tisch  sich  zu  erheben. 

Rurrsiu,  Dr.  Karl  Frikkruh.  Das  Eschatokoll  und  die  Zuknnfts- 
form  der  Notariatsakte.  gr.  8«.  Wien,  Manz,  1899.  (60  S.)  1  K  20  Ii. 

Wkisslkr,  Adolf,  Heform  der  vorbeugenden  bürgerlichen  Rechts- 
pflege in  Österreich.  Wien,  Manz.  1900.  -  Diese  Schrift  konkurrierte 
um  den  vom  österreichischen  Notarenverein  ausgeschriebenen  Preis, 
ohne  ihn  zu  erhalten.  Dafür  wurde  sie  durch  eine  8  enge  Spalten 
füllende  Besprechung  seitens  des  Sektionsrates  Dr.  Hr<;o  Sthai:kk  in 
der  österreichischen  Geriehts-Zeitnng  1900  Xo.  41  ausgezeichnet. 

Die  relativ  geringe  Bebauung  dieses  Fehles  ist  wenigstens, 
was  das  ganz  nnvertreten  gebliebene  sogen.  Abhandlungspatent  an- 
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langt,  darauf  zurückzuführen,  das»  Reformen  auf  diesem  GeMete  be- 
stimmt erwartet  wurden.  In  der  Tat  ist  schon  mit  Beginn  des 
Jahres  1902  ein  sohin  nicht  mehr  in  den  Kähmen  unseres  heutigen 
Berichtes  fallendes  Formularienbueh  ans  der  Feder  des  als  tüchtiger 
Arbeiter  bewährten,  zugleich  aber  als  Gerichtsinspektor  tätigen  I>r. 
FitiKi»K.  v.  Nkmktiiy  erschienen,  welches  als  Emanation  des  Justiz- 
ministeriums gilt  und  praktiziert  wird.  Wir  werden  uns  im  nächsten 
Berichte  damit  zu  befassen  haben. 

VI.  Das  Verfahren  in  Streitsachen. 

(lifriclitsorgniiisution,  Jurisdiktiousnomi,  ZivilprozesB,  Exckutiousordnung, 
Konkursrecht  und  verwandte  Normen.  Advokatenordnung.) 

Gerichtsorganisation,  Jurisdiktionsnorm,  Zivilprozess. 
SriiAi'KK.  Dr.  Hi  <a>,  Die  Gerichtsorganisations-Gesetze  und  die 
neue  Geschäftsordnung  samt,  allen  Durchführungsverordnungen  und 
den  bezüglichen  älteren  Gesetzen  und  Verordnungen.  Mit  Er- 
läuterungen aus  den  Materialien  etc.  2.  Auflage.  Bearbeitet  in 
Gemeinschaft  mit  Dr.  Rriiaki»  Hokiu,.  gr.  S°.  Wien.  Manz,  P*01. 
i  XVI II,  1158  S.) 

Eines  der  hohenorts  empfohlenen  Bücher.  Auch  wenn  es  nicht 
so  gut  wäre  als  es  ist,  könnte  man  ohne  dasselbe  nach  Ansicht 
zahlreicher  Kreise  nicht  auskommen.  So  viel  die  geheimen  Erlässe 
diesen  mehr  gelten  als  die  Gesetze,  so  viel  mehr  wieder  gilt  die 
S<  iiAUKk'sche  Ansicht  von  heute  als  der  Erlass  von  gestern. 

Uu.mann,  Dr.  D.,  Prof.  in  Prag,  Zivilprozess.  1.  Abteilung 
des  II.  Bandes  „Grnndriss  des  österreichischen  Rechts-.  —  Das  ver- 
breitetste  Lehrbuch  des  Zivilprozesses.  Leipzig,  Duncker  <X  Humblot, 
P.'OO.    (182  S.i 

Gkinhkku,  Dr.  Karl,  Der  sozialpolitische  Gehalt  der  öster- 
reichischen Zivilprozessgesetzgebung,  gr.  8°.  Wien,  Manz,  li'OO. 
(•'.:{  S.>    1  K. 

Orr,  Dr.  Emil,  Systematische  Einleitung  in  das  Studium  der 
österreichischen  Zivilprozesse  in  tschechischer  Sprache.  Prag,  heraus- 
gegeben von  der  böhmischen  Akademie  der  Wissenschaften. 

Xkvkckkkl,  Dr.  Rriiaki»,  Advokat  in  M.  Ostrau.  Die  öster- 
reichische Zivil  - Prozess- Ordnung  in  monographischer  Darstellung. 
Selbstverlag,  1n«»h. 
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Ku.in,  Dr.  Fkanz,  Sektionschef.  Vorlesungen  über  die  Praxis 
des  Zivilprozesses.  Wien.  Man/.,  lis'.W.  So  wenig  wir  mit  dem 
automatischen  Gebaren  der  „Seele  des  Justizministeriums"  und  dem 
sua  viter  in  modo  aber  fortiter  in  re  advokatenfeindlichen  Wirken 
derselben  uns  befreunden  können,  des  Verfassers  glänzende  Begabung: 
als  akadeuiisebe  Lehrkraft,  seine  aurh  dem  sprödesten  Stoff  form- 
gebende und  Teilnahme  sichernde  Vortragsweise  werden  allerseits 
gerühmt  und  leuehten  aueh  aus  dem  gedruckt  Vorliegenden  hervor. 

Xki  manx.  Dr.  (u;i'K<;.  Das  Verfahren  nach  der  Zivilprozess- 
ordnung vom  1.  August  lK'.».r>  an  H echtstallen  dargestellt.  Zweite, 
verbesserte  Auflage.  10  Bogen,  gr.  8°.  Wien,  Manz,  11*00.  :5  K. 
—  Auch  eins  von  den  geeichten  Büchern;  siehe  die  Bemerkungen 
zu  desselben  Verfassers  „Exekutionsverfahren". 

Nki  m ann-Ettknkki«  h,  Dr.  Rohkkt  K.  v..  und  Bloch.  Dr.  Alfkki», 
Beispiele  von  Schriftsätzen  im  Zivilprozess-  und  Exekutionsverfahren. 
„Ein  Jlilfsbueh  für  Advokaten."  I.  Teil:  Zivilprozess.  Wien.  Manz,  11*00. 

Die  Formularienbücher  sind  zweifellos  wichtige  Behelfe  der 
Praxis  nicht  nur  der  Advokaten,  auch  der  Richter,  und  die  Bedenken, 
welche  gegen  deren  Anwendung  seitens  junger  Kandidaten  der  Thenns 
sprechen,  können  die  Vorteile  nicht  überwiegen,  namentlich  dann 
nicht,  wenn  es  sich  um  so  gute  „Schimmel"  handelt,  wie  die  der 
obgenannten  Firma,  in  jeder  Richtung  sorgfältig  und  mustergültig 
gearbeitet,  vorbildlich  insbesondere  in  ihrer  präzisen  Knappheit  und 
unbedingten  Anpassung  an  den  „Geist"  der  neuen  Prozessgesetze, 
auch  was  die  Vermeidung  der  bisher  für  unerliisslich  erachteten 
Höflichkeitsfloskeln  des  Kurialstiles  betrifft. 

Wir  können  diesem  Buche  gegenüber  nicht  dem  Apercu  bei- 
pflichten, „ein  Hilfsbuch  für  gefügige  Advokaten  (bezw.  Richter)  und 
gegen  den  Advokaten-  (bezw.  Richter- )  Stand";  denn  unsere  An- 
wälte unterliegen  vorläufig  noch  nicht  der  Gefahr,  gleich  Sonntags- 
reitern vom  Gelüste  des  Schimmels  sich  bestimmen  zu  lassen  statt 
vom  eigenen  Geschmacke.  und  sie  werden  sich  durch  gute  Beispiele 
auch  nicht  zu  schlechten  Sitten  verleiten  lassen. 

Ganz  anders  liegt  der  Fall  mit  derlei  Formnlarienbiichern. 
welche,  wie  das  gegenständliche,  sichtlich  von  „oben"  empfohlen 
werden  in  richterlichen  Kreisen  und  mit  Rücksicht  auf  die  von 
den  Gerichten  aus  unter  solchen  l'mständen  zu  gewärtigenden 
Wechselwirkungen.    Fast  wie  eine  Anleitung  zur  Winkelschreiberei, 
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gewiss  aber  nicht  advokatenfreundlieh,  las  sich  denn  auch  eine  ge- 
rade über  dieses  Bueh  mit  blosser  Chiffre  signierte  Rezension. 

Wir  ziehen  die  offene  Verordnung:  der  geheimen,  mittelbaren, 
offiziösen  Kabinettsordre  und  den  möglichst  freien  Wettbewerb,  zumal 
auf  dem  Gebiete  der  juristischen  Fachliteratur,  den  amtlich  geaichten 
und  verzeichneten  Erzeugnissen  vor,  auch  wenn,  wie  gerade  hier, 
es  sich  wirklich  um  eine  ganz  vortreffliche  Arbeit  handelt,  die  auch 
ohne  künstliche  Unterdrückung  der  Konkurrenz  ihren  Weg  macht. 

Pollak,  Dr.  Rnx.i.F.  Zur  Lehre  von  der  Stoffsammlung  im 
Krkcnntnisverfahren  des  Zivilprozesses,  gr.  8°.  Wien.  Manz,  1901. 
(25  S.)    00  h. 

Paim-afaya,  Dr.  Vlaiumik,  Der  .Streit  um  das  Jus  novorum  im 
Berufnngsverfahren  nach  der  österreichischen  Zivilprozessordnung. 
Studie.    (Übersetzung.)    Innsbruck,  Wagner.  1001.    i5:l  S.) 

Rintklkn,  Dr.  Antun,  jnn.,  Perufungsgrund  und  Berufungs- 
antrag nach  dem  neuen  österreichischen  Zivilprozessrecht,  gr.  8°. 
Wien,  Manz,  1901.  (VIII,  1-T2  S.)  —  Rühmend  besprochen  von 
Schaukh  in  der  österreichischen  Gerichts-Zeitung  1901  Xo.  4.r». 

Spitzkk,  Dr.  Al..  Richterliche  Stundung,  gr.  8°.  Wien,  Manz. 
1901.    (51  S.)    1  K  20  h. 

SiiAUTZKK,  Dr.  ,Ti  und  Dr.  Max  Puu.ak.  Umgearbeiteter  Gesetz- 
entwurf einer  ungarischen  Zivilprozessordnung.  Veröffentlicht  durch 
den  königl.  ungarischen  Justizminister.  Wien,  Manz,  1901.  (287  S.) 

Ranzi,  Dr.  K.,  Das  Verfahren  vor  den  Zivilgerichten  des 
türkischen  Reiches.  Wien,  Manz,  1900.  (IV,  220  S.i  Sehr  ehrend 
besprochen  von  Dr.  M.  Z.  in  No.  19  der  allg.  österr.  Gerichts- 
Zeitung  1901. 

Exekutionsordnung. 

Xothnaükl,  Dr.  Waltkk,  Exekution  durch  soziale  Interessen- 
Gruppen.    Wien.  Holder,  1899.  -    Siehe  die  Hesprechung  unter  1. 

ScHAt'KK,  Dr.  IIioo.  Die  Exekutionsordnung  vom  27.  Mai  1*90 
samt  dem  Einführungsgesetze  und  den  in  Geltung  verbliebenen  be- 
züglichen Gesetzen  und  Verordnungen.  Mit  Erläuterungen  aus  den 
Materialien  etc.  gr.  x°.  Dritte,  durchgesehene  und  ergänzte  Auf- 
lage. Wien,  Manz,  1900.  (XII,  SO:j  S.)  Hrosdi.  0  K,  gebunden  7  K. 

Sektionsrat  Schaukk  ist  gewissermassen  die  Amme  der  neuen 
Prozessgesetze.    Seine  Kommentare  dazu,  wovon  uns  wieder  eine 
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neue  Auflage  vorliegt,  haben  wir  schon  in  früheren  Berichten,  sowie 
im  vorigen  Absatz  als  die  weitestverbreiteten  gekennzeichnet. 

Xi:i  mann,  Dr.  Gi:»>kg,  Die  Exekntionsordnung  systematisch  dar- 
gestellt. '  Wien,  Manz,  1JMK). 

Da  der  Verfasser  auch  einer  der  geladenen  Taufzeugen  der 
grossen  prozessualen  Zwillingskinder  ist,  wie  wir  im  letzten  Berichte 
bei  Besprechung  seines  Kommentars  zur  Zivilprozessordnung  be- 
merkten, so  ist  es  auch  selbstverständlich,  dass  seine  neue  Arbeit 
höchstes  Lob  findet,  I  ber  den  ersten  Kommentar  sang  ein  Be- 
urteiler seine  Bewunderung  der  gründlichen  Arbeit,  die  in  so  kurzer 
Zeit  geleistet  wurde.  Logischerweise  wundert  er  sich  nun  über  die 
apokalyptische  Weisheit,  die  in  dem  Werke  eines  so  gründlichen 
Verfassers  stecken  müsse,  der  damit  so  lange  Zeit  gebraucht  hat, 
trotzdem  er  ja  doch  schon  Obergerichtsrat  ist.  Da  es  nun  bei  uns 
ohne  ministerielle  Kommentare  schon  einmal  nicht  abgeht,  so 
wollen  wir  dem  Verfasser  deshalb  die  Anerkennung  nicht  versagen,  dass 
seine  Werke  ganz  so  gut  sind,  wie  man  sie  wollte,  ja  gewiss  auch 
aus  sich  selbst  heraus  Lebenskraft  besitzen. 

Mknkstkina,  Dr.  Francisco,  l'accessione  nelV  esecuzione.  gr.  H". 
Wien,  Manz,  1<N)1. 

Hklleh.  Dr.  MicHAKii,  und  Tkknkwai.ukk,  Dr.  Franz.  Die  öster- 
reichische Exekutionsordnnng  in  ihrer  praktischen  Anwendung,  dar- 
gestellt an  Beispielen  von  Protokollen  und  Beschlüssen.  Wien, 
Konegen.  DKK). 

Auch  eine  Schimmel-Sammlung,  aber  ohne  den  fatalen  koer- 
zitiven  Beigeschmack.  Die  Verfasser  wollen  durch  ihre  sorgfältige 
kasuistische  Arbeit  dem  Richter  in  Ergänzung  der  offiziellen  Formn- 
lariensammlnng  zu  Hilfe  kommen,  wo  die  letztere  nicht  ausreicht. 
Mit  unleugbarem  Geschick  sind  hier  schwierige  Fälle  behandelt  und 
meist  einwandfrei  gelöst.  Dass  das  Werk  in  dem  gebrauchten 
Terminis  sich  der  Einführung  vorwiegend  deutscher  Ausdrücke  nicht 
überall  anschliesst,  fällt  wohl  nicht  schwer  ins  Gewicht,  könnte  aber 
in  einer  zweiten  Auflage  leicht  behoben  werden. 

Vittokklli,  Dr.  Dam,  v.,  Block,  Dr.  Alfkkd  v..  Fischb.m  k.  Dr. 
Hans,  Schriftsätze  im  Exekutions-  und  Sicherungsverfahren.  Wien, 
Manz.  D«X).    (11»  und  1»:>Ö  S.)    <>  K. 

Dieses  Buch  bildet  den  2.  Teil  der  > Beispiele  und  Schriftsätze 
im  Zivilprozess-  und  Exekutionsverfahren".    Den  ersten  Teil,  von 
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NKiiiANN-Eni  NKtK  h  bearbeitet,  haben  wir  weiter  oben  gewürdigt. 
Der  hier  uns  beschäftigende  zweite  Teil  stellt  an  innerem  Werte 
dem  ersten  Teile  gewiss  nicht  nach.  Formnlarien  für  das  Exekutions- 
verfahren sind  zudem  weit  weniger  bedenklich:  ja  es  ist  ernstlich 
zu  wünschen,  dass  auf  diesem  Gebiete  der  Rechtspflege  sich  eine 
möglichst  uniforme  Prozedur  herausbilde.  Der  Vorstand  des  Wiener 
Kxekutionsgerichtes  ist  dafür  auch  vermöge  seiner  Stellung  und 
amtlichen  Erfahrungen  der  richtige  Mann. 

Pktsciikk,  Dr.  Gkoiu;,  Die  Zwangsvollstreckung  in  Forderungen 
nach  österreichischem  Recht.  Krster  Teil:  Einleitung,  Voraussetzungen 
der  Zwangsvollstreckung,  Pfändungs  verfahren.    Wien,  Manz,  P.«>1. 

Diese  Monographie  ist  eigentlich  die  erste  und  bis  dato  einzige 
streng  wissenschaftliche  Arbeit  über  unsere  neue  Kxekutionsordnung. 
Nor  exempli  gratia  greifen  wir  hier  den  Inhalt  des  1.  Kapitels  heraus. 
Es  handelt  von  den  Voraussetzungen  der  Zwangsvollstreckung  in 
Forderungen,  welche  der  Verfasserin  zwei  Gruppen  teilt:  1  Prozess-, 
2.  Rechtsschutz -Voraussetzungen.  Zu  den  Prozess -Voraussetzungen 
gehören  die  Zuständigkeit  sowohl  des  die  Exekution  bewilligenden, 
als  des  Exekutionsgerichtes,  die  Partei-  und  Prozessfähigkeit  der  in 
Frage  kommenden  Prozesssnbjekte.  die  Zulässigkeit  der  gerichtlichen 
Vollstreckung  und  die  „Exekutionsuuterworfenheif  des  ( »bjektes.  auf 
welches  der  Gläubiger  greifen  will. 

In  eigentlichen  Interpretationsfragen  folgt  der  Verfasser  nicht 
immer  der  bisher  geteilten  Meinung.  Viele  hier  erörterten  Fragen 
sind  bisher  überhaupt  gar  nicht  aufgeworfen  oder  doch  nicht  zu 
lösen  versucht  worden.  Nebst  der  Fülle  des  Inhalts  des  Haupt- 
textes  ist  auch  in  Fussnoten  ein  reiches  Material  mit  vollständigen 
Literaturangaben  aufgespeichert.  Jede  fernere  wissenschaftliche  Ue- 
arbeitung,  jeder  Versuch  einer  Neugestaltung  oder  Ausgestaltung 
der  Exekutionsordnung  wird  diese  grundlegende  Arbeit  beachten 
müssen. 

MiVk,  Dr.  Hkimuch,  Die  einstweiligen  Verfügungen  nach  der 
österreichischen  Exekutionsordnung  vom  27.  Mai  lSiMi.  R.-G.-P».  7'.», 
unter  besonderer  Berücksichtigung  des  k.  k.  (»bersten  Gerichtshofes 
systematisch  dargestellt  und  mit  einem  Anhange,  enthaltend  zahlreiche 
Beispiele  von  Sicherungsanträgen  und  Rechtsmitteln,  versehen.  2., 
vermehrte  und  ergänzte  Auflage,    gr.  «°.    Wien,  Manz,  1WU. 
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Pkk,  Dr.  Bkktiimm.,  Die  Lohnbesehlagnahme  nach  üster- 
«viehischem  und  deutschem  Hecht.  Zugleich  ein  Beitrag  zur  juristischen 
Bi-grift'shildung.    Wien,  Holder.  1899. 

Vittmkklm,  Dr.  Paii.  v..  Dr.  Hans  Fischköik  und  Dr.  Jos. 
Hkukmvits,  Zusammenstellung  der  anweisenden  Behörden  und  aus- 
zahlenden Kassen  im  Sinne  des  Sj  295  der  Exekutionsordnnng.  Ge- 
arbeitet mit  Zustimmung  des  Präsidiums  des  k.  k.  Oberlandesgerichts 
Wien.    Lex.-H».    Wien,  Man/..  1901.    (VII,  14:,  8.)    Kart.  :{  K. 

Konkurs,  Advokatur. 

Fix.  Dr.  IU..O,  f'ber  die  Behandlung  der  Steuern  und  Ge- 
bühren im  Konkurs-  und  Exekntionsverfahren.  8°.  Wien,  Man/. 
19<io.    (VI,  78  S.)    1  K  :,()  h. 

Ettinuku,  Dr.  M..  Die  Advokatur  im  modernen  Verkehre.  Eine 
Studie  über  Standesrechte,  Standespflichten,  Palmar-  und  inter- 
nationales Bechtsschutzwesen.    Wien,  Manz,  1900.    (VIII,  200  S. 

Si'kkl.  Dr.  Hans,  Systematische  Übersicht  über  Literatur  und 
Praxis  des  österreichischen  Zivilprozess-  und  Exekutionsrechtes.  gr.  8°. 
Wien,  Manz,  18!»!».  (74  S.)  Dasselbe.  II.  (Erstes  Halbjahr  1899, 
Januar-Juli.)  gr.  H«.  (34  S.)  —  Dasselbe.  III.  (Zweites  Halb- 
jahr 1890,  Juli— Dezember.)    (30  S.) 

VII.  und  VIII.  Strafrecht  und  Strafprozess. 

Gkuss.  Dr.  Hans,  Die  Kriminalistik.  Handbuch  für  Unter* 
siu  hungsrichter  als  System  der  Kriminalistik.  Ii.  Auflage.  Graz  180!». 
(Spi  S.)  Wir  glauben  dem  Verdienste  des  jungen  Grazer  Professors, 
der  bald  einen  über  Osterreich  weit  hinaus  glänzenden  Namen  sich 
errungen  haben  wird,  aber  auch  unsern  Lesern  bestens  zu  entsprechen, 
indem  wir  aus  einer  instruktiven  Besprechung  von  Prof.  Dr.  Vam- 
kiuy  in  der  allg.  iisterr.  Gerichts -Zeitung  1899  No.  51  nach- 
folgendes zum  Abdruck  bringen: 

Wie  die  Kriminalanthropoloirif  mit  dem  Namen  Lombkosos,  die 
Kriminalsoziolon-ie  mit  deren  Schöpfer  ^UKTKLUT  verbunden  ist.  so  liänirt 
die  jüngste  Alizweiirtinir  der  Strafrechtswissenschaften,  die  Kriminalistik, 
aufs  engste  mit  dem  Namen  Hans  (iuoss  zusammen.  Die  Kriminalistik 
ist  die  Lehre  von  den  Kealien  des  Strafrechts.  Die  Tendenz  der  modernen 
Lelir-ii  mÖLM  ii  sie  nun  welchen  Namen  immer  führen  —  ist.  statt  7.x- 
'jliedeninLr  des  le^al-abstrakten  Verbrcehensbeirrifls.  das  Verbrechen  und  den 
Verbrecher  als  Krsrheiiiuinrcn  des  wirklichen  Lebens  kennen  zu  lernen.  Bie 
v-rliis^lichen  Ergebnisse  dieser  Forschunir-n  sind  noch  nicht  so  weit  ^'dielien, 
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um  im  materiellen  Strafrecht  selbst  praktische  Verwertung  linden  zu  können. 
Die  Versuche  F"IMTZKYS  uml  allerneuesteus  des  geistvollen  l'rofessors  Prins ! 
iu  seinem  vor  kurzem  erschienenen  Werke:  Science  penale  et  droit  positif. 
die  einen  billigen  Ausgleich  zwischen  modernen  Lehren  und  klassischem 
Strafrecht  bezwecken,  sind  eben  nur  Versuche  geblieben.  Professor  Gross 
hingegen  erfasst  mit  äusserst  glücklicher  Hand  das  praktische  Ende  und 
sucht  das  durch  Studium  des  berufsmässigen  Verbrechertums  zutage  ge- 
förderte Material  im  Kampfe  gegen  die  classe  danirereuse  unabhäniriir  von 
der  Umgestaltung  des  Strafrechts  auf  kriminologischer  Grundlage  zu  ver- 
werten. 

In  einer  Kriininalpsyehologic  (lHDS)  hat  uns  Professor  Gross  be- 
wiesen, dass  der  Wert  der  Zeugenaussage  im  Strafprozess  bislang  ent- 
schieden überschätzt  wurde;  in  dem  vorliegenden  Werke  wird  uns  wiederum 
dargelegt,  dass  die  Tatsachen  des  Verbrechens  weniger  Beachtung  gefunden 
haben,  als  man  es  iu  einem  auf  dem  Anklageprinzip  ruhenden  Strafver- 
fahren wünschen  könnte.  „Eine  aufgefundene  und  verwertete  Spur 
sagt  der  Verfasser  -  eine  korrekte  und  wenn  noch  so  einfache  Skizze, 
ein  mikroskopisches  Präparat,  eine  dechiffrierte  Korrespondenz,  eine  Photo- 
graphie von  Personen  oder  Sachen,  eine  Tätowierung,  ein  restauriertes, 
verkohltes  Papier,  eine  sorgfältige  Vermessung  und  tausend  andere  Realien 
sind  ebenso  viele  unbestechliche,  einwandfrei«-  und  ausdauernde  Zeugnisse.-1 
Die  richtige  Verwertung  der  Realien  des  Strafrechtes  erfordert  jedoch  — 
wenn  der  Erfolir  der  Untersuchung  nicht  vollkommen  dem  Sachverständigen 
preisgegeben  werden  soll  -  eine  Reihe  von  Fachkenntnissen.  Uber  welche 
bei  dem  heutigen  Stande  der  juristischen  Ausbildung  der  Strafrichter 
keineswegs  verfügt.  Auf  dem  Linzer  Kongresse  der  Int.  Krim.-Vereiuigung 
wurde  mehrfach,  besonders  in  den  Ausführuniren  von  Gross  und  Bum  s 
Lkpak,  mit  Recht  hervorirehoben.  es  möge  dem  Richter  Gelegenheit  ge- 
boten werden,  mehr  praktische  Lebenskenntnisse  zu  erlangen.  Diese  Ge- 
legenheit wird  nun  im  vorliegenden  Werke  des  l'rofessors  Gross  im  vollen 
Marse  geboten.  WTer  diese  dem  Verbrecher  glücklich  abgelauschte  Natur- 
geschichte des  Verbrechens  durchgelesen  hat,  weiss  wirklich  nicht,  ob  er 
den  umfassenden  gründlichen  Kenntnissen  des  Autors  in  so  manigfacheu 
Wissenszweigen  oder  jener  Fülle  der  treffenden  Beispiele  mehr  Verwunderung 
zollen  soll,  welche  der  Verfasser  zur  Begründung  seiner  Thesen  angeführt  hat. 

Der  allgemeine  Teil  bebandelt  vor  allem  den  Untersuchungsrichter 
und  dessen  notwendige  Eigenschaften,  ferner  die  wichtigsten  Tätigkeiten 
desselben,  die  Vernehmung  der  Zeugen  und  des  Beschuldigten,  die  Auf- 
nahme des  Lokalaugenscheins  und  die  Vorbereitung  für  auswärtige  Amts- 
handlungen. Es  ist  wohl  nicht  nötig,  zu  bemerken,  dass  der  Verfasser, 
der  laut  eigenem  Ausspruche  während  einer  langen  Reibe  von  Jahren  „mit 
Leib  und  Seele  Untersuchungsrichter  war",  nicht  nur  jungen  Anfängern, 
sondern  auch  alten  Praktikern  viel  neues  über  jenen  Teil  des  Strafprozesses 
zu  erzählen  vermag,  wo  die  Gesetzes-Kommentare  und  Lehrbücher  mit  ihrer 
Schulweisheit  bald  zu  Ende  kommen. 
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I>;»s  eigentliche  System  der  Kriminalistik  beginnt  jedoch  mit  dem 
besonderen  Teil.  Der  Abschnitt  über  die  Hilfen  dos  Untersuchungsrichter« 
belehrt  uns.  über  was,  \vi.»  und  wann  der  Sachverständige  befragt  werden 
soll.  Der  Verfasser  gibt  uns  genaue  Auskunft,  über  was  und  wie  der  Ge- 
richtsarzt. Mikroskupikcr,  Chemiker.  Mineraloge  etc.  zu  befragen  sei,  über 
die  VerwendunLr  des  Photographen   und  der  Photographie,  der  Anthro- 

1>  «'tri*'  (Bertillonage)   und   endlich  der  Tagespreise,  welche  der  Straf- 

untersuchunir  ebensoviel  gute,  als  auch  schlechte  Dienste  leisten  kann. 
T  utor  dem  Titel  .,Gaunerpraktiken"  fasst  der  Autor  die  unter  Verbrechern 
und  Gaunern  üblichen  Kunstgriffe  zusammen.  Neben  der  Lehre  von  der 
Krankensimulation  möchte  ich  insbesondere  auf  den  Abschnitt  über  Jucken 
< Verständiirunirszeichen  der  Verbrecher)  hinweisen,  welcher  in  der  letzthin 
erschienenen  verdienstvollen  Arbeit  des  Verfasseis  (Archiv  für  Kriminal- 
anthropologie und  Kriminalistik.  II.  Band.  1.  bis  3.  Heft)  ergänzt  wurde, 
sowie  denn  Professor  Gros«  in  der  von  ihm  geleiteten  Zeitschrift  Überhaupt 
bestrebt  ist.  zum  vorliegenden  Werke  »Weiterungen  zu  liefern,  besondere 
Abschnitte  behandeln  ilie  Gaunersprache,  die  Ziireuner.  Kür  die  Aus- 
führungen über  letztere  als  „geborene  Verbrecher"  muss  Schreiber  dieses 
als  Uuirar  seine  besondere  Anerkennung  aussprechen,  da  Professur  Gkoss. 
wie  aus  seinem  Buche  ersichtlich,  die  einschlägige  reiche  ungarische  Lite- 
ratur vollkommen  zu  verwerten  wusste.  In  dem.  was  der  Verfasser  über 
den  Aberglauben  säurt,  wird  er  jenem  Vorwurfe  gerecht,  den  Professor 
KöHLKR  in  seiner  Vorrede  zu  LuWKNSTtMMs  interessantem  Werke  (Aber- 
glauben und  Sirafrecht.  Berlin  1897)  der  Kriminalistik  macht,  dass  sie  bis 
jetzt  zu  wenig  Interesse  dem  Konflikte  der  Volksanschauung  mit  dem 
offiziellen  Reclite  entgegen  »rebracht  hat.  Der  XI.  Abschnitt  handelt  über 
die  Waffen,  ihre  Kenntnis  und  Verwendunir.  Ich  glaube,  es  liegt  dem  Ver- 
fasser so  fenie  als  möglich,  jeden  Strafrichter  zum  Waffeutechniker  aus- 
bilden zu  lassen,  da  man  doch  ein  ganz  ausgezeichneter  Jurist  sein  und 
keine  Kenntnis  davon  haben  kann,  wie  ein  Gewehr  geladen  wird.  Ks  liegt 
hingegen  sehr  nahe,  dass  der  Untersuchungsrichter  die  Wirkung  eines 
Kugelschusses  auf  eine  Glastafel  kennen  muss,  dass  es  ihm  sehr  gute 
Dienste  leisten  kann,  wenn  er  mit  der  Form  der  einzelnen  Hieb-  und  Stich- 
waffen vertraut  ist  und  aus  der  Form  der  Verwundung  auf  das  gebrauchte 
Werkzeuir  zu  schliessen  vormag.  Kine  weit  schwierigere  Aufgabe  als  das 
»lernen  des  Vorhergehenden  stellt  der  Verfasser  dem  Untersuchungsrichter 
durch  die  verschiedenen  Fertigkeiten,  deren  Aneignung  er  mit  dem  be- 
treffenden Teile  (XII.— XV.  Abschnitt  )  seines  Büches  bezweckt.  Das  Zeichnen. 
Modellieren.  Abformen  und  Abklatschen,  das  Zusammensetzen  dos  zerrissenen 
und  verbrannten  Papiers,  die  Wahrnehmung  der  Spuren,  insbesondere  der 
Blutspuren,  und  die  Dochiffrierkunde  erfordern  nicht  nur  Geduld  und  ein- 
gehende Kenntnis,  sondern  auch  Geschicklichkeit,  ja  teilweise  sogar  Talent 
Der  Verfasser  gibt  daher  keine  Anleitung,  wie  man  ein  geschickter  Zeichner 
wird,  sondern  erteilt  nur  Ratschläge,  die  von  ihm  als  alten  Praktiker  immer 
willkommen  sind. 
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Der  lehrreichste  Teil  des  GKuss'schen  Werkes  für  den  l'iitersuchuugs- 
richter  sowohl  als  den  Kriminologen  ist  jener,  welcher  über  die  einzelnen 
Deliktsirruppen  als  Erscheinungen  des  wirklichen  Lebens  handelt.  Dieser 
Teil  füllt  sozusagen  die  Skelette  der  gesetzlichen  Tatbestaudsbegriffe  mit 
Fleisch  und  Blut  aus  uud  bietet  nicht  nur  dem  Fachmanne  Lehrstoff  in 
Hülle  uud  Fülle,  sondern  auch  jedem  eine  spannende  Lektüre,  der  sich 
für  die  Krebsschäden  des  sozialen  Körpers  interessiert.  Verschiedene 
Arten  der  Körperverletzungen,  des  Diebstahls.  Betrügereien.  Brandlegungs- 
fälle.  Falschmünzcn  etc.  werden  hier  systematisch  au  einer  Anzahl  von 
treffenden  Beispielen  behandelt.  All  dies  wird  in  einem  Stile  dargestellt, 
dessen  einfache  Klarheit  vielen  mystisch  gesehnörkelten  Lehrbüchern  als 
Muster  dienen  könnte. 

Lamm.wii.  Prof.  Dr.  Hkiniim  h,  Grundriss  des  Strafrechtes. 
»Zweiter  Hand,  vierte  Abteilung  des  „Grundriss  des  österreichischen 
Reehtes",  herausgegeben  von  den  Professoren  Dr.  A.  FlSoKU,  Dr.  O. 
Franki.,  Dr.  I).  I'i.i.mann.)  gr.  S".  Leipzig,  Duncker  <R  Hurahlot.  S.) 

Wir  reproduzieren  hierüber  nahezu  vollständig  die  Besprechung 
iSi'Iikkihkks  (Allg.  österr.  Geriehts-Zeitung  1S!>;»  No.  !*7): 

„Bekanntlich  nimmt  die  Schwierigkeit  der  Darstellung  eines  Gegen- 
standes  zu.  je  kleiner  der  zur  Verfügung  stehende  Raum  ist.  und  man 
wird  mit  der  Behauptung  kaum  fehlgehen,  das»  diese  Zunahme  der 
Schwierigkeit  im  verkehrt-quadratischen  Verhältnisse  stattfindet.  Wer  sich 
dies  gegenwärtig  hält,  wird  schon  darüber  staunen,  dass  der  Verfasser  den 
gesamten  Stoff  des  österreichischen  Strafrechtes  in  J>1  Seiten  zusammen- 
zudrängen vermochte.  Geradezu  Bewunderung  verdient  aber  diese  Leistung 
aus  dem  Grunde,  weil  das  Buch  nicht  nach  Art  der  Katechismen  und 
Abrisse  sich  etwa  bloss  darauf  beschränkt,  die  wichtigsten  Grundbegriffe 
in  knapper  Form  darzustellen,  vielmehr  bis  in  alle  feinen  Details  eingebt, 
und  zwar  mit  einer  Sorgfalt  und  Genauigkeit,  die  selbst  in  einem  gross 
angelegten  Werke  kaum  etwas  zu  wünschen  übrig  Hesse. 

Die  historischen  und  rechtsphilosophischen  Grundlagen,  sowie  die 
kriminalpolitischen  Gesichtspunkte  linden  eingehende  Berücksichtigung. 

Der  Verfasser  nimmt  zu  allen  ei ni gertnassen  wichtigeren  Kontro- 
versen Stellung  und  findet  hierbei  sogar  Raum  für  Zitierung  und  kritische 
Würdigung  der  einschlägigen  Literatur,  und  zwar  sowohl  der  Monographien, 
als  auch  der  in  den  Fachzeitschriften  erschienenen  Aufsätze.  Von  ausser- 
ordentlichem Werte  ist  die  sorgfältige  Berücksichtigung  und  Zitierung  der 
Entscheidungen  des  obersten  Gerichts-  als  Kassationshofes  und  interessanter 
Ausführungen  der  Generalprokuratur. 

Die  Systematik  ist  sehr  übersichtlich,  und  der  Verfasser  nimmt 
bei  der  Anordnung  des  Stoffes,  sowie  bei  der  Wahl  der  Einteilungsgründe 
und  der  Marginalien  wiederholt  Gelegenheit,  rechtsvergleichende  An- 
deutungen zu  macheu. 
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Bei  der  dogmatischen  Darstellung  hält  Lammasch  durch  die  ein- 
getlorhtene  Besprechung  zahlreicher  Rechtsfälle  und  Beispiele  den  Kontakt 
mit  dem  wirklichen  Lehen  fortwährend  aufrecht  und  bringt  dem  Leser  die 
praktische  Bedeutung  und  Tragweite  der  einzelnen  Lehrsätze,  gesetzlichen 
Bestimmungen  und  Kontroversen  plastisch  zur  Anschauung. 

Auch  die  neuere  Reehtsentwickelung  findet  eingehende  Behandlung. 

Die  Formierung  der  Dciiuitioncu  und  entscheidenden  Begriffs- 
merkmale  ist  ungemein  scharf  und  prägnant,  die  Darstellung  streng  wissen- 
schaftlich und  elegant. 

Die  Überfülle  des  Inhaltes  bringt  es  mit  sich,  dass  man  das  Buch 
langsam  lesen  muss,  um  einen  nachhaltigen  Genuas  davon  zu  haben. 

Der  Praktiker  wird  dasselbe  mit  grossem  Vorteile  zum  Nachschlagen 
benutzen  können,  um  sich  über  eiue  konkrete  strafrechtliche  Materie  rasch 
und  eingehend  zu  orientieren.  Dem  Studierenden  wird  das  Buch  als 
Rcpetitoriuni  zur  Kontrolle  der  Vollständigkeit  seines  Wissens  und  zur 
Ergänzung  desselben  grosse  Dienste  leisten.  Dagegen  wird  es  wegen  der 
ausserordentlichen  Kürze  der  Diktion  dem  Anfänger  für  das  erste  Studiuni 
vielleicht  zu  schwierig  erscheinen  und  ihm  deshalb  den  Besuch  der  Vor- 
lesungen nicht  ersetzen.  Auch  dem  Laien,  welcher  nicht  Gelegenheit  hat. 
Vorträge  über  Strafrecht  zu  hören,  und  der  sich  über  einschlägige  Fragen 
informieren  will,  wird  das  Buch  als  vorzüglicher  Wegweiser  dieuen." 

Amsc  hl.  Alfkkd,  Staatsanwalt  in  Graz,  Beiträge  zur  Anwendung 
des  Strafverfahrens.    Wien,  Mauz, 

Ein  Dneli,  das  mehr  hält,  als  es  verspricht,  und  gewiss  nicht 
nur  jüngeren  Untersuchungsrichtern  und  staatsanwaltschaftlichen 
Beamten  von  Nutzen,  sondern  allen  mit  der  Strafrechtspflege  be- 
fassten  Praktikern  bestens  zu  empfehlen  ist.  Auch  die  etwas  freiere 
Systematik  dürfte  der  Brauchbarkeit  des  Buches  kaum  schaden. 

Dienst,  Der  staatsanwaltschaftliche,  bei  den  Bezirksgerichten, 
herausgegeben  vom  k.  k.  Justizministerium,  gr.  8°.  Wien,  Manz. 
1!»00.    (DI7  S.) 

Mikicka ,  Dr.  Ar«;.,  Ist  die  militärische  Strafgerichtsbarkeit 
auf*  Militärdelikte  einzuschränken?  Eine  militärstrafprozessiiale 
Reformfrage,    gr.  8«     Wien,  Manz.  1S!»U.    (VW,  117  S.) 

M.vKKovkH,  Anton,  Strafanstaltsdirektor,  Berlin.  Das  Gefängnis- 
wesen in  Österreich.    Wien.  Manz,  181»!».    (KW  S.) 

Der  Autor  beschränkt  sich  nicht  auf  die  Darstellung  geltenden 
Rechtes  und  tatsächlicher  Zustände;  er  tritt  mit  wissenschaftlichem 
Ernst  an  die  sich  aufdrängenden  Fragen  heran  und  gelangt  auf 
(irund  reicher  Erfahrungen  und  vorurteilsfreier  Prüfung  zu  höchst 
beachtenswerten  Folgerungen,  welche  nicht  nur  in  Österreich  zu 
gründlicher  Keformarbeit  mahnen. 
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Schluss-Anhang. 
Sammlungen ,  Gesetzaasgaben. 

Enzyklopädisches  ist  grossenteils  in  den  Fachzeitschriften  ver- 
streut; einige  derselben  bringen  in  stehenden  Rubriken  literarische 
i  bersichten  und  Übersichten  über  die  Judikatur.  Von  Faehbliittein 
ohne  spezielle  Widmung  nennen  wir:  Gkinhit's  „Zeitschrift 
für  Privat-  und  öffentliches  Recht",  durch  grössere  Fach- 
arbeiten hervorragend,  aber  in  Österreich  selbst  wenig  verbreitet; 
..Allgemeine  österreichische  Geriehts-Zeitnng*.  durch  vor- 
zügliche Besprechungen,  deren  wir  hier  einige  wiedergaben,  aus- 
gezeichnet; „Juristische  Blätter",  vermöge  ihrer  monographischen 
Originalaufsätze  und  als  vollkommen  unabhängiges  Organ  hoch  an- 
gesehen; die  „Gerichtshalle",  eines  der  ältesten  österreichischen 
Blätter,  mitunter  auch  das  volkswirtschaftliche  tiebiet  streifend: 
das  „Österreichische  Zentralblatt  für  juristische  Praxis 
und  Verwaltungspraxis'';  der  böhmische  „Prävnik*  (Jurist);  der 
slovenische  „Pravnik";  der  polnische  „Prawnik";  Vierteljahrs- 
schrift des  Prager  Jnristenvereins  u.  a.  m.  Von  vornherein  be- 
schränkte Aufgaben  stellen  sich,  wie  zumeist  aus  den  Titeln  ent- 
nehmbar: die  „Zeitschrift  für  Verwaltung";  die  „Zeitschrift 
für  Notariat  und  freiwillige  Gerichtsbarkeit*. 

Ausschliesslich  der  Judikatur  widmet  sich  die  vom  Verfasser 
des  gegenwärtigen  Berichtes  begründete  Revue  „Die  Spruchpraxis", 
welche,  jeden  2.  Monat  erscheinend,  das  gesamte  Rechtsgebiet  umfasst. 
Nur  zivilrechtliche  Entscheidungen  sammelt  die  „Rechtsprechung". 
Diese  Blätter  bilden  eine  Übergangsstufe  zu  den  alljährlich  in  je 
einem  oder  in  zwei  Bänden  erscheinenden  Entscheidungen- 
Sammlungen. 

Die  Sammlungen  der  Entscheidungen  des  Reichsgerichts, 
sowie  jene  des  Verwaltungsgerichtshofes  haben  wir  schon  am 
Schlüsse  der  II.  Gruppe  genannt.  Die  älteste  und  vornehmste 
Sammlung  von  Zivilentscheidungen  ist  die  von  Glas  kr  und  1,'ngkh 
begründete.  Eine  Zwischenstellung  nehmen  ein  die  von  der  öster- 
reichischen Gerichts-Zeitung  begründeten  beiden  Sammlungen,  deren 
eine  als  halboftizielle  Entscheidungen  des  k.  k.  Obersten 
Gerichtshofes  in  Zivilsachen  fort  erscheint  (XI.  Bd.  l'JOl), 
deren  andere,  Entscheidungen  des  k..  k.  Obersten  Gerichts- 
und Kassationshofes,  der  sogen.  NowAK'schen  Sammlung  von 
Jahrbuch  der  iuteraat.  Vt  rfiüijcun^.  <;.  u.  7.  B<1.  T'.l 
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..Plenarbeschlüssen  und  Entscheidungen"  sich  anschliesst.  aber  jetzt 
direkt  von  der  Generalprokuratur  veranstaltet  wird. 

An  Gesetzausgaben  sind  zunächst  zu  nennen  die  offiziellen 
Texte,  welche  rücksichtlich  der  seitens  der  gesamtstaatlichen  Kompe- 
tenzen ergehenden  Normen  gesetzlich  durch  das  Keichsgesetzblatt . 
und  zwar  je  in  allen  irgendwo  landesüblichen  Sprachen  für  den 
Normal-Selbstkostenpreis  von  der  k.  k.  Staatsdruckerei  in  Wien  heraus- 
gegeben werden.  Leider  entspricht  die  Manipulation  nicht  den  bnch- 
händlerisehen  Manieren;  man  erhält  keine  Prospekte  oder  Kataloge, 
man  sieht  den  Verlag  der  Staatsdruckerci  nirgends  angekündigt, 
man  muss  gleichwohl  den  entfallenden  Betrag  voraus  entrichten,  die 
Nummer  des  Reichsgesetzblattes  angeben  u.  s.  w.  Auch  in  Puch- 
form (Oktavformat)  broschiert,  sind  die  meisten  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen direkt  in  den  k.  k.  Staatsdruckereien  erhältlich.  Diese 
Ausgaben  haben  den  unbestreitbaren  Vorzug,  authentische  Texte  zu 
sein,  und  entsprechen  auch  in  Rücksicht  auf  technische  Ausstattung 
den  praktischen  Anforderungen;  sie  enthalten  aber  selbst  verstündlich 
nur  den  betreffenden  Text  ohne  orientierende  Zitate  etc.  Ähnliches 
gilt  rücksichtlich  der  einzelnen  Kronländer.  Die  Landesgesetz-  und 
Verordnungsblätter  erscheinen  in  den  Kronlandshauptstädten.  Ausser- 
dem gibt  es  Verordnungen  der  Bezirkshauptmannschaften,  welche 
durch  deren  Amtsblätter  veröffentlicht  werden. 

Meist  verbreitet  sind  die  M,\Nz'schen  Gesetzausgaben  und  zwar 
die  Ausgaben  in  (durchschnittlich  :{<>>  Bänden.  Die  einzelnen  Bände 
sind  alle  von  hervorragenden  Fachgelehrten  derart  redigiert,  dass 
ausser  dem  Gesetzestexte  auch  je  alle  ergänzenden  oder  erläuternden 
oder  sonst  nächstverwandten  Gesetze  und  Verordnungen  zu  einem 
grösseren  Gesetze  mit  aufgenommen  und  aus  der  bezüglichen  Judikatur 
alle  grundsätzlichen  Aussprachen  in  der  Legalordnung  mit  verarbeitet 
sind.  Viele  dieser  Bände  sind  geradezu  musterhaft  gearbeitet  und 
ersetzen  in  der  Regel  jeden  weiteren  Behelf.  Ursprünglich  war  für 
diese  Gesetzausgabe  auch  der  Name  „Taschen"  ausgäbe  zutreffend, 
dermalen  sind  es  überwiegend  dicke  Oktavbände,  welche  sich  mehr 
für  den  Gebrauch  am  Schreibtisch  empfehlen,  als  zum  Mittragen. 
Diese  Bandausgabe  wird  ziemlich  oft  erneuert,  so  dass  man  mit  einer 
neuesten  Auflage  zumeist  wirklich  den  gegenwärtig  gültigen  Komplex 
gesetzlicher  Vorschriften  über  die  betreffende  Materie  vor  sich  hat. 
Natürlich    sind    die    neuen    Auflagen   von   allgemein  gebrauchten 
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Texten  häufiger.  So  z.  B.  ist  die  jüngste  1902  erschienene  Auflage 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  schon  die  17.,  die  jüngste  1902  er- 
schienene Auflage  des  Strafgesetzes  schon  die  1!».! 

Eigentlich  dieselbe  Ausgabe  (gleiches  Format,  gleicher  Text» 
erscheint  in  Heften  bezw.  einzelne  Händchen  geteilt.  —  Analog  mit 
Inhalt  und  Ausstattung  präsentiert  sich  die  M\N//schen  Ausgabe  der 
niederösterreichischen  Landesgesetze. 

Gleichfalls  vorzügliche  Gesetzesausgaben  wurden  bei  M.  Pkki.kh 
herausgegeben.  Die  Hauptaufgabe  in  der  Ausstattung,  welche  in 
Frankreich  und  vielfach  in  Deutschland  üblich  ist,  wird  redigiert 
von  Dr.  Gkm.kk  und  Dr.  Jollv. 

Sehr  zweckmässig  als  Taschenausgabe  im  wahren  Sinne  des 
Wortes  ist  die  kleine  Gellkh  sehe  Ausgabe  auf  Indiapapier.  In  dieser 
Ausgabe  nimmt  z.  B.  der  die  Jurisdiktionsnorm  und  Zivilprozessordnnng 
samt  Erläuterungen  aus  der  Judikatur  etc.  enthaltende  Dnodezband 
mit  530  Seiten  gut  lesbaren  Druckes  in  Leinen  gebunden  sich  aus, 
wie  eine  daumendicke  Brieftasche,  und  kostet  5  K. 

Unvollständige  Ausgaben  übergehend,  gedenken  wir  noch  der 
Landesgesetzausgabe  für  Böhmen  bei  Tkmpsry  in  Prag  und  der  Aus- 
gabe tirolischer  Gesetze  von  Waunkk  in  Innsbruck.  Für  die  kleinen 
Kronländer  und  in  anderen  als  der  deutschen  Sprache  erübrigt 
wohl  zumeist  nur  die  Anschaffung  der  offiziellen  Texte  aus  dem 
Landesgesetz-  und  Verordnungsblatte  eben  dieses  Kronlandes.  Indes 
sei  bemerkt,  dass  für  die  wichtigeren  Landesgesetze  in  der  MANz'schen 
Gesetzausgabe  sogen.  „Normal texte"  hergestellt  erscheinen,  welche 
den  den  meisten  Landesgesetzen  gemeinsamen  Text  enthalten  und 
darunter  in  kleinem  Druck  die  allfälligen  Abweichungen  der  einzelnen 
Kronländer.  Dem  praktischen  Bedürfnis  wird  z.  B.  behufs  Orientierung 
über  einen  Wasserrechtsfall  in  Krain  in  der  Regel  durch  Anschaffung 
des  23.  Bandes  der  MxKzVhen  Sammlung,  enthaltend  die  Gesetze 
und  Verordnungen  über  das  Wasserrecht  mit  einschlägiger  Literatur  etc. 
besser  gedient  sein,  als  durch  Bestellung  der  betreffenden  Nummern 
des  Krainer  Landesgesetzblattes,  vorausgesetzt,  dass  man  die  Nummern 
und  Daten  zu  der  neuesten  Novelle  u.  s  w.  überhaupt  sich  zu  ver- 
schaffen weiss! 

Diese  rNormaltexteu  lassen  am  besten  erkennen,  wie  selten 
wirkliche  Divergenzen  vorkommen,  wie  unnötig  zumeist  die  Zer- 
splitterung der  Legislation  in  17  Ländern  und  Ländchen  sich  er- 
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weist.  Gerade  diese  autonomen  Leistungen  benelimen  jeden  Zweifel 
darüber,  dass  mit  ganz  winzigen  Ausnahmen  die  „historisch-politischen" 
Individualitäten,  auch  wo  solche  vorhanden  waren,  dem  nivellierenden 
Einflnss  des  modernen  Verkehres  und  der  europäischen  Kultur  der 
Jetztzeit  gewichen  sind.  Der  formelle  Fortbestand  solcher  hantigst 
nur  stilistischen  oder  sprachlichen  Cnterschiede  wird  immer  mehr 
als  ein  grosser  volkswirtschaftlicher  Nachteil  empfunden.  Nicht  zu 
geringst  leidet  darunter  natürlich  unsere  juristische  und  volkswirt- 
schaftliche Literatur.  Unsere  Bücher  sind  wegen  des  beschränkten 
Absatzes  viel  teurer,  als  die  reichsdeutschen,  und  die  in  slavischen 
Sprachen  geschriebenen  müssen  im  Verhältnis  noch  viel  teurer  sein; 
sie  können  aber  auch  im  Durchschnitt  nicht  qualitativ  gleiches  leisten, 
wie  die  Bücher  für  mehrfachen  Absatz,  so  sehr  auch  einzelne  opfer- 
mütige  Köpfe  gegen  dieses  nationalökonomische  Gesetz  ankämpfen. 
Das  inuss  nach  unerbittlicher  Logik  in  dem  Mafse  ärger  werden, 
als  die  jetzt  noch  die  Kitter  vom  Geiste  oder  doch  die  akademisch 
Gebildeten  verbindende  deutsche  Sprache  wirklich  ganz  aufhören 
würde,  den  Ideenaustausch  zu  vermitteln.  Dass  nicht  die  Deutschen 
dadurch  meist  beschädigt  würden,  lässt  sich  gerade  an  unserem 
Literaturbericht,1)  wie  an  einem  Musterbeispiele  förmlich  nach- 
rechnen! 

c)  Volkswirtschaftliche  Literatur  1900  und  1901. 

Keferent:  Dr.  Karl  Hoffmeister  (Wien). 

Wenn  im  Vergleiche  zu  der  jährlich  im  grossen  Deutschen 
Reiche  erscheinenden  Menge  wissenschaftlicher  Arbeiten  auf  dem  Ge- 
biete der  sozialen  Wissenschaften  Österreichs  Produktivität  fast  ver- 
schwindend erscheinen  mag,  so  darf  wohl  zum  Teile  die  Ursache 

')  Wir  haben  nicht  ein  einziges  Mal  blosse  Zeitungsartikel  als 
„Werke-  aufgetischt,  vielmehr  eine  grosse  Zahl  mehr  oder  minder  dicker  Bücher 
ganz  unerwähnt  gelassen,  darunter  auch  vortreffliche,  wie  z.  B.  die  17  in 
den  Jahren  lS!»i>-l<HU  neu  erschienenen  Bände  der  MAX/.'schen  Gesetz- 
ausgabe,  nur  kollektiv  erwähnt.  Bass  wir  auf  eine  so  bedeutende  Fach- 
literatur doch  noch  hinweisen  können,  verdanken  wir  gewiss  nur  dem 
genetischen  Zusammenhang  mit  dem  deutsehen  Hechte  und  der  Gleichheit 
des  Aus.lriicksmitt.-ls.  Eine  österreichische  juristische  Literatur  z.  B.  in 
slovenischer  Sprache  könnte,  auch  wenn  das  SloveiiUehe  Staatssprache  wäre, 
es  wohl  kaum  auf  eim-n  ansehnlicheren  Bruchteil  bringen: 
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hiervon  in  dem  grossartig  ausgebildeten  Buchhandel  und  Verlags- 
geschäfte des  Deutsehen  Reiches  gefunden  werden,  weshalb  gar 
mancher  österreichische  Autor  es  vorzieht,  sein  Werk  einem  deutschen 
Verlage  zu  übergeben.  Derartige  Werke  fallen  natürlich  in  der 
folgenden  Zusammenstellung  nicht  auf;  immerhin  regt  sich  auch  in 
Österreich  trotz  aller  nationalen  Fragen  —  eine  stets  zunehmende 
Teilnahme  für  die  soziale  Frage,  eine  Tatsache,  die  sich  insbesondere 
aus  der  grossen  Fülle  von  grösstenteils  praktische  Zwecke  verfolgenden 
Detailarbeiten  ergibt,  seien  dieselben  der  Volksaufklärung  im  all- 
gemeinen oder  gewissen  Organisationsbestrebungen  gewidmet.  So 
spiegelt  sich  Österreichs  wirtschaftlicher  Entwicklungsgang  in  den 
letzten  Jahren  recht  deutlich  in  der  folgenden  Zusammenstellung 
seiner  .sozialwissenschaftlichen  Literatur.  Der  grosse  Aufschwung 
der  sozialistischen  und  agrarischen  Bewegung  steht  obenan;  die  rein 
theoretische  Behandlung  der  wissenschaftlichen  Probleme,  die  einst- 
mals fast  allein  herrschte,  tritt  heute  weit  in  den  Hintergrund. 
Diesem  —  ich  möchte  sagen  -  vorwiegend  praktischen  Zug  der 
Literatur  auf  diesem  Gebiete  folgt  natürlich  wieder  zum  Teil,  vielleicht 
halb  unbewnsst,  die  theoretische  Behandlung,  welche  gezwungen  ist, 
ihre  Betrachtung  den  im  Brennpunkte  stehenden  Fragen  zuzuwenden. 
So  hat  die  Statistik  in  vielen  Punkten  diesem  praktischen  Zuge 
folgen  müssen  und  hat  ihre  Betrachtung  erweitert  und  vertieft. 
Hier  mag  nur  eine  aus  der  Zusammenstellung  nicht  ersichtliche  Tat- 
sache angeführt  werden:  die  Erweiterung  der  Volkszählung  auf  eine 
Betriebszählung,  deren  Resultate  allerdings  noch  ausstehen. 

Mit  Hinweglassung  bloss  der  allerunbedeutendsten  Publikationen 
wären  zu  erwähnen: 

Die  Arbeitseinstellungen  und  Aussperrungen  im  Gewerbebetriebe 
in  Österreich  während  des  Jahres  1  s«*7.  Herausgegeben  vom  k.  k. 
arbeitsstatistischen  Amte  im  Handelsministerium.  (12*»  und  2t>7  S.) 
Wien  1S«»1»,  Hölder.  Die  Arbeitseinstellungen  und  Aussperrungen 
in  Österreich  während  des  Jahres  1S**8.   (l(»r.  und  :>22  S.)  Ebenda. 

Diese  amtliche  Statistik  verfolgt  mit  grosser  Genauigkeit  die 
Arbeiterbewegungen  und  deren  Resultate. 

Beckmann.  Jos.,  Was  ist  uns  Geld?  Eine  Studie  über  die 
kapitalistische  Wirtschaft  der  Gegenwart,  (so  Seiten.)  Wien,  18!'»i», 
VII.  Lerchenfelderstrasse  1*>,  Selbstverlag. 
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Das  Buch  erörtert  das  Geldproblem  und  die  aus  der  Herrschaft 
des  mobilen  Kapitals  hervorgegangenen  Schäden  der  Volkswirtschaft 
in  populärer  Weise. 

Bkknkh,  Ernst,  Das  rote  Einmaleins  oder:  So  leben  wir!  Ein 
soziales  Bilderbuch,  3.  Auflage.  (04  Seiten.)  Wien,  1899,  Wiener 
Volksbuchhandlung. 

Die  Broschüre  bezweckt  die  Gewinnung  von  Anhängern  für 
die  sozialdemokratische  Lehre  und  eine  populäre  Darlegung  derselben. 

Brav,  Prof.  Dr.  Albin,  Der  landwirtschaftliche  Hypothekar- 
kredit  in  Österreich  während  der  letzten  50  Jahre.  (Aus  Geschichte 
der  österreichischen  Land-  und  Forstwirtschaft  und  ihrer  Industrien, 
1848  bis  181*8.)  Wien  1891»,  Perles  in  Kommission.  (101  Seiten.) 

Die  Abhandlung  —  mit  ausserordentlicher  Fachkenntnis  ge- 
schrieben —  bietet  ein  höchst  wertvolles  Stück  österreichischer 
Agrargeschichte. 

(tkunbkhu,  Privatdozent  Dr.  Karl,  Die  Grundentlastung.  (Aus 
Geschichte  der  österreichischen  Land-  und  Forstwirtschaft  und  ihrer 
Industrien,  1848—1898.  80  Seiten.  Wien,  Perles  in  Kommission.) 

Glmplowk  z,  Li'i.w.,  Soziologische  Essays.  (  V,  174  S.)  Innsbruck 
1899,  Wagner. 

Hainlsch,  Dr.  Michael,  Der  Kampf  ums  Dasein  und  die  Sozial- 
politik. (75  S.)  Wien  18911,  Dkitike.  Sucht  den  Nachweis  zu 
erbringen,  dass  man  ans  der  Lehre  Darwins  Waffen  gegen  die  Sozial- 
politik nicht  schmieden  könne. 

Hkilm'pkk,  Dr.  Alois,  Die  Pensionsversorgung  des  Gewerbe- 
standes, eine  Forderung  der  Gewerbepolitik.  (15  S.)  Wien  1899,  Manz. 

Erhebt  die  Forderung,  durch  eine  Art  Zwangsversicherung  unter 
Zuhilfenahme  staatlicher  Mittel  den  arbeitsunfähig  gewordeneu  Ge- 
werbetreibenden durch  eine  Alters-  oder  Invaliditätsrente  von  3i'H)  tl. 
zu  versorgen. 

Die  Schrift  von  Hokfmkistkk,  Dr.  Kahl,  Die  wirtschaftliche 
Entwickelung  des  alten  Rom  (90  S.i,  Wien  1899,  Manz,  entfaltet  vor 
dem  Auge  des  Lesers  ein  überraschendes  Bild  des  nun  längst  ab- 
geschlossenen Entwickelungsganges  eines  Volkes  von  seinen  hans- 
wirtschaftlichen Anfängen  an  bis  zu  seinem  Zerfall,  der  begann,  als 
es.  auf  der  Stufe  der  Weltwirtschaft,  angelangt,  die  sichere  Grund- 
lage der  eigenen  Bohproduktion  gänzlich  verloren  und  dem  Kapita- 
lismus anheimgefallen  war.     Die   unter  Benutzung  eines  reichen 
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historischen  Materials  ins  einzelne  durchgearbeitete  Schrift  ist  seither 
in  ihren  Ergehnissen  in  Ri iilands:  System  der  politischen 
Ökonomie  übergegangen. 

Marciikt,  Prof.  Dr.  Gustav,  1848  bis  1898.  Ein  Rückblick 
auf  die  Entwicklung  der  österreichischen  Agrarverhältnisse.  (Aus 
österr.  landw.  Wochenblatt.    VV2  S.    Wien  1899,  Frick.) 

Bietet  eine  kurze  Darstellung  im  wesentlichen  der  agrar- 
politischen  Gesetzgebung  Österreichs  in  den  ersten  50  Regierungs- 
jahren  des  Kaisers  Franz  Joseph  I. 

Masakyk,  Prof.  Dr.  Tu.  G.,  Die  philosophischen  und  soziologischen 
Grundlagen  des  Marxismus.  Studien  zur  sozialen  Frage.  (XV,  OOO  S.) 
Wien  1809,  Konegen. 

Bietet  eine  wissenschaftlich -objektive  Kritik  des  Marxismus 
selbst  und  seiner  Entstehung. 

Nkikatii.  Prof.  Dr.  Wii.hki.m.  Das  Hauptproblem  der  modernen 
Volkswirtschaft.  Vortrag,  gehalten  im  österreichischen  Ingenieur- 
und  Architekten-Verein.    Wien  1899,  Manz. 

Dem  Verfasser  erscheint  als  Hauptproblem  die  Tatsache,  dass 
die  Zahl  der  Darbenden  immer  grösser  wird,  und  es  dennoch  ein 
Trugschluss  wäre,  die  Produktion  vergrössern  zu  wollen,  was  eigent- 
lich auf  den  ersten  Blick  notwendig  schien,  während  in  Wirklichkeit 
eine.  Überproduktionskrise  die  andere  ablöst.  Der  Verfasser  findet 
als  Ursache,  dieses  sonderbaren  Widerspruches  das  Geld  und  sein 
Streben  nach  zinsbringenden  Anlagen. 

Nothn.ujkl,  Dr.  Waltkr,  Exekution  durch  soziale  Interessen- 
gruppen.   Wien  1899,  Holder.    (221  S.) 

Österreichs  Wohlfahrtseinrichtungen  1848  bis  1898.  Fest- 
schrift zu  Ehren  des  50  jährigen  Regierungsjubiläums  Sr.  Maj.  des 
Kaisers  Franz  Josef  I.  Herausgegeben  von  der  Kommission  der 
österreichischen  Wohlfahrtsausstellung.  Wien  1898,  Perle*. 
I.  Band:  Armenpflege  und  Wohltätigkeit  in  Österreich.  Von  Prof. 
Dr.  Eknst  Mischlek.    (479  S.) 

Die  Abhandlung  gibt  ein  gutes  Bild  der  Armenpflege  und  ihrer 
tieschichte  während  der  letzten  50  Jahre. 

Rlti'Kkcht,  Conk.  Die  Errichtung  einer  allgemeinen  freiwilligen 
Beschäftigungsanstalt  in  Graz  auf  Grund  der  Hotfer-Stiftung.  Referat, 
dem  Landesverbände  für  Wohltätigkeit  in  Steiermark  erstattet.  Graz 
1*99,  Leuschner  und  Lubensky.    (10  S.l 
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Derselbe,  Die  Wohnungsfrage.  Keferat,  dem  Landesverbände 
für  Wohltätigkeit  in  Steiermark  erstattet.   (»>0  S.i  Ebendaselbst. 

Volksaufklärung.  Kleine  Handbibliothek  zur  Lehr  und  Wehr 
für  Freunde  der  Wahrheit.  Warnsdorf  im\  A.  Opitz.  (15:  Aus 
der  Blütezeit  des  Innung*-  und  Zunftwesens,  34  8.:  16:  Kettung 
und  Hebung  des  Dauernstandes,  soweit  diese  dureh  Kaitieisenkassen 
erreicht  werden  kann.  34  S.:  18:  Die  Judenfrage  in  Österreich.  52 
3.  Sozialdemokraten  unter  sich;  Die  Sklaverei  und  das  Christentum, 
2.  Aufl.,  1  *'••!>,  37  S.i 

Wauhkh,  Konk.,  Wie  können  und  sollen  sich  die  Bauern  ge- 
meinsam helfen?  Für  Hauern  und  Hauernfreunde  beantwortet.  1.  und 
2.  Heft,    (ist;  S.)    Klagenfurt,  Kaunecker. 

Das  Buch  enthält  in  seinem  ersten  Teile  <S.  1—65)  das  land- 
wirtschaftliche Vereinswesen,  in  seinem  2.  Teile  das  bäuerliche  Ver- 
sicherungswesen. 

Derselbe.  Der  Sozialdemokrat  am  Ende  des  11».  Jahrhunderts, 
oder:  Die  Sozialdemokratie  aus  ihren  eigenen  Worten  und  Taten 
gerichtet.    i!»5  S.)    Frag  181>1*.  Styria. 

Bezweckt  vorwiegend  die  Abhaltung  sozialistischer  Propaganda 
vom  Bauernstande. 

Ektl,  Dr.  Mokiz,  Versuche  einer  Agrarreform  in  Österreich. 
Aus:  beschichte  der  österreichischen  Land-  und  Forstwirtsrhaft  und 
ihrer  Industrien  1*4*  — Usus.  ,71  S.i  Wien  1*!<1»,  Kerles  in 
Kommission. 

Kim,  ist  der  Schöpfer  des  (Gedankens  einer  bernfsgenossen- 
schaftlichen  Organisation  des  Bauernstandes  in  Osterreich,  welche 
nunmehr  zum  Gesetze  geworden  ist.  Ausserdem  berührt  Ektl  die 
Frage  der  Entschuldung,  der  Wirtscliaftsgenossenschaften  und  des 
Höferechtes  mit  ausgezeichneter  Sachkenntnis. 

Hr.KTZ,  Fki>k.  Otto,  Die  agrarischen  Fragen  im  Verhältnis 
zum  Sozialismus.  Mit  einer  Vorrede  von  W.  Bkknstkix  (143  S.) 
Wien  1*«.»!».  Kosner. 

Lai'Kmiai'kk,  Dr.  1'.  Wii.uk.  iO.  (.ist).  Das  soziale  Wirken 
der  katholischen  Kirche  in  der  Diözese  Budweis.  (335  S.)  lh\s 
Buch  bildet  den  '.'.Band  des  (Gesamt  welkes:  Das  soziale  Wirken  der 
katholischen  Kirche  in  Osterreich,  im  Auftrage  der  Leo-Oesellschaft 
und  mit  Filterst ützung  von  Mitarbeitern  herausgegeben  vom  General- 
sekretär l'rof.  Dr.  Fkz.  M.  SruiNoui;.    Wien.  Mayer  &  Komp.  in 
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Kommission.  Das  Buch  eutliält  reichen  und  vorwiegend  historisch 
interessanten  StotT. 

Das  Marktwesen:  I.  Allgemeiner  Teil  von  Prof.  Dr.  Anton  v. 
Gok>ki;  II.  Die  Approviskmiermigsverhältnisse  von  1S4K  \xw  von 
Johann  Kuh tknstaot.  Aus:  Geschichte  der  österreichischen  Land- 
und  Forstwirtschaft  und  ihrer  Industrien.  (.">0  S.)  Wien  ISO!»,  Pcrhs 
in  Kommission.  —  Wertvoller  Beitrag  zur  Wirtschaftsgeschichte 
Österreichs. 

Österreichs  künftige  Handelspolitik  vom  Standpunkte  der 
Industrie;  Vorbericht,  erstattet  für  den  11.  Verbandstag  des  Zentral- 
verbandes der  Industriellen  Österreichs.   ("»>>  S.»   Wien  Weiss. 

Srmu.KHN  zr  SniKA itknhohn.  Dr.  Hkkmann  Bitter  v.,  Ge- 
schichtliche  Darstellung  der  Besteuerung  der  Land-  und  Forst- 
wirtschaft und  ihrer  Industrien  1K48— 189«.  < * » -1  S.)  Wien,  Polles 
in  Kommission. 

Bei  dem  bisherigen  Mangel  einer  zusammenhängenden  Dar- 
stellung der  Gesetzgebung  auf  diesem  Gebiete  erweist  sich  diese 
Arbeit  als  ein  wichtiger  Beitrag  zur  Agrargeschichte. 

Verhandlungen  des  Gesamtparteitages  der  Sozialdemokratie  in 
Österreich,  abgehalten  in  Brünn  lJS!*i»  im  „Arbeiterheim".  Nach  dem 
stenographischen  Protokolle.  (144  S.)  Wien  1  S!>i»,  Wiener  Volks- 
buchhandlung. 

Bohm-Bawuck.  Ki'okn  v..  Kinige  strittige  Kragen  der  Kapitals- 
theorie. 3  Abhandlungen.  Aus:  Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sozial- 
politik und  Verwaltung.    (127  S.)    Wien  l'.toO.  Braumüller. 

In  diesen  Abhandlungen  erörtert  der  Verfasser  eine  Keine  von 
Hinwendungen,  welche  gegen  seine  Kapitalstheorie  vorgebracht 
worden  sind,  und  eine  Keihe  von  neuen  Fragen,  welche  die  Kritik 
der  ersten  Auflage  seines  Werkes  hat  auftauchen  lassen.  Obwohl 
nun  seither  eine  zweite  Auflage  von  Bohm-Bawkkk.*  grossem  Werke 
erschienen  ist,  haben  diese  Studien  nicht  an  selbständiger  Bedeutung 
verloren,  da  der  zweite  Band  der  zweiten  Auflag»'  nur  ein  un- 
veränderter Abdruck  des  im  Buchhandel  vergriftenen  zweiten  Bandes 
der  ersten  Auflage  ist.    Der  erste  Band  dagegen: 

Bohm-Bavvkkk,  Finanzminister,  Professor  Kn;i  n  v.,  Kapital  und 
Kapitalzins.  2.,  vielfach  vermehrte  und  verbesserte  Auflage.  1.  Ab- 
teilung: Geschichte  und  Kritik  der  Kapitalzins-Theorien.  (702  Seiten.) 
Innsbruck  1900.  Wagner  —  enthält  eine  Keihe  von  Zusätzen  und 
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Verbesserungen  gegenüber  seiner  ersten  Auflage.  Insbesondere  kamen 
nun  auch  John  Pak  und  einige  Gelehrte,  die  in  der  allerneuesten 
Zeit  erst  zum  Thema  gesprochen  haben,  zu  Worte  und  wird  gegen 
Fh.  Walkkr  und  Alfijkj»  Maksiiall  Stellung  genommen. 

Cmusroi-ii,  M.t  Handelsschullehrer,  Das  Bankwesen  (148  S.)f 
Klagenfurt  l!MM),  bei  J.  Heyn,  bezweckt,  ein  populäres  Lehrbuch 
abzugeben. 

Fohkinokk,  Gabi,,  Kelig.-Prof,  Das  soziale  Wirken  der  katho- 
lischen Kirche  in  der  Diözese  St.  Pölten.  (422  S.)  Aus:  Das  soziale 
Wirken  der  katholischen  Kirche  in  Österreich.  Im  Auftrage  der 
Leo-Gesellschaft  und  mit  Unterstützung  von  Mitarbeitern  heraus- 
gegeben vom  Generalsekretär  Prof.  Dr.  Fkz.  M.  Si  hinui.kk.  VII.  Bd. 
Wien,  Mayer  &  Komp.  in  Kommission.  —  Bietet  vorwiegend  histo- 
risch interessantes  Material. 

Das  Problem  der  Keform  des  agrarischen  Kreditwesens  hat  in 
G kaum ayk,  Dr.  Kam,  v.,  Bodenentschuldung  und  Verschuldungsgrenze. 
Ein  Gutachten  für  den  Tiroler  Landtag.  (215  S.)  Innsbruck  li>(M>. 
Vereins-Buchhandlung  und  Buchdruckerei  -  eine  weitere,  überaus  wert- 
volle, freilich  zunächst  nur  auf  Tirol  exemplifizierende  Bearbeitung 
erfahren,  die  eine  Flut  von  polemischen  Schriften  verursachte,  unter 
deren  Verfassern  sich  eine  Keihe  der  hervorragendsten  Agrarpolitiker 
(z.  B.  BiniKNiiKKGKK)  befindet.  In  Erwiderung  darauf  erschienen 
von  mehreren  anderen  kleineren  Schriften  des  Verfassers: 

Gkabmayk,  Dr.  Kam.  v.,  Agrarstatistische  Stichproben.  Aus: 
Neue  Tiroler  Stimmen.  (51)  S.)  Innsbruck  11)01,  Vereins- Buch- 
handlung und  Bnchdruckerei. 

Unter  den  kritischen  Arbeiten  Uber  Gkabmayks  Schriften  sei  vor 
allen  genannt  Falkkr.  St.  K.  v.,  Bodenverschuldung  und  Verschuldungs- 
grenze. Zugleich  eine  Besprechung  des  unter  diesem  Titel  erschienenen 
Gutachtens  des  Abgeordneten  Dr.  Karl  v.  Gkabmayk.  Aus:  Neue 
Tiroler  Stimmen.  (51  S.)  Innsbruck  1900.  Vereins-Buchhandlung 
Ergänzend  hierzu  sei  es  gestattet,  hier  noch  besonders  hervor- 
zuheben: Schmu»,  D<»z.  Dr.  Fkri».,  Der  landwirtschaftliche  Personal- 
kredit in  Osterreich  während  der  letzten  50  Jahre.  Aus:  Geschichte 
der  österreichischen  Land-  und  Forstwirtschaft  und  ihrer  Industrien 
l*4s  bis  1S!»S.  (Od  S.)  Wien,  Perles.  —  Eine  Schritt,  deren 
Wert  nicht  nur  in  dem  reichen  statistischen  Materiale,  sondern  auch 
darin   liegt,  dass  die  Bedeutung  der  bestehenden  Personalkredit- 
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Organisationen  hierin  auf  das  richtige  Mafs  herabgesetzt  und  der 
Umfang  ihrer  Keformbedürt'tigkeit  festgestellt  wird. 

GrCxiskru.  Prof.  Dr.  Karl.  Der  sozialpolitische  behalt  der 
österreichischen  Zivilprozessgesetzgebung.  Aus:  Allgemeine  Öster- 
reichische Geriehts-Zeitung.    (•">:}  S.)    Wien  15*00,  Manz. 

Mkiskl,  Finanzrat  Dr.  Frz.,  Die  Entwiekelung  der  öster- 
reichischen Sparkassen  seit  1S4S.  Aus:  Österreichische  Wohlfahrt  s- 
Kinrichtungen  IM*  bis  1  *«.♦*.    (4:5  S.)    Wien  15*00,  Perles. 

Miskka,  Landesrat  Dr.  Hkixr.,  Die  historische  und  wirtschaft- 
liche Bedeutung  der  Gemeinde.  (M2  S.)  Bi.  Pand  der  Vorträge 
und  Abhandlungen,  herausgegeben  von  der  Leo-Gesellschaft.  W  ien 
11*00,  Mayer  &  Komp. 

Stenographisches  Protokoll  der  vom  Subkomitee  des  sozial- 
politischen Ausschusses  (des  Abgeordnetenhauses)  veranstalteten  En- 
quete, betreffend  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  im  Bergbau.  (181*  S.) 
Wien  181*9,  Hof-  und  Staatsdruckerei. 

Si  hlksixhkr,  Prof.  Abg.  Joskk,  12'»0  Millionen  Kronen  Volks- 
geschenk zur  Erbauung  von  „k.  k.  Volksbahnen-.  Allen  Keichsrats- 
Abgeordneten  behufs  Stellungnahme  bei  den  Indemnitätsverhandlnngen 
über  die  nach  §  14  der  Staatsgrundgesetze  zustande  gekommene 
Bank-  und  Ausgleichsvorlage  gewidmet.  (.'57  S.)  Wien  11*00,  Kirsch 
in  Kommission. 

Der  Vorschlag  basiert  auf  S<  iii.ksixukks  Lieblingsidee  von  einem 
..  Volksgehle-,  d.  h.  von  einem  nicht  auf  Edelmetallschatz  fundierten 
Papiergehle  mit  Zwangskurs,  das  auf  Grund  und  Boden  fundiert 
werden  soll  und  also  eigentlich  mobilisierte  Hypotheken  in  Form 
von  Geld  mit  Zwangskurs  bedeutet.  Dadurch  wäre  nach  Meinung 
des  Verfassers  Geld  im  Überflüsse  vorhanden  und  könnte  zur  Hebung 
des  Volkswohlstandes  verwendet  werden. 

Tom ic.  Jaha,  Das  Bauernproletariat  Ungarns.  Eine  Studie. 
(:<4  S.)    Neusatz  1X1*7,  Popovits. 

Ein  Zoll-  und  Handelsbündnis  mit  Deutschland.  Verhandlungen 
der  Gesellschaft  österreichischer  Volkswirte  in  der  Plenarversammlung 
vom  2'5.  und  W.  Januar  und  0.  und  P>.  Februar  15»oo.  (17.S  S.) 
(Aus:  Volkswirtschaftliche  Wochenschrift.»    Wien  11*00,  Dorn. 

Von  agrarstatistisehen  Arbeiten  nennen  wir: 

HoiiKXHRLiK,  Artulk  Frh.  \ox.  Die  Verteilung  der  Gesamt- 
fläche Österreichs  zwischen  Gross-  und  Kleingrundbesitz,  ('-i  S.  mit 
2  Tat'.)   Wien  1900,  Holder.   (Aus:  Statist.  Monatsschrift.) 
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Eine  Zusammenstellung,  die  angesichts  des  Mangels  einer 
agrarischen  Besitzstatistik  einen  erheblichen  Wert  besitzt  und  neben 
der  desselben  Autors  österreichische  land-  und  forstwirtschaftliche 
Bibliographie,  Wien  1*00,  erwähnt  werden  soll. 

In  den  Mitteilungen,  statistische,  über  Steiermark,  heraus- 
gegeben vom  statistischen  Landesamte  des  Herzogtums  Steiermark, 
7.  Heft,  Graz  lOul.  Leuschner  und  Lubensky  in  Kommission  —  linden 
wir  ein  Heft:  Die  Sparkassen  und  die  Erwerbs-  und  Wirtschafts- 
«•enossenschaften  in  Steiermark  im  Jahre  1800  ('iti  S.),  das  wohl  die 
instruktivste  Darstellung  über  den  Gegenstand  enthält,  welche  bisher 
von  der  Literatur  geboten  worden  ist. 

Eine  Studie  von  allerdings  im  wesentlichen  lokalem  Interesse  bietet: 
Jnama-Stkknkgo,  Kahl  Tiiok.  von,  Die  persönlichen  Verhältnisse 
der  Wiener  Armen.   Statistisch  dargestellt  nach  den  Materialien  des 
Vereins  gegen  Verarmung1  und  Bettelei.    2.  Bearbeitung.    (22  S.) 
Wien  lSi»!»,  Teiles  in  Kommission. 

Aiciunukk,  Cakl,  Ist  Eigentum  Diebstahl?  Brauchen  wir  Güter- 
gemeinschaft? Ein  Beitrag  zur  Bekämpfung  wirtschaftlicher  Irr- 
lehren. 1.  Bändchen  von  Moskkh  Sammlung  zeitgemäßer  Broschüren. 
(47  S.)    Graz  1000,  Moser. 

Der  Arbeitersehutz  bei  Vergebung  öffentlicher  Arbeiten  und 
Lieferungen.  Bericht  des  k.  k.  arbeitsstatistisehen  Amtes  über  die 
auf  diesem  Gebiete  in  den  europäischen  und  überseeischen  Industrie- 
staaten unternommenen  Versuche  und  bestehenden  Vorschriften.  (163S.) 
Wien  1000.  k.  k.  Hof-  und  Staatsdruckerei. 

Verwaltung,  soziale,  in  Osterreich  am  Ende  des  XIX.  Jahr- 
hunderts. Aus  Anlass  der  Weltausstellung  in  Paris  1000  mit  Unter- 
stützung durch  die  hohen  k.  k.  Ministerien  des  Innern,  des  Handels 
und  Ackerbaues,  sowie  durch  das  k.  k.  General-Kommissariat  für 
die  Weltausstellung  in  Paris  herausgegeben  vom  Spezialkomitee 
für  Sozialökonomie,  Hygiene  und  öffentliches  Hilfswesen.  2  Bände 
ä  7  Hefte.  Wien  1000.  Deutike.  Für  die  vorliegende  Zusammen- 
stellung kommt  nur  der  I.  Band  in  Betracht.  Er  enthält:  Dr.  .Tri- 
Kaan.  Die  Arbeiter- Unfallversicherung;  Jos.  Mayen.  Die  obliga- 
torische Arbeiter-Krankenversicherung  und  die  Bergwerksbruderladen 
(O  l  S.K  —  Dr.  Fkanz  Mi  lli  it.  Der  gewerbliche  Arbeitersuhutz  und 
Arbeitsvertrag  in  Osterreich:  Dr.  Vict.  Mataja.  Das  k.  k.  arbeits- 
statistische Amt :  Fiui  i'K.  Zkchxkh,  Der  Bergarbeiterschutz  in  Österreich 
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(135  S  ).  —  Dr.  Arth.  Brkuha,  Die  Gewerbeförderungsaktion  des 
k.  k.  Handelsministeriums;  Kaki.  Wkabktz,  Die  Erwerbs-  und  Wirt- 
sehaftsgenossensehaften  in  Österreich;  Fror.  Knarck,  Die  Entwicklung 
der  Konsumvereine  in  Österreich  (82  S.).  —  Dr.  Kur.  Maykr,  Arbeits- 
verhältnisse und  Arbeiterfürsorge  bei  den  öftentliehen  betrieben 
Österreichs  (DJS  S.).  —  Dr.  Hf.rm.  Kitter  v.  Schlt.lf.rn  ix  Seil  k  Atten- 
hofen, Die  österreichische  Landwirtschaft  in  ihren  sozialen  Beziehungen  ; 
J.  v.  Hallixhrkru,  Die  landwirtschaftlichen  Kredite  Österreichs  in 
ihrer  gemeinnützigen  Ausgestaltung;  Wii.h.  Becker,  Die  agrarischen 
Operationen;  Stef.  Kmiiter,  Die  Organisation  des  gemeinsamen  Bezuges 
und  Absatzes  in  Osterreich  (BW  S.).  —  F.  v.  Wacek,  Dr.  A.  v.  N.wa 
und  J.  v.  HALLiNtiiiKRti,  Das  Sparkassen wesen  in  Osterreich  (74  S.).  — 
Eug.  v.  Philutovrh  und  Paee  Schwarz,  Wohnungsverhältnisse  in 
österreichischen  Städten,  insbesondere  in  Wien  (06  S.). 

Ans  Band  II  Heft  4  ist  zu  nennen:  Dr.  Mischlkr,  Die  öffent- 
liche Armenpflege  in  Österreich. 

Bericht  der  k.  k.  Oewerbe-Inspektoren  über  ihre  Amtstätigkeit 
im  Jahre  1899.    (401  S.)    Wien  1900.  Hof-  und  Staatsdruckerei. 

Bericht  derselben  über  die  Heimarbeit  in  Österreich.  1.  Band: 
Böhmen.    (471  S.)    Wien  1900,  Hölder. 

Die  Errichtung  von  Lehrlingshorten.  Ein  Hilfsmittel  bei  der 
Heranbildung  des  gewerblichen  Nachwuchses.  (48  S.)  Wien  1900. 
Hof-  und  Staatsdruckerei. 

1.  Geschäftsbericht  des  Arbeitsvermittelungsamtes  der  k.  k. 
Reichshauptstadt  Wien  vom  12.  November  1898  bis  31.  Dezember 
1899.    (85  S.)    Wien  1900,  Braumüller  in  Kommission. 

Grurkr,  Prof.  Dir.  Max,  Die  Prostitution  vom  Standpunkte  der 
Sozialhygiene  aus  betrachtet.  Vortrag,  gehalten  im  sozialwissenschaft- 
lichen Bildnngsverein  an  der  Wiener  Universität  am  9.  Mai  1900. 
Aus:  Deutsche  Worte.    (38  S.)   Wien  1900.  Deutike  in  Kommission. 

Mitteilungen  des  arbeitsstatistischen  Amtes  im  k.  k.  Handels- 
ministerium.   1.  Heft.    Wien  1900,  Hölder. 

Das  1.  Heft  enthält:  Külitz,  Dr.  Rainer,  Die  Lohnarbeiter 
der  k.  k.  Kriegsmarine,  im  Auftrage  der  Marinesektion  des  k.  k. 
Kriegsministeriums  bearbeitet.    (77  S.) 

Stenographisches  Protokoll  der  vom  k.  k.  Handelsministerium 
durchgeführten  Enquete  über  das  kleingewerbliche  Kreditwesen. 
(204  S.»    Wien  1900,  Hölder. 
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SrnLKKKK,  Hof-  und  Gerichts-Advokat  Dr.  Adf.,  Das  Volks- 
eigentum an  den  Bergwerken.  Ein  Beitrag  zur  Frage  der  Verstaat- 
lichung der  Kohlenbergwerke.    f.r>8  S.)    Wien  1900,  Perles. 

Schnkikkk,  SiKiM.,  Die  deutsche  Baghdäd-Bahn  und  die  pro- 
jektierte Uberbrncknng  des  Bosporus  in  ihrer  Bedeutung  für  Welt- 
wirtschaft und  Weltverkehr.    (140  S.)    Wien  1900,  Weiss. 

Stimmen  aus  dem  agrarischen  Lager.  Herausgegeben  von 
Stf.fan  Bh  iiTKK.    Prag  1000.  Calve  in  Kommission. 

Das  1.  Heft  enthält:  Unsere  Agrarbewegung  und  der  Bund 
der  deutschen  Landwirte  Böhmens.    (207  S.) 

Das  2.  Heft  enthält:  Simitsch,  Reichsritter  v.  Hohenblum,  Alf«., 
Das  zoll-  und  handelspolitische  Agrarprogramm  der  österreichischen 
Zentralstelle  zur  Wahrung  der  land-  und  forstwirtschaftlichen  Inter- 
essen beim  Abschlüsse  von  Handelsverträgen.    (68  S.) 

Sitzungs-Protokollo  des  ständigen  Arbeitsbeirates  1898  1S!»9 
(1. — 5.  Sitzung),  herausgegeben  vom  k.  k.  arbeitsstatistischen  Amt. 
(4 Di  S.)    Wien  1900,  Hof-  und  Staatsdruckerei. 

Die  Arbeitseinstellungen  und  Aussperrungen  in  Österreich 
während  des  Jahres  1899.  Herausgegeben  vom  k.  k.  arbeits- 
statistischen Amte  im  Handelsministerium.  (125  und  2G4  S.)  Wien 
1900,  Holder. 

Bericht  über  die  Tätigkeit  des  k.  k.  arbeitsstatistischen  Amtes 
im  k.  k.  Handelsministerium  seit  seiner  Errichtung  bis  Ende  1900. 
l">^  S.)    Wien  1901,  Hof-  und  Staatsdruckerei. 

Bericht  der  k.  k.  Gewerbeinspektoren  über  ihre  Amtstätigkeit 
im  Jahre  1900.    (417  S.)    Wien  1901,  Hof-  und  Staatsdrnckerei. 

Bericht  des  k.  k.  Handelsministeriums  über  die  Förderung  des 
Kleingewerbes  im  Jahre  1899.  Erstattet  im  Auftrage  des  k.  k. 
Handelsministers  Gin.o  Frhr.  v.  ("all.  (210  S.)  Wien  1900.  Hof- 
und  Staatsdruckerei. 

Der  Bericht  bildet  eine  gute  Illustration  der  Verhältnisse  des 
Kleingewerbes  in  Österreich. 

VIII.  Internationaler  Kongress  gegen  den  Alkoholismus.  Inhalts- 
angaben der  angekündigten  Vorträge.  (14:5  S.)  Wien  1901,  Deutike. 

Gkkhtl,  SiK.iFK.,  Unsere  Zoll-  und  Handelspolitik  bez.  des  land- 
wirtschaftlichen Maschinenwesens.  Mitteilungen  der  österreichischen 
Zentralstelle  znr  Wahrung  der  land-  und  forstwirtschaftlichen  Inter- 
essen beim  Abschlüsse  von  Handelsverträgen.  (107  S.i  Wien  1901, 
Eisenstein. 
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Lk-ht,  Verbandsanwalt,  Keichsratsabgeordneter  Dr.  Stefan. 
Mittel  nnd  Wege  zur  genossenschaft lieben  Organisation  des  klein- 
gewerblichen  Kredites  in  Ost  erreich;  zugleich  eine  Anleitung  zur 
Gründung  mit  praktischen  Behelfen.  (100  S.i  Brünn  1901,  Winiker 
in  Kommission. 

Der  Verfasser  ist  ein  hervorragender  Fachmann  auf  dem  Ge- 
biete des  Genossenschaftswesens.  Auch  das  landwirtschaftliche  Ge- 
nossenschaftswesen wurde  von  ihm  gemeinsam  mit  Dr.  Kkti.  in  ein- 
gehender Weise  dargestellt. 

Mayk,  Dr.  Aiu.,  Die  Wirkungen  der  Heimatsgesetznovelle  vom 
5.  Dezember  1896,  R.-G.-B.  222.  Eine  sozialpolitische  Studie.  i/29  S.) 
Wien  1901,  Manz.  —  Hebt  die  bedeutende  Belastung  der  grossen  Städte 
durch  die  Armenpflege  hervor,  welche  infolge  des  neuen  Heimat- 
gesetzes entstehen  muss,  da  dieses  eine  Ersitzung  des  Heimatrechtes 
durch  ununterbrochene  10jährige  Ortsanwesenheit  festsetzt. 

Sitzungsprotokolle  des  ständigen  Arbeitsbeirates  1900.  (0.  und 
7.  Sitzung.)  Herausgegeben  vom  k.  k.  arbeitsstatistischen  Amte. 
(218  S.)    Wien  1001,  Hof-  und  Staatsdruckerei. 

Das  k.  k.  Versatzamt  in  Wien  von  1707 — 1900.  Heraus- 
gegeben von  der  Direktion  des  k.  k.  Versatzamtes.  (104  und  .'$9  S.i 
Wien  1901,  Manz.  Sehr  interessanter  Beitrag  zur  Wirtschafts- 
geschichte Österreichs. 

Wahkmund,  Professor  Dr.  Ludwig,  Akademische  Plaudereien 
zur  Frauenfrage.  Vier  rechts-  und  kulturgeschichtliche  Vorträge 
in  populärer  Form.    (162  S.)    Innsbruck  1901,  Wagner. 

Die  Wohnungs-  und  Gesundheitsverhältnisse  der  Heimarbeiter 
in  der  Kleider-  und  Wäschekonfektion.  Herausgegeben  vom  k.  k. 
arbeitsstatistischen  Amte  im  Handelsministerium.    (121  S.i  Wien 

1901,  Holder.  —  Rollt  ein  interessantes  Bild  sozialen  Elends  auf, 
das  mittlererweile  auch  zu  einer  bedeutenden  Strikebewegung  ge- 
führt hat. 

Bazant,  Min.-Konzip.  Dr.  Otto  K.  v.,  Das  Ablaufen  der  Handels- 
verträge der  österreichisch-ungarischen  Monarchie.    (28  S.)  Wien 

1902,  Manz.  —  Bietet  lediglich  eine  Übersicht  über  die  betreffenden 
Daten. 

Bericht  der  k.  k.  Permanenzkommission  für  die  Handelswerte 
der  Zwischenverkehrsstatistik  im  k.  k.  Handelsministerium  über  die 
Bewertung  und  Bewegung  des  Zwischenverkehres  zwischen  den  im 
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Heichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  und  den  Ländern 
der  ungarischen  Krone  im  Jahre  1  IHM >.  (207  S.)  Wien  1J.HU,  Hof- 
und  Staatsdruckerei. 

Bericht  der  k.  k.  Gewerbeinspektoren  über  die  Heimarbeit  in 
Osterreich.  Herausgegeben  vom  k.  k.  Handelsministerium.  2.  Band: 
Mähren.  .Schlesien,  Galizien  und  Bukowina.  (:580  S.)  Wien  l!»0l, 
Möhler. 

EiiHLiru.  Dr.  Sikum.,  Arbeiterpensionen  mit  Staatshilfe.  (:J27  S.) 
Wien  ltM)lr  Manz  in  Kommission. 

Gimim.owhz,  Prof.  Li  ow.,  Die  soziologische  Staatsidee.  2.  ver- 
mehrte Aufl.    (224  S.)    Innsbruck  l!»02.  Wagner. 

Hi<  kmann.  Prof.  A.  L.,  Das  Verhältnis  Österreichs  zu  Ungarn. 
Hin  Beitrag  zur  möglichst  richtigen  Beurteilung  der  beiderseitigen 
volkswirtschaftlichen  Verhältnisse,  insbesondere  der  Ausgleichs-  und 
l^uotenfrag-e.  In  populär-graphischer  Darstellung-,  (ti  färb.  Blätter 
mit  1  Bl.  Text.)    Wien  l!»01,  Freytag  &  Berndt. 

Protokoll  über  die  am  27.  und  28.  Juni  abgehaltene  Konferenz, 
betreffend  die  Ausgestaltung  der  Arbeitsvermittelungsstatistik  und 
das  Projekt  der  Angliederung  einer  Wohnungs-  und  Werkstätten- 
vermittelung  an  den  allgemeinen  Arbeitsnachweisanstalten.  Heraus- 
gegeben vom  k.  k.  arbeitsstatistischen  Amte  im  k.k.  Handelsministerium. 
(D55  S.)    Wien  1JH>1,  Holder. 

Protokolle  über  die  Verhandhingen  des  Gesamt -Parteitages  der 
sozialdemokratischen   Arbeiterpartei  in  (Österreich.    Abgehalten  in 
Wien  vom  2.  bis  (5.  November  1901.   (204  S.)   Wien  im,  Wiener* 
Volksbuchhandlung. 

ScnoiM-KL,  Dr.  Fritz,  Zinstheorie.  (««  S.)  Wien  llHIl,  Hölder. 

Stkiniiach,  Dr.  Emil,  Genossenschaftliche  und  herrschaftliche 
Verbände  in  der  Organisation  der  Volkswirtschaft.  (*2  S.)  Wien 
1901,  Manz.  —  Sieht  im  Znsammenschluss  der  Unternehmerverbände 
einerseits  und  der  Arbeiterverbände  andererseits  die  Möglichkeit,  in 
Zukunft  den  sozialen  Frieden  zu  schaffen  und  eine  erträgliche  Wirt- 
schaftsordnung anzubahnen. 

Verhandlungen  des  Parteitages  der  deutschen  Sozialdemokratie 
Österreichs.  Abgehalten  zu  Graz  vom  2.  November  bis  einschliesslich 
H.  November  D'oo.  Nach  dem  stenographischen  Protokolle.  (17:1  S.) 
Wien  1900,  Wiener  Volksbuchhandlung. 
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Wkkfkl.  Handschuhfabrikant  Run.,  Die  österreichische  Handschuh- 
industrie  und  die  neuen  Handelsverträge.  Denkschrift  an  das  k.  k. 
österreichische  Handelsministerium.  (Ml  S.)  Prag  H«>1,  Kivnäv. 
—  Verweist  auf  die  der  österreichisclien  Lederindustrie,  die  mit 
minimalen  Gewinnen  einen  bestellenden  Export  aufrecht  zu  erhalten 
sucht,  durch  Einführung  von  Rohstoffzüllen  drohende  Gefahr. 

(ializien. 

(Polnische  Staats-  und  rechtswisseusehaftliche  Literatur  18i"tl) — liH)l.) 
Referent:  Dr.  Sigmund  Gargas,  U-mberi;. 
Wiewohl  die  Provinzen  des  alten  polnischen  Reiches  nunmehr 
einigen  Staaten  zugehören,  so  ist  es  doch  fast  unmöglich,  die  polnische 
Literatur  in  drei  Teile  zu  trennen.  Es  besteht  eben  zwischen  den 
einzelnen  territorialen  Literaturen  ein  sehr  reger  Gedankenanstausch, 
und  der  Gegenstand  der  Forschung  ist  im  Gebiete  der  Staats- 
wissenschaften besonders  unabhängig  von  dem  Erscheinungsorte  des 
Ruches.  So  werden  oft  Probleme,  die  das  Königreich  Polen  betreffen, 
in  Galizien  verhandelt,  und  umgekehrt.  Im  geringeren  Grade  trifft 
das  übrigens  auch  für  die  Rechtswissenschaft  zu. 

Die  Intensivität  der  Behandlung  der  einzelnen  sozialen  Dis- 
ziplinen ist  natürlich  sehr  verschieden.  Doch  ist  die  Anzahl  der 
behandelten  Disziplinen  jedenfalls  nicht  unbedeutend.  Wenn  auch 
die  die  Fragen  des  modernen  Lebens  behandelnde  staatswissenschaft- 
liche Literatur  verhältnismässig  gross  ist.  so  wird  sie  doch  bei  weitem 
an  Intensität  und  Vertiefung  der  Forschung  überwogen  durch  die 
rechtshistorische  Literatur,  besonders  durch  Forschungen  auf  dem 
Gebiete  des  alten  polnischen  Rechtes. 

Auch  ist  ein  etwas  beschränktes,  rechtsvergleichendes  Moment 
offenbar,  nämlich  die  im  Gebiete  des  Privatrechtes  nicht  seltene  Ver- 
gleichung  des  Code  Napoleon,  des  russischen,  des  deutschen  und  des 
österreichischen  Rechtes.  Es  sind  das  nämlich  Gesetzbücher,  die  in 
den  Provinzen  des  ehemaligen  polnischen  Reiches  gelten. 

Die  Unmöglichkeit  irgendwelcher  Einwirkung  von  Seiten  der 
Gesellschaft  auf  das  staatliche  tietriebe  im  Königreich  Polen  hat 
daselbst  nnd  auch  in  Galizien  (hier  vielleicht  unter  teilweisem  Ein- 
flüsse historischer  Reminiszenzen)  eine  gegenwärtig  in  Europa  ziemlich 
seltsame  Erscheinung  znr  Folge  gehabt.  Ich  meine  den  Grundsatz 
der  staatlichen  Nichtintervention.  Während  sonst  in  der  modernen 
.lahrhurh  der  internat.  Vereinigung.  6.  n.  7.  Bd.  80 
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st;iats\visseusehaftlichen  Literatur  mehr  oder  weniger  weit  der  Grund- 
satz der  allmählichen  Sozialisirrung'  des  staatlichen  Lebens  gilt 
und  die  Erweiterung  des  staatlichen  Wirkungskreise»  oft  auch 
von  gemässigten  Politikern  als  ein  erstrebenswertes  Ziel  hingestellt 
wird,  ist  hier,  unter  fast  ausschliesslichem  Einflüsse  rein  politischer 
Erwägungen,  gerade  das  Entgegengesetzte  der  Ausdruck  des 
modernsten  Staatswesens!  haftlichen  Gedankens.  Im  Zusammenhang 
damit  stellt  auch  die  ziemlich  verbreitete  Tendenz  nach  rein  ethischer 
Vervollkommnung. 

Was  die  einzelnen  Disziplinen  anbetrifft,  so  macht  sich  in  der 
Soziologie  neben  dem  rühmlichst  bekannten  Namen  des  Grazer 
Professors  Ln'Wi«,  Gimpi.owicz.  der  gegenwärtig  in  polnischer 
Sprache  die  soziologische  Auffassung  der  Geschichte  iSoeyologiezne 
pr.jmowanie  historyi),  Warschau  l!HM»,  behandelt,  ein  neuer  Name 
noch  besonders  geltend.  Es  ist  dies  Li  mvio  Kiuzycki.  Sein  Lehr- 
buch der  Soziologie  (Zarys  podstaw  soryologji  ogölncj».  Lemberg 
P»oo.  .steht  hauptsächlich  auf  psychologischem  Standpunkte  und  fasst 
die  Soziologie  als  die  Lehre  von  den  typischen  sozialen  Gruppen 
und  Verbänden  und  von  den  Verhältnissen,  die  unter  ihnen  ent- 
stehen, auf.  Auf  Grund  genauer  Quellenstudien  der  gesamten 
anarchistischen  Literatur  untersucht  derselbe  Verfasser  historisch  und 
dogmatisch  auch  den  modernen  Anarchismus  (Anarchien  wsp.dczesny), 
Lemberg  P.«>1. 

Im  Gebiete  der  theoretischen  Nationalökomie  ist  zn  verzeichnen 
ein  kurzget'asstes  Lehrbuch  von  St.  A.  Kkmi'xkk  (Zarysy  ekonomji 
spolecznej).  Warschau  P.*Ol.  I>er  Verfasser  gehört  der  historisch- 
ethischen  Schule  an  und  steht  auf  dem  Standpunkte  der  engen  Ver- 
flechtung der  sozialen  und  ethischen  Erscheinungen  mit  volks- 
wirtschaftlichen. Eine  interessante  Untersuchung  gibt  St.  Gi.amxski 
in  seiner  Arbeit  über  die  soziale  Frage  im  Lichte  des  Einkommens 
(Kwestya  spoleczna  w  swietle  doehodu  spoleeznego).  Lemberg  P""'. 
Zokia  Daszynska  Goi.inska  stellt  in  einer  grösseren  Studie  die  Krise 
im  Sozialismus  (Przelom  w  socyalizmie),  Lemberg  liXM).  dar.  Sie  ist 
eine  Anhängerin  l!t:it\s i  kins.  doch  pocht  sie  überhaupt  mehr  auf  die 
innere  soziale  Ent Wickelung,  wie  auf  die  staatliche  Intervention. 
E.  .J\iios/.YY-hi  stellt  sehr  eingehend,  aber  rein  dogmatisch  die 
Stellung  der  katholischen  Kirche  der  sozialen  Frage  gegenüber  in 
dem  Werke  Katolicyzm  soeyalny.    Krakau  P>»>0  und  P«(U.  -\  Piinde. 
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Viel  emsigerer  Pflege  erfreuen  sich  die  praktischen  volks- 
wirtschaftlichen Fragen.  Zum  I>aszyn*ka  Golinska  plädiert  in  einer 
statistisch- volkswirtschaftlichen  Studie  über  landwirtschaftliches  Eigen- 
tum in  Galizien  iWlasnosc  rolna  w  üalicyi),  Warschau  P.H)0,  an- 
gesichts der  grossen  Bodenzersplitterung  in  Galizien  für  Ausbreitung 
der  Gartenkultur  und  äussert  sich  gegen  gesetzgeberische  Agrar- 
reformen. Adam  Kkzyzanowskis  agrarpolitisehe  Studien  (Studya 
agrarnei,  Krakau  1000.  sind  eine  Sammlung  von  mehreren  interessanten 
Untersuchungen,  die  bereits  früher  erschienen  sind.  Das  Buch  um- 
fasst  eine  Untersuchung  über  landwirtschaftliche  Genossenschaften  in 
Galizien,  über  Reform  des  Erbrechtes  und  endlicli  über  die  Stellung 
des  galizischen  Landtages  zur  Landwirtschaft.  Der  Verfasser  spricht 
sich  sehr  energisch  aus  für  weitgehende  Beschränkungen  des  Eigentums- 
rechtes der  Bauerngüter  im  öffentlichen  Interesse.  T.  Kidklka  be- 
handelt die  Frage  der  Sachsengänger  (ObiezysasT).  Krakau  1000. 
R.  Dmowhki.  Auswanderung  und  Kolonisation  (Wychodztwo  i  osad- 
uictwo),  I.  Lemberg  1000.  will  beweisen,  ein  schnelleres  und  natür- 
liches Wachstum  der  Bevölkerung  und  ein  schnelleres  Wachstum 
ihrer  Bedürfnisse  sei  meistenteils  Ursache  der  Auswanderung  eher 
wie  das  Anwachsen  der  Produktivität  der  Länder.  Gegen  weit- 
gehenden gesetzgeberischen  Schutz  der  galizischen  Spiritusindustrie 
wendet  sich  die  Broschüre  J.  Tili:ja.-<  Spiritusindustrie  in  Galizien 
(<)  przemysle  gorzelnianym  w  Galieyi).  Lemberg  1900.  S.  Kosutski 
untersucht  die  Entwicklung  der  Grossindustrie  im  Königreich  Polen 
iKozwöj  przemyslu  wielkiego  w  krolestwie  Polskiem),  Warschau 
lOOl.  Das  Buch  ist  eine  genaue  historische  und  statistische  Unter- 
suchung, die  zu  dem  Schlusse  gelangt,  Polen  sei  ein  durchaus 
industrielles  Land. 

Gokhki  untersucht  die  wirtschaftlichen  Konjunkturen  der  eng- 
lischen Pachtungen  (Warnnki  gospodarcze  azierzaw  angielskich), 
Krakau  1H00.  Er  plaidiert  für  kleine  Pachtungen.  S.  Gakuas  be- 
spricht kritisch  die  Ergebnisse  des  1.  industriellen  Tages  in  Krakau 
(Znaczenie  i  wyniki  l  Zjazdu  przemyslowego  w  Krakowie),  Krakau  1VH>1. 

Im  Anschluss  an  diesen  Tag  reiht  sich  eine  reiche  Broschüren- 
literatur an,  so  LiTYNsKi,  Olszkwski.  Bouucki,  Weiss.  Bk.  Mayzki. 
gibt  eine  ziemlich  oberflächliche  Skizze  des  Versicherungswesens  im 
Königreich  Polen  (Przeglad  historyczny  rozwoju  instytucyi  ube/.pieezeri 
w  Krolestwie  Polskiem).  Warschau  10OO. 
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Auf  dorn  Gebiete  der  deskriptiven  monographischen  volks- 
wirtschaftlichen Literatur  tat  sich  hervor  Fu.  Bijak  durch  seine 
Studien  ..Maszkienice-,  Krakau  1901.  und  „Limanowa".  Krakau  1901. 
Ks  sind  dies  sehr  gründliche,  vorwiegend  volkswirtschaftliche  Be- 
schreibungen zweier  polnischer  Ortschaften,  im  ersten  Falle  eines 
Dorfes,  im  zweiten  einer  Bezirksstadt.  Hier  ist  auch  das  preis- 
gekrönte Werk  von  B.  Sokalski  über  den  Bezirk  Sokal  (Lemberg 
1*99)  zu  verzeichnen. 

Der  Wirtschaftsgeschichte  gehört  eine  Untersuchung  von  W. 
(b  HKNKowsKi.  Dwa  systemy  ekonomiezne,  Lemberg-  1900,  das  ein 
Kapitel  der  englischen  Wirtschaftsgeschichte  behandelt,  und  das  her- 
vorragende Werk  von  A.  Szki.a<;owski,  Geld  und  Preisrevolution  im 
XVI.  und  XVII.  Jahrhundert  in  Bolen  (I'ieniadz  przewrot  cen  w 
Polsce  XVI,  XVII  w),  Lemberg  1901.  das  sich  nicht  allein  mit  der 
im  Titel  angedeuteten  Frage  beschäftigt,  sondern  überhaupt  ein  Bild 
des  wirtschaftlichen  Lebens  und  Treibens  bietet.  Verfasser  sucht 
auch  die  volkswirtschaftlichen  Erscheinungen  von  den  politischen 
völlig  zu  isolieren  und  führt  den  Beweis,  der  polnische  Adel  habe 
nicht  absichtlich  den  Ruin  der  Städte  herbeigeführt. 

Im  Gebiete  der  Statistik  ist  eine  Schrift  von  S.  Gahnas  zu 
verzeichnen,  die  die  statistische  DeklarationspHicht  (Obowiazek 
deklaracyi  Btatystyeznej),  Krakau  1900,  behandelt,  in  der  der  Ver- 
fasser die  quantitative,  die  individuelle  und  die  individualisierte 
quantitative  Deklarationspflicht  als  prinzipielle  Orgunisationsbe- 
dingungen  der  administrativen  Statistik  darstellt.  Desselben  Ver- 
fassers Studien  zur  theoretischen  Statistik  (Studya  z  zakresn  teoryi 
statystyki),  Krakau  1901,  behandeln  sehr  eingehend  und  systematisch 
die  Frage  der  Schätzung  in  der  Statistik  der  Naturvölker,  in  der 
historischen  und  zeitgenössischen  Statistik,  in  der  Bevölkerungs-, 
Wirtschafts-  und  Moralstatistik,  untersuchen  dann  den  Begriff  und 
die  Arten  der  statistischen  Einheiten,  die  Stellung  und  Bedeutung 
der  Literaturstatistik,  endlich  auch  das  Verhältnis  der  historischen 
Statistik  zur  modernen  Verwaltung.  Desselben  Verfassers  Staszyc 
als  Statistiker  (Staszyc  jako  statystyk),  Lemberg,  bespricht  kritisch 
die  Begriffsauffassung  der  Statistik  und  die  statistische  Methode  des 
ersten  polnischen  Statistikers  in  historischer  Beleuchtung.  W.  Zau-ki. 
Das  Königreich  Bolen  in  statistischer  Beziehung  (Krolestwo  polskie 
pod   wzirledem   statystyeznyni),   Warschau   1900  —  1901  (2  Bündel. 
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gibt  eine  vergleichende  Statistik  der  Bevölkerung,  des  Ackerbaues, 
des  Bergbaues,  der  Industrie,  der  Berufe  und  der  Finanzen.  S.  Ra- 
mi  i.t,  Statistik  der  Kasehubenbevölkerung  (Statystyka  ludimsci  kas- 
zubskiej),  Krakau  1N99,  gibt  eine  sorgfältig  bearbeitete  und  auf 
langjährigen  Beobachtungen  beruhende  Statistik  eines  mit  den  Polen 
verwandten  Volksstammes  in  Pommern. 

Auf  dem  Gebiete  der  Staatslehre  wäre  zu  nennen  eine  zwei- 
bändige Studie  über  den  Parlamentarismus  von  Z.  Bau«  ki  (Lem- 
berg P.MHi),  sowie  die  Schriften  von  A.  Hkmhuwski  (Pisma),  Warschau 
1901,  die  mehrere  staatswissenschaftliche,  daneben  aber  auch  ad- 
ministrative und  volkswirtschaftliche  Fragen  behandeln,  so  die  Ober- 
kammern  und  die  moderne  Aristokratie,  die  politischen  Anschauungen 
in  Polen  im  Jahre  ls:»s,  die  Selbstverwaltung  auf  dem  Lande  im 
Königreich  Polen,  Koman  und  Satire  in  den  Staatswissenschaften, 
endlich  Episoden  aus  der  politischen  und  volkswirtschaftlichen  Literatur 
in  Polen. 

Im  Gebiete  der  Verwaltungslehre  und  des  Verwaltnngsrechtes 
ist  zu  verzeichnen:  M.  Au.kkiiand,  Pas  Namensrecht  (Prawo  imiou), 
Lemberg  1899,  eine  Studie  aus  dem  Grenzgebiete  des  österreichischen 
Privat-  und  Verwaltungsrechtes.  B.  Koskowski  stellt  die  Organisation 
der  Landgemeinde  im  Königreich  P(den  (Ginina  wiejska  w  Krolestwie 
Polskiem),  Lemberg  1899,  dar.  S.  Gahmas.  Per  Hausierhandel  und 
der  Staat  (Handel  obnosny  a  panstwo),  Krakau  1900,  ist  eine  ge- 
naue Untersuchung  der  Stellung  des  modernen  Verwaltungsorganismus 
dieser  Frage  gegenüber.  Eine  Schrift  desselben  Verfassers  über  die 
Berufsverbände  als  Subjekte  der  öffentlichen  Verwaltung  (Zwiazki 
zawodowe  jako  podmioty  administraeyi  publicznej),  Krakau  1901, 
behandelt  die  stete  Ausbreitung  des  Berufsorganisationsgedankens  in 
der  modernen  Verwaltung.  T.  Bkksikwu-z  gibt  eine  sehr  gründliche 
rechtsvergleichende  Untersuchung  der  administrativen  Kontrakte 
(O  kontraktach  administraeyjuych),  Krakau  1901.  A.  Mogii.nrki 
untersucht  die  alte  Frage  der  Verwaltnngsgerichte  i<)  sadach  ad- 
ministracyjuych), Warschau  191  »9. 

Die  Finanzwissenschaft  repräsentiert  S.  Glakinski  durch  sein 
gegenwärtig  bereits  in  zweiter  Auflage  erschienenes  Lehrbuch 
(Wyklad  nanki  skarbowej),  Lemberg  19dl.  und  seine  Studie  über 
die  österreichische  Personaleinkommensteuer  in  der  Praxis  (Austryacki 
podatek  osobisto  dochodowy  w  praktyce),  Lemberg  1900. 
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Im  Gebiete  des  Privatrechtes  ist  zuvörderst  zu  nennen  E.  Till  s 
Österreichisches  Privatrecht  (Prawo  prywatue  anstryackie),  dessen 
fünfter  Hand,  das  Eherecht  behandelnd,  gegenwärtig  erschienen  ist. 
Es  ist  ein  eingebendes  Lehrbuch  mit  grosser  Berücksichtigung  der 
Literatur  und  der  Gerichtspraxis.  W.  L.  .Taworski  gibt  einen  Kommentar 
zum  österreichischen  bürgerlichen  Gesetzbuche  (Komentarz  do  austr. 
kodeksu  cywilnego),  Krakau  1900;  Fr.  Zoll  jun.  ein  Handbuch 
nach  exegetischer  Methode  (Podrecnik  prawa  prywatngo  austr.), 
Krakau  1899—1901.  En.  Poolkwski,  Über  Erbschaften  und  Testa- 
mente (0  spadkach  i  testamentach),  Warschau  1900,  ist  ein  populäres 
Handbuch  des  im  Königreich  Polen  geltenden  Erbrechtes  des  Code 
Napoleon  mit  Berücksichtigung  des  russischen,  österreichischen  und 
deutschen  Hechtes.  L.  Pininski  untersucht  in  einer  scharfsinnigen 
Studie  den  Begriff  und  die  Grenzen  des  Eigentumsrechtes  nach 
römischem  Recht  (Pojecie  i  granice  prawa  wlasnosci),  Lemberg  1900 
(auch  deutsch,  Wien  1901,  Manz).  Er  erbringt  den  Beweis,  dass 
das  römische  Recht  keineswegs  das  Eigentum  als  eine  grenzenlose  Ge- 
walt über  das  Eigentumsobjekt  auffasste.  S.  Szachowski.  Hebräisches 
und  indisches  Erbrecht  (Prawo  spadkowe  Hebrejczykow  i  Indöw), 
Lemberg  1900,  behandelt  vorwiegend  indisches  Recht  und  lehnt  sich 
da  vielfach  an  Mayk*  -Indisches  Erbrecht"  an.  8.  Ruxdstkin  unter- 
sucht dogmatisch  die  Kodifikation  des  internationalen  Privatrechtes 
in  Deutschland  (Kodyfikacya  prawa  miedzynarodowego  prywatnego 
w  Niemezech),  Warschan  1901.  T.  Dydynski  bespricht  die  Gesetz- 
gebungstätigkeit des  Kaisers  Hadrian  (Cesarz  Hadryan),  Warschan 
1899.  J.  KrcHARZKWHKi  stellt  die  Anfänge  des  Eherechtes  (Poczatki 
prawa  malzenskiego)  auf  Grund  der  bisherigen  Untersuchungen  auf 
diesem  Gebiete  dar. 

Im  Gebiete  des  Handelsrechtes  spricht  sich  8.  Garuas,  0  spol- 
kaeh  z  ograniezona  poreka,  Krakau  1901,  für  die  Einführung  der 
Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  in  Österreich  aus. 

Die  neuen  österreichischen  Zivilprozessgesetze  riefen  einige 
Geset/.estextausgaben,  ausserdem  einige  theoretische  Werke  hervor. 
Ein  systematisches  Lehrbuch  geben  heraus  Balahith  und  Fif.ru  h 
unter  dem  Titel:  Die  Lehre  von  den  Zivilgerichten  und  der  Zivil- 
prozessordnung (Nauka  o  sadach  cywilnych  i  procedura  cywilna), 
Krakau  189s-  19<)1.  Von  diesem  Lehrbuch  ist  jedoch  bis  jetzt  bloss 
d. t  erste  Band,  bearbeitet  von  Fikkk  ii,  erschienen.    Er  umfasst  die 
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Einleitung  und  die  Lehre  von  den  Zivilgerichten.  Vollständig  ist 
dagegen  W.  Gohlewskis  Zivilprozessreeht  (Austryackic  prawo  pro- 
eesowe  cywilne),  Lemberg  1900.  Von  demselben  Verfasser  sind 
ferner  zwei  gründliehe  Studien  erschienen  (über  die  erste  Audienz 
und  über  das  Verhältnis  der  Exekution  zur  Revision).  Zu  ver- 
zeichnen ist  noch  an  dieser  Stelle  A.  Balasits  Restitutio  in  integrum, 
Lemberg  1900. 

Das  Strafrecht  repräsentiert  bloss  A.  Lisikwk  z  mit  einer  ein- 
gehenden Untersuchung  über  die  minderjährigen  Verbrecher  (Maloletni 
przestepey),  Lemberg  1901. 

Das  alte  polnische  Becht  erfreut  sich  lebhafter  Pdege  in  den 
Abhandlungen  der  Krakauer  Akademie  der  Wissenschaften,  in  der 
historischen  Vierteljahrsschrift  (Kwartalnik  historyczny)  und  in 
den  von  O.  Balzer  herausgegebenen  Studien  zur  Geschichte  des 
polnischen  Bechtes  (Studya  do  historyi  prawa  polskiego).  Zu  ver- 
zeichnen ist  besonders  O.  Balz  Kit,  Vergleichende  Geschichte  der 
sla vischen  B echte  (Historya  porownawcza  praw  slowanskich),  Lem- 
berg 1900,  wo  der  Verfasser  einen  i  berblick  über  die  bisherigen 
Forschungen  auf  diesem  Gebiete  gibt  und  wo  er  das  Postulat  der 
grösseren  Berücksichtigung  der  Vergleichung  des  polnischen  Bechtes 
mit  anderen  slawischen  Beeilten  für  die  polnische  Rechtswissen- 
schaft aufstellt.  Fr.  Piekosikski  bespricht  die  Errungenschaften  des 
polnischen  Adels  im  Gebiete  des  öffentlichen  Bechtes  im  XV.  Jahr- 
hundert (Zdbycze  szlachty  polskiej  w  w  XV  w  dziedzinie  prawa 
publicznego),  Krakau  1900.  Er  kommt  zu  dem  Schlüsse,  dass  diese 
Errungenschaften  zwar  ziemlich  gross  waren,  dass  sie  jedoch  damals 
noch  nicht  so  weit  gingen,  um  die  Integrität  des  polnischen  Beiches 
zu  gefährden.  Derselbe  Verfasser  untersucht  die  Entstehung  des 
Parlamentarismus  in  der  Studie  über  die  Senatsversammlungen, 
Bezirkstage,  Landtage  und  Landesprivilegien  im  mittelalterlichen 
Polen  (Wiece,  sejmiki  sejmy  i  przywileje  ziemskie  w  Polsee 
wieköw  srednich),  Krakau  1900.  S.  Krzyzanowhki  schildert  in  einer 
kleinen,  aber  sehr  interessanten  Schrift  den  Parlamentarismus  der 
Krakauer  Bürgerschaft  (0  sejmikowaniu  mieszczanstwa  krakowskiego), 
Krakau  1899.  Ein  junger  Gelehrter,  S.  Kitrzeba,  der  durch  seine 
Forschungen  auf  dem  Gebiete  der  Wirtschaftsgeschichte  Polens 
rühmlichst  bekannt  ist.  stellt  die  Organisation  der  Land-  und  Burg- 
gerichte  im  mittelalterlichen  Polen  in  einer  grösseren  Arbeit  unter 
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dem  Titel:  Sady  grodzkie  i  ziemskie  w  wiekach  srednich.  Krakau 
11*01,  dar.  K.  Potkanski  untersucht  die  Frage  der  Restitution 
(Sprawa  restytueyi),  Krakau  1000,  di  die  sg.  restitutio  hereditatnm, 
eine  Institution  des  alten  polnischen  Rechtes,  in  der  es  sich  um  die 
Rückstellung  widerrechtlich  erworbener  Güter  handelte. 

Im  Gebiete  der  periodischen  Literatur  sind  zwei  Neuerungen 
zu  verzeichnen:  Seit  dem  Jahre  1000  wird  in  Krakau  von  der  dortigen 
rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät  eine  vierteljährliche 
..Zeitschrift  für  Rechtswissenschaft  und  Volkswirtschaftslehre"  (Czasn- 
pismo  prawnieze  i  ekonomiczne)  herausgegeben.  In  Warschau  er- 
scheint seit  1001  ebenfalls  vierteljährlich  .Kkonomista". 
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Referent:  H.  Mangels,  kaiserlich  deutscher  Konsul  (Assuneion). 

1898  1901. 

In  den  Jahren  ls't.s  bis  l!»ol  sind  folgende  Gesetze  von  mehr 
allgemeinem  Interesse  erschienen: 

189S. 

1.  Gesetz  vom  22.  August  1*!»8,  betreffend  die  Organisation 
und  militärische  Ausbildung  der  Nationalgarde.  Einteilung  in  Aktive 
und  Reserve.  Der  ersteren  gehören  alle  ledigen  Männer  vom  18. 
bis  zum  35.  Jahre  an.  die  nicht  in  der  Linie  gedient  haben,  der 
Reserve  alle  verheirateten  Hürger  vom  18.  bis  zum  45.  Jahre  und 
alle  ledigen  vom  3t>.  bis  zum  45.  .Jahre.  Das  Recht  der  Er- 
nennung von  Offizieren  bis  zum  Oberst  hat  der  Präsident  der  Re- 
publik. Staatsbeamte,  Lehrer,  Eisenbahnbeamte,  Arzte  und  Priester 
sind  vom  Dienste  befreit,  ebenso  der  einzige  Sohn  einer  Witwe  oder 
derjenige  Sohn,  der  ihren  Unterhalt  oder  den  eines  mindestens  70jährigen 
Vaters  bestreitet. 

2.  Oesetz  vom  12.  September  18f»8,  betreffend  Schenkung  von 
1»>  lleguas  Land  am  Paranä  an  Rkvkiu  hon  &  Ci.uss  zur  Anlage 
einer  Kolonie.  Diese  ist  von  der  Grundsteuer  für  15  Jahre  befreit. 
Die  für  die  Kolonisten  bestimmten  Maschinen,  Möbel,  Ackergeräte 
und  Sämereien,  sowie  Lebensmittel  für  ein  Jahr  sind  zollfrei.  Für 
je  30  Familien,  die  in  zwei  Jahren  wenigstens  den  4.  Teil  des  ihnen 
zugewiesenen  Landes  in  Kultur  genommen  haben,  wird  die  Regierung 
den  Unternehmern  die  Titel  über  eine  legua  Land  ausfertigen. 

3.  Gesetz  vom  4.  Oktober  l<s!'S,  betreffend  Einführung  der 
Verzollung  der  Erzengnisse  Matto  Grossos  bis  zum  Abschlüsse  eines 
neuen  Handelsvertrags  behufs  freien  Austausches  der  Erzeugnisse 
von  Matto  Grosso  und  Paraguay  (der  frühere  Vertrag  ist  von  Paraguay 


1274 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


gekündigt  worden),  eines  Durchfuhrzolles  auf  brasilische  Yerba  und 
Einfuhrzolles  auf  fremdes  Rindvieh. 

4.  Gesetz  vom  l.r».  Oktober  1898,  betreffend  Einführung  einer 
Gerichtsordnung  <LrV  orgänica  de  los  Tribunales). 

5.  Gesetz,  betreffend  die  Bestätigung  Ai  kvals  zum  Präsidenten 
der  Republik. 

0.  Gesetz  vom  19.  Oktober  1898,  betreffend  die  Errichtung 
von  drei  Tabakrevisionsämtern  in  Asnncion,  Villa  del  Pilar  und 
Enearnacion.  Zweck:  Kontrolle  der  gleichmassigen  Klassifikation 
und  guten  Verpackung  des  auszuführenden  Tabaks. 

7.  Dekret  vom  A  November  1898,  betreffend  Erhöhung  des 
W  ertsatzes  für  die  Verzollung  von  Bier  in  Flaschen,  Maschinen-  und 
Rizinusöl  zum  Schutze  der  einheimischen  Industrie. 

8.  Gesetz  vom  8.  November  1898,  betreffend  Gewerbesteuer 
der  fremden  Handlungsreisenden  (vergl.  Handels-Archiv,  Dezember 
1900,  S.  108). 

9.  Gesetz  vom  18.  November  1898,  betreffend  Abänderung 
des  Gesetzes  über  die  Grundsteuer  vom  12.  Oktober  1896. 

10.  Gesetz  vom  19.  November  1898,  betreffend  Veröffentlichung 
der  geschichtlichen  Manuskripte  und  Drucksachen  des  Archivs  iu 
einer  14tägigen  Zeitschrift, 

11.  Gesetz  vom  2.  Dezember  1898,  betreffend  Einführung  der 
obligatorischen  bürgerlichen  Eheschliessung,  welches  Gesetz  am  1.  No- 
vember 1899  in  Kraft  getreten  ist. 

1899. 

1.  Gesetz  vom  15.  Juni  1899,  betreffend  die  Einsetzung  einer 
„Schuldentilgungskommission"  für  die  innere  und  äussere  (englische) 
Schuld. 

2.  Gesetz  vom  1">.  Juni  1899,  das  die  Regierung  ermächtigt. 
Nickelmünzen  von  5,  10  und  20  Ctvs.  für  den  Gesamtbetrag  von 
200 000  //  prägen  zu  lassen.  Die  Münzen  sollen  7fi°",  Kupfer  und 
25°/n  Nickel  enthalten. 

3.  Gesetz  des  metrisch-dezimalen  Systems,  dessen  Anwendung 
v.»m  1.  Januar  1901  an  obligatorisch  ist. 

1.  Gesetz  vom  lo.  Juli  1899.  betreffend  Annahme  des  zwischen 
Paraguay  und  Deutschland  getroffenen  Abkommens  über  den  Ver- 
kehr von  Postpaketen  ohne  Wertangabe. 
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5.  Dekret  vom  ls.  Juli  18«»9,  betreffend  Erhöhung:  des  Portos 
für  Postsendungen.  Die  Gegenwerte  von  25,  10  und  5  Centimes 
werden  auf  20,  8  und  4  Centavos  festgesetzt. 

0.  Gesetz  vom  10.  August  lS*»i»f  betreffend  Einsetzung  eines 
„Nationalen  Gesundheitsratesu  an  Stelle  des  früheren  Medizinalrates, 
dem  das  Sanitätswesen  zu  Wasser  und  zu  Lande  untersteht  und  der 
die  höchste  Behörde  für  öffentliche  Hygiene  ist. 

7.  Gesetz  vom  1H.  September  1899,  betreffend  Einrichtung 
von  Standesämtern  in  allen  Departements  des  Landes  mit  einem 
Zentral-Standesamt  in  Asuncion,  dem  die  Leitung  und  Aufsicht  über 
die  übrigen  übertragen  wird.  Ausserhalb  der  Hauptstadt  werden  die 
Friedensrichter  mit  standesamtlichen  Befugnissen  versehen. 

8.  Gesetz  vom  21.  September  1800,  betreffend  Einfuhr-  und 
Ausfuhrzölle  (vergl.  Deutsches  Handelsarchiv,  Februar  1000,  S.  11:1). 
Der  Einfuhrzoll  auf  Schlachtochsen  (Art.  3.  Abs.  1)  ist  durch  Gesetz 
vom  5.  Juli  1000  aufgehoben. 

0.  Gesetz  vom  24.  September  1800,  betreffend  Einführung 
einer  inneren  Verbranchsabgabe  (impuesto  interno)  vom  1.  Januar  19o<) 
an  auf  Verbrauchsgegenstände  ausländischer  Herkunft  und  solche 
inländischer  Fabrikation  (vergl.  Deutsches  Handelsarchiv,  Aprilheft 
1000,  S.  230). 

10.  Gesetz  vom  18.  November  1*99,  ermächtigt  die  Regierung, 
die  Papiergeldemission  bis  auf  15000000  pesos  fuertes  zu  erhöhen 
und  die  hierzu  fehlenden  5000000  //  für  die  von  diesem  Gesetz 
vorgesehenen  Zwecke  nach  Massgabe  des  Bedürfnisses  zu  verwenden. 

IttOO. 

1.  Gesetz  vom  11.  Februar  1000  über  die  Ausübung  der 
Heilkunde,  Geburtshilfe,  Tierarzneikunde  und  zahnärztlichen  Praxis, 
welches  u.  a.  bestimmt,  dass  nur  solche  Personen  einen  beliebigen 
Zweig  der  Heilkunde  ausüben  dürfen,  die  ein  von  der  nationalen 
Universität  ausgefertigtes  oder  bestätigtes  (ausländisches)  Diplom 
besitzen. 

2.  Dekret  vom  25.  März  1000,  betreffend  Einrichtung  einer 
Militär-Strafkolonie,  in  Puerto  Max  am  oberen  Paraguay. 

3.  Dekret  vom  7.  April  1900,  betreffend  Anerkennung  des 
Beitritt*  Frankreichs  zu  den  Bestimmungen  des  auf  dem  inter- 
nationalen Kongress  in  Montevideo  abgeschlossenen  Vertrages  über 
das  Urheberrecht  an  Werken  der  Literatur  und  Kunst. 
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4.  tiesetz  vom  10.  April  11*00,  betreffend  die  Aufhebung  des 
\  erkauts  von  Staatsländereien,  nebst  liest immungen  über  die  Ver- 
pachtung derselben  und  Einführung  einer  Abgabe  auf  Bäume  und 
Palmen,  die  auf  Staatsland  gefüllt  werden. 

.r>.  tiesetz  vom  10.  Mai  11*00,  betreffend  die  Einrichtung  vi>n 
Zollämtern  für  den  Einfuhrhandel  in  Villa  de  San  Pedro,  Villa  del 
Posarie,  Villeta  und  Paso  de  la  Patria. 

0.  Dekret  vom  10.  Mai  P.mm),  betreffend  Anerkennung  des 
Beitritts  Italiens  zu  den  Bestimmungen  des  auf  dem  internationalen 
Kongress  in  Montevideo  abgeschlossenen  Vertrages  über  das  Urheber- 
recht an  Werken  der  Literatur  und  Kunst. 

7.  Gesetz  vom  "».September  11*00.  betreffend  die  Gewährung 
verschiedener  Vergünstigungen  an  Exportschlächtereien  (salademsi. 

1901. 

1.  Dekret  vom  8.  April  11*01,  betreffend  Genehmigung  des 
zwischen  dem  nationalen  Gesundheitsrat  und  den  gleichen  Behörden 
in  Argentinien  und  Uruguay  getroffenen  sanitären  Abkommens, 
welches  die  bei  dem  Auftreten  von  Epidemien  in  einem  dieser  drei 
Länder  zu  ergreifenden  Abwehr-  und  Schutzmassregeln  festlegt, 

2.  Gesetz  vom  5.  August  11*01,  betreffend  den  Bau  einer 
Telegraphenlinie  von  Concepcion  nach  Bahia  Negra  (alto  Paraguay). 

.'5.  Gesetz  vom  31.  Dezember  11*01,  betreffend  Annahme  des 
zwischen  den  Regierungen  von  Paraguay  und  Argentinien  am 
0.  November  181*1»  abgeschlossenen  allgemeinen  Schiedsgerichts- 
vertrages. 

1.  Dekret  vom  2S.  Dezember  11*01  (verkündigt  am  kM.  De- 
zember 11*0]),  betreffend  Annahme  des  Zusatzprotokoll»  zu  dem  obigen 
Schiedsgerichtsvertrage. 
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L  Zivilrecht  1899  -1902. 
a)  Gesetzgebung. 

Referent:  Dr.  Alfons  Worms,  Rechtsanwalt,  Moskau. 

Folgende  Zeilen  sollen  nur  einen  flüchtigen  Überblick  geben 
über  die  russische  Gesetzgebung  auf  dem  Gebiete  des  Privat-  und 
Handelsrechts,  sowie  des  Zivilprozesse«  im  Laufe  der  .Jahre  lKtti*— 11*02. 
Hei  der  Mannigfaltigkeit  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  in  den 
verschiedenen  Teilen  des  weiten  Reiches  und  der  Lnvollkommenheit 
der  Zivilgesetzgebnng  ist  die  Zahl  der  einschlägigen  Neuerungen 
eine  grosse;  ich  mnss  mich  daher  mit  einer  kurzen  Übersicht  be- 
gnügen und  kann  nur  einigen  wenigen,  für  Westeuropa  besonders 
interessanten  Gesetzen  grössere  Aufmerksamkeit  schenken. 

I.  Privatrecht. 

Vor  allem  mnss  ich  das  eigentümlichste,  reichste  und  gerade 
in  diesen  Jahren  eifrig  gepflegte  Rechtsgebiet  ausscheiden  —  ich 
meine  die  Neuordnung  des  Landbesitzes  in  den  östlichen  und  süd- 
lichen Teilen  des  Reiches.  Und  zwar  aus  zwei  Gründen:  erstens, 
weil  diese  Neuordnung,  wenn  sie  auch  privatrechtliche  Verhältnisse 
schafft,  durchweg  von  öffentlich-rechtlichen,  auf  zweckmässige  Ver- 
wertung des  Landes  gerichteten  Gesichtspunkten  bestimmt  wird  und 
nicht  ohne  die  dem  Westeuropäer  fremde  und  schwer  verständliche 
administrative  Tätigkeit  der  Landaufteilung  (assignatio)  und 
Grenzregulierung  klarzulegen  ist.  Zweitens,  weil  man  zur  Erläuterung 
desselben  vielfach  auf  mohammedanisches  Recht  (nicht  nur  die 
Sehariat,  sondern  auch  die  Adate)  und  das  Gewohnheitsrecht  der 
Eingeborenen  Sibiriens  eingehen  müsste.1)   Doch  soll  hier,  wenigstens 

l)  Das  würde  recht  langatmige  Erläuterungen  voraussetzen. 
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in  aller  Kürze,  auf  die  grosse  Bedeutung'  der  letzten  Kefornien  auf 
diesem  Gebiete  hingewiesen  werden. 

In  Transkaukasien  war  bis  1**00  die  Lage  der  auf  Staatsland 
angesiedelten  Bauern  nicht  gesetzlich  geregelt  und  ihr  Landbesitz 
ein  naeh  manchen  Seiten  preearist isolier.  Laut  Gesetz  vom  1.  Mai 
l'.MK»  i  Nii.  1 157 ) 1 )  wird  einer  jeden  Bauerngemeinde,  nach  Feststellung 
der  Grenzen  des  tatsächlich  in  ihrem  Besitz  befindlichen  Landes, 
dieses  Land  ohne  Reduktion,  aber  nur  als  Zinsgut  zugeteilt.  »Sie 
können  über  das  Land  verfügen,  soweit  die  Zinsberechtignngen  des 
Staates  (der  Eigentümer  bleibt)  nicht  darunter  leiden.  Den  auf 
I'rivaMand  in  Transkaukasien  ansässigen  Bauern,  welche  noch  zu- 
meist Erbzinsleute  sind,  die  auch  in  einer  gewissen  persönlichen  Ab- 
häni'i'gkeit  vom  Gutsbesitzer  stehen  (laut  sogen.  ChTsänrechti.  ist 
der  Ankauf  ihrer  Landparzellen  erleichtert  durch  Gesetz  vom  *».  .Inni 
1**<(>  (No.  lN'.IJl,  wobei  auch  einige  Bestimmungen  des  (Gewohnheits- 
rechtes zu  Gunsten  der  Bauern  abgeändert  sind. 

Infolge  der  schnell  sich  entwickelnden  Kultur  der  Baumwolle 
und  anderer  Nutzpflanzen  in  Mittelasien  und  der  Wiederaufnahme 
der  Bewässernngsarbeiten  erforderte  auch  der  Landbesitz  in  Tnr- 
kestan  eine  Neuregelung,  welche  durch  Gesetz  vom  10.  Juni  1WU 
<No.  lfirto»  gegeben  worden  ist.  Hierbei  ist  das  örtliche  Gewohnheits- 
recht zugrunde  gelegt,  soweit  es  sich  um  Land  handelt,  das  den 
Eingeborenen  gehört.  Das  Land  aber,  welches  zugezogene  Kolonisten 
erwerben,  scheidet  aus  und  untersteht  im  allgemeinen  dem  Keichs- 
recht  (in  bezug  auf  Erwerb,  Weiterveräussernng  etc.).  Jedoch  erwirbt 
der  Kolonist  nicht  besseres  Recht*)  am  Grundstücke,  als  es  der  Ein- 
geborene gehabt,  der  es  veräussert.  Mithin  behalten  die  Grundstücke 
gewissermassen  ihre  „Nationalität -  bei. 

Von  noch  grösserer  Bedeutung  ist  jedoch  die  in  den  letzten 
Jahren  durchgeführte  Reform  des  Landbesitzes  in  Sibirien.  Seit 
dem  Bau  der  transsibirischen  Bahn  hat  dort  eine  rapide  Ent- 
wickelunjr  der  ökonomischen  Verhältnisse  stattgefunden,  die  genauere 
Bestimmungen  über  das  Recht  am  Boden  notwendig  machte.  v»r 

')  Icli  zitiere  die  Nummer  des  (leset  zes  in  der  Ges^t/.ess;iuni)liui.r 
eines  jeden  Jahres. 

•)  Nach  sartiseh- turkmenischem  Gewohnheitsrecht  werden  1.  l»e- 
wässcrtes  Land,  >.  unbewässertes  fruchtbares  und  Ii.  unfruchtbares  Land 
verschieden  behandelt. 
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allem  infolge  des  ungeheueren  Zudranges  von  Kolonisten  aus  dem 
europäischen  Kussland.  Iiis  zu  den  ."»Oer  Jahren  des  XIX.  Jahr- 
hunderts war  die  Landnutzung  nur  durch  unsicheres  und  sehr  ver- 
schiedenartiges Gewohnheitsrecht  geregelt.  Doch  erkannten  die  Ein- 
geborenen zweifellos  ein  Eigentumsrecht  am  Lande  an  und  hatten  es 
sich  auf  bestimmte  von  ihm-n  besetzte  Territorien  durch  Urkunden,  die 
sie  von  der  Regierung  erbaten,  zu  sichern  gesucht.  Aber  es  gab  noch 
so  viel  freies  Land,  dass  es  praktisch  f.tst  nie  zu  Auseinandersetzungen 
kam;  ein  jeder  weidete  seine  Herden  und  pflügte,  wo  es  ihm  gut 
dünkte.  Seit  der  sogen.  X  Revision  (Zählung  der  kopfstenerpfliehtigen 
Bevölkerung)  begann  die  Regierung  den  Landbesitz  der  Kolonisten 
aus  fiskalischen  Rücksichten  zu  kontrollieren,  aber  nur  in  grossen 
Zügen,  indem  gewöhnlich  der  Besitz  einer  ganzen  Wolost.  einer 
Gemeinde  von  -1  —  1"»  Tausend  Seelen,  en  bloc  festgestellt  wurde. 
Erst  181H»  (Gesetz  vom  'J-'t.  Mai  l*iHJ)  wurden  die  Prinzipien  auf- 
gestellt, nach  denen  die  Neuordnung  des  sibirischen  Landbesitzes 
stattfinden  sollte.  Zum  Verständnis  derselben  sei  vorausgeschickt, 
dass  alles  Land  in  Sibirien  (141  ,.,  Millionen  Quadratkilometer,  davon 
ca.  S  Millionen  anbaufähiges),  mit  geringen  Ausnahmen  (siehe  unten), 
gewissermassen  solum  provineiale.  Staatseigentum  ist.  So  soll  es  auch 
fernerhin  bleiben.  Den  Ansiedlern  wird  das  Land  zugeteilt1)  im  Ver- 
hältnis von  15  Dessjatinen  (~  1*5.1  ha)  pro  Kopf  der  männlichen  Be- 
völkerung einer  jeden  Gemeinde.  Besitzen  die  Ansiedler  faktisch  weniger, 
so  wird  ihnen,  soweit  in  der  Nähe  freies  Land  liegt,  ein  entsprechendes 
Grundstück  zugeschlagen.  Besitzen  sie  aber  mehr,  und  dies  ist  die 
Kegel,  so  müssen  sie  so  lange  neu  zuziehende  Kolonisten  aufnehmen, 
bis  die  sogen.  -Proportion"  von  15  Dessjatinen  erreicht  ist.  Alles 
übrige  Land  wird  systematisch  an  Kolonisten  neu  assigniert.  Das 
Land  kommt  in  Gemeindebesitz,  bleibt  aber  im  Staatseigentum,  und 
für  die  Benutzung  des  Landes  wird  ein  fester  Zins  entrichtet.  Im 
übrigen  ist  die  Verfügungsmacht  der  Gemeinden  als  Besitzer  eine 
weitgehende,  so  dass  die  geltenden  Beschränkungen  derselben  in  Sibirien 
noch  nicht  als  Fessel  empfunden  werden.  Diese  Grundsätze  wurden 
zunächst  in  Westsibirien  angewandt,  wo  die  Eingeborenen  von  den 
russischen  Kolonisten  fast  völlig  verdrängt  sind.  1  JSi*V*  wurden  sie 
weiter  ausgedehnt  auf  das  Gebiet  des  Altai  (welches  als  Privatgut 

')  Und  zwar  in  natura,  unter  Zieliuny  und  Markierung  der  Grenzen 
und  Ausl'ertigunir  entsprechender  Dokumente. 
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des  Kaisers  angesehen  wird),  1900  1902  auf  Mittel-  und  Ostsibirien 
(Transhaikalien),  endlich  auf  das  Amurgebiet  (mit  erheblichen  Ab- 
änderungen :  es  ist  z.  Ii.  dem  Generalgouverneur  des  Gebietes  anheim- 
gcstcllt,  an  den  Orten,  wo  er  Ansiedelung  russischer  Kolonisten  für 
wünschenswert  erachtet,  die  Eingeborenen  zu  expropriieren  und  ihnen 
in  einer  anderen  Gegend  entsprechende  Grundstücke  anzuweisen).- 
Je  weiter  man  nach  Osten  mit  der  Regulierung  des  Landbesitzes 
fortschritt,  wo  die  Eingeborenen  noch  zahlreich  sind,  desto  schwieriger 
wurde  es.  die  Regulierung  durchzuführen.  Die  Eingeborenen  haben 
mehr  Land  in  ihrem  Besitz  als  die  „Proportion"  ergibt,  brauchen  aber 
auch  mehr,  da  sie  vielfach  noch  Nomaden  sind.  Es  ist  schwer  für 
sie,  plötzlich  auf  eine  andere  Kulturstufe  überzuspringen.  Sie  werden 
nunmehr  wohl  noch  rascher  ihrem  Untergange  entgegengehen,  als 
es  bisher  geschah,  da  sie  trotz  des  bisherigen  Überflusses  an  Land 
äusserst  arm  sind.  Überdies  haben  die  neuen  Massregeln  unter  ihnen 
die  grösste  Bestürzung  hervorgerufen,  weil  sie,  wie  schon  erwähnt, 
nicht  ohne  Grund  die  jetzt  von  ihrem  Besitz  „abgeschnittenen-1  Terri- 
torien als  ihr  Eigentum  ansahen.1) 

Während  die  angeführten  Massregeln  sich  nur  auf  die  bäuer- 
liche Bevölkerung  beziehen,  denn  in  Sibirien  gab  es  bisher  so  gut 
wie  keine  „Gutsbesitzer"  (im  Frivateigentume  stehen  fast  nur 
städtische  Grundstücke,  einige  Fabriken,  Bergwerke  und  Goldfelderl. 
hat  die  Regierung  es  versucht,  mittels  Gesetzes  vom  8.  Juni  1901 
(No.  140S)  daselbst  einen  neuen  Typus  von  Landbesitz  einzuführen, 
den  man  füglich  „adelige  Rentengüter"  nennen  könnte.  Diese  Güter 
sollen  nur  an  Adelige  assigniert  werden  und  stellen  eine  gebundene 
Form  von  Grnndeigentun  dar.  Da«  Gesetz  verdient  aber,  trotz  der 
originellen  Konstruktion  des  Instituts,  keine  besondere  Beachtung,  da 
es  praktisch  von  geringer  Bedeutung  bleiben  wird.  In  Sibirien  fehlen 
die  wirtschaftlichen  Voraussetzungen  für  den  Grossgrundbesitz. 

Ich  übergehe  ferner  mehrere  Gesetze,  durch  welche  der  Land- 
besitz der  früher  den  Bergwerken  und  Fabriken  auf  dem  Iral 
zugeschriebenen  Bauern  geregelt  ist,  und  das  für  den  Osten  des 
europäischen  Russland  sehr  wichtige  Gesetz  über  Vermessung  und 

')  Siehe  genaueres  namentlich  über  die  Rechte  am  Lande  der  Ein- 
geborenen im  Altai:  „Pravo-  S.  171;)  ff.  Hier  hatten  sie  gros.senteiU 
Heinerzeit  Urkunden  erhalten,  in  welchen  ihre  Rechte  am  Lande  aner- 
kannt waren. 
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Regulierung  des  Landbesitzes  der  Baschkiren  in  den  Gouvernements 
Ürenbnrg,  Ufa  und  Samara.  Ihr  Land,  das  Eigentum  des  sogen. 
Baschkirenheeres  war,  ist  zum  Teil  expropriiert  zugunsten  von  Kolo- 
nisten aus  Innerrussland  (Gesetze  19<(l>  Xo.  i»l.r»  und  l'»nH). 

Von  den  vielen  übrigen  Agrargesetzen  soll  nur  noch  eins  er- 
wähnt werden,  weil  dasselbe  ungemein  charakteristisch  ist  für  die 
Unbestimmtheit  und  Unsicherheit  des  bäuerlichen  Landbesitzes  sogar 
im  europäischen  Kussland,  wo  die  Bauern  als  Eigentümer  ihres  Landes 
angesehen  werden.  Es  handelt  sich  um  den  Landbesitz  im  Gouvernement 
Charkow,  einem  der  Schauplätze  der  letzten  Bauernunrnhen.  Als  im 
XVII.  Jahrhundert  die  Kosaken  unter  Boopan  Cumki.mtzki  sich 
Russland  unterwarfen,  wurden  ihnen  ihre  „altherkömmlichen"  Hechte 
und  Privilegien  gewährleistet  und  verbrieft,  darunter  auch,  nach 
ihrer  Auffassung,  das  Eigentum  am  Grund  und  Boden,  den  die 
einzelnen  „Regimenter"1)  einnahmen.  Im  Laufe  des  XIX.  Jahr- 
hunderts jedoch  wurde  das  I^and,  welches  die  früheren  Kosaken, 
soweit  sie  jetzt  Bauern  geworden  —  sog.  „Starosaimotschniki"  — , 
besassen,  für  Staatsland  erklärt,  das  nur  zu  Zins  ausgegeben  sei. 
Eine  Verjährung  des  bäuerlichen  Zinses  ist  nach  russischem  Rechte 
ausgeschlossen,  und  so  wurde  er  auch  viel«?  Jahre  erhoben.  Doch 
in  den  siebziger  Jahren,  nachdem  es  einzelnen  Gemeinden  gelungen 
war,  ihre  alten  Urkunden  wiederzufinden,  strengten  einige  von  ihnen 
Prozesse  gegen  den  Fiskus  an  auf  Rückzahlung  des  erhobenen  Zinses; 
das  Land  selbst  war  unterdessen  bei  der  Agrarreform  der  60 er  Jahre 
den  Bauern  zu  Eigentum  assigniert  worden.  In  allen  Instanzen 
wurden  die  von  den  Bauern  vorgestellten  Urkunden  für  einen 
genügenden  Beweis  des  althergebrachten  Eigentums  am  Lande  er- 
klärt und  die  Entscheidungen  fielen  zu  Ungunsten  des  Fiskns  ans. 
Es  handelte  sich  aber  um  den  Zins  von  hnnderttansenden  von  Hektaren, 
und  weitere  Prozesse  drohten  dem  Fiskus  mit  grossem  Schaden. 
Daher  wnrden  alle  noch  nicht  rechtskräftig  entschiedenen  Prozesse 
über  das  Eigentumsrecht  der  „starosaimotschniki"  durch  Spezial- 
gesetz vom  25.  September  188-J  eingestellt  „bis  auf  genauere  Fest- 
stellung der  Rechte-'  an  jenen  Ländern.  Diese  Feststellung  ist  nun- 
mehr durch  Gesetz  vom  17.  Mai  185*9  erfolgt  und  zwar  in  dem  Sinne, 
dass  die  den  Kosaken  seinerzeit  ausgestellten  Urkunden  nahezu  in 


')  Unterabteilungen  d>  s  Kosakenheeres  und  Staates. 
Jahrbuch  der  iuternat.  Vereinigung.  «.  u.  7.  B<1.  81 
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allen  Fällen  für  nicht  genügend  erklärt  worden  sind,  um  Privat- 
eigentum am  Lande  zu  begründen.  Zugleich  wurde  die  Wieder- 
aufnahme der  Prozesse  gestattet.  Seitdem  fielen  die  Entscheidungen 
zugunsten  des  Fiskus  aus;  daher  werden  jetzt  die  meisten  Klagen  der 
Hauern  als  hoffnungslos  zurückgezogen.  Die  Urteile  gegen  den  Fiskus, 
die  bis  18s.'5  Rechtskraft  erhalten  hatten,  sind  aber  durch  das  neue 
Gesetz  nicht  umgestossen  worden. 

Neben  dieser  bunten  Menge  von  Massregeln  zur  Regulierung 
des  Landbesitzes  der  Bauern  verschiedener  Kategorien  sind  in  der 
uns  interessierenden  Periode  eine  Reihe  von  Gesetzen  ergangen, 
die  einige  Fragen  des  Sachenrechts  an  unbeweglichem  Gute  zum 
Teil  ohne  Rücksicht  auf  den  Stand  des  Besitzers  neu  regeln.  Die 
Frage,  in  wessen  Eigentum  der  Boden  stehe,  den  die  öffentlichen 
Wege  einnehmen,  wurde  zu  Gunsten  der  Anlieger  entschieden  (1899 
No.  1616)  n.  a.  m.  Von  besonders  grosser  Bedeutung  kann  aber 
das  Gesetz  vom  20.  Mai  1902  (No.  693)  werden,  durch  welches  das 
schon  seit  langem  auf  der  Tagesordnung  stehende  Problem  der 
Bewässerungs-  und  Entwässerungsanlagen  wesentlich  gefördert  wird. 
Erstere  namentlich  sind  für  manche  Gegenden  des  südlichen  Russland 
eine  Lebensfrage.  Nunmehr  wird,  wenn  derartige  Anlagen  von  einer 
besonders  dazu  eingesetzten  Kommission  ans  Sachverständigen  und 
Vertretern  der  Verwaltung  und  des  Grundbesitzes  für  zweckmässig  und 
den  Interessen  der  Wirtschaft  förderlich  erklärt  werden,  eine  Art 
Expropriation  fremden  Bodens  zu  Gunsten  dessen  zugelassen,  der 
eine  solche  Anlage  errichtet.  Er  kann  unter  möglichster  Schonung 
der  Interessen  seiner  Nachbarn  (in  weitem  Sinne)  Gräben  und  dergl. 
auf  ihrem  Lande  ziehen,  bauliche  Anlagen  daselbst  aufführen  etc.. 
soweit  solches  zur  Bewässerung  oder  Entwässerung  seines  Grund- 
stückes notwendig  ist,  Für  die  Benutzung  des  fremden  Landes  ent- 
richtet der  Berechtigte  eine  Geldrente,  deren  Höhe  von  der  Kommission 
festgesetzt  wird  und  die  so  lange  zu  zahlen  ist,  als  die  Anlagen 
fortbestehen  (also  ähnlich  wie  beim  Überbau  nach  deutschem  B.  G.-R). 
Ausserdem  muss  aller  sonstige  Schaden  ersetzt  werden.  Mit  Aus- 
nahme der  zwangsweisen  Bestellung  dieses  Baurechtes  sind  die  Be- 
ziehungen der  Parteien  im  übrigen  nach  Analogie  der  Beziehungen 
zwischen  den  Parteien  bei  einer  servitnsaquaeduetus  geregelt.  Gleichfalls 
um  landwirtschaftliche  Meliorationen  zu  fördern,  führt  das  Gesetz 
1900  No.  1«;:!4  das  bisher  dem  russischen  Rechte  fremde  Institut  der 
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Meliorationshypothek  ein.  Als  eine  weitere  Massregel  znin  Schutze 
und  zur  Stärkung  des  adeligen  Grundbesitzes  führt  endlich  das 
Gesetz  1899  No.  974  eine  neue  Art  von  Fideikommiss  ein  unter  der 
Bezeichnung  „Interimstideikommiss-.  Diese  Form  soll  namentlich 
dem  kleinen  Adel1)  zugute  kommen,  da  für  ihn  die  bisherige  Form 
des  Instituts  schwer  zugänglich  war  infolge  der  hohen  Anforderungen 
an  Grösse,  Schnldenfreiheit  etc.  Die  Eigentümlichkeit  der  neuen  Form 
besteht  daher  hauptsächlich  in  bedeutenden  Erleichterungen  der  Er- 
richtung eines  solchen  Fideikomraisses.  Sein  Minimalwert  ist 
geringer:  das  Gut  kann  in  der  Adelsagrarbank  versetzt  sein. 
Die  Errichtungsform  ist  nicht  ein  rescriptum  principis,  wie  bei  den 
ewigen  Fideikommissen,  sondern  notarielle  Urkunde  auf  Grund  von 
Dispositionen  des  Eigentümers,  insbesondere  eines  Testamentes.  Die 
Aufhebung  eines  solchen  Fideikommisses  kann,  nachdem  es  zweimal 
vererbt  ist,  unter  gewissen  Voraussetzungen,  von  dem  Eigentümer 
ohne  Zuziehung  der  Anwärter  durch  öffentliches  Testament  erfolgen. 
Im  allgemeinen  stimmen  die  sonstigen  Regeln,  insbesondere  die 
Privilegien  des  Fideikoramissgutes  (als  Exekutionsobjekt  etc.),  mit 
den  üblichen  überein. 

Neben  einer  so  reichhaltigen  Tätigkeit  auf  dem  Gebiete  des 
Sachenrechts  nimmt  die  Gesetzgebung  auf  den  anderen  Gebieten  des 
Privatrechts  einen  bescheideneren  Platz  ein,  was  ja  bei  der  über- 
wiegenden Bedeutung  des  Landbesitzes  in  Russland  erklärlich  ist. 
Doch  sind  in  den  uns  interessierenden  4  Jahren  auch  sonst  eine  sehr 
grosse  Zahl  von  privatrechtlichen  Gesetzen  erlassen,  die  wir  zum 
Teil  nur  kurz  erwähnen  können.  Ganz  besonders  zahlreich  sind  die 
Normen  (nur  zum  Teil  privatrechtlichen  Inhalts),  welche  die  Be- 
dingungen und  Modalitäten  bestimmen,  unter  welchen  Fabrik- 
arbeiter den  Dienst  vertrag  schliessen:  die  Form  des  Vertrages  — 
es  sind  besondere  Arbeitsbücher  vorgeschrieben  — ,  die  Auflösung 
desselben  etc.  Vornehmlich  zum  Erbrecht,  zum  Teil  auch  zum 
Prozess  bringt  Novellen  das  Gesetz  vom  30.  Januar  1001  (No.  710): 
„Über  die  Regulierung  der  Erbschaften,  welche  von  Militärchargen 
hinterlassen  werden",  das  eine  Reihe  von  Funktionen,  die  sonst  dem 
Gerichte  zustehen,  dein  Regimentskommandeur  oder  dem  Kapitän  des 
betreffenden  Kriegsschiffes  auferlegt,  unter  denen  der  Verstorbene 
zuletzt  diente. 

')  Alle  Fideikoumiisse  in  Russland  sind  adelte. 

81  Ä 
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Theoretisch  interessanter  und  vou  grösserer  Tragweite  ist  das 
neue  „Gesetz  betreffend  die  Verbesserung  der  Lage  der  unehelichen 
Kinder*1  vom  3.  16.  Juni  1002.  Dasselbe  ist  abgefasst  in  der  Form 
eines  Amendements  zum  bürgerlichen  Gesetzbuche  (Svod  B.  X,  T.  1) 
nebst  entsprechenden  Veränderungen  einiger  Paragraphen  in  anderen 
Teilen  des  Svod.    Dementsprechend  wird  es  auch  zitiert. 

Die  Bedeutung  dieses  Gesetzes  ist  von  der  russischen  und  auch 
der  ausländischen  Presse  überschätzt  worden.  Man  liest  z.  B.  die 
Behauptung,  dass  nunmehr  nach  russischem  Hechte  die  unehelichen 
Kinder  den  ehelichen  gleichgestellt  seien,  und  dergl.  mehr.  Der 
Eindruck,  den  das  neue  Gesetz  gemacht,  erklärt  sich  dadurch,  dass  es 
die  Lage  der  unehelichen  Kinder  allerdings  ganz  bedeutend  verbessert 
gegenüber  dem  früheren  Zustande  ihrer  fast  völligen  Rechtlosigkeit. 
Die  Geschichte  der  russischen  Gesetzgebung  in  dieser  Materie  ist 
typisch.  Sowohl  das  byzantinische  griechisch-katholische  Kirchen- 
recht, welches  die  Stellung  der  unehelichen  Kindel  im  Moskowischen 
Rnssland  regelte,1)  wie  auch  das  Gewohnheitsrecht  der  Landbe- 
völkerung, waren  bestrebt,  den  unehelichen  Kindern  eine  möglichst 
günstige  Stellung  zu  gewähren,  soweit  dies  ohne  Preisgabe  des 
Prinzips  einer  kirchlich  geweihten  Ehe  möglich  ist.  Das  kanonische 
Recht  entsprach  den  Grundsätzen  des  spät  römischen  Rechts -i  und 
ging  sogar,  wie  es  scheint,  in  Russland  zugunsten  der  Kinder  darüber 
hinans.  v  Nach  Gewohnheitsrecht,  welches  vom  obersten  Gerichts- 
hof anerkannt  ist  (Entsch.  des  2.  Dep.  des  Senats  vom  11.  Juli  1**5. 
No.  2«ms)T  sind  die  unehelichen  Kinder  einer  Bäuerin  vollberechtigte 
Genieindegenossen,  insbesondere  haben  sie  gleichen  Anteil  am  Ge- 
meindelande. Aber  schon  im  Gesetzbuche  von  1649  setzt  eine  den 
unehelichen  Kindern  feindliche  Strömung  ein  im  Zusammenhange  mit 
der  Militärpflicht  des  Dienstadels.  Nämlich  Landgüter,  deren  Besitz 
zum  Militärdienste  verpflichtete,  konnten  nicht  an  uneheliche  Kinder 
vererbt  werden.  Sogar  eine  legitimatio  per  subseqiiens  matrimonial 
war  in  diesem  Kalle  ausgeschlossen.4)  Diese  zwei  Strömungen  er- 
hielten nun  abwechselnd  die  Oberhand  im  Laufe  des  ganzen  XV1I1. 
und  im  Anfang  des  XIX.  Jahrhunderts.    Unter  anderem  nahm  Peter 

')  Siehe  Gesetzbuch  von  101!».  XX.  SO. 

s)  Siehe  Zhisuann,  Das  Klierecht  der  orientalischen  Kirche». 

3)  Siehe  Erzb.  Makaky,  Geschichte  der  russiHhen  Kirche.  11  (rusM. 

*)  Gesetzbuch  von  lt;4!>.  X.  2St>. 


Digitized  by 


Alfons  Worms:  Bussland. 


1285 


der  Grosse  in  sein  1716  herausgegebenes  r Kriegsreglement"  (Kriegs- 
artikel 176)  folgenden  Satz,')  wohl  aus  dem  derzeitigen  sachsischen 
Rechte,  auf:  „Beschlafe  ein  lediger  Mann  eine  ledige  Dirne  und 
zeuget  ein  Kind  mit  ihr,  soll  er  zu  der  Mutter  und  des  Kindes 
Unterhalt  nach  Beschaffenheit  seines  Standes  und  Lohns  ein  Gewisses 
abgeben  und  Uberdem  mit  Gefängnis  nnd  öffentlicher  Kirchenbusse 
gestraft  werden,  es  sei  denn,  dass  er  sie  hernach  eheliche  und  zu 
seinem  echten  Weibe  nehme,  auf  welchen  Fall  sie  mit  der  Strafe 
verschont  werden". 

Mit  dem  Regierungsantritt  Kaiser  Nikolaus  I.  (1825)  nahm 
eine  höfisch  moralisierende  Richtung  die  Oberhand.2)  1829  wurde 
es  sogar  verboten,  sich  mit  Suppliken  um  legitimatio  per  rescriptum 
principis  an  den  Kaiser  zu  wenden.  Bei  der  gleichzeitig  erfolgten 
Kodifikation  des  Rechts  wurde  die  Stellung  der  unehelichen  Kinder 
im  denkbar  ungünstigsten  Sinne  festgelegt:  es  wurden  ihnen  weder 
öffentliche  noch  Privatrechte  zuerkannt.  Welchen  Standes  die  Mutter 
auch  war,  sie  mussten  unbedingt  einer  Bauern-  oder  Kleinbilrger- 
genieinde  zugeschrieben  werden;  sie  sollten  nicht  das  Recht  haben, 
in  den  Staatsdienst  einzutreten,  und  konnten  einige  Zeit  lang  sogar 
nicht  in  öffentliche  Schulen  aufgenommen  werden  (nach  Gesetz  von 
1837).  Weder  mit  dem  Vater,  noch  mit  Mutter  wurde  irgend  welche 
Verwandtschaft  anerkannt.  W7ar  die  Mutter  adelig,  so  durfte  das 
Kind  nicht  ihren  Namen  erhalten.  Die  unehelichen  Kinder  hatten 
keinerlei  Alimentationsrecht,:t)  natürlich  auch  kein  Erbrecht,  Sie 
konnten  nicht  anerkannt  und  nicht  legitimiert  werden.4)  —  Mit 
geringen  Veränderungen  blieb  dies  die  juristische  Lage  der  un- 
ehelichen Kinder  bis  zum  verflossenen  Jahre,  also  im  Laufe  des 
ganzen  XIX.  Jahrhunderts.    Der  erste  Schritt  zu  der  Verbesserung 

')  Ich  zitiere  denselben  in  der  gleichzeitigen  Übersetzung  ins  Deutsche, 
die  Peter  selbst  publiziert  hat. 

-0  Allerdings  hatte  schon  seit  Mitte  des  XVIII.  Jahrhunderts  auf 
einem  ganz  anderen  Gebiete  eiue  entgegengesetzte  Strömung  ciniresetzt: 
Seit  Katharina  II.  hatten  sich  die  Findelkinder  bedeutender  Privilegien 
zu  erfreuen,  und  im  XIX.  Jahrhundert  waren  diese  Kinder,  deren  Mütter 
sie  preisgegeben,  ungleich  besser  gestellt  als  solche,  deren  Mütter  den 
Mut  gehabt,  sie  bei  sich  aufzuziehen. 

»)  Ausnahmen  waren  für  den  Fall  eines  Deliktes  des  Vaters  an- 
erkannt (Notzucht  etc.). 

*\  Sie  waren  also  noch  schlechter  gestellt,  als  nach  en irlischem  Recht. 
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ihrer  Lage  geschah  1891  durch  das  Gesetz  vom  12.  März  des  Jahres, 
welches  die  legitimatio  per  snbseqnens  matrimonium  wieder  einführte, 
aber  nur  durch  Christ  liehe  Ehen,  und  die  Adoption  von  unehelichen 
Kindern  regelte.    Bereits  bei  Beratung  dieses  Gesetzes  wurde  im 
Reichsrate  darauf  hingewiesen,  dass  dasselbe  ergänzt  werden  müsse 
durch  eine  humanere  und  genauere  Regelung  der  Lage  von  nicht 
legitimierten  und  nicht  adoptierten  unehelichen  Kindern.    Von  der 
Gesetzgebnngskommission  wurde  denn  auch  bis  1898  ein  Projekt 
ausgearbeitet,  welches  die  Stellung  der  unehelichen  Kinder  in  kon- 
sequenter Fortbildung  des  römisch  -  kanonischen   Rechts   und  im 
Anschluss  an  die  moderne  Gesetzgebung  Frankreichs  und  Deutschlands 
regelte.    Bei  der  Beratung  des  Projekts  jedoch  machte  sich  die  in 
den  hohen  bureaukratischen  Sphären  noch  immer  vorherrschende 
moralisierende  Richtung  Nikolaus  I.  geltend,  so  dass  im  endgültigen 
Entwürfe  sehr  viele  der  geplanten  Vergünstigungen  wieder  fortfielen. 
Daher  ist  im  ganzen  die  Stellung  der  unehelichen  Kinder  und  ihrer 
Mütter  auch  nach  dem  neuen  Gesetz  durchweg  ungünstiger,  als  nach 
dem  deutschen  B.G.-B.,1)  und  in  vielen  Stücken  weniger  günstig,  als 
nach  französischem  Rechte  (seit  dem  Gesetz  vom  25.  März  1896),  ja 
sogar  ungünstiger  als  nach  kanonischem  Rechte,  wie  es  bis  ins 
XVII.  Jahrhundert  in  Rnssland  galt! 

Die  Bestimmungen  des  Gesetzes,  etwa  nach  dem  System  des 
CosAtKschen  Lehrbuches  des  B.  G.-B.  (um  den  Vergleich  mit  letzterem 
zu  erleichtern),  sind  folgende: 

1.  Die  uneheliche  Geschlechtsverbindung. 

Die  Verpflichtungen  aus  einer  unehelichen  Geschlechtsverbindung 
wurden  bisher  geregelt  durch  §  994  des  Strafgesetzbuches,  welcher 
den  oben  angeführten  Kriegs- Artikel  Peters  des  Grossen  mit  kleiner 
Änderung  wiedergab.  Diese  Bestimmung  ist  abrogiert2)  und  durch 
die  §§  132«  und  132 7  des  Zivilgesetzbuches  ersetzt  worden.  Nun- 
mehr hat  die  Mutter 

2)  Mit  alleiniger  Ausnahme  der  Kinder  aus  ungültigen  Ehen,  die 
den  ehelichen  immer  gleichgestellt  werden. 

2)  l  ud  zwar  aus  Unachtsamkeit  (sie)  auch  für  die  Gegenden,  auf 
welche  sich  das  neue  Gesetz  nicht  erstreckt,  so  dass  dort  (zum  Beispiel 
im  Gebiete  des  ('.  Zivil-Polen)  die  Lage  der  unehelichen  Kinder  ver- 
Hchlechtert  worden  ist.    Siehe  „Pravo"  1902,  No.  52. 
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1.  einen  Anspruch 

a)  auf  Erstattung  der  notwendigen  Entbindnngskosten, 

b)  auf  Gewährung  des  notdürftigen  Unterhaltes  bis  zu  ihrer 
Genesung  (falls  sie  infolge  der  Geburt  erkrankt), 

c)  auf  Gewährung  von  Unterhalt  als  Teil  der  dem  Kinde  zu- 
kommenden Alimente,  also  nur  wenn  das  Kind  lebt  und  solange 
die  Pflege  des  Kindes  sie  daran  hindert,  ihrem  Verdienste 
nachzugehen. 

2.  Der  Anspruch  der  Mutter  ist  nur  dann  begründet,  wenn  sie 
selbst  keine  Mittel  besitzt  und  die  Kosten  wirklich  aufge- 
wendet sind. 

3.  Der  Anspruch  der  Mutter  verjährt  in  einem  Jahre,  vom  Tage 
der  Entbindung  an  gerechnet. 

4.  Die  Möglichkeit,  den  Antrag  schon  vor  der  Geburt  zu  stellen, 
(wie  nach  B.  G.-B.),  ist  nicht  vorgesehen. 

5.  Die  Verpflichtung  des  Vaters  geht  nicht  auf  seine  Erben  Uber.1) 

2.  Die  unehelichen  Kinder. 

A.  Das  Verhältnis  zum  Vater,  die  uneheliche  Vaterschaft, 
wird   im  Falle  des  Ableugnens  vom  Gerichte  auf  Grund  freier 
Beweiswürdignng  festgestellt.  Das  Gesetz  erwähnt  keine  Präsumptionen 
und  die  Praxis  erkennt  keine  exceptio  plurium  und  dergl.  an. 
Die  uneheliche  Kindschaft  gibt 
1.  dem  Kinde  das  Recht,  von  seinem  Vater  Unterhalt  zu  ver- 
langen. 

a)  Diese  Pflicht  des  Vaters  ist  bedingt  durch  die  Bedürftigkeit 
sowohl  des  Kindes  wie  der  Mutter  und  besteht  nur  für  die 
Dauer  der  Bedürftigkeit,  in  keinem  Falle  aber  über  die  Gross- 
jährigkeit  des  Kindes  hinaus. 

b)  Der  Unterhalt  niuss  der  Lebensstellung  der  Mutter  und  auch 
den  Mitteln  des  Vaters  entsprechen. 

c)  Der  Unterhalt  wird  jedenfalls  in  Form  einer  Geldrente  zu- 
erkannt; doch  kann  diese,  mit  Genehmigung  der  Vor- 
mundschaftsbehörde, durch  eine  feste  Summe  ersetzt  werden. 

»)  Das  Gesetz  schweigt  darüber,  die  Praxis  ist  aber  der  angeführten 
Auffassung.  Sie  ist  meines  Erachtens  nicht  begründet,  denn  jetzt  ist  die 
Haftung  des  Vaters  nicht  mehr  höchstpersönliche  Deliktschuld,  wie  nach 
S  994  des  Strafgesetzbuches. 
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Die  Möglichkeit  einer  Vorausforderung  des  Unterhaltes  ist 
nicht  vorgesehen, 
d)  Eine  nachträgliche  Entrichtung  des  Unterhaltes  kann  nur  für 
ein  Jahr  verlangt  werden. 
2.  Der  Vater  hat  seinerseits,  wenn  er  auch  nur  auf  Grund  gericht- 
lichen Zwanges  Unterhalt  gewährt,  das  Aufsichtsrecht  über  die 
Erziehung  des  Kindes  und  das  vorzügliche  Recht,  zum  Vormunde 
desselben  bestellt  zu  werden. 
R  Der  Mutter  gegenüber  wird  die  uneheliche  Kindschaft 
festgestellt:  a)  durch  das  Tanfzengnis,  wenn  die  Mutter  darin  als 
solche  benannt  ist«  b)  wenn  dies  nicht  geschehen,  so  kann  die 
Mutterschaftsklage    nur    auf  ein  eigenhändiges  schriftliches  An- 
erkenntnis der  Mutter  gestützt  werden  (§  1321*).    Diese  letzte  Be- 
stimmung nimmt  sich  eigentümlich  aus.  wenn  man  in  Betracht  zieht, 
dass  die   grosse   Mehrheit    der  unehelichen  Mütter  in  Russland 
Analphabeten  sind!    Den  Familiennamen  der  Mutter  kann  das  un- 
eheliche Kind  nur  erhalten,  wenn  der  Vater  derselben  seine  Ein- 
willigung dazu  gibt  <§  1328). 

Die  Folgen  der  unehelichen  Mutterschaft  sind: 

1.  §  1321  bestimmt,  dass  die  Mutter  des  unehelichen  Kindes 
demselben  gegenüber  die  gleichen  Pflichten  und  Rechte  haben 
soll,  wie  die  mit  der  elterlichen  Gewalt  verknüpften.  Es  handelt 
sic  h  also  nur  um  eine  Analogie  der  Verwandtschaft.  Doch 
praktisch,  z.  B.  bezüglich  der  Vertretung  des  Kindes,  der  Sorge 
für  seine  Person,  seine  Erziehung  etc.,  sichert  diese  Bestimmung 
der  Mutter  die  Stellung  der  ehelichen  Mutter,  genauer  die 
Stellung  des  ehelichen  Vaters. 

2.  Die  Mutter  ist  vorzüglich  dazn  verpflichtet,  dem  Kinde  Unter- 
halt zu  gewähren  (der  Vater  ist  es  nur  subsidiär);  doch  auch 
sie  nur.  soweit  das  Kind  bedürftig  ist  (also  noch  nichts  verdienen 
kann),  und  jedenfalls  nicht  über  dessen  Grossjährigkeit  hinaus. 
Der  Unterhalt  wird  bemessen  nach  den  Mitteln  der  Mutter,  d.  h. 
entsprechend  ihrem  Vermögen  und  Verdienst  (Lohn). 

•i.  Das  uneheliche  Kind  beerbt  die  Mutter,  aber  nur  im  Errungen- 
schaftsgut. Erbgut  erstirbt  den  ehelichen  Verwandten.  Kon- 
kurrieren eheliche  und  uneheliche  Kinder,  so  ist  durch  komplizierte 
Bestimmungen  dafür  Sorge  getragen,  dass  die  unehelichen  Kinder 
niemals  günstiger  als  die  ehelichen  stehen,  vor  allem,  dass  die 
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eheliche  Tochter  nicht  weniger  erbt,  als  der  uneheliche  Sohn, 
während  sonst  die  Schwester  neben  einem  ehelichen  Bruder  einen 
geringeren  Anteil  (als  Deszendentin)  oder  gar  keinen  (als  Kolla- 
terale) erhält. 

4.  Die  Mutter  beerbt  das  uneheliche  Kind  unter  den  gleichen  Vor- 
aussetzungen wie  das  eheliche.1) 

3.  Kinder  aas  ungültigen  Ehen 

Die  Kinder  aus  ungültigen  Ehen  „behalten,  sagt  t>  Dil1,  alle 
Rechte  ehelicher  Kinder"  und  zwar  immer  unabhängig  vom  guten 
oder  bösen  Glauben  der  Eltern  (wie  im  Prenss.  Landrecht  II,  2, 
§  50).  Von  den  entsprechenden  Pflichten  schweigt  das  Gesetz, 
und  die  Frage,  ob  diese  Kinder  nötigenfalls  Alimente  den  Eltern  zu 
leisten  haben  etc.,  ist  schon  jetzt  streitig.  Grösstenteils  neigt  man 
dazu,  die  Pflichten  zu  leugnen,  da  ja  das  Gesetz  ausdrücklich  den 
Zweck  verfolgt,  die  Lage  der  Kinder  zu  verbessern  und  nicht  ihnen 
neue  Lasten  aufzuerlegen.  Andererseits  widerspricht  eine  solche 
Lösung  der  ausgesprochenen  Tendenz  des  Gesetzes,  unter  keinen  Um- 
ständen den  unehelichen  Kindern  eine  vorteilhaftere  Stellung  einzu- 
räumen, als  den  ehelichen.  Es  liegt  hier  eine  Lücke  im  Gesetze  vor: 
doch  ist  wohl  der  ersten  Meinung  zuzustimmen.  Nach  Trennung 
der  Eltern  verbleiben  die  Kinder  bei  dem  Elternteil,  dem  sie  zuge- 
sprochen sind  oder  laut  Übereinkunft  der  Eltern  anvertraut  werden 
sollen.  Dieser  Elternteil  übt  auch  die  elterliche  Gewalt  aus,  der 
andere  hat  nur  das  Recht  der  Zusammenkunft  mit  den  Kindern. 
Ist  jener  aber  gestorben  oder  dauernd  verhindert,  die  elterliche  Ge- 
walt auszuüben,  so  lebt  die  Gewalt  des  anderen  Elternteiles  wieder 
auf,  es  sei  denn,  dass  die  Yorraundschaftebehurde  es  im  Interesse  der 
Kinder  für  geboten  hält,  ihnen  einen  besonderen  Vormund  zu  be- 
stellen <3  131 2-131«). 

4.  Legitimation  unehelicher  Kinder. 

Das  neue  Gesetz  erleichtert  endlich  die  Legitimation  unehe- 
licher Kinder,  indem  es  das  Verbot  aufhebt,  Kinder  zu  legitimieren, 
die  im  Ehebruch  gezeugt  wurden  (bis  ein  Eltern  teil  noch  in  der 
Ehe  lebte);  es  hat  aber  die  frühere  Beschränkung  beibehalten,  dass 
nur  die  christliche  Ehe  eine  legitimatio  per  subseuuens  matrimonium 

')  Man  beachte,  dass  nach  russischem  Rechte  der  Güterstand  aller 
Kinder,  auch  der  ehelichen,  immer  die  volle  Gütertrennung  ist. 
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herbeizuführen  imstande  sei,  nicht  aber  die  der  Juden  Mohammedaner 
und  Heiden.  Ferner  gestattet  das  Gesetz,  und  zwar  unter  gewissen 
Erleichterungen,  seine  eigenen  unehelichen  Kinder  zu  adoptieren, 
was  nach  der  bisherigen  Praxis  vielfach  für  unzulässig  angesehen  wurde. 

II.  Handelsrecht 

Nicht  unergiebig  waren  die  Jahre  1809—1902  auch  für  die 
Weiterentwickelung  des  Handelsrechts.   Hier  überragt  an  Bedeutung 
alles  andere  die  neue  russische  Wechselordnung  vom  27.  Mai  1902. 
Das  Interesse  für  dieselbe  ist  naturgemäss  in  Westeuropa  ein  besonders 
grosses,  da  ja  der  Wechsel  ein  eminent  internationales  Gebilde  ist 
und    die    neue    russische    Wechselordnung    auch  beachtenswerte 
Neuerungen  bringt,  wenn  sie  im  allgemeinen  sich  auch  recht  eng 
an  die  deutsche  Wechselordnung  schliesst.    Daher  erscheint  eine 
Übersetzung  derselben  in  extenso  als  Anlage1)  zu  diesem  Bericht,  und 
der  Leser  wird  sich  ein  selbständiges  Urteil  über  dieselbe  bilden 
können.    Nur  eine  flüchtige  Bemerkung  sei  mir  erlaubt  über  eine 
Eigentümlichkeit  des  Gesetzes,   welche  dem  mit  russischen  Ver- 
hältnissen nicht  vertrauten  Leser  unverständlich  bleiben  und  darum 
unverständig  erscheinen  kann.    Ich  meine  das  System  des  Gesetzes, 
nach  welchem  der  trassierte  Wechsel  dem  Eigenwechsel  gegenüber 
zurücktritt.    Dieser  Umstand  beruht  darauf,  dass  in  Rnssland  die 
Tratte  sich  nicht  eingebürgert  hat.    Im  Inlandverkehr  kommt  sie  so 
gut  wie  gar  nicht  vor  und  taucht  nur  auf  zur  Abwickelung  von 
Geschäften  mit  dem  Auslande.    Auch  scheint  kein  Bedürfnis  nach 
ihr  für  die  Zukunft  vorzuliegen. 

Die  sonstigen  handelsrechtlichen  Gesetze  haben  eine  geringere 
Tragweite,  hauptsächlich  weil  sie  meist  kasuistisch  auf  einzelne  Fälle 
zugeschnitten  sind.    So  ist  z.  B.  in  diesen  Jahren  eine  Reihe  neuer 
Bestimmungen  über  die  Börsen  erlassen  worden,  namentlich  sind 
neue  Getreidebörsen  (Elisavetgrad,  Borisoglebsk)  oder  Produkten- 
börsen (z.  B.  Zarizyn,  Perm  u.  s  w.)  eröffnet  worden,  endlich  schon 
bestehende  reformiert.    Für  eine  jede  Börse  (in  St.  Petersburg  für 
beide  —  die  alt*-,  allgemeine,  und  die  neue  Getreidebörse)  sind  aber 
Spezialgesetze  erlassen,  die  nicht  einzeln  erörtert  werden  können. 
Es  soll  nur  auf  einige,  wohl  für  ein  zukünftiges  allgemeines  Börsen- 
g.'setz   vorbildliche  Neuerungen  hingewiesen  werden,  die  im  Zu- 
sammenhange mit  der  Eröffnung  einer  selbständigen  Fondsabteilung 
h  S.  1200  ff. 
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an  der  St.  Petersburger  Börse  stehen.  Diese,  durch  das  Interims- 
gesetz 1901  No.  7H  ins  Leben  gerufene  und  durch  ein  auf  Grund 
desselben  vom  Finanzminister  erlassenes  Keglement  genauer  geregelte 
Abteilung  ist  auf  neue  Grundlagen  gestellt  im  Vergleich  mit  dem 
bisherigen  Rechtszustande.  Mitglieder  der  Fondsabteilung  können 
nur  Bankiers  und  Vertreter  von  Bankinstituten  sein,  wobei  ein  jedes 
Mitglied  einen  Hevollmächt  igten  und  dieser  wieder  zwei  Gehilfen 
haben  kann.  Die  Mitglieder  bilden  eine  geschlossene  Korporation. 
Um  aufgenommen  zu  werden,  mnss  man  1.  die  Empfehlung  zweier 
Mitglieder  beibringen  und  2.  darauf  mit  Stimmenmehrheit  vom  Vor- 
stande in  geheimer  Abstimmung  gewählt  werden.  Der  Vorstand 
hat  vor  der  Wahl  genaue  Erkundigungen  einzuziehen  über  die  Person 
und  das  Geschäft  des  Kandidaten.  Die  Leitung  der  Börse  liegt  — 
neben  der  Mitgliederversammlung,  deren  Hauptfunktion  jedoch  in  der 
Walü  des  Vorstandes  besteht,  —  in  der  Hand  des  Vorstandes,  dem 
eine  weitgehende  Disziplinargewalt  über  die  Mitglieder  zusteht.  Der 
Vorstand  ist  zugleich  Zulassungsstelle  und  Schiedsgericht  (nach 
deutscher  Terminologie).  Für  diese  Bestimmungen  war  vorbildlich 
die  Organisation  des  Londoner  Stock  Exchange,  insbesondere  dessen 
Committee  for  general  purposes.  Das  für  den  Verkehr  mit  den 
Outsiders  (der  wunde  Punkt  auch  der  russischen  Börse!)  entscheidende 
Element,  —  die  Makler  sind  hingegen  mehr  im  Anschlnss  an  das 
Institut  der  pariser  agents  de  change  (mit  erheblichen  Abweichungen) 
organisiert.  Die  Makler  werden  aus  der  Zahl  der  Mitglieder  der 
Börsenkorporation  vom  Finanzminister  ernannt,  weiden  beeidigt  und 
müssen  15000  Rubel  Kaution  stellen.  Sie  schliesseu  Geschäfte  ab  nur 
für  fremde  Rechnung,  aber  auf  eigenen  Namen,  also  als  Kommissionäre, 
die  dem  dritten  Kontrahenten  selbst  haften.  Das  Börsenpublikuin 
(die  Nichtmitglieder)  ist  sehr  beschränkt  und  kann  nur  durch  die 
Makler  abschliessen.  Die  Kontrolle  der  Regierung  ist  eine  weit- 
gehende; bei  der  Feststellung  der  Börsenpreise  (Bulletins)  nimmt 
ein  Vertreter  des  Finanzministeriums  teil  an  der  sogen.  Kotiernngs- 
kommission.  Im  Anschluss  an  diese  Neuordnung  sind  durch  Erlass 
des  Finanzministers  vom  5.  September  1902  die  Zulassungsbedingungeu 
der  Wertpapiere  (z.  B.  darf  der  Nennwert  aller  Stücke  nicht  weniger 
als  500000  Rubel  betragen)  und  der  Prospektzwang  geregelt.  Form 
und  Inhalt  des  Prospekts  entsprechen  im  allgemeinen  den  Forderungen, 
die  der  Bundesratsbeschlnss  vom  11.  Dezember  1800  für  Deutschland 
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stellt.  —  Schon  vorher  war  durch  Gesetz  vom  12.  Juni  1902  (Xo.  941)  die 
Haftung:  der  Personen,  welche  Wertpapiere  an  der  St.  Petersburger 
Fondsbörse  einführen,  geregelt.  Sie  haften  für  den  Schaden,  der 
entstanden  ist  infolge  von  Unrichtigkeit  der  Tatsachen,  die  bei  der 
Emission  des  Wertpapieres  angegeben  wurden  (jetzt  also  —  im 
Prospekt)  und  die  wesentlich  sind  für  die  richtige  Beurteilung  des 
Wertes  des  Papieres  und  der  finanziellen  Lage  des  Unternehmens, 
welches  das  Wertpapier  emittiert.  Es  wird  nicht  zwischen  positiven 
und  negativen  Unrichtigkeiten  unterschieden,  auch  nicht  zwischen 
dolus  und  culpa.  Per  Umfang  der  Schadensersatzpflicht  wird  durch 
die  Kursdifferenzen  bestimmt;  der  Anspruch  auf  Ersatz  verjährt  in 
drei  Jahren,  vom  Tage  der  Publikation  des  Prospektes  im  Anzeiger 
des  Finanzministeriums  an  gerechnet. 

Gleichfalls  durch  eine  Reihe  von  Spezialgesetzen,  die  häufig 
sogar  den  Charakter  von  Gelegenheitsgesetzen  haben,  ist  das  Finanz- 
ministerium gegen  die  Übelstände  vorgegangen,  welche  in  den  Aktien- 
unternehmungen in  den  letzten  Jahren  besonders  stark  zutage  getreten 
sind,  namentlich  während  des  Prozesses  gegen  die  Leiter  der  Char- 
kower Handelsbank  und  der  Charkower  Agrarbank.  Durch  Gesetz 
vom  29.  April  1902  (No.  594)  „über  Konsolidierung  der  Tätigkeit 
der  Privatbanken44  ist  a)  in  bezng  auf  die  Handelsbanken  auf  Aktien 
bestimmt,  dass  dem  Leiter  (Verwalter)  der  Pank  und  den  Angestellten 
in  keiner  Form  Kredit  darin  gewährt  werden  soll,  und  dass  der 
Finanzminister  eine  Revision  der  Hank  anordnen  kann,  sobald  eine 
Minderheit,  die  des  Grundkapitals  repräsentiert,  einen  dahin- 
gehenden Antrag  stellt,  b)  Ähnliche  Regeln  sind  getroffen  für  die 
Agrarbanken  auf  Aktien,  die  städtischen  Kreditanstalten  und  einige 
andere,  soweit  es  sich  um  eine  Revision  seitens  der  Regierung  haudelt. 
Zugleich  sind  Bestimmungen  getroffen,  dass  etwaige  freie  Gelder  bei 
Privatbanken  angelegt  werden  können,  doch  nur  so,  dass  bei  jeder 
einzelnen  Pank  nicht  mehr  als  1  10  des  Kapitals  der  Agrarbank  etc. 
angelegt  sein  kann  und  diese  Summe  auch  nicht  mehr  als  1  ,0  des 
Kapitals  der  Privatbank,  bei  der  angelegt  wird,  betragen  darf.  Diese 
Bestimmung  .soll  dem  vorbeugen,  dass  eine  Handelsbank  sich  mit 
einer  Agrarbank  liiert,  alle  freien  Mittel  der  letzteren  an  sich  zieht 
und  eventuell  sie  in  Spekulation  aufgehen  lässt  —  wie  dies  eben 
von  der  Charkower  Handelsbank  der  Agrarbank  gegenüber  geschehen 
ist.   Ein  Gesetz  vom  11.  April  1900  bestimmt,  dass  neu  zu  gründende 
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Aktiengesellschaften  zum  Betriebe  von  Zuckerfabriken  nur  auf  den 
Namen  lautende  Aktien  im  Werte  nicht  unter  1000  Rnb.  emittieren 
sollen.  Durch  zwei  Erlasse  von  1900  und  1901  sind  Form  und  In- 
halt der  Jahresberichte  von  Versicherungsgesellschaften  auf  Aktien 
abgeändert  und  so  weiter.  Diese  Zersplitterung  der  Gesetzgebung 
auf  dem  Gebiete  des  Aktienrechtes  erklärt  sich  daraus,  dass  wir  ein 
solches  iu  Russland  überhaupt  nicht  haben;  das  wenige,  was  der  Zivil- 
kodex davon  enthält,  stammt  fast  alles  ans  dem  Jahre  IH'M,  das 
Handelsgesetzbuch  schweigt!  Da  aber  das  Konzessionssystem  herrscht, 
erhält  jede  Satzung  die  Form  eines  Spezialgesetzes  oder  eines  dem 
ministeriellen  Rechtsverordnung,  die  alle  in  der  Gesetzessammlung 
publiziert  werden.  Es  ist  nicht  leicht,  sich  eine  Vorstellung  da- 
von zu  bilden,  was  für  eine  bunte  Reihe  von  Vorschriften  es  ab- 
gibt; alle  Richtungen,  alle  wechselnden  Tendenzen  der  Regierung 
den  Aktiengesellschaften  gegenüber  spiegeln  sich  darin  wieder!  Doch 
wird  es,  scheinbar,  schon  zu  bunt.  1900  hat  die  Regierung  einen 
allerdings  äusserst  schüchternen  Versuch  gemacht,  das  Problem  des 
Aktienrechtes  als  ganzes  ins  Auge  zu  fassen.  Das  Gesetz  vom 
21.  Dezember  1900  ist  nur  eine  „Interimsmassregel",  wie  es  selbst 
sagt,  und  betrifft  bloss  die  Organisation  und  die  Einberufung  der 
Generalversammlungen  und  der  Revisionskommissionen.1)  und  auch 
nur  solcher  Gesellschaften,  deren  Aktien  auf  der  Börse  kotiert  werden, 
sowie  aller  Kredit-  und  Versicherungsgesellschaften.  In  dieser  engen 
Umgrenzung  aber  werden  alle  entgegenstehenden  Bestimmungen  der 
einzelnen  Satzungen  abgeändert.  Die  Bestimmungen  über  die  Ein- 
berufung der  Generalversammlung  sollen  den  Mitgliedern  besser  als 
jetzt  die  Möglichkeit  garantieren,  wirklich  informiert  zu  sein.  Ab- 
gesehen von  der  Publikation  kann  ein  jedes  Mitglied  verlangen,  dass  es 
brieflich  benachrichtigt  werde,  und  zwar  ohne  eine  Aktie  zu  deponieren, 
wie  das  deutsche  H.-G.-H.  $  257  verlangt.  Die  Tagesordnung  muss 
„genau-'  angegeben  sein.  Die  Vorschläge  des  Vorstandes  über  die 
auf  der  Tagesordnung  stehenden  Fragen  müssen  in  genügender  An- 
zahl gedruckt  werden  und  mindestens  7  Tage  vor  der  Versammlung 
den  Aktionären  zur  Einsicht  aufliegen.  Die  sonstigen  Bestimmungen 
über  die  Prüfung  der  Rechte  der  Aktionäre,  welche  an  der  General- 

')  Diese  Beschränkung  beweist,  dass  es  ein  Gelegeuheitsgesetz  ist. 
Über  die  wichtigeren  Fragen  der  tiritndung  etc.  schweigt  es.  weil  sich  in 
der  letzten  Zeit  Missbräuche  hauptsächlich  auf  jenen  Gebieten  zeigten. 
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Versammlung  teilnehmen  wollen,  weichen  von  den  üblichen  nur 
wenig  ab.  Über  die  Geschäftsordnung  in  der  Generalversammlung 
wird  bestimmt,  dass  ein  genaues  Protokoll  der  Verhandlungen  zu 
fuhren  ist  durch  eine  von  dem  Vorsitzenden  zugezogene  Person  (es 
braucht  nicht  ein  Notar  zu  sein),  wobei  der  Vorsitzende  selbst,  sowie 
mindestens  drei  Aktionäre  die  Richtigkeit  des  Protokolls  bescheinigen 
müssen.  Jeder  Aktionär  kann  eine  beglaubigte  Abschrift  davon  ver- 
langen. Die  Generalversammlung  ist  beschlußfähig,  wenn  1  f,  des 
Grundkapitals,  und  zur  Entscheidung  über  Änderung  des  Grund- 
kapitals, Emission  von  Obligationen,  Änderung  der  Satzung  und 
Liquidation  —  wenn  1/2  des  Grundkapitals  darin  vertreten  ist.  Da- 
durch soll  der  häufigen  Besehlnssnnfähigkeit  vorgebeugt  werden. 
Aktionäre,  welche  in  ihrer  Gesellschaft  irgend  welches  Amt  bekleiden, 
können  in  bestimmten  Fällen  nicht  an  der  Abstimmung  teilnehmen, 
und  in  einigen  Kategorien  von  Gesellschaften  überhaupt  nie  auf  Grund 
einer  Vollmacht,  Die  Abstimmung  ist  eine  geheime,  wenn  auch 
nur  ein  Mitglied  der  Versammlung  es  verlangt.  Aktionäre,  deren 
Aktien  zusammen  J/M  des  Grundkapitals  betragen,  können  unter 
genauer  Angabe  der  Tagesordnung  von  dem  Vorstande  die  Einberufung 
der  Generalversammlung  verlangen.  Ein  Mittel,  den  Widerstand  da- 
gegen von  seiten  des  Vorstandes  zu  brechen,  ist  nicht  gegeben;  es 
bleibt  also  der  Minderheit  nur  der  langwierige  Weg  des  ordentlichen 
'  Prozesses  offen. 

Die  übrigen  Bestimmungen  betreffen  die  Kommission  ans 
5  Revisoren,  welche  jährlich  im  voraus  gewählt  werden  soll,  um  den 
Jahresbericht  und  die  Bilanz  zu  überprüfen,  und  zwar  im  Znsammen- 
hange mit  einer  rechnerischen  und  sachlichen  Revision  der  Kasse, 
des  sonstigen  Vermögens  der  Gesellschaft,  der  Anlagen  etc.  Sie  soll 
alle  Bücher  und  auch  den  Plan  der  weiteren  Operationen  einsehen  etc. 
Sie  kann  nötigenfalls  die  Einberufung  einer  ausserordentlichen 
Generalversammlung  verlangen.  Bei  der  Besetzung  dieses  neuen 
Organs  ist  gleichfalls  ein  bisher  unbekanntes  Minderheitsrecht  ge- 
währt: Aktionäre,  deren  Aktien  zusammen  \B  der  in  der  General- 
versammlung vertretenen  Aktien  ausmachen,  können  als  besondere 
Fraktion  einen  von  den  .r>  Revisoren  wählen,  nehmen  aber  dann  an 
der  Wahl  der  übrigen  nicht  mehr  teil.  Die  allgemeine  Tendenz  des 
neuen  Gesetzes  ist  also,  Minderheitsrechte  zn  schallen  und  die  be- 
stehenden zu  stärken. 
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Eine  andere  einfachere  Gesellschaftsform,  die  sog-.  Artel,  hat 
im  Gegensatz  zur  Aktiengesellschaft  eine  prinzipielle  Neuordnung 
erhalten  durch  das  Gesetz  vom  1.  Juni  l!H)2  (No.  705).  Unter 
„Artel-  versteht  das  Gesetz  eine  Genossenschaft,  welche  sich  bildet, 
um  unter  persönlicher  Beteiligung  der  Mitglieder  irgend  welche 
Arbeiten  auszuführen  oder  ein  Gewerbe  zu  betreiben,  und  zwar  auf 
gemeinsame  Rechnung  der  Genossen  und  unter  ihrer  solidarischen 
Haftung.  Es  ist  also  eine  Assoziation  von  Arbeitern  oder  Hand- 
werkern, die  gemeinsam  Arbeiten  ausfuhren,  welche  grösstenteils 
wenig  oder  gar  kein  Kapital  voraussetzen.  Wenn  die  Artel  somit 
in  ihrer  sozialen  Bedeutung  der  Genossenschaft  des  deutschen  oder 
der  societe  ä  capital  variable  des  französischen  Rechts  einigermassen 
entspricht,  so  hat  doch  bei  der  Artel  die  noch  geringere  Rolle  des 
Kapitals  Einfluss  auf  ihre  Struktur.  Die  Geschichte  und  gewohnheits- 
rechtliche Gestaltung  dieser  Form  von  Assoziation  kann  hier  über- 
gangen werden,  da  es  in  der  deutscher  Literatur  ein  Buch  gibt, 
welches  Aufschluss  darüber  gibt:  Stakur,  Uber  Ursprung,  Geschichte, 
Wesen  und  Bedeutung  der  russischen  Arteis,  1891.  Das  neue  Gesetz 
rechnet  damit,  dass  es  mit  einem  äusserst  volkstümlichen,  sehr  ver- 
breiteten und  die  mannigfaltigsten  Gestaltungen  annehmenden  Institut 
zu  tun  hat,  das  sich  noch  fortbildet  ;  es  gibt  daher  nur  summarische 
Bestimmungen  über  die  Hauptpunkte.  Sie  sind  aber  von  grosser 
Bedeutung,  weil  sie  einige  von  den  Hindernissen  forträumen,  die 
einer  freieren  Entwicklung  der  Arteli  im  Wege  standen.  Früher 
wurde  nämlich  für  diese  kleinen,  5  50  Mitglieder  umfassenden,  Ge- 
nossenschaften nicht  nur  die  Konzession  gefordert,  sondern  diese 
konnte  nur  von  den  Ministern  erteilt  werden.  Nun  hat  man  auf 
Grund  einiger  Dutzend  Fälle  ausgerechnet,  dass  im  Durchschnitt  von 
der  Einreichung  des  Gesuches  um  Konzession  bis  zur  Gewährung 
iUO  Tage  vergingen  -  also  etwa  ein  Jahr.  In  dieser  Zeit  waren 
die  Gründer  häufig  nicht  mehr  da!  Natürlich  blieben  die  meisten 
Genossenschaften  ohne  Konzession,  waren  also  „rechtlose"  Vereine. 
Jetzt  kann  die  Konzession  vom  Gouverneur  erteilt  werden.  Ks 
können  aber  auch  Arteli  ohne  Konzession  entstehen,  auf  Grund  eines 
Vertrages;  dann  unterstehen  sie  den  Regeln  des  Gesellsehaftsvertrages. 

Die  Konzession  wird  erteilt,  wenn  mindestens  fünf  Mitglieder 
darum  nachsuchen  und  eine  Satzung  der  kompetenten  Behörde  vor- 
legen, welche  über  die  vom  Gesetz  vorgeschriebenen  Punkte  Be- 
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Stimmungen  enthält,  d.  h.  Firma,  Zweck,  Mitgliedschaft,  Beiträge, 
Haftung,  Vorteilung  des  Erlöses,  Verwaltung,  Rechnungslegung, 
Liquidation  und  noch  einige  Fragen  von  minderer  Bedeutung  regelt. 
Das  Finanzministerium  wird  Mnstersatzungen  veröffentlichen,  an  die 
sich  die  Gründer  im  allgemeinen  werden  halten  müssen,  um  auf 
schnelle  Konzession  rechuen  zu  können.  Ist  die  Konzession  erteilt  (ein 
Register  der  Genossenschaften  gibt  es  nicht),  so  konstituiert  sich  die 
Genossenschaft  in  ihrer  ersten  Generalversammlung.  Von  diesem 
Moment  an  gilt  sie  als  juristische  Person,  die  in  eigenem  Namen 
erwerben  kann,  prozessfällig  ist  etc.  Mitglieder  können  sein  Männer 
und  Frauen  (die  Artel  ist  nicht  selten  gemischt»,  auch  Minderjährige. 
Letztere  haben  aber  kein  Stimmrecht  in  der  Generalversammlung 
welche  die  Genossenschaft  leitet  und  die  Disziplinargewalt  Aber  die 
Mitglieder  ausübt.  Ein  Vorstand  ist  nicht  obligatorisch.  Die 
Pflichten  der  Mitglieder  sind  vor  allem:  persönliche  Beteiligung  an 
der  gemeinsamen  Arbeit,  die  die  Grundlage  des  Institut*  bildet; 
ferner,  falls  dies  vorgesehen  ist,  Beiträge  in  Geld  oder  Arbeitsgerät 
etc.  zu  leisten,  wobei  diese  Beiträge  gleiche  sein  müssen.  Der 
Gewinnanteil  bestimmt  sich  nach  der  persönlich  geleisteten  Arbeit 
und  wird  von  der  Generalversammlung  festgesetzt.  Die  Haftung 
der  Mitglieder  charakterisiert  sich  als  r unbegrenzte  Nachschusspfücht". 
da  prima  facie  das  Genossenschafts  vermögen  den  Gläubigern  haftet. 
Dies  entspricht  auch  dem  Sinne  des  gewohnheitsreehtlichen  Hegriffs 
der  „krugovaja  porukau,  Haftung  eines  jeden  für  alle  und  aller  für 
jeden.  Doch  kann  durch  ausdrückliche  Bestimmung  der  Satzung  die 
Nachschnsspflicht  zu  einer  beschränkten  gemacht  werden;  in  keinem 
Falle  ist  aber  die  Artel  eine  Genossenschaft  m.  b.  H.  im  Sinne  des 
deutschen  Rechtes.  Austritt  und  Auflösung  sind  wie  beim  Ge- 
sellsehaftsvertrage  geregelt,  insbesondere  haftet  das  ausgetretene  oder 
ausgeschlossene  Mitglied  weiter  im  Laufe  eines  Jahres.  Über  den 
Konkurs  ist  nichts  besonderes  vorgesehen,  da  das  Vermögen  der  Arteli 
gewöhnlich  sehr  gering  ist. 

Auf  dem  Gebiete  des  Handelsrechtes  wäre  noch  eine  Reihe 
von  Spezialvorschriften  zu  erwähnen  über  einzelne  Lagerhäuser  (ein 
jedes  erhält  seine  besondere  Satzung)  und  Lagerscheitle  und  über  die 
Kreditoperationen  der  Eisenbahnen  gegen  Verpfändung  rollender 
oder  lagernder  Ware  (zum  Teil  nach  amerikanischem  Mnsterl.  Doch 
niuss  ich  mich  beschränken,  um  noch  eine  kurze  Übersicht  über  die 
Gesetzgebung  auf  dem  Gebiete  des  Schiftahrtsrechtes  geben  zu  können. 
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Die  Binnenschiffahrt  betreffen  mehrere  ministerielle  Rechts- 
verordnungen: (No.  12S1),  1900  (No.  00:5)  über  die  allgemeinen 
Kegeln  der  Binnenschiffahrt,  darunter  namentlich  über  Reorganisation 
der  Registrierung  der  Schiffe,  und  1901  (No.  727)  über  die  sanitäre 
Lage  der  Schiffe  und  der  Mannschaft.  Besondere  Aufmerksamkeit  soll 
aber  von  nnn  an  der  Handelsseeschiffahrt  gewidmet  werden,  und  um 
die  Entwickelnng  der  Handelsflotte  zu  fordern,  ist.  wie  üblich,  durch 
Gesetz  vom  7.  November  11*02  eine  ..Generalverwaltung  der  Handels- 
schiffahrt  und  der  Häfen"  mit  den  Rechten  eines  selbständigen 
Ministeriums  geschaffen  worden.  Dieselbe  hat  sich  aVier  noch  nicht 
betätigen  können.  Mittlerweile  waren  schon  einige  Reformen  auf 
diesem  Gebiete  durchgeführt.  Durch  Gesetz  von  11*01  (No.  1  :;♦»(» )  ist  die 
Verwaltung  der  Seehäfen  (Schiffregister  etc.)  reformiert.  1002  iNo.  50*5) 
sind  die  Qualifikation,  die  Rechte  und  Pflichten  der  Schiffer  neu  ge- 
regelt; (No.  4'W)  einige  Erleichterungen  beim  Abschlüsse  des  Dienst- 
vertrages mit  der  Schiffsmannschaft  zugelassen;  (No.  7 DJ)  die  Führung 
des  Tagebuches  (Journals)  genauer  geregelt. 

III.  Zivilprozess. 

Auf  dem  Gebiete  des  Zivilprozesses  ist  endlich  die  Reform  des 
alten  Verfahrens,  welche  1804  begonnen  hat.  zum  Abschluss  ge- 
kommen, da  bis  1000  die  neue  Prozessordnung  von  1K04  auf  das 
ganze  Gebiet  des  Reiches1)  erstreckt  worden  ist.  Damit  wäre  jeden- 
falls ein  gewaltiger  Fortschritt  in  der  Rechtspflege  zu  konstatieren, 
wenn  die  Prozessordnung  bei  ihrer  Ausdehnung  auf  Sibiren  und  die 
Grenzprovinzen  nicht  durch  manche  unglückliche  Novelle  an  Folge- 
richtigkeit und  praktischem  Werte  eingebüsst  hätte.  Wenn  aber 
Sibirien,  Mittelasien  und  der  Kaukasus  trotzdem  ohne  Zweifel  eine 
bedeutende  Verbesserung  ihrer  Rechtslage  zu  verzeichnen  haben,  ist. 
im  europäischen  Russland  die  verhältnismässig  so  vollkommene  Prozess- 
ordnung von  1804  immer  mehr,  auch  in  diesen  Jahren,  durch  das 
Institut  der  Landhauptleute  zurückgedrängt  worden,  soweit  es  sich 
um  die  geringeren,  aber  bei  der  Armut  der  Landbevölkerung  jeden- 
falls sehr  wesentlichen  Interessen  handelt,  die  zu  den  niederen  Ge- 
richten ressortieren.  Der  Landhauptmannn  ist  vor  allem  Administrativ- 
beamter mit  der  Aufgabe,  «Vormund-  der  Bauern  zu  sein,  sie  nach  allen 

')  Mit  alleiniger  Ausnahme  eines  Kinrisenstammes  im  Gouvernement 
Astrachan,  den  mau  vergessen  zu  hubeu  scheint. 

Jalnbm  h  der  Internat.  Verelnlsunjr.  6.  u.  7.  Bd.  82 
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Seiten  Ii i n  zu  überwachen  (z.  Ii.  für  ihre  Verpflegung  zu  sorgen, 
ihre  Vorräte  und  Gemeindegelder  zu  kontrollieren  und  unendlich 
vieles  mehr):  nebenher  ist,  er  auch  Richter  mit  der  Kompetenz  etwa 
eines  deutschen  Amtsrichters.  Für  ihn,  der  möglichst  viel  auf  In- 
spektionsreisen sich  befinden  soll,  ist  dieses  eine  sehr  lästige  Pflicht,  um 
so  mehr  als  er  fast  nie  Jurist  ist.  sondern  grösstenteils  ein  Offizier, 
der  den  Dienst  früh  quittiert  hat;  so  vernachlässigt  er  die  Rechts- 
pflege, und  auch  da.  wo  er  ihr  genügt,  namentlich  aber  im  Zivil- 
prozess,  stiftet  er  ein  kaum  glaubliches  Chaos  an.  da  er  beinahe  an 
keine  prozessualen  Formen  gebunden  ist.  Die  Kegierung  besteht 
Jedoch  auf  dem  Institut,  weil  sie  hofft  durch  „Konzentration  der 
Gewalten"  einen  energischen  Einfluss  auf  die  Landbevölkerung  aus- 
üben zu  können.  Ks  liegt  aber  die  Gefahr  auf  der  Hand,  dass  gerade 
diese  Rückkehr  zur  patriarchalischen,  ganz  mittelalterlichen  Justiz  die 
Ansätze  von  modernem  Rechtsbewusstsein  in  der  Bauernbevülkerunp 
im  Keime  ersticken  wird. 

Neben  den  zwei  jetzt  prinzipiell  getrennten  Arten  der  Justiz,  der 
höheren,  nach  der  Prozessordnung  von  1804  organisierten,  die  dein 
Justizministerium  untersteht,  und  der  niederen,  nach  dem  Gesetz  über 
die  Landhauptleute  von  1889,  welche  dem  Ministerium  des  Inneren 
untersteht  und  die  fast  keine  Berührungspunkte  untereinander  auf- 
weisen, läuft  noch  eine  dritte,  die  einen  gewissen  Zusammenhang  mit 
der  zweiten  wahrt:  die  Justiz  der  Volksgerichte.  Im  europäischen 
Russland  ist  dieselbe  der  Kontrolle  der  Landhanptlente  unterworfen, 
in  den  östlichen  Grenzprovinzen  war  dieselbe  aber  bei  den  Ein- 
geborenen bis  jetzt  faktisch  autonom. 

In  diesen  Jahren  sind  nun  eine  Reihe  interessanter  Gesetze  er- 
lassen, durch  welche  die  Organisation  und  das  Verfahren  dieser  Volks- 
gerichte, deren  Kompetenz  im  asiatischen  Russland  eine  sehr  grosse 
st  (sie  umfasst  beinahe  alle  Sachen  unter  den  Eingeborenen),  geregelt 
wurde.  Die  wichtigsten  Gesetze  sind:  1899  (So.  334)  und  Ii»««» 
(So.  so:,)  über  die  Volksgerichte  in  Transkaukasien  und  1901  <Xo.  97*1 
„Über  Verwaltung  und  Gericht  bei  den  Xomaden  des  transbaikalischeii 
Gebietes-'.  Das  letzte  Gesetz  organisiert  das  Volksgericht  in  zwei 
Instanzen.  Die  erste  besteht  aus  eingeborenen  gewählten  Volks- 
richtern, die  /.weite,  für  einen  grösseren  Bezirk  funktionierende,  aus 
den  Vorsitzenden  der  ihm  unterstellten  Volksgerichte  erster  Instanz, 
während  in  dieser  zweiten  Instanz  ein  Beamter  den  Vorsitz  führt.  Als 
Ka>.-ationshof  fungiert  eine  periodische  Versammlung  der  in  zweiter 
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Instanz  Vorsitzenden  Beamten.  Das  Verfahren  ist  zweckmässig  ge- 
ordnet, ohne  dass  es  den  gewohnheitsrechtlichen  Normen,  welche 
diese  Gerichte  anwenden,  Zwang  antut;  es  ist  mündlich  und  Öffentlich. 
Ein  wesentlicher  Mangel  ist  aber  die  rein  administrative  Stellung 
der  Beamten,  die  den  Vorsitz  haben. 

Endlich  sei  erwähnt,  dass  Kussland  in  den  Jahren  18119  bis 
1902  einige  das  internationale  Privatrecht  betreffende  Konventionen1) 
abgeschlossen  hat.  1.  Juni  1899  ist  in  Russland  publiziert  worden  die 
am  2.  14.  November  189b'  und  10.  22.  Mai  1S97  im  Haag  abgeschlossene 
Konvention  über  einige  Fragen  des  internationalen  Privatrechts. 
28.  April  1899  ist  ein  Abkommen  mit  Österreich  publiziert  über 
den  unmittelbaren  Verkehr  der  Gerichte  untereinander  in  den  Orenz- 
provinzen.  2.  Juni  1901  ist  publiziert  die  Ergänzung  vom  4.  16.  Juni 
1H98  zu  der  Konvention  über  die  Beförderung  von  Eisenbahnfrachten 
vom  14.  Oktober  1890.  —  Zwei  Übereinkommen  sind  getroffen  zum 
gegenseitigen  Schutz  von  Warenzeichen  —  mit  der  Schweiz  (publiziert 
8.  September  1899)  und  mit  Schweden  (publiziert  9.  November  1901), 
und  zwei  Übereinkommen  über  gegenseitige  Anerkennung  von  Mess- 
briefen der  Handelsschiffe  —  mit  Deutschland  (publiziert  9.  April 
1902)  und  mit  Dänemark  (publiziert  2.  April  1902). 

Anlage. 

Die  neue  russische  Wechselordnung.'2) 

Übersetzt  und  mit  kurzen  Anmerkungen  versehen  von 
Friedrich  Schundorf,  Odessa. 

Einleitung. 

Art.  1.  Die  Wechsel  können  entweder  einfache  oder  gezogene  sein. 
Die  Bestimmungen  über  einfache  Wechsel  werden  auch  auf  die  gezogenen 
angewendet,  unter  Berücksichtigung  der  besonderen  Bestimmungen,  dio 
iu  betreff  derselben  in  der  11.  Abteilung  enthalten  sind. 

Zur  Erleichterung  der  Herstellung  von  Wechseln  entsprechend  den 
Bestimmungen  dieser  W.-O.  können  die  heiliegenden  Muster-Formen  von 
Wechseln  und  Indossamenten  dienen. 

"^TveTgl.  S.  1358. 
2)  Am  27.  Mai  IW2  wurde  in  Russland  die  neue  W.-O.  bestätigt, 
die  mit  dem  1.  Januar  1903  i alten  Stils)  für  das  gesamte  Reich,  mit  Aus- 
nahme Finnlands  und  Polens,  in  Kraft  tritt.  Sie  ist  also  bestimmt,  die 
geltende,  gänzlich  vcralteto  W.-O.  vom  Jahre  1832  zu  ersetzen.  Vergl.  die 
Übersetzung  und  Erläuterung  der  russischen  Wechselordnung  von  Kkyssnkr 
und  Nkchf.ckf.k  in  Bd.  53  von  Goi.dschmidts  Zeitschrift  für  das  gesamte 
Handelsrecht.  82* 
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In  Rußland  spielt  die  Hauptrolle  im  innern  Vorkehr  der  ein- 
fache i„ej«rrn<-~)  Wechsel,  während  der  gezogene  fast  ausschliesslich 
im  internationalen  Handelsverkehr  auftritt.  Daraus  erklärt  es  sich, 
warum  die  W.-O.  zuerst  vom  einfachen  Wechsel  spricht  und  dem 
gezogenen  (anders  als  im  deutsehen  Recht)  erst  die  zweite  Stelle 
einräumt. 

Art.  2.  Es  können  sich  durch  Wechsel,  sowohl  durch  einfache  als 
auch  durch  gezogene,  sämtliche  Personen  verpflichten,  denen  es  gesetzlich 
erlaubt  ist.  in  Schuldobligationen  einzutreten.  Von  dieser  allgemeinen 
Bestimmung  werden  ausgenommen:  1.  Personen  geistlichen  Standes  sämt- 
licher Religionsgemeinschaften  und  2.  Bauern,  die  keinen  Gnmdhesitz 
haben,  falls  dieselhen  keinen  Gewerbeschein  gelöst  haben.  Verheiratete 
Frauen  und  Mädchen,  die  von  den  Eltern  nicht  abgesondert,  wenn  auch 
volljährig  sind,  dürfen,  die  ersteren  ohne  Einwilligung  ihrer  Ehemänner, 
die  zweiten  ohne  Einwilligung  der  Eltern,  keine  Wechsel  auf  sich  aus- 
stellen, ebenso  auch  keine  Haftung  aus  denselben  übernehmen,  wenn  sie 
keinen  Handel  auf  eigenen  Namen  betreiben. 

Dieser  Artikel  wiederholt  leider  bloss  die  Bestimmung  der  alten 
W.-O.  Die  Beschränkung  der  allgemeinen  Wechselfähigkeit  hat  um 
so  weniger  Sinn  in  Russland,  als  z.  B.  die  Frauen  im  russischen  Recht 
im  allgemeinen^  von  ihren  Ehemännern  gänzlich  unabhängig  gestellt 
sind.  Die  Beschränkung  ihrer  Wechselfahigkeit.  die  aus  dem 
französischen  Recht  zu  uns  herübergeweht  wurde,  steht  also  im 
Widerspruch  zu  der  allgemeinen  Rechtslage  der  verheirateten  Frau  in 
Russland.  -  Dem  ausländischen  Leser  ist  wohl  der  Ausdruck:  „Bauern, 
die  keinen  Grundbesitz  haben",  unverständlich.  In  Russland  ist  eben 
ein  besonderer  Bauernstand  vorhanden,  zu  dem  man  der  Geburt  nach 
gehören  kann,  selbst  ohne  Landbesitz  zu  haben.  —  Unter  „nicht  ab- 
gesonderten Kindern"  versteht  das  russische  Hecht  solche,  die  kein 
Vermögen  von  ihren  Eltern  erhalten  haben. 

Abteilung  I. 
Von  einfachen  Wechseln. 

Kapitel  I. 

Von  der  Ausstellung  und  Zirkulation  einfacher  Wechsel. 

Abschnitt  I. 

Von  der  Ausstellung  einfacher  Wechsel. 
Art.  tf.  Der  Wechsel  wird  auf  dem  festgesetzten  Stempelpapier  ge- 
schrieben und  muss  euthalten:  1.  die  Bezeichnung  des  Ortes  und  der  Zeit 
(des  Jahres.  Monats  und  Datums)  der  Wechselausstellung:  2.  die  Benennung 
der  Urkunde  im  Text  derselben  durch  das  Wort  „Wechsel",  falls  sie  aber 
nicht  in  russischer  Sprache  geschrieben  ist,  durch  den  entsprechenden 
Ausdruck  der  Sprache,  in  der  sie  geschrieben  ist:  .\.  die  Erklärung  des 
Wechselgebers  im  Text  des  Wechsels,  dass  er  sich  zur  Zahlung  aus  dem 
Wechsel  verpflichtet:  4.  die  Bezeichnung  des  Familiennamens  oder  der 
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Firma  der  Person,  an  die  der  Wechsel  gegeben  wird  und  die  „der  erste 
Erwerber"  genannt  wird;  5.  die  Bezeichnung  der  der  Zahlung  unter- 
liegenden Geldsumme;  (>.  die  Bezeichnung  des  Zahlungstermins  und  7.  die 
Unterschrift  des  Wechselgebers. 

Art.  4.  Die  Wechselsumme  muss  durch  Buchstaben  bezeichnet  sein, 
wobei  sie  ausserdem  auch  durch  Ziffern  bezeichnet  sein  kann.  Wenn  die 
Wechselsumnie  durch  Buchstaben  mehreremal,  aber  nicht  in  gleicher  Höhe 
bezeichnet  igt.  so  gilt  als  verpflichtend  die  niedrigste  Summe. 

In  der  alten  W.-O.  wurde  die  Bezeichnung  der  Summe  durch 

Buchstaben  und  durch  Ziffern  verlangt.    Abs.  2  diesen  Artikels  .ist 

neu  und  entspricht  dem  deutschen  Wechselrecht. 

Art.  5.  Der  Zahlungstermin  des  Wechsels  kann  bloss  einer  für  die 
ganze  Wechselsumnie  sein  und  wird  auf  eine  der  folgenden  Arten  fest- 
gesetzt: 1.  auf  einen  bestimmten  Tag,  unter  Bezeichnung  des  Jahres. 
Monats  und  Datums:  2.  auf  eine  gewisse  Zeit  von  der  Wechselausstellung 
an;  M.  auf  Sicht:  4.  auf  eine  gewisse  Zeit  nach  Sicht;  n.  auf  einen  be- 
stimmten Jahrmarkt;  <>.  auf  Sicht  auf  einen  bestimmten  Jahrmarkt.  In 
den  letzten  zwei  Fällen  heisst  der  Wechsel  „Jahrmarktewechser.  Es  gilt 
aber  nicht  als  „ Jahrmarkts\vechselu  derjenige,  in  dem  ein  Jahrmarkt  zu- 
gleich mit  der  Bestimmung  eines  Zahlungstermins  bezeichnet  ist;  in 
diesem  Falle  hat  die  Bezeichnung  des  Jahrmarkts  bloss  die  Bedeutung  der 
Anweisung  eines  Zahlungsortes.  Wenn  der  Wechseltermin  auf  den  Be- 
ginn, die  Mitte  oder  das  Ende  des  Monats  festgesetzt  ist,  so  gilt  der 
Wechsel  als  auf  den  ersten,  fünfzehnten  oder  letzten  Tag  des  Jlonats 
geschrieben. 

Die  alte  W.-O.  kannte  noch  ausserdem  einen  „Gewohnheite- 
termin"  (a  uso).  Die  Jahrmärkte  (Messen)  haben  noch  in  Kussland 
eine  grosse  Bedeutung.  Die  alte  W.-O.  Hess  aber  bloss  solche  Jahr- 
marktswechsel zu,  deren  Termin  nicht  vor  Schluss  des  Jahrmärkte 
eintreten  sollte. 

Art.  (>.  Für  Wechsel,  die  „auf  Sicht"  oder  „auf  eine  gewisse  Zeit" 
nach  Sicht  ausgestellt  sind,  wird  im  Text  des  Wechsels  die  Festsetzung 
einer  besonderen  Frist  erlaubt,  bis  zu  deren  Ablauf  der  Wechsel  präsentiert 
werden  muss,  im  ersten  Falle  zur  Zahlung,  im  zweiten  zum  Vermerk  des 
Prasentatioiistages.  Diese  Frist  darf  nicht  12  Monate  überschreiten,  vom 
Tage  der  Wechselausstellung  an  gerechnet  (Art.  iJH  u.  42). 

Die  alte  W.-O.  üborliess  es  dem  Wechselgeher,  auch  eine  längere 
Frist  im  Wechsel  anzugeben. 

Art.  7.  Als  Zahlungsort  des  Wechsels  wird  der  Ort  seiner  Aus- 
stellung angesehen,  wenn  der  Wechselgeber  vor  seiner  Unterschrift  keinen 
anderen  Zahlungsort  im  Wechsel  angegeben  hat.  Ausser  dein  Zahlungsort 
kann  im  Wechsel  auch  das  Lokal  seihst  bezeichnet  werden,  wo  die 
Wechselzahlung  geleistet  werden  soll. 

Abs.  II  ist  eine  sehr  nützliche  Xeueruug,  die  dem  belgischen 
und  dem  italienischen  Recht  entnommen  ist.   Es  wird  dadurch  sowohl 
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die  rräsentation  des  Wechsels  zur  Zahlung,  als  auch  die  Protester- 
hebung mangels  Zahlung  erleichtert. 

Art.  8.  Der  Wechselgeber  kann  eine  besondere  Zahlungsperson  zur 
Leistung  der  Wechselzahlung  ernennen. 

Art.  i).  "Wenn  der  Wechsel geber  als  Analphabet  oder  au«  einem 
andern  (irunde  den  Wechsel  nicht  selber  unterschreiben  kann,  so  darf  auf 
sein  Ersuchen  die  Unterschrift  durch  eine  andere  Person  vollzogen  werden, 
aber  nicht  ander»  als  durch  eine  in  der  festgesetzten  Ordnung  zu  erfolgende 
Notariatsbescheinigung,  dass  der  Wechsel  auf  Ersuchen  des  Wechselgebers 
unterschrieben  wurde. 

Art.  10.  Der  Wechsel  kann  auch  von  mehreren  Wechselgebern 
unterschrieben  werden.  Ebenso  können  darin  mehrere  erste  Erwerber 
(Art.  3,  Z.  4)  bestimmt  werden.  Eine  Teilung  der  Wechselsuinme  wird 
aber  weder  zwischen  mehreren  Wechsel gebern,  noch  zwischen  mehreren 
ersten  Erwerbern  zugelassen. 

Die  alte  W.O.  Hess  eine  Wechselausstellung  durch  mehrere 
Personen  ebenfalls  zu,  es  war  aber  auch  die  Teilung  der  Wcchsel- 
Bumme  zwischen  mehreren  Personen  erlaubt. 

Art.  11.  Es  werden  im  Wechsel  keine  Vorbehalte  des  Inhalts  zu- 
gelassen, dass  die  Zahlungsverpflichtung  bloss  bedingt  gegeben  sei. 

Es  ist  dies  die  zum  Gesetz  erhobene  Anschauung  der  Theorie,  dass 
der  Wechsel  als  streng  formaler  Akt  immer  nur  bedingungslos  sein  kann. 
Art,  12.    Es  haben  keine  Kraft  in  den  Wechsel  eingefügte  Be- 
stimmungen Ober  Zahlung  der  Zinsen  oder  Uber  Konventionalstrafe  oder 
Ober  Befreiung  des  Wechselgebers  von  der  Befolgung  irgend  eines  der  in 
dieser  W.-O.  dargelegten  Sätze. 

Selbstverständlich  können  zwischen  den  Parteien  besonder.«  Ver- 
einbarungen getroffen  werden,  nur  dürfen  sie  nicht  im  Wechsel  aus- 
gedrückt werden,  sondern  in  einem  besonderen  Dokument. 

Art.  13.  Sämtliche  Korrekturen  im  Wechsel,  die  wesentliche 
(Art,  3)  Änderungen  seines  Inhalts  bilden,  müssen  vor  der  Unterschrift 
des  Wechselgcbers  erwähnt  werden.  Iu  Anbetracht  der  Wechselsumme 
werden  Änderungen  selbst  unter  solcher  Erwähnung  nicht  zugelassen. 
Abs.  II  entspricht  dem  alten  Recht, 
Art.  14.  Eine  Urkunde  die  auch  nur  einer  der  in  Art.  3 —5,  9—11 
und  13  gestellten  Anforderungen  nicht  genügt,  gilt  nicht  als  Wechsel,  und 
die  auf  solcher  Urkunde  vollzogenen  Unterschriften  und  Indossamente  haben 
keine  Wecbselkraft.  Ebensowenig  besitzt  diese  Kraft  ein  unterschriebenes 
Blankett  eines  Wechselpapiers,  solange  dieses  Blankett  nicht  mit  dem  in 
Art.  3  festgesetzten  Inhalt  des  Wechsels  ausgefüllt  ist. 

Abschnitt  II. 

Von  der  Übereignung')  und  Übergabe2)  der  einfachen  Wechsel. 
Art.  IT).    Der  Wechsel  muss,  um  in  bezug  auf  den  ersten  Erwerber 
in  Kraft  zu  treten,  ihm  vom  Wechselgeber  übereignet  werden. 

l)  Aushändigung. 
-)  Weitergabe. 
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Der  Artikel  wiederholt  das  alte  Recht  und  entspricht  auch  dem 
deutschen  Wechsclrecht. 

Art.  lti.  Der  Wechsel  tri  1t  als  vom  Wechselgeber  dem  ersten  Er- 
werber übereignet,  wenn  er  sich  im  Besitz  des  letztem  befindet,  ausser 
wenn  es  sich  herausstellen  sollte,  dass  eine  Übereignung  in  Wirklichkeit 
nicht  stattfand  und  dass  er  davon  wusste. 

Diese  Bestimmung,  die  eine  Neuerung  bildet  und  auch  dem 
deutschen  Wechselrecht  uultekaunt  ist.  verlangt  also  Gutgläubigkeit 
des  Erwerber«.  Das  onus  probandi  wird  wohl  dem  Wechselgeber  auf- 
zuerlegen sein. 

Art.  17.  Der  erste  Erwerber  des  Wechsels  ist  befugt,  denselben 
einer  anderen  Person  zu  Eigentum  zu  überleben.  Eben  so  ein  Recht  hat 
auch  jeder  folgende  Erwerber  des  Wechsels.  Der  Wechsel  kann  sowohl 
einem,  als  auch  mehreren  Erwerbern  Überleben  werden,  aber  ohne  Teilung 
der  Weehselsumme.  Er  kann  auch  einer  Person  übergeben  werden,  die 
schon  am  Wechsel  beteiligt  ist.  und  von  derselben  weiter  überleben  werden, 
ausser  an  den  Wechselireber1)  selbst,  dem  der  Wechsel  bloss  zur  Tilgung 
zurückgegeben  werden  kann. 

Vergl.  Art.  10  der  deutschen  W.-O.  Nach  dem  früheren  Rechte, 
das  als  wesentlichen  Bestandteil  des  Wechsels  hinter  der  Bezeichnung 
des  ersten  Enverbers  die  Hinzufügung  der  Worte:  „oder  an  seine 
Order1"  verlangte,  war  die  Zirkulationsfähigkeit  des  Wechsels  nicht 
so  selbstverständlich,  denn  sie  hing  eben  von  diesen  Worten  ab. 
Wurden  sie  z.  B.  versehentlich  in  den  Text  des  Wechsels  nicht  auf- 
genommen, so  konnte  der  Wechsel  nicht  indossiert  werden. 

Art.  18.  Die  Übergabe  des  Wechsels  wird  durch  eine  Aufschrift 
gekennzeichnet,  die  ..Indossament"2;  genannt  wird.  Das  Indossament  inuss 
die  Unterschrift  der  Person  enthalten,  die  den  Wechsel  übergibt,  und  kann 
entweder  Namcns-Indossatuent  sein,  wenn  darin  der  neue  Erwerber  be- 
zeichnet ist.  oder  Blanko-Indossament,  wenn  eine  solche  Bezeichnung  darin 
nicht  gemacht  worden  ist.  Im  letzteren  Falle  ist  jeder  Erwerber  des 
Wechsels  befugt,  denselben  einer  auderen  Person  zu  Ubergeben,  auch  ohne 
neues  Indossament. 

Die  alte  W.-O.  verlangt  beim  Namens-Indossament  auch  die  Be- 
zeichnung des  Ortes  und  der  Zeit  der  indossieruug. 

Art.  Ii).  Die  Blanko-  und  Namens-Indossamente  werden  auf  die 
Rückseite  des  Wechsels  geschrieben,  wobei  das  erste  Indossament,  wenn 
es  ein  Namens-Indossament  ist,  auch  auf  die  Vorderseite  geschrieben  oder 
dort  nur  begonnen  werden  darf.  Wenn  die  Rückseite  des  Wechsels  voll  be- 
schrieben ist.  so  werden  die  neuen  Indossamente  auf  einem  Anhängebogen 
fortgesetzt,  derart,  dass  das  erste  dieser  neuen  Indossamente  am  Ende  der 

M  Wechselaussteller. 

*)  Die  Bezeichnung  „Indossament-  kennt  eigentlich  das  russische 
Gesetz  nicht.  Die  wörtliche  Übersetzung  der  Bezeichnung  ist:  „Übergabe- 
Aufschrift"4.  Doch  hat  der  Übersetzer  die  technische  Benennung  „In- 
dossament" als  die  allgemein  übliche  vorgezogen. 
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Rückseite  des  Wechsels  beginnen  soll.    Die  Nichtbefolguug  dieser  Be- 
stimmungen  zieht  die   Unifülti^keit   der  Weehselübergabe   muh  sich 
Korrekturen  in  den  Indossamenten  werden  unter  einer  mit  entsprechender 
Unterschritt  versehenen  Erwähnung  derselben  zugelassen.    Ein  gänzlich 
durchstrichenes  Indossament  gilt  als  getilgt. 

Art.  20.  Jeder  Erwerber  eines  Wechsels  ist  befugt,  das  Blanko- 
indossament darauf  in  ein  Namens-Indossament  zu  verwandeln  durch  die 
Bezeichnung  des  folgenden  Erwerbers  des  Wechsels. 

Art.  21.  Der  Wechselbesitzer  ist  bei  der  Übergabe  des  Wechsels 
befuirt.  in  das  Indossament  den  Vorbehalt  aufzunehmen:  ..ohne  Obligo"1) 
(Art.  öl).  Ist  dieser  Vorbehalt  durchgestrichen,  so  gilt  er  bloss  dann  als 
getilgt,  wenn  seine  Tilgung  unter  Unterschrift  der  Person,  die  das  In- 
dossament ohne  Obliiro  gemacht  hat,  vermerkt  ist. 

Art.  22.  Die  Übergabe  des  Wechsels  kann  in  einem  besonderen 
Vorbehalt  von  dem  Wechselgeber  oder  von  einem  der  Indossanten  verboten 
werden,  und  ein  entgegen  diesem  Verbote  vollzogenes  Indossament  hat 
keine  Kraft  in  bezug  auf  den,  der  die  Ubertrabe  des  Wechsels  verboten  hat. 

Der  Artikel  enthält  nichts  neues,  interessant  ist  aber  die  Be- 
schränkuuir  der  Wirkungslosigkeit  des  unter  solchen  Umständen  er- 
folgten Indossaments  bloss  auf  die  Person  des  Verbieters. 

Abschnitt  III. 

Von  den  Wechselbesitzern  und  deren  Bevollmächtigten  bei 

einfachen  Wechseln. 
Art.  2H.  Als  Wechselbesitzer  gilt  der  Inhaber  des  Wechsels,  wenn 
er  darauf  als  erster  Erwerber  figuriert  oder  wenn  der  Wechsel  an  ihn  durch 
Indossament  irelanirt  ist,  aber  unter  der  Bedingung,  dass  bei  Vorhanden- 
sein mehrerer  Indossamente  sie  alle  eine  ununterbrochene  Reihe  bilden, 
die  mit  dem  Indossament  des  ersten  Erwerbers  beginnt  und  mit  einem 
Namens-  oder  Blanko-lndossaiucnt  endet.  Diese  Reihe  wird  als  un- 
unterbrochen betrachtet,  wenn  das  Indossament  eines  jeden  Indossanten 
unmittelbar  hinter  dem  Namens-Indossament  folgt,  in  dem  er  als  der 
Erwerber  bezeichnet  wird,  oder  hinter  einem  Blankoindossament,  wobei 
durchstriclieue  Indossamente  nicht  in  Betracht  gezogen  werden,  ebenso  wie 
auch  die  Zeit  der  lndossamcrits-Vollziehuug  keine  Bedeutung  hat.  Der 
WechselbeMtzer  ist  nicht  verpflichtet,  sich  von  der  Echtheit  der  vorher- 
gehenden Indossamente  zu  überzeugen. 

Art.  24.  Dem  Wechselbesitzer  gehören  alle  Rechte,  die  dem  Wechsel 
entspringen,  unabhängig  von  den  Rechten  des  Vormauues  au  demselben, 
ausser  wenn  es  sieh  herausstellen  sollte,  dass  der  Wechsel  aus  dem  Besitz 
des  letzteren  wider  seinen  Willen  gelangt  ist  und  dass  der  Wechselbesitzer 
davon  wusste. 

Es  wird  hier,  wie  es  richtig  in  der  Begründung  des  Gesetze* 
in  den  Motiven  beisst,  der  vollständige  Mangel  einer  zivilrechtlichen 

'!  Die  wörtliche  Übersetzung  lautet:  ,.ohne  Regress  gegen  mich'- 
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Zession  im  Wechsel  recht,  wie  auch  die  Selbständigkeit  der  Rechte 
jedes  Wechselbesitzer«  treffend  ausgedrückt.  Der  Artikel  bildet  eine 
Ergänzung  zu  Art.  1*».  Im  ursprünglichen  Entwurf  war  eine  der 
deutschen  W.-O.  entlehnte  Ungenauigkeit  des  Ausdrucks  vorhanden, 
es  war  nämlich  gesagt,  das«  die  Rechte  aus  dem  Wechsel  kraft  der 
Übertrabe  an  den  Erwerber  „übersehen". 

Art.  25.  Der  Wechselhesitzer  kann  einer  anderen  Person  eine 
Wechselvollmacht  geben.  Diese  Vollmacht  wird  durch  eine  besondere 
Aufschrift  auf  dem  Wechsel  hergestellt,  die  Prokura-Indossament1)  heisst 
und  ausser  der  Vollmacht  die  Bezeichnung  der  Person,  «1er  die  Vollmacht 
gegeben  wird,  und  die  Unterschrift  des  Vollmachtgebers  enthalten  rauss. 
Auf  die  Verifikation  dieser  Indossamente  werden  die  in  Art.  23  über 
Indossamente  dargelegten  Bestimmungen  angewendet.  Die  Wechsel- 
vollmacht erlischt  weder  durch  den  Tod  des  Vollmachtgebers,  noch  durch 
Beschränkung  seiner  Rechtsfähigkeit. 

Art.  2»i.  Die  durch  ein  Prokura-Indossament  bevollmächtigte  Person 
wird  als  berechtigt  angesehen,  sowohl  zur  Präsentntion  des  Wechsels  zur 
Zahlung  oder  zur  Beitreibung  und  zum  Empfang  des  aus  dem  Wechsel 
geschuldeten  Geldes,  als  auch  überhaupt  zu  allen  Handlungen,  die  zur 
Wahrung  der  Rechte  des  Vollmachtgebers  nötig  sind.  Eine  so  bevoll- 
mächtigte Person  kann  ihre  Vollmacht  einer  anderen  Person  mittelst 
eines  neuen  Prokura- Indossaments  übergeben,  falls  im  ursprünglichen 
Prokura-Indossament  das  Verbot  einer  solchen  weiteren  Übergabe  nicht 
erwähnt  ist. 

Kapitel  II. 

Von  der  Haftung  und  Befriedigung  bei  einfachen  Wechseln. 

Abschnitt  L 

Von  der  Haftung-  bei  einfachen  Wechseln  im  allgemeinen. 
Art.  27.    Durch   die   Ausstellung  des  Wechsels   übernimmt  der 
Wechselgeber  die  Haftung  für  die  Zahlung  aus  demselben. 

Art.  28.  Ausser  dem  Wechselgeber  liegt  die  Haftung  aus  dem 
Wechsel  auch  allen  denjenigen  ob,  die  den  Wechsel  unterschrieben  oder 
darauf  Indossamente  gesetzt  haben,  wie  wenn  jeder  von  ihnen  sich  sell>- 
ständig  verpflichtet  hätte,  die  Fälle  ausgenommen,  die  in  der  W.-O.  direkt 
bezeichnet  sind.  Die  aus  dem  Wechsel  haftende  Person  ist  nicht  befugt, 
die  Echtheit  der  Indossamente  zu  prüfen. 

Die  iu  diesem  Artikel  hervorgehobene  Selbständigkeit  der 
einzelnen  Verpflichtungen  bildet  einen  der  leitenden  Grundsätze  der 
W.-O.  und  findet  in  mehreren  Artikeln  ihre  Anwendung  auf  einzelne 
Fälle,  so  in  Art.  32  betreffs  der  Wirkung  einer  Unterschrift  auf  die 
andere,  iu  Art.  7tf  in  betreff  der  Frage  von  der  Unterbrechung  des 
Fristenlaufes  zur  Klageerhebung  aus  einein  Wechsel  etc. 

Art.  29.  Die  Haftung  einer  jeden  aus  dem  Wechsel  verpflichteten 
Person,  darunter  eines  jeden,  der  den  Wechsel  mitunterschrieben  oder 

')  Die  genauere  Übersetzung  ist:  „Bcvollmächtigungs-Aufschrift1*. 


Digitized  by  Google 


1306 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


mitindossiert  hat,  erstreckt  sich  sowohl  auf  die  Weehselsumine.  als  auch 
auf  alles,  was  der  Wechselbesitzer  kraft  dieser  W.  O.  von  ihnen  zu 
fordern  befugt  ist. 

Es  handelt  sich  hier  um  den  auch  von  der  deutscheu  W.-O. 
ähnlich  festgesetzten  Umfang  der  Haftung:  die  letztere  umfasst  also 
nicht  bloss  die  Wechselsumme,  sondern  auch  die  Verzuga-Ziiisen,  die 
Kosten  des  Protestes  etc. 

Art.  30.  Falls  der  Wechsel  nicht  bezahlt  wird  und  dies  ordnimgs- 
massig  (Art.  41»)  bescheinigt  ist,  ist  der  Wechselbesitzer  befugt,  die 
Forderung  auf  Zahlung  der  ganzen  aus  dem  Wechsel  gebührenden  Summe 
(Art.  2'.')  nach  seinem  Gutdünken  entweder  an  alle  daraus  haftenden 
Personen  insgesamt  zu  richten  (Art.  28)  oder  bloss  an  einige  derselben 
ebenfalls  insgesamt  oder  an  eine  von  ihnen,  ohne  in  den  zwei  letzten  Fiilleu 
sein  Kecht  gegen  diejenigen  von  ihnen  zu  verlieren,  an  die  besagte 
Forderung  noch  nicht  gerichtet  worden  ist. 

Das  Gesetz  gebraucht  nicht  den  Ausdruck  „solidarisch-  (wie 
z.  B.  das  französische  Recht).  Die  Motive  erklären  dies  dadurch,  das» 
man  hier  nicht  von  einer  gegenwärtigen  Haftung  »aller  für  jeden 
und  eines  jeden  für  alle"  sprechen  kann,  denn  jede  Person  haltet 
bloss  für  sich  und  ohne  irgendwelche  Beziehungen  zwischen  den 
haftenden  Personen  (wie  solcher  Zusammenhang  bei  der  solidarischen 
Verpflichtung  des  Zivilrechts  üblich  ist).  Deshalb  habe  mau  nicht 
den  Ausdruck  „solidarisch"  gebraucht,  um  etwaige  Schlüsse  zu  ver- 
meiden, die  dem  Wechselrecht  gänzlich  fremd  wären. 

Art.  31.  Wer  auf  dem  Wechsel  seine  Unterschrift  oder  ein  In- 
dossament als  Bevollmächtigter  des  Wechselgebers  oder  einer  auderen 
aus  dem  Wechsel  verpflichteten  Person  gesetzt  hat  ohne  eine  recht- 
mässige Vollmacht  dazu  zu  besitzen,  haftet  persönlich  ebenso,  wie  bei 
Vorhandensein  einer  Vollmacht  die  Person  gehaftet  hätte,  als  deren  Bevoll- 
mächtigter er  sieh  unterschrieb.  Derselben  Haftung  unterliegen  Vor- 
münder und  andere  gesetzliche  Vertreter,  die  in  dieser  Eigenschaft  ihre 
Unterschriften  auf  den  Wechsel  gesetzt  haben,  ohne  dazu  ein  Recht 
zu  besitzen. 

Diese  wichtige  Bestimmung  ist  ebenfalls  neu. 
Art.  32.  Wenn  eine  Unterschrift  auf  dem  Wechsel  (Art.  3  Z.  7. 
Art.  18  u.  2h)  sich  als  gefälscht  oder  als  nicht  verpflichtend  für  die  Person, 
von  der  oder  in  deren  Namen  sie  gefertigt  ist.  oder  als  von  einer  Person 
herrührend  sich  erweist,  die  kein  Recht,  sich  durch  Wechsel  zu  verpflichten, 
besitzt,  so  wird  dadurch  die  Haftung  aus  den  übrigen  sich  auf  dein 
Wechsel  befindlichen  Unterschriften  nicht  berührt  (Art.  27  u.  28). 

Eine  ähnliche  Bestimmung  existierte  schon  in  der  alten  W.  U. 
Vergl.  die  Anm.  zu  Art.  28. 
Art.  33.    Die  aus  einem  Wechsel  haftende  Person,  au  die  eine 
Weehselforderung  gerichtet  ist.  darf  sich  bloss  durch  solche  Einreden  ver- 
teidigen, die  aus  den  Bestimmungen  dieser  W.-U.  oder  aus  den  unmittel- 
baren Beziehungen  dieser  Person  zum  Wechselbesitzcr  hervorgehen. 
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Dieser  Artikel,  d<T  einen  der  Fundauientalsälze  des  Wechselrechts 
ausspricht,  ist.  wie  die  Motive  es  direkt  Bairen,  auf  Art.  S'J  der  deutschen 
Weeliselordnunir  aufgebaut. 

Art.  34.  Wenn  der  Wechsel  von  einer  Person  erworben  wird,  die 
bereit«  vor  der  Übergabe  des  Wechsels  au  ihm  beteiligt  war  (Art.  17),  M  so 
ist  dieselbe  nicht  befugt.  Forderung-Ii  an  diejenigen  aus  dem  Wechsel 
haftenden  Personen  zu  richten,  denen  gegenüber  sie  selbst  vor  Erwerbung 
desselben  haftbar  war. 

Art.  35.  Wenn  der  Wechselbesitzer  irirend  eine  der  Handlungen 
unterlägst,  durch  die  kraft  dieser  W.-O.  die  Haftung  der  durch  einen  Wechsel 
verpflichteten  Personen  bedingt  ist,  so  wird  diese  Haftung  aufgehoben, 
selbst  wenn  solche  Unterlassung  unter  «lein  Einfluss  der  höheren  Gewalt 
oder  (Iberhaupt  ohne  Schuld  des  Wechselbesitzers  erfolgt  ist. 

Die  in  diesem  Artikel  behandelte  Frage  wird  von  den  meisten 
Gesetzgebungen  mit  Schweigen  übergangen.  Die  deutsche  Praxis  läs>t, 
entgegen  der  französischen,  ein  Vorschützen  der  höhern  Gewalt  nicht 
zu.  Auf  diesem  Standpunkt  steht  auch  das  Schweizer  Hecht,  während 
das  Wechselrecht  der  skandinavischen  Länder  sich  der  französischen 
Anschauung  anschließt.  Interessant  ist  die  Tatsache,  dass  bei  Be- 
ratung des  Gesetzes  die  Moskauer  Kaufmannschaft  die  Beibehaltung 
der  Bestimmung  der  alten  W.-O.  befürwortete,  laut  deren  die  Ver- 
spätung der  Post  dem  Wechselbesitzer  nicht  zur  Schuld  angerechnet 
werden  soll,  wenn  er  infolgedessen  den  Wechsel  nicht  rechtzeitig  zur 
Zahlung  präsentieren  konnte. 

Abschnitt  II. 

Von  der  Zahlung  bei  einfachen  Wechseln. 
1.  Von  der  Zahlung  bei  einfachen  Wechseln  vor  dem  Termin. 

Art.  3«.  Vor  Eintritt  des  Termins  ist  der  Wechselbesitzer  weder 
befugt,  Zahlung  aus  dem  Wechsel  zu  fordern,  noch  verpflichtet,  solche 
Zahlung  anzunehmen.  Bei  Vorhandensein  einer  Vereinbarung  über  Zahlung 
aus  dem  Wechsel  vor  dem  Terrain  ist  deren  Erfüllung  sowohl  durch  Ent- 
richtung der  ganzen  Summe,  wie  auch  durch  Teilzahlungen  zugelassen 
unter  einem  entsprechenden  Vermerk  in  dem  einen,  wie  in  dem  anderen 
Falle  auf  dem  Wechsel  selbst.  Wer  aber  vor  dem  Tennin  einen  unrecht- 
mässigen Wechselbesitzer  bezahlt  hat,  wird  nicht  von  der  Verpflichtung 
befreit,  den  Wechsel  mit  Eintritt  des  Termins  zu  bezahlen. 

Ähnliches  besagte  schon  die  alte  W.-O.  Der  Wechselbesitzer  ist 
auf  diese  Weise  vor  Schaden  geschützt  im  Falle  des  Verlustes  des 
mit  Blankoindossament  versehenen  Wechsels  vor  Eintritt  des  Termins. 

II.  Von  dem  Eintritt  des  Zahlungstermins  bei  einfachen 

Wechsel  n. 

Art.  37.  Der  Eintritt  des  Zahlungstermins  eines  Wechsels  wird  je 
nach  dem  Unterschiede  der  Termine  (Art.  5)  folgendenuassen  bestimmt: 

Vi  D.  h.  im  Wechselverband  stand. 
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1.  Der  Zahlungstermin,  der  im  Wechsel  auf  einen  bestimmten  Tai: 
festgesetzt  ist.  tritt  an  diesem  Tage  ein. 

2.  Der  Zahlungstermin,  der  auf  eino  gewisse  Zeit  von  der  Wechsel- 
ausstellung  an  festgesetzt  ist.  gilt  als  eingetreten:  a)  bei  Bestimmuni:  der 
Zeit  durch  Tage  -  am  letzten  dieser  Tage,  wobei  der  Ausstellungstag 
des  Wechsels  nicht  mitgerechnet  wird;  b)  bei  Bestimmung  der  Zeit  durch 
Wochen  —  an  dem  Tage,  der  seiner  Benennung  nach  dem  Tage  der  Wechsel- 
ausstellung  entspricht:  c)  hei  Bestimmuni:  der  Zeit  durch  Monate  —  an 
dem  Tage  des  Endmouats.  der  seinem  Datum  nach  dem  Tage  der  Wechsel- 
atisstellung  entspricht,  bei  Nichtvorhandensein  dieses  Datums  im  Eudmoiiat 
-  am  letzten  Tage  dieses  Monat«,  und  di  bei  Bestimmung  der  Zeit  durch 
einen  Monat  und  einen  oder  mehrere  Tage  —  am  letzten  dieser  Tage. 

i\.  Der  Zahlungstermin,  der  auf  Sicht  festgesetzt  ist.  tritt  am  Tage 
der  Präsentation  des  Wechsels  zur  Zahlung  ein.  Wenn  der  Wechsel  binnen 
12  Monaten  vom  Taire  der  Wechsolausstellung  an  nicht  zur  Zahlung  prä- 
sentiert wird,  so  tritt  der  Zahlungstermin  an  dem  Datum  des  zwölften 
Monats  ein.  das  dem  Taire  der  Wechselausstellung  entspricht,  und  bei 
Nichtvorhandensein  dieses  Datums  —  am  letzten  Taire  dieses  Monats. 

4.  Der  Zahlungstermin,  der  auf  eine  ircwisse  Zeit  nach  Sicht  fest- 
gesetzt ist.  tritt  au  dem  wie  oben  Z.  2  festzustellenden  Tage  ein.  wobei 
zur  Grundlage  der  Berechnung  statt  des  Tage*  der  Wcchselausstellung  der 
Tag  seiner  Präsentation  angenommen  wird. 

ö.  Der  Zahlungstermin  auf  einem  Jahrmarkt  tritt  einen  Tag  vor 
dem  für  den  Sehluss  des  Jahrmarkts  bestimmten  Tag  ein  oder  am  Tage 
des  Jahrmarkts  selbst,  falls  letzterer  bloss  einen  Tay  dauert. 

(j.  Der  Zahlungstermin  auf  Sicht  auf  dem  Jahrmarkt  tritt  am  Tage 
der  Präsentation  des  Wechsels  zur  Zahlung  auf  dem  .lahrmarkt  ein. 

Art.  .SS.  Der  Eintritt  des  Zahlungstermins  bei  Wechseln,  für  die 
kraft  Art,  0  eine  besondere  Frist  festgesetzt  ist.  wird  folgendennassen 
bestimmt : 

1.  Für  Wechsel  auf  Sicht  gilt  der  Zahlungstermin  als  eingetreten 
mit  dem  Taire  der  Präsentation  des  Wechsels  zur  Zahlung  binnen  der  er- 
wähnten besondern  Frist,  mangels  solcher  Präsentation  —  am  letzten  Tage 
dieser  besondern  Frist. 

2.  Für  Wechsel  auf  eine  gewisse  Zeit  nach  Sicht  gilt  der  Zahlungs- 
termin als  eingetreten,  wenn  vom  Tage  der  binnen  der  festgesetzten  be- 
sondern  Frist  stattgetundenen  Präsentation  des  Wechsels  au  auch  der  im 
Wechsel  angegebene  Zahlungstermin  nach  Sicht  verstrichen  ist,  wobei  der 
Präsentationstag  des  Wechsels  durch  einen  besondern  Vermerk  auf  dem 
Wechsel  unter  l.'ntersehrifl  des  Wechselgebers  oder  der  besondern  Zahlungs- 
person bescheinigt  wird.  Wenn  ein  solcher  Vermerk  nicht  zu  erlangen  war. 
so  niuss  bis  zum  Ablauf  der  Frist,  binnen  deren  der  Wechsel  präsentiert 
werden  durfte,  der  Protest  erhoben  werden,  und  es  wird  in  diesem  Falle 
der  Tag  des  Protestes  als  der  Präsentationstag  des  Wechsels  angesehen. 
Auf  Präsentation  des  Wechsels  zwecks  des  erwähnten  Vermerks  und  auf 
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Erhebung  des  Protest»'»  wegen  Xiehterlangung  des  Vermerkes  hat  jeder 
da»  Recht,  in  dessen  Händen  der  Wechsel  seihst  sieh  befindet.  Wenn  der 
Wechsel  zum  Vermerk  oder  zum  Protest  nicht  präsentiert  wurde,  so  wird 
der  Berechnung'  des  Zahlungstermins  der  letzte  Tat.'  der  zur  Wechsel- 
präsentation festgesetzten  besoudern  Frist  ziiirrunde  gelegt. 

Nach  der  alten  W.-O.  trat  der  Zahlungstermin  des  Wechsels  auf 

Sieht  nicht  mit  dem  Präsentationstage,  sondern  erst  24  Stunden  spater  ein. 
Art.  Wenn  der  Wechsel  an  einem  Orte  ausgestellt  ist.  wo  eine 
andere  Zeitrechnung  (Stil)  herrscht  als  am  Zahlungsort,  so  wird  zur  lie- 
stiiniHunir  des  Zahlungstermins  die  Zeitrechnunir  am  Ausstellungsort  in 
Betracht  gezogen  unter  l'mrechnnng  auf  die  Zeitrechnung  am  Zahlungs- 
ort.  ausser  wenn  im  Wechsel  sich  eine  andere  Bestimmung  über  diesen 
Gegenstand  vorfinden  sollte. 

i'er  Artikel  beruht  auf  skandinavischem  Rei  ht,  während  bekannt 

lieh  das  deutsche  Recht  die  Frage  nach  dem  Stil  des  Zahlungsortes 

entscheidet. 

III.  Von  der  Forderung  und  Leistung  der  Zahluni:  bei  einfachen 

Wech  se  1  n. 

Art.  40.  Mit  Eintritt  des  Termins  (Art.  M-  ."?!»)  wird  der  Wechsel 
zur  Zahliinir  dem  Wechselgcber  präsentiert  oder,  falls  letzterer  eine  be- 
sondere Zahlungsperson  (Art.  hl  ernannt  hat.  der  letztern,  unter  Be- 
rücksichtigung folgender  Bestimmungen  über  die  Termine  für  solche 
Präsentation  (Art.  41— 4H>. 

Art.  41.  Der  Wechsel  auf  einen  bestimmten  Tag  oder  auf  eine 
gewisse  Zeit  von  der  Ausstellung  des  Wechsels  an  oder  auf  eine  gewisse 
Zeit  nach  Sicht  wird  zur  Zahlung  am  Tage  de»  Eintritts  de*  Termins 
oder  an  einem  der  zwei  nächsten  Wochentage  präsentiert. 

Die  alte  W.-O.  kennt  noch  zugunsten  des  Schuldners  10  Warte- 
tago,  sogen.  „Grationstage"  (Respekttage.  Art  88  der  deutschen  W.-O.i, 
die  aber  eine  reine  Formalität  waren  und  bloss  zur  Verlängerung  der 
Frist  dienten,  so  dass  man  schliesslich,  wenn  man  z.  Ii.  einen  Wechsel 
auf  3  Monate  ausstellen  wollte,  ihn  auf  2  Monate  20  Tage  schreiben 
inusste.  Die  neue  W.-O.  hat  mit  den  ^Grationstagen"  «gänzlich  auf- 
geräumt. 

Art.  42.  Der  Wechsel  auf  Sicht  wird,  wenn  in  ihm  eine  besondere 
Frist  (Art.  3H,  Z.  1)  festgesetzt  ist.  vor  dem  Ablauf  dieser  Frist  zur  Zahlung 
präsentiert:  wenn  aber  so  eine  Frist  nicht  festgesetzt  ist,  so  wird  er 
spätestens  bis  zum  Ablauf  von  12  Monaten,  vom  Tatre  seiner  Ausstellunir 
an  gerechnet,  präsentiert. 

Art.  43.  Der  Wechsel,  dessen  Termin  auf  einen  Jahrmarkt  fest- 
gesetzt ist.  wird  mit  Eintritt  des  Zahlungstermins  präsentiert  (Art.  37, 
Z.  ö).  der  Wechsel  auf  Sicht  auf  einem  Jahrmarkt  -  spätestens  am  Vor- 
tage des  für  den  Schluss  des  Jahrmarkts  bestimmten  Tages  oder  am  Tage 
de«  Jahrmarkts  selbst,  falls  letzterer  bloss  einen  Tau  dauert.  Wenn  die 
Frist,  binnen  deren  der  Wechsel  der  Präsentation  zur  Zahlung  unterliegt. 
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an  einem  Feiertage  zu  Ende  geht,  so  wird  der  Wechsel  auch  an  diesem 
Tage  präsentiert. 

Ks  ist  hier  also  eine  Ausnahme  von  der  allgemeinen  Regel 

konstituiert,  naeh  der  der  Wechsel  nur  an  einem  Wochentage  präsentiert 

werden  darf. 

Art.  44.  Die  Zahlungsforderung  aus  einem  Wechsel  wird  am 
Zahlungsorte  (Art.  7)  der  betreffenden  Person  in  deren  Kontor  oder  einem 
andern  Handelslokal  präsentiert,  falls  die  liet reffende  Person  aber  dergleichen 
nicht  besitzt  —  in  ihrer  Wohnung,  wenn  mir  im  Wechsel  kein  besondere!) 
Lokal  für  die  Zahlung  bezeichnet  ist. 

Art.  40.  Bei  Präsentation  des  Wechsels  zur  Zahlung  ist  der  Wechsel- 
besitzer  bloss  die  Wechselsumine  zu  fordern  befugt.  Weun  aber  ein  Wechsel 
auf  eine  gewisse  Zeit  nach  Sicht  wegen  nicht  erlangten  Vermerks  des 
Präsenutionstages  bereits  protestiert  war  (Art.  38,  Z.  2),  so  werden  bei 
der  Zahlung  auch  die  mit  diesem  Protest  verbundenen  Kosten  ersetzt. 

Art.  40.  Der  Wechselbesitzer  ist  Zahluug  aus  dem  Wechsel  bloss 
in  solchem  Geld«  zu  fordern  befugt,  das  Zwangsumlauf  besitzt.  Bei  einem 
Wechsel,  der  im  Auslande  in  fremder  Valuta  mit  Zahlung  im  Reiche  aus- 
gestellt ist,  wie  auch  bei  einem  Wechsel,  der  im  Reiche  mit  Zahlung  im 
Auslande  ausgestellt  ist,  wird  bei  Präsentation  dieser  Wechsel  zur  Zahlung 
im  Reiche  die  Wechselsumme  nach  russischem  Gelde  berechnet,  laut  dem 
im  Wechsel  bezeichneten  Kurse,  mangels  solcher  Bezeichnung  —  nach  dem 
Kurse  des  Zahlungsortes,  entsprechend  der  bei  Berechnung  des  Wechsel- 
kurses an  diesem  Ort  oder  auf  der  nächsten  Börse  üblichen  Ordnung.  Bei 
Berechnung  des  Kurses  wird  der  Kurs  des  nächsten  vorhergehenden  Wochen- 
tages in  Betracht  gezogen. 

Art.  47.  Der  Wechselbesitzer  ist  nicht  befugt,  die  Annahme  einer 
Teilzahlung  zu  verweigern,  die  ihm  bei  Präsentation  des  Wechsels  zur 
Zahlung  angeboten  wird  :  in  diesem  Falle  bleibt  aber  der  Wechsel  beim 
Weehselbesitzer  mit  einem  Vermerk  des  Bezahlenden  darauf  über  die  von 
ihm  geleistete  Teilzahlung.  Bei  stattgefundener  voller  Bezahlung  des 
Wechsels  muss  der  Wechselbesitzer  denselben  dem  Bezahlenden  aushändigen 
mit  entsprechender  Quittung  auf  dem  Wechsel,  dtiss  die  Bezahlung  erhalten 
worden  ist. 

Im  ursprünglichen  Entwurf  wurde  verlangt,  dass  bei  Teilzahlung 
die  Quittung  auf  dem  Wechsel  vom  Empfänger  der  Zahlung  gesetzt 
werden  soll. 

Art.  4M.  Wenn  der  Wechsel  zur  Zahlung  nicht  präsentiert  wurde 
oder  wenn  er  zwar  präsentiert,  aber  die  angebotene  .Summe  vom  Weehsel- 
besitzer nicht  angenommen  würde,  so  hat  der  Wechselgeber  oder  die  ihn 
vertretende  Zahlungsperson  das  Recht,  nach  Ablauf  der  Frist,  die  zur 
Erhebung  des  Protestes  mangels  Zahlung  festgesetzt  ist.  die  von  ihm  aus 
dem  Wechsel  geschuldete  oder  von  ihm  angebotene  Summe  bei  dem 
zuständige»  Gerichte  des  Zahlungsortes  zu  deponieren,  auf  Gefahr  des 
Wechselhesitzers  und  unter  Anrechnuug  der  Kosten  an  denselben. 
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Es  liegt  hier  bloss  ein  Einzelfall  der  Anwendung  des  Art.  200') 
des  Zivilgesetzbuches  vor.  der  dasselbe  in  allgemeiner  Fassung  aus- 
spricht. Neu,  auch  für  den  ausländischen  Juristen,  ist  die  Erstreckung  der 
hier  enthaltenen  Bestimmung  auf  den  Fall,  dass  der  Wechselbesitzer 
infolge  eines  Streites  wegen  der  Höhe  der  ihm  angebotenen  Summe 
deren  Annahme  verweigert. 

Abschnitt  III. 

Von  den  Folgen  der  Nichtzahlung  bei  einfachen  Wechseln. 
Art.  4!).    Der  Wechsel,  der  bei  seiner  Präsentation  zur  Zahlung 
(Art,  40)  nicht  bezahlt  wird,  muss  zur  Wahruni:  des  Rechte  auf  Regress- 
forderungen mangels  Zahlung  protestiert   werden,  entsprechend  den  in 
Art.  117-72  enthaltenen  Bestimmungen. 

Art.  ÖO.  Der  Wechselbesitzer,  der  Protest  mangeln  Zahlunir  erhoben 
hat.  darf  ebensowohl  vom  WecliHelgeber.  als  auch  auf  Grund  des  Regress- 
rechts  von  den  Indossanten  folgendes  fordern:  1.  die  unbezahlte  Wechsel- 
sumine  mit  <>  °/o  jährlicher  Zinsen  vom  Tage  des  Zahlungstermins  an  bis 
zum  Erfüllungstage:  2.  die  mit  den  Protesten  verbundenen  Kosten  und 
3.  eine  Entschädigung  von  1  4°0  der  gesamten  (Z.  1  u.  2)  unbezahlten 
Summe. 

Art.  öl.  Der  Wechselbesitzer  eines  unbezahlten  und  mangels 
Zahlung  protestierten  Wechsels  ist  auf  Grund  de*  Art,  HO  befuirt,  von 
jedem  Indossanten,  unabhängig  von  der  Reihenfolge  der  Indossamente, 
Regrcsserfüllung  zu  fordern  bis  zu  «einer  vollständigen  Befriedigung. 
Dergleichen  Forderung  darf  aber  nicht  an  denjenigen  Indossanten  gerichtet 
werden,  der  die  Regresshaftung  durch  die  vor  seiner  Unterschrift  gestellten 
Worte:  „ohne  Obligo-  von  sich  abgewendet  hat. 

Der  Artikel  bietet  eine  grosse  Neuerung  im  Vergleich  zum 
alteu  Recht,  da  letzteres  die  Regressansprtiche  bloss  per  ordinem  zu- 
lässt,  nicht,  wie  hier,  auch  per  saltum  (sprungweise).  Ausserdem 
verlangt  die  alte  W.-Ö.  zur  Erhaltung  des  Rechts  auf  Begresaforderungen 
die  Protesterhebung  nicht  bloss  gegen  den  Wechselgeber,  sondern 
auch  gegen  die  Indossanten.  Art.  öl  bildet  also  einen  grossen  Schritt 
vorwärts  zur  Erleichterung  der  Befriedigung  des  Wechselbesitzers. 

Art.  52.  Der  Indossant,  an  den  die  Zahlungsforderung  gerichtet 
ist,  ist  nicht  anders  zur  Leistung  der  Zahlung  verpflichtet,  als  gegen 
Umtausch  mit  dem  Wechsel  und  der  Protesturkunde,  und  ist  dann  befugt, 
sowohl  das  eigene  Indossament  auf  dem  Wechsel,  als  auch  die  Indossamente 
der  Nachmänner  durchzustreichen. 

Art,  ö3.  Der  Indossant,  von  dem  der  Wechsel  bezahlt  worden  ist. 
darf  je  nach  seiner  Wahl  vom  Weehselgeher  oder  von  den  Vormännern 
folgendes  verlangen:  1.  die  Summe  der  H egressfo rderun g,  die  er  dem 
Wechselbesitzer  zahlen  musste.  mit  ti  %  jährlicher  Zinsen  für  diese  Summe 
vom  Tage  der  Wechselbezahlung  an  und  2.  eine  Entschädigung  von  ';1u  0 
der  gesamten  Summe. 
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Art.  ö4  Di.-  aus  dem  Wechsel  haftende  Person  ist  befugt,  den 
protestierten  Wechsel  vom  Weehselbesitzer  für  die  demselben  gebührende 
>■  lim  ine  samt  Zinsen  und  Kosten  einzulösen  und  zu  verlangen,  dass  er  den 
Empfang  der  Einlösesumme  auf  dem  Wechsel  selbst  quittiert.  Wenn  der 
Vorschlag  zur  Einlösung  von  mehreren  Personen  ausgebt,  so  wird  der- 
jenigen von  ihnen  der  Vorzug  gegeben,  deren  Bezahlung  die  grössto  An- 
zahl der  aus  dem  Wechsel  verpflichteten  Personen  von  der  Haftung 
befreien  würde. 

Der  Artikel  enthalt  eine  für  Kussland  neue  Bestimmung  die 
sich  alter  bekanntlich  in  allen  fremden  W.-O.  vorfindet. 

Art.  öö.  Wenn  ein  unbezahlter  Wechsel  nicht  protestiert  worden 
ist.  so  werden  durch  die  Unterlassung  des  Protestes  die  Indossanten  von 
der  Weehselhaftung  befreit,  der  Wechselgelder  aber  bleibt  aus  dem  Wechsel 
haftbar  und  der  Wechselbesitzer  ist  befugt,  von  ihm  die  nicht  bezahlte 
Summe  mit  Ii  %  jährlicher  Zinsen  vom  Tage  der  Klageerhebung  an 
zu  lordern. 

Der  Artikel  ist  ebenfalls  neu  und  hat  für  die  russische  Praxis 
eine  grosse  Bedeutung,  da  nun  aus  der  alten  Gesetzesbestimmung, 
dass  der  Wechsel,  der  rechtzeitig  nicht  protestiert  worden  ist.  die 
Wechselkraft  verliert,  die  Gerichte  bald  den  Satz  herleiteten,  dass  der 
Wechsel  in  diesem  Falle  dennoch  gegen  den  Wechselgelder  seine  Kraft 
behalte,  bald  aber  ihm  vollständig  jede  Wechselkraft  absprachen  und 
in    ihm   bloss   eine   gewöhnliche  (privatrechtliche)  Sehuldobligatkm 
sahen.   Die  Streitfrage  ist  also  jetzt  im  ersten  Sinne  entschieden  worden. 
Art.  56.    Ein  bereits  fälliger  Wechsel,  ein  protestierter  wie  auch 
ein  unproteslicrter.  darf  nach  allgemeinen  Grundsätzen  durch  Indossament 
übergeben  werden,   wobei  aber  die  Indossanten,  die  so  eine  Übergabe 
bewerkstelligt  haben,   der  Regresshaftung  nicht  unterliegen,  wenn  die 
Übergabe  selbst  nach  der  Protesterhebung  oder  nach  Ablauf  der  für  den 
Protest  festgesetzten  Zeit  geschah. 

Der  Inhalt  dieses  Artikels  folgt  aus  den  Bestimmungen  des 
Art.  5f)T  da.  wie  gesagt,  dem  Wechsel  nicht  vollständig  seine  Wechsel- 
kraft verloren  geht. 

Abschnitt  IV. 
Von  den  Bürgen  bei  einlachen  Wechseln. 
Art.  57.  Die  Zahlung  aus  dem  Wechsel  kann  durch  eine  Bürg- 
schaft sowohl  für  den  Wechselgeber,  als  auch  für  jeden  haftenden 
Indossanten  sichergestellt  werden.  Die  Bürgschaft  wird  in  einer  besondern, 
vom  Bürgen  unterschriebenen  Aufschrift  geleistet,  die  „Bürgsehafta-Auf- 
m-lirift"  heisst.  und  wenn  iti  derselben  nicht  bezeichnet  ist.  für  wen  die 
Bürgschaft  geleistet  ist.  so  gilt  sie  als  für  den  Wechselgeber  geleistet. 

Die  alte  W.-O.  erwähnte  die  Bürgschaft  bloss  in  einem  Artikel, 
wobei  dieselbe,  wie  im  Privat  rechte,  als  hinzutretende,  akzessorische 
Obligation  gekennzeichnet  wurde,  die  nur  bei  Insolvenz  der  Haupt- 
personen des  Wechsels  in  Kraft  treten  sollte.    Dem  gegenüber  stellt 
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die  neue  W.-O.  auf  dem  Standpunkt,  dass  die  Wechselbürgschaft  eine 
selb+itänditre  Obligation  bildet,  und  es  werden  auf  sie  die  allgemeinen 
Grundsätze  der  selbständigen  Haftung  angewendet.    Vergl.  Art.  59 
Abs.  1.    Der  Zusammen  hang  mit  der  Hauptschuld  drückt  sich  nur 
im  Umfange  und  der  Art  der  Haftung  au». 
Art.  58.    Die  Wechselbürgschaft  darf  bloss  für  die  gesamte,  aus 
dem  Wechsel  gebührende  Summe  geleistet  werden,  nicht  aber  für  einen 
Teil  derselben.    Sie  kann  auch  von  mehreren  Bürgen  geleistet  werden, 
aber  ebenfalls  ohne  Teilung  der  Wechselsumme. 

Art.  59.  Der  Wechselbörse  hattet  ebenso  wie  die  Person,  für  die 
er  sich  verbürgt  hat,  Nach  Bezahlung  des  Wechsels  tritt  der  Bürge  in 
die  Rechte  des  Wechselbesitzers  ein,  sowohl  gegen  die  Person,  für  die  er 
sich  verbürgt  hat,  als  auch  gegen  diejenigen,  die  dieser  Person  gegenüber 
gehaftet  hätten,  wenn  dieselbe  selbst  den  Wechsel  bezahlt  hätte. 

Abschnitt  V. 

Von  den  Intervenienton  bei  einfachen  Wechseln. 

Art.  GO.  Bei  Nichtzahlung  zum  Termin  kann  die  Zahlung  durch 
einen  intervenieren  geleistet  werden,  der  von  einein  der  Indossanten  im 
Wechsel  selbst  ernannt  ist.  und  der  Wechselbesitzer  muss  die  Zahlung  an- 
nehmen, wenn  die  ganze  aus  dem  Wechsel  gebührende  Summe  mit  6% 
jährlichen  Zinsen  von  dem  Zahlungstage  au  und  den  mit  den  Protesten 
verbundenen  Kosten  angeboten  ist. 

Art.  Kl.  Als  Intervenient  (Art,  60)  darf  bloss  eine  Person  ernannt 
werden,  die  die  Zahlung  aus  dem  Wechsel  zum  Termin  am  Zahlungsorte 
zu  leisten  hat. 

Art.  62.  Ein  zur  Zahlung  nicht  zugelassener  Intervenient  ist 
befugt,  zu  verlangen,  dass  in  der  Protesturkunde  oder  in  einem  Anhang 
dazu  von  seinem  Angebot  Erwähnung  geschieht,  während  der  Wechsel- 
besitzer, der  die  Zahlung  abgelehnt  hat.  das  Recht  auf  Regressforderung  gegen 
diejenigen  aus  dem  Wechsel  haftenden  Personen  verliert,  die  durch  solche 
Zahlung  von  der  Wechselhaftung  befreit  worden  wären. 

Art.  Ki.  Der  Wechselbesitzer  muss  spätestens  bis  zum  Ablauf  des 
der  Protesterhebuug  (Art.  69)  folgenden  Wochentages  den  Wechsel  mit 
der  Protesturkunde  am  Zahlungsorte  jedem  der  ernannten  Intervenieren 
präsentieren  und  die  Folgen  dieser  Präsentation  müssen  zu  derselben  Zeit 
in  der  Protesturkunde  oder  im  Anhang  dazu  bescheinigt  werden.  Bei 
Unterlassung  dieser  Handlungen  verliert  der  Wechselbesitzer  das  im 
vorhergehenden  Artikel  (62)  bezeichnete  Recht, 

Art.  64.  Der  Intervenient  ist  befugt,  nachdem  er  den  Wechsel  be- 
zahlt hat,  die  Einhändigung  des  Wechsels  und  der  Protesturkunde  an  sieh 
zu  verlangen,  mit  einem  Vermerk  auf  der  Protesturkunde  über  die  von 
ihm  geleistete  Zahlung,  und  tritt  in  die  Rechte  des  Wechselbesitzers  gegen 
die  Person  ein,  für  deren  Rechnung  er  die  Zahlung  vorgenommen  hat. 
wie  auch  gegen  die  der  letzteren  haftenden  Personen  und  gegen  den 
Wechselgeber. 

Jahrbuch  der  iuteraat.  WrelulKunp.  6.  u.  7.  H<1.  K\ 
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Art.  »;.").  Weiiu  die  Zahlung  von  mehreren  Intervenienten  angeboten 
wird,  sn  wird  cl«»r  Vorzuir  demjenigen  von  ihnen  trcireben,  dessen  Zahhmir 
die  irrör^te  Anzahl  verpflichteter  Pcrsoneu  von  der  Hartum:  befreit 
Wenn  es  sich  erweisen  sollte,  dass  der  Intervenient.  der  zur  Zahlung  nicht 
zuirelassen  wurde  und  dies  b»Min  Protest  (Art.  »52)  bezenirt  hat.  den  oben 
erwähnten  Vorzug  vor  einem  andern  zur  Zahluni:  zugelassenen  Infer- 
venienten  besass.  so  verliert  letzterer,  seihst  wenn  er  die  Zahluni:  trelcistet 
hat.  das  Recht  auf  Reirressfordenintr  treuen  diejenigen  verpflichteten  Personen, 
die  durch  die  Zahluiiir  des  zurückgewiesenen  Intervenienten  von  der  Hartum- 
hefreit  worden  waren  (Art.  (>4). 

Abs.  I  entspricht  dem  alten  Recht. 

Art.  (>•').  Ausser  den  im  Wechsel  selbst  ernannten  Intervenienten 
kann  es  auch  Intervenienten  yeben.  die  dem  Wechselbcsitzer  Zahluni.'  zu 
Ehren  irgend  eines  der  Indossanten  anbieten.  Auf  sie  werden  die  Re- 
Stimmungen  angewendet,  die  in  den  Art.  (50,  (52.  (?4  und  daruelei:« 
sind,  wobei:  1.  die  Ehren-Intervention  vor  oder  wahrem!  der  Zeit  der 
Protesterhebunur  autrehoten  werden  kann,  aber  jedenfalls  vor  der  Abfassung 
der  Protesturkunde  (Art.  (>!»).  und  2.  der  Intervenient.  der  die  Ehrenzahlimtr 
vornimmt,  befugt  ist,  in  der  Protesturkunde  oder  im  Anhantr  dazu  die  Re- 
zciclmuntr  desjenitrcn  zu  verlangen,  zu  dessen  Ehre  eben  die  Zahlung  i:e- 
leistef  wird. 

Kapitel  III. 
Von  der  Protesterhebung  bei  einfachen  Wechseln. 

Art,  67.  Der  Protest  eines  Wechsel«  wird  durch  einen  Notar  oder 
durch  die  ihn  nach  dem  (iesetz  vertretende  Person  infolge  einer  yejrcbenen- 
falls  erfolgten  Auffororderunf?  erhoben. 

Art.  <>H.  Für  die  Protesterhebuntr  eines  Wechsels  mamrels  Zahluni; 
trelten  folgende  Bestimmungen: 

1.  Her  Wechselbesitzer  muss  dem  Notar  den  Wechsel  an  dem  iu 
den  Art.  41-4H  für  die  Präsentation  des  Wechsels  zur  Zahlung  featire- 
setzten  Taire  zum  Protest  übermitteln. 

2.  An  demselben  Taire  präsentiert  der  Notar  persönlich  oder  schriftlich 
die  Zahluiiirsfordeninir  dem  Wechsel  «jeher  oder  den  Wechselirebern,  falls 
der  Wechsel  von  mehreren  Personen  ausgestellt  ist  (Art.  10).  oder  den 
von  ihnen  ernannten  besonderen  Zahlunirspersonen  (Art.  8). 

3.  Wenn  bis  .•{  l'hr  des  folgenden  Taires  dioZahlun.tr  des  Wechsels 
nicht  erfolirt.  protestiert  der  Notar  an  demselben  Taue  den  Wechsel  durch 
eine  Eintrairnni:  in  das  Reirister  und  einen  Vermerk  auf  dein  Wechsel. 
Von  dem  Zeitpunkt  des  Vollzugs  dieses  Vermerks  an  tri It  der  Protest  als 
erhoben,  tritt  aber  in  Kraft  nach  Ausfertiirunir  einer  besonderen  li- 
kunde  darüber. 

Nach  der  alten  W .-(.).  musste  der  Protest  zur  Beibehaltum:  der 
Rejrressbefuirtiis  auch  ifiren  die  Indossanten  erhoben  werden.  Versrl. 
AnmerkuiiL'  zu  Art.  öl.  In  der  AbschatVuiiir  dieser  alten  Be-timiniuiif 
sehen  die  .Motive  einen  der  «rrüssteu  Vorzüge  der  neuen  W.-O  vorder 
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alten.  —  Der  letzte  Absatz  dieses  Artikels  ist  dein  englischen  Keeht 
entiiomiuen  worden,  zwecks  Erleichterung  der  Arbeit  der  Notare,  da 
letztere  mitunter  hunderte  von  Wechseln  au  einem  Tage  zu  protestieren 
haben. 

Art.  651.  Die  Urkunde  über  den  WcchselproteM  musa  spätestens  an 
«lein  der  Protesterhebung  folgenden  Tage  ausgefertigt  werden  und  muss 
enthalten:  1.  eine  Abschrift  des  Wechsels  und  sämtlicher  darauf  be- 
findlicher Indossamente  uud  Vermerke;  2.  die  Bezeichnung  der  Person, 
für  die.  wie  auch  der  Person,  gegen  die  der  Protest  erhoben  ist  (Art.  H.S 
Z.  2);  H.  die  Erklärung,  dass  der  Person,  gi'gen  die  der  Protest  erhoben 
ist  (Art.  tiH  Z.  2).  vom  Notar  die  und  die  Forderung  präsentiert  wurde 
oder  dass  diese  Forderung  der  erwähnten  Person  nicht  präsentiert  werden 
konnte  und  zwar  aus  welchem  (irunde:  4.  die  Bezeichnung  der  auf  die 
präsentierte  Forderung  gegebenen  Antwort  oder  dass  keine  Antwort  er- 
folgte: :").  dh-  Bezeichnung,  an  welchem  Orte  und  zu  welcher  Zeit  (nach 
Jahr.  Monat  und  Datum)  die  Forderung  präsentiert  wurde  oder  es  sich 
herausstellte,  dass  dieselbe  nicht  präsentiert  werden  konnte:  fi.  die  Be- 
zeichnung der  Zeit  (des  Jahres,  Monats  und  Datums)  der  Protesterhebung 
des  Wechsels  (Art.  i'.S  Z.  :?)  und  7.  die  Unterschrift  des  Notars  oder  der 
ihn  vertretenden  Person  unter  Beifügung  des  Siegels. 

Art.  7U.  Die  Protesturkunde  wird  Wort  für  Wort  nach  der  Reih« 
der  Dateu  der  Protesterhebungeu  in  ein  besonderes  Buch  eingetragen  und 
wird  nach  Eintragung  eines  Vermerks  darauf  über  die  bezahlten  Kosten 
zusammen  mit  dem  Wechsel  der  Person  überleben,  auf  deren  Verlangen 
der  Protest  erhoben  worden  ist.  Auf  dem  Wechsel  selbst  wird  vom  Notar 
ein  Vermerk  über  die  Zeit  der  Ausfertigung  der  Protesturkunde  gesetzt, 
mit  Angabe  der  Nummer,  unter  welcher  die  Urkunde  in  das  erwähnte 
Buch  eingetragen  ist. 

Art.  71.  Wenn  die  Forderung  aus  eiuem  Wechsel  mehreren 
"Wechselgebern  oder  besonderen  von  ihnen  ernannten  Zahlungspersonen 
präsentiert  werden  iuush,  so  kann  der  Protest  gegen  sie  alle  in  einer 
Urkunde  aufgenommen  werden. 

Art.  72.  Gleichzeitig  mit  der  Protesterhebung  mangels  Zahlung 
ist  der  Notar  verpflichtet,  eine  schriftliche  Benachrichtigung  darüber  an 
diejenigen  aus  dem  Wechsel  haftenden  Personen  zu  senden,  deren 
Adressen  auf  dem  Wechsel  bezeichnet  oder  dem  Notar  bekannt  sind  oder 
ihm  von  der  Person  angegeben  worden  sind,  die  die  Protesterhebung 
verlangt  hat.  Die  Ausgaben  wegen  dieser  Benachrichtigung  werden  den 
Protestkosten  hinzugerechnet . 

Kapitel  IV. 

Von  den  Fristen  für  die  Klageerhebung  aus  einfachen  Wechseln. 

Art.  73.  Die  Klage  aus  einem  Wechsel  kann  vom  Wechselbesitzer 
gegen  den  Wechsel  gelier  während  ö  Jahren  seit  dem  Tage  des  Eintritt« 
des  Zahlungstermins  des  Wechsels  erhoben  werden,  gegen  die  Indossanten 
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und  Bürgen  —  während  eines  Jahres  seit  dem  Tage  der  Protesterhebung 
mangels  Zahluni.'  aus  dem  Wechsel. 

I * •  •  >e  Bestimmung  ist  eine  radikale  Neuerung.  Nach  dem  bisher 
geltenden  Hechte  war  die  Klage  aus  dem  Wechsel  auf  2  Jahre  be- 
schränkt, nachher  aber  blieb  doch  der  Schuldner  bis  zum  Ablauf  der 
allgemeinen  Verjährungsfrist,  die  10  Jahre  dauert,  haftbar,  also  noch 
weitere  8  Jahre,  es  war  aber  dann  schon  bloss  eine  privatrecht  liehe 
Haftung  aus  einer  «.'«wohnlichen  Schuldobligation.  Die  neue  Be- 
stimmung hat  also  einerseits  die  Haftung  der  Wechselgeber  verstärkt, 
iudem  sie  sie  auf  ö  statt  auf  2  Jahre  festsetzte,  andererseits  aber 
auch  vermindert,  da  mit  Ablauf  der  Jahre  jegliche  weitere  Haftung 
wegfällt.  —  Es  ist  noch  zu  bemerken,  dass  die  Motive  ausdrücklich 
hervorheben,  dass  es  sich  bei  diesen  Fristen  um  keine  Verjährung" 
handelt,  sondern  um  Präklusivfristen. 

Art,  74.  Der  Indossant,  der  den  Wechsel  bezahlt  hat,  kann  die 
Klage  gegen  seine  Vonnänner  während  f>  Monaten  vom  Tage  seiner  Be- 
zahlung des  Wechsels  gerechnet  erheben.  Der  Indossant,  «regen  den  eine 
solche  Klage  erhoben  ist,  hat  da«  Recht,  zur  Wahrung  seiner  eigenen 
Forderungen  seine  Vormänner  —  alle,  einige  oder  einen  von  ihnen  — 
als  dritte  Personen  zum  Reitritt  zum  Hechtsstreite  zu  laden. 

Art.  7;').  Nach  Ablauf  von  3  Jahren  seit  dem  Tage  des  Eintritts 
des  Zahlungstermins  aus  dem  Wechsel  werden  Klageerhebungen  zwischen 
den  Indossanten  und  gegen  die  Bürgen  nicht  zugelassen. 

Nach  der  alten  W.-O.  wurden  die  Indossanten  von  der  Wechsel- 
haftung befreit,  falls  binnen  2  Jahren  seit  dem  Tage  der  Protesterhehuug 
mangels  Zahlung  keine  Klage  gegen  sie  erhoben  wurde.  Dabei 
konnte  es  vorkommen,  dass  ein  Indossant,  der  kurz  vor  Ablauf  dieser 
Frist  verklagt  wurde,  keine  Möglichkeit  mehr  hatte,  seinerseits  sich 
gegen  den  Weehselgeber  zu  wenden,  da  die  Haftung  des  letzteren 
sich  ebenfalls  auf  dieselbe  Zeit  beschränkte.  Die  neue  Bestimmung 
macht  solche  Zustände  unmöglich,  indem  sie  die  Klage  gegen  den 
Indossanten  auf  H  Jahre  beschränkt,  während  der  Wechselgeber  dem 
Indossanten,  der  den  Wechselbesitzer  befriedigt  hat.  ü  Jahre  lang 
haftbar  bleibt. 

Art.  7li.  Der  Lauf  der  in  Art.  73-7Ö  festgesetzten  Fristen  ruht 
in  keinem  Falle;  er  wird  bloss  durch  die  Erhebung  der  Wechselklage  oder 
die  Anmeldung  einer  Wechselforderung  im  Konkurswege  unterbrochen  und 
dabei  bloss  in  Anbetracht  der  Person,  gegen  die  die  Klage  oder  die  er- 
wähnte Forderung  gerichtet  ist.  Der  Klageerhebung  oder  der  Anmeldung 
der  Forderung  steht  die  Ladung  seitens  des  Beklagten  an  eine  dritte  Person 
zum  Beitritt  zum  Rechtsstreit  (  Art.  741  gleich,  wobei  der  Lauf  der  Frist  für 
die  Erhebung  der  Kegresstorderung  .seitens  des  Beklagten  mit  der  Zeit  beginnt, 
wo  die  gegen  i Im  erfolgte  Gerichtsentscheidung  in  Kraft  getreten  ist. 

Dies,.  Bestimmung  ist  der  deutschen  W.-O.  (Art,  SO)  entlehnt  und 
schliesst  also  alle  Zweifel  wegen  der  Anwendung  der  privatn  ebtli«  hon 
Bestimmungen  über  die  Verjährung  aus.   Vergl.  Anmerkung  zu  Art.  TM 
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Art.  77.  Die  Versäumung  der  Frist  für  Erhebung  der  Klaffe  gegen 
die  aus  dein  Wechsel  haftenden  Personen  befreit  von  selbst  von  jeder 
Haftung  aus  dem  Wechsel  diejenigen  von  diesen  Personen,  in  Ansehung 
deren  die  Frist  versäumt  worden  ist. 

Damit  wird  die  in  Anmerkung  zu  Art.  78  bereits  erwähnte 
Theorie  von  der  Verwandlung  des  Wechsels  in  eine  einfache  Schuld- 
obligation endgültig  beseitigt. 

Kapitel  V. 
Besondere  Bestimmungen  über  einfache  Wechsel. 
Abschnitt  I. 

Von  verlorenen  einfachen  Wochsein. 
Art.  78.  Im  Falle  des  Verlustes  eines  Wechsels  darf  derjenige,  der 
ihn  verloren  hat,  das  zuständige  Gericht  des  Zahlungsortes  ersuchen,  dass 
dem  Wechselgeber  oder  der  besondern  Zahlungsperson  die  Leistung  der 
Zahlung  gegen  solchen  Wechsel  untersagt  werde.  Das  Gericht  erlässt,  nach- 
dem es  die  das  Gesuch  einreichende  Person  wegen  ihrer  strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit  im  Falle  der  Unwahrheit  ihrer  Aussagen  verwarnt 
und  sich  von  der  Glaubwürdigkeit  der  von  ihr  (Iber  den  Wechselverlust 
abgegebenen  Erklärungen  überzeugt  hat.  einen  Besehluss  über  die  Aus- 
setzung der  Zahlung  des  Wechsels  während  eines  Jahres  vom  Tage  des 
Eintritts  des  Zahlungstermins  desselben  an.  In  unaufschiebbaren  Fällen 
erlässt  der  Gerichtspräsident  aus  eigener  Macht  die  Verfügung  über  Aus- 
setzung der  Zahlung  des  verlorenen  Wechsels  unter  Befolgung  der  Be- 
stimmungen, die  in  den  Art.  5U8  und  (500  der  Zivilprozessordnung  enthalten 
sind.  Der  Gcrichtsbeschluss  oder  die  Verfügung  des  Präsidenten  wird 
dem  Wechselgeber  oder  der  besoudem  Zahliiugsperson  mitgeteilt. 

Die  alte  W.-O.  überliess  es  dem  Verlierenden,  selbst  den  Verlust 
dem  Wechselgeber  mitzuteilen,  der  nach  Erhalt  der  Mitteilung  die 
Zahlung  dem  Präsentanten  des  Wechsels  nicht  mehr  leisten  durfte.  Die 
neue  W.-().  lässt  die  Untersagung  der  Zahlung  nur  durch  das  Gericht 
i'nach  Muster  der  Schweizer  W.  O.)  zu.    Eine  Amortisation  bleibt  also 
nach  wie  vor  dem  russischen  Hecht  unbekannt,   was  die  Motive  da- 
durch erklären,  dass  dieses  System  durch  Publikationen  bedingt  ist, 
die  aber  bei  der  geringen  Verbreitung  der  Presse  in  Bussland  schwerlich 
ihr  Ziel  erreichen  würden. 
Art.  79.    Nach  gerichtlicher  Aussetzung  der  Zahlungsleistung  aus 
dem  verlorenen  Wechsel  darf  der  Wechsolgeber  oder  die  besondere  Zahlungs- 
person  nach  Eintritt  des  Zahlungstermins  die  aus  dem  Wechsel  gebührende 
Summe  an  demselben  Gerichte  deponiereu,  auf  Gefahr  der  Person,  die  das 
Gesuch  um  Zahlungsverbot  eingereicht  hat,  und  unter  Anrechnung  der 
Kosten  an  dieselbe. 

Nach  der  alten  W.-O.  waren  die  hier  bezeichneten  Personen  ver- 
pflichtet, die  Wechselsumme  zu  deponieren. 

Art.  80.  Wenn  nach  gerichtlicher  Aussetzung  der  Zahlung  des  ver- 
lorenen Wechsels  der  Besitzer  dieses  Wechsels  erscheint,  so  bestimmt  auf 


1318 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


sein  Krauchen  das  Gericht,  auf  dessen  Verfügung  hin  die  Zahlunir  aus- 
gesetzt wurde,  demjenigen,  der  den  Verlust  angezeigt  hat,  eine  Frist  zur 
Erhebung  der  Klage  auf  Herausgabe  des  Wechsels,  und  ist  zur  festgesetzten 
Frist  eine  solche  Klage  nicht  erhohen,  so  annulliert  das  Gericht  die  Verfügung 
über  die  Zahlungsaussetzimg  noch  vor  Ablauf  der  einjährigen  Frist  (Art.  THi. 
Der  Besitzer  des  als  verloren  erklärten  Wechsels  ist  befugt,  ohne  das  er- 
wähnte Gesuch  einzureichen,  eine  Klage  gegen  denjenigen  zu  erheben,  der 
den  V  erlust  des  Wechsels  angezeigt  hat. 

Art.  81.    Unabhängig  von  dem  Gesuch,  die  Zahlung  gegen  einen 
verlorenen  Wechsel  zu  verbieten,  darf  der  Verlierer  desselben  das  zu- 
ständige (Art.  7N)  Gericht  um  die  Krlaubnis  angehen,  die  Zahlung  aus 
einem  derartigen  Wechsel  zu  empfangen.  Das  Gericht  kann  dem  Verlierer  des 
Wechsels  erlauben,  die  Zahlung  anzunehmen  unter  genügender  von  dem- 
selben gegebener  Kaution  in  barem  Gelde,  Noten  der  staatlichen  Kredit- 
anstalten, staatlichen  zinstragenden  Papieren   oder  von  der  Regierung 
garantierten  Obligationen,  und  zwar  im  Falle  der  Deponierung  (Art.  75b 
seitens  des  Wechselgebers  oder  der  besondern  Zahlungsperson  der  aus  dem 
Wechsel  gebührenden  Summe,  nachdem  das  Gericht  das  Gesuch  des  Ver- 
lierers des  Wechsels  um  Kmpfang  der  Summe  als  erfüllbar  befunden  hat. 
und  im  Falle  der  Nicht-Deponierung  seitens  des  Wechselgebers  oder  der 
besondern  Zahlungsperson  der  erwähnten  Summe,  wenn  es  sich  nach  Vor- 
ladung dieser  Persouen  und  Vernehmung  ihrer  Aussagen  von  der  wirk- 
lichen Ausstellung  des  verlorenen  Wechsels  überzeugt  und  der  Wechsel- 
geber oder  die  besondere  Zahlungsperaon  die  aus  dem  Wechsel  gebührende 
Summe  deponiert  hat.    Diese  Kaution  unterliegt  der  Aufhebung,  wenn 
binnen  5  Jahren  vom  Zeitpunkt  des  Zahlungstermins  des  Wechsels  an 
keine  Forderung  auf  Bezahlung  desselben  erhohen  wird. 

Abschnitt  II. 

Von  der  Anwendung  der  ausländischen  und  der  lokalen  Gesetze. 
Art,  82.  Das  Recht  des  Ausländers,  sich  durch  Wechsel  zu  ver- 
pflichten, wird  nach  den  Gesetzen  des  Staates  beurteilt,  dessen  Untertan 
er  ist.  Der  Ausländer,  der  nach  den  Gesetzen  seines  Staates  dieses  Recht 
nicht  besitzt,  haftet  aber  für  die  von  ihm  im  Gebiete,  des  Reiches  über- 
nommenen Wechselverpflichtungen,  wenn  es  ihm  nach  den  Gestzen  des 
letzteren  nicht  verboten  ist.  Bich  durch  Wechsel  zu  verpflichten. 

Das  alte  Recht  kannte  die  ganze  im  vorliegenden  Abschnitt  be- 
handelte Frage  nicht.  Als  Mustor  wurde  auch  hier  die  deutsche 
W.-(l.  (Art.  84  ü.\  angenommen.  Der  2.  Abschnitt  des  Art.  H2  ist 
übrigens  dem  Schweizer  Recht  entlehnt. 

Art.  83.  Die  formalen  Erfordernisse  der  Ausstellung  des  Wechsels, 
wie  auch  der  auf  demselben  gesetzten  Indossamente  werden  nach  den 
Gesetzen  ihres  Ausstellungsortes  beurteilt.  Wenn  aber  der  im  Auslände 
von  einem  russischen  Untertan  oder  einem  Ausländer  ausgestellte  Wechsel, 
wie  auch  die  auf  den  Wechsel  im  Auslande  gesetzten  Indossamente  als 
den  Bestimmungen  dieser  W.-O.  entsprechend  befunden  werden,  so  kann 
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der  Umstand  bloss,  dass  sie  den  Anforderungen  der  ausländischen  Gesetze 
nicht  genügen,  kein  (»rund  zur  Anfechtung  der  Kraft  des  Wechsels  oder 
der  auf  dem  Wechsel  gesetzten  Indossamente  im  Innern  des  Reiches  sein. 

Art.  84.  Die  Art  der  Vollziehung  von  Handlungen,  die  zur  Ver- 
wirklichung oder  Wahrung  der  Rechte  aus  dem  Wechsel  notier  sind,  an 
einem  Ort  im  Ausland,  wird  nach  den  Gesetzen  des  Landes  beurteilt,  dem 
dieser  Ort  angehört. 

Art.  85.  Die  in  Art.  82—81  festgesetzten  Bestimmungen  finden 
entsprechende  Auwendung  in  Ansehung  des  Grossfürstenhuns  Finnland  und 
der  Gouvernements  des  Königreichs  Polen,  wobei  in  betreff  des  Gross- 
fürstentums Finnland  die  in  Art.  4(i  dargelegten  Bestimmungen  an- 
gewendet werden  . 

Abteilung  II. 
Von  gezogenen  Wechseln. 

Kapitel  I. 

Von  der  Ausstellung  und  Zirkulation  gezogener  Wechsel. 
Abschnitt  I. 

Von  der  Ausstellung  gezogener  Wechsel. 
Art.  86.  Der  gezogene  Wechsel  wird  auf  dem  festgesetzten  Stempel- 
papier geschrieben  und  muss  enthalten:  1.  die  Bezeichnung  des  Ortes  und 
der  Zeit  (des  Jahres.  Monats  und  Datums)  der  Wechselausstellung;  2.  die 
Benennung  der  Urkunde  im  Text  derselben  durch  das  Wort  „Wechsel" 
(Tratte),  falls  sie  aber  nicht  in  russischer  Sprache  geschrieben  ist  —  durch 
den  entsprechenden  Ausdruck  der  Sprache,  in  der  sie  geschrieben  ist; 
3.  die  Benennung  der  Zahlungsperson  des  Wechsels  (des  Trassaten);  4.  die 
Order  an  den  Trassaten  des  Wechsels,  die  Zahlung  zu  leisten;  5.  die  Be- 
zeichnung des  ersten  Erwerbers  des  Wechsels  (Art.  3  Z.  4»;  H.  die  Be- 
zeichnung der  zu  zahlenden  Geldsumme:  7.  die  Bezeichnung  des  Zahlungs- 
termins; 8.  die  Bezeichnung  des  Zahlungsortes  oder  des  Wohnortes  des 
Trassaten  und  9.  die  Unterschrift  des  Wechselgebers  (des  Trassanten). 

Durch  das  Erfordernis  der  Benennung  des  ersten  Erwerbers 
wird,  wie  im  alten  Recht,  die  Möglichkeit  des  Inhaber-Wechsels  aus- 
geschlossen. 

Art.  87.  Die  Bestimmungen  Uber  Ausstellung  der  eiufachen  Wechsel, 
die  in  den  Art.  4  —  13  dargelegt  sind,  werden  auch  auf  gezogene  Wechsel 
mit  folgenden  Zusätzen  uud  Abänderungen  angewendet:  1.  Der  Wechsel- 
geber darf  sich  selbst  als  ersten  Erwerber  benennen  (Wechsel  au  eigene 
Order),  wenn  für  die  Zahlung  ein  anderer  Ort  bezeichnet  ist;  er  kann 
sich  selbst  auch  als  Trassaten  bezeichnen.  2.  Im  Wechsel  können  mehrere 
Trassaten  bestimmt  werden.  3.  Der  Wechselgeber  ist  nicht  befugt,  dem 
Trassaten  eine  bedingte  Order  zu  geben,  wobei  es  aber  unbenommen  ist, 
in  den  Wechsel  den  Vorbehalt  aufzunehmen,  dass  die  Zahlung  laut 
Benachrichtigung  des  Wechselgebers  geleistet  werden  soll.  4.  Der  im 
Wechsel  bezeichnete  Wohnungsort  des  Trassaten  gilt  als  der  Zahlungsort 
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des  Wechsels,  falls  vom  Wechselgeber  im  Wechsel  selbst  vor  seiner  Unter- 
schrift kein  anderer  Ort  für  die  Zahlung  angewiesen  ist. 

Der  hier  zugelassene  sogen.  trassiort-eigene  Wechsel  war  der 
alten  W.-O.  unbekannt. 

Art.  88.  Eine  Urkunde,  die  auch  nur  einer  der  in  den  Art.  4.  .'». 
9—11,  13  und  8t>  und  auch  in  Zeile  3  Art.  87  bezeichneten  Anforderungen 
nicht  genügt,  teilt  nicht  als  Wechsel  und  die  auf  solcher  Urkunde  voll- 
zogenen Unterschriften  und  Indossamente  haben  keine  Wechselkraft.  Der- 
selben Kraft  ermangelt  auch  ein  unterschriebenes  Blanke«  eines  Wechsel- 
papiers, solange  solch  ein  Blankett  nicht  mit  dem  in  Art.  Kti  bezeichneten 
Wechsel iuhalt  ausgefüllt  ist. 

Abschnitt  II. 

Von  der  Übereignung  und  Übergabe  der  gezogenen  Wechsel. 
Art.  89.    Die  in  den  Art.  15—22  dargelegten  Bestimmungen  über 
die  Übereignung  und  Übergabe  der  Wechsel  werden  auch  auf  gezogen.' 
Wechsel  angewendet,  wobei  das  in  Art.  17  von  dem  Wechselgeber  Gesagte 
«ich  auch  auf  den  Akzeptanten  bezieht. 

Abschnitt  III. 

Von  den  Wechsel  besitzern  und  deren  Bevollmächtigten 
bei  gezogenen  Wechseln. 

Art.  90.  Die  in  den  Art  2H — 2fi  dargelegten  Bestimmungen  über 
Wechselbesitzer  uud  deren  Bevollmächtigte  werden  auch  auf  gezogene 
Wechsel  angewendet. 

Abschnitt  IV. 
Von  der  Annahme  gezogener  Wechsel. 

Art.  91.    Jeder,  in  dessen  Bänden  sich  ein  Wechsel  befindet,  i-t 
befugt,  denselben  dem  Trassaten  zur  Annahme  (Akzept)  zu  präsentieren 
Die  alte  W.-O.  verpflichtet  den  Wechselbesitzer,  den  gezogenen 
Wechsel  zum  Akzept  zu  präsentieren.    Die  neue  Bestimmung  weicht 
also  auch  hier  von  dem  bisher  geltenden  Recht  weit  ab  und  schliesst 
sich  den  neuesten  Gesetzgebungen  an. 

Art.  ü2.  Bei  Präsentation  des  Wechsels  zur  Annahme  gelten 
folgende  Bestimmungen  bezüglich  des  Orte*  und  der  Zeit:  1.  Per  Werlte! 
wird  zur  Annahme  an  dem  Orte  präsentiert,  der  bei  Bezeichnung  des 
Trassaten  auf  dein  Wechsel  festgesetzt  ist,  mangels  solcher  Festsetzung 
an  dem  im  Wechsel  bezeichneten  Zahlungsorte.  Der  Jahrmarktswechsel 
wird  auf  dem  Jahrmarkt  präsentiert.  2.  Der  Wechsel  darf  zur  Annahm-- 
zu  jeder  Zeit  bis  zum  Eintritt  d.-s  Zahlungstermins  präsentiert  werden, 
der  Jahrmarkt-Wechsel  nicht  vor  Eröffnung  des  Jahrmarkts. 

Die  J!e>tiumiung  betreffs  des  Ortes  der  Präsentation  ist  neu  und 
auch  den  ausländischen  W.-O.  unbekannt. 

Art  93.  Der  Trassat  darf  den  Wechsel  entweder  in  Höhe  der 
ganzen  Summe  oder  zu  einem  Teil  betrage  annehmen.  Er  kann  selbst  eine 
•  '•-ond.-n-  Zahlungsperson  ernennen,  auch  im  Wechsel  das  Lokal  bezeichnen. 
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in  dem  die  Zahlung  geleistet  werden  soll,  falls  nicht  bereits  das  eine 
oder  da«  ändert»  vom  Wechselgeber  geschehen  int. 

Art.  94.  Die  Annahme  des  Wechsels  wird  durch  eine  besondere, 
mit  der  Unterschrift  des  Trassaten  versehene  Aufschrift  (gekennzeichnet 
oder  allein  durch  seine  Unterschrift  auf  der  Vorderseite  des  Wechsels. 

Der  Artikel  weicht  von  der  alten  W.-Ü.  insofern  ab,  als  nicht 
ausschliesslich  das  Wort  „angenommen"  oder  „akzeptiert"  verlangt 
wird,  sondern  völlige  Freiheit  in  der  Wahl  der  Ausdrücke  dem 
Akzeptanten  gelassen  ist;  es  wird  ferner,  ebenfalls  in  Abweichung 
vom  alten  Gesetz,  auch  die  Unterschrift  de*  Akzeptanten  allein  für 
hinreichend  erklärt. 

Art.  9f>.    Ausser  der  in  Art.  93  erwähnten  Beschränkung  bezüglich 
der  Summe  stehen  andere  in  der  Akzept-Aufschrift  enthaltene  Abweichungen 
vom  Inhalt  des  Wechsels  einer  Ablehnung  des  Akzepts  gleich.  Ebenso 
gilt  auch  der  Wechsel,  auf  dem  die  Akzept-Aufschrift  durchstrichen  ist. 
als  nicht  angenommen.    Etwaige  Korrekturen  in  der  Akzept-Aufschrift 
müssen  mit  Unterschrift  des  Akzeptanten  erwähnt  werden. 
Ähnliches  besagte  schon  die  alte  W.-O. 
Art,  96.    Nach  Aunahme  des  Wechsels  wird  der  Trassat  so  ange- 
sehen, wie  wenn  er  die  Verpflichtung  zur  Zahlung  der  Summe,  in  deren 
Höhe  der  Wechsel  von  ihm  akzeptiert  ist  (Art.  98),  übernommen  hat.  Er 
unterliegt  aus  seinem  Akzept  der  Wechselhaftunir  auch  gegenüber  dein 
Wechselgeber,  hat  aber  selbst  keine  Wechsclrechtc  gegen  dcuselbeu. 
Eine  ähnliche  Bestimmung  fehlte  in  der  alten  W.-O. 
Art.  97.   Wcnu  nach  Präsentation  des  Wechsels  die  Annahme  nicht 
binnen  24  Stunden  erfolgt  oder  der  Wechsel  nicht  in  der  ganzen  Summe 
akzeptiert  wird,  so  ist  der  Wechselbesitzer  befugt,  Protest  mangels  An- 
nahme zu  erheben,  und  erwirbt  infolgedessen  das  Hecht  auf  Befriedigung 
vordem  Termin,  unter  Befolgung  der  im  Art.  100  dargelegten  Bestimmungen. 

Die  Folgen  der  Nichtannahme  der  gezogenen  Wechsel  werden 
hier,  anders  als  in  der  deutschen  W.-O.  und  der  ihr  hierin  ähulichen 
alten  W.-O.,  auf  Grund  des  englisch-amerikanischeu  Rechts  neu  geregelt. 
Art.  98.    Wenn  der  Wechsel  nach  Eintritt  des  Zahlungstermins 
akzeptiert  wird,  so  haftet  der  Akzeptant  ebenso,  wie  wenn  er  den  Wechsel 
vor  Eintritt  dieses  Termins  akzeptiert  hätte. 

Auch  hier  war  das  enirlische  Recht  vorbildlich. 

Kapitel  II. 

Von  der  Haftung  und  Befriedigung  bei  gezogenen  Wechseln. 

Abschnitt  I. 

Von  der  Haftung1  bei  gezogenen  Wechseln  im  allgemeinen. 
Art.  99.  Die  in  den  Art.  27  35  dargelegten  Bestimmungen  werden 
auch  auf  gezogene  Wechsel  angewendet,  mit  folgenden  Ausnahmen:  1.  Der 
Wechselgeber  eines  gezogenen  Wechseis  haftet  nicht  bloss  für  die  Zahlung 
(Art.  27).  sondern  auch  für  die  Annahme  des  Wechsels.  2.  Im  Falle  der 
Nichtannahme  des  Wechsels  und  der  Unterlassung  des  Protestes  bleibt  der 
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Wechselgcber  während  Jahresfrist  vom  Tage  des  Eintritts  der  Zahlungszeit 
aus  solchem  Wechsel  dem  WecliBelbesitzer  in  Höhe  der  Wechselsumme  haft- 
bar, die  dem  letztem  am  Zahlungstermin  gebührte,  ausser  wenn  er  be- 
weist, das*  der  Trassat  am  Zahlungstermin  ihm  gehörende  Werte  in  der 
Höhe  der  Wechselsumme  zn  seiner  Verfügung  besass  oder  ihm  nicht  weniger 
als  diese  Summe  schuldete.  ."5.  Die  in  Art.  35  dargelegte  Bestimmung 
lindet  keine  Auwendung  auf  den  in  der  vorhergehenden  (2)  Ziffer  be- 
zeichneten Fall. 

Z.  2  schliesst  sich  der  hierin  auf  französischem  Recht  beruhenden 
alten  W.-O.  an. 

Abschnitt  II. 

Von  der  Zahlung  bei  gezogenen  Wechseln. 
I.  Von  der  Zahlung  bei  gezogenen  Wechseln  vor  dem  Termin. 

Art.  10().  Die  in  Art.  Hü  dargelegten  Bestimmungen  werden  auch 
auf  gezogene  Wechsel  angewendet,  mit  folgenden  Zusätzen:  1.  Kraft  des 
Protestes  mangels  Annahme  (Art.  97)  ist  der  Wechselbesitzer  befugt,  ohne 
den  Eintritt  des  Zahlungstermins  des  Wechsels  abzuwarten,  von  den  daraus 
haftenden  Personen  auf  dieselbe  Weise  Erfüllung  zu  fordern,  wie  im  Falle 
der  Nichtzahlung  zum  Termin,  und  mit  Entschädigung  für  die  mit  den 
Protesten  verbundenen  Kosten.  2.  Die  die  Zahlung  vor  dem  Tennin  leistende 
Person  ist  befugt,  von  der  von  ihr  gezahlten  Summe  6%  jährl.  Zinsen 
für  die  Zeit  abzuziehen,  die  bis  zum  Eintritt  des  Zahlungstermins  noch 
nicht  abgelaufen  ist.  3.  Wenn  nach  Erhebung  des  Protestes  mangels  An- 
nahme des  Wechsels  der  Wechaelbcsitzer  den  Trassaten  zur  Annahme  des- 
selben zulässt,  so  verliert  er  das  Hecht  auf  Befriedigung  vor  dem  Termin 
Z.  2  ist  dem  skaudinavischeu  Recht  entlehnt. 

II.  Von  dem  Eintritt  des  Zahlungstermins  bei  gezogenen 

Wechseln. 

Art.  101.  Die  in  den  Art.  37—39  dargelegten  Bestimmungen  werden 
auch  auf  gezogene  Wechsel  augewendet,  mit  folgenden  Abänderungen  be- 
treffs der  gezogenen  Wechsel  auf  Sicht  oder  auf  eine  gewisse  Zeit  nach 
Sicht  :  1.  Der  Wechsel  wird  dem  Trassaten  oder  Akzeptanten  an  dem  Orte 
präsentiert,  wo  er  der  Präsentation  zur  Annahme  unterliegt.  2.  Der  Prii- 
sentationstag  kann  sowohl  durch  einen  besondern  Vermerk  darüber  auf 
dem  Wechsel,  als  auch  durch  das  Akzept  bescheinigt  werden,  in  dem  der 
Tag  seines  Vollzugs  bezeichnet  ist. 

Die  Auseiuauderhaltung  der  Präsentation  des  gezogenen  Wechsels 
zum  Vermerk  und  zur  Annahme  ist  dem  belgischen  Recht  entlehnt. 

III.  Über  die  Forderung  und  Leistung  der  Zahlung  bei 

g  e  z  o  g  e  n  e  n  We  c  h  s  e  I  n . 
Art  H>2.   Die  in  den  Art.  40—48  dargelegten  Bestimmungen  werden 
auch  auf  gezogene  Wechsel  angewendet,  mit  folgenden  Abänderungen: 
1.  Der  Weddel  wird  dem  Trassaten  zur  Zahlung  präsentiert,  wenn  aber 
im  Wechsel  eine  besondere  Zahlungsperson  bezeichnet  ist   -   der  letzteren. 
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2.  Das  in  Art.  4H  bezeichnete  Hecht  des  Wechselgebers  oder  der  ihn  ver- 
tretenden Zulilungspersoii.  die  Wechselsumnie  hei  Gericht  zu  deponieren, 
gebührt  dem  Akzeptanten  «»der  der  besouderu  Zahlungsperson. 

Abschnitt  UL 

Von  den  Folgen  der  Nichtzahlung  bei  gezogenen  Wechseln. 
Art.  103.  Die  in  den  Art.  4t>— 5(5  dargeboten  Bestimmungen  werden 
aueh  auf  gezogene  Wechsel  angewendet,  mit  tollenden  Abänderungen: 
1.  Der  Wechselbesitzer  darf  nach  der  Protesterhebung  mangels  Zahlung 
aus  dem  Wechsel  die  Bezahlung  der  in  Art.  50  bezeichneten  Summen  vom 
Akzeptanten  und  auf  Grund  de*  Regressrechts  von  dem  Indossanten  und 
dem  Wechse lieber  verlautren.  2.  Der  in  Art.  öl  erwähnte  Vorbehalt  „ohne 
Obligo"  besitzt  keine  Kraft,  wenn  derselbe  im  Indossament  des  Wechsel- 
Gebers  (Trassanten)  auf  einem  Wechsel  gemacht  worden  ist,  der  an  „eigene 
Order"  (Art.  87  Z.  1)  ausgestellt  ist,  3.  Die  in  Art.  52  dem  Indossanten 
eingeräumten  Rechte  irebühren  auch  dem  Wcchselgeber,  der  den  Wechsel 
bezahlt  hat.  4.  Der  Indossant,  der  die  Weehselzahlung  geleistet  hat,  darf 
die  Bezahlung  der  in  Art.  53  bezeichneten  Summen  vom  Akzeptanten 
fordern,  und  auf  Grund  des  Regressrechts  —  von  den  Vormännern  und  dem 
Wechsel geber.  Die  Bezahlung  derselben  Summen  vom  Akzeptanten  zu 
fordern,  ist  auch  der  Wechselireher  befugt,  der  den  Wechsel  bezahlt  hat. 
5.  Im  Falle  der  Annahme  des  Wechsels  bezieht  sich  das  iu  Art.  55  von 
dem  Indossanten  Gesagte  auch  auf  den  Wcchselgeber  und  das  vom  letztern 
Gesagte  auf  den  Akzeptanten;  im  Falle  aber  der  Nichtannahme  des 
Wechsels  und  der  Unterlassung  des  Protestes  bleibt  der  Wechselgeber  dein 
Wechselbesitzer  gegenüber  nach  den  in  Art.  fi)  Z.  2  dargelegten  Be- 
stimmungen haftbar. 

Abschnitt  IV. 

Von  den  Bürgen  bei  gezogenen  Wechseln. 
Art.  104.  Die  iu  den  Art.  57 — 55*  enthaltenen  Bestimmungen  werden 
auch  auf  gezogene  Wechsel  angewendet,  wobei  die  Bürgschaft  auch  für 
den  Akzeptanten  geleistet  werden  kann,  uud  falls  in  der  Bürgschaft*- Auf- 
schrift nicht  bezeichnet  ist,  für  wen  sie  geleistet  ist,  so  gilt  sie  als  für 
den  Akzeptanten  geleistet. 

Abschnitt  V. 

Von  den  Intervenienten  bei  gezogenen  Wechseln. 
I.  Von  der  Annahme-Intervention  bei  gezogenen  Wechseln. 

Art.  105.  Der  vom  Trassaten  nicht  angenommene  oder  nur  zu  einem 
Teile  angenommene  Wechsel  kann  in  Höhe  der  ganzen  Summe  oder  in  Höhe 
des  uicht  akzeptierten  Teiles  von  einer  andern  Person  in  der  Eigenschaft  eines 
Intervenieren  zu  Ehren  irgend  eines  der  Indossanten  oder  des  Wechsel- 
gebers akzeptiert  werden,  wobei  es  gleich  ist,  ob  diese  Person  von  einem  der- 
selben im  Wechsel  selbst  benannt  ist  oder  ob  sie  selbst  ihre  Bereitwilligkeit, 
den  Wechsel  zu  akzeptieren,  erklärt. 

Art.  10*j.  Der  Wechselbesitzer  ist  befugt,  jede  Annahme-Inter- 
vention abzulehnen.   Wenn  aber  der  Trassat  selbst  die  Ehrenanuahme  des 
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Wechsels  in  Hübe  der  vollen  Summe  anbietet,  so  ist  der  Wcchselbcsitzer  nicht 
befugt,  bei  Verlust  des  Recht»  auf  Präsentation  des  Wechsels  zur  Zahlung 
vor  dem  Termiu  (Art,  97)  dieses  Anerbieten  abzulehnen.  Der  zur  Ehron- 
unnahme  des  Wechsels  nicht  zugelassene  Trassat  ist  zu  fordern  befugt, 
dass  von  seinem  Anerbieten  in  der  Protesturkunde  mangels  Annahme  oder 
im  Anhang  dazu  Erwähnung  geschieht, 

Der  Grundsatz,  dass  es  dem  Wechselbe6itzer  freisteht,  die  An- 
nahme-Intervention abzulehnen,  ist  dem  englischen  Recht  entlehnt. 
Das  deutsche  Recht  steht  bekanntlich  auf  dem  entgegengesetzten  Stand- 
punkt und  derselben  x\nsicht  war  auch  die  alte  W.-O.,  e*  hat  sich 
aber  die  Petersburger  Kaufmannschaft  dagegen  ausgesprochen. 

Art.  107.  Die  Ehrenannahmo  wird  in  einer  beBondern  diesbezüg- 
lichen Aufschrift  auf  dem  Wechsel  gekennzeichnet,  mit  Unterschrift  des 
Intervenienten  und  mit  Bezeichnung  der  Person,  zu  deren  Ehren  der  Wechsel 
akzeptiert  ist.  Mangels  solcher  Bezeichnung  gilt  der  Wechsel  als  zu  Ehren 
des  Wechselgebers  angenommen. 

Art,  108.  Wenn  die  Ehrenannahme  des  Wechsels  stattgefunden  hat. 
so  verliert  der  Wechsclbesitzer,  der  mit  solcher  Annahme  einverstanden 
war.  das  in  Art.  97  bezeichnete  Recht  auf  Befriedigung  vor  dem  Termin. 

Art.  109.  Der  Interveniert  übernimmt  mit  der  Ehrenannahme  des 
Wechsels  die  Haftung  allen  Nachfolgern  der  Person  gegenüber,  zu  deren 
Ehren  er  den  Wechsel  angenommen  hat.  Er  ist  verpflichtet,  bei  Prä- 
sentation des  Wechsels  an  ihn  zur  festgesetzten  (Art.  110  Z.  3)  Zeit  die 
Summe  desselben  zu  zahlen  mit  (5°  0  jährl.  Zinsen  vom  Tage  des  Zahlungs- 
termins an  und  mit  den  mit  den  Protesten  verbundenen  Kosten,  und  falls 
er  dies  nicht  erfüllt,  so  haftet  er  in  demselben  Umfang,  indem  der  Akzeptant 
aus  dem  Wechsel  haftet,  der  bei  Präsentation  zur  Zahlung  nicht  bezahlt 
worden  ist  (Art.  103  Z.  1). 

II.  Von  der  Zah  1  u n gsi n terven t i on  bei  gezogenen  Wechseln. 
Art.  110.  Die  in  den  Art.  (10— t!fi  dargelegten  Bestimmungen 
werden  auf  gezogene  Wechsel  mit  folgenden  Zusätzen  angewendet: 
1.  Der  Zahlungsintorvenient  kann  nicht  bloss  von  einem  Indossanten 
(Art.  1)0).  sondern  auch  vom  Wechselgeher  benannt  werden.  2.  Der  Wechsel 
kann  vom  Intervenienten  auch  zu  Ehren  des  Wechselgebers  bezahlt  werden. 
3.  Wenn  auf  dem  Wechsel  das  Akzept  eines  Ehreninterveuienten  sich 
lietindet.  so  muss  der  Wechsel  mit  der  Protesturkunde  ihm  vor  Ablauf 
des  der  Protesterhehung  folgenden  Wochentages  zur  Zahlung  präsentiert 
werden,  wobei  im  Falle  der  Zahlungsverweigerung  dieser  Umstand  zur 
gleichen  Zeit  in  der  Protesturkunde  oder  im  Anhang  dazu  bescheinigt  werden 
muss  Bei  Unterlassung  dieser  Handlungen  erlischt  die  Haftung  des  Ehren- 
akzeptanten (Art.  109),  und  der  Wechselbesitzer  verliert  das  Hecht  auf 
Kegresstbrderutig  gegen  diejenigen  haftendeu  Personen,  die  durch  die  Ehren- 
zahlung  von  der  Wechselhaft  befreit  worden  wären.  4.  Wenn  die  Ehrcn- 
zahlung  von  dem  Ehreuakzeptanten  und  von  anderen  Intervenierten  an- 
geboten wird,  so  hat  der  erstere  den  Vorzug  vou  den  letztern     ö.  Der 


Digitized 


Alfons  Worms:  Kurland. 


1325 


Interveniert,  der  die  Ehrenzahlung  geleistet  hat,  tritt  in  die  Rechte  des 
Wechsolbesitzers  gegen  die  Person  ein,  zu  deren  Ehren  die  Zahlung  von 
ihm  geleistet  wurde,  wie  auch  gegen  die  Vorniänner  dieser  Person  und 
gegen  den  Akzeptanten.  0.  Wenn  der  Intervenier  den  Wechsel  akzeptiert 
hat  unter  Bezeichnung  der  Person,  zu  deren  Ehren  die  Annahme  erfolgte, 
so  wird  nach  Bezahlung  de«  Wechsels  nicht  mehr  die  Bezeichnung  in  der 
Protesturkunde  der  Person  verlangt,  fQr  die  die  Zahlung  geleistet  worden  ist. 

Z.  3  entspricht  dem  alten  Recht,  Die  Folgen  der  Nicht- 
präsentation  des  Wechsels  der  Intervenienten  sind  hier  entsprechend 
der  ausländischen  W.-O ,  namentlich  der  skandinavischen,  geregell. 

Kapitel  III. 
Von  der  Protesterhebung  bei  gezogenen  Wechseln. 

Art.  111.  Die  in  den  Art.  H7-  72  dargelegten  Bestimmungen  über 
die  Protesterhebung  werden  auch  auf  gezogene  Wechsel  angewendet  mit 
(olgenden  Zusätzen:  1.  Die  Zahlungsforderuni:  wird  vom  Notar  an  den 
im  Wechsel  bezeichneten  Trassaten  oder  die  Trassaten  gerichtet,  wenn 
deren  mehrere  da  sind,  oder  an  die  von  ihnen  ernannten  besonderen 
Zahlungspersonen.  2.  Die  Protesturkunde  muss,  im  Falle  der  Präsentation 
einer  Wechselkopie,  eine  Abschrift  derselben  enthalten  einschliesslich  der 
darauf  befindlichen  Indossamente  und  Vermerke.  3.  Der  Protest  mangels 
Annahme  des  Wechsels  und  der  Protest  mangels  Zahlung  vor  dem  Tennin. 
wie  auch  der  Protest  mangels  Herausgabe  des  Wechselduplikats,  das  zur 
Annahme  abgesendet  war,  sowohl  wie  der  Protest  mangels  Annahme  eines 
andern  Exemplars  oder  mangels  Zahlung  gegen  dasselbe  können  in  einer 
Urkunde  dargelegt  werden,  falls  sie  an  ein  und  demselben  Tage  erhoben 
worden  sind. 

Kapitel  IV. 

Von  den  Fristen  für  die  Klageerhebung  aus  gezogenen  Wechseln. 

Art.  112.  Die  Klage  aus  einem  Wechsel  gegen  den  Akzeptanten 
kann  während  ü  Jahren  vom  Tage  des  Eintritts  des  Zahlungstermins  an 
erhoben  werden  und  gegen  die  Indossanten,  Bürgen  und  den  Weehsel- 
geber  -    während  eines  Jahres  vom  Tage  des  Protestes  mangels  Zahlung. 

Art.  113.  Die  in  Art.  74  festgesetzte  Frist  findet  auch  bei  der  Klage 
des  Indossanten,  der  den  Wechsel  bezahlt  hat,  gegen  den  Wechselgeber 
Auwendung. 

Art.  114.  Die  in  Art,  7.rj — 77  dargelegten  Bestimmungen  werden 
auch  auf  gezogene  Wechsel  angewendet,  mit  dem  Zusatz,  dass  die  in 
Art.  75  ausgedrückte  Bestimmung  sich  auch  auf  den  Wechselgeber  bezieht. 

Kapitel  V. 

Besondere  Bestimmungen  über  gezogene  Wechsel. 
Abschnitt  I. 

Von  den  Duplikaten  und  Kopien  der  gezogenen  Wechsel. 
I.  Von  den  Duplikaten  der  gezogenen  Wechsel. 

Art.  115.    Der  gezogene  Wechsel  kann  auf  Verlangen  des  ersten 
Erwerbers  in  mehreren  Exemplaren  gleichen  Inhalts  ausgestellt  werden, 
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(Ii.-  „Duplikat.-"  genannt  werden.  Im  Texte  .'in.«  jeden  derselben  uniss 
bezeichnet  s. -in.  das  wievielte  es  der  Keiln-  nach  ist  (das  erste,  zweite, 
dritte  usw.):  anderenfalls  gilt  jedes  Duplikat  als  selbständiger  Wecbsel. 

Die  Wechselduplikate  waren  auch  dem  alten  Hecht  bekannt. 

Art  llü.  Wenn  die  Zahlung  gegen  eiug  von  mehreren  Weihsei- 
duplikaten geleistet  ist,  so  verlieren  die  übrigen  ihre  Kraft.  Der  Akzeptant 
alu-r.  der  das  Akzept  auf  einigen  Duplikaten  desselben  Wechsels  vollzogen 
hat.  haftet  auch  aus  seinen  Akzepten  auf  den  Duplikaten,  die  bei  der 
Zahlung  nicht  zurückgegeben  wurden,  ausser  wenn  er  beweist,  das- 
der  Besitzer  des  akzeptierten  Duplikats  das  Akzept  auch  auf  einem  andern 
Duplikat  erhielt  oder  dass  er  beim  Krwerb  des  akzeptierten  Duplikat»  von 
der  irrtümlichen  Annahme  mehrerer  Duplikate  wusste.  Ebenso  bleiben 
der  Indossant,  der  einige  Duplikate  desselben  Wechsels  an  mehrere  Personen 
gegeben  hat,  wie  auch  alle  späteren  Indossanten  dieser  Duplikate  aus  ihren 
Indossamenten  auf  den  Duplikaten,  die  bei  der  Zahlung  nicht  zurück- 
begeben wurden,  haftbar. 

Ähnlich  schon  die  alte  W.-O. 

Art.  117.  Der  Absender  eines  Wechselduplikats  zur  Annahme- 
Präsentation  mnss  auf  den  übrigen  Duplikaten  vermerken,  bei  wem  sich 
das  abgesendete  Duplikat  in  Verwahrung  befindet.  Die  Unterlassung' 
eines  solchen  Vermerks  benimmt  den  in  den  Händen  des  Absenders  ge- 
bliebenen  Duplikaten  die  Wechselkraft  nicht. 

Art.  IIS.  Der  Besitzer  eines  Duplikats,  in  dem  der  Verwahrer 
eines  andern  zur  Annahme  abgesandten  Duplikats  bezeichnet  ist.  ist  befind, 
von  dem  Verwahrer  das  bei  ihm  befindliche  Duplikat  zu  fordern  und 
im  Falle  der  Nichterlangung  desselben  da  «regen  Protest  zu  erheben. 

Auch  dieser  Artikel  ist.  wie  der  vorhergehende,  auf  dem  alten  Hecht 
aufgebaut. 

Art.  1  Ii».  Der  Besitzer  eines  Duplikats,  auf  dem  sich  bereits  In- 
dossamente befinden,  hat  das  Hecht  auf  Hegressforderuug,  wenn  er  durch 
einen  l'rotest  bescheinigt:  1.  dass  das  zur  Annahme  abgesendete  Duplikat 
ihm  vom  Verwahrer  nicht  herausgegeben  wurde,  und  2.  dass  gegen  das 
bei  ihm  befindliche  Duplikat  weder  Annahme  noch  Zahlung  erfolgte. 

Die  alte  W.-H.  sprach  nicht  von  den  Hechten  des  Duplikat- 
besitzers, dem  das  zur  Annahme  geschickte  Duplikat  nicht  heraus- 
gegeben wurde. 

II.  Von  den  Kopien  gezogener  Wechsel. 

Art  120.  Vom  gezogenen  Wechsel  kann  eine  Kopie  gemacht  werden, 
die  die  Abschrift  des  Wechsels  und  sämtlicher  sich  darauf  befindlichen 
Unterschriften.  Indossamente  und  Vermerke  enthalten  niuss.  unter  Hin- 
zufiigung  der  Worte  am  Ende  der  Abschrift:  „bis  hierher  Kopie1-  oder 
eines  andern  entsprechenden  Ausdrucks. 

Art  121.  Auf  der  Kopie  mnss  auch  vermerkt  werden,  bei  wem  sich 
das  original  des  Wechseis  in  Verwahrung  befindet.  Die  Unterlassung 
solche-  Vermerks  beraubt  die  Kopie  der  Wechselkraft  nicht. 
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Die  Wechselkopien  waren  auch  dem  alten  Recht  bekannt.  Der 
in  diesem  Artikel  aber  treforderte  Vermerk  ist  der  holländischen  W.-t». 
entnommen  worden. 

Art.  122.  Auf  der  Wechselkopie  dürfen  sowohl  neue  Indossamente, 
als  auch  neue  Prokura-Indossamente  und  Bür^schafts-Aufschriften  voll- 
zogen werden.  Auf  der  Kopie  kann  auch  ein  Vermerk  Uber  Auuahme 
des  Wechsels  zu  Ehren  der  iu  der  Kopie  litrurierenden  Indossanten  voll- 
zogen wenleu.  und  falls  im  Vermerk  nicht  bezeichnet  ist.  für  wen  der 
Wechsel  akzeptiert  ist.  so  _Hlt  er  als  zu  Ehren  des  ersten  Indossanten 
akzeptiert. 

Art  12H.  Der  Hesitzer  einer  Wechselkopie,  auf  der  ein  oder  mehrere 
Original-Indossamente  vorhanden  sind,  ist  befuirt.  vom  Verwahrer  den  sich 
bei  demselben  befindlichen  Oriifinalwechsel  zu  fordern  und.  falls  er  den- 
selben nicht  erhält,  dagegen  Protest  zu  erheben. 

Art.  124.  Der  Hesitzer  einer  Wechselkopie,  der  durch  Protest 
bescheinigt  hat,  dass  der  <  »riginalwechsel  ihm  vom  Verwahrer  nicht  heraus- 
gegeben wurde,  hat  das  Recht  auf  Reyressforderuniren  geyen  die  Personen, 
die  ihre  Unterschriften  auf  die  Kopie  gesetzt  haben. 

Eine  ähnliche  Bestimmung  fehlte  gänzlich  in  der  alten  W.-U. 

Abschnitt  II. 

Von  den  verlorenen  gezogenen  Wechseln. 
Art.  125.  Die  in  den  Art.  78  Hl  dargelegten  Bestimmuntren 
finden  auch  auf  gezogene  Wechsel  Anwendung,  wobei  die  Ciesuche  des 
Verlierers  des  Wechsels  sich  auf  den  Trassaten  oder  den  Akzeptanten  be- 
ziehen können  und  bei  einem  Wechsel  mit  einer  besonderen  Zahlimg- 
person auf  die  letztere. 

Abschnitt  III 

Von  der  Anwendung  der  ausländischen  und  der  lokalen  Gesetze. 

Art.  12<v  Die  Bestimmungen  über  Anwendung  der  ausländischen 
und  der  lokalen  Gesetze,  die  in  den  Art.  H2— 8,r>  dargelegt  sind,  beziehen 
sich  auch  auf  gezogeue  Wechsel. 

b)  Die  zivilistische  Literatur  1899—1902. 

Referent:  Friedrich  Schöndorf,  Odessa. 

Das  Stiefkind  der  russischen  Rechtswissenschaft,  die  Zivilistik. 
hat  sieh  auch  in  dem  oben  bezeichneten  Zeiträume  geringer  Auf- 
merksamkeit seitens  der  Juristen  erfreut.  Wenn  es  richtig  ist.  dass 
man  die  Blüte  einer  Wissenschaft  nach  der  Zahl  der  Monographien 
beurteilen  mnss,  die  sie  hervorbringt,  so  muss  man  zu  dem  nichtigen!) 
Schlüsse  kommen,  dass  die  russische  Zivilistik  ein  gar  kümmerliches 
Dasein  fristet.    Denn  abgesehen  von  den  wenigen  Dissertationen. 
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die  unten  erwähnt  werden,  und  von  neuen  Auflagen  einiger  alter 
Abhandlungen  ist  im  Laufe  dieser  4  Jahre  so  gut  wie  gar  nichts 
erschienen.  Es  erklärt  sich  dies  dadurch,  dass  die  wenigen  Professoren 
und  Dozenten  des  Privatreehts.  die  es  bei  uns  gibt,  meistens 
ihre  2  obligaten  Dissertationen  liefern  (die  allerdings  in  wissen- 
schaftlicher Hinsicht  höher  stehen,  als  die  deutschen  oder  fran- 
zösischen Dissertationen)  und  dann  noch  höchstens  Lehrbücher  oder 
Artikel  in  den  Kachzeitschriften  schreiben.  Die  Autoren  haben 
auch  recht,  denn  die  grosse  Masse  der  Juristen  in  Kussland  gibt 
auf  Theorie  sehr  wenig:  mit  dem  X.  Bande  (den  Zivilgesetzen)  und 
den  Kassationsentscheidungen  in  der  Hand  betrachten  sich  die 
russischen  praktischen  Juristen  als  genügend  gewaffuet,  um  Hecht 
zu  sprechen.  Ja  sogar  der  .Senat,  als  höchster  Gerichtshof,  hat  sich 
vor  mehreren  Jahren  direkt  gegen  die  Anführung  irgend  welcher 
Ansichten  „der  sogen.  Theorie"  in  den  Gerichtsentscheidungen  aus- 
gesprochen. Was  Wunder,  dass  die  Kluft  zwischen  Theorie  und 
Praxis  in  Pussland  schier  unüberbrückbar  ist.  Einige  Professoren 
schreiben  Pücher  (leider  allzuoft  über  rein  theoretische  Fragen 
ohne  jeden  praktischen  Wert),  die  anderen  Professoren  lesen  dieselben 
und  schreiben  auch  manchmal  darüber  Kritiken.  Sonst  aber  interessiert 
sich  kein  Mensch  weiter  darum.  Die  Praxis,  ganz  zum  Handwerk 
gesunken,  sieht  in  der  .Theorie"  bloss  einen  angenehmen,  eigentlich 
überflüssigen  Luxus.  Was  der  junge  Jurist  vielleicht  etwa  auf  der 
Schulbank  gelernt  hat,  das  vergisst  er  auch  leicht;  meistens  kommt 
er  aber  in  die  Praxis  von  vornherein  mit  äusserst  dürftigen  Kenntnissen, 
wie  dies  erst  neulich  der  Justizminister  konstatierte.  —  Der  Grund 
dieser  traurigen  Erscheinung  ist  in  dem  allgemeinen  Niedergang  der 
Universitäten  in  den  letzten  zwei  Jahrzehuten  zu  suchen.  Es  werden 
übrigens  jetzt  Keformen  geplant,  die  vielleicht  den  wissenschaftlichen 
Wert  des  Universitätsstudiums  heben  werden;  vielleicht  werden  dann 
die  jungen  Juristen  der  Wissenschaft  mehr  Interesse  entgegenbringen, 
vielleicht  wird  auch  die  Zahl  und  die  Qualität  der  Universitätslehrer 
dann  höher  sein,  vielleicht  erwacht  dann  auch  unsere  Zivilistik  aus 
ihrem  Schlafe  und  treibt  neue  Wüten  ....  vielleicht!  Einstweilen 
werden  alier  die  soliden  Monographien  der  russischen  Professoren 
nur  von  den  wenigen  Kollegen  an  den  anderen  Universitäten  ge- 
lesen, wirken  nicht  befruchtend  auf  die  Praxis  und  machen  den 
Eindruck  von  Treibhauspflanzen.     Die  Lehrbücher  aber  tragen  (ein 
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paar  Ausnahmen  zugegeben)  keinen  wissenschaftlichen  Charakter, 
nur  die  kleinen  Übersetzungen  von  Broschüren  oder  abgekürzte 
Übersetzungen  grosser  ausländischer  Werke  können  noch  auf  einen 
gewissen  Absatz  rechnen  und  so  erscheint  auch  jährlich  eine 
grössere  Anzahl  derselben. 

Im  folgenden  werden  natürlich  nur  die  besseren  Arbeiten  er- 
wähnt werden,  wobei  ich  mit  den  .Monographien,  die  alle  Dissertationen 
sind,  beginnen  will. 

Der  Privatdozent  Wasskovski  in  Odessa  hat  eine  „Lehre  von 
der  Auslegung  und  Anwendung  der  Zivilgesetze*  ■  l!»<Mi)  erscheinen 
lassen,  die  als  erster  Teil  der  vom  Verfasser  unternommenen 
„Zivilistischen  Methodologie"  dienen  soll.  Wassmiv-ki  hat  da  eine 
sehr  undankbare  Arbeit  unternommen,  die  er  aber  mit  grosser  Ge- 
wissenhaft.igke.it  und  vielem  Fleisse  bewältigt  hat.  Der  praktische 
Nutzen  dieser  ganzen  Arbeit  ist  freilich  minimal,  aber  als  erste 
in  russischer  Sprache  erschienene  rntersuchung  über  die  Inter- 
pretationsfrage verdient  die  Arbeit  ehrenvolle  Erwähnung,  um  so 
mehr,  als  der  Verfasser,  wie  gesagt,  viel  Mühe  auf  die  Dösung  dieses 
eigentlich  unlösbaren  Problems  verwandt  hat.  Was  Wasskuvskis 
Buch  darüber  enthält,  ist  grösstenteils  eine  Systematisierung  der  ver- 
schiedenen in  der  Literatur  bereits  vorgetragenen  Ansichten;  aber 
auch  selbständige  Gedanken  finden  sich  in  dem  Werke,  wobei  leider 
nicht  alles,  was  der  Verfasser  in  dem  speziell  der  Interpretation 
russischer  Gesetze  gewidmeten  Abschnitt  vorträgt,  auch  genügend 
bewiesen  ist. 

Die  Schrift  des  Odessaer  Privatdozenten  Pkkuamknt:  ^Kon- 
ventionalstrafe und  Interesse  im  römischen  und  heutigen  Zivilrecht"- 
(lSOlt)  ist  eigentlich  eine  russische  Umarbeitung  der  im  Jahre  1N!M> 
in  deutscher  Sprache  erschienenen  Preisschrift:  „Konventionalstrafe 
nnd  Interesse  in  ihrem  Verhältnis  zueinander-.  Die  russische  Be- 
arbeitung ist  aber  viel  umfangreicher  und  reichhaltiger  an  Inhalt, 
als  die  deutsche  Ausgabe  —  den  modernen  Gesetzgebungen  ist  viel 
mehr  Platz  eingeräumt  worden,  die  inzwischen  erschienene  Literatur, 
Kritik  etc.  ist  berücksichtigt  und  schliesslich  ist  aus  dem  alten  Kern 
ein  neues  Produkt  entstanden,  in  dem  man  viel  mehr  findet,  als  der 
Titel  verspricht:  beinahe  die  ganze  Lehre  von  der  Konventional- 
strafe ist  hier  dargestellt,  und  noch  etwas  mehr  versucht  der  Ver- 
fasser mit  seiner  Arbeit  zu  erreichen.    Er  verfolgt  einen  methodo- 
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logischen  Zweck,  er  will,  wie  er  sich  im  Vorwort,  ausdrückt,  an 
einem  konkreten  Beispiel  die  Methode  klarlegen,  die  seiner  Meinung 
nach  überhaupt  heim  Studium  der  Normen  des  römischen  Rechts  an- 
zuwenden ist,  sowohl  zum  Zwecke  des  hessern  Verständnisses  des 
römischen  Rechts,  als  auch  zur  Feststellung  seiner  Bedeutung  für 
das  gegenwärtige  Recht  und  für  die  zivilrechtliche  Politik.  Die 
Arbeit  zerfallt  in  3  Teile.  Der  erste  Teil  ist  dem  römischen 
Recht  gewidmet,  nimmt  mehr  als  die  Hälfte  der  ganzen  Arbeit  ein 
und  kommt,  zu  den  bereits  aus  der  oben  erwähnten  deutschen  Ab- 
handlung bekanntet!  Schlüssen.  Der  zweite  Teil  behandelt  die 
modernen  Gesetzgebungen.  Der  Verfasser  teilt  sie  in  4  Gruppen 
ein:  a)  die  preussisch-französiche,  die  vom  römischen  Recht  bedeutend 
abweicht;  b)  die  dem  römischen  Recht  verwandte  sächsisch-zürcherische; 

c)  die  römische  (zu  ihr  gehören:  das  deutsche  B.  G.-B,  das  Schweizer 
Obligationenrecht,  die  Gesetze  der  russischen  Ostseeprovinzen)  und 

d)  die  kumulative  (das  russische  Recht).  Dieser  Teil  trügt  schon 
mehr  kompilativen  Charakter  an  sich.  Neu  ist  aber  das  Resultat, 
zu  dem  Pkroamknt  auf  dem  Gebiete  des  russischen  Rechts  kommt; 
hier  galt  in  der  Praxis  von  jeher  das  Prinzip  der  kumulativen 
Konventionalstrafe.  Pkroamkxt  beweist  nun,  dass  diese  Ansicht  nur 
auf  der  Buchstaben  -  Interpretation  eines  Artikels  der  Gesetzes- 
sammlung beruht,  dass  dieser  Artikel  dem  österreichischen  Rechte 
entlehnt  ist  und  dass  er,  seinem  Sinne  nach,  ebenso  wie  der  ihm  zur 
Grundlage  dienende  §  DJ.J6  des  österreichischen  bürgerlichen  Gesetz- 
buchs keinesfalls  die  Kumulation  aussprechen  will.  Die  Beweis- 
führung pKiotAMKN'is  ist  überzeugend  und  klar.  Der  dritte  Teil 
der  Arbeit  ist  der  Frage  vom  Rechte  des  Richters  auf  Minderung 
der  Konventionalstrafe  gewidmet.  Diese  vom  sozialen  Standpunkt 
so  wichtige  Frage  ist  aber  leider  von  Pkruamkn'T  nicht  erschöpfend 
bearbeitet  worden. 

Die  Schrift  von  Nikunow  über  „Sequestration  im  Zivilrecht" 
(1!">0)  ist  eine  tüchtige  Arbeit,  zeigt  gründliche  Kenntnisse  der 
einschlägigen  Literatur,  die  römischen  Quellen  (namentlich  über 
Besitz  des  Sequesters)  erfahren  eine  geistreiche  Interpretation,  auch 
die  fremden  Gesetzgebungen  werden  berücksichtigt;  vom  zivil- 
pnlitisehen  Standpunkt  rät  der  Verfasser  den  modernen  Gesetz- 
gebung.!), sieh  kräftiger  der  Sequestration  anzunehmen,  in  der  er 
ein  überaus  nützliches  und  zukunftsreiches  privat-  und  zivilprozess- 
iv.-h»liehes  Institut  sieht. 
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Zu  den  talentvollsten  nnd  arbeitsamsten  russisclien  .Juristen 
gehört  zweifellos  Pii.knko,  der  sich  bereits  auf  dem  Gebiete  des 
Patent-  und  Autorrechts  einen  Namen  erworben  hat.  Im  Jahre  1 1*02 
ist  von  ihm  die  „historisch-dogmatische  Untersuchung" :  ..  Das  Recht 
des  Erfinders  (die  Patente  und  deren  Schutz  im  russisclien  und 
internationalen  Rechter  erschienen.  Das  Werk  ist  auf  1  Münde 
angelegt,  von  denen  einstweilen  nnr  der  erste  (etwa  '><><>  Seiten 
starke)  erschienen  ist.  Der  vorliegende  I.  Mand  zerfällt  in  eine 
Einleitung  (mit  einer  Skizze  der  Medeutnng  der  Erfindungen,  der 
Erfinder  und  der  Patente)  und  2  „Bücher".  Das  I.  „Buch"  enthält 
in  :i  Kapiteln  die  Geschichte  des  Patentwesens  und  der  Doktrin  in 
a  Russland,  b)  West-Europa  und  Amerika,  e)  im  internationalen 
Verkehr.  Das  II.  „Much",  betitelt:  „Das  Recht  auf  da«  Patent1-, 
besitzt  ebenfalls  .3  Kapitel:  a)  vom  Objekt  des  Patentrechts,  b)  vom 
Snbjekt  und  c)  vom  Inhalt  des  Patentrechts.  Die  Arbeit  1'ii.kxko.s 
ist  geradezu  als  bahnbrechend  für  Russland  zu  bezeichnen,  es  ist 
das  erste  Werk  Uber  Patentrecht  bei  uns;1)  es  bezeugt  beim  Ver- 
fasser eine  grosse  Literatnrkenntnis,  vollständige  Beherrschung 
des  Stoffe«  und  zeichnet  sich  dabei  auch  durch  schöne  Sprache  an». 
Als  Hauptaufgabe  hat  sich  der  Verfasser,  wie  er  selbst  sagt,  den 
Nachweis  gestellt,  dass  die  Patente  in  Russland  nicht  (nach  Zweck- 
mässigkeitsgründen) gegeben  werden  können,  sondern  gegeben 
werden  müssen,  Bobald  alle  gesetzlichen  Bestimmungen  befolgt  sind. 

Von  demselben  Verfasser  ist  (1901)  ein  praktischer  Kom- 
mentar zu  dem  russischen  Patentgesetze  vom  Jahre  1890  erschienen. 
Auch  diese  kleine  Arbeit  ist  tadellos;  sie  enthält  alles  Wünschens- 
werte über  die  Prozedur  der  Patenterteilung  in  Russland. 

Die  Monographie  Enuklmanns  (aus  dem  Jahre  1S0H):  „Die 
Verjährung  nach  russischem  Zivilrecht u  ist  (1901)  in  3.  Auflage 
neu  erschienen  —  eine  seltene  Ehre  für  eine  russische  Monographie, 
der  sie  aber  auch  vollständig  würdig  ist.  In  dieser  ergänzten  und 
umgearbeiteten  neuen  Auflage  bleibt  der  Verfasser  seinem  alten 
Standpunkte  treu,  indem  er  mit  Savkjny  einen  allgemeinen  Verjährungs- 
begriff ablehnt.  Der  beste  Teil  der  Arbeit  ist  die  Darstellung  der 
geschichtlichen  Entwicklung  der  Verjährung  nach  russischem  Rechte. 

>)  Es  ist  1902  noch  eine  andere  Arbeit  aus  dem  Gebiete  des  Patent- 
rechts erschienen  —  die  Schrift  Katkows:  ..t'ber  die  Patente-'.  Sie  ver- 
dient aber  irnr  keine  Erwähnung,  so  viel  unurreiintes  Zeuir  enthält  sie. 
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Was  das  geltende  Recht  betrifft,  so  beharrt  En»;klmaxn  bei  seiner 
früheren  Auffassung,  wonach  das  russische  Recht  trotz  Art,  iVW  der 
Zivilgesetze  eine  eigentliche  Ersitzung  gar  nicht  kennt.  Mit  dieser 
Auffassung  steht  aber  der  Verfasser  unter  den  russischen  Juristen  so 
gut  wie  vereinzelt  da. 

In  2.  Auflage  ist  das  seinem  Inhalte  nach  auch  den  deutschen 
Juristen  bekannte  talentvolle  Werk  I'ktrazyckis  erschienen:  „Die 
bona  fides  im  Zivilrecht,  Die  Hechte  des  gutgläubigen  Besitzers  auf 
Einkünfte  vom  Standpunkte  des  Dogmas  und  der  Politik  de«  Recht*". 

Wir  kommen  jetzt  zu  den  Lehr-  und  Handbüchern. 

Annknkuw  hat  mit  seinem  „System  des  russischen  Zivilrechts", 
von  dem  bereits  1  Rande  erschienen  siud.  ein  seiner  Sprache  nach 
gar  schwer  verdauliches,  aber  als  Xachsehlagebuch  sehr  nützliches 
Werk  veröffentlicht.  Die  gesamte  russische  zivilistische  Literatur  ist 
darin  gründlich  verarbeitet  worden,  so  dass  der  Leser  ihren  ganzenaugen- 
blickliehen  Stand,  die  Kontroversen,  verschiedenen  Auflassungen  etc. 
bei  jeder  beliebigen  Frage  vorfinden  kann.  Fremdes  Recht  wird  in 
sehr  unglücklicher  Art  benutzt  —  italienisches  und  sächsisches 
Privatrecht  wird  bei  jeder  Frage  erwähnt,  während  der  französische 
Code  und  das  deutsche  R.  G.-R.  dem  Verfasser  augenscheinlich  als 
minderwertig  erscheinen  und  er  sie  mit  Schweigen  übergeht:  — 
logischer  wäre  es  jedenfalls,  das  jetzt  geltende  R.  G.-R.  dem  alten 
sächsischen  Gesetzbuch  vorzuziehen;  auch  ist  unverständlich,  warum 
der  Verfasser  bei  der  Darstellung  des  römischen  Rechts  sich  an  die 
Pandekten  Rakoxs  halt,  während  es  viel  nützlicher  für  ihn  und  seine 
Leser  wäre,  wenn  er  sich  Dkkxiuio.s  Leitung  angeschlossen  hatte. 
Irgendwelche  theoretischen  Exkurse  findet  man  in  dem  ..System" 
nicht,  auch  ist  nirgends  an  die  Verwertung  der  ausländischen  Literatur 
gedacht  worden.  Dies  alles  sind  Mängel,  die  dem  Werke  jeden 
wissenschaftlichen  Wert  nehmen  und  es  auf  das  Niveau  ähnlicher 
französischer  dogmatischer  Arbeiten  herabdrücken. 

Wie  ganz  anders  sehen  dagegen  die  »Vorlesungen  aus  dem 
Zivilrecht*1  des  Petersburger  Professors  Diykkxois  aus!  Es  sind 
davon  die  Einleitung  und  der  allgemeine  Teil  (zusammen  Lieferungen} 
erschienen.  Wer  sie  durchstudiert,  erhält  tatsächlich  einen  tiefen 
Hinblick  in  die  Wissenschaft  des  Privatrechts:  manche  Fragen, 
wie  die  über  juristische  Personen,  sind  geradezu  monographisch 
bearbeitet;  der  Verfasser  erweist  sich   überall  als  Anhänger  der 
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historischen  Schule,  die  deutsche  und  französische  Literatur  wird  von 
ilim  überall  herangezogen,  und  die  Art,  wie  er  sie  verwertet,  wie  er 
die  Entwicklung  der  neuern  Privatrechtswissenschaft  schildert  und 
Winke  für  die  Zukunft  gibt,  macht  die  Lektüre  seines  Buches  zum 
Genuss.  Wir  hoffen,  dass  es  dem  Verfasser  gelingt,  sein  Werk  bis 
zu  Ende  zu  führen.  —  Die  Jünger  der  Zivilistik  in  Russland  empfangen 
dann  ein  Handbuch,  das  ihnen  das  Wissenschaftliche  in  der  Hechts- 
künde,  das  Ringen  grosser  Geister  um  die  Erkenntnis  der  Wahrheit 
offenbaren  und  den  allmählichen  Reehtsfortschritt  klarlegen  wird;  sie. 
werden  daraus  ersehen,  dass  die  Hechts  Wissenschaft  keine  bloss 
handwerksmässige,  trockene  Gesetzeskunde  ist,  und  diese  Tatsache 
allein  wird  schon  genügen,  ihren  Eifer  anzuspornen. 

Eine  interessante,  ja  sogar  gewaltige  Aufgabe  hat  sich  der 
bekannte  Kazaner  Zivilist  Professor  S< hkks(  hknkwitsch  in  seinem 
„Kursus  des  Zivilrechts-  gestellt,  von  dem  einstweilen  bloss  zwei 
Lieferungen  als  Einleitung  erschienen  sind.  Schkiwchknkwitsch  will 
in  diesem  Werke  nicht  das  russische  Zivilrecht  darstellen,  sondern 
eine  Theorie  des  Zivilrechts  überhaupt.  Ob  ihm  dies  gelingen 
wird,  ist  eine  Frage,  aber  jedenfalls  wird  der  „Kursus",  einmal  zu 
Ende  geführt,  ein  monumentales  Werk  sein,  das  einzig  in  seiner 
Art  (und  nicht  allein  in  Russland)  werden  dürfte.  Es  wird  schliesslich 
eine  rechtsvergleichende  Enzyklopädie  des  Zivilrechts  werden.  Von 
dem.  was  bis  jetzt  vorliegt,  ist  das  Interessanteste  die  Geschichte 
der  Kodifikationen,  die  sehr  detailliert  in  einer  schönen,  von  der  so 
oft  beliebten  trocknen  Darstellnngsart  weit  entfernten  Weise  ent- 
wickelt wird.  Schon  abgesehen  von  dem  Rnssland  gewidmeten  Ab- 
schnitt ist  hier  die  Geschichte  der  französischen  Kodifikation  und 
des  dentschen  H.  G.-B.  gründlich  und  mit  viel  Talent  vorgetragen.  — 
Der  Verfasser  berührt  dabei  auch  die  soziale,  politische  und  wirt- 
schaftliche Lage  Frankreichs,  sofern  dieselbe  von  Kinfluss  auf  die 
Bildung  des  Code  war,  unterwirft  das  B.  G.-B.  einer  treffenden  Be- 
leuchtung usw.  Aber  auch  die  Kodifikationen  in  den  kleinen  Staaten 
Europas  zieht  S<'Hkr.s<hknkwitsch  in  den  Kreis  seiner  Darstellung, 
selbst  die  amerikanischen  Kleinstaaten  werden  erwähnt.  Mitunter 
hat  man  sogar  den  Eindruck,  dass  der  Verfasser  etwas  zu  viel  des 
Guten  geben  will. 

Von  demselben  Schriftsteller  ist  das  kleine,  für  Anfänger 
ganz  gute  „Lehrbuch  des  Zivilrechts4  bereits  in     Auflagt-  erschienen. 
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lu  neuer  (8.)  Auflage  ist  auch  das  bekannte,  von  den  Rechts- 
stndierenden  viel  benutzte  Lehrbuch  des  Zivilrechts  des  im  Jahre  1850 
verstorbenen  Professors  Mkykk  erschienen;  es  ist  dies  ein  für  An- 
fänger sehr  nützliches  Werk,  das  aber  keine  Hinweise  auf  die 
Literatur  enthält  und  leider  auch  fremdes  Recht  mit  Schweigen 
übergeht. 

Praktische  Zwecke  verfolgen  die  jetzt  in  neuen  Auflagen  er- 
schienenen Ausgaben  der  Zivilgesetze  von  Hauuer  und  von  Buro- 
vikovski.  Sie  enthalten  den  Text  der  Zivilgesetze  (also  den  I.  Teil 
des  X.  Bandes  des  „Sswod  Sak«'mowu)  mit  Erläuterungen  des  Zivil- 
Kassationsdepartements  des  Senats  —  unter  jedem  Gesetzesartikel 
sind  Thesen  aus  entsprechenden  Entscheidungen  des  höchsten  Ge- 
richtshofes angeführt.  Eine  Kritik  oder  Bearbeitung  des  reichen 
Materials  beabsichtigen  die  Verfasser  dergleichen  Werke  nicht;  bei 
BoRoviKovsKi  sind  zndem  nicht  einmal  alle  Thesen  glücklich  ge- 
wählt, nicht  selten  finden  sich  bei  ihm  auch  Fehler  vor.  Trotzdem 
sind  solche  Ausgaben  der  Zivilgesetze  bei  den  russischen  praktischen 
Juristen  sehr  beliebt  und  erscheinen  in  immer  neuen  Auflagen  — 
sie  sind  meist  die  einzige  Quelle  juristischen  „Wissens-  unserer 
Advokaten. 

Eine  ganze  Reihe  von  Arbeiten  deutscher  Zivilisten  ist  während 
der  letzten  vier  Jahre  ins  Russische  fibersetzt  worden:  ich  nenne 
da  nur:  Ex«;ias,  Entstehung  der  Familie,  des  Privateigentums  und 
des  Staates;  Okrtmaxx,  Gewohnheit  und  Gesetz;  Golüknrino.  Geist 
des  neuen  B.  G.-B.  n.  a.  m. 

Schliesslich  will  ich  noch  hinzufügen,  dass  in  den  juristischen 
Zeitschriften  während  des  Zeitraumes  18*»«> — 1«»02  mehrere  Artikel 
über  interessante  zivilistische  Fragen  erschienen.  Ich  nenne  nur 
einige:  Gsskzki  hat  in  der  Wochenschrift  „Prawo"  (das  Recht)  eine 
interessante  Abhandlung  über  das  Automatenrecht  gebracht;  Zwin»;- 
manx  widmet  im  „Journal  des  Justizministeriums"  seine  Auf- 
merksamkeit dem  Prinzip:  „Kauf  bricht  nicht  Miete*4,  und  in  einem 
andern  Artikel  —  der  Darstellung  des  „Einflusses  der  Technik  auf 
die  Entwicklung  des  Verlagsrecht*";  Tkkmzix  beschäftigt  sich  im 
„Journal  des  .Justizministeriums"  mit  der  Frage  vom  Momente  des 
Eigentunisübergangs  beim  Verkauf  beweglicher  Sachen  (die  Frage 
ist  für  das  russische  Recht  bestritten,  Tkki-izix  entscheidet  sie  zu- 
gunsten des  französischen  Systems  und  kritisiert  die  Bestimmung 
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des  neuen  Entwurfs  eines  Obligationenrechts,  welche  die  Grundsätze  des 
deutschen  R  Li. -Ii.  bei  uns  einführen  willi.  Iber  das  Patentrecht 
hat  der  schon  oben  erwähnte  Pii.knko  eine  ganze  Reihe  höchst 
beachtenswerter  Abhandlungen  in  der  Zeitschrift  „Prawo"  ver- 
öffentlicht, so  über  den  Kauf  der  Patente,  über  das  Verhältnis  zwischen 
mehreren  Besitzern  desselben  Patents,  über  die  (  herhabe  des  Hechts 
der  Ausbeutung  eines  Patents,  über  die  Verpflichtung  zur  Aus- 
beutung der  Erfindungen  u.  a.  l>as  in  der  russischen  Zivilistik 
beliebte  Thema  des  Eisenbahnrechts  hat  auch  einige  Artikel  hervor- 
gerufen. So  hat  Rabinowits«  h  (Verfasser  eines  tüchtigen  Buches: 
..Theorie  und  Praxis  des  Eisenbahnrechts-1,  1n«.»n  im  r  Prawo*  eine 
interessante  Kritik  der  Kassationspraxis  in  eisenbahnrechtlichen 
Kragen  geliefert,  einen  Artikel  über  die  Verantwortlichkeit  der  Eisen- 
bahnen für  rechtzeitige  Lieferung  der  Frachten  u.  a.  Interessant 
war  auch  die  Artikelserie  Pktkazyckis  im  „Prawo":  „Recht  und 
Gericht14.  Der  Verfasser  polemisiert  dort  heftig  mit  1 11  k k i n > ■ ,  wirft 
der  modernen  Zivilistik  Verknücherung  in  der  römisch  -  rechtlichen 
Routine  und  beständige  Verwechslung  des  materiell-rechtlichen  Stand- 
punkts mit  dem  prozessualen  vor,  verwirft  die  heutige,  auf  pro- 
zessualer Basis  aufgebaute  Lehre  vom  Besitze  usw.  In  seiner  Kritik 
schiesst  aber  Pktkazycki  oft  weit  über  das  Ziel  hinaus,  und  das, 
was  er  an  positiven  Vorschlägen  selbst  bringt,  ist.  mitunter  sehr 
gewichtigen  Bedenken  unterworfen.  Auch  dem  ausländischen  Rechte 
waren  mehrere  Artikel  gewidmet,  so  von  Likosi'hin  (im  „Wjestnik 
Prawa")  über  die  deutsche  Grundbnchordnnng  vom  Jahre  1H'.>7,  von 
Woi.lman  über  den  Entwurf  eines  schweizerischen  bürgerlichen  Ge- 
setzbuchs (im  „Journal  des  Justizministeriums-)  u.  a.  Interessant 
waren  auch  die  Artikel  des  Erlanger  Professors  Okktmann  im  „Prawo" 
über  die  deutsche  privatrechtliche  Literatur  seit  dem  Jahre  lSt't». 
Der  geistvolle  Artikel  von  Professor  Pokkhvski:  „Der  Zwangs- 
altruismus'' (im  „Wjestnik  Prawa")  ist  durch  §  SJ»>  des  deutschen 
B.  Li.-B.  veranlasst  worden.  Pokkovski  verhält  sich  gegenüber 
dem  in  diesem  Paragraphen  aufgestellten  neuen  Prinzip  ablehnend 
und  regt  de  lege  ferenda  eine  Verallgemeinerung  des  Prinzips 
des  Finderlohns  an:  der  freiwillige  „Retter  in  der  Nut-  soll  als« 
auf  eine  Belohnung  rechnen  dürfen.  Von  demselben  Verfasser  ist 
auch  eine  glänzende  Kritik  der  Bestimmungen  des  russischen  Ent- 
wurfs eines  Obligationenrechts  über  „Obligationen  aus  Delikten"  (als 
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Anhang  zu  den  Protokollen  der  Kiewer  juristischen  Gesellschaft) 
erschienen.  Überhaupt  hat  dieser  tnisslungene  „Entwurf"  eine 
herbe  Kritik  von  mehreren  Seiten  erfahren.  So  hat  auch  der  un- 
ermüdliche Pktkazy«  ki  mehrere  Artikel  darüber  im  „Prawo"  unter 
dem  Titel:  T.Pas  künftige  bürgerliche  Gesetzbuch  und  das  Prinzip 
der  Gesetzlichkeit"  erscheinen  lassen.  Den  russischen  Gesetzes- 
entwürfen glückt  es  überhaupt  wenig.  So  hat  auch  der  Entwurf 
des  Familienrechts  seinen  Verfassern  nicht  viel  Lob  eingetragen. 
BuKoviKovsKi  unterwirft  im  „Journal  des  Justizministeriums"  den- 
selben einer  bittern  Kritik,  zeigt  seine  ganze  Härte  und  Rück- 
ständigkeit und  weist  treffend  nach,  dass  derselbe  in  mehreren 
Hinsichten  einen  Rückschritt  sogar  gegen  das  jetzige  veraltete  Recht 
Russlande  darstellt. 

IL  Kirchenrecht. 
Literatur  1902.1) 

Referent:  \V.  Beneschewitsch,  St.  Petersburg. 

I.  Lehrbücher  und  Allgemeines. 

1.  SrwoKuw,  N\,  Lehrbuch  des  Kirchenrechts.  Zweite  ver- 
besserte und  vermehrte  Auflage.  Moskau  1902.  —  Vergl.  den  vorigen 
Bericht.  S.  100.-,— UM)«. 

2.  Bkkkmkow,  ,].,  I »ie  (Grundprinzipien  des  Kirchenrechts  der 
orthodoxen  Kirche.  Kazan  1002.  (Besprochen  in  Byzant.  Chronika  IX. 
1002,  S.  220    22.3;  Strannik  1002,  Aprilheft,  S.  «10— «12.) 

Pas  Buch  ist  aus  der  zu  verschiedenen  Zeiten  im  „Prawoslawnyi 
Sobessednik"  erschienenen  Artikelserie  entstanden  als  Antwort  auf 

')  In  meinem  vorigen  Literaturbericht  (..Jahrbuch1"  Bd.  V,  Abt.  2. 
>.  Wi  1021)  hüben  sich  einige  unliebsame  Versehen  einireschlichen: 
auf  S.  OHIl  statt  17115  ist  zu  lesen  IHM,  statt  174«  — '1«4«,  statt  1751  —  l«öl : 
auf  S.  1004.  letzte  Zeile  statt  .,nurl  -  ..nun";  auf  S.  KK)S,  letzte  Zeile 
statt  H77  Htil;  auf  S.  1(111.  Zeile  10  vou  oben  statt  ..Lobes'"  -  „Sobes". 
Die  Nachtrüge  literartrescbichtlicheii  Inhalts  sind  Iiier  nicht  am  Platze,  weil 
vermutet.  MaL'eL'en  werde  ich  die  Literaturangaben  zu  vervollständigen 
suchen,  damit  man  in  den  Berichten  eine  nach  Mar*  der  Möglichkeit  er- 
schöpfende Aut/ahlun-  sämtlicher  sich  auf  die  kircbenrecbtlichen  Materien 
beziehenden  russischen  Werke  seit  dem  Jahre  1«HH  finde. 
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die  von  Professor  SrwoKuw  an  dem  „Grnndriss  des  Kirchenrechts"  im 
Berdnikow  geübte  Kritik.  Die  Aufgrabe  des  Buches  ist,  die  Grund- 
prinzipien der  Kirchenrechtswissenschaft  als  ei  er  theologischen 
Disziplin  klar-  und  festzustellen. 

3.  Päwlow,  A.,  Kursus  des  Kirchenrechts.  Ans  dem  Nachlass 
des  Verfassers  herausgegeben  von  der  Redaktion  des  „Theologischen 
Boten"  unter  der  Aufsicht  des  Dozenten  der  Moskauer  Geistlichen 
Akademie  .T.  M.  Gkomoulassow.  Moskau  1902.  (Besprochen  von 
N.  Suwokow  im  Journal  des  Ministeriums  für  Volksaufklärnng  190H, 
Januarheft.  S.  19:>— 179;  derselbe  auch  bei  der  Übersicht  der  kirchen- 
rechtlichen Literatur  in  seinem  Lehrbuch.  2.  Ausg.,  S.  11  Anm.  1. 
Vergl.  auch  Byzant.  Chron.  IX,  r,4f»— "•!♦:>.) 

Der  Herausgeber  dieses  nachgelassenen  Werkes  des  berühmten 
Moskauer  Professors  hfilt  es  für  ein  mustergültiges  in  seiner  Art.  Dem 
ist  aber  leider  nicht  ganz  so,  und  man  muss  dem  strengen  Urteil  des 
Professors  Siworow  bis  zn  einem  gewissen  Grade  beipflichten:  es  ist 
wahr,  dass  die  Herausgeber  dem  Verstorbenen  einen  schlechten  Dienst 
erwiesen  haben  sowohl  durch  die  Wahl  des  Werkes,  als  auch  durch  die 
Ausführung  ihres  Unternehmens.  In  Pan  kows  Nachlass  sollen  sich  aber 
doch  einige  ganz  interessante  Aufzeichnungen  über  die  Geschichte  der 
Quellen  des  byzantinischen,  südslawischen  und  alt  russischen  Rechts 
resp.  Kirchenrechts  befinden.  Warum  hat  man  nicht  lieber  bloss  die 
von  ihm  mit  grosser  Mühe  und  Sachkenntnis  gesammelten  Texte  der  un- 
bekannten Recliteqnellen  veröffentlicht  V  Trotz  mancher  interessanten 
Ausführungen  wird  der  „Kursus"  in  seiner  jetzigen  Gestalt  Niemand 
von  den  sachkundigen  Verehrern  des  Professors  befriedigen  und  viel- 
leicht nur  in  den  geistlichen  Akademien  Eingang  finden. 

4.  Kkasxo/.kn,  M.,  Kurzer  Grnndriss  des  Kirchenrechts.  Juriew 
1901.  — 

Ks  beansprucht  und  hat  keine  wissenschaftliche  Bedeutung, 
ist  nur  als  Leitfaden  für  die  Zuhörer  bestimmt. 

Mk'Haki,,  I'riestermönch.  Über  die  Aufgaben  der  Kirchen- 
rechtswissenschaft.   (Christi.  Lekt.  1902,  Dezember,  S.  7f>a~773.> 

Es  ist  die  Antrittsvorlesung  des  neuen  Vertreters  unserer 
Disziplin  auf  der  Geistlichen  Akademie  zu  St.  Petersburg.  Die  Auf- 
fassung des  Gegenstandes  ist  in  hohem  Malse  verwunderlich.  Der 
Verfasser  verspricht  seinen  Zuhörern,  erst  im  zweiten  Semester  das 
Kirchenrecht  als  eine  Rechtswissenschaft  vorzutragen;  das  Winter- 
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semester  will  er  «dein  echten  Kirchenrecht  widmen,  so.  wie  er  es 
versteht",  und  daher  beantwortet  er  die  Frage,  ob  das  Kirchenrecht 
eine  rein  juristische  Disziplin  ist,  mit:  „Nein-.  „Sie  wird  sein  und 
ist  eben  die  dogniatica  externa,  wie  sie  zuweilen  im  "Westen  genannt 
wird,  die  Charakteristik  der  Kirche  als  einer  überrechtlichen 
Substanz.-  „Ich  behaupte",  fährt  er  fort:  „dass  man  für  die  Dar- 
stellung der  Kirchenrechtswissenschaft  einer  anderen  .Sprache  bedarf, 
die  mit  der  des  Hechts  nicht  identisch  ist.  Ich  bin  der  Meinung, 
dass  die  Anpassung  von  kirchlichen  Kanones  an  die  Rechtsnormen 
eine  Verunstaltung  der  ersteren  bildet."  Weder  mit  dem  Protestanten 
Rudolf  Sohm  noch  mit  dem  „protestantenfreundliehen"  A.  Chomjakow 
ist  der  Verfasser  einverstanden,  aber  nur  aus  dem  Grunde,  weil  „der 
Gedanke  noch  stärker  zu  betonen  sei",  dass  das  Kirchenrecht  im 
Widerspruch  mit  dem  Wesen  der  Kirche  stehe.  An  dem  Beispiel 
der  katholischen  Kirche  sucht  der  Verfasser  zu  zeigen,  dass  „die 
Rechtsidee,  als  Grundlage  der  kirchenkanonischen  Konstruktion,  den 
Kirchenorganismns  zertrümmert".  Zum  Schluss  ein  Aufruf:  „Nein, 
nie  sei  die  Kirche  eine  Anstalt".  Man  kann  sich  von  dem  Eindruck 
nicht  befreien,  dass  diese  Gedankenreihe,  wenn  nicht  auf  Unkenntnis, 
so  doch  entschieden  auf  Missverständnis  beruht. 

<).  (tkomoglassow,  .1.,  Prof.  A.  S.  Pawlow,  Eine  Skizze  seiner 
wissenschaftlichen  und  literarischen  Tätigkeit.  („  Archäolog.  Nachrichten 
und  Notizen",  herausgegeben  von  der  kaiserl.  Moskauer  Archäolog. 
Gesellschaft  VII,  No.  1,  2,  S.  K— 21.) 

II.  Quelleukunde. 

1.  Srwt.Kow,  N.,  Der  mutmassliche  Bestand  des  ältesten 
l'oenitentialbuches  der  orientalischen  Kirche.  Byzant.  Cliron.  VI  II, 
l«»ol,  :157— 4M;  IX,  PHI2,  :J78-417. 

Hier  sind  einige  wichtige  Stücke  gedruckt  aus  Monac. 
graec  49K,  X  saec  f.  201)  sqq.  JidnoxaÜa  nariqwr  nt-Qi  ttäv 
fUfuioviior  {Sayytlhxi  tu  idia  ufiaQTf;nma  xal  7ie(ti  JiaOi- 
ksiov  rov  itxi  ov  i  rfi  rnctxoi^,  f.  212.  A\  dl  Ixuturpuc  xal  ai 
duKfoyai  u»v  htniniun-  tio\r  ahm,  f.  217b— 2M»b.  Km-örtg 
n»r  üy.  ;ictTtQü)v  (S.  :50S— 414)  und  zum  erstenmal  die  alt-slawische 
Übersetzung  des  Pnenitentialbnch.es  aus  Mosquens.  Rumjanzow  2W 
(S.  4K»  }:!4). 

2.  Osntni  Mow,  M.,  I  ber  das  griechische  Original  zu  dem  Text 
der  Kanones  des  slawischen  Kormczajabuehes  oder  über  die  sog. 
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Synopsis  canonnni  und  ihre  ursprüngliche  Bedeutung.  (Die  Arbeiten 
des  XII.  Archäologischen  Kongresses  in  Charkow;  der  Inhalt  im 
.Journal  des  Ministeriums  für  Volksaufkl.  190:1.  Januar.  2t);  Byzant. 
Chron.  IX,  t>2-l-«25.) 

8.  Ai.mazow,  A.,  I»er  Xomokanon  heim  russischen  Missale. 
(„Christi.  Lektüre-,  1902,  Juli.  12»!  144,  August.  259— :>04.  Sep- 
tember, 425—404,  Oktober,  5S1— 002.  Xovemher.  094-7:1'»,  De- 
zember, 774 — 819.) 

Ans  Anlas«  der  im  Jahre  1S97  erschienenen  neuen  Bearbeitung 
des  berühmten  Werkes  von  Pawlow  „Xomokanon  beim  grossen 
Missale"  gibt  der  namhafte  Vertreter  unserer  Disziplin  auf  der 
Odessaer  Universität  eine  eingehende,  gründliche  Untersuchung  über 
die  Geschichte  des  Xomokanous  bei  den  Griechen  und  bei  den  Slawen. 

4.  Bknks.  hkwitsi  h,  W.,  Zwei  Handschriften  der  slawischen 
Übersetzung  des  Syntagma  von  Matthäus  Bi.astakis.  die  in  der 
St.  Petersburger  Synodalbibliothek  aufbewahrt  werden.  (Nachrichten 
der  Abteilung  für  russische  Literatur  und  Sprache  der  Kaiseil. 
Akademie  der  Wissensch,  zu  St.  Petersburg  VI,  1901,  IV,  150—227.) 

Ein  Versuch,  die  Ansichten  über  die  Geschichte  der  slawischen 
Übersetzung  des  Syntagma  zusammenzustellen  und  durch  neues 
Material  zn  beleuchten.  In  zwei  Beilagen  sind  die  Kanones  des 
Patriarchen  Nikipuohos  und  die  Antworten  des  Joiiaxnks,  Bischof 
von  Kitros,  nebst  slawischer  Übersetzung  mitgeteilt. 

5.  Zaozkrski,  X.,  Die  Belehrung  für  die  Nonnen  und  die  Bussen 
für  jede  Sünde,  vertagst  vom  Patriarchen  von  Kpel  Joiiankks 
Nkstki  tks.  (Seelenmütige  Lektüre  —  Puschepolcsnoje  Czteiiije  1901, 
März,  431 — 445.)  Hier  ist  die  russische  Übersetzung  der  Jtdct- 
axaj.ia  TW»'  fiova£ov<fä>v  xal  fnitiftta  xun>  Ixüörov  dft agt yirer oc 
'/tom  vov  naTQiügxov  K«)röiavTiiov7i6Xeü)g  iov  Xr;aitrtoi'  (Pitra, 
historia  et  monnm.  II,  220—2:15;  Spicil.  Soh  sm.  IV.  410—4:15)  ge- 
geben. 

6.  Derselbe  und  Chachanow,  A,  Nomokanon  des  Johaxnks 
Xkstkltks  in  seinen  drei  Redaktionen:  georgianisch,  griechisch  und 
slawisch.  Moskau  1902.  (Cztenija  der  Moskauer  Gesellschaft  für 
russische  Gesch.  nnd  Altert.  190:},  II.) 

7.  SfAssKY,  A.,  Die  Frage  von  der  Echtheit  der  Kanones  von 
Sardika  (34:1)  in  der  modernen  westeuropäischen  Literatur.  („Theolog. 
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Bot«44  1902,  Juni,  345—383;  besprochen  in  Byzant.  Chron.  IX,  555 
bis  55(5.) 

Der  Verfasser  hält  im  Gegensatz  zu  Friedbich.  J.,  Die  Un- 
echtheit  der  Kanones  von  Sardika  (Sitzungsber.  der  Münchener  Akad. 
1901,  III),  nicht  alle  Kanones  für  falsch,  sondern  nur  can.  3,  4,  5 
(gegen  Tirnkr,  „The  genniness  of  the  Sardiean  canon"  in  The  Journal 
of  the  theolog.  Studie*  1902,  April). 

8.  Sokolow,  J.  J.f  Tiikodok  Balhamon,  Johannes  Bfkkos,  Patri- 
arch von  Kpel.  (Zwei  Aufsätze  in  der  „Orthodoxen  theolog.  Enzy- 
klopädie44, A.  III,  1902.) 

9.  Papammitrin,  S..  Johannes  IL,  Metropolit  von  Kiew,  und 
Theodor  Prodrorn,  Xylaiog  xal  Wiodö-po?  flgödgayfiog.  Odessa  1902. 

10.  L.  J.,  Ein  neu  entdecktes  Mannskript  des  XVI.  Jahrb., 
enthaltend  die  „Hundert  Kapitel"  der  Moskauer  Synode  von  1551  (das 
sog.  Stogläw).  Sergiew-Possad  1899.  (Separatabdruck  aus  dem 
„Theolog.  Boten",  1899). 

11.  Bibliographische  Materialien,  gesammelt  von  A.  Popow. 
XXI.  Eine  kurze  Abhandlung  zur  Verteidigung  des  Klostervermögens. 
Mit  dem  Vorwort  von  A.  Grigorjkw.  (Vorträge  in  der  Moskauer 
Oesellschaft  für  Geschieht«  und  Altertümer  Russlands  1902,  II, 
XXX  u.  08.) 

Zu  Grunde  gelegt  ist  die  Hs.  der  Mosk.  Synodalbibliothek  759 
(bei  Gorsky  und  Nkwostr.,  Opisanye  II/8  No.  320).  Das  Schriftchen 
ist  zur  Zeit  der  Säkularisationsbestrebnngen  entstanden  (am  6.  Februar 
1505,  wie  der  Verfasser  selbst  angibt)  und  soll  von  dem  Domini- 
kanermönch Bkniamix,  einem  Slawen  römisch-kathol.  Bekenntnisses,  her- 
rühren, von  demselben,  der  für  den  Erzbischof  von  Nowgorod  Gknnamüs 
einige  Bücher  der  Heiligen  Schrift  aus  der  Vulgata  übersetzt  hat. 

12.  M icHAKL,  Priestermönch,  Sammlung  von  Kirchenstatnten 
des  Patriarchats  von  Kpel  1858—1899,  ins  Russische  übersetzt,  nebst 
Geschichte  ihrer  Entstehung.    Kazan  1902. 

13.  Materialien  für  die  Geschichte  der  orthodoxen  Kirche  unter 
dem  Kaiser  Nikolaus  I.  Buch  II.  St,  Petersburg  1902  (in  Sbornik 
der  Kuss.  Histor.  Gesellsch.,  Bd.  CXI1I). 

III.  Kirchenverfansune;  und  -Verwaltung. 

1.  Beki.nikow,  J.,  Zur  Frage  von  der  Kirchendisziplin. 
(Christi.  Lekt,  1902,  April,  553-579,  Juni,  853—885.)  Prawosl. 
Sobjes.  P.MI2,  März.  356-392,  Juli-August,  00-  112. 
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Zwei  Rezensionen  über  das  Werk  von  l'rof.  Kwakissow  „Eber 
die  Kirchendisziplin.    Moskau  1S'.»7". 

2.  Zaozkksky,  N. ,  Zur  Frage  von  der  geheimen  Beichte. 
(Christi.  Lekt.  11)02.  Februar,  20:i-:so»;.  März.  :i*7  120.) 

Eine  Rezension  über  das  Werk  von  l'rof.  Ai.u azow  „Die  ge- 
heime Reichte  in  der  orthodoxen  Kirche.  :5  Riinde.  Odessa  1S!*4~. 
Als  Beilage  ist  dieselbe  Jtdaoxrüia  nuih\iun  nach  dem  von  Prof. 
A.  Pawl.-w  mitgeteilten  Text  aus  Monae.  pr.  JUS.  f.  2<'0— 217  ge- 
druckt, die  sich  auch  hei  Prof.  Stwuliow  in  den  oben  angezeigten 
Artikeln  i „Quellenkunde'*,  unter  No.  Ii  rindet;  parallel  folgt  die 
slawische  Übersetzung  in  zwei  Redaktionen  aus  den  codd.  der  Mos- 
kauer Geistl.  Akademie  No.  54  (identisch  mit  dem  Runij.inzow.  Mus. 
2:30)  und  No.  101. 

3.  Pkiki."N>ky,  N.,  Zur  Frage  von  der  Teilnahme  der  Laien 
am  Kirchenregiment.  (Strannik  1002,  Januar,  71  — M»,  Februar, 
250  274.) 

4.  Pai'kow.  A.,  Die  Brüderschaften.  Eine  Skizze  der  Ge- 
schichte der  west-russischen  orthodoxen  Brüderschaften.  Seigiew- 
l'ossad  l!HMi. 

5.  S—  ky,  W.,  Die  Beteiligung  der  russischen  Geistlichkeit 
und  de»  Mönchtums  an  der  Ent Wickelung  der  Allein-  und  Selbst- 
herrschaft im  Moskauer  Reiche  am  Ende  des  NV.  und  in  der  eisten 
Hälfte  des  XVI.  Jahrh.    (Wiera  i  Rasum  1002.  No.  10.  10,  IN.) 

0.  PoKK<iwsKY.  J.,  Die  Kazaner  mensa  episcopalis.  ihre  Mittel 
und  ihr  Personalbestand,  hauptsächlich  vor  1 7*14.  Kazan  loo-j 
(ursprünglich  als  Beilage  zu  den  Heften  des  „Prawosl.  Sobjes."  1001.) 

7.  (ioktsch ako\v,  M.,  Die  Besprechung  des  Werkes  von  S. 
Rt'SKJKwiTsrH,  Die  Errichtung  und  ursprüngliche  Verfassung  der 
Heiligen  Synode.  (Bericht  über  die  XLIII.  Verteilung  der  I'vakoy- 
schen  Prämien,  St,  Petersburg  1002.) 

Der  Verfasser  hält  die  Monographie  Rt  nk.ikwits«  ih,  falls  die 
Serie  der  versprochenen  Arbeiten  fortgesetzt  wird,  für  epochemachend. 
Bei  weitem  nicht  so  günstig  lauten  die  Erteile  der  Spezialisten  in 
der  St.  Petersburger  Geistlichen  Akademie,  welche  die  Arbeit  Ri  nk- 
jkwitschs  als  den  wissenschaftlichen  Forderungen  nicht  entsprechend 
abgewiesen  und  den  Autor  selbst  zur  Doktorpromotion  nicht  zu- 
gelassen haben,  so  dass  er  nur  von  der  Heiligen  Synode  Gnaden 
Doktor  geworden  ist.    Es  haben  in  den  ..Journalen  der  Sitzungen 
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des  Akademierats  von  lOol-  (als  Beilage  zu  den  Helten  der  .Christi 
Lektüre"  von  1002)  tollende  Professoren  ihre  Meinungen  geäussert 
und  zu  begründen  versucht:  Skih;iis,  Bischof  von  J  am  bürg  <S.  100 
bis  22-H  T.  15.VHS..W  |S.  225— 23o>.  N.  Xikoi.sk  v  |S.  230—253),  A. 
Kaktasi  H"\v  (S.  253-  -277),  A.  Lomvmx  und  T.  Baksow  (S.  277 — 280). 
Ks  steht  ja  fest,  dass  das  Werk  einen  genügenden  wissenschaftlichen 
Wert  besitzt,  um  prämiiert  zu  werden,  aber  es  steht  auf  zu  schwachen 
Füssen,  um  die  schwere  Last  der  (Gelehrsamkeit  eines  Doktors  der 
Theologie  bezw.  der  Kirchengeschichte  würdig  vertreten  zu  können. 

8.  B.ikh;okoj>sky,  A..  Hikkotiikos  Mamtzky,  Metropolit  von  Kiew 
(1796—1700). 

0.  LmniiKW,  A.  S.,  Die  Bischöfe  von  Bjelgorod  und  das  Gebiet 
ihrer  Hirtentätigkeit.    Charkow  1902. 

10.  Titow,  Tu..  Die  Diakonats-  und  Priesterweihe  und  die 
Bisehofswahl  in  der  alten  westrussischen  Kirche  bezw.  Metropolie 
von  Kiew  im  XIV.— XVI.  Jahrh.  („Arbeiten  der  Kiewer  Geistl. 
Akad."  11)02.  Mai.) 

11.  Wino(;k.u..sky,  X.,  Die  Synode  von  1682  zu  Moskau. 
Sniolensk  1899. 

12.  Am  ts«  hin,  D.,  Die  Reform  des  Klosterwesens  im  „König- 
tum Polen«.    („Kusskaja  Starina"  1002,  Dezember;  1903,  Januar.) 

13.  Gkihowsky,  W..  Die  Kirchenverwaltnng  unter  Xikolaus  1. 
(„Istor.  Wjestnik-  1002.) 

14.  Pai'kow,  A.f  Die  kirchlichsozialen  Fragen  zur  Zeit  des  Czar- 
Befreier*  (1855—1870).  St.  Petersburg  1002.  (Besprochen  in  „Theol. 
Bote"  1901,  Juni,  303—300;  1002,  Februar,  903—010.)  Die  Kapitel 
I— V  sind  auch  in  ..Rüsskij  Wjestnik  —  Russischer  Bote"  1901, 
das  ganze  Werk  in  „Strannik"  1901  erschienen. 

15.  Baksow,  T.,  I  ber  die  geistliche  Zensur  in  Russland. 
(..Christi.  Lektüre-  1901.  Mai  -September;  besprochen  in  „Theol.  Bote" 
1902,  Februar.  306—397.) 

16.  i 'bei  sieht  der  Tätigkeit  des  Amtes  für  orthodoxe  Bekenntnis 
während  der  Regierungszeit  Alexanders  III.  St.  Petersburg  1901.  — 
Herausgegeben  im  Auftrage  des  Oberprokurators  der  Heiligen  Synode. 

17.  Tir  -N.  Tiu.'i»..  Priester,  Kaiser  Alexander  III.  und  die 
russische  orthodoxe  Kirche  zu  seiner  Zeit.  (.Arbeiten  der  Kiewer 
Geistl.  Akad."  10<»2.  April,  r,s7— 6«»8.) 


Digitized  by  Google 


W.  Bknkschkwits. 11:  Kusslawi. 


um 


Ein  Vortrag  auf  Grund  des  eben  genannten  offiziellen  Werkes. 
(Vergl.  Zawus.ikwiim  11.  Die  Bedeutung  der  Kcgiernng  Alexanders  III. 
im  allgemeinen  Gange  unseres  geschichtlichen  Lehens.  „Arbeiten  der 
Kiewer  Akad."  lx;<5.  I.) 

IS.  Boi.powsky,  A.,  Das  Wiederaufleben  der  Parochie.  (Lber- 
sicht  von  Pressstimnien.) 

19.  Lk.iuki..ikw,  A.,  Der  Vorleser  in  den  alten  Zeiten  der 
Kirche.    Moskau  1901. 

20.  Derselbe,  Die  Mittel  zur  Ausbildung  der  Geistlichkeit  und 
ihr  geistiger  Znstand  im  II.— III.  Jahrhundert.  („Theol.  Bote"  1902. 
Juni,  23S— 270;  vergl.  Byzant.  Chron.  L\  550.) 

21.  Vassil.ikw,  M..  Die  Macht  und  die  Stellung'  der  römischen 
Bischöfe  in  der  Kirche  nach  der  Lehre  Basiui  s  hks  Gicssin  (l'rawosl. 
Sobjes  1901,  September,  343  350). 

Ans  den  Aussprüchen  des  grossen  Kirchenvaters  werden  zwei 
Folgerungen  gezogen:  1.  er  habe  den  römischen  Bischof  dem 
Alexandriner  und  dem  Antioehier  gleichgestellt  und  2.  den  römischen 
für  das  „Haupt  des  Westens"  gehalten. 

22.  Uspknsk y.  Thk-.i..,  Die  kirchenpolitische  Tätigkeit  des  Papstes 
Gregorius  I.  Dialog.  Kazan  1901.  (Besprochen  von  L.  Piss.vkkw 
in  _Praw.  Sobjes"  1902,  Dezember,  Beilage,  S.  I— XL.) 

23.  LkpoKsky,  P.,  Die  Geschichte  des  Exarehats  von  Thessalonich 
bis  zur  Zeit  seiner  Union  mit  dem  Patriarchat  von  Konstantinopel. 
St.  Petersburg  1901.  (Besprochen  in  „Istoritschesky  Vjestnik"  191  »2, 
Januar,  355—357;  Byzant.  Chronika  VIII.  1901.  611-  622;  Christi. 
Lekt.  1901,  Beilage  S.  240—261;  1902,  April,  Beilage  S.  113— IIS.) 

24.  Michael,  Priester müueh.  Die  Gesetzgebung  der  römisch- 
byzantinischen Kaiser  betreffend  die  Susseren  Hechte  und  Privilegien 
der  Kirche  (von  313—365).    Kazan  1901. 

25.  Lkb.ik.iuew,  A..  Skizzen  der  inneren  (Geschichte  der 
byzantinisch-anatolischen  Kirche  im  IX.  XI.  Jahrhundert.  2.  Ausg. 
Moskan  1901.  (Vergl.  „Istor.  Wjestnik"  1901,  Dezember,  1230-1233: 
„Glaul»»  und  Kirche"  1901,  X.  901—907;  -Kirchl.  Nachrichten-  1901, 
48:  Byzant.  Thron.  VIII.  OOS- -611.) 

2(5.  Derselbe,  Historische  Skizzen  des  Zustandes  der  byzantinisch- 
anatolischen  Kirche  vom  Ende  des  XI.  bis  znr  Mitte  des  XV.  Jahr- 
hunderts. 2.  Ausg.  Moskau  1902.  (Vergl.  „Istor.  Wjestnik"  P.»o2. 
Juli,  257  -261 ;  „Kirchenbote"  1902.  30;  Byzant.  Chron.  IX.  216-  -220.) 
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27.  Derselbe,  Kurze  Nachrichten  Uber  die  Patriarchate  von 
Alexandrien,  Antiochien  und  Jerusalem.  Aus  der  Geschiebte  der 
griechisch-anaUdischen  Kirche  vom  Fall  Konstantinopels  im  Jahre 
1453  bis  zur  Gegenwart.  („Bogosb'.wsky  Vjestnik"  1901,  Februar, 
223— 251,  März,  412-450,  April,  617-639.)  Dasselbe  auch  unter 
dem  Titel: 

28.  Derselbe,  Geschichte  der  griechisch -anatolischen  Kirche 
unter  der  Herrschaft  der  Türken.  Von  1453  bis  zur  Gegenwart. 
Sergiew-Possäd,  Bd.  I,  1*96;  Bd.  II,  1901.  (Besprochen  von 
A.  Paj.mikki  in  „StambouP  vom  30.  .September  1901.) 

29.  Derselbe,  Die  „Grosse  Kirche14  und  die  Heiligen  Berge. 
(„Glaube  und  Kirche",  1902,  Januar.) 

30.  Mkh.u:l,  Priestermönch,  Eine  Skizze  der  Reformen  in 
dem  Kirchenregiment  des  Patriarchats  von  Kpel  in  den  Jahren  1858 
bis  1900.   („Prawosl.  Sobjes"  1902.  Beilagen  zu  Mai-  und  Juniheften.) 

31.  Derselbe,  Sammlung  von  Kirchenordnungen  des  Patri- 
archats von  Kpel  aus  den  Jahren  185S— 1899  in  russischer  Über- 
setzung nebst  Geschichte  ihrer  Entstehung.    Kazan  1902. 

32.  Woskkksskxsky.  G..  Ans  dem  Kirchenleben  der  orthodoxen 
Slawen.  Das  Königtum  Serbien.  Alt -Serbien  und  Mazedonien. 
Montenegro.  Die  Metropolitankirehe  von  Karlowatz.  (Theol.  Bote, 
1  902,  Juli-August,  535— 500.) 

33.  Kykihx.  Bischof,  Eine  kurze  Skizze  der  Geschichte  der 
Kirche  und  des  Exarehats  von  (Grusien)  Georgien  im  XIX.  Jahr- 
hundert. Tirtis  1901.  (Inhaltsangabe  in  „Strannik"  1902.  Januar, 
102-193.   Vergl.  „Kirchennuchriehteir  1901,  No.  47;  Bvzant.  Chron. 

VIII,  622.) 

34.  Axnixskv,  A.,  Geschichte  der  armenischen  Kirche  bis  zum 

IX.  Jahrhundert.  Kischinew  1900  (vergl.  „ Kirchennachrichten-  1901, 
Xo.  47;  Byzant.  Chron.  VIII,  205  209). 

35.  Pkk..hka/.i;n*ky,  A.t  Bechenschaftsbericht  über  die  Studien 
(Prawosl.  Sobjes  1901,  November,  Beilage  Xo.  13  zu  den  Protokollen 
der  Sitzungen  des  Rates  der  Kazaner  Geistl.  Akad.  im  Jahre  1899, 
S.  1—64.)  —  Hier  ist  die  administrative  Tätigkeit  des  Patriarchen 
Gregorins  V.  (gestorb.  1821)  skizziert. 

36.  Ki  KüANow,  Thk.ii>.,  Skizzen  und  Abrisse  aus  der  neuesten 
Geschiclite  der  rumänischen  Kirche.   (Gelehrte  Memoir.  der  Kazaner 
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Universität  1902.)  Fortsetzung  des  schon  früher  (Bd.  V  ...  1014 1 
angezeigten  Werkes. 

:57.  Rn.NJKw,  M.,  Das  kirchliche  Gerichtsverfahren  bei  der 
Ehescheidung  wegen  Ehebruchs.  (Christi.  Eckt.  1  * *o  1 ,  November. 
1902.  Januar,  Februar.) 

W.  Gomoi.itzky,  B.,  Die  Ehe  der  Schismatiker  (Raskolniki)  nach 
dem  Gesetz  vom  Ii».  April  1*74,  ist  dadurch  die  Zivilehe  eingeführt? 
I  Rechtsbote  1901,  IV— V,  131» — ISO.)    Die  Antwort  lautet:  nein. 

:19.  Ssachakow,  W.,  Über  das  Ehehindernis  der  Verwandt- 
schaft. Eine  Untersuchung  aus  dem  Gebiet  des  Eherechts  der 
orthodoxen  Kirche.  Heft  J.  I  ber  die  Verwandtschaft  und  ihre 
Arten.    Ekaterinoslaw  1  *«•'.». 

40.  (iKoMvMii.Assow,  J.,  Über  die  zweiten  und  dritten  Ehen  in 
der  orthodoxen  Kirche.    (Theol.  Bote  l!'i»2(  September,  Oktober.) 

41.  Zaozkkskt,  N.,  Worauf  gl  findet  sich  die  kirchliche  Ge- 
richtsbarkeit in  Ehesachen?  (Gegen  die  modernen  pessimistischen 
Anschauungen  über  das  Familienleben  und  die  dadurch  bedingten 
Äusserungen  der  Presse  über  Ehe  und  Ehescheidung.)  (Theol. 
Rote  1002,  Februar— Mai.) 

42.  Papkow,  A.,  Die  Notwendigkeit  der  Reformen  in  der  Wahl 
und  Stellung  des  Kirchenältesfen  (zerköwnyj  stamsta).  (Strannik 
1902,  November.) 

4;».  Zaozkkhky,  N..  Bemerkungen  zum  Entwurf  der  orthodoxen 
Parochial Verwaltung.    (Theol.  Bote  1902,  Oktober.) 

44.  Pkioawix.  Das  Klostergefänguis  („Präwo"  1902,  No.  4S). 

45.  B..bKiscnTH(  hkw-Pls»  ukin,  A.,  Was  ist  die  Verleitung  zum 
Übertritt  in  ein  nicht  orthodoxes  Bekenntnis?  ( „Recht*bote"  1002, 
September.  Oktober). 

4*».  W.  B.,  Über  das  Recht  des  Kirchenbannes  oder  des 
Anathems.    («Glaube  und  Kirche"  1902,  April.) 

47.  Griuokowsky,  S.,  Über  die  Führung  von  Geburts-  und 
Taufbüchern  im  allgemeinen  und  über  die  Eintragung  in  die  Kirchen- 
bücher der  Verzeichnung  über  die  Geburt  und  Taufe  der  ausser- 
ehelichen  Kinder  („Kirchenbote"  1902,  No.  42). 

48.  Zaozkksky,  N.t  Notiz  über  die  Führung  einer  genauen  Ver- 
zeichnung von  Gebnrtsfiillen  in  den  Kirchenbüchern  („Theolog.  Bote" 
1902,  Dezember,  .ri06  -50Ki. 

Aus  Anlass  des  oben  angeführten  Artikels  von  Gkk.oh..wsky. 
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IV.  Staat  und  Kirche.    Interkonfessionelle  Beziehungen. 

1.  15i  kjimki'w,  E.,  Rezension  über  das  Werk  V.  Sokolows, 
Kit-  staatliche  Stellung  der  Religion  in  Deutschland.  (Gel.  Mein, 
der  Kazaner  Universität  1902,  I,  Kritik  S.  1—10). 

2.  »kkki-t,  L..  Der  Kampf  um  die  Investitur  zur  Zeit  Hein- 
richs V.    (Kiewer  Universitäts-Xaehrichten  1902,  März,  1—8«.) 

Sl\\..k„\v,  X..  Ein  byzantinischer  Papst.  Moskau  1902. 
(Gelehrte  Memoir.  der  Mosk.  Universität.)  Inhaltsangabe  in  Strannik 
1002.  August,  299-:500;  Byz.  Thron.  11*02,  IX,  220-228;  Journal 
des  Ministeriums  für  Volksauf  klärung  1902.  .September,  226—52*. 

Auf  Grund  oder  vielmehr  aus  Anlass  der  Abhandlung  von  L. 
Hki  hikh,  Le  schisme  Orientale  au  XI  siede  (Paris  18910  wird  die 
kirchenpolitische  Tätigkeit  des  Patriarchen  Miciukl  Kkkcllakuh 
dargestellt. 

4.  HoHKisniTscHKw-PusniKiN.  A.,  Die  Justiz  und  die  Schisma- 
tiker-Sektierer.   St.  Petersburg  1902.    (Bespr.  in  „Prawo"  Xo.  K».i 

Die  wertvolle  Abhandlung  stellt  sich  die  Aufgabe,  einerseits 
die  immer  zunehmende  Zersplitterung  Kusslands  in  politischer  und 
religiöser  Beziehung  festzustellen  und  andererseits  den  Organen  der 
Justiz  in  ihrer  schweren  Lage  bei  dem  Verfahren  gegen  die  Sektierer 
nützlich  zu  sein.  Besonders  klar  wird  die  Anwendung  des  die  Hechte 
der  sog.  Stundisten  bezüglich  ihrer  gottesdienstlichen  Versammlungen 
beschränkenden  Gesetzes  von  1894  beleuchtet.  Das  Buch  ist  nicht 
mit  genügend  gelehrtem  Apparat  gearbeitet  und  enthält  hier  und  da 
Widersprüche;  manchmal  ist  ein  Widerspruch  mit  der  sonstigen 
Objektivität  des  Verfassers  fremden  Einflüssen  zuzuschreiben,  wie 
z.  B.  die  Behauptung,  das  Prinzip  der  Trennung  von  staatlichen  und 
kirchlichen  Aufgaben  sei  nicht  nur  theoretisch  richtig,  sondern  auch 
mehr  oder  weniger  konsequent  in  der  administrativen  und  gesetz- 
geberischen Tätigkeit  der  russischen  Regierung  während  der  zwei 
letzten  Jahrhunderte  durchgeführt  worden. 

5.  Mi<  li aki,.  Priestermönch.  Zwei  Systeme  der  Verhältnisse  von 
Staat  und  Kirche.  (Praw.  Soldes  1902,  Juli— August.  26-46. 
Wrgl.  Byzant.  Chron.  1902,  IX,  559  502.)  Das  eine  System  ist 
römisch  —  die  Unterordnung  der  Kirche  unter  deu  Staat,  das 
andere       hellenisch-slawisch     -  die  Verkirchlichung  des  Staates. 

<i.  Gici.,..|{.ii:w.  K..  Das  Verhältnis  von  Staat  und  Christentum 
nach  L.  Toi..-t..i.  (Missionsrundschan  —  Missionjersk.»:e  Obozrenye 
19'>2.  Marz.  Mai.  Juni.» 
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7.  TiriKniiKMW.  L..  Die  kontV-ssioiitlk*  Zusammensetzung  Russ- 
lands und  die  Notwendigkeit  einer  konfessionellen  Politik  für  den 
russischen  Staat.    (Missionsrundschau  liMt-j.  März.) 

8.  Fi  kst,  T.  G.,  Russland  und  das  ökumenische  Patriarchat  nach 
dem  Krimkrieg.  (,VV;estnik  Ewröpy-Bote  Europas"  P.M>2,  April,  Juni.) 


III.  Strafrecht  1901—1902. 

Referent:  Gregor  Feldstein,  Professor  der  Rechte,  .laroslaw. 

Auf  dem  Gebiete  der  Strafgesetzgebung  steht  in  Russland  eine 
Grnndreform  bevor.  Vor  kurzer  Zeit  ist  ein  neues  Strafgesetzbuch 
veröffentlicht  worden,  dessen  Einführung,  wie  man  glaubt,  im  Jahre 
11MI")  geschehen  wird.  Auf  dem  Gebiete  des  Strafprozesses  ist  auch 
ein  Entwurf  ausgearbeitet,  welcher  noch  dem  Staatsrate  zur  Be- 
ratung vorliegt.  Dieser  Stand  der  Strafgesetzgebung  in  Russland 
bedingt  natürlich  eine  ganz  besondere  Armut  an  Novellen.  Wir 
begegnen  zumeist  auf  dem  Gebiete  der  Strafgesetzgebung  soge- 
nannten strafrechtlichen  Nebengesetzen,  Satzungen,  welche  durch 
die  Steuerverwaltnng,  Forst-  und  Jagdgesetzgebung  usw.  hervor- 
gerufen sind.  Novellen  anderer  Natur  erscheinen  selten.  Wenn  es 
aber  der  Fall  ist,  so  tragen  sie  den  Charakter  der  Vorläufer  jener 
Entwürfe,  welche  in  den  nächsten  Jahren  in  Kraft  treten  sollen. 

1901. 

Eine  Allerhöchst  bestätigte  Meinung  des  Staatsrates  bedroht 
mit  Vermögensstrafe  nicht  Uber  hundert  Rubel  die  Handelsleute, 
welche  an  Orten,  wo  die  Annahme  bestimmter  gekaufter  Waren,  wie 
Getreide,  Mehl,  Grütze,  Malz,  Hafermehl,  Kleie,  verschiedene  Öl- 
samen  usw.,  nur  dem  Gewicht  nach  gestattet  ist.  diese  Produkte  in 
anderer  Art  ankaufen  (No.  31,  Art.  ti'27). 

Die  Allerhöchst  bestätigte  Meinung  des  Staatsrates  vom  2-f.  Mai 
bedroht  mit  einer  Vermögensstrafe  nicht  über  hundert  Ruttel  oder 
mit  Haft  nicht  über  einen  Monat  die  unerlaubte  Beimischung  he- 
terogener Stoffe  zum  russischen  Tee  in  gewerblichen  Lokalen.  Die 
gefälschten  Produkte  werden  konfisziert  (No.  07,  Art.  BSB5). 

Die  Allerhöchst  bestätigte  Meinung  des  Siaatsrates  vom  1<>.  April 
schafft   neue  Bedingungen    für   die  Fabrikation   der  Sprengstoffe. 
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Diejenigen,  welche  die  speziellen  Forderungen  für  diese  Industrie 
nicht  erfüllen,  werden  verfolgt  auf  Grund  des  §  1181  des  Straf- 
gesetzbuches für  Friedensrichter  und  der  §§  981* 1  und  B3501  des 
Strafgesetzbuches  für  die  kapitalen  und  bessernden  Strafen  (So.  52, 
Art,  1013). 

Die  Allerhöchst  bestätigte  Meinung  des  Staatsrates  vom  2:3.  April 
bringt  Änderungen  und  Zusätze  zum  Forstschutzgesetze  v.  l.  April  1888 
(So.  57,  Art,  1077».  Die  So.  57''  bedroht  mit  Strafe  nicht  über 
10  Rubel  die  unerlaubte  Hütung  des  Viehs  auf  dem  Forst  Schutz- 
gebiete, sowie  auch  das  Sammeln  von  Spreu  und  andere  Arten  von  un- 
erlaubter Nutzniessung.  Derselben  Strafe  wie  bei  Wiederholung:, 
das  heisst  Haft  nicht  über  drei  Monate  und  Gefängnis  nicht  über 
sechs  Monate  (Art.  155d  St.-G.-B.  für  Friedensrichter),  unterliegen 
auch  jene  Personen,  welche  das  erste  Mal  Forstdiebstahl  begehen 
unter  folgenden  Bedingungen:  wenn  die  Forste  ein  Forstschutzgebiet 
bilden,  wenn  sie  umzäunt  sind,  wenn  das  Delikt  nachts  geschieht, 
wenn  der  Dieb  besondere  Massregeln  ergriffen  hat.  um  nicht  erkannt 
zu  werden,  wenn  gepflanzte  Bäume  beschädigt  und  wenn  die  Bäume 
abgesägt  werden,  wenn  besondere  Massregeln  unternommen  werden, 
um  den  Diebstahl  zu  verheimlichen,  wenn  der  Diebstahl  von  mehreren 
Personen  ausgeführt  worden  ist,  wenn  der  Diebstahl  endlich  der 
Gewinnsucht  wegen  unternommen  worden  war.  No.  57"  bestimmt 
eine  Vermögensstrafe  von  50  Kopekeu  bis  zu  1  Kübel  für  jede 
100  Quadratfaden  des  länger  als  erlaubt  genutzten  Forstlandes. 

Die  Allerhöchst  bestätigte  Meinung  des  Staatsrates  vom  2:J.  Mai 
verbietet  die  Anfertigung  und  die  Einführung  von  Gegenständen  mit 
Abbildung  von  Staatswei  tpapieren.  Bei  den  Schuldigen  werden  diese 
Gegenstände  konfisziert  und  die  betreffenden  Personen  werden  mit 
einer  Haft  von  nicht  über  drei  Monaten  oder  mit  Strafe  von  nicht 
über  300  Rubel  belegt.  Unter  Staatswertpapieren  werden  ver- 
standen nicht  nur  Papiergeldscheine,  sondern  auch  Scheine,  welche 
die  Auszahlung  von  Post-.  Akzisenabgaben  usw.  bescheinigen  (So.  02, 
Art.  12:18  V 

l*ni  die  Ubersicht  der  Strafgesetze  des  Jahres  P.'Ol  zu  voll- 
enden, bleibt  uns  noch,  der  Allerhöchst  bestätigten  Meinung  des  Staats- 
rates vom  10.  April  Erwähnung  zu  tun,  kraft  welcher  ein  be- 
sonderes Kapital  geschaffen  werden  mnss  aus  den  Strafgeldern, 
welche  die  Besitzer  oder  Verwalter  von  Hüttenwerken  bezahlen. 
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Es  werden  nur  solche  Strafen  zu  diesem  Kapital  im  Ressort  des 
Agrikultur-  und  Domänen-Ministeriums  verwendet,  welche  auf  Grund 
bestimmter  Artikel  der  Straf-  und  Industriegesetze  erkannt  sind. 
Da»  Gesetz  erwähnt  unter  anderem  Art.  1404*  und  14043  des  Straf- 
gesetzbuchs. Diese  zwei  Artikel  bedrohen  mit  einer  Strafe  von 
nicht  über  100  Rubel  diejenigen  Huttenbesitzer,  welche  den  auf  der 
Hütte  beschäftigten  Minderjährigen,  soweit  solche  die  Schule  noch 
nicht  absolviert  haben,  nicht  den  Schulbesuch  ermöglichen  (So.  52, 
Art.  1016). 

Endlich  berührt  das  Gesetz  vom  28.  Februar  eine  wichtige 
Frage.  Es  unterstellt  dem  Jnstizminister  die  Bestätigung  der 
Statuten  von  Gesellschaften  für  agrarische  und  gewerbliche  Kolonien 
minderjähriger  Sträflinge,  sowie  auch  der  Gesellschaften  der  Fürsorge 
für  die  ans  diesen  Anstalten  Entlasseneu.  Eine  solche  Konzentration 
im  Justizministerium  wird  hoffentlich  von  grossem  Nutzen  für  diese 
Anstalten  sein,  welche  schon  jetzt  tiefe  Wurzeln  in  Russland  ge- 
schlagen haben.  Die  Zahl  dieser  Anstalten  beläuft  sich  etwa  auf  f>0 
<Xo.  12,  Art.  115). 

1902. 

Auch  in  dieser  Periode  bildete  die  Hauptzahl  der  Gesetze 
solche  Akte,  welche  in  erster  Linie  in  die  Reihe  der  strafrechtlichen 
Nebengesetze  gezählt  werden  müssen. 

Die  Allerhöchst  bestätigte  Meinung  des  Staatsrates  vom  8.  April 
enthält  einige  Massregeln  zur  Regulierung  des  Hanfhandels.  Es 
wird  bedroht  mit  einer  Strafe  von  nicht  über  100  Rubel  oder  Haft 
nicht  über  einen  Monat  der  Verkauf,  die  Ausfertigung  oder  das 
Halten  zum  Verkauf  von  Hanf,  welcher  heterogene  Stoffe  enthält 
oder  nass  gemacht  wird,  um  das  Gewicht  zu  vergrössern  <No.  42, 
Art.  408». 

Die.  Allerhöchst  bestätigte  Meinung  des  Staatsrates  vom  'S.  Juni 
bringt  neue  Regeln  bezüglich  der  Kaspisch- Wolgaischen  Fischereien 
und  des  Seehundfanges.  Es  wird  unter  Strafe  von  5 — 20  Rubel 
für  jeden  laufenden  Faden  (ssaschen)  der  Versperrung  bezahlt,  wenn 
diese  letztere  in  der  Wolga  und  ihren  Xebenflüssen  oberhalb  der 
Stadt  Ssaratov  eingerichtet  wird,  um  den  Fischen  den  freien 
Durchgang  zu  hindern.  Strafe  von  ft— 20  Rubel  wird  auch  bezahlt 
für  den  Fang  von  je  hundert  Fischen  in  derselben  Gegend,  wenn 
diese  Fische  die  richtige  Grösse  noch  nicht  erreicht  haben.  Dieselbe 
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Straff  ahndet  auch  andere  Übertretungen  dieser  Art  bezüglich  des 
Fischfanges  in  jener  Gegend  (No.  07,  Art.  650). 

Ahnliche  1'bertretungen  bedrolit  mit  Haft  von  nicht  über  drei 
Monaten  die  Allerhöchst  bestätigte  Meinung  des  Staatsrates  vom 
12.  Juni,  welche  Massregeln  vorschreibt  bezüglich  des  Schutzes  der 
Fischereien  in  der  Amurgegend  (No.  71,  Art.  7-'J9),  sowie  auch  die 
Allerhöchst  bestätigte  Meinung  des  Staatsrates  vom  10.  Juni  bezüglich 
des  Ansternfanges  im  Schwarzen  Meere  und  des  Seehundfanges  in 
Ustjin  (No.  HO,  Art.  894).  Ein  Gesetz  vom  $.  Juni  verordnet  ausser- 
dem, dass  bei  Übertretung  der  Vorschriften  zum  Schutz  der  Kaspisch- 
Wolgaisehen  Fischereien,  wenn  nur  Vermögensstrafen  vorliegen,  und 
falls  die  betreffende  Person  sich  mit  dem  Erkenntnis  der  Verwaltung 
der  Fischereien  einverstanden  erklärt  hat,  trotzdem  aber  die  Strafe 
nicht  bezahlt,  die  Verwaltung  zu  bestimmen  hat.  ob  die  Strafe  im 
gerichtlichen  oder  administrativen  Wege  beizutreiben  ist  (No.  «57, 
Art.  560). 

Die  Allerhöchst  bestätigte  Meinung  des  Staatsrates  vom  20.  Mai 
bringt  neue  Kegeln  bezüglich  der  Einrichtung  von  Kanülen  und 
anderen  Wasserleitungen  auf  fremdem  Grund  und  Boden  der  Drainage 
und  Bewässerung  wegen.  Die  willkürliche  und  regelwidrige  Er- 
richtung auf  fremdem  Grund  und  Boden  wird  belegt  mit  Strafe  von 
nicht  über  50  Rubel.  Die  vorsätzliche  Zerstörung  von  fremden 
Kanälen  wird  unter  Strafe  von  nicht  über  100  Kübel  oder  von  Haft 
nicht  über  einen  Monat  gestellt  (No.  69,  Art,  69:1). 

Die  Allerhöchst  bestätigte  Meinung  des  Staatsrates  vom  10.  Juni 
schreibt  strenge  Strafen  vor  für  verschiedene  Fälschungen  in  den 
Büchern,  welche  von  der  Regierung  ausgegeben  sind  und  in  welchen 
die  Quantität  der  Erzansbeute  zum  Zwecke  der  Bestimmung  des 
Maises  der  Bergwerksabgabe  eingetragen  werden  muss.  Als  Strafe 
der  vorsätzlichen  Fälschung  in  den  Büchern  wird  Zuchthaus  von 
nicht  über  5  Jahren  nebst  Ehrverlust  bestimmt.  Ausserdem  bezahlt 
der  Hüttenbesitzer,  welcher  dieses  Buch  erhalten  hat,  doppelt 
das  Mals  der  Bergwerks»  bgaben  für  jene  Jahre,  in  welchen  die 
Fälschung  stattgefunden  hat,  Mit  Gefängnisstrafe-  von  nicht  über 
6  Monaten  werden  bestraft:  Personen,  welche  Gold  angekauft  oder 
ins  Ausland  ausgeführt  haben,  welches  wider  besseres  Wissen  der 
Käufer  oder  Exporteure  noch  nicht  verzollt  war.  Das  widerrechtlich 
angekaufte  oder  ins  Ausland  ausgeführte  Gnld  wird  kontisziert.  Her 


Digitized  by  Google 


Gkk.,ok  Kki.i.>ii  in:  IJussI.uxl. 


Gefängnisstrafe  in  gleichem  Mal-e  unterliegen  auch  Personen,  welche 
in  abstinenten  Gierenden  im  Altai,  NYrtschinsk  usw.  Goldfolien  aus 
dem  nicht  abgestempelten  Metall  herstellen  (No.  s7.  Art  ms«»,. 

Das  Gesetz  vom  10.  Juni  bringt  neue  Strafiiormen  bezüglich 
der  Gewerbeabgaben.  Mit  Strafe  von  nicht  über  :»<»>  Kübel  oder 
Haft  nicht  über  Monate  werden  die;enigeii  belebt,  «ebbe  vor- 
sätzlich die  Handelsaufsiihtsbeaniteii  nicht  zulassen  und  so  den 
letzteren  die  Möglichkeit  nehmen,  ihre  Pflichten  bezüglich  der  Handels- 
«.der  Gewerbeordnung  zu  erfüllen.  Personen,  welche  als  Mitglieder 
der  Gewerbebesteuernngs-Koiumissionen  angestellt  sind,  sowie  auch 
Sachverstandige.  welche  nicht  als  Staatsbeamte  erscheinen,  werden, 
wenn  sie  das  Schweigen  über  Tatsachen,  betreffend  die  Vermögens- 
lage, die  Schulden,  Einkünfte  usw.  der  Steuerzahlenden,  brechen,  mit 
einer  Strafe  von  nicht  über  H00  Kübel  belegt.  Wenn  dieser  Vcr- 
trauensbrnch  aber  geschieht,  um  die  Ehre  oder  den  Kredit  zu  be- 
einträchtigen, so  werden  solche  Personen  mit  Gefängnisstrafe  von 
nicht  über  S  Monaten  bestraft  und  verlieren  für  M  Jahre  das  Kecht, 
als  Sachverständige  erwählt  zu  werden.  Mit  Strafe  von  nicht  über 
'WO  Kübel  oder  Haft  nicht  über  0  Monate  werden  diejenigen  bestraft, 
welche  falsch  die  Einkünfte  angeben,  um  das  Mals  der  Steuer  zu 
vermindern.  Diese  Strafe  wird  bis  auf  1000  Kübel  oder  auf  Ge- 
fängnis von  nicht  über  4  Monate  erhöht,  wenn  falsche  Angaben  in 
solchen  Geschäften  gemacht  werden,  welche  ihre  Bilanzen  usw. 
zu  publizieren  verpflichtet  sind  (No.  K7,  Art.  l'NK». 

Das  Gesetz  vom  7.  Januar  bedroht  mit  einer  Strafe  von  nicht 
über  .r>0  Kübel  die  Drnckereibesitzer,  welche  es  unterlassen,  die  Be- 
hörden bezüglich  jeder  Änderung  in  der  Zahl  und  Grösse  der  Schnell- 
druckmaschinen zu  benachrichtigen  (No.  H»,  Art.  K»7). 

In  dieser  Kategorie  von  strafrechtlichen  Gesetzen  ist  noch  das 
Gesetz  vom  <5.  Mai  zu  erwähnen,  welches  neue  Kegeln  bezüglich  der 
Forstübertretungen  bringt,  wenn  die  letzteren  ohne  Zustimmung  des 
Forsteigentümers  begangen  sind  (No.  ',:».  Art  .">*!>). 

Wir  gehen  jetzt  zu  solchen  Gesetzen  über,  welche  ein  grösseres 
Interesse  wegen  der  Prinzipien,  welche  sie  in  die  russische  Straf- 
rechtspraxis einführen  oder,  falls  solche  schon  im  geltenden  Kechte 
vorhanden  waren,  besonders  betonen. 

Das  Gesetz  vom  1*.  März  stellt  fest,  dass  Kleinbürger  und 
Hanern,  welche  in  einer  Lehrwerkstatt  ein  tiewerbe  erlernt  haben, 
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nicht  körperlicher  Züchtigung  unterliegen.  Von  der  letzteren  sind 
auch  alle  Bauern  und  Kleinbürger  befreit,  welche  als  Ehrenaufseher 
dieser  Werkstätten  funktionieren  (No.  45,  Art.  509). 

Körperliche  Züchtigung  haben  auch  kraft  Gesetzes  vom  10.  Juni 
Personen  nicht  zu  erleiden,  die  irgendwelche  Kunstgewerbeschnlen 
absolviert  haben,  sowie  auch  Lehrer  und  Aufseher  der  orthodoxen 
Kirchenschulen  und  Schüler  der  Lehranstalten  für  orthodoxe  Kirehen- 
schnlen  (No.  62,  Art.  622).  Der  Allerhöchste  Befehl  des  Kaisers 
vom  6.  Juni  hat  auch  die  sog.  altgläubigen  Bauern  des  Kirchendorfes 
Schnkovez  im  Gouvernement  Podolsk  der  körperlichen  Züchtigung 
entzogen.  —  Alle  diese  Novellen  erscheinen  als  sichere  Vorläufer 
der  endgültigen  Aufhebung  der  körperlichen  Züchtigung  tür  alle 
Arten  der  Bevölkerung  einschliesslich  derjenigen  Personen,  die  auf 
Grund  von  Gerichtsentscheidungen  der  Ehre  für  verlustig  erklart 
worden  sind. 

Wir  schliessen  die  Übersicht  der  Strafgesetzgebung  im  Jahre 
1902  mit  dem  Gesetze  vom  10.  Juni,  welches  die  archaistischen  zwei 
Artikel  des  geltenden  Strafgesetzbuches,  die  Art.  1430  und  1431, 
derogiert.  Diese  beiden  Artikel  sprachen  von  einer  Bestrafung  der- 
jenigen Adeligen,  welche  ohne  genügende  Gründe  die  Versammlungen 
des  Adels  nicht  besuchen  (No.  71,  Art.  738).  Ausserdem  berührt 
noch  ein  Gesetz  vom  15.  Juni  die  Fragen  des  Strafvollzuges,  indem 
es  die  wegen  schwerer  Verbrechen  inhaftierten  Sträflinge  zu  Arbeiten 
behufs  der  Herstellung  von  Fahrwegen  in  der  Nähe  von  Blagowescht- 
schensk  und  zu  Arbeiten  an  der  Baikal-Eisenbahn  heranzieht  (No.  87, 
Art.  993;  No.  87,  Art.  994). 


IV.  Staatsrecht. 

Beferent:  Friedrich  Schöndorf,  Odessa. 

a)  Gesetzgebung. 

Die  russische  Gesetzgebung,  die  überhaupt  sehr  langsam  und 
schwerfällig  arbeitet,  bietet  auf  dem  staatsrechtlichen  Gebiete  ge- 
wöhnlich noch  weniger  Material  dem  Beobachter,  als  auf  den  andern 
Keclitsgebieten.  So  ist  auch  das  Berichtsjahr  sehr  armselig  an  legis- 
lativen Erzeugnissen  des  Staatsrechts  gewesen.    Zu  den  vcrhältnis- 
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massig  interessantesten  Handlungen  des  Gesctzgeljera  auf  diesem 
Gebiete  ist  die  aus  Anlass  seines  hundertjährigen  Bestehens  nen  er- 
folgte Organisation  des  Reichsrates  zu  rechnen.  Der  russische  Reichs- 
rat ist  bekanntlich  die  höchste  offizielle  Stelle  des  Reiches,  deren 
hauptsächlichste  Aufgabe  darin  besteht,  die  Gesetze  zu  „beraten". 
Der  Kaiser  hat  aber  das  Recht,  sich  mit  der  Majorität  des  Reichsrats 
nicht  einverstanden  zu  erklären  und  die  Meinung  der  Minderheit  zum 
Gesetz  zu  erheben  oder  sogar  einer  dritten  Ansicht  den  Vorzug  zu 
geben,  selbst  wenn  sie  keinen  einzigen  Anhänger  im  Reichsrate  ge- 
funden hat  oder  Überhaupt  nicht  Gegenstand  seiner  Erörterungen 
wurde.  Mitglieder  des  Reichsrats  sind  die  meisten  ehemaligen  Minister, 
Botschafter,  General-Gouverneure  und  andere  hohe  Würdenträger. 
Zu  den  wichtigsten  Neuerungen  der  neuen  Organisation  des  Reichs- 
rats (die  im  grossen  und  ganzen  übrigens  die  bisherige  Organisation 
aufrecht  erhält)  gehört  es  nun,  dass  es  demselben  gestattet  wird,  aus 
seiner  Mitte  zur  Beratung  besonders  wichtiger  und  komplizierter 
Gesetzesentwürfe  besondere  Kommissionen  zu  ernennen,  zu  denen 
sogar  -  ein  grosser  Fortechritt  für  das  bureaukratische  Rnssland!  — 
private  Sachverständige  zur  Abgabe  ihrer  Meinung  zugezogen  werden 
können,  ausserdem  auch  Beamte,  die  nicht  Mitglieder  des  Reichsrats 
sind.  Diese  Kommissionen  werden  es  vielleicht  dem  Reichsrat  er- 
möglichen, auch  die  Gesetzesinitiative,  mehr  als  es  bisher  geschah, 
in  die  Hand  zu  nehmen.  Die  übrigen  neuen  Bestimmungen  über  die 
Organisation  des  Reichsrats  sind  für  den  Ausländer  nicht  interessant 
und  können  hier  übergangen  werden. 

Eine  bedeutsame  Regierungshandlung  ist  auch  die  Allerhöchst 
bestätigte  „Meinung"  des  Reichsrats  über  Einführung  von  Verjährungs- 
fristen für  die  Gültigkeit  der  den  Zeitungen  erteilten  Verwarnungen. 
Während  die  Provinzialpresse  in  Russland  sich  unter  dem  Drucke 
der  Präventivzensur  befindet,  hat  die  Residenzpresse  den  grossen 
Vorzug,  frei  von  derselben  zu  seiu.  Sie  unterliegt  bloss  einer  Strat- 
zensur,  die  sich  namentlich  in  den  „Verwarnungen"  ausdrückt,  die 
vom  Minister  des  Innern  erteilt  werden.  Bekommt  ein  Blatt  3  Ver- 
warnungen, so  wird  es  unterdrückt.  Diese  Verwarnungen  sind  also 
jetzt  einer  Verjährung  unterworfen,  und  zwar  bewahrt  die  erste 
Verwarnung  ihre  Kraft  bloss  ein  Jahr  lang;  bekommt  aber  ein  Blatt 
binnen  eines  Jahres  2  Verwarnungen,  so  verjähren  sie  erst  in  zwei 
Jahren  von  der  Erteilung  der  zweiten  Verwarnung  an  gerechnet. 
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Nach  Ablaut'  dieser  Fristen  ist  also  die  Zeitung  von  den  von  ihr  er- 
haltenen Verwarnungen  befreit  und  die  nächste  Verwarnung  gilt 
wieder  als  die  „erste".  Es  ist  dies  allerdings  ein  Schritt  vorwärts, 
der  aber  seine  volle  Wirkung  nicht  entfalten  kann,  solange  das  Ge- 
setz vom  .Jahre  1**2  gilt,  wonach  durch  Besehluss  der  Minister  des 
Innern,  der  Justiz  und  der  Volksanfklärung  und  des  Ober-Prokurators 
der  Heiligen  Synode  ein  Matt  unterdrückt  werden  kann,  selbst  wenn 
es  keine  einzige  Verwarnung  erhalten  hat. 

Sonst  ist  noch  zu  erwähnen,  dass  in  einer  ganzen  Reihe  von 
Gouvernements  und  einzelnen  Orten  der  „Zustand  der  verschärften 
Bewachung"  proklamiert  worden  ist.  wodurch  die  Polizei  und  an 
ihrer  Spitze  der  Gouverneur  noch  mehr  Vollmachten  erhalten,  als 
sie  sonst  besitzen. 

Durch  einen  publizierten  Senatsl>cschluss  ist  deklariert  worden, 
dass  von  der  allgemeinen  Ausschliessung  der  Juden  vom  Staats- 
dienste einzelne  Ausnahmen  gesetzlich  zugelassen  sind,  die  sich  fast 
ausschliesslich  auf  Personen  mit  Universitätsbildnng  beziehen. 

b)  Literatur. 

Auf  dem  Gebiete  der  staatsrechtlichen  Literatur  sind  wenige 
Erscheinungen  zu  verzeichnen,  die  dem  Ausländer  Interesse  bieten 
könnten.  Kantor« .witsch  hat  in  seiner  mit  Erläuterungen  durch  die 
Motive,  Senatsentscheidungen,  Verwaltungs-Zirkulare  etc.  versehenen 
Ausgabe  der  Gesetze  über  die  Standesrechte  (die  im  IX.  Pande  des 
„Sswod  Sakönow"  enthalten  sind)  ein  sehr  nützliches  Nachschlage- 
buch geliefert.  Diese  Gesetze  spielen  eine  grosse  Polle  in  Kussland, 
das  die  Menschen  nur  nach  ihrer  Angehörigkeit  zu  dem  einen  oder 
anderen  Stande  kennt. 

Charakteristisch  für  Pussland  ist  das  Erscheinen  eines  dicken 
Sammelbandes  der  Entscheidungen  des  Senats  in  Sachen  des  jüdischen 
Wohnrechts,  systematisch  bearbeitet  von  Liwlva-Lohixski.  Die  Juden 
dürfen  in  Kussland  nur  in  gewissen  Gouvernements  leben  und  auch 
nur  in  Städten,  nicht  auf  dem  Hachen  Lande.  Das  ist  das  allgemeine 
Gesetz,  von  dem  es  übrigens  gewisse  Ausnahmen  zu  Gunsten  ein- 
zelner Kategorien  von  Juden  gibt.  Dieses  Gesetz  ist  aber  durch 
eine  Peihe  anderer  Massnahmen  noch  erschwert  worden,  hat  von 
der  Willkür  untergeordneter  Polizeiorgane  oft  eine  unerwartete 
..Interpretation"  erfahren   und  schliesslich  durch  Peschwerden  der 
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dadurch  betroffenen  Personen  an  den  Senat,  als  den  höchst. >n  Ge- 
richtshof, dem  letzteren  eine  riesipe  Arbeit  anfpehürdet,  in  der  der 
Senat  sich  die  Mühe  pah,  objektiv  und  rein  juristisch  zu  denken 
und  auf  dem  festen  Hoden  des  Hechts  zu  bleiben,  ohne  zur  „er- 
weiternden" Auslegung  der  Sondergesetze  zu  preifen. 

Der  beschichte  des  Senats,  als  des  höchsten  Gerichtshofs  unter 
der  Hepierunp  Katharinas  der  (1  rossen,  ist  die  Arbeit  (Dissertation) 
von  ükihuwski  gewidmet,  wobei  der  Verfasser  aber  bloss  die  erste 
Hälfte  dieser  Hepierunp  berücksichtigt  und  zu  sehr  wenip  schmeichel- 
haften Schlüssen  für  den  damaligen  Senat  gelangt. 

Schliesslich  sei  noch  der  Übersetzung  der  soziologischen  Outlines 
Waki>s  erwähnt,  die  den  russischen  Juristen  mit  einem  gediegenen 
Werke  des  amerikanischen  Denkers  bekannt  macht,  der  einer  der 
Hauptvertreter  des  soziologischen  Subjektivismus  ist.  Letzterer  hat 
von  jeher  reges  Interesse  in  Russland  hervorgerufen;  das  Buch  ist 
also  in  russischer  Übersetzung  sehr  willkommen,  trotz  der  abstrakten, 
schwer  verständlichen  Darstellung  des  Verfassers.  Die  Grund- 
gedanken Wakj.s  finden  sich  übrigens  schon  bei  dem  russischen 
Soziologen  Mu  hau.ovski  vor. 

V.  Völkerrecht  1898  -1902. 

Referent:  Dr.  Petor  Kazanski, 

ordentlicher  Professur  Ufr  Kerbte  an  der  XeoruwUsehen  Universität  Odessa. 

a)  Völkerrechtliche  Literatur. 

In  meinem  jetzigen  Berichte  muss  ich  sehr  unerwartet  für  mich 
selbst  einen  merklichen  Aufschwung  der  russischen  Literatur  über  das 
Völkerrecht  feststellen.  Eine  Reihe  neuer  Arbeiter  tritt  plötzlich  in 
den  Vordergrund  und  eine  Menge  von  interessanten  Huchem  und 
Artikeln  bereichert  unsere  Wissenschaft. 

Wollen  wir  mit  den  neuen  wissenschaftlichen  Erzeugnissen  der 
älteren  russischen  Reehtsgelehrten  bepiunen. 

Der  bekannte  F'rofessor  zu  Petersburg  F.  von  Mahtkss  hat 
eine  neue  Ausgabe  seines  berühmten  Handbuches:  „Das  heutige  inter- 
nationale Recht  der  zivilisierten  Staaten"  veröffentlicht  (I.  Bd.  1*08. 
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II.  Bd.  1900.  Petersburg).  Ausserdem  bat  er  ein  Buch  in  französischer 
Sprache  „La  paix  et  la  guerre",  Paris  1901,  herausgegeben.  Diese« 
Werk  ist  zum  grössten  Teil  nur  eine  französische  Übersetzung  des 
russischen  Buches  vom  Verfasser:  „Der  Orientkrieg  und  die  Brüssler 
Konferenz".  Petersburg  1879.  Maktkns  hat  jedoch  einige  neue  Ab- 
schnitte für  diese  Ausgabe  geschrieben,  namentlich  über  die  Haager 
Konferenz  von  1899. 

Graf  L.  Kamarowsky  hat  seinen  sympathischen  Kampf  für  den 
ewigen  Völkerfrieden  auch  in  diesen  letzten  Jahren  fortgesetzt 
Ausser  den  verschiedenen  Artikeln  in  den  Zeitschriften,  meistens  in 
„Russischer  Gedanke",  hat  er  uns  noch  zwei  Broschüren  gegeben: 
„Fortschritte  der  Idee  des  ewigen  Friedens"1,  Moskau  1898,  und 
„Haager  Konferenz  von  1899",  Moskau  1902.  Ihm  gehört  auch  eine 
populäre  Sammlung:  „Das  Recht  und  der  Frieden  im  internationalen 
Leben",  Moskau  1900.  Im  allgemeinen  haben  diese  Broschüren  sebr 
geringen  wissenschaftlichen  Wert. 

Professor  W.  Ulianitzky  in  Tomsk  (Sibirien)  hat  ein  grosses 
Werk  unter  dem  Titel:  „Russische  Konsuln  im  achtzehnten  (18.)  Jahr- 
hundert", Moskau  1899,  verfasst.  Das  Buch  ist  theoretisch  nicht 
interessant,  gibt  aber  ein  reiches  Material  aus  den  Archiven  des 
russischen  Ministeriums  der  auswärtigen  Angelegenheiten. 

Professor  J.  Iwanowsky  hat  einen  grossen  Artikel:  „Über  den 
Wert  der  Urteile  der  ausländischen  Kriminalgerichte  in  Russland"  in 
der  Zeitschrift  „Das  Recht"  (1*98)  erscheinen  lassen. 

Die  Reihe  der  neuen  Rechtsforscher  können  wir  mit  dem 
Buche  von  Mani>ki,*tamm  anfangen:  „Die  Konferenzen  von  Haag 
über  die  Kodifikation  des  internationalen  Privatrechts",  Peters- 
burg 1900.  Es  ist  fast  die  erste  russische  Arbeit  Uber  das  inter- 
nationale Privatrecht.  Der  erste  Band  ist  den  allgemeinen  Lehren 
von  dem  internationalen  Privatrechte  gewidmet,  der  zweite  der 
Kritik  des  ersten  Protokolls  der  Konferenz  von  1894  über  das  Recht 
der  Ehe.  Der  Schwerpunkt  dieses  Buches  liegt  eben  in  diesem  zweiten 
Bande.  Hier  hat  der  Verfasser  ein  reiches  positives  Material  aus 
den  Gesetzgebungen  verschiedener  Länder  gesammelt;  ganz  besondere 
Aufmerksamkeit  widmet  er  den  russischen  Gesetzen. 

Ein  Privatdozent  in  Jurjew,  der  jetzt  eine  ausserordentliche 
Professur  erhalten  hat,  W.  Hk.uiak,  hat  uns  ein  interessantes 
Buch:    „Römisches  Recht   in  der  Geschichte  der  völkerrechtlichen 
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Lehren",  Jnrjew  11*01,  gegeben.  Das  Buch  teilt  sich  in  eine  Ein- 
leitung:, wo  die  Bede  von  der  juristischen  Krhschaft  ist,  welche 
die  nenen  Völker  von  den  Hörnern  überkommen  halten,  und  in  zwei 
Abteiinngen:  A.  Periode  der  Glossatoren  und  P».  Periode  der  Post- 
glossatoren. Das  Bnch  wurde  in  den  grossen  Bibliotheken  von  Deutsch- 
land, Frankreich  und  England  geschrieben  nnd  bit  tet  ein  wissenschaft- 
liches  Interesse  selbst  nach  den  Forschungen  von  Xvs  und  Kivikk. 

Simson,  von  welchem  ich  schon  in  meinem  vorigen  Be- 
richte sprach,  hat  ein  „System  des  Völkerrechts-  11*00  veröffent- 
licht. Er  will  in  dieser  Arbeit  das  Völkerrecht  nationalisieren;  für 
Völkerrecht  hält  er  das  Hecht,  welehes  der  Staat  für  seine  inter- 
nationalen Beziehungen  in  den  Gesetzen  und  Verordnungen  selbst 
schafft.  Das  Buch  wurde  von  verschiedenen  Seiten  (Professur  Graf 
Kamakowsky  u.  a.)  sehr  streng  beurteilt. 

Baron  Taike,  Privatdozent  (jetzt  schon  ausserordentlicher  Pro- 
fessor) in  Petersburg,  hat  uns  in  Veranlassung  der  Haager  Konferenz 
an  einige  interessante  Erscheinungen  aus  der  tieschichte  des  Völker- 
rechtes im  Mittelalter  erinnert.  Ich  meine  sein  Bnch  „Prinzipien 
des  Friedens  und  des  Rechts  in  den  mittelalterlichen  Staateiikon- 
flikten",  Petersburg  1*09.  Taihe  hat  schon  früher  ein  Buch 
über  „Die  Geschichte  der  Genesis  des  heutigen  Völkerrechts  (Mittel- 
alter)" geschrieben,  Petersburg  1*94.  Er  hat  offenbar  eine  Neigung 
zu  geschichtlichen  Forschungen. 

Professor  Dooki,  in  Kasan,  welcher  früher  über  die  Kombat- 
tanten geschrieben  hat,  hat  eine  neue  Forschung  ans  dem  Gebiete  des 
Kriegsrechts  veröffentlicht :  „Die  militärische  Okkupation",  Kasan  1*99, 
und  Dozent  Owtschixnikokk  eine  Broschüre:  „Das  rote  Kreuz  am 
Meere-,  Petersburg  1901.  Neben  diesen  zwei  Spezialisten  haben  in 
den  letzten  Jahren  sehr  viele  Bussen  über  die  Fragen  des  Krieges 
nnd  des  Friedens,  ebenso  vom  juristischen  wie  vom  politischen  Ge- 
sichtspunkte geschrieben.  Wir  wollen  folgende  Schriften  nennen: 
J.  Buoch,  -Der  künftige  Krieg",  t>  Bände  und  Beilage,  Petersburg 
1*98.  -  ,T.  Lapschin,  „Über  die  Möglichkeit  eines  ewigen  Friedens 
in  der  Philosophie",  Petersburg  1898.  —  W.  Hessen,  „f her  die 
Bedeutung  der  Haager  Konferenz"  (Zeitschrift  des  Justizministeriums 
1900).  —  M.  Nemirowsky,  „Iber  das  internationale  Schiedsgericht" 
(Zeitschrift  der  St.  Petersburger  Juristischen  Gesellschaft  1898).  — 
A.  Gn.EwiTscH,  „Der  Krieg  und  die  Volkswirtschaft ",  Petersburg 
1898.  —  Sykow,  „Der  Krieg  und  das  Eigentum",  lflo2.  —  Morl- 
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winow.  „Friedenskonferenz  und  Militärisches',  Petersburg  189*.  — 
1\  (tkismann.  „Der  Krieg.  Seine  Bedeutung  im  Leben  des  Staates 
und  des  Volkes".  Petersburg  18!»S.  —  M.  En<;uliiaki>,  „Der  ewige 
Frieden  und  die  Abrüstung",  Petersburg  1*99.  -  A.  Gokowtzkkk, 
„Der  Krieg  und  das  Hecht,  Petersburg  1902  u.  a. 

Viele  interessante  Artikel  über  das  internationale  Privatrecht 
erschienen  in  verschiedenen  russischen  speziellen  Zeitschriften.  Sie 
sind  verfasst  von  L.  Sciiallani»,  A.  Pii.knko,  A.  Lykoschin,  M.  L<>- 
>ino-Losinsky  u.  a.  Diese  Fragen  treten  jetzt  auf  den  ersten  Plan 
in  der  russischen,  wie  in  allen  andern  völkerrechtlichen  Literaturen. 

Endlich  hat  der  Verfasser  dieser  Zeilen  im  Jahr  1901  eine  „Ein- 
leitung in  das  Völkerrecht"  und  im  Jahr  1902  eine  Proschüre  „Zur 
Lehre  über  die  internationale  Verwaltung"  (Eine  Rede  an  der  jähr- 
lichen Festsitzung  der  Neurussischen  Universität),  sowie  ein  Lehr- 
buch des  Völkerrechts"  veröffentlicht,  Von  ihm  stammen  auch  einige 
Artikel  in  den  Zeitungen  und  Zeitschriften  (über  die  metrische 
Union,  über  die  Friedenskonferenz  zu  Haag,  über  den  Chinakrieg  etc.) 

b)  Staatsverträge. 

Was  die  Staatsvertrage  Kusslands  anbetrifft,  so  hat  die  russische 
Regierung  alle  wichtigsten  allgemeinen  Verträge  der  letzten  Zeit 
unterzeichnet.  So  den  Haager  Friedensvertrag  (1899),  die  Haager 
Konvention  über  das  Privatrecht  (1890),  die  Berner  Konvention  über 
das  Eisenbahnfrachtrecht  (1890),  die  Sanitätskonventionen  von  Venedig, 
Dresden  und  Paris,  den  Washingtoner  Postvertrag  (1897)  und  die 
Brüsseler  Konvention  über  den  Verkauf  des  Spiritus  in  Afrika  (1900). 
Ausserdem  [hat  das  Kussische  Reich  während  der  13  letzten  Jahre 
Konventionen  mit  Schweden  und  Dänemark  über  den  Schutz  von 
Fabrik-  und  Handelsmarken,  mit  Rumänien  und  Norwegen  über 
Postbeziehungen,  mit  Siam  über  die  Rechte  der  respektiven  Staats- 
angehörigen, mit  Frankreich,  England  und  Griechenland  über  die 
griechische  Staatsschuld  usw.  geschlossen. 

VI.  Volkswirtschaftliche  Literatur  1901. 

Referent:  Dr.  Gustav  Sodoffsky,  St.  Petersburg. 

Unter  den  rus>ischen  Publikationen,  die  hier  in  Betracht  kommen, 
dürfte  an  erster  Stelle  wohl  das  unter  der  Redaktion  von  A.  Tu. 
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Woi.kcw  und  J.  D.  Fiu.tri-ow  seit  erscheinende  „Wörterbuch 

der  Rechts-  und  Staatswissenschafteir  /u  nennen  sein.  Das- 
selbe wird  seinem  Umfange  nach  etwa  zwischen  dem  deutschen  „Wörter- 
buche  der  Volkswirtschaft"1  und  dem  „HandwörterbuehederStaatswissen- 
schaften"  stehen  und  insbesondere  die  auf  Kussland  bezüglichen  Teile 
der  betreffenden  Themata  sehr  eingehend  behandeln.  Als  Mitarbeiter 
sind  an  dem  Werke  ausser  einer  Reihe  von  namhaften  Professoren 
auch  Privatdozenten,  Magistranten  und  dergl.  beteiligt.  Die  dort 
geboteneu  Arbeiten  orientieren  über  die  einzelnen  Fragen  im  all- 
gemeinen vielfach  recht  gut  und  bisweilen  in  recht  ausführlicher 
Weise,  stehen  meist  auf  der  Höhe  der  modernen  Wissenschaft  und 
verdienen  wenigstens  z.  T.  zweifellos  Beachtung. 

In  einem  andern  umfangreichen  Werke:  „Staat  und  Grund- 
besitz, Bäuerlicher  Grundbesitz"  gibt  Tu.  Tkknkk  uns  die  Resultate 
seiner  vieljährigen  Studien  auf  dem  Gebiete  des  bäuerlichen  Grund- 
besitzes und  der  auf  dieselben  bezüglichen  Agrarpolitik. 

Nach  einer  Einleitung  nach  Hanskns:  _Die  drei  Bevölkernngs- 
stufen"1  entwirft  Tkknkk  eine  Charakteristik  des  Gemeindebesitzes  in 
Rnssland.  bespricht  die  wahrscheinliche  und  wünschenswerte  Zukunft 
dieser  Form  des  Grundbesitzes,  legt  dann  die  Gesetze  von  1886  und 
1803  über  Teilungen  von  Ländereien  dar,  kritisiert  dieselben  u.  s.  w. 
Ferner  bespricht  er  die  bäuerlichen  Zahlungen  und  das  Beitreibungs- 
verfahren, behandelt  sehr  eingehend  die  Vergangenheit  und  Gegen- 
wart der  bäuerlichen  Übersiedlungen,  den  wirtschaftlichen  Verfall 
des  russischen  Bauernstandes,  die  bäuerlichen  Pächter,  die  Wander- 
gewerbe, den  bäuerlichen  Kredit  u.  s.  w. 

Als  grundlegende  und  allerwichtigste  Massnahmen  für  die 
staatliche  Agrarpolitik  bezeichnet  Tkknkk  die  Einführung  einer  Art 
von  Fideikommis-Institution  und  den  Erlass  eines  Gesetzes  über  einen 
Mininialumfang  bäuerlichen  Grundbesitzes,  der  einer  weiteren  Zer- 
stückelung nicht  unterworfen  werden  sollte. 

Ein  von  P.  Locutin  in  einem  umfassenden  Werke  „Der  Zu- 
stand der  Landwirtschaft  in  Russland  im  Vergleich  mit 
demjenigen  anderer  Staaten"  gemachter  Versuch,  diese  sehr 
vielseitige,  schwierige  aber  höchst  wichtige  Frage  aufzuklären,  scheint 
leider  nicht  ganz  gut  geglückt  zu  sein,  und  besonders  soll  auch  die 
sehr  schwierige  Frage  ungelöst  geblieben  sein,  von  welchen  Be- 
dingungen die  Lage  der  Landwirtschaft  in  Russland  abhängt.  Der 
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Versuch  der  Aufklärung  unserer  landwirtschaftlichen  Zustände  ist  aber 
bei  der  Bedeutung,  welche  die  Landwirtschaft  als  die  Hauptexistenz- 
quelle Russlands  bildet,  jedenfalls  dankbar  aufzunehmen,  da  mit. 
Hilfe  des  dort  gebotenen  Materials  eine  weitere  Erforschung  der 
Frage  immerhin  erleichtert  wird. 

Eine  bedeutende  Bereicherung  der  forstwirtschaftlichen  Literatur 
bietet  das  umfassende  Werk  von  IVnomarkw:  „Der  gegenwärtige 
Zustand  der  staatlichen,  gesellschaftlichen  und  privaten 
Forstwirtschaft  Kusslands".  Ein  derartiges  Werk  gab  es  bisher 
in  Kussland  noch  nicht.  Dasselbe  ist  nicht  allein  von  allgemein 
theoretischem,  sondern  auch  historischem  Interesse  und  bildet  ein 
Nachschlagewerk  für  alle  diejenigen,  welche  sich  für  die  Forst- 
wirtschaft interessieren.  Das  in  diesem  Werke  enthaltene  tatsächliche 
Material  ist  ein  sehr  reiches,  die  Darlegung  einfach  und  klar,  das 
ganze  Werk  allerdings  vorzugsweise  bloss  beschreibenden  Charakters. 

Von  grosser  Hedeutung  für  die  wissenschaftliche  Kenntnis  des 
russischen  Handels  und  besonders  des  Handelsrechts  ist  die  von  Nkw- 
suitmv  in  .Turjew  (Dorpat)  herausgegebene  grundlegende  grosse  Arbeit 
über  ..Kussische  Hörsen.  Lief.  IV.  Sammlung  der  Handels- 
gebräuche und  Hestimmnngen  der  russischen  Börsen". 

Die  von  der  Übersicdelungs- Verwaltung  des  Ministeriums  des 
Innern  herausgegebenen  „Nachrichten  über  die  Ackerbauzone 
Sibiriens",  Lief.  VII  nebst  Beilagen,  betr.  amtliche  Personen,  die 
zum  Ministerium  des  Innern  gehören,  Karten  Sibiriens  etc., 
dürften  den  jährlich  nach  Sibirien  in  bedeutender  Zahl  übersiedelnden 
Bauernfamilien,  die  oft  vollständig  unbekannt  mit  den  dortigen,  den 
bekannten  heimatlichen  Zuständen  vielfach  diametral  entgegengesetzten 
neuen  Verhältnissen  sind  und  leider  äusserst  häutig  vollständig  der 
Verarmung  anheimfallen  oder  zugrunde  gehen,  gewiss  recht  er- 
wünscht sein. 

Von  Bedeutung  für  die  Frage  der  Kolonisation  des  Aniur- 
gebictes  ist  der  Bericht  des  Mitgliedes  des  Gelehrten-Komitees  des 
Ministeriums  des  Ackerbaus  und  der  Domänen  A.  Kaufmann: 
.Materialien  über  die  Frage,  ob  das  Amurgebiet  zur 
Kolonisation  geeignet  ist".  Nach  A.  Kaufmann  ist  die  Menge 
der  landwirtschaftlich  benutzbaren  Ländereien  des  Amurgebietes  eine 
sehr  bedeutende.  Kaufmann  hat  nach  Norden  hin  keine  Grenzen 
für  die  landwirtschaftliche  Benufzbarkeit  des  Amnrgebietes  heraus- 
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gefanden  nud  konstatiert  n.  a.  noch  die  landwirtschaftliche  De- 
uutzbarkeit  mancher  für  unbenutzbar  erklärter  Distrikte. 

Von  interessanteren  Arbeiten  aus  dem  Jahre  P*<>1  sind  auch 
zu  erwähnen:  Kauzig:  „Produktion  und  Konsumtion  von 
Koggen  auf  der  ganzen  Weif.  Die  Arbeit  erweckt  gerade  in 
Kn&sland  ganz  besonderes  Interesse,  da  dort  die  Koggenproduktion 
und  der  Koggenhandel  doch  von  sehr  grosser  Bedeutung  für  die 
Devölkernng  sind. 

Nach  Ansicht  des  Autors  sind  es  nicht  die  deutschen  Zoll- 
gebühren, unter  welchen  die  russischen  Landwirte  zu  leiden  haben, 
sondern  die  zu  hohen  Eisenbahntarife  im  Inlande  und  die  inländischen 
Schutzzölle.  Die  russischen  Landwirte  trügen  keine  Schuld  daran, 
so  ungefähr  führt  der  Autor  aus,  dass  bei  uns  die  Herstellung  und 
Benutzung  der  Eisenbahnen  infolge  der  künstlichen  Erhöhung  der 
Eisen-  und  Kohlenpreise  so  teuer  sei  u.  s.  w.  Die  hohen  Eisenpreise 
seien  der  Landwirtschaft  auch  deshalb  schädlich,  weil  infolge  ersterer 
der  Zustand  unseres  landwirtschaftlichen  Inventars  nicht  genügend 
verbessert  werden  könne;  -  Totomianz',  „Konsumvereine  im 
Westen-,  wo  auch  u.  a.  der  Verhältnisse  in  Österreich-Ungarn,  Däne- 
mark, Holland,  Schweden,  Norwegen,  Spanien  und  Portugal  Er- 
wähnung geschieht;  —  Ki:kmako\v's  „Handels-  und  Gewerbe- 
interessen  Kusslands  in  unserem  nächsten  Osten  und  der 
Bau  von  persischen  Eisenbahnen-,  wo  u.  a.  für  den  Hau  von 
Eisenbahnen  in  Persien  durch  Kussland  eingetreten  wird;  -  Pk..- 
kofowitsch's,  „Zur  Kritik  von  Marx",  wo  u.  a.  die  Haupteinwände 
gegen  den  Marxismus  zusammengefasst.  werden. 

Bei  den  bisher  spärlichen  Veröffentlichungen  über  die  städtische 
Selbstverwaltung  in  Knssland  ist  das  umfassende  Buch  Skmknew's: 
„Die  städtische  Selbst  Verwaltung,  Grundrisse  und  Essays- 
als  eine  dankenswerte  Bereicherung  der  russischen  Literatur  an- 
zusehen. Der  Verfasser  bespricht  in  demselben  die  Aufgaben  der 
heutigen  städtischen  Wirtschaft,  das  Wahlrecht,  die  Benutzung  des 
Wohnungsanfwandes  als  bestes  Mittel  zur  Ausgleichung  der  Hechte 
aller  Mitglieder  der  städtischen  Gesellschaft  u.  dergl. 

Der  Autor  stellt  u.  a.  melancholische  Betrachtungen  darüber 
an,  was  für  geistig  niedrig  stehende  Elemente  durch  das  Gesetz 
zu  „ Vätern"  unserer  bedeutendsten  Städte  gemacht  worden  sind. 
Jahrbuch  der  inUruat.  Verelnlguni;.  ß.  tu  7.  Bd.  Sti 
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In  manchen  Dingen  kann  man  aber  mit  dem  Verfasser  nicht 
übereinstimmmen,  so  z.  B.  besonders  mit  seinem  Verlangen  des  Wahl- 
rechts für  Frauen. 

In  den  „Materialien  Uber  die  Frage  der  Lebensmittel - 
fälschung  nebst  einem  Gesetzesprojekt-,  herausgegeben  vom 
Journal  „Berichterstatter  Uber  Weinbau"  in  Odessa,  wird  dies 
für  Russland  sehr  wichtige  Thema  eingehend  und  genau  behandelt. 
I»ie  Arbeit  informiert  nicht  allein  Uber  die  Lebensmittelfälschuug, 
sondern  gibt  auch  die  Mittel  an,  welche  im  Kampfe  gegen  diese  un- 
sittliche und  gesundheitlich  gefahrvolle  Erscheinung  zur  Anwendung 
zu  bringen  sind,  und  dürfte  sowohl  für  das  private  Publikum  als 
insbesondere  auch  für  Personen,  welche  amtlich  mit  diesen  Fragen 
zu  tun  haben,  in  Betracht  kommen. 

Das  gebotene  Gesetzesprojekt,  sowie  besonders  die  durch  das 
Studium  der  ausländischen  Verhältnisse  und  Bestimmungen  ge- 
wonnenen Resultate  erleichtern  der  Gesetzgebung  ihre  Stellung- 
nahme zu  der  betreffenden  Frage  in  ganz  bedeutendem  Malse. 

Bereits  in  dritter  Auflage  erschien  im  Jahre  1901  das  bekannte 
Lehrbuch  P.  J.  Gkukoiewhky'h:  Politische  Ökonomie. 

Freunde  der  theoretischen  Volkswirtschaftslehre  finden  Uber 
die  komplizierte  Wertfrage  eine  zusammenfassende,  z.  T.  gut  in- 
formierende Arbeit  Mannilow'h:  „Begriff  des  Wertes  nach  der 
Lehre  der  Ökonomisten  der  klassischen  Schule". 

In  zweiter  Auflage  ist  das  bekannte  und  beliebte  finanz- 
wissenschaftliche  Lehrbuch  von  L.  Cuoüsky:  „Grundlagen  der 
staatlichen  Wirtschaft"  erschienen.  Neu  sind  in  demselben  der 
Artikel  über  die  städtischen  Finanzen  und  über  die  staatliche  Ge- 
werbesteuer, während  einige  Fragen,  wie  die  der  Eisenbahntarife 
und  Leihkassen,  fortgefallen  sind,  da  dieselben  mehr  zur  Volks- 
wirtschaftspolitik gehören. 

Von  den  von  mir  im  Jahre  1<*01  in  Buchform  veröffentlichten 
vier  Arbeiten  scheint  meine  Einleitung  in  das  Studium  der  Irauiobilien- 
und  Gebäudebesteiierung:  „Zur  Frage  der  Immobilienstener  vom  Stand- 
punkte der  Volkswirtschaftslehre  und  Finanzwissenschaft"  (russisch i, 
in  welcher  n.  a.  ausser  der  Lehre  vom  Werte.  Preise,  Ertrage,  von 
der  Grundrente,  vom  Konjunkturengewinn,  Kapital,  Kapitalzins  und 
Pnternchmergewinn  auch  die  allgemeinen  Prinzipien  der  Besteuerung 
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und  der  Besteuerung  der  Gebäude  im  besonderen  berührt  werden, 
am  meisten  Interesse  erregt  zn  haben.1) 

Eine  grössere  Reihe  mehr  oder  weniger  bedeutender  umfang- 
reicher Werke,  die  ich  bei  dieser  Gelegenheit  aber  leider  nicht  an- 
führen kann,  interessante  Artikel  in  Zeitschriften  —  bisweilen  recht 
umfangreiche,  wie  Sagoksky'h  „Theorie  der  Eisenbahntarife"  — 
schliesslich  eine  Reihe  von  Übersetzungen,  besonders  aus  dem  Deutschen, 
weit  seltener  z.  B.  aus  dem  Englischen  ins  Russische,  sind  im  Jahre  1«»01 
ebenfalls  erschienen.3) 


Finnland. 

1899—1901. 

Referent:  August  Nybergo,  Senator  a.  D.,  Helsingfors. 

a)  Gesetzgebung. 

Mit  dem  Jahre  1H99  beginnt  die  Epoche  der  grossen  politischen 
Umwälzungen  in  Finnland.  Wie  schon  in  dem  Bericht  über  das 
Jahr  1895  erwähnt  wurde,  hatte  der  Kaiser  Alexander  I.  im  Jahre 
1809,  ehe  noch  der  Friedensschluss  mit  Schweden  stattfand,  aber 
nachdem  das  Land  von  schwedischen  Truppen  vollständig  geräumt 
war,  die  Grundgesetze  des  Landes  und  alle  diejenigen  Rechte,  welche 
seine  Bewohner  und  die  verschiedenen  Stände  nach  der  Konstitntion 
genossen  hatten,  bestätigt.  Dies  geschah  durch  eine  vom  Kaiser 
unterschriebene  und  den  versammelten  Ständen  Finnlands  in  der 

1)  Anerkennende  Besprechungen  finden  sich  im  Journal  „Die  Volks- 
wirtschaft St,  Petersburg,  H.  IV,  1902,  S.  190  191,  sowie  in  der 
„St.  Petersburger  Zeitung-  1902,  No.  80. 

Anerkennend  sind  auch  meine  „Bibliographie  der  Immobilien-  und 
Gebäudebesteuenmg,  sowie  Beiträgt;  zur  Bibliographie  verwandter  Fragen", 
St,  Petersburg  1901,  sowie  mein  „Grundriss  der  Immobilien-  und  Gebilude- 
besteuerung  verschiedener  Länder"  beurteilt  worden  und  zwar  in  der 
„Bussischen  ökonomischen  Rundschau",  St.  Petersburg,  Juni  1902,  S.  235 
und  in  der  „St.  Petersburger  Zeitung"  1902,  No.  Hl  und  94. 

2)  Vergl.  auch  P.  J.  Gkoroikwsky:  „Führer  durch  die  russische 
volkswirtschaftliche  Literatur  nebst  Beifügung  des  Verzeichnisses  der 
Artikel  einiger  ausländischer  Zeitschriften-,  St.  Petersburg  1903  (russisch), 
103  S.    Diese  Arbeit  bezieht  sich  auf  den  Zeitraum  lK'IH— 1902  (Mai). 
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Kathedrale  zu  Borgo  überreichte  Urkunde.  Während  der  schwedischen 
Zeit  besass  Finnland  natürlich  als  Teil  des  schwedischen  Reiches 
keine  eigene  Verfassung:,  folglich  wurde  die  schwedische  Verfassung, 
hauptsächlich  bestehend  ans  der  Regierungsform  von  1772  und  der 
Vereinigung»-  und  Sicherheitsakte  von  1789,  als  Konstitution  für 
Finnland  bestätigt,  mit  der  eo  ipso  stattgefnndenen  Begrenzung, 
dass  die  Bestimmungen  über  die  Thronfolge  und  die  Religion  des 
Herrschers  zufolge  der  Vereinigung  Finnlands  mit  Rnssland  weg- 
fielen. Nach  den  Bestimmungen  dieser  Konstitution  wurde  auch  der 
Landtag  180!)  einberufen,  und  der  Kaiser  hatte  durch  verschiedene 
Memoranda  sich  über  die  Prinzipien  desselben  informieren  lassen. 

Bald  nach  dem  Jahre  1809  wurde  auch  gemäss  den  dem  Landtag 
vorgelegten  und  von  den  Ständen  gebilligten  Normen  eine  Zentral- 
behörde für  die  Verwaltung  und  die  Justiz  Finnlands  eingerichtet, 
weil,  wie  der  Kaiser  sagte,  „il  importoit  an  bien-etre  de  l'Etat 
qne  les  administrations  provinciales  eussent  un  point  central,  uu 
tribunal  supreme  qui  püt  les  diriger".  Diese  Zentralbehörde,  später 
„Kaiserlicher  Senat  für  Finnland"  genannt,  sollte  seine  Geschäfte 
erledigen  „unabhängig  von  jeder  anderen  Macht  als  der  der  Gesetze 
und  derjenigen,  die  wir  selbst  zufolge  jener  Gesetze  ausüben".  Zu- 
gleich wurde  ein  Minister-Staatssekretär  für  Finnland  bei  dem  Kaiser 
bestellt,  um  finnländische  Angelegenheiten  vorzutragen. 

Von  den  Kaisern  Alexander  II.  und  III.  wurde  die  Verfassung 
Finnlands  noch  weiter  entwickelt  durch  die  Landtagsordnung  von  18H9, 
worin  n.  a.  bestimmt  wurde,  dass  der  Landtag  jedes  fünfte  Jahr 
zusammenberufen  werden  sollte  -  früher  war  keine  Zeit  fixiert 
worden  — ,  und  durch  ein  Gesetz  von  188(5,  welches  dem  Landtag 
das  sogen.  Motionsrecht  verlieh,  d.  h.  das  Recht,  Gesetze  aus  eigener 
Initiative  anzunehmen,  die  dann  von  dem  Kaiser  bestätigt  wurden, 
falls  er  sie  nützlich  fand. 

In  dem  achtziger  Jahrzehnt  des  vorigen  Jahrhunderts  fingen 
Stimmen  in  der  russischen  periodischen  Fresse  an.  gegen  die  sugen. 
-finnischen  Privilegien"  zu  predigen.  Aber  erst  Okimn  in  seinem 
1889  herausgegebenen  Buch  „Die  Eroberung  Finnlands"  (russisch) 
schritt  zu  einem  plnnmässjgen  Angriff  gegen  die  Rechte  Finnlands. 
Auf  seine  Argumente  wurde  von  finnischer  Seite  erwidert  durch  den 
Professor  Damki.son  ls9(»  in  „Finlands  förening  med  Ryska 
riket-   (auch    deutsch  erschienen)   und   1892   in    „Finlands  iure 
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sjelfständighef4.  sowie  seitens  des  Professors  Hkkmanson  1*92  in 
.Finlands  statsrättsliga  ställning".1) 

Die  Angriff«"  Okmns  nnd  anderer  haben  zum  Ausgangspunkte 
die  oben  erwähnte  Tatsache,  dass  eine  spezielle  Konstitntion  für 
Finnland  auf  dem  Landtag  zu  Borgo  nicht  ausgearbeitet  wurde. 
Die  schwedische  Konstitution  konnte  —  sagen  sie  —  nicht  gemeint 
sein,  folglich  habe  der  Kaiser  Alexander  keine  politischen  Rechte 
dem  Lande  verliehen.  Ein  Grundgesetz  habe  Finnland  erst  durch 
die  vom  Kaiser  und  den  Ständen  unterschriebene  Landtagsordnung 
von  18«>9  erhalten;  aber  wenn  auch  dieses  übrigens  nur  formelle 
Bestimmungen  Uber  die  Zusammensetzung  des  Landtags  enthaltende 
Gesetz  in  §  71  sagt:  „Grundgesetze  können  erlassen  und  geändert 
werden  nur  auf  Initiative  des  Kaisers  und  mit  der  Einwilligung 
aller  vier  Kammern;  zu  anderen  Gesetzen  ist  die  Einwilligung  dreier 
Kammern  genügend"4,  so  könne  dies  nicht  Anwendung  linden,  wenn 
Bedürfnisse  zu  Gesetzen  entständen,  die  das  Interesse  des  gesamten 
Reiches  berühren,  denn  das  Interesse  des  Reiches  stehe  höher  als 
das  Interesse  eines  Teiles  desselben. 

Finnischerseits  wurde  dagegen  auf  den  Wortlaut  der 
Urkunde  von  1809  sowie  auf  die  oben  erwähnten  Tatsachen  hin- 
gewiesen, ans  denen  die  Absicht  des  Kaisers  Alexander  I.  klar 
hervorgehe.  Ausserdem  wurde  daran  erinnert,  wie  der  Kaiser 
in  zahlreichen  von  ihm  unterschriebenen  Gesetzen  und  Erlassen 
wiederholt  gesagt  hätte,  er  habe  „votre  Constitution"  „vos  lois 
fondammentales"  bestätigt,  er  habe  das  finnische  Volk  „au  rang 
des  nations"  erhoben,  er  habe  die  „existence  politique''  des 
Volks  garantiert,  es  solle  dieses  Volk  „libre  dans  l'interienr" 
sein  usw.  Der  Kaiser  Alexander  II.  hatte  auch  die  fortdauernde 
Gültigkeit  der  schwedischen  Grundgesetze  anerkannt,  indem  er,  als 
er  die  Landtagsordnung  von  1869  bestätigte,  dies  getan  hatte  mit 
Vorbehalt  aller  derjenigen  Rechte,  die  dem  Monarchen  „nach  der 
Regierungsform  von  1772  und  der  Vereinigungs-  und  Sicherheitsakte 
von  1789  zustehen,  insofern  sie  nicht  durch  diese  Landtagsordnung 
geändert  sind".  Und  weil  die  schwedische  Völksrepräsentation  keine 
Provinzialrepräsentation  war.  sondern  die  Gesetzgebungsgewalt  mit 
dem  Monarchen,  ohne  Begrenzung  durch  irgend  eine  über  jener 

')  Ein  Auszug  hiervon  ist  auch  in  der  deutschen  Sprache  erschienen. 
Versrl.  unten  Rubrik  „Literatur". 
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Repräsentation  »teilende  Instanz  teilte,  folgte  daraus,  das«  irgend 
einige  Gesetzgebungsfragen  nicht  deshalb,  weil  sie  zugleich  das 
Interesse  des  gesamten  musischen  Reichs  berührten,  von  der  Legis- 
lativgewalt der  Stande  ausgenommen  werden  konnten. 

WUhrend  der  Regierung  Alexanders  III.  wurde  eine  Kommission 
ernannt,  nm  die  Grundgesetze  Finnlands  zu  kodifizieren;  diese 
Kominission  sollte  auch  die  Frage  betr.  die  Ordnung  des  Zustande- 
kommens von  sogen.  Reichsgesetzen  erwägen.  Zu  ferneren  Massregeln 
kam  aber  die  Sache  nicht,  solange  dieser  Kaiser  lebte;  jedoch  ist  als 
Niederschlag  der  oben  erwähnten,  gegen  Finnland  gemachten  Angriffe 
zu  betrachten,  dass  das  Postwesen  durch  ein  Manifest  von  1890 
unter  die  Oberaufsicht  des  russischen  Ministeriums  des  Innern  ge- 
stellt wurde. 

Das  finnische  Wehrpflichtgesetz  von  1H78  war  in  der  gewöhn- 
lichen, von  den  finnischen  Grundgesetzen  normierten  Ordnung  zu- 
stande gekommen.  Im  Jahre  1898  erging  aber  an  den  finnischen  Senat 
der  Befehl,  eine  Proposition  für  den  finnischen  Landtag,  betreffend 
ein  neues  Wehrpflichtgesetz  für  Finnland,  auszuarbeiten,  wobei  ein 
in  St.  Petei-sburg  gemachter  Kommissions-Entwurf  als  Richtschnur 
dienen  sollte;  und  es  wurde  in  diesem  Befehl  zugleich  kundgetan, 
dass  der  Landtag  nur  ein  Gutachten  in  dieser  Angelegenheit  ab- 
zugeben habe.  Man  erblickte  in  jener  Kundgebung  mit  Recht  einen 
Vorläufer  des  nahenden  Gewitters.  Und  in  der  Tat  erschien  auch 
am  15.  Februar  1899  ein  Manifest,  worin  gesagt  wird,  es  sei 
eine  Lücke  in  den  finnischen  Gesetzen,  dass  dieselben  keine  Be- 
stimmungen über  das  Zustandebringen  sogen.  Reichsgesetze  enthielten, 
d.  h.  solcher  Gesetze,  die  entweder  gemeinsam  für  Finnland  und 
Russland  Geltung  hätten,  oder,  wenn  6ie  auch  Finnland  allein  be- 
träfen, jedoch  auch  russische  Interessen  berührten.  Es  wurde  deshalb 
dekretiert,  1.  dass  die  Entscheidung  über  die  Frage,  ob  ein  solcher 
Fall  vorliege,  von  dem  Kaiser  abhänge,  2.  dass  die  vorbereitenden 
Arbeiten  von  dem  bez.  Minister  des  Kaiserreichs  in  Verbindung  mit 
dem  Generalgouverneur  und  dem  Staatssekretär  Finnlands  zu  be- 
treiben seien,  3.  dass,  wenn  die  Sache  nach  der  finnischen 
Verwaltungsordnnng  von  dem  Landtag  zu  behandeln  sei, 
das  Gutachten  des  Landtages  nötig  wäre  auch  für  das  Zu- 
standebringen sogen.  Reichsgesetze,  4.  dass  die  Sache  danach 
von  dem  russischen  Reichsrat  zusammen  mit  dem  Generalgouverueur 
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und  dem  Staatssekretär  Finnlands,  sowie  einigen  rtnnländischeu 
Senatoren  zu  behandeln  wäre,  und  "».  dass  der  von  dem  Kaiser  fest- 
gestellte Beschlnss  des  Keichsrats  in  beiden  Landern  publiziert 
weiden  sollte. 

Es  wnrde  sowohl  von  dem  Landtag,  als  von  dem  Senate  Finn- 
lands dem  Kaiser  vorgestellt,  dass  die  oben  mit  M  bezeichnete  Be- 
stimmung tief  in  die  Grundsätze  Finnlands  einschneidet  und  zufolge 
der  fehlenden  Grenzen  des  Gebiets  der  sogen.  „Kcichsinteressen" 
jene  Gesetze  sogar  ganz  illusorisch  macht.1!-')  Aber  vergebens,  die 
Wehrpflicht&ache  wurde  nach  der  neuen  Ordnung  behandelt,  dem 
.Beschluse"  des  Landtags  also  nur  die, Bedeutung  eines  „Gutachtens-' 
zuerkannt;  aber  auch  der  Beschlnss  des  russischen  Reichsrats  wurde 
nicht  unverändert,  sondern  mit  bedeutenden  Änderungen  publiziert 
am  12.  Juli  1901. 

Nach  dem  neuen  Gesetz  wird  jeder  Unterschied  zwischen 
russischen  und  finnischen  Truppen  aufgehoben,  „bis  auf  weiteres- 
gilt  jedoch,  dass  die  Einwohner  Finnlands  ihre  Wehrpflicht  in  Truppen, 
.die  vorzugsweise  ans  Finnländern  bestehen",  erfüllen  dürfen.  Die 
besondere  Verwaltung  der  finnischen  Truppen  wird  ebenfalls  auf- 
gehoben, ebenso  jede  Maximalgrenze  der  Friedensstärke  der  Aktiv- 
truppen (früher  JiUOO  Mann);  „bis  auf  weiteres"  sollen  jedoch  — 
offenbar,  um  die  Bevölkerung  mehr  zum  Aufgebote  herbeizulocken  — 
nur  500  Mann  jährlich  unter  die  Fahnen  gerufen  werden,  was  später 
noch  bis  auf  190  Mann  herabgesetzt  ist.  Die  früheren  Bestimmungen, 
dass  die  Offiziere  finnische  Staatsbürger  sein  sollen,  und  dass  die 
Truppen  zur  Verteidigung  des  Thrones  und  des  finnländischen  Vater- 
landes dienen,  sind  weggefallen. 

Der  neue  Kurs  brachte  in  der  jetzt  zu  referierenden  Periode 
noch  eine  andere  Umwälzung  hervor.  Nach  der  Losreissung  Finn- 
lands von  Schweden  blieb  die  schwedische  Sprache  zufolge  der  Macht, 
der  Verhältnisse  noch  lange  die  einzige  offizielle  Sprache,  obgleich 

')  Hier  sei  auch  bemerkt,  dass  die  Antwort  auf  die  Fraire,  welche 
Sachen  .nach  der  finnländischen  Verwaltungsordnung"  der  Volksrepriiseii- 
tation  vorzulegen  sind,  hauptsächlich  in  der  Regierungsform  von  1772  zu 
suchen  int.  und  dass  also  das  Manifest  vom  Februar  1H1M  selbst  die 
(Gültigkeit  der  Regierungsform  anerkennt. 

»)  Dieses  sogen.  Februar-Manifest  hat  eine  ziemlich  «.'rosse  Literatur 
hervorgerufen.    Vergl.  unten  „Literatur". 
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die  Mehrzahl  der  Bevölkerung  von  finnischer  Nationalität  war.  All- 
mählich hob  sich  aber  die  finnische  Sprache  zur  Knltnrsprache  empor, 
und  sie  erhielt  laut  den  Verordnungen  von  1863,  1883  und  1887 
die  vollständige  Gleichberechtigung  mit  der  schwedischen  Sprache. 
Jedermann  konnte  bei  Gericht  und  anderen  Behörden  die  schwedische 
oder  finnische  Sprache  nach  Belieben  benutzen,  aber  die  Urteile  und 
andere  Ausfertigungen  der  Gerichte  erster  Instanz  waren,  falls  der 
Kläger  nicht  einen  gegenteiligen  Wunsch  ausdrücklich  kundgegeben 
hatte,  in  derjenigen  Sprache  abzufassen,  in  welcher  die  Protokolle 
der  Gemeindeversammlung  geschrieben  wurden;  die  von  dem  Gericht 
erster  Instanz  benutzte  Sprache  musste  auch  von  den  Obergerichten 
gebraucht  werden.  Der  Briefwechsel  der  unteren  Behörden  war 
ebenfalls  nach  der  Protokollsprache  der  Gemeindeversammlung  zu 
fuhren;  die  oberen  Behörden  konnten  die  Sprache  ihres  Schriftwechsels 
selbst  bestimmen,  was  natürlich  zufolge  des  Dranges  der  Entwickelung 
mehr  und  mehr  zur  Benutzung  der  finnischen  Sprache  führen  musste. 
—  In  russischer  Sprache  abgefasste  Schriften  sollten  nach  speziellen 
Verordnungen  von  Gerichten  und  anderen  Behörden  angenommen 
und  übersetzt  werden.  Die  jetzt  beschriebene  dominierende  Stellung 
der  beiden  einheimischen  Sprachen  entsprach  sowohl  dem  vom  Kaiser 
Alexander  I.  dem  finnischen  Volk  garantierten  Recht  zur  nationalen 
und  politischen  Existenz,  als  auch  den  Sprachverhältnissen  des  Landes, 
denn  die  russische  Sprache  wird  nur  von  einer  verschwindenden 
Minorität  gesprochen.  -  In  vollständigem  Gegensatz  zu  der  jetzt 
geschilderten  Entwickelung  erging  nun  am  20.  Juni  1900  ein 
Manifest,  wodurch  u.  a.  bestimmt  wurde:  1.  Das  Staatssekretariat 
und  die  Kanzlei  des  Generalgouverneurs  für  Finnland,  sowie  die 
finnländische  Passexpedition  in  St.  Petersburg  sollen  vom  1.  Oktober 
1900  an  ausschliesslich  die  russische  Sprache  benutzen  (dies  war 
auch  früher  meist  geschehen).  2.  Der  Senat  Finnlands  soll  vom 
1.  Oktober  11*00  an  seiue  Schreiben  an  den  Kaiser  und  an  den 
Generalgouverneur  russisch  abfassen.  Von  dem  1.  Oktober  1903  an 
soll  die  schriftliche  nnd  mündliche  Behandlung  der  Geschäft«  in  dem 
Ökonomie- (Kegieriings-)  Departement  des  Senats  in  russischer  Sprache 
geschehen.  3.  Von  dem  1.  Oktober  190',  an  sollen  die  dem  Senat 
unterstehenden  Oberbehörden  und  Provinzialverwaltungen  in  ihrem 
Schriftwechsel  mit  dem  Senat  und  dem  Generalgouverneur  aus- 
schliesslich die  russische  Sprache  anwenden. 
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Wenn  man  weiss,  dass  die  meisten  Mitglieder  des  Ökonoraie- 
departements  des  Senats  teils  gar  nicht,  teils  sehr  ungenügend  die 
russische  Sprache  beherrschen,  und  dass  dies  noch  mehr  der  Fall 
ist  mit  den  Schriftführern  des  Senats  und  den  übrigen  Beamten  des 
I -and  es  (die  Gonvenienre  ausgenommen),  so  ist  es  offenbar,  dass  die 
neue  Ordnung  nur  mit  einem  furchtbaren  Dolmetscherwesen  und  mit 
erheblichen  Nachteilen  für  die  Geschäftserledignng  möglich  ist. 

Die  von  dem  Senat  infolge  des  Sprachmanifestes  an  den  Kaiser 
gerichteten  Bemerkungen  über  dessen  Unvereinbarkeit  mit  den  Grund- 
prinzipien der  Autonomie  Finnlands  und  über  dessen  Schädlichkeit 
für  das  Land  blieben  ohne  Ergebnis.  Dies  hatte  zur  Folge,  dass 
von  den  18  Mitgliedern  des  Senats  12  ihr  Amt  niederlegten. 

Das  Gerichtswesen  wird  durch  die  erwähnten  neuen  Be- 
stimmungen nicht  berührt.  Aber  weil  das  Ökonomiedepartement  des 
Senats  zugleich  als  die  letzte  Instanz  in  Sachen  der  Verwaltungs- 
rechtspflege fungiert,  liegt  die  Gefahr  nahe,  dass  auch  dessen  Urteile 
in  diesen  Sachen  russisch  ausgefertigt  werden  müssen. 

Als  eine  fernere  Frucht  der  neuen  Politik  ist  während  der 
jetzt  zu  referierenden  Periode  noch  zu  erwähnen  die  ohne  Mit- 
wirkung des  Landtags  zustande  gekommene  Verordnung  vom 
2.  Juli  1900,  betr.  öffentliche  Versammlungen.  Das  freie 
Versammlungsrecht  hat  in  dem  schwedisch -finnischen  Kecht  von 
alters  her  als  etwas  Selbstverständliches  gegolten  und  ist  auch 
implizite  in  dem  neuen  Strafgesetzbuch  anerkannt  durch  die  Be- 
stimmung, dass  die  Versammlung  aufgelöst  werden  kann,  wenn  darin 
etwas  vorgenommen  wird,  was  gesetzwidrig  ist  oder  die  öffentliche 
<  >rdnnng  stört.  Durch  die  oben  erwähnte  Verordnung  wurde  aber  — 
um  die  Bevölkerung  an  gemeinsamen  Erörterungen  der  neuen  Politik 
zu  hindern  —  bestimmt,  dass  keine  öffentliche  Versammlung  statt- 
finden darf  ohne  Erlaubnis  des  Generalgouverneurs  oder  —  falls 
er  sein  Recht  delegiert  —  des  Gouverneurs  oder  der  Ortspolizei. 
Ausgenommen  werden  jedoch  Versammlungen  der  gesetzlich  zu- 
gelassenen Vereine,  ferner  Versammlungen,  die  zum  wissenschaft- 
lichen oder  pädagogischen  Zweck  in  den  Gebäuden  der  Lehranstalten 
mit  Erlaubnis  des  Vorstehers  der  Anstalt  abgehalten  weiden,  sowie 
Versammlungen  der  bestehenden  Kirchengemeinschaften. 

Von  dem  übrigen  Gesetzgebungsmaterial  sei  erwähnt: 

1.  Kundgebung  vom  27.  April  1H!»9,  betr.  die  An- 
stellung eines  Seefahrt-Inspektors,  um  die  nautischen  Unter- 
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riehtsanstalteu  zu  beaufsichtigen  und  der  Regierung  bei  der  Wahr- 
nehmung der  Interessen  der  Seefahrt  Hilfe  zu  leisten. 

2.  Kundgebung  vom  3.  Mai  1SHS»,  betr.  die  Gründe  des 
staatlichen  Rechnungswesens,  sowie  Reglement  desselben 
Tages  für  das  Staatskontor  Finnlands.  Diese  Verordnungen 
haben  zum  Zweck,  das  Rechnungswesen  der  Staatsbehörden  nach 
den  Prinzipien  der  doppelten  italienischen  Buchführung  zu  reorgani- 
sieren, sowie  zu  bestimmen,  welche  Behörden  baren  Kassenbestand 
haben  dürfen. 

3.  Gesetz  vom  11.  April  1891,  betr.  elektrische  Licht- 
uder Kraf  tleitnngen,  sowie  Kundgebung  desselben  Tages 
über  den  gleichen  Gegenstand.  Das  Gesetz  macht  die  An- 
legung der  genannten  Leitungen,  falls  dadurch  Gefahr  für  Leben 
oder  Eigentum  entstehen  kann,  von  der  Erlaubnis  der  Regierung 
abhängig,  und  die  Kundgebung  bestimmt,  wie  diese  Erlaubnis  nach- 
zusuchen ist. 

4.  Gesetz  vom  23.  April  1901,  betr.  die  Todeserklärung. 
Das  Gesetz  umfasst  sowohl  den  regelmässigen  Fall  der  Verschollenheit, 
als  auch  die  aussergewöhnlichen  Fälle  —  Kriegs-,  See-  und  Unfall- 
verschollenheit  —  und  normiert  die  Bedingungen,  das  Verfahren  und 
die  Wirkungen  der  Todeserklärung. 

5.  Gesetz  vom  10.  Juli  1901,  betr.  Genossenschaften. 
Schon  vor  dem  Erscheinen  dieses  Gesetzes  existierten  in  Finnland 
verschiedene  Genossenschaften,  hauptsächlich  Konsum-  und  Molkerei- 
vereine. Aber  mangels  eines  Gesetzes  war  die  Bechtslage  der  Mit- 
glieder nach  aussen  sehr  unklar,  obgleich  die  Rechtssubjektivität 
einer  Personenvereinigung  nach  linnischem  Recht  nicht  von  irgend 
einer  Staat^genehmigung  abhängt.  Das  neue  Gesetz  hat  ein  branch- 
bares Fundament  für  das  Genossenschaftswesen  geschaffen;  auch 
haben  besonders  die  Molkereigenossenschaften  schon  einen  erfreulichen 
Aufschwung  gezeigt.  Um  die  Entwickelung  des  Genossenschafts- 
wesens hat  der  ..Pellerwo"  genannte  Verein  in  Helsingfors  sich 
besonders  verdient  gemacht;  durch  dessen  Bemühungen  ist  auch  eine 
landwirtschaftliche  Zentralkasse  mit  Staatssubsidien  schon  (1903) 
eröffnet. 

Das  neue  Gesetz  kennt,  keine  Genossenschaftsform  mit  un- 
beschränkter Haftpflicht  unmittelbar  den  Vereinsgläubigern  gegen- 
über, sondern   nur  Genossenschaften  mit  unbeschränkter  oder  zur 
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Einlagepflicht  beschränkter  Haftpflicht.  Die  Zahl  der  Mitglieder  nniss 
mindestens  f>  betragen.  Für  das  Statut  ist  die  (Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  nachzusuchen;  die  Genehmigung  darf  jedoch  — 
falls  nicht  ein  Darlehnsgeschäft  in  Frage  steht  —  mir  dann  ver- 
weigert werden,  wenn  das  Statut  gesetzwidrig  ist  oder  die  be- 
absichtigte Wirksamkeit  den  Gesetzen  des  Landes  widerstreitet. 
Ehe  die  Genossenschaft  ins  Handelsregister  eingetragen  ist,  kann  sie 
keine  Rechte  erwerben.  —  Etwa  nötige  Nachschüsse,  falls  solche  im 
Statut  vorgesehen  sind,  werden  nach  eingetretenem  Konkurs  von  der 
Konkursverwaltung  eingezogen. 

fi.  Gesetz  vom  10.  Juli  l'JOl,  betr.  die  hypothekarische 
Eintragung  der  Holzabt  reibungsvert  rage.  Nach  der  früheren 
Praxis  konnten  Vertröge  über  die  Henutzung  des  Waldes  zur  Holz- 
abtreibnng  durch  Eintragung  einen  realrechtlichen  Bestand  gewinnen 
nur,  falls  die  Henutzung  nach  einem  forstwirtschaftlichen  Plan  ge- 
schehen sollte;  sonst  lag,  sagte  man,  keine  Miete  (Pacht),  sondern 
Kauf  vor,  weil  die  Waldung  nicht  salva  rei  snbstantia  dem 
Eigentümer  wiederhergestellt  werden  konnte.  Diese  Praxis  nötigte 
die  Waldspekulanten  vielfach,  sich  zu  Eigentümern  des  Grund  und 
Bodens  zu  machen,  und  erschwerte  folglich  den  Betrieb  des  Holz- 
handels, der  für  die  Wirtschaft  des  Landes  von  hervorragender  Be- 
deutung ist.  —  Das  neue  Gesetz  erlaubt  die  hypothekarische  Ein- 
tragung des  Holzabtreibungsvertrags,  falls  die  Abtreibungszeit  nicht 
länger  als  zehn  Jahre  dauert  und  der  Vertrag  nicht  Bestimmungen 
enthält,  welche  dem  Verbot  der  Devastiernng  der  Waldungen  wider- 
streiten. 

7.  Verordnung  vom  S.  August  P.KH,  betr.  den  Verkauf 
von  künstlichem  Dünger,  von  zubereiteten  Futtermitteln 
und  von  Anssaatsamen,  sowie  Kundgebung  desselben  Tages 
über  den  gleichen  Gegenstand.  Dieser  Gesetzesakt  —  ähnliche 
existieren  schon  in  einigen  anderen  Ländern,  wie  Frankreich,  Eng- 
land und  Dänemark,  —  ist  auf  Initiative  der  landwirtschaftlichen 
Kreise  zustande  gekommen,  um  den  Landwirten  tauglichen  Dünger 
nnd  Futtermittel,  sowie  Anssaatsamen  zu  sichern.  Jedermann,  der 
den  Verkauf  von  Waren  fraglicher  Art  gewerbsmässig  betreibt  oder 
vermittelt,  soll  so  bestimmt  die  Verordnung  —  dem  Käufer  ein 
Attest  übergeben,  worin  angegeben  wird:  bei  Verkauf  des  Düngers 
dessen  Ursprung  und  die  Menge  der  wirksamen  Bestandteile,  bei 
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Verkauf  von  Futtermitteln  deren  Rohmaterialien,  und  bei  Verkauf 
von  Aussaatsainen  dessen  Ursprung,  Reinheitsgrad  und  die  Prozent- 
zahl von  keimfähigen  Körnern  und  von  Unkrautaanieu.  Und  es  soll 
ho  angesehen  werden,  als  hätte  der  Verkäufer  die  Richtigkeit  dieser 
Angaben  dem  Käufer  garantiert;  jedoch  wird  ein  Analysen-Spielraum 
nach  den  Bestimmungen  der  Kundgebung  gewährt.  In  der  Kund- 
gebung wird  übrigens  auch  bestimmt,  wie  Proben  der  verkauften 
Ware  zu  nehmen  und  zu  untersuchen  sind. 

Die  Verordnung  findet  keine  Anwendung,  wenn  die  verkaufte 
Ware  weniger  betrügt  als  25  Kilo  Dünger  oder  Futtermittel  oder 
10  Kilo  Aussaatsamen.  Auch  sonst  können  die  Parteien  im  kon- 
kreten Fall  durch  schriftlichen  Vertrag  die  Wirksamkeit  der  Ver- 
ordnung ausschliessen;  und  weil  die  Verkäufer  den  neuen  Vorschriften 
abgeneigt  sind,  ist  es  möglich,  das«  von  dieser  Befugnis  sehr  oft 
Gebrauch  gemacht  werden  wird. 

8.  Gesetz  vom  14.  August  1901,  betr.  die  Kraftlos- 
erklärung von  Urkunden.  Das  Gesetz  umfasst  sowohl  Inbaber- 
und  Orderpapiere,  als  auch  andere  Urkunden,  an  die  ein  Recht  ge- 
bunden ist.  Die  Kraftloserklärung  geschieht  nach  einem  Aufgebots- 
verfahren. 

9.  Am  14.  August  und  7.  September  1901  sind  verschiedene 
Verordnungen  erlassen,  welche  partielle  Verbesserungen  des 
Prozess Verfahrens  erster  und  zweiter  Instanz  bezwecken.  — 
Wie  schon  in  dem  Bericht  über  die  Gesetzgebung  des  Jahres  1895 
erwähnt  wurde,  ist  auch  eine  totale  Umbildung  der  Gerichtsorganisation 
und  des  Prozessverfahrens  in  Vorbereitung,  und  hat  die  zu  diesem 
Zwecke  ernannte  Kommission  im  Jahre  1901  ihren  Entwurf  publiziert.1) 

b)  Literatur. 

Von  hauptsächlicher  Bedeutung  ist  die  in  vielen  europäischen 
Ländern  erschienene  Literatur  über  das  staatsrechtliche  Verhältnis 
zwischen  Finnland  und  Russland  und  über  die  finnische  Konstitution, 
welche  Literatur  zufolge  der  oben  geschilderten  politischen  Umwälzung 
erschienen  ist.  In  erster  Linie  stehen  die  Antwortschreiben  der 
Stände  auf  die  kaiserlichen  Vorlagen  über  die  Umgestaltung  des 
Heerwesens,  in  deutscher  Sprache  herausgegeben  1900  von  Dr.  F. 

»)  Ausführliche*  Keferat  darüber  nebst  kritiM-hen  Betrachtungen  von 
Ivak  Akzkui>  in  Tidskrift  for  Retsvidenskab.  Jahrg.  15.  8.  312  ff. 
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Akxhkim  unter  dem  Titel:  Der  ausserordentliche  finnländische 
Landtag  1899.  Diese  Antwortschreiben  erörtern  auch  die  staats- 
rechtliche Frage  gründlich. 

Die  finnländischen  Grundgesetze  sind  mit  Kommentar  und  einem 
geschichtlichen  Überblick  über  das  öffentliche  Recht  Finnlands  fran- 
zösisch herausgegeben  sub  Tit.:  La  Constitution  du  Grand  duc lü- 
de Finlande.   Paris  1900. 

Von  der  übrigen  Literatur  in  jener  Materie  seien  einige  wichtige 
Werke  erwähnt: 

Ein  Beitrag  zur  Beurteilung  der  staatsrechtlichen 
Stellung  des  Grossfilrstentums  Finnland.  Die  wichtigsten 
Ergebnisse  der  Schrift  von  Professor  Dr.  R.  Hkrmaxson,  „Finlands 
«taatsrättsliga  ställning'.    Leipzig  1900. 

Das  Recht  Finnlands  und  seine  Wehrpflichtfrage. 
Eine  kurze  aktenmässige  Betrachtung  von  einem  finnländischen  Juristen. 
Leipzig  1900. 

B.  Gktz,  Das  staatsrechtliche  Verhältnis  zwischen  Finnland 
und  Russland.    Leipzig  1900  (ursprünglich  norwegisch). 

Conrad  Bornhak,  Rnssland  und  Finnland.  Ein  Beitrag  zu  der 
Lehre  von  den  Staatenverbindnngen.    Leipzig  1900. 

J.  Oppknhkim,  J.  i»k  Lor tkk,  W.  A.  Rkiokr  und  L.  i»u  Hakton 
(Professoren),  Die  finnische  Frage.  Ein  Gutachten.  Im  Archiv  für 
öffentliches  Recht,  Jahrgang  1900. 

J.  Dklpkc«  und  A.  Pillet,  La  qnestion  tinlandaise.  In  Revue 
generale  de  droit  int,  public  1x99  und  1900  (auch  im  Separatdmck). 

F.  Mokeat,  La  question  tinlandaise.  In  Revue  de  droit  public 
1900  (auch  im  Separatdruck). 

L.  Mu'ituNU  und  A.  ok  Laprai»ku.k,  La  qnestion  tinlandaise. 
Paris  1901. 

Fkanz  Dkhpaonkt  (mit  Anschlnss  von  Vi  anderen  Rechts- 
gelehrten). La  qnestion  tinlandaise  au  point  de  vue  juridique. 
Paris  1901. 

W.  van  i»kk  Vm  «rr,  Finland  de  Rechtsvraag.   Amsterdam  1900. 
Joskf  R.  Fischkh,  Finland  and  thc  tsare  1«09  -1«99.  London. 
Edvard  Arnold. 

J.  Wkstlakk.  The  Case  of  Finland.  The  National- Rcwicw  1900. 

C.  V.  Nyik.lm,  Finlands  stilling  i  det  rnssiske  Kejserrige. 
Köbenhavn  1900. 
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Alle  diese  Verfasser  haben  sich  dem  vom  ausserordentlichen 
Landtag  vertretenen  Standpunkt,  nach  welchem  das  Februar-Manifest 
die  Hechte  des  finnischen  Volkes  verletzt,  angeschlossen. 

Auf  dem  rechtegeschichtlichen  Gebiet  hat  E.  Estlandkr  ein 
grösseres  Werk  über  die  Vindikation  des  Mobiliareigentums  nach  älterem 
schwedischen  Recht  publiziert  (Bidrag  tili  en  undersükning  af  klander 
a  lösüre  enligt  äldre  svensk  rätt).    Helsingfors  1900. 

Auf  dem  privat-  und  strafrechtlichen  sowie  prozessrechtlichen 
Gebiet*  seien  bemerkt: 

J.  Skrlacuu  s,  Lehrbuch  des  Sachenrechts  (Läroboki  sakrätten). 
Helsingfors  1899,  1900. 

Derselbe.  Über  die  Unmöglichkeit  der  Prästation,  in  „Tidskrift 
utgifven  af  jnridiska  föreningen  i  Finland",  1901. 

V.  Chydkniis,  Uber  das  vermögensrechtliche  Verhältnis  der 
Frau  zu  dem  Manne  und  dessen  Erben  (Om  hustrus  förmögen- 
hetsrättsliga  förhallando  tili  mannen  och  haus  arfvigar).  Helsing- 
fors 1901. 

A.  Skblachus,  Über  die  Ehre  als  Gegenstand  einer  straf bareu 
Kränkung  in  der  oben  genannten  r  Tidskrift"  1901. 

K.  Ignatius,  Das  offizielle  Klagerecht  (Yirallisen  syyttäjistün 
kehittyminen  etc.).    Helsingfors  1900. 

Über  die  Gemeindebesteuerung  schreibt  K.  Willokkn  in  „Tid- 
skrift* 1901. 
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Schweiz. 

Generalreferent:  Dr.  Hugo  Oser,  ordentlicher  Professor  der  Rechte, 

Freiburg  i.  Ü.  (Schweiz). 

I.  Der  Bund. 

A.  Gesetzgebung. 

Referent:  Dr.  Hugo  Oser,  ordentlicher  Professor  der  Rechte,  Freibur<r  i.  Ü. 

Trotzdem  diesmal  der  Bericht  drei  Jahre  umfasst,  so  wird  er 
nicht  sehr  ausführlich  ausfallen.  Nachdem  durch  die  im  letzten  Be- 
richt erwähnte,  1898  beschlossene  Vereinheitlichung  des  Zivil-  und 
Strafrechts,  sowie  den  konzessionsmassigen  Rückkauf  der  Hauptbahnen 
zwei  die  gesetzgebenden  Räte  sowohl,  wie  eine  weitere  Ofl'entlichkeit 
lange  beschäftigende  Gegenstände  vorderhand  ihren  Abschluss  ge- 
funden, blieb  noch  die  Kranken-  und  Unfallversicherung  als  drittes 
grosses  Traktandum  zu  erledigen.  Nach  langer  Vorgeschichte  ging 
es  ans  den  Räten  hervor  als  fast  einstimmig  angenommenes  Bundes- 
gesetz, betreffend  die  Kranken-  und  Unfallversicherung  mit 
Einschluß»  der  Militärversicherung  vom  5.  Oktober  1899. 
Da  dasselbe  aber  in  so  verschiedenartige  Verhältnisse  der  einzelnen 
Bürger  eingreift,  so  ward,  wie  zu  erwarten  stand,  dagegen  das  Re- 
ferendum ergriffen,  und  schliesslich  scheiterte  die  Frucht  so  vieler 
Mühen,  trotzdem  alle  politischen  Parteien  und  auch  sozusagen  sämt- 
liche öffentliche  Blätter  dafür  einstanden,  an  der  Klippe  des  Volks- 
willens, indem  die  Vorlage  an  der  Abstimmung  vom  20.  Mai  1900 
mit  341914  gegen  148035  Stimmen  verworfen  ward.  Damit  ist  die 
Angelegenheit  nicht  erledigt,  sondern  es  wird  in  absehbarer  Zeit 
der  dem  Gesetzesentwurfe  zugrunde  liegende  Gedanke  in  anderer 
Gestalt  den  Gesetzgeber  neuerdings  beschäftigen. 

In  der  öffentlichen  Diskussion  wurde  ein  Teil  der  Vorlage, 
nämlich  derjenige,  der  die  Militärversieherung  behandelt,  von  nie- 
mandem beanstandet.   Deshalb  ward  derselbe  ausgeschieden  und  ging 
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sozusagen  unverändert  Uber  in  das  Gesetz,  betreffend  Versicherung 
der  Militärpersonen  gegen  Krankheit  und  Unfall,  vom 
28.  Juni  1901,  das,  ohne  dass  das  Referendum  dagegen  ergriffen 
worden  wäre,  den  1.  Januar  1902  in  Kraft  erwuchs. 

Versichert  sind  danach  nicht  nur  die  im  Dienste  stehenden 
Wehrniänner  aller  Grade  und  Waffengattungen,  sondern  auch  Be- 
amte und  Angestellte  und  Bedienstete  während  der  Zeit  ihrer  — 
auch  nur  vorübergehenden  —  dienstlichen  Verrichtungen,  sowie  die 
der  Armee  angehörigen  Mitglieder  von  freiwilligen  Schiess vereinen, 
die  Teilnehmer  am  militärischen  Vorunterricht  und  die  bei  Schiess- 
vereinen und  Vorunterricht  funktionierenden  Zeiger  während  der 
Übungen. 

Die  Versicherung  besteht  für  Krankheiten  und  Unfälle  während 
der  Daner  des  Dienstes,  mit  Inbegriff  der  Zeit  des  Eindickens  und 
der  K Uckkehr,  sowie  für  solche  Krankheiten,  welche  eine  Folge  ge- 
sundheitsschädlicher Einwirkungen  während  des  Dienstes  sind  und 
innerhalb  drei  Wochen  nach  Ablauf  derselben  durch  einen  patentierten 
Arzt  konstatiert  werden,  und  für  spätere  Erkrankungen,  wenn  ihr 
ursachlicher  Zusammenhang  mit  dem  Dienste  sicher  oder  sehr  wahr- 
scheinlich ist. 

Die  Leistungen  bestehen  bei  vorübergehendem  Nachteil  vorerst 
in  kostenfreier  Spitalbehandlung  (bei  Entlassung  nach  Hause  ersetzbar 
durch  fixe  Entschädigung  pro  Tag).  Daneben  beziehen  die  Ver- 
sicherten während  des  Dienstes  ihre  Besoldung,  30  Tage  nach  Ab- 
lauf desselben  ein  bestimmtes  Krankengeld  (z.  B.  Offiziere  5  Frs.. 
Unteroffiziere  und  Soldaten  3  Frs.)  und  später  70°  ,„  bei  gänzlicher 
Hilflosigkeit  und  gleichzeitigem  Notbedarf  bis  100%  des  Tages- 
verdienstes. Für  letztern  werden  jedoch  fünf  Klassen  aufgestellt, 
und  als  Grundlage  der  Vergütung  wird  ein  Minimum  von  ß  Frs., 
ein  Maximum  von  7,">o  Frs.  angenommen.  —  Bei  dauerndem  Nachteil 
wird  eine  lebenslängliche  Pension  ausgezahlt,  deren  Jahresbetrag 
nach  obigen  Grundsätzen  berechnet  wird,  wobei  300  Jahresarbeitstage 
angenommen  werden.  Hatte  der  Versicherte  zur  Zeit  der  Erkrankung 
oiler  des  Unfalls  noch  nicht  den  normalen  Erwerb  eines  Erwachsenen, 
so  ist  für  die  Höhe  der  Pension  dieser  letztere  massgebend.  Der 
anzurechnende  normale  Erwerb  darf  jedoch  den  normalen  Erwerb 
eines  Fünl'undzwanzigjährigen  nicht  übersteigen.  —  Stirbt  der  Ver- 
sicherte an  einer  Krankheit  oder  an  einem  Unfall,  für  deren  Folgen 
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die  Militärversicherung  aufzukommen  hat,  so  hat  sie  ein  Sterbe- 
geld von  40  Frs.,  sowie  eine  Ilinterlassenenpension  zu  bezahlen.  Auf 
letztere  haben  Anspruch  die  Witwe  und  die  Kinder  bis  zum  zurück- 
gelegten Iis.  Altersjahr,  ausnahmsweise  (falls  sie  für  ihren  Lebens- 
unterhalt im  wesentlichen  auf  den  Verstorbenen  angewiesen  waren) 
auch  Eltern.  Geschwister  und  drosselten!.  Die  Hinterlassenenpension 
betragt  für  die  Witwe  40%  für  jedes  Kind  25"  0,  für  drei  und 
mehr  Kinder,  sowie  für  Witwe  und  Kinder  zusammen  05%  für 
Vater  oder  Mutter  20%,  für  beide  Elternteile  :{5%  für  einzelne 
elternlose  Geschwister  15%,  mehrere  25%  (für  Geschwister  aber 
nur  bis  zum  zurückgelegten  1*.  Altersiahr,  resp.  bei  Erwerbsun- 
fähigkeit derselben  bis  70  Jahre  nach  dem  Geburtsjahr  des  Ver- 
storbenen), für  Grossvater  oder  Grossmutter  15%  für  mehrere  Gross- 
elternteile 25  0  0. 

Für  die  Kosten  der  Versicherung  hat  der  Bund  aufzukommen 
(mit  Kückgriflsrecht  auf  die  Kantone,  wenn  iler  Dienst  ausschliesslich 
im  kantonalen  oder  lokalen  Interesse  angeordnet  wurde).  Zu  diesem 
Zwecke  wird  durch  Zuschüsse  auf  dem  Wege  des  ordentlichen  Kosten- 
voranschlages ein  Fonds  gebildet  und  Fehlbeträge  werden  durch 
Nachtragskredite  gedeckt. 

Ein  anderes  langjähriges,  dringendes  Postulat,  die  Errichtung 
einer  zentralen  Notenbank,  ist  dahingefallen,  ohne  dass  es  den 
Weg  bis  zur  Volksabstimmung  zurücklegen  konnte.  Schon  durch 
die  Volksabstimmung  vom  8.  Oktober  1S01  ward  im  Prinzip  die 
Errichtung  einer  Bundesbank  an  Stelle  der  bestehenden  90  Noten- 
banken beschlossen.  Der  Gesetzesentwurf,  der  die  reine  Staatsbank 
vorsah,  ward  jedoch  am  28.  Februar  181»7  vom  Volk  verworfen. 
1899  legte  darauf  der  Bundesrat  einen  neuen  Entwurf  vor,  der  einen 
Kompromiss  zwischen  den  Anhängern  der  Staatsbank  und  den  Be- 
fürwortern eines  privaten  Institnts  darstellte.  Nachdem  die  beiden 
Kammern  sich  wiederholt  mit  der  Angelegenheit  beschäftigt,  einigte 
man  sich  schliesslich  im  Juni  11*01  auf  ein  Projekt,  das  aber  daran 
scheiterte,  dass  als  Sitz  der  Bank  vom  Nationalrat  hartnäckig  an 
Bern,  vom  Ständerat  an  Zürich  festgehalten  wurde.  Dieser  un- 
entschiedene Kampf  zwischen  dem  Bären  (Wappentier  Berns,  der 
Bundesstadt)  und  dem  Löwen  (Wappentier  Zürichs,  der  kommerziellen 
und  industriellen  Hauptstadt)  führte  dazu,  dass  man  sich  jetzt  wieder 
mit  einem  Palliativmittel,  der  Revision  des  bestehenden  Bank- 
Jahrbuch  der  internst.  Vereinigung.  6.  u.  7.  Bd.  M 
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nntengeset7.es  vom  8.  März  1881  mit  seinen  drei  verschiedenen  Arten 
von  Notenbanken,  wird  begnügen  müssen.  Bereits  ist  im  .Ständerat 
(den  17.  Dezember  1901)  eine  bezügliche  Motion  eingebracht  worden. 

Einen  negativen  Erfolg  hatte  auch  eine  Anregung,  die  aus 
den  Kreisen  des  Volkes  selbst  hervorging,  nämlich  die  Doppelinitiative, 
betreffend  die  Proportional  wähl  des  Nationalrates  und  die 
Wahl  des  Bundesrats  durch  das  Volk  (statt  durch  die  Bundes- 
versammlung). Im  Juni  1891  wurden  für  ersteres  Begehren  64685, 
für  letzteres  563"»0  Unterschriften  eingereicht.  Die  Räte  beantragten 
im  Juni  1900  Verwerfung  beider  Begehren,  die  auch  den  4.  November 
1900  vom  Volk  verworfen  wurden. 

In  weiterer  Verfolgung  der  1898  beschlossenen  Eisenbahn- 
verstaatlichung ward  durch  Bnndesbeschlüsse  vom  28.  Juni  1891», 
vom  29.  März  nnd  vom  20.  Dezember  1901  der  Bundesrat  ermächtigt, 
behufs  Erleichterung  der  Finanzierung  des  Rückkanfsgeschäfts  Ob- 
ligationen der  zum  Rückkauf  gekündigten  Eisenbahngesellschaften  zu 
kaufen  oder  gegen  auszugebende  eigene  Obligationen  bis  zum  Be- 
trage von  200  Millionen  Franken  einzutauschen.  Ferner  wurden 
durch  freihändigen  Vertrag  die  Zentralbahn  (Bnndesbeschluss  vom 
14.  Dezember  1900),  die  Nordostbahn  (Bundesbeschluss  vom  10.  De- 
zember 1901)  und  die  Vereinigten  Schweizer  Bahnen  (Bundesbeschluss 
vom  21.  April  1902)  erworben.  Bezüglich  der  .Tura-Simplon-Bahn 
sehwehen  die  Kanfverhandlungen  und  werden  wohl  demnächst  zum 
Abschlüsse  kommen,  so  dass  bereits  vor  dem  konzessionsmässigen 
RUckkaufstermin  (1.  Mai  1903;  die  Gotthardbahn  dagegen  kann  erst 
auf  1909  gekündigt  werden)  der  Bund  im  Besitze  der  Bahnen 
sein  wird. 

Mit  dem  Eisenbahnrückkauf  hängt  ferner  zusammen  das  Gesetz, 
betr.  das  Tarifwesen  der  schweizerischen  Bundesbahnen, 
vom  27.  Juni  1901.  Danach  werden  die  jetzt  für  jede  Bahnverwaltung 
verschiedenen  Transportgebühren  für  das  gesamte  Gebiet  der  Bundes- 
bahnen vereinheitlicht  und  es  wird  bei  jeder  Verkehrsart  der  Tarif 
derjenigen  Ballgesellschaft  zugrunde  gelegt,  der  der  niedrigste  ist. 
wie  schon  in  der  Botschaft  zur  Eisenbahnverstaatlichnng  in  Aussicht 
g.-stellt  war.  Die  Tarife  sind  im  Gesetze  nur  als  Maxima  auf- 
gestellt und  können  durch  den  Verwaltungsrat  der  Bundesbahnen 
ermässigt  werden. 

In  diesem  Zusammenhang  ist  ferner  zu  erwähnen  die  bundes- 
rätliche Vf.llziehungsverordnung  zu  dem  im  letzten  Bericht 
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erwähnton  Bundesgesetz,  betr.  den  Erwerb  und  Betrieb  der 
Bandesbahnen,  vom  7.  November  1899. 

Endlich  ist  noch  anzuführen  das  Gesetz,  betr.  Bau  und 
Betrieb  der  schweizerischen  Nebenbahnen,  vom  21.  Dezember 

1899.  Schon  das  Bundesgesetz  über  Bau  und  Betrieb  der  Bundes- 
bahnen sieht  vor,  dass  die  Betriebsüberschüsse  unter  anderem  auch 
„zur  Erweiterung  des  schweizerischen  Eisenbahnnetzes,  vorzugsweise 
desjenigen  der  Nebenbahnen"  zu  verwenden  seien  (Art.  8,  Abs.  4). 
Auch  das  vorliegende  Gesetz  will  deren  Hau  und  Betrieb  erleichtern 
durch  Exemtion  derselben  von  manchen  die  Hauptbahnen  belastenden 
Bestimmungen.  Als  Nebenbahnen  werden  diejenigen  angesehen,  „ welche 
vorzugsweise  dem  Lokalverkehr  oder  speziellen  Verkehrszwecken 
dienen  und  nicht  den  grossen  Durchgangsverkehr  für  Personen  und 
Güter  vermitteln"  (Art,  1).  Namentlich  sind  dieselben  befreit  von 
der  Pflicht,  Einfriedigungen  der  Bahn  und  Barrieren  anzubringen, 
wo  die  Fahrgeschwindigkeit  der  Bahnzüge  und  die  Sicherheit  des 
Verkehrs  solche  nicht  durchaus  erfordern.  Der  Bundesrat  kann 
ihnen  unter  Anordnung  der  zur  Wahrung  der  Betriebssicherheit  er- 
forderlichen Vorkehrungen  gestatten,  bestehende  Haupt-  und  Neben- 
bahnen in  Schienenhöhe  zu  kreuzen.  Sie  werden  ferner  bevorzugt 
beim  Anschluss  an  eine  Station  einer  bereits  bestehenden  Bahn  be- 
züglich der  Einlagen  in  den  Erneuerungsfonds  und  bezüglich  der 
Fristen  für  die  Tilgung  zu  amortisierender  Verwendungen  und  all- 
falliger  Defizite  des  Erneuerungsfonds.  Sodann  werden  ihnen,  wenn 
sie  einen  Keinertrag  von  weniger  als  4°/0  abwerfen,  von  der  Post 
höhere  Transporttaxen  vergütet,  als  den  Hauptbahnen.  Besondere 
Erleichterungen  bestehen  sodann  für  eigentliche  Bergbahnen  und 
Tramways  innerhalb  einer  Ortschaft  oder  deren  Umgebung.  Diese 
sind  nicht  verpflichtet,  wenn  der  Betrieb  durch  Naturereignisse  zeit- 
weilig unterbrochen  wird,  auf  andere  Weise  für  Herstellung  de» 
periodischen  Personentransports  zu  sorgen,  und  auf  ihnen  finden  auch 
keine  Begünstigungen  für  die  Militärtransporte  statt. 

Ferner  sind  folgende  Gesetze  zu  erwähnen: 
Gesetz,  betr.  Erleichterung  der  Ausübung  des  Stimm- 
rechtes und  Vereinfachung  des  Wahl  Verfahrens,  vom  30.  März 

1900.  Wie  der  Titel  sagt,  werden  hier  zwei  Zwecke  verfolgt.  Die 

Erleichterung  der  Ausübung  des  Stimmrechts  will  man  erreichen 

durch  die  Bestimmung,  dass  die  Kantone  befugt  —  und  wenn  sie 
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dies  in  kantonalen  Abstimmungen  zulassen,  auch  verpflichtet  —  sind, 
bei  eidgenössischen  Wahlen  und  Abstimmungen  die  Stimmabgabe 
schon  am  Vorabend  des  vom  Bundesrat  festgesetzten  (regelmässig 
anf  einen  Sonntag  fallenden)  Abstimmungstages,  sei  es  für  das  ganze 
Kantonsgebiet  oder  für  einzelne  Teile  desselben,  zuzulassen.  Das 
Wahlverfahren  will  man  dadurch  vereinfachen,  dass  schon  im  zweiten 
Wahlgang,  wenn  im  ersten  kein  Wahlkandidat  die  absolute  Mehrheit 
der  Stimmen  enthält,  das  relative  Mehr  entscheidet. 

Gesetz,  betr.  die  Ergänzung  des  Bundesgesetzes  über 
den  Militärpflichtersatz  vom  28.  Juni  1S78.  vom  29.  März 
1901.  Das  Gesetz  von  187«s  schreibt  vor,  dass  die  vom  persönlichen 
Militärdienst  befreiten  Dienstpflichtigen  eine  Personaltaxe  von  sechs 
Franken,  sowie  einen  nach  dem  Vermögen  und  Einkommen  be- 
rechneten Zuschlag  zu  entrichten  haben.  Bisher  war  mau  bei  Nicht- 
zahlung durch  den  Pflichtigen  auf  den  Weg  der  Betreibung  an- 
gewiesen und  hatte  bei  Nichterhältlichkoit  kein  weiteres  Rechtsmittel. 
Jetzt  schreibt  das  Gesetz  vor,  dass,  wer  schuldhafterweise  ungeachtet 
zweimaliger  Mahnung  durch  die  Militärbehörden  den  Militärpflicht- 
ersatz nicht  entrichte,  vom  Strafrichter  mit  Haft  von  ein  bis  zehn 
Tagen  bestraft  werde.  Mit  der  Haft  kann  Entzug  des  Stimmrechtes 
oder  WirtschaftM-erbot,  beides  bis  auf  die  Dauer  von  zwei  Jahren, 
verbunden  werden.  Durch  die  Bestrafung  wird  die  Verbindlichkeit 
zur  Bezahlung  des  Pflichtersatzes  nicht  aufgehoben.  Wegen  Nicht- 
bezahlung des  nämlichen  Steuerbetrages  darf  nur  einmal  Strafe  ver- 
hängt werden.  —  Das  Gesetz  ward  als  Wiederauf  lebenlassen  der  durch 
die  Bundesverfassung  (Art.  59,  Abs.  3)  abgeschafften  Schuldhaft  hart 
angefochten. 

Gesetz  über  gebrannte  Wasser  vom  29.  Juni  1900. 
Dasselbe  tritt  an  Stelle  desjenigen  vom  23.  Dezember  188(>t  welches 
in  der  Anwendung  zu  verschiedenen  Zweifeln  Veranlassung  gegeben 
hatte.  Nicht  unter  das  Gesetz  fällt  das  Brennen  von  einheimischen 
Trauben,  Weinen,  Weintrestern,  Weinhefen.  Kern-,  Stein-  oder  Beeren- 
früehten,  Obstabfallen.  Enzianwurzeln  und  ähnlichen  Stoffen  inländischer 
Herkunft,  während  bisher  von  der  Provenienz  nicht,  gesprochen  wurde. 
Annähernd  ein  Viertel  des  Landesbedarfes  an  Sprit  und  Spiritus  — 
und  zwar  an  Trinksprit  und  denaturierter  Ware,  was  bisher  zweifel- 
haft war  soll  im  Inland  beigestellt  werden.  Jedoch  soll  der  der 
inländischen  Produktion  vorbehaltene  Teil  (da  er  bedeutend  teurer 
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zu  stehen  kommt)  30 Otto  hl  absoluten  Alkohols  im  Jahre  nicht  über- 
steigen. Zu  der  Monopolgebühr  für  eingeführte  {rebrannte  Wasser 
im  Betrage  von  80  Frs.  per  (jnintal  kann  im  Gegensatz  zum  bisherigen 
Gesetz  noch  ein  Zuschlag  verlangt  werden  bei  mehr  als  7">u  Alkohl- 
gehalt. Der  Bundesrat  wird  ermächtigt,  nicht  nur  wie  bisher  denatu- 
rierten, sondern  auch  reinen  Sprit  zu  wissenschaftlichen  oder  Heil- 
zwecken zum  Selbstkostenpreis  abzugeben.  Endlich  wird  bei  den 
Bussen  das  Minimum  gestrichen,  dagegen  werden  neue  Bestimmungen 
aufgestellt,  um  die  Erhültlichmachung  zu  sichern. 

Gesetz,  betr.  die  gewerblichen  Muster  und  Modelle, 
vom  30.  März  1900.  Das  bisherige,  denselben  Gegenstand  behandelnde 
Gesetz  datiert  vom  21.  Dezember  1KS8.  Die  Kevision  wurde  hervor- 
gerufen durch  entgegengesetzte  Bestrebungen.  Nach  dem  früheren 
Gesetze  konnte  die  Hinterlage  für  die  erste  Hinterlegungsperiode 
von  zwei  Jahren  offen  oder  versiegelt  erfolgen.  Demgegenüber  ver- 
langte man  seitens  der  Stickereiindustrie  zeitlich  unbeschränkte  Ge- 
heimhaltung der  Muster,  während  die  Vertreter  der  Uhrenindustrie 
für  die  sogen.  Uhrenkaliber  Ausschluss  der  versiegelten  Hinterlegung 
verlangten  (letzteres,  damit  nicht  ein  rhrenfabrikant  auf  ein  gesetzlich 
schon  geschütztes  Kaliber  verfalle,  dessen  Schutz  ihm  erst  nach  der 
kostspieligen  fabrikmässigen  Herstellung  bekannt  werde).  Das  vor- 
liegende Gesetz  setzt  nun  die  erste  Periode  des  Schutzes,  während 
welcher  die  Muster  und  Modelle  offen  oder  unter  versiegeltem  Um- 
schlag hinterlegt  werden  können,  auf  5  statt  2  Jahre  fest.  Beiden 
obengenannten  Bestrebungen  sucht  folgende  Bestimmung  gerecht 
zu  werden: 

rDer  Bundesrat  kann  durch  Verordnung  bestimmen,  dass  Muster 
und  Modelle  gewisser  Industrien  oder  Arten  von  Erzeugnissen  auch 
während  der  zweiten  und  dritten  (je  fünfjährigen)  Schutzperiode  unter 
versiegeltem  Umschlage  bleiben  dürfen,  fei  ner  dass  Muster  und  Modelle 
gewisser  Industrien  oder  Arten  von  Erzengnissen  von  der  Hinter- 
legung unter  versiegeltem  Umschlage  überhaupt  ausgeschlossen  bleiben 
und  bildlich  zu  veröffentlichen  sind." 

Während  bisher  in  einem  hinterlegten  Paket  nicht  über 
50  Muster  oder  Modelle  enthalten  sein  durften,  wird  -  wiederum 
auf  Verlangen  der  Stickereiindustrie  —  diese  Beschränkung  fallen 
gelassen  und  die  Anzahl  nur  durch  Grosse  und  Gewicht  des  Paketes 
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(das  die  Vollziehungsverordnung  auf  10  kg  bezw.  40  cm  nach  jeder 
der  drei  Hauptrichtungen  festgesetzt  hat)  begrenzt. 

Bezüglich  der  auf  Übertretung  des  Gesetzes  gesetzten  Bussen 
hat  man  das  bisherige  .Strafminimum  gestrichen. 

Sodann  Bind  verschiedene  kleinere  Änderungen  angebracht 
worden,  die  unter  dem  bisherigen  Gesetzesznstand  entstandene  Zweifel 
beseitigen  sollen.  Statt  der  bisherigen  unvollständigen  negativen 
enthält  das  Gesetz  jetzt  eine  —  allerdings  nicht  sehr  glückliche  — 
positive  Definition  des  Musters  oder  Modells  („eine  äussere  Form- 
gebung, auch  in  Verbindung  mit  Farben,  die  bei  der  gewerblichen 
Herstellung  eines  Gegenstandes  als  Vorbild  dienen  soll").  Was  bisher 
nur  aus  dem  Zusammenhang  der  Gesetzesbestimmungen  herausinter- 
pretiert wurde,  nämlich,  dass  der  Musterschutz  sich  nicht  auf  die 
Herstellungsweise,  Nützlichkeitszwecke  und  technische  Wirkungen 
des  nach  dem  Muster  oder  Modell  hergestellten  Gegenstandes  erstrecke, 
ist  nun  ausdrücklich  gesagt  (Art  3).  Als  neu  gilt  ein  Muster  oder 
Modell,  „solange  es  weder  im  Publikum  noch  in  den  beteiligten 
Verkehrskreisen  bekannt  ist"  (Art.  12,  Z.  1).  Als  widerrechtlich 
nachgeahmt  gilt  ein  solches,  bei  dem  reine  Verschiedenheit  nur  bei 
sorgfaltiger  Vergleichung  wahrgenommen  werden  kann"  (Art.  24,  Z.  1). 

Wie  bisher  findet  das  Gesetz  keine  Anwendung  auf  die  Baum- 
wolldruckerei; das  neue  Gesetz  gilt  auch  nicht  für  rdie  seidenen 
und  halbseidenen  Gewebe,  soweit  sie  nicht  Jacquardgewebe  sind". 
Diese  Bestimmung,  sowie  diejenige,  wonach  die  Herstellungsweise  nicht 
geschützt  wird  (wodurch  die  chemische  Industrie  von  den  Wirkungen 
des  Gesetzes  ausgeschlossen  wird),  sind  vielfach  —  und  nicht  nur 
in  der  Schweiz       angefochten  worden. 

Dass  in  die  Berichtsperiode  verhältnismässig  viele  inter- 
nationale Verträge  und  vielfacher  Austausch  von  verbind- 
lichen Erklärungen  fallen,  entspricht  der  stetigen  Zunahme  des 
internationalen  Verkehrs.  Von  sehr  grosser  Bedeutung  sind  die  zu 
erwähnenden  Abmachungen  allerdings  nicht.  Von  der  folgenden 
Übersicht  sind  diejenigen  Übereinkommen,  welche  eine  grössere  An- 
zahl von  Staaten  berühren,  ausgeschlossen. 

1.  Erklärung  zwischen  der  Schweiz  und  Italien,  betr. 
die  von  den  beiderseitigen  Staatsangehörigen  zu  er- 
füllenden Förmlichkeiten  bei  Eheschliessungen,  vom  23.  Sep- 
tember 1m1*«J.  Danach  sollen  inskünftig  auch  die  italienischen  Zivil- 
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Standsbeamten  das  Zeugnis  über  Nichtbestehen  eines  Ehehindernisses 
ausstellen  können.  Im  übrigen  entspricht  die  Erklärung  der  bis- 
herigen vom  15.  29.  November  1890. 

2.  Übereinkommen  mit  Kussland,  hetr.  den  gegen- 
seitigen Schutz  der  Fabrik-  und  Handelsmarken,  abge- 
schlossen am  1.  Mai  19.  April  1899,  in  Kraft  seit  17.  Juli  1899. 
Enthält  im  wesentlichen  das  Zugeständnis  der  Gleichberechtigung 
der  gegenseitigen  Staatsangehörigen  in  den  Vertmgsliindern  mit  den 
eigenen  Staatsbürgern.  Darüber  hinaus  müssen  in  einem  Vertrags- 
staat Marken  geschützt  werden,  die  nach  dessen  Gesetzgebung  nicht 
geschützt  sind,  wenn  sie  nur  nach  der  Gesetzgebung  des  Ursprungs- 
landes Schutz  geniessen,  vorausgesetzt  immerhin,  dass  sie  nicht  den 
guten  Sitten  und  der  öffentlichen  Ordnuug  zuwiderlaufen.  Die  Ein- 
tragung einer  Marke  kann  verweigert  werden,  wenn  sie  sich  von 
einer  früheren  nicht  genügend  unterscheidet.  Danach  sind  also 
schweizerische  Wortzeichen  in  Kussland  geschützt.  Dagegen  kann 
aus  dem  Gesichtspunkt  nicht  genügender  Unterscheidung  eine  Ab- 
weisung erfolgen,  auch  wenn  die  Einsprache  eines  Berechtigten  nicht 
vorliegt. 

'3.  a)  Kündigung  der  Übereinkunft  mit  dem  Nord- 
deutschen Bunde  zum  gegenseitigen  Schutze  der  Rechte 
an  literarischen  Erzeugnissen  und  Werken  der  Kunst. 

b)  Kündigung  der  Übereinkünfte  mit  Italien  zum 
gegenseitigen  Schutze  des  literarischen  und  künstlerischen 
Eigentums. 

c)  Kündigung  der  Übereinkünfte  mit  Frankreich  und 
Belgien,  betr.  Schutz  des  literarischen  und  künstlerischen 
Eigentums,  sowie  der  Übereinkunft  mit  Frankreich,  betr. 
Marken-  und  Modellschutz. 

Alle  drei  konstatiert  in  Beschlüssen  des  Bundesrates  vom 
17.  November  1899. 

Die  Kündigung  erfolgte,  weil  neben  den  \n  diesen  Materien 
bestehenden  Übereinkünften  mit  grösserem  Geltungsgebiet  für  die 
Schweiz  ohne  Interesse. 

Von  der  unter  a)  genannten  Ubereinkunft  bleibt  in  Kraft  die 
Verabredung  betr.  die  gegenseitige  Anerkennung  von  Aktien- 
gesellschaften und  anonymen  Gesellschaften. 
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i.  Erklärungsaltstausch  mit  Griechenland  betreffend 
die  gegenseitige  Anerkennung  der  Aktiengesellschaften 
vor  Gericht,  vom  24.  April  7.  Mai  1001.  Danach  werden  die 
in  einem  Yertragsstaat  rechtsgültig  errichteten  Aktiengesellschaften, 
sowie  die  im  Titel  des  Gesetzes  nicht  erwähnten  —  andern 
Handels-,  Industrie-  und  Handelsgesellschaften  als  solche  anerkannt 
und  können  demgemäss  vor  Gericht  auftreten,  wodurch  allerdings 
der  Frage,  ob  sie  auch  ihren  Handel  oder  ihr  Gewerbe  im  andern 
Land  ausüben  dürfen,  nicht  präjudiziert  wird. 

5.  a)  Erklärungsaustausch  mit  Österreich,  betr.  den 
direkten  Verkehr  der  beiderseitigen  Gerichtsbehörden, 
vom  30.  Dezember  1800. 

Statt  wie  bisher  auf  diplomatischem  Weg  sollen  in  Zukunft 
die  in  langen  Verzeichnissen  namentlich  aufgeführten  Zivil-  und 
Strafgerichtsbehörden  der  Schweiz  und  der  im  österreichischen  Reichs- 
rate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  direkt  miteinander  ver- 
kehren können. 

b)  Erklärungsaustansch  mit  dem  Deutschen  Reiche, 
betr.  den  unmittelbaren  Geschäftsverkehr  zwischen  den 
beiderseitigen  Gerichtsbehörden  und  den  Administrativ- 
behörden für  gewerbliches  Eigentum,  vom  8./2S.  No- 
vember 1800. 

Es  betrifft  dies  den  Verkehr  zwischen  dem  kaiserlichen  Patent- 
amt und  dem  schweizerischen,  und  zwischen  dem  eidgenössischen 
Amt  für  geistiges  Eigentum  (für  den  Fall,  dass  ihm  in  der  Folge 
richterliche  Hefiifrnisse  zuerteilt  werden  sollten)  und  den  deutschen 
Gerichten.  Die  Gerichte  selbst  verkehrten  schon  nach  bisherigem 
Recht  direkt  miteinander. 

c)  Erklii rnngsaustausch  mit  Belgien,  betreffend  den 
direkten  gerichtlichen  Verkehr,  vom  20.  November  100«. 

Die  beiderseitigen  Gerichtsbehörden  (Gerichte  und  Staats- 
anwälte) sind  ermächtigt,  für  die  Übermittlung  der  gerichtlichen 
oder  anssergerichtlichen  Urkunden  und  der  Rogatorien  in  Zivil- 
und  Handelsstreitigkeiten  direkt  miteinander  zu  verkehren,  sofern 
nicht  besondere  Unistände  die  diplomatische  Übermittlung  erfordern. 

0.  a)  Handelsvertrag  mit  Chile,  abgeschlossen  den  31.  Ok- 
tober 1807,  in  Kraft  seit  31.  Januar  1800. 
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Enthält  die  Zusicherung  der  gegenseitigen  Behandlung  auf  dem 
Fusse  der  meistbegünstigten  Nation,  wobei  immerhin  Chile  den  Er- 
zeugnissen anderer  lateinischer  Staaten  des  amerikanischen  Kontinents 
besondere  Begünstigungen,  Befreiungen  oder  Vorrechte  einräumen  darf. 

b)  Kündigung  von  Art.  VIII  XII  des  Xiederlassnngs- 
und  Handelsvertrages  vom  2"».  November  1h:»o  mit  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  vom  31.  Mai  181*9. 

Es  handelt  sich  um  die  Artikel,  durch  welche  beide  Staaten 
sich  die  Rechte  der  meistbegünstigten  Nation  in  Handels-  und 
Zollsachen  zusichern.  Die  Kündigung  ging  von  den  Vereinigten 
Staaten  ans. 

ci  Bundesbes»  hlnss.  betr.  Verzicht  auf  eine  Position 
des  schweizerisch-spanischen  Vert  ragstarifs,  v.  24.  Juni  ls«.m. 

Es  wird  auf  die  in  der  Handelsübereinkunft  vom  1U.  Juli  1M»2 
vereinbarte  Bindung  des  Schokoladenzolles  auf  Ansuchen  der  spanischen 
Regierung  schwcizerischerseits  ohne  (iegenleistung  verzichtet. 

7.  a)  Übereinkommen  mit  Bayer n,  Württemberg,  sowie 
mit  dem  Deutschen  Reich  für  die  übrigen  deutschen  Staaten 
für  den  unmittelbaren  Postverkehr  mit  Deutschland. 

b)  Übereinkommen,  betr.  die  Regelung  der  besonderen 
Beziehnngen  zwischen  der  schweizerischen  und  der  öster- 
reichischen Postverwaltnng. 

c)  Übereinkommen,  betr.  die  Regelung  der  besonderen 
Beziehungen  zwischen  der  Postverwaltung  der  Schweiz 
und  der  Postverwaltnng  von  Ungarn. 

Diese  drei  Vereinbarungen  kamen  auf  einer  gemeinsamen  Kon- 
ferenz in  Bregenz  den  12.  August  1**<>0  zustande  und  wurden  von 
den  beteiligten  Regierungen  unter  verschiedenen  Daten ,  aber  in 
demselben  Monat  genehmigt.  Sie  treten  an  die  Stelle  der  Vertrage 
vom  11.  April  1H*IS  mit  dem  weiland  Norddeutschen  Bunde,  Bayern, 
Württemberg  und  Baden  vom  11.  April  I8f>8  und  mit  Österreich- 
Ungarn  vom  U>.  Juli  lHCS.  Die  Taxe  für  einfache  Briefe  beträgt 
danach  25  Ctg.  für  je  20  statt  wie  bisher  je  15  g.  Es  wird  eine  Haft- 
pflicht für  Fahrpoststncke  auch  über  5  kg  Gewicht  hinaus  anerkannt 
für  den  Fall  des  Verlustes,  der  Beraubung  oder  der  Beschädigung, 
allerdings  bis  höchstens  :4,75  Frs.  per  Kilogramm  im  Verkehr  mit 
Deutschland  und  H  Frs.  im  Verkehr  mit  Österreich-Ungarn.  Die 
Verteilung  der  Gebühren  für  Poststücke  unter  5  kg  wird  für  die 
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Schweiz  etwas  günstiger  gestellt.  Andere  Bestimmungen  enthalten 
eine  Anpassung  an  den  Weltpostvertrag. 

8.  Telephonvertrag  mit  Frankreich  vom  3.  Februar  1900. 
Enthält  Bestimmungen  über  die  Beschaffenheit  des  Verbindnngsdrahtes, 
die  Kosten  der  Leitungen,  die  Art  der  Anschlüsse  und  die  Taxe. 
Letztere  beträgt  für  ein  Gesprach  von  drei  Minuten  im  Grenzverkehr 
f>0  Cts.,  zwischen  der  Schweiz  und  der  ersten  französischen  Zone 
1,50  Frs.,  der  zweiten  3  Frs.,  der  dritten  4  Frs. 

0.  Vereinbarung  erleichternder  Vorschriften  für  den 
wechselseitigen  Verkehr  zwischen  den  Eisenbahnen  der 
Schweiz  und  Deutschlands  rücksichtlich  der  nach  dem 
internationalen  i'bereinkommen  über  den  Eisenbahnfracht- 
verkehr vom  14.  Oktober  1890  von  der  Beförderung  aus- 
geschlossenen oder  bedingungsweise  zugelassenen  Gegen- 
stände vom  12.  Dezember  1901. 

10.  Auslieferungsvertrag  mit  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  vom  10.  Mai  1000. 

Derselbe  tritt  an  Stelle  der  Art.  XIII— XVII  des  Vertrages 
von  1850.  Dadurch  wird  die  Zahl  der  Anslieferungsdelikte  wesentlich 
vermehrt.  Sodann  wird  ein  Verfahren  für  die  Erwirkung  der  pro- 
visorischen Verhaftung  flüchtiger  Verbrecher  geschaffen.  Die  Ver- 
einigten Staaten  behalten  sich,  wie  in  allen  ähnlichen  mit  fremden 
Staaten  abgeschlossenen  Vertrügen  vor,  die  Schuld  der  requirierten 
Person  zu  prüfen.  Es  sind  also  der  Behörde,  die  über  die  Auslieferung 
entscheidet,  mit  dem  Begehren  die  Beweisstücke  über  die  Schuld 
mitzuteilen.  Die  Schweiz  dagegen  begnügt  sich  mit  der  Bescheinigung 
der  zuständigen  amerikanischen  Behörde.  Endlich  werden  die  Ver- 
tragsstaaten von  der  Auslieferung  ihrer  Angehörigen  entbunden,  da 
gemäss  Art.  2  Abs.  1  des  Auslieferungsgesetzes  von  1802  die  Rezi- 
prozität, die  die  Vereinigten  Staaten  verlangten,  von  der  Schweiz 
nicht  versprochen  werden  konnte.  Die  Folge  davon  wird  sein,  dass 
ein  nach  seiner  Heimat  geflohener  Amerikaner,  der  in  der  Schweiz 
ein  Delikt  begangen  hat,  straflos  ausgeht,  da  die  Gesetzgebung  der 
Vereinigten  Staaten  die  Verfolgung  einer  Person  für  ein  ausserhalb 
ihres  Gebiet«**  begangenes  Delikt  nicht  gestattet. 

11.  Den   nachbarlichen  Verkehr  betreffen  folgende  Ab- 
machungen: 

a)  Revision  der  internationalen  Schiffahrts-  und  Halen- 
ordnung für  den  Boden see;  Protokoll,  aufgenommen  zu  Kon- 
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stanz  den  8.  April  189!»  zwichen  den  Regierungen  von  Bayern, 
Württemberg,  Baden,  Österreich  und  der  Schweiz. 

b)  Revision  der  internationalen  Schiffahrts-  und  Hafen- 
ordnnng  für  den  Untersee  und  den  Rhein,  erlassen  von 
der  Schweiz  und  Baden,  von  der  Bundesversammlung  genehmigt 
den  22.  Dezember  1899. 

c)  Erklärungsanstausch  mit  dem  Grossherzogtuiu  Baden, 
betr.  Militärtransporte  auf  Eisenbahnen,  vom  29.  August, 
4.  September  1899. 

d)  Erklärungsaustausch  mit  Italien,  betr.  den  Zolldienst 
auf  dem  Langen-  und  dem  Luganersee,  v.  Kl*.  Januar  1901. 

Internationale  Verbände  oder  eine  grössere  Anzahl 
von  Staaten  betr.  Abkommen  1899  1901. 
I.  Neu  sind: 

1.  Internationale  Übereinkunft,  betr.  Zivilprozess- 
recht, abgeschlossen  am  14.  November  189f>,  in  Kraft  getreten  den 
25.  Mai  1899,  zwischen  Belgien,  Spanien,  Frankreich.  Italien,  Luxem- 
burg, den  Niederlanden,  Portugal  und  der  Schweiz,  mit  nachherigem 
Beitritt  von  Schweden  und  Norwegen,  Deutschland,  Österreich,  Däne- 
mark, Rumänien  und  Russland. 

2.  Internationale  Friedenskonferenz  im  Haag  (Kon- 
vention und  Verträge,  abgeschlossen  den  29.  Juli  1899). 

a)  Konvention  zur  friedlichen  Schlichtung  internationaler 
Streitigkeiten  zwischen  Deutschland,  Osterreich  -  Ungarn,  Belgien, 
China  (15.  August  1901  noch  nicht  ratifiziert).  Dänemark,  Spanien, 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  (unter  Vorbehalt),  Mexiko. 
Frankreich,  Grossbritannien,  Griechenland,  Italien. 

3.  Übereinkunft,  betr.  gemeinsame  Sehn tzmassregeln 
gegen  die  Pest,  abgeschlossen  in  Venedig  den  19.  März  1897,  in 
Kraft  seit  31.  Oktober  1899,  zwischen  Deutschland,  Österreich- 
Ungarn,  Belgien,  Spanien,  Frankreich,  Grossbritannien  und  Britisch- 
Lidien,  Griechenland,  Italien,  Liechtenstein,  Luxemburg.  Montenegro, 
dem  Ottomanischen  Reich,  den  Niederlanden,  Persien,  Portugal, 
Rumänien,  Russland,  Serbien  und  der  Schweiz,  mit  Znsatzerklärung, 
vereinbart  in  Rom  den  24.  Januar  1900,  in  Kraft  seit  10.  August 
1900,  zwischen  denselben  Staateu  mit  nachherigem  Hinzutritt  von 
Schweden  und  Norwegen  (vom  26.  Dezember  1900). 


1388 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


4.  Zusatzübereinkommen  zu  dem  internationalen  Über- 
einkommen über  den  Eisenbahnfrachtverkehr  vom  14.  Ok- 
tober 1890,  abgeschlossen  den  16.  Juni  1898,  in  Kraft  seit  dem 
10.  Oktober  1001,  zwischen  den  früher  beteiligten  Staaten  (Deutsch- 
land, Osterreich  -  Ungarn,  Belgien,  Dänemark,  Frankreich.  Italien, 
Luxemburg,  der  Niederlande,  Russland  und  der  Schweiz). 

IL  Änderungen  an  bisherigen  Abkommen  etc.: 

1.  Zum  Washingtoner  Weltpost  vertrag  vom  15.  Juni 
1897  sind  hinzugetreten:  Honduras  (den  3.  Juli  1899),  Salvador 
(den  12.  September  I899i,  Korea  (den  1.  Dezember  1899),  die  Inseln 
HawaT,  Kuba,  Portoriko,  die  Philippinen  und  die  Insel  Guam  (den 
20.  Februar  1900).  das  deutsche  Schutzgebiet  von  Samoa  (den  8.  Mai 
1900),  Nikaragua  (den  19.  Juni  1900),  die  britische  Kolonie  Stid- 
Khodesia  und  das  britische  Schutzgebiet  von  Betschuanaland  (den 
12.  März  1901). 

2.  Zum  Washingtoner  Übereinkommen,  betr.  den  Aus- 
tausch von  Wertbriefen  und  Wertschachteln,  vom  15.  Juni 
1897  sind  hinzugetreten:  die  britische  Kolonie  Ceylon  (den  5.  Mai 
1899),  die  britische  Kolonie  Jamaika  (den  25.  September  1899,  mit 
Vorbehalt  der  Nichtzulassung  von  Schachteln  und  von  Wertbriefen 
nur  bis  zu  120  i).  die  britische  Kolonie  Neufundland  (den  29.  Sep- 
tember 18»»«»,  mit  demselben  Vorbehalt),  die  britische  Kolonie  der 
Straits-Settlements  (den  7.  November  1899,  mit  blosser  Zulassung 
von  Wertbriefen  und  nur  bis  zum  Betrag  von  500  Dollars),  die 
britische  Kolonie  der  Leewards-Inseln  (den  18.  Dezember  1899,  mit 
demselben  Vorbehalt  wie  .Jamaika). 

:i  Zum  Washingtoner  Übereinkommen,  betr.  Geldan- 
weisungen, vom  15.  Juni  1897  sind  hinzugetreten:  Honduras  (den 
'■\.  Jnli  1899),  Salvador  (den  12.  September  1899),  Peru  (den  Di.  Fe- 
bruar 1900),  Montenegro  (den  19.  Juni  1900). 

Ende  1901  gehörten  diesem  Übereinkommen  an:  Deutschland 
und  die  deutschen  Schutzgebiete,  die  argentinische  Republik.  Österreich- 
Ungarn,  Belgien,  Bosnien-Herzegowina,  Brasilien,  Bulgarien,  Chile, 
Dänemark  und  die  dänischen  Kolonien,  Ägypten,  Frankreich,  Griechen- 
land, die  Republik  Honduras,  Italien.  Japan,  die  Republik  Liberia, 
Luxemburg,  Montenegro.  Norwegen,  Niederlande,  die  niederländischen  • 
Kolonien,  Peru,  Portugal  und  die  portugiesischen  Kolonien,  Rnmfinieu, 
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Salvador,  Serbien,  das  Königreich  Siam,  Schweden,  Schweiz,  die 
Regentschaft  Tunis  und  Uruguay. 

4.  Zum  Washingtoner  Übereinkommen,  betr.  Ein- 
führung von  Identitätsbüchern  im  internationalen  Post- 
verkehr, vom  1*>.  Juni  1*97  ist  hinzugetreten:  Honduras  (den 
3.  Juli  1899). 

Vertragsstaaten  Ende  1901:  Ägypten,  Argentinische  Republik, 
Brasilien,  Bulgarien,  Chile,  Dominikanische  Republik,  Frankreich, 
Griechenland.  Grössere  Republik  von  Zeiitralamerika,  Honduras,  Italien, 
Luxemburg,  Mexiko.  Portugal  und  portugiesische  Kolonien,  Regent- 
schaft Tunis,  Republik  Kolnmbia,  Rumänien,  Schweiz,  Türkei,  Ver- 
einigte Staaten  von  Venezuela. 

ö.  Zur  Union  zum  Schutze  des  gewerblichen  Eigentums 
vom  20.  Mörz  1Nn;J  ist  hinzugetreten:  Japan  (den  2*.  April  1899). 

Perselben  gehörten  Ende  1901  an:  Belgien,  Brasilien,  Päne- 
mark,  Pominikanische  Republik.  Frankreich,  Grossbritannien,  Italien, 
Japan,  Niederlande,  Portugal,  Schweden  und  Norwegen,  Schweiz, 
Serbien.  Spanien,  Tunis  und  Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 

6.  Zur  Union  zum  Schutze  des  literarischen  und  künst- 
lerischen Eigentums  vom  9.  September  INN».;,  nebst  dem  Zusatz- 
artikel und  der  interpretierenden  Erklärung  vom  4.  Mai 
1896  ist  hinzugetreten:  Japan  (den  2N.  April  1899);  dagegen  ist 
zurückgetreten:  Montenegro  (den  1*».  Mai  auf  1.  April  1900). 

Derselben  gehörten  Ende  1901  an:  Belgien,  Deutschland,  Frank- 
reich, Grossbritannien,  Haiti,  Italien,  Japan,  Luxemburg,  Monako, 
Norwegen,  Schweiz,  Spanien  und  Tunis. 

7.  Zur  Genfer  Konvention  für  die  Verbesserung  des 
Loses  des  im  Kriege  verwundeten  Militärs  vom  22.  August 
IN« »4  ist  hinzugetreten:  Uruguay  (den  9.  Juni  1900). 

Die  Genfer  Konvention  (Rotes  Kreuz)  besteht  nunmehr  zwischen 
der  Argentinischen  Republik,  Belgien,  Bolivia,  Bulgarien,  Chile, 
Dänemark,  Deutschland,  Frankreich,  Griechenland,  Grossbritannien, 
Honduras,  Italien,  Japan,  dem  Kongostaat.  Luxemburg,  Montenegro, 
Nikaragua,  den  Niederlanden,  dem  <  »ranjefreistaat,  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  Österreich-Ungarn.  Persien,  Peru,  Portugal, 
Rumänien,  Russland,  Salvador,  Schweden  und  Norwegen,  der  Schweiz, 
Serbien,  Siam,  Spanien,  der  Südafrikanischen  Republik,  der  Türkei, 
Uruguay  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Venezuela. 
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B.  Juristische  Literatur. 

Referent :  Dr.  Hugo  Oser,  Professor  der  Rechte,  Freiburg  i.  Ü. 

Ich  verweise  auf  die  vollständige  Zusammenstellung  von  Hkisler 
in  der  Zeitschrift,  für  Schweizerisches  Recht  Bd.  XIX,  N.  F.  S.  482 
bis  41)4,  Bd.  XX,  X.  F.  S.  478-489,  Bd.  XXI,  N.  F.  S.  488-502 
(443  Nummern). 

Hier  wären  etwa  folgende  grössere  Werke  zu  erwähnen: 

Webkk  und  But  sti.kin,  Das  Bnndesgesetz  über  Schuldbetreibung 
und  Konkurs  erläutert,    2.  Auflage  von  A.  Reichel.  1900. 

Jäger,  C,  Das  Bundesgesetz  über  Schuldbetreibung  und  Konkurs 
erläutert.  1900. 

Solijan,  Cu.,  Le  Code  föderal  des  Obligation»,  2",e  edit.  1900. 

Es  würde  schwer  halten,  von  den  einzelnen  Abhandlungen 
einige  herauszugreifen,  ohne  den  Vorwurf  der  Willkür  auf  sich  zu 
laden.  Manche  von  den  bedeutendsten  Erörterungen  von  schweizerischen 
Verfassern  beschäftigen  sich  übrigens  nicht  mit  schweizerischem 
Recht  und  sind  daher  Bestandteil  der  deutschen,  französischen  und 
italienischen  Literatur.  Reichhaltig  ist  bereits  die  Literatur,  die  sich 
mit  dem  Entwurf  zum  Schweizerischen  Zivilgesetzbuch  beschäftigt, 
worüber  später  ein  zusammenfassender  Bericht  folgen  soll. 

C.  Volkswirtschaft  und  volkswirtschaftliche  Literatur 

der  Schweiz. 

Referent  :  Dr.  Gustav  H.  Schmidt,  Schweiz.  Abt.-Sekret..  Univ.-Prof.  Bern. 

Bei  den  Verkehrsbeziehungen  unserer  Tage  kann  von  Volks- 
wirtschaft nur  noch  in  ständigem  Hinblick  auf  die  internationalen 
wirtschaftlichen  Zusammenhänge  gesprochen  werden.  Wohl  kein 
anderes  Land  gleicher  Grösse  ist  durch  die  geographische  Lage  und 
die  Nationalität  seiner  Bevölkerung,  wie  durch  Produktion  und  Konsum 
mit  der  Nachbarschaft  und  mit  den  fernsten  Teilen  der  Erde  in  so 
engen  Wechselbeziehungen  als  die  Schweiz. 

Mögen  vereinzelte  festbegeisterte  Reden  glanzgehlendeter  Hirten 
oder  überschwängliehe  Adorationen  von  Tand  und  klingendem  Golde 
in  der  Ferne  einmal  einen  anderen  Eindruck  erwecken,  so  ist  doch  zu 
betonen,  dass  eine  einige  selbständige  nationale  Individualität  lebendig 
ist.  Eine  Zollunion  mit  diesem  ..der  jenem  Nachbar  ist  undenkbar; 
eine  Vorliebe  nach  dieser  oder  jener  Seite  existiert  nicht.  Wir 
wissen,  dass  eine  Republik  durch  Nationalismus  und  Klerikalismus 
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an  den  Hand  des  Verderbens  gebracht  werden  und  eine  junkerliche 
Militärmonarchie  in  Weisheit  des  Masshaltens  ihr  Komplement  finden 
kann,  nnd  klassische  Kultnr  nnd  Kunst  bei  einem  dritten  Nachbar 
lassen  über  staatliche  und  menschliche  Schwächen  milder  urteilen. 

Wollen  wir  die  Volkswirtschaft  unseres  Landes  erforschen, 
so  müssen  wir  vor  allem  hinabsteigen  in  die  Schächte  der  eid- 
genössischen, kantonalen  und  kommunalen  Gesetzgebung«-  und  Ver- 
waltungsstellen, wie  in  die  Bildungen  beruflicher,  gemeinnütziger  und 
sonstiger  Art.  Hier  steckt  ein  Schatz  volkswirtschaftlicher  Literatur, 
demgegenüber  die  grössten  Leistungen  einzelner  weit  zurücktreten. 

An  erster  Stelle  ist  zu  nennen  das  schweizerische 
Bundesblatt  (in  französischer  Ausgabe:  Feuille  föderale  suisse). 
das  in  4  —  r»  Händen  jährlich  ausgegeben  wird,  dazu  die  amtliche 
Sammlung  der  schweizerischen  Gesetze  und  Verordnungen. 
Dem  schliessen  sich  an  das  schweizerische  Handelsamtsblatt 
(Feuille  officielle  Suisse  du  commerce),  die  schweizerische  Handels- 
statistik des  Zolldepartements  mit  ihrem  .Jahresbericht,  die 
Publikationen  des  eidgenössischen  Statistischen  Hureaus, 
der  Fabrikinspektoren  (alle  2  Jahre),  des  Versicherungs- 
amtes etc.;  ferner  das  leider  nur  für  Beratung  von  Gesetzes- 
vorlagen obligatorische  ramt  liehe  stenographische  Hülle tin 
der  schweizerischen  Bundesversammlung-,  Bern. 

Es  folgen  die  Publikationen  unserer  2T>  kantonalen  Behörden, 
die  natürlich  ein  sehr  buntes  Bild  aller  Möglichkeiten  darstellen. 
Zur  Orientierung  dient  in  vorzüglicher  Weise  J.  Scihii.i,kniikkukrj< 
Grundriss  des  Staats-  und  Verwal tu ngs rechts  der  schweize- 
rischen Kantone,  3  Bände.  Zürich  189X— 1900.  Das  Werk  ist 
weniger  ein  Lehr-  und  Handbuch  als  eine  Saramluug  der  in  den 
einzelnen  Kantonen  für  das  gesamte  Gebiet  der  wirtschaftlichen 
Tätigkeit  geltenden,  unendlich  mannigfaltigen  Staats-  und  ver- 
waltungsrechtlichen  Bestimmungen.  Das  Werk  unterscheidet:  die 
Kantone  als  Glied-  und  Einzelstaaten,  die  Volksrechte,  die  Behörden, 
die  Gemeinden  (Bd.  1);  Die  rechtliche,  physische,  geistige  mensch- 
liche Existenz,  die  wirtschaftliche  Tätigkeit  in  Urproduktion,  ge- 
werblicher nnd  industrieller  Tätigkeit,  Verkehr,  Handel  und  persön- 
lichen Dienstleistungen  (Bd.  2);  Finanzwesen,  Polizei,  Militär,  Ver- 
waltungsverfahren und  -Prozess  (Bd.  3). 
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.Sodann  sind  wichtig  die  Publikationen  der  grossen  Inter- 
essenverbände nnd  auch  noch  unsere  Presse,  die  ausserordentlich 
zahlreich  vertreten  ist.  Während  vor  wenig  mehr  als  100  Jahren 
der  Zürcherische  Statistiker  Pfarrer  Heink.  Wasek  wegen  literarischer 
Publikationen  geköpft  und  in  Pasel  im  Jahre  1*08  der  „Schweizer- 
bote" wegen  einer  Kritik  der  ungenügenden  Massnahmen  gegen 
Feuersgefahr  noch  verboten  wurde,  haben  wir  es  im  Jahre  1806  in 
voller  Pressfreiheit,  welche  vom  Volke  gegen  äussere  und  innere 
Pevogtung  kräftig  verteidigt  wird,  auf  1003  im  Lande  erscheinende 
Zeitungen  und  Zeitschriften  gebracht,  davon  erscheinen  .r>8,4°  0  in 
deutscher,  32,0  °'0  in  französischer,  4,3°,,  in  mehreren  Sprachen, 
3,0  °/0  in  italienischer,  0.6  °'(,  in  englischer,  0,3  °  0  in  romanischer 
und  0.2  °  0  in  anderer  Sprache. 

„Die  Schweiz  im  10.  Jahrhundert-,  herausgegeben  von 
Paul  Seippel  uud  anderen  schweizerischen  Schriftstellern,  3  Bände, 
gr.  8<J,  Bein  und  Lausanne  1800  -1000  (deutsch  und  französisch), 
betitelt  sich  ein  Werk,  das  ein  Bild  des  schweizerischen  Lebens  in 
allen  Zweigen  der  Wissenschaft,  der  Kunst,  des  Handels  und  der 
Gewerbe  entrollt  und  durch  zahlreiche  Illustrationen  veranschaulicht. 
Auf  eine  einleitende  kulturhistorische  Schilderung  der  Schweiz  am 
Ende  des  18.  Jahrhunderts  aus  der  Feder  Liebenaus  folgt  in  Band  1 
auf  3Ö0  Seiten  eine  politische  Geschichte  der  Schweiz  im 
10.  Jahrhundert  von  a.  Bundesrat  Nlma  Ditoz,  woran  sich  kürzere 
Darstellungen  des  heutigen  Staatsrechts,  der  Wehrverfassung  und 
der  internationalen  Unionen  und  Vereine  anschliessen.  Band  2  enthält 
eine  Darstellung  des  Schulwesens  aller  Stufen  in  der  deutschen 
nnd  französischen  Schweiz  (von  0.  Hinzikek  und  F.  Giex).  sodann 
der  Kirchen  (römisch-  und  christlich-katholisch,  deutsch-  und  fran- 
zösisch-protestantisch von  Dkctktins,  Hkkzo.;,  Bilsen  und  Fkommkl). 
der  Natur-  und  Geschichtswissenschaft  (von  Stidkk  und  G. 
Mkykk-Knuxau),  der  deutschen,  welschen,  italienischen  und  rhätoro- 
manischen  Literatur  (().  Fasseek,  Ph.  Godkt,  A.  Pioda  und  K. 
Dkci  utinsi,  der  Presse  (G.  Vai.i.ktte).  der  bildenden  Kunst  (Bahn, 
Godet,  Chiksa,  Bki  n)  nnd  der  Musik  (Xkhili,  Held).  Und  der  dritte 
Band  behandelt  Landwirtschaft  (E.  Chiakd),  Handel  und  In- 
dustrie auf  10.ri  Seiten  (H.  Waktmann),  Arbeiterbewegung  und 
Sozialismus  (Tu.  (Vim ),  Genossen» c  h a  f t  s b e  w  e  g u n  g  (II.  M (  i.i.kr). 
Verkehrswege  ;  A.Gkok.;).  denen  sich  kleinere  Aufsätze  über  Hygiene. 
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Werke  der  Menschenliebe,  Nationalfeste,  Alpinismus,  Sitte  der 
deutschen  und  welschen  Schweiz  und  Finanzen  ansebliessen.  Wie 
mehrfach,  so  begegnen  wir  auch  in  diesem  Werke  einer  Über- 
schätzung der  Sanatorien  mit  ihrem  ganz  geringen  Prozentsatz  der 
Aufgenommenen  im  Verhältnis  zn  den  Anfnahmebedürftigen. 

Hieran  reiht  sich  würdig  unseres  staatsmännischen  Tiikodor 
Cürti,  Geschichte  der  Schweiz  im  19.  Jahrhundert,  Neuenbürg, 
Verlag  von  F.  Zahn,  1902,  in  Lex.-8°,  704  Seiten,  die  durch  ihre 
eingehende  und  anschauliche  Schilderung  der  sozial-  und  wirtschafts- 
geschichtlichen Erscheinungen  der  uns  nächstliegenden  und  damit  die 
Gegenwart  am  meisten  erklärenden  Zeit  einen  hervorragenden  Platz 
verdient. 

In  mehr  als  500  alphabetisch  geordneten  Aufsätzen  will  ein 
^Handwörterbuch  der  schweizerischen  Volkswirtschaft, 
Sozialpolitik  nnd  Verwaltung",  herausgegeben  von  N.  Rkichrs- 
bkbg,  Bern-Berlin,  akadem.  Verlag  für  soziale  Wissenschaften  Dr. 
J.  Edelheim  &  Co.,  1902  sqq.,  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
der  Schweiz  zur  Darstellung  bringen.  Der  Umfang  des  Werkes 
ist  auf  3  starke  Bände  in  Gesamtstärke  von  ca.  2600  Druckseiten 
berechnet.  Eine  grosse  Schar  von  Mitarbeitern  sind  um  Heraus- 
geber und  Verleger  versammelt.  Das  ebenfalls  2500  Seiten  starke 
„Volks wirtschaftslexikon  der  Schweiz"  von  A.  Fukkkb,  4  Bände, 
Bern  1887 — 1892,  bietet  zwar  eine  vortreffliche  Grundlage  und  ist 
namentlich  in  den  historischen  nnd  geographischen  Partieen,  aber  auch 
in  den  statistischen  Aufstellungen,  weil  erst  so  bitter  wenige  Resultate 
der  neuesten  Volkszählung  publiziert  sind,  nicht  weit  zu  Uber- 
treffen. Es  hat  die  Anlage  des  7  bändigen  „Handwörterbuchs  der 
Staatswissenschaften",  Jena,  G.  Fischers  Verlag,  mehrfach  zum  Muster 
gedient,  und  namentlich  bedeutungsvoll  ist,  dass  die  sozialen  Fragen 
in  die  vorderste  Linie  der  Betrachtung  gebracht  sind. 

Wir  erwähnen  aus  den  ersten  Heften  die  Aufsätze:  Absterbe- 
ordnung von  G.  SniÄKTLix  und  Ärztewesen  von  F.  Schmid.  Dagegen 
vermag  der  Artikel  Alpwirtschaft  die  Ausführungen  in  Fitkkkkm  Volks- 
wirtschaftslexikon nicht  zu  ersetzen.  Ganz  neu  sind  die  Artikel: 
Altersversorgung  von  C.  A.  Schmid  und  Anarchismus  von  H.  Gkku- 
lich,  Apotheken  von  A.  Kalskr,  Arbeiterbewegung  von  H.  Mim.kr, 
Arbeiterbildnngsvereine  von  O.  Lang,  Arbeiterbund  von  H.  Grk.ii.ich, 
Arbeiterinnenvereine  von  V.  Conzktt,  Arbeiterkolonien  von  H.  Kkssrl- 
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ring.  Arbeiterschutzgesetzgebung  von  F.  Scuilkb,  0.  Lang,  N.  Kkiches- 
bkku  und  Arbeiterversicherung  von  L.  Fobber.  Letzterer  gibt  hier 
eine  sehr  instruktive  Zusammenfassung  der  grösstenteils  von  ihm 
selber  herrührenden  schweizerischen  gesetzgeberischen  Vorarbeiten. 

Die  ersten  Hefte  berechtigen  zu  dem  Urteil,  dass  Herausgeber 
und  Verleger,  ausgehend  von  sozialpolitischen  Gesichtspunkten,  sich 
mit  Erfolg  bemüht  haben,  ein  höchst  beachtenswertes,  bald  von  gründ- 
lichen wissenschaftlichen  Studien,  bald  auch  von  reiflichen  praktischen 
Erfahrungen  zeugendes  Werk  über  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
in  der  Schweiz  zu  liefern. 

Nicht  mindere  Anerkennung  verdient  das  grosse,  in  deutscher 
und  französischer  Ausgabe  im  Erscheinen  begriffene  „Geographische 
Lexikon  der  Schweiz",  herausgegeben  von  Ch.  Knapp.  M.  Bokki. 
und  V.  Attinukr,  in  Verbindung  mit  mehr  als  70  Fachmännern, 
Neuenbürg  1900—1905.  Von  den  zu  erwartenden  etwa  150  Liefe- 
rungen sind  bis  jetzt  HO  erschienen,  die  bis  zu  dem  Buchstaben  J 
(Jura)  reichen.  Das  Werk  ist  mit  zahlreichen  Karten,  Plänen  und 
Ansichten  in  und  ausser  dem  Text  reich  ausgestattet  und  stellt  sich, 
trotz  kleiner  Mängel  im  einzelnen,  als  ein  glänzendes  Werk  des 
Neuenburger  Verlags  der  Gebr.  Attinger  dar. 

Die  Vorwürfe,  welche  der  Geograph  Ei».  Bkicknkb  am 
24.  September  1901  in  der  geographischen  Gesellschaft  zu  Zürich, 
in  seinem  Vortrage  „über  Karten  der  Volksdichte"  (Zeitschr. 
f.  Schweiz.  Statist.  1904,  S.  118  sqq.),  der  statistischen  Methode 
gegenüber  erhoben  hat,  müssen  als  unbegründet  zurückgewiesen 
werden.  Die  Darstellung  der  Bevölkernngsdichtigkeit  nach  politischen 
Einheiten  ist  und  bleibt  durchaus  wünschenswert;  dass  daneben  noch 
andere  Verhältnisse  zu  berücksichtigen  sind,  zeigt  die  schon  vor- 
handene und  weiter  auszubauende  Statistik  der  Bodenbenntznng 
(von  Anbau  und  Ernte),  wie  des  Viehstandes  und  der  gewerblichen 
Betriebsverhältnisse.  Wie  weit  politisch-  und  physisch-geographisch 
in  der  Festsetzung  kleinster  Einheiten  für  die  statistische  Aus- 
zählung jeweilen  gegangen  werden  soll,  das  ist  nach  Abwägung  von 
Aufwand  und  zu  erwartendem  Nutzen  eine  Frage  der  Zweckmässigkeit 
in  administrativer  und  wissenschaftlicher  Hinsicht.  Diese  Grenzfrage 
hat  durch  Bki'vknk.h  keine  Förderung  erfahren.  Referent  kann  auf 
seine  eigenen  statistischen  Erhebungen  und  den  von  ihm  im 
Jahre  1m»0  bearbeiteten  Grundplan  mit  Angabe  der  Fläche,  Häuser, 
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Haushaltungen  und  Bewohner  eines  jeden  Baublocks  (in  Wohnungs- 
verhältnisse, Gewerbebetriebe  und  Arbeitslosigkeit  Mannheims.  Statist. 
Mitt.  und  Beiträge.  Mannheim  1<S!«7)  verweisen. 

Die  Ausseracht  lassung  von  Wald  und  Gewässern  ist  nicht 
gerechtfertigt.  Kein  Mensch  wird  behaupten  können,  dass  die 
Besiedelung  der  Ufer,  z.  B.  des  Thuner-  oder  Ziircher-Sees  eine  gleich 
dichte  sein  würde,  wenu  der  See  versehwunden  wäre  und  die  Ufer 
sich  berührten. 

See  und  Wald  bieten  durch  Fischerei  oder  Holzgewinnung, 
Jagd  und  Vogelfang,  Beelensammeln,  Eisgewinuung.  als  I'lätze  für 
Land-  oder  Wassersport,  als  Land-  oder  Wasserstrassen,  gar  durch 
Eisenbahn-  oder  Dampfschiffahrtsbetrieb,  gewissermaßen  erstklassigen 
Kunststrassen  gleich,  grossen  und  mannigfachen  ökonomischen  Nutzen, 
oft  in  höherem  Grade  als  Ackerland  selbst  mittlerer  Güte.  Der 
grosse  zürcherische  Sihlwald  z.  B.  gibt  einen  jährlichen  Reinertrag 
von  mehr  als  100  Frs.  per  ha.  Bei  der  Abgrenzung  der  Ansiedelungen 
gibt  es  so  viele  Erwägungen  und  Bedenken  im  einzelnen,  dass  die 
Aufstellung  allgemeiner  Kegeln  und  bestimmter  Formeln  unmöglich 
erscheint.  Wie  will  Bai <  knkk  die  Ausscheidung  der  via  mala  als 
wertlos  rechtfertigen,  da  ihre  Anlage  doch  sc»  grosse  wirtschaftliche 
Aufwendungen  erheischt  hat,  nnd  ohne  sie  die  Ansiedelungen,  besonders 
oberhalb,  aber  auch  unterhalb,  nicht  so  gross  sein  könnten,  wie  sie 
heute  sind. 

Referent  muss  forner  bekennen,  dass  die  Rätsel  der  ZiviKR'sehen 
Karte  ihn  geradezu  entsetzt  haben;  erstens  muss  man  erraten,  was 
die  „Dichtenskala  0 — 20,  20 — 40  etc."  eigentlich  bedeuten  soll,  und 
sodann  geben  die  10  wenig  voneinander  verschiedenen  zusammen- 
gedrängten Schraffierungen  doch  wirklich  kein  klares  Bild.  Demnach 
ist,  was  im  Gegensatz  zu  Zahl  und  Wort  allein  eine  Karte  soll 
nnd  vermag,  die  Veranschanlichung  im  Räume  und  die  rasche 
Orientierung  hier  nicht  erreicht.  Und  an  bunten  Bilderbogen  liefert 
die  Gegenwart  eher  zu  viel  als  zu  wenig. 

Znr  raschen  Grientiernng  über  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
der  Schweiz  dient  die  als  Lehrmittel  für  kaufmännische  Schüler  be- 
arbeitete „Wirtschaftsknnde  der  Schweiz"  von  Tk.  Gkkking 
nnd  R.  Hotz,  Zürich  1902.  Das  kleine,  anf  Grund  vollster  Stoft- 
beherrschung  geschriebene,  lt*K>  Seiten  starke  Buch  stellt  eine  erst- 
malige,  umfassende,  systematische  Behandlung  der  Faktoren  nnd 
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Zweite  des  schweizerischen  Wirtschaftslebens  dar  und  verdient  auch 
durchaus  die  Beachtung  wissenschaftlicher  Kreise,  zumal  wenn  solche 
nicht  Zeit  finden,  das  amtliche  und  sonstige  Urmaterial  zu  studieren. 

Eine  Schilderung  der  „Schweiz  als  Industriestaat"  liefert 
Nationalrat  E.  Hofmann,  Zürich  1902.  Derselbe  verfolgt  auf  den 
138  Seiten  seines  Buches  die  Aufgabe,  die  Umgestaltung  der  Erwerbs- 
bedingungen in  der  Schweiz  im  letzten  Jahrhundert  darzustellen  und 
in  dem  Streite  der  agrarischen,  gewerblich  industriellen  und  Arbeiter- 
Interessen  zur  Beantwortung  der  wichtigen  Frage  beizutragen,  warum, 
wie  und  wann  die  Schweiz  zum  Industriestaat  wurde. 

Zur  Erkenntnis  der  wirtschaftlichen  wie  sozialen  Zustände 
und  Bewegungen  eines  Landes  ist  die  Statistik  das  vorzüglichste 
Mittel.  Wenn  auch  die  statistischen  Erhebungen  und  Bearbeitungen 
vor  einer  strengen  kritischen  Betrachtung  noch  vieles  zu  wünschen 
übrig  lassen  und  der  Zukunft  viel  zur  Erforschung  und  Beleuchtung 
des  Tatsachlichen  zu  tun  übrig  bleibt,  so  dürfen  wir  das  Vorhandene 
darum  doch  nicht  unterschätzen. 

Zur  Orientierung  dient  hier  an  erster  Stelle  das  Statistische 
Jahrbuch  der  Schweiz,  das  im  10.  Jahrgange,  Bern  1901,  von 
dem  eidgenössischen  statistischen  Bureau  herausgegeben  ist.  Der 
Inhalt  ist  grösstenteils  eine  Zusammenfassung  aus  speziellen 
statistischen  eidgenössischen  und  kantonalen  oder  privaten  Publi- 
kationen oder  aus  den  Verwaltungsberichten  des  Bundes  und  der 
25  ganzen  resp.  halben  Kantone  und  kleinerenteils  sind  es  be- 
sondere Aufstellungen  der  verschiedensten  Art.  So  sind  in  dem 
neuesten  Jahrgange  zum  erstenmal  dargestellt:  Mehrgeburten 
1871— 1890;  Legitimation  unehelicher  Kinder  durch  nachfolgende 
Eheschliessung  der  Eltern,  die  sich  auf  ein  volles  Fünftel  sämtlicher 
unehelichen  Kinder  erstreckt;  Fremdenverkehr;  Muster-  und  Marken- 
schutz; Schulkinderuntersuchungen;  Politisches;  Lohnbewegungen  und 
Streiks;  Auslieferung  und  Feuerwehrhilfskassen. 

Die  Publikation  der  ersten  Ermittelungen  der  eidgenössischen 
Volkszählung  vom  1.  Dezember  1900  ergibt  eine  Bevölkerung  von 
3,3  Millionen  gegenüber  2,9  Millionen  am  1.  Dezember  1888;  sonach 
beträgt  die  Bevölkerungszunahme  in  den  dazwischenliegenden  12 
Jahren  13.5  °  0,  d.  i.  jährlich  1,1°  0.  In  der  Stadt  Basel  wurde  mit 
der  Volkszählung  eine  Arbeitslosenzählung  vorgenommen,  die  1162 
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Arbeitslose  ergab;  wenn  augegeben  wird,  dass  am  folgenden 
5.  Januar  299  von  diesen  wieder  in  Arbeit  waren,  so  ist  diese  Er- 
mittelung wertlos,  weil  wir  nicht  erfahren,  wie  viele  andere  unter- 
dessen arbeitslos  geworden  waren.  Wir  sind  gespannt,  inwiefern  die 
Baseler  Erhebung  theoretisch  und  praktisch  einen  Fortschritt  be- 
zeichnen wird. 

Die  Volkszählungen  haben  als  Folge  der  inneren  Wanderungen 
und  noch  mehr  als  Folge  der  starken  Einwanderung  aus  dem 
Ausland  einige  konfessionelle,  sprachliche  und  nationale  Er- 
scheinungen in  ein  helleres  Licht  gerückt,  Es  haben  nämlich 
von  1888  bis  1900  die  Protestanten  sich  um  14.r>  Personen 
weniger  vermehrt,  als  die  Katholiken,  und  zwar  ist  die  Vermehrung 
der  ersteren  (193328  Personen)  11,3°  und  der  letzteren  (193473 
Personen)  16,3%;  es  bilden  die  Protestanten  1900  resp.  1888 
(1918197  resp.  1724  809  Personen)  57,8%  resp.  .'»8,8%  und  die 
Katholiken  (1383135  resp.  1189002  Personen)  41,6%  resp.  40,'»°  0 
der  Gesamtbevölkerung.  Israeliten  gibt  es  12551  gegen  8384  und 
Anhänger  anderer  Konfessionen  13  453  gegen  10097.  Es  ist  dies 
nicht  die  Folge  eines  konfessionellen  Sieges  der  einen  Kirche  über 
die  andere,  sondern  lediglich  der  starken  Einwanderung  aus  den 
fast  ganz  katholischen  Grenzllindern  Italien.  Frankreich,  Österreich 
und  dem  vorwiegend  katholischen  Süddeutschland.  Ebenfalls  haupt- 
sächlich von  der  Einwanderung  beeinflusst  zeigt  sich  die  sprach- 
liche Zusammensetzung  der  schweizerischen  Bevölkerung.  Der 
Muttersprache  nach  waren  in  1900  resp.  1888  Deutsche  2319105  resp. 
2083097,  d.  i.  69,7  resp.  71,4%:  Franzosen  733220  resp.  034013, 
d.  i.  22  resp.  21,8%;  Italiener  222247  resp.  155130.  d.  i.  0.7  resp. 
5,3%;  Komanen  38677  resp.  38357,  d.  i.  1,2  resp.  1.3%,  und 
sonstige  14087  resp.  0557,  d.  i.  0,4  resp.  0.2%.  Beeinflusst  von 
der  anstossenden  und  der  kantonalen  hauptstädtischen  dominierenden 
französischen  Kultur  ist  ferner  in  dem  oberen  Wallis  und  namentlich 
in  Neuenburg  ein  Rückgang  der  deutschen  Sprache  bemerkbar.  Es 
worden  in  Neuenbürg  in  1900  resp.  1880  deutsch  Sprechende  17038 
resp.  24  489  neben  104  864  resp.  77525  französisch  Sprechenden 
gezählt.  Hier  dokumentiert  sich  zugleich  die  Überlegenheit  der 
französischen  Schriftsprache  über  den  noch  zäh  festgehaltenen 
dentsch-Bchweizerischen  Dialekt. 

Mit  der  Sprachenfrage  in  der  Schweiz  beschäftigt  sich  Hkink. 
Morf,  Deutsche  und  Romanen  in  der  Schweiz.    Zürich,  bei 
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Fäsi  &.  Beer,  1901.  Derselbe  betont  sehr  richtig,  dass  der  Nähr- 
boden eines  Sprachenstreites  uns  fehlt.  Wir  wollen  keinen  Kampf 
ums  Deutschtum  und  von  einer  Gefährdung  des  Deutschtums  kann 
nicht  geredet  werden.  Das  freie  Spiel  der  nationalen  Kräfte,  und 
nicht  Kegierungsmassregeln,  entscheiden  bei  uns,  und  das  ist  ein 
grosses  Glück  für  das  Vaterland. 

Ganz  im  Einklänge  damit  betont  Aco.  Sartorius,  Die  Ger- 
manisierung  der  Rätoromanen  in  der  Schweiz,  volkswirt- 
schaftliche und  nationalpolitische  Studien  (in  deu  Forschungen  zur 
deutschen  Landes-  und  Volkskunde  Bd.  12,  Heft  5),  Stuttgart  1900: 
Der  Nationalitätenstreit  ist  bisher  der  Schweiz  ferngeblieben.  Der 
Gegensatz,  welcher  Sprache.  Sitte,  Lebensanschauung  der  Nationalitäten 
mit  sich  bringt,  ist  nicht  mit  einem  wirtschaftlich-sozialen  oder  kon- 
fessionellen Gegensatz  gepaart.  Wenn  gelegentlich,  hervorgerufen 
durch  politische  Vorgänge,  nationale  Differenzen  entstehen,  so  fehlt 
ihnen  doch  jede  Grundlage  für  die  Ausartung  zu  einer  Verbitterung. 
Man  hat  keinen  Grund,  sich  zu  erregen,  weil  die  wichtigsten  Inter- 
essen des  Lebens  nicht  berührt  werden.  Die  Staatsverwaltung  hat 
es  daher  nicht  zu  schwer,  einen  objektiven  Standpunkt  einzunehmen, 
und  wird  allen  chauvinistischen  Treibereien  fern  bleiben,  weil  sie 
begreift,  dass  das  Volk  wichtigere  Interessen  zu  vertreten  hat. 
Endlich  aber  wollen  wir  nicht  vergessen,  dass  das  Gesamtbewusstsein 
des  Schweizerbürgertnms,  welches  in  allen  4  Nationalitäten  in  so 
schöner  Weise  vorhanden  ist  und  dessen  Weiterentwickelung  allen 
einsichtsvollen  Politikern  in  der  Schweiz  so  sehr  am  Herzen  liegt, 
die  nationalen  Gegensätze  fortwährend  abschwächt. 

Sodann  tritt  ein  Auwachsen  der  Ausländer  in  der  Schweiz 
zutage.  Von  3327330  Einwohnern  waren  in  dem  Jahre  1900 
392622  Ausländer,  d.  i.  11,8%  der  Bevölkerung,  gegenüber  7,9% 
in  1*88,  7,4  °0  in  1880,  5,7%  in  1870,  4,6%  in  1800  und  3% 
in  1S50.  In  den  uns  umgebenden  Grossstaaten  beträgt  die  Zahl  der 
Ausländer  nur  1 — 2%  der  Gesamtbevölkerung.  Jeder  neunte  Mann 
ist  Ausländer  nnd  in  den  Grenzstädten  und  -Kantonen  bilden  Aus- 
länder bald  die  Mehrzahl.  Es  hat  Genf  in  der  Bevölkerung  40,8% 
Ausländer,  Baselstadt  38,2  0  0,  Zürichstadt  ca.  30  %,  -Kanton  16.4%. 
Tessin  22,7%,  Schaff  hausen  18,6 0  0.  Die  Ursachen  der  starken 
Niederlassung  Fremder  liegen  nur  zum  geringsten  Teil  in  der 
geographischen  Lage  des  Landes,  in  höherem  Mafse  in  den  poli- 
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tischen,  wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhältnissen.  Je 
mehr  wir  soziale  Reformen  und  sonstige  Verbesserungen  schaffen, 
an  denen  alle  Niedergelassenen  teilhaben,  desto  stärker  wird  der 
Zudrang  sein.  Wir  bewegen  uns  in  einem  circulus  vitiosus.  Zudem 
sind  die  Fremden  frei  von  Bürgersteuern  und  Militärlasten  und 
meistens  auch  von  den  Armensteuern.  Eine  altburgergemeindliche1) 
Abschluss-  und  Verknöcherungspolitik  ist  angesichts  des  Weltverkehrs 
und  der  Staatsverträge  unmöglich,  also  bleibt  nur  der  Weg  der 
Assimilierung  der  brauchbaren  Elemente  unter  den  Einwanderern. 
Der  allgemeinen  Verleihung  des  Schweizerbürgerreehts  aber  stehen 
Kantone  und  Gemeinden  und  ebenso  die  Mehrheit  des  in  dem  wirt- 
schaftlichen Konkurrenzkampf  bedrängten  Volkes  nicht  sehr  sympathisch 
gegenüber.  Erst  ein  eidgenössisches  Armengesetz  vermag  den  Weg 
zu  einem  direkten  Schweizerbürgerrecht  zu  ebnen,  allerdings  würde 
damit  an  Stelle  des  uralten  demokratischen  Aufbaues  von  unten  eine 
bureaukratische  Regierung  von  oben  ins  Leben  gerufen.  Ausserdem 
schafft  die  Zentralisation  dem  Auslände  für  uns  keineswegs  erwünschte 
Berührungs-  und  Angriffspunkte.  Deshalb  bleibt  als  nächstliegende 
Aufgabe  wohl  nur  die  möglichst  gute  Ausbildung  unseres  Volkes 
übrig,  um  es  zu  befähigen,  in  seinem  Erwerbsleben  sich  zu  behaupten 
und,  wo  es  auch  sei,  in  der  Heimat  wie  in  der  Fremde,  steigernden 
Anteil  an  den  Gütern  der  Kultur  zu  gewinnen. 

Besonders  sei  hingewiesen  auf  Dr.  C.  A.  Schmid,  alt  Armen- 
sekretär in  Zürich,  Unsere  Fremdenfrage,  Zürich  11*00,  Boesch- 
Spalinger. 

(Hierher  die  Tabelle  von  Seite  1400.1 
Die  Sterblichkeit  in  der  Schweiz  1*71^ 1890.  Von  der 
sehr  bemerkenswerten  und  in  der  Schweiz  erstmaligen  derartigen 
Publikation  des  eidgenössischen  statistischen  Bureaus:  Ehe,  Geburt 
und  Tod  in  der  schweizerischen  Bevölkerung  ist  als  Lieferung 
128  der  schweizerischen  Statistik,  Bern  11*01,  des  letzten  Teiles  erste 
Abteilung  erschienen.  Die  Wichtigkeit  der  Bevölkerungsverhältnisse 
für  das  ganze  wirtschaftliche  Leben  eines  lindes  rechtfertigt  einige 
nähere  Angaben. 

Die  Sterblichkeit  in  der  Schweiz  von  1*71 — 1890  ist  auf  198 
Seiten  Tabellen,  auf  45  Seiten  textlicher  Darstellung  und  in  6  eine 
rasche  Übersicht  über  die  geographische  Verteilung  der  haupt- 

')  Ce  petit  groupe  d'allure  plus  ou  moins  aristoeratique,  saus  iiu- 
portance  ni  influence,  qui  a  nierit£  le  suruom  de  „la  chic  clique". 
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sachlichsten  Erscheinungen  gewahrenden  Kartogrammen,  sowie  in 
einem  Diagramm  zn  einer  ausführlichen  Darstellung  gebracht. 

Die  Bevölkerungsbewegung  der  Schweiz  gestaltete  sich  also: 


Jahr 

\Y..|in- 
1-e  Völ- 
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352<  i 
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.'MC, 
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97  (195 

1)4  31« 
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«3  t^w. 
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3  -JC8  494 

2493 

2159 

25  4 1 J 

IS  131 

11  >95 

97  894 

H  l  472 

3422 

4518 

57  5!M 

1898  .  . 

3 235 :'..").'{ 

22S8 

19SS 

25  114 

1 7  «92 

1022 

95  184 

1)1  793 

3391 

43*13 

58  91 1 

1897  .  .  . 

3  2< 12  213 

25-IS 

2149 

24  954 

17  244 

1012 

93  3«9 

9O078 

3291 

4424 

5.;  •<»  • 

3  M«<  .  .  , 

3 i«9  072 

33:«» 

2789 

23  7M 

17  780 

1058 

91  «74 

88  128 

324«! 

43 IH 

56  09.J 

Die  Betrachtung  des  zeitlichen  Verlaufes  der  Sterblichkeit 
zeigt  eine  nicht  unbedeutende  Abnahme  derselben,  indem  die  jährliche 
Zahl  der  Sterbefalle  von  23.8  anf  1000  Einwohner  in  1871-1875 
auf  23.1  (187»')— 1880),  21,3  (1881—1885),  20,4  (1886—1890),  19.« 
(1891 — 1895  )  und  auf  17.8  in  den  Jahren  1896—1899  zurückgegangen 
ist.  Und  zwar  ist  dieser  Rückgang  der  Sterblichkeit,  mit  un- 
bedeutenden Ausnahmen  von  Wallis  und  Graubünden,  in  allen 
Kantonen  nachgewiesen. 

In  bezug  auf  die  Häufigkeit  der  Sterbefalle  finden  sich 
gewaltige  Verschiedenheiten  in  den  einzelnen  Kantonen.  Während 
die  durchschnittliche  jährliche  Zahl  der  Sterbetalle  auf  je  1000  Personen 
der  ortsanwesenden  Bevölkerung  für  die  Schweiz  in  1871  —  1890 
sich  auf  22,1  beziffert  (in  1881—1890  auf  20,8),  hat  Obwalden  nur 
19,2  (1881-1890  18,3),  Wallis,  Glarns,  Schaffhansen,  Zürich,  Basel- 
stadt, Graubünden,  Thnrgau,  Bern,  Aargan,  Waadt,  Neuenbürg  21—22, 
dagegen  Solothurn,  Nidwaiden,  Zug,  Baselland,  Luzern,  Tri,  Genf, 
St.  Gallen,  Schwyz  22,4—22,9,  Tessin  23,7,  Freiburg  23,8,  Ansser- 
rhoden  24,7  und  Innerrhoden  29,3  (1881—1890  28.3). 
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Von  je  100  Lebendgeborenen  in  der  Schweiz  starben  1871 — 1890 
im  ersten  Lebensjahr  durchschnittlieh  17,9.  Obenan  unter  den 
Kantonen  steht  Obwalden  mit  12,5'°;^  es  folgen  Graubünden,  Nidwaiden, 
Bern,  Wallis,  Genf,  Luzern,  Waadt,  Glarns,  Aargau  über  dem  Mittel 
und  sodann  unter  dem  Mittel  Tessin  (18,1),  Zürich  (18,3),  Uri, 
Solothurn,  Thurgau,  Neuenbürg,  Schaffhausen.  Baselstadt,  Schwyz, 
Zug,  Freiburg,  Baselland,  St.  Gallen,  Auss.rrhoden  (23,0)  und  am 
Schluss  Innerrhoden  mit  28°  0.  In  Obwalden  stirbt  kaum  1js  der 
Neugebornen  vor  Vollendung  des  ersten  Lebensjahres  und  in 
Innerrhoden  mehr  als  1/4.  Diese  grosse  Differenz  deutet  darauf  hin, 
dass  in  einzelnen  Kantonen  ungünstige  Verhältnisse,  als  mangelhafte 
Ernährung,  ungesunde  Widmungen,  schlechte  Pflege  etc..  in  erheb- 
lichem Mal'se  vorhanden  sind.  Das  Sinken  der  Kindersterblichkeit 
im  Kanton  Zürich  von  21,-1°  0  (1871—187.".)  auf  14,1»  (lsx<;  lsnO), 
in  Glarus  von  20,7  auf  14,5,  in  St.  Gallen  von  25,2  auf  18,2  darf 
wohl  zum  Teil  als  segensreiche  Wirkung  des  eidgenössischen  Fabrik- 
gesetzes gelten. 

Zu  erwähnen  ist  noch,  dass  die  gewerblichen  und  die  katholischen 
Bezirke  eine  höhere  Sterblichkeit  aufweisen. 

Der  Überschnss  der  Zahl  der  Geborenen  über  diejenige  der 
(Gestorbenen  beträgt  für  die  ganze  Schweiz  in  den  20  Jahren:  7,3 
auf  je  1000  Personen  der  Bevölkerung  (29,4%,  Geltorene  und  22,1 
Gestorbene),  mit  Schwankungen  in  den  Kantonen  von  nur  0,1 "  (K,  in 
Genf  mit  ganz  welschen  Sitten  (3,1*  in  Graubünden)  bis  auf  10,7%, 
in  Baselland  (10,(5  in  Bern). 

Wie  die  Sterblichkeit  nach  dem  Geschlechte  eine  verschiedene 
ist,  zeigen  die  Angaben,  dass  auf  je  1(100  Lebende  (1871  — -1880)  24,9 
männliche  und  nur  22  weibliche,  resp.  (1881  —  1890)  21,8  männliche 
und  nur  19,!*  weibliche  gestorben  sind.  Zugleich  sehen  wir,  wie  die 
Sterblichkeit  in  dem  zweiten  Dezennium  gegenüber  dem  ersten  bei 
dem  männlichen  Geschlecht  um  3.1  und  bei  dem  weiblichen  Geschlecht 
um  nur  2,1  auf  1000  der  Lebenden  abgenommen  hat.  Ganz  be- 
deutend ist  die  Abnahme  der  Sterblichkeit  im  ersten  Lebensjahre, 
indem  von  je  1000  Lebenden  dieser  Altersklasse  in  1871—1880  durch- 
schnittlich jährlich  193  (männlich  208.9,  weiblich  170,2).  dagegen  in 
1881—1890  nur  165,3  (männlich  ISO,  weiblich  150)  starben.  Die 
Sterbegefahr  ist  bei  dem  männlichen  Geschlechte  namentlich  in  dem 
ersten  Lebensjahre  und  in  den  Altersjahren  40—66  eine  erheblich  höhere. 
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Ferner  ist  die  Kindersterblichkeit  bei  den  unehelichen  Kindern 
wesentlich  grösser  als  bei  den  ehelichen.  Es  starben  nfimlich  (1881 
bis  1888)  im  ersten  Lebensjahre  von  je  1000  lebendgeborenen  ehe- 
lichen Mädchen  147,27.  unehelichen  232,31,  ehelichen  Knaben  177,57, 
unehelichen  207,93.  Und  in  Wirklichkeit  ist  die  Verschiedenheit 
noch  grösser,  da  die  vorkommenden  Legitimationen  die  Sterblichkeit 
der  ehelichen  Kinder  zu  hoch  und  diejenige  der  unehelichen  zu  niedrig 
erscheinen  lassen. 

Nach  dem  Zivilstande  erscheint  die  Sterblichkeit  der  ver- 
heirateten Männer  günstiger  als  die  der  ledigen,  mit  der  bemerkens- 
werten Ausnahme  jedoch,  dass  die  verheirateten  Männer  im  Alter 
von  unter  20  Jahren  eine  beträchtlich  ungünstigere  Sterblichkeit 
(7,7  °jQ0)  als  die  gleichaltrigen  ledigen  (4,5°  (10)  aufweisen.  Dagegen 
haben  alle  verheirateten  Frauen  unter  40  Jahren  eine  grössere  und 
nur  die  älteren  eine  geringere  Sterblichkeit  als  die  ledigen.  Die 
Verwitweten  zeigen  bis  zu  den  mittleren  Altersklassen  hinauf  die 
höchsten  und  nachher  mittlere  Sterbeziffern. 

In  bezug  auf  das  Hei  mats  Verhältnis  findet  sich,  entsprechend 
der  Altera-  und  Geschlechtszusammensetzung  dieser  Gruppen,  die 
grösste  Sterblichkeit  bei  der  einheimischen  Bevölkerung,  die  geringste 
bei  den  sonstigen  Schweizerbürgern,  während  die  Ausländer  in  der 
Mitte  stehen. 

Die  Ermittelung  der  Sterblichkeit  durch  die  Angabe  der  Sterbe- 
ziffer —  das  Zahlenverhältnis  der  Gestorbenen  zu  der  Bevölkerungs- 
zahl —  ist  aber  zu  summarisch,  um  den  Anforderungen  von  Wissen- 
schaft und  Praxis  zu  genügen.  Die  Zu-  oder  Abnahme  der  Be- 
völkerung, die  Zusammensetzung  derselben  nach  Alter  und  Geschlecht, 
wie  die  Wanderungen  finden  hierbei  keine  Berücksichtigung.  Ge- 
nauere Aufschlüsse  geben  erst  die  Sterbetafeln. 

Die  erste  schweizerische  Sterbetafel  wurde  für  die  Jahre 
1870  77— 1880,81  ausgeführt,  Dieser  ist  nun  die  zweite  für  die 
Jahre  1881—1888,  den  Zeitraum  zwischen  zwei  Volkszählungen,  nach- 
gefolgt. Diese  Tafel  lässt  die  Absterbeordnung,  die  Sterbenswahr- 
scheinlichkeit und  die  Lebenserwartung  für  jede  Altersstufe  der 
schweizerischen  Gesamtbevölkerung  erkennen.  Sie  zeigt:  von  je  1<>00 
Lebendgeborenen  erlebten  die  einzelnen  Altersjahre  (Lebenstafel), 
starben  in  den  einzelnen  Altersjahren  (Sterbetafel):  von  je  1000  die 
einzelnen  Altersjahre  Überlebenden  starben  im  Laufe  des  nächsten 
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Jahres  (Sterbenswahrscheinlichkeit),  lebt  jeder  durchschnittlich  noch 
x  Jahre  (mittlere  Lebensdauer),  stirbt  die  Hälfte  in  y  Jahren  (wahr- 
scheinliche Lebensdauer). 

Der  Inhalt  der  Schlnssabteilnng  dieses  statistischen  Werkes 
wird  die  Heranziehung  der  beruflichen  und  sozialen  Gliederung  der 
schweizerischen  Bevölkerung:  sein.  Diese  ist  soeben  erschienen,  •ver- 
mag- aber  bei  der  Mangelhaftigkeit  des  Urmaterials  selbst  bescheidenen 
Ansprüchen  nicht  zu  genügen. 

Folgende  zwei  kleine  Tabellen  vermögen  einige  Ergebnisse  der 
beiden  schweizerischen  Sterbetafeln  vor  Augen  zu  führen: 

Zahl  der  von  je  10000  Lebendgeborenen  das  nebenstehende 

Alter  Überlebenden. 
.  Männliches  Geschlecht  Weibliches  Geschlecht 

J        1876/77-1880  81  1881-1888     187»?,  77-1880  81  1881  -  18S8 
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Toll 

7350 

30 
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6624 

6460 

6818 

40 

5568 

5979 

5s.ll 

6183 

50 

4751 

5127 

51  |5 

5490 

60 

3616 

3942 

4131 

inj 

70 

2075 

2314 

2450 

26,93 

75 

1263 

1416 

1  195 

165s 

so 

601 

663 

727 

793 

90 

39 

47 

49 

58 

Mittlere  fernere  Lebensdauer  in  Jahren. 

Altersjahr 

Männliches 

Geschlecht 

Weibliches  Geschlecht 

1876;  77 -1880/81  1881-1888 

1876  77    1880  81  1881-1888 

0 

40,53 

43,29 

43,19 

45,70 

1 

49,87 

51,81 

51,11 

52,78 

5 

50,17 

51,62 

51.55 

52,64 

10 

46,80 

47,92 

48,21 

48.08 

20 

38,67 

39,58 

40,30 

10/97 

30 

31,67 

32,21 

33,24 

33,76 

40 

24,78 

25.12 

26,32 

26.7«' 

50 

18,14 

18.43 

19,15 

19,42 

60 

12,19 

12,37 

12.54 

12.72 
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Männliche«  Geschlecht  Weibliches  Geschlecht 

.  itcr»janr  187B  77_1HHn,81  188l_l888     1870/77-1880/81  1881  1888 

70  7,40  7,43  7,48  7,52 

75  5,58  5,5*5  5,09  5,00 

80  4,11  4,20  4,20  4,24 

90  2,11  2,22  2,20  2,40 

Statistik  der  Todesursachen  in  der  Schweiz.  Die  seit 
dem  Jahre  1891  in  15  städtischen  Gemeinden  und  später  in  43 
grösseren  Zivilstandskreisen  eingeführte  erweiterte  Sterbekarte  findet 
nun  mit  Beginn  des  Jahres  1900  in  der  ganzen  Schweiz  ausnahmslos 
Anwendung.  Die  neue  Karte  hat  bei  den  meisten  Ärzten,  aber  leider 
nicht  bei  allen  Anklang  gefunden.  Sie  soll  auch  die  Erforschung 
der  Ursachen  der  Volkskrankheiten  ermöglichen.  Die  Statistik  ist 
das  einzige  Mittel,  das  dies  gestattet :  eine  Forschungsmethode,  welche 
die  Mitwirkung  jedes  einzelnen  Arztes  erfordert.  Die  Todesursachen 
sind  von  dem  behandelnden  oder  die  Leichenschau  ausübenden  Arzte 
auf  der  Sterbekarte  einzutragen.  Dies  gentigt  aber  nicht,  es  sollen 
auch  die  Ursachen  der  Erkrankung,  die  hereditäre  Veranlagung, 
die  Ernährungsverhältnisse  etc.  nach  Möglichkeit  festgestellt  werden. 
Es  ist  auf  den  Karten  eine  Unterscheidung  durchgeführt  von  primären 
Ursachen  (Grundkrankheit,  Art  und  Veranlassung),  sekundären  Ur- 
sachen (Folgekrankheit,  unmittelbare  Ursache)  und  konkomitierenden 
Krankheiten  oder  Zuständen.  Die  Erforschung  der  Grundkrankheiten, 
wie  der  Motive  von  Selbstmorden  und  der  Art  und  Veranlassung 
gewaltsamer  Todesfälle  ist  besonders  wichtig  für  die  Hygiene.  Bei 
der  Frage  nach  der  unmittelbaren  Ursache  handelt  es  sich  um  Folge- 
erscheinungen bei  Diphtherie,  Scharlach,  Tuberkulose,  Influenza  etc., 
wie  bei  Unfällen  um  die  Natur  und  den  Sitz  der  Verletzungen, 
Frakturen,  Luxationen,  sekundären  Entzündungen  etc.  Und  die  Frage 
nach  den  konkomitierenden  Krankheiten  und  Zuständen  soll  dann 
noch  solche  pathologische  Tatsachen  klarlegen,  die  nebenhergehend 
auf  den  Verlauf  und  Ausgang  der  tödlichen  Krankheit  von  Einfluss 
waren,  z.  B.  Verkrümmungen  der  Wirbelsäule  bei  Lungen-  und 
Herzleiden;  Alkoholismus,  Syphilis,  Diabetes  bei  akuten  Krankheiten, 
Geisteskrankheiten  etc.  Ferner  werden  noch  Aufzeichnungen  ver- 
langt, welche  für  die  Beurteilung  des  Falles  von  Wert  sind,  so 
namentlich  über  die  sozialen  und  die  Wohnungsverhältnisse.  Über 
die  Wohnungen  sollen  besonders  genau  in  allen  den  Fällen  Be- 
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merknngen  gemacht  werden,  in  denen  der  Tod  die  Folge  einer 
epidemisch-kontagiösen  oder  tuberkulösen  Erkrankung  gewesen  ist. 
Die  zu  berücksichtigenden  Punkte  sind  je  l)ezüglich  der  Wohn-  und 
Schlafräume:  Grösse,  Lage  in  bezug  auf  die  Sonnenbestrahlung, 
Ventilation,  Heizung,  Feuchtigkeit  infolge  schlechter  Bauart  und 
schlechter  Benutzung  (Kochen  und  Waschen  im  Zimmer  etc.);  weiter 
ist  nach  der  Beseitigung  der  Abfallstoffe  und  Beschaffenheit  der  Aborte, 
wie  nach  der  Trinkwasserversorgung  gefragt.  Diese  Ausbildung 
der  Mortalitatsstatistik  in  der  Schweiz  gab  uns  schon  im  Jahre  1896 
Veranlassung,  die  Kollegen  von  der  deutschen  Städtestatistik  auf  die 
Notwendigkeit  einer  entsprechenden  Erweiterung  ihrer  Statistik  hin- 
zuweisen, und  die  Fortbildung  wird  trotz  aller  entgegenstehenden 
Schwierigkeiten  unumgänglich,  denn  die  blosse  Bevölkerungsstatistik 
alten  Stils  gentigt  nicht  mehr.  Die  sozialen  und  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  sind  mit  in  die  Statistik  hineinzuziehen  sowohl  für  rein 
wissenschaftliche,  wie  hygienische  und  praktisch-medizinische  und  Ver- 
sicherungszwecke. Die  Unzulänglichkeit  unserer  bisherigen  Statistik 
ist  neuerdings  ersichtlich  geworden,  als  es  sich  in  den  Vorarbeiten 
für  die  Versicherungsgesetzgebung  um  die  Festeilung  der  Gefährdung 
der  Angehörigen  der  einzelnen  Berufe  handelte. 

Allerdings  ist  unsere  Sterbekarte  noch  keine  Mortalitäts- 
statistik. Diese  ist  grösstenteils  erst  zu  schaffen.  Eine  Herabsetzung 
der  Leistungen  anderer  Länder  aber,  in  denen  ebenfalls  im  Laufe 
der  Zeit  eine  immer  grössere  Vollkommenheit  erreicht  ist,  lässt  sich 
nicht  rechtfertigen.  So  beruht  die  Berücksichtigung  der  sekundären 
Todesursachen  schon  auf  einem  Beschlüsse  des  internationalen 
statistischen  Kongresses  von  I8">.r>,  ist  ein  Verdienst  hauptsächlich 
William  Farrs  und  ist  in  der  Berliner  Statistik  durch  Riohaiu» 
Bokckh  seit  1899  durchgeführt. 

Die  Eruierung  der  Sterblichkeitsverhältnisse  wird 
befriedigend  erst  dann  möglich  sein,  wenn  in  feineren  Kombinationen 
neben  Alter  und  Geschlecht,  Zivilstand  und  Beruf  die  Bedingungen 
der  Berufsausübung  (in  Staub,  giftigen  Gasen,  Hitze  etc.)  und  die 
soziale  Lage  (Einkommen,  Wohnung)  genau  ermittelt  sind  und  die 
Beziehung  der  Gestorbenen  zu  den  gleichartig  differenziert  ermittelten 
lebenden  Personen  in  bestimmten  ethnologisch  und  geographisch 
homogenen  Massen  hergestellt  ist.  Für  Versicherungszwecke  handelt 
es  sich  allerdings  nicht  darum,  was  war,  sondern  was  sein  wird,  aber 
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dennoch  können  auch  hier  mathematische  Abstraktionen  die  Be- 
obachtung der  Erscheinungen  nicht  ersetzen. 

Auch  der  Beruf  ist  keineswegs  bedeutungslos,  das  scheint 
nur  so  bei  rein  summarischer,  oberflächlicher  Behandlung  und 
Betrachtung.  Es  muss  eben  notwendig  in  die  bedeutungsvollen 
detaillierten  Verhältnisse,  unter  Berücksichtigung  ihrer  Dauer,  hinein- 
geschaut werden,  tiefer  als  alle  Berufszählungen  bisher  gedrungen  sind. 

Die  unbedingt  exakte  Feststellung  jeder  einzelnen  Tatsache, 
ihr  Entstehen  und  ihre  Wandlung,  der  Zusammenhang  derselben  mit 
anderen  nnd  ihr  Verhältnis  zum  ganzen,  wie  z.  B.  der  Erkrankten 
und  der  Gestorbenen  zn  den  Gesamtheiten,  ans  denen  sie  stammen, 
das  alles  ist  von  allerhöchster  Wichtigkeit.  Nur  keine  subjektiven 
Meinungen  und  Urteile,  sondern  Mal's  und  Zahl  für  objektiv  und 
einwandfrei  ermittelte  Tatsachen! 

Diese  Erkenntnis  scheint  nicht  genug  in  dem  Vordergrund  ärzt- 
licher Darlegung  zu  stehen.  Daher  wird  auch  die  Enquete  überschätzt, 
bei  der  von  einer  gleichmässigen  Aufnahme  keine  Bede  sein  kann,  am 
wenigsten  bei  ganz  dem  subjektiven  Ermessen  unterliegenden  Fragen, 
wie:  rgnt,  mittel  oder  schlecht4,  dienurinderMonographieamPlatzesind. 

Darum  ist  weder  Enquete  noch  Monographie,  sondern  die 
immer  mehr  zu  vervollkommnende  Mortalitätsstatistik  und  daneben 
die  gewissenhaft  zu  führende  Morbiditätsstatistik,  namentlich 
der  Krankenanstalten,  die  wichtigste  Quelle  unserer  bezüglichen 
Erkenntnis.  Indessen  ist  einer  Überschätzung  der  Leistungsfähigkeit 
der  statistischen  Methode,  ebenso  wie  einer  Unterschätzung  des  natur- 
wissenschaftlichen Experimentes  entgegenzutreten. 

Wenn  wir  aus  den  Untersuchungen  von  Gkbuiurdt,  Nkkfk, 
Sorknhkx  u.  a.  wissen,  dass  die  Tuberkulose  vor  allem  eine  Frole- 
tarierkrankheit  ist.  ja  dass  die  ärmeren  Bevölkerungsklassen 
wenigstens  in  fünffacher  Stärke  heimgesucht  werden,  als  die  Gut- 
situierten, was  wollen  wir  da  zuerst  um  den  kleinen  Rest  streiten, 
da  wir  durch  Verbesserung  der  Lebenslage  (Ernährung, 
Wohnung,  Arbeitsbedingungen)  und  Erhöhung  des  Einkommens 
des  arbeitenden  Volkes  die  Tuberkulose  zum  grössten  Teil  aus 
der  Welt  schaffen  können! 

Das  Thema  der  „dicken  Muni  und  der  dünnen  Rekruten", 
d.  i.  der  schlechten  Volksernährung,  ist  allerdings  den  falschen 
Propheten  verhasst.  Dieselben  schwärmen  mehr  für  profitabwerfende 
unnötige  Bauten  von  kostspieligen  Wegen  und  Eisenbahnen,  Brücken, 
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Wasserleitungen,  Theatern  und  anderein  Luxus  und  scheuen  sich  nicht, 
den  gewissenhaftesten,  objektiven,  methodisch-statistisch  unanfecht- 
baren Ermittelungen  das  wertlose  Besultat  einer  zufallig  auf  gut 
Glück  vorgenommenen  „Untersuchung  verschiedener  Personen-,  die 
den  Absichten  entsprechend  auszuwählen  noch  Möglichkeit  und 
Interesse  vorhanden  war,  gegenüberzustellen.  Diese  linden  auch 
ihre  Rechnung  bei  dem  gesetzlich  eingeführten  Proportional- 
wahlsystem, das  die  individuelle  Tüchtigkeit  beiseite  schiebt,  die 
Allmacht  der  Parteikomitees  aufrichtet  und  zur  Korruption  führt. 

Wie  sich  die  Schweiz  in  bezug  auf  Simplen-  und  Juratuunel 
auf  Kosten  der  Laudesverteidigung  zugunsten  des  (Je  schüft  es, 
speziell  unserer  welschen  Kidgenossen,  entschieden  hat,  so  wird  zu- 
gunsten einer  energischen  Sozialpolitik  und  einer  bedeutenden 
Hebung  der  Lage  unserer  arbeitenden  Klas>en  in  Stadt  und  Land  — 
wohl  auch  auf  Kosten  der  Landesverteidigung  und  daneben  des  Ge- 
schäfts —  noch  vieles  zu  leisten  sein.  Die  Statistiker-Versammlung 
von  1002  in  Luzern  jrab  uns  Gelegenheit,  hierauf  aufmerksam  zu 
machen.    (Zeitschrift  für  schweizerische  Statistik,  Peru  HMi:S.) 

Indem  die  Sphäre  des  öffent  lichen  B echt  es  sich  weiter 
ausdehnt,  wird  z.  B.  bei  Peschluss  einer  Mehrheit  von  Perufsgenossen 
das  Strikerecht  zur  Strikep flicht  werden,  deren  Erfüllung  von 
Staatswegen  ex  officio  den  Strikebrec hern  gegenüber  zu  erzwingen  ist. 
Das  Staatswohl  erfordert,  eventuell  noch  weiter  zu  gehen,  um  aus  der 
bloss  formalen  eine  reale  Gleichheit  der  beiden  in  ihren  Interessen  di- 
vergierenden Gruppen  der  A  rboitgeher  und  der  Arbeitnehmer  zu  gestalten. 

Schon  auf  der  schweizerischen  Statistiker-Konferenz  von  lK«.t7 
in  Pasel  wiesen  wir  darauf  hin,  dass,  nachdem  unsere  Mortalitäts- 
statistik in  ausgezeichneter  Weise  gefördert  worden,  auch  eine  Ver- 
vollkommnung der  Morbiditätsstatistik  notwendig  sei.  (Zeitschrift 
für  schweizerische  Statistik.  Pein  lKi>8.)  Lediglich  eine  tief  ins 
Detail  gehende  individuelle  Morbiditätsstatistik  kann  zu  einer  ob- 
jektiven Erkenntnis  der  therapeutischen  Mittel  und  des  Wertes  oder 
Unwertes  der  verschiedenen  Heilmethoden,  über  deren  mangelhafte 
akademische  Berücksichtigung,  z.  B.  Kussmaul  lebhaft  klagte,  führen. 
Die  klinisch- therapeutischen  Studien  und  die  bisherige  methodisch- 
statistische  Prüfung  der  Heilmethoden  reichen  nicht  aus.  Die  doch 
nur  höchst  elementaren  naturwissenschaftlichen  Vorstudien  der  Botanik, 
Mineralogie,  Zoologie,  Chemie  und  Physik  erschienen  als  Angriffs- 
punkt.   Wenn  auch  die  Wichtigkeit  jedes  einzelnen  Zweiges  der 
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Naturwissenschaft  für  die  Förderung  der  medizinischen  Wissenschaft 
und  für  die  Bearbeitung  der  Grenzgebiete  ausser  Frage  steht,  so 
bedarf  es  doch  eines  jahrelangen  eingehenden  Studiums  eines  jeden 
Faches,  zu  dem  nur  ausnahmsweise  einzelne  Gelehrt«  in  der  Lage 
sind.  Wie  früher  jeder  Student,  auch  der  Mediziner  und  Jurist, 
zuerst  Philosophie  und  klassische  Philologie  trieb,  so  treibt  jetzt  der 
angehende  Arzt  noch  Naturwissenschaften,  obwohl  gute  Gymnasien 
und  Realgymnasien  heute  bereits  fast  dasselbe  Quantum  hiervon 
bieten,  wie  die  ersten  medizinischen  Semester.  Machen  wir  unsere 
Ärzte  wenigstens  zu  tüchtigen  Helfern  in  Krankheitsfällen,  wenn 
wir  immerhin  darauf  verzichten  müssen,  in  ihnen  allseitig  durch- 
gebildete Naturforscher  zu  sehen.  Was  in  bezug  auf  die  thera- 
peutische Ausbildung  der  deutschen  und  sonstigen  Ärzte  nicht 
weniger  als  der  schweizerischen  bemerkt  wurde,  ist  in  bezug  auf  die 
Diagnostik  zu  wiederholen  und  die  mangelhafte  ärztliche  Aus- 
bildung in  Dermatologie,  ütiatrie,  Psychiatrie,  Ophthalmologie,  Gynä- 
kologie etc.  hervorzuheben. 

Noch  sei  bezüglich  der  ärztlichen  Bildung  auf  die  in 
unserem  mindestens  3  sprachigen  Lande,  Uberall  mit  viel  italienischen 
Arbeitern  in  stark  gefährdeter  Berufsarbeit  (Erd-,  Steinbruch-  und 
Baiiarbeit),  bestehende  Notwendigkeit  der  Kenntnis  auch  der 
italienischen  Sprache,  soll  nicht  eine  schlechtere  oder  gar 
falsche  Behandlung  der  Italiener  Platz  greifen,  aufmerksam  gemacht. 
Damit  ergibt  sich  die  Notwendigkeit  des  italienischen  Unterrichts  für 
die  angehenden  Mediziner.  Zudem  ist  bei  dem  wachsenden  Fremden- 
verkehr von  Engländern  und  Nordamerikanern  die  englische  Sprache 
für  Ärzte  nicht  unwichtig.  Da  kürzlich  eine  Umfrage  bei  den  Ärzten 
stattfand,  wie  sie  über  ihre  klassische  Vorbildung  dächten,  und  dieselben 
meistens  die  ihnen  applizierte  Bildung  für  die  beste  erklärten,  hat 
niemand  daran  gedacht  —  nachdem  das  wertvollere  Griechisch  als 
fakultativ  schon  längst  halb  über  Bord  geworfen  —  das  wertlosere 
Latein  durch  Italienisch  zu  ersetzen,  das  auch  für  die  Bedürfnisse 
der  Kezeptierkunst  und  des  Verständnisses  der  Pharmakopoe  genügen 
dürfte.  Damit  aber  soll  der  klassischen  Bildung,  die  wir  in  Kenntnis 
der  alten  Literatur  und  Kunst  erblicken,  keineswegs  Abbruch  ge- 
schehen; im  Gegenteil,  durch  Studium  der  besten  Übersetzungen  in 
weitestem  Umfange,  die  natürlich  von  kundigen  Lehrern  ausgiebig 
zu  erläutern  sind,  könnte  —  lediglich  unter  Verzichtleistung  auf  die. 
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sprachlich-philologische  Seite  —  sogar  eine  vertiefte  klassische  Bildung 
erzielt  werden.  Freilich  stellt  unser  Programm  grosse  Anforderungen 
an  die  Lehrer,  so  dass  eine  Lehrerreform  wohl  der  Schulreform 
vorhergehen  muss.  Beginnen  wir,  solche  Fragen  nicht  mehr  als 
Standesfragen  der  Lehrer  und  Ärzte  oder  Advokaten,  sondern  von 
dem  Gesichtspunkte  unserer  Volksinteressen  aus  anzusehen,  und  wir 
werden  nicht  lange  über  unsere  staaismännisehen  Aufgaben  im 
Zweifel  sein  und  ganze  Arbeit  machen.  Übrigens  schickt  sich  eines 
nicht  für  alle,  und  deshalb  wären  weitgehende  Eventualitäten  und 
Kompensationen  zu  gestatten. 

Die  mangelhafte  Einsicht  in  das  Wesen  der  statistischen 
Methode  von  seilen  der  berühmtesten  Mediziner,  selbst  noch  unserer 
Tage,  ich  erwähne  nur  Kon.  Koni,  Lkydkn,  Ki.kjjs,  Sciiknk.  sowie  die 
Unzahl  Doktoranden  mit  ihren  klinischen  Resultaten,  die  auf  Grund 
weniger  und  zweifelhafter  Fälle  fertig  mit  dem  Rezept  sind,  kann 
nicht  genug  betont  werden.  Vor  mir  liegt  ein  Verzeichnis  neuerer 
Heilmittel,  das  von  einer  grossen  pharmazeutischen  Firma  zusammen- 
gestellt ist,  dasselbe  enthält  über  1200  neue  Heilmittel;  ich  frage, 
welcher  Arzt  hat  ein  Urteil  über  die  Wirksamkeit  dieser  Unsumme 
von  Mitteln  in  einer  einigermassen  nennenswerten  Anzahl  von  Fällen? 
oder  genügt  es,  dass  die  Chemiker  neues  erfinden,  die  Apotheker  und 
sonstigen  Kanfleute  neues  empfehlen,  damit  die  Ärzte  nene  Mittel 
in  Anwendung  bringen?  Wie  ist  es  möglich,  dass  dem  sanitariseh- 
demographischen  Wochenbulletin  der  Schweiz,  das  von  dem  eid- 
genössischen Gesundheitsamt  und  dem  statistischen  Bureau  heraus- 
gegeben wird,  wenn  auch  nur  vom  Verleger,  beigegeben  ist  (zu  No.  12 
vom  3.  April  1902):  Anuikrs  Petroleum-Emulsion,  Ursprung  und 
Geschichte.  Bericht  über  die  angestellten  Versuche;  von  dieser  Medizin 
sind  gemUss  wiederholten  Anzeigen  in  demselben  Bulletin  in  den 
Apotheken  Flaschen  von  <S  Unzen  zu  2."»0  Frs.  und  von  1(5  Unzen 
zu  5  Frs.  zu  haben,  auch  stehen  Muster  den  Ärzten  bei  dem  Genfer 
Generalvertreter  zur  Verfügung.  Die  in  der  12  Seiten  langen 
Broschüre  angeführten  Tatsachen  und  klinischen  Resultate  sind  so 
kläglich,  dass  sich  schwerlich  irgend  ein  von  der  Gesundheitsbehörde 
verpöntes  Mittel  der  Quacksalberei  auftreiben  lässt,  das  nicht 
mindestens  gleich  günstige  Resultate  aufzuweisen  vermöchte.  Ähn- 
liches trifft  zu  auf  das  in  Beilage  zu  No.  U5  desselben  Organs 
empfohlene  -Isarol". 

Jahrbach  der  Internat.  Vereinigung.  6.  u.  ?.  IM.  S'.l 
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Auf  den  wachsenden  Zuckerkonsum  und  seine  Gefahren  weist 
G.  Hi  Nu  K-Kasel  hin;  es  sei  durch  Zuckergenuss  vielfach  ein  Mangel 
an  Kalk  und  Eisenverbindnngeu  in  unserer  Nahrung  bedingt,  dem 
durch  Genuss  von  Früchten  vorgebeugt  werden  sollte. 

Bezüglich  des  Gesundheitswesens  ist  hinzuweisen  auf  die 
Publikationen  des  schweizerischen  Gesundheitsamtes,  auf  das 
demographisch-sanitarisehe  Bulletin,  die  Jahrbücher  der 
schweizerischen  Gesellschaft  für  Schulgesundheitspflege 
1900  und  1901  (in  Band  2  für  1901  findet  sich  im  Anhang  eine  um- 
fangreiche Zusammenstellung  von  Fk.  Sciimu»,  Die  schulhygienischeu 
Vorschriften  in  der  Schweiz),  ferner  auf  die  betr.  Abteilung  der 
Bibliographie  der  schweizerischen  Landeskunde,  wie  das 
seit  1901  erscheinende  monatliche  Bulletin  der  schweizerischen 
Landesbibliothek.  Weiter  sind  zu  nennen  die  Feuilles  dhygiene 
in  Nenchatel,  die  Schweizer.  Blatter  für  Gesundheitspflege. 
Ked.  Dr.  G.  Cistkr  in  Zürich,  das  Korrespondenzblatt  für 
Schweizer.  Arzte  und  die  Zeitschrift  für  schweizerische 
Statistik.  Ferner  sind  zu  beachten  die  kantonalen  und  lokalen 
Verwaltungsberichte,  speziell  die  Abschnitte  betr.  Gesundheitswesen 
und  Schulgesundheitspflege  in  dem  jährlich  erscheinenden  Ver- 
waltungsbericht der  Stadt  Zürich. 

Bezüglich  der  von  ärztlicher  und  philanthropischer  Seite  eifrig 
betriebenen  Agitation  gegen  den  Alkoholismus  (A.  Forkl,  Blkl'LKR, 
O.  Lang,  Brxt,K,  blaue  Kreuz  etc.)  sei  auf  die  Zeitschriften  verwiesen, 
deren  eine  grünere  Anzahl  im  Lande  erscheint,  namentlich  auf  das 
Hauptorgan:  „Die  internationale  Monatsschrift  zur  Be- 
kämpfung der  Trinksitten",  Basel  1901.  11.  Jahrgang.  Darin 
erschien  Dezember  1900  eine  statistische  Untersuchung  von  J.  Joss, 
Konrektor  des  evangl.  Seminars  in  Bern:  Steigert  oder  hemmt 
der  Genuss  von  Alkohol  die  geistige  Leistungsfähigkeit? 
Der  Verfasser  berichtet  über  seine  Untersuchung  folgendes:  Er  ver- 
anstaltete mit  zuerst  20  und  später  IN  Schülern  einer  unteren  Seminar- 
klas.se  im  Alter  von  etwa  17  Jahren  10  Kopfrechenversuche,  bei 
denen  jeder  Teilnehmer  10  -  40  (510  Aufgaben  zu  lösen  hatte, 
d.  i.  zusammen  12240  Aufgaben.  Ks  wurden  2  gleich  grosse  Gruppen 
gleii'hmässig  Befähigter  gebildet,  in  denen  die  Hälfte  keinen  Alkohol 
g.'imss  i  Nüchterne),  während  die  andere  Hälfte  (Trinker)  10.2°  „Vol. 
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alkoholischen  alten  französischen  Kotwein  und  4,5%  Hier  trank 
(ä  Kopf  1  2  resp.  1  Liter). 

Der  Erfolg  war,  dass,  während  normaliter  beiderseits  60,6% 
richtige  T^snngen  gefunden  wurden,  direkt  nach  Alkoholgenuss  hei 
den  „Trinkern*  70,3%  richtige  Lösungen  geliefert  wurden  (bei  den 
Abstinenten  68,0%),  der  Alkoholgenuss  demnach  eine  momentane 
Steigerung  der  geistigen  Leistungsfähigkeit  gebracht  hatte,  dagegen 
nach  Verlauf  einer  .Stunde  von  den  Trinkern  nur  noch  51,9%  (den 
Abstinenten  56,8%),  nach  2  .Stunden  von  den  Trinkern  48,1% 
(Abstinenten  59,0%)  und  3  Stunden  nach  beginn  der  Versuche  von 
den  Trinkern  nur  noch  45.4%,  dagegen  von  den  Abstinenten  noch 
57,9"  0  richtige  Lösungen  erreicht  wurden.  Der  Genuss  geistiger 
Getränke  wirkte  nach  anfänglicher  Anregung  hemmend  auf  die 
geistige  Leistungsfähigkeit,  indem  die  Minderleistung  der  Triuker 
von  4,9%  nach  Verlauf  einer  Stunde,  auf  10,9%  nach  2  Stuuden 
nnd  12.5%  nach  3  Stunden  sich  steigerte.  Ebenso  nahm  die 
Leistungsfähigkeit  mit  der  Zunahme  der  Menge  des  genossenen 
Alkohols  ab. 

Aus  den  Publikationen  des  eidgenössischen  Gesundheit«-  und 
statistischen  Amts  in  dem  sauitarisch-demographischen  Wochenbnlletin 
teilen  wir  folgendes  mit  betreffend  die  Trunksucht  als  Todes- 
ursache in  den  18  grösseren  städtischen  Gemeinden  der  Schweiz. 
Allerdings  ist  zu  beachten,  dass  der  Arzt  bei  Erwähnung  des 
Alkohols  als  mitwirkende  Ursache  bei  Todesfällen  sich  in  durchaus 
individueller  und  subjektiver  Weise  ausspricht.  Von  4337  männlichen 
und  4442  weiblichen  im  Alter  vou  20  und  mehr  Jahren  Verstorbenen 
wurde  in  459  resp.  94  Fällen  Trunksucht  (bei  31  Personen  Delirium 
tremens)  angegeben,  d.  i.  bei  10,6  der  Männer  Trunksucht  und  bei 
0,5%  derselben  Säuferwahnsinn.  Dem  Herufe  nach  waren  die  meisten 
männlichen  Alkoholisten  (209)  Handwerker,  es  folgten  49  Handels- 
leute und  47  Landwirte.  37  Verkehrspersoual,  33  Wirtshauspersonal, 
32  Gelehrte  und  Angestellte,  20  Tagelöhner,  14  Polizeidiener, 
12  Kentner,  6  sonstige.  Eine  wesentliche  Änderung  ist  (seit  1894) 
nicht  zu  konstatieren.  Uber  den  Zusammenhang  von  „Alkohol- 
genuss  und  Verbrechen"  handelt  0.  Laxu,  Hasel  1901. 

Ärztliche  Untersuchung  von  ins  schulpflichtige  Alter 
gelangten  Kindern.  Die  vorliegenden  Ergebnisse  stutzen  sich 
auf  die   Erhebungen,   die   von   sechzehn   Kantonen   im  Schuljahr 
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1899/1900  und  von  fünfzehn  im  »Schuljahr  1900/1901  durchgeführt 
wurden. 

Von  den  10-1409  untersuchten  Kindern  erwiesen  sich  15115, 
somit  14,6%,  als  nicht  völlig  normal.  Die  weitaus  grösste  Zahl  der 
nicht  ganz  normalen  Schüler  (12514  oder  82,8 0  0  derselben)  sind  mit 
leichteren  oder  schwereren  körperlichen  Gebrechen  behaftet,  mit  Leiden, 
die  in  vielen  Fällen  mit  zunehmendem  Alter  von  selbst  verschwinden 
oder  die  durch  richtige  Behandlung  gehoben  werden  können.  Die» 
wird  besonders  bei  Fehlern  des  Gehörorgans,  des  Sprachorgans,  bei 
Augenleiden  und  bei  den  „andern  Krankheiten"  zutreffen. 

Gesamtzahl  der  in  die  Schule  eingetretenen  Kinder:  27108 
männlich,  2G907  weiblich,  total  04015;  davon  mit  Gebrechen  be- 
haftet: 4161  männlich,  4070  weiblich,  total  8231;  mit  geistigen  Ge- 
brechen behaftet,  Blödsinnige:  23  männlich,  22  weiblich  (0,55%). 
in  geringerem  Grade  schwachsinnig:  647  männlich,  56")  weiblich 
(14,73%),  in  höherem  Grade  schwachsinnig:  216  männlich,  166 
weiblich  (4,64  %j;  mit  körperlichen  Gebrechen  behaftet,  Gehörorgan- 
fehler:  564  männlich,  530  weiblich  (13,29%),  Sprachorganfehler: 
618  männlich,  397  weiblich  ( 12,33 »/0),  Sehorganfehler:  1528  männlich, 
1866  weiblich  (41,23 %),  Nervenkrankheiten:  39  männlich,  30  weiblich 
(0,84%).  andere  Krankheiten:  487  männlich,  475  weiblich  (11,68%); 
sittlich  verwahrlost:  39  männlich,  19  weiblich  (0,71%). 

Die  sanitarische  Untersuchung  der  alljährlich  neu  eintretenden 
Schüler  fördert  nicht  nur  die  Erkenntnis  des  Zustande»  unserer 
Jngend  im  allgemeinen,  sondern  bringt  jeder  Schule  direkten  Nutzen, 
weil  die  Schulbehörden  der  Schnlgesundheitspflege  erhöhte  Auf- 
merksamkeit schenken  müssen  und  die  Lehrerschaft  veranlasst  wird, 
die  Schüler  geflau  zu  beobachten  und  bei  kleinern  Gebrechen  selbst- 
tätig Abhilfe  zu  schaffen.  Es  ist  deshalb  zu  hoffen,  dass  auch 
diejenigen  Kantone,  die  diese  Untersuchung  bisher  nicht  durchführen 
Hessen,  in  den  nächsten  Jahren  mitwirken  werden,  zumal  die  meisten 
derselben  ihre  Zustimmung  bereits  gegeben  haben. 

Nachdem  es  einer  masslosen  Agitation  gelungen  ist,  in  den 
meisten  Kantonen  den  Impfzwang  zu  beseitigen,  wird  das  Land  von 
Zeit  zu  Zeit  durch  eine  grössere  Anzahl  von  Pockenerkranknngen 
heimgesucht,  so  1*94  von  940  Erkrankungen,  in  den  Jahren  1X95 
bis  1899  von  je  17,  56,  51,  35,  21  Fällen  und  1900  von  206  Er- 
krankung-Ii, wovon  29  mit  Tod  endigten,  d.  i.  von  den  ungeimpften 
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Erkrankten  starben  über  3'>°0  und  von  den  geimpften  Erkrankten 
kaum  ♦>«»  0.  Das  Jahr  11*01  ergab  3-r,3  Erkrankungen  mit  38  Todes- 
fällen, es  starben  20  Geimpfte  und  10  Ungeimpfte.  Von  den  122 
Erkrankten  eines  einzigen  Dorfes  waren  78  ungeimpft  mit  13  Todes- 
fällen und  44  geimpft  mit  2  Todesfällen. 

I  ber  die  schweizerische  Konkursstatistik  entnehmen  wil- 
dem Geschäftsbericht  des  Bundesgerichts,  dass  die  Bereinigung  und 
Zusammenstellung  des  eingegangenen  Materials  pro  1S!»7  schon  im 
Sommer  1900  durch  die  Kanzlei  der  III.  Abteilung  zu  Ende  geführt 
worden  ist;  dagegen  steht  die  Ausmittlung  der  prozentualen  Er- 
gebnisse, welche  den  Wert  der  statistischen  Angaben  wesentlich  er- 
höhen wird,  noch  ans.  Herr  Dr.  Glillaimk,  Direktor  des  eidge- 
nössischen statistischen  Bureaus  in  Bern,  habe  es  übernommen,  diesen 
Teil  der  Arbeit  besorgen  zu  lassen  und  sodann  die  Drucklegung  des 
gesamten  Materials  anzuordnen.  Leider  habe  sich  aber  -die  Durch- 
führung der  Frozen  Umrechnungen  infolge  von  Mißverständnissen, 
welche  bei  der  Neuheit  der  Aufgabe  sehr  begreiflich  seien",  und  wohl 
auch  wegen  der  Inanspruchnahme  des  statistischen  Bureaus  durch 
die  Arbeiten  für  die  schweizerische  Volkszählung  erheblich  verzögert. 

Die  nun  vom  Bundesgericht  in  der  Zeitschrift  für  schweizerische 
Statistik  ohne  ein  Verständnis  für  die  Aufgaben  dieser  Statistik 
publizierten  Tabellen,  betr.  Konkurse  können  nicht  befriedigen,  sie 
enthalten  so  wenig  Kombinationen,  dass  ein  Einblick  in  die  wirt- 
schaftlichen und  sozialen  Verhältnisse  dadurch  nicht  gewonnen 
werden  kann. 

Internationaler  Ansliefernngsverkehr  der  Schweiz  in 
den  Jahren  1890  bis  1899.  Nach  den  Geschäft  »berichten  des  eid- 
genössischen Justiz-  und  Polizeidepartements  wurden  in  den  10  Jahren 
1890 — 1899  von  der  Schweiz  folgende  Auslieferungsbegehren  an  aus- 
wärtige Staaten  gestellt:  an  Frankreich  549,  an  Deutschland  340, 
an  Österreich-Ungarn  09,  an  Belgien  38,  an  Italien  37,  an  Gross- 
britannien 25,  an  die  Verein.  Staaten  von  Amerika  7,  an  die  Nieder- 
lande 5,  an  Luxemburg  4,  an  Rumänien  3,  an  andere  Staaten  7 
(nämlich  an  Kussland  2,  an  Mexiko  2,  an  Portugal  1,  an  Transvaal 
1899  1,  an  Brasilien  1),  an  verschiedene  Staaten  gleichzeitig  34. 
Total  der  Gesuche  1118. 

Ein  Blick  auf  die  Eisenbahnkarte  der  Schweiz  genügt,  bemerkt 
E.  Zürchkr  in  der  ^Schweiz.  Zeitschrift  für  Strafrecht*,  um  Auf- 
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sc.hluss  darüber  zu  erhalten,  warum  die  übergrosse  Mehrzahl  der 
Flüchtigen  die  französische  oder  deutsche  Grenze  zu  erreichen  trachtet. 
Krfahrungsgemäss  hat  auch  Havre  für  diejenigen,  die  über  Meer  zu 
kommen  suchen,  stetsfort  eine  grössere  Anziehungskraft,  als  die 
deutschen  Auswanderungshäfen,  es  entscheidet  eben  die  kürzeste  Linie 
für  Havre.  Nach  den  Nachbarstaaten,  zum  Teil  noch  vor  Italien, 
kommen  die  beiden,  gleichfalls  an  der  Linie  nach  Nordamerika  ge- 
legeneu Staateu  Belgien  (Antwerpen)  und  Grossbritannien  (Southainpton 
und  andere  Plätze). 

Die  Auslieferung  wurde  bewerkstelligt  in  0i»5  Fällen.  Sie  er- 
folgte nicht:  wegen  Nichtentdeckung  des  Täters  in  176  Fällen,  wegen 
Rückzug  des  Begehrens  in  153  Fällen  und  wegen  Verweigerung  der 
Auslieferung  in  13  Fällen.    Unerledigt  waren  81  Fälle. 

An  die  Schweiz  wurden  von  auswärtigen  Staaten  Anslieferungs- 
begehren  in  folgenden  Zahlen  gestellt:  von  Deutschland  1407,  von 
Frankreich  512,  von  Italien  401,  von  Österreich-Ungarn  128,  von 
Belgien  10,  von  Russland  10,  von  Luxemburg  5,  von  Bulgarien  3, 
von  anderen  Staaten  11  (nämlich  von  Liechtenstein  2,  von  Gross- 
britannien 2,  von  den  Vereinigten  Staateu  von  Nordamerika  2,  von 
Dänemark  1,  von  den  Niederlanden  1,  von  Spanien  1,  von  Mexiko  1, 
von  Brasilien  1).    Total  der  Gesuche  2011. 

Die  Auslieferung  wurde  bewilligt  in  205**1  Fällen.  Die  Aus- 
lieferung erfolgte  nicht:  wegen  Nichtentdeckung  des  Täters  in  349 
Fällen,  wegen  Rückzug  des  Begehrens  in  105  Fällen,  wegen  Ablanf 
der  Haftfrist  in  2  Fällen  und  wegen  Verweigerung  der  Auslieferung 
in  20  Fällen.    Unerledigt  waren  30  Fälle. 

Demnach  haben  wir  mehr  als  die  doppelte  Anzahl  von  In- 
dividuen auszuliefern,  als  wir  ausgeliefert  erhalten.  Es  taucht  dabei 
die  Frage  auf,  ob  die  Schweiz  nicht  Veranlassung  hätte,  für  die 
Auslieferung  den  Grundsatz  zur  Geltung  zu  bringen,  dass  der 
requirierende  Staat  die  Kosten  zu  tragen  habe,  was  z.  B.  im  Ver- 
trage mit  den  Vereinigten  Staaten  eingeräumt  werden  inusste. 

ZüiiciifcK  nimmt  an,  dass  die  Schweiz  dem  Auslände  eine  weitaus 
promptere  Rechtshilfe  leistet,  als  ihr  von  demselben  zuteil  wird. 
Die  relative  Zahl  der  dem  Auslände  bewilligten  Auslieferungen  ist 
weit  höher  (MO,4"  0)  als  die  vom  Ausland  bewilligte  (02,2°/,,);  um- 
gekehrt ist  die  Zahl  erfolgloser  Nachforschungen  etwas  kleiner, 
ebenso  die  Zahl  der  verweigerten  Begehren,  und  insbesondere  sah 
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sich  die  Schweiz  in  viel  mehr  Fällen  veranlasst,  des  langen  Haders 
nnd  der  Schwierigkeiten  müde,  ein  Auslieferuugsgesueh  fallen  zn 
lassen  (13,7%),  als  die  Ansiandstaaten  uns  gegenüber  (4.0  °'0). 

Eine  schweizerische  Eigentümlichkeit  stellen  die  päda- 
gogischen Rekrutenprüfungen  dar.  Dieselben  stellen  keines- 
wegs nur  die  Analphabeten  fest,  die  kaum  noch  existieren,  sondern 
ermitteln  für  die  4  Fächer:  Lesen,  Aufsatz,  Rechnen  und  Vaterlands- 
kunde die  Leistungen  in  je  ">  Prädikaten.  Diese  einheitlich  ge- 
stalteten und  sehr  ernst  durchgeführten  Prüfungen  werfen  ein  helles 
Licht  auf  unsere  Schulzustände  und  sind  das  einzige  Mittel,  das  dem 
Bunde  einen  Einblick  in  den  Stand  der  kantonalen  Schulverhältnisse 
gestattet.  Diese  Prüfungen  fanden  187*»  zum  erstenmal  statt,  Eine 
Reihe  von  Kantonen  verdankt  ihnen  gebesserte  Schulverhältnisse, 
da  jeder  Rekrut  durch  sein  vielfach  als  Legitimation  dienendes 
Dienstbüchlein  jeden  Augenblick  an  seine  Rekrutonprüfung  eventuell 
unangenehm  erinnert  wird,  und  da  andererseits  die  Kantone  und 
Bezirke  infolge  der  jährlich  erscheinenden  Statistik  zu  einem  edlen 
Wetteifer  angestachelt  weiden. 

Die  statistische  Bearbeitung  der  sanit arischen  Rekruten - 
Untersuchungen,  die  leider  etwas  arg  ins  Stocken  geraten  ist, 
wird  demnächst  hoffentlich  wieder  erscheinen.  Wir  haben  derselben 
stets  grossen  Wert  beigelegt,  weil  sie  ebenfalls  recht  ausführlich  ge- 
halten ist  und  manche  Nachweise  über  die  gesundheitlichen  Ver- 
hältnisse unserer  Bevölkerung  nach  Bernfsgrnppen  und  sozialen 
Klassen  bringt  und  damit  zu  grossen  Verbesserungen  Anregung  zu 
geben  vermag. 

Anch  hoffen  wir,  dasg  es  trotz  dem  Widerstände  der  Direktion 
des  eidgenössischen  statistischen  Bureaus  gelingen  wird,  in  dem 
Jahre  1905  erstmalig  eine  allgemeine:  Landwirtschaft,  Industrie, 
Handel  und  Gastwirtschaft  umfassende  gewerbliche  Betriebs- 
zählung in  der  Schweiz  zur  Durchführung  zu  bringen. 

Über  die  Kriminalität  in  der  Schweiz  in  dem  letzten 
Dezennium  gibt  die  eidgenössische  Gefängnisstatistik  einigen  Auf- 
schlags, wenn  dieselbe  auch  infolge  der  kantonalen  strafgesetzlichen 
und  sonstigen  Verschiedenheiten  nur  bedingt  vergleichbare  Resultate 
liefert.  Nachdem  Referent  diese  Erhebung  im  Jahre  18i<4  in  der 
Wiener  Monatsschrift  „Deutsche  Worte"  mit  hauptsächlicher  Be- 
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tonung  der  volkswirtschaftlichen  Seite  kritisiert  hat,  ist  nunmehr  in 
der  „Schweizerischen  Zeitschrift  für  Strafrecht",  Bern  1901,  eine 
ehenfalls  einteilende,  vorzugsweise  juristische  Kritik  von  Ad.  Lknz- 
Freiburg  i.  Ü.  publiziert  worden. 

In  derselben  Zeitschrift  veröffentlichte  E.  Zürcher  eine  Studie 
Uber  Jugendliche  Verurteilte  im  Kanton  Zürich  1895 — 1897. 

Die  Gesamtzahl  der  wegen  Verbrechen  und  Vergehen  Ver- 
urteilten betrug  in  den  drei  Jahren  1895/97  7655;  die  Jugendlichen 
der  Altersjahre  13 — 15  machten  mit  160  2,1%,  die  der  Altersjahre 
16—18  mit  493  6,4%,  die  Gesamtzahl  der  Jugendlichen  8,5%  aller 
Verurteilten  ans. 

Diese  Zahlen  lassen  zunächst  einen  Vergleich  mit  denjenigen 
früherer  Perioden  der  zürcherischen  Rechtsstatistik  zu;  allerdings 
nur  in  einem  gewissen  Umfange,  da  die  Aufnahmen  nicht  ganz  gleich- 
massig  erfolgt  sind.  Es  betrug  nämlich  in  Prozent  aller  wegen 
Verbrechen  und  Vergehen  Verurteilten:  1853,70  die  Zahl  der  Ver- 
urteilten im  Alter  von  12—20  Jahren  8,1,  1871,84  dieselbe  Zahl 
13.2,  1885/91  die  Zahl  der  Verurteilten  im  Alter  von  12—16  Jahren 
3,7.  im  Alter  von  16—19  Jahren  7,3,  im  Alter  von  12  bis 
19  Jahren  11.0. 

Wenn  wir  berücksichtigen,  dass  in  der  neuesten  Periode  das 
19.  Altersjahr,  das  selbstverständlich  eine  höhere  Zitier  als  die  vor- 
ausgehenden Jahre  aufweist,  nicht  mitgezählt  ist,  so  werden  wir 
annehmen  müssen,  dass  gegenüber  der  Vorperiode  tatsächlich  keine 
Verminderung  eingetreten  ist,  Übrigens  wäre,  um  genau  zu  sein, 
noch  das  Verhältnis  der  Individuen  im  Alter  von  12—20  Jahren 
zur  Gesamtbevölkerung  überhaupt  zu  berücksichtigen.  Hier  ist 
eine  wesentliche  Verschiebung  nicht  vorgekommen.  1880  betrog  die 
Bevölkerung  im  Alter  von  0—20  Jahren  19,2%  der  Gesamt- 
bevölkeiung  und  1888  19.3% 

Eine  relative  Vermehrung  der  jugendlichen  Verbrecher  ist  im 
letzten  Jahrzehnt  kaum  bemerkbar. 

Noch  schwieriger  ist  der  Vergleich  mit  ausländischen  Er- 
gebnissen. Nach  der  Kriminalstatistik  des  Deutschen  Reiches  kamen 
auf  100  Verurteilt*?  an  jugendlichen  Verurteilten  im  Alter  von  12  bis 
lx  Jahren:  1882  9,3,  1883  9,1,  1884  9.1,  18S5  8,9,  1886  8.9, 
18*7  9.3,  1888  9,4,  1889  10,0,  1890  10,7. 
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Nach  der  österreichischen  Statistik  waren  in  Prozent  der  Ge- 
samtzahl der  Verurteilten  1895  unter  1(5  Jahren  2.8,  von  1(5  bis 
20  Jahren  18.0,  Jugendliche  Total  2(>r8. 

Da  nach  dem  österreichischen  Strafgesetzbuch  die  unmündigen 
Personen  vom  11. — 14.  Lebensjahr  für  Handlungen,  welche  ihrer 
Natur  nach  Verbrechen  wären,  nur  wegen  Übertretungen  bestraft 
werden,  so  ist  dem  obigen  Total  der  jugendlichen  Verbrecher  noch 
ein  gewisser  Prozentsatz  zuzufügen.  Das  (iesamttotal  der  jugend- 
lichen Verbrecher  betrug  lssl  17.5"0,  ISN»;  19,0%,,  1801  22,2%, 
1895  23,5 'V 

Die  zweite  Frage  ist,  welche  Verbrechen  werden  in  diesem 
jugendlichen  Alter  begangen? 

Was  hier  am  meisten  und  zuerst  in  die  Augen  fallt,  ist  weniger 
das  Hervortreten  der  Verbrechen  gegen  Leben  und  Gesundheit 
(10°i0  gegen  18°  0  bei  Verurteilten  überhaupt),  als  insbesondere  der- 
jenigen gegen  da«  Vermögen  (mit  Einschluss  der  Hetrugsverbreehcn): 
80°;0  aller  Verbrechen  Jugendlicher  gegen  51°/0  überhaupt. 

Die  frühzeitige  Verselbständigung  der  jungen  Leute  muss  sich 
ganz  besonder«  in  den  Zahlen  der  Veraiögensverbrechen  geltend 
machen,  und  in  der  Tat  sehen  wir  eine  stetige  relative  Vermehrung 
der  Vermögensverbrechen  bei  gleichzeitigem  Rückgang  der  Ver- 
brechen gegen  Leib  und  Leben  bei  den  Jugendlichen,  im  direkten 
Gegensatz  zum  Entwicklungsgänge  bei  der  Gesamtkriminalitüt. 

Es  scheint  auch  in  der  Stadt  Zürich  wie  in  Berlin  der  Auteil 
des  jugendlichen  Verbrechertunis  an  der  Gesamtkriminalitüt  eher 
kleiner  als  im  Durchschnitt.  Es  ist  das  ein  Anzeichen,  dass  in  der 
Stadt  die  Massnahmen  zum  Schutze  der  verwahrlosten  Jugend,  wie 
auch  zum  Schutze  vor  derselben  kräftig  gehandhabt  werden.  Dennoch 
mahnt  die  stets  steigende  absolute  Zahl  solcher  jugendlicher  Ver- 
brecher, die  Bekämpfung  in  immer  intensiverer  Weise  fortzusetzen. 

Betreffs  des  Schutzes  des  gewerblichen  Eigentums  in 
der  Schweiz  mag  angeführt  werden,  dass  in  dem  Jahre  1900  in 
der  Schweiz  an  Fabrik-  und  Handelsmarken  eingetragen  wurden: 
1119  und  von  18(55-  1900  12827.  Die  grösste  Anzahl  entfällt  auf 
die  Uhren  mit  301  re«p.  3037,  diesen  zunächst  stehen  die  Nahrungs- 
mittel, Farben,  Seifen,  Heilmittel  etc.  An  gewerblichen  Mustern 
und  Modellen  wurden  eingetragen  im  Jahre  1900  in  1010  Hinter- 
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legnngen  6«  380  Gegenstände  nnd  von  1889—1900  in  7711  Hinter- 
legungen 298187  Gegenstände.  Hierbei  wollen  wir  nicht  unterlassen 
zu  bemerken,  da-ss  uns  der  grösste  Teil  dieser  Eintragungen  als  wirt- 
schaftlich völlig  wertlos  erscheint. 

An  Hanpt-Erfindungspatenten  wurden  erteilt  im  Jahre 

1900  1854  .Stück  und  von  1888-1900  20599  Stück. 

Erwähnt  sei  noch  das  Organ  des  internationalen  Bureaus  für 
geistiges  Eigentum:  „La  propriete  industrielle",  Hern. 

Sparkassenstatistik.  Die  internationale  Sparkassenstatistik, 
die  FATio-Genf  in  der  Zeitschrift  für  schweizerische  Statistik  publiziert 
hat,  zeigt  wieder  einmal,  dass  die  gesetzlichen  nnd  sonstigen  Ver- 
schiedenheiten so  gross  und  die  Ermittelungen  bezüglich  der  Einlagen 
gleichzeitig  so  mangelhaft  sind,  dass  hier  auf  irgend  brauchbare 
Resultate  so  bald  nicht  zu  hoffen  ist.  In  der  Versammlung  des 
internationalen  statistischen  Vereins,  genannt  Institut,  zu  Budapest 

1901  wurde  übrigens  oben  zitierte  literarische  Leistung  bezeichnet 
als  „une  importation  d'Anieriqne  „chimeriqueu  et  absolument  inexaete". 

Unter  den  jetzigen  Verhältnissen,  heisst  es  in  dem  Bericht 
über  Handel  und  Industrie  der  Schweiz  im  Jahre  1901,  da  die  eine 
Sparkasse  ihr  Gnthabenmaximura  bei  1000  Frs.,  die  andere  bei 
2000  Frs.  hat,  eine  dritte  aber  Spargelder  ohne  Beschränkung  annimmt, 
ist  eine  Statistik  der  Sparbeträge  ein  hoffnungsloses  Unternehmen,  das 
zu  grossen  Täuschungen  über  den  Umfang  der  eigentlichen  Spar- 
tätigkeit führen  muss.  Und  es  ist  mehr  als  wahrscheinlich,  dass 
durch  eine  Ermittelung  des  Standes  der  Sparer  die  Legende  von 
der  grossartigen  Spartätigkeit  der  ärmeren  Klassen  in 
der  Schweiz,  wie  auch  anderswo  einen  bedenklichen  Stoss  erlitte. 
Wenigstens  90%  der  „  Spargelder  u  dürften  sich  als  Bankguthaben, 
Betriebskapital  oder  Rücklage  für  konsumtive  Zwecke  der  Besitzenden 
entpuppen. 

Eine  Statistik  der  Postsparkassen  Europas  und  Kanadas 
findet  sich  in  dem  Organ  des  Weltpostvereinsbureaus  „Lunion  postale", 
Bern  1900. 

In  einem  im  bernischen  Verein  für  Handel  und  Industrie  ge- 
haltenen Referate  über  Reformen  im  Sparkassenwesen,  Bern 
l8'.«9,  kritisiert  W.  Milukt  zunächst  das  Institut  der  Postsparkassen. 
Dieselben  seien  für  die  Sparer  unnötig,  für  die  Kreditsnchenden 
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nachteilig  und  für  die  Verwaltung  unzweckmässig.  Es  sei  an  eine 
Kontrolle  der  Sparkassen  seitens  des  Bundes  einstweilen  nicht  zu 
denken,  höchstens  an  regelmässige  jährliche  eidgenössische  Statistiken 
des  Sparkassenwesens.  Auch  von  einer  kantonalen  Aufsicht  sei  nicht 
viel  zu  erhoffen.  Es  bliebe  daher  nur  die  Selbsthilfe  mit  genossen- 
schaftlicher Organisation  und  Kontrolle  übrig,  vorerst  vielleicht  für 
den  Kanton  Bern,  sodann  mit  Erweiterung  auf  die  Mittelschweiz, 
der  ein  ost-  und  ein  westschweizerischer  Verbund  sich  ansehliessen 
könnten. 

Die  zürcherischen  Brotpreise  in  den  Jahren  1051  bis 
1000.  Ein  Tableau  der  Herren  M.v.i.ii  Co.  zur  Stadtmühle  in 
Zürich  gibt  in  kleinen  Tabellen  und  in  graphischer  Darstellung  für 
jedes  der  250  Jahre  die  höchsten,  die  niedrigsten  und  die  Durch- 
schnittspreise pro  1  kg  weisses  Brot  in  Centimes.  Der  Gesamt- 
durchschnitt der  Jahre  1651—1900  stellt  sich  auf  37  Cts.  pro  kg. 
In  25jährigen  Perioden  ergeben  sich  folgende  Preise: 


Jahre 

Cts. 

Jahre 

Cr-. 

1651—1675 

.    .  36 

177«!  -  1800  . 

.    .  42 

1676    1700  . 

.   .  86 

1801    1825  . 

.    .  41 

1701    1725  . 

.   .  32 

1826--1K50  . 

.  .  3«; 

1726-1750  . 

.    .  28 

1851-1875  . 

.    .  45 

1751-1775  . 

.    .  34 

1876— moo  . 

.    .  45,5 

Die  10  teuersten  Jahrgänge  waren:  1817  mit  00  Cts.,  1795 
mit  76  Cts.,  1771  mit  70  Cts.,  1693  mit  «i7  Cts.,  1706  mit  65  Cts., 
1692  mit  64  Cts.,  1800  mit  63  Cts.  und  1799,  1816  und  1847  mit 
61  Cts.  per  kg  Weissbrot.  Die  billigsten  Jahrgänge  waren:  1655 
mit  15  Cts.,  1671  mit  16  Cts.,  1671  mit  18  Cts..  1656,  1670  und 
1673  mit  20  Cts.  und  1657,  1683—1686,  1706  und  1728  mit  21  Cts. 
per  kg  Weissbrot.  Der  höchste  Preis  in  dem  Hungerjahr  1817  ist 
mit  140  Cts.  gleich  dem  Zehnfachen  des  niedrigsten  aus  dem  Jahr 
1655  mit  14  Cts.  per  kg  Weissbrot. 

Eisenbahnwesen.  Lohnstatistik  des  Personals  der 
schweizerischen  Eisenbahnen,  von  Th.  Soukbkck.  Bern  1900. 
—  Dem  1892  erschienenen,  das  vertraglich  angestellte  Personal 
der  fünf  Hauptbahnen  behandelnden  ersten  Teile  folgte  ein  zweiter 
Teil  über  das  im  Taglohu  arbeitende  Personal  der  fünf  Haupt- 
bahnen und  über  das  Personal  von  Nebenbahnen.  Der  Verfasser, 
der    der    „grossen  Lohnbewegung  des  Personals   der  schweize- 
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rischen  Hauptbahnen,  einer  bis  dahin  im  schweizerischen  Eisen- 
bahnwesen unbekannten  Erscheinung",  als  Strikeführer  nicht  un- 
parteiisch gegenüberstand,  führt  in  erster  Linie  —  das  zeigt  die 
anders  nicht  gerechtfertigte  Wahl  der  Eruiittlungstermine  —  das 
Kesultat  dieses  „eigenartigen  Kampfes"  des  Jahres  1896  vor  Augen. 
Wie  für  die  Ermittlung  der  durchschnittlichen  Jahresgehalte  des 
1898  beschäftigten  Personals  in  Tab.  5  etc.  (T.  1  und  T.  II)  alle 
erst  im  Jahre  1896  und  1897  eingestellten,  also  die  jüngeren  und 
durchschnittlich  geringer  besoldeten  Personen  haben  ausser  Betracht 
bleiben  können,  ist  statistisch-methodisch  unerfindlich.  Die  von  der 
r Sozialen  Praxis"  (Jahrg.  1899,  pag.  1170)  gemäss  T.  I,  Tab.  5 
für  das  Jahr  185*8  auf  1853  Frs.  angegebene  Dnrchschnittsbesoldung 
beträgt,  gemäss  Tab.  25,  nur  1761  Frs.  Gerne  glauben  wir  der 
Versicherung  des  Verfassers,  dass  sein  Werk  „einzig  in  seiner  Art" 
ist.  Die  Bearbeitung  ist  eigentümlicherweise  als  im  Auftrage  des 
eidgenössischen  Eiseubahndepartemente  (aber  nicht  des  Bundesrates) 
durchgeführt  bezeichnet. 

Schweizerische  Eisenbahnstatistik  für  das  Jahr  1900. 
•Die  bauliche  Länge  der  schweizerischen  Eisenbahnen  betrug  Ende 
1898  3890  km.  Hierzu  kamen  im  Laufe  des  Jahres  1899  68,7  km 
und  1900  50,7  km.  so  dass  Ende  1899  3959,4  km  und  Ende  1900 
4010,1  km  vorhanden  waren,  mit  einer  Betriebslänge  von  4015,7  km 
resp.  4090,5  km  und  4140,8  km.  Die  Zunahme  erstreckte  sich  im 
Jahr  1900  auf  die  Lokomoti v bahnen  mit  8,2  km  Bau-  und  9,0  km 
Betriebslänge,  auf  die  Drahtseilbahnen  mit  1,5  km  Bau-  und  Bo- 
triebslänge  und  auf  Tramways  mit  41,0  km  Bau-  und  39,8  km 
Betriebslänge. 

Im  Ausland  gelegen  sind  30,1  km  Bau-  und  33,4  km  Be- 
triebslänge; wegen  Mitbenützung  sind  doppelt  gerechnet  62,8  km 
Betriebslänge.  Demnach  dienen  in  der  Schweiz  dem  öffentlichen 
Verkehr  3980,0  km  Bau-  und  4044,7  km  Betriebslänge.  Durch 
schweizerische  Unternehmungen  wurden  ferner  im  Auslande, 
an  den  Grenzen,  betrieben  63,4  km  Bahnen. 

Mit  Unterbau  für  2  Geleise  sind  baulich,  offene  Bahnen 
und  Stationen  zusammen,  versehen  1324,4  km,  davon  2,4  km  im  Aus- 
land; mit  zweispurigem  Oberbau  822,6  km,  davon  2,4  km  im  Aus- 
land. Die  zweispurige  Betriebslänge  umfasst  555,9  km,  wovon 
3:5.4  km  mitbenutzt  und  0,4  km  im  Ausland  gelegene  Strecken  sind. 
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Für  die  schweizerischen  Eisenbahnen  mit  Lokomotiv- 
betrieb  stellte  sich  bei  einem  i'herschuss  der  Betriebseinnahmen 
Sber  die  Betriebsausgaben  in  Höhe  von  58,5  Mill.  Frs.,  gegenüber 
r»8,S  Mill.  Frs.  in  der  Reinertrag  von  49.4  Mill.  Frs.  (im 

Vorjahr  48,3  Mill.  Frs.)  im  Verhältnis  zum  Anlagekapital  von 
1313,5  Mill.  Frs.  auf  durchschnittlich  3.70%,  bei  der  Zentralbalm 
auf  4,8%  (im  Vorjahr  5,0  "  0),  der  Gotthardbahn  wie  im  Vorjahr 
auf  2,03%  der  Jura-Simplon  auf  4,0%  (3,8  "  f|),  der  Nord-Ostbahn 
auf  4,3%  (4%)  und  der  Vereinigten  Schweizerbahnen  auf  4,4% 
(4,7%).  Per  Personaletat  weist  28074  (27722)  Personen  auf, 
nämlich  in  der  allgemeinen  Verwaltung  1103.  für  Unterhalt  und 
Aufsicht  der  Bahnen  7850,  im  Expeditions-  und  Zugsdienst  11508, 
in  Fahrdienst  und  Werkstätten  8000  nnd  in  Neheng.'schäften  147 
Personen.  Auf  die  Zentralbahn  entfallen  5734  (5532)  Personen,  auf 
die  Gotthardbahn  3435  (3358),  auf  die  .Tura-Simplon  7703  (7014). 
auf  die  Nord-Ost  0190  (5fS4)  und  auf  die  Vereinigten  Schweizer- 
bahnen 2407  (2317). 

Die  Pensionskassen  hatten  5.2  (4,4)  Mill.  Frs.  Einnahmen  und 
2,1  Mill.  Frs.  Ausgaben;  sie  unterstützten  3282  (2988)  Personen, 
ihr  Vermögensbestand  betrng  am  Ende  des  Jahres  35,2  (31,9)  Mill.  Frs. 

Angefügt  sei  eine  kleine  Ubersicht  über  die  Kursgestaltnng 
der  4  schweizerischen  Hauptbahnen,  die  schon  freihändig  ver- 
staatlicht sind  oder  nahe  davor  stehen.  Daraus  ist  ersichtlich,  indem 
die  Kurse  nnmittelbar  vor  den  Abschlussverhandlungen  ziemlich 
genau  den  Wert  der  definitiven  Abfindung  darstellen,  dass  die 
Aktionäre  keine  Ursache  haben,  sich  über  den  Preis  zu  beklagen, 
dass  aber  die  Berechnungen  in  der  Bundesbotschaft  vom  März  1897, 
auf  welche  sich  die  Volksabstimmung  betr.  Eisenbahnverstaatlichnng 
stützte,  leider  nicht  bloss  infolge  Wertzuwachses  beträchtlich  über- 
schritten worden  sind. 

(Hierher  die  Tabelle  von  Seite  1422.) 

Nachdem  die  Verstaatlichung  der  schweizerischen  Hanptl>ahnen 
im  Jahre  1898  beschlossen  worden  ist.  sind  in  den  verschiedensten 
Landesteilen  Schriften  entstanden,  die  als  Ausdruck  lokaler  Begehr- 
lichkeit bezeichnet  werden  müssen.  Die  eben  gegebenen  Tatsachen 
der  Rentabilität  der  schweizerischen  Bahnen  mit  Lokomotivbetrieb,  die 
sich  für  11*00  auf  nur  3,70%  des  Anlagekapitals  belaufen  und  bei 
der  Gotthardbahn  nach  18  Betriebsjahren,  bei  fast  ganz  zweigeleisigem 
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Ausbau  und  einem  bald  an  der  Grenze  der  Leistungsfähigkeit  an- 
gelangten Verkehr,  gar  nur  eine  2,63° /„ige  Verzinsung  erreichen, 
werden  dabei  vollständig  aus  den  Augen  gelassen.  Man  ruft  ans 
West  und  Ost  und  nicht  am  wenigsten  aus  dem  Zentrum  einesteils 
nach  neuen  Bahnen,  deren  Rentabilität  auf  lange  Jahre  gar  nicht 
in  Frage  kommen  kann,  und  verlangt  andemteils,  dass  diesen  neuen 
und  den  gegenwärtigen  privaten  Bahnen  auf  Kosten  der  Bundes- 
bahnen der  Verkehr  zufallen  soll.  Namentlich  bemerkenswert  macht 
sich  nach  dieser  Richtung  die  soffen,  kantonale  bernische  Politik 
mit  ihrem  Projekt  der  Letsrhbergbahn.  als  ob  nicht  die  Geschichte 
der  schweizerischen  Bahnen  genug  Wjirnungsblättcr  aufwiese. 


Sehwetz.  Zentralbahn 

Nordostbahn  

Union  Stamm  .  .  . 
Jura-Siniplon  Stamm 
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7Ö0  in  4% 
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500  iu3,,a,Vo°,,1»=- 

Coupons   -•-  Abtit»- 
ca.  27  Er*. 


500  in  il\ Obligat. 
4-  ca.  22  Fre. 


Wir  haben  in  unserem  Eisenbahnrückkanfsgesetze  die  Be- 
stimmung der  Verwendung  aller  Überschüsse  für  Verkehrszwecke 
(Verbilligung,  Verbesserung  und  Vermehrung  der  Verkehrsmittel), 
und  das  ist  gut.  denn  damit  ist  jeder  fiskalische  Gedanke  ausge- 
schlossen, aber  berücksichtigen  wir  doch,  wie  anderen  Staaten, 
besonders  Preussen,  ein  erheblicher  Teil  der  Staatseinnahmen,  in 
Höhe  von  (Hinderten  von  Millionen  Mark  jährlich,  ans  den  Staats- 
eisenbahnen zufiiesst,  —  woran  wir,  zum  grossen  Teil  auf  Zufuhr 
oder  Durchfuhr  aus  Deutschland  angewiesen,  mitzuzahlen  haben  - 
und  hüten  wir  uns  vor  dem  Gegenteil:  die  Stenerkraft  und  Leistungs- 
fähigkeit unseres  Volkes  aufzuopfern  und  zu  vergeuden  für  unrentable 
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Verkehrszwecke,  nützen  wir  mit  unseren  Verkehrsanstalten  doch  nicht 
unserem  Lande  und  Volke  allein,  sondern  ebensogut  den  sie  benutzenden 
fremden  Individuen  und  Nachbarstaaten.  Darum  ist  strikte  fest- 
zuhalten an  dem  gesunden  Prinzip  der  Kostendeckung,  und  keine 
Begeisterung  darf  uns  abhalten,  nach  der  Rentabilität  und  dem 
Interesse  des  ganzen  Landes  zu  fragen.  Rentiert  doch  bei 
Berücksichtigung  sämtlicher  Baukosten  —  und  dazu  sind  auch  die 
Subventionen  verwandt  —  selbst  die  Gotthardbahu  nur  massig.  Aus 
diesen  Gründen  ist  auch  die  Freiheit  der  Instradierung  für 
unsere  Staatsbahnen  eine  absolute  Notwendigkeit.  Versuche,  die 
Bundesbahnen  zum  Aschenbrödel  der  Privatbahninteressenten  zu 
degradieren,  sind  bisher  noch  glücklich  abgewehrt  worden.  Aber  doch 
hat  Referent  es  für  nötig  gehalten,  die  Forderung  zu  stellen,  dass 
wenigstens  die  Direktoren  und  Aufsichtsräte,  am  besten  auch  noch 
die  Aktionäre  konkurrierender  Privatunternehmnngen  bei  parla- 
mentarischen Beschlussfassnngen  in  den  Ausstand  treten  müssen. 
Dass  die  Bundesbahnverwaltung  freiwillig  den  bestehenden  Privat- 
bahnen so  weit  entgegenkommt,  als  es  ihre  Verhältnisse  und  volks- 
wirtschaftlichen Aufgaben  gestatten,  bedarf  Keiner  Auseinandersetzung. 

Auch  ist  an  dem  Tilgungszwang  der  Bundesbahnen  in  vollem 
Umfang  unverbrüchlich  festzuhalten,  eventuell  ist  ein  Fehlbetrag  un- 
verkürzt von  der  eidgenössischen  Finanzverwaltung  zu  decken. 

Das  Festhalten  an  dieser  Forderung  wird  am  besten  geeignet 
sein,  der  Begehrlichkeit  gegenüber  den  Bundesbahnen  vorzubeugen, 
da  sich  an  anderen  Stellen  unseres  Staatshaushaltes  die  Fehlbeträge 
sofort  unangenehm,  aber  erzieherisch  wirksam,  geltend  macheu  werden! 

Niemand  kann  die  Inferiorität  unserer  Staatsbahnen  wollen  und 
den  höchst  bedenklichen  ersten  Schritt  auf  die  schiefe  Ebene  einer 
unsoliden  Finanzwirtschaft  verantworten.  Denn  die  Unmöglichkeit 
der  Verzinsung  unserer  staatlichen  Eisenbahnanleihen  würde  den 
Staatsbankerott  darstellen,  der  bei  unserer  geographischen  und  ethno- 
graphischen Lage  und  republikanisch-demokratischen  Staatsverfassung 
noch  schlimmere  Folgen  haben  dürfte,  als  eine  militärische  Niederlage. 

Wenn  wir  auf  die  in  Gemeinden  und  Kantonen  schon  erlebten 
Kisenbahnkalamitäten  blicken,  so  haben  wir  allen  Grund,  vor  den 
ausschweifenden  lokalen  und  kantonalen  Plänen  auf  der  Hut  zu  sein. 
Uber  den  zahlungsunfähigen  Gemeinden  halten  die  Kantone  ihre 
schützende  Hand,  und  die  Kantone  können  Rückhalt  finden  an  dem 
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starken  Bunde;  aber  der  Bund,  der  seine  internationalen  Zahlungs- 
verpflichtungen nicht  erfüllen  würde,  hat  seine  Selbständigkeit  verloren. 

Wenn  uns  die  Erfüllung  unserer  mit  dem  Rücklauf  verbundenen 
Pflichten  unbequem  sein  sollte,  und  es  uns  an  der  nötigen  Selbst- 
zucht fehlt,  so  sollten  wir  auch  heute  noch  lieber  auf  Staatseisen- 
bahnen verzichten! 

Die  mit  dem  Staatsbetriebe  erwachsenen  neuen  schweizerisch- 
volkswirtschaftlichen Aufgaben  verlangen  allerdings  einen  starken 
genieineidgenössischen  Geist.  Es  geht  nicht  an,  dass  in  der 
Eidgenossenschaft  ein  Teil  dem  andern  nur  dämm  bewilligt,  dass 
dieser  ihm  ein  gleiches  tue,  obwohl  beide  davon  überzeugt  sind,  dass 
ihre  Begehren  keineswegs  volkswirtschaftlich  gerechtfertigt  sind. 
Mag  infolge  dieser  privaten  „Interessenkoalition*1  ein  Kanton  Dutzende 
von  Eisenbahnbauten  auf  einmal  beschließen,  der  Bund  darf  es  nie 
und  nimmermehr!  Dazu  können  ihm  auch  keine  Interpretations- 
künste über  das  Recht  von  Privaten  und  Kantonen  verhelfen.  Gestatten 
unsere  gesetzlichen  Bestimmungen  nicht  die  Konzessionsverweigernng, 
wo  sie  staatlich  notwendig  ist,  so  sind  solche  eben  zu  schaffen! 

Wollen  Kantone  und  Private  wirklich  nur  Nebenbahnen  er- 
stellen, so  mögen  sie  solches  ganz  auf  ihr  eigenes  Risiko  tun,  aber 
unter  keinen  Umständen  sollen  sie  verlangen,  dass  die  Bundesbahnen 
ihnen  zu  Liebe  sich  binden  und  auf  Frachten  verzichten.  Will  man 
nur  scheinbar  und  rein  nominell  Nebenbahnen,  meint  aber  Haupt  - 
und  Konkurrenzbahnen,  so  gilt  das  eidgenössische  Veto  als  Ergebnis 
der  eidgenössischen  Staatsraison:  zur  Verhinderung  einer  volks- 
wirtschaftlichen Verschwendung  und  einer  Schädigung  der  staatlichen 
Leistungsfähigkeit.  Sobald  wirklich  das  Bedürfnis  nach  neuen  Haupt- 
bahnen sich  einstellt,  wird  der  Bund  die  erforderlichen  Geldmittel 
am  leichtesten  aufbringen;  aber  selbstverständlich  muss  mit  aller 
Vor-  und  Umsicht  und  mit  weiser  Beschränkung  auf  das  Notwendige 
und  Nützliche  vorgegangen  werden. 

Nur  das  nackte  Privatinteresse  und  der  Mangel  des  Einleben« 
in  den  eidgenössischen  Staatsgedanken  auch  bezüglich  des 
Eisenbahnwesens  kann  zur  Begründung  von  Theorien  führen, 
die  für  jede  gesunde  Staatsverwaltung  unannehmbar  sind. 

Hier  mag  noch  hingewiesen  sein  auf  die  „Zeitschrift  für  den 
internationalen  Eisenbahntransport'',  das  Organ  des  internationalen 
Eisenbahntransportamts  in  Bern. 
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Nach  der  schweizerischen  Post-  und  Telegraphen- 
Statistik  ist  die  Anzahl  der  Poststellen  von  3550  im  Vorjahr 
in  1901  anf  3578  und  des  Personals  von  10  157  auf  10308 
angewachsen.  Auf  einen  Kinwohner  kamen  in  1901  8.v>2  Kor- 
respondenzen, 38,95  Zeitungen,  6,79  Fahrpoststürke,  2.72  Nach- 
nahmen mit  dem  Betrage  von  20,2«  Franken  und  2,37  Geldanweisungen 
im  Betrage  von  210  Franken.  Die  in  der  amtlichen  Statistik  nach 
wie  vor  auf  Grund  der  Annahme  einer  Stabilität  der  Bevölkerung  — 
statt  der  Annahme  eines  gleichmässigen  Fortschreitens  für  die 
zwischen  den  Volkszählungen  oder  nach  der  letzten  Zählung  ge- 
legenen Jahre  gegebenen  Paten  lassen  übrigens  keine  Vergleiche 
zu  und  sind  offensichtlich  unrichtig.  Die  Kinnahmen  beliefen  sich 
auf  37778625  Frs.  (in  DHU):  36130814  Frs.)  und  die  Ausgaben 
auf  34715007  Frs.  (33430462  Frs.),  also  die  Fberschüsse  auf 
3.7  Hill.  Frs.  (2.7  Mill.  Frs.).  An  internationalen  Geldanweisungen 
wurden  aufgegeben  3S.3  Mill.  Frs.  (34,8  Mill.  Frs.)  und  ausbezahlt 
28,1  Mill.  Frs.  (25  Mill.  Frs.),  während  im  internen  Verkehr 
«28,95  Mill.  Frs.  («22,6  Mill.  Frs.)  Geldanweisungen  aufgegeben 
wurden.  Der  Fahrpos t verkehr  beförderte  im  internen  Verkehr 
in  Stücken  mit  Wertangabe  1943.6  Mill.  Frs.  (1750,8  Mill.  Frs.)  und 
im  Verkehr  mit  dem  Ausland  im  Versand  108,7  Mill.  Frs.  (105.9  Mill. 
Frs.)  und  im  Empfang  40,1  Mill.  Frs.  (40,2  Mill.  Frs.);  hierzu  kam 
ein  Transit  von  20,90  Mill.  Frs.  (19,8  Mill.  Frs  ).  Von  130,5  Mill. 
(124,3  Mill.)  abo n n i e r  te n  Z e i  t u  n ge n  gehören  1 19,9  Mill.  (114,1  Mill.) 
taxpflichtige  und  3,3  Mill.  (3,1  Mill.)  portofreie  Blätter  dem  internen 
Verkehr  an. 

Das  schweizerische  Telegraphennetz  hatte  1901  (resp. 
1900)  eine  Länge  der  Linien  von  6595,!»  km  (6902.2  km)  und  der  Drähte 
von  22085.4  km  (21716,6  km),  2120  (2108)  Bureaus  und  ein  Personal 
von  2988  (2981)  Personen.  Das  Total  der  Depeschen  betrug  4078353 
(4 110409),  hiervon  waren  2399928  (2372 188)  internationale.  Die  Tel  e- 
grapheneinnahmen  beliefen  sich  auf  2759371  Frs.  (2797*40  Frs.) 
aus  den  Telegrammen,  und  Telegraphen-  und  Telephon  - 
einnahmen  zusammen  anf  9585073  Frs.  (9261440  Frs.).  Dem- 
gegenüber stehen  die  Ausgaben  mit  10629565  Frs.  (10159158  Frs  ). 
Demnach  weist  1901  ein  Defizit  anf  von  1044472  Frs.  (897718  Frs.). 
Von  den  internen  Depeschen  waren  1,48%  (1,63°  0)  Staatsdepeschen, 
2,16%  (2,53%)  Börsennachrichten,   31,23%   (31,15%)  Handels- 
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depeschen,  64,54%  (63,92%)  betrafen  Privatangelegenheiten  nnd 
0,59%  (0,77%,)  Zeitungsnachrichten;  im  internationalen  Verkehr 
0,25%,  (0,22%)  Staats-,  7,33%  (8%)  Börsen-,  48,17  °;0  (46,71%) 
Handels-,  4:3.54  %  (44,51 %)  Privat-  nnd  0,71°  0  (0,56%)  Zeitungs- 
depeschen. Auf  1504  Einwohner  kam  1  Telegraphenbnreau  und 
auf  den  Kopf  0,46%  interne  und  0,52%  internationale  Telegramme. 
Ein  Telephonnetz  kam  auf  10232  Einwohner,  ein  Telephonabonnemeut 
auf  83  und  eine  Telephonstation  auf  75  Einwohner;  auf  den  einzelnen 
Abonneuten  entfielen  durchschnittlich  550  Lokal-  und  120  interurbane 
Gespräche. 

Um  die  Einführung  des  Postscheck  Verkehrs  in  der  Schweiz 
bemühte  sich  C.  Kokculin,  Nationalrat.  Postcheqne  und  Postgiro, 
Pasel  1000.  Der  Verfasser  gibt  hier  die  Motivierung  einer  Motion 
und  einlässliches  Material,  das  in  verschiedenen  Ländern  gesammelt 
wurde,  zu  einer  allgemeinen  Orientierung.  Namentlich  der  Technik 
des  Scheck-  und  Giroverkehrs  wird  eine  ausführliche  Schilderung  zu- 
teil. Die  zahlreichen  Faksimilia  geben  die  in  Österreich,  England, 
Belgien  und  Frankreich  gebräuchlichen  Formulare.  Die  Belastung 
der  Postverwaltung  wird  alter  unterschätzt,  und  dass  wir  für  weitere 
Geldsurrogate  im  Lande  sorgen  müssten,  davon  erscheint  uns  genau 
das  Gegenteil  richtig. 

Der  Direktor  des  5.  eidgenössischen  Postkreises,  ,T.  Maurer, 
publizierte  Lebenserinnerungen  unter  dem  Titel  60  Jahre  schweize- 
rischen Postdienstes.    Basel,  B.  Schwabe,  1002. 

Eine  internationale  Telephonstatistik  enthält  das  „Journal 
telegraphique*.  das  Organ  des  internationalen  Bureaus  der  Tele- 
graphenverwaltungen in  Bern,  1001. 

Fremdenhotels  und  Fremdenverkehr  in  der  Schweiz. 
Nach  den  Mitteilungen  des  Zentralbureaus  des  Schweiz.  Hotelier- 
vereins dienten  dem  Fremdenverkehr  ira  Jahre  1880:  1002,  1894: 
1093  und  1800:  1806  Hotels  und  Pensionen;  in  1S«.»9  waren  1*51 
.lahres-  und  045  Saisongeschäfte;  es  hatten  400  bis  zu  20  Betten. 
•SOS:  21-50,  :506:  51-100,  151:  101-200,  28:  201-300  und  23 
über  3»m'>  Betten.  An  Fremdenbetten  waren  vorhanden  1880:  58107, 
1894:  8*634,  1mm>:  In} 876,  davon  1809  in  Jahresgesehäften  42 190 
und  in  Saisongesehäften  62686  Betten;  das  Maximum  per  Hotel  war 
500,  das  Minimum  5  und  das  Mittel  56. 
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Von  dem  Hotelpersonal,  mit  27  700  Personen,  1542")  männ- 
lichen und  12275  weiblichen,  war  die  Hälfte  in  Saison-  und  die 
Hälft«  in  Jahresgeschäften  tütigr.    Ausländer  waren  365)9  darunter. 


Kapitalwerte. 


1880 
Total 

Fr». 

1894 
Total 

Fr«, 

1899 
Total 

Frs 

1899 
Jaliivs- 
ireM-hüfte 

Frs. 

1899 
Saison- 
freschüfte 

Fr*. 

Per  Fm 

18' 

i  £ 

—  □ 

ii 
3  1 

Immobilien  . 
Mobilien  .  . 
Vorräte  .  .  . 

240000000 
73  500000 
6000000 

393  681  000 
105  513  000 
19  733  000 

420  868000 
115  612  000 
14  000  000 

216  568  000 
54  856  000 
•HNMMMHI 

204  300000 
60  756  000 
5  (XX)  000 

4013 
1102 
133 

3259 
969 
80 

Total: 

»19600000 

518  927  <)Ol)|5.)()4SO<M> 

880  424000 

270  056  000 

5248 

4308 

Ablest  lejrene  Reisende. 


Angekommene  Reisende') 
181M)        1898  1897 

Logiert  age 
1899        1898  1897 

Loglernachte 
per  Heisenden 

1899  1898|  1897 

Ii  JkkrttfMrhlfUn  . 
Ii  StutufcKklftti  . 

1  556  (XX)  1  356  000  1  380  000 
1  003  (XX)    904  000    920  000 

5  978  OOOo  795  000  5  978  000 
3  785  000  3  705  000  3  922  (XX) 

3.8 
3,8 

4,20 
4,10 

4,30 
4,20 

Total: 

2  559  0002  260  000  2  300  000 

9  763  000  9  500  OOo'»  800  Ol» 

3.8  4,15 

4,25 

(Hierher  die  Tabellen  von  Seite  1428.) 

Auswanderung.  Nachdem  die  Auswanderung  ans  der 
Schweiz  vom  Jahre  1893  bis  zum  Jahr  1898  infolge  der  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  in  den  Vereinigten  Staaten  bedeutend 
zurückgegangen  war  und  im  letztgenannten  Jahre  die  niedrigste 
Ziffer  seit  1880  gezeigt  hat,  ist  sie  seit  dem  Jahre  1899  wieder  in 
Zunahme  begriffen.  Im  Jahre  1901  sind  3921  Personen  aus- 
gewandert, 105  mehr  als  im  Vorjahre,  gegenüber  dem  Jahr  1898 
aber  erweist  sich  die  Auswanderungsziffer  als  eine  Vermehrung  um 
1633.  Betrachtet  man  indessen  die  Ergebnisse  der  Answandernngs- 
statistik  früherer  Perioden,  so  mnss  das  Jahr  1901  immerhin  zu 
den  Jahren  gerechnet  werden,  die  eine  nicht  starke  Auswanderung 

')  In  obenstehenden  Angaben  wurde  jede  Person  so  oft  gezählt,  als 
Bie  in  einem  Hotel  abstieg.  Die  effektive  Zahl  der  Reisenden  ist  nicht 
zu  ermitteln,  sie  schwankt  zwischen  3—  400000. 
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aufweisen.  In  dem  Jahre  1902  ist  die  Auswanderang  weiter  gestiegen 
anf  4707  Personen  und  in  1908  sogar  auf  5817  Personen. 

Gäste  nach  Nationen: 


Von  je  100  Betten  waren  durch- 


Nationen 


Deutschland  .  .  . 

Schweiz  

Grossbritannien  . 
Frankreich   .  .  . 

Amerika  

Belgien  

Holland  

Kusfliand  

Österreich  -  Ungarn 

Italien  

Dänemark  .  . 
Schwed.ti  Norweg 

Spanien   

Portugal  

Asien,  Afrika  .  .  . 


! 


! 


Verschied.  Länd( 


1899 

1898 

n; 

1897 

0' 

33,6 

28.4 

33,8 

<iU,U 

24  ,b 

18,3 

17,3 

i  <;.» 

16.5 

11.2 

11.4 

11,8 

5,2 

3.4 

ai 

3,4 

2,2 

1,5 

2,9 

2,4 

1,8 

2.0 

1,6 

2  2 

2,2 

2,0 

0,7 

0,4 

0,5 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

1,0 

0,6 

0,1 
1  3 

0,2 

'S  1 

0,4 
2,9 

100 

100 

100 

schnittlich  nac 

htlic 

h  bes 

etit: 

Monate 

1899 

1898 



1897 

Januar   

17 

15 

16 

Februar   

18 

15 

15 

21 

17 

14 

24 

18 

15 

Mai  

33 

22 

20 

34 

31 

30 

Juli  

65 

52 

59 

81 

76 

81 

September.  .  .  . 

50 

50 

53 

Oktober  

32 

23 

30 

November  .... 

19 

18 

14 

Dezember  .... 

16 

14 

14 

I 

Von  den  Auswanderern  des  Jahres  1901  waren  2423  oder 
01,79%  Bürger  ihres  Wohn-Kantons,  545  oder  13.89°  0  Schweizer- 
bürger anderer  Kantone  und  953  oder  24,30 °/0  in  der  Schweiz 
wohnhaft  gewesene  Ausländer. 

Eingeschifft  wurden  die  meisten  Auswanderer  in  Ilavre  (2192); 
es  tolgton  Antwerpen  (550),  Southampton  (515),  Marseille  (158), 
Genna  (116),  Boulogne  s.  in.  (110),  Bremen  (79). 

Im  grossen  und  ganzen  ist  in  der  Wahl  der  Auswanderungs- 
ziele seit  längerer  Zeit  eine  wesentliche  Veränderung  nicht  ein- 
getreten. Noch  immer  üben  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
die  stärkste  Anziehung  auf  die  auswanderungslustigen  Kreise  nicht 
allein  der  Schweiz,  sondern  der  meisten  europäischen  Staaten  aus. 
Nachdem  die  Einwanderung  in  die  Union  vom  Jahr  1893  an  infolge 
einer  daselbst  ausgebrochenen  Krisis  zurückgegangen,  hat  sie  in  letzter 
Zeit  wieder  eine  bedeutende  Zunahme  aufzuweisen.  Die  Zahl  der 
Einwanderer  betrug  im  Fiskaljahre  1900, 1901  502S6S  oder  ca.  47000 
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mehr  als  im  Jahre  vorher.  Im  Kalenderjahr  11*01  wurden  in  New 
York  allein  438808  Zwischendeck-  und  128  143  Kajütenpassagiere 
gelandet.  Von  den  im  Jahre  1901  aus  der  Schweiz  ausgewanderten 
Personen  haben  sich  3520  oder  89,7  0o  (gegen  3341  oder  87,5°  0  im 
Jahre  11*00)  nach  den  Vereinigten  Staaten  begeben.  Die  schweize- 
rischen Auswanderer  siedeln  sich  hauptsächlich  in  den  Staaten 
New  York  (1815),  Kalifornien  (453.  zumeist  Tessiner),  Wiskonsin  (199). 
Pennsylvania  (151),  Illinois  (107),  Ohio  (104)  und  Jowa  (90)  an. 

Die  allgemeine  Zunahme  der  Kinwandernng  in  die  Vereinigten 
Staaten  ist  einerseits  deshalb  bemerkenswert,  weil  die  Einwandernngs- 
politik  der  Union  seit  etwa  zwei  Jahrzehnten  sich  in  dem  Sinne 
geändert  hat,  dass  die  seither  erlassenen  Gesetze  eher  der  Ausdruck 
der  starken  Abneigung  sind,  die  in  gewissen  einflussreichen  Kreisen 
der  Union  gegen  eine  Zunahme  der  Einwanderung  herrscht.  Diese 
wird  hauptsächlich  deshalb  nicht  gerne  gesehen,  weil  die  Furcht 
besteht,  die  weniger  kostspielige  Lebenshaltung  der  meisten  Ein- 
wanderer könnte  ein  Zurückgehen  der  Arbeitslöhne  zur  Folge  haben. 
Bei  dem  bedeutenden  Aufschwung,  den  Handel,  Industrie  und  Ver- 
kehr in  der  Union  genommen,  haben  die  getroffenen  Massnahmen 
nicht  vermocht,  den  Strom  der  europäischen  Auswanderung  nach 
anderen  Gebieten  zu  lenken. 

Die  Auswanderung  nach  Mittelamerika  ist  nie  von  Bedeutung 
gewesen;  die  vielfachen  Unruhen,  die  in  letzter  Zeit  dort  geherrscht 
haben,  sind,  wie  das  Klima,  nicht  dazu  angetan,  Auswanderungslnstige 
anzuziehen.    Es  gingen  nach  Mexiko  1,  nach  Columbia  3  Personen. 

Bedentender  war  die  Auswanderung  nach  Südamerika,  wo 
sich  seit  vielen  Jahren  eine  grössere  Anzahl  schweizerischer  An- 
siedlungen  befindet.  Immerhin  ist  die  Zahl  der  Auswanderer  nach 
den  einzelnen  Staaten  Südamerikas,  seitdem  die  von  einigen  derselben 
getroffenen  Massnahmen  zur  Begünstigung  der  Einwanderung,  wie 
in  der  Schweiz,  so  auch  in  mehreren  anderen  Staaten  Europas  auf 
Wideretand  gestossen  sind,  zurückgegangen.  Nach  Argentinien 
wanderten  230  (gegen  200  im  Vorjahre),  nach  Brasilien  42  (gegen  10), 
nach  Venezuela  2,  nach  Chile  12  (gegen  35),  nach  Uruguay  1 
(gegen  21)  und  nach  Peru  1  Person  aus. 

Es  wanderten  ferner  ans:  nach  Afrika  18  Personen,  davon  7 
nach  dem  Süden,  nach  Asien  29,  davon  15  nach  Singapore,  und  4<> 
nach  Anstralien,  davon  10  nach  Melbourne  und  17  nach  Sydney. 
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Die  eminente  Entwicklung  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  gegenüber  dem  altkultivierten  Europa  hat  in 
politischer  wie  wirtschaftlicher  Beziehung  in  dem  Jahre  1901  weitere 
Fortschritte  gemacht.  Die  Ersetzung  des  Olayton-Bulwer-Vertrages 
durch  den  Hay-Pauncefote- Vertrag  und  die  Anerkennung  der  Monroe- 
doktrin selbst  für  Südamerika  (in  der  Venezuelafrage),  ebenso  wie 
das  planmässige  Beginnen  zur  Schaffung  einer  amerikanischen  Handels- 
und Kriegsflotte,  Aufkaufen  europäischer  Reedereien  und  Förderung 
des  Schiffbaues,  sind  Ereignisse  von  den  bedeutsamsten  weltwirtschaft- 
lichen Folgen. 

Die  europäischen,  unter  hohem  Steuerdruck  und  schweren 
Militärlasten  stehenden  Volkswirtschaften,  angewiesen  auf  den  Import 
grosser  Mengen  unentbehrlichster  Nahrungsmittel  und  wichtigster 
Rohstoffe  und  dadurch  ungünstig  ausgestattet  für  den  scharfen  Kon- 
kurrenzkampf, werden  schwerlich  eine  ebenso  glorreiche  Weiter- 
entwickelung gewinnen  können,  wie  die  letzten  Dezennien  ihnen 
gebracht  und  wie  andere  Länder,  namentlich  die  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika,  noch  zu  erwarten  haben.  Auch  die  pfiffigsten  Zoll- 
massnahmen  vermögen  den  natürlichen  Lauf  der  Dinge  nicht  zu 
hemmen.  Beachtenswert  ist  ferner,  dass,  während  Europa  in  dem 
Jahre  1901  von  einer  schweren  Krisis  heimgesucht  wnrde, 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  gerade  die  notleidendste 
der  europäischen  Industrien,  die  Eisen-  und  Stahlindustrie,  eine 
glänzende  Entwicklung  zeigte,  das  grosse  Netz  der  Eisenbahnen 
den  gewaltigen  Verkehr  nicht  zu  bewältigen  vermochte  und  das 
Weihnachtsgeschäft  in  dem  ganzen  Lande  als  so  gut  wie  noch 
niemals  zuvor  bezeichnet  wurde.  Dagegen  klagten  die  europäischen 
Ozeanfahrer  über  Mangel  an  Frachten  und  niedere  Raten  zugleich, 
die  europäischen  Eisenbahnen  haben  fallende  Einnahmen  zu  verzeichnen 
und  wachsende  Defizite  und  Schulden  charakterisieren  die  europäischen 
Staatsrechnungen.  Die  glänzende  Handels-  wie  Zahlungsbilanz  der 
Vereinigten  Staaten  ermöglichte  grossartige  Investierungen  aller  Art 
neben  einer  fortgesetzten  Tilgung  alter  Verpflichtungen  dergestalt, 
dass  in  wenigen  Jahren  die  amerikanische  Schuld  getilgt  ist.  Als- 
dann wird  die  Finanzkraft  und  das  wirtschaftliche  Übergewicht  der 
Vereinigten  Staaten  in  verstärktem  Mafse  wirksam. 

Eine  Verzehnfachnng  der  77  Mill.  Einwohner  der  Vereinigten 
Staaten  wird  erst  diejenige  Bevölkerungsdichtigkeit  ergeben,  wie  sie 
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heut«  in  Mitteleuropa  existiert!  Die  natürlichen  Faktoren  zu  einem 
derartigen  Aufschwung  sind  vorhanden:  einerseits  in  dem  innern 
Bevölkerungszuwachs  und  der  zumal  in  Zeiten  wirtschaftlicher 
Depression  in  Europa  starken,  augenblicklich  durch  Einwanderungs- 
gesetze der  Vereinigten  .Staaten  beschränkten  Einwanderung  und 
andererseits  durch  die  Möglichkeit  einer  ausgiebigen  Gewinnung 
von  Nahrungsmitteln  nnd  Rohstoffen  aller  Art,  namentlich  von  Baum- 
wolle, Steinkohlen,  Eisen  und  andern,  auch  edlen  Metallen,  sowie  in  dem 
Vorhandensein  gewaltiger  Wasserkräfte  zur  Erzeugung  der  Elektrizität. 

Der  Panamakanal  zieht  Ostasien  und  Australien  in  die  wirt- 
schaftliche Interessensphäre  der  Vereinigten  Staaten  und  sichert 
diesen  die  Hegemonie  auf  dem  ganzen  amerikanischen  Kontinente. 

Der  wirtschaftlichen  Macht  Amerikas  wird  die  politische  folgen 
und  damit  der  europäische  Feudalismus,  Militarismus  und  Monarchismus 
zugrunde  gehen. 

Die  Vereinigten  Staaten  liefern  für  den  Export  nicht  mehr 
hauptsächlich  nur  Weizen  und  Mais  -  Kohr-  und  Rübenzucker 
wird  in  steigenden  Mengen  erzeugt  und  machen  der  europäisch- 
kontinentalen  Einfuhr  Konkurrenz  —  sondern  auch  in  zunehmender 
Menge  und  Mannigfaltigkeit  Industrieprodukte  aller  Art.  Die 
Steigerung  der  Produktion  schliesst  eine  zunehmende  Vervollkomm- 
nung in  sich.  In  Maschinen  und  Werkzeugen  ist  eine  hohe  Stufe 
bereits  erreicht  und  die  Fortschritte  in  der  Textilindustrie  entziehen 
der  gewöhnlichen  Auslandware  immer  mehr  den  Boden,  was  um  so 
leichter  geschieht,  da  die  Inlandsprodnktion  durch  hohe  Znile  ge- 
schützt ist. 

Nur  für  die  besten  Erzeugnisse  des  Auslandes,  wie  für  Speziali- 
täten auch  in  Massenartikeln,  die  durch  intelligente  Arbeiter  und 
auf  vollkommensten  Maschinen  hergestellt  sind  und  deren  Produktion 
wie  Handel  sich  auf  genügende  Kapitalkraft  stützen,  ist  bei  der 
grossen  Konsumkraft  der  ländlichen  wie  der  städtischen  Bevölkerung 
der  Vereinigten  Staaten  immer  noch  ein  guter  Absatz  gesichert. 

Unsere  Ausfuhr  nach  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
im  Jahre  1901  zeigt  zu  Anfang  des  Jahres  eine  Depression,  die  aber 
allmählich  nachliess.  Namentlich  schwer  lag  der  Stickereimarkt, 
sowohl  in  Schiffli-  als  in  Handmaschinenprodnkten,  danieder;  gegen 
Jahresschluss  aber  bot  die  Situation  gerade  in  Stickereien  die  besten 
Hoffnungen. 
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Unsere  Gesamt  ausfuhr  nach  den  Vereinigten  Staaten  betrügt 
nach  unseren  auf  Grund  von  Mitteilungen  der  amerikanischen  Kon- 
sulate gemachten  Aufstellungen  in  1901  86,7  Millionen  Franken 
gegenüber  93,2  Millionen  Franken  im  Vorjahre.  Die  Abnahme  von 
O1  .:  Millionen  Franken  ist  durch  den  Ausfall  in  der  Position 
Stickereien  in  Höhe  von  7  Millionen  schon  mehr  als  gedeckt.  Die 
Ausfuhr  an  Stickereien  betrug  nämlich  38.3  Millionen  Franken  gegen- 
über 45.3  Millionen  Franken  im  Vorjahre.  Der  Dezembermonat  aber 
zeigt  mit  4,35  Millionen  Franken  gegenüber  3,39  Millionen  Frauken 
im  Vorjahre  wieder  Besserung.  Auf  eine  steigende  Inlandsprodnktion 
stossen  seidene  und  halbseidene  Stückware  mit  11,7  Millionen 
Franken  gegenüber  15  Millionen  Franken  im  Vorjahre;  ebensowenig 
befriedigt  die  St  roh  flechterei  mit  0,8  Millionen  gegenüber  1.2 
Millionen  Franken.  Dagegen  weisen  eine  Steigerung  auf:  Strick- 
waren von  1,1  auf  1,9  Millionen  Franken,  Käse  von  4,3  auf  die 
nie  zuvor  erreichte  Höhe  von  4,9  Millionen  Franken  und  Uhren 
und  Uhrenbestandteile  von  6,8  auf  8,8  Millionen  Franken. 

Die  Ausfuhr  der  Schweiz  nach  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  ist  sodann  in  1902  auf  107,0  Millionen  und  in  19<»3  anf 
111,5  Millionen  Frs.  gestiegen. 

Da  die  Hodenverhältnisse  der  Schweiz  der  Landwirtschaft  enge 
Grenzen  setzen,  hat  die  Industrie  subsidiär,  namentlich  als  Haus- 
industrie, und  auch  als  Fabrikindustrie  schon  seit  lange  zur  Ernährung 
der  Bevölkerung  wesentlich  beitragen  müssen.  Unsere  Export- 
Industrieen  umfassen  hauptsächlich  einige  wenige  grosse  Positionen, 
als  Spinnerei,  Weberei,  Stickerei  und  Maschinenindnstrie  vorwiegend 
in  der  Ostschweiz,  Taschenubren  im  Jura,  chemische  Industrie  und 
Seidenbandweberei  in  Hasel,  Strohiudustrie  im  Aargau,  Bijouterie 
in  Genf,  hierzu  kommt  noch  etwa  die  elektrische  und  Aluminium- 
Industrie,  die  Schokolade  und  als  Exportprodukte  der  Milchwirtschaft 
kondensierte  Milch  und  Hartkäse.  Es  sind  meist  hochwertige  Spezial- 
prodnkte  von  relativ  geringem  Gewicht  und  Umfang,  die  sich  damit 
zur  Versendung  in  die  entlegensten  Länder  eignen.  Die  Gesamt  - 
ausfuhr  der  Schweiz  hatte  im  Jahre  1901  nur  ein  Gewicht  von 
5.2  Millionen  q  netto  gegenüber  einer  Einfuhr  von  45,4  Millionen  q 
netto.  Hierzu  kommt,  dass,  während  die  Ausfuhr  meist  abwärts 
gebt,  die  Einfuhr  aufwärts  zu  transportieren  ist.  Wie  wichtig 
unter  diesen  Umständen  die  Verkehrswege  für  die  Schweiz  sind. 
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und  namentlich  die  möglichst  weitreichende  Benutzung  von  Wusse  r- 
strassen,  leuchtet  ein.  Deshalb  musste  anrh  das  mangelnde  nach- 
barliche Entgegenkommen  bezüglich  des  Anschlusses  von  Hasel  an 
einen  leistungsfähigen  Hheinkanal  wiederholt  übel  vermerkt  werden. 
Zum  Glück  liegt  der  Seehafen  von  Genua  unserer  südlichen  Landes- 
grenze  nicht  allzu  ferne  und  sodann  hat  die  Tarifpolitik  der 
französischen  und  ebenso  der  österreichischen  Hahnen  manches 
dankenswerte  Entgegenkommen  gezeigt.  Auch  sind  die  Bestrebungen 
zur  besseren  Schiffbarmaehnng  der  Hhone  und  der  französischen 
Kanäle,  wie  der  Bau  eines  Kanales  Venedig— Lago  Maggiore,  zu 
begrüssen. 

Die  Schiffahrt  auf  dem,  gemäss  den  völkerrechtlichen  Verträgen 
zwischen  deutschen  Staaten,  Frankreich,  den  Niederlanden,  Österreich 
und  England  (Wiener  Kongressakte  von  1K14,  Rheinschiffahrtsakte 
vom  17.  Oktober  1868.  schweizerisch-badischer  Vertrag  vom  10.  Mai 
1871»),  freien  Hhein  bietet  der  Schweiz  die  Möglichkeit  eines  von 
dem  guten  Willen  der  Nachbarstaaten  völlig  unabhängigen  Welt- 
verkehrs. Dies  Moment  wird  um  so  bedeutungsvoller,  je  mehr  in 
den  Nachbarstaaten  die  Verstaatlichung  der  Eisenbahnen  und  die 
Vereinheitlichung  ihrer  Verwaltung  Platz  greift  und  an  die  Stelle 
des  blossen  Geschäftsprinzips  in  dem  Tarifwesen  die  nationale  Eisen- 
bahnpolitik tritt. 

Übrigens  ist  auch  schon  von  Bayern  die  Bedeutung  der 
Regulierung  des  Oberrheins  und  der  Rheinschiffahrt  bis  in  den 
Bodensee  klar  erkannt  worden,  indem  dies  Projekt  alle  anderen 
bayrischen  Schiffahrtsprojekte  weit  überragt.  So  hat  der  Prinz 
Ludwig  in  der  bayrischen  Reichsrats-Kammer  im  Laufe  der  Debatte 
über  die  pfälzischen  Eisenbahnen  im  Dezember  1903  verlangt,  bei 
dem  Werke  der  Rheinregulierung  sollte  nicht  Strassburg  den  End- 
punkt bilden,  sondern  der  Bodensee,  so  dass  hadisch  Konstanz, 
württembergisch  Friedrichshafen,  bayrisch  Lindau,  österreichisch 
Bregenz  und  schweizerisch  Romanshorn  und  Hombach  die  Endhäfen 
des  Rheinverkehrs  sein  würden. 

Die  Bedeutung  des  schweizerischen  Handels  erhellt  sodann 
aus  den  Wertangaben,  indem  im  Jahre  1901  für  1050  Millionen  Fr». 
Waren  ein-  und  für  836,6  Millionen'  Frs.  ausgeführt  wurden.  An 
der  Einfuhr  sind  beteiligt:  Deutschland  mit  30,2°  ,„  Frankreich  mit 
19,6 »l0.  Italien  mit  15  «  0,  Amerika  mit  8.9  00,  Österreich-Ungarn 
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mit  6,1  °/0.  England  mit  4,5%  etc.,  und  an  der  Ausfuhr  aus  der 
Schweiz:  Deutschland  mit  23%,  England  mit  22,6%  Amerika  mit 
13,6%  Frankreich  mit  13,1%  Italien  mit  5,5%,  Österreich  mit 
5,4  %  etc. 

Bei  dieser  starken  Einfuhr  ist  es  nicht  verwunderlich,  dass, 
trotz  niedriger  Zollansätze  im  einzelnen,  die  Zollerträge  recht  be- 
trächtlich sind.  Die  Einfuhrzölle  und  dazu  die  Beträge  der 
Verbranchsabgaben  und  Monopolgewinne  stellen  nach  unserer 
Berechnung  für  die  Schweiz  und  zum  Vergleiche  damit  auch  für  ihre 
Nachbarländer  folgende  Summen  per  Kopf  der  Bevölkerung  dar: 
Schweiz  181*9:  Zollertrag  15,33  Frs.,  eidgenössisches  Alkohol- 
raonopol  2  Frs.,  kantonales  Salzmonopol  1,08  Frs.,  zusammen  18.41  Frs. 
Deutschland  1899:  Zollertrag  9.26  11k.,  Branntwein-,  Bier-,  Tabak-, 
Salz-  und  Zuckereinnahme  9,06  Mk.,  zusammen  18,32  Mk.  =  22,62  Frs. 
Frankreich  1899:  Zollertrag  11,44  Frs.,  Bier-,  Getränke-  und 
Zuckersteuer,  Tabak-  und  Zündhölzchenmonopol.  Salzstener  etc. 
28,12  Frs.,  zusammen  39,56  Frs.  Italien  1899:  Zollertrag  7,61  Frs., 
Konsumsteuern  8,01  Frs.,  Tabak-  und  Salzmonopol  7,03  Frs..  zusammen 
22,65  Frs.  Österreich  1899:  Zollertrag  2,52  Kronen,  Konsum- 
Steuern  und  Tabak-  und  Salzmonopol  (1898)  16,88  Kronen,  zusammen 
19,40  Kronen  —  20,37  Frs.  Ungarn  1899:  Zollertrag  2,52  Kronen, 
Konsumsteuern  und  Tabak-  und  Salzmonopol  13,12  Kronen  =  16.42  Frs. 

Sodann  mögen  die  Eintragungen  in  das  eidgenössische 
Handelsregister  Erwähnung  linden.  Es  waren  verzeichnet  Ende 
1901  resp.  1900  und  18S3  an  Einzelfirmen  32810  resp.  32735 
(24  023);  Kollektiv-  und  Kommanditgesellschaften  6162  resp.  6049 
(3666);  Aktiengesellschaften,  Kommauditaktiengesellschaften  und 
Genossenschaften  6173  resp.  5843  (1417);  Vereine  1707  resp.  1566 
(134);  Filialen  881  resp.  864  (368);  sonstige  693  resp.  700  (2052); 
total  4842»;  resp.  47757  (31740). 

Eine  Zusammenstellung  auf  Grund  der  Publikationen  in  dem 
schweizerischen  Handelsamtsblatte,  ergibt  an  N engründungen  von 
Aktiengesellschaften  in  1900  resp.  1899:  129  resp.  139  Gesell- 
schaften mit  70.0  resp.  74  Millionen  Frs.  Kapital  und  mit  Kapital- 
erhöhungen je  68  Aktiengesellschaften  mit  37  resp.  50  Millionen 
Frs.  Kapital;  davon  stellen  eine  blosse  Umwandlung  bisheriger  Betriebe 
dar:  49  resp.  52  Gesellschaften  mit  34  resp.  36.2  Millionen  Frs.  Kapital. 
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Schweizerisches  Jahrbuch  für  Finanz-.  Bank-,  Trans- 
port- und  Versicherungswesen,  2.  Jahrg.,  Bern  1900.  —  Das 
Buch  enthalt  eine  Betrachtung  von  Dr.  T.  Gkhuing  über  das  "Wirt- 
schaftsjahr 1899,  sodann  Abhandlungen  über  Handels-  und  Zollstatistik 
und  Währnngswesen  von  Dr.  T.  Gkkkin<;  und  Dr.  Alhkkt  Mkvkk.  und 
über  die  Finanzen  des  Bundes  und  der  Kantone  von  Dr.  J.  Steiokr. 
Hieran  schliesst  sich  eine  Aufzählung  der  Anleihen  und  Emissionen 
des  Jahres  1899.   Es  folgt  eine  Aufstellung  der  210  grösseren  Banken 
nnd  Sparkassen  (von  ca.  400)  und  ihrer  Bilanzen  von  A  Aklmu 
und  ferner  von  28  der  bedeutenderen  industriellen  Unternehmungen 
mit  wenigstens  je  zwei  Millionen  Franken  Aktienkapital,  für  welche 
Geschäftsberichte  vorlagen.    Ein  Pnblikationszwang  in  bezug  auf 
die  Jahresberichte  der  Aktiengesellschaften  existiert  in  der  Schweiz 
nicht.    Das  Eisenbahnwesen  behandelt  Dr.  Fr.  Volmak,  das  Ver- 
sicherungswesen Dr.  E.  Ckrlsoi.k.     Die  Kechnnngsergebnisse  und 
Bilanzen    von   23  konzessionierten  schweizerischen  Versicherungs- 
gesellschaften für  1899  siud  angeführt.   Ein  Anhang  verzeichnet  die 
Banken,  Bank-  und  Börsenagenten,  Sparkassen-  und  Inkassogeschäfte 
mit  Angabe  der  Unterschrift  führenden  Personen.   Die  Abhandlungen 
verdienen  eingehende  Beachtung  und  die  Zusammenstellungen  werden 
demjenigen  willkommen  sein,  dem  das  meistens  zugrunde  liegende 
amtliche  Material  nicht  zur  Hand  ist.    Die  3.  Ausgabe  erschien 
unter  dem  kürzeren  Titel  „Schweizerisches  Finanzjahrbuch", 
Bern  1901.    Die  Stoffanordnung  ist  im  allgemeinen  die  gleiche  ge- 
blieben, nur  dass  der  Umfang  auf  fast  die  Hälfte  reduziert  ist.  Das 
Buch  enthält  noch  eine  Übersicht  der  Bnndes-Subventionen  an  die 
Kantone  nnd  eine  erweiterte  Behandlung  der  industriellen  Gesell- 
schaften und  des  Versicherungswesens. 

Eine  ausführliche  Statistik  und  Darstellung  des  Finanz- 
wesens der  Kantone  von  Dr.  J.  Stkigkk  findet  sich  in  der  Zeit- 
schrift für  schweizerische  Statistik,  Bern  1899.  Es  ist  eine  sehr 
verdienstvolle  und  grundlegende  Arbeit,  wenn  es  bei  der  Kom- 
pliziertheit und  Unübersichtlichkeit  der  kantonalen  Verhältnisse  auch 
nicht  möglich  war,  in  allen  Einzelheiten  ein  richtiges  Urteil  zu  finden. 

Über  die  Finanzverhältnisse  der  Kantone  sagt  das  genannt« 
Finanzjahrbuch:  Die  finanzielle  Lage  der  Kantone  hat  sich  in  den 
letzten  Jahren  erheblich  verschlechtert.  "Während  das  Jahr  1890 
für  die  Kantone  noch  einen  Totalvorschlag  von  ca.  einer  Million 
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Franken  ergab  und  1897  von  l1  ,  Millionen  Franken,  wies  der  Ab- 
schluss  von  1 8**8  schon  ein  Defizit  von  ea.  7400  Frs.  auf  und  der 
von  181*11  von  2300315  Frs. 

1*8")  betrugen  die  Verwaltungsausgaben  der  Kantone  66  Millionen 
Franken,  1891  84  Millionen,  1898  113,3  Millionen,  1899  118,7  Millionen 
und  pro  1901  werden  sie  die  doppelte  Summe  von  1885  bereits  er- 
reicht haben,  während  die  Bevölkerung  seit  1885  höchstens  15%  zu- 
genommen hat.  Zunächst  ist  allerdings  zu  bemerken,  dass  der 
Nationalwohlstand  und  damit  die  Steuerkraft  gestiegen  sind;  um 
wieviel,  lässt  sich  nicht  bestimmen.  Die  vermehrten  Sparkassen- 
einlagen bilden  wohl  ein  Symptom,  aber  noch  keinen  Mafsstab  dafür. 
Die  vermehrten  Einlagen  beruhen  nicht  nur  auf  der  Zunahme  des 
Nationahvohlstandes,  sondern  auch  auf  der  vermehrten  Popularität 
der  Sparkasseninstitute.  Ein  Teil  der  Deckung  der  Mehrausgaben 
fällt  auf  die  Zunahme  der  indirekten  Steuern  und  Gebühren,  die 
aber  nicht  beträchtlich  ins  Gewicht  fallen,  obwohl  eine  Reihe  von 
Gesetzen  über  Wirtschaftspatente,  Handels-  und  Hausierpatente, 
Stempel  etc.  seit  1885  eingeführt  worden  sind. 

Weitaus  das  Hauptkontingent  der  Einnahmenvermehrung  fällt 
auf  neue  direkte  Steuern  mit  Einschlnss  von  verschärften  Erbschafts- 
steuern und  das  immer  straffere  Anziehen  der  Steuerschraube.  Neue 
oder  revidierte  Steuergesetze  sind  seit  188."»  eingeführt  worden  in 
Lnzern  1892,  Uri  1*86,  Glarus  1891,  Zug  1896,  Solothum  1*95. 
Haselstadt  1897,  Haselland  Verfassung  1892.  Appenzell  A.-Rh.  1897, 
Tliurgau  1897,  Tessin  1*91,  Neuenburg  1892,  Genf  1900.  In  der 
Revision  begriffen  sind  gegenwärtig  die  Steuergesetze  von  Zürich, 
Kern,  Lnzern,  St.  Gallen  und  Aargau.  Ernstlich  geplant  sind  Stener- 
revisionen  oder  neue  Gesetze  in  Nidwaiden,  Glarus,  Appenzell  I.-Rh. 
Es  hat  somit  auf  dem  Gebiete  der  Steuergesetzgebung  in  den  letzten 
15  bis  16  Jahren  eine  völlige  Umwälzung  stattgefunden,  einesteils 
um  die  Steuerlasten  wirklich  oder  angeblich  besser  zu  verteilen, 
andernteils  aber,  und  das  ist  die  Hauptsache,  um  dem  Fiskus  ver- 
mehrte Einnahmen  zuzuführen. 

In  vielen  Kantonen  ist  die  Steuei-schraube  auf  dem  Maximum 
ihrer  Leist ungsfähigkeit  angelangt.  Man  denke  nur  an  die  Kantone 
Zürich,  Hern,  Raselstadt.  Appenzell  A.-Rh.,  St.  Gallen,  Thurgau. 
Tessin,  Waadt, 
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Anch  in  den  Kantonen,  wi  keine  allzu  liolien  Staats-Steuer- 
qnoten  existieren,  ist  man  steucrmüde.  Im  Kantnn  Thurgan  hat  die 
sukzessive  Erhöhung  der  Staatssteuer  eine  deutlich  spürbare  Ver- 
stimmung' hervorgerufen,  der  nicht  nur  das  Eisenbahnsubventions- 
gesetz, sondern  teilweise  auch  das  jüngst  verworfene  Seminargesetz 
zum  Opfer  gefallen  sein  sollen.  Eine  kleine  Erhöhung  der  geringen 
Staat.sstener  in  Solothurn  hat  sofort  eine  Initiative  dagegen  provoziert. 
Die  Steuererhöhung  wurde  wieder  abdekretiert.  Der  Steuergesetz- 
entwurf  von  Hern  besitzt  einstweilen  nicht  die  mindeste  Aussieht 
auf  Annahme.  Ob  die  geplante  geringe  Erhöhung  der  Staatesteuer 
in  Luzern  und  Aargau  vom  Volke  unangefochten  bleiben  wird,  er- 
scheint heute  noch  als  zweifelhaft.  Glums.  Nid  wählen  und  Appen- 
zell I.-Rh.  besitzen  sehr  einseitige  und  laxe  Stenergesetze  und  doch 
wollte  das  Volk  bis  jetzt  nichts  von  Reformen  wissen. 

Mit  neuen  Steuergesetzen  und  grösseren  BundesMibventionen 
ist  den  Kantonen  nicht  geholfen,  jedenfalls  s.>  lange  nicht,  bis  die 
kantonalen  Behörden  verschiedener  Kantone  wieder  gelernt  haben, 
mit  den  vorhandenen  Einnahmen  sorgfaltiger  zu  haushalten  und  un- 
nütze oder  nicht  dringende  Ausgaben  zu  beschneiden. 

Für  die  zürcherischen  Steuerverhältnisse  ist  zu  verweisen  auf 
die  Ausführungen  des  Handelskammersekretärs  E.  Ricuauo,  Vor- 
schläge zur  Revision  des  Staatssteuergesetzes  des  Kantons 
Zürich,  Zürich  DM11.  -  Diese  von  der  Zürcher  Handelskammer 
beratenen  und  genehmigten  Vorschläge  enthalten  neben  dem  Zürcher 
Material  eine  eingehende  tabellarische  Übersicht  der  Steuer- 
grundsätze und  Steuerquoten  sämtlicher  schweizerischen 
und  einiger  ausländischen  Gesetzgebungen.  Seit  dem  Er- 
scheinen von  G.  Schanz'  filnfbändigem  Werke  über  die  Steuern  der 
Schweiz,  Stuttgart  1890,  ist  viel  über  den  Charakter  unseres  Steuer- 
wesens geschrieben  und  fast  überall  die  Notwendigkeit  von  Reformen 
als  dringend  erkannt  worden;  aber  dennoch  ist  über  den  zu  be- 
schreitenden Weg  keine  Einigung  erzielt  und  der  Wille  zur  Tat 
noch  immer  nicht  in  genügendem  Mai'se  erstarkt.  Darum  verdienen 
die  Darlegungen  auch  über  die  Grenzen  des  Kantons  Zürich  hinaus 
sorgsame  Beachtung. 

Das  wesentlichste  hieraus  ist  zusammengefasst  und  neues, 
insbesondere  durch  Berücksichtigung  des  inzwischen  erschienenen 
Berichts  des  Regiernngsrates  an  den  Kantonsrat  über  die  Finanzlage 
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des  Kantons  Zürich  vom  26.  November  1901,  hinzugefügt  worden 
in  E.  Ruhaud's  Vortrag  zur  Zürcher  Steuerreform,  der  dem 
Jahresbericht  der  Zürcher  Handelskammer  für  1901,  Zürich  1902, 
einverleibt  ist.  Wenn  nicht  in  absehbarer  Zeit  die  gründlichsten 
Steuerreformen  zur  Durchführung  gelangen,  so  dürfte  für  unsere 
Finanzpolitiker  nichts  übrig  bleiben,  als  ihr  Augenmerk  in  erster 
Linie  anf  eine  Einschränkung  der  Staatsausgaben  zu  richten. 

Nach  der  Zürcher  Gemeindefinanzstatistik  des  kan- 
tonalen Statistischen  Bureaus  belauft  sich  der  Betrag  aller  Ge- 
meindesteuern im  Jahre  1899  auf  12116178  Franken  gegen 
12275130  Frs.  im  Vorjahre.  Das  Stenerbetreffnis  auf  den  Kopf 
der  Wohnbevölkerung  beträgt,  im  kantonalen  Durchschnitt  für 
das  Berichtsjahr  28,17  Frs.  gegen  28,68  Frs.  für  1898.  Die  höchsten 
Betreffnisse  (von  25—39,70  Frs.  pro  Kopf)  weisen  die  Bezirke  Zürich, 
Meilen  und  Winterthur  auf  mit  39,70,  27,28  und  26,84  Frs.,  die 
niedrigsten  (unter  15  Frs.)  die  drei  nördlichen  landbautreibenden 
Bezirke  Andelfingen,  Dielsdorf  und  Bulach  mit  11,26,  12,18  und 
13.01  Frs. 

Das  Stenerkapital  ist  von  1315078000  Frs.  für  1898  auf 
1271669000  Frs.  für  1899  zurückgegangen;  die  Gemeindesteuer- 
kap italquo te  pro  Kopf  reduzierte  sich  von  3569  Frs.  im  Vorjahre 
auf  2954  Frs.  im  Berichtsjahre,  also  um  615  Frs.  oder  17,2%.  Unter 
den  bezirksweisen  Durchschnitten  erreichte  derjenige  Zürichs,  welcher 
allein  über  dem  kantonalen  Mittel  steht,  den  Betrag  von  4291  Frs. 

Da  die  direkte  Besteuerung  namentlich  des  Kenteneinkommens 
sehr  hoch  ist  und  oft  ein  Viertel  des  Renteneinkommens  verschlingt, 
so  ist  eine  stark  verbreitete  Steuerdefrandatiou  in  erschreckender 
Höhe  —  nur  die  Hälfte  oder  ein  Dritteil  versteuert  —  zu  kon- 
statieren, aber  keineswegs  allein  im  Kanton  Zürich. 

Sehr  instruktiv  sind  die  Darlegungen  des  verdienten  alten 
Pädagogen,  ehemaligen  1848er  Revolutionärs.  F.  Bkist,  betr.  die 
Notwendigkeit,  das  Zürcher  Stenergesetz  auf  einer  anderen  Grund- 
lage aufzubauen.  (Schweiz.  Blätter  f.  Wirtschaft«-  und  Sozialpolitik, 
Bern  189*,  S.  537—547.) 

Für  den  Kanton  Bern  stellt  die  Steuerstatistik  des 
kantonalen  bernisrhen  Statistischen  Bureaus  für  1899  fest:  Ein  auf 
Cirund  der  Steuerregister  konstruiertes  Bild  der  Reiehtumsverteilnug 
leidet   unter  der  stets  unzureichenden   und  ungleichmässigen  Be- 
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Steuerungspraxis;  denn  zu  niedrige  Selbstschütznngen  einerseits  und 
oft  wohl  auch  zu  weitgehende  Nachsicht  seitens  der  Steuerbehörden 
der  Gemeinden  andererseits  bringen  es  mit  sich,  dass  die  Stener- 
kapitalien  im  allgemeinen  stets  als  erheblich  unter  der  Wirklichkeit 
stehend  zu  betrachten  sind;  ebenso  ist  nicht  ausser  acht  zu  lassen,  dass 
z.  B.  beim  Einkommen  aller  Verdienst  aus  Arbeit,  welcher  000  Frs. 
nicht  übersteigt,  steuerfrei  ist,  dass  ferner  beim  beweglichen  Vermögen 
viel  Steuerkapital  verheimlicht  wird  und  endlich,  dass  auch  die 
Grundsteuerschätzungen,  deren  Objekte  der  Besteuerung  zwar  nicht 
entgehen  können,  meistens  unter  dem  wirklichen  Verkehrswert  oder 
Kaufpreis  stehen,  obschon  manchenorts  Uber  zu  hohe  Grundsteuer- 
Schätzungen  geklagt  wird. 

Auf  1000  Einwohner  kommen  im  Kanton  überhaupt  17H,:i 
Vermögenssteuerpflichtige;  davon  entfallen  (»H,7  °,:00  auf  die  unterste 
Kategorie  mit  einem  Vermögensstenerkapital  bis  2000  Frs.,  37,5  °/a) 
auf  die  zweitunterste  mit  2001—5000  Frs..  2(5,1  0  iro  auf  die  dritte 
mit  5001-10000  Frs.,  12,0  "  w  auf  die  nächstfolgende  mit  10001  bis 
15000  Frs.,  7,5  %  auf  die  folgende  mit  15001-20000  Frs., 
5,1  *!w  auf  die  weitere  mit  20001—25  000  Frs.  n.  s.  f.  Die  Millionären- 
kategorie erscheint  mit  0,2  °;,00  oder  es  kommt  demnach  auf  je  5000 
Einwohner  im  Kanton  Bern  ein  Millionär,  wobei  freilich  wiedernui 
die  Banken  und  Korporationen  inbegriffen  sind;  ohne  diese  käme 
ungefähr  auf  je  10 000  Einwohner  ein  privater  Millionär. 

Die  noch  bedeutend  weitergehende,  lediglich  administrative 
Befreiung  unständiger  Arbeiter  von  der  Einkommensteuer  (bis  zu 
1500  und  2000  Frs.  Einkommen)  in  der  Stadt  Bern  hat  den  grossen 
Übelstand  gezeitigt,  dass  eine  sehr  ins  Gewicht  fallende  Anzahl  von 
stimmberechtigten  Bürgern  stets  allzu  bereit  ist,  durch  weitgehende 
Ansgaben-Dekretiernng  den  Mitbürgern  steigende  Steuerlasten  auf- 
zuladen. 

Die  Ermittelung  der  Gemeindesteueransätze  fördert  grosse 
Verschiedenheiten  zutage.  Eine  bernische  Gemeinde  erhob  vor 
einigen  Jahren  eine  Vermögenssteuer  von  21  °l00  des  Vermögens. 
Dabei  traten  wiederholt  Ungesetzlichkeiten  zutage. 

Ein  näherer  Einblick  in  die  Steuerpraxis  der  Gemeinden  be- 
lehrt uns,  dass  es  nicht  sowohl  auf  die  Form  und  den  Inhalt  der 
Gesetze,  als  namentlich  auf  den  richtigen  Vollzug  derselben  ankommt 
und  dass  in  dieser  Hinsicht  in  der  Tat  noch  viel  zu  wünschen  übrig 
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bleibt.  Indessen  kann  die  Schuld  nicht  allein  den  vollziehenden 
Organen,  den  Gemeindebehörden,  zugeschrieben  weiden,  sondern  es 
fällt  ein  gut  Teil  derselben  den  Staats-  und  Bezirksbehörden,  welche 
Aufsicht  üben  sollten  und  es  nicht  tun,  sowie  auch  dem  Gesetzgeber 
zur  Last,  der  seinerzeit  für  ein  möglichst  kompliziertes  Steuergesetz 
gesorgt  hat.  Aber  nicht  allein  in  der  Steuerpraxis  bleibt  zu 
wünschen  übrig,  sondern  auch  in  der  Verwaltung  der  Gemeinden. 
Dass  die  Hilfsmittel  der  Einwohnergemeinden  vielfach  zu  gering, 
die  Lasten  derselben  dagegen  zu  gross  und  höchst  ungleich  verteilt 
sind,  ist  längst  nachgewiesen,  so  dass  eine  gründliche  Verwaltungs- 
reform als  eine  zeitgemässe  und  dringende  Aufgabe  des  Staates  be- 
zeichnet werden  mnss.  Mit  neuen  Gesetzen  ist  hier  nicht  zu  helfen, 
sondern  lediglich  mit  einer  Reform  der  Verwaltung. 

Zur  historischen  Bevölkerungsstatistik  sind  in  der 
Zeitschrift  für  schweizerische  Statistik,  Hern  1900.  2  Abhandlungen 
erschienen  über  Kern  und  Freiburg  i.  V.  im  Lr>.  Jahrhundert, 
erstere  eine  Herner,  letztere  eine  Freibnrger  Dissertation.  Die  Ab- 
handlung F.  BroMBKKuKKs  über  Freibnrg  i.  Ü.  ist  sehr  beachtenswert, 
sie  ruht  auf  gründlichstem  Studium  der  alten  Register;  dagegen 
kann  die  Abhandlnng  K.  Schinhi.kk's  über  Bern  nicht  als  eine  um- 
sichtige Durcharbeitung  und  Ausnutzung  des  Materials  bezeichnet 
werden.  Da  wir  in  der  Tübinger  Zeitschrift  für  die  gesamte  Staats- 
wissenschaft, Januar  1902,  über  beide  nähere  Mitteilungen  machten, 
so  sei  darauf  wie  auf  die  Arbeiten  selbst  verwiesen.  In  demselben 
Hefte  der  Tübinger  Zeitschrift  erschien  ferner  von  dem  Referenten 
ein  kleiner  erster  Beitrag  zur  Begründung  einer  historischen 
Wo  Ii  n  u  n  g  s  s  t  a  t  i  s  t  i  k . 

Die  Wohnungsfrage  hat  allmählich  in  allen  grösseren 
Städten  zu  mehr  oder  minder  eingehenden  Untersuchungen  und  zum 
Eingreifen  von  Geineinden  und  Baugesellschaften  Veranlassung  ge- 
geben. Behandelt  ist  „die  Wohnungsfrage  in  der  deutschen  Schweiz" 
von  F.  Man... .Li)  und  Ja  question  du  logement  dans  la  Snisse 
occidental.-4  par  A.  Schnktzlkr  in  Bd.  97  der  Schriften  des  Vereins 
für  Sozialpolitik.  Leipzig  1901.  A.  S.iinktzlkk  hat  ausserdem 
eine  Zusammenfassung  der  einschlägigen  Materialien  gegeben  in 
,.Les  habitations  ouvrieres  en  Suisse",  Extrait  de  l'inventairc 
d.-s  Institut ions  economiques  et  sociales  de.  la  Suisse  ä  la  fin  du 
r>'  sircle.    Getieve   1900.    Desselben  Autors   „Enquete   sur  les 


Digitized  by  Google 


Gl'STAV  II.  SniMIDT:  Schweiz. 


1411 


conditions  du  logement  ä  Lausanne",  Lausanne  1 001,  enthält 
methodisch  wertvolle  Kombinationen  der  narh  Wohnungsbeschaffenheit 
verschiedenen  Stadtquartiere  und  der  einzelnen  Wohnungskategorien 
nach  Kubikinhalt  der  Wohnungen  per  Kopf  der  Bewohner  mit  Ge- 
burten- und  Sterbefrequenz,  ansteckenden  Krankheiten,  Kinder- 
sterblichkeit. Ehescheidungen.  Verbrechen.  Die  Beobaehtungszeit  und 
beobachtete  Menge  sind  zu  klein,  um  weitergehende  Schlüsse  zu 
gestatten,  indes,  sagt  der  Verfasser,  il  existe  une  solidarite  sanitaire, 
contre-partie  de  la  solidarite  huniaine. 

t'ber  „die  Ergebnisse  der  schweizerischen  Wohnungs- 
enqueten" berichtete  E.  Hokmann  in  dem  Archiv  für  soziale  Gesetz- 
gebung und  Statistik.  Berlin  l'.H'O. 

Besonders  erwähnt  sei  noch  das  711  Seiten  starke  Buch  von 
C.  Landölt,  Die  Wohnnngsenqucte  in  der  Stadt  Bern  vom 
17.  Februar  bis  11.  Marz  1*96,  Bern  1*99,  enthaltend  2*0  grössere 
Tabellen  mit  eingehender  textlicher  Darstellung,  eine  Weiterfiihrung 
des  trefflichen  Basler  Musters  von  K.  lin  hkh.  Leider  stellen  sich 
die  rechnungsmäßigen  Kosten  dieser  Untersuchung  für  eine  Stadt 
von  nur  60000  Einwohnern  schon  auf  40000  Frs.,  so  dass  der  Appetit 
auf  Statistik  der  Bevölkerung  für  lange  Zeit  verdorben  ist.  In  den- 
selben Fehler  zu  grosser  Kostbarkeit  ist  das  Statistische  Amt  der 
Stadt  Zürich  verfallen,  nur  dass  dieses,  bei  Verzicht  auch  auf  die 
notwendigste  textliche  Darstellung,  sich  darauf  beschränkt,  von  Zeit 
zu  Zeit  Tabellen  allergrüssten  Formats  mit  genauestem  Detail  und 
vielen  leeren  Rubriken  zu  publizieren. 

Über  ..Neuere  Schulhäuser  in  Zürich"  schrieb  A.  Gkiskh, 
Stadtbaumeister.    Zürich.  Zürcher  &  Furier,  1901. 

Ein  Bericht  über  den  Bau  von  kleinen  Familienhäusern  und 
Projekte  dazu  ist  enthalten  in  K.  S<  hindlkk-Eschkr,  Klein  aber  mein. 
6.  Aufl.  Zürich,  Alb.  Kaustein,  1901. 

Über  das  schweizerische  Schulwesen  gibt  zusammen- 
fassend Auskunft  die  „Schweizerische  Schulstatistik",  8  Bände, 
Zürich  1894—1896,  namentlich  der  achte  Band;  ferner  das  „Jahr- 
buch des  Unterrichtswesens  in  der  Schweiz",  Zürich,  Grell 
Füssli,  1902  (tur  1900),  14.  Jahrgang,  begründet  von  C.  Gitob,  in 
den  spätem  Jahrgängen  von  Dr.  Alu.  Hubkr  herausgegeben.  Es 
basiert  auf  den  25  kantonalen  Staatsrechnungen  und  Geschäfts- 
berichten, die  samt  den  eidgenössischen  Darstellungen  nach  Anlage, 
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Umfang  und  Durchführung:  die  allerbunteste  Militärkarte  dar- 
stellen. Der  Herausgeber  betont  «die  grossen  Schwierigkeiten  des 
statistischen  Teiles,  wo  die  verschiedenen  Völker  unter  einen  Hut 
gebracht  werden  müssen'*.  Als  einleitende  Arbeiten  sind  mono- 
graphische Darstellungen  geboten  über  Militärpflicht  der  Lehrer. 
Lehrerbildunganstalten,  Unentgeltlichkeit  der  individuellen  Lehr- 
mittel und  Schulmaterialien,  Ruhegehalts-,  Pensions-,  Alters-,  Witwen- 
und  Waisenkasse  der  Lehrer,  Stellvertretung  der  Lehrer,  Fürsorge 
für  Nahrung  und  Kleidung  armer  Schulkinder;  schwachsinnige,  ge- 
brechliche und  verwahrloste  Schulkinder,  Organisation  des  gesamten 
Schulwesens  in  den  einzelnen  Kantonen,  Fortbildungsschulen  für  die 
weibliche  Jugend,  die  ökonomische  Stellung  der  Primarlehrer  in  den 
einzelnen  Kantonen;  J.  C.  Grob,  1841—1901,  eine,  biographische  Skizze. 

Tu.  Kozaks  Bericht  über  die  Erhebungen  betr.  Liegen- 
schaftsverkehr im  Kanton  Baselstadt,  Basel  1899,  171  grosse 
Tabellen  und  25  Tafeln  graphischer  Darstellungen,  ist  das  Ergebnis 
einer  (»jährigen,  im  amtlichen  Auftrage  mit  einer  grösseren  Anzahl 
von  Hilfskräften  durchgeführten  Untersuchung.  Die  erste  Frage, 
die  sich  dem  gegenüber  aufdrängt,  ist  wiederum,  ob  sich  der  grosse 
Aufwand  an  Kraft  und  Geld  durch  die  wissenschaftlichen  und 
praktischen  Resultate  verlohnt,  zumal  es  sich  um  ein  nur  kleines 
Untersuchnngsobjekt  und  eine  meist  nur  9jährige  Beobaehtnngsdaner 
(1885—189:1)  handelt.  Infolge  der  Kleinheit  der  Zahlen  ist  sowohl 
die  Gewinnung  als  die  Verallgemeinerung  von  Schlussfolgerungen 
eine  sehr  beschränkte. 

Gerne  aber  gestehen  wir,  dass  die  minutiösesten  Fragen  mit 
peinlichster  Gründlichkeit  behandelt  worden  sind.  Es  beginnt  die 
Untersuchung  mit  einer  Feststellung  der  Anzahl  der  Grundstücke 
in  den  .Jahren  1885  und  1893.  Dass  in  einer  sich  stark  ver- 
grössernden  Stadt  eine  fortschreitende  Parzellierung  stattfindet,  ist 
indessen  ohne  weiteres  klar.  Nach  einem  Vergleich  mit  der  Be- 
völkerungszunahme in  den  einzelnen  Quartieren  aber  forschen  wir 
vergeblich.  Die  Weltbewegung  wird  nach  den  2  Richtungen  der 
Feuer- Versicheriingsschätzung  (1871 — 1897)  und  der  Handändernngen 
(lst;s — 1893)  erfasst  und  das  Ansteigen  der  Bodenpreise  in  sämt- 
lichen Zi.nen  durch  Krisen  unterbrochen  gefunden.  Bemerkens- 
werterweise  zeigte  sich  in  Basel  die  Löschung  getilgter  Schulden 
bis  auf  2.s  }  %  durchgeführt,  während  in  Nidwaiden  l(i%,  im  Gross - 
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herzogtum  Baden  Hl  °/0  nnd  im  Kreise  Matzingen  (Thorgan)  47,6  °/0 
der  Buchschnlden  abgezahlt,  aber  nicht  gelöscht  waren.  Bei  0,47  °/0 
der  Hypotheken  waren  Zinsreduktionen  nicht  im  Grundbuch  ein- 
getragen. Die  Belastung  der  verschiedenen  Quartiere  mit  Hypotheken 
mehrerer  Ränge  und  verschiedener  Zinsfüsse  zu  Gunsten  verschiedener 
Kategorien  von  Kreditoren  ist  ausführlich  zur  Darstellung  gebracht. 
Wenn  unter  die  wichtigsten  und  interessantesten  Ergebnisse  der  Er- 
hebung die  Tatsache  gerechnet  wird,  dass  die  Schuld -Belastung 
nach  der  Handänderung  in  der  Regel  grösser  ist  als  vorher,  so  ist 
damit  nur  etwas  ganz  Selbstverständliches  äusserst  umständlich  be- 
wiesen. Noch  ist  zu  betonen,  dass  die  in  die  Untersuchung  ein- 
bezogene baselstädtische  Landgemeinde  Bettingen  von  der  nahen  Stadt 
zu  stark  beeinflusst  erscheint,  um  einen  typischen  Gegensatz  von 
Stadt  und  Land  darzustellen.  Überhaupt  zwingt  uns  der  Tenor  der 
Arbeit,  vor  einer  Überschätzung  ebensowohl  der  Hypotheken- 
verschuldungsstatistik wie  der  Vereinheitlichung  des  Gruudpfandrechta 
zu  warnen,  trägt  doch  die  Zunahme  der  Geld-  und  Kreditwirtschaft 
und  damit  die  Mobilisierung  des  Grund  und  Bodens  notwendig  bei 
zur  grösseren  Verschuldung  und  Expatriiernng  unserer  bäuerlichen 
Bevölkerung. 

Dr.  F.  Büombkroeks  kleine  Broschüre  über  die  schweize- 
rische Ehegesetzgebung  im  Lichte  der  Statistik,  mit  10 
graphischen  Darstellungen,  Freiburg  i.  Ü.  1901,  richtet  sich  in 
Kapitel  1  gegen  den  Versuch  des  Zivilgesetzentwnrfes,  die  Ehe- 
mündigkeit von  18  resp.  16  auf  20  resp.  IS  Jahre  hinaufzusetzen, 
mit  den  Einwänden:  die  Schweiz  weise  schon  jetzt  eine  sehr  geringe 
Ehefrequenz  und  ebenso  eine  außergewöhnlich  kleine  Zahl  frühzeitiger 
Ehen  auf;  die  letzteren  gehören  zudem  meistens  solchen  Berufen  an, 
deren  Betrieb  kein  Hindernis  zur  ökonomischen  Sicherstellung  der 
Ehegatten  und  Kinder,  auch  im  Falle  früher  Verheiratung  der  Berufe- 
angehörigen  bilde.  Ferner  würde  die  Erhöhung  des  Ehemündigkeits- 
alters die  Anzahl  der  unehelichen  Geburten  steigern.  Die  sanitären 
Bedenken  und  ebenso  die  Gefährdung  der  Ehen  allzu  jugendlicher 
Personen  durch  Ehescheidung  scheint  uns  aber  unterschätzt  zu  sein. 
Kapitel  2  will  eine  Einschränkung  der  Ehescheidung,  die  allerdings 
in  der  Schweiz  erschreckend  hohe  Zahlen  aufweist,  herbeiführen, 
indem  die  Ehescheidung  nur  auf  bestimmt  formulierte  Gründe  hin 

ausgesprochen  werden  dürfe  und  auch  bei  Vorhandensein  solcher  noch 
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auf  blosse  Trennung  von  Tisch  und  Bett  erkannt  werden  könne. 
Hierbei  wird  auf  die  Gefahr  ehelicher  Entzweiung'  bei  konfessionell 
gemischten  Ehen  hingewiesen.  Die  Ausführungen  dieses  2.  Kapitels 
verdienen  sowohl  in  kritischer  als  positiver  Richtung  alle  Beachtung. 

Ganz  besonders  ist  der  schweizerischen  gemeinnützigen 
Gesellschaft  Erwähnung  zu  tun,  ebensowohl  wegen  ihrer  Werke, 
als  ihrer  Worte.    Angegliedert  sind  ihr  21  kantonale  und  31  Bezirks- 
gesellschaften, die  alle,  in  Worten  (vielfach  auch  gedruckt  in  be- 
sonderen Jahresberichten  oder  anderweitig)  und  Werken  unendlich 
tätig,  „unzählige  Fragen  von  allgemeinem  oder  von  lokalem  Interesse 
geprüft,  besprochen  und  oft  genug  glücklich  in  den  Jahres-  oder 
Halbjahressitzungen  der  Sektionen   und  der  Untersektionen  gelöst 
haben.    Es  sind  gewiss  nur  sehr  wenige,  das  allgemeine  Wohl  be- 
treffende Probleme,  welche  in  dem  vergangenen  Jahrhundert  die 
öffentliche  Meinung  beschäftigten,  deren  Lösung  sie  nicht  versucht, 
und  nur  gering  ist  das  Mals  des  Fortschrittes  zu  nennen,  an  dem 
sie  nicht  direkt  oder  indirekt  beteiligt  war.    In  den  meisten  Fällen 
gab  sie  die  Richtung  für  die  Solidaritätsströmungen".  So  charakterisiert 
Tu.  SKt'ttKTAN  sehr  fein  und  durchaus  ohne  Übertreibungen  das  Wesen 
dieser  gemeinnützigen  und  mit  ihnen  in  Fühlung  befindlichen  ähnlichen 
Gesellschaften.  Es  sind  Verbände,  in  denen  sich  die  allgemeine,  echt 
demokratische  Betätigung  solidarischer  Bestrebungen  offenbart  und 
die  ungezwungen  auch  gesellschaftlich  die  grössten  Extreme  zu  einigen 
vermögen.    Man  mag  sich  eine  Idee  von  der  werktätigen  Menschen- 
liebe der  schweizerischen  gemeinnützigen  Gesellschaft  machen,  wenn 
man  hört,  dass  1898  einzig  die  Sektion  Basel  mehr  als  20  ver- 
schiedene, meist  von  ihr  selbst  begründete  Stiftungen  verwaltete, 
beaufsichtigte  und  unterhielt.    Da  sind  zu  erwähnen:  Unterstützung 
der  Familien  von  Verurteilten,  Aufsicht  über  entlassene  Sträflinge, 
11  Volksbibliotheken.    Krankenmobilienmagazin,    Altersrente-  und 
Sterbekasse,   Schreibstube   für  Arbeitslose,   Volksküchen   in  allen 
Stadtteilen.  Kurse  für  Handfertigkeitsunterricht,  Jugendhort  zur  Be- 
wahrung von  Schulkindern  vor  den  Gefahren  des  (Tassenlebens,  \  cr- 
leihnng  von  Näh-  und  Strickmaschinen,  Waisenhaus,  Lehrlingsstiftung. 
Asyl  für  obdachlose  Mädchen,  unentgeltliche  Haushaltnngskurse  etc. 
und  solche  Listen  könnten  auch  für  andere  kantonale  Sektionen  auf- 
gestellt werden.   Pfarrer  Nikkkkwann,  Die  Anstalten  und  Vereine  der 
Schweiz  für  Armencrziehung  und  Armenversorgung.  bearbeitet  im 
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Auftrage  der  Armenkomuiission  der  schweizerischen  gemeinnützigen 
Gesellschaft,  Zürich  IS!»»;,  zählte  allein  Ts*  derartige  Einrichtungen 
anf,  ohne  die  rein  örtlichen  Stiftungen  mitzurechnen. 

Eine  Aufzählung  der  wichtigsten  Abhandlungen,  die  während 
der  3  letzten  Jahre  in  dem  Organ  der  schweizerischen  gemeinnützigen 
Gesellschaft,  der  „Schweizerischen  Zeitschrift  für  Gemein- 
nützigkeit", die  in  Zürich  erscheint,  enthalten  sind,  wird  am  besten 
deren  Bedeutung  ans  Licht  setzen.  Es  wurden  behandelt  in  1890: 
Die  Fürsorge  für  jugendliche  Verbrecher  und  Verwahrloste  in  Be- 
ziehung auf  die  schweizerische  Strafgesetzgebnng  von  R.  Kociikk, 
a.  Oberrichter,  und  G.  Schavkruth,  Gefängnisinspektor  in  Bern;  die 
Beschaffung  der  Bilfsmittel  zur  Durchführung  der  rtlfall-  und 
Krankenversicherung,  insbesondere  durch  Besteuerung  des  Tabaks, 
von  E.  W.  Mii.likt,  Direktor  des  eidgenössischen  Alkoholamts; 
\'orkehren  gegen  Natnrschäden,  gegen  tlie  es  keine  Versicherung 
gibt,  von  Dr.  G.  Glahkk  in  Münsingen;  die  Wirkungen  der  bisherigen 
Alkoholgesetzgebung  und  der  privaten  Bestrebungen  gegen  den 
AlkoholismnB  von  Pfarrer  B.  Marthalkr  in  Bern  ,  die  Arbeit  in  den 
Gefängnissen  von  Dr.  F.  Cukti;  Arbeiterkolonie  und  Lungenheilstätte 
von  B.  Baitkr;  sodann  noch  Kinderschutzbestimmungen,  Kindergärten, 
Banshaltungsschule.  Beihilfe  der  Gemeinden  zur  Lösung  der  Arbeiter- 
wohnnngsfrage. 

Der  Jahrgang  liMK)  enthält  Aufsätze  über:  Die  jugendlichen 
Arbeitskräfte  gegen  Überanstrengung  in  Bandwerk,  Hausindustrie 
und  Fabriken  schützenden  Massnahmen  von  E.  S<  iiwvzkr,  Oberrichter 
in  Zug;  Fürsorge  für  arme  chronisch  erkrankte  Kinder,  speziell  für 
Bhachitische  und  Skrophulöse,  von  J.  H  Crmmann,  Arzt  in  Unt.-Ägeri; 
Die  Bedeutung  der  schweizerischen  Kranken-  und  Unfallversicherung 
von  Dr.  C.  Kaufmann,  Arzt;  Die  öffentliche  Schreibstube  für  Arbeits- 
lose von  Dr.  C.  A.  Schmu»;  Zur  schweizerischen  Armenpolizei  von  Pfarrer 
J.  Winklkr;  Wald.  Wasser  und  Weide  von  G.  Eblin;  Private  Irren- 
verpflegnng  von  Dr.  Ris,  Irrenhausdirektor  in  Rheinau:  Bildnngs- 
kurse  für  Lehrer  und  Lehrerinnen  von  Spezialklassen  für  Schwach- 
begabte von  A.  Fislkr  ;  ferner  über  Schnlsparkassen,  Enseignement 
des  sciences  sociales,  schweizerische  Anstalten  für  schwachsinnige 
Kinder,  Beilstätten  für  Lungenkranke.  Und  aus  dem  Jahrgang  1901 
seien  erwähnt :  Les  conditions  de  l'habitation  et  la  sante  publique 
par  le  Dr.  G.  Sani>oz;  L'assurance  vieillesse  par  G.  Rknaud,  Avocat; 
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Introdnction  a  une  (Hude  sur  la  nationalisation  ou  communalisation 
de  sitcs  et  points  de  vue  par  Albin  Perret;  Über  Armenpflege 
von  J.  Chhistinüek;  Gewerbefürderung  von  Ed.  Boos- Jeg  her;  Les 
petits-chevaux  et  les  jeux  de  hasard  en  Suisse  par  Fraxk-Lokbari>; 
GewerbeinsjK-ktorinnen  von  Dr.  H.  Muller;  Gesundheitszustand  unserer 
Kinder  und  Mittel  zu  dessen  Hebung  von  Dr.  Frey;  Massigkeit  und 
Abstinenz  von  Dr.  0.  Hunziker,  Dr.  Hedwig  Bleuler- Wahkr  und 
Prof.  Dr.  Bleuler;  Die  gemeinnützigen  Baugesellschaften  in  der  Stadt 
Zürich  von  Dr.  H.  ('.  Müller;  Die  Arbeiten  jugendlicher  Ver- 
brecher und  Verwahrloster  von  F.  Grossen,  Anstaltsvorsteher  in 
Trachselwald ;  Bellelay  s.  Geneve,  Anstalt  für  unheilbare  Geistes- 
kranke, von  K.  .Schweizer;  Die  bernische  Trinkerheilstätte  „Nüchtern" 
von  Pfarrer  H.  Marthaleh;  ferner  über  Anstalten  für  schwachsinnige 
Kinder  und  Schwachbegabte  Taubstumme,  Frauenvereine,  Idiot enwesen. 

Nicht  übergangen  werden  dürfen  sodann  die  verschiedenen 
sogenannten  nN  e  n  j  a  h  r  s  b  1  ä  1 1 e r" ,  die  in  Zürich,  Basel,  Bern  etc.  jährlich 
einmal  mit  Abhandlungen  über  die  verschiedensten  Wissens-  und 
Knnstgebiete  erscheinen.  Hier  ist  namentlich  aufmerksam  zu  machen 
auf  das  im  Dezember  1901  ausgegebene  rNeujahrsblatt  der 
Hilfsgesellschaft  in  Zürich",  das  102.  dieser  Serie,  verfasst 
von  dem  leider  kürzlich  verstorbenen  früheren  Sekretär  der  frei- 
willigen Armenpflege  Pfarrer  Dr.  Max  Staub ,  Aus  den  Er- 
fahrungen eines  städtischen  Armensekretärs  (70  Seiten). 
Die  Schilderung  der  Erfahrungen  des  Verfassers  in  bezug  auf  die 
zu  untersuchenden  Unterstützungsgesuche,  wie  auf  die  Hilfstätigkeit 
bei  Krankheit,  Alter,  grosser  Kinderzahl,  Arbeitslosigkeit,  häuslicher 
Misswirtschaft  und  Alkoholismus  und  die  Beschaffung  der  Mittel 
geben  dem  Aufsatz  eine  allgemeine  Bedeutung,  so  das«  er  besonders 
von  allen  denjenigen  beachtet  werden  sollte,  die  sich  mit  den  Fragen 
beschäftigen,  die  in  Deutschland  als  solche  der  inneren  Mission  be- 
zeichnet zu  werden  pflegen. 

Weiter  seien  erwähnt  die  sogen.  „Taschenbücher",  und  zwar 
speziell  das  „Zürcher  Taschenbuch"  auf  das  Jahr  1902,  Neue 
Folge,  2.1.  Jahrgang,  Zürich,  Fäsi  &.  Beer,  1902,  das  eine  archivalische 
Abhandlung  von  Paul  Schweizer  über  Hexenwesen  und  Hexen- 
irozesse  in  Zürich  enthält,  die  in  wissenschaftlicher  Hinsicht  über 
lie  Grenzen  des  Landes  hinaus  Beachtung  verdient.  Der  Verfasser 
•ieht  die  Gründe  des  Hexenglanbens  in  der  Mythologie  und  der  mangel- 
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hatten  Entwiekelung  der  Naturwissenschaften  und  Medizin;  insofern 
die  Kirchen  eine  Mitschuld  treffe,  habe  keine  derselben  Ursache,  der 
andern  Vorwürfe  zu  machen.  Ein  eigentliches  inquisitorisches  Ver- 
fahren und  Massenverfolgungen  kannte  man  in  Zürich  nicht.  Be- 
merkenswert ist  die  Statistik  über  die  Anklagefalle  wegen  Hexerei 
in  ihrer  Verteilung  auf  die  verschiedenen  tiegenden  des  Kantons, 
wie  über  die  Art  der  Prozesse  und  Prozeduren.  Aus  dem  „Neuen 
Berner  Taschenbuch"  auf  das  Jahr  1902,  Bern,  K.  J.  Wyss,  1902, 
sei  angeführt  Dr.  H.  Tcklük'h  Schilderung  der  Fenersbrün&te 
in  der  Stadt  Bern  von  1535  und  1575,  die  über  die  bauliche 
Beschaffung  einer  damaligen  Stadt  Auskunft  gibt,  und  von  demselben 
Autor  die  Publikation  des  berühmten  Adelsdekrets  des  grossen 
Rates  von  Bern  von  17h:*,  das  der  Abschluss  der  Eifersüchteleien 
gegen  die  vornehmen  Geschlechter  war  und  dahin  zielte,  alle  regierungs- 
fähigen Geschlechter  gleichzustellen.  Die  schweizerische  Bundesver- 
fassung kennt  nur  noch  Bürger  und  keine  Adligen  mehr.  Das  „von" 
ist  völlig  wertlos. 

Die  „Schweizerischen  Blatter  für  Wirtschaft*-  und 
Sozialpolitik",  halbmonatlich  mit  der  dürftigen  Beilage  „Sozial- 
politisches Archiv"  herausgegeben  von  N.  Kkkuksbkrg,  erschienen 
Bern  1901  im  9.  Jahrgang  mit  sehr  gemischtem  Inhalt.  Zur  Be- 
lehrung über  die  Volkswirtschaft  der  Schweiz  vermögen  sie  ebensowenig 
auszureichen  als  die  katholisch-sozialpolitische  ..Monatsschrift  für 
christliche  Sozialreform"  von  Fräulein  Vuuklsang,  22.  Jahr- 
gang, Freiburg  i.  TL  1901.  In  dem  von  C.  Hii.ty  herausgegebenen 
„Politischen  Jahrbuch  der  schweizerischen  Kidgenossen- 
sch äff,  15.  Jahrgang,  Bern  1901,  weht  fast  ausschliesslich  des 
Herausgebers  Geist.  An  den  letzten  beiden  Jahrgangen  war  nur  je 
ein  einziger  Mitarbeiter  tatig  und  1899  ihrer  zwei. 

Internationaler  Arbeiterschutz.  In  Heft  1  der  Publi- 
kationen der  schweizerischen  Vereinigung  zur  Förderung  des  inter- 
nationalen Arbeiterschutzes,  Bern  1900,  referiert  a.  Bundesrat 
Emil  Fkky  über  die  Idee  des  internationalen  Arbeiterschntzes.  Der- 
selbe betont,  daBB  der  Gedanke  einer  internationalen  Fabrikgesetz- 
gebung offiziell  zum  erstenmal  in  der  Schweiz  zutage  getreten 
ist,  und  zwar  zunächst  in  der  Präsidialrede,  mit  welcher  der  Ge- 
nannte den  Nationalrat  im  Juni  1876  eröffnete,  und  sodann  auf  dem 
Wege  einer  Motion  im  Nationalrat,  worauf  diese  Behörde  am  :{<).  April 
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1881  den  Beschluss  fasste,  den  Bundesrat  einzuladen,  zur  Anbahnung 
einer  internationalen  Fabrikgesetzgebung  mit  den  hauptsächlichsten 
Industriestaaten  Verhandlungen  anzuknüpfen.  Der  Bundesrat  fand 
wenig  Entgegenkommen,  und  die  Verhandlungen  verliefen  im  Sande. 
Am  27.  Juni  1888  beauftragte  der  Nationalrat  neuerdings«  infolge 
der  Motion  von  Oeitrtiis  und  Favon  den  Bundesrat,  sein  Glück  zu 
versuchen,  und  richtete  unter  dem  IV  März  1889  ein  Schreiben  an 
die  Regierungen  sämtlicher  europäischer  Industriestaaten  zwecks  Ver- 
anstaltung einer  Konferenz.  Diesmal  lauteten  die  Antworten  über- 
raschend günstiger  und  mehrere  Regierungen  bezeichneten  bereits 
ihre  Delegierten.  Schliesslich  kreuzte  sich  die  Einladung  mit  einer 
solchen  des  deutschen  Kaisers,  worauf  die  Berliner  Konferenz  im 
März  1890  stattfand.  Hier  vermochten  jedoch  unsere  Delegierten 
in  mehreren  wichtigen  Punkten  nicht  durchzudringen,  trotz  vor- 
züglicher und  energischer  Begründung,  und  ans  einer  internationalen 
Vereinbarung  wurden  blosse  Wünsche.  Die  eidgenössischen  Räte 
luden  sodann  im  Juni  1895  den  Bundesrat  ein,  die  internationalen 
Verhandlungen  wieder  aufzunehmen,  und  dieser  richtete  am  1.  Juni 
189ti  an  die  schweizerischen  Vertretungen  bei  den  europäischen 
Staaten  ein  Rundschreiben,  worin  dieselben  beauftragt  wurden,  ver- 
traulich anzufragen,  ob  Geneigtheit  zur  Gründung  eines  inter- 
nationalen Bureaus  für  Arbeiterschutz  vorhanden  sei.  Obgleich  die 
Antworten  zum  Teil  nicht  ungünstig  lauteten,  war  der  Eindruck 
doch  der,  dass  die  Schweiz  weitere  Verhandlungen  nicht  anknüpfen 
könne,  wenn  sie  sich  nicht  einem  eklatanten  Misserfolge  aussetzen 
wolle.  Und  dabei  ist  es  trotz  wiederholter  Anregungen  bis  heute 
offiziell  geblieben. 

Nun  gritl'  die  private  Initiative  auf  den  nichtamtlichen  Kon- 
gressen für  Arbeiterschutz  von  Zürich,  Brüssel  und  Paris  ein  und 
es  gelang  den  Bemühungen  einer  Anzahl  von  Sozialpolitikern,  mittelst 
Subventionen  der  Schweiz  und  einiger  anderen  Staaten  am  1.  Mai 
1901  in  Basel  ein  internationales  Arbeitsamt  zu  eröffnen.  Welchen 
Platz  die  Publikationen  dieses  Bureaus  neben  dem  belgischen 
-Annnaire  de  la  legislation  du  travaiP  und  der  österreichischen 
„Sozialen  Rundschau"  einnehmen  werden,  bleibt  abzuwarten.  Dass 
die  beschränkten  Kräfte  und  Mittel  des  privaten  Bureaus  mit  den 
Aufgaben,  die  sich  dasselbe  gestellt  hat,  in  einem  starken  Miss- 
verhältnisse stehen,  springt  bei  nüchterner  Fberlegung  in  die  Augen. 
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Ebenso  wird  derjenige,  der  die  Schwierigkeiten  einzelstaatlicher  und 
selbst  lokaler  Erhebungen  kennt,  zweifelnd  den  kühnen  Plänen  inter- 
nationaler vergleichbarer  Ermittelungen  gegenüberstehen.  Dass  An- 
regungen von  dieser  privaten  Stelle  auf  irgendwelche  Regierungen 
schwerlich  in  Frage  kommen,  können  die  Politiker  unter  den  Gründern 
sich  nicht  verhehlen.  Es  bleibt  noch  die  Hoffnung,  dass  eine  Be- 
schränkung auf  Bearbeitung  vorliegender  Materialien  und  namentlich 
eine  baldige  Umbildung  in  ein  internationales  amtliches  Bureau  der 
Idee  des  Arbeiterschutzes  förderlich  werden  möge.  Man  vergleiche: 
Sm-nAX  Bai  kk,  Die  Aufgabe  des  internationalen  Arbeitsamts,  Zürich 
11*01.  Von  1«»02  an  beginnt  sodann  in  Jena  hei  G.  Fischer  zu 
erscheinen:  ein  monatliches  „Bulletin  des  internationalen 
Arbeitsamts"  in  Basel,  das  die  Gesetze.  Verordnungen,  parlamen- 
tarischen Arbeiten  und  Kongressverhandlungen  betr.  Arbeiterschutz 
registrieren  soll  laneh  französisch». 

Von  den  Mitteilungen  des  schweizerischen  Bauern- 
Sekretariats.  Bern,  Verlag  von  K.  J.  Wyss.  lS'js — l'.nil,  sind 
13  Hefte  Gutachten  und  Jahresberichte  erschienen.  Darin  über 
landwirtschaftliche  Enqueten  und  über  die  Besultatc  schweizerischer 
Erhebungen,  die  in  dem  vom  schweizerischen  Landwirtschafts- 
departement herausgegebenen  „Schweizerischen  landwirtschaft- 
lichen Jahrbuch14  (deutsch  und  französisch).  Bern  1«H>1,  publiziert 
worden  sind.  Die  Erhebungen  wollen  über  die  landwirtschaftlichen 
Betriebsverhältnisse  Aufschluss  geben,  und  zwar  werden  die  Kigentums- 
verhältnisse,  Bodenbenutznng.  Kapitals-  und  Arbeitsverwendung, 
Gebäudekapital,  sonstiges  totes  Kapital,  Schuld  Verhältnisse,  Bar- 
einnahmen aus  der  Landwirtschaft,  Bruttoertrag,  Hinkommen,  Rein- 
ertrag, Grundrente.  Krtrags-  und  Verkehrswert.  Kapitalverzinsung  etc. 
zu  ermitteln  gesucht.  Die  Zahl  der  untersuchten  Wirtschaften  ist 
zu  klein,  die  Beobachtungszeit,  zu  kurz  und  manche  Objekte  sind  zu 
wenig  typisch,  um  Schlnssfolgernngen  zu  gestatten.  Die  Methode 
erscheint  ferner  nicht  einwandsfrei  und  vor  allem  ist  ein  privates 
Agitationsbureau,  das  ganz  in  dem  Ideenkreise  der  Melinisten  in 
Frankreich  und  des  deutschen  Bauernbundes  lebt,  absolut  kein 
geeignetes  Organ  zur  objektiven  Klarstellung  der  agrarischen  Ver- 
hältnisse. Die  Subventioniernng  der  Sekretariate  der  Interessen- 
verbände hat  u.  E.  einer  einseitigen  Interessenvertretung  Vorschub 
geleistet,  bei  welcher  das  Allgemeinwohl  zu  kurz  kommt.   Die  Sab- 
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ventioniernng  des  Arbeitersekretariates  war  noch  begreiflich,  erreichte 
aber  auch  ihren  Zweck  nicht,  und  sodann  folgte  die  Snbventionierung 
der  Sekretariate  des  schweizerischen  Gewerbevereins,  des  Bauern- 
verbandes, des  schweizerischen  kaufmännischen  Vereins  und  des 
schweizerischen  Handels-  und  Industrievereins.  Der'  agrarischen 
Agitation  dient  die  «Schweizerische  Bauernzeitung",  das  offi- 
zielle Organ  des  schweizerischen  Bauernverbandes,  das  in  einer 
Auflage  von  50000  deutschen  und  12000  französischen  Exemplaren 
verbreitet  wird. 

Interessant  ist  es,  zu  sehen,  wie  rein  ungemein  schneidiger, 
in  Wort  und  Schrift  gewandter  Verfechter  agrarischer  Interessen* 
in  dieser  schweizerischen  Banernzeitung  gefeiert  wurde;  die  betreffende 
Persönlichkeit,  G.  Kurland,  weilte  eine  Zeit  lang  auf  schweizerischem 
Boden  und  gab  hier,  unterstützt  von  dem  früheren  Krenzzeitungs- 
redakteur  und  berlinischen  Politiker  Frhr.  von  Hammkrhtkin,  die 
„Monatlichen  Nachrichten  aus  dem  internationalen  Bureau  zur 
Regulierung  der  Getreidepreise-  heraus.  Die  erste  Nummer  erschien 
zu  Freiburg  i.  Ü.  am  20.  Juni  1900.  Das  Organ,  das  hier  ein 
kümmerliches  Dasein  fristete,  wurde  im  Jahre  1901  nach  Berlin 
verlegt,  woselbst  der  Herausgeber  in  das  Sekretariat  des  Bundes  der 
Landwirte  eintrat.  Wir  charakterisierten  Organ  und  Bureau  in  No.  2.">3 
des  Schweizerischen  Handelsamtsblattes  vom  14.  Juli  1900  also:  Der 
Charakter  dps  Bureaus  ist  ein  rein  privater,  auch  wenn  der  Direktor 
erklärt,  dass  er  „materielle  Unterstützungen  aus  Deutschland,  der 
Schweiz,  Frankreich  und  Nordamerika  bereits  erhalten  habe"  und  dass 
eine  „Organisation  der  Landwirte  in  allen  wichtigeren  Getreide- 
prodnktionsländern  der  Erde  durchgeführt  werden  müsse,  um  damit  den 
Einflnss  auf  den  Weltmarkt  zu  erobern  4.  Der  Prospekt,  wie  das  Pro- 
gramm, geht  aus  von  einer  angeblichen  „internationalen  Notlage  der 
Landwirtschaft,  des  Getreidehandels  und  der  Mühlenindnstrie  infolge  zu 
niedriger  Getreidepreise  '  und  meint,  es  rmüsse  deshalb  (!)  gelingen, 
die  Getreidepreise  zu  bessern".  Der  rDirektor"  scheint  sich  über  das 
„wie"  selber  noch  nicht  klar  zu  sein,  behauptet  aber,  „die  Beantwortung 
setze  die  genaue  Kenntnis  der  Marktverhältnisse  der  Nationen  (!) 
wie  der  Welt  voraus-  und  „alle  auf  diesem  Gebiete  irgendwo  ge- 
sammelten Erfahrungen  seien  von  allgemeinem  praktischen  Werte 
und  deshalb  ein  Spezialorgan  in  französischer,  deutscher  und  englischer 
Sprache  dringend  nötig".   Gleichzeitig  verfolge  die  Monatsschrift  rein 
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ganz  bestimmtes  Programm  in  der  Richtung  einer  Organisation  der 
Marktzufuhr",  worüber  zunächst  „Organisationsbeispiele  (!)  inter- 
national aus  der  Praxis  gesammelt  weiden  sollen"  und  sodann 
.folge  die  Veröffentlichung  von  Organisationsplänen  für  die  ver- 
schiedenen Länder",  in  bezng  auf  welche  auf  „eine  recht  rege  Kritik" 
gehofft  wird,  die  also  selbst  für  den  Direktor  noch  zweifelhafter  Art 
sind.  Wenn  auch  „all  das  zunächst  für  die  Landwirte  und  land- 
wirtschaftlichen Genossenschaften  geschrieben"  sei,  so  „sollten  nicht 
zuletzt  die  Politiker,  Verwaltungsbeamte  und  Männer  der  politischen 
Wissenschaften  einer  solchen  Zeitschrift  ihre  Aufmerksamkeit  zu- 
wenden". „Das  Ziel  der  Zeitschrift  sei  rein  praktisch  (!)  auf 
eine  bessere  Regulierung  der  Getreidepreise  gerichtet,  nur  die 
Form  (!)  der  Darstellung  und  die  Verarbeitung  des  erlaugten 
Materials  soll  eine  wissenschaftliche  sein."  Hin  beigelegtes  Diagramm 
soll  wohl  eine  der  „wissenschaftlichen  Formen"  darstellen! 

Vom  Standpunkte  der  schweizerischen  Wirtschaftspolitik 
aus  ist  ferner  zu  bemerken,  dass  die  Schweiz  etwa  ö1/«  Millionen  Doppel- 
zentner jährlich  an  Getreide  aller  Art  mehr  ein-  als  ausführt  und 
dass  Bie  Unbestrittenermassen  nicht  in  den  Stand  zu  setzen  ist,  ihren 
Getreidebedarf  je  selber  hervorzubringen,  dass  demnach  eine  Ver- 
teuerung des  Imports,  dem  auf  keinem  Wege  ein  Ausgleich  parallel 
ginge,  dem  Lande  jährlich  viele  Millionen  eine  Verteuerung  um 
7  Frs.  beinahe  40  Millionen  Frs.  kosten  würde.  Fiat  usura 
agricolae,  pereat  civitas. 

Übrigens  ist  schon  vor  längerer  Zeit  von  einem  Getreideexport- 
lande auf  diplomatischem  Wege  versucht  worden,  eine  Einigung  der 
wichtigsten  Getreideexportländer  zwecks  Beeinflussung  des  Marktes 
und  Steigerung  des  Preises  herbeizuführen,  aber  das  Vorhaben  ist 
gescheitert,  und  die  Versuche  des  genannten  Agrarier-Organs,  zu 
Hanssespekulationen  in  Getreide  zu  animieren,  hatten  ebenfalls  keinen 
guten  Erfolg. 

Noch  müssen  wir  aus  diesem  Organ  erwähnen  die  als  Separat- 
ausgabe erschienene  Arbeit  von  Ado.  Onckkn,  W  ansagt  die  National- 
ökonomie als  Wissenschaft  über  die  Bedeutung  höherer  und 
niedrigerer  Getreidepreise,  eine  dogmengeschichtliche  Ubersicht, 
Bern  1901.  Es  ist  nicht  möglich,  dogmengeschichtlich  unter  Zuhilfe- 
nahme eines  lückenhaften  Tatsachenmaterials  zur  Entdeckung  volks- 
wirtschaftlicher Gesetze  zu  gelangen.   Oncken  steht  zu  Liebigs  Gesetz 
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des  mit  steigendem  Kapitalaufwand  mitsteigenden  Hodenertrages,  ohne, 
wie  es  scheint,  die  Relativität  dieses  Satzes  und  die  Gründe  zu  beachten, 
die  von  massgebendsten  Stellen  gegen  unrentable  Intensität  (Danger- 
und Masellinenanwendung  etc.)  geäussert  worden  sind.  Auch  dieser 
schweizerische  Theoretiker  will  durch  Getreidezölle  steigende  Ge- 
treidepreise erzielen  und  würdigt  die  Bedenken  nicht,  die  einer 
Steigerung  der  Grundrente  entgegenstehen;  er  glaubt  ferner  —  ohne 
eine  Einschränkung  auf  bestimmte  Fälle  zu  machen  und  ohne  zu 
erwähnen,  dass  auch  bei  fallenden  Getreidepreiseu  eine  Steigerung 
der  Getreideproduktion  nachweisbar  ist  — ,  dass  eine  Erhöhung  der 
Getreidepreise  zur  Ausdehnung  des  Getreidebaues  und,  durch  Mehr- 
produktion, zur  Verbilligung  der  Getreidepreise,  selbst  unter  die 
Freihandelspreise,  führen  werde:  eine  für  die  agrarischen  Bestrebungen 
zur  Erhöhung  der  Getreidepieise  in  den  Augen  derjenigen,  die  daran 
glauben,  geradezu  vernichtende  Schlußfolgerung.  Billiges  Getreide 
hätte  sich  mit  Pktty  auch  noch  darum  als  ein  Unglück  bezeichnen 
lassen,  weil  dann  der  Arbeiter  nicht  bei  der  Arbeit  bleibe,  und  eine 
Verteuerung  der  Lebensmittel  mit  Franklin,  Yolng  u.  a.  recht- 
fertigen lassen,  weil  sie  Fleiss  erzeuge  und  weil,  wie  .T.  B.  Say  meint, 
die  gedrückte  Lage  der  arbeitenden  Klasse  sich  der  wirtschaftlichen 
Entwickelung  des  Landes  günstig  erweise.  Eine  Vervollständigung 
der  Übersicht  über  die  Theorien  hätte  auch  Kmpfindungen  von 
Mitleid  und  Unrecht  bei  TruuoT,  Nkckkk,  Ai>.  Smith  u.  a.  gezeigt. 
Eine  Verurteilung  des  einseitigen  Agrariertnms  liegt  auch  in 
Au.  Smiths  Auffassung  des  Bodeneigentnms  als  einer  Bentenquelle, 
wie  in  Thunkns  arbeitelfreundlichen  Forderungen.  Ein  agrarischer 
Kanptirrtum  entspringt  aus  der  Auwendung  eines  falschen  Massstabes, 
aus  der  Vergleichnng  mit  den  teuersten  je  dagewesenen  Preisen  und 
der  daraus  abgeleiteten  Täuschung  in  bezug  auf  die  gegenwärtige 
Rentabilität  der  Landwirtschaft  und  die  gegenwärtigen  Preise. 

Ans  diesem  Gedankenkreise  heraus  hat  sich  ein  Sozialismus 
der  Besitzenden  gebildet,  dessen  Lösung  im  Nehmen  besteht,  und  der, 
weil  er  sich  eine  ganz  besondere  Wichtigkeit  im  Staate  beilegt,  von 
der  Staatsgewalt  eine  vorzugsweise  Berücksichtigung  verlangt. 

Dass  ein  allgemeiner  landwirtschaftlicher  Notstand  nicht 
existiert,  davon  zeugen  die  Zunahme  der  landwirtschaftlichen  Pro- 
duktion und  namentlich  auch  des  landwirtschaftlichen  Viehstandes. 
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Anch  ist  das  Übel  des  Wildschadens,  unter  dem  in  feudalen  öst- 
lichen Ländern  die  Landwirtschaft  leidet,  infolge  des  kantonalen 
Jagdregals,  das  durch  ausgiebige  Erteilung  von  Jagdpatenten  den 
Menschen  vor  dem  Vieh  sicherstellt,  in  der  Schweiz  unbekannt.  Es 
werden  sogar  lebende  Hasen,  liehe  und  Kebhühner  eingeführt  und 
Jagdliebhaber  gehen  zur  Befriedigung  ihrer  Gelüste  in  die  rück- 
ständigen Gefilde  Vorarlbergs  und  des  Schwarzwaldes. 

Die  eidgenössische  Viehzählung  vom  Ii».  April  llw.H 
ergibt  124  758  Pferde  (18'.»«:  lOM»«i»).  :{()77  Maultiere  (:U25),  17i»:t 
Esel  (1740),  1:{:ÜM»10  Stück  Kindvieh  ( 1  ,tOt; M ;>r  davon  7*»5«2 
Kühe  («88052),  554 878  Schweine  (5«« i»74|,  2l!»2:U  Schafe  (271  901 ) 
und  354 .{Sil  Ziegen  (415817). 

Diese  Ergebnisse  lassen  konstatieren,  dass  im  gegenwärtigen 
schweizerischen  Viehstand  eine  bedeutend  grössere  Leistungsfähigkeit 
liegt,  als  in  demjenigen  vom  20.  April  18'.»«.  Betrachten  wir  die 
Stärke  der  einzelnen  Viehgattungen,  so  sehen  wir,  dass  das  Klein- 
vieh, besonders  die  Ziegen  und  Schafe,  an  Zahl  abgenommen,  Kind- 
vieh nnd  Pferde  aber  nicht  nur  dieser  Abnahme  entsprechend,  sondern 
relativ  bedeutend  mehr  zugenommen  haben.  Um  dies  zu  veran- 
schaulichen, mnss  die  Verminderung  bezw.  Vermehrung  der  einzelnen 
Tiergattungen  nicht  nur  in  Stückzahl,  vielmehr  auch  in  Einheiten 
bezüglich  der  Leistungsfähigkeit  bei  gleichem  Kutterbedürfnis  ange- 
geben werden.  Für  die  Berechnung  der  Einheiten  ist  die  der  zweiten 
schweizerischen  Alpstatistik  zugrunde  gelegte  Bestos.su  ngsskala  an- 
genommen, nach  welcher  gleichzustellen  sind:  1  Kind  über  2  Jahren 
—  *'  „  Kuh,  1  Stück  Jungvieh  1  2  Kuh,  1  Kalb  -  1  4  Kuh,  1  Stute 
mit  1  Füllen  -  o  Kühen.  1  zweijähriges  Pferd  —  2  Kühen.  1  einjähriges 
Pferd  —  1  Kuh.  1  Schaf  —  ^  Kuh,  1  Ziege  1  h  Kuh,  1  älteres 
Schwein-1/«,  Kuh,  1  junges  Schwein  =  1  ,  Kuh,  1  Esel  =  1  Kuh, 
1  Maultier  =  1  Kuh. 

An  der  Hand  dieser  Skala  lässt  sich  ein  Kild  von  der  Zunahme 
der  tierischen  Produktion  der  Schweiz  erhalten. 

Hiernach  ist  eine  Zunahme  der  Einheiten  um  48  7:52  zn  kon- 
statieren; die  tierische  Produktion  befindet  sich  somit  nicht  im  Rück- 
gang, sondern  in  einer  erfreulichen  Fortentwicklung. 

Das  Verhältnis  der  verschiedenen  Tiergattungen  zn  der  Be- 
völkerungszahl (wobei  bemerkt  weiden  mnss,  dass  für  die  Jahre  18«»;, 
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1876,  1886  und  1896  die  vom  eidgenössischen  statistischen  Bureau 
berechneten  Bevölkerungsziffern  und  für  das  Jahr  1901  das  „vorläufige 
Ergebnis"  der  eidgenössischen  Volkszählung  vom  1.  Dezember  1900 
zugrunde  gelegt  wurde)  zeigt  folgende  Tabelle: 


Auf  10000  Einwohner  kommen 

1901 

1896 

1886 

1876 

1866 

V.  Zählung 

IV.Zählnng  III.  Zählung  II.  Zählung 

I.  Zählung 

1.  Pferde  .... 

37,6 

34.4 

34,2 

36.7 

38,7 

2.  Rindvieh.  .  . 

404.3 

412,5 

420,0 

376.8 

383,4 

davon  Kühe 

223,1 

217,2 

229,7 

215,5 

213.5 

3.  Schweine   .  . 

167,3 

179,0 

136.8 

121.7 

117.5 

4.  Schafe  .... 

66,1 

85.8 

118,4 

133.7 

172.5 

5.  Ziegen  .... 

106,9 

131.3 

144,2 

144.0 

144.9 

6.  BiencnBtöcke 

73.1 

80,2 

71.8 

64.4 

• 

Die  Frage  der  Viehversicherung  wurde  auf  der  schwei- 
zerischen Statistikerversammlung  in  Lausanne  1899  behandelt;  der 
veterinSr-medizinische  Professor  Hkss  unterstützte  dieselbe  lebhaft, 
wenn  auch  seine  Ausführungen  sich  methodisch  keineswegs  als  un- 
anfechtbar erwiesen  (Protokoll  in  der  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Statistik). 

Über  die  Viehversicherung  im  Kanton  Zürich  im  Jahre 
1899  bringen  die  Mitteilungen  des  zürcherischen  kantonalen  statistischen 
Bureaus  folgende  Angaben.  Es  waren  an  (xrossvieh  obligatorisch 
versichert: 


Anzahl 

Wert 

1899 

1898 

1899 
Fr». 

1898 
Frs. 

Kälber  (von  3  Monaten  an),  Jung- 
vieh und  Rinder   

Kühe  

28  207 
55  711 
10  820 

28  774 
55  269 
11  318 

7  051  140 
25  238  542 
5  299  011 

7  088  473 
24  842  058 

5  5.56  053 

Total: 

Ü4  73S  95  361 

37  588  im 

37  48Ö  584 

Die  Schadenfalle  waren  1899:  3167  im  Schadenbetrag  von 
554  449  Frs.,  1S98:  2991  im  Schadenbetrag  von  532510  Frs.  Von 
den  sämtlichen  Sehadenfällen  entfielen  auf  definitiv  konstatierte  Tuber- 
kulosis  als  Ursache  1899:  1128.  1*98:  1105.  Diese  macht  von  der 
Gesamtzahl  aller  Schadenfälle  ans  1899:  35,6%,  1898:  37%. 
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An  Kleinvieh  waren  versichert:  5559  Schweine,  5000  Zielen, 
27  Schafe,  im  Jahre  1898:  52(50  Schweine.  5479  Ziegen,  33  Schafe. 

Der  Schätzungswert  dieser  Tiere  betrug 

Schweine  Zicken  Schafe 

im  Jahre  1891»  .  .  .  .  563045  Frs.  221175  Fr».  890  Frs. 
im  Jahre  1*1*8.    .    .    .    518111     .        20*731*    „        1440  r 

Die  Viehschäden  an  versichertem  Kleinvieh  betrugen:  a)  der 
Anzahl  nach  4,8 %,  im  Jahre  1898:  4,4 0  u  der  versicherten  Tiere; 
b)  dem  Werte  nach  2,4%,,  im  Jahre  1898:  2.3%  der  Versicherungs- 
summe. 

Die  gesamten  Einnahmen  der  Gross-  und  Kleinviehversichernng 
betrugen  im  Jahre  1899  545123  Frs.  gegen  558  409  Frs.  im  Vor- 
jahre. Davon  entfallen  auf  Prämien  der  Versicherten  55,7  °  „  gegen 
57,5  für  1898,  auf  staatliche  Beiträge  (vom  Bund  und  Kanton  je  20%, 
dazu  kantonale  Spezialbeiträge  aus  dem  Versicherungsfonds  und  Ein- 
nahmen vom  Viehverkehr)  43,4%  gegen  41,7  für  1898.  Im  Berichts- 
jahr ist  also  der  Prozentsatz  der  Prämien  (der  von  den  Versicherten 
erhobene  Kostenanteil)  geringer,  die  Quote  der  staatlichen  Beiträge 
höher  als  in  jedem  der  drei  früheren  Versicherungsjahre.  Im  vier- 
jährigen Durchschnitt  stellt  sich  der  Prozentanteil  der  Prämien  auf 
50,5  und  derjenige  der  Staatebeiträge  auf  42.3. 

Der  kantonale  Prümiendurchschnitt  ans  dem  Verhältnis  der 
Versicherungssummen  zu  den  Prämieneinnahmen  beträgt  pro  1896 
bis  1899  hierfür  0,82%  Die  Viehbesitzer  des  Kantons  Zürich  haben 
also  dank  der  bedeutenden  Staatsbeiträge  im  Mittel  von  vier 
Jahren  mit  bloss  0,82%  Versicherungsprämie  sich  die  Wohltat  der 
Versicherung  gegen  Viehschaden  verschaffen  können.  Bei  der  bay- 
rischen Landesversicherungsanstalt  betrug  die  Versicherungsprämie 
dagegen  im  Landesdurchschnitt  1,23%  Und  selbst  dieser  Betrag 
wird  bei  dem  grossen  Risiko,  welches  die  Viehversicherung  bietet, 
noch  für  massig  erklärt,  da  bei  10  Privatversicherungsgesellschaften 
mit  144  Millionen  Mark  Versicherungssumme  die  Durchschnittsprämie 
im  Jahre  1899  3,8%  betrug. 

Nachdem  das  Geschäftsinteresse  von  Fabrikanten,  die  um  den 
Absatz  ihrer  Maschinenprodukte  bemüht  sein  müssen,  und  der  Schul- 
glaube von  Landwirtschaftsprofessoren  und  sonstigen  Landwirten  a.  D. 
an  Norfolker  Fruchtwechsel,  intensivste  Wirtschaftssysteme  und 
Zuckerrübenkultur    vielerorts    nicht  lebensfähige    Gründungen  von 
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Rübenzuckerfabriken  verschuldet  hat  und  nachdem  ein  schweize- 
rischer Versuch  vor  etwa  10  Jahren  im  Wallis  kläglich  gescheitert 
ist,  hatten  strebsame  Leute  im  Kanton  Hern  das  Bedürfnis,  den  Ver- 
such mit  .Staatssubvention  von  10  Cts.  per  Zentner  Rüben  zu  erneuern. 
Aber  trotz  der  kantonalen  Rübenprämienpolitik  ist  in  der  Lebens- 
fähigkeit der  hochverschuldeten  Gründung  in  einer  Zeit,  die  an  einer 
Überproduktion  von  Zucker  leidet,  im  höchsten  Mal'se  zu  zweifeln, 
znnial  die  „Schulgelder"  doch  einmal  ihr  Ende  erreichen  müssen.  Das 
Privateigentum  an  den  Produktionsmitteln,  wie  am  Grund  und  Boden, 
erfordert  als  Korrelat  des  Geselüftsgewinnes  auch  das  Tragen  des 
geschäftlichen  Kisikos  und  die  Anpassung  an  die  jeweilige  Konjunktur. 

Wie  in  bezug  auf  den  eben  erwähnten  Punkt,  so  wird 
auch  für  eine  Entschuldung  des  Grundbesitzes  und  für  gewisse 
Kredit-  und  Versicherungsanstalten  weniger  von  landwirtschaftlicher 
als  von  anderweitig  interessierter  Seite  eine  ausserordentlich  lebhafte 
Agitation  entfaltet.  Nachdem  Fkmx  JBaiit  den  Problemen  der 
Anuuitätendarlehen  und  der  Lebensversicherungsabschliisse  zwecks 
Entschuldung  des  Bodens  in  ausgedehntem  Mal'se  seine  Aufmerksam- 
keit in  Theorie  und  Praxis  zugewendet,  hatte,  beschäftigte  sich  die 
schweizerische  Statistiker- Versammlung  von  Solothurn  181*1*  (Protokoll 
in  der  Zeitschrift  für  schweizerische  Statistik,  Bern  15*00)  mit 
diesen  Fragen,  denen  der  Referent  in  der  Folge  in  einem  akademischen 
Rathausvortrag  vom  8.  Februar  11*00  und  sodann  in  dem  Aufsatze: 
Der  Bodenkredit  in  seinem  Zusammenhang  mit  anderen 
volkswirtschaftlichen  Erscheinungen  in  dem  „Politischen 
Jahrbuch  der  schweizerischen  Eidgenossenschaff1,  Bern,  K.  J.  Wyss' 
Verlag,  11*01,  seine  Aufmerksamkeit  widmete.  Danach  ist  das  Er- 
gebnis bezüglich  der  Annuitäten,  dass  es  einer  sicheren,  regel- 
mässigen Einnahme  bedarf,  um  nicht  nur  den  Zins,  sondern  auch 
noch  die  Tilgnngsquoten  regelmässig  abführen  zu  können,  dass 
aber  infolge  der  Abhängigkeit  von  der  Witterung,  den  Prodnkten- 
preisen,  den  Absatzverhältnissen  oder  der  Wirkung  von  Trockenheit, 
Nässe,  Frost.  Hagel  und  Schnee,  Mäuse-  und  Engerlingfrass,  Vieh- 
krankheiten und  Viehsterben  niemand  weniger  als  der  Landwirt 
regelmässig  zahlen  kann.  Zudem  ist  eine  geringe  Amortisation  be- 
deutungslos und  eine  starke  macht  die  Schwierigkeiten  nur  grösser, 
nötigt  zur  Kontrahierung  neuer  Schulden  und  führt  wohl  gar  zum 
Wucherer. 
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Bei  der  Betrachtung1  einer  volkswirtschaftlichen  Frage  wie 
der  des  Bodenkredits  darf  nicht  ausser  Acht  gelassen  werden,  dass 
auch  die  Landwirtschaft  kapitalistische  Unternehmung  geworden 
ist.  Darum  braucht  der  Landwirt  wie  jeder  Unternehmer  neben 
einer  guten  Schulbildung  und  Sach-  und  Fachkunde  —  wirklicher 
tüchtiger,  praktischer  und  theoretischer  Ausbildung,  wie  sie  in 
industrieller  und  gewerblich-technischer  Tätigkeit  längst  die  Kegel 
ist  —  Intelligenz  und  ein  entsprechendes  Unternehmerkapital. 
In  jede  Unternehmung  muss,  schon  bevor  sie  einen  Ertrag  abwirft, 
Kapital  gesteckt  werden  und  mit  jeder  Unternehmung  ist  ein  mehr 
oder  weniger  grosses  Risiko  verbunden.  Solange  nur  der  Unter- 
nehmer den  Gewinn  in  guten  Jahren  einstreicht,  muss  er  auch  den 
Verlust  in  schlechten  Jahren  tragen  können.  Das  Kisiko  der  land- 
wirtschaftlichen Unternehmungen  ist  unseres  Erachtens  so  gross, 
dass  wir  eine  allzu  hohe  Verschuldung  nicht  als  etwas  normales, 
noch  als  etwas  volkswirtschaftlich  notwendiges,  noch  auch  als  etwas 
zu  begünstigendes  ansehen.  Der  leistungsunfähige  Unternehmer  hat 
seine  Existenzberechtigung  als  Unternehmer  verloren.  Wir  können 
daher  nicht  beistimmen,  ein  Kisiko  irgend  einer  Untemehmerklasse 
auf  alle  Steuerzahler  zu  wälzen. 

Die  Landwirtschaft  ist  mehr  und  mehr  in  den  erweiterten 
Markt-  und  Weltverkehr  hineingezogen  und  von  dessen  Bewegungen 
abhängig,  sie  hat  deshalb  aber  auch  aufzugeben,  Vorrechte  und 
Privilegien  für  ihren  Kredit  in  Anspruch  zu  nehmen  und  sich 
dieserhalb  als  ein  isoliertes  Gebiet  der  Volkswirtschaft  und  ihre 
gewerblichen  und  industriellen  Verhältnisse  aus  ganz  gesonderten 
Gesichtspunkten  zu  betrachten. 

Der  vornehmlich  nach  Jahren  hoher  Getreidepreise  oft  vor- 
kommenden Erwerbung  von  Grundbesitzungen  ohne  hinlängliches  eigenes 
Kapital,  ohne  Rücksicht  auf  Missjahre  und  Unglücksfälle,  dabei  ohne  Be- 
triebskapital versagt  jedes  Mittel  zur  Hebung  des  Realkredits  und  hilft 
keinerlei  Kreditinstitut,  so  scharfsinnig  ein  solches  auch  ausgedacht  und 
geplant  sein  mag.  Ebensowenig  wie  einem  städtischen  Grundbesitzer 
für  mit  Schulden  angefangene  und  bis  zu  Ende  geführte  Häuserbauten, 
zumal  in  einer  Periode  allgemeiner  Niedergeschlagenheit  und  Stockung 
von  Verkehr,  Gewerbe  und  Geldumlauf,  plötzlich  zu  helfen  ist. 

Sind  die  Bodenpreise  übertrieben  hoch  gewesen  und  gefallen, 
so  sind  Abschreibungen  eine  nnerlässliche,  wenn  auch  schmerzliche 
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Prozedur,  w  ie  in  Handel  und  Industrie.  Und  wie  man  sie  hier  von 
jedem  ehrlichen  Geschäftsmann  verlangt,  so  muss  man  sie  auch  von 
jedem  ehrlichen  Landwirt  erwarten.  Hecht  und  billig  ist  es,  wenn 
man  den  Landwirten  bei  dieser  schmerzlichen  Operation  zu  Hilfe 
kommt,  aber  jede  dauernde  Unterstützung  auf  Kosten  anderer 
Krwerbskreise  steigert  nur  den  Wert  von  Grund  und  Hoden,  steigert 
die  Pachtpreise,  steigert  die  Verschuldung  und  stellt  eine  ungerecht- 
fertigte Schenkung  an  die  gegenwärtigen  Besitzer  dar. 

Zwecks  Entschuldung  des  Grundbesitzes  durch  die  Lebens- 
versicherung sodann  hat  Hmht  an  die.  wie  er  sagt,  r äusserst 
ingeniöse  Erfindung"  des  Annuitätensystems  eine  Lebens- 
versicherung angehängt  oder  vielmehr  ..die  organische  Verbindung 
der  ländlichen  Hypothekarverschuldung  mit  der  Institution  einer 
Hypothekentilgungs-Versicherung  zum  Zweck  der  Entschuldung  des 
ländlichen  Grundbesitzes-  hergestellt.  Hkcht  spricht  von  seiner 
Leistung  als  der  Lösung  eines  der  grössten  sozialen  Probleme  unserer 
Zeit,  Er  verkennt  den  Unterschied  von  Ereignissen,  die  nur  möglicher- 
weise eintreten  können,  wie  Feuer-  und  Hagelschaden  etc.,  und  des 
Ereignisses,  das  als  Tod  oder  Erlöschen  der  Arbeitskraft  im  Alter 
notwendig  eintreten  muss.  Von  einem  Kapitalwelt  der  physischen 
Existenz  im  Moment  des  Sterbens  oder  über  den  Tod  hinaus  kann 
nicht  gesprochen  werden.  Untergang  eines  Kapitals  liegt  höchstens 
bei  anormal  früh  eintretendem  Tode  vor. 

Der  Beweggrund  der  Abneigung  gegen  das  Zahlen  von  Ver- 
sicherungsbeiträgen liegt  in  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen,  wie 
sie.  sind,  nicht  wie  sie  sein  sollten.  Ist  die  stete  Möglichkeit  zur 
Prämienzahlung  nicht  vorhanden,  so  sind  verkürzte,  prämienfreie 
Policen.  Kückkauf  und  dergl.  für  die  Versicherten  sehr  nachteilige 
Notbehelfe.  Zudem  steckt  das  Lebens  Versicherungsgeschäft  noch  so 
in  den  Anfängen,  dass  hier  Hedenken  bezüglich  Sterbetafeln,  die  ohne 
genügende  Genauigkeit  und  Differenzierung  aufgestellt  sind,  wie  be- 
züglich Zinsfuss,  Verwaltnngskosten,  ärztliche  Diagnostik  nicht  unter- 
drückt werden  können.  Und  das  Prinzip  der  Versicherung,  die 
Schadendeckung  entsprechend  der  Wahrscheinlichkeit  des  Kintretens 
eines  Schadens,  stellt  in  seiner  vollen  Durchführung  die  Unnötigkeit, 
die  Negieruiig  der  Versicherung  überhaupt  dar. 

Hezüglich  der  (Gestaltung  des  Hodenkredits  in  der  Schweiz 
sind  Vorschläge  gemacht  worden,  deren  Durchführung  nicht  allein 


Digitized  by  Google 


Gustav  H.  S<  iimii.t:  Schwei*. 


1459 


Volkswirtschaft  liehen,  sondern  auch  politisrlien  Schwierigkeiten  be- 
gegnet. Gegenüber  den  formalistischen  Aufstellungen  K.  Hihkks, 
betreffs  Belehnnngsgrenze.  Verkehrs-  und  Ertragswert.,  Zinsbe- 
schränkung, sind  Hedenken  wirtscliaftlieh  begründet,  und  ebenso  be- 
treffend die,  wie  von  E.  IU  hkk,  so  auch  in  parlamentarischer  Debatte 
gewünschte  Beschränkung  auf  Inlandskredit,  die  nicht  nur  als  un- 
zweckmässig, sondern  auch  als  undurchführbar  nachgewiesen  wird. 
Diesem  trägt  auch  die  Praxis  in  der  neuesten  Zeit  Rechnung. 

Die  im  Jahre  10OO  in  Zürich  nach  längerem  grossen  Auf- 
schwünge erfolgte  Stockung  in  Handel  und  Spekulation  hat  eine 
Behandlung  gefunden  in  einer  dortigen  Dissertation  von  Ad.  Stkkuli, 
Die  Zürcher  Liegenschaftenkrise,  Zürich.  Verlag  von  Fäsi 
und  Beer,  1002.  Der  Verfasser,  kantonaler  Handelsregisterführer, 
notariatskundig  und  ehemals  Bankangestellter,  schöpft  zum  Teil  ans 
eigener  Beobachtung  in  der  lebhaften  Schilderung  von  Kredit  und 
Schwindel,  der  «ich  eine  Anzahl  Postnlate  anreihen. 

Bei  der  Bedeutung  des  Schweizer  Käses  für  die  heimische 
Landwirtschaft  sowohl  als  für  die  Konsumenten  in  der  ganzen  Welt 
mag  hier  hingewiesen  werden  auf  die  Untersuchungen  betreffend 
Tuberkel-Bazillen  im  Käse,  die  in  der  eidgenössischen  Milch- 
untersnchungsanstalt  in  Bern  in  den  Jahren  1*01»  und  1000  aus- 
geführt wurden,  worüber  das  von  dem  schweizerischen  Land- 
wirtschaftsdepartement herausgegebene  „Landwirtschaftliche  Jahrbuch" 
berichtete.  Es  ist  ein  junger  amerikanischer  Gelehrter,  J.  ('.  Hakrison, 
jetzt  Vorsteher  des  bakteriologischen  Laboratoriums  der  landwirt- 
schaftlichen Schule  Guelph,  Ontario,  Kanada,  der  die  Sernmversnche 
an  Meerschweinchen  anstellte.  Das  Resultat  ergab,  dass  die  Tuberkel- 
bazillen in  Käsen,  die  nach  Emmenthaler  (Schweizer)  Art  hergestellt 
werden,  zwischen  dem  und  40.  Tage  abstellten.  Demnach  ist 
Hartkäse,  besonders  Emmenthaler,  der  nicht  früher  als  4  oder  mehr 
Monate  alt  zum  Essen  reif  ist,  absolut  unschädlich  für  den  mensch- 
lichen Konsum.  Dagegen  ergeben  die  Experimente  mit  den  Molken, 
dass  für  diese  eine  Erhitzung  auf  SV'  (_'..  wie  in  Dänemark  für 
alle  Nebenprodukte  der  Milch  (abgerahmte  Milch.  Buttermilch.  Molken) 
obligatorisch,  sich  empfiehlt,  Mit  Cheddarkäse  in  Amerika  fortgesetzte 
Versuche  führten  zu  dem  Schluss,  dass  auch  dieser  keine  lebenden 
Tuberkelbazillen  mehr  enthalten  wird,  wenn  er  10  Wochen  alt  ist. 
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Die  2-J8  Seiten  starke  Schrift  von  Fkanz  Haitk,  Beitrag: 
zur  Ent  w  ick  elungsge  schichte  des  schweizerischen  Alkohol- 
monopols,  Basler  phil.  Dissertation.  Bern  1899.  g-ibt  eine  ausführ- 
liche Darstellung  der  Vorgeschichte  des  1887  ins  Leben  gerufenen 
schweizerischen  Alkoholiuouopols,  sowie  der  Tätigkeit  desselben 
während  seines  ersten  Dezenniums.  Es  wird  untersucht,  wie  die 
Ziele  des  Monopols:  das  fiskalische,  das  antialkoholische  und  das 
agrarische  Ziel  miteinander  im  Widerstreite  stehen.  Das  fiskalische 
Ergebnis  ist,  verglichen  mit  der  Besteuerung  des  Alkohols  in  anderen 
Ländern,  kein  übermässiges.  Die  Einschränkung  des  Alkoholkonsnms 
hält  sich  —  zumal  die  Hausbrennerei  ausser  Betracht  bleibt  —  in 
engen  Grenzen  und  der  agrarische  Nutzen  ist  derart,  dass  etwa 
„70  Brennern  ein  jährliches  Geschenk  von  ca.  l3/4  Millionen  Franken 
zntällt".  Gemäss  dem  Alkoholgesetze  ist  nämlich  etwa  ein  Viertel 
der  Kohprodnkte  im  Inland  einzukaufen,  und  zwar  ist  hier  das 
Doppelte  des  Weltmarktpreises  und  mehr  zu  bezahlen,  und  der  im 
Lande  ans  Wein,  Drusen,  Obst  nnd  Obstabfällen  oder  zuckerhaltigen 
Beeren  und  Wurzeln  inländischer  Herkunft  produzierte  Alkohol  ist 
dem  Monopol  nicht  unterworfen.  Diese  monopolfreie  Alkoholproduktion 
hat  jedenfalls  bedeutend  zugenommen;  wie  gross  dabei  die  Abnahme 
des  Alkoholverbrauchs  verbleibt,  lässt  sich  nicht  feststellen.  Da 
ferner  zwischen  Monopolverwaltung  und  Konsumenten  der  private 
Zwischenhandel  eingeschaltet  ist.  so  haben  sich  auch  hier  in  fiskalischer 
und  hygienischer  Beziehung  Übelstände  gezeigt,  Wenn  man  ge- 
glaubt hat,  dadurch  das  hohe  Konto  der  Bedarfbeschaffnng  von  in- 
ländischem Kohmaterial  zu  entlasten,  dass  der  Zuckerrübenbau  sub- 
ventioniert wird,  so  dürfte  hiermit  sowohl  der  Fiskus  als  die  Bauern 
vom  Hegen  in  die  Traufe  kommen,  da  billigste  Arbeitskräfte  und 
niedrigste  Stenern  bei  uns  nicht  vorhanden  sind  nnd  die  Zncker- 
industrie  infolge  von  Überproduktion  sich  heute  in  solcher  Lage 
befindet,  dass  nur  diejenigen  Unternehmungen  florieren,  die  all 
ihre  teuren  Anlagen  grösstenteils  amortisiert  und  grosse  Keserven 
gesammelt  haben. 

Die  Abhandlungen  von  Krauek-Wldmer  in  dem  „Schweize- 
rischen landwirtschaftlichen  Zentralblatt"  (dem  Organ  der 
Gesellschaft  schweizerischer  Landwirte,  die  sich  um  die  Land- 
wirtschaftslehrer des  eidgenössischen  Polytechnikums  gruppieren, 
unter  Kedaktion  von  Lehrern  der  landwirtschaftlichen  Abteilnng, 
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Frauenfeld  bei  Huber,  1901,  20.  Jahrgang)  und  von  Dr.  Jkan 
Düfock,  Direktor  der  Weiubauversnchsanstalt  in  Lausanne,  in  dem 
.Landwirtschaftlichen  Jahrbuch  der  Schweiz"  1900,  über  die  ameri- 
kanischen Reben,  als  widerstandsfähig  gegen  die  Reblaus  und 
Ursache  der  Überproduktion  an  Wein  sowie  der  niedrigen  Wein- 
preise, verdienen  eine  besondere  Erwähnung.  Nachdem  der  echte 
Meltau  (Oidium),  die  Reblaus  (Phyloxera),  der  falsche  Meltau 
(Peronospera)  und  die  Schwarzfäule  (Plookrot)  aus  Amerika  ein- 
geschleppt worden  sind,  ist  es  gelungen,  dort  gewisse  Rebsorten 
(Jacquez  etc.)  zu  entdecken,  die  gegen  die  Reblaus  immun  sind  und 
teils  ohne  Veredelung  reichlich,  aber  nur  Kupierweine  liefern,  teils 
durch  Anfpfropfung  europäischer  Schösslinge  auf  die  wilden  ameri- 
kanischen Wurzelstöcke  ein  veredeltes  Produkt  geben.  In  Frankreich 
war  mit  Ausnahme  der  Champagne  schon  im  Jahre  1H9S  die  Re- 
konstruktion der  Rebberge  und  Neuanlage  solcher,  die  auch  in 
trocknen  sandigen  Terrains  einen  grossen  Ertrag  liefern,  durch- 
geführt. Aus  eigener  Anschauung  kann  ich  berichten,  dass  auf  8  ha 
1000  hl  und  daneben  auf  1  ha  400  hl  Wein  geerntet  wurden.  Hierbei 
ist  zu  bedenken,  dass  die  Pearbeitung  der  Reben  mit  Pflug  und 
Maultier  erfolgte,  dass  sehr  selten  Rebstickel  verwandt  waren  und 
dass  der  Abstand  der  Reben  voneinander  viel  grösser  ist  als  in  der 
Schweiz,  nämlich  im  Durchschnitt  2  m  auf  1,25  m  oder  1,75  m  in 
beiden  Richtungen.  In  Spanien,  Ungarn,  Italien  hat  man  gleichfalls 
die  amerikanischen  Reben  angepflanzt.  Dagegen  haben  in  der  Schweiz 
erst  Genf  und  Neuenbürg  und  neuerdings  Tessin  und  Waadt  die 
Rekonstruktion  ihrer  Rebberge  begonnen,  während  man  in  den  anderen 
Kantonen  noch  mit  der  Reblaus  einen  aussichtslosen  Kampf  führt. 
Es  kommt  hinzu  die  teure  Handarbeit  statt  des  Rebpfluge«,  das 
ungünstigere  Klima  der  Schweiz  und  eine  in  Entwöhnung  von  sauren 
Weinen  sich  zeigende  Geschmacksänderung.  Beachten  wir,  dass 
nach  dem  rMoniteur  vinicole"  zu  Anfang  1902  die  gewöhnlichen 
Weine  in  Frankreich  3—  5  Frs.  pro  Hektoliter,  Weine  des  südlichen 
Frankreichs  von  8—9°  15—18  Frs.,  von  10°  20  und  22  Frs.,  Algier- 
weine von  11— 121/*0  je  nach  Grad  15 — 20  Frs.,  spanische  Weine 
von  12 — 13°  je  nach  Grad  und  Farbe  2<> — 32  Frs.  pro  Hektoliter 
kosten,  so  sieht  man,  dass  keine  Zölle  in  dem  Kampfe  des  Zwerges 
mit  dem  Riesen  helfen  können  und  dass  eine  Weltwirtschaft  sich 
gebieterisch  zur  Geltung  bringt. 
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Noch  seien  hervorgehoben  aus  demselben  ..Schweizerischen  land- 
wirtschaftlichen Jahrbuch"  die  an  der  bernischen  kantonalen  land- 
wirtschaftlichen Schule  Kütti  veranstalteten  Versuche  mit  dem  im 
Sommer  IW)1  von  der  Firma  Baimann  &  Co.  in  Bern  in  den  Haudel 
gebrachten  Milchersatzmittel  „Cremaval",  das  angeblich  in 
Holland  und  England  in  umfangreichem  Maßte  und  mit  gutem  Erfolge 
Verwendung  findet.  Nach  dem  Prospekt  ist  „Cremaval  das  vorteil- 
hafteste Aufzuchts-  und  Mastmittel  für  Kälber,  das  sich  mit  Mager- 
milch oder  abgerahmter  Milch  als  das  ausgezeichnetste  Mittel  für 
Ent  wöhnung  und  Aufzucht  der  Ferkel  bestens  bewährt".  Die  Steigerung 
der  Viehzucht  und  die  vordringende  Geldwirtschaft  hat  die  Land- 
bevölkerung bereits  zu  einem  grossen  Teil,  wie  der  Hülsenfrüchte, 
so  auch  der  Milch  entwöhnt,  ohne  genügend  anderweitigen  Ersatz 
zu  bieten,  so  dass  als  Resultat  das  geflügelte  Wort  durch  die  Presse 
ging:  „dicke  Munis  und  dünne  Rekruten".  Da  wäre  das  Cremaval 
nun  sehr  erwünscht  gewesen,  um  den  Profit  der  Landwirte  und  die 
Preise  der  landwirtschaftlichen  Grundstücke  in  die  Höhe  zu  treiben. 
Leider  fielen  die  Experimente  an  6  lebenden  Kälbern  so  verzweifelt 
trostlos  aus,  dass  wir  uns  nicht  versagen  können,  zu  Nutz  und 
Frommen  das  fachmännische  Urteil  von  3  bernischen  Metzgermeistern 
mitzuteilen,  das  lautet:  Schon  lebend  zeigten  die  Cremaval-Kälber 
in  der  Behaarung,  in  den  Griffen  und  in  den  Augen  ihre  ganz  in- 
feriore Qualität.  Das  Schlachtresultat  hat  dies  Urteil  mehr  als  be- 
stätigt, es  zeigte  ein  sehr  geringes,  rotschwarzes,  wässeriges  und  fett- 
armes Fleisch.  Ein  beigefügtes  photographisches  Bild  lässt  ein  mehr 
als  halb  verhungertes  und  verkommenes  Kalb  erkennen.  Und  eine 
Kostprobe  von  seifen  der  Landwirtschaftslehrer  ergab  einen  dunklen, 
trockenen,  zähen  Braten  von  fadem  Geschmack. 

An  landwirtschaftlichen  Journalen  seien  noch  erwähnt: 
Schweizerische  landwirtschaftliche  Zeitschrift,  herausgegeben  von  dem 
schweizerischen  landwirtschaftlichen  Verein  mit  über  31000  Mit- 
gliedern, Aarau,  bei  E.  Wirz,  30.  Jahrg.,  1901;  Journal  de  la 
societe  d'agriculture  de  la  Suisse  romande;  Journal  d'agriculture 
suisse;  L'agricoltore  Ticinese;  Bulletin  agricole  nenchätelois:  L'ami 
d«s  animanx;  Schweizerische  Bauernzeitung;  Der  schweizer  Bauer; 
Der  Zürcher  Bauer;  Der  Landwirt:  Le  paysan  suisse;  Alpwirtschaft  - 
liche  Monatsblätter;  Schweiz.  Bienenzeitung;  Schweiz.  Fischerei- 
zeituiig;  Der  praktische  Forstwirt  für  die  Schweiz;  Journal  forestier 
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suisse;  Schweiz.  Milchzeituug;  Pullicoltore;  Revue  horticole  et  orti- 
cole;  Schweiz.  Weinzeitnng;  Schweiz.  Zeitschrift  für  Forstwesen; 
Schweiz.  Zeitschrift  für  Obst-  und  Weinbau. 

Als  Publikationen  des  schweizerischen  Arbeiter- 
Sekretariates  sind  ausser  den  „Jahresberichten"  in  den  Jahren 
li»00  und  1!»<>1  bis  zum  Juni:  ..Monatsblatter  des  schweize- 
rischen Arbeitersekretariats"  in  Zürich  erschienen.  Die 
Nummern  23 — 25  bilden  das  letzte  Stück;  wann  wieder  eine  Nummer 
kommt,  ist  nach  Mitteilung:  der  Administration  der  Monatsblätter 
nicht  zu  ermessen.  Die  Nummern  brachten  n.  a.  recht  akademische 
Artikel  zur  Versicherungsfrage.  Besonders  zu  erwähnen  ist  der 
Bericht  des  schweizerischen  Arbeitersekretariats  an  das 
schweizerische  Industriedepartement  über  Arbeitslosenunter- 
stützung und  Arbeitsnachweis,  Zürich,  Buchhandlung  des 
schweizerischen  Grütlivereins,  l'.Kll  (2*:,  Seiten  in  K").  Der  Bericht 
des  Arbeitersekretäre  H.  Gkku.u  h  schildert  die  Arbeitslosigkeit  und 
die  Schwankungen  in  der  Industrie  von  ls7i»  1SW).  gibt  sodann 
statistische  Mitteilungen  über  die  Arbeitslosigkeit  nach  Beruf  oder 
Erwerb,  erörtert  danach  die  Ursachen  der  Arbeitslosigkeit  und  die 
Mittel  zur  Verhütung  oder  Milderung  derselben,  als  Arbeitsnachweis 
und  Arbeitsbeschaffung,  Unterstützung  und  Versicherung.  Die  ein- 
lässliche  Untersuchung  gipfelt  in  einer  Reihe  von  Postulaten,  als: 
allgemeine  Reduktion  der  Arbeitszeit  und  Einschränkung  der  Lehr- 
lingszüchterei  durch  Berufsgenossenscbat'teu,  Bundessubvention  an 
Arbeitergewerkschaften  und  Gemeinden  zwecks  Arlteitslosenver- 
sichemng,  Verbot  der  privaten  gewerbsmässigen  Arbeitsnachweis- 
bnreaus,  Errichtung  solcher  öffentlicher  Stellen  durch  die  Gemeinden 
mit  eidgenössischer  Zentralstelle. 

Eine  Statistik  der  Lohnbewegungen  und  Streiks  nach 
Berufsarten  hat  H.  Gbfxuch  für  das  statistische  Jahrbuch  aufgestellt. 
Über  die  Sozialdemokratie  in  der  Schweiz  schrieben  Otto  Lan<> 
und  Geok«  Sclzkr  und  Uber  „die  Entwickelung  des  kantonalen 
A rbeiterschntzes  in  der  Schweiz"  Emil  Hofmann. 

Die  Arbeitslosigkeit  in  der  Stadt  Zürich  ist  vom 
Jahre  1892  an  Gegenstand  statistischer  Aufnahmen  gewesen.  Einer 
Darstellung  und  Würdigung  dieser  Erfahrungen  durch  Nationalrat 
Dr.  E.  Hofmann  entnehmen  wir  folgende  Ausführungen: 
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Es  meldeten  sich  als  arbeitslos:  1892/1893  1652,  1893/1894 
88"),  1894,1895  650,  1896  179,  1897/1898  399,  1898/1899  — 
1899/1900,  630,  1900  1901  1158.  Darunter  waren  nur  insgesamt 
105  Frauen. 

Neben  diesen  muss  es  jeweilig  noch  eine  grosse  Zahl  Arbeits- 
loser gegeben  haben.  Wurden  ja  bei  der  Volkszählung  der  Stadt 
Zürich  am  1.  Juni  1894  rund  1200  Arbeitslose  ermittelt  und  die 
mit  der  eidgenössischen  Volkszählung  vom  1.  Dezember  1900  ver- 
bundene Arbeit.slosenzählung  ergab  dort  das  Vorhandensein  von  ruud 
2700  Arbeitslosen. 

Diese  grosse  Differenz  hat.  eine  doppelte  Ursache.  Sie  beruht 
einerseits  auf  der  Abneigung  vieler,  ihre  Notlage  mehr  oder  weniger 
öffentlich  zu  bekennen  oder  gar  Unterstützung  von  almosengenössigera 
Beigeschmack  anzunehmen,  und  andererseits  in  den  bei  der  Ver- 
abreichung von  Unterstützung  befolgten  Grundsätzen,  welche  von 
vornherein  den  Kreis  der  Unterstützungsberechtigten  wesentlich  be- 
schränkten. Zwar  wurde  die  Beschränkung,  nur  Verheiratete  mit 
Beiträgen  zu  unterstützen,  schon  im  zweiten  Jahre  etwas  ab- 
geschwächt, dafür  aber  die  Unterstützungsberechtigung  an  eine 
bestimmte  Daner  der  Niederlassung  in  Zürich  geknüpft.  Später 
kam  als  weiteres  Motiv  der  Abweisung  das  Selbstverschulden  der 
Arbeitslosigkeit,  sowie  die  Unwürdigkeit  des  Gesnchstellers  hinzu. 
Dass  von  diesen  Abweisungsgründen  häufig  Gebrauch  gemacht  wurde, 
zeigt  die  folgende  Zusammenstellung.  Es  wurden  mit  ihrem  Unter- 
stützungsgesnch  abgewiesen:  1896  71,5° •'„,  1897/1898  71,3,  1898/1899 
43,9,  1900/1901  26,9  °/0  der  Angemeldeten. 

Zur  Erklärung  dieser  grossen  Zahl  von  Abweisungen  darf 
nicht  vergessen  werden,  dass  sich  darunter  jeweils  eine  Anzahl 
dreister  Elemente  befand,  welche  durch  falsche  Angaben  einen 
möglichst  hohen  Unterstützungsbetrag  zu  erlangen  suchten.  Trotz- 
dem über  jeden  Angemeldeten  ein  einlässlieher  Fragebogen  ausgefüllt 
wurde,  dessen  Angaben  an  Ort  und  Stelle  dnreh  persönliche  In- 
formationen zu  prüfen  waren,  wiederholten  sich  die  genannten 
Versuche  in  allen  Jahren,  so  dass  der  Berichterstatter  angesichts 
desselben  resigniert  gesteht,  dass  die  beste  und  sicherste  Kontrolle 
die  Anweisung  von  Arbeit  wäre. 

Wir  haben  es  hier  zum  grössten  Teil  mit  Menschen  zu  tun, 
die  sozusagen  immer  auf  der  Grenze  der  Almosengenössigkeit  wandern. 
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Wahrend  der  besser  situierte  Arbeiter  in  der  Kegel  einen  ziemlich 
grossen  Kredit  geniesst,  den  er  in  der  Periode  der  Arbeitslosigkeit 
aufs  äusserst«  ausnützt,  siebt  sieb  die  Mehrzahl  der  zur  Unterstützung 
sich  Anmeldenden  sozusagen  sofort  auf  fremde  Hilfe  angewiesen. 
Tritt  bei  diesen  Krankheit  ein,  vergrößert  sich  die  Familie,  erhöht 
Bich  der  Mietzins  oder  vermindert  sich  sonst  die  Kaufkraft  des 
Lohnes,  so  sinken  sie  auf  die  Stufe,  wo  die  private  und  amtliche 
Hilfstätigkeit  in  Anspruch  genommen  werden  muss.  En  wird  er- 
wähnt, dass  sich  eine  überraschend  grosse  Zahl  von  Geschiedenen 
und  von  ihren  Familien  getrennt  Lebenden  unter  den  Arbeitslosen 
befindet. 

Die  Arbeitslosen  sind  selten  Stadtburger  (1900/1001  3,8%), 
sie  kommen  ans  den  Dörfern  des  Kantons  (19, 4%),  aus  andern 
Kantonen  (33,1%)  oder  aus  dem  Ausland  (43,7  %).  Es  kann  sich 
der  Berichterstatter  des  Kindrucks  nicht  erwehren,  dass  die  ledigen 
Italiener  extra  den  Winter  in  Zürich  zubringen  wollten,  um  die 
Arbeitslosenunterstützung  mitgeniessen  zu  können. 

Neben  der  Steigerung  des  durchschnittlichen  Unterstützungs- 
betrags  von  14,8  auf  20,24  Frs.,  der,  um  Missbrauch  möglichst  zu 
vermeiden,  in  natura  mittelst  sog.  Gutscheine  ausgerichtet  wurde, 
zeigt  sich  eine  weitere  Erhöhung  im  Jahr  1900/1901.  Im  vorher- 
gehenden Jahr  belief  sich  die  taglich  auf  einen  Unterstützten  ent- 
fallende Summe  auf  rund  98  cts.,  im  laufenden  Jahr  auf  1,51  Frs. 
Dies  rührt  von  einem  Beschluss  des  Stadtrates  her,  welcher  in  Be- 
rücksichtigung eines  Gesuchs  einer  Arbeitslosenversammlung  die 
Tagesrate  wesentlich  erhöhte,  indem  er  dieselbe  für  jede  unter- 
stützungsberechtigte erwachsene  Person  auf  00  cts.  und  für  jedes 
Kind  auf  30  cts.  festsetzte. 

Die  wichtigste  und  zugleich  schwierigste  Aufgabe  zur  Be- 
kämpfung der  Arbeitslosigkeit,  die  Beschaffung  von  Arbeit,  hat  die 
Stadt  Zürich  bis  jetzt  noch  nicht  energisch  in  die  Hand  genommen. 
Wie  bei  der  Unterstützung  der  Arbeitslosen  die  Tendenz  herrschend 
war,  einen  Teil  der  lösten  auf  die  Armenpflege,  die  organisierte 
und  private  Wohltätigkeit  abzuwälzen,  so  versuchte  man  auch  nach 
dieser  Seite  hin  dasselbe.  Es  wandte  sich  im  vergangenen  Winter 
der  Stadtrat  an  die  kantonalen  und  eidgenössischen  Behörden  mit 
dem  Gesuch  um  Beschaffung  von  Arbeit  für  die  Arbeitslosen.  Ferner 
erliess  er  einen  Aufruf  an  die  Einwohnerschaft,  damit  diese  die 
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Beschaffung  von  Arbeitsgelegenheit  ins  Ange  fasse  und  durch  recht- 
zeitig»' Vornahme  von  Reparaturen  aller  Art,  Bauarbeiten  im  Innern 
der  Häuser,  Ausbessern  von  Geräten,  Möbeln  etc.,  mit  dazu  bei- 
trage, dass  den  Arbeitslosen  Beschäftigung  geboten  werden  könne. 
Damit  wurde  wenig  oder  nichts  erreicht. 

("bar  öffentlichen  Arbeitsnachweis  in  der  Schweiz  schrieb 
E.  Hokmann  in  den  Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  und  der 
Zeitschrift  für  Sozialwissenschaft  1901. 

Zur  Aufklärung  über  die  Arbeiterverhältnisse  wie  die  Fort- 
schritte in  bezng  auf  Arbeiterschutz  und  -Fürsorge  dienen  in  erster 
Reihe  die  2jährlichen  „eidgenössischen  Fabrikinspektorats- 
beri clite",  deren  letzter  die  Jahre  1900  und  1901  umfasst.  Die 
dem  eidgenössischen  Fabrikgesetz  unterstehenden  Etablisseniente 
wurden  nicht  nur  alle  fast  ausnahmslos  einmal  im  Jahre  besucht, 
sondern  auch  eine  erhebliche  Anzahl  2— 4  mal.  Daneben  nahm  die 
Zahl  der  mündlichen  und  schriftlichen  Konsultationen  und  anderer 
Verhandlungen  mit  Arbeitern  und  Arbeitgebern,  überwiegend  mit 
ersteren,  beständig  zu.  Ebenso  mehrte  sich  die  Zahl  der  ander- 
weitigen Beanspruchungen,  vor  allem  in  strittigen  Haftpflichtfällen; 
ausserdem  war  eine  neue  Fabrikstatistik  aufzustellen,  die  hoffentlich 
eine  mehr  befriedigende  Aufarbeitung  in  wichtigen  Kombinationen 
und  entsprechende  Durcharbeitung  finden  wird,  als  sie  der  letzteren 
Erhebung  ans  1895.  die  nur  eine  einzige  Tabelle  anfweist,  zuteil 
wurde.  Auch  waren  noch  Erhebungen  über  Wohlfahrtseinrichtnngen 
zu  bewerkstelligen. 

Konstatiert  wird  eine  Zunahme  der  fremden  Arbeiter,  die  bei 
Bierbrauern  01%,  bei  Kalk-  und  Zementarbeitern  :»:»"•„,  bei 
Schreinern  47"  0,  bei  Müllern  4:5"  „  ausmachte.  Die  Depression  in 
der  Industrie  hat  einerseits  eine  Zusammenlegung  kleiner  Betriebe  und 
daneben,  um  den  Beschränkungen  des  Fabrikgesetzes  zu  entgehen, 
andererseits  auch  eine  Verkleinerung  einzelner  Betriebe  verursacht, 
l'berhaupt  ist  namentlich  in  der  Textilindustrie  das  Bestreben  hervor- 
getreten, möglichst  viel  in  die  unbeaufsichtigte  Hausindustrie  über- 
gehen zu  lassen.  Die  Mitglieder  des  Vereins  zürcherischer  Seiden- 
industrieller  beschäftigten  neben  rund  l">OO0  Personen  in  Fabriken 
20  000  Personen  zu  Hanse.  Ebenso  bilden  die  Hanssticker  etwa 
HO«/,,  der  Sticker.    Die  Hausindustriellen  haben  noch  Nebenerwerb, 
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und  wenn  sie  feiern,  stellen  keine  teueren  Fabriken  still,  bleiben 

keine  Triebkräfte  und  Maschinen  unbenutzt.    Und  in  guten  Zeiten 

beginnt  die  Hetzjagd  der  Ferner  um  die  Arbeiter.    „Deshalb  wird 

auch  niemand  die  Versicherung  eines  grossen  Industriellen  glauben, 

dass  Wohlwollen  für  die  Arbeiter  das  Hauptmotiv  für  den  Betrieb 

der  Hausindustrie  sei."  Das«  Frauen  überall  Vollbäder,  Männer 
• 

Duschen  zu  bevorzugen  scheinen,  sei  zur  Beachtung  bei  Neu- 
einrichtungen hier  angemerkt.  Nach  11  jähriger  Tätigkeit  im 
kantonalen  und  24  im  eidgenössischem  Dienst  als  Fabrikinspektor 
des  ersten  der  3  eidgenössischen  Inspektionskreise  tritt  der  7( »jährige 
hochverdiente  Dr.  F.  Sem  kkk  von  seinem  Amte  zurück,  in  der 
Absicht,  uns  noch  zusammenfassende  literarische  Arbeiten  ans  l'raxis 
und  Theorie  des  Fabrikwesens  und  des  Arbeiters«  hutzes  zu  bescheren. 

Zu  erwähnen  sind  hier  noch  F.  S<  iui.i-:k's  Untersuchungen 
„Über  die  sozialen  Zustände  in  der  Seidenindustrie  der 
Ostschweiz*  in  dem  „Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und 
Statistik-  Bd.  13,  Berlin  ist»«.». 

Nachdem  der  FoRKKKsche  Gesetzentwurf,  betreffend  die  eid- 
genössische Kranken-  und  Unfallversicherung,  am  20.  Mai 
Ii »00  mit  342114  Stimmen  gegen  148(122  in  der  Volksabstimmung 
verworfen  worden  war,  indem  Bauern  und  Industrielle  eifrig  dagegen 
agitierten,  die  Arbeiter  dem  Gesetze  ziemlich  kühl  gegenüberstanden 
und  die  augenblickliche  finanzielle  Lage  der  Eidgenossenschaft  eine 
dauernde  hohe  Belastung  des  Budgets  durch  die  Versicherung  als 
nicht  unbedenklich  erscheinen  liess,  trat  notwendigerweise  eine  Ruhe- 
pause ein,  da  erst  wieder  eine  Orientierung  gewonnen  werden  mnss, 
welche  Ziele  nunmehr  zu  verfolgen  sind,  um  dem  Versicherungs- 
artikel 34  bis  der  Bundesverfassung  Genüge  zu  leisten.  Es  darf  wohl 
schon  die  Behauptung  aufgestellt  werden,  dass  diese  Ziele  in  einer 
zentralen  Unfallversicherung  und  in  Subventionen  an  die  privaten 
auszubauenden  Hilfskassen  gesucht  werden  dürften,  nachdem  die  dem 
Gesetzentwurf  von  liHH)  einverleibte  Versicherung  der  im  Militär- 
dienst befindlichen  Personen  gegen  Krankheit  und  Unfall  am  1.  Januar 
Ii« »2  in  Kraft  getreten  ist. 

Die  mit  der  Zeit  strenger  und  den  Arbeitern  günstiger  gewordene 
Haft pflichtgesetzgebung  und  ihre  Ausführung  in  der  Gerichts- 
praxis erweist  sich  als  wichtiger  Förderer  der  Unfallversicherung. 
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Hier  sind  namentlich  zu  nennen  das  Eisenbahnhaftpflichtgesetz  vom 
1.  Juli  1875  und  Ergänzungen  vom  28.  Juni  18*9  und  15.  Oktober 
1897,  Art.  50  ff.  des  schweizerischen  Ubligationenrechts  vom  14.  Juni 
1881  und  die  Fabrikhaftpflichtgesetze  vom  '25.  Juni  1881  und  26.  April 
1887.  Ziffernmässig  geht  die  Zunahme  der  Unfallversicherung  und 
ihre  höchst  bedeutende  Leistung  aus  den  Aufstellungen  von  Cur.  Moskb 
hervor,  wonach  im  Jahre  1890  hauptsächlich  für  die  kollektive 
Unfallversicherung  über  3:J  4  Millionen  Franken  oder  1,29  Frs.  auf 
den  Kopf  der  schweizerischen  Bevölkerung  an  Prämien  gezahlt 
wurden,  und  für  das  Jahr  1900  ergibt  sich  sogar  eine  Summe  von 
11  Millionen  Franken  (davon  8  Millionen  Franken  für  die  kollektive 
Arbeiterversicherung)  oder  von  3,35  Frs.  auf  den  Kopf  der  Wohn- 
bevölkerung der  Schweiz.  Das  stellt  in  den  10  Jahren  von  1890 
bis  1900  eine  Verdreifachung  der  Aufwendungen  für  die  Unfall- 
versicherung in  der  Schweiz  dar! 

Sodann  sind  zu  erwähnen  die  Leistungen  der  schweizerischen 
Bahngesellschaften  für  ihre  Pensions-  und  Hilfskassen,  die 
keinen  Ersatz,  sondern  eine  Ergänzung  der  Haftpflicht  bieten.  Auf  ihre 
Wohltaten  haben  gegenwärtig  etwa  15000  Mitglieder  Anspruch. 
Die  Mitgliederbeiträge  stellen  sich  als  4 — 5°/0  der  Löhne  dar  und 
etwas  mehr  noch  zahlen  die  Bahngesellschaften.  Dadurch  wird  es 
möglich,  im  Invaliditätsfalle  eine  mit  dem  Dienstjahre  steigende 
Pension  zu  zahlen,  im  Todesfälle  Witwen  und  Waisen  und  zum  Teil 
auch  Aszendenten  zu  unterstützen.  Noch  ist  eine  Entschädigung 
für  Lohnausfall  in  Krankheitsfällen  und  zum  Teil  ein  Beitrag  an 
Begräbnis-  und  Knrkosten  etc.  damit  verbunden,  wie  R.  Leibis  dies 
für  den  Düsseldorfer  Versichernngskongress  dargelegt  hat. 

Wie  notwendig  ein  Ausbau  des  Unfall  Versicherungswesens 
ist,  erhellt  schon  daraus,  dass  gemäss  Beschluss  des  deutschen  Bundes- 
rates vom  29.  Juni  1901  für  in  Deutschland  verunglückte  italienische 
und  österreichische  Arbeiter,  wie  für  die  deutschen,  die  Kenten  an 
die  Verunglückten  auch  dann  bezahlt  werden,  wenn  diese  das  Gebiet 
des  Deutschen  Reiches  verlassen.  Desgleichen  erhalten  die  in  Öster- 
reich und  Italien  wohnenden  österreichischen  und  italienischen  Au- 
gehörigen in  Deutschland  verunglückter  Arbeiter  in  ihrer  Heimat 
die  Renten  für  Hinterbliebene  ebenso  zugebilligt  und  ausbezahlt, 
wie  die  deutschen  Staatsangehörigen  in  ihrer  Heimat.  Die  schweize- 
rischen, in  Deutschland  arbeitenden  Staatsangehörigen  und  ihre  Hinter- 
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bliebenen  dagegen  sind  bei  Betriebsunfällen  dieser  Vorteile  nicht 
teilhaftig',  weil  die  Schweiz  keine  staatliche  Versicherung  hat,  also 
keine  Reziprozität  zu  bieten  imstande  ist. 

Mit  der  Frage  der  Arbeiterversicherungsgesetzgebung  in  der 
Schweiz  haben  sich  neuerdings  verschiedene  Gesellschaften  nnd 
Organisationen  beschäftigt;  so  der  schweizerische  Juristen- 
verein in  seiner  Jahresversammlung  in  Zug  1901. 

Nach  Berichterstattung  von  Ii.  Lan«;  und  Ch.  Bkkukz  wurde 
eine  Resolution  gefasst  zugunsten  einer  Revision  und  einer  Er- 
weiterung der  Haft pflichtgesetzgebung.  Ferner  wünschte  die  Föde- 
ration des  societes  de  secours  mutnels  de  la  Snisse  ro- 
mande,  Genf  1901,  durch  Kingahe  an  den  Nationalrat  ein  Bnndesgesetz 
zugunsten  der  gegenseitigen  Hilfsgesellschaften.  Die  Delegierten- 
versammlung des  schweizerischen  Arbeiterbnndes  sprach  sich 
im  März  1902  in  Hern  nach  Referaten  von  H.  Sciikkkkk  und  ().  Rapin 
für  Erweiterung  und  Vereinheitlichung  der  Haftpflichtgesetzgebung 
und  Einführung  des  Versichernngszwanges  ans. 

Mit  dem  Gegenstande  beschäftigten  sich  auch  die  katholischen 
Männer-  und  Arbeitervereine  in  Lnzern  und  Snrsee  1900  und 
Zürich  1901  und  eine  Delegiertenversammlung  von  Krankenkassen 
verlangte,  am  9.  September  1900  in  Zürich  die  Schaffung  eines  eid- 
genössischen Krankenversicherungsgesetzes.  Und  die  schweize- 
rische statistische  Gesellschaft  beschloss  in  ihrer  Jahres- 
versammlung vom  2\.j2'l.  Oktober  191)1  in  Freiburg  nach  Referaten 
von  J.  Beck  und  G.  Corkkvon,  einem  Wunsche  des  schweizerischen 
Industriedepartements  Folge  gebend,  die  Inangriffnahme  einer  Statistik 
der  gegenseitigen  Hilfskassen  in  der  Schweiz. 

Um  die  überall  auftretenden  grossen  Erwartungen,  die  sich  an 
den  Aufbau  der  Versicherung  auf  den  freien  Hilfskassen  knüpfen, 
auf  ihr  richtiges  Mafs  zurückzuführen,  ergriff  der  Referent  dieses  in 
der  Freiburger  Statistikerversammlnng  die  Gelegenheit,  erstens  be- 
züglich Statistik  und  Enqueten  anzudeuten,  dass  sie  keine  Lttcken- 
btisser  in  der  Verlegenheit  und  nicht  imstande  sind,  uns  ein  Ver- 
sicherungsgesetz  zu  geben.  Die  grosse  Mannigfaltigkeit  der  Äusserungen, 
Wünsche  und  Bestrebungen,  welche  eine  Enquete  zutage  fördere,  er- 
mögliche keine  allgemein  als  richtig  zu  bezeichnende  Abwägung 
der  einzelnen  Wünsche,  gestatte  keinerlei  spezielle  Schlussfolgernngen. 
Hierzu  komme,  dass  manches  Postulat  in  der  Ausführung,  in  der 
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Zusammenfassung  der  Teile  zu  der  Einheit  des  Versichernngswerkes 
ein  ganz  anderes  Gesicht  erhalte,  so  dass  die  Stellungnahme  hier 
pro  und  dort  contra  vollauf  gerechtfertigt  sei.  Sodann  wurde  auf 
die  Bedenken  des  Sub veutionswesens,  das  in  jeder  Form  immer 
mehr  Platz  greift,  hingewiesen.  Es  handle  sich  in  eidgenössischer, 
kantonaler,  kommunaler  und  privater  (Vereins-)  Tätigkeit  um  ganz 
verschiedene  Sphären  mit  besonderen  Lebensbedingungen  und 
Funktionen,  nm  Schranken,  die  respektiert  werden  wollen.  Es  fehlen 
dem  Bunde  die  nötigen  Organe,  um  sich  auf  den  Gebieten  der  kan- 
tonalen, kommunalen  oder  privaten  Bestrebungen  mit  staatlich  ge- 
w  ünschtem  Erfolge  betätigen  zu  können.  Wie  der  Bund  seine  be- 
sonderen Aufgaben  hat  und  die  Kantone  je  ihre  sehr  verschieden 
gesteckten  Ziele  (landwirtschaftliche,  industrielle,  kommerzielle  etc.) 
verfolgen,  so  haben  auch  die  Vereine  stets  ihre  besonderen  Zwecke 
und  Tendenzen,  seien  diese  konfessioneller,  politischer,  sozialer,  be- 
ruflicher oder  sonstiger  Art.  Diese  sind  ihnen  Hauptsache,  sie  können 
dieselben  nicht  vernachlässigen  oder  aufgeben,  ohne  sich  selbst  da- 
durch, dass  sie  eben  ihren  speziellen  Bedürfnissen  nicht  mehr  Ge- 
nüge leisten,  zngrnnde  zu  richten,  i  berträgt  man  den  Vereinen 
nun  staatliche  Aufgaben,  will  man  ihre  Aufmerksamkeit  und 
Tätigkeit  auf  eine  für  sie  nebensächliche  Funktion  richten,  so  stört 
man  ihre  Kreise,  und  die  Vereine  müssen  dann  ihrer  Natur  nach 
trotzdem  suchen,  ihre  eigenen  Hauptziele  zn  erreichen,  d.  h.  sie 
sind  geradezu  gezwungen,  die  ihnen  zur  Verfügung  gestellten  öffent- 
lichen Mittel  ihren  privaten  Interessen  dienstbar  zu  machen.  In 
dem  Kampf  der  Interessen  müssen  die  staatlichen  Interessen,  da  sie 
die  aufgedrungenen  und  schwächeren  sind,  notwendig  zu  kurz  kommen. 
Eine  staatliche  Kontrolle  der  Vereinstätigkeit  bleibt  ungenügend 
und  machtlos  zugleich,  der  Etlekt  der  staatlichen  Subvention  wird 
geradezu  ein  antistaatlicher.    Sna  mole  mit. 

Die  Zentralisierung  um  jeden  Preis  wird  ganz  gegen  Wissen 
und  Wollen  die  zentrifugalen  Kräfte  stärken;  allerdings  ist  das.  in- 
sofern diese  Kräfte  lebensfähig  sind,  nicht  bedauernswert.  Das  Prinzip 
der  Nivellierung  kann  der  Schweiz  nicht  zum  Segen  gereichen,  sondern 
muss  das  Staatswesen  am  Ende  unbedingt  vernichten.  Die  Aufgabe 
der  Sehweiz  ist  vielmehr,  ein  Vorbild  freiheitlicher  und  gerechter, 
die  verschiedenen  Volksstämme,  Klassen  und  Konfessionen  brüderlich 
umfassender  staatlicher  Organisation  zn  sein.  In  necessariis  nnitas, 
in  dubiis  libertas,  in  omnibus  Caritas. 
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Wenn  Cakl  Hilty  in  seiner  Körner  Rektoratsrede  vom  No- 
vember 1001,  Uber  „Die  Zukunft  der  Schweiz"  als  grösste  nnd  un- 
vergängliche Leistungen  der  Eidgenossenschaft  erstens  den  Nachweis 
der  Ausführbaikeit  der  republikanischen  Staatsform  in  Europa  be- 
trachtet, so  scheint  er  San  Marino  und  die  anderen  europäischen 
Republiken  alter  und  neuester  Zeit,  wie  auch  die  monarchenreinen, 
von  Europäern  besiedelten  Erdteile  Amerika  und  Australien  zu  unter- 
schätzen, und  wenn  er  der  Ansicht  ist,  dass  die  Eidgenossenschaft 
„die  gelungenste  und  verständigste  Ausgestaltung  des  beseligenden 
christlichen  Glaubens  in  eine  äusserliche  kirchliche  Gemeinschaft  er- 
zeugt" habe,  so  dürfen  wir  wohl  fragen,  da  er  doch  unmöglich  an 
den  Katholizismus  alter  oder  neuer  Observanz  (zusammen  41,0".',, 
der  schweizerischen  Revölkerung!)  denken  kann,  ob  er  Zwixum  oder 
Calvin  meint,  Chrischona-  oder  Logenbrüder,  eine  Kantonskirche  oder 
die  eglise  libre,  die  Heilsarmee  oder  andere  Sekten,  oder  gar  alle 
zusammen,  einen  jeden  nach  seiner  Fasson?  W  enn  ferner  erklärt 
wird:  „bei  uns  legt  jeder  zurück,  bei  uns  gilt  es  noch  als  ein  fest- 
stehender Ehrenpnukt,  keine  Schulden  zu  haben  und  niemand  seine 
ökonomische  Selbständigkeit  danken  zu  müssen-*,  so  richten  sich  der- 
gleichen Übertreibungen  selbst,  auch  wenn  sie  als  höchste  Weisheit 
ex  cathedra  gesprochen  sind. 

Die  Prämieneinnahmen  der  konzessionierten  privaten 
Versicherungsunternehmungen  in  der  Schweiz  betrugen 
nach  der  Zusammenstellung  des  eidgenössischen  Versicherungsamtes 
im  Jahre  1900: 

(Siehe  Tabelle  Seite  1472.) 

Hierzu  kommt  die  kantonale  Feuerversicherung,  abzüglich 
Rückversicherung  bei  konzessionierten  privaten  Versicherungsanstalten, 
mit  6520807  Frauken,  so  dass  das  Total  der  Prämieneinnahme 
57  262  TM  Frs.,  d.  i.  17,27  Frs.  per  Kopf  der  Wohnbevölkerung 
der  Schweiz  beträgt. 

Auf  die  „Jahresberichte  des  eidgenössischen  Ver- 
sichernngsamtes'*  als  auf  eine  wissenschaftliche  Quelle  ersten  Ranges 
ist  hinzuweisen,  wenn  auch  in  seiner  textlichen  Darstellung  eine 
besondere  Vorliebe  für  die  grossen  privaten  Versicherungsanstalten 
unverkennbar  ist. 

Die  251  Seiten  starke  Doktorarbeit  von  Akth.  Rovkt.  Les 
assurances    onvrieres    obligatoires   et   leur  röle  social, 
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Berne  1901,  gibt  in  der  ersten  Hälfte  eine  Darstellung  der  Geschieht« 
und  des  geltenden  Rechtes  der  obligatorischen  Arbeiterversieherung 
in  Deutschland,  Österreich- Ungarn ,  Frankreich,  Grossbritannien, 
Italien,  Belgien,  Niederlanden,  Skandinavien,  Vereinigte  Staaten  von 
Amerika  und  der  Schweiz.  In  der  2.  Hälfte  finden  theoretische 
Erörterungen  Uber  Staat  und  Zwangsversicherung,  wie  die  einzelnen 
Zweige  der  Versicherung  (Unfall,  Krankheit,  Alter  und  Invalidität, 
Betriebsstörung)  Behandlung.  Der  Verfasser  ist  ein  warmer  Befür- 
worter des  bisher  mehr  deutschen  als  französischen  Versicherungs- 
zwanges: Arguments  en  favenr  de  lobligation:  1.  eile  est  l'unique 
moyen  dY'tendre  a  ton»  les  bienfaits  de  Tassurance;  2.  eile  seule 
permet  de  ne  pas  tenir  compte  de  la  difference  des  risqnes  et  de 
prevoir  nue  egalisation  complete  ou  relative  des  primes;  3.  eile  pro- 
cure  ä  l'institution  une  surface  plus  grande  et  une  coutinuite  assnree; 

4.  eile  conserve  tons  les  droits  de  Tassnre  qui  change  de  domicile; 

5.  eile  allege  la  charge  de  l'ouvrier. 


Versicherungs- 
zweige 


Prämien 
Frs. 


fremde 


Davon  entfallen  auf 

ein- 
heimische 

Gesellschaften 
Frs.  Frs 


Ferner  auf 
gegen- 
seitige 
Gesellschaften 
Frs.  Frs. 


Lebensversicherung 

Unfallversicherung 

Feuerversicherung 

Glasversicherung  . 

Wasserl.-Vereicher. 

Dienst.-  u.  Kautions- 
versicherung .  , 

Viehversicherung  . 

Hagelversicherung 

Transportversicher. 


28  216  839  13  498  429 
10  373  930 
8  984  566  6180  379 
190  283       67  303 
27  408       26  545 


14  718410  1 
9  002  430j  1371  500 
2  804  187 
122  980 
863 


100  722 
320  919 
762  760 
1  755  459 


.2  786  222 
1045  602 
2  779  118 
68  629 


M    i  59011 
320  919 
762  760  - 
1  568  288     187  171 


15  430  617 
9  328  328 
6  205  448 
121654 
27  408 

100722 


320  919 
762  760 
_      I  1755  459 


Total  1900 

Ol 

o 

1886 


o 


>  732  88(1  31 


50 

100 

22  004  69 
100 


147  845  19  585  041 
61,4  38,6 

2  629  562  9  375135 
57.4  42,6 


17  763  250'32  969  636 

35,0  65,0 
6  135  67615  869  021 
27,9  72,1 


Über  eine  Reform  im  Sterbekassenwesen  handelt  X 
Eü.iknhkrgkr  in  der  „Zeitschrift  für  die  gesamte  Versichernngs- 
wissenschaff,  Berlin  1901.  Da  der  Verfasser  als  Mathematiker  im 
eidgenössischen  Versicherungsamt  spezielle  Erfahrungen  sammelte, 
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so  wird  hier  auf  diese  Kritik  und  Vorschläge  hingewiesen.  Per 
Verfasser  kommt  zu  dem  Ergebnis  zwecks  Sanierung  der  Kassen: 
Sämtliche  kleinen  Versicherungsvereine  (Sterbevereine,  event. 
auch  Kranken-  und  Pensions-  etc.  Kassen)  haben  sich  ins  Handels- 
register eintragen  zu  lassen,  und  zwar  neu  erstehende  Vereine  bei 
ihrer  Gründung,  schon  bestehende  Vereine  innerhalb  einer  gewissen 
Frist.  Als  wesentlichstes  Requisit  der  Eintragung  ist  ein  von 
bestellten  Aufsichtsorganen  genehmigtes  Statut  vorzulegen.  Behufs 
Erwirkung  der  Genehmigung  sind  den  Aufsichtsbehörden  ausser  den 
Statuten  besondere  Nachweise  über  die  finanzielle  Situation  und  den 
Mitgliederbestand  zu  unterbreiten.  Ergibt  sich  aus  der  von  der 
Aufsichtsbehörde  vorgenommenen  Prüfung,  dass  die  Grundlagen  und 
die  Situation  eines  Vereins  den  versicherungstechnischen  Anforde- 
rungen nicht  geniigen,  so  ist  vom  betreffenden  Vereine  unverzüglich 
eine  Reorganisation  nach  den  Vorschlägen  der  Aufsichtsbehörde  in 
Angriff  zu  nehmen.  Wird  diese  Reform  innerhalb  einer  bestimmten 
Frist  nicht  durchgefühlt,  so  hat  sich  der  Verein  aufzulösen.  Für 
neu  zu  errichtende  Vereine  werden  von  der  Aufsichtsbehörde  Normal- 
Statuten  —  wenn  auch  unverbindliche  —  aufgestellt.  Jede  Statuten- 
änderung unterliegt  der  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde.  Von 
drei  zu  drei  Jahren  —  vom  Zeitpunkt  seiner  Genehmigung  an 
gerechnet  —  hat  sodann  jeder  Verein  der  Aufsichtsstelle  Nachweise 
über  den  finanziellen  Stand  und  die  Mitgliederbewegung  einzubringen. 
Bezüglich  der  Verwaltung  der  Kasse,  der  Form  der  Rechnungs- 
legung, der  Berichterstattung  an  die  Behörde  werden  von  der 
Aufsichtsstelle  möglichst  einfache,  leicht  verständliche  Formulare 
und  Vorschriften  aufgestellt. 

Vom  Sekretariate  des  schw  eizerischen  Gewerbevereins 
werden  herausgegeben:  Gewerbliche  Zeit  fragen,  Bern,  im  Ver- 
lage von  Büchler  &.  Co.  resp.  des  schweizerischen  Gewerbevereins. 
Bis  zur  (iegenwart  sind  19  Hefte  erschienen  über:  Lehrwerkstätten 
und  Fachschulen,  gewerbliche  Schiedsgerichte,  Lehrlingsprüfungen, 
Kranken-  und  Unfallversicherung,  Schutz  des  Kleingewerbes  gegen 
Auswüchse  und  Übelstände  im  Handel  und  Kreditverkehr  und  gegen 
die  Konsumvereine,  über  Kreditreform  und  Zahlungsfristen,  Be- 
fähigungsnachweis im  Handwerk,  Berufslehre  beim  Meister,  Berufs- 
genossenschaften,  Arbeitslosigkeit  und  Arbeitsnachweis,  Kleinmotoren, 

Jahrbuch  der  Internat.  Vereinigung.  6.  u.  7.  Bd.  93 
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gewerbliches  und  industrielles  Bildnngswesen,  Submissionswesen. 
Produktion  und  wirtschaftliche  Bedeuten?  der  schweizerischen  Ge- 
werbe, Schutz  der  Bauhandwerker.  Weiter  erschienen  von  dieser 
Stelle:  Fachberichte  über  die  Pariser  Weltausstellung  im 
Jahre  1900,  Bern  1901  (415  S.  in  8»),  die  von  230  gewerblichen 
Fachmännern  dem  Vereine  eingeliefert  worden  sind,  von  geringem  Werte. 

Von  dem  Verleger  Büchler  &  Co.  in  Bern  wurde  ferner  eine 
Gewerbe-Bibliothek"  herausgegeben,  d.  i.  bis  jetzt  10  kleine, 
populär  gehaltene  Darstellungen  über  Berufswahl,  gewerbliche 
Organisation,  Elektrotechnik,  Haftpflicht,  Ausstattung  der  Schau- 
fenster, Warenspedition,  Mafs  und  Gewicht  etc. 

Die  erwähnten  Berichte  sind  nicht  zu  verwechseln  mit  dem 
„Administrativen-  und  technischen  Bericht  des  schweize- 
rischen Generalkommissariats,  dem  hohen  Bundesrate  erstattet 
durch  Gustav  Ador,  mit  88  Ansichten  und  17  Plänen.  Genf  1901, 
(#81  8.  in  4°,  auch  in  französischer  Sprache). 

Ferner  sind  erschienen  eine  grössere  Anzahl  von  Berichten 
der  schweizerischen  Mitglieder  der  internationalen  Jury 
der  Pariser  Weltausstellung  von  1900,  erstattet  an  das  schweize- 
rische Handelsdepartement  und  gedruckt,  falls  nicht  anders 
angegeben,  in  Bern  bei  K.  J.  Wyss  1900  resp.  1901;  wir  erwähnen 
in  erster  Linie  aus  dem  Jahre  1900:  R.  Schwarzenbach-Zhlher  und 
H.  E.  Strfxli-Hcni,  Seide  und  seidene  Gewebe  (133  S.);  ferner 
A.  GruKLMANN,  Material  nnd  Verfahren  der  Weberei,  Geneve, 
Imprimerie  W.  Kündig  et  Fils;  sodann  daselbst:  M.  Viqukrat, 
Materiel  et  procedes  des  industries  agricoles;  M.  J.  J.  Kohlkk, 
Sucres  et  produits  de  la  confiserie,  chocolats,  condiraents  et  stimnlants; 
DocteurA.  KKVKKDiN,Medicine  et  Chirurgie;  Ch.Gikon  et  H.  Sanpreitkr, 
Peinture,  Kartons  und  Handzeichnungen;  A.  E.  Pricam,  Photographie: 
J.  Fkkkkro,  .Toaillerie  et  bijouterie;  Pu.  Mermod,  Instruments  de 
musique;  C.  Bitthaz,  Appareils  diverses  de  la  nucanique  generale; 
Dks  Güi;ttks,  Appareils  dVclairage  et  les  procedes  dYclairage. 

In  1901  erschienen:  C.  Moskk.  Material  und  Verfahren  des 
landwirtschaftlichen  Betriebes;  Dr.  Müller -Thnrgau.  Der  Weiu- 
bau.  seine  Materialien  und  Verfahren;  A.  Dknnlkr,  Liqneurs,  Spiri- 
tuosen und  gewerbliche  Alkohole  i  Interlaken,  Schläfli);  Dr.  O.  Horn 
und  Dr.  L.  Si-i  nülku,  Hygiene;  Kid.  Ksi  iikk.  Maschinen  und  Ver- 
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fahren  der  Spinnerei  nnd  Seilerei;  W.  Wyssi.ing,  Elektrische  Anlagen 
(deutsch  nnd  französisch);  A.  Stodula,  Dampfmaschinen:  F.  1'rasil, 
Turbinen,  Gas-  und  Petrolenmmotoren;  K.  Mkykk,  Werkzeugmaschinen; 
L.  Jklk  und  G.  Wkttkk-RüscIi,  Spitzen  und  Stickereien  und  Posauien- 
terien  (Neuchatel,  Delachaux  et  Niestie);  E.  Stkiukr.  Holzschnitzerei; 
E.  Juno.  Feste  Dekoration  an  öffentlichen  Gebäuden  nnd  Wohnräumen 
(Neuchatel);  L.  Martin  et  E.  L.  RmssY,  Laits.  beurres.  fromages 
(Neuchatel);  J.  Maggi,  Conserves  de  viande,  poissons,  frnitsVt  lcgnmes; 
E.  Richard,  L'enseignement  special  artistique,  Geneve,  Kündig. 

Gewerbevereinsbestrebungen  leiht  seine  stets  bereite  Advokaten- 
feder F.  Meili  in  seinem  „Gesetzgeberischen  Kampf  gegen 
Schädigungen  im  Bauhand werk,  in  der  illoyalen  Konkurrenz 
und  im  Kreditwesen"  (Schweizerische  Zeitfragen,  Heft  '■)'>),  Zürich 
1901.  Die  Ausführungen  sind  ausserordentlich  anfechtbar  vom  ersten 
Satz  bis  zum  letzten;  als  ob  das  Handwerk  sich  früher  in  einer  besseren 
Lage  befunden  hatte  und  als  ob  die  Elektromotoren  demselben  aufhelfen 
könnten  etc.!  Das  Eintreten  für  die  ethisch  und  volkswirtschaftlich 
anstössige  Publikation  der  ausgepfändeten  Schuldner  schlägt  der 
ganzen  neueren  Gesetzgebung  ins  Gesicht  und  hat  schon  schärfste 
Zurückweisung  erfahren.  Dagegen  teilen  wir  Mkii.i's  Redenken 
gegen  die  projektierte,  überaus  bequeme  Überlieferung  au  Ermessen 
und  Willkür  der  Richter  vollkommen. 

Über  „Die  Gewerbefreiheit  in  ihren  Licht-  und  Schattenseiten" 
gehrieb  J.  Goldstkin  in  dem  Anhang  zum  Rechenschaftsbericht  des 
schweizerischen  Kreditorenverbandes,  Zürich  1901. 

In  scharfem  Kampf  mit  den  Handwerkern  und  —  was  diese 
oft  hauptsächlich  auch  sind  —  den  Kleinhändlern  befindet  sich  die 
Genos8enschaftsbewegnng  und  speziell  die  Konsum  vereins- 
organisation.  der  literarisch  Hanh  Müllkk  und  Julius  Platter  ihre 
Unterstützung  gewähren.  Es  sei  verwiesen  auf  die  „Berichte  des 
schweizerischen  Genossenschaftsbundes",  die  „Rekursschrift  in  Sachen 
der  Besteuerung  der  Konsumvereine",  H.  Müllkk:  „Der  Staat  und 
das  Stenerrecht  der  Konsumgenossenschaften",  „Wesen,  Grundsätze 
und  Nutzen  der  Konsumvereine1,  „Stärkung  der  Gewerkschafts- 
bewegung durch  Konsumgenossenschaft*'!!"  und  „Bekämpfung  des 
unlauteren  Wettbewerbs  im  Licht  des  allgemeinen  Interesses",  sowie 

J.  Platter:  „Erwerb  nnd  Konsum  oder  wo  steckt  der  Profit"  und 
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„Genossenschaftliche  Selbsthilfe-,  sämtlich  Basel  1900  1901.  Der 
„Schweizerische  Konsumverein-,  Basel  2.  Jahrgang  1902,  ist  das 
wöchentliche  Or^an  des  Verbandes  schweizerischer  Konsumvereine; 
daneben  dient  der  Agitation  das  halbmonatlich  erscheinende  „Genossen- 
schaftliche  Volksblatt das  in  einer  Auflage  von  40000  Exemplaren 
verbreitet  wird. 

Charakteristisch  für  den  historischen  Museumseharakter  Berns 
ist  die  Tatsache,  dass  das  alte  Vorkaufsverbot  hier  noch  existiert  und 
dass  der  Bundesrat  neuerdings  das  Verbot  des  Vorkaufes  von 
Lebensmitteln  in  Marktordnungen  gntgeheissen  hat,  indem  er  die 
Beschwerde  zweier  Gemüsehändler  gegen  ein  Urteil  des  Polizei- 
richters von  Bern  wegen  Widerhandlung  gegen  die  Marktordnung 
der  Stadt  Bern  abwies.  Er  hat  damit,  in  Bestätigung  früherer 
Entscheide,  bekundet,  dass  er  die  verfassungsmässig  garantierte 
Bändels-  und  Gewerbefreiheit  nicht  als  eine  absolute  gelten  lässt. 
Das  Vorkaufsrecht  Verstösse,  keineswegs  gegen  das  Bundesrecht, 
sondern  stelle  sich  als  eine  polizeiliche  Verfügung  dar,  welche  dem 
Lebensmittelmarkte  im  Stadtgebiete  den  Charakter  eines  Marktes 
für  die  Konsumenten  wahren  will,  gerade  dadurch  die  wahre  Markt - 
freiheit  sichert  und  weder  den  Interessen  der  Verkäufer,  noch 
denjenigen  der  Käufer  zu  nahe  tritt.  Der  Bundesrat  hat  vor  dem 
Jahre  1S90  eine  andere  Stellung  eingenommen. 

Das  Sekretariat  des  schweizerischen  Handels-  und 
Indnstrievereins  (oder  der  sogen.  „Vorort"  desselben)  erstattet 
jährlich  einen  ausführlichen  Bericht  über  Handel  und  Industrie 
der  Schweiz,  der  jeweilen  im  Herbst  betreffs  des  vergangenen 
Jahres,  z.  Z.  in  Zürich,  publiziert  wird.  Der  letzte  Bericht  erschien 
im  September  1901  in  der  Druckerei  Berichthaus.  Zürich,  243  Seiten 
in  4°.  Vorangeschickt  sind  statistische  Angaben  über  wirtschaftliche 
Verhältnisse  der  Schweiz:  Bevölkerung,  Bernf,  Fabrikbetriebe,  Vieh- 
stand, Geld-  und  Notenwesen,  Sparkassen,  Versicherung,  Verkehr, 
Spezialhandel,  Bundesbudget,  Es  folgt  die  Behandlung  verschiedener 
wirtschaftlicher  Spezialfragen,  als:  Ausdehnung  des  Erfindungsschutzes, 
Alters-  und  Invaliditätsversicherung  für  kaufmännische  Angestellte, 
Handelsverträge  und  Zollwesen,  l'nd  in  ausführlichen  Betrachtungen 
werden  zum  Schlüsse  die  einzelnen  Branchen  von  Handel  und  In- 
d  strie  in  ihrem  Gange  während  des  Berichtsjahres  gewürdigt,  als: 
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Seiden-.  Baumwoll-,  Wullen-,  Leinenindustrien,  Konfektion,  Stroh- 
Kosshaar-  un<l  Papierindustrie,  Buchhandel  und  Druckerei,  Leder-, 
Kautschuk-,  chemische,  Metall-  und  Maschhieniiidustric,  Horlogerie, 
Bijouterie.  Holzhandel-  nnd  -Waren-,  Tun-  und  Glaswarenindnstrie, 
Zement  und  Steine,  Vieh-,  Käse-,  Getrcidchandel  Müllerei,  Wein- 
handel, Bierbrauerei,  Schokolade,  Tabak,  Kolonialwaren,  Kohlen- 
handel, Hotelindustrie.  Geld-  und  Kreditwesen,  Banknoten-  und  Ver- 
sicherungswesen. 

Diese  höchst  beachtenswerten  Zentralberichte  finden  ihre  Er- 
gänzung einerseits  in  den  ihnen  mit  zur  Unterlage  dienenden  Spezial- 
herichten  für  einzelne  Industriezweige,  wie  die  Jahresberichte  der 
Zürcherischen  Seidenindnstriegesellschaft,  des  schweize- 
rischen Wirkerei  verein»  in  Basel,  des  schweizerischen 
Spinner-,  Zwirner-  und  Webervereins,  des  Vereins  schweize- 
rischer Maschinenindnstrieller,  les  rapports  de  la  ehaiubre 
snisse  de  l'horlogerio,  de  la  Föderation  des  syndicats  d'ele- 
vage  de  la  race  ta<  hetee  noire,  die  Berichte  des  Verbandes 
schweizerischer  Brannviehzuchtgenossenschaften  etc.,  nnd 
andererseits  in  den  kantonalen  oder  lokalen  Handelskammer-  nnd 
Indnstrievereinsberichten,  als:  Jahresberichte  über  Handel  und 
Industrie  im  Kanton  Zürich,  herausgegeben  von  der  Zürcher 
Handelskammer,  der  Handelskammer  in  Basel  an  den  Basler 
Handels-  und  Industrieverein,  des  kaufmännischen  Di- 
rektoriums in  St.  Gallen  über  Handel,  Industrie  und  Geld- 
verhältnisse des  Kantons  St.  Gallen  (besonders  wichtig  betr. 
Stickerei),  des  kaufmännischen  Direktoriums  in  Luzern,  leg 
rapports  annuels  de  la  chambre  de  commerce  de  Geneve  ä 
l'assemblee  generale  de  l'association  commerciale  et  in- 
dustrielle Genevoise  et  le  bulletin  commerciale  suisse, 
l'organe  bimensuel  de  ladite  chambre  de  commerce  de  Geneve;  ferner 
die  Berichte  der  181»9  gegründeten  kantonalen  bernischen 
nnd  solothurnischen  Handels-  und  Gewerbekammern.  Diese 
Berichte  sachkundiger  Sekretariate,  auf  Grund  von  Spezialberichten 
ans  allen  einzelnen  Erwerbszweigen  heraus,  wie  unter  Benutzung 
amtlichen  und  privaten,  namentlich  statistischen  Materials  verfasst, 
enthalten  eine  Fülle  von  Details,  deren  Kenntnis  zur  Gewinnung 
eines  Urteils  in  volkswirtschaftlichen  Angelegenheiten  notwendig  ist. 
Es  muss  hier  genügen,  darauf  zu  verweisen. 


1478 


Volkswirtschaft  und  Literatur. 


In  dein  Jahresbericht  des  kaufmännischen  Direktoriums  St.  Gallon 
für  das  Jahr  1899,  St.  Gallen  1900,  finden  sich  „Untersuchungen 
über  das  Geldwesen  der  Schweiz  und  die  Ursachen  des 
hohen   Standes  der   auswärtigen  Wechselkurse14   von  Ph. 
Kalkmann.    Es  ist  eine  mit  zahlreichen  Tabellen  und  graphischen 
Darstellungen  ausgestattete  Schrift  von  187  Seiten  in  4°,  die  das 
bedeutendste  darstellt,  was  zur  Kritik  unseres  Noten-  und  Geldwesens 
geschrieben  ist.   Die  Forderungen  des  Austritts  aus  der  lateinischen 
Münzunion  und  Schaffung  einer  zentralen  Notenbank,  die  von  allen  Ein- 
sichtigen erhoben  werden,  stossen  auf  den  Widerstand  der  am  Gewinn 
aus  der  Notenemission  interessierten  und  Konkurrenz  fürchtenden 
jetzigen  Emissionsbanken,  namentlich  der  kantonalen,  und  anderer- 
seits fallen  politische  Erwägungen  in  die  Wage  zugunsten  des  Be- 
harrungszustandes.  Gegenwärtig  beschäftigt  mau  sich  mit  dem  Plan, 
einen  grösseren  Betrag  von  Silber-Scheidemünzen  zu  prägen,  die 
allerdings,  wenn  sie  nicht  für  das  Ausland  verrufen  werden,  auch 
zum  Lande  hinausspazieren  werden.  Referent  hat  in  dem  „Politischen 
Jahrbuch  der  Schweiz.  Eidgenossenschaff,  Bern  1901,  auf  die  wirt- 
schaftlichen und  politischen  Gefahren  unserer  NotenUberfüllung  und 
Silberwährung  mit  Nachdruck  hingewiesen  und  kann  auch  auf  die 
Darlegungen  des  Präsidenten  des  Credit  Lyonnais,  M.  Hknbi  Gkkmain, 
hinweisen,  aber  die  schweizerische  Bundesversammlung  will  sich 
noch  immer  nicht  aufraffen,  eine  Reduktion  unserer  Notenemission 
bis  zu  dem  Punkte,  dass  das  Disagio  aufhört,  gemäss  Art,  9  und  88 
Absatz  2  des  schweizerischen  Banknotengesetzes  vom  8.  März  1881 
zu  beschließen,  so  dass  bald  kein  anderes  Mittel  bleibt,  als  die  von 
uns  vorgeschlagene  Bildung  eines  Schntzvereins  gegen  Valutaver- 
schlechterung  und   prinzipielle  Verweigerung  der  Notenannahme. 
Können  doch  bei  1  °/0  Disagio  und  Präsentation  je  den  5.  Tag  mit 
100  Millionen  Franken  in  Noten  dem  Lande  in  einem  Jahre  über 
70  Millionen  Franken  abgezapft  werden. 

Gestattet  sei  noch  ein  Hinweis  anf  die  Bedeutung  der  elek- 
trisch e  n  K  ra  f  t  für  die  Schweiz.  Nach  einer  Zusammenstellung  Wyss- 
mno's  in  der  „Schweizerischen  Bauzeitung"  bestanden  Ende  1901  un- 
gefähr 300  Unternehmungen  für  elektrische  Stromabgabe,  die  der 
Öffentlichkeit  dienen,  beziehungsweise  öffentlichen  Grund  und  Boden  in 
Anspruch  nehmen.  Davon  sind  194  primäre  eigentliche  Elektrizitäts- 
werke. Die  Gesamtleistung  der  primären  Kraftanlagen  in  der  Schweiz 
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wird  auf  110900  Kilowatt  berechnet.  Der  dieser  Primürleistung 
entnommene  Verbranch  der  Sekundärwerke  beträft  20 100  Kilowatt, 
so  dass  etwa  18%  der  von  den  Primärwerken  erzeugten  Energie 
durch  Wiederverkaufer  an  den  Konsumenten  gelangen.  Zu  beachten 
ist  ferner,  dass  die  Gewinnung  der  elektrischen  Kraft  aus  unseren 
gewaltigen  Wasserkräften  —  im  Gegensatz  zu  Dampfzentralen  — 
gleich  von  Anfang  an  relativ  hohe  Anlagekosten  erfordert,  für  die 
erst  allmählich  entsprechende  Verwendung  sich  findet,  so  dass  die 
Überlegenheit  der  Wasserwerke  erst  später  sich  geltend  macht.  Noch 
sei  die  Bemerkung  gemacht,  dass  es  bei  öffentlichen  Anlagen  aller 
Art  ausserordentlich  schwer  hält,  sachkundige  und  nicht  selbst  direkt 
oder  indirekt  beteiligte  Experten  zu  gewinnen. 

Bei  der  Wichtigkeit  der  auf  elektrischem  Wege  vor  sich  gehenden 
Aluminium  gewinnung  in  der  Schweiz  (Neuhausen)  seien  noch  L. 
Tetmajkr's  Versuche  in  Heft  9  der  „Mitteilungen  der  Material- 
prüfungsanstalt am  schweizerischen  Polytechnikum"  in  Zürich  er- 
wähnt. Namentlich  der  Preisrückgang  des  Keinaluminiums  von 
27,60  Mk.  in  1890  auf  2  Mk.  per  kg  in  1900  veranlasste,  eine  grössere  An- 
wendung der  Alumininmlegierungen  in  der  Technik  anzustreben,  um 
das  Absatzgebiet  des  Aluminiums  zu  erweitern. 

Handel  und  Industrie  des  Kantons  Glarus  wird  von 
Ad.  Jknny-TkCmpy  geschichtlich  dargestellt  in  dem  Jahrbuch  des 
historischen  Vereins  des  Kantons  Glarus,  Heft  ttft,  Glarus  1899. 

Die  126  Seiten  starke  Schrift  behandelt  den  glarnerischen 
Handel  bis  zum  18.  Jahrhundert  und  von  der  Geschichte  der  Textil- 
industrien des  Kantons  Glarus  vorerst  das  Wollen-,  Leinen-  und 
Hanfgewerbe,  die  Baumwoll-Handspinnerei  und  -Handweberei,  sowie 
die  Bleicherei  der  Gespinstfasern. 

Das  Seidengewerbe,  Wirkerei  und  Spitzen,  Buntweberei  und 
Garnfärberei,  Stickerei,  Zeugdruckerei,  die  neuere  Baumwollspinnerei 
und  -Weberei,  wie  die  industriellen  Umwälzungen  und  Krisen  sind 
späterer  Veröffentlichung  vorbehalten.  Ebenso  soll  die  kommerzielle 
und  industrielle  Entwickelung  der  einzelnen  Ortschaften  und 
wichtigsten  Geschäftsfirmen  noch  Behandlung  finden. 

Es  wird  sehr  «anschaulich  geschildert,  wie  die  Glarner  für  die 
zunehmende  Bevölkerung  ihr  Heil  nicht  nur  im  Reislanfen  suchten, 
sondern  eifrig  bestrebt  waren,  das  Nötige  durch  Handel  und 
Industrie  sich  zu  erwerben.    Anfänglich  beschränkte  sich  der  glarne- 
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rische  Ausfuhrhandel  auf  die  Produkte  der  Land-  und  Forstwirtschaft, 
auf  Vieh,  Schabzieger,  Käse,  Butter,  Holz  und  Schiefer.  Das  Rind- 
vieh fand  seinen  Hauptabsatz  in  Oberitalien,  das  des  Zuchtviehs  aus 
den  Alpen  zur  Auffrischung-  der  Kasse  bedurfte;  in  gewisser  Be- 
ziehung zum  Viehhandel  standen  der  Fellhandel  und  die  Gerberei. 
Die  Bereitung  des  Kräuterkäses  hatten  die  Glarner  wohl  aus  dem 
„Doktorgarten-  eines  Klosters.  Schon  im  frühen  Mittelalter  führte 
ein  reger  Transitverkehr  von  Oberitalien  über  graubündnerisclie 
Pässe,  den  Walensee,  Linth  und  Zürichsee.  Der  Septimer  war  schon 
l:i87  für  Wagen  passierbar. 

Das  erste  gewerbliche  Produkt,  das  die  Glarner  für  den  Export 
in  alle  Weltgegenden  erzeugten,  waren  in  Hartholz  eingetasste 
Schiefertische.  Später  kamen  hinzu:  Schreibtafeln,  Griffel  und  Hart- 
hölzer. 

Seit  ca.  1720  kam  die  Wattenmacherei  auf  und  gleichzeitig 
die  Baumwoll-Handspinnerei,  die  sich  schnell  bis  in  die  hintersten 
Gemeinden  des  Landes  verbreitete  und  2  Menschenalter  hindurch 
reichlich  Arbeit  und  Verdienst  gewährte.  1740  öffnete  sich  die 
erste  Zeugdruckerei,  17t»0  eine  zweite.  Wichtig  wurde  auch  die 
Banmwoll-Weberei,  die  durch  Hugenottenflüchtlinge  ans  Frankreich 
eingeführt  ward.  Mit  der  Industrie  entwickelte  sich  der  lukrativere 
und  weniger  beschwerliche  Handel  mit  Manufakturen.  Die  Handels- 
beziehungen erstreckten  sich  nach  Frankreich,  Deutschland,  Italien, 
Österreich-Ungarn,  Russland,  England,  Spanien-Portugal,  Holland, 
Dänemark,  Norwegen. 

Wir  sehen  sodann  dargelegt,  wie  sich  die  Übelstände  der  Hans- 
industrie zeigten  und  wie  Zollschranken  von  seiten  Österreichs  und 
Frankreichs  wirkten  oder  auch  durch  Schleichhandel  und  auf  Um- 
wegen wirkungslos  gemacht  wurden. 

Zum  Schlüsse  sei  die  ,,Correspondance  bimensuelleu  des 
permanenten  internationalen  Friedensbnreaus  in  Bern  erwähnt, 
um  deswillen,  weil  die  Frage  des  Friedens  oder  Krieges  in 
erster  Linie  eine  volkswirtschaftliche  Grundfrage  ist,  die  sogar 
über  Sein  oder  Nichtsein  der  Individuen  und  der  einzelnen  Staats- 
wirtschaften und  schon  in  Friedenszeiten  über  die  Arbeitskraft  so 
vieler  Tausender,  ja  Millionen  Hände  und  über  die  volkswirtschaftlich 
unnütze  oder  gar  schädliche  Ausgabe  so  vieler  Milliarden  Franken 
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jährlich  entscheidet.  Wie  das  zum  Ärger  aller  Kriegspfaffen  und 
Hofökonomisten  so  deutlich  der  Friedeiisukas  des  Zaren  vom 
12./24.  August  lHt'K  dargelegt  hat,  dass  die  genannten  Herren 
hoffentlich  recht  eifrig  dabei  beschäftigt  sind,  „umzulernen". 
Namentlich  sollte  der  altt  est  am  entliche  Mordpatriotismus,  aus 
dem  der  Militarismus  seine  geistige  Nahrung  saugt,  der  aber  in  un- 
vereinbarlichem  Gegensatz  zu  dem  die  ganze  Menschheit  mit  gleicher 
Liebe  umfassenden  Christentum  steht,  von  den  christlichen  Kirchen 
endlich  abgestossen  werden.  Übrigens  ist  kein  Zweifel,  dass  die  welt- 
wirtschaftliche Entwicklung  Uber  das  Gekläff  europäischer  Natio- 
nalisten hinwegzuschreiten  sich  anschickt. 

Noch  müssen  wir  bemerken,  dass  sich  in  der  speziell  für  neuere 
schweizerische  Literatur  gegründeten  uud  reich  dotierten  schweize- 
rischen Landesbibliothek  unbegreiflicherweise  so  bedauerliche  Lücken 
finden,  dass  eine  Vollständigkeit  des  Materials  nicht  zu  erreichen  ist. 

(Geschrieben  im  Frühjahr  VM)2  und  mit  einigen  Zusätzen  versehen 
im  Januar  1904.) 


IL  Die  Kantone. 

1.  Zürich. 

Referent:  Dr.  J.  v.  Muralt,  Zürich. 

1899. 
a)  Gesetzgebung. 

Verfassungsgesetz,  betr.  Abänderung  von  Art.  42, 
Abs.  3  der  Verfassung,  vom  20.  Februar. 

Durch  diese  Verfassungsänderung  wurde  der  Erlass  des 
folgenden  Gesetzes  ermöglicht: 

Gesetz,  betr.  die  Organisation  und  Geschäftsordnung 
des  Kegierungsrates  und  seiner  Direktionen,  vom 26. Februar. 

Gesetz,  betr.  die  Volksschule,  vom  11.  Juni. 

An  Stelle  der  frühern  Ergänzungsschule  wird  eine  siebente 
und  achte  Primarschulklasse  als  obligatorisch  eingeführt.  Der  Staat 
vennehrt  seine  Leistungen  an  die  Kosten  der  Schule. 

Gesetz,  betr.  die  Organisation  des  Obergerichts,  vom 
29.  Oktober. 
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Der  Kantonsrat  kann  die  Zahl  der  Oberrichter  erhöhen,  und 
das  Obergericht  ist  befugt,  aus  seiner  Mitte  koordinierte  Kammern 
zu  bilden. 

b)  Literatur. 

Schkkidkb,  A.,  Kede  zur  Feier  des  hundertsten  Geburtstags 
des  Prof.  Dr.  Fb.  L.  v.  Kkllkk,  Druckerei  der  N.  Zürcher-Zeitung. 

1900. 
a)  Gesetze 

wurden  in  diesem  Jahr  keine  erlassen. 

b)  Literatur. 

Demutu,  E.,  Die  wechselseitigen  Verfügungen  von  Todes  wegen 
nach  zürcherischem  Rechte,  sowie  de  lege  ferenda  für  das  schweize- 
rische Erbrecht. 

Urkundenbuch  der  Stadt  und  Landschaft  Zürich. 
Herausgegeben  von  einer  Kommission  der  antiquarischen  Gesellschaft 
in  Zürich.   Bd.  V,  Heft  1.   Bearbeitet  von  Dr.  .1.  Eschkb  und  Dr. 

P.  ScnWEIZEB. 

1901. 
a)  Gesetzgebung. 

Gesetz,  betr.  die  Organisation  der  Bezirksbehörden, 
vom  24.  März. 

Gesetz,  betr.  Abänderung  des  Gesetzes  vom  25.  Ok- 
tober 1885,  betr.  die  Brandversicherungsanstalt  für  die 
Gebäude  im  Kanton  Zürich,  vom  24.  März. 

Die  wichtigste  Neuerung,  welche  das  Gesetz  bringt,  ist  die 
Einführung  einer  Feuerwehrersatzsteuer. 

Gesetz,  betr.  die  Vereinigung  der  Tierarzneischule 
mit  der  Hochschule,  vom  2.  Juni. 

Gesetz,  betr.  die  Wahl  des  Grossen  Stadtrates  Zürich, 
sowie  die  Erneuerungswahlen  dieser  Behörde,  der  Zentral- 
schnlpflege  und  der  Kreisschulpflegen  von  Zürich  im 
Jahre  1901,  vom  2.  Juni. 

Während  früher  auf  je  800  Einwohner  ein  Mitglied  in  den 
Grossen  Stadtrat  gewählt  wurde,  so  geschieht  dies  nach  diesem 
Gesetz  nur  auf  je  1200  Einwohner. 

b)  Literatur 

Schkkidkb,  A.,  Privatrechtliches  Gesetzbuch  für  den  Kanton 
Zürich.    Erbrecht,  2.  Auflage. 
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Der  bekannt«  Kommentar  erscheint  hipr  in  neuer,  auch  die 
Praxis  der  neuesten  Zeit  berücksichtigender  Auflage. 

Lkeäann,  H.,  Das  Notariats-  und  Katasterwesen  des  Kantons 
Zürich.  Eine  Sammlung  der  bezüglichen  Gesetze,  Verordnungen, 
Konkordate  etc.  mit  Entscheidungen  der  Gerichts-  und  Verwaltungs- 
behörden und  Krlfinterungen  auf  Grundlage  der  Praxis. 

Badkk,  B.,  Der  Klerus  und  sein  Recht  nach  dem  Zürcher 
Kichtebrief. 

2.  Bern. 

Referent:  Lic.  L.  Meyer,  Betreibunsrsbeamter,  Altdorf. 

Es  wurden  folgende  Gesetze  und  Verordnungen  erlassen: 

1S99. 

Verordnung  über  die  Lotterien  vom  2»>.  April.  Lotterien, 
deren  Höhe  3000  Frs.  nicht  übersteigt,  werden  von  der  Polizei- 
direktion bewilligt.  Darüber  hinaus  braucht  es  Erlaubnis  des 
Begierungsrates.  Grundsätzlich  weiden  Bewilligungen  nur  erteilt 
für  wohltätige  und  künstlerische  Zwecke.  Die  Ziehung  geschieht  in 
amtlich  festgesetzter  Frist  unter  Aufsicht  der  Behörden 

Gesetz,  betr.  Beteiligung  des  Staates  an  der  öffent- 
lichen Krankenpflege,  vom  29.  Oktober.  Um  der  ungenügenden 
öffentlichen  Krankenpflege  abzuhelfen,  wird  die  Zahl  der  sogen.  Staats- 
betten in  den  Spitälern  erweitert.  Der  Begiernngsrat  setzt  eine  be- 
stimmte Zahl  für  den  ganzen  Kanton  fest  und  verteilt  sie  jährlich 
unter  die  Spitäler.  Die  Zuteilung  geschieht  in  Berücksichtigung 
der  ökonomischen  Lage  des  Spitals  und  der  lokalen  Verhältnisse,  je- 
doch sollen  die  Verpflegungstage  in  den  Staatsbetten  */3  der  Gesamt- 
verpflegungstage  des  Spitals  nicht  übersteigen.  Für  jedes  Staatsbett 
wird  ein  Beitrag  von  2  Frs.  pro  Staatsbett  und  Verpflegungstag 
entrichtet. 

1900. 

Gesetz,  betr.  Verschmelzung  der  Tierarzneischule 
mit  der  Hochschule,  vom  21.  Januar,  in  Kraft  getreten  am 
1.  Mai. 

Verordnung  über  den  Verkehr  mit  Motorwagen  jeder 
Art  auf  Strassen  vom  10.  Februar.    Danach  ist  der  Verkehr  mit 
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Automobilen  und  Motorvelos  den  gewöhnlichen  strassenpolizeilichen 
Vorschriften  unterworfen.  Die  Bewilligung  zu  deren  Führung  er- 
folgt durch  das  zuständige  Statthalteramt  auf  Befähigungsnachweis  hin 
für  ein  Jahr  gegen  Entrichtung  einer  Taxe.  Die  Maximalgeschwindigkeit 
beträgt  yo  km  pro  Stunde,  durch  Städte  und  Dürfer  nur  15  km. 
Die  Veranstaltung  von  Wettfahrten  unterliegt  ebenfalls  der  Erlaubnis 
des  betreffenden  Regierungsstatthalters.  Im  Falle  der  Genehmigung 
tragen  die  Fahrer  alle  Kosten  der  Massregeln  zur  Anfrechterhaltung 
der  öffentlichen  Sicherheit.  Obige  Bestimmungen  finden  auch  An- 
wendung auf  fremde  Durchreisende. 

Dekret,  betr.  das  Verfahren  zur  Erlangung  von  Han- 
bewilligungen und  zur  Beurteilung  von  Einsprachen,  vom 
13.  März. 

1901. 

Beschluss  des  Regierungsrates,  betr.  Verbot  des  Ge- 
schäftsbetriebes der  sogen.  Rabattmarkengesellschaften, 
vom  Id.  November.  Der  Regierungsrat  verbietet,  gestützt  auf  Art.  11 
des  Gewerbegesetzes  vom  7.  November  1840,  der  ihm  die  Kompetenz 
zum  Verbot  eines  Geschäftsbetriebes,  dessen  Einrichtung  und  Betrieb 
dem  Publikum  schädlich  ist,  gibt,  den  Geschäftsbetrieb  der  Rabatt- 
marken für  das  heroische  Staatsgebiet.  Wer  sich  gewerbsmässig 
mit  dem  Verkaufe  der  Marken  weiter  beschäftigt,  wird  nach  Art.  95 
des  Gewerbegesetzes  wegen  Gewerbebetrieb  ohne  Bewilligung  bestraft. 

Dekret,  betr.  Ausrichtung  von  ausserordentlichen 
Staatsbeiträgen  an  die  A rmenansgaben  besonders  be- 
lasteter Gemeinden,  vom  2»3.  November. 


3.  Luzern. 

Refereut:  J.  Segesser,  8taat«schreiber,  Luzern. 

1899. 

Organisationsgesetz  des  Kautons  Luzern  vom  8.  März. 

Der  Eiiass  dieses  Gesetzes  bedeutet  eine  Revision  des 
Organisationsgesetzes  vom  7.  Juni  1SG6.  Im  Laufe  der  Zeit  wurde 
im  Organismus  der  kantonalen  Behörden  manches  geändert,  ohne 
dass  jemals  eine  Revision  des  Organisationsgesetzes  stattgefunden 
hätte,  um  die  formelle  Übereinstimmung  des  letzteren  mit  dem  tat- 
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sächlich  bestellenden  Zustande  herzustellen.  Dies  bezweckte  nun  der 
neue  Erlass.  Wesentlich  neues  Hecht  ist  in  demselben  daher  nicht 
enthalten. 

Das  Organisationsgesetz  sieht  vor.  dass  ein  Initiativhegehren 
sowohl  in  der  Form  der  allgemeinen  Anregung  als  in  derjenigen  des 
ausgearbeiteten  Entwurfs  gestellt  werden  kann.  In  beiden  Füllen, 
sowie  zur  Geltendmachung  des  Referendums  ist  die  Beibringung 
von  fünftausend  Unterschriften  stimmberechtigter  Bürger  erforderlich. 

1900. 

Gesetz,  betr.  die  Kantonalbank,  vom  JJO.  Mai. 

Das  staatliche  Geldinstitut,  das  früher  lediglich  den  Charakter 
einer  Spar-  und  Leihkasse  hatte,  war  im  Laufe  der  Zeit  zu  einer 
Spar-,  Hypotheken-  und  Handelsbank  geworden.  Das  Bedürfnis  des 
Verkehrs  hatte  den  ursprünglichen  Geschaftskreis  erheblich  erweitert, 
Für  den  letzteren  waren  indessen  formell  immer  noch  wegleitend  die 
engen  Bestimmungen  des  bezüglichen  Gesetzes  vom  Jahre  I88.r>.  Es 
galt  daher,  dasselbe  mit  den  Anforderungen  des  Verkehrslebens  in 
Einklang  zu  bringen.  Das  alte  Gesetz  hatte  insbesondere  betreffs  der 
Rückzahluugsbedingungen  der  Sparkassengelder  sehr  large  Be- 
stimmungen enthalten.  In  dem  enormen  Betrage  kurzfälliger  resp. 
unter  allen  Umständen  und  auch  in  kritischen  Zeiten  sofort  auf 
erstes  Verlangen  rückzahlbarer  Gelder  lag  für  das  Institut  eine 
grosse  Gefahr.  Das  neue  Gesetz  hat  den  Organen  der  Bank  das 
Recht  eingeräumt,  notwendigen  Falles  die  Rückzahlungen  beschränken 
zu  können. 

Gesetz,  betr.  Bekämpfung  des  unlauteren  Wett- 
bewerbes, vom  November. 

Das  Gesetz  lehnt  sich  an  das  bezügliche  Deutsche  Reichsgesetz 
und  das  dem  letzteren  zum  Teile  nachgebildete  Gesetz  von  Basel- 
Sfcidt.  Der  Erlass  ermöglicht  eine  wirksame  strafrechtliche  Ver- 
folgung des  unlauteren  Wettbewerbes. 

Hervorgehoben  mag  werden,  dass  sich  auch  derjenige  strafbar 
macht,  der  sich  weigert,  eine  öffentlich  angekündigte  oder  aus- 
gestellte Ware  zu  dem  angegebenen  Preise  abzugeben. 

Im  weiteren  verbietet  das  Gesetz  den  Warenverkauf  nach  den 
sogenannten  Conponsystemen  (Hydra-,  Gella-,  Schneeballensystem  etc.) 
und  stellt  die  Bestimmung  auf,  dass  die  Warenpreise  in  Landes- 
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Währung  ausgedrückt  werden  müssen  und  sich  auf  das  volle  Mals 
und  Gewicht  zu  beziehen  haben. 

Einen  grösseren  Abschnitt  widmet  der  neue  Erlass  den  ausser- 
geriehtlichen  Ausvorkäufen,  Total-  und  Teilausverkäufen,  bezüglich 
derer  schützende  Bestimmungen  zugunsten  der  angesessenen  Ge- 
schäftsinhaber getroffen  sind.  Die  Entscheidung,  ob  ein  Waren- 
verkauf als  Ausverkauf  zu  behandeln  sei,  steht  endgültig  der  Ver- 
waltungsbehörde zit.  Alle  Ausverkäufe  bedürfen  eines  Patentes. 
Totalausverkänfe  dürfen  nur  solchen  Patentbewerbern  bewilligt 
werden,  welche  während  mindestens  zweier  Jahre  in  der  betreffenden 
Gemeinde  niedergelassen  waren  und  mit  der  auszuverkaufenden 
Warengattung  gewerbsmässig  Handel  getrieben  haben.  Ein  Teil- 
ausverkauf kann  nur  dann  bewilligt  werden,  wenn  der  Patent- 
bewerber mindestens  seit  einem  Jahre  in  der  betreffenden  Gemeinde 
niedergelassen  war.  Ein  Teilansverkanf  kann  dein  gleichen  Ge- 
schäftsinhaber im  gleichen  Jahre  nicht  mehr  als  zweimal  bewilligt 
werden.  Die  Vorschriften  über  Ausverkäufe  finden  auf  Rabatt- 
verkäufe sinngemässe  Anwendung. 

Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  dieses  Gesetzes 
werden  mit  einer  Geldbusse  bis  zu  eintausend  Franken  oder  mit 
Gefängnis  bis  zu  drei  Monaten  bestraft.  Privatrechtliche  Ver- 
pflichtungen zum  Schadensersatze  bleiben  vorbehalten. 

1901. 

Gesetz,  betr.  Abänderung  des  Gesetzes  über  das 
Handänderungs-  und  Hypothekarwesen  (vom  6.  Juni  18f»l), 
vom  29.  Mai. 


4.  Uri. 

Referent:  Lic.  L.  Mejer,  Betreibungsbeamter,  Altdorf. 

1.  Verordnung,  betr.  kantonale  Unterstützung  der 
Verbauungen  von  Lawinen,  Krdrutsehungen  und  Stein- 
schlägen, vom  30.  Mai  1899. 

Danach  entrichtet  der  Kanton  für  solche  Zwecke  an  öffent- 
liche Korporationen  und  Private  Subsidien  von  Lr,— 25%  der  Kosten 
in  Periicksichtignng  der  gefährdeten  öffentlichen  Interessen,  des  zn 
erhoffenden  Nutzens  und  der  ökonomischen  Leistungsfähigkeit  der 
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Beteiligten.  —  Bei  plötzlichem  Eintritt  der  Gefahr  kann  die  Re- 
gierung die  Beteiligten  zur  sofortigen  Vornahme  der  nötigen  Arbeiten 
anhalten.  —  ("her  die  Kostenverteilung  haben  sich  die  Interessenten 
frei  zu  einigen.  Im  gegenteiligen  Falle  stellt  der  Gemeinderat 
einen  Verteilungsplan  auf,  gegen  den  innerhalb  14  Tagen  an  den 
Regiernngsrat  letztinstanzlich  rekurriert  werden  kann.  Die  einmal 
genehmigten  Beitrags  unten  unterliegen  der  Revision,  sobald  sich 
die  Verhältnisse,  auf  Grund  derer  die  Verteilung  erfolgt  war,  in 
erheblicher  Weise  verändert  haben. 

2.  Verordnung,  betr.  das  Radfahren,  vom  10.  April  1900. 

Erlassen  im  Interesse  der  öffentlichen  Ordnung  und  Sicherheit. 
Im  allgemeinen  unterliegen  die  Fahrräder  als  Fuhrwerke  den  Strassen- 
polizeilichen  Vorschriften.  Speziell  bestimmt  das  Gesetz:  Jedes 
Fahrrad  muss  mit  einer  soliden,  brauchbaren  Bremsvorrichtung  und 
einem  Alarmapparat  versehen  sein  und  in  der  Nacht  eine  gut- 
leuchtende  Laterne  tragen.  Durch  Ortschaften,  bei  Strassenkrenzungen, 
auf  Gebirgsstrassen.  Uberhaupt  an  gefährlichen  Orten  ist  langsam 
zu  falireu  nnd  zwar  hintereinander,  nicht  nebeneinander.  Bei  starkem 
Volksgedränge  und  bei  Begegnung  mit  Zugtieren  und  Viehherden 
hat  der  Radfahrer  abzusteigen.  Bei  besondern  Anlässen,  wo  Unglücks- 
fälle zu  befürchten  wären,  kann  das  Radfahren  durch  Verfügung 
des  Ortsvorstehers  und  Polizeidirektors  untersagt  werden.  Wird 
durch  des  Radfahrers  Verschulden  Schaden  angerichtet,  so  hat  er 
Beistand  zu  leisten  und  Namen  und  Wohnort  anzugeben.  Für  den 
entstandenen  Schaden  haftet  er  und  kann  zu  diesem  Zwecke  zur 
Deposition  einer  entsprechenden  Summe  gezwungen  werden.  Das 
Nachschleppen  von  Holz  oder  Reisig  zur  Ergänzung  der  Bremse  ist 
untersagt. 

tt.  Verordnung  über  das  Wnhrwesen  vom  11.  Februar  1001. 

Der  Regiernngsrat  resp.  eine  ihm  unterstellte  Kommission  führt 
die  Aufsicht  über  das  gesamte  Wnhrwesen  des  Kantons.  Ihr  liegt, 
ob  die  Anordnung  aller  notwendigen  Wnhr-  und  Fferbanten  und 
eventuelle  Entfernung  derselben,  ferner  die  jährliche  Inspektion  aller 
Anlagen  nebst  Begutachtung  aller  mit  dem  Wnhrwesen  zusammen- 
hängenden Fragen,  soweit  sie  nicht  privatrechtlicher  Natur  sind, 
zu  Händen  des  Regierungsrates.  Nicht  rechtzeitig  oder  ungenügend 
vollendete  Arbeiten  können  unter  Haftung  des  Fehlbaren  von  der 
Wnhrkommission  in  Ausführung  resp.  Ergänzung  vergeben  werden. 
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Ballten  und  Anlagen,  die  für  den  Lauf  des  Gewässers  oder  für  die 
Sicherheit  des  Ufers  von  Bedeutung  sind,  dürfen  nur  mit  Kommissions- 
erlauhnis  ausgeführt  werden,  andernfalls  sie  wieder  entfernt  werden. 
Das  Gesetz  kennt  Staats-,  Genossenschafts-  und  Privatwuhre,  je  nach- 
dem sie  vom  Staate  allein  oder  in  Verbindung  mit  einer  Genossenschaft 
oder  ganz  privat  ausgeführt  und  unterhalten  werden. 


5.  Schwyz. 

Referent:  Lic.  Karl  v.  Weber,  Amtascbreiber,  Gossau. 

1899. 

1.  Gesetz  über  die  Ablösung  von  Grundlasten  und 
Beschränkung  von  Zugrechten  vom  10.  August,  vom  Volke  an- 
genommen in  der  Abstimmung  vom  24.  September  und  in  Rechts- 
kraft erwachsen  den  1.  Dezember. 

Es  können  Weiderechte  in  Riedern,  Rechte  zum  Strene- 
sammeln  in  Weiden  und  Riedern,  sowie  Eigentums-  und  Nutzungs- 
rechte von  Bäumen  auf  fremdem  Eigentum  vom  Eigentümer  des 
dienenden  Grundstückes  abgelöst  werden  und  zwar  nur  mit  Geld. 
Über  den  Ablösnngsbetrag  soll  zuerst  eine  Vereinbarung  auf  güt- 
lichem Wege  versucht  werden.  Kommt  kein  Vergleich  zustande,  so 
hat  der  Servitntsbelastete  beim  zuständigen  Bezirksgerichte  Klage 
zu  erheben,  welches  dann  im  ordentlichen  Verfahren  über  das  Ab- 
lösungsrecht und  die  Entschädigungspflieht  entscheidet.  Der  Ablösnngs- 
betrag soll  nach  dem  25  fachen  Werte  des  nachweisbaren  oder  zn 
schätzenden  mittleren  Jahresnutzens  der  vorausgegangenen  20  Jahre 
berechnet  werden.  Der  ausgemittelte  Betrag  ist  beim  Notar  zu 
hinterlegen.  Innerhalb  «3  Wochen  müssen  sich  die  Hypothekar- 
gläubiger, welche  mit  der  Ablösung  ihre  Rechte  verlieren,  anmelden. 
Allfälligc  Einreden  der  Hypothekargläubiger  oder  anderer  Inter- 
essenten, welche  sich  durch  die  Ablösung  beeinträchtigt  glauben, 
müssen  innerhalb  der  gleichen  Frist  beim  zuständigen  Bezirks- 
gerichtspräsidenten anhängig  gemacht  werden.  Inhaber  von  Hypo- 
thekarrechten, welche  innerhalb  der  wöchentlichen  Frist  ihre  An- 
sprüche nicht  geltend  machen,  verlieren  ausser  dem  Satzrecht  auf 
die  abgelösten  Rechte  auch  das  Anrecht  auf  die  deponierte  Ab- 
lösungssumme.   Die  Unterpfandglänbiger,  welche  sich  angemeldet, 
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werden  nach  der  Keiheiifolge  der  ältesten  Satzrechte  befriedigt. 
Titel,  welche  ant'  diese  Weise  abbezahlt  werden,  sind  zu  vernichten 
bezw.  zn  reduzieren  und  das  nachstehende  Kapital  rückt  auf  dem 
Grnndpfande  im  Satze  nach.  Der  deponierte  Üetrajr  ist.  sofern  die 
Unterpfandglänbiger  innerhalb  der  (*> wöchentlichen  Frist  ihren  An- 
spruch nicht  geltend  gemacht  haben,  dem  Berechtigten  herauszugeben. 

Zugrechte,  seien  sie  bestellende  und  verschriebene  oder  erst 
in  Zukunft  zu  verschreibende,  sind  auf  die  nächstfolgende  Ver- 
änsserung  der  Liegenschaft  infolge  Kaufes  beschränkt,  und  zwar 
bezieht  sich  diese  Beschränkung  auf  die  ganze  Liegenschaft,  wenn 
sie  ganz,  und  auf  die  Teile,  wenn  sie  teilstückweise  verkauft  wird. 
Der  zuständige  Notar  hat  die  Inhaber  von  Zugrechten  zur  Geltend- 
machung ihrer  Hechte  aufzufordern.  Wird  das  Zngreeht  innerhalb 
«in  Tagen  von  der  Aufforderung  an  nicht  ausgeübt,  so  erlischt  es 
und  wird  das  betr.  Kaufsobjekt  davon  frei. 

2.  Wirtschaftsgesetz  vom  11.  August,  angenommen  in  der 
Volksabstimmung  vom  11.  September  und  in  Rechtskraft  getreten 
den  7.  Oktober. 

Dieses  Gesetz  enthält  eine  Verschärfung  der  Bestimmungen 
der  Wirtschaftsverordnung  von  lsH'j.  Es  kann  nur  derjenige  ein 
Patent  erlangen,  welcher  wenigstens  ein  Jahr  im  Kanton  gesetz- 
lichen Wohnsitz  gehabt  hat.  Ausgeschlossen  von  der  Krlangung 
eines  Patentes  sind:  die  Armengenössigen.  die  Bevogteten,  welche 
von  der  Behörde  keine  Erlaubnis  zur  Führung  des  Gewerbes  haben; 
ferner  Konkursiten  und  fruchtlos  gepfändete  Schuldner,  die  im  Aktiv- 
bürgerrecht Eingestellten,  Personen,  die  durch  ihren  körperlichen 
Zustand  zur  Führung  des  Betriebes  ungeeignet  sind,  sowie  solche, 
welche  hinsichtlich  ihres  Charakters  und  Leumundes  keine  Gewähr 
für  einen  klaglosen  Wirtschaftsbetrieb  bieten,  und  schliesslich  Personen, 
deren  Lokale  den  allgemeinen  und  polizeilichen  Anforderungen  nicht, 
entsprechen.    Die  Patentgebühren  sind  erhöht. 

1900. 

1.  Besehluss  des  Kantonrates,  betr.  Partialrevision  der 
Verfassung  des  eidgenössischen  Standes  Schwyz  vom 
23.  Oktober  181»'.»,  vom  0.  Februar  und  vom  Volke  angenommen  und 
in  Kraft  getreten  den  11.  März. 

Jahrburh  d«*r  ititeinaL  Veivlui^inff.  «-  n.  7.  IM.  i>4 
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Es  handelt  sich  hier  um  $  71.  Die  Revision  wurde  veranlasst 
durch  den  Beschluss  der  Bundesversammlungen  vom  8.  und  21.  Dezember 
181»«*,  wodurch  dem  §  95  die  Gewährleistung  versagt  wurde,  weil 
er  der  in  Art.  4  der  Bundesverfassung  garantierten  Gleichheit  aller 
«Schweizer  vor  dem  Gesetze  widerspreche.  §  71  bestimmt  nun,  dass 
bei  Bezirksgemeinden  die  Abstimmungen  und  Wahlen  in  der  Kegel 
durch  offenes  Handmehr  geschehen.  Es  können  aber  die  Bezirke  für 
die  ihnen  zustehenden  Wahlen  das  Urnensystem  einführen.  Die 
Beschlnssfassung  hierüber  hat  durch  geheime  Abstimmung  zu  erfolgen. 
Eine  solche  Abstimmung  kann  auch  durch  1  s  der  Stimmfähigen  beim 
Kegiernngsrate  verlangt  werdeu. 

2.  Verordnung,  betr.  das  proportionale  Wahl  verfahren 
für  die  Kantonsratswahlen.  (Beschluss  des  Kantonsrates  vom 
6.  Februar.) 

Diese  Verordnung  wurde  erlassen  in  Ausführung  des  §  26  der 
Verfassung.  Es  sind  an  dem  dem  Wahltage  vorausgehenden  Sonntage 
dem  Wahlbureau  die  Namen  der  Kandidaten,  welche  für  eine  mit 
einer  bestimmten  Bezeichnung  versehene  Liste  aufgestellt  werdeu 
(Wahlliste  der  Parteien),  einzureichen.  .Jede  Liste  mnss  die  eigen- 
händige Unterschrift  von  12  Stimmberechtigten  tragen.  Die  ab- 
gegebene Liste  darf  nach  Sonntag  12  Uhr  mittags?  nicht  mehr  zurück- 
gezogen werdeu.  Das  Wahlbureau  macht  den  auf  den  Wahllisten 
vorgeschlagenen  Kandidaten  von  diesen  Vorschlägen  Mitteilung. 
Wird  bis  Montag  Mittag  keine  gegenteilige  Erklärung  beim  Präsi- 
denten des  Bureaus  abgegeben,  so  wird  die  Annahme  der  Kandidatur 
angenommen.  Diejenigen  Kandidaten,  deren  Name  auf  mehreren 
Wahllisten  steht,  müssen  sich  bis  Montag  Mittag  erklären,  für  welche 
Wahlliste  sie  sich  entscheiden;  mangels  einer  Antwort  entscheidet 
das  Los. 

Bei  der  Abstimmung  sind  auseinander  zu  halten  diejenigen 
Stimmen,  welche  auf  jede  der  veröffentlichten  Wahllisten  fallen 
(Listcnstimmem,  und  diejenigen,  welche  auf  jeden  einzelnen  Kan- 
didaten fallen  (Kandidatenstimmen).  Ungültig  sind  jene  Stimmzettel, 
welche  nicht  die  Bezeichnung  einer  Wahlliste  trageu  oder  auf 
welchen  diese  Bezeichnung  durchgestrichen  ist,  und  jene,  welche 
wühl  die  Überschrift  einer  bestimmten  Liste,  aber  keinen  Kandidaten 
derselben  enthalten.  Nach  Ablauf  der  Abstimmnngszeit  hat  das 
Wahlbureau  sowohl  die  Listeiistimmen,  wie  die  Kandidatenstimmen 
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festzustellen.  Dann  ist  die  Gesamtzahl  der  abgegebenen  Listen- 
stimmen durch  die  Zahl  der  zu  treffenden  Wahlen  zu  teilen;  das 
Ergebnis  bildet  die  Wablzahl.  Allfällige  Bruchteile  kommen  hierbei 
nicht  in  Berechnung.  Die  Zahlen  der  auf  die  einzelnen  Listen 
lautenden  gültigen  Stimmzettel  werden  dann  durch  die  Wahlzahl 
geteilt  und  so  erhält  man  die  Zahl  der  Vertreter,  welche  jeder 
Liste  zufällt.  Ergibt  sich  bei  dieser  Berechnung  nicht  die  volle 
Zahl  der  Wahlen,  so  wird  denjenigen  Listen,  welche  beim  Teilungs- 
ergebnis den  grüssten  Bruch  aufweisen,  je  eine  Wahl  zugeteilt,  bis 
die  Gesamtzahl  erreicht  ist.  Zwischen  gleichberechtigten  Listen 
entscheidet  das  Los.  Von  jeder  Liste  sind  so  viele  als  gewühlt  zu 
erklären,  als  ihr  nach  obiger  Berechnung  zugeteilt  wurden,  und  zwar 
diejenigen,  welche  die  meisten  gültigen  Stimmen  erhalten  haben. 
Wird  während  der  Amtsperiode  eine  nach  dem  porportionalen  Wahl- 
verfahren besetzte  Stelle  frei,  so  hat  der  Kegierungsrat  denjenigen 
als  gewählt  zu  bezeichnen,  der  auf  der  nämlichen  Liste,  auf  welcher 
der  zu  Ersetzende  gestanden,  unter  den  Nichtgewählten  die  meisten 
Stimmen  erhalten  hatte.  Findet  sich  kein  Ersatz  von  der  nämlichen 
Liste  mehr,  so  wird  der  Ersatz  aus  einer  jener  Listen  entnommen, 
welche  die  Wahlzahl  erreicht  hat  und  welche  die  grösste  Zahl  von 
Listenstimmen  aufweist.  Ist  kein  Ersatz  möglich,  so  ist  mit  der 
Neubesetzung  bis  zur  nächsten  Gcsamterneuernng  zu  warten. 

•3.  Baugesetz  vom  1.  Dezember  1  s;»'.»,  angenommen  in  der  Volks- 
abstimmung vom  1 1.  März  und  in  Rechtskraft  getreten  den  31.  März  11*00. 

Hiernach  erhalten  die  Gemeinden  die  Befugnis,  für  ihr  ganzes 
Gebiet  oder  für  einzelne  Teile  desselben  Bebauungspläne  und  Bau- 
vorschriften über  Bau-  und  Niveaulinien,  Kanalisation,  Wasser- 
versorgung»- und  Beleuchtungsanlagen  und  Verteilung  der  daherigen 
Kosten,  Baupolizei,  nachbarliche  Verhältnisse,  welche  mit  dem  Bau- 
wesen im  Zusammenhange  stehen,  Herstellung  von  Privatstrassen  im 
Gebiete  des  Bebauungsplanes  aufzustellen. 

1901. 

1 .  G  e s e  t z  z u r  E r  gä n z u  n g  d e  r  G  r  n  n  d b ü c h e  r  n  n d  K  a  p i  ta  1  - 
bereinigung  vom  22.  August,  angenommen  in  der  Volksabstimmung 
vom  24.  November  11*01. 

Das  Gesetz  wurde  veranlasst  durch  ein  Urteil  des  Bundes- 
gerichtes  vom  0.  März  18!*1*.  worin  dies  die  Ktchtsbeständigkeit 
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der  kantonsrätlichen  Verordnungen  vom  2:1  November  1869  und  vom 
i».  November  1*71,  betr.  Aufstellung-  und  Führung  von  Grundbüchern, 


soweit  darin  Privatrechte  geordnet  werden,  beanstandet  hat.1) 

Es  sollen  nun  Titel,  welche  Pfandrechte  (Kapitalien),  Teil- 
lasten, vertragsmässige  oder  amtlich  anerkannte  Servituten,  Mit- 
eigentums- und  Nut/niessungsrechte  begründen,  soweit  sie  bei  der 
durchgeführten  Kapitalbereinigung  noch  nicht  eingegeben  oder  im 
(irundbuche  noch  nicht  vorgemerkt  worden  sind,  auf  eine  öffentliche 
Aufforderung  des  Regierungsrates  hin  eingegeben  werden  bei  Rechts- 
verlust im  Versäumnisfalle.  Sie  sind  an  den  Notar  desjenigen  Kreises 
einzuliefern,  wo  sie  beansprucht  werden.  Eine  Kommission,  bestehend 
ans  dem  Notar  und  zwei  anderen  Mitgliedern,  hat  die  eingegebenen 
Pfandrechte  und  anderen  dinglichen  Rechte  zu  prüfen.  Rei  erheb- 
lichen Unrichtigkeiten  hat  sie  die  Parteien  zur  gütlichen  Ausgleichung 
vorzuladen.  Rleibt  der  Vorsuch  fruchtlos,  so  ist  den  Parteien  zur 
Verständigung  eine  Frist  anzusetzen.  Kommt  kein  Vergleich  zustande, 
so  ist  den  Parteien  eine  angemessene,  aber  möglichst  kurze  Frist 
anzuberaumen  zur  gerichtlichen  Einleitung  des  Rechtsstreites,  wozu 
es  des  vennittleramtlichen  Vorstandes  nicht  bedarf.  Nach  Vollendung 
der  Rereinigungsarbeit  sendet  die  Kommission  dem  Eigentümer  der 
betr.  Liegenschaft  einen  Auszug  der  nachträglichen  Aufstellung  und 
setzt  eine  Frist  an,  innerhalb  welcher  derselbe  allfällige  Ein- 
wendungen erheben  kann.  Pas  bereinigte  Ergebnis  hat  der  Notar 
ins  Grundbuch  einzutragen.  Nachdem  der  Regierungsrat  das  Grund- 
buch hat  prüfen  lassen  und  auf  den  Rericht  des  Prüfenden  hin  ge- 
nehmigt hat,  so  wird  die  Rereinigungsarbeit  und  damit  auch  die 
(Jrundbuchaufstellnng  als  geschlossen  erklärt,  mit  dem  Rei  fügen,  dass 
mit  dieser  Erklärung  der  Kechtsverlnst  für  alle  nicht  eingegebenen 
Pfandrechte  und  andere  dingliche  Rechte  eingetreten  sei. 

')  Diene  Verordnungen  bestimmen  nämlich,  dass  die  N'ichteingaUe 
von  Titeln  oder  Servituten  und  anderer  dinglicher  Rechte,  bezw.  die  Xicht- 
anmeldung  dieser  Hecht«'  innerhalb  einer  peremptorischen  Frist  den  Verlust 
derselben  nach  sich  zielte.  Pas  Rumiesgerieht  hat  nun  in  seinen  Urteilen 
erkannt,  dass  diese  Restimiiiungen  formell  verfassungswidrig  seien,  weil 
der  Kanionsrat  gar  nicht  die  Kompetenz  gehabt  habe  zur  Einführung  eines 
neuen  Erlü«chuiigsgrundes  für  private  dingliche  Rechte.  Es  hatten  viel- 
mehr dii  -e  Restimmungen  gemäss  5;  .1  der  Kantonsverfassung  vom  IS.  Fe- 
bruar IMS.  unt.  r  deren  Herrschaft  diese  Verordnungen  erlassen  wurden, 
dein  Volke  vorgelegt  werden  müssen. 
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2.  Gesetz,  betr.  die  Gewährleistung  beim  Viehhandel, 
vom  22.  Anbist,  angenommen  vom  Volke  in  der  Abstimmung  vom 
24.  November  1901. 

Eine  Gewährspflicht  des  Verkäufers  besteht  nur  insoweit,  als 
da«  Vorhandensein  von  Eigenschaften  "der  die  Abwesenheit  von 
Mängeln  ausdrücklich  zugesichert  wurde,  sei  es  mündlich  oder 
schriftlich  geschehen.  Der  Käufer  hat  zur  Prüfung  der  Kaufsache 
und  zur  Anzeige  von  Mängeln  eine  Frist  vmi  14  Tagen  vom  Tage 
nach  der  Übergabe  an  gerechnet,  sofern  nichts  anderes  vereinbart 
war.  Eine  spätere  Anzeige  ist  auch  dann  nicht  wirksam,  wenn  der 
Mangel  erst  nach  Ablauf  der  Frist  erkannt  werden  konnte.  Diese 
Währschaftsfrist  gilt  nicht  bei  Gewährleistung  für  Trächtigkeit.  Will 
der  Käufer  die  Beschaffenheit  des  ihm  Uberge bellen  Tieres  beanstanden, 
so  mnss  er  innerhalb  der  Währschaftsfrist  die  Untersuchung  des- 
selben beim  zuständigen  Gerichtspräsidenten  verlangen,  andernfalls  die 
Haftpflicht  des  Verkäufers  erlischt.  1  he  Untersuchung  soll  spätestens 
3  Tage  nach  Ablauf  der  Frist  statt  rinden.  Nach  Anhebung  des 
Rechtsstreites  kann  jede  Partei  durch  den  Pezii  ksgerichtspräsidenten 
die  öffentliche  Versteigerung  des  Tieres  verlangen.  Den  Erlös  hat 
derselbe  in  Verwahrung  zu  nehmen.  Bei  absichtlichen  Täuschungen 
kommen  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  nicht  zur  Anwendung. 

Mit  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  ist  der  Kanton  vom 
Konkordate,  vom  5.  August  1K.V2  zurückgetreten. 

6.  Unterwaiden. 

a)  Obwalden. 

Referent:  Dr.  Frans  Niderberger,  Fürsprech,  Samen. 

1.  MedUinal-Verordnnng  vom  7.  März  18!>!». 

Danach  ist  Oberaufsichtsbehörde  über  das  Sanitätswesen  des 
Kantons  der  Regierungsrat ;  die  demselben  in  dieser  Eigenschaft 
untergeordnete  Behörde  ist  der  Sanitätsrat.  Dem  Sanitätsrat  unter- 
geordnete Organe  sind:  a)  die  Gemeindeärzte,  b)  der  Kantonstierarzt. 
Zur  Ausübung  ihres  Berufes  als  Arzte,  Apotheker  und  Zahnärzte 
sind  nur  diejenigen  Personen  befugt,  welche  schon  vor  Erlass  dieser 
Verordnung  zur  Praxis  berechtigt  waren  oder  darüber  sich  aus- 
weisen können,  dass  sie  den  von  der  Bundesgesetzgebung  betreffs 
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Freizügigkeit  des  Medizinalpersonals  aufgestellten  Erfordernissen 
Genüge  leisten.  An  Personen,  welche  sieh  nur  mit  einzelnen  Kuren 
und  Verrichtungen  befassen  (Masseurs  etc.),  kann  der  Sanitätsrat 
nach  Gnthnden  die  Erlaubnis  zur  Ausübung  ihres  Berufes  auf  be- 
stimmte Zeit  erteilen. 

2.  Gesetz,  betr.  Entrichtung  der  Armensteuer  von 
seiten  der  Niedergelassenen  und  Aufenthalter,  vom  30. 
April  1K99. 

3.  Dekret,  betr.  Anwendung  des  eidgenössischen 
Obligationenrechtes,  vom  25».  April  1900. 

Die  Erwägung,  das»  das  schweizerische  Obligationenrecht  als 
gemeines  Recht  am  fttglichsten  das  kantonale  Privatrecht  da  ergänzt, 
wo  dasselbe  zwar  nicht  aufgehoben  ist,  aber  über  einzelne  Punkte 
sich  nicht  ausspricht,  führte  zu  folgendem  Beschlüsse: 

„Für  Rechtsgeschäfte,  welche  unter  das  kantonale  Recht  fallen, 
gilt  zunächst  das  kantonale  Recht  und  sodann  das  Bundesgesetz  über 
das  Obligatiouenrecht  als  ergänzendes  Gesetz." 

4.  Zivilprozessordnung,  erlassen  vom  Kantonsrate  den 
2.  April  1901  kraft  der  ihm  durch  I^andgemeindebesehluss  vom 
29.  April  1900  erteilten  Vollmacht. 

Die  Landesgemeinde  vom  29.  Aj>ril  1900  zog  bezüglich  Revision 
des  Zivilrechtsverfahrens  vornehmlich  in  Erwägung:  „dass  mit  Rück- 
sicht auf  die  seit  Erlass  der  Zivilprozessordnung  (21.  April  18»>9) 
zutage  getretenen  Erfahrungen  verschiedene  Bestimmungen  im 
Sinne  eines  zweckmässigem!  und  weniger  kostspieligen  Verfahrens 
einer  zeitgeniässen  Revision  bedürftig  erscheinen,  wie  z.  B.  die  Be- 
stimmung über  das  Vorverfahren,  über  die  Zeugenabhörung  und 
über  die  Urteilsabfassung  beim  erstinstanzlichen  Gerichte",  und  er- 
teilte dem  Kantonsrate.  Vollmacht,  eine  Revision  der  bestehenden 
Zivilprozessordnung  mit  Einschlnss  des  bezüglichen  Sporteltarifs 
vorzunehmen.  Die  Revision  vom  2.  April  1901  schuf  nun  in  nach- 
folgenden Pnnkten  neues  Recht: 

Persönliche  Klagen  gegen  Bevormundete  sind  am  Sitze  der 
Vormnndschaftsbehörde  anhängig  zu  machen. 

Die  neue  Zivilprozessonlnung  bestimmt  ferner,  das»,  wenn  die 
Streitverkündung  gar  nicht  oder  nicht  rechtzeitig  erfolgt  ist,  der 
Dritte  hu  nachfolgenden  Riicksrriffsstreite  eine  Einrede  daraus  nur 
dann  ableiten  könne,  wenn  er  glaubhaft  zu  machen  vermöge,  dass 
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bei  rechtzeitiger  Streit verkündung  ein  günstigeres  Resultat  des 
frühem  Prozesses  zu  erlangen  gewesen  wäre. 

Die  neue  Zivilprozessordnung  bestimmt,  das»,  wenn  die  geforderte 
Kaution  binnen  bestimmten  Termins  nicht  entrichtet  werde,  dies  als 
Verzicht  auf  das  Rechtsbegehren,  bezw.  auf  das  betreffende  Rechts- 
mittel angesehen  werde. 

Kine  weitere  Neuerung  ist  die,  dass  ein  nicht  im  Kanton 
wohnender  Kläger  durch  Anhängigmachnng  der  Klage  bei  hierseitiger 
Amtsstelle  oder  Behörde  auch  mit  Hezug  auf  eine  dem  hiesigen 
Beklagten  zustehende  Widerklage  dem  herwärt  igen  Gerichtsstände 
und  den  Vorschriften  dieser  Zivilprozessordnung  unterstellt  wird. 

Die  neue  Zivilprozessordnnng  ülx'iiässt  es  den  Parteien,  wen 
sie  bei  Verhinderung  vor  Friedensrichtervorstand  bevollmächtigen 
wollen. 

Die  neue  Zivilprozessordnung  sieht  als  Frist  für  die  Ein- 
reichung des  Prozesses  nach  gewaltetem  Versöhnungsversuch  vor 
Friedensrichter  sechzig  Tage  vor.  Die  Klage  soll  enthalten:  sämtliche 
Urkunden,  die  als  Beweismittel  angeführt  werden  wollen;  sämtliche  an 
die  Gegenpartei  oder  Dritte  zu  stellende  Editionsbegehren;  ein  Ver- 
zeichnis sämtlicher  aufzuführenden  Zeugen  unter  Beifügung  der 
Ansinnen,  die  an  selbe  gestellt  werden  wollen;  tiesuche  um  An- 
ordnung eines  Angenscheines  oder  einer  Begutachtung  durch  Sach- 
verständige; einen  allfälligen  Antrag  auf  den  Parteieid  mit  deutlicher 
Beisetzung  der  Schwörsätze.  Durch  die  Gerichtskanzlei  wird  dem 
Beklagten  von  der  gegen  ihn  anhängig  gemachten  Klage  sofort 
Kenntnis  gegeben;  der  Beklagte  ist  sodann  ptlichtig,  innerhalb  zwanzig 
Tagen  bei  der  Gerichtskanzlei  zur  Einsicht  des  Klägers  eine 
schriftliche  Eingabe  niederzulegen,  aus  der  die  tatsächlichen  und 
rechtlichen  Momente,  sowie  die  geltend  zu  machenden  Beweismittel 
ersichtlich  sind.  Nach  Abflnss  der  im  Gesetze  vorgesehenen  Fristen 
können  Akten  nur  dann  eingereicht  werden,  wenn  die  betr.  Partei 
glaubhaft  macht,  dass  dieselbeu  ihr  früher  entweder  nicht  bekannt 
oder  nicht  erhältlich  waren,  oder  wenn  deren  Einreichung  erst  durch 
die  Eingaben  der  Gegenpartei  notwendig  wurde.  Trifft  keine  dieser 
Voraussetzungen  zu,  so  dürfen  später  eingereichte  Akten  vom 
Gerichte  nur  mit  Zustimmung  der  Gegenpartei  berücksichtigt  werden. 

Eine  fernere  wesentliche  Neuerung  der  neuen  Zivilprozess- 
ordnnng ist,  dass  im  Einverständnisse  der  Parteien  die  Zeugen  schon 
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im  Vorverfahren,  d.  Ii.  vor  der  Tagfahrt,  durch  einen  Gerichts- 
ausschuss,  bestehend  aus  dein  Präsidenten  und  zwei  weitern  Mit- 
gliedern des  Gerichtes  und  dem  Gerichtsschreiber,  abgehört  werden 
sollen.  Je  nach  der  Zahl  der  abzuhörenden  Zeugen  und  der  vor- 
aussichtlichen Dauer  der  Zeugenabhörung  kann  der  Geriehtsausschuss 
auch  ohne  den  Antrag  der  Parteien  die  Zeugen  schon  im  Vor- 
verfahren einvernehmen.  Der  Termin  dieser  Zeugenabhörung  ist 
den  Parteien  mitzuteilen,  und  es  sind  dieselben  berechtigt,  entweder 
selbst  oder  durch  ihre  Vertreter  oder  Anwälte  zu  beantragen,  dass 
an  die  Zeugen  Erläuterung«-  oder  Ergäuznngsfragen  gestellt  werdeu. 

Ganz  analog  werden  die  Zeugen,  falls  sie  nicht  schon  im 
Vorverfahren  einvernommen  wurden,  vor  versammeltem  Gericht  und 
zwar  vor  Beginn  der  Parteiverhandlung  in  der  Hauptsache  ein- 
vernommen. 

Die  Abhörung  geschieht,  wie  auch  vor  Geriehtsausschuss,  in  Ab- 
wesenheit der  Parteien,  der  Anwälte  und  des  Publikums.  Bei  Beginn 
der  Parteiverhandlnng  werden  die  Zeugenprotokolle  in  Gegenwart 
des  Gerichtes  und  der  Parteien  zur  Verlesung  gebracht;  auch  hier 
steht  den  Parteien  das  Kecht  zu.  Ergänzung»-  oder  Erläuterungs- 
1  ragen  zu  beantragen. 

Jeder  Partei  steht  es  sodann  frei,  nach  Sellins»  dieser  Beweis- 
erhebungen in  einem  mündlichen  Vortrage  ihren  Kechtsstandpuukt 
zu  begründen.  Keplik  und  Dnplik  werden  nur  ausnahmsweise 
gewährt, 

Wenn  das  Gericht  nach  Prüfung  der  Akten,  nach  den  ge- 
pflogenen mündlichen  Verhandlungen  und  nach  der  Durchführung 
des  Beweisverfahrens  noch  Zweifel  über  erhebliche  tatsächliche  Punkte 
des  Streitverhältnisses  hegt,  so  steht  ihm  die  Befugnis  zu,  hierüber 
bestimmte,  auf  die  streitigen  Punkte  beschränkte  Fragen,  die  durch 
Gerichtsbeschluss  festzusetzen  sind,  durch  den  Präsidenten  au  die 
Parteien  zu  richten.  Der  Gefragte  ist  verpflichtet,  wahrheitsgetreue 
Antworten  ans  Protokoll  zu  geben.  Wer  bewusst  unwahre  Ant- 
worten gibt,  wird  dem  Strafrichter  überwiesen. 

Was  das  Beweisverfahren  anbelangt,  so  stellt  das  Gesetz  den 
Grundsatz  der  freien  richterlichen  Beweiswürdigung  auf.  Wert  und 
Kraft  der  einzelnen  beigebrachten  Beweismittel  soll  der  Kichter  nach 
fieiein  Ermessen  und  sorgtältiger  Prüfung  und  Abwägung  aller 
Verhältnisse  würdigen.    Dagegen  bilden  l'rkunden,  die  von  einer 
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Behörde  oder  Beamtuug  kraft  ihrer  Stellung  in  gehöriger  Form  aus- 
gestellt oder  beglaubigt  sind,  für  Verhältnisse,  die  dadurcli  festgesetzt 
oder  bezeugt  werden  sollen,  vollen  Beweis,  ebenso  die  Privat- 
urknnden,  die  der  Beweisgegner  selbst,  dessen  Beehtsvorfahr  oder 
eine  Person,  für  deren  Handlung  er  haftet,  in  glaubhafter  Form  aus- 
gestellt hat, 

Ist  für  das  richterliche  Urteil  die  Aussage  eines  einzelnen 
Zeugen  wesentlich  massgebend,  so  ist  derselbe  zu  beeidigen. 

Wenn  eine  erhebliche  und  streitige  Tatsache  nicht  anders  be- 
wiesen werden  kann,  so  steht  es  im  Ermessen  des  Berichtes,  den 
Eid  für  die  Wahrheit  der  einen  oder  andern  Partei  auf  deren  Antrag 
zu  überbinden.  Dies  darf  jedoch  nur  dann  geschehen,  wenn  die  Be- 
hauptung, für  welche  der  Parteieid  angetragen  wird,  durch  die 
Aktenlage  oder  durch  bestimmte  Tatsachen  nder  l'nistiinde  glaub- 
würdig gemacht  wird,  liegen  das  Zeugen-  wie  das  Parteieid- 
erkenntnis ist  der  Gegenpartei  das  Hechtsmittel  des  Weiterzuges 
an  das  Übergericht  eingeräumt. 

Der  Spruch  des  Gerichtes  soll,  sobald  der  Prozess  entschieden 
ist,  den  Parteien  mitgeteilt  werden;  nach  der  alten  Zivilprozess- 
ordnung musste  das  Urteil,  ehe  es  verkündet  wurde,  schriftlich 
motiviert  und  in  Gegenwart  des  Gerichtes  und  der  Parteien  eröffnet 
werden. 

Die  Appellation  gegen  ein  des  Weiterznges  fähiges  zivil- 
gerichtliches Urteil  ist  innerhalb  10  Tagen,  nachdem  solches  vom 
Gerichtsschreiber  den  Parteien  zugestellt  worden,  bei  der  Gerichts- 
kanzlei  erster  Instanz  zu  erklären.  Wird  die  Appellation  binnen 
dieser  Frist  nicht  erklärt,  so  erwächst  das  Urteil  in  Hechtskraft. 
Von  der  Appellationserkläruug  der  einen  Partei  ist  durch  die  Gerichts- 
kanzlei der  andern  Partei  sofort  Kenntnis  zu  geben.  Binnen  zehn 
Tagen  vom  Empfange  dieser  Anzeige  an  kann  der  Appellations- 
beklagte sich  der  Appellation  durch  Abänderungsanträge  anschliessen. 
Der  Anschluss  fallt  dahin,  wenn  die  Appellation  zurückgezogen  wird 
oder  das  Obergericht  auf  dieselbe  nicht  eintritt. 

Gleichwie  nach  der  alten  Zivilprozeßordnung  kann  ein  Prozess, 
wenn  die  Parteien  sich  hierüber  verständigt  haben,  vom  Friedens- 
richter mit  Übergebung  der  ersten  Instanz  sofort  ans  Obergericht  ge- 
zogen werden;  es  gelten  dann  für  dasselbe  betreffend  das  Vorverfahren 
die  gleichen  Bestimmungen,  welche  für  das  Zivilgericht  aufgestellt  sind. 
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Die  neue  Zivilprozessordnnng  enthalt  ein  Kapitel:  .Vor- 
sorgliche Verfügungen".  Eine  solche  findet  statt,  wenn  einer  Partei 
ein  nicht  leicht  zu  ersetzender  Schaden  bevorsteht,  der  nur  durch 
eine  vorläufige  richterliche  Anordnung  abgewendet  werden  kann. 
Für  den  Erlass  einer  solchen  Verfügung  ist  der  Präsident  des 
Berichtes  der  Hauptsache  zuständig.  Der  Bewerber  muss  in  seinem 
Gesuche  die  verlangte  Verfügung  genau  bezeichnen  und  die  sie  er- 
heischenden Tatsachen  durch  Bescheinignngen  glanbhaft  machen. 

Ein  heikles  Kapitel  in  der  Zivilprozessordnung  ist  dasjenige 
der  „Hechts verböte14;  dieselben  sind  unter  der  alten  Zivilprozessordnung 
in  eine  ungeheuerliche  Üppigkeit  geschossen,  indem  jedermann  ein 
Recht  verbieten  lassen  konnte,  das  seit  Menschengedenken  immer 
beansprucht  wurde.  Nach  der  neuen  Zivilprozessordnung  aber  muss 
derjenige,  der  ein  Rechteverbot  erwirken  will,  dartun,  dass  er  im 
Besitze  oder  Gebrauche  seines  unbeweglichen  Eigentums  oder  einer 
Dienstbarkeit  oder  in  der  rechtlichen  Innehabnng  einer  unbeweglichen 
Sache  widerrechtlich  gestört  werde. 

Das  Abwesenheit*-  und  Vollstreckungsverfahren,  die  Provo- 
kations-,  Revision«-  und  Nichtigkeitsklage  erfahren  ungefähr  die 
gleiche  Normierung  wie  in  der  alten  Zivilprozessordnung. 

Mit  der  Gerichtsorganisation,  die  durch  Landesgeraeindebeschluss 
von  1903  eine  tiefgreifende  Änderung  erfährt,  haben  wir  uns  für 
diesen  Zeitabschnitt  nicht  zu  befassen. 

5.  Landesgemeindebeschluss,  betr.  Revision  der  Kan- 
tons Verfassung,  vom  28.  April  1901. 

Die  noch  geltende  Kantonsverfassnng  datiert  vom  27.  Wein- 
monat 1867.  Die  Presse,  wie  die  öffentliche  Meinung  in  Obwalden 
forderten  schon  seit  Jahren  die  Revision  der  Verfassung.  Haupt- 
postnlat  der  Revisionsfreuude  bildete  die  Änderung  der  Gerichts- 
organisation und  die  Erleichterung  der  Verfassungsrevision.  Unterm 
28.  April  1901  beschloss  nun  die  Landesgemeinde: 

1.  „Es  ist  eine  Revision  der  Kantonsverfassung  vorzunehmen. 

2.  Per  Verfassungsentwurf  ist  spätestens  der  ordentlichen  Landes- 
gemeinde von  1902  zur  Annahme  oder  Verwerfung  vorzulegen. 

•i.  Mit  Vornahme  und  Durchführung  der  Revision  wird  der  Kantonsrat 
betraut." 

6.  Gesetz,    betr.    Förderung    des   Handwerkes,  vom 
2S.  April  1901. 
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Ein  besonderer  Abschnitt  ist  den  Lehrlingsprüfungen  und 
Stipendien  gewidmet.  Per  Kegierungsrat  wählt  die  Prüfungs- 
kommission und  diese  die  Fachexperten.  Die  Kosten  trägt,  der  Staat 
mit  Zuhilfenahme  der  Bundessnhvention.  Kür  die  geprüften  Lehr- 
linge sind  Prämien  vorgesehen.  An  bedürftige,  fähige  Lehrlinge, 
welche  bei  tüchtigen  Meistern  untergebracht  sind,  können  .Tahres- 
stipendien  verabfolgt  werden. 

7.  Verordnung,  betr.  Schutzaufsicht  über  Minder- 
jährige, vom  5.  Oktober  1901. 

b)  Nidwaldcn. 

Referent:  Dr.  Hugo  Oaer,  Professor  der  Rechte.  Freiburir  i.  V. 

im. 

Gesetz  der  LandeBgemeinde.  betr.  Aufhebung  der 
Landesgemeindebeschlüsse  wegen  des  Klosters  St.  Clara 
in  St  ans,  vom  30.  April. 

Die  früheren  Landesgesetze  (von  l»»ls.  1048,  1721  und 

lS.r>2),  betr.  das  genannte  Frauenkloster  über  Bevogtigung  der 
Insassen,  Beschränkung  des  Erwerbes  von  Grund  und  Bodeu,  der 
Anlage  von  Kapitalien  etc.,  werden,  als  mit  Art.  4  und  31  der 
Bundesverfassung  schlecht  harmonierend,  aufgehoben. 

1900. 

Landesgemeindebeschlnss,  betr.  Revision  der  Art.  ">"> 
bis  67  der  Kantons- Verfassung,  vom  21».  April. 

Er  betrifft  die  Gerichtsorganisation.  Die  Anzahl  der  Mitglieder 
des  Obergerichtes  wird  beschränkt,  jene  des  Kantonsgerichtes  erhöht. 
Eine  Kommission  des  Obergerichtes  nimmt  Provokationsklagen  ent- 
gegen und  ist  zugleich  Konkursgericht.  Das  Kriminalgericht  fällt 
weg.  seine  Funktion  übernimmt  das  Kantonsgericht.  Der  Ansschnss 
des  Kantonsgerichtes  entscheidet  endgültig  im  summarischen  Verfahren 
Uber  Zivilstreitigkeiten  von  20—100  Frs.  Streitwert.  Das  Ober- 
gericht beurteilt  als  Appellationsinstanz:  1.  alle  Zivilstreitigkeiten, 
deren  Wert  300  Frs.  übersteigt  oder  die  immerwährende  Rechte 
betreffen,  die  Ehestreitig"keiten  und  Injurienklagen;  2.  alle  appellierten 
Strafurteile,  wo  es  sich  nnr  über  zwei  Monate  Freiheitsstrafe. 
."•Oo  Frs.  Geldbusse  oder  um  Einstellung  im  Aktivbürgerrecht  handelt. 
Das  Kantonsgericht   entscheidet:    1.  als  Zivilgericht  alle  Zivilfälle 
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im  Streitwerte  von  100  Frs.,  wovon  jene,  die  300  Frs.  nicht 
übersteigen,  letztinstanzlich;  2.  als  Strafgericht  über  alle  Straftalle, 
die  ihm  von  der  Untersuchungsbehörde  zur  Beurteilung  überwiesen 
worden  sind.  In  appellabeln  Zivilsachen  kann  auf  die  erste  Instanz 
verzichtet  werden;  dann  entscheidet  als  einzige  Instanz  das  Über- 
gericht. Spruchzahl  der  Gerichte:  der  Mitglieder.  Das  in  jeder 
Kirchengemeinde  bestehende  Vermittlungsgericht  fällt  weg,  jede  Bezirks- 
gemeinde bildet  dafür  einen  Friedensrichterkreis  mit  einem  Friedens- 
richter und  Stellvertreter.  Vor  diesen  müssen  alle  zivilrechtlichen 
Streitigkeiten  vor  ihrer  Anhängigmachung  zum  Sühneversuch  gebracht 
werden.  Letztinstanzlich  entscheidet  der  Friedensrichter  bis  20  Frs. 
Hypothekargesetz  vom  2i>.  April. 

Bis  jetzt  galten  in  diesem  Kanton,  der  nur  Familien-  und 
Erbrecht  kodifiziert  hat.  zerstreute  Bestimmungen  der  Gesetzes- 
sammlung von  1S00  5*2.  Die  neu  eingeführte  Kündbarkeit  der  Gült 
und  die  Herabsetzung  des  Zinsfusses  und  die  damit  zusammen- 
hängenden Streitigkeiten  gaben  trotz  der  bevorstehenden  eidge- 
nössischen Kodifikation  der  Landesgemeinde  den  Anstoss,  ein  aus- 
führliches Gesetz  ausarbeiten  zu  lassen,  dem  im  wesentlichen  der 
bisherige  Reehtüzustand  zugrunde  liegt. 

Hanptpfandart  ist  danach  nach  wie  vor  die  Gült,  wodurch 
„eine  Liegenschaft  für  eine  bestimmte  Summe,  und  zwar  für  das 
Hauptgut  und  Zins  als  Unterpfand  eingesetzt  wird4  (ij  24);  daneben 
besteht  die  Versicherung,  wodurch  „eine  bestimmte  Forderung  oder 
Leistung  mit  oder  ohne  Zins  verpfändet  wird"  (§  50).  Der  Unter- 
schied geht  ans  den  Definitionen  kaum  hervor. 

Bei  beiden  ist  eine  durch  100  teilbare  Grundpfandforderung 
in  Landesmünze  anzugeben,  der  Zinsfuss  beträgt  4%  (bei  Nicht- 
entrichtung  des  Zinses  zur  Verfallzeit  o%)  für  das  Pfandrecht  inner- 
halb, .r>%  ausserhalb  der  amtlichen  Würdigung  des  Pfandobjekts  und 
die  Entstehungsform  ist  dieselbe;  beide  sind  nun  auch  seitens  des 
Gläubigers  kündbar,  ausser  wenn  es  sich  handelt  um  Gülten  ausserhalb 
der  amtlichen  Güteischatzung.  Gülten  können  von  5  zu  5  Jahren  (vom 
10.  Mai  auf  11.  November),  Versicherungen  stets  auf  3  Monate  ge- 
kündigt werden.  Bei  der  Gült,  als  reiner  üeallast,  wird  der  Yer- 
iiusserer  der  belasteten  Liegenschaft  frei  ausser  für  den  verfallenen 
Zins,  bei  der  Versicherung  haftet  er  noch  0  Monate  und  kann 
während  dieser  Frist  betrieben  und  dadurch  in  der  Verpflichtung 
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festgehalten  werden.  Zudem  haftet  der  Schuldner,  wenn  «las  Pfand- 
recht an  der  Liegenschaft  für  eine  versicherte  Forderung  infolge 
betreibungs-  oder  konkursamtlicher  Versteigerung  ganz  oder  teil- 
weise verloren  geht,  für  den  nicht  giitirebutenen  Teil  als  laufende 
Forderung  persönlich.  Bezüglich  der  tiiilt  sagt  diesbezüglich  :{»>: 
rWenn  hei  betreibungs-  oder  konkursamtlicher  Steigerung  eines 
Grundstückes  keine  der  darauf  haftenden  Hypotheken  ganz  oder 
teilweise  gutgeboten  wird,  so  Hi  11t  das  Grundstück  mir  Nutzen  und 
Beschwerden  der  Bezirksgemeindc  zu.  in  welcher  es  ganz  oder  zum 
grüssern  Teil  gelegen  ist."  Die  Versicherung  ist  nicht  für  den 
Verkehr  berechnet,  sie  ist  daher  auch  nach  Abzahlung  der  Schuld 
im  llypothekarprotnkoll  zu  löschen.  I »aperen  ist  die  Gült  ein 
zirkulationsfähitres  Wertpapier.  Der  Grundstückseigentümer  kann 
sieh  dem  gutgläubigen  Erwerbet  des  Papieivs  gegenüber  nicht  auf 
die  Löschung  im  Protokoll  berufen.  Es  fdgen  au>t  ührliche  Be- 
stimmungen über  das  Pfandrecht  bei  der  Teilung  des  belasteten 
Grundstückes,  über  das  (neu  geregelte!  Anfrufsveifahren  und  über 
die  Organisation  der  llypothekarkanzlei. 


7.  Glarus. 

Referent:  Lic.  Karl  v.  Weber,  Aiutssi  hre il»  r.  Gostau. 

1SJMK 

Gesetz,  betr.  die  Fischereipatente.  Erlassen  von  der 
Landesgemeinde  am  7.  Mai. 

Bisher  war  die  Fischerei  im  Kanton  Glarus  frei.  Das  vor- 
liegende Gesetz  beschränkt  nun  die  Freiheit  auf  das  Fischen  mit 
der  Angelrute;  für  das  Fischen  mit  Netzen  und  Garnen  ist  eine 
jährliche  Patentgebühr  von  :M  Frs.  und  für  das  Fischen  mit  der 
Schieike  eine  solche  von  T>  Frs.  zu  entrichten. 

Revision  des  Strafgesetzbuches.  Beschlossen  von  der 
Landesgemeinde  am  7.  Mai. 

Die  Abänderungen,  die  das  (iesetz  enthält,  sind  folgende: 

Allgemeiner  Teil.  1.  Titel.  In  ij  il  werden  als  neue  Straf- 
arten aufgenommen:  Entzug  der  elterlichen  und  vornuindschaftlichen 
Gewalt.  Nach  Sj  4  des  alten  Gesetzbuches  knüpfte  sich  an  die  Zucht- 
hausstrafe   lebenslänglicher   Ehrverlust    unter  Vorbehalt    des  dem 
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Laudrate  zustellenden  Begnadigungsrechtes.  Nach  der  neuen  Fassung 
ist  nun  eine  Milderung  insoweit  eingetreten,  dass  der  Ehrverlust 
nur  für  eine  vom  Gerichte  im  einzelnen  Falle  festenstellende  Frist 
verhängt  werden  kann,  und  zwar  im  Maximum  bis  auf  10  Jahre 
und  im  Minimum  bis  auf  1  Jahr  vom  Zeitpunkte  des  Austrittes  aus 
der  Strafanstalt  au  gerechnet.  Personen  unter  20  Jahren,  welche 
zu  Zuchthaus-  oder  Arbeitshausstrafen  verurteilt  wurden,  sollen 
möglichst  abgesondert  untergebracht  und  beschäftigt  werden  (§  6). 
Bei  Zumessung  der  Geldbusse  soll  drückende  Armut  des  Schuldigen 
möglichst  berücksichtigt  werden  ($}  Vi).  Bisher  war  die  Begnadigung 
bei  Zuchthausstrafe  oder  Verbannung  nur  bei  einem  Strafmass  von 
mehr  als  .*>  Jahren  zulässig.  Jetzt  ist  die  für  die  Begnadigung 
nötige  Strafdauer  auf  :j  Jahre  herabgesetzt  19). 

III.  Titel.  Von  der  Teilnahme  und  Begünstigung.  Hier  sind 
neu  aufgenommen  die  Strafbestimmungen  gegen  die  Verletzung  der 
durch  §  :U  der  Strafprozessordnung  vorgeschriebenen  Pflicht  zur 
Anzeige  von  Verbrechen  und  Vergehen  (§  27). 

IV.  Titel.  Strafausschliessnngsgründe.  Minimalgrenze  für  die 
Strafbarkeit  bleibt  wie  bisher  das  12.  Altersjahr,  während  als  oberste 
Grenze  des  Kindesalters  das  vollendete  1«.  Jahr  aufgestellt  wird 
<ä  29).  In  S  35  ist  die  Verjährungsfrist  der  Strafverfolgung  auf 
1  Jahr  herabgesetzt  (bisher  betrug  die  Frist  2  Jahre).  Ganz  neu 
hinzugekommen  ist  die  Verjährung  des  Strafvollzuges  37).  Ein 
rechtskräftig  ergangenes  Urteil  verjährt  danach  in  10-  30  Jahren, 
je  nach  der  Schwere  des  Verbrechens  vom  Tage  der  Rechtskraft  des 
Urteils  an  gerechnet.  Bisher  blieb  ein  einmal  ausgefälltes  Urteil 
unabänderlich  in  Kraft. 

V.  Titel.  Milderungsgründe.  Es  kann  eine  Milderung  eintreten, 
wenn  der  Verbrecher  sich  noch  im  jugendlichen  Alt+>r  befindet.  Ins- 
besondere kann  der  Richter  bei  Personen,  welche  das  18.  Altersjahr 
noch  nicht  zurückgelegt  haben,  unter  das  festgesetzte  Minimum  herab- 
gehen,  von  der  sonst  vorgeschriebenen  Verbindung  mehrerer  Straf- 
arten  absehen  «»der  überhaupt  auf  eine  mildere  als  die  gesetzlich 
angedrohte  Strafart  erkennen. 

Besonderer  Teil.  Von  den  einzelnen  Verbrechen  und  Vergehen. 

I.  Titel.  Verbrechen  und  Vergehen  gegen  den  St^aat  und  seine 
Ordnung.  Hier  ist  der  bisherige  i»  :>0  gestrichen  und  sind  die  da- 
ii'-ii-.-n  Vergehen.  Ungehorsam  gegen  die  Amtsgewalt,  einfach  unter 
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die  Polizeiübertretnngen  verwiesen.  I >ie  Straf*'  für  Ungehorsam  ist 
eine  Geldbnsse  von  5 — 200  Frs.  (statt  wie  hisher  10 --"»00  Urs.). 
Die  Gefängnisstrafe  ist  gestriehen.  Das  Vergehen  der  Reehtsbot- 
Ubertretung  ist,  weil  überflüssig,  nicht  mehr  aufgenommen  worden, 
da  sich  diesbezügliche  Bestimmungen  in  den  ^  G7  »»d  Gn  der  Zivil- 
prozessordnnng  linden,  welche  auch  dementsprechend  modifiziert 
wurden.  Danach  ist  nur  der  Rechtsbotgeber  oder  der  Geschädigte 
klageberechtigt.    Die  Strafe  ist  auf  20    :»00  Urs.  festgesetzt. 

III.  Titel.  Verbrechen  gegen  öfl'entliehe  Treue  und  Glauben. 
Bisher  waren  Meineid  und  falsches  Gelübde  gleichbehandelt.  In 
der  neuen  Fassung  sind  sie  getrennt  aufgeführt.  In  £  72  (Meineid) 
ist  das  Minimum  von  zwei  Jahren  Zuchthaus  gestrichen,  dagegen 
diese  Strafart  beibehalten.  Betreffend  das  falsche  Handgelübde  ist 
ein  neuer  §  73  eingeschoben.  Es  wird  bestraft  mit  Arbeits- 
hans oder  Gefängnis  nicht  unter  2  Monaten,  womit  eine  Gehlbusse 
bis  zu  oOOO  Frs.  verbunden  werden  kann;  in  jedem  Falle  ist  aber 
neben  diesen  Strafen  noch  die  Entziehung  der  bürgerlichen  Ehren- 
rechte auszusprechen.  Der  bisherige  i;  72  (falscher  Eid  aus  Fahr- 
lässigkeit) und  Absatz  2  des  §  73  (falsches  Zeugnis  aus  Fahrlässigkeit) 
fallen  nunmehr  weg.  Für  falsches  Zeugnis  ist  Arbeitshaus  oder 
Gefängnis  angedroht,  verbunden  mit  Entzug  der  bürgerlichen  Ehren- 
rechte; bisher  konnte1  auch  auf  Zuchthaus  erkannt  werden. 

V.  Titel.  Verbrechen  gegen  Leib  und  Leiten.  In  4;  1*0  ist 
die  Zuchthausstrafe  wegen  Kindesmord  auf  1  —  G  Jahre  reduziert, 
bisher  betrug  sie  3  —  15  Jahre.  Ebenso  ist  das  Strafmaximum  bei 
Kindesanssetzung  auf  10  Jahre  herabgesetzt  (bisher  20  Jahre).  Neu 
aufgenommen  ist  §  103,  wonach  Eltern,  welche  trotz  amtlicher 
Warnung  ihrer  Pflicht  zum  Unterhalte  der  Kinder  nicht  nachkommen, 
mit  (iefängnis  bestraft  werden,  womit  Entziehung  der  elterlichen 
Gewalt  verbunden  werden  kann.  Bei  Zweikampf  (ij  ION)  wird  die 
Zuchthausstrafe  gestrichen  und  nur  Arbeitshaus,  (iefängnis  oder 
Geldbusse  angedroht.  UnlM-dentende  Verletzungen,  welche  Haut- 
abschürfungen, leichte  Quetschungen,  Nasenbluten  und  dergl.  zur  Folge 
haben,  werden  von  dem  strengen  Begriff  der  Körperverletzung  aus- 
geschieden und  den  Misshandlungen  gleichgestellt. 

In  den  Titeln  VII  und  VIII,  welche  von  den  Delikten  gegen 
die  allgemeine  Sicherheit  und  das  Eigentum  handeln,  ist  bei  der 
Brandstiftung  (§  III»),  der  Verursachung  eitler  Überschwemmung 
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(S  120)  und  beim  Rani»  (§  12(5)  «las  Strafminimnm  für  jene  Fälle, 
wo  bisher  Zuchthans  bis  auf  Lebenszeit  ausgesprochen  wurde  (nämlich 
wenn  infolge  eines  dieser  Delikte  ein  Mensch  das  Leben  verloren 
hatte),  auf  10  .Jahre  festgesetzt.  —  Auf  Diebstahl  von  Sachen  von 
kleinerem  Werte  ist  blosse  (ieldbnsse  gesetzt  (§  B12).  Neu  ist  der 
Tatbestand  des  Kostgeld betruges  (tj  142),  welcher  mit  Gefängnis 
oder  (ieldbnsse  bestraft  wird. 

X.  Titel  (bisheriger  VII.  Titel).  Ehrverletzungen.  Der  Begriff 
iler  Verleumdung  wird  in  ij  152  näher  umschrieben  als  bisher  und 
die  Kreditschmälerung  als  Gegenstand  der  Verleumdung  betrachtet. 
Bei  der  Beschimpfung  (§  1  •">:{)  kann  der  Beklagte  von  der  Strafe 
freigesprochen  werden,  wenn  der  Beschimpfte  durch  ungebührliches 
oder  strafbares  Verhalten  zur  Beschimpfung  unmittelbaren  Anla>s 
gegeben  hat.  Nach  £  IM  kann  bei  gegenseitigen  Beschimpfungen 
von  einer  Strafe  Umgang  genommen  werden  und  das  Gericht  sich 
lediglich  auf  Kostenüberbindnng  beschränken. 

Ein  Anhang  enthält  die  unter  Titel  I  des  besonderen  Teils 
erwähnten,  dort  herausgenommenen  Vi  rgehen  des  Ungehorsams  gegen 
die  Amtsgewalt  und  der  Bei  htsbotübertretung,  welche  nur  als 
Polizeiübertretungen  bestraft  werden. 

Strafprozessordnung,  erlassen  von  der  Landesgemeinde 
am  7.  Mai. 

I.  Abschnitt.  Organisation  der  Strafrechtsptlege.  Hier  sind 
zwei  wesentliche  Neuerungen  von  weittragender  Bedeutung  zu  er- 
wähnen, nämlich  die  Schaffung  von  gewissen  Einzelkompetenzen  für 
den  Gerichtspräsidenten,  sowie  die  Reduktion  des  Polizeigerichts 
inklusive  Präsidenten  von     auf  ;5  Mitglieder. 

Schon  ein  Landesgemeindcbeschluss  von  lKit,r>  stellte  das  Er- 
scheinen vor  Polizeigericbt  in  das  Ermessen  des  Beklagten.  Bereits 
im  Jahre  1S<*7  zeigte  sich  die  Folg«  hiervon  in  grossem  Malse. 
indem  von  2"»T  bestrafton  Personen  nicht  weniger  als  IM  mittelst 
Unterschrift  in  der  Vorladung  erklärten,  sich  dem  Spruche  des 
Gerichts  unterziehen  zu  wollen.  Es  sei  also  nicht  mehr  notwendig, 
dass  ein  Kollegium  von  U  Richtern  zusammentreten  solle  zur  Fest- 
setzung von  Bussen,  die  oftmals  zum  voraus  bestimmt  sind  und  in 
vielen  anderen  Fällen  sich  zwischen  einem  ganz  kleinen  Minimum 
nnd  Maximum  abspielen.    Es  hat  daher  nach  i;  7  der  Präsident  des 
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Polizei-  und  Kriminalgerichts,  allerdings  unter  Vorbehalt  des  Weiter- 
zages an  da*  Polizeigericht,  den  Kntseheid: 

a)  über  alle  Polizeiübertretungen; 

b)  über  alle  im  Strafgesetze  bezeichneten  Vergehen,  wenn  der 
Beschuldigte  ein  volles  Geständnis  abgelegt  hat.  so  bei  Ablösung 
eines  amtlichen  Siegels  oder  Abreissen  einer  amtlichen  Bekannt- 
machung (§  öl  des  Strafgesetzes»,  Übertretung  des  Friedgebotes 

•'»:{),  Störung  der  öffentlichen  Kuhe  Übertretung  des 

Verbannnngsverbotes  i§  t>o>,  Übertretung  anderer  richterlicher 
Verbote  nach  t;  <>1,  unerlaubte  Selbsthilfe  (Jj  »>2i.  Münzbetrng 
und  Ausgaben  falscher  Kreditpapiere  in  Füllen,  wo  die  Münze 
oder  die  Papiere  als  echt  eingenommen  sind       <>7  u.  t*>N),  Fälschung 
von  Urkunden  in  den  Fällen  von  S  70  Ht.  b,  Körperverletzung 
aus  Fahrlässigkeit  (tj   lO'J»,   körperliche  Misshandlungen  und 
Angriffe  (§  110),  Entzug  von  Kindern      1BJ»,  einfachen  Dieb- 
stahl (<<  \:V2),  einfache  Unterschlagung  (£  1:5»!),  Hehlerei  <i>  l:i7», 
Eigentumsbeschädigung      1;!m,  einfachen  Betrug  <$  141  Abs.  2» 
und  Kostgeldbetrng  |ij  142),  wenn  in  diesen  letzteren  Fällen 
(vom  einfachen  Diebstahl  an)  der  in  Frage  kommende  Wert  den 
Betrag  von  .r>0  Frs.  nicht  übersteigt. 
Da»  Polizeigericht  wurde  auf  -i  Mitglieder  reduziert,  weil  die 
dem  Polizeigerichte  zugewiesenen  Straffälle  nur  geringfügiger  Natur 
seien.    Seine  Kompetenzen  sind  im  wesentlichen  die  gleichen  wie 
bisher. 

II.  Abschnitt.  Strafrecht  licht*  Vorfahren  bei  Verbrechen  und 
Vergehen. 

L  Titel.  §  24  der  alten  Str.-P.-O  schrieb  eine  sehr  weit- 
gehende Pflicht  zur  Anzeige  vor,  allein  in  der  Praxis  zeigte  es  sich, 
dass  dieser  Vorschrift  nicht  nachgekommen  wurde,  und  dass  auch 
mangels  jeglicher  Strafbestimmung  die  Verletzung  dieser  Pflicht 
nicht  geahndet  werden  konnte.  Der  nunmehrige  §  31  behält  die 
Anzeigepflicht  für  Behörden  nnd  Beamte,  Polizeiangestellte  und 
Polizeibedienstete  bei,  für  Privatpersonen  bestellt  sie  aber  nur  für 
Verbrechen  (d.  h.  Handlungen,  welche  mit  Zuchthaus  bedroht  sind) 
mit  Ausnahme  der  Antragsdelikte,  bei  welchen  nur  der  Geschädigte 
oder  Beleidigte  zur  Anzeige  befugt  ist.  In  §  27  des  Strafgesetzes 
ist  dann  die  Bestimmung  aufgenommen,  dass  die  Verletzung  der 
Anzeigepflicht  analog  der  Begünstigung  bestraft  wird. 

Jahrbuch  der  Internat.  Ver^ini^im).'.  fi.  u.  7.  IM.  ';'•'> 


1506  Gesetzgebung  und  Literatur. 

II.  Titel.  Voruntersuchung.  In  §  42  ist  vorgeschrieben,  dass 
hei  gütlicher  Einigung  zwischen  dem  Kläger  und  dein  Beklagten 
das  Verfahren  durch  Verfügung  des  Präsidenten  und  ohne  Gerichts- 
beschluss  eingestellt  werden  müsse.  (Dies  bezieht  sich  natürlich  nur 
auf  die  Antragsdelikte.) 

III.  Titel.  Schlnss  der  Voruntersuchung  und  Verfahren  nach 
derselben.  Jn  diesem  Titel  findet  sich  eine  wesentliche,  teilweise 
fast  vollständige  Umarbeitung,  namentlich  soweit  es  sich  um  das 
Institut  des  Fallenlassens  des  Prozesses  handelt.  Bisher  konnten 
die  wichtigsten  Prozesse  in  geschlossener  Sitzung  abgetan  werden, 
ohne  dass  der  Angeklagte  oder  der  Pamnitikat  etwas  dazu  hätte 
sagen  können.  In  vielen  Fällen  erhielten  sie  dann  plötzlich  die 
Anzeige,  dass  der  Prozess  fallen  gelassen  und  der  einen  oder  andern 
Partei  die  Kosten  überbunden  worden  seien.  Dies  hatte  natürlich 
Kekurse  an  das  Obergericht  zur  Folge,  aber  mau  wusste  dann  nicht, 
wie  weit  die  Beschwerde  gegen  den  erstinstanzlichen  Beschluss 
erhoben  werden  könne,  d.  h.  ob  gegen  den  ganzen  Entscheid  oder 
einzelne  damit  zusammenhängende  Punkte.  Um  diesem  abzuhelfen, 
bestimmt  nun  §  04,  dass,  wenn  der  Antrag  des  Staatsanwaltes  auf 
Fallenlassen  des  Prozesses  laute,  sämtlichen  Parteien  die  schriftliche 
Vernehmlassung  gestattet  sei,  im  Gegensatz  zu  den  bisherigen 
Bestimmungen,  nach  welchen  nur  der  Staatsanwalt  das  Wort  hatte 
und  das  Gericht  ohne  Anhörung  der  übrigen  Parteien  verfügte. 
Der  Gerichtspräsident  setzt  den  Parteien  zur  Vernehmlassung  möglichst 
kurze  Fristen  an,  um  eine  Verzögerung  zu  verhindern.  Nach 
Empfang  der  Parteieingaben  prüft  der  Gerichtspräsident  die  gestellten 
Anträge.  Ist  er  mit  den  Anträgen  des  Staatsanwaltes  einverstanden, 
so  veiiügt  er  von  sich  aus  die  Einstellung  der  Untersuchung,  wenn 
der  Zivilkläger  oder  Geschädigte  keine  Einsprache  erhebt,  der 
Angeschuldigte  kein  Entschädigung* begehren  stellt  oder  ein  An- 
geschuldigter nicht  vorhanden  ist  und  die  Kostenfrage  nicht  als 
streitig  erseheint  (£  O.Y).  In  allen  andern  Fällen  legt  er  die  Anträge 
des  Staatsanwaltes,,  wie  die  der  übrigen  Parteien  sofort  dem  Gerichte 
vor.  Gegen  den  Entscheid  des  Gerichts  haben  die  Parteien  das 
Rechtsmittel  der  Berufung  an  das  Obergericht  um!  zwar  binnen 
10  Taireii.  Dieses  trifft  dann  die  massgebenden  Verfügungen  über 
die  Behandlung  der  Sache.  Auch  in  den  Fällen,  wo  der  Staats- 
anwalt  Ergänzung  des  Vorunterstiches  oder  Stellung  vor  Gericht 


Digitized  by  Google 


Kaku  v.  Wkukk:  Schweiz. 


1507 


beantragt,  sind  die  Akten  dem  Verteidiger  sowie  dem  Zivilkläger 
oder  Geschädigten  behufs  Stellung  von  Anträgen  auszuhändigen. 
Im  übrigen  ist  das  Verfahren  gleich  wie  im  ersten  Kalle,  wenn  der 
Staatsanwalt  Fallenlassen  beantragt. 

IV.  Titel.  Haupt  verfahren,  Bisher  konnte  die  Zivilpartei 
nur  durch  persönliches  Erscheinen  «»der  Stellen  eines  Anwaltes  ihre 
Schadenersatzansprüche  geltend  machen:  nach  £  Infi  ist  es  ihr  nnn 
ermöglicht,  dies  in  einer  schriftlichen  Hingabe  zu  tun. 

VI.  Titel.  Appellation.  Hier  ist  die  bisherige  Bestimmung, 
dass  Appellationserklärungen  wegen  blosser  Formfehler  ungültig 
seien,  gestrichen. 

VIII.  Titel.  Begnadigung.  Bisher  wurden  die  Begnadigungs- 
gesuche von  einer  vom  Landrate  frei  gewählten  Kommission  be- 
gutachtet. Nunmehr  bestimmt  $  1'»!»,  dass  diese  Gesuche  einer  ans 
der  Mitte  des  Landrates  gewählten  Kommission  überwiesen  werden 
sollen.  Zur  Begnadigung  ist  die  absolute  Mehrheit  der  anwesenden 
Landratsniitglieder  erforderlich. 

X.  Titel.  Verfahren  gegen  abwesende  und  flüchtige  An- 
geschuldigte. Dies  war,  wie  schon  einmal  bemerkt,  die  Veranlassung 
zur  Revision.  Nach  der  alten  Gesetzgebung  war  es  in  vielen  Fällen 
unmöglich,  gegen  abwesende  oder  flüchtige  Angeklagte  Strafverfolgung 
eintreten  zu  lassen,  weil  die  Ediktalladung  für  solche  fehlte.  Diesem 
t'belstande  wird  nun  durch  4}  P>4  abgeholfen,  welcher  die  Ediktal- 
ladung einführt  bei  erfolglos  gebliebener  steckbrieflicher  Ver- 
folgung des  Angeschuldigten,  unbekanntem  Aufenthaltsort  des  An- 
geklagten, bei  Nichterscheinen  des  ausserhalb  des  Kantons  an  einem 
bekannten  Wohnort  sich  befindlichen  Angeschuldigten,  der  nicht 
ausgeliefert  werden  muss  und  bei  Unterlassung  eines  Auslieferungs- 
begehrens wegen  Geringfügigkeit  oder  Weitläufigkeit  der  Sache. 

III.  Abschnitt.  Verfahren  vor  dem  Gerichtspräsidenten  als 
Einzelnrichter,  sowie  bei  Polizeiübertretungen  und  Ehrverletznngen. 

Gemäss  §  173  kann  der  Gerichtspräsident  je  nach  der  Beschaffen- 
heit des  Falles  entweder  nur  auf  Grundlage  der  Akten  urteilen  oder 
aber  auch  nach  seinem  Ermessen  den  Angeschuldigten  zu  persönlicher 
Verantwortung  zitieren.  Die  Mitwirkung  des  Staatsanwaltes  und 
des  Verteidigers  ist  in  jedem  Falle  ausgeschlossen,  da  ja  die  Brozes.se 
sämtlich  auf  Geständnis  beruhen   und  nur  untergeordnete  Delikte 

betreffen.    Nach  g  174  sollen  Kosten  für  Funktionen  des  Gerichts- 
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Personals  bei  Ausfüllung'  des  Urteils  dem  Beklagten  nicht  angerechnet 
werden.  Will  sich  der  Beklagte  dem  Entscheide  des  Präsidenten 
nicht  unterziehen,  so  kann  er  hinnen  10  Tagen  gerichtliche  Be- 
urteilung verlangen.  Anerkennt  er  aber  das  Urteil  des  Präsidenten 
und  wird  der  Anzeigende  in  die  Kosten  verurteilt,  so  kann  letzterer 
darüber  schriftliche  Beschwerde  beim  Obergerichte  einreichen.  Die 
gleiche  Befugnis  steht  dem  Damnifikaten  bez.  der  Entschädigungs- 
frage zu. 

Polizeiübertretnngen.  Unter  der  Herrschaft  der  alten 
Strafprozessordnung  mussten  fast  alle  Klagen  entgegengenommen 
werden.  Das  Hecht  des  Präsidenten,  zweifelhafte  oder  zum  voraus 
unbegründet  erscheinende  Anzeigen  zurückweisen  zu  können,  war  ein 
sehr  beschränktes.  In  §  182  der  neuen  Str.-P.-O.  hat  nun  der 
Präsident  die  Befugnis,  Klagen,  welche  mit  keinen'  Beweisen  ver- 
sehen sind,  zur  Vervollständigung  oder  auch  ganz  zurückzuweisen, 
ebenso  Klagen,  die  objektiv  gar  keinen  Tatbestand  enthalten.  Gegen- 
über dieser  Abweisung  steht  dem  Kläger  das  Kekursreeht  an  das 
Polizeigericht  offen.  Bisher  musste  der  Beklagte  in  allen  Fällen 
in  der  Klageschrift  genau  bezeichnet  werden.  Dies  wird  nun  in 
$  1«:{  als  lückenhaft  dahin  ergänzt,  dass,  wenn  der  Täter  nicht  zum 
voraus  ermittelt  ist  oder  direkte  Beweise  gegen  eine  bestimmte 
Person  nicht  vorliegen,  wohl  aber  der  objektive  Tatbestand  einer 
Übertretung  erwiesen  ist,  der  Kläger  auf  die  Anzeige  des  letztem 
sich  beschränken  kann  und  eine  solche  Klage  entgegengenommen 
werden  inuss.  §  1  St  enthält  die  wichtige  Neuerung,  dass  der 
Präsident  ohne  weiteres  und  ohne  Zitation  des  Angeklagten  an  Hand 
der  einschlägigen  polizeilichen  Bestimmungen  die  Strafe  festsetzt, 
•  ausgenommen,  wenn  kein  bestimmter  Angeklagter  genannt  ist  oder 
derselbe  die  Schuld  bestreitet.  S?  187  regelt  das  Verfahren  über  alle 
vor  das  Polizeigericht  gelangenden  Fälle,  bevor  die  Hauptverhaudlnng 
beginnt,  eine  Art  Vorverfahren,  um  den  Fall  spruchreif  zu  machen. 
Die  Fülle,  wo  man  den  Beklagten  nicht  kennt,  sind  an  das  Ver- 
höramt zu  weisen;  in  den  übrigen  Fällen,  wo  der  Beklagte  den 
Weiterzug  an  da«  Gericht  ergreift,  kann  entweder  die  Überweisung 
an  das  Verhöramt  angeordnet  oder  aber  es  kann  der  Beklagte  samt 
den  Zeugen  auf  eine  folgende  Sitzung  des  Polizeigerichts  zitiert  werden. 

Khrverletznngen.  Hier  ist  in  {«  L'l»:,  neu  eingfiihrt.  d;iss 
da>  Klagererht      .Fahre  nach  der  Begehung  erlischt.   §  1!<>S  bestimmt, 
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dass  in  gewissen  Fällen  von  Injurien  (wie  bei  anonymen  Schriftstücken, 
Abbildungen  etc.),  wo  der  Tiiter  vorläufig  unbekannt  ist.  das  gericht- 
liche Verfahren  gleich  sei  wie  bei  Kriminalfällen.  Bisher  war  der 
Beleidigte  in  solchen  Fällen  rechtlos  und  konnte  formell  keine  Schritte 
zur  Wahrung  seiner  Ehre  tun.  Nach  ij  211  verjährt  der  Straf- 
vollzug für  Injurien  .r»  Jahre  nach  dem  Datum  der  Rechtskraft  des 
Urteils. 

Abänderung  von  Art.  58  der  Kantonsverfassung,  betr. 
Organisation  des  Kriminal-  nnd  l'olizeigeriehts.  (Ange- 
nommen von  der  Landesgemeinde  am  7.  Mai  1  *<»<>.) 

Diese  Abänderung  wnrde  veranlasst  durch  die  in  der  Straf- 
prozessordnung eingeführten  Neuerungen.  Das  Kriminalgericht, 
welche«  aus  einem  Präsidenten  und  ti  Mitgliedern  besteht,  beurteilt 
alle  Verbrechen  und  schweren  Vergehen  in  erster  Instanz.  Ehr- 
verletzungen, leichtere  Vergehen  und  blosse  Polizeiübertretnngen 
werden  vom  Polizeigerichte,  welches  sich  aus  dem  Präsidenten  und 
den  2  erstgewählten  Mitgliedem  des  Kriminalgerichte  zusammensetzt, 
bestraft.  Die  Ausscheidung  der  Kompetenzen  zwischen  diesen  beiden 
Strafbehörden  bestimmt  das  Gesetz  (nämlich  die  Strafprozessordnung). 

1900. 

Revision  des  Gesetzes  vom  7.  Mai  18M  über  die  Wirt- 
schaften und  den  Kleinverkauf  von  geistigen  Getränken. 
(Erlassen  von  der  Landesgemeinde  am  (!.  Mai  PKK).) 

Im  Jahre  1901  sind  keine  wichtigeren  Gesetze  erlassen  worden. 

8.  Zug. 

Referent:  M.  Relchlln,  cand.  iur.,  Schwyz. 
1900. 

Gesetz,  betr.  Ablösung  von  Dienstbarkeiten,  vom 
21.  Juni  1900. 

Sämtliche  die  Land-  nnd  Forstwirtschaft  hemmenden  Dieust- 
barkeiten,  wie  Jene  besondere  hypothekarische  Pfandobjekte  dar- 
stellenden Nutznngsarten,  wie  solche  noch  in  einzelnen  Gemeinden 
in  der  Form  von  Atzungs-,  Mäh-,  Holzungsrechten  etc.  bestehen" 
(§  2),  sind  von  seiten  des  Grundeigentümers  bezw.  —  im  letztern 
Falle  —  des  Besitzers  der  einen  höheren  volkswirtschaftlichen  Wert 
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darstellenden  Nutznngsart  ablösbar  und  zwar  in  Geld  oder  d-.rrh 
Abtretung  eine?  dem  Wert  der  Dienstbarkeit  gleichkommenden  Teiles 
der  belasteten  Liegenschaft.  Letzteres  kann  der  Auszukaufende 
ausnahmsweise  verlangen,  wenn  ein  Nutzungsrecht  nicht  ohne  wesent- 
lichen Nachteil  für  die  berechtigte  Person  oder  Liegenschaft  mit  einer 
Geldsumme  abgelöst  werden  kann.  Über  die  Ablösungspflicht  ent- 
scheidet im  Streitfall  der  Regierungsrat,  über  die  Art  und  die  Höhe 
der  Entschädigung  das  Kantonsgericht.  Besondere  Vorschriften  sind 
aufgestellt  zum  Schutz  der  Hypothekargläubiger,  deren  Interessen 
bei  der  Ablösung  im  Spiele  sind. 

194)1. 

Gesetz  über  den  Markt-  und  Hausierverkehr,  sowie 
über  den  Gewerbebetrieb  im  Kanton  Zug  vom  22.  August. 

Jagdgesetz  für  den  Kanton  Zug  vom  30.  Mai,  angenommen 
in  der  Volksabstimmung  vom  29.  September. 

Wie  fast  durchgehend*  in  der  Schweiz  gilt  da*  Patentsystem. 
Ein  Jagdpatent  kann  erwerben  jeder  im  Kanton  Niedergelassene,  der 
das  19.  Alters  jähr  zurückgelegt  hat  nnd  dem  nicht  aus  besonderen 
Gründen  die  Befugnis  entzogen  ist  gegen  eine  Gebühr  von  40  Frs. 
Im  Interesse  besserer  Entwicklung  des  Wildstandes  war  das  Revier- 
system  vorgeschlagen  worden,  es  wurde  aber  in  der  Volksabstimmung 
(als  undemokratisch)  verworfen.  Die  übrigen  Bestimmungen  schliessen 
sich  an  das  eidgenössische  Gesetz  über  Jagd-  und  Vogelschutz  vom 
17.  Juli  1H75  au,  dessen  Bestimmungen  sie  teilweise  verschärfen. 
So  sind  für  Jagdfrevel  bereits  die  Bussen  aufgenommen,  die  der  in 
Beratung  liegende  Gesetzesentwurf  über  Abänderung  von  Art,  22 
des  eidgenössischen  Jagdgesetzes  vorsieht. 


9.  Freiburg*. 

Referent:  Lic.  F.  Seydoux,  Freiburg. 
1S99. 

1.  Gesetz  vom  20.  Mai.  betr.  Ergänzung  des  Strafgesetz- 
buches, mit  Hinsicht  auf  die  Errichtung  einer  landwirtschaftlichen 
Kolonie  im  „Grossen  Moose". 

Das  Gesetz  ergänzt  das  Str.-G.-B.  vom  21.  Mai  1873  durch 
die  Einführung  der  Strafe  der  Unterbringung  in  der  landwirtschaft- 
lichen Kolonie. 
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2.  Gesetz  vom  2o.  Mai  ls:<!».  betr.  die  Z  uständigkcit  der 
Schwurgerichte. 

Die  Strafprozessordnung  vom  21.  Mai  1<S7:5  wird  dadurch 
geändert,  das*  die  Verbrechen  der  Abtreibung  der  Leibesfrucht,  des 
Kindesmordes  und  der  Aussetzung  der  Zuständigkeit  der  Schwur- 
gerichte entzogen  werden. 

:$.  Gesetz  vom  25.  November,  betr.  die  Los-  und  Prämien- 
werte  und  gewisse  Handels j.rakt  iken. 

Ks  ist  ein  Polizeigesetz,  um  den  Missbräuchen  entgegenzutreten, 
welche  aus  dem  Handel  mit  Los-  und  Prämienweiten  entstehen 
können  und  gewissen  Operationen  und  Praktiken  Kinhalt  zu  tnn, 
welche  dazu  angetan  sind,  das  Publikum  zu  tauschen. 

4.  Gesetz  vom  25.  November  über  die  Gewerbegerichte. 
In  den  Friedensgerichtskreiseii.  wo  das  Hedürfnis  sich  fühlbar 

macht,  werden  Gewerbegruppen  und  Gewerberiile  gebildet.  Der 
Staatsrat  bestimmt  deren  Organisation  und  Kompetenzen. 

Das  Gesetz  hat  zum  Zwecke,  das  Verfahren  zu  vereinfachen 
nnd  die  Kosten  zu  reduzieren  in  den  Prozessen  zwischen  Arbeit- 
gebern und  Arbeitern. 

Die  zwei  unteren  Instanzen  sind: 

a)  Das  Vermittlungsamt,  bestehend  aus  den  Friedensrichtern  und 
zwei  Gewerberichtern,  einem  Arbeitgeher  und  einem  Arbeiter. 

b)  Das  Gewerbegericht,  bestehend  aus  dem  Friedensrichter  und 
zwei  oder  vier  Gewerberichtern,  zur  Hälfte  Arbeitgebern,  zur 
Hälfte  Arbeitern,  und  zwar  nach  dem  Berufs-  oder  Gewerbe- 
zweig, dem  der  Streitgegenstand  und  die  Parteien  angehören. 

Die  charakteristischen  Merkmale  des  Verfahrens  sind: 

a)  Die  Parteien  müssen  persönlich  erscheinen;  der  Beistand  eines 
Bevollmächtigten  oder  eines  Katgebers  ist  ausgeschlossen. 

b)  Das  ganze  Verfahren  ist  mündlich  nnd  es  kann  kein  Schriftsatz 
angebracht  werden. 

c)  Zwischenurteile  können  nur  zugleich  mit  dem  Haupturteil  vor 
das  Kantonsgericht  gebracht  werden. 

Kassationsbeschwerden  werden  vor  das  Kantonsgericht  gebracht, 
welches  dann  als  letzte  Instanz  auch  über  die  Hauptsache  entscheidet. 

5.  Gesetz  vom  1.  Dezember,  betr.  die  Organisation 
der  Universität. 
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Sanktioniert  im  allgemeinen  den  seit  der  Gründung  (1800)  be- 
stehenden taktischen  Zustand.  Die  Universität  ist  eine  Staats- 
uni versität;  sie  ist  juristische  Person.  Das  Professorenkolleginm 
bestellt  ans  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Professoren  und  Privat- 
dozenten. Ordentliche  nnd  ausserordentliche  Professoren  werden  vom 
Staatsrat  auf  den  Vorschlag  der  betreffenden  Fakultät  für  eine  Amts- 
dauer  von  fünf  bis  höchstens  zehn  Jahren  ernannt. 

Die  Fniversitätshehörden  sind : 

1.  Die  Plenarversammlung.     Sie   besteht   ans   den  ordentlichen 
Professoren  aller  Fakultäten;  sie  wählt  den  Rektor. 

2.  Der  Senat,  bestehend  aus  dem  Rektor,  dem  Prorektor,  aus  dem 
Dekan  und  dem  Prodekan  jeder  Fakultät. 

Resondere  Regleiuente  bestimmen  ihre  Kompetenzen.  Der  Rektor 
wird  ans  den  ordentlichen  Professoren  gewählt.  Die  Amtsdauer  ist 
«•in  Jahr.  Seine  Wahl  unterliegt  der  Bestätigung  des  Staatsrates. 
Der  Dekan  jeder  Fakultät  wird  aus  den  ordentlichen  Professoren 
gewählt. 

Was  die  theologische  Fakultät  betrifft,  so  ist  deren  spezielle 
Organisation  nach  Vereinbarung  zwischen  dem  Staatsrat  nnd  den 
kirchlichen  Behörden  geregelt. 

Das  Gesetz  sieht  endlich  die  Organisation  einer  Versicherung 
zugunsten  der  Professoren,  mit  Unterstützung  des  Staates,  vor. 

G.  Gesetz  vom  1.  Dezember,  betr.  die  obligatorische 
R  i  n  d  v  i  e  h  v  e  r  s  i  c  h  e  r  n  n  g. 

7.  Gesetz  vom  2.  Dezember,  betr.  den  Viehhandel. 

Das  Recht  des  Viehhandels  ist  abhängig  von  einem  von  der 
Polizeidirektion  ausgestellten  Patente.  Eine  Ausnahme  gilt  für  den 
Grundeigentümer,  welcher  gemäss  den  Bedurfnissen  seines  landwirt- 
schaftlichen Betriebes  Vieh  verkauft,  kauft  oder  tauscht. 

1!)00. 

1.  Verordnung  vom  1(>.  Anglist,  betr.  die  Verteidigung 
von  Amtswegen  in  Zivilsachen  und  die  Ausführung  des 
Art.  <!  des  Bnndesgesetzes  vom  26.  April  1887,  über  die  Aus- 
dehnung der  Haftpflicht. 

2.  Gesetz  vom  29.  November,  betr.  Ergänzung  des 
Strafgesetzbuches  zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wett- 
be  wc rbe  s. 
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1901. 

1.  Gesetz  vom  13.  November.  Iietr.  die  Zivilstreitig- 
keiten  in  Sachen  des  Schutzes  der  gewerblichen  Muster 
und  Modelle. 

Das  Gesetz  überträgt  dem  Kantonsgericht  alle  Zivilstreitigkeiten, 
die  sich  aus  der  Anwendung  des  entsprechenden  eidgenössischen  Ge- 
setzes ergeben. 

2.  Gesetz  vom  20.  November,  iil>er  die  Handelspolizei. 
Dasselbe  gilt  von  der  Ausbeutung  eines,  wenn  auch  ständig 

funktionierenden  automatischen  Apparates. 

Vom  Hausiervertrieb  ausgeschlossen  sind,  abgesehen  von  einigen 
im  sanitats-sicherheitspolizeilichen  Interesse  verbotenen  Waren- 
gattnngen,  u.  a.  auch  die  (iegenstände,  deren  Wert  ein  weiteres 
Publikum  nicht  leicht  schätzen  kann,  wie  Uhren.  Pretiosen  etc.  Der 
Hansierverkanf  auf  Kredit,  gegen  a  conto  -  Zahlungen  oder  im 
Abonnement  ist  untersagt.  Patentfrei  ist  das  Hausieren  mit  land- 
wirtschaftlichen Geräten,  sowie  mit  einheimischen  Bodenerzeugnissen, 
sowie  von  Fischen  und  Geflügel. 


10.  Solothurn. 

Referent:  Robert  Kottmann,  Henn-'sliülil. 
1S99. 

Gesetz  vom  23.  April  über  Abänderung  des  Gesetzes,  betr. 
die  Einführung  von  gewerblichen  Schiedsgerichten  im 
Kanton  Solothurn,  vom  15.  .Januar  1S03. 

Das  Vermittelnngsamt  Wteht  ans  dem  Friedensrichter  derjenigen 
Ortschaft,  welche  Sitz  des  Schiedsgerichtes  ist,  als  Obmann  und  je 
einem  aus  der  Mitte  des  Schiedsgerichtshofes  zu  erwählenden  Arbeit- 
geber und  Arbeiter  als  Mitglieder. 

Gesetz  vom  23.  April  lM'.H»,  betr.  die  Altersgehalt  s- 
znlagen  für  die  Primarlehrer  und  Primarlehrerinnen,  die 
Anstellung  von  Lehrerinnen  und  die  prov.  I.ehrerwahl. 

Die  Primarlehrer  erhalten  vom  Staate  folgende  Altersgehalts- 
zulagen.   Nach  einer  Lehrtätigkeit  im  Kanton  von 

4  Jahren  .  .  .  100  Frs.,  lfi  Jahren  .  .  .  400  Frs., 

8       ..      ...  2"0  20      „      ...  500    -  - 

12       ,      ...  300  . 
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Gesetz  über  Volksabstimmungen  und  Wahlen  vom 
16.  Juli.  Der  erste  Abschnitt  A  handelt  über  Stimmberechtigung. 
Stimmabgabe  durch  .Stellvertretung  ist  untersagt.  Den  beim  Betrieb 
der  öffentlichen  Verkehrs-  und  Transportanstalten  Bediensteten  ist 
gestattet,  bei  allen  Wahlen  nnd  Abstimmungen  den  Stimmzettel  in 
verschlossenem  Kuvert  während  der  letzten  drei  Tage  vor  der 
Abstimmung  oder  am  Abstimmungstage  dem  betreffenden  Wahl- 
bnrean  zu  übergeben  oder  zustellen  zu  lassen. 

B.  Vorbereitungen  zu  den  Abst  immungen  und  Wahlen. 

Je  mit  Beginn  der  Amtsperiode  werden  von  den  Einwohner- 
gemeinden die  Wahlbureans  ernannt.  Das  Wahlburean  besteht  aus 
einem  Präsidenten,  zwei  Stimmzählern  und  zwei  Sekretären. 

Die  Einberufung  der  Stimmberechtigten  zur  Vornahme  der 
eidgenössischen  und  kantonalen  Volksabstimmungen  uud  Wahlen 
erfolgt  durch  den  Regiernngsrat ;  die  Veröffentlichung  der  Ein- 
berufenen hat  wenigstens  14  Tage  vor  dem  Abstimmungs-  oder 
Wahltage  zu  geschehen. 

C.  Verfahren  bei  den  Abstimmungen  und  Wahlen. 
Die  Verhandlungen    beginnen    mit   der  Konstatierung  der 

Richtigkeit  der  ErÖffnungszeit  durch  den  Präsidenten. 

Die  Gemeinden  sind  berechtigt,  für  die  Stimmabgabe  bei 
Gemeindewahlen  die  Verwendung  von  einheitlichen  Kuverts  vor- 
zuschreiben. 

Die  Stimmzettel  müssen  alle  von  weissem  Papier  sein. 
Dieselben  dürfen  nicht  numeriert  werden,  weder  durch  Zahlen  noch 
durch  Buchstaben,  und  auch  keine  anderen  Kontrollzeichen  tragen. 
Nach  erklärtem  Schlnss  der  Abstimmung  oder  der  Wahl  dürfen 
keine  Stimmzettel  mehr  angenommen  werden,  sondern  es  soll  im 
Versammlungslokal  sofort  zur  Eröffnung  der  Urne  durch  den 
Präsidenten  und  zur  Abzahlung  und  Eröffnung  der  eingegangenen 
Stimmzettel  geschritten  werden. 

Gesetz  über  das  Hausier-  und  Marktwesen  vom  16.  Juli. 

Man  begnügt  sich,  die  Waren  aufzuzählen,  mit  denen  über- 
haupt nicht  hausiert  werden  darf,  und  für  die  andern  Waren  die 
Bedingung  anzugeben.  Jeder  Hausierer  braucht  ein  Patent,  aus- 
geschlossen der  Hausierer  mit  Holz,  Garbenbändern,  Schreibsand, 
lebendem  Geflügel,  Wildbret,  Fischen,  Krebsen,  Froschschenkeln, 
Schnecken,  wildwachsenden  einheimischen  Fruchten,  Brot,  Eiern  etc. 
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Sämtliche  Waren  des  Hausiererverkehrs  kann  das  Polizei- 
departement jederzeit  auf  ihre  Kcellität  prüfen,  diejenigen  eines  Aus- 
verkanfs-  oder  Wanderlagers  auf  Kesten  des  Patent  begeh  reuden 
durch  Sachverständige  amtlich  inventarisieren  lassen  und  über  deren 
Ursprung  einen  Ausweis  verlangen.  I>as  Hausieren  in  Privat- 
im usern,  zur  Nachtzeit,  sowie  an  Sonn-  und  Feiertagen  ist  untersagt. 

Weder  das  Patent,  noch  die  Bewilligung  der  Orfspolizeibehörde 
berechtigt  den  Hausierer,  gegen  den  Willen  des  Bewohners  des 
Hauses  dasselbe  zu  betreten.  Auf  geschehene  Aufforderung  hat  er 
ein  Haus  oder  abgeschlossenes  (int  sofort  zu  verlassen. 

(iesetz,  betr.  die  Oebäude-Brandversiehernng  und 
Feuerpolizei,  vom  29.  Oktober. 

1900. 

Gesetz,  betr.  Abänderung  der  Jji«  12  und  120  der  Zivil - 
prozessordnung,  vom  "».  Juli  1S91. 

§  12.  Wenn  der  Kläger  nicht  in  unserui  Gebiet  wohnt  oder 
während  des  Prozesses  ans  dem  Kanton  wegzieht,  so  ist  der  Beklagte 
befugt.  Sicherheit  für  die  Prozesskosten  zu  fordern.  Gleiches  Recht 
hat  der  Beklagte  auch  gegen  jeden  fruchtlos  gepfändeten  oder  in 
Konkurs  geratenen  Kläger.  Keine  Sicherheit  kann  verlangt  werden 
von  aufrechtstehenden,  im  Kanton  wohnhaften  Schweizerbürgern,  deren 
Heimatskantone  Gegenrecht  halten  und  von  den  Angehörigen  der- 
jenigen Staaten,  welche  sieh  der  internationalen  Übereinkunft,  betr. 
Zivil  prozessrecht,  vom  14.  November  ls;i*i  angeschlossen  haben. 
Wurde  die  Sicherheit  nicht  sogleich  nach  Eröffnung  der  Klage  ge- 
fordert, so  kann  es  später  nicht  mehr  geschehen.  Bis  sie  geleistet 
ist,  kann  der  Beklagte  jede  Einlassung  verweigern. 

An  die  Stelle  von  §  120  der  Zivilprozessordnung  vom  .r».  Juli 
1S91  tritt  folgender  §:  Die  zivilrechtlichen  Streitigkeiten  nach 
Massgabe  der  Bundesgesetze:  betreffend  Ertindungspatente  vom  21».  Juni 
1S.SS,  betreffend  die  gewerblichen  Muster  und  Modelle  vom  21.  De- 
zember 1888  und  betreffend  den  Schutz  der  Fabrik-  und  Handels- 
marken, der  Herkunftoibezeichnung  von  Waren  und  der  gewerblichen 
Auszeichnungen  vom  26.  September  1890  werden  vom  Obergericht, 
als  einziger  kantonaler  Instanz,  beurteilt. 

Die  Klage  ist  beim  Obergerichtspräsidenten  schriftlich  an- 
zuheben.   Dieser  oder  ein  anderes  hierfür  bezeichnetes  Mitglied  des 
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Obergericht  überwaclit  die  Prozesseinleitung.  Für  letztere  sind  die 
die  Äj§  85—119  der  Zivilprozcssordnnng  ebenfalls  massgebend. 

Diese  Vorschriften  gelten  auch  für  alle  jene  zivilrechtlichen 
Streitigkeiten,  deren  Beurteilung  in  Zukunft  infolge  der  Bundes- 
gesetzgebung an  eine  einzige  kantonale  Gerichtsstelle  verwiesen  wird 
und  für  welche  durch  die  kantonale  Gesetzgebung  keine  solche 
bezeichnet  ist. 

Dieses  Gesetz  tritt  nach  Annahme  durch  das  Volk  mit  der 
amtlichen  Publikation  des  Abstimmungsresultates  in  Kraft. 

1901. 

Gesetz,  betr.  Abänderung  des  Gesetzes  über  die  Ge- 
bäude-Brandversicherung und  die  Feuerpolizei. 

11.  Basel. 

Referent:  Dr.  Hugo  Oser,  ProfeHsor  der  Rechte,  Freiburg  i.  Ü. 

a)  Baselstadt. 
1899. 

Gesetz,  betr.  die  Errichtung  einer  Kantonalbank, 
vom  20.  Januar. 

Dazu:  Geschäfts-Reglement  für  die  Kantonalbank  vom 
2«.  Juli. 

Reglement  für  die  Sparkasse  der  Kantonalbank  vom 
28.  September. 

Es  handelt  sich  um  ein  reines  Staatsinstitnt.  Als  Zwecke  der 
Errichtung  werden  genannt  :  Förderung  der  Erwerbsverhältnisse  und 
Unterstützung  des  Hypothekarkredits;  namentlich  sollen  die  Bedürf- 
nisse des  Handwerker-  und  Gewerbestandes,  sowie  des  kleinern  und 
mittlem  Liegenschaftsbesitzes  berücksichtigt  werden. 

Da  das  Bankwesen  in  Basel  sehr  entwickelt  ist,  so  hat  sich 
das  Bedürfnis  zur  Errichtung  eines  Staatsinstitutes  hier  später  als 
anderswo  geltend  gemacht,  und  auch  da  ist  die  Initiative  dazu 
nicht  von  der  Regierung  ausgegangen. 

Wie  die  meisten  übrigen  kantonalen  —  reinen  oder  mit 
Staatsbeteilignng  und  nieist  mit  Staatshaft  arbeitenden  —  Staats- 
banken   betreibt   die   Bank   so  ziemlish  alle  Bankgeschälte,  aus- 
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geschlossen  sind  ausdrücklich  nur  die  Report-  und  Spekulations- 
geschäfte beim  Kauf  und  Verkauf  von  Wertpapieren.  Selbstverständlich 
gibt  sie  auch  Noten  aus. 

Der  Staat  stellt  der  Bank  ein  Grundkapital  von  fünf  .Millionen 
Franken  zur  Verfügung,  das  erhöht  werden  kann  und  zum  gleichen 
Zinsfusse  verzinst  wird,  zu  dem  der  Staat  selbst  das  Geld  bekommen  hat. 

An  der  Spitze  der  Verwaltung-  stellt  ein  Bankrat,  an  dessen 
Sitzungen  das  Finanzdepartement  mit  beratender  Stimme  mitwirken 
kann.  Durch  dasselbe  Departement  führt  die  Regierung  die  Ober- 
aufsicht. Dem  Grossen  Rat  sind  Jahresbericht  und  Jahrcsrechnung 
zur  Genehmigung  zu  unterbreiten. 

Stempelgesetz  vom  S.  Juni. 

Im  Jahre  \H*'.\  war  die  Stempelsteuer  allgemein  erhöht  worden 
damit  sie  dem  Staat  eine  grössere  Einnahme  gewähre.  Der  Zweck 
scheint  nicht  erreicht  worden  zu  sein,  und  namentlich  suchte  der 
Wechsel  andere,  weniger  von  der  Steuer  bedachte  Plätze  auf.  Das 
gegenwärtige  Gesetz  verfolgt  die  umgekehrte  Tendenz.  Der  Wechsel- 
Stempel  ist  ganz  weggefallen.  Ks  bleibt  der  Stempel  für  Schuld- 
verschreibungen (etwa  60  Cts.  per  looo  Frs.).  Aktien-  und  Anteil- 
scheine (etwa  1  Frs.  per  KHK)  Frs.)  und  für  den  Verkauf  von  Wert- 
papieren (etwa  od  Cts.  per  100O0  Frs.  beim  Kontantgeschäff,  1  Frs. 
beim  Termin-  und  l'rämiengesehäft).  Für  alle  notarialischen  Akten 
oder  bloss  von  einer  Amtsstelle  beglaubigten  Schriftstücke,  sowie  für 
Versicherungspolicen  ist  wenigstens  ein  Formatstempel  zu  entrichten 
(20  Cts.  per  Folioseite)  nnd  für  jeden  Frachtbrief  10  Cts.  Für 
Schuldverschreibungen  bis  zu  50  Frs.  ist  keine  Stempelsteuer  zu 
bezahlen,  ansser  gegebenenfalles  dem  Formatstempel. 

Die  Umgehung  der  Stompelpflicht  hat  zivilrechtlich  keine 
Folgen,  sondern  wird  nur  strafrechtlich  geahndet. 

(iesetz,  betr.  die  Banknotenstener,  vom  15.  Mai. 

Dieselbe  wird  auf  0° ;m  der  Emission  fortgesetzt.  (Ausser  der 
Kantonalbank  gibt  Noten  aus  die  Rank  in  Basel.) 

Gesetz,  betr.  Abänderung  des  Strafgesetzes,  vom 
6.  Juli. 

Die  Strafmiuima  für  Urkundenfälschung,  Unterdrückung  und 
Veränderung  des  Zivilstandes  und  schwerer  Diebstahl  betrugen  nach 
bisherigem  Recht  :J  Monate.  Sie  schienen  in  einzelnen  Fällen  dem 
Gericht  selbst  zu  hart,  weshalb  es  die  Verurteilten  zur  Begnadigung 
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empfahl.  Diesem  I'belstaud  ward  abgeholfen  durch  die  Bestimmung, 
dass  in  leichtern  Fällen  das  Gericht  unter  das  Minimum  herunter- 
gehen darf. 

1900. 

Gesetz,  betreffend  den  unlautern  Wettbewerb,  vom 
11.  Oktober. 

Das  Gesetz  ward,  wie  das  gleichen  Inhalts  von  Freiburg 
(s.S.  1512),  veranlasst  durch  die  Unterdrückung  kleinerer  Geschäfte 
seitens  der  grossen  Warenhäuser  (Bazars).  Es  handelt  sich  um 
strafrechtliche  Nestimmungen,  zivilrechtlich  genügen  die  Art.  50  ff. 
des  schweizerischen  Obligationen  rechts  (entsprechend  ungefähr 
Art.  DJ82  ff.  des  französischen  code  civil). 
Danach  werden  mit  Strafe  bedroht: 

Wissentlich  unrichtige  Angaben  tatsächlicher  Art  über 
geschäftliche  Verhältnisse  (z.  B.  über  Beschaffenheit  oder  Preis 
der  Waren,  Grösse  des  Vorrats,  Bezugsquellen,  Art  des  Bezuges) 
in  öffentlichen  Bekanntmachungen  oder  Mitteilungen,  welche  für 
einen  grössern  Kreis  von  Personen  bestimmt  sind  und  den 
Anschein  eines  aussergcwöhnlich  günstigen  Angebote  erwecken; 
sog.  denigrement  von  Konkurrenten; 
Mitteilung  von  Geschäftsgeheimnissen  durch  Angestellte 
während  des  Dienstverhältnisses,  Verleitung  Angestellter  zu 
solcher  Mitteilung,  Verwertung  oder  Weiterverbreitung  derselben; 

Angabe  des  Preises  im  Detail  verkehr  in  anderer  als  der 
Landeswährung  oder  für  nicht  volles  gesetzliches  Mafs  und 
Gewicht; 

Veranstaltung  von  Ausverkäufen  ohne  gesetzliche  Bewilligung 
(Bewilligung  wird  nur  erteilt  an  Geschäftsleute,  die  zwei  Jahre 
das  Geschäft  in  Basel  betrieben  haben;  während  desselben  darf 
das  Lager  nicht  ergänzt  werden;  der  Ausverkauf  darf  in  der 
Regel  ein  Jahr  nicht  überdauern;  Teilausverkäufe  dürfen  am 
Ende  einer  Saison  unter  besoudern  Einschränkungen  stattfinden). 

im. 

Gesetz,  betr.  Vers.ugung  in  Z  wangsarbeits-  und 
Besserungsanstalten,  vom  21.  Februar. 

Schon  das  Gesetz  vom  7.  Februar  lsi>4  hatte  die  Versorgung 
arbeitsscheuer   Bürger  vorgeschrieben.     Sie  wird  nun  ausgedehnt 
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auf  alle  Einwohner,  falls  sie  auf  Antrag  der  hiesigen  Regierung 
nicht  durch  die  Heimatsbehörde  erfolgt  und  zugleich  der  Entzug  der 
Niederlassung  nicht  zulässig  ist.  Die  Versorgung  erfolgt  in  Arbeits- 
nnd  Besserungsanstalten  und  betrifft  Personen,  welche 

a)  durch  Müßiggang  und  Arbeitsscheu  ihren  Familien  oder  der 
öffentlichen  Wohltätigkeit  zur  Last  fallen,  oder 

b)  die  private  Wohltätigkeit  auf  ungebührliche  Art  in  Anspruch 
nehmen,  oder 

c)  sich  der  ihnen  obliegenden  Pflicht  für  den  l'nterhalt  ihrer 
Familie  entziehen,  oder 

d)  durch  Liederlichkeit,  schlechte  Aufführung,  unsittliches  Betragen 
oder  Trunksucht  öffentliches  Ärgernis  erregen,  (»der  die  öffentliche 
Sicherheit  gefährden. 

Die  Versorgung  erfolgt  durch  Beschluss  des  Regierungsrates 
auf  Antrag  des  Polizeidepartements,  auf  Veranlassung  der  Angehörigen 
oder  aus  eigener  Initiative  zunächst  auf  ein  halbes  Jahr,  dann,  wenn 
nötig,  auf  ein  weiteres  Halbjahr.  Im  Rückfall  kann  von  Anfang  an 
die  Versorgung  auf  ein  Jahr  und  die  Verlängerung  bis  auf  drei 
Jahre  ausgesprochen  werden.  Bezüglich  der  Kosten  hält  sich  der 
Staat  an  die  Bürgergemeinde,  die  ihrerseits  den  Regress  auf  den 
Versorgten  und  dessen  unterstützungspflichtige  Angehörige  hat.  Kommt 
eine  ausserkantonale  Bürgergemeinde  für  die  Versorgung  nicht  auf, 
so  tritt  für  sie  der  Staat  ein  mit  deren  Regressrechten. 

Gesetz,  betr.  die  Versorgung  von  Gewohnheits- 
trinkern, von  demselben  Datum. 

Es  dehnt  die  Zwangsversorgnng  (in  einer  Trinkerheilanstalt) 
an»  auf  Kantonsbürger  und  Niedergelassene,  welche  infolge  von 
Trunksucht 

a)  ihre  Angelegenheiten  nicht  zu  besorgen  vermögen,  oder 

b)  sich  oder  ihre  Familie  der  (iefahr  des  Notstandes  aussetzen,  oder 

c)  die  Sicherheit  anderer  gefährden,  oder 

d)  öffentliches  Ärgernis  erregen. 

Die  Versorgung  erfolgt  regelmässig  auf  ein  Jahr  und  kann 
anf  zwei  Jahre  ausgedehnt  werden,  im  Rückfalle  auf  drei  Jahre. 
An  die  Kosten  leistet  im  Bedürfnisfalle  der  Staat  einen  Beitrag  aus 
dem  Alkoholzehntel,  d.  h.  aus  den  gesetzlich  zum  Kampf  gegen  den 
Alkoholismus  bestimmten  10  "/„  des  den  Kanton  betrettenden  Ertrages 
aus  dem  eidgenössischem  Alkoholmonopol. 
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b)  Baselland. 
1899. 

1.  Gesetz,  betr.  Errichtung  einer  zweiten  Bezirks- 
schreiberei im  Bezirk  Arlesheini,  vom  3.  Juli. 

Teilt  den  Bezirk  rttr  die  dem  Bezirksschreiber  zugewiesenen 
Geschäfte  (die  inhaltlich  im  wesentlichen  die  freiwillige  Gerichts- 
barkeit, sowie  das  Betreibung*-  und  Konkurswesen  betreffen)  in  zwei 
Kreise,  da  der  zunehmende  Verkehr  die  Bewältigung  der  Arbeiten 
erschwert  hatte. 

2.  Gesetz,  betr.  die  Besoldung  von  Staatsbeamten, 
von  demselben  Datum. 

Erhöht  die  bisherigen  Besoldungen  in  bescheidenem  Mai'se. 

1900. 

Keine  Gesetze. 

1901. 

Gesetz,  betr.  die  Steuerpflicht  der  Korporationen, 
Aktiengesellschaften,  Genossenschaften  und  ähnlicher 
Verbände,  vom  1.  August. 

Ein  allgemeines  Steuergesetz  ist  l.Si'8  vom  Volke  verworfen 
worden,  es  gelten  zur  Zeit  für  die  Besteuerung  die  wenigen  in  der 
Verfassung  von  lNlU  niedergelegten  Grundsätze.  Da  nur  die  Ab- 
neigung gegen  die  Steuer  als  solche  die  Verwerfung  verursacht  hatte, 
wird  durch  dieses  Gesetz  dem  Staate  und  den  Gemeinden  eine  Ein- 
nahme verschafft,  an  die  die  Mehrheit  der  abstimmenden  Bürger 
nichts  beizutragen  hat.  Dadurch,  sowie  auch  nicht  am  wenigsten 
durch  die  in  weiten  Kreisen  herrschende  wenig  freundliche  Gesinnung 
gegenüber  den  Aktiengesellschaften  und  namentlich  gegenüber  den 
Konsumgenossenschaften  ward  die  Annahme  dieses  Ausnahmegesetzes 
gesichert,  wahrend  die  der  Volksabstimmung  gleichzeitig  unter- 
breiteten Gesetze  betreffend  die  obligatorische  Rindvieh- 
versichernng  und  betreffend  das  Bauwesen  verworfen  wurden. 

Zu  versteuern  haben  die  genannten  Verbände  gegenüber  dem 
Staat  und  gegenüber  der  Gemeinde  das  Vermögen  (Grundeigentum. 
Fahrhabe,  Kapitalien  und  Guthaben,  abzüglich  Schulden,  wobei 
aber  die  Hypothekarschulden  bei  Berechnung  der  Gemeindesteuer 
nur  abgerechnet  werden,  wenn  das  Steuerreglement  der  Gemeinde 
es  gestattet)  und  das  Einkommen  abzüglich  Geschäftsunkosten.  Das 
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Aktien-  bezw.  Genosseuschaftskapital  wird,  obwohl  vom  Aktionär, 
Genossen  etc.  als  Aktie,  Anteil  etc.  versteuert,  vom  Vermögen  nicht 
abgezogen,  aber  auch  nicht  zum  Vermögen  hinzuaddiert,  was  das 
Gesetz  in  §  2  ausdrücklich  hervorzuheben  für  nötig  findet.  Gewinn, 
der  als  Dividende,  Tantieme,  Gratifikation  etc.  ausbezahlt  wird,  ist 
ebenfalls  sowohl  vom  Verband  wie  vom  Empfänger  als  Einkommen 
zn  versteuern.  Zum  Steuerbe/.ug  berechtigt  ist  der  Ort  der  Nieder- 
lassung; sind  mehrere  Geschäfisniederlassnngen  da.  so  teilt  sich  das 
Steuerhezugsreeht  nach  dem  Gesehäft.sumfang  von  Haupt-  und  Zweig- 
niederlassungen. 


12.  SehafThausen. 

Referent:  Lic,  Karl  v.  Weber,  Amtssehreiber,  Oo-sau. 

1899. 

Gesetz,  betr.  das  Markt-  und  Hausierwesen,  an- 
genommen vom  (trossen  Rate  den  11.  Oktober  1898  und  vom 
Volke  in  der  Abstimmung  vom  25.  Juni  IS'.»:»,  in  Kraft  getreten 
den  1.  .Juli  189!». 

Gesetz,  betr.  Massnahmen  gegen  die  Reblaus,  erlassen 
vom  Grossen  Rate  am  11.  Oktober  1898,  angenommen  in  der  Volks- 
abstimmung vom  2.r>.  Juni  1899  und  in  Kraft  erwachsen  den 
1.  Juli  189«.). 

Es  hat  die  unter  der  Landwirtschaftsdirektion  stehende  Land- 
wirtschaftskommission und  die  in  jeder  weinbautreibenden  Gemeinde 
vom  Gemeinderate  bestellte  lokale  Rebkommission  die  Massnahmen 
zum  Schutze  der  Rebenpflanzungen  gegen  die  Reblausgefahr  an- 
zuordnen und  zu  überwachen.  Wer  Krankheitserscheinungen  an 
Reben  wahrnimmt,  aus  welchen  auf  das  Vorhandensein  der  Reblaus 
oder  anderer  Schädlinge  geschlossen  werden  kann,  ist  verpflichtet, 
hiervon  der  lokalen  Rebkommission  Anzeige  zu  machen,  ist  das 
Vorhandensein  der  Reblaus  au  irgend  einem  Orte  konstatiert,  so  über- 
nimmt die  Lokalkommission  die  Verfügung  über  das  betreffende 
Grundstück,  .sowie  die  Ausführung  der  angeordneten  Arbeiten.  Die 
Bestreitung  der  daherigen  Auslagen  trägt  der  kantonale  Rebfonds, 
in  welchen  die  Rebenbesitzer  1  Frs.  von  jedem  Tausend  der  Kataster- 
schatzung  ihrer  Reben  bezahlen,  während  der  Kanton  einen  gleich 
Jahrbuch  der  internal.  Vert*inieunj;.  6.  u.  7.  litt. 
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hohen  Betrag  wie  die  sämtlichen  Rebenbesitzer  leistet;  hinzukommt 
noch  der  Bundesbeitrag.  Wenn  der  Hebfonds  nicht  ausreicht,  so 
können  Xachschüsse  bis  zur  Höhe  der  ordentlichen  Beiträge  erhoben 
werden.  l»ie  Entschädigungen  für  zerstörte  Reben  und  für  den 
Entzug-  der  freien  Benutzung  der  Grundstücke  betragen  für  die  Zeit 
bis  nach  Ablauf  von  4  Jahren  nach  erteilter  Bewilligung  zur  Wieder- 
anpflanzung  den  Ersatz  der  in  Aussicht  gestandenen  Ernte,  abzüglich 
der  durch  die  ausgefallene  Bearbeitung  der  Reben  ersparten  Un- 
kosten; ferner  den  Ersatz  sämtlicher  einmaliger  Kosten  für  die 
Wiederanpflanzung  mit  Reben;  bei  vorübergehender  Beeinträchtigung 
des  Ertrages  wird  ein  dem  Schaden  entsprechender  Ersatz  geleistet. 
l>ie  Entschädigung  wird  festgestellt  durch  eine  Sehätznngskomniission 
von  :J  Mitgliedern,  von  denen  je  eines  vom  Obergerichte,  vom 
Regiernngsrate  und  von  den  Rebenbesitzern  der  betreflenden  Ge- 
meinde gewählt  wird.  Diese  Kommission  entscheidet  endgültig, 
ausser,  wenn  der  Geschädigte  absichtlich  die  Anzeige  von  reblaus- 
verdächtigen Erscheinungen  unterliess.  In  diesem  Falle  kann  der- 
selbe vom  Regierungsrate  auf  gutachtlichen  Bericht  der  Kommission 
hin  von  einer  Entschädigung  ganz  oder  teilweise  ausgeschlossen 
werden.  Gegen  diesen  Entscheid  des  Regierungsrates  ist  innerhalb 
10  Tagen  der  Rekurs  an  das  zuständige  Gericht  möglich.  Auf  die 
Unterlassung  der  vorgeschriebenen  Anzeige  ist  eine  Polizeibusse  bis 
zu  "><><)  Fr»,  gesetzt.  Gegen  säumige  und  nachlässige  Lokal- 
kommissionen ist  auf  dem  Disziplinarwege  einzuschreiten. 

In  den  Jahren  1900  und  1901  sind  keine  Gesetze  erlassen 
worden. 


13.  Appenzell. 

Referent:  cand.  iur.  Alb.  Rechsteiner,  Appenzell. 

a)  Ausser-Rhoden. 

1.  Vollzngsverordnung  zum  allgemeinen  Steuergesetz. 
Vom  Kantonsrat  erlassen  und  in  Kraft  gesetzt  am  20.  März  1899. 

Die  Höhe  der  Landessteuer  wird  alljährlich  in  der  ordentlichen 
Märzsitzung  des  Kantonsrates  festgesetzt.  Vermögen  unter  WM»  Frs., 
sowie  die  Erneuernngsfonds  der  Bahnverwaltungen  sind  steuerfrei. 
Der  Reservefonds  der  Sparkassen,  welcher  im  Falle  der  Liquidation 
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ausdrücklich  durch  die  Statuten  gemeinnützigen  Zwecken  zugewendet 
werden  muss,  ist  ebenfalls  steuerfrei.  Ebenso  das  Kirchengnt.  Als 
solches  wird  betrachtet  das  Vermögen  der  evanirclisch-reformierten 
Kirchengemeinden  des  Kantons,  sowie  das  Vermögen  derjenigen 
Religionsgenossonsehaften,  welche  dem  Kegierumrsrate  den  Nachweis 
leisten,  da.-s  sie  wirklich  als  Genossenschaften  sich  konstituiert  und 
im  Kanton  Keehtsd01ni7.il  crworhen  haben.  Vermögen  und  Einkommen 
von  Genossenschaften  im  Sinne  von  Titel  XXV11  des  schweizerischen 
Obligationenrechts  ( Konsnmvereine,  l'roduktivgenosscnsohaften  etc.) 
werden  an  ihrem  Kechtsdomizil  als  Ganzes  besteuert.  Wenn  sie 
ausserhalb  ihres  Kechtsdomizils  in  andern  Gemeinden  des  Kantons 
Filialen  haben,  werden  Einkommens-  und  Vermögenssteuer  unter 
sämtliche  beteiligte  Gemeinden  nach  Massgabe  des  Verkehrs  und 
ihres  Anteils  am  Vermögen  repartiert.  Kollektivgesellschaften  (offene 
Handelsgesellschaften  im  Sinne  von  Titel  XXIV  des  schwei- 
zerischen Obligationenrechts)  werden  besteuert  wie  folgt  :  1.  Wohnen 
die  Gesellschafter  am  Rechtsdomizil  selbst,  so  haben  sie  ihre  Ver- 
mögens- und  Einkommensanteile  in  Vereinigung  mit  dem  übrigen 
Vermögen  nnd  Einkommen  daselbst  zu  versteuern.  2.  Wohnen  die 
Gesellschafter  in  verschiedenen  Gemeinden  des  Kantons,  so  sind  ihre 
Vermögens-  und  Einkommensanteile  am  Geschürte  am  Rechtsdomizil 
zu  besteuern;  in  diesem  Falle  kommt  jedoch  für  die  Berechnung  der 
Steuer  an  jedem  Orte  diejenige  Progression  in  Anwendung,  welche 
dem  Gesamt  vermögen  nnd  Einkommen  entspricht.  Im  Kanton 
domizilierte  Aktiengesellschaften  sollen  den  Reservefonds  au  ihrem 
Rechtsdomizil  und  den  Grundbesitz  da  versteuern,  wo  er  liegt.  Die 
Anteilscheine  solcher  Gesellschaften  sind  nicht  am  Wohnorte  des 
Eigentümers  nochmals  zu  versteuern.  Vermächtnisse  und  Geschenke 
an  Ehegatten  sind  frei  von  Erbschaftssteuer;  dagegen  wird  für  Zu- 
wendungen an  nicht  Verwandte,  sowie  an  Verwandte  der  urgross- 
elterlichen  Parentel  10"  0  Steuer  erhoben. 

2.  Landesgemeindebeschluss  vom  ;50.  April  1899,  be- 
treffend weitergehende  l'nt  erstntzung  der  Versorgung 
armer  Geisteskranker. 

3.  Znsatz  zum  Gesetz,  betr.  die  Zivil  prozessordnung, 
vom  25.  April  ISMO,  erlassen  am  21».  April  1900. 

_Zur  Aburteilung  der  zivilrechtlichen  Streitigkeiten  aus  den 
Bnndesgesetzen,  betreffend  die   Ertindungspatente  (20.  Juni  1888), 
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die  gewerblichen  Muster  und  Modelle  (21.  Dezember  1K88)  den 
Schutz  der  Fabrik-  und  Handelsmarken,  der  Herkunftsbezeichnung 
von  Waren  und  der  gewerblichen  Auszeichnungen  (26.  Sep- 
tember 1800)  ist  das  Obergericht  als  diejenige  Gerichtsstelle  be- 
zeichnet, welche  im  Prozess  als  einzige  kantonale  Gerichtsstelle 
entscheidet. u 

4.  Gesetz,  betr.  den  Eidschwnr,  vom  20.  April  1900. 

Das  Gesetz  bringt  eine  zeitgemässe  Abänderung  des  teilweise 
ins  Mittelalter  zurückreichenden  Landesgemeindeeides.  Das  Appen- 
zeller Volk  schwört  nämlich  noch  heute,  wie  vor  Jahrhunderten  bei 
seiner  Landesgemeinde  mit  den  Watten  in  den  Händen,  des  Vater- 
landes Nutzen  und  Ehre  zn  fördern  usw.  Die  eigentliche  Eides- 
formel bleibt;  dagegen  werden  die  Deutung  der  Schwurtinger  und 
die  alten  Sätze  der  Selbstverdammung  bei  der  Eidesverwarnnng 
weggelassen. 

f».  Beschluss  der  Landesgemeinde  vom  28.  April  1001, 
betr.  Revision  von  Art.  32  und  33  des  Kantonalbankgesetzes 
vom  24.  April  1887. 

6.  Gesetz,  betr.  das  Hausier-  und  Marktwesen,  vom 
28.  April  1001. 

b)  Diner-Rhoden. 

1.  Verordnung,  betr.  Markt-  und  Hausierwesen,  vom 
7.  Februar  1800. 

2.  Gesetz,  betr.  Gründung  und  Betrieb  einer  Kantonal- 
bank, vom  30.  April  1800. 

3.  Strafgesetz  vom  30.  April  18'.»0. 

Durch  dieses  Gesetz  werden  die  Art.  30  ff.  der  Vollziehungs- 
verordnung zum  Hundesgesetz  über  Schuldbeitreibung  und  Konkurs 
vom  12.  Juni  181>1  ausser  Kraft  gesetzt.  Im  übrigen  tritt  das  Gesetz 
an  Stelle  von  altem,  zum  kleinern  Teile  aufgezeichneten  Gewohnheits- 
recht, Aus  diesen  Gewohnheiten  heraus  ist  das  Gesetz  auch  ge- 
wachsen und  spiegelt  den  gleichen  Volksgeist  wieder,  der  sich  in 
jenen  offenbarte,  was  wohl  am  besten  die  Tatsache  beweist,  dass  es 
vom  Volke  ohne  jede  Opposition  angenommen  wurde.  Als  durch 
Volksabstimmung  vom  18.  Mai  1870  Art.  0.*)  der  Bundesverfassung 
abgeändert  und  dadurch  das  Verbot  der  Todesstrafe  aufgehoben 
wurde,  führte  Appenzell  I.  It.  schon  im  April  des  folgenden  Jahres 
als  der  erste  Kanton  die  Todesstrafe  wieder  ein.    Auch  in  diesem 
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Gesetz  steht  auf  Moni  die  Todesstrafe,  ebenso  auf  Brandstiftung, 
wenn  dabei  ein  Menschenleben  zugrunde  {feilt  und  der  Tater  die» 
mit  Sicherheit  voraussehen  niusste.  Im  übrigen  ist  da«  Gesetz  fast 
durchweg  etwas  milder,  als  z.  I>.  das  deutsche  Strafgesetzbuch.  Unter 
den  Strafarten  wird  auch  das  Wirtshansverbot  angeführt,  das  als  selb- 
ständige oder  Zusatzstrafe  bis  auf  die  Dauer  von  il  Jahren  auferlegt 
werden  kann  und  heute  bereits  eine  reiche  Praxis  hinter  sich  hat 

14.  St.  Gallen. 

Referent:  Dr.  J.  Engeler,  Kantonsrielitor,  St.  Gallon. 

A.  Gesetzgebung. 

1.  Regulativ,  betr.  die  Erteilung  von  Stipendien  für 
das  Studium  an  Hochschulen,  vom  10.  12.  Mai  lS«»y. 

2.  Beschlnss,  betreffend  Anerkennung  der  christ- 
katholischen Genossenschaft  in  (Stadt)  St.  Gallen  als 
öffentlich-rechtliche  kirchliche  Korporation,  v.  17.  Mai  1899. 

i\.  Gesetz,  betr.  Amtskautionen,  vom  ltJ.  Mai  1899. 
(KautionBleistungspflicht  für  Beamte  und  öffentlich  Angestellte,  welche 
Geld  oder  (leideswert  zu  verwahren  und  zu  verwalten  haben.) 

4.  Gesetz,  betr.  das  Fachgericht  für  die  Stickerei- 
industrie, vom  10.  Mai  1899.  Das  Gericht,  bestehend  aus  dem  an 
der  Stickereiindustrie  unbeteiligten  Präsidenten  (Juristen)  und  fünf- 
zehn Fachrichtern  (je  drei  aus  der  Berufsgattung  der  Kauflente, 
Fabrikanten,  Fergger,  Fabriksticker,  Einzelsticker).  vom  Kantons- 
gerichte, auf  unverbindlichen  Vorschlag  aus  Fachkreisen  und  Ver- 
bänden, gewählt,  fungiert  je  mit  dem  Präsidenten  und  2  Richtern 
und  hat  Zivilstreitigkeiten  zu  schlichten  und  zu  beurteilen,  welche  die 
Erzeugung  von  Stichwaren  (Abzüge,  Bemängelungen,  Reklamationen) 
betreffen,  vorausgesetzt,  dass dieselben  sich  aus  dem  Werk-  oder  Dienst- 
vertrage ergeben  und  den  Streitwert  von  "»00  Frs.  nicht  Übersteigen. 
Im  Einverständnisse  der  Parteien  kann  das  Gericht  auch  (als  Schieds- 
gericht) fungieren  beim  Vorliegen  anderer  Verhältnisse  oder  Zweige 
der  Stickereiindustrie,  bei  höheren  St  leitbetragen  oder  wenn  sonst  der 
St.  Gallische  Gerichtsstand  nicht  begründet  wäre. 

Rasche,  fachgemässe  und  möglichst  billige  Erledigung  der  im 
freien   Beweiswürdigungsverfahren   abzuurteilenden  Streitsache  ist 
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Hauptziel  der  Institution.  Bei  Gesetzesverletzungen  besteht  Rekurs- 
recht  an  die  dreigliedrige  Rekurskommission  des  Kantongeriehtes. 

Die  aus  dem  Bedürfnis  herausgewachsenen  Bestrebungen,  dieses 
Gericht  in  den  industrieverwandten  Kantonen  Appenzell,  Thnrgau 
und  Zürich  zu  einer  interkantonalen  Gerichtsiiistanz  auszubilden, 
scheiterte  vorwiegend  an  bundesverfassungsmässigen  Bedenken  (Art. 
:>H,  59);  bei  dieser  Sachlage  wurde  nun  der  Vorschlag  gemacht, 
das  erwähnte  Ziel  auf  dem  Wege  der  Freiwilligkeit  zu  erreichen, 
und  zwar  durch  Unterzeichnung  einer  auf  das  8t.  Gallische  Fach- 
gericht lautenden  Gerichtsstandserklärnng  der  beteiligten  Interessenten 
anderer  Kantone;  bis  jetzt  haben  gegen  4000  Stickereiinteressenten 
der  beteiligten  Kantone-  die  Erklärung  unterzeichnet  und  damit  im 
Kähmen  des  St.  Gallischen  Fachgerichtsgesetzes  das  St.  Gallische 
Fachgericht  als  einzig  zuständige  Instanz  im  Streitfalle  bezeichnet. 

5.  Gesetz,  betr.  Fremdenpolizei  und  Niederlassung, 
vom  17.  Mai  1*90. 

6.  Schifffahrts-  und  Hafenverordnung  für  den  Boden- 
see (Revision)  vom  8.  April  1899. 

7.  Gesetz,  betr.  den  Zinsfnss  für  Hypothekarschuldeu 
(Maximum:  41  2°0).  vom  17.  Mai  1899. 

8.  Verordnung  über  Gehälter  der-Lehrer  und  Beamten 
an  der  St.  Gallischen  Kantonschnle  und  am  Lehrerseminar 
vom  20.  Februar  1900  (Hauptlehrer:  Gehaltminimum  3500  Frs, 
Maximum  5500  Frs.;  Hülfslehrer:  Gehaltminimnm  3500  Frs., 
Maximum  4500  Frs.;  Nebenstunden  150  Frs.  pro  .Tahresstundc). 

9.  Verordnung    über   die  Ausstellung  von  Heimat 
scheinen,  Reisepässen  und  Wanderbüchern  vom  2.  Juli  1900. 

10.  Gesetz,  betr.  die  Zivilrechtspflege  für  den  Kanton 
St,  Gallen,  vom  31.  Mai  1900,  in  Anwendung  seit  1.  Januar  1902. 
Das  Gesetz  enthält  neue  organisatorische  Bestimmungen,  teilweise 
neu  geregelten  Instanzenzug,  Unterstellung  der  unteren  Gerichts- 
instanzen  unter  die  Aufsicht  des  Kantongeriehtes  (statt  wie  bis- 
her unter  das  Jnstizdepartement  bezw.  den  Regierungsrat);  erkennt 
in  allen  Fällen  die  freie  Beweiswürdigung,  Zulassung  des  Gegen- 
beweises; schriftliches  Vorverfahren  mit  gedrängter  Darstellung 
des  Tatbestandes;  weifgehende  Gewährung  unentgeltlichen  Recht*- 
beistandes. 
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11.  Das  Reglement  für  die  Anwälte  und  Kochts- 
agenten  vom  14.  März  2.  Mai  UHU.  Dazu  seither:  Prüfungs- 
bestimmungen für  die  Anwälte  und  Kechtsagenten  vom 
10.  Juui  1002. 

12.  Gerichtsregulativ  vuin  20.  November  1001. 

13.  Verordnung  über  das  J  ust  i  zrcc  Ii n u n gs wesen,  sowie 
über  die  Anordnung  und  die  Koiit  roll  ierung  des  Straf- 
vollzugs vom  20.  März  1002. 

14.  Gesetz  über  den  beitritt  zu  einem  Konkordate, 
betr.  die  Gewährleistung  beim  Viehhandel,  vom  20.  November 
1900,  welch  letzteres  die  Kantone  Zürich.  Schaffhuusen.  Thurgau 
und  Appenzell  (Innerrhoden)  abzusehliesseii  bestrebt  sind. 

15.  Beschluss,  betr.  Vormittlungsverfahren  bei  Ar- 
beitßein  Stellungen,  vom  2-V  Februar  1902. 

Der  Kegierungsrat  setzt  auf  Verlangen  eines  beim  Streik 
Beteiligten  eine  Vermittlungskommission  unter  dem  Voreitze  eines 
seiner  Mitglieder  oder  eines  unbeteiligten  Dritten  ein,  die  aus 
gleicher  Zahl  (meist  2)  Arbeiter  und  Arbeitgeber  des  betreffenden 
Bernfes  oder  sonstiger  Fachleute  bestehen  soll;  event.  kann  auch 
nur  eine  Person  mit  dem  Vermittlungsversuch  beauftragt  werden. 
Snbstanzierte  Publikation  im  Amtsblatt  erfolgt,  wenn  eine  Partei 
da«  Vermittlnngsverfahren  oder  den  Vergleichsvorschlag  abgelehnt 
hat  oder  wenn  ein  Vergleich  zustande  kommt. 

Dieser  Beschluss  ist  zum  ersten  Male  praktisch  geworden  und 
von  Erfolg  (Verständigung!)  I>egleitet  gewesen  in  dem  im  August  10O2 
zwischen  den  Arbeitgebern  und  Arbeitern  des  Schmiede-  und  Wagner- 
bernfes in  St.  Gallen  und  Umgebung  (wegen  der  Voraussetzungen 
der  Anstellung  zugereister  Gesellen,  Probezeit,  Kündigung,  Zahltag, 
täglicher  Arbeitszeit,  Vergütung  von  Überarbeitsstuuden,  Unfall- 
versicherung, Prämienbeitrag  und  dergl.)  ausgebrochenen  Streike. 

B.  Literatur. 

1.  Nachweiser  zu  den  im  Amtsblatt  des  Kantons 
St,  Gallen  1861—1804  enthaltenen  Botschaften,  Berichten  und 
Gesetzesvorsehlägeii  und  Zusammenstellung  der  Ergebnisse  der  Volks- 
abstimmungen im  Kanton  St.  Gallen  von  1SIU  —  lM'.'l.  (Verfasser: 
Staatsschreiber  Othmak  HfL&KR.)    Staatskanzlei  St.  Gallen. 

2.  Gesetze,  betr.  die  Organisation  der  Verwaltungsbehörden 
der  Gemeinden  und  Bezirke  von  1867,  und  betr.  die  Volkswahlen 
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und  Volksabstimmungen  von  1*93.  Bereinigte  Ausgabe  mit  einem 
Anhange.    Staatskanzlei  St,  Gallen. 

3.  Otum.vk  MCllek:  Die  St.  Gallische  Gesetzgebung  im  ersten 
Dezennium  der  Herrschaft  der  Kantonsverfassung  vom  10.  November 
1890.    Art-Institut  Orell-Füssli.  Zürich. 

4.  Derselbe,  St,  Gallische  Yerwaltungsgesetzgebung.  Sammlung 
der  auf  dem  Gebiete  des  kantonalen  Staats-  und  Verwaltungsrechtes 
gültigen  Erlasse.    St.  Gallen  1903. 

.">.  Sc'HKKKKK-FfLLKM.ixN,  Kommentar  zum  (neuen)  Gesetz,  betr. 
die  Zivilrecht  spllege  für  den  Kanton  St.  Gallen  mit  ausführlichem  syste- 
matischen Sachregister.    St,  Gallen,  Zollikofers  Buchdruckerei.  1902. 

0.  Dr.  Ulrich  Latz,  Die  Fertigung  in  Stift,  Stadt  und  Kanton 
St.  Gallen,  1S9T. 

7.  Dr.  Cahl  Moskk.  Das  St.  Gallische  Nachbarrecht,  1898. 

H.  Dr.  Hans  Fkhk,  Staat  und  Kirche  im  Kanton  St,  Gallen,  1899. 

9.  Dr.  Kri».  Kkkl,  Das  Hypothekarrecht  im  Gebiete  des  heutigen 

Kantons  St,  Gallen,  in  historisch-dogmatischer  Darstellung,  1901. 

15.  Aargau. 

Referent:  F.  H.  Eggspflhler,  Gerichtspräsident  und  Nationalrat. 

1S99. 

1.  Gesetz,  betr.  Erhöhung  der  Lehrerbesoldungen, 
vom  23.  November  1SD8.  Die  bisherigen  Besoldungssatze  der 
Lehrer  stammten  aus  den  .lahren  180')  und  188.r>.  Seither  haben 
sich  die  Lebensbedürfnisse  bedeutend  verteuert  und  ebenso  haben  sich 
die  Anforderungen  an  die  Lehrer  wesentlich  gesteigert.  Diesen 
beiden  Faktoren  musste  durch  eine  angemessene  Besoldungserhöhung 
Rechnung  getragen  werden,  da  sonst  die  Folgen  für  unser  Schul- 
wesen in  verschiedener  Beziehung  sehr  schädlich  geworden  waren. 

Das  neue  Gesetz  setzt  die  Besoldungen  folgendermassen  fest: 

Für  eine  I'rimarlehrstelle  Mindestbesoldung  1400  Frs. 

Für  eine  Fortbildungslehrstelle  Mindestbesoldung  .    .    .    17<><»  „ 

bei  zwei  Klassen  und  bei  drei  Klassen  ....  200t» 
Für  eine  Bezirkslehrerstelle,  und  zwar: 

Hauptlehrer  an  Bezirksschulen  Mindestbesoldung    .    2ri00  . 
Haupt lehrerin   an   Mädchenbezirksschulen  Mindest- 

be-Noldung   2200  » 
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Die  definitiv  angestellten  Lehrer  und  Lehrerinnen  an  den  Ge- 
meinde- und  Fortbildungsschulen,  sowie  die  definitiv  angestellten 
Hauptlehrer  und  Hanptlehrerinnen  an  den  Bezirksschulen,  welche 
durch  Leistungen  und  Betragen  allseitig  befriedigen,  erhalten  jährliche 
Alterszulagen  wie  folgt: 

a)  nach  fünfjährigem  Schuldienst  im  Kanton  eine  Zulage  von  100  Frs.: 

b)  nach  zehnjährigem  Schuldienst  im  Kanton  eine  weitere  Zulage 
von  100  Frs.; 

c)  nach  fünfzehnjährigem  Schuldienst  im  Kanton  eine  weitere  Zu- 
lage von  100  Frs. 

Diese  Zulagen  werden  vom  Staate  bezahlt. 

An  die  Besoldungen  der  Primarlehrer  bis  auf  1*>00  Frs.  leistet 
der  Staat,  je  nach  den  Steuer-  und  Vermögensverhältnissen  der  Ge- 
nieinden,  Beiträge  von  20—50°',,.  Der  jährliche  Staatsbeitrag  an 
2 klassige  Fortbildungsschulen  beträgt  900  Frs.  und  bei  Fortbildungs- 
schulen'mit  drei  Klassen  1200  Frs.  und  an  Bezirksschulen  ;i'.00  bis 
oOOO  Frs. 

Dieses  Gesetz  wurde  von  den  Stimmberechtigten  mit  18  744  Ja 
gegen  14  292  Nein  angenommen. 

2.  Gesetz,  betr.  die  Beteiligung  des  Staates  beim 
Bau  von  Nebenbahnen  auf  aargauischem  Gebiete,  vom 
19.  Juli  1899. 

Der  Kanton  Aargan  weist  ein  ziemlich  entwickeltes  Eisenbahn- 
netz auf.  Durch  die  Hanpttäler  führen  die  Schienenstränge  der 
grossen  Transitbahnen.  Allein,  noch  fehlen  vielfach  die  Verzweigungen 
dieser  Hauptlinien  in  die  Nebentäler,  damit  diese  die  benötigten  Roh- 
materialien  und  übrigen  Bedürfbisartikel  ebenso  billig  sich  beschallen 
und  die  Produkte  ihrer  Arbeit  ebenso  prompt  absetzen  können,  wie 
andere  Gegenden.  Gegenwärtig  mangelt  es  an  diesen  Orten  tausend 
Händen  an  lohnender  Beschäftigung,  bleiben  viele  Wasserkräfte  nn- 
beuützt  wegen  Nichtvorhandenseins  genügender  Verkehrsverbindungen, 
während  andererseits  an  den  Verkehrsknotenpunkten  die  Industrie 
in  ungesunder  und  für  das  soziale  Leben  schädlicher  Weise  sich  an- 
häuft. Auf  der  einen  Seite  also  Verarmung  und  Rückgang  der  Be- 
völkerung, namentlich  auf  dem  Lande,  auf  der  anderen  das  krankhafte 
Anschwellen  der  grösseren  Städte  und  Industriezentren!  Das  ekla- 
tanteste Beispiel  hierfür  bietet  der  Kanton  Aargan,  wo  der  Mangel 
eines  bedeutenderen  Verkehrsstapelplatzes  mit  einer  lebenskräftigen 
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Industrie  zur  Folge  hatte,  dass  die  benachbarten  grossen  Zentren 
Zürich  und  Basel  die  Arbeitskräfte  mit  unwiderstehlicher  Gewalt 
an  sich  ziehen  und  so  den  Kanton,  wie  die  Volkszählung  konstatiert 
hat,  nach  und  nach  entvölkern.   Ein  wirksames  Mittel,  den  drohenden 
wirtschaftlichen  Rückgang  aufzuhalten,  die  latenten  und  zerstreuten 
Kräfte  überall  zu  wecken  und  zu  sammeln,  liegt  im  Ausbau  eines 
rationellen  Nebenbahnnetzes.    Wo  das  Wohl  und  Gedeihen  ganzer 
Landesteile  auf  dem  Spiele  steht,  da  tritt  an  den  Staat  als  Hütei 
und  Förderer  des  allgemeinen  Wohles  die  unabweisbare  Forderung 
heran,  seine  wirksame  Hilfe  eintreten  zu  lassen,  um  so  mehr  als  die 
beteiligte  Gegend  selber  in  der  Regel  nicht  imstande  ist,  die  für 
Gründung  eines  Eisenbahuuuternehmens  erforderlichen  Geldmittel  auf- 
zubringen und  das  spekulative  Privatkapital  sich  von  solchen,  keinen 
Gewinn,  nicht  einmal  eine  ordentliche  Rente  versprechenden  Unter- 
nehmungen zurückzieht.    Der  Ertrag  liegt  in  dem  dadurch  hervor- 
gerufenen wirtschaftlichen  Aufschwung  der  betreffenden  Landesgegend. 
Diese  Aufgabe  suchte  das  Nebenbahnengesetz  zu  lösen.  Danach  sollte 
sich  der  Staat  beim  Bau  neuer  Eisenbahnen,  welche  für  den  Kanton 
oder  einen  grösseren  Teil  desselben  ein  erhebliches  volkswirtschaft- 
liches Interesse  haben,  unter  gewissen  Bedingungen  durch  Aktien- 
Zeichnung  beteiligen,  und  zwar  bei  Normalbahnen  bis  zu  40%  der 
Anlagekosten,  im  Höchstbetrage  r>0()00  Frs.  per  Kilometer,  bei  Schmal- 
spurbahnen bis  40°,,  (40000  Frs.  per  Kilometer)  und  bei  Strassen- 
bahnen  bis  J.H)°,'0  (25000  Frs.  per  Kilometer).   Daneben  enthielt  der 
Gesetzesentwurf  eine  Reihe  schützender  Bestimmungen,  wodurch  eine 
missbräuchliche  Inanspruchnahme  der  Staatskasse  durch  unreelle  oder 
irrationelle  Unternehmungen  ausgeschlossen  wird.   Sehr  wichtig  war 
sodann  die  Ermächtigung  des  Regierungsrates,  au  technische  Projekt- 
studien für  neue  Eisenbahnlinien  Staatsbeiträge  zu  leisten,  weil  es 
erfahrungsgeinäss  meist  sehr  schwer  hält,  die  für  Vorstudien  be- 
nötigten Mittel  zu  beschaffen,  und  manche  Initiative  für  eine  neue 
Bahn  an  dieser  Klippe  schon  in  ihrem  Entstehen  scheitert. 

Leider  wurde  dieses  Gesetz,  das  zur  Hebung  der  Wohlfahrt  der 
wirtschaftlich  zurückgebliebenen  Landesgegenden  die  SfaaUdiilfe  de- 
kretierte, in  der  Referenduiiisabstimmuiifr  vom  aargauischen  Volke 
verworfen. 

M.  Konkordat  zum  Schutze  junger  Leute  in  der  Fremde 
und  über  die  Stellenvermittlung  für  Dienstboten.   Im  Jahre 
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1*75  schlössen  die  romanischen  Kantone  der  Schweiz  unter  sich  ein 
Konkordat  ab  zum  Schutze  junger  Leute  in  der  Fremde.  Nachdem 
sieh  diesem  Konkordate  auch  noch  andere  Kantone  angereiht  hatten, 
erfolgte  1892  dessen  Ausdehnung  auf  die  in  den  Konkordatskantonen 
etablierten  sämtlichen  Stellenverniittlnngshnreans. 

Die  in  den  letzten  Jahren  immer  häufiger  gehörten  Klagen 
über  die  Verschacherung  junger  Schweizermädchen  an  schlechte 
Häuser  in  den  Grossstädten  des  Auslandes,  die  Tatsache,  dass  viele 
unerfahrene  I.andeskinder  durch  gewissenlose  Händler  ihrem  körper- 
lichen und  moralischen  Untergänge  oft  unter  den  verlockendsten 
Versprechungen  zugeführt  werden  T  dies  alles  Hess  die  Behörden 
nach  Mitteln  und  Wegeu  suchen,  auf  diesem  Gebiete  Ordnung  zu 
schaffen.  Der  Zweck  des  Konkordates  ist  der.  einerseits  stellen- 
suchende Personen  vor  Übervorteilung  zu  schützen,  andererseits  aber 
die  verschiedenen  Plazierungsbureans  hinsichtlich  ihrer  Tätigkeit  der 
Kontrolle  zu  unterstellen.  Sie  sollen  darüber  Auskunft  geben,  wohin 
die  von  ihnen  plazierten  Personen  gekommen  sind,  sie  sollen  auch 
verantwortlich  sein  für  ihre  Handlungen.  Dadurch  entsteht  für  die 
Stellensnchenden  eine  gewisse  Garantie  für  die  richtige  Behandlung 
ihrer  Anmeldungen.  Dieses  Konkordat  wurde  mit  2149b"  Ja  gegen 
8  876  Nein  angenommen. 

1900. 

Keine  Gesetze. 

1901. 

1.  Zivilprozessordnung  für  den  Kanton  Aargau  vom 
12.  März  1901.  Schon  am  10.  Januar  1876  beschloss  der  Grosse 
Rat,  dass  die  Zivilprozessordnuug  vom  19.  Dezember  IHM  einer 
Revision  zu  unterwerfen  sei.  Auch  in  den  Beratungen  des  aargauischen 
Verfassnngsrates  über  die  Revision  der  Staatsverfassung  vom  Jahre 
1884,85  wurde  die  Revision  der  Zivilprozessordnung  als  dringend 
notwendig  erachtet.  Und  diesem  Gedanken  entsprechend  verlangte 
die  Staatsverfassung  in  Art,  58  eine  neue  Zivilprozessordnung  im 
Sinne  der  Vereinfachung  und  Beschleunigung  des  Prozessverfahrens 
nnd  stellte  für  das  neue  Gesetzbuch  folgende  Grundsätze  auf: 

a)  Erhöhung  der  Kompetenzsnmme  der  Bezirksgerichte  von  200  auf 
300  Fr». 

b)  Grundsätzliche  Durchführung  des  mündlichen  Verfahrens,  Be- 
seitigung der  schriftlichen  Replik  und  Duplik  im  appellablen 
Prozess. 
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c)  Freie  Beweiswürdiguug  durch  den  Richter  an  Stelle  der 
jetzigen  rein  formalen  Beweistheorie. 

d)  Beseitigung  der  aus  verschiedenen  bekannten  Gründen  schäd- 
lichen und  daher  verwerflichen  Eidesleistungen  im  Prozess- 
verfahren. 

e)  Möglichste  Beschränkung  der  gesonderten  Weiterzieh- 
barke it  der  Beweisnrteile  und  Zwischenentscheide  im  Interesse 
der  Abkürzung  des  Prozesses. 

Das  neue  Gesetz  beseitigt  die  Fehler  und  Mängel,  welche  der 
bisherigen  Zivilprozessordnnng  vom  19.  Dezember  1851  anhaften, 
und  ersetzt  die  schablonenhafte,  rein  formalistische  Beweistheorie 
durch  die  freie  materielle  Beweiswürdigung  des  Richters  und  gewährt 
so  dem  Bürger  bessere  Garantie  dafür,  dass  da«  wirkliche  Recht 
zur  Geltung  gelange.  Das  Gesetz  beseitigt  ferner  die  gefährlichen, 
dem  religiösen  und  sittlichen  Gefühle  des  Volkes  widerstrebenden 
Eidesleistungen;  es  beschränkt  das  schriftliche  Verfahren  auf  Klage 
und  Antwort;  es  kürzt  das  Prozess verfahren  ganz  wesentlich  ab, 
indem  die  Zwischenentscheide  nur  in  einigen  wenigen  Fällen  noch 
gesondert  weitergezogen  werden  können.  Dazu  kommt  noch,  dass 
im  neuen  Gesetz  sämtliche  Prozessvorschriften  auch  mit  den  ein- 
schlägigen Bundesgesetzen  vollkommen  in  Einklang  gebracht  sind.1) 

Mit  der  Annahme  der  neuen  Zivilprozessordnnng  wurde  der 
Grosse  Bat  zugleich  ermächtigt,  an  die  Stelle  des  Tarifs  über  die 
Anwaltsgebühren  und  Entschädigungen  in  bürgerlichen  Rechta- 
st reit  igkeiten  vom  10.  März  1*'»2  einen  neuen,  im  Einklänge  mit 
der  neuen  Zivilprozessordnnng  stehenden  Tarif  zu  erlassen  und 
gleichzeitig  in  Kraft  und  Vollzug  zu  setzen.  Ebenso  wurde  auch 
das  Gesetz  Uber  die  Aufstellung  und  das  Verfahren  der  Friedens- 
richter vom  22.  Dezember  1S.V2  mit  den  Bestimmungen  der  neuen 
Zivilprozessordnung  in  Einklang  gebracht. 

2.  Grossratsbeschluss,  betr.  den  Bezug  einer  Mehr- 
steuer  für  Staatszwecke,  vom  29.  Mai  1901. 


')  Vergl.  die  neue  Zivilprozeßordnung  für  den  Kanton 
Aargau,  mit  geschichtlicher  Einleitung  und  Erläuterungen 
nobat  einigen  anderen  zivilprozessualischen  Gesetzen  heraus- 
irogeben  von  Dr.  G.  und  Dr.  A.  Kkllkr.  Aargau,  1902. 
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16.  Thurgau. 

Referent:  Dr.  J.  Engeler,  Kuntousrichter,  St.  (lallen. 

A.  Gesetzgebung. 

1.  Gesetz,  betr.  die  unentgeltliche  Leichenbestattung, 
vom  9.  April  1  *!»<». 

2.  Partialrevision  des  Gesetzes,  betr.  die  Organi- 
sation der  Notariatskanzleien,  vom  9.  April  Ist»«»  (Verbot  des 
Betriebes  einer  Wirtschaft  durch  den  Notar). 

3.  Gesetz,  betr.  die  Unvereinbarkeit  des  Wirt- 
schaftsbetriebes mit  gewissen  Beamtunsen,  vom  14.  Ok- 
tober Ii«  Ml. 

4.  Gesetz,  betr.  die  obligatorische  Vieh  Versicherung; 
und  die  Entschädigung  für  Viehverluste  durch  Seuchen, 
vom  14.  Oktober  l!«M»  (Bildung  von  Viehversicherungskorporationen 
Beitritt  zu  einer  solchen  für  Viehb.sitzcr  obligatorisch). 

'i.  Beschluss,  betr.  Aufstellung  von  Statuten  für  Vieh- 
versicherungskorporationen, vom  14.  Dezember  11*00. 

6.  Beitritt  zum  Konkordat,  betr.  die  Gewährleistung 
beim  Viehhandel,  vom  11.  Dezember  l!»oo  (mit  Zürich,  Schaff- 
hansen,  St.  Gallen,  Appenzell,  Iiinerrhoden). 

B.  Literatur. 

Thurgauisches  Rechtsbuch,  gerichtl.  Abteilung.  Sammlung 
von  Gesetzen  und  Verordnungen  des  Kantons  Thnrgau,  mit  grund- 
sätzlichen Entscheidungen  des  Obergerichtes  (ls»52 — 181»«»),  des 
Regierungsrates  (18t>9  — 1  Ht»t»>  und  den  das  thurgauische  Recht  be- 
treffenden Entscheidungen  des  schweizerischen  Bundesgerichtes  (1874 
bis  1899).    Verlag  von  J.  Huber.  Frauenfeld,  1902. 

17.  Tessin. 

Referent:  Jak.  Xeuhans,  stud.  iur..  Wigoltiniren. 
1899. 

1.  Reglement,  betr.  die  Fabrikation  und  den  Verkauf 
von  Petroleum  und  ähnlichen  Stoffen  zu  Beleuchtung»-, 
Heiz-,  Industrie-  und  Kunstzwecken,  in  Ergänzung  zum 
Reglement  vom  11.  August  1S7G.  vom  21.  April  lSiti». 
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2.  Dekret,  betr.  die  Nutzung'  von  Privat-  nud  Ge- 
rn ei  nde  waldun  freu,  vom  28.  April  1899.  Ergänzung  zum  Dekret 
vom  11.  Mai  1898. 

3.  Dekret,  betr.  Benutzung  der  Kantonal-  und  Be- 
zirksstrassen für  Kegionalbahnen,  vom  3.  Juni  181*9. 

4.  Reglement,  betr.  den  Kataster  der  Waggerrechte, 
vom  31.  Mai  1899. 

"».  Gesetz,  betr.  die  Zivilgerichtsorganisation,  vom 
1.  Mai.  Dnrch  diese  Gerichtsordnung  wird  diejenige  von  1892  auf- 
gehoben. 

6.  Zivilprozessordnung  vom  5.  Mai.  Aufgehoben  wird  da- 
durch die,  Z.-Pr.-O.  von  18-13,  welcher  der  Vorwurf  der  Langsamkeit  des 
Verfahrens  und  einer  allzu  leicht  stattfindenden  Prozessversehleppnng 
gemacht  wurde,  ebenso  die  zu  grosse  Strenge  in  der  Durchführung 
des  Systems  der  Sehriftlichkeit  des  Prozesses. 

7.  Zivilgerichtstarif  vom  16.  November. 

8.  Verordnung,  betr.  Zahlung  der  Arbeiter  in  gesetz- 
ichem  Geld,  vom  6.  September  1899. 

9.  Reglement  für  die  Gerichte  erster  Instanz  vom 
5.  Dezember. 

10.  Gesetz,  betr.  das  obligatorische  Inventar,  vom 
9.  November  1899. 

1900. 

1.  Dekret,  betr.  Abänderung  des  Wassernutzungs- 
gesetzes, vom  20.  Januar  19(K). 

2.  Dekret  zum  Reglement,  betr.  das  obligatorische 
Inventar,  vom  26.  April  1900. 

3.  Dekret,  betr.  bedingungsweisen  Strafaufschub,  vom 
14.  November  1900. 

Ein  Urteil  des  Geschworenengerichts,  das  bis  auf  6  Monate 
oder  auf  2-r.O  Frs.  lautet,  kann  dnrch  das  Urteil  suspendiert  werden, 
wenn  der  Verurteilte  noch  keine  Strafe  im  In-  oder  Auslande  er- 
litten hat.  Die  Aufhebung  dauert  während  5  Jahren,  und  es  wird 
die  Strafe  erlassen,  wenn  der  Betreffende  innerhalb  dieser  Zeit  nicht 
rückfällig  wird.  Nicht  bet rollen  werden  davon  Gerichtsgebühren,  sowie 
anfällige  Restitution  oder  Entschädigung  an  die  Zivilpartei.  Wird 
der  Verurteilte  rückfällig  innerhalb  r»  Jahren,  so  wird  die  erste 
Strafe   zur   zweiten   hinzugerechnet.     Die  Verjährung   der  ersten 
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Strafe  beginnt  mit  dein  Tage,  an  dem  die  zweite  Verurteilung  aus- 
gesprochen wird. 

4.  Dekret,  betr.  Abänderung  des  St  ein  pelgese  t  /.es.  vom 
21.  Mai. 

1901. 

1.  Gesetz  über  das  Verfahren  bei  l'r.  1  i /ei ü be r t re t u nge n 
vom        Januar  l!>ol. 

2.  Hausierreglement  vom  21».  Mai  1».H>1. 

3.  Wirtschaft  spolizeigesctz  (polizia  dejrli  eserei/.i  pubhlioi) 
vom  1.'».  Mai  1  «HU . 

4.  Reglement  für  Automobile  vom  2*.  September  1    >1 . 
Dekret,  betr.  die  Repetierschulen,  vom  Li.  November. 


18.  Waadt. 

Referent:  Hr.  W.  Burcktaardl,  Profc-sor  der  Rechte.  Lausanne. 

1S99. 

Gesetz  vom  4.  März,  betr.  Sichtung  der  offiziellen 
Gesetzessammlnn  g. 

ZähR  die  aus  den  Jahren  180;*— 184ö  stammenden,  noch  gültigen 
Gesetze  und  sonstigen  Erlasse  auf  und  ordnet  deren  Neudruck  an. 

Gesetz  vom  .r>.  Dezember,  betr.  Besserstellung  der 
Ehefrau  im  Zivilrecht. 

Das  Gesetz  gibt  der  Ehefrau,  welche  ejnen  selbständigen 
Beruf  ausübt,  auf  ihren  Arbeitserwerb  die  gleichen  Rechte,  wie  sie 
die  unter  Gütertrennung  lebende  Frau  hat;  sie  hat  gemäss  ihren 
Mitteln  zu  deu  Kosten  des  Hanshaltes  und  der  Kindererziehnng 
beizutragen.  Entgegen  den  Bestimmungen  der  Art.  1064  nnd  1065 
des  code  civil  soll  die  vom  Ehemanne  erklärte  reconnaissance  oder 
das  assignet  (Hypothek)  das  Eigentum  an  den  Forderungen,  Wert- 
papieren nnd  MobiliargegenstUnden  nur  übertragen,  wenn  die  Frau 
es  vor  dem  Friedensrichter  verlangt.  Nach  dem  Tode  des  Vaters 
kann  der  Friedensrichter  die  Frau  auch,  abgesehen  von  deu  besonderen 
Fällen  des  Art,  214  c.  c,  zur  Vormünderin  ihrer  Kinder  ernennen. 

Gesetz  vom  24.  November,  betr.  Abänderung  der 
Bestimmungen  des  Strafgesetzbuches  über  die  Anwendung 
der  Strafen. 
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Mit  einigen  Ausnahmen,  namentlich  dem  Fall  des  lebens- 
länglichen Zuchthauses,  ist  es  dem  Richter  gestattet,  unter  die 
gesetzlichen  Strafemninima  hinunter  zu  gehen. 

Art.  :]»;  des  Str.-G.-B.  wird  dahin  abgeändert,  dass  der  ohne 
den  Willen  des  Angeklagten  vereitelte  Versuch  mit  10 — 25  Jahren 
Zuchthaus  bestraft  wird,  wenn  das  vollendete  Verbrechen  mit  lebens- 
länglichem Zuchthaus  bedroht  ist,  und  bei  anderen  Strafen,  die  eine 
Reduktion  zulassen,  mit  höchstens  a;4  des  für  das  vollendete  Ver- 
brechen vorgesehenen  Strafminimnms. 

Die  gleiche  Reduktion  gilt  für  den  Gehilfen,  unter  Abänderung 
des  bisherigen  Art.  44. 

Hat  ein  Minderjähriger  zwischen  dem  14.  und  dem  18.  I^ebens- 
jahr  ein  mit  lebenslänglichem  Zuchthaus  bedrohtes  Verbrechen 
begangen,  so  kann  die  Strafe  nm  wenigstens  6  Jahre  Zuchthaus 
herabgesetzt  werden. 

Dieses  Gesetz  wird  ergänzt  durch  das  vom  10.  Februar  11*00. 
Gesetz  vom  2.  Dezember,  betr.  Verbot  des  „Schnee- 
ballu -Verkauf  syst  ems. 

Es  ist  das  sogen.  Schneeball-  oder  Gella-  oder  Hydrasystem 
gemeint,  das  darin  besteht,  dass  der  Käufer  einer  Ware  oder  eines 
Wertpapiere«  eine  Prämie  erhält,  wenn  er  einen  weiteren  Gegen- 
stand kauft  oder  an  den  Mann  bringt. 

Reglement  vom  21.  April,  betr.  Vollziehung  des  Ge- 
setzes vom  10.  September  lsOS  über  Erhaltung  derKunst- 
deukmälern.    Vergl.  Jahrbuch  1*00. 

Gesetz  vom  r>.  Mai  über  die  Handelspolizei. 
Vol Iziehnngsverordnnng  vom  S.  November. 
1.  Eine  erste  Reihe  von  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  betrifft 
den  scsk haften  dauernden  Handel;  diese  Form  geniesst  die 
griisste  Freiheit;  der  sie  Retreibende  braucht  nur  seine  Firma  bei 
der  Genieindeschreiberei  einzutragen.  Die  Einschränkungen  in  der 
Ausübung  dieses  Handels  bezwecken  den  unlauteren  Wettbewerb  zu 
bekämpfen.  Die  Gemeindebehörde  oder  der  prelet  können  von  sich 
aus  oder  auf  Verlangen  von  Interessenten  vom  Verkäufer  verlangen, 
dass  er  die  Richtigkeit  seiner  Anzeigen  dartue  bez.  Art  und  Her- 
kunft seiner  Waren  etc.;  jeder  Ladenbesitzer  soll  seinen  Namen  oder  die 
Handelsfirma  sichtbar  aussen  anbringen  und,  wenn  er  in  einer  anderen 
Lokalität  wohnt,  seinen  Wohnort;  er  ist  verpflichtet,  bei  Strafe  alle 
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ausgestellten  Waren  zum  angegebenen  Treis  zu  verkaufen;  führt  er 
nicht  selber  da*  Geschäft,  so  inu>s  er  in  jeder  Niederlassung  einen 
Handlungsbevollmächtigten  oder  Prokuristen  haben.  Diese  Be- 
stimmungen sind  auch  auf  die  anderen  Handelsfirmen  anwendbar. 

2.  Ausverkäufe.  Zur  Eröffnung  eines  Ausverkaufes  bedarf 
es  einer  Erlaubnis  des  Präfekteu;  diese  wird  für  teilweise  Ausver- 
käufe nur  erteilt,  wenn  der  Handelsmann  sich  schon  wenigstens  1  Jahr 
am  Orte  niedergelassen,  für  totale  Liquidationen  nur,  wenn  er 
wenigstens  2  Jahre  sich  niedergelassen  hat.  eine  Bestimmung,  die  sich 
schwer  mit  der  durch  Art.  :il  B.-V.  garantierten  (Je Werbefreiheit  in 
Einklang  bringen  lässt;  dasselbe  jrilt  für  die  Vorschrift,  das»  zwischen 
zwei  Ausverkäufen  wenigstens  .">  Monate  verfliessen  sollen.  Der 
Ausverkaufende  hat  ein  Inventar  *einer  Waren  aufzunehmen  und 
darf  während  des  Ausverkaufes  keine  neuen  anschaffen. 

■i.  Zur  Ausübung  von  (bewerben  im  Umherziehen  bedarf 
es  eines  Patentes,  ausgenommen  künstlerische  und  wissenschaftliche 
Bernfsarten.  Der  Staatsrat  kann  ausserdem  die  Hinterlegung  einer 
Summe  Geldes  oder  sonstige  Sicherheit  von  solchen  Gewerbetreibenden 
verlangen,  zur  Garantie  für  die  Erfüllung  ihrer  Verbindlichkeiten.  Das 
Gesetz  unterscheidet  Patente  für  deballage  und  etalage  (vorübergehender 
Verkauf  in  einem  offenen  Lokal  oder  auf  offener  Strasse),  für  coljmrtage 
(Verkauf  mitgebrachter  Waren),  für  umherziehende  Handwerker  und 
für  umherziehende  Künstler.  Zur  Erlangung  des  Patentes  sind 
ausser  Entrichtung  der  Gebühr  persönliche  Eigenschaften  erforderlich. 

4.  Die  Jahr-  und  Wochenmärkte  sind  durch  die  Gemeinden 
festzustellen  und  fallen  unter  ihre  Polizeigewalt. 

Gesetz  vom  2.  Dezember,  betr.  Abänderung  des  Ge- 
setzes vom  81.  Januar  IHM»  über  Erhebung  der  Erbschafts- 
steuer. 

Führt  eine  Erbschaftssteuer  für  die  direkten  Nachkommen  ein. 

1900. 

Gesetz  vom  10.  Mai,  betr.  Abänderung  einiger  Be- 
stimmungen des  Zivilgesetzbuches  infolge  der  Annahme 
des  Gesetzes  vom  5.  Dezember  189t»  über  Besserstellung 
der  Ehefrau  im  Zivilrecht,  setzt  einige  Bestimmungen  des  C.  C. 
in  Einklang  mit  dem  Gesetze  vom  5.  Dezember  IM»'.»  (s.  oben  S.  15.'i5)f 
•welches  der  Ehefrau  erweiterte  Kompetenzen  zur  Abschliessnng  von 
Jahrbuch  der  internat.  Vereinigung.  6.  u.  7.  13J.  i»7 
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Rechtsgeschäften,  Erhebung  von  Prozessen  einräumt  und  sie  namentlich 
von  der  Mitwirkung  der  2  nächsten  Verwandten  dispensiert. 

Zusatzgesetz  vom  10.  Februar  zum  neuen  Art,  55, 
Abs.  2  des  Strafgesetzbuches  vom  18.  Februar  1843,  abge- 
ändert durch  Gesetz  vom  24.  November  18M1*. 

Wo  das  Gesetz  ein  Spezialininimum  vorsieht,  kann  letzteres,  wenn 
der  Täter  ein  Minderjähriger  (14—18  Jahre  alt)  ist,  auf  die  Hälfte 
herabgesetzt  werden. 

Gesetz  vom  <>.  September,  betr.  Abänderung  der 
Artikel  84  und  510  des  Zivilprozesses  über  die  Prozess- 
kaution, bringt  das  bisherige  Recht  mit  der  Haager  Konvention 
vom  14.  November  1896  und  vom  22.  Mai  1 8**7  in  Einklang,  indem 
es  für  Schweizer  anderer  Kantone  die  cautio  judicatnm  solvi  eben- 
falls abschafft. 

Gesetz  vom  12.  Mai,  betr.  die  Fremdenpolizei. 

Die  Fremdenpolizei  wird  unter  Aufsicht  des  kantonalen  Juetiz- 
und  Polizeidepartements  durch  die  Gemeindevorsteher  ausgeübt. 

Fremde  (d.  h.  Schweizer  anderer  Kantone  und  Landesfremde) 
haben  eine  Aufenthaltsbewilligung  (pennis  de  domicile)  einzuholen, 
die  auf  den  Nachweis  der  Nationalität  und  bei  militärpflichtigen 
NichtSchweizern  auf  den  Nachweis  der  erfüllten  Militärpflicht  hin 
erteilt  wird.  Die  Gebühr  beträgt  '.i  Frs.,  für  Arbeiter  und  Be- 
dienstete 1  Frs.;  die  Gültigkeitsdauer  ist  unbegrenzt.  Die  Aufenthalts- 
bewilligung gilt  nur  für  eine  Gemeinde.  Sie  kann  zurückgezogen 
werden  durch  das  Justiz-  und  Polizeidepartement  : 

1.  wenn  die  hinterlegten  Papiere   nicht   in  Ordnung  oder  un- 
genügend sind; 

2.  wenn  der  Fremde  dauernd  der  öffentlichen  Wohltätigkeit  zur 
Last  fällt. 

Ausserdem  kann  ein  NichtSchweizer  ausgewiesen  werden: 

1.  wenn  er  die  Pflichten,  welche  ihm  gegenwärtiges  Gesetz  auf- 
erlegt, nicht  erfüllt; 

2.  wenn  sein  Verhalten  oder  dasjenige  seiner  Familienglieder  zu 
ernsten,  berechtigten  und  wiederholten  Klagen  Anlass  gibt; 

3.  wenn  er  (strafrechtlich)  verurteilt  worden  ist,  auch  ohne  der 
bürgerlichen  Ehrenrechte  verlustig  erklärt  worden  zu  sein; 

4.  wenn  er  die  innere  oder  äussere  Sicherheit  des  Staates  gefährdet 
oder  die  Interessen  des  Landes  schädigt. 
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Gegen  die  Zurückziehung  der  Aufenthaltsbewilligung  nnd  gegen 
Ausweisung  steht  der  Rekurs  an  den  Staatsrat,  offen. 

Gesetz  vom  27.  November,  betr.  die  finanzielle  Be- 
teiligung des  Staats  an  Eisenbahnunternehmnngen. 

Ausgenommen  von  jeder  Subventionierung  sind  die  lokalen 
Tramways,  die  Luxusbahnen  und  alle  diejenigen  Hahnen,  welche 
vorwiegend  der  Privatspekulation  dienen.  Die  Beiträge  des  Staate«, 
wie  sie  im  Gesetze  vom  13.  November  1*1*8  vorgesehen  waren, 
wurden  erheblich  herabgesetzt  (vorgl.  Jahrbuch  1899);  sie  sind  im 
Maximum: 

30000  Frs.  per  Kilometer  für  nornialspiirige  Bahnen, 
20000    r  H  schmalspurige  Bahnen, 

10  000  r  „  Strassenbahnen. 

Der  Staat  erwirbt  gegen  seine  Subvention  Aktien  zweiten 
Ranges,  die  auf  eine  Dividende  erst  nach  •r'°'0iger  Verzinsung  und 
auf  Rückzahlung  im  Falle  der  Liquidation  erst  nach  Rückzahlung 
der  Aktien  erster  Klasse  Anspruch  haben. 

Das  Gesetz  sieht  die  Ausarbeitung  eines  Projektes  der  noch 
zu  bauenden  und  zu  subventionierenden  Linien  des  Kantons  vor, 
welches  Projekt  seither  ausgearbeitet  nnd  vom  Grossen  Rate  durch 
Dekret  vom  13.  Mai  1902  gutgeheissen  worden  ist. 

Gesetz  vom  17.  November,  betr.  Abänderung  des 
Gesetzes  vom  19.  Februar  1892  über  das  Sekundarschul- 
wesen. 

Das  zitierte  Gesetz  wird  dahin  abgeändert,  dass  die  Handels- 
schule als  selbständiges  Institut  neu  organisiert  wird,  dass  die 
Errichtung  eines  kantonalen  Technikums  vorgesehen  wird  und  dass 
die  Gewerbeschulen  nnd  das  gymnase  mathematique  als  besondere 
Anstalten  aufgehoben  werden.  Die  mittleren  Lehranstalten  des  Kantons 
sind  zum  Teil  kantonale,  zum  Teil  Gemeindeanstalten  mit  staatlicher 
Unterstützung  und  Mitwirkung. 

Die  Gemeindeanstalten  sind: 

1.  ecoles  secondaires  (Realschulen); 

2.  ecoles  superieures  de  jeunes  filles; 

3.  Colleges  communanx  (mit  teilweise  klassischem  Programm). 

Die  kantonalen  Anstalten  sind: 

1.  die  kantonale  landwirtschaftliche  Schule: 

2.  die  ecole  industrielle  mit  dem  darauffolgendem  gymnase  scientifique. 
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•i.  die  Handelsschule; 

4.  das  zu  errichtende  Technikum; 

5.  das  College  eantonal  mit  dem  darauffolgenden  gymnase  classiqtie; 
G.  die  Lehrerseminare. 

1901. 

Gesetz  vom  21.  November  über  Revision  der  ersten 
Hälfte  der  neuen  offiziellen  Gesetzessammlung  (Abschnitt 
18():J    LSir.).    Vergl.  oben  Gesetz  vom  4.  März  1899. 

Gesetz  vom  2:1  August,  betr.  Abänderung  des  Art.  49 
des  Gesetzes  vom  8.  September  1*9;$  über  die  Ausübung 
der  politischen  Rechte,  und  betr.  Einführung  neuer  Re- 
stimmungen  in  dieses  Gesetz  zur  Erleichterung  der  Aus- 
übung des  Stimmrechts  an  den  Gemeindeversammlungen. 

Nachdem  das  Rundesgesetz  vom  .'10.  März  1  IM »0  den  Kantonen 
gestattet  hatte,  die  Wahlurnen  für  eidgenössische  Wahlen  und 
Abstimmungen  schon  am  Vorabend  des  offiziellen  Abstimmungstages 
aufzustellen,  ermächtigt  das  kantonale  Gesetz  die  Gemeinden,  dies 
nach  eingeholter  Erlaubnis  für  alle  kantonalen  und  eidgenössischen 
Gemeindeabstimmungen  zu  tun.  und  regelt  das  dabei  einzuhaltende 
Verfahren. 

Gesetz  vom  1U.  Februar,  betr.  Abänderung  von  Art.  2<>0 
des  neuen  Strafgesetzbuches. 

„Wer  an  einem  Kinde  von  unter  15  Jahren  unzüchtige  Hand- 
lungen begeht,  ist  gleich  demjenigen  zu  bestrafen,  der  unzüchtige 
Handlungen  mit  Gewalt  vornimmt." 

Gesetz  vom  9.  Mai  über  Anwendung  von  Straf- 
bestimmungen anderer  Gesetze  als  des  Strafgesetzbuches. 

Ähnlich  dem  Gesetz  vom  24.  November  1899  werden  hier  in 
den  Nebenstrafgesetzen  die  Straf  minima  bei  Zuchthaus  und  Gefängnis 
aufgehoben,  bei  Russen  auf  l,.r»0  Frs.  herabgesetzt.  Ausgenommen 
hiervon  sind  die  fiskalischen  Gesetze  und  das  Jagdgesetz. 

(iesetz  vom  1*>.  Mai,  betr.  Abänderung  der  Re- 
stimmungen  des  Strafgesetzbuches  und  des  St rafprozesses 
über  Regnadigung  und  Rehabilitation. 

Die  Regnadigung  kann  gewährt  werden  für  Zuchthaus  über 
3  Jahre,  Gefängnis  oder  Interniernng  in  eine  Colonie  agricole  oder 
industriell.'  über  2  Jahre:  bei  Entziehung  der  bürgerlichen  Ehren- 
rechte und  der  väterlichen  Gewalt,  sowie  bei  Entziehung  des  Hechtes, 
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ein  Gewerbe  oder  einen  Beruf  zu  betreiben.  In  allen  diesen  Fällen 
kann  die  Begnadigung  erst  naeligesiirht  werden,  nachdem  der  Ver- 
urteilte 1  Jahr  seiner  Strafe  abgebest  hat.  bei  lebenslänglichem 
Zuchthaus  nach  ."»  Jahren.  I >ie  Begnadigung  wird  vom  Grossen 
Rate  ausgesprochen  auf  Antrag  des  Staatsrates  nach  einem  im 
Gesetze  näher  geregelten  Verfahren.  Hin  abgewiesenes  Gesuch  kann 
vor  einem  Jahre  nicht  erneuert  werden.  Rehabilitat ionsgesuchc 
werden  vom  Bezirksgerichtspräsidenten  instruiert. 

Gesetz  vom  22.  Mai  Uber  die  Strafanstalten. 

Das  Gesetz  unterscheidet  folgende  Arten  der  Freiheitsentziehung 
(detention):  1.  Zuchthausstrafe,  2.  Gefängnisstrafe,  -i.  lnterniemng 
in  eine  Kolonie,  4.  Internierung  in  eine  Besserungsanstalt  (t'eole  de 
reforme),  f».  das  Gefängnis  anstatt  Geldbusse.  6.  die  Untersuchungs- 
haft, 7.  die  Bolizeihaft. 

Die  Freiheitsstrafen  sollen  auf  die  Besserung  des  Verurteilten 
hinwirken.  Letzterer  wird  allmählich  auf  seinen  Wiedereintritt  in 
die  Gesellschaft  vorbereitet,  und  wenn  er  dazu  reif  erscheint,  kann 
er  provisorisch  und  bedingt  entlassen  werden.  Die  bedingte  Ent- 
lassung kommt  nur  denjenigen  zugute,  die  '-  ;i  ihrer  Strafe  verbüsst 
haben,  im  Minimum  8  Monate,  zu  lebenslänglichem  Zuchthans  Ver- 
urteilten nach  2.".  Jahren.  Der  bedingt  Entlassene  erhält  von  Seiten 
der  Anstalt  einen  Entlassungsschein  (billet  de  conge),  welcher  die 
noch  nicht  verbüsste  Strafzeit  und  Verhaltungsvorschriften  für  den 
Entlassenen  enthält:  dieser  steht  unter  der  Aufsicht  der  Behörden; 
der  Aufenthalt  in  gewissen  Bezirken  oder  Gemeinden  kann  ihm  ver- 
boten werden.  Wenn  der  bedingt  Entlassene  die  Bedingungen  seiner 
Entlassung  nicht  einhält,  ein  liederliches  Leben  führt,  nicht  nach- 
weisen kann,  dass  er  seinen  Lebensunterhalt  rechtschaffen  verdient 
oder  den  ihm  gemachten  Bemerkungen  nicht  Rechnung  trägt,  kann 
er  wieder  ins  Gefängnis  gesetzt  werden,  um  den  Rest  seiner  Strafe 
abzuküssen.  Die  bedingte  Freiheit  dauert  so  lange,  bis  die  Strafzeit 
abgelaufen  ist.  Die  bedingte  Entlassung  wird  vom  Staatsrate  aus- 
gesprochen nach  Anhörung  der  commission  de  clcmence  bei  Zucht- 
hausstrafsachen und  des  Anstaltsleiters  bei  anderen;  er  beschliesst 
ebenfalls  die  Wiederaufhcbnng  der  Freiheit. 

Die  bedingt  Entlassenen,  sowie  die  ans  dem  Zuchthaus,  den 
Kolonien  und  den  Besserungsanstalten  Entlassenen  werden  unter  eine 
vom  Staatsrat  einzurichtende,  event.  durch  einen  Privat  verein  zu 
übende  Aufsicht  gestellt  (patronage). 
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Es  bestehen  folgende  Strafanstalten:  1.  das  Zuchthaus.  2.  das 
Zentralgefängnis,  3.  die  Kolonien,  4.  die  Besserungsanstalten  für 
Jugendliche  (ecoles  de  reforme),  r>.  die  Arrondissements-  und  Bezirks- 
gefängnisse (sowie  diejenigen  dreier  Kreise),  (\.  die  Arrestlokale  der 
Gemeinden. 

In  das  Zuchthaus  kommen  die  zu  mehr  als  3  Monaten  Zucht- 
hausstrafe Verurteilten,  in  das  Zentralgefängnis  die  zu  mehr  als 
14  Tagen  Gefängnis  Verurteilten,  in  die  Kolonien  die  zu  dieser  Strafe 
Verurteilten,  sowie  arbeitslose  entlassene  Sträflinge,  in  die  Besserungs- 
anstalten jugendliche  Angeklagte  unter  14  Jahren,  solche  zwischen 
14  und  IS  Jahren,  die  ohne  Unterscheidung* vermögen  gehandelt 
haben,  und  solche,  die  sich  der  elterlichen  Zucht  nicht  fügen.  Die 
Arrondissements-  und  Bezirksgefängnisse  nehmen  die  Untersuchungs- 
gefangenen  und  diejenigen  Verurteilten  auf,  welche  nicht  in  eine 
andere  Anstalt  interniert  werden,  sowie  disziplinarisch  bestrafte 
Militärs. 

In  allen  Strafanstalten  sorgt  der  Staat  für  den  Lebensunterhalt 
und  die  Gesundheit  der  Gefangenen;  er  verschafft  ihnen  die  Tröstungen 
der  Religion,  wenn  sie  es  wünschen,  Schulunterricht,  wenn  sie  dessen 
filhig  sind,  und  halt  sie  zur  Arbeit  an.  Im  Zuchthaus  sind  die  Ge- 
fangenen zuerst  der  Einzelhaft  mit  Arbeit  am  Tag  unterworfen,  in 
der  Regel  nicht  über  (5  Monate,  sodann  gemeinsamer  Arbeit  in  grossen 
Arbeitsräuuien  ohne  Erlaubnis  zu  sprechen  und  endlich  Arbeit  iu 
kleinen  Arbeitsräumen  mit  Erlaubnis  zu  sprechen,  auch  in  Neben- 
gebäuden des  Zuchthauses;  Einzel-  oder  gemeinsame  Schlafräume  des 
Nacht«.  Das  Verhalten  der  Sträflinge  wird  jeden  Monat  von  der 
Aufsichtskommission  beurteilt,  Der  Sträfling  erhält  einen  Teil  seines 
Arbeitserwerbes  zu  Eigentum  (pecnle).  Er  kann  darüber  auch  nach 
der  Entlassung  nur  bedingt  verfügen. 

Im  Zentralgefängnis  sind  die  Sträflinge  zur  Arbeit  ebenfalls 
verpflichtet,  sie  können  aber  die  ihnen  am  meisten  zusagende  Arbeit 
unter  den  in  der  Anstalt  eingerichteten  auswählen,  sie  können  auf 
ihre  Kosten  eine  andere  Arbeit  annehmen,  sie  empfangen  den  Erlös 
ihrer  Arbeit  nach  Abzug  des  der  Anstalt  zufallenden  Teiles. 

Die  Kolonienbewohner  haben  die  ihnen  zugewiesene  Arbeit  zu 
verrichten,  erhalten  aber  dafür  Lohn.  Die  in  Besserungsanstalten 
untergebrachten  jungen  Leute  werden  ebenfalls  angemessen  be- 
schäftigt; sie  können  je  nach  dem  erzieherischen  Erfolge  früher 
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entlassen  werden  oder  aber  länger,  und  zwar  bis  zu  ihrer  Gross- 
jährigkeit,  behalten  werden. 

In  den  Arrondissements-,  Hezirks-  und  Kreisgefängnissen  sind 
die  zu  Zuchthans,  die  zu  Gefängnis  Verurteilten  und  die  Unter- 
snchungsgefangenen  nach  Kategorien  sowohl  als  je  unter  «ich 
getrennt  zu  halten;  letzteren  soll  auch  Gelegenheit,  sich  zu 
beschäftigen,  gegeben  werden. 

Die  Verwaltung  der  .Strafanstalten  steht  unter  der  Leitung 
deß  Justiz-  und  Polizeidepartements,  welches  unter  sich  hat:  einen 
Leiter  für  jede  Anstalt.  Geistliche,  Lehrer  und  Wärter.  Für  das 
Zuchthaus  bestehen  ausserdem:  1.  eine  commission  de  eleinenee,  welche 
die  bedingten  Entlassungen  und  event.  andere  Fragen  begutachtet; 
die  Mitglieder  derselben  sollen  die  Sträflinge  regelmässig  besuchen; 
2.  eine  Anfsichtskommission,  welche  dazu  berufen  ist,  das  Verhalten 
der  Sträflinge  monatlich  zu  beurteilen,  Disziplinarstrafen  innerhalb 
ihrer  Kompetenz  auszusprechen  und  der  commission  de  clemcnce  ihr 
Gutachten  über  bedingte  Entlassungen  abzugehen. 

Gesetz  vom  14.  Februar  über  die  Behandlung  der 
Geisteskranken. 

Die  Geisteskranken  können  in  einer  öffentlichen  oder  privaten 
Anstalt  oder  sonst  bei  Privatpersonen  untergebracht  werdet).  Die 
Aufsichtsbehörde  sorgt  dafür,  dass  allen  geisteskranken  Personen 
die  nötige  Pflege  zuteil  wird.  Zur  Eröffnung  einer  Privatkranken- 
anstalt bedarf  es  einer  Bewilligung  des  Staatsrates;  der  Eigentümer 
der  Anstalt  hat  sich  allen  Vorschriften  über  Einrichtung  der  Anstalt 
und  Behandlung  der  Kranken  zu  unterziehen.  In  der  Kegel  sollen 
auch  Privatanstalten  von  Ärzten  geleitet  sein;  wenn  nicht,  dürfen 
sie  keine  Kranken  aufnehmen,  deren  Behandlung  die  Anwendung  von 
Zwang  erfordert.  Die  öffentlichen  und  privaten  Anstalten  stehen  unter 
dem  Sanitätsrat,  der  als  Aufsichtsbehörde  fungiert;  er  kann  und  soll 
sie  besichtigen,  so  oft  er  es  für  nötig  findet;  die  Kranken  können  sich 
direkt  an  ihn  wenden.  Seine  Entscheidungen  können  durch  Rekurs 
vor  den  Staatsrat  gebracht  werden.  Die  Aufnahme  der  Kranken  muss 
von  ihm  bewilligt  werden,  wurde  sie  vom  Kranken  selbst,  seinen  An- 
gehörigen oder  von  einer  Behörde  verlangt;  in  dringlichen  Fällen  erfolgt 
provisorische  Aufnahme.  Innerhalb  7  Tagen  seit  der  Aufnahme  in 
eine  Anstalt  besucht  ein  Mitglied  oder  ein  Delegierter  der  Aufsichts- 
behörde den  Kranken,  und  innerhalb  eines  Monats  hat  ihr  der  Leiter 
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der  Anstalt  einen  ärztlichen  Berieht  iil»ei-  den  Kranken  zu  senden. 
Die  Aufsichtsbehörde  entscheidet  auch  über  Entlassungsgesnche;  ver- 
weigert sie  die  Entlassung,  so  können  die  Angehörigen  des  Kranken 
und  andere  Interessenten  eine  ärztliche  Begutachtung  verlangen,  auf 
Grund  deren  der  Staatsrat  endgültig  entscheidet. 

Gesetz  vom  2H.  November  über  die  Sonntagsruhe. 

Das  Gesetz,  welches  die  ütTciitlichen  Ruhetage  bestimmte,  am 
Sonntag  die  Arbeit  ausserhalb  der  Häuser  und  grundsätzlich  solche 
von  Arbeitern  uud  Angestellten  verbot  uud  die  Schliessung  der 
Kaufläden  mit  einigen  Ausnahmen  anordnete,  fiel  einer  Initiativ- 
bewegung zum  Opfer.  Die  Initianten  hatten  die  Volksabstimmung 
über  Auf  liebung  des  Gesetzes  verlangt;  die  Abstimmung  wurde  auf 
den  2*.  September  1901  angesetzt  uud  ergab  für  Abschaffung 
P.K'517,  für  Beibehaltung  )sk\2  Stimmen. 

Gesetz  vom  18.  Februar  über  die  gewerbliche  Be- 
nutzung der  öffentlichen  Gewässer. 

Zur  Ableitung  oder  dauernden  gewerblichen  Benutzung  öffent- 
licher Gewisser  bedarf  es  einer  staatlichen  Konzession.  Die  Kon- 
zession wird  erteilt,  nachdem  die  Pläne  in  der  Präfektnr  des  be- 
treffenden Bezirkes  während  eines  Monats  öffentlich  aufgelegt  worden 
sind;  über  eventuelle  Einwendungen  entscheidet  der  Staatsrat  nach 
Anhörung  von  Experten.  Die  Gemeinden  können  nach  der  Hinter- 
legung ein  konkurrierendes  Begehren  stellen  auf  Grund  provisorischer 
Pläne:  sie  haben  dann  innerhalb  <><)  Tagen  definitive  Pläne  aus- 
zuarbeiten. Das  Begehren  der  Gemeinde  verdient  den  Vorzug,  wenn 
es  die  Wasserkraft  zu  einem  öffentlichen  Verwaltungsdienst  ver- 
wenden will. 

Die  Konzession  gibt  dem  Konzessionär  kein  Hecht  gegenüber 
dem  Eigentümer  des  erforderlichen  Grund  und  Bodens,  er  kann 
eventuell  auf  dem  Wege  der  Expropriation  vorgehen. 

Gegenfiber  dem  Staate  ist  das  Rechtsverhältnis  folgendes:  Die 
Konzession  wird  auf  mindestens  ."»0  Jahre  erteilt ;  nach  Ablauf  dieser 
Zeit  ist  der  Staat  nicht  verpflichtet,  sie  zu  erneuern,  vorher  kann 
er  dem  Konzessionär  expropriieren,  d.  h.  wohl  die  Konzession  gegen 
Entschädigung  zurückziehen.  Lnbillig  erscheint  es.  dass  der  Staat 
keine  Entschädigung  zu  leisten  hat.  wenn  er  durch  Korrektions-  oder 
andere  öffentliche  Arbeiten  den  Lauf  des  Gewä-sers  verändert.  Sodann 
hat  der  Konzessionär  zu  dulden,  dass  sich  Gemeinden,  deren  Gebiet 
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er  besitzt,  ihre  eigenen  Einrichtungen  mit  seinem  Werke  in  Ver- 
bindung setzen  (gemeint  sind  wohl  Feiierlöschanstalten).  Der  Kon- 
zessionär ist  verpflichtet,  während  einer  bestimmten  Frist  die  Arbeiten 
auszuführen;  wenn  er  seine  Werke  wätiretid  :1  Jahren  nicht  betreibt, 
fallt  die  Konzession  dahin.  Kr  hat  dem  Staat  eine  einmalige  Kon- 
zessionsgebühr  von  20  Frs.  und  eine  jährliehe  (iebiihr  von  höchstens 
Frs.  pro  J'ferdckraft  zn  bezahlen;  die  letztere  (iebiihr  wird  nach 
der  Kraft  der  Maschine  berechnet,  nicht  nach  der  in  Anspruch  ge- 
nommenen Wasserkraft.  Die  Konzession  ist  persönlich  und  kann 
durch  Vertrag  nicht  ohne  Einwilligung  des  Staates  übertragen  werden. 

tiesetz  vom  2'.*.  November  über  die  Errichtung  von 
lokalen  Viehversicherungskassen  gegen  den  durch  Unfall 
oder  Krankheiten  entstehenden,  nicht  in  der  allgemeinen 
Versicherung  inbegriffenen  Verlust  von  Kindvieh. 

Die  schon  bestehende  kantonale  Viehvcrsicherungsanstalt  ver- 
sichert das  Vieh  gegen  eine  Anzahl  ansteckender  Krankheiten;  vor- 
liegendes Gesetz  soll  das  Rindvieh  gegen  die  andern  Krankheiten 
und  gegen  Unfall  versichern.  Zu  diesem  Zweck  kann  in  jeder  Ge- 
meinde oder  in  einem  Viehinspektionsbezirk  eine  Ortskrankeiikasse 
gegründet  werden  durch  eine  auf  Verlangen  von  1<>  Viehbesitzern 
oder  von  x;l  aller  Viehbesitzer  einberufenen  Versammlung  der  Vieh- 
besitzer, welche  mit  Mehrheit  der  Anwesenden  einen  dahingehenden 
Des«  hluss  fasst.  Die  Kasse  ist  obligatorisch  für  alle  Besitzer  von 
über  10  Tagen  altem  gesunden  Vieh.  Die  Kasse  ersetzt  SO°;H  des 
Versicherungswertes  des  zugrunde  gegangenen  Tieres  und  erwirbt 
die  brauchbaren  Keste  desselben,  im  Erkrankungsfalle  die  Hälfte  der 
Arzt-  und  Arzneikosten.  Der  Staat  gewährt  der  Kasse  einen  jähr- 
lichen Beitrag  von  1  Fr.  pro  Stück  Rindvieh  und  der  Bund  gewährt 
den  gleichen  Zuschuss.  Die  Versicherten  haben  eine  dem  Versicherungs- 
wert entsprechende  Prämie  von  wenigstens  4<>  Cts.  für  100  Frs.  Ver- 
sicherungswert zu  bezahleu  und  eine  Einschreibegebilhr  von  50  Cts. 

Verordnung  vom  12.  Februar,  betr.  Abänderung  der 
Verordnung  vom  15.  August  1*74  über  die  Organisation  der 
kantonalen  Hypothekarkasse  und  Änderung  des  Namens 
der  letzteren  in:  Credit  foncier  vaudois. 

Abgesehen  von  der  im  Titel  angegebenen  Namensänderung 
wird  das  Kapital  von  12  auf  '50  Millionen  Franken  erhöht,  auf  die 
sich  die  staatliche  Garantie  einer  l00igen  Dividende  erstreckt. 
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Gesetz  vom  2*.  Dezember  über  Erhebung  der  Hand- 
änderungsgebüh  r. 

Die  Handänderungsgebnhr  wird  erhoben:  1.  von  entgeltlichen 
Iinmobiliarverkäufen  und  mehr  als  15  jährigen  Mietsverträgen,  2.  von 
unentgeltlichen  Eigentumsübertragungen  an  Mobilien  und  Immobilien 
unter  Lebenden  oder  von  Todes  wegen.  Es  fallen  im  Räume  darunter 
alle  im  Kantone  gelegenen  Immobilien  und  alle  Mobilien.  welche 
zur  Erbschaft  einer  im  Kanton  domizilierten  oder  wohnhaften  Person 
geboren  oder  einer  Person  deren  Erbsehaft  kraft  Staatevertrages 
im  Kanton  eröffnet  wird.  Ausgenommen  sind  Verlassenschaften 
direkter  Deszendenten  von  nicht  über  5000  Frs.  und  wohltätige 
Schenkungen  und  Legate.  Die  Haudändernngsgebühr  bei  entgelt- 
lichen Geschäften  steht  im  Verhältnis  des  Wertes  des  Gegenstandes; 
die  Erbschafts-  nnd  Schenkungssteuer  ist  progressiv:  1.  nach  folgenden 
Wertkategorien : 

1—  20000  Frs  1 

20001-  50000    „   V  4 

50001  -100000   V  !„ 

100001    200000    13/4 

200001  und  mehr    „   2, 

2.  nach  dem  Grade  der  Verwandtschaft  in  folgendem  Verhältnis: 

Direkte  Deszendenten  und  Aszendenten:  1,  Seitenverwandte 
des  2.  Grades  21/*,  des  3.  Grades  3,  des  4.  Grades  4,  des  5.  Grades  5, 
des  0.  Grades  6,  des  7.  nnd  der  folgenden  Grade  7,  Ehegatten  21,*, 
Dienstboten  21l2  für  die  ersten  10000  Frs.,  6  für  das  Plus.  Das 
uneheliche  Kind  wird  dem  ehelichen  in  dieser  Beziehung  gleich 
geachtet. 


19.  Wallis. 

Referent:  Dr.  Hugo  Oser,  Professor  der  Rechte,  Freiburg  i.  Ü. 

1899. 

Gesetz,  betr.  den  Aufschub  des  Strafvollzugs,  vom 
23.  Mai. 

Der  Richter  kann  nach  seinem  Ermessen  gegenüber  einem  das 
erste  Mal  zu  einer  Freiheitsstrafe  von  höchstens  einem  Jahr  Ver- 
urteilten   den  Strafvollzug  aufschieben.     Erfolgt  innerhalb  fünf 
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Jahren  keine  neue  Verurteilung  wehren  Übertretung  des  wallisischeu 
Strafgesetzbuches,  die  mit  über  einem  Jahr  Freiheitsstrafe  bedroht 
int,  so  fallt  die  Strafe  definitiv  dahin.  Entgegengesetzten  Falles  ist 
der  Vollzug  nachzuholen  und  der  Delinquent  gilt  als  rückfällig. 
Der  Aufschub  gilt  nicht  für  die  Prozesskosten  und  die  Zivil- 
entsehädigung.  wohl  aber  für  die  Aberkennung  der  bürgerlichen 
Ehrenrechte. 

1000. 

1.  Gesetz  über  den  Schuldenabzug  vom  24.  November. 
Betrifft  den  Abzug  der  Hypothekarschulden  von  den  zu  ver- 
steuernden Liegenschaften. 

2.  Znsatzgesetz  zum  Expropriationsgesetz  vom 
1.  Dezember  1**7,  vom  20.  November. 

Zur  Förderung  der  baulichen  Entwicklung  der  Gemeinden 
können  letztere  Pläne  für  Erweiterung  der  Ortschaft,  die  Herstellung 
von  Strassen,  Kanälen  etc.  aufstellen  und  dem  Staatsrat  zur  Genehmigung 
unterbreiten.  Innerhalb  dreissig  Tagen  können  Einsprachen  beim 
Staatsrat  erfolgen  und  für  6  Monate  kann  jede  Änderung  einer 
durch  den  Plan  berührten  Liegenschaft  untersagt  werden.  Wird 
der  Plan  genehmigt,  so  wird  die  Untersagung  definitiv,  es  dürfen 
aber  die  betreffenden  Eigentümer  die  Expropriation  verlangen.  Die 
Expropriationssumme  darf  den  durchschnittlichen  für  die  letzten 
zehn  Jahre  ermittelten  Kaufwert  von  Liegenschaften  der  gleichen 
Zone  nicht  übersteigen.  Liegenschaften,  die  durch  die  in  Aussicht 
genommenen  Arbeiten  an  Wert  gewinnen,  können,  auch  wenn  sie 
durch  die  Expropriation  nicht  direkt  berührt  werden,  zu  Heiträgen  bis 
auf  »>Ö° „  des  dadurch  herbeigeführten  Mehrwertes  angehalten  werden. 

3.  Hausiergesetz  vom  2tJ.  November. 

Enthält  die  infolge  von  hier  wie  anderwärts  laut  gewordenen 
Klagen  gegeu  das  Überhandnehmen  des  Hausiergewerbes  üblichen 
Erschwerungen  (Erhöhung  der  Patentgebühren,  Ausschluss  einzelner 
Warengattungen,  gewisse  Anforderungen  an  die  Person  des  Hausierers). 
Den  Standkrämern  werden  gewisse  Operationen  wie  Ausverkauf, 
Verkauf  mit  Rabatt,  unter  dem  Ankaufspreis  und  andere  untersagt. 

1901. 

1.  Gesetz,  betr.  Abänderung  einiger  Bestimmungen 
des  Gesetzes  vom  80.  Noveinlier  1SS2  über  die  Sonn-  und 
Festtagsruhe,  vom  22.  Mai. 
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Verschärft  die  Bestimmungen  des  früheren  Gesetzes  teilweise. 
Während  des  vormittägigen  Gottesdienstes  werden  alle  öffentlichen 
Arbeiten,  auch  auf  dem  Felde  untersagt  ;  während  der  übrigen  Tages- 
zeit bedarf  es  der  Einwilligung  der  zuständigen  Behörde,  die  nur 
bei  Dringlichkeit  erteilt  wird.  Dem  Gemeinderat  werden  neue 
Kompetenzen  über  die  Schliessung  von  Etablissements  und  das 
Verbot  von  Versteigerungen  gegeben. 

2.  Jagdgesetz  vom  25.  November. 

Das  Jagdrecht  für  den  ganzen  Kanton  wird  wie  bisher  erteilt 
gegen  Lösung  eines  Patentes.  Dasselbe  kostet  15  Fr»,  mit  einigen 
Znschlagsgebühren.  Im  Interesse  der  Zunahme  des  Wildstandes 
besteht  absoluter  Schutz  einiger  Tiere  (Murmeltiere,  Steinböcke, 
Auerhennen  etc.),  relativer  Schutz  anderer  durch  Beschränkung  der 
Jagdzeit,  dem  Staatsrat  anheimgegebener  Schaffung  kantonaler  (neben 
den  eidgenössischen  bestehender)  Hannbezirke  und  Verschärfung  der 
Bussen  gegen  Jagdfrevel. 


20.  Neuenburg. 

Referent:  Charles  Meckenstock,  Professor  der  Rechte  und  Advokat. 

Neuenbürg. 

Gesetzgebung  1899—1901. 

(iesetz  vom  2:1.  November  1899  über  Schiedsgerichte. 

Dieses  (iesetz  änderte  dasjenige  vom  20.  November  1885  in 
folgenden  Hauptpunkten  ab: 

Die  Zuständigkeit  der  Schiedsgerichte  wird  auf  Objekte  be- 
s<  hränkt,  deren  Wert  500  Frs,  nicht  übersteigt.  Es  ist  dies  eine 
schon  längst  geforderte  Neuerung. 

Die  Schiedsgericht«  wählen  nicht  mehr  selbst  ihren  Vorstand. 
Der  abwechselnde  Vorsitz  eines  Arbeitgeben»  und  eines  Arbeitnehmers 
hatte  grosse  l'nzuträglicbkeiten  bezüglich  der  praktischen  Gleichheit 
der  Bürger  vor  dem  Gesetz  zur  Folge.  Nunmehr  wird  der  Präsident 
auf  :j  Jahre  vom  Grossen  Bat  ernannt, 

(iesetz  vom  2'5.  November  1*99  über  die  Befugnisse, 
Verfassung  und  Tätigkeit  der  kantonalen  Kammer  für 
Handel.  Gewerbe  und  Arbeit. 

Diese  kantonale  Kammer  ward  durch  Dekret  vom  19.  November 
1891  ins  Leben  gerufen,  um  die  Interessen  des  Fhrmachergewerbes 
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zu  vertreten  und  zu  schützen,  sowie  zum  Studium  der  Mittel  für 
die  Vermehrung  des  Wohlstandes  nnd  die  Verbe>serung  der  Arbeits- 
bedingungen jenes  Gewerbes.  Die  von  ihr  geleisteten  Dienste  be- 
wogen den  Grossen  Rat,  ihr  neue  wichtige  Kompetenzen  zn  verleihen. 
Die  Kammer  ist  jetzt  damit  betraut: 

a)  beständig  die  Lage  des  Handels,  der  Industrie  oder  der  Arbeit, 
ferner  die  Mittel  zum  Schutz  ihrer  Interessen  und  zur  Ver- 
mehrung ihres  Wohlstandes  zu  erforschen; 

b)  die  Wünsche  und  Vorschläge  der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer 
für  die  Verbes>erung  der  Arbeitsbedingungen  zu  untersuchen; 

c)  auf  die  Fortschritte  ausländischer  Konkurrenz  hinzuweisen  und 
deren  l'rsachen  zu  suchen; 

d)  alle  für  unseren  Handel  und  unser  Gewerbe  nützlichen  Aus- 
künfte zu  sammeln  und  zu  veröffentlichen; 

e)  als  Informationsstelle  tätig  zu  sein; 

f)  über  die  Anwendung  der  Arbeitet  Schutzgesetze  zu  wachen; 

g)  Streitigkeiten  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  zu  ver- 
hüten und  auszugleichen.  Zu  letzterem  Zweck  bildet  die  Kammer 
ans  ihrer  Mitte  eine  Sühne-  und  eine  Schiedsgerichts-Abteihing. 
Sühne  und  Schiedsspruch  geschehen  kostenfrei  für  die  Parteien. 

Gesetz  vom  April  l'.'Ol  über  Arbeiterschutz.  Es 
ist  dies  eine  einfache  Umarbeitung  des  Gesetzes  vom  11».  Mai  18%. 

Gesetz  vom  2">.  November  ll'Ol  über  Gebäude-Ver- 
sicherung. Das  Gesetz  hält  die  Verpflichtung  zur  Versicherung 
der  Gebäude  aufrecht  und  belüsst  ihr  den  Charakter  des  öffentlichen 
Staatsdienstes. 


21.  Genf. 

Referent:  Dr.  Hugo  Oser,  Professor  der  Rechte,  Freiburg  i.  Ü. 

1S99. 

Gesetz  über  die  landwirtschaftliche  Berufsbildung 
vom  1.  Juli. 

Vorgesehen  sind  besonderer  Unterricht  in  den  ländlichen 
Sekundärschulen,  der  auch  Nichtsehülern  zugänglich  ist,  Vorträge 
über  theoretische  und  praktische  Themata  in  den  Gemeinden,  eine 
kantonale  Obst-,  Wein-  und  Gemüsehauschule  mit  Untersuchung*- 
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Station,  Spezialkurse  für  Gärtnerlehrlinge  und  allgemeine  Acker- 
baukurse. Das  gesamte  landwirtschaftliche  Bildungsweseu  steht 
unter  der  Aufsicht  des  Departements  für  öffentlichen  Unterricht,  dem 
zn  näherer  Leitung  drei  Kommissionen  beigegeben  sind. 

Gesetz  über  den  Arbeitsvertrag  der  Minderjährigen 
(le  travail  des  mineurs)  vom  25.  November. 

Es  ersetzt  das  Gesetz  vom  15.  ütober  1802  über  das  Lehrlings- 
wesen. Da  das  schweizerische  Obligationenreeht  den  Lehrlingsvertrag 
dem  kantonalen  Recht  nicht  vorbehält,  so  war  bezüglich  einzelner 
Bestimmungen  des  bisherigen  Gesetzes  streitig,  ob  sie  gültig  seien. 
Das  vorliegende  Gesetz  stellt  sich  auf  andern  Boden  und  behandelt 
das  Lehrlingsverhältnis  als  eine  Art  der  Vormundschaft.  Lehrling  ist 
danach  jede  minderjährige  über  15  Jahre  alte  Person,  die  zum  Zweck 
der  Ausbildung  in  einem  Beruf  oder  Handwerk  unter  die  vormund- 
schaftliche oder  väterliche  Gewalt  eines  Meisters  gestellt  wird.  Diese 
Personen  sind  in  einem  besondern,  vom  Handels-  und  Industrie- 
departement geführten  Register  einzutragen.  Rechte  und  Pflichten 
des  Kontrahenten  werden  eingehend  geregelt.  Znr  Beaufsichtigung 
bestehen  besondere  Kommissionen.  Jährlich  finden  Prüfungen  statt 
für  diejenigen  Lehrlinge,  die  die  Lehrzeit  beendet  haben,  und  es 
werden  Diplome  erteilt. 

1900. 

Gesetz,  betr.  die  Einführung  von  Gebrauchstarifen 
zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  und  über  die  Bei- 
legung von  Streitigkeiten  bezüglich  der  Anstellungs- 
bedingungen vom  20.  Februar. 

Mangels  einer  besondern  Vereinbarung  im  einzelnen  Fall  soll 
für  das  Anstellungsverhältnis  massgebend  sein  der  für  jedes  Gewerbe 
bestehende  Gebrauch,  der  fixiert  wird  durch  eine  Vereinbarung 
zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeiter  oder,  wenn  sich  diese  nicht 
einigen  können,  durch  Schiedsrichter.  Beide  Parteien  werden  ver- 
treten durch  die  im  Handelsregister  eingetragenen  und  genehmigten 
Berufsvereine  und.  falls  solche  Vereine  nicht  existieren,  durch  die 
seit  wenigstens  drei  Monaten  im  Kanton  vorhandenen  Berufsgenossen. 
Sie  wählen  in  einer  durch  die  Vereine  oder,  falls  solche  fehlen,  auf 
Verlangen  von  einem  Fünftel  der  Berufsgeuossen  durch  den  Staatsrat 
einberufenen  Versammlung  ihre  Vertreter,  und  zwar  je  sieben  aus 
den  Arbeitgebern  und  ans  den  Arbeitern.  Diese  suchen  sich  zunächst 
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über  Anstellungsbedingungen  und  Tarife  zu  einigen,  wozu  es  einer 
Mehrheit  von  :,;4  der  beiderseitigen  Vertreter  bedarf.  Kommt  eine 
Verständigung  nicht  zustande,  so  sucht  auf  Verlangen  einer  Partei  der 
Staatsrat  eine  solche  herzustellen,  Gelingt  es  ihm  nicht,  so  beruft 
die  (durch  ein  Gesetz  von  1  geschatfcne)  zentrale  Schiedsgerichts- 
konimission die  Vertreter  und  entscheidet  mit  ihnen  durch  einfache 
Stimmenmehrheit  die  Anstände. 

Ein  festgesetzter  Gebrauch  besteht  für  die  im  Beschlnss 
bezeichnete  Dauer,  jedenfalls  aber  nicht  über  5  Jahre.  Er  wird 
stillschweigend  auf  je  ein  Jahr  erneuert,  falls  nicht  die  Kündigung 
erfolgt.  Dieser  Gebrauch  gilt,  bis  ein  neuer  an  die  Stelle  tritt  und 
ist  für  die  Gerichte  bindend. 

Solange  ein  solcher  Tarif  in  Kraft  besteht,  ist  jede  Arbeits- 
einstellung seitens  Arbeitgeber  oder  Arbeiter  zum  Zweck  der  Er- 
langung günstigerer  Bedingungen  ausgeschlossen.  Bricht  ein  Streik 
wegen  anderen  Ursachen  aus  oder  entstehen  andere  Ausstände,  die 
zur  ganzen  oder  teilweisen  Arbeitseinstellung  führen  könnten,  so 
findet  zur  Erledigung  des  Streites  dasselbe  Verfahren  statt,  wie  zur 
Aufstellung  des  Gebrauches. 

Die  Aufforderung  zu  gänzlicher  oder  teilweiser  Arbeits- 
einstellung unter  Verletzung  des  aufgestellten  Tarifs  und  dieses 
Gesetzes  wird  bestraft.  Die  Strafe  trifft  auch  den  Herausgeber  und 
Drucker  einer  öffentlichen  Aufforderung. 

Gesetz  über  Einrichtung  eines  Strafenstandsregisters 
(office  du  casier  judiciaire)  vom  17.  März. 

In  dies  Register  werden  eingetragen  alle  Freiheitsstrafen  über 
acht  Tage,  die  gegen  Genfer  und  im  Kanton  Genf  geborene  Personen 
irgendwo  ausgesprochen  worden  sind,  mit  einigen  Ausnahmen.  Aus 
dem  Register  kann  die  Gerichtebehörde,  sowie,  was  die  Einträge 
bezüglich  seiner  Person  betrifft,  jedermann  einen  Auszug  verlangen. 

Gesetz,  betr.  die  zivilrechtliche  Verantwortlichkeit 
des  Staates  und  der  Gemeinden,  vom  23.  Mai. 

Statuiert  die  unbedingte  Verantwortlichkeit  dieser  Gemeinwesen 
für  unerlaubte  verschuldete  in  Ausübung  ihres  Amtes  begangene 
Handlungen  ihrer  Organe  (magistrata  qui  les  represcntent),  sowie 
für  den  Schaden,  der  in  Ausübung  ihrer  Arbeit  begangen  wurde 
durch  Beamte  und  Angestellte,  falls  nicht  der  Gegenbeweis  der 
nötigen  Massnahmen,  um  diesem  Schaden  vorzubeugen,  geleistet  wird. 
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Gesetz,  betr.  Abänderung  von  Art.  138  und  130  der 
Gerichtsorganisation  von  1801 ,  vom  21.  Oktober  über 
Zulassung  zur  Advokatur. 

Hisher  wurde  zur  Ausübung  der  Advokatur  zugelassen 
jedermann,  der  sich  durch  ein  schweizerisches  juristisches  Doktor- 
oder Lizentiatsexamen  oder  anderweitig  über  die  nötigen  Kenntnisse 
auswies.  Da  nun  nach  Art.  der  Bundesverfassung  der  Befähignngs- 
ausweis  in  einem  Kanton  den  Inhaber  zur  Ausübung  der  Praxis  in 
der  ganzen  Schweiz  berechtigt,  wurde  der  Genfer  Ausweis  vielfach 
angewendet  von  Angehörigen  anderer  Kantone,  um  die  in  diesen  be- 
stehenden strengen  Bestimmungen  zu  umgehen.  Das  eine  Gesetz  ver- 
langt nun  als  weitere  Voraussetzungen:  Wohnsitz  im  Kanton  Genf 
und  zweijähriges  Stage  auf  einem  Advokaturbnrean,  worunter  ein 
Jahr  in  Genf. 

Gesetz,  betr.  die  öffentliche  ärztliche  Unterstützung, 
vom  21.  November. 

Es  betrifft  die  Fürsorge  für  bedürftige  Kranke,  Verletzte  und 
Gebrechliche.  Zu  diesem  Zwecke  stehen  zur  Verfügung  der  Kantons- 
spital, die  geburtshilfliche  Anstalt,  das  Asyl  Loex  für  chronische 
Krankheiten,  das  Hospiz  für  Rekonvaleszenten,  die  Irrenanstalt  und 
die  Polyklinik. 

1901. 

1.  Gesetz  über  Abschaffung  des  Scheckstempels  vom 
0.  März. 

2.  Gesetz  zum  Schutz  der  Weinberge  gegen  die 
Reblaus  und  über  deren  Bepllanznng  mit  amerikanischen  Heben 
vom  22.  Mai. 

Zur  Prüfung  und  zum  Berieht  über  die  nötigen  Massregeln 
zu  diesem  Zweck  wird  eine  Kommission  gewählt  und  im  Budget 
ein  Jahresbeitrag  festgesetzt  zur  Bestreitung  der  Kosten. 

3.  Gesetz  über  Errichtung  eines  Technikums  vom 
22.  Juni. 

Bezweckt  für  die  Schüler  die  Beschaffung  der  nötigen  theo- 
retischen nnd  technischen  Vorkenntnisse  zur  Ausübung  des  Berufes 
in  der  Bauindustrie,  Mechanik  und  Elektrotechnik,  als  Ingenieur, 
Betriebschef.  Leiter,  Inspektor,  Geometer,  Zeichner  nnd  Monteur. 

4.  Gesetz,  betr.  die  Einführung  der  „taxe  dite 
d'HopitaP,  vom  21.  September. 
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Die  Steuer  wird  verwendet  zur  unentgeltlichen  öffentlichen 
ärztlichen  Behandlung  Bedürftiger  und  wird  erhohen  v>.n  Bürgern. 
Niedergelassenen  und  Aufenthaltern. 

•ri.  Gesetz  über  Abänderung  des  Gesetzes  iiher  Pro- 
portionalvertretung vom  .lannar. 

Die  von  einer  politischen  Partei  oder  Gruppe  einzureichende 
Liste  der  Wahlkanditaten  soll  mindestens  zwanzig  (bisher  zehn) 
Unterschriften  tragen  und  mindestens  auf  fünf  wählbare  Kandidaten 
(bisher  keine  Minimalzahl)  lauten.  Ks  wird  der  im  bisherigen  Gesetz 
nicht  vorhergesehene  Kall,  dass  eine  Liste  den  Wahlquotienten 
(Summe  aller  Listenstimmen  dividiert  durch  die  Zahl  der  zu 
Wählenden)  nicht  erreicht,  geregelt,  und  zwar  in  dem  Sinne,  dass 
diese  Stimmen  nicht  gelten  und  auch  bei  der  Kestsetzung  des  Wahl- 
quotienten nicht  mitgerechnet  werden.  Wird  durch  diese  Berechnung 
die  Zahl  der  zu  Wählenden  nicht  erreicht,  so  erfolgt  die  Zuteilung 
der  übrigen  Mandate  an  diejenigen  Listen,  welche  die  grössten 
Bruchzahlen  aufweisen. 

f>.  In kompatibilität sgesetz,  angenommen  in  der  Volks- 
abstimmung vom  31.  März. 

Dieses  aus  der  Volksinitiative  hervorgegangene  Verfassnngs- 
gesetz  bestimmt,  dass  ein  Grossratsmandat  mit  jedem  öffentlichen 
Amt.  für  das  eine  fixe  Staatsbesnldung  gewährt  wird,  unvereinbar 
ist,  Von  dieser  Bestimmung  wird  einzig  nicht  betroffen  das  Amt 
eines  Mitgliedes  der  Regierung. 

7.  Abänderung  von  Art.  Ii»  der  Verfassung  von  1847f 
angenommen  in  der  Volksabstimmung  vom  L5.  Oktober. 

Will  das  —  übrigens  auch  in  andern  grössern  Schweizerstädten, 
namentlich  an  der  Grenze  bestehende  Missverhältnis  zwischen 
Kantonsbürgern  und  andern  Kantonsangehörigen  und  namentlich 
Ausländern  beseitigen  durch  Erleichterung  der  Einbürgerung.  Danach 
kann  der  Ausländer  die  Einbürgerung  verlangen,  wenn  er  fünf 
(bisher  zehn)  Jahre  vor  seinem  Aufnahmegesuch  ununterbrochen  im 
Kanton  gewohnt  hat. 


Jahrbuch  der  Internat.  Wr<-inij;uuK.  fi.  u.  7.  HJ. 


Schweden. 

Referent:  Dr.  VV.  Uppstrüm,  Häradshüfding,  Stockholm. 


a)  Gesetzgebung  1899—1901. 

1SM). 

Mit  einem  markierten  Akzent  erhabener  Entrüstung  hat  die 
sogen,  liberale  Presse  <lie  Reiehstagssession  von  18W»  den  Reichstag 
der  ersten  Kammer  genannt.  Sie  bedauerte  in  ihrer  Art  die 
Dürftigkeit  der  Diskussionen  und  ihren  Mangel  an  Hoheit.  Das  Zu- 
treffende dieses  Urteils  ist  im  Grunde  nieht  zu  bestreiten:  nur 
war  die  Schuld  dieses  wohl  niemandem  tiefer  zu  Herzen  gehenden 
Verhältnisses  nicht  vorzugsweise  der  ersten  Kammer  zu  geben, 
sondern  vielmehr  der  Spannung  zwischen  der  Majorität  derselben 
nebst  den  verbündeten  Abgeordneten  auf  der  einen  Seite  und  dem 
aus  dieser  Gruppe  schon  ausgeschiedenen  Ministerchef  Gistav  Rustköm 
auf  der  anderen.  Die  politische  Atmosphäre  war  dumpf.  Das 
.Tahr  endigte  mit  einem  demütigenden,  aber  von  den  Lilteralen  aller 
Nuancen  bejubelten  unioneilen  Kanossa  (vergl.  Jahrbuch  1  s«*st 
S.  KMS  f.:  Hulletin  de  la  Societe  de  1,'gislatinn  comparee  liHH, 
S.  401»  f.). 

Auf  dem  tiebiete  der  Gesetzgebung  war  das  Jahr  nicht  reich, 
ist  aber  nicht  ganz  ohne  Erfolg  abgelaufen.     Infolge  der  Haager 
Konvention  vom  14.  November  !*!»<>,  betreffend  gewisse  Punkte  des 
internationalen,  sich  auf  den  Zi vilprozess  beziehenden  Privatrechts, 
waren  seitens  der  Regierung  dem  Reichstage  unterbreitet  drei  Ge- 
setzesentwürfe, betretend 
a)  Zeugenvernehmungen  bei  ausländischen  Gerichten, 
h)  schwedis'  heiseits  auf  Antrag  ausländischer  Gerichte  zu  leistende 
Rechtshilfe  und 

••>  Vollstreckung   ausländischer    Erkenntnisse    in    bezug   auf  die 
schwedischen   Ringern   auferlegte   Verpflichtung   zum  Prozcss- 

k<»ste||e|>atZ. 
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Diese  Vorlagren  wurden  von  den  Kammern  ohne  Diskussion 
angenommen  und  am  0.  März  1*'.''.'  im  ( lesetzblatte  veröffentlicht. 
Darauf  folgten  am  5.  Mai  zwei  königl.  Erlasse,  betreffend  die  Be- 
händigung  schwedischer  Prozessakte  und  älmlirher  Dokumente  im 
Auslande,  sowie  derartiger  ausländischer  S«  Ii  rittst  ticke  in  Schweden. 
Ferner  wurde  durch  eine  Gesetzesm.velle  vom  0.  März  1S1*0  das 
Gesetz  vom  Ii».  November  lssO.  betreitend  die  Verpflichtung  aus- 
ländischer Kläger,  Sicherheit  für  hiesig*-  Prozesskosteli  zu  bestellen, 
dahin  modifiziert,  dass  die  Regierung  beauftragt  wurde,  vertrags- 
massig und  unter  dem  Vorbehalt  der  Reziprozität  Bestimmungen 
zu  erlassen,  wodurch  ausländische  Untertanen  von  dieser  Ver- 
pflichtung dispensiert  werden.  Internationale  Verträge  über  diesen 
{•egenstand  sind  auch  mit  Belgien,  Deutschland,  Dänemark.  Frankreich, 
Italien,  Luxemburg,  den  Niederlanden,  Portugal,  Rumänien.  Rnssland, 
Schweiz,  Spanien  und  Österreich- Ungarn  geschlossen  (siehe  Uitstuoii, 
Sveriges  Rikes  Lag,  XXI.  Aull.,  P.»o:S.  S.  lj:il). 

Auch  das  nationale  Prozessrecht  wurde  mit  einem  neuen 
Gesetz  vom  10.  Juli  1  Sil*»  über  Vorladungen  bereichert.  Ausser 
einigen  im  Reichstag  beantragten  Fristabkürznngcn  bei  Behändigung 
im  Auslände  sind  die  Vorschriften  des  Gesetzes,  besonders  wenn  sie 
etwas  anderes  als  eine  oft  verflachte  Umschreibung  alter  kerniger 
Bestimmungen  enthalten,  nicht  unbedenklicher  Art  und  leiden 
dazu  an  der  üblichen  modernen  Unklarheit  und  Unbestimmtheit, 
beispielsweise  können  hier  die  ^  0,  :t4  als  weniger  glücklich 
bezeichnet  werden.  Um  die  gerügten  Mängel  für  Ausländer  ver- 
ständlich zu  machen,  gehört  aber  eine  durchgehende  Darstellung  des 
Prozesswesens  und  der  gerichtlichen  Organisation  Schwedens,  wozu 
hier  jedenfalls  der  Raum  mangelt.  Ebenso  oder  eigentlich  noch 
unklarer  ist  das  Gesetz  vom  10.  Juli  ls<»0,  betreffend  die  Folgen 
des  Ausbleibens  der  Parteien  in  Strafsachen. 

Zu  verzeichnen  sind  weiter  von  demselben  Datum  das  Gesetz, 
betreffend  Schutz  der  zur  Metallindustrie  gehörenden 
Muster  und  Modelle,  sowie  das  (-leset z,  betreffend  die  der 
Staatskasse  obliegende  Ersut  xpfl  ich  t  wegen  des  von  Voll- 
streckungsbeaintcn  durch  vorsätzliche  oder  fahrlässige  Amtsfehler 
veranlassten  Schadens. 

Die  städtischen  Grundstücksverhältnisse  wurden  in  gewissen 

Punkten  geregelt  durch  zwei  am  20.  Mai  1  *'.'!»  ausgefertigte  Gesetze, 

«IS* 
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deren  das  eine  sich  auf  die  Parzellierung:  und  Zusammenlegung 
solcher  (Grundstücke  und  Grundstücksteile  bezieht  und  das 
andere  über  die  im  Falle  der  Aufführung  eines  Gebäudes 
ausserhalb  der  Grenzlinie  des  Hofraumes  entstehende 
Entschädigungspflicht  handelt, 

Ausser  diesen  in  politischer  Hinsicht  neutralen  Gesetzen  ergriff 
das  Kiibinett  unerwartet  die  Gelegenheit,  ein  in  liberalen  Ver- 
sammlungen und  in  sozialistischen  Arbeiterkreisen  noch  immer 
leidenschaftlich  angegriffenes  Gesetz  in  den  Hafen  zu  bringen.  Um 
ein  geeignetes  Mittel  zur  Bekämpfung  des  rücksichtlosen  und  brutalen 
Vorgehens  der  sozialdemokratischen  Arbeiter- Kachvereine  zu  gewinnen, 
wurde  auf  Antrag  eines  Landwirtes  aus  Akarp  in  Schonen  seitens 
der  Kammern  eine  Gesetzesvorlage  votiert,  welcher  die  §tj  22  und  24 
des  XV.  Kap.  des  allgemeinen  Strafgesetzes  dermassen  ändert,  dass 
auch  der  Versuch,  die  Arbeiter  durch  Gewalt  oder  Drohnngen  zum 
Arbeitsausstand  zu  nötigen  oder  sie  durch  derartige  Handlungen  zu 
verhindern,  die  Arbeit  wieder  aufzunehmen,  bezw.  angebotene  Arbeit 
zu  übernehmen,  mit  Strafe  bedroht  und  unter  öffentliche  Anklage 
gestellt  wird.  Der  oberste  Gerichtshof,  welcher  isoliert  von  den 
Strömungen  des  praktischen  Lebens,  erhaben  über  die  Notlage  der 
Arbeitgeber,  für  die  realen  Verhältnisse  und  die  dementsprechenden 
Rechtsanfordernngen  unempfänglich  war.  erblickte  in  dein  Antrag 
hauptsächlich  Ausnahmebestimmungen  und  stellte  vorsichtig  anheim, 
die  Zustimmung  nicht  zu  gewähren.  Die  Regierung,  welche  ihrer 
Veranlagung  nach  sich  von  theoretischen  Skrupeln  nicht  im  geringsten 
beeinflussen  Hess,  akzeptierte  den  Heschlnss  des  Reichstages.  Die 
Liberalen  machten  saure  Mienen.  In  anderen  Kreisen  hat  man  das 
den  Konservativen  gezollte  Entgegenkommen  als  eine  Abschlags- 
zahlung für  die  Nachgiebigkeit  in  der  norwegischen  Flaggenfrage 
ausgelegt. 

inoo. 

Die  Stellung  des  Kabinetts  wurde  trotzdem  mit  dem  neuen 
Jahrhundert  vollständig  unhaltbar.  Die  Regierung  entfernte  sieh 
persönlich  immer  weiter  von  den  Konservativen.  Der  Vertrauensmann 
derselben  in  der  eisten  Kammer  —  der  nach  dem  geltenden 
s.  hwedis.  hen  Kerbte  vom  König  ernannte  Vorsitzende  Graf  Si-akkk 
versuchte  vergeblich  die  Opposition  mit  dem  Hammer  zum  Schweigen 
zu  bringen.   Indessen  konnte  die  Regierung  mit  den  immer  anspruchs- 
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vidier  gewordenen  Führern  des  Vitras  nicht  immer  zusammengehen, 
welche  von  ihrem  beliebten  Sport,  die  Armee-  und  Marinebudgets  zu 
reduzieren,  nicht  Abstand  nehmen  mochten,  —  während  von  der 
konservativen  Majorität  Millionen  mehr,  als  die  Regierung  verlangt 
hatte,  bewilligt  wurden.  Auf  allen  Seiten  standen  also  Konflikte  und 
Brüche  vor  der  Tür.  Es  kam  allmählich  sogar  zu  unwürdigen  per- 
sönlichen Auseinandersetzungen,  als  Bosthom.  welcher  in  der  Jugend 
das  Abiturientenexamen  gemacht  hat.  wie  die  „salva  Jovis  oonjux" 
gegen  den  Agrarierführer  Freiherrn  v.  Ki.in.;>I'ok  tobend,  ihn  als 
einen  Ignoranten  bezeichnete.  (Vergl.  Bulletin  1001,  S.  "»47  X.) 
Wie  schon  in  diesem  Jahrbiiche,  Jahrg.  1*0H,  S.  104K,  erwähnt  wurde, 
schied  Bo.mtköm  nach  der  Beendigung  der  Reichstagssession  aus  seinem 
Kabinette  ans.  Sein  Nachtolper  wurde  der  biedere,  alte  Admiral 
v.  Ottkk,  welcher,  sogleich  mit  Wohlwollen  von  allen  Seiten  begrüsst, 
der  Art  seiner  Begabung  zufolge  nach  dem  Vorbilde  des  Namens- 
vetters in  der  Edda  innerhalb  zweier  Jahre  _blundandiu  durch  den 
Steinw  urf  des  Loge  unterlag.  Mit  dem  ministeriellen  Ruhegehalt  wurde 

diese  politische  Laufbahn  beendigt.  (  Vergl.  Bulletin  1001,  S.  r,47-  .151.) 

*  » 

* 

Nach  vieljährigen  Vorbereitungen  votierten  die  Kammern 
während  dieser  Session  endgültig  ein  neues  Staatsdepartement 
(Ministerium)  für  Ackerbau  und  Landwirtschaft,  welches  gleich  ins 
Leben  trat.  An  Stelle  der  alten  Departementsstatuten  vom  10.  Mai 
1840  kam  ein  königl.  Erlass  vom  1.  März  1000,  welcher  neue 
Bestimmungen  über  die  Verteilung  der  Geschäfte  zwischen  den 
Staatsdepartements  enthielt. 

Den  rechtmässigen  Anschauungen  des  Reichstags  endlich 
Rechnung  tragend,  überreichte  der  noch  immer  in  seiner  Stellung 
gebliebene  Justizminister  Lunwio  Anxkrstki>t  eine  Regierungsvorlage 
über  den  Entwurf  eine*  Strafregistergesetzes,  welches  nebst  den 
dazu  gehörenden  konstitutionellen  Bestimmungen  über  die  Geheim- 
haltung des  Strafregisters  von  den  Kammern  angenommen  wurde. 
Siehe  weiter  Bulletin  1001.  S.  '»:>(>;  Mitteilungen  der  intern,  krim. 
Verein.  Bd.  IX,  S.  334. 

Trotz  der  Erfahrung  in  der  obengenannten  und  anderen  Fragen 
verlangte  die  Regierung  wiederum  das  Gutachten  der  Kammern  über 
den  Entwurf  einer  königl.  Verordnung,  betreffend  modifizierte 
Bestimmungen,  enthaltend  die  Verwendung  von  »Weibern  und  Kindern" 
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in  industrieeilen  Gewerben,  mit  welcher  Rezeichnung  eigentlich  an 
die  Grossindustrie  gedacht  wurde.  Die  Kannnern  votierten  mit 
einigen  Änderungen  ein  Gesetz,  welches,  wie  verlautet,  nicht  ohne 
Hedenken    von    der  Regierung    akzeptiert    nnd    schliesslich  am 

17.  Oktober  1  i*l M>  ausgefertigt  wurde,  ungeachtet  des  Gewirres, 
welches    dadurch    entstehen    musste.    dass    die   Verordnung  vom 

18.  November  18S1.  betrcHend  die  Verwendung  Minderjähriger 
(beiderlei  Geschlechts)  in  Fabriken,  Gewerken  nnd  anderen  Han- 
tierungen, für  die  Kleinindustrie  in  Geltung  blieb  und  bis  auf 
weiteres  bleiben  mnsste.  ohne  dass  eine  bestimmte  Grenze  zwischen 
den  Geltungsgebieten  des  Gesetzes  nnd  der  Verordnung  gezogen  war. 

Neue  Fischereistat uf en  wurden  von  der  Hegierung  am 
17.  Oktober  1!>00  erlassen. 

Nehmen  wir  hierzu  die  Gesetze  vom  *2i>.  Juni  H'Oti,  von 
welchen  das  eine  erhöhte  Strafsätze  wegen  Tierquälerei  und  das 
andere  die  Ausdehnung  des  allgemeinen  für  die  Eisenbahnen. 
Telegraphen  und  derartige  Hinrichtungen  bestimmten  Strat- 
Bchut/.es  auf  elektrische  Leitungen  für  Heleuchtung.  Heizung 
und  i'berführung  von  Treibkraft  vertugte.  so  ist  im  wesentlichen 
das  gesetzgeberische  Ergebnis  dieses  Jahres  erschöpft. 

um. 

Nach  dem  unerwarteten  Abgang  des  zn  etfektmacheiiden  Über- 
raschungen nicht  ungeneigten  Ministers  Hostkom  trat  eine  kurze 
Periode  relativer,  für  die  zweckmässige  Förderung  wichtiger  nationaler 
und  sozialer  Fragen  nötiger  Ruhe  ein.  Wenn  auch  die  Stimme 
Athenes  aus  dem  rekonstruierten  Kabinette,  in  dem  der  vormalige 
Jnstizniinister  Annku.-tki.t  bis  auf  weiteres  verharrte,  sich  nicht 
oft  vernehmen  Hess,  wurde  nichtsdestoweniger  auf  guten  Willen 
und  Rehutsamkeit  gerechnet.  I>ie  Hoffnungen  gingen  auch 
während  der  eisten  Reichstagsperiode  so  ziemlich  in  Erfüllung. 
Freilich  brachte  der  .lustizminister  einen  unerwünschten  Entwurf 
einer  Gesetzesnovelle,  betretlend  Änderungen  des  Abschnittes  vom 
l'rozess  in  dem  Gesetzbuche  von  17:11.  auf  die  Tagesordnung,  und  bei 
der  allgemeinen,  in  solchen  Fragen  auch  die  Presse  beeinflussenden 
Versumpfung,  die  mit  einem  einige  Jahre  vorher  bewirkten  minister- 
freundliclien  auf  das  traurigste  beendigten  Regime-  und  l'ersonal- 
wechsel  verbunden  war,  gelingt  es  auch,  die  Majorität  der  Kammern 
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zur  Annahme  dieser  wahrhaft  subalternen,  etwas  modifizierten  Vor- 
lage zu  bewegen,  in  der  sogar  die  nötige  Berücksichtigung  einer 
während  ihrer  Ausarbeitung  ergangenen  Geset/.esnovellc  etc.  durch 
einen  unglaublichen  Mangel  an  l'msieht  ausgelassen  wurde.  Im  Aus- 
gleich muss  man  aber  mit  Dankbarkeit  anerkennen,  da**  infolge  einer 
von  der  Regierung  eingebrachten,  mit  besonderer  Sorgfalt  unter 
d<*n  Auspizien  des  Kriegsministcr>.  (Generals  Jksper  v.  (  ki  si:hi>»kn 
ausgearbeiteten  Vorlage  der  Wehrkraft  des  Landes  eine  lauge  er- 
wünschte, nicht  mierhebliche  Stärkung  zugeführt  wurde.  Leider 
wurde  die  von  der  Regierung  verlangte  allgemeine  (bloss)  ein- 
jährige Dienstzeit  der  Wehrptlh  htigeti  nur  für  Kavallerie.  Feld- 
artillerie und  deigl.  Spezial  warten  bewilligt,  während  bei  der  Platine 
die  Dienstzeit  auf  zehn  und  bei  der  Infanterie  auf  acht  Monate 
beschränkt  wurde.  Die  Regierung  hatte  anfangs  ihre  Stellung  dahin 
präzisiert,  dass  sie  die  Bewilligung  der  ein  ährigen  Dienstzeit  für 
alle  Waffengattungen  als  das  Minimum  unbedingt  forderte.  Kraft 
ihrer  niemals  zu  verlängnenden  Liberalität  Hilgen  aber  die  Freisinnigen 
an,  aus  edler  Sparsamkeit  und  antimilitärischen  Rücksichten  auf 
das  Scheitern  eventuell  die  Verpfuschung  der  ganzen  Frage  nebst 
einem  ersehnten  Kahiiiettwechsel  schon  bei  diesem  Reichstag  hinzu- 
arbeiten; für  eine  Erweiterung  der  Wehrpflicht  wurde  kompensat ions- 
weise allgemeines  Stimmrecht  gefordert.  Bostkom  beantragte  selbst 
die  Zurückweisung  der  Kompromissvorlage  der  Wehrkommission  des 
Reichstags.  Einsehend,  dass  trotz  des  vom  Finanzminister  Grafen 
Wachtmkistkk  in  gutem  Glauben  ausgearbeiteten,  aber  der  tückischen 
Schicksalsironie  zufolge  in  einem  Jahre  geschäftlichen  Rückganges 
erschienenen  Exposes  des  grossartigen  Zuwachses  des  nationalen 
Wohlstandes  während  der  Jahrzehnte  Isjhi.  \hw  mehr  als  das  vm 
der  Kommission  Beantragte  momentan  nicht  zu  erreichen  sei.  brachte 
dann  die  Regierung,  um  das  Möglichste  zu  retten,  das  nicht  an- 
genehme Opfer  ihrer  Gefühle  und  ihrer  Festigkeit  durch  die  offene 
Erklärung,  sie  akzeptiere  zur  Zeit  den  Kommissiousantrag,  welcher 
auch  von  der  Majorität  der  Kammern  angenommen  wurde.  Lieber 
weniger  als  gar  nichts,  meinten  die  Mässigeu.  Aus  verschiedenen 
<j runden  seufzten  andere  ihr  ..invitus  et  eoactns".  Das  neue  Wehr- 
pflichtgesetz  wurde  am  14.  Juni  Ifml  publiziert.  Übergangs-  und 
Ausführungsbestimmnngen.  welche  hier  nicht  erörtert  weiden  können, 
folgten. 
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Die  budgetarischen  Ausgaben,  von  welchen  ca.  43  %  (07  766925 
Kronen)  auf  das  Heer-  und  Flottenwesen  fielen,  wurde  für  das  Jahr 
vom  1.  Januar  1902  bis  zum  1.  Januar  1903  zu  15«  143000  Kronen 
und  die  Einnahmen  zum  gleichen  Betrag  veranschlagt. 

Ausser  der  vorerwähnten  Gesetzesnovelle,  betreffend  Änderungen 
in  dem  bürgerlichen  Prozesse  und  in  dem  Strafprozesse,  welche 
Änderungen,  hauptsächlich  auf  Einreden  und  Kechtsmittel  beschrankt, 
im  Auslande  nur  ein  mitleidiges  Achselzucken  hervorrufen  können, 
sind  im  Gebiete  der  Gesetzgebung  das  Wnchergesetz  vom  14.  Juni 
1901,  das  Gesetz  vom  .r).  Mai  1901  über  Bestellung  und  Ein- 
tragung von  Hypotheken  (Pfandrechten)  an  Schiffen,  sowie  das 
Unfall  Versicherungsgesetz  vom  .'».  Juli  1901  zu  erwähnen. 

Das  ebenfalls  unter  den  Auspizien  Akxkkstedts  ausge- 
arbeitete Wnchergesetz  stellt  den  weniger  schneidigen  als  zwei- 
schneidigen Versuch  einer  Nachbildung  des  deutschen  Typus  dar,  be- 
schränkt aber  den  Umfang  des  Wuchei  -begriffe*  auf  das  Darlehn  von 
Geldsummen  gegen  unverhältnismässige  Zinsen,  bezw.  Bewilligung 
von  Zahlungsfristen  unter  dergl.  Bedingungen.  Schon  der  oberste 
Gerichtshof  erklärte,  den  neuen  Wucherbegriff  nicht  verstehen  zu 
können.  In  der  ersten  Kammer  sprachen  sich  die  Professoren  der 
Pechte  gegen  die  Vorlage  ans,  erreichten  aber  nichts  weiter  als  die 
Auslassung  der  vom  Jnstizminister  bis  aufs  äusserste  behaupteten 
Bestimmung  über  die  Beschränkung  des  Zinsfusses  auf  höchstens 
sechs  Prozent. 

Das  Gesetz  über  die  sogen.  Schiffshypothek  nebst  Ausführungs- 
verordnungen leidet  an  denselben  ganz  erheblichen  Grundmängeln 
wie  das  allgemeine  bei  der  vor  drei  bis  vier  Dezennien  einigermassen 
entschuldbaren  theoretischen  Unbefangenheit  zustande  gekommene 
Gesetz  über  die  Eintragung  von  Hypotheken  auf  Grundstücken  nebst 
Nebenbestimiuungeu.  Das  Schiffsregister  wird  von  einer  anderen 
Behörde  (das  Kommerzkollegium)  als  das  Hypothekenbnch  (das  Kathaus- 
gericht zu  Stockholm»  geführt.  Die  Bestimmungen,  betreffend  die 
Stempel-  und  Gebührensätze,  sind  absichtlich  oder  zufällig  unvollständig. 

Nach  siebzehnjähriger  Kommissions-  und  Departementsarbeit 
an  der  Lösung  der  Arbeiterversicherungsfrage  in  ihrem  ganzen  Um- 
fange isiehe  Bulletin  1892  S.  284 -2*:»,  19ol  S.  2.VJ,  r.M),  wahrend- 
dessen  schon  fünf  Kegierungsvorlagen.  betreffend  teils  Unfall-,  teils 
Altersversicherung,  gescheitert  waren,  entschloss  sich  die  Kegierunir 
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diesmal  zu  Piner  hauptsächlich  auf  die  von  der  II.  Kammer  in  der 
vorigen  Reichstagssession  votierten  Gründe  gestützten  Vorlage  eines 
Unfallversicherungsgesetzes,  welches  jedoch  nicht  ohne  einige  recht 
wertvolle  Modifikationen  von  heiden  Kaiimiern  angenommen  wurde. 
Der  Arbeitgeber  ist  nach  diesem  Gesetz  verpflichtet,  die  Entschädigung 
de  piano  zu  erstatten,  kann  sieh  aber  von  der  direkten  Verant- 
wortlichkeit ganz  oder  teilweise  entlasten  durch  Versicherung  in  der 
(neu  eingerichteten)  Reichs- Versicherungsanstalt,  deren  Ycrwalinngs- 
kosten  der  Staatskasse  obliegen.  (Nach  der  Regierungsvorlage  von 
11*00  war  die  Versicherung  in  privaten,  nur  staatlich  kontrollierten 
Anstalten  zulässig.)  Die  ersatzpflichtigen  Rcrufszweige  sind  in  i;  2 
angegeben.  Die  Karenzzeit  betrügt  »>o  Tage.  Wenn  die  Arbeits- 
fähigkeit des  Betrotfenen  nur  zeitweise  herabgesetzt  worden  ist,  wird 
nach  dem  Verlaufe  der  Karenzzeit  als  Krankenunterstützung  eine 
Krone  täglich  auszahlt  bis  zur  Wiederherstellung  der  Arbeits- 
fähigkeit, event.  bis  zum  Eintritt  des  dauernden  Verlustes  bezw.  der 
dauernden  Verminderung  der  Arbeitsfähigkeit  oder  des  Todes.  Ent- 
steht  die  gänzliche  Arbeitsunfähigkeit,  ist  eine  Leibrente  von 
:J00  Kronen  zu  entrichten.  Hei  verminderter  Arbeitsfähigkeit  ist 
die  Rente  entsprechend  zu  bemessen.  Ist  die  Arbeitsfähigkeit  um 
weniger  als  ein  Zehntel  vermindert,  findet  keine  Entschädigung  statt 
Erfolgt  der  Tod,  wird  als  Entschädigung  gewährt;  1.  als  Beihilfe 
zu  den  Beerdigungskosten  fi<>  Kronen,  12.  als  Leibrente  für  die  Witwe 
120  Kronen  jährlich,  solange  sie  unverheiratet  bleibt,  und  für  jedes 
Kind  bis  zum  vollendeten  1*>.  Jahre  Hl)  Kronen  jährlich,  jedoch  für 
Witwe  und  Kinder  zusammen  höchstens  IKK)  Kronen  jährlich. 

Iber  das  Gesetz  vom  :5<).  März  1!M>1,  betr.  den  geänderten 
Wortlant  des  Kap.  IV,  §  11  des  allgemeinen  Strafgesetzes  iHückfull- 
verjfthrungi,  das  Gesetz  vom  .r».  Juli  1001,  betr.  Änderung  des 
Kap.  XXIV,  §  1:1  des  Strafgesetzes  (erhöhte  Geldstrafe  bei  unerlaubtem 
Jagen),  sowie  über  die  sonstigen  Bestimmungen  strafrechtlichen  In- 
halts ist  in  meinem  Berieht  über  die  Strafgesetzgebnng  Schwedens 
1898-  HXll  in  den  Mitteilungen  der  internationalen  kriminalistischen 
Vereinigung  Bd.  IX,  Heft  :l.  S.  :124  — :M>  gesprochen. 

b)  Juristische  Literatur. 

Besondere  Aufmerksamkeit  verdient  Aik.lf  Xstkom:  Gm  Svensk 
Vattenrätt  (Schwedisches  Wasserrecht).  Stockholm  lS'.H»,  Norstedt  & 
Söner.    2,:»0  Kr. 


1502 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


Im  Anschluss  an  seine  t reifliche,  zwei  Jahre  früher  erschienene 
Abhandlung  üher  das  Eigentumsrecht  nach  den  schwedischen  Rechts- 
quellen  (siehe  Jalirbuch,  Jahrg.  IV,  8.  — 7)  erörtert  der  Verfasser 
in  dem  neuen  Werke  die  wichtige  und  interessante  Frage  über  das 
allgemeine  staatliche  Wasserregal.  Durch  eingehende  sorgfältige 
l'ntersuchung  und  Prüfung  unserer  mittelalterlichen  Rechtsquellen, 
der  Erkenntnisse  der  gegen  Ende  des  XVII.  Jahrhunderts  eingesetzten 
sogen.  Mühlenkommission  (Vuarnkommission),  sowie  der  späteren 
Gesetzgebung,  gelingt  es  dem  Verfasser  zu  voller  Klarheit,  die 
Existenz  dieses  Regales  festzustellen.  Verfasser  zeigt,  wie  es  sich 
—  nicht  ohne  Beeinflussung  der  römisch-rechtlichen  Grundsätze  über 
..tlumen  publicum"  —  von  einem  Landes-  zu  einem  Reichsregale 
entwickelt  hat,  und  dass  die  Regalgrundsätze,  wenn  nicht  immer  mit 
klarem  Bewusstsein  und  fester  Konsequenz,  im  ganzen  stets  für  die 
Gesetzgebung  massgebend  gewesen  sind.  Die  vom  Verfasser  für 
die  Rechtsprechung  in  privatrechtlichen  Verhältnissen  gezogenen 
Schlüsse  sind  von  prinzipieller  Bedeutung  und  frei  von  Ka>uistik. 

Tkyuukk,  Kommentar  tili  Etsökningslagcn  (Exekutionsgesetz) 
Heft  III    V.    Upsala  lSW-lsm,  Almqvist  Ä  Wiksell.    4:J5  Kr. 

Die  beiden  ersten  Hefte  dieses  für  das  akademische  Studium 
zunächst  bestimmten  Werkes  sind  im  Jahrg.  V,  S.  1« >:><>,  unseres 
Jahrbuches  besprochen. 

Die  drei  späteren,  womit  das  Werk  vollendet  ist,  begründen, 
so  wie  die  vorigen,  ein  günstiges  Erteil. 

Dasselbe  gilt,  soweit  möglich,  für  die  von  demselben  Verfasser 
herausgegebenen  Kommentare  zu  zwei  neueren  Gesetzen,  nämlich 
ai  das  oben  erwähnte  Gesetz  vom  10.  Juli  IM*!«  über  Vorladungen 
und  bi  das  Gesetz  vom  »>.  März  1XW  von  der  ausländischen  Gerichten 
zu  leistenden  Rechtshilfe  nebst  deu  damit  zusammenhängenden. 
S.  lä.Vt  erwähnten  Gesetzen  und  Verordnungen.  Aus  den  Be- 
stimmungen des  Vnrladuiigsgesetzcs  zieht  der  Verfasser  ganz  be- 
scheidene und  artige  Schlüsse.  Wie  lange  sich  das  Publikum  damit 
zufrieden  gibt,  bleibt  abzuwarten.  Schwedisch  lauten  die  Titel 
dieser  Werke:  Kommentar  tili  Lag  angäende  ändrad  lydelse  af 
11.  Kap.  Rättegumrsbalken,  Ipsala  l'.»(n).  Almqvist  *t  Wiksell. 
•-!.M>  Kr.,  und  Kommentar  tili  Lag  om  Handräckning  at  utländsk 
dornst,,]  m.  m.   Ipsala  l'.Mil,  Almqvist  Ä  Wikseil.  l.".o  Kr. 
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Dr.  T.  Ai.mkx  hat  sein  in  diesem  Jahrbuch»'.  Jahrgang-  IV. 
S.  rtr>*5  erwähntes  Werk  über  Versteigerung  als  AI it toi  Ver- 
abredungen zustande  zu  bringen  ((»in  auktion  >.is<»m  meilcl  att  avä- 
gabringa  aftal  II:,  mit  »lein  II.  Hände  glücklich  volhndet. 

Das  im  Jahre  l'.'Ol  erschienene  1.  Ilet't  eines  grosseren  Werkes 
von  Professur  J.  H.u.stk'.sikk  in  l'psah»  über  das  schwedische  Straf- 
recht. (Schwedisches  Strafrecht.  Heft  I,  l'psala  1W1,  Alniqvist  <\ 
Wikseil.  4,7.r>  Kr.)  ist  in  den  Mitteilungen  der  internationalen 
kriminalistischen  Voreinigung,  Jahrg.  IX.  S.  Als— von  mir 
schon  besprochen  und  erlaube  ich  mir  hier  darauf  hinzuweisen.  Auch 
die  Abhandlung;  von  Sjvnsm*us  <Det  fortsatta  brottet)  über  das  fort- 
gesetzte Verbrechen  (Hclsingborg  l'.»"<»)  ist  an  derselben  St. die 
erwähnt. 

Mit  einer  neuen  Erörteruiitr  seines  Litblinirstliemas.  des  bunau- 
kratischen  Formalismus  der  Gericht»-,  und  /.war  der  so  treu.  H<»fg.n»hte 
und  des  »»bersten  Gerichtshofes,  der  nicht  zu  verleugnenden  Sinn- 
losigkeit des  prozessuellen  lieformgntachtens  von  ls.s.|  und  der 
Mealitiit  des  Laienriehtei  tums  ist  Fami.ckaxtz  in  seiner  Schrift 
_En  für  värt  folk  fiirlotad  kraft,  un  d  ett  tillägg  egnadt  den  svcnsk- 
moderna  juridiska  hymkratisiiiciis  förkämpe  Assessor  Montan  (eine 
für  unser  Volk  verlorene  Kraft,  dem  Vorkämpfer  »hs  modernen 
schwedischen  Hureankratismus.  dem  vormaligen  Assessor  Montan  ), 
Stockholm  IsW.  Samson  it  Wallin,  rüstig  und  unbeirrt  hervor- 
getreten. 

In  seinen  im  V.  Jahrgänge  di»>.s  Jahrbuches.  S.  lO.'.O—  1<>">1 
erwähnten  Hroschnren  hatte  der  Verfasser  gegen  den  vormaligen 
Hofgerichtsassessor  Montan,  damals  Journalist,  momentan  Mitglied 
des  gemischten  <  icrichtshofrs  zu  Mansourah.  polemisiert.  Die  von 
Montan  im  Jahre  ls*e.»  verötb-ntlichte  Antwort  (G.  K.  Faiii.ckantz, 
rOch  sanningsplikten",  Die  Wahrheitspflicht )  hat  die  neue  Hroschüre 
hervorgerufen.  Abgesehen  von  dem  p»'rs.'>nlichen  Zweikampf,  welcher 
wissenschaftlich  nicht  interessiert,  verfolgt  der  Verfasser  dieselben 
Gedanken  wie  in  den  älteren  Schriften.  Freilich  ist  an  keinen 
Rückgang,  wär»'  er  auch  wünschenswert,  auf  die  Formen  der  l'ber- 
gangszeit  zu  denken.  Dem  Verfasse!-  hat  man  jedoch  eine  gewiss»' 
Anerkennung  zu  zollen  für  sein  freimütiges,  aber  nicht  immer  »las 
verständige  Mals  haltende  Streben,  an  eine  nicht  zu  verleugnende 
niechaniseh-bureuukratisehe  Sterilität  in  der  Rcchtspreihung  zu  rütteln. 
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e)  Juristische  Literatur  1899—1901. 

Referent:  Dr.  jur.  Adolf  A  ström, 

I>oxt-nt  der  Hechte  an  cler  Univ«>ri»ltht  zu  Lund. 

Nachdem  Professor  Winroth  viele  Jahre  hindurch  verschiedene 
Teile  des  schwedischen  Zivilrechtes  —  doch  vorzugsweise  des  Familien- 
rechtes  —  bearbeitet  hat,  ist  derselbe  jetzt  mit  der  Herausgabe  einer 
systematischen  Darstellung  des  schwedischen  Zivilrechtes,  wie  dieses 
vorläufig  laut  Gesetz  und  Gerieht*praxis  besteht,  beschäftigt.  Schon 
im  V.  Jahrgang  dieses  Jahrbuches  ist  erschienen: 

1.  Die  Eingehung  und  Auflösung  der  Ehe  (2i*0  S.). 
und  spater  sind  herausgegeben: 

2.  Die  Rechtswirkungen  der  Ehe  (881  S.)  und 
:$.  Das  Elternrecht  (1*8  S.). 

Während  des  Jahres  P.M>2  ist  noch  erschienen: 
4.  Vormundschaft  und  Kuratel. 

Die  Darstellung  des  schwedischen  Familienrochtes  schliesst  mit 
einer  Abteilung  bezüglich  des  Sukzessionsrechtes  und  der  übrigen 
von  der  Verwandschaft  abhängenden  Rechtsverhältnisse. 

Die  intensive,  sowie  die  extensive  Behandlung  des  vorliegenden 
Stoffes  ist  vorzüglich.  Zwar  könnten  Bemerkungen  gegen  die  syste- 
matische Aufstellung  und  Gruppierung  des  Werkes,  sowie  auch  gegen 
die  quantitative  Behandlung  der  verschiedenen  Abteilungen  und  Ab- 
schnitte gemacht  werden,  doch  dürften  Mängel  dieser  Art  in  Arbeiten 
von  solchem  Umfang  häutig  vorkommen. 

Betreffs  des  allgemeinen  Charakters  und  der  Gestaltung  des 
schwedischen  Rechtes  ist  zu  bemerken,  dass  —  der  Meinung  des  Ver- 
fassers nach  —  das  schwedische  Rechtssystem  nicht  ein  ursprüngliches 
nationales  Werk  ist,  in  welchem  nur  in  der  letzten  Zeit  verschiedene 
Bruchstücke  ausländischer  Gesetzgebung  eingeschaltet  worden  sind. 
Tatsächlich  soll  es  ans  Ablagerungen  fremder  Rechte  verschiedener 
Zeiten  bestehen  und  in  dieser  Hinsicht  sich  nirgends  von  den  Ge- 
setzen anderer  Kulturvölker  unterscheiden,  sondern  ebenso  wie  diese 
hauptsächlich  auf  römische  Grundsätze  gebaut  sein. 

Eine  Arbeit  hervorragenden  Ranges  sind  ferner:  „Die  Vor- 
arbeiten zum  allgemeinen  schwedischen  Gesetzbuche  1(38(5—  l  {'•>■>  , 
mit  deren  Herausgabe  von  den  Behörden  Professor  Sjögren  beauf- 
tragt worden  ist.  Sie  enthalten  „die  Protokolle  der  Gesetzgebnngs- 
Ummission".    I.  ('»OOS.).  II.  <:l"«J  S.i  und  III.  (41:5  S). 
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Das  schwedische  allgemeine  Gesetzbuch  von  17M4  ist  wegen 
der  Schönheit  seines  Stiles,  sowie  wegen  seiner  kurzen  und  kern- 
hat'ten  Darstellungsweise  anerkannt,  obwohl  es  auch  wegen  Un- 
deutlicbkeit,  ja,  Rätselhaftigkeit  getadelt  worden  ist.  Die  Paragraphen 
müssen  deshalb,  um  recht  verstanden  werden  zu  können,  einer 
besonders  genauen  Auslegung  unterworfen  werden.  Der  Zweck  oben 
erwähnter  Arbeit  ist  es  nun,  eine  erfolgreiche  Untersuchung  dieser 
Alt  zu  erleichtern. 

Denjenigen,  die  das  Gesetzbuch  vom  Jahre  17:t4.  wie  es  noch 
in  Kraft  besteht,  zu  kennen  wünschen,  ist  die  Ausgabe  desselben 
von  Dr.  W.  rrrsiKöM  zu  empfehlen.  Diese  Ausgabe  enthält  nebst 
allen  mehr  bedeutenden  später  gegebenen  Gesetzen  und  Verfassungen 
Hinweisungen  auf  erklärende  Paragraphen  sowie  auf  Präjudizien 
aus  älterer  und  jüngerer  Zeit. 

Dies  Werk  erscheint  regelmässig  jedes  Jahr. 

Gegenwärtig  gibt  Dr.  Pwstri'im  auch  eine  Sammlung  der 
Grundgesetze  Schwedens  und  der  übrigen  dazu  gehörigen  Verfassungen 
heraus.    Die  letzte  Ausgabe  der  Arbeit  erschien  im  Jahre  1900. 

Der  im  Jahre  PJ02  zum  Professor  ernannte  ('.  A.  Pki  toskiold 
in  Upsala  hat  während  der  Jahre  1*99 —1900  vier  akademische 
Abhandlungen  herausgegelien : 

1.  Einleitung  zum  schwedisch-internationalen  Obligationenrecht 
(«6  S.); 

2.  Pacta  de  contrahendo;  zerstreute  Studien  zu  der  römisch- 
rechtlichen Obligationen-Lehre  (.r>»>  S.); 

3.  Über  Rechtsauslegnng.  Eine  reehtsdogmatisehe  Prinzipien- 
untersuchung mit  Berücksichtigung  des  römischen  und  des 
schwedischen  Rechts,  sowie  der  neueren,  insbesondere  der 
deutschen  Kechtsliteratur  (92  S.),  in  deutscher  Sprache  verfasst,  und 

4.  Beitrag  zur  Lehre  von  Verträgen,  besonders  zwischen  Abwesenden. 
Eine  rechtsvergleichende  Studie:  1.  Allgemeine  Rechtsgrundsätze 
und  fremdes  Hecht  (200  S.). 

Der  erstgenannte  Aufsatz  schliesst  sich  an  einen  Artikel 
desselben  Verfassers  an,  der  in  Clunkts  „Journal  du  droit  inter- 
national prive"  während  des  Jahres  1*90  unter  dem  Titel  erschien: 
„Quelle  est  la  loi.  qni  regit  les  obligat ions  eontractuelles  d'apres  le 
droit  international  prive?" 
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Wie  zu  vermuten  war,  steht  das  Gesetz  vom  Jahre  1784  auf 
dem  Standpunkt  des  Territorialprinzips,  aber  dieses  Prinzip  ist 
allmählich  in  wichtigen  Beziehungen  vom  sogen.  Personalprinzip 
modifiziert  worden. 

Laut  der  Meinung  des  Verfassers  kann  das  schwedische  Recht 
prinzipiell  zugeben,  dass  das  ausländische  tiesetz  bei  der  materiellen 
Beurteilung  von  internationalen  Privatrechtsverhältnissen  zur  An- 
wendung kommt. 

„Über  Reehtsauslcgung"  ist  von  Matthias  im  Zentralblatt 
für  Rechtswissenschaft  XIX  (Leipzig  lHltt)),  von  K.  Hikkunü  in 
Deutscher  Literaturzeitung  XX  (Herlin  und  von  Amn.THK 

in  Juristischem  Literaturblatt  XI  (1891-M  Erwähnung  getan. 

Nachdem  der  Verfasser  mittels  der  Abhandlung  Pacta  de 
contrahendo  auf  das  Gebiet  der  römischen  Vertragslehre  eingedrungen 
ist,  hat  er  in  seiner  interessanten  Abhandlung  „Von  Verträgen" 
denselben  Vertragsbegriff  einer  wiederholten  Prüfung  unterworfen. 
Da  der  Vertrag  seines  Erachtens  weder  eine  nationale  noch  eine 
internationale  juristische  Erfindung,  sondern  ein  allen  Kulturvölkern 
gemeinsames  Institut  ist,  hat  er  bei  dieser  Prüfung  die  vergleichende 
Rechtswissenschaft  und  ihre  Methoden  als  Ausgangspunkt  und  Richt- 
schnur genommen.  Der  Grund  des  Vertrags  ist  in  den  Dispositions- 
handlungen von  Privatpersonen  zu  suchen. 

Darauf  untersucht  er  den  so  gewonnenen  Vertragsbegriff  durch 
Prüfung  des  römischen  Rechtes,  sowie  einiger  jetzt  geltenden  aus- 
ländischen Gesetzgebungen  und  sehliesst  mit  einer  Prüfung  des  Ver- 
trages im  internationalen  Privatrecht. 

Zuletzt  erwähnen  wir  noch  eine  von  Hasski.uutii  und 
Hakans-on  redigierte  Auflage  des  Kapitel»  ..Vom  Handelsrecht  im 
Gesetzbnehe  vom  Jahre  17:51"  nebst  Anmerkungen,  einen  akademischen 
Aufsatz  „Über  Ersatz  für  Gerichtskosten4  von  H.  Gksimei.  und  einen 
von  Kviun  in  einigen  kleineren  Schriften  des  Studentenvereins  Ver- 
dandi  publizierten  Aufsatz  „f'ber  bedingte  Urteile". 

d)  Volkswirtschaftliche  Literatur  1899-1901. 

Heferent:  Dr.  Julian  Leffler,  Stockholm. 

Wie  auch  aus  den  bezüglichen  Renditen  in  früheren  Jahr- 
gängen  die^r  Publikation   ersichtlich,  ist  die  volkswirtschaftliche 
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Literatur  Schwedens  im  allgemeinen  recht  ktia|i]i  gewesen.  Teilweise 
rührt  dies  wohl  davon  her.  das*  das  Volkswirtschaft  liehe  Studium 
auf  den  schwedischen  Universitäten  stiefmütterlich  hehandelt  wurde. 
Zwar  errichtete  man  schon  1741  in  l'psala  eine  Professur  für  „Polizei- 
Wissenschaft,  Jurisprudenz  und  Staatsökonrnnie-,  deren  erster  Inhalier, 
Anukk*  Pkki  ii,  ein  tüchtiger  nierkantilistischer  Schriftsteller  war: 
sein  Hauptwerk  —  „Inledning  tili  allmiinna  Husliallningen"  (Ein- 
leitung: zur  allgemeinen  Haushaltung).  1 747  ist  sogar  ins  Deutsche 
Ü hersetzt  Worden  (voll  SclUiKHKK  -  vergl.  W.  ltoscHKK.  Geschichte 
der  National-Okonomik  i.  D.,  187  I.  S.  -4 * »x >.  Mit  wenigen  Ausnahmen 
haben  aber  Hkiuii's  Nachfolger  in  l'psala  die  Volkswirtschaftslehre 
mehr  als  ein  Auhängsel  des  Jurist ischen  Faches  betrachtet.  Krst 
gegen  Ende  des  l'.t.  Jahrhunderts  hat  die  ökonomische  Wissenschaft 
in  Schweden  insofern  eine  günstigere  offizielle  Stellung  erhalten,  als 
an  den  beiden  Staatsuniversitäten  l'psala  und  I .und  >  eine  selbständige 
Professur  für  Nationalökonomie  und  Finanzrecht  errichtet  wurde. 
Für  eine  nationalükonoiiiisehe  Professur  an  der  bisher  freien  Hoch- 
schule in  Stockholm  sind  reichliche  Geldmittel  seit  Jahren  schon 
vorhanden,  einstweilen  ist  aber  (erst  im  Jahr  1!H>^)  nur  eine  be- 
zahlte Dozentur  für  Nationalökonomie  daselbst  errichtet  worden.  An 
der  ebenfalls  privaten,  jedoch  unter  staatlicher  Aufsicht  stehenden 
Hochschule  zu  Gotenburg  wurde  im  Jahre  P»ul  eint'  Professur  für 
Nationalökonomie  und  Soziologie  von  einem  hervorragenden  Kauf- 
mann. Ad*.  Roiiss,  gestiftet.  Dass  für  die  drei  letztgenannten  neuen 
akademischen  Lehrerstelinngen  tüchtige  einheimische  Kräfte  sogleich 
disponibel  waren,  ist  wesentlich  der  eigentümlichen  ..Loieiiska 
Stiftelsen-'  zu  verdanken:  auch  deshalb  dürfte  es  nicht  unstatthaft 
sein,  dieser  Stiftung  mit  einigen  Worten  hier  zu  gedenken. 

Vtt-roK  E.  Loiu.N.  geboren  zu  Rotenburg  1*07,  hatte  nach  be- 
standenem Matnritätsexamen  angefangen,  mit  besonderer  Vorliebe 
sozialwissenschaftliche  Studien  zu  treiben,  wurde  aber  von  Schwind- 
sucht befallen,  sah  sich  deshalb  gezwungen,  das  Studium  aufzugeben, 
und  brachte  seine  letzten  Jahre  grösstenteils  in  südlichen  Ländern 
zu.  In  Voraussehung  seines  frühen  Endes  hatte  er  schon  Ijsn'2  auf 
Madeira  den  Plan  gefasst.  dem  Dienste  Jener  geliebten  Wissenschaften, 
denen  persönlich  obzuliegen  ihm  nur  kurze  Zeit  vergönnt  gewesen, 
jedenfalls  sein  Vermögen  zu  widmen.  Tin  diesen  Plan  ins  Werk  zu 
setzen  und  dann  im  Valerlande  zu  sterben,  kehrte  er  nach  Schweden 
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zurück.  Krst  2  Tage  vor  seinem  Hinscheiden  wurde  —  am  29.  No- 
vember 1885  —  die  testamentarische  Urkunde  endgültig  errichtet, 
wodurch  Loben  fünf  namhafte  Personen  zu  »einen  rErben-  oder 
Willensvollstreckern  einsetzte  und  sie  ersuchte,  aus  dem  ihnen  ver- 
machten Vermögen  (etwa  150000  Kr.)  einen  „Fonds  zur  Förderung 
der  Sozialwissenschaften"  zu  bilden  nnd  unter  Ausschluss  jeder  Ver- 
antwortlichkeit zu  verwalten,  event.  auch  persönlich  für  Zwecke  des- 
selben mitzuarbeiten.  Der  Fonds  sollte  in  höchstens  50  Jahren  ver- 
braucht werden,  namentlich  auch,  um  geeignete  Kräfte  für  sozial- 
wissenschaftliche Forschungen  zu  gewinnen.  Mündlich  hatte  der 
Testator  vielfach  den  Wunsch  ausgesprochen,  dass  der  Verbranch 
„lieber  in  15  als  in  50  Jahren"  stattfinden  möchte.  Diesem  Wunsche 
ist  anch  so  ziemlich  nachgekommen  worden.  Nicht  unbeträchtlich 
ist  die  Anzahl  derer,  die  in  den  Jahren  1S87— 1901  sozialwissen- 
schaftliche, namentlich  volkswirtschaftliche  nnd  sozialstatistische 
Studien  und  Forschungen  getrieben,  bezw.  Arbeiten  geschrieben,  zu 
welchen  sie  die  nötige  Müsse  nur  durch  pekuniäre  Unterstützung 
aus  dem  LüKKNschen  Fonds  empfingen.  Dies  gilt  natürlich  in  erster 
Reihe  mit  einer  einzigen  Ausnahme  <M.  Kowai.kvskv  >  —  jedoch  lange 
nicht  ausschliesslich  —  von  den  Verfassern  der  Arbeiten,  die  als 
„Skrifter  ntgifna  af  Lorenska  Stiftelsen",  No.  1  17,  Stockholm  1*90 
bis  1800  im  Verlag  der  Stiftung  veröffentlicht  wurden.  (Auch  wurde 
eine  sehr  wertvolle  „Loiu.x'sche  Bibliothek"  gebildet;  der  grössere 
Teil  derselben,  aus  etwa  4—5000  Nuramern  bestehend,  ist  jedoch 
schon  im  Jahre  1S97  als  Geschenk  der  schwedischen  Reichstags- 
bibliothek übergeben  worden.) 

Die  einzelnen  Verfasser  nnd  Schriften  in  der  oben  erwähnten 
Lorenschen  Serie  sind  die  hier  folgenden: 

U.  v.  Fkii.IT/.kn.  Tjenare.  statare  och  torpare  (Gesinde, 
Deputatisten  und  Kätner  oder  Arbeiter  (Arbeiter- Pächter)  Pächter, 
die  als  Pacht.  Arbeitsleistungen  persönlich  oder  —  bezw.  nnd  auch 
durch  Hilfspersonen  auf  einem  Landgute  verrichten  müssen).  Lor. 
Sehr.  No.  1.0  und  7.  l8tH>  — 92.  Preis  bezw.  1.50.  1.25  und  1.25  Kr. — 
Pericht  über  eine  in  drei  südlichen  Provinzen  Schwedens  vom  Ver- 
fasser nach  einer  originellen  „subjektiven"  Methode  angestellte  Unter- 
suchung betreffs  der  ökonomischen  Lage  nicht  sowokl  landwirtschaft- 
li.  her  Arbeiter  in  den  verschiedenen  Kategorien,  als  auch  ihrer  Kinder. 
Als  durch  diese  Untersuchung  festgestellt  darf  wohl  anzuerkennen 
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(•Hin,  dass  das  in  Schweden  sehr  verbreitete  „Torpsystem"  nicht 
nur  für  die  Gutsbesitzer,  sondern  auch  für  die  Arbeiter  durch- 
schnittlich oder  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  schon  gegenwärtig 
vorteilhafter  ist  als  das  Deputierten-  und  das  Frei-ArbeitersyBtem, 
dass  aber  fiir  die  wünschenswerte  Erhaltung  und  gedeihliche  Ent- 
wicklung des  Torpsystems  eine  zeitgeiuässe  Pachtgesetzgebnng 
dringend  nötig  ist.  was  schon  im  Jahre  1SS."»  vom  schwedischen  Haupt- 
mann a.  D.  HKNNKNti  Ti.-<».ll  in  seiner  Schrift  ,Om  en  tidsenlig  arren- 
delag"  (Von  einem  /.eitgemiisseii  Pachtgesetz)  hervorgehoben  worden. 

Maxiuk  Kowalkvsky,  Tableau  des  origines  et  de  Involution 
de  la  Familie  et  de  la  Propriete.  Lor.  Sehr.  No.  2,  18**0.  Preis 
4  Frs.  —  Vom  Verfasser  auf  Antrag  der  Loren' sehen  Stiftung,  jedoch 
ohne  pekuniäre  Vergütigung,  in  Stockholm  gehaltene  Vorträge,  z.  T. 
Ergebnisse  eigener  Forschungen  Uber  die  bezüglichen  Verhältnisse 
bei  gewissen  Völkern  Kankasiens. 

.LH.  Cr.  Fmklho  im,  Arbetarelagstiftningen  och  Fabriksinspektionen 
i  ntlandet  i  Arbeiterschutzgesetzgebung  und  Fabrikinspektion  im 
Auslande).  Lor.  Sehr.  No.  :J,  ls'.'O.  Preis  2  Kr.  Die  Materialien 
zu  dieser  Arbeit  wurden  hauptsächlich  während  einer  mit  Mitteln 
ans  dem  Loren'schen  Fonds  gemachten  Keise  des  Verfassers  in 
Deutschland,  Frankreich,  England  etc..  gesammelt. 

E.  0.  Hultukkn  und  Emnst  Lanukkukkn,  Untersuchung  über 

die  Ernährung  schwedischer  Arbeiter  bei  frei  gewählter  Kost.  Mit 

:$  Tafeln.  Lor.  Sehr.  No.  4,  lsDl.  Preis  2  M.  —  Eine  sehr 
gründliche  Arbeit  von  zwei  (damals)  angehenden  Medizinern. 

Hj.  W'AM.yvisT,  Bostadsförhallandena  för  de  mindre  bemedlade 
i  (Göteborg  (Die  Wohnungsverhältnisse  der  ärmeren  Klassen  zu 
Gotenburg).    Mit  Vi  Figuren.    Lor.  Sehr.  No.  5.    Preis  1.50  Kr. 

Jon.  Lkfki.kk,  Om  olika  löneformer  med  Bärskildt  afseende 
pa  s.  k.  vinstandelssystem  (Von  verschiedenen  Lohnformen,  mit 
besonderer  Berücksichtigung  sogenannter  Gcwinnbctciligungssystemei. 
Lor.  Sehr.  No.  8,  1SH4.    Preis  2  Kr. 

Gi'staf  ak  Gkijkkstam.  Anteckningar  om  arbetarförhallanden 
i  Stockholm  (Aufzeichnungen  von  Arbeiterverhültnissen  in  Stockholm). 
Lor.  Sehr.  No.  0,  181»4.  Preis  1.2".  Kr.  —  Treffliche  Darlegung  der 
Ergebnisse  einer  Untersuchung  über  Lohnverhältnisse.  Wohnungen  etc. 
der  Arbeiter  in  zwei  Stockholmer  Fabriken  —  einer  „mechanischen 
Jahrbuch  der  iuU'inut  VeiHuitfitiK.  C.  u.  7.  H.l.  W 


1570 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


Werkstatt"  mit  relativ  günstigen  und  einer  Bamnwollenspinnerei  mit 
schlechteren  bezüglichen  Verhältnissen. 

Derselbe,  Anteekningar  rörande  fabriksarbetarnes  ställning 
i  Marks  härad  (Aufzeichnungen  über  die  Lage  der  Fabrikarbeiter 
im  Bezirke  Mark  in  Westgotland).  Lor.  Sehr.  No.  10,  lfSV*7.  Preis 
1.2*»  Kr.  —  Enthält  n.  a.  treffende  Beobachtungen  in  bezug  auf  den 
Übergang  vom  Verlagssystem  zur  Fabrikindnstrie. 

(»t'sTAF  F.  Stkfkkn,  Studier  öfver  Lönsystemets  Historia  i 
England.  T.  I.  Lor.  Skr.  No.  11.  18!»5.  Preis  2,50  Kr.  T.  IL 
Lor.  Sehr.  No.  10  (3  Hefte),  lx<>9.  Preis  5.7."  Kr.  —  Erweitert 
und  teilweise  umgearbeitet,  deutsch  erschienen  unter  dem  Titel: 
Studien  znr  Geschichte  der  englischen  Lohnarbeiter,  mit  besonderer 
Berücksichtigung  der  Veränderungen  ihrer  Lebenshaltungen.  Erster 
Band  (mit  3  farbigen  statistischen  Tafeln),  Stuttgart  1901.  (Zweiter 
Band  1903.)  Schon  in  der  schwedischen  Ausgabe  ein  bedeutendes, 
teilweise  auf  eingehendem  Studium  bisher  ungedrnckten  Materiales 
in  British  Museum  gestütztes  Werk,  worin  volkswirtschaftlich- 
theoretische  und  geschichtliche  bezw.  statistische  Darstellungen  ab- 
wechseln, gegenseitig  sich  beleuchtend  und  ergänzend. 

K.  Kky-Akkkü,  Inom  Textilindustrien  i  Norrköping  sysselsatta 
arbetares  lönevilkor  och  bostadsförhallanden  (In  der  Textilindustrie 
zu  Norrköping  beschäftigter  Arbeiter  Lohnbedingungen  und  Wohnungs- 
verhältnissei.  Statistische  Untersuchung.  Lor.  Sehr.  No.  12.  1*96. 
Preis  1,25  Kr. 

Km  t  Tkngimiii.,  Material  tili  bedömande  af  Hamnarbetarnes 
i  Stockholm  lefnadsfirballanden  (Material  zur  Beurteilung  der  Lebens- 
verhältnisse der  Hafenarbeiter  in  Stockholm  i.  Lor.  Sehr.  No.  13,  1897. 
Preis  1,25  Kr.  Eine  mit  grosser  Sachkenntnis  gegebene  drastische 
Schilderung  der  Stockholmer  Verhältnisse  jener  Art  Parias  fast  jeder 
grösseren  Seestadt. 

(i.  af  (ikykkstam,  Anteekningar  rörande  arbetarnes  ställning 
vid  fyra  svenska  grufvor  (Zur  Lage  der  Arbeiter  in  vier  schwedischen 
Bergwerken).  Lor.  Sehr.  No.  14,  1897.  Preis  1,50  Kr.  —  Von 
Interesse  auch  dadurch,  dass  die  geschilderten  Verhältnisse  in  den  vier 
Bergwerken  Dannemora,  Norberg.  Grängesberg  und  Gellivare  — 
sehr  verschiedenartig  sind. 

.Ion.  I.Kru.m.  Zur  Kenntnis  von  den  Lebens-  und  Lohn- 
verhältni>sen  industrieller  Arbeiterinnen  in  Stockholm.  Lor.  Sehr. 
No.  15,  1*97.    Preis  1.7.-,  Kr. 
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K.  Kkv-Ahkkü,  Arbetsstatistisk  Studie  öfver  Glasindustrien  i 
Sverige  ( '„ Arbeits-stat.  Studie  über  die  Glasindustrie  i.  S.~).  Lor. 
Sehr.  No.  17,  1H1H».    Preis  1.25  Kr. 

Zwei  ehemalige  Stipendiaten  der  I.oit'n'schen  Stiftung,  Dr. 
Kntt  Wh  kskll  —  jetzt  (seit  1  * *« •  1  >  Professor  der  Nationalökonomie 
und  des  Finanzrechts  an  der  rniversitiit  Lund  -—  und  Dr.  Gist. 
Casskl  —  welcher  vor  kurzein  (\W>,  als  Dozent  der  National- 
ökonomie an  der  Stockholmer  Hochschule  fest  angestellt  worden  ist  — , 
haben  ihre  ersten  bedeutenderen  Schriften  in  Deutschland  publiziert. 
"NVickskll:  „Uber  Wert,  Kapital  und  Kcnte  nach  den  neueren 
nationalökonomisehen  Theorien",  ferner  „Finanztheoretische  Unter- 
suchungen, nebst  Darstellung  und  Kritik  des  Steuerwesens  Schwedens", 
dann  „Geldzins  und  Güterpteise",  eine  Studie  über  die  den  Tauschwert 
des  Geldes  bestimmenden  Ursachen  (Jena  1*9:].  ISW.  iS'.ts).  Casskl: 
„Das  Hecht  auf  den  vollen  Arbeitsertrag-'  eine  F.infflhrung  in  die 
theoretische  Ökonomie  (Güttingen  I'.hm»).  Heide  sind  mathematisch 
geschult,  machen  aber  nnr  in  diskreter  Weise  von  den  Ausdrucks- 
mitteln  der  höheren  Mathematik  tiebrauch.  Casskl  stellt  sich  sogar 
—  meines  Krachtens  mit  Hecht  —  eher  skeptisch  gegen  mathematische 
Lösungen  verwickelter  Probleme  der  Sozialwissenschaften.  Wickskll, 
Anhänger  der  Grenznntzentheorie,  hat  sich  bemüht,  diese  weiter 
fortzuführen  und  namentlich  auch  in  der  Lehre  von  der  volks- 
wirtschaftlichen Produktion  und  Verteilung  reichlich  zu  verwerten. 

Von  i.  e.  S.  volkswirtschaftlicher  Literatur  in  Huchfortn 
kam  in  den  Jahren  ls«t;»—  l!»ol  in  Schweden  wenig  zum  Vorschein. 
Das  für  schwedische  Verhältnisse  grosse,  dem  Scn»"»xnKKt.t 'sehen  Hand- 
buche zwar  nachgebildete,  jedoch  mit  Ausnahme  von  1  oder  .r> 
der  21  einzelnen  Abhandlungen  -  hauptsächlich  selbständige 
Sammelwerk  „Det  ekonomiska  Samhällslifvet"  (Das  wirtschaftliche 
Leben  der  Gesellschaft),  dessen  erster  Teil  die  Jahreszahl  lNl>4  trägt, 
näherte  sich  nur  mit  zwei  Heften  (je  r>  Druckbogen  gr.  8°  ent- 
haltend) seinem  erst  in  diesem  Jahre  (liH»2)  mit  dem  Hefte  14 
erfolgten  Abschlnss.  Wenn  man  der  „volkswirtschaftlichen"  Literatur 
auch  die  sozialstatistische  hinzurechnet,  ist  aber  das  Jahr  1S{>9 
bemerkenswert.  Es  brachte  nämlich  die  zwei  ersten  Früchte  der 
neuen  staatlichen  Arbeiterstatistik.  „Im  Auftrage  und  unter  Einsicht 
des  Königl.  Kominerzien-Kollegiuiiis  ausgeführt "  erschienen  nämlich 
im   Anfang   des  Jahres   „Undersökning   af  bagerierna  i  Sverige- 
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(Untersuchung  der  Bäckereien  in  Schweden),  af  Juiiah  Lf.fflku,  und 
etwas  spater  im  Jahre  „Undersökning  af  tobaksindnstrien  i  Sverige-* 
(Untersuchung  der  Tabakindnstrie  i.  S.),  af  Hessin«  Elmo.ui.st 
(Stockholm,  Köersners  Boktyck.-Aktiebolag,  Preis  je  1  Kr.).1)  Von 
einer,  mit  Hinsicht  auf  die  geplante  staatliche  Arbeiter-Unfall- 
versicherung in  öffentlichem  Auftrage  gemachten  Untersuchung  über 
die  im  Jahre  1897  in  Schweden  vorgekommenen  Arbeitsunfälle 
berichtete  Hj.  Guluikku:  Olycksfall  i  arbetet  1897.  Statistisk 
Undersökning,  Stockholm  1809. 

Abgesehen  von  G.  F.  Stkffkxs  „Lönarbetaren  och  «amhäUet" 
(Der  Lohnarbeiter  und  die  Gesellschaft),  einer  gemeinfasslichen  Be- 
arbeitung der  oben  erwähnten  No.  11  und  No.  1*5  in  der  LoKKN'schen 
Serie,  wäre  vom  Jahre  1900  fast  nur  eine  irgend  bedeutendere  Arbeit 
hier  zu  nennen:  Lui>wi<;  Wihklls  rSverigcs  tinanser  nnder  senare 
hälft en  af  1800-talet,  ett  försök  tili  en  allmün  svensk  tinansstatistik 
(Die  Finanzen  Schwedens  während  der  späteren  Hälfte  des  neun- 
zehnten Jahrhunderts),  I.  Bd.,  1900.  Preis  2,.r>0  Kr.  —  In  erster 
Reihe  eine  mit  grossem  Fleiss  und  anerkennenswerter  Sorgfalt  ge- 
machte Materialiensammlung.  Dass  dieselbe  als  „Versuch  zu  einer 
allgemeinen  schwedischen  Finanzstatistik"  namentlich  in  bezug  auf 
die  Systematik  einiges  zu  wünschen  übrig  lässt,  ist  bei  der  notorischen 
Bnntscheckigkeit  des  disponiblen  Materials  fast  selbstverständlich. 

Knut  Wicksklls  Füreläsningar  i  Nationalekononii,  Första  delen: 
Teoretisk  Nationalekomi,  H.  I,  Bd.  1901,  Preis  1,50  Kr.,  ist  wohl 
die  einzige  rein  theoretische  Darstellung  der  Volkswirtschafts- 
lehre, die  bisher  in  Schweden  erschienen  ist.  Die  Systematik  des 
Verfassers  stimmt  hauptsächlich  mit  derjenigen  von  Walkas  übereilt. 
Das  jetzt  vorliegende  Heft  enthält  —  nach  einer  „Einleitung"  vom 
Begriff  der  Nationalökonomie  und  von  der  Einteilung  des  Stoffes  - 


'i  Die  Erbebunir  in  der  Tabakindustrie  hatte  im  Jahre  1898.  die 
in  den  Bäckereien  schon  1S97  stattgefunden:  die  Bearbeitung  des  Materiales 
von  letzterer  war  aber  dadurch  verzögert  worden,  dass  nach  dem  Absoliluss 
der  Erhellung  in  Stockholm  eine  fast  allgemeine  Arbeitseinstellung  in  den 
Feinbäckereien  daselhst  zustande  kam.  mit  dem  Erfolg,  dass  das  vorher 
übliche  fingen.  Kost-  und  Logis-Sy-tem  abgeschafft  und  die  Lohn-  und 
Lebensverhältnisse  der  betreffenden  Arbeiter  dermasscu  verändert  wurden, 
dass  ein«:  neue  Erhebung  vorgenommen  werden  musste.  damit  «ler  Bericht, 
nicht  großenteils  nur  „historisches"  Interesse  darböte. 
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4  Kapitelabschnitte:  I.  Die  Lehre  von  der  Bevölkerung',  deren  Zu- 
sammensetzung: und  Veränderungen.  II.  Die  Lehre  vom  Tausche; 
III.  Die  Lehre  von  der  Produktion  und  der  Verteilung.  IV.  Von 
der  Kapitalbildung.  Mit  einem  demnächst  erscheinenden  Heft  2,  die 
Lehre  vom  Geld  und  Kredit  enthaltend,  s<dl  dieser  theoretische 
Teil  der  Vorlesungen  zum  Abschluss  kommen,  worin  der  Verfasser 
sich  die  Aufgabe  gestellt  hat,  von  gewissen  vereinfachenden  Voraus- 
setzungen oder  Annahmen  ausgehend,  die  allgemeinen  ökonomischen 
Gesetze  herauszufinden  oder  den  Zusammenhang  der  ökonomischen 
Erscheinungen  darzulegen.  Das  «  und  w  der  Nationalökonomie  ist 
für  Wickskix  die  Bevölkernngslehre.  Entschiedener  Anhänger  des 
Nen-Malthusianismus,  glaubt  er  annehmen  zu  dürfen,  das*  ein  relativer 
Stillstand,  wo  nicht  gar  eine  Verminderung  der  Volksmenge  das 
Los  West-Europas  schon  in  diesem  20.  Jahrhundert  werden  wird. 
Es  scheint  dem  Referenten,  als  habe  diese  Grundansehauung  u.  a. 
bewirkt,  dass  sich  Wkkskll  die  rein  hypothetische  Natur  öko- 
nomischer „Gesetze",  die  unter  der  allerdings  „vereinfachenden", 
aber  höchst  unwahrscheinlichen  Vnraussetzung  einer  im  ganzen 
stationären  Volkswirtschaft  sich  ergeben,  nicht  immer  hinlänglich 
ins  Gedächtnis  zurückrief.  Dass  aber  auch  das  vorliegende  Werk 
Wickskm,h  geistvoll  und  wissenschaftlich  bedeutend  ist,  dürfte  nicht 
geleugnet  werden  können.  Nu.  :l  der  öffentlichen  arbeitsstatistischen 
Publikationen:  „Undersökning  af  den  mekaniska  verkstadsindustrien 
i  Sverige.  I.  Större  egentliga  mekaniska  verkstäder",  von  Hknninh 
Ei.üycisT  (Bericht  über  die  „Untersuchung  der  mechanischen  Werk- 
stättenindustrie i.  S.  I.  Grössere  i.  e.  8.  mechanische  Werkstätten") 
wurde  im  Jahre  1901  herausgegeben  (Stockholm,  Nordiska  Bokbandeln, 
Preis  1  Kr). 

Im  Gegensatz  zur  spärlichen  Produktion  von  Büchern  war 
die  periodische  Literatur  Schwedens  auf  dem  volkswirtschaftlichen 
Gebiete  in  den  Jahren  1*99— 1901  wohl  reicher  als  jemals  vorher. 
Ausser  „Statsvetenskaplig  Tidskriff,  deren  Probenummer  im  Jahr- 
buche für  1*97  erwähnt  wurde,  und  welche  Zeitschrift  seit  1901, 
von  Prof.  Pontvs  E.  Eahuikck  (mit  Doz.  L.  Wihkll  als  Redaktions- 
Sekretär)  verdienstlich  redigiert,  in  Lund  erscheint,  wird  seit  dem 
Jahre  1*99  eine  gehaltreiche  volkswirtschaftliehe  Zeitschrift,  „Eko- 
nomisk  Tidskriff,  von  Prof.  David  Davidson  in  l'psala  heraus- 
gegeben (Stockholm,  Hugo  Gebers  Verlag  in  Distribution.  Preis  pro 
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Jahrgang  —  12  Helte  —  10  Kr.),  und  seit  11*01  erscheint  unter 
Redaktion  von  G.  H.  v.  Koch  rSocial  Tidskrift"  (Stockholm.  Nordin  & 
Josephson  in  Distribution.  Preis  für  den  ganzen  Jahrgang  —  9  Hefte  - 
3,.r.o  Kr.,  für  einzelne  Hefte  45  Üre).  Die  letztgenannte,  populär 
gehaltene  „Soziale  Zeitschrift"  nennt  sich  auf  dem  Titelblatt  Organ 
für  .Studenten  und  Arbeiter",  eine  Vereinigung,  welche  sich  die 
Aufgabe  gestellt  hat,  durch  Diskussionen,  gesellige  Zusammenkünfte 
und  dergl.  für  besseres  gegenseitiges  Verständnis  und  überhaupt 
freundlichere  Gestaltung  des  Verhältnisses  zwischen  den  akademisch 
oder  sonst  mehr  geistig  Gebildeten  und  den  körperlich  Arbeitenden 
hervorzurufen.  Ein  Hauptzweck  der  Sozialen  Zeitschrift  ist  es  auch, 
die  r kooperative"  oder  ökonomisch-genossenschaftliche  Bewegung  zu 
fordern,  welche  in  Schweden  bisher  hauptsächlich  nur  in  der  Käsc- 
und  Butter-Industrie  bedeutende  Fortschritte  zu  verzeichnen  hatte. 

Der  Nationalökonomische  Verein  zu  Stockholm  hat  sich  wie 
gewöhnlich,  so  auch  in  den  Jahren  1899—1901  mit  Fragen  praktischer 
Natur  beschäftigt,  unter  anderen  auch  mit  der  Frage  von  vorzu- 
nehmenden Veränderungen  in  gewissen  Paragraphen  des  Keichsbank- 
gesetzes  vom  12.  Mai  1897,  namentlich  in  den  Vorschriften  über  die 
metallisch  ungedeckte  Notenmenge  und  über  die  Massregeln,  um  den 
llbergang  vom  alten  gut  bewährten  Viel-Bank-System  zum  Noten- 
monopol der  Reichsbank  zu  erleichtem.  Auch  in  den  erstgenannten 
zwei  Zeitschriften  ist  diese  Frage  von  verschiedenen  Seiten  behandelt 
worden.  Im  Jahre  1900  wurde  sogar  das  staatliche  Notenmonopol 
in  Broschüren  scharf  angegriffen  —  allerdings,  wie  zn  erwarten  war, 
ohne  Erfolg.  Indessen  ist  durch  ein  Gesetz  vom  3.  Mai  1901  be- 
wirkt worden,  dass  einerseits  das  Notenausgaberecht  der  Reichsbank 
etwas  erweitert  und  elastischer  wurde,  andererseits  das  Aufhören 
der  Notenausgabe  der  „Enskilda-"  (privaten  Zettel-)  Banken  nicht 
(wie  zu  beidrehten  gewesen)  hauptsächlich  auf  einmal,  am  Ende  des 
Jahres  1903,  vor  sich  gehen  wird,  sondern  schon  sukzessiv  im  Gange, 
bei  einer  Mehrzahl  der  Banken  sogar  vollendete  Tatsache  ist. 

Es  soll  hier  zum  Schluss  nur  mit  wenigen  Worten  des  im 
öffentlichen  Auftrage,  unter  Mitwirkung  zahlreicher  Fachleute,  von 
Gi'htav  SrMWAKu  vorzüglich  redigierten,  zur  Pariser  Ausstellung  im 
Jahre  1900  in  französischer  Sprache  herausgegebenen,  reich  illustrierten 
Werkes:  ..Sverigc,  Land  och  Folk"  (Schweden,  Land  und  Volk) 
gedacht  werden.    Von  jenem  „historisch-statistischen  Handbuch"  liegt 
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jetzt  auch  eine  (noch  etwas  vervollständigte»  schwedische  Ausgabe 
vor  (Stockholm,  1\  A.  Norstedt  &  Söhne.  l!»i»l,  Preis  12  Kr  );  eine 
englische  Ausgabe  wird  im  .Jahre  l!M>4  erseheinen.  Dieses  Hand- 
buch, jedenfalls  eine  Zierde  der  schwedischen  Literatur,  ist  für  die 
Kenntnis  der  jetzigen  ökonomischen  Verhältnisse  Schwedens  und 
namentlich  auch  für  eine  richtige  Beurteilung  der  wirtschaftlichen 
Entwickelungsmögliehkeiten  bezw.  Zukunftsaussichten  des  Landes 
außerordentlich  wert  voll. 
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Referent:  Zivojiii  Peritch, 

ordentlicher  I'rofess.ir  df-r  Kernte.  Belgrad. 


Gesetzgebung  1899-1901. 

1899. 

Die  Session  der  serbischen  Volksvertretung  (Skupschtina)  für 
das  Jahr  1809  dauerte  vom  20.  September  bis  (5.  Oktober  1899  und 
vom  HO.  Dezember  desselben  Jahres  bis  zum  20.  Januar  1900  alten 
Stils.  Im  ganzen  währte  sie  also  40  Tage.  Die  Skupschtina  tagte 
in  der  Stadt  Nisch.  Wir  werden  uns  im  folgenden  darauf  beschränken, 
in  knappsten  Zügen  eine  Übersieht  aller  Gesetze  zu  geben,  welche 
in  dieser  Session  durch  die  Volksvertretung  votiert  und  vom  König 
sanktioniert  worden  sind,  indem  wir  aber  mehr  Beachtung  vor  allem 
denjenigen  Gesetzen  zuwenden  wollen,  welche  dies  infolge-  ihrer 
politischen  und  ökonomischen  Bedeutung  verdienen.  Gesetze  sekundärer 
Bedeutung  wollen  wir  nur  zitieren. 

Der  grösseren  Ordnung  und  Deutlichkeit  wegen  werden  wir 
in  dieser  Übersicht  die  Gesetze  ihrem  Gegenstande  nach  in  einzelne 
(Gruppen  teilen  und  bei  jeder  Grnppe  werden  wir  chronologisch  die 
Erklärung  der  einzelnen  Gesetze  geben,  ohne  Rücksicht  auf  die 
Bedeutung  dieser  einzelnen  Gesetze,  jedes  für  sich  betrachtet.  Diese 
Bemerkungen  gelten  auch  für  die  beiden  andern  zu  berücksichtigenden 
Legislatur-Perioden  von  1900  nnd  1001. 

§  1.    Gesetze  politischen  nnd  administrativen  Inhaltes. 

1.  Gesetz  vom  •'{<».  September  1899.  durch  welches  die  interi- 
mistischen Not -(iesetze  genehmigt  wurden,  welche  am  28.  Juni  189!». 
zu  einer  Zeit  also,  als  die  serbische  Volksvertretung  nicht  einberufen 
war.  ergangen  waren.  Dieser  in  Form  von  Ukasen  erlassenen 
interimistischen  (iesetze  gab  es  zwei.  Das  eine,  wodurch  der  Be- 
lagerungszustaml  über  die  Stadt  und  den  Kreis  Belgrad  verhängt 
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wurde.  Da*  zweite,  durch  welches  in  Belgrad  das  Standgericht 
eingeführt  wurde,  mit  einer  in  demselben  Gesetze  besonders  bei- 
gelegten Zuständigkeit.  Mit  wenigen  Worten  wollen  wir  die  Ent- 
stehung dieser  tiesetze  erklären: 

Am  24.  Juni  verübte  Gkoku  Knkzkwitch  auf  König:  Milan,  den 
damaligen  serbischen  Armee-Kommandanten,  ein  Revolver-Attentat 
in  dem  Augenblicke,  als  derselbe  mit  seinem  Adjutanten  aus  der 
Festung  nach  dem  Palais  zurückkehren  wollte.  König  Milan  blieb 
unverletzt,  der  Adjutant  wurde  leicht  verwundet. 

Das  Kabinett  des  Dr.  Vlakan  Gkokhk\ m  h,  welches  nach  der 
Rückkehr  Milans  nach  Serbien  am  11.  Oktober  lM>7  gebildet  worden 
war  und  der  radikalen  Partei,  der  stärksten  aller  Parteien  in  Serbien, 
förmlich  den  Krieg  erklärt  hatte,  beeilte  sich,  das  erwähnte  Attentat 
zum  günstigen  Vorwande  zu  nehmen,  um  daraus  alle  möglichen 
Vorteile  für  sich  und  seine  Politik  zu  ziehen.  Sein  Hauptbestreben 
war.  in  die  Attentatsaflare  alle  angesehenen  Kührer  der  radikalen 
Partei,  die  völlig  unschuldig  waren,  zu  verstricken,  um  durch  ihre  Ver- 
urteilung zu  schweren  Strafen  auf  Jahre  hinaus  sich  ihrer  Opposition 
zu  entziehen,  andererseits  die  radikale  Partei  als  eine  revolutionäre, 
für  immer  als  regierungsnnfähige  hinzustellen.  Da  diese  Absichten 
auf  alle  Fälle  nicht  in  Erfüllung  gegangen  wären,  falls  das  Kabinett 
sich  der  ordentlichen  Gerichte  und  der  Bestimmungen  des  Straf- 
gesetzbuches bedient  hätte,  setzte  es  dank  des  grossen  Einflusses, 
den  es  besass,  die  Erklärung  des  Belagerungszustandes  über  Stadt 
und  Kreis  Belgrad  durch  und  als  Folge  davon  die  Errichtung  eines 
Standgerichtes  mit  der  Hauptznständigkeit,  die  Afliire  Knkzkwitch 
abzuurteilen. 

So  beugte  das  Regime  Dr.  Vi.ahan  (ikokciKvitch  das  Recht,  und 
die  traurigen  Folgen  der  Notgesetze  sind  ein  Beweis  mehr  dafür,  dass 
Ausnahmegerichte  zu  allen  Zeiten  und  in  allen  Ländern  das  sind 
und  nur  das  sein  können,  was  man  von  ihnen  eigentlich  erwartet: 
31  ittel,  durch  welche  politische  Ungesetzlichkeiten  in  gesetzliche  Form 
gehüllt  werden,  eine  Heuchelei,  die  diese  Ungesetzlichkeiten  und  ihre 
Urheber  in  ein  noch  schlechteres  Licht  rückt.  —  Diese  Notgesetze  hat 
die  damalige  Regierung  auf  Grund  des  Art.  ">•!  der  damaligen  Ver- 
fassung vom  Jahre  1H*>9  erlassen,  eines  Artikels,  wonach  die  voll- 
ziehende Gewalt,  falls  die  Sicherheit  des  Landes,  sei  es  von  aussen, 
sei  es  von  innen,  bedroht  wird  und  die  (Skupschtina)  Volksversammlung 
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nicht  einberufen  ist,  zur  Erlassung:  von  solchen  Notgesetzen  befugt 
ist;  allerdings  mnss  die  Kegiernng  diese  Gesetze  zur  nachtragliehen 
Genehmigung  bei  der  ersten  darauffolgenden  Einberufung  der  Volks- 
versammlung vorlegen.  Wir  geben  zu,  das»  formell  das  Kabinett 
Yi.aiian  Gkmiujkvitch,  indem  es  solche  Notgesetze  am  2S.  Juni  18V4.» 
erlassen  hatte,  die  Verfassung  nicht  verletzt  hat,  denn  die  Ver- 
fassung hat  es  in  das  Belieben  der  Kegiernng  gestellt,  die  Opportunität 
solcher  Notgesetze  zu  bestimmen,  aber,  und  das  kann  niemand  leugnen, 
die  Regierung  des  Dr.  Vladan  Gkokukyitch  hat  vorsätzlich  und  mit 
Vorbedacht  dieses  ihr  verfassungsmässig  zustehende  Recht  miss- 
braucht, Das  Ereignis,  auf  Grund  dessen  der  Belagerungszustand  und 
die  Ausnahmegesetze  erlassen  wurden,  rechtfertigte  nicht  die  An- 
wendung jenes  Artikels. 

Die  Sicherheit  des  Landes  war  nicht  in  grosse  Gefahr  gebracht. 
König  Milan,  wenn  auch  Vater  des  herrschenden  Königs,  war 
trotzdem  bloss  höchster  Militürbeamter,  und  uns  ist  nicht  bekannt, 
dass  irgendwann  und  irgendwo  Belagerungszustand  und  Ausnahme- 
gerichte wegen  Mordversuches  auf  einen  hohen  Beamten  eingesetzt 
worden  wären,  ein  Versuch,  der  im  vorliegenden  Falle  noch  oben- 
drein gänzlich  misslang.  Wenn  irgend  eine  Kegiernng,  so  war  es 
gerade  die  Regierung  des  Dr.  Vladan  Gf.urmkvitch,  die  seitens  der 
Volksvertretung  wegen  ihrer  Handlungsweise  den  herbsten  Tadel 
verdiente.  Trotz  alledem  hat  die  damalige  Volksvertretung  diese 
Gesetze  nachträglich  genehmigt,  ein  Zeichen,  dass  Volksvertretung 
wie  Regierung  lediglich  Werkzeuge  der  Politik  jenes  Kabinett* 
gewesen  waren. 

2.  Gesetz  vom  '>.  Oktober  18H9. 

Durch  dieses  Gesetz  wurde  §  27  des  Gesetzes  über  die  Or- 
ganisation der  inneren  Verwaltung  vom  10.  März  1862  darin  ergänzt, 
dass  im  Ministerium  des  Innern  zwei  neue  Abteilungen  errichtet 
wurden,  nämlich:  die  Abteilung  für  öffentliche  Sicherheit  und  die 
Abteilung  für  administrative  Aufsicht.  Die  Errichtung  der  Abteilung 
für  ötVeiitliche  Sicherheit  war  eine  jener  zahlreichen  Massregeln, 
welche  nach  dem  Attentate  auf  König  Milan  getroffen  wurden,  um 
jede,  auch  die  geringste  Opposition  getreu  die  despotische  Politik  des- 
selben unmöglich  zn  machen.  Diese  Abteilung,  welcher  mit  Kecht 
der  Beiname  „cabinet  noir*  beigelegt  wurde,  verschwand  gleich 
nach  dem  Sturze  des  Ministeriunis  GH>a<a:vnvi!. 
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■}.  Gesetz  vnm  J4.  .Januar  l!»»>0,  durch  welches  das  Gesetz 
vom  23.  Januar  lss:i  über  königliche  Militär-  und  Zivilorden-  nnd 
Medaillen-Verleihungen  abgeändert  und  ergänzt  wurde. 

t.  Gesetz  vom  21.  .lanuar  l!HH>.  betr.  Abänderung  und  Er- 
gänzung  der  Gesetze  vom  März  1  MM»,  17.  Februar  lN'.'tl  nnd 
">.  Januar  Ist»'.»  über  die  administrative  Einteilung  des  Landes. 

3  2.    Straf-  und  Justizgesetze. 

•r>.  Ergänzungs-  und  Abänderungsgesetz  des  Straf- 
gesetzbuches von  lsiiO  vom  <».  Oktober  IM»'.*. 

Dadurch  wurden  die  Strafen  dieses  Gesetzbuches  für  gewisse 
Verbrechen  und  Vergehen  verschärft.  Die  politische  Lage,  in  der 
dieses  (iesetz  eingebracht  wurde,  es  war  nach  dem  Helageruugs- 
zustande  nnd  der  Einführung  der  Siandgerichte,  erklärt  die  drakonische 
Schärfe  dieses  Gesetzes  und  seine  Tendenz.  Das  Strafmass  wurde 
erhöht  für  Tatbestände,  welche  in  Kap.  9  des  Str.-G.-Ii.  vorgesehen 
sind:  „Verbrechen  und  Vergehen  gegen  Vaterland,  Herrscher  und 
Verfassung"  nnd  für  Tatbestände  ans  Kaj».  10  desselben  Gesetzes: 
„Verbrechen  und  Vergehen  gegen  die  Gesetze,  die  öffentlichen  Ge- 
walten nnd  die  öffentliche  Ordnung,  sowie  für  strafbare  Handlungen 
gegen  die  Staatsgewalt".  Die  Un  Verhältnismässigkeit  von  Strafe  und 
Handlung  nach  dem  Gesetze  vom  ü.  Oktober  ls*»!>  gegenüber  dem 
Strafgesetzbuche  von  lM»iO  ist  eine  so  grosse,  dass  sie  unerklärlich 
wäre,  auch  für  die  Zeit,  als  anfangs  des  D.t.  Jahrhunderts  der  serbische 
Staat  entstand  und  als  schliesslich  im  Interesse  der  Staatskonsolidation 
in  gewisser  Beziehung  von  den  allgemeinen  strafrechtlichen  Prinzipien 
abgewichen  werden  konnte,  nach  welchen  die  Höhe  der  Strafe  der 
Schwere  der  begangenen  Handlung  entsprechen  soll.  Die  Strafe  ent- 
behrt nach  dem  Gesetz  vom  (1  Oktober  US!'»!»  jedes  Verhältnisses  zu 
der  bedrohten  Handlung.  Insbesondere  zeigt  sich  dies  bei  den  Be- 
stimmungen, welche  die  gegen  Mitglieder  des  königlichen  Hauses 
gerichteten  Delikte  betreffen.  Hier  hat  der  Gesetzgeber  allzusehr 
seine  gesetzgebende  Gewalt  mi.-sbraucht.  Der  Gesetzgeber  wollte 
lediglich  anf  diese  Weise  König  Milan  als  Mitglied  des  königlichen 
Hauses  unterstützen.  So  ist  nach  Art.  '>  dieses  Gesetzes  das  blosse 
Unternehmen,  irgend  ein  Mitglied  des  königlichen  Hauses  aus  dem 
I,ande  zu  verbannen,  Hochverrat  und  wird  mit  dem  Tode  be- 
straft!   Und  was  noch  die  ohnehin  übertriebene  Strenge  vergrössert, 
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ist  die  Bestimmung,  dass  das  Unternehmen  bereits  als  vollendete  Tat 
betrachtet  und  als  solche  bestraft  wird,  auch  wenn  nur  einzelne  ent- 
fernte Vorbereitungshandlungen  vorgenommen  worden  sind,  durch 
welche  die  Yerbrecheusabsicht  erst  zur  Ausführung  gebracht  werden 
soll.  Es  wird  daher  nicht  bloss  der  Versuch  der  Vollendung  gleich- 
gestellt, sondern  auch  jegliche,  selbst  die  entfernteste  Vorbereitungs- 
handlung, die  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  des  Hechtes  un- 
möglich als  strafbare  Handlung  angesehen  weiden  kann. 

Art.  7.  Abs.  2  desselben  Gesetzes  spricht  eine  Strafe  von 
.'5  -10  Jahren  Zuchthaus  aus  für  jede  Gewalttat  (voies  de  fait), 
gegen  irgend  ein  Mitglied  des  königlichen  Hauses,  und  die  einfache 
Beleidigung  durch  Wort  oder  Schrift  gegen  ein  Mitglied  des  könig- 
lichen Hauses  zieht  nach  Art  8  eine  Gefängnisstrafe  von  1 — 5  Jahren 
nach  sich.  Das  Reaktionäre  dieses  Gesetzes  zeigt  sich  auch  in  der 
Schaffung  neuer  Delikte,  welche  als  Gedankenverbrechen  (dclits  de 
pensees)  schon  längst  aus  den  Strafgesetzbüchern  der  meisten  Kultur- 
staaten verschwunden  sind.  Statt  auch  diejenigen  Tatbestände  dieser 
Art,  welche  sich  im  Strafgesetzbuche  von  1860  vorfinden,  aus  dem- 
selben zu  streichen  oder  zum  wenigsten  auf  ein  Minimum  zurück- 
zuführen, hat  sich  der  Gesetzgeber  von  1899  noch  rückständiger  ge- 
zeigt, indem  er  die  Zahl  dieser  Delikte  vergrössert  hat.  Zum  Beweise 
dafür  wollen  wir  Art.  9  des  Gesetzes  vom  G.  Oktober  anführen,  wonach 
derjenige,  »welcher  die  bestehende  Kegiernngsforni  angreift  oder 
lächerlich  macht",  mit  Gefängnis  von  X— 10  Jahren  bestraft  wird. 
Eine  ähnliche  Bestimmung  findet  sich  auch  in  Art.  10  desselben  Ge- 
setzes. Eine  schöne  Gesetzgebung,  die  im  Anfang  des  20.  Jahrhunderts 
zu  denken  verbietet! 

Das  einzig  Gute  an  diesem  Gesetze  vom  fi.  Oktober  ist,  dass 
auch  die  Strafen  verschärft  wurden,  welche  sich  auf  Unterschlagungen 
bei  Ausübung  amtlicher  Funktion  beziehen;  aber  auch  hier  ist 
entschieden  zu  weit  gegangen,  indem  dadurch  §  21  des  Strafgesetz- 
buches beseitigt  wurde,  wonach  das  Gericht  in  milderen  Fällen 
einen  Beamten  für  eine  solche  Handlung  statt  mit  Zuchthaus  mit 
Gefängnis  bestrafen  konnte.  Diese  Möglichkeit  ist  durch  das  Gesetz 
vom  0.  Oktober  ausgeschlossen. 

<i.  Gesetz  vom  17.  Januar  190«.  wonach  die  Bestimmungen 
der  52,  05,  102  und  420  der  Z.-P.-O.  abgeändert  und  ergänzt 
sind.    Die  wichtigsten  Abänderungen  und  Ergänzungen  beziehen  sich 
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auf  die  beiden  52,  »>5.  Nach  der  alten  Fassung  des  §  52  hatte 
die  Partei  das  Recht,  den  Richter  wegen  Freundschaft  oder  Feind- 
schaft mit  einem  der  streitenden  Teilt'  abzulehnen,  mangels  anderer 
Beweise  jene  Behauptungen  durch  Eid  zu  bekräftigen,  und  der  Richter 
musste  dieses  Verlangen  berücksichtigen.  Nach  der  neuen  Fassung  hat 
dieser  Kid  erst  dann  seine  Berechtigung,  wenn  das  (iericht  nach  ge- 
nauer Prüfung  der  Angaben  der  betreffenden  Partei  über  den  Ab- 
lehnungsgrund zur  Überzeugung  gelangt  ist.  dass  zwischen  dem  abzu- 
lehnenden Richter  und  der  Partei  freundschaftliche  (.der  feindliche  Be- 
ziehungen bestehen.  Im  entgegengesetzten  Falle  hat  das  (iericht  die 
Zulassung  zum  Eide  zu  versagen  und  noch  ausserdem,  wenn  nach  seiner 
Ansicht  die  den  Eid  verlangende  Partei  auf  fraudnlose  l'mgehung 
des  Gesetzes  ausging,  dieselbe  zu  einer  Geldstrafe  von  SO — 500  Frs., 
je  nach  ihrer  Vermögenslage,  zu  verurteilen.  Die  Abänderung  des 
tj  05  handelt  über  die  Nebenintervention,  die  chirographarischen 
Gläubigern  bei  Prozessen  ihrer  Schuldner  zusteht.  Nach  der  alten 
Fassung  dieses  Paragraphen  konnte  man  als  Nebenintervenient  bis 
zur  Rechtskraft  der  gerichtlichen  Entscheidung  eintreten.  Die 
Abänderung  vom  17.  Januar  hat  die  Nebenintervention  darin  ein- 
geschränkt, dass  sie  jetzt  nur  zugelassen  werden  kann  „bis  zur  ersten 
Entscheidung  des  obersten  Gerichtes  (Kassationshofes)  in  der  Haupt- 
sache'4. Danach  kann  eine  Nebenintervention  nicht  stattfinden, 
sobald  das  oberste  (iericht  in  der  Hauptsache  einmal  entschieden  hat, 
wenn  auch  durch  diese  Entscheidung  die  Streitsache  nicht  zu  Ende 
geführt  ist.  und  dies  ist  der  Fall,  wenn  das  oberste  (iericht  die 
Entscheidung  der  Vorinstanz  nicht  gebilligt  hat  und  die  Sache 
zurückverweist.  Da  nun  die  chirographarischen  Gläubiger  im  Prinzipe 
nicht  das  Recht  haben,  den  Entscheidungen  zu  Ungunsten  ihrer 
Schuldner  die  Einrede  entgegen  zu  halten:  Res  inter  alios  iudicata 
aliis  nec  nocet  nec  prodest.  vielmehr  diese  Entscheidungen  auch 
gegen  sie  als  res  judicata  wirken,  so  darf  man  das  Recht  der 
Intervention  nicht  durch  eine  bestimmte  Frist  so  lange  verkürzen, 
das  einzige  Mittel,  welches  den  chirographarischen  Gläubigern  zusteht, 
nämlich  die  Intervention  in  den  Prozessen,  in  welchen  ihr  Schuldner 
beteiligt  ist,  um  sein  Vermögen  beziehungsweise  ihr  eigenes  Pfand- 
recht zu  schützen  gegen  die  Angriffe  seines  Gegner*».  Diese  Inter- 
vention hat  so  lange  stattzufinden,  bis  der  Streit  nicht  endgültig 
durch  gerichtliche  Entscheidung  aus  der  Welt  geschafft  ist,  eine  An- 
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sieht,  die  auch  der  §  (55  der  alten  Fassung:  mit  Recht  vertreten  hat. 
Diese  Ansicht  hat  auch  der  alte  Sj  <!2  zutreffend  gewahrt. 

7.  Gesetz  desselben  Datums,  durch  welche«  die  ^  IIS, 
279,  344  abgeändert  und  §  127  des  .Strafgesetzbuches  ergänzt  worden 
sind.  Die  letzte  Ergänzung  besagt:  rDer  Richter,  welcher  bei 
Konkurs-  und  Mündelmassen  eine  grössere  Belohnung  dem  Verteidiger 
zuspricht,  als  das  Gesetz  es  bestimmt,  ist  mit  Gefängnis  von  2  bis 
•r»  Jahren  zu  bestrafen;  wenn  jedoch  erwiesen  wird,  dass  diese  Handlnns 
aus  Eigennutz  begangen  wurde,  ist  er  mit  Zuchthaus  zu  bestrafen*. 
Diese  Bestimmung  ist  nur  ein  Beweis  mehr  für  die  Missguust,  welche 
der  Gesetzgeber  in  der  Session  des  Jahres  1899  dem  Anwaltsstande 
entgegengebracht  hat.  eine  Missgunst,  die  sich  auch  darin  äussert, 
dass  Anwaltsgebühren  auf  eine  lächerliche  Ziffer  herabgesetzt  worden 
sind,  wovon  noch  weiter  unten  die  Rede  sein  wird. 

8.  Gesetz  desselben  Datums,  wodurch  die  §^  156,  1K3  er- 
gänzt und  §  326  der  Str.-Pr.-O.  abgeändert  werden.  Die  letztere 
Abänderung  ist  die  wichtigste;  darin  ist  nämlich  das  Honorarmaximuni 
für  die  Rechtsanwälte  in  Strafsachen  festgestellt:  dasselbe  beträgt 
20—40  Frs.,  wenn  die  Verhandlung  einen  Tag  gedauert  und  der 
Angeklagte  bh.ss  wegen  einer  strafbaren  Handlung  angeklagt  war. 
Hat  dagegen  die  Verhandlung  einen  Tag  gewährt  und  war  der  An- 
geklagte wegen  mehrerer  Handlungen  zur  Verantwortung  gezogen, 
so  kann  dem  Rechtsanwalt  eine  Pauschalsumme  von  50  Frs.  zu- 
gesprochen werden;  wenn  schliesslich  die  Verhandlung  mehrere  Tage 
dauerte,  so  gebühren  dem  Verteidiger  für  jeden  weiteren  Tag  fernere 
10  Frs. 

9.  Gesetz  vom  24.  Januar  1900,  durch  welches  die  75, 
S7  und  90  der  Konkursordnung  abgeändert  und  ergänzt  worden  sind. 
Die  Ergänzungen  und  Abänderungen  bestehen  hauptsächlich  darin, 
dass  das  Gericht  in  der  Bestimmung  der  Gebühren  der  Verwalter 
und  Verteidiger  der  Konkursmassen  beschränkt  wird;  danach  kann 
das  Gericht  dem  Verwalter  als  höchste  Gebühr  500  Frs.,  dem  Ver- 
teidiger als  höchste  Gebühr  loon  Frs.  zusprechen.  Derjenige  Richter, 
der  entgegen  dieser  Bestimmung  handelt  und  eine  grössere  Gebühr 
zuspricht,  unterliegt  den  Bestimmungen  des  £  127  a  des  Strafgesetzbuches. 

Durch  diese  Gesetze,  in  welchen  sich  der  Gesetzgeber  mit  den 
Ansprüchen  der  Verwalter,  Pfleger  und  Verteidiger  in  Zivil-  und 
Strafsachen  beschäftigt,  wollte  man  den  Missbräuchen  entgegentreten. 
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weicht'  durch  die  frühere  Gesetzgebung  ermöglicht  waren,  nämlich  der 
völlig  diskretionären  Befugnis  des  Gerichts  in  diesen  Angelegenheiten. 
Aber  der  Gesetzgeber  ist  hier,  indem  er.  wie  bereits  gesagt,  das 
andere  System  zur  Anwendung  gebracht  hat.  zu  weit  gegangen. 
Diese  Gebührenordnung  für  Rechtsanwälte  und  Verwalter  könnte 
vielleicht  für  kleinere  Streitsachen  von  geringerem  Werte  gerecht 
und  genügend  erscheinen,  für  wichtigere  und  kompliziertere  Streit- 
sachen ist  sie  es  bei  weitem  nicht.  Wir  werden  nicht,  fehl  gehen, 
wenn  wir  die  Ursache  dieser  gesetzgeberischen  Ungerechtigkeiten 
gegenüber  dem  Anwaltsstande  in  der  energischen  Haltung  der  Ver- 
teidiger beim  Milan'schen  Attentatsprozesse  erblicken.  Auch  dieses 
Gesetz  ist  neben  den  anderen  zahlreichen  Gesetzen  ein  Gelegenheits- 
gesetz (loi  de  cireonstance),  das  durch  die  Ereignisse  im  Juni  18!»!» 
veranlasst  war. 

8  3.    Gesetze  über  das  Unterrichtswesen. 

10.  Gesetz  vom  0.  Oktober  IM'!»,  betreffs  Änderungen  und 
Ergänzungen  des  Volkssckulgesetzes  vom  2»>.  Juli  18t'»8.  Nur  Art.  1 
dieses  Gesetzes  wäre  bemerkenswert:  danach  sind  serbische  Kürger, 
welche  wünschen,  dass  ihre  Kinder  zu  Hause  Unterricht  nehmen 
oder  in  Privat*  hnlen  oder  im  Auslande  erzogen  werden,  verpflichtet, 
die  Erlaubnis  dazu  vom  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  nachzu- 
suchen.   Diese  Bestimmung  bezieht  sich  nur  auf  Elementarschulen. 

g  4.    Ökonomische  und  Finanzgesetze 

11.  Gesetz  vom  20.  September  1  *!»!». 

Durch  dieses  Gesetz  wurde  das  Gesetz  über  die  direkten 
Stenern  vom  14.  Jnni  188  1  abgeändert  und  ergänzt.  Folgende  zwei 
Hanptbestimmnngen  sind  zu  erwähnen:  1.  Die  Befreiung  von  der 
Grundsteuer  für  eine  Keine  von  Jahren  bei  neubepflanzten  Wein- 
gärten nnd  Wäldern.  2.  Die  Personalsteuer,  rimpöt  j»ersonnel,  war 
nach  dem  alten  Gesetze  in  5  Klassen  eingeteilt,  je  nach  den  Ver- 
mögensverhältnissen  der  Steuerpflichtigen.  Nach  dem  neuen  Gesetz 
gibt  es  nur  eine  Personalsteuer:  6  Urs.  pro  Kopf  plus  5  Cts.  von 
jedem  Frank  aller  übrigen  direkten  Steuern. 

12.  Gesetz  vom  30.  September  18!'!»,  betr.  Abänderungen 
nnd  Ergänzungen  der  Gesetze  vom  21.  August  18!)0  und  7.  No- 
vember IS!**  über  die  Klassenlotterie.  Folgende  zwei  Bestimmungen 
sind  erheblich:   1.  Der  Minister  für  Volkswirtschaft  kann  die  Ein- 
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nahmen  der  Klassenlotterie  lediglich  zur  Besserung  nnd  Förderung 
des  Ackerbaues,  des  Handels  und  der  Industrie  verwenden  und  auch 
dies  erst  nach  Anhörung  des  gesamten  Ministerrates.  2.  Ausländische 
Lotterien  sind  verboten  und  ihr  Verkauf  in  Serbien  wird  mit  einer 
Geldstrafe  bis  zu  1000  Frs.  geahndet. 

13.  Gesetz  vom  2.  Oktober  IHM»,  wodurch  die  zu  Kon- 
stantinopel am  10.  April  1*00  geschlossene  Handelskonvention  ge- 
nehmigt wurde.  Dieser  Konvention  liegt  die  Meistbegünstigungs- 
klausel  zugrunde. 

14.  Gesetz  desselben  Datums  bezüglich  Abänderungen 
und  Ergänzungen  des  Gesetzes  vom  14.  Januar  18*4  über 
Verwaltung*-  und  richterliche  Gebühren. 

15.  Abänderung«-  und  Krgänznngsgesetz  desselben 
Datums  zum  Kon versionsgesetze  der  serbischen  Staats- 
schulden vom  *.  Juli  ISO*. 

16.  Abänderung«-  und  Krgänznngsgesetz  vom  4.  Ok- 
tober 1*00  zum  Gesetze  vom  21.  Dezember  1**2  über  die 
Organisation  des  Landwirtschafts-Ministeriums. 

17.  Gesetz  vom  5.  Oktober  1*00,  wodurch  das  Gesetz  vom 
20.  April  188."»  über  die  Pension  der  Witwen  und  Kinder  ver- 
storbener Lehrer  ergänzt  wird.  Durch  dieses  Gesetz  wurde  das 
Recht  auf  Pension  auch  auf  Witwen  und  Kinder  der  höheren  Lehrer 
der  Volksschulen  ausgedehnt,  da  diese  Lehrerklasse  erst  durch  da* 
Volksschulengesetz  vom  26.  Juli  1*0*  geschaffen  worden  ist. 

1*.  Abänderung«-  und  Krgänznngsgesetz  v.  DL  Januar 
1000  zum  Volks-  und  Viehzählungsgesetze  vom  T».  Dezember  1800. 

10.  Gesetz  zur  Errichtung  einer  Handelsakademie 
vom  14.  Januar  1000.  Kintrittsberechtigt  sind  nur  diejenigen, 
welche  vier  Gymnasial-  oder  Realklassen  absolviert  haben  und 
welche  nach  4  Jahren  eine  Endprüfung  abgelegt  haben  (Art.  0). 
Die  Kurse  in  der  Handelsakademie  dauern  3  Jahre. 

20.  Gesetz  vom  14.  Januar  1000,  durch  welches  eine 
Steuer  auf  den  Erwerb  (pures  na  zaradu)  eingeführt  wurde,  eine 
direkte  Steuer,  welche  mit  der  deutschen  und  österreichischen  Steuer, 
die  unter  dem  Namen  „Erweihsteuer"  bekannt  ist,  Ähnlichkeit  hat 
Euter  den  finanziellen  Massregelu.  welche  das  Ministerium  des 
Dr.  (Onu.jf  wn  Ii  kennzeichnen  nnd  die  alle  in  der  Hauptsache  eine 
noch  größere  Verwirrung  in  die  ohnehin  schon  schwer  erschütterte 
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serbische  Finanzwirtsehaft  gebracht  haben,  ist  die  unglücklichste 
dieses  Gesetz  der  Besteuerung  des  Erwerbes.  Niemals  vielleicht 
stand  ein  Steuergesetz  so  sehr  im  Widerspruch  mit  den  Prinzipien  der 
Finanzwissenschaft,  wie  gerade  dieses.  Die  Besteuerungsprozente  waren 
viel  zu  hohe.  Für  Belgrader  Geschäfte  betrug  diese  Steuer  nämlich  10%, 
filr  Provinzial-Hauptstiidte  7%  und  für  die  übrigen  Ortschaften  r,°l(> 
«Art.  5),  aber  was  diesem  Gesetze  den  Charakter  einer  förmlichen 
Erpressung  einer  ganzen  Klasse  von  Bürgern  seitens  des  Staates  gab, 
war  nämlich  der  Umstand,  dass  dieser  Prozentsatz  nicht  vom  Bein- 
gewinn, sondern  vom  Bruttogewinn  bezahlt  werden  musste! 
Endlich  hat  auch  die  gesetzlich  bestimmte  Art  der  Feststellung  des 
Bruttogewinnes  der  einzelnen  Steuerpflichtigen  dahin  geführt,  dass 
diese  Steuer  tatsächlich  nicht  zehn  oder  sieben  oder  fünf  Prozent, 
sondern  mehr  als  die  Hälfte  des  ganzeu  Bruttogewinnes  betrug, 
d.  h.  also,  dass  der  Reingewinn  der  betreffenden  Steuerpflichtigen 
durch  diese  Steuer  allein  fast  gänzlich  absorbiert  worden  ist.  Es 
versteht  sich,  dass  ein  solch  unerhörtes  Gesetz  schärfsten  Protest 
im  dabei  zumeist  beteiligten  Kaufmannsstande,  sowie  allerlei  Kompli- 
kationen hervorrufen  musste,  welche  die  nur  zu  natürlichen  Folgen 
der  unbedachten  Finanzpolitik  des  Dr.  Vi..  Gkokokvitch  gewesen 
sind.  Wir  wollen  uns  bei  diesem  Gesetze  nicht  länger  aufhalten, 
da  es  gleich  nach  dem  Sturze  jenes  Ministeriums  abgeschafft  und 
durch  ein  neues  tiesetz  über  die  Besteuerung  von  Geschäftskapitalien 
(Kapital,  das  zum  Geschäftsbetriebe  verwendet  wird)  ersetzt  wurde, 
das  den  Nettogewinn  von  Handels-  und  anderen  Unternehmungen 
mit.  einem  angemessenen  Prozentsatz  besteuert. 

21.  Vereinsgesetz  vom  14.  Januar  1000.  Dieses  Gesetz 
nmfasst  alle  Vereine  mit  unbeschränkter  Mitgliederzahl,  deren  Zweck 
Unterstützung,  Kreditgewährung  oder  Versicherung  ist,  und  die  nicht, 
unter  die  Bestimmungen  irgend  eines  Spezialgesetzes  fallen  (Art,  1). 

Das  Gesetz  zerfällt  in  10  Abschnitte:  Allgemeine  Bestimmungen, 
Errichtung  von  Vereinen.  Vertretung  und  Verwaltung,  Austritt  der 
Mitglieder,  Finanzgebaren.  Reservefonds.  Endiguttg  des  Vereins, 
Strafen,  Vereinsverbindnngen  und  Übergangsbestimmungen. 

22.  Gesetz  vom  21.  Januar  löno  zur  Abänderung  und 
Ergänzung  des  Zolltarifs  vom  H.  Januar  1*00. 

2:<.  Gesetz  vom  2.'..  Januar  10OO,  betr.  Abänderung  und 
Ergänzung  des  Art.  72  des  Gesetzes  vom  :i0.  Juli  1S*4  über 
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die  Eisenbalm-l'olizei.  Diese  Ergänzung  sieht  den  Fall  voraus,  dass 
einzelne  Bestimmungen  dieses  letzteren  Gesetzes  abgeändert  werden 
können,  auch  ohne  Anteilnahme  der  gesetzgebenden  Gewalten. 

Zur  Abänderung  des  genannten  Gesetzes  in  näher  bestimmten 
Fallen,  die  in  der  Form  eines  königlichen  l'kases  erfolgen  mu»s. 
ist  der  Bauten-Minister  zuständig,  der  lediglich  verpflichtet  ist, 
zuvor  den  Eisenbahnrat  zu  hören. 

24.  Gesetz  vom  2o\  Januar  lOOO.  betr.  die  Unterstützung 
der  Wirtschaftsgenossenschaften  (les  associations  agricoles).  Nach 
Art.  '»  dieses  Gesetzes  soll  der  Stjiat  jährlich  dem  Hauptrat  der 
ländlichen  Wirt  Schaftsgenossenschaften,  dessen  Sitz  sich  in  Heigrad 
befindet.  50000  Frs.  von  den  Kinnahmen  der  Klassenlotterie  so  lange 
zni-  Verfügung  stellen,  bis  die  Summe  2  Millionen  Frs.  erreicht: 
ausserdem  soll  der  Fiskus  demselben  Kate  eine  Summe  von  jährlich 
',0  000  Frs.  zur  Disposition  halten. 

2">.  Gesetz  von  demselben  Datum,  durch  welches  das 
Gesetz  vom  28.  November  ISO.-»,  betr.  Förderung  des  Weinbaues, 
abgeändert  und  ergänzt  wird. 

2»;.  Gesetz  vom  gleichen  Tage  über  Abänderungen 
und  Ergänzungen  des  Forstgesetzes  vom  :J1.  März  1N01. 

27.  Gesetz  desselben  Datums,  Abänderungen  und 
Ergänzungen  zum  Ge  setze  vom  14.  März  1*00,  das  Tabak - 
moiiopo]  betreffend. 

25.  Gesetz  vom  27.  Januar  1!»00,  wodurch  das  Berggesetz 
vom  1"»;  April  lHf.t>  abgeändert  und  ergänzt  wird.  Nach  diesem 
Gesetz  ist  die  Verwaltung  der  Bergwerke  integrierender  Bestandteil 
des  Landwirtschaft*- Ministeriums  geworden,  während  sie  bis  dahin 
unter  die  Zuständigkeit  des  Finanz-Ministeriums  fiel;  es  wurden  als 
Abteilungen  dieses  Verwaltungszweiges  errichtet:  Das  geologische 
Museum  und  das  chemische  Kaboratorium.  Fügen  wir  noch  hinzu, 
dass  dieses  Gesetz  auch  Bestimmungen  getroffen  hat  behufs  Errichtung 
von  Hülfskassen  zur  Unterstützung  der  Bergarbeiter. 

20.  Gesetz  desselben  Tages,  wodurch  das  Gesetz  vom 
21.  Oktober  1*71  über  die  Kegelung  der  Pension  der  Beamten- 
witwen  und  -Kinder  abgeändert  und  ergänzt  worden  ist.  Nach 
Art.  1  des  Gextz'-s  viin  1  s~  1  besteht  in  Serbien  zur  Sicherung 
d.r  Witwen  und  Kinder  von  Heamten  ein  bc-i-nderer  Fonds  unter 
dem  Namen   ..iViisimisfonds  für  Witwen  und  Kinder  verstorbener 


Digitized  by  Google 


Zivojix  I'hriti  ii:  S.rl.i.n. 


1587 


Beatuten".  Nach  Art.  2  geniesst  dieser  Fonds  als  juristische 
Person  alle  Rechte,  die  mit  dieser  Eigenschaft  verknüpft  sind, 
und  kann  keinem  anderen  Zwecke  dienen,  als  dem  gesetzlich  fest- 
gestellten. Her  Fonds  steht  unter  Staatsaufsicht,  welche  der  Land- 
wirtschafts-Minister ausillit;  er  wird  verwaltet  von  der  Uprava 
fondova  (Staatshypotheken-Bank)  und  die  Rechnungen  über  Einnahmen 
und  Ausgaben  dieses  Fonds  werden  alljährlich  dem  Rechnungshöfe 
zur  Einsicht  vorgelegt.  Auch  Art.  5  ist  ergänzt  und  abgeändert 
durch  ein  neues  tiesetz  und  enthält  Bestimmungen  (Iber  die  Einnahme- 
quellen zur  Bildung  und  Erhaltung  dieses  Fonds.  Haupteinnahmen 
sind:  die  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Einlagen  der  Staats- 
beamten. Die  ordentlichen  Einlagen  erfolgen  monatlich  nach 
bestimmtem  Prozentsatz,  der  durch  königlichen  l'kas  festgestellt  wird, 
auf  Vorsehlag  des  Landwirtschafts-Ministers  und  auf  die  Vorstellung 
der  Uprava  fondova  hin.  Dieser  Prozentsatz  beträgt  jetzt  t5°/0. 
Ausserordentliche  Einsätze  zahlen  diejenigen,  welche  in  den  Staats- 
dienst nach  vollendetem  2*5.  Lebensjahr  eintreten. 

Diesen  Einsatz  haben  sie  für  die  ganze  Zeit  über  das  Alter 
von  2(5  Jahren  hinaus  mit  *5  prozcntigeni  Zinsfuss  zu  erlegen.  Von 
den  weiteren  Einnahmen  sei  noch  zu  erwähnen  die  Heiratseinlage 
derjenigen  Einzahler,  welche  sieh  nach  dem  :$<>.  Lebensjahre  ver- 
ehelichen. Die  Höhe  ihrer  Einlage  hängt  von  den  Altersunterschieden 
zwischen  Mann  und  Frau,  sowie  auch  von  dem  Alter  des  Mannes 
selbst  ab  (Art.  .*>a).  Art.  DJ  handelt  vom  Rechte  der  Witwen  und 
deren  Kinder  auf  diese  Pension.  Dieses  Recht  wird  nach  10 jähriger 
regelmässiger  Einzahlung  erworben;  den  Witwen  und  Kindern  der- 
jenigen verstorbenen  Beamten,  welche  dieses  Recht  nicht  erworben 
haben,  werden  alle  Einzahlungen  mit  »5HI„  Zinsen  zurückerstattet. 
Art.  Ifta.  „Die  Pension  wird  bestimmt  je  nach  dem  Beamtengehalt«, 
von  welchem  der  betreffende  Beamte  znm  mindesten  ti  Monate  ein- 
gezahlt hat."    Art.  17  bestimmt  die  Höhe  der  Pensionen. 

Art.  19  sieht  die  Fälle  des  Verlustes  des  Rechtes  auf  die 
Pension  vor.  Art.  2-1.  „Die  Pension  wird  ausbezahlt  nach  Beschinas 
des  zuständigen  erstinstanzlichen  Berichtes  oder  des  bestimmten  Vor- 
mundes, falls  auch  Kinder  vorhanden  sind."  Art.  2*5 a.  „Alle  Streit- 
fragen und  vermögensrechtlichen  Beziehungen,  welche  diesen  Fonds 
betreffen,  werden  ohne  Einmischung  der  Verwaltungsbehörde  bloss 

auf  gerichtlichem  Wege  zur   Entscheidung  gebracht;   es  ist  dies 
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unter  anderem  auch  eine  Folge  der  juristischen  Persönlichkeit  diese» 
Fonds." 

8  B.  Militargesetze. 

30.  Gesetz  vom  2*.  September  1899,  betr.  Abänderung  und 
Ergänzung  des  Gesetzes  vom  8.  Juni  18*4  über  die  Militärakademie. 

31.  Gesetz  vom  4.  Oktober  1899,  wodurch  alle  aktiven 
Offiziere  und  unter  den  Reserve-Offizieren  diejenigen,  welche  sich 
als  Militärbeamte  im  Staatsdienste  befinden,  von  Gemeinde-.  Kreis-  und 
Bezirkssteuern  befreit  werden,  ein  Gesetz,  durch  welches  König  Milan 
sich  die  Offiziere  noch  mehr  für  seine  Politik  dienstbar  machen  wollte. 

32.  Gesetz  vom  6.  Oktober  1899  über  die  Deckung  des 
Kriegsbedarfes. 

1900. 

Die  ordentliche  Session  der  serbischen  Volksvertretung  für  das 
Jahr  1900  war  sehr  kurz,  nämlich  vom  29.    31.  Dezember  1900. 

Da  diese  Sessionsperiode  der  Skupschtina  am  31.  Dezember 
zu  Knde  ging,  so  wurde  dieselbe,  um  die  vorliegenden  Gesetzentwürfe 
erledigen  zu  können,  sofort  zu  einer  ausserordentlichen  Tagung  ein- 
berufen, die  bis  zum  30.  Januar  desselben  Jahres  dauerte.  Die 
Skupschtina  hielt  ihre  Sitzungen  wieder  in  Nisch.  In  dieser  ausser- 
ordentlichen Session  sind  folgende  Gesetze  verabschiedet: 

3  1.  Justizgesetze. 

1.  Gesetz,  betr.  den  Richterstand,  vom  19.  Januar  1901. 
Wir  wollen  in  knappen  Zügen  die  Hanptbestimmungen  dieses  Ge- 
setzes betrachten: 

a)  Bedingungen  zum  Richterbernf.  Es  gibt  deren  all- 
gemeine und  besondere;  die  allgemeinen  sind  diejenigen,  ohne  deren 
Erfüllung  niemand  zum  Richter  bestellt  werden  kann,  und  welche 
in  gleicher  Weise  für  alle  richterlichen  Stellungen  gelten. 

Unter  den  allgemeinen  Bedingungen  ist  diejenige  die  wichtigste, 
welche  sich  auf  die  Qualifikation  zum  Richter  bezieht.  Richter  kann 
nur  derjenige  werden,  der  die  juristische  Fakultät,  sei  es  in  Serbien, 
sei  es  im  Auslande,  absolviert  hat.  Die  Spezialbedingungen  beziehen 
sich  auf  das  Alterserfordernis  und  die  Dienstjahre.  Dieselben  sind 
verschieden,  je  nach  der  richterlichen  Stellung,  die  man  beansprucht. 
Für  Richter  bei  erstinstanzlichen  Gerichten  (Amtsrichter)  wird  ein 
Alter  von  2.">  Jahren  erfordert  nnd  bei  höheren  Gerichten  (zweit- 
nnd    letztinstanzliche    Gerichte,    Appellations- .  Kassationsgerichte) 
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wird  ein  Alter  von  :J0  Jahren  verlangt.  Art.  2— r,  handelte  von 
der  Vorbereitung  zum  richterlichen  Beruf  (stage).  Abgesehen  davon, 
das»  die  Vorbereitung  wie  auch  das  Alter  von  derjenigen  richter- 
lichen Stellung  abhängt,  auf  der  der  einzelne  Kandidat  im  Spezial- 
fälle reflektiert,  kommt  auch  die  Art  des  Staatsdienstes,  in  dem  der 
Kandidat  bisher  gewesen  ist.  in  Betracht. 

b>  Art  der  Besetzung.  Kür  jede  richterliche  Stellung,  mit 
Ausnahme  der  Besetzung  des  Präsidenten  des  obersten  Gerichtshofes 
<  Kassationshofes),  für  die  eine  besondere  Regelung  vorliegt .,  wird 
ein  gemischtes  System  zur  Anwendung  gebracht,  bestehend  aus  dem 
Wahl-  nnd  dein  Krnennungssvstem.  Alle  Richter  werden  auf  lirund 
einer  Kandidaten  wähl  auf  Vorschlag  des  Ministers  vom  König  durch 
l'kas  ernannt.  Diese  Kandidaten  wählt  ein  besonderer  Ausschuss, 
der  zusammengesetzt  ist  ans  dem  Justizminister  als  Präsidenten, 
ferner  dem  Präsidenten  des  obersten  Gerichtshofes,  zwei  Mitgliedern 
des  Staatsrates,  die  Juristen  sein  müssen,  und  zwei  Mitgliedern  des 
zweitinstanzlichen  Gerichtes,  nämlich  des  Appellationshofes,  und  zwei 
Professoren  der  juristischen  Fakultät.  Kür  jede  vakante  Stelle  wählt 
dieser  Ausschuss  zwei  Kandidaten,  von  denen  nun  einer  durch 
königlichen  Ukas  zum  Richter  ernannt  wird.  Pen  Präsidenten  des 
obersten  Gerichtshofes  ernennt  ohne  irgend  eine  Wahl  der  König 
auf  Vorschlag  des  Justizministers. 

c)  Die  Stellung  des  Richt  ers.  Die  Richter  sind  unabsetzbar 
(inamovibles);  sie  können  weder  entlassen  noch  versetzt,  noch  pen- 
sioniert werden,  abgesehen  von  den  gesetzlich  vorgesehenen  Fällen. 
Art.  10  bezieht  sich  auf  die  Versetzung  eines  Richters.  Art.  11 
handelt  von  der  Pensionierung.  Die  Regierung  hat  das  Recht  und 
die  Pflicht,  einen  Richter  in  den  Ruhestand  zu  versetzen,  wenn  er 
die  in  diesem  Artikel  vorgesehene  Altersgrenze  erreicht,  wenn  er 
infolge  geistiger  oder  körperlicher  tiebrechen  für  das  Richteramt 
nnbrauchbar  wird  oder  endlich,  wenn  er,  sei  es  auf  disziplinarischem, 
sei  es  auf  gerichtlichem  Wege,  zur  Entfernung  aus  dem  Dienste  mit, 
dem  Recht  auf  Pension  verurteilt  wird. 

d>  Die  Verantwortlichkeit  des  Richters,  t'ber  dieselbe 
handeln  Art.  \'2 — '<tt.  Wegen  der  Delikte,  die  er  in  amtlicher 
Funktion  (Amtsverbrechen)  begangen  hat,  kann  gegen  den  Richter 
nur  dann  Anklage  erhoben  werden,  wenn  der  oberste  Gerichtshof 
dies  gebilligt  hat.    Art.  l:t —  IG  enthalten  Bestimmungen  über  die 
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Znlässig-keit  einer  Aburteilung1  des  Richters.  Das  zur  Aburteilung1 
zuständige  Gerieht,  sei  es  Straf-  oder  Zivilgericht,  bestimmt  der 
oberste  Gerichtshof,  wenn  er  die  Entscheidung  Aber  die  Zulässigkeit 
der  Aburteilung  des  Kichters  fällt.  Art.  21— «1  sprechen  von  den 
Disziplinarstrafen  gegen  Kichter.  Diese  sind:  Verweis.  Geldstrafe. 
Versetzung  an  ein  anderes  Gericht  oder  in  ein  anderes  Ressort  ohne 
Recht  auf  Umzngskosten,  Pensionierung  und  Entlassung.  Den  Verweis 
spricht  der  Präsident  des  jeweiligen  Gerichtshofes  ans  und  die  übrigen 
Strafen,  sowie  den  Verweis  gegen  einen  Gerichtspräsidenten  verhängt 
der  Disziplinargerichtshof.  Dieser  besteht  aus  dem  Präsidenten  und 
vier  Räten  des  obersten  Gerichtshofes  und  vier  Mitgliedern  des  Staats- 
rates. Jenes  Gericht  entscheidet  nach  freier  Überzeugung  und  nicht 
auf  Grund  eines  die  Verurteilung  bedingenden  Beweismatcrials. 

e)  Das  Gehalt  der  Richter.  Dasselbe  ist  in  Art.  32 
festgelegt.  Es  wurde  erhöht,  so  gut  es  ging,  mit  Rücksicht  auf 
die  traurige  serbische  Einanzlage.  Dadurch  wurde  die  materielle 
Lage  der  Richter,  welche  bis  dahin  eine  recht  ungünstige  war,  einiger- 
maßen verbessert,  was  ja  für  jeden  Richter  in  Ausübung  seines 
schwierigen  Amtes  eine  der  Grundbedingungen  ist,  um  pflichttreu 
und  unabhängig  von  Einflüssen  irgend  welcher  Art  sein  zu  können. 

2.  Gesetz  vom  25.  Januar  DHU,  wodurch  zur  Ausführung 
gelangte  der  Vertrag  zwischen  Grossbritannien  und  Irland  und  Serbien 
über  die  Auslieferung  von  Verbrechern.  Im  Art.  2  sind  die  Ver- 
brechen und  Vergehen  aufgezählt,  auf  Grund  welcher  ausgeliefert 
werden  kann.  Art.  i,  r>,  6,  7  sehen  Fälle  vor,  in  denen  keine  Aus- 
lieferung stattfindet,  wenn  auch  der  Delinquent,  dessen  Auslieferung 
verlangt  wird,  die  in  Art.  2  angeführten  Verbrechen  begangen  hat. 
Die  Hauptbestimmung  in  diesem  Vertrage  steht  in  Art.  6,  wonach 
es  keine  Auslieferung  politischer  Verbrecher  gibt, 

Art.  8 — 1")  handeln  von  dem  Auslieferungsverfahreii. 

3.  Ergänznngs-  und  A bänderungsgesetz  zum  Gerichts- 
verfassungsgesetze vom  26.  Januar  1901.  Abgeändert  und 
ergänzt  wurde  §  3  des  Gesetzes  über  die  Organisation  der  erst- 
instanzlichen Gerichte,  ferner  §  2  des  Gesetzes  über  die  Organisation 
des  Appellationshofes  (zweitinstanzlichen  Gerichtes)  und  ^  2  des 
Gesetzes  über  die  Organisation  des  obersten  Gerichtshofes  (Kassations- 
hofes). Die  wichtigste  liestiimnung  ist.  dass  Sekretäre  der  erst- 
instanzlichen Gerichte,  wie  auch  Richter,  bloss  diejenigen  sein  können. 
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welche  die  juristische  Fakultät,  s«  i  es  anderswo,  sei  es  in  Serbien, 
absolviert  haben.  Früher  brauchten  nämlich  die  richterlichen  Beamten 
nicht  notwendig  Juristen  zu  sein. 

4.  (iesetz  desselben  Patums,  betr.  A  bänderungen  und 
Ergänzungen  der  Strafprozessordnung  von  18f».Y  Folgende 
wichtigste  Bestimmungen  seien  angeführt.  Nach  UM  der  neuen 
Fassung  der  Strafprozessordnung  haben  die  Zeugen  ihren  Kid 
vor  einem  Geistlichen  nach  den  geistlichen  Vorschriften  abzulegen. 
Die  Eidesformel  wird,  nachdem  der  Zeuge  sie  unterschrieben  hat. 
durch  den  Geistlichen  und  den  Präsidenten  des  Gerichtshofes  beglaubigt. 
Früher  wurde  dagegen  der  Eid  ohne  Zuziehung  des  Geistlichen  ge- 
leistet und  die  Eidesablegung  wurde  durch  den  Präsidenten  des  Ge- 
richtshofes geleitet.  Die  zweite  wichtige  Änderung  handelt  von  der 
Präventivhaft.  Gewisse  Fälle  sind  vorgesehen,  in  denen  der  Be- 
schuldigte in  Haft  genommen  werden  kann. 

Inhaftierung  hat  stattzufinden  im  Falle  eines  Verbrechens 
oder  eines  ehrlosen  Vergehens;  was  die  übrigen  Vergehen  betrifft, 
so  darf  der  Beschuldigte  in  Präventivhaft  genommen  werden,  wenn 
das  Vergehen,  wegen  dessen  er  haftbar  gemacht  wird,  eine  Strafe 
von  mehr  als  2  Jahren  Gefängnis  nach  sich  zieht  und  wenn  noch 
ausserdem  der  Beschuldigte  keinen  Beruf  hat  oder  derselbe  unbekannt 
ist.  Im  §  17<>  neuer  Fassung  sind  die  Bedingungen  festgelegt,  nach 
denen  der  wegen  eines  Vergehens  in  Untersuchungshaft  befindliche 
Beschuldigte  während  der  Untersuchung  und  Aburteilung  auf  freien 
Fuss  gesetzt  werden  kann. 

.">.  (iesetz  desselben  Datum»,  betr.  Abänderungen  und 
Ergänzungen  der  Z.-P.-O.  Wir  wollen  die  Ergänzung  zu  27i> 
erwähnen,  wonach  die  Abnahme  des  Eides  im  bürgerlichen  Rechts- 
streit, ebenso  wie  im  strafrechtlichen  Verfahren,  durch  einen 
Geistlichen  erfolgt.  Ferner  sei  der  Ergänzung  zu  §  20a  ge- 
dacht, aus  welcher  ein  neuer  $  20  b  gebildet  wurde.  Mit  dieser 
Vorschrift  hat  es  folgendes  Bewandnis.  In  der  serbischen  Gesetz- 
gebung kann  man  gegen  die  Beschlüsse  der  Gemeindegerichte  in 
Zivilsachen  Besehwerde  beim  zuständigen  erstinstanzlichen  Gericht 
einlegen,  und  diese  Beschwerden  prüft  nicht  das  ganze  Richter- 
kollegium,  bestehend  aus  drei  Kichtern,  sondern  bloss  ein  Richter, 
den  der  Präsident  des  Gerichtes  im  Anfang  jedes  Jahres  hierzu 
ernennt.    Da  nun  die  Zivilprozessordnnng  nicht  den  Fall  vorgesehen 
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hat,  dass  das  Gemeindegericht  die  ihm  auf  seine  Entscheidung  von 
dem  prüfenden  Richter  des  erstinstanzlichen  Gerichtes  gemachten 
Vorhaltungen  nicht  erörtert,  sondern  gegen  die  Einwände  des  Richters 
seinerseits  Gegeneinwände  erhebt,  so  hat  das  hier  erwähnte  Gesetz 
vom  2»>.  Januar  l*.»Ol  diese  Lücke  ausgefüllt.  Danach  hat  im  Falb- 
dass  das  Genieindegericht  die  Gründe  des  erstinstanzlichen  Richters 
nicht  billigt,  sondern  auf  seinem  ersten  Entschlüsse  beharrt,  nicht 
mehr  bloss  ein  Richter  die  Sache  zu  untersuchen,  sondern  das  Richter- 
kollegium, dessen  Entscheidung  für  das  Gemeindegericht  bindend  ist. 

g  2.    Gesetze  über  das  Unterrichtswesen. 

tiesetz  vom  2-L  Januar  1901,  betr.  die  Volksbibliothek. 
Durch  dieses  Gesetz  wurde  die  Erhaltung  dieser  reichen  Sammlung 
von  Handschriften  und  Hücheln,  sowie  deren  Vermehrung  gesichert 
und  ausserdem  die  serbische  Volksbibliothek  auf  eine  solche  Hasis 
gestellt,  dass  sie,  dem  Heispiele  fremder  Hibliotheken  folgend,  den 
an  sie  gestellten  Anforderungen  entsprechen  kanu. 

8  3.    Die  ökonomischen  und  Finanzgesetze. 

Gesetz  vom  9.  Januar  1901,  betr.  die  Konzessionierulis: 
einer  Exportbank  (banqne  d'Exportation,  Izvosna  banka).  Diese  Rank 
wurde  voriges  Jahr  errichtet.  Sie  ist  eine  Aktien-Gesellschaft  mit 
der  Aufgabe,  die  serbische  Ausfuhr  zu  unterstützen  und  zu  fördern. 
Dieselbe  hat,  abgesehen  von  den  Zugeständnissen,  welche  durch  die 
früheren  Gesetze  vom  24.  September  1  <s 7 1 ,  vom  17.  Oktober  1*72 
und  10.  Januar  1X79.  Privatunternehmungen  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen im  allgemeinen  garantiert  werden,  durch  dieses  Gesetz 
eine  Reihe  wichtiger  Privilegien  zu  dem  Zwecke  erhalten,  dem 
Handel  eine  möglichst  regelrechte  nnd  zweckmässige  Ausfuhr  zu 
ermöglichen  und  einen  möglichst  billigen  Kredit  zu  gewähren 
(Art.  1  der  Einleitung  dieses  Gesetzes».  Von  diesen  Privilegien 
seien  folgende  hervorgehoben:  1.  Das  Privilegium,  wonach  die 
Ausfuhrbank  von  Zöllen,  ferner  von  allen  nebensächlichen  Zollgebühren 
nnd  von  der  Umsatzsteuer  (obrtni  porez)  auf  Einfuhr  von  Maschinen 
und  verschiedenartigem  im  Lande  nicht  vorhandenen  Material 
befreit  wird,  da-  znr  Errichtung  und  Erhaltung  aller  für  ihren 
Geschäftsbetrieb  bestimmten  Hauten  nnd  Installationen  erforderlich 
ist.  2.  Den  Vorteil,  wonach  das  Hank-Kapital  nebst  den  Einkünften 
von  jegljehcn  Steuern.  Gebühren  und  übrigen  staatlichen  Abgaben. 
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sowie  auch  von  Staats-,  Kreis-,  Bezirks-  und  Kommunal-Zusatzsteuern 
für  die  Zeit  von  10  .Taliren  vom  Gesehäftsbeginn  der  Hank  an  befreit 
ist.  :{.  Die  Befugnis,  dass  alle  Krachten  der  I«andes-Ausfuhrartikel. 
die  durch  die  serbischen  Staafseisenbahnen  auf  die  Lagerplätze  der 
Exportbank  zwecks  Ausfuhr  aus  dem  Lande  befördert  werden,  Preis- 
ermäßigungen der  direkten  Tarifsätze  auf  dem  Wege  der  Refaktie 
gemessen  sollen.  4.  Das  Privileg,  wonach  die  serbischen  Staate- 
eiseubahnen  t>ei  den  für  den  betreffenden  Tag  angemeldeten  Krachten 
zunächst  diejenigen  der  Bank  erledigen  müssen.  Sie  geniesst  also 
bei  gleicher  Tagesanmeldung  der  Krachten  unbedingte  Priorität. 
Die  Ausfuhrbank,  obwohl  sie  erst  seit  kurzem  begründet  worden  ist, 
hat  bereits  gerade  mit  Rücksicht,  auf  das  Ziel,  für  welches  sie 
organisiert  wurde,  gute  Resultate  aufzuweisen.  Durch  Art.  2  dieses 
Gesetzes  hat  die  Regierung  das  Ant'sichtsreeht  durch  den  Land- 
wirt.schaftsminister  über  die  Tätigkeit  der  Bank  sich  vorbehalten. 
Der  Minister  führt  diese  Aufsicht  mit  Hilfe  eines  ständigen  Kommissars, 
dessen  Besoldung  der  Bank  zur  Last  fällt. 

K.  Gesetz  vom  14.  Januar  l'JOl,  betr.  die  Verwaltung  von 
Topschider.  Topschider  ist  ein  grosses  Staatsgut,  das  sich  in  der 
Nähe  Belgrads  befindet.  Dieses  (int  ist  folgendermassen  eingeteilt: 
Ein  Teil  Koschntnjak  ist  dem  Könige  zur  Nutzniessnng  übertragen, 
der  andere  Teil  ist  als  Park  für  das  Publikum  bestimmt,  der  dritte 
ist  der  Belgrader  Garnison  zur  Verfügung  gestellt  und  der  vierte 
wird  zur  Körderung  der  Landwirtschaft  benutzt.  An  der  Spitze 
dieser  Ökonomie  steht  ein  Verwalter  mit  der  erforderlichen  Zahl 
von  Snbalternbeamteii,  die  Verwaltung  selbst  steht  aber  unter  der 
Aufsicht  des  Laiidwirtschaft,smiiiistcrs. 

0.  Gesetz  vom  -U.  Januar  11*01.  betr.  Abänderungen  und 
Ergänzungen  des  Staatshaushaltsgesetzes  vom  20.  Dezember  l^'.ts. 
Das  sind  im  wesentlichen  Abänderungen  der  Art.  20\  :J1  und  :i2 
dieses  Gesetzes. 

g  4.  Militärgesetze. 

10.  Heeresorganisationsgesetz   vom  27.  Januar  DHU. 

Wir  werden  nur  auf  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  von 
prinzipieller  Bedeutung  des  näheren  eingehen.  So  hat  nach  Art.  2 
dieses  Gesetzes  jeder  Staatsbürger  die  Pflicht  und  das  Recht, 
persönlich  zu  dienen.  Linen  Ersatzmann  zu  stellen  ist  unzulässig. 
Nur  Dienstuntaugliche  werden  befreit.     Sie  sind  aber  verpflichtet, 
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einen  He  trag  von  ;to"0  ihrer  gesamten  direkten  Steuern  während 
der  ganzen  Dienstpflichtzeit,  also  bis  zum  vollendeten  4*>.  Lebens- 
jahre zu  zahlen.  Von  dieser  Pflicht  sind  aber  diejenigen  befreit, 
die  nicht  durch  eigene  Schuld  im  Heeresdienste  verunglückt  .sind. 
Art.  3.  Das  Heer  zerfallt  in  das  Volksheer  (Landwehr,  narodna 
vojsku)  und  den  Landsturm  (narodna  odbrana).  Das  Volksheer 
irliedert  sich  in  3  Aufgebote: 

Das  erste  Aufgebot;  dasselbe  besteht  aus  dem  stehenden 
Heere  und  der  Reserve,  es  umfasst  Dienstpflichtige  im  Alter  von 
"20—31  Jahren;  das  zweite  Aufgebot,  in  dem  man  vom  31.  bis 
37.  Lebensjahre  dienstpflichtig  ist.  Zum  dritten  Aufgebot  gehören 
Dienstpflichtige  vom  37. — 4r>.  Lebensjahre.  Der  Landsturm  setzt  sich 
endlich  zusammen  aus  Personen  von  17 — 20  und  von  4-r»— "»0  Jahren. 
Art.  8.  Die  Dienstzeit  ist  entweder  eine  volle  oder  eine  abgekürzte. 
Die.  volle  Dienstzeit  beträgt  bei  Kavallerie  und  Artillerie  2  Jahre, 
bei  den  übrigen  Waffengattungen  l1  4  Jahre.  Die  abgekürzte  Dienst- 
zeit beträgt  1-1  oder  bloss  <J  Monate.  Die  letztere  Frist  gilt  auch 
unter  anderen  für  Studenten,  vorausgesetzt,  dass  sie  innerhalb  dieser 
Frist  die  Prüfung  zum  Reservelentnant  bestehen,  sonst  müssen  sie 
noch  S  Monate,  im  ganzen  also  14  Monate  dienen.  Der  letzte  Absatz 
des  Art.  8  zählt  diejenigen  Personen  auf,  die  vom  Dienste  im 
stehenden  Heere  befreit  sind. 

Art.  lfi  22  handeln  von  den  Offizieren  und  Unteroffizieren. 
Letztere  werden  nach  den  Bestimmungen  der  königlichen  Ver- 
ordnungen von  den  Kommandanten  ernannt,  die  ersteren  dagegen 
vom  Könige  auf  Vorschlag  des  Kriegsministers,  mit  Ausnahme  der 
Generäle,  die  der  König  nach  seinem  Relieben  ernennen  kann  (Art.  17, 
Xu.  13).  Jeder  Rang  erfordert  besondere  Qualifikationen.  Beförderung 
von  Unteroffizieren  und  Offizieren  erfolgt  auf  Grundlage  gesetzlicher 
Bestimmungen.  Das  Avancement  hängt  einerseits  von  den  Dienst- 
jahren,  andererseits  von  den  dazu  erforderlichen  Fähigkeiten  und 
der  bewiesenen  Tüchtigkeit  ab.  Die  Stellung  als  Offizier  ist  eine 
ständige,  d.  h.  der  Offizier  kann  nicht  ohne  weiteres  ans  dem  Dienste 
entlassen  oder  pensioniert  werden,  es  sei  denn,  dass  die  gesetzlich 
zulässigen  Gründe  eingetreten  sind,  nämlich:  körperliche  oder 
geistige  Gebrechen,  wodurch  der  Betreffende  dienstuntauglich  wird, 
und  ferner  40 jährige  Dienstzeit  resp.  ein  Alter  von  60  Jahren 
(Art.  21,  Xo.  4).    Art.  74  —  71«  enthalten  Bestimmungen  über  die 
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Reserveoffiziere,  die  neben  den  aktiven  Offizieren  und  vielfach  als 
Krsatz  derselben  in  der  Reserve  im  2.  und  3.  Aufgebote  des  Volks- 
heeres dieselben  Funktionen  versehen.  Art.  S.">  handelt  von  den 
Waffenübnngen  der  Reserve  und  der  übrigen  Aufgebote.  In  der 
Regel  werden  die  Watfcnübungt  n  angeordnet  durch  königlichen  Ukas 
auf  Vorschlag  des  Kriegsministers.  Kleinere  Übungen  kann  der 
Kriegsminister  anordnen  oder  die  Divisionskommandanten  dazu  be- 
vollmächtigen. 

11.  Gesetz  Uber  die  Organisation  der  Militärgerichte 
vom  27.  Januar  1901.  Dieses  Gesetz  zerfallt  in  2  Teile.  Der 
erste  Teil  enthält  Restimmungen  über  die  Organisation  der  Militär- 
gerichte in  Friedenszeiten  (SS  1    44),  der  zweite  in  Kriegszeiten 

(SS  45-r,-n. 

Die  ordentlichen  Militärgerichte  sind:  Die  erstinstanzlichen, 
und  zwar  die  Militärdivisionsgerichte,  für  jede  Division  je  ein  Gericht, 
im  ganzen  mithin  ">  solcher  Ocriehtc.  und  ein  Militärgericht  für 
Offiziere,  mit  dem  Sitze  in  Relgrad.  als  zweitinstanzliches  Militär- 
gericht, bekannt  unter  dem  Namen  „Grosses  Militärgericht"  zu 
Relgrad.  —  Die  sachliche  Zuständigkeit  der  ordentlichen  Militär- 
gerichte ist  in  den  SS  ,r»  s  genau  umgrenzt.  Diese  Restimmungen 
sind  noch  zu  ergänzen  durch  die  SS  H — 2'»  der  Mil.-Str.-Pr.-O.  vom 
l.r».  Februar  1901  und  durch  die  SS  1— H  Mil.-Str.-G.-R.  vom 
31.  Januar  1901,  über  die  noch  später  zu  handeln  sein  wird.  Der  Militär- 
gerichtsbarkeit sind  unterworfen:  1.  Soldaten,  Unteroffiziere,  Offiziere 
des  stehenden  Heeres;  2.  Reservisten.  Dienstpflichtige  des  ersten,  zweiten 
und  dritten  Aufgebotes  und  Dienstpflichtige  des  Landsturmes,  aber 
nur  während  der  Kinbernfungszeit.  Die  sachliche  Zuständigkeit  der 
Militärgerichte  erstreckt  sich  anfalle  Personen,  die  ihrer  Jurisdiktion 
unterstehen,  gleichviel  ob  es  sich  um  Militärdelikte  oder  gewöhnliche 
Delikte  handelt, 

Massgebend  sind  dabei  für  Militärdelikte  die  Restimmungen 
des  Mil.-Str.-0.-R„  für  gewöhnliche  Delikte  die  des  Str.-G.-R.  Unter 
die  gewöhnlichen  Gerichte  fallen  Militärpersonen  ausnahmsweise  nur 
dann,  wenn  sie  gemeinschaftlich  mit  Zivilpersonen  ein  Delikt  begangen 
haben  (Mil.-Str.-Pr.-O.  S  !•»)• 

Uber  die  Znsammensetzung  der  Militärgerichte  sprechen  die 
SS  18  des  Mil.-Ger.-Org.-G.  Danach  setzen  sich  die  Militär- 
gerichte   ans    ständigen    und    nichtständigen  Richtern  zusammen. 
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Ständige  Richter  sind  Offiziere  von  lnilitärgerichtlichem  Fache  und 
die  nichtständigen  sind  Offiziere,  die  den  (ihrigen  Waffengattungen 
angehören  und  die  neben  dem  gewöhnlichen  Dienst  auch  den  Gerichts- 
dienst versehen.  Die  erstinstanzlichen  Gerichte  setzen  sich  aus  einem 
ständigen  und  zwei  nichtständigen  Richtern  zusammen.  Das  grosse 
Militärgericht  dagegen  hat  zwei  ständige  und  drei  nichtständige 
Kichter.  Beide,  sowohl  ständige  wie  nichtständige  Richter  haben 
ihre  Ersatzmänner.  Fügen  wir  noch  hinzu,  dass  bei  den  erst- 
instanzlichen Militärgerichten  auch  Militärstaatsanwälte  bestehen. 
»He  zum  militärgerichtlichen  Fache  gehören. 

Im  Mobilisierung*-  und  Kriegsfalle  bestehen  ausser  den  ge- 
wöhnlichen Militärgerichten  noch  Sondergerichte  (Kriegsgerichte)  für 
bestimmte  Verbrechen  und  Vergehen.  Die  Zusammensetzung  dieser 
Gerichte,  sowie  ihr  Verfahren  ist  in  der  Mil.-Str.-Pr.-O.  geregelt. 

12.  Militärstrafgesetzbuch  vom  31.  Januar  1901.  Wie 
bereits  erwähnt,  unterliegen  Militärpersonen  der  Gerichtsbarkeit  der 
Militärgerichte  nicht  bloss  für  reine  Militärverbrechen,  sondern  auch 
für  gewöhnliche  Verbrechen  und  Vergehen,  deren  Bestrafnng  im 
Str.-G.-B.  vorgesehen  ist.  Das  Militärstrafgesetzbuch  ahndet  und  be- 
legt mit  Strafe  bloss  Militärverbrechen  und  Vergehen,  indem  im  §  3 
ausdrücklich  hervorgehoben  wird  —  was  wir  ja  bereits  erwähnt 
haben  — ,  dass  Militärpersouen  wegen  gewöhnlicher  Verbrechen  und 
Vergehen  nach  den  allgemeinen  Bestimmungen  des  Str.-G.-B.  zur  Ver- 
antwortung gezogen  werden.  Das  Militärstrafgesetzbuch  enthält 
1")4  Paragraphen  und  zerfällt  in  zwei  Teile.  Im  ersten  Teile  werdeii 
Strafarten  und  Strafmals  behandelt.  Die  einzelnen  Strafen  sind: 
1.  die  Todesstrafe,  2.  Zuchthausstrafe,  3.  Gefängnis.  4.  Haft,  '..  Ver- 
lust der  Charge,  0.  Verlust  der  Stellung.  7.  militärischer  Ehrverlust, 
•\  Verlust  der  bürgerlichen  Ehre.  9.  Wegnahme  von  Sachen  (g  12». 
Der  Chargenverlust  ist  eine  Strafe,  die  bei  Offizieren  zur  Anwendung 
gelangt,  während  der  Verlust  der  Stellung  für  Militärbeamte  da  aus- 
gesprochen wird,  wo  der  Chargenverlust  bei  Offizieren  ausgesprochen 
zu  werden  pflegt.  Der  zweite  Teil  führt  die  einzelnen  Militärver- 
breehen  und  Vergehen  auf  mit  den  darauf  sich  beziehenden  Strafen. 

13.  Militärstrafprozessordnung  vom  15.  Februar  liH'l. 
Dieses  Gesetz  enthält  Bestimmungen  über  die  Verfassung  der  Militär- 
gerichte, über  deren  Zusammensetzung  und  Zuständigkeit  wir  bereits 
«dien  gesprochen  haben.   Dieses  Gesetz  setzt  sich  aus  333  Paragraphen 
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zusammen.  Di»'  Hauptphasen  des  Verfahrens  vor  den  Militärgerichten 
Rind  folgende:  1.  die  Voruntersuchung,  die  für  Offiziere,  Militär- 
beamte  und  Militärgeistliche  vom  Kricg>minister  angeordnet  wird, 
für  die  übrigen  Militärpersoneu  vom  Divisionskommandanten  ;S  7t>); 
2.  die  Versetzung  in  den  Allklagezustand,  wozu  nach  der  oben  an- 
geführten Unterscheidung  Kriegsminister  und  Divisionskommandanten 
ebenfalls  zuständig  sind  (§  170);  ;{.  die  Klagerhebung  und  Auslieferung 
an  das  Gericht  (SS  172 — 191t:  4.  Hanptverhandlung  <SS  1***2—  2^7); 
h.  Berufung  an  das  grosse  Militärgericht  und  Verhandlung  vor  dem- 
selben (SS  240— 2r>.r>);  ü.  Vollstreckung  der  Kntsclieidung  der  Militär- 
gerichte (SS  277—2*7).  Zu  erwähnen  ist  noch  eine  sehr  wesentliche 
Neuerung  dieses  Gesetzes,  dass  nämlich  der  Angeklagte  das  Kecht 
hat.  sich  einen  Verteidiger  vor  dem  Militärgerichte  zu  bestellen. 
Hei  Verbrechen  muss  sogar  ein  Verteidiger  bestellt  werden.  Wird 
er  vom  Angeklagten  nicht  bestellt,  so  muss  er  von  Amts  wegen  be- 
stellt werden  <S  174).  Verteidiger  kann  jeder  aktive  Offizier  irgend 
einer  Waffengattung  aus  der  Garnison,  in  der  sich  das  (iericht  be- 
findet, sein. 

1901. 

Diese  Skupschtina- Session  begann  am  1.  Oktober  1901  und 
endete  am  11.  Mai  1902.  Die  Sitzungen  wurden  in  Heigrad  ab- 
gehalten und  zwar  zum  erstenmal  seit  dem  Jahre  1K'.»7.  Zwischen  der 
Session  des  Jahres  1000  und  der  Session  des  Jahres  1901  ist  ein 
wichtiges  Ereignis  eingetreten,  es  ist  dies  die  Proklamation  der 
Verfassung  vom  0.  April  1901.  Da  nun  dieses  Referat  dazu  dienen 
soll,  um  in  knappsten  Zügen  eine  ("bersicht  über  die  gewöhnlichen 
Gesetze,  welche  in  den  :3  letzten  Jahren  votiert  und  sanktioniert 
worden  sind,  zu  geben,  so  können  wir  hier  nicht  einmal  in  kürzester 
Form  diese  Verfassung  kommentieren.  Wir  wollen  uns  bloss  darauf 
beschranken,  zu  bemerken,  dass  die  Hauptunterscheidung  dieser 
Verfassung  von  den  Verfassungen  der  Jahre  lh*>9  und  lsss  in  der 
Errichtung  eines  Senates  besteht,  einer  Institution,  welche  mit  Rücksicht, 
auf  die  geschichtliche  Tradition  eine  gänzlich  neue  in  Serbien  ist. 
Der  serbische  Senat,  für  den  alle  klugen  Politiker  in  Serbien  die 
besten  Hoffnungen  hegen,  hat  zur  Aufgabe,  zwischen  König  und 
Volk  das  Gleichgewicht  zu  erhalten,  ohne  welches  kein  geregelter 
Konstitntionalismus  bestehen  kann  und  weswegen  auch  Serbien  mangels 
eines  solchen  Senates  den  Anblick  teils  einer  demagogischen,  teils 
einer  reaktionären  Regierung  bot. 
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In  der  Session  für  das  Jahr  H»Ol  sind  folgende  (besetze  zur 
Annahme  gebracht  worden. 

S  1.    Politische  und  administrative  Gesetze. 

1.  Wahl-Gesetz  vom  12.  Dezember  l!H)l.  betr.  die  Wahl 
der  Volksvertreter:  dieses  Gesetz  zerfällt  in  zwei  Hauptteile.  Der 
erste  Teil  (Art.  7—100)  handelt  von  der  Wahl  der  Volksvertreter 
und  der  zweite  (Art.  101  — 11*>)  von  der  Wahl  der  Senatsmitglieder. 
Art.  IIS — 147,  welche  sozusagen  den  dritten  Teil  dieses  Gesetzes 
bilden,  handeln  von  den  Wahldelikten,  ihren  Strafen  und  ihrer 
Aburteilung.  Kinige  der  Prinzipien,  auf  denen  das  Wahlsystem  in 
Serbien  beruht,  mögen  hier  angeführt  werden. 

a)  Aktiv  berechtigt  sind  diejenigen,  welche  durch  das  Wahl- 
gesetz dieses  Rechtes  nicht  verlustig  gegangen  sind.  Wem  nicht 
das  aktive  Wahlrecht  zusteht,  ist  in  den  Art.  11,  12  und  10U 
bestimmt.  Zu  berücksichtigen  ist  noch  Art.  13,  der  sich  auf  Personen 
bezieht,  welche  zwar  das  Wahlrecht  haben,  aber  nicht  ausüben 
können.  Erwähnenswert  ist  weiter,  dass  der  Wahlzensus  1'»  Frs. 
direkte  Steuern  erfordert  und  für  die  Wahl  von  Senatoren  4">  Frs. 
Aktiv  wahlberechtigt  ist  bloss  derjenige,  welcher  passiv  wahlberechtigt 
ist  (Art.  15.  1(5,  lori.  KHJi,  ausserdem  sind  gewisse  Ämter  mit  dem 
Wahlrechte  unvereinbar  (incompatibles).  Sie  »chliessen  die  Möglichkeit, 
Volksvertreter  zu  werden,  aus,  so  dass  danach  diejenigen  Personen, 
welche  ein  solches  Amt  bekleiden,  im  übrigen  auch  ein  Hecht  auf 
die  Kandidatur  bei  den  Wahlen  der  Volksvertretung  nnd  des  Senates 
haben,  falls  sie  das  Mandat  auch  wirklich  erhalten,  aus  dem  »Staats- 
dienste, in  welchem  sie  sich  zurzeit  der  Wahl  befanden,  ihren  Aus- 
tritt erklären  müssen.1) 

')  So  verstehet!  wir  wenigsten«  Art.  18  und  10T»  dieses  Gesetzes, 
die  auf  Grund  der  Verfassungsartikel  <SS  und  73  ergingen.  In  allen 
diesen  Bestimmungen  heisst  es:  „Eh  können  nicht  Volksvertreter  und 
Senatoren  sein  die  darin  aufgezählten  Beamten",  woraus  zu  folgern  ist, 
dass  es  sich  hier  um  Inkompatibilität  und  nicht  um  Ineligibilität  handelt. 
Wenn  es  sieh  um  letztere  handeln  sollte,  ho  müsste  sowohl  die  Redaktion 
«ler  Verfassung,  sowie  die  des  Wahlgesetzes  eine  andere  sein,  und  folgende 
Passung  erhalten.  Aktive  Beamte  (mit  einigen  Ausnahmen)  können  nicht 
zu  Volksvertretern  gewählt  werden  und  in  diesem  Falle  wäre  es  zweifel- 
los, dass  aktive  Beamte  nicht  einmal  Wahlkandidaten  für  die  Volks- 
vertretung und  den  Senat  sein  könnten.  Nach  der  jetzigen  Fassung  aber 
können  Beamte  sich  aufstellen  lassen,  aber  im  Falle  der  Wahl  müssen 
sie  aus  «lern  Staatsdienste  austreten. 
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b)  Die  Wahl  ist  ein»-  geheime  und  sie  ert"< iljrt  durch  Einwerfen 
von  Wahlkugeln  in  Urnen,  c)  Für  die  Wahl  der  Abgeordneten  ist 
das  Listensystem  eingeführt  worden  <le  scrntin  de  liste).  I)ie  Wahl- 
kreise, die  den  Verwaltungskreison  entsprechen,  haben  je  einen 
Senator  zu  wählen  und  eine  so  grosse  Zahl  von  Deputierten,  als 
nach  dem  Wahlgesetze  für  den  einzelnen  Kreis  bestimmt  ist.  Kreis- 
städte wählen  je  einen  Abgeordneten.  Heigrad  wählt  zwei  Ab- 
geordnete und  einen  Senator,  denn  Belgrad  selbst  bildet  einen 
gesonderten  Wahlkreis.  Die  Listen  der  Kandidaten  sowohl  der 
Skupschtina  wie  des  Senates  werden  beim  zuständigen  erstinstanzlichen 
tierieht  angemeldet,  d)  In  jeder  Kandidatenliste  muss  wenigstens 
ein  Kandidat  sich  vorfinden,  der  eine  Fakultät  in  Serbien  oder  im 
Auslande  absolviert  hat  (Art.  37).  ei  Hei  der  Wahl  der  Mitglieder 
der  Volksvertretung  gilt  das  System  der  Vertretung  der  Minder- 
heit. Dieses  System  ist  in  Art.  i*0  des  näheren  ausgeführt,  f)  I  ber 
die  Gültigkeit  der  Wahl  sowohl  der  Mitglieder  der  Sknpschtina  wie 
des  Senates  entscheidet  auf  die  Hesch werde  der  Wähler  hin  der 
Kassationshof.  Die  neue  Verfassung,  auf  (irund  deren  das  Wahlgesetz 
dieses  System  der  Verifikation  der  einzelnen  Mandate  eingeführt  hat, 
weicht  in  diesem  Punkte  von  den  früheren  Verfassungen  ab.  die 
dieses  Kecht  der  Volksvertretung  selber  zugesprochen  haben,  g)  Die 
Wahllisten  werden  von  den  (iemeindegerichten  aufgestellt,  die  auch 
auf  Verlangen  der  Wähler  über  Berichtigungen  entscheiden,  (iegen 
die  Entscheidungen  der  tiemeindegerichte  in  Herichtigungssachen 
kann  man  Beschwerde  einlegen  beim  erstinstanzlichen  tierichte,  das 
nunmehr  definitiv  entsc  heidet  (Art.  D>— 33). 

2.  Gesetz  vom  14.  Dezember  11*01.  durch  das  authentisch 
§  37  des  Zivilbeamtengesetzes  deklariert  wird.  Den  Ge- 
setzgeber beschäftigt  in  diesem  Gesetze  der  Fall,  wo  ein  Minister, 
sei  es  freiwillig,  sei  es  auf  Befehl  des  Herrschers,  von  seinem  Posten 
zurücktritt.  In  den  letzten  Jahren  war  diese  Bestimmung  des 
Beamtengesetzes,  die  zu  zitieren  nicht  nötig  ist,  dahin  interpretiert 
worden,  dass  den  Ministern  in  einem  solchen  Falle  das  Kecht  zustand, 
von  der  Regierung  auf  denjenigen  Posten  zurückberufen  zu  werden,  den 
sie,  bevor  sie  Minister  geworden,  einnahmen,  oder  aber  dass  ihnen  die 
Regierung,  falls  dieser  Posten  bereits  anderweitig  besetzt  wurde, 
einen  dem  tiehalte  nach  gleichen  Posten  anbieten  mnsste.  Sollte  aber 
ein  solcher  Posten  in  der  gesamten  Staatsverwaltung  nicht  vorhanden 
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sein,  dann  wurde  ihnen  das  Recht  zugestanden,  so  lange  in  ihrer 
Stellung  zur  Disposition  zu  verbleiben,  bis  ein  ihnen  zustehender 
Posten  frei  geworden  war.  Während  der  Zeit,  wo  sie  zur  Disposition 
gestellt  wurden,  erhielten  sie  das  volle  Gehalt,  da»  ihnen  auf  ihren 
früheren  Posten,  bevor  sie  Minister  wurden,  zukam.  Ausserdem 
hatten  sie  das  Recht,  sobald  sie  aufgehört  hatten,  Minister  zu  sein, 
zu  verlangen,  pensioniert  zu  werden.  Das  Ruhegehalt  richtete  sich 
nach  ihrem  früheren  Gehalte. 

Eine  solche  Interpretation  ergab,  dass  die  Regierung  zurück- 
tretende Minister  nicht  pensionieren  konnte  ohne  ihr  Verlangen, 
sie  uiusste  dieselben  vielmehr  zur  Disposition  stellen,  falls  ihnen 
kein  pekuniär  sich  gleichstellender  Posten,  wie  der,  den  sie 
früher  inne  gehabt,  angeboten  werden  konnte.  Diese  Interpretation 
gab  vielfach  Anlas«  zu  Kontroversen.  Es  gab  Fälle,  wo  die 
Regierung  entgegen  den  Bestimmungen  des  fcj  37  ans  politischen 
oder  anderweitigen  Gründen  Minister  gleich  nach  ihrem  Rücktritt 
in  den  Ruhestand  versetzte.  Der  Staatsrat,  der  zur  Entscheidung 
dieser  Konflikte  zuständig  war,  entschied  dieselben  zu  Ungunsten 
der  Regierung  und  erkannte  den  Klägern  das  Recht  zu.  die  ganze 
Differenz  zwischen  Pension  und  Gehalt  für  die  ganze  Zeit  zu  ver- 
langen, während  welcher  der  Kläger  diesem  Gesetze  zufolge  zu  Un- 
recht pensioniert  war.  Eine  pekuniäre  Differenz,  die  vielfach  eine 
bedeutende  Höhe  erreichte. 

Durch  die  authentische  Deklaration  vom  14.  Dezember  11*»1 
wurde  diese  Möglichkeit  unterbunden.  Danach  steht  der  Regierung 
das  Recht  zu,  einem  zurücktretenden  Minister  gegenüber  nach  ihrem 
Belieben  folgende  Wege  einzuschlagen:  Ihn  entweder  auf  seinen 
früheren  Posten  wieder  zu  ernennen,  ihn  auf  einen  dem  früheren 
pekuniär  entsprechenden  Posten  zu  berufen  oder  ihn  zu  pensionieren. 
Damit  fallen  alle  früheren  Hemmnisse,  die  der  Regierung  aus  Jj  =17 
entstanden  waren,  hinweg. 

15.  Pressegesetz  vom  IN.  Dezember  1W1.  Dieses  Gesetz 
ist  an  die  Stelle  des  Gesetzes  über  die  Presse  vom  Iii.  März  lNM 
getreten,  das  wieder  durch  die  reaktionären  Abänderungen  und 
Ergänzungen  des  Gesetzes  von  lhi'N  unerträglich  geworden  war. 
Das  neue  Gesetz  kann  sich  hiergegen  hinsichtlich  seiner  freiheitlichen 
Tendenz  mit  den  Gesetzen  über  die  Presse  bei  den  fortgeschrittensten 
Ländern  Imbsen.    Durch  die  Abschaftmijr  von  Präventivmassregeln 
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verbürgt  dieses  Gesetz  die  vollkommene  Freiheit  der  Gedanken- 
äusserung.  Durch  die  Einführung  ernster  Repressivmassregeln  schützt 
dieses  Gesetz  andererseits  zur  Geniige  sowohl  die  Rechte  des  Staates 
wie  der  einzelnen. 

Das  ganze  Gesetz,  bestehend  ans  «>0  Artikeln,  zerfällt  in 
t»  Kapitel.  Kapitel  I  enthalt  Allgemeine  Bestimmungen.  Das 
Wesentlichste  an  ihnen  ist,  dass  auf  jeder  Drucksache  Vor-  und  Zu- 
name des  Druckers  stehen  inuss,  und  dass  jeder  Drucker  ein  Exemplar 
der  bei  ihm  gedruckten  Sache  beim  Beginne  der  Verbreitung  der 
Polizei  übergeben  niuss.  Diese  Bestimmung  hat  den  Zweck,  der 
Polizei  eine  leichtere  Möglichkeit  zu  gewähren,  bei  eventuellen  Press- 
delikten die  Verfolgung  einzuleiten. 

Kapitel  II  handelt  von  der  Tagespresse  und  zerfällt  wieder 
in  mehrere  Abschnitte.  Im  Abschnitt  1  ist  von  der  Herausgabe  und 
Redaktion  der  Tageszeitungen  die  Rede.  Dieser  Abschnitt  besteht 
aus  zwei  Artikeln.  Nach  Art.  7  muss  jede  Zeitschrift  einen  ver- 
antwortlichen Redakteur  haben.  Dieser  muss  serbischer  Staats- 
angehöriger sein,  in  Serbien  leben,  aller  bürgerlichen  Ehrenrechte 
teilhaftig  sein  und  muss  mindestens  seit  -i  Jahren  60  Frs.  direkte 
Stenern  zahlen.  Auch  M  Frs.  direkte  Steuern  sollen  für  solche 
Personen  genügen,  die  die  serbische  Hochschule  oder  eine  ausländische 
Universität  oder  eine  höhere  Fachschule,  in  die  man  erst  nach  ab- 
solviertem Gymnasialstudinm  eintreten  kann,  absolviert  haben.  Der 
verantwortliche  Redakteur  muss  mindestens  25  Jahre  alt  sein.  Die 
hier  verlangte  Qualifikation  der  Steuerzahlung  in  bestimmter  Höhe 
beruht  auf  der  Erwägung,  dass  der  materielle  Wohlstand  ein  Zeichen 
für  die  moralische  Verantwortlichkeit  sei.  Ausserdem  sollte  dadurch 
Garantie  geboten  werden  für  die  Zahlungsfähigkeit  des  Redakteurs 
b*i  eventueller  Verurteilung  ans  einem  Pressdelikt.  Art.  8  bestimmt: 
„Auf  jeder  Nummer  der  Zeitung  oder  auf  jedem  Hefte  der  Zeitschrift 
muss  am  Anfange  oder  am  Ende  des  Blattes  Name,  Wohnung  und 
Wohnort  des  Verlegers,  des  verantwortlichen  Redakteurs  und  des 
Druckers  stehen". 

Darin  besteht  die  ganze  administrative  Organisation  der  Zeit- 
schriften nach  dem  neuen  Gesetze.  Es  hat  nicht  die  Formalität,  die 
unter  dem  Namen  der  Anmeldung  bekannt  ist,  behalten,  die  nach 
dem  alten  Gesetze  erforderlich  war.    Diese  Anmeldung  hatte  zum 

Ziele,  die  Verwaltungsbehörde  von  der  Absicht  der  Ncugründung 
Jahrbuch  d<r  int*rnnt..  Ver.iuiu'uuc.  ß.  u.  7.  HJ.  KM 
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einer  Zeitschrift  in  Kenntnis  zu  setzen.  Die  Anmeldung  hatte  zu 
enthalten:  Name  des  Blattes.  Vor-  und  Zuname  des  Verlegers,  ver- 
antwortlichen Redakteurs  und  Druckers.  Diese  Anmeldung  musste 
schriftlich,  vom  Verleger  tind  Redakteur  unterschrieben,  der  Orts- 
polizei übergeben  werden.  Unserer  Ansicht  nach  ist  es  ein  Fehler, 
dass  diese  Bestimmung  nicht  auch  in  das  neue  Gesetz  übernommen 
wurde.  Sie  war,  von  mehreren  Gesichtspunkten  aus  betrachtet,  eine 
nützliche.  Zunächst  ist  jede  Zeitschrift  zugleich  ein  Mittel  zur  Be- 
gehung eines  Spezialdeliktes,  nämlich  des  Pressdeliktes.  Insofern  ist 
es  aber  zur  besseren  Unterdrückung  dieser  strafbaren  Handlungen 
geboten,  dass  die  Staatsgewalt  von  der  Gründung  dieser  Zeitschrift 
benachrichtigt  wird,  was  durch  die  Anmeldung  zur  Genüge  geschieht. 
Sodann  wird  gerade  die  Frage  der  Qualifikationen  des  verantwortlichen 
Redakteurs,  sowie  die  Erfüllung  der  übrigen  Formbestimmungen  gleich 
beim  Beginne,  wo  die  Anmeldungspflicht  besteht,  geprüft,  d.  h.  also 
bevor  noch  das  Blatt  erschien.  Wenn  die  Behörde,  die  zum  Empfang 
der  Anmeldungen  befugt  ist,  die  Qualifikation  zum  verantwortlichen 
Redakteur  zugesteht,  dann  hat  die  betreffende  Person  nicht  zu  fiirchfeu. 
dass  noch  nachträglich  ihre  Qualifikation  seitens  der  Behörde  in 
Frage  gestellt  wird.  Durch  die  Annahme  der  Anmeldung  hat  die 
Behörde  ihr  Recht  darauf  anerkannt  und  kann  sie  deswegen  nicht 
mehr  verantwortlich  machen,  mag  auch  die  Anerkennung  seitens  der 
Behörde  zu  Unrecht  erfolgt  sein.  Besteht  dagegen  das  Erfordernis 
vorgüngiger  Anmeldung  nicht,  so  fehlt  dem  verantwortlichen  Redakteur 
die  Garantie,  dass  alles  in  Ordnung  ist.  Es  kann  der  Fall  eintreten, 
dass  jemand  im  besten  Glanben,  alle  zum  Redakteur  erforderlichen 
Eigenschaften  zu  besitzen,  eine  Zeitschrift  begründet,  die  zuständige 
Behörde  ihrerseits  aber  anderer  Ansicht  ist.  Er  wird  bestraft,  mag 
er  auch  bona  fide  gewesen  sein,  denn  nach  dem  positiven  Inhalte 
des  Gesetzes  kommt  es  gar  nicht  auf  die  Absicht,  sondern  lediglich 
auf  die  Tatsache  an.  Die  vorgängige  Anmeldung  schützt  vor  solchen 
Eventualitäten.  Das  neue  Gesetz  hat  durch  seine  Bestimmung  im 
gewissen  Sinne  den  verantwortlichen  Redakteuren  eine  Falle  gelegt, 
in  die  sie  unter  Umständen  auch  geraten  werden. 

Endlich  wird  es  auch  unter  dem  Regime  des  neuen  Gesetzes 
möglich  sein,  dass  jemand,  der  auf  dem  Platte  als  verantwortlicher 
Redakteur  oder  Verleger  bezeichnet  steht,  den  Beweis  führt,  dass 
jene  Bezeichnung  eine  unrichtige,  dass  er  vielmehr  mit  der  Zeitschrift 


Digitized  by  Google 


Zivojin  l'K.wmi:  Serbien. 


1603 


in  keiner  Verbindung  stelle.  Solehe  Prozesse  werden  sieh  äußerst 
schwierig  gestalten,  da  infidge  der  Nichterforderlichkeit  einer  An- 
meldung von  vornherein  eine  Kontrolle  nicht  innglich  ist. 

Dass  aber  die  Anmeldung,  deren  Nützlichkeit  wir  nachgewiesen 
zu  haben  glauben,  für  die  Freiheit  der  Presse  keine  Gefahren  in  sich 
berge,  dafür  hätte  einfach  dadurch  gesorgt  werden  können,  dass  für 
die  Prüfung  der  Anmeldung  nicht  wie  bis  jetzt  die  Verwaltungs- 
behörden, sondern  die  ordentlichen  Gerichte  zuständig  sein  sollen, 
und  das  Gericht  hätte  dann  unter  Umständen  die  Verwaltungs- 
behörden von  der  Anmeldung  in  Kenntnis  setzen  können. 

Die  Selbständigkeit  der  Gerichte  hätte  in  einem  solchen  Falle 
dafür  gebürgt,  dass  Partei-  und  sonstige  Einflüsse  ausgeschlossen 
seien.  Ihre  Unparteilichkeit  anzuzweifeln,  hiesse  ihnen  jede  Be- 
rechtigung für  ihren  hohen  Beruf  abzusprechen,  und  wenn  die  Ge- 
richte auf  einem  so  tiefen  Niveau  stünden,  was  für  einen  Nutzen 
und  Vorteil  hätte  dann  der  einzelne  selbst  vom  besten  und  freiheit- 
lichsten Gesetze.  Wozu  das  Kecht  den  Bürgern,  ohne  Anmeldungs- 
erfordernis Zeitschriften  begründen  zu  können,  das  ihnen  durch  das 
neue  Gesetz  garantiert  wird,  wenn  sie  ihr  Kecht  bei  den  Gerichten 
nicht  linden?  Es  liegt  etwas  Unlogisches  darin,  einerseits  die  Ge- 
richte als  Hüter  der  Rechte  und  Freiheiten  hinzustellen,  anderer- 
seits ihnen  nicht  das  Vertrauen  bezüglich  der  Fragen  der  An- 
meldung entgegenzubringen. 

Im  2.  Abschnitte  des  2.  Kapitels  wird  von  der  Konfiskation 
gesprochen  (Art.  9).  Eine  Schrift,  mag  sie  nun  Zeitschrift  oder  nicht 
sein,  kann  nicht  konfisziert  werden,  es  sei  denn,  dass  darin  ent- 
halten ist:  1.  eine  Beleidigung  des  Königs,  der  Königin,  deren  Ab- 
kömmlinge und  der  Eltern  des  Königs,  oder  wenn  die  durch  Ver- 
fassung und  Gesetz  geregelte  Thronfolgeordnung  angegriffen  und 
lächerlich  gemacht  wird;  2.  eine  Aufforderung  zum  Widerstande  gegen 
die  Staatsgewalt  oder  Aufforderungen  zu  Handlungen,  die  durch  die 
§g  KT— 91  Abs.  1  des  Str.-G.-B.  strafbar  gemacht  sind.  Die  Konfiskation 
der  Schrift  erfolgt  durch  die  Polizeibehörde,  dieselbe  ist  jedoch 
verpflichtet,  innerhalb  24  Stunden  ihren  Beschluss  dem  Gerichte  zu 
übersenden,  welches  eine  definitive  Entscheidung  zu  treffen  hat. 
Die  Fristen  sind  sehr  kurz  und  die  Bestimmungen  über  die  Ver- 
.  mögenskontiskation  überhaupt  derartige,  dass  im  Falle  dieser  einzigen 
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Präventivmassregel  im  Gesetze  Missbrauchen  der  Verwaltungs- 
behörden nach  Möglichkeit  gesteuert  wird. 

Im  3.  Abschnitte  desselben  Kapitels  finden  sich  Bestimmungen 
über  Berichtigungen.  Der  verantwortliche  Bedakteur  ist  verpflichtet, 
in  sein  Blatt  jede  Berichtigung,  die  ihm  von  einer  Behörde,  einer 
Privatperson  oder  eiuer  juristischen  Person  zugesandt  wird,  auf- 
zunehmen, deren  Namen  genannt  wurde  oder  über  deren  Tätigkeit 
nnd  Haltung  in  dem  Blatte  die  Bede  war.  Berichtigungen  werden 
direkt  an  die  Redaktion  oder  an  da«  Gericht  gesandt,  Die  Be- 
richtigung hat  sich  zu  beschränken  auf  die  Richtigstellung  unrichtiger 
Angaben  und  Anführungen  und  darf  ihrerseits  nicht  eine  strafbare 
Handlung  enthalten,  widrigenfalls  braucht  sie  nicht  abgedruckt  zu 
werden.    Streitigkeiten  enscheidet  das  ordentliche  Gericht  (Art.  13). 

Im  4.  Abschnitte  beschäftigt  sich  der  Gesetzgeber  mit  aus- 
ländischen Schriftwerken;  prinzipiell  haben  sie  nach  Serbien  freien 
Eingang.  Unter  welchen  Bedingungen  im  Einzelfalle  der  Ministerrat 
ein  Schriftwerk  für  Serbien  verbieten  darf,  ist  in  Art,  13,  Abs.  3  des 
näheren  gesagt. 

Das  dritte  Kapitel  handelt  über  Verbreitung,  Verkauf  und 
Aushängen  von  Schriften. 

Das  vierte  Kapitel  zählt  die  Verbrechen  und  Vergehen  auf, 
die  durch  die  Presse  begangen  werden  können.  Wir  wollen  lediglich 
die  Hauptbestimmungen  anführen,  die  sich  auf  Verleumdung  und 
Beleidigung  beziehen.  Die  Höhe  der  Strafe  hängt  hier  von  der 
Person,  die  verleumdet  oder  beleidigt  wurde,  ab.  Abgesehen  vom 
Könige,  der  Königin,  deren  Abkömmlingen  und  den  königlichen 
Eltern,  sowie  der  Volksvertretung  bestraft,  der  Gesetzgeber  die  Ver- 
leumdung und  Beleidigung  der  Privatpersonen  strenger  als  die 
Beleidigung  und  Verleumdung  der  Beamten  (Art,  21.  28.  2!> 
nnd  30).  —  Die  Beleidigung  des  Andenkens  Toter  ist  nur  dann 
strafbar,  wenn  durch  sie  auch  ihre  Nachkommen  resp.  Erben  ver- 
letzt werden,  d.  Ii.  also,  dass  die  rdiftamation  des  morts"  zugleich 
auch  eine  „difi'amation  des  vivants"  enthalten  mnss.  um  strafbar  zu 
sein.  Die  Richtigkeit  der  angeführten  Tatsachen  bei  Beleidigungen 
kann  nicht  bewiesen  werden,  falls  es  sich  um  Fälle  des  Familien- 
resp.  Privatlebens  handelt.  Önentliche  Tätigkeit  im  weitesten  Sinne 
kann  dagegen  zum  Gegenstände  des  Beweises  gemacht  werden. 
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Das  fünfte  Kapitel  enthält  liest  im  munden  über  Untersuchung 
und  Aburteilung  von  Delikten,  begangen  durch  die  Presse  (Art.  3!» 
bis  56).  Art.  39  zählt  die  Personen  auf,  die  wegen  Pressdelikten 
verantwortlieh  gemacht  werden  können.  Bei  Zeitschriften  ist  für 
alles  Erschienene  der  Redakteur  verantwortlich,  mit  Ausnahme  des 
mit  der  Unterschrift  des  Autors  Versehenen.  Aber  auch  in  letzterem 
Falle  ist  der  Redakteur  verantwortlich,  falls  der  Autor  für  die  serbischen 
Rehörden  nicht  erreichbar  ist.  Der  Verleger  ist  strafrechtlich  niemals 
verantwortlich.  Er  haftet  bloss  für  Scliadensersatzansprüche,  falls 
Redakteur  oder  Autor  zahlungsunfähig  oder  flüchtig  sind. 

Zuständig  zur  Aburteilung  der  Pressdelikte  sind  bloss  die 
staatlichen  Gerichte.  Art.  1:5-  '.3  regeln  das  Verfahren.  Art.  54 
bis  56  handeln  endlich  über  den  Rückfall  und  die  Verjährung.  Hier 
hat  der  Rückfall  keinen  Einfluss  auf  die  Straf  höhe.  Die  Verjährung 
tritt  bei  Pressdelikten  nach  6  Monaten  ein.  Gerichtliche  Entscheidungen 
in  Presssachen  verjähren  nach  den  gewöhnlichen  Vorschriften  des 
Strafgesetzbuches. 

4.  Gesetz  vom  21.  Dezember  li>01  über  die  Organisation 
des  Staatsrates.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  beziehen  sich 
vorwiegend  auf  die  Zusammensetzung  und  die  Zuständigkeit  dieser 
Körperschaft.  Der  Staatsrat  setzt  sich  aus  15  Mitgliedern  zusammen, 
die  auf  Vorschlag  des  Ministerpräsidenten  vom  Könige  ernannt  werden. 
An  der  Spitze  Btehen  ein  Präsident  und  ein  Vizepräsident.  Ausserdem 
hat  der  Staatsrat  noch  zwei  Sekretäre  und  drei  Untersekretare, 
Die  Zuständigkeit  ist  in  Art,  5  genau  angeführt  und  erstreckt  sich 
auf  neun  Fälle.  Seine  Hauptfunktion  besteht  darin,  oberstes  Ver- 
waltungsgericht im  Verwaltungsstreitverfahren  zu  sein,  mit  ab- 
soluter Unabhängigkeit  den  anderen  Verwaltungsbehörden  gegenüber. 
Ausserdem  ist  der  Staatsrat  in  gewissen  Fällen  zuständig  für  Sachen, 
die  die  aktive  Verwaltung  betreffen,  wie  z.  R.  über  die  Zusatzsteuern 
(prirez)  der  Kreise,  Bezirke  und  Gemeinden  zu  entscheiden,  wenn 
diese  die  Höhe  übersteigen,  welche  die  zuständige  Verwaltungsbehörde 
(in  diesem  Falle  der  Finanzminister)  bewilligen  darf  (Art,  5,  No.  5). 

5.  Gesetz  vom  31.  -Januar  1902  über  die  Geschäfts- 
ordnung des  Staatsrates.  Dieses  Gesetz  regelt  das  Verfahren 
vor  dem  Staatsrat  für  Sachen,  die  unter  seine  Zuständigkeit  fallen. 
Es  zerfällt  dieses  Gesetz  in  5  Abschnitte:  Die  Sitzungen  des  Staats- 
rates (Art.  3—11),  seine  Entscheidungen  (Art.  22—37),  Sektionen 
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und  Ausschüsse  (Art.  38— 47),  Beschwerden,  für  die  der  Staatsrat 
zuständig  ist  (Art  48— .Vi),  und  Wahlen,  die  er  vollzieht  (Art.  .VJ 
bis  60). 

Mit  einigen  Worten  wollen  wir  bloss  der  Entscheidungen  ge- 
denken,' die  der  Staatsrat  als  oberster  Verwaltungsgerichtshof  fällt. 
In  dieser  Beziehung  stehen  ihm  folgende  Befugnisse  zu:  1.  Zu  ent- 
scheiden auf  Beschwerden  gegen  königliche  Ukase,  durch  welche 
Rechte  einzelner  verletzt  werden.  Im  Namen  des  Staates  hat  der 
oberste  Rechnungshof  das  Hecht,  sich  ebenfalls  beim  Staatsrate  zu 
beschweren,  falls  durch  irgend  einen  königlichen  Ukas  (Verfügung, 
Verordnung)  ein  materielles  Staatsinteresse  im  Interesse  des  einzelnen 
verletzt,  worden  ist  (Serb.  Verf.  Art.  85,  No.  1;  Staatsrat snrganisations- 
gesetz  Art.  .r>,  No.  1).  2.  Zu  entscheiden  auf  Beschwerden  über 
ministerielle  Entscheidungen  in  Verwaltnngsstreitsachen  (Verf.  Art.  8."), 
No.  2;  Staatsratsorganisationsgesetz  Art.  5,  No.  2).  In  beiden  Fällen 
ist  die  Entscheidung  des  Staatsrates,  die  auf  Grnnd  der  Art.  19,  20, 
20,  27  des  Gesetzes  über  die  Geschäftsordnung  des  Staatsrates  erfolgt 
für  den  gegenzeichnenden  oder  verfügenden  Minister  bindend,  und 
derselbe  ist  verpflichtet,  nach  jeder  Richtung  hin  der  Entscheidung 
des  Staatsrates  gemäss  zu  verfahren. 

Nach  den  Bestimmungen  des  früheren  Gesetzes  über  die 
Geschäftsordnung  des  Staatsrates,  wonach  nebenbei  bemerkt  dem 
Staatsrate  nicht  das  Recht  zustand,  über  die  Gesetzmässigkeit 
königlicher  Verfügungen  zu  befinden,  war  die  Entscheidung  des 
Staatsrates  für  den  betreffenden  Minister  nicht  bindend.  Derselbe 
war  vielmehr  bloss  verpflichtet,  falls  eine  Einigung  zwischen  ihm 
und  dem  Staatsrat  nicht  herbeigeführt  werden  konnte,  in  der  ersten 
darauf  folgenden  Skupschtina-Tagung  diese  Frage  der  Volks- 
versammlung zur  Entscheidung  vorzulegen.  Das  heutige  System 
bietet  dem  einzelnen  eine  bedeutend  grössere  Unterstützung  für 
gesetzmfissig  zustehende  Rechte.  Berücksichtigt  man  ferner,  dass 
die  Staatsräte  dank  ihrer  Unabsetzbarkeit  unabhängig  gegenüber 
der  Regierung  sind,  so  gelangt  man  zur  Einsicht,  dass  der  Gesetz- 
geber die  Rechte  der  einzelnen  in  ausgedehntestem  Mafse  gewahrt  hat. 

6.  Gesetz  vom  21.  März  1902  über  die  Gemeinden. 
Die  Gemeinden  in  Serbien  waren  bereits  von  alters  her  nach  dem 
System  der  Autonomie  organisiert.  Dieselbe  war  eine  grössere  oder 
geringere,  je  nach  dem  politischen  Regime.    Besonders  eingeschränkt 
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war  dieselbe  unter  der  Regierung  des  Dr.  Vlakan  GKoK<;nvrriH,  der 
so  weit  gegangen  war.  die  Gemeinden  fast  aller  ihrer  Rechte, 
namentlich  der  Wahlrechte  zu  berauben  Nach  einem  Gesetze  von 
1 81*8  wurden  nämlich  die  Gemeindevorsteher  von  der  Regierung 
ernannt  und  in  Belgrad  selbst  wurden  ausser  dem  Bürgermeister 
noch  zwei  Mitglieder  des  Gemeindegerichtes  ernannt.  Das  heutige 
Gemeindegesetz,  das  in  Übereinstimmung  mit  der  Verfassung  Art.  M, 
wonach  die  Gemeindeautonomie  zum  Verfassungsprinzipe  erhoben 
wurde,  steht,  hat  den  Gemeinden  eine  solche  Organisation  gegeben, 
dass  sie  die  beste  Gewähr  für  das  Wohl  des  Staates  bietet.  Durch 
Art.  1»9,  100  und  10;}  wurde  den  Gemeinden  das  Recht  wiedergewählt, 
ihre  Vorsteher  zu  wühlen,  und  der  Stadt  Belgrad  ausserdem  das 
Recht,  sämtliche  Mitglieder  des  Gemeindegerichtes  zu  wühlen. 

Die  Autonomie  der  Gemeinden  zeigt  sich  auch  darin,  dass 
dieselben  ganz  unabhängig  von  den  Verwaltungsbehörden  ihre 
Angelegenheiten  leiten  und  besorgen.  Das  tiesetz  hat  in  ausführlicher 
Weise  die  Fülle  genau  vorgesehen,  in  denen  die  Gemeindegerichte 
einer  Mitwirkung  der  Gemeindeversammlungen  bedürfen.  Dieser 
Kürperschaft  ist  durch  das  neue  Gesetz  eine  besondere  Bedeutung 
beigelegt.  Den  Gemeindeorganen  hat  nun,  abgesehen  von  den  reinen 
Gemeindeangelegenheiten,  der  Staat  gewisse  Funktionen  zur  Ausübung 
übertragen,  die  eigentlich  in  seinen  Wirkungskreis  fallen.  Am 
wichtigsten  darunter  ist  die  Übertragung  gewisser  Zivil-  und  Straf- 
sachen an  die  Gemeindegerichte.  Dieselben  sind  nämlich  strafrechtlich 
für  Übertretungen  zuständig,  zivilrechtlich  für  Bagatellsachen. 
Selbstverständlich  mnsste  sich  der  Staat  bei  einer  so  ausgedehnten 
Übertragung  von  Befugnissen  ein  Beaufsichtigungsrecht  vorbehalten. 
Die  Frage  über  die  Art  desselben  war  keine  leichte.  Diese  Frage 
steht  in  innigem  Zusammenhange  mit  der  Frage  der  Genieinde- 
autonomie Uberhaupt.  Mit  dem  Rrinzipe  allein  ist  es  nicht  getan, 
sobald  dasselbe  durch  eine  zu  ausgedehnte  Beaufsichtigung  durch- 
brochen wird.  Beides  mnss  in  der  Weise  in  Kinklang  gebracht 
werden,  dass  einerseits  die  Staatsaufsicht  eine  reale  und  zuverlässige 
ist.  dass  alier  auch  andererseits  die  Autonomie  dadurch  nicht  illusorisch 
wird.  Das  jetzige  Gesetz  hält  im  Gegensatze  zum  früheren  die 
richtige  Mitte,  indem  Autonomie  und  Beaufsichtigung  in  richtigen 
Kinklang  gebracht  werden.  Im  Rahmen  dieser  Darstellung  kann 
unmöglich  auf  die  ausführlichen  Bestimmungen  über  die  Beaufsichtigung 
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eingegangen  werden,  denn  sie  allein  umfassen  16  grosse  Artikel 
(Art.  141  —  1">0).  Wir  müssen  uns  mit  der  Erwähnung  der  Alt.  147 
und  1.V2  begnügen.  Nach  dem  ersten  Artikel  ist  der  Minister  des 
Innern  in  gesetzlich  vorgesehenen  Fällen  befugt,  zeitweilig  den 
Präsidenten  und  solche  Mitglieder  des  Gemeindegerichtes  vom  Amte 
zu  suspendieren,  die  ihre  Pflicht  nicht  erfüllen  wollen  oder  den 
Staatsinteressen  entgegenhandeln.  Gegen  eine  solche  Verfügung 
steht  den  Suspendierten  die  Beschwerde  an  den  Staatsrat  zu,  der 
definitiv  darüber  zu  entscheiden  hat,  ob  die  betreffenden  in  ihren 
Stellen  verbleiben  oder  ob  eine  neue  Wahl  anzuordnen  sei.  Nach 
Art.  1 52  hat  die  unmittelbare  Aufsichtsbehörde  das  Recht  und  die 
Pflicht,  Entscheidungen  der  Gemeindebehörden,  die  gesetzwidrig  sind, 
nicht  zur  Vollstreckung  kommen  zn  lassen.  Über  eine  solche 
Anordnung  der  zuständigen  Aufsichtsbehörde  entscheiden  definitiv 
der  Minister  des  Innern  und  der  Staatsrat. 

7.  Gesetz  vom  21.  Mai  1902  über  die  Geschäftsordnung 
des  serbischen  Abgeordnetenhauses  (skupschtina). 

8.  Gesetz  desselben  Datums  über  die  Geschäfts- 
ordnung des  Senates. 

Die  Freiheit  der  Diskussion  und  der  Abstimmung,  ohne  welche 
die  Volksvertretungen  ihren  Aufgaben  nicht  gerecht  werden  können, 
ist  durch  die  obigen  Gesetze  in  vollkommener  Weise  beiden  Ver- 
tretungen garantiert.  In  dieser  Hinsicht  können  sich  die  serbischen 
gesetzgebenden  Körperschaften  mit  jedem  Parlamente  der  fort- 
schrittlichen Staaten  messen. 

$  2.    Straf-  and  Justizgesetze. 

9.  Gesetz  vom  12.  Oktober  1901,  wodurch  die  zwischen 
den  Vereinigten  Staaten  und  Serbien  über  die  Auslieferung  von  Ver- 
brechern abgeschlossene  Konvention  genehmigt  wurde  („a  treaty  für 
the  extradition  of  fngitives  from  justice").  Die  Verbrechen  und 
Vergehen,  auf  Grund  deren  eine  Auslieferung  stattlinden  kann,  sind 
in  Art.  2  aufgezählt.  Nach  Art.  6,  Abs.  1  gilt  der  Grundsatz: 
,.Kin  flüchtiger  Verbrecher  ist  nicht  auszuliefern,  wenn  das  Ver- 
brechen ein  politisches  ist.-  (A  fugitive  criminal  shall  not  be 
surrendem! ,  if  the  oft'ense  in  respect  of  which  bis  surrender  is 
denianded,  be  of  a  political  characteru.) 

10.  Gesetz  vom  22.  Dezember  1901  über  Abänderung 
und  Ergänzung  der  Z.-Pr.-O. 
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Die  wichtigsten  sind  folgende  Ergänzungen: 

a)  §  4,  welcher  in  früherer  Fassung  lautete:  „Wenn  unter- 
einander Ausländer  jener  Staaten  einen  Prozess  führen,  die  in  Serbien 
ihre  eigenen  Vertreter  haben,  dann  werden  serbische  Gerichte  nur 
dann  darüber  richten,  wenn  beide  Teile  seitens  ihrer  Konsulate  die 
Genehmigung  dazu  erlangen*,  enthält  nunmehr  folgende  Bestimmung: 
„Ausländer,  die  miteinander  streiten,  werden  von  den  serbischen 
Gerichten  dann  gerichtet,  wenn  die  streitenden  Parteien  in  Serbien 
leben,  und  wenn  die  Gerichte  auch  sonst  im  gegebenen  Falle  zur 
Aburteilung  befugt  sind." 

b)  §  275*,  wonach  der  Kid  im  Zivilprozesse  von  Geistlichen 
abgenommen  wird,  wovon  wir  bereits  früher  gesprochen  haben,  ist 
abgeschafft.  Der  Gesetzgeber  hat  auf  das  alte  Verfahren  über  Eides- 
ablegnng  zurückgegriffen;  danach  leitet  der  Gerichtspräsident  die 
Eidesleistung. 

11.  Gesetz  vom  20.  Januar  1902,  betr.  Abänderungen 
und  Ergänzungen  der  Str.-l'r.-O.  Die  wichtigste  Änderung  enthält 
§  131,  wonach  diese  Bestimmung  in  Einklang  gebracht  wird  mit 
Art.  26  der  neuen  Verfassung.  In  dieser  Verfa,ssungsbe8timmung 
wird  von  der  Präventivhaft  gesprochen  (habeas  corpus).  Danach  muss 
die  Untereuchungsbehörde  spätestens  nach  Ablauf  von  24  Stunden, 
gerechnet  von  dem  Augenblicke,  wo  der  Beschuldigte  der  Freiheit 
beraubt  wurde,  diesem  einen  Beschluss  über  seine  Verhaftung  zu- 
stellen. Gegen  einen  solchen  Beschluss  hat  der  Beschuldigte  das 
Recht,  binnen  drei  Tagen  sich  beim  zuständigen  erstinstanzlichen 
Gerichte  zu  beschweren;  wenn  er  dies  selbst  binnen  jener  Frist  nicht 
tut,  dann  muss  die  Untersuchungsbehörde  von  Amt*  wegen  auch  ohne 
Beschwerde  die  Sache  dem  Gerichte  überweisen.  Gegen  die  Ent- 
scheidung des  erstinstanzlichen  Gerichtes  steht  eine  weitere  Be- 
schwerde sowohl  im  Interesse  des  Angeschuldigten  wie  auch  der 
Untersuchungsbehörde  an  den  obersten  Gerichtshof  zu. 

12.  Gesetz  vom  19.  Februar  1902,  betr.  Abänderungen 
und  Ergänzungen  der  Konknrsordnnng.  Hier  sei  nur  die  Änderung 
des  §  90  dießes  Gesetzes  erwähnt,  wonach  bei  einem  Konkurse  das 
Gericht  bei  der  Bestimmung  der  Gebühren  für  Konkursverwalter  und 
Verteidiger  nicht  eine  gewisse  Ziffer  überschreiten  durfte  (siehe  unter 
Kap.  I,  Xo.  9).  Nach  dem  neuen  Gesetze  lautet  der  §  90  folgender- 
massen:  Die  Belohnung,  die  nach  diesem  Gesetze  den  Verteidigern 
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und  Verwaltern  zusteht,  wird  auf  ihr  Verlangen  in  der  Höhe  be- 
rechnet, die  den  getanen  Leistungen  entspricht. 

13.  Gesetz  vom  13.  Mai  1902,  betr.  Abänderung  und  Er- 
gänzungen des  Str.-G.-R.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  lassen 
sich  folgendermaßen  einteilen:  1.  Die  einen  haben  zur  Aufgabe,  die 
allzu  strengen  Strafbestimnmngen  zu  mildern,  die  durch  das  Er- 
gänzungsgesetz  vom  0.  Oktober  1899  (siehe  Kap.  1,  No.  f>)  in  das 
Strafgesetzbuch  eingeführt  worden  sind.  2.  Andere  haben  wieder 
zur  Aufgabe,  die  Bestimmungen  des  Strafgesetzbuches  in  Einklang 
zu  bringen  mit  Art.  29  der  neuen  Verfassung,  wonach  mit  Todes- 
strafe nur  bestraft  werden  kann:  Mord  (vorsätzliche  Tötung  mit  Über- 
legung), Räuberei,  Ränhernnwesen,  Attentat  auf  den  Herrsober  und 
auf  Mitglieder  seines  Hauses  und  ausserdem  wenn  diese  Strafe  durch 
das  Militärstrafgesetzbuch  vorgesehen  ist.  Danach  ist  nach  dieser 
Verfassungsbestimmnng  die  Todesstrafe  bei  denjenigen  Verbrechen, 
für  die  sie  im  alten  Strafgesetzbuch  bestimmt  war.  gemildert  worden. 
3.  Endlich  ist  durch  einzelne  Abänderungen  und  Ergänzungen  die 
Zahl  der  strafbaren  Handlungen  erweitert  worden,  d.  h.  gewisse 
Handinngen,  die  bis  dahin  nicht  strafbar  waren,  sind  für  strafbar 
erklärt  worden.  Die  Hanptnenernng  findet  sich  im  §  221  des  Str.- 
G.-B.,  wonach  als  Diebstahl  auch  angesehen  wird,  wenn  jemand 
Elektrizität  einem  anderen  entzieht,  um  sich  dieselbe  rechtswidrig 
zuzueignen. 

8  3.    Gesetz  über  das  Unterrichtswesen. 

14.  Gesetz  vom  10.  Mai  1902,  betr.  Abänderungen  und  Er- 
gänzungen des  Gesetzes  über  die  Organisation  von  Lehrerschulen 
vom  5.  Oktober  1870  und  7.  Februar  1890. 

Lr».  Gesetz  desselben  Datums,  betr.  Abänderung  und  Er- 
gänzung des  Gesetzes  über  Mittelschulen.  Durch  dieses  Gesetz  wurde 
die  Zahl  der  Mittelschulen  vergrössert,  wie  auch  das  Gehalt  der 
Mittelschullehrer  erhöht. 

£  4.    Ökonomische  und  Finanzgesetze. 

1(5.  Gesetz  vom  10.  Dezember  1901,  betr.  Abänderungen 
und  Ergänzungen  des  Gesetzes  über  die  Konversion  der  serbischen 
Staatsschulden.  Durch  dieses  Gesetz  wurde  denjenigen  Mitgliedern 
der  selbständigen  Monopolverwaltung,  welche  von  der  serbischen  Re- 
gierung ernannt  werden,  die  Tantieme  entzogen,  und  sie  wurde  behalten 
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nnr  für  2  Mitglieder  dieser  Verwaltung,  welche  nach  dem  Gesetze 
über  die  Konversion  der  serbischen  Staatsschulden  vom  S.  Juli  189."> 
(Karlsbader  Arrangement)  durch  die  Gläubigerbanken  ernannt  werden. 
Die  von  der  serbischen  Regierung  ernannten  Mitglieder  der  Monopol- 
verwaltung, sowie  der  Direktor,  der  gleichzeitig  als  Mitglied  dieser 
Verwaltung  angehört,  haben  nur  20  Frs.  für  jede  Sitzung,  aber  die 
iährliche  Ausgabe  auf  Grund  dieser  Sitzungen  darf  nicht  die  Summe 
von  1000  Frs.  überschreiten. 

17.  Gesetze,  betr.  Abänderungen  und  Ergänzungen 
des  Gesetzes  über  die  Abzahlung  (Amortisation)  der  Agrar- 
schuld  in  den  neu  befreiten  Teilen  des  Landes.  Als  die  türkischen 
Grundbesitzer  (spahije)  aus  dem  Lande  auswanderten,  infolge  des 
Rerliner  Vertrage«  an«  den  neu  erworbenen  Gebieten,  da  musste 
ihnen  der  serbische  Staat  alle  Rechte,  die  sie  an  jenen  Grundstücken 
genossen,  abkaufen.  Da  nun  die  serbische  Regierung  diese  Landenden 
denjenigen  Leuten  abgetreten  hatte,  die  sich  dort  gerade  als  tür- 
kische Pachter  (Tschivtschije)  befanden,  so  wurde  nach  Abzahlung  der 
Abfindungssumme  der  serbische  Staat  ihr  Verpächter.  Diese  Schuld 
der  türkischen  Grundbesitzer  gegenüber  der  serbischen  Regierung 
ist  bekannt  unter  dem  Namen  Agrarsehuld,  deren  Abzahlungsmodus 
festgestellt  ist  durch  da«  Gesetz  über  die  Agrarsehuld.  Die  Ab- 
änderungen nnd  Ergänzungen,  die  wir  oben  erwähnt  haben,  bestehen 
darin,  dass  die  Schuldner  gänzlich  von  einer  Zinszahlung  (7°/0) 
befreit  werden,  die  sie  bis  dahin  auch  neben  dem  Hauptkapital 
zahlen  mussten.  Über  die  Entstehung  dieser  Agrarsehuld  haben 
wir  ausführlich  gehandelt  in  der  Abhandlung:  Le  traite  de  Merlin 
et  la  question  de  la  nationalite  par  rapport  ä  la  Principante  de 
Serbie,  abgedruckt  in  der  ,,Revue  generale  de  droit  international" 
vom  Jahre  1900. 

18.  Gesetz  vom  2fi.  Februar  1902  über  die  Privilegien 
des  Handelsfonds  und  seiner  Hypothekenbank.  Dieser  Fonds  wurde 
zwecks  Versicherung  der  Kanflente  und  ihrer  Familien  errichtet. 
Sein  Sitz  befindet  Bich  in  Belgrad. 

Ii*.  Gesetz  vom  28.  März  1902.  wodurch  genehmigt  wurde 
die  Konvention  zur  Förderung  und  Exploitation  des  Fischfanges, 
abgeschlossen  zwischen  Serbien  und  Rumänien.  Sie  bezieht  sich 
auf  jenen  Teil  der  Donau,  der  die  Grenze  zwischen  beiden  Ländern 
bildet  (Art.  1). 
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20.  Gesetz  vom  2.  April  1902,  betr.  Abänderung  und 
Ergänzung  des  Gesetzes  über  Errichtung  und  Exploitation  neuer 
Eisenbalmlinien  vom  6.  Dezember  1808.  Die  wichtigste  Abänderung 
und  Ergänzung  besteht  darin,  dass  die  Einnahmen,  die  in  dem  ersten 
Teile  dieser  Abänderungen  und  Ergänzungen  angeführt  werden, 
einen  besonderen  Fonds  bilden  sollen,  der  den  Nameu  zu  führen  hat 
-Fonds  für  neue  Eisenbahnen".  Dieser  Fonds  soll  zur  Garantie 
für  Zinsen  und  Annuitäten  des  Kapitals,  da«  zur  Errichtung  von 
Eisenbahnlinien  gebraucht  wird,  dienen.  Unter  den  Einnahmen,  die 
in  diesen  Fonds  zu  fallen  haben,  ist  die  wichtigste  der  Zuschlag 
von  5  °/0  anf  die  direkten  Steuern,  und  mit  Erhebung  dieses  Zuschlages 
muss  begonnen  werden  am  1.  Juli  1002. 

21.  Gesetz  vom  10.  April  1002  Uber  Jahrmärkte.  Be- 
merkenswert ist  Art.  3,  wonach  auf  Jahrmärkten  nur  der  Handel 
stattfinden  darf  mit  Vieh,  Vieherzeugnissen,  landwirtschaftlichen  Er- 
zeugnissen, Getränken  und  mit  Menschennahrung  und  Viehfntter. 
Der  Verkauf  aller  übrigen  Gegenstände  ausser  den  erwähnten  ist 
verboten  und  strafbar. 

22.  Gesetz  vom  13.  April  1002,  betr.  Abänderungen  und 
Ergänzungen  des  Gesetzes  über  den  Kreis-,  Bezirks-  und  Gemeinde- 
hanshalt.  In  den  Ergänzungs-  und  Abänderungsbestimmnngen  be- 
stimmt der  Gesetzgeber,  dass  der  Zuschlag  zur  Deckung  der  Haus- 
haltsausgaben nicht  grösser  sein  darf  als  15  o/o,  beim  Kreisbudget 
nnd  beim  Bezirksbudget  10%  der  direkten  Stenersnmrae  betragen 
darf,  die  der  Kreis  oder  Bezirk  dem  Staate  schuldet.  Beim  Gemeinde- 
hanshalt kann  dieser  Zuschlag  in  Städten  bis  auf  40°l  0  und  in  kleineren 
Städten  oder  Dörfern  bis  auf  50°  0  gehen. 

23.  Gesetz  vom  27.  April  1002,  betr.  Abänderungen  und 
Krgänznngen  des  Gesetzes  über  Auslagen  der  Verwaltungsbehörden. 
I  »adnreh  sind  die  Zulagen  für  gewisse  Verwaltungsbehörden  reduziert 
worden,  die  sie  neben  ihrem  systematischen  Gehalte  haben. 

24.  Gesetz  vom  20.  April  1902,  betr.  Abänderungen  und 
Ergänzungen  des  Gesetzes  Uber  direkte  Stenern.  Punkt  4  wäre 
erwähnenswert;  danach  zahlen  die  Landwirte  die  Steuern  zweimal 
jährlich,  bis  zum  1.  August  haben  sie  die  Steuern  des  ersten  Halb- 
jahrs zu  erlegen,  bis  zum  1.  November  für  das  zweite.  Nach  Ab- 
lauf dieser  Fristen  beginnt  die  exekutive  Eintreibung  für  das  be- 
treffende Halbjahr. 
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25.  Gesetz  vom  1.  Mai  1002,  betr.  Abänderungen  nnd  Er- 
gänzungen des  Gesetzes  über  die  Erricbtung  neuer  Staatsmonopole. 

26.  Gesetz  vom  16.  Mai  1002,  betr.  Abänderungen  und  Er- 
gänzungen des  Korstgesetzes. 

§  5.  Militärgesetze. 

27.  Gesetz  vom  24.  Dezember  1001,  betr.  die  Heirat  von 
Offizieren,  Unteroffizieren,  Korporalen  und  Geineinen.  Erwähnen  wir 
die  Bestimmungen,  die  über  Offiziere  handeln.  Art.  1  verbietet  im 
Interesse  des  Militärdienstes  und  der  besseren  Ausbildung  im  Heere 
den  Leutnants,  zu  heiraten.  Nach  Art.  2  können  Oberleutnants 
heiraten  nach  Ablauf  einer  fünfjährigen  Offi/.iersdienstzeit,  mit  Aus- 
nahme der  Gerichts-  und  Sanitätsoffiziere,  welche  heiraten  dürfen, 
sobald  sie  zu  Oberleutnants  Wfördert  sind.  Art.  3.  Hauptleuten 
2.  Klasse  nnd  den  übrigen  Offizieren  höheren  Hanges  steht  das 
Heiraten  vollkommen  frei.  Oberleutnants,  die  die  Erfordernisse  des 
Art.  2  erfüllt  haben,  müssen  noch  den  Bedingungen  aus  Art.  7  ge- 
nügen, wenn  sie  in  den  Ehestand  treten  wollen.  Unter  diesen  Be- 
dingungen finden  sich  die,  dass  der  Oberleutnant  sein  Leben  versichern 
mus8  auf  eine  gewisse  Zahl  von  Jahren  und  im  Interesse  von  Frau 
und  Kindern,  und  zwar  bei  irgend  einer  einheimischen  Versicherungs- 
gesellschaft in  Höhe  von  mindestens  10 000  Eis.  oder  aber  eine 
solche  Summe  in  bar  der  Staatshypothekeubank  (uprava  fondova) 
zur  Verzinsung  geben  oder  in  serbischen  Staatspapieren  anlegen 
mnsH.  Art.  17  befreit  von  diesen  Bedingungen  Hanptleute  1.  und 
2.  Klasse,  sowie  höhere  Offiziere. 

2H.  Gesetz  vom  15.  April  1002,  betr.  Abänderungen  und 
Ergänzungen  de«  Gesetzes  vom  27.  Januar  1001  über  die  Heeres- 
organisation (siehe  Kap.  2,  No.  10).  Nach  dem  alten  Gesetze  be- 
ginnt die  Dienstpflicht  mit  beendetem  20.  Lebensjahre,  nach  dem 
neuen  mit  vollendetem  21.  I«ebensjahr.  Nach  dem  alten  Gesetz  hatten 
Oberleutnants  ein  Hecht,  Hauptleute  zu  werden,  nur  wenn  sie  drei 
Jahre  Oberleutnants  gewesen  und  befähigt  waren,  eine  Grundeinheit 
der  betreffenden  Waffengattung  (Kompanie,  Eskadron  und  Batterie) 
zn  kommandieren.  Das  neue  Gesetz  verlangt  noch  ausserdem  die 
Ablegnng  einer  Prüfung. 


Siam. 

Referent:  Dr.  Oscar  Frankfurter,  Legationsrat,  Bangkok. 

1901  und  1902. 

Von  der  Gesetzgebung  Siams  ist  zu  erwähnen  ein  im  August 
1!»01  veröffentlichtes  Gesetz  über  den  Schutz  des  Urheberrechts,  da» 
sich  im  grossen  und  ganzen  an  die  gebräuchliche  Gesetzgebung  über 
diesen  Gegenstand  anschliesst;  das  Urheberrecht  bezieht  sich  auch 
auf  Übersetzungen. 

Weiter  ist  erwähnenswert,  mit  Anschlnss  an  die  Finanz-Gesetz- 
gebung, die  Ausgabe  von  Kassenscheinen  seit  dem  15.  September 
li'02  auf  Grund  einer  königlichen  Verordnung  vom  24.  Juni  11*02. 
Kassenscheine  können  überall  in  Zahlung  angenommen  werden.  Es 
muss  eine  gleiche  Summe  von  Silbergeld  für  die  ausgegebenen 
Scheine  in  Reserve  gehalten  werden.  Nach  10  und  11  der 
Verordnung  können  25%  des  für  die  Kassenscheine  erhaltenen 
Geldes  in  sicheren  Papieren  angelegt  werden;  doch  hat  die  Ver- 
waltung bis  jetzt  von  diesem  Rt cht  keinen  Gebrauch  gemacht. 

Um  der  fortwährenden  Entwertung  des  Silbers  entgegen- 
zutreten, wurde  im  November  l!H)2  die  freie  Ausmünznng  von  Silber 
aufgehoben  und  so  die  Münze  auf  eine  Goldbasis  gestellt,  ziemlich 
in  Übereinstimmung  mit  der  vor  einigen  Jahren  in  Indien  befolgten 
Praxis.  Es  handelte  sich  bei  der  Einführung  fremder  Silbermünzen 
hauptsächlich  um  mexikanische  und  japanische  Dollars,  die  nach 
dem  festen  Kurs  von  5  Ticals  -  3  //  angenommen  und  dann  in 
Tieais  umgemünzt  wurden.  —  In  Übereinstimmung  mit  den  Banken 
wurde  beschlossen,  dass  eine  Vollwertung  des  Ticals,  der  im  Oktober 
11»<>2  bis  auf  21»  ,  Ticals  für  das  i  herabgegangen  war,  nach  und 
nach  erstrebt  werden  sollte.  Die  Schatzverw.iltung  bewirkt  das 
dadurch,  dass  sie  den  Preis,  zu  dem  sie  den  Tieal  für  Gold  verkaufen 
wollte,  festsetzt.  Solange  natürlich  die  Banken  eine  Reserve  in 
Silber  hatten,  erschien  diese  Massregel  illusorisch;  sobald  aber  durch 
gesteigerten  Export  und  den  damit  bedingten  Ankauf  von  Landes- 
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Produkten,  ein  Bedarf  nach  Silbergcld  eintrat,  war  man  gezwungen, 
nach  dem  von  der  Finanzverwaltnng  testgesetzten  Preis  zu  kaufen. 
—  Die  ersten  Einkäufe  wurden  nach  der  Kate  von  ÜO  Ticals  für 
das  i  bewirkt  und  der  jetzt  von  der  Finanzverwaltung  festgesetzte 
Preis  ist  17  Ticals  für  das  l.  Ks  mag  hier  erwähnt  werden,  dass 
durch  ein  kürzlich  publiziertes  Gesetz  (1.  November  1903)  das 
Gewicht  des  Ticals  auf  l,.r>  g  festgesetzt  wurde  mit  einem  Feingehalt 
von  "°°  iooo  und  der  üblichen  Fehlergrenze.  Gemünzt  in  Silber 
werden  der  Tical,  der  SalUng  t1  4  des  Ticals)  und  der  Fnang 
('  h  des  Ticals). 

Infolge  iler  Eröffnung  des  Landes  durch  Kanäle  und  Eisenbahnen 
war  es  geboten,  eine  Landregistrierungsbehörde  zu  schatten.  Streitig- 
keiten über  den  Besitz  wurden  häufiger,  da  eben  das  Land  an  Wert 
gewann,  und  sich  so  nach  und  nach  eine  ansässige  ackerbautreibende 
Bevölkerung  gebildet  hatte.  Auch  war  man  früher  wegen  der 
Billigkeit  des  Bodens  nicht  allzu  genau  mit  der  Ausstellung 
der  Grundpapiere  verfahren,  und  so  konnte  es  vorkommen,  dass  für 
einen  Besitz  mehrere  Papiere  existierten.  Die  Begistrierung 
geschieht  nach  dem  sogen.  Torrens-System.  Sobald  die  Kataster- 
aufnahiue  in  einem  Distrikt  beendet  ist,  wird  zur  Ausstellung  der 
Papiere  geschritten.  Diese  enthalten  eine  genaue  Beschreibung  des 
Landes,  die  Bedingungen,  unter  denen  es  im  Besitz  ist,  und  einen 
Plan  des  Landes.  In  dieses  Dokument  werden  dann  alle  weiteren 
Eintragungen  gemacht  über  Verkauf,  Hypothezierung,  Pacht  oder 
Erbschaft.  Zwei  Dokumente  werden  ausgestellt,  von  denen  eines  im 
Landesbureau  der  Provinz  bleibt,  das  andere  dem  Besitzer  ein- 
gehändigt wird.  Alle  Veränderungen  müssen  in  Gegenwart  des 
Beamten  des  Landesbureaus  stattfinden  und  haben  nur  dann  gesetz- 
liche Kraft. 

Als  von  mehr  lokaler  Bedeutung  mag  erwähnt  weiden  das 
Pensionsgesetz  vom  9.  Dezember  1001,  das  sich  im  grossen  und 
ganzen  an  die  im  englisch-indischen  Dienst  bestehenden  Bestimmungen 
anschliesst. 

Das  endliche  Inkrafttreten  (Oktober  1902)  und  die  Durchführung 
der  Jinricksha  Akte  zeigte  wiederum,  wie  in  früheren  Jahren  das 
Pfandleihergesetz,  die  Schwierigkeit  der  Durchführung  notwendiger 
Reformen  durch  die  auf  Asiaten  ausgedehnte  Exterritorialität. 


Spanien. 


Referent:  Dr.  Manuel  Torres  Campos, 

ProfesHor  der  Rechte,  Mitglied  des  inBtituta  für  internutiimale*  Rei  ht,  Gnumd*. 
Übersetzung  von  Roberto  Kttck,  Legat  ionssekretär,  Hamburg. 


a)  Gesetzgebung  1900  und  1901. 

1900. 

Während  des  Jahres  1900  sind  in  Spanien  keine  Gesetze  oder 
Verfügungen  betreffend  da«  bürgerliche  nnd  Prozessrecht  ver- 
abschiedet worden. 

Was  das  Handelsrecht  angeht,  sind  nur  zwei  Verfügungen 
von  geringer  Bedentnng  erlassen  worden: 

Das  königliche  Dekret  vom  21».  Jannar,  das  zwei  Artikel  des 
vorläufigen  Reglements  für  die  Organisation  und  Leitung  der  Handels- 
börsen vom  31.  Dezember  1885  in  dem  Sinne  ändert,  die  Summe 
der  erforderlichen  Sicherheitsgelder  der  Agenten  nnd  der  Handels- 
makler in  Madrid  und  in  Barcelona  zu  erhöhen,  nnd  das  königliche 
Dekret  vom  8.  Mai,  das  für  die  Leitung,  Organisation  und  Verwaltung 
der  Handelsbörsen,  sowie  für  alle  Angelegenheiten  der  Agenten  und 
Makler  in  Zukunft  das  neue  Ministerium  der  Landwirtschaft, 
Industrie,  des  Haudels  nnd  der  öffentlichen  Arbeiten  ausschliesslich 
für  zuständig  erklärt. 

Das  Strafrecht  betreffend,  sind  zwei  Gesetze  zu  erwähnen,  die 
sich  beide  auf  die  Reform  des  Strafgesetzbuches  von  1870  beziehen. 

Das  Oesetz  vom  1.  Januar  modifiziert  den  Art.  248  des  Straf- 
gesetzbuches und  fügt  ihm  eine  ausdrückliche  Bedrohung  der  Delikte 
gegen  die  Staatssicherheit  hinzu. 

Das  tiesetz  vom  <X  April  ändert  die  Art.  102,  103  und  101 
des  Gesetzes  über  die  Vollstreckung  der  Todesstrafe. 

Nach  diesem  Gesetze  wird  die  Todesstrafe  am  Tage  an  einem 
geeigneten  1  Matze  des  Gefängnisses,  in  dem  sich  der  Verurteilte 
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befindet,  durch  die  Würgschraube  vollstreckt,  und  zwar  achtzehn 
Stunden  nach  Verkündung  des  Urteils,  nicht  jedoch  an  kirchlichen 
oder  nationalen  Festtagen  (Art.  102). 

Nach  Verkündung  des  Spruches  bestimmt  die  Behörde,  die 
mit  der  Vollstreckung  des  Urteils  betraut  ist,  dass  der  Verurteilte 
in  eine  besonders  sichere  Zelle  des  Gefängnisses  gebracht  wird,  und 
stattet  nicht,  dass  der  Verurteilte  mit  irgend  jemanden  in  Verbindung 
tritt,  es  sei  denn  mit  den  höheren  Gefüngnisbenmten,  dem  Staats- 
anwalt oder  dessen  Vertreter,  mit  Geistlichen  oder  Ordensmitgliedern, 
die  dem  Verurteilten  beistehen  wollen,  dem  Gefängnisarzte,  einem 
Notar,  falls  der  Verurteilte  ein  Testament  autsetzen  oder  sonst 
etwas  notariell  beglaubigen  lassen  will,  oder  mit  anderen  öffentlichen 
Beamten,  deren  Assistenz  nnerlässlich  ist,  mit  seinem  Vertreter  und 
Verteidiger,  mit  seinen  Familienangehörigen  oder  mit  einer  anderen 
Person,  wenn  die  Behörde  es  nach  gründlicher  Erwägung  der 
besonderen  Gründe  ausdrücklieh  erlaubt  (Art.  10:5). 

Der  Vollstreckung  wohnen  bei:  der  hierzu  bestimmte  Gerichts- 
sekretär, die  Vertreter  der  Kegiernngs-  und  Munizipal- Behörden,  der 
Direktor  und  die  von  ihm  bestimmten  Beamten  des  Gefängnisses, 
die  Geistlichen  oder  Ordensbruder,  die  dem  Verurteilten  in  den 
letzten  Stunden  beistehen,  und  die  von  dem  Friedensrichter,  dem 
Alkalden,  ernannten  Bürger,  wenn  sie  zur  Assistenz  bereit  sind. 

Im  Augenblick  der  Vollstreckung  wird  an  weithin  sichtbarer 
Stelle  des  Gefängnisses  eine  schwarze  Fahne  aufgezogen,  die  während 
des  ganzen  Tages  bleibt.  Der  Leichnam  kann  zwecks  Beerdigung, 
die  mit  grösster  Einfachheit  stattfinden  muss,  der  Familie  oder 
barmherzigen  Gesellschaften  übergeben  werden.  Zur  Beurkundung 
der  Vollstreckung  wird  eine  Akte  aufgenommen,  die  von  den  Personen, 
die  assistiert  haben,  unterzeichnet  und  im  Boletin  oricial  der  Provinz 
veröffentlicht  wird.  Die  Gerichtsbehörde  hat  dafür  zu  sorgen,  dass 
alle  auf  die  Vollstreckung  bezüglichen  Vorschriften  beobachtet 
werden  (Art.  104). 

Die  wichtigeren  Gesetze,  die  im  Jahre  1900  verabschiedet 
worden  sind,  gehören  der  sozialen  Gesetzgebung  an: 

Das  Gesetz  vom  30.  Januar  über  Arbeiterunfall  und  das  vom 
13.  März  über  den  Schutz  der  Frauen-  und  Kinderarbeit. 

Nach  dem  Arbeitcr-Unfallgesetz  vom  30.  Januar  wird  unter 
Unfall  jede  körperliche  Verletzung  verstanden,  die  der  Arbeiter  bei 
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der  Ausführung  oder  infolge  der  Arbeit  für  fremde  Rechnung,  für 
■den  Arbeitgeber,  sei  er  eine  Einzelperson  oder  eine  Gesellschaft, 
Krwerbs-  oder  Indnstriegesellschaft,  erleidet;  unter  Arbeiter  wird 
jeder  begriffen,  der  ausserhalb  seiner  Wohnung  eine  handwerks- 
miissige  Arbeit  für  fremde  Rechnung  leistet. 

Der  Arbeitgeber  hat  die  Unfälle,  die  seine  Arbeiter  infolge 
oder  wahrend  der  Arbeit  in  der  Ausübung  ihrer  Berufstätigkeit 
oder  ihrer  Arbeit  erleiden,  zu  vertreten;  ausgenommen  sind  die  Fälle 
der  höheren  Gewalt,  die  in  keinem  ursächlichen  Zusammenhange  mit 
der  obliegenden  Arbeit  stehen. 

Die  Arbeiter  haben  Anspruch  auf  Entschädigung  in  der  vor- 
geschriebenen Form  und  Höhe  für  die  Unfälle,  die  eine  vollständige 
oiler  teilweise,  eine  zeitliche  oder  dauernde  Arbeitsunfähigkeit  im 
Gefolge  haben. 

Ist  dnrch  den  Unfall  der  Arbeiter  ums  Leben  gekommen,  so 
ist  der  Arbeitgeber  verpflichtet,  die  Beerdigungskosten  bis  zum 
Betrage  von  1<>()  Pesetas  zu  tragen  und  die  Witwe,  die  ehelichen 
minderjährigen  Kinder  bis  zum  achtzehnten  Lebensjahre,  sowie  die 
Aszendenten  in  der  gesetzlich  bestimmten  Form  und  Höhe  schadlos 
zu  halten. 

Es  wird  eine  Kommission  gebildet  zum  Studium  aller  maschinellen 
Erfindungen,  die  bislang  zum  Schutz  gegen  Arbeiterunfälle  gemacht 
sind.  Da»  Amt  eines  stimmberechtigten  Mitgliedes  in  dieser  Kommission 
ist  unbesoldet. 

Die  Regierung  wird  in  Übereinstimmung  mit  der  technischen 
Kommission  in  den  Ausführungsreglemeuts  und  Verfügungen  zu 
diesem  Gesetze  die  Fälle  bestimmen,  in  denen  Maschinen  mit  Schutz- 
vorrichtungen gegen  Unfälle  der  Arbeiter  versehen  sein  müssen,  sowie 
die  fiir  jeden  Betrieb  erforderlichen  Vorsichtsmassregeln  und  gesund- 
heitlichen Vorschriften.  Der  Betriebseigner  kann,  anstatt  eine  ein- 
malige Entschädigungssumme  zu  zahlen,  auch  Pensionen  für  die 
Hinterbliebenen  aussetzen,  jedoch  nur  in  der  gesetzlich  zulässigen 
Form,  so  dass  sie  ausreichend  und  gesichert  sind. 

Für  die  Berechnung  der  nach  diesem  Gesetz  zu  leistenden 
Entschädigungssumme  wird  der  Lohn  zugrunde  gelegt,  den  der  Arbeiter 
unter  Abzug  der  Festtage  an  Geld  oder  in  anderer  Form  erhält. 
Der  Tagelohn  wird  wenigstens  auf  1  Peseta  50  Centimos  berechnet, 
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auch  für  Lehrlinge,  die  gar  keine  Kemnneration  erhalten,  und  für 
Arbeiter,  die  weniger  als  die  genannte  Summe  an  Tagelohn  verdienen. 

Die  Arbeitgeber  können  sich  von  allen  oder  einigen  dieser 
gesetzliehen  Vorschriften  befreien,  indem  sie  auf  ihre  Kosten  den 
einzelnen  Arbeiter  gegen  die  Gefahren,  auf  die  sich  die  Vorschriften 
beziehen,  oder  gegen  alle  bei  einer  Versicherungsgesellschaft,  die  zn 
diesem  Zwecke  von  dem  Ministerium  zugelassen  ist,  versichern,  aber 
immer  unter  der  Vorausetzung.  dass  die  .Summe,  die  der  Arbeiter 
empfangt,  nicht  niedriger  ist.  als  die  in  diesem  Gesetz  vorgeschriebene. 

Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  treffen  ebenfalls  den  Staat 
bezüglich  seiner  Waffen-  und  Pulverfabriken,  seiner  übrigen  Fabriken 
und  Betriebe.  Die  gleiche  Verpflichtung  liegt  in  den  betreffenden 
Fällen  den  Provin/.ial-Deputationen  und  Gemeinden  ob,  ebenso  wil- 
der Verwaltung  für  öffentliche  Hauten,  die  sie  aufführen  lässt. 

Bis  zum  Erlass  eines  Gesetzes  über  die  Tribunale  oder  Sonder- 
gerichte, die  für  Zuwiderhandlungen  gegen  dieses  Gesetz  oder  für 
Streitigkeiten  über  seine  Anwendung  zuständig  sein  seilen,  sind  die 
Gerichte  erster  Instanz  zuständig  nach  Massgabe  der  bestehenden 
Prozessvorschriften  über  die  jnicios  verbales  und'  der  Rechtsmittel, 
die  die  Zivilprozessordnung  bietet. 

Die  Entschädigungsansprüche  auf  Grund  dieses  Gesetzes  ver- 
jähren in  einem  Jahre. 

Alle  Entschädigungsansprüche  irgend  welcher  Art,  die  nicht 
unter  dieses  Gesetz  fallen,  sind  nach  gemeinem  Recht  zu  beurteilen. 

Ist  der  Schaden  durch  Dolus,  Fahrlässigkeit  oder  Mangel  an 
Sorgfalt  verursacht  worden,  Fälle,  die  das  Strafgesetzbuch  bedroht, 
so  sind  die  entsprechenden  Strafgerichte  zuständig.  Unwirksam  ist 
jeder  Verzicht  auf  die  Wohltaten  dieses  Gesetzes,  sowie  überhaupt 
jeder  Vertrag,  der  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  entgegensteht. 

Die  Regierung  wird  innerhalb  von  sechs  Monaten  die  zur 
Ausführung  des  Gesetzes  erforderlichen  Reglements  und  Verfügungen 
erlassen. 

Nach  Massgabe  des  Gesetzes  vom  Vi.  März  über  Kinder-  und 
Frauenarbeit  dürfen  Knaben  und  Mädchen,  die  das  zehnte  Lebens- 
jahr noch  nicht  vollendet  haben,  zu  irgend  welcher  Arbeit  nicht 
verwendet  werden. 

Knaben  und  Mädchen  im  Alter  von  zehn  bis  vierzehn  Jahren 
können  eine  Zeit  lang,  die  tür  den  Tag  sechs  Stunden  nicht  über- 
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steigen  darf,  in  Fabriken  und  acht  Stunden  täglich  in  Geschäfts- 
hänsern  beschäftigt  werden.  Jedoch  mnss  die  Arbeitszeit  durch 
Ruhepausen,  deren  Gesamthöhe  mindestens  eine  Stunde  zu  betragen 
hat,  unterbrochen  werden. 

Die  in  Gemässheit  dieses  Gesetzes  geschaffenen  Orts-  und 
Provinzialbehürden  haben  der  Regierung  die  geeigneten  Mittel  vor- 
zuschlagen, um  in  einem  Zeitraum  von  zwei  Jahren  nach  der  Promul- 
gation dieses  Gesetzes  die  jetzige  Arbeitszeit  von  elf  Stunden  auf  acht 
Stunden  für  die  unter  dieses  Gesetz  fallenden  Personen  herabzusetzen. 

Nachtarbeit  von  Kindern  unter  vierzehn  Jahren  wird  verboten. 

Ebenso  ist  die  Arbeit  von  Kindern  über  vierzehn  und  unter 
achtzehn  Jahren  in  den  Betrieben,  denen  die  Orts-  und  Provinzial- 
behörden  es  untersagen,  verboten. 

Ferner  sind  den  Personen  unter  sechzehn  Jahren  verboten: 

1.  unterirdische  Arbeiten-, 

2.  jedwede  Arbeit  in  Betrieben,  die  zur  Herstellung  oder  zur 
Verarbeitung  von  Zündstoffen  dienen,  nnd  Arbeiten  in  gefährlichen 
oder  gesundheitsschädlichen  Werkstätten,  deren  Rauminhalt  die 
Regierung  nach  Anhörung  der  Orts-  und  Provinzialbehörden  in 
Reglements  vorschreibt; 

3.  Reinignngsarbeiten  von  Motoren  und  Maschinenteilen,  solange 
sie  in  Tätigkeit  sind. 

Auch  ist  Knaben  unter  sechzehn  Jahren  und  minderjährigen 
Frauen  keine  Arbeit  gestattet  in  Werkstellen,  in  denen  Schriften, 
Anzeigen,  Stiche,  Malereien,  Schilder,  Stempel  und  andere  Gegen- 
stände angefertigt  werden,  die,  ohne  unter  die  Strafgesetze  zu  fallen, 
derartig  sind,  dass  sie  die  Sittlichkeit  getährden  können. 

Kinder  unter  sechzehn  Jahren  dürfen  nicht  in  öffentlichen 
Vorstellungen  als  Jongleure,  Equilibristen,  Akrobaten  oder  Tnrn- 
künstler  auftreten.  Direktoren  solcher  Truppen,  Väter  oder  Vor- 
münder Minderjähriger,  die  gegen  diese  Vorschrift  Verstössen,  sind 
straffällig  nach  dem  ersten  Abschnitte  des  Gesetzes  über  Kinder- 
schntz  vom  26.  Juli  1878. 

Arbeiten  an  Sonntagen  und  Festtagen  sind  den  Arbeitern,  die 
von  diesem  Gesetz  betroffen  werden,  verboten. 

Der  Minister  ernennt  die  Provinzial-  und  Ortsbehörden,  deren 
Aufgabe  es  ist,  über  die  Gesuche  um  die  nach  dem  Gesetz  erforder- 
lichen verschiedenen  Erlaubniserteilungen  zu  berichten. 
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Den  Kindern  unter  vierzehn  Jahren,  die  noch  keinen  Unter- 
richt in  den  Elementarfächern  und  in  der  Religion  genossen  haben, 
sind  täglich  mindestens  zwei  Stunden,  die  nicht  als  Arbeitsstunden 
gerechnet  werden  dürfen,  zu  gewähren,  um  den  Elementar-  und 
Religionsunterricht  zu  besuchen,  vorausgesetzt,  dass  sich  im  Um- 
kreise von  zwei  Kilometern  bei  der  Arbeitsslelle  eine  Schule  befindet. 
Liegt  die  Schule  weiter  entfernt,  so  ist  die  Errichtung  einer  solchen 
in  der  Nähe  einer  Fabrik,  die  dauernd  mehr  als  zwanzig  Kinder 
beschäftigt,  obligatorisch.  Kinder,  die  schreiben  und  lesen  können, 
dürfen  vor  dem  gesetzlich  vorgeschriebenen  Alter  zur  Fabrikarbeit 
zugelassen  werden. 

Frauen  ist  innerhalb  der  ersten  drei  Wochen  nach  ihrer  Ent- 
bindung die  Arbeit  nicht  gestattet.  Wenn  eine  Arbeiterin  wegen 
ihrer  nahe  bevorstehenden  Niederkunft  ihren  Dienst  kündigt,  ist  ihre 
Stelle  vom  Tage  der  Kündigung  bis  drei  Wochen  nach  ihrer  Ent- 
bindung für  sie  frei  zu  halten.  Mütter,  die  ihre  Kinder  selbst  nähren, 
erhalten  in  dieser  Zeit  eine  Freistunde  während  der  Arbeitszeit,  um 
ihren  Kindern  die  Brnst  zu  geben. 

In  den  Fabriken  und  Geschäftshäusern  dürfen  nur  Kinder  an- 
gestellt werden,  die  geimpft  und  keiner  ansteckenden  Krankheit  ver- 
dächtig sind. 

Wenn  die  Arbeitgeber  oder  Leiter  der  Fabriken  und  Geschäfts- 
häuser in  irgend  einer  Beziehung  zu  den  Wohnungen  der  Arbeiter 
stehen,  haben  sie  für  eine  strenge  Trennung  der  Geschlechter  zu 
sorgen,  soweit  es  sich  nicht  um  Familienmitglieder  handelt. 

Die  Regierung  wird  nach  Anhörung  des  Sanitätskollegiums 
und  der  Provinzialbehörden  und  nach  Einholung  von  Informationen, 
die  ihr  nötig  erscheinen,  alle  Fabriken  nnd  Betriebe  klassifizieren, 
um  auf  die  einzelnen  die  entsprechenden  Artikel  des  Gesetzes  an- 
wenden zu  können. 

Die  Übertretungen  dieses  Gesetzes  sind  mit  Geldstrafen  von 
25 — 250  Pesetas  bedroht,  aber  nur  den  Arbeitgebern  gegenüber,  es 
sei  denn,  dass  deren  Unverantwortlichkeit  festgestellt  wird. 

Die  Munizipalbehörden  sind  zuständig  für  die  Anordnung  und 
für  das  Einziehen  der  Strafgelder,  die  in  die  Kassen  der  Orts- 
behörden fliessen  und  für  eine  bessere  Erziehung  der  Arbeiter  be- 
stimmt sind. 
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Die  Aufsicht  über  die  Durchführung  dieses  Gesetzes  liegt  der 
Regierung  ob,  abgesehen  von  den  Fällen,  in  denen  sie  den  Orts- 
und Provinzialbehürden  nach  Massgabe  des  Gesetzes  zusteht. 

Die  Regierung  wird  innerhalb  von  sechs  Monaten  die  vom 
Gesetze  geforderten  Reglements  erlassen. 

Anzeigen  wegen  Übertretungen  dieses  Gesetzes  stehen  jedem  frei. 

Was  das  internationale  Recht  angeht,  hat  das  Gesetz  vom 
28  März,  indem  es  den  Bedürfnissen  der  Praxis  Rechnung  trägt, 
das  Gesetz,  betr.  den  Dienst  der  Diplomaten,  Konsuln  und  Dolmetscher, 
vom  14.  März  18X8  abgeändert. 

Ferner  sind  mehrere  Verträge  mit  fremden  Staaten  ratifiziert 
worden,  unter  ihnen  der  über  die  Vereinbarungen  und  Deklarationen, 
die  auf  dem  internationalen  Friedenskongress  im  Haag  vom  29.  Juli 
189«»  getroffen  sind. 

1901. 

Was  die  auswärtigen  Beziehungen  angeht,  sind  in  Spanien  im 
Jahre  1901  die  folgenden  Verträge  geschlossen  und  ratifiziert  worden: 

Ein  besonderer  Handelsvertrag  mit  Japan  vom  28.  März  1900, 
die  Vereinbarungen  und  Deklarationen,  die  auf  dem  internationalen 
Friedenskongress  im  Haag  am  29.  Juli  1899  zu  stände  gekommen  sind. 

Ein  besonderer  Vertrag,  betr.  die  Grenzreguliernng  der 
spanischen  und  französischen  Besitzungen  in  West-Afrika,  an  der 
Küste  der  Sahara  und  am  Golf  von  Guinea,  vom  27.  Juni  ist  am 
11.  Dezember  1900  in  Paris  unterzeichnet  worden. 

Der  Vertrag  über  die  Abtretung  der  Inseln  Cagayän,  Jolo, 
Sibutü  und  der  übrigen  zum  Philippinischen  Archipel  gehörigen  Inseln 
an  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  datiert  vom  7.  No- 
vember 1900. 

Die  Deklaration  vom  7.  November  zwischen  Spanien  und  den 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  betr.  die  Abschaffung  der 
Legalisat ionen  der  Ansuchungsschreiben  der  spanischen  Gerichte  an 
die  Gerichte  auf  Puerto  Rico  und  auf  den  Philippinen  oder  um- 
gekehrt, die  bisher  auf  diplomatischem  Wege  vermittelt  wurden. 

Der  Notenwechsel  zur  Regelung  der  Frage,  wie  die  in  Portugal 
geborenen  Spanier  und  die  in  Spanien  geborenen  Portugiesen  nach- 
zuweisen haben,  dass  sie  in  ihrem  Lande  den  Militärpflichten  genügt 
liaben.    Beide  Abkommen  datieren  vom  20.  Janaar. 
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Die  Übereinkunft  zwischen  der  portugiesischen-  und  spanischen 
Regierung-  über  die  Abänderung  einiger  Artikel  im  Mifio-Flusse  ist 
publiziert  worden  durch  königliches  Dekret  vom  20.  September. 

Hinsichtlich  der  Gesetzgebung  ist  nur  da«  Gesetz  vom  17.  .Januar 
zu  erwähnen.  Ks  bestimmt  erstens,  dass  den  zu  Freiheitsstrafen 
Verurteilten  die  Untersuchungshaft  anzurechnen  ist,  und  zwar  deu 
zur  Zuchthausstrafe  Verurteilten  vollständig.  Zweitens  wird  bei  den 
zu  körperlichen  Strafen  Verurteilten  nur  die  Hälfte  der  erlittenen 
Untersuchungshaft  in  Anrechnung  gebracht;  resultierende  Bruchteile 
fallen  zugunsten  der  Verurteilten.  Auch  wenn  die  Untersuchungshaft 
länger  als  ein  Jahr  gedauert  hat,  ist  sie  gleichfalls  dem  Verurteilten 
vollständig  anzurechnen  (Art.  1). 

Die  erste  Bestimmung  des  Art.  1  findet  Anwendung  im  Un- 
vermögensfalle bei  Verurteilung  zu  einer  Geldstrafe,  wenn  nur  eine 
solche  oder  auch  eine  Geldstrafe  in  Verbindung  mit  einer  anderen 
daselbst  erwähnten  Strafe  angedroht  ist.  Auch  greift  diese  Vor- 
schrift bei  denen,  die  gegenwärtig  eine  Strafe  verbüssen,  Platz  (Art.  2). 

Die  zweiten  Bestimmungen  im  Art.  1  sind  auch  anwendbar 
bei  jedweder  Strafe:  1.  fUr  Rückfällige,  2.  für  die,  welche  früher 
mit  der  gleichen  oder  einer  höheren  Strafe  als  im  zweiten  Falle  be- 
legt sind,  ausgenommen  die,  welche  wegen  Fahrlässigkeit  oder 
mangelnder  Sorgfalt  mit  der  einen  oder  anderen  Strafe  bestraft 
werden  (Art.  '\). 

Diese  Vorschriften  haben  die  Gerichte  bei  ihrer  Urteilsfindung 
und  die  Staatsanwälte  bei  ihren  Anträgen  zu  berücksichtigen. 

Verletzungen  dieses  Gesetzes,  betr.  die  Anrechnung  der  Unter- 
suchungshaft, haben  die  Folgen,  wie  sie  ij  6  des  Art.  der  Straf- 
prozessordnung vorschreibt  (Art  4). 

Wenn  bei  oder  nach  der  Formulierung  der  Anklage  sich  er- 
gibt, dass  der  Angeklagte  bereits  eine  ebenso  lange  oder  längere 
Untersuchungshaft  als  die  höchste  Freiheitsstrafe,  die  gegen  ihn  er- 
kannt werden  kann,  erlitten  hat,  entscheidet  das  Gericht  durch  ein 
besonderes  Urteil  Uber  die  Freiheit  des  Angeklagten,  es  sei  denn, 
dass  er  sich  noch  wegen  eines  anderen  Vergehens  zu  verantworten 
hat.  Wenn  der  Angeklagte  ohne  rechtfertigenden  Grund  zum  Termine 
nicht  erscheint,  geht  er  der  Vorteile  dieses  Gesetzes  verlustig  (Art.  5). 

Die,  welche  verurteilt  sind  oder  bereits  ihre  Strafe  verbüssen, 
gemessen  gleichfalls  die  Vergünstigungen  dieses  Gesetzes.    Das  er- 
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kennende  Gericht  hat.  unverzüglich  in  Übereinstimmung  mit  der 
Staatsanwaltschaft  nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  zu  ver- 
fahren und  dem  Verurteilten  die  verbttsste  Untersuchungshaft  anzu- 
rechnen (Übergangsvorschrift). 

b)  Literatur. 

1900. 

Unter  den  allgemeinen  Publikationen  sind  die  Revista  general 
de  Legislation  y  Jnrisprudencia  und  die  Revista  de  los  Tribunales 
y  de  Legislation  universal  weiter  erschienen. 

Ferner  sind  die  Bände  1H.  19  und  20  der  vollständigen  Werke 
des  berühmten  Schriftstellers  Dr.  Conckpcion  Akknal  erschienen,  die 
Abschnitte  über  die  Wohltätigkeit  und  das  Gefangiiis wesen  enthaltend. 

Römisches  Recht. 

Clkmkntk  uv.  Dikuo,  Einführung  in  das  Studium  der  In- 
stitutionen des  römischen  Rechts.    1  Rand. 

Sohm.  Geschichte  und  Institutionen  des  römischen  Privatrechts. 
Übersetzung  der  7.  deutschen  Ausgabe  von  P.  Dokaho.    1  Band. 

Bürgerliches  Recht. 

Sckvola.  Bürgerliches  Gesetzbuch,  kommentiert.  Bd.  16  und  17. 

Galinko  y  i»k  Vera  y  Esi'osura,  Erläuterungen  zum  spanischen 
Grundbuchrecht.  4.  verbesserte  und  vermehrte  Ausgabe.  Band  2, 
8  und  4. 

Pazus  v  Gaklia,  Vorschlüge  zur  Verhinderung  der  Aufteilung 
des  Landbesitzes  in  Spanien,  sofern  solche  den  Wohlstand  lähmt. 
Eine  von  der  königlichen  Akademie  der  Wissenschaften,  der  Moral- 
und  politischen  Wissenschaften  preisgekrönte  Schrift.    1  Band. 

Die  y  Mos,  Abhandlungen  über  Familien-  und  Eherecht  der 
königlichen  und  fürstlichen  Hänser.    1  Band. 

Duz  GiuoKNo  und  Martinkz  Ri;iz,  Das  bürgerliche  Gesetz- 
buch.   Krläntert  vom  Höchsten  Gerichtshof.    Bilbao.   3  Bände. 

Arno,  Die  Feld-  und  Gebäudedienstbarkeiten.  Eine  Studie  über 
die  Prädialservituten.    Übersetzung  von  A.  Posada.    1  Band. 

Gahka,  Fragen  aus  dem  modernen  bürgerlichen  Rechte.  Über- 
setzung von  Ai.olfo  Posada.   2  Bände. 

Wkstkrmakck,  Geschichte  des  Eherechts.   1  Band. 
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.Strafrech  t. 

Groisard  \  Gomez  dk  L.\  Skkxa,  Strafgesetzbuch  von  1870, 
kommentiert.    Bd.  8.  Salamauca. 

Bi'LLuN,  Alkonso  de  Castro  und  die  Strafrechtswissenschaft. 
1  Heft. 

Diez  DK  Clzurrun  y  Oiti  K,  Das  Verbrechen  und  die  Strafe. 
Eine  praktische  Anleitung.    Valencia  1000. 

Tapia.  Per  Selbstmord  in  Catalonieu  und  in  ganz  Spanien. 
Barcelona.   1  Band. 

Lombroso.  Psychologische  und  anthropologische  Studien.  Über- 
setzung.  1  Band. 

Fkrri,  Kriminalstudien  und  Anthropologie.  Übersetzung.  Aus- 
gabe.   1  Band. 

Staatsrecht. 

Ca.ha  Valknua  (Conde).  Über  die  politische  Freiheit  in  England 
in  der  Gegenwart.    3.  Ausgabe.  1900.    1  Band. 

Der  Senat  und  die  Finanzangelegenheiten.  Eine  Studie  über 
vergleichendes  parlamentarisches  Kecht  von  einem  Beamten  des 
Sekretariats  der  Holten  Kammer.    1  Band. 

Mokotk.  I  ber  die  Moral  und  die  zerrüttete  Finanzlage.  1  Band. 

Iskhl-,  Über  den  nationalen  Niedergang.    1  Band. 

Prozessrecht. 

Zabzoso  y  Ventura,  Theoretische  und  praktische  Anweisungen 
zur  Abfassung  öffentlicher  Urkunden.  0.  Ausgabe.   Valencia.   1  Band. 

Lessuna,  Allgemeine  Theorien  über  den  Beweis  im  bürgerlichen 
Rechtsstreit.    Übersetzung  von  E.  Auuileka.    1  Band. 

Internationales  Recht, 

Amadok  Carkandi,  Der  spanisch-amerikanische  Krieg  und  das 
internationale  Kecht.    1  Band. 

Castro  y  Casai.kiz,  Studien  über  internationales  Privatrecht, 
1  Band. 

Volkswirtschaft. 

Antoink,  Lehrbuch  über  .Sozialwissenschaft.  Übersetzung  von 
Gonzalkz  Alonso.    2  Bände. 

Una  Sartuon,  Las  asociaciones  ö  brevas  in  Spanien.  Beiträge 
zur  Geschichte  derselben.  Eine  vom  Verein  der  Gelehrten.  Schrift- 
steller und  Künstler  preisgekrönte  Schrift.    1  Band. 
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Soziologie. 

Kompendium  der  Soziologie.  Übersetzung  von  Ai.on.su  Paniauia. 
1  Rind. 

Zum  Schlnss  sei  bemerkt,  dass  alle  Werke,  bei  denen  nicht 
angeführt  int,  wo  sie  aufgelegt  sind,  in  Madrid  erschienen  sind. 

1901. 

Zeitschriften. 
Generalrevue  der  Gesetzgebung  und  der  Rechtswissenschaft. 
Gerichtszeitung. 

Martinkz  Alctbilla,  Handbuch  der  spanischen  Verwaltung, 
Anhang  1901.  Madrid  1901.  1  Band.  Dieses  "Werk  ist  trotz  seines 
Titels  eine  Enzyklopädie  des  geltenden  spanischen  Rechts,  die  durch 
jährliche  Anhänge  ergänzt  wird. 

Rechtsphilosophie. 
R.  v.  Ihkkinu,  Zweck  im  Recht  (el  tin  en  el  derecho).  Über- 
setzung von  Leonardo  Roorihukz.    Madrid  1901.   1  Rand. 

Rechtsgeschichte. 

Akte  der  Cortes  von  Kastilien,  anf  Grund  eines  Beschlusses 
des  Abgeordnetenkongresses.  Bd.  20.  1.  Teil  der  Akt«  der  Cortes 
von  1602—1604.    Madrid  1901.    1  Band. 

Die  Cortes  der  alten  Reiche  von  Aragonien,  Valencia  und 
Catalonien.  Herausgegeben  von  der  königlichen  Akademie  der 
Geschichte.  Bd.  5.  Cortes  von  Catalonien.  1.  Teil  der  Jahre  140* 
bis  1410.    Madrid  1901.    1  Band. 

Tenokio  y  Ckkkko,  Der  Stadtrat  von  Sevilla.  Eine  Studie 
über  die  politische  und  soziale  Organisation  der  Stadt  von  ihrer 
Wiedereroberung  bis  zur  Regierung  Alfons  XI.  Sevilla  1901. 
1  Band. 

Öffentliches  Recht. 

Tool»,  Die  parlamentarische  Regierung  in  England.  2.  nnd 
letzter  Band  (Übersetzung).    Madrid  1901.   1  Band. 

Baokhüt,  Die  englische  Verfassung.  Übersetzung  von  Aoolfo 
Busala.    Madrid  1901.    1  Band. 

Akroyu  ok  Aloama,  Das  konstitutionelle  System  der  ver- 
schiedenen Regierungsformen.    Madrid  1901.    1  Band. 

Ei.tzbachkk,  Der  Anarchismus  nach  seinen  berühmtesten  Ver- 
tretern (Guowin.  Pkoudhun.  Stirnkk,  Bakums,  Kroi-otkin,  Tivkkb, 
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TuLstoy).  Übersetzung  ans  dorn  Deutschen  von  1'f.I'Ro  DoraI'o. 
Madrid  1901.    1  Band. 

Hkbbkkt  Spenckr,  Instit uciorit's  profesionales.  Übersetzt  von 
Lkupoldo  Palacios.    Madrid  1901.    1  Broschüre. 

Bcitraoo  y  Hkhnandkz,  Die  religiösen  Orden  und  die  Religiösen 
in  Spanien.    Rechtsstudie.    Madrid  1901.    1  Band. 

Wilson  (Woodkki),  Die  Kongressi-t-gierung.  die  politische 
Regierung  der  Vereinigten  Staaten.    Madrid  1901.    1  Band. 

Ribalta,  Catalanismo  militante.    Madrid  1901.    1  Broschüre. 

Maktus  O'Xealk  y  Amado.  R.  l»k  Villebahokt,  Die.  nationale 
Gefahr.  Studien  und  Eindrücke  über  den  l'atalanismus.  Madrid  DHU. 
1  Band. 

Marionkl-lo,  Die  Wahrheit  des  Catalanismus.  Barcelona  1901. 
1  Band. 

Politische  Ökonomie. 

BotTAKix),  Geschichte  des  Handels,  der  Industrie  und  der 
politischen  Ökonomie.  Übersetzung  und  Notizen  von  Lorknzo  Benito. 
Madrid  1901.    1  Band. 

Libkratork,  Ornndzüge  der  politischen  Ökonomie.  2.  Ausgabe. 
Übersetzung.   Madrid  1901.   1  Band. 

Laveleyk,  Der  gegenwärtige  Sozialismus.  Übersetzung  von 
Alonzo  Paniaüua.    Madrid  1901.    1  Band. 

Geokue,  Proteccion  y  libre  cambio  (Freizügigkeit).  Madrid  1901. 
1  Band. 

Novkon,  Los  despilfarros  de  las  sociedades  modernas  (Miss- 
stande in  der  modernen  Gesellschaft).  Beitrag  zum  Studium  der 
sozialen  Frage.    Übersetzung.    Madrid  1901.    1  Band. 

Lorenzo,  Das  kämpfende  Proletariat.  Memoiren  eines  Inter- 
nationalen. Erste  Publikation  der  internationalen  Arbeitervereinignng 
in  Spanien.    Barcelona  1901.    1  Band. 

Finanzwesen. 

Pikrnas  y  Hi*  HTA  Do,  Abhandlung  über  da»  Finanzwesen  und 
Studien  über  die  spanischen  Finanzen.  5.  Aufl.,  nenbearbeitet. 
Madrid  1900-1901.    2  Bände. 

Bürgerliches  Recht. 
Van  Bkhmklin,  Grundbegriffe  des  bürgerlichen  Rechts.  Über- 
setzt von  Xavarho  jjk  Palkncia.    Madrid  1901.    1  Band. 
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Scakvola,  Bürgerliches  Gesetzbuch.  Erläutert  und  zusammen- 
gestellt. Bd.  18.   De  la  colaciou  y  particion.  Madrid  1901.  1  Band. 

Derselbe,  Das  bürgerliche  Gesetzbuch  in  der  Rechtsprechung 
in  den  Jahren  1899  und  1900.  Zusammengestellt  und  erläutert 
Bd.  2  und  3.    Madrid  1901.    2  Bände. 

Diaz  GriJARHo  t  Mabt(xkz,  Das  bürgerliche  Gesetzbuch. 
Interpretiert  von  dem  obersten  Gerichtshofe.  Anhang  1900.  Bilbao 
1901.   1  Band. 

Stabkk,  La  familia  en  las  diferentes  sociedades.  Übersetzt 
von  Palacio.    Madrid  1901.    1  Band. 

Gakcia  Llanzo,  Handbuch  des  geistigen  Eigentums.  Barcelona 
1901.    1  Band. 

Gakcia  Mokkno  y  la  Iglkhia,  Handbuch  für  die  Gesetzgebung 
und  Rechtsprechung  im  Minenrecht.    Madrid  1901.    1  Band. 

OimiozoLA,  Diccionario  de  jurisprudencia  hipotecaria.  4.  ver- 
besserte und  vermehrte  Ausgabe.    Madrid  1901.    1  Band. 

Menukk,  El  derecho  al  producto  integro  del  Trabajo.  Übersetzt 
von  Posaua.    Madrid  1901.    1  Band. 

Strafrecht. 

Bkrnaluü  dk  quibos  v  Llanas  Aulilankuo,  Die  Sittenlosigkeit 
in  Madrid.   Psychologische  und  soziale  Studie.  Madrid  1901.  1  Band 

Nickfoko  y  Siohklk,  Die  Unsittlichkeit  in  Rom.  Übersetzt 
von  Llanas  Aguilauo.    Madrid  1901.    1  Band. 

Prozessrecht. 

Miuukl  y  Romkbo,  Abhandlungen  und  Beispiele  ans  der  Gerichts- 
praxis. Nach  den  Gesetzbüchern  und  dem  geltenden  Recht  geordnet 
Valladolid  1901.    1  Band. 

Rivks  y  Mark,  Theorie  und  Praxis  im  Konknrsrecht.  2.  Buch. 
Madrid  1901.    1  Band. 

Vii'KuuN.  Guia  de  los  jurados  (Anleitung  für  Geschworene). 
Madrid  1901.    1  Band. 

Internationales  Recht. 

Olivakt,  Sammlung  von  Verträgen  und  Übereinkünften  mit 
fremden  Staaten  unter  der  Regentschaft  von  Maria  Cristina.  Bd.  2. 
(Bd.  10  der  Sammlung.)    Madrid  1901.    1  Band. 

Feknanmkz  Pkida,  Geschichte  der  internationalen  Konflikte  im 
19.  Jahrhundert.    Barcelona  1901.    1  Broschüre. 
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Fiore,  Organization  juridica  de  la  Sociedad  de  los  Estados. 
El  dereclio  international  coditicado.  Spanische  Übersetzung  der 
3.  verbesserten  und  vermehrten  italienischen  Ausgabe.  Madrid  1901. 
1  Band. 

Coxde  y  Luquk,  Oficios  del  dereeho  internacional  privado. 
Madrid  lim.   1  Band. 

Sascha,  Der  internationale  Kulturkampf.  2.  verbesserte 
Ausgabe.    Madrid  li>01.    1  Band. 

Gerichtliche  Medizin. 
Pküu  Mixi.KZ  y  Galvkz  Dukan,  Element«)»  de  Medicina  legal 
militar.    Vitoria  1901.    1  Band. 


Türkei. 

Ut  ferenten:  Mehrere  Mitglieder  der  Vereinigung  in  Konstantinopel. 


A.  Gesetzgebung  1900-1902. 

1900. 

1.  Kegleinent,  betr.  Beförderung  von  Briefen  mit 
Wertangabe,  vom  9.  Zilhidsche  1817. 

Als  Wertbriefe  Rind  zugelassen  Briefsendungen,  welche  Bank- 
noten nnd  sonstige  Wertpapiere  enthalten  und  deren  Wert  auf  dem 
Umschlage  bezeichnet  ist.  Die  Beförderung  von  Bargeld,  Metallen, 
Edelsteinen  und  sonstigen  der  Verzollung  unterliegenden  Gegen- 
ständen mittels  Wertbriefes  ist  untersagt.  Per  höchste  zulässige 
Wert  betrag  ist  '.0000  Piaster  Gold.  Falsche  Wertangaben  in 
dnloser  Absicht  werden  mit  Strafe  bedroht.  Im  Falle  von  Verlust, 
Entwendung  oder  Beschädigung  der  Sendung  wird,  «ausser,  wenn 
höhere  Gewalt  oder  eigenes  Verschulden  des  Absenders  vorliegt,  in 
Höhe  des  angegebenen  Wertes  Entschädigung  gewährt.  Pas  Porto 
beträgt  ausser  der  Taxe  für  gewöhnliche  Einschreibsendungen  noch 
eine  Versichernngsgebühr  von  1  pro  mille.  Per  Dienst  ist  vorläufig 
auf  die  bedeutenderen  Postanstalten  des  Landes  beschränkt.1) 


*)  Wir  gelten  hier  den  französischen  Text  nach  der  von  der  Zeituug 
Malumat  veröffentlichten  Übersetzung. 

Reglement  bot  le  Service  deB  lettres  k  valeur  declaree,  approuvi 

par  Iradö  Imperial 

Art.  I.  Les  lettres  contenaut  des  bank-notes,  actions.  Obligation«, 
coupotis  d'interet*  ot  dont  la  valeur  est  inscrite  sur  l  enveloppe  rentrent 
dann  la  categorie  des  lettres  chargee«. 

Libelle  des  adresses. 
Art.  II.    Four  nc  laissor  aueun  doute  sur  l'identite  du  destinataire. 
l'adresse  des  lettres  char^-es  doit  etre  ecrite  ä  Teuere,  tres  lisiblomcnt,  et 
ni-jiitionner  la  ville  ou  le  villa^e.  les  pn'noms  et  noniH.  la  profession  et  au- 
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taut  que  posnible  le  nom  et  le  nuimio  de  la  nie  de  la  denicure  de  la  per- 
sonne ä  qui  eilen  sont  destince*.  L'adresse  doil  etre  ecrite  en  turc.  .Si 
l'expediteur  le  deaire.  il  peut  aussi  ajouter  cette  adresse  en  francais  ou 
toute  autre  lau^ue.  Les  {Misten  ret'useront  toute  lettre  chariree  dont  l'adresse 
est  au  crayon  ou  portaut  des  ahn' viations  dann  les  nonis. 

Maniere  de  cacheter  les  lettres. 
Art.  Hl.  Les  lettres  cbarirt'es  devront  etre.  ä  leur  Präsentation  au 
Imreau  de  poste.  caeheteen  ä  la  rire  en  rinq  endroit*.  I'empreinto  devra 
etre  lisible.  Le  cachet  devra  porter  le  uom  ou  im  si^ne  ä  lui  persounel 
de  TeipWiteur.  On  ne  pourra  pas  cacheter  avee  den  nionnaies.  Le»  lettres 
ä  bordure  de  couleur  serout  refusecs. 

Maximum  dos  valeurs  declareos. 
Art.  IV*.    Le  niaximum  des  valeurs  de  lettre  chariree  est  de  öOOtXI 
piastres  or.   Aucun  charireiuent  ne  pourra  depasser  rette  liinite.  L'expediteur 
peut,  pourtant.  adresser  au  meine  destinataire  plusieiirs  lettres  de  cette  valeur. 

Faussos  declarations. 
Art.  V.  I>ans  le  but  de  fraude.  il  est  ah.soluuicnt  defendu  de  faire 
une  declaration  supericure  a  la  valeur  reelle  eontenue  dann  le.s  lettres. 
Une  pareille  fraude  constatee  anienerait  le  rejet  de  toute  rr'clamation  de 
l'expediteur  et  il  serait  l'objet  d  une  aetion  judiciaire.  En  cousequence, 
est  coiiBtatf  par  un  bureait  de  poste  quune  valeur  supf-rieure  ä  la  re- 
&\'it('  ä  ete  declaree,  avis  irumediat  sera  doune  ä  la  direetion  des  postes  et 
t£l£trrapheH  pour  ce  que  de  raison,  et  ni  dejä  une  enquete  ä  M  ouverte, 
le  donsier  de  cette  enquete  sera  envoye  a  cette  direetion  jreuerale. 

Maniero  d'ecrire  la  declaration. 
Art.  VI.  Le  lnontant  de  la  valeur  d  une  lettre  chantf-e  devra  etre 
inscrit  eu  or,  par  l'expediteur.  sur  le  eüte  face  de  l'enveloppe,  en  chiffres 
et  en  lettres.  II  ne  devra  y  avoir  aueune  surcharpe  ni  rature,  meine 
approuvees  par  siguature.  L'expediteur  peut  ausni  ment ionner  avec  la 
valeur  en  or,  cette  valeur  en  d'autres  monnaies. 

Taxes. 

Art.  VII.  La  taxe  des  lettres  charirees  i-st  payable  au  comptant. 
Ce«  lettre«  doivent  payer  1°  la  taxe  postale  ordinaire  2°  la  taxe  des  lettres 
reconiuiaudees  et  3°  une  taxe  de  1  piastre  par  KHK»  piantres  ou  frartion 
de  mille  piastres  de  la  valeur  declaree. 

Articles  dont  l'introduction  dans  les  lettres  chargees  est  interdite. 

Art.  VIII.  Les  monnaies  et  objets  en  or  et  en  arirent,  les  pierres 
precieuses,  les  bijoux.  et  objets  soumin  ä  une  taxe  douaniere,  tous  docuineuts 
dont  la  circulation  est  interdite  par  le  Gouvernement,  ne  peuvent  etre  ex- 
pedica  par  lettres  charirees.  Les  postes  refuserout  len  lettres  coutenant 
ces  objets. 
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Perception  de  taxes. 
Art,  IX.    La  taxe  des  lettres  chargees  est  per«,ue  par  l'apposition 
de  timbres.    L'es  tirobres  ne  doivent  pas  etre  apposes  de  maniere  ä  cacher 
lcs  dechirures  de  l'enveloppe  ni  ä  rccouvrir  les  cote*  en  passant  du  recto 
au  verso. 

Timbre  de  date. 
Art.  X.    Le  timbre  du  bureau  expediteur  portant  la  date  de  reeeption 
ä  la  posto,  devra  etre  appose  lisiblenient  au  recto  de  l'enveloppe. 

Annotation  du  poids. 
Art.  XI.    Le  poids  de  la  lettre,  en  <rrammes,  doit  etre  inscrit  au 
recto  de  Penveloppe.  au  desau«  de  l'adresse.  dans  le  coin  ä  gaucbe. 

Delivrance  de  recepisse. 
Art.  Xll.    L'einploye'  de  poste  remettra  ä  1'expMiteur  d'une  lettre 
cbar^e  un  teefpiss/-  detache  d'un  carnet  ä  souche.    (  e  recepisse  portera 
la  signaturo  du  ptepose"  et  le  cachet  ä  date  du  bureau  de  poste.  Leg  car- 
nets  ä  souche  seront  conserv£s  dans  les  bureaux. 

Avis  de  reeeption. 
Art.  XIII.  L'expfditeur  peut.  s'il  le  desire.  en  payant  une  piastre 
obtenir  qu'un  avis  de  reeeption  mit  exige,  pour  son  usage,  du  destinataire 

Expedition. 

Art.  XIV.  Le  service  d'expedition  et  de  reeeption  des  lettre«  sera 
assume  par  le  service  actuel  des  groups. 

Bulletin  d'expedition. 

Art.  XV.  A  la  remise  d'une  lettre  charg^e,  inscription  sera  faite 
sur  un  bulletin  ad  hoc.  selon  le  modele  adopte.  fette  inscription  men- 
tionncra  la  date  de  remise  ä  la  poste,  les  uoms  des  bureaux  et  d«s  personnes 
expediteurs  et  deetinataires.  le  montant  de  la  valeur.  Oe  bulletin  sera 
passe  au  copie  de  lettres  qui  restera  au  bureau  de  poste. 

Apres  cette  Operation,  le  ptepose  reunira  toutes  ces  lettres  chargees 
avec  leure  bulletins;  il  en  formera  un  paquet  enveloppe"  dans  du  gros 
papier.  comme  cela  ae  fait  pour  les  lettres  recommand£es.  Ce  paquet  sera 
ficete  en  quatre  et  cachete.  ä  la  cire.  avec  le  cachet  du  bureau.  Sur  le 
paquet  il  sera  iueutionnc'  le  nombre  de  lettres  chargees,  les  noms  de« 
bureaux  exp&litcurs  et  destinataires.  le  poids  du  paquet  et  le  montant  total 
des  valeurs. 

('es  paquets  de  lettres  charir^es  seront  mis  dans  des  valises  speciales 
et  trausporte*  avec  les  Croups.  Leur  livraison  et  reeeption  se  feront  selon 
les  re^lements  actuels  du  service  des  por-tes  et  telc^raphes. 

Mode  de  reeeption  et  de  contröle. 
Art.   XVI.     Le   bureau  de  poste  receveur  du  paquet  de  lettres 
Charles  doit:  1°  constater  lVtat  du  licelatre  et  des  cachets  et  qu'il  n'y 
a  pas  d'irr/'irularite  dans  les  formaliter  de  confection  et  les  renseignements 
reglementaires  requis;   2"  peser  le  paquet  de  lettres  chargees  n\u  et 
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constater  si  le  poids  indique  e*t  exact ;  H"  apre-  res  t'onnalites.  le  paquet 
»era  ouvert  et  le-  lettres  charirees  roiitmlees  une  ii  une.  ('«•  contnde  doit 
s«'  faire  absolument  devant  deux  int'  e  inours,  (|iii  veririent  d'abord  »i  le 
noruhre  de  lettres  chari^e»  re<;iies.  le  montant  de  leur  valeur.  la  desiirnation 
des  lieux  de  destination  sout  conlormes  au  bulleiin  d'envoi  et  eusuitc  si 
le»  enveloppes  et  les  rächet»  des  lettre-  sont  eu  bou  etat.  Apre»  cela.  les 
lettre»  chanrA-s  seront  pesec»  une  ä  une  et  le  poids  sera  porte  »ur  le 
bulletin  contrölc;  •1°  peudant  ee  coutn'de.  -i  une  lettre  portee  siir  le  Imlletin 
d'»-nvoi  manque  ou  bien  »il  est  constate  une  autrr  erreur.  le- derlaraiions 
les  coneernant  »eront  rayees.  sur  le  bulletin.  avec  la  plume,  raai»  »ans 
les  rendre  illisibles;  les  rertilirations  »eront  in-crites  dessus:  apres  res 
lortnalite».  le  bulletin  d'envoi  sera  si<rnc. 

Proces  verbal  do  const.atat.ion. 
Art.  XVII.  Apres  les  rc<  titieations  Necessaires  du  bulletin  d'envoi, 
un  procea-verbal  de  eonstatation.  sera  dres-e  par  les  ineemou r»  du  burean 
destinataire.  »e  proces-verbal  sera  ropie  textuellenient  »ur  un  reiristre 
ad  hoc  et  envoye  »ou»  pli  re.  ommande.  »uns  retard,  au  bureau  Expediteur. 
Duplicata  de  ce  proce»-verbal  devra  etre  adresse  a  la  directum  de»  postes 
et  fWtrraphe». 

Autro  proces-verbal. 

Art.  XV11I.  Tour  les  manque»  et  deterioration»  constates  dan»  les 
paquet»  de  lettres  ebarjjVe»,  s'ils  provoqueut  une  responsahilitc,  le  bureau 
destinataire  dres»era  ä  eet  effet  un  autre  proces-verbal  en  double  expedition, 
dont  l'une.  avec  le  papier,  la  ticelle  et  le«  eacbet«  du  paquet.  sera  envoWe. 
»an»  retard,  et  lautre  trardee  par  le  meemour  qui  laura  dressee.  ('es 
proces-verbaux  seront  eopie»  textuelleiuent  dan»  un  retristre  ad  hoc. 

Art.  XIX.  A  l'arrivee,  le«  lettre»  chariree«  seront  tiiubree»  avec  le 
cachet  ofticiel  a  date  du  bureau  receveur. 

Le  registre  des  arrivees. 
Art.  XX.    Le»  lettre*  charirees  doivent  etre  inscrites.  ä  leur  arriv^o 
au  bureau  destinataire.  dans  un  retristre  special  qui  l'era  mention  du  lieu 
d'envoi.  du  meemour  qui  a  t'ait  l'expedition.  du  nom  du  destinataire.  du 
montant  de  la  valeur  de  la  lettre  ebaryee  et  de  son  poids. 

Distribution. 

Art.  XXI.  Le»  lettre»  charirees  doivent  etre  distrihuce».  par  le 
bureau  destinataire.  avec  la  plus  jrrande  celerite.  Dans  le  eas  oü  le 
destinataire  n'e-t  pas  pcrsunnclleiiicnt  eonnu  par  les  meemour»  du 
bureau,  il  sera  tenu  de  prouvr  son  identite.  satis  quoi  la  lettre  chartree 
ue  hii  sera  pas  remise  Lors  de  la  remise  dune  lettre  chariree  a  »on 
destinataire.  eelui-ci  »iirnera  un  reeu. 

Les  envois  mal  ficeles  ou  deteriores. 
Art.  XXII.     Dan»   le»   bureaux  intormediaire»  de  poste  »'il  est 
coustate  de«  avaries  dans  le  lieelaire  ou  l'enveloppe  des  paquet»  de  lettres 
Jahrbuch  Jer  Internat.  Verelnitfimj:.  »;.  u.  7.  HJ.  KM 
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chanrees,  k»  ticelage  doit  etre  rofait  de  meme  que  l'empaquetage  et  la 
reexpetion  cffectuee  selon  les  reelements;  lc  paquet  sera  repare:  s'il  est 
coustate  unc  difference  dans  lo  poids,  les  deux  poids  seront  inscrita  sur 
la  nouvelle  enveloppe. 

Indemnite. 

Art.  XXIII.  En  dehors  des  cas  de  t'orce  majeure,  si  des  lettre« 
cbargees  aont  eirarces.  volees  ou  deteriorees,  en  confonnite  des  replements 
sur  les  «roups,  l'expediteur  ou,  sur  sa  deinande,  le  destinataire  recerra 
une  indemnite  Mirale  au  montant  de  la  valeur,  si  la  pcrte  n'a  pas  eu  lieu 
par  uue  erreur  commise  par  l'expediteur.  L'indemnit6  no  pourra,  en  aucuu 
cns.  etre  superieure  ä  la  valeur  de  la  lettre  cbargee. 

Les  reclamations. 
Art.  XXIV.    Les  reclamations  prevues  par  l'article  XXIII  devront 
etre  faites  dans  un  delai  d'un  an  a  compter  de  la  date  de  la  reroise  a  la 
po>te  de  la  lettre  cbartfee.    Passe  ce  delai.  aucune  reclamation  ne  pourra 
etre  adinise. 

Les  lettres  en  souffrance. 
Art.  XXV.  Tour  les  lettres  cbartrees  qui,  pour  n'iuiporte  quelle 
raison,  ne  sont  pas  retnises  ä  leurs  destinataires,  les  bureaux  de  poste 
interesses  en  donneront  avis  ä  l'expediteur  par  l'intermediaire  du  bureau 
ayant  t'ait  l'envoi.  Dans  le  cas  ou  l'expediteur.  deux  mois  apres  reception 
d'avis,  n'aura  pas  donne  une  reponse.  le  bureau  de  poste  procederai  suivant 
le  reirlemeut  des  lettres  non  reolainees. 

Reprise  et  changement  d'adresse  des  lettres  chargees. 

Art.  XXVI.  L'expediteur  d'une  lettre  chargee  peut  reprendre  rette 
lettre  ou  en  niodih'er  l'adresse. 

Daus  le  cas  de  reprise  ou  de  chanjirement  d'adresse  —  le  droit  de 
requete  etaut  paye  par  l'expediteur  —  sur  le  deair  de  l'expediteur,  si  la 
notitication  est  faite  par  la  poste  ou  par  le  telegraphe,  lc  recu  delivre  par 
l'expediteur  devra  etre  exhibe  et  son  identite  prouvee.  En  cas  de  re- 
expedition  de  la  lettre  chartree,  les  taxes  de  Particlc  VII  seront  percue* 
a  nouveau. 

Ce  9  zilhidje  1317. 

Liste  des  bureaux  de  poste  de  l'cnipire  qui  aeeepteront  des  lettres 
char^es: 

Andrinople,  Ouzoun-Keupru,  Smyrnc,  Aidine.  Eudeniicbe,  Alla-Cbeliir. 
In^trueul  (Broussc).  Ak-Hissar.  Sketehe  (Xanthi).  Seutari,  lsmid.  Ada-Bazar. 
E*ki  <  bebir.  Antrora.  Ak-Cbehir,  Hj^hine,  L'skub,  Ineboli,  Ordou.  Alexan- 
drette.  Mont-Atho's.  Avlonia,  Vourla,  Aivalik,  Adana.  Brousse.  Bayaudir. 
Biledjik.  Beyroutb.  Babai-Attik,  Pricbtina,  l'rechova.  Kodosto,  Tiröboli. 
Djwldah.  Pj.ssir-Motistapba-Pacha,  Teborlou.  Tcbataldju.  Tcbecbme,  Ca'ift'a, 
Ilodeiila.  (  onstautinople  ((ialata  et  Stainboiill,  Denizli.  Urania,  Dedeairhatdi. 
Durazzo.  Dikili.  Kize,  Bbo.les.  Zibettcbe,  Salouiqiie.  Sevke.  Serres,  Saran- 
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2.  Reglement,  betreffend  die  Einführung  des  Post- 
anweisungadienstes,  vom  '^^,3,6  '   10-  ■I»ni  1;,°0- 

10O1. 

:j.  Reglement,  betreffend  den  Post  paket  verkehr,  vom 

17  Zllka.l»  131«  . 
24.Srhul.at  IHIrt  ~  ^  UATi 

Zur  Beförderung  mittels  Postpaket  sind  alle  Gegenstände,  ausser 
denjenigen,  deren  Versand  innerhalb  des  Türkischen  Reiches  unter- 
sagt ist,  zugelassen,  sofern  die  im  Art.  VIII.  vorgeschriebenen  lliichst- 
mafse  nicht  überschritten  sind.  Auch  Münzen,  Barren  und  Metalle 
können  anf  diese  Art  befördert  werden.  Ausdrücklich  ausgeschlossen 
wird  die  Versendung  von  Petroleum  und  Vitriol.  Das  Porto  variiert 
je  nach  dem  Gewicht,  dein  Beförderungsmittel  und  der  Entfernung 
(Art.  XII). 

Auch  Postpakete  mit  Wertangabe  sind  zugelassen:  die  dies- 
bezüglichen Bestimmungen  entsprechen  im  allgemeinen  denjenigen 
über  Wertbriefe. 

Eine  Entschädigung  für  verlorengegangene  gewöhnliche  Post- 
packete  findet  auch  statt,  darf  aber  den  Betrag  von  1  türkischen  Pfund 
nicht  übersteigen.  Die  Zahlung  erfolgt  binnen  einer  Frist  von  (>1  Tagen. 

Etwaige  Reklamationen  sind  innerhalb  eines  Jahres  nach  Auf- 
lieferung des  Paketes  zn  erheben.1) 

doze,  S£rai"-Keuy,  Sinope,  Ohio,  Siom,  Daums,  Chcngnine.  Samsoun,  Sarikeuy, 
Salihli,  Sorna,  Sotilou,  Sabandja,  Saida,  Trebizonde,  Torbuli,  Doyrane, 
Tripoli  d'Afrique,  Tripoli  de  Syrie,  Ouchak,  Avrat-Hissar,  Pliocee,  Feredjik, 
Florina,  CaTalla,  Cassaba,  Kara-Uissar-Sahib,  Cara-Aghatch  (Aidine).  Koniah. 
Scalanova,  Dardanelles.  (iuebze,  (Jheive.  Gumuldjina,  Kutahia,  Keupnilu, 
Kerassouiide,  Gallipoli,  Lul6-Bourga\  Lefke.  Lattaquie,  Mersiiie,  Moudauia, 
Magnesie,  Menemen,  Mitrovitza.  Metelin.  Nazelli,  Vodiua,  Vultchetrine, 
Janina.  Jaffa. 

•)  Kranzösiucher  Text  nach  der  im  Moniteur  Üriental  erschienenen 
Übereetznug: 

Service  des  Coli»  Postaux. 

Art.  I.  Le8  objet«  dont  le  poids  ne  depasse  pas  5  kilogrammes  sont 
transport^s  sous  le  noin  de  „colis  postal  de  valeur"  si  la  valeur  a  ete 
«utimee  et  deelaree  par  le  propri^taire,  et  de  „colis  postal  ordinaire",  »i 
le  proprietaire  na  pas  declare  la  valeur. 

Les  objet«  tels  que  le«  monnaies,  les  lingots  et  les  nx'-taux  sont 
aussi  aeeeptes  jusqu'a  coneurrence  du  poids  de  5  kiloirramiues  ä  condition 
<jue  le  coli«  ne  depasse  pas  le  voluiue  legal. 
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Art.  LI.  Loh  colis  postaux  devront  porter  ecrits  le  nom  de  la  rille 
ou  se  trouve  le  destiuataire  ainsi  que  les  nomB,  qualites.  profession  et,  si 
possible.  le  nom  de  lu  nie  et  le  numeio  du  douiicile  de  celui-ci. 

Cette  adressc  sera  ecrite  en  turc. 

Si  l'expediteur  le  desire,  il  peut  ajouter  l'adrcsse  en  francais  ou  en 
uiif  autre  lantrnc 

Xe  seront  pas  aeceptes  les  colis  dont  l'adresse  sera  Ecrite  au  crayon 
ou  dont  l'adresse  portera  seulenient  lt-s  initiale«  des  mots. 

Art.  III.  L'einballaire  des  colis  postaux  sera  fait  par  les  expediteurs 
de  maniere  ä  ce  que  les  obj.-ts  soient  conserves  autant  que  possible.  soient 
transportcs  saus  sc  deteiiorer  et  qu'on  puisse  les  ouvrir  sans  les  abimer. 

Les  liquides  ou  les  objets  qui  peuvcut  se  liquetier  faciletnent  seront 
rais  datis  un  double  reeipient  dont  le  premier  sera  une  bouteille,  un  bocal, 
une  boile  et  le  Hecond  une  boite  en  metal  ou  en  bois  resistant.  Le  vide 
entre  les  deux  reeipient*  sera  rempli  avec  de  la  sciure  de  bois,  du  coton 
ou  d'autres  inatie.res  analoges 

Art,  IV.  Les  colis  postaux  seront  cxamines  dans  les  bureaux 
postaux.  Ceiix  dont  la  valeur  aura  ete  estimee  seront  scelles  avee  un 
cachet  portant  le  nom  ou  les  signes  distinctifs  de  l'expediteur  ain»i 
qu'avec  le  Hreau  de  la  poste  ou  avec  du  plomb. 

II  nVst  pas  pennis  de  seeller  le»  colis  postaux  avec  des  objets  tels 
que  le-s  pieccs  de  tnonnaie. 

L'appositiim  d'un  sceau  sur  les  colis  postaux  ordinaires  est  IV 
cultative. 

Art.  V.  Le  inaxiiuum  de  la  valeur  des  colis  postaux  ä  valeur 
deVlaree  est  fixe  ä  nOOÜO  piastres. 

La  valeur  de  chaque  colis  ue  devra  pas  depa>ser  <e  ehiffre.  Mais 
on  pourra  envoyer  par  une  poste  plusieurs  colis  a  uue  intime  personne. 

Art.  VI.  Dans  lc  eas  ou.  dans  une  intention  tiauduleuse  on  de- 
clarerait  um-  valeur  superieure  ä  la  valeur  reelle,  l'expediteur  penlra  le 
droit  de  reclanier  l'indeuiuite.  II  sera  meine,  le  eas  echeant,  poursuivi 
en  justice. 

Dans  le  cas  oü  un  bureau  postal  aura  constate.  soit  par  hasard, 
soit  ä  la  demande  dos  interesscs,  que  la  valeur  deelaree  ou  inscrite  d  un 
colis  est  superieure  a  la  valeur  reelle  de  l'objet,  il  avisera  iinmediatenient 
l'adiuinistration  generale  des  postes  et  teleeraphes  pour  l'application  des 
lormalites  requises  et  si  une  cnqucte  a  ete  faite.  le  dossier  sera  envoye 
a  cette  administration. 

Art.  VII.  La  valeur  de  chaque  colis  ä  valeur  deelaree  sera  ecrite 
dessiiu  en  piastres,  en  eh i flies  et  cn  toutes  lettres.  Aucune  rature  ne  sera 
adraise  m.nie  si  eile  est  eonliniiee.  L'expediteur  peut  ajouter  la  valeur 
en  autres  monnaii  s. 

Art.  VIII.  Le-  trois  dimeiisions  des  colis  postaux  qui  seront 
echanires  entre  deux  bureaux  postaux  dont  le>  moyens  de  transport  con- 
sistent  en  bateaux  ou  en  cliemins  de  1er.  ne  devront  pa>  depasser  tili  ceii- 
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tiuietres.  Seront  cependant  acceptes  des  colis  de  parapluies.  ranne«,  carte«, 
d-HBins  ou  autreg  objets  analoi_'ues  ayant  une  lonirueur  de  im  nietro  mais 
»  conditio»  qne  la  larjreur  et  IVpaisseur  ne  d>passe»t  pus  vingt  eentiuietres. 

Art.  IX.  Les  prescription*  le-rales  seront  appliquees  am  rolia 
postaux  upportes  ä  la  poste,  lesquels  rontiendraient  des  ob j et 8  ou  des 
papiers  dont  le  transport  danH  l'Etnpire  est  intenlit. 

Les  minies  preacriptiona  seront  appliquees  aus  exjiediteurs. 

A  part  res  objets.  ne  seront  rel'uses  et  ivtournes  aus  proprietaires 
que  den  objets  tels  que  le  petrole  et  le  vitriol.  l)ans  le  ras  ou  res  objets 
seront  trouves  pendant  le  transport.  ils  seront  detruits  et  les  reeipieuts 
seront  trardes  pour  t'tre  restitues  aus  bureaux  d'expedition  avec  le  proces- 
verbal  concernant  la  saisie.    L'expediteur  en  sera  avise. 

Est  interdit  le  transport  en  colis  postaux  ou  paruii  les  colis  postaux 
des  lettres  ourertes  ou  fennees.  des  journaux  et  des  periodiques  traus- 
portes  ordinairement  par  la  poste  Les  dispositions  de  la  loi  sur  la  poate 
seront  appliquees  dans  le  ras  oü  il  aurait  et*'-  reconnu  <|ue  rela  s'est  fait, 
contrairement  a  rette  intenlirtion. 

On  pourra  seulement  mettre  dans  les  rolia  postaux  la  facture  ouverte 
des  objets  contenus  dans  leg  rolia  ou  bien  une  note  portant  l'adresae  du 
destinataire. 

Art.  X.  Les  avis  d'expedition.  ronfornies  au  modele,  joiut  au  present 
reirlement,  seront  delivrea  yratuitement  et  seront  remplis  par  l'expediteur. 
ou  sur  sa  demande  par  l'employe  de  la  poste.  L'expediteur  peut  ecrire 
des  observations  sur  le  coupon  de  l'avis.  l'n  seul  peut  etre  employe  pour 
trois  colis  differents  envoycs  ä  une  meine  personne 

Art.  XL  Seront  insrrits  Hiir  rhaque  avia  d'expedition  le  nom  du 
b urea u  expediteur,  le  numero  du  livre  d'expedition.  (  es  donnees  seront 
ecriteg  sur  une  etiquette  qui  enoiuera  auasi  le  poids  brut  en  irrainmes 
du  colis. 

Art.  XII.  Le  port  pour  les  colis  postaux  est  paye  d'avanre  sur  la 
base  du  tarif  ci-apres: 

a)  Transport«  entre  deux  bureaux  postaux  pour  lesquels  les  moyena 
de  transport  sont  le  chemin  de  fer  ou  le  bateau  ä  vapeur. 

La  mer  de  Marmara  et  la  mer  Noire:  la  mer  de  Marmara  et  la  mer 
Mediterrannee;  la  mer  Kouye;  une  liirne  de  cbemin  de  fer  etant  eonsideree 
coumie  un  rercle,  les  objets  qui  seront  transportes  aur  une  mer  ou  sur 
une  li^nie  de  cliemin  de  fer,  consideres  comme  „premicr  cercleu,  paieront 
4  piastres. 

Transports  entre  deux  mers  ou  sur  deux  lisrnes  de  chemin  de  fer 
ou  bien  sur  une  li«;ne  de  chemin  de  fer,  (2P  cercle)  piastres  8. 

Transports  entre  trois  mers.  ou  sur  plus  de  deux  li^ucs  de  cliemin 
de  fer  ou  bien  sur  deux  mers  et  une  voie  fern'e.  ou  sur  deux  lifjnes  de 
chemin  de  fer  et  une  mer  iSp  rercle)  piastres  12. 

Pour  les  objetB  qui  sont  admis  a  un  poids  de  plus  de  fi  kilo^rammes 
il  sera  percu  1.  2  ou  3  piastres  par  kilo-rnimme  ou  fraction  de  kilopramme 
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selon  les  trois  dimensious.  I]  Hera  en  outre  percu  pour  leg  coli»  postaux 
ä  valeur  declaree  un  droit  d'assurance  de  2  piastres  par  1000  piastres  et 
fraction. 

b)  Pour  transport  entre  deux  ports  les  bureaux  postaux  ne  communi- 
quant  ni  par  bateaux  ni  par  chemins  de  fer  on  percevra  d'apres  le  tableau 
suivant : 


Poids 

Cercle« 

1 

II 

III 

IV 

V 

jusqu'ä    250  gram  ui  es 

P. 

4 

4 

4 

4 

1 

de  250  500 

- 

4 

1 

5 

7 

S 

de  500— 1  kiloirranime 

- 

4 

7 

10 

13 

1H 

de  1-2 

•■ 

8 

14 

20 

26 

32 

de  2-3 

-■ 

12 

21 

30 

39 

4K 

de  3-4 

- 

u; 

2H 

40 

52 

«4 

de  4—5  || 

■ 

20 

35 

50 

65 

HO 

Pour  Ich  colis  d'un  poids  supe- 

rieur  par  kilogr.  ou  frac- 

tion de  kilosrr.  au  dessus 

de  5 

4 

7 

10 

13 

16 

Pour  les  colis  postaux  a  valeur  declaree  le  droit  d'assurance  percu 
*era  de: 

Premier  cercle,  piastres  2  par  1000  piastres  ou  fractions: 
Second  cercle  piastres  3; 
Troisieme  cercle  piastres  4; 
Quatrieme  cercle  piastres  5: 
Cinquieme  cercle  piastres  6; 

Les  deux  tarifs  seront  appliques  pour  les  colis  postaux  echanpes 
entre  les  bureaux  postaux  qui  sont  sur  la  e6te.  sur  le  parcours  des  voies 
ferrees.  ä  l'interieur  et  dann  les  endroits  oft  il  n'y  a  ni  bateau  ni  chemin 
de  fer. 

Un  droit  de  depöt  de  1  piastre  sera  percu  par  colis  et  par  semaine 
pour  les  colis  postaux  qui  n'ont  pas  et*  retires  dans  les  dix  jours  apres 
la  notitication  de  larrivee. 

Art.  XIII.  Le  port  des  colis  postaux  est  acquitte  en  timbns-poste 
qui  seront  appliques  ä  l'endroit  reserve  du  reeepisse  d'expedition  et  oblitetfs 
avec  le  tiinbre  ä  date. 

Art.  XIV.  L'expediteur  peut  demander  un  accuse  de  reeeption  du 
destinataire  contre  paiemetit  d'une  piastre. 

Si  c<;tte  demande  a  ete  faitc  au  moment  de  la  remise  du  colis 
postal  a  la  posfe,  un  timbre  de  40  paras  sera  appliqne  sur  le  reeepisse 
du  bunau  expediteur.  En  outre  linscription.  en  lettre«  a  la  main.  de 
maniere  tres  apparante:  „Avce  accuse"  de  reeeption*  est  ecrite  sur  le  colis 
et  Biir  le  reeepisse  d'expedition.  oft  le  sceau  special  sera  appose  sur  le 
reeepisse. 

Larcuse  de  reeeption  de  retour  est  dresse  et  joint  au  reeepisse 
d'expedition. 


Digitized  by  Google 


Türkei. 


1639 


Si  lexpediteur  fait  la  detuande  en  questiou,  apres  la  reiuise  du  colis, 
le  bureau  expediteur  delivre  un  certilicat  de  retour  et  applique  sur  ce 
certilicat  le  timbre  qu'il  devra  olditerer. 

Le  hureau  recepteur.  apres  avoir  fait  Malier  au  destinalaire  le 
certilicat  de  retour  et  appose  le  tinibrc  ii  date  a  l'endroit  reservc.  devra 
renvoyer,  coinme  papier  ol'liciel.  au  bureau  expediteur  qui  pourra  le  reutet  tre 
a  1'expediteur  cur  sa  demaude,  rontre  reeu. 

Art.  XV.  A  la  reiuise  d'uu  colis  postal  au  bureau  expediteur  le 
prepose  inscrit  dann  un  re^istre  ä  souche  le«  indicatious  du  coli»,  detacbe 
de  ce  livre  le  recepiss«'-  de  livraison  et  le  retuet  it  1'expediteur. 

Les  souehes,  raup  lies  d'aprcs  le  Systeme  adopte.  sont  eonservces 
soipneusement  dans  le  bureau  postal. 

Art.  XVI.  Lew  iudications  du  colis  seront  aussi  transcrites  sur  le 
retjistre  des  expeditions. 

Art.  XVII.  Les  colis  postaux  sont  expedies  par  le  bureau  expediteur 
apres  avoir  ete  inscrit«  au  manifeste  des  expeditions. 

Les  colis  postaux  simples  ainsi  que  Jen  recepisses  d'expedition  et. 
au  besoin,  les  accuses  de  reception  seront  remis  soit  au  seiar  uicemoumu 
(facteur  rural),  soit  au  tatar  (courrier  ä  cheval),  ou  bien,  dans  les  bateaux. 
au  capitaine.  s'il  u'y  a  pas  de  facteur  ä  bord.  ou  ä  l'a^ence  contre  certificat 
de  reception. 

On  aura  soin  de  mettre  separement  dans  un  sac  les  colis  de  cbaque 
bureau  recepteur. 

Lex  colis  postaux  de  valeur  sout  remis  aux  facteurs  ruraux  ou  aux 
tatars  apres  apposition  par  cenx-ci  de  leur  sceau  sur  le  re^istre  special. 

En  ce  <|ui  conccrne  les  bateaux,  les  colis  seront  remis  aux  capi- 
taines  ou  ä  l'a^ence  contre  connaissetnent  separe  pour  chaque  bureau 
recepteur. 

Art.  XVIII.  A  l'arrivee  des  colis  postaux.  le  bureau  recepteur 
examinera  les  documents  relatifs  aux  colis  avec  le  manifeste  d'expedition: 
pesera  les  colis  pour  veritier  si  le  poids  est  conforuie  aux  donnees  enou- 
cees  sur  l'etiquette  et  sur  le  recepisse  d'expedition:  veritiera  les  sceaux 
appoaes  sur  les  colis. 

Ce  travail  sera  fait  par  deux  employes. 

Dans  le  cas  oü  une  erreur  aura  ete.  constatce  sur  un  documeut  ou 
<|itelques  colis  manqueront,  ou  enlin  s'il  y  a  une  irre^ularite  quelconque. 
ces  meines  employes  rectifieront  le  manifeste  d'expedition  et  y  apposeront 
leure  si^natttres. 

Art.  XIX.  Pour  toute  rectitication  qui  sera  faite  ainsi  par  les 
employes  du  bureau  recepteur  il  sera  dresse  immediateinent,  un  proces- 
verbal  d'enquete  lequel  sera,  sans  retard,  envoye  a  titre  de  document 
officiel,  au  bureau  expediteur. 

Art.  XX.  Dans  les  cas  oü  un  colis  utanquerait  ou  une  irre^ularitc 
serait  relevce  ou  une  deterioration  pouvant  necessiter  rindemnisation  par 
la  poste  sentit  constatee,  le  bureau  recepteur  dressera  un  proces-vcrbal  en 
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double  dont  il  enverra  une  copie.  directement  au  bureau  expediteur,  et 
une  autre,  pur  l'entremise  du  bach-mudiriet  dont  il  releve  ä  l'ad- 
uiinistration  i^nerale  den  postes  et  tele^raphcs. 

Art.  XXI.  Li's  colis  postaux  scront  inscrits  dans  lc  bureau  recep- 
teur sur  le  resristre  des  arrivees. 

Art.  XXII.  linmediatenient  apres  l'arrivee  des  colis  postaux. 
l'employt'  etablira  un  avis  qui  Hera  envoye  direetenient  au  destinataire. 
(  elui-ci  quand  il  se  presentera  ä  la  poste  recevra  le  colis  postal.  II  devra 
apposer  .sa  siirnature  ou  son  rächet  au  dos  du  recepisse  d'expedition. 

Leu  destinataires  qui  ue  scront  pas  connus  de  la  poste  seront  tenu> 
de  prouver  leur  identite  en  exhibant  leur  tezkereiosmanie  et  d'autres 
pieces  ä  l'appui  ou  bien  par  attention  ecrite  d'uue  personne  connue. 
(Vtte  attestation  pourra  etre  notee  sur  le  dos  du  reccpisse  d'expedition. 

Dans  le  cas  oü  le  destinataire  appartieudrait.  soit  aux  armees  de 
terre  ou  de  iucr,  soit  ä  la  irendannerie,  ou  bien  sentit  un  cleve  des  ecoh'g 
civilcs  ou  niilitaires,  il  scra  tenu  de  presenter  une  lettre  de  son  oflirier 
ou  de  ton  direeteur,  conlirniant  son  rächet  ou  sa  siifnature. 

Art.  XXI II.  Les  colis  postaux  peuvent  etre  restitues  aux  ex- 
pediteurs  et  leur  adresse  peut  etre  chan^re  sur  lettre  sijrnec  ou  scellee 
de  l'expediteur. 

Le  bureau  recepteur  est  avise  par  la  poste  ou  par  le  telesrraplie 
sclon  le  desir  de  l'expediteur.  L'expAditeur  doit,  pour  cela,  exhiber  le 
n'cepisse  de  livraison  et  au  besohl  etablir  son  identite. 

La  lettre  ou  le  teleyramme  expedie  pour  aviser  le  bureau  recepteur 
ainsi  que  les  frais  de  rcexpedition  sont  ä  la  rhanre  de  l'expediteur. 

En  ras  de  restitution  dun  colis.  l'expediteur  doit  apposer  sa 
siirnature  ou  son  cachet  au  dos  du  reeepisse  d'expedition. 

Le  colis  est  restitue  contre  restitution  du  rceu  de  livraison. 

Art,  XXIV.  Dans  le  cas  ou  le  destinataire  aurait  chau^re  de 
domicile  les  formalitcs  sont  rcuiplies  dans  l'endroit  oü  il  s'est  rendu  et. 
sur  sa  demande.  le  colis  y  sera  expedie.  les  frais  nouveaux  etant  ä  la 
ehartre  du  destinataire. 

Art.  XXV.  Dans  le  cas  ou  le  destinataire  n'ayant  pas  ete  trouve. 
un  coli«  aura  ete  reexpedie  au  bureau  d'expedition,  l'expediteur  paiera 
une  seconde  fois  le  port  qu'il  a  paye  ä  lexpedition. 

Art.  XXVI.  Quant  aux  colis  simples  ou  de  valeur  qui,  pour  une 
cause  qu'  lconque.  n'auront  pas  ete  reuiis  au  destinataire,  le  bureau  rec<|>- 
teur  aviscra  le  bureau  expediteur  pour  qu'il  previenne  l'expediteur. 

Si  l'expediteur  n'est  pas  retrouve  ou  s'il  ne  donne  pas  une  repon-e 
dans  les  deux  nioi.H,  le  bureau  expediteur  en  avisera  le  bureau  recepteur. 
Kn  ee  cas,  les  colis,  selon  la  deniande  de  l'expediteur  ou  du  destinataire. 
s'-nuit  irardes  pendant  deux  nmis  encore  dans  le  bureau  recepteur,  et  o  > 
colis  scront  annonce»  ä  Omstantiuople  par  les  journaux.  dans  les  provinces 
par  des  avis  afliches  a  la  porte  des  bureaux  de  poste. 
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4.  Verordnung  des  Evkaf  minist  ei betr.  die  heim- 
gefallenen Anteile  der  Vakonfgüter. 

Nach  dem  bestehenden  tiesetze  fallen  gewisse  Vakonfgüter 
nach  dem  kinderlosen  Tode  des  Besitzers  an  den  Evkaf  zurUck. 

Im  Falle,  dassein  Vakonfgnt  mehreren  Miteigentümern  gehört,  von 
denen  einer  ohne  Hinterlassung  von  Kindern  stirbt,  würde  dieser 
Heimfall  in  Ansehung  des  dem  Verstorbenen  zugestandenen  Anteiles 
erfolgen. 

Um  nun  den  daraus  sieh  ergebenden  Nachteilen  vorzu- 
beugen, ist  den  Miteigentümern,  wenn  sie  sieh  rechtzeitig  bei  der 
Verwaltung  der  Mahloulat  (Heinifallsamtes)  melden,  das  Hecht  vor- 
behalten, den  erledigten  Anteil  für  den  Schätzwert  zu  erwerben. 

Melden  sich  die  Miteigentümer  nicht,  so  gelangt  der  betreffende 
Anteil  zur  Versteigerung. 

A  IVxpiration  de  <e  (lelai,  Ii  s  colis  postaux  de  valeur  serout  euvoyes 
a  l*adniinistration  irenerale  des  pustes  et  tekirraphes  Iis  serout  ouverts 
eu  presence  du  Conseil  d'Adluinistration.  Si  le  contenu  est  de  l'artroiit. 
celui-ci  sera  compto.  tonte  autre  matiere  sera  vendue.  Le  produit  devra 
etre  remis  ä  la  caisse  et  inscrit  coiuuie  recettc  extraonlinaire. 

Les  colis  postaux  simples  serout  ouverts  eu  presence  des  conseils 
d'administnition  (Medjlissi-idare)  «les  localitcs  od  se  trouve  le  luireau 
exp&liteur  et  le  produit  en  sera  inscrit  comme  re«-ctte  extraonlinaire. 

Paus  le  cas  oü  les  preprietaires  des  colis  postaux  se  presenteraieut 
dann  un  «lelai  de  deux  ans,  ä  partir  de  la  date  de  la  livraison,  il  sera  fait 
une  enquete.  .Si  le  c-olis  contenait  de  l'ar^ent  celui-«i  leur  sera  restitue 
tel  quel.  s'il  renfennait  un  objet  «|ui  a  et«'  vendu.  le  produit  de  la  veute 
leur  sera  restitue. 

Passe  ce  «lelai  les  proprietaires  n'aurout  aueun  droit  de  r<  clamatioii 

Art.  XXV  I 1.  Si  un  colis  postal  est  perdu  par  cas  de  force  majeure 
uu  deteriore  ou  bien  vol«'.  une  indeinuite  representant  le  montant  de  la 
valeur  «le  1'olyVt.  sera  payee  ä  l'expediteiir  ou,  sur  sa  demande.  au 
destinataire. 

Seulement  il  laut  «|ue  eette  perte  n'ait  pas  et6  oeeasiounee  par  la 
taute  ou  par  la  mVligciiee  de  IVxpediteur  ou  par  la  nature  uieme  de 
l'objet.  I/indemnite  ne  depasseni  pas  une  Livre  turque  pour  l«>s  «-oli> 
postaux  ordfnaires. 

En  eas  de  perte  «les  colis.  l'indeiuuite  est  pay«V  «lau«  un  «lelai  de 
iM  jourv 

Toute  reclamation  doit  etre  faite  «lans  le  «l.'dai  de  un  an  ä  partir 
de  la  date  de  livraison. 

Passe  ce  «lelai  la  reclamation  sera  nulle  et  non  avenue. 
Le  17  Zileade  131*  (28  t.Wrier  1316). 
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Da  in  der  Praxis  die  Miteigentümer  von  dieser  Vergünstigung 
teils  ans  Unkenntnis,  teils  ans  Besorgnis  vor  zu  hohen  Abschätzungen 
und  etwaigen  Kosten  selten  Gebrauch  machen,  hat  das  Evkaf- 
niinisterium  den  Interessenten  die  bestehenden  Vorschriften  nenerlich 
in  Erinnerung  gebracht  und  einige  weitere  Erleichterungen  gewährt. 

Zunächst  kann  im  Falle  zu  hoher  Schätzung  eine  abermalige 
Schätzung  durch  eine  besondere  Kommissinn  verlangt  werden. 

Ausserdem  wird  aber  den  Miteigentümern  ein  gewisser  Rabatt 
vom  Schützungspreise  gewährt. 

Der  Betrag  desselben  richtet  sich  nach  der  Grösse  des  er- 
ledigten Gutsanteiles. 

Ist  dieser  die  Hälfte  oder  mehr,  so  beträgt  der  Rabatt  20°f„ 
ist  er  weniger  als  die.  Hälfte,  jedoch  nicht  weniger  als  1  6,  so  beträgt, 
der  Rabatt  30"  0,  endlich  für  geringere  Teile  50%. 

Ausser  dem  Schätzwert  des  betreffenden  Anteiles  haben  die 
Miteigentümer  keinerlei  Kosten  und  Lasten  zu  tragen,  vielmehr  ob- 
liegen diese  einschliesslich  der  Uonrtagegebfihren  der  Evkaf-Cassa. 

Die  Zahlung  kann  zur  Hälfte  in  bar,  zur  Hälfte  in  An- 
weisungen i  Sergui  und  Souret)  der  Evkafkasse  geleistet  werden. 

Falls  die  Berechtigten  von  diesen  Vergünstigungen  binnen 
2  Monaten  keinen  Gebrauch  machen,  so  wird  der  erledigte  Gntsanteil 
zur  Versteigerung  gebracht  und  dem  Meistbietenden  zugeschlagen. 

Um  alle  Interessenten  in  die  Lage  zu  versetzen,  von  den  vor- 
stehenden Vergünstigungen  Gebrauch  zu  macheu,  wird  ihnen  eine 
einmalige  Frist  von  zwei  Monaten  vom  Tage  der  Publikation  dieses 
Reglements  gewährt. 

Spätere  tiesuche  werden  nur  dann  angenommen,  wenn  der 
Gesuchsteller  nachweist,  durch  triftige  Gründe  an  der  rechtzeitigen 
.Meldung  gehindert  gewesen  zu  sein. 

5.  Neuredaktion  des  Kapitels  III  des  Minengesetzes 
^VZtZ]::r  -<>•  September  1**7,  betr.  das  Schürf- 
recht,    sanktioniert   durch   Irade   vom      5  Ha*irau  mi 
1*.  Juni  UHU. 

Da«  1*  Artikel  (!» — 27)  umfassende  neue  Kapitel  III  ist  an 
Stelle  der  Art.  !<  22  des  früheren,  im  übrigen  gegenwärtig  noch 
in  Geltung  gebliebenen  Minengesetzes  vom  1*.  Zilhidsche  13<M  ge- 
treten.   Durch  die  vorliegende  Novelle  haben  die  Bestimmungen  über 


Digitized  by  Google 


Türkei. 


1643 


iu>  Erteilung  von  Schürf  bcwilligungen  eine  wesentliche  Modifikation 
erfahren. 

Die  zur  Erlangung  des  Schtirfrechts  erforderlichen  Formalitäten 
sind  beträchtlich  erschwert  worden.  Die  Entscheidung  über  Erteilung 
von  Schürfbewilligungen  steht  allein  dem  Ministerium  für  Ackerbau, 
Minen  und  Forsten  zu.  wahrend  das  frühere  Gesetz  der  Provinzbehörde 
weitgehende  Befugnisse  überliest*.  In  der  Umgebung  der  Hauptstadt 
i*t  da«  Schürfen  nur  auf  Grund  Kaiserlichen  Iradcs  gestattet. 
Auch  beim  Schürfen  auf  eigenem  (4 rund  und  Boden  ist.  im  Gegen- 
satz zum  früheren  Gesetze,  die  Einholung  der  behördlichen  Erlaubnis 
vorgeschrieben.  Die  amtlichen  Feststellungen  und  Erhebungen,  von 
denen  die  Erteilung  des  Schürfrechts  abhängig  gemacht  ist,  sind 
für  den  Bewerber  umständlicher  und  kostspieliger  geworden 
(Art..  15  und  17). 

Die  Erteilung  der  Schürferlaubnis  erfolgt  auf  1  Jahr,  und 
wird  auf  Antrag  auf  ein  zweites  Jahr  verlängert  (Art.  17  und  20). 

Eine  harte  Bestimmung  enthalt  Art.  14,  wonach  der  Gesuch- 
steiler  sich  einerseits  verpflichten  muss,  allen  Schaden,  welcher  aus 
der  Ausübung  seines  Schürfrechts  entstanden,  zu  ersetzen,  während 
er  selbst  andererseits  im  Falle  des  Widerrufs  des  ihm  erteilten 
Schürfrechts,  keinerlei  Ersatzansprüche  haben  soll,  ausser  der  sogen. 
„ Findergebühr".  (Vergl.  hierüber  Art.  2.r>.  Kap.  IV  des  Gesetzes 
vom  18.  Zilhidsche  1804.) 

Gesnchsteller,  welche  innerhalb  näher  bestimmter  Fristen 
(s.  Art.  18  und  21)  ihre  Gesuche  nicht  weiter  verfolgen,  ihre  Schürf- 
scheine nicht  abholen  oder  nach  Erlangung  der  Schürfbewillignng 
die  durch  Kap.  IV  des  Gesetzes  vorgeschriebenen  Schritte  zum 
Erwerb  der  förmlichen  Betriebskonzession  nicht  unternehmen,  gehen 
ihrer  Rechte  verlustig. 

Schflrfbewillignngen  können  mit  Genehmigung  des  Ministeriums 
auf  dritte  übertragen  werden  (Art.  20). 

Im  übrigen  enthält  noch  das  Kap.  III  Bestimmungen  über  die 
Ausfuhr  des  beim  Schürfen  gewonnenen  Erzes,  insbesondere  behufs 
Einholung  von  Gutachten  (Art  2:1  und  25),  über  die  Verwendung 
von  Sprengstoffen  (Art.  19  und  20),  sowie  Strafvorschriften  (Art.  22).') 

')  Wir  geben  den  französischen  Text  nach  der  Veröft'entlichuntr  des 
Journal  de  la  chambre  de  Commerce  de  Constantinople  Xo.  Stil,  vom 
«.  Juli  1901. 
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La  loi  sur  les  mines. 


Art.  IX.  Pour  toute  recherche  de  mines  dans  uu  terrain  ayant  un 
proprietaire.  ce  dernier  doit  adrcwer  tout  d'abord  au  vali  de  la  proviuee. 
(laus  laquelle  se  trouve  la  propriete,  une  requete  iudiquant  l'einplacement 
et  les  limite«  et  autre«  detail»  du  terrain.  ainsi  que  la  nature  de  la  mine 
ii  rechercher.  Si.  apre«  enquete,  il  est  eoiiBtate  que  lea  recherche«  n'occasion- 
neront  aucun  detrat  aux  iuimeubles  prives  ou  aux  editices  public«  des 
environ«,  la  demande  est  coinuiuniquee  au  Ministere  des  miues  et  fönt« 
et  de  l'a^riculture.  Celui-ci,  apres  l'avoir  inscrite  dan«  le  repistre  special 
et  avoir  encaisse  uu  droit  de  3  ä  f>  Ltq.  pour  les  frais,  delivre.  au 
rcquerant.  par  Tentreiuise  du  vali.  un  certilicat. 

<'eux  qui  obtieudrout  ainsi  par  certilicat  l'autorisation  de  pratiquer 
de«  recherche«  dans  leurs  propre«  terres,  «ont  soumis  aux  eonditions  de 
police  stipukes  par  la  präsente  loi  ä  l'ejrard  de  ceux  qui  pratiqueront 
des  fouilles  dans  les  terres  doiuaniale«  vairue«. 

Sculenient,  pour  le«  terres  privees  ou  domaniales,  situces  ä  Con- 
stantinoplc  et  dans  la  banlieue,  il  ne  «era  delivre  ä  pentonne  d'atitorisation 
ou  de  certiticat  de  recherche  de  mine  «ans  Irade  Imperial. 

Art.  X.  Pour  pratiquer  des  recherches  de  mine  dans  des  terres 
dont  le  proprietaire  a  donue  son  consentemeut  ou  dau«  le«  terres  domaniales 
vairues,  on  doit  obteuir  une  autoriaation  conformement  aux  dispoaition» 
de«  article«  ci-apres. 

Dans  le  caa  oü,  apre«  une  recherche  dans  des  terres  ayant  un  pn>- 
prietaire,  il  n'aura  ete  rien  trouve.  le  chercheur  eBt  tenu  d'indemniser  le 
proprietaire  do  tous  dounuayes  qui  auront  ete  constates  apre«  enquete. 

Art.  XI.  Toute  recherche  de  mine«  dans  des  terres  communes,  telles 
que  les  endroit«  servant  de  foire  ä  une  ou  plusieurs  ville«.  ä  un  ou  plu- 
sieura  villayes  et  les  place«  publique*,  est  interdite. 

Daus  le  cas  ou  il  y  aurait  une  demande  pour  les  recherches  dans 
les  päturair.  s  ou  dans  les  bois  communs.  l'autorisation  est  aecordee  sril  est 
eonstute  que  les  recherches  et  les  travaux  ne  uuiront  en  rien  aux  besoin« 
de  la  populatiou  de  la  ville  ou  du  villa-je  dont  eile  releve. 

Art.  XII.  II  ne  «aurait  etre  permis  de  pratiquer  des  «ondatres.  de 
forer  des  puits.  elever  des  fourneaux,  non  plus  que  de  construire  des 
masrasins  pour  y  iustaller  des  instrumeuts  miniers  dans  les  terres  entoun'es 
d<-  quatre  cötes  par  un  mur  d'enclos  ou  dans  le«  coure  et  les  jardins. 
saus  le  eonseutemeut  des  proprietaires  foncier«  ou  immobilierB  ä  li>0  archim-s 
a  la  ronde. 

Art.  XIII.  l'eux  qui  demandent  l'autorisation  de  pratiquer  des 
r.cherclies  dans  des  terre«  dont  le  proprietaire  n  a  pa«  doune  son  cou- 
sentement.  ou  dans  des  terres  domaniales  va^ues.  eont  terms  d'obtenir  une 
uutorisation  en  s'adressaiit  au  vali  de  la  province  dont  releve  l'endroit,  ou 
bien  au  Ministere  des  mines  et  forets  et  de  l'aifriculture,  conformement  a 


l'article  XI 


Türkei 


1G45 


Art.  XIV.  Les  requete*  contenant  la  deiuaude  d'autorisation  doivent 
enoncer  les  nouis,  surnoms  et  prenoms.  protVssion,  nationalite  et  domieile 
du  requerant  et  de  »es  coaSMicies.  s'il  y  en  a;  l'eiuplaceiueut  et  la  delirni- 
tation  de  la  terre;  le  sandjak  et  le  caza  dans  leqnel  celle-ci  »e  trouve:  la 
nature  de  la  niine  qui  »era  recherchee  ainsi  que  celle  de  la  terre:  les 
noms.  prenoius  et  surnoius  des  proprietaires  dans  le  cas  oü  le  terrain  en 
qnestion  appartient  ä  d'autres. 

La  requete  doit  en  outre  declarer  que  le  requerant  reparera tont 
dommaire  qui  «era  oecaaionne ;  que  dann  le  ca»  ou,  apres  ortroi  de 
l'autorisation.  le  irouvemeinent  Imperial  decidera  de  retirer  eelle-ei,  le 
requerant  ne  pourra  r^vendiquer  aulre  chose  que  le  droit 
d'in  vention. 

La  requete  »era  aceonipu^nee  d  un  croquis  indiquant  les  points  oft 
les  reeherches  auront  lieu  et  en  tixant  le»  liiuite»  par  Hirnes  directes 
reliant  ees  divers  points. 

Dan»  le  cas  ou  In  requete  »era  presentee  au  dit  Ministerc.  ayant 
tonte  formalite.  eile  »era  rcmise  au  vali  de  la  province  dont  releve  l'eudroit 
pour  leqnel  Tautorisation  est  deiuandee,  atiu  de  constater  qu'il  n'y  a  aueun 
ineonv^nient  a  accorder  rautorisution. 

La  superticie  de  l'endroit  qui  »era  d^sisrne  pour  les  reeherches  ne 
devra  pas  d^passer  15,<_M>  deununis  au  maxiinnni. 

Art.  XV.  La  requete  speeitiee  par  l'artiele  precedeut  est,  apres  sa 
Präsentation,  inscrite  dans  le  retristre  special  et  de»  certiticat»  de  reccption 
«ont  immediateinent  delivre».  Puht.  le  Conseil  teehuiquc  de»  mines,  du 
Ministere  «les  inines  et  forets  et  de  l'aLrriculture,  ainsi  que  le  Conseil 
administrntif  du  vilayet  exauiinent  la  qualite  du  requerant.  Iis  reclierchent 
si  sea  capacites  tinancieres  »ont  en  proportion  avee  lVteudue  et  la  nature 
de  la  mine  a  rechercher:  si  la  demande  est  en  confortnit^  avec  le»  conditions 
exi<rees  par  la  loi :  si  le  point  desijrue  est  ou  non  en  dehors  de»  endroita 
enonc^s  dans  l'artiele  XI:  s'il  y  a  ou  non  des  fortitiration»  ou  de»  travaux 
de  defense  nur  la  eote  de  l'endroit  desiirne;  »i  dans  ce  cas.  les  recherche» 
occaaionneraieut  un  dfpät  aus  fortifications  ou  aus  travaux  de  det'enee: 
eufin,  s'il  y  a  uue  uiine  visible  en  cet  endroit. 

Art.  XVI.  Les  etudes  £uoneees  dans  l'artiele  precedent  »eront 
faitc»  sur  les  lieux  en  presence.  soit  d'un  meinbre  du  Conseil  des  aneiens 
de  la  looalite.  desiirn^  par  le  Conseil  administratif  du  sandjak  ou  par  celui 
du  caza,  soit  du  moukhtar:  de  l'inir^nieur  des  mine»  du  vilayet,  du 
requerant  ou  de  son  fonde  de  pouvoir. 

Le  proces-verbal  enoneant  le  rtaultat  de  1'examen  »era  envoye  an 
vilayet  apres  avoir  ete  etudie  par  le  (  onseil  adniinistratif  du  »andjak  ou 
par  relui  du  caza. 

Art.  XVII.  Le  Conseil  d'adiuinistration  du  vilayet,  apre»  avoir 
etudie  le  proces-verbal,  transmis  de  la  loealite  par  inazbata.  rettrera 
Paffaire  au  Ministere  de  l'airriculture  et  des  inines  et  torets  qui,  apre» 
avoir  fait  executer  par  la  Conimi*sion  technique  des  inines  les  etudes 
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necessaires,  l'autorisation  soit  directement  au  requerant.  si  cclui-ci  est  ä 
Constantinople,  soit  par  lc  vali,  s'il  sc  trouve  en  provincc.  et  cola  apres 
avoir  pris  un  garant  sür.  L'autorisation  sera  valable  pour  un  au  ä  partir 
de  la  dato  desitrnee  au  bas  du  document. 

11  sera  percu,  pour  lea  autorisationa  delivrees,  uu  droit  de  frais  de 
.*>  Livrcs  au  minirauui  et  de  10  Ltq.  en  moyenne  et  de  15  Ltq.  au  maxi- 
iuuiu.  selon  l'espeee  et  la  nature  de  la  mine. 

Art.  XV11I.  Tonte  deinande  d'autorisation  de  recherches.  quo  les 
requerant«  ne  poursuivraient  pas  dann  un  delai  de  «ix  mois.  sera  declaree 
nulle  et  non  avenue  et  eela  saus  avis  prealable. 

Tout  requerant  qui,  apres.  l'accomplisseiHcnt  den  formalites  necessaires. 
»e  viendra  pas  prendre  sa  requete  dans  un  delai  de  deux  moi8.  apres  la 
date  de  la  notilication  qui  sera  faite  par  le  Minister«  ou  par  le  vilayel, 
perdra  se»  droits,  l'ne  annotatiou  y  relative  sera  faite  dans  le  rejristre 
.special. 

Kn  cas  de  difference  eutre  le  Ministere  et  le  requerant  concernant 
l'obtention  de  l'autorisation.  l'affaire  sera  soumise  au  Conseil  d'Etat. 

Art.  XIX.  Si  apres  l'enquete  stipul£e  dans  les  articles  preeedent*. 
il  est  be*oin  d'eniployer,  pour  les  reeberebes,  de  la  poudre  et  des  meches, 
on  devra  d'abord  desiirner  au  Gouvernement  Imperial  la  quantite  et  les 
autre«  detail*  de  cos  matieres  et  donner  une  trarantie  portant  qu'elle*  ne 
seront  employecs  que  pour  ee  but.  L'autorisation  de  recherches  enoueera 
que  le  requerant  sera  oblijre  d'obtenir  une  autorisation  speciale  pour 
l'usaire  de  ces  matieres;  qu'il  ne  causera  aueun  d^irat  aux  proprietaires 
des  terres  et  qu'il  ne  s'approchera  pas  de  la  zone  des  forts  et  des  travaux 
de  defense.  L'autorisation  mentionne  en  outre  la  superficie  et  les  limites 
de  la  mine. 

Art.  XX.  Le  tenne  de  l'autorisation  peut  etre  prolonire  d'un  an 
seulement  et  aux  meuies  conditions  dans  le  cas  oü  il  sera  avere  que  le 
requerant  a  fait  des  demarches  serieuseg  dans  le  d^lai  du  terinc  aecorde. 

Art.  XXL  Si  la  personne  ou  la  Societe  ayant  obtenu  l'autorisation 
de  recherches,  n'a  pas  aecompli.  dans  le  delai  stipule  par  les  articles 
preeedent«.  les  formalites  prescrites  au  4m"  chapitre  de  la  presente  loi, 
relatif  a  l'adjudication  et  ä  l'exploitation  des  mine*,  atin  d'obtenir  l'ad- 
judication  de  la  mine,  l'autorisation  est  perimee.  L'annotation  en  est 
faite  dans  le  re^istre  et  l'autorisation  est  aecordee  a  un  autre  competitcur. 

Le  rechereheur  preeedent  ne  pourra  elever  aueune  reclamatiou  de 
frais  ou  dominaires-intent«  du  chef  de  cette  prescription. 

Art.  XXII.  La  personne  ou  la  sociHe  ayant  par  devers  soi  l'autori- 
salion  de  recherches  de  mines,  peut  la  transf^rer  ou  la  vendre  k  des  tiers 
apres  avoir  avise  le  Conseil  d'administmtion  du  vilayet  et  obtenu  le  con- 
senteiuent  du  3linisterc  de  raarriculture  et  des  mines  et  forets.  Les  memes 
conditions  et  qualitcs  qu'ä  l'oriffine  seront  reclamees  de  la  personne  a 
qui  l'autorisation  sera  transfene.  11  est  pereu  de  21  a  a  7  Ltq.  pour  les 
frais  de  te  transfert. 


Türkei 


1647 


6.  Auf  Grand  eines  im  Dezember  l'.tOO  veröffentlichten  kaiser- 
lichen Irades  wurde  der  Binnenzoll  von  M" ad  valorem,  welchem 
Waren  türkischer  Provenienz  bei  Verschiffung  von  einem  Hafen 
nach  einem  andern  der  Türkei  unterworfen  waren,  aufgehoben.  An 


Art.  XXIII.  Dans  le  cas  oii  le  tinuan  de  l'adjudieation  de  la  mine 
n'aura  pas  ete  promul^ue,  ou  que  la  inine  anra  ete  abandonnee.  parce  que 
le  porteur  de  l'autorisation  n'aura  pa-*  donne  les  Quitos  legales  a  l'aß'aire, 
l'exportation  des  inatiere«  minerales  extraites  pendant  leg  recherche«  est 
autorisce  apre«  acquittement  du  maximum  du  droit  proportioiiuel  stipnlc 
danB  l'article  XLIU  de  la  presente  loi. 

Art.  XXIV.  Pendant  la  duree  d'une  autorisatiou  il  n'est  pas  uecorde 
de  permis  pour  recherche«  du  memo  minerai  dans  I»  limites  de  la  mine 
speeifiee  par  1 'autorisatiou  en  question. 

Art.  XXV.  Dans  le  cas  oü.  pour  comiaitre  la  valeur  de  la  mine 
recherchee.  on  detuanderait  l'euvoi  en  Europe  dVchantillons,  le  transport 
et  l'exportation  jusqu'a  100  tonne«  sont  autorisc»  apre«  paiemeut  d'un 
droit  proportionnel,  selou  Pesp.ee  du  minerai. 

Seulement,  pour  les  in  ine.«  en  recherche.  on  devra  laisser  un  depöt 
qui  sera  calcule  eusuite,  lors  de  l'adjudication.  sur  les  frais  de  Annan  et 
de  publieation  ä  fixer  par  le  Minister«,  ou  sera  peritne  dans  le  cas  on  la 
mine  ne  sera  pa«  adjuiree.  On  pourra  ainsi  obtenir  l'autorisation  d'ex- 
porter  jusqu'a  2000  tonne«  en  payaut  le  droit.  Ce  droit  est  calcule  sur 
la  baae  du  maximum  lixe  pour  l'espcce  du  minerai  dans  l'artiele  XL11I 
de  la  presente  loi. 

La  valeur  du  minerai  «era  lixee  apre«  defaleation  du  prix  courant 
en  Europe.  des  frais  et  nolis  jusqu'en  Europe.  et  des  fraia  de  fusion  et 
de  rectitication. 

Art.  XXVI.  (eux  qui  dCro^eraient  aux  articles  XXII.  XXUI  et 
XXV  seront  passible«  d'une  amende  de  25  a  100  Ltq.  et  rautnrisation 
leur  est  reprise. 

S'ils  ont  vendu  du  minerai  «an»  autorisatiou,  un  double  droit  est 
pereu  sur  la  valeur  du  minerai  vendu. 

Art.  XXVII.  Les  autorite«  locales  apporterout  une  extreme  atten- 
tion ä  ce  que  l'u«age  de  la  poudre  et  des  uu'-che.«,  autorise  par  !<• 
trouverneineut  pour  recherche«  de  mines,  ne  soit  pas  fait  en  dehors 
de  re  but.  Elles  veilleront  a  ce  qu'on  n'cmploie  pas  d'autre  matiere 
explosible:  ä  ce  qu'on  n'empiete  pas  durant  le«  recherche«.  sur  les  droits 
de  la  poptilation.  ("'eux  qui  deroireraieut  a  ce«  prescriptions  seront 
immediatement  dechus  de  l'autorisation,  le  minerai  qu'ils  auraient  extrnit 
sera  saisi.  Le«  delinquant>  seront  inrs  en  jiiL'ement  pour  se  voir  appli- 
quer  les  dispositions  de  la  loi.  Les  autorite«  loeales  surveilleront  les 
travaux  de  recherche  et  s'efforceront  de  ne  rien  penuettro  coutre  les 
hautes  volonte«  «ouveraines. 
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Stelle  dessen  wurde  bis  auf  weiters  eine  Abgabe  von  2%  des  Wertes 
der  Waren  für  militärische  Zwecke  eingeführt. 

Diese  neue  Ordnung  der  Dinge  trat  vom  31.  Dezember  19<>0  a.  S. 
in  Kraft. 

Auf  jene  Waren,  welche  schon  vorher  vom  Hinnenzoll  befreit 
gewesen  waren,  wie  z.  B.  Getreide,  Hehl,  Gemüse,  Wolle,  land- 
wirtschaftliche Geräte,  Sohlenleder,  Häute,  Felle  etc.  ist  die  2%ipe 
Militärabgabe  nicht  anwendbar,  so  «las«  diese  nach  wie  vor  von 
jeder  Verzollung  frei  sind. 

Die  Aufhebung  des  Hinnenzolles  wird  einheimischem  Handel 
und  einheimischer  Produktion,  welche  darunter  sehr  zu  leiden  hatten, 
wesentlich  zu  statten  kommen. 

7.  Gesetz  über  Steinbrüche,  veröffentlicht  im  Juni  1901. 

Dieser  Gegenstand  war  bisher  durch  das  Gesetz  vom  24.  Rehi 
nl  aehir  1305  (27.  Kianonn-i-ewel)  geregelt.  Das  alte  Gesetz  ist  nicht 
ausdrücklich  aufgehoben. 

Das  neue  Gesetz  bezieht  sich  nach  Art.  1  auf  Steinbrüche, 
welche  folgende  Gesteinarten  enthalten:  Gips,  Kalk,  Silax,  Pflaster-. 
Mühl-  und  Lithographiesteine,  Marmor,  Kiesel,  Graphit,  alle  Sand- 
steinarten, Amiant,  Strass,  Hasalt,  Lava,  Kreide,  Bleiweiss,  Ton. 
Zement,  Kavalin,  Feldspat,  ferner  Erdbestandteile  zur  Reinigung 
von  Wolle,  zur  Anfertigung  von  Töpferwaren,  von  Farbstoffen  und 
von  künstlichem  Dünger. 

Das  Recht  der  Eröffnung  und  des  Betriebes  von  Steinbrüchen 
steht  dem  Eigentümer  bezw.  dem  Besitzer  des  Grand  nnd  Bodens 
zu  (Art,  2).  Will  jemand  auf  fremdem  Grund  und  Boden  einen 
Steinbruch  eröffnen,  so  muss  er  sich  die  Genehmigung  des  Eigen- 
tümers sichern  (Art.  9).  Bei  brachliegendem  Mirieland  gilt  der 
Fiskus  als  Grundeigentümer  (Art,  5). 

Die  Eröffnung  vnn  Steinbrüchen  ist  von  der  staatlichen  Ge- 
nehmigung abhängig,  sofern  die  Ausbeutung  zu  Handelszwecken 
geschieht:  nur  derjenige,  der  auf  eigenem  Grund  und  Boden  zn 
seinem  Privatgebrauch  Steine  bricht,  ist  zur  Einholung  der  staat- 
lichen Genehmigung  nicht  verpflichtet  und  von  der  Entrichtung  der 
Abgaben  befreit.  Soll  «1er  Steinbruch  auf  Landereien,  die  im  Gemeinde- 
nutzen  stehen,  innerhalb  von  staatlichen  Forsten  und  Minen,  in  der 
Nähe  von  BetVstignngswerken  eröffnet  werden,  so  ist  im  einzelnen 
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zu  prüfen,  ob  den  Interessen  der  Gemeinde  bezw.  de«  Staates  Schaden 
drohe  (Art.  »!—*). 

Die  zur  (ienehmigung  erforderlichen  gesetzlichen  Formalitäten 
sind  umständlich  und  weitläufig.  Die  Endentscheidung  steht  dem 
Ministerium  für  Ackerbau.  Minen  und  Forsten  zu.  Letzteres  setzt 
die  Länge  der  Exploitationsfrist,  die  jedoch  -J.r>  .fahre  nicht  über- 
steigen darf,  sowie  die  Höhe  der  verhältnismässigen  Abgaben  fest 
(Art.  Iii».  Soll  die  Exploitationsdauer  mehr  als  J.*»  Jahre  betragen, 
so  erfolgt  die  Entscheidung  mu  h  gutachtlicher  Äusserung  des  Staats- 
rats durch  kaiserliche  Irade  (Art.  Mi. 

Näheres  über  die  verhältnismässige  Abgabe  und  die  anderen 
(iebühren  enthält  Kap.  III. 

Kap.  IV  normiert  im  einzelnen  "las  polizeiliche  Aufsichtsrecht 
der  Hehorden,  das  unter  Umstünden  zur  vorläutigen  Einstellung  des 
Betriebes  bezw.  der'Schliessiing  des  Steinbruchs  führen  kann  (Art.  1*5). 
Meinungsverschiedenheiten  über  die  Abgrenzung  der  Steinbrüche  oder 
die  Zahlung  der  Abgaben  werden  vom  Ministerium  bezw.  dem  Staats- 
rat entschieden  (Art,  17). 

Es  folgen  einige  Strafbestimmungen  (Kap.  V).1) 

')  Wir  geben  auch  hier  den  französischen  Text  nach  dem  Moniteur 
Oriental. 

Loi  sur  les  c&rriöres.  M 

Chapitre  1. 
Disposition«  Generales. 

Art.  I.  Sont  d^siirneeg  comme  earrieres  Celles  qui  contiennent  les 
pierres  suivantes:  porphyre.  platre.  silex,  irranit  pour  pavcs.  meule*,  pierres 
ä  lithographier,  marlires  de  toute  espeee.  cailloux,  gres.  granit,  ainsi  »jue 
les  corps  suivants:  amiante.  ftrass.  hasalte,  lave,  craie.  ccruse,  anrile, 
ciments.  cavaline  et  quelques  terres  teile*  que  relles  servant  d'engrais  ou 
servant  au  deirraissaue  de  In  laine.  les  terres  ä  poterio  et  autres. 

Art.  II.  Le  droit  d'ouvrir  et  d'exploiter  des  earrieres  dann  u'iinporte 
quelle  catcgorie  de  terre,  apparti<-ut  au  propric'-taire  des  dils  terrains. 

Art.  III.  Toute  personne  peut.  saus  en  aviser  le  Gouvernement  et 
sans  etre  astreintc  ä  aucun  iuipüt.  extraire  des  earrieres  decouvertes  dans 
ses  propres  terres  les  pierres  neecssaircs  t\  son  propre  nsage. 

Art,  IV.  Dans  le  cas  oü  quelqu'un  voudrait  ouvrir  et  exploiter  une 
carriere  dans  «es  propres  terres  ou  dans  Celles  d'un  tiers.  avec  le  con- 
Bentement  de  celui-ci,  dans  une  intention  de  iieiroce,  il  doit  en  informer, 
par  requete,  le  Oouvernemeut  Imperial. 

*)  Texte  emprunte  au  Moniteur  Oriental. 
Jahrbuch  der  Internat.  \  i  relui^tiii^    6.  u.  "■  IiJ.  H'4 
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Art.  V.  Pour  los  terres  domaniales  incultes,  l'autorisatiou  d'ouvrir 
et  d'exploiter  uue  carriere  est  deinandee  au  Gouvernement  Imperial  cousidere 
comiiic  6tant,  cii  l'occureuce,  le  proprietaire. 

Art.  VI.  Pour  ouvrir  et  exploiter  une  carriere  dans  les  naturales- 
los  bois  et  autres  tcrres  servant  au  public  d'un  villaee,  d'une  Tille  ou  de 
plusieurs  villaires,  rautorisation  peut  etre  aeeordee  ii  coudition  qu'elle  iie 
porte  pas  prejudice  aux  besoins  de  la  Tille  ou  du  villaye. 

Art.  VII.  Eu  eas  d*unc  demande  pour  une  carriere  dans  une  foret 
domaniale  ou  dans  une  mine  appartenant  ä  l'Etat,  Kauterisation  est  aeeordee 
en  ce  qui  concerne  les  forets  si.  apres  une  eoinparaison  avec  len  intent* 
de  la  foret  et  de  la  carriere.  les  preposes  des  niincs  dcclarent  qu'il  n'en 
n'sultcra  aueun  prejudice  pour  la  foret.  Quant  aux  mine*,  il  est  delivre 
un  certilicat  conformement  a  l'article  X  de  la  preaente  loi. 

Art.  VIII.  Pour  l'ouverture  et  l'exploitation  de  carrieres  dans  un 
rayon  d'un  kiloinetre,  a  partir  dos  limites  des  fortifications  ou  des  depöt* 
de  cartouchen.  il  faut  d'abord  l'avis  des  autorites  militaircs  sur  l'opportunite 
de  la  earri.  re. 

Chapitre  2. 
Ouvertüre  et  exploitatioD  des  carrieres. 

Art.  IX.  Pour  ouvrir  et  exploiter,  eu  vue  d'en  trafiquer.  une 
carriere  dans  ses  propres  tcrres,  ou  dans  eelles  d'un  tiers.  avec  le  ron- 
sentenient  de  ce  dernier.  ou  doit  adresser  aux  autorites  locales  une  requete 
qui  enoncera: 

1°  les  noins.  qualites  et  domicile  du  requerant: 

2°  les  norns.  qualites  du  proprietaire  des  tcrres.  dans  lc  cas  oü  ce 
seruit  un  tiers,  ainsi  quo  sou  consentemeut : 

H°  reniratrement  de  dedoimna^er  toute  pertc  qui  proviendrait  de 
l'ouverture  et  de  Fexploitation  de  la  carriere: 

4°  le»  rapports  qu'il  y  a  entre  la  carriere  d'un  cöte,  les  maisons, 
bätisses  et  autres  immeubles  des  environs  et  les  routes  et  eaux  courautes: 

ö0  l'enirairement  d'exploiter  la  carriere  a  la  surface  de  la  terre  ou 
par  l'ouverture  de  cavernes  et  non  pas  souterraineinent; 

t>"  l'espece  <les  matieres  qui  seront  extraites  de  la  carriere  ainsi  que 
l'endroit  ou  elles  seront  transportees. 

7°  remplacement  et  les  dimensious  approximative«  de  la  carriere. 

11  sera  annexe  ä  la  requete  un  acte  de  Garantie  coucemant  le 
dedomina^enient  de  toute  perte  qui  proviendrait  de  l'ouverture  et  de 
l'exploiiation  de  la  carriere. 

Dans  le  cas  oü  la  carriere  appartiendrait  a  un  tiers,  on  dovra  au-si 
annexer  un  acte  stipulaut  que  le  consentement  de  eelui-ci  a  ete  aecorde 
ainsi  que  le  prix  et  le  termc  du  liail.  ('et  acte  sera  >iü;ne  par  le  propri- 
etaire et  leiralise  par  le  notariat. 

Seront  en  memo  teraps  presentes  deux  echantillous  des  matieres  qui 
seront  extraite»  de  la  carriere.    L'un  de  ces  eehautillons  sera  ir-mle  par 
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les  autorites  localis.  L'autre,  confunueiiicnt  a  l'artiele  de  la  preseute  loi, 
«era  envoye  a  1' Administration  des  niines, 

Dans  le  cas  oü,  pour  l'exploitatiun  de  la  niine,  il  serait  necessaire 
de  creuser  des  puita,  de»  cavernes  souterraines.  il  faut  annexer  trois  eopie« 
du  plan  prescrit  plus  haut.  L'une  de  ces  copies  sera  jrardee  par  les 
autorites  locales;  l'autre,  coni'oniiement  ii  l'article  XV.  sera  euvoyee  ä 
U  Administration  des  niines»  et  la  trmsieme.  apr.  s  leiralisation.  sera  restituee 
au  requerant. 

La  carte  est  dressce  ä  recheile  de  l:ö<K).  Elle  indit|iiera  le*  liuiites 
du  terrain  dons  lequel  se  trouve  la  carriere:  les  constructious  et  eaux 
courautcs  se  trouvant  den  quatre  eöt»'-s  jus«)u"ä  uue  distance  von  2  >( »  mctm» 
les  puitH,  cavernes  et  sorties  qui  seront  ouverts. 

Art.  X.  Les  autorites  locab-s.  apr>  avoir  etudie  les  requetes 
soumises,  <*n  reterent  au  Ministere  de  l'Airriculture  et  den  Mines  et  Foret« 
par  un  mazbata  exposaut  si  la  deinaude  t-t  rnnfornie  aux  eonditionH 
requises,  si  l'ouverture  et  l'exploitatiun  de  la  carriere  n'entrainent  aucun 
inconveneint. 

Si  le  dit  niinistere  constate  que  toutes  les  fonualite.s  ont  ete  rempliea 
conformement  ä  la  loi  et  que  l'ouverture  de  la  carriere  n'entrainera  aucun 
incouvenient,  uu  dclai  est  fix6  pour  l'exploitation  et  le  droit  proportionncl 
«elon  l'espece  de  la  matiere  extraite.  Les  autorites  locales  sont  ensuite 
invitees  ä  reuiettre  au  requerant  un  certiticat  ä  souche  ou,  dans  le  cas 
contraire.  lui  restituer  la  requete  eu  indiquaut  au  verso  l'expose  des  tnotifs. 

Art.  XI.  Le»  certirieats  delivres  contre  les  requetes  preseutees  aux 
autorites  locales  et  l'expose  des  uiotit's  des  requetes  rejetees  sont  enreiristr*« 
dann  un  livre  special.  Un  bullet  in  en  est  envoye.  tous  les  ans.  au  tnois 
de  niars,  ii  1' Administration  des  mines  avec  le«  echantillons  et  les  plan», 
stipules  dans  l'article  XV. 

Art.  XII.  Le*  requetes  demandant  l'onverture  et  l'exploitation  de« 
carrieres  dans  les  terrea  domauiales  incultes  ou  dans  les  terrea  appartenant 
ä  des  villes  ou  des  villaces  doivent  etre  conforuies  non  seulemeut  ä  toutes 
les  prescriptions  de  l'article  IX  en  ce  qui  concerne  l'ubtention  du  consen- 
tement  du  proprietaire  de  la  terre.  mais  aussi  ä  toutes  les  autres  conditionB. 
II  faut  aussi  qu'ellcs  soient  accompaLmees  d'un  plan  ou  d'uu  croquis, 
indiquant  l'etendue  de  la  carriere,  sa  position  et  ses  lituites  par  rapport 
aux  terres  des  euvirons.  La  petition  doit  aussi  enoncer  le  terrae  de 
l'exploitation. 

Art.  XIII.  Les  requetes  reuiises  aux  autorites  locales  sont  en- 
registrees.  par  ordre  de  date,  dans  un  livre  special.  Uue  enquete  est  faite 
pour  reconnaitre  la  veracite  du  coutenu  de  la  requete.  Le  resultat  de 
cette  enquete  est  eousijrnc  dans  un  rapport  qui,  avec  la  requete.  les  echan- 
tillons et  les  autres  papiers.  est  envoye  au  siege  du  vilayet. 

Le  requerant  paie  aux  fonetiunnaires  envoyes  pour  operer  cette 
enquete  une  indemnite  lixe.  egale  au  double  de  leurs  journees  d'appoin- 
teuieuts.  ä  titre  de  frais  de  route.  de  doniicile  et  dYntretieu. 
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Art.  XIV.  A  l'arrivee  au  sietre  du  vilayet  des  documents  specilies 
dans  l'article  precedent.  l'aft'aire,  a'il  s'apit  dune  affaire  ä  exploitation 
souterraine,  est  examinee.  au  point  de  vue  teebuique.  par  l'int'enieur  des 
mines  ou.  s'il  est  absent,  par  rinjrenicur  des  travaux  public«.  011.  si  celui-ci 
est  e^alement  absent,  par  Pintrcnieur  de  In  muuicipalite.  Les  autres 
point«  de  la  requHe  sont  exaniincs  par  le  conaeil  adniinistratif  du  vilayet 
qui  notitio  au  Ministcrc  de  PApriculture  et  des  Mines  et  Fonts  si  la 
requete  est  conforme  ou  non  aux  conditions  de  la  loi  et  si  l'exploitation 
n'entraincra  pas  un  ineonvenient.  Le  Ministere,  de  son  d'«te,  aprea  avoir 
constate  que  la  requete  repond  aux  exiirenccs  de  la  loi  et  <|iic  l'exploitation 
n'entrainera  auenn  ineonvenient,  specific  le  delai  de  louverture  de  la 
earriere.  si  le  terme  de  l'exploitation  est  inferieur  a  2~>  ans  et  en  avise 
le  vali.  eu  tixant.  en  meine  teuips  les  frais  de  l'autorisation,  les  droits 
proportiounels  et  fixes,  ah'n  que  le  vali  delivre  au  requerant  uu  certilicat 
imprinic  ä  souebe. 

Dans  le  ras  oii  le  delai  de  l'exploitation  serait  superieur  ä  'iö  an>. 
une  Convention  est  dressee  en  ee  qui  concerne  l'exploitation  de  la  niine. 
("ette  Convention  est  discutec  par  le  Conseil  d'Ktat  et  le  necessairc  est 
fait  d'apres  irade  Imperial. 

La  requete  est  rejetee  dans  le  eas  oü  eile  nc  >>-rait  pas  reconmie 
conforme  a  la  loi  ou  que  l'exploitation  entrainerait  un  ineonvenient. 

Art.  XV.  Les  requetes  presentees  aux  autorites,  les  certilieals 
delivre.«  contre  ces  requetes  et  Pexpo.se  des  motifs  des  requetes  rejetee* 
sont  onreiristres  en  detail  dans  im  livre  special. 

Le  vilayet  envoie  toiis  |»>  ans.  au  mois  de  Mars,  a  ('Administration 
des  mines  un  compte-rendu  avee  les  eebautillons  du  produit  et  la  copie 
des  plans  s'il  y  en  a. 

Art.  XVI.  Le  proprietaire  de  la  earriere  est  temi  de  foiirnir  ä  un 
prix,  fixe  equitablement  et  impartialement.  les  materiaux  necssaires  aux 
travaux  d'ntilite  publique  ou  ä  eeux  du  Gouvernement. 

Chapitre  3. 
Droits  et  frais  des  carrieres. 

Art.  XVII.  I »suis  le  eas  011  plusieiirs  personnes  demaiideraient 
l'autorisation  donvrir  des  carrieres  dans  les  terrains  domaniaux  incult.-. 
et  dans  |,s  terrains  abandonne*  appartenant  aux  villes  et  aux  vi  1  hure*, 
une  lieitation  est  faite  entre  leg  reqnorants  et  Pautorisation  est  aeconb-e 
ä  eelui  qui  offrira  le  maximiim  de  droit  proportinuel. 

Art.  XVUI.  C.ux  qui  obtiemient  une  autorisation  ou  uu  certiticat 
d'exploitation  de  carrieres,  paient  un  droit  proportionnel  de  ;"»%  sur  la 
valeiir  de  la  matierc.  d'apres  ie  prix  a  l'erbelle  de  bateaux  ou  <lu  eheinin 
de  fer,  detaleation  faite  des  frais  de  transport  et  de  travail. 

Mais  r.miiaiite  et  le  »ranit  rou>:e  sont  exceptes.  le  droit  pro- 
portionnel pour  ces  substanees  etatit  lixe  par  le  Ministere  des  Mine-  et 
Forets  et  de  l'Airrieiiltiire  a  cmulitiuii  de  ne  pas  depasser  20%. 
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Art.  XIX.  Le  ilmit  pep.u  Mir  I-s  iiiatieies  des  carrieres  peut  aussi 
etre  tixe,  mais  cela  pour  un  terme  qui  in-  doit  pas  depasser  cinq  ans. 
Seulenieut.  pour  l'application  de  ce  systeme  il  taut  liier  I«  produit  de 
l'cxploitation  de  la  earriere  pendant  trois  ans.  m>n  compris  la  premiere 
annee  d'exploitation.  II  faut.  en  outre.  qne  la  deeision  qui  sera  prise 
apres  enteilte  entre  le  vilay-t  et  !<•  proprietaire  de  l'autorisation,  »oit 
approuvee  par  l'adininistration  des  mines. 

Art  XX.  En  dehors  du  droit  stipule  dam  l'articlc  XVIII.  il  sera 
percu  les  frais  suivant«:  h  livres  pour  n-rt iiirat :  de  h  jusqiia  2.")  livres 
silon  l'eapcce  de  la  matii-re  et  le  tenue  de  l'exploitution  pour  les  autori- 
sations  simples;  de  2"j  a  100  Ltq  pour  les  autorisatious  accordees,  con- 
toriiiement  l'artiele  XIX  par  irade  Imperial. 

Quant  aux  carrieres  ouvcrtes  dans  d-  s  terrains  domaniaux  et  dam 
des  terrains  abandonnes,  il  sera  pereu  du  terrain  de  la  delimitatiou  uu 
droit  annui  l  de  dix  paras  par  deuuuiu  ealnile  sur  la  supeilicie  horizontale, 
mais  ä  eondition  quc  IVtendue  du  terrain  ouwrt  pour  la  earriere  ne 
depasae  pas  1(HM>  deunums.  I>ans  le  cas  ou  on  deiuanderait  uue  autori- 
«ation  pour  un  terrain  depassant  im  10  deunums.  le  neeessaire  sera  fait 
d'apres  l'irade  Imperial  qui  sera  promulirue  sur  la  proposition  de  le 
Sublime  Porte. 

Les  earriere»  pour  lesi|iielles  une  autorisation  a  ete  aeeordee.  con- 
forniement  aux  dispositious  de  la  presente  loi,  sont  transmissibles  et  le« 
fonnalites  de  tran»fert  sont  sounme»  aux  preseriptions  rctris.saiit  les  terrains 
dans  lesqiicls  elles  se  trouvent. 

Quant  aux  fonnalites  de  trauslert  des  carrieres  douuees  en  rejrie, 
elles  sont  faite«  par  devant  les  eonseils  administratifs  des  sandjaks  ou  des 
vilayets. 

Eutin  les  meines  fonnalites  pour  les  carrieres  dont  l'exploitation  a 
ete  autorisee  par  firman  Imperial,  sont  faite»  ä  tonstantinople  au  Minißtere 
de»  Mines  et  Fonts  et  de  l'Airricult uro,  d'apres  les  depositions  et  les 
takrirs  des  deux  parties. 

l'n  certiticat  inscrit  dans  le  rei/iHtre  special  est  donne  apres 
raecomplissement  de  ces  fonnalites.  I'n  droit  de  transfert  eiral  aux  frais 
du  certiticat  ou  de  rautorisation  est  paye  selon  l'espece  de  la  earriere,  par 
la  personne  ii  laquelle  la  transmissioii  est  faite. 

Art.  XXI.  Les  droits  et  les  frais  stipule»  dans  Particle  precedent 
reviennent  a  l'Adrainistratiou  des  mines  et  sont  paye«  par  l'entremise  den 
autorites  locales  qui  delivrcnt  des  reeepisses. 

Art.  XXII.  II  est  interessant  de  transporter  les  produits  de« 
carrieres  nvant  d'avoir  paye.  les  droits  proportionnels  et  d'avoir  pris  le 
reeepisse 

Chapitre  4. 
Mesures  de  Garantie  et  d'ordre. 
Art.  XXII I.    Les  carrieres  seront  ouvertes  a  ceut  uiitres  d'une 
distance  assez  irrende  des  routes,  puits.  fontaines.  batiments  public»  ou  prives 


1654 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


pour  qu'aucun  dommatre  n'en  resulte.  Dans  lo  cas  oü  il  faudrait  einploy.-r 
la  poudre  pour  Pexploitation  des  earrieres,  le  proprietaire  de  la  carriere 
prendra  toutes  les  dispositious  pour  ne  causer  aueun  dommairc.  (Vux  qut 
ourretit  et  exploitent  des  earrieres  sont  Obligos  d'exccuter  les  Instructions 
et.  de  se  confonuer  aux  avertisseiuents  des  autorites  locales.  suivant 
l'ordre  public. 

Art.  XXIV.  Les  earrieres  exploitees  au  moyeu  de  Pouverture  de 
cavernes  souterraines  sont  inspectees,  au  point  de  vue  technique.  par  les 
ingenieurs  des  mine.s.  conformement  aux  dispositious  de  la  loi  regissant 
les  mines  propremeiit  dites. 

Art.  XXV.  Les  earrieres  exploitees  ä  l'interieur  de  foret*  doiuaniales 
»ont  inspectees.  en  ee  qui  a  trait  aux  foret«,  par  Pinspecteur  ou  le  prepose 
forestier. 

Art.  XXVI.  Le«  autorites  locale*  ont  Pinspection  des  earrieres  en 
cc  qui  concerne  la  police  en  general. 

S'il  est  constate  que  les  earrieres  sont  prejudicables  a  la  sante  et 
ä  la  tranquillite  publique.  Pexploitation  de  la  carriere  est  suspendue 
provisoireinent.  apres  deliberation  arec  Pingenieur  des  inines.  Ce*  uiesures 
neeeßsaires  sont  appliquees  aux  frais  du  proprietaire  de  la  carriere. 

Dans  le  cas  oü  il  serait  necessaire  de  fernier  pour  toujours  la 
carriere,  Paffaire  est  exposee  en  detail  a  PAdministnition  des  mines  et  la 
stiite  est  donnee  selon  la  reponse  de  eelle-ci. 

Art.  XVII.  Les  differemls  prorenant  de  la  delimitatiop  de  la  mine 
eu  general  ou  du  mode  de  paiement  des  droit*  respectifs,  sont  tranclies 
par  le  Ministere  des  Mines  et  Forets  et  de  PAgriculture  en  preniiere 
instance  et  par  le  (  onseil  d'Etat  en  particulier. 

Art.  XXVIII.  Sera  dechu  de  ses  droits  quiconque  ayant  obtenu 
Pautorisation  d'ouvrir  une  carriere  dans  des  terres  domanialea  incultes  ou 
dans  des  terres  abandonnecs  appartenant  ä  des  villes  ou  villagcs,  n'aura 
pas  ouvert  la  carriere  dans  le  d61ai  tixe  plus  bas,  ou.  Payant  ouverte, 
Paura  abandonn^e  et  aura  suspendu  Pexploitation  sans  inotif,  pendant 
trois  annees  consecutives. 

En  outre  la  mine  est  mise  ä  Pencan  par  Pentremiso  des  autorites 
et  adjugee  ä  Pencherisseur  qui  proposera  les  conditions  les  plus  avan- 
tageuses  pour  le  Tresor,  mais  a  condition  de  respecter  tontes  clauses 
stipulees  pour  Padjudication  d'une  autorisation. 

Si.  ä  Pexpiration  des  autorisations  donneeB  en  regie,  le  proprietaire 
detnande  une  Prolongation  du  tenuc,  Pautorisation  est  aecordee  de  nouveau 
contre  paiement  deB  frais  de  PautoriBation  s'il  est  reconnu  qu'il  n'y  a 
aueun  inconv£nient. 


Art.  XXIX.    Toute  personne  qui  dans  un  but  de  negoce  ourrira  et 
exploitera  une  carriere  dans  ses  propres  terres  ou  dans  celles  d  un  tiers. 


Chapitre  5. 

Dispositious  pönales. 
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8.  Zwei  Instruktionen,  betreffend  Einführung  von 
Seidenzucht-Ansstellungen     (conruurs    serieieoles),  vom 

2.  Kebi  ul  ,-vel  1319       .       .      .    .  . 
«.  Ha-lrau  VMl     ~  lX  'UmX  1IM>L 

Zur  Hebung  «1er  Serienproduktion  linden  jahrlich  an  zwei 
vom  Ministerium  für  Ackerbau-.  Minen  und  Forsten  näher  zu 
bestimmenden  Orten  Ausstellungen  von  Erzeugnissen  und  Hinrichtungen 
der  Seidenzucht  statt,  für  deren  Prämiientng  erhebliche  Geldbeträge 
ausgesetzt  werden. 

9.  Gesetz,  betreffend  Beurlaubung  der  Konsule  und 
Botschaftssekretäre,  vom  "  «■  ^ 

10.  tiesetz,  betr.  Massregeln  zur  Bekämpfung  der 
„Puridie"  genannt  en  Erkrankung  der  Maul  beei-pflanzungen, 

11.  Gesetz,  betr.  Aushebung  und  Equipierung  von 
Militärmannschaften  in  der  Provinz  Tripolis  (Afrika),  vom 

..  rl™",,„  ■  MM. 

avec  1'autoriBation  de  celui-ci.  maia  «ans  avoir  obtenu  un  certiücat  con- 
fonnement  aux  dispositions  precitees,  est  passible  d'une  aniende  egale  au 
quadruple  de»  frais  du  certilicat.  En  outre  la  uiatiere  extraite.  si  eile 
existe  encore,  est  contisquee. 

Art.  XXX.  Toute  peraonue  qui  ouvrira  et  exploitera  une  carriere 
dans  dea  terrea  vague-a  ou  dans  de«  terres  abandonnees  appartcnant  a  des 
vi  lies  ou  villages,  niais  saus  avoir  obtenu  d'autorisation  conformcment  aux 
dispositions  preciteee,  est  passible  d'une  amende  de  5  ä  2h  Ltq.  En  outre 
la  carriere  est  saisio  et  vendue  aux  cncherea  conformcment  aux  dispositions 
de  larticlo  XXVlll. 

Art.  XXXI.  Ceux  qui  sans  avoir  paye  le  droit  proportionnel  trana- 
portent  le  produit  des  carricrcs  exploitecs  par  certiticat  ou  par  autorisatiou. 
sont  passibles  d'une  amende  £gale  au  quadruple  do  ce  droit.  Ceux  qui, 
pour  l'exploitation  de  la  carriere,  eniploient  de  la  poudre  et  d'antres 
matieres  explosible«  sans  en  avertir  les  autorites.  Bont  passibles  d'une 
amende  de  10  ä  100  Ltq.  et  ieurs  carrieres  sont  provisoirement  fermees. 

Chapitre  6. 

Dispositions  pour  les  carrieres  ouvertes  et  exploitecs  avant 
la  publication  de  cettc  loi. 

Art.  XXXII.  Les  proprietaires  de  mines  exploitees  par  autoriaation 
ofticielle  seront  autorisea  a  transferer  ou  ceder  a  des  tiers  leurs  autoriHations 
eu  so  Boumettant  aux  dispositions  de  la  präsente  loi. 

Art.  XXXIII.  Le  Ministere  de  l'Agriculture  et  des  Mines  et  Forcts 
est  Charge  de  l'application  de  la  presente  loi. 
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12.  G esetz,  bet  r.  Stiftung  der  Hedshasbahn  medaille,  vom 

is.  TWchrin-i-«ni  i«7=l-  Araber  1901. 

Die  Medaille  wird  an  diejenigen  verliehen,  die  durch  Geld- 
spenden zum  Dan  der  Hedschasbahn  beigetragen  haben,  und  zwar  je 
nach  der  Höhe  des  gestifteten  Detrages  in  Gold,  Silber  oder  Bronze. 

Di.    Instruktion,    betreffend    Ratten  Vertilgung  auf 

Schiffen  aus  pe st  verdächtigen  Häfen,  vom  ^k^u"^^"^',^; 
-  1.  Januar  1902. 

14.  Gesetz,  betr.  die  Steuererhebung,  vom     Ä  M|trt  13JS 
~  18.  März  1902. 

Durch  das  vorliegende  Gesetz  haben  die  Hestimranngen  über 
die  Eintreibung  derjenigen  direkten  Steuert)  neue  Regelung  erfahren, 
die  nicht  auf  dem  Wege  der  Verpachtung  zur  Erhebung  gelangen. 
Es  sind  dies  die  folgenden: 

a)  die  Grundsteuern  (impöts  immobiliers  et  fonciers); 

b)  die  Zunftsteuer  (Temettü); 

c)  die  von  der  nichtmuselmännischen  Bevölkerung  zu  entrichtende 
Militärbefreinngsstener  (bedel-i-askeri) ; 

d)  die  zu  den  obigen  Steuern  erhobene  Znsatzsteuer  für  Militär- 
zwecke; 

e)  die  zur  Deckung  der  amtlichen  Schreibgebühren  zu  entrichtende 
Zusatzsteuer; 

f)  die  zu  Unterrichtszwecken  bestimmte  Znsatzsteuer  zur  Grund- 
steuer; 

g)  die  Rückstände  obiger  Steuern. 

Das  Gesetz  enthält  eingehende  Vorschriften  über  die  Or- 
ganisation des  Steuereinnehmerwesens,  insbesondere  über  die  Anstellung. 
Besoldung  und  Dienstpflichten  der  Steuerbeamten,  über  die  Art  und 
Wei.se  der  Steuereintreibung  und  über  Belohnungen  und  Strafeu. 

_  ,  ,  .    ^  .        .  u.  Muharrem  I3*i 

1.».  Geset  z,  bet  r.  dieSt  euereinnehmer,  vom    7  Nlsan  ,3l8 
20.  April  1902. 

Das  Gesetz  bestimmt,  dass  die  Steuerbeamten  dem  Finanz- 
ministerium unterstellt  sind  und  schreibt  im  übrigen  strenge 
Disziplinarstrafen  gegen  die  Beamten  vor,  welche  die  regelmässige 
Abführung  der  Steuerbeträge  unterlassen  oder  verhindert  haben. 

10.   Gesetz    über    die    Seiden  würmereierzncht  vom 
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Da»  Gesetz  betrifft  die  Einführung  des  pAsrKiK'sehen  Systems 
in  der  Seidenwürmereierzucht  igrainage  cellulaire  avec  Systeme 
Paütkiki. 

An  Verträgen  der  Pforte  aus  den  Berichtsjahren  seien  erwähnt : 
1.  Handelsvertrag  hezw.  Zollkonvention  zwischen  der 
Türkei  nnd  Bulgarien  (Dezember  li'0<»).M 

')  Wir  ireben  hior  den  Text  dieser  Konvention: 

Türkisch-bulgarisches  Handelsabkommen,  Pas  zwischen 
der  Hohen  Pforte  und  der  hiilirarischcu  Rcuieruni;  iretroffene  Handels- 
abkommen trifft  folgende  Abändeninir  zu  dein  bestellenden  Zolltarif: 

Art.  I.  Hie  Handelsartikel  türkischer  Herkunft  oder 
Erzeu^unir  werden  in  Bulgarien  und  Ostruiuelien  zollfrei 
einirelien.  Desgleichen  wenlen  die  Artikel  bulgarischer  Herkunft  in 
die  Hauptstadt  und  in  alle  Provinzen  des  ottouianischen  Reiches  zollfrei 
zugelassen. 

Art.  II.  Besonders  vereinbart  wird,  dass  Kleinvieh,  und  zwar 
Schafe.  Hammel.  Lämmer.  Böcke,  Zieiren,  Schweine,  alle  Getreidearten 
und  Mehle  auch  weiter  beim  Eintritt  in  das  ottomanische  Reich  einen 
Eingansrszoll  von  8  Perzent  vom  Wert  entrichten.  Ebenso  werden 
Toiletteseifen.  Häute  (rohe  und  bearbeitete).  Leder  aller  (iattunijen.  ebenso 
wie  Baumwollgarne  beim  Eintritt  in  Bulgarien  und  Ostrumelien  einen 
ai  htperzentigen  EiiiL'ani:szotl  vom  Werte  zahlen. 

Art.  III.  Salz,  Tabak  und  alle  alkoholhaltigen  Getränke,  als 
Alkohol,  Branntwein.  Liköre,  Weine.  Biere  etc.  sind  von  diesen  Ab- 
änderungen ausgenommen  und  bleiben  dem  gegenwärtig  in  Kraft  belindlichen 
Zollregime  wler  anderen,  besonderen  zwischen  dem  Reich  und  dem  Fürsten- 
tum vereinbarten  Zollsätzen  unterworfen. 

Art.  IV.  BuLnrieu  wird  keine  Akzisen  auf  Haha.  Lukum, 
Bonbons,  Nuirat,  Oliven,  Öle,  Fische.  Gemüse.  Obst.  Tahin,  Sesam.  Leder, 
nnparfümierte  Seife,  Textilwaren.  Wachs,  Bauholz  erheben. 

Art.  V.  Die  Handelsartikel  türkischer  Herkunft  oder  Erzeuirunir 
wenlen  in  Bulgarien  und  Ostrumelien  weder  Oktroi,  noch  andere  Taxen 
zahlen,  ausgenommen  jene,  welche  auf  die  frleichartigen  inländischen 
Produkte  erhoben  werden. 

Art.  VI.  Sonstige  andere  Taxen  oder  Zollcrhöhunsjen  dürfen  auf 
keinen  Artikel  des  Reiches,  des  Fürstentums  oder  Ostrunicliens  einschoben 
werden  bezw.  eintreten. 

Art.  VII.  Die  Erzeutrni>se  des  ottomanischen  Reiches,  des  Fürsten- 
tums und  Ostrumeliens  müssen,  um  die  Zollfreiheit  gemäss  dieser  Ab- 
änderungen zu  geniessen.  Ursprungszeugnisse  erhalten,  welche  für 
Wareu  bis  zum  Wert  von  8(X)  Frs.  vom  Gemeindevorstand  des  I'roduktiona- 
ortes,  für  die  anderen  Waren  im  ottomanischen  Reiche  vom  Mutesaarif 
oder  der  höchsten  Administrativbehurde  des  Distriktes,  in  Bulgarien  und 


Ifi58 


Gesetzgebung  uud  Literatur. 


Die  Konvention  beruht  auf  dem  Principe  der  Zollfreiheit  für 
den  Güterverkehr  zwischen  dem  Fürstentum  und  dem  Süzeränen  «Staat. 

Nur  für  gewisse  Artikel,  namentlich  Getreide  und  Mehl,  ferner 
Kleinvieh,  wird  die  Pforte  beim  Kintritt  in  ihr  Gebiet;  für  andere 
Waren:  Seifen,  Häute,  Leder,  Baumwollgarne,  wird  Bulgarien  beim 
Kintritt  der  Ware  aus  der  Türkei  in  das*  Fürstentum  und  bezw. 
Ostrumelien  einen  S°0igen  Wertzoll  erheben.  Kür  andere  Waren 
verbleibt  es  bei  dem  Status  quo. 

Die  Konvention  ist  mit  15.  27.  Dezember  1900  in  Kraft  getreten 
und  soll  neun  Monate  nach  Kündigung  erlöschen. 

2.  Handelsvertrag  zwischen  der  Türkei  und  Ru- 
mänien, ratifiziert  am  11.  Juli  1902. 

Der  Vertrag  beruht  auf  dem  Prinzipe  gegenseitiger  Meist- 
begünstigung. 

Für  gewisse,  namentlich  aufgezählte  Waren  ottomanischer 
Provenienz  werden  bestimmte  Zollsätze  (nach  Gewicht)  fixiert,  doch 
unbeschadet  des  Rechts  der  Meistbegünstigung  für  diese  Waren,  falls 
ähnliche  Waren  anderer  Provenienz  in  Rumänien  niedrigere  Zoll- 
sätze zahlen. 

Beide  Staaten  verpflichten  sich  überdies  nicht  zu  gestatten, 
dass  auf  dem  Gebiete  des  einen  Waren,  die  auf  dem  Gebiete  des 
andern  verboten  oder  monopolisiert  sind,  dahin  eingeschifft  werden 
(Art.  5). 

Der  Vertrag  tritt  mit  dem  Tage  der  Ratifikation  auf  die 
Dauer  von  5  Jahren  in  Kraft.  Nach  Ablauf  von  18  Monaten  von 
der  Ratifikation  an  ist  einjährige  Kündigung  zulässig. 

II.  Der  Handelsvertrag  zwischen  der  Pforte  und 
Serbien,  ebenfalls  ein  Meistbegünstigungsvertrag,  wurde  am  14.  Juni 
1902  vom  türkischen  Minister  des  Äussern  (Tkvkik)  und  dem  ser- 
bischen Gesandten  bei  der  Pforte  (Gnui*)  unterzeichnet.  (Die  Rati- 
fikation ist  inzwischen  —  Knde  1903  —  erfolgt.) 

Ostrumelien  vom  Subpräfckten  oder  der  höchsten  Verwaltungsbehörde  d<^ 
Irsprungsortes  ausgestellt  werden.  Diese  Zemmisse  sind  von  allen  Stempel- 
abiraben  befreit. 

Art.  Vlü.  Diese  Abänderungen  treten  vom  15.  Dezember 
a.  St.  in  Kraft  und  bleiben  es  bis  zur  Kündigung  seitens  der  kaiserlichen 
Regierung  oder  jeuer  des  Fürstentums.  Es  ist  jedoch  festgesetzt,  das«  sie 
erst  neun  .Monate  nach  dem  Tage  der  Kündigung  ablaufen. 
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4.  Konsularkonvention  zwischen  Griechenland  und 
der  Pforte.  Per  Text  ist  durch  den  Schiedsspruch  der  Botschafter 
der  Grossmächte  in  Konstantinopel  vom  2.  April  lWl  festgelegt 
worden.   Pie  Konvention  ist  am  »!.  Oktober  l'.tol  in  Kraft  getreten. 

B.  Literatur. 

An  neuern  literarischen  Arbeiten  über  türkisches  Beeilt  sind 
folgende  hervorzuheben : 

Pr.  C.  Kanzi,  „Das  Verfahren  vor  den  Zivilgerichten  des 
türkischen  Reiche»-,  Wien,  Manz  1  !hio. 

Pakki.,  „Pas  Grundbuchseigentum  in  der  Türkei". 

Graf  v.  Mf  LiNKN.  „Beitrage  zur  Kenntnis  des  türkischen  Grund- 
bnchwesens"  (Pie  lateinische  Kirche  im  Orient).  , 

Als  neueste  Erscheinung  ist  zu  erwähnen  das  Puch  von 
Savvas  Pacha  „Le  tribunal  musulman",  Paris  (Marchai  et  Pillard)  1902. 

Es  bildet  den  Absrhluss  der  Studien  des  Verfassers  über  das 
islamitische  Recht, 

Auf  wirtschaftlichem  Gebiet  wäre  zu  erwähnen:  Pr.  J.  Kkai  s 
„Pentsch-türkische  Beziehungen  seit  dem  Berliner  Vertrag",  Jena  1 901 ; 
ferner  die  »ehr  interessante  Studie:  „Pie  fremden  Postanstalten  in 
der  Türkei"  von  H.  A.,  Merseburg  1901,  ein  Teil  eines  grossem 
Werkes  über  die  Türkei,  das  sehr  viel  nenes  und  interessantes  zu 
bieten  verspricht. 

nLes  Societes  anonymes  en  Tnrqnie"  von  Pech  (1902)  eine 
Aufzählung  verschiedener  Aktiengesellschaften,  Banken  und  Eisen- 
bahnen der  Türkei  mit  Angaben  über  ihre  Gebahrung  und  Er- 
tragnis etc. 

Von  dem  Werke  (takkiel  N<>VKAi>orNiiniAx's  („Becueil  d'actes 
internationaux  de  1' Empire  Ottoman")  sind  Band  2  und  3  erschienen. 

Egypten. 

Referent:  Carl  Oescher,  Rat  am  internationalen  Appellhof  in  Alexandrien. 

Pie  Gesetzesproduktion  ist  in  den  letzten  Jahren  in  Egypten 
verhältnismässig  lebhaft  gewesen  und  zwar  gerade  auf  einem  Gebiete, 
wo  bisher  wenig  Neuerungen  zu  verzeichnen  waren.  Pie  meisten 
der  neuen  Gesetze  betreffen  Abänderungen  der  für  die  gemischten 
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Gerichte  geltenden  Gesetzbücher,  welche  seinerzeit  unter  Zustimmung 
der  sogen.  Kapitulationsmächte  eingeführt  wurden  und  zu  ihrer  Ab- 
änderung der  gleichen  Zustimmung  bedürfen.    Es  ist  natürlich,  dass 
die  Klinke  dieser  Gesetzgebung  etwas  schwerfallig  zu  handhaben  ist 
und  nur  selten  ergriffen  wird.    Auch  auf  dem  Gebiete  der  durch 
internationale  Abkommeu  geregelten  Finanzverwaltung  ist  unter  Zu- 
stimmung der  Mächte  ein  neues  Dekret  ergangen,  welches  gewisse 
Zweifel  über  die  Art  der  Heschlnssfas.su ng  und  die  Befugnisse  der 
internationalen  .Staatsschuldenkommission  beseitigt.     Die  genannte 
Kommission  hatte  durch  Mehrheitsbeschlnss  der  egyptischen  Regierung 
für  den  Sndanfeldzng  500000  L.  E.  aus  dem  allgemeinen  Reserve- 
fonds bewilligt.   Gegen  diese  Bewilligung  war  Klage  erhoben  worden 
von  zwei  Mitgliedern  der  Kommission  selbst,  sowie  von  einer  Gruppe 
von  Besitzern  egyptischer  Schuldtitel.    Durch  Urteil  des  gemischten 
Appellhofes  zu  Alexandrien  vom  2.  Dezember  1890  (mitgeteilt  im 
„Jahrbuch"  von  1897,  III.  Jahrg.,  I.  Abt,  S.  2«0)  war  die  Klage 
der  Schuldtitelinhaber  als  unzulässig  abgewiesen,  hingegen  zu  Recht 
erkannt  worden,  dass  jedes  Mitglied  der  Schuldenkommission  als 
Vertreter  der  Gesamtrechte  der  Staatsgläubiger  klageberechtigt  sei. 
Die   Klage    wurde    daraufhin    zugesprochen    und  die  egyptische 
Regierung  zur  Rückzahlung  der  entnommenen  Beträge  verurteilt, 
weil  die  Schuldenkommissiou  durch  Bewilligung  derselben  die  ihr 
gesetzlich  zustehenden  Befugnisse  überschritten  habe. 

Das  neue  Dekret  (vom  Vi.  November  1899)  bestimmt  nun 
zunächst  zur  Hebung  entstandener  Zweifel,  über  welche  das  erwähnte 
Urteil  nicht  entschieden  hatte,  dass  die  Schnldenkommission  im  all- 
gemeinen ihre  Beschlüsse  mit  Stimmenmehrheit  fasst.  Das  soll  auch 
galten  bezüglich  der  Bewilligungen  aus  dem  Reservefonds,  aus- 
genommen wenn  es  sich  um  ausserordentliche  Ausgaben  „d'ordre 
militaire"  handelt.  Bewilligungen  von  Ausgaben  dieser  letzteren 
Art  bedürfen  der  Stimmeneinheit.  Ausserdem  soll  der  Reservefonds 
durch  ausserordentliche  Verwendungen  welcher  Art  immer  niemals 
unter  einen  Betrag  von  800000  L.  E.  (ca.  1(5500000  M.)  vermindert 
werden  können. 

Ein  Dekret  vom  81.  Dezember  189»  regelt  endgültig  die  Frage 
der  „indemnites  du  Soudan*.  Der  Mahdi-Anfstand  und  der  zeit- 
weilige Verlust  der  Sudan-Provinzen  hatte  für  Egypten  auch  die 
unangenehme  Fdge,  dass  eine  grosse  Anzahl  von  Entschädignngs- 
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ansprüchen  gegen  den  Fisktif  geltend  gemacht  wurde  von  Leuten, 
welche  infolge  dieser  Ereignisse  Verluste  erlitten  hatten  oder  erlitten 
zn  haben  behaupteten.  Heivits  durch  ein  früheres  Dekret  vom 
1.  September  1*1*1  war  eine  internationale  Kommission  eingesetzt 
worden  zur  Prüfung  dieser  Ansprüche  nnd  mit  der  Pefugnis.  über 
dieselben  endgültig  und  mit  Ausschluss  des  Hechtsweges  zu  ent- 
scheiden. Kine  Summe  von  1220(10  L.  E.  war  ihr  zu  diesem  Zwecke 
zur  Vertilgung  gestellt  und  zugleich  bestimmt  worden,  dass  alle 
nicht  vor  dieser  Kommission  geltend  gemachten  Ansprüche  verfallen 
sein  sollten.  Nach  Niederwerfung  des  Xlahdi-Autstandes  stellte  es 
sich  nun  heraus,  dass  noch  viele  Personen,  zum  grossen  Teil  Gefangene 
des  Mahdi,  rechtsmässige  Forderungen,  meist  aus  Schuldscheinen 
lüiKimN  Paschas  herrührend,  zu  erheben  hatten,  deren  Geltend- 
machung durch  das  Dekret  vom  1.  September  lN'.H  ausgeschlossen 
war.  Aus  Billigkeitsgründen  stellte  daher  die  Regierung  eine  neue 
Summe  von  4OOO0  L.  E.  zur  Verfügung  und  betraute  mit  deren 
Verteilung  die  durch  obiges  Dekret  vom  :tl.  Dezember  1N1>1*  be- 
zeichnete Kommission,  welche  auch  unter  den  lange  im  Sudan  ge- 
fangen gehaltenen  und  nunmehr  befreiten  egyptischen  Offizieren  und 
Mannschaften  eine  weitere  Summe  von  2."»000  L.  E.  verteilen  sollte. 
Die  Kommission  hat  ihre  Aufgabe  beendet  und  damit  die  alte  Sudan- 
Rechnung  der  egyptischen  Regierung  endgültig  liquidiert. 

Durch  ein  Dekret  vom  ;$0.  Januar  l!»00  sind  die  Vollmachten 
der  gemischten  Gerichte  auf  weitere  fünf  Jahre  verlängert  worden. 
Diese  im  Jahre  1n7-">  eingeführten  internationalen  Gerichtshofe  sind 
bekanntlich  nicht  zn  einer  ständigen  Einrichtung  geworden,  obsehon 
das  in  der  ursprünglichen  Absicht  der  egyptischen  Regierung  gelegen 
hatte.  Nachdem  die  erste  fünfjährige  Probezeit  im  Jahre  Insu  ab- 
gelaufen war.  hat  man  die  Vollmachten  der  gedachten  Gerichte  von 
fünf  zu  fünf  Jahren  weiter  verlängert,  Wohl  hat  die  egyptisdie 
Regierung  den  in  den  Jahren  Inn»,  1,ns4  und  lS'.to  zusammen- 
getretenen internationalen  Kommissionen  Entwürfe  unterbreitet,  um 
die  Einrichtung  zu  einer  dauernden  zu  machen  und  zugleich  auf 
eine  breitere  Grundlage  zu  stellen,  vor  allem  durch  Erweiterung 
der  Kompetenz  in  Strafsachen,  aber  die  zum  Teil  langen  Reratungen 
haben  zu  keinem  Abschluss  geführt,  teils  aus  politischen  Gründen, 
teils  weil  die  vielen  beteiligten  Regierungen  über  eine  Reihe  von 
Einzelfragen  sich  nicht  einigen  konnten.    Solange  der  gegenwärtige 
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politische  Zustand  Egyptens  weiter  dauert,  wird  wohl  auch  die  gegen- 
wärtige Organisation  der  gemischten  Gerichte  im  wesentlichen  weiter 
bestehen.  Indessen  hat  eine  im  Jahre  18i»l*  versammelte  internationale 
Kommission  eine  Reihe  von  Gesetzentwürfen  ausgearbeitet,  welche 
die  Zustimmung  der  Vertragsmächte  gefunden  haben  and  unterm 
20.  März  1900  (/.um  Teil  auch  später)  publiziert  worden  sind.  Damit 
sind  sowohl  in  dem  Organisationsgesetze  für  die  gemischten  Gerichte, 
wie  in  deren  Gesetzbuche  selbst  eine  Anzahl  von  Abänderungen  und 
Ergänzungen  eingeführt  worden,  welche  sich  durch  eine  25jährige 
Praxis  als  notwendig  oder  nützlich  herausgestellt  hatten. 

Unter  diesen  neuen  Gesetzes- Bestimmungen  sind  als  von 
allgemeinerem  Interesse  hervorzuheben  vorerst  ein  Gesetz  über  die 
Ausdehnung  der  gemischten  .Strafgerichtsbarkeit  auf  die  Fälle  des 
betrügerischen  und  einfachen  Bankrottes.  \\'ährend  das  Konkurs- 
verfahren von  jeher  zur  Zuständigkeit  der  genannten  Gerichte  gehörte, 
blieb  die  Bestrafung  des  Bankrottes  Sach«  der  einheimischen  bezw. 
Koiisnlarrichter,  je  nachdem  der  Schuldige  ein  Einheimischer  oder 
ein  Fremder  war.  Diese  Zweiteilung  hatte  die  erheblichsten  Nachteile 
zur  Folge  und  auf  Verlangen  des  Handelsstandes  wurde  auch  die 
Strafverfolgung  des  Bankrottes  und  der  damit  im  Zusammenhange 
stehenden  Vergehen  den  gemischten  Gerichten  Ubertragen.  Zugleich 
wurde  der  Abschnitt  des  Handelsgesetzbuches,  betreffend  das  Konkurs- 
verfahren, einer  eingehenden  Revision  unterzogen.  Unter  anderem 
ist  im  Gesetze  bestimmt  worden,  dass  über  den  Gemeinschuldner 
immer  dann  die  Schuldhaft  zu  verhängen  ist,  wenn  er  nicht  innerhalb 
14  Tagen  nach  Einstellung  seiner  Zahlungen  unter  Hinterlegung 
seiner  Bilanz  den  Konkurs  beim  Gerichte  angemeldet  hat.  Hat  er 
das  getan,  so  ist  die  Schuldhaft  fakultativ.  Diese  Strenge  erschien 
nötig;  da  der  Gemeinschuldner  früher  nur  in  seltenen  Fällen  einer 
Strafverfolgung  ausgesetzt  war,  so  hatte  man  sich  daran  gewöhnt, 
das  Konkursverfahren  wie  einen  gewöhnlichen  Prozess  zu  betrachten, 
welchen  zumal  der  betrügerische  Schuldner  wenig  fürchtete.  Nach 
Vorgang  mehrerer  moderner  Gesetzgebungen  wurde  fernerhin  die 
Einrichtung  des  Gläubigerausschusses  eingeführt.  Derselbe  ist  von 
der  Gläubigerversammlung  zu  wählen,  falls  diese  die  Bestellung 
eines  solchen  für  angemessen  erachtet.  Die  Hechte  und  Pflichten 
des  Glänbigorausschusses  sind  in  ähnlicher  W  eise  wie  im  deutschen 
Kunkursrechte  geregelt.    Eine  weitere  Neuerung,  für  welche  wohl 
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schon  einzelne  Vorbilder  existieren,  zu  welcher  man  sich  aber  in 
l)ent>chland  noch  nicht  hat  eiitschliessen  können,  ist  das  sogen, 
„concordat  preventif".  Der  zahlungsunfähige  Schuldner,  welcher 
glaubhaft  macht,  das»  er  dun  h  widrige  Verhältnisse  ohne  eigenes 
Verschulden  seinen  Verpflichtungen  nicht  nachkommen  kann  (ledcbiteur 
malheurenx  et  de  bonne  foi),  kann  innerhalb  der  obenbezeichneten 
lltägigen  Frist  bei  Gericht  beantragen,  dass  seine  Gläubiger  ihm 
ohne  Konkurserklärung  einen  Vergleich  bewilligen.  Das  Gericht 
(Kammer  für  Handelssachen)  ernennt  zur  Prüfung  der  Sachlage 
einen  Kichterkommissar.  Falls  ihm  die  gesetzliehen  Voraussetzungen 
eines  concordat  preventif  nicht  vorhanden  zu  sein  scheinen,  erklärt 
es  den  Konkurs;  andrenfalls  beruft  der  Richterkommissar  die 
Gläubigerversammlung,  um  über  die  Bewilligung  des  beantragten 
Vergleiches  zu  beschließen.  Zur  Bewilligung  ist  die  Mehrheit  aller 
Gläubiger,  welche  zugleich  der  Kunkursforderungen  vertreten 
müssen,  erforderlich;  der  Beschlnss  der  Gläubigerversammlung  bedarf 
ausserdem  gerichtlicher  Genehmigung,  ist  aber  dann  für  alle  (iläubiger 
bindend;  er  kann  aus  denselben  Gründen  wie  der  Zwangsvergleich 
im  Konkurse  angefochten  werden. 

Der  Zweck  des  Gesetzes  ist,  einem  Schuldner,  welcher  ohne 
sein  Verschulden  in  eine  bedrängte  Lage  gekommen  ist.  die  Makel 
der  Konkurserklärung  zu  ersparen,  zugleich  aber  auch  die  bedeutenden 
Kosten  eines  Konkurses  und  den  Zwangsverkanf  der  Aktiven,  welcher 
in  der  Regel  nur  mit  grossem  Verluste  geschehen  kann,  zu  ver- 
meiden. Der  Schuldner  fuhrt  sein  Geschäft  weiter  und  befriedigt 
seine  (iläubiger  nach  Massgabe  des  Vergleiches.  Bleibt  er  hiermit 
im  Rückstände,  so  wird  auf  Antrag  das  Konkursverfahren  eröffnet. 

Das  Gesetz  ist  noch  nicht  lange  genug  in  Kraft,  um  beurteilen 
zu  können,  ob  es  sich  praktisch  bewährt. 

Erwähnung  verdient  noch  ein  Dekret  vom  1.  März  VMM, 
betreffend  die  Immunität  der  Diplomaten  und  Konsuln,  sowie  der 
ihnen  unterstellten  Beamten.  In  den  Gesetzen  mancher  Staaten 
sowie  in  Konsularverträgen  finden  sich  wohl  einzelne  Bestimmungen 
über  diese  Immunität,  es  ist  aber  meines  Wissens  hier  das  erste 
Mal,  dass  der  Gegenstand  durch  internationale  Vereinbarung  ein- 
gehender geregelt  worden  ist.  Freilich  kann  das  erwähnte  Gesetz 
keinen  Anspruch  darauf  machen,  den  Ausdruck  der  internationalen 
Rechtsüberzeugung  hinsichtlich  der  diplomatischen  Immunitäten  dar- 
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znstellpn ;  die  besonderen  Verhältnisse  Egyptens  nnd  die  von  alters  her 
in  den  Kapitulationsländern  bestehenden  Vorrechte  konnten  nicht 
unberücksichtigt  bleiben.  Immerhin  erscheint  mir  das  Gesetz 
interessant  genug1,  um  hier  mitgeteilt  zu  werden.    Es  lautet: 

.,Tous  les  fonetionnaires  diplomatique»  on  consnlaires,  envoyes 
de  l'etranger  en  Egypte  (missi).  et  leurs  familles.  anront  la  facultc 
d'aetionner  les  tiers  devant  les  Tribunanx  mixtes  egyptiens,  Sans 
cependant  etre  justiciables  de  ces  Tribunanx  comme  defendenrs,  sauf 
dans  le  cas  de  demandes  reconventionnelles  jusqn*  ä  due  concttrrence 
de  la  demande  prineipale. 

S'ils  soecupent  de  commerce  on  d'industrie,  s'ils  piissedent  oii 
exjiloitent  des  inimeubles  en  Egypte.  ils  seront  soumis  a  la  juridiction 
des  Tribunaux  mixtes  egyptiens  potir  toutes  les  affaires  commerciales 
on  industrielles  et  ponr  toutes  les  actione  reelles  immobilieres  on 
lenr  qualite  ofticielle  ne  sera  pas  en  cause. 

Tons  les  antres  fonetionnaires  non  compris  dans  le  preiui.r 
paragraphe  du  present  article,  ainsi  que  les  cawass.  seront  assujettis 
ä  la  juridiction  mixte  ponr  toutes  les  affaires  ne  concernant  pas 
leurs  fonetions  offizielles/ 

Zur  Erläuterung  des  Gesetzes  möge  folgendes  dienen:  In  den 
sogen.  Kapitulationen  war  von  den  Sultanen  den  Mächten  das  Pri- 
vilegium eingeräumt  worden,  dass  über  ihre  Konsuln  nur  der  da- 
malige höchste  Staatsgerichtshof,  der  Divan  Imperial  zu  Konstantinopel, 
welcher  im  Heisein  des  Sultans  selbst  Hecht  sprach,  zn  Gericht  sitzen 
sollte.  Der  Divan  Imperial  ist  längst  eine  historische  Erinnerung, 
und  die  Pforte  hat  vergeblich  versucht,  einen  anderen  Gerichtshof 
mit  dieser  Jurisdiktion  zu  betrauen.  Die  Mächte  haben  sich  dazu 
nicht  bereit  finden  lassen,  und  so  gemessen  in  der  Türkei  die  Konsuln 
tatsächlich  eine  vollständige  Immunität,  welche  sich  auch  auf  die 
ihnen  unterstellten  Beamten  erstreckt;  nnr  die  Dragomane  und 
Kawassen  sind  dem  allgemeinen  Kechte  der  Fremden  in  der  Türkei 
unterstellt  nach  Massgabe  des  von  den  Mächten  anerkannten  türkischen 
Gesetzes  über  die  fremden  Konsulate  vom  Jahre  lM'Ut.  Hei  den 
Verhandlungen  über  die  egyptische  Justizreform  wurde  diese  im 
ganzen  Oriente  tatsächlich  bestehende  Immunität  für  Egypten  auch 
gesetzlich  festgelegt.  Und  zwar  bestimmen  über  diesen  Punkt  die 
betreffenden  Vertrage  (vom  Jahre  1*7-1  nnd  1*7.'-):  „Les  immuniti-s 
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dont  les  consnlats  etrangers,  ainsi  que  les  fonctionnaires  qui  dependent 
deux,  jouiBsent  actuellement,  en  vertu  des  usages  diplomatiques  et 
des  traites  en  viguenr,  res  teilt  maintemies  dans  leiir  intigrite;  en 
conseqnence,  les  agents  et  consnls  generaiix.  les  consnls,  les  vice- 
consuls.  lenrs  familles  et  tontes  les  persnnnes  attachees  ä  leur  service, 
ne  seront  pas  jnsticiables  des  nouveanx  tribnnaux  et  la  nonvelle  legis- 
lation  ne  sera  applicable  ni  ä  leurs  personnes.  ni  ä  lenrs  maisons 
dhabitation". 

Hinsichtlich  dieser  exenipteii  Personen  blieb  es  also  bei  den 
früheren  Gcricht.sbarkeitsverhältnissen.  Natürlich  konnten  auch  sie 
gerichtlich  belangt  werden,  aber  nur  vor  ihrem  Konsulargericht, 
bezw.  in  ihrer  Heimat;  als  Kläger  mussten  sie  sich  ihrerseits  an 
das  Konsulargericht  des  Verklagten  oder,  wenn  dieser  ein  Ein- 
heimischer war,  an  da«  einheimische  Gericht  wenden.  Ks  stellte  sich 
indessen  heraus,  dass  jene  Vertragsbestimmungen  eine  doppelte  Un- 
zuträglichkeit  zur  Folge  hatten:  einmal  war  die  Zahl  der  Exempten 
übermässig  gross  und  dann  empfanden  es  diese  selbst  als  einen 
Nachteil,  dass  sie  ihre  Hechte  vor  den  gemischten  Gerichten  nicht 
geltend  machen  konnten. 

Auf  Vorschlag  der  egyptischen  Regierung  hatte  daher  schon 
die  internationale  Kommission  vom  Jahre  181*0  eine  Abänderung 
genehmigt,  welche  aber  damals  nicht  die  Zustimmung  aller  Vertrags- 
mächte fand  und  erst  durch  obiges  Dekret  vom  1.  März  1001  in 
Kraft  gesetzt  werden  konnte. 

Die  Immunität  ist  ftir  alle  Beamten  der  fremden  Mächte 
aufrecht  erhalten,  welche  der  diplomatischen  oder  der  Konsulats- 
Karriere  angeboren,  mit  der  Einschränkung  jedoch,  dass  auch  sie  in 
Immobiliarsachen,  sowie  in  dem  gewiss  seltenen  Falle,  dass  sie  sich 
mit  Handel  oder  Industrie  beschäftigen,  der  gemischten  Gerichts- 
barkeit unterstehen.  Aus  dem  Text  erhellt,  dass  die  Konsuln,  soweit 
sie  zu  den  „missi"  gehören,  ebenfalls  an  dem  diplomatischen  Vorrechte 
teilnehmen,  während  da*  in  anderen  Ländern  nur  für  Strafsachen 
und  auch  für  diese  nur  beschränkt  der  Fall  ist.  Indessen  ist  es 
erklärlich,  dass  die  Mächte  auf  die  von  alters  her  bestehenden 
Privilegien  der  Konsularbeamten  nicht  ganz  verzichten  wollten. 
Das  Privilegium  der  Exterritorialität  fällt  hingegen  fort  für  alle 
Wahlkonsuln  und  alle  Beamten  der  Konsulate,  welche  nicht  der 
Konsulatskarriere  angehören,  das  heisst  also  das  Geschäftspersonal. 
Jahrbnch  der  Internat.  Vi-relui^iuK.  «.  n.  7.  Bd.  105 
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Man  kann  demnach  sagen,  dass  Egypten,  wenn  es  auch  in 
bezng  auf  die  gerichtlichen  Immunitäten  noch  nicht  ganz  auf  dem 
Standpunkte  der  europäischen  Staaten  angelangt  ist,  doch  einer 
übermässigen  Ausdehnung  derselben  ein  Ende  bereiten  konnte,  eine 
Ausdehnung,  die  wohl  in  den  früheren  Zuständen  im  Oriente  ihre 
Erklärung  findet,  heutzutage  aber  für  Egypten  ihre  Berechtigung 
verloren  hatte. 
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Das  Grundeigentum  in  der  Türkei 

nach  der  neueren  Gesetzgebung. 

Von 

Wilhelm  Pudel, 

II.  Dragoman  der  kalnorllrh  deuttrhrn  Botschaft  In  KonKtantinopel. 

Fortsetzung. 

§  16.    Das  Teilungsverfahren  bei  Grundstücken.1) 
Die  Medschelle   behandelt  die  Teilung  im   allgemeinen  im 
zehnten  Buch,  zweiten  Bah.    Danach  kann  die  Teilung  zweierlei 
Art  sein: 

1.  Mehrere  in  gemeinschaftlichem  Eigentum  verschiedener  Personen 
befindliche  Gegenstände  werden  in  so  viel  Teile,  als  Eigentümer 
da  sind,  zusammengelegt  und  verteilt,  z.  B.  30  drei  Personen 
zusammen  gehörige  Schafe  werden  in  drei  Teilen  von  je  10 
zusammengetrieben  und  verteilt.  Diese  Teilung  heisst  kissmet- 
i-dschem'; 

2.  Ein  im  Miteigentum  mehrerer  befindliches  Objekt  (ain-i-müschterek) 
wird  in  so  viele  Teile  zerlegt,  als  Eigentümer  vorhanden  sind; 
z.  B.  ein  Grundstück,  das  mehreren  gehört,  wird  in  die  be- 
treffenden Teile  zerlegt.  Diese  Teilung  heisst  kissmet-i-tefrik 
(Art.  1115  Medsch.). 

Die  Teilung,  und  zwar  sowohl  die  kis8met-i-dschem,  als  auch 
die  kissmet-i-tefrik  kann  nach  Art.  1120  Medsch.  sein  eine  frei- 
willige —  kissniet-i-risa  oder  eine  erzwungene,  gerichtliche  — 
kissinet-i-kasa  — ,  je  nachdem  die  Gemeinschafter  insgesamt  für 
Teilung  sind  und  diese  vornehmen,  oder  nur  einige  die  Teilung 
wollen,  welche  sie  gerichtlich  erzwingen  (Art.  1121,  1122  Medsch.). 

Die  Teilung  muss  nach  Art.  1127  Medsch.  gerecht,  d.  h.  die 
Teile  gleichwertig  sein.    Infolgedessen  ist  der  Einwand  der  laesio 

"^Multeka  II.  S.  18fi. 
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fiiormis  —  ghabn-i-fahisch  —  zulässig.  Bei  Grundstücken  würde 
also,  wenn  bei  der  Teilung1  sich  eine  Differenz  zwischen  wirklichem 
und  angesetztem  Wert1)  von  1  5  und  mehr  herausstellt,  der  so 
bedeutend  benachteiligte  Gemeinschafter  neue  Teilung  beanspruchen 
können.  Nur  die  Anerkennung  des  Verletzten,  dass  sein  Recht  nicht 
verletzt  ist,  macht  die  Teilung  definitiv  gültig  (Art.  1157,  1160 
Medsch.). 

Die  gerichtliche  Teilung  kann  nicht  beantragt  werden  bei 
verschiedenartigen  Gegenständen  in  gemeinschaftlichem  Eigentum 
(Art.  1135),  d.  h.  bei  verschiedenartigen  Gegenständen  kann  die 
kissmet-i-dschem'  nur  eine  freiwillige  sein;  dasselbe  gilt,  wenn 
mehrere  Häuser  oder  Tschiftliks  (Landwirtschaften)  in  gemein- 
schaftlichem Eigentum  stehen;  jedes  Haus,  Tschiftlik -)  mnss  vielmehr 
in  so  viele  Teile,  als  Eigentümer  da  sind,  geteilt  werden;  soll  in 
diesem  Fall  also  die  Teilung  erzwungen  werden,  so  kann  nur  die 
kissinet-i-tefrik  in  Anwendung  kommen,  und  der  eine  Miteigentümer 
kann  nicht  dieses,  der  andere  jenes  Tschiftlik  an  einen  oder  den 
anderen  Miteigentümer  verteilt  wissen  wollen  (Art.  1138  Medsch.). 
Was  bei  Tschiftliks  ausdrücklich  gesagt  ist,  gilt  für  Land  im  all- 
gemeinen als  gültig  (vergl.  Art.  1115);  daher  ist  bei  Länderteilnng 
nur  die  kissmet-i-tefrik  zulässig. 

Die  kissmet-i-tefrik,  die  Teilung  eines  mehreren  gehörigen 
Objektes,  ist  ferner  nur  zulässig,  wenn  keinem  der  Gemeinsehaftcr  ans 

')  Der  „noksaan-i-fahisch".    Vergl.  Medsch.  Art.  1«5:  die  Verletzung 
de«  Preises,  ghabn-i-fahisch,  beträgt  bei  gewöhnlichen  Gegenständen 
bei  Tieren  '/,„,  bei  Grundstücken  '/B  des  Werte«. 

-)  Du»  Wort  r Tschiftlik"  kann  gemäss  Art.  131  G.-G.  zweierlei 
bedeuten:  „In  der  Gesetzessprache  (kämmen)  bedeutet  es  ein  Stück  Land 
das  jährlich  mit  einem  Paar  (Tschift)  Ochsen  bestellt  werden  kann.  d.  h. 
ein  Stüek  Land,  da*  hei  sehr  gutem  Boden  70—8«,  bei  mittlerem  IUI  und 
bei  geringem  130  Donüm  gross  ist.  Ein  Donüm  (Morgen)  ist  ein  Stück 
Land,  das  in  der  Länge  und  Breite,  gemessen  mit  mittlerem  Schritt. 
40  Schritte  beträgt  oder  im  Quadrat  1WM)  Sira  (Arschin)  gross  ist;  unter 
Sira  ist  nach  Kunderlass  de*  Grundbuch-Ministeriums  vom  t>.  Sefer  1305 
und  12.  Tewhrin-i-ewel  »3  (veröffentlicht  in  den  Muharreratvi-uinumie  dos 
gen.  Ministeriums  S.  310)  eine  Sirai-mimari,  Architekten-Mars  (=  75  cm), 
nicht  die  Tseharschi  arschini,  Markt-Arschin,  zu  verstehen.  Im  gewöhnlichen 
Sprachgebrauch  heisst  Tschiftlik  aber  ein  Landgut,  das  besteht  sowohl 
aus  <ien  Ländereieri  wie  den  dazu  gehörigen  Wirtschaftsgebäuden  nebst 
bben.b-m  und  totem  Inventar  und  allem  Zubehör". 
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der  Teilung  Schaden  erwächst;  in  diesem  Falle  heisst  das  Objekt 
„teilbar"  (kabil-i-kissmet )  (Art.  IBM  Medsch.).  Die  zwangsweise 
Teilung  von  Mdlk-Laud  ist  also  hiernach  zu  beurteilen.  Land  wird 
nach  Sira  (Pik)  geteilt,  die  darauf  stehenden  Bäume  und  Gebäude 
jedoch  nach  ihrem  Wert  (Art.  11  IN  Medsch).  Nicht  inbegriffen  sind 
bei  der  Teilung  von  Grundstücken  und  Tschiftliks  Saaten  und 
Früchte,  wenn  dies  nicht  besonders  ausbedungen  ist  (Art.  1169 
Medsch  ).  Bei  der  Teilung  von  Grundstücken  sind  die  Bilume.  bei 
derjenigen  von  Tschiftliks  die  Bäume  und  Gebäude  inbegriffen 
(Art.  llo7>  Medsch.). 

Für  die  Teilung  von  Mirie-Land  gibt  nun  Art.  15  G.-G.  die 
folgenden  Grundsätze: 

„Ist  Mirie-Land  im  Besitz  mehrerer  teilbar,  d.  h.  jeder  Anteil 
einzeln  verhältnismässig  ebenso  nutzbringend,  wie  wenn  er  mit  den 
anderen  Anteilen  zusammengeblieben  wäre,  und  verlangt  mindestens 
einer  der  Mitbesitzer  die  Teilung,  so  werden  die  verschiedenen  An- 
teile nach  ihrer  Qualität  abgeschätzt  und  durch  Verlosung,  gemäss 
den  Bestimmungen  des  religiösen  Hechts  (Scheriat),  oder  auf  sonst 
eine  gerechte  Weise  in  tiegenwart  der  Beteiligten  oder  ihrer  gesetz- 
lichen Vertreter  und  unter  Mitwirkung  der  Behörde  jedem  einzelnen 
zugeteilt.  Im  Fall  der  Unteilbarkeit  des  Landes  muss  es  bei  dem 
gemeinschaftlichen  Besitz  bleiben:  in  diesem  Fall  ist  auch  die  Nutzungs- 
teilung (muhajat)  ausgeschlossen. u 

Danach  ist  für  die  Teilung  von  Mirie-Land  folgendes  zu  beachten: 

1.  Es  muss  teilbar  sein,  d.  h.  die  Teile  inlolge  der  Abtrennung  an 
Nutzbarkeit  nicht  eiiibüssen,  im  Interesse  des  Fiskus,  der  nur 
in  diesem  Falle  an  Einnahmen  aus  Zehnten  und  dergl.  nicht 
verliert. 

2.  Die  Teilung  muss  beantragt  sein,  und  zwar 

a)  mindestens  von  einem  Mitbesitzer  (Fall  der  kissinet-i-kasa), 

b)  von  allen  Mitbesitzern  (kissmet-i-risa). 

3.  Die  Mitwirkung  der  Behörde  ist  erforderlich. 

4.  Die  Interessenten  bezw.  ihre  Vertreter  müssen  zugegen  sein. 

Die  Methode,  die  Anteile  festzustellen,  kann  nach  dem  G.-G. 
beliebig  sein,  sowohl  die  scheriatrechtliche  Verlosung  (kura-i-scherije 
ussuli)  oder  sonst  ein  gerechtes  Verfahren.  Die  Verlosung  nach  dem 
Scheriatrechte  erfolgt  in  folgender  Weise:  Das  zu  teilende  Grund- 
stück wird  auf  einer-,  Plan  aufgezeichnet:  die  Anteile  werden,  nach- 
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dem  sie  nach  ihrer  Qualität  (nicht  nach  der  Raumgrössc)1)  gleicn- 
mässig  festgestellt  sind,  auf  dem  Plan  mit  Ziffern  als  Xo.  1,  2.  -i 
u.  s.  w.  bezeichnet,  je  nach  der  Zahl  der  Anteile:  z.  B.  ein  im  Be- 
sitz von  drei  Personen  stehendes  Sttlck  Land,  von  dem  einem  Mit- 
besitzer ;1  „.  dem  zweiten  1  „  und  dem  dritten  -  „  gehören,  wird  in 
sechs  qualitativ  gleiche  Teile  geteilt  und  diese  mit  den  Xummern  1 
bis  6  bezeichnet.  Darauf  werden  so  viel  Lose  gemacht,  als  Mit- 
besitzer vorhanden  sind,  also  drei,  und  die  Lose  mit  der  letzteren 
Namen  beschrieben,  in  dem  vorliegenden  Heispiele  mit  A.  Ii.  C; 
A  sei  der  Besitzer  von  drei,  B  derjenige  von  zwei  und  C  von  einem 
Anteile.  Diese  Lose  weiden  von  Kindern  oder  des  Lesens  Unkundigen 
gezogen.  Wird  das  mit  dem  Namen  A,  des  Besitzers  von  drei  An- 
teilen, beschriebene  Los  zuerst  gezogen,  so  bekommt  dieser  die  An- 
teile eins,  zwei  und  drei.  Wird  darauf  der  Name  C  gezogen,  so 
bekommt  dieser  den  Anteil  vier,  so  dass  fUr  B  die  Anteile  fünf  und 
sechs  verbleiben.  Wäre  an  zweiter  Stelle  das  Los  mit  dem  Namen  B 
gezogen  worden,  so  bekäme  B  die  Teile  vier  und  fünf  und  für  C 
bliebe  der  Teil  sechs.  Derjenige  also,  dessen  Name  zuerst  gezogen 
wird,  bekommt  den  Teil  eins  -f  so  viel  von  den  nächst  numerierten, 
als  er  Anteile  -  eins  hat,  u.  s.  f.*) 

Das  G.-G.  lässt  neben  der  scheriatreehtlichen  Verlosung  irgend 
einen  anderen  gerechten  Modus  zur  Bestimmung  der  Anteile  zu. 
Chamss  Estukkkk  führt  noch  den  in  Ruinelien  üblichen  Modus  des 
rTai  atmak-  an. c)  Ein  drei  Personen  gehöriges  Stück  Land  von 
30  Morgen  wird  aufgezeichnet  und  die  Anteile,  je  10  Morgen,  kenntlich 
gemacht.    Darauf  werden  drei  Lose  mit  den  Namen  der  Mitbesitzer 

•i  „ala,  evssat,  edna  ittibarile*  heisst  es  im  G.-G.  Art.  lö.  Die 
Reehtagelehrten  waren  über  die  Feststellung  der  Anteile  uueinig.  Am: 
Haaua  wollte,  dass  zwei  Morgen  Höhenland  einem  Morgen  Tiefland  gleich- 
gerechnet werden  sollten,  weil  letzteres  fruchtbarer  sei.  ABl'  Jl'ssrF  wollte 
zwiHchen  Hoch-  und  Tiefland  keinen  Unterschied  gemacht  wissen;  nach 
Abu  Mkumki»  «oll  der  Wert  abgeschätzt  und  danach  die  Teile  gleichmässit: 
bestimmt  werden.  Das  G.-G.  hat  die  letztere  Theorie  adoptiert,  wie  aus 
der  Fassung  ersichtlich  ist  runter  Berücksichtigung  der  guten,  mittleren, 
schlechten  Qualität"  (vergl.  Ml  ltkka.  eod.  II,  S.  186). 

*)  Mpltkka,  eod.;  Ditkkkk,  eod.;  Chaliss  Escurkkk.  S.  173. 

rtaiu  heisst  wörtlich  die  eine  der  beiden  Lasten,  mit  denen  die 
Lastpferde  beladen  werden,  „tat  atmak"  —  „die  Lasten  werfen",  (das  Ptenl) 
beladen,  d.  h.  gleichmassig  beide  Lasten  abwägen,  verteilen. 
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gemacht  uud  von  Kindern  auf  die  Anteile  des  Planes  gelegt.  Je<ler 
bekommt  das  Stück,  auf  das  das  mit  seinem  Namen  beschriebene 
Stück  Papier  zu  liefen  kommt.  Diese  Methode  kann  natürlich  nur 
in  Anwendung  kommen,  wenn  die  Anteile  untereinander  gleich  sind. 

Neben  der  Besitzteiluug  gibt  es  noch  eine  Nutzuntrsteilung. 
muhajet1)  genannt.  Die-  Nutzungsteilung  ist  nach  Art.  117'»  Med- 
schelle bei  vertretbaren  Sachen  (inissliat)  ausgeschlossen  und  bei  nicht 
vertretbaren  (kyimiat)  Sachen  nur  dann  zulässig,  wenn  ihre  Sul>stanz 
durch  die  Nutzung  nicht  vernichtet  wird.  Die  Nutzungsteilung  kann 
nach  Art.  1 17*»  Medschelle  zeitlich  (semanen)  oder  ürtlich  (mekjanen) 
sein,  je  nachdem  die  Teilnehmer  sich  entweder  der  Zeit  nach  den 
Nutzen  teilen  oder  dem  Ort  nach;  z.  B.  ein  Stück  Land  wird  ent 
weder  abwechselnd  ein  Jahr  von  dem  einen,  ein  anderes  .lahr  von 
dem  anderen  Miteigentümer  genutzt,  oder  der  eine  bestellt  die  eine, 
der  andere  die  andere  Hüllte  des  gemeinschaftlich  besessenen  Landes. 
Nutzungszeit  wie  Nutzungsort  werden  im  Wege  der  Verlosung  be- 
stimmt (Art.  1180  Medschelle).  Bei  Gegenständen  mit  gleicher 
Nutzungsart  kann  die  Nutzungsteilung  gerichtlich  erzwungen  werden, 
falls  nicht  alle  Beteiligten  darein  willigen  (Art.  1180  Medschelle), 
bei  Gegenständen  mit  ungleicher  Nutzbarkeit  nicht.  Die  Nutzungs- 
teiluug  wird  hauptsächlich  bei  unteilbaren  Gegenständen  gewählt, 
werden,  bei  denen  sie  auch  erzwungen  werden  kann  (Art.  1183). 

Nach  Art.  15  G.-G.  soll  eine  solche  Nutzuugsteilung  bei  Mirie- 
Land  ausgeschlossen  sein.  Da  daraus  aber  dem  Fiskus  keinerlei 
Schaden  erwuchst  und  fast  alle  Beschränkungen,  denen  der  Besitzer 
von  Mirie-Land  im  Gegensatz  zum  Mülk-Eigentümer  unterworfen  ist, 
das  materielle  Interesse  des  Staates  zu  fördern  geschaffen  sind,  so 
erscheint  die  angeführte  Bestimmung  in  dieser  strengen  Form  auf- 
fällig. In  der  Tat  dürfte  dieselbe  auch  so  aufzufassen  sein,  dass, 
wie  es  bei  der  Nichtteilbarkeit  des  Landes  beim  gemeinschaftlichen 
Besitz  bleiben  muss,  in  diesem  Falle  auch  die  Nutzungsteilung  von 
einzelnen  Mitbesitzern  nicht  erzwungen  werden  kann.-)  In  t'bcr- 
einstimmung  mit  dieser  Auffassung  ist  daher  der  Schlusspassus  des 
Artikels  15  übersetzt  worden  „in  diesem  Falle  ....  etc.-',  nämlich 
im  Falle  der  Unteilbarkeit  des  Landes. 

v)  „muhaje"  ist  nach  Art.  1174  „die  Teilung  des  Nutzens"  (vergl. 
auch  Multkka,  II.  S.  179). 

»)  Vergl.  Ali  Haidkb,  S.  78. 
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Ist  nach  den  eben  erwähuten  Bestimmungen  die  Teilung  voll- 
zogen und  hat  von  seinem  Anteil  jeder  Mitbesitzer  Besitz  ergriffen, 
so  können  einige  der  Mitbesitzer,  wie  Art.  16  G.-G.  in  Überein- 
stimmung mit  Art.  11  ">7  Medschelle  bestimmt,  die  Teilung  nicht  mehr 
anfechten.  Nur  der  Einwand  des  „ghabn-i-fahisch'1,  der  laesio  enormis1) 
kann  zur  Annullierung  führen,  da  auch  bei  Mirie-Land,  wie  bei 
MUlk-Lnnd,  die  Teilung  auf  „irgend  eine  gerechte  Weise-  <„we 
ssuer-i-ssaire-i-adile  ile-)  vorgenommen  sein  inuss,  was  bei  erheblicher 
Verletzung  des  Wertes  (» \  des  Ganzen)  nicht  der  Fall  ist. 

Wie  schon  Art.  la  (4.-G.  vorschreibt,  ist  behufs  Teilung  von 
Mirie-Land  die  Mitwirkung  der  Behörde  und  die  Anwesenheit  der 
Interessenten  bezw.  ihrer  Vertreter  erforderlich.  Ist  diesen  beiden 
Erfordernissen  nicht  genügt,  so  ist  gemäss  Art.  17  G.-G.  die  Teilung 
ungültig. 

Die  Mitwirkung  der  Behörde  ist  zur  Wahrung  des  Fiskal- 
Interesses  vorgeschrieben;  eine  Teilung,  durch  welche  die  Nutzbarkeit 
des  Landes  vermindert  und  so  die  Einnahme  des  Staates  verringert 
wird,  ist  somit  unmöglich. 

Sind  die  Mitbesitzer  ganz  oder  zum  Teil  unmündig  oder  in- 
folge von  Geisteskrankheit  handlungsunfähig,  so  kann  die  Teilung 
ihrer  Grundstücke  auch  von  ihren  Vormündern  vorgenommen  werden 
(Art.  \H  G.-G.). 

§  17.  Verjährung  und  Ersitzung.*) 
Fntor  Verjährung,  türkiseji  „mürur-i-seman",  versteht  man 
nach  islamitischem  Recht  den  Verlust  des  Klageansjinichs  auf  ein 
Recht,  das  eine  gewisse  Reihe  von  Jahren  nicht  ausgeübt  worden 
ist  (exstinktive  Verjährung),  und  andererseits  den  Erwerb  von  Rechten 
infolge  Ausübung  derselben  während  einer  bestimmten  Zeitdauer 
(aequisitive  Verjährung,  Ersitzung). 

Nur  das  Klagerecht  also  geht  durch  Verjährung  .zu  Grunde, 
nicht  das  Recht  selbst;  dieses  besteht  fort  „tekkadüm-i-seman  ile 
hakk  ssakyt  olmas*  (Art.  1G74  Medschelle)  und  kann  nur  nicht  aus- 
geübt werden,  weil  dem  Richter,  sei  es  durch  das  Scheriatrecht.  sei 

')  V.-rirl.  oben  S.  Ib68,  Aiim.  1. 

3>  Die  Medschelle  behandelt  den  „Zeitablauf*  im  XIV.  Buch  über 
(La  1'rozcM.    I).  III. 
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es  durch  die  neueren  Gesetze  (kanun.  nisam).  untersagt1)  ist,  „Klagen 
auf  Geltendmachung  eines  eine  bestimmte  Zeit  hindurch  nicht  aus- 
geübten Hechtes  anzuhören'*  (Art.  lsul  Medschelle). 

Folgende  \  erjUhrungstristen  bestehen  nach  türkischem  Hecht: 

1.  Gemäss  Art.  ltJC.l  verjähren  in  •%  Jahren  die  auf  das  Wesen 
des  Wakuls  und  die  Wakuf-Eigenschaft  (h'akkaba)  bezüglichen 
Prozesse  („assl-i-wakfa  ....  aid  ohm  dawalar"). 

Diese  Frist  galt  ursprünglich  nur  für  die  soeben  angeführten 
Prozesse.  Ob  und  wann  die  h'akkaba.  die  Obereigentumsrerhte 
des  Staates  bei  Mine-Land,  verjähren,  darüber  bestanden  bis 
zum  Jahre  1298  überhaupt  keine  liest inimungen,  weder  in  der 
Medschelle  noch  im  G.-G.  Ein  Irade  des  Sultans  vom  22.  Mu- 
harrem  1:500  <22.  TVsrhrin-i-ssani  129S)-)  bestimmt  nun,  dass 
die  vom  Staat  bezüglich  der  Hakkaha  an  Mirie-Land  anzu- 
strengenden Prozesse  ebenfalls  erst  in  '>•>  Jahren  verjähren  sollen. 

2.  In  15  Jahren  (der  allgemeinen  Verjährungsfrist!  verjähren  nach 
Art.  1<>«I0  der  Medschelle  alle  Schuld-  (den).  Pepositnl-  (wed'ie) 
Prozesse,  Prozesse  bezüglich  des  Eigentums  an  Mobilien  und 
MUlk-Immobilien,  Erbschafts-Prozesse,  bei  Wakuf-I.and  Prozesse 
bezüglich  des  Besitzes  von  mit  einer  festen  Miete  (mukatealu) '-') 
und  zwei  Mieten  ')  (idscharetenl  besessenen  Immobilien,  sowie 
bei  Wakuf-Objekten  überhaupt  Prozesse  bezüglich  der  Vertretung 
(tevliet)  und  der  Einnahme  (gale),  kurz,  in  15  Jahren  verjähren 
alle  Prozesse,  für  welche  keine  anderen  Fristen  gesetzlich  fest- 
gesetzt sind.  His  zum  Inkrafttreten  des  die  Verjährung  be- 
trettenden Teiles  der  Medschelle  (129;i  H.)  verjährten  alle  diese 
Prozesse  überhaupt  nicht,  („medschelle  we  ssair  kavanin  dschedi- 
uin  neselirinden  mukaddem  ....  mürur-i-semana  ittibar  olun- 
inajarak  .  .  .**  Zükular-Erlass  des  Grundbuehministeriums  vom 

')  Vor  Erhws  der  Medschelle  durften  Klagen  nach  Ablauf  der  be- 
treffenden Verjährungsfrist.-!!  nicht  ohne  Befehl  „emrssisu  gehört  werden. 
Vergl.  die  Fetwas  in  der  Herliner  Handschrift  No.  2fiO  f.,  178,  291  v.  des 
PKBTfcu'achen  Kataloge«  von  MtTTl  Mustafa  (1012  H.)  und  von  Aßt 
S.srrn  (unter  Suleitnan  d.  Gr.).  Aus  dein  Fetwa  ist  das  Jahr  (957)  er- 
sichtlich, Bcit  dem  e*  eine  Verjährung  ausser  der  seheriatreehtliehen  gibt. 

*.i  Dscheride-i-mehakim.  Jahrgang  129«  No.  1!K),  S.  1513  und  No.  188 
S.  149<>;  vergl.  auch  das  Masbata  der  Medschelle-Kommission  im  Seil  III 
z.  D.  8.  100. 

3)  Vergl.  buch  11. 
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22.  Kebi  ul  ewel  1303  17.  Kjanun-i-ewel  1301,  Muharrerat-i- 
umumie  dieses  Minist.,  Jahrg.  1302.4,  S.  159.) 

3.  Her  Besitz  von  Mine-Land  verjährt  in  10  Jahren  (Art.  1662 
Medschelle). 

4.  Prozesse  auf  Erlangung'  des  Besitzes  von  Land,  dessen  Besitzer 
erblos  gestorben  und  das  daher  an  den  Staat  zurückgefallen  ist 
(inahlul)  und  von  diesem  an  Muhadschirs1 1  verliehen  wird,  ver- 
jähren in  zwei  Jahren,  wenn  die  Muhadschirs  ungestörten  Be- 
sitz wahrend  dieser  Zeit  gehabt  haben  (vergl.  Zusatzhestimmung 
zu  Art,  20  G.-G.  vom  11.  Dschemasi  ul  ewel  1305  12.  kjanun- 
i-ssani  1303).  Diese  Frist  beginnt  zu  laufen,  sobald  das  Land 
von  den  Muhadschirs  angebaut  oder  Gebäude  darauf  errichtet 
werden,  d.  h.  sobald  demjenigen,  der  eventuell  Besitzrechte  geltend 
machen  könnte,  die  Besitzergreifung  durch  Muhadschirs  vor  Augen 
geführt  worden  ist. 

Die  Verjährungszeit  wird  einem  Beschluss  der  Medschclle- 
Kommission  vom  15.  Silhidsche  1297  a)  zufolge  nach  Mondjahren 
(1  Mondjahr  =  354  Tage),  nicht  nach  .Sonnenjahren  gerechnet.  Dabei 
ist  zu  bemerken,  dass  die  Verjährungszeit  nicht  zwischen  denselben 
Personen  abgelaufen  sein  muss;  der  Erbe  kann  sich  die  Zeit  des  Erb- 
lassers, der  Käufer  diejenige  des  Verkäufers  anrechnen  (Art.  1670). 
l'mgekehrt,  hat  der  Erblasser  es  eine  Zeit  lang  unterlassen,  den 
Prozess  anzustrengen,  und  der  Erbe  ebenfalls,  und  es  ergeben  sich 
so  10  bezw.  15  Jahre,  so  ist  die  Verjährung  vollendet  (cod.). 

Nach  den  obigen  Bestimmungen  ist  über  Verjährung  und  Er- 
sitzung des  Besitzes  oder  Eigentums  von  Grundstücken  bezüglich 
der  Zeitdauer  festzuhalten: 
1.  das  Eigentumsrecht  an  Mülk-Land  und  das  Besitzrecht  an  mit 
zwei  Mieten  (idscharetenlu)  oder  mit  einer  festen  Miete  (muka- 
tealu)  besessenem  Wakuf-Land  verjährt  in  15  Jahren; 

')  Muharomedaner.  welche  ihrer  Religion  wegen  aus  nichtmuhuui- 
medanischen  Ländern  in  die  Türkei  einwandern.  Der  Sultan  weist  ihnen 
regelmässig  Land  zur  Ansiedelung  umsonst  an,  und  zwar  Ackerland  als 
Mirie,  Gebäude  als  Mülk  (Erl.  des  Gnmdbuchministeriuins  vom  lH.Maiss  1311). 
Die  Muhadschirs  können  10  Jahre  von  der  Zuweisung  des  Landes  an  ge- 
rechnet dasselbe  nicht  verkaufen  (Erl.  des  Gnmdbuchministeriuins  vom 
SS«.  August  1311). 

-)  Dscheride-i-iiiehakim,  Jahrgang  1296.  Xo.  72  S.  571. 


Digitized  by  Google 


Wilhelm  I»ai»kl:  Das  Gnind«i|r>>nium  in  der  Türkei  etc.  1675 


2.  die  Obcrcigentuinsrechte  (Rakkaba)  des  Evkai's  bei  Wakuf-Land 
und  des  Staates  bei  Miiie-Land  verjähren  in  :>»>  Jahren: 

•J.  die  Besitzrechte  an  Mirie-Land  verjähren  in  10  Jahren. 
Was  die  sonstigen  Erfordernisse  der  Ersitzung  anbctritVt,  so  gelten 
ftlr  Mlllk-Land  und  Mirie-Land  verschiedene  Bestimmungen.  Über 
Wakuf-Land  wird  gesondert  gesprochen  werden.  Prozesse  bezüglich 
Metruke-Land  verjähren  nie,  da  dieses  dem  Privatverkehr  entzogen 
ist  (Art.  ltiT'i  Medsch.,  102  G.-G). 

Die  Verjährung  der  Besitzrechte  an  Mirie-Land  behandelt 
Art.  20  G.-G.  Danach  verjähren,  wie  schon  Art.  1*»»>2  Medschelle 
bestimmt,  Prozesse  bezüglich  Mirie-Laud  in  10  Jahren,  „wenn  das 
letztere  diese  Zeit  hindurch  ohne  Einspruch  des  Berechtigten  von 
einem  anderen  besessen  worden  ist  und  keiner  der  nach  dem  Scheriat- 
recht  die  Verjährung  hindernden  Einstünde,  wie  gewaltsame  Besitz- 
ergreifung. Handlungsunlühigkeit  infolge  Minderjährigkeit  und  Geistes- 
krankheit oder  Abwesenheit,  den  Berechtigten  wegen  seines  Nicht- 
einspruches  entschuldigt.  Vom  Wegfall  dieser  Umstünde  an  gerechnet 
10  Jahre  lang  werden  Prozesse  auf  Wiedererlangung  des  Besitzes 
von  Mirie-Land  gehört;  nach  Ablauf  dieser  Erist  nicht  mehr.  Ge- 
steht aber  der  Beklagte,  dass  er  das  Land  unrechtmässig  in  Besitz 
genommen  und  beackert  hat,  so  werden  Zeitablauf  und  Besitz  nicht 
berücksichtigt  und  die  Grundstücke  dem  rechtmässigen  Besitzer 
zurückgegeben". 

Danach  ist  zur  Ersitzung  von  Mirie-Land  erforderlich  10  Jahre 
langer  ungestörter  (bila  nisa)  Besitz.  Dabei  dürfen  dem  Berechtigten 
aber  nicht  ^asar-i-scherije*.  d.  h.  vom  religiösen  Recht  anerkannte  Ent- 
schuldigungsgründe  für  den  unterlassenen  Einspruch  zur  Seite  stehen. 

1.  Der  Besitz  iuuss  10  Jahre  lang  ohne  Einspruch  des  Berechtigten 
gewühlt  haben.  Der  Einspruch,  wenn  er  zur  Unterbrechung 
und  Verhinderung  der  Ersitzung  geeignet  sein  soll,  hat  nach 
Art.  16(i6  Medschelle  vor  dem  Richter  im  Wege  des  Prozesses 
zu  geschehen.    Blosser  Protest  an  Gcrichtsstelle  genügt  nicht. 

2.  Dem  Berechtigten  dürfen  Entschuldigungsgründe  für  den  nicht 
angestrengten  Prozess  nicht  zur  Seite  stehen  „agere  non  valenti 
non  currit  praescriptio".  Solche  Entschuldigungsgründe  sind 
Unmündigkeit.  Wahnsinn,  Abwesenheit  „mit  Reisefrist  •*  (müdet- 
i-ssefer),  gewaltsame  Inbesitznahme  (tegalib)  seitens  des  Prä- 
skribenten.   Unkenntnis  (dsehehl)  des  Rechts  an  der  von  dem 
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Präskribeiiten  besessenen  Sache  oder  Unkenntnis  der  Tatsache 
des  Besitzens  seitens  des  letzteren  gehört  nicht  zu  diesen  Ent- 
schuhligungsgründen. l)  Mit  dem  Wegfall  dieser  die  Verjährung 
hindernden  Momente,  d.  h.  in  dem  Augenblick,  wo  der  Berechtigte 
sein  Recht  ausüben,  klagen  kann,  beginnt  die  zehnjährige  Frist 
zu  laufen:  sind  solche  nicht  vorhanden,  mit  dem  Heginn  des 
Besitzes. 

Über  die  r  Abwesenheit  mit  Reisefrisf,  vergleichbar  der  absentia 
in  provincia  des  römischen  Rechts,  bestimmen  Art,  1664  und  16»»"» 
folgendes:  AVenn  die  Abwesenheit  des  Berechtigten  zur  Hinderung 
der  Ersitzung  geeignet  sein  soll,  muss  von  dem  Ort,  au  dem  der 
Berechtigte  sich  befindet,  der  Ort,  wo  die  Ersitzung  stattfindet,  bei 
mittelmässiger  Fortbewegung  (sseir-i-mtltedil)  in  frühestens  3  Tagen 
oder  18  Stunden  von  ihm  zu  erreichen  sein.  Sind  der  Berechtigte 
und  der  Präskribent  in  zwei  so  weit  voneinander  entfernten  Ort- 
schaften ansässig  und  konnte  der  Berechtigte  dadurch,  dass  er  während 
der  zehnjährigen  Frist,  wenn  auch  nur  ein  eiuziges  Mal.  mit  dem 
Präskribenten  an  dem  Ort  des  letzteren  zusammentraf,  die  Klage 
gegen  ihn  anstrengen,  so  wird  die  Verjährung  voll  gerechnet,  wenn 
er  dies  unterlassen  hat.  Nur  die  einmalige  Möglichkeit  der  Klage- 
anstellung  während  des  Laufes  der  Verjährung  genügt  also,  die  Ein- 
rede der  Abwesenheit  hinfällig  zu  machen. 

Die  unentschuldbare  Unterlassung  des  Prozesses  seitens  des 
einen  Mitbesitzers  bezw.  Miteigentümers  hebt  nicht  die  Folgen  auf 
des  Vorhandenseins  von  die  Verjährung  hindernden  Momenten  zu 
Gunsten  des  anderen  Mitbesitzers:  z.  B.  ein  zwei  Brüdern,  von  denen 
der  eine  unmündig  ist.  gehöriges  Stück  Mirie-Land  wird  10  Jahre 
lang  von  jemand  ungestört  besessen.  Oer  mündige  Bruder  hat  seinen 
Anteil  durch  Verjährung  verloren,  der  unmündige  nicht  (Art.  1672 
Medschelle'). 

Andere  Erfordernisse  als  die  oben  angegebenen,  nämlich  un- 
gestörter Besitz  während  10  .Jahre  bei  Nichtvorhandensein  von  die 
Verjährung  hindernden  Momenten  auf  seiten  des  Berechtigten,  sind 
für  die  Ersitzung  der  Besitzrechte  von  Mirie-Land  nicht  zu  erfüllen. 
Eines  Ersitzungstitels.  wie  Übergabe  des  Landes  zum  Zwecke  der 
BesitzUbertragung  (tiraglo.  Schenkung,  Erbschaft  u.  dergl..  bedarf  es 

')  Nach  einem  Fetwa  deH  Scheich  ul  Islam  Abussuud  (vergl.  Sil 
Eddin,  S.  102). 
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nicht,  etensowenig  braucht  der  Ersitzende  bona  tide  besessen  zu  haben, 
wenn  er  sich  nur  nicht  gewaltsam  in  den  Besitz  des  Landes  gesetzt 
hat.  Die  Ersitzung  der  Besitzrechte  geht  sowohl  gegen  Privatpersonen, 
wie  gegen  den  Fiskus  seihst.  Wenn  jemand  z.  B.  Mirie-Laud,  dessen 
Besitzer  ohne  Krben  gestorben  ist.  in  Besitz  nimmt  und  es  10  Jahre 
in  Besitz  hat.  so  ist  gemäss  Art.  7*  (J.-O.  sein  Besitzrecht  unan- 
fechtbar «hakk-i-karar  ssabit  olnr"  (vergl.  Art.  7*  O.-O.L  Zur  Er- 
sitzung von  Mirie-Wäldern  (cfr.  S  <>o  unten)  ist  nicht  nur  das  Holz- 
fällen während  10  Jahren  ausreichend,  sondern  der  sich  darauf 
Berufende  muss  ausser  der  Lichtung  des  Waldes  die  gelichteten 
Stellen  auch  beackert  haben:  vergl.  das  Rundschreiben  vom  2S.  Sseler 
1304  12.  Tesehrin-i-ssani   1302  i.  d.  Dscheride-i-mehakim  S.  3824. 

Anders  bei  Mülk-Land.  Zwar  gilt,  was  Uber  die  Folgen  des 
Vorhandenseins  der  «asar-i-seherije"  gesagt,  sowie  was  sonst  au  all- 
gemeinen Bestimmungen  Uber  Verjährung  und  Ersitzung  obenstehend 
wiedergegeben  ist.  gleichmässig  auch  für  Mlilk-I.and  und  alle  Mlllk- 
tiegenstände,  jedoch  wird  mit  der  Erfüllung  der  oben  angegebenen 
Bedingungen  ..Eigentum-"  nicht  ersessen.  Wie  erwähnt,  handelte  es 
sich  bei  Mirie-Land  nur  um  die  .Besitzrechte",  «hukuk-i-tessarrutie". 
die  von  der  Rakkaba.  dem  Ubereigentum,  zu  unterscheiden  sind. 
Bei  MUlk-Oegenständen  fällt  beides  als  „Eigentum"  zusammen.  Nach 
der  Medschelle,  Art,  121*.  gibt  es  nun  aber  nur  drei  Wege  (esbab- 
i-temellllk),  um  MUlk-Eigentum  zu  erwerben,  zu  denen  Ersitzung  nicht 
gehört,  nämlich: 

1.  Übertragung  des  Eigentums  durch  Kauf.  Schenkung  u.  dergl.: 

2.  Übergang  des  Eigentums  durch  Vererbung: 

3.  Erwerb  einer  zum  Freigut  aller  gehörigen,  in  niemandes  Eigen- 
tum stehenden  Sache  (inubah),  infolge  Besitzergreifung.1) 

Eigentum  wird  in  15  Jahren  also  nur  dann  ersessen,  wenn 
noch  eins  von  den  eben  angeführten  Ereignissen  vorliegt,  welches 
Eigentum  zu  begründen  allein  geeignet  ist,  d.  h.  es  muss  vorhanden 
sein  «ein  an  sich  zur  Erlangung  des  Eigentums  geschickter  Titel". 
Dabei  kommt  es  nur  auf  den  Titel  des  Ersitzenden  an.  Ob  sein 
Recht.svorgänger  von  dem  Eigenrum  Ubertragen  war.  wirklich  Eigen- 
tümer war  oder  nicht,  ist  unerheblich.  Kanu  der  sich  auf  Ersitzung 
berufende  Präskribent  —  neben  dem  wirklichen  oder  Putativtitel 
seinen  1'» jährigen  Besitz  nachweisen,  so  ist  er  Eigentümer  geworden. 

>j  Vergl.  $  «>,  S.  4«r»  Bd.  VI  und  VII. 
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Gemäss  Art.  1(574  der  Medsclielle  war  oben  gesagt  worden, 
dass  durch  Verjährung  kein  Recht  untergeht,  sondern  nur  das  Klage- 
recht  verloren  geht.   Umgekehrt  ausgedrückt,  wird  durch  Ersitzung 
kein  Recht  erworben,  sondern  eine  seit  Jahren  bestehende  Tatsache 
wird  durch  die  Gesetzgebung  geschlitzt.    Die  Folge  davon  ist  nun. 
dass  sowohl  bei  Mülk-.  wie  bei  Mirie-Land  das  Eingeständnis  des 
Präskribentcn,  dass  unrechtmässig  von  ihm  besessen  werde,  die  Kolgen 
des  Zeitablaufs  und  des  Besitzes  aufhebt  :  dem  Berechtigten  muss  bei 
Vorhandensein  eines  solchen  Anerkenntnisses  (ikrar)  das  vom  Prä- 
skribenten 10  oder  15  Jahre  lang  besessene  Land  zurückgegeben 
werden.   Dieselben  Folgen  treten  ein,  wenn  derjenige,  welcher  Mirie- 
oder  31  Olk-Land  in  Besitz  hat.  anerkennt,  dass  er  es  nur  als  Pächter 
( mllst eedschir)  oder  Leiher  (mOsteeir)  besitzt.    Solange  das  Pacht- 
oder Leihverhältnis  also  anerkannt  wird,  ist  eine  Ersitzung  aus- 
geschlossen (Art.  1673  3Iedschelle,  Art.  23  G.-G.).1)    Gesteht  aber 
der  Besitzer  nicht  ein,  dass  er  als  Pächter  oder  Präkarist  besitzt, 
dann  ist  gemäss  Art.  1(573  der  Aledseliellc  zu  unterscheiden,  ob  das 
Pacht-  oder  Leihverhältnis  „unter  den  Leuten"4  bekannt  (beu  ennass 
inaruf)  war  oder  nicht.    Im  ersten  Falle  ist  eine  Ersitzung  aus- 
geschlossen, im  zweiten  wird  des  Berechtigten  „Prozess  nicht  angehört-. 

Das  Anerkenntnis  (ikrari.  wenn  es  die  Wirkungen  des  Zeit- 
ablaufs aufheben  soll,  muss,  was  zunächst  die  Form  anbetrifft,  ge- 
mäss Art.  1(574  der  3Iedschelle  rechtsformell  sein,  d.  h.  vor  Gericht 
dem  Richter  erklärt  werden.  Ein  schriftliches  Ikrar  ist  nur  dann 
von  Wirksamkeit,  wenn  vom  Datum  des  betreffenden  Schriftstückes 
bis  zur  Anhängigmachung  des  Prozesses  die  Verjährungsfrist  noch 
nicht  verstrichen  ist.  Wir  haben  also  hier  ein  weiteres  Moment 
der  Unterbrechung  der  Verjährung  neben  dem  Prozess.  Vom  Datum 
eines  schriftlichen  Ikrars  an  gerechnet  beginnt  eine  neue  Frist  zu 
laufen.  Siud  länger  als  10  bezw.  lf»  Jahre  verflossen,  dass  der 
Präskribent  seinen  Besitz  für  nicht  gerechtfertigt  erklärt  hat,  so 
kann  der  Berechtigte  dem  Einwand  der  Ersitzung  nicht  mehr  damit 
begegnen,  dass  der  Präskribent  die  Unrechtmässigkeit  seines  Besitzes 

')  Mau  wird  diese  Bestimmung  dahin  ausdehnen  können,  dass  jede 
Ersitzung  ausgeschlossen  ist,  wenn  der  Besitz  des  Präskribenten  kein 
juristischer  ist.  d.  h.  wenn  er  nicht  mit  dem  Willen  besitzt,  als  Eigen- 
tümer oder  Besitzer  (»ei  Mirie-Land)  zu  haben,  was  er  besitzt  (S.  14  KlltKon 
Saukajuax.  Btikkuk  wc  dschesa  murur-i-setnanlcri). 
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anerkannt  hat.  Wird  der  I'rozess  gi 'gen  denselben  auf  Herausgabc 
von  Mirie-Land  aber  z.  B.  acht  .lahiv  nach  Ausstellung  des  schrift- 
lichen Ikrars  angestrengt,  und  hat  der  Prilskrihent  seit  zwei  Jahren 
vor  dem  Datum  des  letzteren  Besitz  gehabt,  dann  ist  die  Ersitzung 
durch  das  Anerkenntnis  unterbrochen  wurden. 

Bezüglich  des  Inhalts  ist  zu  unterscheiden,  oh  es  sich  um  Er- 
sitzung von  Mülk-Land  oder  diejenige  von  Mirie-Land  handelt.  Nach 
Art.  UM  4  der  Modschellc  soll  der  Präskrihent  .ssarahaten-\  unum- 
wunden, gestehen,  dass  der  .Klüger  noch  jetzt  ein  Recht  (an  der 
Sache)  habea  (hala  kendissinde  hakki  oldugunin.  Nach  Art.  20  G.-G.. 
also  hei  Mirie-Land.  soll  das  Anerkenntnis  besagen,  dass  Beklagter 
,.die  in  seinem  Besitz  hetindlichen  Grundstücke  unrechtmässig  in 
seine  Gewalt  hekommen  und  heackert  hat-1  (jedinde  hulunan  erasiji 
fusulen  saht  we  sirat  etmisch  oldugunu).  Im  letzteren  Falle,  wo  es 
sich  um  Mirie-Land  handelt,  hat  Beklagter  zu  erklären,  dass  sein 
Besitz,  „fusuli-,1)  unrechtmässig  ist.  Da,  wie  wir  gesehen,  hei  der 
Ersitzung  der  Besitzrechte  von  Mirie-Land  der  blosse  Zeitahlauf  ge- 
nügt und  ein  Titel  nicht  erforderlich  ist.  wllrde  ein  Anerkenntnis, 
etwa  in  der  Form,  .das  Land  gehörte  zwar  dem  Kläger,  infolge 
Zeitahlaufs  habe  ich  (Beklagter)  aber  die  Besitzrechte  erworben", 
nicht  die  Folgen  des  Zeitahlaufs  aufheben,  vielmehr  mllsste  die  sub- 
jektive Lnrechtmässigkeit  zum  Besitz  hervorgeholten  werden:  bei  der 
Ersitzung  von  Mtllk-Land  hingegen  würde  ein  solches  Anerkenntnis 
die  Ersitzung  aufheben,  wenn  Beklagter  nicht  gleichzeitig  einen 
Titel  nachwiese.  Wllrde  in  dem  gewählten  Beispiel  der  Beklagte 
hinzufügen  .nachdem  mir  das  Land  übertragen,  geschenkt  etc.  worden 
ist",  dann  würde  das  Anerkenntnis  kein  die  Ersitzung  des  Mlllk- 
Landes  aufhebendes  sein. 

§  18.    Besitzstörung  und  gesetzliche  Beschränkungen  des 
Besitz-  bezw.  Eigentumsrechtes. 

Der  Besitzer  von  Mirie-Land  kann  nach  Art.  13  G.-G.  jedem 
Unberechtigten  das  Betreten  seines  Grundstückes  verbieten,  es  müsste 
denn  sein,  dass  auf  demselben  ein  altes  Wegerecht  (hakk-i-mürur) 
lastet:  und  nach  Art.  14  G.-G.  kann  niemand  auf  dem  Mirie-Land 

')  Art.  112  der  Medschelle  lautet  in  der  französischen  Übersetzung 
(Aristarehi-Hei  Bd.  VI):  „on  appelie  fuznli  celui  qui  saus  droit,  agit  en 
proprictaire  sur  la  chose  d'autrui*. 
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eines  anderen  ohne  dessen  Erlaubnis  Gräben  ziehen.  Tennen  zum 
Dreschen  errichten  oder  sonst  irgend  welche  Besitzrechte  ausüben. 
Diesen  Bestimmungen  der  Art.  DJ  und  14  G.-G.  entsprechen  die 
Art.  1*.">  der  Medschelle.  wonach  niemand  unbefugt  au  der  Sache 
eines  anderen  Eigentumsrechte  ausüben  darf,  und  Art.  1102.  wonach 
jedermann  auf  seinem  Eigentum  tun  kann,  was  er  will.  Störungren 
in  der  freien  Ausübung  der  Besitz-  bezw.  Eigentumsrechte  müssen 
im  Wege  des  ordentlichen  Prozesses  beseitigt  werden  (vergl.  S  20). 

Die  freie  Ausübung  der  Eigentumsrechte  soll  aber  andererseits 
auch  nicht  Hechte  anderer  verletzen  (  Art.  1102  Medsch.)  oder  anderen 
grossen  Schaden  bringen  (1107). ')  Deswegen  sind  gesetzlich  dem 
Eigentum  gewisse  Beschränkungen  auferlegt,  welche  auch  analog 
gegenüber  dem  Besitz  bei  Mirie- Land  gelten.  Diese  Beschränkungen 
sind  zum  grossen  Teil  geschaffen,  um  rnzuträglichkeiten  aus  dem 
Nachbarnverhältnis  zu  beseitigen. 

1.  Wenn  in  einem  Hause  der  obere  und  der  untere  Stock  ver- 
schiedenen Personen  gehören,  so  hat  der  Besitzer  des  oberen 
Stockes  an  dem  unteren  Stock  das  hakk-i-karar.  d.  i.  Becht. 
den  letzteren  als  Stütze  für  seinen  eigenen  Stock  zu  benutzen, 
und  der  Besitzer  des  unteren  Stockes  an  dem  oberen  das  hakk- 
i-ssakti,  Dachrecht,  d.  h.  vor  Sonne  und  Hegen  sich  zu  schützen; 
Ober-  und  l'nterbewohner  können  nicht  ohne  gegenseitige  Er- 
laubnis einander  schadenbringende  Veränderungen  tretfen.  noch 
kann  jeder  auf  eigene  Faust  seinen  Stock  niederreisseti  lassen 
(Art.  1202). 

2.  Niemand  kann  die  Vorbauten  (Simse,  ssatschak)  der  Zimmer  in 
seiuem  Hause  auf  das  Nachbarhaus  hinüber  verlängern.  Was 
hinüberragt,  kann  abgehauen  werden  (Art.  110')  Medsch  ). 
Zweige  von  Bäumen,  die  über  des  Nachbars  Haus  oder  Garten 
hinüberhängen,  kann  der  Nachbar  zusammenbinden  und  zurück- 
ziehen lassen  (»der  abschneiden,  um  den  Luftraum  frei  zu  haben. 
Jedoch  kann  niemand  mit  der  Begründung,  dass  der  Schatten 
der  Bäume  in  des  Nachbars  Harten  seinen  Saaten  schädlich  ist. 
auf  Abhauen  der  ganzen  Bäume  bestehen  (Art.  1106  Medsch  ». 

')  sarar-i-faliisch:  „grosseu  Schaden"  bringt  eine  Handlung,  wenn 
sie  da«  Fundament  eines  Hauses  erHchüttcrt,  den  Einsturz  desselben  rer- 
anlassen  kann  oder  einen  zum  Wesen  der  Sache  gehörenden  Nutzen  (nienfa  at- 
i-assür)  vereit.  lt.  sowie  das  Wohnen  in  einem  Gebäude  unmöglich  macht 
Art.  11!)«)  M.dsch.l. 
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4.  Unter  „grossen.  .Schaden"  verursachenden  und  daher  auf  Wunsch 
dessen,  der  darunter  leidet,  zu  beseitigenden  Anlagen  sind  bei- 
spielsweise gemäss  Art.  1200  der  Medsclielle  zu  verstehen: 
ai  Windmühlen  und  Schmieden  in  unmittelbarer  Nähe  eines 
Hauses,   wenn   das  Hämmern  in  den  letzteren  oder  das 
Drehen  der  Flügel  der  ersteren  das  Haus  in  seiner  Festigkeit 
erschüttern; 

b)  Backöfen,  die  sehr  rauchen,  und  Fabriken,  in  denen  Lein- 
samen gekocht  wird  (be«.erchanei  und  die  daher  so  schlechten 
Geruch  verbreiten,  dass  dadurch  den  Bewohnern  des  in  der 
Nähe  liegenden  Hauses  das  Wuhnen  unmöglich  gemacht  wird: 

c)  Gräben,  um  Wa>ser  zu  einer  Wassermühle,  zu  leiten,  wenn 
die  Mauern  des  Nachbarhauses  unterspült  werden: 

d)  Dünger-  und  Abtallgruben,  wenn  der  Schmutz  derselben 
die  Mauern  des  Nachbarhauses  feucht  macht: 

e»  Dreschtennen,  wenn  der  Staub  die  Bewohner  des  Nachbar- 
hauses sehr  belästigt: 

fl  zu  hohe  Gebäude,  die  den  Wind  von  der  daneben  liegenden 
Dreschtenne  absperren ; 

g)  Garktlchen  in  der  Nähe  eines  Leinwandmarktes,  wenn  der 
Bauch  auf  die  Leinwandwaren  fällt. 

t;  19.    Unrechtmässige  Besitzentziehung. 

Die  rechtlichen  Folgen  der  unrechtmässigen  Besitzentziehung 
(gasb,  itlaf)  sind  bei  Mirie-  und  Mülk-Land  verschieden.  Die  ein- 
schlägigen Bestimmungen  enthalten  fUr  Mirie-Land  die  Art.  21  und 
22  G.-G..  für  Mülk-Land  Art.  90-,  ff.  der  Medschelle. 

Das  G.-G.  unterscheidet  drei  Fälle  der  unrechtmässigen  Be- 
sitzentziehung: 

1.  Das  betreffende  Land  ist  abgeerntet,  die  Felder  sind  unbebaut. 
Für  diesen  Fall  bestimmt  Art.  21  G.-G.  folgendes: 

.Wenn  Mirie-Land.  welches  jemand  unrechtmässig 
(fusulen)1)  oder  gewaltsam  in  seinen  Besitz  gebracht  und  be- 
stellt hat,  und  von  welchem  derselbe  Jahr  für  .fahr  die  Ab- 
gaben an  den  Fiskus  entrichtet  hat.  unter  Verniittelung  der 
Behörde  im  Wege  des  Prozesses  zurückverlangt  und  restituiert 
wird,  so  steht  weder  dem  Fiskus  noch  dem  obsiegenden  recht- 

>)  Vergl.  Anm.  1  zu  5j  17.  S.  1679. 
Jahrbuch  der  Internat.  Veielulguug.  «,  u.  7.  Bd.  Ii Ki 


1682     Wii.hklm  1'ai.kl:  Das  Grundeigentum  in  der  Türkei  etc. 


massigen  Besitzer  ein  Anspruch  auf  Ersatz  des  r  verminderten 
Bodenwertes-1)  noch  auf  Entrichtung  eines  Mietszinses -')  zu 
Das  Gleiche  gilt  bei  Grundstücken  Unmündiger.  - 

Die  ratio  dieser  auffallenden  und  harten  Bestimmungen  de> 
zitierten  Artikels  21  G.-G.  ist  offenbar  darin  zu  suchen,  dass 
das  liskalisehe  Interesse  allein  anderen  vorangeht.  Für  den  Fiskus 
ist  ohne  Belang,  wer  das  einmal  verliehene  Land  wirklich  im 
Besitz  hat,  Ein  Interesse  hat  er  nur  daran,  dass  es  bestellt 
wird,  in  gutem  Zustande  bleibt  und  der  jeweilige,  tatsächlich 
Besitzende  seine  Abgaben  entrichtet.  Aus  diesem  Prinzip  ist 
die.  wie  wir  gesehen,  so  ausserordentlich  erleichterte  Ersitzung 
von  Mirie-Land  herzuleiten,  mit  diesem  Prinzip  ist  auch  die  Be- 
stimmung zu  begründen,  dass,  wer  sich  um  das  ihm  verliehene 
Land  nicht  kümmert,  ja  vielleicht  infolge  Unmündigkeit  nicht 
einmal  kümmern  kann,  nachträglich  keinerlei  Ansprüche  gegen 
den  erheben  kann,  welcher  das  Land  ohne  Recht  oder  selbst 
mit  Gewalt  in  seinen  Besitz  gebracht  und  daraus  Nutzen  ge- 
zogen hat. 

Anderes  gilt  für  Mülk-Land.  Nach  Art.  905  der  Medschclle 
ist.  wer  das  Land  anderer  ohne  Hecht  in  Besitz  nimmt,  zur 
Rückgabe  au  den  Eigentümer  verpflichtet.  Hat  das  Grundstück 
irgend  eine  Wertminderung  erfahren,  so  ist  Ersatz  zu  leisten. 
Hat  der  Usurpator  das  Land  beackert  und  bestellt,  so  mus>  er 
für  den  nokssan-i-ers  aufkommen  (Art.  007). 

Um  Zweifel,  dass  diese  Bestimmung  des  Artikels  007  für 
Mülk-Land.  Art.  21  G.-G.  aber  nur  für  Mirie-Land  gilt,  zu  be- 
seitigen, hat  die  Medschelle-Kommission  dies  ausdrücklich  fest- 
gestellt. :t)  In  beiden  Füllen  konnte  der  Usurpator,  und  wenn 
sein  Unrecht  noch  so  offenkundig  war.  jedoch  nach  der  letzteren 
Praxis  nicht  im  Verwaltungswege  aus  dem  Besitz  vertrieben 
werden,  sondern  es  musste  stets  der  Ausgang  des  in  der  Regel 
recht  langwierigen  Prozesses  abgewartet  werden.    Gemäss  Be- 

')  „nokssan-i-ers"  ist  nach  Art.  K86  der  Medschclle  ,.la  difference  cn 
moiiis  existant  entre  le  loyer  dun  fonds  avant  la  recolte  et  *>n  loyer  apres 
lu  recolte". 

a)  „idschr-i-missil"  ist  nach  Art.  414  der  Medschclle  >  prix  <lu 
loua^'e  <'Htiine  par  expert«"*. 

:;  Verirl.  I>schcride-i-uiehukhn  Xo.  17,  S.  18t>. 
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schlus.s  des  Staatsrats,  veii.ih'iitlicht  in  der  Zeitung  lkdam 
No.  2907  vom  22.  .luli  1'.hi2.  sind  die  Verwaltungsbehörden 
indessen  künftig  gehalten,  auf  Antrag  eines  Landbesitzers  mit 
Besitztitel  Eindringlinge  ohne  Titel  im  Verwaltungswege  zu  ver- 
treiben und  sogar  dem  Strafgerichte  zuzuführen. 

Bezüglich  der  Ansprllrhe  Unmündiger  gilt  hei  Mülk-Land 
ebenfalls  nicht,  was  in  Art.  21  (i.-t;.  bestimmt  ist.  Nach  Art.  596 
der  Medschelle  hat  in  allen  Füllen,  wer  das  (iut  Unmündiger 
oder  Wakuf-tiut  zu  Unrecht  benutzt.  Schadenersatz,  nämlich  den 
idschr-i-missil.  zu  leisten. 

Das  Land  ist  bestellt  und  noch  nicht  abgeerntet.    Fllr  diesen 

Fall  bestimmt  Art.  22  ti.-G.: 

„Wenn  unrechtmässig  oder  gewaltsam  okkupierte  und 
bestellte  Ländereien  vom  rechtmässigen  Besitzer  vindiziert 
werden,  so  kann  der  letztere  unter  Ycrmittelung  der  Behörde 
das  noch  stehende  Getreide  und  Gemüse  ausreissen  lassen. 
Ein  Anspruch  darauf  steht  ihm  nicht  zu". 

Der  Vindikant  kann  sieh  als.»  selbst  nicht  freien  Zahlung 
des  Wertes  der  Saaten  u.  s.  w.  dieselben  aneignen.  Diese 
gehören  dem.  der  sie  angelegt  hat.  Gleiches  gilt  gemäss  Art. 
120>  der  Medschelle  auch  fllr  M Ulk- Land.  Danach  werden  die 
Ertragnisse  der  Saaten,  die  jemand  fllr  sich  angelegt  hat,  sein 
Eigentum.  Andererseits  hat  der  Usurpator  unrechtmässig  be- 
sessenens  Land  in  dem  Zustande  zurückzugeben,  wie  er  es  in 
Besitz  genommen  hat  (Art.  909  Medsch.).  Ist  das  Ausreissen 
des  angebauten  Getreides  dem  Boden  schädlich,  dann  kann  der 
Vindikant  gemilss  Art.  9(H>  der  Medschelle  von  demselben  selbst- 
verständlich Besitz  ergreifen,  wenn  er  dem  Anbauenden  den 
Wert  (mustehak  ul  kal'  olarak  kirnet)  ersetzt.1) 

Die  vom  Usurpator  angelegte  Saat  ist  noch  nicht  aufgegangen. 
Für  diesen  Fall  ist  mit  Irade  vom  1">.  Dschemadi  ul  ewel  1-102 
zu  Art.  22  G.-G.  folgender  Zusatz  gemacht  worden: 

„Ist  die  Saat  noch  nicht  aufgegangen,  so  kann  der 
Vindikant.  indem  er  dem  Usurpator  den  Wert  des  Saat- 
getreides ersetzt,  von  dem  Land  mit  der  Saat  Besitz  ergreifen". 


»)  Vergl.  oben  §  lHb,  S.  475.  Anw.  2  ISd  VI  u.  VH. 

10t;* 
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Auf  Ersatz  der  geleisteten  Arbeit  bei  der  Bestellung  des 
Landes  hat  der  Usurpator  gemäss  Art.  908  der  liedschelle 
nicht  Anspruch. 

1;  20.    Die  Gerichte  bei  Prozessen,  betreffend  Immobilien. 

Für  die  Entscheidung  von  GrundstUcksstreitigkeiten  können  in 
Betracht  kommen: 

die  geistlichen  Gerichte,  mehakiiu-i-schcrije.  oder 
die  ordentlichen  Gerichte,  mehakim-i-nisamic.1) 
Die  Zuständigkeit  dieser  Gerichte  im  allgemeinen  abzugrenzen, 
ist  zum  letztenmale  durch  Runderlass  an  sämtliche  Obergerichte  und 
Staatsanwaltschaften  vom  17.  März  lo04  versucht  worden.*)    I  ber 
die  Zuständigkeit    in  Grundsttlcksangelegcnheiteu   i>t   darin  jedoch 
nichts  enthalten.    Es  muss  daher  auf  ältere  Sonderbestimmungen 
zurückgegriffen  werden,  deren  jüngste  als  Rundschreiben  (tahrirat-i- 
umumie)  unter  dem  20.  Ramasan  129»»  (25.  August  1295)  ergangeu 
ist.-1)    Danach  gehören 
1.  zur  Zuständigkeit  der  Scheriat-Gerichle  in  Grundstückssachen: 
Prozose.  die  nur  nach  dem  Scheriat-Kecht  zu  entscheiden  und 
über  die  besondere  tiesetze  (kanum,  uisam)  nicht  ergangen  sind, 
nämlich: 

a)  Prozesse,  welche  eigentliche  Wakufs  (evkaf-i-ssahihe)  be- 
treffen: zu  den  eigentlichen  Wakufs  gehören  alle  zwei- 
mietigen  Wakufgrundstücke.  mussakkafat  und  mustefielat 
genannt  (s.  unten  Buch  II).  Erbschaftsprozesse  aber  um 
zweimietige  Wakufs  gehören  nicht  zu  dieser  Kategorie, 
und  für  sie  sind  die  Nisamie-Gerichte  zuständig.  Demi  die 
Vererbung  zweimietiger  Wakufgrundstücke  beruht  nicht 
auf  dem  Scheriat rechte,  sondern  ist  eine  durch  kanonische 
Verordnung  geschaffene,  adi  (Urteil  des  Gerichts  I.  In- 
stanz Kotistantinopel.  II.  Zivilkammer,  vom  27.  Rcdscheb 
1299  2.  hasiran  1298.  Dscheride-i-mehakim  S.  1252:vergl. 
auch  unter  S  82  c).    Auch  gehören  Prozesse  in  Bezug  auf 

')  Siehe  ..Entwirkelunir  und  jetzige  Yerfassunir  der  ordentlichen  Oe- 
richte  in  der  Türkei"  von  E.  SniillhT  (Sonderabdruck  ans  den  MiUcilumren 
de«  Orient.  Seminars |.    Berlin  ISüS. 

»)  Abgedruckt  in  der  Zeitaclirifl  „Ilukkuk"  (Hechte).  I.  Jalirsranir 
No.  7.  S.  113. 

'I  Al-irednickt  bei  Su  El>!>lN.  S.  HiN). 
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die  Einnahmen  aus  Wakufs  zwischen  Fiskus  und  Privaten 
zur  Zuständigkeit  der  ordentlichen  Gerichte  (Temiis-l'rteil 
vom  5.  Teschrin-i-ssani  12'.*7.  zitiert  im  Urteil  des  Gerichts 
I.  Instanz  Konstiintinuj.el,  I.  Zivilkammer,  vom  12.  Ma'i'ss 
129*.  iNcheride-i-mchakim  S.  1:541): 
b»  Angelegenheiten,    die   gemäss    dem    II Uvela  -  Gesetz  vom 
14.  Dschemadi  ul  aehir  1291  l|  zu  entscheiden  sind. 
2.  Alle  anderen  Grundstihksstrcitigkciten  gehören  zur  Zustündig- 
keit  der  ordentlichen  (iiisamiei  Gerichte,  mögen  die  tiesetze,  nach 
denen  sie  zu  beurteilen  sind,  auf  dem  Seheriat  beruhen  oder  nicht. 
Ferner  sind  durch  jenes  Kmidschreihen  von  der  Kompetenz  der 
Schcriat-Gerichte  ausdrücklich  ausgenommen  die  lediglich  nach 
dem  Scheriatrechte  zu  henrteilendeti  Grenzstreitigkeiten,  welche 
ebenfalls  den  ordentlichen  tierichten  zugewiesen  worden  sind. 
Zwar  bestimmt  Art.  12*5  GG.,  dass,  falls  die  alten  Grenzen 
verwischt  sind,  die  Erneuernng  derselben  vorzunehmen  ist  durch 
Vermittlung  des  Scher-« ierichts  (roarifet-i-scher')  unter  Hin- 
zuziehung bejahrter  und  zuverlässiger  Einwohner  aus  einer  dem 
Dorfe,  zu  welchem  das  fragliche  Grundstück  gehört,  benachbarten 
Ortschaft;  der  Art.  I2t>  G.-G.  muss  aber  nach  dem  wiederholt 
zitierten    Rnnderlass    vom   25.  August   1295    in    seiner  An- 
wendbarkeit auf  Grenzregulierungen  im  gütlichen  Wege  be- 
schränkt bleiben. 

Im  übrigen  ist   in  (irundstücksangelegenheiten  dasjenige 
ordentliche  Gericht  zuständig,  in  dessen  liezirk  das  strittige 
Grundstück  liegt  (Art.  1S07  Medsch.). 
Folgende  Erfordernisse   sind   in  Grundstücksangelegeuheiten 
^treffenden  Prozessen  zu  beachten: 

1.  Handelt  es  sich  nm  Mirie-Land,  so  ist  die  Gültigkeit  des  Urteils 
von  der  Anwesenheit  der  sogen.  rcrasi  memurleri"  (Grttnd- 
stückslieamten),*)  welche  das  Urteil,  wenn  sie  nicht  als  Partei 
den  Staat  vertreten,  zu  unterschreiben  haben,  abhängig. !) 

2.  In  Prozessen,  in  denen  es  sich  um  Grundstücke  der  Zivilliste 
handelt  (emlak-i-humajun),  müssen  die  Hcamten  der  Zivillisten- 

i)  D.  III.,  S.  155. 

»I  Verirl.  über  di.-se  Beamten  Bd.  VI  und  VII,  S.  454,  Anm.  2,  §  3. 
*)  Gemäss  Art.  24  des  Tapu-Ge»etzes  D.  I.  S.  2<N). 
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Verwaltung  zugegen  sein  (Erlass  des  Justizministeriums  vom 
24.  August  zitiert  bei  Chaliss  Esciirkkk  S.  581« i. 

•i.  I>ie  Mitwirkung  der  Staatsanwaltschaft  in  Grundstüeksprozessen 
ist  in  folgenden  Fällen  erforderlich:1) 

a)  wenn  es  sich  um  Metrnke-Land  (Weideplätze,  öffentliche 
Wege  etc.)  handelt,  weil  ein  öffentliches  Interesse  vor- 
handen ist; 

b)  wenn  Streit  besteht  über  die  Zuständigkeit  des  einen  oder 
des  anderen  ordentlichen  Gerichts; 

c)  wenn  Streit  besteht  über  die  Zuständigkeit  des  Scheine- 
nder Nisatnie-Gerichts; 

d)  wenn  eine  der  Parteien  unmündig,  geisteskrank  oder  sonst 
handlungsunfähig  ist; 

e)  wenn  eine  der  Parteien  abwesend  oder  verschollen  ist; 

f)  wenn  im  Laufe  des  Prozesses  das  Vorhandensein  einer 
strafbaren  Handlung,  wie  Fälschung  eines  Schriftstücks 
und  dergl.,  entdeckt  wird. 

S  20a.    Die  Grundsteuer  und  Zehntenabgabe, 
l.  Die  Zehnten. 

Die  beiden  ältesten  Arten  der  (i rundabgaben,  Charadsch  und 
Pschr,  sind  bereits  in  §  2  ausführlich  besprochen.  Sie  gründen  sich 
auf  Vorschriften  der  heiligen  Hücher  und  heissen  daher  die  russum- 
i-scherije,  die  durch  das  heilige  Hecht  sanktionierten  Abgaben,  im 
Gegensatz  zu  den  tekjalif-i-ürfie,  den  später  eingeführten  .willkür- 
lichen (ungesetzlichen)  Lasten".  Der  Charadsch  wurde  von  den 
ungläubigen  besiegten  Landesbewohnern  erhoben,  während  der  Pschr 
von  den  Eroberern  des  Landes  und  den  mit  demselben  beschenkten 
Gläubigen  entrichtet  wurde.  Ersterer  betrug  1  ,0— 1  .,  des  Ertrages, 
letzterer  1  10.  Heide  Abgaben  bestehen  heute  noch  theoretisch. 
Indessen  ist  es,  da  schon  zu  Sultan  Suleimans  Zeit  die  Umwandlung 
von  Charadschie-  in  Mirie-Land  begonnen  hatte,  angeblich  weil  bei 
Vererbung  desselben  auf  viele  Köpfe  die  Festsetzung  des  Charadschs 
für  jeden  Erben  schwierig  war,  zweifelhaft,  ob  Charadschie-Iündereien 
ausser  unbedeutenden  Landstrecken  im  Vilajet  Mosstil  heutigen  Tages 
noch  existieren.  Puter  dem  Namen  „charadsch"  wird  gegenwärtig 
wenigstens  keine  Abgabe  mehr  erhoben;  die  Grnndlast,  die  von  den 

'  !  Verirl.  Chams-  Es<  hrkfk  S  ;,8Vt.  590. 
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ehemals  Charadsrhie-Läiideieien  in  Mossnl  erhoben  wird,  heisst 
offiziell  „ukr*  (vergl.  auch  üben  §  •V).  Auch  hat  kaum  jemand  ein 
Interesse  daran  gehabt,  der  Entziehung  der  Mülk-Kigeusrhaft  dieses 
so  schwer  belasteten  Landes  bis  zur  Haltte  des  Ertrages!)  und  seiner 
l'mwandlung  in  Mirie-Land  Widerstand  enhregenzusetz.  n.  Der 
Unterschied  von  Mirie-Land  und  Mülk-Land  ist.  nachdem  die  Rechte 
de»  Besitzer«  desselben  durch  das  Grundstikksgcsetz  geregelt  sind, 
in  ökonomischer  Beziehung  ausserordentlich  geringfügig.  l>ie  Obcr- 
eigentumsrechte  des  Staates  sind,  in  loyaler  Weise  ausgeübt,  nur 
als  eine  blosse  Form  anzusehen.  Insbesondere  aber  ist  das  Mülk- 
Land  nicht  in  der  Weise  vor  dem  Mirie-Land  ausgezeichnet,  da>s,  wie 
vielfach  fälschlich  angenommen  wird,  ersteres  von  der  Zehntenzahlung 
befreit  ist.  Der  Zehnte,  der  in  Wirklichkeit  10»  ,  vom  100  gegen- 
wärtig: beträgt  (Zirk.-K.rl.  des  Landw.-Min.  v.  0.  Silkade  l;U4i.  wird 
von  allen  Ländergattnngeii,  ob  Mülk-,  Mirie-  oder  Wakuf-Laud, 
erhoben,  vorausgesetzt  nur,  dass  der  Hoden  Ertrag  bringt.  Die 
Form  der  Zehntenerhebung  hat  wiederholt  gewechselt.  Bis  12*»S 
trieb  der  Staat  die  Zehnten  direkt  durch  Vermittlung  von  Stener- 
erhebern  (Muhassil)  ein;  bis  12M»  wurden  sie  verpachtet,  12*!'  wurden 
dann  die  Zehnten  des  Vilajets  Aidin  und  des  Donau- Vilajets  in 
eigene  Regie  genommen,  die  der  andern  Provinzen  weiter  verpachtet. 
Von  1206—1302  war  die  eigene  Verwaltung  der  Zehnten  durch  die 
Regierung  wieder  die  Regel,  die  dann  1302  endgültig  dem  System 
der  Zehntenverpachtung  Platz  machte.  Dieselbe  ist  durch  das  neue 
Zehntengesetz  vom  24.  Schawal  1300  (10.  Juni  l.SO.Vi  (Medsehm.  Lah. 
Kaw.  I.  29.*»)  geregelt,  deren  hauptsächlichste  Bestimmungen  kurz 
folgende  sind:  Ausgenommen  von  der  Zehntenzahlung  sind  Grund- 
stücke um  die  Wohnhäuser  in  Städten  und  Dörfern  und  von  Mauern 
und  Hecken  umgrenzte  Gelände  unter  einem  alten  Donum  Oll»  Pi<) 
Grösse  (Art.  2).  Der  Zehnte  wird  ferner  von  nicht  zu  Handels- 
zwecken bestimmtem  Brennholz,  Holzkohle  und  Gemüsen,  die  man 
nicht  aufbewahren  kann,  erhoben  (Art.  •'>).  Art.  4  Z.-G.  bestimmt 
im  Anschluss  an  Art.  127  G.-G.,  dass  die  Zehnten  zu  Lasten  der 
Gemeinde  sind,  in  deren  Gebiet  das  Getreide  geerntet  ist,  unabhängig 
davon,  wo  dies  aufgespeichert  oder  gedroschen  ist. 

Der  Zehnte  kann  in  Natur  oder  in  Geld  gezahlt  werden,  je 
nach  der  Übereinkunft  zwischen  Zehntenpächter  und  Bauer.  Nur 
von  gewissen,  in  dem  dem  Z.-G.  beigefügten  Tarifname  aufgeführten 
Produkten  ist  die  Zehntenerhebung  in  Natur  die  Regel  (Art.  0). 
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Streitigkeiten  zwischen  Zehntenpächter  und  Bauer  entscheidet 
der  Medschliss  des  Kasas  (Kreisausschuss),  der  zwei  Sachverständige 
vor  Einbringung  der  Ernte  an  Ort  und  Stelle  entsendet.  Gegen 
die  Schützling  der  letzteren  steht  Beschwerde  bei  demselben 
Medschliss  zu,  der  diesmal  zwei  Mitglieder  mit  der  Schlichtung  des 
Streites  betraut  (Art.  7). 

Bei  Zehntenzahlung  in  natura  sind  die  Zahlungspflichtigen 
gehalten,  das  zu  gebende  Getreide  in  den  Zehntenspeicher  des 
betreffenden  Ortes,  bezw.  bei  Nichtvorhandensein  eines  solchen 
Speichers  des  nächsten  Ortes,  jedoch  nicht  weiter  als  eine  Stunde 
Wegs  zu  transportieren.  Ausserdem  sind  die  Bauern  verpflichtet, 
das  Zehntengetreide  von  dem  Speicher  zur  nächsten  Stadt  oder 
Hafen  gegen  eine  vom  Medschliss  des  Kasas  festzusetzende  Ent- 
lohnung zu  schaffen  (Art.  9). 

Dem  Haner  ist  ohne  Ermächtigung  des  Zehntenpächters  nicht 
gestattet,  das  Getreide  von  dem  Felde  zu  entfernen,  widrigenfalls 
der  Zehnte  doppelt  zu  zahlen  ist.  Dieselbe  Strafe  steht  auf  Ver- 
heimlichung von  Getreide.  Der  Pächter  erhält  von  dem  Straf- 
zehnten jedoch  nichts;  dieser  wird  zwischen  dem  Denunzianten  und 
dem  Fi.skns  geteilt  (Art.  10). 

Die  Zehnten  weiden  in  jedem  Jahre  meistbietend  versteigert, 
nur  der  Zehnte  von  den  Olivenbänmeu  wird  alle  2  Jahre  vergeben 
(Art.  11).  Die  Versteigerung  wird  für  jedes  Dorf  gesondert  vor- 
genommen (Art.  14),  indessen  können  die  Zehnten  für  zwei  und 
höchstens  drei  Dörfer  zusammen  versteigert  werden,  wenn  die  ge- 
sonderte Vergebung  für  jedes  einzelne  Dorf  wegen  mangelhafter 
Abgrenzung  Schwierigkeiten  macht  (Art.  30).  Findet  sich  ferner 
bei  der  Versteigerung  der  Zehnten  für  einzelne  Dörfer  kein  Bieter, 
so  können  die  Zehnten  von  höchstens  5  Dörfern  zusammen  vergeben 
werden  (Art.  JJ1)  und  von  gewissen  Früchten,  wie  Opium,  Seide, 
Oliven,  sogar  Kasa-  oder  Sandschak-weise  (Art.  Di).  Versteigerung 
und  Zuschlag,  sowie  die  vorbereitenden  Verhandinngen  geschehen 
durch  den  Kasa  Medschlissi  (Kreisausschuss)  unter  Aufsicht  der 
Sandschaks-  und  Vilajets-Behörden  (Art.  1-"»,  :{(.0. 

Zehntenpächter  wie  deren  Garanten  müssen  osmanische  Staats- 
angehörige sein  (Art.  P2i.  Ausserdem  muss  der  Pächter  s  Tage 
vor  der  Versteigerung  den  Besitz  eines  Vermögens  nachweisen, 
welches  der  Hälfte  der  zu  erwartenden  Zuschlagssumme  gleich  ist. 
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Der  Wert  seines  Wohnhauses,  seiner  zu  seinem  und  seiner  Familie 
Unterhaltung  erforderlichen  Immobilien  die  nicht  pfändbar  sind 
—  wird  dabei  nicht  mitgerechnet.  Kann  der  Zehntenbewerber 
ein  solches  Vermögen  nicht  nachweisen,  muss  er  einen  Garanten 
stellen.  Pachtet  eine  ganze  Dorfgemeinde  die  Zehnten  ihrer 
Ländereien,  so  wird  Sicherheitsleistung  und  Garantenstellung  nicht 
verlangt  (Art,  21).  Der  Zehntenpäehter  hat  die  Pachtsumme  in 
monatlichen  Raten  in  den  Monaten  Juli  bis  Dezember  an  die 
Yilajetskasse  abzuführen.  Hei  Verweigerung  der  Zahlungen  kann 
1U  Tage  nach  ergangener  Mahnung  zur  Pfändung  seines  oder  seines 
Garanten  Immobilien- Vermögens  geschritten  werden.  Dabei  wird 
nach  den  allgemeinen  Regeln  über  Zwangsverkauf  verführen  (  Art. 

2.  Die  Grundsteuer. 

Unter  Wergi  versteht  man  sowohl  die  Grund-  wie  die  Ge- 
bäudesteuer. Massgebend  fdr  die  Krhobung  dieser  Steuer  ist  das 
Emlak  wergissi  nisamnamessi  vom  f».  Silkade  DUCi  (Medschm.  Lahika- 
i-kawanin  I,  S.  ls:j>.  Danach  wird  die  Wergisteuer  bei  allen 
Ländergattutigen :  M Ulk-,  Mirie-  und  Wakuf-  (bez.  doppelmictiger 
W'akufs  s.  5;  H2  u)  nach  dem  alle  f>  Jahre  von  4  Sachverständigen 
festzusetzenden  Wert  des  Grundstücks  erhoben  (Art.  2.  -r>,  Ii). 

Die  Grundsteuer  beträgt  4.  S  oder  10  vom  Tausend:  jedoch 
kann  durch  Irade  dieser  Satz  beliebig  abgeändert  werden  (Art.  4>. 
wie  überhaupt  die  Höhe  der  Wergisteuer  nicht  durch  Gesetz,  sondern 
durch  Irade  bestimmt  wird.  Der  angegebene  Satz  ist  nach  Erlass 
des  Irades  durch  Rujuruldui  ali  vom  10.  Kjanuu-i-ssani  12!».">.  No.  274. 
mitgeteilt  den  Unterhehörden  durch  Kmriianie  des  Malie-Mini>teriums 
vom  .r).  Schubat  12l.'*>.  No.  :U1.  bestimmt  worden. 

Vier  vom  Tausend  werden  erhoben  als  eigentliche  „Grundsteuer" 
bei  allen  Ländereien,  von  deren  Erträgnissen  der  Zehnte  oder  ein 
an  Stelle  desselben  getretener  fester  Retrag  genommen  wird  (s.  S  !>). 
d.  h.  im  Prinzip  von  allen  Aekergrundstücken.  Zu  diesen  werden 
auch  Privatwiesen  und  -Waldungen  gerechnet. 

Acht  vom  Tausend  werden  von  den  andern  Immobilien,  d.  h. 
insbesondere  von  Gebäuden  genommen.  Daher  nennt  man  diese 
Steuer  auch  „Gcbäudcstcuer''.  Mussakkafat  wergissi. 

Von  denjenigen  Gebäuden  aber,  welche  eine  regelmässige  Hin- 
nahme bringen,  wie  vermietete  Gebäude,  (  haus.  Läden.  Fabriken. 
Mühlen  und  dergl..  werden  seit  dem  .fahre  Rttci  anstatt  acht,  zehn 
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vom  Tausend  als  akkar  wergissi  erhoben.  (Nach  Irade.  mitgeteilt  den 
Wergibehörden  durch  Telegramm  vom  18.  Nissan  130:5.) 

Das  Prinzip,  dass  bei  Ackerland  4.  hei  Gebäuden  8  bezw.  10 
als  Wergisteuer  erhoben  wird,  erleidet  folgende  Modifikationen. 

Ks  zahlen  vier  vom  Tausend: 
Nichtacker  =  Grundstücke  olme  Gebäude: 

Gebäude  mit  weniger  als  20OO0  Piastern  Wert,  welche  zum 
Wohnen  des  Eigentümers  allein  bestimmt  sind: 

Gebäude  innerhalb  der  mit  dem  Zehnten  belasteten  Wirten,  in 
denen  der  Eigentümer  wohnt,  ohne  dass  er  andere  Wohn- 
räume hiitte: 

Gebäude  auf  Tschiftliks.  in  denen  die  Hauern  wohnen  und  das 

Vieh  untergebracht  wird;  ferner  Getreide-  und  Strohspeichcr 

und  andere  Wirtschaftsgebäude; 
einmietige  Wakufgrundstücke.  die  ursprünglich  vom  Stifter  zum 

Wohnen  für  Moscheen-Angestellte  bestimmt  waren,  die  alter 

vom  Mutevelli  vermietet  werden; 
Fischteiche,  von  deren  Heute  Fischereiabgaben  (russum-i-ssaidie) 

genommen  werden. 
Es  zahlen  acht  vom  Tausend: 
Gebäude  mit  mehr  als  20000  Piastern  Wert  in  jedem  Falle. 

und  unabhängig  vom  Wert  solche,  in  denen  mehr  als  eine 

Person  wohnen  kann; 
mehr  als  20O0O  Piaster  werte  Gebäude,  die  nicht  zum  Wohnen 

für  die  Hauern,  sondern  für  den  Tschiftlikbesitzer  bestimmt 

sind  (vergl.  Wergi  we  erasi  medschmuassi  No.  0.  Jahrg.  1301, 

S.  1h:s>. 

Gleichzeitig  mit  der  Wergisteuer  wird  als  l'nterstützungsbeitrag 
zur  Förderung  der  öffentlichen  rnterrichtsanstalten  (mearif  hisse-i- 
ianessi)  eine  Zuschlagstaxe  zu  der  Wergisteuer  von  6  °/0  derselben 
erhoben  (Zirkularerlass  der  deutschen  Hotschaft  Konstantinopel  an 
die  Konsularbehörden  vom  4.  Juli  lm\  No.  110K).  aber  uur  dann, 
wenn  die  betreffenden  Immobilien  nicht  zehntenpflichtig  sind.  In 
diesem  Fall  wird  diese  Zuschlagstaxe  auf  den  Zehnten  geschlagen. 

Von  der  Wergisteuer  befreit  sind  ausser  den  Sultan>g(itein 
(eiiilak-i-humajun.  erasi-i-ssenie).  die  überhaupt  keinerlei  Abgalten 
zahlen  |teskeie-i-ssamie  vom  '21.  Schubat  1200.  cfr.  $  2),  Moseheeu. 
Gotteshäuser  (meabid)  sämtlicher  Religionsgemeinschaften.  Kranken- 
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h;iuser.  Schulen  und  Staatsgebiete  nebst  Zubehör.  Metrukeländereien, 
wie  Strassen,  öffentliche  Plätze,  (iemeiinleweideplätze.  endlich  die 
(iebäiude  der  mit  spezieller  Konzession  gegründeten  Eisenbahn-  und 
Pferdebahngesellschaften.  I »ie  Hefreiuug  tritt  für  alle  genannten 
Immobilien  aber  nur  ein.  wenn  sie  nicht  vermietet  weiden.  Die  Kin- 
nahme eines  Mietszinses  führt  in  jedem  Falle  zur  Erhebung  der 
Wergisteuer. 

Die  (iebäudesteuer  wird  in  \2.  die  Grundsteuer  in  (5  Katen, 
letztere  in  den  Monaten  Juni  Iiis  November  erhoben  (tachssil-i-emval 
nisamnamessi      lx.  D.  IV.  S.  :\s-*). 

Wie  neben  der  Grundsteuer  eine  Zuschlagstaxe  von  »> 0  „  der- 
selben als  beitrat  zur  Hebung-  der  Volksbildungsanstalten  erhoben 
wird,  so  wurde  seit  dem  Jahre  PJOO  neben  dem  Zehnten  ebenfalls 
eine  Zuschlagstaxe,  bestehend  in  einem  gewissen  Prozentsatz  vom 
Zehnten,  in  Ansatz  gebracht:  diese  hiess  ssub-u-rub',  richtiger  ssub- 
u-rub'i:  1/-  -j-  seinem  (des  Siebentels)  Viertel. 

Diese  Ssuburubabgabe.  welche  die  Zehntenabgabe  auf  1 1 1 ,  s 
steigen  Hess,  wurde  zu  !/s  wie  die  Zuschlagstaxe  zur  tirundsteuer 
als  hisse-i-mearif  zur  Hebung  der  Volksbildungsanstalten  verwandt, 
während  davon  der  landwirtschaftlichen  Kreditbank  (Sirat  bankassi) 
zufliessen. 

Durch  Art.  4  nun  des  Sirat  bankassi  nisamnamessi  (vom 
19.  Silhidsche  V-m,  Medschm.  lahika-i-kawanin  I,  S.  401)  ist  der 
hisse-i-meuati"  unabhängig  von  dem  hisse-i-mearif  festgesetzt.  Es 
soll  danach  im  Verhältnis  von  1:11  vom  Zehnten,  oder  wie  die 
teblighats  an  die  Filialen  der  landwirtschaftlichen  Hank  vom 
■i.  Sehubat  1304  berichtigend  anordnen,  im  Verhältnis  von  1  :  II1  , 
eingezogen  werden,  so  dass  als  hisse-i-mearif  1  von  II1*  bleibt. 
Durch  Gesetz  endlich  vom  22.  Nissan  l:J0,r>  | Konstantinopel,  matbaa-i- 
amire  1809,  betreffend  die  Erhebung  der  menah-  und  mearif-An- 
tcile  —  menati*  we  mearif  hisse-i-ianelerinin  ssuret-i-tachssilina  dai'r 
nisamname)  ist  die  komplizierte  und,  wie  aus  obigem  Heispiel  er- 
sichtlich, in  der  Herechnung  ungenaue  ssub-u-rub'-Methode  ganz  be- 
seitigt. Von  nun  an  werden  als  Zehnten  nicht  10,  sondern  11'  ., 
vom  100  erhoben,  und  von  diesen  II1  ,,  Messen  l1  als  menah"  we 
mearif  liisseleri  behufs  spaterer  Verrechnung  mit  dem  Kultus- 
ministerium in  die  Kasse  der  landwirtschaftlichen  Hank.  Von  diesen 
Vj2  sind  wie  früher  nach  der  ssub-u-rub'-Methode  2  Teile  für  die 
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landwirtschaftliche  Bank  als  inenati'  hisscssi  und  1  Teil  als  mearif 
hissessi  bestimmt. 

Seit  dem  Jahre  1313  endlich  ist  der  eigentliche  Zehnte  auf 
101  vom  100  erhöht  (Zirkularerlass  des  landw.  Ministeriums  vom 
<!.  Silkade  1314  |27.  Mart  1313],  sirat  bankassi  medschmuassi  S.  77'o. 
die  Zchntenabgabe  betrug  somit,  die  menati'-  und  mearif- Teile  mit- 
gerechnet. 12  vom  100. 

Vom  Jahre  Ulli}  an  werden  allen  Einnahmen.  Wergi  wie 
Zehnten.  (5«0  derselben  zugeschlagen,  die  fllr  militärische  Zwecke  - 
Ausrüstung,  Munition  etc.      verwandt  werden.   (Vergl.  die  tahrirat 
des  Ministeriums  des  Innern  Uber  die  tedschhisat-i-askerie  tertibi 
S  2,  Xu.  U\r>Q  der  Zeitung  Selanik.) 

Nach  dem  tiesagten  werden  den  beiden  llaujitlasten  der  (irund- 
stflcke  hinzugefügt: 

1.  der  Wergiabgabe: 

a)  0  "  0  mearif  hissessi, 

b)  Ii",,  für  militärische  Zwecke, 

=  12  "  0  der  Wergiahgabe: 

2.  dem  Zehnten: 

a)  1,0%  menati  hissessi. 

b)  0,5%  mearif  hissessi, 

<M  'V'",,  fllr  militärische  Zwecke, 
-2,1»«. 

so  dass  die  Zehnteuabgabe  beträgt  lO.r,  als  eigentlicher  Zehnt, 

2.1  als  Zuschlag. 
-  12,«. 

eine  Last,  die  die  Landwirtschaft  schwer  drückt. 

Abschnitt  2.    Von  der  Übertragung  (Yeräusserung)  des 

Mirie-Landes. 

S  21.  Allgemeines.  Rechtliche  Natur  der  Übertragung 
Bedingungen.  Takrir.  Das  Recht  Fremder. 
Unter  Übertragung  (Yeräusserung,  tiragli)  versteht  man  den 
Vertrag,  auf  (»rund  dessen  der  Besitzer  von  Mirie-Land  seine  Besitz- 
rechte  an  einen  anderen  abtritt,  „firagh:  bir  kimsse  erasi-i-emirieden 
olan  hakk-i-tessarrufunn  acherin  uhdessine  terk  we  tefvies  etmekdeii 
ibaret  dir.-1) 

')  Ali  Haii.kk  S. 
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Der  Übertragende  heisst  farigh,  der,  dem  übertragen  wird, 
mefrugh  nnleh.  das  Objekt  der  Übertragung  mefrughun  bili.  der 
Preis,  der  dafür  gezahlt  wird,  bedel-i-firagh. 

Auf  den  tiragh  von  Mirie-Land  Huden  mangels  besonderer 
gesetzlicher  Bestimmungen  die  Grundsätze  der  Medschelle  (Buch  I) 
über  den  Verkauf  Anwendung,  wie  seine  rechtliche  Natur  dem  Kauf- 
vertrage auch  am  ähnlichsten  ist.  Die  türkischen  Kommentatoren 
des  G.-G.M  vergleichen  ihn  zwar  dem  Mietverträge  im  allgemeinen, 
sie  sehen  sich  aber  gerade  bei  den  Bestimmungen  des  G.-G.  über 
den  firagh  veranlasst,  meist  die  Grundsätze  vom  Kaufverträge  zur 
Ausfüllung  von  Lücken  im  Gesetz  heranzuziehen.  Ali  Haiih-:k  sagt 
sogar  ausdrücklich,  „der  tiragh  ist  dem  Kaufverträge  zu  vergleichen, 
diesen  auflösende  Bedingungen  lösen  auch  den  tiragh  auf".-') 

Durch  den  tiragh  wurden  aber  nur  die  Besitzrechte  ')  über- 
tragen: das  Obereigentum  (Rakkabai  verbleibt  unberührt  dem  Staat. 
Damit  ergibt  sich  ein  Unterschied  zwischen  tiragh  und  Kaufvertrag; 
des  letzteren  Resultat  ist  Übertragung  von  Milkiet,  Eigentumsrecht 
(Art.  Medsch.)- 

Wie  bei  allen  Verträgen  vollzieht  sich  der  tiragh  durch  An- 
gebot und  Annahme,  idschab  \ve  kabul,  nur  dass  die  Folgen  des  tiragh 
mit  Rücksicht  auf  die  Eigenschaft  des  Objektes  desselben,  das  nicht 
in  der  unbeschrankten  Herrschaft  der  Kontrahenten  stehen  kann, 
erst  eintreten,  wenn  der  Obereigentümer  des  Landes,  der  Staat,  seine 
Genehmigung  zum  Vollzug  des  tiragh  erteilt  hat.  Demgemäss  ergibt 
sich  als  erste  Bedingung  für  die  Gültigkeit  eines  tiragh  die  Ge- 
nehmigung der  Behörde  22).  Im  übrigen  sind  als  Erfordernisse 
für  die  Gültigkeit,  wie  bei  jedem  Vertrage,  zu  beachten: 

Die  Parteien  müssen  den  freien  AVillen  haben,  zu  übertragen 
und  zu  nehmen  (§§  27.  2*);  sie  müssen  handlungsfähig  sein 
(§  21») ;  der  Gegenstand  des  tiragh  muss  bekannt  ({$  21»),  der 
bedel-i-firagh  eine  bestimmte  Summe  sein  (§  2:5),  und  durch  den 
firagh  darf  kein  drittes  Recht  verletzt  sein  (j;  30). 
Der  Umstand,  dass  die  Zustimmung  der  Behörde  für  die  Über- 
tragung der  Besitzrechte  an  Mirie-Land  erforderlich  ist.  bringt  es 

')  Ali  Haikkk.  Sia  Kkmn.  Chaliss  Kschrekk. 

2)  S.  3«f9:  „tiraL'lilar  \»'e  kyass  ohinarak.  btji  müfssiil  olan  schart lar 
liraghi  dachi  il'ssad  ededschejine  hükm  .  .  .  ." 
■)  üben  §  7. 
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mit  sich,  dass  für  den  firagh  eine  gewisse  Form  entstaud,  die  ur- 
sprünglich mit  dem  Wesen  iles  von  den  l\arteien  geschlossenen  Ver- 
trages nichts  zu  tun  hatte.  Das  Tapn-Gesetz  vom  S.  Dschmadi  ul 
aihir  1275  (D.  I,  S.  200)  schreibt  darüber  folgendes  vor:  Wer  sein 
Land  veräussern  will,  hat  ein  vom  Imam  und  Muchtar  seines  Viertels 
••der  Dorfes  untersiegeltes  Ilmuhaber  (Bescheinigung)  sich  zu  be- 
schaffen, welches  enthält:  dass  Farigh  Besitzer  ist,  die  Angabe  des 
Kaufpreises,  die  Lage,  Grenzen  und  Grösse  des  zu  veräusseruden 
Grundstücks.  Für  Fremde  stellen  dieses  Ilmuhaber  gewohnheitsgemfiss 
die  betreffenden  Konsulate  aus.  Unter  Vorlegung  dieses  Ilmuhabers 
erklärt  der  Farigh  vor  der  dazu  kompetenten  Kommission,  welche 
in  Vilajets-  und  Sandschakszentren  aus  dem  Mufti,  dem  defterichakani- 
(Grundbuch-)  und  Tahrir-  (Registratur-)  Direktor,  dem  Evkaf  Mu- 
hassebedschi  und  einem  Mitgliede  des  Gemeinderats,  in  den  Kasa« 
aus  dem  Mufti,  dem  Tapn-Schreiber,  dem  Evkaf-  und  dem  Tahrir- 
beamten  und  ebenfalls  einem  Mitgliede  des  Gemeinderats  besteht  und 
dem  Xa'ib  (Richter  des  Scheriats)  oder  in  dessen  Abwesenheit  dem 
1.  Gerichtssdireiber  des  Scheriat-Gerichtes  oder  auch  von  dem  Mufti 
präsidiert  wird,1)  dass  er  da«  fragliche  Grundstück  übertragen  habe 
(tiragh  etdim),  und  der  mefrughunleh,  dass  er  es  erworben  habe 
(kabnl  etdim).  Diesen  Akt  nennt  man  takrir.  Nach  Vollziehung 
desselben  und  nachdem  die  entsprechenden  Eintragungen  gemacht 
sind,  wird  dem  Erwerber  ein  Besitztitel  ausgehändigt,  und  zwar  zu- 
nächst ein  provisorischer,  mnvakkat,  ilmuhaber  genannt.  Dieser  wird 
von  dem  Grundbuchamte  ausgefertigt,  au  dessen  Sitz  oder  in  dessen 
Bezirk  die  Übertragung  stattgefunden  hat.  Das  definitive  ssened-i- 
chakani  wird  vom  Urundbuchministerium  erst  erteilt,  wenn  die 
monatlich  demselben  einzureichenden  Eintragungsregister  von  diesem 
geprüft  und  danach  die  eigentlichen  Grundbücher  berichtigt  sind. 
Ein  rechtlicher  Unterschied  besteht  zwischen  dem  provisorischen  und 
dem  definitiven  Besitztitel  in  bezug  auf  die  Beweiskraft  nicht:  mn- 
vakkat ilmuhaberlerinin  töemin-i-tessarruf  bachsinda  ssenedat-i-chaka- 
nieden  assla  farki  olmamassina  nasren  .  .  (Zirkul.-Erl.  des  Grund- 
buchminist, in  den  Muharrerat-i-umnmie  desselben  Jahrgangs  loC» 
bis  DiOT  S.  871,  d.  d.  11».  Teschrin-i-ewel  1:104). 

Der  Verkauf  von  Mülk-Land  wird  rechtlich  nach  den  Be- 
stimmungen der  Medschelle  über  den  Kaufvertrag  behandelt,  ohne 

')  (  fr.  die  Erlasse  de*  (jrundbuchminist.  vom  :\.  Kjanun-i-esani  13<>.> 
No.  ,'MJ  und  vom  10.  Teschrin-i-ewel  l.W>  No.  2<iö. 
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dass  ursprünglich  ebenfalls  besondere  Formalitäten  vorgeschrieben 
gewesen  wären.  Die  Medschelle-Kommission  erkennt1)  ausdrücklich 
an,  dass  der  Verkauf  von  Miilk-Land  lediglich  durch  idschab  we 
kabul  (Vertrag)  zustande  kommt  und  die  Gültigkeit  den  Besitzer 
von  Miilk-Land  von  dem  Vorhandensein  eines  ssened-i-ressmi,  Besitz- 
titels, in  keiner  Weise  abhänge.  Tradition  ist  ebenfalls  nicht 
erforderlich,  da  dieselbe  beim  Kauf  nach  Art.  202  Medsch.  nicht 
vorgeschrieben  ist.  Lediglich  nun.  ..um  Fälschungen  vorzubeugen", 
ist  unter  dem  2«.  Kedscheb  1201  (28.  August  1200)-)  „Uber  die  vom 
Grnndbuchamt  zu  erteilenden  sseneds  bei  eigentlichem  Miilk-Land". 
ein  Gesetz  erlassen  worden,  das  auch  den  Eigentümer  von  Miilk- 
Land  zwingt,  einen  Besity.titel  zu  losen  und  über  das  dabei  zu  be- 
obachtende Verfahren  folgendes  vorschreibt: 

Nachdem  in  der  Einleitung  dieses  Gesetzes  von  den  kompetenten 
Behörden  und  im  ersten  Teile  von  den  von  diesen  zu  führenden 
Registern  die  Kede  war,  fährt  Art.  11  fort:  Wer  sein  Mülk-Grund- 
stück  verkaufen  will,  hat  sich  ebenso  wie  der  Besitzer  von  Mirie- 
Land  mit  dem  vom  Muchtar  und  lmam  untersiegelten  llmuhaber 
versehen  vor  der  oben  angeführten  Kommission  zusammen  mit  dem 
Kaufer  einzufinden,  wo  der  Akt  des  Takrirs  erklärt  und  angehört  wird. 

Die  eben  erwähnten  Formalitäten  sind,  wie  gesagt,  bezüglich 
der  Übertragung  von  Grundstücken,  Mülk  sowohl  wie  Mirie,  für  die 
Entstehung  des  Bechtsgesehäftes,  das  durch  Angebot  und  Annahme 
perfekt  wird,  nicht  Voraussetzung.  Sie  sind  als  blosse  Ordnungs- 
massregeln  zur  Sicherung  des  Geschäftsverkehrs  zu  betrachten.  Um 
diese  Formalitäten  zu  erzwingen,  sind  die  Imame  und  Muchtare 
verpflichtet,  vorkommende  Käufe  und  Verkäufe  von  Grundstücken 
den  Grnndbnchbehördeu  mitzuteilen  (Zirk.-Erl.  des  Grundbuch- 
ministeriums vom  17.  August  1304  in  den  Muharr.  um.  dieses 
Minist.,  Jahrg.  130f>— 7,  S.  556).  Demselben  Zweck  dient  das  Verbot 
an  die  Notare,  Verträge  über  Grundstücksverkäufe  zu  legalisieren 
(Zirk.-Erl.  desselben  Ministeriums  vom  18.  Schubat  1307  in  den 
Muharr.  um.,  Jahrg.  1308—10,  S.  114). 

Die  Gebühren,  die  bei  der  Umschreibung  von  Grundstücken 
entstehen,  sind  für  Mirie-Land  und  Miilk-Land  gemäss  Irade,  mit- 

')  Nach  einem  bei  Sia  Eddin  S.  109  zitierten  ßeschluss  vom 
Jahre  1305. 

*)  D.  III,  S.  447. 
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geteilt  den  Grnndbnchämtern  dnrch  Telegramm  am  1(3.  Temas  1316 
|28.  Juli  1S«MV|,  3  bezw.  I1  „°  0  und  heisseu  eut weder  ehardsch- 
i-tiragh  (bei  Mirie)  oder  chardsch-i-mubaja  (bei  Mülk-Land).  Mit 
diesem  Irade  ist  dasjenige  vom  12.  liasiran  1312  nnd  Art.  12  des 
zuletzt  besprochenen  Gesetzes  vom  28.  August  12iH>  bezüglich  der 
Gebühren  aufgehoben.  Bei  Umschreibung  infolge  Vererbung  sind 
nach  demselben  Irade  zu  zahlen:  bei  Mülk-Land  71  2  (anstatt  .r>) 
v<m  1000,  bei  Mirie-Land  l1  9  (anstatt  1)  0  0.  Massgebend  ist  der 
eingetragene  Wert  des  Landes;  ist  der  Kaufpreis  aber  hoher  als 
der  eingetragene  Wert,  dann  wird  der  Kaufpreis  der  Gebühren- 
rechnung  zugrunde  gelegt.  (Erl.  des  Grundbuchminist,  vom  t>.  Nissan 
1304  i.  d.  Muharr.  um..  S.  340.)  Uei  öffentlicher  Versteigerung 
von  Grundstücken  werden  die  (iebühren  nach  der  Höhe  des  Zuschlags- 
betrages berechnet.  (Zirk.-Erl.  desselben  Minist.,  8.  12  und  47  der 
Muharr.  um.,  Jahrg.  1311  — 13.)1) 

Das  Gesetz  vom  7.  Sefer  1284,  welches  den  Fremden  ebenfalls 
das  Hecht  einräumt,  Grundbesitz  zu  erwerben,-)  hat  die  letzte  Spur 
der  scheriatrechtlichen  Rechtlosigkeit  der  Fremden  beseitigt.  IHe 
Pforte  hat  jedoch  als  conditio  sine  qua  non  für  die  Zulassung  der 
Fremden  zum  Grundbesitz  verlangt,  dass  die  Regierungen  derjenigen 
Machte,  welche  ihre  .Schutzbefohlenen  jenes  Rechtes  teilhaftig  werden 
lassen  wollen,  das  Gesetz  vom  7.  Sefer  annehmen,  d.  h.  sich  mit 
der  darin  normierten  Gleichstellung  der  letzteren  mit  den  osmanischen 
Staatsangehörigen  einverstanden  erklären.  Die  Annahme  jenes  Ge- 
setzes geschah  durch  Unterzeichnung  eines  diesem  Gesetz  angehängten, 
kurzweg  „Protokoll"  genannten  Nachtrages,   der  näher  erläutert, 

')  Im  übrigen  vgl.  die  Tabelle  $  8(5. 

*)  Nicht  ohne  Interesse  dürfte  die  Frage  sein,  auf  welche  Rechts- 
satze des  türkischen  oder  mohammedanischen  Rechts  das  durch  das  Gesetz 
vom  7.  Sefer  1281  aufgehobene  Verbot  des  Grunderwerb«  durch  Fremde 
zurückzuführen  ist.  Meines  Erachteiis  besteht  ein  solches  ausdrückliches 
Verbot  überhaupt  nicht.  Da  aber,  wie  wir  oben  in  S  2  gesehen  halten, 
alles  Land  der  Türkei  Strich  für  Strich  erobert  ist  und  das  eroberte  Land 
entweder  unter  die  Sieker  verteilt  oder  den  Resie-rtcn  belassen  wurde,  und 
<!.t  die  letzteren  in  diesem  Falle  die  dschisie  (Kopfsteuer)  zahlen  mussten. 
damit  also  Simmis  (türkische  l'n(ertanen)  wurden,  so  war  es  ursprünglich 
ausgeschlossen,  dass  rechtlose  Harbis  (Feinde)  oder  aus  Gnade  geduldete 
Fremde  (Must.-.miiis)  Grundbesitz  in  der  Türkei  hatten.  Damit  mag  das 
Ins  in  die  neuest.-  Zeit  bestandene  Verbot  des  Grunderwerbs  durch  Fremde 
in  Verbindung  stehen. 
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was  nuter  der  Gleichstellung  der  Grundstücke  besitzenden  Fremden 
mit  den  türkischen  Untertanen  zu  verstellen  ist. 

Fremde,  deren  Regierungen  jenes  Protokoll  nicht  „angenommen"' 
und  „unterzeichnet'''  (kabul  we  imsa)  haben,  können  Grundbesitz  in 
der  Türkei  unzweifelhaft  nicht  erwerben. 

Die  erste  Macht,  welche  das  Protokoll  unterzeichnete,  war 
Frankreich  C.K  Juni  ls'iS).  ihr  folgten  < Istcrreich-Ungarn,  England, 
Preussen,  Schweden,  Helgien,  Dänemark.  Spanien  und  Portugal, 
Hussland,  Italien  und  Amerika,  letzteres  erst  1*74.  Serbien  hat  mit 
der  Unterzeichnung  des  neuen  Handelsvertrag  für  seine  Nationalen 
ebenfalls  das  Recht  des  Grundbesitzes  erwork-n.  Rumänen  und 
Montenegriner  können  dies  auch  heute  noch  nicht  (cfr.  Emrname 
v.  7.  Schubat  l.'M>6  bei  Ciiai.iss  Ks«  iikki  k  S.  274,  sowie  Zirk.-Krl. 
des  Grundbuchministerinms  v.  !».  Redscheb  1 '!<>;{  i.  d.  Muharrerat-i- 
umnmie,  Jahrg.  PJ02  4.  S.  102). 

Da  die  Schweizer  Bundesregierung  das  Protokoll  vom  0.  Juni 
lsf>8  nicht  unterzeichnet   hat,   kann  nicht   zweifelhaft   sein,  dass 
Schweizer  de  jure  vom  (irundbesitz  in  der  Türkei  ausgeschlossen 
sind.    Die  Ansicht,  dass  durch  die  Erklärung,  welche  die  Schweiz 
im  März  1*90  mit  der  Hohen  Pforte  ausgewechselt  hat  und  durch 
die  gegenseitige  Meistbegünstigung  stipuliert  wurde,  die  Türkei  das 
Recht  der  Schweizer,  Grundeigentum  zu  erwerben,  offiziell  anerkannt 
hat,  eine  Ansicht,  welche  noch   ein  neuerer  Schriftsteller  vertritt 
(der  Schutzgenosse  i.  d.  Levante  Rrugg  1S«.)8,  S.  lo.V),  ist  nicht 
richtig.     Die  Meist  begflnstigungsklausel  steht  mit  dem  auf  Grnnd 
eines  Ausnahmegesetzes  zugestandenen  Recht  auf  Grunderwerb  in 
keinerlei  Beziehung.    Die  Unterzeichnung  des  Protokolls  bedeutet 
den  Verzicht  auf  Vorrechte  in  ganz  bestimmt   bezeichneten  An- 
gelegenheiten,   ein  Verzicht,    der  durch  Stimulierung  der  Meist- 
begünstigung nicht  ausgesprochen  wird.   Wenn  etwas  zugunsten  der 
Schweiz  aus  jener  Stipulation  gefolgert  werden  kann,  so  ist  es  das, 
dass  nunmehr  Schwierigkeiten  zur  Unterzeichnung  des  Protokolls 
durch  die  Schweiz  nicht  mehr  wegen  der  Abwesenheit  jedes  Ver- 
trages gemacht  werden  können,  wie  dies  noch  im  Jahre  ls.S4  geschah, 
als  die   Schweizer  Bundesregierung  zum   letztenmal   den  Versuch 
machte,  das  Protokoll  zu  unterzeichnen,  jedoch  nicht,  wie  im  Jahre 
1*7-S,  unter  der  von  der  Pforte  gestellten  „condition  d'nne  stricte, 
Jahrbach  der  Internat.  Vereinigung,  e.  u.  7.  H<1.  107 
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as*imilation  de  leur  position  ä  celle  des  rcgnieoles,  nun  seulement 
en  rette  natiere,  mais  sous  tous  les  rapports". 

In  praxi  dürfte  eine  Schädigung  der  Schweizer  Interessen  bis 
jetzt  allerdings  nicht  vorgekommen  sein,  da  die  Schweizer  in  der 
Türkei  gemäss  dem  von  Deutschland  wenigstens  vertretenen  Stand- 
punkt der  Gleichheit  der  Srhntzgenossen  mit  den  Staatsangehörigen 
als  „Deutsche"  jederzeit  Grundbesitz  haben  konnten.  Auch  die 
französischen  Schutzgenossen,  wenn  auch  die  französischen  Schntz- 
hehörden  zwischen  protege  und  sujet  stets  ein  Unterschied  gemacht 
haben,  sind  dieses  Hechtes  seit  etwa  der  Mitte  der  *<>er  .Talire  teil- 
haftig geworden,  nachdem  bei  extensiver  Interpretation  des  Satzes 
in  Art.  •'.  des  Gesetzes  vom  7.  Sefer  „de  la  qnelle  il  releve"  dieser 
auf  Antrag  der  französichen  Regierung  sowohl  auf  proteg.'s  wie 
sujets  Anwendung  fand. 

Die  innerhalb  der  Türkei  ansässigen  Schweizer  können  somit 
als  Schutzgenossen  solcher  Staaten,  die  das  Protokoll  an- 
genommen haben.  Grundbesitz  erwerben. 

Anders  verhält  es  sich  jedoch  mit  denjenigen  Schweizern,  die 
sich  im  Schweizer  Dundesgebiet  aufhalten,  die  also  als  Schutzgenossen. 
z.  B.  Deutschlands,  nicht  bezeichnet  werden  können,  denn  dazu  gehört 
die  Ansässigkeit  innerhalb  eines  Kousulatsbezirkes.  Dabei  könnten 
sich  insbesondere  Schwierigkeiten  beim  Erbfall  ereignen.  An- 
genommen, ein  Schweizer,  der  als  deutscher  Schutzgenosse  in  der 
Türkei  ein  Grundstück  erworben  hat,  stirbt.  Werden  die  Erben  in 
der  Schweiz,  die  nicht  als  Schutzgenossen  bezeichnet  werden  könuen. 
sondern  Schweizer  Staatsangehörige  sind,  als  Erben  anerkannt  werden? 
Bekanntlich  ist  die  Verschiedenheit  der  Staatsangehörigkeit  lichtilaf- 
i-daren)  nach  dem  Scheriat recht  ein  Erbhindernngsgmnd  und  es 
kann  sich  leicht  ereignen,  dass  der  schweizerische  Sohn  von  dem 
deutschen  Vater  nicht  erben  kann. 

Fremde  werden  in  Grundstiickssaeheii  wie  Osmanen  behandelt.1' 
Konsularische  Intervention,  wie  z.  Ii.  Assistenz  des  Dragomans  in 
Grundstücke  het rettenden  Prozessen,  ist  daher  ausgeschlossen.  Art.  2 
des  Gesetzes  vom  7.  Sefer  P2M  bestimmt: 

„Fremde,  die  Grundstücke  besitzen,  müssen  sich  allen  in  bezuir 
auf  diese  für  Osmanen  geltenden  Bestimmungen  unterwerfen,  d  h  : 

')  Das  ist  ein  Privilegium  odiosum  und  bedeutet,  dass  in  Gnind- 
KtllckHsuclien  ihre  Exterritorialität  ruht. 
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1.  Alle  in  bczug  auf  Vererbung.  Veräusserung,  Verpfändung 
von  Grundstücken  geltenden  Potimmungen  und  in  Zukunft, 
einzuführenden  Gesetze,  Stadt-  und  Polizeiverordnnngen  sind 
auch  ihnen  gegenülter  anwendbar. 

2.  Alle  Pflichten  und  Abgaben,  denen  osmanische  Grundbesitzer 
unterworfen  sind,  sind  auch  von  den  Fremden  zu  leisten. 

:i.  In  allen  Grundstücke  betreffenden  Angelegenheiten  und  in 
bezug  darauf  entstehenden  Prozessen  haben  sich  die  Fremden, 
selbst   wenn  beide  Parteien  Fremde  sind,  direkt  an  die 
türkischen  Gerichte  zu  wenden.    Indem  einerseits  die  eigent- 
liche Staatsangehörigkeit  selbst  für  die  persönlichen  An- 
gelegenheiten, wenn  diese  in  bezug  stehen  zu  den  von  ihnen 
besessenen  Grundstücken,  ohne  Kintluss  ist  und  andererseits 
die  nach  den  Verträgen  ihren  Personen  nnd  beweglichen 
Sachen  gewährleistete  Immunität  (nia'het)  unangetastet  bleiben 
soll,  werden  jene  (Grundstücks-)  Prozesse  entschieden,  ganz 
als  ob  nur  Osmanen  beteiligt  wären.-1 
l'm  aber  jeden  Zweifel  darüber,  dass  fremde  Kinmischung  in 
Grundstüekssaehen  unzulässig  ist,  zu  beseitigen       ein  Zweifel,  den 
verschiedene  Gerichte  gehabt  haben  — ,  sind  nach  Krlass  jenes  Ge- 
setzes verschiedentlich  Sonderbestimmungen  ergangen,  deren  schärfst«, 
eine  Rundverfügung  des  Justizministeriums  an  alle  Gerichte  I.  Instanz, 
hier  in  Übersetzung  angeführt  sei:-) 

„Nach  dem  Sinn  des  Gesetzes  über  den  Grunderwetb  Fremder 
in  der  Türkei  und  des  darauf  bezüglichen  Protokolls  sind  für 
alle  Hesitzrechte  und  die  daraus  entstehenden  Prozesse  die 
türkischen  Gesetze  massgebend,  und  die  Fremden  werden  als 
Osmanen  angesehen.  Da  sich  aber  in  dieser  Beziehung  die  fremden 
Konsulate  eingemischt  und  die  Gerichte  nicht  genügend  acht  ge- 
geben haben,  so  wird  noch  einmal  in  Erinnerung  ge- 
bracht, dass,  welche  Färbung  auch  solchen  Prozessen  in 
den  botschaftlichen  Takriren  gegeben  wird,  allein  das 
Wesen  des  Prozesses  zu  berücksichtigen  ist  .  .  .  und  die  Fremden 
wie  Osmanen  zu  betrachten  sind." 
Mietsstreitigkeiten  wurden  nach  türkischer  Auffassung  ur- 
sprünglich als  Immnbiliatsachen  angesehen  und  sollten  daher  gemäss 

3)  Vom  8.  P-cheuiasi  ul  achir  121H5.    P.  IV.  S.  712. 
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Art.  2  des  Gesetzes,  betr.  Grunderwerb  durch  Fremde,  ohne  jede 
konsularische  Vermittlung  und  Assistenz  stet«  zur  Zuständigkeit  der 
türkischen  Gerichte  gehören,  selbst  wenn  beide  Parteien  Krenide 
waren.  Dies  ist  im  Rundschreiben  des  Justizministeriums  vom 
17.  Silkade  1297  (Dscheride-i-Mehakim,  S.  <r>39)  den  kompetenten 
Behörden  noch  besonders  nahegelegt. 

Diese  Auffassung  der  Pforte  wurde  wegen  der  rechtlichen 
Natur  der  meisten  Mietssachen,  die  auf  das  Obligationenrecht  hinweist, 
von  den  fremden  Mächten  nie  anerkannt,  nnd  wie  in  Voraussicht 
von  Konflikten,  beispielsweise  wenn  ein  zu  exmittierender  Fremder 
Widerstand  leistet,  fährt  derselbe  oben  erlassene  Runderlass  fort, 
da»*,  wenn  Beklagter  ein  Fremder  ist,  konsularische  Assistenz 
zuzulassen  sei. 

Inzwischen  ist  aus  Anlass  des  Erlasses  des  neuen  Miet-sgesetzes 
vom  5.  Nissan  1298  (Anhang  III  zum  Düstnr,  S.  21)  ein  Ein- 
vernehmen mit  der  Pforte  in  der  Weise  hergestellt  worden,  dass 
die  Mächte  den  Art.  20  des  angeführten  Gesetzes,  welcher  das 
summarische  Exmissionsverfahren  regelt,  unter  folgender  Massgabe 
angenommen  haben:  Ist  in  Exmissionssachen  der  Mieter  ein  Fremder, 
so  hat  der  Präsident  des  zuständigen  Gericht*  erster  Instanz  demselben 
die  Ladung  zu  dem  mit  möglichst  kurzer  Frist  anzuberaumenden 
Termin,  unter  genauer  Spezifizierung  der  Klage,  durch  Vermittlung 
seines  Konsulats  zustellen  zu  lassen.  Der  fremde  Mieter  erscheint 
sodann  in  Begleitung  eines  Konsnlatsdragomans,  welcher  das  Protokoll 
mit  unterzeichnet,  auf  Grund  dessen  der  —  ebenfalls  durch  Ver- 
mittlung der  konsularischen  Schutzbehörde  —  sofort  vollstreckbare 
Besch Inss  des  Gerichts-Präsidenten  erfolgt  (vergl.  auch  das  teskere  i- 
ssamie  i.  d.  Zeitschrift  „Hukkuk",  Jahrg.  DJ  10,  S.  ">:«). 

Die  konsularische  Assistenz  hat  nun  aber  auch  —  und  damit 
ist  die  entsprechende  Anweisung  des  oben  erwähnten  Kundschreibens 
zurückgewiesen  —  in  dem  Falle  einzutreten,  wo  der  fremde  Untertan 
Eigentümer,  also  Kläger  ist  und  in  seiner  Eigenschaft  als  Ver- 
mieter die  Anwendung  des  summarischen  Exmissionsverfahrens  gegen 
einen  Mieter  osmanischer  Staatsangehörigkeit  wegen  Nichtausführung 
des  Mietsvertrages  verlangt. 

Bei  Annahme  des  Art.  20  des  angefahrten  Mietsgesetzes  ist 
endlich  betont  worden,  dass  die  Anwendung  des  erwähnten  Verfahrens 
auf  fremde  Untertanen  von  der  in  Mietsstreitigkeiten  ein  ver- 
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tragsmässigoB  Kocht  bildenden  konsularischen  Assistenz  ausdrücklich 
abhängig  sei  (vergl.  den  Knnderlass  der  deutschen  Botschaft  an  die 
Konsulate  vom  1.  November  ls;t:5,  No.  1 1  iM ► ). 

Wird  nun  aber  die  konsularische  Assistenz  in  allen  Miets- 
streitigkeiten, möge  Kläger  oder  Beklagter  fremder  Untertan  sein, 
seitens  der  Pforte  zugestanden,  so  ist  damit  die  Auffassung  der 
letzteren,  das«  solche  Sachen  wie  Inimobiliarsachen  nach  dem  mehrfach 
erwähnten  Gesetz,  betr.  Grunderwerb  durch  Fremde,  zu  behandeln 
seien,  als  hintiillig  anzusehen,  und  daraus  folgt  ferner,  dass  in 
Mietsachen,  in  denen  Kläger  und  Beklagter  fremde  Untertanen 
sind,  die  türkischen  Gerichte  überhaupt  nicht  zuständig  sind,  sondern 
das  Gericht  bei  dem  Konsulat,  dem  der  Beklagte  untersteht. 

Noch  ein  kurzes  Wort  über  das  mehrfach  erwähnte  Protokoll 
zum  Gesetz  vom  7.  Sefer  Iiis  1.  Dasselbe  bestätigt  zunächst,  dass 
durch  dieses  Gesetz  die  persönlichen  Kxterritorialreehte  der  Fremden 
und  die  Unverletzlichkeit  des  Domizilrechts  in  keiner  Weise  berührt 
werden.  Was  insbesondere  das  Domizilrecht  anbetrifft,  so  ist  den 
Lokalbehörden  verboten,  den  Wohnort  eines  Fremden  ohne  kon- 
sularische Assistenz  durch  die  Polizeiorgane  betreten  zu  lassen. 

In  Ortschaften  aber,  die  0  Stunden  und  mehr  von  der  zu- 
ständigen konsularischen  Residenz  entfernt  sind,  können  in  dringenden 
Fällen  die  Polizeiorgane,  begleitet  von  :3  Mitgliedern  des  Ältesten- 
Kollegiums,  bezw.  des  Verwaltungsmedschlis,  in  die  Wohnung  Fremder 
auch  ohne  konsularische  Assistenz  eindringen,  wenn  es  sich  handelt 
um  eine  Untersuchung  wegen  Mordes.  Mordversuches,  Brandstiftung, 
Diebstahls  zur  Nachtzeit  mittels  Einbruchs  und  unter  Anwendung 
von  Waffen,  Aufruhrs  und  Münzverbrechens. 

In  gerichtlichen  Sachen  ferner  sollen  die  Lokalgerichte  zn- 
ständig  sein  ohne  konsularische  Assistenz  immer  bei  neunstündiger 
Entfernung  des  Konsulates  und  mehr  ,  wenn  in  Zivilsachen  der 
Wert  des  Gegenstandes  nicht  über  1000  Piaster  (etwa  180  Mark), 
in  Strafsachen  die  zu  erwartende  Gehlstrafe  nicht  über  500  Piaster 
hinausgeht.  Die  Berufung  an  das  zuständige  Sandschak-Berufungs- 
gericht  ist  natürlich  zulässig,  und  in  der  II.  Instanz  soll  dann  kon- 
sularische Assistenz  requiriert  werden.  Die  Vollstreckung  solcher 
ohne  Assistenz  gefällter  Urteile  kann  nur  durch  Vermittlung  des 
Konsulats  bewerkstelligt,  werden. 

Wie  nun  aber,  wenn  Wert  des  Gegenstandes  und  Geldstrafe 
höher  sind,  als  die  angegebenen  Beträge,  und  das  zuständige  Gericht 
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mehr  als  !♦  Stunden  vi.un  Konsulatssitz  entfernt  ist?  Mau  sollte 
meinen,  dass  dann  eben,  selbstverständlich  vor  den  zuständigen  Ge- 
richten, nur  entschieden  werden  kann  unter  Zuziehung  konsularischer 
Assistenz,  andererseits,  dass  die  Konsulate  verpflichtet  sind,  kon- 
sularische Assistenz  zu  entsenden.  Ob  die  Entsendung  Unbequemlichkeit 
und  Kosten  verursacht,  ist  mit  Bezug  auf  die  prinzipielle  Wichtigkeit 
der  Wahrung  kapitulationsmässiger  Hechte  nicht  von  Bedeutung,  und 
die  Praxis,  wie  sie  meines  Wissens  die  französischen  Konsulate  üben, 
die  Assistenz  zu  verweigern,  um  die  betreffenden  Prozesse  schon  in 
erster  Instanz  vor  das  Gericht  des  Ortes  zu  ziehen,  an  dem  ein 
französischer  Konsul  sitzt,  durch  nichts  zu  rechtfertigen.  Anderer- 
seits steht  das  tahrirat-i-uniumie  vom  13.  Hebi  ul  ewel  1308  15.  Tescbrin- 
i-ewel  13(H!  (dscheride-i-mehakim  8.  8238)  im  strikten  Gegensatz  zu 
dem  ..Protokoll",  wenn  es  den  Gerichten  vorschreibt,  auch  in,  die 
angegebenen  Beträge  und  Strafen  überschreitenden  Zivil-  und  Straf- 
sachen ohne  Assistenz  zu  entscheiden,  wie  in  Grundstückssachen. 
Dass  die  Berufung  dann  jedesmal  vor  das  Berufungsgericht  gezogen 
werden  soll,  das  dem  Konsulatssitz  am  nächsten  ist,  und  in  Zivilsachen 
nie  ohne  Assistenz  über  die  Berufung  und  in  Strafsachen  die  kon- 
sularische Assistenz  zwar  nachgesucht,  aber  bei  Nichterscheinen  eines 
Konsulatsdelegierten  dennoch  entschieden  werden  soll,  mildert  die 
Folgen  eines  solchen  Vorgehens  für  die  Fremden  zwar,  macht  aber 
das  erwähnte  tahrirat  nichtsdestoweniger  unannehmbar.  Ob  die 
fremden  Mächte,  sich  zu  der  Rechtsgültigkeit  dieses  tahrirats  schon 
erklärt  haben,  ist  mir  unbekannt;  bei  der  Praxis  der  Pforte  aber, 
die  fremden  Vertretungen  nur  dann  von  neuen  Entscheidungen  zu 
unterrichten,  wenn  sie  dieselben  ohne  ihre  Mitwirkung  nicht  zur  Aus- 
führung bringen  kann,  ist  anzunehmen,  dass  dies  nicht  geschehen  ist. 
Im  übrigen  handeln  viele  Gerichte  im  Innern  des  Landes  auch  nicht 
nach  dem  tahrirat.  Das  Kaiserliche  Konsulat  Salonik  ist  schon 
wiederholt  zur  Assistenzleistung  vor  Gerichten,  die  mehr  als  Stunden 
vom  Konsulatssitz  entfernt  waren,  aufgefordert  und  die  Assistenz  ist 
stets  geleistet  worden. 

§  22.    Von  dem  Erfordernis  der  Genehmigung  der  Behörde 
zum  firagh.    Vollmacht.  Unwiderruflichkeit. 
Der  firagh  von  Mirie-Land  unterscheidet  sich  nur  dadurch  von 
allen  anderen  Kaufverträgen,  dass  er  erst  gültig  wird,  wenn  die 
Behörde  ihre  Genehmigung  erteilt  hat.    Hierüber  und  über  die 
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Folgen  des  Mangels  der  behördlichen  Genehmigung  bestimmt 
Art.  3«>  G.-G.  folgendes: 

„Der  Besitzer  von  Mirie-Land  kann  dasselbe  mit  Genehmigung 
der  Behörde  unentgeltlich  (inedschaneii)  oder  für  einen  bestimmten 
Preis,  an  wen  er  will,  übertrafen.  Der  tirngh  ohne  Erlaubnis 
und  Vermittlung  der  Behörde  ist  allgemein  ungültig.  Der 
Besitz  des  mefrugh  im  leb  an  den  Grundstücken  ist  in  jedem 
Falle  an  die  Genehmigung  der  Behörde  gebunden,  und  wenn 
jener  stirbt,  ohne  dass  die  Genehmigung  erteilt  ist,  so  kann  der 
farigli  wie  vorher  von  dem  Lande  Besitz  ergreifen.  Wenn 
letzterer  stirbt  unter  Hinterlassung  von  nach  den  nachfolgenden 
Bestimmungen1)  erbberechtigten  Erben,  so  erben  diese  die 
Grundstücke.  Falls  keine  Erben  vorhanden  sind,  dann  werden 
die  Grundstücke  gegen  den  Tapu  Wert -)  neu  vergeben.  Der 
Erwerber  (mefrugh  an  leh)  nimmt  den  von  ihm  gezahlten  Breis 
aus  dem  Nachlas«  des.  der  übertragen  hat  (farigh). 

Die  1'nitauschung  von  Mirie-Land  (mubadele)  ist  ebenfalls  an 
die  Genehmigung  der  Behörde  gebunden. 

Der  firagh  mit  Genehmigung  der  Behörde  ist  auch  für  den 
mefrugh  un  leh  oder  seinen  Vertreter  unwiderruflich  (lasiin)/ 
Es  ist  nicht,  erforderlich,  dass  die  Genehmigung  gleichzeitig 
mit  dem  Vertragssehluss  erteilt  wird.  Das  Gegenteil  wird  vielmehr 
die  Kegel  sein,  wie  schon  aus  der  Formel  des  takrir  (Auflassung) 
_firagh  etdim,  teferrugh  (kabul)  etdim",  ..ich  habe  übertragen, 
ich  habe  erworben"1,  hervorgeht.  Vor  erteilter  Genehmigung  kann 
jedoch  jeder  der  Kontrahenten  zurücktreten,  da  erst  mit  der 
Genehmigung  der  tiragh  „lasim",  unwiderruflich,  wird.1)  Daher 
gilt  auch  beim  Wegfallen  des  einen  oder  anderen  Kontrahenten  durch 
Tod  das  geschlossene  Verhältnis  als  null  und  nichtig,  d.  h.  die 
Vererbung  tritt  ein,  als  wenn  nichts  geschehen  wiire,  nämlich  auf 
die  Erben  des  farigh  vererbt  sich  das  übertragene  Land  oder  wird 
bei  Nichtvorhandensein  solcher  mahlul  (fällt  an  den  Fiskus  zurück) 
und  der  mefrugh  un  leh  hat  nur  eine  Forderung  an  den  Nachlas« 
in  Höhe  des  von  ihm  gezahlten  bedel-i-firagh  (Dreis). 

')  Vergl.  unten  tj  10  ff. 
*)  Vergl.  unten  $  4<>  ff. 

3)  Art.  113  der  Mcdscholle  lautet:  „Bei  uafis  siirnilie  la  vente 
a  laquelle  ne  so  rattache  pas  le  droit  d'autnii.  Elle  se  divise  en  vente 
irrevocable  (lasini)  et  vente  revocable  (guair-i-lasim)''. 
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Dom  firagh  gilt  gleich  die  raubadele,  der  l'mtansch  eines 
Stückes  Mirie-Land  mit  einem  anderen.1) 

Die  Genehmigung  der  Behörde  ist  gegenwärtig  eine  blosse 
Formalität.  Sie  kann  ohne  Grund  nicht  verweigert  werden.  Ein 
solcher  Grund  war  bis  zum  Erlass  des  Gesetze»,  betreffend  den 
Grundbesitz  durch  Fremde,  vom  7.  Seter  12*4  die  fremde  Staats- 
angehörigkeit des  mefrugh  im  leb,  wie  noch  gegenwärtig  Monte- 
negriner und  Humanen  nicht  die  Genehmigung  erhalten.2)  Ferner 
sollen  nach  §  40  des  Mnnizipalitatsgesetzes  (vilajot  beledie  kanuni 
D.  IV.  S.  M.'>)  die  Umschreibnngsformalitäten  nicht  vorgenommen 
werden,  wenn  sämtliche  Kommnnalabgaben  nicht  gezahlt  sind. 

Der  Verkauf  von  Mülk-Land  wie  der  tiragh  von  Mirie-Land 
kann  für  beide  Kontrahenten  durch  Bevollmächtigte  vorgenommen 
werden,  da  nach  Art.  1459  der  Medschelle  jedermann  für  alle  An- 
gelegenheiten, die  er  selbst  vornehmen  kann,  andere  bevollmächtigen 
kann.  Das  G.-G.  enthält  darüber  zwar  keine  ausdrücklichen 
Bestimmungen,  aber  einerseits  gilt  die  Medschelle  überall  da,  wo 
keine  Sundergesetze  bestehen,  als  massgebend,  andererseits  bespricht 
Art.  43  G.-G.  den  Fall  der  Landverfiusserung  seitens  eines  Un- 
berechtigten ohne  die  Vollmacht  des  Berechtigten,  indem  er  darüber 
bestimmt,  „wenn  jemand  das  Land  eines  Fremden  oder  den  Anteil 
seines  Mitbesitzers,  ohne  dazu  bevollmächtigt  zu  sein,  selbst  mit 
Genehmigung  der  Behörde  an  einen  anderen  Überträgt  und  der 
rechtmässige  Besitzer  nachträglich  nicht  den  firagh  genehmigt,  dann 
kann  der  rechtmässige  Besitzer  unter  Vermittlung  der  Behörde  das 
Land  von  dem  mefrugh  un  leb  zurnckverlangenu.  Nachträglich 
erteilte  Genehmigung  gilt  nach  Art.  1453  der  Medschelle  der  vorher 
gegebenen  Vollmacht  gleich.3) 

Was  die  Form  der  Vollmacht,  znr  Veränsseruug  von  Grund- 
besitz anbetrifft,  so  ist  hierüber  unter  dem  20.  Dschemadi  ul  achir 
1299  (2<i.  Nissan  1298)»)  eine  Verordnung  der  Vergi  Emaneti 
ergangen,  wonach  die  Vollmachten  zum  Kanf  und  Verkauf  von 
Grundstücken  nicht  mehr  wie  bis  dahin  von  den  Notareu,  sondern 

')  Die  Gebühren  betragen  nach  dem  oben  S.  49  erwähnten  Irade 
ebenfalls  2  Prozent,  für  jeden  der  Umtauschenden  je  1  Prozent. 
3)  Vergl.  den  vorigen  Paragraph. 

"l  Im  übrigen  verirl.  über  Vollmacht  Buch  XI  der  Medschelle. 
*)  Zitiert  hei  StA  Em»LV  8.  112. 
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von  den  geistlichen  Gerichten  ansge fertigt  und  beglaubigt  werden 
sollen.  An  Gebühren  ist  für  jede  Beglaubigung  der  Betrag  von 
40  Piastern  zn  entrichten. 

I)er  mit  Genehmigung  der  Behörde  einmal  vorgenommene 
firagh  ist  definitiv  (kattil,  auch  wenn  der  mefrngh  un  Ich  noch  nicht 
den  Besitztitel  itapu  ssenedi>  erhalten  hat.  Beim  Tode  des  farigh 
werden  daher  die  übertragenen  Grundstücke  nicht  als  mahlnl,  heim- 
gefallen, angesehen  (Art.  :17  G.-G.i.  Audi  kann  der  farigh  das 
sclion  so  gültig  übertragene  Grundstück  nicht  etwa  noch  einmal  an 
einen  anderen  veräussern  (Art.  40  .  Andererseits  kann  der  mefrugh 
un  leh  von  dem  firagh,  sei  er  gegen  oder  ohne  Entgelt  erfolgt, 
nicht  znrücktreten  (Art.  M!>  G.-Gj.  Die  Bestimmungen  der  Medschelle 
über  den  Widerruf  bei  Schenkungen1)  sind  somit  bezüglich  des  un- 
entgeltlichen  firagh  von  Mirie-Land  ausdrücklich  ausgeschlossen.4) 

i;  2-1  Vom  Bedel-i-firagh. 
Nach  Art.  237  der  Medschelle  mnss  der  Kaufpreis  zur  Zeil 
des  Verkaufsaktes  bestimmt  sein,  sonst  ist  der  Vertrag  fassid,  d.  h.  zwar 
gültig  in  seinen  Essentialien,  aber  ungültig  in  seinen  Akzidentalien, 
d.  h.  er  kann  auf  Verlangen  rückgängig  gemacht  werden/1)  Ferner 
mnss  der  Kaufpreis  bekannt  sein  (Art.  '2:58  Medsch.).  Beim  Verkauf 
von  Mülk-Land  also  macht  das  Unterlassen  der  Erwähnung  des  Kauf- 
preises oder  Unbestimmtheit  desselben  den  Vertrag  auflösbar. 

Bei  Mirie-Land  mnss  der  Kaufpreis,  bedel-i-firagh,  wenn  er 
überhaupt  angegeben  wird,  ebenfalls  bestimmt  angegeben  sein,  sonst 
ist  der  stattgehabte  firagh  auflösbar.  Ist  der  bedel-i-firagh  gar 
nicht  angegeben,  so  ist  der  firagh  jedoch  keineswegs  anfechtbar, 
sondern  er  gilt  in  diesem  Falle  als  „medschanen"  firagh,  unentgeltlich. 
Bezüglich  eines  solchen  iucdschanen- firagh  (und  der  Folgen  des  zwar 
ausgemachten,  aber  nicht  gezahlten  bedel-i-firagh)  bestimmt  Art.  38 
G.-G.,  dass  weder  der  Ubertragende,  farigh,  noch  nach  seinem  Tode 
seine  Erben  einen  Breis  nachträglich  verlangen  können. 

•)  Art.  8t»4  ff. 

*)  Vergl.  den  nächsten  Paragraphen  ül»er  die  Ähnlichkeit  zwischen 
Schenkung  und  unentgeltlichem  lir.igh. 

*)  Art.  10°.  der  Medschelle  lautet  in  der  Ühersetzung  von  Akistak»  Ul- 
Bky:  -La  vente  annulable  (facid)  est  celle  qui,  valable  dana  ses  principe« 
essentiels,  devient  nulle  ä  raison  de  ses  modalites". 
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Ist  beim  tiragh  von  Mirie-Eand  der  Preis  zwar  bestimmt  ver- 
einbart, aber  vom  mefrugh  un  leb.  Käufer,  nicht  gezahlt  worden, 
dann  konnten  nach  der  ursprünglichen  Fassung  des  Art.  38  die  über- 
tragenen Grundstücke  zurückverlangt  werden.  Diese  Bestimmung 
ist  aber  durch  Teskere-i-ssamie  vom  7.  Kedscheb  12H51)  aufgehoben 
worden  und  an  Stelle  davon  heisst  nun  der  entsprechende  Abschnitt 
des  Art.  38:  „Zahlt,  nachdem  ein  tirugh  mit  Genehmigung  der  Be- 
hörde für  einen  bestimmten  Preis  erfolgt  ist,  der  mefrugh  un  leh 
diesen  nicht,  so  kann  ihn  der  farigh  oder  nach  seinem  Tode  seine 
Krben  von  dem  mefrugh  un  leh  oder  nach  seinem  Tode  von  dessen 
Erben  einklagen",  l'nter  „Erben"  sind  hier  die  nach  den  allgemeinen 
Bestimmungen  des  Scheriat-Erbrechtes,  nicht  die  nach  den  unten 
erörterten  (vergl.  §  34  ff.)  Bestimmungen  über  die  Vererbung  von 
Mirie-Land  Berechtigten  zu  verstehen.  Jeder  der  Erben  des  mefrugh 
un  leh  haftet  nach  seinem  Anteil  dem  farigh  für  seine  Forderung 
Beicht,  der  Nachlass  nicht  aus,  dann  hat  der  farigh  als  gewöhnlicher 
Gläubiger  nur  dieselben  Rechte  wie  jeder  andere  Erbschaftsgläubiger. 
Das  Grundstück  selbst,  aus  dessen  tiragh  seine  Forderung  entstanden 
ist,  kann  er  nicht  etwa  im  voraus  für  seine  Forderung  beanspruchen. 
Wenn  dieses  zur  Befriedigung  der  Nachlassgläubiger  veräussert 
wird,  kann  der  farigh  aus  dem  Erlöse  nur  den  seiner  Forderung 
entsprechenden  Anteil  beanspruchen.2) 

«5  24.  Von  der  Bestimmung  des  mefrugh  un  leh  (Kauf- 
objektes). Laesio  enormis. 
Nach  Art.  200  der  Medschelle  muss  das  Kanfobjekt  dem  Käufer 
bekannt  sein:  „inebi*  müschterinin  ma'lumi  olmak  lasim  dir".  Die 
Bekanntgabe  des  Kaufobjektes  erfolgt  nach  Art,  201  der  Medschelle 
dadurch,  dass  man  seine  Unterscheidungsmerkmale  angibt,  z.  B.  bei 
einem  Grundstück  die  Grenzen  desselben.  Abgegrenzte1)  Grund- 
stücke können  nach  Art.  221  der  Medschelle  sowohl  unter  Angabe 
der  Grenzen  als  auch  nach  der  Zahl  der  Morgen  verkauft  werden. 

')  Zitiert  bei  Ciiaush  Esohhkff  S.  287:  ausgedehnt  ist  dieses  teskere 
auf  den  liragh  von  doppclmietigen  Wakufs  durch  Masbata  der  Medschelle- 
Kommission  aus  dem  Jahre  129H  (vergl.  unten  Buch  II). 

*)  Über  die  Veränderung  von  Grundstücken  zur  Bezahlung  von 
Schulden  vergl.  {5  31. 

3>  Die  Grenzen  werden  in  der  Türkei  fast  ausschliesslich  durch  Be- 
zeichnung der  angrenzenden  Grundstücke  bestimmt. 
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Nach  Art.  200  der  Medschelle  wird  ein  Grundstück,  möge  es 
verkauft  werden  unter  Berechnung  des  Weites  der  einzelnen  Stücke 
wie  Morgen  oder  als  Ganzes  für  einen  Gesamtem*,  wie  diejenigen 
Sachen  behandelt,  welche  mevsun,  d.  h.  wiegbar,1)  aber  ohne  Schaden 
nicht  teilbar  sind. 

(übt  man  nämlich  beim  Verkauf  wiegbarer  und  ohne  Schaden 
nicht  teilbarer  Sachen  das  Gesamtgewicht  an  und  setzt  dafür  einen 
Preis  en  bloc  an.  und  es  stellt  sich  nach  der  Übergabe  heraus,  dass 
das  Gesamtgewicht  geringer  ist,  als  angegeben,  so  hat  nach  Art.  221 
der  Medschelle  der  Käufer  die  Wahl:  entweder  er  kann  vom  Ver- 
trage zurücktreten  oder  aber  er  muss  den  vereinbarten  Treis  zahlen; 
ist  das  Gesamtgewicht  höher  angegeben,  so  gehört  das  Kaufobjekt 
selbst  mit  dem  Überschnss  dem  Käufer,  ohne  dass  der  Verkäufer 
vom  Vertrage  zurücktreten  könnte.  Wenn  dagegen  beim  Verkauf 
solcher  wiegbarer  Sachen  das  Gesamtgewicht  zwar  angegeben,  der 
Preis  aber  für  die  einzelnen  Gewichtsteile  gesondert  berechnet  wird, 
und  es  stellt  sich  nach  Übergabe  ein  Mehr  oder  Weniger  am  Gewicht 
heraus,  als  angegeben,  dann  hat  der  Käufer  nach  Art.  225  der 
Med8chelle  die  Wahl,  entweder  vom  Vertrage  zurückzutreten  oder 
deu  für  jede  Gewichtseinheit  angesetzten  Preis  zu  zahlen. 

Diese  Bestimmungen  der  Art.  224,  225  der  Medschelle  werden 
also  gemäss  Art.  220  der  Medschelle  auf  den  Verkauf  von  Grund- 
stücken angewendet,  z.  B.: 

1.  Ein  angeblich  100  Morgen  grosses  Terrain,  das  für  einen 
Gesamtpreis  ohne  besondere  Berechnung  der  einzelnen  Morgen  — 
von  1000  Piastern  verkauft  wurde,  hat  nur  95  Morgen,  wie  sich 
nach  der  Ubergabe  herausstellt.  Per  Käufer  kann  dann  nach  den 
eben  erörterten  Bestimmungen  entweder  vom  Vertrage  zurücktreten 
oder  er  muss  den  ganzen  Betrag  von  1000  Piastern  zahlen.  Hat 
das  Terrain  mehr  als  100  Morgen,  dann  gehört  das  Mehr  ebenfalls 
dem  Käufer  und  der  Verkäufer  kann  nicht  etwa  zurücktreten.  —  Oder: 

2.  Jemand  hat  ein  Terrain  von  100  Morgen  für  je  100  Piaster 
den  Morgen  verkauft;  nach  i "hergäbe  stellt  sich  aber  heraus,  dass 
das  Terrain  95  oder  105  Morgen  gross  ist,  dann  braucht  der  Käufer 
entweder  nur  95,  bezw.  er  muss  105  Morgen  bezahlen  oder  er  kann 
vom  Vertrage  zurücktreten.   Der  Verkäufer  hat  kein  Rücktrittsrecht. 

')  Art.  134  der  Medschelle. 
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Der  firagh  von  Mirie-Land  kann  nach  Art.  47  (i.-G.  stattfinden 
entweder  unter  Bestimmung  der  Grenzen  oder  unter  Angabe  der 
Grösse.  Dabei  ist  nun  zu  unterscheiden:  Wird  Mirie-Land  übertragen 
nach  Morgen  oder  Ellen,  dann  ist  die  Zahl  derselben  massgebend. 
Geschieht  es  nach  den  Grenzen,  dann  sind  diese  allein  massgebend, 
ning»'  daneben  noch  die  Zahl  der  Morgen  angegeben  sein  oder  nicht. 
Das  G.-G.  bemerkt  zu  dem  Fall  des  tiraghs  nach  Grenzen  in  dem 
Art.  47:  „Stellt  sich  nach  einem  nach  Massgabe  der  Grenzen  vor- 

* 

genommenen  tiragh  eines  z.  B.  mit  25  Morgen  eingegebenen  Grund- 
stücks heraus,  dass  dasselbe  32  Morgen  gross  ist,  dann  kann  der 
l'arigh  (Übertragende)  weder  7  Morgen  zurück-  noch  eine  entsprechende 
Preissteigerung  verlangen.  Ist  das  Land  nur  18  Morgen  gross,  dann 
kann  der  mefrngh  un  leh  ebensowenig  eine  Preisminderung  verlangen. 
Für  die  Krben  beiderseits  gilt  dasselbe. - 

Für  den  liragh  nach  der  Grösse  gibt  das  G.-G.  keine  besonderen 
Bestimmungen;  es  wird  also  in  Zweifelsflülen  zu  gelten  haben,  was 
oben  für  den  Verkauf  von  Mnlk-Land  gesagt  wurde.  Wenn  der 
firagh  nach  der  Grösse  stattgefunden  hat  und  diese  entspricht  nicht 
den  vom  farigh  gemachten  Angaben,  dann  wird  der  mefrugh  un  leh 
wie  der  Käufer  von  Mülk-Land  das  Wahlrecht  haben,  je  nachdem 
der  Preis  festgesetzt  war  für  das  Terrain  als  Ganzes  oder  für  jeden 
Morgen  gesondert.  Im  ersten  Fall  kann  er  zurücktreten  oder  er 
in nss  den  vereinbarten  Preis  ganz  zahlen,  im  anderen  Falle  ninss 
er  den  Preis  für  die  wirklich  vorhandene  Zahl  von  Morgen  zahlen 
oder  kann  zurücktreten.1) 

Durch  den  Art.  47  G.-G.  werden  die  Bestimmungen  über 
Betrug  (tagrir)  und  laesio  euormis  (gabu-i-fahisch)  nicht  berührt. 
Nach  Art.  '556  der  Medschelle  kann  der  Verkauf  rückgängig  gemacht 
werden,  wenn  infolge  Betruges'2)  der  gezahlt*»  Preis  von  dem 
wirklichen  Wert  des  Objektes  erheblich  abweicht.  Dies  ist  der 
Fall,  d.  h.  es  liegt  gabn-i-fahisch  vor,  wenn  der  Preis  bei  gewöhn- 
lichen Waren  um  1  .,0,  bei  Tieren  um  1  I0  und  bei  Grundstücken 
um  1  u  mindestens  vom  wirklichen  Wert  abweicht, :!)    Bei  Grund- 

')  Ahkjam  ul  crasi  S.  50.  51  und  Ali  Hawkr  S.  219. 

2)  Art.  KU  der  Medschclle:  „tairrir  signüie  dol". 

3)  Art.  lt;f>  der  Medschelle.  vergl.  auch  da*  Fetwa  von  ABL'  Ssi'NP 
in  der  Berliner  Handschrift.  Pertsch  Xo.  2«0,  Bl.  5fi:  „ Welcher  Betrat' 
gilt  als  gabn-i-fahisch  in  allen  Dingen?  Antwort:  Bei  Grundstücken 
von  KlÖO  200.  bei  Sklaven  von  1000  KM,  bei  Tieren  von  10  1.  bei  Waren 
von  10  «,,\    l>cr  Art.  1«5  der  Medschelle  hat  die«  Fetwa  zur  Basis. 
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stücken  hann  demnach  der  Verkauf  rückgängig  gemacht  werden, 
wenn  auf  betrügerische  Art  ein  Preis  erzielt  wurde,  der  den  Wert 
der  Grundstücke  um  1  %  übersteigt  uder  um  1  zu  niedrig  ist.  Das 
G.-G.  lässt  diese  Bestimmung  auch  für  Mirie-Land  gelten.  Nach 
Art.  Uli  G.-G.  sind  „im  allgemeinen  zwischen  farigh  (Veräusserer) 
und  met'rugh  un  leh  (Erwerber)  Prozesse  wegen  Betruges  (tagrir) 
und  laesio  enormis  (gabn-i-fahiseh)  zulässig-.  Vererblieh  ist  dieses 
Recht,  auf  Rückgängigmachung  des  liragh  zu  klagen,  nicht.  Art.  119 
sagt  dies  zwar  ausdrücklich  nur  vom  farigh,  jedoch  gilt  dies  auch 
für  den  met'rugh  nn  leh  nach  Analogie  des  Art.  :{•">*  der  Medschelle, 
welcher  bestimmt,  dass  „le  droit  de  rescision  pour  cause  de  dol  ne 
passe  pas  anx  heritiers  de  la  partie  h'see".  Auch  kann  der  Fiskus, 
wenn  nach  einem  auf  die  angegebene  Weise  zustande  gekommenen 
firagh  der  farigh  erblos  stirbt,  das  übertragene  Land  nicht  etwa, 
unter  Anfechtung  des  tiragh.  als  mahlul  für  sich  beanspruchen 
(Art.  U9  G.-G.). 

Art.  :i.r>»j  der  Medschelle.  Absatz  2,  sagt,  dass,  wenn  es  sich 
um  Güter  von  Unmündigen,  Wakuf-Giitern  und  solche  des  Reit  ul 
mal  (Mirie-Land)  handelt,  der  Verkauf  unter  laesio  enormis  ungültig 
ist,  auch  wenn  Betrug  nicht  vorliegt.  Diese  Bestimmung  ist  für 
Mirie-Land  natürlich  nur  dahin  zu  verstehen,  dass  der  Beit  ul  mal 
die  Beleihnng  rückgängig  machen  kann,  wenn  der  gezahlte  Tapu- 
Preis  um  1  .%  zn  niedrig  angesetzt  war,  nicht  dagegen,  dass  einer 
von  den  beiden  Kontrahenten  bei  tiragh  von  Mirie-Land  von  dieser 
Bestimmung  des  Art.  :i.">6  profitieren  könne. 

§  25.  Von  den  Zubehörungen. 
Nach  Art,  2'M  der  Medschelle  werden  Teile  des  Kaufobjektes, 
die  von  demselben  nicht  getrennt  werden  können,  auch  ohne  besondere 
Erwähnung  als  mitveränssert  angesehen,  und  nach  Art.  2:J2  der 
Medschelle  gelten  die  mit  der  Hauptsache  fest  verbundenen  Depen- 
denzen  (tevabi'-i-mutassile-i-mnstekirre)  mit  jener  ohne  besondere 
Erwähnung  als  mitveränssert.  Im  übrigen  entscheidet  nach  Art.  2:>o 
der  Medschelle  Ortsgebrauch,  welche  Sachen  ohne  ausdrückliche 
Benennung  in  dem  Verkaufsvertrage  mit  inbegriffen  sind.  So  gehen 
bei  der  Veräusserung  von  Grundstücken  oder  (»arten  die  darauf 
befindlichen  Bänme  als  mitverkauft  auf  den  Käufer  über,  auch  wenn 
sie  im  Kaufvertrag  nicht  aufgeführt  sind. 
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Diese  Bestimmungen  der  Medschelle  haben  für  Mirie-Land  nur 
beschränkte  Auwendung.  Die  auf  Mirie-Land  stellenden  Bäume  sind 
nur  Dependenz  des  Bodens,  wenn  sie  wild  gewachsen  sind.  Mülk- 
Bäume  auf  .Mirie-Land  hingegen  gelten  als  Sache  für  sich.1)  Dem- 
entsprechend bestimmt  Art.  4H  G.-G.,  dass  „auf  Mirie-Land  wild 
gewachsene  Bäume,  wenn  jenes  auf  einen  anderen  übertragen  wird, 
in  dem  firagh  mit  inbegriffen  sind,  da  sie  als  Dependenz  des  Bodens 
(jere  tabi)1)  gelten,  dass  aber,  wenn  der  farigh  unter  ausdrücklicher 
Erwähnung  der  Mülk-Kigenschaft  der  Bäume  diese  nicht  mitveräussert. 
der  mefrugh  nn  leh  keinen  Anspruch  auf  sie  hat-. 

Sobald  dem  Erwerber  von  Mirie-Land  also  bekannt  ist.  dass 
die  darauf  stehenden  Bäume  Mülk-Eigentnm  des  Yeräusserers  sind, 
erwirbt  er  sie  nicht  mit,  wenn  sie  nicht  ausdrücklich  mitveräussert  sind. 

Während  Bäume  bei  dem  Verkauf  von  Mülk-Land  ohne 
besondere  Erwähnung  also  als  mitveräussert  anzusehen  sind,  mnss 
der  Verkauf  der  Mülk-Bäume  bei  dem  firagh  von  Mirie-Land  aus- 
drücklich mitgewollt  sein,  wenn  ihre  Mülk-Eigenschaft  dem  inefrugh 
un  leh  bekannt  war.  Die  wild  gewachsenen,  als  Dependenz  des 
Bodens  anzusehenden  Bäume  können  bei  dem  firagh  des  Landes 
natürlich  auch  ausdrücklich  ausgenommen  werden. 

Von  Mülk-fiebäuden  auf  Mirie-Land  gilt  dasselbe  wie  von 
M  Ulk-Bäumen.  Die  schon  vorhandenen  Früchte  sind  ohne  besondere 
Erwähnung  als  mitübertragen  anzusehen,  denn  rle*  fruit*  et  le 
croit  prodnits  par  la  chose  vendue  depuis  la  vente  et  avaut  la 
delivrance  appartiennent  ä  l'acheteur-  (Art.  'Jtfti  der  Medschelle).-) 

g  20.  Vom  bedingten  firagh. 
Wie  die  dem  Kaufvertrage  beigefügten  Bedingungen  beobachtet 
werden  müssen,  soweit  dies  angängig  ist  (Art,  der  Medschelle). 
so  kann  auch  der  firagh  von  Mirie-Land  unter  allgemein  zulässigen 
Bedingungen  geschlossen  werden.  Das  G.-G.  hat  in  Art.  114  nur 
die  Tlinzufügung  einer  einzigen  Bedingung,  nämlich  dass  der  mefrugh 
un  leh  den  farigh  bis  an  sein  (des  letzten)  Lebensende  ernährt,  be- 
sonders besprochen.  Danach  war  ein  unter  einer  solchen  Bedingung 
zustande  gekommener  firagh  entsprechend  dem  Seheriat recht  ungültig. 
Dieser  Artikel  ist  aber  durch  eine  mit  Lade  vom  1*.  Sefer  13<>«i 

'1  Ver-1.  g  13. 

-')  Über  die  Veräusserung  der  Bäume  ohne  das  Land,  vergl.  «i  :lu 
zu  Art.  4!)  G.G. 
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(12.  Teschrin-i -ewel  1 ; J* » 1  > 1  >  ergangene  Nachtragsbestimninng  auf- 
gehoben worden,  so  da*s  bezüglich  einer  solchen  Bedingnnng  nun- 
mehr folgendes  gilt  : 

Der  tiragh  unter  der  Bedingung,  dass  der  Übertragende  bis 
an  sein  Lebensende  ernährt  wird,  ist  gültig  und  die  Bedingung  zu- 
lässig. Der  Übertragende  kann  nachträglich  nicht  das  übertragene 
Grundstück  zurückverlangen.  Wenn  er  aber  behauptet,  dass  der 
mefrugh  un  leh  die  Bedingung,  ihn  zu  ernähren,  nicht  hält  und 
deshalb  das  Grundstück  zurückverlangt,  dann  wird  der  Sachverhalt 
durch  Sachverständige  geprüft,  und  wenn  die  Behauptung  des  farigh 
sich  als  richtig  erweist,  wird  ihm  das  Grundstück  zurückgegeben. 
Stirbt  der  Erwerber  des  Grundstücks  vor  dem  Yeräusserer.  so  haben 
seine  Krben  diesen  zu  ernähren,  widrigenfalls  noch  von  jenen  das 
Grundstück  verlangt  werden  kann.  Sind  Krben  nicht  vorhanden,  so 
erhält  der  farigh  das  Grundstück  ebenfalls  zurück.  Solange  der 
farigh  nicht  stirbt,  kann  weder  der  mefrugh  un  leh  noch  seine  Krben 
das  Grundstück  anderweitig  veräussern. 

Die  gedachte  Bedingung  niuss  im  Ssened  (Besitztitel)  vermerkt 
werden,  sonst  kann  auf  ihre  Erfüllung  nicht  geklagt  werden. 

Zugelassen  ist  ferner  für  die  nicht  mohammedanischen  Unter- 
tanen der  Türkei  die  Übertragung  von  Land,  sowohl  Mülk-  wie 
Mirie-  wie  Waknf-Land.  als  Mitgift  (trachoma.  dschiha».  TTQoVi. 
TiQotxa)  unter  der  Besolutivbedingung.  dass  bei  Auflösung  der  Ehe 
durch  Tod  oder  Ehescheidung  das  übertragene  Land  an  den  ur- 
sprünglichen Besitzer  bezw.  Eigentümer  zurückfällt.  Die  Über- 
tragung „als  Mitgift-4  (trachoma  olarak,  dschihas  makamiuda)  muss 
im  Besitztitel  vermerkt  sein  i_bn  jolda  emlak  we  erasi  itassi  halinda 
merdscha'indan  wuku'  buladschak  teblighat  iiserine  emlak  -  i  -  mes- 
kjnrenin  trachoma  olarak  werildijinin  tansim  olnnadschak  ssened-de 
taasrihi  karar-i-ali  iktisassindan  oldughu  .  .  .  Erlass  des  Grundbuch- 
ministeriums  vom  •»».  Silkade  Btof>  1',.  temus  1  :{<»:».  abgedruckt  in 
den  (nicht  im  Buchhandel  erschienenen)  Muharrerat-i-umumie  des 
Grundbuchministeriums,  Jahrg.  l:t<».r> — Bin?.  S.  4 1 ! *  • ,  sonst  kann  das 
Land  von  dem  ursprünglichen  Besitzer  nach  Auflösung  der  Ehe  nicht 
zurückgefordert  werden  (vergl.  den  eben  angeführten  Erlass). 

Wird  die  Übertragung  eines  Grundstückes  als  trachoma.  Mit- 
gift, beabsichtigt,  so  hat  der  l'atriarch,  Metropolit  oder  der  sonstige 

')  Zitiert  in  der  pHcheridr-i-mehakim  No.  1(51». 
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zuständige  kirchliche  Vertreter  durch  Ilmuhaber  bei  dem  zuständigen 
Grnndbuchanit  darum  nachzusuchen  und  eine  beglaubigte  Über- 
setzung des  Ehevertrages  in  die  türkische  Sprache  beizufügen  (Erlass  des 
Grandbuchministeriums  vom  23.  Rumasan  1310  bis  29.  Mart  1309  in  den 
Mnharrerat-i-umumie  dieses  Ministeriums,  Jahrg.  1308—1:310,  S.  IM). 

Der  Besitzer  eines  solchen  als  trachoma  übertragenen  Grund- 
stückes kann  dasselbe  nicht  weiter  veräussern.  Jedoch  hat  der  Ehemann 
gegenüber  den  seiner  Frau  als  Mitgrift  übertragenen  Grundstücken 
gemäss  §  209  des  Handelsgesetzbuches  (D.  1,  8.  433)  gewisse  Rechte. 

Die  Zulassung  von  Landübertragnng  in  der  gedachten  Weise 
ist  als  ein  den  nicht  mohammedanischen  Bewohnern  der  Türkei  von 
der  Pforte  gemachtes  grosses  Zugeständnis  zu  betrachten,  da  weder 
das  Scheriat-  noch  das  Kanunrecht  die  Veräußerung  von  Land  als 
Mitgift  kennt.  Aber  da  einmal  die  Regelung  aller  eherechtlichen 
Fragen  den  Kirchenbehörden  (Patriachat.  Episkopat  etc.)  tiberlassen 
ist,  war  es  nur  ein  folgerichtiger  Schritt,  auch  in  dieser  zweifellos 
in  das  Eherecht  fallenden  Frage  die  christliche  Gewohnheit  bezw. 
das  Gewohnheitsrecht  anzuerkennen. 

Von  dem  zugestandenen  Recht  können  wohl  zweifellos  auch 
Fremde  Gebrauch  machen,  wenn  dies  auch  nicht  in  dem  angefühlten 
Erlass  ausdrücklich  gesagt  ist,  denn  Fremde  haben  in  Grundbesitz- 
sachen die  Rechte  der  osmanischen  Staatsangehörigen,  somit  Fremde 
diejenigen  der  Rajas.  Das  im  Falle  der  Grundstücksübertragnng  an 
oder  durch  einen  Fremden  von  dem  zuständigen  Konsulat  aus- 
zustellende Ilmuhaber  müsste  demnach  einen  Vermerk  enthalten, 
dass  die  Übertragung  „als  Mitgift"  vorgenommen  werden  soll. 

Findet  die  RückÜbertragung  eines  unter  den  oben  angeführten 
Bedingungen  übertragenen  Grundstückes  an  den  Übertragenden  statt, 
weil  die  Bedingung  der  Ernährung  nicht  gehalten  wird  bezw.  die 
Ehe  getrennt  wird,  dann  sind  Übertragungskosten  nicht  noch  einmal 
zu  entrichten  Ivergl.  Zirk.-Erl.  des  Grundbuchministerinms  vom 
11.  Sefer  1307  25.  Elnl  1305  in  den  Muharrerat-i-nmumie  des  gen. 
Min.,  Jahrg.  13(ir,    1307,  S.  433). 

§  27.    Vom  firagh  seitens  Schwerkranker. 
Verfügungen  in  schwerer  Krankheit1)  (maras-i-mevt,  wörtlich: 
Todeskrankheit)  sind  nur  unter  gewissen  Bedingungen  gültig.  Wer 

')  Verirl.  unten  Buch  11,  S.  250.  die  Definition  der  maras-i-mevt 
nach  Art.  15!  >5  der  Medsehelle. 


Digitized  by  Google 


WiLUKLM  I\\l»KL:  Das  Grundeigentum  in  der  Türkei  etc.     17} ;{ 


etwas  in  schwerer  Krankheit  an  einen  seiner  Krben  verkauft,  bedarf 
der  Genehmigung  der  anderen  Erben;  nach  seinem  Tode  können 
sonst  die  letzteren  den  Kaufvertrag  rückgängig  machen  (Art.  3«<3 
Medsch.).  Verkauft  jemand  an  einen  Dritten  etwas,  so  ist  der  Ver- 
kauf gültig,  wenn  der  Kaufpreis  dem  wirklichen  Wert  entspricht. 
Ist  dies  nicht  der  Fall,  so  wird  der  Verkauf  ganz  nach  den  Be- 
stimmnngen  über  letzt  willige  Verfügungen1)  behandelt,  d.  h.  mehr 
als  1  3  des  Gesamt  Vermögens  darf  infolge  des  Nachlassens  im  Preise 
den  Krben  nicht  entzogen  werden.  Ist  die  Differenz  zwischen  Wert 
und  Preis  so  gross,  dass  durch  den  Verkauf  über  mehr  als  1  ;{  ver- 
fügt wird,  dann  können  die  Erben  nach  dem  Tode  des  Erblassers 
den  Käufer  zur  Zahlung  dieser  Differenz  zwingen  (Art.  31G  Medsch. i. 
Dasselbe  Kerbt  haben  unter  gleichen  Umständen  die  Gläubiger,  wenn 
sich  nach  dem  Tode  des  schwerkranken  Verkäufers  herausstellt,  dass 
sein  Naehlass  überschuldet  ist  (Art.  3«>5  Medsch,». 

Diese  vom  Verkauf  in  schwerer  Krankheit  im  allgemeinen 
geltenden  Bestimmungen  gelten  natürlich  auch  beim  Verkauf  von 
Mülk-Laud.  Auf  Mirie-Land  finden  sie  keine  Anwendung.  Nach 
Art.  120  G.-G.  ist  der  firagh  von  Mirie-Mand  im  Zustande  schwerer 
Krankheit  in  jedem  Fall  gültig.2)  Daher  gehen  die  mit  Genehmigung 
der  Behörde  seitens  eines  Schwerkranken  übertrageneu  Mirie-Grund- 
stücke  nicht  auf  dessen  Krben  über,  noch  werden  sie,  bei  Nicht- 
vorhandensein solcher,  nach  dem  Tapu- Verfahren  behandelt,  ') 

§  28.  Vom  firagh  mittels  Gewalt  und  Zwang. 
Wie  eine  jede  auf  Entstehung  von  Rechtsgeschäften  gerichtete 
Willenserklärung,  wenn  sie  den  beabsichtigten  Erfolg  haben  soll, 
dem  freien  ungezwungenen  Willen  des,  der  ihn  äussert,  entspringen 
muss,  so  ist  auch  beim  firagh  von  Mirie-Land  das  freie  Einverständnis 
der  Parteien  erforderlich.  Ein  firagh,  der  zustande  kommt  durch 
Gewalt  (dschebr)  oder  Zwang  fikrah),  angewendet  von  einer  Person, 
die  imstande  ist,  Furcht  vor  sich  zu  erregen  (tehdidini  ikaja  muktedir), 
kann  vom  farigh  wieder  rückgängig  gemacht  werden  und  zwar  mit 
dem  ikrah  dawassi  „Klage  wegen  Gewalt".    Wenn  die  Grundstücke 

>)  Vergl.  g  39. 

2)  Der  faritrh  darf  natürlich  nicht  yerfügungsunfähig  sein,  weil 
dann  die  Bestimmungen  der  Art.  50—53  in  Anwendung  kommen. 
a)  Vergl.  unten  g  4h'  ff. 
Jahrbuch  der  Internat.  Vereinigung.  6.  u.  7.  Bd.  KW 
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inzwischen  an  einen  anderen  von  dem.  der  sie  infolge  von  Gewalt 
besitzt,  übertrafen  sind  oder  sich  gemäss  den  nnten  zu  erörternden 
Bestimmungen  vererbt  haben  oder  niahlnl  geworden  sind,  geht  die 
Klage,  die  sich  auch  auf  die  Erben  des  so  Übervorteilten  vererbt, 
gegen  die  derzeitigen  Inhaber  des  betreffenden  Landes.  Hat  der 
t'arigh  keine  Erben,  so  sollen  die  ikrahen  (vi)  übertragenen  Grund- 
stücke im  Besitz  des  derzeitigen  Inhabers  bleiben  und  nicht  als 
mahlul  (wegen  Erblosigkeit  an  den  Fiskus  zurückgefallen)  angesehen 
werden  (Art.  113  G.-G.).1) 

i|  2!».    Veräusserung  und  Erwerbung  von  Land  seitens 
Handlungsunfähiger, 
a)  Allgemeines.2) 
Handlungsunfähigkeit  (hadschr  =  das  Verbieten)  im  juristischen 
Sinne  bedeutet   nach   türkischem  Recht  die  Unfähigkeit  jemandes, 
durch  sein  Wort  Dispositionen  zu  treffen:  „hadschr  tessarruf-i-kavlinin 
nefasini  men'  eletnek  dir".    Im  Gegensatz  zu  tessarrufi-kawli,  die 
Disposition   durch   das  Wort,   d.   h.  die  Fähigkeit,   Verträge  zu 
schliessen,  steht  die  tessarruf-i-tili,  das  Disponieren  de  facto,  d.  h. 
der  Besitz  von  Rechten  etc. 

Die  Gründe  des  hadschr,  der  Handlungsfähigkeit,  sind  folgende: 

1.  Unmündigkeit,  ssagyrlik.    Es  gibt  zwei  Arten  Unmündiger 
(ssagyr): 

n)  die  ssagyr-i-gair-i-mümejis.  d.  h.  die  nicht  unterscheiden 
können  Verkauf  von  Kauf,  d.  h.  die  nicht  wissen,  dass 
Verkauf  Eigentum  weggibt,  und  Kauf  Eigentum  nach  sich 
zieht,  und  die  eine  offenkundige  bedeutende  Verletzung  des 
Preises  um  1  -  (gabni  fahisch',  laesio  enormis)  von  einer 
unbedeutenden  Verletzung  des  Preises  (gabn-i-jessir)  nicht 
zu  unterscheiden  wissen, 

b)  die  ssagyr-i-mümejis.  Unmündige,  die  solche  Unterscheidungen 
machen  können  (Art.  IM 3  Medsch.). 

2.  Wahnsinn   ulschünun).     Es   gibt   zwei   Arten  Wahnsinnige 
(inedschnnn): 

a)  medschnnn-i-mutbak,  ununterbrochen  Wahnsinnige,  die  keine 
lichten  Momente  haben, 

')  Verirl.  die  Art.  <UN  ff..  1<)Ü3  ff.  der  Medschelle  über  den  Zwanjf 
im  allgemeinen. 

J)  Multeka  II,  S.  l«7  ff.,  kitab  el  hadschr.    -  .Medschelle  Art.  IUI  ff 
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b)  medschnnn-i-gaii -i-mutbak.  Wahnsinnige,  die  lichte  Moment»» 
haben  (Art.  '.»44  Medsch.). 
'\.  Geistesschwachheit,  geistige  Gebrechlichkeit  infolge  Alters 
(ateh).    Geistesschwach  (matuh!   ist  der.  dessen  (»eist  gestört 
(muchtell  escliuiii),  d.  h.  dessen  Verstand  (fehm)  klein  (kalil), 
dessen    Kedeii    verworren    (müschevvesclO    nnd    dessen  Tun 
(tedbir)  verkehrt  ifassid)  ist  (Art,  !M5  Medsch.); 
4.  Verschwendung.     Verschwender  (sselih)  heisst  der,  welcher 
sein  Gut  nnnütz  verwendet.    Dein  Venn  luvender  ist  gleich,  wer 
einfaltigen  und  naiven  Herzens  (ebleh  we  ssade  dil)  Erwerb 
nicht  zu  finden  weiss  und  bei  dem,  was  er  bekommt,  betrogen 
wird  (Art.  1»«»* J  Medsch). 
Der  ssaghyr,  medschnnn  und  ma'tuh  ist  ispso  jure  handlungs- 
unfähig imahdschuri,  d.  h.  es  bedarf  keines  besonderen  richterlichen 
Ausspruches    (Art.   !»'>7   Medsch.),   der  sseflh   wird  es  erst  durch 
Richterspruch   (Art.   1».r»S   Medsch).     Der  ssaghyr-i-ghair-i-mümejis 
kann  selbst  mit  (ienehniignng  seines  Vormundes  nicht  disponieren 
(Art.    1W>»>   Medsch. i.      Der    ssaghyr-i-mümejis    kann    selbst  ohne 
Genehmigung  des   Vormundes  ihm  absolut   nützende  Verfügungen 
treffen,  wie  Geschenke  annehmen;  hingegen  ist  seine  ihm  absolut 
Schaden  bringende  Verfügung,  wie  Hingabe  von  Schenkungen,  selbst 
mit  Genehmigung  des  Vormundes  ungültig.    In  allen  anderen  Dingen, 
bei  denen  nicht  ohne  weiteres  ersichtlich  ist,  ob  sich  ein  Vorteil 
oder  ein  Nachteil  ergeben  wird,  ist  die  Genehmigung  des  Vormundes 
erforderlich    (Art.    i»tl7    Medsch.).      Verweigert    der    letztere  die 
Genehmigung,   dann   kann   sie  der  Richter  durch  seinen  Spruch 
ersetzen,  wenn  dem  Mündel  Nutzen  erwächst  (Art,  975  Medsch.). 

Der  ma'tuh  gilt  dem  ssaghyr-i-inümejis,  der  medschnun-i-mutbak 
dem  ssaghyr-i-ghair-i-mümejis  gleich  (Art.  1*71»  Medsch.).  Wenn  der 
medschnnn-i-ghair-i-muthak  in  lichten  Momenten  (hal-i-ifaketinde) 
verfügt,  wird  er  wie  ein  Verflignngsfähiger  (akyl)  angesehen. 

Die  unmündigen  Kinder,  ssaghyr,  zerfallen  nach  dem  gesagten 
also  in  zwei  Abteilungen,  die  ssaghyr-i-ghair-i-mümejis,  die  infantes, 
welche  vollkommen  handlungsunfähig  sind,  und  die  ssaghyr-i-mümejis, 
die  impuberes,  welche  unvollkommen  handlungsfähig  sind.  Dem 
Alter  der  infantia  und  imjmbertas,  wie  wir  die  eben  gedachten 
beiden  Arten  von  Unmündigkeit  nennen  können,  folgt  dasjenige  der 
Mündigkeit  (ssin-i-bülngh,  Pubertät).    Diese  wird  bei  Knaben  durch 
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ihtilam  (Pollution)  we  ichbal  (Zeugungsfähigkeit),  bei  Mädchen  durch 
hais  (Menstruation)  und  habl  (Einpfaugsfähigkeitt  bewiesen  (Art.  !».s"> 
Medsch.).  Das  Pnbertätsalter  beginnt  demnach  durchschnittlich  bei 
Knaben  mit  12,  bei  Mädchen  mit  0  Jahren  und  spätestens  bei  beiden 
mit  dem  15.  Jahre  (Art.  !>Sf>  Medsch.).  Nach  Eintritt  in  das  Alter 
der  Geschlechtsreife  (bülugh)  soll  dem  balygh,  Mündigen,  aber  nicht 
sogleich  sein  Vermögen  ausgehändigt,  werden,  dies  ist  vielmehr  davon 
abhängig  zu  machen,  ob  der  balygh  auch  geistig  reit,  reschid. 
ist  oder  nicht.  Die  geistige  Reife  (das  ssin-i-rüschd.  Grossjährigkeit) 
wird  gerechnet  vom  20.  Jahre  an  „ssin-i-rüschde  wussuli  jirmi  jaschina 
bülnghundan  ittibar  olunur4.1) 

Zur  Vormundschaft  sind  in  folgender  Reihenfolge  berufen: 

1.  der  Vater  als  natürlicher  \'ormund  (veli), 

2.  der  vom  Vater  bei  Lebzeiten  gewählte  Vormund  (wassi-i-niuchtar), 
JL  der  von  diesem  bei  seinen  Lebzeiten  gewählte  Vormund, 

4.  der  rechte  Grossvater  (dschidd-i-ssahih),  d.  h.  der  Vater  oder  der 
Grossvater  des  Vaters  des  Mündels  als  natürlicher  Vormund  (veli), 

5.  der  von  diesem  gewählte  Vormund, 

6.  der  von  dem  Vormund  zu  5  gewählte  Vormund, 

7.  der  Hakim  (Richter)  oder  der  von  diesem  ernannte  Vormund 
(wassi-i-menssub)  (Art.  '.»74  Medsch.). 

Nach  Art.  4  des  Gesetzes  über  die  Verwaltung  von  Waisen- 
kassen, werden  für  Waisen,  Wahnsinnige  (medschnun)  und  Geistes- 
schwache (ma'tnh),  wenn  diese  keinen  natürlichen  oder  gewählten 
Vormund  haben,  von  den  Temiis-i-hukknk-Kommissionen  iu  den 
Vilajets  und  Sandschaks,  und  den  Deawi-Kommissionen  in  den  Kasas 
nnter  Zuziehung  des  religiösen  Gerichts  Vormünder  ernannt. 

b)  Erwerb  und  Veräusserung  von  Mirie-Land  durch  Unmündige, 

Wahnsinnige  etc. 

Nach  Art.  50  G.-G.  ist  „der  tiragh  (Veräusserung)  von  Mirie- 
Land  seitens  ssaghyr,  medschnun  oder  ma'tuh  ungültig.  Hat  die 
Übertragung  des  Landes  stattgefunden  und  stirbt  der  übertragende 
Handlungsunfähige  vor  erreichter  Pubertät  ibülugh)  oder  wieder- 
erlangter Gesundheit,  so  gehen  seine  veräusserten  Grundstücke  aul 
seine  zum  Erben  von  Mirie-Land  fähigen  Erben  über;  sind  keine 

»)  Vergl.  Art.  13  de«  Gesetzes  betr.  die  Verwaltung  der  WuUcit- 
güter  iD.  I,  S  2N>.) 
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vorhanden,  werden  sie  gepen  Zahlung  des  Tapu-Wertes  von  neuein 
vergeben-. 

Aus  der  eben  in  i'herswzung  zitierten  Fassung  des  Art.  50 
G.G.  fällt  eine  kleine  Abweichung  von  den  im  vorigen  Paragraphen 
erörterten  Bestimmungen  der  Medschellc  über  die  Verfügungen 
Handlungsunfähiger  auf.  Der  ssaphyr-i-mHinejis  und  ghair-i-mümejis 
sind  gleichgestellt,  d.  h.  der  erstere  kann  selbst  nicht  mit  Genehmigung 
seines  Vormundes  Mirie-Land  veräussern.  Ferner  ist  hierzu  auch 
nicht  der  sonst  dem  ssaghyr-i-müme;is  gleichgestellte  Geistesschwache 
(ina'tnh)  ermächtigt,  .ledoch  muss  gemäss  Art.  l'SO  der  Medschelle 
anerenommen  werden,  dass  der  nicht  ununterbrochen  Wahnsinnige 
in  lichten  Augenblicken,  wn  er  dem  'akil,  Verfiignngsfähigen,  gleich 
ist.  auch  Mirie-Land  veränssern  kann.1) 

Per  Unmündige,  Wahnsinnige  und  Geistesschwache  können 
also,  wenn  sie  unter  Mitwirkung  der  Behörde  Mirie-Land  an  einen 
anderen  veräussert  haben,  nach  erlangter  Pubertät  bezw.  Gesundheit 
noch  zehn  Jahre  lang  die  übertragenen  Grundstücke  zurückverlangen. 
Nach  Ablauf  dieser  Frist  ist  Verjährung  der  Ansprüche  der  Mündel 
eingetreten,  die.  wie  wir  oben  4;  17  gesehen  haben,  hei  Mirie-Land 
in  zehn  Jahren  vollendet  wird.  Der  Besitz  desjenigen,  der  von 
einem  Handlungsunfähigen  Mirie-Land  erworben  hat.  gründet  sich, 
wenn  er  es  zehn  Jahre  nach  Aufhören  der  Handlungsunfähigkeit 
ungestört  besessen  hat,  also  nicht  auf  tiragh,  denn  dieser  war  un- 
gültig, sondern  lediglich  auf  Ersitzung. 

Dass  die  Vormünder  zum  tiragh  ihre  Genehmigung  erteilt 
haben,  beeinträchtigt  das  Rückforderunfrsrecht  der  handlungsfähig 
gewordenen  farigh  nicht.  Beim  Tode  der  letzteren  vor  erreichter 
Mündigkeit  oder  Gesundheit  tritt  die  Erbfolge  so  ein.  als  wenn  eine 
Besitzveränderung  infolge  des  tiragh  überhaupt  nicht  stattgefunden 
hätte.  .Sind  Erben  nicht  vorhanden,  so  wird  das  betreffende  Land 
vom  Fiskus  von  neuem  vergeben.  Ali  Haii-kk  (zu  Art.  '»0  G.-G.) 
meint  nun,  dass,  da  der  veränssernde  Handlungsunfähige  noch  zehn 
Jahre  lang  nach  Wegfall  des  Grandes  der  Handlungsunfähigkeit  die 
veräusserten  Grundstücke  zurückverlangen  kann,  auch  beim  Tode 
nach  erlangter  Mündigkeit  bezw.  Gesundheit  die  Erben  während 
derselben  Frist  die  Grundstücke  von  dem  Erwerber  zurückverlangen 
könnten.    Abgesehen  aber  davon,  dass  das  G.-G.  ausdrücklich  nur 

>)  So  Ali  Haiiikr  m*. 
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den  Fall  im  Auge  hat.  wo  der  Tod  des  Übertragenden  erfolgt  „bülugh 
we  ifaketlerinden  ewelu  „vor  erreichter  Mündigkeit  bezw.  Gesundheit-, 
spricht  gegen  diese  Annahme  die  Erwägung,  dass  der  einmal 
handlungsfähig  gewordene  tarigh  (Veräusserer),  indem  er  den  firagh 
nicht  rückgängig  macht,  seinen  Verzicht  auf  in  integrum  restitutio 
zu  erkenuen  gegeben  hat. 

Das  Veräussernngsverbot  bezüglich  des  auf  irgend  eine  Weise, 
durch  Vererbung  oder  sonstwie  (vergl.  weiter  unten  in  diesem 
Paragraphen  zu  Art.  51.  G.-G.),  in  den  Besitz  von  Handlungs- 
unfähigen gekommenen  Mine- Landes  gilt  auch  für  die  Vormünder, 
und  selbst  dann,  wenn  die  Mündel  verschuldet  sind  oder  in  Not  sich 
befinden  (Art.  52  G.-G.).  Nur  in  dem  folgenden  Fall  konnte 
ursprünglich  nach  demselben  Art.  52  G.-G.  das  strenge  Verbot 
durchbrochen  werden,  nämlich:  „wenn  sich  herausstellt, dass  Tschiftliks 
(Landgüter)  im  Besitz  Unmündiger  durch  die  Vormünder  nur  zum 
Schaden  jener  verwaltet  werden  können,  aus  dem  Verfall  wertvoller 
Pertinenzen  nur  Verlust  erwächst  und  nach  den  Bestimmungen  de» 
religiösen  Rechts  ihr  Verkauf  notwendig  wird,  so  können,  falls  ferner 
ersichtlich  ist,  dass  unter  Trennung  der  Gebäude  und  sonstigen 
Pertinenzen  von  den  Grundstücken  die  alleinige  Belassung  der 
letzteren  im  Besitz  der  Unmündigen  diesen  zum  Nachteil  gereicht, 
alle  zusammen  für  einen  wert  entsprechenden  gerechten  Preis') 
veränssert  werden,  nachdem  von  dem  religiösen  Gericht  ein  Er- 
mfichtignngsschein  ausgestellt  ist.  Nach  einer  Veräusserung  unter 
solchen  Umständen  haben  die  Mündel  nach  erlangter  Grossjährigkeit 
kein  Recht,  die  Grundstücke  oder  ihre  Pertinenzen  zurückzuverlangen". 

Bei  dieser  Möglichkeit,  Mirie-Land  Unmündiger  zu  veräussern, 
handelt  es  sich  jedoch  ausschliesslich  um  Tschiftliks4).    Die  Umstände, 

')  Dies  ist  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmungen  über  laesio  enormi*. 
ghabn-i-fahisch.  besonders  hinzugefügt  worden,  die  erhebliche  Verletzung 
de*  Preises  muss,  wie  wir  in  §  24  gesehen,  bei  Grundstücken  mindestens 
vom  Werte  ausmachen  und  bildet  nur  dann  bei  Mülk-Land  einen 
Rücktrittsgrund.  wenn  sie  durch  Betrug  herbeigeführt  ist.  Bei  Unmündigen 
aber  tritt  restitutio  in  integrum  ein,  auch  wenn  die  Verletzung  des  Preises 
»hne  Betrug  veranlasst  ist. 

2)  Über  die  Delinition  von  „Tschiftlik14  vergl.  oben  i;  ltf,  S.  loW. 
Anm.  2  zu  Art.  131  G.-G.  Hier  ist  unter  Tschiftlik  ein  Landgut  mit 
allem,  was  dazu  gehört,  nämlich  Gebäude.  Inventar.  Vieh  etc.  zu  verstehen, 
und  zwar  so.  dass  die  Gebäude  etc.  als  die  prinzipalen  Sachen  angesehen 
werden. 
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unter  denen  solche  M i r i Tsf ] i i f 1 1  i k s  ursprünglich  nur  veränssert 
werden  konnten,  waren  also  nach  dem  eben  zitierten  Art.  52: 

1.  Die  Verwaltung  ist  nur  zum  Nachteil  des  besitzenden  Mündels 
möglich. 

2.  Die  Zubchörnngcn.  die  als  Mülk  zu  denken  sind,  verfallen,  und 
es  liegt  also  eins  der  Momente  vor.  welche  nach  religiösem 
Hecht  den  Verkauf  von  M  ü  lk - 1  mmobi  1  ien  Unmündiger 
rechtfertigen.    Solche  Momente  (messagh-i-scherije)  sind:1) 

al  der  Gegenwert  der  Grundstücke  ist  absolut  nötig  zur 
Ernährung  des  Mündels; 

b)  die  Schulden  des  Erblassers,  von  dem  das  Mündel  die  Grund- 
stücke geerbt  hat.  können  ohne  den  Verkauf  der  letzteren 
nicht  bezahlt  werden; 

c)  der  Erblasser  hat  ein  Testament  hinterlassen,  das  nur  unter 
Verkauf  der  dem  Mündel  gehörigen  Grundstücke  vollstreckt 
werden  kann: 

d)  es  finden  sich  Kanter,  die  den  doppelten  Wert  der  Grund- 
stücke zahlen: 

e)  Steuern  und  Auslagen  übersteigen  deren  Einnahmen; 

f)  die  Immobilien  sind  Gebäude,  die  verfallen; 

g)  die  Immobilien  stehen  im  Miteigentum  mehrerer  und  müssen 
geteilt  werden;'3)  der  Anteil  des  Mündels  verliert  infolge- 
dessen an  Nutzbarkeit; 

h)  ein  Gewaltiger,  gegen  dessen  Willkür  es  keine  Mittel  gibt, 
setzt  die  Mündel  in  Furcht. 

'■}.  Es  wird  vom  geistlichen  Gericht  festgestellt  und  bescheinigt 
durch  sogen.  Jsn  hndscheti",  Erlaubnisschein,  dass  die  Trennung 
der  Gebäude  und  anderer  Znbehörungen  von  dem  Mirie-Land 
der  Mündel  und  ihr  gesonderter  Verkauf  unter  Belassung  der 
Ländereien  allein  im  Besitz  der  Mündel  für  die  letzteren  nach- 
teilig ist. 

Diese  strengen  Bestimmungen  des  Art.  52  i.  f.  sind  jedoch  durch 
Tapn-Gesetz  vom  8.  Dschemadi  ul  achir  1275  (D.  I,  S.  200)  wesentlich 
abgeschwächt  worden.  Nach  Art.  33  dieses  Gesetzes  kann,  wenn 
die  wertvollen  unbeweglichen  Mülk-Pertinenzen  eines  Tschiftliks, 

')  Der  Veli  (natürliche  Vormund)  kann  in  jedem  Falle  Mülk-Land 
seines  Mündel»  veräusaern  (Haliss  S.  ;i.'J4). 
»)  Vergl.  §  10. 
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wie  Gärten,  Mühlen,  Gebäude  u.  dergl.,  unterzugehen  drohen  und 
durch  sachverständiges  Gutachten  festgestellt  wird,  dass  dadurch  den 
Unmündigen  grosser  Schaden  erwächst,  und  wenn  diese  Immobilien 
infolgedessen  veräussert  worden  sind  (vergl.  oben  2f),  auch  für  die 
dazu  gehörigen  Ländereien  die  Erlaubnis  zum  tiragh  erteilt  werden. 
Der  Verkauf  von  Mirie-Land  Unmündiger  kann  nach  demselben 
Artikel,  auch  falls  es  sich  nicht  um  Tschiftliks  handelt,  vorgenommen 
werden,  wenn  durch  den  gesonderten  Verkauf  eines  Mülk-Hanses  auf 
Mirie-Land  der  Gesamtwert  sich  erheblich  vermindert.  In  diesem 
Fall  kann  das  Land  mit  dem  Hause  veräussert  werden.  Ähnliches 
bestimmt  Art.  53  G.-G.:  Falls  die  Vormünder  auf  Grund  der  oben 
2f  angeführten  Momente  (messaghat-i-scherije)  berechtigt  sind,  die 
auf  Mirie-Land  stehenden  Bäume,  die  einen  Garten  bilden,  und  Ge- 
bäude zu  verkaufen,  können  sie  auch  die  Ländereien  mitveränsseru. 

Wo  es  andere  Mittel  gibt,  um  die  Veränssemng  von  Mirie- 
Land  zu  vermeiden,  sollen  diese  angewendet  werden.  So  bestimmt 
Art.  31  des  eben  erwähnten  Tapn-Gesetzes,  dass  Tschiftliks  im  Besitz 
der  Unmündigen  zu  belassen  sind,  falls  ihre  Verpachtung  unter 
folgenden  Umständen  sich  ermöglichen  lässt:  Der  Pachtzins  mnss  je 
21  .,  von  500  Piastern  des  Gesamtwertes  betragen,  und  der  Pächter 
niuss  für  das  eventuell  untergehende  Vieh1)  und  Inventar  aufkommen. 
Ist  der  grösste  Teil  der  Zubehörnngen  des  Tschiftliks  aber  aus  be- 
weglichen Sachen  bestehend,  und  bestehen  die  unbeweglichen  Zu- 
behörnngen ans  einigen  Gebäuden  und  Strohspeichern,  deren  Verfall 
im  Verhältnis  zur  Grösse  der  Ländereien  nur  geringen  Schaden 
bedeutet,  dann  sollen  die  Mobilien  unverzüglich  verändert,  die 
Ländereien  aber,  für  welchen  Preis  es  auch  sei,  verpachtet  werden 
(Art.  32  des  Tapn-Gesetzes). 

Was  endlich  den  Erwerb  von  Mirie-Land  seitens  Unmündiger  etc. 
anbetrifft,  so  gilt  hierfür  nach  Art,  51  G.-G.  in  gleicher  Weise,  was 
oben  gemäss  der  Medschelle  bezüglich  des  Erwerbs  durch  dieselben 

')  Im  Gesetz  hei*st  es  ,.demir  hasch  kaidessi  üsere"  .nacli  dem  Grund- 
sätze vom  EL-enstück".  Es  ist  dies  wahrscheinlich  das  Prinzip,  aus  dem 
sich  der  „eiserne  Vieh  vertrag,  contractu*  socidae  des  germanischen  Hechtes, 
entwickelt  hat.  Der  „Einsteller4  (Pächter)  «hernimmt  die  Gefahr  für  da* 
Vieh.  d;is  während  der  Dauer  de*  Pachtverhältnisse*  untergeht.  „Eikern 
Vieh,  das  stirlit  nie"  (vergl.  die  Definition  von  Dh'MlK  Bäsch  im  Gesetz 
v-m  (i.  K-hi  ul  achir  1271.  Art.  1.  D.  IV.  S.  81»). 
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iiberhanpt  angegeben  ist.  Die  Vormünder  können  nämlich  Mirie- 
I-and  für  ihre  Mündel  erwerben,  wenn  diesen  daraus  unzweifelhaft 
Nutzen  erwächst.  Nur  ist  zu  bemerken,  dass  auch  hier  ein  Unterschied 
«wischen  ssaghyr- i-müme;is.  ssaghyr-i-ghair-i-mümejis.  medschnun 
und  ma'tuh  nicht  besteht. 

$  :io.  Das  Schilfa- Hecht, 
a)  Allgemeines. 1 1 
Schufa-Kechl  ist  nach  Art.  «t.'.o,  K ►  1 7  der  Medsehelle  die  Re- 
fugnis.  ein  Mülk-Grundstiick  im  Kall  des  Verkaufs  mit  Eintritt  in 
die  Kaufbediugungen  sich  einseitig  anzueignen.-)  Ks  ist,  wie  das 
Kinstands-,  Rctraktsrecht  des  germanischen  Hechts,  ein  dingliches 
Recht.  Der,  dem  das  Sehufa-Re<  ht  zusteht,  heisst  schert'  (Art,  951 
Medsch),  das  dienende  Grundstück,  d.  h.  dasjenige,  welches  das 
Schufa- Hecht  zum  Gegenstand  hat,  mesclifu'  ^Art.  4.t52  Medsch.), 
da«  herrschende  Grundstück  meschfu  nn  bih  (Art,  1>5:(  Medsch.). 
Sowohl  das  erstere.  wie  das  letztere  müssen  Mülk  sein  (Art.  1017-). 
lois  Medsch.),  so  dass  weder  an  Wakuf-  und  Mine-Land  ein  Schufa- 
Kecht  möglich  ist,  noch  der  Resitzer  von  Wakuf-  und  Mirie-Land 
selbst  gegenüber  einem  Mülk-Grundstiick  schert '  sein  kann  (Art,  1017, 
10 18  Medsch.). 

Das  Sehufa-Hecht  greift  nur  Platz  beim  Kaufvertrag  (Art.  1021 
Medsch.),  nicht  bei  der  Schenkung  oder  Vererbung,  möge  die  letztere 
testamentarisch  oder  ab  intestato  sein  (Art,  102-5  Medsch.). 

Kolgendes  sind  nach  Art.  lOOS  der  Medschelle  die  das  Sehufa- 
Recht  begründenden  Verhältnisse: 

1.  Miteigentum  am  Kaufobjekt.  Hei  gemeinschaftlichem  Eigentum 
hat  der  Miteigentümer  <seherikr!>  ein  Hecht  auf  Aneignung  des 
Anteils  des  anderen  Miteigentümers,  wenn  dieser  denselben  ver- 
kaufen will  (retractus  ex  jure  condominii  „Naherrecht  aus  dem 
Miteigentum"). 

2.  Mitbesitz  an  Gerechtigkeiten  und  Hechten  gegen  ein  Mülk,  wie 
an  dem  hakk-i-schürb-i-chass  (Wasserschöpfgerechtigkeit) ')  und 

•)  Multeka  II.  S.  17«>  ff. 

T)  Such  der  Multeka  cod.:  „sehufanin  manassi  akkar  olan  scheji 
uniHchterissinc  ischtira  olunan  beha  ile  dsrhehren  teinlik  elcmek  diru. 

3)  Art.  1015:  Scherik  bir  scln-jin  sat  we  rakkabassinda  muscharek. 

*)  Multeka  eod.  hakk-i-mobide  ol  schfirb-ichuss  we  tarik-i-chas.-. 
olan  scheler  gibi  sdiürb-i-chass  schol  itschinde  ssctiiie  jürünie»  irmak  gibi 
(an  uicht  schiffbaren  Flüssen). 
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dem  hakk-i-tarik-i-chass  (Wegegerechtigkeit).1)  Nach  Art.  1008 
heisst  der,  dein  eine  solche  Gerechtigkeit  mit  zusteht,  rchalitu 
(„an  Rechten  des  Mülks  Üemeinschafter  sein":  hukknk-i-mülkde 
inuscharek,  Art.  9.r>4);  z.  B.  melireren  Gärten  zusammen  steht 
gemeinschaftlich  ein  Wasserschönfrecht  an  einem  Privatttusse 
zu.  Der  eine  Garten  wird  verkauft,  dann  sind  die  Eigentümer 
sämtlicher  anderer  Gärten  als  chalits  schert  an  dem  verkauften 
einen  Garten,  üb  die  Gärten  an  einander  liegen  oder  nicht, 
ist  unerheblich. 

3.  Unmittelbare  Nachbarschaft  (mebide  dschar-i-inulassyk  olmak: 
retractus    ex  jure   vicinatus).     Unmittelbar  benachbart  sind 
einander  nach  Art.  1011  der  Medschelle  die  Eigentümer  ver- 
schiedener, übereinander  liegender  Stockwerke;  sie  gelten  also 
nicht  als  Miteigentümer  und  sind  demnach  nicht  nach  No.  1, 
sondern   nach   der  gegenwärtigen  No.  3   zur  Ausübung  des 
Schilfa-Rechtes  befugt.    Eigentümer  zweier  Hänser,  welche  eine 
Wand  gemeinschaftlich  haben,  gelten  als  Miteigentümer,  nicht 
als  Nachbarn.    Ist  eine  Mauer  zwei  Hänsern  nicht  gemein- 
schaftlich, sind  aber  die  Stützbalken  des  einen  Hauses  bis  auf 
die  Mauer  des  benachbarten  Hauses  verlängert,  so  gelten  die 
Häuser  als  dschar-i-mnlassyk,  benachbart.    Das  Recht  allein, 
auf  die  Mauern  des  Nachbars  die  Spitzen  der  Stützbalken  zu 
legen   (servitus  tigni  immittendi),   macht  den  Inhaber  dieses 
Rechtes  weder  zum  scherik  noch  chalit  (Art.  1012). 2) 
Das  Schufa-Recht  wird  in  der  angegebenen  Reihenfolge  aus- 
geübt, d.  h.  der  nach  1  berechtigte  Scherik  geht  dem  Chalit  (2i, 
und  dieser  dem  zu  3  vor  (Art.   1009,  1010  Medsch.).  Mehrere 
Berechtigte  einer  Gattung  üben  ihr  Schnfa- Recht  zu  gleichen  Teilen 
aus.    Ein  Grundstück  steht  z.  B.  im  Miteigentum  von  drei  Personen 
zu  Anteilen  von  1 */4  und  1/4.    Der  eine  Miteigentümer  zu  1  4 
verkauft  seinen  Anteil:  jeder  von  den  beiden  anderen  Miteigentümern 

>)  Multeka  eod.  hakk-i-mebide  ol  Bchürb-i-cha&s  we  tarik-i-fhass  olaii 
scheb  r  gibi  scbürb-i-chass  schnl  itsehinde  s»eline  jürümo»  irmak  n'\hi  (an 
nicht  schiffbaren  Flüssen). 

2)  Nach  der  Mult«ka  eod.  sind  zwei  HäuBer,  die  mit  der  Kücken- 
wand an  einander  liegen,  „benachbart",  wenn  die  Türen  auf  verschiedene 
Strassen  führen.  Führen  die  Türen  auf  de nselben (Privat-) Weir,  dann 
sind  die  Eigentümer  der  Häuser  Chalits. 
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hat  an  der  Hs'ilfte  des  verkauften  Anteils  ein  Schufa-Recht,  nicht 
der  eine  auf  zwei,  der  andere  auf  ein  Drittel  i Art.  1013  Medsch.). 

Treffen  Chalits  an  einer  Wasserschopfgerechtigkeit  ihakk-i- 
schürb)  mit  solchen  an  einer  Wegegereehtigkeit  (hakk-i-tarik) 
zusammen,  so  haben  jene  vor  diesen  den  Vorzug  (Art,  1010  Medsch.). 

Das  Schiifa-Recht  kann  nur  ausüben,  wer  nicht  offenkundig 
(ssarahaten)  oder  durch  entsprechende  Handlungen  (delaleten.  durch 
Handlungen,  aus  denen  die  entsprechenden  Folgerungen  zu  machen 
sind)  sein  Einverständnis  mit  dem  Verkauf  zu  erkennen  gegeben 
hat  (Art.  1024  Medsch.).  Der  Kaufpreis  muss  eine  bestimmte  Summe 
Kein  (Art.  102-"»  Medsch.). 

Die  Formen,  in  denen  das  Schnfa- Recht  auszuüben  ist,  sind 
die  folgenden: 

1.  Der  talab-i-muvassebe,  die  Ankündigung:  Der  Schert'  muss  sogleich, 
wenn  er  vom  Verkauf  hört,  anzeigen,  dass  er  sein  Schufa-Recht 
auszuüben  beabsichtigt.  Es  geschieht  dies  durch  die  Formel 
„mebi'-in  scheli'i-im-4  (Art.  1028  Medsch.). 

2.  Der  taleb-i-takrir  we  ischhad,  die  Ankündigung  der  Ausübung 
vor  Zeugen:  Dies  geschieht  in  der  Form,  dass  der  Schert'  in 
Gegenwart  von  Zeugen  sagt,  und  zwar  entweder 

a)  anf  das  Grundstück  deutend:  „bu  akkari  rtlan  kims.se 
ischtira  etmisch"  (dieses  Grundstück  hat  X  gekauft),  oder 

b)  zum  Kilufer:  „ssen  rtlan  akkari  ischtira  etuiisch  ssin"  idu 
hast  das  und  das  Grundstück  gekauft),  oder 

c)  zum  Verkäufer,  wenn  das  Grundstück  noch  in  seinem 
Besitz  ist:  „ssen  rtlan  akkarini  filana  ssatmischssin-1  (du 
hast  das  und  das  Grundstück  verkauft), 

und  in  allen  drei  Fällen  schliesst:  „ben  isse  sehn  dschihetle 
onnn  schert'i-im  we  taleb-i-schufa'  etmischidim  schimdi  dachi 
taleb  etdim  schahid  olunus-  —  ich  erkläre  mich  als  Schert'  und 
hatte  schon  mein  Schufa-Recht  angekündigt  (No.  1);  aucli  jetzt 
habe  ich  es  geltend  gemacht,  dessen  seid  Zeuge  (Art.  1030 
Medsch.). 

3.  Der  taleb-i-chussumet,  d.  i.  der  Prozess  selbst  vor  dem  Richter 
(Art,  1031  Medsch.). 

Hat  der  Schert*  das  taleb-i-muvassebe  hinausgeschoben,  z.  P>. 
unter  Kenntnis  von  dem  Verkauf  es  offenkundig  und  absichtlich 
unterlassen,  sein  Recht  anzuzeigen,  so  gebt  das  Schufa-Recht  über- 
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haupt  verloren  (Art.  1032  Medsch.),1)  desgleichen,  wenn  zwar  das 
taleb-i-muvassebe,  aber  nicht  das  taleb-i-takrir  we  iscbhad  rechtzeitig 
vorgebracht  ist  (Art.  1033  Nedsch.;.  Sind  die  beiden  ersten  Talebs 
ausgeführt,  so  geht  das  Schufa-Recht  doch  verloren,  wenn  das 
taleb-i-chnssutnet  innerhalb  eines  Monats  nicht  vorgenommen  wird. 
Diese  Frist  beginnt  aber  nur  zu  lauten,  wenn  den  Sehen"  nicht  einer 
von  den  Restitutionsgründen,  asar-i-scherije  (vergl.  oben  §  17),  wie 
Abwesenheit,  an  der  Ausübung  des  taleb-i-chnssumet  verhindert  hat 
(Art,  1034  Medsch.).  Steht  das  Recht  aber  einem  Handlungsunfähigen 
zu,  so  ist  dies  von  seinem  Vormunde  auszuüben.  Unterlägst  es 
derselbe  während  der  angegebeneu  Frist,  so  kann  es  nach  erlangter 
Handlungsfähigkeit  der  Berechtigte  nicht  mehr  geltend  machen 
(Art.  I03r,  Medsch.). 

b)  Vom  Quasi-Schufa-Recbt  bei  Mirie-Land. 

Hei  Mirie-Land  besteht  gemäss  Art,  1017  der  Medschelle  eiu 
Schufa-Recht  nicht.  Das  Grundstücksgesetz  bestätigt  diese  Bestimmung 
des  Art.  1017  durch  Art.  40  ausdrücklich;  es  heisst  daselbst:  rDas 
für  Mülk-Land  geltende  Schufa-Recht  ist  bei  Mirie-  und  Mevkufe- 
Land  ausser  Anwendung,  d.  h.  wenn  jemand  sein  Mirie-Land  gegen 
eine  bestimmte  Summe  veräussert,  kann  der  Grenznachbar  nicht  sagen 
„ich  nehme  das  Land  für  denselben  Preis".  Auch  an  Mülk-Gebäuden 
auf  Mirie-  und  Waknf-Land  ist  ein  Schufa-Recht  nicht  vorhanden,  denn 
snlche  Gebäude  werden  rechtlich  wie  Mobilien  behandelt  (Art.  1019  M.). 

Aus  nachfolgendem  wird  aber  ersichtlich  sein,  dass  es  bei  Mirie- 
Land  doch  ebenfalls  eine  Art  Schufa-Recht  gibt,  wenn  auch  nicht 
unter  diesem  Namen  und  mit  mannigfachen  Unterscheidungen  von 
dem  eigentlichen  Schufa-Recht.  Die  Kommentatoren  des  türkischen 
Immobiliarrechtes  bezeichnen  das  dem  letzteren  bei  Mirie-Land  ent- 
sprechende Recht  mit  „ Vorzugsrecht"  (hakk-i-rü Aschhan);  wir  werden 
es  Qnasi-Sehuta-Recht  nennen. 

Im  Art.  41  und  42  G.-G.  findet  sich  zunächst  ein  dem  .Schufa- 
Recht  bei  Mülk-Land  gleiches  Quasi-Schufa-Recbt  des  Mitbesitzers. 
Desselben  Ursprungs  ist  gemäss  Art.  44  und  4!»  G.-G.  das  Recht, 
welches  der  Eigentümer  von  Mülk-Anlagen  (Räumen,  Gebäuden)  aut 
Mirie-Land  gegen  den  dieses  veräussernden  Besitzer  hat.   In  Art.  4.» 

')  Nach  Imam  MKllJfKi»  (Multeka  II.  8.  180)  musste  binnen  einem 
Monat  das  taleli-i-sclmta  gestellt  werden. 
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G.-G.  wird  endlich  ein  Qnasi-Schufa-Recht  bei  Mirie-Ixind  geschaffen, 
da«  nicht  einmal  für  Mülk-Lan.i  existiert,  nämlich  dasjenige  der 
Dorfgenossen.  Für  das  Schilfa- Hecht  des  Xachhars  allein  fehlt  hei 
Mirie-Land  gemäss  Art.  Di  i.  f.  ein  entsprechendes  (jnasi-Schufa-Recht. 

I.  Da»  Quasi-Schufa- Recht  des  Mitbesitzers.  „Der- 
jenige", so  lautet  Art.  41  G.-G.,  „welcher  mit  einem  anderen  zusammen 
ein  Mirie-Grundstiuk  besitzt,  kann  seinen  Anteil  ohne  Genehmigung 
seines  Mitbesitzers  oder,  wenn  ein  Chalit  vorhanden  ist,  nicht  ohne 
dessen  Genehmigung1)  unentgeltlich  oder  für  Entgelt  an  einen  Dritten 
veräussern.  Anderenfalls  kann  der  Scherik  oder  Chalit  den  be- 
treffenden Anteil  noch  fünf  .Jahre  laug  von  dem  Erwerber  (inefrugh 
un  leb)  für  den  Wert,  den  das  Land  zur  Zeit  der  Geltendmachung 
des  Einspruchsrechte«  (hin  talebdeki  bedel-i-missil  i  hat,  für  sich  be- 
anspruchen. Nach  Ablauf  dieser  Frist  erlischt  dieses  Hecht  auch 
dann,  wenn  die  Berechtigten  durch  l'iiistände.  wie  Unmündigkeit, 
Wahnsinn,  Abwesenheit  an  der  Ausübung  ihres  Hechtes  verhindert, 
waren.-)  Hat  der  berechtigte  alter  zur  Zeit  des  tiragh  seine  Zu- 
stimmung zu  demselben  gegeben  oder  ihm  gemachte  Anerbietungen 
iza  erwerben»  zurückgewiesen,  dann  kann  er  nachträglich  keine  An- 
sprüche mehr  auf  das  veräusserte  Stück  Land  geltend  machen." :i) 

Zu  diesem  Artikel  ist  unter  dem  19.  Schaban  12!<1  (18.  Elul 
1290)  (I).  III  S.  4.r»7)  eine  Zusatzbestimmung  ergangen,  welche  im 
Gegensatz  zu  den  Bestimmungen  bei  Mülk-Land,  wo  das  Schufa-Recht. 
unvererblich  ist,')  nachfolgendes  festsetzt:  „Das  Hecht,  den  ver- 
äußerten Anteil  in  der  angegebenen  Weise  von  dem  inefrugh  uu 
leh  zn  reklamieren,  steht  innerhalb  der  fünf  Jahre  beim  Tode  des 
Berechtigten  dessen  Erben,  gegen  den  mefrugh  un  leh  bezw.  gegen 
dessen  Erben,  wenn  dieser  stirbt,  zu. 

Die  Genehmigung  des  Scherik  und  Chalit  ist  nun  für  die 
Gültigkeit  des  tiragh  nicht  von  derselben  Bedeutung,  wie  dies  mit 
der  Genehmigung  der  Behörde  zu  jedem  tiragh  von  Mirie-Land  der 

')  Das  G.-G.  macht  keinen  Raniruntcrschicd  zwischen  Chalit  uud 
Sehcrik. 

J)  In  rbereinstiinmuntr  mit  Art.  1IKL">  der  Medschelle. 

3»  In  Übereinstiminunjr  mit  Art.  1021  der  Medschelle. 

V)  Nach  Art.  UKW  der  Medsrhelle:  taleb-i-muvassebe  we  taleb-i- 
takrinlen  ssonru  muschtcrinin  hitterasi  tesslimi  jachod  hakiniin  hükmi  ile 
scheli  henus  mesclifu'e  malik  olmadan  fevt  olssa  hakk-i-nchufa  weresscRHine 
intikal  ctmes. 
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Fall  ist.  Der  tiragh  eines  Grundstückes,  an  dem  ein  anderer  ein 
S.  hnfa-  oder  Quasi-Schufa-Kecht  besitzt,  ist  gültig  abgeschlossen,  aber, 
da  er  eines  anderen  Hecht  berührt,  bleibt  er  „mevkuf*.  schwebend.1) 
und  zwar  bei  Mine-Land  fünf  Jahre  bezw.  zehn  bezw.  ein  Jahr 
«vergl.  II.  und  III.).  Nach  Ablauf  dieser  Fristen  wird  der  tiragh 
ohne  weiteres  ssahih  we  katt'i,  endgültig. 

Macht,  nun,  wer  ein  Qnasi-Schnfa-Recht  hat,  dasselbe  recht- 
zeitig geltend,  dann  hat  er  nicht,  wie  dies  bei  dem  eigentlichen 
Schnfa-Reeht  gegenüber  Mülk-Land  vorgeschrieben  ist,  in  die  Be- 
dingungen  des  tiragh  einzutreten,  sondern  er  nniss  unabhängig  davon 
denjenigen  Preis  zahlen,  den  das  reklamierte  Grundstück  zur  Zeit 
der  Geltendmachung  des  Anspruches  hat.  Daher  kann  das  Quasi- 
Sehufa- Hecht  auch  gegenüber  dem  unentgeltlichen  tiragh  ausgeübt 
werden,  während  das  eigentliche  Schufa-Recht  nur  beim  Kauf  zu- 
lässig ist, 

Für  die  Ausübung  des  Quasi-Schufa-Rechtes  sind  bestimmte 
Formen  nicht  vorgeschrieben.  Der  Berechtigte  kann  innerhalb  der 
gesetzten  Fristen  in  irgend  einer  Form  sein  Recht  geltend  machen. 

Das  Quasi-Schufa-Recht  des  Chalit  und  Seherik  erlischt  infolge 
erteilter  Erlaubnis,  durch  Verzicht  in  irgend  einer  Form  oder  durch 
Verschweigung  während  fünf  Jahren.  Der  Verlust  des  Quasi-Sehnfa- 
Kechtes  ist  absolut;  die  Restitutionsgründe  des  religiösen  Rechts, 
wie  Handlungsunfähigkeit,  Abwesenheit,  halten  den  Lauf  der  fünf- 
jährigen Frist  nicht  auf.  Dagegen  erlischt  das  Recht  nicht  mit  detu 
Tode  des  Erwerbers  oder  des  Berechtigten,  sondern  ist  aktiv  wie 
passiv  vererblich.  Die  angefangene  Frist  läuft  mit  dem  Tode  des 
einen  oder  des  anderen  ununterbrochen  fort.  Unter  „Erbe-  ist  der 
nach  den  nachfolgenden  Bestimmungen  zur  Erbschaft  in  Mirie-Land 
Berufene  zu  verstehen,  nicht  der  Erbe  des  Scheriat-Rechtes.  Macht 
nur  ein  Erbe  sein  Quasi-Schufa-Recht  geltend,  so  erstreckt  sich  dies 
nicht  etwa  auf  den  auf  ihn  fallenden  Erbteil  allein,  sondern  umfasst 
«las  ganze  Land,  das  Gegenstand  des  Quasi-Schufa-Rechtes  ist. 

Art.  41  G.-G.  behandelt  nur  den  Fall,  wo  ein  Schenk  oder 
ein  Chalit  vorhanden  ist:  sind  mehrere  dieser  Gattung  zum  Qua*i- 
Schufa-Kecht  Berechtigte  vorhanden,  so  finden  die  folgenden  Be- 
stimmungen des  Art.  42  G.-G.  Anwendung:  „Wenn  von  drei  oder 
mehr  Mitbesitzern-)  der  eine  seinen  Anteil  an  einen  ausserhalb  der 

M  Arr.  111  Medschelle:  .,h»  i  mevkuf  irairin  hakki  teallvk  «den  beidir 
-')  Ver-rl.  s.  1721  Anm.  4. 
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Gemeinschaft  stehenden  Fremden  veräussert,  dann  haben  die  sämt- 
lichen anderen  Mitbesitzer  gemeinschaftlich  gegenüber  dem  veräusserten 
Anteil  ein  Quasi-Schufa-Heeht.  ohne  dass  einer  vor  dem  anderen  be- 
vorzugt werden  könnte.  Dasselbe  ist  der  Kall,  wenn  ein  Mitbesitzer 
an  einen  anderen  Mitbesitzer  seinen  Anteil  veräussert.  Im  übrigen 
gilt  das  zu  Art.  41  Gesagte. 

Das  Quasi-Sehnfa-Hecht  der  Mitbesitzer  kann  demnach  aus- 
gehet werden  sowohl  bei  der  Veräusserung  des  einen  Anteils  an 
einen  Fremden  als  an  einen  Mitbesitzer.  Verzichtet  ein  Berechtigter 
auf  Geltendmachung  seines  Quasi-Schufa-Rechtes,  so  haben  an  dem 
veränsserten  Stück  die  verbleibenden  anderen  Mitbesitzer  zu  gleichen 
Teilen  ein  QnasiSi  hufa-Recht.  Zugunsten  eines  Mitbesitzers  kann 
ein  anderer  nicht  Verzicht  leisten.  A,  B.  C  und  D  sind  z.  B.  zu 
je  1  4  Mitbesitzer  eines  Mirie-Grundstückcs.  A  veräussert  sein 
Viertel,  dann  hat  B,  C  und  D  Anspruch  auf  je  1  .,  dieses  Viertels. 
Verzichtet  B  auf  sein  Quasi  Schilfa- Hecht,  dann  bekommen  C  und  D 
je  die  Hälfte  von  jenem  Viertel  des  A.  B  kann  nicht  zugunsten  von 
C  oder  D  verzichten  (birissi  acher  üserine  terdschih  olunamajüb). 

Die  Grösse  des  Anteils  eines  jeden  der  Mitbesitzer  ist  für  die 
Aufteilung  des  veränsserten  Stückes  unter  die  anderen  Mitbesitzer 
von  keiner  Bedeutung.  Die  letzteren  haben  bilischtirak.  gemein- 
schaftlich, Anspruch  auf  den  veräusserten  Anteil,  so  viel  Mitbesitzer, 
so  viel  gleiche  Anteile.1) 

II.  Das  Quasi-Schnfa-Hecht  des  Eigentümers  von 
Mülkan lagen  auf  Mirie-Land.  Das  eigentliche  Sehufa-Becht, 
indem  es  den  Zwang  schafft,  den  Miteigentümer,  den  Ohalit  und  den 
Nachbar  bei  der  Veräusserung  des  Landes  zu  berücksichtigen, 
begründet  dadurch  eine  grössere  Einheitlichkeit  in  der  Ausnutzung 
des  Landes,  welch  letztere  durch  die  Teilung  des  Bodens  in  viele 
Parzellen  und  die  daraus  entspringende  Mannigfaltigkeit  der 
Beackerung  seitens  verschiedener  Besitzer  beeinträchtigt  würde. 
Bei  Mirie-Land.  dessen  Obereigentnm  dem  Staate  zusteht,  hat  dieser 
aber  ein  ganz  besonderes  Interesse,  die  Ertragsfähigkeit  des  Landes 
zu  heben. 

Dieses  Ziel  verfolgen  die  nachfolgenden  Bestimmungen.  Der 
Umstand,  dass  nach  der  geltenden  Gesetzgebung  Land  im  Besitz  des 

>)  Verirl.  Art.  101.}  der  Michelle. 
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einen,  die  darauf  befindlichen  Anlagen  aber  einem  anderen  gehören 
können,  ist  wenig  geeignet,  eine  einheitliche  Verwaltung  zu  begünstigen. 
Darum  soll  der  Besitzer  von  Mirie-Land  gehalten  sein,  den  Eigen- 
tümer der  darauf  stehenden  Mtilk-Anlagen  bei  der  Veränssernng 
jenes  zu  berücksichtigen,  andererseits  aber,  wenn  die  Anlagen  sein 
eigenes  Mülk-Eigeutum  sind,  da*  Land  nicht  allein  veräussern  können, 
falls  der  Erwerber  desselben  auch  jene  zu  kaufen  wünscht:  den 
ersten  Kall  behandelt  Art.  44,  den  zweiten  Art.  49  G.-G. 

Nach  Art,  44  kann  der  Besitzer  von  Mirie-Land  dasselbe 
weder  ohne  noch  gegen  Entgelt  veränssern,  falls  der  Eigentümer 
der  auf  dem  Lande  stehenden  Mülk-Anlagen  dieses  gegen  Zahlung 
des  Wertes  zu  erwerben  wünscht.  Anderenfalls  hat  der  Eigentümer 
der  Mülk-Anlagen  noch  zehn  Jahre  lang  das  Recht,  das  Land  für 
den  Wert,  den  es  zur  Zeit  der  Geltendmachung  des  Anspruches  hat. 
für  sich  zu  verlangen.  Nach  Ablauf  dieser  Frist  erlischt  das  Recht 
auch  dann,  wenn  der  Berechtigte  an  der  Ausübung  durch  Handlungs- 
unfähigkeit oder  Abwesenheit  verhindert  war.1)  Ist  der  Besitzer 
des  Landes  auch  gleichzeitig  Eigentümer  der  darauf  stehenden  Mülk- 
Anlagen  und  verkauft  er  diese,  so  kann  der  Käufer,  falls  er  es 
beansprucht,  nach  Art.  41»  G.-G.  auch  den  firagh  des  Lande*  an  sich 
vornehmen  lassen. 

III.  Das  Quasi-Schufa-Reeht  der  Dorfgenossen  (Mark- 
losung, retractus  ex  jure  incolatus).  Wenn  ein  im  Dorfbezirk 
(karia)  liegendes  Grundstück  an  einen  zu  einem  anderen  Dorfe 
gehörigen  („Ansmärker4)  veräussert  wird,  so  haben  diejenigen  von 
den  Dorfgenossen  des  farigh  („Einmärker"),  welche  Mangel  an 
Landbesitz  haben,  mich  Art,  45  G.-G.  ein  Jahr  lang  das  Recht,  das 
veräusserte  Land  für  den  Wert,  den  es  zurzeit  der  Ausübung  des 
Rechtes  hat,  zu  beanspruchen. 

Dieses  Qnasi-.Schufa-Recht  der  Dorfgenossen  besteht  nicht  gegen- 
über grossen  Länderkomplexen,  wie  Tschiftliks  (vergl.  Art.  18  de* 
Tapu-Gesetzes;  D.  I,  S.  200),  dagegen  haben  in  manchen  Gegenden 
die  Musari's  —  d.  s.  ansässige  Bauern,  denen  der  Gutsbesitzer  Land 
zur  Vertügnnpr  stellt,  von  dessen  Erträgnissen  sie  ihm  die  Hälfte 
(daher  Jaridschi")  abgeben  müssen  -  ein  Vorzngsrecht  (hakk-i- 
rudschhan)  bei  Versteigerung  oder  freihändigem  Verkauf  der  TVhift- 

')  Verirl.  Art.  lo.'tt  der  MeUm-helle. 
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liks.  (Art.  3  der  fykrat-i-nisamie  vom  7.  Muharrem  129:|  22.  Kjanun- 
i-ssani  1291;  D.  Iii.  S.  4"»s>. 

Fassen  wir  zum  Sehluss  kurz  zusammen,  was  da«  Schufa-Reeht 
und  das  Quasi-Schufa- Recht  verbindet  uml  trennt,  so  kommen  wir 
zu  folgendem  Resultat: 

1.  Das  Schilfa  -Recht  geht  wie  das  t^uasi  -Schilfa-  Recht  durch 
Genehmigung  des  Kaufes  bezw.  des  tiragh  seitens  des  Schert" 
( Rerecht igten)  zugrunde  (Art.  1(124  Medsch.,  Art.  41  G.-G.). 
Bei  melireren  Selleri  s  teilen  sie  sich  nach  Köpfen  ihr  Recht  an 
dem  meschfu  un  Ich  (Gegenstand  des  Sehufa-Rechts),  sowohl 
beim  Schnfa-  als  beim  Quasi-Schutä-Recht  (Art.  101:5  Medsch., 
Art.  41  G.-G.).  Hei  beiden  Rechten  kann  der  eine  der  Schert' 
nicht  zugunsten  eines  anderen  auf  sein  Schnfa-  bezw.  Qnasi- 
Schnfa-Recht  verzichten  (Art.  1012  Medsch.,  Art,  41  G.-G.). 

2.  Ein  Sehufa-Recht  kann  nur  beim  Kaufverträge,  nicht  bei  der 
Schenkung  Reitend  gemacht  werden  (Art.  1023  Medsch.).  das 
yuasi-Schufa-Recht  auch  bei  unentgeltlichem  rtragh.  Die  Aus- 
übung' des  Schilfa-Rechts  ist  an  bestimmte  Formen  gebunden 
(Art.  1028  Medsch.),  diejenige  des  l^uasi-Schufa -Rechts  nicht. 
Reim  Schufa-Recht  muss  der  Schert'  den  gezahlten  Kaufpreis 
zahlen,  beim  Quasi-Sehiifa-Rei  ht  den  Wert  des  Grundstücks  zur 
Zeit  der  Geltendmachung  des  Rechtes. 

i;  -il.  Z  wangs  verkauf  von  G  rnndstücken  wegen  Verschuldung 

der  Besitzer. 

Der  Zwangsverkauf  ist  nach  der  Medschelle  eine  Folge  der 
Verfügung  des  Richters,  durch  welche  dem  zahlungsfähigen  aber 
-säumigen  Schuldner  untersagt  wird,  über  sein  Vermögen  zu  verfügen 
(Art.  99*»).  Verkauft  der  Schuldner  nicht  freiwillig  behufs  Schulden- 
tilgung, so  schreitet  der  Richter  auf  Antrag  der  Gläubiger  selbst 
zum  Zwangsverkauf  und  zur  Zahlung  der  Schulden.  Dabei  hat  er 
die  Interessen  des  Schuldners  im  Auge  zu  behalten,  indem  er  vor 
allem  anderen  etwa  vorhandene  Rarbestände  an  die  Gläubiger  ver- 
teilt, bei  Nichtvorhandensein  solcher  erst  die  beweglichen  und  nur 
im  äussersten  Falle  die  unbeweglichen  Güter  verkauft. 

Das  gleiche  Verfahren  hat  statt  gegenüber  einem  überschuldeten 
Schuldner,  wenn  die  Gläubiger  Anlass  haben  zu  fürchten,  dass  der 
letztere  Gegenstände  beiseite  bringt,  zum  Schein  veräussert,  oder 
dass  dieselben  mit  der  Zeit  untergehen. 

Juhrluiih  dt-r  lutiTunt.  Ven-iniiiiiiiK.  'i-  u.  7.  K.J.  H«t 
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Heim  Zwangs  verkauf  ist  dem  Schuldner  nur  zu  belassen,  was 
unbedingt  für  seine  Existenz  nötig  ist.  Besitzt  er  z.  B.  einen  Konak 
(grosses,  herrschaftliches  Haust,  wo  eine  bescheidene  Wohnung  für 
ihn  ausreichend  ist,  so  wird  jener  verkauft,  von  dem  Erlös  für  den 
Schuldner  eine  W  ohnung  gekauft  und  der  Kest  der  Masse  zugeführt 
(Art.  in»«.»). 

Die  Möglichkeit,  das  im  Besitze  eines  Schuldners  befindliche 
Mirie-Land  zur  Sicherung  der  Forderung  ohne  den  Willen  des 
Besitzers  zu  pfänden  oder  dasselbe  zwangsweise  verkaufen  zu  lassen, 
um  aus  dem  Erlöse  für  Forderungen  Befriedigung  zu  finden,  ist  erst 
durch  die  neuere  Gesetzgebung  geschaffen  worden.  Noch  das  G.-G 
hielt  in  Art.  ll.r>  an  dem  Prinzip  ..erasi  bordseh  ödemes":  .Mirie- 
Land  bezahlt  keine  Schulden"  fest,  denn  „solches  Land  ist  in  ihren 
Händen  ein  Leihgut.  Damit  werden  Schulden  nicht  bezahlt.  Es 
ist  ja  nicht  Mülk-Land  und  wird  nur  auf  Befehl  des  Sultans  besessen". 
(Fetwa  desSanallah  Effendi:  Pkktsch,  Kat.  türk.  Handschriften.  No.  2(50, 
S.  :!42  v.)  Der  Art.  115  verbietet  in  seinem  ersten  Teil  ausdrücklich. 
Grundstücke  wegen  Schulden  des  Besitzers  mit  Beschlag  zu  belegen 
oder  verkaufen  zu  lassen. 

Dieses  Prinzip  ist  endlich  durch  Gesetz  vom  Lr>.  Schawal  12*8 
(l.r>.  Kjannn-i-ewel  12K7)1)  allgemein  abgeschafft  worden,  nachdem 
schon  das  Gesetz  vom  1.  Rebi  ul  ewel  127«»-)  den  Zwangsverkanf 
von  Mirie-Land  für  Fiskalforderungen  für  zulässig  erklärt  hatte 
Nach  dem  erstgenannten  Gesetz  können  nun  doppelmietige  Wakul- 
nnd  Mirie-Ländereien  für  rechtskräftige  (mahkjum  un  bih)  Geld- 
fordernngen  auch  ohne  Erlaubnis  des  Besitzers,  wie  reines  Mülk- 
Land')  veräussert  werden.    Jedoch  darf  dem  Schuldner  sein  zum 

')  D.  I,  S.  2AH  ff.  (den  itschün  emwal-i-gair-i-menkulenin  fimchti 
hakkinda  nisaiuname). 

*)  D.  I.  S.  244  (bas-i-raediun  uhdessinde  buluuan  erasinin  tcssvie-i- 
deni  itM'hün  ti nicht  oluuub  olunniamassi  hakkinda  .  .  .  nisamname). 

a)  S.  Anfg.  dieses  Artikels.  Vergl.  (.'.  P.  0.  den  Abschnitt  über 
hadoch»  D.  IV.  S.  Hl  1 ;  das  Vollstreckungsgcsetz  vom  27.  Pscheuiadi  ul 
acl.ir  12»n;.  D.  IV,  S.  22Ö  ff.  Unter  dem  Ik-irriff  „Immobilien-  (emval-i- 
gliair-i-menkule)  der  ('.  P.  ().  und  des  Vollstreckungsgesetzea  (remlak"l 
sind  «remass  Erlas»  des  Justizministeriums  vom  24.  Silkade  1297  (Pscheride- 
i-m.  hakim  No.  (59.  S.  f,4!>)  sowohl  Mülk-  als  Mirie-  und  Wakut-Grumlstüoke 
zu  verstehen,  während  das  obige  Gesetz  vom  If>.  Schawal  128«,  wenn  es 
v«»m  cmwal-i-gair-i-menkule  spricht,  nur  Mirie-  und  doppelmietige»  Wakut- 
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Lebensunterhalt  dienendes  Hau»  nicht  verkauft  weiden.   Ist  er  Land- 
wirt, so  muss  ihm  so  viel  Lind  belassen  werden,  als  zur  Aufrecht- 
erhält nng  des  Hausstandes  hinreicht,  es  niüsste  denn  sein,  dass  das 
Land  verpfändet  oder  mit  Schranken,  wie  vekjalet-i-devrie  (vergl. 
den  nächsten  Paragraphen),  belegt  ist  (Art.  I).1)     Ist.  ferner  der 
Reinertrag  der  Immobilien  des  Schuldners  von  drei  Jahren,  die  Zinsen 
hinzugerechnet,  ausreichend,  die  Schulden  zu  decken,  dann  soll  vom 
Verkauf  der  Grundstücke  ebenfalls  abgesehen  werden  (Art.  2).  aus- 
genommen, wenn  es  sich  um  fiskalische  Zelintenforderungen  handelt. 
Dieser  Art.  2  ist  durch  da*  spater  erlassene  Vollstreckungsgesetz 
keineswegs  aufgehoben  (tahrirat-i-adlie  vom  21».  Redscheb  1ÜÜ2  2.  Mai 
1W1  i.  d.  I)scheride-i-mehakim  S.  21  »7).  Dasselbe  verordnet  in  gleicher 
Weise  wie  das  eben  besprochene  Gesetz  in  Art.  ">">,  dass  auch  ein 
Mülk-Huus,  das  zum  Wohnen  des  schuldnerischen  Eigentümers  ge- 
eignet und  notwendig  ist,  zur  Deckung  der  Schulden  nicht  verkauft 
werden  darf.    Für  die  Erben  eines  solchen  Mülk-Hanses,  dessen  ver- 
storbener Hesitzer  verschuldet  war,  gilt  dieses  Vorrecht  natürlich 
nicht,  denn  unter  Nachlas«,  wozu  die  Miilk-,  nicht  die  Mirie-  und 
Wakuf-Immobilien  gerechnet  werden,  verstellt  man  nach  dem  Scheriat- 
recht.  nur,  was  nach  Abzug  der  Schulden  verbleibt.  Mülk-lmmobilien, 
also  auch  das  Wohnhaus  des  verschuldeten  Erblassers,  müssen,  wenn 
anderer  Nachlas«  nicht  vorhanden  ist,  zur  Deckung  der  Schulden 
verttussert   werden.     Sind  unter  den  Erben  jedoch  Minderjährige 
vorhanden,  so  soll  ein  zum  Wohnen  notwendiges  Haus  nicht  ver- 
äussert, sondern  den  Erben  belassen  werden  (Entscheidung  des  En- 
dschümen-i-adlie,  Ikdam  No.  1702  vom  21».  Dezember  l!>01). 

Bei  einer  Auswahl  von  zu  versteigernden  Grundstücken  soll 
möglichst  das  Interesse  des  Schuldners  berücksichtigt  werden.  Daher 
kann  dieser,  nicht  der  Gläubiger,  falls  nur  ein  Teil  der  Grundstücke 
verkauft  zu  werden  braucht,  bestimmen,  welches  veränssert  werden 
soll  (Art,  15). 

Das  Verfahren  der  zwangsweisen  Veräusserung  von  Land  ist 
folgendes:  Der  Gläubiger  hat  durch  die  Vollstreckungskammer  dem 
Schuldner  ausser  der  Urteilsausfertigung  ein  Ichbarname  (Mahnung) 

Laud  meint  (vergl.  Teskere-i-ssamie  vom  11».  Silhidschc  121*2).  Das  Kramame- 
i-ssamie  D.  I,  S.  24(1  und  das  teskerc-i-ssaiiiie  D.  III,  S.  wind  durch 
das  Vollstreckunsrsffesetz  überhaupt  aufgehoben  worden. 

')  Ebenso  V.  P.  O.  Art.  2y4  und  das  VollstreckunsTsgesetz  (.Vi  ff.). 

im»* 
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zuzustellen,  welches  die  Aufforderung  enthält,  zu  zahlen,  sowie  im 
Falle  der  Nichtzahlung  die  Androhung  ausspricht,  dass  Zwangs- 
verkanf  der  Immobilien  beantragt,  werden  wird  (Art.  5).  Der  Ver- 
kauf selbst  kann  gerichtlich  nicht  beantragt  werden  vor  Ablauf  von 
•'11  und  nach  Ablauf  von  91  Tagen,  gerechnet  von  der  Zustellung  des 
Ichbarname  an.  Nach  Ablauf  von  91  Tagen  muss  ein  neues  Ich- 
barname zugestellt  werden  (Art.  6).  Nach  Erfüllung  der  in  Art.  5 
und  »5  vorgeschriebenen  Formalitäten  legt  ein  Vollstreckungsbeamter 
auf  das  Land  das  Sequester.  Zu  diesem  lkhnfe  hat  er  zwei  gleich- 
lautende sabt  waraka-ssi  (Pfandungsprotokolle)  anzufertigen,  die  ent- 
halten müssen:  einen  Auszug  aus  dem  Urteil  und  dessen  Datum; 
Angaben  über  Entsendung  des  Beamten  und  seine  Tätigkeit:  Angabe 
der  Art,  Lage  und  Grenzen  der  Immobilien  (Art.  7).  '21  Tage  vor 
dem  Versteigernngsterniin  muss  der  Sachverhalt  öffentlich  durch 
Zeitungen  und  Anschläge  bekannt  gemacht  werden  (Art.  8).  Die  Ver- 
steigerung ist  in  Hl  Tagen  zu  Ende  zu  bringen.  Findet  sich  ;U  Tage 
nach  Erteilung  des  (provisorischen)  Zuschlages  jemand,  der  mindestens 
5°  0  mehr  bietet,  dann  wird  die  Versteigerung  wiederholt   Art.  9). 

Die  Pfändung  von  Grundstücken  hat  nicht  zur  Folge,  dass  das 
sequestrierte  Land  dem  es  besitzenden  Schuldner  sofort  genommen 
wird.  Der  Schuldner  bleibt  vielmehr  im  Besitz  bis  zum  wirklichen 
Verkauf.  In  einein  Fall  behält  er  den  Besitz  sogar  über  den  Ver- 
kauf hinaus,  falls  nämlich  auf  Mirie-  und  doppelmietigem  Wakuf- 
Land  noch  nicht  zur  Ernte  reifes  Getreide  steht,  Bei  diesen  Länder- 
gattungen gilt  nämlich  das  Getreide  auf  dem  Halm  nicht  als 
Dependenz  des  Landes,  sondern  bleibt  freies  Gut  des  Landbesitzers 
(Art.  124 G  Medsch.).  Die  Pfändung  von  Mirie-  und  doppelmietigem 
Wakuf-Land  nmfasst  also  nicht  die  darauf  bestellten  Bodenfrüchfe. 
Daher  muss  der  Schuldner  bis  zur  Aberntung  im  Besitz  des  Landes 
gelassen  werden  (Tahrirat-i-adlie  vom  14.  Kebi  nl  ewel  1 30 1,-11.  kjanun- 
i-ssani  12'.»'.»  i.  d.  Dseheride-i-Mchakim  S.  192!»). 

Zur  Sicherung  von  Forderungen  des  Fiskus  und  besonders  der 
Privatschatulle  des  Sultans  hatte  sich  aber  allmählich  ein  abweichendes 
Prinzip  ausgebildet,  indem  für  den  Fall  der  Pfändung  von  Land  für 
eingeklagte  Fiskal-  etc.  Forderungen  auch  die  Landesfrüchte  in 
Anrechnung  auf  dir  Srhnld  mit  Beschlag  belegt  wurden.  War  die 
Forderung  noch  nicht  eingeklagt,  dann  wurden  die  Hodenfrüchte  in 
Verwahrung  genommen.  bi>  ein  Erteil  über  deren  Verwendung  erging. 
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Diese  ungerechtfertigte  Abweichung  von  den  gesetzlichen  Be- 
stimmungen zugunsten  von  Fiskalforderungen  wurde  durch  Teskere- 
i-raalie  vom  18.  Schubat  12i»<>  i  Muharrerat-i-ssamie  T.  II,  Bd.  1. 
No.  362,  S.  3M)  für  unzulässig  erklärt  und  bestimmt,  dass  fernerhin 
Feldfrüchte  bei  Sequestrierung  von  Grundstücken  für  nicht  ein- 
geklagte Forderungen,  gleichgültig,  wer  Gläubiger  ist,  in  der  Se- 
questrierung nicht  mit  einbegriffen  sind,  bei  eingeklagten  Forderungen 
nur  dann,  wenn  dies  im  l'rteil  besonder»  ausgesprochen  ist. 

I>er  Zwangsverkanf  gemäss  den  Bestimmungen  des  soeben  im 
Auszuge  wiedergegebenen  Gesetzes  vom  K>.  Schawal  1288  ist  nur  zu 
Lebzeiten  des  Schuldners  möglich.  Nach  seinem  Tode  kann  Mttlk- 
Land  zwar,  das  zum  gewöhnlichen  Nachlas»  gerechnet  wird,  zur 
Deckung  der  Schulden  wie  gewöhnliches  Gut  vorweg  angegriffen 
werden.  Mirie-Land  und  doppelmietiges  Wakuf-Land  jedoch  verschafft 
dem  Gläubiger  nach  dem  Tode  seines  Schuldners  keine  Deckung.1» 
Haben  die  Krben  vor  Zahlung  der  Nachlassschulden  bereit«  die 
Nachlass-Mobilien  und  Mülk-Immobilien,  die  allein  für  Schulden  haften, 
verkauft,  dann  haften  sie  pro  rata  ihres  Erbteils  persönlich  für  die 
Schulden.  Andererseits  können  sie  natürlich  ganz  auf  die  Erbschaft 
verzichten.  In  diesem  Fall  müssen  die  Nachlassgläubiger  nach  einer 
entsprechenden  Mitteilung  seitens  der  Erben  bei  dem  zuständigen 
Gericht  den  Verkauf  des  Nachlasses  vor  Gericht  beantragen  (Besehluss 
des  Endschümen-i-adlie,  veröffentlicht  in  der  Zeitung  Ikdam,  vom 
3.  April  18!»;»).  Der  noch  in  Kraft  bestehende  zweite  Teil  des  Art.  ll.r> 
G.-G.  bestimmt  über  den  Fall,  dass  ein  verschuldeter  Besitzer  von 
Mirie-  und  doppelmietigem  Wakuf-Land  stirbt,  dass  „beim  Tode  des 
Schuldners,  möge  er  sonst  noch  V  ermögen  hinterlassen  haben  oder 
nicht,  seine  Grundstücke  sieh  auf  seine  Erben  vererben,  bei  Nicht- 
vorhandensein solcher  die  Tapn-Bereehtigten-)  gegen  Zahlung  der 

•)  Vergl.  jedoch  den  nächsten  Paragraphen  i.  f.  bezüglich  der  Fiskal- 
forderuniren und  des  Falles,  wo  das  Land  verpfändet  war. 

a)  Vergl.  unten  4j  46  ff.  Die  Tätigkeit  des  Gerichts  hierfür  besteht 
nach  Art.  8  Vollstreckungsgesetz  (I>.  IV,  S.  22h)  in  Verbindung  mit  dem 
Kundschreiben  des  .Justizministeriums  vom  23.  Redaeheb  12!tti  !).  Temus 
1298  (dscheride-i-mehakim  S.  26  und  Muharrirat-i-ssamie  we  adlie  II.  T.. 
I.  Bd.,  No.  3)  nicht  etwa  in  einer  Nachprüfung  des  das  Vorhandensein  der 
Forderung  aussprechenden  ersten  Urteils,  sondern  das  Gericht  hat  nur  zu 
prüfen,  ob  die  Ländereien,  deren  Zwangsverkauf  beantragt  wird,  rechtlich 
auch  verkauft  werden  können.  Ist  dies  der  Fall,  so  verfügt  der  Präsident 
der  Vollstreckungskammer  durch  Beschluss  den  Verkauf. 


1734     Wilhelm  I'auel:  Das  Grundeigentum  in  der  Türkei  etc. 


Tapu  -  Gebühr  von  ihnen  Besitz  ergreifen  können,  bei  Nicht- 
vorhandensein von  Tapu-Berechtigten  die  Grundstücke  mahlul  werden 
und  an  den  Fiskus  zurückfallen".  Darüber,  wie  es  zn  halten  ist, 
wenn  die  Zwangsversteigerung  zwar  zn  Lebzeiten  des  Schuldners  in 
die  Wege  geleitet  worden,  die  Versteigerung  selbst  aber  noch  nicht 
stattgefunden  hat,  als  der  Schuldner  starb,  enthält  das  Gesetz  nichts. 
Man  sollte  annehmen,  dass  die  Grundstücke  in  dem  Moment,  wo  das 
Sequester  angelegt  ist,  als  gepfändet  zu  gelten  haben;  in  diesem 
Fall  vererbt  sich  nur  so  viel,  als  nach  Befriedigung  der  Gläubiger 
bleibt.1)  Die  Endschfimen-i-adlie  jedoch  hat  in  einer  im  Ikdam 
No.  1702  angeführten  Entscheidung  sich  dahin  ausgesprochen,  dass, 
bevor  in  Gegenwart  der  Beamten  (bei  Mirie-Land)  oder  des  Mute- 
velli  (bei  Wakuf-Laud)  die  Übertragung  —  der  firagh  —  nicht  statt- 
gefunden hat,  Mirie-  und  Wakuf-Land  sich  auf  die  Erben  des 
Schuldners  vererbt,  wie  wenn  keine  Zwangsversteigerung  eingeleitet 
worden  wäre.  Der  Grund  ist  der,  dass  der  Besitz  von  solchem 
Land  erst  möglich  ist  mit  der  beim  firagh  erklärten  Erblaubnis 
der  Beamten. 

Ist  der  Zwangsverkanf  von  Grundstücken  fremder  Untertanen 
das  einzige  Mittel,  um  ein  in  einem  Zivilprozess  zwischen  zwei 
fremden  Untertanen  ergangenes  Urteil  eines  Konsulargerichts  zur 
Vollstreckung  zu  bringen,  so  ist  die  vollstreckende  Behörde  natur- 
gemäss  das  türkische  Gericht  (vergl.  §  21).  Über  das  dabei  zu  be- 
obachtende Verfahren  hat  das  Justizministerium  iu  einem  von  dem 
Ministerium  des  Auswärtigen  den  fremden  Missionen  im  Jahre  18M> 
mitgeteilten  Zirkular,  dessen  Inhalt  von  diesen  angenommen  worden 
ist  (vergl.  den  Zirk.-Krl.  der  kaiserl.  deutschen  Botschaft  vom 
4.  April  1  «!•!»,  No.  3(5»;.  an  die  kaiserl.  Konsulate),  folgende  Aus- 
führnngsbestimmungen  erlassen : 

1.  Zur  Anordnung  der  Zwangsvollstreckung  zuständig  ist  der 
Präsident  des  Zivilgerichts  des  Bezirkes,  in  dem  das  zu  er- 
kennende Konsulargericht  seinen  Sitz  hatte  (Beseitigung  des 
forum  rei  sitae  in  solchen  Fällen). 

2.  Der  Gläubiger  hat  in  einer  direkt  an  den  Präsidenten  dieses 
Gerichts  gerichteten  Eingabe  die  Vollstreckung  zn  beantragen, 
und  damit  ersichtlich  ist.  ob  das  konsulargerichtliche  Urteil,  auf 

1)  Vergl.  die  Gesetze  vom  23.  Ramasan  128(5  (I>.  I.  S.  242)  und  vom 
21.  Ramasan  1288  (D.  1,  S.  -243)  und  den  nächsten  Paragraphen. 
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Cirund  dessen  der  Grundstücksverkauf  verlangt  wird,  voll- 
streckbar ist,  ist  der  Kingabe  ein  konsularisches  Takrir  bei- 
zufügen, in  dem  die  Vollstreckbarkeit  des  l'rteils  (wadsebib  el 
idschra  oldngu)  bescheinigt  wird  (vergl.  auch  dscheride-i- 
mehakiui  S.  4s7.r>>. 

5;  :J2.    Das  Pfandrecht  an  Immobilien. 

Nach  osmanischem  Hecht,  das  ursprünglich  Pfandrecht1)  gleieh- 
inässig  an  beweglichen  und  unbeweglichen  Sachen  durch  blossen  Ver- 
trag- (idschab  we  kabul)  entstehen  Hess,'2)  ist  das  Pfandrecht  ein  nur 
akzessorisches  Hecht,  kein  selbständiges  Hecht  an  fremder  Sache.  Ks 
soll  nur  ein  Recht  sichern  und  ist  abhängig  vom  Schicksal  desselben. 

Verpfänden  heisst.  eine  Sache  für  ein  Hecht,  für  welches  man 
ans  jener  Befriedigung  finden  kann,  festlegen,  mit  Beschlag  belegen 
(Multeka  S.  2v!0:  „reim  bir  schejin  habssi  dir.  bir  hakk  mukabelessin- 
deki  ol  hakkin  istifassi  mümkin  ola"i.  Art.  7« ►  1  der  Mcdsehelle  ent- 
hält dieselbe  Definition.  Die  Sache  mnss  ssatylmaga  ssalih  sein  ..ge- 
eignet, verkauft  zu  werden".  ')  Damit  das  Pfand  ferner  gültig  sei, 
mnss  zum  Vertragsschlnss  Tradition  (kabsi  hinzukommen. 

Da  hiernach  ein  Pfand  nur  an  Sachen  bestehen  kann,  aus  denen 
man  für  ein  Hecht  Befriedigung  finden  kann,  d.  h.  die  verkauft 
werden  können,  war  Mirie-I.and  und  YVakuf-Land  ursprünglich  un- 
geeignet, verpfändet  zu  werden,  denn  der  Besitzer  solchen  Landes 
ist  als  Untereigentümer  in  der  freien  Verfügbarkeit  darüber  beschränkt. 
Mülk-Land  hingegen  konnte  wie  jede  bewegliche  Sache  Gegenstand 
des  Pfandrechts  sein,  ohne  dass  es  ausser  Konsens  und  Tradition 
besonderer  Formalitäten  bedurfte. 

Nachdem  jedoch  die  neuere  Gesetzgebung  den  Besitz  und  Krwerb 
von  Grundstücken  besonders  geregelt  hat,  indem  sie  die  Registrierung 
von  Grundeigentum  vorschrieb  und  anordnete,  dass  der  Grund- 
eigentümer bezw.  -besitzer  zum  Beweise  seines  Kigentums  eines  Seileds 
(Titels)  bedürfe,  wurden  auch  für  die  Verpfändung  von  Mülk-I.and 
besondere  Bestimmungen  erlassen. 

Das  Gesetz  vom  21.  Rebi  ul  achir  12*7  (8.  Temas  12SG)«( 
schreibt  zunächst  vor,  dass.  wer  sein  Grundstück  verpfänden  will, 

»)  Multeka  II,  S.  230«.:  Medschelle  Buch  V,  Art.  701  ff. 
3)  Medschelle  Art.  70K. 
»)  Medschelle  Art.  701». 

*)  „Terhin-i-emlak  hakkinda  inevvad-i-nisamie"  D.  I.  S.  2:47. 
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eine  Bescheinigung  von  der  zuständigen  Lokalbehörde  (mnehtar  und 
ichtiar  medschlissi)  einholen  muss,  gemäss  der  das  Grundstück  frei 
von  Pfand  und  Sequester  ist  (Art.  1).  Die  weiteren  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  sind  ersetzt  durch  dasjenige  vom  28.  Kedscheb  1291 
(28.  August  1290).1)  Nachdem  die  durch  g  11  dieses  Gesetzes  für 
den  Verkauf  von  Miilks  vorgeschriebenen  Formalitäten,  welche  ge- 
mäss Art.  10  desselben  Gesetzes  auch  für  Verpfandung  gelten,  er- 
füllt sind  und  Schuldschein  wie  Besitztitel  dem  Grundbuchbeamten 
bezw.  Tapu-Sehreiber  (in  der  Provinz)  vorgelegt  sind,  werden  die 
bezüglichen  Erklärungen  (takrir)  vom  Pfandgeber  (rahint  und  Pfand- 
nehmer (mtirtehin)  vor  der  Konimission-)  abgegeben,  der  Sachverhalt 
registriert  und  dem  Gläubiger  Besitz-  und  Schuldtitel  ausgehändigt. 
Der  Besitz  dieser  Dokumente  ersetzt  den  Besitz  des  Pfandobjekts, 
das  dem  Schuldner  verbleibt.  Im  Besitztitel  selbst  muss  über  die 
geschehene  Verpfändung  ein  besonderer  Vermerk  gemacht  werden 
(Art.  19». 

Die  Verpfandung  von  Mir  je-  und  doppelmietigen  Waknf-Grund- 
stiicken:i)  war,  wie  schon  bemerkt,  ursprünglich  unzulässig,  da  diese 
Arten  Ländereien  keine  dazu  geeigneten  Objekte  sind.  Art.  116  G.-G. 
belüsst  es  noch  bei  diesem  Prinzip.  Hingegen  wurde  eine  Form  ge- 
funden, auch  Mirie-Land  zu  Pfand  hinzugeben,  ohne  dass  von  „Ver- 
pfändung"' gesprochen  wurde.  Es  wurde  nämlich  1.  das  Mirie-Land 
veräussert  mittels  tiragh,  aber  unter  der  Bedingung,  dass  es  zurück- 
gegeben wird,  wenn  die  Schuldsumme,  welche  als  bedel-i-tiragh. 
Kaufsnmme,  anzusehen  ist,  bezahlt  wird;  und  2.  wurde  das  Mirie- 
l.and  zu  „Treu  und  Glauben"  übertragen  mittels  rtragh-bilvtfa, 
vente  ä  reinere,  d.  h.  der  übertragende  Schuldner  (farigh-bilvefa) 
liat  das  Bückkaufsrerht,  wenn  er  die  Schuld  bezahlt. 

Der  firagh-bilvefa,  welcher  auch  bei  Miilk-Land  die  übliche 
Forin  der  Verpfändung  ist,  kam  zuerst  in  Buchara4)  vor,  wo  er 
w.  gcn  i'hersc  huldung  der  Einwohner  nach  dem  Keehtsgrnndsatz  des 
Scheriats  rce  qui  e»t  exige  pour  la  satisfaction  d  un  besoin  public 
<«ii  prive  est  admis  comme  nne  necessite  legitime"  (Art.  32  Medsch.» 
eingeführt  wurde  <  vergl.  Art.  :59t!    4<>H  Medsch.). 

')  D.  III.  S.  447  (verirl.  oben  g  21,  S.  UM>). 
a)  Vergl.  oben  S.  WM. 
a)  Verirl.  unten  Buch  II. 
')  Vergl.  Multcka  eod. 
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Der  zur  Sicherung  einer  Forderung  gesi  hlossene  firagh-bilvefa 
ist  dem  Pfandvertrage  gleiehzuachteii  und  daher  mangels  besonderer 
Bestimmungen  nicht  nach  den  für  den  Kaufvertrag  geltenden  Hegeln, 
sondern  nach  denjenigen  über  das  Pfandrecht  zu  beurteilen;  denn 
„bei  Verträgen-,  heisst  es  ausdrücklich  in  Art.  :J  der  Medschelle, 
„ist  die  Absicht  der  Parteien,  nicht  deren  Worte  massgebend,  weshalb 
der  tiragh-bilvefa  nach  den  Kegeln  Uber  Pfandrecht  zu  beurteilen 
istu.  Nicht  jeder  tiragh-bilvefa  braucht  natürlich  ein  Pfandvertrag 
zu  sein. 

Wie  bei  der  Verpfändung  von  Mülk-Land  ersetzt  der  Besitz 
des  Besitztitels  deu  Besitz  des  Landes  auch  bei  Mirie-Land.  Daher 
ist  der  tiragh-bilistighlal  von  dem  tiragh-bilvefa  im  Grunde  nicht 
verschieden.  Bei  jenem  vermietet  nämlich  der  mefrugh  un  leb  das 
übertragene  Grundstück  zurück  an  den  schuldenden  farigh.  Dieser 
tiragh-bilistighlal  ist  daher  nur  als  ein  Mittel  anzusehen,  die  Tradition 
des  verpfändeten  Grundstücks  zu  umgehen,  die  ja  eigentlich  ein 
essentiale  des  Pfandvertrages  ist.  Hingegen  ist  die  Kückvermietnng 
an  den  farigh  ungültig,  wenn  nicht  vorher  die  effektive  Tradition 
vom  farigh  (Verpfänden  an  den  mefrugh  un  leb  i Pfandgläubiger i 
stattgefunden  hat.  Constitutum  possessorium  allein  genügt  also  nicht. 

Bezüglich  der  Früchte  kann  gemäss  Art, :{:»«  ausgemacht  werden, 
dass  Käufer  (Pfandgläubiger)  einen  Teil  derselben  bekommt. 

Das  G.-G.  nun  behandelt  den  tiragh-bilvefa  und  den  tiragh 
unter  der  Bedingung,  das  er  bei  Zahlung  der  Schuldsumme  rück- 
gängig gemacht  wird,  in  den  Artikeln  116 — 11*  G.-G.,  und  zwar 
enthält  Art,  1 1 G  allgemeine  Pestimmungen,  Art.  117  handelt  von 
der  Befriedigung  für  die  Forderung  aus  dem  Pfandohjekte  bei  Leb- 
zeiten und  Art.  IIS  von  der  Befriedigung  nach  dem  Tode  des  schuld- 
nerischen vefaen  Veräusserers. 

Nach  Art.  1B'>  können  Mirie-  und  uneigentliche1)  Mevknfe- 
Ländereien  nicht  verpfändet  werden.  Wenn  aber  jemand  solches  Land 
an  seinen  Gläubiger  für  den  Schuldbetrag  mit  Vermittlung  der  Be- 
hörde-) unter  der  Bedingung  der  Kückgabe  oder  mit  dem  Vorbehalt 
des  Kückkaufsrechts  für  den  Fall  der  Zahlung  der  Schuld  überträgt, 
dann  kann  er  das  Land  nicht  zurückverlangen,  falls  die  Schuld  nicht 
bezahlt  wird,  möge  dafür  eine  Frist  bestimmt  sein  oder  nicht,  f'ber 

')  Vergl.  5j  4  und  uuteu  Kuch  II. 

*)  Deren  Erlaubnis  zu  jedem  tirairh  notig  ist  (vergl  S  2->- 


Digitized  by  Google 


1738     Wii.hklm  1'adkl:  Das  Grundeigentum  in  der  Türkei  etc. 


das  bei  einer  solchen  Übertragung  zn  beobachtende  Verfahren  ent- 
hält das  Tapu-Gesetz1)  in  Art.  20  den  für  die  Verpfändung'  von 
Mülk-Land  {reitenden3)  Vorschriften  analoge  Bestimmungen. 

l>er  nragh-bilvefa  muss  im  Besitztitel  vermerkt  sein,  sonst 
sind  darauf  bezügliche  Prozesse  unzulässig  (Zusatz  zum  Tapu-Ges- 
v.  2f>.  Sefer  127*.  I).  1,  S.  20K). 

Das  vefaen  oder  unter  der  Bedingung  der  Rückgabe  znr 
Siclierung  einer  Forderung  übertragene  Land  kann  weder  vom 
Veräusserer  noch  vom  Erwerber  weiter  veräussert  werden,  von 
letzterem  auch  dann  nicht,  wenn  für  die  Bezahlung  der  Schuld  eine 
bestimmte  Frist  ausbednngen  war.  Dazu  muss  der  Gläubiger  nach 
den  Bestimmungen  des  G.-G.  Art.  117  und  des  Tapu-Gesetzes  von 
dem  Schuldner  ausdrücklich  ermächtigt  sein,  und  zwar  hat  dies  zu 
geschehen  durch  die  sogen.  vekjalet-i-devrie, :i)  d.  h.  wiederkehrende, 
unwiderrufliche  Bevollmächtigung  seitens  des  letzteren  in  folgender 
Weise:  Wenn  die  vefaen-t'bertragung  stattgefunden  hat  und  gleich- 
zeitig für  den  Fall,  dass  binnen  einer  bestimmten  Frist  die 
Schuld  nicht  gezahlt  wird,  der  Gläubiger  oder  ein  anderer  mittels 
vekjalet-i-devrie  ermächtigt  wird,  das  Land  an  einen  anderen  zn 
veräussern  oder  veränssern  zu  lassen,  so  kann  der  so  Ermächtigte, 
vekil-i-devri  genannt,  bei  Nichtzahlung  der  Schuld  mit  Ablauf  der 
gesetzten  Frist  das  Grundstück  veränssern  und  sich  für  seine 
Forderung  bezahlt  machen.  Die  Erteilung  der  vekjalet-i-devrie  muss 
im  Besitztitel  vermerkt  werden,  sowie,  wenn  sie  erteilt  worden  ist. 

Ist  andererseits  der  Schuldner  bei  Ablauf  der  Frist  bereit, 
die  Schuldsumme  zurückzuzahlen,  so  muss  auf  seineu  Antrag  nnd 
nach  Hinterlegung  des  Schuldbetrages  bei  dem  Gmudbnchamt  seitenB 
des  letzteren  die  Verpfandung  aufgehoben  werden  ifek-i-rehn),  auch 
wenn  der  Gläubiger  sich  ohne  Grund  widersetzt.  Auf  das  den 
Vermerk,  dass  vefaen  oder  mit  vekjalet-i-devrie  übertragen  ist,  ent- 
haltende Ssened  ist  dann  ein  entsprechender  Annullierungsvermerk 
zu  setzen.  (Beschluss  des  Staatsrats,  veröffentlicht  im  Ikdaui, 
v.  2*.  Februar  li»Ol,   No.  2MK.)     Die  vekjalet-i-devrie  erlischt 

«.)  L>.  11,  S.  AK). 

3)  Wrgl.  den  Anfang  diese«  Paragraphen. 

:,|  liu  Text  dos  Art.  117  wird  vekjalet-i-devrie  erklärt:  „wann  l|,r 
Schuldner  auch  immer  die  Vollmacht  zurückzieht,  dass  er  (der  Gläubig«  r) 
dennoch  bevollmächtigt  bleibe  (vergl.  auch  Art.  l.r>21  Medschelle) 
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übrigen»  nicht  mit  dem  Tode  des  Gläubigers  oder  Schuldners 
(Ikdam  No.  2t>7"o. 

Verpfändete,  d.  h.  vefaen  übertragene  Grundstücke  können 
demnach  vom  Gläubiger  mir  veräussert  weiden,  wenn 

1.  für  die  Zahlung  eine  Frist  festgestellt  war  und  mit  Ablaut* 
derselben  die  Zahlung  nicht  erfolgt, 

2.  der  Schuldner  den  Gläubiger  oder  einen  anderen  für  diesen  Fall 
mit  vekjalet-i-devrie  ermächtigt  hat  zur  Veräusserung, 

'4.  die  Erteilung  der  vekjalet-i-devrie  im  Hesitztitel  vermerkt  ist. 

Eines  gerichtlichen  l'iteils  bedarf  es  zur  Veräusserung  eines 
so  verpfändeten  Grundstückes  nicht.  Die  Vollstreckungsbehörde 
veranlasste  ursprünglich  auf  eine  entsprechende  Mitteilung  (müsekkere) 
des  defter-i-chakani  metunrn  tGrundbuehhcamten  >  nach  dem  Zirkular- 
Erlass  vom  4.  Mart  lü<»:i  (in  den  Muharrerat-i-nniumie  des  Grundbuch- 
ministeriums Jahrg.  D502  4,  S.  2t»t».i  und  dem  Tcskere  vom  t>.  Sefer 
1308  "•)  ohne  weiteres  das  Erforderliche.  Nach  Mashata  des  Staats- 
rats vom  1H.  Maiss  1:111  (Hukkuk  Jahrg.  Pill,  S.  741»)  ist  auch  die 
Mitteilung  des  Grundbuchaintes  nicht  mehr  nötig,  da  die  Hesitztitel 
alles  Erforderliche  (Frist,  H<'die  der  Schuld  etc.)  enthalten.  Das 
Verfahren  ist  danach  das  gleiche  wie  beim  Exniissionsverfahreii. 
Zum  eigentlichen  Prozess  kann  es  nur  kommen,  wenn  der  vekil-i- 
devri  nicht  seiner  Vollmacht  gemäss  handelt  oder  sonst  Streitigkeiten 
materiell-rechtlicher  Art  vorliegen.  (Teskerc-i-ssaniie  an  das  Justiz- 
minist,  v.  2.  August  1  :'(>.*>  i.  d.  Dscheride-i-inehakim  S.  »j07i>,  ferner 
das  Rundschreiben  des  Grundbuchministeriums  v.  20.  tcschrin-i-ssani 
130'>,  in  dessen  Muharrerat-i-umnmie  Jahrg.  DJt'us 10,  S.  S.i 

Nach  dem  Tode  des  Schuldners  konnte  der  Gläubiger  nach 
den  Siteren  Bestimmungen  (des  Art.  118  G.G.  und  des  Tapn-Gesetzes) 
nicht  mehr  veräussern,  selbst  wenn  die  Verpfändung  in  der  eben 
angegebenen  Weise  stattgefunden  hatte.  Starb  ersterer,  ohne  seine 
Schulden  bezahlt  zu  haben,  so  war  das  Hecht  des  Gläubigers 
gegenüber  dem  verpfändeten  Grundstück  verschieden,  je  nachdem  der 
Schnldner  Erben  hinterlassen  hatte  oder  nicht.  Im  ersteren  Falle 
durften  die  Erben,  solange  die  Schulden  des  Erblassers  nicht  bezahlt 
waren,  von  den  verpfändeten  Grundstücken  nicht  Besitz  ergreifen, 
und  der  Gläubiger  konnte  diese  mit  Beschlag  belegen.  Waren  keine 
Erben  hinterlassen,  so  hatten  der  Gläubiger  bezw.  seine  Erben 

')  Ali  Haidek  S.  41ti. 
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Uberhaupt  keinerlei  Recht  an  den  Grundstücken;  diese  wurden  mahlul 
und  fielen  an  den  Fiskus  zurück.  Das  Tapu-Gesetz  bestimmte  zu 
den  eben  angeführten  Bestimmungen  des  Art.  118  G.-G.  ergänzend 
in  Art.  28.  dass  jede  durch  vefaen  tiragh  von  Mirie-Land  gesicherte 
Forderung  als  gewöhnliche  Nachlassforderung  anzusehen  sei.  Nur 
wenn  genügender  anderer  Nachlas»  nicht  vorhanden  sei,  sollten  die 
Erben  so  lange  nicht  von  dem  verptändeten  Mirie-Land  Besitz 
ergreifen,  bis  die  Schuld  bezahlt  ist.  Tapn-Erben1)  sollten  das 
Recht  haben,  gegen  Zahlung  des  Höchstgebotes  das  Grundstück  zu 
erwerben.  Dieser  Betrag  sollte  auch  nicht  gauz  zur  Zahlung  der 
Schuld  herangezogen  werden,  sondern  für  den  Fiskus,  der  ja  um  den 
Tapn- Wertbetrag  auf  diese  Weise  gebracht  wurde,1)  so  viel  zurück- 
behalten werden,  als  eine  Jahresernte  des  betreffenden  Grundstückes 
wert  war.  Bei  Nichtvorhandensein  auch  Von  Tapu-Erben  sollte  nicht 
mehr,  wie  Art.  118  vorschrieb,  das  verpfändete  Land  als  mahlnl 
behandelt  werden,  sondern  der  bei  der  Versteigerung  erzielte  Betrag 
sollte,  wiederum  nach  Abzug  eines  Erntebetrages  für  den  Fiskus, 
dem  Gläubiger  als  Deckung  für  seine  Forderung  ansgehfindigt  werden. 

Diese  Bestimmungen  des  G.-G.  und  des  Tapu-Gesetzes  sind 
durch  Gesetz  vom  2:3.  Ramasan  128t>2)  aufgehoben  bezw.  modifiziert 
worden.  Dieses  Gesetz  soll  in  Anwendung  kommen,  wenn  Mirie- 
nnd  doppelmietige  Wakuf-Ländereien  wefaen  übertragen  sind,  nm 
die  Zahlung  der  Schuld  nach  dem  Tode  des  Schuldners  zu  gewähr- 
leisten. Danach  werden  nach  wie  vor,  wenn  jemand  Ländereien  der 
gedachten  Art  zur  Sicherung  von  Schulden  wefaen  Ubertragen  hat 
und  vor  Zahlung  der  Schulden  stirbt,  diese  wie  gewöhnliche  Schulden 
aus  dem  Nachlass  bezahlt,  falls  genügender  vorhanden  ist;  wo  nicht, 
wird  so  viel  von  den  verpfändeten  Grundstücken  versteigert,  als  zur 
Deckung  der  Schulden  hinreicht.  Dabei  ist  gleichgültig,  ob  Vollerben 
oder  Tapu-Erben  vorhanden  sind  oder  nicht  (Art,  2).  Die  wefaen 
übertragenen  Grundstücke  werden  also  nicht,  wie  nach  dem  G.-G., 
mahlnl  bei  Nichtvorhandensein  von  Erben,  noch  steht  dem  Fiskns. 
wie  nach  dem  Tapu-Gesetz,  als  privilegierte  Forderung  der  Wert 
einer  Jahresernte  zu.    Reicht  der  Ertrag  des  veriiusserteu  Grundstück* 

•)  Vergl.  unten  g  4(5  n. 

'-)  „Erasi  emirie  we  mevkufe  wo  mussakkafat  we  uiustetrhelat-i- 
waklienin  badelvefat  t<inin-i-<l«'u  etmessiui  taajin  eden  ahvala  da'ir  nisam- 
natiie."    D.  1T  S.  242. 
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zur  Deckung:  der  Schulden,  für  die  es  verpfändet  wurde,  nicht  aus, 
dann  kann  der  Gläubiger  nicht  noch  aus  anderen  nicht  verpfändeten 
Mirie-Grnndstücken  Befriedigung  suchen  (Art.  4).  Der  Mülk-Nachlass 
haftet  aber  selbstverständlich  mit  für  den  Ausfall. 

Der  Fiskus  hat  gemäss  Znsatzbcstimmnng  zu  dem  eben  er- 
örterten tiesetz  vom  21.  Hamasan  12***1  ein  gesetzliches  I 'fandrecht 
für  Forderungen  auch  an  dem  Mirie-Land  und  dem  doppelmietigen 
Wakuf-Land  des  Schuldners  und  selbst  nach  dem  Tode  des  letzteren. 
Kr  kann,  falls  der  sonstige  Nachlass  zur  Deckung  seiner  Forderungen 
nicht  hinreicht,  Grundstücke  der  gedachten  Arten  versteigern  lassen 
(Art.  6i.  Stirbt  der  Schuldner  ohne  Hinterlassung  von  Ktben,  dann 
ist  diese  Bestimmung  natürlich  unwirksam,  weil  das  Land  dem  Fiskus 
ohnehin  als  mahlul  anheimfällt.  Dieses  gesetzliche  Pfandrecht  geht 
jedoch  dem  vertragsmässig  durch  firagh-bilvefa  bestellten  Pfandrecht 
eines  Privatgläubigers  nicht  vor. 

Die  Gebühren  beim  firagh-bilvefa  betragen 
bei  Mülk-Land  von  1000  Piastern  2'  ...  Piaster  (Tarif  des  Grund- 
buch-Ministeriums in  der  Zeitung  Malnmat  vom  'M).  September 
1002  t, 

liei  Mirie-Land  von  1000  Piastern  "»  Piaster  (Tarif  cod.), 
bei  doppelmietigem  Wakuf-Land  von  1000  Piastern  1  Piaster 
(cfr.  Tarif  eod.) 

vom  Betrage  der  Schuldsumme.  Für  die  Aufliebnng  (fek)  der  Ver- 
pfändung sind  Gebühren  nicht  zu  zahlen. 

Findet  die  Versteigerung  verpfändeter  Grundstücke  statt,  so 
werden  Maklergebühren  (resm-i-dellalie)  in  Höhe  von  2"0  der  Ver- 
steigerungssnmme  erhoben  (cfr.  Tarif  zum  Maklergesetz  vom  20.  Klul 
1W4,  Medschmäa-i-Lah.  Kaw.  1.  S.  4<»0).  Falls  aber  vor  der  Aus- 
führung der  Versteigerung,  nach  Einleitung  der  Vorverhandlungen 
dazu,  der  Schuldner  zahlt  oder  freiwillig  die  Übertragung  an  den 
Gläubiger  vornehmen  lässt.  sind  die»e  Dellalie-Gebühren  nicht  zu 
entrichten  (Besehluss  des  Staatsrats  in  der  Zeitung  Ikdam  vom 
24.  XL  000,  No.  2:102).  Ausser  den  2%  ressm-i-dellalie  werden 
21  „  Inkassogebühren  (ressm-i-tachssil)  erhoben  12  des  Gebühren- 
gesetzes,  D.  I,  S.  MO'ii.  Auch  diese  sind  im  Falle  eines  Ausgleichs 
zwischen  Gläubiger  und  Schuldner  während  der  ohne  Vermittlung 
des  Gerichts  direkt  vom  Grundbnchunit  vorgenommenen  Versteigernngs- 

')  D.  1.  S.  24H. 
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Verhandlungen  niederzuschlagen  (Beschluss  des  Staatsrat«  in  der 
Zeitung  Ikdam  No.  23*>4  vom  15.  I.  1901). 

tj  33.    Das  Expropriationsrecht.1) 

Expropriation  ist  nach  Art.  1  des  Expropriationsgesetzes1)  die 
Eigentumsentziehnng  von  bebauten  und  unbebauten  Landereien  seitens 
des  Staates  gegen  Zahlung  eines  dem  Werte  derselben  entsprechenden 
Betrages.  Solche  Eigentumsentziehung  listimlak)  muss  durch  Gründe 
des  öffentlichen  Wohles  gerechtfertigt  sein,  wie  Strassenerweiterun£, 
Schaffung  von  Marktplätzen,  öffentlichen  Gärten,  Eisenbahnen, 
Chausseen  und  dergl. 

Liegen  die  zu  expropriierenden  Grundstücke  in  Konstantinopel 
oder  in  mehr  als  einer  Provinz,  so  ist  vom  schurai-devlet  (Staatsrat), 
liegen  sie  in  einer  Provinz,  vom  idare  medschlissi  des  Vilajets  zn 
prüfen,  ob  Grunde  des  öffentlichen  Wohles  die  Expropriation  recht- 
fertigen. Der  dahingehende  Beschluss  (karar)  ist  durch  Irade  des 
Sultans  bezw.  den  Vali  zu  bestätigen  (Art.  2). 

Das  Eigentumsrecht  geht  erst  verloren,  wenn  der  Wert  voll 
bezahlt  ist  (Art.  3),  der  durch  drei  von  dem  Munizipalitätsrat  zu 
bestimmenden  Sachverständigen  festgesetzt  wird  (Art.  G). 

Bei  Streitigkeiten  Uber  den  Preis  entscheidet  der  Munizipalitäts- 
rat oder  in  weiterer  Instanz  das  Gericht  auf  Grund  eines  Gutachtens 
des  „hekem  endschimeni"  (Sachverstäudigenkollegium),  das  vom  Ge- 
richt ernannt  wird  und  7—11  Mitglieder  zählt  (Art.  14,  21).  Nach 
einer  zum  Expropriationsgesetz  ergangenen  Zusatzbestiminnng  vom 
1.  Kjanun-i-ssani  1298  (Seil  III,  S.  43)  wird  die  Expropriation  auch 
unter  dem  Widerspruch  des  Grundeigentümers  perfekt,  wenn  20% 
mehr  als  der  zuerkannte  Betrag  deponiert  wird. 

Wird  jemand  mindestens  1  4  eines  Gebäudes  expropriiert,  so 
kann  er  verlangen,  dass  ihm  das  ganze  Gebäude  abgekauft  wird. 
Dasselbe  ist  bei  unbebautem  Land  der  Fall,  wenn  mindestens  die 
Hälfte  davon  expropriiert  wird  (Art,  31)  und  die  andere  Hälfte  nicht 
nutzbar  gemacht  werden  kann. 

Bezüglich  der  sonstigen  Formalitäten  für  die  Ausmessung  des 
zu  expropriierenden  Landes  und  die  öffentlichen  Bekanntmachungen 
vergl.  Art.  7  und  8  des  istimlak-kanunnamessi. 

•)  Venrl.  Gesetz  vom  21.  Dsehemaxi  ul  ewel  12%  (24.  Teschrin-i- 
ssuni  V>'X)).  D  IV,  S.  .)^)(rineiiiiti-i-uinuini.'  itschfln  istimlak  kanunnainesMu)- 
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Bei  Expropriation  von  (Mundstücken  zwecks  Baues  von  Eisen- 
bahnen sind  im  Zirknlarerlass  des  Grundbuchministeriums  vom  4.  Ked- 
scheb  1307  (12.  Scluibat  LJO.'O  in  den  Muharrerat-i-umuniie  dieses 
Ministeriums  Jahrg.  lMO.ri-  L'J<>7,  S.  4">.">  bezüglich  der  l'msehreibungs- 
gebnhren  folgende  Bestimmungen  get  rotten: 

1.  Findet  die  Umschreibung  von  Grundstücken,  die  zu  Eisenbahn- 
zwecken  dienen  sollen,  auf  den  Namen  der  Regierung  statt,  dann 
sind  Umschreibung*-  und  dergl.  (Gebühren  nicht  zu  entrichten, 
mögen  die  (Grundstücke  unbebautes  Mirie-Land  oder  expropriiertes 
Land  irgend  welcher  Kategorie  im  Privatbesitz  sein;  das  Land 
wird  in  diesem  Falle  auf  den  Namen  des  Handels-  und  Arbeits- 
ministeriums eingetragen. 

2.  Wird  das  Land  auf  den  Namen  der  Eisenbahngesellsehaft  selbst 
eingetragen,  so  wird  ebenfalls  keine  Umschreibungsgebühr  erhoben, 
wenn  das  Land  unbebautes  Staatsland  war;  wird  aber  im 
Privatbesitz  stehendes  Land  expropriiert,  dann  sind  die  Gebühren 
von  der  Gesellschaft  zu  tragen. 

Ü.  Wird  Mirie-Land  zu  Eisenbahnzwecken  expropriiert,  dann  hat 
die  Gesellschaft  einen  bedel-i-üschr  (Hodenmiete,  s.  oben  §  14) 
nicht  zu  zahlen.  War  das  expropriierte  Land  aber  Wakuf- 
Land,  möge  es  auf  den  Fiskus  oder  die.  Gesellschaft  eingetragen 
werden,  dann  hat  die  Gesellschaft  eine  jährliche  Mukataa  (Hoden- 
miete) zu  entrichten. 


Ungarn. 

a)  Gesetzgebung  1899—1902. 

Referent:  Dr.  Karl  Szladits, 

k.  img.  Gcrirlitnliofa- Richter.  Hilfsarbeiter  Im  .TuHtizroinisterium,  Budapest. 


1.  Die  parlamentarische  Gärung,  welche  den  Regierungswechsel 
zu  Beginn  des  Jahres  1*99  (Demission  des  Kabinetts  Kr.  Rinkfv 
und  Regierungsantritt  des  Kabinetts  v.  Szm.)  begleitete,  hatte  auf 
Grund  einer  Einigung  der  Parteien  des  Abgeordnetenhauses  wichtige 
Änderungen  auf  dem  Gebiete  des  Parlamentsrechtes  zur  Fohre. 

Die  Reform  best  rebnngen  richteten  sich  hauptsächlich  auf  zwei 
Punkte  des  parlamentarischen  Lebens:  es  Rollte  zum  ersten  die 
Reinheit  der  Abgeordneten  wählen  gesichert,  dann  aber  die 
materielle  Unabhängigkeit  der  Abgeordneten  durch  schärfere 
Massregeln  gefordert  werden.  Dem  ersten  Ziel  dient  der  G.-A.  XV 
vom  Jahre  1K99  über  die  Gerichtsbarkeit  in  Angelegenheiten 
der  Wahlen  von  Reichstagsabgeordneten,  «lern  zweiten  der 
G.-A.  XXIV  vom  Jahre  1901  über  die  Inkompatibilität. 

Das  an  erster  Stelle  genannte  Gesetz  überträgt  die  bisher 
ausschliesslich  durch  Kommissionen  des  Abgeordnetenhauses  ausgeübte 
Gerichtsbarkeit  über  angefochtene  Pcichstagswahlen  der  Hauptsache 
nach  für  die  Dauer  von  8  Jahren  an  die.  königl.  Kurie:  zugleich  ver- 
schärft dieses  Gesetz  die  Massregeln  gegen  Wahlmisshränche  um  ein 
bedeutendes.  Das  Prinzip,  dass  die  Gültigkeit  der  Wahlen  der  Kurial- 
gerichlsbarkeit  unterworfen  sein  solle,  wurde  schon  durch  das  Wahl- 
gesetz vom  Jahre  1*74  (G.-A.  XXXIII  d.  J.)  festgestellt,  und  dem 
Abgenrdnetenhause  wurde  die  Wahlgerichtsbarkeit  nur  bis  zur 
Schatt'ung  eines  einschlägigen  Gesetzes  provisorisch  belassen.  Diese* 
Provisorium  währte  dann  2.">  Jahre,  da  die  verschiedenen  diesbezüglichen 
legislatorischen  Versuche  Jedesmal  scheiterten. 

Hei  den  Wahlen  von  1*!»»;  jedoch  traten  einzelne  Wahlmiss- 
brauche:  Kintluss  der  Re<riertuigsgewalt  und  Terrorismus  der  Oppo- 
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sitioncn  so  scharf  hervor,  und  .Ii»-  Kommissionen  des  Abgeordneten- 
hauses erwiesen  »ich  zur  1  lekämpfung  dieser  Krseheinungeii  teils 
infolge  der  mangelhaften  gesetzlichen  Bestimmungen,  teils  durch 
J'arteirüVksichten  beeinflusst.  denirt  ungeeignet,  das*  hei  Klärung 
der  parlamentarischen  Lage  sämtliche  Parteien  zu  {reineinsamer  Ab- 
wehr dieser  ("beistände  energix-h  zusammenwirkten. 

Der  so  geschaffene  umfangreiche  tl^-'  Paragraphen)  und  infolge 
breiter  Kasuistik  schwer  zu  handhabende  i  iesetzartikel  stellt  vor 
allein  eine  lange  Reihe  von  1* ngii  1 1  i  gkei  t  Strunden  der  Wahlen 
anf,  welche  sich  in  absolute  und  relative  st  beiden  lassen. 

Die  absoluten  Pngültigkeitsgründe  beruhen  aut'  Fehlen  des 
passiven  Wahlrechts  oder  \'ei schulden  des  Gewählten:  Bestechung 
(Ess-  und  Trinkgelage  mit  einbegritbn,  wobei  diese  Begriffe  durch 
nähere  Massgaben  negativ  umschrieben,  insbesondere  die  —  muni- 
zipienweise  statutarisch  zu  bestimmenden  —  Fahrgebühren  zur  Be- 
förderung der  Wähler  auf  den  Wahlplatz  und  die  nötige  Ver- 
pflegung der  letzteren  dortseihst  für  zulässig  erklärt  werden), 
rechtswidrige  Beeinflussung  der  Wähler.  Missbrnuch  der  Amtsgewalt. 
Aufreizung  der  Wähler  gegen  Gesetz,  Klassen,  Nationalitäten.  Kon- 
fessionen, Missbrauch  religiöser  Akte  oder  sonstige  Be- 
einflussung durch  Mittel  der  Religion  (Kanzelparagraph, 
durch  die  Wühlereien  der  klerikalen  Volkspartei  hervorgerufen) 
oder  endlich  auf  Verletzung  einzelner  zwingender  Bestimmungen  des 
Wahlgesetzes  Uber  den  Verlauf  des  Wahlaktes,  insbesondere  rechts- 
widrige^ Handinngen  des  Wahlpräsidenten  zugunsten  eines  Kandidaten. 
Während  ein  absoluter  Fngültigkeitsgrund  die  Annullierung  der 
Wahl  schon  allein  herbeiführt,  bewirken  die  relativen  Pngültigkeits- 
gründo  vorderhand  immer  nur  den  Wegfall  der  durch  sie  veranlassten 
einzelnen  Abstimmungen,  bezw.  das  Hinzuzählen  der  rechtswidrig  ab- 
gehaltenen Stimmen  zugunsten  der  Gegenpartei;  Ungültigkeit  der 
ganzen  Wahl  tritt  hierbei  nur  insofern  ein.  als  auf  Grund  dieser 
Stimmenberechnung  der  zum  Abgeordneten  Gewählte  sich  von  Rechts 
wegen  als  in  Stimmeuminorität  befindlich  herausstellt.  Relative  Pn- 
gültigkeitsgründe sind  ausser  geringeren  Mängeln  des  Wahlaktes  ins- 
besondere solche  schnldhaftc  Handlungen  dritter  1'ersonen.  welche  vom 
Kandidaten  ausgeübt,  absolute  Ungültigkeit  nach  sich  ziehen  würden. 

Mit  Ausnahme  dieser,  der  Kurie  taxativ  nnd  ausschliesslich 
übertragenen  Ungiiltigkeitställe,  bleibt  die  Wahlgerichtsbarkeit  des 
Jahrlm.  li  <1*t  lut.-niat.  Wreiiilnun*.  c  u.  T.  IM.  110 
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Abgeordnetenhauses  unberührt,  beschränkt  sich  jedoch  sachlich  nur 
auf  geringfügige  Fälle. 

Das  Verfahren  vor  der  Kurie  wird  durch  die  Petition  von 
mindestens  1<>  Wählern  des  betreffenden  Wahlkreises  eingeleitet 
(Voraussetzung  des  Verfahrens  ist  unter  anderem  die  Hinterlegung 
eijies  Kosten  Vorschusses  von  :»imm.)  Kr.).  Auf  das  Verfahren  rinden 
die  Pegeln  des  Strafprozesses  subsidiäre  Anwendung  (Privatklage 
der  Petenten);  des  weiteren:  vorläulige  Prüfung  der  Petition,  üffent- 
lielie  mündliche  Verhandlung,  eventuell  Beweisbt  schluss  mit  un- 
mittelbarer Beweisaufnahme  oder  Requisition  der  betreffenden  könig- 
lichen Tafel.  Im  Sachurteil  wird  die  Petition  ab-ewiesen  oder  die 
Wahl  für  nichtig  erklärt;  nach  Sachverhalt  auch  die  aktive  und 
passive  Wahlfähigkeit  des  Gewählten  bis  zur  Hauer  von  -r»  Jahren 
entzogen.  Pei  relativen  Unsdiltigkcitsgründen  erfolgt  ausserdem  auf 
Antrag  der  Petenten  Feststellung  dessen,  dass  nicht  der  Gewählte, 
sondern  der  Gegenkandidat  die  Stimmenmehrheit  erhalten  habe:  in 
diesem  Falle  :  Gegenpetition  des  Gewählten  auf  Grund  absoluter  oder 
i elativer  Ungültigkeitsgründe  wider  den  Kandidaten  der  Petenten. 
Wird  die  Stimmenmehrheit  dem  Gegenkandidaten  zugesprochen,  so 
wird  der  letztere  als  Abgeordneter  durch  das  Abgeordnetenhans 
verifiziert.  Ergibt  sich  aus  dem  Urteil,  dass  bei  der  Wahl  Be- 
stechungen. Ess-  und  Trinkgelage  in  hohem  Mal«?  vorgekommen 
sind,  so  kann  das  Recht  der  Reichstagsvertretnng  des  betreffenden 
Wahlkreises  durch  das  Abgeordnetenhaus  auf  Grund  kommissions- 
weiser  Untersuchung  für  den  laufenden  Zyklus  suspendiert  werden. 

Das  Gesetz  enthält  ausserdem  eine  Reihe  von  Abänderungen 
des  Wahlgesetzes  in  beziig  auf  das  Wahlrecht  (Steuerrückstand  als 
Hemmnis  der  Wahlberechtigung  aufgehoben),  die  Wählerverzeichnisse, 
Hechte  und  Pflichten  des  Wahlpräsidenten,  Disziplinarverfahren  gegen 
Wahlfunktionäre:  des  weiteren:  Strafen  gegen  Wahlmissbräuche  (mit 
Rücksicht  auf  kirchliche  Beeinflussung),  Beschränkung  der  Wähl- 
barkeit der  Richter,  Staatsanwälte  und  Verwaltungsbeamten  erster 
Instanz  (Stuhlrichter)  im  Wahlbezirke  ihres  Amtsgebietes,  endlich 
Disziplinarvorschriften  gegen  (staatliche  und  munizipale)  Beamte,  die 
sich  an  Partei  Versammlungen  beteiligen  oder  sich  in  die  Wahl- 
vorbereitungen ausserhalb  diesbezüglicher  Amtspflicht  einmischen. 
Jedenfalls  hat  das  Gesetz  hiermit  in  seinem  Machtbereiche  alles 
getan,  um  die  Reinheit  der  Wahlen  zu  sichern. 
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l>erG.-A.  XXIV  vom  Jahre  l'.MH  über  die  Inkompatibilität 
der  Heichstagsahgeordnctcn .  weit  her  das  diesbezügliche  bisherige 
Gesetz  iG.-A.  I  vom  Jahre  IST i  aufhellt,  verdankt  seine  Ent- 
stehung der  kommissionellen  Arbeit  einen  Ausschusses  des  Ab- 
geordnetenhauses, an  welcher  unser  so  früh  verstorbener  grosser 
Staatsmann  Szii.a-,yi  in  hervorragendem  MaJse  teilnahm. 

Die  Hauptaufgabe  des  Gesetzes  «ar.  jene  wirtschaftlichen  Lagen 
zu  umschreiben,  die  mit  der  Unabhängigkeit  des  Abgeordneten  da- 
durch unvereinbar  sind,  dass  sie  ihn  in  ein  Interessenverhältnis  zur 
Regierung  bringen.  Hierdurch  werden  die  Konzessionäre  wirtschaftlich 
wertvoller  Hechte  (insbesondere  von  Vcrkehrsanstalten),  Lieferanten 
und  Unternehmer  des  Staates,  sodann  alle  Personen  aus  dem  Reichs- 
tage ausgeschlossen,  die.  wenn  auch  nur  mittelbar,  durch  Zwischen- 
händler oder  Mittelpei  seinen  in  geschäftlicher  Verbindung  zur  Regierung 
stehen,  (legen  die  Umgehung  des  (iesetzes  durch  Vorschieben  von 
^Strohmännern"  wurde  mit  besunderem  Scharfsinn  vorgesorgt;  die 
Legislative  war  diesmal  —  um  mit  Szilauyi  zu  sprechen  —  wahrlich 
geflissentlich  bestrebt,  mit  der  fortschreitenden  List  der  Menschheit 
Schritt  zu  halten.  Es  ist  unmöglich,  die  minutiöse  Kasuistik  des 
Gesetzes,  durch  die  alle  berechtigten  Interessen  (z.  H.  Verkauf  fertiger 
eigener  Produkte  an  die  Regierung  ohne  vorherige  Unterhandlungen) 
geschont,  jede  wirtschaftliche  Ausnutzung  der  Vorzugsstellung  des  Ab- 
geordneten betroffen  werden  stillte,  hier  wiederzugeben;  es  genügt,  auf 
folgende  änsserste  Grenzlinie  der  inkompatiblen  Verhältnisse  hinzu- 
weisen: Inkompatibilität  liegt  vor,  wenn  der  Abgeordnete  an  einem 
einzelnen  Geschäfte  einer  anderen  Person,  welches  in  der  Person  eines 
Abgeordneten  als  inkompat  ibel  gelten  würde,  unmittelbar  oder  mittelbar 
beteiligt  ist,  oder  wenn  er  bei  einer  an  einem  derartigen  Geschäfte 
in  dieser  Weise  teilhaftigen  Handelsgesellschaft  oder  Anstalt  als  Ver- 
waltungsorgan interessiert  oder  sonst  beständig  angestellt  ist;  ja  selbst 
dann  wird  der  Abgeordnete  von  dem  Gesetz  betroffen,  wenn  die  Handels- 
gesellschaft oder  Anstalt,  bei  der  er  angestellt  ist,  zumindest  1  3  der 
Aktien  oder  Geschäftsanteile  einer  anderen  Aktiengesellschaft  oder 
Genossenschaft  besitzt,  welche  mit  der  Regierung  in  geschäftlicher 
Verbindung  steht,  oder  wenn  die  Gesellschaft  oder  Anstalt,  bei  welcher 
der  Abgeordnete  angestellt  ist.  unmittelbar  oder  mittelbar  an  der 
Gründung  einer  Handelsgesellschaft  in  der  Absicht  teilnimmt,  dass  diese 
letztere  zur  Regierung  in  eine  inkompatible  Beziehung  treten  solle. 
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Diese  Bestrebung,  alle  am  Staatshaushalte  wirtschaftlich  irgend- 
wie interessierten  Kreise  vom  Abgeordneteuhause  fernzuhalten,  wurde 
vielfach  verschieden  beurteilt;  manche  sehen  darin  einen  erheblichen 
Verlust  des  Parlamentes  an  wirtschaftlich  geschulten  Kräften,  und 
wollen  die  Spitze  des  Gesetzes  als  gegen  die  merkantilen  Interessen- 
gruppen zugunsten  der  Grundbesitzer  gerichtet  erblicket).  Das  eine 
steht  jedoch  fest,  dass  vor  diesem  Gesetze  die  Grenzlinie  zwischen 
gut  und  böse  auf  dem  Gebiete  der  parlamentarischen  Moral  an 
manchen  Punkten  verschwommen  war  und  diese  moralische  Grenz- 
bestimmung in  vielen  Beziehungen  reinigend  wirken  musste. 

Weitere  Bestimmungen  des  Gesetzes  richten  sich  gegen  die 
Intervention  der  Abgeordneten  bei  der  Regierung.  Es  wird  dem 
Abgeordneten  bei  Strafe  des  Mandatsverlustes  (und  rntcrsagnng 
der  Wiederwahl  für  den  laufenden  Zyklus)  verboten,  um  Geld  oder 
sonstigen  materiellen  Vorteil  für  wen  immer  in  irgendwelcher 
Angelegenheit  —  Verleihung  von  Titeln,  Auszeichnungen,  Orden 
mitbegriffen  —  bei  der  Regierung  vermittelnd  vorzugehen.  Mit  einem 
—  als  lex  imperfecta  konstruierten  Verbote  wird  auch  die  un- 
entgeltliche Intervention  bei  der  Regierung  bezüglich  der  ver- 
schiedensten Privilegien  (Auszeichnungen  und  wirtschaftlich  weit- 
voller  Rechte)  belegt ;  doch  ist  eine  derartige  unentgeltliche  Intervention 
zugunsten  öffentlich-rechtlicher  Personen  des  eigenen  Wahlkreises, 
oder  im  Interesse  von  kulturellen  Anstalten  im  allgemeinen,  gestattet. 
Desgleichen  wurde  bestimmt,  dass  die  Minister  keinerlei  Intervention 
von  irgend  jemandem  in  Sachen  von  Ernennungen  oder  Beförderungen 
annehmen  dürfen.  Selbstverständliche  Ausnahmen  mussten  für  die 
Ausübung  des  Advokatenberufs  eines  Abgeordneten  aufgestellt  werdeu 

Die  Gerichtsbarkeit  in  streitigen  Inkompatibilitäts-Sacheu  wird, 
durch  besondere  Ausschüsse  des  Abgeordnetenhauses  ausgeübt: 
versäumt  der  Abgeordnete  in  bösem  Glanben.  den  Urteilsspruch 
desselben  anzurufen,  so  wird  er  des  Mandates  für  verlustig  erklärt; 
sonst  wird  ihm  eine  Frist  gesetzt,  entweder  das  inkompatible 
Verhältnis  zu  lösen  oder  dem  Mandate  zu  entsagen. 

Auf  staatrechtliehem  tiebiete  mag  noch  des  formalen  Gesetz- 
artikels XXIV.  DUM»,  erwähnt  werden;  dieser  inartikuliert  in 
menioriam  sempiternam  die  Erklärung  des  Thronfolgers  Erzherzogs 
Franz  Ferdinand  aus  Anlass  seiner  unebenbürtigen  Ehe  mit  der 
Grälin  Ch.»tkk.  in  welcher  —  in  Übereinstimmung  mit  den  bestehenden 
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Thronfolgegesetzen  —  f*-if rlich  IVst irestfllt  wird,  dass  die  etwa  dieser 
Ehe  entstammenden  Nachkommen  aus  der  Thronfolge  ausgeschlossen  sind. 

2.  Auf  dem  Gebiete  des  Justizwesens  war  der  hier 
besprochene  Zeitraum  hauptsächlich  der  Grsetzesvorhereitung  gewidmet. 
Zwei  grosse  Werke  sind  dir  hervorragenden  Früchte  dieser  Arhcit: 
der  Entwurf  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  für  das 
Königreich  Ungarn  und  der  Entwurf  der  Zivilprozessordnung. 

Der  im  Jahre  !!»(>(»  in  „erster  Fassung4  erschienene  Entwurf 
d»-s  bürgerlichen  Gesetzbuches 1  >  (dem  dann  Iiis  zum  Jahre  l!M>2 
ein  Motivenbericht  in  ">  starken  Händen  folgte)  bildet  einen  er- 
freulichen Schritt  zum  Aushau  des  seit  der  Umgestaltung  von 
Isis  lückenhaften  und  unsicheren  ungarischen  Privatrechtes;  den 
ersten  Versuch  einer  vollständigen,  modernen  Kodifikation  desselben, 
da  bisher  (seit  1*71  in  beinahe  ununterbrochener  Ueihe)  immer  nur 
unzusammenhängende  Teilentwürfe  entstanden  und  verschwanden.3) 
Dieser  Entwurf  umfasst  in  2<M:i  Paragraphen  das  gesamte  allgemeine 
Privatrecht  mit  Ausschaltung  des  Hechtes  der  Eheschliessnng  und 
Ehescheidung,  da  dieses  im  (i.-A.  XXXI,  1M'4,  bereits  seine  moderne 
Ausgestaltung  (bürgerliche  Ehe)  erhalten  hat.  Dem  Entwurf  ist 
eine  besondere  Systematik  eigen;  von  einem  ^allgemeinen  Teile-  wnrde 
abgesehen:  statt  dessen  an  erste  Stelle  ein  ..Personenrecht"  gesetzt, 
welchem  als  zweiter  Teil  das  Familienreeht  folgt.  Erst  nach  diesen 
_ persönlichen"  (allerdings  stark  mit  vermögensrechtlichen  Normen 
durchmischten)  Verhältnissen  tritt  der  Entwurf  an  das  eigentliche 
Vermögensrecht  heran,  wobei  an  erster  Stelle  das  Sachenrecht  (mit 
dem  einleitenden  Titel  über  die  Sachen),  an  zweiter  das  Obligationen- 
recht behandelt  wird.  Die  ersten  Titel  des  Obligationenrechtes 
umfassen  die  Kegelnng  der  Rechtsgeschäfte  und  die  damit  ztisam- 
hängenden  Materien  des  allgemeinen  Teiles,  wobei  freilich  vielfach 
über  die  Grenzen  des  Obligationenrechtes  hinausgegrift'en  wird,  und 
sich  demnach  die  Autarchie  der  einzelnen  Teile,  das  materielle 
Ausscheiden  allgemeiner  Normen  zum  grossen  Teile  als  illusorisch 

•)  Deutsche  Übersetzung  in  amtlichem  Auftrage  von  Scmm.kk  und 
Bvkna.  Budapest  1!N)1  bei  K.  Grill,  gleichzeitig  in  Sjalitzkks  Zeitschrift 
für  ungarisches  öffentliches  und  Privatrecht,  Budapest,  Jahrg.  11H)1.  (Der 
Motivenbericht  liegt  nur  in  ungarischer  Sprache  vor.) 

3)  über  die  Vorgeschichte  des  Entwurfes  siehe  meinen  Bericht  in 
den  „Juristischeu  Blättern".  Wien,  .Jahrg.  UHlO,  No.  32. 
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herausstellt,  der  allgemeine  TeiP  zumeist  nur  formell  vermieden 
ist.  Ein  sich  besonderer  Kürze  befleissigendes  Erbrecht  beschliesst 
den  Entwurf. 

Auf  den  Inhalt  des  Entwurfes  kann  hier  nicht  näher  ein- 
gegangen werden;  die  äussere  Begrenzung  der  Teile  erhellt  bereits 
aus  dem  oben  Gesagten.  Das  Personenrecht  behandelt  in  zwei  Titeln 
die  Personen  und  den  Schutz  der  Persönlichkeit,  letzteren  als  ab- 
soluten Rechtsschutz  (Klage  auf  Beseitigung  der  Beeinträchtigungen 
und  Pnterlassungsklage,  die  Schadenersatzforderungen  wurden  dem 
Obligationenrecht  überlassen)  der  persönlichen  Güter:  der  Freiheit, 
körperlichen  Unversehrtheit,  Gesundheit,  Ehre,  des  Namensreehtes, 
des  Rechtes  am  eigenen  Bildnisse,  des  Rechtes  an  Briefen  nnd 
sonstigen  vertraulichen  Schriften. 

Der  Entwurf  sollte  seiner  Bestimmung  nach  kein  radikaler 
Reformkodex  sein,  sondern  auf  historischer  Grundlage  das  bestehende 
Privatrecht  mit  Berücksichtigung  fremder  Gesetzgebungen  modern 
bearbeiten.  Die  nationalen  Rechtsinstitute  treten  daher  im  Erbrecht 
und  insbesondere  im  Ehegüterrecht  stark  hervor.  Daneben  ist  aber 
der  Einfluss  des  deutscheu  bürgerlichen  Gesetzbuches  auf  das  ganze 
Werk  unverkennbar;  so  natürlich  dies  bei  dem  Schwergewicht  dieser 
monumentalen  Schöpfung  ist,  ebenso  erfreulich  ist  es  vom  Stand- 
punkte der  gemeinsamen  mitteleuropäischen  Verkehrsinteressen. 
Dieser  Einfluss  der  deutschen  Kodifikation  wird  jedoch  andererseits 
durch  Beibehaltung  abweichender  heimischer  Rechtsregeln,  wie  auch 
durch  Verwertung  der  am  deutschen  Kodex  gemachten  Erfahrungen 
und  stete  Berücksichtigung  ansserdentscher  Rechtsideen  insoweit  auf- 
gehoben, dass  dem  Entwurf  seine  selbständige  Eigenart  zur  Genüge 
gewahrt  bleibt, 

Redaktionell  ist  der  Entwurf  noch  einer  durchgehenden  Lesung 
bedürftig,  da  derselbe  (zwar  auf  Grund  gemeinsamer  Komniissions- 
beratuugen)  durch  einzelne  Hedakteure  verfasst  und  die  einzelnen 
Teile  nur  der  Hauptsache  nach  miteinander  in  Einklang  gebracht 
wurden.  Die  Veröffentlichung  des  Entwurfes  in  dieser  Gestalt  war 
jedoch  wünschenswert,  um  die  öffentliche  Besprechung  desselben  in 
die  weiteren  Vorarbeiten  baldmöglichst  einbeziehen  zu  können. 

Während  somit  die  materiellrechtliche  Kodifikation  endlich 
in  ein  sicheres  Geleis  gebracht  erscheint,  nähert  sich  die  Reform 
des  Zivilprozesses   bereits   mit   raschen  Schritten   seiner  Ver- 
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wirklichling.  Jnstizminister  1' !.•<>/.  unterzog  seinen  eigenen  Kntwnrf 
einer  Zivilprozessordnung  vmii  .1  ahre  IM*:;1)  einer  gründlichen 
Kevision:  dieser  umgearbeitete  Kntwnrf-)  wurde  dann  nach  einer 
Kn<iuete  (mit  mehrfachen  Abiinderuniren)  dem  Abgeordetenhause  vor- 
gelegt, dessen  Justizaussehuss  denselben  bereits  durehberaten  hat. 
Einer  näheren  Besprechung  die>es  Entwurfes  bin  ich  durch  den 
treftlichen  Aufsatz  enthoben,  den  Professor  Wach  demselben  jüngst 
gewidmet  hat,:l)  Wenn  auch  manche  Bestimmungen  des  Entwurfes, 
insbesondere  durch  den  Advokatenstand,  als  gravaminüs  heftig  an- 
gegriffen werden,  so  liegt  dem  gegenüber  die  grosse  Bedeutung  des- 
selben darin,  dass  er  bestimmt  ist.  den  unhaltbaren  Zwiespalt  zwischen 
dem  bestehenden  mündlichen  summarischen  Prozesse  (vor  den  Be- 
zirksgerichten) und  dem  schriftlichen  ordentlichen  Prozesse  (vor 
den  Gerichtshöfen)  auszusöhnen  und  an  dessen  Stelle  einen  einheit- 
lichen mündlichen  Prozess  zu  setzen,  welcher  inhaltlich  die 
besten  Erfahrungen  der  modernen  (iesetzgebnngen  verwertend,  diesen 
noch  manchen  Fortschritt  hinzufügt  i insbesondere  auch  in  der  Frage 
der  richterlichen  Prozessleitung),  weshalb  auch  sein  endlicher  Sieg 
nicht  zweifelhaft  sein  kann. 

3.  Die  innere  Verwaltung  Ungarns  wird  zur  Zeit  noch 
immer  durch  die  gewählten  Funktionäre  der  .Selbstverwaltnngskörper 
—  Munizipien  und  Gemeinden  —  teils  im  autonomen,  teils  im  über- 
tragenen Wirkungskreise  versehen.  Pen  Grundstein  dieser  Ver- 
waltung bildet  der  Gemeinde-  oder  Kreisnotar,  das  allgemeine 
autonome  Verwaltungsorgan  der  Gemeinde,  in  dessen  Händen  jedoch 
beinahe  sämtliche  Fäden  sowohl  der  staatlichen,  wie  der  Selbstver- 
waltung zusammenlaufen,  und  der  ausserdem  noch  die  Tätigkeit  einer 
Ortsgerichtsperson  versieht  (als  Mitglied  des  Gemeindegerichts  in 
Bagatellsachen,  Gerichtsvollzieher  der  Gemeinde,  Funktionär  der  frei- 
willigen Gerichtsbarkeit,  insbesondere  beim  Verlassenschaftsverfahren ; 
als  Vertrauensperson  der  Dorfbewohner  wird  ihm  in  den  meisten 
Fällen  die  Aufnahme  von  Privaturknnden  und  Grundbncliseingaben 
anvertraut;  dabei  ist  er  zumeist  auch  Standesbeamter).  Die  Güte 
der  Verwaltung  ist  daher  mit  der  Sachkenntnis  dieser  „Feder  des 
Dorfes"  aufs  engste  verknüpft.    Da  die  Befähigung  zu  dieser  Stelle 

')  Siehe  deutsch  iu  Süalitzkrs  Zeitschrift.  Jahrg.  -18W. 

*)  Deutsche  Übersetzung  von  Pollak,  Budapest  ItHU  bei  K.  Grill. 

«)  Deutsch  in  Gkcchots  Beiträgen,  4(5.  Jahrg.,  Heft  4  u.  5,  S.  405  ff. 
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bisher  nur  eine  ziemlich  lax  genommene  Munizipalprüfung  voraus- 
setzte, wurden  durch  den  G.-A.  XX.  11*00.  behufs  fachgemässer 
Ausbildung  dieser  Gemeinde- Verwaltungsorgane  Gemeinde- Ver- 
w  alt  ungs-Lehrkurse  mit  staatlichem  Charakter  errichtet  und  he- 
tiihigt  nunmehr  nur  die  nach  Beendigung  dieses  Lehrknrses  abgelegte 
Staatsprüfung  zum  Gemeinde-  bezw.  Kreisnotar.  Bei  der  geschilderten 
Wichtigkeit  des  Postens  wird  in  diesem  unscheinbaren  Gesetze 
mit  Recht  ein  erfreulicher  Schritt  zur  Besserung  der  Verwaltung 

hegriisst. 

Der  G.-A.  XX,  11*01,  über  die  Vereinfachung  der  Ver- 
waltung ist  berufen,  viele  lästige  kleine  Miseren  eines  verschnörkelten 
und  verwickelten  Bureankratismus  zu  beseitigen.  Die  leitenden  Ge- 
danken dieser  mit  grosser  Minutiosität  angeführten  Arbeit  sind 
folgende:  Beseitigung  der  bisherigen  vollständigen  Systeinlosigkeit 
der  Verwaltungsrechtsmittel  nnd  Vereinheitlichung  der  Arten  und 
Fristen  derselben  (Beschränkung  anf :{ Instanzen,  mit  Unanfechtbarkeit 
der  duae  conformes);  auf  dem  Gebiete  der  Polizeigerichtsbarkeit  ein- 
heitliche Bestimmung  der  Behörden,  des  Instanzenzuges,  der  Rechts- 
mittel, Einführung  des  Strafmandates;  einheitliche  Regeln  über  Ver- 
wendung und  Gebarung  von  l'bertretiings-Strafgeldern ;  Verbesserungen 
des  Znstellungswesens,  mit  stärkerer  Einbeziehung  der  Post:  endlich 
durchgehende  Verbesserung  und  Vereinfachung  der  bisherigen,  von 
Formalismus  beherrschten,  schleppenden,  die  Arbeitslast  unnötig 
mehrenden  Munizipal-  nnd  Gemeinde-Geschäfts-  und  Kassengebarungen 
durch  Aufstellung  einheitlicher  Prinzipien  anf  dem  Verordnnngswege. 

Als  teilweise  Abhilfe  gegen  die  noch  immer  übergrosse  Kinder- 
mortalität wurde  der  G.-A.  VIII,  11)01,  über  die  staatlichen 
Kinderasyle  geschaffen.  Diese,  aus  staatlichen  Mitteln  (dem 
Landes-Krankenpflege-Fonds)  zu  erhaltenden  Anstalten  sollen  als 
Hilfs-  und  Beilstätten  für  Findlinge  und  behördlich  als  verlassen 
erkannte  Kinder  unter  7  Jahren  dienen.  Die  kranken,  besonderer 
Pflege  bedürftigen  Kinder  werden  in  der  Anstalt  selbst  untergebracht, 
die  übrigen  unter  der  Obhut  der  Anstalt  auswärtiger  Sorge  übergeben. 
Der  G.-A.  XXXI,  1901,  ermöglicht  die  weitere  Pflege  der  so  ver- 
sorgten Kinder  in  oder  ausserhalb  der  Anstalt  bis  zu  ihrem  1*».  Jahre 
auf  Kosten  der  Beimatsgemeinde  (mit  staatlicher  Unterstützung). 

4.  Die  landwirtschaftlichen  Arbeiterverhältnisse 
waren  in  diesem  Zeiträume  tortgesetzt  ein  Gegenstand  besonderer 
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gesetzlicher  Fürsorge.  Die  Grundlage  hierzu  bildete  der  G.-A.  II. 
IM'*,  Uber  die  Landarbeiter  (siehe  hierüber  das  Referat  v.  Doi.i.x  n  u.i.s 
in  diesen  Jahrbüchern.  \'.  Jahrg..  II.  Al<t..  S.  Uli»  ff.k  Hie  durch 
dieses  Gesetz  eingeweihte  A fr r.i i j ». -1  i t ik  verfolgt  unzweideutig  den 
Zweck,  die  landwirtschaftliehe  Strikehewegung,  als  eine  Landesgefahr 
für  einen  Agrarstaat,  durch  energische  Ma*sr< ircln  hintanzuhalten, 
den  Arbeitern  gegenüber  >  doch  diese  Kinlmsse  persönlicher  Freiheit 
durch  erhöhten  staatlichen  Schutz  gegen  Ausbeutung  seitens  der 
Arbeit  geber  aufzuwiegen.  Diese  Gesetzt  sjMditik  ist  vielfach  an- 
gegriffen wurden;1)  wir  haben  hier  nur  festzustellen,  dass  sie 
folgerichtig  weitergeführt  wird,  und  da>s  die  Legislative  wacker 
bestrebt  war,  die  Besserung  der  Lage  der  Feldarbeiter  ihrerseits 
zu  fördern.  —  Die  Grundgedanken  des  zitierten  Gesetzes  wurden 
auf  verschiedene  Kategorien  v..n  Arbeitein  durch  Spezialgesetze 
Übertrafen:  so  durch  G.-A.  XL1.  lM'l»,  auf  die  Tagelöhner  und 
Arbeiter  bei  Wasser-,  Weg-  und  Rahnbauten;  durch  G.-A.  XXVIII, 
UMMi,  auf  die  Waldarbeiter;  durch  G.-A.  XXIX,  l'.'OO,  auf  das 
Rechtsverhältnis  zwischen  Tahaksproduzcntcii  und  Tahaksgärtnern, 
überall  mit  näheren,  der  Figenart  des  Verhältnissen  entsprechenden 
Massgaben.  —  Eine  besondere  Regelung  erhielt  auch  das  Rechts- 
verhältnis einzelner  landwirtschaftlicher  Arbeitstinternehmcr,  nämlich: 
das  \'erhältnis  des  Dreschmaschinenunternehiners  zum  Produzenten, 
dann  das  Verhältnis  des  Arbeitergruppenführers  zum  Gutsherrn 
einerseits,  zu  den  durch  ihn  gedungenen  Akkordanten  andererseits, 
wie  auch  überhaupt  das  Verhältnis  des  Arbeiters  zu  seinen  Hilfs- 
arbeitern (G.-A.  XLII,  1*1*1').  Jedes  dieser  Gesetze  bildet  eine  aus- 
führliche, vollständige  Regelung  iles  hetretlemlen  Verhältnisses,  deren 
Kinzelheiten  sich  bei  der  mannigfachen  Fülle  des  St  orte»  näherer 
Besprechung  entziehen. 

Dieser  Regelung  der  Arbeiterverhältnisse  schliesst  sich  auch 
eine  Bestimmung  des  Rechtsverhältnisses  zwischen  Grundbesitzer 
und  Wirtschaftsbeamten  an.  im  G.-A.  XXVII,  ll'oO,  welcher 
ebenfalls  eine  vollständige  Regelung  dieses  Dienstverhältnisses  ent- 
hält (hervorzuheben:  gesetzliche  dispositive  Vertretungsmacht  des 
Beaniteu  zu  den  in  seinen  Wirkungskreis  fallenden  Rechtshandlungen, 

Vi  Siehe  Bi'Nzm,,  Die  Lage  der  ungarischen  Landarbeiter,  in  Blui'Ns 
Archiv  f.  soz.  Gesetze  n,  u.  Stat.  XX II,  3. — 1.  H.,  S.  H41  ff.,  in  .  in- 
seitiger Schilderung. 
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0  monatliche  Versorgungspflicht  des  Gutsbesitzers  bei  Unfällen  während 
des  Dienstes,  gesetzliche  Minimal-Endabfertigungspflicht  gegenüber 
Witwe  und  Waisen  des  im  Dienste  verstorbenen  Beamten). 

Eine  wertvolle  Gegengabe  für  die  ihnen  im  Gemeininteresse 
auferlegeten  Beschränkungen  erhielten  die  Arbeiter  durch  das  mit 
G.-A.  XVI,  1900  ins  Leben  gerufene  Institut  der  Hilfskasse  für 
landwirtschaftliche  Arbeiter  und  Gesinde.    Die  Schwierig- 
keiten einer  obligatorischen  landwirtschaftlichen  Arbeiterversichernng 
bewogen  die  Begierung,  einstweilen  eine  fakultative  Selbstversicherung 
der  Arbeiter  zu  organisieren.    Die  Landeshilfskasse  steht  unter  der 
Aufsicht  des  Ackerbanministers  und  wird  ans  staatlichen  Mitteln  er- 
heblich dotiert;  die  Verwaltung  wird  durch  die  Zentraldirektion  und 
durch  Lokalausschüsse  versehen,  an  welch'  letzteren  nebst  Gemeinde- 
verordneten die  Arbeitgeber  und  Arbeiter  in  gleicher  Anzahl  be- 
teiligt sind.    Die  Arbeitgeber  sind  verpflichtet,  für  jeden  einzelnen 
ihrer  Landarbeiter  einen  Jahresbeitrag  von  120  h  zn  leisten,  der 
dem  Arbeiter  bei  Geldstrafe  nicht  auf  den  Lohn  angerechnet  werden 
darf.    Der  Beitritt  der  Arbeiter  ist  fakultativ,  sie  sind  entweder 
ausserordentliche    oder   ordentliche   Mitglieder    (letztere    in  zwei 
Gruppen).  —  Die  ordentlichen  Mitglieder  haben  Jahresbeiträge  von 
10  K  40  h  (I.  Gruppe)  bezw.  :>  K  72  h  (IL  Gruppe)  zu  leisten  und 
erhalten  hierfür  in  der  I.  Gruppe:  als  Unfallversicherung  (nebst 
ärztlicher  Behandlung)  täglich  1  K  bis  zu  »50  Tagen,  bei  Invalidität 
infolge  von  Unfällen  monatlich  10  K,  bei  tödlichem  Unfall  400  K 
tür  die  Familie,  bei  Mangel  an  Hinterbliebenen  100  K  Begräbnis- 
kosten, als  In  validitäts-  bezw.  Altersversicherung  bei  Arbeits- 
unfähigkeit (nach  10 jähriger  Mitgliedschaft)  monatlich  10  K  oder 
bei  Erreichnng  des  Ü.r>.  Lebensjahres  100  K,  als  sonstige  Lebens- 
versicherung bei  Ableben  200—270  K  nach  Daner  der  Mitglied- 
schaft. Für  Mitglieder  der  II.  Gruppe  beträgt  die  Unfallversicherung: 
dasselbe,  die  übrigen  Versicherungssummen  bilden  nur  die  Hälfte  der 
obigen  Beträge;  ausserordentliche  Mitglieder  (Jahresbeitrag  1  K)  ge- 
messen nur  Unfallversicherung.  -    Dass  der  Arbeiter  seiner  erworbenen 
Hechte  samt  der  eingezahlten  Beiträge  verlustig  wird,  wenn  er  sich 
einer  Übertretung  gegen  ein  Strikeverbot  schuldig  macht  oder  wenn 
er  auswandert,  ist  eine  zumindest  ungewöhnliche  Vermengung  von 
Privatrecht  mit  Polizeivorschriften,  jedoch  im  Einklänge  mit  dem 
Gesamtsystem  jener  Sozialpolitik,  welche  anch  dieses  sonst  jedenfalls 
überaus  segensreiche  Gesetz  gezeitigt  hat. 
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Weitere  wichtige  Massrcgelu  zur  Förderung  der  Land  Wirtschaft 
bilden:  die  Gesetze  betreffs  der  Verstaatlichung  des  öffentlichen 
Veterinärdienstes  ((i.  A.  XVII,  l!MM>>  und  betreffs  der  Errichtung 
von  gemeinnützigen  Berieselungskanälen  ((i.  A.  XXX.  1900). 
Nach  dem  ersteren  (iesetze  wird  der  Veterinärdienst  nunmehr  bei 
sämtlichen  Veterinärbehönlen  durch  staatliche,  dem  Ackerbauminister 
untergeordnete  Organe  versehen,  deren  Wirkungskreis  gesetzlich 
bestimmt  wird.  I>urch  das  letztere  Gesetz  wird  dem  Ackerbau- 
minister  anheimgestellt,  die  Errichtung  von  Berieselungs-Gesellschaften 
mit  Hat  und  Tat  zu  fördern,  und  dieselben  materiell  zu  unterstützen. 
I>ie  Errichtung  der  Gesellschaft  geschieht  durch  freie  Einigung  der 
Interessenten;  die  einmal  errichtete  Gesellschaft  hat  jedoch  für  die 
Rechtsnachfolger  eine  notwendige  Kealmitgliedschaft  zur  Folge;  auch 
kann  für  grössere  zusammenhängende  Landstrecken  einer  Gemeinde 
der  Zutritt  zn  bestehenden  Berieselungsgesellschaften  durch  Majori- 
siernng  (-  3  Areal-Mehrheit)  der  Minderzahl  der  Eigentümer  ent- 
gegen zwingend  beschlossen  werden.  Die  Wasserbenützung  wird 
gesetzlich  geregelt;  die  Gesellschaft  selbst  in  weitem  Maine  den 
Bestimmungen  des  Wasserrechts  über  Wassergenossenschaften 
(G.-A.  XXIII,  18S5)  unterstellt. 

5.  Die  gesetzlichen  Massregeln  zur  Förderung  von  Handel 
und  Gewerbe  können  sich  in  dieser  Periode  mit  den  Ergehnissen 
der  Agrargesetzgebung  nicht  messen.  Auf  diesem  Gebiete  haben 
wir  den  G.-A.  XLIX,  189;»,  über  die  der  heimischen  Industrie 
zu  gewährenden  staatlichen  Begünstigungen  hervorzuheben, 
welcher  an  Stelle  des  bisherigen  G.-A.  XIII,  1*90,  ähnlichen  Inhaltes 
tritt,  und  zur  Schaffung  von  neuen,  bezw.  Förderung  einer  Keine 
von  unentwickelten  Industriezweigen  die  damit  beschäftigten  Fabriken 
durch  bedeutende  (vom  Handelsminister  bis  zu  l.r>  Jahren  zu  ver- 
leihende) Steuer-  und  Gebührenbegünstigungen  unterstützt,1) 

Auf  der  anderen  Seite  hin  s.dlte  der  Lokalhandel  gegen 
äusseren  Wettbewerb  durch  Einschränkung  des  freien  Sammeins 
von  Bestellungen  geschützt  werden.  Auf  Grund  des  diesbezüg- 
lichen G.-A.  XXV.  1900  (betreffs  Abänderung  des  §  .r>0  der  Gewerbe- 
ordnung, G.-A.  XIV,  1SS4)  darf  fürderhin  das  Aufsuchen  von 
Bestellungen  auf  Waren  und  sonstige  Industrieprodukte  ausserhalb 

')  Vergl.  hieriu  Bunzkl,  Zur  Kritik  der  nngar.  IndiiKtriepolitik  in 
Scumollers  Jahrb.  XXVI,  3.  H..  S.  27:$  ff. 


1750 


Gesetzgebung  und  Literatur. 


des  Wohnort«*  des  Orterenten  ohne  vorgängige  ausdrückliche  Auf- 
fordernng  nur  bei  solchen  Kauflenten  bezw.  Gewerbetreibenden 
geschehen,  in  deren  Geschäftsbetriebe  die  bezüglichen  Produkte 
Verwendung  finden  (vergl.  §  41  der  deutsehen  Gewerbeordnung); 
ausgenommen  sind  literarische  und  Knnstprodukto,  sowie  einzelne, 
durch  den  Handelsiuinister  auf  dem  Verordnungswege  zn  bestimmende 
Industrieprodukte.  Die  Übertretung  dieser  Vorschriften  wird  mit 
Haft  und  Geldstrafe  belangt;  ausserdem  ist  —  eine  wichtige  Neuerung 
der  deutschet)  G.-O.  gegenüber  -  die  zivilrechtliche  Unwirksamkeit 
der  verbotswidrig  gesammelten  Bestellung,  jedoch  nur  einseitig,  dem 
Besteller  gegenüber  (als  seinerseits  heilbare  Nichtigkeit»  ausgesprochen. 

Durch  inartiknlierte  Verträge  mit  den  Seeselnfl'ahrtsgesell- 
sehaften  „Adria-  und  „l'ngaro-Croata"  (G.-A.  VII.  X.  XI,  1W1> 
werden  diesen  Gesellschaften  staatliche  Unterstützungen  zugesichert, 
und  dieselben  dementsprechend  zur  Aufrechterhält  ung  gewisser  Fahrten 
verpflichtet  (die  erstere  für  den  Mittelmeer-  und  atlantischen,  die 
letztere  für  den  adriatischen  Verkehr). 

<>.  Die  Erneuerung  der  Ausgleichsverträge  über  die  ge- 
meinsamen wirtschaftlichen  Interessen  Ungarns  und  Öster- 
reichs bildet  schon  seit  Jahren  eine  offene  Wunde  beider  Staaten 
der  Monarchie.    Das  zuletzt  im  Jahre  1**7  geschlossene  Zoll-  und 
Handelsbündnis  lief  Ende  1W7  ab  und  wurde  im  Jahre  1K9S  provi- 
sorisch für  die  Daner  eines  Jahres  verlängert.   Das  Jahr  iWU  brach 
heran,  ohne  dass  die  Ausgleichs  vorlagen  parlamentarische  Erledigung 
gefunden  hätten,  und  hiermit  kam  für  Ungarn  das  im  Ausgleich  von 
lNi7  (G.-A.  XII  d.  J.,  4j  r.S)  vorgesehene  Recht  selbständiger 
Verfügung  in  Zoll-  und  Handelssachen  zur  Geltung.  Seitdem  steht 
Ungarn  rechtlich  auf  dem  .Standpunke  des  selbständigen  Zollgebietes. 
Tatsächlich  wurde  das  gemeinsame  Zollgebiet  durch  einseitige 
(nicht  vertragsmäßige)  gesetzliche  Verfügung  seitens  Ungarns 
auch  weiterhin  auf  Grund  der  bisherigen  Zustände  aufrecht  erhalten, 
und  zwar  (nach  dem  provisorischen  G.-A.  IV.  18!»!>)  durch  G.-A.  XXX. 
IM»!»  bis  zum  Ende  des  Jahres  l!*<>7,  unter  der  Bedingung,  dass  die 
entsprechenden  Zustände  und  die  diesbezügliche  Reziprozität  auch  in 
Österreich  unverändert  bestehen  bleiben.    Da  die  Handelsverträge 
der  Monarchie  zumeist  im  Jahre  VMK\  ablaufen,  wurde  gleichzeitig 
bestimmt,  dass  —  im  Fall  ein  Zoll-  und  Handelsbündnis  zwischen 
den  beiden  Staaten  der  Monarchie  bis  nicht  zustande  käme  - 
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Handelsverträge  nicht  über  das  Jahr  P.'i>7  hinaus  abgeschlossen 
werden  dürfen. 

Somit  besteht  zwischen  Ungarn  und  Österreich  zur  Zeit  kein 
Zoll-  und  Handelsliiindnis;  Ungarn  hat  nur  die  tatsächliche  Zoll- 
gemeinschaft durch  eigene  selbständige  Verfügung  gewahrt  und 
hierdurch  seine  Souveränität  auf  diesem  Gebiete  zweifellos  betätigt: 
gleichzeitig  wurde  der  Regierung  die  Pflicht  auferlegt,  bei  der  ge- 
ringsten Änderung  des  Status  quo  und  der  Reziprozität  österreiehischer- 
seits  die  zur  Wahrung  der  ungarischen  Interessen  nötigen  Vorlagen 
dem  Parlament  allsogleich  vorzubreiten,  nötigenfalls  die  erforderlichen 
sofortigen  Massnahmen  durch  einstweilige  Notverordnung  zu  tretfen. 

Neben  dieser  prinzipiellen  Peibehaltung  des  status  quo  wurde 
dennoch  eine  Reihe,  die  gemeinsamen  wirtschaftliehen  Interessen 
berührender  Fragen  teils  auf  Grund  eines  Übereinkommens  der 
Regierungen  beider  Staaten  im  Verordnungswege,  teils  durch  Gesetz 
neu  geregelt.  Pas  Privileg  der  österreichisch-ungarischen  Pank 
wurde  bis  Ende  des  Jahres  PUO  verlängert  und  gleichzeitig  der 
Kintluss  des  ungarischen  Staates  auf  die  Pank  der  Parität  ent- 
sprechend verstärkt  (G.-A.  XXXVII.  ls1.»'.»,  siehe  auch  den  neuen 
Vertrag  bezüglich  der  an  die  Pank  geschuldeten  Summe  im  G.-A. 
XXXVIII.  ls;<!t).  —  Es  folgten  Massnahmen  betrefts  endgültiger 
Durchführung  der  Valutaregulierung.  Per  Pest  der  in  Staats- 
iiotcn  bestehenden  schwebenden  Staatsschuld  (112  Millionen 
Gulden)  wurde  eingewechselt,  statt  der  Staatsnoten  Silbernlünzen 
lä  .r)  K,  im  total  til  Mill.  Kronen)  und  Panknoten  tä  10  K,  total 
100  Mill.  Kronen)  in  Verkehr  gebracht  (ti.-A.  XXXI.  lSin»;  vergl. 
über  diese  neuen  Geldsorten  auch  die  G.-A.  XXXII — XXXIV,  lM'i'); 
gleichzeitig  die  der  österreichisch-ungarischen  Pank  behufs  Einlösung 
der  schwebenden  Staatsschuld  abzuzahlenden  Goldsummen  endgültig 
geregelt  (ti.-A.  XXXV,  1*W).  Purch  G.-A.  XXXVI.  lSHi«  wurde 
die  Rechnung  in  Kronenwährung  (statt  in  der  bisherigen  öster- 
reichischen Währung)  obligatorisch  eingeführt.  Pestimmungen  über 
den  allgemeinen  Münzverkehr  getroffen  und  die  Anwendung  der 
Kronenwührnng  auf  die  Rechtsverhältnisse  geregelt. 

7.  Parallel  mit  diesen,  den  wirtschaftlichen  Ausgleich  be- 
treffenden gesetzlichen  Massregeln  wurde  auch  unser  gesamtes  in- 
direktes Steuersystem  durch  die  Gesetzgebung  vom  Jahre  ISW 
einer   systematischen  Neuregelung  unterworfen,   welche  Jedoch  die 
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Grundlagen  iles  bisherigen  Systems  zumeist  unberührt  lässt.  Zu  be- 
merken ist.  da>s  infolge  der  tatsächlichen  Zollgemeinschaft  die  auf 
die  Produktion  gegründeten  indirekten  Steuern  (Zucker-.  Hier-, 
Branntwein-  und  Mineralölsteuer i  in  beiden  Staaten  (Österreich  und 
Ingam!  unter  gleichen  Kegeln  stehen. 

Die  weitaus  wichtigste  Änderung  auf  diesem  Gebiete  ist  die 
Krstreckung  des  durch  G.-A.  XV.  1SH4  für  die  Spiritussteuer  ein- 
geführten Überweisungsverfahrens  nnt'  die  übrigen  indirekten 
Steuern  (durch  G.-A.  XVII.  IS!'«.»).  Per  Konsum  der  diesen  Steuern 
unterworfenen  Artikel,  übersteigt  in  Pngarn  die  inländische  Produktion 
um  ein  bedeutendes  und  wird  dieser  Ausfall  aus  Österreich  importiert. 
Pa  jedoch  die  Konsumsteuern  durch  denjenigen  Staat  eingehoben 
werden,  in  dem  die  Produktion  stattfindet,  war  der  ungarische  Kon- 
sument bezüglich  seines,  die  heimische  Produktion  übersteigenden 
Konsumes  bisher  tatsächlich  zugunsten  des  österreichischen  Ärars 
besteuert.  Ks  musste  daher  ein  .Mittel  gefunden  werden,  um  die  in- 
direkten Steuern  dem  konsumierenden  Staate  sicherzustellen,  ohne 
die  Zollgemeinschaft  durch  innere  Zollschranken  zu  beeinträchtigen. 
I Moses  Mittel  wurde  im  erwähnten  Überweisungsverfahren  gefunden, 
laut  welchem  in  dem  Verkehre  zwischen  den  Ländern  der  ungarischen 
Krone  und  andererseits  den  im  Beichsrate  vertretenen  Königreichen 
und  Ländern,  sowie  Bosnien  und  der  Herzegovina  nach  den  aus  einem 
der  erwähnten  drei  Konsumgehiete  in  eines  der  anderen  zwei  Konsum- 
gebiete während  je  einer  Betriebsperiode  überführten,  bereits  be- 
steuerten Bier-,  Mineralöl-  und  Znckermengen  die  abgestattete  Steuer 
zugunsten  des  empfangenden  Gebietes  vom  Ärar  desjenigen  Gebietes 
vergütet  wird,  von  welchem  Gebiete  die  betreffenden  Artikel  gesendet 
werden.  Die  Vergütung  hat  bezüglich  eines  jeden  steuerpflichtigen 
Artikels  abgesondert  auf  Grund  einer  auf  je  eine  Betriebsperiode 
sich  erstreckenden  Abrechnung  zu  erfolgen;  zu  diesem  Zwecke  ist 
die  Übersendung  von  derartigen  besteuerten  Artikeln  aus  einem 
Konsumgebiete  in  das  andere  der  Finanzbehörde  vorhergehend  an- 
zumelden und  die  Sendung  mit  Überweisungsschein  der  Kinanzwache 
des  Bestimmungsgebietes  vorzuweisen. 

Was  nun  die  einzelnen  Gesetze  über  indirekte  Stenern 
anbelangt:  so  belässt  das  neue  Zuckerbestenernngsgesetz 
(G.-A.  XVIII.  IM*'«)  die  bisherige  (durch  G.-A.  XXIII.  1SSS,  fest- 
gesetzte» Art  der  Besteuerung;  der  Steuersatz  wurde  zwar  erhöht. 
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dem  gegenüber  Jedoch  die  l»i>li>  ri^r»*  Zm  kei  -Verbrauchsabgabe  auf- 
gehoben, daher  das  Ergebnis  das  gl*  irlie  hleiht.  --  Ähnlich  stellt 
es  mit  dem  U.-A.  XIX,  IM»'.»,  über  die  Iii e i  he s t  e u e ru  ng,  welcher 
hauptsächlich  durch  entsprechendere  Anfsichtsvorschriften  einer 
rationelleren  Produktionsweise  Vors.  Imb  zu  leisten  trachtet.  I >ie 
Reformen  des  neuen  B rannt  wein  best eite  rnng.sgesetzes<<;.-A.  XX, 
IM»!»)  beziehen  sieh  in  erster  Linie  auf  die  Begünstigungen  der 
landwirtschaftliehen  Bräunt Weinbrennereien.  In  Verbindung  hiermit 
handelt  ti.-A.  XXI,  1M»1»,  von  der  Abgabefreiheit  des  zur  Erzeugung 
von  zur  Ausfuhr  bestimmten  zucker-  und  alkoholhaltigen  Fabrikaten 
verwendeten  Kühenzuckers  und  Alkohols,  ferner  von  der  Einhebung 
eines  Zollzuschlages  im  Kalle  des  Importes  von  zu«  ker-  und  alkohol- 
haltigen Artikeln  vom  Auslande.  —  G.-A.  XXII,  IM»!»,  regelt  sodann 
die  sogen.  Kontingentierung  der  Branntweinproduktion.  Die  Brannt- 
weinsteuer ist  nämlich  naeh  Verschiedenheit  der  Brennereien  entweder 
als  I'roduktionsabgabe  bei  der  Erzeugung,  oder  als  Konsumabgabe 
bei  dem  Übergänge  des  Branntweines  aus  der  amtlichen  Kontrolle 
in  den  freien  Verkehr  zu  entrichten,  die  letztgenannte  Konsnmabgabe 
hat  zwei  Sätze:  einen  höheren  und  einen  niedrigeren.  Die  Alkohol- 
menge nun,  welche  in  den  unter  die  Konsumabgabe  fallenden 
Brennereien  in  der  jährlichen  Betriebsperiode  zu  dem  niedrigeren 
Satze  erzengt  werden  kann,  ist  für  beide  Staaten  der  Monarchie 
dnreh  gemeinsames  Übereinkommen  beschränkt,  und  der  zitierte 
(i.-A.  handelt  von  der  Aufteilung  der  auf  Ungarn  entfallenden 
Menge,  welche  gesetzlich  zwischen  den  gewerblichen  und  landwirt- 
schaftlichen Brennereien  verteilt,  und  innerhalb  der  gesetzlichen 
Grenzen  durch  den  Finanzminister  auf  die  einzelnen  Unternehmungen 
kontingentiert  wird  (über  die  Kontingentierung  zugunsten  der  neu 
entstehenden  landwirtschaftlichen  Brennereien  wurde  durch  (i.  A.  IX, 
1900,  verfügt). 

Ausser  diesen,  die  Produktion  betreffenden  indirekten  Steuern, 
bestanden  bisher  noch  weitere  Konsumsteuern  für  Zucker  und  Bier 
bezw.  eine  Branntweinverkehrssteuer,  welche  nur  durch  Ungarn  im 
eigenen  Bereiche  auf  diese  Konsumartikel  ausgeworfen  war.  Wie 
schon  erwähnt,  fiel  die  Znckerkonsnmabgabe  weg  und  wurde  dem 
gegenüber  die  Zuckerst  euer  im  gleichen  Verhältnisse  erhöht;  statt 
der  Bierkonsumabgabe,  bezw.  der  Branntweinverkehrssteuer  aber 
wurde  durch  die  (i.-A.  XXIII  nnd  XXIV.  ls'.n»,  ein  entsprechender 
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Steuerzusehlag  eingeführt,  welcher  auch  von  den  ans  Österreich 
importierten  Konsumartikeln  erhoben,  und  somit  der  Unterschied 
zwischen  der  Minderbelastung  dieser  Artikel  in  Österreich  zugunsten 
Ungarns  ausgeglichen  wird. 

Im  Anschluss  an  diese  Regelung  der  indirekten  Steuern 
wurde  gleichzeitig  das  staatliche  Getränkeschankgefälle  durch 
G.-A.  XXV,  ls<»!>  neu  geregelt,  welcher  ebenfalls  keine  prinzipielle 
Änderung  bedeutet,  jedoch  eine  Verschärfung  der  Vorbedingungen 
der  Schanklizenz  und  einp  entsprechendere  Bestimmnng  der  Sätze 
der  Sehankgebühren  enthält, 

Hier  mag  noch  des  G.-A.  VI.  ls<>!»  erwähnt  werden,  welcher 
jene  Hinkünfte  der  ungarischen  Städte  und  Gemeinden,  welche  die 
Natur  von  Konsmnabgaben  besitzen,  provisorisch  regelt  (verlängert 
durch  G.-A.  XVIII,  lfOl);  dieses  Gesetz  bezieht  sich  einesteils  auf 
jene  Vergütungen,  welche  den  Gemeinden  aus  dem  staatlichen  Schank- 
regal  zukommen,  anderenteils  auf  die  Kegelnng  jener  Abgaben, 
welche  die  (iemeinden  selbst  nach  den,  staatlichen  indirekten  Steuern 
unterworfenen,  Konsumartikeln  zu  erheben  befugt  sind. 

In  das  Steuersystem  wurde  des  weiteren  durch  G.-A.  XI. 
die  Effektenuinsatzstener  (iiörsenstener)  eingefügt  (auf  Kauf. 
Tausch,  Überweisung,  Prämiengeschäfte  und  sonstige,  auf  böiseit- 
geinässen  Umsatz  gerichtete  Geschäfte,  welche  sich  auf  öffentliche 
Obligationen.  Aktien,  Lose  und  Pividendeneoupons  beziehen,  im 
Betrage  vtm  10  H  nach  je  Jnno  K  Geschäftswelt). 

Hndlich  soll  aus  dem  Gebührpn  wesen  der  G.-A.  X,  VMK 
hervorgehoben  werden,  welcher  die  Aufhebung  der  Stempelpflichtigkeit 
der  Kalender,  Kundmachungen,  Zeitungseinschaltungen,  ausländischen 
Zeitungen  und  Zeitschriften  anordnet.  Auch  die  dnrch  die  Konsuln 
der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  für  ihre  Amtshandlungen, 
bisher  auf  Grund  alter  Verordnungen,  eingehobenen  Gebühren  wurden 
durch  G.-A.  XXVI.  HMH,  gesetzlich  geregelt. 

S.  Zum  Schlüsse  seien  hier  die  internationalen  Verträge  auf- 
gezählt, welche  während  der  besprochenen  Zeit  in  Ungarn  gesetzlich 
inartiknliert  wurden. 

Diese  sind: 

G.-A.  XXI,  18!»;».  Übereinkommen  mit  Spanien  zum  Schutze 
von  Erfindungen.  Marken  und  Mustern. 

G.-A.  XXIII,  iN'.ili,  internationale  Übereinkunft  von  Venedig 
(Ii'.  März  1n'.»7),  betr.  die  Schutzmassregeln  gegen  die  Pest. 
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G.-A.  XIII.  1!«"»,  internationales  Übereinkommen  v..n  Haag, 
Betr.  die  Zivilreehtshilfe. 

G.-A.  VI,  r.w'l,  Vertrat;  mit  tlem  Deutschen  Weiche  über  den 
gegenseitigen  Schutz  der  Urheberrechte  an  literarischen,  künstlerischen 
und  photographischen  Werken. 

G.-A.  XXV,  11*01,  l'iiriserZiisatziibereinkoiiiHien  (Di.  Juni  lsi«S) 
zn  dem  Herner  internationalen  Übereinkommen  über  den  Eisenbahn- 
Frachtverkehr;  endlich 

G.-A.  XXVII.  Welt|)«istvertra{f  von  Washington  (K».  Juni  1*97). 

b)  Volkswirtschaftliche  Literatur  1900  und  1901. 

Referent:  Dr.  Julius  Mandello, 

Prnfe-aor  der  .StaM«wt«*eU!..  !i;irteu.  l'.»y«,.ny  tPr.s^l.urül 

Abkürzungen  von  Zeitschrilten: 
Af  —  Athenaetini  (Budapest). 
BS      Hudapcsti  Szeiule. 
HS      Huszadik  Szäzad. 
KS      K.-.ztraztlasäiri  Szeiule. 
MGS    -  Ma-ryar  Gizdäk  Szemh-je. 
M<»T  —  Mairyar  ( iazdusa tri örtcuelnii  Szemle.. 

I.  Geschichte  der  Wissenschaft.    Biographien.  Wörter- 
httcher.    Lehr-  und  Handbücher. 

Hkrinvi,  P,.  A  kr-zirazdasiiirtan  eleniei.  2.  r.  A  mezöyazdasä«:  es 
airrärpolitika.  Ka>sa  Vitez  l'.HU.  |7C.)  S".  2  K.  Klemente  der  Volks- 
wirtschaftslehre. 2.  Teil.  Di,-  Landwirtschaft  und  Agrarpolitik.  - 
HALo.iH,  E.,  Kozirazdasasri  e-.r.v.  tem.  Budapest.  Kilian  VMl  (lih  H". 
40  f.  Eiue  volkswirtschaftliche  Universität.  —  Fol.i'Ks.  B..  Az  üllamhäz- 
tartästan  ( Penzütr.vtan ).  Budapest.  Politzer  11HN».  {-m)  8".  !l  kor. 
Die  Staatswirtschaft  ( Fina  nzw  issetischaft ).  --  Derselbe,  A  neinzet- 
irazdasäg  ^s  p^nzügvtan  vezerfonala.  8.  atdolir.  kiad.  Budapest.  Athe- 
naeum  l'.IOO.  (IV,  fjl2>  H°.  «i  kor.  (Jrundriss  der  Volkswirtschaftslehre 
und  der  Finanzwissenschaft.  —  Derselbe.  Tärsadalmi  irazdasuirtan.  1.  k. 
A  tarnadahni  gazdasäi:  eleinei.  8.  ätdolir.  kiad.  Budapest.  Athenaeum 
VMM.  (VII,  Ö28)  8°.  !t  k.  Sozialökonomie.  1.  Bd.  Elemente  der 
sozialen  Wirtschaft.  8.  uiiiL'carb.  Aufl.  -  Derselbe,  Köz^azdasä^i 
ertekezesek.  1.  k.  Budapest.  Politzer  es  lia  li»02.  (Ö80)  y«.  7  K. 
Volkswirtschaftliche  Abhandlungen.  —  NAvn,\Tii..  A  ,  A  L'azdusägi  elet  elemi 
jelensetrei.  Budapest.  Politzer  1!M>1.  iXIV.  ,'WK"))  8°.  f>  K.  Die  Elementar- 
Erscheinunpcn  des  Wirtschaftslebens.  —  Koschkk.  V.  A  kereskedes  es 
az  ipar  »ordnete  einmiete.  Ford.  Kis>.  J.  Szeged.  Schulhof  lfOl. 
(XV.  81  f>)  8n.  12.  k.  Geschichte  und  Theorie  des  Hamlets  und  der 
Industrie.  Übersetzt  von  .1  Ki>s.  --  V,\k<;h\.  Gy  ,  Jekelfalus-v  Jözsef  7. 
Jahrbuch  ,1er  Internat.  Vereinigung.  «.  u.  7.  M.  111 
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KS  3.  Josef  Jekelfalussy  f.  —  Közgazdasägi  lexikon.  Kozgazdasäiri 
isnieretek  tära  3  kütethen.  szerk.  Halasz.  S.  es  Mandello  Gy.  3.  k.  Mun- 
käsvedelem  -  Zsellerek.  Budapest.  Pallas  1901.  (824.  XII)  8°.  20  k. 
Volkswirtschaftliches  Lexikon.  3.  Band  ( ArheiterschuU  —  Häusler).  - 
Közgazdasägi  Szenile.  a,  1.  regi  es  1  —  25.  üj  evfolyamainak  tärgymutatöja. 
KS  12.  Index  der  „Közgazdasägi  Szemlo".  1.  Band  alter  Folge  uud 
1.— 2ö.  Band  neuer  Kolire.  —  Magyar  jogi  lexicon.  szerk.  Markus  I).  3.  k. 
Diaeta  —  Haläszati  jog.  Budapest.  Pallas  DM H).  (»24)  8°.  Külve  20  K. 
Ungarisches  Hecht-Lexikon.    3.  Bd.    Diaela  —  Fischereirecht. 

II.  Theorie. 

Böhm,  KÄKOLY.  Az  ertekclnielet  feladata  s  alapproblemäja.  Budapest. 
Akademia  1!KX>.  (f>8)  8°.  1  kor.  (Krt.  a  böles.  tud.  kür.  3.  k.  4  si.) 
Aufgabe  und  Grundproblera  der  Werttheorie.  —  Fki.i.xkk,  F.,  A  niagyar 
nemzeti  vagyon  becslese,  tek.  egyeb  ällamokra.  KS  12.  Die  Schätzung 
des  ungarischen  Nationalvermögens,  mit  Kücksicht  auf  audere  Länder.  — 
Kl  NZ.  .).,  A  munka.  Budapest.  Kilian  1!M>1.  (XI.  382)  8".  Die  Arbeit. - 
Lkuanyi,  Gy..  A  szüksegekrül.  KS  3.  Über  die  Bedürfnisse.  —  HÄTH,  Z.. 
A  monopol  kerdesehez.    KZ  7.    Über  das  Monopol. 

III.  Geschichte  und  Darstellung  der  wirtschaftlichen 

Kultur. 

Bkkkki,  B.,  A  rabszolgasäg  Magyarorszägon  az  Arpädok  alatt. 
Budapest.  Akademia  1901.  (40)  8°.  80  f.  Krt.  a  tört.  tud.  kür.  19.4. 
Sklaverei  in  Ungarn  unter  den  Arpäden.  —  Bkkksi,  G.,  Magvarorszäg 
közegeszsegi  viszonyai  1898— »9.  Budapest.  Orsz.  küzp.  közs.  oy.  1901. 
(IV,  107)  8°.  2  K  40  f.  Kiizif?.  künyvt.  -  Ungarns  hygienische  Ver- 
hältnisse 1898—99.  —  Bokovszky,  S.,  A  nairylaki  uradalom  Mrtenete 
Budapest.  Akademia  1900.  (ÖO)  H°.  80  tili.  (Krt.  a  türt.  tud.  kür.  18  k 
10  sz.|-  Geschichte  der  Herrschaft  Nagylak.  —  Gköczk,  S..  A  Bodrojrköz. 
MGS  1.  2.  Die  Bodrogküz  Genend.  —  Dieselbe,  <  »roszorszäg.  MGS  10. 
12.  Bussland.  —  GkMöki,  L.,  A  magyar  ipar  es  kereskedelein  korszakai. 
T.irt.  väzlat.  2.  ätdolg.  kiad.  Budapest,  Szerzö  kiad.  19G1.  (U>3)  8°. 
Entwicklungsabschnitte  der  ungarischen  Industrie  und  de»  Handel*. 
Historische  Skizze.  2.  urogearb.  Aufl.  -  Illks,  .I.-zskf.  Az  Anjoukori 
tärsadalom  es  az  ad.'.zäs.  Budapest  1900.  2.40  korona.  Die  Gesellschafts- 
verfasHunir  des  Anjouzeitalters  und  die  Besteuerung.  —  Janko,  Jiso*. 
Herkunft  der  magyarischen  Fischerei.  Mit  einem  vorläufigen  Berichte  des 
(irafen  Zi.  iiy.  Budapest  und  Leipzig.  K.  W.  Hiersemann  1900.  («31)  4". 
37,.r)0  M.  -  Kei. KMi'.N,  G.r  A  inikä<lö  orszäga.  Budapest.  Lampel  1901 
( 14)  8".  00  f.  Iparosok  olv.  tära.  8.  Das  Beich  des  Mikado.  —  KKKKKEf.  Gy  . 
Az  Arpädok  törvenyeiuek  kü/gazdat>ägi  vonatkozäsai  1—4.  Keresk. 
szakokt.  3— Wirtschaftliche  Beziehungen  der  Gesetze  der  Arpäden.  - 
Derselbe.  A  kassai  czehek  ärszabäsa.  MGT  10.  Preisliinitation  der 
Kascbauer  Zünfte.  -  Kovats.  Feh..  Värosi  adüzä-  a  közepkorban.  Poisoiiy 
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väros  bveltäränak  anyaira  nyomän.  Poz»,,nv.  An^nnayer  K.  liHN). 
(1211  8".  ä  kor.  Städtische  Bcteuerim«.'  im  Mittelalter.  Auf  Grund  des 
Archivnjaterials  dor  Stadt  Pressluirir.  1» er  selbe.  Adalekok  a  dunai 
hajozäs  ea  a  dunai  vämok  lürtonetehez  az  Aiijouk  koräban.  MGT  10. 
Beitrage  zur  Geschichte  der  Donauschiftahrt  und  -Zölle  im  Zeitalter  der 
Anjou  —  KöK'.MY.  AKl'Ah.  Haz.mk  iparviszonyairöl.  A  czehek  szabalyo- 
zäsar.'.l  a  mohäcsi  ve-zi^  137*»  l.'»2t>.  Budapest.  Lampel  liHKI.  (40)  8°. 
— .»»O  kor.  (Iparosok  olvasötäia  4.  evf.  10.  *z.)  Vaterländische  Industrie- 
verhältnisse. Zunttreirelimir  bis  zur  Mohäcscr  Katastrophe  137t>— lo2t>.  — 
MÄ1UY,  A.viM.R.  A  Ii. »i  uiunka.  Budapest.  K-r^-iiber-rer  1!HK).  (SS)  S°. 
l.*>0  kor.  Die  Frauenarl»eit.  —  >I ii.it« >ki  kk.  S..  A  rc<:i  Sväjcz  uiez<>- 
yazdasäsra.  A  mer««sfazdas;itr  östörtf-noliucnek  ismertctese.  Kassa.  Vitez 
1901.  (14)  S«.  m  f.  Landwirtschaft  der  alten  Schweiz.  -  Derselbe, 
A  re-ri  zsidök  uiezötrazdasätra.  Kassa.  Vitez  1901.  (75)  8°.  2  K.  Land- 
wirtschaft der  alten  Juden.  Nkmkth.  A..  Selyenitenyeszt.si  nioztralmak 
Gy-initt  1771  — 1831-ijr.  MGT  1.  Seideuzuchtbestrebun<ren  in  Raab  Ton 
1771  —  1881.  —  N YK'iKK.  L..  Märatnaros  me-ye.  Budapest.  M.  T.  Akadeinia 
l'.KIl.  (50)8°.  «o  f.  K.  I.  a  KS.  1900.  evi  f.  Das  Komitat  Märmaros.  — 
Ort  VA  Y,  T.,  Pozsony  väros  törtenete.  2.  k  .  3.  r.  A  väros  közepkori  bäz- 
tartnsa.  1300— 152t».  Pozsony.  Stainpfel  1900.  (XVI.  41H)  8°.  5  k. 
Geschichte  der  Stadt  IVssbun.'.  2.  Bd..  3.  T.  Der  städtische  Haushält 
im  Mittelalter,  1300-  152»..  -  Ka<z,  Gy.,  Klizdelem  a  viläir  uralmäert 
1.  Az  EtryesUlt  Allamok.  IIS  7  Kampf  um  die  Weltherrschaft.  1.  Die 
Vereinigten  Staaten.  -  Kiikfy.  I\.  Bars  värtnejrye  közirazdasätfi  leiräsa. 
KS  8.  Volkswirtschaftliche  Monographie  des  Koinitates  Bare.  —  Szavay, 
Gyi'LA,  Amcrikäröl.  A  philadelphiai  nemzetközi  kereskedelmi  kongresszus 
es  kiällitäs  alkalmabol.  Györ.  Pannonia  ny.  1900.  (270)  8».  Über 
Amerika.  Aus  Anlass  des  intern.  Handels-Konirresscs  und  der  Ausstellung 
zu  Philadelphia.  —  S/.KKKMI.KI.  J..  Höd-Mezö-Väsarhely  törtenete.  2.  k. 
Az  ököljog  kora,  I.  Istvantol  a  uiohäcsi  v/szig.  Kiadja  a  varos  közöusege. 
Budapest.  Hornyänszky  biz.  1901.  (XI,  47<»)  8°.  Gesch.  der  Stadt 
H.'.dmezövänärhely.  2.  Bd.  Zeitalter  des  Faustrechts.  Von  Stephan  I.  bis 
zur  Katastrophe  von  Mölmes.  —  Szkkkmi.kY,  S..  Höd-Mezö-Väsärhely  tiir- 
tenete. Kiadja  a  väros  közönseire.  1  k.  Kczdettöl,  I.  Istvän  kirälyig. 
Budapest.  Hornyänszky  biz.  1900.  (XXV11I,  4 SS)  8°.  1(5  kor.  Die 
Geschichte  der  Stadt  Hödmezöväsärhely.  1.  Bd.  Vom  Anfang  bis  König 
Stephan  den  Ersten.  —  Szilvassy,  J..  A  Szekelyföld.  Budapest.  Bäkosi,  J.. 
1901.  (38)  8°.  1  K.  Das  Szekler  Land.  —  Thai.uxzy,  L..  Gröf  Be- 
nyovszky  Möricz  huditenjrereszeti  es  keivskedelempolitikai  tervei.  1771»  bis 
1781.  MGT  8.  Kriegsmarine  und  Handelspolitische  Pläne  des  Grafen 
Benyovszky  M.  —  Thikkim;,  G  ,  Värosaink  lakossägänak  kere^eti  viszonyai 
a  18.  szäzad  mäsodik  feieben.  MGT  4.  Die  Erwerbsverhältnisse  unserer 
städtischen  Bevölkerung  in  der  2.  Hälfte  des  XVIII.  Jahrhunderts.  — 
Debreezeni  mezeskaläesosok.  a.  1713.  evi  czeliszabälyai.  M<>T  7.  Zunft- 
ordnungen vom  Jahre  1713  der  Debreziener  Lebzelter.  -    Kassai  cebek 
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ärszabäsai  a  17.  szAzadböl  1—15.  K.izli  Kemeny  Lajos.  MGT  1.  Preis- 
taxen der  Kaschauer  Zünfte  im  XVII.  Jahrhundert.  —  Magyar  gazdiisagi 
politika.  a.  üt  eve.  MGS  7.  Fünf  Jahre  ungarischer  Wirtschaftspolitik. — 
Magyarorszag  vArmegyei  6s  värosai.  Szerk.  Borovszky.  S.  (Ii.  k.)  Bihar- 
vAnnegye  6s  NagyvArad.  Irtäk  a  biliar  varmegyei  helyi  muukatärsak. 
Budapest.  „Apollo"  rt.  1901.  (XII,  (i84)  4°.  12  K.  Die  Komitate  und 
Städte   Ungarn«.     Herausgegeben  von  S.  Bokövszky.  Band.)  Das 

Komitat  Biliar  und  die  Stadt  Grosswardein.  Unter  Mitwirkung  von  Mit- 
arbeitern im  Komitate  Bihar.  -  Pesti  Lloyd,  a,  6vkönyve  18W-re.  Jahr- 
buch des  Pester  Lloyd  für  1899.  Budapest,  Pesti  Lloyd-Täre,  ny.  1900. 
(LXV.  188)  8°.  Jahrbuch  des  Pester  Lloyd  für  1899.  —  Pestvanuegve 
1789.  evi  kafasztori  fiilmerese.  Mäsolta  Horvath,  S.  MGT  2  .1.  Katastral- 
aufnahme  des  Kouiitats  Pest  im  Jahre  1789.  —  Politikai  es  közgazdasägi 
evkünyv.  Szerk.  Szekely.  Samuel.  Budapest.  Singer  it  Wolfner  19m. 
8°.  Politisches  und  volkswirtschaftliches  Jahrbuch.  —  Szabo|csvänn«'trye 
Irtäk  a  „Magyarorszag  v.irmegyei  es  varosaiu-nak  szaholcsväruiegyei  helyi 
munkatärsai.  Budapest.  „ApolloMrod.  tärs.  19(K).  (XV.  574)  4".  12  k 
Das  Komitat  Szabolcs. 

IV.  Beyolkeruiigswesen.  Auswanderung  und  Kolonisation. 

Barabas,  E.,  A  szekely  kivändorlas  6s  a  Bomäniäban  eh.  magyarok 
helyzete.    KS  fi.    Die  Szekler  Auswanderung  und  die  Verhältnisse  der  in 
Rumiiuien  wohnenden  Ungarn.        Eoax.  Ei>k.  Jelent6se  a  hegyvidiki 
földmivelö   n6p  közgazdasägi   helyzet6nck  javitäsi'tt   c61z<»  Allaini  akeiö 
ügy6ben  Munkäcson  1900.  febr.  12-en  tartoll  6rtekezletröl.    Bericht  über 
die  Konferenz  zu  Munkäcs  am- 12.  Februar  190(7  in  Angelegenheit  der 
staatlichen  Aktion  zur  Verbesserung  der  wirtschaftlichen  Lage  der  land- 
wirtschaftlichen Berggegend-Bevölkerung.  —  Fakah»,  J..  Magyar  kivändorlök 
Canadaban.    KS  11.    Ungarische  Auswanderer  in  Kanada.  —  Kakolvi, 
Sandok,  Gröf.   A  tclcpites  kerdesehez.    K.  I.  a  Hazankbül.  Budapest. 
Stephaneum  19(N».    Zur  Kolonisationsfrage.  —  Lö  II  Kit  KU,  A..   Adatok  a 
kivändorläsröl.  MGS  1 1  — 12.  Daten  über  die  Auswanderung.  —  Maii.ath, 
J.,  Gr..  A  kivändorläsröl.    M<iS  3.    Zur  Auswanderung.  —  Derselbe. 
AkivändorlAsröl.  Budapest.  Kilian  1901.  (32)8°.  AM.  Gazdaszöv.  kiadv.  42. 
Zur  Auswanderung.   —   Pitnik.  B.,  A  magyar  kivändorb.k  Galaczoti. 
KS  11.  Die  ungarisehen  Auswanderer  in  Galacz.      Rath.  Z.  Nepesedesiink 
szaporodasär.'.l.     KS  4.    Über  das  Wachstum  unserer  Bevölkerung. 
Derselbe.  Nepszaporodäsunk  kerdese  a  20.  sz.  küszöben.  Budapest.  Aka- 
demia  1901.  (48)8°.  90  f.  Ert,  a.  tärs.  tud.  kör.  12  v.  Die  Frage  unserer 
Volksvermehrung  am  Anfange  des  20.  Jahrhunderts.  —  Tualukv.y.  L.. 
Tanulniänyok  a  Balkan-fclsziget  tclepedesi  törtenete  kürebol.  BS  9.  Studien 
zur  Besiedliingsgescbichte  des  Balkans.  —  TuiKKlM;,  G.,  Buda  nepessege 
a  19.  sz.  elej.'-n.  Bp.  «tat.  havifüz.  3.   Die  Bevölkerung  Ofens  am  Anfange  d. 
19.  Jahrhunderts.      Koinäniai  szekelyek.  Kiadja  a  marosvasärhclyi  szekely 
asztaltarsasag.   M -Vasurhely.   t'ol  legitim  i  ny.  1901.   (15)  8°.    Die  Szekler 
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Rumäniens.  TKi.Krm  s.  a„  s  ;iz  azzal  kapoolatog  kcrdesek  üoyeben  a 
ioldniivelesUiryi  luiuiszteriuinban  tartoll  szakert.kezlel  jrgyzokönyve. 
Budapest.  lVsti  köiivTiiy.  r.  t.  I'.mxi.  4".  Protokoll  der  in  Angelegenheit 
der  Kolonisation  und  verwandten  Fragen  im  Ai  kerbauniinisteriuin  ge- 
haltenen Enquete. 

V.  Soziale  Fratre  und  Reform.   Kapital  und  Arbeit, 
Sozialismus.  Armenwesen. 

H.vxkkv.  M.  <iK..  Mimkäshiany  X. •metorszat:ban.  HS  1.  Arbeiter- 
iyan^-1  in  Deutschland.  —  Bäk T> >K Y.  J.,  A  Lrazda.«aLri  munkaslit:yi  torvcnyek. 
rendeMek,  hatarozatok  t'.vlijt- im  nye.  Budapest.  Grill  1901.  (VII.  HW) 
8".  :>  K.  Sainmluiit:  der  Gesetze.  Verordnungen  und  Entscheidungen  über 
landwirtschaftliche  Arbeiter.  Bnusv.  S..  Az  ipari  muiikasok  balesot 
elleni  biztosita-a  külfoldon.  Budapest.  Franklin-tars.  l'.HIl.  (SM)  8°.  2  K. 
Die  Unfallversicherung  der  Industriearbeiter  im  Auslände.  BriiAY.  L.. 
Tarsadalmi  kcrdesek  a  statisztikai  inte/et  budapesti  (ihsen.  IIS  11.  Soziale 
Fragen  in  der  Session  des  .-tatisiiscben  Institutes  in  Budapest.  Hl'Nue. 
(«.,  Az  alkobolkerdes.  Eloadas.  FüL'irelekül :  Et:y  szo  a  munkasokhoz.  Ford. 
Wank»,  K.  Budapest.  Koth  &  Krausz  ny.  UHU.  (Hl)  8<>.  12  f.  Die 
Alkobolfratre.  Ein  Vortrat:.  Anbaut::  Ein  Wort  an  die  Arbeiter.  Übersetzt. 
CsiZMAlMA.  S.,  Szözat  a  földmivclö  nimikäsokhoz.  Budapest.  „Xepszava" 
1901.  ( 12»  «°.  8  f.  MezoL'azd  inunk.  kvt.  Aufruf  an  die  landwirtsehaft- 
licben  Arbeiter.  Ft.oKi.w,  K..  Socialisinus  es  mat:antulajdon.  HS  7. 
Sozialismus  und  Privateigentum.  —  Fkank.  M.,  A  mairyar  ältalänos  pol- 
iTi'iri  törveiiykoiiVT  tervezete  es  a  vaL'yontalanok.  Budapest.  Politzer  es 
Ha  l'.H»l.  MwiS".  1  K.  K.  ny.  a  HS-höl.  Der  Entwurf  des  unt:ariseben  all- 
gemeinen bürgerlichen  Gesetzbuches  und  die  Bettitzlosen.  —  FkikdkU'H,  V.. 
Az  alkobolizmus  es  az  ellene  valö  vedek-  zes.  1.  KS  2.  Her  Alkoholismus 
und  der  Sehnt/,  iretren  denselben.  —  < i aal.  M»/.i:s,  Szocialista  viläir.  Mey- 
nlmodott  tortenet.  Hicutkk  munkäja  utan.  Budapest,  Franklin-tars  1900. 
(78)  8°.  0.80  kor.  Sozialistische  Welt.  Erträumte  Geschichte  Xacb 
Krhtkk.  —  ( i  AK  AMI .  K,  A  liiiinkaiielkülise«:  Budapest.  Xepszava 
könyvker.  1901.  (H2)  8".  8  f.  Die  Arbeitslosigkeit.  —  Gkm.kki,  M.,  Harr/, 
a  m\inkanelk(iliseL'  eilen.  Budapest.  Singer  ifc  Wolfner  biz.  1900.  (12;*)) 
8".  2  kor.  Kampf  getreu  die  Arbeitslosigkeit.  GK'A'ZK,  S.,  Modem 
tarsadalmi  feladatok.  MGS  11.  Moderne  soziale  Aufgaben.  Gokove,  L., 
Az  ayriirszocializmusz  adataiuak  L'.vüjtese.  KS  t'.  Saniiulunt:  von  Daten 
über  den  Ayrarsozialisnius  —  Hnn'MASN.  A  ,  Jünnek  a  szocialistäk ! 
Budapest  Krammer.  L  ny  1901.  (8)  8".  Die  Sozialisten  kommen. 
K\N<«z,  I..  L'assistanee  publique  en  Honyrio.  Budapest,  inip.  Busehmann 
1900.  (82)  8°.  Das  Öffentliche  l'nterstfitzuntrswesen  in  Ungarn.  —  Kkejcsi, 
K..  DHU):  XVI.  t.-czikk  a  yazdasäiri  inuukas-  es  eseledseyelypenztarröl. 
.Iet:yzetekkel.  Budapest.  Rath  1900.  (22)8«  80  f.  G.-A.  XVI,  litOO  über 
die  landwirtschaftliche  Arbeiter-  und  < ie-indekassi>  —  Derselbe.  Az  1898: 
II.  t.-czikk  a  munkaadök  es  a  me/.oLrazilasat:i  munkäsok  küzti  joyviszony 
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BzabalyozasanU.  A  vegrehajtasi  reudeletekkel  es  eljärasi  szabalyokkal. 
(22,  30,  54.)  1  K  20  f.  G.-A.  II,  1898  über  die  Regelung  des  Rechts- 
verhältnisses zwischen  Arbeitgebern  und  landwirtschaftlichen  Arbeitern.  — 
Derselbe,  Az  1894:  XII.  t.-czikk  a  mezögazdasagrol  es  mezorendür- 
segröl.  3.  kiad.  (22,  30,  54,  108.)  2  K  40  f.  G.-A.  XII,  1884  über  Land- 
wirtschaft und  Flurpolizei.  —  Küglkr,  Gy.,  Ebredjetek  kercskedehni 
alkalmazottak !  Eljen  a  teljes  vasäroapi  niunkaszttnet !  A  8  öras  zaridö! 
Röpirat,  kiadja  a  kereskedelini  alkalmazottak  szakegylete.  Budapest. 
Fried  &  Krakauer  ny.  1900.  (7)  4°.  10  kr.  Erwachet  Handelsaugestelite! 
Es  lebe  die  vollkommene  Sonntagsruhe!  Die  Sperrstunde  um  8  Uhr.  — 
Ladänyi,  B.,  A  birtokos  es  gazdatiszt  kiizti  jogviszonyok  szabalyozäsärM 
szölö  tdrveny  magyarazata.  Budapest.  Grill  1900.  (1«>4)  8".  2  K  40  f. 
Kommentar  des  Gesetzes  über  Regelung  des  Rechtsverhältnisses  zwischen 
den  landwirtschaftlichen  Besitzern  und  Beamten.  —  Lckacs,  Gy.,  Socialis- 
mus  a  közigazgatäsban.  Jogällam.  1.  Sozialismus  in  der  Verwaltung. 
Mai  LA  TU,  J.,  Gr.,  A  szoczializmus  multja,  jelene  es  jövöje.  KS  9.  Ver- 
gangenheit, Gegenwart  und  Zukunft  des  Sozialismus.  Mandkllo,  Gyula, 
ipari  forradalom.  K.  1.  a  „Közg.  Lexikon^-hül.  Budapest.  Pallas  1900. 
(H2)  8°.  Industrielle  Revolution.  —  Derselbe,  Tarsadalmi  muzeum  es 
munkas-statisztika.  K.  1.  a  Budapest!  Szemleböl.  Budapest.  Franklin-tärs. 
nyom.  1900.  (20)  8°.  Sozialmuseum  und  Arbeitstatiatik.  -  Navay,  L.. 
ifj.,  Gazdasägi  munkäs  6s  cseled-sew-ely-penztürak  szervezese.  KS  2.  Or- 
ganisation von  landwirtschaftlichen  Arbeiter-  und  Gesindekassen. 
Derselbe,  Robot  es  engftria.  KS  10.  Robot  und  Energie.  Paris.  F., 
Tarsadalmi  reformok.  MGS  1,  2.  Soziale  Reformen.  —  I'ook.  .).,  A 
magänhivatalnokok  biztositasa  Ausztriäban.  KS  10.  Virraichenmg  der 
Privatbeamten  in  Österreich.  —  RfcVAl,  S.,  A  tarsadalmi  jölet  föltetelei. 
Budapest.  Revai  testv.  1901.  (XXXI,  039)  8°.  10  K.  Bedingungen  Oer 
sozialen  Wohlfahrt.  —  Richter,  E.,  Kepek  a  szociäldeuiokracia  jöv.'.jebul. 
1-2.  f.  Ätdolg.  Mikes  Lajos.  Budapest.  Lampel  1901.  (122)  8".  40  f. 
Munkasfüz.  5  *1.  Bilder  aus  der  Zukunft  der  Sozialdemokratie.  Um- 
arbeitung. Sarkaim.  I.,  A  heteL'seirelyezes  reformja.  Budapest.  Valter 
1901.  (24)  8°.  Reform  der  Krankenversicherung.  Scuui.pk,  Gy.,  A 
munkäslakasokröl.  Pozsony.  Heckenast  1901.  (03)  8°.  1  K.  Über  Arbeiter- 
wohnungeu.  -  Derselbe,  Die  Sozialreforuibewegung  in  Ungarn.  Press- 
burg. Heckenasts  Nacht.  1901.  (91)  8°.  1,20.  Derselbe,  Tor- 
venyjavaslatok  a  szocialis  refonuok  teren.  2  k.  Pozsony.  Heckenast 
1901.  (41)  8°.  1  K.  Gesetzentwürfe  auf  dem  Gebiete  der  Sozial- 
refonn.  —  Sir,  N.,  Az  anarchia  vege.  Budapest.  Dobrowski  &  Franke 
P«K).  (47)  8°.  1  K.  Ende  der  Anarchie.  -  Somouvi.  Mano.  S«*ial- 
politikai  tanulmanyok.  Budapest.  Kilian,  Fr.,  ut.  1900.  (319)  8°.  5  K. 
Sozialpolitische  Studien.  Skala Y,  M..  A  szegenyügy.  Adatok  es  tervek 
Budapest  szegenyügyenek  vegle-es  rendezesehez.  Budapest.  Singer  & 
Wolfner  1901.  (XII,  90)  8°.  3  K.  Das  Armeuwesen.  Tatsachen  und 
Entwürfe  zur  endgültigen  Ordnung  des  Annenwesens  Budapests. 
Scana.  S.,  A  letminimum  biztositasa  szovetkezeti  üton.    KS  5.  Schute 
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des  Existenz-Minimums  auf  freiiossensehaftlieher  Basis.  —  Szakto.  M..  Az 
allam  es  a  tArsadalom  szerepe  a  niunkAsvfrlelem  teren.    HS  4.  Aufgabe 
des  Staates  und  der  Gesellschaft  auf  dein  Gebiete  des  ArbeiterschuUes.  - 
Derselbe.  Mez«>irazdasA<:i  munkAsv<Wl..-törven.vhozAsimk  kezdetei.    KS  1. 
Anfange    unserer    landwirtschaftlichen    Arbeiterschutziresetzirebunir.  — 
Derselbe,  Uufall-  und  Invalidituts-Versichcrunij  der  landwirtschaftlichen 
Arbeiter    in  Un-rarn.    ZS  1.     -    Sztkkkkyi.  J..    Protection    Mirale  des 
travailleürs  en  Honyrie.     Budapest.    Soe.  auoti.  d'impr.  de  Pest  1900. 
(114)  8°.    Gesetzlicher  Schutz  der  Arbeiter  in  I'nirarn.     -  Tkllkk.  M., 
V&iryontalanok  jnjrvedelme.   IIS  12.    Rechtsschutz  der  Vermögenslosen.  — 
Te.szak.sz,  K.,  A  muvelödes  munkAja.    VisszapillantAs  a  „MairvarorszAiri 
vasöntök  Hzakejryletenek"*  es  a  ,.  Budapest  i  erezöntiik.  munkasok  es  seired- 
inunkAs&ik  szake^ylctenek"  10  evcs  müküdcscre.   Kulturarbeit.  Bückblick 
über  die  lOjähriire  Wirksamkeit   des   ^Gewerkvereines  der  Eiseniriesser 
Ungarns".    Budapest.    Wellesz  &  K.  ny.  1901.    (35)  8".  -  Vai.nay,  A., 
A  Tiszamellekrol.    Tanulinäuy   az  alföldi   munkiiskerdesröl.  Budapest. 
HAkosi,  J.  IM  (lf>9)8°.  Von  der  Theissiretrend.  Studie  über  die  Arbeiter- 
frage des  Alföld.  —  Vazsonyi,  Junö..  Vedelmet  a  bab  setek  eilen.  Magyar 
inunka-e»;eszseirüiryi  müzeum  alapitAsa.    Budapest.    Polyteclinikai  Szeinle 
1900.    (31)  8Ü.    1  K.     Schutz  treten  Unfälle,    Gründung  eines  arbeit.s- 
hyjrienischcn  Museums.   —   Vkmls,  A  szocziAlis  kerdes  hajdau  es  most. 
Budapest.   Szt.  Geliert  ny.  biz.  1900.  (287)8°.  4  kor.    Die  soziale  Frajre 
einst  und  jetzt.       Derselbe,  A  szoczialis  kerdes  hajdan  es  most.  2.  k.: 
A  kereszt/ny  tArsadalotu  pmirraminja.    Budapest.    Szt.  Geliert  ny.  1900. 
(317)  8°.  4.  K.   Die  soziale  Fraire  einst  und  jetzt.    2.  Bd.:  Das  Programm 
der  christlichen  Gesellschaft.  —  Derselbe.  A  szoczialis  kerdes  hajdan 
es  most.    3:  A  különfele  vallAsok  befolyäsa  a  tnrsadalomra.  Budapest. 
Szt,  Geliert  ny.  biz.  1900.    (292)  8°.    4  K.    Die  soziale  Fraise  einst  und 
jetzt.    3.  Bd.:  Der  Kinfluss  der  verschiedenen  Religionen  auf  die  Ge- 
sellschaft.    -  Wki.hs ,  M.,   Velemeny  a  betcirseirclyzöpenztArak  reformja 
(iiryehen.    KolozsvAr.    GAman  ny.  1001.    (10)  4°.    Gutachten   über  die 
Reform  der  Krankenkassen.        Zkjakt,  Z.,   A  szo«renyüiry.    HS  1.  Das 
Armenwesen.      Budapcsti.  a,  (ipari)  munkaküzvetitö  intezet  1.  evi  jelentese 
eletbeleptetesi'ti.l  190*).  decz.   vejrciir.     Budapest.     Az   int.  kiadv.  1901. 
(47)  4°.   Bericht  de«  (gcwcrbl.)  Arbeitsvermittlunysamtes  im  Jahre  liHX).  — 
Hoiryan  szervezzük  az  uj  munkasotthont?    Budapest.    Singer  &  Wolfner 
UMX).    (29)  8°.    1  kor.    Zur  Organisation  des  neuen  Arbeiterheims.  — 
Ipartestttleti  segelypenztArak,  az,  serelmei.  Magy.  Ipar  2').  Beschwerden 
der  Hilfskassen  der  Gewerbevereine.       Mairyar,  a,  kor.  orszägainak  iryAr- 
ipari  balesetei  az  1900.   erben.   Kiadja  Heircdfis  S.   keresk.  miniszter. 
Budapp.  Frank I in-tArt.  ny.  1901.  (VIII,  439)  8°.   Die  Unfälle  der  Fabriks- 
industrie in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  im  Jahree  1900.  Heraus- 
gegeben vom  Handelsminister.  —   Magyar  kir.  iparfelügyelök.  a,  szol- 
g&latAra  von.  utasitAs.  Hivat.  kiad.   Budapest.   Toldi  1901.  8°.  1  K.  70. 
Vorschrift  über  den  Dienst  der  köniirl.  Gewerbe-Inspektoren.  Mairyar 
kir.  iparfelügyelök,  a,  tevekenysetre  1899.  es  1900.  evckben.  Kiadja  a 
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kereskedehimügyi  m.  kir.  miniszter.  Budapest.  Franklin-tars.  ny.  1901. 
(VIII.  4NO)  8".  Tatiirkeit  der  königl.  unirar.  Gewerbe-Inspektoren  in  den 
Jahren  1899  und  1900.  Herausgegeben  vom  köuiirl.  Ungar.  Handels- 
iuini>ter.  —  Mezogazdasäiri  munkaberek  MagyarorBzäiron  lS!IS-ban.  Kiadja 
a  luldiuivelesiijryi  in.  k.  ininiszter.  Budapest,  Pallas  rt.  ny.  1900.  (204)  8". 
Landwirtschaftliche  Arbeitslöhne  Ungarns  im  Jahre  1898.  —  Nopszava 
naptara,  a,  az  1902.  »-vre.  A  uiairyar  munkiLsnep  szämära  kiadja  a  Nepszava 
künyvkereskedese.  Budapest.  Kraniiner  L.  ny.  1901.  (122)  8°.  I>0  I. 
Kalender  der  VolksMiiume.  für  das  Jahr  1902.  Für  da«  Ungar.  Arbeiter- 
volk  herausgegeben  von  der  Buchhandlung  der  Volksst  inline.  —  Szoczial- 
politikai  törvenyczikkek  gyüjtemenye.  Jeiryzetekkel,  magyarazatokkal  es 
v«'Lrrehajtasi  rendeletekkel.  Budapest.  Rat  1901.  8".  ."»  K.  Sammlung 
sozialpolitischer  Gesetze. 

VI.  Land-  und  Forstwirtschaft.  Bergbau. 

Asiumi.  Jänos,  A  fühl  mint  täisadalompolitikai  es  nemzeti  kerdes.  - 
Nairybirtok.  —  Majorätus.  —  Latifundium.  -  Parezelläzas.  —  Telepites. 
Budapi'st.  Athenaeum  1900.  (32)  8°.  O.tiO  k.  Der  Boden  als  sozial- 
politische und  nationale  Frage.  —  Grossjrrundbesitz.  —  Majorat.  —  Lati- 
lundien.  —  Parzellierung.  —  Kolonisation.  —  Baky,  G.,  Az  ürber.  Eliue- 
leti  es  gyakorlati  kezikönyv.  2.  böv.  kiad.  Szabadka.  Wilheim  S.  1 IX h 
t'ööti)  8Ü.  6  kor.  Das  Urbarium.  Theoretisches  und  praktisches  Hand- 
buch. —  Balas,  Akpad,  Mairyarorszäir  mezögazdasägi  szakoktatäsi  inte/- 
menyei  1N90.  Kiadja  a  földmivelesügyi  in.  k.  minister.  Budapest,  itj. 
Nairel  O.  biz.  1900.  (243,  1«.  terk.)  8°.  1  kor.  Ungarns  landwirtsehaft- 
licbe  Fachunterrichtsanstalten.  —  Balkay.  B.  es  Skkökk,  J..  Magyar  bä- 
nyajog.  A  teljes  joiranya«r.  Budapest.  „Apollö-  rt.  1901.  (3H4)  8".  Kötv.- 
Ii  K.  Ungarisches  Bergrecht.  Das  ganze  Rechtsmaterial.  —  Rauoss,  Ka- 
koi.y,  A  szöbimuveles  politikäja.  Budapest.  Stephanenm  uyom.  1900.  (HSi 
4".  1  k.  Politik  des  Weinbaues.  —  Bakoss,  Janos,  Idegenek  birtokszcr- 
zese.  Budapest.  rPätriau  liKH  (84(8°.  3  k.  Besitzenverb  der  Fremden. 
Bkknat,  J..  Römai  latifuudiumok.  MGS  2  -3.  Römische  Latifundien.  - 
Bo.ii. ankfy,  Ö.,  Talajjavitü  vizinmukälatok  az  Alfflldön.  BS  9.  Hoden- 
verbessemnys-  und  Wasserarbeiten  im  Alfüld.  —  (  sizmaiua,  S.,  A  föld. 
Kiadja  A  földmivelok  orszägos  9-es  bizottsäira.  Budapest.  „Nepszava"  1901 
(U»  H'\  10  f.  —  Mczoi^azd.  munk.  könyvt.  2.  Der  Boden.  -  Dornkk. 
B.  A  sertes  Magyarorszugban.  Budapest.  Franklin  tärs.  1901.  (VIII. 
372)  8".  5  K.  Das  Borstenvieh  in  Ungarn.  —  Fakkass.  R.  K..  AgrArius 
reformkiseiletek  Magya rorszä gon  es  Ausztriühan.  MtiS  4.  Agrarretorm- 
versuclie  in  Ungarn  und  Österreich.  —  Fkmakr,  F..  A  järadek-birtokok 
reudszere  es  aikalmaza>a  Magyarorszägou.  Elöszöval  ellätta  Hieronyini 
K  Budapest.  Frauklin-tiirs.  190O.  (VIII.  203)  8°.  4  kor.  Das  System 
der  Renteugüter  und  seine  Anwendung  in  Ungarn.  Galuus.  Värmegyei 
t'ondnoksäir  alatti  parcellazüs.  Temesvar.  Parzellierung  unter  Komitats- 
aub  ituu-  -  Gorovk,  U.  A  közepbirtokossägröl.   BS  I.   Uber  die  mittlere 
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( irundhesitzerklasse.  --  Höllu,  ,1.,  A  baroiulitenyesztes  es  a  kcreskedelcm 
(Jelentes)  Kiskünfele^vhä/.a,  Ves>z<>i  .1  ny  11» »1.  (Ii."))  8°.  I ■eHfl^el- 
zucht  und  -Handel  (Bericht).  JIukulay.  E  .  A  baroinliterniekck  trtrkoi- 
tese  szovelkezeti  uton.  liiniap.— t .  N.i--1  biz.  UHU.  (VII.  lül)  S".  2  K. 
Die  yi-no^s.  n>oliaftliilie  \  .Tw.-rtuiiL'  der  < ^nütrelzueht  produkte.  —  .Iancs.., 
B.,  A  romiinmi  parafcztsäir  helyzctc.  JK»S  4-.i.  Laye  der  rumäuisclicu 
Bauernschaft.  Kakuly.  It..  Franc/.iaor>zai.'  mczo^azdasaui  viszonyai. 
Budapest.  Pallas  rt.  ny.  11HI1.  (Vlll,  281 )  8".  ö  kor.  Die  landwirtschaft- 
lichen Verhaltnisse  Frankreich*.  Ku-i  tany,  T.,  A  masfyar  luiza  a 
matryar  liszt  sikertartalma.  Umlap.  st  t'all.i-  ny.  liHiO.  |44)4U.  —  K.  1.  a. 
.Kiserletü.  k<izl.u  8.  k. -«'■!«. I.  Klchcryehalt  des  ungarischen  Weizens  und 
Mehle*.  -  Kuva« 's,  J..  l  iier  Asphalt,  sein  Vorkommen,  seine  Verwendung 
und  einsi-hlairiire  Untersuchungen.  Au«  dein  UuirarUchcn.  Budapest.  Kilian 
r.Kil.  (MO)  h".  1  M  K va»ay,  .1  ,  A  Düna-  es  Tiszavöliryi  annentesit,. 
tarsulatokra  von.  statistikai  adatok.  Budapest .  .. l'atria"  l'.HNI.  (XXII. 
I.i8)  8°.  --  A  m.  k  foldmiv.  min.  kiadv.  11MH).  5.  Statistische  Daten  der 
Kntw  ässerutiLrsi:esellsctiaflen  des  Donau-  und  Thcissialc*.  —  LkITueh,  I MKK. 
Küz«razdas.ii.'i  tanulmänyok  Debrecen.  Varos  nyomdaja  1!HH).  4".  Volks- 
wirtschaftliche Studien.  -  Ln  r.i  hm  ans.  L.  Mairyar  k  veL'ykiserleti  älh>- 
mäsok.  Budapest,  l'allas  ny.  l!Hx).  (7>  4".  --  K  I.  a  „.Mez>yazd  kiser- 
letü.  intezm.  M  airyarorszä  1:011 "  ez.  mt'ihol.  K.  u.  eheinisehe  Versuchs- 
Slationen.  Matlkkuyits.  S..  Die  Landwirtschaft  l'nyarns.  Leipzig. 
Duncker  &  Hnmblot  UNM).  (VII.  412)  8°.  —  S.A.  aus:  Mati.kkovits.  Das 
Köniirreich  Ungarn.  -  Mll.llot'KKK,  Sanimik.  Az  elemi  csapasok  kUlönbüzo 
nemeinek  inetfoszläsa  hazänk  tnezoirazdasa-ahan.  Kassa.  Vitez  A.  UHU). 
(12."))  8".  0.4(1  k.  Verteiluuir  der  verschiedenen  Eleiiientarsrhäden  in  unserer 
Landwirtschaft.  Derselbe.  Szarvasinarha  tenyesztestinkrol.  Kassa.  Vitez 
A.  l'.MN).  (14)  8".  0,40  k.  Über  unsere  Kindviehzucht  —  Xk.MO,  A  tele- 
pites  kenlesehez.  Budapest.  Sin-er  vV  Wolfner  1!«>1.  (77)  8".  1  K.  Zur 
F'raye  der  Kolonisation.  —  (»ictvay.  T..  A  vadäszat  haszna  es  jirvedeline- 
z.iseirt*  kül.  tek.  l'uzsonymeyycre.  MUT  7.  Nutzen  und  Einträglichkeit 
der  Ja  yd  mit  besonderer  Itüek-irht  auf  den  Komitat  l'ozsony.  —  I'akis. 
FRIUYKH.  A  neinetorszäyi  mez-yazdasayi  szüvetkczetek.  Budapest.  El'ucii- 
Iter^er  1900.  (11!)(8°.  1.20  kor.  Die  landwirtschaftlichen  (ü-nosscnschafteu 
Deutschlands.  1!"Zsa,  K..  A  Szalniär-värosi  erdoirtvanyok  betelepitese 
Szatmär.  Weinheryer  ny.  15HK).  (2*1)  8°.  Kolonisation  der  lindiinyen  der 
Stadt  Szatmär.  SiKlNKK,  (•..  Reforiueszmek  vizszahalyozäsi  rendszerünk 
es  joyunk  korebol.  A  vizszabälyozas  üntozes  ällumo-sitäsa.  Budapest. 
Lampe  1  bizom.  l'.H^l.  (88)8°.  2  K.  Reformideen  bezüglich  unserer  Wasser- 
reyulierunyunddesWasserrechteH.  DieVerstaatlichunirderWasserreLTiilierunir 
und  Bcyicssuny.  —  Szn<  sky,  .1.,  A  kolozs-inouostori  ra.  k.  yazdainiyi  tanin- 
tezet  ismertetese-lnstitut  R.  airronomique  de  Kolozs-jlonostor.  Apercu  his- 
turi<|ue.  Kolozsvar.  Ajtai  ny.  l'.HH).  (öl!)  8U.  Beschreibnnjr  der  landwirt- 
schaftlichen Lehranstalt  zu  Kolozs-M.mostor.  Vajda,  E.,  i'sod  ehdt. 
Budapest.  Jlärkus  ny  1SN)1.  (27)8".  CO  f.  Vor  dein  Bankrott.  —  Vk<  sky. 
L..  Visszapillautas  ayiärtürveiiyliozasunkra  az  l'.MK).  evben.  1U«S  2.  Klick- 
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Iilick  auf  unsere  Agrargesetzgebung  im  Jahre  1900.  —  Wienkr.  Moszkö. 
Az  njlaki  uradalom  tlzleti  berendezese.    Budapest.    0.  M.  G.  E.  kiadasa 
1900.  (104)  8'».  55  kr.  Geschäftliche  Einrichtung  der  Herrschaft  L'jlak.  - 
Derselbe,  A  magyar  paraaztosztAly  emelese.  Budapest.  Eggeuberger  1901. 
(77>  S°.   1  K.  HO.  —  K.  1.  a  „Huszadik  SzAzada-bül.  Hebung  der  ungarischen 
Bauernschaft.  —  Z<jrai>,  I.,  Telepites.    A  politikai  es  gazdasAgi  telepites, 
a  telepitesi  bank.  a  közepbirtok  rcndezese  es  a  tanyAs  gazdasAg.  TervvAzIat. 
Budapest.    Eggenberger  1900.    (25)  8U.    1  K.    Kolonisation.  Politische 
und  wirtschaftliche  Kolonisation,  die  Kolonisationsbank,  die  Ordnung  des 
mittleren  Grundbesitzes  und  Farmwirtschaft.  —  Adatok  a  csemegeszölü 
ertekesitese  kerdese  tärgyäbau  tartand»  ertekezlet  hasznalatara.  Budapest. 
Pallas  ny.  1900.    (26  )  4°.  —  A  m.  k.  fOldmiv.  min.  kiadv.  Materialien 
für  die  Konferenz  zur  Verwertung  unserer  Delikatesseutrauben.  —  Adress- 
buch  der  Grossgrundbesitzer  im  Kgr.  Kroatien-Slavonien.  Herausgegeben 
von  E.  Jahnz.  2.  Aufl.  Agram.  Hartmann  in  Komm.  1901.  (21)4°.  4  K  — 
Agn'irmozgalom.  az.  nmerikai  szempontböl.   MGS  10.  Die  Agrarbcweguug 
vom  amerikanischen  Gesichtspunkt.  —  Allami  löteuyeszctilnk  es  a  gödöll.'.i 
in.  k.  koronauradalom.  Küzli  a  földmivelesügyi  m.  k.  minister.  Budapest, 
ifj.  Nagel  O  biz.  1900.    (191)  8°.    1  kor.    Unsere  staatliche  Pferdezucht 
und  die  Gödöllöer  Kronherrschaft.  —  Ällategeszsegügyi  evkünyv.  13.  erf. 
1899.  szerk.  Hutyra  F.    Budapest.    Franklin-tärs.  ny.  11HJO.    1  k.  8". 
(Köhl.  min.  kiad.  1900.  9.  sz.)  Veterinärjahrbuch  13.  Jahrg.  —  GazdasAgi 
egyesületek.  a.  orszAgos  szövetsegt'nck  1899 1900.    evi  evkönyve.  Szerk. 
Knbinek  Gy.    1  k.    Budapest.    PAtria  1900.    (168)  8».    1  K.  Jahrbuch 
des  Landesverbandes  der  landwirtschaftlichen  Vereine  1899  1900.  —  Jahres- 
bericht über  das  Veterinärwesen  in  Ungarn.    Bearbeitet  von  F.  Hl'TYRA. 
Jahrg.  11.  1899.    Budapest.    Nagel  jr.  1901.    (III,  180)  8».    2  K.  Puhl 
il.  uii!.'.  Ackerbautnin.  10.  —  Jelcnti's  a  in.  k.  gyapjuminösit"  intezet  1891» 
liHKI.  evi  niüködcscröl.    Irta  Kodiczky  Jen».   Budapest.   Pallas  KHK). 
.99)  «o.  ■     A  m.  k.  földmiv.  min.  kiadv.  1900.  15.    Bericht  über  die 
W  irksamkeit  des  k.  u.  Wollenntersuchungsamtes  1899-1900.  _  Je|ente< 
Magyarorszäg  selyemtenyesztese  es  selycmiparAuak  AllapotAn'd  az  1900.  evben. 
Sz.  L'zArd.    Bater  J.  ny.  1900.    (23)  4°.  —  A  magyar  fi.ldm.  min.  orsz. 
M-lyciiiteny.  felügy.    Bericht  Ober  die  Seidenzucht  und  -Industrie  Ungarns 
im  Jahre  1900.  —  Köztelek  zsebnaptAr.    Szerk.   Rubinek  tiy.  es  Szila-y 
Z.  7.  evf.    Budapest.   Lampel  1SKH).  (370)  16°.   Kötve  3.50  K.  Tasrhen- 
kalender  des  Köztelek.  —  Magyarok  a  pArisi  agrArkongressusnn.   MGS  4. 
l'ngarn  auf  dem  Pariser  Agrarknngresse.    -  Magyar,  a.  szent  komna  "r- 
«zägai  balneologiai  egyesülctenek  evknnyve.  1900.  ÜsszeAllitotta  Low  SAmuel. 
Budapest.   HnrnyAnszky  ny.  1900.  (226)  8Ü.   Jahrbuch  des  balneologischen 
Vereins  Ungarns.  —  MagyarorszAg  foldmivelesügye  az  1899.  evben.  Budapest. 
Athenaenm  ny.  1900.    (445)  4U.        K.  I.  _.\"  m.  k.  komiAny  1899.  evi 
inüködcserül  .  .      cz.  mubül.  —  A  m.  k.  foldm.  min.  kiadv.  1900.  17. 
l  ugarns  Landwirtschaft  im  Jahre  1899.  —  Magyar  Gazda«zövet.seg.  a,  •>. 
■  vi  küzgyülese.    M<iS  12.    Fünfte  Jahresversammlung  der  ungarischen 
l.andwirtschaftsföderation.   -   Magyar,  a.  k.  gazdasAgi  tanint^zetekben  eh'-a- 
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dott  tantanryak  csopnrtositAsa,  fu«_'lalatja  es  tcrjedelme.  Budapest.  Pallas 
ny.  1900.  (13K)  8".  —  A  m.  k.  füldiu.  niin.  kiadv.  1900.  18.  Die  au  dem 
k.  u.  landwirtschaftlichen  Lehranstalten  vorgetragenen  Lehrireirenstünde 
(Gruppierung,  luhalt.  Ausmaß).  -  Mairyar  atrrArpart.'  Välasztäsi 
(Javaslat).  Budapest.  Xairel  biz.  1901.  (12)  8°.  30  f.  l/n-rarische  Aprar- 
partei,  Wahlprotrramm.  —  Meznirazda*äi.'i  crdekkepviselet.  MUS  3.  Land- 
wirtschaftliche lnteres>envertretuiiLr.  -  Mezo-razdasa-ri  kiscrletüjryi  intez- 
menyek  MairyarnrszaL'ou.  Közrobocsj'U  ja  a  földinivelesüpyi  ministerium 
mezö<razda*ä<ri  kiscrlctiii.ryi  központi  bizottsä^a.  Budapest.  Pallas  ny.  1900. 
(Hl)  8°.  —  A  m.  k.  földniiv.  min.  kiadv.  1900.  8.  Landwirtschaftliche 
Versuchsstationen  Pinrains.  -  Orszäiros  Magyar  Gazdasniri  Eiryeslllet,  az, 
1899  1900.  evi  evkönyve.  Szerk.  az  e^yesülct  tisztikara.  9  k.  Budapest. 
Patria  rt.  ny.  1900.  (331  >  8".  2  K.  Jahrbuch  des  Landes-Aurikultur- 
Vereins  1899  1900.  •-  Sznvctkczeti  es  irazdasäin  evkönyv.  Szerk.  Szilassy 
Z.  es  Buday  B.  1.  evf.  1901.  Budapest.  Patria  1901.  (ltiO)  8°.  1  K. 
Genossenschaftliches  und  landwirtschaftliches  Jahrbuch.  —  Szovetkezeti  es 
^azdasafi  evkönyv  1902-re.  Szerk.  Szilas-v  '/,.  es  Buday  B.  2.  evf.  Budapest. 
Putria  1901.  (1»>0)  8°.  1  K.  Genossenschaft*-  und  wirtschaftliches  Jahr- 
buch für  das  Jahr  1902.  BediL'iert  von  Z.  Szii.assy  und  B.  Bi<i>ay.  2.  Jalir- 
i;ansr.  —  Villip  jrabonaterinese.  az  1901.  evi.  Kiadja  a  m.  k.  füldmivele- 
-ütryi  miniszter.  Budapest  Pallas  rt.  ny.  VAU.  (ö7)  4°.  —  A  m.  kir. 
földm.  min.  kiadv.  1901.  l.j.  l>ie  Getreidepmdiiktion  der  Welt  im  Jahre 
1901.    Herausgegeben  vorn  könijrl.  miliar.  Ackerbauminister. 

VII.  Gewerbe  und  Industrie. 

Bi'KAT,  L.,  Az  ipartcstilletekrol.  KS  3.  I  ber  Gewerbe-Korpora- 
t innen.  —  Gukster.  M.,  A  kezmüvesseir  jüvö  alakuläsa,  a  kisipar  jüvoje. 
Klöszüval  ellätta  Sztennyi  J.  S/.K.iEl»,  Kiadja  a  m.  keresk.  es  iparkain. 
szakirnd.  alapja  1901.  (VIII,  1911  8".  2  K.  IM«-  zukünftige  Entwickelun<r 
des  Handwerkerwesens  und  die  Zukunft  der  kleinen  Industrie.  Vorwort 
von  J.  Szthrknyi.  —  GvöRiiv,  Ai.Ai'AR,  Mapyamrszüir  videki  vämsai  ipari 
szempontböl.  —  Kki.kmkn.  Gr/.A,  Közirazdasäiri  kepek  Xyusrat  Kuröpäböl. 
Budapest.  Lampel  19O0.  (.r)3.  fxi)  8".  2.10  kor.  Ungarn«  Provinzstädte 
vom  Standpunkte  der  Industrie.  -  Derselbe.  A  kisipams  pusztuläsa. 
Budapest.  Lampe]  1901.  (47)  8<».  <W>  f.  Ipan.snk  olv.  tnra.  7.  Der  Verfall 
des  Kleingewerbes.  Horvath,  J..  Iparosok  szövetkezzetek !  Ipari 
szüvetkczeteink  rendszerc.  Budapest.  Xajjel  1901.  (21»»)  8°.  3  K. 
Industrielle  vereinigt  Euch!  System  unserer  industriellen  Genossen- 
schaften. —  Derselbe,  l"j  ipari  szövetkezeteink  rendszere.  KS  4.  Das 
System  unserer  neuen  Gewerbegenossenschaften.  ---  Kkrpki.y,  A.,  Vas-  es 
aczel  az  1900.  parisi  viläirkiAllitnson.  Kiadja  az  orsz.  m.  hanyaszati  es 
kohaszati  egyesület.  Selmeczbünya.  Joerire«  1901.  (170)  8°.  4  K  50  f. 
Eisen  und  Stahl  auf  der  Pariser  Weltausstellung  19013.  —  Ki  nkai.vi,  X  . 
Az  elsö  epitö-ipari  orsz.  komrresszus  törtenete.  Budapest.  Dobrowsky  F. 
1901.    (89.  23t»)  8°.    3  K.    Geschichte  des  ersten  Laudesknncresses  des 
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Baugewerbes.  —  Lord  Al.BKKT,  Az  epitcsi  valsäg  haszna.  Värosrendez.'>i 
tanulmnny.    Budapest.    Grill  Käroly  1900.    (37)  8°.   0,50  k.    Nutzen  der 
Bau-Krisis.    Untersuchung  zu  Stadteordnung.  —  Maykr.  S.,  id.  Mily  ut.iu 
lehetne  az  orszäg  iparüt  hathatösan  fejlusztciii?    Budapest.    Markus,  J. 
ny  1900.    (12)  so.    Wie  könnt«  die  Industrie  des  Landes  inteusiv  ent- 
wickelt  werden?   —    Kath,   Z..    Emlekirat  a  kartellekröl.  Budapest. 
Pätriany.  15)00.   (282)  S».   2  kor.   Denkschrift  über  Kartelle.  —  Kulan.  A.. 
lpari  közigazgatäs.     Az  18H4,  XVII.  t.-ez.,  tovablm  az  arra  vonatkozö 
rendeletek.  utasitasok  es  elvi  hatnrozatok  rendszere«  gyüjteimnye.  Budapest. 
Orsz.  Közs.  Közp.  ny.  rt.  1901.    (XVI.  243)  8«."  2  K  40.  Közigazg 
könyvtär.    Gewerbliche  Verwaltung.    Systematische  Sammlung  des  (jesctz- 
artikels  XVII,  1884.  sowie  der  hierauf  bezüglichen  Krlasse,  Verordnungen 
und  prinzipiellen  Entscheidungen.  —  Stkausz.  A  .  Bulgaria  ipara.  Buda- 
pest.   Lampcl  1901.    (111)8°.    1  K  20  f.    Iparosok  olvasötära  VII,  1  - 1 
industrie  BulgarieiiH.  —  St  .iAk.  J..  A  kisipar  sorsa.   Budapest.   Singer  &  \V. 
1901.     (IV.   150)  8".     2  K  40  Uli.     Das   Los  des  Kleingewerbes. 
Sztkkksvi.  Jozskk.  LVnmdjrneuient  industriel  et  professimiel  de  la  Hongric 
Budapest.     Soc.  anon.  d'iinpr.  1900.    (351)  4".    Der  gewerbliche  Fach- 
unterricht   Ungarns.    —  Fabrikindustrie,   die.   des  Königreichs  Ungarn. 
Herausgegeben  vom  königl.  ungarischen  Handelsminister.  Budapest.  Druck 
der  Franklin-Ver.  1901.    (VIII.  211)  8°.  -  Modern  iparpolitika,  a.  hajai 
(th.)    JIGS  11.    Die  Nachteile  der  modernen  Industriepolitik.  —  Szekely- 
földi  ipar.  a,  fejlesztcse  ügyeben  javaslatai  a  mamsväsarhelyi  keresk.  es 
iparkamaränak.  1901.     lrta  Sz.  Szakücs.  Ftter.    M.-Väsarhely.    Adi  nv. 
1901.    (81)  8°.    Vorschlage  der  Handels  Gewerbekammer  Marosväsärhely 
zur  Hebung  der  Industrie  im  Szeklerlande. 

VIII.  Innen-  und  Aussenhandel.   Zollwesen.  Verkehr. 

AltoNYi,  Hkxkik.  Tanulmany  es  törvenvtervezet  a  niegengedett 
gjibonaelovetelrol  es  a  tilos  gabonauzsoräröl.  Budapest.  Politzer  Zs.  es 
Jia  1900.  (32)  8°.  1  kor.  Studie  und  Gesetzentwurf  über  den  erlaubten 
Getreideverkauf  und  den  verbotenen  Getreidewucher.  —  Äuostox.  F. 
A  szövctkczetek.  (A  kereskedelmi  törveny  es  az  1898.  XXIII.  t.-cz.  reml- 
szeres  feldoltr<(ziisa.)  Esztergom.  Buzärovits  1900.  (217.  XII)  8°.  k"i. 
Die  Genossenschaften.  (Systemat.  Bearbeitung  des  Handelsgesetze«  un<l 
des  G.A.  XX11L  1898.)  —  Baumj.  ARNOLD.  A  r.szletügyletekröl  tek.  az 
igaz*ägngyininiszteri  törvenvtervezet re.  K.  1.  a  Jogt.  KOzI.-hol.  Budapest 
Franklin-tars.  nyom.  1900.  (53)  8".  Über  Batengeschäfte  mit  Bezug  auf 
den  jtistizministeriellen  Gesetzentwurf.  —  Bakdossy,  J  .  Az  ällatok.  Allati 
ii.ver.-tenuenyek  stb.  tärgyak  Ausztria  es  Magyan.rszäg  közti  kölcaönös 
torgalmänak  szalmlyozasa  tnrgyäbau  kiaibdt  min.  rendeletek  magyarazata 
Budapest.  Pallas  rt.  ny.  15)00.  (12<i)  8°.  (A  földmiv.  min.  kiadv.» 
Kommentar  zu  den  Ministerialerlässen  in  Angelegenheit  des  Tier-.  Tier- 
rohprodukt-  etc.  Verkehrs  zwischen  Üsterreicb  und  Ungarn.  Bai  m- 
<  •  a  k r K\.   N  .   Nemzetközi   vasuti   fuvarozasi  jog.     Budapest.     Singer  es 
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Wolfner  PHXI.    (."^i.H»  8".    S  kor.    Internationales  Eist-iibahiitruchtreflit .  — 
«  -ATAY.  Gy.,  A  vasuti  tizemkezeles  nie-birälasa.    Budapest.   Grill  biz.  PHH. 
t:i2)8".    f* )  f.    Kritik  der  Eisenbalm-Bctriebshandhabuntr.  -    i'zktti.kk.  .1., 
A  nemet  aLrrärkrizis  es  a  irabonavam.    M<iS  ii.    Die  deutsche  Agrarkrise 
und  der  Getreidezoll.  —  Derselbe.  A  nemet  airrärkrizis  es  a  irabonavain. 
5IGS  <i.    Die  deutsche  Agrarkrise  und  der  Getreidezoll.  —  Dtt  tsch.  L  . 
Jelentes  P.MK)  nyaran  Kirviptoinhan  tett  tanuliniinyutamröl.    Gyn-.  Pannnina 
ny    PXKl.     (•>!»)  8".    Berieht   (Iber  meine  Studienreise  in  Egypten  im 
.Jahre  PMK).  —  Exykhy.  L  ,  Az  »ltahinos  vamtarifa  es  a  kieoyezes.  ,)o<nU- 
lam.  1.    Per  allgemeine  Zolltarif  und  der  Ausgleich.  —  Fkkktk.  I.,  Az 
orlesi  foriralom  kenbs.hez.     Budapest.     Patria  rt    PKXi.    (28)  4.  Zur 
Fraise  de«  Mahl  verkehr«.  —  derselbe.  Az  orlesi  foriralom.  Budapest. 
Pesti   könyvnv.  rt.   PHKi     (24t  H".     Der  5lahlverkebr.   —  Fkl.Kc.YH.v/.Y. 
Aaosr  es  LkxuvaY.  Sasim.k.  Tozsdei  ertekpapirok.    A  budapesti  tozsden 
jeyvzett  ertekpapirok  ismertetese  es  mairvarazata.    2.  k.    Budapest.  Grill. 
K..    PNU».     (424)  8°.     h    frt.     IMrsen-Wertpapiere.     Beschreibung  und 
Erklärung  der  an  der  Budapester  Börse  notierten  Wertpapiere.       Gaai..  J  . 
A    külön   vamterület    felällitast   es   hasznossairanak   felteteleiml.     KS  1. 
I  ber   KrrirhtiiiiL'  des  selbständigen   Zollgebietes  und  den  Bedimruniren 
»einer  Nützlichkeit.       (tt'TTMAXN.  51.,  Fooyasztasi  szövetkezetek.    A  mis- 
kolczi  M.  or«z.  kereskedehni  koniriesszu«  e|e  terjesztett  hatärozati  javaslat. 
Budapest.     Kosmos   ny.    PHH».     (4l»|   8°.  Konsumgenossenschaften. 
Hkm.kk.  F.  H..  Nenietor«zäi.r  kereskcdelmi  politikaja  a  PI.  szäzadban.  K.  1. 
Budapest.    Pestikonyvny.  rt.  PHH).    (20)  8".    T>ie  Handelspolitik  Deutseh- 
lands im  XIX.  Jahrhundert.  —  Hikkoxyxi.  K  .  A  rsttornakerdes.    KS  8. 
Die  Kanalfra*re,       Derselbe.  A  rsttornakerdes.    Budapest.    Kilian  ut. 
biz.   PHH.    (Hl)  8".     1   k.    K.  I    a  KS-I...1.     Die   Kanalfraire  (Separat- 
Abdruck).  —  Derselbe.  Az  oszlrak  esatornatervek  es  feladataink  vizutaink 
fejlesztese  körül.    Budapest.    Kilian  biz.  UHU.    (22)  8».    1  K.    K.  L  a 
KS-bol.    KS  ö.    Die  österreiebisrhen  Kanalprojekte  und  unsere  Aufhalten 
auf  dem  Gebiete  der  Ent  wickelum.»  unserer  Wasserstrassen.  —  Hoiikuos, 
Me-r  valami  az  orlesi  töriralomröl.    MGS  X    Noch  etwas  über  den  Mahl- 
verkehr.  —    Hoi.kk.  S..  A  mairyar  viziutak  kerde.sehez.    51GS  f..  Zur 
Frajre  der  unirariseheii  Wasserstrassen.  —  Derselbe.  Mairyar  hajözA«  es 
kOlkereakedelem.     Budapest.     Bpesti   Hirl.   ny.    PM X».    (M)  8°.     1  k. 
(  A  matry.  «razdaszöv.  kiadv.  27.)    Ungarns  Schiffahrt  und  Atisscnhandel.  — 
Derselbe,  Mairyarorszni:  ('8  Kszakafrika.    KS  11.    Unoarn  und  Nord- 
Afrika.  —  Derselbe.  Vizi  ut  a  teurer  feie.     5IGS  Kl.  Wasserstrasse 
zum  Meere.  —  Kki.KMKX.  Az  Adria  tarifapolitikäja.    51GS  12.  Tarifpolitik 
der  Adria.  —  Kraus/..  Gylla.  A  helyi  erdekü  vasutak  kerdesehez.  Buda- 
pest.   FövArosi  nyomda  ny.  PNXI.    (40)  8".    1  k.    Zur  Fraire  der  Vizinal- 
bahnen.  —  KRIs/.TIXKovn  il.  E  ,  A  viziutakn'd.    Közirazdasäiri  tatiulmany. 
A  tervezett  mairyar  es  osztrak  csatornäk  terkepevel  .  .  .  Budapest.  Atbe- 
naeum  PKK).    (XVI.  H.'>0)  8«.    f.  k.    Über  die  Wasserstraßen.  Volks- 
wirtschaftlich« Abhandluni».    Mit  einer  Karte  über  die  ungarischen  und 
österreichischen  projektierten  Kanäle.  —  Lano.  L.  A  kereskedehni  politika 
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kilätnsai.    KS  (».    Aussichten  der  Handelspolitik   --  LKITüEB,  J..  Közgaz- 
da>ägi  tanulmänyok.    4.  es  5.    Ausztria  es  Szerbia  cloällat-  es  nyerster- 
inelvenyforgalma  kül.  tek.  Magyarorszagra.    Budapest.  Horuyänszky-ny. 
HH)l.    (löi)  4Ü.    Volkswirtschaftliche  Studien.    4.  und  5.    Der  Lebcud- 
vieh-  und  Rohprodukt-Verkehr  Österreichs  und  Serbiens  mit  besonderer 
Hiicksicht  auf  Ungarn.  —  Matlekovits,  S.,  A  mairyar  kercskedclmi  politika 
1-  irközelebbi  feladata.    KS  9.    Nächste  Aufgaben  der  ungarischen  Handels- 
politik. —  Mi  nkas,  L..  A  mairyar  k.  posta  a  17.  sz.  küzepen.    MGT  5. 
I'ie  k.  u.  Tost  in  der  Mitte  des  XVII.  Jahrhundert«.  —  Milhopkek,  S.. 
A  küzraktärakröl.    Budapest.    Grill  1901.    (57)  8".    1  K.    K.  1.  a  Közg. 
Hiradöböl.    Über  die  Lagerhäuser.  —  Derselbe,  A  papirbuza.  Kassa. 
Vitez.  A..  1900.    (1«)  8".    0.20  k.    Der  Papierweizen.  -  Na.-KL.  Die 
ungarischen  Stuatabahnen  i.  J.  11)00.    Arch.  f.  Eisenbahnw.  1.  —  Xagy 
vasutak  elektromos  vontatäsa.    1.  Kam»".  K..  Az  elektromo*  vontatäs  uairy 
vasntakon  nagyfenzült«egii  vältakozö  ärammal.    2.  Cskkuati.  J.,  Az  elekt- 
roinos  <■*  gozlokomotiv-vontati\s  összehasonlitasa  kül.  gazdasiigi  uzempont- 
bö|.    Budapest.    „Pätria"  1901.    (51)8".    1  K     Ganz  &  Tärsa  rt,  Elekt- 
rische Fraktion  grosser  Eisenbahnen.     1.  Die  elektrische  Fraktion  bei 
grossen  Eisenbahnen  mit  hochgespannten  Wechsel-Strömen.    2.  Vergleich 
der  elektrischen   und  der  Dampflokomotive-Fraktion   insbesondere  vom 
wirtschaftlichen  Standpunkte.  —  Raokay.  Gy.,  A  csatornakenh's.  Buda- 
pest.   Nagel  1901.   (55)  8°.    1  K.    Die  Kanalfrage.  —  Kacz,  Gr..  Küz- 
delem  a  viläg  kereskedelmi  uralmäert.    il.  Nagybritannia.    HS  12.  Kampf 
um  die  Herrschaft  des  Welthandels.  3.  Grossbritannien.  —  Rlbinek,  Gtcla. 
A  jövö    vampiditikaja    »'s   üj   värotarifünk.     Az  OMGE  megbizäsaböl. 
Budapest.    Stephaneum  nyom.  1900.    (151.  161)  n.  8".    10.  k.    Die  Zoll- 
politik der  Zukunft  und  unser  neuer  Zolltarif.  —  Derselbe,  A  m'met 
vämtarifa.    MGS  8.    Der  deutwebe  Zolltarif.  —  Schmipt,  K.,  Ausztria. 
Nemetnrszäg.  Francziaorszag  ob  Sväjcz  fakcreskcdelmi  es  faipari  viszonyai. 
Krdcsz.   Lapok    2.     Holzhandel    und   ludustrievorhältnisse  Österreichs. 
Deutschlands,  Frankreichs  und  der  Schweiz.  —  SzekenY.  Az  orszäg  es 
fovärosunk  idetrenforgalma.    Budapest,    Singer  &  Wolfner  1900.    (78)  Hu 
2  kor.     Der  Fremdenverkehr  des  Landes  und  unserer  Hauptstadt.  — 
Szokoi.ay.  K..   Jelentese  a  kereskedelemügyi  miniszterhez  Dosznia  (■* 
Herczegovina  kere»ke<lelmi.  ipari,  közlekedesi  es  hitelviszonyairöl,  kulönüs 
tekintettel  i\  bosnyäk-magyar  forgalomra.    Budapest,    Kilian  biz.  1901. 
(150)  8°.    2  K.    Bericht  an  den  Handelsiuinister  über  Handels-,  Industrie-. 
Kommunikation*-  und  Kredit-Verhältnisse,  mit  besonderem  Rücksicht  auf 
den  bosnisch-ungarischen  Verkehr.   —   1'n<;ak.   M..  Az  orlesi  forgab>m 
k.  rdes.'-bez.    Kassa.    Koczanyi  B.  ny.  1900.    (20)  8°.    40  f.    Zur  Frage 
•  los  Mahlverkehrs.  --  Derselbe,  A  tisztessegtelen  verseny  törvenyter- 
wzetehez.     Ka-sa.     Vitez   A.   ny.  1900.    (8  )  8°.    40  f.     Zum  Gesetz- 
entwurf Uber  illoyale  Konkurrenz.  —  Wien  KU.  Mose».  Die  Prämie  im 
W  <  Itzuck.  rbandel.     S.  A.  aus  d.  österr.-unirar.  Revue.    Bd.  2H.  Wien 
I  M).     -  Autonom  vämtarifa,  Az.  ügyebeii  jelentese  n  marosväsärludvi 
k.  n  skedelmi  es  iparkamaränak  1900.    Marosväsarhely.    Grünn  V.  ny.  1900. 
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(21)  8".    Bericht  der  Handels-  und  Gewerbekaininer  Marosväsärhely  in 
Anir<,l«"L.'»'iih«  it  de*  autonomen  Zolltarifs.       Bii'Ai'KsTi.  A.  marhaväsarteri 
väsArpenztar  (Htispeiiztar).    Budapest.    Horny.inszky  V.  ny.  1!HH>.    (.Hl)  8°. 
Die  Fleisehkassa  am  Biulap<  >t.  r  Hiudviehniarkt.       Budapest  szekesfovAros 
va-arcsarnokainak  evkönyve  az  18H1I.  evpd.  3  ev.    Budapest.  Hazinyonida 
11)00.    (121.    >:>  tabl  )  8".     Jahrbuch  der  Markthalleu  der  Haupt-  und 
Residenzstadt   Budapest   im  Jaliro   1SW.   —   Budapest  knzl-kedesUyyere 
vonatk.  okmänyok  sryüjt<?meiiye.    ()ssze;ill.  a  k<".zlekedesü<.'yi  üirvosztäly. 
1.— 3.  k.    Budapest.    Na-el  biz   li«H.    A  k.    4°     22  K.    Sammlung  der 
auf  das  Koinmtiiiikati»nswes.-u  Budapest  bezüglichen  Dokumente.  Zusammen- 
gestellt Tun  der  Verkelir*sekti.m.  —  Debreczeni.  a,  keresk.  es  iparkamara 
felterjeszte.-e  az  autonom  uj  vamtarifa  iiirveben.    Delireezen.    Hoft'inaun  & 
Kröllwitz  ny.  11*01.    (22)  8".    M>>moratidum  der  Handels-  und  Gewerhe- 
kainmer  Delireezen  in  AnireN-ireiili'-it  des  autonomen  Zolltarifen.  ~  Keres- 
kedok  evk.myve.    Szerk.  Kormos  A.    U\.  evf.  18H1»  1000.    Budapest,  sajät 
kiadäs  VMM).    (24S)  bu     2  kor.    Jahrbuch  <ler  Kaufleute    -    Magyar,  a. 
kir.  kere>ke<lelemüir>i  minister  jelente-e  1*1)1».  evi  uiüködew'röl.  Budapest. 
Athenaeum  ny.  11*10.    <;>7)  4°.    K.  1  ,.A  m.  k  kormany  1S!U).  evi  müköde- 
seml  .  .  .u  cz.  mi'ibol.    Bericht  über  die  Wirksamkeit  des  k.  nntr.  Handels- 
uiin  isters  im  Jahre  181>!t.       Mauyarninzä»;  a  pärisi  viläirkiallitäson.  11)00. 
Budapest     Hornyänszky  11)01.    (VII,  204)  4°.    40  K.    Ungarn  auf  der 
Pariser   Weltausstellung   HHH)    -     Magyar   tenjrereszeti   evkünyv  Ii)01. 
Kiadja  a  tiumei  m.  k.  teuirereszeti  hatösäir.    11.  evf.    Annuario  marittim« 
untrherese  per  11KU.    Fiume.    tip    Mohovieh  11)00.    (H42,  2:4  tabl.)  8°. 
l'nirarisches  Marine-Jahrbueh  1H01.       Kimutatäs  a  mairy.  kor.  orszä^ainak 
területen  levo  vamhivataloknal  az  1900.  erben  a  behozatalban  es  a  kivi- 
telben  vämkezelt  Ariikröl.     Osszeäll.   a  m.  k.  penzü^yiuiniszteri  sziim- 
vevöti^ir  jövedeki  fsoportja     Budapest.    Allamiiy.  11)01.   (12.'V)8°.  Ausweis 
der  bei  den  in  den  Ländern  der  unir.  Krone  in  der  Hinfuhr  und  Ausfuhr 
im  Jahre  11)00  von  den  Zollämtern  zollbehaudelteii  Waren.  Zusammen- 
irestellt    von    der  Gefällsrechnunirsabteiluno;   des   koni>rl.   unir.  Finanz- 
ministeriums.      Orszairos  kereskedelmi  kom.rrcszszus.  a  Miskolezon  1900. 
evben  tartnü  .4.,  jegyzököny ve.    Kiadja  a  knnirresszusi  Vf'-irrehajtö  hizottwijr. 
Miskolcz.    Forster  K.  &.  L.  11)01.     44)4°.    Protokoll  des  Landes- Handels- 
Konirresses  zu  Miskolez  1900.  —  Papiroshuza.  a,  eilen.    Szemelvenyek  a 
becsi  tözsde-enqueteröl.    Budapest     Stephaneum  ny.  1901.    (2:<)  8°.    .10  f. 
A  matry.  trazdaszöv.  kiad   'Mi.    Ge^eii  den  Papierweizen.    Auszüire  aus 
der   Wiener  Börsenenquete.  —  Papiroshuza,   a,  hatäsa.     MGS   1.  Die 
Wirkung  des  Papierweizens.    -  Vasuti  szakuaptär  az  UM)1.  ('vre.    14.  evf. 
Szerk.     Oeskay  G.     Budapest.     Franklin   tars  1900.    (422)  8".    4  K. 
F:isenbahnfaehkalender  für  IHM.  -  Viziutaknd,  a.  (tu.).    MGS  10.  Über 
die  Wasserstrassen. 

IX.  Geld-,  Bank-,  Kredit-  und  Versicherungswesen.  Börse. 

Banti.  (.»..  A  Valutareform  az  Kszakamerikai  Eiryesfilt  Allaniokban. 
KS  4.    Die  Valutarefonn  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord-Amerika.  — 
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BaitM(i.\ktkn.  X..  A  tözsdebirösäo  hatAsköre  ös  a  külümbözcti  ttirvlrt.-k 
p.T.-llit't.isi'ir.'.  Budapest.  Grill  biz.  DHU.  (4f>)  8".  1  K  20.  Wirkungs- 
kreis dos  Börsenschiedsirerichtes  und  dicKlagbarkt'itdcrDiffcrenzjfesi-häft.'.— 
BlA'M,  Bkino.  IV'nzL'azdasjijfiink  es  a  v'uU-ki  intezetek.  Budapest.  Dobrowsky 
es  Franko  1«»<H>.  (21>)  8°.  1  knr.  Unsere  Geldwirtschaft  und  die  l'rovinz- 
institute.  —  Enhkl.  A..  Penzintezcteink  tinaneimzäsi  politikaja.  HS  4. 
Die  Finnnziernnospolitik  unserer  Geldinstitute.  —  Ebkk,  A.t  A  fovärosi 
penzintczetok  UWO-ban.  KS  5.  Die  hauptstädtischen  Geldinstitute  im 
Jahre  l'.MK).  —  Derselbe.  A  uiezr"><razdasn^i  Intel  refonnja.  KS  7.  Reform 
dos  landwirtschaftlichen  Kredits.  —  Fklkwyhazy,  A..  Das  Buch  der  liuda- 
pester  Börse.  Sammlung  aller  bczüirl.  Vorschriften  und  Gesetze  und  der 
Börsenusancen.  2.  vollständig  umgearbeitete  Ausgabe.  Budapest.  Grill  15HM. 
(4  WO.  IV)  8°.  6  K.  —  Ganzer.  J.,  Utinutatö  a  penzintezeti  feltiiryelö-bizott- 
si'ipok  teendiiire  nezvo.  3.  kiad.  Kaloesa.  Szerzö  kiad.  lliHH.  (32)  H°. 
1  K.  Wegweiser  für  die  Aufsiohtsräte  der  Finanzinstitute.  -  Halasz,  S.. 
A  chei|iierendszer  es  fejlosztese  MairyarorszäL'on.  Budapest.  Atbenaeum 
1JHX).  (VIII.  251»)  8".  »  kor.  Das  Schecksystem  und  seine  weiten?  Ent- 
wickelunir  in  Uiiirarn.  —  Havas,  Mik.«a.  Az  eletbiztositäsröl.  Budapest. 
A  Bizt.  es  Ki'iZ'j.  Lapok  kiudasa.  Über  Lehensversioheniiitr.  —  Derselbe. 
A  penzintezetok  ellenörzese.  tek.  n  biztosit<Vtnrsasiii;«tkra.  KS  3.  Kontrolle 
der  Finanzinstitute  mit  Kücksicht  auf  die  Versicherun-^uesellschatten.  — 
Ikanvi,  15..  Die  üsterreiehiseh-uiiL'ariseben  PrivatversicherunL's^enellseliafteit 
im  Jahre  1K1UI.  Wien.  Selbstverl.  DKM).  Tab.  in  2°.  —  Derselbe.  Di-' 
deutsehen  Privatversioherunirsiresellsohaften  im  Jahre  IBM.  Jahrtr.  <>.  Wien. 
Selbstverl.  P.H'JO.  (23)  8°.  —  Derselbe.  Die  Gesebäftsresultate  der  üster- 
reiebiseli-unirarischen  Lebensversieberunirso-esellsehaften  und  der  aus- 
ländisehen  Lebensversicherunirsirosellseliafrcn  in  Östcrreich-Unirarn  im  Jahre 
18!«(.  Jahr-  24.  Wien.  Eisenstein  <t  Cio  15KK).  (24)  8°.  -  KALNoKI. 
Hknkik.  A  kötelezo  koronaertek  (az  uj  penzi.  A  valutaszabalyoza»  nepszerü 
knteja.  Budapest.  Pallas  1  IM X I.  (32  es  täbl.)  8°.  —.50  kor.  Die  obligate 
Kroiienwälirunir  (das  neue  deld).  Volkstümlicher  Katechismus  der  Valuta- 
reirelunir.  —  Kovacs.  Janos,  Penzintezeti  reform.  Budapest.  Toldi  L.  YMl 
(3<;>  8".  Reform  der  Finanzinstitute.  —  KhKüsy.  J-  A  budapesti  penzin- 
tezetek (izleteredmenyei  az  1!MK).  cvben.  Bp  statiszt.  havifüz.  ö.  Gesehäfts- 
eiirebnisse  der  Budapester  Finanzinstitute  im  Jahre  15*00.  —  MtLHOFFKK.  S . 
A  elieque.  K.  I.  Budapest.  „Pätria"  15*00.  (IG)  H».  3ti  tili.  Per  Scheck.  - 
Derselbe.  Glien,  ueforiralni  unk  törvenyes  szabälyozäsa.  K.  1.  Kassa.  Vitez 
A.  biz.  15100.  40  tili.  Über  die  iresetzliche  Reffelunif  des  Seheckwesens.  - 
Moi.nau.  Gyula.  Penzintezeteink  es  azok  vezetoi.  Budapest.  Simrer  (•« 
Wolfner  biz.  15*00.  (öl)  8°.  1  kor.  Unsere  Finanzinstitute  und  ihre 
Leiter.  Xm  mann.  Ä.?  A  biztositäsi  törvenyfervezet.  Jogftllnni.  1.  Der 
Gesetzentwurf  über  Versicherung.  —  Po<"iK.  J  ,  Az  ölet-  es  kärbizlositasi 
dijtartalekok  elhelyezi'sen.l.  KS  2.  Über  Plazierung  der  Lebens-  und 
Sehadensversicheruntrs-Priimienreserven.  —  Hrsz.  A..  Az  ertekpapirforjrak'in 
luetfadöztatä.a.  ,H«N».  XI.  t.-cz.i  Budapest,  (irill  1!«>0.  (Itiä)  8"  3  kor. 
Besteuerunir  des  Wertpapierverkebrs.      Sz..  M..  Takarekpcnztaraink  reform- 
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ja.  HS  3.  Reform  unserer  Sparkassen.  —  T'»K«»K.  .1.  K..  Kme|het.,k-e  a 
tüzdijak  (Statisztikai  tanulmanv.)  Budapest.  ..Bizt.  i  n  Közir.  Papok  kiad." 
Ii* Kl.  (21)  8".  Können  di«'  Feii.  rprami- n  erhöht  werden?  (Statistische 
rntersuHuinir.)  —  V.UI»a.  7...  A  <  h. •.  kretulszer  clterjedcscnek  nehczsejreirol. 
KS  2.  Über  dir  Schwierigkeiten  der  Wrhrritniur  des  Sehcckwegcns.  — 
Derselbe.  A  check-  es  yirorendszer  1'ejlöiK-ae  «'->  enn-  k  akadalyai  Mairyar- 
..nusairon.  Kln»z.ival  dl.  Fühl.-«  B.  Budapest.  Kilian  DIU.  (X.  2o;»8'. 
Die  Eutwickelunt?  d-s  Scheck-  und  < i ir«>v.-rkolirs  in  l'ntrarn  und  die  •* i» t- 
L"*Lr»'nw  irkiMidi-n  Hindernisse.  Wkkkki.B.  >..  Hitelviszonyainkröl.  KS  8. 
Uber  unsere  Kreditverhaltuisse.  Budapest!  arü-  es  trtektozsde.  Arn- 
üzleti  sz.oka.sok  es  az  ärüüzbti  Icszäni.dü«  rendje.  Az  11HKI.  novcuiber  l-iir 
t.  tt  tund.isitaM.kkal.  Budapest,  (irill  P.IOl,  (184 >  8".  2  K.  Budapester 
Waren-  und  Effektenbörse.  Wareiiu-amvii  und  die  <  'nimm»;  des  Arrangements 
im  Warengeschäfte.  -  -  (iahoiiaarak  es  iralionakereskedelem  a  hudapesti 
t..zsden  HMI-ban.  (ö-treidehandel  und  (otreidepreisc  an  der  Budapester 
Börne  im  .Jahre  ÜHK).  Bp.  statiszt.  havifüz.  Ii».  —  .lehntes  a  in.  k.  postata- 
karekpenztar  1S»IU.  evi  müködi  -end.  Budapest.  Athenaeum  ny.  liMH).  4". 
Berieht  über  die  Wirksamkeit  der  k  n.  Postsparkasse  im  Jahre  1SHI».  — 
Takarekpeiiztaniink  reformja  Sz.  M.-töl.    IIS  C.    Bef«nu  der  Sparkassen. 

X.  Staats-  und  (jemeindeflnanzweKeii.  Steuern. 

Baktha.  B.,  A  mairvar  penzü^yi  ju<r  vazlata.    Pozsonv.  Stumpfet 
1!XK1.    jl-12»  8°.    HO  f  (Tud   zsdikvt.  .">7  f.).    üruudrisA  des  uniruriseheii 
Fiuanzrechts.  -  Bkkbxyi.  P.,  Allamszämviteltan.  Poz«ony.  Stampfet  Hill. 
(Hil)  8°.  oO  f.  Tud.  zseltkonyvt.  Tl.  Mauts-Redinuntrslehre.  —  <  7.l.i>l.i.K.  E,. 
A  sölmnyajetryek.    KS  4.   I»ie  Salineiiseheine.       Kxxkk.  K..  Magyar  penz- 
fiiryi  joz.     Budapest.     Athenaeum   Hill.    (512)  8°.    8  K.  l"ni:ari-elies 
Finanzrecht         Fkjkk.  M.,   Az  eiryenes  ad<>k  reformja.    Budapest.  Athe- 
naenin  l!1H.     lilii  8°.    1  K  20.    Die  Reform  iler  direkten  Neuem.  — 
(tKi.KY,  Jo/.skf,  Az  uj  kövez.esi  ad<V   Budapest  kövez»  rendszere.  Budapest. 
Schenk  Fer.  biz.  Iii  Kl.     4."n  H".    1  k.    Die  neue  l'Hastersteihr.  —  Das 
Pflasteruntrssvstein  der  Sladt  Budapest .       Ha» Mos,  /.,  A  penzliiryi  iiraz- 
iratäs  reformja    KS  4.   Die  Reform  der  Finanzverwaltuuir.  —  Hi  szak,  I*. 
es  Vn.siNs/.KV,  Kakoi.y.  A  peiiziii:yi  iirazo-.ttas  kezikönyve.  Budapest.  <  irsz. 
közp.  közs.  ny.  rt.   l!«m.    (XV.  2.">4|  8".    f>  K.    Handbuch  der  Finanz- 
verwaltuni:.  —  Kmktv,  K.  A  mair.var  penziiiryi  j<-ir  kezikönyve.  Budapest. 
Politzer  es  tia  1!KI2.    (VIII.  244)  8°.    ■>  K.    Handbudi  des  ungarischen 
Finanzrechtes.        Kriok.w.vi.  I.ckacs,  Adösorsjalek  a  mair.var  eiryenes 
adöt  rendes  idöben  tizetök  resz.  re.  Budapest.  Stephaneum  ny.  UHU.  (47) 
8°.    W)  f.    Steuerlotterie  für  du jeniiren.  die  ihre  Steuer  zur  rechten  Zeit 
bezahlen.  -    Lvszi.o,  Pal,  A  bdyeir  es  illett'kek  ininti  törvenyek  es  sza- 
bälyok  majryamzata.    4.  atdol-.  kiad     Budapest    (Srill  K.  1HKI  (708)8». 
7,  Vi  kor.    Kommentar  der  (ie«.  tzc  und  Normen  über  Stempel  und  Ge- 
bühren. —   MaKIska,  Vii.mos.  A  majvar  peiizÜLryi  joir  kezikonwe.  7.  teJj. 
atdok'.  kiad.     Budapest.    Franklin-tars.  piiM).    (XXIV.  i'SJt  S".    13  k. 
Jahrbuch  <!.t  iniernat.  V.  relul-un-,  .;.  u.  ;.  |U  1PJ 
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Handbuch  des  ungarischen  Finanzrechtes.  —  Pap.  D..  A  belye«;-  es  illetck- 
szalti'ilynk  szötära.  A  belye»;-  es  illetekek  iränti  törveuyek  es  szabälyok. 
Budapest.  Grill  1901.  (1)20)  8Ü.  12  K.  -  Mairy.  törveuyek  Grill-fele 
kiadäsa.  Wörterbuch  der  Stempel-  und  Gebtibrennormeu.  Die  Steuipel- 
und  Gebühren i;esetze  und  -Normen.  -  K«'»KA,  Jmzskf,  Adökivetcs  a  värosokban 
es  közseirekben.  Földadö.  häzadö.  keresetadök,  ältalänos  jövedelmi  pötadö 
es  fcjryveradö  ismertetese.  Budapest.  KözW-jri  ny.  r.  t.  1900.  (V,  110)8°. 
1.2<>  kor.  Steiierbemessiiiiir  in  Städten  und  Gemeinden.  Grund-,  Hau»-. 
Erwerb-,  allgemeine  Einkommcnzuschla<:-  und  Waffensteuer.  —  SZAft". 
Sam>or,  IV'iizllyyi  kodex.  2.  Az  ällami  italmeresi  jövedek.  Budapest.  Ürsz. 
közp.  közs.  nyomda  r.  t.  1900.  (XVI,  456)  8".  12  k.  Finanzieller  Kodex. 
2.  Das  staatliche  Sehank«;etälle.   —   Az  ertckpapir-foryalmi  adöröl  «z.Mö 

1900.  XI.  tc.  es  annak  veirrehajtäsa  irant  kiadott  utasitä«.  Kiadja  a  in.  k. 
penzüiryminiszterium.  Budapest.  Toldi  L.  biz.  1900.  (.Vi)  8°.  0,80  kor. 
Der  G.-A.  XI.  1900  über  die  Wertpapier-Verkehrssteuer  und  die  Ausführum:*- 
veroidnuii";.  Foiryasztäsi  adöeredmenyck,  az  1897.  evi  statisztikai  et'.v- 
beällitäsa  az  oszträk-inarryar  uionarchiära  vonatkozölair  összeäll.  a  m.  k. 
penzüirvmin.  Rznmvevöse»;  fojrvasztäsi  aduüiryi  esop.  Budapest.  Allamuy. 
l'.WKI.  (50)  4"  Ergebnisse  der  Konsumsteiiern  1897  für  die  österr.-unirar. 
Monarchie.  Foirvasztäsi  adöeredmenyck.  az  1899.  evi,  statisztikai  ejry- 
beallitasa  a  ma<.ryar  korona  orszayaira  vonatk.  összeäll.  a  penzüiryiuiniszteri 
szäravevöscLf  ioiiy.  adöiiirvi  csoportja.  Budapest.  Ällamny.  liMHJ.  (80  4°. 
Konsuinsteuererjrebnisse  l'nirarns  1899.  —  Mairyar  korona  orszäsminak,  a. 
ällami  zärszämadäsa  az  1899.  evre.  Budapest.  Toldi  1900.  12  f.  4°.  24  K. 
50  f.    Staatliche  Schlussrechnuniren  der  Länder  der  ungarischen  Krone. 

XI.  Statistik. 

Bokok.  G.,  A  nemzetközi  statisztikai  intezetröl.  KS  7.  Das  inter- 
nationale statistische  Institut.  —  Bühat.  L.,  A  m.  kir.  közp.  statisztikai 
hivatal  adatiryüjtcseuek  mairyaräzata.    Budapest.   Ontz.  közp.  közs  ny.  rt. 

1901.  (288)  8°.  Közigazir.  Ktär  4  5.  Erklärung  der  DateiiBainmlung  de-» 
königl.  linear,  zentral-statistischen  Bureaus.  —  Derselbe,  A  nemzetközi 
statisztikai  intezet  Budapesten.  KS  10.  Das  internationale  statistische 
Institut  in  Budapest.  KoK'Y*y,  J..  A  reszvenytärsulati  statisztika  kritikaja 
es  reformja.  K.  I.  a  Közg.  Szemlcbol.  Budapest,  (irill  VM).  (45)  8". 
2  kor.  Kritik  und  Beform  der  Aktiengesellschaftsstatistik.  -  Körösy.  J.  I'K. 
La  statistique  des  rcsultats  finauciers  des  sncietes  auoiiymes.  Paris,  iiupr. 
Dupont  1900.  (24)  8U.  Statistik  der  finanziellen  Ergebnisse  der  Akticu- 
•.'••Seilschaften.  —  Kök«'Sy.  J  .  Die  finanziellen  Ergebnisse  der  Aktieu- 
gesell-chaften.  Kritik  und  Reform  der  einschlägigen  Statistik.  Berlin. 
I'uttkamin.  r  &  Mühlbrecht  1900.  (45)  8».  1  M.  Derselbe.  Jelent.« 
a  mniZ'tközi  statisztikai  intezetnek  1899.  sz<pt.  haväban  Krisztiäniaban 
tart.itt  (ileseröl.  Budap.-sf.  Grill  K.  1900.  (18)  8U.  Bericht  über  di< 
Sitzung  des  internationalen  statistischen  Instituts  in  Kristiania  im  Sep- 
t.mb.,-  1K«>{>.  -  Derselbe.  Budapest  halandösäga  az  1891  -1895-iki 
evekb.n  es  annak  okai.    Budapest,    (irill   liMH.    (VIII.  216)  8«.    4  K. 
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Up.  stat.  hiv.  közl  31.  Di.«  Si.  il.liclik.  it  lindup. —t-»  in  den  .hthroti  1SH1  bis 
ISM.j  untl  ihre  Ursachen.  Nkmkxyi,  A..  Az  uj  mairyar  iparkataszt-r. 
KS  K.  iVr  neue  miirarische  Indiistriekataster.  —  Szkm>k,  Gy.,  A  nepesse<ri 
statisztikai  torzsterk.peknd.  Budapest.  Sin-er  &  W.  11HI1.  (■><)  10". 
'  K.  1.  a  KÖzir.  Sz.-böl.  Iber  Stammkarten  der  Bevölkerungsstatistik.  — 
VtZAKXAl,  A.,  Az  V.Mn  «  vi  nt'-p>zainlai;iHiM|  s/m]«  IS««»,  .  vi  XUII.  t.-cz 
vc-rrchajCisa.  Budapest.  Orsz.  kozp  k.zs.  ny.  l!*M.  «Sit)  *«'.  1  K.  20  1. 
(Kozitr.  könyvt.  2  <\f.  K>  sz  )  Vollzu-  de*  <•  -A.  XUII.  lHK'.t  über  die 
Volkszählung  im  Jahn'  l'.MMl.  Budapest  statisztikai  hivatalanak  küz- 
Ifiiit'ny.-i  Budapest,  drill  11*  iO.  S".  30  k.  Budapest  küzoktatäsüiryi 
statisztikaja  az  lS.s«.t  <H>  1*14  <C>.  jskolai  evekr.d.  Irtu  K»K<«Y.  J. 
4  knr  Unterrichtsstatistik  Budapests  in  den  Schul  jähren  INS'.)  SM)  Iiis 
IS! »4  !»5.  —  Budapest  statisztikai  hivatalanak  közh-nicnyci.  2'.'.  1.  A  resz- 
vt'uvtaiMilat..k  penzüir.vi  eniiin»'iiv.'i  1*74  lSÜH.  lrla  K-'HnsY.  J.  1.  f. 
Budapest.  (Jrill  biz  ÜH»1  ,;i2,  s"  1  K.  .".O.  1'i.blikatinne,,  de«  sta- 
tistischen Bureaus  der  Haupt-  und  Residenzstadt  Budapest  2!*.  KoHiisy. 
I>ie  finanziellen  KrirebnNsc  der  Aktiengesellschaften  1K74  1S!»S.  1.  H.  — 
Budapest  szekest'nväros  stat i»zt ikai  zschk»nyve.  3.  evf.  1S!>7  — lSüS.  Szerk. 
TuiKKlMi,  G.  Budapest,  drill  biz  l!Mtl  ,4S)  32°.  40  f.  Statistisches 
Taschenbuch  der  Haupt-  und  Residenzstadt  Budapest  3.  .lahrfr.  1SH7  1SHS. 
Kediiriert  v<.n  (4.  Thikkin«;  Budapest  szekesföväros  statisztikai  cvkönyve 
3.  evf.  1*117  — 1N!»K.  Szerk  TlllKKlN-..  G.  Budapest.  Grill  biz.  l!H)l."(X. 
400)  4°.  S  K.  Statistisches  .lahrbuch  der  Haupt-  und  Residenzstadt 
Budapest  3.  Jährte.  1SK7- 1*1>*.  Rcdijriert  von  G.  TillKRix.;  —  Fo^yaszlasi 
atl.'teredmeny.-knek,  az  1*11«.  »vi,  statisztikai  c<ry  heul  litäsa  az  osztrak- 
inajtryar  monarchiära  Von.  i  W.-äll.  a.  ui  k.  penziliryminiszteri  szamvevoseir 
f«>iryn-sztä«i  adötiiryi  esoportja.  Budapest.  Allainuy.  1  HO  1 .  (.">0)4U.  Statistische 
Zusaniinenstelluiiir  der  Konsnmsteiierresultate  mit  Bezutr  auf  die  österr. 
untrar.  Monarchie.  1*!»S.  Zusammenirestellt  von  der  Konsumsteuer- 
Rechnuntrsahteilunir  des  küniirl.  unirar.  Finanzministeriums.  —  Kranken- 
kassen, die.  der  Länder  der  unirar.  Krone  im  Jahre  1K!W.  Budapest.  Kilian» 
Nacht".  UHU.  (VII.  HU  und  1311  4°.  0  K.  I'nirar.  stat.  Mitteilun^-u. 
XXV.  Bd.  —  Landwirtschaftliche  Statistik  1'nirains.  Bd.  h.  Ernteerirebnisse. 
Vertagst  und  herausgegeben  vom  köniirl.  unirar.  statistischen  Zeiitralamt. 
Budap.-st.  Natrel  jr.  1!N>1.  (X.  IIS,  234)  4°.  Geb.  S  K.  Magyar  komna 
..rsziiirainak  inez»>razdasa<ri  statisztikaja.  3.  r.  A  irazdasiijrok  niejroszläsa 
jelleir  es  nairysäir  szerint.  Szerk.  «'s  kiadja  a  m.  kir.  központi  statisztikai 
hivatal.  Budapest.  I'.sti  konvvny.  r.  t.  lSHHi.  (VI.  7i».  :i:i:i)  4°.  10  kor. 
(.Mairyar  statisztikai  k.".zlemeiiyek.  I  j  f.dy.  24.  k.|  Landwirtschaftliche 
Statistik  der  Land.  r  d-  r  unirai  isehen  Kmne.  3.  Teil.  Verteilung  der 
Wirtschaften  nach  Charakter  und  (.i rosse.  —  Mairyar  statisztikai  »  vkönyv. 
l'.j  f.dy.  »>.  ISitS.  Szerk.  es  kiadja  az  Grsz.  stat.  hivatal.  Budapest  l!«H 
(XIV.  3!»3|  H°.  10  k«-r.  Lnirarisches  statistisches  .lahrbuch.  —  Mairyar 
kir.  d.diänyciryedarusair.  A.  statisztikaja  is;»;t  rvn.l.  Kiadja  a  in.  kir. 
.l.dianyjövedeki  közp.  iiraz-at-air.    Budapest     Kiryetemi  ny.  l'.MlO.  (27Ö) 
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4°.  Statistik  des  könitrl.  unirar.  Tabakmonopols  im  Jahre  1899.  —  Magyar 
posta.  A,  tävinla  e*  tävbeszcln  statisztikäja  1899-ben.  Kiailjn  a  m.  kir. 
posta  es  tAvinla-vczcrifrazirat<">sä«r.  Szeired.  Endrcnyi  J.  ny.  »MX)  (VI. 
152)  4".  Post-,  Teleirraph-  und  Telephonstatistik  Uiiiranis  im  Jährt'  1899. 
Magyar,  A,  kir.  konni'iny  1899.  .'-vi  mük.ideseröl  es  az  »nz*u  k.izalla- 
potairöl  szölö  jeleute\s  es  statisztikai  ^vkoiiyv.  Budapest.  Athenaeuui  uy. 
(XXlll,  731))  4Ü.  10  K.  Bericht  der  küniirl.  Reirierunir  über  ihre  Wirksimk.  it 
im  Jahre  1899,  über  die  Zustände  des  Landes  und  Statistisches  Jahr- 
buch. —  Mairyar  statisztikai  küzlem^nyek.  U.  F.  2ü.  k.  A  mairyar  k"r. 
urszä^ainak  ktilkereskedeluii  foriralma.  Szerk.  es  kiadja  a  m.  kir.  kiizponti 
stat.  hivatal.  Budapest.  Kilian  biz.  11)00.  (175)  4°.  Küive  (>  K.  Aussen- 
handelsverkejir  der  Länder  der  unirarisehen  Krone.  Mairyar  ki>r«na 
.irszäfrainak,  a,  mezöirazdasairi  statisztikäja.  5.  k.  Vetrerednienyek.  Szerk. 
es  kiadja  a  m.  k.  kiizponti  statiszt.  hivatal.  Budapest.  Xaircl  0.  Itiz.  1900. 
(VI,  89,  234)  4°.  8  K.  Uuyanaz,  Mairyar  es  lernet  HZÜve<r  (X.  11H,  231} 
8K.  LandwirtHcbaitliche  Statistik  de»  Könitrreichs  l'nirarns.  5.  IM.  St-lilu-s- 
resultate.  —  Magyar  statisztikai  evkönyv.  l'j  f.  7.  181)1».  Szerk.  es  kiadja 
a  Ma<ry.  k.  közp.  statiszt.  hivatal.  Budapest.  Athenaeum  ny.  1900.  (XVI. 
442)8°.  10  K.  UnirarischeH  statistisches  Jahrbuch.  —  Mairyar  statisztikai 
közlemenyek.  Uj  f.  Szerk.  es  kiailja  a  m.  k.  küzponti  statisztikai  hivatal. 
25.  k.  A  mairyar  kor.  orszairainak  beteirvirelyzc  pcnztnrai  1898-bnn. 
Budapest.  Pesti  künyvny.  1901.  (99.  125)  4°.  Die  Krankenkassen  Umrarn* 
im  Jahre  1898.  Mairyar,  a.  korona  orszairainak  iryäripara  az  1898. 
evben.  Hköyksjhai.ity  L.  es  Fakk.vs  F.  közri-müköd<;8t'vel  szerk.  Sztkkknyi  J. 
Kiadja  a  kereskedclini  miuiszter.  1—201'.  Budapest  Frauklin-tars.  ny.  1901. 
20  k.  8".  20  K.  1.  Ältalanos  rosz  (305».  2-  4.  Vas-  es  fcinipar  (424. 
327,  214).  5.  GepiryArtas  es  közlekedesi  eszközök  iryartnsa  <  192).  ti.  Villa- 
mossniri  ipar  (119).  7.  Mesz-,  niairnezit-,  czement-  es  aLrya«räriiiryärtäs 
(213).  8.  Üveiriryärtäs  (»in).  9.  10.  Faipar  (»54,  207).  11.  Hur-,  sört.- 
oh  szüripar  (157).  12.  Fonö  es  sznv.'.ipar  (2H2).  13.  Papiros  anyair  <■* 
papiroB<ryärta8  (139).  14.  —  17.  Elelinezcsi  es  elvezeti  czikkek  iryartasa: 
1.  Malomipar  (175).  2.  Czukorirvartas  (171).  3..  4.  (253.  247).  18.-19.  Ve- 
tryeszeti  ipar  (»!9.  K>8).  20.  Kuhäzati  ipar.  sokszomsitö  ipar.  papirani- 
uyartäs  es  könyvkötoipar.  hanirszeripar  (189).  Die  Fabriksindustrie  der 
Länder  der  unirar.  Krone  im  Jahre  1S98.  In  Verbindung  mit  L.  Hki;y)>hai.my 
und  F.  Parkas,  rediiriert  von  .1  Sztkkknyi.  Hemusireireben  vom  Handds- 
minister.  1.  20.  Heft.  1.  Allir-meiner  Teil.  2.  -4.  Kisen-  und  Metall- 
industrie. 5.  Maschinen-  und  Kommunikationsmittel-Industrie.  K.  Elektrische 
Industrie.  7.  Kalk-.  Slairnesit-.  Zement-  und  Tonwarenindustrie.  8.  Ot»s- 
industrie.  9.  -10.  Holzindustrie.  11.  Leder-  und  Borstenindustrie.  12.  Textil- 
industrie. 13.  Papiermaterial-  und  Papierindustrie.  14.— 17.  Lebens-  und 
•  Jenussmittclindustrie:  1.  Mühlenindustrie.  2.  Zuckerindustrie  3..  4. 
IS  19.  Chemische  lndustri.'.  20.  Bekl.-idnnirsinduMrie .  Druckereien-. 
Papierwarcntabrikatioti-,  Buchbinderei-,  Musikinst  rumenten-Industrie. 
Mairyar  statisztikai  kozionienyek.  l'j  f.  29.  k.  A  mairyar  k<>r.  orszairainak 
»HM.  .'vi  kiilken>k.delmi  l'oriralma.    Szerk.  .'s  kiadja  a  m.  k.  kozpouti 
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Statist.  hivatal.  Budapest.  Kilian  ut.  biz.  IDOL  51).  178)  4°.  f»  K. 
Der  Aussenhandclsverkehr  der  Lander  der  unirar.  Kmnc  im  Jahre  11)01. 
Redimiert  und  herausireirchcu  vom  k< -nitrl.  unirar.  zentral-statistischen 
Bureau.  —  Magyar  statisztikai  kiizlemi'nyek.  Uj  f.  28.  k.  A  niagyar  kor. 
orszäirainak  vasutjai  18D7  —  lh!t'.t.  Szerk.  es  kiad.ja  a  in.  k.  központi 
statiszt.  hivatal.  Budapest.  Athenaeum  tiy.  11)01.  (15.  182)  4°.  (i  K. 
Ungarische  statistisch.'  3litteilungcn.  Neue  Foltrc.  28  Bd.  Die  Eisen- 
bahnen der  Länder  der  un«.rar.  Krone  in  den  Jahren  181)7—  181)1».  Redimiert 
und  herauBireireben  vom  köniiil.  unLrar.  zentral-statistischen  Bureau.  — 
Magyar,  a.  posta-,  tavirda-  es  tävbeszclö  statisztikäja  az  11KM).  evrol.  1.  r. 
Altalänos  statisztika.  Kiadja  a  in.  k.  posta-  es  tAvirdavezcrigaztratösag. 
SzeL'ed.  Kndrenyi  ny.  11)01.  (VI,  151  >  4U.  l>ie  Statistik  des  ungarischen 
l'»«t-,  Telegraphen-  und  Telephonwesens  im  Jahre  11)00.  1.  Teil.  Allgemeine 
Statistik.  Herausgesehen  von  der  k^ni-rl.  unirar.  Post-  und  Telegraphen- 
Direktion.  Publikationen  des  statistischen  Bureaus  der  Uaupt-  und 
Residenzstadt  Budapest  (Client,  a.  d.  Ungarischen).  2;»,  1.  und  Hl.  Berlin. 
Puttkammor  &  31.  11*01.  2  Bande.  8".  -  21).  Kökösy,  Die  tinanziellen  Er- 
trebnisse  der  Aktien-resel  Schatten  1874-181)8  H.  1.  (1)2.)  1,50  M.  — 
Hl.  KöKosv,  Die  Sterblichkeit  der  Stadt  Budapest  18111  181)5  und  deren 
Ursachen.  (VIII.  21(i.)  4  31.  —  Statisztikai  adatok  Fiume  vArnsAröl  es 
forgalmAn'd.  Szerk.  es  kiadja  a  tu.  k.  küzp  statiszt.  hivatal.  Budapest. 
Athenaeum  ny.  11)01.  (141»)  8".  4  K.  Statistische  Daten  über  die  Stadt 
Fiume  und  ihres  Handelsverkehr*.  Redimiert  und  herausgegeben  vom 
künigl.  uiiirar.  zentral-statistischen  Bureau. 

XII.  Verschiedenes. 

Bakus*.  J.,  Az  örökh'si  jog  kerdesei.  Budapest.  Kilian  biz.  11)01. 
(84)  8IJ.  2  K.  K.  I.  a  MGS-bl.  A  Mairy.  <  iazdaszövet.  kiadv.  HH.  Fragen 
des  Erbrechts.  Bkksii's,  Grszrw,  SlajryarorszAg  jövoje  az  njabb  nemzeti 
elbelyezkedes  alapjän.  Budapest.  Athenaeum  11)00.  |tiO>  8°.  1  kor. 
Die  Zukunft  Ungarns  auf  Grund  der  neueren  Nationalitätsverteilung. 
Blaskovich,  S„  Erdekösszeferhetlenseg.  Budapest.  Hornyanszky  11)01. 
(177)8°.  H  K.  Inkompatibilität  der  Interessen.  —  Krim  jhklyi,  3IknyiO:kt. 
A  közjciryzöseg  es  hiteles  helyek  türtenete  3IatryarorszAgon.  Kiadja  a  tu. 
k.  közjegyzök  ontz.  c-rvesülete.  Budapest.  Pfeifer  F.  biz.  11)00.  (H2."V)  8". 
8  kor.  Geschichte  des  Notariats  und  der  öflent liehen  Stelleu  in  Ungarn. 
Halxo.s,  Janos,  Budapest  szekes  fövAros  kerttbti  köziiraziratAsAnak  szerve- 
zetc.  Budapest.  Pesti  k.inyvny.  r.  t.  11HK).  (458.  papirral  Atfuttatva)  8°. 
2.40  kor.  Die  Organisation  der  Bezirksverwaltung  der  Haupt-  und 
Residenzstadt  Budapest.  —  Ki.ri.iK.  Imkk,  NY-hAny  szö  a  k<izi«razL'at«s 
reformjAhoz.  Budapest.  Szerzo  kiad.  11)00.  (77)  8°.  1  kor.  Einige 
Worte  zur  Reform  der  Verwaltuni:.  —  Km taty.  A.,  A  mairvar  kereskedelmi 
joir  kezikönyve.  2.  Aldolir.  kiad.  1.  Budapest.  Athenaeum  11)01.  (VIII. 
41»5)  8°.  D  K.  Handbuch  des  unirarischen  Handelsrechtes.  —  Lori>,  A., 
Budapest  telekpolitikäja.  VArosrendeztsi  tanulmäny.  Budapest.  Horny- 
nnszky  11)01.    (2H)  8n.    1  K.    Die  Bodenpolitik  Budapest.    Studie  zur 
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Städteordnung.  —  Mattyasov«cky,  M.,  A  polgäri  türvenyköny?  terve- 
zetenek  öröklesi  joga,  gazdasägi  es  tarsadalompolitikai  szempontbol.  KS  7. 
Das  Erbrecht  des  Entwurfes  eines  ungarischen  allgemeinen,  bürgerliehen 
Gesetzbuches  vom  wirtschaftlichen  sozialpolitischen  Gesichtspunkte.  — 
Mk.szi.kny,  A.,  Magänjogpolitikai  tanulmanyok.  Kill.  tek.  a  magyar  alt. 
polgari  törvcuykönyv  tervezetere.  Budapest.  Politzer  es  fia  1901.  (224) 
s°.  5  K.  Zivilpolitische  Studien.  Mit  besonderer  Berücksichtigung  des 
Entwurfes  eine«  allgemeinen  ungarischen  bürgerlichen  Gesetzbuches.  — 
Mika,  S..  A  hüberscg  es  a  keresztes.  hadiaratok  törtenete.  Budapest.  Re- 
vai  testv.  1900.  8°.  16  kor.  (Nagy  Kepes  Vilägtört.  ö.  r.)  Geschichte 
der  Feudalität  und  der  Kreuzzüge.  —  Xkmkth,  J.,  Az  öröküsödesi  inti'z- 
menyek  es  a  gazdasägi  fejlödes.  MGS.  12.  Die  Erbinstitutionen  und  die 
wirtschaftliche  Enwicklung.  —  Pkisnkk,  Ihnacz.  Budapest  a  18.  szazadban. 
Budapest.  Singer  es  Wolfner  1900.  (220)  8°.  4  k.  Budapest  im  XV11I. 
Jahrhundert.  —  Piklkr,  Gyi:i,a  und  Somi.o.  Bmhow,  Der  Ursprung  des 
Totemismus.  Ein  Beitrag  zur  materialistischen  Geschichtstheorie.  Berlin. 
Hoflmanu  litfM).  i.'W  8°.  —  Rkiskh.  J..  Az  egyhäzi  szenielyek  utani  oni- 
k-.södcsi  jog  Magyarorszägon.  Budapest.  Pfeiler  biz.  1*MK>.  (88)  8°.  2  K. 
40  f.  Dan  Erbrecht  nach  kirchliehen  Personen  in  Ungarn.  —  S/.KdiKXVi. 
J.  gr..  Hitel.  Szemelvenyek.  Bev.  es  jegyzetckkei  ellätta  Gvi'LAl.  .\. 
Budapest.  Lampel  191)1.  (126)  8°.  60  f.  -  Magyar  Künyvtär  2H8  9.  Der 
Kredit.  Ausgewählte  Studien.  Eingeleitet  und  mit  Aumerkungen  versehen 
von  Ä.  Gyih-AI.  —  Teüzk.  Gyula,  Szerves  tärsadalomtani  elmcletek  »'s  az 
iillam  szemelyisegciiek  theoriaja.  Budapest.  Eggenberger  DKM).  (X.  HiH >) 
S°.  8  kor.  Organische  Gesellschaftstheorien  und  die  Theorie  der  Staats- 
persönlichkeit. —  Totti.  J.,  Hazassagi  vagyoujog  gazdasägi  szempoutlx'd. 
MGS.  11  -12.  Das  Ehegüterrecht  vom  wirtschaftlichen  Standpunkt.  - 
Vvzsonyi,  V.,  A  demokrata  pärt  programmja.  Budapest.  Orsz.  kozp.  közs. 
ny.  1900.  (27)  8°.  20  f.  Programm  der  demokratischen  Partei.  —  '/.?<m,»i>, 
B..  Magaujogi  tanulmanyok  stb.,  fokent  az  öröklesi,  kereskedelmi  es  csalndi 
jog  köreböl.  Budapest.  Politzer  «'s  tia  1901.  2  k.  8°.  28  K.  Zivilistische 
Untersuchungen,  hauptsächlich  im  Rahmen  des  Erb-,  Handels-  und  Familien- 
rechtes.  —  Jelentes  a  Budapest  fö-  es  szekvärosi  ällami  rendörsi'g  1899. 
-  vi  mfiködes.  rol.  Budapest.  Rözsa  K.  ny.  1900.  (.r>00)  8°.  Bericht  über 
die  Wirksamkeit  der  Staats-Polizei  in  Budapest  1899.  —  Jelentes  a  Buda- 
pest fo-  ('-s  szekvärosi  ällami  rendörseg  1900.  evi  müköde-serol.  Függ.: 
A  szi.cziali.-ta  munkasmozgalinak  az  1900.  evben  (24Ö  582).  Budapest. 
<>rsz.  közp.  közs.  ny.  rt.  1901.  (582)  8°.  Bericht  über  die  Tätigkeit 
der  Staatspolizei  in  der  Haupt-  und  Residenzstadt  Budapest  im  Jahre  Ii*** 
(Anhang:  Die  sozialistischen  Arbeiterbewegungen  im  Jahre  1900.) 
Mgyar  ültalänos  polgäri  törvenykönyv.  A,  tervezete.  Elsö  szöveg.  Kcszitettek 
iiz  igazsägüg.vministcriuniban  szervezett  allandö  bizott.säg  tngjai.  Budapest. 
Grill  1900.  (XIV.  44H)  8°.  Kötve  2  K.  Entwurf  des  ungarischen  all- 
gemeinen bürgerlichen  Gesetzbuches.    Erster  Text. 
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Uruguay. 

A.  Verfassung. 

Referent:  Dr.  Daniel  Garcia  Aceredo,  Advokat,  Montevideo. 
Übersetzung  von  Dr.  Roberto  Kttrk,  Lesrationssekrctär,  Hamburg. 

J.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Von  allen  gegenwärtigen  Verfassungen  der  lateinisch-ameri- 
kanischen Staaten  ist  die  von  Uruguay  die  iiiteste.  Diese  Tatsache 
allein  ist  schon  ein  Beweis  für  die  Gelehrsamkeit  nnd  Klugheit  der 
Patrioten,  die  sie  verfasst  haben;  noch  mehr  aber  der  1 'instand,  dass 
sie  nicht  modifiziert  worden  ist:  sie  wäre  es  sicherlich  in  den 
l'.i  Jahren,  in  denen  sie  in  Kraft  steht,  wenn  sie  für  unser  Land 
nicht  passte. 

Nach  Beendigung  des  Krieges  der  vereinigten  Provinzen  des 
La  Platastromes  mit  dem  brasilianischen  Kaiserreiche  durch  den 
Frieden  von  1828,  durch  den  die  Unabhängigkeit  der  Banda  Oriental 
der  heutigen  orientalischen  Republik  Uruguay  anerkannt  worden  ist, 
wurden  die  Abgeordneten  aller  Ortschaften  zur  Asamblea  General 
ztisaminenberufen  und  sanktionierten  nach  gründlicher  Beratung  am 
10.  September  1829  die  Verfassung,  die  am  18.  Juli  1830  beschworen 
worden  und  noch  immer  das  Grundgesetz  von  Uruguay  geblieben  ist. 

Die  Verfassung,  die  aus  1 51*  Artikeln  besteht,  zerfällt  in  12  Ab- 
schnitte, die  wieder  in  Kapitel  eingeteilt  sind. 

Abschnitt  1.  Die  Republik  Uruguay  ist  die  politische  Ver- 
einigung aller  Bürger  des  Staates,  der  frei  und  von  jeder  fremden 
Macht  unabhängig  ist  und  niemals  von  einer  Person  oder  einer  Familie 
ans  eigenem  Rechte  beherrscht  werden  kann.  Die  Souveränität  ruht 
in  ihrem  vollen  Umfange  bei  dem  Volke.  Dies  hat.  das  alleinige 
Recht,  sich  durch  seine  Vertreter  tiesetze  zu  geben.  Der  Abschnitt 
schliesst  mit  der  Bestimmung,  dass  die  Staatsreligion  römisch-katholisch- 
ist, was  die  Duldung  irgend  eines  and  eren  Kultus  nicht  ausschliesst 
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Abschnitt  2  teilt  die  Bürger  ein  in  solche,  die  es  dnrch  Ab- 
stammung, und  solche,  die  es  durch  Gesetz  sind.  Durch  Geburt  sind 
alle  die  Bürger,  die  im  Staatsgebiete  geboren  sind,  durch  Gesetz  sind 
Bürger:  die  Sühne  uruguayischer  Bürger,  die  im  Auslande  geboren 
sind  und  ihren  Wohnsitz  in  der  Bepublik  nehmen;  die  Fremden,  die 
als  Offiziere  in  der  Armee  Kriegsdienste  getan  haben;  die  verheirateten 
Ausländer,  die  irgend  eine  Wissenschaft,  eine  Kunst  oder  ein  Ge- 
werbe betreiben  oder  eigenes  Vermögen  oder  Grundeigentum  besitzen 
und  drei  Jahre  lang  ihren  Wohnsitz  im  Lande  haben.  Ferner  sind 
durch  Gesetz  Bürger:  die  unverheirateten  Ausländer  unter  Voraus- 
setzung der  Erfüllung  einer  der  Bedingungen,  unter  denen  die  ver- 
heirateten das  Bürgerrecht  erlangen,  und  nach  vierjährigem  Wohn- 
sitz in  der  Republik;  die,  welche  für  besondere  Leistungen  und 
hervorragende  Verdienst.«  von  der  Legislative  für  Bürger  erklärt 
worden  sind,  und  andere,  die  bei  der  Einführung  der  Verfassung 
besondere  Eigenschaften  besassen.  Sowohl  die  Bürger  durch  Ab- 
stammung, wie  die  durch  Gesetz,  haben  das  Recht,  zu  wählen  und 
öffentliche  Ämter  zu  bekleiden,  solange  ihr  Bürgerrecht  nicht  ruht 
oder  untergegangen  ist. 

Das  Bürgerrecht  ruht:  wenn  der  Betreffende  handlungsunfähig 
ist.  gemeiner  Soldat,  nicht  ansässig,  Angeklagter,  gewohnheitsmässiger 
Trinker,  unter  zwanzig  Jahre  alt  oder  des  Schreibens  und  Lesen« 
unkundig  ist.  Das  Bürgerrecht  geht  verloren:  durch  Verurteilung 
zu  einer  entehrenden  Straf«,  durch  betrügerischen  Bankrott,  durcli 
Naturalisation  in  einem  anderen  Staate  und  durch  Übernahme  von 
Ämtern,  Würden  oder  Auszeichnungen  einer  fremden  Regierung, 
wenn  die  Legislative  sie  nicht  ausdrücklich  genehmigt  hat. 

Abschnitt  3.  Die  Regierungsform  ist  repräsentativ,  republi- 
kanisch. Die  Ausübung  der  Souveränität  des  Volkes  ist  drei  Gewalten 
übertragen.  Diese  sind  die  gesetzgebende,  die  ausführende  und  die 
richterliche  Gewalt. 

Abschnitt  4.  Die  Legislative  besteht  ans  zwei  Kammern,  der 
der  Senatoren  und  der  der  Abgeordneten.  Ihr  liegt  ob:  die  Gesetze 
zu  verabschieden  und  deren  Veröffentlichung  zu  veranlassen,  die 
Mitglieder  des  höchsten  Gerichtshofes  zu  wählen  und,  solange  dieser 
noch  nicht  gebildet  ist,  auch  die  Mitglieder  der  beiden  oberen  Tri- 
bunale zu  ernennen,  das  jährliche  Budget  festzustellen,  die  Ab- 
rechnungen, die  die  Exekutive  vorzulegen  hat,  zu  genehmigen,  über 
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die  Staatsschuld  zu  beschlicssen,  Krieg  und  Frieden  zu  erklären, 
die  Verträge,  die  die  Exekutive  mit  fremden  Mächten  absehliesst,  zu 
sanktionieren,  Steuern  festzusetzen,  Mals,  Gewicht  und  Wert  der 
Münzen  zu  bestimmen,  Heamtenstellen  zu  schaffen  und  aufzuhelfen, 
die  Besoldungen  derselben,  Pensionen  und  besondere  Entschädigungen 
zu  dekretieren,  zu  begnadigen  und  Amnestien  zu  erlassen,  den  Präsi- 
denten der  Republik  zu  wählen  und  noch  andere  Befugnisse  mehr 
auszuüben. 

Die  Kammer  der  Abgeordneten  wird  von  den  Deputierleu 
gebildet,  die  von  den  Bürgern  jeden  Departements  direkt  gewählt 
werden.  Auf  je  :i000  Einwohner  wird  ein  Abgeordneter  auf  drei 
Jahre  gewählt.  Zur  Wahl  zum  Deputierten  ist  eine  fünfjährige 
Ausübung  des  Bürgerrechts,  ein  Alter  von  2*>  Jahren  und  ein  Ver- 
mögen von  4000  Pesos  oder  die  Ausübung  eines  Gewerbes  oder  einer 
Kunst  oder  die  Bekleidung  eines  Amte«  mit  einem  entsprechenden  Ein- 
kommen erforderlich.  Zu  Deputierten  können  nicht  gewählt  werden 
die  bürgerlichen  oder  militärischen  Beamten  der  Exekutive,  wenn 
sie  besoldet  sind,  ebensowenig-  die  Mitglieder  des  Klerus. 

Die  Kammer  der  Abgeordneten  hat  allein  das  Hecht,  bei  dem 
Senat  den  Präsidenten  der  Republik,  die  Minister,  die  Mitglieder 
der  beiden  Kammern  und  des  Höchsten  Gerichtshofes  wegen  Ver- 
brechen anzuklagen. 

Die  Mitgliederzahl  der  Senatorenkammer  ist  so  gross  wie  die 
Zahl  der  Departements  der  Republik.  Die  Wahl  geschieht  indirekt 
auf  t»  Jahre.  Die  Erneuerung  der  Senatorenkammer  findet  zu  einem 
Dritteile  statt.  Hierdurch  unterscheidet  sie  sich  von  der  Abgeordneten- 
kammer, deren  Neuwahl  alle  :t  Jahre  vollständig  erfolgt. 

Eine  sechsjährige  Ausübung  des  Bürgerrechts,  ein  Alter  von 
3tf  Jahren  und  ein  Vermögen  von  loooo  Pesos  oder  ein  entsprechendes 
Einkommen  oder  ein  wissenschaftlicher  Beruf  mit  demselben  Ein- 
kommen sind  die  Voraussetzungen,  um  zum  Senator  gewählt  werden 
zu  können.  1'berdies  darf  der  Betreffende  weder  ein  besoldeter  Be- 
amter der  Exekutive,  noch  ein  Kleriker  sein,  welch  letztere  Be- 
dingungen ja  auch  bei  der  Wahl  zum  Abgeordneten  vorliegen. 

Die  Abgeordneten  können  wiedergewählt  werden,  nicht  aber 
die  Senatoren. 

Die  Senatoren  und  die  Abgeordneten  erhalten  Diäten,  deren 
Höhe  sich  zur  Zeit  auf  2*>0  Pesos  monatlich  beläuft. 
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Die  Asamblea  General  ist  die  Vereinigung  der  beiden  Kammern. 

Abschnitt  5  behandelt  die  Obliegenheiten  der  Asamblea  General, 
die  Geschäftsordnung  der  beiden  Kammern  und  der  ständigen 
Kommission. 

Die  Senatoren  nnd  Abgeordneten  können  wegen  ihrer  An- 
sichten und  Äusserungen,  die  sie  als  solche  bekunden,  nicht  zur  Ver- 
antwortung gezogen  werden.  Kein  Senator  noch  Abgeordneter  kann 
verhaftet  werden,  es  sei  denn  auf  frischer  Tat,  noch  strafrechtlich 
verfolgt  werden,  es  sei  denn  vor  der  Karomer,  der  er  angehört  und 
die  darüber  zu  entscheiden  hat,  ob  sich  der  Betreffende  vor  den 
ordentlichen  Gerichten  zu  verantworten  hat. 

Jede  Kammer,  auch  die  vereinigten  haben  das  Kecht.  In- 
formationen, die  sie  für  nötig  erachten,  von  den  Staatsministern  zn 
verlangen. 

Die  Asamblea  General  beginnt  ihre  Session  am  l'>.  Februar 
jeden  Jahres  und  schliesst  sie  am  1"».  Juli.  Liegt  ein  besonderer  Grund 
zur  Verlängerung  der  Session  vor,  so  geschieht  dies  für  einen  Monat. 
Die  Exekutive  kann  die  Asamblea  General  in  ausserordentlichen 
Fällen  berufen.  Dann  darf  letztere  abei  nur  solche  Vorlagen  be- 
arbeiten, die  ihr  als  dringende  von  der  Exekutive  zugehen. 

Während  der  Zeit,  in  der  die  Asamblea  General  nicht  tagt, 
besteht  eine  ständige.  Kommission,  die  sich  aus  zwei  Senatoren  und 
drei  Abgeordneten,  die  jede  Kammer  aus  ihrer  Mitte  wählt,  zu- 
sammensetzt. Sie  hat  die  Aufgabe,  über  die  Beobachtung  der  \er- 
fassnng  und  der  Gesetze  zu  wachen,  und  hat  das  Kecht,  von  Ver- 
letzungen derselben  die  Exekutive  in  Kenntnis  zu  setzen.  "Wenn 
die  ausführende  Gewalt  den  wiederholten  Erinnerungen  der  Kom- 
mission keine  Beachtung  schenkt,  kann  letztere  die  Asamblea  Genend 
berufen  und  bei  ihr  über  das  Verhalten  der  Exekutive  vorstellig 
werden,  um  eventuell  ein  Urteil  gegen  den  Präsidenten  der  Republik 
zu  erwirken. 

Abschnitt  (>  behandelt  den  Vorschlag,  die  Diskussion,  die  Ver- 
abschiedung nnd  die  Promulgation  der  Gesetze. 

Die  Exekutive,  sowie  jede  der  beiden  Kammern,  auf  Antrag 
eines  ihrer  Mitglieder,  hat  das  Recht,  Gesetze  vorzuschlagen,  ab- 
gesehen von  den  Steuergesetzen,  zu  deren  Einbringung  ausschliesslich 
die  Kammer  der  Abgeordneten  berechtigt  ist. 
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Wenn  die  Kammer  einen  Gesetzentwurf,  der  ihr  zur  Beratung 
vorgelegt  ist,  genehmigt  hat,  geht  er  zwecks  Verabschiedung, 
Modifikation  oder  Ablehnung  an  die  andere  Kammer.  Wenn  diese 
ihn  ohne  Vorbehalt  angenommen  hat,  geht  er  an  die  Exekutive,  um 
publiziert  zu  werden.  Wenn  eine  Kammer  einen  von  der  anderen 
angenommenen  Entwurf  abändert,  hat  sie  von  diesen  Modifikationen 
die  andere  in  Kenntnis  zu  setzen.  Werden  diese  Abänderungen  ge- 
nehmigt, so  erhält  die  Exekutive  das  Gesetz  zur  Publikation.  Ge- 
nehmigt aber  die  Kammer,  der  der  Kntwnrf  zuerst  vorgelegen  hat, 
die  Modifikationen  der  anderen  nicht,  so  vereinigen  sich  beide 
Kammern  unter  dem  Vorsitz  des  Präsidenten  der  Senatoren-Kammer. 
Zur  Annahme  des  Entwurfs  sind  dann  zwei  Drittel  der  Stimmen  der 
anwesenden  Mitglieder  erforderlich. 

Wenn  die  Exekutive  gegen  die  von  den  Kammern  genehmigten 
und  ihr  von  diesen  zwecks  Promulgation  zugegangenen  Entwürfe 
Einwände  erheben  will,  hat  sie  den  Entwurf  mit  ihren  Modifikationen 
innerhalb  10  Tagen  zurückzusenden. 

Gelangt  ein  Entwurf  mit  solchen  Einwänden  der  Exekutive 
an  eine  der  Kammern  zurück,  so  vereinigen  sich  die  beiden  Kammern 
und  beschliessen  darüber  mit  zwei  Dritteln  der  anwesenden  Mitglieder. 

Wenn  die  Modifikationen  der  Exekutive  abgelehnt  werden,  ist 
hiervon  diese  in  Kenntnis  zu  setzen  und  das  Gesetz  ohne  weiteres 
zu  sanktionieren  und  zu  promulgieren. 

Der  Abschnitt  7  behandelt  die  Befugnisse,  Pflichten  und 
Prärogativen  der  Exekutive. 

Die  ausführende  Gewalt  ruht  bei  der  einen  Person,  die  die 
Asamblea  General  am  1.  März  mit  absoluter  Majorität  auf  vier 
Jahre  wählt. 

Um  zum  Präsidenten  der  Kepnblik  gewählt  zu  werden,  ist  er- 
forderlich: Bürger  von  Geburt  zu  sein  und  die  zur  passiven  Senatoren- 
wahl nötigen  Eigenschaften  zu  besitzen.  Der  Präsident  kann  erst 
vier  Jahre  nach  Beendigung  seiner  Amtszeit  wiedergewählt  werden. 

Im  Falle  einer  Erkrankung  oder  Abwesenheit  des  Präsidenten 
oder  seiner  Verzichtleistnng,  seines  Todes  oder  seiner  Amtsentsetznng 
tritt  der  Präsident  der  Senatorenkammer  au  seine  Stelle  und  über- 
nimmt die  Funktionen  der  Exekutive.  Während  dieser  Zeit  ruhen 
seine  Hechte  und  Pflichten  als  Senator. 
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Vor  der  Wahl  des  Präsidenten  hat  die  Asamblea  General  das 
Jahresgehalt  desselben  festzusetzen,  das  während  der  Aiutsperiode 
weder  erhöht  noch  herabgesetzt  werden  kann. 

Der  Präsident  ist  der  oberste  Chef  der  Verwaltung  der 
Republik.  Hie  Aufrechterhaltung  der  Ordnung,  der  Friede  im 
Innern  und  die  Sicherheit  nach  aussen  sind  seine  ersten  Pflichten. 
Hierzu  gehört  ihm  der  Oberbefehl  über  sämtliche  Truppen  zu  Lande 
und  zur  See,  den  er  nur  in  Übereinstimmung'  mit  der  Asamblea 
General  ausüben  kann.  Ferner  steht  ihm  zu,  den  Kammern  Gesetzes- 
entwürfe vorzulegen,  die  Ernennung  und  Entlassung  der  Staats- 
minister und  der  Staatssekretäre,  der  bürgerlichen  und  militärischen 
Reamten,  soweit  es  die  Verfassung  und  die  Gesetze  vorschreiben, 
und  in  Übereinstimmung  mit  der  Senatorenkammer  und,  wenn  diese 
nicht  tagt,  mit  der  ständigen  Kommission;  die  Ernennung  der 
diplomatischen  Vertreter,  der  Obersten  und  der  übrigen  höheren 
Offiziere.  Der  Präsident  kann  die  Reamten  absetzen,  jedoch  nur 
wegen  Unfähigkeit,  Nachlässigkeit  oder  wegen  eines  Vergebens. 
In  den  beiden  ersten  Fällen  in  Übereinstimmung  mit  dem  Senat 
oder  der  ständigen  Kommission  und  im  dritten,  nachdem  die  An- 
gelegenheit der  Justizverwaltung  unterbreitet  ist.  Er  kann  mit 
Kenntnis  des  Senats  Friedensverträge,  Allianzen,  Freundschafts-  und 
Handelsverträge  schliessen;  jedoch  bedarf  es  zu  deren  Gültigkeit 
der  Zustimmung  der  Asamblea  General;  er  übt  das  Patronat  aus 
und  erteilt  den  Hullen  das  Plazet.  Nach  Reschluss  der  Asamblea 
General  erklärt  er  den  Krieg,  nachdem  er,  ohne  der  Ehre  oder 
Unabhängigkeit  der  Republik  zu  schaden,  alle  Mittel  zur  Erhaltung 
des  Friedens  angewandt  hat.  Der  Präsident  hat  ausserdem  noch 
mehr  oder  minder  wichtige  Refugnisse,  von  denen  eine  zu  häutigen 
Debatten  Anlass  gegeben  hat  und  darin  besteht,  dass  er  über  dir 
Mittel  und  Resrhlüsse,  die  er  zur  Sicherheit  in  schwierigen  und  ernsten 
Fällen  auswärtiger  Gefahr  oder  innerer  Unruhen  anwendet,  un- 
verzüglich der  Asamblea  General  oder  der  ständigen  Kommission 
Rechenschaft  abzulegen  hat. 

Die  Gesetze,  die  die  Legislative  dem  Präsidenten  zugeben 
lässt,  hat  er  ohne  Verzug  zu  publizieren.  Ferner  liegt  ihm  ob,  für 
die  Eingänge  der  Steuern  und  allgemeinen  Abgaben  und  für  deren 
Anlag»'  nach  Vorschrift  der  Gesetze  zu  sorgen. 

Der  Präsident  darf  das  tiebiet  der  Republik  während  seiner 
Amtsperiode  und  auch  in  dem  ersten  Jahre  nach  Reendignng  der 
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Amtszeit  niclit  verlassen,  es  sei  denn  bei  zwingender  Not  und  mit 
Krlanbnis  der  Asamblea  General.  Kr  kann  niemanden  seiner 
persönlichen  Freiheit  berauben,  es  sei  denn  bei  dringendem  Staat s- 
interesse.  Sein  Recht  beschränkt  sich  aber  auf  einfache  Freiheits- 
entziehung mit  der  Verpflichtung:,  den  Arrestauten  innerhalb  vier- 
uudzwanzig  Stunden  den  ordentlichen  Gerichten  auszuliefern.  Kr 
darf  nur  das  gesetzliche  liehalt  auszahlen  lassen  und  kein  Amt 
verleihen  ohne  ministerielle  Gegenzeichnung. 

Der  Präsident  hat  das  Hecht,  in  Übereinstimmung  mit  den 
Gesetzen  von  der  Todesstrafe  zu  begnadigen.  Kr  kann  nur  während 
seiner  Amtsperiode  und  in  dem  ersten  Jahre  nach  Beendigung 
derselben  und  zwar  nur  vor  der  Kammer  der  Abgeordneten  angeklagt 
werden;  später  kann  er  niemals  wegen  seiner  Rcgiernngshandlungen 
zur  Verantwortung  gezogen  weiden. 

Abschnitt  S.  Dem  Präsidenten  stehen  verantwortliche  Staats- 
niinister  zur  Seite.  Um  Minister  werden  zu  können,  ist  erforderlich 
die  Eigenschaft  als  Hürger  durch  Abstammung  oder  durch  Gesetz 
nach  zehnjährigem  Aufenthalt  in  der  Republik  und  ein  Alter  von 
■W  Jahren.  Die  Minister  haben  den  Kammern  auf  ihren  Wunsch 
Rechenschaft  und  Auskünfte  zu  geben.  Aus  keinem  Grunde  können 
sie  früher  als  »i  Monate  nach  Amtsniederlegung  das  Staatsgebiet 
verlassen.  Während  dieser  Zeit  kann  noch  Anklage  gegen  sie 
erhoben  werden. 

Zur  Zeit  gibt  es  die  folgenden  fünf  Minister:  der  Regierung 
(des  Innern),  der  Finanzen,  des  Kriegs  und  der  Marine,  der  Rauten 
und  der  Landwirtschaft  und  der  auswärtigen  Angelegenheiten. 

Abschnitt  9  enthält  die  Organisation  der  richterlichen  Gewalt 
Sie  setzt  sich  zusammen  aus  dem  obersten  Gerichtshofe,  den  Berufung«-' 
gerichten  und  den  Gerichten  erster  Instanz  in  der  Form,  wie  die 
einzelnen  Gesetze  es  bestimmen. 

Die  Asamblea  General  ernennt  die  Mitglieder  des  obersten 
Gerichtshofes,  die  ebenso  wie  die  übrigen  Mitglieder  der  richterlichen 
Gewalt  lebenslänglich  sind. 

Jedem  bürgerlichen  oder  handelsrechtlichen  Prozesse  muss  ein 
Vergleichsverfahren  vor  dem  Friedensrichter  voraufgehen.  Es  ist 
verboten,  dem  Angeklagten  den  Kid  abzunehmen,  die  Wahrheit  zu 
sagen.  Versäumnisverfahren  im  Strafprozess  gibt  es  nicht.  Fest- 
genommen werden  kann  nur,  wer  auf  frischer  Tat  ertappt  wird 
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oder  ge;reu  den  fast  voller  Beweis  erbracht  ist,  aber  auch  nur  auf 
schriftlichen  Befehl  des  zuständigen  Richters.  Innerhalb  24  Stunden 
ist  der  Arrestant  vom  Richter  zu  verhören  und  innerhalb  48  Stunden 
sind  die  Zeugen  in  Gegenwart  des  Angeklagten  und  seines  Verteidigers 
summarisch  zu  vernehmen.  Geheimes  Verhör  ist  nicht  mehr  gestattet. 
Jeder  Richter  ist  für  die  geringste  Verletzung  der  Rechte  der 
Bürger  und  für  jede  Abweichung  von  dem  gesetzlichen  Verfahren 
verantwortlich. 

Abschnitt  10  handelt  über  die  Regierung  und  die  Verwaltung; 
der  Departements.  In  jedem  Hauptplatze  eines  Departements,  deren 
gibt  es  zurzeit  19,  residiert  ein  Vertreter  der  Exekutive  mit  dem 
Titel  Gefe  Politico.  Diese  politischen  Chefs,  die  von  der  Exekutive 
ernannt  werden,  müssen  Bürger  durch  Geburt  oder  durch  Gesetz 
sein,  in  der  Nähe  Grundeigentümer  im  Departement  und  über 
:?0  Jahre  alt  sein.  In  den  Hauptplätzeu  des  Departements  bestehen 
Gemeinderäte,  die  sich  aus  den  umliegenden  Grundeigentümern 
zusammensetzen  und  allgemein  gewählt  werden.  Ihnen  liegt  ob, 
für  den  Elementarunterricht,  für  das  Gewerbe,  die  Wohlfahrt  der 
Departements  und  die  Beobachtung  der  Rechte  des  einzelnen  zu 
sorgen. 

Abschnitt  11  enthält  die  Erklärung  der  Rechte.  Die  Einwohner 
des  Staates  haben  das  Recht,  in  dem  Genüsse  ihres  Lebens,  ihrer 
Ehre,  Freiheit,  Sicherheit  und  ihres  Eigentums  geschützt  zu  werden. 
Niemand  darf  dieser  Rechte,  es  sei  denn  auf  gesetzlichem  Wefre, 
beraubt  werden.  Sklaverei  und  Sklavenhandel  bleiben  verboten. 
Die  Blenschen  sind  vor  dem  Gesetz  alle  gleich.  Nur  Talente  nnd 
Bürgertugenden  zeichnen  sie  untereinander  aus.  Keine  Behörde 
kann  Adelsprädikate,  Ehren  oder  erbliche  Auszeichnungen  verleihen. 
Handlungen,  die  die  öffentliche  Ordnung  nicht  stören,  noch  einem 
Dritten  schaden,  unterliegen  nur  dem  göttlichen  Richterspruch. 
Niemand  ist  verpflichtet,  zu  tun,  was  das  Gesetz  nicht  vorschreibt, 
noch  zu  unterlassen,  was  das  Gesetz  nicht  verbietet.  Das  Haus 
des  Bürgers  ist  unverletzlich.  Nur  mit  seiner  Erlaubnis  darf  es 
nachts  betreten  werden,  tags  nur  auf  ausdrücklichen  schriftlichen 
Befehl  des  zuständigen  Richters  und  in  den  gesetzlich  zugelassenen 
Fällen.  Niemand  kann  ohne  gesetzliches  Verfahren  bestraft  oder 
verbannt  werden.  In  den  Strafgerichten  sitzen  Geschworene.  Die 
Gefängnisse  dürfen   nie  zu  Blartern,   sondern   nur  zu  Freiheits- 
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entziehnngen  dienen.  Das  Geheimnis  der  Papiere  und  Briefe  ist 
unverletzlich.  Es  besteht  da.-  Hecht  der  freien  Meinungsäusserung: 
in  Wort  und  .Schritt  und  das  l'etitioiisrecht  vor  jeder  Behörde. 
Die  persönliche  Freiheit  wird  nur  durch  Landesverrat  verwirkt. 
Das  Eigentum  ist  unverletzlirh.  Nur  auf  Anordnung  der  bürger- 
lichen Behörden  und  getreu  eine  entsprechende  Entschädigung  kann 
jemand  zur  Hilfeleistung  für  die  Truppen  oder  zur  Einquartierung 
herangezogen  werden.  Der  Gewerbe-  und  Handelsbetrieb  ist  frei. 
Ebenso  herrscht  völlige  Freizügigkeit. 

Abschnitt  12  enthält  die  Vorschriften  über  die  Beobachtung 
der  alten  Gesetze,  über  die  Publikation.  Sanktion.  Interpretation  und 
Beform  der  Verfassung. 

Alle  Gesetze  seit  dem  .lahre  1n:!0  sind  in  Kraft,  solange  sie 
nicht  von  der  Legislative  derogiert  worden  sind.  Sie  hat  das  aus- 
schliessliche Hecht,  die  Verfassung  zn  interpretiere»  und  zu  modi- 
fizieren. Zur  Verfassungsreform  ist  erforderlich,  dass  eine  Legislatur 
die  Reform  für  notwendig  erklärt,  die  folgende  die  Abänderungen 
klarlegt  und  die  dritte  Legislatur  sie  beschliesst. 

Die  Kegiernngsform  kann  nur  in  einer  grossen  Asamblea 
General,  die  sich  aus  einer  doppelten  Anzahl  von  Senatoren  und  Ab- 
geordneten zusammensetzt  und  die  ausdrücklich  hierzu  gewählt  sind, 
abgeändert  werden. 

II.  f  ber  die  Reform  der  Verfassung. 

Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  unsere  Verfassung  reform- 
bedürftig ist.  Nachdem  sie  über  70  Jahre  in  Kraft  gewesen  ist, 
niuss  sie  gleich  allem  anderen,  wie  die  Erfahrung  lehrt,  modifiziert 
werden.  Dies  ist  bei  den  Fortschritten  des  Landes  seit  dem  Jahre  1S:10 
auch  gar  nicht  verwunderlich. 

Wie  ich  im  Anfang  meines  Heferates  gesagt  habe,  ist 
unser  Staat,  was  Verfassungsfragen  angeht,  unter  allen  lateinisch- 
amerikanischen  Ländern  am  konservativsten.  Als  Gegenstück  kann 
Mexiko  dienen,  das  seine  Verfassung  in  einem  Jahre  dreimal  modi- 
fiziert hat. 

Ich  glaube,  die  Tatsache,  dass  unser  Grundgesetz  sich  stets 
gehalten  hat  und  trotz  der  unruhigen  Zeiten  immer  geachtet  und 
respektiert  worden  ist,  selbst  in  den  schwierigsten  Monienten,  dass 
sie  ein  Schutz  für  die  Unterdrückten,  eine  Garantie  für  alle  Freiheiten 
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und  eine  sichere  Schranke  freien  alle  schlec  hten  Regierungen  gewesen 
ist,  spricht  zn  unseren  Gunsten.  Rühmen  kann  sieh  awh  unser 
Land,  dass  seine  Verfassung  mehr  Erfolge  gehabt  hat  als  die  anderer 
Staaten,  die  zwar  grösser  und  reicher  sind,  aber  nicht  solch  treffliche 
Institutionen  und  Gesetze  haben. 

Zu  manchen  ereignisreichen  Zeiten  haben  sich  die  Politiker 
von  Uruguay  mit  der  Verfassungsreform  beschäftigt,  aber  ans 
verschiedenen,  meist  politischen  Gründen  die  schwere  Arbeit  nicht 
zu  Ende  geführt.  Jetzt,  wo  im  Unde  ein  gesunder  Geist,  Friede 
und  Fortschritt,  unter  einer  gerechten  und  vorwärts  strebenden 
Regierung  herrschen,  ist  es  Zeit,  die  Reform  in  Angriff  zu  nehmen. 

Die  Punkte,  um  die  sich  die  Reform  zu  bewegen  hat,  sind  im 
wesentlichen  folgende : 

Vollständige  Trennung  der  Kirche  vom  Staat. 

Reorganisation  der  Munizipalregiernng.  Den  Verwaltungs- 
körjiern  der  Departements  müssen  umfangreichere  Befugnisse  bei- 
gelegt werden,  damit  sie  in  Wirklichkeit  munizipale  Regierungen 
werden.  Abgesehen  davon  haben  frühere  Gesetze  den  genannten 
Körperschaften  grössere  Befugnisse  gewährt,  als  die  Verfassung. 

l'nentgeltlichkeit  der  Tätigkeit  eines  Senators  und  Abgeordneten. 
Als  Muster  diene  das  gewaltige  Deutsche  Reich  und  die  Über- 
zeugungen des  grossen  Meisters  Bismarck.  Ich  fasse  es  zusammen 
in  die  Worte:  Gesichert  war  die  Zukunft  des  Deutschen  Reiches,  al» 
man  im  Reichstage,  wenn  auch  nur  mit  wenigen  Stimmen.  Bismarcks 
Idee  von  der  l'nentgeltlichkeit  solcher  Ämter  triumphieren  sah. 
Das  Amt  eines  Gesetzgebers  darf  nur  als  eine  Auszeichnung  an  die 
besser  unterrichteten  Bürger  verliehen  werden,  aber  nicht  zum 
Geschäft  werden  für  gewissenlose  Elemente,  die  den  Leidenschaften 
der  Menge  schmeicheln. 

Den  Legislatoren  muss  das  Recht,  den  Präsidenten  der 
Republik  zu  wählen,  genommen  werden,  denn  sie  haben  wichtigere 
Gesetze  zu  geben,  als  Präsidenten  zu  ernennen.  In  der  Praxis  hat 
sich  herausgestellt,  dass  nicht  die  zu  Gesetzgebern,  die  sich  besonders 
dazu  eigneten,  gewählt  worden  sind,  sondern  die,  die  sich  für  den 
einen  oder  den  anderen  Präsidentschaftskandidaten  erklärten. 

Die  Dauer  der  Präsidentschaft  mnss  verlängert  werden.  Pic 
Verfassung  bestimmt,  dass  die  Präsidenten  auf  vier  Jahre  gewählt 
werden.    Die  Erfahrung  lehrt  aber,  dass  diese  Zeit  viel  zu  kurz  ist. 
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und  da-ss  es  notwendig  ist.  dit*  aufregenden  Zeiten  der  Wahlagitationen 
iiK.^lirlist  voneinander  zu  trennen. 

Die  Mandate  der  .Senatoren  und  Abgeordneten  müssen  ebenfalls 
aus  dem  gleichen  Grunde  verlängert  werden.  Jene  dauern  sechs, 
diese  nur  drei  Jahre.  Das  ist  zu  kurz.  Denn  zur  Zeit  der  Wahlen 
des  Präsidenten,  der  Senatoren  und  der  Abgeordneten  beschäftigt 
sich  das  ganze  Land  viel  zu  sehr  mit  Politik,  anstatt  zu  arbeiten. 

Den  Einwohnern  eines  jeden  Departements  müsste  eine  gewisse 
Teilnahme  an  der  Wahl  des  tiefe  politico  des  betreffenden  Departements 
zugestanden  werden,  damit  diese  der  Majorität  der  Kürger  angehören, 
die  unter  ihre  Jurisdiktion  fallen. 

Der  Erwerb  des  Bürgerrechts  muss  den  Fremden  erleichtert 
werden.  Denn  spätere  tiesetze  haben  die  Bestimmungen  der  Ver- 
fassung, deren  Heist  liberaler  ist  als  jene,  ausser  Kraft  gesetzt. 
Ein  junges  Volk  mit  grossen,  noch  ungehobenen  Reichtümern,  mit 
fruchtbaren  Landstrecken,  die  von  Herden  bevölkert  und  von  Bergen 
und  unübertrefflichen  Weiden  bedeckt  sind,  mit  einem  äusserst 
günstigen  Wassernetze,  einem  milden  Klima  und  unter  der  Herrschaft 
liberaler  Gesetze  kann  nichts  vorteilhafteres  tun  als  Fremde  heran- 
ziehen und  mit  offenen  Armen  den  Mann  von  Wissen  und  Vermögen 
bei  sich  aufzunehmen,  der  ohne  Zweifel  bei  ihm  Glück  und  Wohl- 
stand finden  wird. 

B.  Gesetzgebung  1902. 

Referent:  Dr.  Jose  Pedro  Massera,  Advokat,  Montevideo. 

Übersetzung  von  Dr.  Roberto  Kuck, 

Lr£ationn»>'kr>'tiu'  der  <l«.nuiulknul«<  lit  u  Kr puMik,  llauitiurg. 

Abgesehen  von  verschiedenen  Verordnungen,  von  denen  einige, 
wie  die  über  den  Bau  des  Hafens  von  Montevideo,  über  den  Verkauf 
öffentlicher  Bauten,  über  die  Stempelung  und  Bezeichnung  von  Vieh, 
wichtig  sind,  ist  im  Januar  kein  (iesetz  sanktioniert  worden. 

Vom  t».  Februar  datiert  das  tiesetz,  das  die  Exekutive 
ermächtigt,  für  die  Erbauung  einer  Strafanstalt  für  4<>0  Gefangene 
bis  zu  einer  Summe  von  2oonnt»  Pesos  (ungefähr  eine  Million 
Keichsmark)  zu  verausgaben.  Zugleich  bestimmt  es.  dass  das 
bisherige  Gefängnis  nach  ('bertührung  der  Gefangenen  in  das  neue 
als  Untersuchungsgefängnis  und  Korrekt ionsanstalt  dienen  soll. 
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Unter  dem  18.  Februar  hat  die  Exekutive  verfügt,  das»  der 
Hauplan  für  das  neue  Gefängnis  von  dem  Nationaldeparteroent  der 
Ingenieure  nach  dem  .Strahlensystem,  wie  es  von  demselben  Departe- 
ment und  von  dem  hygienischen  Staatsrat  beschlossen  worden  ist. 
ausgearbeitet  werde.  Ferner  schreibt  die  Verfügung  unter  anderem 
vor,  dass  die  Arbeiten  in  40  .Monaten,  der  doppelten  Zeit,  die  für 
die  Erbauung  des  Gefängnisses  für  Frauen  festgesetzt  war.  fertig- 
gestellt sein  müssen. 

Überdies  sind  im  Februar  verselüedene  Verordnungen  ergangen 
über  die  Revision  der  Inimobiliarabgaben,  über  den  Telegraphendienst 
mit  Brasilien,  über  Reformen  bezüglich  des  Reglements  der  Universität 
Montevideo  und  andere  mehr. 

Am  21.  März  ist  das  Gesetz  über  die  ausserordentlichen  Aus- 
gaben mit  dem  Nachtrag  über  den  Voranschlag  des  technischen 
Verwaltungsbureaus  des  Hafens  von  Montevideo  promulgiert  worden. 

Von  demselben  Tage  datiert  das  Gesetz,  das  die  Exekutive 
ermächtigt,  über  die  Summe  von  8000  Pesos  (40000  Reichsmark» 
als  Reitrag  zur  Errichtung  eines  Denkmals  für  den  General  Don 
Juan  A.  Lavam.kja  in  der  Stadt  Lavalleja  zu  verfügen. 

Mehrere  Dekrete  sind  erlassen  worden  bezüglich  der  Ver- 
besserung von  Wegen  und  Kanälen  zwecks  Einfuhr  von  Rindern, 
bezüglich  Viehzucht  und  Landwirtschaft. 

Unter  dem  2.  April  hat  die  Exekutive  den  Schiedsvertrag 
zwischen  Uruguay  und  Spanien  genehmigt  und  verfügt,  ihn  mit 
einer  Denkschrift  der  Asamblea  General  vorzulegen. 

Am  7.  April  hat  sie  gleichfalls  den  Schiedsvertrag  zwischen 
Uruguay  und  Argentinien,  Bolivien,  der  dominikanischen  Republik, 
Guatemala,  San  Salvador,  Mexiko,  Paraguay  und  Peru,  wie  er  aui 
dem  Panamerikanischen  Kongress  zu  Mexiko  gezeichnet  ist,  genehmigt. 

Am  17.  April  ist  ein  Gesetz,  betreffend  das  Gesundheitswesen 
zur  See.  erlassen  worden. 

Von  demselben  Tage  datiert  ein  Gesetz,  betreffend  die  Erlaubnis, 
einer  in  das  entsprechende  Register  aufgenommenen  öffentlichen 
Beurkundung  Zusatz-  oder  Interpretations-Klauseln  abseiten  der 
Parteien  hinzuzufügen. 

Das  tiesetz  vom  1*.  April  ermächtigt  die  Exekutive. 
2MMH»  lvs..s  (12--.0O0  Reichsmark)  für  die  Gründung  von  Börsen 
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oder  für  die  Errichtung  von  Hauten  oder  «leren  Verbesserungen  zur 
Erleichterung  der  Warendurchfuhr  in  den  Departements /u  verwenden. 

Ebenso  sind  in  demselben  Monat  verschiedene.  Verwaltungs- 
verordnungen bezüglich  der  Marktabgaben  und  der  Privatmärkte, 
sowie  Reformen  zum  Cniversitätsreglement.  der  Studierenden  der 
Pharmazie-  und  Zahnheilkunde  und  Enteignuiigsverordmuigen  er- 
lassen worden. 

Am  5.  Mai  ist  ein  Pimtübereinkommen  mit  Italien  über  Ver- 
rechnungen der  Post  Verwaltungen  beider  Liimier,  sowie  über  den 
Transit  der  Postsäcke  nnd  der  kleineren  Korrespondenz  zur  See, 
auf  den  Flüssen  und  zu  Lande  genehmigt  wurden. 

Ein  Gesetz  vom  !».  Mai  mit  sehr  genauen  Ausführungs- 
bestimmungen  vom  lti.  Mai  gestattet  freie  Einfuhr  von  Getreide, 
zur  Aussaat  bis  zum  15.  Juli  desselben  Jahres. 

Ein  Gesetz  vom  24.  Mai  schiebt  die  Eintragungsfrist  in  den 
Registro  Civieo  Permanente  in  dem  Departement  Minas  bis  zum 
zweiten  Sonntag  im  Juni  hinaus. 

Ferner  ist  in  demselben  Monat  die  Organisation  der  Ab- 
teilungen des  N'ational-Museums  Itesehlossen  worden,  sowie  die 
Ausserkurssetznng  der  Kupfermünzen,  die  gemäss  Gesetz  vom 
Dezember  1000  durch  Nickelstücke  ersetzt  worden  sind. 

Am  3.  Juni  ist  ein  Gesetz  sanktioniert  worden,  durch  das 
die  Verwaltungsbehörde  für  Ökonomie  in  Montevideo  der  Firma 
Mkniutkoi  y  &  Co.  die  entsprechende  Konzession  zur  Anlegung  einer 
elektrischen  Bahn  von  der  Küste  von  Ramirez  und  Pocitns  über 
Prado  und  Sayago  nach  Villa  Colon  auf  155  Jahre  erteilt. 

Vorn  10.  Juni  datiert  das  Gesetz  über  die  Immobiliarabgaben 
in  der  Hauptstadt  für  das  Jahr  Vm\2  und  P.M3. 

Ein  Gesetz  vom  14.  Juni  verlängert  die  Eintragungsfrist  in 
den  Registro  Civieo  Permanente  in  den  Departements  Canelones  und 
Cerro  Pargo  bis  zum  letzten  Sonntag  im  Juli. 

Ein  Gesetz  vom  19.  Juni  genehmigt  die  Errichtung  eines 
Denkmals  für  den  berühmten  Gelehrten  Jost:  PkI'Ko  Varki.a  und 
ermächtigt  die  Exekutive,  hierfür  2000  Pesos  (10000  Mark)  auf- 
zuwenden. 

Das  Gesetz  vom  27.  Juni  befugt  die  Exekutive,  für  den  Bau 
einer  Brücke  an  geeigneter  Stelle  über  den  Ji-Fluss  10000  Pesos 
(50000  Mark)  zu  verbrauchen. 

113* 
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Das  Gesetz  über  Stempelabgaben  und  Stempelpapier  filr  das 
Jahr  11*02    1  IM »:i  datiert  vom  IS.  Juni. 

Überdies  sind  noch  andere  Dekrete  erlassen  worden,  so  das 
Reglement  der  Universität  und  das  über  die  Marken  nnd  die 
Bezeichnung  von  Vieh. 

Durch  Gesetz  vom  1*.  Juli  wird  die  Abgabe  für  die  Beleuchtung 
der  Stadt  Lavalleja  (Minas),  sobald  sie  der  öffentlichen  Benutzung 
übergeben  ist,  festgesetzt. 

Ein  (iesetz  vom  11.  Juli  hebt  die  allgemeinen  theoretischen 
und  praktischen  Prüfungen  in  der  medizinischen  Fakultät,  zur 
Erlangung  eines  Titels  als  Mediziner  und  Chirurg,  sowie  als  Apotheker 
auf,  ferner  diejenigen  in  der  juristischen  Fakultät  zum  Erwerb  eines 
Titels  als  Advokat.  Auch  schafft  es  das  allgemeine  theoretische 
Examen  ab,  das  bislang  für  Notariats-Aspiranten  bestand,  und  die 
allgemeine  theoretische  Prüfung  in  der  mathematischen  Fakultät, 
deren  Ablegung  zum  Erwerb  eines  Titels  als  Brücken-  und  Strassen- 
Ingenieur,  als  Architekt  und  als  Landvermesser  erforderlich  war. 
Die  Einreichnng  einer  Dissertation  wird  fakultativ,  und  die  Universität 
wird  für  die  drei  besten  freiwillig  eingelieferten  Arbeiten  Preise 
ausschreiben. 

Durch  tiesetz  vom  11.  Juli  wird  die  Summe  von  PJOooo  Frs.. 
für  welche  die  Exekutive  einen  Dampfer  zur  Inspektion  der  Bauten 
im  Hafen  von  Montevideo  gekauft  hat,  bewilligt. 

An  demselben  Tage  ist  ein  anderes  (iesetz  sanktioniert  worden, 
das  die  Frist  des  Gesetzes  vom  20.  Juli  11*00,  betreffend  Befreiung 
der  Compania  de  los  Establecimientos  Franceses  de  Minas  de  <>ro 
del  Uruguay  in  Paris  mit  dem  Sitze  in  Uuftapizü.  Departement 
Iii vera,  von  Einfuhrzöllen,  um  zwei  Jahre  verlängert. 

Durch  ein  (iesetz  von  demselben  Datum  wird  in  den  Land- 
schulen der  Unterricht  in  den  Anfangsgründen  der  Viehzucht  nnd 
I-andwirtschaft  für  obligatorisch  erklärt.  Zugleich  wird  bestimmt, 
dass  die  (ieneraldirektion  des  öffentlichen  Unterrichts  eine  Konkurrenz 
für  Arbeiten  über  den  Unterricht  in  diesen  Anfangsgründen  aus- 
schreiben soll,  und  dass  eine  Summe  von  je  20OO  Pesos  ('»ooo  M> 
für  die  beiden  besten  Arbeiten  auszusetzen  ist.  Die  prämiierten 
Arbeiten  werden  Eigentum  des  Staates. 

Am  22.  Juli  ist  das  (iesetz  sanktioniert  worden,  das  weitere 
Mittel  zur  Erbauung  eines  Parlanientshanses  bewilligt. 
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Auch  sind  in  demselben  Monat  Verwaltung« -Verordnungen 
erlassen  worden:  eine  üher  die  Immohiliarahgahe  in  der  Hauptstadt 
und  eine  üher  die  Stempelung  und  das  Weiden  von  Rindvieh. 

Vom  7.  August  datiert  die  Ley  de  patentes  de  giro  in  der 
Hauptstadt  fiir  das  Jahr  hm  bis  1  <»<>:;. 

Am  27.  August  ist  das  tiesetz,  het rettend  den  Vertrag /wischen 
Uruguay  und  Spanien  über  schiedsrichterliche«  Verfahren,  sanktioniert 
worden. 

Nach  Art.  1  verpflichten  sich  die  hohen  Parteien,  alle  Streitig- 
keiten unter  sich,  welcher  Art  und  welches  Ursprungs  sie  auch 
sein  mögen,  soweit  sie  nicht  Hcstimmungen  der  Verfassung  einer 
der  beiden  Länder  betretten,  und  immer,  wenn  direkte  Verhandlungen 
zu  keiner  Einigung  führen,  einem  Schiedsgericht  zur  Entscheidung 
zu  unterbreiten. 

Gemäss  Art.  2  können  die  in  diesem  Verfahren  endgültig 
entschiedenen  Streitfragen  nicht  wieder  auf  Grund  dieses  Überein- 
kommens anfgerollt  werden.  In  einem  solchen  Streitfall  beschränkt 
sich  die  Zuständigkeit  des  Schiedsgerichts  auf  die  Entscheidung  der 
Kragen  über  die  Rechtskraft,  die  Auslegung  und  die  Vollstreck- 
barkeit der  Schiedssprüche. 

Der  Art.  :{  empfiehlt,  das  Schiedsrichteramt  einem  Staats- 
oberhaupts einer  der  spanisch-amerikanischen  Republiken  zu  übertragen 
oder  einem  Gerichtshof,  der  aus  Richtern  und  Sachverständigen 
Spaniens,  Uruguays  oder  der  spanisch-amerikanischen  Staaten 
zusammengesetzt  ist. 

Wenn  keine  Einigung  bezüglich  der  Ernennung  des  Schieds- 
gerichts erzielt  wird,  ist  dieses  dem  ständigen  internationalen  Schieds- 
gerichtshofe, wie  er  nach  den  Resolutionen  des  Haager  Kongresses 
von  IM»!'  gebildet  ist,  zu  unterbreiten  und  gemäss  Kapitel  genannter 
Resolutionen  zu  verfahren. 

Nach  Art.  s  läuft  dieses  1"  hereinkommen  nach  Ratifikation 
1<»  Jahre  und,  falls  nicht  1  Jahr  vor  Ablauf  dieser  Frist  eine  der 
hohen  Parteien  ihn  gekündigt  hat,  stets  1  Jahr  länger  mit  ein- 
jähriger Kündigungsfrist. 

C'herdies  sind  im  August  noch  wichtige  Verwaltungsverord- 
nungen erlassen  worden  und  zwar  bezüglich  der  Anshaggerung  der 
Ufer  von  Montevideo,  bezüglich  der  Staatsbeamten,  bezüglich  der 
l'ost  und  der  Telegraphie  und  des  Hafens  von  Montevideo. 
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Im  Monat  September  ist  kein  Gesetz  gegeben  worden,  wohl 
aber  Verordnungen,  betreffend  den  Hafen  von  Montevideo  und  die 
elektrische  Beleuchtung  in  Minas.  Eine  Postkonvention  mit  Italien 
ist  gezeichnet  worden,  die  einige  Schwierigkeiten  in  der  Auslegung 
mehrerer  Bestimmungen  des  Weltpost  Vertrages  beseitigt.  Ferner 
ist  Montevideo  als  alleiniger  Einfuhrplatz  für  männliche  Znchttiere 
erklärt  worden.  Auch  sind  Dekrete,  betreffend  den  Schutz  der 
Kirchen,  betreffend  die  Ferien  in  den  Landschulen  und  die  Schul, 
inspektion,  erlassen  worden. 

Am  2.  Oktober  ist  der  Vertrag  über  das  schiedsrichterliche 
Verfahren  sanktioniert  worden,  wie  er  am  29.  Januar  l!M>2  in 
Mexiko  zwischen  den  Bevollmächtigten  von  Argentinien,  Bolivien, 
Guatemala,  San  Salvador,  der  dominikanischen  Republik,  von  Mexiko. 
Paraguay.  Peru  und  Uruguay  abgeschlossen  worden  ist. 

Nach  Art.  1  verpflichten  sich  die  Kontrahenten,  alle  ihre 
Streitigkeiten,  die  auf  diplomatischem  Wege  nicht  beigelegt  werden 
können  und  die  nach  dem  Urteil  eines  der  interessierten  Staaten 
weder  die  Unabhängigkeit  noch  die  nationale  Ehre  angehen,  einem 
Schiedsgerichte  zur  Entscheidung  zu  übertragen. 

Der  Art.  2  führt  aus,  dass  als  Angelegenheiten,  welche  die 
Unabhängigkeit  und  die  nationale  Ehre  betreffen,  nicht  anzusehen 
sind  Streitfragen  Uber  Privilegien  der  diplomatischen  Vertreter,  über 
Grenzen,  über  Rechte,  welche  die  Schiffahrt  angehen,  und  über  die 
Rechtskraft,  Auslegung  und  Anwendung  von  Verträgen. 

In  dem  Absatz  tta  verpflichten  sich  die  Parteien,  alle  Kontro- 
versen, die  unter  diesen  Vertrag  fallen,  dem  ständigen  Schieds- 
gerichtshofe, wie  er  nach  der  Haager  Konvention  vom  21*.  Juli  lfW* 
eingesetzt  ist.  zur  Entscheidung  zu  unterbreiten,  es  sei  denn,  dass 
einer  der  Interessenten  einen  besonderen  Gerichtshof  wünscht.  Im 
Falle  der  Anrufung  des  ständigen  Schiedsgerichtshofes  im  Haag 
sind  die  Vorschriften  der  genannten  Konvention  bezüglich  der 
Organisation  des  Schiedsgerichtes,  wie  des  Verfahrens  desselben 
massgebend. 

Die  Art.  4  und  "»  sehen  den  Fall  vor.  in  welchem  auf  Wunsch 
einer  Partei,  oder  weil  der  ständige  Schiedsgerichtshof  im  Haag 
eine  Entscheidung  abgelehnt  hat.  ein  besonderes  Schiedsgericht  zn 
bilden  ist.  Auch  t reifen  sie  für  diesen  Fall  Vorschriften  über  das 
Verfahren   und  die  anzuwendenden  Sprachen  und  unter  anderem 
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darüber,  das«  sich  da»  besondere  Schiedsgericht  aus  drt'i  Richtern 
zusammensetzt ,  von  denen  jede  Partei  einen  ernennt,  und  diese 
beide  einen  Obmann  wählen. 

Der  Art.  f.  schreibt  v..r.  dass  bei  einein  ernsten  Zwischenfall 
oder  einem  Konflikte  zwischen  zweien  oder  mehreren  Kontrahenten 
eine  oder  mehrere  der  befreundeten  Mächte,  soweit  es  irgendwie 
angängig  ist.  um  ihre  guten  Dienste  ibons  oftices)  oder  ihre  Ver- 
iiiittelung  (uiediation)  zu  ersuchen  sind. 

Die  Art.  7 — 11  behandeln  die  Intervention  dritter  Mächte. 

Der  Art.  12  empfiehlt  den  streitenden  Mächten,  wenn  eine 
friedliche  Beilegung  durch  das  Erbitten  oder  durch  die  Annahme 
der  Vermittclung  eines  befreundeten  Staates  nicht  hat  herbeigeführt 
werden  können,  eine  dritte  Regierung  zu  ersuchen,  dass  sie  mit 
einer  solchen,  die  von  dem  anderen  streitenden  Teile  darum  gebeten 
worden,  in  direkte  Verhandlungen  tritt,  um  einen  Bruch  der 
friedlichen  Beziehungen  zueinander  zu  vermeiden  Während  dieser 
Verhandlungen,  die  nicht  länger  als  einen  Monat  dauern  dürfen,  es 
sei  denn,  dass  eine  längere  Frist  vereinbart  worden  ist,  enthalten 
sich  die  streitenden  Parteien  jedes  direkten  Verkehrs  untereinander. 
Der  Streitfall  wird  au-schliessli.  h  von  den  vermittelnden  Mächten 
behandelt.  Wenn  diese  den  Streit  nicht  beilegen  können,  ersuchen 
sie  eine  dritte  Regiernng  um  Vennittelung.  Diese  dritte  kann, 
selbst  wenn  die  freundlichen  Beziehungen  der  Parteien  vollständig 
aufgehoben  siml,  jede  Gelegenheit  wahrnehmen,  um  sie  wieder  her- 
zustellen. 

In  dem  Art.  l'J  erklären  die  unterzeichneten  Republiken,  es 
sei  wünschenswert,  dass,  wenn  sich  die  Parteien  auf  diplomatischem 
Weife  nicht  einigen  könnten,  sie  eine  internationale  Untersuchungs- 
kommission,  wenn  irgend  angängig,  einsetzten,  welche  nach  un- 
parteiischer und  sorgfältiger  Prüfung  den  Streit  zu  klären  und  bei- 
zulegen vorbereitet. 

Die  Art.  14  —  P*  behandeln  die  Art  der  Einsetzung  und  die  Be- 
fugnisse dieser  Untcrsuehungskommission. 

Der  Art.  20  bestimmt,  dass  dieser  Vertrag  ältere  Konventionen 
der  vertragschliessenden  Mächte,  soweit  sie  sich  noch  ausführlicher 
auf  ein  schiedsrichterliches  Verfahren  beziehen,  nicht  ausser  Kraft 
setzt,  noch  schiedsrichterliche  Vereinbarungen  für  bereits  bestimmte 
Fälle  oder  für  solche,  in  denen  schon  verhandelt  wird,  abändert. 
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Nach  Art.  21  tritt  der  Vertrat?  auch  ohne  Auswechselung  der 
Katirikationen  in  Kraft,  sobald  drei  der  unterzeichneten  Machte  ihre 
Genehmigung  der  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  von  Mexikn 
mitgeteilt  haben.  Die  mexikanische  Regierung:  setzt  hiervon  die 
übrigen  in  Kenntnis. 

Dem  letzten  Art.  22  gemäss  können  Machte,  die  den  Vertrau' 
nicht  unterzeichnet  haben,  zu  jeder  Zeit  demselben  beitreten.  Auch 
kann  jede  Signatarmacht  den  Vertrag  kündigen,  jedoch  nur  mit  der 
Wirkung  für  sich  selbst  und  mit  einjähriger  Kündigungsfrist.  Wenn 
sich  der  kündigende  Staat  in  einem  Streitfalle  befindet,  ist  die 
Kündigung  in  bezng  auf  diesen,  auch  wenn  er  nicht  beigelegt  ist. 
wirkungslos. 

Am  17.  Oktober  ist  die  Ley  de  patentes  de  rodados  für  das 
Jahr  1 '.»02.1903  sanktioniert  worden. 

Von  demselben  Tage  datiert  ein  Oesetz  über  die  Ausfuhr  von 
konserviertem  Fleisch.  Nach  Art.  1  wird  den  Fabrikanten  und 
Exporteuren  von  konserviertem  Fleisch  Befreiung  von  Einfuhrzöllen 
auf  Maschinen,  Materialien  und  alle  Waren,  die  znr  Fabrikation 
und  znr  Verpackung  nötig  sind,  gewährt.  Nach  Art.  2  ist  die  Au- 
fuhr von  konserviertem  Fleisch  auf  5  Jahre,  vom  Tage  der  Promul- 
gation des  Gesetzes  gerechnet,  vom  Ausfuhrzoll  frei.  Nach  Ablauf 
der  5  Jahre,  so  bestimmt  Art.  3,  beträgt  der  Ausfuhrzoll  0,10  Dollar 
für  100  Kilo  für  wenigstens  3  Jahre  und  bis  zu  einem  neuen 
Regierungsbeschluss.  Nach  Art.  5  werden  diese  Befreiungen  nicht 
durch  die  Zusatzverordnung  vom  7.  November  1899,  betreffend  die 
Erbauung  des  Hafens  von  Montevideo,  berührt. 

Auch  sind  in  diesem  Monat  Verordnungen  der  Kegiernns 
ergangen,  so  über  die  Ernennung  von  rniversitätsprofessoren,  über 
die  Zulassung  von  Eingewanderten,  über  die  Einführung  der  Ley  de 
patentes  de  rodados.  über  das  Verfahren  bei  öffentlichen  Ver- 
steigerungen, Statuten  und  Generalreglement  des  staatlichen  Leih- 
hauses und  andere  mehr. 

Durch  Gesetz  vom  21.  November  ist  der  Voranschlag  des 
technischen  Verwaltungsbureaus  des  Halens  von  Montevideo,  wie  er 
von  dem  Ingenieur  E.  Ki  mkk  auf  :»:i3ss  Pesos  (275000  M.)  beziffert 
ist.  genehmigt  worden. 

Außerdem  sind  im  November  mehrere  Verfügungen  erlassen 
worden,  die  sieh  auf  den  Hafen  von  Montevideo  beziehen,  über  die 
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endgültige   li*'tr»*l mite  Srhwieriirkeiten   mit   der    Unternehmet - 

ge>ellsehart,  über  «Iii-  Versieheruiitf  und  die  Verwendung  drs  Hau- 
materials  und  der  Haggermaschinen.  ülier  den  Hätz,  den  Arbeits- 
l»lan.  über  die  Abnahme  und  Hezahlung  der  Materialien. 

Abgesehen  von  dem  Gesetz  über  die  lmmnhiliarahgaben  in  den 
Departements  an  der  Küste  und  im  Innern  für  P.hiiI  lt'03,  das  am 
1»>.  Dezember  sanktioniert  ist.  sind  unter  anderem  im  Dezember 
noch  da.«  Ausfülirungsregleinent  hierzu  und  die  Kinführungsveiordnung 
zu  der  Lev  de  patentes  de  giro  im  Innern  erlassen  worden. 


Vereinigte  Staaten  von  Nord-Amerika. 

Referent:  Frederik  Jesup  Stimson,  Conncellor  at  Law.  Hoston. 
Übersetzung  von  Dr.  Viktor  Schneider, 

lustizrat.  Kt'clilsuuwalt  und  Xotar.  Berlin. 

Gesetzgebung  1899—1901. 

Da  das  .Tain-  1  *'.>*•  in  meinem  letzten  Aufsatz  nur  teilweise 
bearbeitet  wurde  und  die  Gesetzgebung  für  l!*Ol  bereits  heraus- 
gekommen ist,  beträft  der  Zeitraum,  welcher  in  diesem  Artikel 
behandelt,  wird,  etwas  mehr  als  zwei  Jahre.  Dieser  Artikel  ist 
aufgebaut  auf  den  hervorragend  guten  Abhandlungen  über  Ge- 
setzgebung, welche  seitens  der  l'niversität  New  York  in  Albany; 
N.  Y.,  unter  Aufsicht  von  Mf.iaii.  Dkwky  und  des  Bibliothekars 
lü»HKRT  H.  Wittkn  veröffentlicht,  werden.  Die  Erläuterungen  rühren 
natürlich  von  mit  her.  Es  empfiehlt  sich,  bei  den  einzelnen 
Gegenständen  der  Einteilung  zu  folgen,  welche  in  den  iu  beziig 
genommenen  .Tahresübersichten  gemacht  ist,  und  so  teile  ich  das 
iresamte  Hebtet  der  Gesetzgebung  wie  folgt  ein: 

1.  Öffentliche  Moral:  ±  Erziehung;  Politische  Bestimmungen. 
4.  Arbeit;  ',.  Korporationen;  0.  Kinanzen;  7.  Eigentums-  und  Kontrakts- 
rechte;  H.  Yermögen  von  Yerstoibenen  und  Müudeln;  1».  Justiz- 
verwaltung; 10.  Staats-  und  Kommunalverwaltung:  11.  Militärische  Be- 
stimmungen; 12.  Wohltätigkeitseinrichtnngen;  1:1.  Strafeinrkhtnngen. 
14.  Versicherungswesen;  1"».  Transport-  und  Yerbindungsmittel; 
Di.  Öffentliche  Gesundheit  und  Sicherheit;  17.  Handel.  Industrien, 
Bergwerksbetrieb;  IS.  Landwirtschaft:  Ii».  Jagdrechte  und  Fischerei. 

Yon  diesen  Gegenständen  sind  nur  die  ersten  sieben  von 
allgemeinem  Interesse  für  Gelehrte,  die  sieh  mit  der  vergleichenden 
Gesetzgebung  befassen:  indessen  werden  auch  die  hauptsächlichen 
Gesetze,  die  unter  die  anderen  Kapitel  fallen,  an  den  betreffenden 
bellen  berücksichtigt  werden. 
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1.  Öffentliche  Moral. 

Es  macht  sich  fortgesetzt  die  Tendenz  geltend,  die  Altersstufe 
zu  erhöhen,  in  welcher  eine  Eheschliessung  zulässig  ist.  und  noch 
mehr,  das  sogen.  Konsensalter  zu  erhöhen,  d.  Ii  dasjenige  Alter,  vor 
dessen  Erreichung  geschlechtliche  Beziehungen  mit  einem  Mädchen 
den  männlichen  Teil  des  Verbrechens  der  Notzucht  schuldig  machen. 
Ks  macht  sich  zum  erstenmal  eine  merkwürdige  Tendenz  dahin 
geltend,  die  Freiheit  der  Eheschlicssung  einzuschränken.  Dies  ist 
jedenfalls  ein  merkwürdiges  Beispiel  von  Zwangsbestimmungeti, 
welche  im  Interesse  der  guten  Moral  hauptsächlich  infolge  des 
weihlichen  Einflusses  auf  die  (iesetzgebung  verlangt  werden,  und  es 
wird  von  Interesse  sein,  das  praktische  Resultat  dieser  Bewegung 
zu  beobachten.  Beispielsweise  ging  im  Senat  von  North  Dakota  ein 
(Gesetzentwurf  durch,  durch  welchen  die  Erlangung  einer  Khelizenz 
von  einer  vorgängigen  ärztlichen  Untersuchung  abhängig  gemacht 
werden  sollte.  Der  (tesetzcsvorschlag  wurde  jedoch  nicht  zum  (iesetz. 
Ähnliche  Massregeln  sind  neuerdings  in  einer  ganzen  Anzahl  von 
gesetzgebenden  Körperschaften  eingeführt  worden.  Ein  (iesetz  des 
Staat«*  Michigan  (vom  Jahre  1  KW,  Kap.  217)  schreibt  vor.  „dass 
keine  Person,  welche  mit  Syphilis  oder  Tripper  afn/.iert  ist  und 
von  diesen  Krankheiten  nicht  geheilt  ist,  fähig  sein  soll,  eine  Ehr 
einzugehen".  Die  Strafe  für  Zuwiderhandlung  besieht  in  einer 
(Geldstrafe  von  .'><><>  Sh.  bis  zu  looo  Sh.  oder  (icfängnisstrafe  von  nicht 
mehr  als  fünf  Jahren  oder  ans  beiden  Strafen  zusammen.  Bei  Straf- 
verfolgungen können  Ehemann  und  Ehefrau  gegeneinander  als  Zeugen 
auftreten  und  kann  der  behandelnde  Arzt  gezwungen  werden,  Zeugnis 
abzulegen.  Eine  bemerkenswerte  Keform  in  der  Ehegesetzgebung 
war  das  Vorgehen  des  Staates  New  York,  in  welchem  die  sogen, 
gemeinrechtliche  Ehe  abgeschafft  wurde,  d.  h.  die  alte  gesetzliche 
Bestimmung  (wahrscheinlich  aus  Schottland  hergeleitet),  nach  welcher 
ein  Mann  und  eine  Krau,  welche  die  ehelichen  Beziehungen  unter- 
einander selbst  für  eine  kurze  Zeitperiode  anerkennen,  ohne  weitete 
Förmlichkeiten  als  miteinander  verheiratet  angesehen  wurden.  Dies 
führte  zu  vielen  Missbränchen.  welche  aus  den  unbegründeten  An- 
sprüchen von  Krauen  herrührten,  welche  behaupteten,  mit  irgend 
einem  Mann,  mit  dem  sie  Beziehungen  gehabt  haben,  verheiratet 
gewesen  zu  sein.  Solche  Ansprüche  wurden  häutig  erst  nach  dem 
Tode  des  Mannes  erhoben,  so  dass  dadurch  Stellung  und  Erbsehaft 
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seiner  Witwe  und  Kinder  gefährdet  wurden.  Das  neue  Gesetz  des 
Staates  New  York  vom  Jahre  1901.  Kap.  339,  sehreibt  vor.  dass 
keine  solche  Ehe  anerkannt  werden  soll,  es  sei  denn,  dass  Mann 
und  Frau  eine  diesbezügliche  Erklärung  bei  dem  zuständigen 
L'rkunrleiiregistrator  der  betreffenden  Grafschaft  unterzeichnen  und 
dort  haben  eintragen  lassen.  Irgend  welche  Zeremonie  vor  einem 
(leistlichen  oder  Priester  oder  selbst  einem  Friedensrichter  bleibt 
auch  jetzt  noch  überflüssig,  vorausgesetzt,  dass  diese  Förmlichkeit 
erfüllt,  wird.  Louisiana  (Gesetz  von  1900,  Kap.  120)  verbot  die 
Eheschliessung  zwischen  Cousins  und  Cousinen  ersten  Grades.  Pas 
Gesetz  wurde  indessen  als  nicht  verfassungsmässig  erklärt,  weil  es 
nicht  in  gehöriger  Weise  zustande  gekommen  war.  Im  Jahre  1901 
verbot  der  grosse  Staat  Pennsylvanien  (Kap.  291.  Gesetz  von  1901) 
ebenfalls  die  Eheschliessung  zwischen  Vettern  und  Hasen  ersten  Grades 
und  erklärte  alle  solche  Ehen  nach  dem  1.  Januar  1902  für  ungültig. 

Im  Jahre  1901  (Kap.  234)  ging  Minnesota  noch  einen  Schritt 
weiter  als  selbst  die  Staaten  Michigan  und  North  Dakota  und  verbot 
Eheschliessungen  zwischen  epileptischen,  geistesschwachen  und  geistes- 
kranken Personen,  es  sei  denn,  dass  die  Frau  über  4">  Jahre  alt  ist. 

Ehescheidung. 

Es  macht  sich  fortgesetzt  eine  Tendenz  dahin  geltend,  das 
Recht  über  diesen  Gegenstand  mögliehst  genau  zu  fixieren.  Die 
Staaten  verbessern  im  grossen  und  ganzen  ihre  Gesetzbücher,  so  da>> 
z.  15.  Personen,  welchen  Ehebruch  mit  einer  anderen  Person  zur  Last 
gelegt  wird,  die  Tatsache  vor  dem  Ehescheidungsgerichtshof  be- 
streiten können,  selbst  in  dem  Fall,  wenn  der  beklagte  Ehemann 
oder  die  Frau  nicht  erscheint.  Florida  (1901.  Kap.  *S>  und  Mali«. 
(1S99,  S.  232)  haben  Ehescheidungen  in  Fällen  von  Geisteskrankheit 
gestattet.  Der  ersten«  Staat  hat  das  Gesetz,  wie  ganz  notoris.li 
ist,  erlassen,  um  den  speziellen  Wünschen  eines  der  Senatoren 
des  Staates  nachzukommen,  und  dieser  hat  denn  auch  prompt  davon 
Gebrauch  gemacht  und  sich  wieder  verheiratet.  Die  Hemühnngen 
der  Kommissare  zur  rnitizierung  des  Hechts  haben  gute  Früchte 
getragen,  und  sind  dadurch  die  Kiuzelstaaten  veranlass  worden,  ihre 
Prozessreehte  in  Ehescheiduiigssacheu  zu  modifizieren,  so  dass  eine 
Ehescheidung  gegen  eine  Partei,  welche  aus  dem  Staate,  wo  die 
Sache  zur  Verhandlung  kommt,  abwesend  ist.  nicht  bewilligt  werden 
kann,  ohne  das-   nachgewiesen   wird,  dass   eine   tatsächliche  H<- 
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nachrichtung  »'iner  solchen  l'erson  irgendwo  zugestellt  woril»»n  int. 
Dolose  Verabredungen  zwischen  einem  Klu-iiian n  und  einer  anderen 
l'erson  dahin  gehend,  die  Khcfran  zu  veranlagen.  Khebrnch  zn  be- 
gehen, wird  im  Staate  Virginia  als  Vergehen  bestraft. 

Im  Jahre  l'KH  (Kap.  71)  erliess  North  Dakota  ein  Gesetz,  in 
welchem  festgesetzt  wird,  dass  nnheilbare  Geisteskrankheit  kein  Grund 
zur  Ehescheidung  ist.  Die  Gesetzgebung  von  North  Dakota  setzt 
sich  damit  in  Widerspruch  mit  dem  Vorgehen  des  Staates  Florida, 
welches  vorstehend  erwähnt  ist. 

Es  wird  im  allgemeinen  als  l'bertrctnng  oder  selbst  als  Ver- 
gehen behandelt,  wenn  Kitern  oder  ein  Khemann  Kinder  »der  die 
Ehefrau  verlassen  "der  zu  nnterstiitzen  unterlassen,  wenn  sie  dazu 
in  der  Lage  sind  (Illinois  ]W\,  S.  1;  Minnesota  ls«U.  S.  :\\r>;  Ohio 
D*OM,  S.  10."»).  Kine  von  ihrem  Ehemann  verlassene  Krau  hat  be- 
züglich der  Obhut  über  die  minderjährigen  Kinder  dieselben  Hechte, 
welche  sie  haben  würde,  wenn  der  Ehemann  verstorben  wäre 
(Wisconsin  l!«>l.  i»  :V2H\. 

Berauschende  Getränke. 

Süd-Dakota  genehmigte  im  Jahre  IS!'*  eine  Änderung  der 
Verfassung  dahin  gehend,  dass  die  Herstellung  und  der  Verkauf  von 
geistigen  Getränken  ausschliesslich  unter  Staatskontrolle  stehen  und 
von  bezahlten  Agenten  ausgeübt  werden  sollte.  Die  Legislatur  von 
189'.»  lehnte  es  ab,  dies  System  durch  Gesetz  in  Wirksamkeit  zu 
setzen,  und  unterwarf  den  Vorschlag  im  Jahre  I'.hio  im  November 
einer  Volksabstimmung,  durch  welche  diese  Anordnung  wider  auf- 
gehoben werden  sollte.  Eine  solche  erfolgte  tatsächlich  bei  der  Ab- 
stimmung in  diesem  Jahre  und  wurde  die  Anordnung  aufgehoben. 
Der  Verkauf  von  geistigen  Getränken  durch  üflentliche  Agenten 
wnrde  zuerst  in  Athens,  Georgia  im  Jahre  1KS«J  eingeführt  und  wurde 
inzwischen  auch  von  South  Carolina  im  Jahre  ls;>2  angenommen. 
Der  Staat  Alabama  hat  Grafschaften,  Städten  und  Ortschaften  die 
Ermächtigung  erteilt,  solche  Staatsanstalten  einzurichten. 

Es  ist  sehr  üblich,  die  Herstellung  und  den  Verkauf  von 
geistigen  Getränken  innerhalb  eines  gewissen  Abstandes  von  einer 
Kirche  oder  Schule  zu  verbieten  (South  Carolina  1001,  Kap.  :i'J7; 
Illinois  1001,  S.  Dir.;  New  Vork  1001.  Kap.  0.".4i.  Im  allgemeinen 
kann  man  sagen,  dass  die  Gesetzgebung  bezüglich  dieses  Gegen- 
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Standes  eher  dahin  neigt,  eine  sogen.  Volksabstimmung  über  die  Er- 
teilung von  Schankkonzessionen  einzuführen,  als  die  geistigen  Ge- 
tränke absolut  zu  verhindern  (Florida  1901,  Kap.  40-,  Massachusetts 
19U 1,  Kap.  110;  New  York  1900,  Kap.  307).  Aber  die  moralischen 
Emphndnngen  des  amerikanischen  Volkes  sind  gerade  bei  diesem 
Gegenstande  so  tätig,  dass  eine  ganze  Masse  von  gesetzgeberischen 
Bestimmungen  jedes  einzelne  Jahr  hervorspriessen.  Es  ist  aber  kaum 
der  Mühe  wert,  in  diesem  Artikel  dies  mehr  als  anzudeuten.  In 
einzelnen  Staaten  kann  in  Fällen,  in  denen  der  Ehemann  es  nnter- 
lässt.  seine  Familie  zu  erhalten,  die  Ehefrau  eine  Benachrichtigung 
an  die  Inhaber  von  Schanklokalen  zustellen,  um  von  diesen  eventuell 
Schadenersatz  zu  fordern,  falls  nach  der  Benachrichtung  an  einen 
solchen  Ehemann  geistige  Getränke  von  derjenigen  Person  verkauft 
werden,  welcher  eine  solche  Benachrichtigung  zugestellt  worden  ist. 
Der  Verkauf  von  geistigen  Getränken  an  Minderjährige  ist  in  vielen 
Staaten  verboten  (.Iowa  1900,  Kap.  07;  Arkansas  1901,  Kap.  9h  und 
Khode  Island  1901,  Kap.  *07)  und  manchmal  wird  der  Verkauf  von 
geistigen  Getränken  an  eine  bereits  betrunkene  Person  zu  einem 
öffentlichen  Vergehen  gestempelt  (Jowa  1900,  Kap.  07).  Fast  alle 
Staaten  haben  Gesetze  erlassen,  nach  welchen  es  als  eine  l'her- 
tretung  bestraft  wird,  Zigaretten  an  Minderjährige  zu  verkaufen 
(z.  B.  Massachusetts  1901,  Kap.  373).  Einzelne  der  Staaten  haben 
sogen.  Feierabend-Gesetze  erlassen,  in  welchen  Städte  und  Ort- 
schaften ermächtigt  werden.  Kindern  unter  einem  gewissen  Alter  den 
Aufenthalt  auf  den  Strassen  nach  einer  bestimmten  Abendstunde  zu 
untersagen  (Connecticut  1809,  Kap.  217). 

2.  Erziehung. 

Es  ist  eine  wohlbekannte  Tatsache,  dass  die  Praxis  der 
amerikanischen  Staaten  dahin  geht,  eine  gewöhnliche  Erziehung,  und 
zwar  einschliesslich  der  Gymnasien  und  Akademien,  frei  zu  gewähren. 
Es  ist  dies  Gesetz  in  jedem  einzelnen  Staate  der  Union  und  werden 
solche  Schulen  in  jedem  Staate  erhalten,  allerdings  sind  derartige 
Anstalten  im  Nord-Osten  und  Osten  der  Vereinigten  Staaten  ge- 
wöhnlich vollständiger  und  hesser.  Mehr  als  ein  Drittel  der  Steuern, 
welche  in  den  Städten  und  Ortschaften  Nen-Englands  erhoben  werden, 
werden  den  Ausgaben  für  öffentliche  Schulen  gewidmet.  Im  Süden 
wird  ganz  allgemein  das  Verlangen  gestellt,  dass  Schulen  für  Neger 
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und  weisse  Kinder  getrennt  gehalten  werden.  Industrielle  Erziehung 
wird  manchmal  frei  gewährt,  aber  gewöhnlich  nur  in  den  grossen 
.Städten  des  Nord-Ostens.  Derartige  Industrieschulen  begegnen  jedoch 
meistenteils  dem  Widerspruch  der  (iewerbevereine. 

In  Idaho  (1«H»1.  S.  x:>>  wird  als  Übertretung  bestraft,  wenn 
Eltern  oder  Vormünder  ihre  Kinder  im  Alter  von  "> — 18  Jahren 
nicht  zur  Schule  schicken,  sofern  Wohnung,  Nahrung  und  Kleidung 
von  dem  Staat  oder  den  Vereinigten  Staaten  gewährt  werden.  In 
den  meisten  Staaten  müssen  Kinder  in  dem  Alter  von  7 — 1-1  oder 
15  Jahren  zur  Schule  gehen  und  können  Kinder  im  allgemeinen 
wahrend  dieses  Schulalters  in  industriellen  Unternehmungen  nicht 
beschäftigt  werden,  aussei-  in  den  Ferien  ..der  wenn  die  Familie  in 
Not  ist.  Im  allgemeinen  werden  Schulbücher  seitens  des  Staates 
oder  der  Behörden  frei  geliefert.  Viele  Staaten  haben  jetzt  Staats- 
Universitäten  und  einzelne  Staats-Industrieschulen.  Seminare  für  die 
Erziehung  von  Lehrerinnen  sind  sehr  üblich.  Der  Niedergang  des 
Lehrlingssystems  hat  den  Anlass  gegeben,  dass  vielfach  Hand- 
fertigkeits-Unterrichtsanstalten  verlangt  werden. 

:L  Politische  Bestimmungen. 

Die  merkwürdigen  Versuche  der  Süd-Staaten,  die  Neger  vom 
Stimmrecht  auszuschliessen,  dürfen  in  einer  Übersieht  nicht  über- 
gangen werden,  obwohl  dieser  Aufsatz  in  erster  Linie  nur  der 
juristischen  Gesetzgebung  gewidmet  ist.  Fast  alle  Süd-Staaten 
haben  Gesetze  erlassen,  welche  dieses  Kesultat  anstreben,  und  wird 
dasselbe  gewöhnlich  dadurch  erreicht,  dass  die  Wähler  einer  Er- 
ziehungsprobe unterzogen  werdeil,  welche  die  Schwarzen  nicht 
bestehen  können  und  über  welche  die  Weissen,  durch  das  Entgegen- 
kommen der  Beamten,  welche  die  Sache  zu  leiten  haben,  hinweg- 
kommen können.  Vielfach  besteht  auch  der  sogen.  „Grossvater- 
Paragraph",  d.  h.  ein  Paragraph,  welcher  bestimmt,  dass  das  neue 
einschränkende  Wahlrecht  keine  Anwendung  auf  Personen  finden 
soll,  welche  ein  Wahlrecht  bereits  im  Jahre  1N»;:$  hatten  (d.  h.  zur 
Zeit  der  Emanzipations-Proklamation  von  Lincoln),  oder  auf  die 
Nachkommen  solcher  Personen.  Ks  ist  leicht  zu  ersehen,  dass  eine 
solche  Verfassnngsbestimmnng  eine  Gruppe  von  erblichen  Unter- 
schieden fixiert,  welche  mindestens  dem  Geist  der  Bundesverfassung 
widersprechen,  und  jedenfalls  wird  die  Gesetzmässigkeit  solcher  von 
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(Inn  Einzelstaaten  erlassenen  Verfassungsänderungen  schliesslich  vor 
•lein  obersten  Gerichtshof  der  Vereinigten  Staaten  geprüft  werden. 
Im  Jahre  181*0  nahm  der  Staat  Mississippi  eine  Bestimmung  an, 
durch  welche  das  Wahlrecht  von  einer  Qualifizierung  in  der  Kr- 
ziehung  abhängig  gemacht  wurde.  Diese  Bestimmung  trat  am 
1.  Januar  1892  in  Wirksamkeit.  Die  gesetzgebende  Versammlung 
von  Süd-Carolina  vom  Jahre  1895  schrieb  wahlweise  eine  Quali- 
fizierung durch  Erziehung  oder  Vermögen  vor.  Diese  Bestimmung 
trat  am  1.  Januar  1898  in  Kraft.  Soweit  diese  Qualifizierung  in 
Krage  kam,  wurde  jedoch  ein  dauerndes  Privilegium  für  solche 
Personen  bewilligt,  welche  vor  dem  Jahre  1898  sich  eintragen  lassen 
würden  und  welche  den  Nachweis  führen  könnten,  dass  sie  in  der 
Lage  sind,  entweder  einen  Abschnitt  der  Verfassung  zu  lesen  oder, 
wenn  ihnen  ein  solcher  vorgelesen  wird,  ihn  zu  verstehen  und  ihn 
zu  erklären. 

Die  neue  Verfassung  von  Louisiana  (1898.  Art.  197)  ist  ein 
noch  weit  radikalerer  Eingriff  nach  derselben  Richtung.  Eine 
Verfassungsänderung,  durch  welche  eine  wahlweise  Qualifikation  in 
der  Erziehung  oder  beim  Vermögen  vorgesehen  werden  sollte,  wurde 
durch  das  Volk  im  Jahre  189G  verworfen.  Die  nene  Verfassung 
schreibt  jedoch  eine  solche  Qualifizierung  mit  einer  ganz  eigen- 
tümlichen Bedingung  vor.  Das  anerkannte  Bestrehen  ging  dahin, 
soviel  wie  möglich  die  Neger  auszuschliessen,  während  soviel  wie 
möglich  ein  allgemeines  Wahlrecht  für  die  weisse  Basse  verbleiben 
sollte.  Ungefähr  ein  Fünftel  der  eingeborenen  Weissen  in  Louisiana 
kann  nicht  lesen  oder  schreiben.  Man  musste  also  einen  Ausweg 
suchen,  damit  verhindert  wurde,  dass  diese  grosse  Anzahl  von 
weissen  Wählern  disqualifiziert  wurde.  Die  Verfassung  schreibt 
vor,  dass  niemand  von  ausländischer  Geburt,  welcher  vor  dem 
1.  Januar  1898  naturalisiert  wurde,  und  keine  Person,  welche  in 
irgend  einem  Staate  vor  dem  1.  Januar  18G7  stimmberechtigt  war. 
und  kein  Sohn  oder  Enkel  einer  solchen  Person,  welche  zur  Zeit 
der  Annahme  der  Verfassung  21  Jahre  alt  war,  das  Stimmrecht 
wegen  mangelnder  Qualifikation  in  der  Erziehung  oder  dem  Vermögen 
verweigert  werden  soll,  vorausgesetzt,  dass  sich  eine  solche  Person 
vor  dem  1.  September  1898  eintragen  lässt.  Diese  Verfassungs- 
bestimmung  begründet  daher  tatsächlich  für  alle  Neger  eine  Quali- 
fizierung, sei  es  durch  Erziehung  oder  durch  Vermögen,  und  trifft 
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diese  Beschränkung  nur  diejenigen  Weissen,  welche  zur  Zeit  der 
Annahme  der  Verfassung:  das  Privilegium  nicht  besessen  haben. 
Das  von  Mississippi,  South  Carolina  und  Louisiana  gegebene  Beispiel 
wurde  im  Jahre  P.*ol  von  Alabama  nachgeahmt.  (Verfassung 
SS  17S  —  IHK.)  Verfassungsänderungen,  welche  das  Stimmrecht  der 
Kranen  vorsehen,  sind  in  Washington  und  South  Dakota  verworfen 
worden. 

North  Carolina  nahm  im  August  P.hhi  eine  Verfassungs- 
änderung an.  nach  welcher  den  Negern,  welche  nicht  lesen  und 
schreiben  können,  das  Privilegium  entzogen  wird.  Per  Plan  ist 
ganz  ähnlich  demjenigen,  welcher  von  Louisiana  im  Jahre  lM»S  an- 
genommen wurde,  und  macht  die  Qualifikation  zum  Stimmrecht  von 
der  Fähigkeit  abhängig,  einen  Abschnitt  der  Verfassung  zu  lesen 
und  zu  schreiben.  Weisse  Personen  jedoch,  welche  nicht  lesen  und 
schreiben  können,  sind  praktisch  von  dieser  Qualifizierung  durch 
Erziehung  ausgenommen,  und  zwar  durch  eine  Bestimmung,  dass  die 
betreffende  Verfassnngsbestimniung  keine  Anwendung  auf  Personen 
finden  «oll,  welche  in  irgend  einem  Staate  vor  dem  1.  Januar  1S»»7 
stimmberechtigt  waren  oder  welche  direkt  von  einer  Person  ab- 
stammen, welche  vor  dem  1.  November  lS'.tfS  eingetragen  ist.  Diese 
Ergänzung  der  Verfassung  tritt  im  Juli  \W±  in  Wirksamkeit,  Ein 
ähnlicher  Plan  wurde  in  der  letzten  Parlamentssession  des  Staates 
Georgia  beraten,  er  fand  aber  eine  entschiedene  Niederlage. 

In  Oregon  wurde  im  Jahre  \SW  ein  Oesetz  gefasst.  durch 
welches  eine  Verfassungsänderung  einem  Volksbeschluss  unterworfen 
werden  sollte,  nach  dem  es  Negern  gestattet  werde,  in  dem  Staate  zu 
wohnen.  Anscheinend  ist  aber  das  (iesetz  nicht  zur  Annahme  gelangt. 
Eine  Verfassungsänderung,  welche  Frauen  gestatten  sollte,  zu  stimmen, 
wurde  ebenfalls  in  diesem  Staate  verworfen. 

In  meinem  letzten  Aufsatz  erwähnte  ich  das  Antragsiecht  und 
Referendum  durch  Verfassungsergänzung  im  Staate  South  Dakota. 
Im  Jahre  1899  (lS'JO,  S.  1121»)  erliess  Oregon  ebenfalls  ein  (iesetz, 
durch  welches  eine  Verfassungsänderung  der  nächsten  Legislative 
unterbreitet  werden  Bollte,  durch  welche  für  ordentliche  oder  Staats- 
Legislative  das  Antragsrecht  und  Referendum  vorgesehen  wurde  und 
zwar  auf  Antrag  von  S  resp.  5%  der  Wählenden;  ein  Referendum 
sollte  auch  durch  Beschluss  der  Legislative  angeordnet  werden 
können.  Im  Jahre  DHU  wurde  das  Referendum  von  Illinois  an- 
Jahrbu-  h  der  internat.  Vercinlffung.  0.  ti.  7  HJ.  114 


1*10 


Gesetzgubumr  und  Literatur. 


genommen  (S.  P.is,  11.  Mai)  und  ebenso  auch  eine  Verfassung*- 
ergäuzung.  durch  welche  das  Antragsrecht  und  Referendum  dem 
Volke  des  Staates  Oregon  im  Jahre  1902  unterbreitet  werden  soll 
(S.  4,  25.  Januar).  Utah  nahm  eine  solche  Verfassungsergäuzutig 
im  Jahre  11  »00  an.  aber  die  Legislative  unterHess  es,  die  zur  Ver- 
wirklichung notwendigen  tiesetze  zu  erlassen.  In  Illinois  sollen  auf 
Antrag  von  2-r>°0  der  örtlichen  und  10 n:'0  der  allgemeinen  Wähler 
Fragen  der  öffentlichen  Wohlfahrt  den  Wählern  der  städtischen 
Behörde  resp.  des  Staates  in  einer  allgemeinen  oder  speziellen  Wahl 
Verhandlung  unterbreitet  werden.  Es  dürfen  jedoch  auf  der  Wahl- 
verhandlung nicht  mehr  als  drei  Fragen  so  zur  Abstimmung  gebracht 
werden.  Nevada  hat  eine  ähnliche  Verfassungsergänzung  der  nächsten 
Legislative  überwiesen. 

Die  Bewegung  nach  einheitlicher  Gesetzgebung,  in  welcher 
die  Ernennung  einer  Kommission  vorgesehen  wird,  welche  mit  den 
Kommissionen  anderer  Staaten  zu  beraten  hat,  hat  grosse  Fort- 
schritte gemacht,  und  derartige  Kommissionen  sind  in  verschiedenen 
Staaten,  wo  solche  bisher  noch  nicht  bestanden  haben,  neu  geschaffen 
worden.  Pas  hauptsächlichste  Resultat  dieser  Kommissionen  besteht 
darin,  dass  ein  einheitliches  Gesetz  geschaffen  wurde,  durch  welches 
das  Handelsrecht  mit  Bezug  auf  übertragbare  Papiere,  trockene  nnd 
gezogene  Wechsel  kodifiziert  wurde,  und  dieses  ist  in  einer  grossen 
Anzahl  Staaten,  insbesondere  in  denjenigen  des  Nord-Ostens  und 
Ostens,  tatsächlich  zum  Gesetz  geworden  (z.  B.  Pennsylvania  li*>l. 
Seite  1»?2). 

Das  australische  Zettelwahlsystem  ist  jetzt  in  fast  allen  Staaten 
angenommen  worden.  Dasselbe  besteht  bekanntlich  darin,  dass  die 
Namen  aller  Kandidaten  auf  einem  Wahlzettel  auf  öffentliche  Kosten 
gedruckt  werden  und  der  Wähler  hei  dem  Namen  desjenigen,  für 
welchen  er  seine  Stimme  abzugeben  wünscht,  ein  Zeichen  macht. 
New  York  hat  im  .Iahte  U»ol  (Kap.  *»0«m  ein  Gesetz  angenommen, 
durch  welches  bestimmt  qualifizierten  weiblichen  Steuerzahlern  in 
Dörfern  gestattet  wird,  bei  Anträgen  auf  Gelderhebung  ihre  Stimme 
abzugeben.  Es  macht  sich  eine  starke  Bewegung,  welche  durch  viele 
Beschlüsse  der  Staatsparlainentc  zum  Ausdruck  gelangt,  in  den  Staaten 
dahin  uelrend.  den  Kongress  zu  bitten,  eine  allgemeine  Versammlung 
einzuberufen,  in  welcher  die  Bundesverfassung  ergänzt  werden  soll, 
und  das*  Vorkehrungen  für  die  Wahl  der  Senatoren  der  Vereinigten 
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Staat«  11  dnreh  Volkswahl  getroffen  werden.  Dieselben  weiden  gegen- 
wärtig durch  Wahlen  der  legislativen  Körperschaften  der  Einzel- 
staaten, welche  sie  repräsentieren,  gewählt. 

4.  Arbeit. 

Es  macht  sich  eine  Tendenz  dahin  geltend,  die  Dienstleistungen 
von  Strafgefangenen  bei  industrieller  Arbeit  ausserhalb  oder  inner- 
halb der  Mauern  des  (Gefängnisses  zu  verhindern,  um  Arbeits- 
leistungen zu  vermeiden,  welche  mit  den  regelrechten  Industrien 
konkurrieren.  Die  Staaten  versuchen  ganz  allgemein  den  Ver- 
kauf von  durch  Strafgefangene  hergestellten  Waren,  welche  aus 
anderen  Staaten  eingeführt  werden,  zu  verhindern  Kalifornien  1901, 
Kap.  l'O);  derartige  Gesetze  sind  jedoch  gewöhnlich  in  den  Bundes- 
gerichtshöfen für  nicht  verfassungsmässig  erachtet  worden.  Kosten- 
freie Anstellungsagentnren  sind  in  Connecticut  (11*01,  Kap.  100) 
nnd  in  Kansas  (1901,  Kap.  IS.*»)  eingerichtet  worden.  Ein  Acht- 
stnndengcsetz  wurde  in  Colorado  erlassen  (1*99,  Kap.  lo:{),  welches 
auf  alle  Bergwerksarbeiten  und  Arbeiten  bei  Schmelz-  und  Reduzier* 
Betrieben  Anwendung  findet.  Dasselbe  wurde  jedoch  seitens  der 
Staatsgerichtshöfe  von  Colorado  nicht  für  verfassungsmässig  erachtet. 
Viele  Staaten  erlassen  ein  (Gesetz,  durch  welches  den  Arbeitgebern 
verboten  wird,  über  ihre  Angestellten  eine  Kontrolle  oder  einen 
Zwang  dahin  auszuüben,  das«  sie  Arbeiter-  oder  Gewerbevereinigungen 
nicht  beitreten  (Illinois  1893,  13.  Juni,  für  nicht  verfassungsmassig 
erachtet  ;  Texas  1S99,  S.  IM).  Die  Führung  schwarzer  Listen  oder 
der  Austausch  von  Listen  mit  den  Namen  von  entlassenen  An- 
gestellten oder  Angestellten,  welche  gestreikt  haben,  seitens  der 
Arbeitgelier  wird  in  mehreren  Staaten  als  Vergehen  bestraft  (z.  B. 
Texas  1901,  17.  April).  Gesetze,  welche  das  Fabrikwesen  ordnen,  und 
Vorkehrungen  für  Frauen  und  Kimler  t  reifen,  welche  in  industriellen 
Betrieben  angestellt  sind,  nehmen  an  Zahl  zu.  Acht  Stunden  wird  ge- 
wöhnlich als  die  Grenze  der  Arbeitszeit  bei  allen  öffentlichen  Werken 
vorgeschrieben  (Californien  1901,  Kap.  172;  Minnesota  1901,  Kap.  310; 
Utah  1901,  Kap.  41).  Mehrere  Staaten  haben  (Gesetze  angenommen, 
welche  das  „sweatshops"- System  regulieren,  d.  h.  Werkstätten,  in 
welchen  industrielle  Arbeit  betrieben  wird  (Michigan  1901,  Kap.  113; 
Connecticut  1S99,  Kap.  1<>(>).  Verschiedeue  andere  Staaten  haben  staat- 
liche Schiedsgerichte  eingesetzt  (Missouri  1901,  S.  19'.;  Utah  1901, 
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Kap.  t;s:  Wyoming  DHU.  Kap.  00)  zur  Erledigung  von  Streitigkeiten 
zwischen  Arbeitgebern  und  Augestellten;  der  kürzlich  nach  dieser 
Richtung  in  New  York  gemachte  Versuch  bedarf  der  Erwähnung. 
Dort  trat  im  Dezember  1001  unter  den  Auspizien  des  nationalen 
Friedensbundes  ein  Komitee  zusammen.  Die  Führer  der  Arbeiter- 
Interessen  vereinbarten  mit  dem  Bundeskomitee  die  Errichtung  eines 
ständigen  nationalen  Komitees  zur  Untersuchung  oder  schiedsrichter- 
lichen Entscheidung  solcher  Streitigkeiten.  In  diesem  Komitee  haben 
hervorragende  Männer,  wie  der  frühere  Präsident  Clkvklaxk,  Bischof 
Hknky  C.  Pottkk,  Erzbisehof  Irklaxh  und  die  Führer  des  Arbeiter- 
blindes,  Plätze  eingenommen. 

5.  Korporationen. 

I  He  Gesetze  gegen  Trusts,  welche  in  so  vielen  Staaten  vor  '-i  oder 
4  Jahren  erlassen  wurden,  haben  im  allgemeinen  ihren  Zweck  verfehlt 
und  infolgedessen  sind  wenig  neue  Gesetze  über  diesen  Gegenstand 
erlassen  worden.  Einige  Staaten  jedoch  versuchen  noch  fortgesetzt 
neue  gesetzliche  Bestimmungen,  um  diese  industriellen  Vereinigungen 
zu  unterdrücken  (Alabama,  Verfassung  §  10:$;  Minnesota  DHU. 
Kap.  PU(.  Der  Staat  Indiana  (DHU,  Kap.  107)  hat  ein  Gesetz 
angenommen,  durch  welches  Trusts  und  Verbindungen  verboten 
werden,  durch  welche  eine  Person  gezwungen  werden  soll,  mit 
der  Fabrikation  eines  Artikels  aufzuhören  oder  ein  Geschäft  auf- 
zugeben, und  zwar  unter  Androhung  des  Verlustes  der  Konzession 
des  Trusts  oder  der  Vereinigung,  d.  h.  der  Korporationsrechte. 
Minnesota  (s.  oben)  hat  ein  neues  Gesetz  erlassen,  durch  welches 
Vereinigungen,  um  Preise  zu  kontrollieren,  für  ungesetzlich  erklärt 
werden;  ferner  hat  Massachusetts  (DHU,  Kap.  478)  es  für  un- 
gesetzlich erklärt,  Waren  mit  der  kontraktlichen  Bestimmung  zu 
verkaufen,  dass  der  Käufer  nicht  in  Waren  einer  anderen  Firma 
handeln  darf  (s.  auch  Mississippi  11*00,  Kap.  88). 

Die  Tendenz,  sehr  liberale  Inkorporierungsgesetze  zu  erlassen, 
dauert  fort,  d.  h.  verschiedene  Staaten  haben  Gesetze  angenommen, 
durch  welche  der  Bildung  von  privaten  Geschäft-skorporationen  die 
grösst möglichste  Freiheit  gewährt  wird.  Es  wird  vielfach  in  diesen 
Gesetzen  von  der  Zahlung  des  Aktienkapitals  in  bar  Abstand  ge- 
nommen, die  Versammlungen  der  Aktionäre  oder  Direktoren  können 
ausserhalb  des  Staates  abgehalten  werden  und  werden  die  für  solche 
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Lnkorporiernng  zu  zahlend,  n  tv^l>ühren,  gleichgültig,  wie  gross  das 
Kapital  sein  mag.  vermindert  <s.  Delaware  l'.«ul,  7.  März).  Kiliige 
Staaten  haben  Korporationen  ».einludet,  welche  mit  der  ausdrückliehen 
Machtbefugnis  nach  ihren  Statuten  versehen  sind,  Besitztum  in  aus- 
ländischen Staaten  und  Ländern  innezuhalten  und  darüber  zu  ver- 
fügen (Alabama  1«h»1.  S.  !»;:,>. 

ü.  Finanzeu. 

I>ie  Staaten  revidieren  tranz  allgemein  ihre  Steuertest  tze  und 
treffen  strenge  nesctzyeberische  Vorsrhi  it'ten  in  der  Hoffnung,  die 
Zahlung;  von  Steuern  auf  bewegliches  Vermögen  zu  erzwingen.  Ks 
ist  eine  interessante  wirtschaftliche  Frage,  wieweit  solche  Bemühungen 
«•eben  s.dlen.  Bisher  sind  die  Gesetze  ganz  allgemein  umgangen 
worden,  sollte  jedoch  durch  irgend  ein  l.'ntersuchungs- Verfahren  oder 
eidliche  Krklänipgen  eine  Methode  eingeführt  werden,  welche  tat- 
sächlich von  Wirksamkeit  sein  würde,  so  kann  es  keinem  Zweifel 
unterließen,  dass  das  die  Wirkung  haben  würde,  dass  dadnrch  ver- 
mögende Personell  aus  dem  Staate,  wo  eine  derartige  Gesetzgebung 
existiert,  herausgetrieben  werden  würden.  Die  Bemühung,  bewegliches 
Vermögen  in  Gestalt  von  Besitz-Urkunden  zu  besteuern,  d.  h.  Aktien- 
besitz bei  Korporationen  direkt  dem  Aktieninhaber  gegenüber  oder 
Schulden  oder  Hypotheken  dem  Gläubiger  gegenüber,  ist  eine 
durchaus  törichte  und  unnütze.  Keiner  der  amerikanischen  Staaten 
hat  jedoch  bis  jetzt  diesen  Standpunkt  überwunden,  (ianz  allgemein 
werden  erhebliche  Xachlass-Steuern  durch  (iesetze  eingeführt,  wobei 
gewöhnlich  die  Steuer,  je  nach  dem  Umfange  des  Nachlasses  und 
dem  Verwandtschaftsgrade  desjenigen,  auf  den  der  Nachlass  vereibt 
wird,  abgestuft  wird.  Solche  (iesetze  erfordern  in  einigen  Staaten 
unter  gewissen  Bedingungen  bis  zu  I  V  „  der  Nachlassmasse  eines 
Verstorbenen  (.Iowa  l'.H'O.  Kap.  M ;  Nord  -  Carolina  l!'<H,  Kap.  !»: 
Nebraska  Kap.  *>4). 

Die  Staaten  verbessern  ganz  allgemein  ihre  Miliz-Gesetzgebung, 
sie  geben  den  staatlichen  und  örtlichen  Gesundheitsämtern  grössere 
Machtbefugnisse  und  treffen  eingehendere  Vorschriften  gegen  die 
Verfälschung  von  Nahrungsmitteln.  Die  Neigung.  Berieselungs- 
(iesetze  für  den  Westen  einzuführen,  ist  dadurch  etwas  zurück- 
gegangen, weil  sich  eine  Bewegung  geltend  macht,  dass  die  Be- 
wässerung auf  Kosten  der  National-Kegiernng  durch  ein  Kongress- 
Ciesetz  eingeführt  werde. 
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Schliesslich  ist  es  von  Interesse,  zu  konstatieren,  das»  mu- 
ri Staaten  Verfassungs-Änderungen  während  des  Jahres  1901  ein- 
geführt haben,  obwohl  in  mehr  als  der  Hälfte  der  sämtlichen  Staaten 
derartige  Veränderungen  in  Vorschlag  gebracht  waren.  New 
Hampshire  nnd  Virginia  wollen  ihre  Verfassung  im  Jahre  1902 
abändern.  Alabama  nahm  eine  neue  Verfassung  im  Jahre  1901  an. 
Die  wichtigste  Bestimmung  ist  die.  auf  welche  schon  vorstehend  in 
dieser  Abhandlung  Bezug  genommen  ist,  nach  welcher  das  Stimm- 
recht beschränkt  wird:  1.  auf  diejenigen,  welche  einen  Paragraphen 
der  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  anf  englisch  lesen  können 
und  den  grösseren  Teil  des  der  Eintragung  vorangegangenen  Jahres 
in  regelmässiger  Beschäftigung  gearbeitet  haben,  sofern  sie  nicht 
physisch  daran  verhindert  waren;  2.  auf  diejenigen,  welche  die 
erforderliche  Vermögens-Qualitikation  besitzen,  wonach  der  Stimm- 
berechtigte Eigentümer  von  40  Acker  Land  oder  eingeschätztem 
Besitztum  im  Werte  von  300  Sh.  ist:  :l.  anf  den  Ehemann  einer 
Kran,  die  ein  solches  Eigentum  hat. 

Durch  diese  Bestimmungen  wird  natürlich  bewirkt,  dass  die 
Stimmen  der  Neger  im  hohen  (trade  disqualifiziert  werden. 

b)  Juristische  Literatur. 

Es  sind  während  der  letzten  zwei  Jahre  wenig  sehr  wichtige 
Bücher  publiziert  worden.  Beachtung  verdient  da*  Werk  von 
Manms  Tay  Luit,  des  Gesandten  der  Vereinigten  Staaten  in  Spanien, 
über  „ Internationales  öffentliches  Beehr  (Little,  Brown  «.V  Co., 
Boston),  ferner  das  Werk  von  Hkxry  Bkannux:  „Die  vierzehnte 
Ergänzung- Abhandlung  über  die  Rechte  und  Privilegien,  welche 
durch  die  vierzehnte  Ergänzung  zu  der  Verfassung  der  Vereinigten 
Staaten  gewährleistet,  werden".  Zwei  starke  Bände  wurden  von 
A.  J.  Ei>i»y  veröffentlicht  über  „Vereinigungen.  Das  Keeht  der 
Vereinigungen  einschliesslich  der  Monopole.  Trusts  und  Arbeits- 
nnd  Kapitals- Vereinigungen;  Verabredungen  nnd  Kontrakte  zur 
Behinderung  des  Handels  etc."  (Callahan  Ä  Co..  Chicago.  III). 

l'nter  den  Büchern  des  Jahres  1900  verdienen  Erwähnung 
C.  S.  W.u. Ions  Werk  über  .Zivil-Recht.  Das  Zivilrecht  in  Spanien 
und  spanisch  Amerika  einschliesslich  Cnha .  Puerto  Rico  und  der 
Philippinen-.  „Amerikanische  Jurisprudenz1"  von  William  C. 
Kouin>..\.   „Amerikanisches  Recht.  Abhandlung  über  die  Jurisprudenz. 
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Verfassung  und  die  besetze  der  Vereinigten  Staaten"  von  J.  Dkm. 
Am.kkw.h.  „Magna  Charta.  Die  Magna  Charta  und  andere  grosse 
Privilegien  von  England  mit  historischer  Erläuterung  und  zahlreichen 
Anmerkungen-  von  B.  C.  Barkinüton.  Ai.kkko  Rvsski.i.s  Werk  Uber 
„Polizei-Befugnisse.  Die  Polizei- Befugnisse  des  Staates  und  Ent- 
scheidungen darüber" ,  und  C.  Ii.  Tiiii-kmans  Abhandlung  über 
„Staats-  und  Rciohs-Befugnis>e.  Abhandlung  über  staatliche  und 
Boichs-Kontrolle  über  Personen  und  Besitztum". 

c)  Volkswirtschaftliche  Literatur. 

Referent:  Dr.  Henry  V.  Emory, 

l'inl.'^ur  <1.t  Sla  th«  i-.-.'i.M  hiiln  u  hü  (in-  Val»-  I'iiiv  <  isitat  l\.  w  Huven!. 

Übersetzung  von  Dr.  Viktor  Schneider. 

.Ito-tizru».  K^-M«iuwdtt  unil  Xwtar.  IW.iii. 

Die  wichtigsten  Publikationen  in  den  letzten  Jahren  auf  dein 
tiebiete  der  Volkswirtschaft  >ind  zahlreiche  amtliche  Veröffentlichungen 
der  Begierting  der  Vereinigten  Staaten.  Die  amtlichen  Sammlungen 
von  Materialien  zum  volkswirtschaftlichen  Studium  sind  selbst- 
verständlich stets  und  überall  von  Wichtigkeit,  aber  vor  kurzem 
hat  die  Bundesregierung  diesbezüglich  einen  energischeren  Versuch 
gemacht ,  als  dies  jemals  von  irgend  einer  anderen  Regierung 
geschehen  ist.  Dies  war  die  im  Jahre  l.s'JN  erfolgte  Ernennung 
der  sogen.  Indiistriekommission  zur  Erforschung  und  Berichterstattung 
über  die  volkswirtschaftlichen  Verhältnisse  des  Landes  auf  Jedem 
einzelnen  (Jebiot.  Die  Publikation  dieses  Berichtes  in  l!<  starken 
Banden,  welche  bei  Beginn  des  neuen  Jahrhunderts  herauskam  und 
gleichzeitig  mit  den  ersten  Bänden  des  grossen  Zensus  von  l!«><> 
erschien,  ist  ein  Ereignis  allerersten  Ranges.  Die  Kommission  selbst 
war  zusammengesetzt  aus  Mitgliedern  des  Parlaments  und  zwar 
beider  Häuser  und  aus  tonangebenden  aussensteliendeii  (ieschäfts- 
leuten.  Ihr  Plan  ging  dahin,  eine  grosse  Menge  von  Beweismaterial 
durch  hervorragende  Männer  in  jedem  Zweige  des  wirtschaftlichen 
Lebens  zusammenzutragen  und  das  Material  in  Monographien  zu- 
sammenzustellen; und  zwar  sollte  dies  geschehen  durch  wohlbekannte 
Männer,  unter  denen  zahlreiche  Beamte  in  den  Regierungsbiireaus. 
wie  z.  B.  dem  statistischen,  landwirtschaftlichen  Bureau  etc.  und 
viele  wohlbekannte  Uni versifäts- Professoren  sich  befänden.  Das 
Resultat   war  ein  bändereicher  Bericht,  welcher  im  Jahre  P«>1 
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fertiggestellt  wurde.  Derselbe  ist  von  einem  durchaus  verschieden- 
artigen Charakter,  bildet  jedoch  als  Ganzes  die  wertvollste  Samminn  g 
der  Kenntnis  der  ökonomischen  Lage  dieses  Landes,  welche  je 
publiziert  worden  ist.  Von  jetzt  ab  wird  der  Bericht  eine  wesent- 
liche Quelle  der  Information  für  jeden  bilden,  der  die  amerikanischen 
Verhältnisse  studieren  oder  darüber  schreiben  will. 

Der  Bericht  behandelt  folgende  Gegenstände:  Band  I.  Trusts». 
Band  JI.  Trust- tuid  Korporationsgesetzgebung.  Band  III.  Gefängnis- 
arbeit.  Band  IV.  Deportation.  Band  V.  Arbeitsgesetzgebung 
Band  VI.  Die  Verteilung  von  Landwirtschaftsprodukten.  Band  VII 
Arbeit  und  Fabrikation.  Band  VIII.  Arbeitsstreitigkeiten  in  Chicago. 
Band  IX.  Deportation  (2.  Band  über  diesen  Gegenstand).  Band  X. 
Landwirtschaft.  Band  XI.  Landwirtschaft  (2.  Band  über  diesen 
Gegenstand).  Band  XII.  Kapital  und  Arbeit  in  Bergwerks-Industrien. 
Band  XIII.  Trusts  (2.  Band  über  diesen  Gegenstand).  Band  XIV. 
Beziehungen  zwischen  Kapital  und  Arbeit.  Band  XV.  Einwanderung 
und  Erziehung.  Band  XVI.  Arbeitsgesetzgebung  im  Auslande. 
Band  XVII.  Arbeits-Organisation  und  Schiedsverfahren  (mit  einem 
Bericht  von  Professor  S.  M.  Linusav  über  Eisenbahnarbeit).  Band 
XVIII.    Syndikate  (Trusts)  in  Europa.    Band  XIX.  Schlussbericht. 

Es  ist  ersichtlich,  dass  die  einzelnen  Bände  keiner  besonderen 
Ordnung  folgen,  dass  sie  vielmehr  nach  dem  Datum  der  Publikation, 
das  ganz  von  Zufällen  abhing,  numeriert  sind.  In  einzelnen  Fällen 
werden  verschiedenartige  Gegenstände  in  demselben  Bande  behandelt, 
z.  B.  Band  XI  über  Landwirtschaft  schliesst  einen  wertvollen  Bericht 
über  die  Besteuerung  von  Korporationen  ein.  Ferner  ist  als  einzelnes 
Beispiel  die  Steuerfrage  in  verschiedenen  Bänden  zerstreut.  Einiges 
wichtiges  Material  ist  unter  der  Überschrift  Deportation  behandelt. 
-  Die  Schwierigkeiten  dieses  Arrangements  sind  indessen  unbedeutend, 
da  jeder  Band  mit  einem  Inhaltsverzeichnis  versehen  ist  und  ausser- 
dem ein  genaues  Inhaltsverzeichnis  sowohl  über  die  Gegenstände  wie 
Über  die  Natio  n  dein  Schlussbericht  beigefügt  ist.  Einzelne  Bände 
sind  blosse  Kombinationen,  wie  Band  II  und  XVI,  andere  sind  die 
Belichte  von  SpezialVertretern,  wie  Band  VI  und  XVIII;  die  meisten 
Bände  enthalten  jedoch  die  mündlichen  Aussagen  von  Hunderten  von 
Geschäftsleuten,  welche  vor  der  Kommission  als  Zeugen  erschienen 
"der  die  Verbindung  derartiger  Aussagen  mit  Spezialberichten  vn 
S.irhv.iständigen.     Die  Benutzung   dieser  Aussagen   ist    sehr  er- 
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leichtert,  niclit  nur  durch  das  Inhaltsverzeichnis,  sondern  auch 
durch  einen  bewundernswüi digen  Auszug  des  Beweismaterials,  welches 
in  jedem  einzelnen  Han<i  den  Aussagen  vorani:»  stellt  ist.  Dieser 
Auszug  ist  eine  Analyse  des  Bewejsmaterial*  nach  den  (iegenständen. 
Er  ist  sehr  vollständig  und  rührt  von  dem  tatkräftigen  Sekretär  der 
Kommission.  Professor  K.  Dana  Di  kanh,  her.  Die  Anstellung  von 
ausgebildeten  Nationalükonomeii  hei  der  Regierung  hat  in  den  letzten 
dahren  in  den  Vereinigten  Staaten  eine  grosse  Zunahme  erfahren 
und  jedenfalls  werden  aintli«  he  Puhlikatiouen  dadurch  in  hohem 
Mal'se  verbessert.  Dies  tritt  nirgends  klarer  hervor  als  in  dem 
Bericht  der  Industriekommission.  Ks  war  nicht  nur  ein  Ulihk,  für 
die  Kommission  einen  Mann  wie  Herrn  Di  kanji  als  Sekretär  zu 
gewinnen,  sondern  sie  zeigte  auch  ihre  Kindheit  darin,  dass  sie 
Männer  wie  Professor  .D:\k-  von  der  Koi  iicll  -  Universität  für  die 
Bearbeitung  der  Trusts.  Professor  Kim  v  von  der  Harvard-Universität 
bei  der  Behandlung  der  Deportation  und  andere  Personen  von  gleicher 
tieschicklichkeit  auf  anderen  tiebieteti  engagierte. 

Es  ist  unmöglich,  bei  dem  Un fange  dieses  Artikels  die  ver- 
schiedenen Bände  des  Berichtes  detailliert  zu  besprechen,  und  die- 
jenigen, welche  eine  kritischere  Übersicht  zu  haben  wünschen,  können 
auf  eine  Heihe  von  Artikeln  verwiesen  werden,  welche  in  der  ,.Vale 
Review"  im  November  l'.MC!  ersehcinen  werden  und  in  denen  National- 
ükonomen  von  Ruf  die  ganze  Arbeit  der  Kommission  in  getrennten 
Kapiteln  behandeln.  Kin  kurzes  Wert  sei  als  Illustration  des  ganzen 
Werkes  gestattet  üW  die  Bände,  welche  über  Trusts  handeln. 
Sorgfaltige  Untersuchungen  sind  darin  enthalten  über  Spezial- 
materien,  wie  den  Kintluss  von  Trusts  auf  Preise,  die  Arbeit  von 
Professor  Jknk-,  Zusammenstellung  von  (iesetzen  und  richterlichen 
Entscheidungen.  Abschriften  von  wichtigen  Trust  Verträgen  und  dergl.. 
und  schliesslich  die  grosse  Masse  von  Aussagen  (bei  deren  Auf- 
nahme Professur  .Iknks  und  andere,  die  nicht  irerade  Mitglieder  der 
Kommission  waren,  teilnehmen  durften >.  Unter  diesen  Aussagen  be- 
finden sich  auch  die  .  nigeii  von  Triistsgründern  und  -Leitern,  wie 
Havkmkvkr.  Ciias.  Klint  und  viele  andere,  von  Triistanwält*  11. 
wie  Herr  Jamks  B.  Diu.,  sowie  auch  die  Aussagen  von  Kon- 
kurrenten. Kunden  oder  Feinden  der  Trusts.  Das  Resultat  ist  von 
grossem  Wert.  Die  Trustgriinder  geben  volle  Details  über  die 
Methoden  und  den  Charakter  und  die  Organisation  der  speziellen  Trusts. 
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und  werden  diese  Aussigen  durch  die  Kritik  von  Konkurrenten  oder 
Finanzsachverständigen  kontrolliert.  Obwohl  auf  diese  Weise  viele 
der  Aussagen  an  sich  durch  die  persönlichen  Interessen  der  Aus- 
sagenden auf  eine  falsche  Hahn  geleitet  sind.  bezw.  bei  manchen 
sogar  die  Absicht  vorliegen  mag,  eine  Täuschung  hervorzurufen,  so 
verschafft  doch  die  gesamte  Beweisaufnahme  genügendes  kontra- 
diktorisches Material  nnd  ausreichende  Kritik,  nm  den  I,eser  auf- 
merksam zu  machen  und  auch  ihm  zu  ermöglichen,  eine  eigene  ver- 
ständige Meinung  sich  zu  bilden.  Hier  ebenso  wie  anderwärts  hat 
es  sich  als  unmöglich  herausgestellt,  absolut  offene  und  vertrauens- 
werte Bericht*'  von  den  wenigen  Eingeweihten,  die  die  vollen  Details 
kennen,  zu  erhalten. 

Der  1'.).  Hand  ist  der  Schlussbericht  genannt  nnd  in  diesem 
ist  der  Versuch  gemacht,  in  logischer  Form  das  beschallte  Material 
zu  gruppieren  und  ein  Urteil  zu  fallen,  sowie  Vorschläge  zu  machen. 
Dieser  Hund  wird  naturgemäss  derjenige  sein,  der  für  den  Durch- 
S'hnittsleser  hauptsächlich  von  Interesse  sein  wird,  insbesondere  iui 
Ausland,  wo  eine  detaillierte  Prüfung  der  Hände  über  das  Heweis- 
material  nur  von  dem  Spezialisten  unternommen  werden  wird. 
Obwohl  es  sich  nominell  um  den  Bericht"  der  Kommission  handelt, 
>ind  die  verschiedenen  Abschnitte  des  Bandes  gewöhnlich  von 
Spezialsachverständigen  in  den  verschiedenen  Abteilungen  geschrieben. 
Zum  Heispiel  ist  der  Abschnitt  über  Deportation  die  Arbeit  von 
Professor  Hu-i-üY  und  ist  inzwischen  als  besonderes  Buch  unter 
seinem  Namen  erschienen,  indessen  jeder  einzelne  Abschnitt  ist  von 
der  Kommission  als  Ganzes  gelesen  und  akzeptiert  worden  und  stellt 
■leren  Anschauungen  dar.  Soweit  einzelne  Mitglieder  von  den  Schluss- 
folgerungen oder  von  den  gemachten  Vorschlägen  abweichen,  werden 
spezielle  Angaben  über  ihre  persönlichen  Ansichten  gemacht.  Im 
grossen  und  ganzen  kann  man  sagen,  dass  der  Schlussbericht  angemessen 
gemässigt  und  trotzdem  unabhängig  und  im  Indien  Grade  frei  von 
politischem  Partei-  oder  partikularistischem  Vorurteil  ist. 

Es  ist  vielleicht  angebracht,  in  diesem  Zusammenhang  auf  die 
eisten  Hände  des  neuen  Zensus  von  l!»0(i  Bezug  zu  nehmen.  Bis 
zur  Zeit  der  Niederschrift  dieses  Artikels  sind  ->  Bände  erschienen. 
Einer  über  Bevölkerung,  einer  über  Lebensstatistik,  einer  über 
Fabrikate  und  einer  über  Landwirtschaft.  Der  Band  über  Fabrikate 
ist   der  2.  Band   über  diesen  Gegenstand  und  erscheint   vor  der 
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Publikation  des  1.  Bandes.  Er  behandelt  die  Fabrikation  naeli 
Staaten  nnd  dürfte  von  geringerem  Interesse  sein  als  der  1.  Hand, 
welcher  binnen  kurzem  erwartet  wird  und  der  die  Analyse  des 
Fortschritts  in  der  Fabrikation  seit  .Jahrzehnten  enthalten  wird. 
Der  1.  Hand  über  Landwirtschaft  enthält  allgemeine  Statistiken  über 
Wert  und  Art  des  lirundbesitzes,  über  Ernteergebnisse  und  Werte 
sowie  eine  wertvolle  Abhandlung  über  Fortschritte  der  I-indwirt- 
schaft.  dargestellt  durch  wertvolle  Diagramme  und  Karten. 

Im  Zusammenhang  mit  der  Arbeit  der  Industriekonimission 
mag  auch  Bezug  gemunmen  werden  auf  eine  Publikation  des 
statistischen  Bureaus.  Kieses  Huivau  veröffentlicht.  Hefte,  welche  als 
die  Monatsübersicht  über  Handel  und  Finanzen  bekannt  sind,  und 
in  den  letzten  beiden  .Iahten  enthielt  jede  einzelne  Nummer,  ab- 
gesehen von  dem  regelmässigen  statistischen  .Material,  eine  Mono- 
graphie, die  über  irgend  eine  besondere  Industrie  oder  irgend  einen 
besonderen  Abschnitt  handelt.  So  sind  z.  H.  der  tietreidehandel. 
die  Zucker-Industrie,  der  Wollhandel,  der  Holzhandel,  die  Eisen- 
Industrie  und  viele  andere  darin  bearbeitet  worden,  ebenso  auch  die 
volkswirtschaftlichen  Verhältnisse  der  verschiedenen  ausserhalb 
belegenen  Besitztümer  der  Vereinigten  Staaten.  Diese  Monographien 
sind  von  ungleichem  Wert  und  die  meisten  derselben  sind  haupt- 
sächlich statistischer  Natur,  sie  bilden  aber  eine  wichtige  Ergänzung 
der  Literatur,  welche  sich  mit  den  tatsächlichen  industriellen  Ver- 
hältnissen der  liegen  wart  befasst. 

Wenn  ich  mich  nun  zu  den  Büchern  der  letzten  beiden  .lahre 
wende,  welche  sich  direkt  mit  volkswirtschaftlichen  Problemen  in 
den  Vereinigten  Staaten  befassen,  so  finden  wir,  dass  sich  das 
Hauptinteresse  den  Problemen  der  Trusts  zugewandt  hat.  Das 
erste  Buch  der  letzten  paar  Jahre,  welches  eine  weite  Verbreitung 
fand,  war  der  Bericht  der  Konferenz  in  Chicago  über  Trusts1) 
einberufen  von  der  Bürgor-Federation  im  September  lH'.M».  Dieser 
Bericht  enthalt  die  Ansprachen  und  die  Schriftstücke,  welche  auf 
jener  Konferenz  zur  Verteilung  gelangten  nnd  hat  die  Vorzüge  und 
Nachteile  einer  solchen  Kompilation,  d.  h.  sie  enthält  die  Ansichten 
in  summarischer  Form  von  einem  paar  Dutzend  ausschlaggebender 
Männer  aller  Klassen  und  Berufe,  einschliesslich  Anwälten,  Fabri- 
kanten,   National -Ökonomen,    Führern    von  Arbeiterbewegungen. 

')  Chicago  Konferenz  Uber  Trusts.  Chicago  1S»00. 
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Politikern  und  anderen.    Die  zum  Ausdruck  gebrachten  Ansichten 
wichen  voneinander  ab.  zeigten  jedoch  sowohl  auf  Seiten  iler  Freunde 
wie  auf  sehen  der  Feinde   des  Trust  eine  gewisse  konservative 
Richtung.    Spezielles  Interesse  ist  den  abweichenden  Ansichten  des 
Herrn  Rkyan,  des  demokratischen  Kandidaten  für  die  Präsidentschaft 
bei  den  letzten  beiden  Wahlen  und  denen  des  Herrn  Hoikkk  Gm-hram. 
eines  wohlbekannten  Politikers,  der  die  Trusts  verteidigte  beizulegen, 
obwohl   die   Aufsätze   von   einigen   weniger  allgemein  bekannten 
Professoren  von  grösserem  wissenschaftlichem  Werte  waren.  Der 
wichtigste  Beitrag,  der  über  den  Gegenstand  handelt,  ist  der  kleine 
Hand  des  Professors  J.  W.  .Iknks1).  welcher,  wie  schon  gesagt,  der 
sachverständige    Vertreter    der   Industriekommission    über  dies-en 
Gegenstand  war.    Das  Hauptverdienst  dieses  Ruches  ist  seine  Un- 
parteilichkeit und   sein  gesundes  Urteil.    Ks  trügt  wesentlich  zu 
einem  klaren  Verständnis  des  Problems  bei.  bietet  aber  wenig  Neues 
für  die  Lösung  der  Frage,  und  ans  diesem  Grunde  hat  es  manchen 
seiner  Leser  enttäuscht.     Ein  anderes  Ruch  eines  wohlbekannten 
Nationalökonouien  ist  der  Hand  über  Monopole  von  Professor  K.  T.  En  *), 
welches  sich  von  dem  Werke  von  Jknks  dadurch  unterscheidet,  dass 
es  sich  mehr  mit  der  Theorie  von  Monopolen  als  mit  den  tatsächlichen 
Erfahrungen  der  Vereinigten  Staaten  befasst,  obwohl  die  Ereignisse 
aus  der   letzten   Zeit   zur  Illustration  benutzt  werden.  Professor 
Ci.auk    von  der  Columbia- Universität   hat  ebenfalls  einen  kleinen 
Hand  auf  dem  Gebiete  beigesteuert  und  zwar  mit  dem  Titel  die 
Kontrolle  der  Trusts.  ')    Dieses  Hu.  h  behandelt  nicht  die  Geschichte 
oder  die  Statistik,  sondern  beleuchtet  lediglich  das  Problem  der 
Kontrolle  von  einem  theoretischen  Standpunkte  aus.    Sein  Haupt - 
argument  ist.  das«  Konkurrenz  nicht  dauernd  unterdrückt  werden 
kann   und  dass  jede  öffentliche  Massnahme,  die  ergriffen  werden 
könnte,  sich  auf  Unterstützung  der  Konkurrenz  richten  mnss.  Das 
Spezialwerk  von  Professor  Willis')  über  den  gigantischen  Stahl- 
trust ist   von  anderartiger  Natur.    Dieses  Werk  ist  sowohl  staats- 

»)  Da>  Trust-Problem  von  J.  W.  Jknks.  New  York  Ii**». 

-)  Monopole  und  Trusts  von  Ii.  T.  El.V.  New  Volk  ÜHXi. 

J)  Kontrolle  der  Trusts  vmi  John  B.  i'i.auk.  New  York  VM*). 

4)  Studie  über  die  Stahl-Ko|-porat iori  der  Vereinigten  Staaten  in 
ihren  industriellen  und  rechtlichen  < irundlag-n  von  Professor  Wuors, 
»'hieaL'O  l'.MIl. 
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wirtschaftlich  wie  juristisch,  aber  in  erster  Linie  juristisch  nnd 
dürfte  für  Ausländer,  die  die  tatsächlichen  Vorgänge  hei  Organisation 
dieser  Art  zu  beobachten  wünschen,  von  grossem  Interesse  sein. 
Unter  der  grossen  Anzahl  von  anderen  neuerdings  erschienenen 
Büchern  über  die  Trustfrage,  mögen  erwähnt  werden  die  Arbeiten 
von  C.  \Y.  Bakkk.1)  von  W.  M.  <  Y.i.i.ikk,-*)  von  I.k  Rosskn  oi. ;i»  und 
vnii  Oos  I'ass«».1)  kein«  dieser  Werke  fügt  etwas  besonderes  Neues 
der  Literatur  über  diesen  ('egenstand  hin/u.  Sie  sind  jedoch  sämtlich 
ernsthafte  Arbeiten  und  in  der  Hauptsache  unparteiische  Besprechungen. 
Oas  letzterwähnte  Werk,  nämlich  das  von  Oos  Passus,  ist  eine 
etwas  einseitige  Verteidigung  der  Trusts  vom  Standpunkte  des 
.1  misten.  Im  grossen  und  ganzen  muss  man  zugehen,  das*  die 
Bücher  über  die  Trusts  noch  nicht  ein  sehr  hohes  Niveau  erreicht 
haben,  und  dass  der  ernsthaft  Studierende  viel  mehr  wertvollen 
Stoff  in  dem  Material  rinden  wird,  das  hei  den  verschiedenen 
Regierung«- Untersuchungen  und  -Berichten  niedergelegt  ist  nnd 
worauf  teilweise  bereits  Bezug  genommen  ist.  In  mancher  Hinsicht 
sind  die  im  Auslände  verünVntlichteu  Bücher  hesser  gewesen  als  die 
in  diesem  Lande  publizierten.  Meine  jetzige  Übersieht  kann  sich  mit 
jenen  jedoch  nicht  befassen. 

Ks  ist  einigermassen  überraschend,  dass  bei  der  neuerlichen 
kolonialen  Ausdehnung  der  Vereinigten  Staaten  keine  erstklassigen 
Bücher  über  die  volkswirtschaftlichen  Aussichten  der  Bewegung  in 
Amerika  erschienen  sind.  Line  Klüt  von  Artikeln,  einige  davon 
gut,  die  meisten  derselben  jedoch  wertlos,  sind  in  periodischen  Zeit- 
schriften erschienen,  eine  wissenschaftliche  Behandlung  der  Lage  ist 
jedoch  bis  jetzt  noch  nicht  erfolgt.  Brooks  Ahams,  ein  wohl- 
bekannter Historiker  mit  entschieden  sensationellen  Theorien,  ver- 
öffentlichte im  Jahre  11MI0  ein  Buch  über  Amerika«  ökonomisches 
Supremat,*')  welches  sich  als  interessante  Lektüre  in  England  er- 
weisen dürfte,  da  es  sich  tatsächlich  mehr  mit  dem  „Verfall-*  des 

M  Monopole  und  das  Volk  von  f.  W.  Bakkk,  Ausgabe.  New 
York  lXJW. 

l)  Die  Trusts  von  W.  M.  (  oi.i.ikic.  New  York  UMIO. 
3)  Monopole   früher   und  jetzt   von   J.   K.    I.K    Hossiüuol,  New 
York  l\m. 

*)  Kommerzielle  Trusts  von  John  K.  Oos  I'assos.  New  York  1»«>1. 
*)  Amerikas   ökonomwehe«  Supremat   von   Brooks   Adams,  New 
York  ltm 
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letzteren  Landes,  als  mit  dem  Supremat  des  eigenen  Landes  des 
Autors  befasst.  Im  Handel,  in  den  Finanzen,  in  der  Litteratur,  in 
der  Politik  und  im  Kriege  findet  der  Autor,  dass  England  sich 
im  .Stadium  des  Verfalls  befindet.  Nur  wenig  ernsthafte  Leser 
werden  seine  Schlnssfolgerungen  akzeptieren,  aber  vielleicht  finden 
sie  ein  zustimmendes  Publikum  unter  einigen  Lesern  auf  dem  Kon- 
tinent, denen  damit  gedient  ist,  den  Ausführungen  zu  glauben.  Herr 
Chaklks  Conaxt  in  seiner  Arbeit  über  die  Vereinigten  Staaten  im 
Osten'i  hat  sieh  an  die  ernsthaftere  Aufgabe  gemacht,  die  Be- 
ziehungen des  Wachsens  des  Kapitals  mit  dem  Problem  der  Aus- 
dehnung nachzuweisen.  Das  Werk  ist  jedoch  nicht  recht  tief  in 
seiner  Analyse.  Eine  optimistische  Rechtfertigung  der  neuerlichen 
Politik  der  Vereinigten  Staaten  wird  von  dem  wohlbekannten 
Geist liehen  Dr.  Josiah  Stkonu  in  seinem  kürzlich  erschienenen  Buch 
über  Ausbreitung  gegeben.-) 

Von  den  Büchern,  welche  sich  mit  praktischen  national- 
ökonomischen Fragen  der  Gegenwart  befassen,  sind  einige  der  besten 
unter  denjenigen  zu  suchen,  welche  Fragen  des  modernen  Stadt- 
lebens bearbeiten.  Es  fallen  darunter  zwei  wichtige  Berichte,  der 
eine  von  der  bekannten  ,.Kommission  der  1")"  über  die  öffentliche 
I  nsittlichkeit  (Prostitution),')  mit  spezieller  Bezugnahme  auf  New 
York  und  eins  von  Professor  Fkttkk  Uber  Wohnungsverhältnisse  in 
Chicago,4)  welches  unter  den  Auspizien  der  Assoziationen  für  Stadt- 
wohnnngeii  in  Chicago  abgefasst  ist.  Der  Keformklub  von  New  York 
hat  eine  wertvolle  Bibliographie  über  kommunale  Probleme  ver- 
öffentlicht, die  von  Herrn  R.  C.  Bkuok*v)  bearbeitet  ist. 

Ein  Buch  von  grossem  Interesse  auf  demselben  Gebiete  ist 
das  von  Jakob  A.  Riss")  über  den  Kampf  mit  den  verrnfenen 
Stadtgebieten  in  New  York.  Der  Autor  ist  einer  der  Vorkämpfer 
von  denjenigen,  die  für  die  Verbesserung  der  Spelunkenwirtschaft 

')  Die  Vereinigten  Staaten  im  Orient  von  Chaklks  CuXaNT.  New 
York  1!«K). 

s  Ausbreitung  auf  Grund  der  Luge  der  Neuen  Welt  von  Josiah 
Stkonü,  New  York  1!MX). 

*)  Bericht  der  Kommission  der  15.  New  York  1H01. 

4)  Wohnunirsrerhältnisse  in  Chicago,  Chicago  1!H)1. 

5)  Bibliographie  von  kommunalen  Problemen,  Hetonuklub.  New  Wk 

6)  Ein  zclinjiihriirer  Kampf.  Bericht  über  die  Schlacht  mit  den  ver- 
rufenen Siadtir.-L'enden  in  New  York.  Boston  liHtO. 
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arbeiten.  Seine  Autobiographie, 'i  die  l!«>l  veröffentlicht  ist.  erzählt 
die  Geschichte  eines  bemerkenswerten  Lebens,  und  behandelt  dasselbe 
Problem  von  einem  mehr  persönlichen  Standpunkt  aus.  Eine  andere 
geschickte  Schriftstellerin  auf  dem  tiebiete  der  Spelnnkenreform  ist 
ferner  Fräulein  .Iaxe  Ai>am>,  die  rräsideutin  der  Hnll  House  Nieder- 
lassung in  Chicago,  deren  kürzlich  erschienenes  Huch  über  soziale 
Ethik  ein  strenger  Appell  auf  Anerkennung  eines  sozialen  und  in- 
dividualen  Gewissens  in  der  modernen  Gesellschaft  ist.  Ein  Huch 
von  mehr  wissenschaftlichem  Charakter  al*  irgend  eines  der  vor- 
stehend angeführten,  das  Uber  die  rrobleme  des  Verbrechens  handelt, 
ist  die  Arbeit  des  Dr.  Hau.  über  Verbrechen  in  seinen  Heziehungen 
zum  Fortschritt.  Die  Hanptthese  desselben  geht  dahin,  dass  die  An- 
strengungen der  Gesellschaft,  sich  getreu  ihre  eigenen  kriminellen 
Elemente  zu  schützen,  ein  wichtiger  Faktor  im  sozialen  Fortschritt 
gewesen  sind. 

Unter  anderen  kürzlich  erschienenen  Hüchern,  welche  soziale 
und  industrielle  Verhältnisse  behandeln,  mag  eine  wertvolle  soziale 
Studie  über  die  Anthrazitkohlenindustrie  von  Dr.  Peter  Koiiekts'-'i 
erwähnt  werden.  In  derselben  sind  die  Hediugnngeti  der  arbeitenden 
Klasse  und  ihre  Heziehungen  zu  den  Arbeitgebern  mit  grosser  Aus- 
führlichkeit, Genauigkeit  und  Unparteilichkeit  behandelt.  Das  Huch 
ist  stark  in  Heschreibung  von  Tatsachen,  aber  manchmal  schwach 
in  theoretischer  Hinsicht. 

Das  Negerproblem  bleibt  noch  immer  in  vielen  Heziehungen 
das  wichtigste  aller  amerikanischen  Probleme,  und  das  Hauptinteresse 
des  Publikums  in  den  vielen  Jahren  hat  sich  auf  das  bemerkens- 
werte Werk  von  Hookek.  T.,  Washington,  des  grössten  Wort- 
führers, den  die  Xcgcrrasse  jemals  hervorgebracht  hat.  konzentriert. 
Die  Macht  seiner  Beredsamkeit,  die  Kraft  seiner  Hemühungen  und 
die  Gesamtheit  seiner  Ansichten  geben  allen  seinen  Äusserungen 
Gewicht,  und  zwei  Hiicher  aus  seiner  Feder  sind  in  den  letzten 
.Jahren  erschienen,  das  eine  über  das  Negerprohlem,  in  welchem  er 
angibt,  dass  die  Lösung  des  Problems,  soweit  es  ein  solches  gibt, 
in  der  industriellen  Erziehung  des  Negers  liegt,  durch  welche  er 
ökonomisch  wie  politisch  Unabhängigkeit  erlangen  kannr'l  und  ein 

')  Wie  man  Amerikaner  wird  von  JaKois  A.  Hiss.  Boston  V.M. 
a)  Die  Anthriizitkohlenimltistrie  von  I'etek  Koheuts.  New  York  UHU. 
a)  Die  Zukunft  des  amerikanischen  Negers  von  Hookek.  T..  Washington, 
Boston  VA*) 
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zweites  Buch,  welches  die  Geschichte  seines  eigenen  Lehens  erzählt.1» 
In  dem  gleichen  Zusammenhange  mag  eine  Sammlung  von  Schrift- 
stücken erwähnt  werden,2»  das  betitelt  ist:  Amerikas  Rassenprobleme. 
und  das  in  den  Veröffentlichungen  der  amerikanischen  Akademie  für 
politische  und  soziale  Wissenschaft  im  Jahre  1901  herausgekommen 
ist,  dasselbe  enthält  einige  wertvolle  Denkschriften  über  die  Neger- 
frage und  über  die  Rassenprobleme  der  neuen  Besitztümer  auf 
den  Inseln. 

Einige  der  wissenschaftlichen  Werke  der  letzten  Jahre  sind 
über  Geld-  und  Hankprobleme  geschrieben  worden.  Zwei  Werke 
mathematischer  Natur  sind  insbesondere  erwähnenswert.  Das  eine 
derselben  von  Wai.sii  ist  eine  gelehrte  Abhandlung  über  die 
Abmessung  des  Kurswertes/')  in  welcher  das  ganze  Problem  der 
Kennziffern  einer  ganz  genauen  Analyse  unterworfen  ist  nnd  in  der 
eine  sorgfältige  Zusammenstellung  der  Litteratur  aufgestellt  ist,  die 
durch  eine  vollständige  Bibliographie  ergänzt  wird.  Das  andere  ist 
eine  Arbeit,  des  Dr.  Nurton4)  über  die  Bankdiskontsätze  in  New 
York,  in  welchem  die  Methoden  von  Pikrson  angewandt  werden  auf 
Bankstatistik,  mit  einem  Hinblick  auf  die  mögliche  Vorhersagung 
von  Diskontsätzen.  Diese  Arbeit  von  einem  ganz  jungen  Schrift- 
steller zieht  bereits  viel  Aufmerksamkeit  auf  sich.  Auf  dem  Gebiete 
der  Geschichte  des  Geldes  ist  eine  Arbeit,  welche  bereits  in  Europa 
sehr  günstige  Aufnahme  gefunden  hat,  die  Geschichte  des  Dr.  Willis 
über  die  lateinische  Münzunion, *)  die  erste  wissenschaftliche  Ge- 
schichte dieses  Experiments,  die  bisher  veröffentlicht  ist;  der  Ver- 
fasser hatte  Zutritt  zu  Archiven,  die  bisher  noch  nicht  benutzt  waren, 
und  sucht  einen  unparteiischen  Überblick  über  die  Tatsachen  zn 
geben,  obwohl  gelegentlich  seine  Vorliebe  zugunsten  der  Goldwährung 
klar  hervortritt.  Zwei  bewnnderungswerte  Bücher  über  die  erste 
Geschichte  der  amerikanischen  Währung  werden  wahrscheinlich  mehr 

l)  Heraus  aus  der  Sklaverei  von  Hook  Kit,  T.,  Washington,  Hoston  Ii«»- 

a)  Amerikas  Rassenprobleme.  Ainer.  Akad.  von  politischer  und 
sozialer  Wissenschaft,  Philadelphia  1!X»1. 

8)  Die  Abm-ssunir  des  Kurswertes  von  ('.  M.  Wai.su,  New  York  15«». 

*)  Statistische  Studien  auf  dem  New  Yorker  Geldmarkt  von  Jous 
I'kaha  Nokton.  Publikationen  der  sozial-wissenschaftlichen  Abteilung  d>r 
Yak-Universität  1!*U. 

")  Geschichte  der  lateinischen  Münzunion  von  H.  Pabkkk  Willi*. 
Chicago  1901. 
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lokales  Interrs.se  hervorrufen,  insbesondere  der  erschöpfende  Bericht 
über  die  Währung  und  Bankfrage  in  der  Kolonie  Massachusetts  Bay 
von  Dr.  Davis.1)  ein  tiegenstand,  dem  derselbe  zwei  grosse  Bände 
widmet.  Ausführlichere  Bearbeitungen  einer  einzelnen  Phase  in  der 
tieschichte  der  Staatswissenschaft  waren  hier  in  Amerika  nicht  er- 
schienen, aber  es  ist  nicht  sehr  wahrscheinlich,  das«  die  unzähligen 
Details  viele  Leser  linden  werden.  Von  grösserem  allgemeinen 
Interesse  und  von  gleichem  Werte  ist  das  kürzere  Werk  über  die 
Geschichte  des  Geldes  von  Professor  Bellock,2)  welches  ebenfalls 
sich  hauptsachlich  mit  der  Kolonialzeit  befasst.  Kin  weiteres  Gebiet 
behandelt  die  Geschichte  des  amerikanischen  Bankwesens  von  .1. 
J.  Knox,')  früher  Währungskontrolleur  in  Washington,  ein  nütz- 
liches Buch,  obwohl  dasselbe  in  keiner  Weise  das  Schlusswort  über 
den  Gegenstand  sagt,  Ein  wertvoller  Bericht  über  das  Abreehnnngs- 
wesen  wird  von  J.  C.  Cannun,  ')  dem  Präsidenten  einer  ersten 
New  Yorker  Bank,  in  seinem  Werke  über  Abrechnungsstellen  ge- 
geben. Dasselbe  ist  ganz  besonders  reich  an  Details  der  wirklichen 
Praxis  und  tieschichte.  Es  mag  auch  Bezug  genommen  werden  in 
diesem  Zusammenhange  auf  das  Studium  der  Theorie  von  Handels- 
krisen von  Professor  Jones.  ')  Die  verschiedenen  Theorien  werden 
mit  gelehrtem  Scharfsinn  beleuchtet,  aber  von  historischen  Er- 
läuterungen wird  wenig  tiebrauch  gemacht. 

Von  Werken  über  öffentliche  Finanzen  sind  die  wichtigsten 
Publikationen  in  den  letzten  drei  Jahren  diejenigen  von  Wells 
und  Professor  Holländer.  Das  Buch  ül>er  Besteuerung")  von 
dem  verstorbenen  David  Wells  ist  eine  schlecht  angeordnete 
und  etwas  heterogene  Abhandlung  über  den  Gegenstand.  Dasselbe 
ist  aber  reich  in  demjenigen  praktischen  Sinne  und  der  Kenntnis 
von   wichtigen   Details,   welche   alle   Werke   dieses  Schriftstellers 

')  Wahrung  und  Bankwesen  der  Provinz  Massachusetts  Bay  von 
A.  Mr.  F.  Davis,  Publikationen  der  amerikanischen  sfaatswissenschaftliehen 
Assoziation.  15KU. 

a)  Abhandlung  über  die  Geschichte  des  Geldes  der  Vereiniirtcu  Staaten 
von  ('.  J.  Bi  llock.  New  York  1!K)1. 

s)  Geschichte  des  Bankwesen«  in  den  Vereinigen  Staaten  von  J.  J. 
Knox.  New  York  1!H>1. 

')  Abrechnungsstellen  von  ,J.  ('.  Cannon.  New  York  11KK). 

5)  Handelskrisen  von  E  Jones.  New  York  liMK). 

")  Prinzipien  der  Besteuerung  von  I>\vu>  A.  Wells.  New  York  1900. 
Jahrbuch  der  Internat.  Vereinigung.  6.  u.  7.  Bd.  115 
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charakterisieren.  Wklls  wird  stets  anerkannt  werden  als  ein 
Mann,  welcher  ein  wissenschaftliches  präzises  System  der  Stenern, 
welche  dem  Bürgerkrieg  folgten,  aus  dem  Chaos  von  Steuern  heraus- 
gebildet hat,  und  seine  Schriften  werden  stets  eine  Sammlung  von 
wertvollem  Material  für  denjenigen  sein,  der  die  Finanz-Geschichte 
der  Vereinigten  Staaten  studiert.  Das  2.  Werk,  auf  welches  vor- 
stehend Bezug  genommen  wurde,  ist  eine  Sammlung  von  Monographien, 
welche  von  Professor  Hullamikk,1)  über  das  Steners3'stem  der  ver- 
schiedenen amerikanischen  Staaten,  insbesondere  derjenigen  des 
Südens  herausgegeben  wurden.  Die  Studie  über  die  Wirkungen 
der  Eigentuuissteuer  ist  insbesondere  interessant  und  wird  dazu 
beitragen,  etwas  die  allgemeine  Verurteilung  dieser  Steuer,  von  der 
die  meisten  Werke  über  diesen  Gegenstand  voll  sind,  zu  modifizieren. 

Von  Werken  über  die  Geschichte  der  Nationalökonomie 
einer  mehr  allgemeinen  Natur  knüpft  sich  ein  besonderes  Interesse 
an  eine  hervorragende  Studie  über  die  Konfederationsstaaten  im 
Bürgerkrieg  vom  industriellen  und  finanziellen  Standpunkt  aus  von 
Professor  .1.  C.  Schwab.'-)  Dies  ist  die  erste  sorgfältige  Untersuchung 
über  die  volkswirtschaftlichen  Bedingungen  dieser  Zeitperiode,  welche 
veröffentlicht  ist  und  sie  enthält  eine  Menge  wertvoller  Details, 
welche  bisher  dem  Publikum  nur  wenig  zugänglich  waren.  Viele 
indessen  werden  zu  der  Ansicht  kommen,  dass  das  Werk  in  un- 
gerechtfertigter Weise  Gewicht  legt  anf  die  finanziellen  Phasen  der 
Frage,  aut  Unkosten  der  Landwirtschaft  und  der  Industrie.  Auf 
einem  ganz  verschiedenen  Gebiet  volkswirtschaftlicher  Geschichte 
verdient  die  Monographie  von  T.  W.  Pauk1')  über  das  Ende 
der  Leibeigenschaft  in  England  das  höchste  Lob.  Dies  ist  eine 
sehr  gelehrte  Geschichte  der  Umwandlung  von  Arbeitsdiensten  gegen 
Geld,  die  schon  wesentlich  die  herrschenden  Ansichten  über  die 
Daten  dieser  L'bergangsgeschichte  modifiziert  haben.  Obwohl 
Professur  Asiii.ky,  welcher  hier  in  Amerika  lauge  Jahre  hindurch 

')  Studien  bei  der  staatlichen  Besteuerung,  herausgegeben  v«'D 
J.  H.  Hollanoek.  Baltimore  1!«*). 

'•)  Die  KonfederatioiiMstuaten  von  Amerika  von  J.  C.  Schwab. 
New  York  J!HI1. 

*)  Das  Ende  der  Leibeigenschaft  in  England  von  T.  W.  Pa<;k. 
Publikationen  der  amerikanischen  volkswirtschaftlichen  Assoziationen 
von  l'.MX). 
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der  ernte  Schriftsteller  Uber  staatswirtschaftliche  Geschichte  war. 
jetzt  dauernd  nach  England  zurückgekehrt  ist,  bo  lässt  die  Tatsache, 
dass  die  meisten  seiner  Schriften,  die  während  der  Zeit  seiner 
Professur  in  Harvard  herausgekommen  sind,  es  angemessen  erscheinen, 
hier  seine  neueste  Sammlung  von  Abhandlungen  über  historische 
und  volkswirtschaftliche  Gegenstände  zu  erwähnen.1)  Die  meisten 
derselben  waren  bereits  in  ihrer  früheren  Form  bekannt  und  ein 
Bericht  über  dieselben  ist  bei  dem  beschränkten  1'infang  dieser  Ab- 
handlung' unmöglich,  aber  der  Ruf  des  Schriftstellers  verbürgt  ihren 
Wert.  Ein  kürzeres  in  England  erschienenes  Werk  eines  ameri- 
kanischen Schriftstellers  verdient  ebenfalls  spezielle  Hervorhebung, 
nämlich  die  gesammelten  Werke  von  Sir  William  Pktty,2)  heraus- 
gegeben mit  einleitenden  und  erläuternden  Abhandlungen  und  Noten 
von  Professor  C.  H.  Hill.  Die  Herausgabe  des  Werkes  sowohl  wie 
die  Noten  und  Einleitung  sind  Muster  von  gesunder  und  scharfer 
Gelehrsamkeit. 

Zwei  bemerkenswerte  Hücher  sind  auf  dem  Gebiete  der  volks- 
wirtschaftlichen Theorie  erschienen,  Ci.arks  Verteilung  von  Reichtum*) 
und  Pattkns  Theorie  der  Wohlfahrt.  ')  Heide  Schriftsteller  sind  seit 
langem  anerkannt  als  die  hauptsächlichen  amerikanischen  Schrift- 
steller auf  dem  Gebiete  reiner  Theorie.  Professor  Clarks  Buch 
erregte  viel  Diskussion  und  waren  die  Meinungen  über  den  Wert 
der  Resultate  sehr  verschieden,  obwohl  nur  eine  Ansicht  war  über 
die  glänzende  Art  der  Methode  und  des  Argnmentierens. 

Der  Autor  setzt  einen  staatlichen  Zustand  der  Gesellschaft 
voraus,  in  welchem  alle  volkswirtschaftlichen  Kräfte  unverändert 
bleiben  und  versucht  dann  das  Gesetz  der  Verteilung  der  gesamten 
jährlichen  Prodnkte  auf  zwei  Anteile.  Zinsen  und  Löhne,  festzustellen. 
Daa  neuere  Werk  von  Professor  Pattkn  ist  noch  radikaler  in 
seiner  Abweichung  von  feststehenden  Ideen  und  seiner  Kritiken 
vorangehender  Schriftsteller,  worunter  eine  Theorie  sich  findet,  da&s 

')  Übersichten.  Iiistorische  und  volkswirtschaftliche  von  W.  J.  Ashlkt, 
New  York  15)00. 

*)  Die  Volkswirtschaft  liehen  Schriften  von  Sir  William  Pf.TTT, 
herautüreircben  von  ('.  H.  Hüll.  The  Cambridge  University  Press,  Eng- 
land 185)5». 

*)  Die  Verteilung  von  Reichtum  von  ,Iohn  B.  Clahk,  New  York  15XX). 
<>  Die  Theorie  der  Wohlfahrt  von  Simon  N.  Pattex,  New  York  1902. 
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die  Produktion  nicht  ein  Hirtel,  sondern  ein  Zweck  sei,  und  dass 
eine  Interessentheorie,  welche  das  Gesetz  über  die  Zweckmässigkeit 
des  Unterschiedes  zwischen  Einkaufs-  und  Verkaufspreis  leugnet, 
noch  nicht  die  neueste  sei.  Wenn  ich  versuchen  wollte,  eine  Uber- 
sicht Uber  das  eine  oder  das  andere  dieser  Bücher  zu  geben,  würde 
ich  genötigt  sein,  in  eine  Behandlung  der  ganzen  Verteilungs- 
theorie einzutreten,  und  das  würde  hier  nicht  am  Platze  sein. 
Professor  Clark*  Werk  wird  wahrscheinlicherweise  eine  sym- 
pathischere Aufnahme  und  Unterstürzung  rinden;  beide  Bücher 
werden  aber  in  dem  Leser  den  Gedanken  wachrufen,  dass  die 
streitigen  Gebiete  in  den  volkswirtschaftlichen  Theorien  eher  weiter 
als  enger  sind. 


Montenegro. 

Referent :  Ein  Mitglied  der  Vereinigung  in  Serbien. 
Ültersctzuiiir  von  C.  Zelter,  Siena. 

1892-1902. 

Montenegro  ist  ein  kleines  Land,  das  «ic  h  langsam  zn  der 
Würde  eines  regierenden  und  Rechtsstaates  entwickelt.  Aber  es 
werden  wohl  noch  Jahrzehnte  vergehen,  bis  die  Idee  der  Souveränität 
des  Rechtes  in  alle  Zweige  des  öffentlichen  Lebens  eingedrungen  ist. 
Das  heldenhafte  montenegrinische  Volk  war  jahrzehntelang  ein  Feld- 
lager. Es  führte  ein  kriegerisches  und  patriarchalisches  Leben,  hesass 
eine  primitive  Organisation  nnd  sah  in  seinem  Fürsten  nicht  nnr 
den  obersten  Heerführer,  sondern  hauptsächlich  den  Richter  und 
Gesetzgeber. 

In  der  Geschichte  des  alten  Griechenlandes  oder  in  der  Feudal- 
herrschaft des  Mittelalters  finden  sich  für  diese  gegenwärtig  im 
Mittelpunkte  Europas  herrschenden  Verhältnisse  analoge  Beispiele. 

Nach  dein  Berliner  Vertrage,  in  welchem  die  definitive  Un- 
abhängigkeit Montenegros  feierlich  anerkannt  wurde,  begann  man 
das  grosse  Werk,  dem  Lande,  das  durch  die  Annexion  der  Distrikte 
Niksie,  Podgorica,  •  Antivari  und  Dulcigno  beträchtlich  vergrößert 
worden  war,  zu  einer  friedlichen  Organisation  und  zu  einer  bürger- 
lichen Entwickeluug  zu  verhelfen,  trotz  der  durch  oben  genannten 
Vertrag  bestätigten  wirtschaftlichen  um!  strategischen  Unterordnung 
Montenegros  unter  Osterreich  -  Ungarn  (cfr.  Maktkns,  Droit  inter- 
national). Zu  diesem  Werke  der  Zivilisation  fanden  sich  aber  keine 
geeigneten  Männer  im  Lande,  so  dass  das  Material,  die  erste  conditio 
sine  qua  non  zu  jedem  bürgerlichen  Fortschritt,  fehlte.  Die  Lösung, 
die  sich  später  für  die  Insel  Kreta  fand,  die  Mitwirkung  griechischer, 
vom  Mntterlande  gesandter  Rechtsgelehrten  und  Verwaltungsbeamten, 
erwies  sich   in  Montenegro  als  gänzlich  nnanwendbar.    Die  un- 
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günstigsten  Umstände  verschworen  sich  gegen  eine  europäische 
rationelle  und  systematische  Reorganisation  des  Landes:  vollständiger 
Mangel  an  finanziellen  Mitteln,  eine  in  der  Geschichte  kaum  jemals 
dagewesene  Feindseligkeit  gegen  „den  Fremden",  sei  er  auch  nur 
ein  Sohn  der  angrenzenden  serbischen  Lande,  verbanden  sieb  mit 
einem  atomistischen  Begriff  von  dem  Staat,  der  niemals  die  soziale 
Entwicklungsstufe  einer  Tribns  überstieg,  mit  einem  unerhörten 
tieist  der  Insubordination  und  Auflehnung  gegen  jede  Autorität,  wenn 
sie  nicht  diejenige  des  Fürsten  war,  endlich  mit  einem  fast  kindischen 
Ehrgeiz  und  einer  Selbstüberschätzung,  die  allen  primitiven  Staaten 
gemein  ist,  um  eine  ernsthafte  und  disziplinierte  Krystallisation  der 
Justizverwaltung  und  der  politischen  Macht  zu  verhindern. 

Fürst  Nicola  scheute  keine  Anstrengungen,  um  diesem  Zustand 
der  Dinge  ein  Ende  zu  machen,  indem  er  zugleich  auch  die 
nationalen  Eigentümlichkeiten  des  lindes  unangetastet  Hess.  Die 
reformatorische  Tätigkeit  ging  jedoch  sprungweise  vor,  ohne  ein 
vorher  festgesetztes  Programm,  ohne  einen  reiflich  vorher  fixierten 
Zweck.  Die  Ernennung  des  ersten  Ministers  der  Gnade  und  der 
Justiz  in  der  Person  des  Ragusaner  (österreichichischer  Staats- 
angehöriger) russischen  Staatsrats  Bouisich,  frühereu  Professors  der 
vergleichenden  Gesetzgebung  an  der  Universität  Odessa,  Verfassers 
des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  von  Montenegro  (1SSS),  mnsste  nach 
der  Meinung  des  montenegrinischen  Herrschers  ein  erster  energischer 
Schritt  zu  der  juristischen  Organisation  Montenegros  sein.  Der  gross- 
mütige  Versuch  scheiterte  infolge  Mangels  einer  allmählichen  Vor- 
bereitung und  eines  .Juristenstandes  im  Lande.  Und  wie  hätten  die 
alten  Serdare  und  Woywoden  die  Verordnungen  des  neuen  Gesetz- 
buches auf  konkrete  Fälle  anwenden  können  V  Das  gesetzgeberische 
Werk,  welches  dank  der  Koditiziernng  vieler  Rechtsgewohnheiten 
den  nationalen  Charakter  gewahrt  hatte,  verlangte  immerhin  eine 
juristische  Interpretation  und  eine  streng  juristische  Anwendung  der 
gesetzlichen  Vorschriften.1)  Der  höchste  Gerichtshof  (Veliki  Snd) 
gab  in  erster  Reihe  das  schlechte  Beispiel.    Zusammengesetzt  aus 

')  Bedauernswert  ist  die  Tatsache,  das«  Dr.  Bouisk  11  aus  un- 
zureichenen  Gründen  nicht  für  opportun  hielt,  das  Familienrecht  und  das 
Erbrecht  in  den  Kodex  aufzunehmen,  die  wichtigsten  und  ursprünglichsten 
Teile  des  sozialen  Lebens  eines  Volke«  Diese  Lücke  wird  lebhaft  in 
Montenegro  empfunden. 
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alten  Soldaten,  Veteranen  der  vaterländischen  Kämpfe,  aber  kaum 
des  Lesens  nnd  Schieibens  kundig,  ohne  Ahnung  von  dem  Gesetz 
nnd  irgend  welchen  juristischen  Begriffe,  ignorierte  er  systematisch 
das  bürgerliche  Gesetzbuch,  und  konnte  es  um  so  leichter,  als  es 
keinen  geschriebenen  Kodex  des  Zivilverfahrens  »ah,  welcher  die 
Richter  zwang,  das  materielle  Hecht  an  der  Hand  des  formellen  Hechts 
anzuwenden.  Andererseits  machte  die  hergebrachte  Berufung  an  den 
Fürsten  in  allen  zivilen  Angelegenheiten  nicht  selten  die  be- 
scheidenste Anwendung  des  Gesetzes  illusorisch. 

Der  .lustizminister  Dr.  Bo.iisicii,  welcher  mit  Vorliebe  in 
Paris  wohnte,  hatte  kein  organisiertes  Ministerium  in  Cetinje.  Die 
offizielle  Korrespondenz  wurde  missbram  hlicherweise  vom  Veliki 
Sud  geführt,  und  so  auch  die  Korrespondenz  mit  den  auswärtigen 
Staaten  durch  die  Vermittlung  des  montenegrinischen  Ministeriums 
für  auswärtige  Angelegenheiten.  Dr.  Bo<,i-i<  n  beschränkte  sich  auf 
Krrichtung  von  Kreisgerichten  zu  Hieka,  Antivari,  Dulcigno,  An- 
drijevica,  Kolasin  nnd  Danilowgrad  (in  Cetinje,  Niksic  nnd  Podgorica 
waren  solche  (Berichte  schon  früher  vorhanden),  welche  später  sich 
praktisch  als  unnütz,  sogar  schädlich  erwiesen.  Die  seltsame  Ver- 
fassung der  montenegrinischen  Gerichtsbarkeit  äusserte  sich  demnach 
während  des  Ministeriums  Boui-k  11  in  folgenden  Instanzen: 

1.  Der  Kniet  (Poifhaupt,  Sühnrichter). 

2.  Der  Hauptmann  (Kapetan,  ein  (  berrest  der  alten  Stammes- 
einteilnng  . 

:3.  Das  Kreisgericht  (Okiuzni  Sud\   Kollegialgericht,  zusammen- 
gesetzt aus  zwei  Richtern  und  einem  Präsidenten. 
4.  Der  Veliki  Sud  von  Cetinje  (hoher  Gerichtshof,  7  Richter  und 

1  Präsident). 
.">.  Der  Fürst  (vierte  und  letzte  Instanz i. 

Wie  die  Leser  sehen,  bestanden  vier  Instanzen  in  Montenegro, 
nnd  durch  eine  eigentümliche  Hypertrophie  des  Prozessgeistes,  ver- 
bunden mit  einem  in  den  meisten  Fällen  gerechtfertigten  Misstrauen 
gegen  die  Richter,  funktionierten  diese  vier  Instanzen  gewöhnlich 
in  allen  Streitfällen,  ohne  Rücksicht  auf  das  Wesen  des  Objekts. 
Man  muss  sich  dies  vergegenwärtigen,  um  später  die  vollständige 
Umwälzung  zu  verstehen,  welche  die  Grundgesetze  von  HMVJ  in  dem 
juristischen  Bewnsstsein  des  Landes  hervorbrachten. 

Wir  wollen  jetzt  kurz  vom  juristischen  Standpunkt  aus  die 
gesetzgeberische  Tätigkeit  des  Dr.  Bu.;isn  ii  bis  zum  Jahre  lSi»7 
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berühren.  Dieselbe  dehnt  sich  besonders  auf  folgende  Gesetze  und 
Verordnungen  aus: 

I.  Gesetz  vom  30.  März  1804  über  uneheliche  Kinder  und 
über  die  Erforschung  der  Vaterschaft.  Nach  den  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  ist  die  Paternitätsklage  zulässig  in  folgenden  Fällen: 
a)  im  Falle  eines  gerichtlichen  Geständnisses;  b)  im  Falle  eines 
aussergerichtlichen  Geständnisses  in  Gegenwart  eines  klassischen 
Zeugen;  c)  wenn  ein  glaubwürdiger  Zeuge  den  Täter  oder  die 
Täterin  in  flagranti  überrascht  oder  wenn  der  Zeuge  nur  beide 
.unter  derselben  Bettdecke"  liegen  sieht  etc.;  d)  wenn  man  dem 
Gericht  eine  Privatnrkunde  mit  vorlegen  kann,  aus  welcher  nicht 
allein  ein  Liebesverhältnis,  sondern  auch  eine  fleischliche  Beziehung 
zwischen  den  streitenden  Parteien  innerhalb  der  vom  Gesetz  bestimmten 
Zeitgreuze  hervorgeht  (nicht  später  als  7  nnd  nicht  früher  als  10  Monate 
vor  der  Niederkunft,  §  Ol).  Im  §  4  ist  aber  der  Grundsatz  ausge- 
sprochen, dass  im  allgemeinen  die  Klage  der  Vaterschaft  nur  nicht  zu- 
lässig ist,  wenn  sich  niemand  findet,  der  die  Kosten  der  Geburt,  wie 
auch  der  Erhaltung  und  Erziehung  des  illegitimen  Kindes  trägt.  Der 
Staat  ist  demnach  verpflichtet  (§  25)  aus  einem  besonderen  Fonds 
zu  den  gesamten  Koston  beizutragen,  falls  der  Vater  des  unehelichen 
Kindes  unbekannt  ist  oder  wenn  er  bekannt  ist,  aber  weder  selbst 
noch  die  Mutter,  noch  irgend  jemand,  der  sich  bei  ihm  befindet, 
imstande  ist,  das  Kind  zu  unterhalten.  Diese  Verordnung  des  Gesetze* 
hat  sich  in  seiner  praktischen  Anwendung  dem  Staate,  welcher  für 
diesen  Zweck  ungefähr  20000  österreichische  Kronen  im  Jahre  aus 
der  Bilanz  der  Justiz  für  die  Erhaltung  der  unehelichen  Nach- 
kommenschaft ausgibt,  als  sehr  schädlich  erwiesen.  Sie  trug  zugleich 
dazu  bei,  die  Zahl  der  unehelichen  Geburten  auffallend  zu  vermehren. 

Eine  Gesetzesvorschrift,  welche  dem  Staatsrat  von  dem  Justiz- 
minister Grafen  Voixovich  vorgelegt  wurde,  nach  welcher  die  Ver- 
pflichtung zur  Erhaltung  der  unehelichen  Kinder  bis  zum  12.  Jahre 
den  Gemeinden  auferlegt  wurde,  erhielt  nicht  die  Billigung  des 
Souveräns,  weil  sie  einen  Teil  eines  Gesetzentwurfes  über  die 
Autonomie  der  Gemeinden  bildete,  gegen  welche  sich  die  Mehrheit 
des  Staatsrats  erklärte.  Durch  die  Dezentralisation  obigen  Fond* 
würde  man  ohne  Zweifel  ein  mächtiges  Hemmnis  für  die  Vermehrnncr 
der  unehelichen  Geburten  beseitigen,  indem  man  die  Gemeinde  zu 
einer  strengeren  Sittenpolizei  verpflichtet,  was  in  einem  noch  sein 
patriarchalischen  Lande,  wie  Montenegro,  nicht  schwierig  ist. 
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Das  Gesetz  vom  :U».  März  1M»4  enthält  ausserdem  Bestimmungen 
über  Vormundschaft,  Adoption  und  Legitimation  unehelicher  Kinder 
(4;  27-  — :t2>  ferner  Strafvorschriften  —  eine  gefährliche  und  un- 
jnristische  Verwirrung  —  für  die  Delikte  des  Stuprum,  der  Scham  - 
Verletzung,  der  Abtreibung  etc.  |ij  -V.i — 11). 

IL  Die  Ministerialverordnnng  vom  14.  Dezember  1SM  über 
die  Fristen  für  die  Berufung  gegen  die  Urteile  der  Kreisgerichte. 

III.  Die  Ministerialverordnnng  vom  N.  .Inni  1*1*4  über  den 
Schriftwechsel  zwischen  den  untern  Richtern  und  dem  höchsten 
Gerichtshof. 

IV.  Die  Ministerialverordnnngen  vom  Di.  Dezember  lKiKl  nnd 
10.  Juni  1M»4  über  Einschreibung  und  Legalisierung  der  Kauf- 
verträge betreffend  Immobilien. 

V.  Die  Ministerialverordnnng  vom  s.  August  lSi't»  über  das 
Verhalten  von  Kichtern  und  Parteien  in  den  Kollegialgerichtshöfen. 

VI.  Das  Gesetz  vom  14.  Dezember  18«.if>,  nach  dessen  Be- 
stiminnngen  die  Appellation  an  den  Fürsten  in  folgenden  Fällen 
abgeschafft  wurde: 

1.  V»ei  in  allen  Instanzen  gleich  lautenden  Entscheidungen; 

2.  bei  verjährten  Urteilen  des  Veliki  Sud  (Frist:  ein  Monat  nach 
der  Bekanntmachung  des  Urteils); 

Ii.  bei  Urteilen  in  Ehrverletzuiigssachen : 

4.  bei  Urteilen  in  Ehesachen,  die  von  den  geistlichen  Gerichten 
erlassen  wurden; 

5.  Ihm   Urteilen,    die   auf  Grund   der   Vaterschaftsklage  gefällt 
worden  sind. 

Mit  diesem  Gesetze  wurde  daher  der  grosse  Schritt  zur 
gänzlichen  Abschaffung  der  Berufung  an  den  Fürsten  getan,  welche 
letztere  endgültig  durch  das  Staatsgrundgesetz  vom  G.  Dezember 
1«»02  beseitigt  wurde. 

VII.  Die  sehr  wichtige  Ministerialverordnnng  vom  11.  Dezember 
lSWi  führte  die  Hilfsämter,  Einreichnngsprotokolle  und  Archive  an 
den  Kollegialgerichten  ein. 

Mit  dieser  Verordnung  endete  die  gesetzgeberische  Tätigkeit 
des  Dr.  Monisten.  Seit  1H!'7  hörte  in  Wirklichkeit  der  Minister 
auf.  sein  Amt  auszuüben,  tauchte  selten  und  nur  auf  kurze  Zeit  in 
Uettinje  auf.  Im  März  D!»l«  reichte  er  seine  Entlassung  ein,  welche 
vom  Fürsten   in  einem  selbstgeschriebenen,  sehr  schmeichelhaften 
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Brille  angenommen  wurde.  Im  Juni  desselben  Jahres  betraute  der 
Fürst  Nicola  den  Grafen  Vuinovhh,  Dr.  juris,  ('lief  seines  Zivilkabinets. 
einen  österreichischen  Staatsangehörigen  aus  Ragusa  wie  sein  Vor- 
gänger, mit  dem  Portefeuille  der  Justiz,  und  mit  dem  Grafen 
VoiNovicu  eröffnete  sich  eine  neue  Ära  in  der  Geschichte  des  zivilen 
Fortschrittes  von  Montenegro. 

Graf  Voinovk  h  mnsste  das  Reformationswerk  von  Grund  aus 
beginnen. 

Kr  richtete  das  Justizministerium  in  einem  nahegelegenen 
Gebände  ein,  schuf  das  Personal  der  Behörde,  indem  er  als  ersten 
Sekretär  einen  ehemaligen  Schüler  der  juristischen  Fakultät  von 
Belgrad  nnd  später  als  ersten  Sektionschef  den  Ragusaner  Advokaten 
Dr.  Knkzkvich  berief,  und  betraute  montenegrinische  junge  Leute  mit 
den  verschiedenen  Abteilungen  des  Departements,  schuf  das  Archiv, 
das  Protokoll,  die  besondere  Verantwortlichkeit  des  Ministers,  und 
nach  den  ersten  Monaten,  stark  durch  den  Schutz  des  Fürsten,  begann 
er  einen  heftigen  Kampf  um  die  Zentralisierung  des  ganzen  jurist- 
ischen Organismus  in  dem  Ministerium,  und  um  besonders  dem 
Veliki  Sud  nnd  den  andern  Behörden  die  dem  Jnstizminister  während 
der  Amtstätigkeit  des  Dr.  Bihsisich  und  während  der  vorhergegangen 
Periode  juristischer  Anarchie  entrissenen  Befugnisse  wiederznnehmeu. 
Der  Veliki  Sud  wurde  auf  seine  rein  richterlichen  Befugnisse 
beschränkt  und  seine  Amtstätigkeit  streng  überwacht,  die  Gefängnisse 
wurden  dem  Minister  des  Innern  entrissen  und  dem  Justizministerium 
untergeordnet,  die  Disziplin  bei  den  Gerichten  des  Landes  wurde  endlich 
wieder  hergestellt. 

Diese  Arbeit,  um  das  Land  mit  dem  Gefühl  einer  höchsten 
Autorität  auf  dem  Gebiete  der  Jnstiz  zu  erfüllen,  ging  gleichen 
Schritt  mit  der  gesetzgeberischen  Tätigkeit  des  neuen  Ministers. 
Kr  bereitete  die  Grundgesetze  des  Staates  sowie  das  Gesetzbuch 
über  den  Zivilprozess  vor  und  mnsste  durch  unzählige  Rundschreiben 
und  Verordnungen  die  auffälligsten  Missbräuche  und  offenbarsten 
I  iigerechtigkeiten  beseitigen.  Der  Zeitraum  der  drei  Jahre  von 
lMW— 1902  wurde  eine  Periode  eifrigster,  fieberhafter  Tätigkeit 
des  neuen  Jnstizminister*.  Wir  wollen  nur  die  wichtigsten  Punkte 
andeuten.  Um  eine  klare  Idee  von  der  schweren  Aufgabe  des  Grafen 
VoiNi.vu  H  zu  geben,  wird  es  genügen,  daran  zu  erinnern,  dass  infolge 
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eines  veralteten  Missbrauchs  die  gerichtlichen  Entscheidungen  und 
Verfügungen  nicht  die  Unterschrift  des  Vorsitzenden  des  betreffenden 
Gerichtes  trugen,  und  dass  auch  im  allgemeinen  die  gerichtlichen 
Akte  nicht  unterzeichnet  wurden.  Dieser  groben  Ungehörigkeit, 
welche  den  gefährlichen  Charakter  einer  allgemeinen  Beseitigung 
der  richterlichen  Verantwortlichkeit,  besonders  bei  den  Kollegial- 
gerichten angenommen  hatte,  half  Graf  Voinovicii  durch  die  Ministerial- 
verordnnng  vom  S.  Dezember  lHW  ab,  welche  eingehende  lie- 
st imiuungeii  für  die  Unterschrift  der  gerichtlichen  Akte  enthält. 
Durch  die  Ministerialverfiignng  desselben  Tages  wurde  das  Verfahren 
bei  der  Abstimmung  der  Kollegialgerichte  in  Zivil-  und  Strafsachen 
geordnet  und  durch  die  Ministerialverfiigung  vom  :J.  Juni  11*00 
w  urden  die  notwendigen  prozessualen  Formen  für  Zeugenvernehmungen 
in  Zivilsachen  und  Strafprozessen  festgesetzt. 

Am  lt>.  November  IIMmi  sanktionierte  Fürst  Nicola  zwei  von 
dem  neuen  Jtistizminister  vorgeschlagene  tiesetze,  ein  Zivil-  und  ein 
Strafgesetz,  welche  einen  historischen  Ausgangspunkt  in  der  monte- 
negrinischen Gesetzgebung  bilden  und  welche  gleicherzeit  beredt 
zeigen,  wie  viel  in  Montenegro  noch  zu  scharten  übrig  bleibt. 

Das  Zivilgesetz  regelt  den  gerichtlichen  Zwangsverkauf  von 
Immobilien  und  das  Strafgesetz  führt  die  Untersuchungshaft  ein, 
mit  genauen  Bestimmungen,  um  den  Fortgang  des  Strafverfahrens 
(welches  noch  zu  kodifizieren  bleibt)  zu  sichern  und  zu  gleicher 
Zeit  die  Rechte  und  die  Ehre  des  Angeschuldigten  zu  wahren. 
Graf  Voinovk  ii  nahm  das  bezügliche  Kapitel  in  dem  österreichischen 
Strafverfahren  von  l.sTtt  zum  Vorbild,  sowie  die  hierauf  beruhenden 
bosnisch-herzegowinischen  Bestimmungen,  und  verordnete  Freilassung 
gegeu  Kantion,  äusserte  sich  aber  später  ungünstig  Uber  diese  anti- 
demokratische Einrichtung,  welche  den  Reichen  gegen  den  Armen 
bevorzugt  und  erklärte  seine  Absicht,  die  Streichung  des  betreffenden 
§  S  des  Gesetzes  über  Untersuchungshaft  in  der  künftigen  Straf- 
prozessordnung zu  beantragen. 

Das  tiesetz  über  Zwangsverkanf  von  Immobilien  befreite  das 
Land  von  einer  wirtschaftlichen  Krisis,  die  durch  häufige  erzwungene 
Veräusserungen  von  Grundstücken  zu  Spottpreisen  veranlasst  worden 
war,  indem  es  den  Verkauf  des  Gegenstandes  nnter  2  3  seines 
Schätzungswertes  verbot  und  ein  bis  in  die  Einzelheiten  geregeltes 
Verfahren  für  öffentliche  Versteigerung  anordnete. 
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Die  wahre  Grundlage  zu  einer  rechtlichen  Wiedergeburt  von 
•Montenegro  wurde  in  der  Thronrede  vom  6.  Dezember  1902  gelegt, 
welche  einen  historischen  Abschnitt  in  der  Entwickelung  des  Fürsten- 
tums bezeichnet,  Fürst  Nicola  verkündete  an  jenem  denkwürdigen 
Tage  in  Gegenwart  seiner  Minister,  hoher  Zivil-  und  Militärbeamten, 
der  diplomatischen  Vertreter  Russlands,  Serbiens  und  Bulgariens 
dem  Volke,  das«  er  die  Staatsgrnndgesetze  über  die  richterliche 
Gewalt,  die  Gerichtsverfassung  des  Fürstentums,  über  die  Zuständigkeit 
in  Zivil-  und  Strafsachen  genehmigt  habe,  und  versprach  zu  gleicher 
Zeit  die  bevorstehende  Veröffentlichung  des  Gesetzbuches  über  das 
Zivilstreitverfahren.  In  derselben  Rede  wurden  auch  die  beiden 
Grundgesetze  über  die  vollziehende  Gewalt,  den  Staatsrat,  wie  auch 
über  die  Rechte  und  Pflichten  der  Zivilbeamten  veröffentlicht. 

Die  von  dem  Jnstizminister  Grafen  Voinuvk  h  herausgegebenen 
Jnstizgesctze  haben  für  Montenegro  den  Charakter  einer  wahren 
Revolution  und  nur  diejenigen,  welche  tief  in  die  Geschichte  eines 
Volkes  eindringen,  das  wohl  fünf  Jahrhunderte  lang  ohne  geschriebene 
Gesetze  im  Schatten  der  patriarchalischen  Gewalt  seines  Fürsten 
lebte  und  dem  Ermessen  seiner  des  Lesens  und  Schreibens  unkundigen 
Volksrichter  preisgegeben  war,  können  sich  eine  Vorstellung  von 
der  Grösse  des  Ereignisses  machen. 

Das  Gesetz  über  die  richterliche  Gewalt  verkündet  absolute. 
Unabhängigkeit  der  Richter  (Art.  5),  ihre  Uuabsetzbarkeit  mit  der 
Bedingung  jedoch,  diiss  sie  das  juristische  Studium  absolviert  haben, 
entsprechend  den  höchsten  Bedürfnissen  des  Staates,  die  Scheidung 
der  richterlichen  Gewalt  von  der  Verwaltung  (Art.  11),  die  Pflicht 
der  Richter,  die  Schäden,  welche  den  Parteien  durch  ihre  Schuld 
entstanden  sind,  zn  ersetzen.    (Art.  8.) 

Das  neue  Gerichtsverfassnngsgesetz  führte  .r»  Kreisgericbte 
(Kollegiengerichte)  ein,  nämlich  je  eins  in  den  Städten  Cetin.e, 
Antivari,  Podgorizca,  Niksic  und  Kolasin.  und  beseitigte  die  Gerichts- 
höfe zu  Rieka,  Vir-Bazar,  Dulcigno,  Andrijevica  und  Danilovgrad. 
Die  Instanzen  wurden  auf  Grund  des  Gesetzes  über  zivilgerichtli.he 
Zuständigkeit  auf  zwei  beschränkt. 

Nach  den  Bestimmungen  des  neuen  Gesetzes  übte  der  Kniet 
(Dorfälteste)  die  Funktionen  des  Friedensrichters  (Art.  1— D  in 
allen  jenen  Streitsachen,  welche  zur  Kompetenz  des  Kapetanski  Sud 
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gehören,  ans.  Die  streitenden  Parteien  sin»!  gezwungen  sich  zunächst 
an  das  Amt  des  Siihneruhters  zu  wenden. 

I»er  Hauptmann  iKapetau»  ist  erste  Instanz  in  allen  jenen 
Sachen,  deren  Objekt  die  Summe  von  1(»(»  Kronen' i  nicht  übersteigt, 
wenngleich  auch  fakultativ,  nach  i'bereinknft  der  Parteien,  dem 
Kapetan  die  Entscheidung  in  Besitzstörungsstreitigkeiten  hei  Objekten 
bis  zum  Werte  von  200  Kronen  zusteht  (Art.  ♦>).  Der  Hauptmann 
< Kapetan»  würde  nach  der  neuen  Organisation  in  Montenegro  dem 
österreichischen  Bezirksrichter  entsprechen. 

Eine  sehr  wichtige  Neuerung  ist  die  Bestimmung  des  Art.  S, 
welche  die  Krei>jrerichte  (Ohlasni  Sudi  einführt,  als  Appellgerichts- 
höfe (zweite  und  letzte  Instanz»  gegen  die  Entscheidungen  des 
Hauptmanns. 

Für  alle  Sachen,  deren  Gegenstand  den  Wert  von  100  Kronen 
resp.  20<)  Kronen  übersteigt,  wie  auch  für  Erbschaftssachen  ist  das 
Kreisgericht  (Ohlasni  Sud)  kompetent  (Art.  7).  Gegen  die  vom 
Ohlasni  Sud  als  erster  Instanz  erlassenen  Entscheidungen  ist  die 
Beschwerde  beim  Veliki  Sud  (hoher  Gerichtshof»  zuzulassen,  der  aus 
4  Richtern  und  einem  Präsidenten  besteht.  Gegen  die  Entscheidungen 
dieses  Gerichtshofes  gibt  es  keine  Berufung  (Art  Vi).  Mit  jenem 
lakonischen  Artikel  wurde  endgültig  die  richterliche  Gewalt  des 
Fürsten,  welche  drei  Jahrhunderte  hindurch  sozusagen  die  einzige 
Quelle  des  Rechtes  war,  und  dessen  Einschreiten  in  Rechtsangelegen- 
heiten einerseits  viel  Ungerechtigkeit  verhinderte,  andererseits  den 
Beschlüssen  der  Richter  jede  Autorität  raubte  und  systematisch  die 
juristische  Entwickelung  des  Staates  hemmte,  vernichtet. 

Auch  in  Strafsachen  wurde  das  System  der  zwei  Instanzen 
eingeführt,  welches  für  einen  kleinen  Staat  unstreitbar  praktischer, 
ökonomischer  und  vernünftiger  ist. 

Oie  Hauptleute  urteilen  in  erster  Linie  über  alle  Zuwider- 
handlungen: 

a»  gegen  das  Eigentum,  die  die  Summe  von  50  Kronen  nicht  über- 
schreiten; 

bi  gegen  -die  Ehre  (wörtliche  und  tätliche  Verletzungen»; 

O  gegen  die  öffentliche  Ruhe,  welche  nach  altem  Herkommen  mit 
einer  Strafe  bis  zu  1<>  Kronen  Strafe  oder  8  Tagen  Haft  ge- 
ahndet werden  (Art.  2). 

'!  Montenegro  hat  kein  eigenes  Geld,  es  hat  deshalb  österreichische 
Währung  angenommen. 
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Diese  vage  Bestimmung  Uber  die  Kompetenz  der  Hanptlente 
wurde  von  einigen  serbischen  Reehtsgelehrten  kritisiert,  aber  ohne 
Kenntnis  der  Ursache.  Montenegro  hat  kein  Strafgesetzbuch.  Ks 
erwies  sich  demnach  als  unmöglich,  die  Zuwiderhandinngen  genan 
zu  bestimmen,  für  welche  der  Hauptmann  als  Richter  zuständig  sein 
S'dlte.  Der  Gesetzgeber  mnsste  demnach  auf  das  Herkommen  zurück- 
greifen. Übrigens  sind  dies  nur  Übergangsbestimmungen,  und  der 
Mangel  an  Präzision  wird  reichlich  durch  den  ungeheuren  Vorteil 
eines  Gesetzes  über  die  Zuständigkeit  aufgewogen,  dessen  Fehlen 
jeden  Begriff  von  Rechtsprechung  und  Ordnung  in  Montenegro 
zerstört  hatte. 

Für  alle  Verbrechen  und  Vergehen  sind  ohne  Ausnahme  die 
Kreisgerichte  kompetent  (Art.  5).  Sie  richten  Aber  diese  Straftaten 
in  erster  Instanz,  während  sie  zugleich  in  zweiter  und  letzter  Instanz 
über  Beschwerden  gegen  die  Strafurteile  der  Hauptmänner  entscheiden. 

Der  Veliki  Sud  entscheidet  als  höchstes  Gericht  Aber  Bo- 
schwerden gegen  die  Strafurteile  der  Kreisgerichte,  und  auch  in 
dieser  Materie  ist  die  Berufung  an  den  Fürsten  beseitigt.  Es  bleibt 
eine  Spur  davon  in  dem  Art.  8  des  Gesetzes  über  die  Zuständigkeit 
in  Strafsachen,  welcher  also  lautet:  „Die  Kreisgerichte  sind  ver- 
pflichtet, dem  „Obersten  Gerichtshof"  jedes  Todesurteil  mit  den  be- 
treibenden Akten  mitzuteilen,  auch  falls  der  Angeklagte  auf  den 
Rekurs  verzichtet  hat.  Wenn  der  Veliki  Sud  das  vom  Kreisgericht 
erlassene  Todesurteil  bestätigt,  ist  er  verpflichtet,  seine  Entscheidung 
dem  .Tustizminister  mitzuteilen,  welcher  sie  dem  Souverän  zur  Be- 
stätigung unterbreitet.  Wenn  das  Todesurteil  vom  Fürsten  bestätigt 
worden  ist,  mnss  es  in  einem  Zeitraum  von  24  Stunden  vollstreckt 
werden.4 

Die  Artikel  15-  81  des  Gesetzes  über  die  Zivilgerichtsbarkeit 
enthalten  die  Bestimmungen  über  örtliche  und  sachliche  Zuständigkeit 
und  die  Artikel  i»  -IG  regeln  die  Zuständigkeit  in  Strafsachen  nach 
dem  Ort  des  begangenen  Delikts.1) 

')  Unsere  Leser  mötren  bedenken,  das*  die  Veröffentlichung  <>Vn 
erwähnter  Gesetze  von  einer  fast  vollständigen  Veränderung  des  Geriehtv 
personals  in  dem  Fürstentume  begleitet  wurde.  Auf  den  V-rechlau'  de« 
Justizininisters  wurden  durch  den  fürstlichen  l'kas  vom  <>.  Dezember  Ii*""-' 
alle  Mitglieder  des  Veliki  Sud  mit  ihrem  Präsidenten  Yoivoden  Ok<>yh 
pensioniert  und  durch  nationale  Richter  ersetzt,  welche  das  Rechtssludium 
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Dieser  kurze  Abriss  der  gesetzgeberisch  fruchtbaren  Periode 
von  1H'.»'.>  Iiis  11K»2  wurde  durch  den  schon  von  dem  (»rufen  Voixovh  H 
ausgearbeiteten  Entwurf  einer  Zivilprozessordnung  gekrönt,  dessen 
Besprechung  in  dem  Staatsrat  bevorsteht.  Der  Entwurf  enthält 
Artikel  und  beruht  auf  der  Mündlichkeit,  der  Öffentlichkeit 
und  der  freien  richterlichen  Überzeugung.  Dem  Entwürfe 
geht  eine  ausführliche  Darstellung  der  Motive  voraus;  er  ist 
charakteristisch  durch  die  Klarheit  und  Kürze,  welche  durch  die 
Notwendigkeit  bedingt  wurde,  ihn  einem  jungen  und  unerfahrenen 
Volke  verständlich  zu  machen,  und  wohl  in  gewissen  Teilen  von 
grösseren  Nationen  nachgeahmt  weiden  könnte,  welche  ans  über- 
mässiger Kathedergelehrsamkeit  sich  in  langatmigen  Gesetzbüchern 
mit  so  verwickelten  Verfahren  gefallen,  dass  sie  unverständlich  und 
unpopulär  werden.  Sobald  die  Zivilprozessordnung  von  Montenegro 
bestätigt  und  veröffentlicht  worden  ist,  werden  wir  uns  mit  ihr  be- 
schäftigen, und  schliessen  einst  weilen  diesen  kurzen  Hinblick  auf  die 
neue  montenegrinische  Gesetzgebung,  indem  wir  mit  grosser  Freude 
den  Eintritt  Montenegros  in  die  Reihen  der  Kulturstaaten  begrüssen, 
dank  der  weisheitsvollen  Erkenntnis  des  Fürsten  Nicola  und  dem 
ihm  zur  Seite  stehenden  europäischen  Minister,  der  sich  in  hohem 
Grade  seiner  zivilisatorischen  Aufgabe  bei  einem  in  so  vieler  Hinsicht 
interessanten  Volke  bewusst  ist. 

absolviert  hatten,  mit  einem  Hief,  dem  Advokaten  Dr.  Bakotic,  einem 
berühmten  dalmatinischen  Rechtsgelohrteii.  So  veranlasste  die  Reorganisation 
der  neuen  Gerichtshöfe  und  die  Abschaffung  der  5  Tribunale  die  Pensionierung 
von  ungefähr  10  richterlichen  Beamten.  Zu  den  neuen  Stellen  wurden 
einige  Montenegriner  berufen,  welche  das  Recht  im  Auslände  absolviert 
hatten,  und  einige  bessere  Elemente  unter  den  nationalen  Richtern  wurden 
beibehalten.  Nach  und  nach  werden  sie  aus  den  jungen  Leuten,  welche 
die  Rechte  in  Belgrad,  Petersburg,  Heidelberg  etc.  studieren,  ergänzt. 


Frankreich. 

Nachtrag 

zur  juristischen  und  volkswirtschaftlichen  Literatur.1) 

Referent:  J.  Brissaud,  Professor  der  Rechte.  Toulouse  et  Decans. 
Übersetzung  von  Aintsgcrichtsrat  Richard  Bartolomäus,  Kmt.ischiu. 

1902. 
Im  allgemeinen. 

Ausser  dem  Journal  de  la  librairie,  das  eine  vollständige  Auf- 
zahlung: aller  Werke  über  Rechtswissenschaft  enthält,  die  während 
des  Jahres  in  Frankreich  erschienen  sind,  oder  wenigstens  derer, 
die  gesetzgemäss  bei  der  Xationalbibliothek  niedergelegt  sind,  findet 
man  bibliographische  Nachrichten  in  der  Mehrzahl  der  juristischen 
Zeitschriften  oder  Rundschauen,  besonders  in  der  ueuen  rechts- 
wissenschaftlichen  Rundschau,  in  der  bibliographischen 
Rundschau  Uber  rechtswissenschaftliche  Werke,  die  alle 
Monate  bei  Giard  und  Bhikkk  (Paris)  erscheint  Die  allgemeine 
Ribliographie  rechts  wissenschaftlich  er  Bücher,  veröffentlicht 
durch  Mahciul  und  Billard  (1901),  gibt  die  früheren  Werke  und 
die  des  letzten  Jahrganges  an. 

Die  Gesetztexte  finden  sich  in  den  Aasgaben  der  französischen 
Gesetzbücher  von  Tripier  und  Monis  ihr  (ein  Werk,  das  sich  vor 
ähnlichen  durch  seine  Richtigkeit  auszeichnet),  von  Cabpkntikb,  von 
Riviere,  von  Rover  nnd  Sokel,  von  Dali.oz.  von  Sikkt  (diese  ent- 
halten eine  Darstellung  der  Rechtsprechung),  in  den  neuen  Gesetzen 
von  S«  HAKFHAisKH  (periodische  Sammlung  mit  vorbereitenden  Arbeiten. 

')  Anmerkung.  Nicht  immer  ist  es  uns  möglich  gewesen,  die 
Herausgeber  der  Werke  anzuheben,  die  wir  anführen,  «her  man  kann  sie 
sich  Ini  einem  der  trn>s*eii  Buchhändler  der  Rechtswissenschaft  in  Paris 
verschaffen:  Lakosk,  Makchai.  und  Billard.  Fhxtempin«.  Roisseau.  Pkdoxk 
Laurill,  Prhox.  Giakd  und  Bkieke,  »'hkvalier-Mares»  g. 
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Kommentaren),  in  dem  Jahrbuch  der  französischen  Gesetz- 
gebung, das  von  der  Gesellschaft  für  vergleichende  Gesetzgebung 
herausgegeben  wird  und  sämtliche  erschienene  tiesetze  in  einem 
einzigen  Hände  wiedergibt. 

l>ie  Urteile  sind  enthalten  in  den  grossen  rechtswissen- 
s<  haftlichen  Sammlungen  von  Pu.i.oz  und  Sihky.  in  den  französischen 
Pandekten,  in  den  täglichen  Zeitschriften,  wie  das  Hecht,  die 
GerichtsZeitUllg.  die  Gerichtshofszeitung  (Paris);  .1er  Gesetzes- 
text  findet  sich  ilmt  auch.  Rechtsprechung  und  Gesetzgebung  sind 
dargestellt  in  den  weitläufigen  Re].ertorien,  die  jetzt  veröffentlicht 
werden  und  auf  das  von  Uu.t.oz  folgen,  nämlich  den  französischen 
Pandekten,  dem  allgemeinen  alphabetischen  Repertoriuin  des  fran- 
zösischen Hechts. 

Bürgerliches  Recht. 

Zeitschriften,  hauptsächlich  für  bürgerliches  Hecht.  Zwei,  die 
kritische  Rundschau  der  (i  eset  zgebun  g  u  nd  Ree  Ii  t  s  Wissen- 
schaft, die  sehr  alt  ist  (bei  Piehon)  und  die  ganz  neue  drei- 
monatliche Hundschau  für  bürgerliches  Hecht  (bei  Larose), 
die  von  K^miin,  Mas»i,,i.i  usw.  begründet  ist.  Man  findet  ebenso 
Studien  ans  dem  bürgerlichen  Hecht  in  der  Zeitschrift  der 
Gesellschaft  für  G  esctzgchungsstmlien  (eine  Gesellschaft,  die  in 
Paris  gegründet  ist,  aber  Mitglieder  in  ganz  Frankreich  umfasst; 
sie  hat  zum  Zweck,  Tagesfragen  zu  studieren.  Gesetzentwürfe  zu 
geben  usw.)  und  in  der  allgemeinen  Hund  sc  hau  der  Rechts- 
wissenschaft (bei  Fonteinoing;  diese  Rundschau  berührt,  wie  ihr 
Titel  zeigt,  alle  Zweige  der  Gesetzgebung). 

l»ie  allgemeine  Rechtswissenschaft  von  I>au,..z  hat  ein  bürger- 
liches Gesetzbuch  mit  Anmerkungen  in  zwei  Ausgaben  geliefert,  die 
eine  sehr  ausgedehnt,  die  andere  handlicher;  Ausgaben  zum  Gehrauch 
für  Praktiker:  die  Rechtslehre  ist  dort  angegeben.  Die  Zusammen- 
stellung iler  Gesetze  über  bürgerliches  Recht  von  R.  Roy  KU  (bei 
Rousseau)  ist  ein  Werk  derselben  Art. 

Bekannt  sind  die  rechtswissenschaftlichen  Abhandlungen,  deren 
Herausgabe  fortgesetzt  wird  und  deren  Ansehen  feststeht:  Amin 
und  Rai",  Vorlesungen  über  französisches  bürgerliches  Recht,  .V  Aus- 
gabe, Rd.  IV  (Marchai  und  Rillard).  Pkh-ant,  Vorlesungen  über 
französiches  bürgerliches  Hecht  (IM.  II,  Rousseau).  Hr., 
Jsliibiun  d.T  InUTiiat   Wr.-Iiiiiriiin;.  <>.  u.  7.  IM.  11*5 
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Theoretischer  und  praktischer  Kommentar  des  bürger- 
lichen Gesetzbuches,  1  id.  13,  14  (Marescq).  Gnu.nr.ui;>. 
Abhandlungen  und  Kauf  und  Tausch.  Hd.  I,  3.  Ausgabe 
(Pedone).  Jedes  dieser  Werke  zeichnet  sich  durch  besondere  Eigen- 
schaften aus.  Die  Vorlesungen  von  Amin  und  Rat  sind  bis  auf  die 
neuen  Gesetze  fortgeführt;  die  von  Hri  pant,  mehr  fiir  Anfänger, 
sind  von  grosser  Verständlichkeit;  der  Kommentar  von  Hik  enthält 
eigene  Bemerkungen  des  Verfassers;  die  Abhandlungen  von  Guuoiaki. 
sind  die  Fortsetzung  des  grossen  Werkes  von  Dkmuu.mbk.  Hierbei 
darf  nicht  vergessen  werden  die  Ergänzung  zu  den  Grundsätzen  des 
bürgerlichen  Rechts  von  L.w  kknt  durch  Sivii.i.k. 

Neben  dem  Grundriss  des  bürgerlichen  Kechts  von 
Hackky-Lacantinkkik,  dem  einzigen  Werk,  das  sich  in  den  letzten 
Jahren  in  den  Händen  der  Studierenden  befand,  zeigen  sich  jetzt 
zwei  andere  Hüeher  derselben  Art: 

Planioi.,  Bearbeitung  des  bürgerlichen  Rechts  für  An- 
fänger, 2.  Ausgabe  (Pichon),  sehr  reich  an  neuen  Bemerkungen 
und  Einzelheiten  über  die  neue  Rechtslehre,  trotz  seiner  knappen  Form. 

La  Hink  i>k  Vim.enm  vk  und  Ja«  .  Grundlehren  des  bürger- 
lichen Rechts,  2.  Ausgabe  (Marchai  und  Hillard). 

Unter  der  Zahl  der  wichtigen  Einzelabhandlungen  üIkt  bürger- 
liches Recht  kann  man  kaum  etwas  anderes  anführen,  wie  1.  die 
Studie  von  Vakkilu;s-Smmmiuu:s  über  die  juristischen  Personen. 
P»<>2:  der  Verfasser  bekämpft  auch  die  allgemeinen  Theorieeii 
über  das  schwierige  Gebiet,  man  kann  seine  Meinungen  vergleichen 
mit  denen  von  Pi.ANinr,  und  denen  der  Verfasser  der  Abhandlungen 
aus  dem  Verwaltungsrecht,  von  denen  weiter  unten  die  Rede 
sein  wird. 

2.  Zwei  Werke  über  das  I  »otalsystein.  eines  von  Dh'INAy.  das 
andere  von  Ey^iem  (gekrönt  vom  Institut). 

Man  könnte  noch  hinzufügen  die  2.  Ausgabe  der  Abhandlung 
über  die  Haftbarkeit  von  S.»ii;i>at,  der  die  neuen  Gesetze  eine 
grosse  Bedeutung  gegeben  haben. 

Zivilprozess. 

Per  Zivilprozess  gibt  stets  Veranlassung  zu  Arbeiten  von 
unmittelbarem  praktischen  Nutzen;  aber  neben  dieser  Art  von  Ver- 
öffentlichungen geringeren  Interesses  kann  man  hinweisen  a  nf  Werke 
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bedeutenderer  Art:  den  (i  rund riss  de;-  Zi vi  1  prozesses  von  Gi.asson 
(und  Coi.MJ  i-DAAiif  )  bei  Pichon,  dargestellt  in  2  Händen,  über  das 
ganze  zivilprozessiialische  Verfahren,  von  grosser  Klarheit,  fortgeführt 
bis  auf  die  neueste  Gesetzgebung  und  Kechtslehre. 

Die  theoretische  und  praktische  Abhandlung  über 
Zivilprozess  .von  Garsonxkt  ist  noch  nnifangreielier;  der  0.  Band 
der  2.  Ausgabe  ist  »neben  erschienen,  vervollständigt  und  durch- 
gesehen von  Ckzak-Rki  ,  der  das  Werk  von  Gaksonnit  in  demselben 
Geist  wie  er  und  mit  seltener  Tüchtigkeit  fortsetzt.. 

Die  Abhandlung  über  die  Friedensgerichte  von  Pakon 
ist  bei  dem  :5.  Hände  angelangt;  man  kann  sich  einen  Begriff  von 
der  Wichtigkeit  dieser  Rechtsprechung  machen,  wenn  man  dies  umfang- 
reiche Werk  durchgeht.  Vergl.  Vkkmkii.,  Führer  für  Friedens- 
richter, und  zwei  Zeitschriften:  der  Moniteur  der  Friedens- 
richter und  das  .1  ournal  der  Geriehtsschreiber  der  Friedens- 
gerichte. 

Die  Abhandlung,  theoretisch  und  praktisch,  über  die 
gerichtliche  Heistandschaft  von  H.  Simon  enthalt  den  Kommentar 
zum  tiesetz  vom  10.  Juli  1001.  Das  praktische  Gesetzbuch  für 
Sachverständige  (10.  AuH.i  von  Sarrazin  dient  als  Führer  den 
Privatpersonen,  die  vor  diese  einfache  Rechtsverwaltung  geladen 
werden,  und  noch  mehr  denen,  die  dort  tätig  sind. 

l'ber  die  Streitigkeiten  zwischen  Staatsangehörigen  und 
Fremden  wird  man  vieles  einzelne  finden  in  R.  uk  Paki-k,  Studien 
über  die  Zuständigkeit  der  tierichte  in  bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten  mit  Fremden  (französisch-belgischer  Ver- 
trag vom  N.  Januar  ls'.tOt. 

Anzuführen  ist  noch:  Lkwmthkk,  Vom  Prozessauftrage 
des  Anwalts:  Oii.ki,  Die  kleinen  Pfändungen;  Pkkhin,  Ver- 
fügungen auf  Anträge. 

Die  Zeitschriften  besonders  für  Zivilprozess  sind  zahlreich: 
Journal  der  Staatsanwälte,  Journal  der  Anwälte,  Periodische  Sammlung 
der  Gesetzgebung,  der  Wissenschaft,  der  Rechtsprechung  im  Zivil- 
prozess,  Handels-  und  Strafprozess  und  Verwaltungsverfahren  etc. 

Handels-  and  Seerecht. 

Kine  Ausgabe  des  Handelsgesetzbuchs  findet  sich  in  der  kleinen 

Sammlung  Pw.i.oz.    Die  Abhandlung  über  Handelsrecht  von 
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Lyon-Tain  und  Kknai  i.r  i  VI  Händel  ist  bei  ihrer  :L  Auflage  (Pichoii). 
Ausser  diesem  beachtenswerten  Werk,  das  ebenso  brauchbar  für  die 
Theoretiker  ist.  wie  für  die  Praktiker,  findet  man  fast  nur  Hüchel- 
für  praktischen  Gebrauch,  wie  die  Abhandlung  Uber  die  Aktien 
von  Uhikvm.  und  die  Abhandlung  über  die  Gründeranteile 
von  I.kcm<  rt  imi:  (Larose).  Diesen  Arbeiten  kann  man  an  die  Seite 
stellen  das  internationale  Gesetzbuch  Uber  den  Schiffs- 
zusammeiistoss  von  Ai  ik.vn,  'J.Ausgabe:  die  Schiffahrtspolizei 
von  Ma.vi.on  m.  i,a  LaM'i:  (Verwaltnngs-Seerecht);  das  praktische 
Handbuch  der  Liquidationen  von  Simakl.  Die  Zeitschriften 
für  Handelsrecht  sind  zahlreich:  Jahrbuch  für  Handels-  und 
Ge werberecht:  Zeitschrift  der  Handelsgerichte;  Zeitschrift 
für  Konkurse  und  gerichtliche  Liquidationen:  linndsehau 
für  Gesellschaftsrecht;  Kundschau  für  Seerecht  etc. 

Gewerbegesetzgebung. 

Zwei  Abhandlungen  für  Anfänger  streiten  um  die  Gunst  der 
Studierenden :  G.  J!k v,  V  o  r  1  e  s  u  n ge n  U  be  r  G  e  w  e  r  be  gese  t  zgebu  n  g , 
für  Anfänger,  neue  Ausgabe  (Larose);  IV,  Abhandlung  über 
Gewerberecht,  für  Anfänger,  li.  Auflage  (bei  Koiis.-ean).  Dazu 
die  Abhandlung  über  Arbeitergeset/.gebnng  von  L.  ('<>i  k<  h.i.k 
(bei  Giard)  und  das  Handbuch  für  Gewerbe-  und  Handels- 
eigen t  u  in  v<>n  LA\inniT(beiGiard.  kleine  soziale  Enzyklopädie,  XXXlIi. 

Eine  der  wichtigsten  Einzclabhandliingen  über  Gewerherecht 
ist  die  von  Hruh.u  ,  der  Arbeitsvertrag,  Stellung  der  Hand- 
werkerkaiiimern  (bei  Alean).  Allgemeine  Hibliothek  der  Sozial- 
Wissenschaften. 

Manmihiyi  hat  geschrieben  über  die  Rechtslage  der  Arbeiter 
in  den  Staatswerkstätten  (Tabak,  Streichhölzer».  Iber  die 
Herggeset zgebu ng  und  H e r g we rk sa u f s i c Ii t  findet  man  die 
neue  Gesetzgebung  und  Hecht »prochting  in  einem  Huch  von  O  ui.um. 
Wir  haben  schon  in  den  früheren  Jahren  die  reiche  Literatur  iz.  H. 
M.  Hell. .in,  ±  Auflage)  über  die  so  praktische  Krage  der  Arbeits- 
unfälle angezeigt:  dazu  fügen  wir  das  Werk  von  H..iyi.k,  Ent- 
wicklung der  Haftbarkeit  für  Arbeitsunfälle  und  das  von 
L'avnaiii.  die  Arbeitsunfälle  der  fremden  Arbeiter  (Gesetz 
vom  !».  April  IsMS).  I»as  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  hat 
l'rkunden  (vom  September  lsw  bis  Juni  I'.hiJ)  über  die  Kegle- 
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mentierung  der  Arbeit  der  Eisenbahnangestellten  ver- 
öffentlicht. Dem  ist  zu  vergleichen:  Imiskist,  Hczichungcn  zwischen 
Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  in  der  Grossindustrie 
<  Werkstattordnnngen.  Fabrikrat,  Autsichtsräte).  Ausser  den  bereits 
aufgeführten  Zeitschriften  über  Handelsrecht  ist  anzugeben:  Jahr- 
bücher über  gewerbliches,  künstlerisches,  literarisches 
Eigentum,  die  Kundschan  der  Handwerkergesetzgebung, 
die  Zeitschrift  des  Arbeitsamts,  die  Rundschau  der  Ge- 
werbeunfä  lle,  die  Rundschau  über  (4 e werberecht  etc..  das 
Buch  von  CiiouiAKi.,  die  Zwangs  Versicherung  gegen  Krankheit, 
interessiert  besonders  die  Handwerkerklasse  und  beschäftigt  sich 
deshalb  mit  dem  Gewerberecht. 

Landwirtschaftsrecht. 

Die  meisten  Werke  über  Landwirtschaftsrecht  sind  praktische 
Rüther  zum  Gebranch  für  Landwirte.  Wir  heben  vor  allem  die 
folgenden  heraus,  von  denen  die  einen  allgemeiner  gehalten  sind  als 
die  anderen. 

A.  Zm.i.v,  Gesetzsammlung  des  landwirtschaftlichen 
Eigentumes  für  den  Handgebrauch,  2.  Auflage;  Ai.nki..  Ge- 
setzsammlung der  Eigentümer  und  rächt  er  landwirtschaft- 
licher und  fabrikmässiger  Güter  mit  Formularen  (Pedone 
Lauriel)  für  den  Handgebrauch;  Lk<\..k.  Gesetzsammlung 
der  landwirtschaftlichen  Vorschriften:  »'akvii.i.k,  Ackerbau 
(neue  Gesetzgebung). 

R  C,\ iiann ks,  I'ach  t  vert  rage;  Ripkht.  A  nsübung  des  Eigen  - 
t  n in s  im  Verhältnis  zum  Nachbareigentum;  Vir.w  i>,  Eltern- 
Erbteilnng  als  Mittel,  die  Zersplitterung  des  kleinen 
bäuerlichen  Eigentums  zu  verhindern  (bei  Kousseau);  Gokkt, 
Die  landwirtschaftlichen  Genossenschaften  in  den  Ländern 
flämischer  Zunge  in  Frankreich  und  im  Ausland:  OriiK'r, 
Die  landwirtschaftlichen  l'nfälle. 

Strafrecht. 

Die  ausgezeichnete  Darstellung  des  Strafrechts  und  der 
Strafvollstreckungswissenschaft,  von  G.  Vihal  (bei  Rousseau), 
ist  bei  ihrer  2.  Auflage;  dies  Werk  wendet  sich  besonders  an  die 
Studierenden.  Die  theoretische  und  praktische  Abhandlung 
des  französischen  Strafrechts,  von  R.  Gakiiau»  (bei  Larose) 
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ein  umfangreicheres  Werk,  erscheint  auch  in  2.  Auflage  (('»  Bändet. 
Unter  dem  Titel  „Gesetzsammlung  des  Strafvollstreckungs- 
wesens-  hat  man  eine  Sammlung  der  Vorschriften  und  Urkunden 
veröffentlicht,  die  den  Dienst  und  die  Kinrichtnngcn  der  Straf- 
vollstreckung-Verwaltungen  betreffen  (Ministerium  des  Innern). 

Über  diese  Fragen  kann  man  auch  die  Zeitschrift  der  Ge- 
fäiignisgesellschaft  zn  Kate  ziehen,  die  Rundschau  des  Straf- 
Vollstreckungswesens  und  die  Veröffentlichungen  der  inter- 
nationalen kriminalistischen  Vereinigung. 

l'nter  den  Monographien  aus  dem  Strafrecht  machen  wir  auf- 
merksam auf:  Kovalkvsky,  Strafrechtliche  Seclenknnde,  Bd.  I 
(Paris,  bei  Vigot);  Lanlky,  Strafrechtliche  Verantwortlichkeit; 
Yi.ui.,  Die  Todesstrafe  wegen  politischer  Verbrechen. 


Die  Grundsätze  des  öffentlichen  Rechts,  von  Oklaxi>", 
übersetzt  aus  dem  Italienischen  durch  S.  Bot  yssv  und  mit  Anmerkungen 
versehen  von  A.  Mkstkk  und  .T.  Timbll,  geben  in  einem  dünnen 
Bande  eine  Darstellung  der  schwierigen  Fragen  des  öffentlichen 
Hechts  (bei  Fontemoing).  Der  II.  Band  der  bedeutenden  Studien 
ans  dem  öffentlichen  Recht,  von  IHmix  (bei  Fontemoing),  soll 
erscheinen.  An  diese  allgemeinen  W  erke  kann  man  einige  Mono- 
graphien anreihen:  F.  Boivikk,  Studien  und  Urkunden  aus  dem 
öffentlichen  Recht  Amerikas;  Boxnkkoy,  Die  Vertretung  der 
Minoritäten:  Giymn,  Die  australische  Verfassung  vom  Jahre 
1900  (bei  Chevalier-Maresc.,). 

Vor  allem  aber  wird  man  Abhandlungen  in  der  Rundschau 
des  öffentlichen  Rechts  finden,  geleitet  von  M.  Lauxaiuk,  oder 
in  der  Rundschau  für  Politik  und  Volksvertretung,  geleitet 
von  M.  Fkknani.  Faikk. 

Die  internationale  Bibliothek  für  öffentliches  Recht  hat  dies 
Jahr  eine  Reihe  wichtiger  Ubersetzungen  gegeben:  Der  Staat, 
(»rundlagen  der  Geschichte  und  praktischen  Politik,  von 
W.  Wilson,  übersetzt  von  Wilhelm;  Hamilton,  Joy  und  Maiuson, 
Der  Föderalist  i Kommentar  znr  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten i, 
mit  Kinleitnng  von  .Ti./.i:  und  Vorrede  von  Esmkin;  Labaxi».  Das 
öffentliche  Recht  des  deutschen  Reiches  (3  Bände);  .Ti.nks. 
Versuch  über  die  Ortsverwaltung  in  England,  Ubersetzt  von 
Wiliiklm. 


Öffentliches  Recht. 
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Verwaltungsrecht. 

Die  Darstellungen  fiir  Anfänger  sind  bemerkenswert  nach  ver- 
schiedenen Hinsichten.  H  u  ihm  .  Ahriss  des  Yerwalt  ungsreehts 
(."».  Aufl.),  zeichnet  sich  dun!»  die  Eigenart  der  Gesichtspunkte  aus; 
Simonnkt.  Grnndriss  des  Staats-  und  Yerwa  ltungsrechts 
(Piehon).  durch  den  Reichtum  der  Quellenangabe;  Briumi.KMY,  (irund- 
riss des  Yerwa  ltungsrechts  (Rousseau),  durch  die  Klarheit  und 
Fasslichkeit  der  Darstellung.  Die  YerwaltungNordnung  von 
MoKKAf  (hei  Konten). dng)  bildet  eine  wichtige  Studie  von  allgemeinem 
Charakter.  Im  übrigen  trifft  man  fast  nur  noch  praktische  Werke 
■  .der  Monographien  begrenzt eren  Inhalts,  deren  Titel  genügend  den 
tiegenstand  angibt: 

Bkttix>.kh.  Aufsicht  über  die  Verhandlungen  der 
(i e nera  1  r;i  t e;  Si kw**  und  Fn.i.A-sinr,  Gesetz  über  den  Schutz 
der  öffentlichen  Gesundheitspflege   vom  1">.  Februar 

H.  (»amin,  Englische  Gesetzgebung  über  Wohnungshygiene; 
Sai  Mi  K.  Renten  und  Filterst ützungen;  der«..  Militärisches  Merkbuch 
«Reglement»;  C<.il\nt.  Arzneigesetzgebung:  Gkkmain,  (iesetz 
vom  April  l!>ol  über  das  Holzungsrecht  der  (Gemeinden 
(2.  Aufl.);  La  Hi  ki.i.»  .  Eisenbahngesetzgcbnng  mit  An- 
merkungen; Mai.nk  i»k  i.a  Loxi'K.  Die  Befugnisse  des  Präfekten 
des  Seinedepartements;  La  Phutkyin.  Abhandlung  über  Press- 
recht;  Gesetzgebung  über  den  Elementarunterricht  seit 
17n«»  bis  auf  unsere  Zeit  c2.  Aufl..  bei  Pelalain).  Tkoi  i.i.ot  und 
Chai-sai.,   Gesellschaftsvertrag   (Kommentar   zum  Gesetz  vom 

I.  Juli  P.»oll;  FontMKK  und  Nkv,:i,  Abhandlung  über  die  Ver- 
waltung der  Seemacht  i'J.  Aufl.l  <  Schiffahrt»-  und  Fiseherei- 
strandungs-Polizei,  von  Laimlh»  '.i  Hände. 

Dkpai  lk.  Geschichtliche  Studie  über  die  Verantwort- 
lichkeit der  öffentlichen  Beamten  im  französischen  Recht 
seit  17SH  (Doktordiss.):  Montkil,  Bildung  und  Kitt  Wickelung 
der  Theorie  der  Staatsdomänen  (bei  Larose). 

Colin  und  Rihaukai  -Dimas.  Juristisches  und  praktisches  Hand- 
buch über  die  Jagd  ((iesetz  vom  3.  Mai  1HW  und  (iesetz  vom 
V.K  April  UHU)  (Pedone  Lauriel). 

Lk«oi  fkk,  Handbuch  des  Jägers  (2.  Aufl.). 

Die  Zeitschriften  über  Verwaltungsrecht  sind:  die  Sammlung 
der  Beschlüsse  des  Staatsrats.   Veröffentlichung  von  haupt- 
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sächlichster  Bedeutung,  das  Jahrbuch  des  Verwaltnngsrechts, 
die  Hu  ml  sc  hau  der  Verwaltung  und  eine  Keihe  von  Rund- 
schauen für  einzelne  Lehren,  wie  das  Jahrbuch  der  öffentlichen 
Arbeiten,  die.  Hundschau  der  Gewässer  und  Forsten,  die 
Kundschau  des  katholischen  Kultus,  die  Rundschau  der 
protestantischen  Kirchen,  die  Hundschau  der  Bergwerke, 
die  Hu  ndschau  der  Eisenbahn  e  n ,  das  J  a  h  r  b  u  c  Ii  d  e  r  G  e  in  e  i  n  d  e  n , 
das  Jahrbuch  der  Fabrikräte,  das  Jahrbuch  der  Polizei- 
kommissarien, das  Jahrbuch  der  Feldhüter,  das  Jahrbuch 
der  Bürgermeisterei-Sekretäre  etc. 

Finanzwissenschaft. 

Die  Grundzüge  der  Finauzwissenschaft,  von  Boiyari» 
und  Jkzk.  sind  bei  ihrer  2.  Auflage;  diese  beiden  Verfasser  verört'ent- 
lichen,  wie  zur  Ergänzung  ihres  Handbuchs,  eine  Rundschau  für 
Finauzwissenschaft  und  -Gesetzgebung.  Das  Allgemeine 
Jahrbuch  der  Finanzen  (13.  Jahrgang)  gibt  amtliche  oder  halb- 
amtliche Nachweise.  Unter  andern  Einzelschriften,  die  sich  mit  einem 
Zweige  der  Finauzwissenschaft  beschäftigen,  müssen  wir  vor  allem 
anführen:  A.  Wahl,  Abhandlung  über  fiskalisches  Recht 
(Enregistrement);  Aknaink,  Die  Münze,  der  Kredit  und  der 
Wechsel  (2.  Aufl.);  Coi  ktuis,  Abhandlung  über  Börsen-  und 
Wechsel  Verkehrstätigkeit,  12.  Auflage,  Rundschau  von  F.  Vioai.; 
Tkklat,  Abhandlung  über  die  direkte  Steuer;  Tissikk.  Ab- 
handlung über  indirekte  Steuern;  Gimlhert,  Handbuch  des 
besonderen  fiskalischen  Rechts  beim  Notariat. 

Studien,  wie  die  von  Politis,  Internationale  Finanz- 
kontrolle für  Griechenland,  von  Sakkktta,  Staatsbudget  s- 
kontrolle  in  Frankreich,  in  England,  in  Italien,  von  Dakti- 
<.i  i:\ayk,  Beziehungen  der  Bank  von  Frankreich  mit  dem 
Staatsschatz,  sind  für  verschiedene  Zwecke  brauchbar,  und  in  dem 
Werk  von  Coi.shn,  Frachten  und  Tarife,  tindet  man  Angaben 
für  die  Praxis.  I  ber  die  Finanzgeschichte  Frankreichs  sind  zwei 
wichtige  Bücher  erschienen:  Stoihm.  Finanzen  unter  dem  Kon- 
sulat, und  G.imki..  Finanzgeschichte  der  gesetzgebenden 
Versammlung  und  de*  Konvents. 

Tutor  den  einzel wissenschaftlichen  Zeitschriften  ist  an- 
zurühren: das  Jahrbuch  für  Enregistrement,  die  Rundschau 
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des  Enrogistrements  und  die  R  undschau  für  Enrcgistrement' 
bestimmt  für  den  prakti*  hen  Gebrauch,  das  Jahrbuch  für  in- 
direkte Stenern,  «las  Jahrbuch  für  Steuereinnehmer  etc. 

Kolonialgesetzgebung. 

Uber  diesen  Punkt  genügt  Bezugnahme  auf  die  allgemeine 
Bibliographie  der  Rechtswissenschaft  iS.  Tt'.i  und  die  Einzel- 
zeitschriften, die  A  Ige  tische  Hundschau  und  die  Tunesische, 
die  Allgemeine  Sammlung  für  Kolonial-Rechtsprechung. 
-Rechtswissenschaft  und  -Gesetzgebung.  Unter  den  ver- 
breiteteren  Werken  sind  die  meisten  für  den  praktischen  Gebrauch  und 
behandeln  ein  einzelnes  Gebiet:  Dkjkan  i>k  i,a  Batik.  Grundriss 
der  Lehre  von  den  Kolonialerbschaften;  Bi.ii.aiu>,  General- 
räte in  den  französischen  Kolonien;  A.  Tiiomk,  Unsere  be- 
vor r  e c h t e t e n  Kolon isati o n s g e s e  1 1  s c h a f t e n  < Krlanbnisvert rag) ; 
Vim.vmiic,  Richterliche  Befugnisse  der  Post -Vorsteher  und 
"Verwalter  im  Dienste  an  der  afrikanischen  Küste.  Be- 
sonders sei  erwähnt  ein  allgemeineres  Werk,  das  Gesetzbuch  für 
Algier,  mit  Anmerkungen,  von  Esrorm.oN  und  LkmtutK;  und 
eine  geschichtliche  Studie,  die  Untersuchungen  über  die  Kolonial- 
politik Colberts,  von  Bkn'-it  i>k  Rky. 

Vergleichende  Rechtswissenschaft. 

Die  Arbeiten  über  die  fremden  Gesetzgebungen  vervielfachen 
sich;  man  kann  das  feststellen,  wenn  man  das  Jahrbuch  der  Ge- 
sellschaft für  vergleichende  Gesetzgebung  und  die  Zeit- 
schrift für  internationales  Privat  recht  und  vergleichende 
Gesetzgebung  durchgeht.  Die  Gesellschaft  für  vergleichende  Gesetz- 
gebung veröffentlicht  regelmässig  ihr  Jahrbuch  für  fremde  Ge- 
setzgebung (mit  dem  Text  der  hauptsächlichsten  Gesetze,  die  ls!<".< 
in  den  fremden  Ländern  beschlossen  sind).  Ii'.'.  Jahrgang.  Was  Ge- 
setztexte betrifft,  so  veröffentlichen  Lonhoi.m  und  Ai»am  das  bürger- 
liche Gesetzbuch  des  Kaiserreichs  Japan.  Die  deutsche  Ge- 
setzgebung hat  Veranlassung  zu  wichtigen  Arbeiten  gegeben;  in 
erster  Reihe  sind  die  von  Sw.kii.i.ks  und  Gkny  zu  erwähnen;  es  ist 
schon  angeführt,  dass  Sai.kii.lks  die  juristischen  Personen  im 
deutschen  bürgerlichen  Gesetzbuch  studiert  hatte;  ebenderselbe 
Gelehrte  hat  die  Willenserklärung.  Beitrag  zur  Lehre  vom 
Rechtschutz   im   deutschen  bürgellichen  Gesetzbuch,  veröffentlicht 
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(bei  Pichun);  Gkny  behandelt  die  vorbehaltenen  Gilter  der  Ehe- 
frauen nach  dem  deutschen  bürgerlichen  Gesetzbuch  von 
lM'S  und  den  Vorentwarf  des  bürgerlichen  Gesetzbuches 
der  Schweiz  von  DKM).  Nach  diesen  bedeutenden  Schriften  sind 
wir  schuldig:,  folgende  zu  erwähnen:  Lkikbukk,  das  bäuerliche 
Erbrecht  in  Deutschland;  die  Agrarreform  in  Preussen, 
Si-hkkkk,  Hauptnnterschiede  zwischen  dem  Code  Napoleon 
1SU4  nnd  dem  Gesetzbuch  Wilhelm  II.  VMM;  Bonnkt,  Lehre 
der  deutschen  Gesetzgebung  über  die  Erfinder-Patente 
(bei  Chevalier-Marescq).  Das  Werk  Povzols  über  die  Ermittlung 
der  Vaterschaft  bildet  einen  Teil  des  internationalen  soziologischen 
Bibliothek.  Mam.ikix  hat  über  die  Anonyme  Gesellschaft  des 
russischen  K echt 8  geschrieben. 

Völkerrecht  oder  internationale«  öffentliches  Recht 

Die  Hundschau  des  internationalen  öffentlichen  Rechts, 
geleitet  von  Piu.kt,  hat  sich  soeben  als  wissenschaftliche  Zeitschrift 
mit  der  Kundschau  des  internationalen  Rechts  und  ver- 
gleichender Gesetzgebung  in  Brüssel  vereinigt.  Andere  Ver- 
öffentlichungen haben  einen  praktischen  Charakter,  Diplomatische 
Archive,  Diplomatische  Denkschrift  etc.  Neue  grosse  Dar- 
stellungen sind  nicht  erschienen,  dagegen  Einzelschriften  von  ge- 
nügender Bedeutung  nnd  Sammlungen  diplomatischer  Abhandlungen: 
I'ki.issik  i.r  Kai  >.\-,  Le  regime  des  Capitulat  ions  im  türkischen 
Keich  (bei  Rousseau);  B<>xnk\vay,  Gerichtsorganisation  in 
Ägypten  (Lyon,  Druckerei  Legendre);  FonnassiK,  Neutralität 
Belgiens  (bei  Larose):  NuKAiiorNiini  an,  Sam  m  In  ng  internationaler 
Staatsakte  des  türkischen  Reichs;  Bikin  i>ks  Romkrs.  die 
militärischen  Verträge  zwischen  Frankreich  und  der 
Schweiz;  Boi  tin,  Einstige  kommerzielle  und  diplomatische 
Beziehungen  Frankreichs  mit  den  Barbaresken  (1M'>  bi* 
l.s:jO)(vergl.MAKTiN»:Ai ,  der  französischeHandel  in  der  Levante. 

Internationales  Privatrecht. 

Wir  haben  schon  die  Zeitschrift  über  internationales 
Privatrecht,  von  Cm  nkt,  angeführt.  Zu  seiner  Vollständigkeit 
trägt  ein  allgemeines  alphabetisches  Verzeichnis  bei.  Wir 
heben  nur  eine  wichtige  Einzel- Veröffentlichung  heraus:  Die  Lebens- 
versicherungen im  internationalen  Privatrecht,  von  I.onoms 
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übersetzt  ans  dem  Italienischen  durch  Vauky  und  Lkfort  (bei 
Fontenioing). 

Rechtsgeschichte. 

Der  VIII.  Hund  der  Geschichte  des  Hechts  und  der 
Keehtseinrichtungen  in  Frankreich,  von  Glassi.n  (Pichoni. 
enthält  die  Darstellnng  der  Rechtsrjuellen  zur  Zeit  der  Monarchie 
und  eine  Studie  über  die  Rechtsstellung  der  Personen  und  die  Familie. 
R.  Dakestk  hat  Arbeiten,  die  in  der  Zeitschrift  der  Gelehrten 
und  anderswo  erschienen  sind,  unter  dem  Titel  ,.Nene  Studien  zur 
Hechtstreschichte-  vereinigt  (Larosc).  Man  weiss,  dass  die  früheren 
Studien  desselben  Verfassers  sich  mit  den  ursprünglichen  Gesetz- 
gebungen beschäftigten:  dasselbe  gilt  auch  von  diesen,  obwohl  das 
griechische  Hecht  dort  einen  erheblichen  l'latz  einnimmt.  Ausserdem 
sind  über  das  öffentliche  oder  das  Privat  recht  eine  gewisse  Zahl  von 
Einzelschritten  erschienen.  Die  einen  sind  Dissertationen:  M  ah  rix, 
Entscheidung  über  die  Ehe  bei  Wechsel  der  (iesetzgebung 
(Rousseau):  Fas^i  über  das  Ent  ravest issement  ( Vennögensver- 
hältnisse  der  Ehegatten),  geschichtliche  Studie  über  die  Hechte  des 
überlebenden  Ehegatten  in  Flandern,  im  Hennegau,  in  Artois;  Goi.akl, 
Die  Befugnisse  der  Intendanten  unter  Ludwig  XIV.,  besonders 
in  den  Steueramtsländern  (bei  Harhette). 

G.  Dri  iiihkay,  Ursprung  des  Parlaments  zu  Paris  (bei 
Hachette),  beschränkt  sich  nicht  darauf,  die  Organisation  und  die 
Tätigkeit  des  Parlaments  zu  beschreiben;  er  stellt  das  Hecht  des 
XIIT.  Jahrhunderts  dar.  Über  die  tieschichte  der  Staatsanwaltschaft 
im  früheren  Frankreich  gibt  Auskunft  G.  Sailnikk  i.k  i.a  Pini-:i,ais, 
Die  Leute  des  Königs  am  Parlament  der  Bretagne,  1  .*>:>:?  bis 
17V>0  (Hennes.  bei  Pichon  und  Hommay). 

Das  kanonische  Hecht,  das  in  Frankreich  etwas  vernachlässigt 
ist,  bildet  dennoch  den  Gegenstand  einer  grossen  Darstellung,  die 
jetzt  veröffentlicht  wird  nnter  der  Leitung  des  Abbe  Di  hai.i.kt,  Voll- 
ständiger Lehrgang  des  kanonischen  Hechts,  14.  Hand,  Ab- 
handlung über  kirchliche  Angelegenheiten  (Oudini. 

l'nter  den  Werken  über  Gesetzgebungen  des  Altertums  niuss 
bemerkt  werden:  der  Abriss  des  egyptischen  Rechts,  ver- 
glichen mit  den  andern  Rechten  des  Altertums,  von  Rmu.orr 
( »>ei Giard) ;  die  Darstellung  des  r ö mischen  Hechts,  von  Staei.ti.kk. 
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Die  neue  Rundschau  über  Reehtsgeschiehte  ist  dir 
einzige  Zeitschrift,  die  besonders  den  geschichtlichen  Studien  gewidmet 
ist.  Indessen  sind  Artikel  über  das  alte  französische  Hecht  und  das 
römische  Recht  in  der  Neuen  Rundschau  über  Rechtsgeschichte 
häutig  genug. 

Politik. 

Uns  Jahrbuch  der  Volksvertretung  gibt  Nachrichten  über  die 
Tätigkeit  der  gesetzgebenden  Gewalt  und  die  politischen  Jahres- 
ereignisse.  1'nter  den  Werken  über  politische  Theorie  (übriirens 
nur  wenig  zahlreich)  führen  wir  nur  das  von  Ch.  Bknoist  an.  IHe 
Krisis  der  modernen  Welt  (von  der  Organisation  des  allgemeinen 
.Stimmrechts)  und  von  demselben  Schrittsteller.  Die  Parlament  arische 
Reform. 

Lakc  hkk.  in  drei  Jahrgänge  algerische  Studien  ilK«.»9  bis 
DHU)  bespricht  Kragen  der  Gesetzgebung,  der  Sozialpolitik,  des 
Strafrechts,  soweit  sie  Algier  betreffen.  Lr.mnr.-Po.VTAi.is.  Die 
Wahlen  in  Europa  am  Ende  des  19.  Jahrb.,  bringt  Belehrung 
über  die  bestellenden  Wahlsysteme  und  ihre  Wirkungen.  Smhiks 
und  < 'Arktik,  Parlamentarische  Republiken  lassen  die  politischen 
Organisationen  Frankreichs  in  der  Neuzeit  erkennen  nnd  der  anderen 
Länder,  die  unter  derselben  Gesellschaftsordnung  leben.  M.  F.u.i  kt. 
Vergleich  der  politischen  Systeme  von  Montksui  in  , 
Ri»rssKAf,  Voi,tairk,  kommt  damit  anf  einen  Stoff  zurück,  den 
er  schon  in  seinen  literarischen  Studien  über  das  lK.  Jahrhundert 
berührt  hatte.  Dksi.ani.kks  befasst  sich  in  einem  gut  mit  Belegen 
versehenen  Buche  mit  den  Fragen  der  Methode:  Die  Krisis  der 
politischen  Wissenschaft  und  die  Fragen  der  Methode; 
vielleicht  hätten  tatsächlich  die  Theoretiker  der  politischen  Wissen- 
schaft ihre  Untersuchungen  damit  anfangen  sollen. 

Staats  Wirtschaft. 

Das  am  meisten  in  der  l'niversitätswelt  verbreitete  Werk  ist 
das  von  Ch.  Gilk.  Grundsätze  der  Staatswirtschaft,  von  dem 
fast  jedes  Jahr  eine  neue  Auflage  erseheint  (bei  Larose)  und  das 
seinen  Erfolg  so  sehr  der  Anmut  seiner  Darstellung  wie  den  persön- 
lichen Ansichten  des  Verfassers  verdankt  (besonders  über  die  Ge- 
nossenschaftswirtschaft, der  er  einen  Band  für  sich  gewidmet 
hat).  Das  I.ehrbnch  der  Staatswirtschaft  von  M.  Coi.sox  hat 
den  besonderen  Reiz,  dass  es  das  Werk  eines  Technikers  ist:  ei- 


.1.  Bki-hai  i.:  Frankreich  (Nachtrag). 


schienen  ist  davon  nur  der  1.  Band  unter  dem  besonderen  Titel:  All- 
gemeine Darstellung  der  \vi rtschaftl ich en  Ersehe i n un gen, 
die  Arbeit  und  die  A rbei tcr fragen  ((4uillaumin).  Die  Grund- 
züge der  Staatswirtschaft  von  K.  wc  Lauxkyk  (bei  Hachette) 
haben  ihre  7.  Auflage  erreicht. 

I>ie  Fraire  der  Methode,  die  in  diesen  Abhandlungen  im  Grundriss 
kaum  gestreift  ist.  wird  aus  einem  besonderen  Gesichtspunkt  von  E.  Bor  hin 
behandelt:  Die  mathematische  Methode  in  der  Staats  Wirt- 
schaft. An  die  materialistische  Schule  knüpft  das  Buch  von  Lokia 
an,  W i r t s c h a 1 1 1  i c he  (i r u n d  1  a ge n  d e r  G e seilst h a f t s o r d n u n g 
(2.  Aufl.),  ('«»kxm.issk.x,  Werttheorie,  prüft  die  Ideen  von  Rhi.kjktcs, 
Kaui.  Mah\.  Siaxi.kv  Jk.vox>  und  B"Iim-Ba\vkkk.  Yergl.  Cotki.lk, 
Das  Sweating-S ystem.  Die  internationale  Bibliothek  der  Staats- 
wirtschaft. (Giare  und  Bricre)  ist  durch  wichtige  Werke  bereichert 
worden:  L.  C"-«a,  Erste  <i  rundbegriffe  der  Staatswirtschaft, 
Econoiuie  sociale,  übersetzt  aus  der  11.  Auflage  von  A.  Boxxrr; 
V.  I'AHi  ro,  Die  sozialistischen  Systeme  (1  Bd.);  G.  E.  C.ukni  s, 
Der  Charakter  und  die  logische  Methode  der  Staatswirt- 
schaft, übersetzt  von  Yai.uan;  Snn.ovr,  Die  Arten  derArbeits- 
eiitlohnung.  übersetzt  von  ('.  Bist:  Suaut,  Die  Verteilung  des 
Nat  in  na  1  ein  komm  ens,  übersetzt  von  Grr.Kori/r:  Schmoi.i.kk,  Sozial- 
politik und  Staatswirtschaft  (Grundfragen);  Böhm  -  Bau  i  kk, 
Kritische  Hoch  ich  le  der  Theorieen  von  den  Kapital- 
zinsen.  übersetzt  von  Bkkxahi».  Dazu  das  Werk  des  Dr.  J.  Woi.rr, 
Deutschland  und  der  Weltmarkt,  übersetzt  von  Fuax<  o\ix  und 
das  von  A.  F.  Sa  vors.  Die  deutsche  Krisis  von  1  IM  H)  und  D.MiJ,  Kohle; 
Eisen  und  Stahl,  nebst  einem  Verzeichnis  der  hauptsächlichen  Berg- 
werks- und  Eisenverarbeitunps-Kartelle  in  Deutschland. 

Fi.ni  k  von  S.  Gknis,  Das  Landeigentum  in  Frankreich, 
gibt  wertvolle  Nachrichten  über  den  tatsächlichen  Stand  des  Grund- 
eigentums und  die  verbreitesten  Arten  der  Verwertung.  An  diese 
wirtschaftliche  Studie  kann  man  die  Abhandlungen  über  Landeigen- 
tumsrecbt  anschliessen  und  Bücher  wie  das  von  Doi\  Die  ländliche 
Demokratie  gegenüber  der  Steuer  und  den  Fragen  des 
Ackerbaus  (Giard). 

Nicoi.asox  hat  die  Geschichte  der  wirtschaftlichen  Knt- 
wickelung  Busslands  seit  der  Freigabe  der  Leibeigenen 
geschrieben  (aus  dein  Bussischen  übersetzt  von  G.j.  bei  Giard). 
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Fkhi.kkikskx,  Finnland,  beschreibt  die  öffentliche  und  private 
Wirtschaft  dieses  Landes.  F.  Tiikkv  setzt  die  Reihe  seiner  wirt- 
schaftlichen und  tinanzwisseiischaftlichen  Studien  unter  folgendem  Titel 
fort:  Wirtschaftsgeschichte  von  England,  Deutschland,  den 
Vereinigten  Staaten  und  Frankreich  (DS'.Hl-  -11*00».  I*.  Viallks 
behandelt  den  Verbrauch  und  die  wirtschaftlichen  Krisen. 

Genauere  Angaben  sind  in  den  wohlbekannten  Zeitschriften  zu 
rinden:  dem  Jahrbuch  der  Nationalökonomen,  dein  franzü- 
zösischen  Nationalökonomen,  der  staatswirtschaftlieheti 
Ii  und  schau. 

Das  staatswirtschaft  liche  und  finanzwissenschaftliche 
Jahr  von  Rakfalovitstii  gibt  einen  bequemen  Überblick  über  die 
Naturerscheinungen  auf  dem  Gebiete  der  Staatswirtschaft. 

Uber  die  Geschichte  der  Staatswirtschaft  sind  ausser  dem  all- 
gemeinen Werk  von  J.  Ramh.ui»,  Geschichte  der  wirtschaft- 
lichen Lehrsysteme  (2.  Aufl.)  (bei  Larose),  Einzelschritten  an- 
zuzeigen: Schatz.  Das  wirtschaftliche  Werk  IIimks;  Luuc, 
John  Sti  akt  Mm.  und  der  Sozialismus;  Sin.T,  Der  Marquis 
von  Chastellux,  17W  -17HÄ;  L.  Bko<  ako,  Die  wissenschaftlichen 
und  sozialen  Syst  eine  des  M  arqni  s  von  Mirabean  im  „Menschen- 
freund" (Larose). 

Soziologie  und  Sozialismus. 

Die  Soziologen  mit  Ansprüchen  auf  Wissenschaftlichkeit  scheiden 
sich  von  den  Sozialisten,  deren  Beschäftigungen  mehr  praktischer 
Art  sind;  indessen  ist  der  Unterschied  oft  schwer  genug  zumachen, 
und  wir  werden  darauf  nicht  mehr  Gewicht  legen,  als  es  für  die 
Einteilungen  notwendig  ist,  die  im  folgenden  getroffen  sind. 

Die  Zeitschriften  für  Soziologie  sind:  Die  internationale 
Rundschau  für  Soziologie  (bei  Giard);  Das  soziologische  Jahr, 
herausgegeben  unter  der  Leitung  von  Dikckhi  im  ('».  Jahrgang);  i»as 
soziale  Museum  (Jahresberichte.  Aufsätze.  Urkunden).  Die  Jahr- 
bücher des  internationalen  soziologischen  Instituts  widmen 
ihren  VI  II.  Band  der  Frage  des  historischen  oder  wirtschaftlichen 
Materialismus. 

G.  H.\t-<ni,  Versuch  einer  Bestimmung  und  einer  r.in- 
t.ilnng  der  Sozial  Wissenschaften,  kommt  zurück  auf  ein 
Problem,  das  in  unser»  Fragen  viel  besprochen  wird,  und  in  einem 
andern  Werk,  das  man  als  die  Ergänzung  des  ersten  ansehen  kann. 
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besehreibt  er  «Ich  Unterricht  der  Sozialwissenschaften.  Die 
sozialen  Klassen,  von  A.  Bach;,  bilden  den  2.V  Hand  der  sozio- 
logischen internationalen  Bibliothek  (unter  der  Leitung  von 
R.  Wokms).  Hie  soziologischen  Gesetze,  von  M.  i»k  Gkkkk,  sind 
als  ein  etwas  frühzeitiger  \'ersuch  zu  verallgemeinern.  Bornn  ver- 
vollständigt eben  seine  Arbeiten  über  England  durch  seine  Grund- 
züge  einer  politischen  Psychologie  des  amerikanischen 
Volkes. 

Zwei  Zeitschriften,  die  sozialistische  Bewegung  und  die  sozia- 
listische Kundschau,  sind  die  hauptsächlichen  Organe  der  herrschenden 
-  sozialistischen  l'artei. 

('her  die  Fragen  der  Gegenwart  ist  einzusehen:  Law,  Das 
Werk  Mii.i. kk.vxiis,  ein  sozialistischer  Minister,  Juni  ls;»«i 
bis  .lanuar  1W2,  Tatsachen  und  Urkunden;  F.ukis,  Sozialistische 
Stadien  (wo  das  kommunistische  Programm  von  JI.vhx  und  Exoki.s 
entwickelt  ist).  Unter  den  'kritischen  Studien  muss  hervorgehoben 
werden  das  wichtige  Werk  von  Nun.,  Der  Sozialismus  und  die 
soziale  Frage  (Pedone)  und  Die  Psychologie  des  Sozialismus' 
Von   I.KItKI  . 

Unter  den  historischen  Arbeiten:  Ckukhkku,  Versuch  über 
die  soziale  und  intellektuelle  Bewegung  in  Frankreich,  seit 
17*'.*  (ein  Werk,  teilweise  aus  den  Parieren  Ru  mtii.i.htns  zusammen- 
gesetzt und  dune  rare  Yigneur  d'esprit):  Li:\  \ssi  t  k.  Soziale  Studien 
unter  der  Restauration,  beschäftigt  sich  mit  dem  S.  Simonismus 
und  dem  Fonrierismus.  Die  Arbeitsbörsen  bestehen  seit  alle 
Nachweise  über  diese  Organisationen  findet  man  in  der  Geschichte 
der  Arbeitsbörsen,  von  F.  Pki.luiiikk.  oder  auch  in  L.  io:  Skii.ha«, 
A  rbeiterausschüsse,  G  enossenschaften,  A  rbeitsbörsen. 

Die  internationale  sozialistische  Bibliothek  (Giard  und  Brii're» 
hat  die  Übersetzung  des  II.  und  III.  Buches  vom  ..Kapital*  Kahi. 
Makx*  durch  Bok«  mahlt  und  Vam>kukvk  gebracht:  die  Übersetzung 
von  Gatti,  Der  Sozialismus  und  der  Ackerbau;  die  Übersetzung 
von  Lauhioi.a,  Versuch  über  die  materialistische  Auffassung 
der  Geschichte  (2.  Aufl.):  Die  Keden  und  Pamphlete,  von 
Lassa i.i.k;  Der  Sozial ismus  in  Belgien,  von  Dkstkkk  und  Vaxlkk- 
vki.i»k  (2.  Aufl.). 

Dieser  Aufzählung  wichtiger  Broschüren  sind  trotz  ihres  ge- 
ringen Umfange*  hinzuzufügen:  Kaitsky,  Politik  und  Ausschüsse: 


1856  Gesetzgebung  und  Literatur.    J.  Brissaui»:  Frankreich  (Naclitrair). 

Bj:kxsti:in,  Sozialismus  niul  Wissenschaft;  Eltzbachkk.  Der 
Anarchismus,  übersetzt  von  Kakmix,  ist  in  dieser  Sammlung  nicht 
vertreten.  Die  künftige  Stadt,  von  F.  Taküoikikch,  ist  ein  Ver- 
such wissenschaftlicher  Utopie. 

Statistik. 

Die  meisten  Veröffentlichungen  ans  Statistik  sind  amtlicher 
Natur.    Wir  führen  nur  an: 

Jährliche  Statistik  der  Bevölkerungsbewegung  für  die  Jahre 
1SW  u„d  11HH)  (Bd.  XXIX  und  XXX). 

Statistische  Kesultate  der  Durchmusterung  der  Industrien  und  ^ 
bewerbe,  Bd.  IV,  allgemeine  Kesultate. 

Jährliche  Statistik  der  Hilfseinrichtungen,  Jahrgänge  ls'JS'  und 
Ii  HM).  Allgemeines  Xachschlagebneh  <les  internationalen  Handel.-, 
veröffentlicht  unter  der  Leitung  von  Vi..x»:s,  Fikkanl.  etc.  (Paris,  Chaix). 


Tabellen 

zu  «lein  Vort nur 

Die  Verwandten -Ehe  und  die  Statistik 

gehalten  in  der 

Internationalen  Vereinigung 

für  viinr>ich»«iul«»  I{*vl)t*\vis.M>nschufr  uml  VolkstvirtlistthaftsMire 

zu  Herlin 

am 

29.  Januar  1902 

von 

Regierungsrath.  Prof.  Dr.  P.  Mayet 

Mitglied  des  Kaiserlichen  Statistischen  Amts. 


iliiissuncr-en  uiitor  Blutsverwandten  im  Königreich  Italien 
»ii  IST'.)  bis  1SS2,  1 8S:j  und  von  1897  bis  lSi«>. 


E  Ii  e  s  c  h  1  i  i'  s  s  n  n  d  (i  n 


unter  Hlutevcrwandten 

zwischen 

illM'r-      (>       Onkel  Neffe 
hm'i'1  M-invi,!..,     und  und 
kin.i.ni  Nichte  Tante 


214  906 
207  997 
230  486 
225  453 
214  972 

218  763 

1H9 885 
21:5  096 
19t;  738 

230  143 
224  041 

212  781 

231  945 
239  513 

229  041 

219  597 
235  665 

228  101 


1442 
1  566 
1  507 
1  663 
1  530 

1  S+3 

1  433 
1  Ü96 
1  601 
1  619 
1  563 

1  582 

('  889 


1  315 
1  425 
1  372 
1  524 
1  388 

t  405 

1  308 
1  519 
1  4fi0 
1  438 
l  392 

1  423 

818 


127 
141 
135 
139 
142 

'37 

125 
177 
141 
181 
171 

'59 


1  196  (-1  1  04« 
1  086  943 
1  262     1  099 

1  181      1  029 


144 
127 
149 

i4o 


6 
1(5 
14 

12 


Auf  1 000  Kheschlie&mugen 

überhaupt  entfallen 
Ehesehl iessungen  unter  Blut- 
verwandten 

zwischen 
"bor-       ,..        Onkel  Neffe 
n*ul>t  mI,»V.,,     und  nn.l 
ki'"i'r"  Nichte  Tante 


7,n:. 


6,4^ 


0..0 


7,«         6,.  o,:. 

S,m         3,;,;       0,:.  0> 


I 


5.» 


Die  Eheseh] 
von 

Tabelle  2.  (Q> 


7.  e  i  t  r  .1 


'»  »  Jahren  , 


0/1  0,0. 


l'as  Stein«-,, 
.'nif.,. 


rend  bis  1882  nach  dem  Movimento  dello  stato  civile  der  Begriff 
cinder"  (eugini)  im  weiteren  Sinne  zur  Anwendung  kam,  wurden 
chwisterkinder  im  ersten  Grade  berücksichtigt;  daher  rührt  der 
batura  von  1  5Ö3  in  1882  auf  889  in  1883.  -  -)  Vom  Jahre  1884 
?  IS9«  macht  das  Movimento  dello  stato  civile  keine  Angaben  mehr 
(-■Schliessungen  unter  Blutsverwandten,  wie  im  Jahrgange  189i. 
näher  erörtert  ist.  Als  Grund  wird  angegeben,  daas  man  Zweifel 
'unden  habe,  ob  blosse  Zahlenangaben  Aufschluss  darüber  geben 
eben  Kinlluss  Verwandten-Ehen  auf  die  Lebenskraft  und  den 
ustand  der  aus  ihnen  entepmssenon  Nachkommenschaft  ausüben 
diesem  Zwecke  inüsste  man  auch  genaue  Einblicke  in  die  »us 
Iben  entstandenen  Familien  thun  können;  dies  überschreite  aber 
z  der  amtlichen  Statistik.  Da  ferner  nach  dem  bürgerlichen  üe- 
11  unier  Geschwisterkindern  erlaubt  seien,  also  eines  Dispense« 
1,  fehle  jedes  gesetzliche  Mittel,  sich  darüber  zu  vergewissern,  ob 
der  Communalbohörden  über  diesen  Punkt  exakt  seien.  —  J)  ^on 
hier  wieder  wie  1883  Geschwisterkinder  im  ersten  Grade  an- 
W  le.leraufnalime  dieser  Suitistik  ist  /um  Zwecke  der  Vergleichung 
•1 011  Ei  hebtingen  erfolgt. 


Digitized  by  Google 


Die  Eheschlipssuntfon  unter  Blutsverwandten  in  Frankreich 
von  1*5:1  bis  1S"1  und  von  IST'»  bis  lSilS. 

Tabelle  2.    (Quelle:  W.  Stieda,  Staüstische  Mitteilungen  über 

Lothringen.    12.  Heft,  S.  80.) 


Zeitraum 


Ehes.hliessungen 
überhaupt 


Darunter 
Verwandten- 
Khen 


Auf  1000 
Klieschlies- 
sungen 
koiiunen 
Verwandten- 


1863-1855 
1856-1860 
1861-1865 
1866  1871 


834  840 
1  474  820 
1  508  914 
1  66»  239 


7  804 
14  785 
17  937 
20  896 


9,„ 

11,8.. 

12,5.; 


In  19  Jahren  zusammen 


5  4SI  318 


«1  872 


11., 


15 in  f  r  k  ii  n  g. 

Das  Steigen  der  Verhältniss/ahlen  in  dem  Zeitraum  1K61  1871  mag  durch  ein 
am  24.  November  1863  ergangenes  Circuliir  des  I.audwirthschafts-Ministers  Itehie, 
welches  die  Prafecten  und  Maires  anwies  die  Zahl  der  blutsverwandten  Khen  sorgfältig 
zu  erheben,  beeinfluMHt  worden  sein. 

(Annale»  de  Demographie.    1879.    S.  49.) 
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(Quelle:  Statisüque  de  la  France.   Annees  1875—1898.) 


Kh »Schliessungen 

unter  Blutsverwandten 


über- 


z  wischen 
Onkel 


Neffe 

lumpt  »ebwister-    und  und 
Nichte  Tante 


3488 
3  81H 

2  962 

3  166 
3  047 

3  '9+ 

3  240 

2  925 

3  052 
3  139 
3  147 


3  242 
3  063 
2  692 
2  986 
2  841 

*  955 


3  OOS 
2  732 
2  857 
2  925 
2  94H 


3  ioi      2  894 


3  155 

3  059 
8  297l 
2  755' 

2  878| 

3  OI9 

2  466 

2  769 

3  167 
2  664 
2  596 


1  730 

2  526! 
2  564 
2  957i 
2  834 


*  7»o 


2  9ü9 
2  801 
2  976 
2  552 
2  562 

1  770 

2  321 
2  597 
2  949 
2  416 
2  452 

*  547 

2  3971 
2  435 
2  762 
2  050 


178 

63 

179 

71 

178 

92 

182 

47 

146 

60 

173 

66 

175 

57 

152 

41 

160 

35 

165 

49 

169 

40 

45 

149 

87 

195 

68 

178 

('  148 

168 

36 

281 

95 

184 

75 

101 

34 

146 

26 

142 

76 

213 

35 

(»  144 

«83 

•  

129 
129 
195 
184 


1  561 


'59 


71  110   66  578  5077 

2965      »  753  *™ 


Auf  1  000  EheschlieÄsatjtfen 
überhaupt  entfielen 
Eheschliessungen 
unter  Bluteverwandten 


«wischen 

über-      <;.-      Onkel  Neffe 
haupt  '»chwUi«-    und  und 
klndw-n   Nicht*  Tante 


10,11 


o,«o  0,0 


10,« 


0,1: 


IO,S1 


9.« 


0,W 


O.II 


IO,4IV 


O.W. 


8,9<i 


9,™ 


I  .l.  r  Kheschliessungen  zwischen  Neffe  und  Tante  ist  zwar  ungemein  hoch. 
-ei,!HI  den  Angaben  der  fran/.>sischei,  Quelle.  »I  Von  1894  an  werden 
in^-n  /wichen  <>nkel  und  Nichte,  von  denen  »wichen  Nefle  und  J»ow 
rr„i,t.  I»ie  . i-samint^uhl  der  von  1875  bi*  1898  zwischen  Onkel  ««■«> 
.-.-iii-ii  Khen  ist  3  197.  die  derer  zwischen  Neffe  und  Toiit*  1099.  -ie 
il-u  wie  3:1. 


Die  Elles« -hl io 
Tabelle  4. 


Julire. 
K'inijulires- 

I'uHi- 
xlmitte  etc. 


t'1879 

1881 

1882 

1883 

18«4 

^nfjahres-  | 
l»ur-'hs.'lin.  ) 

1886 
1886 
1887 
1888 
1889 

1890 
1891 
1892 
1893 
 _1894 

1895 
1896 
1897 

1898 
1899 


3 
3 

3 

3! 

3: 

4( 
41 
41 
41 

42 

4i 

43 
45 
4« 
48 

50 


4o 


IfiHO 
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Dil«  Elies.hlio-smiiren  unt«r  Bliit.svoi\vaii(lUMi  im  Kunignm;li  Bayern 

v«,i.  1S7J>  bis  lS'H». 

Tabelle  4. 


1  ilin« 
.1  tiiirt', 

Fnnfjahre«.- 

K  Ii      «•  h  1  i s  s  u  11  g  >•  n 

Auf  KK)0  Elif'si-lilü'sMMigi'ii 
überhaupt  »ntfulN-n 

unter  l!lut«v.rwaii<lt^ii 

Kheschliessniitfoii 
nnt4<r  Blutsverwandten 

hur.-li- 

tilierlmupt 

uber- 
haupt 

zwischen 

über- 
haupt. 

/.wischen 

schnitte  etc. 

Ge- 
schwister- 
k  indem 

<  hikel 
und 
Xi.hte 

XellV 
und 
Taut* 

scliwister- 
kindern 

Onkel 
und 
Nicht*' 

Nefl'c 
und 
Taut«- 

('1879 

■IC  flRtt 

•>o  Udo 

330 

283 

34 

13 

1881 

35  538 

315 

266 

38 

11 

1882 

37  801 

311 

271 

25 

15 

1883 

35  985 

322 

272 

31 

19 

36  733 

321 

2*7 

29 

5 

 — 

Funfjahres-  \ 
l»urchsi'hn.  1 

36  12; 

320 

270 

3» 

«3 

" "  "1 
8,<i 

0,™ 

1885 

36  496 

811 

mm  O 

27 

11 

1886 

37  324 

262 

9H1 

AÖ  I 

■  9 

12 

p 

1887 

37  436 

242 

216 

16l  10 

1888 

37  809 

245 

22! 

17 

7 

1H89 

39  515 

259 

11 

6 

-*  I 



1885  89I 

dnrrhcchniltl.j 

17  7l6 

264 

117 

.8 

7,no 

r—~ — 

6,."> 

I 

0,«H 

0,2  • 

1890 

40  004 

271 

**  —  **■ 

243 

22 

1 

1891 

41  400 

206 

196 

9 

1 

1892 

41  683 

165 

158 

7 

1893 

41  605 

246 

213 

23 

10 

1894 

42  623 

235 

206 

2. 

 ! 

1890/94I 

diirrhsrhnittl.l 

41  463 

225 

203 

«7 

s 

5,11  4,»o 

iL 

0,«1 

0,1.1 

1895 

43  273 

262 

235 

21 

6 

1896 

45  258 

245 

217 

23 

5 

1897 

46  481 

249 

227 

16 

6 

1898 

48  464 

295 

269 

21 

5 

L. 

1899 

50  783 

203 

185 

14 

4 

189S/99I 
ilnrebfti  hnittl.) 

46  852 

227 

'9 

5 

5,:i,i 

4."« 

o,«i 

0,11 

l>i<-  :>n  Jahrs  t 

i.hT'.»-  lhWxtn-.t 

811277 

5  21W 

4  710 

424 

181 

durchschnittl. 

40  564 

265 

236 

21  8 

6m  5,« 

o,n 

')  Für  1880  findet  sich  keine  Angabe  in  den  als  Quelle  benutzten  ver- 
schiedenen Jahrgängen  der  Zeitschrift  de.«  Königlichen  Bayerischen  Statistischen 
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ir»unm'ii  unter  Blutsverwandten  im  Königreich  Preussen 

von  IST;"»  bis  1809. 

Hefte  der  „Proussischcn  Statistik",  welche  die  „Geburten,  Khe- ' 
Schliessungen  und  Sterbefalle  im  preußischen  Staate"  behandeln.) 


berhimpt 


K  Ii  •■  s  .•  h  1  i  c  s  s  u  n  g  e  n 

unter  Blutsverwandten 
zwischen 


iilier- 


Onkel  Neffe 
haupt  M-huisi.-r-    un,i  un 

ki,,tKr"   Nichte  Tau 


llllt" 


230  841 

1  557 

1413 

106 

38 

221  712 

('1  342 

('  1  227  (' 

96  ('  19 

!  ! 

210  337 

1  993 

1  773 

166  54 

''07  7r«d 

1  847 

1  695 

122  30 

20«  752 

1711  1522 

159 

80 

2  l  c  470 

:  690      1  526 

130  34 

c.->- 

208  456 

1  685 

1  519 

133 

33 

1  ■  — 

209  586 

1  860 

1  490 

Iii 

144 

4*10 

26 

217  239 

1  622 

1  470 

11« 

36 

«ion  7.18 

1  702 

1  528 

148 

26 

i 

225  939 

1  685 

1  586 

120 

29 

■ 

216  394 

1  671 

l  509 



132 



30 

7," 

230  707 

1  658 

1489 

137 

27 

')*M  KQQ 

1  563 

1  380 

157 

26 

f 

229  999 

1  549 

1  428 

111 

15 

1 

233  421 

1  52« 

1  408 

103 

15 

240  996 

1  518 

1  375 

110 

28 



233  3+2 

1  561 

i  " 

1  415 

1 24 

22 

1 

244  657 

1  845 

1  238 

sT 

20 

245  90« 

1  383 

1  249 

114 

20 

245  447 

1  442 

1  282 

139 

21 

248  348 

1  365 

1  262 

85 

18 

250  960 

1  402 

1  293 

100 

9 

1 

147  °6+ 

1  387 

1  265 

105 

17 

S,«i  5,w 

0,' 

253  729 

1  360 

1  232 

109 

19 

264  822 

1  37« 

1  263 

96 

17 

274  «93 

1  409 

1  282 

103 

24 

280  394 

1  227 

1  126 

86 

15 

c 

! 

287  408 

1  893 

1  289 

86 

18 

272  209 

•  353 

1  238 

96 

»9 

4,"  4,» 

0,1" 

.  922  439 

88  310 

34  764  2 

933 

618 

136  898 

1  532 

1  391 

116 

*5 

6,j- 

5,«; 

0,4? 

0,11 

Auf  1  000  Khesehliissuni*«'» 
überhaupt  entfallen 
Khesehliessunp-n 
unter  Blutsverwandten 


iiber- 


zwischen 

<,c-       Onkel  Neffe 

haupt  srh»i*t«T-    und  un<l 
landen,    ^j,,,,  TmU. 


11  Verhältnis*  zum  Vor-  und  zu  den  Folgejahren  auffallend  niedrigen 
■>7«  entsprechen  genau  den  Angaben  des  betreffenden  Jahrganges 
neu  Statistik"  und  sind  auch  so  in  da»  Werk  des  Geheiniratbs 
'.<v«dkoiungslehre  und  Bcvölkernngspoliük"  übergegangen.  Durch 
j.iUu  für  die  Regierungsbezirke  werden  die  Zahlen  übrigens 
utigt 


Vorbem 

von  mir  aus  < 
J»ie  Irrenan- 
der  Gewinnui 
wandtsgrad  d 
1S97  in  Zuga 
Berücksichtig 
den  vorhergi 
nuramerirt  s 
Tabelle  6.  B  11 
Tabelle  VII 
kranken,  wie 
mittheilte,  ein 
nif  ht  aus  an 
iu  den  mit 
nur  den  Ne 
Tabelle  I  „F 
•ler  Geistesk 
wurde  v«n  ( 
|S1'  6)  abge; 
t'anr  eilig« 
absoluten  7.H 
fi'r  meine 
»eiche  betii, 
üchkeit  bei  ci 
W«  1897."  1 
Männer  in  ; 
Irr«uansuiu. 
r^hnet  wert 
,D  Klwch-r 
N.,  ; 
nar»gewK>, 
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Vorbemerkung  zu  den  Tabellen  (J  und  S.  Die  Tabellen  ß  und  s  sind 
von  mir  aus  dm  Heften  100,  111,  1H0,  144  und  Hüi  der  Preussischen  Statistik 
„Die  Irrenanstalten  im  Preussischen  Staate"  ausgezogen  worden.  Die  Art 
der  Gewinnung  war  folgende:  Tabelle  VII  des  Heftes  163  thoilt  den  „Ver- 
wandtsgrad der  Eltern  der  in  den  Irrenanstalten  während  der  Jahre  1895  bis 
1897  in  Zugang  gekommenen  (ieisteskranken  nach  Krankheitaformen  unter 
Berücksichtigung  der  Erblichkeit-  mit.  Zusammen  mit  den  Auszügen  aus 
den  vorhergehenden  Heften  (in  denen  die  Tabellen  manchmal  anders 
nunimerirt  sind)  bietet  die  Tabelle  VII  die  absoluten  Zahlen  für  meine 
Tabelle  6.  B  und  für  meine  Tabelle  8.  C.  D  und  E.  Da  nun  in  der  preussischeu 
Tabelle  VII  der  dort  aufgezeichnete  „Zugang"  au  consanguineu  Geistes- 
kranken, wie  mir  auf  Anfrage  Herr  Geh.  Ober-Reg.-R.  Direktor  Bleu  ck  gefällig 
mittheilte,  ein  Netto-Zugang  ifrt,  d.h. solcher  Zugang  in  den  Irrenanstalten,  der 
nicht  aus  anderen  Irrenanstalten  kam.  so  musste  ich  in  meiner  Tabelle  6.  A 
iu  den  mit  „Zugang"  bezeichneten  Spalten  für  alle  «ieisteskranken  auch 
nur  den  Netto-Zugang  einsetzen.  Benutzt  wurde  hierzu  die  preussisrhe 
Tabelle  I  »Frequenz  der  Irrenanstalten  im  Staate  .  .  .  nach  Krankheitaformen 
der  Geisteskranken  während  der  Jahre  1895  bis  1897*.  Für  die  Männer 
wurde  von  dem  „Zugang  überhaupt"  (Sp.  4)  der  „Zugang  aus  Irrenanstalten" 
(Sp.  6)  abgezogen  und  der  sich  ergebende  Rest  in  meine  Tabellenspalte  „Zu- 
gang" eingetragen.  Entsprechend  für  die  Frauen.  Die  Eintragungen  der 
absoluten  Zahlen  in  den  Spalten  „davon  ist  Erblichkeit  nachgewiesen  bei'- 
für  meine  Tabelle  G.  A  sind  aus  der  preussischen  Tabelle  VIII  gewonnen, 
welche  betitelt  ist:  „Allgemeine  Nachweisung  über  das  Vorkommen  von  Erb- 
lichkeit bei  den  Geisteskranken  nach  Krankheitsformen  während  der  Jahre  1895 
bis  1897."  In  dieser  Tabelle  VIII  wird  die  Nachweisung  der  Erblichkeit  für 
Männer  in  Sp.  4  „beim  Zugang"  überhaupt  und  in  Sp.  8  „bei  dem  aus 
Irrenanstalten"  gegeben,  so  dass  auch  hier  der  Netto-Zugang  von  mir  be- 
rechnet werden  konnte.  Und  entsprechend  selbstverständlich  für  die  Fr  auen.  — 
In  gleicher  Weise  wurde  mit  den  Tabellen  der  früheren  Hefte  verfahren. 

Nachdem  8»  die  Herkunft  der  von  mir  mitgetheilten  absoluten  Zahlen 
nachgewiesen  ist,  erübrigt  mir  noch  zu  bemerken,  dass  alle  Piozentberech- 
nungen  und  die  weiteren  Umrechnungen  von  mir  herrühren. 


■ 


II«'  «. 


Erblichkeit  ist  iiaohgewiewMi 


reiis>i 


1.  Einfache.  Seelenstörung 

T  v, 


M. 

davon 

/AI- 

ist  Erb- 

lichkeit 

»ran,? 

iiat-fiic- 
wic»4>ii 
b.-i 

2  590 

814 

2  688 

739 

2  999 

912 

3  037  866 

3  002 

901 

3  165 

977 

3  438 

1  068 

3  394 

1  009 

3  407 

1  034 

8  789 1 

1  086 

3  798 

1  231 

3  770 

1  242 

4  098 

1  286 

4  254 

1  388 

% 

mit 
Erb- 
lich- 
keit 


Zu- 
gang 


|  (In vi>ii 
ist  Erb- 
lichkeil 
nachge- 
wiesen 
bei  | 


% 

mit 
Erb- 
lich- 
keit 


Zu- 


2.  Paralytische  Seelenstorunp 

"    -  i— ~ 

.  davon  I  & 
i»t  Erb-  • 
lichkeit    J»!»  II  Zu 


3.  Seelen..t. 


üartiRi 


bei 


Erb 
lich- 
keit 


davon 

IM  Erb- 
lichkeit 

eatur  DMne*" 
*  wiejen 

 I  bei 


M 


% 

mit 

Erb- 
lich- 
keit 


3  020  995 

8  167  991 

3  890  1  044 

8  510  1101 

3  559J  1  149 

3  788  1  220 

3  974  1  309 

3  992  1  292 

4  039  1  349 
4  231  1  375 
4  429  1  445 
4  317  1  475 
4  463  1  437 
4  844  1  638 

7  379  14  503  30,öi  54  718  17  815  82.56 


«44 
963 
1  085 
1  102 
1  141 
1  217 
1  315 
1  467 
1363 
1501 
1  488 
1  509 
1  646 
1  592 


136 

137 

178 

174 

191 

237 

245 

229 

276 

280 

269 

328 

309 

809 


A.  bei  dem 

205 
244 
227 
242 
244 
293 
309 
894 
886 
364 
461 
429 
479 
426 


Zugang 

31 
26 
87 
27 
51 
50 
33 
48 
57 
65 
82 
93 
69 
77 


18  288   8  298  18  «.   4  798     74«  15« 


dein 

27 
24 
17 
12 
20 
20 
23 
25 


27 
25 
27 

35 


Zugang  derjenigen  Geisteskranken,  deren  Eltern  bluts- 


18 
18 
11 

5 

12 
14 
15 
18 
16 
22 
18 
21 
24 
29 


25 

22 

21 

20 

19 

19 

16 

19 

30 

30 

19 

28 

29 

29 


11 

17 

15 

II 

12 

1 1 

13 

10 

20 

19 

13 

19 

22 

25 


338  241  71,3o  82«  218  80,87 
7  «abgeleitet  au*  Tabelle  6). 


38 
7 

3 
3 

3 
8 
5 
8 
6 

8 


12 
85 


2 
2 
3 
2 

2 
3 
4 
4 
1 
7 
1 
5 
5 


1 
I 
1 
I 
1 
1 

1 
1 
1 
1 


41  48,21       10        4  40.1» 


Fälle 


Kur 

Krblich  belastet  sind  bei 
di  u  M.in iif>r ii     den  Frauen  zu^mni'-ii 

Einfache  Seelenstürumr. 

«'nmUn  iil»erhati|it  

30.r,i  %  -  100  82,56  %     100    31.7%  101 
71j«in-  23.1  66,87, -205    69...,  =  21* 

18..«  •      100   15,*  %  ==  100    17,61  100 
48,a4  „     2«7  4U,uü  .  =  252    45,3  ,  -  257 

-  ,  'l-r.'ii  Kitern  blutKVfrwun.lt 
'aralytlselio  Seelmstörnrijf. 

ranken  überhaupt  

-  ..leren  Kit«  ™  bluuv  erwamlt 

/ll- 


!  davon 
■:<t  Erb-  ( 
hrhk.it 

Djch^e-  tvtl; 

n  kr 

bei 


Jer  (ieisteskr 


517 
339 

:iS5 
369 
381 


457 
470 

786 
«34 


92 

60 
75 
66 
76 
97 
109 
106 
133 
176 
237 


810  262 

SS  267 

«8  301 


*»•  2057  2c 

^'•wandt  war 


3 


_  ]  1 


2 

5 
f 

:\ 
7 


1 
4 

5 
2 
3 


**iese 


...  t^^rnu 
'    'W,n  | 

■    .  ^  uh,rf 
"  '  ««reu  y 


Digitized  by  Google 


in  ilen  l'reussisclien  Irrenanstalten 


3.  Sf.>l.-nst-iruinr  mit  Kpil«*|>si.» 

4.  Imbezillität  und  Idiotie 

M 

W. 

M. 

W. 

u- 

davon 
ist  Erb- 

lirhkrit 
UictlKr- 

bei 

davon 

<£                  i<t  Erb-  <* 

m,l        /U"  mit 
Erblich     paiie  Krbli.-h- 
kelt                  »£.l'u  k.it 

/AI- 

iTaUjt,' 

'lavon 
i*t  Erb- 
lichkeit 
narbtte- 

bii 

mit 
Erbü-h 
k.it 

davot, 
ist  Erb- 
/-"-  liebkeit 
trau"  "»tl"-'1'- 

bei 

% 

mit 
Erblich 

krit. 

der  Geisteskranken 


517 

92 

354 

72 

434 

92 

284 

67 

389 

60 

261 

62 

426 

111 

280 

83 

385 

75 

281 

70 

505 

128 

313 

75 

869 

66 

269 

63 

506 

118 

328 

65 

381 

76 

888 

59 

523 

130 

388 

105 

890 

97 

311 

74 

533 

163 

335 

93 

457 

109 

309 

82 

540 

179 

422 

III 

470 

106 

374 

98 

667 

186 

418 

109 

603 

188 

439 

128 

670 

175 

448 

118 

786 

176 

578 

126 

1  066 

352 

698 

201 

834 

237 

667 

194 

1  090 

336 

765 

228 

810 

262 

588 

178 

924 

308 

«14 

199 

847 

267 

550 

173 

964 

292 

«40 

215 

982 

301 

583 

168 

976 

286 

659 

193 

17t 

2057  25.1k 

.»897 

1547 

9824 

2  851  29,« 

«592 

1862 

28,2ß 

verwandt  waren  (als  Onkel  u.  Nicht«,  Tante  u.  Neffe,  Cousin  u.  (  Y>u*ino) 


8 



1 

—  i 


2 

5 

l 


1 

4 

5 
2 
3 


1 

]-:- 

!:•:: 

l 

2 
2 

8 
3 

1 

6 


; 

L> 
5 
1 
1 


45 


20    44,«       »4       22  «4,n 


1 

4 
11 

71 
14 
7 
9 
H 

12 
15 
17 

8 
15 

8 

18« 


3 
.'( 

5 

« 
3 

6 

5 
5 

'2 
8 

3 
4 

3 


5 


64  47,06 


5 
7 
7 

5 
12 
3 
9 
10 
9 
7 
10 


101 


1 
1 

:i 

I 

2 
3 
3 
5 
3 
4 

88  37,«2 


gewiesener  Erblichkeit 


Kur 

Krhli.  li  Mattet  sind  bei 

de,,  Männern     de,,  Kraue,,  Wl'U~" 

zusammen 

3.  SwlprjHtärunir  mit  Epilepsie. 

„,  deren  Klternblntaverwandt 
4.  Imbezillität  und  Idiotie. 

,      ,        ,  ,  deren  Eltern  blutsverwandt 

44,  m  „  17« 

29,02*5  -  100 
47,06  ,  162 

26,83  t      100   25.8  %  100 
64,71  .      247   53,2  ,  208 

28,2*  %     180  28,7  t»  180 
37,62  ,-  133  43,0.^158 

?hkeit  ist  nachgewiesen  in  den  Preussischen  Irrenanstalten  bei  dem 
Up  S. 


Zugang  rlerjenig*' 


1.  Einfache  Seolonstörunp 

2.  Paralytisch«  Swlen 

M. 

1 

W. 

M. 

w. 

ß»Og 

davon 
i*t  Erb- 
lichkeit 
nacligc- 

% 

mit 

Krb- 
lirli- 

Zu- 
paiifT 

davon 
i*t  Krb 
Henkelt 
nachg.- 

t 

mit 

Erb- 
lich- 

Zu- 

davon  1  « 
ist  Erb  * 
licbk.it  «}) 
naebge-  frrP" 

wiesen  ''eh- 

Zu- 

davon 
i»t  Krb- 
lirhknt 
n».  Ii«. 

< 

mit 
Krb 

llfh 

w icseu 
bei 

keil 

kalt 

bei  *pit 

»  uvM-a 
bei 

keil 

C.  als  Cousin 


25 

17 

22 

9 

8 

2 

22 

16 

18 

15 

3 

2 

13 

18 

12 

5 

2 

i| 

12 

6 

18 

9 

8 

2 

1 

18 

11 

18 

11 

8 

1 

17 

12 

18 

10 

2 

1 

22 

14 

16 

13 

8 

3 

! 

1 

24 

17 

15 

8 

4 

4 

1 

20 

13 

27 

18 

7 

3 

1 

27 

18 

27 

17 

ß 

1 

25 

16 

15 

10 

10 

7 

1 

21 

18 

26 

17 

6 

1 

25 

22 

29 

22 

6 

3 

1 

Ol 

25 

26 

22 

t  o 

1  J 

p 

0 

i 

_ 

(ll-> 

212 

70,2 

298 

198 

85,« 

7fi 

78 

36 

46,2 

9 

I 

D.  als  Onkel 

2 

1 

3 

2 

— 

2 

2 

4 

2 



4 

8 

3 

3 

2 

1 

2 

2 

s 

1 

1 

1 

3 

2 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

~4 

2 

1 

3 

3 

3 

2 

1 

1 

* 

A 

4 

3 

2 

2 

2 

8 

2 



4 

3 

1 

1 



2 

2 

2 

2 

4 

4 

-, 

86 

29 

80)6 

80 

22 

78,3 

7 

5 

• 

100 

i 

E.  als  Xeffe 



— 

1  - 

— 

: 





- 

_  1 

~  1 

E 



Z 

_  I 

l 

1 

  l 

1 

1 

1 

1 

0 

0 

8 

• 

100 

9 

0 

• 

3.  S*p|<Ti^>nitii 
M. 


Zu- 
Ott 


m  Krt. 
Iichk.it 
nai-ht. 
»if»»n 
bei 


t 
mir 

Krt 
li(ti- 
k'it 


ind  Cousine 

5  i 


2  _ 


2 
5 
8 
6 
2 


1 

4 

5 
2 
2 


9      16  41, 

«nd  Nichte 

3  2 

1  ~T 


1 

1 


8       *  «6- 

a^  Tante 
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Zugang  derjenigen  Geisteskranken ,  deren  Eltern  blutsverwandt  waren: 


3.  S<'H<Ti>t<irun>r  mit  Epilepifa 

4.  InbesOUtU  nad  Idiotin 

M. 

W. 

M. 

w. 

Km- 
B"g 

davon 
Iii  Erb 
hrhk.il 
MCbf*- 

» Ii  >r» 
b«i 

* 

mit 
Krb 

lich- 
krit 

davon 
btf  Krb- 
äU-  lirhkcli 

„  .„„  HicbK»' 
wiMTU 

b.i 

% 

mit 
Krb- 
[Mi- 
keil 

I  davon  ^ 
•st  Krb- 1  * 
AU-      lj.hk.il  m|« 

blll  Wl 

!  - 

Zu- 
Rang 

davon 
ist  Krb 

lichkeit 
■Mfefa- 
• Ii  -.im 
b.i 

* 

mit 

Krb- 
llrb 
keil 

Jahr 

und  Cousine 


5 

1 

1 

1 

5 



2 

2 

4 

\  \ 

1 

8 

l 

1 

"i 

1 

7 

5  7 

3 

2 

12 

4  5 

1 

;  m 

2 

6 

8 

7 

1 

2 

1 

8 

5 

4 

8 

i 

1 

8 

6 

10 

8 

2 

l 

! 

2 

12 

5 

8 

2 

5 

4 

1 

1» 

9 

9 

3 

8 

5 

5 

17 

8 

8 

8 

6 

Ü 

1 

8 

8 

8 

4 

2 

2 

J 

1 

12 

3 

5 

2 

7 

4 

7 

2 

10 

4 

3» 

16 

41,o  31 

20  64,6 

57  46,3 

«8 

34  3\ 

und  Nichte 


und  Tante 


o  o 


o 


- 


18H4 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1H92 
1893 
1884 
1895 
1896 
1897 

14  Jahn 

Zill.. 


1 

= 



_  1 

- 

1 

i 

3 

1 

1  1  1  1  1 

Z  1  1 
— 

1 

1 

z 

1 

2 
1 
1 

i!  1 
—  i 

1 

1 

j 

z 

]  ( 

1 

— 

l 

1 

2 

2 

1 

1 1 

= 

8 
1 

i 
i 

1 

2 

• 

4  66,7 

3 

66,7 

13 

7  58,* 

18 

8  28.i 

1884 

1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
180.", 
1896 
1897 
jUJnbre 

|  7.U». 

1884 
1886 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 

lUJahrr 
I  zus. 


Fälle  mit  nachgewiesener  Erblichkeit. 

9  (abgeleitet  aus  Tai».  6  uud  81. 


bei 


U  ElnfMker  Seeienstorunjr. 

Kranken  überhaupt  

„,  deren  Kitern  Cousin  u.  Cousine 
„ ,      „        „      Onkel  u.  Nichte  . 

Paralytischer  SeelenstKrunir. 

Kranken  überhaupt  

„ ,  deren  Eltern  Cousin  u.  Cousine 
„ ,     ,       „     Onkel  u.  Nichte  . 

SeelenstHrunfT  mit  Epilepsie. 

Kninken  überhaupt  

„,  deren  Eltern  Cousin  u.  Cousine 
„,      „        „      Onkel  u.  Nichte  . 

L  Imbezillität  und  Idiotie. 

Kranken  überhaupt  

„  .  deren  Eltern  Cousin  u.  Cousine 
„.  „      Onkel  u.  Nichte  . 


Erblich  belastet  sind  bei 

beiden 
zusammen 


Ion  Männern  deu  Frauen 


Kranken,  dorr 
Nichte  blutovei 

TaWIle  11  (aas  Tab 


'M)M  %    100  :\2m  %  - 100  Ii."  t  10° 


70^ 


18,*« 


71,4  . 


UZT 


66,7  » 


53,s  „ 


*'>r>,"  .. 
73,3  . 

i><h> 

-  22Ö 

15,*  % 

88j  „ 

=  100 

-210 

100  „ 

m 

26,23* 
ti4,:,  .. 

-100 

6B.7  „ 

254 

28,25% 

88,1  „ 

-100 

H2 

I_  Kiiitiflif  : 

■tSranji 
l>i 

Krank.-  "f1 
nacnjri 

Erblj 


I. 

I 


Verhältnissmässifcer  Antheil 
mken.  «leren  Eltern  blutsverwandt  sind,  an  der  GesammtÄihl     "  j 

der  Kranken  jeder  Krankheitwform. 

•       (aus  Tabelle  U_  abgeleitet).  


47  379  14  503 
54  :1«  11815. 

'02097  12  .IIS 


'"'^kranke,  d,, 

m    i  go 


1.  Einfache  Seelen-  [  Paralythwltc 

Btöfung 


Kranke 


Davon 
mit  ohne 

n  ach  M  wiesen«1 
Erblichkeit 


SeeleMtttrang 
Krank 


I  >avon 
mit  ohne 

nachpewies. 
Erblichkeit 


3.  Seeleustürunjr 
mit  Kpile|Mie 


Krauke 


Davon 
mit  ohne 

nachte  wie«. 
Erblichkeit 


4.  Imbezillität 
und  Idiotie 


Kranki» 


Davon 
mit  ohie 

nachfffwi«. 
Krblkhkeit 


^i4Qfl00ttEinw( 

'^schwjs 


A.  Oisteskranke  Überhaupt: 


47  379  14  503 


54  718"  17  815 
1 02097  32  318  «9  7791 22  986  4  039_  18  897 


18  238  3  293 
4  703  746 


8  170  2  057 
6  897  1  547 

14  067  3  604  10  463 


&824  2  851 
6  592  1  862 


16  416  4  71S  11 7« 


U^krank 


K.  Geisteskranke,  deren  Eltern  blutsverwandt  waren: 


im  2Ai 

Mit       459  265 


8fi  41 
10  4 


50. 


A5_  20. 
iL  22 


29     42       äl     237  102 


136  64 
lül  38 


«  I 


3fi 
30 


*'»  d« 

29 
22 


-»I 


'^n,  deren 


kranken,  .Lnn  Elt.  ru  blutsverwandt  war.«n  (H|,  machen  von  den  i}ei«tertwikw iAi  ^  I 

am  per  Mille: 

<M      14.2       |J      iiü,!       2^      5,.   ITT       3,5|     14,4  21,  lb 


•  nd  unter  1000  Einwohnern  in  PrcuNWa  mindestens  «U?  Abkömmling  «■ 
COttaanguinon  Khen  vorhanden  ><'in  werden  (vciyl.  Tab.  aj. 


Digitized  by  Google 


Verhältnissniässiger  Antheil 
der  KraukiMi,  deren  Kitern  als  Cousin  und  Cousine  oder  als  Onkel  und 

Nichte  blutsverwandt  sind,  an  der  <  tesainintzahl  der  Kranken  jeder 

Kranklieitsfonn. 
Tabelle  Ii  (an«  TjiImiIIp  Ö  und  H  abgeleitet). 


L.  Einfache  Seelen-  . 
Störung 

.   iL  Paralytische 
Seelenstörunj,* 

IL  SvclousWunu:  . 
mit  Epilepsie 

.   A*.  Imbezillität 
und  Miotie 

l>BVOIJ 

.-     ,      mit  ohne 

Krank'-  , 

liachlfeWlesene 

Erblichkeit 

I>a\Oll 

,-     i    mit  ohne 

Kranke  , 

nachijewirs. 

Krbli.lik.it 

1  taron 

.-     ,     mit  ohne 
Kranke  , 

nacligewies. 

Erblichkeit 

Davon 
,•     .     mit  ohne 

naehge  wie*.. 
Erblichkeit 

M. 

47  379 

14  503 

W. 

54  718 

17  815 

M.u.W.) 

102097 

82  31« 

IU  1 

A.  Geisteskranke  Uberhaupt: 

18  233  3  29:i  8  170  2  057 

4  703    7TB"  5  81)7  1  547 


!19_779 


22  930  4  039  18  897 


14  03  7  3  «04  10  403 


Ü824  2fl51 
104IO4  718  11  708 


C.  Geisteskranke,  deren  Eltern  als  Cousin  und  Cousine  blutsverwandt  Muren: 


M. 
W. 

M.u.W.l 
zus.  1 


MO'J 

212. 

293 

193 

5Ki 

40.'» 

7H 

3« 

~9~ 

3 

1— 

20 

5L 

31) 

48 

79 

33 

123|  57 

~hh"  irr 

211      91  12« 


hie  » ieisteskranken,  deren  Hltern  als  Cousin  und  Cousine  blutsverwandt  waren  |C).  machen 

von  den  Geisteskranken  (A)  au»  per  Mille: 


M.n.W.ll 
zus.  /| 


5,M        12,60  2,70  8,nn      9,M  2,V4  4,91      9,91  3,JH 


12,tr.  19,1!  10,i* 


während  auf  1 000  Einwohner  in  Preussen  mindestens  >*»,s7  Abkömmlinge  aus  Khen  zwischen 
Geschwisterkindern  vorhanden  sein  werden  (vergl.  Tabelle  bi 


D.  Geisteskranke,  deren  Eltern  als  Onkel  und  X lebte  blutsverwandt  waren: 


M. 
W. 

86 

30 

22. 
22 

7 

n 

5 
1 

M.u.W.l 
zus.  / 

H 

Ii 

8 

Ii 

i 

iL 
8 

!t 


4 
2 
(1 


13 

TU 


jjgj    ü  1« 


hie  ( Jeisteskranken,  deren  Kitern  als  Onkel  und  Nichte  blutsverwandt  waren  (I>),  machen 

von  den  Geisteskranken  (A)  aus  per  Mille: 

Mzu«W!|     0,64  ^     ^  _L*      6l,|     °'M    1»67      ••»]  *'*  M 

vülirend  auf  1000  Hin  wohner  in  Preussen  mindestens  0,4»  Abkömmlinge  aus  Khen  zwischen 
<  bikel  und  Nichte  vorhanden  -'-in  werden  (rcrirl.  Tabelle  ">». 

Srhlu>-  il'T  l  ulii'llr  11  um. 'elieml.i 


II  (Sehluss). 


1.  KintVht'  Stdon? 
Störung 

2.  Paralytische 
St'«'lt>i)störuutf 

:t.  Scelenst'iriinir 
mit  Epilepsie 

4.  Imbezillität 
und  Idiotie 

1  >avon 

,-     ,      mit  ohne 

Kr.nik«'  i 

nachgewiesen«» 

Erblichkeit 

1  >avon 

mm        ,        llllt       «i  Ii  III 

Kranke  . 

nacngcwics. 

Erblichkeit 

Pavon 

,-     ,     mit  ohne 

kranke  . 

nachgewies. 

Erblichkeit 

Kranke 

P«TOD 

mit  ebne 

nachffewi«. 
Erblichkeit 

Oben  unter  G  5,m  —  100  ^es»-tzt ;  dann  werden  die  T£*>latiT7.a]il«>n  unter  V 

99      213  46 

65    165  48 

85    170  55 

219 

32»  III 

)ben  unter  D  0,40  —  100  gesetzt;  dann  werden  die  Relatirzahlen  unter  P  — 

131      322  45 

71   802  22 

131    841  59 

822 

438  2» 

hieraus  geht  hervor,  das»  in  den  Fällen  ohne  erbliche  Belastung  bei  den 
heitsfomien  1.  Einfache  Seelenstörung,  2.  Paralytische  Seelenstörung,  3.  Seeleu- 
mit  Kpilepsie  für  die  Abkommen  aus  Ehen  zwischen  Cousin  und  Cousinr, 
nd  Nichte  nicht  nur  keine  Gefährdung,  sondern  sogar  ein  Vortheil  vorhanden 
rond  sie  bei  erblicher  Belastung  erheblich  grösserer  (Jefahr  ausge»eUt  sind, 
vinder  aus  gekreuzten  Ehen.   Und  diese  «iefiihidung  ist  erheblich  grösser  bei 
»indung  von  Onkel  und  Nichte,  als  bei  der  von  Cousin  und  Cousine, 
anz  andere  liegt  der  Sachverhalt  für  die  Krankheitsform  Imbezillität  und 
Während  Tabelle  8  nachgewiesen  hatte,  dass  bei  dieser  die  Erblichkeit  eine 
ingere  Rollo  als  bei  den  8  anderen  Krankheitaformen  spiele,  zeigt  nun  um- 
hier  die  Tabelle  11,  dass  in  der  Blutsverwandtschaft  der  Eltern  selbst  für  die 
alinge  ein  besonders  gefährdendes  Moment  hinsichtlich  Imbezillität  und  IdioU> 
ler  liegt  und  dass  die  Gefährdung  für  die  Abkömmlinge  von  Onkel  und  Nichte 
viel  grösser  als  für  die  von  Cousin  und  Cousine  ist. 
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